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I.  Die  Ilienirchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  135. 


ilim  zustellenden  Jurisdiktion  ^  und  zwar  uneingeschränkt  durch  irgendwelche  Mitwir- 
kung dritter  Personen,  im  Wege  der  s.  g.  coUaiio  lihera  vergeben  2.  Für  letztere  spricht 
daher  die  Vermuthung  und  derjenige,  welcher  eine  Einschränkung  oder  Ausschliessung 
derselben  behauptet,  hat  den  Reclitstitel  einer  solchen  darzuthun^. 

Die  Kollation,  welche  ein  Akt  der  iurisdictio  voluntaria  ist,  und  dalier  auch  vor 
der  Konsekration^  und  ausserhalb  des  Amtssprengeis  des  Ordinarius  vorgenommen 
werden  kann«'',  besteht  in  der  Erklärung  des  berechtigten  Oberen,  einer  Person  ein 
bestimmtes  Amt  zu  übertragen  ^.  Sie  erfolgt  heutiger  Uebung  nach  in  einer  schriftlich, 
dem  Gebrauch  der  betreffenden  l  ischöflichen  Kurie  gemäss  ausgefertigten,  s.  g.  Kolla- 
tionsurkunde'',  jedoch  ist  weder  diese  Form^  noch  irgend  eine  andere  zur  Gültig- 
keit der  Verleihung  wesentlich^.  Das  Amt  wird  im  Augenblick  der  Annahme  der 
Kollation  erworben  i^.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  oder  bis  zur  Ablehnung  der  Kollation 
ist  der  Obere  gebunden ,  und  er  kann  während  der  Zwischenzeit  eine  weitere  Ver- 
leihung desselben  Amtes  nicht  gültig  vornehmen i^.  Falls  er  aber  von  vornherein  oder 
nachher  ^'^  für  die  Erklärung  des  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  eine  Frist  gesetzt 
hat,  tritt  mit  dem  fruchtlosen  Verlauf  derselben  das  Recht  zu  anderweitiger  Kollation 
wieder  ein,  indessen  gelangt  die  zuerst  beabsichtigte  noch  immer  zur  Wirksamkeit, 
wenn  der  betreffende  Kandidat  seine  Acceptation  nachträglich  vor  der  Vornahme  einer 
späteren  Verleihung  durch  den  Ordinarius  ^-^  erklärt  ^'*. 

Die  Uebertragung  des  Amtes  an  einen  Bevollmächtigten  ^^  und  die  Annahme  der 


auszuüben  berechtigt  ist,  darüber  s.  Th.  II.  S.  214 
n.  3.  S.  241.  246.  255.  260. 

1  Th.  II.  S.  41.  u.  617. 

2  A.  a.  0.  3.  41.  u.  650. 

3  Ebendaselbst  S.  618.  Anm.  1. 

4  Ebenda  S.  675. 

5  Ebenda  S.  44. 

6  In  einzelnen  Diöcesen  wird  der  in  Aussicht 
genommene  Kandidat ,  ehe  ihm  die  Kollation 
ertheüt  wird,  an  einem  Sonn-  oder  Feiertage  von 
der  Kanzel  der  betreffenden  Kirche  proklamirt, 
damit  seitens  der  Parochianen  etwaige  Einwen- 
dungen gegen  ihn  geltend  gemacht  werden  können, 
s.  z.  B.  erzbischöfl.  Freiburg.  V.  v.  1861.  §.  9, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  130. 

"^  Formulare  zu  solchen  über  Pfarrbeneflzien  bei 
Barbosa  de  officio  et  protest.  episc.  formul. 
episc.  n.  63;  Bouix  tract.  de  parocho  p.  682; 
eine  neuere  Urkunde  aus  der  Diöcese  Trier  lautet 
ihrem  wesentlichen  Inhalt  nach  :  „vacante  ecclesia 
parochiali  .  .  .  eandem  tibi  conferimus  cum  Om- 
nibus iuribus  et  pertinentiis  et  eidem  connexis, 
animarum  curam  et  sacrarum  reliquiarum  custo- 
diam  in  animam  tibi  committentes  ,  Hartmann 
Ztschr.  f.  Gesetzgebung  d.  öffentl.  Rechts  4,  150. 
164;  ähnlich  schon  eine  Urk.  v.  1731  bei  Warn- 
könig,  Staatsrecht!.  Stellg.  d.  kath.  Kirche.  Er- 
langen 1855.  S.  210. 

8  Die  Nothwendigkeit  der  Schriftform  wird  für 
das  neuere  Recht  von  van  Espen  J.  E.  U.  P. 
II.  t.  21.  c.  2  n.  8  gefordert,  indem  er  freilich 
dabei  Solennitäts-  und  Beweisform  nicht  aus- 
einander hält  und  n.  7  anerkennt,  dass  nach  ge- 
meinem Recht  auch  die  mündliche  Form  genüge. 
Sein  Gewährsmann  Rebuffus  praxis  beneflc. 
P.  I.  requis.  ad  bonam  coUationem  n.  25  u.  tract. 
concordat.  int.  Leon.  X  et  Francisc.  reg.  r.  de 
mandat.  apostol.  s,  v.  a.)  literas,  ed.  Colon.  1610. 


p.  27.  1040  ist  in  dieser  Beziehung  ebenfalls  un- 
klar. Gitzler  Hdbch.  d.  K.  R.  1,  507,  welcher 
mit  van  Espen  übereinstimmt,  beruft  sich  auf 
Gewohnheitsrecht.  Ein  solches  ist  aber  nicht 
nachweisbar.  Ebenso  unrichtig  ist  es ,  wenn  er 
die  Kollationsurkunde  als  Vokation  bezeichnet. 
S.  auch  die  folgende  Anm. 

9  Eine  solche  wird  in  den  Quellen  des  gemeinen 
Rechts  nicht  verlangt,  wie  sich  denn  auch  kein  An- 
lialt  dafür  findet,  dass  das  gemeine  Recht  im  Mittel- 
alter die  Anwendung  von  Symbolen  (Th.  II. 
S.  654)  als  wesentlich  betrachtet  hat.  Dagegen 
spricht  auch  der  Umstand,  dass  dasselbe  nur  das 
Verbot  der  heimlichen  Verleihung  kennt,  s.  unten 
§.  143. 

Die  Frage  wird  übrigens  von  der  Mehrzahl  der 
älteren  und  neueren  Kanonisten  nicht  behandelt. 
Die  letzteren  setzen  allerdings  vielfach  den  Ge- 
brauch von  Kollationsurkunden  voraus,  ohne  die- 
selben aber  als  wesentlich  zu  erklären  ,  s.  z.  B. 
Walter  K.  R.  §.  238;  Schulte  K.  R.  2,  333; 
Gerlach  K.  R.  §.  168. 

Der  hier  vertretenen  Ansicht  Pyrrhi  Con- 
radi  praxis  benefic.  IV.  7  n.  14.  15 ;  Ferraris 
prompta  bibliotheca  s.  v.  institutio  n.  9;  Rich- 
ter-Dove  S.  579.  Note  1;  v.  Schulte,  Lehr- 
buch 3.  Aufl.  S.  299  n.  6. 

10  c.  17  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb.  III.  4. 

11  c.  17  in  VIto  cit. 

12  c.  17  cit.  Gemeinrechtlich  ist  eine  Frist 
nicht  vorgeschrieben.  Bei  Zögerung  eines  Kan- 
didaten kann  daher  das  Bedürfniss  zur  Festsetzung 
einer  solchen  vorliegen. 

13  d.  h.  also  ehe  der  Ordinarius  das  Beneflzium 
einem  anderen  verleiht,  acceptirt  braucht"  derselbe 
noch  nicht  zu  haben. 

1*  c.  17  cit. 

16  c.  24  (Inn.  III.)  X.  de  praeb.  III.  5. 


§.  135.]         Die  Besetzung  der  sonstigen  Aemter,  insbes.  der  niedern  Benefizien. 


Kollation  durch  einen  solchen  ist  statthaft,  jedoch  [muss  die  Vollmacht  speziell  darauf, 
mindestens  aber  in  Betreff  des  ersten  vakant  werdenden  Benefiziums  ertheilt  sein  i . 

Bei  Konkurrenz  von  zwei  Kollationen  desselben  Amtes,  welche  z.  B.  dann  mög- 
lich ist,  wenn  dies  der  Bischof  und  sein  mit  Spezialvollmacht  versehener  General-Vikar 
verschiedenen  Personen  verleihen,  muss  die  Prävention  entscheiden,  d.  h.  derjenige, 
dessen  Kollation  zuerst  zum  Abschluss  gekommen  ist,  erhält  das  Amt.  Bei  gleichzei- 
tiger Kollation  geht  derjenige  vor,  welcher  zuerst  den  Besitz  erlangt  hat,  und  falls 
auch  dieses  Moment  nicht  den  Ausschlag  geben  kann,  der  vom  Bischof  Beliehene  2. 

Mit  der  Vollendung  der  Kollation  treten  die  Th.  II.  S.  652  gedachten  Wir- 
kungen ein. 

An  und  für  sich  ist  mit  der  Erwerbung  eines  Curat- Amtes  zu  folge  freier  bischöf- 
licher Kollation  auch  ohne  Weiteres  das  Recht  auf  Ausübung  der  Seelsorge  verbun- 
den ,  weil  der  Bischof  das  Amt  nur  dazu  geeigneten  Kandidaten  verleihen  darf  ^. 
Die  Ertheilung  einer  besonderen  approhatio  oder  admissio  ad  curam  oder  institutio  auto- 
rizabilis  ist  also  nach  gemeinem  Recht  nicht  erforderlich  4.  Nichtsdestoweniger  ist  sie 
aber,  namentlich  auch  in  einer  Reihe  von  deutschen  Diöcesen,  üblich  und  zwar 
deshalb,  weil  in  denselben  der  Tridentinische  Pfarrkonkurs  nicht  praktisch  ist  ^  und 
die  allgemeinen  betreffs  der  Befähigung  zur  Seelsorge  abgelegten  Examina  dieselbe 
nicht  ein  für  alle  Mal,  sondern  nur  auf  bestimmte  Zeit  gewähren^. 

Immer  ist  aber  der  Bischof  nach  gemeinem  Recht  befugt,    die  während  seiner 


1  Reiffenstuel  ius  canon.  univ.  III.  7  n.  79. 
81.  Zum  Stellvertreter  kann  auch  ein  Laie  be- 
stellt werden,  c.  I  (Bonifac.  VIII.)  in  VI*»  de 
procurat.  I.  19;  Relffenstuel  1.  c.  n.  81. 
Fehlt  es  an  dem  erforderlichen  Special -Mandat, 
so  bedarf  es  der  liatihabition.  Bis  zu  diesem  Zeit- 
punkt ist  das  Verhältniss  dasselbe ,  wie  wenn  der 
Kandidat  noch  nicht  acceptirt  hat,  d.  h.  der  Ordi- 
narius ist  gebunden,  Reif  fen  stuel  1.  c.  n.  82; 
Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  262. 

2  „Propter  conferentis  ampliorem  praerogati- 
vam",  so  c.  31  (Bonifac.  VIII)  in  VI^o  de  praeb. 
III.  4  für  eine  konkurrirende  Verleihung  des 
Papstes  oder  päpstlichen  Legaten  und  des  Bischofs, 
eine  Vorschrift,  welche  aber  analogisch  auf  den 
hier  fraglichen  Fall  angewendet  werden  kann ,  so 
auch  Schulte  K.  R.  2,  333  n.  1. 

3  S.  Th.  II.  S.  482  ff. 

*  So  gewährt  das  Trid.  Sess.  XXIII  c.  15  de 
ref.  demjenigen ,  welcher  ein  Pfarrbeneflzium  er- 
worben hat,  auch  ohne  bischöfliche  Approbation 
das  Recht,  Beichte  abzunehmen,  und  Sess.  VII. 
c.  13  de  ref.  schreibt  eine  solche  nur  für  die  nicht 
vom  Bischof  frei  ernannten  Kandidaten  vor.  A.  M. 
Verl  ng  K.  R.  S.  481,  welcher  sich  auf  die  nichts 
beweisenden  c.  5  X.  III.  4 ;  c,  29  X  de  praeb.  III. 
5  u.  c.  14  in  VIto  de  elect.  I.  6  beruft. 

Uebrigens  wird  in  neueren  Kollationsurkunden 
die  Uebertragung  der  Seelsorge  mitunter  auch 
ausdrücklich  hervorgehoben.  In  Baiern  ist 
die  institutio  autorizabilis ,  wodurch  der  Be- 
neflziat  erst  das  Recht  zur  Ausübung  der  Seel- 
sorge erlangt,  binnen  2  Monaten  nach  Em- 
pfang des  Verleihungsdekretes  ausdrücklich  zu 
erbitten,  Silbernagl  Verfolg,  sämmtl. Religions- 
gesellschaften in  Bayern  S.  59;  Krick,  d.  kathol. 
Pfründenwesen  in  Baiern ,  Passau  1879.  S.  60, 


jedoch  wird  dieselbe  hier  gleichzeitig  mit  der  ka- 
nonischen Einsetzung  oder  Verleihung  des  Amtes 
ertheilt,  a.  a,  0.  S.  60;  Stingl,  Bestimmungen 
d.  bayer.  Staates  üb.  d.  Verwaltg.  d.  kath.  Pfarr- 
amtes. München  1879.  S.  84.  In  der  Diöcese 
Rottenburg  wird  ebenfalls  ein  besonderes  Bevoll- 
mächtigungsdekret dem  Pfarrer  bei  der  Besitz- 
einweisung (Investitur)  übergeben,  s.  Vogt 
Sammig  kirchl.  Verordn.  S.  237. 

5  S.  Th.  IL  S.  500. 

6  So  sollen  in  der  Diöcese  Paderborn  die  Pres- 
byteraiiden  auf  Grund  ihrer  Prüfung  behufs  Er- 
langung der  Priesterweihe,  welche  zugleich  das 
erste  Curat-Examen  bildet,  die  Approbation  zur 
Seelsorge  nur  auf  ein ,  zwei  oder  drei  Jahre  er- 
halten, und  die  Erneuerung  ist  von  einer  wieder- 
holten Prüfung  abhängig;  selbst  denjenigen, 
welche  das  an  Stelle  des  Pfarrkonkurses  tretende 
Pfarrbefähigungs-Examen  abgelegt  haben ,  wird 
die  Approbation  nur  nach  Massgabe  ihrer  Leistun- 
gen auf  kürzere  oder  längere  Zeit  gewährt,  und 
wenn  sie  auch  für  die  Regel  das  gedachte  Examen 
nicht  zu  wiederholen  brauchen,  bedarf  es  doch  für 
sie  immer  einer  Erneuerung  der  Approbation  auf 
Grund  nochmaliger  Prüfung ,  Gerlach,  Pader- 
borner Diöcesanrecht.  2.  Aufl.  Paderborn  1864. 
S.  17.  18.  19  ff.  In  der  Diöcese  Rottenburg  sollen 
sich  diejenigen  Geistlichen,  welche  die  allgemeine 
Konkursprüfung  bestanden  haben,  behufs  dersel- 
ben wieder  nach  Ablauf  von  6  Jahren  stellen,  je- 
doch kann  der  Bischof  tüchtige  Geistliche  davon 
entbinden,  v,  Vogt,  Sammig  v.  Verordnungen 
f.  d.  Bisth.  Rottenburg.  Schwab.  Gmünd  1876. 
S.  418.  In  Freiburg  gilt  nach  d.  erzbischöfl. 
V.  V.  1861.  §.  11.  Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  130  die 
ertheilte  Institutio  autorizabilis  bez.  approbatio 
pro  cura  „so  lange  als  der  Bepfründete  im  recht- 
lichen Besitze  seiner  Pfründe  ist". 

1* 


4  I.  Die  Hierarchie  und  dio  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§135. 

Kegierungszeit  examiiiirteu  und  approbirten  Pfarrer,  falls '>ein  dringender  Verdacht 
später  eingetretener  Unfähigkeit  oder  mangelnder  Bewährung  in  der  Seelsorge  vorliegt, 
einer  neuen  Prüfung  zu  unterwerfen,  sein  Nachfolger  sogar  schon  ohne  einen  solchen, 
wenn  nur  ein  genügender  Grund  zu  erneuerter  Feststellung  der  fortdauernden  Befähi- 
gung obwaltet ' .  Von  dieser  Befugniss  wird  auch  selbst  bei  nur  zeitweise  ertheilter 
Approbation  während  des  Laufes  des  betreffenden  Zeitraumes  beim  Vorliegen  der  er- 
wähnten Voraussetzungen  Gebrauch  gemacht  werden  können'^. 

Die  Besitzeinweisung  in  das  Amt  (s.  Th.  IL  S.  654)  erfolgt  heute  für  die  Regel 
durch  die  Dekane  oder  Erzpriester  ^.  Bei  den  Pfarrern  geschieht  sie  in  Verbindung 
mit  einem  Gottesdienste  in  der  Pfarrkirche  unter  Uebergabe  gewisser  Symbole,  z.  B. 
der  Schlüssel  der  Kirche,  des  Evangelienbuches,  sowie  ferner  der  Schlüssel  des  Pfarr- 
hauses und  des  Pfarrarchives*.  An  demselben  Tage  erfolgt  auch  seitens  des  Investir- 
ten  die  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses  und  des  Obedienzeides  (s.  unten).  Ueber 
den  Vorgang  wird  ein  Protokoll  aufgenommen  ">.  Bei  der  Einweisung  in  Kaplaneisteilen 
fallen  kirchliche  und  andere  Feierlichkeiten  gewöhnlich  fort. 

In  einzelnen  Ländern  ^  findet  gleichzeitig  mit  der  erwähnten,  der  s.g.  kirchlichen 
Einweisung,  noch  eine  staatliche  durch  einen  Staatskommissar  in  die  Temporalien  des 
Amtes  statt,  worüber  noch  des  Näheren  in  der  Lehre  von  den  Pfründen  zu  han- 
deln ist^. 

Die  Einweisung  hat  die  oben  Th.  II.  S.  655  gedachten  Rechtsfolgen^. 

Die  erwähnten  Grundsätze ,  welche  sich  für  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinn 
entwickelt  haben,  kommen  auch  für  diejenigen  der  Verwaltung  der  Seelsorge  und  an- 
deren geistlichen  Verrichtungen  dienenden  Aemter,  welche  nicht  Benefizien  im  eigent- 
lichen Sinne  sind  (z.  B.  Missionspfarreien,  Sukkursal-Pfarreien  im  Gebiete  des  fran- 
zösischen Rechts,  nicht  festfundirte  Kaplanstellen)  zur  Anwendung.  Auch  diese  hat 
der  Bischof,  sofern  nicht  besondere  Ausnahmeverhältnisse  obwalten  9,  kraft  seiner 
Jurisdiktion  frei  zu  übertragen  ^o. 

Nicht  minder  folgt  aus  der  Stellung  des  Bischofes  als  Inhabers  der  Regierungs- 
gewalt in  der  Diöcese  und  als  ersten  Seelsorgers  derselben ,  dass  alle  Priester,  welche 
dergleichen  Funktionen  ohne  Amt  nur  vorübergehender  und  aushelfender  Weise,   also 

1  So  nach  der  Praxis  der  Cong.  conc,  vgl,  vielfach  eine  beglaubigte  Abschrift  mit  Bericht  an 
Richters  Tridentinum  S.  119.  n.  1.  2;  Bene-       die  bischöfliche  Behörde  gesandt. 

dict.  XIV  de  syn.   dioec.  XIII.  n.  21;  Acta  s.  6  So  z.  B.  in  Baiern  und  Oesterreich  (s. 

sed.  5,  17.  19.                       ^  das  Anm.  3  citirte  Ges.). 

2  So  behält  auch  der  Rottenburger  Ordinariats-  "^  Ueber  Baiern  s.  vorläufig  Silbernagl 
Erl.  V.  1874  diese  Befugniss  dem  Bischof  aus-  a.  a.  0. ;  Krick  a.  a.  0.  S.  60.  61 ;  St  in  gel 
drücklich  vor,   D.  Vogt  a.  a.  0.  S.  2.  a.  a.  0.  S.  85. 

3  Th.  II.  S.  289;  vgl.  auch  preuss.  A.  L.  R.  8  Das  Amt  selbst,  das  ius  in  re,  wird  schon 
II.  11.  §.  404.  Jedoch  erhält  der  Dekan  in  jedem  durch  die  Kollation,  s.  o.  S.  2  erworben, 
einzelnen  Fall  einen  besonderen  Auftrag  dazu  vom  Unklar  und  falsch  bezeichnet  die  citirte  Frei- 
Bischof  oder  von  der  bischöflichen  Behörde  (Ordi-  burger  Verfügung  die  Wirkungen  der  hier  in 
nariat  etc.),  s.  für  Baiern  Silbernagl  a.  a.  0.  Frage  stehenden  Handlungen.  Nach  §.  15  soll 
S.  59.  60;  Krick  a.  a.  0.  S.  60.  61;  St  in  gl  das  ius  in  re  erst  mit  der  Investitur,  der  Besitz- 
a.  a.  0.  S.  85;  s.  ferner  die  S.  3  n.  6  citirte  Frei-  einweisung  des  betreffenden  Geistlichen,  ein- 
burger  V.  §.  13;  für  Würtemberg  v.  Vogt  a.  treten,  wogegen  in  §.  12  bemerkt  wird,  dass  dem 
a.  0.  S.  234.237;  für  Oesterreich  Gin zel  K.  Conferirten  der  Rücktritt  nur  vor  der  von  ihm 
R.  2,  209  u.  Ges.  v.  7.  Mai  1874.  §.  7.  Das  be-  acceptirten  Kollation  freisteht  und  im  §.  13,  dass 
trefi'endeDekret  wird  mitunter,  so  in  Würtemberg,  der  Dekan  nach  geschehener  Uebert ragung 
dem  Pfarrer  bei  der  Besitzeinweisung  übergeben.  der  Pfründe  die  Investitur  vorzunehmen  hat. 

4  Ein  anschauliches  Bild  giebt  die  Verfügung  9  Vgl.  hierüber  Th.  II.  S.  318  fi". 

V.  1829  bei  v.  Vogt  a.  a.  0.  S.  232  ff.  lO  Die  Ausstellung  einer  Uebertragungsurkunde 

5  Dieses  wird  im  Pfarrarchiv  niedergelegt,  auch       kommt  auch  hierbei  vor.    Weil  es  sich  dabei  aber 


§.  135.]         Die  Besetzung  der  sonstigen  Aemter,  insbes.  der  niedern  Benefizien.  5 

als  Hülfsgeistliche,  vorzunehmen  haben,  seiner  Deputirung  ^  oder  mindestens  Ermäch- 
tigung (missio  canonica)  und  falls  es  sich  um  seelsorgerische  Funktionen  handelt,  seiner 
approbatio  ad  curam^  bedürfen-^. 

Die  Gesetzgebung  fast  aller  deutschen  Staaten'^,  sowie  die  Oesterreichs^ 
erkennt  das  Recht  des  Bischofs  zur  Besetzung  der  hier  in  Rede  stehenden  Aemter  und 
Hülfsämter,  sowie  zur  Bestellung  von  Geistlichen  zur  Hülfeleistung  bei  den  gedachten 
Funktionen  im  Princip  an,  jedoch  ist  der  Bischof  insoweit  beschränkt,  als  er  erstens 
nur  solche  Kandidaten  auswählen  darf,  welche  die  staatsgesetzlich  vorgeschriebenen 
Eigenschaften  besitzen  ^,  zweitens  aber  bei  'der  Ausübung  der  betreffenden  Befugnisse 
einer  kraft  des  Staatshoheitsrechtes  in  Anspruch  genommenen  Exklusive  bestimmter 
Kandidaten  unterworfen  ist^  oder  sogar  die  staatliche  Bestätigung  derselben  einzu- 
holen hat  ^. 

Was  die  Altkatholiken  betrifft,  so  haben  diese  den  Grundsatz  des  katholi- 
schen Kirchenrechts,  dass  dem  Bischof  die  collatio  libera  zusteht,  hinsichtlich  der  Aemter 
der  Pfarrer  und  ständigen  Hülfsgeistlichen,  sowie  hinsichtlich  der  Bestellung  von  Geist- 
lichen zu  zeitweiser  Dienstleistung  nicht  angenommen,  vielmehr  erfolgt  die  Verleihung 
der  erwähnten  Aemter  durch  die  Wahl  der  Gemeinden  unter  Bestätigung  des  Bischofs, 
die  Deputirung  der  unständigen  Hülfsgeistlichen  durch  den  letzteren  auf  Antrag  des 
betreffenden  Pfarrers  und  Kirchenvorstandes  '^. 


fast  ausnahmslos  um  nicht  dauernd  verliehene 
Stellen  handelt,  ist  in  diesen  nicht  der  Ausdruck : 
conferimus  üblich.  S.  die  Urkunde  für  die  Ueber- 
tragung  einer  Sukkursal  -  Pfarrei  (in  der  Diöcese 
Trier)  bei  Hartmann  Ztschr.  4,  150.  165:  „te 
ad  curam  animarum  et  administrationem  sacra- 
mentorum  admittendum  esse  duximus ,  prout  ad- 
mittimus  per  praesentes,  dantes  et  concedentes 
tibi  plenara  et  liberam  potestatem  ac  licentiam,  ut 
in  ecclesia  succursali  .  .  .  usque  ad  aliam  ordina- 
tionem  nostram  libere  ac  licite  confessiones  au- 
dire,  confltentes  .  .  .  absolvere,  praedicare,  sacra- 
menta  administrare  et  omnia  generatim  munia 
parochialia  obire  possis  ac  valeas,  ea  tarnen  lege, 
ut  iuxta  laudabiliter  huc  usque  in  hac  dioecesi  ob- 
servatam  consuetudinem  examini  te  sistas,  ad  ob- 
tinendam  approbationis  extensionem ,  ut  prima 
concessa  expiraverit.  Volumiis  insuper,  ut  has 
litteras  commissionis  seu  nominationis  tuae  de- 
cano  .  .  capituli  ...  uti  et  deflnitori  deflnitionis 
.  .  .  decanatus  .  .  quantocius  ostendas  atque  ex- 
hibeas  nobisque  adventus  tui  diem  in  parochia 
quamprimum  annunties  ;  das  in  der  Diöcese  Mainz 
übliche  Bestallungsdekret  für  die  Kapläne  lautet 
(s.  die  Amtsgewalt  der  Kapläne  v.  e.  rheinischen 
Juristen.  Mainz  1878.  S.  25  n.  1):  „Ut  in  pa- 
rochia N.  venerabilis  capituli  N.  vicarii  omnia  ad 
praestanda  eiusdem  parocho  N.  in  cura  pastorali 
iusta  et  aequa  obsequia  suscipias ,  atque  eius 
iussu  vel  permissu  verbum  dei  praedicare  sacra- 
menta  administrare  et  alia  ad  dictam  curam  spec- 
tantia  officia  licite  et  legitime  peragere  valeas,  tibi, 
multura  in  domine  confldentes,  impertimur  voca- 
tionem".  Ein  solches  für  die  belgischen  Diöcesen 
bei  Deneubourg,  etude  canonique  sur  les  vi- 
caires  paroissiaux.  Paris  &  Tournai  1871,  p.  135, 
n.  5.  Eine  andere  Urkunde,  betr.  die  Uebertra- 
gung  einer  Coadjutorie  für  einen  altersschwachen 
Pfarrer   bei  Oppenhoff  Rechtsprechg.  d.  Ob. 


Trib.    17,  546.     Ueber  die  Missionspfarreien  s. 
auch  Th.  II.  S.  363. 

1  Allerdings  kann  diese  auch  anderen  Personen 
zukommen,  s.  Th.  II.  S.  318  ff. 

2  Eine  solche  Approbationsurkunde  i.  Arch.  f. 
k.  K.  R.  9,  472. 

3  c.  4  (Alex.  III)  X  de  off.  arch.  I.  23;  vgl. 
auch  Th.  I.  S  166.  169  und  v.  Schulte  Lehrb. 
3.  Aufl.  S.  284.  298.  Ueber  die  Ertheilung  der 
approbatio  ad  curam  auf  Zeit  s.  S.  3  n.  6. 

4  Preussisches  Gesetz  vom  11.  Mai  1873 
§§.  1.  15.  29.  und  Gesetz  V.  5.  April  1873,  je- 
doch hatte  schon  der  durch  Ges.  v.  18.  Juni  1875 
aufgehobene  Art.  18  d.  preuss.  Verf.  Urk.  jede 
weitere  als  die  im  Text  gedachte  Beschränkung 
aufgehoben ;  bairisches  Konkord.  art.  11  u.  12; 
würtemb.  Ges.  v.  30.  Januar  1862,  Art.  3; 
bad.  Ges.  v.  9.  Oktober  1860.  §.  8;  hessische 
Gesetze  v.  23.  April  1875  betr.  d.  rechtl.  Stellg. 
d.  Kirchen  Art.  4  u.  d.  Vorbildg.  d.  Geistlichen 
Art.  1.  6;  kön.  sächs.  Ges.  v.  23.  Aug.  1876. 
§§.  18ff.  ;  Oldenburg.  Vertrag  v.  5.  Jan.  1830. 
§§.  11.  24  u.  Normativ  v.  5.  April  1831.  §.  U, 
vgl.  dazu  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  432;  braun- 
schw.  Verf.  Urk.  v.  1832.  §.  226;  sächs. - 
Weimar.  Ges.  v.  7.  Okt.  1823.  §.  17;  sächs. 
goth.  Regulativ  v.  1811.  §.  3,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
36,  215;  schwarzb.  rudolst.  V.  v.  1872. 
§§.  1  u.  2,  a.  a.  0.  36,  411;  lippe-detmold. 
Edikt  V.  9.  März  1854.  Art.  1  ff. ;  waldeck.  V. 
V.  21.  März  1861  ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  9,  22.    Für 
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[§.  136. 


cc.    Die  Betheüigung  dritter  Persoiien  hei  Besetzung  der  Kirchenämter. 

a.   Das  Patronatrecht*. 
§.   136.     aa.    Begriffe  Natw  imd  Eititheilungen  des  Patronatrechtes. 

I.  Begriff.  Das  Patronatrecht  oder  derPatronat,  ins  patronatus,  ist 
der  Inbegriff  von  Befugnissen  und  Pflichten  ,  welche  einer  Person  in  Bezug  auf  eine 
Kirche  oder  ein  kirchliches  Amt  aus  einem  besonderen,,  von  ihrer  Stellung  in  der  Hie- 
rarchie unabhängigen  Rechtsgrunde  zustehend  Die  im  Patronate  enthaltenen  Befug- 
nisse sind  das  Recht,  bei  der  Erledigung  des  Amtes  dem  verleihungsberechtigten  Oberen 
einen  geeigneten  Kandidaten  für  dasselbe  zu  präsentiren  (§  138,  I.  1),  gewisse  Ehren- 
rechte (a.  a.  0.  Nr.  2),  ferner  nutzbringende  Rechte ,  namentlich  das  Recht  auf  Ali- 
mente aus  dem  Kirchenvermögen  (a.  a.  0.  Nr.  3)  und  endlich  gewisse  Rechte  zum 
Schutz  des  Interesses  des  Patrons  an  der  Aufrechterhaltung  der  Patronatsstiftung  (a. 
a.  0.  Nr.  4) .  Was  die  Pflichten  betrifft,  so  besteht  gemeinrechtlich  als  solche  nur  eine 
eventuelle  Baulast  für  den  Patron,  nach  Partikularrecht  können  ihm  aber  noch  andere 
obliegen  (s.  a.  a.  0.  Nr.  11). 

II.  Natur  desPatronates.  Das  Patronat  gilt  nach  dem  heutigen  gemeinen 
Rechte  als  eine  dem  Berechtigten  von  der  Kirche  unter  gewissen  Voraussetzungen  zu- 


*  tit.  de  iurepatron.  X.III.  38,  in  VIto  m.  19, 
in  Clem.  III.  12  ;  vgl.  ausser  der  Th.  II.  S.  618  n.* 
angegebenen  Literatur  noch :  Tractatus  de  iure- 
patronatus  clariss.  SCtorum  P.  I  (Rochi  de 
Gurte,  Pauli  de  Citadinis,  Jo.  Nicolai 
D  elphinatis),  P.  II  (Ant.  de  Butrio ,  Jo. 
deAnanla,  Henr.  Boich,  Caes.  Lamber- 
tini). Francofurt.  1609;  Sigm.  Finkelt- 
haus, tract.  de  iurepatr.  eccles.  Lips.  1639; 
Julian.  Vivlanus  praxis  iurlspatronat.  ac- 
quirendi  conservandique  lllud  ac  amlttendi  modos 
brevlter  contlnens  s.  rotae  decisionibus  flrmata 
adornata  et  ad  slngulas  materlas  seeund.  stylum 
roman.  Curlae  accommodata.  Rom.  1648.  Yenet. 
1670;  Matth.  Stephanl  tract.  de  Iurepatr. 
Gryphisw.  1631 ;  ed.  II.  Goth.  1672;  Franclsc. 
de  Roy  e,  de  lurlbus  honoriücis  In  eccles.  IIb.  II. 
Andegav.  1667;  Neap.  1763;  Mollenbeck  de 
Iurepatr.  eccles.  Giess.  1692;  Claude  de  Fe r- 
riere,  des  droits  de  patrohages,  de  presentations 
etc.  Paris  1686;  Simon,  traite  du  droit  de  pa- 
tronage,  de  la  presentatlon  aux  beneflces  et  des 
droits  honorlfiques  des  seigneurs  dans  les  e'gllses. 
Paris  1686;  Franclsc.  deFargna,  comm.  In 
singulos  canones  de  Iurepatron.  etc.  t.  I  Montls- 
fallscl  1717;  t.  II  &  III.  Rom.  1718;  F.  M.  Pi- 
lo nius  de  controversiis  patronorum.  Venet. 
1733;  L.Schott,  dlss.  slstens  observat.  de  Iure- 
patr. Tublng.  1778;  Phil.  Mayer,  das  Patronat- 
recht dargestellt  nach  d.  allg.  K.  R.  und  nach 
österr.  Verordn.  Wien  1824;  Branowitzer, 
üb.  d.  Begriff  u.  die  ursprüngl.  Erwerbsarten  d. 
Patronatrechts  nach  d.  K.  R.  Olmütz  1839; 
Bruno  Schilling,  das  kirchliche  Patronat. 
Leipzig  1854  ;  I  s  i  d  o  r  K  a  1  m,  das  Kirchenpatro- 
natsrecht.  Bd.  2.  Leipzig  1866 ;  L.  Michels, 
quaestlones  controversae  de  Iurepatron.  diss.  In- 
augur.  Berol.  1857.   G.  A.  Schlayer,  Beiträge 


z.  Lehre  v.  Patronatrecht.  Giessen  1865;  Dove 
Art.  Patronatrecht  1.  Bluntschll  Staatswörter- 
buch 7,  761  ff. ;  Phillips  K.  R.  7,  669ff. 

Ich  behandele  das  Patronatrecht  an  dieser  Stelle, 
well  die  praktisch  wichtigste  in  demselben  enthal- 
tene Befugniss  das  Recht  auf  Betheiligung  bei 
der  Besetzung  eines  Kirchenamtes  ist. 

1  Hiermit  Im  wesentlichen  übereinstimmend 
VeringK.R.  S.583.  Zuengdeüniren  v.Schulte 
Lehrb.  S.  308  u.  Phillips  7,669,  indem  erste- 
rer  die  Befugnisse  blos  auf  die  Besetzung  und 
Verwaltung,  letzterer  gar  blos  auf  die  erstere  be- 
schränkt. In  der  älteren  Literatur  sind  —  abge- 
sehen von  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  — 
zwei  Definitionen  herrschend  gewesen,  die  eine  : 
„ius  honorlücum ,  onerosum  et  utile  competens 
allcul  in  ecclesla  pro  eo  quod  dloecesanl  consensu 
ecclesiam  fundavit,  construxit  et  dotavit  ipse  vel 
Is  aquo  causam  habult,  solus  vel  alio  concurrente", 
vgl.  Rochus  de  Gurte  prolegom.  c.  1;  Bar- 
bosa  J.E.U.  II.  12.  n.  1;  Vivlanus  1.2.  n.  2, 
und  die  andere :  „ins  seu  potestas  praesentandl 
clericum  ad  beneflcium  ecclesiasticum  vacans",  s. 
L  euren,  for.  benef.  P.II.  qu.l2;  Relff  enstuel 
lus  canon.  III,  38,  n.  2;  Ferraris  s.  v.  ius- 
patron.  art.  1.  n.  2,  von  denen  die  erste  die  Ent- 
stehungsgründe in  kasuistischer,  aber  nicht  er- 
schöpfender Welse  betont ,  die  andere  nur  die 
eine  im  Recht  enthaltene  Befugniss  hervorhebt. 
S.  dazu  auch  Llppert  S.  37  u.  Schul  te  K.  R. , 
2,  667.  n.  1. 

Das  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  §.  568:  „Der- 
jenige, welchem  die  unmittelbare  Aufsicht  über 
eine  Kirche  nebst  der  Sorge  für  deren  Erhaltung 
und  Vertheidigung  obliegt,  wird  der  Kirchen- 
patron genannt",  ist  gleichfalls  zu  eng  und  un- 
genau, da  namentlich  die  Hinweisung  auf  den  für 
das  Recht  charakteristischen  speziellen  Titel  fehlt. 


§•  136.^ 
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gestandene  Begünstigung.  Es  ist  ein  innerhalb  der  kirchlichen  Sphäre  liegendes  Indivi- 
dualrecht kirchlich  öflfentlicher  Natur  ^ ,  aber  keine  dem  Civilrechte  angehörige  und  in 
demselben  wurzelnde  Berechtigung  2.  Diese  Grundauffassung  hat  zuerst  die  Gesetz- 
gebung Alexanders  III.  im  Gegensatz  zu  der  ursprünglichen  germanischen  Anschau- 
ung vom  Eigenthum  des  Grundherrn  an  der  auf  seinem  Grund  und  Boden  errichteten 
Kirchenstiftung  in  dem  Satze ,  dass  das  Patronatrecht  ein  ins  spirituali  annexum  sei, 
ausgesprochen  2 ,  und  seitdem  ist  sie  wenn  auch  erst  allmählich  von  der  katholischen 
Kirche  zur  praktischen  Durchführung  gebracht.  Allerdings  sind  noch  manche  Rechts- 
sätze in  Geltung  geblieben ,  welche  an  die  ursprüngliche  Grundlage  des  Institutes  er- 
innern. 

Die  katholische  Kirche  nimmt  noch  heute  die  gesetzliche  Regelung  des  Patro- 
nates  ausschliesslich  für  sich  in  Anspruch^.  Indessen  sind  schon  in  früherer  Zeit, 
namentlich  aber  seit  dem  17.  Jahrhundert^  seitens  mancher  Fürsten  zu  Folge  der  weit 
greifenden  Ausdehnung  und  praktischen  Anwendung  des  Kirchenhoheitsrechtes ,  so- 
dann unter  der  Einwirkung  territorialistischer  Anschauungen  staatliche  Ordnungen 
über  das  Patronatrecht  mehr  oder  minder  umfassenden  Characters  erlassen  worden  ^, 
umsomehr  als  man  sich  damals  über  die  rechtliche  Natur  des  Patronates  nicht  klar  war 
und  diesen  als  reines  Privatrecht  betrachtete. 

Derartige  Vorschriften  bestehen  ebenfalls  noch  heute  für  einzelne  deutsche  Län- 
der. In  diesen  ist  neuerdings  der  katholischen  Kirche  die  Autonomie  ihrer  Angelegen- 
heiten gesetzlich  oder  verfassungsmässig  eingeräumt  worden ,  und  es  fragt  sich  daher, 


1  Vgl.  hierzu  auch  meine  Ausführung  in 
Dove  u.  Friedberg  Ztschr.  f.  K.  R.  7,  25. 

2  So  J.  H.  Böhmer  I.  E.  P.  11.  2.  §.  15, 
namentlich  aber  Kaim  2,  2.  38.  39,  s.  auch 
Seuffert  Arch.  4,  413.  Der  Umstand,  dass 
vielfach  staatliche  Verordnungen  in  Betreff  des 
Patronates  ergaugen  sind  und  die  Patronatrechts- 
streitigkeiten  der  Zuständigkeit  der  staatlichen 
Civilgerichte  unterstehen,  —  das  sind  die  Haupt- 
argumente K  a  i  m  s  — ,  ist  für  die  principielle  Frage 
nach  der  Natur  des  Rechtes  völlig  unerheblich. 
Das  entscheidende  ist,  dass  es  sich  seinem  Wesen 
und  Charakter  nach  nur  innerhalb  der  Sphäre  der 
Kirche  entwickeln  und  bethätigen  kann.  Selbst 
das  preussische  Landrecht,  welches  von  sei- 
nem territorialistischen  Standpunkt  aus  Th.  II. 
tit.  11.  §§.  568  ff.  detaillirte  Vorschriften  über 
den  Patronat  aufstellt,  behandelt  denselben  nicht 
einmal  als  ein  Privat-  oder  Civilrecht,  wie  Kaim 
in  Folge  der  unrichtigen  Annahme,  dass  das  Land- 
recht ausschliesslich  Civilgesetzbuch  sei ,  be- 
hauptet. 

3  Th.  II.  S.  629. 

4  Aus  dieser  Anschauung  sind  z.  B.  die  Art. 
12.  24.  25  des  österr.  Konk.  hervorgegangen. 
Auch  hat  die  Congr.  conc.  im  J.  1872  ein  welt- 
liches Gesetz,  welches  das  Präsentationsrecht  der 
Patrone  sogar  in  einer  der  Kirche  günstigen  Weise 
eingeschränkt  hatte,  für  nichtig  erklärt,  Act.  s. 
sed.  7,  512. 

5  So  hat  schon  Kaiser  Leopold  I.  i.  J.  1673 
eine  die  wesentlichen  Grundsätze  über  den  Patro- 
nat auf  kanonischer  Basis  kodiücirende  Verord- 
nung für  das  Herzogthum  Oesterreich  unter  der 


Enns  erlassen  (gedruckt  in  dems.  Jahr  zu  Wien), 
welche  in  die  „neue  Satz-  und  Ordnung  i.  d.  Ertz- 
Hertzogthumb  Oesterreich  unter  der  Enns  de  iuri- 
bus  incorporalibus"  desselb.  Kaisers  von  1679, 
gedruckt  zu  Wien  in  dems.  Jahr  (auch  bei  P.  Jos. 
Ri  egger,  corp.iur.  eccles.  Bohemici  et  Austriaci. 
Wien  1770,  2,  286),  übernommen  worden  ist. 

6  Dies  ist  vor  Allem  geschehen  in  Oester- 
reich, (die  einzelnen  Verordnungen  sind  u.  A. 
angeführt  bei  Helfert,  v.  d.  Besetzung,  Er- 
ledigung etc.  der  Beneficien  S.  176  ff.),  sodann 
in  ausgedehnter  Weise  in  Preussen,  s. 
diese  Seite  n.  2,  wobei  jedoch  zu  beachten 
ist,  dass  im  Geltungsgebiete  des  allgemeinen 
Landrechts  gerade  hinsichtlich  des  Kirchenreehts, 
und  insbesondere  auch  in  Betreff  des  Patronates 
das  Piovinzialrecht  principaliter  vor  dem  allge- 
meinen Gesetzbuch  zur  Anwendung  kommt,  s. 
das  Nähere  darüber  bei  Jacobson  ,  d.  evangel. 
Kirchenrecht  d.  preuss.  Staats.  Halle  1864. 
S.  32Ö-.  Für  Baden  vgl.  d.  V.  v.  24.  März  1808, 
Reg.  Bl.  Nr.  12,  auch  bei  Longnör,  Rechts- 
verh.  d.  Bischöfe  i.  d.  oberrh.  Kirchenprov.  S.  247; 
Spohn,  bad.  Staats-Kirchenrecht  S.  174. 

In  den  meisten  nicht  landrechtlichen  Gebieten 
Preussens,  sowie  in  den  meisten  Staaten 
Deutschlands  steht  das  katholische  Kirchen- 
recht in  Geltung,  so  in  Hannover,  Kur- 
hessen, Nassau,  im  ehemaligen  Herzogthum 
Westfalen,  in  den  ehemals  kursächsischen 
Theilen  der  Provinz  Sachsen,  im  Eichsfelde 
und  in  H oh enz  oller  n  ,  ferner  in  Baiern, 
Würtemberg  und  im  Grossherzogthum  Hes- 
sen, freilich  in  einzelnen  Punkten  durch  staat- 
liche Specialgesetze  modiflzirt. 


8  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  136. 

ob  in  Fol^e  dessen  die  bislierigen  weltlichen  Gesetze  über  den  Patronat  beseitigt  sind  ^ 
und  ob  dadurch  jede  weitere  Ausübung  der  staatlichen  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  den- 
selben -  ausgeschlossen  ist.  Beide  Fragen  sind,  wie  dies  auch  in  der  Verwaltungs-  und 
Gerichtspraxis  bisher  stillschweigend  geschehen  ist,  zu  verneinen.  Der  Patronat  ist 
allerdings  ein  innerlialb  der  kirchlichen  Sphäre  sich  bethätigendes  Recht ,  aber  seiner 
näheren  Gestaltung  nach  liegt  er  nicht  ausschliesslich  innerhalb  desjenigen  Theiles  des 
kirchlichen  Gebietes,  welches  durch  die  der  Kirche  eingeräumte  Autonomie  jeder  staat- 
lichen Einwirkung  entzogen  ist.  Im  Gegentheil  kommen  bei  demselben  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  er  partikularrechtlich  Berechtigungen  und  Pflichten  in  sich  begreift,  welche 
sich  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  und  die  Aufbringung  von  Leistungen 
zu  kirchlichen  Zwecken  beziehen,  immer  Angelegenheiten  in  Frage,  auf  deren  gesetz- 
liche Regelung  der  Staat  ebenfalls  einen  principiell  berechtigten  Anspruch  besitzt,  und 
auch  noch  heute  trotz  der  der  Kirche  gewährten  Autonomie  geltend  macht.  Ueber- 
dies  wird  dem  Patronatrecht  fast  überall  in  den  deutschen  Staaten  der  bürgerliche 
^Rechtsschutz  der  Civilgerichte  gewährt  3,  und  der  Staat  hat  die  Bedingungen  für 
diesen  selbstverständlich  seinerseits  festzusetzen. 

Die  Fortdauer  der  bisherigen  Patronatsgesetzgebung  und  die  staatliche  Festsetzung 
neuer  Normen  über  den  Patronat"*  ist  demnach  durch  die  verfassungsmässige  Auto- 
nomie der  Kirche  nicht  ausgeschlossen:  ebensowenig  eine  staatsgesetzliche  Anordnung, 
dass  der  Patronat  aufgehoben  werden  und  unter  welchen  Bedingungen  dies  geschehen 
solP.  Andererseits  bedingt  es  aber  die  Autonomie  der  Kirche,  dass  die  staatliche  Ge- 
setzgebung nur  die  Gestaltung  des  Patronates  für  das  staatliche  Gebiet  oder  die  Bedin- 
gungen der  Gewährung  des  staatlichen  Schutzes  für  denselben  zu  regeln  befugt  sein 
kann.  Soweit  es  sich  dagegen  blos  um  die  Festhaltung  und  Gestaltung  des  Institutes 
für  das  innere  kirchliche  Gebiet  ohne  staatlichen  Rechtsschutz  handelt,  wird  der  Kirche 
die  volle  Freiheit  gelassen  werden  müssen.  Es  würde  daher  ein  Eingriflf  in  die  Auto- 
nomie der  Kirche  sein ,  wenn  der  Staat  nach  gesetzlicher  Beseitigung  des  Patronat- 
rechtes  es  zu  verhindern  versuchen  wollte ,  dass  der  Bischof  noch  ferner  die  Präsen- 
tation des  bisherigen  Patrons  beachtet,  demselben  gewisse  rein  kirchliche  Ehrenrechte 
(z.B.  einen  Vorrang  bei  Prozessionen)  einräumt  und  von  ihm  durch  Einwirkung  auf  sein 
Gewissen  die  Gewährung  der  für  Reparaturbauten  nöthigen  Summen  zu  erlangen  sucht  ^, 


^  Diese  Frage  ist  besonders  für  Preussen  prak-  mögensverwaltung  i.  d.  katholischen  Kirchen- 
tisch wichtig.  gemeinden  §§.  39  ff.  erfolgt  ist. 

2  Art.  17  d.  preuss.  Verf.  Urk.  v.  1850  stellt  ^  yüt  Preussen  also  ein  Gesetz  zur  Ausfüh- 
die  Aufhebung  des  Patronates  durch  Staatsgesetz  rung  des  Art.  17  der  Verfassgs.  ürk.  v.  1850. 

in  Aussicht   und  ebenso  behält  das  österr.  Ge-  e   Dagegen  würden   kirchliche  Bestimmungen 

setz  V.  7    Mai  1874  §  32  unter  Festsetzung  ein-  ^ber  die  Betheiligung  des  Patrons  bei  der  Ver- 

zelner  Vorschriften  t§§    33.  34)  eine  besondere  ^^Itung  des  Kirchenvermögens,  z.  B.  seine  Theil- 

gesetzhche    Regelung    der   Patronatsverhältnisse  „^^ime  an  derselben  als  Mitglied  des  Kirchenvor- 

^°^'  Standes  u.  über  die  etwaige  Nothwendigkeit  seines 

3  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  bei  der  Besei-  Konsenses  zu  gewissen  Arten  der  Vermögensver- 
tigung  der  katholischen  geistlichen  Gerichtsbar-  waltung  unter  der  erwähnten  Voraussetzung  staat- 
keit  das  Bedürfniss  eines  ausreichenden  Rechts-  licherseits  nicht  anzuerkennen  sein,  weil  solche 
Schutzes  für  den  vielfach  als  Privatrecht  aufge-  über  das  der  kirchlichen  Autonomie  anheimfallende 


fassten  Patronat  gefühlt  worden  ist  und   damit       Gebiet  hinübergreifen. 
Mangels  einer  besonderen  Verwaltungsgerichts-  ^^^   Verhältniss  würde   sich   im   allgemeinen 

k     nt  n  """'  <^ivilgerichte    betraut  werden       ähnlich  dem  jetzt  in  Folge  der  Einführung  der 

obligatorischen  Civilehe  in  Deutschland  eingetre- 

*  Wie    eine  solche  neuerdings   z.  B.   in  dem       tenen  Verhältnisse  zwischen  dem  staatlichen  und 

preuss.  Gesetze  v.  20.  Juni  1875  üb.  die  Ver-       dem  katholisch-kirchlichen  Eherechte  gestalten. 
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ganz  abgesehen  davon ,   dass  sich  eine  derartige  Forterhaltung  des  Patronates  für  das 
forum  internum  der  Kirche  praktisch  auch  nicht  einmal  verhindern  Hesse. 

ni.  Arten  des  Patronatrechtes.  Das  Patronatrecht  ist  entweder  ein 
dingliches,  ins  patronatus  reale,  oder  ein  p  e  r  s  Ö  n  1  i  c  h  e  s  ,  ius  patronatus  personale. 

Das  erstere  haftet  als  Realgerechtsame  dergestalt  an  einem  Gute  oder  Grundstück, 
dass  durch  das  Eigenthum  an  dem  letzteren  zugleich  der  Patronatberechtigte  bestimmt 
wird.  Sein  Wesen  beruht  auf  der  Verbindung  mit  einem  Immobile.  Es  ist  daher  un- 
richtig, die  Dinglichkeit  des  Patronates  in  den  Umstand  zu  setzen,  dass  zum  Erwerbe 
desselben  neben  der  allgemeinen  Fähigkeit  und  der  speziellen  Concession  auch  noch 
der  Besitz  eines  eigenen  Gutes  gehört ,  sowie  den  Besitz  eines  solclien  für  das  Sekun- 
däre, nicht  für  das  Primäre  zu  erklären^.  Die  Dinglichkeit  des  Patronates  ist  der 
letzte  Rest  der  alten  überwundenen  Anschauung  von  dem  Eigenthum  des  Grundherrn  an 
der  von  ihm  gestifteten  Kirche ,  welchen  die  kanonische  Gesetzgebung  nicht  beseitigt 
hat 2  und  auch  nicht  hat  beseitigen  können ^.  In  Deutschland  bildet  die  Dinglich- 
keit des  Patronates  die  faktische  Regel  ^,  da  die  überwiegende  Zahl  aller  derartigen 
Rechte,  was  sich  aus  der  historischen  Entwicklung  erklärt,  mit  Gütern  '"*  verbunden  ist. 
Die  Eigenschaft  des  dinglichen  Patronates  als  Accessoriums  eines  Gutes  macht  ihn  in- 


i  So  Rosshirt,  üb.  d.  Patronatrecht  m.  bes. 
Rucks,  auf  d.  fälschlich  s.g. dingliche  Patronatrecht 
1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  4,18.  Aehnlich  auch Ve ring 
K.  R.  ä.  485.  Wenn  letzterer  meint,  dass  „das 
dingliche  Patronatrecht  niemals  eigentliches  Ac- 
cessorium  des  Gutes  sein  könne,  so  dass  auf  die 
Qualität  des  Besitzers  und  den  Erwerbstitel  des 
Gutes  nichts  ankäme,  dieses  vielmehr  dem  kirch- 
lichen ius  publicum ,  der  ganzen  kirchlichen 
Grundverfassung  widerspräche",  so  ist  dies  eine 
Behauptung,  welche  erstens  die  historische  Ent- 
wicklung im  Abendlande  bis  zum  12.  Jahrhundert 
(s.  Th.  II.  S.  621),  wie  dies  auch  in  dem  betref- 
fenden Buche  S.  484  thatsächlich  geschehen  ist, 
ignorirt,  ferner  aber  verkennt,  dass,  wenn  das 
Patronatrecht  dem  Eigenthümer  des  Gutes  zu- 
steht, der  Erwerb  nur  durch  das  letztere  vermit- 
telt werden  und  die  Fähigkeit  jedes  neuen  Er- 
werbers allein  für  das  Recht  der  Ausübung  des 
Patronates,  nicht  aber  für  die  Fortdauer  der  Sub- 
stanz desselben  entscheidend  sein  kann.  Soll  das 
dingliche  Patronatrecht  bei  Veräusserung  des  be- 
rechtigten Gutes  an  einen  Juden  total  erlöschen 
und  erloschen  bleiben,  wenn  dieser  das  Grund- 
stück später  an  einen  Katholiken  weiter  veräussert, 
oder  soll  es  in  diesem  Fall  wieder  aufleben  und 
aus  welchem  Grunde?  Auf  diese  Fragen  giebt 
jene  unklare  Formulirung  keine  Antwort. 

2  Ausdrücklich  ist  sie  und  damit  die  Qualität 
des  Patronates  als  Accessoriums  des  Gutes  aner- 
kannt in  c.  13  (Alex  III)  h.  t.  III.  38 :  ,,quum 
ratione  feudorum  emptorum  aliterve  acquisi- 
torum  ...  ius  patronatus  acquisieritis".  Nicht 
anders  ist  das  Verhältniss  von  den  älteren  Kano- 
nisten  aufgefasst  worden,  s.  z.  B.  Innocenz  IV 
comment.  ad  c.  13  X.  dt.;  Florens  tractat.  ad 
c.  7  u.  19.  1.  III.  decr.  t.  38,  opp.  iurid.  ed. 
Doujat  2,  280;  vgl.  auch  meine  Abhandlung 
bei  Dove  Ztschr.  f.  K.  R.  2,  425 ff.,  ebenso  von 
einer  Anzahl  neuerer,  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl. 
S.  270  u.  K.   R.   7,   671;    v.  Schulte  Lehrb. 


S.  309;  Richter-Dove  K.  R.  §.  188  n.  25; 
Ger  lach,  Präsentationsrechts.  19;  Ka  im  2, 18; 
auch  in  einer  Entscheidung  d.  Congr.  episcop.  et 
regal.  v.  1850,  Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  381  heisst 
es:  „Cardinales  animadvertentes,  agi  in  casu  de 
iurepatronatus  reali,  quod  dicto  fundo 
inhaeretac  propterea  iuxta  sc.  canones  cum 
universitate  transire". 

3  Es  ist  dadurch  allerdings  die  unseren  heuti- 
gen Anschauungen  widersprechende  Verbindung 
einer  öffentlichrechtlichen  Befugniss  mit  einem 
Grundstück  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten 
worden.  Dieser  Umstand  berechtigt  aber  nicht, 
wie  es  Vering  thut,  das  quellenmässig  aner- 
kannte dingliche  Patronatrecht  durch  die  Behaup- 
tung ,  es  sei  mit  dem  kirchlichen  ius  publicum 
unvereinbar,  zu  verwerfen. 

Uebrigens  muss  ich  mich  dagegen  verwahren, 
dass  Vering  S.  485.  n.  1  mir  nach  dem  Vor- 
gange Rosshirts  a.  a.  0.  für  das  heutige  Recht 
die  Behauptung  unterschiebt,  dass  das  dingliche 
Patronatrecht  nicht  den  Charakter  des  kirchlichen 
Patronatrechts  habe,  sondern  Ausfluss  des  Eigen- 
thumrechtes  der  Grundherrn  sei.  Ich  habe  mich 
schon  bei  Dove  Ztschr.  2,  420  gegen  diese  Ver- 
drehung meiner  Darlegungen  durch  Ros Shirt, 
wie  ich  glaube,  mit  hinreichender  Klarheit  ausge- 
sprochen, so  dass  ich  einfach  darauf  und  auf  das 
im  Text  Gesagte  verweisen  kann. 

*  Mit  Rücksicht  hierauf  stellt  das  preuss. 
L.  R.  II.  11.  §.  579:  „Im  zweifelhaften  Falle 
wird  vermuthet,  dass  der  Kirchenpatronat  auf 
einem  Gute  oder  Grundstück  hafte",  sogar  eine 
gesetzliche  Vermuthung  für  die  Dinglichkeit  auf. 
5  Und  zwar  für  die  Regel  mit  Rittergütern. 
Nach  dem  in  der  Mark  Brandenburg  geltenden 
Provinzialrecht  besteht  sogar  die  Vermuthung  da- 
für, dass  dem  Rittergutsbesitzer  der  Patronat  über 
die  zu  seinem  Gute  gehörige  Kirche  zukommt, 
Scholz  V.  Hermensdorf,  mark.  Prov.  R. 
2.  Aufl.  §.  422,  1,  86u.  2,  295. 
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dessen  nicht  zu  einem  Vermögensrecht.  Die  im  Patronate  liegenden  Befugnisse  er- 
scheinen nach  heutigem  Recht  nicht  mehr  als  Ausflüsse  des  Eigeuthums,  vielmehr  sind 
sie  nur  äusserlich  mit  dem  Grundstück  verknüpft ,  ohne  dass  sie  irgend  welche  innere 
Bezicluing  zu  dem  Eigenthum  an  demselben  haben. 

Das  p e r s ö n  1  i c h e  Patronatrecht  ist  dagegen  dasjenige,  welches  einer  Person 
(physischen  oder  juristischen)  als  solcher  zusteht,  also  auf  einem  persönlichen  Er- 
werbsgrunde beruhte  Dagegen  liegt  es  nicht  im  Wesen  dieser  Art  des  Patronates, 
dass  er  auf  die  Person  des  ersten  Erwerbers  beschränkt  ist  und  mit  dem  Tode  desselben 
erlischt,  vielmehr  findet  bei  ihm  der  Regel  nach  ein  Uebergang  auf  die  Rechtsnach- 
folger oder  auf  andere  Personen  statt  (s.  unten  §.  139). 

Bildet  auch  in  Deutschland ,  wie  bemerkt ,  der  dingliche  Patronat  die  Regel ,  so 
ist  dies  doch  nicht  nach  dem  katholischen  Kirchenrechte  der  Fall.  Eine  gesetzliche 
Vermuthung  besteht  demnach  nicht  für  denselben  2.  Ja  im  Zweifel  muss  der  Patronat 
für  einen  persönlichen  erachtet  werden,  weil  die  Dinglichkeit  desselben  ein  besonderes 
ihm  hinzutretendes  Moment  voraussetzt,  also  nöthigenfalls  darzuthun  ist. 

Der  Patronat  kann  ferner  ein  geistlicher,  Laien-  und  gemischter  {ius 
patronatus  ecclesiasticimi  oder  clericale,  laicale  und  mixtum)  sein. 

Geistlich  ist  der  Patronat,  wenn  er  einer  geistlichen  Person  in  dieser  ihrer 
Eigenschaft  zukommt  ^,  gleichviel  ob  die  Stiftung  aus  kirchlichem  oder  weltlichem  Ver- 
mögen erfolgt  ist  4. 

Ein  Laienpatronat  liegt  dagegen  vor,  wenn  ein  Patronatrecht  einem  Laien  oder 
auch  einer  geistlichen  Person ,  letzterer  aber  aus  einem  von  ihrer  kirchlichen  Stellung 
unabhängigen  Grunde  zusteht. 

Den  Eintheilungsgrund  bildet  weder  die  Qualität  der  Stiftungsmittel  als  weltlichen 


1  Berardi  comm.  ad  1.  III.  decr.  diss.  IV.  de 
iure  patron.  c.  2,  ed.  Mediolani  1846.  1,  285, 
ebenso  Kaim  2,  18,  begreifen  unter  iuspatr. 
reale  jedes,  welches  dem  Berechtigten  mit  Rück- 
sicht auf  eine  Sache  oder  ein  Recht,  also  auch  mit 
Rücksicht  auf  ein  Amt  zusteht,  unter  iusp.  Sim- 
plex aber  jedes  andere  Patronatrecht.  Allerdings 
wird  bei  dem  mit  einem  Amt  verknüpften  Patronat- 
recht der  Patron  durch  das  Amt  ebenso  wie  bei 
dem  dinglichen  Patronate  im  oben  gedachten 
Sinne  durch  das  Eigenthum  am  Grundstück  be- 
stimmt. Wenn  es  indessen  schon  der  historische 
Entwickelungsgang  allein  rechtfertigen  würde,  an 
der  im  Text  dargelegten  engeren  Bedeutung  der 
Bezeichnung:  dingliches  Patronatrecht  festzu- 
halten, so  tritt  noch  der  weitere  Umstand  ent- 
scheidend hinzu,  dass  der  an  ein  Grundstück  ge- 
knüpfte Patronat  seinem  Wesen  nach  nur  Acces- 
soriura  des  Gutes  sein  kann ,  dies  aber  bei  dem 
mit  einem  Amte  in  Verbindung  gesetzten  nicht 
nothwendig  der  Fall  zu  sein  braucht.  Hier  ist  die 
Auffassung  sehr  wohl  denkbar,  dass  es  sich  bei 
einer  solchen  Verbindung  blosum  eine  bestimmte, 
durch  das  Amt  bezeichnete  Eigenschaft  des  Be- 
rechtigten handelt.  Eine  Patronatsstiftung  des 
Inhalts,  dass  dem  jeweiligen  Pfarrer  zu  X.  der 
Patronat  über  die  Kirche  zu  Y.  zustehen  soll, 
setzt  zwar  den  letzteren  in  gewisse  Beziehung  zu 
der  Pfarre  in  X.,  macht  ihn  aber  noch  nichtjuri- 
stisch zum  Accessorium  des  Pfarramtes.  Die 
Möglichkeit  eines  Verhältnisses  der  letzteren  Art 
ist  freilich  nicht  ausgeschlossen.   Ein  praktisches 


Bedürfnlss  zu  solchen  Gestaltungen  liegt  indessen 
kaum  vor.  Uebrigens  sind  mit  den  beiden  hier 
in  Frage  stehenden  Fällen  nicht  diejenigen  zu 
verwechseln,  wo  der  Patronat  einer  juristischen 
Person,  z.  B.  einer  Pfarrei  zusteht,  und  der  zur 
Vertretung  derselben  berechtigte  Amtsträger  (der 
Pfarrer)  blos  das  Recht  auszuüben  hat.  —  Unhalt- 
bar ist  es  ferner,  wenn  de  Roye  prolegom.  c.  8 
behauptet,  dass  jeder  geistliche  Patronat,  weil  er 
aus  kirchlichen  Mitteln  gestiftet  sei ,  die  Natur 
des  dinglichen  habe. 

2  Anders  freilich  nach  preuss.  R,,  s.  S.  9  n.  4. 

3  Ueber  den  Begriff  ist  die  Doktrin  einig  s. 
z.  B.  Vivian.  P.  I.  1.  I.  c.  3.  n.  2;  Ferraris 
s.  V.  iuspatronatus.  art.  I.  n.  13;  Lipper  t  S.  41 ; 
Phillips  7,  677;  V.  Schulte  Lehrb.  S.  309. 
Vgl.  übrigens  die  zweitfolgende  Anmerk.  Den 
Anhalt  für  die  Formulirung  des  Begriffes  haben 
c.  6  (Innoc.  III.)  X.  de  off.  leg.  I.  30;  c.  28  (id.) 
h.  t.  III,  38  u.  c.  un.  (Bonif.  VIII)  in  VIto  h.  t. 
III.  19  gegeben.  Ueber  die  Entwicklung  des 
geistlichen  Patronates  s.  Th.  II.  S.  636. 

*  In  letzterem  Fall  entsteht  ein  geistlicher  Pa- 
tronat, wenn  der  Stifter  von  vornherein  den  Pa- 
tronat einer  geistlichen  (physischen  oder  juristi- 
schen) Person  in  Hinblick  auf  deren  kirchliche 
Stellung  überweist  oder  der  Patronat  nimmt  die 
Natur  des  geistlichen  an,  wenn  er  später  von 
einem  Laien  einer  solchen  Person  mit  Rücksicht 
auf  ihr  gedachtes  Verhältniss  übertragen,  z.  B. 
geschenkt  wird,  s.  auch  c.  un.  in  VI*»  cit. 
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oder  kirchlichen  Gutes  noch  der  geistliche  oder  nichtgeistliche  Stand  des  Patrons,  viel- 
mehr lediglich  der  hervorgehobene  Umstand,  dass  für  die  Zuständigkeit  des  Patronates 
die  kirchliche  Stellung  des  Berechtigten  entscheidet.  Allein  unter  dieser  Voraussetzung 
erscheint  eine  Behandlung  des  Rechtes,  welches  die  kirchlichen  Gesichtspunkte  schärfer 
betont  (s.  Th.  11.  S.  637),  insofern  gerechtfertigt,  als  letztere  ohnehin  in  Betreff  der 
sonstigen  Stellung  des  Berechtigten  massgebend  sind,  und  darum  das  Sonder- Interesse 
des  Berechtigten  weniger  Berücksichtigung  beanspruchen  kann. 

Allerdings  wird  bei  der  Stiftung  aus  kirchlichem  Vermögen  fast  ausnahmslos  ein 
geistliches  Patronatrecht  vorliegen,  weil  eine  geistliche  Person  nur  kraft  ihrer  kirchen- 
amtlichen Stellung  über  derartige  Mittel  verfügen  kann,  und  demnach  auch  den  Patronat 
lediglich  mit  Rücksicht  auf  diese  erwirbt,  so  z.  B.  wenn  ein  Kloster  aus  seinem  Kloster-, 
oder  der  Bischof  aus  seinem  Mensalgut  in  einer  anderen  Diöcese  eine  Kirche  stiftet. 
Möglich  ist  es  aber  immerhin,  wenngleich  allein  unter  besonderen  Voraussetzungen, 
dass  ein  Patronat,  welches  zufolge  einer  Stiftung  aus  kirchlichem  Vermögen  entstanden 
ist,  später  auf  einen  Laien  übergeht,  und  sich  dadurch  in  ein  Laienpatronatrecht  ver- 
wandelt K  Wenn  sonach  durch  eine  Stiftung  der  letztgedachten  Art  nicht  unter  allen 
Umständen  die  Eigenschaft  des  Patronates  als  eines  geistlichen  fortdauernd  bedingt  ist, 
so  kann  es  bei  einer  Stiftung  aus  weltlichem  Vermögen  nicht  einmal  als  die  Regel  an- 
gesehen werden  ,  dass  dadurch  ein  Laienpatronat  begründet  wird.  Eine  Fundations- 
bestimmung  dahin,  dass  der  Patronat  nicht  dem  Stifter  selbst,  sondern  einer  geistlichen 
Anstalt  oder  einer  geistlichen  Person  mit  Rücksicht  auf  diese  ihre  Stellung  erworben 
werden  soll ,  ist  nicht  minder  erlaubt  2,  wie  die  Uebertragung  eines  schon  bestehenden 
Patronates  auf  eine  solche  Anstalt  oder  Person,  wodurch  derselbe  die  Natur  des  geist- 
lichen Patronates  annimmt  3. 

Wenn  oben  hervorgehoben  worden  ist,  dass  der  geistliche  oder  nichtgeistliche 
Stand  des  Berechtigten  über  die  Natur  des  Patronates  nicht  entscheidend  ist,  so  trifft 
dies  allerdings  nur  bei  physischen  Personen  zu.  Stiftet  ein  Geistlicher  eine  Kirche  oder 
ein  Benefizium  aus  seinem  Privatvermögen  *  oder  erwirbt  er  einen  Laienpatronat  aus 
einem  von  seiner  kirchlichen  Stellung  unabhängigen  Grunde  (z.  B.  durch  Erbschaft), 
so  ist  oder  bleibt  sein  Patronatrecht  ein  laikales.  Andererseits  bedingt  es  der  Begriff 
des  geistlichen  Patronates  nicht  absolut,  dass  der  Berechtigte  ein  Geistlicher  oder  eine 

1  Aus  diesem  Grunde  halte  ich  es  nicht  für  3  Derartige  Verfügungen  sind  namentlich  in 
korrekt,  wenn  vielfach  (s.  die  S.  10  n.  3  Ange-  früheren  Zeiten  häufig  vorgekommen, 
führten)  die  Definition  des  geistlichen  Patro-  *  Diesem  stehen  jetzt  die  Ersparnisse  aus  dem 
nates  dahin  gefasstwird,  dass  er  einer  geistlichen  kirchlichen  Amtseinkommen  gleich.  Nach  heuti- 
Person  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  zukommen  oder  gem  Recht  hat  der  Geistliche  nur  eine  moralische 
durch  eine  Stiftung  aus  kirchlichen  Mitteln  ent-  Pflicht,  letztere  zu  frommen  Zwecken  zu  hinter- 
standen sein  muss.  Der  letztere  Fall  gehört  für  lassen.  Daher  entfällt  die  von  den  älteren  Kano- 
die  Regel  unter  den  ersteren,  und  wo  sich  beides  nisten  in  Hinblick  auf  c.  13  (syn.  Constaiitinop. 
nicht  deckt,  liegt  eben  kein  geistlicher  Patronat  a.  869}  C.  XII.  qu.  2  erforderte  Bedingung,  s. 
vor.  Wegen  des  Uebergangs  des  geistlichen  Pa-  z.  B.  Riganti  comm.  ad  reg.  IX.  carc.  §.  2.  n. 
tronates  auf  einen  Laien  s.  übrigens  des  Weiteren  201  (merkwürdigerweise  so  auch  noch  Phillips 
unten  §.  139.  7,  67G),    dass   der   Geistliche   die  Testirfreiheit 

Eine  Stiftung  aus  kirchlichen  Mitteln  in   der  durch  päpstliches  Privileg  erlangt  haben  müsse, 

Weise,  dass  der  Patronat  zu  Gunsten  eines  Laien  wie  dies    schon   Garcias  tract.  de  benef.  P.  V. 

begründet  werden  soll,  ist  praktisch  desshalb  aus-  c.  1.  n.  594  für   Spanien  mit  Rücksicht  auf  die 

geschlossen  ,  weil  zu  der  hierbei  nöthigen  Ver-  dort  geltende  Testirfreiheit  annimmt,   und  es  er- 

äusserung  der  Stiftungsmittel  mangels  eines  ge-  ledigt  sich  die  Frage ,    ob  bei    einer    derartigen 

nügenden  Grundes  kein  Kirchenoberer  die  Ge-  Stiftung  ohne  Testirprivileg  ein  geistliches  Pa- 

nehmigung  ertheilen  könnte.  tronatrecht  entsteht  oder  die  Stiftung  selbst  nich- 

2  Th.  II.  S.  392.  tig  ist. 
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Person  ,  welche  die  gcistliclien  Standesrechte  besitzt ,  sein  muss ,  vielmehr  kann  dies 
auch  ausnalimsweise  ein  Laie  sein  ^ ,  nämlich  unter  der  Voraussetzung ,  dass  er 
ein  kirchliches  Amt  besitzt  und  ihm  das  Patronatrecht  mit  Rücksicht  auf  dasselbe 
zusteht  '^. 

Für  die  kirchlichen  juristischen  Personen ,  geistliche  Korporationen ,  Stiftungen 
und  Anstalten,  gilt  das  Bemerkte  nicht.  Das  Wesen  einer  solchen  geht,  im  Gegensatz 
zur  physischen  Person,  völlig  in  ihren  kirchlichen  Zwecken  auf.  Darum  können  sie 
Patronate ,  mögen  sie  dieselben  durch  eigene  Stiftungen  oder  sonst  erworben  haben, 
lediglich  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  besitzen,  d.  h.  ihre  Patronate  sind  stets  geistliche. 
Hieraus  folgt  weiter ,  dass  über  die  Natur  des  einer  juristischen  Person  zustehenden 
Patronates  lediglich  der  Umstand  entscheidet,  ob  diese  den  Charakter  einer  kirch- 
lichen Korporation,  Stiftung  oder  Anstalt  trägt  oder  nicht.  Geistlich  sind  daher  nicht 
nur  die  Patronate  der  Domkapitel ,  Klöster ,  sondern  auch  die  von  ordensähnlichen 
Kongregationen^,  geistlichen  Ritterorden  4,  kirchlichen  Bruderschaften,  welche  bischöf- 
lich approbirt  und  unter  bischöflicher  Aufsicht  stehen  5,  selbst  wenn  die  Ausübung  des 
Rechtes  durch  Laien  erfolgt  ^. 

Das  kis  patronatus  mixtum  endlich  ist  dasjenige,  bei  welchem  sowohl  die  ein  geist- 
liches, wie  ein  weltliches  Patronatrecht  begründenden  Momente  zusammen  und  gleich- 
zeitig vorliegen^.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  eine  kirchliche  Korporation  aus  ihrem 
kirchlichen  Vermögen  und  ein  Laie  ^  aus  seinen  Mitteln  eine  Kirche  oder  ein  Benefi- 
zium  gemeinschaftlich  stiften  ,  oder  eine  derartige  Fundation  von  zwei  Laien  gemacht 
wird,  aber  der  eine  derselben  die  daraus  entstehenden  Rechte  einer  kirchlichen  Korpo- 
ration oder  einer  geistlichen  Person  mit  Rücksicht  auf  ihr  Amt  überweist  ^. 


1  Jedoch  ist  dies  immer  nur  eine  Ausnahme, 
vgl.  Phillips  7,  677;  v.  Schulte  Lehrb. 
S.  309.  n.  6. 

2  So  hat  die  Rota  das  den  weltlichen  Sacrista- 
nen  einer  Kirche,  den  weltlichen  Administratoren 
einer  Kirchenfabrik  mit  Rücksicht  auf  diese  ihre 
amtliche  Stellung  gewährte  Patronatrecht  für  ein 
geistliches  erklärt ,  und  bei  solchen  Fragen  das 
entscheidende  Moment  darin  gesetzt,  ob  die  Con- 
cession  intuitu  ecclesiae  officio  in  personis  oder 
ob  sie  den  personis  in  officio  gemacht  worden  ist, 
Riganti  1.  c.  n.  203  ff.  Ebensowenig  ist  die 
Ausübung  des  geistlichen  Patronats  durch  einen 
Laien  ausgeschlossen,  diese  hat  z.  B.  art.  25  des 
österr.  Konkordates  den  katholischen  Monarchen 
in  Betreff  der  dem  Religionsfonds  zustehenden 
Patronate  gewährt  (s.  auch  §.  4  des  Ges.  vom  7.  Mai 
1874),  vgl.  ferner  unten  Anm.  6. 

3  So.  hat  die  Rota  für  die  Patronate  von  Kano- 
nissinnen  und  Beguinen  entschieden,  Riganti 
1.  c.  n.  213.  214. 

"*  Dafür  die  Congregatio  concilii  1.  c.  n.  293. 

^Garcias  tract.  de  benef.  P.  V.  c.  1.  n.604fF; 
Vivianus  P.  I.  1.  I.  c.  3.  n.  7. 

6  Wenn  z.  B.  ein  Landesfürst  als  Vorstand 
eines  geistlichen  Ritterordens  das  Recht  ausübt, 
Riganti  1.  c.  n.  293. 

Ebenso  ist  es  für  die  Natur  der  Patronate  von 
Hospitälern  entscheidend  ,  ob  letztere  als  kirch- 
liche Anstalten  zu  betrachten  sind  oder  nicht, 
s.  Riganti  1.  c.  n.  223  ff. 


'^  Nicht  korrekt  ist  es,  das  gemischte  Patronat- 
recht als  das  einer  geistlichen  und  weltlichen 
Person  zugleich  zustehende  Recht  zu  deflniren, 
so  V.  Schulte  Lehrb.  S.  309  und  Phillips 
Lehrb.  2.  Aufl.  S.  273. 

8  Oder  mehrere  Korporationen  oder  Laien.  Da- 
durch ,  dass  mehr  Personen  auf  der  geistlichen 
oder  Laien-Seite  betheiligt  sind,  verliert  der  Pa- 
tronat  nicht,  wie  einzelne  Aeltere  behaupten,  so 
z.  B.  Lotter  de  re  benefic.  1.  II  qu.  10  n.  67 
seine  gemischte  Natur  und  wird  nicht  entweder  ein 
geistlicher  oder  laikaler.  Denn  das  Recht  kann 
nur  als  einheitliches  behandelt  werden  und  hat 
daher  auch  in  diesen  Fällen  weder  ausschliesslich 
geistliche  noch  laikale Natur.  Vgl.  auch  Fagn  an. 
ade.  27X.h.  t.  IIL  38.  n,  53  ff;  L  euren,  for. 
benef.  P.  IL  qu    17. 

9  Konkurriren  bei  einem  Patronate  Laien  mit 
Geistlichen  in  der  Weise ,  dass  die  ersteren  den 
letzteren  mehrere  Personen  zu  benennen  haben, 
aus  welchen  diese  den  zu  präsentirenden  Kandi- 
daten in  entscheidender  Weise  auswählen ,  so 
liegt,  wenn  sonst  die  Momente  des  geistlichen 
Patronats  gegeben  sind,  ein  solcher  im  umge- 
kehrten Fall  ein  Laienpatronat  vor.  Die  gewöhn- 
liche Meinung  lässt  unrichtig  lediglich  die  That- 
sache  massgebend  sein  ,  ob  der  Wille  des  Geist- 
lichen oder  der  Laien  die  Person  des  Kandidaten 
feststellt,  Garcias  1.  c.  n.  616;  Vivian.  1.  c. 
n.  8;  Phillips  Lehrb.  S.  272.  Von  einem  ge- 
mischten Patronate,  so  Riganti  1.  c.  n,  366,  ist 
vollends  keine  Rede. 
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Die  eben  besprochene  Unterscheidung  ist  einzelnen  Partikularrechten,  so  dem 
preussischen  allgemeinen  Landrecht,  unbekannt  i. 

Die  geistliche,  laikale  oder  gemischte  Natur  des  Patronates  ist  für  den  dinglichen 
oder  persönlichen  Charakter  desselben  gleichgültig.  D.  h.  nicht  nur  ein  Laien-,  son- 
dern auch  ein  geistlicher  Patronat  kann  ein  dinglicher  sein.  Es  liegt  darin  ,  dass  ein 
Patronatrecht ,  welches  Accessorium  eines  Grundstücks  ist,  einer  geistlichen  Person 
wegen  dieser  ihrer  Eigenschaft  zusteht,  an  und  für  sich  nichts  Irrationelles.  Ebenso- 
wenig ist  der  Uebergang  eines  Immobiles  mit  einem  dergleichen  Patronate  auf  einen 
geistlichen  Patron  ein  Rechtsakt,  welcher  die  accessorische  Natur  desselben  aufzuheben 
an  und  für  sich  geeignet  wäre ,  vielmehr  kann  gerade  umgekehrt  der  geistliche  Patron 
sein  Recht  allein  auf  Grund  seines  Erwerbstitels ,  also  in  dem  gedachten  Fall  lediglich 
als  Eigenthümer  des  Immobiles,  beanspruchen  und  ausüben  2. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  persönliche  Patronatrecht  nicht  mit  dem  Tode  des 
ersten  Erwerbers  erlischt,  der  letztere  vielmehr  in  seiner  Eigenschaft  als  Stifter  die  Be- 
fugniss  hat,  frei  über  das  Schicksal  derselben  zu  verfügen,  ergiebt  sich  die  Unterscheidung 
des  persönlichen  Patronates  ^  in  das  ius  patronatus  haereditarium  (erbliches)  und  ffentili- 
tium  oder  familiäre  (Familienpatronatrecht).  Das  erstere  liegt  vor,  wenn  der  Stifter 
über  seine  Rechtsnachfolger  keine  Bestimmung  getroffen  oder  seine  Erben  schlechthin  be- 
rufen hat.  In  beiden  Fällen  vererbt  es  sich  nach  den  Regeln  der  civilrechtlichen  Erbfolge, 
und  unterliegt  der  freien  Verfügung  sowohl  des  Stifters,  wie  auch  seiner  Rechtsnach- 
folger (s.  auch  §.139).  Da  diese  Folgen  immer  erst  durch  besondere  Anordnungen 
ausgeschlossen  werden  müssen,  so  gilt  das  erbliche  Patronatrecht  als  die  RegeH.  Der 
Familienpatronat  kann  dagegen  nur  auf  die  Mitglieder  einer  bestimmten  Familie  über- 
gehen und  erlischt  mit  dem  Aussterben  derselben.  Das  Subjekt  eines  solchen  Patro- 
nates ist  das  durch  die  Successions-Ordnung ^  berufene,  jeweilige  Familienmitglied 6. 
Da  die  Berechtigten  bei  dieser  Art  des  Patronates  sämmtlich  ihr  Recht  aus  dem  Willen 

1  Die  Beseitigung   dieser   Unterscheidung   ist  Die  Doktrin  ist  darüber  einig.     Weiteres  in  der 
offenbar  durch  protestantische  Anscliauungeii  her-  Lehre  vom  Uebergang  des  Patronats. 
vorgerufen,    denn  für  die  protestantische  Kirche  Das    österreichische    Recht     stimmt    mit 
hat  sie  keine  Berechtigung,   s.  meine  Abhand-  dem  gemeinen  Recht  überein,    Graf  v.  Barth- 
lungbeiDove,  Ztschr.  f.  K.  R.  7,  37  ff.  Bar then heim,    Oesterreichs  geistliche  Ange- 

2  Vgl.  meine  Ausführungen  bei  Do  ve,  Ztschr.  legenheiten.  Wien  1841.  S.  53.  Daspreussi- 
f.  K.R.  2,  429.  Derselben  Ansicht  auch  Phil-  sehe  L.-R.  II.  11.  §.  579  kennt  zwar  nur  eine 
lips  Lehrb.  S.  273  ;  v.  Schulte  Lehrb.  S.  309.  Vermuthung  für  die  Dinglichkeit,  und  lässt  nach 
Richter-Dove,  K.R  §.  188.  n.  19;  nunmehr  §.  578  die  Erwerbungsurkunden  darüber  ent- 
auchVer  i  ng  K.R.  S.  485,  welcher  früher,  Arch.  scheiden,  „ob  das  Patronatrecht  nur  der  Person 
f.  k.  K.R.  7,  228  unter  Berufung  auf  die  ohne  des  Erwerbers  oder  seinen  Erben  oder  einer  ge- 
jede  Begründung  aufgestellte  Ansicht  von  Maas  wissen  Familie  zukomme'';  steht  aber  einmal 
i.  d.  histor.-polit.  Blättern  42.  S.  855  behauptet  die  Qualität  des  Rechtes  als  eines  persönlichen 
hatte,  dass  kirchliche  Korporationen  stets  als  fest,  so  wird  im  Zweifel  ebenfalls  die  freie  Ver- 
moralische Personen ,  niemals  als  Grundbesitzer  erblichkeit  anzunehmen  sein ,  da  der  Patronat 
präsentirten,  also  stets  nur  ein  persönliches  und  auch  nach  preuss.  Recht  nicht  ein  höchstpersön- 
nie  ein  dingliches  Patronatrecht  ausgeübt  haben,  liches  Recht  ist  und  für  eine  andere  Art  der 
was  beides  augenscheinlich  gar  keinen  Gegensatz  Succession  immer  eine  besondere  Bestimmung 
bildet,    da   eine  juristische   Person,    wenn    sie  vorliegen  müsste. 

Grundbesitzer  ist  und  kraft  des  mit  ihrem  Grund-  5  Ueber  diese  ist  des  Näheren  §.   139.  II  zu 

eigenthum  verbundenen    accessorischen  Rechtes  handeln. 

präsentirt ,  dies  nicht  anders  wie  in  ihrer  Eigen-  6  Nicht  die  Familie  als  Ganzes ,    so   dass  das 

Schaft  als  juristische  Person  thun  kann.  einzelne  berufene  Mitglied  nur  zur  Ausübung  des 

3  Nicht  aber  des  dinglichen,  weil  das  Schicksal  Patronates  berechtigt  wäre  ,  denn  die  Familie  ist 
desselben  vom  Gute  abhängt  und  sein  Uebergang  nach  gemeinem  Rechte  keine  juristische  Person, 
durch  den  Wechsel  des  Eigenthums  an  demselben  Nach  preussischem  Recht  gilt  sie  allerdings 
bestimmt  wird.  in  gewissen  Beziehungen  als  solche,   s,  §.  72.  IL 

*  So  schon  die  Glosse  s.  v.  propinquis  zu  c.  31  4.  A.  L.-R.;  Koch,  Kommentar  zum  Landrecht, 
u.  s.  V.  considerandum  zu  c.  35  C.  XVI.  qu.  7.       6.  Aufl.  Anm.  25  zu  §.  38  a.  a.  0.,  trotzdem  er- 


1  \  T.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  136. 

des  Stifters  herleiten  und  ein  einzelner  den  übrigen  ihr  Anrecht  nicht  entziehen  kann, 
so  ist  der  Familien-Patronat  seinem  Wesen  nach  unveräusserlich  ^ .  Ja,  selbst  für  den 
Fall,  dass  keine  Anwärter  aus  der  Familie  mehr  vorhanden  sind,  kann  im  Zweifel  das 
letzte  übrig  bleibende  Mitglied  nicht  über  das  Recht  verfügen ,  weil  der  Stifter  alle 
übrigen  Personen  ausgeschlossen ,  mithin  für  den  Fall  des  Erlöschens  der  Familie  den 
substantiellen  Untergang  des  Rechtes  gewollt  hat. 

Ferner  kann  der  Patronat  einem  Berechtigten  allein  oder  mehreren 
gemeinschaftlich  (s.  g.  ius  compatronattis)  zustehen,  und  zwar  gleichviel  ob  er  ein 
dinglicher  oder  persönlicher,  ein  geistlicher  oder  laikaler  ist.  Da  es  lediglich  auf  das 
eben  hervorgehobene  Unterscheidungsmoment  ankommt,  so  liegt  die  Möglichkeit  vor, 
dass  ein  und  dasselbe  Patronatrecht  für  eine  bestimmte  Zeit  ein  Allein-,  für  eine  an- 
dere ein  Kompatronat  werden  2  kann  ^. 

Die  herrschende  Lehre  nimmt  an  ^,  dass  das  Patronatrecht  seiner  Natur  nach  nicht 
theilbar  ist  und  lässt  demnach  bei  dem  Kompatronate  keine  Getheiltheit  des  Rechtes 
eintreten.  Für  das  im  Patronate  enthaltene  Präsentationsrecht  trifft  diese  Auffassung 
jedenfalls  zu.  Zunächst  kann  sein  Objekt,  das  kirchliche  Benefizium  oder  die  kirch- 
liche Anstalt ,  nicht  in  mehrere  Theile  zerlegt  ^  und  daher  auf  diesem  Wege  keine 
Vervielfältigung  des  Rechtes  in  eine  Anzahl  gleichartiger  Berechtigungen  herbeigeführt 
werden.  Ebensowenig  ist  aber  eine  Theilung  in  der  Art  denkbar,  dass  an  dem  unge- 
theilten  Objekt  etwa  mehrere  solcher  Rechte  unabhängig  von  einander  begründet 
würden,  denn  es  erscheint  unmöglich,  mehreren  Berechtigten  bei  der  Erledigung  des 
Benefiziums  die  Befugniss  der  Präsentation  je  eines  Kandidaten  mit  der  Wirkung  zu 
gewähren ,  dass  der  kirchliche  Obere  verpflichtet  sein  sollte ,  ein  und  dasselbe  Amt 
jedem  der  verschiedenen  Kandidaten  zu  verleihen.  Endlich  lässt  sich  auch  nicht  ein- 
mal eine  intellektuelle  Theilung  der  einen  Berechtigung  für  die  mehreren  Kompatrone 
annehmen,  weil  der  Akt  der  Präsentation  eine  solche  nicht  gestattet^.    Demnach  kann 

scheint  aber  eine  andere  juristische  Konstruktion,  als  einem  einzelnen  oder  mehreren  eine  grössere 

als  die  im  Text  angegebene,   nicht  geboten,  weil  Stimmzahl  zustehen  kann.    Durch  diese  Stimmen 

das  L.-R.  der  Familie  als  juristischer  Person  nur  wird  aber  niemals  blos  ein  bestimmter  Antheil  des 

Vermögensrechte  (s.  Th.  II.  Tit.  4)  beilegt  und  ein  einzelnen  Berechtigten  an  der  Präsentation  gebil- 

Familienpatronat  weder  als  Familienstiftung  (§.  21  det,  vielmehr  führt  erst  die  Abstimmung  in  ihrem 

a.  a.  0.)  noch  als  Familien-Fideikommiss  betrach-  Endresultat  den  ebenfalls  untheilbaren  Akt  der 

tet  werden  kann,  bindenden  Auswahl  des  Kandidaten  herbei,   und 

1  S.  die  Entscheidung  d.  Congr.  conc.  v.  1868 in  es  ist  daher  die  Auffassung,  dass  der  letztere  etwa 
d.  Acta  s.  sed.  4,  653  und  Berardi  1.  c.  c.  2,  zu  eineraoder  zwei  Dritteln  von  einemPatron,  zu 
ed.  cit.  1,  287.  der  anderen  Quote  von  einem  anderen  bestimmt 

2  Wenn  beim  dinglichen  Patronat  das  Eigen-  oder  präsentirt  worden  sei,   ausgeschlossen.    Die 
thum  des  Gutes  bald  auf  einen,  bald  auf  mehrere  mehrfache  Stimmberechtigung  hat  nur  die  Folge, 
Eigenthümer  oder   der  erbliche  Patronat  bei  den  dass  durch  sie  eine  stärkere  Konkurrenz  gegen- 
au f  einander  folgenden   Erbfällen  bald  an  einen  über  den  anderen  Kompatronen  entsteht. 
Erben,  bald  an  mehrere  Miterben  übergeht.  In  mittelalterlichen  Urkunden  werden  mitunter 

-^  Nur  beim  gemischten  Patronat  ist  dies  nicht  partes    iurispatronatus    erwähnt,    darunter   wird 

möglich,   dies  kann  seinem  Begriffe  nach  immer  aber  das  Recht,    in   einem  bestimmten  Alterni- 

nur  ein  Kompatronat  sein.  rungsfall  zu  präsentiren,   verstanden,   vgl.   z.  B. 

4  Lippert  S.177;  Schulte  Lehrb.  S.  309;  dipl.  a.  1217,  Lacomblet,  niederrh.  Urkdbch. 
Schlayer  S.  55 ff.  2,  38:  ^,allodium  nostrum  in  H.  et  tres  partes 

5  Dass  dies  in  früherer  Zeit,  als  die  Anschau-  sive  vices  de  patronat u  ecclesie  ipsius  loci, 
ung  vom  Privateigenthum  noch  herrschend  war,  quarta  parte  sive  vice  duci  de  Limburg  reservata 
geschehen,  zeigen  die  Verbote  in  c.  1  ff.  X.  h.  t.  u.  dazu  dipl,  a.  1275,  ibid.  2,  394:  „cui  etiam 
III.  38;  vgl.  auch  Th.  II.  S.  624.  curti  annexum  .  .  iuspatronatus  ecclesie  .  ,  in  0, 

6  Bei  der  entscheidenden  Vorbereitung  dieses  ita  quod  ex  una  parte  et  una  vice  ecclesia  Coloni- 
Aktes,  der  Feststellung  des  zu  präsentirenden  ensis  predicta,  ex  altera  parte  et  altera  vice  nobi- 
Kandidaten,  ist  allerdings  eine  verschiedene  Ein-  les  viri  B.  et  Th.  ,  .  et  W.  ex  tertia  parte  et  tertia 
Wirkung  mehrerer  Betheiligter  in  sofern  denkbar,  vice  ad  eandem  ecclesiam  presentabunt". 
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das  Verhältniss  mehrerer  Kompatrone  in  Bezug  auf  das  Präsentationsrecht  nur  dahin 
bestimmt  werden,  dass  jedem  die  Berechtigung  in  solidum  zusteht  und  jeder  dieselbe 
auszuüben  befugt  ist ,  er  aber  in  diesem  Rechte  und  in  der  Ausübung  desselben  durch 
die  Konkurrenz  seiner  Genossen  beschränkt  wird^. 

Andererseits  sind  aber  im  Patronatrecht  auch  Befugnisse  enthalten ,  welche  nicht 
an  sich  untheilbar  sind,  so  das  Recht  des  Patrons  auf  bestimmte  geldwerthe  Leistungen 
aus  dem  kirchlichen  oder  Benefizialvermögen ,  zu  denen  gemeinrechtlich  auch  die  Ge- 
währung der  Alimente  gehört  2.  Ferner  gestatten  wenigstens  einzelne  patronatische 
Rechte  eine  Theilung ,  im  Sinne  von  Vervielfältigung ,  in  der  Weise ,  dass  sie  selbst- 
ständig und  unabhängig  neben  einander  mehreren  zustehen  und  von  ihnen  ausgeübt 
werden  können.  Hierher  gehören  die  Befugnisse  den  ungetreuen  Verwalter  des  Kirchen- 
gutes zu  denunziren  und  der  Kirchenvisitation  beizuwohnen ,  sodann  die  Ehrenrechte, 
wie  z.B.  das  Recht  auf  einen  Ehrenplatz  bei  Prozessionen,  auf  ein  besonderes  Begräb- 
niss,  auf  Einschluss  in  das  Kirchengebet.  Endlich  ist  bei  einzelnen  Patronatsrechten, 
wenn  sie  überhaupt  zur  Wirksamkeit  gelangen  sollen ,  eine  Beschränkung  durch  die 
Konkurrenz  anderer  Berechtigter  gar  nicht  denkbar  3. 

Es  erscheint  demnach  unhaltbar,  wenn  die  herrschende  Meinung  das  Patronatrecht 
für  untheilbar  erklärt  und  damit  anscheinend  auch  die  Untheilbarkeit  aller  in  demselben 
liegenden,  einzelnen  Befugnisse  behauptet.  Daher  kann  auch  kein  Bedenken  dagegen 
obwalten ,  dass  der  Stifter  zur  Anordnung  einer  Theilung  insoweit  berechtigt  ist ,  als 
eine  solche  nach  dem  Inhalte  der  einzelnen  patronatischen  Befugnisse  möglich  er- 
scheint ^. 

Es  bleibt  aber  weiter  die  Frage  übrig,  nach  welchem  Principe  mangels  besonderer 
Stiftungsbestimmungen  das  Verhältniss  mehrerer  Kompatrone  in  Betreff  der  patrona- 
tischen Befugnisse  zu  behandeln  ist ,  da  sich  gezeigt  hat ,  dass  der  Grundsatz  der  Un- 
theilbarkeit für  diesen  Zweck  nicht  in  Betracht  kommen  kann. 

Allein-  und  Kompatronate  sind  Gestaltungen  des  Patronatrechtes ,  welche  ihrem 
Wesen  nach  die  objektive  Substanz  des  letzteren  nicht  berühren.  Ein  und  dasselbe 
Patronatrecht  kann  bald  Allein-,  bald  Kompatronat  sein.  Da  ferner  nur  das  erstere 
durch  das  kirchliche  Recht  in  eingehender  Weise  geregelt  ist ,  und  somit  als  der  Nor- 
maltypus betrachtet  werden  muss ,  so  kann  keine  andere  Behandlung  des  Kompatro- 
nates  als  zulässig  erscheinen,  als  eine  solche,  welche  für  den  letzteren,  so  weit  irgend 
möglich ,  die  substantielle  Gleichheit  mit  dem  Alleinpatronat  aufrechterhält ,  und  die 

1  Dasselbe    gilt    von  dem   Zustimmungsrecht  daran  betheiligenden  erfolgen  darf,  und  mit  einer 
mehrerer  Patrone,  welches  bei  Dignltäten  an  den  solchen   einmaligen  Vorlegung   der  Pflicht  allen 
Kathedral-undKollegiatklrchen  an  Stelle  des  Prä-  Kompatronen  gegenüber  genügt  ist. 
sentationsrechtes  tritt,  vgl.  unten  §.  138.  I.  1.  c.  •*    Derselbe    wird    daher    vollkommen   rechts- 

2  Denn  die  Zahlung  einer  Quote  des  für  den  giltig  anordnen  können,  dass  die  vorbehaltene  geld- 
Alimentationsberechtigten  erforderlichen  Bedarfs  werthe  Leistung  aus  dem  Kirehenvermögen ,  falls 
ist  an  und  für  sich  nicht  ausgeschlossen.  derPatronatsichin  einen  Kompatronat  verwandelt, 

3  So  kann  z.  B.  das  Kirchengebet  entweder  nur  beim  Ausscheiden  eines  Kompatrons  in  Höhe  des 
für  alle  Kompatrone  unter  genereller  oder  spezieller  Kopftheils  zurückbehalten  werden  und  sich  um 
Erwähnung  derselben  oder  gar  nicht  gehalten  wer-  diesen  vermindern  ,  desgleichen  ,  dass  der  Ver- 
den. Dagegen  lässt  sich  eine  durch  die  Kon-  armte  Kompatron  nur  eine  Quote  der  Alimente 
kurrenz  beschränkte  Aufsicht  über  die  Vermögens-  erhalten  soll.  Dagegen  wäre  eine  Bestimmung, 
Verwaltung,  soweit  kraft  dieses  Rechtes  die  Vor-  dass  die  Präsentation  den  einzelnen  Kompatronen 
legung  der  Rechnungen  gefordert  werden  kann,  zu  einer  bestimmten  Quote  zukommen  soll,  nich- 
praktisch  verwirklichen,  nämlich  in  der  Weise,  tig,  weil  dieselbe  nicht  theilbar  ist.  Die  herr- 
dass  diese  nicht  von  jedem  Kompatron  für  sich  sehende  Lehre  müsste  konsequenterweise  auch 
besonders,  sondern  nur  gemeinsam  nach  Beschluss  Nichtigkeit  der  erstgedachten  Anordnungen  be- 
sämmtlicher  Kompatrone   an   alle  oder  die   sich  haupten. 
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Beziehungen  zu  dem  Objekte  des  Patronates  und  die  Ausübung  des  Rechtes  in  der 
Weise  bestimmt,  dass  der  Inhalt  des  letzteren  keine  Veränderung  erleidet,  insbesondere 
der  Kirche  gegenüber  keine  grössern  Lasten  entstehen,  andererseits  ihr  aber  auch 
keine  Vortheile  erwachsen. 

Will  man  diesem  Gesichtspunkte  gerecht  werden  ,  so  ergiebt  sich  zunächst ,  dass 
die  Kompatrone  nach  aussen  hin  nur  als  eine  Einheit  auftreten  und  nur  als  solche  die 
im  Patrone  liegenden  Befugnisse  an  Stelle  des  in  anderen  Fällen  vorhandenen  alleinigen 
Patrons  geltend  machen  können.  Mit  Rücksicht  aber  darauf,  dass  sich  die  Kirche  und 
der  Kirchenobere  die  Ausübung  einer  einzelnen  patronatischen  Befugniss  auch  beim 
Kompatronat  in  vollem  Umfange  gefallen  lassen  muss  und  die  rechtlich  feststehenden 
Leistungen  ebenfalls  durch  die  Existenz  des  Kompatronates  nicht  vermindert  werden, 
erscheint  es  gleichgültig,  wer  die  Einheit  der  Kompatrone  vertritt  (ob  also  z.  B.  die 
Präsentation  von  allen  oder  blos  von  einzelnen  ausgeübt  wird ,  die  Hebung  der  stif- 
tungsmässigen  Bezüge  durch  alle  oder  durch  einen  einzigen  erfolgt),  falls  die  betref- 
fende Handlung  nur  für  alle  Kompatrone  ihre  rechtliche  Wirkung  äussert. 

So  weit  das  Interesse  der  Kirche  in  Frage  steht ,  kann  daher  die  nothwendige 
Gleichstellung  des  Kompatronates  mit  dem  Alleinpatronat  durch  die  Annahme  einer 
Solidarberechtigung  der  einzelnen  Kompatrone  in  Betreff  aller  im  Patronate  enthaltenen 
einzelnen  Befugnisse  eiTeicht  werden. 

Andererseits  entspricht  aber  die  reine  Solidarberechtigung  nicht  der  Stellung  der 
Kompatrone  in  ihrem  inneren  Verhältniss  zu  einander.  Mangels  anderweitiger  An- 
ordnungen des  Stifters  stehen  sie  sich  hinsichtlich  ihrer  Berechtigung  am  Kompatro- 
nate  alle  gleich.  Keiner  ist  daher  seinem  Genossen  gegenüber  befugt,  ohne  Rücksicht 
auf  dieselben  die  patronatischen  Befugnisse  allein  und  ausschliesslich  geltend  zu  machen. 
Die  Festsetzung  einer  blossen  Entschädigungspflicht  für  eine  solche  Verletzung  der 
Rechte  der  Kompatrone  seitens  eines  derselben,  d.  h.  die  Beschränkung  der  Wirkung 
einer  solchen  auf  das  innere  Verhältniss  derselben  untereinander,  erweist  sich  bei  der 
Natur  der  patronatischen  Befugnisse^  welche  zum  Theil  nicht  in  Geld  schätzbar  sind,  als 
unzureichend.  Die  Sicherung  der  Kompatrone  kann  daher  nur  dadurch  erreicht  werden, 
dass  die  in  der  Solidarberechtigung  liegende  Befugniss  eines  jeden  einzelnen,  den  Kom- 
patronat nach  aussen,  der  Kirche  und  dem  kirchlichen  Oberen  gegenüber,  zu  vertreten 
eingeschränkt  wird ,  und  zwar  ohne  dass  dadurch  der  Grundsatz  der  einheitlichen  Re- 
präsentation eine  Aenderung  erfährt.  Dies  wird  nur  dadurch  ermöglicht,  dass  man 
die  Solidarberechtigung  durch  die  Konkurrenz  der  übrigen  auch  nach  aussen  hin  in  der 
Art  modificirt  werden  lässt,  dass  alle  Kompati'one  die  betreffenden  Handlungen  gemein- 
sam vornehmen  müssen ,  um  den  Kompatronat  zu  vertreten ,  die  Solidarberechtigung 
aber  insoweit  festgehalten  wird,  als  diejenigen,  welche  nicht  konkurriren  wollen  oder 
an  der  Ausübung  ihres  Konkurrenzrechtes  rechtlich  gehindert  sind ,  ausscheiden ,  und 
in  solchen  Fällen  ein  Handeln  der  übrigen  Kompatrone,  ja  auch  eines  einzelnen  für 
genügend  erachtet  wird. 

Bei  dieser  Behandlung  des  Kompatronates  bleibt  es  völlig  unerheblich,  ob  die  eine 
oder  andere  patronatische  Befugniss  untheilbar  ist  oder  nicht.  Im  praktischen  Resultat 
führt  sie  allerdings  zur  Anwendung  von  Grundsätzen,  welche  die  bisherige  Doktrin  für 
die  Ausübung  des  Präsentationsrechtes  aus  der  Untheilbarkeit  des  letzteren  oder  des 
Patronates  überhaupt  hergeleitet  hat.  Dies  erklärt  sich  aber  daraus,  dass  sie  in  Betreff 
der  untheilbaren  patronatischen  Befugnisse,  wenn  man  den  Rechten  der  einzelnen  Kom- 
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patrone  Rechnung  tragen  will ,  die  einzig  mögliche  ist ,  dagegen  für  die  an  bich 
theilbaren  allein  deshalb  geboten  erscheint,  weil  die  Regeln  über  den  Kompatronat  nur 
aus  der  Gleichstellung  desselben  mit  dem  Alleinpatronat  abgeleitet  werden  können  und 
bei  letzterem  eine  Theilung  der  gedachten  Rechte  niemals  in  Frage  steht.  Die  hier 
vertretene  Auffassung  führt  also  dazu,  auch  die  theilbaren  Befugnisse  so  zu  behandeln, 
als  ob  sie  untheilbar  wären ,  aber  nur  deshalb ,  weil  dies  das  Princip  der  durch  die 
Konkurrenz  der  Kompatrone  eingeschränkten  Solidarberechtigung ,  welches  für  alle 
patronatischen  Befugnisse  gleichmässig  Anwendung  findet ,  bedingt.  Die  üntheilbar- 
keit  des  Patronates  oder  richtiger  die  Behandlung  aller  patronatischer  Befugnisse  als 
untheilbarer  erscheint  demnach  nur  als  eine  Folge  des  erwähnten  Principes,  nicht  aber 
als  dieses  selbst  ^ . 

Die  ferner  vielfach  beliebte  Eintheilung  des  Patronates  in  ins  imtronatus  activum 
und  passivmn'^,  d.  h.  in  das  Patronatrecht  schlechthin  und  in  ein  solches,  bei  welchem 
ein  Kandidat  wegen  bestimmter  Eigenschaften  ,  z.B.  wegen  seiner  Zugehörigkeit  zur 
Familie  des  Stifters  oder  zu  einer  gewissen  Ortschaft  ein  Vorrecht  vor  Anderen  auf  die 
Präsentation  durch  den  Patron  besitzt,  ist  unhaltbar  3.  Der  Bevorzugte  selbst  erlangt 
in  solchen  Fällen  keine  patronatischen  Rechte ,  es  steht  hier  vielmehr  nur  eine  Be- 
schränkung des  Patrons  in  der  Auswahl  der  Kandidaten  in  Frage.  Eine  solche  ist 
aber  nichts  dem  Patronate  eigenthümliches ,  da  sie  auch  bei  nicht  patronatischer ,  so 
z.B.  bei  freier  Verleihung,  für  den  Kollationsberechtigten  vorkommen  kann. 

Endlich  wird  vielfach  als  besondere  Art  des  Patronates  noch  das  landesherr- 
liche Patronatrecht  hervorgehoben .  Der  Ausdruck  ist  vieldeutig.  Man  versteht 
darunter  den  Fall,  dass  der  Patronat  einem  Landesherrn  zukommt,  ohne  dass  man 
bisher  die  dabei  möglichen  Verschiedenheiten  genügend  auseinander  gehalten  hätte  ^. 
Der  Landesherr  kann  einen  solchen  deshalb  besitzen,  weil  die  Berechtigung  dazu  durch 
die  landesherrliche  Würde  bedingt  ist,  ferner  aber  unabhängig  von  dieser  aus  solchen 
Gründen,  welche  für  den  Erwerb  durch  eine  Privatperson  massgebend  sind  ^.  Sodann 
bezeichnet  man  mit  dem  erwähnten  Ausdruck  auch  die  Patronate  ,  welche  nicht  dem 
Landesherrn  als  solchem,  sondern  dem  Staate  zustehen^'.  Derartige  Patronate  werden 
richtiger  als  Staats-  oder  fiskalische  bezeichnet,  während  man  von  einem  lan- 
desherrlichen Patronate  im  eigentlichen  Sinn  nur  in  dem  zuerst  hervorge- 
hobenen Falle  sprechen  sollte. 

Endlich  wird  die  Bezeichnung :  landesherrliches  Patronatrecht  aber 
noch  in  einem  wesentlich  anderen  Sinne  gebraucht.  Man  versteht  darunter  das  fälsch- 
lich aus  der  Souveränität  hergeleitete  Recht  des  Landesherrn ,  die  kirchlichen  Aemter 

'  Die  herrschende  Lehre  von  der  Untheilbar-  Lehre  von  dem  Untergang  und  der  Suspension  des 
keit  des   Patronates   hat    allerdings  das    richtige  Patronates  (§.  140)  die  Rede  sein, 
herausgefühlt,  aber  das  Verhältniss  gerade  umge-  '-  Vgl.   Vivianus  1.  c.    c.   3.    n.   30;    Bar- 
kehrt gefasst,   indem  sie  aus  der  Untheilbarkeit  bosa  J.  E.  U.  III.  12.  n.  2ö ;    Lippert  S.  50; 
die  beschränkte  Solidarberechtigung  der  Kompa-  Vering  K.  R.  S.  487. 

trone  als  Folge  abgeleitet  hat.   Erklärlich  ist  dies,  ^  So  schon  Berardi  1.  c.   p.  288  ;   Phillips 

weil  man  gewöhnlich  blos  das  Präsentationsrecht  K.  R.  7,  682. 

in  das  Auge  gefasst,  und  die  Richtigkeit  der  bis-  *  S.  z.  B.  Rigan ti  ad  reg.  42  cancell.  n.42; 

herigen  Auffassung  nicht  in  ihrer  Anwendung  auf  Phillips  7,  683. 

die   sonstigen  patronatischen  Rechte  einer  Prä-  5  Also  z.  B.  deshalb,  weil  ihm  ein  Familien- 

fung  unterzogen  hat.  patronat  zufällt  oder  weil  er  von  einem  Privaten 

Was  für  Folgen  des  näheren  sich  aus  der  im  ein  patronatberechtigtes  Gut  aus  seinem  eigenen 

Text  entwickelten    Ausführung  ergeben  ,    davon  Vermögen  kauft. 

kann  erst  bei  der  Besprechung  der  einzelnen  im  ^  Wie  dies   bei  dinglichen,  an  Staatsdomänen 

Patronate  enthaltenen  Rechte  (§.  138)  und  in  der  haftenden  Patronaten,  der  Fall  ist. 

HiuBchius,  Kirchenreclit.  III.  2 


18  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  136, 

(oder  wenigstens  die  niederen)  innerhalb  seines  Landes  zu  besetzen.  Selbst,  wenn  die 
Annahme  eines  solchen  Rechtes  begründet  wäre,  würde  dasselbe  immer  kein  Patronat 
in  der  kirchenrechtlicli  feststehenden  Bedeutung  dieses  Begriffes  sein.  Daher  ist  des 
Nähereu  davon  nicht  in  der  Lehre  vom  Patrouate,  sondern  in  der  Lehre  von  der  auf 
Gruud  der  Kirchenhoheit  staatlicherseits  in  Anspruch  genommenen  Mitwirkung  bei  der 
Besetzung  der  Kirchenämter  (§.  151)  zu  handeln. 

§.  1 37.   ßß.  Die  Entstehung  oder  die  ursprünglichen  Erwerbsarten  des  Patronates. 

Die  Entstehung  oder  Neubegrtindung  eines  Patron atrechtes  setzt  einen  Erwerbs- 
titel, ferner  aber  die  Fähigkeit  des  in  Frage  kommenden  Subjektes  zum  Erwerbe  des 
Rechtes,  endlich  auch  ein  Objekt  voraus,  welches  demselben  überhaupt  unterworfen 
sein  kann. 

I.  Die  Erwerbstitel.  A.  Die  Fundation  im  weiteren  Sinne.  Der- 
jenige, welcher  eine  kirchliche  Anstalt  oder  ein  Benefizium  fundirt,  erwirbt  an  dem 
von  ihm  auf  diese  Weise  neugeschaflfenen  Objekt  das  Patronatrecht  ^.  Zugleich  ist  er 
berechtigt  innerhalb  der  überhaupt  kirchenrechtlich  zulässigen  Schranken  die  näheren 
Modalitäten  des  entstehenden  Rechtes  zu  bestimmen  ^,  ja  dasselbe  sogar  von  vornher- 
ein einer  anderen  Person  zuzuweisen  '^. 

Wegen  ihres  Stiftungs-Charakters  muss  die  Fundation  eine  Liberalität  enthalten, 
also  unentgeltlich,  d.  h»  ohne  Vorliegen  einer  durch  das  Kirchenrecht  begründeten 
Verpflichtung'*,  vorgenommen  werden.  Ferner  ist  es  erforderlich,  dass  der  Wille  des 
Stifters  sich  auf  den  betreffenden  Erfolg  und  die  Aneignung  der  entstehenden  recht- 
lichen Wirkungen  richtet  oder  wenigstens  die  letzteren  nicht,  sei  es  ausdrücklich,  sei 
es  stillschweigend  ablehnt.  Daher  wird  durch  eine  einfache  Schenkung  zum  Zweck 
eines  Kircheubaues,  insbesondere  durch  Beiträge  zu  Kollekten  für  einen  solchen  kein 
Patronat  erworben. 

Die  Fundation,  durch  welche  die  Stiftung  verwirklicht  wird,  besteht  naturgemäss 
in  der  Bewirkung  aller  Handlungen  und  in  der  Gewährung  aller  Mittel,  welche  noth- 
wendig  sind,  um  die  beabsichtigte  kirchliche  Anstalt  oder  das  in  Aussicht  genommene 
kirchliche  Benefizium  in  das  Leben  zu  rufen  und  die  Erfüllung  der  Zwecke  derselben 
zu  sichern.     Der  Umfang  der  Leistungen  ist  daher  nach  Lage  der  Fälle  verschieden. 

Handelt  es  sich  um  die  Herstellung  einer  kirchlichen  Einrichtung,  für  welche  ein 
besonderes  gottesdienstliches  Gebäude,  z.  B.  eine  Pfarrkirche,  Kapelle,  nothwendig 
ist,  so  bedarf  es  1 .  der  Beschaffung  des  Grund  und  Bodens  für  dasselbe  [fundatio  i. 
eng.  Sinn  oder  assignatio  fundi) ,   2 .  der  Ausführung  des  Baues  [constructio,   auch  ex- 

1  c.  26.  31.  32  C.  XVI  qu.  7,  welche  gewöhn-  *  Daher  kann  ein  Baulastpflichtiger,  welcher 
lieh  dafür  angeführt  werden  ,  beweisen  das  niclit,  seiner  betreffenden  Verbindlichkeit  genügt,  nie- 
s.  Th.  II.  S.  619  n.  4.  S.  621  n.  2  u.  5.  Die  mals  den  Patronat  erlangen,  andererseits  ist  aber 
Doktrin  hat  allerdings  diesen  Rechtssatz ,  welcher  der  Erwerb  des  letzteren  nicht  ausgeschlossen, 
sich  durch  die  historische  Entwicklung  des  In-  wenn  eine  sonstige  Rechtspflicht  obwaltet,  falls 
stituts  von  selbst  ergeben  musste,  an  diese  Stellen  nur  die  Uebernahme  und  Begründung  derselben 
angeknüpft,  s.  Glossa  s.  v.  fundatione,  vgl.  fer-  eine  freiwillige,  nicht  durch  die  Kirche  geforderte 
ner  c.  25  (Clem.  III.)  X.  h.  t.  III.  38.  ist,  weil  auch  dann  eine  Begünstigung  der  Kirche 

2  Th.  II.  S.  392.  und  eine  Wohlthat  gegen  dieselbe  liegt.    Deshalb 

3  Die  gedachten  Befugnisse  folgen  ans  dem  erwirbt  derjenige,  welcher  eine  rechtsgiltig  ein- 
Rechte  des  Stifters,  Inhalt  und  Umfang  seiner  gegangene  oder  ihm  im  Testament  auferlegte  Ver- 
Stiftung näher  festzusetzen.  Bei  Stiftung  zu  pflichtung  zur  Fundation  einer  Kirche  wenngleich 
Gunsten  eines  dritten,  ist  dieser  der  erste  Er-  gezwungen  erfüllt,  den  Patronat,  so  auch  die 
Werber,  nicht  der  Stifter.  Rota,  Vivian.  P.  I.  1.  2.  c.  3.  n.  14. 
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structio,  aedificatio]  i  und  3.  der  Gewährung  der  Mittel  für  die  Bestreitung  der  sächlichen 
Kosten  des  Gottesdienstes,  für  die  Instandhaltung  des  Gebäudes  und  für  den  Unterhalt 
der  erforderlichen  geistlichen  Kräfte  [dotatio)'^. 

Andererseits  kann  aber  schon  die  blosse  Gewährung  eines  Fonds  für  den  zuletzt 
gedachten  Zweck  genügen,  so  wenn  an  einer  schon  bestehenden  Kirche  ein  Benefizium 
zur  Aushülfe  in  der  Seelsorge  oder  für  die  Abhaltung  von  Messen  gestiftet  werden  soll. 

In  der  Mitte  zwischen  diesen  beiden  Fällen  liegen  noch  andere,  so  z.  B.  die  Stif- 
tung eines  Benefiziums  mit  einem  besonderen  Altar ,  bei  welcher  zu  der  Dotation  die 
Erbauung  des  letzteren  auf  Kosten  des  Stifters  hintreten  muss. 

Darüber,  ob  eine  der  drei  gedachten  Handlungen,  wenn  die  Vollendung  der  Stif- 
tung nur  durch  alle  oder  mehrere  derselben  herbeigeführt  werden  kann,  allein  die  Ent- 
stehung des  Patronates  zu  Gunsten  des  Leistenden  bewirkt,  besteht  mangels  einer  aus- 
drücklichen Entscheidung  in  den  Quellen  '^  ein  bisher  nicht  zum  Austrag  gelangter  Streit. 

Eine  namentlich  in  älterer  Zeit  allgemein  angenommene  Meinung  lässt  jede  ein- 
zelne der  erwähnten  Handlungen  genügen  *,  andere  verlangen  dagegen,  dass  sämmt- 


1  Gleich  steht  natürlich  die  Hingabe  pekuniärer 
Mittel,  um  die  betreffenden  Handlungen  unter 
Leitung  der  kirchlichen  Behörden  bewirken  zu 
lassen.  Denn  die  Kirche  erlangt  hier  denselben 
Vortheil ,  wie  wenn  der  Patron  selbst  den  Grund 
und  Boden  beschafft  und  das  Gebäude  herstellen 
lässt. 

2  Diesen  Fall  hat  die  Glosse  zu  c.  26.  C.  XVI 
qii.  7  s.  V.  piae  mentis  in  dem  Memorialvers: 
patronum  faciunt  dos  aedificatio  fandus  allein  im 
Auge. 

3  Am  ausführlichsten  über  den  Sprachgebrauch 
derselben  hinsichtlich  der  Worte  fundatio  und 
constructio  Phillips  7,  721  ff.  Dass  das  erstere 
alle  drei  Handlungen  umfassen  kann,  bedarf  keines 
Beweises. 

Die  älteren  Stellen  (s.  S,  18.  n.  1),  welche 
des  fundare  ecclesiam  oder  der  fundatores  eccle- 
siarmn  oder  des  construere  vel  dotare  ecclesiam  ge- 
denken, sind  ebenso  wie  Nov.  LVII.  c.  2  deshalb 
nicht  massgebend,  weil  sie  den  Patronat  in  seiner 
nachmaligen  Gestaltung  noch  nicht  vor  Augen 
haben. 

In  c.  25  (Clem.  III)  X.  h.  t.  III.  38  heisst  es 
allerdings  :  „quod  si  quis  ecclesiam  cum  assensu 
dioecesani  construxit,  ex  eo  ins  patronatus  acqui- 
rit",  mit  Bezug  auf  eine  sich  nur  in  der  pars  decisa 
findende  Anfrage  „si  aliquis  efficiatur  sola  con- 
structione  patronus",  indessen  ist  dies  ebenfalls 
nicht  entscheidend  (so  Schulte  Syst.  2,  678. 
n.3).  Denn  die  Anfrage  ist  vieldeutig,  sie  kann 
auf  die  hier  in  Rede  stehende  Kontroverse  be- 
zogen werden ,  andererseits  aber  auch  darauf,  ob 
man  ohne  besonderen  Vorbehalt  ipso  iure  und  ohne 
Zustimmung  des  Bischofs  Patron  werde.  Ueber- 
dies  ist  gerade  der  Theil  der  Stelle,  welcher  die 
Beziehung  auf  die  Kontroverse  ermöglicht,  von 
Raimund  a  Peiia forte  gestrichen,  vgl.  auch 
Phillips  7,  731.  736. 

Ebenso  entbehren  auch  die  Vorschriften  des 
Tridentinums  der  erforderlichen  Deutlichkeit. 
Sess.  XIV.  c.  12  de  ref. :  „Nemo  .  .  .  nisi  eccle- 
siam, beneficium  aut  capellam  de  novo  fundave- 
rit  et  construxerit  seu  erectam  quae  tamen 
sine  sufflcienti  dote  fuerit,  de  suis  propriis  et  pa- 


trimonialibus  bonis  competenter  dotaverit,  ius 
patronatus  impetrare  .  .  .  possit  ...  In  casu  au- 
tem  fundationis  aut  dotationis",  lässt  in 
seinem  ersten  Satz  den  Patronat  durch  Neuerrich- 
tung und  Erbauung  eines  kirchlichen  Gebäudes 
oder  durch  Ergänzung  der  Dos  einer  schon  vor- 
handenen Anstalt  entstehen ,  und  stellt  nachher 
den  ersteren  beiden  Handlungen  die  Fundation 
gleich,  so  dass  darunter  auch  die  Dotirung  als  mit- 
begriffen gedacht  werden  darf.  Wenn  ferner  Sess. 
XXV  c.  9  de  ref.  bestimmt :  „ut  titulus  iuris  pa- 
tronatus sit  ex  fundatione  vel  dotatione",  so  ist 
einmal  die  Auffassung  möglich,  dass  hier  die  Do- 
tation als  Titel  für  den  in  der  zuerst  angeführten 
Stelle  gedachten  Fall  gemeint  ist,  aber  auch  die, 
dass  durch  Dotation  allein  schon  das  Patronatrecht 
entstehen  kann,  wobei  es  jedoch  zweifelhaft  bleibt, 
ob  unter  allen  Umständen  oder  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  sie  allein  zur  Realisirung  der 
Stiftung  genügt.  Ebensowenig  ist  die  Stelle  des- 
selben Kapitels:  „Patroni  autem  ...  in  percep- 
tione  fructuum  ....  quorumcumque  beneflcio- 
rum,  etiamsi  vere  de  iure  patronatus  ipsorum  ex 
fundatione  et  dotatione  essent,  nullatenus  .  .  . 
se  ingerant"^  entscheidend.  Vgl.  auch  Phillips 
7,  734.   A.  M.  Schulte  K.  R.  2,  678.  n.  3. 

4  Innoc.  IV  appar.  ad  tit.  X.  III.  38  rubr.  n. 
2:  ;;Acquiritur  autem  ius  patronatus  tribus  ex 
causis,  s.  ecclesiae  constitutione,  ecclesiae  do- 
tatione et  territorii  ad  ecclesiam  fundandam  colla- 
tione  ....  Quilibet  autem  istorum  patronus  est" ; 
glossa  ad  c.  un.  in  Vl^^^h.  t.  III.  19  in  casu  :  „Ali- 
quis laicus  habebat  iuspatronatus  in  aliqua  eccle- 
sia,  quia  forte  eam  fundaverat  i.  e.  donaverat  fun- 
dum  ad  eam  aedificandam  vel  eam  aedificavit  vel 
dotavit  vel  omnia  fecit  simul^^  Die  Glossa  zu  c. 
30  C.  XVI  qu.  7  s.  v.  Aliquid:  „non  tamen  prop- 
ter  quamlibet  rem  modicam  datam  ante  conse- 
crationem  efücitur  quis  patronus,  nisi  tantum  de- 
derit,  quod  sufflciat  ad  necessaria  ministrorum  et  ad 
luminaria^'^,  behandelt  allein  die  Dotation  und  geht 
ebenfalls  davon  aus,  dass  schon  durch  diese  der  Pa- 
tronat erworben  werden  könne  (s.  auch  Lippert 
S.  57).  Ferner  für  diese  Meinung:  Lamber- 
tini tract.  de  iure  patr.  1.  I.  p.  I.  qu.  3.  n.  2; 
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liehe  drei  zusammentreffen  müssen',  endlich  wird  auch  die  Ansicht  vertreten,  dass 
der  Patronat  durch  Erbauung  einer  Kirche,  ohne  Unterschied,  ob  darin  die  Anweisung 
des  Grund  und  Bodens  enthalten  sei  oder  nicht,  und  ferner  durch  Dotation  einer  von 
einem  Andern  erbauten  Kirche  entstehe 2.  Selbstverständlich  muss  bei  der  erstgedach- 
ten Ansicht  das  Zustandekommen  der  kirchlichen  Anstalt,  für  welche  eine  der  erwähn- 
ten Leistungen  gemacht  wird,  vorausgesetzt  werden  -^  weil  sonst  das  Objekt  des  Patro- 
nates  überhaupt  nicht  zur  Existenz  gelangt  ^  Demnach  hängt  die  Entscheidung  der 
Kontroverse  lediglich  davon  ab,  ob  in  der  Bewirkung  einer  der  erwähnten  Handlungen 
allein  schon  eine  zur  Begründung  des  Patronates  ausreichende  Wohlthat  gegenüber 
der  Kirche  gefunden  werden  kann^. 

Die  Quellen  geben,  wie  schon  bemerkt,  auf  diese  Frage  keine  direkte  Antwort. 
Ebensowenig  lässt  sich  daraus,  dass  in  den  Entstehungszeiten  des  Institutes  die  Grund- 
herren die  Fundation,  Konstruktion  und  Dotation  zusammen  vorgenommen  haben,  die 
Unbegründetheit  der  ersten  Meinung  herleiten'^.  Denn  das  Institut  ruht  heute  nicht 
mehr  auf  dem  Fundament  der  Eigenthurastheorie . 

So  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  eine  Lösung  aus  den  sonstigen  feststehenden 
Grundsätzen  über  den  Erwerb  des  Patronates  zu  versuchen.  Es  ist  unbestritten  an- 
erkannt und  es  kann  als  festes  Gewohnheitsrecht  bezeichnet  werden,  dass  in  demjeni- 
gen Falle,  wo  die  drei  erforderlichen  Handlungen  von  drei  verschiedenen  Personen 
geleistet  werden,  jede  den  Patronat  erwirbt  und  somit  ein  s.  g.  Kompatronat  entsteht. 
Dass  irgend  eine  Verbindung  unter  diesen  Personen  zu  dem  gedachten  Zwecke  vorher 
eingegangen  sein,  oder  irgend  ein  rechtlicher  Zusammenhang  zwischen  ihnen  bestehen 
muss,   ist  nicht  nothwendig'^.     Somit  reicht  für  jeden  die  Bewirkung  einer  einzigen 


Vi  vi  an.  I.e.  P.  IL  1.  L  c.  2.  n.  1.  2;  Barbosa 
J.  E.  ü.  IIL  12.  n.  28;  Leuren.  for.  benef.  P. 
IL  qu.  30;  Nie  Ollis,  prax.  canon.  de  iurepatr. 
n.  1;  Engel  coli.  iur.  ean.  III.  38.  n.  19; 
Reiffenstuel  ins  can.  IIL  38.  n.  4;  Ferraris 
s.  V.  ius  patronatus  art.  1.  11.  20  ff. ;  Kaim  2, 
52  fr.;  Kichter-Dove  K.  R.  §.  189.  n.  4; 
Schulte  K.  R.  2,  677;  Walter  K.R.  §.  235b. 
n.3;  Gin  zel  K.R.  2,  142;  VeringK.  R.  S.489. 

1  So  Nicolaus  de  Tudeschis  (abbas  Si- 
culus),  s.  Fagnan.  ad  c.  3  X  h.  t.  III.  48.  n. 
26;  dieser  letztere  selbst  a.  a.  0.  ;  van  Espen 
J.  E.  U.  P.  IL  t.  25.  c.  3.  n.  6  ff.  ;  Berardi 
comm.  1.  c.  c.  4,  ed".  cit.  1,  290;  Schilling 
S.  10;  Phillips  7,  726  ff.;  Gerlach  Präsen- 
tationsrecht S.  66.  67. 

2  de  Roye  de  iurepatr.  prolegom.  c.  13;  Lip- 
pert  S.  62. 

3  Die  Realisirung  dieser  Voraussetzung  ist 
praktisch  sehr  wohl  möglich ,  z,  B.  wenn  zu  der 
Hergabe  des  Grundstückes  durch  eine  Person  die 
Bescbafl'ung  der  Baukosten  seitens  der  dazu  ver- 
pflichteten Gemeinde  erfolgt  und  zur  Dotation 
ein  Kollektenfond  verwendet  wird. 

*  Damit  entfallen  Einwendungen,  wie  die,  dass 
eine  Kirche  mit  der  blossen  Anweisung  des  Grund- 
stückes noch  nicht  zur  Existenz  gelange,  und  der 
Patron  seine  Rechte  nicht  ausüben  könne,  ferner, 
dass  der  Bischof  den  Bau  einer  solchen  nicht  ohne 
Dotation  genehmigen  oder  eine  schon  erbaute 
konsekriren  dürfe,  s.  Fagnan.  1.  c.  u.  Phil- 
lips 7,  726.  735. 

5  Wenn  Ph  illips  a.  a.  0.  sagt:  „Man  wendet 


zwar  ein,  dass  mit  solch  einem  Einzelerwerb  durch 
eine  jener  drei  Handlungen  immer  die  conditio 
iuris  verbunden  sei,  dass  ein  zweiter  oder  dritter, 
den  einen  der  anderen  Akte  vornimmt,  eo  ipso 
Mitpatron  werde.  Indessen  damit  ist  nicht  viel 
gewonnen,  denn  so  lange  ein  zweiter  oder  dritter 
einen  jener  andern  Akte  nicht  vorgenommen  hat, 
ist  jener  Erste,  wenn  er  auch  in  der  Absicht,  Pa- 
tron zu  werden,  die  Handlung  vorgenommen  hat, 
doch  noch  nicht  Patron,  sondern  nur  Wohlthäter, 
wofür  ihn  die  Kirche,  wenn  sie  will,  in  einer  ihr 
beliebigen  Weise  belohnen  mag",  so  ist  dies  eine 
petitio  principii. 

6  So  Phillips  7,  726. 

7  Rochus  de  Gurte  def.  VII.  n.  2.  p.  323; 
Fagnan.  1.  c.  n.  26.  49;  Vivianus  1.  c.  n. 
3  ;  L euren.  1.  c.  qu.  31 ;  van  Espen  1.  c.  n. 
14;  Berardi  1.  c.  p.  291;  Lippert  S.  55; 
Kaim  2,  52;  Schulte  2,  678;  Phillips  7, 
720.  Schilling  S.  10.  11  behauptet  allerdings, 
dass  durch  eine  dieser  Handlungen  niemals  die 
Gesammtheit  der  Patronatsrechte,  sondern  nur 
die  Theilnabme  am  vollen  Patronate  erworben 
werde.  Dabei  ist  übersehen ,  dass  bei  dem 
mehreren  berechtigten  zustehenden  Patronat  eine 
Beschränkung  jedes  einzelnen  nur  durch  das  Vor- 
handensein der  übrigen  eintritt.  Wenn  er  ferner 
zwischen  vollem  und  unvollkommenen  Patronate, 
je  nachdem  sämmtliche  Befugnisse  in  demselben 
enthalten  sind  oder  nicht,  unterscheidet,  so 
handelt  es  sich  hier  zunächst  um  den  Erwerb 
des  Patronates  überhaupt,  nicht  darum  ,  wie  weit 
in  jedem  Falle  die  Befugnis>e  des  Patrones  gehen. 
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Leistung  aus.  Eine  solche  gilt  als  genügend,  um  für  ihn  den  Patronat  zu  begründen, 
und  es  bedarf  der  Realisirung  der  Stiftung  in  vollem  Umfange  durch  ein  und  dieselbe 
Person  nicht.  Ein  Grund,  weshalb  diese  Regel  für  den  Fall  keine  Anwendung  finden 
soll,  dass  die  sonstigen  Bedürfnisse  für  die  kirchliche  Anstalt  ausser  der  Fundation 
oder  Konstruktion  unter  Umständen  beschafft  werden,  unter  welchen  kein  weiterer  Pa- 
tronat entsteht,  ist  nicht  erfindlich.  Das  letztere  hängt  vom  Zufall  ab  und  es  ist  will- 
kührlich,  demjenigen,  welcher  die  Fundation  bewirkt,  den  Patronat  zuzusprechen, 
wenn  sich  ein  Anderer  findet,  welcher  in  der  Absicht,  ebenfalls  den  Patronat  zu  er- 
werben, noch  für  die  Konstruktion  und  Dotation  sorgt ,  ihm  denselben  aber  im  ent- 
gegengesetzten Fall,  z.  B.  wenn  diese  Leistungen  aus  Kollektengeldern  gemacht  wer- 
den, nicht  zu  gewähren.  Es  wird  demnach  an  der  heute  von  der  überwiegenden  Zahl 
der  Kanonisten  angenommenen  Meinung  festgehalten  werden  müssen,  dass  die  Funda- 
tion, die  Konstruktion,  die  Dotation,  jede  für  sich  allein,  freilich  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  beabsichtigte  kirchliche  Einrichtung  zur  Vollendung  gelangt,  genügt, 
und  dass  jeder,  welcher  eine  weitere,  den  Patronat  begründende  Leistung  macht,  dem 
andern  Betheiligten  als  Mitpatron  an  die  Seite  tritt  ^ 

Was  die  einzelnen  Begründungshandlungen  des  Näheren  betriff't,  so  besteht 
1.  die  Fund ation  im  engern  Sinne  oder  die  assignatio  fundi  in  der  Hingabe 
eines  zum  Baue  einer  Kirche  ausreichenden  Grundstücks.  Dasselbe  darf  nicht  mit 
solchen  Rechten  beschwert  sein,  welche  mit  der  zukünftigen  Bestimmung  und  dem  zu- 
künftigen Gebrauch  der  zu  schaffenden  neuen  Einrichtung  in  Widerspruch  stehen  oder 
gar  die  erstere  bei  ihrer  Geltendmachung  ganz  beseitigen  könnten  2.  Die  Hingabe  hat 
in  der  Weise  zu  erfolgen,  dass  der  Fundator  sich  seines  Eigenthums  entäussert  ^  und 
dies,  wenn  auch  nur  mittelbar  auf  die  neue  kirchliche  Anstalt  (z.  B.  die  neugestiftete 
Pfarrei)  übergeht''.  Da  der  Patronat  erst  entstehen  kann,  wenn  die  letztere,  sein 
Objekt,  in  das  Leben  getreten  ist,  so  gewährt  die  Fundation  allein  nur  ein  Anrecht 
auf  denselben,  welches  ebenso  wie  der  Patronat  selbst  vererblich  ist. 

1  In  Uebereinstimmung  hiermit  bestimmt  auch  Dasselbe  meinen  wohl  LippertS.65;  Schulte 

das  bair.  Konkord.  art.  11 :    .,Tex  Bavariae  ad  ea  2,  G80 ;  Kaim  2,  58,  welche  freilich  kein  festes 

benelicla  tarn  parochialia  quam  curata  ac  simplicia  Princip  für  die  Unterscheidung    statthafter  und 

praesentabit,  ad  quae  ex  legitimo  iurepatronatus  unstatthafter  Belastung  aufstellen, 

si  ve  per  dotationem  si  ve  per  fundationem  si  ve  3    Rochus  de  Gurte    def.   VII.  n.  7.     Eine 

per   cönstructionem    acquisito  eius    antecessores  Fundation  liegt  nicht  vor,  wenn  der  Eigenthümer 

duces  et  electores  praesentabant''.  einer  in  seinem  Schlosse  belegenen  Kapelle  dort 

Das  preussische  L.  R.  II.  11.  §.  560:  „Wer  die  Abhaltung  des  Pfarrgottesdienstes  für  eine 
eine  Kirche  bauet  oder  hinlänglich  dotirt,  erlangt  neuerrichtete  Pfarrei  gestattet,  weil  für  diese 
dadurch  ein  Recht  zum  Patronate^^,  erwähnt  der  keine  eigene  Kirche  beschafft  werden  kann.  Giebt 
assignatio  fundi  nicht  besonders.  Da  es  sich  aber  aber  dieser  Grundherr  die  Dotation  für  das  Pfarr- 
auf den  Boden  der  hier  vertretenen  Meinung  stellt,  beneflzium  her,  so  erlangt  er  auf  Grund  dieses 
wird  auch  die  Anweisung  des  Grund  und  Bodens  Aktes  das  Patronatrecht  an  demselben, 
für  ausreichend  erachtet  werden  müssen.  '^    Im  Augenblick  der    Fundation   existirt  das 

^   Denn  das  betreffende    Grundstück   soll   die  neue  Rechtssubjekt,   welches  durch  dieselbe  und 

Extrakommerzial-Qualität  der  res  sacrae  anneh-  die  weiter  erforderlichen  Handlungen  geschaffen 

men.     Es  muss  daher  von  allen  Rechten,  welche  werden  soll,    noch  nicht,   daher  ist  eine  direkte 

an  einer  solchen  Sache  nicht  gültig  bestellt  wer-  Uebertragung  seitens    des    bisherigen  Eigenthü- 

den  können,  frei  sein,    so  z.  B.  von  Hypotheken  mers  nur  dann  möglich,  wenn  alle  sonstigen  Yor- 

und  Grundschulden,  weil  die  Rechte  der  Gläubi-  aussetzungen    erfüllt  sind  und  der  Bischof  mit 

ger  durch  die  FundatJon  nicht  beeinträchtigt  wer-  Rücksicht    darauf,     dass    die    Uebertragung    des 

den  können.     Gleich   steht  der  Fall,  wo  zugleich  Grundstückes,  des  Gebäudes  und  der  Dotation  ge- 

die  Mittel  zur  Abstossung  solcher  Lasten  gewährt  sichert  ist,  die  Errichtung  der  neuen  kirchlichen 

werden,  wenn  z.  B.   ein  mehr  als  ausreichendes  Einrichtung  ausgesprochen  hat.    Vorher  kann  die 

Grundstück  zum  Bauplatz  gegeben  und  die  darauf  Entäusserung  nur  an  eine  Mittelsperson  (z.  B. 

haftenden    Hypotheken   durch    den  Verkauf  des  den   Erbauer  der  Kirche,   den  Bischof)  mit  der 

nicht  erforderlichen  Areals  getilgt  werden  können,  Auflage,  das  Grundstück  später  auf  das  neu  ent- 
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Eine  Kirche,  innerhalb  deren  Sprengel  eine  andere,  selbst  unter  Zuweisung  einzel- 
ner Theile  des  letzteren  errichtet  wird,  erwirbt  das  Patronatrecht  über  die  neue  Anstalt 
nicht ' ,  weil  die  Fundation  eine  Vermögenszuwendung  ist  und  eine  solche  hier  seitens 
der  ersteren  an  die  neugestiftete  Kirche  nicht  vorliegt  2.  Ebenso  wenig  wird  die  Kirche, 
innerhalb  deren  Jemand  einen  Altar  oder  eine  Kapelle  aus  seinen  eigenen  Mitteln  stif- 
tet, Mitpatronin  ^.  Eine  solche  Einrichtung  kann  zwar  nicht  ohne  Benutzung  eines 
Theiles  des  kirchlichen  Gebäudes  (und  bei  einem  durch  die  Anfügung  einer  Kapelle 
bedingten  Erweiterungsbau  eines  Theiles  des  Grundstückes)  erfolgen ,  indessen  steht 
hier,  wo  es  sich  nur  um  eine  anderweitige  als  die  bisherige  gottesdienstliche  Benutzung 
und  Verwendung  des  Raumes  handelt,  eine  vermögenswerthe  Zuwendung  nicht  in  Frage. 

2.  Die  Konstruktion  bedingt  die  Erbauung  des  Gebäudes,  der  Kirche  oder 
Kapelle,  oder  auch  des  Altars  auf  Kosten  des  zukünftigen  Patrons  ohne  Gegenleistung. 
Gleichgültig  ist  es,  ob  das  Gebäude  neu  hergestellt  oder  ein  dazu  geeignetes  zur  Kirche 
gegeben  oder  umgebaut  wird'*. 

Der  Konstruktion  steht  die  reaedificatio,  die  Wiederherstellung  einer  ganz  oder  in 
ihren  Haupttheilen  zerstörten  oder  verfallenen  Kirche  gleich  ^.  Jedoch  ist  der  bisherige 
Patron  unter  Ausschluss  jedes  Andern  befugt,  die  Wiederherstellung  vorzunehmen, 
weil  er  bei  Verlust  seines  Patronates  dazu  verpflichtet  ist  ^  und  das  Recht,  sich  denselben 


stehende  kirchliclie  Rechtssubjekt  zu  übertragen, 
erfolgen. 

1  Vivianus  P.  I.  1.  2.  c.  7.  n.  1 ;  Schulte 
K.  R.  2,  680.  681.  Wohl  aber  wenn  aus  ihrem 
Vermögen  die  Fundation  beschafft  wird,  c.  3.  X.  de 
eccles.  aediflc.  III.  48,  s.  Th.  II.  S.  402.  n.  2  u. 
S.408.  n.  4.  Wenn  Schulte  a.  a.  0.  S.  680 
hierbei  eine  Modiflcirung  durch  das  Verhältniss 
der  Benefizien  zu  einander  eintreten  lassen  will 
und  unter  Berufung  auf  eine  Entschdg.  d.  Congr. 
Conc.  V.  1741  bei  Richter  Tridentinum  S.450. 
n.  1  annimmt,  dass  ein  beneflcium  simplex  oder 
dessen  Inhaber  keinen  Patronat  über  die  auf  einem 
zum  ersteren  gehörigen  Grundstück  errichtete 
Kirche  erwerbe,  so  hat  dies  keinen  Anhalt,  die 
Congr.  Conc.  hat  nur  entschieden,  dass  aus  dem 
Umstand,  dass  eine  Kirche  sich  thatsächlich  auf 
einem  zu  einem  solchen  Beneüzium  gehörigen, 
innerhalb  der  Pfarrei  gelegenen  Grundstücke  be- 
finde, das  Patronatrecht  nicht  folge,  offenbar,  weil 
daraus  allein  die  Fundation  aus  dem  Vermögen 
des  Beneflziums  nicht  erwiesen  wird. 

2  Wenn  Mejer  in  Dove  u.  Friedberg 
Zeitschr.  f.  K.  R.  14,  245  ff.  258  von  Neuem  auf 
Grund  des  vielbesprochenen  c.  3  X.  de  eccles. 
aedif.  III.  48  (s.  Th.  II.  S.  406.  n.  5.  u.  S.  408. 
n.  4)  die  Ansicht  vertheidigt,  dass  bei  jeder  Dis- 
membration  einer  Patronatspfarrei  ohne  Weiteres 
für  den  Patron  der  Mutterkirche  ein  mit  dem 
Pfarrer  derselben  gemeinsames  Patronatrecht  an 
der  neuen  Tochterkirche  entstehe,  so  widerspricht 
diese  Annahme  den  sonstigen  Regeln  über  die 
Entstehung  des  Patronates.  Sie  müsste  also  mit 
voller  Deutlichkeit  in  dem  Kapitel  ausgesprochen 
sein.  Für  das  heutige  Recht  stehen  ihr  auch  die 
Bestimmungen  des  Tridentinums  (s.  0.  S.  19  n.  3) 
entgegen.  Wenn  Mej  er  diesen  Einwand  durch 
die  Behauptung  zu  entkräften  sucht,  dass  es  sich 
hier  nicht  um  Neuerwerb  eines  Patronates,  son- 
dern nur  um  Forterhaltung  eines  früheren  han- 


delt, so  ist  dies  entschieden  unrichtig.  Die  Toch- 
terkirche ist  eine  selbständige  Anstalt,  auf  wel- 
che sich  die  ursprüngliche  Stiftung  des  Patrons 
der  Mutterkirche  gar  nicht  bezogen  hat,  an  wel- 
cher also  nur  der  Neuerwerb  eines  Patronates 
möglich  ist.  Soll  ferner  für  den  Fall ,  dass  die 
Mittel  zur  Herstellung  der  neuen  Kirche  von 
einem  Dritten  hergegeben  worden  sind ,  dieser 
gemeinschaftlich  mit  dem  Mutterkirchen-Patron 
und  Pfarrer  das  Patronatrecht  erwerben?  Die 
Congr.  conc.  hat  das  letztere  völlig  richtiger  Weise 
blos  dem  Stifter  der  Tochterkirche  zugesprochen, 
s.  Richters  Tridentinum  S.  451.  n.  3. 

3  Entgegengesetzter  Ansicht  Vivianus  1.  0. 
n.  48;  Engel  1.  c.  n.  19;  Schulte  2,679. 
681.  Die  Meinung  des  Textes  ist  aber  die  herr- 
schende geworden,  nur  wird  sie  von  denAelteren 
durch  Berufung  auf  feststehende  Gewohnheit, 
welche  hier  das  an  und  für  sich  Richtige  getroffen 
hat,  begründet,  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  8 
canc.  gl.  10.  n.  13 ;  Garcias  1.  c.  P.  I.  c.  9  n. 
41;  Vivianus  1.  c.  n.  49;  Lippert  S.  66. 

4  Rochus  de  Curte  1.  c.  def.  VII.  n.  14; 
Vivianus  1.  c.  c.  2.  n.  10. 

5  Ein  solches  Gebäude  hat  seinen  Charakter 
als  Kirche  verloren  und  ist  exekrirt,  c.  6  (Innoc. 
III)  X.  de  consecr.  eccl.  III.  40.  Die  Wiederher- 
stellung kommt  daher  in  ihrem  Resultate  dem 
Neubau  gleich.  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit, 
Rochus  de  Curte  1.  c.  def.  VIII.  n.l2;  Gar- 
cias 1.  c.  n.  51 ;  Fagnan.  ad  c.  3  X.  III.  38. 
n.52.  53  ;  Vivian.  1.  c.  P.  II.  c.  5.  n.  5 ;  Lip- 
pert S.  67;  Kaim  2,  59;  Phillips  7,  739. 
Vgl.  übrigens  auch  c.  1  der  Compilatio  V.  h.  t. 
III.  22,  welches  nicht  in  das  Corp.  iur.  überge- 
gangen ist.  Auch  das  preuss.  L.  R.  II.  11. 
§.  570  hebt  die  Reädiflkation  ausdrücklich  als 
Erwerbstitel  des  Patronates  hervor. 

6  Darüber  s.  unten. 
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in  seinem  bisherigen  Umfange  zu  erhalten,  das  Korrelat  seiner  gedachten  Verbindlich- 
keit bildete 

Gleichgültig  erscheint  es,  ob  derjenige,  welcher  die  Kirche  wieder  herstellt,  das 
frühere  Material  des  verfallenen  Gebäudes  dabei  benutzt  oder  nicht  2. 

Endlich  gehört  es  zum  Wesen  der  Konstruktion,  dass  der  Bau  nicht  blos  begonnen, 
sondern  auch  vollendet  sein  muss.  Wird  derselbe  vorher  absichtlich  aufgegeben"^,  so 
kann  für  denjenigen,  welcher  ihn  angefangen  hat,  kein  JPatronat  entstehen.  Unterbleibt 
die  Fortführung  aber  aus  anderen  Gründen,  z.  B.  wegen  Mangels  an  Geldmitteln,  und 
vollendet  ein  anderer  auf  seine  Kosten  den  Bau,  so  erwerben  beide  den  Patronat  ge- 
meinschaftlich. 

Bei  der  Erbauung  einer  Kirche  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ohne  Wissen  des 
Eigenthümers  desselben  erlangt  der  letztere,  falls  das  Gebäude  erhalten  bleibt  ^,  wegen 
seiner  Eigenschaft  als  Fundator  und  als  Erbauer  den  Patronat,  weil  er  nach  gemeinem 
Recht  das  Eigenthum  am  Gebäude  erworben  hat  und  als  derjenige  zu  betrachten  ist, 
welcher  das  letztere  und  das  Grundstück  an  die  Kirche  hingegeben  hat.  Wird  dagegen 
der  Bau  im  Einverständniss  mit  dem  Grundeigenthümer  vorgenommen ,  so  kommen 
dem  Erbauer  die  Rechte  aus  der  Konstruktion  ^  zu. 

3.  Die  Dotation  besteht  in  der  Gewährung  von  pekuniären  Mitteln,  der  s.  g. 
dos,  in  einer  Höhe,  dass  sie  zu  den  oben  (S.  19)  erwähnten  Zwecken  hinreichen  6. 
Die  Dotation  muss  der  neuen  kirchlichen  Anstalt  oder  dem  neuen  Benefizium  eigen- 
thümlich  überwiesen  werden^,  dagegen  braucht  sie  nicht  in  Immobilien  zu  bestehen^. 
Die  Höhe  richtet  sich  nach  der  Art  und  der  Bestimmung  der  in  Frage  kommenden 
Gebäude  und  Benefizien  9,  und  ist  des  Näheren  durch  den  kirchlichen  Oberen  ^f^,  insbe- 

1  Auch  darüber  besteht  keine  Meinungsver-  eines  andern  zu  frommen  Zwecken  bestimmten 
schiedenbeit,  s.  die  vorhin  citlrten.  Damit  stimmt  Gebäudes  innerhalb  eines  Jahres  zu  erfüllen  ist. 
das  preuss.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  571  ebenfalls  Dass  die  Erzwingung  derartiger  Verbindlichkeiten 
überein.  den  Erwerb  des  Patronates  nicht  ausschliesst,  da- 

2  Die  Rota  s.  Vivian.  1.  XV.  c.  1.  n.  3,  die-  rüber  s.  S.  18.  n.  4. 

ser  selbst   1.  II.   c.  5.  n,  9;    Schulte  2,  682  *   Nach  kanonischem  Recht  kann  der  Grund- 

lassen  im  ersteren  Falle  ein  Mitpatronat  des  frü-  eigenthümer,   wenn  die  von  einem  Fremden  er- 

heren  Patrons  entstehen.   Dies  ist  aber  nicht  rieh-  baute  Kirche  einmal  konsekrirt  ist,  die  Beseiti- 

tig,  weil  das  Material  dem  letzteren   gar  nicht  gung  des  Gebäudes  nicht  mehr,  sondern  nur  Ent- 

mehr  gehört  und  er  demnach  nicht  als  constructor  Schädigung  verlangen,    c.  2  (Gregor.  I)  C.  XIV. 

gelten   kann,  Fagnan.  1.  c.  n.  58;  Lippert  qu.  6. 

S.  67;  Phillips  7,  741.    Letzterer  kommt  unter  5RochusdeCurte  def.  VII.  n.7;  Vivian. 

analogischer  Heranziehung  der  Grundsätze  über  I.  c.  c.  2.  n.  10  ff. 

den  Usufruktus,  1.   10  §.  7.  D.  VII.  4,  zu  dem  6  Vgl.  c.  9  (Nov.  LXVII.  c.  1.  2)  Dict.  I.  de 

wunderlichen  Resultat,  dass  der  alte  Patron,  wel-  cons.;  c.  1  (Bracar.  II.  a.  572)  C.  I.  qu.  2. 

eher  nachdem  er  seines  Patronates  für  verlustig  "^  S.  hierzu  0.  S.  21.  n.  3. 

erklärt,  sich  später  zur  Reaediflcation  entschliesst,  8  Vielmehr  genügen  auch  Rechte  an  Immobi- 

im  Gegensatz  zu  einem  Fremden  das  alte  Mate-  lien,  welche  den  erforderlichen  Ertrag  gewähren, 

rial  nicht  benutzen  dürfe,   obwohl  er  in  der  That  nicht  minder  baares  Geld  und  Mobilien.  Letztere 

in  einem  solchen  Falle  einem  Fremden  gleichsteht  kann  der  kirchliche  Obere  veräussern,  und  es  ist 

und  über  die  Benutzung  des  Materials  lediglich  seine  Sache,  den  Erlös  oder  das  zur  Dotation  be- 

der  Wille  der  Organe  der  betreffenden  Kirchen-  stimmte  baare  Geld  sicher  anzulegen.     S.  auch 

Stiftung  als  Eigenthümerin  zu  entscheiden  hat.  Vivian.  1.  c.  c.  4.  n.  3.  20. 

3  In  wiefern  der  Beginn  des  Baues  den  Unter-  9  Bei  einer  Kollegiatkirche  z.  B.  muss  die  Do- 
nehmer  zur  Fortführung  verbindet,  ist  eine  tation  auch  für  die  Schaffung  der  erforderlichen 
Frage,  welche  sich  nach  den  Grundsätzen  des  Kanonikatpfründen,  bei  einer  Pfarrkirche  minde- 
Civilrechtes  entscheidet.  Zu  den  Th.  II.  S.  390.  stens  für  die  eines  Pfarrbeneflziums  ausreichen, 
n.  3  erwähnten  Bestimmungen  des  röm.  Rechts  vgl.  Rochus  de  Gurte  def.  IX.  n.  14;  Vivian. 
tritt  noch  hinzu  c.  10  Nov.  131,  wonach  die  letzt-  1.  c.  n.  31. 

willig  auferlegte  Verpflichtung  zum  Baue  einer  10  Einen  gewissen  Anhalt  dabei  gewährt  auch 

Kirche  von  den  Erben  in  fünf  Jahren,  zum  Baue       Trid.  Sess.  XXIV.  c.  13  de  ref.  (Th.II.  S.  414). 
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sondere  unter  Berücksiclitigiing  etwaiger  Diöcesan-Statuten  oder  örtliclier  Gewohn- 
heiten zu  bestimmen. 

Bei  Unzulänglichkeit  der  Dotation  entsteht  das  Patronatrecht  nichts  ebensowenig 
in  Folge  eines  s.  g.  augmentum  doiis,  d.  h.  der  Vergrösserung  eines  an  sich  ausreichen- 
den Dotationsfonds  2. 

Dagegen  hat  die  s.  g.  Redotation,  d.  h.  die  Erneuerung  der  dos,  wenn  die 
frühere  verloren  gegangen  ist,  dieselben  Wirkungen,  wie  die  Dotation  ^. 

Wenn  der  Wiederaufbau  eines  zerstörten  Kirchengebäudes  unter  Aufrechterhal- 
tung der  bestehenden  kirchlichen  Einrichtung  selbst  (z.  B.  der  Pfarrei)  aus  der  früher 
vom  Patron  bestellten  dos  erfolgt,  so  kann  der  ursprüngliche  Dotant  zwar  nicht  als 
Erbauer  der  Kirche  und  auf  diesen  Titel  hin  als  Patron  gelten  ^,  aber  er  hat  sein  ein- 
mal durch  Dotation  erworbenes  Patronatrecht  überhaupt  gar  nicht  verloren ,  weil  das 
Objekt  desselben  fortdauert.  Gewährt  dagegen  ein  anderer  in  einem  solchen  Falle  die 
Mittel  zur  Erbauung  und  bleibt  die  Dotation  erhalten,  so  tritt  der  erstere  demjenigen, 
welcher  den  Patronat  früher  auf  Grund  der  Dotation  erworben  hatte,  als  Mitpatron 
zur  Seite. 

Wird  eine  Ergänzung  der  letzteren  oder  eine  Redotation  nöthig,  so  hat  der  schon 
vorhandene  Patron  vor  jedem  Anderen  den  Vorzug  ^. 

Wie  die  Fundation,  die  Konstruktion  und  die  Dotation  von  verschiedenen  Perso- 
nen vorgenommen  werden  können,  ebensowenig  ist  es  ausgeschlossen,  dass  bei  jedem 
einzelnen  dieser  Begründungsakte  mehrere  konkurriren.  In  einem  solchen  Falle  ent- 
steht ebenfalls  ein  Kompatronatrecht  der  dabei  betheiligten  ^,  für  dessen  Ausübung  sie 
sämmtlich,  gleichviel  welcher  Art  ihre  Mitwirkung  bei  der  Entstehung  des  Patronates 


1  Dies  folgt  aus  dem  Begriffe  der  Dotation  und 
ist  auch  früher  von  derCongr.  conc.  angenommen 
worden,  Garcia  s  1.  c  P.  V.  c.  9.  n.  52.  In- 
dessen ist  diese  Ansicht  nicht  unbestritten,  da- 
gegen z.  B.  S  ch  u  It  eK.R.  2,683.  n.3.  Vgl.  ferner 
über  diese  Kontroverse  Rochus  de  Gurte  1.  c. 
def.  IX.  n.  16;  Vi  vi  an.  1.  c.  c.  4.  n.  18;  Reif- 
f  enstu  el  1.  c.  n.  9.  Selbstverständlich  ist,  dass, 
■wenn  ein  Anderer  das  Fehlende  ergänzt,  die  bei- 
den Dotanten,  obwolil  jeder  für  sich  allein  einen 
unzureichenden  Beitrag  giebt,  den  Patronat  zu- 
sammen erwerben.  Uebrigens  erwähnen  schon 
die  Aelteren,  dass  seitens  der  Bischöfe  das  Patro- 
natrecht vielfach  auf  Grund  nicht  ausreichender 
Dotationen  den  Dotanten   eingeräumt  worden  sei. 

2  Weil  in  diesem  Falle  die  vorhandene  kirch- 
liche Anstalt  weder  neu  in  das  Leben  gerufen 
noch  von  Neuem  hergestellt  wird,  und  somit  von 
einer  Dotation  in  dem  im  Text  gedachten  Sinne 
keine  Rede  sein  kann,  so  auch  Vi  vi  an.  1.  c.  c. 
5.  n.  2;  Reiffenstuel  1.  c.  n.  9;  Phillips 
7,  742  und  Schulte  2,  683. 

Für  den  Fall,  dass  die  Dotation  einer  schon  be- 
stehenden Kirche  unzureichend  ist,  bestimmt  das 
Trid.  Sess.  XIV.  c.  12  de  ref.  :  nemo,  nisi  .... 
iam  erectam  (ecclesiam  aut  capellam)  quae  tamen 
sine  sufflcienti  dote  fuerit ,  de  suis  propriis  et 
patrimonialibus  bonis  competenter  dotaverit,  ius- 
patronatus  impetrare  possit".  Hierunter  ist,  wenn 
nicht  gegen  den  Grundsatz  des  Textes  Verstössen 
werden  soll,  der  Fall  zu  verstehen,  wo  die  Ver- 
mehrung der  dos  so  bedeutend  ist,  dass  diese  als 


die  Hauptursache  für  das  Inslebentreten  oder  die 
Forterhaltung  der  Anstalt  erscheint.  Einzelne 
Aeltere  verlangen  einen  Zuschuss,  welcher  minde- 
stens der  Hälfte  der  vorhandenen  Dotation  gleich- 
kommt, aber  ohne  genügenden  Anhalt,  s.  Viv  i  an. 
1.  c.  n.  12.  17;  Berardi  1.  c.  1,  292. 

3  Rochus  de  Gurte  def.  IX.  n.4;  Vi  vi  an. 
1.  c.  n.  11;  Schulte  a.  a.  0.,  ebenso  preuss. 
L.  R.  II.  11.  §.  570. 

4  Rochus  de  Curte  def.  VII.  n.  2 ;  Vi- 
vian.  1.  c.  n.  7;  Schulte  a.  a.  0.  nehmen, 
ohne  Unterscheidung,  ob  eine  Suppression  statt- 
gefunden hat  oder  nicht,  an,  dass  der  frühere 
Dotant  durch  Verwendung  der  dos  zur  Wieder- 
herstellung der  Kirche  als  constructor  den  Patronat 
erwerbe.  Wenn  aber  keine  Suppression  erfolgt 
ist,  hat  er  denselben  gar  nicht  verloren.  In  jedem 
Falle  ist  indessen  die  Dotation,  wenn  sie  gleich 
von  ihm  oder  seinen  Vorfahren  beschafft  worden 
ist,  nicht  mehr  sein  Eigenthum,  und  die  Erbau- 
ung aus  derselben  geschieht  nicht  auf  seine 
Kosten,  ist  mithin  keine  den  Patronat  begrün- 
dende constructio. 

5  Weil  er  das  Recht  schon  früher  erworben  hat, 
und  sich  dieses  durch  die  Konkurrenz  eines  an- 
dern nicht  schmälern  zu  lassen  braucht,  so  auch 
Schulte  2,  653.  n.  3,  dasselbe  bestimmt  das 
preuss.  L.-R.  II.  11.  §.  571. 

6  Das  ist  ebenfalls  unstreitig,  vgl.  Rochus  de 
Curte  def.  IX.  n.  19;  Vivian.  1.  c.  c.  2.  n. 
4  ff. 
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gewesen  ist,  und  in  welchem  Maasse  sie  beigetragen  haben  ^ ,  in  gleicher  Weise  stimm- 
berechtigt sind. 

Eine  Verbindlichkeit  zur  Dotation  einer  Kirche  tritt  für  deren  Erbauer  nach  den 
Grundsätzen  des  Kirchenrechtes  nur  dann  ein,  wenn  er  dieselbe  konsekrirt  oder  den 
kirchlichen  Oberen  zur  Konsekration  veranlasst' hat  2.  Abgesehen  davon  kann  sie  wie 
für  jede  andere  Person  nur  durch  einen,  den  Vorschriften  des  Civilrechtes  entspre- 
chenden, besonderen  Verpflichtungsakt  begründet  werden. 

Endlich  ist  derjenige,  welcher  sich  rechtsgültig  zur  Herstellung  einer  kirchlichen 
Anstalt  in  vollem  Umfange  verpflichtet  hat,  zu  verlangen  berechtigt,  dass  ein  Dritter, 
welcher  sich  dabei  neben  ihm  betheiligen  will,  um  das  Mitpatronatrecht  zu  erwerben^ 
zurückgewiesen  werde.  Wer  eine  solche  Verbindlichkeit  übernimmt,  giebt  damit  sei- 
nen Willen  kund,  als  alleiniger  Stifter  aufzutreten,  und  braucht  sich  nicht  gefallen  zu 
lassen,  dass  die  Stiftung  unter  anderen  Bedingungen;  als  den  von  ihm  gewollten,  auf 
seine  Kosten  in  das  Leben  gerufen  wird  3. 

Der  Zweck  der  Fundation  (im  weiteren  Sinne)  ist  die  Errichtung  einer  neuen 
kirchlichen  Anstalt  oder  eines  neuen  kirchlichen  Benefiziums,  womit  zugleich  das  Ob- 
jekt für  das  entstehende  Patronatrecht  geschaffen  wird.  Derartige  Organisationen 
können  indessen  nicht  ohne  Konkurrenz  der  kirchlichen  Oberen  zu  Stande  kommen. 
Hieraus  folgt,  dass  die  Fundation  allein  zur  Begründung  des  Patronates  nicht  ausreicht, 
dass  vielmehr  die  Mitwirkung  des  kirchlichen  Oberen  hinzutreten  muss. 

Eine  solche  ist  zunächst  geboten,  insofern  es  sich  darum  handelt,  ob  die  vom 
Fundator  beabsichtigte  kirchliche  Einrichtung,  also  das  zukünftige  Objekt  seines  et- 
waigen Patronates,  überhaupt  in  das  Leben  treten  soll  ^,  und  insoweit  muss  sie  sich  in 
der  rechtsgültigen  Errichtung  der  neuen  Anstalt  oder  des  neuen  Benefiziums  ^  bethä- 
tigen  ^. 

Bei  derartigen  Massnahmen  ist  der  kirchliche  Obere  berechtigt,  über  die  Art  der 

'  Dass  die  Verschiedenheit  der  Leistung  meh-  welchen  das  gemeine  Recht  dnrch  eine  umfassende 

rerer  bei  demselben  Begründungsakte  keine  ver-  Partikulargesetzgebung  beseitigt  ist,  nicht  zu. 

schiedene  Stimmberechtigung  gewährt,  ist  so  gut  3  Ueber  den  Satz  des  Textes   ist  man   einig, 

wie  allgemein  anerkannt,  insbesondere  hinsieht-  der  von  den  Aelteren  dafür  angeführte  Grund,  dass 

lieh  der  Dotation,    auch   von  der  Congr.  Conc,  eine  Mehrheit  der  Patrone  sich  der  Kirche  als 

Nicollis  1.  c.   n    7,    Schlayer  S.  60.  n.  5a.  schädlich  erweisen  könne,  s.   z.B.  Rochus  de 

Dagegen  nehmen  manche  an,  so  Lambertini  1.  Cu  rte  def.  VIL  n.  4;    Vivian.  1.  c.   c.  2.  n.  7 

1.  p.   1.  qu.  princ.  3  art.  8.  n.  8;   Vivian.  1.  c.  rechtfertigt  ihn  freilich  nicht. 

C.2.  n.  8.  9;    Phillips  7,  738,   dass  auf  Grund  ^  Denn  die  Regeln  über  die  Voraussetzung  der 

der  Erfüllung  eines  der  drei  Erfordernisse  je  eine  Errichtung    neuer   Kirchenämter  (s.   Th.   II.    S. 

Stimme  erworben  wird,  so  dass  demjenigen,   wel-  385  ff)  kommen  selbstverständlich  auch  für  diesen 

eher  die  Fundation  und  die  Konstruktion  vorge-  Fall  zur  Anwendung.    S.  auch  Phillips  7,  718. 

nommen  hat,  zwei  Stimmen,  dem  blossen  Dotator  5  Uebrigens   handelt  es  sich  hierbei  nicht  im- 

aber    nur    eine    Stimme    zustehen    soll.      Diese  mer   um   eine   Neu-Errichtung  in    dem   Th.    II. 

Meinung    hat    keinen    quellenmässigen    Anhalt.  S.  385  gedachten  Sinne,   vielmehr  kann  die  Be- 

Schlayer  S.  59.  62.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  gründung    eines    Patronatbeneflziums    auch    mit 

S.  321.  n.  10.  Veränderungen  der  Kirchenämter,   so  z.  B.  einer 

2  c.  9  (s.  S.  23.    n.  6)  Dist.  I.  de  cons.,   c.  8  Pfarrdismembration  (a.  a.  0.  S.  407)  oder  der  sog. 

(Honor.  III.)  X.  de  cons.  eccl.  III.  40.  Schulte  mutatio  vi  erectionis  (a.  a.  0.  S.  455)  verbunden 

2,  683.     Die  Annahme  der  älteren  Doktrin,  dass  sein.     Dann  bedarf  es  des  Vorliegens  der  Erfor- 
der  Erbauer  ohne  Weiteres  eine  Pflicht  zur  Do-  dernisse  für  solche  Innovationen. 

tation  überkomme,   weil  er  gewissermassen  Vater  ^  Ausgeschlossen  ist  es  nicht ,    dass  derjenige, 

der  Kirche  sei  und  ein  solcher  die  Dotationspflicht  welcher  die  Fundation  vorzunehmen  beabsichtigt, 

habe,  Glosse  zu  c.  9.  cit.  s.  v.  custodum,  zu  c.8.  sich  vorher  darüber  mit  dem  kirchlichen  Oberen 

X.  cit  s.  V.  consecranda,  ist  unbegründet.  in  Verbindung  setzt  und  sich  dazu  rechtsgültig 

Civilrechtliche  Gültigkeit  kommt  der  Regel  des  verpflichtet,  damit  die  nöthigen  Schritte  von  die- 

Textes  selbstverständlich   in    den   Ländern,    in  sem  eingeleitet  werden  können. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  137. 


Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  zu  befinden  ',  und  daraus  ergiebt  sich  weiter, 
dass  er  auch  seine  Genehmigung  dazu,  in  welcher  Weise  und  von  wem  die  Fundation 
vorgenommen  werden  soll,  zu  ertheilen  hat'^. 

Zuständig  ist  derjenige  kirchliche  Obere ,  welcher  an  sich  die  Befugniss  zur  Er- 
riclitung  der  betreffenden  Anstalt  besitzt  und  in  dessen  Sprengel  dieselbe  begründet 
wird  oder  werden  soir^  Bei  niederen  Aemtern  also  der  Bischof  oder  der  praelatus 
nullius,  und  an  ihrer  Stelle  der  Generalvikar  "*,  falls  er  Spezialvollmacht  dazu  besitzt, 
ferner  während  der  Sedisvakanz  der  Kapitularvikar,  ohne  dass  dieser,  soweit  es  sich 
um  den  Konsens  zur  Fundation  handelt,  einer  Konkurrenz  des  Domkapitels  bedarf  s. 

Obwohl  eine  stillschweigende  Errichtung  einer  kirchlichen  Anstalt  oder  eines  Be- 
nefiziums  durch  den  kirchlichen  Oberen  nicht  statthaft  ist ,  so  kann  doch  der  Konsens 
desselben  zur  Fundation  stillschweigend  ertheilt  werden^.  Ebenso  ist  es  gleichgültig, 
ob  er  vor  der  Vornahme  der  betreffenden  Erwerbshandlungen  oder  der  Konsekration 
der  Kirche  oder  erst  nachher  gegeben  wird'. 

Falls  die  Zulässigkeit  der  Errichtung  der  Anstalt  oder  des  Benefiziums  an  sich 
ausser  Frage  steht,  und  kein  Bedenken  gegen  die  Art  der  Gewährung  der  Mittel  seitens 
des  Fundators  und  die  etwa  festgesetzten  Stiftungsbedingungen  obwalten ,  ist  er ,  die 
Fähigkeit  des  Stifters  zum  Erwerbe  des  Patronates  vorausgesetzt,  nicht  berechtigt 8, 
seinen  Konsens  zu  verweigern,  weil  unter  solchen  Umständen  der  Kirche  nur  ein  Vor- 
theil  erwächst ,  dagegen  ist  die  Versagung  des  Konsenses ,  stets  gerechtfertigt ,  wenn 
der  Fundator  nicht  alle  erforderlichen  Handlungen  leisten  (z.B.  nur  ein  Grundstück 
hergeben,  aber  nicht  bauen  und  dotiren)  will  und  die  Beschaffung  der  anderen  Bedürf- 
nisse nicht  gesichert  ist  9. 


1  Th.  II.  S.  390.  407.  455. 

2  c.  9.  cit.  Dict.  I.  de  cons.,  c.  1.  C.  I.  qu.  2 
cit.  u.  vor  Allem  c.  25.  X.  h.  t.  cit.  (S.  19. 
n.  3).  Bei  der  betreffenden  Prüfung  kommt  auch 
die  Fähigkeit  des  Fundators  zum  Erwerbe  des 
Patronates  (s.  unten  No.  II.)  und  die  Zulässig- 
keit der  etwa  von  ihm  festgesetzten  besonderen 
Stiftungsbedingungen  (Th.  11.  S.  392)  in  Frage. 

3  Th.  II.  S.  388.  389.  402. 

4  a.  a.  0.  S.  214.  215. 

5  Dass  die  Einwilligung  des  Kapitels  erforder- 
lich, und  dies  einstimmige  Meinung  der  Kanoni- 
steu  und  der  Praxis  sei,  wie  Schulte  2,  684 
behauptet,  ist  irrig.  Der  Ansicht  des  Textes 
Ferraris  s.  v.  vicarius  capitularis  n.  27; 
Schmal zgrueber  ins  eccl.  univ.  III.  38.  n. 
35;  GinzelK.  R.  2,  144.  n.  2;  Phillips  7, 
719.  Die  Aelteren,  s.  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  9. 
n.  79;  Barbosadeoff.  et  pot.  episc.  P.  III.  all. 
70.  n.  79;  Leuren.  for.  benef.  P.  II.  qu.  37. 
n.  3  gewähren  diese  Befugniss  dem  Kapitel 
schlechthin ,  weil  es  in  die  lurisdiction  des  Bi- 
schofs succedirt.  Diese  ist  aber  nach  dem  Triden- 
tinum  durch  den  Kapitularvikar  auszuüben,  s. 
auch  Th.II.  S.  241. 

ß  So  z.  B.  nach  der  Errichtung  des  Beneflciums 
durch  Uebertragung  desselben  auf  den  vom  Fun- 
dator präsentirten  Kandidaten,  Leuren.  1.  c.  qu. 
36.  n.  2;  Phillips  a.  a.  0.,  Entscheidung  des 
Kongx.  V.  1835  (thes.  resolution.  95,263):  „Con- 
sensus  episcopi  causa  est  efficiens  ad  faciendum 
quis  patronum  ;  nee  aliquid  refert  an  tacita  an 
expressa,   an  in  actu  ,  an  ante  actum,  an  demum 


post  actum  erectionis  ecclesiastica  auctoritas  inter- 
cedat." 

■^  S.  d.  vor.  Note  u.  d.  Entsch.  d.  Rota  bei  Vi - 
viau.  1.  c.  c.  1.  n,  18.  Im  ersteren  Falle  wird  der 
Obere  freilich  um  sicher  zu  gehen,  den  Konsens  nur 
unter  der  Bedingung  ertheilen,  dass  allen  zur  Be- 
gründung des  neuen  Benefiziums  nothwendigen 
Erfordernissen  genügt  wird.  Auch  kann  er  bei 
voreiliger  Konsekration  einer  Kirche ,  falls  für 
diese  die  Dotation  nicht  nachträglich  bewirkt 
wird,  in  die  Lage  kommen,  diese  selbst  beschaf- 
fen zu  müssen,  s.  S.  25.  n.  2. 

8  Barbosa  1.  c.  alleg.  70.  n.  26;  Phillips 
7,  719. 

9  Dadurch  werden  auch  die  praktischen  Schwie- 
rigkeiten ,  welche  sich  aus  der  Meinung  ergeben 
könnten,  dass  schon  jede  einzelne  der  drei  Fun- 
dationshandlungen  zum  Erwerbe  des  Patronates 
genügte,  gehoben. 

Einen  ferneren  Grund  für  die  Verweigerung  des 
Konsenses  bildet  der  Umstand ,  dass  schon  ein 
anderer,  sei  es  durch  Uebernahme  der  Fundation 
in  vollem  Umfange  (s.  S.  18),  sei  es  durch  son- 
stige Verhältnisse  (s.  S.  24)  ein  Recht  auf  Be- 
vorzugung erlangt  hat.  Die  Nichtbeachtung  die- 
ses letzteren  berechtigt  ebenfalls  zur  Beschwerde 
oder  Appellation ,  kann  aber  mangels  positiver 
Bestimmung  nur  dann ,  wenn  der  Bevorrechtete 
bisher  schon  den  Patronat  besass  und  es  sich  um 
Forterhaltung  desselben  durch  weitere  Leistun- 
gen handelt ,  als  Nullitätsgrund  für  den  Erwerb 
des  Mitpatronates  seitens  eines  Nichtbevorrechte- 
ten betrachtet  werden ,  nicht  aber  in  dem  Falle, 


§.  137.]       Die  Entstehung  oder  die  ursprünglichen  Erwerbsarten  des  Patronates. 
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Bei  grundloser  Verweigerung  der  Einwilligung  steht  dem  Stifter  die  Appellation 
oder  Beschwerde  an  den  vorgesetzten  kirchlichen  Oberen  zu^. 

Die  Ertheilung  des  Konsenses  wird  vermuthet ,  wenn  die  kirchliche  Einrichtung 
ordnungsmässig  hergestellt  und  längere  Zeit  ihrer  Bestimmung  gemäss  gebraucht  wor- 
den ist  2. 

Durch  die  Genehmigung  der  Fundation  oder  einer  der  dieselbe  bildenden  Hand- 
lungen entsteht  als  gesetzliche  Folge  (ipso  iure)  unter  der  Voraussetzung ,  dass  die 
kirchliche  Einrichtung  in  das  Leben  getreten  ist ,  und  zwar  von  dem  Augenblick  ab, 
wo  beide  Momente  zusammen  vorliegen ,  der  Patronat  ^.  Es  bedarf  daher  der  Regel 
nach  eines  besonderen  Vorbehaltes  des  Patronates  für  den  Stifter  nicht ,  ebensowenig 
einer  ausdrücklich  auf  die  Entstehung  des  Patronates  gerichteten  Erklärung  des  kirch- 
lichen Oberen  4.  Im  Gegentheil  ist  zur  Ausschliessung  dieses  Rechtes  ein  ausdrück- 
licher oder  ein  stillschweigender,  aus  konkludenten  Handlungen  zu  entnehmender  Ver- 
zicht ^  des  Stifters  nothwendig^. 

Nur  dann,  wenn  die  Leistung  des  Stifters  nicht  schon  ohne  weiteres  den  Charakter 
einer  Fundationshandlung  an  sich  trägt ,  nämlich  bei  einer  blossen  Vermehrung  der 
Dotation  ^ ,  wird  derselbe  seinen  auf  Erwerb  des  Patronates  gerichteten  Willen  kund 
zu  geben  haben  ^. 

Die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  reicht  in  allen  Fällen  aus ,  mag  es  sich 
selbst  um  eine  neue  Patronatsstiftung ,  welche  mit  einer  schon  dem  Patronate  eines 
Anderen  unterworfenen  Kirche  in  Verbindung  gebracht  wird,  z.  B.  um  die  Fundation 
eines  neuen  Altars  oder  einer  neuen  Kapelle  in  einer  solchen,  handeln,  und  es  hat  der 


wo  erst  ein  Erwerb  des  Patronates  überhaupt  in 
Frage  steht.  Hier  kann  indessen  derjenige,  welcher 
schon  Leistungen  gemacht  hat,  diese  zurückziehen, 
eventuell  Entschädigung  verlangen,  weil  er  die 
ersteren  unter  der  Voraussetzung  des  Erwerbes  des 
Patronates  bewirkt  hat  und  er  an  diesem  nur 
durch  den  kirchlichen  Oberen  verhindert  wor- 
den ist. 

1  Barbosal.  c.  n.  26;  Phillips  7,719. 

2  Vi  vian.  1.  c.c.  1.  n.  12:  Leuren.  1.  c.  qu. 
36.  n.  2. 

3  c.  25.  X.  h,  t.  cit.  (S.  19.  n.  3)  s.  v.  ex  eo. 
Dafür  sprechen  auch  c.  3.  X.  de  eccles.  aedif.  III 
48  (s.  Th.  IL  S.  402.  n.  2;  408.  n.  3.  4),  wo 
ein  besonderer  Vorbehalt  nicht  erwähnt  wird, 
und  c.  41  (Innoc.  III.)  X.  de  testib.  IL  20,  in 
welchem ,  um  den  zukünftigen  Beweis  der  Frei- 
heit der  Kirche  zu  liefern  ,  die  Vernehmung  von 
Zeugen  darüber  angeordnet  wird  ,  dass  die  Fun- 
datoren ausdrücklich  erklärt  haben ,  sich  kein 
Recht  an  der  Kirche  vorbehalten  zu  wollen. 

*  So  auch  die  Praxis  der  Rota  Garcias  1.  c. 
n.  62;  PyrrhusCorradus  praxis  benef.  IV. 
4.  n.  30  und  der  Congr.  conc.  (s.  S.  26  n.  6)  und 
die  überwiegende  Meinung  der  Doktrin,  Rochus 
de  Gurte  def.  VIL  n.  12;  Garcias  1.  c. ;  Vi- 
vian.  1.  c.  c.  1.  n.  9;  Fagnan.  ade.  25  X  h.  t. 
III.  38.  n.  4;  Leure  n  1.  c.  qu.  34;  de  Roy e 
1.  c.  c.  15;  Barbosa  J.  E.  U.  III.  12.  n.  35; 
Lippert  S.  64;  Kaim  2,  58;  Richter- 
DoveK.R.  §.189.  n.7;  Schulte  K.  R.  2,  684; 
Ginzel  2,  144.  145.  und  die  bei  diesen  citir- 
ten.  Dagegen  unter  den  Aelteren  z.  B.  Panor- 
piitan  ad  c.  3-  X.  III.  48;    unter  den  Neueren 


Rosshirt,     Gesch.  d.  Rechts  i.   Mittelalter  1, 
252. 

5  üeberlassung  der  Besetzung  des  neuen  Be- 
neflziums  von  Anfang  an  an  den  Ordinarius  unter 
Nichtausübung  der  sonstigen  Patronatsbefugnisse. 

6  Das  p  reu  SS.  L.  R.  verlangt  ebenfalls  kei- 
nen ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Patronates  sei- 
tens des  Stifters,  weicht  aber  darin  vom  katholi- 
schen Kirchenrecht  ab ,  dass  es  auf  Grund  der 
Fundationshandlungen  auch  ohne  Zustimmung  des 
geistlichen  Oberen  nur  ein  Recht  auf  den  Patro- 
nat entstehen  lässt.  Der  Patronat  wird  erst  durch 
die  hinzutretende  Verleihung  des  Staates  erwor- 
ben ,  welche  der  Fundator  nachsuchen  muss, 
§§.  569—571.  573.  IL  11.  Verweigert  werden 
kann  diese  Verleihung  nur  dann ,  wenn  die  das 
Anrecht  gewährenden  Bedingungen  nicht  vorhan- 
den sind.  Sie  ist  ihrem  Charakter  nach  eine 
staatliche  Autorisation  ,  nicht  aber  ein  Ausfluss 
eines  allgemeinen  Staatspatronates,  s.  meine 
Ausführung  bei  Koch  Kommentar  zum  A.  L.  R. 
§.  573.  IL  11.  6.  Aufl.  4,  459,  ebensowenig 
eines  dem  Staate  zustehenden  niederen  Regals, 
so  Jacobson,  ev.  K.  R.  S.  284  u.  Thudic- 
chum,  deutsch.  K.  R.  2,  141,  denn  zu  diesen 
Rechten  des  Staates  zählt  das  L.  R.  selbst  II,  14. 
§.  23;  IL  16.  §§.  39—106,  den  Patronat  nicht, 
weil  derselbe  kein  nutzbares  Recht  ist.  Nicht 
ausgeschlossen  ist  aber  die  Konkurrenz  der  geist- 
lichen Oberen  insoweit  diese  für  die  Errichtung 
der  neuen  kirchlichen  Anstalt  nothwendig  ist,  s. 
Th.  II.  S.  465  ff. 

7  S.  0.  S.  24.  n.  2. 

8  So  auch  die  Rota,  Pyrrhus  Corradusl.  c. 
n.  30.  31. 
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I.  Die  llierarcliio  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  i;^' 


Hauptpatron  kein  Recht  auf  Zustimmung  ^ ,  weil  nicht  ihm ,  sondern  dem  Kirchen- 
Oberen  die  Verfügung  über  das  kirchliche  Gebäude,  dessen  Einrichtung  und  Benutzung 
zusteht . 

Endlich  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Patronat  auf  Grund  der  in  der  Stiftung  lie- 
genden Wohlthat  erworben  wird ,  dass  sein  Objekt  niemals  ein  anderes  sein  kann  als 
dasjenige,  welches  durch  die  Stiftung  in  das  Leben  gerufen  worden  ist.  Demnach  er- 
wirbt der  Stifter  einer  Kirche  den  Patronat  nur  auf  die  von  ihm  begründeten  Bene- 
fizien,  nicht  aber  auf  andere,  z.  B.  auf  solche  an  später  in  derselben  enichteten  Ka- 
pellen und  Altären ,  selbst  wenn  zur  Herstellung  derselben  die  überschüssigen  Ein- 
künfte des  von  ihm  gewährten  Dotationsfonds  verwendet  worden  sind  2. 

Die  Frage,  welche  Art  von  Patronatrecht  durch  die  Fundation,  ob 
ein  geistliches  oder  weltliches,  ob  ein  einfaches  oder  Kompatronatrecht  begründet  wird, 
entscheidet  sich  für  die  Regel  durch  die  Art  der  Stiftung.  Einer  besonderen  Bestim- 
mung darüber  bedarf  es  nur ,  wenn  die  Eigenschaft  des  persönlichen  Patronates  als 
eines  schlechthin  vererblichen  ausgeschlossen,  also  z.  B.  ein  Familien -Patronat  be- 
gründet werden  soll  oder  gar  statt  des  persönlichen  Patronates  ein  dinglicher  bean- 
sprucht wird  3.  Im  letztern  Falle  wird  der  Stifter  ausdrücklich  zu  erklären  haben,  mit 
welchem  Grundstück  er  das  neu  entstehende  Recht  als  Accessorium  in  Verbindung  ge- 
bracht wissen  wilH.  Unstatthaft  erscheint  dagegen  die  Fundationsbedingung,  dass  ein 
Patronat ,  welcher  nach  der  Art  seiner  Begründung  ein  geistlicher  sein  würde ,  als 
Laienpatronat  behandelt  werden  soll^. 

B.  Die  Ersitzung.  Die  konstitutive  Ersitzung  ist  in  den  Quellen  nicht  aus- 
drücklich als  Erwerbsgrund  des  Patronates  anerkannt  ^,  indessen  hat  die  Doktrin  sich 


1  Rochus  de  C 11  rtel.  c.  def.  VIII.  n.  IL 

2  Denn  in  diesem  Fall  wird  die  Dotation  nicht 
aus  dem  Vermögen  des  Stifters ,  sondern  der  Kirche 
selbst,  auf  welche  die  Dotation  übergegangen  ist, 
genommen,  c.  30  (Inn.  III)  X.  h.  t.  III.  38  wird 
aber  dafür,  so  z.  B.  von  Schilling,  S.  32  mit 
Unrecht  angezogen.  Dasselbe  handelt  von  der 
Annahme  von  Hülfsgeistlichen  durch  den  Pfarrer 
einer  Patronatskirche  ,  welche  behufs  ihrer  Ordi- 
nation bei  derselben  intitulirt  werden,  d.h.  ihren 
Unterhalt  aus  den  Einkünften  der  Kirche  erhal- 
ten sollen,  und  entscheidet,  dass  der  Patron  hier- 
bei nicht  mitzuwirken  habe,  ihm  aber  bei  der  Er- 
ledigung der  Pfarrei,  aus  der  Intitulation  kein 
Nachtheil  für  sein  Recht .  insbesondere  sein 
l^räsentationsrecht  entstehe,  offenbar  deshalb, 
weil  hierbei  gar  nicht  eine  feste  Anstellung 
auf  Nebenbeneüzien  in  Frage  steht,  und  nach 
mittelalterlichem  Rechte  es  Sache  des  Pfarrers 
war,  sich  mit  dem  erforderlichen  Hülfspersonal, 
welches  lediglich  zu  ihm  in  Beziehung  stand  ,  zu 
versehen,  s.  Th.  II.  S.  318.  Vgl.  zu  dieser  Stelle 
Gonzalez  Tellez  und  de  Roy e  in  ihren 
Kommentaren.  Der  Schluss  derselben:  „per  in- 
titulationem  huiusmodi  nullum  patronis  generatur 
praeiudicium,  quin  possint  alios  adillas  ecclesias, 
quum  vacaverint,  praesentare,  nisi  de  patronorum 
processisset  assensu"  beschränkt  dagegen  den  Pa- 
tron, falls  er  der  Intitulation  solcher  Geistlichen 
zugestimmt  hat ,  bei  der  künftigen  Präsentation 
auf  die  Auswahl  unter  den  letzteren. 

3  Dies  folgt  daraus,  dass  der  persönliche  Patro- 


nat,  sowie  die  Vererblichkeit   desselben  die  ge- 
meinrechtliche Regel  bildet,  s.  0.  S.  10  u.  13. 

4  Engelcolleg.  un.  iur.  canon.  III,  38.  n.24.V. 

5  Dies  wäre  gegen  das  Wesen  der  kirchlichen 
Rechtsordnung,  s.  Th.  II.  S.  392,  weil  dieselbe 
gerade  wegen  der  kirchlichen  Stellung  des  Patrons 
eine  andere  Behandlung  seines  Rechtes,  als  des 
Laienpatronates  für  gerechtfertigt  erachtet,  s.  0. 
S.  11.  Das  Umgekehrte,  eine  Anordnung,  dass 
der  Patronat,  welcher  ein  Laienpatronat  sein 
würde  ,  den  die  Rechte  des  Patrones  mehr  be- 
schränkenden Regeln  des  geistlichen  unterworfen 
sein  soll,  ist  dagegen  zulässig. 

6  Von  den  dafür  gewöhnlich  s.  Lippert,  S. 
71;  Schulte,  K.  R.  2,  685;  Phillips  7,751 
angeführten  c.  11  (Alex.  III}  X.  h.  t.  III.  38; 
c.  1  (Boiiif.  VIII)  in  VIto  de  praescr.  II.  13  han- 
delt das  erstere  von  der  Ersitzung  von  Kirchen, 
gelegentlich  der  Schenkungen  solcher  seitens  der 
Laien  und  gehört  zu  den  Dekretalen  AlexandersIII. 
welche  die  Anschauung  vom  Eigenthum  der 
Grundherren  an  Kirchen  bekämpfen,  s.  Th,  IL 
S.  618.  Das  zweite  betrifft  die  Ersitzung  des 
einen  Bischofs  gegen  den  andern,  und  hat  keine 
nothwendige  Beziehung  auf  das  Patronatrecht. 

Auch  c.  24  (Inn.  III)  X.  de  elect.  I.  6.  er- 
kennt nur  die  Befugniss  einer  Gemeinde  zur 
Ausübung  des  Repräsentationsrechtes  auf  Grund 
des  Rechtsbesitzes  und  c.  3  (id.)  X.  de  causa 
poss.  IL  12  die  Möglichkeit  der  Ersitzung  eines 
Mitwahlrechtes  bei  der  Besetzung  des  Bischofs- 
stuhles für  nicht  zum  Domkapitel  gehörige  Regu- 
lar-Kleriker  an. 
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seit  dem  Ende  des  1 5 .  Jahrhunderts  ^  für  die  Zulässigkeit  derselben  2^  freilich  unter 
fortdauerndem  Widerspruch  3,  entschieden,  indem  sie  bona  fides,  iustus  titulus  und 
40jährige  Ersitzungszeit  als  Erfordernisse  dafür  aufstellte"*. 

Für  das  heutige  Recht  ist  diese  Streitfrage  durch  das  Tridentinum  gegenstandslos 
geworden.  Dasselbe^  hat  die  Statthaftigkeit  einer  konstitutiven  Ersitzung  in  40  Jah- 
ren dadurch  beseitigt  ^,  dass  es  allein  einen  Quasi-Besitz  des  Patronates  seit  unvordenk- 
licher Zeit  für  ausreichend  erklärt ,  den  Mangel  der  Fundation  (im  weiteren  Sinne)  zu 
ersetzen.  Es  ist  demnach  darzuthun,  dass  seitens  des  Prätendenten  und  seiner  Rechts- 
vorgänger patronatische  Befugnisse  innerhalb  einer  Zeit,  bis  zu  welcher  die  Erinnerung 


1  Die  Aelteren  wissen  nichts  davon ,  s.  z.  B. 
Bernardi  summa  III.  33.  §.  1  u.  die  Glosse  zu  c. 
11.  X.cit.  h.  t.  Die  Statthaftigkeit  der  Ersitzung 
ist  dagegen  von  den  meisten  Schriftstellern  des 
13.  u.  14.  Jahrh.  verworfen  worden,  s.  z.  B.  Ar- 
chidiaconus  (Guido  de  Baysio  f  1313)  ad  c.  8.  D. 
LXXI.  und  die  bei  Co  varruvi  as,  relect.  reg. 
possess.  P.  II.  §.  10.  n.  2  (opp.  Francof.  1599. 
1,  464)  angeführten.  Unter  denjenigen,  welche 
sich  für  die  Ersitzung  aussprechen ,  lassen  die 
meisten  doch  nur  die  unvordenkliche  Präscription 
zu,  vgl.  die  Citate  bei  Covarruvias  a.  a.  0.) 
während  eine  andere  nur  sehr  vereinzelt,  s.  z.  B. 
Joann.  Andreae  ad  reg.  LXII.  in  VI^o  de  R,  J,, 
für  statthaft  erklärt  wird. 

2  Gewiss  im  Geiste  des  kanonischen  Rechts, 
welches  die  Ersitzung  für  öffentlich  rechtliche 
kirchliche  Befugnisse  zulässt,  s.  Th.  II.,  S.  458. 
Vgl.  Paulus  de  Citadinis  tr.  iurispatron. 
P.  III.  c.  5;  Covarruvias  1.  c.  n.  2.  3.  7; 
Gonzalez  Tellez  comm.  ad  c.  24.  X.  I.  6, 
n.  6;    Leuren.  P.  II.  qu.  47.   n.  3;    Berardi 

1.  c.  c.  4,  ed.  cit.  1,  295.  296;  Lipper t  S.  71  ; 
Walter,  K.  R.  §.  23öb;  Schulte  2,  685; 
Phillips  7,  751  ;  Ginzel  i.  Arch.  f.  k.  K.  R. 
3,295;  Pachmann,  K.  R.  3.  Aufl.  2,  98.  n.i. 

3  Da  andererseits  stets  an  der  Meinung  fest- 
gehalten worden  ist,  dass  nur  die  unvordenkliche 
Verjährung  hinreicht,  s.  Delphinat.  iuris- 
patron. 1.  I.  n.  117;  Vivianus  1.  c.  P.  I.  lib. 
IV.  c.  3.  n.  6.  1,  welcher  aber  1.  II.  c.  9.  n.  26 
auch  eine  40jährige  Ersitzung  zulässt;  de  Roy e 
proleg.  c.  16;  Schilling  S.  12. 

4  S.  die  beiden  vorhergehenden  Anmerkungen. 
Dass  ein  justus  titulus  für  ein  erst  neu  zu  be- 
gründendes Patronacrecht  nicht  gedacht  werden 
könne,  so  Schilling  S.  12,  n,  51,  ist  irrig. 
Einen  solchen  bildet  z.  B.  die  Fundation  ohne 
bischöfliche  Erlaubniss  s.  auch  Schulte  a.  a.  0. 

2,  686.  Auch  würde  ein  Putativtitel  nicht  aus- 
geschlossen sein,  Ginzel  a.  a.  0.  S.  298. 

•'^  Sess.  XXV.  c.  9.  de  ref. :  „decernit  s.  syno- 
dus ,  ut  titulus  iurispatronatus  sit  ex  fundatione 
vel  dotatione ,  qui  ex  authentico  documento  et 
aliis  iure  requisitisostendatur,  sive  etiam  exmul- 
tiplicatis  praesentationibus  per  antiquissimum 
temporis  cursum  qui  hominum  memoriam  exce- 
dat  aliasve  secundum  iuris  dispositionem. 

6  Das  Gegentheil  wird  von  Ferraris  s.  v. 
iuspatr.  art.  1.  n.  34;  Berardi  1.  c.  1,  297; 
Lippert  S.72;  Schulte  K.  R.  2,  686  behaup- 
tet und  die  Vorschrift  des  Tridentinums  auf  den 
Fall  bezogen,   wo  es  an  dem  iustus  titulus  fehlt. 


Der  Ansicht  des  Textes  die  Congr.  Conc.(s.  nach- 
her), Devoti  inst.  iur.  can.  I.  5.  sect.  a.  §.54; 
Schilling  S.  12;  Richter-Dove  K.  R. 
§.  189.  n.  11;  Phillips  7,  751;  näher  begrün- 
det ist  sie  insbesondere  von  Ginzel,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  3.  295  ff.,  vgl.  auch  Pachmann  a.  a.  0. 
S.  98.  n.  i.  Letzterer  nimmt  unter  Zustimmung 
von  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  312.  n.  8^ 
welcher  seine  frühere  Ansicht  aufgegeben  hat, 
an ,  dass  die  Worte  des  c.  9  cit.  „aliasve  secun- 
dum  iuris  dispositionem"  die  zur  Zeit  des  Triden- 
tinums schon  durch  Ersitzung  erworbenen  Patro- 
nate  betreffen,  und  somit  c.  12  de  ref.  Sess.  XIV. 
(s.  0.  S.  19.  n.  3)  die  Zukunft,  c.  9.  cit.  die  Ver- 
gangenheitiin  Augehat.  Diese  Annahme  erscheint 
aber ,  soweit  es  sich  um  den  hier  fraglichen  An- 
fang des  c.  9  handelt,  dem  Wortlaut  gegenüber 
nicht  haltbar,  und  führt  zu  der  Konsequenz, 
dass  für  die  Zukunft  auch  die  Berufung  auf  unvor- 
denkliche Verjährung  ausgeschlossen  sein  müsste. 
Dieser  letzteren  Konsequenz  ist  die  Congr.  Conc. 
schon  in  einer  Entscheidung  aus  dem  16.  Jahrh. 
bei  Pyrrhi  Corradi  praxis  beneflc.  IV.  4.  n. 
39;  Fagnan.  ad  c.  19.  X.  III.  38.  n.  13:  „ut 
ad  conflciendan)  immemorialem  concurrant  anni 
elapsi  usque  ad  tempus  controversiae  motae  et 
non  tempus  decursum  usque  ad  publicationem 
concilii  tantum,  attendendum  sit",  entgegen- 
getreten ,  sie  fasst  ihrerseits  die  fraglichen 
Worte:  aliasve  etc.  dahin  auf  (s.  die  Entsch.  bei 
den  angeführten):  „nee  obstantilla  verba  :  aliasve 
etc.,  quia Congregatio  intelligit,  ut  non  respiciant 
tempus  de  quo  iam  expresse  supra  disposuit  et 
voluit  esse  immemoriale  (concilium)  sed  respiciunt 
alias  clausulas  et  alios  modo  s  ,  quibus 
secundum  ins  vetus  probari  poterat 
iuspatron  atus  :  sed  quod  ad  tempus  attinet, 
illud  praecise  et  semper  debet  esse  immemoriale 
nee  sufflcient  40  anni,  etiam  si  alias  iureveteri 
sufficerent."  M.  E.  mit  Recht,  c.  12  cit.  erkennt 
als  Erwerbstitel  allein  die  Fundation  im  weiteren 
Sinne  an.  Damit  steht  c.  9  im  vollen  Einklänge, 
wenn  in  den  Worten  :  sive  etiam  ex  multiplica- 
tis  etc.  nicht  ein  besonderer  Entstehungsgrund 
gefunden  wird,  sondern  wenn  man  diese  und  das 
Folgende  zu  ostendatur  zieht.  Die  Stelle  ordnet 
bei  dieser  Auslegung  an,  dass  die  Existenz  des 
Titels  des  Patronates  entweder  direkt  durch 
authentische  Dokumente  und  durch  andere  recht- 
lich zulässige  Beweismittel ,  oder  indirekt  durch 
Präsentation  seit  unvordenklicher  Verjährung 
oder  auf  andere  im  Rechte  zugelassene  Weise, 
d.  h.  durch  andere  Ausübungsarten  des  Rechtes 
seit  solcher  Zeit  dargethan  werden  kann. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  137. 


der  lebenden  Generation  zurückreicht,  ausgeübt  worden  sind,  und  dass  der  letzteren 
keine  die  Patronatsberechtigung  ausschliessenden  Thatsachen  und  Verbältnisse  bekannt 
sind  * .  Nach  ausdrückliclier  Vorschrift  des  Tridentinums  genügt  aber  zur  Feststellung  des 
Quasi-Bcsitzes  nur  der  Beweis  von  mindestens  zwei  Präsentationen  2,  und  zwar  solchen, 
welclie  zur  Wirksamkeit  gelangt  sind<^,  falls  der  Prätendent  derartige  Handlungen 
überhaupt  zur  Begründung  des  Quasi-Besitzes  angeführt  hat"*. 

Eine  für  sich  bestehende  ursprüngliche  Erwerbsart  des  Patronates  bildet  die  un- 
vordenkliche Verjährung  nicht.  Sie  ersetzt,  wie  auch  das  Tridentinum  deutlich  er- 
kennen lässt,  nur  den  direkten  Nachweis  des  Titels,  und  deshalb  muss  gegenüber  dem 
vom  Prätendenten  zu  führenden  Beweis  auch  der  Gegenbeweis  statthaft  sein,  dass  der 
behauptete  Quasi-Besitz  zu  irgend  einer  Zeit  einen  Anfang  genommen  habe,  welcher 
das  Patronatrecht  nicht  zu  begründen  im  Stande  war^. 

Nur  partikularrechtlich,  so  in  P r  e  u  s  s  e  n  ^^  und  0  e  s t  e  r r  e  i  c h ',  ist  die  konsti- 
tutive Ersitzung  als  Erwerbsart  des  Patronates  noch  heute  anerkannt. 

C.  Päpstliches  Privileg.  Im  Verlaufe  des  Mittelalters  sind  sowohl  von  den 
Päpsten  und  ihren  Legaten,    wie  auch  von  den  Bischöfen  ^  Patronatrechte  ohne  das 


1  Ein  Rechtsfall  aus  Oesterreich,  wo  aufGrund 
der  unvordenklichen  Verjährung  die  Existenz  des 
Patronates  angenommen  worden  ist,  im  Arch.  f. 
k.  K.  R.  10,  457. 

2  So  nach  der  überwiegenden  Meinung,  welche 
sich  dabei  auf  c.  40  in  VI.  de  R.  J.  beruft,  Ni- 
collis  1.  c.  n.  26;  Phillips  7,  752;  Schulte 
K.  R.  2,  687.  Eine  Präsentationshandlung  ge- 
nügt nicht,  so  auch  die  Congr.  Conc.  bei  Pyrrh. 
Corrad.  1.  c. ,  andererseits  bedarf  es  aber  auch 
nicht  dreier,  so  de  Roye  prolegom.  c.  16;  van 
Espen  J.  E.  U.  P.  II.  t.  25.  c.  3.  n.  19; 
S('hilling  S.  13.  Das  dafür  angeführte  c.  3 
(Inn.  111.)  X.  de  causa  poss.  II.  12  entscheidet 
nichts,  s.  auch  Lippert  S.  73  n.  73. 

3  Das  ist  selbstverständlich ,  denn  eine  vom 
kirchlichen  Oberen  als  unberechtigt  zurückge- 
wiesene Präsentation  ist  keine  Ausübung  des  frag- 
lichen Rechtes,  Nicollis  1.  c.  n.  28.  Dagegen 
brauchen  die  Präsentationen  sich  nicht  auf  zwei 
unmittelbar  folgende  Vakanzfälle  bezogen  zu  ha- 
ben, 1.  c.  n.  27. 

4  Denn  dass  der  für  die  unvordenkliche  Ver- 
jährung erforderliche  Quasi-Besitz  ausschliess- 
lich durch  Präsentationshandlungen  dargethan 
werden  kann ,  sagt  -das  Tridentinum  nicht, 
8.  S.  29.  n.  6. 

Nach  c.  9  cit.  Trid.:  „In  iis  vero  personis  seu 
coramunitatibus  vel  universitatibus,  in  quibus  id 
ius  plerumque  ex  usurpatione  potius  quaesitum 
praesumi  solet,  plenior  et  exactior  probatio  ad 
docendum  verum  titulum  reqiiiratur;  nee  im- 
memorialis  temporis  probatio  aliter  eis  suffrage- 
tur ,  quam  si  praeter  reliqua  ad  eam  necessaria 
praesentationes  etiam  continuatae,  non  minoii  sal- 
temquamL.  annorum  spatio  quae  omnes  effectum 
sortitae  sint,  authenticis  scripturis  probentur", 
ist  für  diejenigen  physischen  und  juristischen 
Personen ,  welche  eine  obrigkeitliche  Gewalt  be- 
sitzen, wie  Fürsten,  Barone,  Edle,  weltliche  und 
insbesondere  städtische  Korporationen  der  Beweis 
des  Quasi-Besitzes  bei  der  unvordenklichen  Ver- 
jährung dahin  verschärft,  dass  sie  kontinuirliche, 
zur  Wirksamkeit  gelangte  Präsentationshandlun- 


gen während  eines  Zeitraumes  von  50  Jahren  und 
zwar  durch  authentische  Urkunden  darthun  müs- 
sen. Des  Näheren  vgl.  hierzu  Card,  de  Luca 
annotat.  ad  conc.  Trident.  disc.  11.  n.  3ff.  ; 
Pyrrh  US  Corradus  1.  c.  n.  39  ff.;  Nicollis 
1.  c.  n.  35ff,;  Phillips  7,  828. 

5  S  c  h  i  1 1  i  n  g  S.  13  n.  53  hält  die  unvordenk- 
liche Verjährung  für  eine  besondere  Erwerbsart, 
weil  er  den  Beweis,  dass  die  fragliche  Kirche 
von  den  Besitzern  des  Patronatsrechts  nicht  ge- 
stiftet worden  sei ,  hier  ausgeschlossen  hält,  und 
deshalb  diese  letzteren,  trotzdem,  dass  die  Kirche 
einen  andern  Stifter  habe  ,  das  Patronatrecht  in 
Folge  der  unvordenklichen  Verjährung  erhalten 
könnten.  Darüber,  dass  der  Gegenbeweis  in  dem 
im  Text  angegebenen  Umfange  gegen  die  unvor- 
denkliche Verjährung  nicht  ausgeschlossen  ist, 
vergl.  auch  Windscheid  Pandekten  §.  113. 

6  Im  Geltungsbereich  des  A.  L.  R.  Hier  wird 
44jähriger  Besitz  und  fortdauernde  bona  fldes  er- 
fordert, dagegen  ist  ein  iustus  titulus  nicht  nöthig, 
s.  II.  §§.  574.  575;  14.  §.  35;  I.  9.  §§.  629- 
631.  Soll  das  Recht  als  dingliches  ersessen  wer- 
den, so  wird  der  Besitz  von  dem  Erwerber  in  sei- 
ner Eigenschaft  als  Eigenthümer  eines  bestimm- 
ten Gutes  ausgeübt  werden  müssen.  Die  unvor- 
denkliche Verjährung  kennt  das  A.  L.  R.  über- 
haupt nicht. 

■^  Schon  der  tractatus  de  iuribus  incorporalibus 
Leopolds I.  (s.  S.  7.  n.  5)  t.  1.  §.  18  bezeichnet  als 
Erwerbsgrund  der  geistlichen  Lehnschaft  die  in 
Rechten  gegründete  Verjährung.  Erforderlich  ist 
jetzt  fortdauernde  bona  fides  und  40jähriger  Besitz, 
hinsichtlich  dessen  dargethan  werden  muss,  dass 
sich  während  des  gedachten  Zeitraumes  min- 
destens drei  Gelegenheiten  zur  Ausübung  des 
Rechtes  dargeboten  haben  und  diese  auch  benutzt 
worden  sind.  Eines  Titels  bedarf  es  nicht.  Ist 
das  Recht  für  den  Besitzer  in  den  öffentlichen 
Büchern  eingetragen  ,  so  ist  nur  ein  Besitz  von 
6  Jahren  erforderlich,  allg.  bürg.  Ges.  B.  §§.  1471. 
1472.  1477;  H eifert  Hdbch.  d.  K.  R.  §.  89. 

8  Von  diesen  zum  Theil,  um  sich  vor  Er- 
pressungen zu  schützen. 
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Vorliegen  eines  gemeinrechtlichen  Entstehungsgrundes  verliehen  worden  i.  Schon  das 
Koncil  von  Lyon  (1274)  sah  sich  genöthigt,  gegen  ein  solches  Verfahren  der  Bischöfe 
einzuschreiten  2,  und  im  Jahre  1485  erklärte  Innocenz  VIII.  ^  alle  derartigen  Privile- 
gien für  nichtig,  indem  er  allein  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  solcher  Beliehenen  machte, 
welche  die  Einkünfte  von  beneficia  non  electiva  um  die  Hälfte  ihres  jährlichen  Ertrages 
vermehrt  hatten.  Diese  Anordnung  hat  Hadrian  VI.  i.  J.  1522  und  zwar  unter  Aus- 
dehnung auf  alle  seit  dem  Erlass  der  Bulle  Innocenz'  VIII.  ertheilten  Privilegien  wie- 
derholt 4,  und  ausdrücklich  dabei  hervorgehoben,  dass  die  Nichtigkeitserklärung  sich 
auch  auf  solche  Indulte  beziehen  sollte,  in  denen  die  Fundation  oder  Dotation  als  Ent- 
stehungsgrund angegeben  oder  der  verliehene  Patronat  einem  aus  diesen  Titeln  erwor- 
benen rechtlich  gleichgestellt  wäre^. 

Nicht  minder  hat  das  Koncil  von  Trient  alle  nicht  auf  Fundation  oder  unvordenk- 
licher Verjährung  beruhenden  Patronate,  insbesondere  auch  die  durch  Privilegien  er- 
worbenen und  alle  aus  etwaigem  Quasi-Besitz  derselben  herfliessenden  rechtlichen 
Wirkungen  beseitigt  mit  einziger  Ausnahme  der  Patronate  auf  Kathedralen  und  solchen 
auf  andere  Kirchen  und  Benefizien ,  welche  den  Landesherrn  oder  den  Universitäten 
verliehen  worden  waren  6. 

Für  das  geltende  Recht  ergiebt  sich  aus  diesen  Anordnungen  des  Koncils  in  Ver- 
bindung mit  den  Vorschriften  desselben  über  die  Erwerbstitel  des  Patronates 

1.  dass  die  Bischöfe  keine  Patronatsprivilegien  zu  verleihen  befugt  sind 7, 

2 .  dass  ein  vor  dem  Tridentinum  gewährtes  päpstliches  Privileg  nur  in  den  er- 
wähnten Ausnahmefällen  zum  Erweise  des  Patronates  ausreicht, 

3.  dass  seit  dem  Tridentinum  nur  der  Papst,  dieser  aber  auch  ohne  Beschränkung 
auf  die  vom  Koncil  gemachten  Vorbehalte  zur  Ertheilung  neuer  derartiger  Privilegien 
berechtigt  ist^.  Solche  sind  später  wiederholt  gewährt  worden,  und  obgleich  dies  für  die 
Regel  nur  in  Fällen,  wenn  seitens  der  Privilegirten  gewisse  Leistungen  gemacht  worden 
waren,  diese  aber  an  und  für  sich  zur  Begründung  des  Patronates  nicht  ausreichten  9, 

1  Vgl.  die  Const.  Innoc.  VIII:  Cum  ab  aposto-  ref.  Sess.  XXV  cit.  Vgl.  Phillips  7,  748; 
lica  V.  1485.  §.  1,  bullar.  Taurin.  5,  316;  in  Be-  Schulte  K.  R.  2,  688.  Aeltere  Kanonisten, 
treff  der  Rischöfe  c.  2  (conc.  Lugd.  v.  1274)  in  z.  R.  Vivianus,  1.  c.  C.  II.  c.  1  n,  25;  c.  9. 
VI*"  de  reb.  eccles.  non  allen.  III.  9.  n.  3  nehmen  das  Gegentheil  an,  desgleichen  neu er- 

2  S.  vorige  Note.  In  der  dem  Koncil  von  Kon-  dings  aus  völlig  haltlosen  Gründen  Schilling 
stanz   unterbreiteten    Reformakte   Martins  V  v.  S.  13.  14. 

1418  (Hübler,  Konstanzer  Reformation  S.  43)  Derjenige,  welcher  abgesehen  von  den  im  Tri- 
art.  8  (Hübler  a.  a.  0.  S.  142)  war  der  Widerruf  dentinum  anerkannten  Ausnahmefällen  sein  Pa- 
aller  seit  dem  Tode  Gregors  XI.  an  Laien  durch  tronatrecht  auf  päpstliches  Privileg  stützt,  hat 
Privilegien  ertheilte  Patronate  oder  Präsentations-  demnach  darzuthun,  dass  dasselbe  nach  dem  Kon- 
rechte,  die  nicht  auf  Fundation  oder  Dotation  be-  eil  unter  Aufhebung  desselben  ertheilt  ist,  F er- 
ruhten, beabsichtigt.  raris  1.  c.  art.  1.  n.  32. 

3  Const.  cit.  §§.  2.  3.  9  Brev.  Gregors  XVI  v.   1833  an  den  Bischof 

4  Const.  Accepto,  bullar.  Taurin.  6,  1.  v.  Mileto  §.  3,  bull.  Rom.  cont.  19,  234:    „man- 

5  Zugleich  hat  Hadrian  die  besondere,  Spanien  damus  ,  ut  postquam  orator  obligationem  in  forma 
berührende  Bestimmung  getroffen,  dass  Patronate  iuris  valide  quae  transeat  ad  heredes,  emiserit  de 
über  beneficia  electiva  an  solchen  Orten  ,  welche  ecclesia,  domo  parochiali,  earumdem  adnexis  ac 
den  Händen  der  Ungläubigen  entrissen  worden  suppellectilibus  tuendis  et  instaurandis,  cum 
sind,  fortbestehen  bleiben  sollten,  1.  c.  §.  1.  opus  fuerit,  et  dummodo  orator  tot  bonis  stabilibus 

6  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.  cit.  s.  v.  Reliqui  liberis  tutis  atque  frugeriferis  id  suppleat  quod 
patronatus.  parochiali  congruae  deest  usque  ad  complementum 

"^  Darin  würde  eine  Beseitigung  der  Grundsätze  annui  liberi  redditus  ducatorum  CXXVIII  praeter 

des  gemeinen  Rechts  über  den  Erwerb  des  Patro-  incerta  stolae  .  .  .  auctoritate  nostra  apostolica  ip- 

nates  liegen,  zu  welcher  den  Bischöfen  die  Zu-  sum  oratorem  eiusque  heredes,   dummodo  catho- 

ständigkeit  fehlt,  lica  religione  non  deficiant,  commemoratae  eccle- 

8  Dies  folgt  daraus,   dass  der  Papst  den  Vor-  siae  patronos  declares^^  Selbstverständlich  können 

Schriften  des  Koncils  derogiren  kann ,  s.  c.  21  de  auch  die  näheren  Modalitäten  des  Rechts  in  den 
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geschehen  ist,    so  bildet  doch  das  Vorliegen  dieser  Voraussetzung  keine  Schranke, 
an  welche  der  Papst  gebunden  wäre  '. 

II.  Die  Fähigkeit  zum  Erwerbe  des  Patronates.  Fähig  zum  Erwerbe 
des  Patronates  sind  sowohl  physische  wie  auch  juristische  Personen. 

1.  Bei  den  physischen  Personen  genügt  jedoch  die  allgemeine  Rechtsfähigkeit 
nicht,  vielmehr  ist  für  den  Erwerber  auch  die  kirchliche  Rechtsfähigkeit  erforder- 
lich.   Eine  solche  mangelt : 

a.  zunächst  denjenigen,  welche  nicht  Mitglieder  der  katholischen  Kirche 
sind.  Sie  können  keinen  Patronat  erwerben,  weil  derselbe  ein  innerhalb  der  Sphäre 
der  kirchlichen  Gemeinschaft  liegendes  und  in  dieser  sich  bethätigendes  Recht  ist  2, 
derartige  Rechte  aber  principiell  nur  den  Mitgliedern  einer  solchen  zustehen  können^. 
Es  gehören  hierlier  alle  Un getauften,  insbesondere  die  Heiden  und  Juden.  In 
Betreff  der  letzteren  ist  dies  auch  partikularrechtlich  in  einzelnen  deutschen  Staaten^ 
lind  in  Oesterreich^  ausdrücklich  anerkannt. 

Aus  demselben  Grunde  sind  vom  Erwerbe  eines  Patronates  diejenigen  ausge- 
schlossen, welche  ihre  aktive  Mitgliedschaft  in  der  katholischen  Kirche  verwirkt  ha- 
ben, aber  von  derselben  immer  noch  als  ihren  Geboten  und  Anordnungen  unterworfen 


Privilegien  festgesetzt  werden,  s.  z.  B.  eine  Ver- 
leihung ad  fonnam  patronatus  ecclesiastici  i.  d. 
Anal.  iur.  pontif.  1,  426.  Frühere  Beispiele  bei 
Zamboni,  coli.  decl.  Congr.  conc.  4,  101. 

^  unrichtig  ist  es,  wenn  Phillips  7,  749 
und  Ger  lach,  Präsentalioiisrecht  S.  70  be- 
haupten, dass  ein  Patronatiechts-Privilegium  nur 
diiroh  eine  causa  onerosa,  d.  h.  eine  der  im  Text 
gedachten  Leistungen,  z.  B.  ein  augmentum  dotis, 
erworben  werden  kann,  Ersterer  weist  übrigens 
selbst  auf  die  Ertheilung  solcher  wegen  allgemei- 
ner Verdienste  um  die  Kirche,  u.  A.  auf  das  von 
Gregor  XIV.  den  spanischen  Grafen  von  Cabra  mit 
Rücksicht  auf  ihre  erfolgreiche  Bekämpfung  der 
Mauren  verliehene  Privilegium,  s.  Riganti 
comm.  ad  part.  I  reg.  IX  canc.  n.  355,  hin.  Der 
Umstand,  ob  eine  causa  onerosa  das  Motiv  für  die 
Verleihung  gewesen  ist,  kommt  allein  für  die  Frage 
in  Betracht,  ob  das  einem  so  begründeten  Patio- 
nate  unterstehende  Benefizium  von  der  päpst- 
lichen Reservation  wegen  der  alternativa  mensium 
betroffen  wird.  — 

Im  Geltungsbereiche  des  preuss.  A.  L.  R.  ist 
die  Entstehung  des  Patronates  durch  päpstliches 
Privilegium  ausgeschlossen  ,  da  dasselbe  diesen 
Erwerbsgrund  nicht  kennt,  dagegen  kann  im  Ge- 
gensatz zum  kanonischen  Recht  eine  bisher  palro- 
natfreie  Kirchengemeinde  einer  Person  den  Pa- 
tronat über  ihre  Kirche  übertragen. 
Dadurch  erhält  diese  ein  Anrecht  auf  denselben 
und  den  letzteren  selbst,  wenn  die  Verleihung 
des  Staates ,  welche  auch  hier  nicht  verweigert 
werden  kann,  s.  o.  S.  27,  hinzutritt,  II,  11.  §§. 
572.  573.  Andererseits  ist  aber  der  Staat,  ohne 
dass  die  in  §§.  569  ff.  anerkannten  Erwerbsgründe 
vorliegen,  nicht  zu  beliebiger  Verleihung  von 
Patronaten  berechtigt. 

2  S.  0.  S.  7. 

3  Dies  scheint  mir  der  entscheidende  Gesichts- 
punkt zu  sein,  welcher  nicht  blos  für  den  Patro- 
nat, sondern  für  alle  kirchlichen  Rechte  gleich- 
massig    zutrifft.      Die   älteren ^    so   Rochus  de 


C  urte  ref.  V.  n.  25ff. ;  Paulus  de  Citadi  n  is 
P.  III.  arg.  1.  n.  13  ff.  berufen  sich  auf  c.  26.  27. 
30.  C.  XVI  qn.  7.  Wenn  Phillips  K.  R.  7, 
703  und  Schulte  K.  R.  2,  672  dafür  spezielle 
aus  dem  Inhalte  des  Patronats  hergenommene 
(hünde  geltend  machen,  z.  B.  dass  die  Präsen- 
tation einen  Antheil  an  der  Kirchenregierung 
in  sich  begreife  und  der  Patron  daher  im  Stande 
sein  müsse,  die  Qualifikation  des  vorgeschlagenen 
Kandidaten  zu  beurtheilen ,  ferner  die  Fürsorge 
für  die  Kirche  habe  und  ein  ausserhalb  derselben 
stehender  diese  nicht  wahrnehmen  könne,  so  sind 
das  faktische  Voraussetzungen,  welche,  wie 
Schulte  S.  673  n.  1  zugeben  muss,  nicht  noth- 
wendig  zuzutreffen  brauchen. 

4  Vgl.  das  kurhess.  Ges.  v.  29.  Okt.  1833. 
§.  5,  Samml.  d.  Ges.  1833.  S.  145.  Für 
Preussen  spricht  die  V.  v.  30.  August  1816 
(G.  S.  S.  207,  auch  bei  Koch,  Kommentar  z. 
A.  L.  R.  II.  11.  §.  583j  ein  Ruhen  des  dinglichen 
Patronates  für  die  Besitzzeit  des  jüdischen  Grund- 
eigenthümers  aus  und  erkennt  damit  den  Grund- 
satz an.  dass  der  Jude  zum  Erwerbe  unfähig  ist. 
In  Baiern  hält  die  Verwaltnngspraxis  an  dem- 
selben ebenfalls  fest.  Staatsmin.  Entsch.  v.  1831 
u.  1851,  Döllinger,  fortges.  Samml.  23,  396; 
Amtshandbuch  f.  d.  protest.  Geistlichen  des  Kö- 
nigr.  Bayern  2 ,  259.  Dasselbe  muss  auch  in 
Würtemberg  gelten  trotz  der  Aufhebung  des 
Ges.  V.  25.  April  1828.  welches  in  Art.  27,  Mayer, 
Samml.  d.  würtemb.  Ges.  betr.  die  Israeliten. 
Tübingen  1847.  S.  36,  den  in  Preussen  gelten- 
tenden  Grundsatz  angenommen  hatte,  weil  das 
Gesetz  vom  13.  Aug.  1864  [Reg.  Bl.  1864.  S.  77) 
nur  die  Gleichstellung  der  Juden  in  den  bürger- 
lichen Rechtsverhältnissen  anordnet. 

5  Während  hier  die  Juden  früher  nicht  einmal 
Realitäten,  mit  denen  ein  Patronat  verbunden 
war,  an  sich  bringen  durften,  Hofdekrete  v.  6.  Dec. 
1817,  28.  März  1818,  21.  Jan.  1820;  Helfert, 
Hdbch.  d.  K.  R.  §.  88,  soll  jetzt  in  diesem  Falle 
nur  der  Patronat  ruhen .   V.  v.  18.  Febr.  1860. 
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betrachtet  werden,  d.  h.  die  Häretiker,  Schismatiker  und  Apostaten  i. 
Unter  diesem  Gesichtspunkt  erscheinen  daher  nach  katholischer  Anschauung  auch  die 
Anhänger  anderer  christlicher  Konfessionen,  insbesondere  die  Protestanten  unfähig, 
einen  Patronat  über  katholische  Kirchen  und  Benefizien  zu  erwerben  2.  In  D  e  u  t  s  c  h- 
land  hat  sich  indessen  mit  Rücksicht  auf  die  reichsgesetzliche  Gleichstellung  der 
Augsburger  Konfessionsverwandten  mit  den  Katholiken  und  der  dadurch  beseitigten 
Anwendbarkeit  der  Ketzergesetzgebung  auf  die  ersteren  in  Anschluss  an  den  westfäli- 
schen Frieden  ^  eine  feste  Uebung  gebildet,  dass  Protestanten  Patronate  über  katholi- 
sche Kirchen  und  Aemter,  sowie  umgekehrt,  erwerben  und  besitzen  können  ^,  eine 
Gewohnheit,  welche  auch  das  preussische  A.  L.  R.^  für  sein  Gebiet  gesetzlich 
sanktionirt  hat.  Gegenüber  dieser  Thatsache  erscheint  es  unberechtigt,  wenn  in  neue- 
rer Zeit  mehrfach  die  Strenge  des  kanonischen  Standpunktes  zur  Geltung  gebracht  ^ 
und  auf  diese  Weise  der  alte  reichsrechtliche  Grundsatz  in  Frage  zu  stellen  versucht 
worden  ist.     Wenn  auch  zuzugeben  ist,  dass  die  Protestanten  bei  der  Gleichberechti- 


§.  2  (R.  G.  Bl.  Nr.  45;  Arch.  f.  k.  K.  R.  12, 
129),  was  auch  durch  den  Art.  14  des  Staatsgnind- 
gesetzes  v.  21.  Dezember  1867  nicht  beseitigt  ist, 
a.  a.  0.  36,  423. 

^  Vgl.  auch  Rochus  de  Curte  def.  V,  n.  26; 
Paul  de  Citadinis  P.  III.  arg.  1.  n.  17  ff.; 
Vivianus  1.  1.  II.  c.  6.  n.  12  ff. 

2  Diese  Auffassung  ist  auch  in  der  vom  Kardi- 
nal Consalvi  im  Auftrage  Pius'  VII  erlassenen 
Note  (esposizioni  dei  sentimeiiti  della  S.  Santita) 
V.  1819  Nr.  16,  Münch,  Konkordate  2,  390 
ausgesprochen. 

3  J.  P.  Osnabr.  art.  V.  §.  31 :  „.  .  .  Statuum 
catholicorum  landsassii,  vasalli  et  subditi ,  ciiius- 
que  generis,  qui  sive  publicum  sive  privatum  Au- 
gustanae  confessionis  exercitium  a.  1624  quacun- 
que  anni  parte  sive  certo  pacto  aut  privilegio  sive 
longo  usu,  sive  sola  denique  observantia  dicti  anni 
habuerunt,  retineant  id  etiam  imposterum  una 
cum  annexis  quatenus  illa  dicto  anno  exercue- 
runtaut  exercita  fuisse  probare  poterunt.  Cuius- 
modi  annexa  habentur  institutio  consistoriorum, 
ministeriorum,  tarn  scholasticorum  quam  eccle- 
siasticorum,  lus  patronatus  aliaque similia iura 
nee  minus  maneant  in  possessione  omnium  dicto 
tempore  in  potestate  eorundem  constitutorumtem- 
plornm,  fundatiorium,  monasteriorum ,  hospita- 
lium  cum  omnibus  pertinentiis ,  reditibus  et  ac- 
cessionibus.  Et  haec  orania  semper  et  ubique  ob- 
serventur  eo  usque  donec  de  religione  christiana 
vel  universaliter  vel  inter  Status  immediatos  eo- 
rumque  subditos  mutuo  consensu  aliter  erit  con- 
ventum  nee  quisquam  a  quocumque  ulla  ratione 
aut  via  turbetur. '"'  Dass  dieser  Artikel  Patronate 
über  katholische  Kirchen  unter  den  s.  g.  annexa 
exercitii  religionis  begreift,  ergiebt  der  Umstand, 
dass  er  zwischen  katholischen  und  evangelischen 
Kirchen  nicht  unterscheidet  und  dass  die  be- 
treffende Stelle  durch  die  hier  vertretene  Auf- 
fassung erst  ihre  Bedeutung  gewinnt,  weil  es 
doch  selbstverständlich  war,  dass  den  Protestanten 
ihre  Patronate  über  evangelische  Kirchen  belassen 
wurden.  Darauf,  dass  begriffsmässig  der  Patronat 
über  katholische  Kirchen  kein  Annexum  pro- 
testantischer Religionsübung  ist,  so  S  chu  Ite  2, 
673.  n.  6  kommt  es  nicht  an,  sondern  darauf,  was 

Hinscliius.  Kirchenreclit.  UI, 


das  Friedensinstrument  darunter  versteht,  vgl. 
hierzu  auch  meine  Ausführung  bei  Dove, 
Ztschr.  f.  K.  R.  2,  431  ff.  Zuzugeben  ist  allein  so:- 
viel,  dass  der  Artikel  selbst  nur  die  im  Normaljahre 
den  Protestanten  bereits  zustehenden  Patronate 
betrifft.  Der  Art.  26  des  J.  P.  0. 1.  c,  welcher  die 
Präsentationsrechte  der  Protestanten  auf  mittel- 
bare, am  1.  Januar  1624  im  Besitze  der  Katholiken 
befindliche  Kirchengtiter  aufrechterhält ,  und  auf 
welchen  Schulte,  Arch.  f.  k.  K.  R.  7,214  hin- 
weist, ist  hierbei  nicht  in  Betracht  gezogen  worden. 

4  Diese  Uebung  bezeugen  Böhmer  J.  E.  P. 
III.  38.  §.  68;  Eichhorn  K.  R.  2,  713.  n.  54. 
Sie  wird  auch  von  den  Note  6  citirten  Schrift- 
stellern nicht  in  Abrede  gestellt.  Vgl.  auch  die 
Osnabrücker  capitulatio  perpetua  von  1650  Art. 
12,  Gottfr.  V.  Meiern,  Nürnb.  Fried.  Exc- 
cutionshdlgen  2,  534 :  „Ebenmässig  sollen  zwar 
die  Praesentationes  der  katholischen  Pfarren  und 
Beneflcien  vorigen  Patronis,  obschon  sie  der  Augsb. 
Confession  zugethan  sind ,  verbleiben'^^,  die  Er- 
klärung der  Friedens-Exekutionskommissäre  in 
deji  Streitigkeiten  zwischen  den  Pfalzgrafen  Wolf- 
gang  Wilhelm  von  Neubnrg  und  Christian  August 
von  Sulzbach  in  Betreff  des  Patronates  :  „Das  be- 
hielte ein  jeder,  jedoch  müsse  er  solcher  Religiim 
Priester  präsentiren,  die  des  Orts  Uebung  wäre," 
a.  a.  0.  S.  592. 

5  II.  11.  §§.  340.  582. 

6  Schulte  K.  R.  2,  673  u.  Arch.  f.  k.K.  R. 
7,  209 ff. ;  Phillips  K.  R.  7,  703 ff.  u.  Lehrb. 
2.  Aufl.  S.  275,  Walter  K.  R.  §235a.  Anm.4. 
Ersterer,  (s.  auch  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  310.  311) 
lässt  aber  wenigstens  zu  Gunsten  der  Ausübung 
vonRealpatronatendie  bestehende  Uebung  gelten. 

Bei  Abschluss  des  würteraberg.  Konkordates  hat 
übrigens  der  päpstliche  Stuhl  trotz  der  Anm.  2 
erwähnten  Erklärung  dem  protestantischen  Kö- 
nig von  Würtemberg  eine  grosse  Anzahl  von 
Patronaten  bestätigt,  Beilage  II.  u.  III.  zum  Kon- 
kordat, Arch.  f.  k.  K.  R.  6,  480 ff. ;  Golther, 
Staat  u.  kath.  Kirche  i.  Würtemberg.  S.  169. 
Die  Bedeutung  dieser  Thatsache  durch  den  Hin- 
weis auf  die  „juristische  Persönlichkeit**  des  Re- 
genten abschwächen  zu  wollen,  Vering  i.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  2,  70Ö;  7,  211.  n.  1,  ist  verfehlt. 
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gung  der  Religionsgesellscluiften  im  modernen  Staat,  mit  welcher  es  unverträglich  ist, 
sie  noch  in  irgend  einer  Beziehung  als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  zu  behan- 
deln, principicll  aus  demselben  Grunde,  wie  die  NichtChristen,  vom  Erwerbe  derartiger 
Patronate  auszuschliessen  sind,  so  gewährt  doch  der  Umstand,  dass  die  erwähnte 
Hebung  nach  Iieutiger  Auffassung  als  irrationell  erscheint,  keinen  Grund,  sie  für  rechts- 
unwirk^am  zu  machen,  weil  es  ihr  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  und  Feststellung  unter 
völlig  anderen  Verhältnissen  nicht  an  der  Rationabilität  gefehlt  hat  ^ . 

Don  Ketzern  stehen  in  der  hier  fraglichen' Beziehung  wegen  mangelnder  kirch- 
licher Rechtsfähigkeit  diejenigen  gleich,  welche  dem  grossen  Kirchenbann  unter- 
liegen-. Die  überwiegende  Meinung  beschränkt  die  Unfähigkeit  aber  auf  die  s.  g. 
fixcmnmimicaä  vitanch ,  d.  h.  diejenigen  Personen,  deren  Exkommunikation  unter  Nen- 
nung ihres  Namens  öffentlich  seitens  des  zuständigen  kirchlichen  Oberen  bekannt  ge- 
macht worden  ist.  In  Betreff  der  übrigen  Gebannten,  der  s.  g.  excomrmmicati  tolerati, 
wird  dagegen  meistens  angenommen,  dass  sie  durch  eine  Fundation  mit  Erlaubniss  des 
kirchlichen  Oberen  das  Patronatrecht  erwerben ,  und  es  nur ,  so  lange  sie  der  Exkom- 
munikation unterliegen,  nicht  ausüben  können^.  Indessen  ist  dabei  verkannt,  dass  der 
Unterschied  zwischen  den  excommunicati  tolerati  und  vitandi  nicht  im  Interesse  der 


1  So  wild  sie  auch  noch  für  maassgebend  erach- 
tet von  Richter  K.  R.  §.  189.  ii.  23;  Dove 
ebendaselbst  und  1.  seiner  Ztschr.  2,  123;  Sil- 
ber nagll.  Arch.  f.  k.  K.  R.  15,  466. 

In  Oesterreich,wo  die  Bestimmungen  des 
westfälischen  Friedens  keine  Anwendung  gefun- 
den haben,  1.  c.  art.  5.  §§.  38—41,  sind  Prote- 
stanten und  Akatholiken  unfähig,  ein  Patronat- 
recht über  katliolische  Kirchen  und  Aemter  zu 
erlangen,  vgl.  auch  synodus  Pragensis  v.  1605, 
cd.  Prag.  p.  145  :  „Iura  patronatns  nullo  modo  ad 
haeretioorum  manus  pervenire  possunt,  etiamsi 
illa  sibi  competere  praetendant  iure  haereditario 
vel  quovis  alio  praetextu";  jedoch  hat  man  die 
Protestanten  insbesondere  in  Böhmen,  nicht  min- 
der in  Ungarn,  wo  sie  im  allgemeinen  durch  d.  V. 
v.  T.April  1700  u.  11.  Sept.  1708  ausgeschlossen 
waren,  zur  Ausübung  von  Realpatronaten  zuge- 
lassen, Schulte  Lehrb.  S.  311.  n.  8  u.  K.  R. 
a.  a.  0. 

In  Frankreich  konnten  nach  einem  Edikt 
v.  1051  die  Reformirten  ihre  an  Grund  und  Boden 
geknüpften  Patronate  durch  katholische  Stellver- 
treter ausüben  lassen,  jedoch  ist  ihnen  diese  Be- 
fugniss  schon  1655  und  1660  wieder  entzogen 
worden,  Thomas  sin  P.  II.  1. 1.  c.  32.  n.  15;  de 
Roye  proleg.  c.  38. 

Vom  Standpunkt  des  Textes  aus  wird  dagegen 
die  Frage,  ob  Angehörige  der  griechisch-katholi- 
schen Kirche  in  Deutschland  zur  Erwerbung  des 
Patronates  fähig  sind ,  verneinend  entschieden 
werden  müssen.  Eine  desfailsige  Uebung  ist  hier 
nicht  nachweisbar,  Dove  in  s.  Ztschr.  2,122. 
Wenn  Kaim  2,  39  sich  beim  dinglichen  Patronat 
für  die  Bejahung  entscheidet,  so  hängt  dies  mit 
seiner  falschen  Auffassung,  dass  dieser  ein  reines 
Privatrecht  sei,  zusammen.  Für  das  Gebiet  des 
preuss.  L.  R.  ist  aber  wegen  §.  340.  II.  11. 
dieZulässigkeit  des  Erwerbs  anzunehmen,  s.  auch 
Boch  e  -  AI  tm  an  n  ,  d.  preuss.  legale  evang. 
Pfarrer.  5.  Ausg.  Braunschweig  1875,  S.  125, 
n.  27. 


Die  Altkatholiken  sind  vom  Standpunkt 
der  vatikanischen  Kirche  aus  als  Ketzer  zum  Er- 
werbe unfähig,  nicht  aber  nach  staatlichem  Rechte 
in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  sie,  wie  in 
Preussen,  Baden,  Hessen  und  B a i e r n  ,  s. 
Th.  II.  S,  707,  als  wahre  Katholiken  betrachtet 
werden. 

2  Vivianus  1,  c.  1.  II.  c.  6.  n.  20. 

3  Vgl.  Fagnan.  ad  c.  25  X,  III,  38.  n,  12; 
Leuren.  1.  c.  P,  II.  qu.  75;  Ferraris  s.  v. 
iuspatronat.  art.  4,  n.  14;  Berardi  1.  c.  c.  3,  ed. 
cit.  1,  289;  V.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  310; 
Ginzel,  K.  R.  2,  140;  Kober,  Kirclienbann 
2,  Aufl.  S.  372;  Schlayer,  Beiträge  S.  43,  bei 
welchem  viele  Citate  aus  der  älteren  Literatur ; 
Phillips  7,  711.  Während  vielfach  von  den 
Aelteren  der  Erwerb  eines  bisher  nicht  bestehen- 
den Patronates  und  die  Ausübung  eines  schon 
begründeten  durch  den  Exkommunicirten  nicht 
genügend  auseinander  gehalten  werden,  legen  die 
Neueren  das  entscheidende  Gewicht  auf  den  Um- 
stand des  für  den  Patron  gebotenen  Verkehrs  mit 
deniBischof,  welcher  in  der  Zulassung  der  Funda- 
tion oder  der  Präsentation  liegt,  und  rechtfertigen 
damit  die  zwischen  den  excommunicati  vitandi 
und  tolerati  aufgestellten  Unterscheidung,  ohne 
zu  beachten,  dass  in  erster  Linie  die  rechtliche 
Stellung,  welche  das  Kirchenrecht  dem  Exkommu- 
nicirten an  und  für  sich  zuweist,  massgebend 
sein  muss.  Phillips,  indem  er  Berardi  folgt, 
behandelt  sogar  diejenigen,  welche  noch  nicht  s. 
g.  insordescentes  geworden  sind,  d.  h.  sich  noch 
nicht  ein  Jahr  lang  im  Banne  befinden,  den  tole- 
rati gleich.  Wenn  er  bemerkt,  dass  die  Exkommu- 
nikation ihrer  eigentlichen  Bedeutung  nach  zur 
Besserung  der  Bestraften  dienen  solle,  und  daher 
die  auffallende  Erscheinung  des  gemachten  Unter- 
schiedes darauf  beruhe,  dass  diese  Besserung  bei 
den  vitandi  und  insordescentes  nicht  mehr  erwar- 
tet werden  könne ,  so  beruht  diese  Ausführung 
auf  einer  unrichtigen  Auffassung  der  Wirkungen 
der  Exkommunikation. 


§.  137.]       Die  Entstehung  oder  die  ursprünglichen  Erwerbsarten  des  Patronates. 
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Exkommunicirten ,  sondern  in  dem  der  anderen  Gläubigen  eingeführt  worden  ist ,  und 
dass  er  nicht  auf  einer  Verschiedenheit  der  Rechtsfähigkeit  der  beiden  Arten  der  Ex- 
kommunicirten  beruht,  vielmehr  lediglich  Bedeutung  für  das  Verhältniss  der  letzteren 
zu  anderen  Personen  und  für  den  Verkehr  mit  diesen  besitzt.  Es  müssen  daher  die 
tolerati  für  ebenso  unfähig,  wie  die  vitandi ,  erachtet  werden  ^ .  Erwerbsunfähig  sind 
ferner  solche  Personen,  welche  eine  S  c h m  ä  1  e  r  u n  g  i  h  r  e  r  E  h r  e ,  sei  es  in  Folge 
der  kirchenrechtlichen  Vorschriften  über  die  Infamie  ^ ,  sei  es  sonst ,  namentlich  in 
Folge  der  Bestimmungen  der  weltlichen  Gesetzgebung  erlitten  haben  ^ ,  denn  der  Pa- 
tronat  ist  ein  kirchliches  Ehrenrecht ,  von  welchem  Bescholtene  ferngehalten  werden 
müssen"^.  Unehelich  Geborene  sind  dagegen  nicht  ausgeschlossen^,  weil  ihre  Ehre 
weder  nach  kanonischem  noch  nach  weltlichem  Rechte  gemindert  ist. 

Andererseits  hindert  weder  die  blosse  Vermögensunfähigkeit  noch  der  Mangel  der 
Handlungsfähigkeit  den  Erwerb  des  Patronates ;  denn  der  Patronat  ist  kein  Privat- 
und  Vermögensrecht  und  es  nicht  nothwendig  ist,  dass  der  Patron  sein  Recht  selbst  aus- 
übe. Demnach  steht  nichts  entgegen,  dass  einerseits  Mönche*^,  andrerseits  K i n - 
der,  Unmündige,  Minderjährige,  Frauen'^  Patronatrechte  erwerben  können. 

Endlich  fragt  es  sich ,  ob  der  Umstand ,  dass  einer  Person  kraft  ihrer  kirchlichen 
Jurisdiktion  das  volle  Besetzungsrecht  in  ihrem  Amtssprengel  zusteht ,  die  Erwerbung 
des  Patronates  seitens  derselben  über  ein  Amt ,  welches  innerhalb  des  gedachten  Be- 
zirkes errichtet  wird ,  oder  errichtet  worden  ist ,  hindert ,  insbesondere  ob  der  Bischof 
durch  seine  amtliche  Stellung  von  dem  Erwerbe  eines  Patronates  in  seiner  DiÖcese  aus- 
geschlossen ist^.    Dies  ist  aus  inneren,  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Gründen^  zu 


^  Vgl.  übrigens  auch  v.  Sclinlte  i.  Ronner 
theolog.  Literatnrblatt  1866.  S.  683  ii.  Lehrb. 
S.  327.  n.  12  a.  E. 

2  S.  Th.  II.  S.  31.  633. 

3  Diese  kann  die  Kircbe  ans  denselben  Grün- 
den, wie  beim  defectus  famae,  Th.  I.  S.  31,  nicht 
ignoriren. 

4  Arg.  c.  87  inVIto  de  R.  J. ;  Schnlte  2,673  ; 
P  hi  ]  1 1  p  s  7,  717 ;  G  i  n  z  e  1  2,  141 .  Die  älteren 
nehmen  freilich  theilweise  nur  eine  Unfähigkeit 
znr  Ausübung  des  Rechtes  an,  s.  z.  B.  Paulus 
de  Citadinis  P.  HI.  arg.  1.  n.  30 ff.  ;  Vivia- 
nus  1.  c.  1.  II.  c.  6  n.  19.  Auf  solche  Kontro- 
versen der  Aelteren,  wie  z.  B.  die,  ob  eine  mere- 
trix  den  Patronat  erwerben  könne,  s.  z.  B.  Ro- 
ch us  de  Gurte  def.  5.  n.  3;  Vi  vi  an  us  1.  c. 
n.  24.  braucht  nicht  mehr  eingegangen  zu  werden. 

Einzelne  zählen  als  erwerbsunfähig  auch  die- 
jenigen, welche  sicTi  der  S  i  m  0  n  i  e  schuldig  ge- 
macht haben,  auf,  Vivianus  1.  c.  n.  23; 
Schulte  K.  R.  2,  674.  Das  dafür  angezogene 
c.  6  h.  t.  III.  38  ergiebt  aber  nur  die  Nichtigkeit 
des  simonistischen  Erwerbes  eines  Patronates, 
nicht  die  allgemeine  Unfähigkeit  jeder  Person, 
welche  sich  überhaupt  einer  beliebigen  Simonie 
schuldig  gemacht  hat.  Eine  solche  kann  aller- 
dings wegen  der  mit  der  Simonie  verbundenen 
Folgen,  z.  B.  der  Exkommunikation,  erwerbsun- 
fähig werden. 

Das  p  reu  SS.  L.  R.  kennt  die  im  Text  hervor- 
gehobenen Unfähigkeitsgründe  nicht.  Bescholte- 
nen  Personen  soll  aber  nach  d.  G.  v.  8.  Mai  1837. 
§§.  1.  6.  22  die  Ausübung  des  Patronates  ent- 
zogen werden,  vgl.  unten  §.  140.  Nr.  5  a.  E. 


5  Rochus  de  Gurte  def.  5.  n.  6ff.;  Vi- 
vianus 1.  c.  n.  28;  so  auch  die  Rota  Pito- 
nius  controv.  patron.  alleg.  44.  n.  113. 

6  Kirchlicher  Rechte  sind  diese  nicht  unfähig. 
Besteht  auch  demnach  für  sie  kein  rechtlicher 
Ilinderungsgrnnd,  so  werden  sie  für  die  Regel 
doch  faktisch  ausgeschlossen  sein,  weil  sie  we;;en 
des  Armuthsgeiübdes  keine  Fundation  machen 
können.  Rechtlich  möglich  wäre  aber  die  Erwer- 
bung durch  päpstliches  Privileg,  ferner  durch 
Eintritt  in  ein  bestehendes  Familien-Pationat- 
recht,  Pitonlus  1.  c.  alleg.  36.  n.  28.  Vgl. 
überhaupt  Berardi  1.  c.  c.  3,  ed.  cit.  1,  289. 
Phillips  K.  R.  7,  718. 

7  Ueber  die  Frauen  s.  c.  16  (Honor.  III)  IX. 
de  conc.  praeb.  III.  8.  Die  Aelteren  haben  hierüber 
ausführlich  gehandelt,  s.  z.  B.  Paulus  de  Ci- 
tadinis P.  III.  arg.  1.  n.  9;  Garcias  1.  c.  P. 
V.  c.  9.  n.  184;  Reiffenstuel  III.  38.  n.  38. 

^  Vorausgesetzt  ist  bei  der  Erörterung  des 
Textes,  dass  die  sonstigen  Erfordernisse  des  Er- 
werbes vorhanden  sind,  dass  also  der  Bischof  z.  B. 
aus  seinem  Privatvermögen ,  nicht  kraft  kirchen- 
rechtlicher Verpflichtung  (s.  0.  S.  18.  u.  Th.  II.  S. 
390)  eine  Kirche  oder  ein  Beneflcium  gestiftet 
hat.  Gleich  steht  der  Fall,  wo  er  einen  schon  be- 
stehenden Patronat,  z.  B.  in  Folge  Erwer- 
bes des  patronatberechtigten  Gutes  oder  durch 
Schenkung  oder  in  Folge  einer  Stiftungsbedin- 
gung (s.  Innoc.  III.  ep.  52.  54.  lib.  I.  ed.  Migne 

1,  46  ff.  u.  d.  Urk.  V.  1347  bei  Lün  ig  spicil.  eccl. 

2,  368)  erlangt. 

^  Eine  entscheidende  Stelle  findet  sich  im 
Corp,  iur.  can.  nicht,    c.  18  (Alex.  III)  X.  h.  t. 

3* 
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I.  Die  Ilierarcliie  und  die  Leitung  der  Kirclie  durch  dieselbe. 


[§.  137. 


verneinen  '.  Der  Patronat  ist  seinem  Wesen  nach  von  den  dem  geistlichen  Oberen  auf 
Patronats-Benefizien  zustehenden  Rechten  der  kirchlichen  Jurisdiktion  völlig  verschie- 
den. Er  schränkt  allerdings  die  letztere  in  gewissen  Beziehungen  ein,  kann  aber  keines- 
wegs als  ein  auf  den  Patron  übertragener  Bestandtheil  der  bischöflichen  Jurisdiktion 
beti'achtet  werden.  Die  Rechte  des  Patrons  sind  keine  Jurisdiktionellen  Befugnisse, 
haben  vielmehr  eine  besondere  eigenartige  Natur  2.  Deshalb  kann  der  Besitz  der 
biscliöfliclien  Jurisdiktion  rechtlich  eine  substantielle  Absorption  der  Patronatsrechte 
oder  eine  Aufhebung  derselben  durch  Konfusion  oder  Konsolidation  nicht  herbeiführen  ^ 
und  keinen  rechtlichen  Hinderungsgrund  für  ihren  Erwerb  bilden"^.     Nur  thatsächlich 


III.  38 :  „Si  episcopi  post  promotionem  suam 
praesentationes  personarum  ad  ecclesias  a  patronis 
earum  pro  ecclesiis  sibi  commissis  adepti  i'uerint, 
persoriae  idoneae  quas  ad  eas  vacantes  praesenta- 
verint,  sunt  admittendae"  setzt  zweifellos  voraus, 
dass  der  Bischof  thatsächlich  in  der  Lage  ist,  eine 
Präsentation  vorzunehmen,  miiss  also  entweder 
den  Fall  vor  Augen  haben,  dass  das  Patronatsbene- 
llzium  in  einer  fremden  Diücese  liegt  oder  dass 
in  der  eigenen  Diöcese  des  Bischofs  ein  anderer 
das  Recht  zur  Institution  besitzt,  wie  ein  solches 
einzelnen  praelati  inferiores,  s.  c.  4  (Honor.  III) 
X.  de  der.  peregr.  I.  22,  Th.  IL  S.  347,  insbe- 
sondere aber  den  Archidiakonen  vielfach  während 
des  Mittelalters,  a.  a.  0.  S.  197,  zugestanden 
hat,  so  auch  die  Glosse  s.  v.  significasti  u.  prae- 
sentaverint.  Vgl.  über  die  Stelle  noch  Schil- 
ling S.  39;  Phillips  7,  714;  Schlayer 
S.  79. 

1  So  auchunt er  den  Neueren  Lipp  er  t  S.197; 
Schilling  S.  40;  Schlayer  S.  84  ff.  Da- 
gegen unterscheidet  Schulte,  Lehrb.  S.  326 
n.  3  zwischen  persönlichem  und  dinglichem  Patro- 
nat, und  nimmt  die  Möglichkeit  des  Erwerbes  nur 
beim  letzteren  an. 

2  Dies  zeigt  sich  z.  B.  darin  ,  dass  bei  Verab- 
säumung der  Präsentation  durch  den  Patron  der 
kirchliche  Obere  nicht  etwa  kraft  des  auf  ihn 
übergegangenen  Rechtes  des  Patrons ,  sondern 
kraft  seiner  Jurisdiction  die  Besetzung  der  Stelle 
vornimmt.  Beim  substantiellen  Untergang  des 
Patronates  fallen  ferner  nicht  die  Patronatsrechte 
an  den  kirchlichen  Oberen  in  dessen  Jurisdiction 
zurück,  sie  erlöschen  vielmehr  schlechthin  und 
es  wird  nur  die  bisherige  Schranke  für  die  freie 
Ausübung  seines  allgemeinen  Besetzungsrechtes 
beseitigt. 

3  Derselben  Ansicht  ist  offenbar  auch  In nocenz 
III.  gewesen,  s.  ep.  144  ad  Petr.  archiep.  Com- 
postell.  lib.  L,  ed  Migne  1,  700  :  „idem  mona- 
sterium,  sicut  abbas  recognovit,  .  .  .  decernimus, 
ecclesiae  tuae  dioecesano  et  (erritorii  ac 
patronat  US  iure  perpetuo  subiacere." 

4  A.  M.  Gerlach,  Präsentationsrecht  S.  7, 
welchem  Phillips  7,  840  folgt.  Ersterer  be- 
gründet seine  entgegengesetzte  Ansicht  damit, 
dass  das  Präsentationsrecht  ein  Rechtsverhältniss 
zwischen  zwei  Personen  bedinge,  von  denen  die 
eine  (der  Patron)  ein  zwingendes  Recht  auf  eine 
Handlung  der  anderen  (des  Bischofs)  habe  und 
der  letzteren  die  Verpflichtung  zu  der  gedachten 
Handlung  obliege,  sowie  dass  dieser  zwingende  An- 
spruch seinem  Wesen  nach  voraussetze,  dass  die 
VerbindlichkeitaufeineranderenPerson  laste,  weil 


Niemand  mit  sich  in  einem  Rechtsverhältnisse 
stehen  könne.  Von  diesen  Voraussetzungen  aus- 
gehend .  schliesst  er  weiter,  dass  der  Bischof, 
wenn  er  selbst  eine  Kirche  in  seiner  Diöcese 
stifte,  in  gar  kein  Rechtsverhältniss  eintreten  und 
keine  Kollation  durch  sich  selbst  erzwingen ,  so- 
mit auch  keinen  Patronat  erwerben  könne.  In 
diesen  Ausführungen,  in  welchen  die  Bedeutung 
des  Begriffes :  Rechtsverhältniss  unklar  bleibt, 
ist  völlig  übersehen ,  dass  die  Präsentation  des 
Patrones  und  di«  Pflicht  des  Bischofs  zur  Insti- 
tution keine  aus  dem  Patronatrecht  hervorgehen- 
den Korrelate  sind ,  welche  analog  dem  durch 
Obligation  begründeten  Rechte  des  Gläubigers  auf 
Erfüllung  und  der  gegenüberstehenden  Pflicht  des 
Schuldners  zur  Leistung  behandelt  werden  dür- 
fen. Einmal  ist  das  Objekt  des  Patronates  nicht 
eine  Handlung  des  Bischofs ,  sondern  die  kirch- 
liche Anstalt  oder  das  Beneficium  ,  und  die  Ver- 
pflichtung des  ersteren  zur  Institution  des  vom 
Patron  präsentirten  Kandidaten  ist  nur  eine  mit- 
telbare Folge  des  Rechtes  des  Patrons ,  den  In- 
haber des  Beneflziums  in  entscheidender  Weise 
zu  bestimmen.  Weiter  hängt  die  Pflicht  des 
Bischofs  zur  Institution  untrennbar  mit  seinem 
Recht  zu  derselben  zusammen.  Beides  ist  aber 
Ausfluss  seiner  Jurisdiction.  Kraft  derselben  ist 
er  bei  patronatsfreien  Aemtern  zur  Kollation 
nicht  nur  berechtigt ,  sondern  auch  verpflichtet. 
Bei  Patronatsbenefizien  modilicirt  sich  dies  in 
Folge  der  Berechtigung  des  Patrons  allein  dahin, 
dass  sein  Kollationsrecht  in  ein  Institutionsrecht 
ver9\'andelt  wird  und  dass  er  das  letztere  nicht 
zur  Schmälerung  der  Rechte  des  Patrones  aus- 
üben darf.  Mit  anderen  Worten  :  der  Bischof  ist 
nicht  dem  Patron  gegenüber  und  wegen  einer 
durch  das  Patronatrecht  begründeten  Verbind- 
lichkeit zur  Institution  verpflichtet,  sondern  des- 
halb ,  weil  er  als  kirchlicher  Oberer  für  die  Be- 
setzung der  Stelle  seiner  Diöcese  zti  sorgen  hat; 
die  Existenz  des  Patronates  bedingt  für  ihn  nur 
die  Verpflichtung,  die  Institution  nicht  unter 
Verletzung  der  Rechte  des  Patrons  vorzunehmen. 
Nur  darauf  geht  der  zwingende  Anspruch  des 
letzteren,  nicht  auf  Vornahme  der  Institution  als 
solcher.  Somit  löst  sich  das  von  Gerlach  ange- 
nommene Rechtsverhältniss  zwischen  Patron  und 
Bischof  lediglich  dahin  auf,  dass  der  letztere  den 
Patronat  anzuerkennen  und  diesem  Anerkennt- 
niss  durch  die  Art  der  Ausübung  seiner  Amts- 
handlungen Folge  zu  geben  hat. 

Die  Aelteren  nehmen  allerdings  meistens 
ebenso  wie  Gerlach,  Untergang  des  Patro- 
nates   durch    Konfusion    oder  Konsolidation  an, 
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wird  die  Ausübung  der  Patronatsrechte  durch  die  umfassenderen  Rechte  der  kirch- 
lichen Jurisdiktion  suspendirt,  wenn  letztere  dem  Patron  gleichfalls  zusteht,  aber  auch 
nur  insoweit ,  als  die  aus  den  beiden  verschiedenen  Stellungen  herfliessenden  Befug- 
nisse sich  nicht  neben  einander  bethätigen  können.  Wenn  daher  der  Bischof  nicht 
einen  Allein-,  sondern  einen  Kompatronat  erwirbt,  so  wird  er  immer  als  Mitpatron  bei 
der  Auswahl  des  an  ihn  selbst  zu  präsentirenden  Kandidaten  mitzuwirken  befugt  sein  K 
Selbstverständlich  ist  es  ferner,  dass  der  Patronat  wieder  in  faktische  Wirksamkeit  tritt, 
sowie  der  Patron  seine  kirchliche  Jurisdiktion  verloren  hat  2.  Ja  auch  in  dem  Falle, 
dass  der  Erwerb  des  Patronates  lediglich  mit  Rücksicht  auf  das  bischöfliche  Amt  erfol- 
gen sollte  und  somit  der  jeweilige  Diöcesanbischof  für  die  Regel  die  Stellung  des  Patrons 
einnehmen  würde  ^,  wird  die  Entstehung  des  Patronates  oder  die  Fortdauer  eines  schon 
vorhandenen  nicht  ausgeschlossen*.  Die  vorhin  entwickelten  Gründe  treffen  hier  eben- 
falls zu  und  überdies  ist  immer  die  Möglichkeit  vorhanden ,  dass  das  Patronatrecht  zur 
Wirksamkeit  gelangen  kann^. 

2.  Ausser  den  physischen  Personen  sind  auch  die  juristischen  Personen 
fähig  Patronate  zu  erwerben ,  gleichviel ,  ob  sie  kirchliche  oder  rein  weltliche  Zwecke 
verfolgen^'.  Dasselbe  muss  von  denjenigen  Personenvereinen  gelten,  welche  wie  z.  B. 
Aktiengesellschaften  ein  gesondertes ,  ihren  Zwecken  dienendes  Vermögen  besitzen, 
und  nicht  als  juristische  Personen  im  Sinne  des  römischen  Rechtes  betrachtet  werden 
können  ^. 

Die  Nothwendigkeit  der  Zugehörigkeit  zur  katholischen  Kirche  als  Bedingung 
der  kirchlichen  Rechtsfähigkeit  fällt  für  diese  Rechtssubjekte  fort,  weil  sie^  ihrer  Natur 
nach  niemals  Mitglieder  einer  Kirche  oder  einer  Religionsgesellschaft  sein  können. 
Darum  muss  auch  die  Konfession  derjenigen  physischen  Personen,  welche  ihr  Substrat 
oder  ihr  Willens-Organ  bilden,  hinsichtlich  der  Fähigkeit  zum  Erwerbe  des  Patronates 
als  rechtlich  einflusslos  betrachtet  werden  ^.  Indessen  giebt  es  auch  juristische  Personen, 
welche  lediglich  religiöse  oder  kirchliche  Zwecke  einer  bestimmten  Konfession  ver- 
folgen, insbesondere  die  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestatteten  Gliederungen  der 

freilich  meistens  ohne  sich  darüber  auszuspre-  liehe  Nothwendigkeit  aus  überschüssigenDiöccsan- 
chen  ,  ob  dauernd  oder  nur  vorübergehend,  so  mittela  eine  neue  Kirche  oder  Kapelle  fundirt 
z.  B.  Florens  ad  c.  18  cit.,  opp.  ed.  Doujat  oder  ein  schon  bestehender  Patronat  dem  bischöf- 
2,  288.  Weitere  Citatc  bei  Schlayer  S.  81.  n.  liehen  Stuhle  geschenkt  wird. 
7  u.  8.  Die  Gegner  dieser  Ansicht,  Lamber-  *A.  M.  deRoyeadc.  18.  X.  h.  t;  Schil- 
tini 1.  11.  p.  3.  qu.  princ.  2.  art.  19;  B  arbos  a  ling  S.  40. 

de  off.  et  pot.  episc.  F.  III.  alleg.  72.  n.  196,   s.  5  Dies  würde  z.  B.  eintreten,  wenn  das  Patro- 

auch  Schlayer  S.  81  n,  6,  finden  andererseits  natsbeneflzium  in  Folge  einer  veränderten  Diö- 

bei  der  Präsentation  des  Bischofs  an  sich  selbst  ceseneintheilung  der  Jurisdiktion  eines  anderen 

kein   Bedenken   oder   geben  den  Rath  ,    dass   er  Bischofs,  als  desjenigen,  welcher  das  Patronatrecht 

diese    durch    einen     Bevollmächtigten     ausüben  besitzt,  unterstellt  wird. 

lassen   soll.     Die  Congr.    Conc.   hat  in   dem  bei  6  Auch  das  Trid.   Sess.  XXV.    c.  9.    de  ref. 

Richter,  Tridentinum  S.  451.  n.4  mitgetheil-  (o.  S.  30.   n.  4)  gedenkt  der  communitates  und 

ten  Falle  nur  faktische  Suspension  des  Patronates  universitates  schlechthin, 

angenommen.  "^  Ein  Patronatrecht  einer  Eisenbahngesellschaft 

1  Diesen  Fall  ignorirt  Gerlach   ganz.     Für  erwähnt  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  14,  424. 
denselben  und  ähnliche  Fälle  haben  die  Aelte-  ^  Wie  z.  B.  der  Staat,    die  Kommunen,  die 
ren,   auch  Phillips  a.  a.  0.,  selbst  diejenigen,  Aktiengesellschaften. 

welche  beim  Alleinpatronat  Kosolidation  anneh-  ^  Es  hindert  demnach  den  Erwerb  eines  Fa- 
men,  den  Erwerb  des  Patronates  durch  den  Bi-  tronates  durch  eine  Stadtgemeinde  oder  eine 
schof  nicht  in  Zweifel  gezogen,  vgl.  Schlayer  Aktiengesellschaft  nicht,  wenn  sich  unter  den 
S.  81.  Magistrats-  oder  Vorstandsmitgliedern  Juden  be- 

2  Z.   B.   wenn  der  patronatberechtigte  Bischof  finden.     Ob  diese   sich  bei    der  Ausübung   des 
resignirt.  Rechtes  zu  betheiligen  berechtigt  sind,   ist  eine 

3  Dass  z.  B.    der  Bischof  ohne  kirchenrecht-  andere  Frage,  worüber  unten  §.  138. 
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einzelnen  Kirchen  und  Keligionsgcsellscliaften,  wie  z.B.  die  Pfarreien,  Diöcesen,  Dom- 
kapitel in  der  katliolisclien,  die  Pfarrgemeinden  in  der  evangelischen  Kirche,  die  Syna- 
gogen-Gemeinden bei  den  Juden.  Können  dergleichen  nicht  der  katholischen  Kirche 
angehörige  Bildungen  mit  juristischer  Persönlichkeit  Patronate  in  derselben  erwerben  i  ? 
Diese  Frage  muss  m.  E.  verneint  werden.  Durch  ihre  Zweckbestimmung  sind  der- 
gleichen Institute  ebenso  in  eine  ausschliessliche  Beziehung  zu  einer  bestimmten  Kirche 
oder  Keligionsgesellschaft  gebracht,  wie  die  einzelne  physische  Person  durch  ihre 
Mitgliedschaft  in  derselben.  Deshalb  müssen  sie  ebenfalls  für  unfähig  erachtet  werden, 
kirchliche  Kechte  innerhalb  einer  anderen  religiösen  Gemeinschaft  zu  erwerben  2. 

III.  Die  Obj  ekte  des  Patronates. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  des  kirchlichen  Aemterwesens  zu  der  Zeit ,  in 
welcher  sich  das  Patronatrecht  entwickelt  hat  '\  konnten  als  Gegenstand  desselben  nur 
kirchliche  Anstalten  (Pfarrkirchen,  Kapellen,  Oratorien)  und  die  mit  diesen  verbun- 
denen Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  in  Frage  kommen .  Dartiber,  ob  der 
Patronat  auch  auf  kirchliche  Aemter,  welchen  der  zuletzt  gedachte 
Charakter  mangelt,  Anwendung  findet ,  fehlt  es  an  jeder  positiven  Vorschrift  ^ . 
Die  zum  Begriff  des  Benefiziums  nothwendige  dauernde  Verbindung  eines  Einkommens 
mit  den  amtlichen  Funktionen  und  dessen  feste  Radicirung  bilden  zwar  ein  Moment, 
welches  für  die  Stellung  und  die  Ansprüche  des  Amtsträgers  von  Bedeutung  ist,  welches 
indessen  für  den  Patronat  und  die  Rechte  des  Patrones  nicht  als  wesentliche  Voraus- 
setzung betrachtet  werden  kann.  An  sich  waltet  kein  principielles  Bedenken  ob,  dem- 
jenigen, welcher  die  erforderlichen  Mittel  zur  Stiftung  eines  Kirchenamtes  und  zur 
Unterhaltung  des  Amtsträgers  hergiebt ,  den  Patronat  zuzugestehen ,  auch  ohne  dass 
dem  ersteren  ein  festes  Recht  auf  einzelne  Bestandtheile  des  Stiftungsvermögens  ge- 
währt wird ,  und  ebensowenig  würde  durch  den  letzteren  Umstand ,  die  Ausübung  der 
im  Patronate  liegenden  Rechte  gehindert  werden  ^. 

Andererseits  ist  es  aber  mit  dem  Wesen  und  dem  Charakter  der  meisten  Stel- 
lungen ,  welche  keine  Benefizial-Qualität  haben ,  unvereinbar ,  dass  von  einem  Dritten 
eine  massgebende  Einwirkung  auf  die  Besetzung  derselben  geübt  wird. 

Den  Inhalt  der  fraglichen  Kirchenämter  bilden  Befugnisse,  welche  aus  der  Juris- 
diktion eines  anderen  kirchlichen  Amtsträgers  abgeleitet  sind  und  bei  deren  Ausübung 
der  damit  betraute  Beamte  als  Stellvertreter  des  letzteren  handelt  ß.  Es  liegt  daher  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  dem  Vertretenen  die  volle  Freiheit  in  Betreff  der  Auswahl 
geeigneter  Persönlichkeiten  gewährt  wird',  und  dass  er  dabei  nicht  an  den  Vorschlag 
einer  anderen  Person  gebunden  werden  kann.    Aus  diesen  Gründen  ist  ein  Patronat- 

1  Also  z.  B.  eine  Judengemeinde,  welche  zum  Zulässigkelt  an  Regular-Beneflzien,  welche  nicht 

Baue  eines  neuen  Synagogengebäudes  oder  einer  als  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  betrachtet 

Krankenanstalt  für  die  jüdischen  Gemeindearmen  werden  können,  s.  Tb.  II.  S.  374,  voraus, 
ein  patronatberechtigtes  Gut  gekauft  hat.  ^  Wie   das    stillschweigend   vom  Tridentinum 

'^  Aus  dem  gedachten  Grunde  ist  aber  auch  hier  (s.  vor.  Note)  anerkannt  ist.     Auch  kommen  in 

die  für  Protestanten  nnd  Katholiken  in  Deutsch-  der  That  Patronate  an  Benefizien,  z.  B.  Capla- 

land  stattfindende  Gleichstellung  in  Betreff  des  neien  vor,    deren   Inhaber  ad  nutum   amovibel 

Patronates  (s.  0.   S.  35)  für  Institute  und  Stif-  sind,  Kens s  und Lingen  causaeselectaep. 254. 

tungen  beiderKirchen  zur  Anwendung  zubringen.  256, 

3  Th.  II.  S.  366  ff.  6  Th.  II.  365.  368. 

^  Das  Tridentinum  Sess.  XXV.  c.  9  deref.:  "^  Das  Korrelat  dazu  bildet  die  rechtlich  an- 

„Reliqui  patronatus  omnes  in  beneüciis  tam  sae-  erkannte    Widerruflichkeit    der   Stellvertretung, 

cularibus  quam  regularibus  seu  parochialibus  welche  für  das  neuere  Recht  nur  eine  Ausnahme 

vel  dignitatibus  aut  quibuscunque  aliis  beneflciis,  hinsichtlich    des  Kapitular -Vikars    erleidet.     S. 

in  cathedrali  vel  coDegiata  ecclesia'-  setzt  nur  die  Th.  I.  S.  516.  Th.  II.  S.  221.  226.  239.  287. 
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recht  in  Beti'eff  der  Stellungen  der  Legaten,  Nuntien,  General-Vikare,  Kapitular -Vi- 
kare ,  sonstiger  bischöflicher  Kommissare  und  der  Erzpriester  oder  Dekane  ^  aus- 
geschlossen. 

Auch  für  die  Aemter  des  Missionsorganismus  muss  dasselbe  gelten.  Sie  stehen 
den  eben  erwähnten  Stellungen  in  der  gedachten  Beziehung  gleich'-^.  Ueberdies  be- 
dingen es  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  in  den  Missionsländern ,  dass  der  geistliche 
Obere  bei  der  Auswahl  der  einzelnen  Beamten  so  wenig  als  möglich  beschränkt  wird. 
Endlich  stehen  die  Missionseinrichtungen  nicht  unter  dem  gemeinen  Recht,  welchem 
das  Institut  des  Patronates  angehört '^. 

Nach  gemeinem  Recht  wird  demnach  die  Statthaftigkeit  eines  Patronates  nur  für 
diejenigen  Kirchenämter,  welche  nicht  zu  den  gedachten  Klassen  gehören,  angenommen 
werden  können.  Praktisch  wird  er  damit  in  Betreff  der  blossen  Kirchenämter  ohne 
Benefizial-Qualität  so  gut  wie  bedeutungslos.  Denn  es  bleiben  von  diesen  nur  die  s.  g. 
Regular-Benefizien  ^,  ferner  solche  Pfarrämter  oder  Kaplanstellen ,  welche  nicht  fest, 
sondern  auf  Widerruf  besetzt  werden  ^  und  die  hinsichtlich  der  Manualität  den  Regular- 
Benefizien  gleichstehen ,  übrig.  An  anderen  wäre  der  Erwerb  eines  Patronates  nur 
kraft  päpstlichen  Privilegs  zulässig. 

Von  den  Benefizi  en  im  eigentlichen  Sinne  sind  die  Kardinaltitel  nicht 
patronatsfähig ,  weil  die  Zuweisung  derselben  an  die  einzelnen  Kardinäle ,  ebenso  wie 
die  Ernennung  der  letzteren  dem  Papste  ausschliesslich  vorbehalten  ist  ^. 

Dagegen  ist  die  Statthaftigkeit  eines  Patronates  an  Bisthümern  von  den 
Neueren  vielfach  behauptet  worden^.  In  der  That  wird  derartiger  Rechte  an  Kathe- 
dralkirchen nicht  nur  im  Tridentinum,  sondern  auch  in  einer  Reihe  päpstlicher  Konsti- 
tutionen gedacht  ^,  und  es  ist  sogar  in  früherer  Zeit  bei  der  Kurie  zwischen  dem  Patro- 

1  Vgl.  die  vorige  Note.  8  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.   „exceptis  pa- 

2  Th.  11.  S.  353.  354.  tronatibus  super  cathedralibus  ecclesiis  compe- 

3  Auf  diesen  Gründen  beruht  offenbar  die  An-  tentibus",  u.  s.  auch  S.  S.  38.  n.  4.  Ausser  den 
Ordnung  des  Prov.  Konc.  v.  Baltimore  v.  1829.  Citaten  Th.  II.  S.  598  n.  2.  S.  599  Note.  S.  611. 
VI  (conc.  coli.  Lacens.  3,  29):  ^,declaramus  nul-  n.  2.  vergl.  die  gleichlautenden  Konstitutionen 
Inm  iuspatronatus  cuiuscumque  generis  quod  Alexanders  VIII.  v.  1690  für  die  vom  König  von 
sacri  agnoscant  canones  ,  competere  nunc  alicui  Portugal  dotirten  Bisthümer  Nanking  und  Peking, 
personae,  laicorum  congregationl ,  aedituorum  bull.  Taur.  20,  53,  57,  §.  1:  „dioecesi  ecclesiae 
coetui  seu  aliis  quibuscumque  personis  in  hac  Machoanensis,  quae  de  iurepatronatusregumPor- 
provincia.  Declararaus  etiam  stipendia  seu  sub-  tugalliae  ex  fundatione  vel  dotatione  seu  privi- 
sidia  quaecumque ,  quae  solent  a  lidelibus  tribui  legio  apostolica  .  .  .  esse  dignoscitur" ;  §.  5,  bez. 
vel  ob  loca  quae  in  ecclesiis  occupant,  vel  ob  ser-  §.  6  (1.  c.  p.  55  u.  59):  „Petro  regi  et  pro  tempo- 
vitium  quod  ecclesiis  seu  raissionibus  sacerdotes  ribus  existentibus  .  .  .  regibus  praedictis  ius- 
iuipendunt  velutfundusadecc.lesiamaediflcandam  patronatus  et  praesentandi  ad  dictam  ec- 
comparetur  vel  ut  ecclesia  exstruatur  (quae  subsi-  clesiam  de  Nankin  (Pekin)  videl.  nobis  et  Romano 
dia  plerumquc  tribuuntur  coUatitia  stipe  et  nulla  pontifici  int'ra  annum  ob  locorum  distantiam  tam 
assignata  ecclesiae  recta  dota)  nullum  ins  tribuere  hac  prima  vice  quam  quoties  illa  deinceps  quovis 
patronatus,  quod  a  sacris  canonibus  agnoscatur".  modo  etiam  apud  sedem  apostolicam  vacare  con- 
Bei  den  festen  Gestaltungen,  welche  sich  in  einzel-  tigerit,  per  nos  et  pro  tempore  existentem  Ro- 
nen Missionsländern  gebildet  haben  und  auf  die  manum  pontiflcum  huiusmodi  in  eiusdem  ecclc- 
das  gemeine  Recht  Anwendung  findet,  s.  Th.ll.  siae  deNankin  episcopum  etpastorem  ad  praesen- 
S.  363,  kann,  weil  es  sich  hier  um  Benefizien  han-  tationem  huiusmodi  et  non  alias  praeflciendum 
delt,  selbstverständlich  ein  Patronat  vorkommen.  .  . .  concedimus'";  const.  Clem.XI.  v.  1716,  §.  10, 

*  S.  S.  38.  n.  4.  1.  c.  21,  726:  „ad  archiepiscopatum  Ulyssiponen- 

5  Th.  II.  S.  373.  sem    occidentalem    tam    hac    prima  vice    a   pri- 

6  Th,  I.  S.  338.  Die  s.  g.  Kronkardinäle  wer-  maeva  illius  ecclesiae  huiusmodi  vacantem  quam 
den  zwar  auf  den  Vorschlag  einzelner  weltlicher  imposterum  in  quibuscumque  aliis  vacationibus. 
Mächte  ernannt ;  aber  ein  Patronatrecht  haben  quandocumque  et  quomodocumque  etiam  apud  se- 
diese  nicht,  a.  a,  0,  S.  340.  dem  apostolicam  occurentibus,  iuspatronatus 

■^  Phillips  7,  698;  Schulte  K.  R.  2,  675  ;  regi  u  m  et  nominandi  et  praesentandi 
Glnzel  K,  R.  2,  139.  personam  idoneam  nobis  et  Romano  pontifici  pro 
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uatrecht  und  der  königlichen  Nomination  auf  Bisthüraer  unterscliieden  worden  ^ 
Andererseits  kommt  aber  in  Betracht,  dass  das  nachmals  s.  g.  Patronatrecht  in  seiner 
liistorischen  Entwicklung  auf  die  Diöcesanbenefizien  beschränkt  geblieben  ^,  und  dass 
wälirend  des  Zeitraums,  in  welchem  das  Patronatrecht  seine  Ausbildung  gefunden  hat, 
die  Mitwirkung  der  Herrscher  bei  der  Vergebung  derBistliümer  von  diesen  als  Ausfluss 
ihrer  fürstlichen  Gewalt  in  Anspruch  genommen  worden  ist^.  Erst  nach  der  erfolg- 
reichen Beseitigung  dieser  Auffassung  durch  die  von  der  Kirche  seit  dem  1 1 .  Jahr- 
hundert geführten  Kämpfe  haben  einzelne  Fürsten  ihre  Betheiligung  bei  der  Besetzung 
der  Bisthümer  durch  den  Hinweis  auf  die  von  ihren  Vorfahren  erfolgte  Gründung  der- 
selben und  ein  daraus  hergeleitetes  fürstliches  Patronatrecht  aufrecht  zu  erhalten  ge- 
sucht^ und  für  dasselbe  auch  die  päpstliche  Anerkennung  erhalten.  Auf  diese  Weise 
ist  das  Institut  des  Patronates  allerdings  nominell  auf  die  Bisthümer  übertragen  worden, 
und  nachdem  die  ersten  desfallsigen  Schritte  von  den  Päpsten  nur  widerwillig  ge- 
schehen waren  5,  haben  sie  doch  später  in  manchen  Fällen  auch  freiwillig  den  Fürsten, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  von  diesen  vorgenommene  Fundirung  neuer  Bisthümer, 
ein  s.  g.  Patronatrecht  auf  die  letzteren  zugestanden^. 

Indessen  erscheint  dasselbe  seinem  inneren  Wesen  nach  von  dem  Patrouate  an 
niederen  Benefizien  als  durchaus  verschieden.  Es  ist  nichts  weiter  als  ein  Präsenta- 
tionsrecht auf  Bisthümer,  andere  Befugnisse  gewährt  es  dem  Patrone  nicht '^.    DieAus- 


tempore  existent!  ac  per  nos  et  eumdem  Roma- 
num  pontiticem  pro  tempore  existentem  dicto 
archiepiscopatui  Ulyssiponensi  occidentali  aposto- 
lica  auctoritate  et  mediantibus  litteris  apostolicis 
praeflciendam  .  .  .  Joanni  regi  eiusque  in  dictis 
regnis  successoribus  legibus  similiter  perpetuo 
reservamufa,  concedlDins  et  assignamus  ac  iuspatro- 
natus  et  praesentandi  hulusmodi  praedicto  Joanni 
regi  eiusque  .  .  .  successoribus  non  ex  privi- 
legio  apostolico,  sed  uti  ex  vera,  pri- 
maeva,  reali  et  actuali,  plena,  In- 
tegra et  omnimoda  fundatione  et  per- 
petua  dotatione  laicali  ex  bonis  mere 
laicalibus  lactis,  competere  et  pertinere  et 
uti  tale  sub  derogatione  iurispatronatus  ex  privi- 
legio  apostolico  vel  consuetudine  aut  praescrip- 
tione  acquisiti  nullatenus  coraprehendi  aut  Uli 
nullo  nunquam  tempore  .  .  .  (derogari  posse)  de- 
cernimus";  Konkordat  zw.  Benedikt  XIV.  u.  Fer- 
dinand VI.  V.  Spanien  v.  1753,  art.  1  (Nussi 
conventiones  p.  121):  _„Non  essendovi  stata  con- 
troversia  sopra  la  pertin«nza  ai  re  cattolici  della 
Spagna  del  Regio  patronato  ossia  no- 
min a  agli  arcivescovati,  vescovati  .  .  .  quando 
vacano  nel  regno  della  Spagna,  essendo  il  loro 
gius  appoggiato  a  belle  e  privilegi  apostolici ,  ed 
altri  titoli  da  essi  allegati" ;  Const.  Pii  VII.  für 
einzelne  sicilische  Bisthümer  v.  1818.  §.  2,  bull, 
rom.  cont.  15,  15:  „tibi,  cui  iam  ex  legitime 
patrona  tu  partim  ex  apostolico  indulto  ins  com- 
petit,  ad  plures  regni  utriusque  Siciliae  ecclesias 
praesentandi  vel  n  o  m  i  n  a  n  d  i,  in  perpetuum 
concedimus  indultum  nominandi  ad  omnes  illas 
archipiscopales  et  episcopales  ecclesias  regni  utrius- 
que Siciliae,  ad  quas  nominandi  iure  sive  ex  pa- 
trona tu  sive  ex  apostolica  concessione  nondum 
gaudes'^;  Const.  Pii  XI.  für  Peru  v.  1875,  Acta 
s.  sed.  8,  366 :  „Peruvianae  reipublicae  praeside 
eiusque  successionibus  .  .  .  qui  catholicam  üdem 


profiteantur  .  , .  indulgemus,  ut  in  territorio  suae 
reipublicae  frui  possint  eo  patronatus  iure, 
quo  ante  Peruvianam  regioneni  a  ditione  Hispa- 
nica  seiunctam  catholiciHispaniarum  reges  ex  in- 
dulgentia  sedis  apostolicae  ibi  fruebantur,  ea 
tamen  conditione  et  lege  ut  ea  quae  dotis  no- 
mine adsigriata  sunt,  tarn  clero  tam  sacro  mini- 
sterio  et  cultui  exercendo  in  dioecesibus  territorii 
praedictae  reipublicae  serventur  integre  et  dili- 
genter  ac  fideliter  praestentur  simulque  guber- 
nium  Peruvianum  in  catbolica  religione  ferenda 
tuendaque  perseveret.  Hisce  legibus  et  conditio- 
nibus  servatis ,  ius  erit  Peruvianae  reipublicae 
praesidi  eiusque  successoribus  praesentandi 
apostolicae  sedi  ad  vacantes  sedes  archiepisco- 
palem  et  episcopales  ecclesiasticos  vires  dignos  et 
idoneos,  quibussecundumregulasab  ecclesia  prae- 
scriptas  canonica  detur  institutio  ita  tamen  ,  ut 
intra  annum  a  vacatione ,  si  legitimum  impedi- 
mentum  non  obstat,  flat  praesentatio''. 

1  S.  Riganti  comm.  in  reg.  II  canc.  §.  1. 
n.  12.  Als  1577  im  Konsistorium  die  Kirche  von 
Trani  als  dem  Patronatrecht  der  Krone  Spaniens 
unterworfen  bezeichnet  war,  erklärte  Gregor  XIII. 
dies  für  unrichtig  und  bemerkte,  dass  letztere 
blos  ein  Nomination srecht  habe. 

2  Th.  II.  S.  621. 

3  Th.  II.  S.  512  ff. 

*  So  am  frühesten,  seit  dem  14.  Jahrhundert, 
in  Sizilien  Sentis,  d.  monarchia  Sicula  S.  101  flf.; 
Th.  II.  S.  597. 

5  Vgl.  für  Sizilien  Sentis  102. 

6  S.  die  Anführungen  S.  39  n.  8. 

"^  Eine  weitere  Befugniss  wird  in  den  betreffen- 
den päpstlichenKonstitutionen  niemals  angegeben. 
Wenn  in  einzelnen  derselben  mehrfach  die  Zu- 
sammenstellung: iuspatronatus  et  praesentandi 
vorkommt ,  so  werden  diese  beiden  Worte  ledig- 
lich  tautologisch   gebraucht,     eine   Auffassung, 
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Übung  der  Präsentation  regelt  sich  nicht  nach  den  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  über 
denPatronat,  vielmehr  nach  den  besonderen,  in  den  päpstlichen Spezial-Bewilligungen 
angegebenen  Vorschriften  i.  Auch  weist  dieses  Präsentationsrecht  seinem  Inhalte  nach 
keine  Verschiedenheit  vom  Nominationsrecht  auf  2.  Sodann  beruht  das  s.  g.  Patronat- 
recht  an  Bisthümern  stets  auf  päpstlichem  Privileg  •'^,  wogegen  ein  rechtlicher  Anspruch 
auf  dasselbe  in  Folge  der  Fundation  oder  Dotation  niemals  anerkannt  worden  ist.  End- 
lich findet  sich  kein  Beispiel ,  dass  andere  Personen  als  regierende  Fürsten  ein  der- 
artiges Privileg  erhalten  haben  '*.  Nur  der  einzige  Unterschied  ist  päpstlicherseits  früher 
zwischen  dem  Nominationsrecht  und  dem  s.  g.  Patronatrechte  an  Bisthümern  gemacht 
worden ,  dass  das  letztere  hinsichtlich  seines  Widerrufes  nicht  den  allgemeinen  für 
einen  solchen  bei  päpstlichen  Privilegien  massgebenden  Gründen  unterworfen  worden 
ist^.  Dagegen  haben  die  neuerdings  unter  der  Bezeichnung  eines  Patronats-  oder  No- 
minationsrechtes  verschiedenen  Regenten  eingeräumten  derartigen  Befugnisse  lediglich 
den  Charakter  eines  blossen  Präsentationsrechtes  ^. 

Im  Hinblick  auf  diese  Ausführungen  kann  es  nicht  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn 
in  der  heutigen  Doktrin  noch  die  Annahme  vertheidigt  wird ,  dass  die  Bisthümer  Ob- 
jekte eines  Patronates  im  gewöhnlichen  Sinne  sein  können. 

An  sonstigen  Benefizien  ist  das  Patronatrecht  nicht  ausgeschlossen.  Dasselbe  kann 
abgesehen  von  Pfarrbenefizien ,  von  Vikarien  ^ ,  von  Benefizien  an  Kapellen  und  von 
solchen,  welche  für  bestimmte  Altäre  gegründet  sind  ^,  insbesondere  bei  Kanonikaten, 
Vikarien  und  Mansionar-Benefizien  an  Kathedral-,  KoUegiat-  und  Konventualkirchen  ^ 
selbst  bei  solchen  Kanonikaten,  mit  welchen  die  officia  des  theologus  oder  des  poeni- 
tentiarius  verbunden  sind^^,  vorkommen. 

Dagegen  sind  andere  Objekte  als  Benefizien  und  kirchliche  Anstalten  ,  an  denen 
solche  bestehen ,  nicht  geeignet ,   den  Gegenstand  des  Patronatrechtes  zu  bilden ,  also 

welche  auch  das  spanische  Konkordat  V.  1753  und  ^  Vgl.   Th.  II.   S.   692,   namentlich  n.  3  und 

die  Konst.  für  Peru  bestätigt.  das  Privilegium  für  Peru,  S.  39  n.  8. 

1  S.  S.  39  n.  8.  7  Dipl.  v.  1288,  Mecklenburg.  Urkbch.  3,  317. 

2  Vgl.  Th.  II.   S.  691.     S.  auch  Hergenrö-  8  Urkd.   v.   1268.   1270,    Urkdbch.    d.    Bisth. 
ther  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  206  ff.  Lübeck  S.  199.  206;   v.  1448,  neue  Mitthlgen. 

3  Vivian.  1.  c.  I.III.  c.  1.  n.  2;  Riganti  ad  d.  thür.  sächs.  Vereins  11,  110. 

reg.  I  canc.  §.  1.  n.  291;  s.  auch  die  Entsch.  d.  9   c.  25  (Clem.  lll)  X.  h.  t.  III.  38;  Urk.   v. 

Congr.  conc.  in  Richters  Tridentinum  S.  450  1257.   1270.   1271,  Urkdbch.  d.   Bisth.  Lübeck, 

n.  2.  S.  122.  207.  213;  V.  1334,  Binterim  u.  Moo- 

*  Dies  erkennen  auch  Schulte  u.  Ginzel  ren  Erzdiöcese  von  Köln  4,  170;  v.  1248,  Meck- 

a.  a.  0.  an.  lenbg.  Urkdbch.  1,  579;   vgl.  auch  Mayer  thes. 

5  Nur  daraus  erklären  sich  die  Fassungen  in  nov.  ius.  ecoles.  1,  90.  204;  2,  192.  323;    Anal, 

dem  Privilegium  für  Lissabon  (S.  39  n.  8);    fer-  iur.  pont.  1855.  p.  1153  u.  v.  1858.  p.  548;  Acta 

ner  die  Bestimmungen  in  den  ebendaselbst  citirten  s.  sed.  4,  177.  354.  438. 

Privilegien  in  Betreff  Nankings  und  Pekings  §.  6,  ^^  Denn  die  Verbindung  der  gedachten  officia 
bez.  §.  7,  a.  a.  0.  n.  56.  00:  ;,Decernentes  ius-  mit  einem  dem  Patronate  unterworfenen  Kanoni- 
patronatus  et  praesentandi  huiusmodi  ex  merls  kate,  auf  welche  die  Vorschriften  des  Tridenti- 
fundationibus  et  dotationibus  competere  illique  nischen  Koncils,  s.  Th.  II.  S.  118.  n.  1.  2  u. 
per  sedem  eandem  .  .  .  quacunque  ratione  dero-  S.  121.  n.  11,  ebenfalls  Anwendung  finden,  con- 
gari  non  posse  .  .  .  nisi  ipsius  Petri  et  .  .  .  regum  eil.  Trident.  ed.  Galle  matt  Sess.  V.  c.  1.  de- 
praedictorum  ad  id  expressus  accedat  assensus^^  dar.  n.  13;  Garcias  tract.  de  benef.  P.  V.  c.  4. 
Vgl.  auch  Th.  II.  S.  611  n.  2.  Dagegen  hat  die  n.  162;  Sentis,  d.  praebenda  theologalis  u. 
Kurie  immer  daran  festgehalten  ,  dass  die  Reser-  poenitentialis  S.  46,  Richters  Tridentinum  S. 
vation  der  beneflcia  in  curia  vacantia  sich  auch  17.  n.  5,  beseitigt  das  bestehende  Patronatrecht 
auf  die  einem  s.  g.  fürstlichen  Patronate  unter-  nicht,  Richter  a.  a.  0.;  Sentis  a.  a.  0.  Es 
stehenden  Bischofsstühle  beziehe,  falls  sie  in  dem  tritt  nur  eine  Beschränkung  des  Präsentations- 
betreffenden Privileg  nicht  besonders  ausgeschlos-  rechtes  des  Patrons  ,  ebenso  wie  bei  dem  Patro- 
sen sei,  vgl.  hierüber  und  über  die  desfallsigen  nate  auf  die  erste  Dignität  in  Kathedral-,  KoUe- 
Streitigkeiten  mit  einzelnen  Fürsten  Riganti  gial- und  Konventualkirchen  ein  ;  darüber  s.  un- 
1.  c.  n.  280.  284,  ton  §.  138.  I.  1.  c. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


1§.  138. 


nanientlich  iiiclit  einzelne  Stellen  l'ür  Mönche  und  Nonnen  in  Klöstern  ' ,  oder  gar  ein- 
zelne Utensilien  oder  Theile  von  Kirchen  '^.  Der  Patronat  ist  ein  positives  Reehtsin- 
stitut ,  und  hat  sich  nicht  nur  in  seiner  Entwicklung  ausscliliesslicli  auf  die  erwähnten 
Objekte  beschränkt,  sondern  ist  auch  allein  in  diesem  Umfange  vom  kirchlichen Kecht 
anerkannt  worden, 


§.  138.    YY-  InJialt  des  Patronatrechtes . 

Den  Inhalt  des  Patronates  bildet  eine  Mehrheit  von  Rechten  und  Pflicliten,  von 
denen  die  letzteren  aber  nach,  gemeinem  Recht  eine  geringe  Bedeutung  haben  ■^.  Die 
ersteren  sind  theils  Ehren- ^,  thcils  nutzbringende  Rechte  •%  theils  solche,  welche  das 
Interesse  des  Berechtigten  an  der  Aiifrechterhaltung  der  Patron atsstiftung  zu  wahren 
bezwecken''.  Auch  das  praktisch  wichtigste,  das  Präsentations-Recht,  muss  im  wei- 
tereu Sinn  zu  den  Ehrenrechten  gerechnet  werden ,  weil  die  Kirche  dem  Patron  damit 
weder  einen  Antheil  der  kirchlichen  Regierung  noch  einen  vermögenswerthen  Vortheil 
gewähren  wilF. 

I.  Zu  den  im  Patronate  enthaltenen  Rechten  gehört: 

1.  das  Präsentationsrecht^  [ius  praesentandi]  d.  h.  das  Recht  dem  kirch- 
lichen Oberen  einen  Kandidaten  für  die  erledigte  Stelle  ^  vorzuschlagen. 

a.  Allgemeine  Grundsätze.  Der  Patron  i*^  hat  für  das  vakante  Benefizium 
eine  persona  idonea  ^^  zu  präsentiren,  d.  h.  einen  solchen  Kandidaten,  welcher  die  zum 
Erwerbe  des  fraglichen  Benefiziums  nach  dem  gemeinen  Recht  ^^  und  den  etwaigen  Stif- 
tuugsbestimmungen  ^'^  erforderlichen  Eigenschaften ,  ausserdem  auch  die  staatsgesetz- 
lich vorgeschriebene  Qualifikation  besitzt^*.     Der  Laienpatron  ist  berechtigt,    unter 


1  p]s  ist  z.  ß.  kein  Patroiiatreclit ,  wenn  sich 
der  Stifter  vorbehält,  diejenigen,  welche  als  Non- 
nen in  ein  Kloster  aufgenon>men  werden  sollen, 
vorzuschlagen  ,  P  i  t  o  n  i  u  s  ,  de  controversis  pa- 
tron.  t.  II.  alleg.  77. 

2  So  hat  die  Congr.  episcop.  et  regul.  1712 
der  P'anniie  Caraccioli ,  welche  einen  kostbaren 
Marniorboden  in  der  Kathedralkirche  von  Neapel 
hatte  legen  lassen  ,  den  Patronat  an  demselben 
und  das  daraus  hergeleitete  Recht,  die  Eröffnung 
von  Gräbern  in  diesem  Boden  für  Andere  zu  ver- 
bieten, abgesprochen,  Pitonius  1.  c.  t.  I.  alleg. 
43.  Ebensowenig  kann  von  einem  Patronate  an 
Gräbern  in  Kirchen  und  auf  Kirchhöfen  die  Rede 
sein.   Vivian.  1.  c.  l.,3.  c.  2.  n.  43  ff. 

3  Die  Glosse  zu  c.  25  X  h.  t.  III.  38  s.  v.  mo- 
deste  fasst  den  Inhalt  in  folgende  Verse  zusam- 
men :  Patrono  debetur  bonos,  onus  utilitasque  — 
Praesentet,  praesit,  defendat,  alatur  egenus. 

4  Hierher  gehören  die  im  Text  unter  1  und  2 
besprochenen. 

5  Vgl.  unten  den  Text  zu  Nr.  3. 

6  Vgl.  unten  den  Text  zu  No.  4. 

"^  So  fassen  schon  die  citirten  Memorialverse 
die  Sache  auf,  da  das  praesentet  im  zweiten  nur 
unter  dem  bonos  im  ersten  begriffen  sein  kann. 

^  Vgl.  ausser  der  S.  6.  n.  *  citirten  Litera- 
tur :  H.  Ger  lach,  das  Präsentationsrecht  auf 
Pfarreien.  Regensburg  1855;  Frledle  1.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  23,  3  ff . ;  Jacobson  i.  Herzog, 
Realencyklopädie  12,  86. 

ö  Anwartschaften  auf  nicht  vakante  Beueflzien 
seitens  des  Patrons  sind  nichtig,  c.  16  [Honor.  III) 


X.  de  conc.  praeb.  III.  8.  Die  bad.  V.  v.  1808 
n.  3.  4  (S.  7  n.  6)  erklärt  aber  unbestimmte 
Anwartschaften  in  schriftlicher  Form  für  den  Er- 
theiler,  nicht  für  dessen  Universal-  und  Singular- 
Successoren  bindend ,  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  sie  in  einem  der  drei  nächsten  Erledigungs- 
fälle realisirt  werden  müssen. 

10  Oder  sein  Vertreter.  Vgl.  darüber  den  Schi, 
dieses  §. 

11  c.  5  (Alex.  III)  X.  h.  t.  III.  38;  Trid.  Sess. 
VII.  c.  13  de  ref.;  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.  S.  dazu 
Friedle  a.  a.  0.  S.  18ff.  28 ff.  Für  Preussen 
vgl.  A.  L.  R.  II.  11.  §§.  328.  391. 

1'^  Th.  II  S.  476  ff.  Für  die  dem  Patronate  un- 
terliegende Theologal-  oder  Pönitentiar-Präbende 
dürfen  daher  nur  solche  präsentirt  werden,  welche 
die  für  die  betreffenden  offlcia  vorgeschriebenen 
Erfordernisse,  Th.  II.  S.  119.  122,  haben,  vgl. 
auch  a.  a.  0.  S.  702. 

13  Th.  II.  S.  392  ff.  Durch  Diöcesanverord- 
nungen,  welchen  keine,  das  gemeine  Recht  ab- 
ändernde Kraft  zukommt,  können  die  Vorschriften 
des  gemeinen  Rechts  über  die  Qualifikation  nicht 
verschärft  werden,  s.  Entsch.  d.  Gong.  Conc.  bei 
Richter,  Tridentinum  S.  455  n.  15. 

14  Th.  II.  S.  503  ff.  Allerdings  ist  eine  Person, 
welcher  diese  letztere  fehlt ,  im  Sinne  des  kano- 
nischen Rechtes,  nicht  non  idonea.  Daher  sind 
die  Folgen  der  Präsentation  einer  solchen  auch 
andere,  als  die  kanonisch  vorgeschriebenen.  In 
Baiern  dürfen  nur  Geistliche  präsentirt  werden, 
welche  den  dortigen  Konkurs  (s.  Th.  II.  S.  501. 
n.  5  u.  503  n.  1)  bestanden  haben,  der  Patron  ist 


§.  138.] 
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mehreren  tauglichen  einen  auszuwählen  und  rechtlich  nicht  verpflichtet,  den  dignior  zu 
präsentiren  1.  Für  den  geistlichen  Patron  besteht  dagegen  die  Beschränkung,  dass  er 
bei  den  dem  Konkurse  unterworfenen  Benefizien  '-^  nur  denjenigen  präsentiren  darf, 
welcher  bei  der  Ablegung  desselben  für  den  würdigsten  erachtet  worden  ist^. 

Fehlt  es  an  einer  Person,  welche  den  besonderen  Stiftungsbedingungen  entspricht, 
z.  B.  an  einem  Geistlichen  aus  einer  bestimmten  Familie  oder  aus  einer  bestimmten 
Ortschaft,  so  genügt  es,  wenn  ein  nach  dem  gemeinen  Recht  fähiger  Kandidat  präsen- 
tirt  wird.  Der  Patron  kann  nicht  beanspruclien ,  dass  die  Stelle  so  lange  durch  einen 
Vikar  verwaltet  wird ,  bis  sich  ein  Geistlicher ,  welcher  auch  die  erstgedachten  Eigen- 
schaften besitzt,  finden  sollte"^. 

Die  erforderliche  Qualifikation  muss  der  Präsentirte  im  Augenblicke  der  Präsen- 
tation besitzen-^,  sofern  dieselbe  nicht  etwa  nach  den  früher  erörterten  Regeln ^^  auch 
bei  jeder  anderen  Verleihung  nachträglich  erworben  werden  kann.  Darauf,  dass  er 
die  Qualifikation  auch  schon  im  Moment  der  Erledigung  des  Amtes  hat,  kommt 
nichts  an  ^.  Es  ist  ferner  unrichtig ,  den  Endpunkt  der  Präsentationsfrist  für  mass- 
gebend zu  erklären  ^  oder  zwischen  den  gemeinrechtlich  vorgeschriebenen  und  den  be- 
sonderen, z.  B.  auf  Stiftungsbestimmungen,  beruhenden  Erfordernissen  in  der  Weise 
zu  unterscheiden,  dass  die  Erfüllung  der  erste ren  zur  Zeit  der  Präsentation  genügt,  die 
letzteren  aber  schon  im  Augenblick  der  Vakanz  vorhanden  sein  müssen*'.  Kann  gleich 
eine  Präsentation  unter  der  Bedingung ,  dass  der  Präsentirte  innerhalb  der  dafür  be- 


aber  nicht  an  die  in  dem  letzteren  festgesetzte 
Klassillkations-Ordnung  gebunden  ,  §.  20  d.  V. 
V.  28.  Sei)t.  1854.  Für  die  Regel  ist  ohne  könig- 
liche Genehmigung  auch  die  Präsentation  von 
landesherrlichen  Tischtitulaten  auf  Privatpatro- 
natsstellen  unzulässig,  Silbern  agl,  Verf. 
sämmtl,  Religionsgesellschaften  in  Baiern.  S.  56. 
Kr  ick,  katb,  Pfründen  wesen  in  Baiern  S.  53; 
Stingl,  Bestimmg.  d.  bayer.  Staats  über  d.  Ver- 
waltg.  d.  kath.  Pfarramts  S.  75. 

1  Th.  IL  S.  494;  Phillips  7,  807;  Gcr- 
lachS.  43. 

2  Th.  II.  S.  494. 

3  Th.  II.  S.  499. 

*  So  die  Entsch.  d.  Congr.  Conc.  bei  Richter 
a.  a.  0.  S.  454  n.  14.  Sie  rechtfertigt  sich  da- 
raus, dass  es  dem  Wesen  der  kirchlichen  Rechts- 
ordnung widerspricht,  dass  durch  solche  Bestim- 
mungen die  Besetzung  des  Amtes  überhaupt  ge- 
hindert wird,  s.  Th.  II.  S.  392. 

5  Weil  die  Präsentation  die  Erwerhung  des 
Amtes  herbeiführen  soll.  Die  Vorschrift  der  S. 
42.  n.  11  citirten  Stellen,  dass  der  praesentatus 
eine  persona  idonca  sein  soll ,  spricht  ebenfalls 
dafür.  Dies  ist  auch  die  herrschende  Meinung, 
Vivian.  1.  c.l.  VI.  c.  7.  n.50;  Barbosa  de  off. 
et  pot.  episc.  T.  III.  alleg.  72.  n.  104;  Leu- 
ren.  for.  benef.  T.  II.  qu.  152.  n.  2;  Reiffen- 
stuel  ius  can.  un.  III.  38.  n.  71;  Lippert, 
S.  164;  Phillips  7,  804;  Schulte  K.  R.  2, 
694;  Friedle  a.  a.  0.  S.  25. 

6  Th.  II.  S.  482.  483. 

7  S.  Anm.  9  a.  Schi. 

8  So  Gerlach  S.  41,  weil  der  Patron  noch  im 
letzten  Momente  der  Frist  zu  präsentiren  befugt 
und  daher  derjenige ^  welcher  die  fehlenden  Ei- 


genschaften während  dieser  Frist  erwerben  könne, 
fähig  sei ,  präsentirt  zu  werden.  Diese  Ausfüh- 
rung würde  indessen  nur  zutreffend  sein  ,  wenn 
für  den  Patron  und  den  Kirchenherrn  die  Pflicht 
bestände,  die  Präsentation  ,  bez.  die  Institution 
erst  mit  Ablauf  der  Frist  vorzunehmen.  In 
Fällen  ,  wo  der  Erwerb  eines  mangelnden  Erfor- 
dernisses, z.  B.  des  vorgeschriebenen  Alters,  im 
Laufe  der  Frist  sicher  ist,  hindert  nichts  den  Pa- 
tron, bis  dahin  mit  seiner  Präsentation  zu  warten. 

9  SodeRoye  proleg.  c.  26;  Schilling 
S.  54.  Diese  Unterscheidung  ist  rein  willkührlich, 
auch  ist  es  unrichtig ,  dass  bei  besonderen  Stif- 
tungsbestimmungen diese  den  gerade  zur  Zeit 
der  Erledigung  des  Amtes  mit  den  betreffenden 
Eigenscliaften  versehenen  Personen  ein  Vorzugs- 
recht vor  denjenigen  ,  welche  sie  erst  in  der 
Zwischenzeit  erwerben ,  gewähren.  Wenn  der 
Stifter  das  Amt  den  Angehörigen  einer  bestimmten 
Ortschaft  oder  Geistlichen  mit  einem  bestimmten 
Weihegrad  vorbehalten  wissen  will,  so  kommt  es 
ihm  doch  nur  darauf  an,  dass  Personen,  welche 
diesem  Erforderrdsse  entsprechen  ,  das  Amt  er- 
langen. Dagegen  auch  Schulte  a.  a.  0.  ;  Ger- 
lach S.  41  ;  F  r  i  e  d  1  e  a.  a.  0.  S.  24. 

Vollends  unhaltbar  ist  es  auf  Grund  des  c.  29 
(Boiiif.  VIII)  in  VI*"  de  praeb.  III.  4,  wonach  bei 
allgemein  ertlieilter  päpstlicher  Anwartschaft  dem- 
jenigen ,  welcher  noch  nicht  das  zum  priester- 
lichen Amt  erforderliche  Alter  besitzt,  eine  frei- 
gewordene Priesterpfründe  nicht  ertheilt  werden 
soll ,  die  Fähigkeit  zur  Zeit  der  Erledigung  des 
Amtes  zu  verlangen.  Denn  die  Stelle  legt  das  Ge- 
wicht gar  nicht  auf  die  Zeit  der  Vakanz,  sondern 
darauf,  dass  die  freigewordene  Pfründe  nach  ihrer 
Erledigung  dem  unfähigen  nicht  übertragen  Aver- 
den  kann,  also  auf  die  Zeit  der  Kollation. 
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stehenden  Frist  die  ihm  fehlenden  Eigenscliaften  erwirbt,  niclit  für  unstatthaft  erachtet 
werden  ' ,  so  kommt  diese  docli  erst  von  der  Zeit  ab  zur  Wirksamkeit ,  wo  der  Mangel 
fortgefallen  ist  -.  Eine  Kiickziehung  auf  den  Moment  der  bedingten  Präsentation  findet 
nicht  statt -^  Denn  in  diesem  Zeitpunkt  war  der  Präscntirte  noch  unfähig,  und  es  fehlte 
somit  damals  an  einem  Faktor,  welcher  die  Rechtswirksamkeit  der  Präsentation  wesent- 
lich bedingt ,  und  dessen  Entstehung  nicht  beliebig  in  eine  frühere  Zeit  zurückverlegt 
werden  kann'*. 

Der  Patron  darf,  wenngleich  er  fähig  ist,  sich  nicht  selbst  präsentiren  5,  auch 
nicht  einmal  durcli  einen  dazu  bestellten  Vertreter''.  Wohl  aber  kann  er  das  ihm  vom 
geistlichen  Oberen  angebotene  Benefizium  annelimen ,  ja  sogar  eine  blosse  Bitte  an 
denselben  auf  Uebertragung  des  letzteren  richten '.  Die  Präsentation  eines  Kompatrons 
durch  die  anderen  ist  dagegen  nicht  ausgeschlossen  ^,  und  ebensowenig  ist  es  unstatt- 
haft, dass  der  Patron  seine  Verwandten,  selbst  den  eigenen  Sohn,  präsentirt*^ 

Die  Präsentation  [praesentatio]  ^^  selbst  besteht  in  der  Erklärung  des  Patrons,  dass 
er  dem  kirchlichen  Oberen  eine  bestimmte  Person,  Avelcher  dieser  das  erledigte  Patro- 
natsbenefizium  übertragen  soll,  vorschlägt  ^^     Dagegen  entzieht  die  Wahl  von  Aus- 


1  Barbosa  1.  c.  n.  78;  Leuren.  1.  c.  qu. 
127;  Ferraris  s.  v.  iuspatronatus  art.  4.  n. 
71.  72;  Phillips  7,  805.  Eine  derartige  Prä- 
sentation liegt  z.  B.  in  der  Klausel :  „omni  meliori 
modo  a  iure  canonico  exquisite",  Acta  s.  sed.  8, 
111. 

2  Selbstverständlich  ist  es,  dass  davon  auch 
dem  verleihungsberechtigten  Kircheiioberen  noch 
vor  Ablauf  der  Frit^t  Kenntniss  gegeben  wird. 

3  Gegen  diese  Ansicht  freilich  fast  alle  älteren 
Kanonisten  ,  Garcias  tract.  de  benef.  P.  VIL 
c.  1.  n.  28;  Pitonius  controv.  patr.  t.  L  alleg. 
].  i.  f . ;  Ferraris  1.  c.  n.  72. 

*  Von  einer  Pendenz ,  welche  durch  Eintritt 
oder  Ausfall  der  entscheidenden  Thatsache  besei- 
tigt würde,  ist  demnach  keine  Rede.  Die  gegen- 
theilige  Meinung  hebt  übrigens  praktisch  den 
(irundsatz  auf,  dass  der  Patron  eine  persona  idonea 
präsentiren  muss,  da  bei  später  eintretender  Fähig- 
keit des  präsentirten  untauglichen  Kandidaten  die 
Präsentation  desselben  der  eines  fähigen  völlig 
gleichgestellt  wird. 

5  c.  26  (Lin.  III)  X.  h.  t.  III.  38:  „quum 
nuUus  se  ingerere  debeat  ecclesiasticae  praelatio- 
nis  ofücils".  Die  weitere  herkömmliche  Begrün- 
dung dieser  gegen  einen  tadelnswerthen  Ehrgeiz 
gerichteten  Vorschrift  durch  c.  7.  X.  de  instit.  III. 
7,  wonach  Niemand  sich  selbst  ein  Amt  übertra- 
gen kann,  „quum  inter  dantera  et  accipientem 
debeat  esse  distinctio  personalis",  s.  z.  B.  Lip- 
pert  S.  107;  Schi  1  ling  S.  55;  Phillips  7, 
806,  ist  verfehlt,  denn  darum  handelt  es  sich  bei 
der  Präsentation  des  Patrons  gar  nicht. 

6  Denn  auch  in  diesem  Fall  ist  der  Patron  der 
eigentliche  Präsentant,  s.  die  vorher  citirten. 
Dagegen  kann  sich  der  Vertreter  im  Auftrage  des 
Patrons  präsentiren. 

■^  Auch  dies  ist  unbestritten ,  s.  Note  5  und 
Ueiffenstuel  n.  73;  Entsch.  d.  Congr.  Conc. 
bei  Richter  a.  a.  0.  S.  455.  n.  17. 

8  Hier  fällt  der  beim  Alleinpatronat  obwaltende 
Grund  fort.  Vgl.  die  Glosse  s.  v.  concedant  zu 
c.  15.  X.  h.  t.  III.  38,  welche  sich  darauf  beruft, 


dass  bei  einer  Wahl  durch  Kompromiss  auch  einer 
der  Kompromissare  nach  c.  33  X.  de  elect.  I.  6. 
gewählt  werden  kann. 

9  c.  15 (Alex.  III.)  X  cit.  steht  nicht  entgegen, 
denn  dasselbe  verbietet  nur  die  eigenmächtige 
Verleihung  von  Kirchen  durch  die  Grundherrn  an 
ihre  Söhne  und  andere,  bekämpft  also  die  Konse- 
quenzen der  früher  herrschenden  Anschauung 
vom  Eigentlium  des  Stifters  an  der  Kirche  und 
berührt  die  obige  Frage  gar  nicht.  In  Betreff  der- 
selben herrscht  ebenfalls  keine  Meinungsverschie- 
denheit.    S.  Note  5. 

10  Das  Wort:  praesentare ,  s.  z.  B.  c.  3.  5.  6 
(Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38  kommt  in  dieser  Be- 
deutung erst  seit  der  Ausbildung  des  heutigen 
Patronates,  also  seit  dem  12.  Jahrb.,  vor.  Der 
Gebrauch  desselben  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass 
in  früherer  Zeit  eine  Vorstellung  des  Kandidaten 
an  den  verleihungsberechtigten  Oberen  üblich 
war.  Für:  praesentare,  praesentatio  wird 
auch:  nominare ,  nominatio  gebraucht,  const. 
Gregor.  XVI  v.  1833.  §.  2,  bull.  Rom.  const.  19, 
234  :  earaque  (paroeciam)  ita  mixtiim  patronatum 
efficere,  ut  vicissim  ab  episcopi  collatione  et  mar- 
chionis  nominatione  pendere";  österr.  Konk. 
art.  25;  Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Richter 
a.  a.  0.  S.  455.  n.  17  ;  weitere  Belege  bei  Her- 
genrötheri.  Arch.  f.  k.  K.  R.  S.  39,195,  weil 
die  Präsentation  stets  die  Benennung  des  Kandi- 
daten bedingt.  Andererseits  versteht  man  unter 
Nomination  auch  die  Erklärung  des  Patrons  an  den 
letzteren,  ihn  präsentiren  zu  wollen,  also  eine  Vor- 
bereitungshandlung der  Präsentation,  Pitonius 
1.  c.  alleg.  22.  n.  3ff.  ;  Berardi  comm.  in  1.  III. 
decr.  diss.  IV.  c.  7,  ed.  cit.  1,  313;  Phillips 
7,791;  Hergenröther  a.  a.  0.  S.  194.  In 
diesem  Sinne  kommt  der  Ausdruck  auch  in  dem 
in  der  Diöcese  Rottenburg  gebräuchlichen  Formu- 
lare für  die  Präsentation  des  Patrons  vor,  v.  Vogt, 
Samml.  kirchl.  Verordngen.  S.  432  u.  Arch.  f.  k. 
K.  R.  3,  76. 

11  Eine  bestimmte F'orm  ist  nicht  vorgeschrieben, 
es  ist  nur  nöthig,  dass  aus  der  Erklärung  des  Pa- 
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drücken,  welche  die  Absicht  oder  den  Willen  des  Patrons,  dasselbe  seinerseits  selbst 
zu  verleihen,  erkennen  lassen,  der  Erklärung  die  rechtliche  Bedeutung  und  Wirkung 
der  Präsentation  ^ . 

Die  Präsentation  kann  mündlich  oder  schriftlich  erfolgen  2.  Eine  persönliche  Vor- 
stellung des  Kandidaten  bei  dem  Kirchenoberen  ist  nicht  erforderlich  3. 

Der  Patron  hat  die  Präsentation  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  an  denjenigen  kirch- 
lichen Oberen ,  welcher  zur  Vergebung  des  Patronatsbenefiziums  berechtigt"^  ist,  zu 
richten,  bei  niederen  Benefizien  also  für  die  Regel  an  den  Bischof^  oder  seinen  Stell- 
vertreter ,  den  Generalvikar  ^ ,  während  der  Vakanz  des  Bisthums  an  das  Kapitel  und 
nach  Ernennung  des  Kapitularvikars  an  diesen^.  Sie  gilt  erst  als  erfolgt,  wenn  sie  an 
den  Oberen  gelangt  ist  [si  pulsaverit  aures  episcopi)  ^. 


trons  sich  der  Wille  ergiebt,  dass  dem  benannten 
Kandidaten  das  betreffende  Amt  übertragen  wer- 
den soll,  Leuren.  1.  c.  qu.  126.  Jetzt  ist  die 
Form:  „Ich  präsentire  zu  der  erledigten  Pfarrei 
oder  auf  die  Kirchenpfründe'^''  gebräuchlich  ,  so 
z.  B.  in  den  in  Preussen  von  den  Oberpräsidenten 
zu  vollziehenden  Präsentationsurkunden  auf  Be- 
nefizien landesherrlichen  Patronates ,  vgl.  auch 
Vogt  a.  a.  0,  Bei  einer  Präsentation  an  den 
Papst  genügt  es,  dass  der  Patron  sein  Einver- 
ständniss  zu  der  Besetzung  des  Amtes  mit  einem 
bestimmten  Kandidaten  kund  giebt  und  zwar  an 
einen  Beamten  der  römischen  Kurie,  welcher  zur 
Entgegennahme  derartiger  Erklärungen  ermäch- 
tigt ist,  Pyrrhi  Corradi  prax.  benef.  IV.  4. 
n.  34  ff. 

1  c.  5.  10  (Alex.  III),   c.  31  (Greg.  IX)  h.  t. 

in.  38. 

2  c.  6  (Coelest.  III)  X.  de  his  quae  fiunt.  III. 
10;  Clem.  un.  de  exe.  prael.  V.  6.  Vivian.  1.  c. 
1.  VI.  c.  8.  n.  3.  Die  schriftliche  Präsentation  ist 
jetzt  die  Regel,  Gerlach  S.  50.  Vgl.  auch  conc. 
prov.  Prag.  v.  1860.  t.  6.  c.  10.  (ed.  Prag.  1863. 
p.  233).  Das  Präsentationsschreiben  kann  dem 
Kirchenoberen  direkt  zugesendet  oder  auch  dem 
Kandidaten  zur  Zustellung  an  denselben  über- 
geben werden. 

Wegen  der  Präsentation  durch  Bevollmäch- 
tigte s.  unten  a.  Sohl,  des  §. 

3  Viele  ältere ,  auch  Schilling  S.  67,  ver- 
langen dies  freilich,  es  sei  denn,  dass  der  Kandidat 
dem  Kirchenoberen  bekannt  sei  und  letzterer  die 
Präsentation  annehme,  Barbosa  1.  c.  n.  116; 
Vivian.  1.  c.  n.  6  ff .  Dagegen  schon  L  euren. 
1.  c.  qu.  175,  so  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
v.  1875,  Acta  s.  sed.  9,  99.  Dass  der  Obere  be- 
hufs Anstellung  einer  Prüfung  das  Erscheinen 
des  Präsentirten  fordern  kann,  ist  selbstverständ- 
lich. Hier  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  Rechts- 
gültigkeit der  Präsentation  und  für  diese  ist 
nirgends  die  Gestellung  des  Kandidaten  vorge- 
schrieben. 

4  Dieser  ist  ein  für  alleuial  durch  die  kirch- 
liche Rechtsordnung  bestimmt.  Eine  Aenderung 
kann  auch  in  dieser  Beziehung  nicht  einmal  durch 
eine  abweichende  Bestimmung  des  Stifters  ge- 
troffen werden,  es  sei  denn,  dass  die  Präsentation 
an  den  Papst  vorgeschrieben  und  von  diesem  die 
Genehmigung  zu  einer  solchen  Anordnung  er- 
theilt  worden  ist,  weil  der  untere  kirchliche  Obere 
diese  Abänderung  des   gemeinen  Rechts  nicht  zu 


gestatten  die  Macht  hat,  vgl  auch  de  Roys  pro- 
legom.  c.  21. 

5  c.  4.  5  (Alex.  III)  X.  h.  t.  III.  38;  Trid. 
Sess.  XIV.  c.  13  de  ref.  Eine  Ausnahme  findet 
statt,  wenn  ein  Anderer,  z.  B.  ein  Prälat  oder 
eine  Korporation  (Domkapitel)  das  Besetzungs- 
recht hat.  Im  Mittelalter  wurde  vielfach  an  die 
Archidiakonen  präsentirt,  Th.  II.  S.  197. 

Bei  der  Neubegründung  von  Patronaten  nach 
der  Publikation  des  Tridentinums  kann  aber  dem 
praelatiis  inferior  die  Institution  nicht  mehr  vor- 
behalten und  die  des  Bischofs  ausgeschlossen 
werden,  Trid.  Sess.  XIV.  c.  12  de  ref.  ed.  Gal- 
lemart  ad  c.  cit.  n.  2;  Leur  e  n.  1.  c.  P.  II. 
qu.  2;  Nicollis  1.  c.  n.  85.  86.  89.  In  den- 
jenigen Fällen,  wo  solchen  Prälaten  schon  vorher 
Institutionsrechte  zugestanden  haben ,  ist  nichts 
geändert.  Hier  erfolgt  die  Präsentation  an  diese, 
der  Bischof  hat  aber  vor  der  Institution  die  Fähig- 
keit des  Präsentirten  zu  prüfen,  Trid,  Sess.  VII. 
c.  13  de  ref.  u.  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.,  Stellen 
nach  welchen  das  anscheinend  weitergreifende 
c.  13  de  ref.  Sess.  XIV.  zu  beschränken  ist,  s. 
auch  die  Entsch.  d.  Congr.  Conc.  bei  G alte- 
rn art  ad  c.  cit.  n.  4;  Nicollis  1.  c.  n.  87. 

6  Th.  II.  S.  214.  n.  3. 

7  a.  a.  0.  S.  244.  n.  10;  c.  1  (Bonif.  VIII)  in 
VI.  de  instit.  III.  6.  Völlig  unbegreiflich  ist  es, 
wie  Schilling  S.  66  für  diesen  Fall  die  Prä- 
sentation an  den  Generalvikar  fordern  kann. 
Der  eingehenden  Widerlegung  Gerlach's  S.  48 
hätte  es  nicht  bedurft. 

8  de  Roye  prolegom.  c.  22.  Eine  wirkliche 
Kenntniss  desselben  ist  aber  nicht  erforderlich, 
es  genügt  vielmehr,  wenn  das  Schreiben  recht- 
zeitig bei  der  bischöflichen  Behörde  auf  deren 
Bureau  eingegangen  ist,  weil  die  in  demselben 
fungirenden  Beamten  zur  Annahme  der  geschäft- 
lichen Korrespondenz  namens  des  Bischofs  kraft 
ihrer  Stellung  ermächtigt  sind.  Wegen  der  Prä- 
sentationen an  den  Papst  vgl.  44  n.  11  a.  E. 

InBaiern  ist  das  Verfahren  bei  den  Pfrün- 
den des  landesherrlichen  Patronates 
folgendermassen  geregelt.  Die  Kreisregierung 
des  Bezirkes  des  erledigten  Benetiziums  hat  nach 
Ausschreibung  der  Stelle  die  an  den  König  zu 
richtenden  Gesuche  der  Bewerber,  denen  Qualifl- 
kationszeugnisse  des  bischöflichen  Ordinariates, 
der  Distrikts-Polizeibehörde  und  der  Distrikts- 
Schulinspeotion  beizulegen  sind ,  zu  sammeln 
und  diese  nach   Ablauf  der  Bewerbungsfrist  mit 
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Die  Frist,  binnen  welcher  sie  zu  geschehen  hat,  beträgt  bei  dem  Laien-Patron at 
vier^,  beim  geistlichen  seclis  Monate'-^  und  läuft  bei  erst  neugegründeten  kirchlichen 
Anstalten  und  Benefizien  von  dem  Zeitpunkt,  in  welcliem  der  Stifter  die  Kenntniss 
vom  Zusammenti'eftcn  der  zum  Erwerbe  des  Patronates  notliwendigen  Voraussetzungen^ 
erlangt,  im  Uebrigen  von  dem  Augenblick,  in  welchem  der  Patron  von  der  Erledigung 
des  Benefiziums  Kunde  erhalten  haf^.  Indessen  hindert  andererseits  nicht  jede  fak- 
tische Unkenntniss  den  Beginn  der  Frist.    Dieselbe  muss  vielmehr  eine  unverschuldete 


ihren  Gutachten  an  das  Ministerium  des  Innern 
für  Kirchen-  und  Schulsaclien  einzusenden,  und 
kann  dabei  auch  unter  Umständen  faugliclie  und 
würdige  Kandidaten  ,  wehdie  sich  nicht  gemeldet 
haben,  in  Vorschlag  bringen,  Kr  ic  k,  kath.  Pfrün- 
denwesen in  Baiern  S.  35  ff.  Vor  der  Absendung 
werden  die  Gesuche ,  falls  eine  Pfarrstelle  in 
Frage  steht,  dem  bischöflichen  Ordinariate  zur 
gutachtlichen  Aeusserung  mitgetheilt ,  Erlass  v. 
«.  April  1852.  Nr.  11 ;  Min.-Verfüg.  v.  10.  Nov. 
1873.  II.  4,  Dove  u.  Friedberg,  Ztschr.  f. 
f.  K.  R.  12,  260;  Krick  a.  a.  0.  S.  41 ;  Stingl, 
Verwaltung  des  kath.  Pfarramtes  S.  43  ff.  Dem- 
nächst erfolgt  die  Auswahl  durch  den  König  auf 
Vorschlag  des  Ministeriums.  Dieselbe  wird  durch 
königliches  Reskript  der  Kreisregierung  mitge- 
theilt und  der  betreffende  Geistliche  erhält  von 
dieser  ein  Benachrichtigungsschreiben  ,  mit  wel- 
chem er  sich  innerhalb  der  kanonischen  Präsen- 
tationsfrist (s.  0.  im  Text)  bei  dem  Ordinariate 
zu  melden  hat,  Krick  a.  a.  0.  S.  43.  44; 
Stingl.  a.  a.  0.  I.  61.  62.  Die  Auswahl  des 
Kandidaten  für  das  Benefizium  wird  in  der  baieri- 
schen  Staatspraxis  als  :  „Verleihung"  bezeichnet, 
und  die  Regierunghat  auch  trotz  eines  Protestes  der 
Bischöfe  im  .1.  1853  an  diesem  Ausdruck  mit  dem 
Bemerken  festgehalten ,  dass  derselbe  nicht  mit 
der  bischöflichen  Kollation  als  gleichbedeutend 
angesehen  werde  und  eine  hergebrachte,  der 
Würde  der  Krone  entsprechende  Formel  sei, 
Krick  a.  a.  0.  S.  34.  n.  1;  Stingl  a.  a.  0, 
S.  27. 

Die  Präsentation  der  übrigen  Patrone  (Gemein- 
den und  Korporationen)  bedarf  mit  Rücksicht  auf 
das  in  Baiern  bei  der  Besetzung  von  Pfarreien 
und  Pfründen  geltende  Genehmigungsrecht  des 
Königs  (s.  u.  ^.  151)  der  vorgängigen  Bestäti- 
gung, welche  nach  Prüfung  der  Tauglichkeit  des 
für  die  betreffende  Pfründe  in  Aussicht  genom- 
menen Kandidaten  von  der  Kreisregierung  er- 
theilt  wird,  falls  das  Patronatrecht  anerkannt  ist, 
während  dieselbe  im  umgekehrten  Falle  oder 
wenn  sie  die  Bestätigung  verweigern  zu  müssen 
glaubt,  an  das  Ministerium  des  Innern  für  Kir- 
chen- und  Schulwesen  zu  berichten  hat.  Zu  dem 
gedachten  Behufe  ist  der  Kandidat  der  Kreis- 
regierung vorher  anzuzeigen  und  erst  wenn  die- 
selbe nach  Vernehmung  des  bischöflichen  Ordi- 
nariates der  Präsentation  zustimmt,  kann  der 
Patron  die  Präsentationsurkunde  auf  erfolgte  Be- 
nachrichtigung ausstellen  und  die  Vorlegung  der 
letzteren  an  das  Ordinariat  veranlassen,  Krick 
a.  a.  0.  S.  52  ff.;  Silbern  agl  a.  a.  0.  S.  57 ; 
Stingl.  a.  a.  0.  S.  70. 

1  Das.  3  Later.  Koncil  v.  1179,  c.  15,  Mansi 
22,  227  hatte  eine  dreimonatliche  Frist  festge- 
setzt; sie  ist  aber  in  dem  diese  Bestimmung  wie- 


dergebenden c.  3.  X.  h.  t.  III.  38  in  eine  vier- 
monatliche, und  zwar  wohl  bei  der  Abfassung  der 
Gregorianischen  Sammlung,  sowie  mit  Rücksicht 
auf  die  einen  solchen  längeren  Zeitraum  anneh- 
mende DekretaleInnocenz'III.,  c.27eod.,  umge- 
ändert worden. 

2  c.  22  (Alex.  III.)  eod.  spricht  allgemein  von 
einer  sechsmonatlichen  Frist,  Da  aber  die  in  der 
vor.  Note  gedachte  Bestimmung  vor  der  betreffen- 
den Dekretale  ergangen  ist  und  das  gedachte 
Koncil  für  die  Kollation  von  Beneflcien  eine 
sechsmonatliche  Frist  eingeführt  hat,  c.  2.  X.  de 
conc.  praeb.  111.  8,  so  ist  anzunehmen,  dass 
Alexander  III.  diese  auch  nur  für  das  geistliche 
Patronatrecht  hat  massgebend  sein  lassen  wollen. 
So  ist  das  Verhältniss  schon  in  der  Glosse  des 
Bernhard  de  Betone  s.  v.  minus  idoneae  zu  c.  4. 
X.  de  off.  iud.  ord.  I.  31  aufgefasst ,  und  diese 
Auflassung  durcli  c.un. (Bon.  VIII.)  in  VItoh.t. III. 
19.  bestätigt  worden.  Partikularrechtlich  ist  die 
Frist  mitunter  anders  bestimmt.  Nach  preuss. 
A.  L.  R.  II.  11.  §.  398  beträgt  die  Frist  in  allen 
Fällen  6  Monate,  inOes terreich  ebenfalls  ohne 
Unterschied  zwischen  geistlichem  und  Laien- 
patronat  sechs  Wochen  für  den  Patron ,  welcher 
sich  im  Lande,  drei  Monate  für  den  Patron,  wel- 
cher sich  ausserhalb  befindet,  und  zwar  angerech- 
net von  der  Mittheilung  der  Bewerber  seitens  des 
Ordinarius,  Hofdekretv.  18.  Junil805,  Kropat- 
scheck,  Samml.  20,448;  Jacksch  9,  267; 
Rieder  1,  382.  Durch  die  allgemeine  derogat. 
Klausel  des  österr.  Konk.  Art.  34.  35  sind  diese 
Fristen  nicht  beseitigt.  Gegen  Ginzel  K.  R.  2, 
154.  n.  6  s.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  322. 
n.  20;  vgl.  auch  conc.  prov.  Prag  1860.  t.  6.  c.  10 
(ed.  Prag.  1863  p.  233).  Uebrigens  ist  faktisch 
auch  die  frühere  Praxis  beibehalten  worden, 
Friedle  a  a.  0.  S.  41.  Die  in  Baden  durch 
V.  V.  1808  (S.  7.  n.  6)  festgesetzte  Frist  von 
3  Monaten  ist  schon  1815  auf  6  ausgedehnt  wor- 
den (Spohn,  bad.  Staatskirchenrecht  S.  176). 
Die  auf  Grund  einer  Verständigung  mit  der  Re- 
gierung ergangene  erzbischöfliche  V.  v.  30.  Nov. 
1861  §.  3,  Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  129,  hat  dagegen 
die  kanonischen  Fristen  angenommen. 

3  Also  z.  B.  von  der  nach  der  Annahme  der 
Errichtungshandlung  ertheilten  Genehmigung  des 
kirchlichen  Oberen  (s.  o.  S.  27),  oder  dem  das 
Patronat  gewährenden  päpstlichen  Indulte  (s.  o. 
8.  30),  s.  auch  Vivian.  1.  c.  P.  II.  1.  5.  c.  2. 
n.  25. 

*  Arg.  c.  3  (Inn.  III.)  X.  de  suppl.  negl.  I. 
10;  c.  5  (id.)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8;  Gar- 
cias  tract.  de  benef.  P.  X.  c.  2.  n.  34  ff.  ;  Vi- 
vian. 1.  c.  P.  II.  1.  7.  c.  2.  n.7;  Leuren.  1.  c. 
qu.  139.  n.  2;  Schilling  S.  63.  n.  307. 
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sein  1,  da  der  Patron  sich  auch  seinerseits  um  das  Patronatsbenefizium  zu  bekümmern 
hat.  Die  Beurtheilung  darüber  steht  dem  kirchlichen  Oberen  zu  2.  Ebenso  hat  der- 
selbe die  Angaben  des  Patrons  über  den  Zeitpunkt,  in  welchem  derselbe  die  Kunde 
von  der  Vakanz  erhalten  liaben  will,  zu  prüfen  und  nöthigen falls  unter  Zuziehung  des 
Patrons  festzustellen  •^. 

Die  Frist  wird  kalendermässig  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Monatstage  be- 
rechnet'*. Wenn  sie  auch  im  allgemeinen  ein  tempus  continuum  ratione  cursus  ist,  so 
wird  ihr  Lauf  doch  durch  unverschuldete  Hinderungsgründe  gehemmt  ^.  Aus  diesem 
Grunde  lassen  die  Kanonisten  bei  landesherrlichen  und  staatlichen  Patron aten  die 
Frist  überhaupt  nicht  laufen  ^K 

Eine  Verkürzung  der  Frist  durch  den  kirchlichen  Oberen  ist  rechtlich  nicht  zu- 
lässig', ebenso  wenig  eine  Verlängerung,  wohl  aber  ist  er  in  der  Lage,  eine  solche 
thatsächlich,  freilich  nicht  über  die  ihm  selbst  für  die  Verleihung  des  Amtes  zustehende 
Frist  zu  gewähren  ^. 


1  Arg.  c.  5.  X.  cit. 

2  Eine  solche  Unkenntniss  wird  z.  B.  kaum 
anzunehmen  sein,  wenn  die  Erledigung  des  Am- 
tes in  der  Pfarrei  notorisch,  Clem.  un.  i.  f.  de 
conc.  praeb.  III.  3,  und  der  Patron  in  derselben 
anwesend  ist.  Falls  der  letztere  sich  auf  weite 
Reisen  begiebt,  so  muss  es  ihm  zur  Schuld  ange- 
rechnet werden,  wenn  er  keinen  Bevollmächtig- 
ten hinterlassen  oder  keine  Fürsorge  dafür  getrof- 
fen hat,  dass  ihm  Nachrichten  gegeben  werden 
können. 

3  Von  einer  Beweislast  im  civilprocessualischen 
Sinne  kann  hierbei  keine  Rede  sein ,  man  kann 
also  nicht  sagen,  dass  der  kirchliche  Obere,  wel- 
cher den  Ablauf  der  Frist  behauptet ,  stets  dem 
Patron  seine  Kenntniss  beweisen  muss,  so  z.  B. 
L  euren.  1.  c.  P.  11.  qu.  139.  n.  3,  Schulte 
2,  698.  n.  3.  Da  der  kirchliche  Obere  eine  ver- 
spätete Präsentation  nicht  zulassen  soll,  anderer- 
seits aber  auch  dem  Patron  die  volle  Frist  zu  ge- 
währen hat,  so  hat  er  eine  Oflizialuntersuchung 
anzustellen  und  nach  dem  Ergebniss  derselben 
über  den  entscheidenden  Zeitpunlct  zu  befinden. 
P^ine  Aufforderung  an  den  Patron  oder  ein  Erbie- 
ten desselben,  seine  Unkenntniss  zu  beschwören, 
erscheint  dabei  nicht  ausgeschlossen  ,  arg.  c.  8 
in  Ylto  de  elect.  I.  (>.  Heute  ist  meistens  eine 
schriftliche  Mittheilung  über  die  Erledigung  des 
Beneflciums  durch  die  Kirchenbehörde ,  Bischof 
oder  Dekan,  an  den  Patron  üblich,  s.  v.  Vogt, 
Samml.  kirchl.  Verord.  f.  Rottenburg  1876, 
S.  433. 

4  Vivian.  1.  c.  1.  VII.  c.  4.  n.  14;  Leuren. 
1.  c.  qu.  139.  n.  1.  Dafür,  dass  auch  a  mo- 
mento  ad  momentum  gerechnet  werden  müsse,  so 
z.  ß.  Gar  cias  1.  c.  P.  X.  c.  2.  n.  43 ;  Vi  vi  an. 
1.  c.  n.  2;  L  euren.  1-  c.  spricht  keine  gesetz- 
liche Bestimmung,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
dies  auch  praktisch  undurchführbar  ist. 

•''  Arg,  C.5.X.  cit.  III. 8;  L euren.  1.  c.  qu.  140. 
n.  1;  Lippert  S.  103;  Schilling  S.  64, 
Schulte  2,  698.  So  z.  B.  wenn  der  Patron 
wegen  des  schlechten  Ertrages  des  Beneflciums 
keinen  Kandidaten  finden  kann,  Richters  Tri- 
dentinum  S.  455.  n.  18. 

6  Ga  rcias  1.  c.  n.  34  i.  f.;  Riganti  ad  reg. 


XLII.  canc.  n.  42;  Leuren.  qu.  135.  n.  2; 
139.  n.  5;  Richter  Tridentinum  S".  456.  n.  18. 
Dass  dies  die  herrschende,  weit  verbreitete  An- 
sicht ist,  kann  nicht,  so  anscheinend  Schulte, 
Lehrb.  3.  Aufi.  S.  322.  n.  21 ,  bestritten  wer- 
den. Die  Bestimmung  des  baier.  Konkordats 
Art.  11  ,  welcher  für  alle  Patronate,  staatliche 
und  private,  ausdrücklich  die  gemeinrechtlichen 
Fristen  festsetzt,  will  offenbar  damit  die  Geltung 
dieses  Grundsatzes  für  Baiern  beseitigen ,  hebt 
ihn  aber  nicht  allgemein  auf.  Uebrigens  ist  auch 
in  Baiern  bestimmt,  Min.-Erl.  v.  12.  März  1850, 
Döllinger,  fortgesetzte  Samml.  23,  162,  dass 
der  Landesherr  nach  Ablauf  der  Frist  zu  erinnern 
ist,  ohne  dass  das  s.  g.  Devolutionsrecht  in  An- 
spruch genommen  werden  kann,  Stingl  a.  a.  0. 
S.  43.  D.  Sachs. -Weimar.  Ges.  v.  7. Okt.  1823. 
§.  17.  bei  0;  Müller,  Lexik,  d.  K.  R.  5,  377, 
schliesst  sogar  ausdrücklich  bei  landesherrlichen 
Patronaten  die  s.  g.  Devolution  an  den  Bischof  aus. 

'^  Das  würde  eine  Aufhebung  des  gemeinen 
Rechtes  durch  den  dafür  nicht  zuständigen  kirch- 
lichen Oberen  zum  Nachtheil  des  Patrons  sein, 
c.  17  in  VIto  de  R.  J.;  Ferraris  s.  v.  iuspatro- 
natusart.  4.  n.  32;  Acta  s.  sed.  10,  550.  A.  M. 
Vlvianus  1.  c.  1.  7.  c.  7.  n.  1  ff.,  welcher  aber 
hierbei  die  Festsetzung  von  Präklusivfristen  vor 
dem  öffentlichen  Aufgebot  zur  Anmeldung  et- 
waiger Ansprüche  auf  das  Präsentationsrecht  oder 
das  Beneflzium  mit  der  Präsentationsfrist  ver- 
wechselt. 

8  Die  gemeine  Meinung,  Vivian.  1.  c.  n.  10; 
Pyrrhus  Corradus  prax.  benef.  1.  4.  c.  2.  n. 
66  ff.;  L  euren.  1.  c.  qu.  137.  n.  2  ff. ;  Ferra- 
ris 1.  c.  n.  30;  Friedle  a.  a.  0.  S.  40,  nimmt 
eine  rechtliche  Befugniss  des  Oberen  an ,  weil  er 
bei  einer  Erstreckung  der  gedachten  Art  dies  le- 
diglich zu  seinem  Nachtheil  thue  und  der  Richter 
eine  rechtlich  festgesetzte  Frist  aus  genügenden 
Gründen  erstrecken  könne.  Dabei  wird  aber 
übersehen  ,  dass  es  sich  hier  um  eine  gemein- 
rechtlich präjudizielle  Frist  handelt,  welche  im 
öffentlichen  Interesse  angeordnet  ist  und  daher 
nicht  verlängert  werden  darf.  Auch  liegt  es  im  all- 
gemeinen kirchlichen  Interesse  ,  dass  der  Obere 
nicht    durch    die   Ausdehnung    der  Frist   in  die 
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Der  Patron  kann  statt  eines  Kandidaten  auch  gleichzeitig  mehrere  zur  Auswahl 
präsontiren  ^,  nur  dem  geistliclien  steht  diese  Befugniss  bei  einem  dem  Konkurse  un- 
terworfenen Benefizium  nicht  zu  2.  Durch  die  Vornahme  der  Präsentation  hat  der 
Patron  seine  Befugniss  ausgeübt  und  absorbirt"\  Nach  allgemeinen  Rechtssätzen 
könnte  er  jedenfalls  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  der  Kirchenobere  die  Präsentation  ver- 
worfen liätte,  zu  einem  weiteren  nachträglichen  Vorschlage  nicht  befugt  sein.  Das 
kanonische  Recht  hat  diese  Konsequenz  aber  nur  in  Betreff  des  geistlichen  Patrons  fest- 
gehalten-*, dagegen  dem  Laienpatron  weitere  Nachpräsentationen  bis  zur  Ent- 
scheidung des  kirchlichen  Oberen,  dsiä  &.  g.  WS  variandi,  gestattet^.  Ja  dieses  Recht  kann 
nicht  einmal  durch  einen  selbst  eidlich  bestärkten  Vertrag  zwischen  dem  Patron  und 
dem  Erstpräsentirten  ausgeschlossen  werden^.     Die  Wirkung  der  Nachpräsentation 


Lage  gesetzt  -wird ,  die  ihm  zustehende  Prüfung 
in  aller  Eile  vornehmen  zu  müssen.  Daran  kann 
er  freilich  nicht  gehindert  werden,  gerade  dem  zu 
spät  präsentirten  Kandidaten  das  Amt  zu  ver- 
leihen und  so  thatsächlich  für  den  Patron  die 
Frist  zu  erstrecken.  Nach  meiner  Meinung  hat 
aber  der  Patron  trotz  der  vorgängigen  Prorogation 
des  Oberen  kein  Recht  auf  die  Berücksichtigung 
des  zu  spät  präsentirten  Kandidaten,  welches  ihm 
die  gemeine  Meinung  konsequenterweise  einräu- 
men muss.  Nach  preuss.  A.  L.  R.  IL  IL  §. 
398  ist  dagegen  eine  Verlängerung  der  Frist 
statthaft. 

'  Das  ist  auch  dem  geistlichen  Patron  durch 
keine  gesetzliche  Bestimmung  verboten  und  für 
die  Kirche  vortheilhaft ,  weil  der  Bischof  weniger 
beschränkt  wird.  So  auch  der  tract.  de  iurib.  in 
corporallbus  (S.  7.  n.  5)  L  §.  5.  Für  Kompa- 
trone  gestattet  es  Clem.  2.  h.  t.  III.  12.  End- 
lich steht  dem  auch  nicht  entgegen,  dass  der  Pa- 
tron möglichst  würdige  wählen  soll ,  weil  er 
gerade  wegen  etwaiger  Zweifel,  wer  unter  mehre- 
ren an  sich  würdigen  für  den  würdigsten  zu  er- 
achten ,  zu  der  Präsentation  mehrerer  veranlasst 
werden  kann.  Vgl.  Rochus  d  e  Gürtel,  c.  def. 
IL  n.  34;  Gonzalez  Tellez  comm.  ad  c.  5. 
X.  h.  t.  IlL  38.  n.  5;  Friedle  a.  a.  0.  S.  34. 
Nach  preuss.  L.  R.  IL  11.  §§.  327.  374  ff. 
386  ist  aber  nur  die  Präsentation  eines  Kandida- 
ten zulässig;  ebenso  noch  d.  bad.  V-  v.  1808. 
Nr.  16,  weil  die  Ernennung  des  Patrons  mit  der 
Aushändigung  der  Ernennungsurktinde  an  den 
Ernannten  den  Patron  bindet. 

2  Aus  dem  0.  S.  7  angegebenen  Grunde. 

3  Kayser  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  414. 

*  c.  24  (Luc.  III.)  X.  h.  t.  III.  38.  Dadurch 
ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  geistliche 
Patron,  wenn  er  unwissentlich  einen  Unfähigen 
präsentirt  hat,  und  die  Unfähigkeit  vor  der  Zu- 
rückweisung des  Bischofs  in  Erfahrung  bringt, 
nicht  einen  andern  Kandidaten  vorschlagen  kann. 
Die  Frage  ,  um  die  es  sich  im  Text  handelt,  ist 
die,  ob  weitere  Vorscliläge  auch  nach  einer  völlig 
gültigen  und  ordnungsmässigen  Präsentation 
gestattet  sind. 

^  c.  24.  cit.  :  „Quum  autem  advocatus  clericum 
unum  idoneum  episcopo  praesentaverit  et  postu- 
laverit  postmodum  eo  non  refutato  alium 
aeque  idoneum  in  eadem  ecclesia  admitti :  quis 
eorum  alteri  praeferatur ,  iudicio  eplscopi  credi- 


mus  relinquendum,  si  laicus  fuerit,  cui  ius  com- 
petit  praesentandi.^^  In  der  vollständigen  Dekre- 
tale, abgedruckt  in  der  Ausgabe  des  s.  g.  Ulpianus 
de  edendo  von  Royer- Colla  rd.  Paris  1836. 
p.  22  fehlen  die  Worte :  „eo  non  refutato."  Da 
die  Ausnahme  offenbar  deshalb  zugelassen  ist, 
weil  man  bei  den  Laien  nicht  die  gleiche  Ein- 
sicht, wie  bei  den  geistlichen  Patronen  voraus- 
setzte ,  und  die  dem  Kirchenoberen  eröffnete 
grössere  Auswahl  nur  im  Interesse  der  Kirche 
liegt,  so  kann  das  Recht  zur  "Variation  auch  nicht 
auf  eine  einmalige  Nachpräsentation,  so  z.  B. 
Vivian.  1.  X.  c.  4.  n.  1  ff. ;  Schillings.  83, 
beschränkt  werden,  Gerlach  S.  58;  Schi ay er 
S.  11,  wo  die  ältere  Literatur  angeführt  ist; 
Richter-Dove  §.  190.  n.  10;  Schulte  2, 
696;  Friedle  a.  a.  0.  S.  47.  Das  preuss. 
L.  R.  gewährt  auch  dem  Laienpatron  die  Variation 
nicht,  s.  Anm.  1. 

6  Der  entgegengesetzten  Meinung  eine  Reihe 
Aelterer,  Barbosa,  J.  E.  U.  III.  12.  n.  177; 
Fagnan.  ad  c.  24.  X.  h.  t.  n.  26,  u.  die  Citate 
bei  Schlayer  S.  15;  ferner  Lip  p  ert.  S.  122; 
Schillings.  85,  welcher  letzterer  sogar  den 
Patron ,  wenn  er  vertragswidrig  einen  zweiten 
nachpräsentirt  und  dieser  das  Amt  erlangt  hat, 
dem  Erstpräsentirten  mit  einer  Entschädigungs- 
klage haftbar  macht.  Die  Ungültigkeit  eines  sol- 
chen pactum  de  non  variando  ergibt  sich  aber 
daraus,  dass  dem  Patron  die  Nachpräsentation  im 
öffentlichen  Interesse  zum  Wohle  der  Kirche  ein- 
geräumt ist,  um  auf  diese  Weise  bei  späterer, 
besserer  l']insicht  noch  andere  Kandidaten  für  das 
Amt  in  Vorschlag  bringen  zu  können,  und  diesem 
öffentlichen  Interesse  gegenüber  das  individuelle 
Interesse  des  Erstpräsentirten  zurückstehen  muss, 
Schlayer  S.  21.  Von  diesem  Standpunkt  aus 
erscheint  der  Eid  zur  Bekräftigung  des  pactum, 
weil  er  gegen  die  kirchliche  Ordnung  und  das 
Wohl  der  Kirche  gerichtet  ist,  nichtig,  c.  27.  X. 
de  iureiur.  IL  24;  c.  1  in  VI*«  eod.  IL  11; 
Schlayer  S.  22. 

Ein  Verzicht  des  Patrons  gegenüber  dem  Bi- 
schof würde  dem  Erstpräsentirten  kein  Recht  auf 
Unterlassung  der  Variation  geben ,  weil  der 
erstere  dadurch  nicht  gehindert  wird ,  eine  Nach- 
präsentation zuzulassen,  Schlayer  S.  17. 

Stirbt  der  Patron  während  der  Frist,  so  kann 
sein  Nachfolger  in)  Patronate  während  derselben 
nachpräsentiren ,  Vivian.  P.  IL  1.  12,  c.  5. 
n.  36. 
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ist  die,  dass  der  Kirchenobere  unter  den  mehreren  vorgeschlagenen  Kandidaten  frei 
auswählen  darf^  (s.g.variaiio  ctimulativa) .  Keineswegs  aber  ist  der  Patron  berechtigt, 
die  frühere  Präsentation  zu  widerrufen  und  den  erst  präsentirten  Kandidaten  zurück- 
zuziehen (s.  g.  variatio  privativa]'^.  Nicht  minder  erscheint  es  unrichtig,  dass  für  diese 
letztere  Art  der  Variation  im  Zweifel  eine  Vermuthung  spreche  'K  Ein  Prozess  zwi- 
schen mehreren  von  einem  Patron  oder  von  Kompatronen  Präsentirten  hindert  die 
kumulative  Nachpi'äsentation  nicht '^. 


^  D.  h.  dass  die  s.  g.  gratificatio  des  Bischofs 
eintritt. 

2  Die  Aelteren  verwerfen  fast  einstimmig  die 
Statthaftigkeit  der  privativen  Variation ,  vgl. 
Anonymi  notabilia  decretalinm  (zw.  1234  u.  1241) 
zu  c.  24.  X.  cit. :  „Si  laicus  nimm  episcopo  prae- 
sentet  et  postea  alium,  arbitrio  episcopi  relinqui- 
tur,  quls  eorum  alteri  praeferatur",  v.  Schulte, 
Beiträge  z.  Liter,  üb.  d.  Dekretalen.  Wien  1871. 
S.  62;  die  Glossen  zu  c.  24.  X.  cit.  u.  c.  un.  in 
VIto  h.  t.  III.  19  im  Casus  —  (die  Bemerkung  der 
ersteren  s.  v.  alium  :  „dando  secundum  videturpa- 
tronus  reoedere  a  priore^^  helsst  nicht,  dass  der 
Patron  die  Präsentation  des  ersteren  rechtswirk- 
sam  widerrufen  kann ,  sondern  dass  er  seinen 
Willen  geändert  zu  haben  scheint,  und  spricht 
nichts  über  die  rechtlichen  Folgen  dieser  an- 
geblichen Willensänderung  aus) — ;  Rochus  de 
Curte  ].  c.  def.  II.  n.  30;  Vivianus  1.  c. 
P.  II.  1.  10.  c.  1.  n.  10;  Fagnan.  ad  c.  24.  X. 
h.  t.  n.  7;  Ferraris  1.  c.  art.  4,  n.  45  und  die 
weiteren  Citate  bei  S  c  h  1  a  y  e r  S.  6.  n.  7.  Ebenso 
auch  die  Rota ,  Ferraris  1.  c.  n.  44.  Die  ent- 
gegengesetzte Meinung  bei  Aug.  B  e  roj  u  s,  comm. 
ad  1.  III.  decr.  Lugd.  1551.  fol,  161.  Neuerdings 
ist  die  letztere  wieder  von  Lippert  a.  a.  0. 
S.  116  und  in  Weiss  Arch.  d.  Kirchenrechts- 
wissenschaft 3,72,  sowie  von  Schilling  S.  73, 
vertheidigt,  während  andererseits  die  ältere  herr- 
schende Ansicht  festgehalten  wird  von  Ver- 
mehren in  Weiss  Arch.  2,  125  u.  5,  52; 
Kaim  2,  142;  Gerlaeh  S.  51;  Kaiser  im 
Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  412;  Schlayer  S.  3; 
Phillips  7,  817;  Richter-Dove  §.  190. 
n.lO;  Schulte  K.R.  2,695;  Ginzel2,  155; 
Friedle  a.  a.  0.  S.  46;  und  zwar  m.  E.  mit 
vollem  Recht. 

Was  zunächst  das  c.  24.  X.  h.  t.  betrifft,  so 
wird  das  :  eo  non  refutato  von  Lippert  u. 
Schilling  dahin  interpretirt :  „wenn  ihn  der 
Patron  nicht  zurückgezogen  hat"  und  argnmento 
a  contrario  der  Schluss  gezogen ,  dass  wenn  der 
letztere  die  frühere  Präsentation  widerrufen  habe, 
dem  Bischof  die  s.  g.  Gratifikation  nicht  zustehe. 
Refutare  kommt  allerdings  im  mittelalterlichen 
Latein  in  der  Bedeutung  von  dimittere  vor,  aber 
nur  in  der  Verbindung  mit:  rem,  also  in  der  Be- 
deutung, eine  Sache  (nicht  eine  Person)  zurück- 
weisen. Abgesehen  davon  ist  die  Beziehung  des  re- 
futare auf  den  Patron  unnatürlich,  da  dieser  nach 
der  Präsentation  den  Kandidaten  nicht  mehr  ein- 
fach zurückweisen  oder  fallen  lassen  kann ,  son- 
dern dieses  Fallenlassen  dem  Bischof  gegenüber 
erklären  oder  die  Präsentation  widerrufen  muss, 
demnach  die  Stelle  zu  übersetzen  wäre :  „Wenn 
der  Patron  einen  zw^eiten  nachpräsentirt,  indem 
er  erklärt,   den  ersten  nicht  zurückzuweisen  oder 
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nicht  fallen  zu  lassen.  Die  herrschende  Meinung 
fasst  dagegen  die  fraglichen  Worte  dahin  auf: 
wenn  der  Bischof  den  präsentirten  nicht  zurück- 
gewiesen,  d.  h,  noch  keine  Entscheidung  abge- 
geben hat.  Dafür  ist,  abgesehen  von  der  sprach- 
lichen Ungezwungenheit,  auch  der  Umstand  ent- 
scheidend ,  dass  allein  bei  dieser  Uebersetzung 
in  der  Stelle  ein  fester  Termin  für  die  Variation 
des  Patrons  bestimmt  und  diese  vollständig  ge- 
regelt wird.  Sind  doch  die  anscheinend  inter- 
polirten  Worte  wohl  gerade  deswegen  in  die  Stelle 
eingeschoben  worden. 

Ueberdies  ist  die  privative  Variation  aus  inneren 
Gründen  unhaltbar.  Die  erstmalige  Präsentation 
bildet  einen  Rechtsakt.  Die  Widerruflichkeit  eines 
solchen  ist  aber  nicht  die  Regel,  sondern  die  Aus- 
nahme. Diese  müsste  also  durch  besonderes  Ge- 
setz zugelassen  oder  mindestens  aus  innerlichen 
Gründen  gerechtfertigt  sein.  Letzteres  ist  in- 
dessen nicht  der  Fall.  Wenn  der  Patron  auch 
befugt  ist,  ohne  Beschränkung  ein  fähiges  Sub- 
jekt zu  präsentiren  ,  so  ist  es  doch  verfehlt ,  da- 
raus, wie  Lippert  thut,  den  Schluss  zu  ziehen, 
dass  derselbe  seine  einmal  erfolgte  Präsentation 
beliebig  oft  widerrufen  kann.  Mit  der  letzteren 
hat  er  sein  Recht  vielmehr  konsumirt.  Das  Inter- 
esse der  Kirche  gebietet  es  zwar,  dem  Patron  eine 
etwaige  Korrektur  seiner  Präsentation  zu  ermög- 
lichen. Die  privative  Variation  erfüllt  aber  diesen 
Zweck  nicht,  weil  der  Nachpräsentirte  nicht  stets 
der  würdigere  zu  sein  braucht.  Ob  dies  der  Fall 
ist,  darüber  kann  allein  die  Entscheidung  dem 
kirchlichen  Oberen  zustehen.  Fällt  diese  negativ 
aus,  so  zeigt  sich,  dass  kein  Grund  zur  Nach- 
präsentation vorhanden  war,  und  es  muss  dann 
dem  Bischof  die  Möglichkeit  bleiben ,  auf  die 
erste  Präsentation  zurückzugreifen.  Daher  kann 
dieser  nicht  jede  Bedeutung  durch  die  Nach- 
präsentation gewonnen  werden,  d.  h.  die  Varia- 
tion kann  nur  eine  kumulative  ,  nicht  aber  eine 
privative  sein. 

3  So  Lippert,  Patronat  S.  120.  Die  An- 
nahme fällt  mit  der  UnStatthaftigkeit  der  priva- 
tiven Variation  in  sich  zusammen. 

4  Auch  dies  ist  nicht  unbestritten ,  gegen  die 
Ansicht  des  Textes  z.  B.  Vi  vi  an.  1.  c.  P.  II. 
1.  10.  c.  1.  n.  12 ff.  Die  Kontroverse  knüpft  an 
c.  1.2  (Bonif.  Vlll.)  in  Vlto  ut  Ute  pend.  II.  8 
an.  Das  erstere  bestimmt,  dass  wenn  bei  Streitig- 
keiten über  kirchliche  Wahlen  einer  der  gewähl- 
ten stirbt  oder  zurücktritt,  eine  neue  Wahl,  so 
lange  der  Streit  wegen  des  Rechtes  des  Ueber- 
lebenden  oder  der  noch  am  Prozesse  Betheiligten 
nicht  sein  Ende  erreicht  hat,  nichtig  sein  soll. 
Das  zweite  erklärt  nicht  blos  Wahlen,  sondern 
auch  Präsentationen  an  Stelle  der  streitenden, 
durch  den  Tod  oder  sonst  ausgeschiedenen  Be- 
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Der  Patron  kann  endlich  auch  statt  seinerseits  selbst  zu  variiren,  dem  Kirchen- 
oberen  die  Ermächtigung-  crtheilen,  ausser  den  Erstpräsentirten  andere  geeignete  Kan- 
didaten bei  der  Verleihung  des  Benefiziums  zu  berücksichtigen  \ 

Das  Präsentationsrecht  des  Patrons  schliesst  die  dem  Kirchenoberen  sonst  zu- 
kommende freie  Besetzung  des  Patronatsbenefiziums  aus,  und  beschränkt  dasselbe, 
soweit  seine  Ausübung  reclitlich  gestattet  ist.  Der  Kirclienobere  darf  dalier  die  letz- 
tere nicht  hindern.  Insbesondere  ist  er  verpflichtet,  das  Benefizium  seinerseits  nicht 
vor  dem  Ablaufe  der  Präsentationsfrist  einseitig  zu  vergeben  2.  Eine  derartige  Ver- 
leihung ist  zwar  nicht  absolut,  wohl  aber  relativ  nichtig  ^  und  auf  Antrag  des  Patrones 
oder  bei  rechtzeitiger  Präsentation  desselben  zu  kassiren^. 

Andererseits  ist  aber  der  Kirchenobere,  falls  der  Patron  die  Frist  hat  unbenutzt 
verstreichen  lassen,  seinerseits  berechtigt,  das  Benefizium  kraft  seiner  ordentliclien 
Verleihungsgewalt  •'^  zu  besetzen. 

Ferner  hat  der  Patron  einen  positiven  Anspruch  darauf,  dass  der  Kirchenobere 
einem  tauglichen  und  ordnungsgemäss  präsentirten  Kandidaten ,  oder  bei  der  Präsen- 
tation mehrerer  solcher  einem  derselben  das  Patronatsbenefizium  verleiht^'. 


Werber,  bis  zur  Entscheidung  des  Prozesses  in 
Betreff  des  Rechtes  der  noch  übrig  bleibenden 
Parteien  für  nichtig.  Die  erste  Stelle  berührt  die 
patronatischen  Präsentationen  gar  nicht ,  die 
zweite  will  dagegen  eine  Präsentation  lediglich 
wegen  des  Fortfalles  eines  schon  Präsentirten 
aus  dem  Prozesse  verhindern ,  entscheidet  also 
nicht  über  Präsentationen  ,  welche ,  wie  die  ku- 
mulative Nachpräsentation,  aus  einem  völlig  da- 
von verschiedenen  Grunde  vorgenommen  werden. 
Vgl.  auch  Schlayer  S.  71  ff. 

1  Diese  Befugniss  folgt  aus  demselben  Grunde, 
wie  die  zur  Variation,  und  muss  dem  Patron  nm- 
somehr  zugestanden  werden ,  als  dadurch  that- 
sächlich  die  freie  Kollation  des  Bischofs  herbei- 
geführt wird.  Für  die  hier  vertretene  Ansicht 
Entscb.  d.  Congr.  conc.  v.  1869,  Actas.  sed.  4.438. 

2  Daher  bildet  die  Ordination  auf  den  Titel 
des  Patronatsbenefiziums  oder  einzelne  davon  ab- 
gezweigte Einkünfte  ohne  Konsens  des  Patrons 
kein  Hinderniss  für  die  Präsentation  desselben, 
c.  30 (Inn.  III.)  X.h.  t.  III.  38.  S.  auch  S.  28.  n.  2. 

3  Absolute  Nichtigkeit  nehmen  Kaim2,  136  u. 
Kremski,  de  iure  devoiutionis  p.  57  an.  Wenn- 
gleich dafür  c.  32  (Tolet.  IX.  a.  655).  C.  XVI. 
qu.  7  zu  sprechen  scheint,  so  bietet  doch  c.  8 
(Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38  eher  für  die  ent- 
gegengesetzte Ansicht  eine  Stütze.  Für  diese 
spricht  auch  der  innere  Grund,  dass  das  Präsen- 
tationsrecht lediglich  ein  Vortheil  für  den  Patron 
ist,  und  der  letztere  keine  Pflicht  hat,  dasselbe 
auszuüben.  Ein  allgemeines  kirchliches  Interesse 
wird  durch  die  Verletzung  seines  Rechtes  nicht 
berührt ,  und  es  genügt  daher  zur  Wahrung  des 
letzteren,  wenn  die  Verleihung  auf  seinen  Antrag 
für  nichtig  erklärt  wird.  So  hat  auch  die  frühere 
Doktrin  die  Sache  aufgefasst,  Garcias,  tr.  de 
benef.  P.  V.  c.  9.  n.  231ff. ;  Barbosa,  de  off. 
et  pot.  episc.  P.  III.  alleg.  72.  n.  171;  Vi  vi  an. 
1.  c.  P.  II.  1.  12.  c.  5.  n.  Iff.;  Ferraris  1.  c. 
art.4.  n.63;  vgl.  ferner  G erlach  S.46;  Phil- 
lips 7,  791;  Fr i edle  a.  a.  0.  S.  39. 

4  Jedoch  muss  dieses  Recht  innerhalb  der  Prä- 


sentationsfrist geltend  gemacht  werden  ,  weil  mit 
Ablauf  derselben  die  Präsentation  ausgeschlossen 
und  jedes  Interesse  des  Patrons  entfallen  ist.  Da- 
gegen kann  der  Patron  nicht  für  verpflichtet 
erachtet  werden,  auch  während  derselben  schon  vor 
erfolgter  Nichtigkeitserklärung  zu  präsentiren. 
Denn  die  äusserlich  gültige  Besetzung  der  Stelle 
bildet  einen  Hinderungsgrund  für  den  Lauf  der 
Frist. 

Selbstverständlich  liegt  ein  Antrag  auf  Kassation 
immer  in  einer  ordnungsmässigen  Präsentation. 
Dadurch  ist  auch  der  Patron  geschützt,  der  recht- 
zeitig am  letzten  Tage  präsentirt ,  während  der 
Obere  an  demselben  Tage  einseitig  das  Amt  ver- 
giebt.  Durch  nachträgliche  Genehmigung,  sowie 
durch  den  Eintritt  solcher  Gründe ,  welche  das 
Präsentationsrecht  beseitigen  (z.  B.  durch  wissent- 
liche Präsentation  eines  indignus  seitens  des  geist- 
lichen Patrons  s.  Tinten),  wird  das  Anfechtungs- 
recht ausgeschlossen. 

5  Nicht  kraft  Devolutionsrechtes ,  wie  vielfach 
angenommen  wird,  s.z.B.  Vivian.  P.  II.  1.  12. 
c.  3.  n.  3;  Richter-Dove  K.  R.  §.  195.  Der 
Kirchenobere  tritt  nicht  in  das  Recht  des  Patrons 
ein,  vielmehr  fällt  nur  die  dadurch  bewirkte  Be- 
schränkung seines  Kollationsrechtes  fort ,  s.  de 
Roy e  proleg.  c.  28;  vanEspen  J.  E.  U.  P.  II. 
t.  25.  0.5.  n. 25;  KaimS.  136;  Friedlea.a. 
0.  S.  38.  Vgl.  unten  §.  148.  Auch  der  Umstand, 
dass  er  die  etwaigen  besonderen  Stiftungsbedin- 
gungen bei  der  Verleihung  ebenso  wie  der  Patron 
beachten  muss.  kann  nicht  für  die  Annahme  eines 
Devolutionsrechtes  geltend  gemacht  werden ; 
diese  Verpflichtung  ergiebt  sich  daraus ,  dass 
solche  Bestimmungen  auch  unabhängig  vom  Pa- 
tronatrechte  rechtswirksam  sind,  Th.  II.  S.  392. 

Nach  preuss.  L.R.II.  11.  §§.398.  401  kann 
der  Patron  bei  Versäumung  der  Frist  noch  so  lange 
nachträglich  präsentiren ,  als  der  Kirchenobere 
nicht  die  Besetzung  der  Stelle  in  Angriff  genom- 
men hat. 

6  Darin  liegt  auch  zugleich  der  Anspruch,  dass 
der  Kirchenobere ,  falls  er  die  Tauglichkeit  des 
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Eine  Folge  dieses  Anspruches  ist  es,  dass  der  von  ihm  Präsentirte  nach  Mass- 
gabe der  Ausübung  der  Präsentation  ein  Recht  auf  Berücksichtigung  seitens  des 
Kirchenoberen  erlangte  Nähere  Voraussetzung  des  letzteren  ist  es  aber,  dass  die 
Präsentation  bereits  an  den  Kirchenoberen  erfolgt  ist  2,  und  der  Präsentirte  seinerseits 
innerhalb  der  Frist  die  Präsentation  entweder  vorher  angenommen  oder  ihr  nachträg- 
lich zugestimmt  hat'.  Je  nach  der  Ausübung  der  Präsentation  gestaltet  sich  das 
Recht  des  Präsentirten,  weil  es  eben  nur  eine  Folge  derselben  ist,  verschieden. 

Präsentirt  ein  geistlicher  Patron  nur  einen  Kandidaten ,  so  erlangt  derselbe ,  weil 
der  erstere  keinen  anderen  nachpräsentiren  darf,  andere  Bewerber  also  nicht  in  Be- 
tracht kommen  können,  ein  Anrecht  auf  die  Verleihung  des  Benefiziums^.  Er  kann 
dasselbe  seinerseits  selbstständig  und  unabhängig  vom  Patron  verfolgen ,  da  er  durch 
die  Annahme  der  Präsentation  neben  demselben  selbstständig  berechtigter  Interessent 
geworden  ist.  Das  Recht  des  Kandidaten  steht  in  diesem  Falle  seiner  Wirkung  nach 
dem  Rechte,  welches  der  Gewählte  durch  Annahme  einer  Wahl  erlangt^,  gleich,  und 
ist  deshalb  von  den  Kanonisten  schon  seit  Jahrhunderten  als  ius  ad  rem  bezeichnet 
worden  6. 

Wenn  dagegen  der  geistliche  oder  Laien-Patron  bei  der  ersten  Präsentation 
mehrere  vorschlägt,  so  erhält  jeder  nur  ein  Recht  darauf,  dass  der  Kirchenobere  keinem 
anderen  als  einem  der  präsentirten  Kandidaten  das  Benefizium  überträgt,  oder  mit 
anderen  Worten  darauf,  dass  jeder  andere  ausgeschlossen  bleibt  ^.  Weiter  geht  auch  der 


Kandidaten  noch  nicht  festgestellt  hat,  die  erfor- 
derliche Prüfung  vornimmt.  Als  ius  ad  rem  kann 
mau  die  desf'allsige  Kefugniss  des  Patrons,  so 
Kaim  2,  152,  freilich  nicht  bezeichnen. 

Ueber  die  Folgen  der  Verletzung  des  Rechtes 
gilt  das  zu  S.  50.  n.  3  bemerkte,  s.  noch  Leu ren. 
P.  IT.  qu.  181.  Auch  berechtigt  dieselbe  den  Pa- 
tron zur  Klage  auf  Anerkennung  seines  Patronat- 
rechtes. 

1  Von  einer  Cession  des  Rechtes  des  Patrones 
auf  Verleihung  des  Amtes  an  den  Präsentirten, 
so  konstruirt  Kaim  2,  154,  das  Verhältniss,  kann 
keine  Rede  sein ,  denn  der  Patron  selbst  hat  kein 
Recht  darauf,  dass  ihm  das  Benefizium  über- 
tragen werde,  kann  es  also  auch  nicht  cediren. 

2  Der  Nomination  in  dem  S.  44.  n.  10  ge- 
dachten Sinne,  der  Erklärung  des  Patrons  an 
den  Kandidaten,  ihn  präsentiren  zu  wollen,  legt 
das  kanonische  Recht,  selbst  wenn  diese  von  dem 
letzteren  acceptirt  ist,  keine  andere  Bedeutung  als 
die  einer  blossen  Vorbereitung  der  Präsentation, 
Leu  ren.  1.  c.  qu.  122.  n.  2;  Ni  colli  s  prax. 
can.  de  iurepatr.  n.60;  Phillips  7,  791;  Her- 
gen röther  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  195,  nicht 
aber  die  eines  Rechte  und  Pflichten  zwischen  den 
beiden  gedachten  Personen  erzeugenden  Rechts- 
geschäftes bei,  wie  Kaim  2, 155  ohne  jede  nähere 
Begründung  annimmt.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dass  bei  der  kanonischen  Ausgestaltung  des  Pa- 
tronats  offenbar  alles  ,  was  an  das  frühere  Ver- 
leihungsrecht des  Patrons  hätte  erinnern  kön- 
nen ,  beseitigt  worden  ist ,  und  dass  ,  wenn  man 
die  Einwirkung  des  Patrons  auf  das  Benefizium 
unter  Controle  des  Kirchen-Oberen  stellen  wollte, 
man  nur  den  gegenüber  diesem  vorgenommenen 
Akten  rechtliche  Bedeutung  beilegen  konnte. 
Ausserdem  ist  auch  offenbar  die  Absicht  mit  be- 


stimmend gewesen,  unerlaubte,  namentlich  simo- 
nistische Vereinbarungen  zu  verhindern. 

Das  preuss.  L.  R.  II.  11.  §§.  374 ff.  nennt 
die  Nomination  in  dem  hier  gedachten  Sinne,  dem 
Sprachgebrauch  der  evangelischen  Kirche  folgend, 
Vokation  und  legt  derselben  die  Kraft  einer 
bindenden  Offerte  und  nach  der  Annahme  durch 
den  Kandidaten,  die  eines  Vertrages  bei,  auf 
Grund  dessen  die  Präsentation  durch  den  Patron 
zu  erfolgen  hat.  Die  letztere  Auffassung  hat  auch 
das  bad.  Recht,  s.  V.  v.  1808.  No.  5.  16,  s.  auch 
S.  48.  n.  1. 

•^  Vivian.  1.  c.  1.  8.  c.  7.  n.  19.  Leuren. 
1.  c.  qu.  122.  n.  1,  weil  der  Obere,  ehe  er  die  Prü- 
fung oder  Verleihung  vornimmt,  darüber  Sicher- 
heit haben  muss,  dass  der  Präsentirte  das  Bene- 
fizium annehmen  will.  Die  Acceptation  kann 
auch  stillschweigend  durch  konkludente  Hand- 
lungen erfolgen,  z.B.  dadurch,  dass  der  Kandidat 
selbst  dem  Kirchenoberen  das  ihm  seinem  Inlialte 
nach  bekannte  Präsentationsschreiben  übergiebt. 

4  c.  24  i.  f.  (Luc.  III)  X.  h.  t.  III.  38.     . 

5  So  sagt  schon  Innoc.  IV  ad  c.  cit.  „praesen- 
tatio  clericorum  vira  electionis  habet."  Vgl.  Th.  II. 
S.  637.  653. 

fi  Vivian.  1.  c.  c.  8.  n.  1. 

7  P  h  i  1 1  i  p  s  7,  790  gesteht  jedem  Präsentirten 
ein  bedingtes  ius  ad  rem ,  nämlich  bedingt  da- 
durch, dass  die  übrigen  Präsentirten  hinwegfallen, 
zu.  Dies  ist  unrichtig.  Das  Wesen  des  ius  ad 
rem  bestellt  darin  ,  dass  das  Benefizium  einem 
Berechtigten  ausschliesslich  verfangen  ist.  Ein 
solches  Recht  kann  allerdings  auch  an  sich  von 
einer  Bedingung  abhängen,  aber  die  hier  ange- 
nommene Bedingung ,  dass  das  ius  ad  rem  der 
übrigen  nicht  zur  Verwirklichung  kommt,  stellt 
mit  dem  Begriff  des  ius  ad  rem  in  Widerspruch, 
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Anspnicli  desjenigen  Kandidaten ,  welclien  der  Laienpatron  zunächst  allein  präsentirt 
hat,  nicht,  weil  der  letztere  vormöge  seines  Variationsrechtes  '  während  des  Laufes  der 
Frist  immer  noch  andere  vorschlagen-,  ja  sogar  dem  Kirchenoberen  selbst  die  Auswahl 
geeigneter  Kandidaten  überlassen  kann. 

Das  Recht  jedes  der  Piäsentirten  auf  Berücksichtigung  bei  der  Besetzung  der 
Stelle  bedingt  es  l'erner ,  dass  der  Kirclienobere  dasselbe  nicht  doloser  Weise  vereitelt. 
Wenn  aber  der  letztere  dies  gethan  und  einem  anderen  Geistlichen  das  Benefizium 
verliehen  hat,  so  kann  derjenige ,  welcher  von  einem  Laienpatron  präsentirt  ist, 
diese  Verleihung  zwar  nicht  anfecliten^,  wolil  aber  vom  Kirclienoberen,  falls  er  durch 
dessen  Handlungsweise  allein  das  Benefizium  verloren  liat ,  als  Schadensersatz  die 
Uebertragung  eines  gleicli  guten  Benefiziums  verlangen  '. 

Die  erfolgte  Präsentation  gewährt  dem  Kirchenoberen  die  Möglichkeit ,  nunmehr 
seinerseits  zu  den  behufs  Besetzung  des  Benefiziums  erforderlichen  Handlungen  zu 
schreiten.  Zu  diesen  ist  er  sofort  nach  Eingang  der  Präsentation  befugt,  und  keines- 
wegs verpflichtet ,  etwa  mit  Rücksicht  auf  das  dem  Laienpatrone  zustehende  Varia- 
tionsrecht den  Ablauf  der  Frist  abzuwarten  '^.  Einer  sofortigen  ausdrücklichen  Erklä- 
rung des  Oberen  über  die  erfolgte  Präsentation  bedarf  es  nicht.  Die  Zulassung  derselben 
vor  der  ihm  zur  Pflicht  gemachten  Prüfung  könnte  der  Natur  der  Sache  nach  doch 
immer  nur  eine  vorläufige  sein  ^*. 

Behufs  der  Ermöglichung  einer  eingehenden  Untersuchung  ist  zunächst  ein  öff'ent- 


weil  bei  einer  Mehrheit  von  Berechtigieji  das  Be- 
nefizium keinem  allein  verfangen  sein  kann. 

1  S.  0.  S.  48.  Das  im  Text  charakterisirte 
Recht  kann  aber  jeder  selbstständig  in  Folge  der 
Annahme  seiner  Präsentation  ausüben. 

2  Auch  wenn  ein  Kandidat  allein  präsentirt 
ist,  kann  man  nicht  von  einem  ins  ad  rem,  welches 
gegenüberdeni Oberen,  aber  nicht  gegenüber  dem 
Patrone  wirksam  sei  fso  Schulte  2,  699)  spre- 
chen. Ein  solches  existirt  überhaupt  dem  letzte- 
ren gegenüber  niemals,  die  Nachpräsentation  des 
geistlichen  Patrons  ist  nich.t  wegen  eines  Indivi- 
dualrechtes des  Präsentirteii  gegen  denselben, 
sondern  aus  anderen  allgemeinen  Grüiulen  (^s.  S. 
48)  ausgeschlossen. 

3  r.  5  (Alex.  III),  c.  24  (Luc.  III),  c.  29  (In- 
noc.  III)  X.  h.  t.  III.  38. 

4  c.  29  X.  cit.  Der  Fall,  an  welchen  die  Be- 
stimmung anknüpft,  ist'der,  dass  der  allein  Prä- 
sentirte  vom  Bischof,  obwohl  er  fähig  war,  „raali- 
tioso"  zurückgewiesen  worden  ist,  und  ein  in 
Koljie  dessen  während  der  Verhandlung  seiner 
Appellation  vom  Patron  innerhalb  der  Frist  Nach- 
präsentirter  das  Amt  vom  J>ischof  übertragen  er- 
halten hat.  Hätte  der  letztere  ihn  in  die-  em  Falle 
ni'-ht  unreclitiiiiissig  zurückgewiesen,  so  würde  er 
das  lienefizium  beim  Mangel  jeglichen  anderen 
Bewerbers  erhalten  haben.  Hier  ist  also  der  Cau- 
salnexus  zwischen  der  Handlung  und  dem  daraus 
erwachsenen  Nachtheil  offenbar.  Auf  eine  blos 
objektiv  unrechtmässige  Verwerfung,  so  anschei- 
nend Kaim  2,  l.i4  und  v.  Schulte  I.ehrb. 
3.  Aufl.  S.  323,  iässt  sich  die  Schadcnspllicht 
nicht  ausdehnen,  ja  nicht  einmal  auf  die  dolose 
Verwerfung  eines  von  mehreren  zugleich  Präsen- 
tirten,  weil  hier  der  Bischof  ohnehin  beliebig 


auswählen  konnte,  also  der  erwähnte  Causal-Zu- 
sammenhang  nicht  obwaltet. 

So  lange  der  Kirchenobere  kein  geeignetes  Be- 
nefizium zur  Verfügung  hat,  ist  der  gedachte  An- 
spruch nicht  realisirbar.  Dass  bis  dahin  dem 
Uebergangenen  Alimente  gewährt  werden  müssen, 
so  Vi  via  n.  I.e.  1.  XI.  c.  3.  n.  6,  ist  nicht  rich- 
tig. Die  Stelle  will  offenbar  keine  Entschädigung 
in  Geld  —  weil  bei  der  Abschätzung  des  Inter- 
e>ses  nicht  blos  die  Einkünfte  des  Benefiziums, 
soiidern  auch  die  mit  dem  Amte  verbundenen 
Pflichten  geistlichen  Charakters  berücksichtigt 
werden  müssten  —  festsetzen.  Uebrigens  braucht 
der  dem  Zurückgewiesenen  erwachsene  Schaden 
nicht  einmal  immer  in  der  Entziehung  des  Unter- 
haltes zu  bestehen. 

Auf  die  Verwerfung  eines  vom  geistlichen  Pa- 
tron präsentirten  Kandidaten  bezieht  sich  die 
Stelle  nicht.  Dieser  ist  berechtigt,  die  Kassation 
der  an  einen  andern  erfolgten  Verleihung  des 
Benefiziums  zu  verlangen  und  sich  das  letztere 
selbst  auf  diesem  Wege  zu  verschaffen. 

'">  Dies  folgt  daraus  ,  dass  der  Patron  mit  der 
Präsentation  sein  Recht  ausgeübt  hat,  s.  auch 
Leuren.  P.  II.  qu.  189.  192.  n.  8;  Gerlach 
S.  55;  Phillips  7,  823. 

ß  Daher  rathen  die  älteren  Kanonisten ,  die 
Präsentation  nur  mit  der  Klausel:  .,si  et  in  quan- 
tum-',  (sc.  de  iure  admitti  debeat  et  praesentanti 
ins  competat  et  praesentato  nihil  obiciatur)  zuzu- 
lassen, Vivian.  P.  IL  1.  9.  c.  1.  n.  1;  Pyrrhi 
t'orradi  prax.  benef.  IV.  3.  n.  2. 

Bei  sofortiger  Verwerfung  der  Präsentation  kann 
sowohl  der  Präsentirte,  wie  auch  der  Patron  Be- 
schwerde erheben,  um  die  Annahme  der  ersteren, 
die  Prüfung  des  Kandidaten  und  eventuell  die 
Institution  des  letzteren  zu  erzwingen,  Pyrrh. 
Corr.  1.  c.  n.  5;  Leuren.  1.  c.  qu.  133.  n.  1. 
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liches  Edikt  oder  eine  öffentliche  Aufforderung  zur  Meldung  an  alle  diejenigen  zu  er- 
lassen, welche  eine  Betlieiligung  bei  der  Besetzung  der  Stelle  oder  ein  Recht  auf  Grund 
einer  anderweitigen  Präsentation  in  Anspruch  nehmen  oder  Einwendungen ,  nament- 
lich  in  betreff  der  Präsentation,  der  Person  des  Präsentanten  oder  der  des  Präsentirten 
zu  machen  haben,  und  dafür  zugleich  in  dem  Edikte  eine  bestimmte  Frist  festzusetzen. 
Die  unter  Verabsäumung  dieses  Aufgebotes  erfolgte  Besetzung  des  Benefiziums  zieht 
die  Nichtigkeit  der  dem  Präsentirten  ertheilten  Institution  nach  sich^ 

Das  Ediktalverfahren  ist  aber  nicht  erforderlich ,  wenn  es  durch  eine  entgegen- 
stehende Gewohnheit  beseitigt  ist  2. 

Die  vom  kirchlichen  Oberen  in  Betreff  der  Rechtsgültigkeit  und  Ordnungsmässig- 
keit  der  Präsentation  vorzunehmende  Untersuchung  hat  sich  vor  Allem  auch  auf  die 
Tauglichkeit  des  präsentirten  Kandidaten  zu  erstrecken  ^ ,  sofern  diese  nicht  schon 
anderweit  festgestellt  worden  ist.  Letzteres  kann  der  Fall  sein,  wenn  ein  präsentirter 
Geistlicher,  welcher  das  erforderliche  Befähigungs-Examen  bereits  bestanden  hat  ^,  ins- 
besondere wenn  von  dem  geistlichen  Patron  ein  im  Pfarrkonkurse  für  dignus  erklärter 
Kandidat  präsentirt  wird  5. 

Die  Prüfung  kann  der  Bischof  durch  die  examinatores  synodales  oder  prosyno- 
dales ^  vornehmen  lassen^,  auch  (soweit  er  dazu  berechtigt  ist)  von  einzelnen  dem  Prä- 
sentirten entgegenstehenden  Hindernissen  dispensiren. 

Bei  der  etwaigen  Verwerfung  des  Präsentirten  sind  die  Gründe  mitzutheilen  ^, 


1  So  die  comumnis  opinio  iiii  Aiischluss  an  c. 
47  (Bonif.  Vlll)  in  Vit"  de  elect.  I.  6.,  welches 
ein  derartiges  Verfahren  freilich  nur  bei  Wahlen 
vorschreibt,  Glosse  zu  c.  cit,  s.  v.  electione;  Vi- 
vian.  1.  c.  n.  4ff.,  Pyrrh.  Corrad.  1.  c.  n.l9fl'., 
L  euren.  1.  c.  qu.  192  u.  die  dort  citirten.  Ein 
Edikts-Formular  bei  Vivian.  1.  c.  c.  2.  n.  2; 
Aufgebote  aus  dem  14.,  15.  u.  16.  Jahrh.  i. 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  36,  55  u.  Würdtwein, 
dioeces.  Mogunt.  1,  192.  200.  252.  306.  Das 
Aufgebotsverfahren  findet  sich  schon  angeordnet 
in  der  Synode  v.  Lüttich  v.  1283.  c.  14.  §.11, 
Hartz  he  im  3,  702. 

Bekannte  Interessenten  sollen  mangels  ent- 
gegenstehender Gewohnheit  besonders  geladen 
werden,  Vivian.  1.  c.  c.  1.  n.  7;  Garcias  tr. 
de  benef.  P.  IX.  c.  4.  n.  10  If. 

Eine  durchgreifende  Präclusiv-Wirkung  hat  die 
Doctrin  und  Praxis  mit  dem  blossen  Ablauf  der 
Ediktal-Frist  nicht  verbunden,  diese  vielmehr  erst 
an  die  nachher  stattgehabte  Institution  geknüpft. 
Daher  hat  man  dem  wahren  Patron,  falls  die  Prä- 
sentation von  einem  Nichtberechtigten  vorge- 
nommen war ,  eine  solche  auch  noch  nach  Ab- 
lauf der  Ediktal-Frist  gestattet,  nicht  minder 
den  Kirchen-Oberen  für  befugt  erklärt,  alle  etwa 
später  angemeldeten  Ansprüche  von  amtswegen 
ZI!  untersuchen,  vgl.  Garcias  1.  c.  n.  8 ff.,  Vi- 
vian. ].  c.  c.  3;  Pyrrh.  Corrad.  1.  c.  n.  30ff., 
L  euren.  I.e.  qu.  143.  Die  Wirkung  dieses  Auf- 
gebotsverfahrens ist  demnach  die,  dass  es  dem  Obe- 
ren das  Recht  gewährt,  ohne  Berücksichtigung  der 
nicht  angemeldeten  Ansprüche  vorzugehen  und 
die  Geltendmachung  solcher  behufs  Anfechtung 
einer  bereits  erfolgten  Institution  ausschliesst. 

Das  Recht  zur  Variation  (s.  0,  S.  48)  wird 
durch  den  Erlass  der  Ediktalien  nicht  beseitigt. 
2  pyrrh.  Corrad.   1.  c.  n.  29;   Leuren.  1. 


c.  qu.  192.  n.  3.  In  Italien  ist  das  Verfahren 
theilweise  noch  üblich,  s.  Acta  s.  sed.  10,  551; 
Lingen  u.  Re  u  SS  ,  causae  selectae  in  S.  Congr. 
conc.  propositae.  p.  467,  während  es  in  den  deut- 
schen Diöcesen  nicht  vorkommt.  Dagegen  ist  die 
0.  S.  2.  n.  6  erwähnte  Proklamation  auch  bei 
Patronatspfründen  in  der  Erzdiöcese  Freiburg 
vorgeschrieben. 

3  Trid.  Sess.  VII.  c.  13,  wo  das:  a  vor  qui- 
busvis  ecclesiasticis,  welches  sich  in  den  meisten 
Ausgaben  findet,  unrichtig  ist,  Giraldi  exposit. 
pontif.  ed.  Rom.  1769.  p.  831,  GinzelK.  R. 
2,  155 ;  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.  Hat  ein 
praelatus  inferior  das  Institutionsrecht,  so  hat  die 
Prüfung  trotzdem  seitens  des  Bischofs  zu  erfolgen, 
Trid.  1.  c.    Vgl.  auch  0.  S.  45.  n.  5. 

Nur  bei  den  von  den  Universitäten  Präsentirten 
fällt  die  Prüfung  fort,  Trid.  Sess.  VII.  c.  13.  de 
ref.,  aber  nicht  der  etwa  mit  Rücksicht  auf  das 
Benefizium  nach  Sess.  XXIV.  c.  18.  de  ref.  er- 
forderte Pfarrkonkurs. 

4  S.  Th.  II.  S.  502  u.  0.  S.  3;  vgl.  auch 
V.  Vogt,  Sammig.  d.  Verordn.  f.  Rottenb'urg. 
Schwab.  Gmünd  S.  432.  n.  5. 

5  S.  Th.  IL  S.  499  und  Anm.  2  dazu. 

In  diesem  und  dem  in  der  vorigen  Anmerkung 
erwähnten  Fall  ist  allerdings  nocli  eine  weitere 
Prüfung  geboten ,  wenn  durch  die  Stiftungsur- 
kunde besondere  Qualiflkationsbedingungen  fest- 
gesetzt sind. 

6  Th.  II.  S.  495 ff. 

7  V.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  318.  u.  2, 
bei  Parochial-Beneflzien,  welche  nicht  dem  Pfarr- 
konkurse unterworfen  sind,  muss  dies  sogar  ge- 
schehen, Trid.  Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref. 

8  Die  von  Schilling  S.60.  n.286  dafür  irri- 
ger Weise  als  conc.  Later.  III  adpend.  I.  37  ci- 
tirte  ep.  Alex.  111.  ad  abb.  s.  Remig.  v.  1170  0. 
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weil  der  Piiti'ou  und  der  Präsentirte  ohne  Kenntniss  derselben  nicht  in  der  Lage  sind, 
das  ihnen  zustehende  Reclit  der  Appellation  '  geltend  zu  machen  2.  Der  Patron  kann 
aber  aucli  statt  zu  appelliren,  einen  anderen  Kandidaten  nachpräsentiren^.  Die  Frist 
ist  im  Falle  einer  verzeihliclien  Unkunde  des  Patrons  die  ursprüngliche  (4-  oder  6- 
monatliehe)  ^  Wenn  dagegen  die  Präsentation  eines  Unfähigen  wissentlich  oder  aus 
nicht  entschuldbarer  Naclilässigkeit  erfolgt  ist,  so  geht  der  geistliche  Patron  für  den 
beh'eflfenden  Vakanzfall  der  Ausübung  seines  Präsentationsrechtes  verlustig  ^,  derLaien- 
patronat  kann  dagegen  noch  innerhalb  des  Laufes  der  ersten  Frist  eine  andere  Präsen- 
tation vornehmen  ^. 


1171,  Mansi2l,  948  handelt  von  der  Zurück- 
weisung eines  seitens  eines  inkorporationsberecb- 
tigten  Klosters  präsentirten  Yikars. 

1  Pyrrh.  Corrad.  1.  c.  n.  6  ff . ;  Leuren.  1. 
c.  qu.  133.  n.  2.  Vgl.  auch  Th.  IL  S.  499. 
Anni.  2  a.  E.  Durch  die  Appellation  wird  der 
Bischof  an  der  Besetzung  der  Stelle  gehindert. 
Bis  zur  Entscheidung  darüber  muss  er  einen  Vikar 
oder  Oekonomen  einsetzen,  Leuren.  1.  c.  qu. 
153.  n.  2. 

2  Auch  muss  der  Präsentirte  in  die  Lage  ver- 
setzt werden,  beurtheilen  zu  können,  ob  er  ma- 
litiose  zurückgewiesen  ist,  vgl.  S.  52. 

3  c.  5.  29.  X.  h.  t.  III.  38.  Dadurch  wird, 
wenn  der  Bischof  den  zweiten  instituirt,  der  zu- 
erst Präsentirte,  auch  wenn  er  appellirt  und  durch- 
dringt, von  dem  Erwerbe  des  Benefiziums  ausge- 
schlossen. 

4  Arg.  c.  26  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  elect.  I. 
6.    Vgl.  auch  u.  Note  6. 

5  Hergeleitet  durch  die  seit  Jahrhunderten  fest- 
stehende Doktrin  aus  c.  7.  §.  3  (Lat.  III.  v. 
1179),  c.  20.  25  (Inn.  III.)  X.  de  elect.  I.  6 ;  c.  2 
(Alex.  ITI.)  X.  de  suppl.  negl.  I.  10;  c.  18.  26 
(Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  elect.  I.  6,  s.  auch  Th.  IL 
S.  667. 

Für  BeTietizien,  auf  welche  ein  im  Konkurs  ap- 
probirter  zu  präsentiren  ist,  hat  die  Vorschrift 
keine  praktische  Bedeutung. 

6  Dies  ist  indessen  früher  nicht  unbestritten 
gewesen.  Vgl.  über  diese  Frage  Lippert  i. 
Weiss  Arcli.  f.  d.  Kirch enrechtswissenschaft  1, 
95.  Die  Ansicht,  welche  den  Laienpatron  ebenso 
wie  den  geistlichen  des  Präsentationsrechtes  für 
verlustig  erklärt,  hat  sich  namentlich  auf  Novelle 
123  c.  18  gestützt,  vgl-:  die  Bemerkung  in  der 
Glosse  zu  c.  4.  X.  de  off.  iud.  I.  31  s.  v.  minus 
idoneae  u.  bei  Fagnan.  ad  c.  4  cit.  n.  35.  39  ff. 
Indessen  kann  das  Novellenrecht  auf  den  heuti- 
gen Patronat,  welcher  erst  seit  dem  12.  Jahrb. 
seine  kanonische  Regelung  erhalten  hat,  keine 
Anwendung  finden.  Ferner  lässt  sich  das  Gegen- 
theil  aus  c.  4  (Alex.  III)  X.  cit.  entnehmen.  Die 
Stelle  spricht  aus,  dass ,  wenn  der  Bischof  das 
Beneflzium  auf  die  Präsentation  des  Laienpatrons 
wegen  Unfähigkeit  des  präsentirten  Kandidaten 
nicht  besetzen  kann ,  von  ihm  ein  Oekonom  für 
die  Verwaltung  während  der  Vakanz  eingesetzt 
werden  soll,  geht  also  davon  aus,  dass  selbst  bei 
wissentlicher  Präsentation  eines  Unfähigen  der 
Bischof  nicht  zur  Besetzung  berechtigt  ist  und 
kein  Verlust  der  Präsentationsbefugniss  für  den 
Patron  eintritt.  Dies  hat  schon  Bernhard  de  Be- 
tone angenommen.    "Weiter  hat  man  sich  darauf 


berufen,  dass  der  Laienpatron  variiren  könne  und 
dass  die  Präsentation  eines  Unfähigen  wirkungs- 
los, mithin  rechtlich  so  gut  wie  gar  keine  Präsen- 
tation sei,  Fagnan.  1.  c.  n.  36ff.  Das  entschei- 
dende ist  aber,  dass  das  kanonische  Recht  nirgends 
die  gedachte  Strafe  für  den  Patron  festgesetzt  hat. 
Die  Konstitution  Pauls  IV:  Postquam  divina  v. 
1558  §.  4  (bull.  Taurin.  6,  540)  hat  allerdings 
allen  Patronen  die  Präsentation  eines  entsprun- 
genen Mönches  (apostata  monachatus)  bei  Strafe 
des  Verlustes  des  Präsentationsrechtes  für  den 
betreffenden  Erledigungsfall  untersagt,  indessen 
ist  diese  schon  durch  die  const.  Pii  IV :  Sedis  apo- 
stolicae  v.  1560  (1.  c.  7,  15),  welche  dieser  Strafe 
nicht  mehr  erwähnt,  beseitigt  worden.  Seit  län- 
gerer Zeit  übrigens  besteht  über  die  Sache  selbst 
und  die  Frist  keine  Meinungsverschiedenheit 
mehr,  vgl.  Lippert  a.  a.  0.  S.  108ff. ;  Schil- 
ling S.  60;  Kaim  2,  138;  Phillips  7,  809; 
Schulte  K.  R.  2,  694;  Rieht  er- Do  ve  K.  R. 
§.  190.  n.  11. 

Dagegen  herrscht  keine  Uebereinstimmung  da- 
rüber, ob  im  Falle  einer  entschuldbaren  Präsen- 
tation eines  Unfähigen  dem  Patron,  wie  im  Text 
angenommen,  eine  neue  volle  4monatlicbe  Frist 
oder  blos  der  Rest  der  ursprünglich  begonnenen 
offen  bleibt.  Für  das  letztere  z.  B.  Vi  vi  an.  1. 
c.  P.  IL  1.  7.  c.  4.  n.  32;  Fagnan.  ad  c.  4.  I. 
31  cit.  n.  33;  Reiffenstuel  1.  c.  III.  38.  n. 
85;  Richter-Dove  K.  R.  §.  190;  Schulta 
a.  a.  0.  2,  694;  anscheinend  auch  Phillips?, 
809;  für  die  Ansicht  des  Textes  Lippert  a.  a. 
0.  S.  114;  Schilling  S.  60;  Kaim  2,  139. 
Für  letztere  spricht  das  c.  26  cit.  und  der  Um- 
stand,  dass  auch  sonst,  wenn  die  Präsentation 
ohne  Schuld  des  Patrons  nicht  zur  Wirkung  ge- 
langt, diesem  die  volle  Frist  von  Neuem  läuft. 

Uebrigens  muss  der  Patron,  der  weltliche,  wenn 
er  sich  diese  Frist,  der  geistliche,  wenn  er  sich 
überhaupt  das  Recht  zur  Nachpräsentation  erhal- 
ten will,  seine  Unkenntniss  der  Unfähigkeit  des 
Präsentirten  und  die  Unverschuldetheit  derselben 
beweisen  arg.  c.  20  X.  I.  6.  Da  dem  geistlichen 
Patron  unter  den  gedachten  Voraussetzungen  die 
Befugniss  zur  Nachpräsensation  zusteht,  so  ist  es 
ihm  auch  nicht  zu  verwehren,  dass  er,  falls  er 
schon  nach  erfolgter  Präsentation  Kenntniss  von 
der  Unfähigkeit  des  Kandidaten  erlangt  hat,  noch 
vor  der  Verwerfung  desselben  durch  den  Bischof 
nachpräsentirt,  so  auch  v.  Schulte  Lehrb.  3. 
Aufl.  S.  319.  n.  6. 

Bei  Präsentation  eines  Unfähigen  durch  einen 
Stellvertreter  treffen  den  Patron  die  erwähnten 
Nachtheile  im  Allgemeinen  nicht,  wohl  aber  dann, 
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Bei  der  Präsentation  mehrerer  fähiger  Kandidaten  soll  der  Kirchen-Obere  unter 
diesen  zwar  den  dignior  auswählen  i ,  indessen  entsteht  aus  der  Verleihung  der  Stelle 
an  einen  anderen  der  Kandidaten  keine  Nichtigkeit  der  Besetzung  ^. 

Was  die  Frist  betrifft ,  innerhalb  welcher  die  Institution  [institutio  collativa]  ^  vor- 
zunehmen ist,  so  beträgt  diese  für  Parochial-Benefizien  jeder  Art  des  Patronates  zwei 
Monate,  angerechnet  vom  Tage  der  erfolgten  Präsentation.  Bei  schuldbarer  Verzöge- 
rung des  kirchlichen  Oberen  fällt  das  Benefizium  der  päpstlichen  Besetzung  anheim, 
indessen  kann  der  Patron  statt  sich  an  den  päpstlichen  Stuhl  zu  wenden ,  bei  solchen 
Benefizien,  auf  welche  ein  Ordinarius  zu  instituiren  hat,  auch  die  Institution  bei  dem 
Metropoliten  oder  bei  dem  Bischof  der  nächsten  Kathedrale  nachsuchen  4.  Für  andere 
Fälle  hat  das  kanonische  Recht  keine  Frist  festgesetzt.  Bei  ungerechtfertigter  Zöge- 
rung des  Oberen  mit  den  die  Institution  vorbereitenden  Handlungen  (z.  B.  der  Prüfung) 
oder  mit  der  Institution  selbst,  bleibt  dem  Patron  und  dem  Präsentirten  nichts  anderes 
übrig,  als  die  vorgesetzte  Instanz  im  Wege  der  Beschwerde  anzugehen,  damit  diese 
eine  Frist  setzt  und  nach  fruchtlosem  Verlauf  der  letzteren  entweder  mit  Zwangsmitteln 
gegen  den  säumigen  vorgeht  oder  statt  dessen  die  erforderlichen  Handlungen  selbst 
vornimmt^. 

Die  institutio  collativa  ^  besteht  in  der  Erklärung  des  verleihungsberechtigten 
Oberen ,  dass  er  dem  Präsentirten  auf  Grund  des  patronatischen  Vorschlags  das  frag- 
liche Benefizium  überträgt  ^.  Sie  kann  mündlich  oder  schriftlich  —  letzteres  ist  das 
heute  übliche  —  ertheilt  werden^. 

Wenn  die  Institution  nach  erfolgter  Präsentation  unmöglich  wird,  z.  B.  dadurch, 
dass  der  Kandidat  vorher  stirbt  oder  auf  das  Benefizium  verzichtet  oder  die  Qualifikation 


wenn  er  seinem  Mandatar  wissentlich  oder  ver-  in  parochialibus  iuris  patronatus  optione  ipsis  pa- 

schuldeter  Weise  die  Präsentation  eines  bestimm-  tronis,ut,  si  institutio  ad  ordinarios   spectabit, 

ten,  unfähigen  Kandidaten  aufgetragen  hat.  Leu-  ipsis  ordinariis  illam  facere  negligentibus  et  ultra 

ren  1.  c.  qu.  155.  n.  2.  dictos  menses  differentibus  possint  pro  huiusmodi 

Nach  p  reu  SS.  L.  R.  geht  der  Patron,  welcher  institutione  obtinenda  habere  recursum  ad  metro- 

ein  untaugliches  Subjekt  vorgeschlagen  hat,  falls  politanum  vel  viciniorem  ordinarium  aut  ad  sedem 

er  ein  Geistlicher   ist,    des  Präsentationsrechtes  apostolicam." 

für  den  betreffenden  Fall  verlustig,  II.  11.  §   392,  5  y„\    yivian.  1.  c.  P.  II.  1.  7.  c.  5  n.  10* 

sonst  nicht,    und  es  kommt  dann   dem  Patron,  Pyrrh.  Corrad.  1.  IV.  c.  3.  n.  12  u.  c.  7.  n. 

wenn  die  gesetzliche  Frist  verlaufen  Ist,    noch  i^.  Barbosadeoff.  et  pot.  episc.  P.  Ill.alleg. 

eine  sechswöchentliche  Nachfrist  für  eine  andere  72.  n    191  ff.  •    Leuren.   1.  c.  qu.  177.  n.  2* 

Präsentation  zu  statten,  a.  a.  0.  §.  399.  Reiff enstuel  III.  7.  n.  72.  73;  Ferraris  l! 

1  Th.  II.  S.  493;  Nie  Ollis  prax.  canon.  s.  v.  c.  art.  4.  n.  33.     Ein  derartiges  Verfahren  schon 
iuspatr.  n.  Jl.  angeordnet  von  Innocenz III  ep.I.  87,  ed.  Migne 

2  Th.  II.  a.a.O.;  vgl.  auch  Pyrrh.  Corrad.  ^    75^ 

1.  IV.  c.  6.  n.  51 ;   Leu  ren.  1.  c.  qu.  193.  n.  3.  a  ^t  ^    m.    tt    o    cra 

3  Th.  II.  S.  650.  '  ^Sl-  T^-  "•  ^-  6^^- 

4  Const.  Pii.  V:    In  conferendis  v.  1576  (Th.  "^  Vi  vi  an.  1.  c.  P.  IL  1.  13.  c.  1.  n.  3. 

IL  S.  494.  n.  7)  §.4:    „nee  non  parochialium  8  Leuren  1.  c.  qu.  186.    Formulare  bei  Vi- 

ecclesiarum  similium  quae  jurispatronatus  eccle-  vian.  1.  c.  c.  4.  n.  1 ;  Barbosa  de  off.  et  pot. 

siastici  vel  laicorum  seu  clericorum  et  laicorum  episc.  form,   episcop.   n.  21;    v.  Vogt,   Samml. 

simul    fuerint,     si    praesentatus    intra   tempus  kirchl.  Verordn.  f.  Rottenburg  S.  236. 

eisdem  patronis  a  iure   praeüxum  praevio  exa-  Verleiht  der  Papst  ein  Patronatsbenefizium  auf 

mine  iuxta  formam  dicti   concilii  (sc.   Trident.  Präsentation  oder  mit  Konsens  des  Patrons ,   so 

s.   Th.  IL  S.  494  u.   0.  S.  53.  n.  7)  approbatus  geschieht  dies  nicht  in  der  Form  der  institutio 

petatur  institui  institutioque  ipsa  per  II  menses  collativa,  sondern  der  der  collatio,  also  nicht  mit 

a  die  praesentationis  dilata  fuerit ,   collationem,  den  Worten :  instituimus,  sondern:  conferimus  et 

provlsionem,  institutionem  et  omnimodam  dispo-  providemus  ,   oder  bei  der  Verleihung  in  forma 

sitionem   nobis   et  ipsi  sedi  ac  personis  indulta  commissoria  mit  der  Anweisung  an  den  Beauf- 

huiusmodi  conferendi,  providendi  seu  instituendi  tragten :    auctoritate    nostra   conferas,    Pyirhi 

obtinentibus  respective  reservamus,   data  tamen  Corradi  praxis  benef.  IV.  7.  n.  31. 
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verliert. ,  so  läuft  dem  Patron  die  ursprüngliche  volle  Frist  von  Neuem  und  zwar  von 
dem  Moment,  wo  er  von  den  betreffenden  Thatsachen  Kunde  erlangt  hat^ 

Hat  sicli  der  Patron  bei  der  Präsentation  einer  Simonie  schuldig  gemacht ,  so  ist 
diese  und  auch  die  etwa  darauf  erfolgte  Institution  nichtig  2. 

b.  Besonderheiten.  Beim  Kompatronat  steht  zwar  jedem  der  Mitpatrone 
das  Präsentationsrecht  in  solidum  zu,  die  Gleichberechtigung  aller  bedingt  es  indessen, 
dass  falls  nicht  besondere  statutarische  Bestimmungen,  z.  B.  in  der  Stiftungsurkunde 
geti'offen  sind ,  eine  wirksame  Präsentation  nicht  von  einem  wider  Willen  der  anderen 
vorgenommen,  diese  vielmehr  nur  gemeinsam  erfolgen  kann  ^.  Als  präsentirt  gilt  der- 
jenige, welcher  die  relative  Stimmenmehrheit  der  Berechtigten  auf  sich  vereinigt  hat'. 
Jeder  der  Mitpatrone  hat  eine  Stimme,  jedoch  können  die  Erben  eines  solchen  nur  zu- 
sammen die  Stimme  ihres  Erblassers  führen  ^.  Gemeinrechtlich  ist  nicht  vorgeschrieben, 
dass  die  Kompatrone  den  Kandidaten  in  gemeinsamer  Berathung  festzustellen  und  ge- 
meinsam dem  Kirchenobern  zu  präsentiren  haben  ^,  es  kann  daher  auch  jeder  Mitpatron 
seinen  Kandidaten  dem  Oberen  allein  bezeichnen  und  der  Obere  hat  aus  diesen  Einzel- 
vorschlägen das  Resultat,  d.  h.  die  als  massgebend  zu  betrachtende  Gesammtpräsen- 
tation  nach  der  oben  gedachten  Regel  zu  ermitteln.  Der  Kandidat,  welcher  in  der 
Minorität  verblieben  ist,  gilt  nicht  als  präsentirt,  und  braucht  daher,  falls  der  Mehr- 
heits-Kandidat unfähig  ist,  nicht  instituirt  zu  werden,  vielmehr  steht  den  Kompatronen 


1  Arg.  c.  26  (Bonif.  VlII.)  in  Vlto  de  elect  I  6. 
Vivian.  1,  c.  1.  VII.  c,  4.  11.  30;  Leuren.  I.e. 
qu.  141. 

2  Arg.c.  13  (Alex.  III.)  27  (Coelest.  III.)  X.  de 
Simon.  V.  3;  c.  2  (Paul.  IL)  eod.  ti(.  in  Extr. 
comm.  V.  1;  Schilling  S.  68;  Scblayer  S. 
33.  35. 

Die  Frage,  ob  der  Laienpatron  in  einem  solchen 
Falle  bei  noch  lautender  Frist  nachpräsentiren 
darf,  kann  jedenfalls  nur  dann  aufgeworfen  wer- 
den,  wenn  man  mit  Scblayer  S.  33  annimmt, 
dass  der  Patron  den  Patronat  in  Folge  seiner  straf- 
baren Handlung  nicht  verliert.  Vgl.  über  die  dar- 
über bestehende  Kontroverse  unten  ^.  140. 

3  Vgl.  oben  S.  16. 

4  c.  3  (Later.  III.  a.  1176)  X.  h.  t.  IIL  38. 
Die  Stelle  verlangt  zwar,  dass  der  Mehrheits- 
Kanditlat  auch  ,,maioribus  iuvatur  meritis^'^,  in- 
dessen ist  dies  zur  Gültigkeit  der  Präsentation 
nicht  erforderlich,  weil  der  Kandidat  nur  dignus, 
nicht  aber  der  dignior  zu  sein  braucht,  s.  0.  S.  43; 
vgl.  Fagnan.  ad  c.  3.  X.  cit.  n.  15.  Nach 
preuss.  L.  R.  II.  11.  §§.  344.  345  entscheidet 
die  .,überwiegende",  d.  h.  absolute  Majorität. 

•^  Clem.  2.  h.  t.  III.  12,  welche  eine  unter  den 
Glossatoren  über  die  zuletztgedachte  Frage  ent- 
standene Kontroverse  entscheidet,  s.  Glosse  dazu 
s.  V.  plures.  Dagegen  bleibt  es  bei  der  Regel, 
dass  jeder  der  Kompatrone  nur  eine  Stimme  hat, 
wenngleich  sie  zu  der  Stiftung  in  verschiedenem 
Umfang  beigetragen,  s.  0.  S.  24.  25.  oder  bei  Ent- 
stehung des  Kompatronats  durch  Beerbung  ver- 
schiedene Erbquoten  erhalten  haben,  Scblayer 
S.  60,  oder  beim  dinglichen  Patronate  verschie- 
dene Antheile  des  berechtigten  Grundstückes  be- 
sitzen, denn  die  Clem.  2  cit.  will  nur  das  Stimm- 
verhältniss  der  mehreren  Erben  des  Kompatrons 


nach  dem  bei  der  Intestat-Erbfolge  massgebenden 
Princip  der  Succession  in  stirpes  regeln,  auf  andere 
Verhältnisse  nimmt  sie  keine  Rücksicht.  Für  den 
dinglichen  Kompatronat  a.  M.  Lippert,  Patro- 
nat S.  86.  Dagegen  auch  Schilling  S.  49. 
Steht  derselbe  Patronat  mehreren  Gütern  gemein- 
sam als  dinglicher  zu,  so  bestimmt  sich  dasStimm- 
verhältniss  nach  den  Gütern,  so  dass  der  Patron, 
welcher  zwei  dieser  Grundstücke  besitzt,  auch 
zwei  Stimmen  führt,  Schilling  S.  49,  ebenso 
preuss.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  352.  Dass  dies  Stimm- 
verhältniss  statutarisch,  z.  B.  durch  die  Stiftungs- 
urkunde, anders  geregelt  werden  kann,  ist  selbst- 
verständlich. Das  preussische  Ä.  L.  R.  IL  11. 
§§.  344  ff.  352  hat  denselben  Grundsatz,  wie  das 
katholische  Kirchenrecht.  Für  den  nicht  ausdrück- 
lich erwähnten  Fall,  dass  der  Kompatronat  meh- 
reren Eigenthümern  eines  Grundstücks  zusteht, 
gewährt  die  Praxis  aber  den  Miteigenthümern  ein 
Stimmrecht  nach  Verhältnlss  der  Antheile ,  Si- 
mon u.V.  Strampff  Rechtssprüche  4,  244,  was 
unrichtig  ist ,  s.  meine  Ausführung  bei  Do ve 
u.  Friedberg,  Ztschr.  f.  K.  R.  7,  20. 

6  Freilich  hat  die  Congr.  conc,  Richters 
Tridentinum  S.  456.  n.  19,  in  Betreff  eines  einer 
Pfarrgemeinde  zu  zwei  Dritteln  und  einer  Familie 
zu  einem  Drittel  zustehenden  Patronates  angenom- 
men, dass  diese  letztere  ihre  Stimme  in  der  Ver- 
sammlung der  Hausväter  derParochie,  in  welcher 
seitens  der  letzteren  über  die  Präsentation  be- 
schlossen wird,  ausüben  müsse.  Das  preuss.  L. 
R.  a.  a.  0.  §§.  345  ff.  giebt  dagegen  dem  Kirchen- 
oberen bei  einer  nicht  mit  absoluter  Majorität  er- 
folgten Präsentation  das  Recht,  den  Patronen  zur 
Vereinigung  über  einen  Kandidaten  eine  Frist  zu 
setzen,  mit  deren  fruchtlosem  Verlauf  das  Hecht 
zur  Präsentation  für  den  betreffenden  Fall  er- 
lischt. 
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unter  denselben  Voraussetzungen ,  wie  dem  Einzelpatron  das  Recht  zu  einer  neuen 
Präsentation  offen  ^ ,  eventuell  tritt  freie  Besetzung  der  Stelle  ein  2.  Eine  Ausnahme 
findet  nur  beim  geistlichen  Patronat  statt,  wenn  die  in  der  Mehrheit  befindlichen  Kom- 
patrone  wissentlich  einen  unwürdigen  präsentirt  haben,  denn  ihre  Präsentation  ist  nicht 
nur  nichtig ,  sondern  beraubt  sie  zugleich  des  Präsentationsrechtes ,  so  dass  nur  der 
Vorschlag  der  übrigen  als  rechtlich  wirksamer  bestehen  bleibt.  Haben  die  vorge- 
schlagenen Kandidaten  jeder  die  gleiche  Stimmenanzahl  erhalten,  so  ist  gar  keine  Prä- 
sentation erfolgt  und  der  Kirchenobere  hat  nach  Ablauf  der  Frist  die  freie  Besetzung  '^. 
Eine  Entscheidung  durch  das  Loos  unter  den  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  ist 
unstatthaft  und  macht  die  Präsentation  nichtig  4. 

Der  Lauf  der  Präsentationsfrist  beginnt  für  jeden  der  Kompatrone  selbstständig 
und  unabhängig  von  den  anderen  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Regeln  (s.  0.  S.  46). 
Diejenigen,  gegen  welche  die  Frist  bereits  abgelaufen  ist,  können  sich  also  bei 
einer  erst  später  vorzunehmenden  Präsentation  nicht  mehr  wirksam  betheiligen  ^. 
Ebenso  fallen  alle  diejenigen  aus,  in  deren  Person  bei  einer  solchen  einer  der  die  Prä- 
sentation des  Einzelpatrons  ausschliessenden  Gründe  eintritt  ^.  In  beiden  Fällen  kommt 
es  also  lediglich  auf  die  Stimmen  derjenigen  an,  welche  sich  ihr  Präsentationsrecht  be- 
wahrt haben,  weil  nur  diese  noch  allein  für  die  Präsentation  in  solidum  berechtigt  sind '. 

Die  Kompatrone  können  aber  statt  des  ebengedachten  Weges  auch  den  Modus 
wählen,  dass  sie  verschiedene  Kandidaten  dem  Kirchenoberen  in  der  Weise  vorschlagen, 
dass  letzterer  einen  derselben  für  die  Stelle  auswählt^.  Da  mit  dieser  Befugniss  ein 
Mittel  gegeben  sein  soll,  lang  andauernde  Vakanzen  wegen  etwaiger  Uneinigkeiten 
unter  den  Patronen  zu  verhüten ,  so  muss  die  Vornahme  derartiger  Präsentationen  von 

^  Nach  dem  S.  51  Bemerkten  kann  die  Frist  beim  geistlichen  Patronat  in  dem  gedachten  Fall 

für  die  einzelnen  Kompatrone  eine  verscliiedene  dem  Kirchenoberen  bei  gleichstimmiger  Präsen- 

seiii,  je  nachdem  sie  den  Unfähigen  wissentlich  tation  auch  noch  vor  Ablauf  der  Frist  die  sofortige 

oder  unwissentlich   präsentirt  haben.      Stimmen  Besetzung  gestattet,   weil    der  geistliche  Patron 

oder  Vorschläge  derjenigen  Patrone,  für  welche  nicht  variiren  könne,  so  ist  dabei  übersehen,  dass 

die  Frist  abgelaufen  ist,   mögen  sie  ihre  Präsen-  die  Variation   eine   gültige  Präsentation   voraus- 

tation  in  gemeinschaftlicher ßerathung  festgestellt  setzt,   eine  solche  aber  hier  gar  nicht  stattgefun- 

oder  jeder  einzeln  an  den  Kirchenoberen  gerichtet  den  hat. 
haben,  kommen  nicht  in  Betracht.  4  So  nach  der  Praxis  der  Congr.  conc,  Rich- 

Nach  preuss.  A.  L.  R.  a.  a.  0.   §.  347  soll  ters  Tridentinum  S.  456.  n.  20,  weil  ein  solches 

falls  der  Kirchenobere  bei  mangelnder  Einigung  Verfahren  dem  c.  3  X.  III.  38  widerspricht, 
der  Patrone  die  Stelle  besetzt,  für  die  Regel  keiner  5  go  die  Praxis  der  Rota  ,   Garcias  tract.  de 

der  Minoritäts-Kandidaten  für  dieselbe  ausgewählt  benef.  P.  X.  c.  2.   n.  41;  Vivian.  1.  c.   1.  7. 

werden.  c.  2.   n.  13  ;    Leuren.  1.   c.   qu.  139.   n.  6,  der 

2  Andere  nehmen  freilich  an,  dass  der  Kirchen-  Congr.  conc,  thesaur.  resol.  92,27;    vgl.  ferner 

obere  bei  Unfähigkeit  des  Majoritäts-Kandidaten  Lippert    S.  103 ;    Schilling   S.  64;    Kaim 

einen  der  Minorität  zu  instituiren  hat,  Gonzalez  S.  136;   S  chlayer  S.  55. 

Tellez  ad  c.  3  X.  cit.  III.  38.  n.  2 ;   L  e  uren.  6  So  die  Congr.  conc,  thes.  resol.  94,  338; 

1.  c.  qu.  195.  n.  3;  Kaim  S.  129;  Schilling  101,  12;  Schlayer  S.  56. 
S.  47;  manche,  z.  B.  Vivian.  1.  c  1.  XII.  c.  8.  "^  Ueber  die  irrige  Annahme  einzelner,  dass  bei 

n.  12;    Reiffenstuel  III.  38.  n.  93  beschrän-  simonistischer  Veräusserung  des  Patronats  durch 

ken  dies  auf  den  Fall,  dass  die  Mehrheit  wissent-  einen  der  Kompatrone  der  Bischof  an  dessen  Stelle 

lieh  einen  Unfähigen  präsentirt  hat,  indessen  ver-  trete,   s.  Schlayer  S.  56.  n.  3.    Vgl.  auch  o- 

lieren  Laienpatrone  in  diesem  Falle  ihr  Präsen-  S.  16. 

tationsrecht   nicht.       Der  Meinung    des    Textes  8  Nach  positiver  Vorschrift  der  Clem.  2  cit. : 

Lippert  S.  87.  n.  98.  „Et  ut  facilius  provideatur  ecclesiis,  non  incon- 

•^  Fagnan.  ad  c.  24  X.  h.  t.  III.  38.  n,  23;  veniens  reputamus,  patronos  ipsos  inter  se  posse 
Reiffenstuel  1.  c.  n,  94;  Phillips  7,  801.  libere  convenire  de  rectore  ab  eis  alternis  vicibus 
Nach  anderen,  z.  B.  Leuren.  1.  c  qu.  195.  n.  2;  praesentando ;  quibus  etiam  ex  eadem  causa  per- 
liippert  S.  87.  Anm.  98;  Schilling  S.  47  mittimus,  ut  plures  ad  vacantem  ecclesiam  pos- 
soll der  Obere  nur  unter  den  Präsentirten  wäh-  sint  eo  modo  praesentare  personas  quod  una  ex 
len  dürfen.     Wenn  Reiffenstuel  1.  c.  n.  95  eis  eligi  per  episcopum  valeat  et  admitti.« 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  138. 


einem  Mehrheitsbesclihiss  der  Kompatrone  unabhängig  sein ' ,  und  jedem  einzelnen, 
welcher  eine  volle  Stimme  hat  '^ ,  das  Recht  dazu  unabhängig  von  den  andern  zuge- 
standen werden.  Ja,  wenn  auch  nur  einer  von  ihnen  in  dieser  Weise  präsentirt  hat, 
können  die  Vorschläge  der  übrigen  Patrone  an  den  Kirchenoberen  ebenfalls  nur  als 
unter  der  Bedingung  der  Auswahl  seitens  des  letzteren  erfolgt  gelten  ^. 

Endlich  steht  es  den  Kompatronen  auch  frei  —  selbstverständlich  ist  dazu  Ein- 
stimmigkeit nöthig  —  besondere  Vereinbarungen  über  die  Art  der  Ausübung  der  Prä- 
sentation zu  treffen,  insbesondere  festzusetzen,  dass  die  letztere  von  jedem  einzelnen 
nach  einem  bestimmten  Turnus  für  die  Gesammtheit  vorgenommen  werden  solH.  Eine 
derartige  Uebereinkunft  bedarf  der  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  zu  ihrer  Gül- 
tigkeit nicht  ^  und  bindet  die  Rechtsnachfolger  der  Kompatrone  ^ ,  bis  sie  etwa  zufolge 
einstimmigen  Beschlusses  derselben  wieder  aufgehoben  wird.  Nicht  minder  wird  eine 
ObseiTanz ,  welche  sich  unter  den  Kompatronen  über  die  Ausübung  des  Präsentations- 
rechtes gebildet  hat,  für  rechtsgültig  zu  erachten  sein'. 

Wird  die  Präsentation  im  Turnus  ausgeübt ,  so  präsentirt  der  jeweilige  Berech- 
tigte (Turnarius)  zwar  stets  Namens  seiner  Mitpatrone,  aber  aus  eigenem  Recht,  nicht 
als  Bevollmächtigter  der  letzteren.  Sein  desfallsiges  Recht  ist  erst  konsumirt ,  wenn 
die  von  ihm  vorgenommene  Präsentation  zur  Wirksamkeit  gelangt  oder  lediglich  durch 
sein  Verschulden  (z.  B.  Versäumniss  der  Frist)  ohne  eine  solche  geblieben  ist.     Im 


1  Andernfalls  würde  das  Mittel  seinen  Zweck 
verfehlen.  Aus  demselben  Grunde  kann  die  An- 
ordnung der  Clem.  2  auch  nicht  dahin  aufgefasst 
werden,  dass  sie  den  Kompatronen  das  Recht 
giebt,  mehrere  Kandidaten,  welche  durch  Majori- 
tätsbeschluss  bestimmt  werden,  zu  präsentiren. 

Gerlach  S.  37  u.  Friedle  a.  a.  0.  S.  9 
beschränken  die  Befugniss  der  Kompatrone  zu 
solchen  Einzelpräsentationen  auf  den  Fall ,  dass 
sie  ein  selbstständiges  Recht  auf  eine  soche  (z.  B. 
nach  der  Stiftungsurkunde)  haben ,  was  aber  mit 
der  Clem.  unvereinbar  ist. 

2  Die  mehreren  Erben  eines  Kompatrones  kön- 
nen demnach  auch  diese  Art  der  Präsentation  nur 
gemeinsam  vornehmen,  s.  S.  56.  Vgl.  Phillips 
7,  800. 

3  Bei  der  entgegengesetzten  Annahme  würde 
man  wieder  zu  einer  Mehrheits-Entscheidung  über 
die  Art  der  Präsentation  gelangen. 

Des  näheren  stellt  sich  das  Verhältniss  zwischen 
den  beiden  Arten  der  Präsentation  dahin:  1. 
Haben  die  Kompatrone  unter  einander  abge- 
stimmt und  ist  eine  Majorität  erreicht,  so  ist  da- 
mit der  zu  präsentirende  Kandidat  festgestellt,  an 
welchen  alle  gebunden  sind.  2.  Wenn  dies  aber 
nicht  geschehen  oder  dabei  für  keinen  Kandi- 
daten eine  relative  Majorität  erreicht  ist,  so  ist 
keine  Einigung  erfolgt  und  es  kann  dann  jeder 
Patron  noch  selbstständig  in  der  durch  die  Clem. 
2  gestatteten  Art  präsentiren.  3.  Für  den  Fall 
endlich,  dass  seitens  einzelner  Kompatrone  Prä- 
sentationen ohne  Rücksicht  auf  die  Clem.  erfolgt 
sind  und  somit  dem  Kirchenoberen  die  Feststel- 
lung der  Gesammtpräsentation  nach  der  Majorität 
der  Patronatsstimmen  überlassen  ist,  hat  jede 
Präsentation  auch  nur  eines  Patrons ,  welche  die 


der  Clem.  entsprechende  Auflage  erhält  und  vor 
Ablauf  der  Frist  erfolgt  ist ,  die  Wirkung ,  dass 
der  Kirchenobere  nur  aus  den  präsentirten  Kan- 
didaten wählen  darf. 

*  Clem.  2  cit.  (s.  57.  n.  8)  erwähnt  speziell 
nur  der  Festsetzung  eines  Turnus.  Da  sie  aber 
die  Vereinfachung  und  Erleichterung  der  Präsen- 
tation bezweckt ,  so  können  andere  darauf  abzie- 
lende Vereinbarungen  unter  den  Patronen ,  z.  B. 
dass  der  Senior  präsentirt  oder  die  übrigen  zu 
einer  gemeinsamen  Sitzung  mit  Präklusion sfolge 
für  die  Ausbleibenden  zusammenberuft,  nicht 
ausgeschlossen  sein.  Vgl.  Lippert  S.  89; 
Schilling  S.  48;  Phillips  7,  799.  Nach  d. 
bad.  V.  V.  1808.  n.  29  (S.  7.  n.  6)  muss  sogar 
bei  Kompatronaten  die  Präsentation  stets  wechsel- 
weise durch  einen  der  Kompatrone  erfolgen ,  es 
sei  denn,  dass  einer  von  ihnen  das  Recht  dazu 
durch  Stiftung,  Vereinbarung  oder  Herkommen 
erlangt  habe. 

5  Clem.  2  cit.  Die  Statthaftigkeit  derartiger 
Vereinbarungen,  mindestens  ohne  Zustimmung 
des  kirchlichen  Oberen,  war  vorher  in  Frage  ge- 
stellt w^orden,  s.  Inn.  IV  comm.  ad  c.  1.  X.  h.  t. 
III.  38.  n,  1.  Vgl.  auch  Glosse  s.  v.  libere  ad 
Clem.  2  cit. 

Ein  Zwang  des  Kirchenoberen  gegen  die  Pa- 
trone zur  Eingehung  einer  solchen  Abmachung, 
dafür  namentlich  Pitonius  I.e.  alleg.  IX  n.  Iff. , 
ist  unstatthaft,  s.  Schlayer  S.  65. 

6  Auch  das  folgt  aus  der  ratio  legis. 

"^  Ausdrücklich  lässt  auch  daspreuss.  L.  R, 
II.  11.  §.  352  in  dem  Falle,  wo  der  Patronat  an 
mehreren  Gütern  haftet,  über  die  Höhe  des 
Stimmantheils  Verträge  und  rechtsverjährte  Ge- 
wohnheit entscheiden. 
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letzteren  Fall  geht  das  Präsentationsrecht  aber  nicht  auf  die  übrigen  Kompatrone  zu- 
rück ^  vielmehr  tritt  die  freie  Kollation  des  kirchlichen  Oberen  ein. 

Das  Variationsrecht  steht  den  Kompatronen  beim  Laienpatronate  ebenfalls  zu, 
wenn  indessen  die  Person  des  Präsentirten  durch  die  Majorität  bestimmt  wird ,  bedarf 
es  einer  solchen  auch  zu  einer  gültigen  Variation  2. 

Weitere  Besonderheiten  kommen  beim  Kompatronat  vor,  wenn  derselbe  ein  ge- 
mischter ist.  * 

Bei  gemeinschaftlicher  Ausübung  eines  solchen  durch  die  Kompatrone  können  die 
verschiedenen  in  Betreff  des  geistlichen  und  weltlichen  Patronates  geltenden  Grund- 
sätze nicht  gleichzeitig  zur  Anwendung  gebracht  werden ,  weil  die  Kompati'one  nach 
aussen  hin  als  Einheit  erseheinen  ^ ,  es  gilt  vielmehr  die  Regel ,  dass  der  gemischte 
Patronat,  je  nach  dem  es  den  Patronen  im  gegebenen  Falle  am  vortheilhaftesten 
ist,  bald  als  geistlicher,  bald  als  Laienpatronat  behandelt  wird^.  Die  Präsenta- 
tionsfrist beträgt  daher  sechs  Monate  ^ ,  die  Variationsbefugniss  richtet  sich  nach 
denselben  Regeln ,  wie  beim  Laienpatronat  ^ ,  eine  Beschränkung  auf  die  im  Pfarr- 
konkurse für  digni  erachteten  Kandidaten  findet  nicht  statt  ^ ,  ebensowenig  tritt  Ver- 
lust des  Präsentationsrechtes  bei  wissentlicher  Präsentation  eines  indignus  ein  ^  und 
endlich  erwirbt  der  Präsentirte  durch  die  Präsentation  kein  ius  ad  rem  auf  das  Patro- 
natsbenefizium. 

Wird  dagegen  der  gemischte  Patronat  nach  einem  zwischen  dem  geistlichen  und 
dem  Laienpati'on  festgesetzten  Turnus  ausgeübt ,  so  kommen  füi*  jeden  Fall ,  je  nach- 
dem der  erstere  oder  der  letztere  präsentirt,  die  Regeln  über  das  geistliche  oder  Laien- 
patronatrecht  zur  Anwendung  9. 


1  A.  M.  Berardi  1.  c.  lib.  III.  diss.  4.  c.  7, 
ed.  cit,  1,  312,  welcher  ebenso  wie  Phillips  7, 
800  für  das  Gegentheil  mehr  aus  Billigkeitsgrün- 
den argumentirt. 

2  Weil  diese  eine  zweite  Präsentation  ist  und 
die  erste  in  ihrer  Wirkung  abschwächt.  Wenn 
aber  fundationsmässig  jeder  selbstständig  zu  prä- 
sentiren  hat,  kann  er  auch  allein  variiren, 
Schulte  K.  R.  2,  696;  FriedleS.  48.  Das- 
selbe wird  ferner  gelten  müssen ,  wenn  von  dem 
Rechte  des  Einzelvorschlages  zur  Auswahl  durch 
den  Bischof  (s.  S.  57)  Gebrauch  gemacht  worden 
ist.  Bei  einer  Präsentation  durch  den  Turnarius 
hat  nur  letzterer  das  Recht  zur  Naclipräsentation, 
es  sei  denn  ,  dass  er  vor  der  Besetzung  gestorben 
oder  unfähig  geworden  ist ;  hier  wird  sein  Nach- 
folger im  Turnus  für  ihn  eintreten  können. 

3  S.  0.  S.  16. 

*  Glosse  zu  c.  un.  h.  t.  in  VIto  III.  19.  s. 
V.  ecclesiasticus ;  Rochus  de  Gurte  def.  1. 
n.  16;  de  Roye  prolegom.  c.  7;  Fagnan.  ad 
c.  27.  X.  h.  t.  III.  35.  n.  26  ff. ;  Leuren.  1.  c. 
qu.  18;  Reiffenstuel  III.  38.  n.  52;  Lip- 
pert  S.  44;  Kaim  S.  13;  Schillings.  7; 
GinzelK.  R.  2,  137. 

5  Vgl.  die  citirte  Glosse;  Fagnan  I.e.  n.29; 
Schulte  K.  R.  2,  697;  Friedle  S.  35. 

6  Diese  Konsequenz  wird  freilich  von  den 
meisten,  namentlich  den  älteren  Kanonisten  nicht 
anerkannt.  Für  die  Regel  gesteht  man  vielmehr 
nur  dem  Laienpatron  die  Variation  zu,  und  be- 
schränkt diese  auf  die  für  ihn  sonst  geltende 
4monatliche  Frist,  Vivian.  1.  c.  P.  II.  1.  10.  c. 


1.  n.  25  ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu.  148;  Ferraris 
s.  V.  iuspatronatus  art.  4.  n.  36  ff. ;  Lippe rt 
S.  46.  n.  27;  Friedle  S.  44.  Dabei  ist  aber 
verkannt,  dass  die  Variation  den  Charakter  einer 
Nachpräsentation  hat.  Sie  kann  also  bei  gemein- 
samer Ausübung  des  Patronates,  ebenso  wie  die 
Präsentation  selbst,  nur  gemeinsam  erfolgen  und 
muss  entweder  beiden  Patronen  oder  keinem  ge- 
stattet werden.  Die  Frist  für  die  Variation  wird 
daher  auch  auf  6  Monate  zu  bemessen  sein.  Das 
Richtige  bei  S  c  h  i  1 1  i  n  g  S.  80. 

7  S.  Th.  II.  S.  494.  n.  8. 

8  Schilling  S.  82. 

^  Vgl.  loan.  Andr.  ad  c.  16.  §.  3.  in  VIto 
de  praeb.  III.  4;  Garcias  tract.  de  benef.  V. 
1.  n.  615  :  Leuren  1.  c.  qu.  18;  BarbosaJ. 
E.  U.  III.  12.  n.  17;  Schulte  K.  R.  2,  671; 
Lippert  S.  45;  Schilling  S.  7.  Deshalb  hat 
der  Laienpatron,  wenn  er  der  Turnarius  ist,  auch 
blos  die  viermonatliche  Präsentationsfrist,  nicht 
wie  Phillips  7,  680  unter  nicht  beweisender 
Berufung  auf  Riganti  ad  rog.  XLII,  canc,  n. 
44  annimmt ,  die  sechsmonatliche ,  s.  auch 
Friedle  S.  35.  36.  Nur  ist  der  Patron  in  kei- 
nem Falle  an  den  Pfarrkonkurs  gebunden  ,  s.  0. 
Anm.  7;  Barbosa  de  off.  et  potest.  parochi  P. 
I.  c.  2.  n.  126.  Die  Praxis  der  Congr.  Conc.  hat 
die  Vorschritten  über  die  Anwendung  des  Pfarr- 
konkurses auf  Pfarrbeneflzien  geistlichen  Patronats 
strikt  dahin  interpretirt,  dass  der  Konkurs  nur  bei 
Beneflcien  rein  geistlichen,  und  nicht  bei  denjeni- 
gen des  gemischten  Patronates  stattfindet. 

Die  im  Text  erwähnte  Behandlung  des  gemisch- 
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Für  den  Fall,  dass  das  Patronat-  oder  mindestens  das  Präsentations- 
recht streitig  ist,  also  ein  Prozess  darüber  zwischen  dem  angeblichen  Patron  und 
dem  institutionsberechtigten  KircLenoberen  schwebt,  wird  sowohl  die  Präsentation  wie 
auch  die  Besetzung  des  Benefiz! ums  gehindert,  vielmehr  hat  der  letztere  zur  Verwal- 
tung desselben  einen  Administrator  oder  Verweser  einzusetzen  i. 

Wird  dagegen  der  Streit  zwischen  zwei  Personen  geführt ,  von  welchen  jede  das 
Reclit  für  sich  ausschliesslich  oder  wenigstens  die  Mitwirkung  bei  der  Präsentation  der 
andeiTi  in  Anspruch  nimmt ,  so  kann  derjenige ,  welcher  sich  bona  fide  ^  im  Besitze 
des  Präsentationsrechtes  befindet-^,  d.h.  bei  dem  vorhergehenden  letzten  Erledigungs- 
fall mit  Effekt  präsentirt  hat,  die  Präsentation  vornehmen"^.  Diese  und  die  darauf  er- 
folgte Institution  bleibt  auch  dann  gültig,  wenn  er  im  Prozesse  unterlegen  ist. 

Ein  Streit  über  den  Besitz  selbst  oder  über  das  Recht ,  wobei  keine  der  Parteien 
sich  im  Besitze  befindet,  hemmt  den  Lauf  der  Präsentationsfrist  nicht.  Es  hat  daher, 
falls  der  Prozess  nicht  innerhalb  desselben  entschieden  wird ,  der  Kirchenobere  die 
Stelle  zu  besetzen^. 

Während  nach  gemeinem  Recht '^  der  Einzelpatron  durch  seinen  oder  die  mehreren 
Patrone  durch  ihren  Willen  die  Person  des  zukünftigen  Amtsträgers  allein  zu  bestimmen 
haben,  kann  der  Patron  in  dieser  Befugniss  dadurch  beschränkt  sein ,  dass  ein  Dritter  einen 
entscheidenden  Einfluss  auf  die  Auswahl  der  zu  präsentirenden  Person  besitzt  und  so- 


ten  Patronates  wird  auch  eintreten  müssen,  wenn 
jeder  der  Patrone  nach  den  Fundationsbestim- 
mungen  selbständig  präsentirt  und  der  Bischof 
ans  den  vorgeschlagenen  Kandidaten  auswählt. 

1  Arg.  c.  4(Alex.  III.)  X.  de  off.  ind.  ord.  I.  31. 

-  Das  Erforderniss  der  Redlichkeit  ist  allerdings 
nicht  ausdrücklich  im  Corpus  iuris  erwähnt. 
Wach  bei  Dove  und  Fri  edb  erg  ,  Ztschr.  f. 
K.  R.  6.  301  u.  323  erklärt  dieselbe  daher  nicht 
für  nothwendig.  Es  ist  ferner  auch  richtig,  dass 
die  Begründung  der  herrschenden  Ansicht  seitens 
der  Aelteren ,  welche  die  Präsentation  schiefer 
Weise  als  eine  Frucht  des  Patronates  aufgefasst 
haben,  durch  die  Berufung  darauf,  dass  nur  derb, 
f.  possessor  die  fructus  consumti  nicht  zu  erstatten 
hrauche,  vgl.  Rochus  de  Gurte  1.  c.  def.  V. 
n.  50 ;  Paulus  de  C i t a  d  i n i s  1.  c.  P.  VI.  art. 
3.  n.  64:  Gonzalez  Tellez  comm.  ad  c.  19. 
X.  h.  t.  III.  38.  n.  2  nicht  gerechtfertigt  wird. 
Mit  dem  Geiste  des  kanonischen  Rechtes,  welches, 
wie  c.  5.  20.  X.  de  praescr.  II.  26  zeigen,  auf 
Grund  der  mala  fldes  keine  Rechte  entstehen 
lässt,  ist  aber  allein  die  herrschende  Ansicht  ver- 
einbar. Für  diese  spricht  auch  die  Dekretale 
Alexanders  III.  in  app.  ad  conc.  Later.  P.  47. 
c.  2,  Man  si  22,  413  :  „  .  .  .  dum  .  .  .  rex  Scotiae 
Patrimonium  (comitis  S)  .  .  .  detinuisset  occu- 
patum  quibus  voluit  ,  .  .  ecdesias,  quarum  gere- 
bat  patronatum  ,  eo  inconsulto  concessit.  Quo- 
niam  igitur  .  .  .  tenemur,  unicuique  iura  sua  in- 
tegra  servare  .  .  .  mandamus  quatenus  .  .  .  si  ita 
esse  tibi  constiterit,  intrusos  amoveas". 

3  c.  19  (Alex.  IIL)X.  h.  t.  III.  38;  c,  24 
flnn.  III.)  X.  de  elect.  I.  6.  Das  Trid.  Sess. 
XXV.  c.  9,  deref.  hat  hieran  nichts  geändert. 

*  Glosse  ad  c.  3.  X.  de  causa  poss.  II.  12.  s. 
V.  ultimo;  Garcias  tr.  de  benef.  P.  V.  c.  5.  n. 
141;  Vivian.  1.  c.  1.  12.  c.  8.  n.  18;  de  Roye 
ad  c.  19.  X.  h.  t. ;    Reiffenstuel  III.  38.  n. 


100  ff.;  Lippert  S.  91;  Friedle  S.  15; 
Schilling  S.  27.  50,  oder  derjenige,  welcher 
sein  Recht  von  einem  solchen  rechtmässig  herlei- 
tet.  Soauchbad.V.  v.  1808.  Nr.  2  (o.  S.'7.  n.  6). 

5  c.  12.  22  (Alex.  III.),  27  (Inn.ill.)  X.  h.  t. 
III.  38.  Derjenige,  welcher  den  Prozess  gewinnt, 
ist  aber  berechtigt,  selbst  den  schon  angestellten 
Geistlichen  dem  Kirchenoberen  noch  nachträglich 
zu  präsentiren  ,  um  sich  in  den  Besitz  des  Prä- 
sentationsrechtes zu  setzen ,  c.  12.  cit.  vgl. 
Schilling  S.  50.  n.  228.  Missverstanden  sind 
die  Stellen  von  Kremski,  de  iure  devolutionis 
diss.  inaug.  Berol.  1853,  p.  26  ff.,  welcher  dem 
schon  in  erster  Instanz  obsiegenden  Prätenden- 
ten, wenn  das  Urtheil  vor  Ablauf  der  Präsentations  • 
frist  ergangen  ist,  die  Präsentation  gewährt. 

Auf  den  Streit  der  mehreren  Präsentirten 
unter  einander  hat  dieRota  und  die  Doktrin  diese 
Vorschrift  aber  nicht  angewendet,  hier  muss  also 
der  Kirchenobere  bis  zur  Entscheidung  des  Prozes- 
ses warten,  Barbosa  de  off.  et pot. episc.  III.  72. 
n.  141;  Reiffenstuel  III.  382.  n.  106;  Fer- 
raris s.  V,  iuspatronatus  art.  4.  n.  103.  Beim 
Wegfall  eines  derselben  während  der  Dauer  des 
Prozesses  kann  der  Patron  nicht  zu  einer  neuen, 
im  rechtlichen  Sinne  ersten  Präsentation  mit 
neuer  Frist  schreiten,  c.  2  (Bonif.  VIII.)  in  VI^o 
ut  lite  pend.  II.  8,  Schlayer  S.  72.  Die  Va- 
riation ist  aber  zulässig,  s.  o.  S.  49,  ebenso  die 
Subrogation  eines  der  schon  Präsentirten  anstelle 
des  Fortfallenden  ,  endlich  auch  die  Präsentation 
eines  Mitpatrons,  welchem  noch  die  ursprüngliche 
Frist  läuft.  Schlayer  S.73.  Dass  der  Kirchen- 
obere den  allein  übrig  bleibenden  der  mehreren 
streitenden  Präsentirten  stets  das  Beneflzium  ver- 
leihen muss,  soBerardi  1.  c.  ed.  cit.  1,  311; 
Phillips  7,  803,  folgt  aus  c.  1.  2.  tit.  cit.  in 
VIto  und  der  29  Kanzleiregel  nicht. 

6  Eine  gemeinrechtliche  Ausnahme  s.  S.61.n.  3. 
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mit  die  im  Präsentationsrecht  enthaltenen  Befugnisse  zwischen  dem  Patron  und  einer 
anderen  Person  getlieilt  sind.  Es  kommt  insbesondere  vor,  dass  Jemand  dem  Patron 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Personen  zu  bezeichnen  [nominare]  hat  und  der  letztere  aus 
diesen  den  oder  die  zu  präsentirenden  Kandidaten  auszuwählen  verpflichtet  ist^  Das 
Recht  des  ersteren  wird  Nominationsrecht  (ins  nominandi)  genannt 2.  Geht  das- 
selbe soweit,  dass  der  Nominant  nur  eine  einzige  Person  zu  benennen  hat,  so  wird  das 
Präsentationsrecht  eine  rein  formelle  Befugniss  ohne  realen  Inhalt ,  ein  blosses  Ehren- 
recht, weil  der  Patron  den  ihm  bezeichneten  Kandidaten  präsentiren  muss  ^.  Der  No- 
minant ist  als  solcher  weder  Patron  nochMitpati'on,  kann  letzteres  aber  selbstverständ- 
lich sein ,  wenn  er  das  Patronatrecht  aus  einem  der  rechtlich  anerkannten  Titel  er- 
worben hat^.  Immer  aber  darf  er  nur  Personen  nominiren,  welche  der  Patron  wirksam 
präsentiren  kann^,  d.  h.  allein  solche,  welche  idoneae  sind. 

c.  Fortfall  und  Beschränkung  des  Präsentationsrechtes.  Das 
Präsentationsrecht  ist  zwar  regelmässig  im  Patronate  enthalten,  erscheint  aber  anderer- 
seits für  den  Begriff  desselben  nicht  absolut  wesentlich,  vielmehr  kann  es  auch  fehlen. 
Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  nach  positiver  gesetzlicher  Vorschrift  ^  der  Laienpatron '^ 
auf  die  ersten  (Prälaten-)  Stellen  in  den  Kathedral-  und  Kollegiat-Kapiteln   oder  in 


1  Der  Nominant  hat  die  freie  Wahl  unter  den 
Personen ,  welche  überhaupt  das  Amt  erhalten 
sollen  ,  einer  einzelnen  unter  diesen  kann  er  es 
aber  durch  seine  Handlung  nicht  verschaffen, 
umgekehrt  kann  letzteres  zwar  der  Präsentant, 
aber  er  hat  seinerseits  nicht  die  freie  Wahl  der 
Personen,  welche  im  allgemeinen  in  Berücksich- 
tigung kommen  sollen. 

2  Vgl.  darüber  Gerlach  a.  a,  0.  S.  60; 
Friedle  S.  33  ;  H  ergenröther  i.  Arch.  f.  k. 
K.  R.  39,  195.  Ein  solches  Nominationsrecht 
steht  z.  B.  der  Universität  München  in  Betreff 
einzelner  Pfarreien  königlichen  Patronates  zu, 
Krick,  kath.  Pfründenwesen  in  Baiern  S.  34. 
n.  1;  über  die  frühere  Zeit  s.  Kreittmayr, 
Anmerkgn.  z.  Cod.  Maxim,  bavar.  Th.  V.  c.  19. 
S.  22.  n.  1. 

3  Gemeinrechtlich  entsteht  das  gleiche  Ver- 
hältniss,  wenn  der  Patron  ein  geistliches  Patro- 
natrecht auf  ein  dem  Konkurse  unterworfenes 
Benefizium  hat  und  die  Institution  einem  frem- 
den Bischof  oder  einem  anderen  Prälaten  zusteht. 
Hier  hat  der  Patron  den  vom  Diöcesanbischof  im 
Konkurse  am  würdigsten  erachteten  Kandidaten 
dem  Institutionsberechtigten  zu  präsentiren,  Trid. 
Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref. 

*  So  isl  es  z.  B.  möglich,  dass  beim  Kompatro- 
nat  nach  den  Stiftungsbestimmungen  einzelne 
der  Kompatrone  das  im  Text  gedachte  Nomina- 
tionsrecht auszuüben  und  die  anderen  aus  den 
nominirlen  zu  präsentiren  haben. 

<'>  Die  Nomination  ist  ein  Theil  der  Präsen- 
tation ,  folglich  gelten  für  sie  auch  dieselben  Re- 
geln, wie  für  die  letztere.  Unfähige  Kandidaten 
kann  also  der  Patron  zurückweisen.  Benennt  der 
Nominationsberechtigte  aus  Nachlässigkeit  über- 
haupt keine  Kandidaten  oder  nicht  rechtzeitig 
oder  \u\x  unfähige  so  spät,  dass  eine  weitere  No- 
mination nicht  mehr  möglich  erscheint,  so  wird 
der  Patron  allein  und  selbständig  präsentiren 
dürfen ,    weil  der  Nominant   aus  dem  schon  er- 


wähnten Grunde  ebenfalls  an  die  Präsentations- 
i'rist  gebunden  ist,  und  sein  Recht  mit  Ablauf 
derselben  fortfällt.  So  auch  der  Tract.  de  iurib. 
incorporal.  (S.  7.  n.  5)  I.  §.  10,  welcher  vor- 
schreibt, dass  die  Nomination  dem  Patron  wenig- 
stens einen  Monat  vor  Ablauf  der  Präsentations- 
frist kund  gethan  werden  soll.  Ist  der  Patron  in 
den  gedachten  Fällen  gehindert  worden ,  noch 
seinerseits  innerhalb  der  Frist  zu  präsentiren,  so 
ist  dies  ein  von  ihm  nicht  verschuldetes  Hinder- 
niss,  wodurch  diese  für  ihn  verlängert  wird. 

Im  umgekehrten  Falle ,  wenn  der  Nominant 
rechtzeitig  dem  Patrone  die  Nomination  kund- 
gegeben hat ,  letzterer  aber  die  Frist  versäumt 
hat,  kann  der  erstere,  selbst  wenn  er  nicht  Kom- 
patron  ist ,  beanspruchen ,  dass  der  geistliche 
Obere  seine  Nomination  berücksichtigt  und  zwar 
in  der  Weise ,  dass  er  einem  der  mehreren  Be- 
nannten ,  ja  bei  bestehender  Verpflichtung  des 
Patrons,  den  allein  Nominirten  zu  präsentiren, 
diesem  letzteren  das  Benefizium  verleiht.  Denn 
die  Nachlässigkeit  des  Patrons  kann  das  Nomina- 
tionsrecht nicht  zum  Vortheil  des  Kirchenoberen 
beseitigen.  Andererseits  hat  der  letztere  aber, 
weil  die  Nomination  nicht  an  ihn  erfolgt,  von 
amtswegen  blos  wegen  des  Vorhandenseins  des 
Nominanten  keine  Rücksicht  auf  diesen  zu  neh- 
men, und  kann  die  Stelle  nach  Ablauf  der  Präsen- 
tationsfrist frei  besetzen.  Deshalb  wird  ihm  der 
Nominationsberechtigte  ,  will  er  sich  anders  sein 
Recht  wahren  ,  von  der  Benennung  noch  vor  der 
Vollendung  der  Frist  Kenntniss  geben  müssen. 

fi  c.  25  (Clem.  m.)  X.  h.  t.  HI.  38:  „.  .  .  in 
conventuali  ecclesia  non  electioni  praelati  faciendae 
sed  iam  factae  honestius  patroni  postulatur  assen- 
sus,  nisi  patronus  aliter  de  sua  iurisdictione 
obtineat,  ut  partes  suas  interponere  debeat  elec- 
tioni tractandae''.  Auch  c.  8.  (Inn.  III.)  X.  de 
cons.  1.  4  erwähnt  eines  Falles  ,  wo  die  Patrone 
von  der  Wahl  des  Abtes  ausgeschlossen  sind. 

7  Vgl.  c.  51.  (Gregor  IX.)  X.  de  elect.  I.  6. 
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den  Konventualkirchen  ^  weder  zu  präsentireu  noch  bei  der  Wahl  des  Kapitels  oder 
des  Konventes  in  entscheidender  Weise  mitzuwirken,,  sondern  nur  zu  der  bereits  er- 
folgten Wahl  seine  Zustimmung  zu  geben  2,  d.  h.  soviel  als  dem  zur  Bestätigung 
berechtigten  kirchlichen  Oberen  etwaige  Einwendungen  gegen  die  Gültigkeit  der 
Wahl  oder  die  Tauglichkeit  der  gewählten  Person  zu  unterbreiten  befugt  ist^.  Weiter 
gehende  Rechte,  insbesondere  das  Präsentationsrecht,  kann  der  Laienpatron  nur  er- 
langen, wenn  er  sich  diese  bei  der  Fundation  ausdrücklich  vorbehält"*  und  ein  päpst- 
liches Indult  dafür  erwirkt''.     Für  den  geistlichen  Patron  genügt  allerdings  schon  die 


1  So  hat  die  Doktrin  übereinstimmend  den  Aus- 
druck :  ecolesia  conventualis  in  c.  25.  cit.  aufge- 
fasst,  Glosse  dazu  s.v.  in  conventuali;  Fagnan. 
ad  C.25.  X.  cit.  n.lT);  Vivian.  I.e.  P.  I.  1.  III. 
c.  1.  n.44.  51;  Lenren.  1.0.  qu.33;  Nlcollis 
praxis  can.  de  iiirepatr.  n.  52;  Rei  ffens  tiiel 
III.  38.  n.  68.  Vergl.  ferner  c.  51  cit.  I.  6; 
const.  Innoc.  VIII.:  Cum  ab  apostolica  sede  v. 
1485,  §.  2,  bullar.  Rom.  ed.  Taurin.  5,  316: 
,.attendentes ,  quod  iuxta  canonicas  sanetiones 
iuspatronatus  praesentandi  ad  regimina  monaste- 
riorum,  prioratus,  praeposituras  et  alias  conven- 
tuales  necnon  in  cathedralibus  et  metropolitanis 
et  collegiatis  ecclesiis  huiusmodi  dignitates  (ad 
quas  personae  idoneae  per  conventus  et  capitula 
illarum  seu  illorum  .  .  .  eligi  consueverunt)  in  lai- 
cum  nullo  modo  cadere  potest ,  nisi  ex  speciali 
sedis  praedictae  privilegio".  Wegen  der  Bischofs- 
stellen s.  0.  S.  39. 

2  Dass  diese  von  ihm  eingeholt  wird ,  kann  er 
aber  fordern,  Glosse  s.  v.  honestius  zu  c.  25.  cit. 
III.  18;   Nlcollis  1.  c.  n.  54. 

3  Diese  Berechtigung  folgt  aus  dem  Assensrecht, 
de  Roye  ad  c.  25.  X.  cit;  Florens  ad  h.  t,  X. 
cit.  6,  opp.  ed.  Doujat  1,  127;  Reiffenstuel 
1.  c;  Berardi  1.  III.  diss.  IV.  c.  4,  ed.  cit. 
1,  294;  Phillips  7,  699.  Vgl.  auch  Th.  II. 
S.  603. 

Auf  andere  Stellen ,  namentlich  die  Kanoni- 
kate,  an  den  erwähnten  Kirchen  bezieht  sich 
c.  25.  X.  h,  t.  III,  38  nicht,  diese  unterliegen 
dem  Präsentationsrecht.    Vgl.  auch  S.  41.  n.  9. 

*  c.  25  cit.  h.  t.  macht  die  Ausnahme:  „nisi 
patronus  aliter  de  sua  iurisdictione  obtineat". 
Darunter  ist  theils  das  Recht  geistlicher  Personen, 
an  einer  Prälatenwahl  bei  einer  andern  Kirche 
theilzunehmen  (vgl.  -Th.  II.  S.  603.  604),  s. 
Glosse  zu  c.  cit.  v.  nisi,  theils  ein  ausdrücklicher 
ein  besonderes  Recht  des  Patrons  konstituirender 
Vorbehalt,  s.  die  cit.  Glosse,  Florens  1.  c.  127; 
Nicollis  1.  c.  n.  55;  J.  H.  Böhmer  J.  E.  P. 
111.38.  §.81;  Lippert  S.  82,  s.  auch  die  fol- 
gende Anm.,  theils  ein  specielles ,  einem  Für- 
sten, wie  z.  B.  das  dem  Kaiser  auf  (irund  des 
Wormser  Konkordates  (Th.  II.  S.  558)  zustehende 
Recht  bei  den  Wahlen  der  Bischöfe  und  Aebte 
gegenwärtig  zu  sein,  s.  de  Roye  ad  c.25.  X.  cit. 
u.  Schulte  K.R.  2,  676  n.  1,  verstanden  wor- 
den. Der  Zusammenhang  der  Stelle  ergiebt  so 
viel,  dass  in  den  fraglichen  Worten  ein  beson- 
deres ,  vom  Patronate  unabhängiges  Recht ,  wel- 
ches aus  einer  Regierungs-  oder  hoheitlichen  Ge- 
walt des  Patrons  herfliesst,  gemeint  ist.  Dass 
dabei  aber  an  die  von  Schulte  erwähnten  Rechte 
gedacht  werden  kann  ,  möchte  ich  bezweifeln  ,  da 


diese  nach  dem  Investiturstreit  vom  geistlichen 
Standpunkte  aus  sicherlich  nicht  als  Ausflüsse 
einer  fürstlichen  oder  kaiserlichen  iurisdictio  be- 
zeichnet werden  konnten.  Vielmehr  ist  wohl  an 
ein  mit  der  kirchlichen  Leitungsgewalt  zusam- 
menhängendes Wahlrecht  des  Kirchenoberen  zu 
denken ,  so  an  das  Recht  des  Bischofs  bei  den 
Wahlen  zu  den  gedachten  Stellen  an  den  Kathe- 
dral-  oder  Konventualkirchen  Theil  zu  nehmen ; 
dieser  soll  ein  solches  durch  Dotation  oderRedota- 
tion  derselben,  also  dadurch,  dass  er  Patron  wird, 
nicht  verlieren.  Die  blosse  Theilnahme  eines, 
nicht  mit  Leitungsgewalt  über  die  Kirche  ausge- 
statteten Geistlichen  an  der  Prälatenwahl  kann 
ferner  ebenfalls  nicht  als  iurisdictio  bezeichnet 
werden,  ebensowenig  lässt  sich  das  Wort  auf  ein 
kraft  Vorbehalt  des  Patrons  entstandenes  Recht 
beziehen. 

Die  Bestimmung  selbst  steht  jedenfalls  mit  der 
Tendenz  der  päpstlichen  Gesetzgebung,  die  Eigen- 
thumstheorien  der  Patrone  zu  bekämpfen,  Th.  II. 
S.  628 ff.,  im  Zusammenhang:  sie  will  offenbar 
bei  diesen  wichtigen  Stellen ,  welche  vielfach  mit 
den  betreffenden  Kirchen  von  weltlichen  Grossen 
gestiftet  worden  waren ,  Th.  II.  S.  385.  Anm.  5, 
jeden  direkten ,  an  das  Eigenthum  des  Stifters 
erinnernden  Einfluss  beseitigen. 

5  Das  ist  die  herrschende  Meinung,  s.  Vi  vi  an. 

1.  c.  P.  I.  1.  3.  c.  1.  n.  44.  45.  51.  Pyrrhus 
Corradusl.  c.  IV.  4.  n.  30.  37;  Leuren.  1.  c. 
qu.33;  Nicollis  1.  c.  n.  55;  Reiffenstuel 
III.  38u.68;  Ferraris  1.  c.  art.  1.  n.  28; 
Phillips -7,  699;  Schulte  2,  676.  Wenn 
Böhmer  1.  c.  u.  KaimS.  157  nur  die  bischöf- 
liche Zustimmung  für  erforderlich  halten,  so  steht 
dem  c.  51.  X.  cit.  I.  6  in  Betreff  des  Laienpatrons 
entgegen,  da  letzteres  keine  weitergehende  Aus- 
nahme zu  Gunsten  desselben  zulässt ,  und  diese 
geuieinrechtliche  Anordnung  nur  durch  den  Papst 
beseitigt  werden  kann,  s.  übrigens  auch  die  Anm. 
1  cit.  const.  Innoc.  VIII.  Im  Mittelalter  scheint 
man  aber  sich  nicht  stets  darangehalten  zu  haben, 
s.  dipl.  V.  1303,   bei  Hontheim,  hist.  Trevir. 

2,  21,  in  welchem  der  Erzbischof  von  Trier  ein 
derartiges  Patronatrecht  über  eine  Collegiatkirche 
zu  Oberwesel  anerkennt.  Nach  heutigem  Recht 
kommt  übrigens  noch  in  Betracht,  dass  dem  Papst 
ausschliesslich  die  Errichtung  von  Kirchen  der 
gedachten  Art  zusteht,  s.  Th.  II.  S.  385,  er  also 
auch  die  für  die  Entstehung  des  Patronates  erfor- 
derliche Genehmigung  zu  ertheilen  hat.  Uebri- 
gens  ist  derselbe  selbstverständlich  berechtigt, 
dem  Patron  auch  ohne  desfallsigen  Vorbehalt  ein 
solches  zu  gewähren.  Die  Existenz  des  Privilegs 
kann   nach   den  Entscheidungen  der  Rota  nicht 
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Genehmigung  des  Bischofs  ^   falls  dieser  überhaupt  zur  Errichtung  des  betreffenden 
Amtes  zuständig  ist  2. 

Noch  weniger  widerstrebt  es  dem  Wesen  des  Patronats ,  dass  die  Auswahl  der 
Kandidaten  seitens  des  Patrons  über  die  gemeinrechtlichen  Grenzen  hinaus  im  öffent- 
lich-kirchlichen Interesse  und  durch  besondere  dem  Kirchenoberen  kraft  dieser  seiner 
Stellung  zukommende  Befugnisse  beschränkt  ist  ^,  sei  es  durch  die  Stiftungsurkunde, 
sei  es  in  Folge  von  Verjährung,  sei  es  durch  Gewohnheitsrecht  oder  durch  partikuläre 
Rechtsnormen.  Letzteres  kommt  in  0 esterreich  vor.  Hier  kann  der  Laienpatron 
nur  aus  denjenigen,  ihm  vom  Ordinariate  benannten  Kandidaten  präsentiren,  welche 
sich  auf  die  übliche  öffentliche  Ausschreibung  der  Stelle  gemeldet  und  bei  Seelsorge- 
Stellen  auch  im  Pfarrkonkurse "•  bestanden  haben.  Der  geistliche  Patron  ist  sogar  an 
den  s.  g.  Ternavorschlag  gebunden,  d.  h.  ihm  werden  bei  Seelsorge-Aemtern  unter 
den  Bewerbern  diejenigen  drei,  welche  für  die  würdigsten  erachtet  worden  sind,  be- 
sonders bezeichnet,  und  er  darf  allein  einen  von  diesen  präsentiren^. 


nur  durch  Vorlegung  des  letzteren,  sondern  auch 
durch  eine  praescriptio  Immemorialis  cum  fama 
privilegii  oder  durch  den  Nachweis  einer  solchen 
Anzahl  von  mittelst  authentischer  Dokumente 
belegten  Präsentationen,  dass  sich  auf  ein  päpst- 
liches Privileg  schliessen  lässt,  dargethan  werden, 
Vi  vian.  1.  c.  n.  46 ff. 

Derartige  päpstliche  Koncessionen  ininnoc.  III. 
reg.  XIII.  ep.  21  (ed.  Migne  3,  220),  ferner  in 
ep.  Leon.  X.  v.  1514,  Ri  edel  cod.  diplom.  Bran- 
denburg. I.  8,  475  (in  Betreff  der  Propsteien  an 
den  Kathedralen  von  Brandenburg  und  Havelberg 
für  den  Markgrafen  v.  Brandenburg),  Const. 
Pii  VII.  V.  1818.  §.  1,  bull.  Rom.  cont.  15,117. 

^  Auf  ihn  bezieht  sich  das  gegen  den  Laien- 
patron ausgesprochene  Verbot  nicht. 

2  S.  Th.  II.  S.  388. 

3  Gemeinrechtlich  ist  eine  solche  Beschrän- 
kung schon  stets  für  den  geistlichen  Patron  fest- 
gesetzt s.  0.  S.  43,  eine  besondere  sogar  noch  in 
dem  S.  61.  n.  3  erwähnten  Falle.  Das  ebenda- 
selbst erwähnte  Nominationsrecht  kann  allerdings 
auch  im  Privat-Interesse  der  begünstigten  Person 
bestehen. 

4  Denn  dieser  findet  in  Oesterreich  auch  bei 
derartigen,  einem  Laienpatronate  unterstehenden 
Stellen  Anwendung,  Th.  II.  S.  500. 

5  Konkordat  Art.  24.  Daran  hat  das  Ges.  v. 
7.  Mai  1874  §.  4  nichts  geändert,  s.  G autsch 
v.  Frankenthurm,  d.  konfessionellen  Gesetze 
S.  45;  V.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  319. 

Auch  bei  einfachen  Beneflzien  ist  der  Patron 
an  die  Bewerber  gebunden ,  welche  sich  in  Folge 
der  öffentlichen  Aufforderung  gemeldet  haben. 

Ueber  die  Frist,  s.  0.  S.  46.  n.  2. 

Wenn  die  Nomination  und  die  Präsentation  ge- 
trennt sind ,  hat  der  Bischof  auch  dem  Nomina- 
tionsberechtigten  die  erforderlichen  Mittheilungen 
zu  machen,  welcher  einen  Monat  vor  Ablauf  der 
Frist,  d.  h.  also  wenn  der  Patron  im  Lande  ist, 
binnen  14  Tagen,  andernfalls  binnen  zwei  Mo- 
naten, die  Nomination  vornehmen  muss,  F  r  i  e  d  1  e 
a.  a.  0.  S.  41. 

Nach  Art.  25  des  Konkordates  (vgl.  auch  Art. 
17  der  Note :  Ecclesia  v.  18.  Aug.  1855,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  1,  XXIII)  sollte  der  Kaiser  bei  der 


ihm  zustehenden  Präsentation  für  die  Kanonikate 
und  Pfarreien,  welche  einem  auf  dem  Religions- 
oder Studienfonde  beruhenden  Patrohate  unter- 
worfen sind,  ebenfalls  an  den  Ternavorschlag  des 
Ordinariats  gebunden  sein.  Durch  §.  4  des  an- 
geführten Gesetzes  (alle  vom  Diöcesanbischofe 
zu  verleihenden,  „nicht  unter  einem  Privatpatro- 
nate  stehenden  kirchlichen  Aemter  und  Pfrün- 
den ,  welche  ganz  oder  zum  grössern  Theil  aus 
dem  Staatsschatze ,  dem  Religionsfonde  oder  an- 
dern öffentlichen  Mitteln  dotirt  werden  ,  können 
nur  auf  Grund  einer  durch  die  Staatsgewalt  vor- 
genommenen Präsentation  verliehen  werden.  Im 
Verordnungswege  wird  bestimmt,  durch  welche 
Organe  dieses  Präsentationsrecht  in  den  einzel- 
nen Fällen  auszuüben  ist")  ist  die  Beschränkung 
aber  beseitigt  worden,  Gautschv.  Franken- 
thurm 45.  46.  Die  in  Aussicht  genommene 
Verordnung  ist,  so  weit  mir  bekannt,  bisher 
nicht  ergangen.  Bisher  präsentirte  bei  Pfründen 
mit  einem  Jahres-Ertrage  unter  1000  Fl.  für  den 
Religions-  oder  Studienfond  die  Statthalterei,  im 
üebrigen  die  Finanzbehörde  (z.  B.  die  Finanz- 
Landes- Direktion),  bei  Pfründen  mit  höherem 
Einkommen  das  Kultus-,  bez.  Staatsministerium 
selbstständig  oder  nach  eingeholter  kaiserlicher 
EntSchliessung,  v.  Schul te  S.  319;  Ginzel 
K.  R.  2,  158.  n.  2. 

Das  preuss.  L.  R.  II.  11.  §§.  329 ff.  be- 
schränkt den  Patron  bei  Pfarrstellen  insofern,  als 
der  ausgewählte  Kandidat  zunächst  vor  der  Ge- 
meinde eine  Probepredigt  und  Katechisation 
halten  und  die  letztere  dann  mit  ihrer  Erklärung 
über  die  Würdigkeit  desselben  vernommen  wer- 
den soll.  Diese  Vorschrift,  welche  das  protestan- 
tische s.  g.  Votum  negativum  auf  die  katholische 
Kirche  überträgt,  ist  indessen  nicht  praktisch. 
Wenn  der  Patron  protestantischer  Konfession  ist, 
so  hat  er  drei  Kandidaten  zur  Probepredigt  zuzu- 
lassen und  denjenigen  von  ihnen  zu  präsentiren, 
welchen  die  Gemeinde  mit  Stimmenmehrheit 
ausgewählt  hat,  a.  a,  0.  §§.  340  ff.  Für  den  Fall, 
dass  mehrere  Kompatrone  vorhanden  sind  ,  kom- 
men für  die  Bestimmung  der  drei  Kandidaten  die 
oben  S.  56.  n.4ff.  erwähnten  Regeln  zur  Anwen- 
dung, a.  a.  0.  §§.  349  ff.    Auf  fiskalische  oder 
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l.  Dio  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  138. 


2.  An  Ehrenrech ten^  und  zwar  solchen,  welche  dies  im  engeren  Sinne  [iwa 
honorißca  oder  honorcs]  sind,  weil  sie  in  besonderen  äusseren  Vorzügen  vor  den  übrigen 
Gläubigen  bestehen  2,  gewährt  das  gemeine  Reclit  dem  Patron 

a.  nur  das  iim  oder  den  honoi^  processionis '\  d.  h.  das  Recht  des  Vortrittes  vor 
den  übrigen  Laien  bei  feierlichen  Umzügen ,  Prozessionen ,  in  und  ausserhalb  der 
Kirche. 

Die  sonst  noch  vorkommenden  Ehrenrechte  (s.  unter  b  bis  kj  beruhen  nicht  auf 
dem  gemeinen,  vielmehr  nur  auf  Gewohnlieits-  oder  geschriebenem  Partikular-Recht, 
welches  freilich  von  der  gemeinrechtlichen  Gesetzgebung  niemals  in  Frage  gestellt  isf*. 
Hieraus  folgt,  dass  sie  nach  gemeinem  Rechte  nicht  ohne  Weiteres  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  können,  vielmehr  nur  dann,  wenn  sie  im  Partikularrechte  oder  nach 
Gewohnheitsrecht  begründet,  oder  wenn  sie  bei  der  Stiftung  vorbehalten  oder  durch 
Ersitzung  (soweit  letztere  statthaft  ist)  erworben  sind^.     Es  gehört  hierher: 

b.  Das  Recht  auf  einen  besonderen  Sitz  oder  Betstuhl  an  ausgezeichneter  Stelle 
in  der  Kirche,  z.  B.  dicht  an  dem  Chor  oder  auch  in  demselben  oder  auf  der  Empor- 
kirche, der  s.  g.  /wnor  sedis^. 

c.  Das  Recht  auf  die  Fürbitte  oder  auf  das  Kirchengebet  [ius  precum,  honor  inter- 
cessionum  o.  precum  o.  ecclesiasticae  recilaäoms)  ' 


Staatspatronate  sind  diese  Vorschriften  in  Preus- 
sen  nicht  angewendet  worden,  weil  der  Staat  und 
der  Fiskus  konfessionslos  sind,  dagegen  Som- 
mer, neues  Arch.  f.  preuss.  R.  Jahrg.  10.  S.  638. 
—  Uebrigens  kommen  auch  gewisse  Beschränkun- 
gen des  Präsentationsrechtes  bei  denjenigen  lan- 
desherrlichen Patronaten  vor,  welche  den  Fürsten 
zur  Beilegung  des  Streites  über  das  s.  g.  landes- 
herrliche Patronatrecht  in  diesem  Jahrhundert 
seitens  des  Papstes  oder  der  Bischöfe  eingeräumt 
worden  sind,  s.  u.  §.  151.  I.  u.  IL  A. 

1  Vgl.  hiezu  besonders  die  o.  S.  6.  n.*  citirte 
Schrift  von  de  Roye. 

2  Historisch  hängt  die  Entstehung  dieser  Rechte 
offenbar  damit  zusammen  ,  dass  der  Patron  als 
Grundherr  und  als  Eigenthümer  der  Kirche  und 
des  kirchlichen  Vermögens  derselben  nicht  nur 
gegenüber  den  anderen  Gemeindemitgliedern, 
sondern  auch  dem  Geistlichen,  welcher  in  älterer 
Zeit  vielfach  von  ihm  abhängig  war  (s.  Th.  IL 
S.  624),  eine  besonders  hervorragende  Stellting 
einnahm,  wie  sich  dies  auch  in  der  damals  für 
den  Patron  üblichen  Bezeichnung:  senior  (a.  a. 
0.  S.  626)  zeigt.   Vgl.  auch  Kalm  2,  281. 

3  c.  25  (Clem.  III)  X.  h.  t.  38.  Ueber  die  Be- 
deutung des  aditus  processionis  in  c.  26.  C.  XVI. 
qu.  7  und  in  anderen  Stellen,  s.  Th.  II.  S.  619. 
n.  4  u.  S.  620.  n.  1.  Die  Glosse  zu  c.  26  cit. 
versteht  darunter  merkwürdigerweise  einmal  die 
Vorstellung  (Präsentation)  des  Geistlichen  beim 
Bischof,  ferner  auch  die  „promotio"  des  Klerikers 
zu  dem  Amte,  welche  der  Patron  veranlasst.  Vgl. 
auch  Pontiflcale  Romanum,  tit.  de  ecclesiae  dedi- 
catione  et  consecratione,  wonach  der  Bischof  zum 
Stifter  spricht :  „scias  .  .  .  quod  a  ss.  patribus 
statutum  est,  in  diei  dedicationis  anniversario 
solemni,  fundatores  et  eorum  heredes  in  processi- 
onibus  primos  esse  debere".  Dagegen  begreift  der 
honor  processionis  nicht  den  Anspruch  des  Patrons 
auf  feierlichen  Empfang  und  feierliche  Einholung 
durch  die  Geistlichkeit  beim  Betreten  der  Kirche 


in  sich.  Ein  solches  Recht  legt  schon  die  Glosse 
im  casus  zu  c.  un,  in  VIto  h.  t.  III.  19  dem  Pa- 
tron nur  bei,  wenn  er  gleichzeitig  der  Landes- 
herr ist.  Vgl.  auch  de  Roye,  de  iurib.  honorif. 
II.  c.  3;  Fagnan.  ad  c.  25,  cit.  n.  26;  Reif- 
fenstuel  III.  38.  n.  HO;  Ferraris  1.  c. 
art.4.  n.l05.  108;  Schilling  S.  97;  Schulte 
2,  701. 

■*  In  Baden  sind  durch  die  V.  v.  1808,  s.  o. 
S.  7.  n.  6,  denjenigen  Patronen,  denen  nicht 
Standes-  oder  grundherrliche  Berechtigungen  zur 
Seite  stehen,  die  Ehrenrechte  abgesprochen. 

5  Daher  kann  der  Besitz  der  Ehrenrechte  auch 
behufs  des  Beweises  des  Patronates  geltend  ge- 
macht werden ,  wenn  diese  partikular-  oder  ge- 
wohnheitsrechtlich mit  demselben  verbunden  sind, 
a.  M.  Kaim  S.  282.  n.  1. 

6  syn.  Vigorn.  (a.  1240.  c.  2,  Mansi  23, 
526):  „.  .  Nee  laici  Stent  in  cancellis,  dum  cele- 
brantur  divina:  salva  tarnen  reverentia  patrono- 
rum  et  sublimium  personarum";  syn.  Exon.  a. 
1287  c.  12,  1.  c.  24,  802:  „audivimus  quodprop- 
ter  sedilia  in  ecclesia  rixantur  multoties  parochi- 
ani,  duobus  vel  pluribus  unum  sedile  vindicanti- 
bus.  .  . .  Statuimus,  quod  nuUus  de  cetero  quasi 
proprium  sedile  in  ecclesia  valeat  vendicare,  nobi- 
libus  personis  et  ecclesiarum  patronis  dumtaxat 
exceptis :  sed  qui  orandi  causa  primo  ecclesiara 
introierit,  iuxta  propriae  voluntatis  arbitrium  sibi 
eligat  orandi  locum".  Auch  die  Glosse  zu  c.  un. 
in  VIto  h.  t.  III.  19  erwähnt  im  Casus  des  honor 
des  Patrons  „in  sessionibus".  Das  Vorrecht  ist 
auch  anerkannt  im  preu  SS.  L.  R.  II.  11.  §.  588 
u.  dem  kön.  sächs.  (jesetz  v.  11.  Aug.  1855 
Beilage,  §.  10.  Nr.  3,  Schreyer,  Codex  d.  sächs. 
K.  R.  S.  764.  Vgl.  Lippert  S.  130;  Kaim 
S.  295;  Schilling  S.  93;  Phillips  7,  774. 

7  Schon  die  Synode  von  Merida  v.  666.  c.  19 
bestimmt:  „eornm  nomina  a  quibus  eas  occlesias 
constat  esse  constructas  vel  qui  aliquid  his  sanc- 
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d.  Das  Recht  auf  eine  Begräbnissstätte  in  der  Kirche,  oder  —  da  jetzt  fast  überall 
die  Bestattung-  in  den  Kirchen  aus  sanitätspolizeilichen  Rücksichten  verboten  ist  —  ^ 
auf  dem  Kirchhofe  an  hervorragender  Stelle  und  zwar  ohne  Entgelt  (ms  oder  honor 
sepuUuraeY,  welches  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  Descendenten  des  Patrons,  mitunter 
auch  auf  andere  Familienglieder  ausgedehnt  ist^.     Im  Zusammenhange  damit  steht 

e.  das  Recht  auf  Kirchentrauer  4,  insbesondere  auf  Trauergeläute  [luctus  ecclesla- 
sticus)  5,  wenn  der  Patron  selbst  oder  ein  naher  Angehöriger  desselben  stirbt. 

f.  Das  Recht,  seinen  Namen,  sein  Wappen  oder  eine  Gedenktafel  an  den  inne- 
ren oder  äusseren  Wänden  der  Kirche  anzubringen  ^'  (ms-  oder  honor  mscriptionis,  viel- 
fach unrichtiger  Weise  ms  lystrae  o.  listraeJ  genannt).  Selbstverständlich  ist  es,  dass 
beim  geistlichen  Patronate  nur  das  Wappen  der  berechtigten  Kirche  oder  geistlichen 
Anstalt,  nicht  aber  das  Wappen  desjenigen  Geistlichen,  welcher  als  Vertreter  den 
Patronat  ausübt,  angebracht  werden  kann  s. 

g.  Der  honor  thuris  o.  siiffitus,  wonach  dem  Patron,  falls  er  männlichen  Geschlech- 
tes ist,  bei  der  Messe  der  Weihrauch  aus  dem  Weihrauchfass  besonders  gespendet  wer- 
den muss^. 


tis  ecclesiis  videntur  aut  visi  sunt  contulisse,  si 
viventes  in  corpore  sunt ,  ante  altare  recitentur 
tempore  missae ;  quod  si  ab  hac  decesseruiit  aut 
discesserint  luce ,  nomina  eorum  cum  defunctis 
fidelibus  recitentur  suo  in  ordine". 

Mitunter  geht  das  Recht  auch  auf  Einschluss 
der  Ehefrau  und  der  Kinder  des  Patrons  in  das 
Kirchengebet,  preuss.  L.  R.  II.  11.  §.089  (der 
Familie),  ebenso  in  Würtemberg,  V.  v.  17. 
Mai  1807,  V.  Vogt,  Samml.  d.  Verordn.  f.  Rotten- 
burg. S.  624,  und  auf  Abhaltung  eines  entspre- 
chenden Gottesdienstes  bei  freudigen  ;ind  trauri- 
gen, den  Patron  betreffenden  Ereignissen,  Lip- 
pert,  S.129;  Kaim  S.293;  Schilling  S.98. 
Anerkannt  ist  es  auch  in  Baiern,  Beilage  IV 
zur  Verf.  Urk.  v.  1818.  §.  4  u.  Beilage  VI.  §.  24, 
neues  Amtshdbch.  f.  prot.  Geistliche  in  Baiern 
2,  246  ff.  u.  dazu  Min.-Erl.  v.  18.  Okt.  1824,  v. 
24.  April  1829  u.  v.  18.  Okt.  1837,  Döllinger 
Samml.  5,.  452.  453.268,  sowie  im  Königreich 
Sachsen,  s.  vor.  Anm. 

1  Darüber  in  der  Lehre  vom  Begräbniss. 

2  Erwähnt  in  der  cit.  Glosse  zu  c.  un.  in  VIto 
III.  19,  vgl.  auch  syn.  Cicestr.  v.  1292.  c.  5, 
Mansi  24,  1100:  „In  ecclesiis  vel  earum  can- 
cellis  non  flaut  sepulturae  .  .  .  villarum  dominis 
et  patronis  ecclesiarum  et  illarum  uxoribus,  rec- 
toribus  et  vicariis  exceptis,  per  quos  vel  per  quas 
accreverit  honor  illis  ecclesiis  notabiliter  etperpe- 
tuo  duraturus". 

3  Preuss.  L.  R.  II.  11.  §§.590.591  (für  die 
Ehefrau,  eheliche  Descendenten  und  beim  Patron 
wohnende  Seitenverwandte).  Vgl.  im  Allgemei- 
nen Lippert  S.  131;  Kaim  S.  299 ;  Schil- 
lings. 99. 

4  Vgl.  Lippert  S.  131;  Kaim  S.  301; 
Schilling  S.  101;  preuss.  L.  R.  a.  a.  0.  §§. 
593.  594. 

5  Anerkannt  auch  in  Baiern,  s.  S.  64.  Anm. 
7;  im  Königr.  Sachsen,  a.  a.  0.  Anm.  6;  in 
Würtemberg  gebührt  das  Trauergeläute  dem  Pa- 
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tron  als  solchem  nicht,  vielmehr  ist  für  den  ein- 
zelnen Fall  der  Nachweis  zu  führen,  dass  dasselbe 
hergebracht  sei,  Min.  Erl.  v.  14.  Mai  1827,  Süs- 
kind  u.  Werner,  Repertorium  3,  416.  Dies 
gilt  aber  nicht,  wenn  der  Patron  Standesherr  oder 
Rittergutsbesitzer  ist,  weil  er  dann  wegen  dieser 
Eigenschaft  Anspruch  daraufhat,  V.  v.  12.  April 
1807,  V.  Vogla.  a.  0.  S.  624. 

6  Vgl.  Lippert  S.  182;  Kaim  S.  288; 
Schillings.  102.  Anerkannt  im  preuss.  L. 
R.  II.  11.  §.592  („Ehrenmäler  für  sich  und  seine 
Familie  in  der  Kirche  zu  errichten"). 

'^  Denn  dies  Wort  bedeutet  soviel  als  Streifen, 
ferner  die  schwarze  Behängung  (der  Kirche)  bei 
Trauerfällen,  DuFresne  DuCanges.  v. 
litra. 

8  Der  jeweilige  Patron  ist  kraft  seines  Patro- 
nates  nicht  befugt,  die  Wappen  seiner  Rechtsvor- 
gänger fortzunehmen,  denn  diese  sind  mit  dem- 
selben Rechte,  wie  das  seinige  angebracht.  Wenn 
man  dem  einzelnen  Mitpatron  dieses  Recht  über- 
haupt Kaim  S.  290  oder  wenigstens  beim  ding- 
lichen Patronat  abspricht,  Schilling  S.  102, 
und  im  ersteren  Falle  richterliche  Bestimmung 
über  den  Berechtigten  verlangt,  im  andern  aber 
die  Anbringung  eines  combinirten  Wappens 
sämmtlicher  Patrone  fordert,  so  ist  dies  unrich- 
tig, da  die  Ehrenrechte  aus  den  S.  16  entwickel- 
ten Gründen  von  sämmtlichen  Patronen  gefordert 
werden  können.  So  auch  preuss.  L.  R.  II.  11. 
§§.  605.606.  Verunstaltungen  und  üeberfüllun- 
gen  der  Kirche  hat  der  kirchliche  Obere  allerdings 
kraft  seines  Rechtes,  über  eine  äussere,  der  Be- 
stimmung des  Gebäudes  entsprechende  Einrich- 
tung zu  wachen ,  seinerseits  zu  verhüten.  Von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  können  daher  auch 
Beschränkungen  dieses  Rechtes,  welches  als  In- 
dividualrecht dem  öffentlichen  Interesse  weichen 
muss,  eintreten. 

^J  Vgl.  hierzu  und  zu  dem  Folgenden  Lippert 
S.  129;  Kaim  S.  297;  Schilling  S.  103. 


()() 


1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe 
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//.  Der  honor  aquac  hencdictae  0.  his  aspersionis  darin  bestehend,  dass  der  Pati'on 
zuerst  mit  Weihwasser  besprengt  wird'. 

i.  Der  Jumor  panis  hencdicti  et  candelac  bcnedictae,  des  Inhalts,  dass  dem  Patron 
vor  allen  Anderen  beim  Abendmahl  die  Hostie  und  bei  der  Vertheilung  von  Kerzen 
an  Maria  Liclitmess  zuerst  eine  besondere  Kerze  gereicht  wird  2, 

/:.  Das  Recht  auf  den  Friedenskuss  [osadum  pacis),  d.  h.  auf  Darreichung  des 
Kruciiixes  zum  Kusse  bei  der  Kommunion. 

Die  Natur  der  erwähnten  Ehrenrechte  bedingt  es,  dass  sie  nicht  von  allen  Patro- 
nen, vielmehr  nur  von  solchen,  deren  Patronatrecht  sicJi  auf  eine  Kirche  bezieht,  gel- 
tend gemaclit  werden  können,  denn  ihre  Ausübung  ist  nur  unter  dieser  Voraussetzung 
denkbar,  nicht  aber  dann,  wenn  die  Patronatsstiftung  blos  in  einem  Benefizium  oder 
in  einem  damit  verbundenen  Altar  bestellt.  Die  Bethätigung  einzelner  Rechte  in  Ka- 
pellen, z.  B.  des  s.g.  ius  listrae,  früher  auch  des  ius  sepulturae,  ist  allerdings  praktisch 
nicht  ausgeschlossen,  aber  immer  wird  es  darauf  ankommen,  ob  das  bestehende  Sonder- 
reclit  oder  die  obwaltenden  Rechtstitel  eine  solche  rechtfertigen. 

Was  sodann  die  Frage  betrifft ,  ob  der  protestantische  Patron  die  erwähnten 
Ehrenrechte  beanspruchen  kann,  so  ist  diese  jedenfalls,  so  weit  solche  Auszeichnungen, 
welche  eine  aktive  Betheiligung  des  Patrons  bei  gottesdienstlichen  Handlungen  voraus- 
setzen 's.  die  unter  a.  b.  g  —  k  erwähnten),  in  Frage  kommen,  zu  verneinen,  denn  es 
widerspricht  sowohl  der  Natur  der  Sache,  dass  die  katholische  Kirche  einen  Prote- 
stanten zu  solchen  Handlungen  zulässt  und  ihn  dabei  noch  besonders  auszeichnet,  als 
auch,  dass  der  protestantische  Patron  in  der  gedachten  Art  an  katholischen  Kultus- 
handlungen Theil  nimmt.  Bei  den  anderen  Rechten,  dem  der  Fürbitte  und  des  Trauer- 
geläutes, sowie  bei  dem  ius  inscriptionis  und  dem  ius  sepulturae,  soweit  bei  letzterem 
nur  eine  Grabstätte  auf  dem  Kirchhof  in  Betracht  kommt  \  steht  das  erwähnte  Moment 
nicht  hindernd  entgegen,  indessen  wird  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Vornahme  der- 
artiger Handlungen  für  Andersgläubige,  wiez.  B.  die  des  Gebetes  nnd  des  Trauergeläutes 
für  den  protestantischen  Landesherrn  etwas  durchaus  exceptionelles  ist,  mangels  be- 
sonderer gesetzlicher  Bestimmung  ^,  die  Berechtigung  protestantischer  Patrone,  selbst 
wenn  solche  Rechte  z.  B.  kraft  Gewohnheit  für  den  katholischen  hergebracht  sind, 
besonders  nachzuweisen  sein  5. 

Was  endlich  die  Ausübung  der  Ehrenrechte  bei  vorhandenem  Kompatronate  be- 
trifft, so  bringt  es  die  Anwendung  des  oben  (S.  16)  erörterten  Prinzips  mit  sich,  dass 
eine  solche  im  Allgemeinen  seitens  aller  Patrone  erfolgen  kann,  weil  hierbei  für  die 
Regel  eine  Beeinträchtigung  des  einen  durch  den  andern  nicht  stattfindet  •',  mithin  eine 


*  Die  Darreichung  des  aspergülum,  des  Weih- 
wassergefässes  ,  um  sich  selbst  zu  besprengen, 
kann  der  Patron  aber  nicht  verlangen. 

2  Auch  am  Palmsonntage  eine  Palme. 

3  Bei  dem  jetzt  unpraktischen  Begräbniss  in 
der  Kirche  liegt  aber  die  Sache  ähnlich  wie  bei 
der  aktiven  Betheiligung  am  Gottesdienst. 

4  So  gewährt  das  preuss.  L.  ß.  die  von  ihm 
anerkannten  Ehrenrechte,  s.  die  vorhergehenden 
Anmerkungen,  offenbar  auch  dem  protestantischen 
Patron,  denn  der  §.  582.  IL  11.  spricht  die  Aus- 
übung des  Patronates,  wozu  die  der  erwähnten 
Ehrenrechte  ebenfalls  gehören  ,  nur  denjenigen 
ab,  welche  zu  keiner  vom  Staate  geduldeten 
christlichen  Keligionspartei  gehören. 


5  Praktisch  wird  die  Bethätigung  der  gedach- 
ten Rechte  wohl  selten  vorkommen.  Die  o.  S.  33. 
Anm.  3.  angeführte  Bestimmung  des  westfälischen 
Friedens  kann  für  die  Lösung  der  im  Texte  be- 
handelten Fragen  nicht  in  Betracht  kommen,  weil 
die  Ehrenrechte,  abgesehen  von  dem  zu  a  erwähn- 
ten, nicht  gemeinrechtlich  flxirt,  also  auch  nach 
gemeinem  Recht  nicht  als  Ausflüsse  des  Patrona- 
tes gelten. 

6  Z.  B.  wenn  der  eine  Mitpatron  gleichzeitig 
mit  den  anderen  an  hervorragender  Stelle  bei  den 
Prozessionen  einherschreitet,  die  mehreren  Kom- 
patrone  im  Patronatsstuhl  dem  Gottesdienst  bei- 
wohnen oder  neben  einander  im  Kirchengebet 
genannt  werden. 
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Beschränkung  durch  die  Konkurrenz  der  Korapatrone  nicht  geboten  erscheint.  Eine 
solche  muss  aber  eintreten,  wenn  in  Folge  der  Geltendmachung  derartiger  Rechte  durch 
jeden  einzelnen  der  Kompatrone  entweder  die  Last  für  die  Kirche  vergrössert  ^  oder 
die  kirchliche  Ordnung  gestört  werden  würde  '^.  In  derartigen  Fällen  liat  der  Kirchen- 
obere  den  Umfang  und  die  näheren  Bedingungen  der  Ausübung  festzusetzen  3.  Dage- 
gen bleibt  es  den  Kompatronen  überlassen,  sich  über  die  Art  der  beschränkten  Aus- 
übung* und  falls  nach  den  erwähnten  Anordnungen  nicht  alle  Kompatrone  die  Ehren- 
rechte beanspruchen  können,  sich  über  einen  oder  mehrere,  welchen  die  Geltendmachung 
der  letzteren  zustehen  "^  oder  in  deren  Interesse  sie  erfolgen^'  soll,  zu  benehmen.  Bei 
etwaigen  Abstimmungen  werden  die  Regeln,  welche  in  Betreff  der  Stimmabgabe  bei  der 
Präsentation  gelten,  zur  Anwendung  gebracht  werden  können^.  Erfolgt  keine  l'^ini- 
gung  oder  ergiebt  die  Abstimmung  kein  Resultat,  so  bleibt  die  Ausübung  des  Rechtes 
so  lange  suspendirt,  bis  entweder  eine  Vereinbarung  unter  den  Kompatronen  getroffen 
oder  durch  Ausscheiden  einzelner  der  Grund  zur  Beschränkung  fortgefallen  ist. 

3.  Was  die  nutzbringenden  Rechte  des  Patrons  betrifft,  so  gewährt  das 
gemeine  Recht  demselben  nur  einen  Anspruch  auf  Alimente  ^.  Jedoch  ist  dieser  da- 
durch bedingt ,  1 .  dass  der  Patron  in  eine  solche  bedrängte  Lage  geräth,  dass  er  sich 
selbst  nicht  mehr  den  nöthigen  Unterhalt  verschaffen  kann-^   2.  dass  er  seine  Dürftig- 


Das  preuss.  L.  R.  II.  11.  §§.  605.  606  gesteht 
jedem  Kompatrone  die  Ehrenrechte  uneinge- 
schränkt zu,  wenn  der  Patronat  auf  mehreren 
Gütern  zu  gleichem  Rechte  haftet. 

1  Dies  kann  z.  B.  der  Fall  sein,  wenn  der  ho- 
nor  sepultnrae  für  eine  grosse  Anzahl  von  Kom- 
patronen in  Ansprucli  genommen,  für  eine  solche 
bei  nicht  ausreichendem  Patronatsstuhl  eine  Ver- 
grösserung  desselben  beansprucht  wird. 

2  Z.  B.  dadurch ,  dass  eine  zu  grosse  Anzahl 
von  Wappen  in  der  Kirche  angebracht  -werden 
soll  und  dadurch  der  kirchliche  Charakter  des 
inneren  Raumes  beeinträchtigt  werden  würde. 
Kaim  S.  290  spricht  überhaupt  dem  einzelnen 
Mitpatron  das  ins  lystrae  ab,  überlässt  aber  doch 
wieder  die  Bestimmung  des  berechtigten  der  rich- 
terlichen Entscheidung.  Schilling  S.  102  ge- 
stattet nur  beim  persönlichen  Patronat  jedem  der 
Kompatrone  die  Ausübung  des  Rechtes,  beim 
dinglichen  soll  ihnen  dagegen  hlos  die  Befugniss 
zustehen,  ein  aus  ihren  einzelnen  kombinirtes 
Wappen,  über  dessen  Zusammenstellung  mangels 
einer  Einigung  der  Richter  zu  entscheiden  habe, 
anbringen  zu  lassen.  Alle  diese  Aufstellungen 
sind  principlos  und  haben  keinen  Grund  für  sich. 

•^  Weil  er  die  Aufsicht  über  die  Ausübung  des 
Patronates  hat  und  das  öffentliche  Interesse  der 
Kirche  vertritt. 

4  Z.  B.  bei  nicht  zureichendem  Patronatsstuhl 
dahin,  dass  derselbe  nach  einem  bestimmten  Tur- 
nus benutzt  wird.  Ferner  kann  vereinbart  werden, 
dass  ein  solcher  ebenfalls  in  Betreff  des  Vorranges 
der  Kompatrone  unter  sich  bei  der  Vertheilung 
der  Kerzen  stattfinden  soll.  Unter  diesem  Ge- 
sichtspunkt erscheint  auch  die  Anbringung  eines 
kombinirten  Wappens  (s.  Anm.  2)  zulässig. 

5  Z.  B.  des  ins  lystrae. 

6  Z.  B.  die  des  honor  sepultnrae. 

''  Weil  das,  was  für  das  wichtigste  und  bedeut- 
samste Recht  der  Kompatrone  gilt,  analogi.sch  auf 
die  Ausübung  geringerer  Befugnisse  ausgedehnt 


werden  kann.  Daher  wird  man  auch  die  vom 
Stifter  festgesetzte  Vertheilung  der  Stimmen 
massgebend  sein  lassen  müssen ,  wenngleich  sie 
von  diesem  nur  für  die  Präsentation  angeordnet 
sein  sollte. 

8  c.  25  [Clem.  III)  X.  h.  t.  III.  38:  „si  ad  in- 
opiam  vergat  (patronus),  ab  ecclesia  illi  modeste 
succurritur,  sicut  in  sacris  est  canonibus  institu- 
tum".  Unter  den  letzteren  sind  c.  30  u.  c.  29. 
C.  XVI.  qu.  7.  gemeint.  Der  erstere  enthält 
einen  Theil  des  c.  38  Tolet.  IV  a.  633:  „Prae- 
bendum  est  a  sacerdotibus  vitae  solatium  indigen- 
tibus  et  maxime  his  quibus  restituenda  vicissitudo 
est.  Quicumque  ergo  üdelium  de  facultatibus  suis 
ecclesiae  aliquid  devotione  propria  contulerint,  si 
forte  ipsi  aut  fllii  eorum  redacti  fuerint  ad  inopiam, 
ab  eadem  ecclesia  suffragium  vitae  pro  temporis 
usu  percipiaiit.  Si  euim  clericis  vel  monachis  seu 
peregrinis  aut  quamlibet  necessitatem  sustinenti- 
bus  pro  solo  religionis  intuitu  in  usum  res  eccle- 
siasticaelargiuntur,  quanto  magis  his  consulendum 
est,  quibus  retributio  iusta  debetur?"  und  zwar 
den  mittleren  Satz  :  „Quicumque"  bis  „percipiant". 
Der  Kanon  selbst  stellt  es  als  eine  Pflicht  der 
Dankbarkeit  hin,  dass  die  Kirche  allen  denjeni- 
gen ,  welche  ihr  Zuwendungen  gemacht  haben, 
also  nicht  blos  den  Patronen,  wenn  sie  in  be- 
drängte Lage  gerathen,  ihrerseits  Unterhalt  ge- 
währe. Schon  Gratian  hat  dieser  Stelle  in  dem 
dictum  vor  derselben  (welches  in  den  bisherigen 
Ausgaben  als  Theil  des  vorangehenden  c.  29  er- 
scheint, aber  handschriftlich  nicht  dazu  gehört, 
ed.  Friedberg  Note  283  l.  c.)  „Si  vero  funda- 
tores  ecclesiarum  ad  inopiam  vergere  ceperint,  ab 
eisdem  ecclesiis  temporalis  vitae  suflfragia  perci- 
piunt"  eine  besondere  Beziehung  auf  den  fundator 
oder  Patron  gegeben ,  was  c.  25  X,  cit.  sanktio- 
nirt  hat. 

9  Wenn  Phillips  7,  783  unter  Berufung  auf 
die  Glosse  modeste  zu  c.  25  cit.  :  „habito  respectu 
ad  facultatem  ecclesiae  et  ad  qualitatem  personae", 
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I.  Die  llierjii'chie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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keit  nicht  selbst  verschuldet  hat^  3.  dass  keine  andere,  gesetzlich  zu  seiner  Alimen- 
tation verpflichtete  Person  vorhanden  ist'^,  4.  dass  die  Kirche  über  den  laufenden 
Bedarf,  also  über  dasjenige  hinaus,  was  für  die  Unterhaltung  des  Gebäudes  und  für 
die  Bestreitung  der  sächlichen  und  persönlichen  Kosten  des  Gottesdienstes  gebraucht 
wird,  Ueberschüsse -^  besitzt,  andererseits  aber  gleichviel,  ob- das  vorhandene  Vermögen 
noch  aus  der  ursprünglichen  Patronatsstiftung  herrührt  oder  verloren  gegangen  und 
durch  anderes  ersetzt  worden  ist^.  Seinem  umfange  nach  geht  der  Anspruch  nur  auf 
den  nothwendigeu  Unterhalt,  bei  dessen  Bemessung  allerdings  auf  die  früheren  Ver- 
Iiältuisse  des  Patrons  Rücksicht  zu  nehmen  ist'^. 

Das  erwähnte  Recht  steht  nur  demjenigen  Patron,  welcher  die  Kirche  gestiftet 
hat,  sowie  seinen  Nachkommen,  welche  den  Patronat  durch  Erbgang  überkommen  ha- 
ben^*, also  insbesondere  nicht  demjenigen,  welcher  durch  einen  sonstigen  Erwerb  des 


diese  Voraussetzung  dahin  fasst,  dass  der  Patron 
nicht  mehr  vermag,  auch  nur  einigerraassen  sei- 
nem Stande  entsprechend  mit  seiner  Familie  zu 
leben,  so  ist  das  irrig,  c.  25  spricht  von  inopia,  und 
die  Noth\vei:digkeit,  unstandesgemäss  zu  leben, 
setzt  keineswegt  in  allen  Fällen  eine  solche  vor- 
aus. Selbstverständlich  ist  es  auch,  dass  dem  Pa- 
tron, welcher  sich  durch  eigene  Thätigkeit  unter- 
halten kann,  das  Recht  nicht  zusteht,  vgl.  aucli 
Lippertin  seinen  Aunalen  d.  K.  R.  3,  87. 

1  Dies  folgt  aus  der  Natur  der  Sache,  da 
nicht  einmal  eine  sittliche  Pflicht  l'ür  die  Kirche 
vorliegt,  durch  eigene  Schuld  heruntergekomme- 
nen Individuen  Unlerstützungen  zu  gewähren, 
und  auf  dieser  Pflicht  die  statuirte  Rechts- 
pflicht Deruht.  Nur  Lippert  in  seinen  Annalen 
3,  82  vertheidigt  das  Gegentheil.  Lebrigejis  er- 
giebt  sich  die  kirchliche  Auffassung  aus  der  An- 
rede des  Bischofs  an  den  Fundator,  pontificale 
Roman,  de  eccl.  dedicationc:  „et  si  casu  ad  ege- 
statem  pervenerint  (fundatores  et  eonim  lieredes) 
grata  recordatione  ecclesia  fundatoris  piam  libera- 
litatem  recognosclL''.  Vgl.  auch  die  Entsch,  d. 
Congr.  conc,  Acta  s.  sed.  7,  695. 

2  Dies  ist  die  gemeine  Meinung  Vivian.  1.  c. 
P.  I.  c.  2.  n.  20;  Leuren.  1.  c.  P.  II.  qu.  106. 
n.  3;  Ferraris  1.  c.  art.  4.  n.  129;  Phillips 
7,782;  Richter-Dove  §.  191  ;  Schulte  2, 
701.  Der  Widerspruch  Kaims  S.  330  ist  un- 
begründet. Die  Subsidiarität  der  Haftbarkeit  folgt 
einmal  aus  der  latio  hegis,  sodann  aus  dem  Um- 
stand ,  dass  die  inopia  der  Kirche  gegenüber  noch 
nicht  vorhanden  ist ,  wenn  der  Patron  von  seinen 
alimentationspfliclitigen  Verwandten  Unterhalt 
erlangen  kann. 

^  P»ei  der  Feststellung  denselben  bleiben  natür- 
lich alle  Vermögensmassen,  welche  stiftungsmässig 
zu  besonderen  Zwecken,  z.  R.  für  Messen  u.  s.w. 
verwendet  werden  müssen,  ausser  Betracht. 

Es  kommt  allerdings  vor,  dass  dem  verarmten 
Patron  durch  Auferlegung  einer  Pension  auf  das 
Benefizium,  durch  OÖ'enhaltung  der  Stelle  und 
Zuweisung  eines  Theils  der  für  den  Beneliziaten 
bestimmten  Einkünfte  und  auf  andere  Weise  der 
Unterhalt  verschafft  wiid,  ohne  dass  dabei  die 
oben  inv  Text  erwähnten  Beschränkungen  festge- 
halten werden.  In  solchen  Fällen  handelt  es  sich 
aber  um  eine  (inade,  welche  der  Papst  nach  vor- 
heriger  Erörterung    der  Verhältnisse    durch  die 


Congregatio  concilii  gewährt,  vgl.  die  Entschei- 
dungen bei  Lingeji  u.  Reuss,  causae  seleclae 
p.  251.  256.  258. 

Dass  dagegen  andererseits  für  dieErmittelung  der 
Leistungsfähigkeit  nur  das  absolut  Nothwendige, 
insbesondere  nur  die  congruae  für  den  Benefl- 
ziaten  in  Berechnung  gezogen  und  die  bisherigen 
Ausgaben,  sowie  das  Einkommen  des  Benefizia- 
ten  im  Interesse  des  Patrons  gekürzt  werden 
müssen,  so  Kaim  S.  327.  328,  ist  unrichtig, 
vielmehr  kann  der  Patron  erst  auf  dasjenige,  was 
bei  einer  auskömmlichen  und  anständigen  Be- 
messung des  Bedarfs  übrig  bleibt,  Anspruch 
machen,  weil  die  Kirche  nicht  verpflichtet  ist,  mit 
Rücksicht  auf  den  Patron  sich  in  ihren  Ausgaben 
auf  das  knappste  Mass  zu  beschränken.  So  weit 
e-  nach  dem  Bemerkten  erforderlich ,  wiid  sich 
freilich  der  Beneüziat  eine  Minderung  seiner  Ein- 
künfte gefallen  lassen  müssen.  Niemals  kann  ihm 
aber  ein  Theil  derselben  deshalb,  weil  er  ein 
anderweites  eigenes  P^inkommen  ,  z.B.  aus  Pri- 
vatvermügen,  besitzt,  entzogen  werden.  Der  An- 
spruch des  Patrons  wird  allein  durch  die  Höhe 
des  Kirchenvermögens  bedingt,  durch  nichts  an- 
deres, Ferraris  1.  c.  n.  128.  Wenn  endlich  be- 
hauptet wird ,  dass  die  Alimente  nuj,  aus  den 
Früchten  und  F^inkünften  des  Vermögens ,  nie- 
mals aber  ans  dem  Kapital  gewährt  zu  werden 
brauchen,  Leuren.  1.  c.  qu.  100.  n.  5;  Kaim 
S.  327,  so  findet  dies  in  c.2ö  X.  h.  t.  keinen  An- 
halt. Nur  soviel  ist  richtig,  dass  dazu  unter  der 
im  Text  gedachten  Voraussetzung  allein  im 
äussersten  Falle  geschritten  werden  kann ,  weil 
der  festgestellte  Bedarf  der  Kirche  auch  für  die 
Zukunft  gesichert  bleiben  muss. 

"*  c.  25  cit.  macht  in  dieser  Beziehung  keinen 
Unterschied,  s.  auch  Ferraris  1.  c.  art.  4.  n. 
123. 

5  Das  bezeichnet  c.  25  cit.  mit:  ..modeste^^ 
Denn  ein  Almosen  soll  der  Patron  nicht  erhalten, 
daher  kann  er  nicht  gezwungen  werden,  die  Woh- 
nung des  Pfarrers  zu  theilen  ,  oder  gar  ein  etwa 
der  Kirche  gehöriges  Armenhaus  zu  beziehen. 
Vgl.  auch  die  F^ntsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1874, 
Ada  s.  sed.  7,  695. 

6  c.  25  X.  cit.  in  Verbindung  mit  dem  in  Be- 
zug genommenen  c.  30  C.  XVL  qu.  7  ergiebt, 
(s.  auch  Pontif.  Roman.  Anm.  1),  dass  nur 
der  fundator  und  seine  Abkömmlinge  den  Anspruch 


§.  138.] 


Inhalt  des  Patronatrechtes  (Nutzbringende  Rechte), 


69 


patronatsberechtigten  Gutes  Patron  geworden  ist ,  beim  Kompatronat  unter  den  er- 
wähnten Voraussetzungen  aber  jedem  einzelnen  zu  ^  Geht  der  Patronat  nicht  auf  eine 
Kirche  und  deren  Benefizien,  sondern  nur  auf  einen  Altar  und  ein  einzelnes  Benefi- 
zium ,  so  kann  dem  Patron  zwar  die  Alimentationsberechtigung  nicht  abgesprochen 
werden,  jedoch  ist  dieselbe  auf  das  Vermögen  des  betreffenden  Benefiziums  zu  be- 
schränken, weil  der  Patron  oder  sein  Vorfahr  nur  insoweit  die  Stellung  des  Stifters 
einnimmt. 

Auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder  des  Patrons  ^  erstreckt  sich  die  Alimentations- 
pflicht der  Kirche  nicht. 

Steht  der  Patronat  einer  juristischen  Person  zu,  so  kann  von  einer  derartigen  Be- 
rechtigung nicht  die  Rede  sein  ^. 

Sie  hört  auf,  wenn  der  Patron  sein  Patronatrecht  verliert"^,  ferner  wenn  eine  der 
unter  1,  3  und  4  erwähnten  Voraussetzungen  fortfällt  5. 

Sonstige  nutzbringende  Rechte  an  dem  Vermögen  der  Patronatsstiftung,  z.B.  das 
Recht  auf  bestimmte  jährliche  Gefälle,  Zinsen,  Abgaben,  Zehnten  u.  s.  w.  kann 
der  Patron  nach  gemeinem  Recht  nur  durch  einen  besonderen  Vorbehalt  bei  der  Stif- 
tung erwerben  ^,  und  zwar  bedarf  es  dazu  selbstverständlich  der  Zustimmung  desjenigen 


Laben,  so  auch  Vi  vi  an.  1.  c.  P.  I,  c.  2.  n.  20; 
L 0  1 1 e r.  de  re  benef.  P.  II.  qu,  5  n.  4  ff. ;  Leu- 
ren. 1.  c.  qu.  106.  n.  2;  Kaim  S.  325;  v. 
Schulte,  Lehrb.  3. Aufl.  S.  324.  Vgl.  auch  die 
Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  L Ingen  u.  Reuss 

1.  c.  p.  250. 

1  Natürlich  nur  so  weit  die  überschüssigen 
Mittel  derKirche  reichen,  Kaim  S.  326  ;  S  cli  11- 
1,1  ng  S.  iOo.  f]iiie  Verminderung  der  Hrihe  der 
Alimente  kann  aber  von  der  Kirche  nicht  deshalb 
verlangt  werden  ,  weil  ihre  Verpflichtung  durch 
die  Konkurrenz  mehrerer  verarmter  Patrone  im 
Vergleich  zum  Alleinpatronat  erhöht  wird.  Denn 
nach  positiver  Vorschrift  haben  sämmtliche  Ab- 
kömmlinge des  Stifters  den  Anspruch  auf  Ali- 
mente. Dagegen  Schulte  K.  R.  2,  702  ohne 
nähere  Begründung.  Dass  demjenigen,  welcher 
selbst  oder  dessen  Vorfahr  zur  Stiftung  einen 
grösseren  Beitrag  geleistet  hat,  auch  eine  grössere 
Unterstützung  gewährt  werden  muss,  so  Rochus 
de  Curte  1.  c.  def.  IV.  n.  3;  Lippert  S.  140; 
Kaim  S.  326,  lässt  sich  nicht  rechtfertigen,  denn 
der  Gedanke  eines  entsprechenden  Ersatzes  für 
die  aufgewendeten  Stiftungsmittel  an  den  Patron 
liegt  der  Alimentationspflicht  nicht  zu  Grunde. 

'^  Vielfach  wird  das  Gegentheil  angenommen, 
Barbosa  J.  E.  U.  III.  12.  n.  218;  Reiffen- 
stuelIII.38.  n.ll4;  Ferraris  1.  c.art.  4.  n.ll5; 
Lippert  S.  138;  Kaim  S.  325.  Für  die  An- 
sicht des  Textes  Schilling  S.  105;   Schulte 

2,  702.  Unter  den  fllii  in  c.  30  C.  XVI.  qu.  7 
sind  die  Nachkommen  des  Patrons,  die  heredes, 
wie  es  im  Pontiflc.  J\oman.  (ß.  68.  n.  1)  heisst, 
welche  nach  seinem  Ableben  an  seine  Stelle  tre- 
ten, nicht  die  im  Falle  seiner  Verarmung  etwa 
vorhandenen  Descendenten,  zu  verstehen. 

3  Merkwürdiger  Weise  spricht  Lippert  S. 
141  einem  ganzen  verarmten  Kolleg  die  Alimen- 
tationsberechtigung zu..  Die  juristische  Person  als 
solche  bedarf  aiber  nicht,  der  Alimentirung;  es 
könnte  ihr  nur  das  etwa  verlorene  Vermögen  er- 
setzt werden,  um  ihre  Zwecke  weiter  zu  erfüllen. 


*  Also  auch  dadurch,  dass  er  es  auf  einen  an- 
deren überträgt. 

Die  Frage,  ob  der  Stifter  oder  seine  Nach- 
kommen, trotzdem  dass  ersterer  bei  der  Stiftung 
von  vornherein  auf  das  regelmässig  für  ihn  ent- 
stehende Patronatrecht  verzichtet  hat,  die  Berech- 
tigung geltend  machen  kann ,  wird  meistens  be- 
jaht,  Ferraris  1.  c.  art.  4.   n.  118;  Berardi 

I.  c.  diss.  IV.  c.  7.  ed.  cit.  1,  315,  weil  derjenige 
Stifter,  welcher  sich  in  dieser  Weise  liberal  gegen 
die  Kirche  zeige,  noch  mehr  Berücksichtigung  als 
der  Patron  verdiene.  Dabei  ist  aber  übersehen, 
dass  die  Alimentations- Berechtigung  gesetzlich 
an  den  Patronat  gebunden  ist  und  der  Verzicht 
auf  den  letzteren  auch  den  auf  die  erstere  ein- 
schliesst. 

5  Partikularrechtlich  ist  der  Alimenta- 
tionsanspruch  des  Patrons  im  preuss.  I*.  R.  II, 

II.  §§.  595 — 597  anerkannt,  jedoch  steht  der- 
selbe jedem  Patron  zu  und  ist  auch  nicht  davon 
abhängig ,  dass  der  Patron  schuldlos  in  Armuth 
gerathen ,  in  Oestereich  nach  d.  V.  v.  1679. 
(o.  S.  7.  n.  5)  tit.  I.  §.  13,  wonach  die  Kirche 
dem  unverschuldet  in  Armuth  gerathenen  Patron 
„nach  zimblichen  Dingen  Hülff  zu  laisten  verbun- 
den.^*' In  Baden  ist  dagegen  durch  d.  V.  v.  1808 
No.  31  (s.  0.  S.  7.  n.  6)  den  Patronen  das  Recht 
ausdrücklich  abgesprochen. 

6  c.  23  (Luc.  III)  X.  h.  t.  III.  38 ;  c.  15  (Clem.) 
X.  de  cens.  IIL  39;  c.  9.  Trid.  Sess.  XXV.  de 
ref.  Auch  für  die  Durchführung  dieses  Satzes  be- 
durfte es  erst  der  Beseitigung  der  früheren  Auf- 
fassung, dass  die  Patronatsstiftung  mit  ihrem  Ver- 
mögen im  Eigenthum  des  Stifters  stehe  und  dieser 
in  Folge  desselben  die  Güter  der  Kirche  in  seinem 
Interesse  nutzen  könne,  s.  Th.  II.  S.  624.  628, 
namentlich  Anm.  3  dazu,  S.  633.  Einkünfte  der 
Patrone  werden  ferner  erwähnt  in  c.  18  (Inn.  III) 
X;  de  sent.  et  re  lud.  II.  27.  Gegen  die  Be- 
drückung der  Kirche  durch  Abgaben  eifert  schon 
c.  14  Later.  111.  v.  1179,  c.  4.  X.  h.  t.  III.  38, 
ferner  c.  23  cit.  h.  t.,  welches  die  Forderung  von 
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1.   Dil'  liiorairliic  und  die  Loituiu;  der  Kirche  iluicli  dieselbe. 
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Kirclieii-Obereu  ,  welcher  die  Pationatsstiftung-  überhaupt  zu  genehmigen  bat'.  Eine 
spätere  Erhöhung  ist  nur  unter  denselben  Voraussetzungen  ,  wie  die  Belastung  des 
Kircliengutes  überhaupt  gestattet-. 

1.  Das  Interesse  des  Patrons,  welches  er  an  der  Aufrechterhaltung  der  ilim  unter- 
stehenden Stiftung  hat ,  ist  nacli  gemeinem  Kecht  geschützt  durcli  die  ihm  zustehende 
s.  g.  rura  heneßcii.    Diese  umfasst 

a.  die  Befugniss  darüber  zu  wachen,  dass  die  Patronatsstiftung  in  ihrem  Bestände 
uud  tiir  ihren  Zweck  erhalten,  sowie  dass  das  Stiftungsvermögen  fundationsmässig  ver- 
waltet und  benutzt  werde.  Wie  weit  die  desfallsigen  Berechtigungen  des  Patrons 
gehen,  darüber  entsclieidet  zunächst  die  Stiftungsurkunde,  in  welcher  auch  eine  aktive 
Betheiligung  bei  der  Vermögensverwaltung  vorbehalten  werden  darf  •^. 

Mangels  derartiger  besonderer  Bestimmungen  kann  der  Patron  nach  gemeinem 
Kecht  nur  von  der  Verwaltung  des  Vermögens  Kenntniss  nehmen ,  und  bei  den  vorge- 
setzten Kirchenoberen  die  Abstellung  bemerkter  stiftungswidriger  Missbräuche  und  die 
Entfernung  ungetreuer  oder  sorgloser  Verwalter ,  auch  in  dringenden  Fällen  die  Ab- 
haltung einer  ausserordentlichen  Revision  beantragen  4.  Er  ist  daher  befugt,  die  Vor- 
legung der  Inventarien ,  der  Voranschläge  oder  Etats  und  der  Rechnungen  zu  ver- 
langen ,   weil  er  ohne  diese  Unterlagen  seine  Rechte  nicht  auszuüben  im  Stande  ist  ^, 


fodenim  fFiitter  für  Pferde),  von  albergariae  (Woh- 
nung und  Hewirthung)  und  des  regium  (ursprüng- 
lich Kopfsteuer,  also  eine  vom  Patron  verlangte 
Abgabe)  verbietet,  s.  auch  Th.  II.  S.  630;  gegen 
die  Geltendmachung  der  s.  g.  custodia  oder 
guardia  d.h.  der  auf  lehnrechtlii'hen  Anschau- 
ungen beruhenden  Einziehung  und  Nutzung  der 
Kirchengütt'r  durch  die  Patrone  während  der  Va- 
kanz ,  wo  diese  nicht  auf  der  Stiftungsurkunde 
oder  auf  alter  Gewohnheit  beruht,  und  da,  wo  dies 
der  Fall  ist,  gegen  die  missbräuchliche  Ausübung 
dieses  Rechtes,  c.  13  (Lugdun.  II.  v.  1274)  in 
YI*"  de  elect.  I.  6,  u.  Glosse  dazu  s.  v.  custodia, 
vgl.  auch  Th.  II.  S.  632.  Anm.  7  u.  8. 

*  Die  Genehmigung  braucht  natürlich  nicht 
speciell  für  den  Vorbehalt  ertheilt  zu  werden,  sie 
ist  z.  B.  in  dem  zur  Entstehung  des  Patronats 
überhaupt  nothwendigen  Konsense,  wenn  dieser 
auf  Grund  der  vorgelegten  Fundationsbedingun- 
gen  gegeben  worden  ist,  enthalien.  Der  Kirchen- 
obere hat  aber,  wenn  solche  Vorbehalte  gemacht 
werden,  zu  prüfen,  ob  die  dadurch  bedingten  Be- 
lastungen das  Fundationsvermögen  nicht  derart 
beschränken,  dass  es  zur  ordnungsmässigen  Un- 
terhaltung der  beabsichtigten  kirchlichen  Stiftung 
unzulänglich  wird.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  muss 
der  Konsens  verweigert  werden  ,  falls  der  Stifter 
seine  Ansprüche  nicht  herabmindert.  Nach  er- 
theiltem  Konsense  kann  er  dazu  nicht  mehr  ge- 
zwungen werden. 

'-  Vgl.  darüber  in  der  Lehre  von  der  Belastung 
und  Veräusserung  der  Kirchengüter. 

Bei  einem  Kompatronat  lässt  sich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ausführungen  oben  S.  16  nicht  der 
Eintritt  einer  Theilung  der  geldwerthen  Leistun- 
gen nach  Massgabe  der  Zahl  der  Patrone  anneh- 
men. Die  Höhe  einer  solchen  vermindert  sich  da- 
her nicht  durch  den  Fortfall  eines  der  Mitpatrone. 
Zur  Erhebung  sind  nur  sämmtliche  Patrone,  bez. 
ein  von  diesen  bestellter  Bevollmächtigter  berech- 


tigt. Soll  jeder  die  auf  ihn  fallende  Quote  selbst- 
ständig einziehen,  so  bedarf  es  dazu  eines  Ein- 
verständnisses unter  den  Patronen  ,  andererseits 
aber  auch  der  Zustimmung  des  Verpflichteten, 
weil  dieser  die  Leistung  ungetrennt  und  auf  ein- 
mal zu  machen  berechtigt  ist  und  sich  wider  seinen 
Willen  nicht  zu  Theilzahlungen  zu  verstehen 
braucht. 

3  Dies  ergiebt  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  3  de  ref. 
Die  Mitverwaltung  der  sonst  kirchenrechtlich  be- 
rufenen Organe  und  das  Aufsichtsrecht  der  kirch- 
lichen Oberen  kann  aber  nicht  ausgeschlossen 
werden ,  dies  würde  dem  Wesen  der  kirchlichen 
Rechtsordnung  widersprechen  und  deshalb  unzu- 
lässig sein,  s.  Th.  II.  S.  392. 

4  Die  Doktrin  hat  sich  dafür  auf  c.  31.  32. 
C.  XVI.  qu.  7  (Th.  II.  S.  621)  gestützt.  Weiter- 
gehende, nicht  stiftungsgemäss  vorbehaltene  Be- 
theiligung des  Patrons  verbietet  Trid.  1.  c.  u. 
Sess.  XXV.  c.  9  de  ref. 

Beim  Kompatronat  wird  jeder  Mitpatron  diese 
Rechte  ausüben  können  (vgl.  o.  S.  16),  weil 
durch  solche  Anträge  weder  den  Rechten  seiner 
Genossen  präjudizirt,  noch  eine  besondere  Last 
für  den  kirchlichen  Oberen  ,  welcher  auch  solche 
Anträge  von  Nichtpatronen  in  Erwägung  nehmen 
müsste,  herbeigeführt  wird. 

5  Auf  c.  7  (Alex.  III)  h.  t.  III.  38.  u.  c.  3. 
§.  3  (Later.  III  v.  1179)  X.  de  privil.  V.  33  kann 
man  sich  dafür  —  so  z.  B.  Ginzel  K.  R.  2,  162 
u.  Schilling  S.  91  —  nicht  berufen,  denn 
diese  Stellen  handeln  von  der  Rechnungslegung 
bei  der  Inkorporation,  vgl.  Lot t er.  de  re  benef. 
1.  I.  qu.  11.  n.  67fF.  ;  Leuren.  1.  c.  P.  II.  qu. 
95.  n.  5;  Michels  quaest.  de  iurepatr.  p.  11.  12. 
AV^enn  die  ersteren  beiden  dem  Patron  das  minu- 
tatim  exigere  rationes  absprechen ,  so  ist  das  nur 
insofern  richtig ,  als  damit  eine  Rechnungsablage 
im  eigentlichen  Sinn  gemeint  ist.  Die  Einsicht 
der  Details  der  Rechnung  kann  ihm  aus  dem  im 
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dagegen  kann  er  nicht  fordern,  dass  er  bei  der  Rechnungsablage  der  Verwalter  zu- 
gezogen ^  wird,  noch  weniger  ein  Recht  auf  Dechargirung  derselben  geltend  machen. 
Die  passive  Theilnahme  an  der  Visitation ,  soweit  sich  diese  auf  die  Verwaltung  der 
Temporalien  bezieht,  muss  ihm  dagegen  gestattet  werden  2. 

Die  erwähnten  Rechte  des  Patrones  beziehen  sich,  wenn  sein  Patronatrecht  sich 
auf  eine  Kirchenstiftung  als  Ganzes,  z.  B.  eine  Pfarrkirche  erstreckt,  nicht  nur  auf 
das  ursprüngliche  Fundations-,  sondern  auch  auf  das  später  anderweit  hinzugekommene 
Vermögen  '^ ,  andernfalls  aber  nur  auf  die  Gtitermassen  des  seinem  Patronat  unterwor- 
fenen speziellen  Benefiziums. 

In  betreff  der  Verwaltung  der  geistlichen  Seite  des  Amtes,  z.  B.  der  Administra- 
tion der  Sakramente  und  sonstigen  Kultushandlungen  hat  der  Patron  kein  Aufsichts- 
recht, wohl  aber  kann  er  einen  Nachweis  darüber  verlangen,  ob  die  stiftungsmässig  vor- 
geschriebenen Gottesdienste,  z.  B.  die  angeordneten  Messen,  abgehalten  worden  sind. 

Partikularrechtlich  gehen  die  Befugnisse  des  Patrons  hinsichtlich  der  Verwal- 
tung des  Kirchenvermögens  vielfach  über  die  ihm  gemeinrechtlich  gesteckten  Grenzen 
hinaus^. 

b.  Weiter  steht  dem  Patron  das  Recht  zu ,  bei  der  Veräusserung  der  Kirchen- 
güter mit  seinen  Einwendungen  gehört  zu  werden,  bez.  zu  derselben  seine  Genehmi- 
gung zu  ertheilen  ^. 

c.  Nicht  minder  hat  er  das  Recht,  bei  Veränderungen  der  seinem  Patronate  unter- 
stehenden kirchlichen  Einrichtung  oder  des  Patronatsbenefiziums  zugezogen  zu  wer- 
den ^ ,  dem  Laienpatron  steht  sogar  die  Befugniss  zu ,  in  einzelnen  derartigen  Fällen 
seine  Zustimmung  zu  ertheilen ' . 


Text   hervorgehobenen    Grunde    nicht   verwehrt 
werden. 

Das  Recht  auf  Vorlegung  der  gedachten  Papiere 
muss  beim  Kompatronat  gemeinsam  von  den  Pa- 
tronen ausgeübt  werden  ,  weil  anderenfalls  eine 
unstatthafte  Belastung  der  Kirche ,  wenn  jeder 
einzelne  nach  einander  diesen  Anspruch  geltend 
macht,  erfolgt;  s.  0.  S.  16.  Ueber  die  Art  der 
gemeinsamen  Ausübung  findet  das  0.  S.  67  Be- 
merkte Anwendung. 

1  SoLippertS.  136,  welcher  indessen  über- 
sieht, dass  diese  Befugniss  dem  Patron  zur  Aus- 
übung seines  Rechtes  nicht  nothwendig  wesentlich 
ist. 

2  Ginzel  K.  R.  2,  162.  n.  7;  Schilling 
S.  90.  Dagegen  Schulte  2,  700.  Das  Trid. 
Sess.  XXIV.  c.  3  i.  f.,  auf  welches  sich  letzterer 
beruft,  setzt  in  dem  erwähnten  Kapitel,  das  von 
der  Visitation  handelt,  und  zwar  in  den  Worten : 
^,Patroni  vero  In  iis  quae  ad  sacramentorum  ad- 
rainistrationem  spectant,  nullatenus  se  praesu- 
mant  ingerere ,  neque  visitationi  ornamentorum 
ecclesiae  aut  bonorum  stabilium  seu  fabricarum 
proventibus  se  immisceant,  nisi  quatenus  id  eis  ex 
institutione  ac  fundatione  competat;  sed  episcopi 
ipsi  haec  faciant  et  fabricarum  redditus  in  usus 
ecclesiae  necessarios  et  utiles,  prout  sibi  expedire 
magis  Visum  fuerit,  expendi  curenf^'',  doch  offenbar 
die  Anwesenheit  der  Patrone  bei  den  Visitationen 
voraus  und  verbietet  ihnen  nur,  sich  in  Betreff 
des  Kirchenschmucks  und  der  festliegenden  Güter 
einzumischen,  also  aktiv  neben  dem  Bischof  ein- 
zugreifen, keineswegs  bei  der  Visitation  behufs 


blosser  Kenntnissnahme  der  Lage  der  Verhält- 
nisse gegenwärtig  zu  sein.  Anscheinend  hat  auch 
Schulte,  s.  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  324.  n.  3,  da 
erjetztsagt:  „die  Visitation  mit  vorzunehmen 
steht  ihm  nur  zu ,  wenn  die  Stiftung  dies  Recht 
giebt",  geändert. 

3  Denn  dieses  tritt  nur  als  Accessorium  zu  der 
vom  Patron  oder  dessen  Vorfahren  in  das  Leben 
gerufenen  Stiftung  hinzu  und  braucht  von  dem- 
selben nicht  einmal  gesondert  gehalten  zu  wer- 
den, so  auch  Schilling  S.  90;  Michels  1.  c. 
p.  39. 

4  Nach  Partikularrecht  steht  ihm  vieliach  ein 
aktives  Recht  auf  Betheiligung  bei  der  Verwal- 
tung zu,  z.  ß.  in  der  Weise,  dass  er  selbst  mit 
in  das  Verwaltungs-Organ  als  Mitglied  einzutreten 
oder  ein  solches  zu  ernennen  befugt  ist.  Das 
Nähere  darüber  kann  erst  in  der  Lehre  von  der  Ver- 
waltung des  Kirchenvermögens  dargelegt  werden. 

5  S.  darüber  die  Lehre  von  der  Veräusserung 
des  Kirchengates. 

6  Vgl.  Th.  IL  S.  399.  406.  410.  419.  422. 
423.  454.  455.  461 ,  auch  für  die  Veränderung 
des  s.  g.  Status  beneflcii  (a.  a.  0.  S.  455)  muss 
dies  angenommen  werden.  Dieses  Recht  kommt 
jedem  einzelnen  Kompatron  zu,  weil  hierbei  sein 
besonderes  Recht  insofern  in  Frage  steht,  als  die 
substantielle  Veränderung  des  Benefiziums  auch 
seine  Mitberechtigung  am  Patronate  beeinflusst. 

7  A.  a.  0.  S.  406.  410.  422.  454.  Die  Ergän- 
zung des  mangelnden  Konsens  ist  aber  allein  in 
dem  Falle  des  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  15  de  ref., 
a.  a.  0.  S.  460.  n.  10,  ausgeschlossen. 


7*2  I.  Die  Hierarchie  uud  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  138. 

11.  rnter  den  dem  Patron  obliegenden  Pflichten  wird  ^-ielfacb  zunächst: 
die  s.  g.  Schutzpflicht,  die  df/hisio  der  Kirche,  d.  h.  die  Pflicht,  über  die 
Erhaltung  iler  kirchlichen  Anstalt  und  ihres  Vermögens  zu  wachen ,  sowie  letztere 
♦^egeu  AngriÖe  zu  vertheidigen.  aufgezählt  uud  dieselbe  gemeinschaftlich  mit  den  unter 
1.  4.  a  und  b.  erwähnten  Rechten,  unter  dem  Ausdruck;  Advokatie  des  Patrone? 
oder  auch  cnra  beneticii  begriffen  '.  Die  ältere  Doktrin  hat  diese  Ptlicht .  unter  Ver- 
wechselung der  Advokatie  im  eigentlichen  Sinne  mit  dem  Patronate ,  lediglich  aus  der 
in  den  Dekretalen  für  den  Patron  vorkommenden  Bezeichnung :  advocatus  hergeleitet  -, 
wobei  offenbar  weiter  der  Umstand  von  Einfluss  gewesen  ist,  dass  die  Patrone  in  man- 
chen Fällen  auch  zugleich  die  Advokatie  über  das  ihrem  Patronate  unterworfene  kirch- 
liche Institut  besessen .  und  fenier  auch  so  lange  der  Patrouat  als  ein  nutzbares  Recht 
behandelt  wunie  •^.  schon  in  ihrem  eigenen  Interesse  Beeinträchtigungen  und  Schmäle- 
nmgen  desselben  abzuwehren,  sich  genöthigt  gesehen  haben.  Das  gemeine  Recht  der  ka- 
tholischen Kirche  giebt  aber  tur  die  Annahme  einer  derartigen  Pflicht  des  Patrons  keinen 
Anhalt^.  Wenn  man  gleich  einräumen  kann,  dass  der  Besitz  eines  Öffentlichen  Rechtes 
den  Inhaber  gewöhnlich  auch  zugleich  zur  Ausübtmg  desselben  verpflichtet^,  also 
Recht  und  Pflicht  Korrelate  sind ,  so  fragt  es  sich  dabei  doch  immer .  ob  die  be- 
treffende Pflicht  blos  eine  ethische  ist  oder  ob  sie  durch  besondere  Bestimmungen  für 
eine  rechtliche,  also  für  eine  äusserlich  erzwiugbare  erklärt  worden  ist.  Sodann  aber 
weiter .  ob  das  fragliche  Recht  seiner  Xatur  nach  ein  derartiges  korrelates  Verhälmiss 
bedingt.  Beim  Patronat  ist  dies  aber  nicht  der  Fall  '^.  Derselbe  bildet  ein  dem  Patron 
in  seinem  eigenen  Interesse  gewährtes  Individualrecht.  Durch  seine  ]Siehtausübung 
erleidet  die  Ordnung  der  kirchlichen  Verwaltung  keine  Störung,  vielmehr  ist  der  kirch- 
liche Organismus  so  eingerichtet,  dass  er  auch  ohne  Voniahme  der  dem  Patrone  zuge- 
wiesenen Fnnktionen  seine  Aufgaben  erfüllen  kann.  So  wenig  weder  das  Recht  noch 
die  Doktrin  jemals  eine  der  Präsentationsbefugniss  entsprechende  Verbindlichkeit  des 

Auf  demselben  Boden  steht  das  Parrikularrecht,  3  S.  Th.  II.  S.  633. 

das  p  reu  SS.   L.   R.   II.  11.  ^.  '239  verlangt  bei  ,                          -^          • 

Yeränderunsen  in  bestehenden  Parochien  die  *  ^?1-  ^\f  '^'  "  "^  citirten  Stellen.  Die 
Anhörung  d^er  Interessenten,  mithin  auch  des  ^^^"«  ^^  <*•  ^-  ^Tolet.  IX.  c.  2  v.  6oo):  ..curam 
Patrons,  leber  Baiern  s.  Th.  II.  S.  472  Eben-  habeant  sohoitam-  lassen  sich  ihrem  Zusammen- 
sosoU  inWürtemberg  dem  Patron  Geleeen-  ^^?  "^*^*»  '»"^  ^^^  Zugeständmss  eines  Rechtes 
heit  gegeben  werden,  bei  Veränderungen  \on  ^  ^^^  Fundatoren  ,  nicht  als  Aufbürdung  einer 
Patronatspfarreien  seine  Rechte  celrend  zu  Pflicht  auffassen,  wie  denn  auch  der  Text  in  der 
machen,  andererseits  ist  aber  ein  unge^ündeter  Hi^Pana  dafür  die  Fassung :  ..curam  permittantur 
Widerspruch  zu  verwerfen ,  Min.  Erf.  v.  21.  ^^^^^  solUcitam-  aufweis;.  Die  kirchliche  Ge- 
AprU  iSlT.  Reyscher  Samml.  würtemb  Ges.  ^^^tzgebung  des  Mittelalters  hatte  überdies  bei 
10,  521.  Dasselbe  gut  in  Baden  nach  d.  V.  ^^^^  Tendenz,  die  Eingriffe  der  Patrone  in  die 
V  ISOS  (s  S  7  n  6)  \r  ^^7  *"*Ö  mit  der  ^  erwaltnng der  Patronatikirchen  zurückzuweisen, 
Ma^s^be,  dasVdem  Patron  im^Flue  seines  Wider-  wahrlich  keine  Veranlassung,  gerade  durch  Aner- 
spnichs  bei  der  Zenheilur.g  ein  AntheU  am  Er-  Nennung  der  behaupteten  Pflicht  der  Patrone  die- 
nennungsrecht  auf  die  neugestiftete  Pfründe  und  ^^°  ^"'  '^^'^'^^^  ^"*^  besondere  Handhabe  zu  ge- 
be! der  Union  ein  solches  in  Betreff  derjenigen,  ^ähre«.  Vgl.  hierzu  auch  Lippert,  Patronat 
mit  welcher  die  Patron atspfrün de  vereinist  wird.  ^-  ^^^-  l-^hncens  erkennt  selbst  ^chllllng 
vorbehalten  werden  muss.  In  beiden  Ländern  ^-  ^^^-  welcher  die  bekämpfte  Ansicht  vertritt, 
haben  die  geistliche  und  Staatsbehörde  über  den  *°-  <^**^  ^^^  Quellen  nichts  für  dieselbe  er- 
Widerspruch zu  entscheiden ,   die  letztere,  weil  gehen. 

sie  überhaupt  bei  derartigen  Veränderungen  ihre  5  So  stützt  sich  z.  B.  Schilling  darauf,  dass 

Zustimmtjng  zu  geben  hat,  Th.  II.  S.  467.  468.  ^ie  fragliche  Verbindlichkeit  des  Patrons  der  Na- 

Paul  de  Citadinis  P.  M.  art.  5.  n.  Iff.;  ^ut  der  Sache  nach  in  dem  Rechte  der  cura  be- 

Fagnan    ad  c   24  X.  h    t.  n.  3  ff. :  Reiffen-  neficii  enthalten  sei. 
stuel    lU.    38.    n.    117;    Schulte   2.    702: 

Schillings.  109.  111.  6  Mit  Recht  nennt  daher  Kaim  S.  334  die 

*  S.  Paul  de  Citadinis  u.  Fagnan.  a.  a.  0.  Schutzpflicht  des  Patrons  nur  eine  moralische. 
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Inhalt  des  Patronatrechtes  (Pflichten) 
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Patrons  zur  Präsentation  anerkannt  hat ,  ist  es  begründet ,  eine  dem  Recht  der  cura 
beneficii  korrelate  Pflicht  zu  der  letzteren  anzunehmen  ' . 

Dagegen  besteht  gemeinrechtlich  die  Verbindlichkeit  des  Patrons  unter  gewissen 
Voraussetzungen,  die  Kosten  für  die  bauliche  Unterhaltung  und  für  die 
Wiederherstellung  bestimmter  kirchlicher  Gebäude  zu  bestreiten. 
Sie  liegt  nicht  jedem  Patron  ob ,  und  ist  nur  dann ,  wenn  der  Patron  aus  dem  patro- 
natsbelasteten  kirchlichen  Institute  Einkünfte  zieht,  direkt  erzwingbar,  während 
im  entgegengesetzten  Falle  die  Verweigerung  ihrer  Erfüllung  nur  den  Rechtsnachtheil 
zur  Folge  hat,  dass  der  Patron  seines  Patronatrechtes  für  verlustig  erklärt  wird  2. 

Eine  Nothwendigkeit  zur  Vertretung  des  Patrons  in  der  Ausübung  des 
Patronatrechtes^,  d.  h.in  der  Ausübung  der  im  Patronate  liegenden  Rechte  und 
in  Betreff  der  Erfüllung  der  etwaigen  Patronatspflichten,  liegt  vor  : 

a.  bei  Handlungsunfähigen,  also  Wahnsinnigen ,  Kindern 4  und  Unmündigen-^. 
Diese  werden ,  wie  in  anderen  Beziehungen ,  durch  ihren  Vater  oder  ihren  Vormund 
vertreten,  Minderjährige^  sind  aber  ihre  desfallsigen  Befugnisse,  gleich  viel,  ob  sie 
unter  väterlicher  Gewalt  oder  Vormundschaft  stehen,  selbst  wahrzunehmen  befugt. 


1  Ein  Rechtsnachtheil  entsteht  ebenfalls  nicht 
für  den  Patron,  wenn  er  sich  11m  die  Verwaltung 
des  kirchlichen  Vermögens  nicht  bekümmert. 
Einzelne  Aeltere  haben  allerdings  angenommen, 
dass  er  des  Patronates  verlustig  wird ,  wenn  er 
einen  ungetreuen  Verwalter  nicht  denuncirt,  vgl. 
z.  B  Rochus  de  Curte  def.  3,  n.  3,  das  hat 
aber  gleichfalls  keinen  quellenmässigen  Anhalt. 

Vollends  unhaltbar  ist  es,  wenn  Schilling 
S.  113  auch  eine  Pflicht  des  Patrons  behauptet, 
die  Kirche  aktiv  und  passiv  in  Prozessen  zu  ver- 
treten, wenigstens  gegenüber  den  kirchlichen 
Oberen ,  während  er  andererseits  verlangt,  dass 
der  Patron  dabei  im  Einverständnisse  mit  diesen 
handele  oder  Ratihabition  derselben  nachsuche. 

Das  p reu  SS.  L.  R.  11.  11.  §.  568  folgt  aller- 
dings der  Meinung ,  dass  dem  Patron  eine  Ver- 
bindlichkeit zurVertheidigung  der  Kirche  obliegt. 
Von  seinem  Standpunkt  aus  ist  dies  aber  konse- 
quent ,  weil  der  Patron  bei  Prozessen  die  Voll- 
piacht  mit  auszustellen  (§.  658.  a.  a.  0.)  hat, 
eine  Vorschrift,  die  freilich  durch  das  Gesetz  vom 
20.  Juni  1875  theilweise  moditicirt  ist ,  s.  vor- 
läufig Koch,  Kommentar  z.  A.  L,  R.  6.  Aufl.  zu 
§.  658  cit. 

2  Partikularrechtlich  geht  dagegen  diese  s.  g. 
Baulast  des  Patrons  vielfach  weiter.  Des  Näheren 
vgl.  darüber  die  Lehre  von  der  Erhaltung  und 
Wiederherstellung  der  kirchlichen  Institute  und 
Gebäude,  vorläufig  s.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
v.  1686  bei  Richter  Tridentinum  S.  121.  n.  4 
u.  V.  1827,  Thesaur.  resolut.  87,  239:  an  patro- 
liatus  teneatur  restaurare  ecclesiam  parochialem 
in  casu?  Resp.  Affirmative,  praefixo  patrono  ter- 
mino  duorum  mensium  vel  ad  perficiendas  repa- 
rationes  vel  ad  renuntiandum  iuripatronatus." 

3  Die  hier  erörterten  Fragen  sind  bisher  nur 
in  der  freilich  wichtigsten  ,  aber  doch  immer  zu 
engen  Beziehung  auf  die  Präsentation  behandelt 
worden. 

*  Darüber  ist  die  Doktrin  einig.  Rochus  de 
Curte  def.  V.  n.  12;  Vivian.  1.  c.  1.  5.  c.  3. 
n.  15.  19. 


5  Unter  Berufung  auf  die  Verlöbnissfähigkeit 
der  Unmündigen  gestatten  die  meisten  Kanoni- 
sten  dem  impubes  iniäntia  maiof  auch  die  alleinige 
Präsentation  neben  dem  Vormund  und  lassen 
diese  der  etwa  gleichzeitig  erfolgten  Präsentation 
des  letzteren  vorgehen,  Rochus  de  Curte  def. 
V.  n.  12  ff.  ;  Vivian.  1.  c.  n.  15  ff.;  Ferraris 
s.  V.  iuspatron.  art.  4.  n.  4,  und  die  bei  diesen 
Citirten.  Diese  Analogie  ist  aber  nicht  gerecht- 
fertigt. Vielmehr  hat  es  auch  für  diesen  Fall  bei 
der  Regel,  dass  der  Unmündige  wegen  seiner  be- 
schränkten Handlungsfähigkeit  entweder  durch 
seinen  Vormund  vertreten  werden  oder  mit  Zu- 
stimmung desselben  handeln  muss ,  zu  verblei- 
ben, um  so  mehr,  als  auch  den  unmündigen 
Kanonikern  das  Recht  der  Theilnahme  an  der 
Bischofs  wähl  in  c.  32.  (Bonif.  VIII.}  in  VIto  de 
elect.  I.  6  abgesprochen  wird.  Diese  Ansicht  hat 
übrigens  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  an  Anhän- 
gern gewonnen,  s.  LippertS.  99;  Schilling 
S.  37;  Gerlach  S.  34;  Phillips  7,  794; 
Schulte  2,  697;  Friedle  a.  a.  0.  S.  5.' 

^  So  wenigstens  für  die  Präsentation  die  ältere, 
bis  in  die  neuere  Zeit  unangefochten  herrschende 
Meinung,  vgl.  vor.  Note,  Schilling  S.  37; 
Schulte  2,  697;  Friedle  a.  a.  0.  S.  6,  auf 
Grund  des  cit.  c.  32  und  des  c.  3  (Bonif.  VIII)  in 
VIto  de  iud.  II.  1,  wonach  der  pubes  minor  in 
Benefizial-  und  anderen  Spiritualsachen  Prozess- 
fähigkeit besitzt.  Wenn  einzelne  Neuere,  Lip- 
pert,  Gerlach,  Phill  ip  s  a.  a.  0.  die  Noth- 
wendigkeit  der  Mitwirkung  des  Tutors  oder 
Kurators  bei  der  Präsentation  seitens  eines  Min- 
derjährigen dadurch  zu  begründen  suchen,  dass 
sie  auf  die  dem  letzteren  mangelnde  geistige 
Reife  und  die  Beseitigung  des  Unterschiedes 
zwischen  Tutel  und  Kuratel  hinweisen  ,  so  steht 
dem  entgegen,  dass  das  kanonische  Recht  seiner- 
seits nach  den  beiden  gedachten  Stellen  die 
Handlungsfähigkeit  des  Minderjährigen  in  Nicht- 
vermögensangelegenheiten  anerkennt.  Dieser 
Grundsatz  ist  weder  durch  die  Veränderung  des 
weltlichen  Vormundschaftsrechtes  noch  durch  die 
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1.  Die  llioriiirhio  und  (He  Lcituni;'  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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b.  bei  juristischen  Personen.  Die  Patronatsangelegenheiten  einer  solchen  sind 
von  dem  verfassunj^suiässigen  Vertrotungsorgan  dersel])en  zu  verwalten  '.  Bei  geist- 
lichen Korporationen  werden  sie  mangels  besonderer  statutarischen  Vorschriften  durch 
Majoritätsbescliliisse  der  stimmfälligen  Mitglieder  erledigt'-^,  die  Präsentation  insbe- 
sondere ist  in  der  Weise  auszuüben ,  dass  der  zu  präsentirende  Kandidat  durch  eine 
nach  den  allgemein  geltenden  Regeln -^  vorzunehmende  Wahl  bestimmt  wird  i.  Der 
Vorsitzende  Prälat  kann,  so  fern  ilim  nicht  etwa  für  ein  ausschliessliches  Präsentations- 
recht  eine  hergebrachte  Gewohnheit  zur  Seite  steht -^j  nicht  selbstständig  präsentiren, 
vielmehr  allein  den  gewählten  Kandidaten  dem  institutionsberechtigten  Kirchenoberen 
bezeichnen  ^. 

Dagegen  gewährt  die  väterliche  Gewalt  an  sich ,  abgesehen  von  der  Handlungs- 
unfähigkeit des  Kindes,  ebensowenig  wie  die  ehemännliche  Gewalt,  ein  Recht  auf  die 
Ausübung  des  Patronates  des  Kindes  oder  der  Ehefrau  durch  den  Vater  oder  Ehemann. 
Der  Patronat  ist  kein  Vermögensrecht  und  unterliegt  daher  als  solcher  weder  dem 
väterlichen  oder  ehemännlichen  Niessbrauchrecht ,  noch  fällt  er  in  die  eheliche  Güter- 
gemeinschaft'. 

Nach  der  Auffassung  des  gemeinen  Rechtes  ist  der  Patronat  kein  höchstpersön- 
liches Recht,  welches  der  Patron  blos  in  eigener  Person  ausüben  dürfte,  vielmehr  steht 
es  ihm  frei ,  sich  in  seinen  Patronatsangelegenheiten  in  ihrer  Gesammtheit  oder  auch 
nur  in  einzelnen  derselben,  z.  B.  bei  der  Ausübung  des  Präsentatiousrechtes ,  durch 
einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen. 

Der  letztere  wird  aber  stets  einer  besonderen  darauf  gerichteten  Vollmacht  be- 
dürfen .  eine  General  -Vollmacht  zur  Verwaltung  aller  den  Machtgeber  betreffenden 
Angelegenheiten  kann  nicht  für  ausreichend  erachtet  werden,  weil  eine  solche  sich  der 
herkömmlichen  Fassung  und  Bedeutung  nach  nur  auf  das  Vermögen  des  Vertretenen 
bezieht  und  der  Patronat  kein  Vermögensstück  ist.  Dagegen  genügt  eine  allgemein 
auf  die  Wahrnehmung  der  Patronatsgeschäfte  gerichtete  Vollmacht  für  die  Besorgung 


Erhöhung  der  Anforderungen  für  die  Mitgliedschaft 
in  den  Kapiteln  und  die  Stimmberechtigung  in 
diesen  (s.  Th.  IL  S.  66.  81.  482.  484.)  beseitigt 
worden. 

Allerdings  müssen  in  den  Ländern,  wo  wie 
z,  B.  in  Altpreussen  der  Patronat  durch  die  welt- 
liche Gesetzgebung  geregelt  ist ,  auch  die  Vor- 
schriften der  letzteren  über  die  Handlungsfähig- 
keit auf  den  Patron  zur  Anwendung  kommen  und 
falls  demnach  der  Minderjährige  im  Allgemeinen 
nicht  als  voll  handlungsfähig  gilt ,  vgl.  z.  B,  A. 
L.  R.  IL  fll.  §.  599j  18.  §:'999  u.  Vormundsch. 
Ordn.  V.  1875.  §.  27,  wird  er  auch  der  Mitwir- 
kung des  Vormundes  bei  Patronatsangelegenheiten 
bedürfen. 

1  Also  z.  B.  bei  städtischen  Patronaten  von  dem 
Magistrat.  Vgl.  auch  preuss.  A.  L.  R.  IL  11. 
§§.  615.  616.  Steht  einer  Pfarrgemeinde  das 
Patronatrecht  zu,  so  muss  mangels  einer  beson- 
deren Repräsentation  derselben,  welche  sie  als 
solche  nach  katholischem  Kirchenrecht  nicht  be- 
sitzt, die  Versammlung  der  selbständigen  männ- 
lichen Parochianen  die  Präsentation  vornehmen, 
Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Richter,  Tridenti- 
num  S.  456.  n.  19. 

2  So  z.    B.    die  Frage,    ob  zur  Erhaltung  des 


Patronates  die  verfallene  Kirche  wieder  aufgebaut 
werden  soll. 

3  S.  Th.  IL  S.  125  ff,;  Friedle  a.  a.  0. 
8.  12. 

4  c.  6  (Coelest.  III.)  X.  de  his  quae  fiunt  III. 

10.  Die  Stelle  ist  nicht  so  aufzufassen,  dass  der 
Vorsitzende  (der  Prälat)  zu  seiner  Präsentation 
nur  den  Konsens  der  Korporation  einzuholen  hat. 
Er  besitzt  nur  eine  Virilstimme,  denn  es  soll  der 
conventus  oder  die  sanieret  maior  pars  desselben 
entscheiden  und  zu  diesem  gehört  er  selbst. 

5  c.  6.  X.  cit.  IIL  10. 

6  Weil  er  nach  aussen  hin  die  Korporation  re- 
präsentirt,  c.  21  (Innoc,  III.)  X.  de  rescr.  I.  3. 
Vgl.  überhaupt  Schilling  S.  43;  Phillips  7, 
793.  803;  Friedle  a.  a.  0.  S.  12  ff. 

■^  Anders  freilich  nach  preuss.   A.  L.  R.  IL 

11.  §.  599;  „Wem  die  Gesetze  die  Verwaltung 
des  Inbegriffs  der  Güter  und  Gerechtsame  eines 
Andern  übertragen  haben ,  der  ist  auch  das  dazu 
gehörige  Kirchetipatronat  in  dessen  Namen  aus- 
zuüben berechtigt." 

Ueber  Besonderheiten  ,  welche  auch  im  Gebiet 
des  gemeinen  Rechts  entstehen  können,  wenn 
der  Patronat  mit  einem  Grundstück  verknüpft  ist 
und  dieses  dem  väterlichen  und  ehemännlichen 
Recht  unterworfen  wird,  vgl.  §.  139. 


§.  138. 
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aller  derartigen  Angelegenheiten ,   insbesondere  auch  für  die  Vornahme  der  Präsenta- 
tion Namens  des  Machtgebers  ^. 

Der  Vertreter  des  Patrons,  mag  er  ein  noth wendiger  oder  ein  frei  gewählter  sein, 
muss ,  soweit  es  sich  um  die  Ausübung  der  im  Patronate  liegenden  Rechte  durch  ihn 
handelt,  für  seine  Person  zur  Erwerbung  eines  Patronates  fähig  sein  2.  Dies  folgt  dar- 
aus ,  dass  an  der  Verwaltung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  einer  bestimmten  Kon- 
fession nur  solche  Personen  theilzunehmen  befugt  sind,  welche  derselben  als  Mitglieder 
angehören ,  und  im  übrigen  die  von  der  betreffenden  Kirche  erforderte  Qualifikation 
besitzen.  Der  Umstand,  dass  der  Vertreter  die  fraglichen  Befugnisse  nicht  kraft 
eigenen  Rechtes  und  im  eigenen  Interesse  wahrnimmt,  erscheint  einflusslos.  Denn 
kraft  seiner  Vertretungsbefugniss  entscheidet  sein  Wille,  und  nicht  der  des  Vertretenen 
darüber ,  in  welcher  Art  und  Weise  die  Berechtigung  vorkommenden  Falls  ausgeübt 
werden  soll  ^. 

Ist  im  Falle  einer  nothwendigen  Vertretung  der  Vertreter,  z,  B.  der  Vormund, 
wegen  seiner  Unfähigkeit  von  der  Wahrnehmung  der  Patronatsangelegenheiten  ausge- 
schlossen, so  muss  er  seinerseits  einen  fähigen  Bevollmächtigten  bestellen  4.  Handelt 
es  sich  dagegen  um  ein  aus  mehreren  Personen  bestehendes  Vertretungsorgan ,  so  be- 
darf es  dieses  Ausweges  erst  dann,  wenn  alle  Mitglieder  desselben  unfähig  sind,  wäh- 
rend im  ungekehrten  Falle  die  Vertretung  durch  die  fähigen  geführt  wird  5. 

Diese  Regeln  kommen  aber  nicht  zur  Anwendung ,  wenn  die  Ausübung  solcher 
Patronats  -  Befugnisse  in  Frage  steht ,  welche  sich  nicht  als  eine  Theilnahme  an  der 
Verwaltung  kirchlicher  Angelegenheiten  darstellen,  vielmehr  rein  vermögensrechtlicher 
Natur  sind,  wie  z.  B.  die  Geltendmachung  des  Alimentationsanspruches  oder  die  Er- 
hebung von  Alimenten ,  sowie  die  Einziehung  von  vorbehaltenen  Prästationen  (durch 
den  nichtfähigen  Vormund  eines  wahnsinnigen  Patrons) ,  ebensowenig  wenn  es  sich  um 
die  Erfüllung  von  Pflichten  gleichen  Charakters,  wie  die  Gewährung  der  zur  Reparatur 
des  kirchlichen  Gebäudes  erforderlichen  Mittel ,  handelt.  Für  diese  Fälle  treffen  die 
Gründe,  welche  die  Ausschliessung  des  unfähigen  Vertreters  bedingen,  nicht  zu. 

Endlich  ist  auch  der  fähige  Vertreter  einer  physischen  Person  von  der  Geltend- 
machung derjenigen  Patronatsrechte ,  welche  höchst  persönlicher  Natur  sind ,  wegen 
dieses  Charakters  derselben  ausgeschlossen.  Es  gehören  hierher  die  Ehrenrechte,  welche 
eine  direkte  Beziehung  auf  die  Person  des  Patrons  haben  ^.  Diese  letzteren  können 
aber  für  die  Person  des  Patrons  beansprucht  werden,  so  weit  die  Handlungsunfähigkeit 


1  Das  Verlangen  einer  Specialvollmacht  für  die 
Präsentation,  vgl.  z.  B.  Leuren.  1.  c.  qii.  99. 
n.  2  lässt  sich  durch  die  analogische  Heranziehung 
von  c.  3.  in  VIto  de  off.  vic.  I.  13,  s.  Th.  II. 
S.  214.  n.  3  nicht  rechtfertigen.  Ferner  ist  die 
herkömmliche  Annahme ,  dass  ein  Prokurator  für 
die  Ausübung  des  Präsentationsrechtes  überhaupt 
nicht  oder  nur  in  gewissen  nothwendigen  Aus- 
nahmefällen vor  der  Erledigung  des  Patronats- 
benefiziums  gültig  bestellt  werden  könne  ,  Bar- 
bosa  de  off.  et  pot.  episc.  P.  III.  alleg.  72.  n. 
115;  Leuren.  1.  c,  Friedle  a.  a.  0.  haltlos; 
gegen  das  Verbot,  Expektativen  auf  unerledigte 
Aemter  zu  ertheilen ,  wird  dadurch  nicht  Ver- 
stössen, s.  auch  Berardi  1.  c.  p.  313. 

2  S.  0.  S.  32. 

3  Selbst  wenn  der  Vertreter  mit  speciellen  An- 


weisungen seines  Machtgebers  versehen  ist,  er- 
scheint das  Handeln  des  ersteren  nach  aussen  hin 
doch  als  Ausfluss  seines  Willens,  und  ein  Dritter 
hat  kein  Recht ,  Auskunft  über  seine  etwaige 
Instruktionen  zu  verlangen. 

4  Vgl.  auch  preuss.  A.  L.  R.  IL  11.  §§.582. 
583. 

5  Vgl.  preuss.  V.  v.  1816  (s.  0.  S.  32.  n.4): 
„5.  Wo  dasPatronat  einer  Kommune  zusteht,  kön- 
nen jüdische  Mitglieder  derselben  an  dessen  Aus- 
übung keinen  Theil  nehmen." 

6  S.  0.  S.64ff.  unter  a — d.g — k,  dagegen  wird 
der  Vertreter ,  namens  seines  Bevollmächtigten, 
das  ius  inscriptionis  ausüben,  also  den  Namen 
oder  das  Wappen  desselben  in  der  Patronatskirche 
anbringen  lassen  können. 
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oder  die  geminderte  Handluiigsfähigkeit  desselben  die  Erweisung  der  kircliliclicn 
Ehrenbezeichnung  nn  ilni  iiiclit  liindert  oder  seine  Theilnahme  an  der  fraglichen  kirch- 
liclien  Funktion  nicht  ausschliesst.  In  letzterer  Beziehung  steht  z.  B.  nichts  entgegen, 
dass  der  unmündige  Patron  in  angemessener  Begleitung ,  also  auch  der  seines  Ver- 
treters, dem  (Jottesdienste  in  dem  Patronatsstulile  beiwolmt,  in  ersterer  nichts ,  dass 
dem  Patron  ,  welcher  im  Kindesalter  oder  während  einer  Geisteskrankheit  stirbt ,  der 
houor  sepulturae  gewährt  wird. 

Juristische  Personen  können  als  solche  keinen  Anspruch  auf  Ehrenrechte  machen, 
welche  eine  Theilnahme  am  Gottesdienst  voraussetzen  und  die  Person  des  Patrons  be- 
treflen  ,  daher  entfällt  die  Möglichkeit  ihrer  Ausübung  durch  die  Vertreter  desselben, 
es  sei  denn,  dass  die  letztere  gewohnheitsmässig  mit  Rücksicht  auf  die  Stellung  und  Be- 
deutung der  juristischen  Person  hergebracht  sei  ^ .  Der  Geltendmachung  der  anderen 
Ehrenreclite.  also  des  ius  precum  und  des  honor  inscriptionis ,  steht  nichts  entgegen, 
aber  diese  erfolgt  für  den  Patron  selbst'^,  nicht  für  die  Vertreter. 

§.  139.    00.   Die    Verfügung  aber  eclitigung  des  Patrons  in  Betreff  des  Patronat- 

r  echtes  {TJ eher  gang  desselben). 

I.  Das  Patronatrecht  ist  kein  höchstpersönliches  Recht,  es  kann  daher  sowohl 
von  dem  ersten  Erwerber  wie  auch  von  dessen  Nachfolgern  auf  andere  Personen  über- 
tragen werden. 

A.  Der  dingliche  Patronat  folgt  dem  rechtlichen  Schicksale  desjenigen  Gutes, 
dessen  Accessorium  er  ist ,  und  geht  auf  denjenigen  über ,  welcher  das  Gut  durch 
rechtsgültigen  Titel  unter  Lebenden  ;z.  B.  Kauf,  Tausch,  Schenkung,  Ersitzung) 
oder  von  Todeswegen  (als  Erbe  oder  Legatar)  erwirbt^.  Gelangt  das  Gut  an  einen 
patronatsunfähigen  Erwerber ',  so  ruht  das  Patronatrecht  so  lange ,  als  das  Grund- 
stück im  Eigenthume  desselben  verbleibt^.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  Erwerb  ein 
simonistischer  gewesen'',  z.  B.  der  Patronat  bei  dem  Gutskaufe  besonders  zu  Geld  an- 
geschlagen worden  ist. 

•  So  z.  B.  der  hoiior  processionis  für  den  Ma-  Begriffe  des  dinglichen  Patronates,  Dieser  An- 
gistrat der  Stadt  oder  die  Vorsteher  des  Klosters,  sieht  Rochus  de  Curte  def.  10.  n.  66;  Lip- 
wenn  dem  ersteren  oder  letzteren  ein  Patronat  pert  S.  194;  Kaim  S.  88;  Schilling  »S.  20; 
zusteht.  In  derartigen  Fällen  wird  die  den  Ver-  v.  Seh  u  Ite  ,  Lehrh.  3.  A.  S.  314.  n,  4;  Vering 
tretern  erwiesene  Ehrenbezeugung  als  eine  solche  K.  R.  8.491.  Phillips  7,  769  erkennt  dieselbe 
gegen  die  von  ihnen  vertretene  juristische  Person  ebenfalls  als  principiell  richtig  an,  verlai'gt  aber 
betrachtet.  Die  öffentliche  Anerkennung  des  Wer-  dennoch  den  Eintritt  libera  collatio  des  Bischofs, 
thes,  welcher  auf  die  von  der  letzteren  verlolgten  damit  die  Kirche  nicht  gleichzeitig  mit  dem  Delin- 
Zwecke  gelegt  wird,  kann  nicht  anders  ausge-  quenten  bestraft  werde  und  jede  Aussicht  auf 
drückt  werden,  als  dass  man  sich  diese  gewisser-  Befreiung  vom  Patronate  verliere.  Auf  diese 
massen  in  den  Vertretern  personificirt  vorstellt.  letztere  hat  die  Kirche  indessen  kein  Recht. 

2  Es  wird  also  für  die  Stadt,    für  das  Kloster  *  Vgl.  o.  S.  32. 

gebetet,  vgl.  auch  o.  S.  65.  5  Von  einem  Erlöschen  des  Rechtes  kann  hier 

3  Vgl.  c.  13  (Alex.  III.J  h.  t.  III.  38  und  o.  nicht  die  Rede  sein.  Denn  das  Gut,  der  Träger 
S.  9,  ferner  preuss.  L.  R.  II.  11.  §.  581.  Dass  desselben  existirt  fort  und  kann  wieder  in  die 
bei  einer  Konfiskation  des  berechtigten  Gutes  der  Hände  eines  zum  Erwerbe  und  zur  Ausübung 
Staat  (Fiskus)  ebenfalls  den  damit  verbundenen  des  Richters  fähigen  übergehen.  Vgl.  auch  die 
Patronat  erwirbt,  ist  namentlich  von  den  Aeltern  S.  32.  n.4  u.  5  citirten  partikularrechtlichen  Vor- 
aus dem  haltlosen  Grunde  in  Zweifel  gezogen  wor-  Schriften. 

den,  weil  der  w.ltliche,    die  Konfiskation  anord-  6  c.  6  (Alex.  III.)  X.  h.t.  III.  38;   Trid.  Sess. 

nende  Richterspruch   nicht  mit  über  den  Patro-  XXV.  c.  9  de  ref.    Diese  Stellen   sprechen  zwar 

nat  als  ius  spiritualiannexum,  entscheiden  könne,  den  Verlust  des  Patronates   schlechthin  aus.    Da 

s.   z.  B.    Paul,   de  Citadinis  P.  XIV.    n.  5;  ,    die   Strafandrohung   in    denselben  sich  indessen 

Ferraris  1.  c.  art.  2.  n.  21,  folgt  aber  aus  dem  nur  gegen  den  Schuldigen  richtet,  und  die  Auf- 
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Bei  einer  Parcellirung  des  berechtigten  Gutes  geht  das  Recht  auf  alle  Erwerber 
der  Trennstücke  über  und  es  entsteht  für  dieselben  ein  Kompatronat  ^ .  Bei  blosser 
Abzweigung  einzelner  Parcellen,  durch  M^elche  das  Gut  in  seinem  Bestände  nicht  we- 
sentlich verändert  wird ,  bleibt  es  auf  dem  ursprünglichen  Stammgrundsttick  haften  2. 
Eine  völlige  Lostrennung  des  dinglichen  Patronates  von  dem  berechtigten  Gute  (d.  h. 
die  Verwandlung  desselben  in  einen  persönlichen  durch  Vorbehalt  bei  der  Veräusse- 
rung)  ist  unstatthaft  und  nichtig^,  kann  also  den  Uebergang  des  Rechtes  auf  den  Er- 
werber des  Gutes  nicht  hindern.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  der  Fall,  wenn  der 
bisher  dingliche  Patronat  durch  Schenkung  in  einen  geistlichen  umgewandelt  wird  4. 

Schliesslich  kommt  noch  in  Frage,  welchen  Einfluss  die  Beschränkung  des  Eigen- 
thümers  in  dem  Gebrauche  und  der  Benutzung  des  berechtigten  Gutes  durch  desfallsige 
Rechte,  welche  für  andere  Personen  begründet  werden ,  auf  den  Patronat  äussert.  In 
diesen  Fällen  ist  im  Allgemeinen  ein  Uebergang  des  Rechtes  selbst  seiner  Substanz 
nach  auf  derartige  Berechtigte  ausgeschlossen,  denn  der  Eigenthümer  giebt  seinEigen- 
tlium  am  Grundstücke,  dasjenige  Recht,  auf  welches  sich  seine  Stellung  als  Patron 
gründet ,  nicht  auf.    Es  kann  sich  daher  nur  darum  handeln  ,  ob  mit  der  Begründung 


hebung  des  Zusammenhanges  des  Patronates  mit 
dem  Gute  nicht  als  Strafe  festgesetzt  ist,  so  kön- 
nen allein  der  Veräusserer  und  der  Erwerber  für 
ihre  Person  das  Recht  verlieren,  d.  h.  es  muss 
ein  Ruhen  desselben  eintreten,  so  lange  einem 
von  beiden  das  Eigenthum  am  Gute  zusteht. 

1  Wenn  der  Patronat  einmal  auf  das  Gut  radi- 
cirt  ist  und  dieser  Zusammenhang  das  weitere 
Schicksal  des  Rechtes  bestimmt,  so  muss  dieses 
Bestimmiingsmoment  so  lange  seine  Wirkung 
äussern ,  als  letztere  nicht  unmöglich  gemacht 
wird.  Dies  geschieht  aber  durch  die  Parcellirung 
nicht,  denn  das  frühere  einheitliche  Gut  dauert 
in  seinen  Trennstücken  fort.  Dieselbe  Ansicht 
vertritt  das  preuss.  Ob. -Tribunal,  Striethorat 
Arcliiv  f.  Rechtsfälle  31,  89  und  die  preussische 
Verwaltungspraxis.  Andererseits  wird,  so  von 
Koch,  Kommentar  zum  preuss.  L.  R.  zu  11.  11. 
§.  581,  der  Untergang  des  Patronates  und  von 
Michels,  quest.  controv.  p.  42.  43  die  Sus- 
pension der  in  demselben  liegenden  Rechte  bis 
zur  Wiedervereinigung  der  getrennten  Parcellen 
angenommen,  weil  das  bisherige  Gut,  als  Inbe- 
griff von  Rechten  und  Pflichten,  der  Träger  des 
Patronates,  durch  die  Dismembration  vernichtet 
werde.  Letzteres  ist  nicht  richtig,  der  fundus  al.-; 
solcher  ist  nicht  untergegangen,  und  die  Qualität 
des  Gutes  als  eines  besonders  berechtigten,  z.  B. 
eines  Rittergutes,  ist  für  das  dingliche  Patronat- 
recht,  nicht  wesentlich  ,  wie  beide  Schriftsteller 
irrthümlich  voraussetzen,  sondern  völlig  gleich- 
gültig (S.  auch  das  Th.  II.  S.  633  mitgetheilte 
Beispiel  eines  an  eine  Wiese  geknüpften  ding- 
lichen Patronates).  Des  Näheren  vgl.  meine 
Ausführungen  beiDove  u.  Friedberg  Ztschr. 
f.  K.  R.  7,  3  ff. 

Endlich  ist  es  auch  unrichtig ,  dass  bei  einer 
Theilung  des  Gutes  der  Patronat  als  Alleinpatronat 
auf  dem  grösseren  Theil  haften  bleibt,  so  Lip- 
pert  S.  157;  Kaim  S.  79;  Schulte  K.  R.  2, 
689.  n.  5.  Die  dafür  cit.  1.24.  D.  XVIII.  1; 
c.  16.  X.  h.  t.  III.  38,  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9 
de  ref.    u.  die  Glosse    zu    c.  13.  X.  h.  t.    be- 


weiseii  nichts.  Vgl.  auchDove,  Ztschr.  a.a.O. 
S.  21.  22. 

2  Denn  dergleichen  unwesentliche  Verände- 
rungen haben  keinen  Einfluss  auf  den  Träger  des 
Rechtes,  das  Gut,  da  ein  solches  nicht  bis  in 
die  kleinsten  Theile  hinein  absolut  unveränder- 
lich ist. 

3  Die  Zulässigkeit  einer  solchen  nehmen  an 
Schilling  S.  17.  n.  72  u.  v.  Schulte  Lehrb. 
3.  A.  S.  314,  erstererunterRerufungauf  das  nichts 
beweisende  c.  9.  X.  h.  t.  III.  38.  Mit  Veräusse- 
rung  des  berechtigten  Gutes  erlischt  der  Titel, 
aus  welchem  der  Patronat  bisher  dem  Eigen- 
thümer zugestanden  hat.  Der  Vorbehalt  dessel- 
ben als  eines  persönlichen  Rechtes  stellt  sich 
demnach  als  ein  Neu-Erwerb  ohi\e  einen  vom 
kanonischen  Recht  anerkannten  Entstehungsgrund 
dar.  Nur  ein  päpstliches  Privileg  (s.  8.30}  könnte 
daher  die  Nichtigkeit  beseitigen.  Vgl.  meine 
Ausführung  a.  a.  0.  S.  27  ff.  Es  ist  daher  prin- 
zipiell unrichtig,  wenn  e.  preuss.  K.  0.  v. 
9.  Jan.  1812  (G.  S.  S.  3)  angeordnet  hat,  dass 
bei  Veräusserung  der  Domainen  die  Patronate 
dem  Staate  vorbehalten,  die  Patronatslasten  aber 
als  Kanon  auf  die  veräusserten  Güter  gelegt 
werden  sollen,  und  wenn  in  Oest erreich  (v. 
Schulte  a.  a.  0.  S.  311)  beim  Verkaufe  von 
Staatsgütern  an  nichtkatholische  Käufer  die  Pa- 
tronatsrechte  dem  Kaiser  reservirt,  die  Lasten 
aber  auf  den  Erwerber  übertragen  werden. 

4  Dies  folgt  aus  c.  8.  X.  h.  t.  III.  38  u.  c.  un. 
in  VIto  h.  t.  III.  19,  wonach  der  Laienpatron  den 
Patronat  ohne  weiteres  an  eine  geistliche  Anstalt 
schenken  kann,  ohne  dass  ein  Unterschied  zwi- 
schen den  verschiedenen  Arten  des  Patronates 
gemacht  wird ,  s.  m  e  i  n  e  Ausführung  bei  D  0  v  e 
a.  a.  O.  S.  31. 

Wenn  einzelne  ältere,  vgl.  de  Roye  zu  c.  11. 
X.  b.  t.  III.  38  verneinen,  dass  der  dingliche 
Patronat  im  Gegensatz  zum  persönlichen  durch 
Schenkung  an  eine  solche  Anstalt  ein  geistlicher 
werde,  weil  das  Grundstück  eine  weltliche  Sache 
bleibe,  so  beruht  dies  auf  einer  falschen  Auf- 
fassung des  geistlichen  Patronats,  s.  0.  S.  10. 
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1.  Die  llioriiri'lne  iind  die  l.eitung;  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  m. 


von  Rüchten  der  erwähnten  Art  der  Erwerber  unter  Ausschluss  des  Eigenthümers  die 
Befugniss  zur  Ausübung  des  Patronates  ^  erhingt. 

Von  dieser  Regel  tritt  aber  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  der  Quellen  eine 
Ausnalime  bei  der  Bestellung  eines  dominium  utile -^  am  berechtigten  Grundstück  ein, 
weil  das  nutzbare  Eigenthum  in  früherer  Zeit  als  eine  Art  des  Eigenthums  betrachtet 
worden  ist ,  so  dass  also  der  Vasall  oder  sonstige  nutzbare  Eigenthümer  bei  der  Be- 
k'hnung  nicht  blos  die  Ausübung  des  dem  Gute  zustehenden  Patronates,  sondern  dieses 
letztere  selbst  erhält  '. 

Bei  der  Konstituirung  der  erwälinten  Reclite  kann  der  Uebergang  des  Patronates, 
bez.  die  Ansübung  desselben  stets  durch  einen  besonderen  Vorbehalt  des  Eigentliümers 
ausgeschlossen  werden  ■*. 

Ist  aber  keine  derartige  Verabredung  getroffen,  so  geht  nach  feststehender  An- 
nahme das  Reclit  bei  Hingabe  des  Gutes  zu  Leim,  zu  Emphyteuse  oder  zu  Erbleihe  auf 
den  Vasallen,  den  Emphyteuta  oder  Erbzinsmann  über'\  Ob  dasselbe  aber  auch  für 
andere  Nutzungs-  und  Gebrauclisberechtigte  —  bei  diesen  kann  nach  dem  Vorbemerk- 
ten allein  das  Recht  zur  Ausübung  in  Frage  stellen  —  anzunehmen  sei,  darüber  ist 
noch  keine  Einigung  erzielt  worden.  Die  eine  Meinung  schliesst  den  Uebergang  auf 
alle  anderen  als  diejenigen,  welchen  man  ein  s.  g.  dominium  utile  zuschreibt,  mithin 
namentlich  auf  den  Niessbraucher  und  Pächter  aus^.  Andere  setzen  das  entscheidende 
Moment  in  die  Dinglichkeit  des  Nutzungs-  und  Gebrauchrechtes ",  und  erklären  auch 
den  Niessbraucher,  nicht  aber  den  Pächter  ^,  zur  Ausübung  berechtigt.  Eine  dritte 
Ansicht  lässt  dagegen  das  Recht  auf  Fruchtgenuss  entscheiden  und  gewährt  die  Be- 
fugniss  auch  dem  Pächter,  aber  nicht  dem  Pfandgläubiger  ^.  In  neuester  Zeit  endlich 
ist  der  Uebergang  bei  allen  solchen  Rechtsverhältnissen,  bei  welchen  der  Berechtigte 
noch  einen  selbständigen  Anspruch  auf  Detention  des  ganzen  Grundstückes  gegen  den 
Eigenthümer  besitzt,  insbesondere  auf  den  Niessbraucher,  Pächter,  Pfandgläubiger, 
Pekaristen,  behauptet  worden  i'^. 


1  Dieser  Unterschied  zwischen  dem  Uebergang 
des  Rechtes  selbst  und  der  blossen  Ausübung 
desselben  ist  von  den  Aeltern  bei  Erörterung  der 
hier  in  Kede  stehenden  Kontroversen  nicht  be- 
achtet und  erst  neuerdings  mit  Hecht  betont  wor- 
den, s.  Schilling  S.2145  Schulte  2,  691  und 
Wachi.  Doveu.  Friedberg  Ztschr.  f.  K.  R. 
6,  253.  307.  Für  die  Stellung  der  zurAusübung 
berechtigten  Person  kommen  die  S.  74  in  Betreff 
des  Vertreters  des  Patrons  entwickelten  Grund- 
sätze zur  Anwendung. 

2  c.  13  (Alex,  m.)  h.  t.^ni.  38,  welches  den 
Erwerb  des  Rechtes  selbst  voraussetzt. 

3  Im  Gegensatz  zu  dem  blos  zur  Ausübung  be- 
rechtigten kommen  ihm  also  alle  Ehrenrechte  für 
seine  Person  zu. 

*  Die  gegen  die  Statthaftigkeit  eines  solchen 
bei  der  Eigenthumsveräusserung  sprechenden 
Gründe  (o.  S.  77.  n.  3)  treffen  hier  nicht  zu. 
Ausdrücklich  ist  die  Itechtsgültigkeit  übrigens 
auch  anerkannt  bei  der  Verleihung  eines  Gutes 
ad  firmam  (s.  u.  Anm.  lOj  in  c.  7  (Alex.  III.) 
h.  t.  III.  38. 

5  Für  das  Lehn  ergiebt  sich  dies  aus  c.  13 
(Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38.  Dem  Vasallen  hat 
eine  feste  Meinung  den  Emphyteuta  und  den 
Erbzinsmann,  d.h.  diejenigen,  welchen  man  eben- 


so wie  dem  ersteren  ein  s.  g.  dominium  utile  zu- 
schrieb, freilich  in  Anschluss  an  das  zur  Begrün- 
dung derselben  untaugliche  c.  7  (Alex.  III.)  X. 
h.  t.  (vgl.  S.  79)  seit  Innocenz  IV.  ad  c.  7  s.  v. 
ad  firmam,  gleichgestellt,  vgl.  Lippert  S.  169. 
Schilling  S.22;  Kaim  S.  83;  Phillips  7, 
766;  Schulte  2,  691.  692;  Wach  a.  a.  0. 
S.  311.  Das  preuss.  L.  R.  erkennt  nur  den 
Uebergang  auf  den  Vasallen,  nicht  auf  den  Erb- 
zinsmann und  Erbpächter  an,  II.  11,  §§.  598.  599 
u.  II.  18.  §.  999. 

6  Diese  Ansicht  führt  auf  Innocenz  IV.  zu- 
rück, vgl.  Wach  a.  a.  0.  S.  246  ff.  Sie  ist  die 
herrschende  gewesen.  Dafür  u.  A.  Fagnan.  ad 
c.  7.  X.  h.  t.  n.  15.  Lippert  S.  169.  170; 
Richter-Dove  §.  189.  n.  17;   Walter  K.  R. 

1  Helfert  Ildbch.  d.  K.  R.  §.  90;  Kaim 
S.  82.  87;  Schilling  S.  24.  25;  Schulte 
2,  691. 

8  Indessen  wird  auch  dem  Pfandgläubiger  von 
den  Vertretern  dieser  Meinung  das  Recht  zur 
Ausübung  abgesprochen. 

9  Soz.B  Schmalzgrueber  III.  38.  n.  89 ff. 
10  So  von  Wach  in  der  Abhlg.  bei  Dove   u. 

Friedberg  Ztschr.  f.  K.  R.  6,  243,  welcher 
dessen  diss.  inaug.  de  transferenda  ad  tirraarium 


§.  139.]      Die  Verfiigungsberechtigung  des  Patrons  in  Betreff  des  Patronatrechtes. 
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Wenn  die  einzige  Quellenstelle,  welche  für  die  Entscheidung  dieser  Kontroversen 
einen  Anhalt  bietet ,  bei  der  Verleihung  eines  Gutes  zur  Firma  die  Ausübung  des 
Rechtes  auf  den  Firmar  übergehen  lässt  ^ ,  also  festsetzt ,  dass  der  letztere  mangels 
besonderer  Vereinbarung  bei  diesem  Leiheverhältniss  dinglicher  Natur  zu  Gebrauch 
und  Nutzung  ein  Recht  auf  das  Accessorium  des  Gutes,  den  Patronat,  erlangt, 
so  bilden  das  Recht  auf  Gebrauch  und  Fruchtgenuss  und  die  in  Folge  der  Dinglichkeit 
eintretende  direkte,  vom  Willen  des  Eigenthümers  unabhängige  Beziehung  des  Berech- 
tigten zur  Sache  2  die  Momente,  aufweiche  sich  die  Annahme  gründet,  dass  der  Eigen- 
thümer  dem  Berechtigten  auch  den  Gebrauch  des  Accessoriums,  d.  h.  die  Ausübung  des 
Patronates ,  habe  gewähren  wollen ,  während  die  Einräumung  eines  blos  durch  den 
Eigenthümer  vermittelten  obligatorischen  Rechtes  auf  Gebrauch  und  Fruchtgenuss  es 
wegen  der  fortdauernden  direkten  Beziehung  des  ersteren  zur  Sache  mindestens  zwei- 
felhaft erscheinen  lässt ,  ob  derselbe  auch  auf  die  Ausübung  solcher  Rechte  ,  welche 
nicht  zum  Gebrauche  und  Fruchtgenuss  nothwendig  sind ,  habe  verzichten  wollen  ^. 
Es  werden  daher  wohl  der  Nies:^braucher ,  der  deutsche  Erbpächter,  der  Ehemann, 
welcher  nach  dem  bestehenden  Güterrecht  ein  dingliches  Nutzungsrecht  an  dem  infe- 
]-irten  Grundstück ,  der  Vater ,  welcher  ein  solches  an  Grundstücken  seiner  Kinder  in 
väterlicher  Gewalt  erhält,  nicht  aber  der  Pächter  und  der  Prekarist  ohne  besondere 
dahin  zielende  Verabredung  die  Ausübung  des  Patronates  beanspruchen  können"*. 

Bei  der  Bestellung  eines  Faustpfandrechtes,  selbst  eines  antichretichen,  verbleibt 
die  Ausübung  dem  Eigenthümer  ^.    Dagegen  steht  sie  bei  der  Sequestration  des  Grund- 


advocatione,  RegimontiPr.  1865  zu  Grunde  liegt. 
Er  geht  davon  aus,  dass  der  prinzipielle,  ent- 
scheidende Rechtsatz  aus  c.  7.  X.  h.  t.  III.  38, 
welches  den  Uebergang  des  Patronates  auf  den 
s.  g.  Firmar  unter  Berücksichtigung  der  engli- 
schen Gestaltung  des  Rechtsinstitutes  der  s.  g. 
ürma  ausspriclit,  entwickelt  werden  müsse.  Die 
Firm  besteht  nach  seinen  erschöpfenden  Aus- 
führungen, welche  zugleich  die  hisherigeil  Irrigen 
Auffassungen  der  älteren  Kanonisten,  ferner 
LippertsS.  Iö2fl'.  widerlegen,  in  der  Ueher- 
lassung  eines  dinglichen  und  veräusserlichen 
Rechtes  auf  eine  die  Substanz  nicht  schädigende 
Nutzung  fremder  Sachen  und  nutzbarer  Rechte 
für  eine  besrimmte  Zeit  gegen  Erlegung  eines 
bestimmten  Pachtschilliiiges  ,  wobei  der  Firmar 
die  Detention  der  Sache  erhält,  a.  a.  0.  S.  28*2 flf. 
Mit  Rücksicht  hierauf  nimmt  Wach  zunächst  den 
Uebergang  der  Ausübung  bei  allen  solchen  ding- 
lichen Rechten,  bei  denen  der  Berechtigte  eben- 
sowie  der  Firmar  einen  Anspruch  auf  Detention 
der  Sache  und  auf  Yollen  Gebrauch  und  Frucht- 
genuss hat,  also  bei  der  deutschen  Erbpacht  und 
beim  Niessbrauch  an ;  weiter  aber  erachtet  er  weder 
das  Moment  der  Dinglichkeit  noch  das  des  Rechtes 
auf  Gebrauch  und  Fruchtgenuss  für  so  wesentlich, 
dass  durch  den  Mangel  beider  die  analoge  An- 
wendung des  den  Firmar  betreffenden  Rechts- 
satzes ausgeschlossen  werde.  Als  entscheidend 
bleibt  sonach  allein  das  Recht  auf  Detention 
stehen,  und  mit  Rücksicht  hierauf  wird  das  Prin- 
zip ,  welches  Wach  aufgestellt  wissen  will,  aber 
selbst  nicht  formulirt  hat,  so  wie  im  Text  ge- 
schehen, gefasst  werden  müssen. 

1  c.  .7  X.  cit..  s.  d.  vor.  Note. 

2  Wach  geht  darin  fehl,  dass  er  als  entschei- 


dendes Kriterium  den  Umstand  hinstellt ,  ob  die 
Ausübung  des  Patronates  Fruchtgenuss  und  Ge- 
brauch zur  Voraussetzung  hat,  und  dies  an  sicli 
richtiger  Weise  verneint.  Darum  handelt  es  sich 
hier  aher  gar  nicht,  sondern  vielmehr  darum, 
welches  sind  die  wesentlichen  Voraussetzungen, 
bei  deren  Vorliegen  eine  stillschweigende  IJeher- 
lassung  der  Ausübung  des  Patronates  in  c.  7.  X. 
angenommen  wird. 

•^  Dies  leugnet  Wach.  Wenn  er  meint ,  dass 
bei  diesen  Rechten  zwar  das  Recht  an  der  Haupt- 
sache nicht  die  Pertinenz  ergreift,  vielmehr  der 
Anspruch  auf  volle  Gebrauchsüberlassung  auch 
auf  die  Nebensache  auszudehnen  sei ,  indessen 
die  Präsumtion  des  Willens  in  beiden  Fällen  die- 
selbe bleibe,  so  liegt  darin  eine  petitio  principii. 

Ausser  dem  im  Text  hervorgehobenen  Mo- 
ment kommt  weiter  in  Betracht,  dass  sich  für  die 
Ausschliessung  obligatorisch  Berechtigter  (also 
vor  allem  des  Pächters)  eiüe  seit  Jahrhunderten 
feststehende  Meinung  gebildet  hat,  s.  Wach 
S.  244.  251,  wogegen  die  wenigen  Kanonisten, 
welche  sich  für  die  entgegengesetzte  Ansicht  aus- 
gesprochen haben ,  von  der  falschen  Auffassung, 
dass  das  ad  firmam  teuere  jede  Gebrauchsüber- 
lassung gegen  Preis  in  sich  begreife ,  also  von 
einer  irrigen  Auslegung  des  c.  7  cit.,  beeinflusst 
worden  sind,  s.  Wach  S.  253.  254. 

*  Nach  preuss.  L.  R.  II.  11.  §.  600  nicht  der 
Niesshraucher,  wohl  aber  der  Ehemann  und  der 
Vater,  s.  a.  a.  0.  §.599.  Wegen  des  Erbpächters 
S.  78.  n.  5. 

5  Wach  a.  a.O.  S.  313  kommt  von  seinem  Stand- 
punkt aus  (s.  Anm.  10  auf  S. 78)  zu  dem  entgegen- 
gesetzten Resultat  und  beruft  sich  dafür  auch  auf 
c.  18  (Innoc.  III)  X.  de  sent.  et  re  iud.  II.  27. 
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T.  Die  Hierarchie  uiul  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  139. 


Stücks,  wenn  diese  den  Zweck  hat ,  beiden  streitenden  Theilen  die  Verfügung  zu  ent- 
ziehen, gleichviel ,  ob  sie  auf  gerichtlicher  Anordnung  beruht ,  dem  Sequester  zu  ' ,  es 
sei  denn,  dass  sich  die  beiden  streitenden  Tlieile  über  eine  anderweitige  Ausübung  ge- 
einigt hätten.  Erfolgt  aber  eine  solche  Massregel  im  Wege  der  Exekution  oder  des 
Konkurses,  so  erlangt  der  Verwalter  die  Ausübung  des  Rechtes  nicht  2. 

H.  Das  per  sönliclie  Patronatrecht  kann  unter  Lebenden  ebenfalls  auf  einen 
anderen  übertragen  werden,  und  zwar 

1.  durch  Schenkung  •>.  Einer  Einwilligung  des  kirchlichen  Oberen,  also  für 
die  Regel  des  Biscliofs,  bedarf  es  dazu  nicht ,  wenn  ein  Laienpatronat  an  eine  persona 


Aus  der  tirspn'inglirlicn  Fassung  des  letzteren  er- 
giebt  sich  freilicli ,  dass  die  Präsentation  des 
Eigenthüuiers  und  gleichzeitigen  Pfandschuldners 
deshalb  l'iir  gültig  erklärt  ist,  weil  dersell  e  sich 
bei  der  Verpl'ändung  den  Patronat  vorbehalten 
hat.  Die  entscheidenden  Worte  :  „asserens  quod 
sibi  retinnerat  iuspatronati's  expresse"  sind  aber 
von  Raimund  a  Peiiafoole  gestrichen,  und  dadurch 
hat  die  Stelle  gerade  den  entgegengesetzten  Sinn, 
nämlich  den  erhalten,  dass  die  Präsentation  des 
Eigenthüuiers  der  des  Pfandgläubigers  vorgeht, 
d.  h.  der  letztere  an  sich  nicht  zu  einer  soh^hen 
berechtigt  ist.  (Kaim  S.  Ol  hat  die  Stelle  miss- 
verstauden. )  Dies  ist  auch  die  herrschende  Mei- 
nung Vivian.  1.  c.  1.  I.  c.  2.  n.  81  ;  Fagnan. 
ad  c.  7  X.  h.  t,  III.  38.  n.  16;  de  Roye  prole- 
gom.  c.  36;  Lippert  S.  175;  Kaim  S.  89; 
Schilling  8.23;  Schulte  2,692;  Richter- 
Dove  §.  189.  n.  17;  Phillips  7,  766.  Aller- 
dings ist  die  gewöhnliche  Begründung,  dass  der 
Gläubiger  bei  der  Antichrcse  alle  Früchte,  wozu 
auch  die  Präsentation  zu  rechnen  sei,  restituiren 
oder  auf  das  Kapital  anrechnen  müsse,  das  eine 
oder  andere  aber  hier  nicht  möglich  sei,  unzu- 
treffend. Als  Motiv  der  Vorschrift  mag  wohl  die 
Besorgniss  vor  simonistischen  und  wucherlichen 
Geschälten  in  Frage  gekommen  sein,  ohne  die- 
selbe aber  würde  man  mit  Fug  und  Recht  dem 
nutzungsberechtigten  Pfandgläubiger  nach  Ana- 
logie des  c.  7  X.  h.  t.  III.  38  ebenfalls  die  Aus- 
übung des  Patronates  zusprechen  müssen.  Daraus 
erklärt  es  sich  auch ,  dass  der  gemeinrechtliche 
Grundsatz  zunächst  für  zweifelhaft  gehalten  und 
auf  einzelnen  Partikularsynoden  besonders  fest- 
gestellt worden  ist,  s.  Mainz  1223  c.  27,  Mone 
Ztschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins  3,  138:  „si  aliquis 
praediumsuum  cuiattinetiuspatronatusobligaverit 
qiiia  frequens  super  hoc  emergerit  diihitatio,  quis 
habeat  praesentare,  dominus  vel  creditor  .... 
statuimus,  ut  non  quidem  creditor  sed  dominus 
habeat  praesentare,  etiamsi  non  exceperit  ius  pa- 
tronatus;  hoc  ita  duximus  statuendum,  si  con- 
tractus  usurarius  vel  in  fraudem  usuraium  initus 
fuerit  inter  ipsos,  indignum  enim  est  quod  credi- 
tori  ex  illicito  contractu  praesentatio  beneficii  ec- 
clesiastici  adquiratur  vel  aliquid  commodi  ultra 
fortem";  1261.  c.  16  (Mansi  23,  1085} u.  Mainz 
1310  (1.  c.  25,  320)  „ad  omnem  quoque  dubita- 
tionis  sive  quaestionis  materiam  amputandam  sta- 
tuimus, ut  si  f|uis  praedium  sunm,  cui  ius  attinet 
patronatus ,  cniquam  obligaverit  indistincte,  ius 
praesentandi  apud  ipsum  obligantem  resideat, 
cum  tale  ius  aestimari  non  possit  et  ergo  in  sortem 
nequeat  computari,  cum  semperfructus  rei  pigno- 


ratac  Iti  sortem  debeant  computari  iuxta  canonicas 
et  legitimas  sanctiones,''  (vgl.  c.  6  (Innoc.  III.)  X. 
de  pign.  III.  20),  wiederholt  zu  Salzburg  1420. 
c.  22  [Hartzheim  5,  18). 

Für  das  preuss.  L.  R.  gilt  nach  der  Regel  des 
§.  598.  II.  11.  dasselbe,  wie  für  das  gemeine 
Recht. 

1  Das  bedingt  (!er  Zweck  der  Sequestration. 
Diese  soll  die  streitige  Sache  und  ihre  Accesso- 
rien  jeder  Einwirkung  der  Parteien  entziehen, 
und  daher  muss  der  Sequester  in  der  Lage  sein, 
für  den  erst  künftighin  festzustellenden  Berech- 
tigten alle  Befugnisse  der  Sache  auszuüben.  So 
auch  die  überwiegende  Meinung,  Garcias  tr.  de 
benef.  P.  V.  c.  6.  n.  1  ff. ;   Vivian  1.  c.  P.  I.  1. 

4.  c.  5.  n.  27;  Schilling  S.  26;  Richter- 
Dove  K.  R.  ^.  189.  n.  17;  Schulte  2,  692; 
Phillips  7,  770;  Overkamp  i.  Arch.  f.  k.  K. 
R.  10,  370,  dafür  auch  eine  Entsch.  der  Congr. 
episcop.  et  reg.  a.  a.  0.  S.  381.  Unrichtig  ist  es, 
einen  Unterschied  zwischen  einer  nothwendigen 
und  freiwilligen  Sequestration  aufzustellen  oder 
alles  von  der  Veranlassung  und  der  Art  der  Se- 
questration abhängig  zu   machen,    so   Lippert 

5.  174.  175  oder  endlich,  wie  Kaim  S.  93.  94 
und  Wach  a.  a.  0.  S.  317  dem  Seqisesler  die 
Präsentation  abzusprechen  und  die  Besetzung  des 
Bischofs  eintreten  zu  lassen.  Selbstverständlich 
hat  aber  der  Sequester  auf  die  Ehrenrechte 
keinen  Anspruch. 

2  Beides  sind  Massregeln,  welche  sich  nur  auf 
die  geldwerthen  Vermögensobjekte  des  Eigen- 
thümers,  zu  denen  der  Patronat  nicht  gehört,  be- 
ziehen. Das  -österr.  Recht,  s.  Hofdekret  v. 
27.  Sept.  1799  (Kropats check  Samml.  13,456) 
lässt  bei  eintretendem  Konkurse  die  Ausübung 
des  Patronates  ruhen.  Nach  preuss.  L.  R.  11.  11. 
§.  602  wird  dagegen  bei  einer  Beschlagnahme  des 
Gutes  schuldenhalber  der  Eigenthümer  an  der 
Ausübung  seines  Patronates  nicht  gehindert,  nur 
sollen  die  Rechte  und  die  Befugnisse,  welche  sich 
auf  das  Kirchenverraögen  beziehen,  durch  den 
gerichtlichen  Administrator  wahrgenommen  wer- 
den. Dieser  hat  aber  kein  Recht  in  den  Kirchen- 
vorstand einzutreten,  Ges.  v.  20.  Juni  1875. 
§§.  5.  26.  27.  39,  auch  kann  der  in  Konkurs 
verfallene  Patron  letzteres  nicht  selbst  thun,  son- 
dern nur  einen  befähigten  Vertreter  zum  Mitglied 
ernennen.  Bei  einer  Beschlagnahme  des  Gutes 
durch  den  Fiskus  aus  andern  Gründen  als  Schul- 
den halber,  geht  nach  §.  604  a.  a.  0.  das  Recht 
der  Ausübung  auf  den  letztern  über. 

3  c.  14  (Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38. 
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ecclesiastica,  d.  h.  an  eine  kirchliche  Korporation  oder  Anstalt  ^  oder  einen  geistlichen 
Amtsträger  2  verschenkt  ^^  also  der  Patronat  in  einen  geistlichen  verwandelt  wird, 
ferner  nicht  wenn  der  eine  Mitpatron  dem  andern  sein  Recht  durch  Schenkung  über- 
trägt''. In  allen  andern  Fällen,  d.  h.  wenn  der  Laien-Patronat  an  einen  Laien  oder 
der  geistliche  überhaupt,  gleichviel  ob  an  einen  solchen  oder  auch  eine  andere  kirch- 
liche Anstalt  übergehen  soll,  ist  die  Genehmigung  des  kirchlichen  Obern  nöthig^.  Bei 
der  Schenkung  eines  geistlichen  Patronates  müssen  überdies  alle  Bedingungen  einer 
gültigen  Veräusserung  kirchlicher  Güter  vorliegen  ^. 

2.  Dagegen  ist  die  üebertragung  des  persönlichen  Patronates  durch  lästige  Ge- 
schäfte, z.  B.  durch  Kauf,  Tausch,  lehenrechtliche  Verleihung,  ausgeschlossen  ^  Ein 
derartiger  Vertrag  setzt  für  die  Regel  die  Gewährung  einer  geldwerthen  Gegenleistung 
voraus  und  enthält  eine  Simonie^.  Er  ist  nicht  nur  nichtig'',  sondern  der  Patron  ver- 
liert auch  sein  Patronatrecht  ^  ^ ,  weil  er  sich  durch  Abschluss  eines  solchen  Vertrages 
des  gedachten  Vergehens  schuldig  macht.  Wenn  dagegen  die  Gegenleistung  keinen 
Geldwerth  hat  und  somit  die  Begriflfsmerkmale  der  Simonie  entfallen,  z.  B.  der  Patro- 
nat gegen  eine  res  spiritualis ,  wie  einen  anderen  Patronat  vertauscht  ^  ^  oder  gegen 
üebertragung  des  Patronates  zu  Gunsten  des  früheren  Patrons  auf  ein  denselben  be- 


1  Z.  B.  an  ein  Kloster,  ein  Kapitel,  eine  Pfarr- 
kirche. 

2  An  den  Propst,  Dekan  in  einem  Kapitel. 

3  c.  8  (Alex.  III)  X.  h.  t.  III.  38;  c.  nn.  §.  1 
(Bonif.  VIII)  in  VI*«  h.  t.  III.  19,  welches  eine 
frühere  Kontroverse  entscheidet.  Innoc.  IV  ad 
c.  8  X.  h.  t,  n.  1  z.  B.  hielt  auch  bei  Schenkung 
an  einen  Laien  den  Konsens  des  Bischofs  nicht 
für  erforderlich.  Andererseits  waren  aber  einzelne 
Bischöfe  gerade  den  Schenkungen  von  Patron  aten 
an  Klöster  entgegengetreten  und  so  hat  schon 
Urban  IV.  1261,  Posse  analectaVaticana.  Oeni- 
ponti  1878.  S.  128,  ein  Statut  der  Mainzer  Provinz, 
dass  bei  derartigen  Schenkungen  der  bisherige 
Patron  sein  Recht  verlieren,  und  dasselbe  an  den 
Diöcesanbischof  übergehen  solle,  zu  Gunsten  der 
Johanniter  in  Deutschland  aufgehoben. 

c.  un.  cit.  spricht  u.  A,  auch  von  einer  Schen- 
kung an  die  bisher  dem  Patronat  unterworfene 
Kirche  selbst.  Dass  die  Kirche  dadurch  frei  wird, 
wie  Schulte  K.  R.  §.  690  n.  5,  Schilling 
S.  17.  n.  73,  Phillips  7,  760  annehmen,  weil 
eine  Schenkung  nur  an  einen  Dritten  geschehen 
kann,  halte  ich  nicht  für  richtig.  Dagegen  die 
Glosse  zu  c.  uu,  cit.  s.  v.  eidera.  Der  Dritte  ist 
hier  die  Kirehenstiftung,  als  juristische  Person 
gedacht,  denn  Objekt  des  Rechtes  ist  die  kirch- 
liche Anstalt  nur,  soweit  sie  sich  aus  geistlichen 
und  weltlichen  Bestandtheilen  zusammensetzt, 
nicht  als  juristische  Person.  Der  Geistliche  der 
Kirche  kann  mindestens  immer  einzelne  Patro- 
natsrechte  ausüben,  z.  B.  die  für  den  Patron  fun- 
dationsmässig  festgesetzten  Bezüge  erheben.  Die 
Präsentation  ist  sogar  möglich ,  wenn  ein  Kom- 
patronat  in  Frage  steht,  wenn  eine  patronats- 
ptlichtige  Kaplansstelle  vorhanden  ist  oder  der 
Patronat  einer  Kollegiatkirche,  welchem  einzelne 
Kanouikate  derselben  unterworfen  sind,  in  Frage 
steht.  Im  letzteren  Fall  würde  das  Kapitel  zu 
diesen  präsentiren.    Vgl.  auch  Lippe  rt  S,  161, 

^  Weil  hier  keine  Neuerung  der  Kirche  gegen- 
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über  eintritt,  sondern  nur  die  lieschränkung  des 
einen  Mitpatroiis  durch  den  andern  fortfällt. 
Uebrigens  besteht  darüber  keine  Meinungsver- 
schiedenheit, s.  Glosse  s,  V.  liberaliter  ad  c,  14 
X.  cit.,  F  er raris  1.  c.  art.  2.  n.  30;  Lippert 
S.  162;  Kaim  S.  78;  Schilling  S,  18;  Phil- 
lips 7,  761;  Schulte  2,  690. 

5  Glosse  zu  c.  8.  X.  h.  t.  cit,  s.  v.  contulerit 
u.  zu  c.  11  ibid.  s.  v,  liberaliter.  Dies  ergiebt  auch 
c.  un.  §.  1  in  VIto  cit.  h,  t.  arg.  e  contrario  na- 
mentlich im  Hinblick  auf  c.  17  X.  h.  t.,  was 
Kaim  S.  78  bei  seiner  Polemik  gegen  die  An- 
sicht des  Textes,  welche  die  herrschende  ist,  über- 
sieht, vgl.  Vi  vi  an.  1.  c.  P.  I.  1.  4.  c.  1,  n.  28, 
29.  33;  Barbosa  J.  E.  U.  III.  12.  n.  246.  250. 
253;  Ferraris  1,  c.  art,  2,  n  26fF.;  Lippert 
S.  160;  Schilling  S,  17;  Schulte  2,  690; 
Phillips  7,  759, 

Mangelt  der  Konsens,  so  ist  die  Schenkung 
nichtig.  Bei  nachträglicher  Ertheilung  wird  sie 
erst  von  dem  Zeitpunkt  der  letzteren  an  gültig, 
stirbt  also  der  Patron  vorher,  so  ist  der  Erbe  an 
dieselbe  nicht  gebunden,   Vivian.  L  c.  n.  37 ff. 

6  c,  un,  (Paul  II.)  in  Extrav.  comm,  de  reb. 
eccl.  non  allen.  III.  4.  Mit  Rücksicht  auf  diese 
Stelle  hat  die  Rota  den  Konsens  des  Papstes  für 
erforderlich  erklärt,  Vivian,  1,  c,  n.  33. 

7  c,  6.  16  (Alex.  III)  X.  h.  t.  III.  28;  Trid. 
Sess.  XXV.  c.  9.  de  ref. 

8  c.  9  (Gregor.  IX)  X,  de  rer.  permut.  III.  19, 

9  c,  16.  X.  cit.  Ein  Beispiel  eines  solchen 
nichtigen  Vertrages  von  1870  i.  Arch,  f.  k,  K. 
R,  27,  61. 

10  c,  6,  X.  cit,  u,  Trid,  1.  c.  Die  Kirche  oder 
das  Beneflzium  wird  dann  patronatsfrei. 

11  Gewöhnlich  wird  hierfür  das  nichts  bewei- 
sende c.  5.  X.  de  rer.  permut.  III.  19  angeführt, 
Ferraris  1.  c.  n,  47,  Passender  wäre  die  Be- 
rufung auf  c.  6  eod.  tit.,  welches  den  Tausch  von 
inkorporirten  Pfarreien  zwischen  zwei  Konventual- 
kirchen  für  statthaft  erklärt. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  1:^0. 


scliwcrendcs,  spirituelles  Hecht  verzichtet  wird  ',  so  ist  ein  derartiger  Vertrag  nicht  iin- 
statthid't .  bedarf  aber  zu  seiner  Gültigkeit  stets  der  Genehmigung  des  geistlichen 
Oberen '-. 

3.  Ohne  Willen  des  bisher  berechtigten  kann  ein  persönliches  Patronatrecht  nur 
durch  trauslative  Ersitzung  auf  einen  anderen  übergehen^.  Abgesehen  von 
forldauernder  bona  fides  ^  bedarf  es  für  den  Ersitzenden,  wenn  es  sich  um  einen  geist- 
lichen Patronat  handelt,  des  Quasi-Besitzes  von  10  Jahren^,  eines  iustus  titulus  aber 
nur  in  dem  Fall,  dass  ein  Laie  ein  solches  Recht  ersitzen  will^.  Zur  Ersitzung  eines 
Laienpatronates  genügt  bei  vorhandenem  iustus  titulus  der  Quasi-Besitz  von  1 0  Jahren 
inter  praesentes  und  von  20  Jahren  inter  absentes,  anderenfalls  blos  ein  Quasi-Besitz 
von  30  Jahren". 


'  So  hat  die  Congr.  conc.  einen  Vertrag '  ge- 
nehmigt, wonach  eine  Gemeinde  ihr  Patronatrecht 
über  eine  Pfarrkirche  einem  Kollegiatkapitel  über- 
tragen, dieses  aber  auf  ein  ihm  in  der  Pfarrei  z\i- 
stehendes  Zohenrecht  verzichtet  hat,  Richters 
Tridentinum  8.402.  n.lO.  Ein  anderes  Beispiel 
bietet  die  const.  Pii  VII  v.  1818,  bull.  Rom.  cont. 
15,  146.  Wo  die  Erwerbung  des  Patronates  zwar 
simonistisch,  aber  in  der  Absicht,  der  Kirche 
einen  Vortheil  zu  verschaffen,  z.  B.  um  derselben 
das  Benefizium  oder  dessen  Vermögen  zu  erhalten, 
erfolgt  ist,  lässt  die  Congr.  conc.  unter  Umständen 
Sanation  des  nichtigen  Geschäftes  eintreten, 
Richters  Tridentinum.  S.  452.  n.  9. 

2  Man  citirt  dafür  das  nicht  passende  c.  5.  X. 
cit.  III.  19.  Die  Nothwendigkeit  des  Konsenses 
ergiebt  sich  aber  daraus,  dass  der  Patronat  kein 
der  freien  Verfügung  des  Patrons  unterliegendes 
Vermögensrecht  ist,  auch  die  Analogie  des  c.  G. 
X.  eod.  führt  dazu.  Schilling  S.  17  hält  ebenso 
wie  schon  de  Roye  prolegom.  c.  18  die  Genehmi- 
gung für  nicht  erforderlich,  wenn  Laienpatronate 
vertauscht  werden,  Lippe rt  S.  159  nach  dem 
Vorgange  Aelterer,  s.  z.B.  Rochus  de  Gurte 
def.  X.  n.  27,  wenn  der  Patronat  durch  Tausch 
auf  einen  Laien  übergehen  soll.  Diese  Unter- 
scheidungen haben  keinen  Halt.  Soll  ein  geist- 
licher Patronat  vertauscht  werden,  so  müssen  auch 
die  kanonischen  Vorschriften  über  Veräusserungen 
erfüllt  werden,  s.  S.  81.  n.  6. 

3  YAne  direkte  Beweisstelle  fehlt.  Wie  die 
mittelalterliche  Doktrin  aber  in  Folge  ihrer  Auf- 
fassung der  Ersitzung  als  einer  allgemeinen  Er- 
werbsart von  Rechten  die  Zulässigkeit  einer  kon- 
stitutiven Ersitzung  des  Patronates  angenommen 
hat,  0.  S.  28,  so  hat  sie 'auch  selbstverständlich 
kein  Bedenken  gegen  die  Statthaftigkeit  der 
trarislativen  gehabt. 

Die  beschränkenden  Vorschriften  des  Triden- 
tinums,  s.  a.  a.  0.,  beziehen  sich  nicht  auf  die 
letztere  Art  der  P^rsitzung. 

*  c.  20  X.  de  praescr.  11.26;  c.  1  eod.  in  VJto 
II.  13. 

5  c.  8  X.  eod.  II.  26.  Falsch  Kaim  S.  100, 
welcher  auch  liier  10  bez.  20,  resp.  30jährige 
Besitzdauer  annimmt.    S.  u.  Anm.  7. 

C  Ein  solcher  ist  nach  c.  1  in  Vita  cit.  erforder- 
lich, wenn  dem  Präscribirenden  eine  Vermuthung 
entgegensteht.  Letzteres  ist  aber  hier  der  Fall, 
weil  der  geistliche  Patronat  seiner  Natur  nach  sich 
nicht  in  den  Händen   von  Laien,   wenigstens  zu 


eigenem  Recht,  befinden  kann  (s.  S.  12.  n.  2). 
Dies  ist  aber  nicht  unbestritten.  Schilling  S. 
19.  n.  83,  Schulte  2,  690.  Anm.  9  i.  f.  halten 
die  translative  Ersitzung  des  geistlichen  Patrona- 
tes durch  einen  Laien  für  unstatthaft,  aber  so  gut 
sonst  für  Laien  eine  Ersitzung  von  Rechten, 
deren  sie  nicht  absolut  unfähig  sind,  zulässig 
ist ,  muss  dies  auch  in  Betreff  des  Patronates 
gelten.  Ferner  verlangt  Schilling  bei  der  Er- 
sitzung eines  geistlichen  Patronats  durch  einen 
Geistlichen  in  Uebereinstimmung  mit  manchem 
Aeltern,  s.  Barbosa  III.  12.  n.  104;  Lippert 
S.  75,  stets  einen  iustus  titulus.  Seine  Berufung 
darauf,  dass  der  geistliche  Patronat  ein  Theil  der 
kirchlichen  Verfassung  geworden  sei  und  daher 
die  gesetzliche  Vermuthung  gegen  die  translative 
Verjährung  des  geistlichen  Patronates  streite,  ist 
irrig,  s.  auch  Schulte  a.  a.  0. 

1  So  z.  B.  Reiffenstuel  III.  38.  n.  15; 
Ferraris  1.  c.  art.  2.  n.  39;  Lippert  S.  74; 
Phillips  7,  767.  Auch  darüber  ist  man  nicht 
einig.  Einzelne,  z.  B.  Corarruvias  relect. 
reg.  possessor.  P.  II.  §.  10.  n,  8  (opp.  ed.  Francof. 
1599.  2,  467)  verlangen  auch  in  diesem  Falle 
Quasi-Besitz  von  40  Jahren,  aber  mit  Unrecht, 
weil  es  sich  hierbei  gar  nicht  um  eine  Ersitzung 
gegen  die  Kirche  handelt.  Dagegen  lassen  Eich- 
horn K.  R.  2,  710  u.  Richter  §.  189.  n.  22 
allein  die  dreissigj ährige  Ersitzung  zu,  bei  wel- 
cher das  Vorhandensein  des  Titels  gleichgültig 
ist,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die  Regeln 
über  die  Ersitzung  der  Servituten  nicht  auf  alle 
andern  Rechte  anwendbar  seien.  Schulte  2,691. 
n.  1  u.  Schilling  S.  19  erklären  eine  10-,  bz. 
20 Jährige  Ersitzung  ohne  Titel  für  genügend  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  das  kanonische  Recht  allein 
für  die  Ersitzung  von  Rechten  in  den  im  c.  1  in 
VIto  cit.  gedachten  Fällen  einen  iustus  titulus 
fordere.  Indessen  hat  sich  die  Kontroverse,  wel- 
che c.  1  in  VIto  cit.  entscheidet,  lediglich  um  die 
Frage  gedreht,  ob  für  die  längere  Ersitzung  na- 
mentlich gegen  Kirchen  ein  Titel  erforderlich  sei 
oder  nicht,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es 
sich  um  Sachen  oder  andere  Rechte  handle,  vgl. 
Innoc.  IV  ad  c.  17  X.  de  praescr.  II.  26.  n.  1  ff", 
u.  ad  c.  8  X,  de  imm.  eccles.  III.  49.  n.  2ff. ; 
Glossa  Bernardi  ad  c.  17  X.  cit.  11.26  s.  v.  iustus 
titulus  u.  ad  c.  31  X.  de  decim.  III.  30.  s.  v. 
quem  allegavit  (vgl.  auch  Knitschkyde  praescr. 
iur.  can.  Jenae  1863.  p.  34 ff.),  wie  sich  denn  in 
der  That  c.  1  in  VI*«  dt.  gar  nicht  ausschliesslich 
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Für  die  translative  Ersitzung  eines  gemischten  Patronates  kommen  dieselben  Grund- 
sätze wie  für  die  des  geistlichen  zur  Anwendung  ^. 

Der  Nachweis  der  unvordenklichen  Verjährung  ersetzt  aber  in  allen  Fällen  den  Be- 
weis des  derivativen  Titels  2. 

Die  translative  Ersitzung  eines  dinglichen  Patronates  als  eines  persönlichen  ist 
nicht  möglich,  weil  die  Loslösung  desselben  von  dem  berechtigten  Gute  unzulässig  ist  '-^ 
und  eine  solche  Verjährung  daher  nicht  den  Charakter  einer  trauslativen  ,  sondern  einer 
unstatthaften  konstitutiven  Ersitzung^  haben  würde. 

Eine  gegen  den  Patron  verhängte  Konfiskation  seines  Vermögens  hat  auf  das 
persönliche  Patronatrecht  keinen  Einfiuss.  Es  verbleibt  vielmehr  dem  Patrone,  und 
geht  insbesondere  nicht  auf  den  Fiskus  über  ^ ,   weil  es  kein  Vermögensobjekt  bildet  ß. 

Der  persönliche  Patronat  ist  im  Zweifel  ein  ius  patronatus  hereditarium.  Der  Pa- 
tron kann  letztwillig  über  sein  Recht  verfügen ,  es  also  einem  oder  mehreren  seiner 
Erben  oder  dritten  Personen  im  Wege  des  Legates^  zuzuwenden.  Hat  er  keine  Be- 
stimmung darüber  getroffen ,  so  geht  das  Recht  auf  sämmtliche  Testaments-Erben  und 
wenn  er  kein  Testament  hinterlassen  hat,  auf  alle  Intestaterben  über^.  Beim  Vorhan- 
densein mehrerer  Erben  entsteht  ein  Kompatronat  und  zwar  succediren  alle  zu  gleichem 
Recht  selbst  dann,  wenn  ihre  Erbportionen  ungleich  sind 9.  Nur  in  dem  Fall,  wenn 
neben  den  Söhnen  Enkel  vorverstorbener  Söhne  erben ,  treten  diese  letzteren  an  die 
Stelle  ihres  Vaters,  so  dass  sie  allein  gemeinschaftlich  die  Stimme  des  letztern  zu  führen 
haben  ^^.  Dasselbe  gilt,  wenn  von  mehreren  ursprünglichen  Patronen  jeder  mehrere 
Erben  hinterlässt^^.  Im  Wege  der  Erbschaftstheilung,  sei  es  einer  freiwilligen,  sei  es 
einer  durch  Klage  (die  actio  familiae  herciscendae)  erzwungenen ,  kann  der  Patronat 


auf  die  Ersitzung  vou  Rechten  bezieht.  Deshalb 
erscheint  es  nicht  gerechtfertigt,  bei  der  Ersitzung 
von  10  bez.  20  Jahren  von  dem  Erforderniss  des 
Titels  abzusehen.  Ebensowenig  ist  es  aber  halt- 
bar, die  letztgedachte  Art  der  Ersitzung  ganz  aus- 
zuschliessen,  denn  die  kanonistische  Doktrin  hat 
die  Grundsätze  von  der  Sachersitzung  auch  auf 
die  Verjährung  der  Rechte  angewendet,  vgl.  Hos- 
tiensis  summa  aurea  lib.  11.  rubr.  de  usucapio- 
nibus  n.  4  u.  rubr.  de  praescr.  rer.  immobil,  n.4; 
Reiff  enstuel  ius  canon.  IL  26.  n.  150;  Fer- 
raris s.  V.  praescriptio  §.  5.  n.  3. 

Partikularrechtlich,  so  nach  preuss.  L.  R.  II. 
11.  §.  576  u.  österr.  bürgerl.  G.  B.  §§.  1471. 
1472  gelten  die  allgemeinen  Regeln  von  der  Er- 
sitzung auch  in  Betreff  der  des  Patronatrechtes. 

1  In  Gemässheit  der  S.  59  gedachten  Regel. 

2  c  1  in  VIto  cit.  II.  13. 

3  S.  0.  S.  77.  Mit  der  Ersitzung  des  Gutes 
und  dem  dadurch  herbeigeführten  Uebergang  des 
Eigenthums  an  dem  letzteren  auf  den  Ersitzen- 
den vollzieht  sich  selbstverständlich  der  trans- 
lative Erwerb  des  Patronates  für  denselben. 

4  S.  0.  S.  29. 

5  Dafür  de  Roye  prolegom,  c.  18. 

6  Die  älteren  nahmen  in  diesem  Falle  theils 
Suspension  des  Rechts ,  theils  Untergang  des- 
selben und  Freiwerden  der  kirchlichen  Stiftung 
vom Patronate (so  auch  noch  Phillips  7,  769) an . 
Vgl.  darüber  Schlayer  a.  a.  0.  S.  57  Änm. 
Beides  ist  aber  ungerechtfertigt,  s.  auch  Schlayer 
S.  58  Anm.  u.  v.  Schulte  Lehrb.  S.  314.  n.  3. 

'^    Das   ist   unbestritten ,    Schulte   2,   689, 


Schilling  S.  15.  Manche  Aeltere,  z.  B.  Vi- 
vian.  P.  I.  1.  4.  c.  1.  n.  18  verlangen  freilich  für 
ein  solches  Legat  an  einen  Laien  den  Konsens 
des  Kirchenoberen,  aber  mit  Unrecht,  denn  in 
seinen  letztwilligen  Verfügungen  ist  der  Patron 
an  einen  solchen  nicht  gebunden.  Dass  der  he- 
res  ex  re  certa  am  Patronate  nicht  participirt,  so 
Schulte  2,  689,  ist  nur  für  den  Fall  richtig, 
wenn  er  nach  bestehendem  Civilrecht  blos  als  Le- 
gatar behandelt  wird. 

8  c.  31.  36.  C.  XVI  qu.  7;  c.  41  (Tnn.  III.)  X. 
de  test.  IL  20;  Clem.  2.  h.  t.  III.  12. 

9  Das  folgt  aus  den  Ausführungen  S.  15  ff.  über 
die  Behandlung  des  Kompatronates. 

10  Clem.  2  cit.,  welche  eine  frühere  desfallsige 
Kontroverse  entscheidet,  vgl.  die  Glosse  dazu  s. 
V.  plures  u.  Lippert  S.  87.  n.  99.  Da  darin 
der  Grundsatz  ausgesprochen  ist,  dass  die  Erben 
nie  mehr  Rechte  als  ihr  Vorfahr  erhalten  sollen, 
so  muss  diese  Regel  auch  beim  Eintritt  weiterer 
Grade  angewendet  werden.  Hinterlässt  der  Patron 
also  einen  Sohn  A,  von  einem  vorverstorbenen 
Sohn  B  zwei  Enkel  C  und  D,  und  von  einem 
weiteren  verstorbenen  Enkel  E  dieses  Sohnes  drei 
Urenkel  F,  G  und  H ,  von  einem  gleichfalls  vor- 
verstorbenen Sohn  I  vier  Urenkel  K,  L,  M,  N,  so 
führen  A,  ferner  zusammen  C,  D,  F,  G,  H,  end- 
lich K ,  L ,  M  und  N  gemeinschaftlich  je  eine 
Stimme  und  bei  der  Beschlussfassung  darüber, 
wie  die  gemeinsame  Stimme  von  C,  D,  F,  G,  H 
abzugeben  ist,  haben  wieder  C,  D  je  eine,  F,  G, 
H  aber  zusammen  nur  eine  Stimme. 

ti  Clem.  2  cit. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  139. 


nicht  einem  der  Miterben  überwiesen  werden  ^  Zulässig  ist  dies  nur  vermittelst  eines 
der  an  sicli  statthaften  Verträge  unter  Lebenden  2.  Beim  Universal-Fideikommiss  geht 
der  Patronat  entweder  allein  auf  den  Universal-Fideikommissar  oder  auf  ihn  und  den 
Fiduciar  gemeinschaftlich  über ,  je  nachdem  der  erstere  die  ganze  Erbschaft  aus- 
schliesslich erhält  oder  dem  letzteren  eine  Quote  derselben  verbleibt^,  es  sei  denn  dass 
etwa  der  Testator  das  Patronatrecht  dem  einen  oder  anderen  ausschliesslich  bestimmt 
hätte. 

Fehlt  es  an  Erben  des  Patrons,  so  erlischt  das  Recht  und  die  kircliliche  Anstalt 
wird  frei.    Auf  den  Fiskus  geht  dasselbe  nicht  über^. 

Die  bisher  dargelegten  Grundsätze  in  Betreff  des  üeberganges  des  persönlichen 
Patronates  kommen  nicht  zur  vollen  Anwendung,  wenn  der  Stifter  von  vornherein  oder 
einer  seiner  späteren  Nachfolger  besondere  Anordnungen  über  das  fernere  Schicksal 
des  Rechtes  getroffen'',  namentlich  die  Personen,  welche  in  dasselbe  nachfolgen  sollen, 
ja  wohl  auch  zugleich  die  Successions-Ordnung  für  dieselben,  bestimmt  hat. 

Eine  nicht  selten  vorkommende  Anordnung  der  erwähnten  Art  ist  die ,  dass  der 
Patronat  der  Familie  des  Patrons  oder  der  einer  andern  Person  zustehen  d.  h.  ein  ms 
patronatus  gentilitium,  o^QY  familiäre  sein  solK*.  Ein  solches  Patronatrecht  ist  unver- 
äusserlich ' ,  kann  demnach  weder  unter  Lebendigen  noch  von  Todeswegen  durch  den 
jeweiligen  Berechtigten  gültig  übertragen  werden,  während  freilich  die  Erwerbung  des 
Rechtes  seitens  eines  Dritten  auf  Grund  der  Ersitzung  nicht  ausgeschlossen  ist ,  weil 


^  Beides  ist  ausgeschlossen ,  weil  der  Patronat 
kein  Vermögensobjekt  und  die  Zuweisung  eines 
Aequivalentes  an  die  anderen  Miterben  nicht  mög- 
lich ist.  An  der  Unzulässigkeit  der  Adjudikation 
des  Patronats  durch  den  Theilungsriehter  hat  die 
herrschende  Ansicht  von  jeher  festgehalten,  vgl. 
8  c h  1  a  y  e  r  S.  62 ;  Phillips?,  757. 

-  Vgl.  0.  S.  80  fl".  So  können  z.  B.,  wenn  der 
Erblasser  eine  der  Zahl  der  Erben  entsprechende 
Zahl  von  Patron atsrechten  besessen  hat,  diese  zu- 
folge gegenseitiger  Uebereinkunft  sich  gegenseitig 
je  eins  derselben  unter  Austauschung  ihrer  An- 
theile  an  den  übrigen  Kompalronaten  zuweisen, 
s.  auch  Schlayer  8.  62.  63. 

3  Der  Fiduciar  also  die  Quart  oder  auch  eine 
vom  Testator  bestimmte  grössere  Quote  zurück- 
behält, in  welchem  Falle  wie  bei  mehreren  Mit- 
erhen  ein  Kompatronat  zwischen  beiden  entsteht. 
Die  Ansicht  des  Textes  rechtfertigt  sich  aus  der 
Kombination  der  die  Stellung  des  Fiduciars  und 
des  Fideikommissars  betreffenden  Grundsätze  und 
der  kirchenrechtlichen  Kegel,  dass  der  Patronat 
das  Schicksal  der  ErbschaTt  theilt.  80  auch  Lip- 
pert  8.  179;  Schilling  8.  15.  Die  Aelteren 
nehmen  vielfach  an,  dass  der  Fiduciar  den  Patro- 
nat behalte,  indem  sie  sich  dafür  auf  die  Analo- 
gie des  römischen  Satzes,  dass  das  Recht  an  einem 
sepulchrum  nicht  auf  den  Fideikommissar  über- 
gehe, berufen,  s.  z,  B.  Rochus  de  Curte  1.  c. 
def.  X.  n.  21;  Vi  vi  an.  P.  t.  1.  4.  c.  2.  n.  76; 
Ferraris  1.  c.  art.  2.  n.  13.  Dabei  ist  aber 
übersehen,  dass  der  Universal-Fideikommissar 
nach  neuerer  Anschauung  materiell  die  Stellung 
eines  wirklichen  Erben  annimmt.  Kaim  S.  99 
lässt  dagegen  den  Patronat  in  allen  Fällen  auf  den 
Lniversal-Fideikommissar  übergehen,  weil  zu 
veriniithen  sei,  dass  i\e.\  Erblasser  die  Erbschaft 
mit   allen   Rechten   auf  diesen   habe    übertragen 


wollen.  Dem  steht  aber  entgegen,  dass  unter  Um- 
ständen dieser  Wille  des  Testators  nicht  realisirt 
werden  kann  und  der  P'iduciar  gesetzlich  als  Mit- 
erbe behandelt  wird.  Nach  denjenigen  Partikular- 
rechten ,  welche  wie  das  preuss.  L.  R.  I.  12. 
§^.  50  ff.  466  ff.,  den  Universal-Fideikommissar 
als  einen  wirklichen  zweiten  (Nach-)  Erben  be- 
trachten, kann  der  Uebergang  auf  denselben  nicht 
zweifelhaft  sein. 

4  Dies  ist  die  herrschende  Meinung:  Vi  vi  an. 
1.  c.  n.  79;  Pitonius  1.  c.  alleg.  15.  n.  26; 
Phillips  7,  758;  v.  Schulte  Lehrb.  S.  314 
n.  3.  A.  M.  Schlayer  8.  57,  weil  der  Fiscus 
als  Erbe  zu  betrachten  sei.  Indessen  ist  derselbe 
nicht  wirklicher  Erbe,  sondern  nur  an  Erbesstatt 
(s.  Windscheid  Pandekten  §.  622).  Das  ka- 
nonische Recht  erkennt  ferner  den  Uebergang  des 
Patronates  nur  auf  denjenigen  an  ,  welcher  sein 
Recht  vom  Patron  durch  dessen  Willen  oder  durch 
Verwandtschaft,  bez.  Ehe  mit  ihm  herleiten  kann. 
Deshalb  wird  man  selbst  für  diejenigen  Gebiete, 
deren  Gesetzbücher,  vgl.  z.  B.  preuss.  L.  R.  11. 
16.  §^.  16  ff.  u.  österr.  B.  G.  B.  §§.  760  das 
Recht  des  Fiskus  als  wahres  Erbrecht  behandeln, 
ebensowenig  ein  Eintreten  des  Fiskus  für  zulässig 
erachten  können,  da  diese  Gesetze  in  der  vorhin 
gedachten  Beziehung  keine  Abweichung  aufge- 
stellt haben. 

5  So  gut  ein  späterer  Rechtsnachfolger  den  Pa- 
tronat verschenken  und  frei  darüber  bestimmen 
kann ,  ist  er  auch  befugt ,  in  dieser  Weise  über 
sein  Recht  zu  verfügen,  s.  auch  8.  87. 

6  Eine  andere  hierher  gehörige  Anordnung  ist 
es,  wenn  z.  B.  der  Stifter  nach  seinem  Tode  den 
Patronat  dem  X,  sodann  dem  Y,  bez.  dessen 
Söhnen  und  für  den  Fall  des  Fortfallens  oder  des 
Todes  derselben  der  Pfarrkirche  Z  zuweist. 

7  S.  0.  S.  14. 
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der  Stifter  wohl  bindende  Verfügungen  für  seine  Rechtsnachfolger,  nicht  aber  für  dritte 
Personen  zu  treffen  befugt  ist.  Ein  derartiges  Patronatrecht  erlischt  ferner  mit  dem 
Aussterben  der  berechtigten  Familie  ^  Sind  die  Mitglieder  der  Familie  nur  allgemein, 
z.  B.  durch  Ausdrücke,  wie  meine  Familie,  meine  Descendenten  u.  s.  w.  bezeichnet, 
so  sind  damit  sowohl  die  männlichen,  wie  auch  die  weiblichen  Abkömmlinge  und  deren 
weitere  Descendenz  berufen ,  und  zwar  ohne  Vorzug  des  Manns-  vor  dem  Weiber- 
stamme 2.  In  Ermanglung  einer  Vorschrift  in  Betreff  der  Successions-Ordnung  wird 
die  Intestaterbfolge  jedoch  mit  der  Massgabe  Anwendung  finden  müssen,  dass  allein 
die  nach  der  Stiftungsurkunde  qualifizirten  Familienglieder  succediren-^.  Ob  bei  der 
Berufung  einer  bestimmten  Kategorie  von  Familiengliedern,  z.  B.  der  Agnaten  allein 
[ius  patronaüis  ugnatitium) ,  die  nicht  zu  dieser  gehörigen  ein  für  alle  Mal  ausgeschlossen 
sind ,  oder  nach  Aussterben  derselben  zur  Succession  gelangen  können ,  darüber  ent- 
scheidet zunächst  der  Inhalt  der  Stiftungsurkunde.  Im  Zweifel  wird  aber  auch  hier 
die  Beschränkung  auf  die  vom  Stifter  bezeichnete  Klasse  der  Verwandten  anzu- 
nehmen sein'*. 

C.  Uebertragung  der  Ausübung  des  Patronates.  Wie  bereits  oben 
S.  74  dargelegt  ist,  steht  es  dem  Patron  ferner  frei,  sein  Recht  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten ausüben  zu  lassen  ^.  Principiell  erscheint  aber  auch  eine  Uebertragung  der 
blossen  Ausübung  des  Patronates  an  eine  andere  Person  zu  selbstständigem  Rechte 
seitens  des  Patrons  nicht  ausgeschlossen  ^.  Einerseits  ist  eine  Stellvertretung  im  Pa- 
tronate  statthaft  und  andererseits  ist  in  der  Befugniss  des  Patrons,  das  Recht  seiner 
Substanz  zu  veräussern ,  zweifellos  auch  die  geringere  enthalten ,  sich  der  Ausübung 
desselben  zu  Gunsten  eines  anderen  zu  begeben.  Ob  der  Patronat  ein  persönlicher 
oder  dinglicher  ist,   macht  hierbei  keinen  Unterschied.     Eine  derartige  Uebertragung 


'  S.  0.  S.  14.     Dass  in  solchen  Fällen  der  Pa-  Congr.   conc.  Acta  s.  sed.  11,476,  ist  angenom- 

tronat  in  der  Hand  des  zuletzt  Berechtigten  den  men  ,  dass  zur  Familie  nur  diejenigen  gehören, 

Charakter  des  iuspatr.  hereditär! um  erlialte,  die-  welche  den  Namen  des  Stifters  tragen  ,   also  nur 

ser  also  frei  darüber  verfügen  dürfe,   wie  z.  B.  die  Nach  kom  men  von  Mann  ern  aus  der-' 

Fagnan.    ad   c.   IX.    h.    t.    III.    38.   n.   23  ff, ;  selben. 

ßeiffenstueini.38.n. 24;  Phillips  7,  756  3    Nach  Vivian.  1.  c.  n.  37;   Berardil.  c. 

annehmen,  lasst  sich  damit,  dass  der  Patronat  1^  301   soll  die  Gradualfolge  eintreten.     Für  die 

für  die  Regel  vererblich  sei  und  di^ese  Eigenschaft  Intestaterbfolge  spricht  aber,    dass  diese  die  all- 

bemi  Aussterben  der  Familie  wieder  hervortrete,  gemeine,  subsidiäre  Erbfolge-Ordnung  ist. 
nicht  begründen      Wenn  der  Stifter  den  Patronat  ,  Phillips  7,  755,   welcher  sich  auf 

auch  nur  schlechthin  und  ohne  aiisdruckliche  Aus-  ,.    ,,       ,  .  .    T      •    •  x  n-x  •  • 

,,.  17        j  •        T-i      •!•     "1,         •  X  die  Kegel:  provisio  hominis  non  tollit  provisionem 

Schliessung  l^remder  seiner  l^amilie  überweist,  so  .     .     '^        ^    .    ,        ..x    it  x    v      j      ox-i.-x       n  • 

V.  X         j      -x       •  r.     i,x         1.        •       A  iuris  communis  beruft.   Hat  aber  der  Stitter  allein 

hat  er  damit    seinem   Rechte    schon  im  Augen-         .        ,      x-        x      -ir  jx    i    x-x  1 1  v       x- 

,  V  1    j      V  i  4.  -u  1       1         j  /-(i.      1  X  eine   bestimmte    Verwandtschaitsklasse    beruten 

blick  der  Entstehung  den   besonderen  Charakter  ,  •       .     x-        x       x-i       i:-     j       \if 

r.        ••  X      ,  -,        ...      i,xi-  1.       T.  i-  oder  nur  eine  bestimmte,  blos  für  den  Manns- 

auigepragt,   dass  es  von  der  civilrechtlichen  Erb-         ,  1.  •.     .,.  i_      o  •  j 

,.  ,  „  '^       ,\..      .         .         11      TA-     1  x  X         VI   -ux  stamm   gebräuchliche   Successionsordnung   ange- 
lolge   unabhängig  sein  soll.     Die  letztere  bleibt  ,     x  .  .         v     v  i          -x  1  ••  1 

1  Z    ■     +•■•      n    A,i  IV       -x-  x        i.'  •       •  IX  ordnet,    so  ist  auch  ohne  anderweite  ausdruck- 

also  ein  für  alle  Mal  beseitigt,  solern  er  sie  nicht  ,.  ,     t>     x-  j        iv.  v  j 

,_     X...,.     .  .        T-,       x     i-x-x      lux  liehe  Bestimmung  desselben  anzunehmen,  dass  er 

etwa  für  eine  gewisse  Eventualität  selbst  vorge-  ,  .1       v.       •  ■.      x       ti  ui- 

^  v>  •  V.      V   X  den  von  ihm  bezeichneten  Personen  ausschliess- 

schneben  hat.  Tv-,r>i,xi.i,  i  u         Tri         u 

<>  T^^^.,  -.^  rz™  -r  1   •  X  V.  j        j  lieh  das  Recht  habe  zuwenden  wollen.    Vgl.  auch 

-  Denn  im  Zweilel  ist  anzunehmen,  dass  der  ,.  ,    ,...  ^^r  t^  i       .        ir^at^ 

in-ie4.r.r.  ,,^*„     1      j?  .^i-    A-    ü      •!•     •  -x  die  const,  Pii  IV  Romanum  decet  v.  lobU,   worin 

Stitter  unter  der  Familie  die  Familie  im  weiteren  , , .  x     '   ^     ^        ^   •    ■  j       i.  n  •   -T  u 

o-, j    v      11^  j-   •      •  11  •        u  erklart  wird,  dass  bei  einem  durch  Privileg  nach 

öinne,  d.  h.  alle  diejenigen,  welche  von  einer  be-  ,      i^  .  .x      /^  i  tt      ••  a  r' 

..■ V     T3  ;i       1,     u  T  u    /^  V     X     u  X  der  Primogenitur-Ordnung  an  Herzoge  und  bra- 

ötimmten  Person  durch  eheliche  Geburt  abstam-  „  ,.  ^  ^  ,        x    j-    ivt    vi?  1      ^  -u 

...«,.     „^-ivu  n         •        xju^  fen  verliehenen  Patronate  die  Nachfolge  der  weib- 

men ,  gemeint  habe,  so  Garcias  tr.  de  berief.  ,•  1.       r  •   .  1.,  •    v  n    1?.         t  t;; 

P.  V.  c.  9.   n.  143.  144-  Viviau.  1.  c.  P.  I    1.  "  Linie  ausgeschlossen  sei,  bull.  Taur.  7,  7o. 

4.  c.  9.  n.  8fl'. ;  Leuren.  for.  beiief.  P.  II.  qu.  ^  S.  auch  0.  S.  77.    Wegen  der  xA^usübung  des 

59.  n.  5;    Lippert  S.  49.    Andere,  s.   z.B.  Patronates    handlungsunfähiger   Personen  durch 

Berardi  1.  c.  diss.  IV.  c.  5,   ed.  cit.   1,  302,  ihre  Vertreters.  0.  S.  73. 

wollendieFrauen  erst  nach  Aussterben  des  Manns-  6   Dies  nimmt  auch   v.   Schulte  Lehrb.    S. 

Stammes   zulassen.      In    der    Entscheidung    der  318  an. 
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kann  durch  Willensakt  unter  Lebenden  ',  und  auch  solche  von  Todeswegen -^  erfolgen. 
Andererseits  ist  aber  der  Patron  dabei  denselben  Beschränkungen ,  wie  bei  der  Ver- 
äusserung  des  Patronates  selbst  unterworfen,  d.  h.  es  ist  jeder  lästige  Vertrag,  so  weit 
derselbe  eine  Simonie  begTünden  würde ,  unerlaubt  und  nichtig ,  und  ferner  bedarf  es 
der  Zustimmung  des  kirchlichen  Oberen  in  den  Fällen  ,  wo  sie  zur  Veräusserung  des 
Patronates  überhaupt  erfordert  wird-^ 

Wenn  dagegen  die  herrschende  Meinung  sogar  dem  Niessbraucher  bei  einem 
Niessbrauch  am  ganzen  Vermögen  ohne  weiteres  das  Recht  auf  Ausübung  des  dem 
Vermögensinliaber  zustehenden  persönlichen  Patronates  gewährt  ^ ,  so  erscheint  dies 
nicht  gerechtfertigt ;  der  Patronat  ist  kein  fruchttragendes  ^  noch  überhaupt  ein  Ver- 
mögensrecht. Schon  deshalb  fällt  er  nicht  unter  das  Recht  des  Usufruktuars  auf  Nutzung 
und  Gebrauch,  welches  sich  allein  auf  derartige  Objekte  bezieht.  Sodann  aber  bildet  er 
auch  ferner  kein  Accessorium  des  Vermögens  des  Patrons ,  vielmehr  eine  neben  den 
Vermögensrechten  des  Patrons  selbstständig  dastehende  Berechtigung^.  Demgemäss 
verbleibt  die  Ausübung  des  Patronates  der  Ehefrau,  auch  wenn  ihr  ganzes  Vermögen 
in  die  Gütergemeinschaft  eingebracht  oder  dem  Mann  als  dos  bestellt  oder  seinem  ehe- 
männlichen Niessbrauch  unterworfen  wird^. 

U.  Ausser  den  bisher  besprochenen  Dispositionen  des  Patrons  über  dasPatronat- 
recht  können  aber  ferner  auch  solche  Verfügungen  in  Frage  kommen,  welche 
die  bisherige  Gestaltung  desselben  berühren  und  diese  in  der  einen  oder 


1  So  kann  z.B.  der  Patron  die  Ausübung  seines 
Patronates,  insbesondere  des  Präsentationsrechtes 
einer  geistlichen  Korporation,  einem  Domkapitel, 
einem  Kloster  übertragen.  Die  Congr.  cone.  hat 
ferner  ein  Abkommen ,  wonach  der  zur  Wieder- 
herstellung des  Pfarrhauses  unvermögende  Patron 
einem  anderen  für  die  Bewirkung  derselben  das 
Präsentationsrecht  auf  dessen  Lebenszeit  über- 
lassen hat,  für  gültig  erklärt,  Richters  Triden- 
tinum  S.  454.  n.  11. 

2  In  diesem  Falle  mit  bindender  Kraft  für  den 
Erben.  Ein  Beispiel  dafür  bietet  z.  B.  eine  testa- 
mentarische Anordnung ,  dass  für  die  mehreren 
Erben,  welchen  der  Patronat  als  Kompatronat  zu- 
fällt, einer  derselben  das  Recht  ausüben  soll. 

3  S.  0.  S.  81.  Beim  Familienpatronat,  sowie 
bei  demjenigen,  wo  der  Stifter  die  zukünftigen 
Berechtigten  ein  für  alle  Mal  bestimmt  hat ,  hat 
aber  eine  derartige  Verfügung  des  Patrons  keine 
Kraft  für  den  Nachfolger,  ^veil  er  dessen  stiftungs- 
mässige  Rechte  nicht  schmälern  kann. 

4  Vivian.  1.  c.  P.  I.  1.  4.  c.  7.  n.  8  ff.  ; 
Fagnan.  ad  c.  7  X.  h.  t.  III.  38.  n.  56; 
Schulte  K.  R.  2,  691;  Phillips  7,  769.  Ge- 
wöhnlich ist  dabei  der  Fall  eines  der  Wittwe  hin- 
terlassenen  ususfructus  omnium  bonorum  am  Ver- 
mögen des  Ehemanns  in  das  Auge  gefasst. 

5  Dies  bat  die  ältere  Doktrin  vielfach  ange- 
nommen ,  indem  sie  die  Präsentation  als  fructus 
des  Patronates  betrachtete,  s.  z.B.  Vivian.  I.e. 

6  DieAelteren  sprechen  allerdings  vielfach  von 
dem  transire  des  iuspatronatus  cum  universitate, 
Innoc.  IV.  ad  c.  13.  X.  h.  t.  III  38;  Fagnan. 
ad  c.   7.   eod.   n.   19.  21;    Vivian.   1.   c.  P.   I. 


1.  4.  c.  1.  n.  5  ff.  Sie  denken  dabei  aber  an  die 
s.  g.  universitas  einer  villa  nebst  Grundstücken 
und  Berechtigungen ,  mit  welcher  ein  Patronat 
verbunden  ist,  d.  h.  an  ein  dingliches  Patronat- 
recht,  s.  meine  Ausführung  bei  Dove,  Ztschr. 
f.  K.  R.  2,  425,  gehen  aber  nicht  davon  aus,  dass 
der  persönliche  Patronat  stets  ein  Accessorium 
des  übrigen  Vermögens  des  Patrons  ist. 

Daspreuss.  L.  R.  II.  11.  §.  599  nimmt  im 
Gegensatze  zu  der  Ansicht  des  Textes  ein  Recht 
zur  Ausübung  bei  jedem  an,  welcher  nach  den 
Gesetzen  ein  Recht  zur  Verwaltung  des  Ingriffs 
der  Güter  und  Gerechtsame  eines  Andern  be- 
sitzt, und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  die  Verwal- 
tung der  betreffenden  Person  blos,  wie  z.  B.  dem 
Vormunde ,  behufs  Vertretung  des  Handlungs- 
unfähigen oder  wie  dem  Ehemann  in  Betreff  der 
Frauen,  dem  Vater  in  Betreff  des  nicht  freien 
Vermögens  der  Kinder,  auch  zu  eigenem  Vortheil 
zusteht. 

"^  Die  Aelteren  sind  freilich  der  entgegen- 
gesetzten Meinung,  Vivian.  1.  c.  1.  4.  c.  7.  n. 
7  ff.,  wiewohl  sie  andererseits  zugeben,  dass  der 
persönliche  Patronat  allein  nicht  zur  Dos  bestellt 
werden  kann,  1.  c.  n.  5.  In  der  Eigenschaft  als 
Bevollmächtigter  kann  allerdings  auch  der  Ehe- 
mann und  der  Vater  das  der  Frau,  beziehentlich 
dem  Sohne  zustehende  Patronatrecht  ausüben, 
und  wo  civilrechtlich  eine  Präsumtion  für  eine 
solche  Vertretung  besteht ,  bedarf  es  zunächst 
nicht  des  Nachweises  der  Bevollmächtigung,  s. 
die  Entsch.  d.  österr.  Verwaltungsgerichtshofes 
V.  1878  bei  Samitsch,  österr.  Ztschr.  f.  Ge- 
setzgebung u.  Rechtsprechung  d.  Verwaltgs. 
Rechtspflege  2 ,  86 ,  welche  sich  auf  allg.  bürg. 
G.  B.  ^^.  91.  1034.  1238.  1239  stützt. 
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anderen  Beziehung  verändern.  Der  Patron  will  z.  B.  das  bisher  erbliche  in  ein  Fami- 
lienpatronatrecht  umwandeln,  einem  Dritten  ein  Nominationsrecht  bei  der  Präsentation 
einräumen ,  besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Qualifikation  der  Geistlichen 
treffen ,  auf  einzelne  im  Patronate  enthaltene  Befugnisse ,  wie  auf  das  ausdrücklich 
vorbehaltene  Recht,  bestimmte  Einkünfte  zu  ziehen,  verzichten. 

Für  die  Beurtheilung  der  Statthaftigkeit  derartiger  Bestimmungen  kommen  fol- 
gende Gesichtspunkte  in  Betracht. 

Selbstverständlich  sind  zunächst  alle  Anordnungen  ausgeschlossen,  welche  bei  der 
Begründung  kirchlicher  Anstalten  oder  Benefizien  überhaupt  unzulässig  erscheinen  ' . 

Eine  weitere  Schranke  findet  die  Verfügungsbefugniss  des  Patrons  an  den  von 
dem  Stifter  selbst  getroffenen  Festsetzungen.  Durch  diese  hat  das  Recht  ein  für  alle 
Mal  seine  Gestaltung  erhalten ,  und  sowenig  wie  ein  sonstiger ,  bei  einer  Stiftung  be- 
theiligter  Interessent  die  Macht  hat,  die  Stiftungsbedingungen  abzuändern,  ebensowenig 
kann  eine  solche  Befugniss  dem  Patron  eingeräumt  werden.  Die  Anwendung  dieses 
Grundsatzes  auf  Familien-  und  andere  Patronate,  für  welche  der  Stifter  die  zur  Nach- 
folge Berechtigten  selbst  bestimmt  hat ,  unterliegt  keinem  Zweifel ,  weil  alle  diese  ihr 
Recht  direkt  vom  Stifter  herleiten  und  einen  Anspruch  darauf  besitzen  ,  dass  es  seiner 
Zeit  in  der  ursprünglichen ,  vom  Stifter  gewollten  Gestalt  an  sie  gelangt.  Derselbe 
Grundsatz  muss  aber  auch  für  andere  Patronate,  deren  zukünftige  Inhaber  zwar 
der  jeweilige  Patron  selbst  durch  Rechtsakte  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  be- 
stimmen kann ,  welche  aber  sonst  ihrer  Qualifikation  und  Ausübung  nach  durch  den 
Stifter  später  normirt  sind,  gelten 2.  Die  Befugnisse,  welche  dem  Patronin  dieser 
Hinsicht  zukommen,  gehen  nach  gemeinem  Recht  nur  so  weit,  als  der  Stifter  die  Frei- 
heit des  Berechtigten  nicht  durchjijbesondere  Anordnungen  eingeschränkt  hat ,  weil  der 
letztere  die  Gestaltung  des  Rechtes  in  massgebender  Weise  für  alle  seine  Nachfolger 
zu  bestimmen  befugt  ist<^. 

Andererseits  ist  es  dadurch  nicht  ausgeschlossen ,  dass  der  Patron  für  die  Dauer 
seines  Rechtes  auf  die  Ausübung  stiftungsmässiger  Befugnisse  ganz  verzichtet  oder  so- 
weit er  allein  dabei  betheiligt  ist 4,  sie  in  veränderter  Weise  geltend  macht ,  jedoch 
haben  darauf  bezügliche,  den  Stiftungsbestimmungen  widersprechende  Rechtsakte  über 
die  gedachte  Zeitdauer  hinaus  keine  Kraft. 

Soweit  dagegen  der  Patronat  nicht  durch  den  Stifter  selbst  seine  nähere  Gestal- 
tung erhalten  hat,  stehen  dem  jeweiligen  Patron  Verfügungen  der  oben  erwähnten 
Art  ^  mit  voller,  seine  Nachfolger  bindender  Rechtswirkung  zu  ^.  Derartige  Anordnungen 
stellen  sich  als  eine  zu  der  ursprünglichen  Patronats  -  Stiftung  hinzutretende  Nachstif- 


1  Th.  II.  S.  392. 

2  Viviaii.  1.  c.  P.  III.  I.  14.  c.  3.  11.  6. 

3  Man  darf  daraus,  dass  nach  gemeinem  Recht 
der  Patron  auf  das  luspatronatus  hereditarium 
verzichten  und  es  dadurch  zum  substantiellen 
Untergang  bringen  kann ,  nicht  folgern  ,  dass  er 
auch  die  vom  Stifter  getroffenen  Anordnungen 
abzuändern  berechtigt  ist,  das  erstgedachte  Recht 
ist  nicht  das  Maius ,  welches  die  eben  gedachte 
Befugniss  als  Minus  in  sich  schliesst. 

4  Wenn  der  Kompatron  z.  B.  sich  von  einem 
anderen  Mitpatton  die  zu  präsentirenden  Perso- 
nen  nominiren  lässt ,    obwohl  er  stiftungsmässig 


allein  zur  Präsentation  befugt  ist.  Den  Kirchen- 
oberen berührt  das  freilich  nicht,  dieser  braucht 
nur  auf  eine  den  Stiftungsbedingungen  entspre- 
chende Präsentation  Rücksicht  zu  nehmen. 

5  Für  den  Familienpatronat  und  einen  Patronat 
gleichen  Charakters  ist  jede  solche  Aenderung 
ausgeschlossen.  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  schon 
oben  im  Texte  hervorgehobenen  Grunde. 

Ueber  die  Zulässigkeit  eines  Verzichtes  auf 
den  Patronat  vgl.  den  folgenden  §. 

fi  So  z.  B.  die  Verwandlung  des  erblichen  in 
einen  Familienpatronat,  Entscheidung  der  Congr. 
conc.  bei  Richter,  Tridentinum  S.  454.  n.  14. 
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tung;  dar,  und  bedürfen,  wie  diese  erstere,  der  Genehmigung*  des  kirclilichen  Oberen'. 
Erst  damit  erlangt  das  Recht  seine  neue,  modificirte  Gestalt.  Bei  einem  Kompatronat 
können  solche  Verfiiguugeu,  welche  auf  die  Substanz  des  Patronates  und  die  die  Aus- 
übung desselben  betreffenden  Rechte  Einwirkungen  äussern,  z.  B.  ein  Verzicht  auf 
das  Präsentationsrecht,  eine  Einschränkung  desselben  auf  einen  engeren  Kreis,  als  die 
gemeinrechtlich  qualificirten  Geistlichen  ,  nur  von  sämmtlichen  Kompatronen  mit  Ein- 
stimmigkeit beschlossen  werden. 

§.140.    ££.    Untergang  und  Suspension  des  Patronatrechtes. 

Das  Patronatrecht  geht  unter  und  erlischt  seiner  Substanz  nach,  so 
dass  das  bisher  patronatpflichtige  kirchliche  Institut  oder  Benefizium  wieder  der  freien 
Verleihung  des  kirchlichen  Oberen  anheimfällt : 

1.  durch  Verzicht  des  Patrons.  Das  Recht  zu  einem  solchen  steht  demsel- 
ben nur  dann  zu,  wenn  er  in  der  freien  Verfügung  über  den  Patronat  nicht  beschränkt 
ist.  Es  darf  also  z.B.  der  Stifter  die  Beseitigung  des  Rechtes  auf  diesem  Wege  nicht 
ausdrücklich  ausgeschlossen  haben  ^ ,  oder  dasselbe  kein  Familien-  oder  ein  sonstiger 
Patronat  sein,  bei  welchem  die  Anwärter  ihr  Recht  direkt  vom  Stifter  herleiten  3. 

Die  Befugniss,  den  Patronat  durch  Verzicht  aufzugeben,  folgt  aus  der  allgemeinen 
Regel ,  dass  jeder  Berechtigte  beliebig  seinem  Rechte  entsagen  und  dass  gemeinrecht- 
lich dem  Patron  keine  andere  Pflicht,  als  die  Baulast  obliegt^,  die  Erfüllung  derselben 
aber  nicht  direkt  erzwungen  werden  darf,  sondern  nur  indirekt  dadurch ,  dass  der  Pa- 
tron seines  Patronates  für  verlustig  erklärt  wird  •^.  Daher  bedarf  es  auch  nach  ge- 
meinem Rechte  keiner  Zustimmung  des  geistlichen  Oberen,  damit  der  Verzicht  Rechts- 
gültigkeit erlange  ^.  Sind  dagegen  mit  dem  Patronate  als  solchem  ^  nach  Partikular- 
recht oder  observanzmässig  bestimmte  Lasten  verknüpft ,  so  kann  sich  der  Patron  von 
diesen  nicht  einseitig  durch  Verzicht  frei  machen ,  vielmehr  ist  die  Einwilligung  des 
geistlichen  Oberen  dazu  erforderlich^. 

'   S.  0.  S.  25.  u.  Th.  II.  S.  392.  belt  der  Kirche  und  des  verleihungsbcrechtigten 

2  Denn  eine  solche  Verfügung  muss  jeder,  Oberen  wieder  hergestellt,  oder  ein  Recht ,  wel- 
welcher  das  durch  die  Stiftung  hervorgerufene  ches  diese  beschränkt,  begründet  werden  soll. 
Objekt  erwirbt,  gegen  sich  gelten  lassen.  Die  Ansicht  des  Textes  ist  die  herrschende,   s. 

3  So  auch  die  Congr.  conc.  s.  Richter,  Tri-  ^Hosse  zu  c.  35  CXVI.  qu.  7.  s.  v.  coheredes; 
dentinum  S.  454.  n.  12.  P^bensowenig  kann  der  L  eu  ren.  for.  benef.  P.  II.  qu.  120.  n.  1 ;  Reif- 
Vasall  zum  Nachtheil  des  Obereigenthümers  auf  fenstuel  1.  c.  III.  38.  n.  125;  Lippert 
den  Patronat  verzichten.  S.  195;    Kaim  S.   381;    Eichhorn  K.   R.  2, 

4  „   -70         D  717;  Richter-Dove  §.  192;  Schulte  K.  R. 
&.  ^d.  n.  i.                                                          cy^  ^Q2.  703. 

5  Also  kein  anderes  Resultat  erreicht  wird,  als  7  Hat  der  Patron  eine  Verpflichtung  aus  einem 
dasjenige,  welches  schon  der  freie  Verzicht  des  Pa-  anderen  Grunde,  z.  B.  wegen  eines  Zehntrechtes, 
trons  herbeiführt.  Man  kann  sich  dafür  auch  auf  so  kann  er  auf  seinen  Patronat  ebenfalls  verzich- 
c.  un.  in  VItoh.  t.III.  19  berufen,  denn  wenn  der  ten,  weil  ein  solcher  Verzicht  auf  den  anderwei- 
Patron  nach  dieser  Stelle  sein  Recht  ohne  Weite-  ten  Titel  seiner  Verbindlichkeit  gar  keinen  Ein- 
res  durch  Schenkung  in  einen  geistlichen  Patro-  fluss  äussert.  A.  M.  Schul  te  a.  a.  0.  S.  703. 
nat  zu  verwandeln  befugt  ist  (s.  0.  S.  80j,  so  8  Denn  in  diesem  Falle  läge  eineVeräusserung 
wird  er  auch  die  Kirche  selbst  patronatfrei  ma-  im  weiteren  Sinne  vor.  Daher  verlangt  auch  das 
eben  können.  preuss.    L.  R.  ,    welches   eine   subsidiäre,    aber 

6  A.  M.  Schilling  S.  118,  wegen  der  irriger-  direkte  Baulast  des  Patrons  kennt,  II.  11.  §.  610, 
weise  dem  Patron  beigelegten  Pflichten  und  Genehmigung  des  geistlichen  Oberen  und  der 
GinzelK.  R.  2,  151  aus  dem  keineswegs  allge-  ebenfalls  mitpflichtigen  Gemeinde.  Auch  nach 
mein  zutreffenden  (Jrunde,  dass  zum  Aufgeben  österr.  R.  kann  der  Patron,  welchem  Lasten  ob- 
eines  erworbenen  Rechtes  nicht  weniger  Bedin-  liegen,  nicht  verzichten,  um  sich  von  denselben 
gungen  als  zum  Entstehen  desselben  erforderlich  frei  zu  machen,  Hofdekr.  v.  3.  Sept.  1784.  u.  19. 
sind.  Uebrigens  ist  es  doch  sicherlich  etwas  Okt.  1784  (Hdbch.  d.  Gesetze  .Josephs  II.  2.  Aufl. 
Anderes,  ob  der  regelmässige  Zustand,  die  Frei-  6,  588). 
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Die  vorstehenden  Grundsätze  finden  auch  auf  das  dingliche  Patronatrecht  Anwen- 
dung. Die  accessorische  Qualität  hindert  wohl  die  Lostrennung  des  Patronates  und 
die  Umwandlung  desselben  in  einen  persönlichen,  nicht  aber  die  Beseitigung  desselben 
überhaupt  1. 

Ob  der  Verzicht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erfolgt,  ist  gleichgültig.  Im 
letzteren  Falle  müssen  aber  konkludente  Handlungen  vorliegen ,  aus  denen  mit  Sicher- 
heit auf  den  betreffenden  Willen  des  Patrons  geschlossen  werden  kann ,  wie  z.  B.  die 
Zustimmung  des  Patrons  zu  solchen  Veränderungen  des  patronatspflichtigenBenefiziums, 
welche  den  Fortbestand  seines  Rechtes  unmöglich  machen'-^. 

2.  Fortfall  des  berechtigten  Subjects.  Der  lediglich  auf  die  Person 
des  Patrons  beschränkte  Patronat  geht  mit  dem  Tod  desselben ,  der  Familien-Patronat 
mit  dem  Aussterben  sämmtlicher  berechtigter  Anwärter ,  das  gewöhnliche  iuspatrona- 
tus  hereditarium  beim  Mangel  von  Erben  ^,  der  mit  einem  Amte  verbundene  oder  einer 
Korporation  zustehende  persönliche  Patronat  mit  der  Aufhebung  des  Amtes  oder  der 
Korporation  ^  unter  ^. 

3.  Ferner  erlischt  der  Patronat  durch  Untergang  seines  Objekts,  also 
der  demselben  unterworfenen  kirchlichen  Anstalt  oder  des  Patronatsbenefiziums,  sowie 
durch  rechtsgültig  vorgenommene  Veränderungen  des  Objekts,  welche  die  Fortdauer 
des  Rechtes  ausschliessen,  und  zwar  auch  gegen  den  Willen  des  Patrons  ^. 

Dagegen  wird  das  Patronatrecht  nicht  schon  allein  dadurch  beseitigt,  dass  die 
seitens  des  ersten  Stifters  in  das  Leben  gerufenen  Einrichtungen,  z.  B.  die  Gebäude 
verfallen ,  oder  die  von  ihm  gewidmeten  Fonds  verloren  gehen  ^ .  Dies  ist  deshalb  un- 
richtig, weil  die  Entstehung  des  Patronates  wohl  durch  die  Erbauung  und  Dotation  be- 
dingt ist,  aber  nicht  seine  weitere  Existenz.  Dem  Patron  legt  das  gemeine  Recht  keine 
Verpflichtung  auf,  die  kirchliche  Stiftung  fortwährend  in  dem  ursprünglichen  Stande  zu 
erhalten,  noch  macht  es  gar  den  Fortbestand  des  Patronates  davon  abhängig.  Dies 
zeigt  sich  deutlich  darin,  dass  die  Reparatur-  und  Neubauten  von  Pfarrkirchen  nicht  in 
erster  Linie  dem  Patrone,  sondern  der  Fabrica  und  bei  Unzulänglichkeit  derselben  den- 
jenigen, welche  Einkünfte  der  betreffenden  Kirche  beziehen,  z.B.  den  Zehntherrn,  Be- 
nefiziaten,  zur  Last  fallen^.    So  lange  daher  trotz  der  erwähnten  Umstände  die  ur- 

.     1  Der  0.  S.  77  erwähnte  Grund  ,   welcher  die  5  Auch  ein  Untergang  des  dinglichen  Patrona- 

Lostrennung  hindert,  kommt  heim  Verzicht  nicht  tes  ist  möglich,    so  z.    B.  wenn   das  berechtigte 

in  Frage.  Gut  auf  einer  Insel  liegt  und  in  Folge  des  Ver- 

2  So  zu  der  unioperconfusionem  Th.  II.  S.  431,  Sinkens  der  letzteren  oder  einer  Zerstörung  der- 

zu    der    Suppression    a.    a.    0.    S.  461 ,    regel-  selben  durch  das  Meer  verschwindet.    Ueber  die 

massig  auch  zu  der  mutatio  vi  erectionis,   z.  B.  Parcellirung  des  berechtigten  Gutes  s.  o.  S.  77. 

zur  Verwandlung  einer  Pfarr-  in  eine  Kollegiat-  ß  g_  ^-^  Anführungen  in  Anm.  2  u.  S.  71  a.  E. 
kirche,  a.  a.  U.  b.  400,  nicht  aber  zu  einer  unio 

per  aequalitatem  oder  subiectiva  und  zur  Inkor-  '^  Wenn  der  Verlust  schon  an  die  im  Text  ange- 

poration,    denn  in  diesen  Fällen  tritt  nur  eine  gebenen  Thatsachen  geknüpft  wird  ,   s.  Lippert 

Suspension  einzelner  patronatischer  Rechte   ein,  S.  185.  Schilling  S.  118,  so  beruht  dies  wohl 

a.a.O.   S.  426.  428.  451.452.     Letzteres  gilt  mehr  auf  inkorrekter  Ausdrucksweise.    Unrichtig 

auch  bei  der  Translation  a.  a.  0.   S.  399.     Da-  is*  es  jedenfalls,    dass  Phillips   7,    835    von 

gegen  ist  es  irrig,  so  Lippert  S.   195,  einen  einem  Wiedererwerb    des  Patronates    durch 

Verzicht  auf  Grund  der  Unterlassung  der  Piäsen-  Reaedittkation  oder  Redotation  seitens   des  bis- 

tation  bei  zwei  während  der  Verjährungszeit  er-  herigen  Patrons  spricht.    Das  verfallene  Kirchen- 

folgten  Erledigungsfällen  anzunehmen.  gebäude    als    solches    bildet    allein    nicht    den 

.3  s_  0.  S.  84.  Gegenstand  des  Patronates  und  durch  seine  Wie- 

4  Denn    ein    solcher   Patronat    ist   kein    Ver-  derherstellung  wird  nicht  ein  neues  Objekt  des 

mögensrecht,   gehört  also  nicht  zu  den  bona  va-  Patronates  geschaffen,  weil  die  kirchliche  Stiftung, 

cantia,  welche  der  Fiscus  einzuziehen  berechtigt  ^-  ß-  ^^ie  Pfarrei,  dieselbe  bleibt,   wenn  auch  das 

ist.    Ueber  die  Succession  des  letzteren  in  Patro-  Gebäude  sich  ändert, 

nate  säkularisirter  geistlicher  Institute  s.  u.  §.151.  ^  Trid.  Sess.  XXI.  c.  7  de  ref. 
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sprüngliclu'  8tit'tunj>:  besteht,  kann  von  einem  Verluste  des  Patronates  blos  in  Folge  der 
oben  gedachten  Thatsachen  nicht  die  Rede  sein  '.  Diese  werden  erst  dann  vonEinfluss, 
wenn  die  Fortdauer  der  Stiftung  nicht  durcli  andere  vor  dem  Patron  dazu  verpflicbtete 
I^ersoncn  ermöglicht  werden  kann  und  die  Weigerung  desselben  die  erforderlichen  Auf- 
wendungen zu  machen  festgestellt  '^ ,  oder  wenigstens  der  Untergang  des  Objektes  des 
P.Mtronatrechtes  thatsächlich  eingetreten  ist^. 

Das  Vorhandensein  von  Anwärtern,  welche  einen  stiftungsmässigen  Anspruch  auf 
den  Patrouat  haben,  hindert  im  letztgedachten  Falle ,  ebensowenig  wie  in  demjenigen, 
wo  das  Objekt  des  Patronatrechts  durch  einen  Rechtsakt  des  kirchlichen  Oberen,  z.B. 
die  Suppression  sein  Dasein  verliert,  das  Erlöschen  des  Patronates,  weil  dadurch  seine 
Fortexistenz  thatstächlich  unmöglich  wird.  Die  Weigerung  des  jeweiligen  Inhabers 
eines  solchen  Rechtes  aber,  die  erforderliche  Wiederherstellung  der  Kirche  vorzu- 
nehmen ,  zieht  nur  für  seine  Person  den  Verlust  desselben  nach  sich.  Es  tritt  also  der 
Nachfolgeberechtigte  an  seine  Stelle,  und  dieser  kann  sich  das  Recht  dadurch  erhalten, 
dass  er  seinerseits  die  erwähnten  Handlungen  leistet '^. 

Wenn  die  Suppression  einer  kirchlichen  Anstalt  wider  Willen  des  Patrons  und 
trotzdem,  dass  er  die  zur  Forterhaltung  derselben  nothwendigen  Mittel  gewähren,  z.B. 
die  Kosten  für  einen  Neubau  bestreiten  will ,  verfügt  wird ,  so  hat  der  Patron  —  es 
sei  denn  etwa  ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  bei  der  Stiftung  oder  bei  der  Ueber- 
weisung  gemacht  worden  —  weder  ein  Recht  auf  Herausgabe  der  früher  aus  Patronats- 
mitteln  beschafften  Vermögensstücke  noch  auf  ihren  Erlös.  Die  ersteren  sind  mit  der 
Begründung  der  Kirche  oder  des  Benefiziums  dauernd  der  Stiftung  überwiesen  und 
kirchliches  Gut  geworden,  welches  nicht  mehr  in  seinem  Eigenthum  steht,  vielmehr  der 
ordnungsmässigen  Verfügung  der  kirchlichen  Organe  und  Oberen  anheimfällt  ^. 

4.  Das  Patronatrecht ,  selbst  ein  Familienpatronat  ^  oder  eine  einzelne  in  dem- 
selben enthaltene  Befugniss  kann  auch  durch  Verjährung  untergehen.  Der  blosse 
Nichtgebrauch  (non  usus),  sei  es  aller  oder  einzelner  Rechte,  genügt  aber  nicht',  viel- 
mehr allein  die  Ersitzung  der  Freiheit  vom  Patronate  ^  [usucapio  Ubertatis) ,  d.h.  es  muss 

1    Wem»  also  ein  durch  Dotation  begründetes  schon  vorher  sammt  den  Schlüsseln  der  Kirche 

Heuefizium  später  noch  von  anderer  Seite  ,  z.  B.  in    seiner  Gewahr  s  am  (!)  gehabt  hat,    anzu- 

durch  Legate  weitere  Einkünfte  erhalten  hat  und  eignen  ,  ihn  aber  mit  Bezug  auf  c.  38  ff.  D.  I.  de 

durch  diese  nach  Verlust  des  ursprünglichen  Pa-  consecr.  verpflichtet,   die  konsekrirten  und  bene- 

tronats- Vermögens  die  Fortexistenz  desselben  er-  dicirten  Sachen  an  eine  andere  Kirche  zu  geben, 

müglicht  wird,   bleibt  der  Patronat  bestehen  und  6  Aus  deno.  S.  84  hervorgehobenen  Gründen, 

geht  nicht  unter.  S,  aber  die  folgende  Anm. 

-  Bei  verweigerter  Wiederherstellung  des  Baues  "^  A.  M.  die  Aelteren,  s.  z.B.  V  i  v  i  a  n.  P.  III.  1. 

ist  der  Patron  seines  Rechtes  für  verlustig  zu  er-  15.  c.  1.  n.  9 ;    Leuren  1.  c.  qu.  120.    n.  6  u. 

klären,  s.  o.  S.73;  vgl.  ferner  o.  S.  22.  23.  Mög-  12;  Re  iffenstuel  III.  38.  n.  125.  VI;  Fer- 

lich  ist  es  übrigens  auch ,  dass  durch  Eintreten  raris    1.  c.   art.  2.   n.  74;    Lippert   S.    195, 

eines  Dritten  mit  den  erforderlichen  Leistungen  welche  zwei  ungenutzte  Gelegenheiten  zur  Aus- 

der  Patronat  unter  Verwandlung  in  einen  Kom-  Übung  des  Präsentationsrechtes ;   Kaim  S.  381, 

patronat  erhalten  bleibt,  o.  8.  23 ff.  welcher  eine  ,   Schilling  S.  122,  welcher  drei 

•'*  Z.B.  wenn  eine  Patronatskapelle,  um  welche  solcher  verlangen.     Auch  d.  österr.   B.  G.  B. 

sich  der  Patron  wegen  des  IJebertritts  der  Bevöl-  §§.  1472.  1484,  lässt  Verlust  durch  Nichtgebrauch 

kerung  zum  Protestantismus  nicht  mehr  beküm-  eintreten  ,   wenn  das  Recht  während  30  bez.  40 

niert,  und  auf  welche  kein  Benefiziat  mehr  ange-  Jahren  bei  drei  sich  darbietenden  Gelegenheiten 

stellt  wird,  ohne  formelle  Suppression  verfällt.  nicht  ausgeübt  worden  ist.    Dabei  wird  theils  der 

4  Will  er  dies  nicht,  so  ist  wieder  gegen  ihn,  Gesichtspunkt  des  Verzichts,   theils  der  der  Ver- 

wie  gegen  den  ersten  zu  verfahren  ,  und  es  tritt  äusserung  unzulässiger  Weise  hineingezogen,  und 

dann  der  an  zweiter  Stelle  berechtigte  Nachfolger  mit  Rücksieht  auf  das  letztere  die  Unverjährbar- 

ein.  keit  des  Familienpatronats  behauptet,  vgl.  über 

•''  A.  M.  PhiUi  p  s  7,  836,  welcher  dem  Patron  das  letztere  L  eure  n.  1.  c. 

gestattet,   sich  dergleichen   Sachen,   falls  er  sie  8   go  Eichhorn  K.  R.  2,  719;  Richter- 
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die  versuchte  Ausübung  der  patronatischen  Befugnisse  durch  die  zuständigen  kirch- 
lichen Organe  ^  bona  fide^  gehindert  worden  sein,  und  der  Patron  sich  dabei  während 
der  Verjährungszeit j  d.h.  beim  geistlichen 40,  beim  Laienpatronate  30  Jahre,  laug  be- 
ruhigt haben. 

Der  Nichtgebrauch  ist  kein  allgemein  für  alle  Rechte  anerkannter  Aufhebungs- 
grund. Ferner  besteht  gesetzlich  für  die  Nichtausübung  des  Präsentationsrechtes  kein 
anderes  Präjudiz,  als  dass  der  Patron  für  den  betreffenden  Erledigungsfall  seiner  Ein- 
wirkung auf  die  Besetzung  der  geistlichen  Stelle  verlustig  wird,  und  auf  die  Nicht- 
geltendmachung  der  übrigen  Patronatsbefugnisse  ist  gar  kein  Nachtheil  gesetzt.  Es  ist 
somit  die  Nichtausübung  rechtlich  in  das  freie  Belieben  des  Patronates  gestellt ,  und 
darum  bedarf  es  noch  des  Eintrittes  anderer  Umstände  als  des  blossen  Nichtgebrauches 
zur  Beseitigung  seines  Rechtes  ^. 

5 .  Sodann  führen  gewisse  strafbare  Handlungen  den  Verlust  des  Patronates 
für  den  Patron  und  damit ,  soweit  nicht  etwa  ein  dingliches  Patronatrecht  *  und  ein 
solches ,  bei  welchem  stiftungsgemäss  bestimmte  Anwärter  ^  vorhanden  sind ,  in  Frage 
steht,  das  Erlöschen  des  Rechtes  ohne  Weiteres  (ipso  iure)  herbei.  Solche  Ver- 
gehen bilden 

a.  die  simonistische  Veräusserung  des  Patronates  ^.  Ob  eine  derartige  Präsentation 
dieselbe  rechtliche  Folge  habe,  ist  streitig.  Eine  analogische  Anwendung  der  für  das 
erste  Vergehen  angedrohten  Strafen  ^  erscheint ,  ganz  abgesehen  von  der  Bedenklich- 
keit einer  solchen  bei  Strafgesetzen  überhaupt,  nicht  gerechtfertigt,  weil  im  ersten  Falle 
der  Patron  sein  Recht  verliert  und  sein  Mitkontrahent  es  nicht  erwirbt ,  wogegen  bei 
demjenigen,  welcher  sein  Präsentationsrecht  zur  Erlangung  unerlaubter  Vortheile  verwer- 
thet  hat,  von  der  zuletzt  gedachten  Folge  keine  Rede  sein  kann  ^.  Vielmehr  muss  für  einen 
solchen  Patron,  da  er  wegen  der  Simonie  der  grossen  Exkommunikation  verfällt,  als 
Wirkung  der  letzteren,  die  Suspension  seines  Patronatrechtes  eintreten.  Er  ist  also, 
so  lange  bis  er  absolvirt  wird,  gehindert,  seine  patronatischen  Rechte  auszuüben  '^. 

Dove  §.  192;  SchulteK.R.  2,  703  ;Giuzel  Schilling  S.  68  diese  Analogie  zur  Rechtferti- 

K.  R.  2,  151;   Phillips  7,  835;   Vering  K.  gung  seiner  Ansicht,  dass  der  Patron  für  sich  und 

R.  S.  493.     Von  den  Aelteren  verlangt  Pyrrh.  seine  Nachfolgerblos  mit  dem  Verluste  des  Prä- 

Corradus,    prax.    benef.  IV.   c.  4.    n.  22.  23  sent  ation  srechts  zu  bestrafen  sei,   verwen- 

wenigstens  eine  Handlung  des  kirchlichen  Oberen,  det.  Ebenso  ist  die  Berufung  Lipperts  S.  196 

welche    mit  dem  existirenden  Patronatrecht  im  für  diese  Meinung  auf  römische  und  kanonische 

Widerspruch   steht.     Auf   dem  Standpunkt   des  Stellen ,    welche    simonistisch   ordinirende    und 

Textes  steht  auch  das  preuss.  L.  R.  II.  11.  §.  612.  wählende  Kleriker  ihrer  Aemter  entsetzt  erklären 

1  Also  des  Bischofs,  wenn  präsentirt,  des  Pfar-  oder  mit  Entsetzung  und  Irregularität  bedrohen, 
rers,  wenn  von  diesem  eine  kirchliche  Ehrenbezei-  verfehlt.  Vgl.  Schlayer  a.  a.  0.  S.  33  ff. 
gung,  dieses,  bez.  des  Kirchenvorstandes  ,  wenn  9  In  soweit  ist  der  Ausführung  von  S  chlaye  r 
das  freie  Begräbniss  auf  dem  Kirchhofe  oder  die  a.  a,  0.,  welchem  Rieht er-Dove  §.  192.  n.  9 
Anbringung  von  Ehrentafeln  in  der  Kirche  bean-  beitritt,  zuzustimmen.  Wenn  derselbe  aber  weiter 
sprucht  wird.  annimmt, dass  derBischof den  schuldigenPatronwe- 

2  c.  20.  X.  de  praescr.  II.  26.  Von  einem  Titel  gen  der  ihn  treffenden  excommunicatio  lätae  sen- 
ist  hierbei  selbstverständlich  nicht  die  Rede.  tentiae  als  excommunicatus  toleratus  nur  von  der 

3  Der  Nachweis  der  Erfordernisse  der  usucapio  Ausübung  der  Präsentation  zurückhalten  könne, 
libertatis  kann  auch  hier  durch  den  der  unvor-  und  erst  nach  der  Publikation  der  Exkommuni- 
denklichen  Verjährung  ersetzt  werden.  kationssentenz,  wodurch  er  zum  excommunicatus 

*  S.  0.  S.  76  n.  6.  vitandus werde,  zurückweisen  müsse,  biserAb- 
5  Weil  diese  in  einem  solchen  Fall  an  Stelle  Solution  erlangt  habe  oder  bis  ein  fähiger  Rechts- 
des  schuldigen  in  das  Recht  eintreten.  nachfolger  eintrete,  so  ist  diese  Unterscheidung 
^  S.  0.  S.  81.  unhaltbar,   s.  o.   S.  34.    Ebensowenig  erscheint 
"^  Auf  Grund  der  Analogie  nimmt  GinzelK.  seine  Annahme,   dass  die  simonistische  Präsen- 
R.  2,  151  den  Untergang  des  Patronates  an ,   so  tation  der  wissentlichen  Präsentation  eines  un- 
früher auch  Schulte  K.  R.  2,  706.  fähigen  gleichzustellen  und  demnach  der  Laien- 
8  Daher  ist  es  auch  nicht  begründet,    wenn  patron  noch  innerhalb  der  Frist,  falls  er  während 
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b.  DieTödtun^-  und  Verstümmlung-  eines  der  bei  der  Patronatskirche  angestellten 
Geistlichen  '. 

c.  Die  Veriibnng  von  Kingriffen  in  das  Vermögen  der  Patronatskirche ,  nament- 
lich die  Einziehung  von  Einkünften  oder  Vermögensstücken  derselben  seitens  des  Pa- 
trons zu  eigenem  Nutzen '-. 

(1.  Ob  auch  die  Ketzerei,  dieApostasie  und  das  Schisma  des  Patrons  den  dauern- 
den \'erlust  des  Patronates  nach  sich  zieht,  darüber  besteht  Streit.  Die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Kanonisten  bejaht  die  Frage  ■'* ,  während  manche  Neuere  nur  eine  Sus- 
pension auf  so  lange  annehmen ,  als  der  Patron  bei  der  Lossagung  von  der  Gemein- 
schaft der  Kirche  beharrt  ^.  Diese  letzte  Ansicht  ist  aber  mit  dem  Princip,  welches 
die  Bestrafung  der  gedachten  Vergehen  beherrscht  ^ ,  der  Entziehung  der  kirchlichen 
Rechtsfähigkeit    unvereinbar  ^. 


dieser  die  Absolution  erlangt,  nachpräsentiren 
könne,  also  sein  Yorschlagsrecht  für  den  betreffen- 
den Vakanzfall  nicht  verliere  ,  zutreffend.  Das 
Recht  des  Patrons  zur  Nachpräsentation  in  dem 
ersterwähnten  Fall  ist  eine  singulare  Ausnahme, 
und  sie  kann  nicht  analogisch  auf  den  hier  in 
Rede  stehenden  Fall  übertragen  werden.  In  die- 
sem hat  der  Patron  durch  seine  eigene  strafbare 
Handlung  die  Nichtigkeit  verschuldet,  und  es 
liegt  daher  kein  (Jrund  vor,  ihm  unter  solchen 
Umständen  noch  besonders  durch  Gestattung  einer 
Nachpräsentation  zu  privilegiren.  Vgl.  übrigens 
auch  Phillips  7,  839  u.  Schulte  i.  Bonner 
theol.  Literatur-Bl.  v.  1866  S.  683.  Wenn  der 
letztere  seinerseits  unter  analoger  Anwendung  des 
c.  6  (Inn.  111)  X.  de  der.  excomm,  V.  27,  nach 
welchem  der  Rischof  excommunicirten  Klerikern, 
welche  weiter  ceiebriren  ,  die  kirchlichen  Bene- 
fizien  entziehen  kann ,  annimmt ,  dass  derselbe 
den  Patron  des  Patronates  für  immer,  beim  ding- 
lichen für  die  Zeit  seiner  Besitzdauer  des  berech- 
tigten Grundstückes  für  verlustig  erklären  könne, 
so  vermag  ich  seine  Ausführung  ebenfalls  nicht 
für  begründet  anzuerkennen.  Es  steht  ihr  das 
Bedenken,  dass  Strafgesetze  nicht  analogisch  aus- 
gedehnt werden  können,  entgegen.  Auch  wird  in 
c.  6  X.  cit.  die  Strafe  deshalb  gegen  den  Kleriker 
angedroht,  weil  er  eine  ihm  während  seiner  Ex- 
kommunication  verbotene  Handlung  vornimmt, 
also  zu  dem  Vergehen,  welches  diese  für  ihn  nach 
sich  gezogen  hat ,  noch  ein  neues  hinzufügt. 
Eine  solche  doppelte  Schuld  hat  aber  der  Patron, 
wel(;her  simonistisch  präsentirt  hat  und  dadurch 
in  den  Bann  verfallen  ist,^ nicht  auf  sich  geladen. 
Das  preuss.  L.  R.  H.  11.  ^.  613  straft  den  Patron, 
we!ch(;r  ..um  Bestechung  oder  anderer  unerlaubter 
Privatvortheile  willen  präsentirt",  für  seine  Per- 
son mit  Verlust  des  Präsentationsrechtes  bei  der 
betreffenden  und  allen  folgenden  Vakanzen  ;  eben- 
so d.  bad.  V.  V.  1808.  Nr.  15  (S.  7.  n.  6). 

J  c.  12  ( Later.  IV.  v.  1215)  X.  de  poen.  V. 
37,  ohne  Grund  dehnen  Schilling  S.  125; 
S  c  h  u  It  e  2,  706 ;  R  i  c  h  t  e  r-  D  0  V  e  ^.  192  diese 
Vorschrift  auf  jede  beliebige  thätliche  Verletzung 
und  Realinjurie  aus.  Das  amittant  in  c.  12  cit. 
deutet  auf  einen  Verlust  ipso  iure,  so  auch  die 
Aelteren,  s.  z.  B.  Barbosa  ins  eccl.  III.  12.  n. 
254,  Leuren.  1.  c.  qu.  120  n.  8;  Ferraris  1. 
c.  n.  78.     Dagegen  Fachmann   K.  R.  3.  Aufl. 


2,  HO:  V.  Schulte  Lehrb.  S.  326  n.  10.  Der 
Grund  des  letzteren,  dass  der  Patron  ja  durch 
Urtheil  wegen  der  Verletzung  zu  bestrafen  ist, 
würde,  wenn  er  zutreffend  wäre,  beweisen,  dass 
in  Folge  von  strafbaren  Handlungen  niemals  der 
Verlust  eines  Rechtes  ipso  iure  eintreten  konnte. 
Es  fragt  sich  ja  gerade ,  ob  das  Urtheil  erst  die 
Strafe  zur  Anwendung  bringt  oder  den  erfolgten 
Eintritt  derselben  blos  deklarirt. 

Wenn  endlich  Richter-Dove  a.  a.  0.  den 
Verlust  des  Rechtes  für  den  jeweiligen  Inhaber 
eintreten  lässt,  so  hat  diese  vereinzelt  dastehende 
Ansicht,  welche  der  in  Bezug  genommene  Ge- 
währsmann Lippert  S.  193  nicht  theilt ,  kei- 
nen Anhalt. 

Selbstverständlich  ist  es  ,  dass  die  Strafe  für 
den  Patron  fortfällt,  wenn  ihm  die  Handlung  nicht 
zugerechnet  werden  kann  oder  wenn,  wie  z.  B. 
im  Fall  der  Nothwehr,  die  Strafbarkelt  derselben 
ausgeschlossen  ist,  vgl.  auch  v.  „nefando  ausu^"^  in 

c.  12.  X.  cit. 

2  Trid.  Sess.  XXII.  c.  11  u.  XXV.  c.  9  de  ref. 
Auch  in  diesem  Fall  lässt  Richter-Dove  a.  a. 
0.  unbegründeter  Weise  nur  Verlust  für  den 
jeweiligen  Inhaber  eintreten. 

3  Vivian.  P.  III.  t.  15  c.  2.  n.  5.  6  ;  Leu- 
ren.  1.  qu.  120.  n.  7;  Ferraris  art.  2.  n.  79; 
Phillips  7,  838;  Ginzel  K.  R.  2,  140.  150; 
Fachmann  a.  a.  0.  S.  109;  Lippert  S.  194, 
von  denen  der  erste  allerdings  sofortigen  Wieder- 
erwerb im  Falle  der  Rückkehr  zur  katholischen 
Kirche  annimmt. 

4  Schilling  S.  127;  Schulte  K.  R.  2, 
706  u.  Lehrb.  S.  327. 

5  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  München, 

d.  kanon.  Gerichtsverfahren  u.  Strafrecht  2, 
322  ff. 

6  Die  von  Schulte  a.  a.  0.  nicht  beachteten 
c.  13  §.  5  (Later.  IV.  j  X.  de  haer.  V.  7  u.  c.  19 
(Bonif.  VIII.)  in  VIto  h.  t.  V.  2  bestätigen  dies 
insofern,  als  eine  Gesetzgebung,  welche  die  Ketzer 
mit  der  Infamie,  dem  Verluste  der  Fähigkeit  zum 
Testiren,  zum  Zeugniss  und  zur  Erlangung 
öffentlicher  Aemter,  sowie  mit  der  Konfiskation 
des  Vermögens  bestraft,  ihnen  doch  unmöglich 
kirchliche  Rechte  belassen  kann. 

Wegen  anderer  strafbarer  Handlungen  oder  Be- 
einträchtigungen der  Kirche  tritt  der  Verlust  des 
Patronats  nicht  ein ,    insbesondere   nicht  wegen 
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Wenn  gleich  dieser  Standpunkt  nach  der  herrschenden  staatsrechtlichen  Auffas- 
sung in  Betreff  der  erwähnten  s.  g.  kirchlichen  Verbrechen  nicht  mehr  massgebend  sein 
kann ,  so  muss  doch  heute  der  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche ,  gleichgültig ,  ob 
damit  der  Uebertritt  zu  einer  andern  Religionspartei  verbunden  ist  oder  nicht ,  den 
Verlust  des  Patronates  nach  sich  ziehen,  weil  derjenige ,  welclier  aus  der  katholischen 
Kirche  ausscheidet,  damit  auch  die  ihm  innerhalb  derselben  bisher  zustehenden  Rechte 
verliert.  Jedoch  gilt  dies  in  Deutschland  nicht  für  den  Uebertritt  zur  protestantischen 
Kirche  und  in  den  deutschen  Staaten ,  welche  die  altkatholische  Kirche  als  gleich  be- 
rechtigt mit  der  vatikanisch-katholischen  anerkennen ,  also  in  P  r  e  u  s  s  e  n ,  Baden, 
Hessen,  Baiern,  nicht  für  den  Uebertritt  zu  der  ersteren  ^ 

Wenn  sich  der  Patron  nicht  selbst,  sondern  ein  Vertreter  desselben  2,  insbesondere 
derjenige  einer  juristischen  Person,  gleichviel  einer  weltlichen  oder  geistlichen,  einer 
den  Verlust  des  Patronates  nach  sich  ziehenden  Handlung  schuldig  gemacht  hat ,  so 
tritt  derselbe  für  den  Patron  nicht  ein  ^.  Ebensowenig  kann  der  Vertreter ,  weil  er 
andererseits  nicht  Patron  ist  und  die  gedachten  Strafen  nur  für  den  Patron  selbst  an- 
gedroht sind ,  wegen  einer  solchen  Handlung  mit  dem  Verlust  des  Rechtes  zur  Aus- 
übung bestraft  werden.  Ist  aber  das  Vergeben  für  jeden  mit  einer  solchen  Strafe 
bedroht,  welche  die  Unfähigkeit  zum  Patronate  nach  sich  zieht  4,  so  wird  der  bisherige 
Vertreter  in  Folge  dieses  Umstandes  von  der  ferneren  Ausübung  ausgeschlossen. 

Obgleich  in  den  erwähnten  Fällen  der  Patron  durch  den  Verlust  des  Patronates 
eine  Strafe  erleiden  soll,  so  muss  doch  die  substantielle  Beseitigung  des  Rechtes  noth- 
wendiger  Weise  auch  die  Freiheit  des  bisherigen  Berechtigten  von  den  damit  verbun- 
denen Pflichten  nach  sich  ziehen ,  selbst  wenn  diese  umfassender  als  die  gemeinrecht- 
lichen sein  sollten  ^.  Hätte  diese  naturgemässe  Konsequenz  ausgeschlossen  bleiben 
sollen ,  so  mttsste  in  den  betreffenden  Strafandrohungen  eine  darauf  bezügliche  Aus- 
nahme gemacht  worden  sein. 

Wenn  auch  das  kanonische  Recht  für  gewisse  Handlungen  des  Patrons  den  Ver- 
Verletzung des  Bischofs  oder  eines  Kardinals,  so  dies  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Be- 
z.  B.  Vivian.  1.  c.  n.  12;  Fachmann  2,  109,  gehung  der  betreffenden  Handlung  geschieht,  so 
nicht  wegen  Undanks  des  Patrons  gegen  die  könnte  höchstens  daraus  gefolgert  werden,  dass 
Kirche,  wie  die  Aelteren,  s.  Vivian.  1.  c.  n.  4;  das  Tridentinum  annimmt,  es  könne  eine  solche 
Barbosa  1.  c.  n.  254;  Leuren.  1.  c.  n.  11;  strafbare  Handlung  auch  durch  eine  Korporation, 
Ferraris  1.  c.  n.  83  annehmen,  ohne  die  Hand-  z.  B.  durch  Beschluss  ihrer  Mitglieder,  begangen 
hingen,  welche  einen  solchen  enthalten  sollen,  werden,  keineswegs  aber  bestimmt  das  Koncil, 
einmal  näher  anzugeben.  dass  die  strafbare  Handlung  des  Vertreters  ima\er 

^  S.  0.  S.  33.  34.  und  ohne  Weiteres  der  juristischen  Person  zuge- 

2  Als  solche  sind  auch  diejenigen  zu  betrach-       rechnet  werden  muss  und  letztere  die  Strafe  dafür 
ten,  welche  ein  selbständiges  Recht  auf  Ausübung       zu  erleiden  hat. 

des  Patronates  haben,  wie  z.  B.  der  Niessbraucher.  Wenn   der  Patronat  einer   geistlichen  Person 

Der  nutzbare  Eigenthümer  des  Patronatsgutes  ist  mit  Rücksicht  auf  ein  Amt  zusteht,  so  kann  ähn- 

dagegen  selbst  Patron   (s.  0.  S.  78),    er   verliert  lieh  wie  beim  Familienpatronat  der  Verlust  nur 

den  Patronat,  aber  nur  für  seine  Person.    Wenn  für  den  schuldigen  Inhaber  eintreten,  weil  hier 

daher  das  Gut  an  einen  Nachfolger  oder  an  den  von  vornherein  stiftungsgemäss  der  Nachfolger  in 

Lehnsherrn  übergeht,  tritt  es  für  diese  wieder  in  dem   späteren  Amtsträger  gegeben   ist   und  der 

Kraft.  erstere  dem  letzteren   nicht  präjudiziren   kann. 

3  Das   folgt   aus   allgemeinen    strafrechtlichen  A.  M,  auch  hier  Schi ay er  S.  41. 
Grundsätzen.     Vgl.   auch  Schulte,    Lehrb.  S.  ■*  Wie  in  den  S.  92  unter  b  und  d  gedachten 
10.  n.  10;    Schlayer  S.  40  will  das  allerdings  Fällen  mit  der  Exkommunikation. 

für  die  Vertreter  von  juristischen  Personen  nicht  5  go  auch  Schulte,  Lehrb.  S.  326.  n.  10. 
gelten  lassen,  weil  das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9  Die  Ausnahme,  welche  er  für  den  dinglichen  Pa- 
jeden  Patron ,  auch  communitates,  universitates,  tronat  macht ,  ist  nur  insofern  begründet,  als  die 
collegia  quaecunqne,  in  dem  S.  92  zu  c.  erwähn-  Pflichten  als  reale  an  dem  im  Eigenthum  des  Pa- 
ten Falle  seines  Rechtes  für  verlustig  erklärt.    Da  trons  verbleibenden  Grundstück  haften. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Iiist  des  Patroilutes  augedrolit  hat ,  so  hat  es  diesen  doch  nicht  allgemein  für  den  Fall 
festgesetzt ,  dass  derselbe  gewisse  Strafen  erleidet ,  welche  ihn  an  dem  Erwerbe  eines 
Patronatrechtes  hindern  würden'.  Es  kann  daher  in  diesen  Fällen,  also  wenn  der 
Patron  der  grossen  Exkommunikation  verfällt  oder  die  Ehrenrechte  verliert ,  nur  eine 
Susi)enslon  der  Ausübung  des  Patronates ,  so  lange  der  betreffende  Zustand  dauert, 
eintreten  -.  Dagegen  enthebt  diese  den  Patron  nicht  der  mit  seinem  Rechte  verbunde- 
nen Verpflichtungen,  welche  sich  lediglich  als  Lasten  und  nicht  etwa  blos  als  Korrelate 
einer  in  dem  Patronate  enthaltenen  Befugniss  darstellen^,  nachzukommen.  Denn  die 
Unfähigkeit  und  die  dadurch  bedingte  Suspension  der  Ausübung  tritt  nur  deshalb  ein, 
weil  Personen ,  welche  derartigen  Strafen  unterworfen  sind ,  nicht  gestattet  werden 
kann ,  kirchliche  Hechte  auszuüben ,  während  es  nicht  im  entferntesten  ausgeschlossen 
ist ,  dass  sie  der  Kirche  gegenüber  ihre  Leistungen  und  Verpflichtungen  erfüllen  ^. 
Ueberdies  ist  auch  die  Erfüllung  von  Pflichten ,  welche  mit  einem  Rechte  verbunden 
sind,  keine  Ausübung  des  letzteren. 

G.  Wenngleich  das  Patronatrecht  ein  Individualrecht  ist,  so  kann  demselben  doch 
durch  einen  Akt  der  kirchlichen  Gesetzgebung,  d.  h.  seitens  des  Papstes  oder  eines  all- 
gemeinen Koncils  derogirt  und  dasselbe  auf  diese  Weise  beseitigt  werden  5. 

Als  Derogation  wird  aber  auch  und  zwar  überwiegend  die  Beseitigung  des  im 
Patronate  enthaltenen  Präsentationsrechtes  für  einen  einzelnen  Erledigungsfall  durch 
den  Papst  bezeichnet^,  eine  Befugniss,  welche  man  aus  dem  vom  päpstlichen  Stuhl  in 


1  S.  0.  S.  34.  35. 

2  Darüber,  dass  die  Konfiskation  nicht  hierher 
gehört,  s.  o.  S.  83. 

Der  Unterschied,  welcher  sich  sonach  zwischen 
dem  Ketzer  und  dem  Exkommunicirten  ergiebt,  s. 
0.  S.  32.  92,  obwohl  beide  kirchlich  rechtsunfähig 
sind,  beruht  darauf ,  dass  die  Exkommunikation 
eine  Censur  ist,  und  dem  davon  Betroffenen  seine 
Rechte  begriffsmässig  nicht  für  immer,  sondern 
nur  bis  zur  Besserung  entzieht. 

Was  die  Ehrminderung  betrifft,  so  kommen 
hierbei  die  Vorschriften  des  weltlichen  Rechts 
ebenfalls  in  Betracht.  Nach  dem  preuss.  G.  v. 
8.  Mai  1837.  §.1.6.  12.  (G.  S.  S.  99)  sind  be- 
scholtene  Personen  —  als  solche  müssen  jetzt 
diejenigen  gelten,  welchen  nach  §§.  32  ff.  35  ff. 
Reichs-Str.-G.-B.  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
oder  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher 
Aemter  aberkannt  sind  —  von  der  Ausübung  des 
Patronates,  sowohl  des  persönlichen,  dinglichen, 
als  auch  des  Familienpatronates  für  sich  und 
andere  ausgeschlossen.  Dies  wird  jetzt  mit  Rück-- 
sichtauf  die  angeführten  §§.  des  Reichs-Str.-G.-B. 
für  alle  deutschen  Staaten  maassgebend  sein. 
Das  erwähnte  preuss.  G.  weicht  aber  insofern 
vom  gem.  R.  ab ,  als  es  die  Regierungen  ver- 
pflichtet, von  Amtswegen  die  Unfähigkeit  festzu- 
stellen und  demnächst  auf  Kosten  des  Patrons 
die  Verwaltung  des  Patronates  im  staatlichen 
Auftrage  zu  führen,  ferner  darin,  dass  der  Patron 
die  Ausübung  seines  Rechtes  allein  durch  könig- 
liche Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  wie- 
der erhalten  kann  (§§.  7.  8. 9.  11).  Die  Min.-Verf. 
v.  30.  Juni  1849,  M.  Bl.  f.  d.  i.  Verw.  S.  95,  Bei- 
träge z.  preuss.  K.  R.  1 ,  28  hat  diese  an  sich 
prinzipwidrigen  Vorschriften  zwar  durch  d.  Verf.- 


Urk.  für  beseitigt  erklärt,  aber  mit  Unrecht,  s.  o. 
S.  8. 

Ueber  die  Suspension  im  Konkurse  s.  o.  S.  80. 
n.  2. 

3  Zu  dieser  letzteren  Kategorie  gehört  z.  B. 
die  dem  partikularrechtlich  (s.  o.  S.  71}  aner- 
kannten Rechte  auf  aktive  Betheiligung  bei  der 
Vermögensverwaltung  entsprechende  Pflicht  für 
die  Erhaltung  des  Kirchenvermögens  Sorge  zu 
tragen. 

*  Dies  bestimmt  auch  das  Anm.  2.  cit.  G.  v. 
1837.  §§.9.  12.  Von  Lasten,  welche  dem  Patron 
wegen  dieser  seiner  Stellung,  aber  nur  in  Ver- 
bindung damit  auf  Grund  eines  anderen  Titels 
obliegen,  wie  z.  B.  die  Baulast,  wenn  er  kirch- 
liche Einkünfte  nicht  kraft  seines  Patronates  be- 
zieht, wird  er  selbstverständlich  ebensowenig  frei. 

5  Das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9  hat  z.  B.  alle 
Patronate,  welche  sich  nicht  auf  einen  der  drei 
rechtlich  anerkannten  Titel  oder  die  unvordenk- 
liche Verjährung  gründeten,  s.  o.  S.  18  ff.,  also 
auf  früheren  Privilegien  beruhten,  abgesehen  von 
einzelnen  Ausnahmen,  s.  o.  S.  31,  aufgehoben, 
0.  S.  30.  Ueber  frühere  derartige  päpstliche 
Anordnungen  vgl.  ebendaselbst.  Ebensowenig 
kann  die  Befugniss  der  gedachten  gesetzgebenden 
Organe,  etwaigen  Stiftungsbedingungen  zu  dero- 
giren,  zweifelhaft  sein ,  Vivian.  1.  c.  P.  III.  1. 
14.  c.  7.  n.  16;  vgl.  auch  Th.  II.  S.  393. 

6  Regula cancellar.  apostol.  XLII:  „Item  volait, 
quod  super  quovis  beneficio  ecclesiastico  de  iure- 
patronatus  laicorum  non  expediantur  lite- 
rae,  nisi  ponatur  expresse ,  quod  tale  benefidum 
tanto  tempore  vacavit,  quod  eins  collatio  ad  sedem 
apostolicam  legitime  est  devoluta  vel  quia  tempus 
patronis  laicis  ad  praesentandum  a  iure  praefixum 
lapsum    existat    aut  ad   id   patronorum  ipsorum 
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Anspruch  genommenen,  allgemeinen  Besetzungsrecht  aller  Benefizien  hergeleitet  hat ' . 
Unmöglich  konnte  man  sich  aber  bei  der  Kurie  der  Einsicht  verschliessen ,  dass  nach- 
dem einmal  die  kirchliche  Gesetzgebung  den  Patronat  anerkannt  hatte ,  es  nicht  gut 
angänglich  war,  beliebig  in  die  meistens  durch  vermögensreclitliche  Aufwendungen  er- 
worbenen Individualrechte  der  Patrone  einzugreifen  und  hat  daher  von  Anfang  an  das 
Laien-  und  das  geistliche  Patronatrecht  in  der  fraglichen  Beziehung  verschieden  be- 
handelt. Den  Inhabern  des  letzteren  war  wegen  ihrer  kirchlichen  Stellung  und  ihrer 
hierarchischen  Unterordnung  unter  den  Papst  als  obersten  Hauptes  der  Kirche  der 
Widerstand  gegen  etwaige  Reservationen  und  Derogationen  in  Bezug  auf  die  ihrem 
Rechte  unterworfenen  Benefizien  von  vornherein  mehr  erschwert,  und  überdies  hatten 
sie  einen  nicht  unbeträchtlichen  Theil  ihrer  Patronate  keineswegs  durch  eigene  Stif- 
tungen, sondern  in  Folge  von  Schenkungen  aus  Laienhänden  erworben.  Auf  sie 
brauchte  man  also  weniger  als  auf  die  Laien ,  namentlich  auf  die  vielfach  betheiligten 
weltlichen  Fürsten  und  Grossen  2,  Rücksicht  zu  nehmen.  Daher  ging  noch  die  42. 
Kanzleiregel  ^  in  ihrem  ersten  Theil,  welcher  auf  Johann  XXII.  (1316 — 1334)  zurück- 
geführt wird  4 ,  davon  aus ,  dass  eine  päpstliche  Verleihung  von  Laienpatronatsbeue- 
fizien  nur  dann  vorkommen  könne ,  wenn  die  Besetzung  derselben  an  den  päpstlichen 
Stuhl  devolvirt  sei  ^  oder  der  Patron  einer  solchen  Vergebung  ausdrücklich  zugestimmt 
habe^  und  bezeichnete  damit  nur  solche  Fälle,  wo  in  derThatvon  einer  Verletzung  des 
patronatischen  Rechtes  keine  Rede  ist^. 

Der  zweite  Theil  derselben  Kanzleiregel,  welcher  von  Innocenz  VIII.  (1484 — 
1492)  herrührt,  und  demnach  zu  einer  Zeit  erlassen  worden  ist,  wo  die  Beschränkungen 


accedat  assensus.  Et  si  per  ipsum  iuripatronatus 
huiusmodi  derogari  contigerit,  iurispatronatus 
huiusinodi  mentio  dispositive  ac  speciflve  et  de- 
terminate ,  non  autem  conditionaliter  flat ,  si 
illud  ad  aliquem  regem,  ducem,  marchionem  vel 
alium  principem  pertineat.  Et  si  de  hoc  in  lite- 
ris  provisioTiis  vel  mandato  de  providendo  de 
dicto  beneflcio  similis  mentio  facta  non  fuerit, 
non  censeatur  quomodolibet  derogatum/' 

^  Vgl.  Glosse  s.  V.  apostolicis  zu  Clem.  2  de 
praeb.  III,  2. 

2  Gregor  IX.  hat  im  J.  1289  auf  den  Protest 
der  englischen  Magnaten  die  von  ihm  erfolgte 
Vergebung  einer  Laienpatronatkirche  in  der  Diö- 
cese  York  widerrufen  müssen  und  erklärt:  „cum 
intentionis  nostrae  non  fuerit  nee  existat,  ut 
beneflcia  in  regno  Angliae  constituta  quae  ad 
praesentationem  pertinent  saecularium  patrono- 
rum,  autoritate  nostra  cuiquam  conferantur ,  .  . 
.  .  .  districtius  inhibendo,  ne  alicui  de  cetero 
liceat  ecclesias  praedicti  regni ,  in  qnibus  sunt 
laici  patroni,  praeter  eorum  assensum  apostolicae 
sedis  autoritate  conferre /'  Potthast  reg.  n. 
10836,  Mansi23,  88. 

3  S.  S.  94.  n.  6. 

4  Riganti  ad  reg.  42.  canc.  n.  3. 

^  Dieser  Fall  kann  nur  dann  eintreten,  wenn 
der  Patron  nicht  präsentirt  hat ,  weil  für  die  Be- 
stätigung des  vom  letzteren  vorgeschlagenen  Kan- 
didaten keine  gesetzliche  Frist  bestimmt  ist, 
Riganti  1.  c.  n.  11—16. 

6  Jedoch  wurde  sowohl  ein  ausdrücklicher  wie 
stillschweigender  Konsens,  selbst  wenn  die  Pro- 
visionsbulle die  Klausel :  „dummodo  accedat  con- 


sensus  patronorum"  enthielt,  für  ausreichend, 
ebensowenig  eine  Wiederholung  desselben  nach 
Ausfertigung  der  päpstliclien  Veileihungsurkunde 
für  erforderlich  erachtet,  Riganti  1.  c.  n.  51. 
55  ff.  Die  bei  der  Kurie  entstandene  Kontro- 
verse, ob  der  Fall,  wo  der  Bischof  wegen  Nicht- 
einhaltung der  Präsentationsfrist  zu  besetzen 
habe,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Papst  mit 
den  niedrigeren  Kollatoren  stets  konkurriren 
könne ,  nicht  unter  die  erste  Ausnahme  zu  sub- 
sumiren  sei,  oder  ob  in  demselben  nach  der  für 
die  zweite  aufgestellten  Regel  auch  Zustimmung 
des  Patrons  erfordert  werden  müsse,  Riganti  1.  c. 
n.  19,  ist  von  Julius  III.  (1550 — 1555)  durch 
ausdrückliche  Erweiterung  der  Regel  auf  den 
Fall  der  Verahsäumung  der  Präsentationsfrist 
seitens  des  Patrones  im  Sinne  der  ersten  Alterna- 
tive entschieden  worden,  Riganti  1.  c.  n.  5.  18. 

Die  päpstliche  Derogation  galt  aber  in  diesem 
Falle  für  ausgeschlossen,  wenn  der  Stifter  eine 
auch  nur  vom  Bischof  bestätigte  dahingehende 
Bestimmung  getroffen,  1.  c.  n.  35;  eine  längere 
als  die  gesetzliche  Präsentationsfrist  bestimmt 
hatte,  1.  c.  n.  28  ff.,  40  (s.  aber  0.  S.  47)  oder 
endlich  wenn  der  Patronat  einem  Fürsten  zustand, 
n.  42  (vgl.  0.  a.  a.  0.). 

"'  Indessen  haben  die  Päpste  noch  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  bei  der  Vakanz  von  Laien- 
Patronatsbeneflcien  apud  sedem  apostolicam  (s.  u. 
§.  145)  öfters  Derogationen  ohne  das  Vorliegen 
solcher  Gründe  vorgenommen  und  das  Recht  der 
Patrone  nicht  geachtet,  Riganti  1.  c.  ad  reg.  1. 
canc.  §.  1.  n.  333  ff. 


96  1.  i->ic  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  140. 

der  päpstlichen  Eingriffe  in  die  Bcnefizien -Verleihung  seitens  der  Reform-Koncilien 
des  IT),  .lulirliunderts  ihre  pniktische  Bedeutung  schon  theilweise  verloren  hatten,  setzt 
dagegen  das  Derogationsrecht  des  Papstes  in  Betreff  der  Benefizien  des  Laienpatronates 
voraus ,  indem  er  für  derartige  Verfügungen  als  Bedingung  ihrer  Gültigkeit  nur  ein 
forinelics  Erforderniss,  die  ausdrückliche  Aufhebung  der  patronatischen  Berechtigung, 
verlangt ' .  Trotzdem  war  es  Grundsatz  der  Kurialpraxis ,  dass  das  päpstliche  Dero- 
gationsreclit'^  nur  beim  Vorliegen  dringender,  materieller  Gründe  ausgeübt  werden  sollte, 
und  als  solche  wurden  herkömmlicher  Weise  insbesondere  die  Erledigung  des  Benefi- 
ziums  bei  der  Kurie  durch  Tod  seines  Inhabers  '•^,  die  Litigiösität  des  ersteren  zwischen 
verschiedenen  Fräsentirten  oder  Patronatsprätendenten  ^,  und  endlich  die  medietas 
vocum,  d.  h.  der  Fall ,  wo  von  mehreren  Patronen  mit  Stimmengleichheit  präsentirt 
worden  ist^,  betrachtet^'.  Principiell  hat  die  Kurie  dieses  Recht  für  die  Benefizien  in 
allen  katholischen  Ländern  in  Anspruch  genommen ' ,  in  Frankreich  ist  die  Geltend- 
machung desselben  aber  durch  eine  Gewohnheit,  welche  sich  wohl  an  die  die  päpst- 
lichen Reservationen  beschränkenden  Bestimmungen  des  Konkordats  von  1516  ange- 
lehnt hat^,  ausgesclilossen  worden. 

Im  Gegensatz  zum  Laienpatronate  galt  beim  geistlichen  •♦  der  Papst  und  in  Ver- 
tretung desselben  auch  ein  päpstlicher  Legat  de  latere  ^ "  befugt ,  nach  seinem  freien 
Ermessen  Derogationen  in  beliebiger  Art  und  Weise ,  also  auch  stillschweigend  durch 
thatsächliche  Besetzung  des  Benefiziums,  vorzunehmen  ' ' . 

Heute  ist  das  päpstliche  Derogatiousrecht  in  Folge  der  erheblichen  Beschränkung 
der  päpstlichen  Reservationen  in  einzelnen,  der  völligen  Aufhebung  derselben  in  ande- 
ren Staaten  ,  unpraktisch  geworden ,  auch  würde  die  Ausübung  desselben  in  den  Län- 
dern,  in  welchen  wie  z.  B.  in  Preussen  das  Patronatrecht  durch  die  weltliche  Gesetz- 

1  S.  94.  n.  6.  Wenn  der  Patronat  einem  Für-  vermögen  erlaubt,  einen  Geistlichen  an  der  Pa- 
sten zusteht,  miiss  der  ^Eigenschaft  desselben  tronatskirche  getödtet  oder  verstümmelt  hat,  oder 
speciell  erwähnt  werden,  so  dass  allgemeine,  in  Ketzerei  verfallen  ist.  In  allen  diesen  Fällen 
darauf  bezügliche  Klauseln,  wie  z.  B.  .,non  ob-  sind  päpstliche  Derogationen  vorgekommen,  ob- 
stante ,  quod  iuspatronatus  sit  laicorum  ,  etiam  wohl  sie  streng  genommen,  unnöthig  waren,  weil 
nobilium  et  illustrium"  oder  „personarum  cuius-  unter  den  gedachten  Voraussetzungen  der  Patro- 
cumque  conditionis"  nicht  genügen,  Riganti  ad  nat  entweder  suspendirt  wird  oder  verloren  geht, 
reg.  42.  n.  82.  s.  o.  S.  90  ff. 

-  Vivian.  P.  III.  1.   XIV.  c.  2.  n.  1;    Ri-  ^  Andere  Fälle   von   Derogationen   zählt  Vi- 

gantil.  c.  n.  19.  vian.  1.  c.   n.  12.  22  ff.  auf.     Die  Darstellung 

3  Vivian.  1.  c.  n.  8;    Riganti  1.  c.  n.  137,  bei  Riganti  1.  c.   n.  184  ff.  294  ff.  zeigt  aber, 

nicht  aber  auf  andere  Weise ,  z.B.  durch  Brian-  dass  man  den  Kreis  derselben  später,  etwa  seit 

gung  eines  zweiten  inkompatiblen   Benefiziums  dem  17.  Jahrhundert,  enger  gezogen  hat. 

unter  päpstlicher  Autorität  oder  durch  Beförde-  ''  Nach    Riganti  1.   c.    n.   183    besonders    in 

rung    des    Inhabers    zu,  einem    Bisthum,    ferner  Deutschland,  Italien,  Spanien,  Portugal  u.  Polen 

nicht  wenn  der  Patron  präsentirt  hat,  ehe  seitens  und  hier  auch  ausgeübt. 

des  Papstes  über  das Beneflzinm  disponirt  worden  SRebuffus,    praxis  benefic.    P.   III.    signa- 

war,  ebensowenig,  wenn  der  Patronat  einem  Kö-  turae   s.    v.    nee   non  iurispatronatus  n.  12.  36, 

nig  zustand,  Riganti  n.  139  ff.  ed.  Colon.  1610.  p.  125.  127;    Riganti  1.  c.  n. 

*  Vivian.  1.  c.  n.l4ff.-,   Riganti  n.  169ff.  5  222  ff. 

L euren,  for.  benef.  P.  II.  qu.  114.  n.  2.  ^  In  Bezug  auf  die  gemischten  Patronate  ist 

5  Vivian.  1.  c.  n.  19;    Riganti  n.  158  ff.  ;  früher  dasDerogationsrecht  ebenfalls  ausgeübt  wor- 

L  euren.  1.  c.   n.  3.     Hier  findet  kein  Eingriff  den,  später,  seitdem  17.  Jahrhundert,  aber  nicht 

in  die  Rechte  der  Patrone  statt,  denn  es  liegt  gar  mehr,  Vivian.  1.    c.  n.  11 ;    Riganti  1.  c.  n. 

keine  gültige   Präsentation  vor,   s.  0.   S.  57;   es  300  ff. 

wird  nur  das  Besetznngsrecht  des  unteren  Kolla-  ^^  Dieses    Recht   hat   schon  Innocenz  III.   dem 

tors  ausgeschlossen.   Vgl.  auch  Phillips  7,833.  letzteren  zuerkannt,  c.  28.  X.  h.  t.  III.  38,  vgl. 

Dasselbe  gilt  in  Betreff  der  von  Riganti  1.  c.  n.  auch  Th.  I.  S.  514.  515. 

279  ff.  aufgezählten  Fälle,  dass  der  Patron  simo-  ^^  Vivian.  1.  c.  c.  1.  n.  97;    c.  2.  n.  6.   7; 

nistisch  präsentirt,  sich  Eingriffe  in  das  Kirchen-  Riganti  1.  c.  n.  81. 
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gebung  ohne  Anerkennung  der  erwähnten  Befugniss  geregelt  ist^  rechtlich  wirkungs- 
los sein. 

7 .  Endlich  kann  auch  als  Aufliebungsgrund  des  Patronates  noch  die  Beseitigung 
desselben  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  in  Frage  kommen 2. 

Was  schliesslich  die  Einwirkung  der  erörterten  Erlöschungsgründe  auf  Kom- 
patronate  betrifft,  so  beseitigen  diejenigen,  welche  einen  substantiellen  Untergang 
des  Patronates  wider  Willen  des  Patrons  herbeiführen  ,  auch  das  Kompatronatrecht  in 
vollem  Umfange.  Dies  gilt  ausnahmlos  bei  der  Beseitigung  des  Rechtes  durch  Unter- 
gang des  Objektes,  und  durch  einen  Akt  der  kirchlichen  oder  weltlichen  Gesetzgebung  ^, 
ferner  auch,  wenn  die  Subjekte  des  Kompatronates  sämmtlich  fortfallen.  Geht  blos 
eines  derselben  unter,  stirbt  z.  B.  allein  eine  der  gemeinschaftlich  berechtigten  Familien 
aus,  so  dauert  der  Patronat  fort.  Die  Begehung  strafbarer  Handlungen ,  welche  den 
Verlust  des  Patronates  nach  sich  ziehen ,  hebt  dagegen  selbstverständlich  nur  die  Mit- 
berechtigung des  schuldigen  Kompatrons  auf.  Ebenso  kann  jeder  Kompatron  nur  diese 
letztere  einseitig  aufgeben ,  soll  der  Kompatronat  also  überhaupt  erlöschen ,  so  müssen 
alle  Kompatrone  auf  ihr  Recht  verzichten.  Die  usucapio  libertatis  zerstört  endlich  das 
Kompatronatrecht  allein  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  gegen  sämmtliche  Kompatrone 
vollendet  ist.  Gegenüber  dem  einzelnen  kann  sie  nur  dann  von  Wirkung  sein,  wenn  ihm 
seine  Theilnahme  am  Kompatronate  bestritten  und  in  Folge  dessen  die  Ausübung  des 
Rechtes  durch  ihn  gehindert  wird.  Geschieht  letzteres  aber  deshalb,  weil  die  Existenz  des 
Patronates  überhaupt  in  Frage  gestellt  wird,  so  erhält  die  Ausübung  desselben  durch  einen 
Kompatron  stets  das  ganze  Recht  für  alle,  weil  jeder  derselben  in  solidum  zur  Vertretung 
desselben  berechtigt  ist,  falls  seine  Mitgenossen  nicht  neben  ihm  konkurriren  wollen 4, 

In  denjenigen  Fällen ,  wo  einer  der  Kompatrone  ausscheidet ,  und  nicht  ein  an- 
derer für  denselben  in  Folge  stiftungsmässiger  Bestimmungen  eintritt^,  behalten  die 
übrigen  allein  den  Kompatronat  6.  Dies  folgt  ebenfalls  aus  der  nur  durch  die  Konkur- 
renz der  übrigen  beschränkten  Solidarberechtigung  der  Kompatrone. 

Durch  den  Wegfall  eines  der  Kompatrone  wird  mithin  kein  bestimmter  Antheil  an 
dem  Patronatrecht  frei ,  vielmehr  hört  blos  die  bisherige  Beschränkung  der  übrigen 
Kompatrone  durch  die  Mitberechtigung  ihres  Genossen  auf. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  der  Bischof  oder  der  sonstige  kirchliche  Obere  nicht 
kraft  dieser  seiner  Stellung  neben  die  übrigen  Patrone  eintreten  kann  '^ ,  weiter ,  dass 

1  S.  0.  S.  7.  n.  2.  liegt  eine  Anordnung,  welche  dem  Wesen  seines 

2  S.  0.  S.  8.  Dass  die  Konsolidation  kein  Rechtes  widerspricht,  mithin  ungültig  ist,  denn  es 
Erlöschungsgrund  des  Patronates  ist,  ergeben  die  wird  dadurch  die  in  der  Natur  des  als  untheilbar 
Ausführungen  o.  S.  35.  zu  behandelnden  Kompatronates  begründete  Er- 

^  lieber  den  Umfang  der  Wirksamkeit  solcher  Weiterung  des  Rechtes  der  anderen  Kompatrone  in 

weltlichen  Gesetze  s.  o.  S.  8.  Folge  des  Wegfalls  des  einen  Berechtigten  aufge- 

*  S.  0.  S.  16.  hoben,  und  Bestimmung  darüber  zu  treffen,  steht 

^  Dies  kann  z.  B.  bei  einem  zwei  Familien  zu-  dem  einzelnen  Kompatron  kraft  seiner  Berechti- 

stehenden   Patronate   der   Fall   sein,    wenn   der  gung  am  Patronate  nicht  zu.  Selbstverständlich  ist 

Kompatron  aus    der   einen    berechtigten  Familie  es  dagegen  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Kompa- 

seine  Berechtigung   simonistisch   veräussert  hat.  tron  diese  letztere  durch  einen  gültigen  Rechtsakt 

Hierdurch  verliert  er  diese  letztere,  und  an  seine  auf  den  Bischof  überträgt,  dann  wird  der  letztere 

Stelle  tritt  das  näclist  berufene  Familienglied  ein.  aber  Mitpatron  und  konkurrirt  als  solcher  neben 

6  Beim   Vorhandensein   von    blos    zwei   Kom-  den  anderen.    Ob  ein  zu  (lunsten  des  Bischofs 

patronen  verwandelt  sich  demnach  der  Mitpatro-  auf  den  Kompatronat  abgegebener  Verzicht  in  der 

uat  in  ein  Alleinpatronat.  zuletzt   gedachten   Weise  auszulegen  ist,    bleibt 

'^  Selbst  nicht,  wenn  einer  der  Kompatrone  auf  Sache    der   Willensinterpretation    im    einzelnen 

sein  Recht  verzichtet  und  dabei  ausdrücklich  be-  Fall, 

stimmt,  dass  sein  Antheil  frei  werden  solle.   Darin  Endlich  steht  nichts  entgegen,  dass  im  Wege 

Hinscliius,  Kiixlienrecht.  III.  7 
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was  die  Kompatroiie  selbst  betrifft,  die  Zalil  der  Stimmen  sich  nunmehr  um  eine  ^ 
vermindert  -,  sofern  niclit  etwa  der  ausscheidende  Kompatron  zu  einer  blos  eine  einzige 
Stimme  oder  eine  gewisse  Stinimzald  fülirenden  Grup})e  gehört  liat  ^,  und  dass  endlich 
etwaige  stit'tungsmässige  Prästationen  an  die  übrigbleibenden  Kompatrone  in  voller  Hölie 
weiter  gezahlt  werden  müssen^. 

Dieselben  Grundsätze  finden  Anwendung,  wenn  für  einen  der  Kompatrone  die 
Ausübung  seines  Rechtes  blos  suspendirt-'  wird,  nur  mit  der  Abweichung,  dass  der  letz- 
tere in  einem  solchen  Fall  nicht  dauernd  ausscheidet .  vielmehr  nach  Beseitigung  des 
Suspensionsgruudes  wieder  in  den  Genuss  seines  Rechtes  eintritt. 


§.  141.   ß.  Nommations- ,  rräse7itatio7is- und  Vor scldagsr echte  dritter  Personen. 

Bei  der  Besetzung  der  in  den  §§.  134  und  135  erwähnten  kirchlichen  Aemter  ist 
eine  Betheiligung  dritter  Personen  auch  auf  Grund  eines  anderen  Rechtstitels ,  als  des 
Patronates,  ja  selbst  im  weiteren  Umfange  als  sie  das  im  letzteren  enthaltene  Präsenta- 
tionsrecht gewährt,  möglich. 

I.  Das  Nominations recht.  Das  katholische  Kirchenrecht  gewährt  einem 
Dritten  in  einer  Anzahl  von  Fällen  die  Befugniss,  ein  erledigtes  Amt  zu  übertragen. 
Hier  verleiht  der  Berechtigte  das  Amt  selbst.  Man  kann  daher  ein  solches  Ernennungs- 
recht auch  als  freies  Verleihungsrecht  bezeichnen.  Indessen  steht  dasselbe  in  seiner 
rechtlichen  Bedeutung  der  regelmässig  eintretenden  coUatio  libera ,  dem  vollen  Ver- 
leihungsrecht ^,  des  Bischofs  nicht  gleich.  Der  Ernannte  erlangt  zwar  mit  der  Ver- 
leihung das  Amt ,  nicht  aber  ohne  Weiteres  die  Befugniss  zur  Ausübung  desselben, 
vielmehr  bedarf  er  dazu  noch  einer  von  dem  kirchlichen  Oberen  nach  stattgehabter 
Prüfung  des  Kandidaten  und  des  Emennungsaktes  zu  ertheilenden  missio  canonica  oder 
Approbation,  bei  Seelsorge-Aemtern  der  s.  g.  approbatio  pro  cura  oder  institutio  auto- 
rizabilis"^,  ohne  dass  der  Erwerb  des  Amtes  in  solchen  Fällen  erst  von  der  Gewährung 


der  Stiftung  oder  der Naclistiftung  die  Wirkungen,  iiothwendig  durch  ein  bestimmtes  Yerhältniss  zu 

welche  in  Folge  derSolidarberechtigung  der  Korn-  der  Zahl  der  sonstigen  Stimmen  bedingt  ist.    So 

patrone  eintreten ,   auch  für  den  Fall  des  Aus-  hat  auch  die  Congr.   conc.   1838  in  einem  Falle, 

scheidens  eines  Kompatrons    abgeändert  werden  wo  einer  Familie  stiftungsgemäss  zwei  Stimmen, 

können,  dass  z.  B.  dem  Bischof  eine  Mitwirkung  und  4  Hospitälern   je  eine   Stimme   zugetheilt, 

bei  der  Feststellung  des  zu  präsentirenden  Kan-  von  den  letzteren  aber  zwei  durch  die  weltliche 

didaten  gewährt  wird ,   s.  Richter  Tridentinum  Regierung  später  aufgehoben  worden  waren,  ent- 

S.  554.  n.  13.  schieden,  dass  den  ersteren  ihre  bisherige  Stimm- 

^  Oder  wenn  er  etwa  mehrere  Stimmen  zufolge  berechtigung  verbleibe,    und  jedes   der  fortbe- 

der  Stiftung  zu  führen  hatte,  um  die  Zahl  der-  stehenden  Hospitäler  je  eine  Stimme  zu  führen 

selben.  '  habe,  Richter's  Tridentinum  S.  454.  n.  13. 

2  Auch  diese  Konsequenz  kann  aber  der  Stifter  4  Falls  nicht   etwa  von  vornherein  für  jeden 
oder  Nachstifter  beseitigen.  gesondert  ein  bestimmter  Betrag  festgesetzt  ist. 

3  Ueber  die   erstgedachte  Komplikation  s.  o.  5  2.  B.  durch  Exkommunikation. 

S.83.  n.  10.  In  solchen  Fällen  behält  die  Gruppe  6  v.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  304.  305 
ihre  frühere  Anzahl  von  Stimmen  ohne  Rücksicht  gebraucht  allerdings  den  Ausdruck:  freies  und 
auf  die  Zahl  der  zu  ihr  gehörigen  Kompatrone.  volles  Verleihungsrecht  identisch.  Dadurch  er- 
Derjenige,  welcher  fundationsraässig  mehrere  schwert  man  sich  aber  die  Auseinanderhaltung 
Stimmen  besitzt,  braucht  sich  beim  Fortfall  eines  der  hier  in  Rede  stehenden  Fälle  und  derjenigen, 
der  anderen  Kompatrone  keine  Reducirung  der-  in  welchen  ein  anderer  als  der  Bischof  unter  Aus- 
seiben gefallen  zu  lassen,  wenn  auch  dadurch  das  schluss  desselben  das  Amt  in  dem  hier  gebrauch- 
Stimmverhältniss  fürihn vortheilhafterundfürdie  ten  Sinn  voll  verleiht. 

übrigen  nachtheiliger  wird,  denn  die  Festsetzung  "^  Vgl.  Th.  II.  650.  651;  v.  Schulte  a.a.O.; 

einer  grösseren  Zahl  von  Stimmen  für  einen  der  Hergen  röther  i.  Arch.   f.  k.  K.  R.   39,  212. 

Berechtigten  ist  eine  Begünstigung,  welche  nicht  213. 
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dieser  Genehmigung  datirt ,   weil  durch  letztere  nur  die  Tauglichkeit  des  Beliehenen 
und  die  Gültigkeit  des  Ernennungsaktes  festgestellt  werden  soll  ^ . 

Derartige  Ernennungs-  oder  Nominationsrechte  kommen  in  der  Regel  nur  für  kirch- 
liche Korporationen  (Kapitel,  Klöster)  und  kirchliche  Amtsträger,  sowie  für  den  Staat 
und  den  Landesherrn  vor.    Ein  solches  Recht  hat 

1 .  das  Institut  oder  der  Amtsträger ,  zu  dessen  Gunsten  eine  incorporatio  quoad 
temporalia  et  spiritualia  erfolgt  ist,  in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  Stelle  des  Vikars  2; 

2.  das  Dom  -  oder  Kollegiatkapitel ,  welchem  die  cura  habitualis  zusteht  3,  hin- 
sichtlich der  Bestellung  derjenigen  Geistlichen,  welche  die  cura  actualis  auszuüben 
haben  * ; 

3 .  der  Landesherr  in  Betreff  der  Anstellung  der  Hofgeistlichkeit  an  seiner  Hof- 
kapelle ^; 

4.  der  Landesherr  oder  die  nach  dem  Verwaltungsrecht  des  betreffenden  Staates 
zuständige  Behörde  hinsichtlich  der  Anstellung  der  Militärgeistlichen  ^  und  der  Geist- 
lichen an  Staats-Anstalten '^j  wie  z.  B.  an  Gefängnissen,  Kranken-  und  Irrenhäusern. 

Während  das  Ernennungsrecht  in  den  ersten  beiden  Fällen  darauf  beruht,  dass  es 
sich  hier  nur  um  die  Bestellung  von  Stellvertretern  für  den  eigentlich  Berechtigten 
handelt,  stehen  in  den  beiden  letzten,  abgesehen  davon,  dass  vielfach  die  Hofkapellen 
Eigenthum  des  Landesherrn ,  die  Garnisonkirchen  und  Kirchen  in  Öffentlichen  Anstal- 
ten Eigenthum  des  Staates  sind,  derartig  berechtigte  persönliche  oder  staatliche  Inter- 
essen in  Frage ,  dass  die  massgebenden  kirchlichen  Organe  die  gedachten  Befugnisse 
der  Landesherren  und  der  Staaten  entweder  ausdrücklich  anerkannt  oder  mindestens 
nicht  angefochten  haben. 

5.  Ausser  den  erwähnten  Fällen  ist  schon  in  früherer  Zeit,  etwa  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert, den  Landesherren  durch  päpstliche  Indulte  ein  Mitwirkungsrecht  bei  der  Be- 
setzung gewisser  Aemter  eingeräumt  worden,  weil  entweder  die  Kurie  den  Ansprüchen 
derselben  nachgeben  musste ,  oder  durch  dergleichen  Bewilligungen  anderweite  Zuge- 

1  V.  Schulte  a.  a.  0.    Wird  sie  wegen  Un-  Sess.  XXIV.  c.  11  de  ref.;    Fagnan.  ad  c.  16 
tauglichkeit  verweigert,  so  zeigt  sich,   dass  der  cit.  n.  7ff.;  Ferraris  s.  v.  capella  n.  37 ff. 
Ernennungsakt  nichtig  war.  6  So  in  Oesterreich  s.  Th.  II.  S.  340;   ferner 

2  mu    q    AKo  jetzt  auch  in  Preussen  hinsichtlich  der  stellver- 

tretenden Militärgeistlichen,  a.  a.  0.  S.  342. 

3  Darüber,  dass  hier  keine  Inkorporation  vor-  7  Preuss.  Ges.  v.  11.  Mai  1873.  ^.  29;  wür- 
liegt,  s.  Th.  II.  S.  454.  n.  1.                                         temb.  Ges.  v.  30.  Jan.  1862  Art.  2;  bad.  Ges. 

4  Th.  IL  S.  304.  305.    Ueber  die  Frist  in  den       l'.  \  Okt.  1860.  §.  8   dazu  Spohn  bad   Staats- 

Fällen  1  u.  2  s.  ui.ten  S.  104.  n.  2.  ^«7^' w     .  \   l^.    '^^     !!*  I\  p'  ^l 

.      ,   j      .  ..,       ..,,.  ,     ,^  ,  ,    ,           lö7o,  betr.  d.  Vorbildg.  d.  Geistl.  Art.  b.    Ueber 

Auch  das  früher  übliche  Ernennungsrecht  der       -n    .  o  •  1 1.              i  ^r    ^            ••       xi    t> 

„..,„      •  ii-  1         j      v    j-      T>f  m,     TT         Baiern  s.  Silbernagl  Verfassg.   sammtl.  Ke- 

Hulfsgeistlichen    durch   die   riarrer,  s.    Ih.  II.       ...              i,    ,_  ^.^      c<    r.Ao     ox-       i    -ir        ^^ 

q    qiQ    ^90    jrp>,nT-t  hiprhPr  ligionsgesellschaften  S.  418 ;  Stingl ,  Verwaltg. 

fe.  ÖIJ.  ÖZÖ,  gehört  hierher.  ^   ^^^^^  Pfarramtes  S.  279.  280.    Ueber  Sach- 

5  Müller  Lexikon  des  Kirchenrechts.  2.  Ausg.  senGes.  v.  23.  Aug.  1876  §.  18.  und  Scbreyer 
1,  398  u.  2,  179;  Permaneder  K.  R.  §.  247.  Cod.  d.  sächs.  Kirchenrechts  S.  505.  n.  **.  Die 
Vgl.  schon  conc.  Ciarom.  v.  1095.  c.  18,  Mansi  Anstellung  erfolgt  gewöhnlich  durch  die  Central- 
20,  817:  „ut  nullus  princeps  capellanum  habeat  behörde ,  unter  welcher  die  Anstalten  stehen, 
nisi  quem  sibi  episcopus  suus  aut  archidiaconus  entweder  allein  oder  in  Konkurrenz  mit  dem 
procuratorem  animae  delectum  constituat".  Die  Kultusministerium.  Vgl.  noch  T  hu  dich  um 
Hofkapellen  und  die  Hofgeistlichkeit  sind  zwar  deutsch.  K.  R.  2,  170.  Uebrigens  bestehen  an 
vielfach  von  der  Gewalt  der  Ordinarien  eximirt,  den  öffentlichen  Anstalten  nicht  immer  beson- 
indessen  unterstehen  sie,  auch  in  diesem  Falle,  dere  Aemter,  vielmehr  kommt  es  auch  vor,  dass 
wenn  nicht  ein  weiter  gehendes,  besonderes  Pri-  Geistliche  blos  mit  der  Vollziehung  bestimmter 
vilegium  vorhanden  ist,  den  letzteren  als  Dele-  gottesdienstlicher  Funktionen  betraut  werden, 
gaten  des  apostolischen  Stuhles  nach  Massgabe  z.  B.  inWürtemberg,s.  Hauber  i.  Dove 
des  c.  16  (Inn.  111.)  X.  de  privil.  V.  33,  s.  Trid.  Ztschr.  L  K.  R.  2,  378. 
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1§.  141, 


stiiiulnisso  und  Vortlicile  zu  crlanj^cn  suchte  '.  Was  den  rcclitliclien  Cliaraktcr  dieser 
Hefu^niisse  betrifft,  so  bleibt  es  freilich  für  manclic  Fälle  bei  den  dürftigen  Naclirichten 
und  bei  der  kurzen  Fassung  der  Urkunden  zweifelhaft,  ob  ein  Nominationsrecht  in  der 
hier  gebrnuchten  l^edeutung  des  Wortes'^  oder  blos  ein  Präsentationsrecht,  d.  h.  das 
Kecht,  dem  kirchlichen  01)eren  mit  bindender  Wirkung  eine  Person  für  die  Uebertragung 
des  Amtes  zu  bezeichnen  \  in  Frage  gestanden  liat.    Im   IG.  Jahrhundert  haben  sogar 


<  Daraus  erklärt  os  sich  aiicli ,  dass  dnrartiKe 
liiiiiilte  nur  vorübcrseheiid  für  eiiizoliio  Fälle  er- 
theilt  Nsurdeii  sind,  so  hat  z.  l\.  Eugen  IV.  Fried- 
rich 111.  1441)  gestattet,  lOÜ  l?eneli/,ieu  iti  seinen 
Krblanden  zu  verleihen  ,  Chniel  regesta  Fride- 
ric.i  III.  (IV.)  n.  '2018,  wo  der  Inhalt  des  Privi- 
legs aber  seinem  Wortlaut  nach  nicht  mitgetheilt 
ist.  Kine  gleiche  Krnjächtiguug  hat  Herzog  Albert 
von  Ot'sterreich  für  '2ÜBenellzien  von  Nikolaus  V. 
i.  J.  1450  erhalten.  Gerbe rt  historia  silvae  ni- 
grae.    8.  lUas.  1783.  3,  3G1. 

'-  dipl.  des  Kurfürsten  lernst  v.  Sachsen  v. 
1476,  8  chü  ttgen  n.  Krey  s  ig  Nachlese  d.  Ili- 
.storiev.  Obersachsen,  Dresden  u.  Leipzig  17301T. 
8,  090:  „Nachdem  .  .  .  der  Habst  (Sixtus  IV.) 
Uns  und .  .  .  unseren  lieben  Brüdern  . .  .  und  unser 
beiderseits  lOrben  .  .  .  die  sunderliche  Gnade  ge- 
than,  dass  wir  alle  Dignitaten  und  Prälaturen  der 
Kirche  zu  Meissen,  es  sey  Dlmm-Probstei,  Te- 
chaney,  Scholasterei  und  ander  Archidiakonat 
doselbst,  so  sich  die  hinfür  vorerledigen,  zum 
ewigen  Gezeiten  von  der  Hand  verleihen  mögen". 

•^  Nur  dieses  ist  gemeint  in  der  Bulle  Eugens  IV. 
v.  1444,  T  eschen  mach  er  annal.  Cliviae.  ed. 
Francof.  et  Lips.  1721.  cod.  prob,  p.82  :  „. . .  con- 
cedentes  ut  omnia  et  singula  dignitates,  persona- 
tus,  administrationes  et  ol'licia,  monasteria,  prio- 
ratus  caeteraque  benelicia  ecciesiastica  quaecun- 
que  in  dictis  dominus  ....  vacantiaetin  posterum 
.  .  .  quoraodolibet  vacatura  quaecunque,  quod- 
cunque  et  qualiacunque  et  cuiuscunque  valoris 
fuerint,  quac  in  turno  sive  mense  ordinariorum 
vacare  contigerit  .  .  .  dummodo  non  sint  aposto- 
licae  sedi  reservata,  personis  idoneis  per  ipsos 
ducem  et  primogenitum  tibi  nominandis  auctori- 
tate  praefata  apostolica  conferre  et  de  illis  provi- 
dere  ac  personas,  quibus  huiusmodi  beneflda 
contuleris,  in  corporalem  possessionem  ipsorum 
beneüciorum  Inducere  .  .  .  valeas"  (vergl.  dazu 
Knapp  [praes.  Dewis]  diss.  deiurepatronatusin 
ducatibus  Juliae  et  Montium.  Dusseldorp.  1779. 
p.  21.  n.  d;  Laspeyr  es  Gesch.  d.  kathol.  Kirche 
Preussens  S,  184.  n.  4;  C.  Varren trapp  Her- 
mann V.  Wied.  Leipz.  1878.  S.  27);  in  der  von 
LeoX.  1514  bestätigten  Bulle  Alexanders  VI.  v. 
1498  für  den  Herzog  von  Pommern  in  Betreff 
derPropsteien  an  verschiedenen  Kollegiatkirchen, 
Wachsen  bist.  dipl.  Gesch.  der  Altstadt  Colberg. 
Halle  1767.  p.  103  ff. ;  in  dem  französischen 
Konkordat  v.  1516,  Nussi  conventlones  inter  s. 
sedem  et  civilem  potestatem  p.  23 :  „Monaste- 
riis  vero  et  prioratibus  conventualibus  et  vere 
electivis  .  .  .  vacantibus  .  .  .  idem  rex  illorum 
occurente  huiusmodi  vacatione,  religiosum  elus- 
dem  ordinis  in  aetate  XXIII  annorum  ad  minus 
constitutum  infra  simile  tempus  VI  mensium  a 
die  vacationis  .  .  .  computandorum,  nobis  et  suc- 
cessoribus   nostris  aut  sedi  huiusmodi  nominare 


et  de  persona  per  regem  huiusmodi  monasterio 
vacanti  nominata  per  nos  et  successores  nostros 
seu  sedem  huiusmodi  provideri,  prioratus  vero 
personae  ad  illum  per  eundem  regem  nomi- 
natao  conferri  debeat.  Si  vero  idem  rex  pres- 
byterum  saecularem  vel  religiosum  .  .  .  inhabi- 
lem  nobis  .  .  .  seu  sedi  huiusmodi  nominaret, 
talis  nominatus  recusari  .  .  .  debeat,  sed  rex  ipse 
infra  trimestre  a  die  recusationis  .  .  .  computan- 
dum  aliiim  .  .  .  qualificatum  .  .  .  nominare  et  de 
persona  ad  monasterium  nominata  illi  provideri, 
ad  prioratum  vero  nominato  prioratus  ipse  per 
nos  .  .  .  seu  sedem  praedictam  conferri  debeat. 
Alioquin  dictis  IX  mensibus  effluxis,  nulla  seu 
de  persona  minus  idonea  .  .  .  facta  nominatione 
semper  .  .  .  per  nos  .  .  .  seu  sedem  praedictam 
monasteriis  provideri,  personatus  vero  personis 
.  .  .  qualiflcatis  dumtaxat  conferri  libere  pos- 
sint".  Dasselbe  gilt  auch  für  solche  Fälle,  wo  das 
Präsentationsrecht  zugleich  als  Patronat  bezeich- 
net wird,  s.  das  Indult  Clemen's  VII.  Th.  II. 
S.  611.  n.  2,  und  ferner  die  Indulte  Alexan- 
ders VIII.  V.  1690  zu  Gunsten  der  Könige  von 
Portugal  in  Betreff  der  Dignitaten ,  Kanonikate 
und  anderen  Benefizien  an  den  Kathedralen  zu 
Nanking  und  Peking,  bull.  Taurin.  20,  56.  60. 

Hierher  gehören  weiter  die  Indulte,  welche  die 
Päpste  den  Herrschern  von  Sizilien  und  Spanien 
auch  für  andere  als  Bischofsämter,  für  Kloster- 
und  Stiftsprälaturen  und  Kanonikate,  nachdem 
sie  auf  diese  wegen  angeblicher  Stiftungen,  ebenso 
wie  auf  die  Bisthümer,  ein  Patronatrecht  geltend 
gemacht  hatten,  ertheilen  mussten,  s.  Th.  II. 
S.  598.  n.  2  u.  S.  599  Anm.,  Sentis  die  Mo- 
narchia  Sicula  S.  101  ff. ;  Ilergenröther  i. 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  10,  16  ff.  Die  Streitigkeiten, 
welche  in  Spanien  über  den  Umfang  dieses  s.  g. 
Patronates,  namentlich  darüber,  auf  welche  Arten 
von  Benefizien  dasselbe  und  darüber,  ob  es  auch 
gegenüber  einer  Reservation  in  päpstlichen  Mo- 
naten Anwendung  finde,  zwischen  den  Herr- 
schern und  den  Päpsten  entstanden  sind,  Her- 
genröther  a.  a.  0.  S.  198  u.  11,252.  256, 
haben  erst  in  dem  Konkordate  v.  1753  Art.  21  da- 
durch ihre  Beilegung  gefunden ,  dass  dem  päpst- 
lichen Stuhle  52  Benefizien  zur  Besetzung  vorbe- 
halten wurden  und  im  Uebrigen  der  Papst  (Art. 
5)  den  beanspruchten  Universalpatronat  oder  das 
Präsentationsrecht  des  Königs  anerkannte,  Nussi 
1.  c.  p.  125 :  „la  Santitä.  sua  accorda  a  S.  M.  il  Re 
eaiRe  suoi  successoriperpetuamente  ildiritto  uni- 
versale di  nominare  et  presentare  indistintamente 
in  tutte  le  (^hiese  metropolitane ,  cattedrali ,  col- 
legiate  et  diocesi  de'  regni  della  Spagna  .  .  .  alle 
dignitä  maggiori  post  pontiflcalem,  ed  altre  in 
cattedrali  e  dignitä  principali  ed  altere  in  coUe- 
giate,  canonicati,  porzioni,  prebende,  abbazie, 
priorati,  commende,  parrocchie,  personati,  patri- 
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in  Deutschland  einzelne  Fürsten ,  beeinflusst  von  den  protestantischen  Anschauungen 
über  die  landesherrliche  Gewalt  in  Kirchensachen  und  geleitet  von  dem  Bestreben, 
innerhalb  der  katholischen  Kirche  ihres  Landes  zu  reformiren ,  sich  derartige  Rechte 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  beigelegt S  während  die  Päpste^  es  nicht  wagten, 
hiergegen-^  Einsprache  zu  erheben,  weil  sie  sich  bei  der  Bekämpfung  des  Pro- 
testantismus nicht  des  Beistandes  der  katholischen  Landesherren  berauben  konnten. 
Auch  diese  Rechte  sind  bald  als  Patronate,  bald  als  Verleihungsrechte  bezeichnet  wor- 
den ^,  indessen  lag  es  in  der  Natur  der  damaligen  Verhältnisse ,  dass  sie  seitens  der 
Landesherren,  wenn  irgend  angänglich,  als  Kollationsrechte  behandelt  wurden^. 

Das  geltende  Recht  der  katholischen  Kirche  kennt  ebenfalls  eine  Nomination  der 
Regenten.  Sie  besteht  für  die  Regel  in  Betreff  der  Kapitelsstellen  und  beruht  auf  den 
neueren  Vereinbarungen  und  Konkordaten  der  einzelnen  Staaten  mit  der  Kurie.  Die 
Bewilligung  derselben  ist  meistentheils  als  Koncession  für  die  staatlich  zu  Gunsten  der 
Kirche  übernommenen  Leistungen  erfolgt^',  daneben  hat  aber  auch  der  Umstand  be- 
stimmend gewirkt,  dass  in  einzelnen  Ländern  solche  Befugnisse  schon  früher  in  Gel- 
tung gewesen  sind^.  Derartige  Nominationsrechte  kommen  heute  in  Preussen, 
Baiern,  Oesterreich^,  Spanien -^  in  den  Republiken  Mittel-  und  Südame- 


moniali,  officii,  benefizi  ecclesiastici  secolari  e 
regolari,  con  cura  e  senza  cura,  dl  qualunque 
natura  siano,  esestenti  al  presente  e  che  in  avve- 
nire  si  fondassero  senza  i  fondatorl  riservassero  a 
se  e  a  snoi  successori  il  ius  dl  presentare  .... 
et  per  maggiore  abbondanza  al  ius  che  avea  la 
S.  Sede  per  razione  delle  riserve  di  conferire  ,  .  . 
li  benefizi  .  .  .  surroga  la  M.  S.  del  Re  cattolico 
e  re  suoi  successori  dando  loro  il  ius  universale 
di  presentare  alli  suddetti  benefizi  .  .  .,  non  do- 
vendosi  in  avvenire  concedere  a  verun  nunzio 
apostolico  nella  Spagna  l'indulto  di  conferire  i 
benefizi  nei  mesi  apostolici  senza  l'espressa  per- 
missione  di  S.  Maiesta  e  de'  suoi  successori". 
(Art.  6):  ,, .  ...  si  conviene,  che  tutti  li  presen- 
tandi  e  nominandi  da  S.  M.  cattolica  e  dai  suoi 
successori  alli  soppradetti  benefizi  .  .  .  debbano 
indistamente  ricevere  le  istituzioni  e  collazioni 
canoniche  da'  loro  rispettivi  ordinari". 

1  So  hat  der  Herzog  Johann  IV  v.  Cleve  auf 
Bitten  seiner  Stände  das  Recht  der  Besetzung  der 
dem  Papste  auf  Grund  der  alternativa  mensium 
reservirten  Dignitäten,  Benefizien  und  Offizien, 
um  dieselbe  mit  geeigneten  Persönlichkeiten  zu 
versehen,  seit  dem  J.  1525  in  die  Hand  genom- 
men, und  dieses  Recht  ist  auch  von  seinen  Nach- 
folgern geübt  worden,  Knapp  1.  c.  p.  6 ff. 

2  Im  J,  1550  hat  zwar  der  Herzog  von  Cleve 
ein  Indult  für  das  angemasste  Besetzungsrecht  in 
Rom  nachgesucht,  ein  solches  ist  zwar  abgeschla- 
gen ,  andererseits  aber  die  Ausübung  desselben 
geduldet  worden.  Knapp  1.  c.  p.  13. 

Auch  die  bairischen  Kurfürsten  haben  im  16. 
Jahrhundert  die  Propsteien  der  Chorstifte  und  die 
Dekanate,  nicht  minder  die  in  den  päpstlichen 
Monaten  reservirten  Benefizien  verliehen.  Dieses 
Recht  wurde  theils  auf  eine  uralte  Gewohnheit, 
theils  auf  ein  päpstliches  Indult  von  1563  ge- 
stützt, V.  Kreittmayr,  Anmerkungen  üb.  d. 
codic.  Maximil.  zu  Th.  V.  c.  19.  §.  18.  n.  8  u.  9 ; 
V.  Sartori,  geistl.  u.  weltl.  Staatsrecht  d.  deut- 
schen Erz. -Stifter.    II.    2.  Abschn.  2.  S.  317; 


V.  Freyberg  pragmat.  Gesch.  d.  bair.  Gesetz- 
gebung 3,  33;  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat 
und  Kirche  S.  203  (c.  4.  art.  5),  und  ist  auch 
ausdrücklich  in  dem  Konkordate  v.  1583  mit  den 
Bischöfen  v.  Salzburg,  Passau,  Freising,  Regens- 
burg und  Chiemsee  (bei  v.  Freyberg  a.  a.  0. 
S.  381)  anerkannt. 

3  Es  handelte  sich  also  hier  um  Befugnisse,  wel- 
che kraft  der  landesherrlichen  Gewalt  beansprucht 
worden  sind  und  zum  Theil  kein  anderes  kirch- 
liches Fundament  als  die  Tolerirung  seitens  der 
Päpste  aufweisen  konnten. 

*  In  der  angeführten  Dissertation  von  Knapp 
1,  c.  wird  beides  als  identisch  behandelt. 

5  So  in  den  Kleve'schen  Landen,  s.  z.  B.  das 
Kollationspatent  der  Kleve-Märkischen  Regie- 
rung v.  1670,  Mooren,  d.  Dortmunder  Archi- 
diakonat  S.  184  („dass  wir  solchen  Pastorat  J. 
G.  B.  hinwiederum  konferiret  haben  "j,  und  das 
von  dieser  und  der  Düsseldorfer  Regierung  ge- 
brauchte Formular  für  die  Verleihung  von  Kano- 
nikaten  bei  Knapp  1.  c.  p.20.  n.  c.  Dabei  blieb 
es  dem  Erwerber  selbst  überlassen,  sich  seiner- 
seits mit  der  kirchlichen  Behörde  wegen  der  Er- 
langung der  Mission  oder  Approbation  in  Verbin- 
dung zu  setzen,  Mooren  a.  a.  0.  S.  184. 

6  Vgl.  die  Anmkgn.  8  ff. 

■^  So  z.  B.  in  Baiern,  s.  Anm.  2  u.  Th.  II. 
S.  697,  und  in  Spanien,  s.  S.  100.  n.  3,  wo 
der  frühere  s.  g.  Universalpatronat  durch  das 
Konkordat  v.  1851  art.  18.  23.  26,  Nussi  1.  c. 
p.  287.  289.  290  beseitigt  worden  ist.  Vgl. 
Anm.  9. 

8  Vgl.  Th.  II.  S.  695  ff. 

9  Konkordat  v.  1851  art.  18:  „Ad  dignitatem 
decani  in  cunctis  ecclesiis  et  quovis  tempore  et 
modo  vacet,  regia  maiestas  perpetuo  nominabit. 
Canonicatuum  de  officio  (s.  Th.  II.  S.  123.  n.  8) 
provisio  ad  praelatos  et  capitula  .  .  .  pertinebit. 
Caeteris  dignitatibus  ac  canonicatlbus  maiestas 
sua  et  archiepiscopi  atque  episcopi  stricte  alter- 
nando   providebunt.     Beneficiati   seu   cappellani 
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t§.  141, 


rikas^,  in  eiiizolneii  schwcizcrisclien  Kapiteln^  vor.  Im  Allgemeinen  wird  die 
Nt>minntion  aber  ebenso  wie  bei  den  Bisthümern  '^  rechtlich  als  Präsentationsrecht  be- 
handelt'.  VjS  ist  selbstverständlich,  dass  nur  ein  fähiger  Kandidat  nominirt  werden 
darf.  Eine  Frist  für  die  Nomination  ist  meistens  nicht  festgesetzt  5.  Da  die  letztere 
kein  auf  dem  Boden  des  gemeinen  Kirchenrechts  erwachsenes  Kechtsinstitut  ist ,  so 
lassen  sieh  die  sonst  für  die  Benefizien-Besetzuug  geltenden  gemeinrechtlichen  Fristen 
nicht  zur  Anwendung  bringen'». 

Die  Ersitzung  des  Nominationsrechtes ,  sei  es  in  der  einen  oder  anderen  der  hier 
in  Frage  stehenden  Bedeutungen,  ist  ausgeschlossen^. 


adsistentes  vicissim  per  ipsam  maiestatem  suain 
ot  praelatos  ac.  capitula  iionnTiabiintur.  Praeben- 
daruu» ,  caiionicatuuin  et  beneüciorum  eorundem 
iiominatio,  quoties  ob  possessoris  dimissioiiein  vel 
ad  alterum  beneficiura  promotioncm  vacent,  iis 
exceptis ,  quae  summo  pontifici  reservata  sunt, 
ad  regiani  luaiestatem  semper  et  qiiandocumque 
spertabit.  Idem  prorsus  servabitur,  quoadeaquae 
varent  sede  vacante  aut  vacua  siipersint  tempore 
mortis ,  translatioiiis  vel  resigiiatioiiis  praelati 
cuius  erat  ius  conferendi.  Regiae  raaiestati  simi- 
liter  compctet  prima  nominatio  ad  digiiitates,  ca- 
iionicatiis  ac  beneücia  in  cathedralibus  noviter 
erigendis  nee  non  ad  illa  quae  in  nova  Vallisoliti 
metropolitana  augebuntur  praeter  tamen  summo 
pontifici  reservata  et  canonicatus  de  officio  .... 
Singuli  porro  ad  praedicta  beneficia  uominati 
Institution  em  et  collationem  canoni- 
cam  a  propriis  ordinariis  semper  et 
omnlno  consequi  teneautur".  art.  23: 
„Quae  in  superioribus  articulis  circa  praebendarum 
ac  beneüciorum  et  cappellaniarum  provisionem  .  . 
in  ecclesiis  cathedralibus  statuta  sunt,  etiam  in 
collegiatis  plene  atque  in  Omnibus  vigebunt  ac 
observabuntur." 

1  Konkordat  mit  Costarika  v.  1852  art.  8, 
Guatimala  v.  1852.  art.  8,  Nicaragua  v.  1861. 
art.  8,  S.  Salvador  v.  1862.  art.  8,  Nussi  1.  c. 
p.  299.  306.  363.  369  (in  allen  für  den  Präsiden- 
ten der  Republik  ein  indultum  nominandi  ad  ca- 
pituli  praebendas  sive  sint  dignitates  sive  canoni- 
catus sive  inferiora  beneficia  usque  ad  VI  dum- 
taxat),  Venezuela  v.  1862.  art.  10,  Nussl  p.  358 
(„Praesesreipublicae  ad  omnescathedraliumeccle- 
siarum  dignitates  et  canonicatus  exceptis  iis,  qui 
de  officio  appellantur,  nominabit.  Ad  reliquas 
praebendas  idem  praeses  ecclesiasticos  vires  dioe- 
cesanis  antistibus  praesentabit,  quicanonicam  ip- 
sis,  dummodo  dignl  reperti  fuerint,  dabant  insti- 
tutionem'"),  vgl.  auch  das  Konkordat  mit  Ecuador 
V.  1862.  art.  13,  Nussi  p.  353,  welches  freilich 
i.  J.  1878  von  dem  Präsidenten  der  Republik  für 
aufgehoben  erklärt  ist,  Arch.  f.  k.  K.  R.  40,  321. 

2  In  Basel  und  in  S.  Gallen,  Gar  eis  u.  Zorn, 
Staat  u.  Kirche  i.  d.  Schweiz  2,  87  u.  199. 

3  Th.  II.  S.  692.  693. 

^  Dies  zeigt  die  Bestimmung  im  Art.  18  a.  Schi, 
des  spanischen  Konkordats  (S.  101.  n.  9).  Ebenso 
verlangt  der  Vertrag  wegen  S.  Gallen  v.  1845 
Art.  12,  Nussi  1.  c.  p.  270,  die  institutio  cano- 
nica  für  die  staatlich  ernannten  Benefiziaten.  Dass 
dies  von  jeher  die  Auffassung  der  Kurie  gewesen 
ist,  zeigen  das  französische  Konkordat  v.  1516 
(S.  100.  n.  3j,  sowie  die  Konkordate  für  Portugal 


v.  1778  Art.  2.  3  und  für  Mailand  und  Mantua 
V.  1784,  Nussi  p.  137.  139,  nach  welchen  die 
nominirten  Kandidaten  vor  der  Besitzeinweisung 
in  ihreBeneflzien  die  päpstliche  Institutionsbulle, 
bez.  die  bischöfliche  Institution  zu  erwirken  haben. 
Daher  können  diejenigen  Konkordate,  welche  wie 
die  Anm.  1  angeführten  schlechthin  der  Nomina- 
tion  gedenken,  nur  gleichfalls  in  diesem  Sinne 
ausgelegt  werden.  Ebenso  wenig  wird  auf  den 
Gebrauch  der  Ausdrücke:  nominare  und  praesen- 
tare  in  dem  Konkordat  mit  Venezuela  (s.  a.  a.  0.) 
Gewicht  zu  legen  sein.  Der  (Gegensatz  liegt  in 
dieser  Stelle  nicht  in  der  Art  des  Vorschlagsrech- 
tes, sondern  in  der  Art  der  Benefizien.  Vgl  auch 
Hergenröther  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,205 
und  Th.  II.  S.  699. 

5  Wohl  deshalb,  weil  beim  Fürsten  oder  bei  der 
Regierung  ein  gerechtfertigter  Grund  zur  Zöge- 
rung vorausgesetzt  wird,  Th.  II.  S.  693.  n.  5. 

^  Es  wird  vielmehr  in  solchen  Fällen  mit  der 
betreffenden  Regierung  in  Verhandlung  getreten 
werden  müssen,  um  sie  zur  Nomination  zu  ver- 
anlassen. 

'^  Nur  der  Nachweis  der  unvordenklichen  Ver- 
jährung erscheint  geeignet,  den  Beweis  eines  be- 
sonderen Titels  zu  ersetzen.  Es  kann  keinem 
Bedenken  unterliegen,  die  Vorschrift  des  Trid. 
Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.  über  das  Patronatrecht 
wegen  der  Gleichheit  des  Grundes  auch  auf  das 
Nominationsrecht  anzuwenden ,  und  zwar  umso 
weniger,  als  dasselbe  Nominations-  und  Präsen- 
tationsprivilegien in  Bezug  auf  den  Widerruf  den 
Patronatrechten  gleichstellt ,  vgl,  o.  S.  31  ,  also 
die  Begründung  solcher  für  die  Zukunft  auf  an- 
derem Wege,  als  dem  eines  ausdrücklichen  päpst- 
lichen Privilegs  hat  abschneiden  wollen. 

Andere  Nominations-  oder  Präsen- 
tation sr  echte  als  die  im  Text  genannten  sind 
nur  Singularitäten.  Hierher  gehören  die  Wahl- 
rechte in  Betreff  der  Stellen  von  Pfarr-  oder  Hülfs- 
geistlichen ,  welche  einzelnen  Gemeinden  zu- 
stehen, ohne  dass  diese  auf  einen  Patronat  zurück- 
führen, vgl.  Th.  II.  S.  320.  n.  2  u.  S.  638. 

Bei  der  Ernennung  der  Geistlichen  für 
s.  g.  capellae  laicales,  Th.  II.  S.  393.  394,  und 
der  von  Hausgeistlichen  oder  Hauskaplänen  han- 
delt es  sich  nur  um  die  Uebertragung  gewisser 
geistlicher  Funktionen  an  dieselben,  nicht  um  die 
Verleihung  eines  Amtes.  Hat  der  betreffende 
Geistliche  die  erforderliche  Approbation,  so  be- 
darf es  nur  einer  Erlaubniss  des  kirchlichen  Obe- 
ren zur  Uebernahme  der  Stellung,  um  zu  konsta- 
tiren,  dass  diese  mit  seinen  sonstigen  Verpflich- 
tungen nicht  unvereinbar  ist,  vgl.  in  Betreff  der 
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Das  Nomiuatiousreclit  kann  übrigens  auch  gewissen  Beschiänkungen  unterliegen, 
z.  B.  der,  dass  der  Bereclitlgte  aus  einer  bestimmten,  ihm  vom  Kirchenoberen  vorzu- 
schlagenden Zahl  von  Kandidaten  nominiren  muss  ^  oder  dass  der  erstere  dem  letzteren 
mehrere  Personen  (auch  mehrere  Male  hinter  einander)  zu  benennen  verpflichtet  ist  2. 
Im  ersteren  Fall  erhält  der  bezeichnete  Kandidat  mit  der  Designation  an  den  kirch- 
lichen Oberen  ein  Recht  auf  Verleihung  des  Amtes,  während  ein  solches  im  letzteren, 
selbst  wenn  nur  ein  einzelner  vorgeschlagen  sein  sollte,  nicht  begründet  wird  3. 

IL  Abgesehen  von  der  Nomination  kann  die  Betheiligung  dritter  Personen  bei 
der  Besetzung  eines  kirchlichen  Amtes  auch  in  einem  nicht  bindenden  Vor- 
schlage einer  oder  mehreren  Personen  an  den  kirchlichen  Oberen  bestehen.  Ein 
solches  Recht  kommt  namentlich  in  Betreff  derjenigen  Aemter  vor,  welche  keine  Be- 
nefizien  sind,  so  z.B.  der  Landdcchantenstellen^.  Dasselbe  hat  nur  die  Bedeutung, 
den  kollationsberechtigten  Oberen  auf  geeignete  Persönlichkeiten  aufmerksam  zu 
machen ,  bindet  denselben  aber  niemals  in  seiner  Auswahl  an  die  bezeichneten  Kan- 
didaten. 

§.  142.    dd.  Die   Verleihutigsfrist. 

Erst  das  3 .  Latcranensische  Koncil  von  1179  hat  für  die  Kirchenämter ,  welche 
nicht  zu  den  höheren  gehören  ^,  eine  bestimmte  Verleihungsfrist  eingeführt.  Nach  seiner 
Anordnung  sollen  die  der  freien  Verleihung  des  Bischofs  oder  eines  anderen  ordent- 
lichen Kollators  oder  des  Domkapitels  unterstehenden  Benefizien  und  Offizien  inner- 
halb einer  sechsmonatlichen  Frist  wieder  besetzt  werden,  eine  Vorschrift,  welche  auch 
auf  die  der  gemeinschaftlichen  Verleihung  des  Bischofs  und  des  Kapitels  unterliegenden 
derartigen  Aemter  ausgedehnt  ^*,  in  Betreff  der  durch  Wahl  zu  besetzenden  Prälaturen 
mit  iurisdictio  episcopalis  oder  quasi-episcopalis  aber  ausdrücklich  ausgeschlossen  wor- 
den isf^. 

Die  Aemter ,  auf  deren  Besetzung  die  Regel  Anwendung  findet ,  brauchen  nicht 
Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  zu  sein,  es  fallen  vielmehr  auch  solche ,  welche  keine 
Benefizial  -  Qualität  haben,  unter  dieselbe  ^.  Jedoch  werden  diejenigen  auszunehmen 
sein,  denen  es  an  der  objektiven  Perpetuität  fehlt  oder  deren  Charakter  nicht  min- 

Hausgeistlichcn  coiic.  Moguiit.  v.  1310,  Magde-  grössere  Auswahl  zu  sichern  uud  der  Berechtigte 

bürg  V.  1403,  Patav.  v.  1470.  c.  10;  Bamberg  v.  ist  daher  nicht  befugt,  ihm  diese  zu  verschränken. 
1491.  tit.  10,  Hartzheim  4,  180;  5,  478.  591.  *  Th.  II.  S.  286.    Wegen  ähnlicher  Rechte  bei 

601.  683.  der  Besetzung  der  Missionsbisthümer  vgl.  a.  a.  0. 

1  So  ist  z.  B.  im  spanischen  Konkordat  Art.  26  S.  690.  n,  5. 

bestimmt,  dass  zum  Ersatz  für  den  früheren  Uni-  ^  c.  2  in  c.  2  X.  de  conc.  praeb.  III.  8.    Dass 

Versal- Patronat  [S.   100.  n.  3.)  der  Ordinarius  auch  die  der  Verleihung  des  Kapitels  unterliegen- 

drei  von  den  im  Pfarrkonkurse  approbirten  Kan-  den  Aemter  gemeint  sind,  ergiebt  die  Anordnung, 

didaten  dem  König  vorzuschlagen  und  dieser  einen  dass  der  Bischof  diese  nach  Ablauf  der  Frist  be- 

davon  zu  nominiren  hat.  setzen  soll.    Neuere  Ausnahmen  von  der  Regel  s. 

Th   II   S   696 

2  Ein  Theil  der  Kapitelstellen  an  Kathedralen  r  „    ät! r^^   '  TTT^  v        a 
,       TiT-    •      vir      •     T-i     1     1        j   •  "  c.  10  (Inn.  111)  A.  eod. 

in  den  Missionslandern  (so  m  England  und  in  7  »i^^       vv,-     •  v*v  1,  j     v    v,-«-  v      ox-vi 

,  ,  .    ^  -1       11    ^   T  o    rvrto  ^  Also  auch  hinsichtlich  der  bischoflichen  Stuhle, 

Luxemburg,  Acta  concil.  collect.  Lacens.  3,  923  „  aa  rn^^„  i^  n  t      rri.  tt    a  ppa       aa  it   * 

j  A     1    J  I     T/-  T»    QG   o/,a^     •  1  •     j      ITT  •  c.  11  (Orreg.  I)  D.  L,,  Th.  II.  S.  bbO.  c.  41    Later. 
und  Arch.  t.  k.  K.  R.  3b,  34b)  wird  in  der  Weise  t^  ^    -lo^r^^  v     t    r         -i,   *  j      t. 
,       ,   ,     1               ir     -4.  \    j.             1     •    X-  •     •  .  IV  V.  lilo)  X.  I.  D  erwähnt  zwar  nur  der  Re- 
besetzt, dass  vom  Kapitel  .,tres  ecclesiastici  viri  „„i„^  -d^-aJ v            i.   o-i    1    ,  •    v 

,    '.,  ,   .     f.        .'  T,.,        .         X  gular-Fralaturen ,    aber  auch  Sakularkirchen  mit 

semel,  iterum  et  tertio  episcopo  exhibeantur,  ut  p^öinf,.^^..  a^^  -^  rr^  *  „^;i    u*       a  *    •   j        v 

..'.j  jx        ,-j  rralaturen  der  im  Text  gedachten  Art  sind  nach 

idoneus  et  undequaque  commenda  us  ab  eodem  ^^^  ^^^^^^^^  ^^^  ^^.^J^^  ^^^^^^.^^  ^.^^^^^^  .^ 

canonicus  instituatur ;  aliter  electio  libere  ad  epis-  g-^^^  ^^^  ^   4^  ^^        1_  .^^   j     g    ggg        ^ 

copum  pertincat."  Reiffenstuel  ins  canon.  I.  6.  n.  280. 

3  Denn  derartige  Bestimmungen  sind  gerade  «  Dies  ergiebt  die  Erwähnung  der  offlcia  in  c. 
deshalb  getroffen,    um  dem  Kirchenoberen  eine  2  X.  cit.  III.  8. 
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desteiKs  die  ('(ntdaiiorndo  Erliultuiij^-  der  einmal  getroffeiieu  Einriclituiigeii  bedingt  ^ 
Als  solche  koinineii  im  Gegensatz  zu  den  Manualbenefizien ,  namentlicli  auch  den  Re- 
gularbenefizien  .  NveUhe  eine  dauernde  TInteilage  luiben '^,  die  Kirclienäniter  in  Frage, 
deren  Funktionen  nur  in  übertragenen  Befugnissen  eines  Inhabers  der  ordentlichen 
.lurisdiklion  bestehen,  und  welche,  weil  es  sich  hier  blos  um  lllUfsleistungeu  für  einen 
solchen  handelt,  entweder  nicht  nothwendig  wieder  besetzt  zu  werden  brauchen  oder 
bei  denen  begiift'lieh  eine  Abänderung  des  Umfanges  der  Amtsbefugnisse  statthaft  ist. 
Zu  der  ersteren  Kategorie  geliören  die  Aemter  des  General -Vikars ,  der  bischöfliclien 
Kommissare,  sowie  der  Offizialats-  und  Kcmsistorialräthc ,  zu  der  letzteren  die  der 
Landdekane,  ferner  die  Missions -Aemter,  insbesondere  auch  die  Missions -Pfarreien. 
r>ei  allen  diesen  Aemtern  kann  zwar  thatsächlich  eine  Kontinuität  der  einmal  ge- 
schaffenen Einrichtungen  vorkommen,  da  sie  aber  nicht  rechtlich  nothwendig  ist,  so 
ist  auch  der  Bestand  des  Amtes  nicht  gesichert ,  und  es  entfällt  die  Voraussetzung, 
unter  welcher  überhaupt  ein  Zwang  zur  Wiederverlcihung  desselben  und  die  Anord- 
nung einer  Frist  für  die  letztere  denkbar  ist  ^. 

Für  die  Anwendung  der  Regel  in  der  eben  gedachten  Tragweite  wird  nur  erfor- 
dert ,  dass  das  fragliche  Amt  der  freien  Verleihung  des  Berechtigten  in  dem  gerade 
vorkommenden  Erledigungsfall  untersteht ,  dagegen  erscheint  es  gleichgültig ,  ob  dies 
regelmässig  der  Fall  ist  oder  die  Besetzungsberechtigung  nur  aus  besonderen  Gründen, 
z.  B.  weil  der  Patron  die  Präsentationsfrist  versäumt  hat,  eingetreten  ist"*. 

Die  Regel  bezieht  sich  endlich  nur  auf  die  Bencfizien  f  r  e  i  e  r  V  e  r  1  e  i  h  u  n  g ,  nicht 
aber  auf  solche,  in  Bezug  aufweiche  dieselbe  im  gegebenen  Fall  ausgeschlossen  ist,  und 
der  kirchliche  Obere  blos  eine  institutio  collativa  oder  confirmatio  vorzunehmen  hat  5. 

Die  sechsmonatliche  Frist  läuft  von  dem  Zeitpunkt  der  erlangten  Kunde  der  Er- 
ledigung des  Amtes  ^' ,  sofern  die  Unkenntniss  nicht  eine  selbstverschuldete  ist '.     Sie 

1  Die  Rechtfertigung  für  diese  Unterscheidung  Wenn  das  3.  Koncil  v.  Quebec  v.  1863  YJ.  §.  2, 
liegt  einmal  darin,  dass  unter  den  in  c.  2  X.  cit.  coli,  concil.  Lac.  3,  674,  den  Bischof  anweist, 
erwähnten  officia  nur  die  in  den  Kapiteln  statuta-  einen  neuen  Missionspfarrer  „statim"  nach  der 
risch  feststehenden  Aemter,  Th.  II.  S.  112,  ver-  Erledigung  der  Stelle  zu  ernennen,  aber  keine 
standen  werden  können,  ferner  in  den  weiter  im  Frist  dafür  festsetzt,  so  zeigt  dies,  dass  es  die 
Text  hervorgehobenen  sachlichen  Gründen.  gemeinrechtliche  Vorschrift  nicht  für  anwendbar 

2  Th.  II.   S.  368  u.  374.    Diese  unterstehen  erachtet  hat. 

der  Regel  des  Konzils,   L euren,  for.  benef.  P.  *  Leuren.  1.  c.  qu.  789.  n.  1. 

II.  qu.  789.  n.  1.  Ebenso  wendet  die  Praxis  der  5  Garclas  tract.  de  benef.  P.  X.  c.  4,  n.  1. 

Congr.  conc.  auf  die  Nomination  oder  Präsenta-  Mit  Rücksicbt  darauf,  dass  die  Frist  bei  der  col- 

tion  der  Vikare  durch  die  Inkorporationsberech-  latio  necessaria  (Th.  II.   S.  650)  ausgeschlossen 

tigten  und  die  Inhaber  der  cura  habitualis,  wohl  ist ,  hat  die  Doktrin  angenommen  ,    dass  sie  sich 

auch  unter  Analogie  der  Präsentationsfrist  beim  nicht  auf  die  Wiederbesetzung  von  Benefizien  be- 

Patronatrecht,  die  sechsmonatliche  Frist  an,  s.Act.  zieht,  aufweiche  behufs  eines  von  ihren  Inhabern 

s.  sed.  4,  420.  vorzunehmenden  Tausches  verzichtet  worden  ist, 

3  Der  Bischof,  in  dessen  Ermessen  es  steht,  Garcias  1.  c.  n.  2  ff.;  Leuren.  1.  c.  qu.  789. 
einen  Generalvikar  zu  ernennen,  Th.  II.  S.  209,  n.  2. 

kann  nicht  verpflichtet  werden,  nach  Abgang  des  In  allen  diesen  Fällen  kann  die  Institution  oder 

bisherigen  einen  neuen  binnen  sechs  Monaten  zu  Konfirmation  durch  den  Interessenten  vermittelst 

bestellen  5  desgleichen  erscheint  es  begriffswidrig,  einer  Beschwerde  bei  dem  höheren  Kirchenoberen 

dass  er  eine  erledigte  Landdekan-Stelle  innerhalb  erzwungen  werden,  Garcias  1.  c.  n.  6ff.;  Leu- 

dieser  Zeit  wieder  verleihen  soll,  obwohl  er  be-  ren.  1.  c.  0.  S.  55. 

rechtigt  ist,  den  Sprengel  zu  ändern,  (Th.  II.  S.  Ueber  die  einzige  Ausnahme  von  der  Regel  des 

285),  also  auch  die  Stelle  durch  Zutheilung  des  Textes  vgl.  oben  a.  a.  0. 

bisherigen  Bezirks  an  andere  Dekane  ganz  ein-  f>  c.  5  (Innoc.  III)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8; 

gehen  zulassen.    Der  zulctztgcdachte  Grund  trifft  c.  3  (id.)  X.  de  suppl.  negl.  I.  10. 

auch  für  die  Missionsämter  wegen  der  absoluten  "^  So  auch  die  Glosse  zii  c.  3.  X.  1.  10.  s.  v.  a 

Beweglichkeit  des  betreffenden  Organismus  zu.  notitia  u.  die  Rota,  Ferraris  s.  v.  beneücium 

Für  diese  kommt  weiter  der  Umstand  in  Betracht,  art.  3.  n.  67. 

dass  sie  nicht  unter  dem  gemeinen  Recht  stehen.  Bei  erst  neu  errichteten  Aemtern  muss  die  Frist 
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wird  kalendermässig  berechnet  ^  und  ist  kein  tempus  continuum ,  sondern  ein  tempus 
utile.  Durch  den  Eintritt  eines  gerechtfertigten  Hindernisses  ^  wird  ihr  Lauf  für  die 
Zeit,  für  welche  dasselbe  obwaltet,  gehemmt.  Die  volle  Frist  steht  dem  Berechtigten 
nach  Fortfall  des  Hindernisses  ^  nur  dann  von  Neuem  zu ,  wenn  die  Besetzung  keine 
Wirkung  hat  äussern  können,  z.  B.  weil  sie  ohne  Verschulden  des  KoUators,  welcher 
die  Unfähigkeit  des  Beliehenen  nicht  gekannt  hat,  nichtig  war  oder  der  in  Aussicht 
genommene  Kandidat  die  Annahme  abgelehnt  hat  oder  vor  derselben  gestorben  ist  4. 

Bei  schuldbarcr  Versäumniss  der  Frist  verliert  der  Berechtigte  für  diesmal  die  Be- 
fugniss  zur  Verleihung  des  Amtes  und  es  tritt  für  ihn  ein  Anderer  kraft  s.  g.  Devolu- 
tionsrechtes ein  ^. 


§.  143.   ee.   Die  sonstige?i  Voraussetzung e7i  der  Ordnung smässigen  Verleihung. 

1 .  Die  Kollation ,  die  Institutio  collativa  und  die  Konfirmation  sind  Willenser- 
klärungen des  Verlcihungsberechtigten  ,  welche  rechtliche  Wirkungen  erzeugen.  Sie 
sind  demnach  nur  dann  gültig ,  wenn  die  allgemeinen  Erfordernisse  rechtsbeständiger 
Willenserklärungen  vorliegen,  müssen  also  bestimmt,  ernstlich  und  frei  sein.  Eine  in 
zweifelhaften  Ausdrücken  abgegebene  ,  sich  selbst  oder  dem  Begriff  des  Aktes  wider- 
sprechende ^ ,  oder  nur  zum  Schein  oder  scherzweise  gemachte  Erklärung  ist  absolut 
nichtig.  Eine  durch  Zwang '  oder  durch  Betrug  veranlasste  Uebertragung  des  Amtes 
kann  von  dem  Vergabungsberechtigten  aufgerufen  werden.  Besondere,  vom  gemeinen 
Recht  abweichende  Grundsätze  hat  das  kanonische  Recht  in  den  fraglichen  Beziehungen 
nicht  entwickelt^. 

2.  Die  Uebertragung  des  Amtes  soll  ferner  aperte,palam,  no7i  clandestine  erfolgen, 
d.  h.  zur  Vermeidung  jedes  Verdachtes  etwa  dabei  begangener  unerlaubter  Handlungen 
nicht  geheim,  vielmehr  öffentlich  oder  in  der  gebräuchlichen  Form  vorgenommen  wer- 
den 9.    Der  blosse  Verstoss  gegen  diese  Vorschrift  macht  aber  den  Akt  nicht  nichtig, 


von  der  Errichtung  ab,  und  in  dem  Falle,  dass  Censuren  von  der  Ausübung   seiner  Jurisdiktion 

die  freie  Kollation  erst  in  Folge  besonderer  Um-  ansgescblossen  ist,   ein  apostolischer  Vikar  oder 

stände  (z.  B.  Versäuraung  der  Präsentation  durch  Administrator   ernannt   wird,    welcher    auch  die 

den  Patron)  eintritt,   von  der  erhaltenen  Kennt-  Benelizien  bischöflicher Kollatur  zu  besetzen  hat, 

niss  derselben,  berechnet  werden.  Th.  IL  S.  258,  s.  auch  Potthast  regesta  n.  1393. 

1  Dies   ist  die  herrschende  Meinung ,    Gar-  1501.    Vgl.  übrigens  ferner  c.  l(Inn.  IV)  in  Vit» 
cias  1.  c,  c.  2.  n.  42.    Dagegen  erscheint  es  un-  de  suppl.  negl.  I.  8. 

richtig,  auch  eine  computatio  a  momento  ad  mo-  Einen  weiteren  Ilinderungsgrund  bildet  audi 

mentum  eintreten  zu  lassen,  so  Gar  cias  1.  c.  n.  die  Vakanz  des  bischöflichen  Amtes,  s.  Th.  II. 

43.    Diese  ist  nirgends  vorgeschrieben  und  bildet  S.  241. 
nur  die  Ausnahme.  3  go  Leuren.  1.  c.  qu.  790. 

2  Als  solches  erkennt  Fagnan.  c.  5.  X.  III.  8  ^   L  euren.  I.e. 

eine  Reise  des  Oberen  nach  Rom  zum  Papste,  fer-  5  Vgl.  darüber  unten  §.  148. 
ner  die  Suspension  des  ersteren  an.    Das  letztere           ^  Z.  B.  die  gleichzeitige  oder  alternative  Ver- 
ist  aber  dahin  zu  beschränken,    dass  die  Nach-  leihung  des  Amtes  an  zwei  Kandidaten ,  Leu- 
suchung  der  Absolution  nicht  schuldbarer  Weise  ren.  l,  c.  qu.  772. 

unterlassen  wird ,   so  schon  die  Glosse  s.  v.  sus-  "^  Gewöhnlich  wird  nur   dieser  hervorgehoben 

pensionis.    Von  einer  blos  faktischen  Suspension  und  bemerkt,  dass  die  Verleihung:  lihere,  sine 

durch  Verbannung  des  Bischofs,   s.  Gonzalez  vi  ac  metu  erfolgen  müsse,  vgl.  z.  B.  Schulte 

Tellez  ad  c.  cit.  n.  9,   ist  in  der  Stelle  sicher-  2,  321;  Permaneder  §.  238. 
lieh  nicht  die  Rede.    Das  Auffällige,  dass  der-  8  So  hat  es  namentlich  in  Betreff  der  Wirkung 

jenige,  welcher  wegen  seiner  eigenen  Handlungen  des  Zwanges  das  römische  Recht  adoptirt,   vgl. 

die  Suspension  verschuldet  hat,  als  verhindert  be-  c.  1.  3.  5.  X.  de  his  quae  vi  metusve  I.  40. 
trachtet  wird ,   verschwindet,  wenn  man  erwägt,  9  e.  un.  (Inn.  III)  X.  ut  eccles.  benef.  sine 

dass  in  denjenigen  Fällen,   wo  der  Bischof  durch  deminutionc  IIL  12. 
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I.   Dil!  Ilioriirtliic  iiiul  d\c  I.tituui;"  der  Kiiclit;  iluicli  dieselbe. 


il  143. 


eiuc  b.  ^.  collutiu  ocadUi  ist  also  gültig* ,  wenu  keiu  boiistigcr  Nicbtigkeitisgruud  vor- 
liegt >. 

.i.  Kino  bestimmte  Form  für  die  Uebertragiing  eines  Amtes,  mag  diese  in  der 
Kollation,  der  Institutio  eollativa  oder  Konfirmation  bestehen,  ist  gemeinrechtlich  nicht 
vorgeschrieben-,  llcrkiinnulicher  Weise  geschieht  die  Ucbertragung  aber  in  schrift- 
liclier  Form,  durch  Zuslellung  einer  Urkunde -^ 

1 .  Die  Ucbertragung  muss  fej  ner  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  ohne  Entgelt  oder 
ohne  andere  Gegenleistungen,  ffraiis,  also  unter  Ausschluss  jeder  Simonie  geschehen  ^, 
widrigenfalls  der  Geber  und  der  Emi)fänger  ipso  iure  der  Exkommunikation  verfallen^. 
Erlaubt  ist  dagegen  die  P^ntrichtung  einer  Gebühr  zum  Vortheil  der  Kirche  oder  zu 
frommen  Zwecken'*,  sowie  die  einer  Taxe  für  die  Ausfertigung  der  Urkunde  an  die 
Kanzlei  des  die  Uebertragung  vornehmenden  Kirchenoberen '. 

5.  Endlich  können  der  auf  die  Uebertragung  des  Amtes  gerichteten  Willenser- 
klärung keine  Beschränkungen  beigefügt  werden ,  welche  mit  dem  Zweck  der  Ueber- 
tragung. der  Besetzung  oder  Wiederbesetzung  des  Amtes ,  unvereinbar  sind.  Des- 
halb darf 

A.  die  Uebertragung  nicht  von  einer  Bedingung  abhängig  gemacht  werden ,  sie 
hat  bei  Vermeidung  des  Eintritts  der  Nichtigkeit  vielmehr  pure  zu  geschehen  ^.     Denn 


1  c.  Uli.  eit.  ;  L  o  u  r  e  n.  1.  c.  qu.  773.  Indessen 
wird  der  Verleiher  den  gegen  ihn  sprechenden 
Verdacht  nöthigenfalls  durch  Beweis  von  sich  ab- 
lehnen müssen,  c.  un.  cit.  ;  Garcias  tract.  de 
benef.  P.  VIII.  c.  4.  n.  3  ff. 

2  Vgl.  Th.  II.  S.  099.  700;  und  in  diesem 
Theil  0.  S.  '2.  Im  Mittelalter  ist  —  offenbar  in 
Folge  des  Einflusses  germanischer  Rechtsanschau- 
ungen —  bei  Uebertragung  von  kirchlichen  Aem- 
tern  die  Anwendung  von  Symbolen  gebräuchlich, 
gewesen,  Th.  II.  S.  6ü4.  n.  7.  Die  spätere,  vom 
römischen  Recht  beeinflusste  Doktrin  hat  aber 
die  Bedeutungdieses  symbolischen  Uebertragungs- 
akti'S,  ders.g.  Investitur,nicht  mehr  richtig  gewür- 
digt, und  einerseits  aus  demselben  eine  Besitz- 
einweisung gemacht  (vgl.  a.  a.  0.),  andererseits 
aber  in  Folge  dessen  an  Stelle  der  früheren  for- 
mellen Uebertragung  auch  keine  neue  Form  zu 
setzen  vermocht.  Aus  der  Nichtbeachtung  dieser 
Entwicklung  erklärt  es  sich ,  dass  nocli  heute 
solche  Unklarheiten ,  wie  sie  S.  4.  n.  8  hervor- 
gehoben sind,  vorkommen. 

3  S.  die  Citate  in  der  vorigen  Anm.  Die  Aus- 
fcrtignng  solcher  haben  schon  einzelne  mittel- 
alterliche Partikularkoncilien  vorgeschrieben ,  s. 
z.  B.  conc.  Lambeth.  v.  1281.  c.  24,  Mansi  24, 
421. 

*  c.  8  (conc.  Turon.  116^3),  c.  9  (Later.  III 
1179),  c.  16  (Luc.  III),  c.  34  (Innoc.  III)  X  de 
Simon.  V.  3 ;  c.  2  (Paul.  IV)  eod.  in  Extr.  comm. 
V.  1  -,  c.  14  de  ref.  Trid.  Sess.  XXIV. ;  const. 
Pii  IV:  Romanum  pontiflcem  v.  17.  Okt.  1564, 
bull.  Taur.  7,  365;  Pii  V:  Durum  nimis(Th.  II. 
S.  701.  n.  1);  Pii  V:  Cum  primum  §.  8.  v. 
I.April  1566  (b.  Taur.  p.  436).  Von  einzelnen 
Missbräuchen  werden  in  denPartikularconcilien  na- 
mentlich Schmausereien  aus  Anlass  der  Verleihung 
von  BeneÖzien  verboten,  c.  10.  Trev.  v.  1310,  c. 
19  Vallomolet.  v.  1322,  Mansi  25,  251.  693. 
Zur  Steuerung  der  Simonie  ist  auch  wiederholt 
die  Ableistung  eines  Eides  dahin ,  dass  der  Er- 


werber das  Benefizium  ohne  eine  solche  erlangt 
habe,  vorgeschrieben  worden,  c.  3  conc.  ap.  castr. 
Gonter.  v.  1231;  c.  7  Fritzlar,  v.  1246,  Mansi 
23,  234.  727,  Mediolan.  I.  v.  1565,  acta  5. 
eccles.  Mediolan.  Mediol.  1844  ff.  1,20;  Prag, 
v.  1605  c.  27,  Hartz  heim  8,  746.  Eine  der- 
artige Eidesformel  für  die  Kanoniker  von  Chartres 
aus  dem  13.  Jahrh.  bei  Ro ziere  recueil  n.  349, 
2,  684. 

5  Die  Eigenschaft  dieser  dem  Papst  zur  Abso- 
lution vorbehaltenen  Censur  als  latae  sententiae 
ist  durch  die  Const.  Pii  IX  v.  12.  Oktober  1869 
unter  n.  8.  9 ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  23,  329,  auf- 
rechterhalten. 

6  Th.  II.  S.  761. 

"  Dekret  Innocenz'  XI  v.  1678  (Taxa  Inno- 
centiana),  u.  A.  abgedruckt  bei  Ferraris  s.  v. 
taxa.  Des  Näheren  bestimmen  sich  die  Gebühren 
nach  den  besonderen  Diöcesananordnungen,  da 
die  Taxe  Innocenz'  XI  nur  insoweit  zu  Grunde 
gelegt  zu  werden  braucht,  als  sie  besondere 
Bestimmungen  enthält,  Entscheidung  d.  Congr. 
episc.  et  regul.  v.  1697,  acta  conc.  coli.  Lac.  1, 
147.  148. 

8  Die  Doktrin  hat  sich  hierfür  auf  die  an  alo- 
gische Anwendung  des  c.  2  (Innoc.  IV)  in  .VI  to 
de  elect.  I.  6  berufen,  vgl.  die  Glosse  zu  c.  2  s. 
V.  incerta ;  Garcias  1.  c.  P.  VIII.  c.  2.  n.  1  ff. ; 
L  euren.  1.  c.  qu.  769.  n.  2.  Selbstverständlich 
gilt  dies  nicht  von  s.  g.  conditiones  iuris,  welche 
ausdrücklich  ausgesprochen  werden,  denn  diese 
sind  in  der  That  keine  Bedingungen,  Garcias 
1.  0.  n.  4  ff.  L euren.  1.  c.  n.  2.  Daher  war  es 
rechtlich  zulässig,  dass  der  päpstliche  Exekutor 
bei  der  Reorganisation  des  Domstiftes  Köln  die 
Ernennung  der  Dignitäre  und  Kanoniker  unter 
der  Bedingung  vorgenommen  hat,  dass  letztere 
ihre  Parochialbenefizien  und  Kanonikate  an  an- 
deren Kirchen  ipso  iure  verlieren  sollten ;  H  ü  f  f  er 
Forschungen  z.  französ.  rhein.  K.  R.  S.  341. 
Vgl.  u.  §.'  158. 
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es  entspricht  dem  Wesen  und  Zweck  der  Besetzung,  dass  diese  sofort  und  unbeschränkt 
ihre  Wirkung  äussert  ^ . 

B.  Ferner  soll  das  Amt  dem  neuen  Inhaber  in  seinem  bisherigen  Bestände  ohne 
Erschwerung  der  durch  dasselbe  geforderten  Pflichten ,  ohne  eine  anderweitige  Mehr- 
belastung und  ohne  Schmälerung  der  Einkünfte,  d.h.  ex  integro,  sine  deminutione,  über- 
tragen werden  2.  DieseBestimmung  bezweckt  nicht  nur  eigennützige  und  simonistische 
Handlungen  des  Verleihungsberechtigten  zu  hindern ,  sondern  auch  die  willkürliche 
Umgehung  der  für  die  Aenderungen  von  Benefizien  bestehenden  Vorschriften  seitens 
des  Kollators  durch  blos  die  Person  des  neuen  Amtsträgers  treffende  Anordnungen  aus- 
zuschliessen.  Erscheinen  solche  (Dismembrationen ,  Divisionen,  Veränderungen  des 
Status  beneficii,  Auferlegung  von  Pensionen)  erforderlich,  so  steht  nichts  entgegen,  dass 
sie  vor  Vergebung  des  Benefiziums  von  dem  Bischof  oder  dem  sonst  dafür  zuständigen 
Kirchenoberen  ^  vorgenommen  werden ,  es  sind  dabei  aber  die  rechtlich  vorgeschrie- 
benen Formen  und  Erfordernisse"^  zu  beobachten.  Nicht  minder  ist  es  gestattet,  dass 
vor  der  Verleihung  des  Amtes  von  dem  zu  Innovationen  desselben  berechtigten  geist- 
lichen Oberen  ^  Anordnungen^  welche  zeitweise  ^  das  Benefizium'^belasten  oder  den  Er- 
trag desselben  schmälern ,  aus  einem  gerechtfertigten  und  nothwendigen  Grunde  ge- 
troffen werden  "^j  z.B.  die  Bestimmung,  dass  ein  Theil  der  Einkünfte  für  die  Ansamm- 
lung eines  nothwendigen  Baufonds ,  zur  Dotirung  einer  erforderlichen  Kaplansstelle, 
zur  Deckung  dringender  Bedürfnisse  oder  Schulden  der  Diöcese  oder  zur  nothwendigen 
Erhöhung  des  Mensaleinkommens  des  Bischofs^  verwendet  wird.  Selbstverständlich 
ist  es  aber  stets ,  dass  das  Benefizium  einen  so  ausreichenden  Ertrag  gewährt ,  dass 
dem  anzustellenden  Benefiziaten  ein  angemessener  Lebensunterhalt  (die  s.  g.  congrua) 
bleibt». 


*  Daher  ist  es  unrichtig,  wenn  Fachmann  K. 
K.  §.  189  a.  E.  unter  nichts  beweisender  Be- 
rufung auf  c.  42  (Gregor  I)  C.  VII.  qu.  1,  dies 
an  sich  für  zulässig ,  aber  nicht  für  üblich  hält. 
Der  Beifügung  einer  Suspensivbedingung  wider- 
sprechen auch  die  Vorschriften  über  die  Inne- 
haltung bestimmter  Besetzungsfristen ,  der  einer 
Resolutivbedingung  der  unter  C  des  Textes  ent- 
wickelte Gesichtspunkt. 

2  c.  15  (Lat.  II.  V.  1139)  C.  I.  qu.  3;  c.  7 
(Later.  III.  v.  1179)  X.  de  cens.  III.  39;  c.  un. 
X.  cit.  III.  12. 

3  Denn  in  dieser  Beziehung  kommt  nicht  die 
Befugniss  zur  Verleihung  des  Amtes,  sondern  das 
Recht  zur  Verfügung  über  die  Substanz  desselben 
in  Frage.  Auch  deshalb,  weil  beide  Berechtigun- 
gen nicht  stets  in  derselben  Hand  ruhen ,  kann 
der  Kollator  nicht  Auflagen  machen,  welche  that- 
sächlich  eine  zeitweise  Innovation  des  Benefi- 
ziums herbeiführen. 

4  Vgl.  Th.  II.  S.  401  ff. 

5  Vgl.  Anm.  3. 

6  Selbst  wenn  der  Erwerber  dadurch  auch  für 
seine  ganze  Amtsperiode  getroffen  wird ,  jedoch 
muss  sich  die  Massregel  immer  als  eine  vorüber- 
gehende darstellen. 

"^  Nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  c.  un,  cit. 
III.  12.  Diese  Ausnahme  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  bestehenden  kirchlichen  Einrichtungen 
80  lange  wie  möglich  erhalten  worden  sollen,  Th. 
II.  S.  396,   und  es  daher  angemessen  erscheint, 


so  lange  von  Innovationen  Abstand  zu  nehmen, 
als  der  erforderliche  Zweck  durch  Massregeln  vor- 
übergehenden Charakters  erreicht  werden  kann. 

8  Engel  collegium  univ.  iur.  can.  III.  12.  n. 
3;  Leuren.  1.  c.  qu.  776.  n.  2  u.  3;  vgl.  auch 
Th.  II.  S.  414. 

9  Weil  das  Benefizium  wieder  besetzt  werden 
soll. 

Auf  eine  Einbehaltung  der  vollen  Einkünfte 
des  Benefiziums  bezieht  sich  c.  un.  III.  12  cit. 
nicht.  Eine  solche  ist  nur  möglich  ohne  Wieder- 
besetzung der  Stelle.  Ob  der  Bischof  eine  der- 
artige Massregel  ohne  päpstliches  Privileg  anzu- 
ordnen befugt  ist ,  darüber  herrscht  Streit  unter 
den  Aelteren  mit  Rücksicht  auf  c.  32  (Honor.  III) 
X.  de  verb.  sign.  V.  40,  wonach  ein  einem  Bischof 
gewährtes  Privileg ,  die  vollen  Einkünfte  der  va- 
kant werdenden  Benefizien  auf  zwei  Jahre  zur 
Tilgung  seiner  Schulden  zu  verwenden  ,  dahin 
auszulegen  ist,  dass  sich  dasselbe  auch  auf  die 
Präbenden  und  die  beneficia  maiora  erstreckt. 
Theils  hat  man  mit  Rücksicht  auf  diese  Stelle  ein 
derartiges  Privileg  für  erforderlich  erachtet,  theils 
aber  ein  solches  für  unnöthig  erklärt,  weil  dasselbe 
allein  zur  grösseren  Sicherheit  nachgesucht  wor- 
den sei,  wobei  dann  wieder  die  Beschränkung  ge- 
macht wird,  dass  der  Bischof  die  Befugniss  nur  be' 
einem  gerechtfertigten  Grunde  habe,  z.B.  bei  der 
obwaltenden  Nothwendigkeit ,  einen  Baufond  für 
die  reparaturbedürftige  Kathedrale  anzusammeln, 
sonst  aber  nicht,  insbesondere  nicht,  um  sich  selbst 
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Zustimmungen,  welche  den  erwähnten  Kegeln  zuwider  getroffen  sind,  müssen  für 
nichtig  erachtet  werden. 

Auf  diejenigen  Kirclienämter,  bei  denen  der  Kreis  der  Amtsbefugnisse  veränder- 
lich ist,  und  der  Inhaber  kein  Benefizium  im  eigentlichen  Sinne  ' ,  sondern  nur  einen 
Ansi)ruch  auf  ein  Honorar  oder  eine  Entschädigung  erwirbt'^,  finden  die  erwähnten 
Grundsätze  keine  Anwendung. 

(.).  Sodann  muss  die  Uebcrtragung  des  Amtes  dauernd,  m  titulum  •*^,  also  nicht  auf 
bestimmte  Zeit,  provisorisch  oder  auf  Widerruf,  und  mit  der  Wirkung,  dass  der  neu  er- 
nannte Amtsträger  sowold  alle  Rechte  wie  auch  alle  Pflichten  des  Amtes  erlangt,  erfolgen. 
Ausdrücklich  sind  diese  Grundsätze  vom  kanonischen  Recht  zwar  nicht  ausgesprochen, 
sie  ergeben  sich  aber  nothwendig  aus  der  Regelung  des  kirchlichen  Benefizienwesens  *. 
Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist  die  Entwicklung  des  Begriffes  des  Benefiziums  ^ 
und  die  Annahme  eines  ius  in  re  an  demselben^  erklärlich.  Ferner  steht  es  damit 
allein  in  Einklang ,  dass  das  beneficium  als  regelmässiger  Ordinationstitel  gilt  ^ ,  dass 
das  kirchliche  Recht  überall ,  wo  es  sich  um  nicht  nothwendig  provisorische  Verwal- 
tungen handelt,  auf  feste  Austeilung  dringt"^,  dass  die  Inhaber  von  Benefizien  nur 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  derselben  verlustig  erklärt  werden  dürfen  ^,  und  dass 
die  später  eintretende  physische  Unfähigkeit  des  Benefiziaten  keinen  Grund  zur  Ab- 
setzung desselben  gewährt  i^.  Endlich  ergiebt  sich  dies  daraus,  dass  alle  Fälle,  in  denen 
eine  andere  Besetzung ,  als  die  oben  gedachte  vorkommt ,  nur  als  Ausnahmen  der  er- 
wähnten Regel  erscheinen.  Abgesehen  von  den  Aemtern,  welche  ihrem  Wesen  nach 
an  und  für  sich  nur  für  einen  beschränkten  Zeitraum  zur  Existenz  gelangen  können  i^, 
ist  die  dauernde  Besetzung  ausgeschlossen : 

a.  bei  den  Regularbenefizien  wegen  des  Verhältnisses,  in  welchem  ihre  Inhaber 
als  Ordensgeistliche  zu  ihren  Ordensoberen  stehen  ^^^ 

b.  bei  denjenigen  Aemtern,  welche  zum  Inhalt  nur  die  Befugnisse  eines  anderen 
Amtes  haben  und  nur  Htilfsämter  für  die  Verwaltung  dieses  letzteren  sind  ^^^ 

c.  bei  den  Missionsämtern  (mit  Ausnahme  der  Missionsbisthümer)  wegen  der  noth- 
wendigen  Beweglichkeit  des  Missionsorganismus,  abgesehen  davon,  dass  auch  für  diese 
die  unter  b  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  in  Frage  kommen  ^'*, 

d.  bei  Aemtern,  welche  wegen  verschiedener  eigenthümlicher  obwaltender  Um- 
stände einen  irregulären  Charakter,  wie  z.B.  die  französischen  Sukkursal-Pfarreien  ^^, 
haben  i^. 

oder  seiner  Mensa  einen  Vortheil  zu  verschaffen.  8  go  in  Betreff  der  der  Vikare  bei  der  incorpo- 
Vgl.  Leuren.  1.  c.  qu.  776.  n.  3.  Richtig  er-  ratio  quoad  temporalia  und  der  quoad  tempora- 
ßcheint  allein  die  erstgedachte  Ansicht,  weil  der  lia  et  spiritualia,  Th.  II.  S.  448.  452.  VgL  aucli 
Bischof  gemeinrechtlich  verpflichtet  ist,  die  Bene-  Th.  II.  S.  713,  Nachtrag  zu  S.  304.  Anm.  8. 
tizien  zu  besetzen  und  nicht  Massregeln  treffen  9  §_  darüber  unten  in  der  Lehre  von  der  Ab- 
kann, welche  ihm  dies  auch  nur  zeitweise  un-  Setzung, 
möglich  machen.  lO  Th.  II.  S.  324.  n.  5. 

1  Vgl.  0.  S.  104.  11  Wie  das  des  Kapitularvikars. 

2  Vgl.  Th.  II.  S.  223.    Auch  die  Landdekane  12  Th.  II.  S.  374. 

erhalten  nur  bestimmte  Gebühren   und  Emolu-  13  Hierher  gehören  insbesondere  die  Aemter  der 

niente.  Generalvikare ,    bischöflichen   Räthe   und  Land- 

^  c.  3  (Leo  IV?  vgl.  auch  Phil  Ups  K.  R.  7,  dekane. 

408)C.XXLqu.  1;  c.  2  (Plac.  v.l095)Dist.LXX.  1*  Th.  II.  S.  354.  360. 

*  8.  namentlich  Schulte  K.  R.  2,  335;  vgl.  15^  Th.  II.  S.  294.  n.  1. 

auch  Leuren,  1.  c.  qu.  774.  16  Es  gehören  hierher  auch  solche  Manualbene- 

5  Th.  II.  S.  367.  fizien,  welche  nicht  Regular-Benefizien  sind,  z.B. 

Th.  II.  S.  653.  die  Aemter  der  unständigen  Vikare ,  welche  die 

■^  Th.  I.  S.  66.  67.  cura  habitualis  der  Kapitel  ausüben,  wenn  für  sie 
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Hinzu  treten  endlich  diejenigen  Fälle,  wo  ein  Amt,  wenngleich  es  an  sich  dauern- 
der Besetzung  unterliegt,  nur  provisorisch  verwaltet  wird.  Dies  muss  geschehen,  wenn 
und  so  lange  derBenefiziat  zur  Verwaltung  des  Benefiziums  unfähig  ist.  Ferner  ist  eine 
solche  interimistische'Vertretung  auch  während  der  Erledigung  des  Benefiziums  geboten, 
falls  die  Funktionen  desselben,  wie  z.B.  bei  einem  Pfarramt,  nicht  in  der  Zwischenzeit 
eingestellt  werden  können.  Dass  das  kanonische  Recht  aber  einen  solchen  Zustand  nur 
als  einen  vorübergehenden  betrachtet ,  zeigt  die  Festsetzung  einer  allgemeinen  Kolla- 
tionsfrist für  Benefizien ,  sowie  die  Vorschrift ,  dass  das  Pfarramt,  das  Prototyp  des 
niederen  Benefiziums ,  allein  während  eines  sechsmonatlichen  Zeitraums  provisorisch 
verwaltet  werden  soll  i. 

Ebenso  wie  die  nicht  dauernde  Besetzung  nach  kirchlichem  Recht  die  Ausnahme 
bildet ,  erscheint  es  nach  demselben  gleichfalls  nur  als  eine  solche ,  wenn  das  Benefi- 
zium  Jemandem  nicht  mit  der  Wirkung,  dass  er  dadurch  alle  mit  demselben  verbundenen 
Rechte  und  Pflichten  erlangen  soll,  sondern  zu  einem  anderen,  dem  Amte  selbst  fremden 
Zweck ,  gleichviel  ob  dauernd ,  für  die  Lebenszeit  des  Erwerbers ,  oder  nur  für  einen 
beschränkten  Zeitraum,  übertragen  wird.  Die  technische  Bezeichnung  für  eine  solche 
Uebertragung ,  bei  welcher  die  Pfründe,  als  fruchttragendes  Objekt,  ohne  Rücksicht 
auf  die  damit  verbundene  geistliche  Seite  des  Amtes ,  in  Betracht  kommt ,  ist  seit  dem 
Mittelalter  commenda,  commendare  beneßcmm  oder  eccksiam^.  Diese  Art  der  Verleihung 
ist  von  der  Kommendation  der  älteren  Zeit ,  welche  nur  da  vorgekommen  ist ,  wo  eine 
provisorische  Verwaltung  im  Interesse  einer  Kirche  oder  eines  Amts  geboten  war  '^\ 
verschieden.  Sie  tritt  in  der  erwähnten  Art  etwa  seit  dem  13.  Jahrhundert  auf  und  ist 
dazu  benutzt  worden^,  um  Personen,  welche  an  sich  nicht  fähig  waren,  ein  Benefizium  zu 
erwerben,  oder  welche  wegen  des  Verbotes  des  gleichzeitigen  Besitzes  mehrerer  Bene- 


ein  Benefizium  besteht,  ferner  die  der  Kapellane  beim  Vorliegen  der  gesetzlichen  Qualifikation  nur 

bei  den  capellaniae  ecclesiasticae,  Th.  II.  S.  373.  hinsichtlich  einer  einzigen  Pfarrkirche,  wenn  es 

394.  das  Interesse  derselben  nothwendig  oder  nützlich 

1   c.  15  (Lugdun.  II.  1274)  in  VIto  de  elect.  erscheinen  lässt,   sowie  allein  auf  sechs  Monate 

I_  6^  geschehen.  Vgl.  auch  die  folgenden  Anmerkungen. 

9  \T^^    "v      A'    Tj^  j      rrv.  •  Die  älteren,  s.  z.B.  Thomasin  1.  c.  c.  13fF.: 

^   Vgl.  über  die  Kommenden  Thomass in  ve-  t.  j-  i         00-7  <»         v         ^.^    i  ^    ,. 

Berardi  1.  c.  2o<  ff.  rechnen  hierher  auch  die 


tus  et  nova  disciplina  P.  II.  1.  3.  c.  10  ff.  5  van 
Espen  J.  E.  U.    P.  I.   t.  31.  c.  7 ;   Riganti 


in  der  karolingischen  und  in  der  derselben  folgen- 


^ ._       1  VTTTT         f,a  4^      T\         j.-  den   Zeit   häufig  vorkommende   Vergebung   von 

comm.   ad  reg.  canc.  XLIII.  n.  4b  ff. ;    Devoti  ^r,..  ,  t    •  i,       ^rr  1.     •  x,.  ,  . 

•  „...    ,. IT    4  yi    ici«?    ou  «•      r>  j-  Klöstern  an  Laien,  auch  an  Weltgeistliche,  seitens 

institutiones  canon.  IL  14.  ^Js.  23  ff.  ;   Berardi  ,^,.  ,       ^  '  x,-  i.       -x         j      t'- 

„^ /i  1    TTT    j        4.    A-       TT      1,     o      j    T»T  woltlicher  Grossen ,  namentlich  seitens  der  Ko- 

comm.  ad  1.  HI.  decret.  diss.  II.  obs.  0,  ed.  Me-         .  ,    ^tt    •  x       j     x    1     Tr    />  , 

Hinlan    IHlfi    1    QfSi  '"Se,  vgl.  Waitz,  deutsche  Verfassungsgesch. 

aioian.  lö40.  l,  Zöl.  ^^  ^^^  ^g^  ^  g^  ^^^  ^  .  Dümmler,  Gesch.  des 

3  Hierher  gehörte  insbesondere  die  Uebertra-  ostfränk.  Reichs  1,  115.  278  u.  2,  640.    Wenn- 

giing  der  Verwaltung  der  vakanten  bischöflichen  gleich  diese  Verleihungen  mit  den  späteren  Kom- 

Kirchen  an  Intercessoren  oder  Visitatoren  seitdem  menden  sich  darin  berühren,  dass  sie  wie  diese 

0.  Jahrh.  Th.  II.  S.  229  u.  Th.  L  S.  315,   für  j^  Interesse  der  Begabten  erfolgt  sind,  so  galten 

welche  schon  das  Wort:  commendare  gebraucht  ^^^^i  die  Klöster  in  der  damaligen  Zeit  ebenso 

wird,  Th.  IL  S.  230.  n.  10.  Auf  derartige  interi-  ^j^  die  Oratorien  und  Kirchen  als  Objekt   des 

mistische  Administrationen  bezieht  sich  wohl  auch  Eigenthums,  Th.  IL  S.  622.  n.  7,   nicht  als  rein 

c.  3  (Leo  IV?)   C.  XXI.  qu    1;   ob  auch  c.   12  kirchliche  Anstalten.  Für  die  Kommende  im  spä- 

( Alex.  III)  X.  de  accus.  V.  1  u.  c.  54  §.  5  (Gre-  teren  Sinne  ist  es  aber  gerade  wesentlich,  dass  ein 

gor  IXJ  X.  de  elect.  I.  6  erscheint  sehr  zweifei-  ausschliesslich  kirchlichen  Zwecken  dienendes  Ob- 

haft,  vielmt^ir  ist  bei  diesen  Stellen  wohl  an  eine  jekt,  ohne  Rücksicht  auf  diese,  anderen  Interessen 

commenda  im  spateren  Sinne  zu  denken.  dienstbar  gemacht  wird.     Ebensowenig  gehören 

*  Dies  ergiebt  das  c.  15  (Lugdun.  IL  1274)  in  solche  Fälle  hierher,  wo  Bischöfe  oder  Kardinäle 

VIto  cit.  I.  6.     Danach  soll  eine  Pfarrkirche  bei  zugleich    andere   geistliche  Stellen ,    namentlich 

Strafe  der  Nichtigkeit  Niemandem,  welcher  nicht  Abteien  dauernd  innegehabt  haben,  s.  z.  B.  Gre- 

das  erforderliche  Alter  und  den  Priestergrad  be-  gor  VII  reg.  VI.  27.  VII  7.  8,  ed.  Jaf  fe'  p.  363,  . 

sitzt,  kommendirt  werden,  und  dies  soll  auch  selbst  388. 
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fizien  an  dem  Erwerb  eines  zweiten  oder  dritten  geliindert  waren ,  ein  solches ,  insbe- 
sondere aber  das  llecht  auf  die  Einkünfte  desselben,  zu  verschaffen. 

Das  Aufkommen  dieser  Art  der  Kommenden  hängt  offenbar  mit  dem  verscliärften 
Verbot  der  Pluralität  der  Benefizien  durch  die  damalige  kirchliche  Gesetzgebung  zu- 
sammen '  .  da  eine  derartige  Verleihung  ein  Mittel  bot ,  die  gegen  die  Kumulation  von 
IJenelizien  gerichteten  Vorschriften  zu  umgehen-.  Wenn  aber  auch  die  allgemeine 
kirchliche  Gesetzgebung  schon  i.  J.  1274  Kommenden  an  Pfarrkirchen,  welche  nicht 
durch  eine  für  diese  obwaltende  Nothwendigkeit  oder  einen  augenscheinlichen  Nutzen 
derselben  geboten  waren,  verboten  hatte '^  so  war  diese  Vorschrift  niclit  nur  an  sicli 
unzulänglich  ,  sondern  es  waren  auch  gerade  die  Päpste  selbst ,  welche  in  Betreff  der 
höheren  Benefizien  und  Klöster  von  den  Kommenden  in  ihrem  eigenen  Interesse  sowie 
zum  Vortheil  der  Kurie  und  der  Würdenträger  und  Beamten  der  letzteren  den  ausge- 
dehntesten Gebrauch  gemacht  haben ^.  Allerdings  suchten  im  14.  Jahrhundert  ein- 
zelne Päpste  diesem  Unwesen  zu  steuern  5,  indessen  drängten  die  Verhältnisse,  in  wel- 


i  c.  28  (Later.  IV.  v.  1215)  X.  de  praeb. 
111.  5. 

-  Dies  zeigen  die  Partikularkonzilien,  welche 
gegen  das  Ueberhandnehmen  dieser  Art  der  Kom- 
menden einschreiten,  vgl.  c.  28  conc.  Salmur.  v. 
1253,  Mansi  23;  817  :  „nonulli  episcopi  et  alii 
praelati  .  .  .  ecclesias  parochiales ,  quae  proprios 
possunt  habere  sacerdotes,  clericis  . .  .  habentibus 
alias  ecclesias  parochiales  vel  competenter  bene- 
flciatis ,  utpossinteos  pluribusonerare 
b e  n  e  f  i  c  ii  s  ,  commendant  unam  vel  duas  eccle- 
sias parochiales  ,  .  .  ut  sie  habeant  commendatas 
quas  secundum  canones  habere  non  possunt  in- 
titulatas.  Quod  fieri  de  cetero  prohibemus  sta- 
tuentes  ut  qui  taliter  ecclesias  commendatas 
recepit  vel  de  cetero  receperit ,  careat  ecclesia  sie 
coramendata  et  conferens  potestate  conferendi 
illam  ecclesiam  illa  vice  sit  privatus;"  Londin.  v. 
12G8,  ibid.  p.  1244:  ,,quidam  .  .  .  vacantes  eccle- 
sias sibi  commendari  procurant ,  amplectentes 
iuris  verba  non  sensum,  quod  aliquando 
permittit  unam  ecclesiam  intitulatam  et  aliam 
commendatam.  Et  cum  .  .  .  propter  necessita- 
tem  vel  utilitatem  vacantisecclesiae  ius  commen- 
dationis  ,  non  tam  praeceptoriae,  quam  permissi- 
vae,  fuerit  introductum  :  ipsi  ad  cupiditatis  suae 
lucrum  omnla  convertentes ,  in  ipsarum  eccle- 
siarum  dissipationem,  non  solum  unam  sed  plures 
recipiunt  commendatas.  .  .  .  Inposterum  autem 
inhibemus,  ecclesiam  quaralibet  commendari,  nisi 
iusta  et  legitima  causa  id  exposcat."  Hiernach 
kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  das 
c.  15  in  VIto  cit.  (S.  109.  n.  4)  gerade  im  Inter- 
esse der  Aufrechterhaltung  des  Verbotes  der  Plu- 
ralität der  Benefizien  erlassen  ist.  Dies  wird 
auch  dadurch  bestätigt,  dass  die  scharfen  Mass- 
regeln, welche  das  Konzil  von  Reading  in  England 
1279  gegen  die  Verletzung  des  Verbotes  und  die 
Umgehung  desselben  durch  Verleihung  von  Kom- 
menden verfügt,  ausdrücklich  auf  die  erwähnte 
Anordnung  gestützt  werden,  Mansi  24,  257  ff. 

Ausser  dem  im  Text  hervorgehobenen  Moment 
kommt  noch  Folgendes  in  Betracht.  In  der  ge- 
dachten Zeit  war  eine  Anzahl  von  Bischöfen  aus 
ihren  morgenländischen  Diöcesen  vertrieben  wor- 
den, Th.  II.  S.  173  und  zur  Versorgung  dersel- 
ben ist  ebenfalls  die  Kommende  benutzt  worden, 


v  a  n  E  s  p  e  n  1.  c.  n.  20,  wie  dies  früher  schon  in 
ähnlichen  Fällen,  s.  den  Brief  Innocenz' III.  über 
die  Kommendirung  von  Capaccio  an  den  vertrie- 
benen Erzbischof  v.  Salerno  v.  1202,  V.  63,  ed. 
Mi  gne  1,1033,  geschehen  ist.  IneinzelnenFällen 
sind  auch  Kommendirungen  von  Bisthümern  an 
Missionsbischöfe  erfolgt,  um  diesen  den  erforder- 
lichen Unterhalt  zu  verschaffen,  so  die  von 
Chiemsee  1245  und  dann  von  Lübeck  an  den 
Erzbischof  Albert  von  Riga,  v.  Goetze,  Albert 
Süerbeer.  S.  Petersburg  1854.  S.  170.  n.  2; 
Ripoll,  bull.  Praedicat.  1,  159  u.  Sbaralea 
bull.  Francisc.  1,  660. 

3  c.  15  in  VIto  cit.,  s.  die  vor.  Note. 

*  Dies  bekennt  Clemens  V.  selbst  in  einer 
Konstitution  v.  1307 ,  c.  2  de  praeb.  III.  2  in 
Extrav.  comm.,  in  welcher  er  alle  bisher,  auch  an 
Kardinäle  ertheilten  Kommenden  widerruft :  „ab 
ipso  nostrae  promotionis  exordio,  antiquae  noti- 
tiae  regum ,  praelatorum .  magnatum  et  aliorum 
nobilium  personarum  ecclesiasticarum  et  saecula- 
rium  memores  existentes  ...  ad  eorum  importu- 
nas  tamen  et  multiplicatas  precum  instantias 
nonnullis  clericis  et  personis  ecclesiasticis,  regu- 
laribus  et  saecularibus ,  diversorum  ordinum, 
dignitatis,  conditionum  et  statuum,  patriarchales, 
archiepiscopales  et  episcopales  ecclesias  ac  mona- 
steria  distincta  pastoribus ,  sub  commendae  vel 
custodiae  seu  curae  vel  guardiae  aut  administra- 
tionis  titulo  nornineve  notabili  duximus  perpetno 
ad  vitam  seu  ad  certi  temporis  spatium  commit- 
tenda ,  super  his ,  an  tales  videlicet  tantasque 
gratias  per  nos  fieri  decuisset,  variorum  arduorum 
negotiorum  multiplicitate  distracti^''.  Ueber  die 
frühere  Kommendirung  des  Erzbisthums  Gran 
an  den  vorherigen  zum  Kardinal  ernannten  Erz- 
bischof durch  Innocenz  IV.  i.  J.  1252  s.  Th  ei- 
ner, monum.  Hung.  1,  214.  Vgl.  ferner  Guielm. 
Durantis  tract.  de  modo  celebrandi  gener.  conc. 
II.  21  bei  G lese  1er,  Kirchengesch.  2.  Aufl.  II. 
3,  110  Note. 

5  So  Benedikt  XII.  (1334—1342)  und  Inno- 
cenz VI.  (1352^1362),  Thomas  sin  I.e.  c.20. 
n.  3.  4;  Hefele,  Konciliengesch.  6,  605,  je- 
doch blieben  bei  den  Kassirungen  von  Kommen- 
den die  zu  Gunsten  der  Kardinäle  ertheilten  aus- 
genommen. 


§.  14;i.]  Die  sonstigen  Voraussetzungen  der  ordnungsmassigen  Verleihung. 
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eben  sich  damals  der  päpstliche  Stuhl  befand,  die  Inhaber  desselben  immer  wieder  in 
die  alte  Bahn  zurück ,  und  es  blieben  die  fortdauernd  sich  von  allen  Seiten  erheben- 
den Klagen  über  die  eigennützige  Ausbeutung  der  kommendirten  Benefizien  und  den 
dadurch  herbeigeführten  Verfall  des  kirchlichen  Lebens  unbeachtet  i.  Erst  das  Konzil 
von  Konstanz  unternahm  es^,  diesen  Missbräuchen  zu  steuern,  und  Martin  V.musste 
sich  dazu  verstehen ,  in  den  Konkordaten  mit  den  verschiedenen  Nationen  die  Inne- 
haltung bestimmter  Schranken  bei  der  Ertheilung  von  Kommenden  zu  versprechen  ^. 

Bei  dem  Interesse  aber,  welches  sowohl  die  Kurie  wie  auch  die  weltlichen  Fürsten 
an  der  Aufrechterhaltung  des  früheren  Zustandes  hatten,  sind  die  gedachten  Vorschriften, 
welche  die  Kommenden  in  ihrer  neueren  Bedeutung  keineswegs  principiell  für  un- 
zulässig erklärt  haben,  vielfach  nicht  innegehalten  worden 4.  Wohl  veranlassten  die 
Schäden,  welche  vor  Allem  für  die  Klöster  aus  dem  Kommendenwesen  erwachsen 
waren,  Leo  X.  i.  J.  1514  auf  dem  Lateranensischen  Konzil  wieder  bestimmte  Be- 
schränkungen für  die  Kommendirung  derselben  festzusetzen.  Dabei  wurde  jedoch  dem 
päpstlichen  Stuhle  ein  so  weitgehendes  Ermessen  vorbehalten ,  dass  dieselben  dadurch 
jede  Bedeutung  verloren^.  Auch  das  Konzil  von  Trient^  hat  trotz  der  fortdauemden 
Klagen  über  das  Kommendenwesen'  keine  einschneidenden  Massregeln  getroffen,  viel- 


1  Vgl.  Thomas  sin  1.  c.  n.  3  ff. ;  Gie  seier 
a.  a.  0.  S.  HO  ff.;  Matth.  de  Cracoviade 
sqnaloribus  curiae  Roman,  c.  11,  Walch,  mon. 
med.  aevi  I.  1,  48:  ,^Destruuntur  ecclesiae  et 
monasteria  .  .  .  per  hoc,  quod  dantur  cardinalibus 
vel  mulieribus  in  commendas  vel  assignantur  et 
committuntur  prioratus" ;  dipl.  Urban.  VI.  1381, 
Theiner,  monum.Hungarlae2.161,  worin  einem 
Kardinal  das  Erzbisthum  Gran  zur  Kommende 
verliehen  wird. 

2  Hübler,  Konstanzer  Reformation  S.  96. 

3  Nach  dem  deutschen  Konkordate  c,  5,  Hüb- 
ler a.  a.  0.  S.  184,  sollen  Abteien,  Konventual- 
priorate  mit  mehr  als  10  Religiösen  ,  die  höheren 
Dignitäten  (nach  der  bischöflichen  Würde)  in  den 
Hochstiftern,  sowie  die  Pfarreien  künftighin  nicht 
mehr  an  Prälaten ,  auch  nicht  an  Kardinäle,  als 
Kommenden  vergeben  werden ;  das  romanische 
Konkordat  c.  5  (a.  a.  0.  S.  204)  schliesst  diesel- 
ben Aemter,  jedoch Konventualpriorate  mit  8  oder 
mehr  Religiösen,  ferner  auch  Armen- ,  Fremden- 
und  Krankenanstalten  und  alle  Benefizien  mit 
einem  Reinertrage  unter  50  Kammergulden ,  so- 
wohl von  einer  solchen  Verleihung  ,  wie  auch  von 
einer  in  titulum  aus.  "Während  beide  Konkor- 
date aber  übereinstimmend  gestatten  ,  dass  Kar- 
dinälen und  Patriarchen  zur  Aufbesserung  eines 
unzulänglichen  Einkommens  ein  einziges  Bene- 
flcium ,  selbst  eine  Metropolitankirche,  kommen- 
dirt  und  dass  ferner  solchen  Prälaten ,  welche 
ohne  ihre  Schuld  aus  ihren  Prälaturen  vertrieben 
worden  sind  oder  den  ausreichenden  Lebensunter- 
halt verloren  haben,  durch  eine  dem  Papst  geeig- 
net erscheinende  Kommendation  geholfen  werden 
darf,  lässt  das  romanische  noch  die  weitere  Aus- 
nahme zu,  dass  dies  auch  im  Falle  einer  dringen- 
den Nothwendigkeit  zu  Gunsten  von  Kirchen- 
und  Klosteroberen  mit  den  ihnen  unterstehenden 
Benefizien  geschehen  kann. 

*  Thomassin  1.  c.  c,  20,  n.  6  ff.  Auch  die 
43.  Kanzleiregel ,  welche  schon  zur  Zelt  Six- 
tus'  IV.  vorhanden  gewesen  ist,  Riganti  comm. 


n.  93,  stellt  nur  formale  Erfordernisse  für  die 
Verleihung  von  Kommenden  auf:  „Item  voluit, 
quod  nulli  seculari  de  regulari  nee  religioso 
de  seculari  beneflciis  commenda  detur,  nisi  in 
signatura  vel  per  clausulam  ad  partem  super  peti- 
tione  commendae  huiusmodi,  de  commenda  ipsa 
mentio  fiat." 

5  Nach  der  in  der  sess.  IX.  publicirten  Bulle :  Su- 
pernae  dispositionis,  Hardouin9, 1749,  sollten 
nur  Klöster,  welche  bisher  schon  kommendirt  wor- 
den waren  ,  nach  der  Erledigung  der  bestehenden 
Kommenden  und  zwar  allein  an  Kardinäle  oder 
geeignete  und  verdiente  Personeil,  wieder  zu  sol- 
chen verliehen  werden ;  ferner  wurde  festgesetzt, 
dass  die  Kommendatarien,  selbst  wenn  sie  Kardi- 
näle seien,  „si  mensam  habuerint  separatam  ac 
seorsim  a  mensa  conventuali  quartam  suae  men- 
sae  partem  pro  instauratione  fabricae  seu  pro 
ornamentis ,  vestibus  ac  paramentis  emendis 
sarciendisque  aut  pauperum  alimonia  aut  susten- 
tatione,  ut  maior  exiget  ac  suadebit  necessitas, 
si  vero  mensa  fuerit  communis ,  tertiam  omnium 
fructuum  dicti  monasterii  sibi  commendati  partem 
pro  supra  dictis  oneribus  supportandis  et  susten- 
tatione  monachorum,  omnibus  aliis  deductis  one- 
ribus, impartiri  teneantur,  Ac  litterae  quae  super 
monasteriorum  huiusmodi  commendis  expedien- 
tur,  cum  clausula  hoc  ipsum  speciflce  exprimente 
debeant  expediri ;  alioquin  .  .  .  nullius  sint  robo- 
ris  vel  momenti."  Die  bisher  nicht  kommendirten 
Klöster  sollten  endlich  ferner  nur  dann  zu  Kommen- 
den gegeben  werden :  ,,nisi  pro  conservatione 
auctoritatis  apostolicae  sedis  et  ad  occurrendum 
malitiis  illam  impugnantium ,  pro  temporum  qua- 
litate  aliter  nobis  de  fratrum  nostrorum  consilio 
Visum  fuerit  expedire.^' 

6  Sess.  XXV.  c.  21  de  regul. 

'^  Vgl.  die  centum  gravamina  nationis  German. 
c.  24,   Gaestner  corp.  iur.  eccl.  2,  173.    Die 
auf  dem  Konzil  von  Trient  gestellten  Forderun- 
gen auf  weitere  Beseitigung  der  Kommenden  sind. 
namentlich  an  dem  Widerstände  der  italienischen 
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I.  Die  Ilicrjucliiü  und  dio  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  143. 


mehr  allein  die  Konimendirnug  der  Ilaiiptklöster  der  einzelnen  Orden  direkt  untersagt, 
im  Uebrigen  aber  mitKücksiclit  auf  die  scliwierigen  Zeitverliältnisse  blos  die  Erwartung 
ausgesproclien ,  dass  denjenigen  Klöstern ,  welclie  damals  zu  Kommenden  gegeben 
waren ,  geeignete  Ordensleute  zur  Leitung  der  Klostergemeinde  vorgesetzt  werden 
würden  ,  und  in  Betrefl'  der  sonstigen  Benefizien  das  Verbot  der  Pluralität  derselben 
auch  auf  die  damals  lebenslänglich  kommendirten  ausgedehnt ' .  Somit  ist  durch  das 
letzte  Ileform- Konzil  ebenfalls  keine  Beseitigung  der  Kommenden  in  der  neueren  Be- 
deutung des  Wortes  erreicht  worden  und  es  sind  auch  nach  demselben  fortdauernd  der- 
artige Kommenden  seitens  des  päpstlichen  Stuliles,  namentlich  von  Klöstern  ertheilt 
worden-. 

Was  die  in  Betreff  der  Kommenden  entwickelten  Rechtsgrundsätze  anlangt ,  so 
galt  allein  der  Papst  zur  Ertlieilung  solcher  für  bereclitigt  -^ ,  wogegen  man  den  Ordi- 
narien blos  die  Befugniss  zur  Gewährung  von  Kommenden  der  früheren  Art,  d.h. 
solcher,  die  im  Interesse  einer  Kirche  selbst  auf  Zeit  gegeben  werden,  zusprach*.  Die 
nähere  Stellung  des  Kommendatars  zum  Beucfizium  bemass  sich  nach  dem  päpst- 
lichen Lidulte ,  indessen  stellte  die  Doktrin  die  commendae  perpetuae ,  d.h.  die  auf 
Lebenszeit  verliehenen  ,  den  Benefizien  im  Allgemeinen  reclitlich  gleich  ^.  Nach  dem 
ersteren  '^,  sowie  nach  der  in  den  einzelnen  Ländern  bestehenden  Praxis  ^  bestimmte  es 
sich  auch ,  ob  und  in  welchem  Umfange  der  Kommendatar  die  mit  dem  Amte  verbun- 
denen kirchliclien  Jurisdiktionsrechte  und  Funktionen  auszuüben  befugt  war^.  Da- 
gegen galt  er  stets  für  berechtigt ,  die  Einkünfte  des  Benefiziums  zu  beziehen  ^,  hatte 
aber  einen  bestimmten  Theil  derselben  für  die  kirchlichen  Zwecke ,  denen  dasselbe 
diente,  zu  verwenden  ^o. 


Bischöfe  gescheitert,  Suavis  Polanl(Sarpi) 
hist.  conc.  Trid.  lih.  II.  ed.  V.  Gorinchem.  1658. 
p.  227:  Tliomassin  1.  c.  c.  10. 

1  Trid.  Scss.  VII.  c.  4  de  ref.  u.  Sess.  XXIV. 
c.  17  de  ref. 

2  Thomassin  1.  c.  c.  20.  n.  14  ff.;  v.  Es- 
pen 1.  c.  c.  7.  n.  35  ff. 

3  Bz.  derjenige,  welcher  von  ihm  ein  darauf 
gehendes  Indult  erhalten  hatte,  Gare  las  1.  c.  P. 
IV.  c.  4.  n.  13  ff.  22;  Riganti  ad  reg.  43.  n. 
28;  Reif  fenstuel  III.  5.  n.  74. 

4  Denn  die  neuere  Kommende  -widerspricht 
dem  gemeinen  Recht.  Dies  gilt  daher  auch  selbst 
für  die  niederen  I»enefizien,  Gare  las  1.  c.  n.  16ff. 
Die  Vorschrift  des  c.  15  in  VItol.  6.  clt.  (S.  109. 
n.  4.)  ist  nach  der  Auffassung  der  Congr.  conc. 
durch  die  Vorschrift  des  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  18 
de  ref.  über  die  Bestellung  von  Vikarien  durch 
die  Bischöfe  (Th.  II.  S.  327)  beseitigt,  Garcias 
1.  c.  n.  14.  15;  Fagnan.  ad  c.  22.  X.  de  elect. 
1.  6.  n.  43. 

5  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Tridentinum(s. 
0.  Anm.  1)  verbietet,  dass  Jemand  mehrere  ;,bene- 
ficia,  etiam  commendata^'' habe,  sowie  darauf,  dass 
der  Kommendatar  die  Früchte  des  Amtes  wegen  der 
ihm  anvertrauten  Verwaltung  desselben  oder  we- 
nigstens doch  wegen  der  custodia  der  Kirche  be- 
ziehe, Fagnan.  ade.  22.  cit.  I.C.n.  37  ff;  Gar- 
cias 1.  c.  n.  33  ff.;  van  E  spen  1.  c.  n.  40  ff. 
Dagegen  ändert  die  Verleihung  zur  Kommende 
nicht  den  status  beneflcii  und  das  betreffende 
Beneflzium  selbst  gilt  stets  als  vakant,  Fagnan. 
ad  c.  37.  X.  de  elect.  I.   6;    Garcias  1,  c.  n. 


64  ff.  Das  Aufhören  des  Rechtes  des  Kommen- 
datars, welches  bei  der  lebenslänglichen  Kom- 
mende die  Wiederbesetzung  des  Amtes  hindert, 
ändert  also  In  der  gedachten  l'eziehung  nichts, 
d.  h.  die  Art  der  Vakanz  bleibt  fortdauernd  die- 
selbe, wie  sie  zuerst,  bei  Ertlieilung  des  Rechtes 
an  den  Kommendatar,  beschaffen  war.  Diese  Auf- 
fassung hatte  namentlich  dann  praktische  Be- 
deutung, wenn  es  sich  darum  handelte,  ob  in 
dem  Erledigungsfall  eine  päpstliche  Reservation 
eingetreten  war  oder  nicht. 

♦^  Vgl.  Berardi  1.  c.  p.  259 ;  Fagnan.  ad  c. 
IX.  de  capell.  monach,  III.  n.  Iff. 

■^  van  Espen  1.  c.  n.  45  ff.  Selbstverständ- 
lich ist  darauf  auch  die  Fähigkeit  des  Komraen- 
datars  und  die  Statthaftigkeit  von  Dispensationen 
etwaiger  kanonischer  Impedimente  desselben  von 
Einfluss  gewesen. 

8  S.  die  angeführte  Dekretale  Innocenz'  IV.  v. 
1252,  S.  110.  n.  4  und  das  S.  111.  n.  1  citirte 
Schreiben  Urbans  VI.,  welches  die  Ausübung 
der  erzbischöllichen  Jurisdiktion  mit  geringen 
Ausnahmen  überträgt. 

9  Vgl.  die  übliche  Form  in  den  Indulten  :  „ut 
commodius  sustentari  valeas,  de  alicuius  subven- 
tionis  auxilio  providere  cupientes,  tale  monaste- 
rium  auctoritate  apostolica  concedimus  etcommen- 
damus";  van  Espen  1.  c.  n.  37. 

'0  So  z.  B.  die  Klausel  der  Indulte :  „volumiis 
autcm  quod  propter  huiusmodi  commendam  divi- 
nus  cultns  ac  solitus  monachorum  et  ministrorum 
numerus  in  dicto  monasterioN.  nullatenus  minu- 
atur,  sed  illius  ac  dilectorum  filiorum  conventus 


§.  144.]    Geschichte  d.  päpstl.  BesetzimgsrechteS;  insbes.  d.  Reservat,  b.  z.  1 5.  Jahrh.       113 

In  diesem  Jahrhundert  sind  die  Kommenden  in  Folge  der  Säkularisationen ,  der 
zwischen  der  Kurie  und  einzelnen  Staaten  auf  dem  Wege  von  Vereinbarungen  ge- 
troffenen Regelung  der  Besetzung  der  Kirchenämter  und  der  damit  zusammenhängen- 
den Beschränkung  oder  Beseitigung  der  päpstlichen  Reservationen  im  Allgemeinen 
unpraktisch  geworden.  Indessen  kommen  sie  noch  in  Betreff  der  der  päpstlichen  Ver- 
leihung unterstehenden  Benefizien,  namentlich  zu  Gunsten  der  Kardinäle,  vor^. 

Dagegen  ist  es  in  neuerer  Zeit  in  manchen  Diöcesen  Deutschlands  vielfach Uebung 
geworden,  dass  die  Bischöfe  selbst  solche  Pfarreien,  welche  Benefizien  sind,  nicht 
dauernd  besetzen  2,  sondern  für  dieselben  Pfarrprovisoren,  mitunter  auf  mehrere  Jahre, 
unter  Vorbehalt  des  Widerrufs ,  ernennen  ^,  um  den  niederen  Klerus  in  grösserer  Ab- 
hängigkeit von  sich  zu  erhalten.  Diese  Praxis  verstösst  indessen  ebenso  wie  das  nun- 
mehr so  gut  wie  beseitigte  Kommenden  Wesen  gegen  die  oben  S.  108  gedachte  Vorschrift 
des  kanonischen  Rechts.  Sie  erscheint  nur  da  gerechtfertigt ,  wo  eine  solche  Verwal- 
tung im  Interesse  der  Kirche  oder  des  Amtes  ^  geboten  oder  wegen  obwaltender  eigen- 
thümlicher  Verhältnisse  die  dauernde  Besetzung  ausgeschlossen  •"'  ist. 


3.  Die  Besetzung  der  Kirchenämter  durch  den  Papst*. 

§.144.   a.   Geschichte  des  päpstlichen  Besetzungsrechtes ^   insbesondere  der 
päpstlichen  Reservationen,    bis  zum  15.  Jahrhundert. 


12. 


I.    Ausbildung  des  päpstlichen  Besetzungsrechtes  während  des 
und   13.  Jahrhunderts.     Die  ersten  Anfänge  eines  Eingreifens  der  Päpste 


eiusdem  congrue  siipportentur  onera",  van  Es- 
pen 1.  c.  n.  47.  Die  Formel  eines  Indultes,  in  dem 
dem  Kommendatar  die  Verwendung  eines  Theils 
der  Einkünfte  zur  Wiederherstellung  verfallener 
Baulichkeiten  und  zur  Wiedererlangung  veräus- 
serter  Güter  auferlegt  wird,  bei  Riganti  1.  c.  n. 
60.  Vgl.  ferner  o.  S.  111.  n.  5  und  die  Vor- 
schriften der  dort  citirten  Bulle  über  die  Kom- 
menden der  Kardinäle,  Hardouin  9,  1751,  so- 
wie Const.  Gregor.  XIII :  Superna  dispositione  v. 
1574.  §.  9  (bell.  Taur.  8,  76). 

1  Gerarchia  cattolica  v.  1878  (2.  Ausg.)  p.  56. 
63.  66. 

2  Das  ist  auch  sogar  bei  Patronatsbeneflzien 
geschehen,  weil  die  Patrone  zugestimmt  haben. 

3  V.  Schulte,  Denkschrift  üb.  d.  Verhältn. 
d.  Staates  zu  d.  Sätzen  d.  päpstl.  Constitution  v. 
18.  Juli  1870.  Prag  1871.  S.  43;  Motive  zum 
preuss.  Gesetz  v.  11.  Mai  1873  üb.  d.  Vorbildung 
d.  Geistlichen,  Einleitung,  u.  A.  bei  Herrf  urth, 
d.  preuss.  u.  deutsche  Gesetzgebg.  bet.  Regelg. 
d.  Rechtsverh.  zw.  Staat  u.  Kirche.  2.  Aufl.  Ber- 
lin 1875.  S.  31. 

4  Z.  B.  um  aus  den  durch  die  interimistische  Ver- 
waltung nicht  erforderten  Beneflzial-Einkiinften 
Kapitalien  zur  Erhöhung  des  Beneflzialvermögens 
oder  für  einen  Kirchen-  oder  Pfarrbaufonds  zu 
beschaffen,  falls  die  Mittel  zu  diesen  Zwecken 
nicht  auf  andere  Weise  aufgebracht  werden  kön- 
nen. Das  entspricht  auch  dem  c.  15  in  VP<>  I.  6 
cit. ,  S.  109.  n.  4,  nur  ist  hierbei  die  vorgeschrie- 
bene Maximalfrist  von  6  Monaten  nicht  innezu- 
halten und  auch  in  der  Praxis  niclit  beobaclitet 
worden. 

Hiiischius,  Kirclienrecbt.  III. 


5  Dies  kann  der  Fall  sein,  wenn  das  Besetzungs- 
recht streitig  ist,  s.  z.  B.  die  Vereinbarung  zw. 
d.  preuss.  Regierung  u.  dem  Bischof  v.  Münster 
V.  1868.  §.  4,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  263.  Vgl. 
auch  u.  §.  152. 

*  Thom.  Campegius,  de  reservationibus 
beneliciorum.  Venet.  1555;  Jac.  Simoneta  de 
reservationibus  beneficiorum.  Colon.  1583;  G, 
Branden,  super  concordatis  inter  s.  sedem  apo- 
stolic.  et  Inclytam  nationem  Germaniae  collecta- 
nea.  Colon.  Agripp.  1600(1620);  Fr.  Longus 
a  C  ori  0  lan  0  de  casibus  reservatis  iuxta  regulam 
a  demente  VIII  praescriptam.  Colon.  1619; 
Laur.  Nicolarts,  compendiosa  praxis  bene- 
flciaria  ex  concordatis  inclyt.  nationis  Germaniae, 
regnorum  Poloniae  et  Galliae  cum  s.  Sede  apost. 
initis...  deducta,  Col.  Agr.  1658(1733);  Guil. 
de  Monteferrato  in  pragmaticam  sanctionem 
de  reservationibus  in  corpore  iuris  clausis.  Par. 
1666  ;  And  r.  Ros  n  er,  tract.  de  reservationibus. 
Lips.  1690;  Ans.  Fr,  Jos.  Ernesti  de  reser- 
vationibus concordatorum  German.  Mogunt.  1736; 
F.  Casp.  Barth  el,  tract.  bist,  canon.  pragma- 
ticus  de  concordatis  Germaniae  .  .  exhibens  cora- 
mentarium  in  eorundemtextumet  literam.  Wirce- 
burg,  1762  (auch  in  dessen  opp.  iurid.  Bamberg 
et  Wirrib.  1771.  t.  III.);  J  o.  Ge.  Schloer, 
diss.  ad  concord.  German.  de  reservatlone  bene- 
ficioruQi  et  dignitatum  ap.  sed.  apostol,  .  .  .  per 
obitum  .  .  .  vacantium.  Mogunt.  1762;  Eius- 
d  e  in  diss.  de  reservatlone  beneticiorum  ex  quali- 
tate  personae  etc.  ibid.  1765;  Eiusdem  diss. 
de  electione  archi-  et  episcoporum  in  Germaniae 
s.  de  reservatlone  apostolica  dignitatum  ex  quali- 
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in  das  lU'selzuiigsicclit  der  lokalen  kircldichcn  Oberen  und  Korporationen  treten  im 
12.  Jalirhuudert  liervor  '.  Seit  dieser  Zeit  sind  seitens  der  Päpste  zuerst  Empfelilungs- 
briefe  zu  Gunsten  bedürftiger  und  verdienter  Geistliclien  anBiseliöfe  und  Kapitel  ertlieilt 
worden-.    Die  derartigen,  bald  nacli  der  Mitte  des  Jalirliunderts  erlassenen  Schreiben 


täte  vacatioiiisad  textiini  coiicordatoniin,  electioiie 
cassata ,  postulationo  iioii  admissa.  ibid.  17(57; 
Eiusdem  diss.  de  reservatione  benefuiorum  et 
di^'iiitatiim  ex  qualitate  vacationis  per  resignatio- 
lU'in.  Franeof.  1777;  Kiu  sdem  diss.  de  r(!S(!r- 
vatioMo  beneUcionim  et  digtiitatum  ex  qualitate 
vaiationis  per  promotioneni  vel  translationein. 
Heidelb.  1779;  Kiusd.  diss.  ius.  puM,  eccl.  ad 
eoiicordataGennan.  Mog.  1771  (auch in  Sclimidt 
thesaur.  1,  317  ff.);  V.  A.  Dürr,  diss.  de  natura 
et  indolc  coiicordat.  (jerman.  Mogunt.  1771  ; 
(i  r  0  s  ui  a  n  n  (P.  F.  W  o  1  f  g  a  n  g  Schmitt)  dis- 
quis.  canon.  publ.  de  eo  quod  circa,  rescrvationes 
pontiticias  ex  concordatis  Germ,  generatim  instum 
est.  Wirceburg.  1772;  J.  J.  Moser,  v.  d.  teut- 
schen  Religionsverfassung.  Frankfurt  u.  Leipzig 
1774.S.  r)46ff.  ;  V.  Kreittmayr,  Anmerkungen 
üb.  d.  codic.  Maximil,  bavar.  civil.  Th.  V.  Kap. 
11).  §.  18;  Jo.  I'liil.  Gregel,  de  iuribns  nati- 
onl  Germanicae  ex  acceptatione  decretorum  Basi- 
leensium  quaesitis  per  concordata  Aschafl'enbur- 
gensis  modificatis  aut  stabilitis.  Mogunt.  1787 
(auch  in  Gratz  contin.  thes.lur.  eccles.p.  41ff.); 
Le  Bret,  Magazin  der  Staaten-  u.  Kirchenge- 
schichte. Frkf.  u.  Leipzig  1771.  2,  631  ff.,  3, 1  ff.; 
Phillips  K.  R.  5,470fl\  ;  Jacobson  i.  Her- 
zogs Encykl.  (1.  Ausg.)  9,  359  u.  12,  743. 

Lud.  Gomesius  de  expect.  gratiae.  Venet. 
1549;  Lugd.  1573;  Rom.  1587;  K.  L.  Cortre- 
ius  de  gratia  expectativa  in  beneflciis  ecclesiasti- 
cis.  Lips.  1695;  Casp.  Ilenr.  Hörn,  diss.  de 
expectativa  ecclesiastica.  Viteb.  1712;  Petr. 
Gallade,  de  expectat.  ad  henef.  eccl.  non  va- 
cantla.    Heidelb.  17G0. 

'  Von  katholischen  Schriftstellern,  Insbes.  von 
Phillips  K.R.  5,  470  fi'.,  wird  in  Uebereinstim- 
nniiig  mit  seiner  Th.  II.  S,  519  erwähnten  An- 
schauung die  Ansicht  vertreten,  dass  dem  römi- 
schen Bischof  von  jeher  ein  oberstes  Besetzungs- 
recht aller  Diöcesanbenefizien  zugestanden  habe. 
Die  Beweisstellen,  welche  er  a.  a.  0.  S.  489  ff. 
aus  dem  Zeitraum  vom  5.  bis  7.  Jahrhundert  an- 
führt, ergeben  aber  keineswegs  eine  genügende 
Stütze  für  seine  Auffassung.  Wenn  Innocenz  I 
ep.  16  V.  409,  Coustant  p.  820,  den  Bischof 
Marcian  von  Nalssus  ermahnt,  die  von  Ronosus 
vor  seiner  Verurtlieilung  geweihten  Priester  und 
Diakonen,  denen  ilire  Ktrchen  nach  dem  Inhalte 
des  Schreibens  sogar  belassen  waren,  wieder  in 
die  kirchliche  Gemeinschaft  aufzunehmen,  C  ö  1  e- 
stin  I  in  dem  Schreiben  v.  430  an  Klerus  u. 
Volk  v.  Konstantinopel  c.  7,  Coustant  p.ll46, 
erklärt,  dass  die  von  Nestorius  und  seinen  An- 
hängern gegen  Bischöfe  und  Geistliche  ausge- 
sprochene Absetzung  und  Ausschliessung  ans  der 
kirchlichen  Gemeinschaft  ungültig  sei,  endlich 
Leo  I  in  dem  Briefe  an  den  Bischof  Julian  von 
Cos  V.  453  c.  2  (ep.  113  opp.  ed.  Ballerini  1, 
1190)  die  Restitution  eines  widerrechtlich  abge- 
setzten Archidiakons  fordert,  so  ist  es  schwer  ver- 
ständlich, wie  das  gedachte  Eingreifen  der  römi- 
schen Bischöfe  in  diesen  Fällen,  wobei  überall  die 


Stellung  derselben  in  den  dogmatischen  Streitig- 
keiten der  damaligen  Zeit  in  Frage  kam,  als  Aus- 
lluss  eines  schon  vorhandenen  obersten  Besetz- 
ungsrechtes an  allen  Kirchenäuitern  betrachtet 
werden  kann.  Ferner  weist  Phillips  a.  a.  0. 
darauf  hin,  dass  Gregor  I  einem  vertriebenen  Bi- 
schof ein  Kloster  in  Messina  übertragen  (ep.  1. 
40.  41,  ed.  Bened.  2,  529)  und  zwei  Bischöfen, 
das  eine  Mal  einem  in  Kampanien  und  das  andere 
einem  in  Sizilien  aufgegeben  hat,  einen  von  ihm 
bezeichneten  Geistlichen  anzustellen,  ep.  II.  13. 

IV.  14,  cit.  2,  577.  694.  In  dem  ersten  Falle 
haT\delte  es  sich  aber  auch  zugleich  Tim  die  Ver- 
pflajizung  der  mit  dem  Bischof  vertriebenen  Mön- 
che in  das  gedachte  Kloster  und  Gregor  hebt  aus- 
drücklich hervor,  dass  der  Bischof  von  Messina 
seine  Zustimmung  zu  den  von  ihm  beabsichtigten 
Massregeln  gegeben  habe.  Dass  Gregor  I  bei  der 
VersetzungeinesBischofsundder  von  Mönchen  aus 
der  einen  in  die  andere  Diöcese  seines  Metropoli- 
tansprengeis mitwirkte,  ist  erklärlich  genug,  und 
ebenso  lassen  sich  die  beiden  anderen  Fälle,  in 
denen  der  Papst  die  Anstellung  selbst  nicht  vor- 
genommen hat,  auf  sein  Bestreben,  kraft  des 
ihm  als  Metropoliten  über  die  italienischen  Bisthü- 
mer  zustehenden  Aufsichtsrechtes  tüchtigen  Prie- 
stern in  seinem  ganzen  Metropolitansprengel  zu 
einer  solchen  zu  verhelfen,  zurückführen,  vgl. 
auch  Joann.  diac.  vita  Greg.  III.  19:  ;,,Aliarum 
parochiarum  clericos  sibi  et  aliis  pontifex  discre- 
tissime  incardinare  curabat."  Nur  mit  dieser  Auf- 
fassung ist  es  vereinbar,  dass  über  ein  sonstiges 
Eingreifen  Gregors  I.,  sowie  ein  etwaiges  seiner 
Nachfolger  während  einer  Zeit  von  etwa  6  Jahr- 
hunderten nichts  überliefert  ist.  Der  letztere 
Umstand  zeigt  auch  zugleich,  dass  es  unberech- 
tigt ist,  die  im  12.  Jahrhundert  hervortretenden 
Erscheinungen  mit  den  eben  besprochenen  ver- 
einzelten Fällen  in  historische  Kontinuität  zu 
setzen. 

2  Brief  Innocenz  II.  a.  d.  Erzb.  v.  (!ompostella 

V.  1137,  Florez  Espafia  sagr.  20,  584:  „Nos 
.  .  .  eorum  (universae  curiae  et  ecclesiae  Romanae 
fidelium)  precibus  annuentes ,  fraternitati  tuae 
pro  eodem  (A.  clerico)  apostollca  scripta  dirigimus 
rogando ,  mandando,  ut  .  .  .  ei  pro  b.  Petri  et 
nostra  reverentia  ecclesiasticum  beneflcium  cum 
praebenda  in  Compostellana  ecclesia  proxime 
concedas";  Eugens  III.  an  den  Bisch,  v.  Beau- 
vaisv.  1152,  Martene  et  Durand,  veter.  scrip- 
tor.  collectio  ampl.  2,  636 :  „fraternitatem  tuam 
per  apostolica  scripta  propensius  exoramus  ,  qua- 
tenus  ei  .  .  .  pro  b.  Petri  et  nostra  reverentia  .  .  . 
praebendam  in  ecclesia  tua  concedas". 

Brief  Hadrians  IV.  zu  Gunsten  des  Kanzlers 
Ludwigs  VII.  von  Frankreich,  Hugo,  an  d.  Bisch, 
v.  Paris  (1156—1158),  Mansi  21,  805;  „illum 
fratern.  tuae  duximus  plurimum  commendan- 
dum ,  rogantes  attentius,  quatenus  pro  b.  Petri 
et  nostrarum  reverentia  literarum  primum  perso- 
natum  vel  honorem  qui  in  tua  vacabit  ecclesia, 
ei  concedas". 
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tragen  allerdings  schon  in  ihrer  Fassung  mehr  den  Charakter  eines  Befehles,  als  einer 
Bitte ' .  Indem  die  Päpste  solche  Empfehlungen  und  Anweisungen  theils  zu  Gunsten 
hocligestellter  Personen  2^  welche  im  Intei"esse  der  päpstlichen  Politik  wirken  konnten  ^, 
theils  zu  Gunsten  von  Geistlichen ,  welche  des  allgemeinen  Mitleidens  sicher  waren  *, 
erliessen  und  diese  an  ergebene  Anhänger  selbst  richteten''  oder  deren  Hülfe  für  die 
Durchführung  ihres  Verlangens  in  Anspruch  nahmen^',  endlich  auch  dabei  den  Wün- 
schen einflussreicher  Personen,  welchen  die  Verleihungsberechtigten  sich  nicht  immer 
widersetzen  konnten,  willfahrteten'^,  gelang  es  ihnen,  die  Befolgung  ihrer  Forderungen 
in  vielen  Fällen  zu  erreichen,  und  auf  diese  Weise  die  Berücksichtigung  ihrer  Anord- 
nungen ,  auf  welche  sie  an  sich  kein  Recht  hatten,  thatsächlich  durchzusetzen^. 

Von  einer  Berufung  auf  ein  angebliches  oberstes  Besetzungsrecht  des  Papstes  ist 
in  den  Schreiben  aus  dem  12.  Jahrhundert  nicht  die  Rede.  Alexander  lU.  hat  nur 
wiederholt  auf  eine  Pflicht  des  päpstlichen  Stuhles ,  für  die  Geistlichen  Fürsorge  zu 
treffen,  Bezug  genommen^,  und  daraufhingewiesen,  dass  den  ordinirten  Klerikern  der 
Lebensunterhalt  verschafft  werden  müsse  ^ö.  Die  schwankenden  Ausdrücke  in  den 
Schreiben  ^^  zeigen  ebenfalls,  dass  er  sich  wohl  bewusst  war,  keinen  festen  Rechtsboden 
unter  den  Füssen  zu  haben  ''^.    Nicht  minder  beweist  dies  der  Umstand,  dass  er  keines- 


1  So  schon  Hadrian  i.  d.  Brief  an  die  Pariser 
Kanoniker  zu  Gunsten  des  i.  d.  vor.  Anra.  er- 
wähnten Hugo  (1157— 1159J,  Mansi  21,  812: 
„inandando  praecipinius,  quatenus  praeposlturam 
quae  in  Parisiensi  ecclesia  et  domos  quae  in 
claiistro  eiusdem  ecclesiae  de  hinc  primnin  vaca- 
verint  ei  ...  .  concedatis".  In  dem  Sclireiben 
Alexanders  III.  wechseln  die  Ausdrücke:  rogare 
atque  monere,  auch  unter  Hinzufügung  von  hor- 
tari  oder  exhortari,  s.  die  Briefe  an  den  Bischof 
V.  Troyes  v.  11G5,  S.  Thoraae  Cantuariens.  epist. 
ed.  Giles  2,  lOf),  an  den  Erzbischof  v.  Rlieiins 
1168/1169  u.  1170  bei  Martene  n.  Durand 
coli.  2,  792.  822,  an  den  Abt  v.  S.  Rhemigius  in 
Rheims  V.  1158/1169,  ibid.  2,807;  andenBischof 
V.  Sens  V.  1171/1172,  ibid.  2,  914;  an  den  Erz- 
bischof V.  Rheims  v.  1170,  ibid.  2,  822;  mit  den 
Worten  :  rogare  ,  monere  und  mandare ,  Brief  an 
den  Abt  u.  das  Kapitel  des  h.  Rhemigius  v.  1 171 — 
1172,  Mansi  21,  951;  monere,  mandare,  prae- 
cipere  an  d.  Kapitel  v.  Paris  v.  1168/1169,  ibid. 
21,  1031 ;  rogare  et  mandare  an  d.  Erzbischof  v. 
Rheims  V.  1173/1174,  ibid.  2,  980;  rogare, 
monere  et  rogando  mandare,  Brief  an  Bischof  u. 
Kapitel  (v.  Sens?)  zw.  1162  u.  1173,  Martene 
1.  c.  2,  806;  praecipere  et  mandare,  Brief  an  d. 
Bischof  V.  Worcesteru.  Herford  zw.  1159  u.  1181, 
Mansi  20,  1083  u.  Böhmer  corp.  iur.  can.  2, 
app.  p.  260.  In  c.  6.  X.  de  praeb.  III.  5  be- 
zeichnet Alexander  III.  derartige  Schreiben  eben- 
falls als  preces  et  mandata  pro  alicuius  provisione. 
Dass  c.  5.  X.  de  rescr.  I.  3  sich  auf  solche  be- 
zieht, s.  Phillips  5,496,  ist  keineswegs  sicher. 

2  Vgl.  die  Schreiben  Iladrians  IV.  (S.  114.  n.  2 
u.  folgende)  zu  Gunsten  des  Kanzler  Hugo. 

3  So  iuBetrefif  des  genannten  Hugo,  vgl.  Reu- 
ter Gesch.  Alexanders  III.  2,  107. 

*  Z.  B.  solcher,  welche  wegen  des  Schismas 
ihre  Stellen  verloren  hatten,  s.  die  Schreiben 
Alexanders  III.  v.  1170  u.  1170/1172  bei  Mar- 
lene 1.  c,  2,  822,  851  u.  dazu  Reuter  a.  a.  0. 
3,  201.  202,  aber  auch  zu  Gunsten  von  Verwand- 


ten hochgestellter  Personen,  Mansi  21,  1083 
u.  Martene  3,  914  oder  Geistlicher,  welche  das 
Wohlwollen  des  Papstes  erworben  hatten,  Mansi 
21,  1083;  Martene  2,  807  sind  dergleichen 
erlassen  worden. 

5  Die  meisten  derartigen  Schreiben  Alexan- 
derslll.  sind  an  seinen  Anhänger,  den  Erzbischof 
Heinrich  V.  Rheims  gerichtet,  vgl.  Martene  1.  c. 
2,  792.  822.  828.  835.  851.  980. 

6  Dazu  hat  Alexander  III  auch  den  erwähnten 
,Rheimser  Erzbischof  benutzt,  vgl.  die  Briefe  bei 

Martene  1.  c.  744.  795.  796. 

'^  So  des  Königs  v.  Frankreich,  ep.  Alex.  III. 
V.  1168/1169  bei  Mansi  21,  1031,  der  Königin 
u.  Wittwe  V.  Sizilien  v.  1170,  bei  Martene  2, 
828. 

8  Vgl.  hierzu  auch  Reuter  a.  a.  0.  3,  530 ff. 

9  ep.  cit.  bei  Mansi  21,  951 :  „Pastoralis  cura 
et  solicitudo  .  .  .  nos  admonet  propensius  et  hor- 
tatur,  pro  viris  ecclesiasticis  et  praesertim  pro  his 
qui  nullum  beneficium  habent  ecclesiasticum  et 
sunt  bonae  opinionis  et  famae ,  solicitos  et  stu- 
diosos  existere  et  ecclesiarum  praelatos,  ut  eis  in 
competentibus  beneflciis  provideant,  propensius 
invitare",  vgl.  auch  Martene  2,  835;  in 
dem  Schreiben  1.  cit.  807  wird  die  Pflicht  einer 
besonderen  Fürsorge  für  die  von  der  römischen 
Kirche  geweihten  Geistlichen  betont. 

10  Martene  1.  c.  2,  734  u.  766.  Der  letzte 
Brief  v.  1167/1169  ist  an  den  Erzbischof  v. 
Rheims,  welcher  dem  empfohlenen  Geistlichen 
selbst  ohne  ihm  einen  titulus  zu  gewähren,  ordi- 
nirt  hatte,  adressirt.  Hier  wird  im  wesentlichen 
das,  was  denuiächst  das  Lateranensische  Konzil 
V.  1179  vom  Ordinator  gefordert  hat,  Th.  I. 
S.  64  beansprucht. 

11  S.  Anm.  1. 

12  In  dem  Schreiben  an  den  Bischof  und  das 
Kapitel  (v.  Sens?)  v.  1162/1173,  Martene  2, 
806  verlangt  Alexander  111.  die  Ordination  und 
die  Aufnahme  des  Empfohlenen  in  das  Kapitel, 
und  obwohl  er  bemerkt :    „vos  autem  sicut  con- 
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wegs  für  die  Regel '  ,  sondern  nur  ausnahmsweise  und  zwar  auch  nur  vereinzelt  in 
solclien  Fällen ,  wo  dem  Empfohlenen  schon  die  Verleihung  eines  Amtes  oder  einer 
Trabende  versprochen  war-,  mit  Zwangsmassregeln  gedroht  hat 3.  Die  Schreiben 
Alexanders  111.  stellen  übrigens  diese  Anforderungen  an  die  Verleihungsberechtigten 
sowohl  in  Betreft'  vakanter  wie  nicht  vakanter  Pfründen  "*  und  entlialten  somit  auch 
die  ersten  Versuche  zur  Ertlieilung  von  Anwartscliaften  auf  unerledigte  Aemter,  ob- 
wolil  gerade  unter  demselben  Papst  die  Gewährung  solcher  durch  die  allgemeine  kirch- 
lielie  Gesetzgebung  verboten  worden  ist  •^. 

Alexander  111.  hat  somit  allerdings  die  Erweiterung  der  päpstlichen  Machtbefugniss 
auf  die  Besetzung  der  zur  Verfügung  der  lokalen  kirclilichen  Gewalten  stellenden  Bene- 
fizien  angebalmt,  aber  zu  seiner  Zeit  ist  ein  etwaiges  Recht  des  Papstes,  Besetzungs- 
Mandate  mit  bindender  Kraft  zu  erlassen,  noch  nicht  anerkannt  gewesen^,  vielmehr  sind 
derartige  Anweisungen  nocli  vielfacli  unbeachtet  und  unberücksichtigt  gelassen  worden ''. 

Seine  Naclifolger  gingen  auf  dem  betretenen  Wege  weiter.     Schon  Lucius  III. 

(1181  — 1185)  hat  zur  Durclifülirung  seiner  Mandate  besondere  Exekutoren ,  welche 

Jedes  Zuwiderhandeln  gegen  die  letzteren  für  nichtig  zu  erklären  hatten,  ernannt^.    Ja 


suevistis  iiostras  in  hac  parte  preces  surdis  au- 
r  i  b  II  s  pertransistis  nee  praefato  P.  in  aliquo 
providere  ciirastis"  und  die  P>\vartnng  ausspricht, 
dass  diesmal  dem  Empfohlenen  die  erste  vakant 
werdende  Präbende  verliehen  werde ,  bemerkt  er 
am  Schlüsse  des  Briefes  doch  nur :  „Tu  vero, 
frater  episcope,  eum,  sicut  alia  vice  mandavimus, 
tonsurare  studeas  et  in  clericum  ordinäre ,  ordi- 
natum  autem  ad  alteram  praescriptarum  eccle- 
siarum  intitules  et  ita  efflcias,  ut  ad  nos  ul- 
terius  non  cogatur  redire,  quoniam  id 
grave  nobisadmodumexisteret  et  om- 
ni no  mo  lestu  m''. 

1  Gewöhnlich  schliessen  die  Briefe  mit  der 
Versicherung  des  Papstes,  dass  er  sich  seiner- 
seits dem  Adressaten  bei  künftigen  Bitten  eben- 
falls um  so  gefälliger  erweisen  werde,  ep.  S. 
Thomae  Cant.  I.  c.  2,  105;  Märten e  2,  807. 
822.  828.  914  und  es  wird  die  Gewährung  der 
Forderung,  ebenso  wie  von  Innocenz  II.  u. 
Eugen  III.,  s.  S,  114.  n.  2,  auf  Grund  der  dem 
Apostel  Petrus  und  dem  päpstlichen  Stuhle  schul- 
digen reverentia  verlangt,  s.  a.  a.  0.  2,  806.  807. 
914.  Zu  einer  Verleihung  einer  demnächst  va- 
kant werdenden  Präbende  in  Linkoln  hat  Alexan- 
der III.,  welcher  sein  Verfahren  mit  der  Vakanz 
des  bischöflichen  Stuhles  rechtfertigt,  die  Geneh- 
migung des  Königs  von  England  nachgesucht, 
Savioli  ann.  Bologn.  I.  2,  268. 

2  Vergl.  die  Schreiben  beiMartene  1.  c,  2, 
734.  744.  914. 

3  Aber  auch  nur  in  unbestimmter  Weise  1.  c. 
2,  915  (an  den  Bischof  von  Arras) :  „eidem  epis- 
copo  dedimus  in  mandalis,  ut  id  celerius  nobis 
.  .  .  significet,  quatenus  te  secundum  merita  tua 
p  uni  amu  s''. 

4  Mansi  21,  1083;  Martene  1.  c.  2,  734. 
744.  828.  914:  Savioli  ann.  Bologn.  I.  2, 
268. 

'^  c.  2  (Lat.  III.  V.  1179  c.  8)  X.  de  conc. 
praeb.  III.  8. 

6  Dies  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  fast  alle 
hierher  gehörigen  Schreiben  Alexanders  III.  nach 


Frankreich,  nur  wenige  Mansi  21,  1083  u.  Sa- 
violi 1.  c.  nach  England,  gerichtet  sind. 

■^  Vgl.  die  Klagen  Alexanders  III.  beiMar- 
tene 1.  0.2,744.  796.  914  u.  S.  115.  n.  12;  ferner 
ep.  90.  Steph.  Tornac.  ad  Luc.  III pp.,  Migne 
patrol.  211,  384  :  „Scripsit  pro  eo  (Hervaeo  sub- 
diacono)  .  .  .  pater  Alexander  (HI.)  decano  et 
canonicis  s.  Aniani  Aurelianensis.  Scripsistis  et 
vos  primo  et  secundo.  Sed  neque  preces  neque 
praeceptum  vestrum,  quamvis  tres  praebendae 
vacarent ,  volucrunt  audire''.  Der  Abt  Petrus 
Cellensis  schreibt  an  Alexander  III,,  ep.  84, 
Migne  patrol.  202,  531,  dass  dergleichen  Man- 
date nicht  einmal  zur  Zeit  des  Schismas  vorge- 
gekommen,  und  bittet,  dass  der  Papst  ein  solches 
zu  Gunsten  eines  kaiserlichen  Klerikers  ertheiltes 
Mandat  widerrufen  und  künftighin  keine  da- 
rauf gehenden  Gesuche  annehmen  möge,  s.  ferner 
ep.  Matthaei  Senonens.  thesaurarii  ad  Alex.  III., 
Bouquet  16,  322. 

In  Folge  des  Widerstandes  gegen  seine  Anord- 
nungen sah  sich  sogar  Alexander  III.  genöthigt, 
die  Koncession  zu  machen ,  dass  einem  Mandat, 
welches  ohne  Anstoss  und  Aergerniss  nicht  aus- 
zuführen war,,  nicht  Folge  gegeben  zu  werden 
brauchte,  ebensowenig  dann,  wenn  der  Empfohlene 
schon  ein  ausreichendes  Bencflzium  besass,  davon 
aber  nichts  im  Mandate  erwähnt  war,  c.  6.  X.  III.  5. 

8  ep.  Stephani  Tornac.  92,  1.  c.  p.  385:  „Se- 
cundum mandatum  domini  papae  pro  negotio  tuo 
secutus  sum  usque  Magdunum  .  .  .  Aurelianen- 
sem  episcopum  et  ibi  coram  canonicis  illius  ec- 
clesiae  post  sacros  apices  lectos,  reddita  prius 
gratiarum  actione  episcopo  de  promisso  tibi ,  ad 
preces  domini  papae ,  beneficio ,  subsequenter 
et  constanter  auctoritate  mandati  mihi  iniuncti 
eidem  prohibui,  ne  alii,  antequam  tibi  beneficium 
in  ecclesia  Magdunensi  conferret,  et  canonicis,  ne 
alium  quam  te  in  concanonicum  reciperent  aut 
investiri  permitterent:  et  si  quam  episcopus 
fecisset  vel  facturus  esset  de  nondum  vacante 
praebenda  promissionem ,  concessionem  vel  in- 
vestituram,   totum  auctoritate  domini  papae  irri- 


§.  141.]    Geschichte  d.  pUpstl.  Besetzungsrechtes,  insbes.  d.  ßeservat.  b.  z.  15.  Jahrli.        1 1 7 

durch  Cölestin  III.  (1191 — 1198)  sind  dieselben  für  den  Fall  des  Widerstandes  auch 
zur  Androhung  von  kirchlichen  Censuren  ^  und  zur  Investitur  des  Empfohlenen  er- 
mäcthigt  worden  2,  und  der  gedachte  Papst  hat  sogar,  um  jedem  Widerstand  von  vorn- 
herein vorzubeugen,  die  Verleihung  einzelner  Benefizien,  welche  durch  Ableben  ihres 
Inhabers  in  Rom  erledigt  waren,  selbst  vollzogen  ^. 

Ein  Recht  zu  derartigen  Verfügungen  über  Benefizien  ist  aber  zuerst  von  I  n  n  o  - 
ce  nz  III.  in  Anspruch  genommen  und  aus  der  Machtfülle  des  apostolischen  Stuhles  her- 
geleitet worden"*.  Demgemäss  hat  er  viel  häufiger  als  seine  Vorgänger  Provisionsman- 
date ^  ertheilt  und  zwar  nicht  blos  in  Fällen,  wo  die  Gewälirung  einen  Anhalt  an  dem 
bisherigen  Recht  fand  ^  oder  doch  vom  Standpunkt  der  Billigkeit  aus  gerechtfertigt  er- 
scheinen konnte'^,  sondern  auch,  um  Geistlichen  der  römischen  Kirche^,  Angestelltendes 
päpstlichen  Hofes '^j  päpstlichen  Familiären  ^^\  eigenen  Anverwandten  ^\  sowie  Männern, 
welche  ihm  Dienste  geleistet  hatten  ^^  oder  ihm  bekannt  geworden  waren  ^^,  eine  Pfründe 
und  Versorgung  zu  verschaffen,  endlich  auch  um  sich  Fürsten  und  weltlichen  Grossen  ^^ 
gefällig  zu  zeigen.  Dabei  hat  er  ebenso  wenig,  wie  seine  Vorgänger  das  Verbot  des  3. 
Lateranensischen  Konzils  in  Betreff  der  Anwartschaften  ^^  beachtet  ^^.    Im  Gegensatze 


tum  esse  et  iore  deriuntiari" ;    eiusd.   ep.    144, 
ibid.  p.  403. 

1  S.  ep.  Iiinoc.  m.  I.  55.  118.  127.  145,  ed. 
Migrie  1,  47.  108.  116.  127. 

2  L.  c.  ep.  I.  55.  127  cit. 

3  L.  c.  ep.  I.  118  cit.  Dann  handelte  es  sich 
nur  noch  darum,  die  Besitzeinweisung  des  In- 
vestirten  zu  erzwingen. 

Die  gewöhnliche  Annahme ,  dass  diese  Mass- 
legeln  zuerst  durch  Innocenz  III.  angewendet 
worden  sind,  van  Espen  J.  E.  U.  P.  II.  t,  23. 
c.  1.  n.  9;  Gieselcr  Kirchengesch  4.  Auü. 
II.  2,  240.  n.  73.  Richter-Dove  §,  176,  ist 
nicht  richtig.  Freilich  ist  denselben  unter  Cö- 
lestin III.  entschiedener  Widerstand  entgegen- 
gesetzt worden ,  wie  die  citirten  Schreiben  Inno- 
cenz' III.  zeigen,  s.  auch  ep.  I.  258.  406.  V. 
139.  146,  I.e.  1,  218.  382.  1149.  1158,  da  diese 
den  Zweck  haben,  die  von  seinem  Vorgänger 
gemachten  Anordnungen  zu-r  Wirksamkeit  zu 
bringen. 

4  L.c.  ep.I.  89,  Migne  1,177:  „Unde  nos .  .  . 
praebendam,  quam  idem  avunculus  tuus  in  eccle- 
sia  S.  HilariiPictav.  olim  habuerat,  sicut  de  ple- 
nitudine  potestatis  nobis  concessa 
licebat,  tibi  .  .  .  duximus  concedendam ,  te  per 
annulum  propriis  manibus  solemniter  investientes 
de  ipsa";  I.  258.  418.  1.  c.  1,218.  394;  IX.  137, 
1.  c.  2,  955.  Auch  gegenüber  einem  Laienpatron 
gründet  er  ein  solches  Recht  auf  denselben  Titel, 
ep.  VI.  14,  1.  c.  2,  22. 

5  S.  die  Zusammenstellung  bei  Hurter  Inno- 
cenz III  3,  183  ff.  Die  meisten  der  Reskripte  sind 
nach  Frankreich  gerichtet,  es  kommen  aber  auch 
solche  für  Italien,  Spanien,  Deutschland,  Eng- 
land und  den  Orient  vor. 

6  Wenn  der  Bischof  die  Ordination  ertheilt 
hatte,  aber  die  Uebertragung  eines  Benefiziums 
verweigerte,  ep.  V.  142.  IX.  264.  1.  c.  1,  1154. 
2, 1096.  XVI.  69,  1.  c.  3,  860,  s.  o.  S.  115.  n.  10 
—  in  c.  27  (Inn.  III.)  X.  de  rescr.  I.  3  u.  c.  13 
(id.)  de  aetate  I.  14  wird  ein  solches  Reskript 
als  in  forma  cormnuni  erlassen,   vgl.  auch  c.  16 


X.  de  praeb.  III.  5,  Th.  I.  S.  64,  bezeichnet; 
dafür  wird  aucli  nach  den  Anfangsworten  des  c.  16 
X.  cit.  der  Ausdruck :  in  forma  cum  secundum, 
ferner  :  in  forma  pauperum  ,  s.  .z.  B.  R  a  y  n  a  1  d . 
c.  1311,  n.  59  gebraucht,  vgl.  noch  van  Espen 
1.  c.  P.  II.  cit.  23.  c.  1.  n.  12  ff.  — oder  wenn  nach 
erfolgter  Kollation  der  Präbende  die  Besitzein- 
weisung nicht  zu  erreichen  war,  ep.  I.  478,  1.  c. 
1,  442. 

7  So  wenn  die  Mandate  zu  Gunsten  dürftiger 
und  verdienter  Gelehrter  gegeben  wurden ,  ep. 
IX.  182.  237,  1.  c.  2,  1021.  1072.  XVI.  177,  I. 
c.  3,  962. 

8  ep.  I.  339,  1.  c.  1,  317. 

9  ep.  VI.  221.  VII.  70.  XVI.  27,  1.  c.  2,  252. 
348;  3,  810  oder  der  Kardinäle  ep.  I.  427,  1.  c. 
1,  440;  IX.  148.  165,  1.  c.  2,  975.  994. 

10  ep.  I.  529,  1.  c.  1,  482.  XII.  41;  XVI.  183, 
1   c   3   49.  952. 

"ii'ep.  XIII.  130;  XVI.  70.  75,  1.  c.  3,  317. 
861.  875.  876. 

12  ep.  XV.  97,  1.  c.  3,  609. 

13  Namentlich  dadurch,  dass  sie  Geschäfte  für 
kirchliche  Würdenträger  bei  der  Kurie  betrieben 
hatten,  wobei  sie  wohl  auch  selbst  die  Verwen- 
dung des  Papstes  in  Anspruch  genommen  haben 
mögen,  ep.  I.  304.  315.  IX.  266,  1.  c.  1,  266. 
274;  2,  1998. 

14  Mandate  zu  Gunsten  solcher  ep.  VI.  44.  IX. 
105.  215.  271,  1.  c.  2,  47.  917.  1059.  1102;  auf 
Bitten  weltlicher  Fürsten,  ep.  XII.  113,  1.  c.  3, 
147. 

15  S.  116.  n.  5. 

16  Vielmehr  dem  Konzil  für  den  speziellen  Fall 
derogirt,  s.  ep.  I.  205,  1.  c.  1,  179.  c.  4,  11 
(Inn.  III.)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8,  während  er 
gegenüber  anderen  Kollationsberechtigten  streng 
auf  die  Beobachtung  des  Verbotes  gehalten  und 
demselben  zuwider  ertheilteExpektanzen  für  un- 
gültig erklärt  hat,  ep.I.501,l.c.  1,461.  VIII.  HO, 
1.  c.  2,678.  XIII.  205.  XIV.  12.  26.  161.  l.c.  3, 
372.  388.  404.  523.  Auch  in  einem  Indulte  zu 
Gunsten   des  Klosters  von   S.  Denis  gegen  Be- 


IS 


l    l>io  lliiMiirrliie  iiiul  die  Lcitiing  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  144. 


zu  ihnen  ist  er  dn*i:egen  bemüht  gewesen,  den  Widerstand,  welcher  ihm  gleiclifalls  von 
liischöfen,  Kapiteln  und  anderen  Verleihungsberechtigtcn  entgegengesetzt  worden  ist ', 
mit  aller  Entscliiedenheit  zu  bekämpfen  und  niederzuschlagen'^,  und  hat  dadurch  das 
päl)stlicherseits  in  Ansprucli  genommene  Recht  ^  zur  Ertheilung  von  Provisionsman- 
daten bezüglich  vakanter  Pfründen  und  von  Anwartschaften  auf  nicht  erledigte  Bene- 
lizien  zu  unbestrittener  Geltung  gebracht '.  Immerhin  ist  indessen  von  Innocenz  III. 
trotzdem ,  (lass  er  einen  ausgiebigen  Gebrauch  von  derartigen  Mandaten  gemacht  hat, 
noch  nicht  jede  Rücksicht  auf  das  allgemeine  kirchliche  Interesse,  sowie  das  Interesse 
der  zu  versorgenden  Kirchen  und  Benefizien  bei  Seite  gesetzt  worden^. 

Erst  seine  Naclifolger  haben  das  in  Anspruch  genommene  Verleihungsrecht  in 
gerade  zu  massloser  Weise ^  zur  Belohnung  und  Bereicherung  der  Kurie,  insbesondere 
römischer  und  italienischer  Geistlicher,  sowie  auch  sonstiger  Anhänger  und  Günstlinge 
benutzt,  und  diese  Praxis  brachte  überdies  zugleich  den  Vortheil  mit  sich,  dass  in  allen 
Diöcesen ,  namentlich  in  den  Kapiteln  —  um  solche  Stellen  handelte  es  sich  haupt- 
sächlich —  Geistliche  angestellt  w^urden,  welche  von  kurialen  Tendenzen  erfüllt  waren, 
und  für  die  Verbreitung  derselben  wirkten"^.  Schou  Honorius  III.  hat  1225  sowohl 
von  der  französischen,   wie  auch  von  der  englischen  Geistlichkeit^  die  Reservation  je 


scliwerung  mit  Anwartschaften ,  werden  die  vom 
päpstlichen  Stuhl  ertheilten  ausgenommen,  ep.  I. 
175,  1.  c.  1,  158. 

1  So  unter  Hervorhebung  der  verschiedensten 
Weigerungsgründe,  Hurter  a.  a.  0.  S.  109, 
z.  ß,  Berufung  auf  kaiserliches  Privileg,  ep.  VII. 
70,  1.  c.  2,  348  (in  Köln),  auf  die  Arrauth  des 
Kapitels,  auf  Ueberlastung  durch  die  grosse  Zahl 
der  Angestellten,  ep.  VI.  95.  VII.  132.  X.  4,  1. 
c.  2,  99.  421.  1105;  XV.  23.  XVI.  163,  1.  c.  3, 
561,  952,  wo  einer  drei,  bez.  vier  Mal  erfolglos 
vom  Papste  erlassenen  Anweisung  erwähnt  wird. 
Vgl.  auch  die  folgende  Anmerk. 

2  Die  angewandten  Mittel  sind  die  früheren, 
ep.  I.  116.  118.  339.  V.  133,  1.  c.  1,  104.  108. 
315.  1178,  ausser  der  Exkommunikation ,  ep.  I. 
447.  529.  V.  133,  1.  c  1,  441.  482.  1138.  VI. 
19;  IX.  85,  1.  c.  2,  25.  900;  XVI.  27,  1.  c.  3, 
816,  kommen  als  solche  namentlich  noch  die  Sus- 
pension vom  Kollationsrecht,  ep.  I.  205,  1.  c.  1, 
179.  die  suspensio  ab  officio  et  a  beneficio,  ep. 
V.  151,  1.  c.  1,  1163,  die  Belegung  der  Kirche 
mit  dem  Interdikt,  ep.  1.  418.  VI.  197,  1.  c.  1, 
394;  2,  222,  vor. 

3  Charakteristisch  für  den  Standpunkt  Inno- 
cenz' III  ist  es,  dass  die  Verleihungsberechtigten, 
welche  seinen  Mandaten  Widerstand  geleistet 
haben,  von  ihm  wiederholt  als  rebelies  bezeichnet 
worden  sind,  c.  4.  X.  III.  8  cit.,  ep.  I.  418.  V. 
133.  XVI.  27,  1.  c.  1.  394.  1138;  3,  816. 

4  Diese  Auffassung  haben  schon  die  1246  (?) 
von  Ludwig  IX  Papst  Innocenz  IV  unterbreiteten 
gravamina  ecclesiae  Gallicanae  bei  Brown  app. 
zu  Orthuini  Gratii  fasciculus  rerum  expedendar. 
et  fugiend.  Lond.  1690.  p.  240,  deren  Aechtheit 
mit  Unrecht  in  Zweifel  gezogen  worden  ist  (vgl. 
auch  Soldan  i.  d.  Zeitschr.  f.  histor.  Theologie 
1856.  S.  401.  402):  „Ipse  (Alexander  III)  tamen  in 
nuUo  gravavit  ecclesiam  Gallicanam,  ut  nee  unam 
aolam  praebendam  aut  aliud  beneficium  ipse  papa 
dedit  ibi ,  sed  nee  aliquis  praedecessor  suus,  nee 
multi  etiam  de  successoribus  dederunt  in  sua  au- 


thoritate  beneficium  aliquod  —  (diese  Behaup- 
tung ist  unrichtig,  s.  S.  116,  und  offenbar  nur 
aufgestellt,  um  die  Missbräuche  der  späteren  Zeit 
in  desto  grelleres  Licht  zu  setzen)  —  usque  ad 
tempus  d.  In  noce  n  tii  III.  qui  primus  as- 
sumpsit  sibi  ins  istud,  in  tempore  suo  re- 
vera  dedit  multas  praebendas  et  similiter  post 
ipsum  .  .  Honorius  (III.)  et  .  .  .  Gregorius  (IX.) 
simili  modo  fecerunt.  Sed  omnes  praedecessores 
vestri,  ut  publice  dicitur,  non  dederunt  tot  bene- 
ficia,  quot  vos  solus  dedistis  isto  modico  tempore 
quo  rexistis  ecclesiam  vestram.  Et  si  successor 
vester  in  tantum  excederet  vos  in  hoc,  sicut  ex- 
cessistis  praedecessores  vestros,  certe  ipse  conferret 
communia  (lies  :  omnia)  beneficia  et  sie  non  resta- 
bit  aliud  consilium  indigenis  nostris  nisi  fugere 
aut  fugare." 

5  Hurter,  Innocenz  III.  a.a.O.  S.  108;  Phil- 
lips 7,  504,  welche  aber  auch  hier  ihre  gewohnte 
Schönfärberei  treiben. 

6  Das  ergeben  die  folgenden  Citate  der  päpst- 
lichen Schreiben,  welche  ich  der  Kürze  halber 
nach  Potth  ast's  Regesten  anführe.  Dieselben 
bestätigen  die  vollkommene  Richtigkeit  der  von 
Phillips  7,  504  der  Uebertreibung  beschuldig- 
ten, gleichzeitigen  Schriftsteller.  S.  übrigens  auch 
V.  Raum  er,  Gesch.  d.  Hohenstaufen ,  4.  Aufl. 
6,  70 ff.  u.  selbst  Hurter  a.  a.  0.  S.  108. 

7  S.  S.  119.  n.  1. 

8  ep.  ad  episc.  Galliae,  Mansi  22,  1219:  „ut 
ad  opus  sedis  apostolicae  in  singulis  cathedralibus 
ecclesiis  et  aliis  praebendalibus  singulae  praeben- 
dae  reserventur  et  interim  donec  id  fiat,  compe- 
tentes  in  eis  reditus  assignentur.  In  monastcriis 
vero  et  ceteris  domibus  regularibus  ac  aliis  coUe- 
giatis  ecclesiis  nee  non  de  bonis  episcoporum  se- 
cundum  facultates  suas  constituantur  certi  redi- 
tus praebendas  aequantes,  quorum  proventus  in 
commune  recepti  tam  in  nostras  quam  fratrum 
nostrorum  necessitates,  capellanorum  necnon  can- 
cellariae  ostiariorum  aliorumque  sedis  apostolicae 
officialium  convertantur :   ut  sie  et  provideantur 
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einer  Präbende  an  allen  Katliedral-  und  KoUegiatkirchen ,  sowie  je  einer  neu  zu  bil- 
denden aus  dem  Mensalgut  jedes  Bischofs  und  jeder  Konventual-  und  Kapitelskircbe 
mit  ung-etlieilten  Gittern  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  der  Kurie  beansprucht  i,  obgleich 
er  die  englische  Geistlichkeit  vorher  in  dem  Masse  mit  Provisionsmandaten  belastet 
hatte,  dass  er  bereits  1221  die  Zusicherung  zu  geben  genöthigt  war,  dass  nach 
dem  Abscheiden  der  Geistlichen  der  römischen  Kurie  und  anderer  Italiener,  an  welche 
Präbenden  und  sonstige  kircliliche  Benefizien  verliehen  worden  waren ,  diese  wieder 
durch  die  ordentlichen  KoUatoren  vergeben  werden  sollten-.  Trotzdem  hatte  aber 
während  der  Regierungszeit  seines  Nachfolgers,  Gregors  IX.,  gerade  wieder  vor 
Allem  England  ^  (auch  zum  Theil  Schottland)  *  unter  den  päpstlichen  Provisions- 
mandaten zu  leiden. 

Bedeutungsvoll  war  es  weiter,  dass  in  dem  von  dem  letzteren  veröffentlichten  Ge- 
setzbuch die  Befugniss  des  Papstes  zur  Ertheilung  von  derartigen  Befehlen  durch  Auf- 
nahme solcher  Dekretalen  \  in  welchen  die  Verleihung  von  Benefizien  päpstlicherseits 


iiostris  in  vitae  necessariis  et  gratis  Omnibus  om- 
nia  pro  quibuscumque  venientibus  negotiis  mi- 
nistrentur  . ." ;  das  gleichlautende  Schreiben  an  die 
Engländer  bei  "Wilkins  conc.  1,  558.  Nicht 
korrekt  hierüber  v.  Raum  er  a.  a.  0.  »S.  69. 

^  Freilich  vergeblich ,  sowohl  auf  dorn  Konzil 
zu  Bourges  1225,  Math.  Paris,  bist.  min.  ad  a. 
1226,  ed.  Madden  2,  2b2,  He  feie  Koncilien- 
gesch.5,  883,  wie  auch  auf  dem  zu  Westminster 
1226,  Matth.  Par.  1.  c.  2,  278.  284.  Die  franzö- 
sischen Bisehöfe  motivirten  die  Ablehnung  nach 
Matth.  Par.  1.  c.  mit  folgenden  Gründen :  „Erit 
enim  in  qualibet  dioecesi  vel  ad  minus  in  pro- 
vincia,  nuntius  unus  continuus,  procurator  Roma- 
nus qui  non  vlvet  de  proprio,  sed  graves  exactio- 
nes  et  procurationes  exiget  ab  ecclesiis  maioribus 
et  forte  miiioribus  .  .  .  nomenque  procuratoris  lia- 
bens,  officio  legati  fungetur.  Item  dixerunt,  im- 
minere  turbationes  capitulorum ;  forte  cnim  de- 
mandaret  d.  papa,  cum  vellet,  procuratori  suo  vel 
alii,  ut  vice  sua  interesset,  electionibus,  qui  eos 
turbaret ;  et  sie  lapso  tempore ,  devolvi  posset 
electio  ad  curiam  Romanam,  quae  in  omnibus  vel 
pluribus  ecclesiis  Romanos  poneret ,  vel  tales  qui 
eis  plurimum  essent  devoti ;  et  sie  nullae  forent 
partes  indigenarum  praelatorum  vel  principum, 
cum  multi  sint  viri  ecclesiastici  qui  potius  curiae 
Romanae  quam  regi  vel  regno  providerent.  Item 
addiderunt,  quod,  si  proportionaliter  fleret  bono- 
rum distributio ,  omnes  in  curia  flerent  divites, 
quum  multo  plus  essent  recepturi  quam  rex  pro- 
prius  .  .  .  Cum  igitur  vermis  divitum  sit  superbia, 
maiores  vix  causas  audirent,  sed  eas  in  immensum 
differrent  et  minores  scriberent  inviti ;  cuius  rei 
experimentum  in  evidenti  est,  quia  et  modo  ne- 
gotia  pertrahunt ,  etiam  post  percepta  obsequia. 
Et  sie  periclitaretur  iustitia  et  morerentur  que- 
ruli  in  portis  Romanorum  tunc  plenissime  domi- 
nantium." 

,  2  Wilkins  1.  c.  1,  584.  S.  ausserdem  die 
Mandate  für  England  bei  Potthast  n.  5504  ^  u. 
5528^,  für  Frankreich  1.  c.  n.  5329  a  (dazu  541 3  f), 
5355  e,  5413  e,  5446  <•,  5459  d,  5464  ^  5504 », 
5912,  6610;  für  Deutschland  5507  f,  5570  b, 
6096,  7718  (c.  13  X.  de  ren.  I.  9,  noch  von  Inno- 
cenz  111   ertheilt);    für  Italien  5396»,    5469  ^S 


5536  c,  6565,  7421,  7436  a,  7525,  7673,  für 
Schweden  7460. 

3  Obwohl  der  Papst  1230  eine  gleiche  Zu- 
sicherung, wie  Honorius  III  ertheilt  hatte,  Wil- 
kins 1,  629,  entstand  doch  nach  Matth.  Par. 
chron.  maior  a.  1231,  ed.  Luard  3,208  eine 
Verschwörung  gegen  die  römischen  Legaten,  weil 
sie  „beneflcia  regni  suis  secundum  quod  eis  placet, 
conferendo"  willkührlich  schalteten  und  den  Wi- 
derstand der  ordentlichen  KoUatoren  „suspensionis 
sententias  fulminando  zu  brechen  suchten''.  1240 
soll  Gregor  IX  nach  derselben  Quelle,  ed.  cit.  4, 
31.  84  dreien  englischen  Bisehöfen  den  Auftrag 
gegeben  haben ,  die  ersten  300  vakanten  Bene- 
fizien an  römische  Geistliche  zu  verleihen.  Ein- 
griffe in  das  Laienpatronat  musste  er  selbst  wie- 
der zurücknehmen,  s.  o.  S.  95.  n.  2.  Ueber  die 
Reservation  einer  Präbende  in  Sherborn  s.  Pott- 
hast  n.  8001.  8194. 

*  Dies  ergiebt  sich  daraus ,  dass  dem  Bischof 
von  Glasgow  zweimal,  1229  u.  1230  dieselbe  Zu- 
sicherung, wie  den  englischen  Bischöfen,  gegeben 
worden  ist,  Potthast  n.  8369.  8562.  Mandate 
nach  Ungarn  1.  c.  n,  8487,  Deutschland  n.  9160 
und  Frankreich  n.  9533  (c.  38  X.  de  rescr.  I  3), 
geographisch  unbestimmbar  n.  9534  (c.  39.  X. 
eod.). 

5  c.  4  (Inn.  III)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8; 
c.  30  (Honor.  III)  c.  37.  38.  40  (Gregor.  IX)  X. 
de  rescr.  I.  3,  von  denen  einzelne  bestimmte,  da- 
rauf bezügliche  Fragen  entscheiden. 

Charakteristisch  ist  es ,  dass  in  der  erstercn 
Stelle  und  in  c.  6  (Alex.  III)  X.  de  praeb.  III.  5 
der  früher  in  der  Zusammenstellung  mit  manda- 
tum  übliche  Ausdruck :  preces  getilgt  ist,  sowie 
dass  für  die  Massnahmen  zur  Durchführung  der 
Provisionsmandate  in  c.  37.  39  X.  cit.  eine  feste 
Terminologie :  Utterae  monitoriae  für  das  die 
Ausführung  des  Provisionsmandats  in  Erinnerung 
bringende  Schreiben,  l.praeceptoriae  für  den  Be- 
fehl, demselben  bei  Vermeidung  der  Exekution 
nachzukommen,  und  l.  executoriales,  (vgl.  auch 
Glosse  zu  c.  37  cit.  im  casus  u.  s.  v.  monitoriis)  für 
den  die  letztere  anordnenden  Erlass  hervortritt, 
wenngleich  der  Sache  nach  diese  Gradation  schon 
unter  Iiinocenz  III  vorkommt,   s.   z.  B.   ep.  VI. 
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l.   Die  Hierarchie  uiul  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  144. 


nn^'eordiiet  war  .  ilirc  feste  Gruiidlagc  erhielt ,  und  dass  dadurch  jede  principielle  Be- 
käuipfung-  des  augemassteii  Rechtes  für  die  Zukunft  ausgeschlossen  wurde  > . 

Das  so  gewonnene,  sichere  Fundament  liat  es  Innocenz  IV.  (1243 — 1254)  er- 
niöi^^licht,  von  den  Provisionsniandaten  einen  niclit  anders  als  unerhört  zu  bezeichnenden 
Oebraucli  zu  machen ,  ohne  dass  die  Bereclitigung  dazu  an  und  für  sich  in  Zweifel  ge- 
zogen worden  ist.  Niclit  nur  ist  die  Zahl  der  von  ihm  und  seinen  Legaten  erlassenen 
Mandate  viel  grösser  als  die  der  von  seinen  Vorgängern  erthcilteu  2,  sondern  dieselben 
Nsnrdcn  sogar  vielfjich  zu  Gunsten  von  Unwürdigen  gewährt'',  und  bestehende  Patronat- 
rechle  dabei  nicht  beachtet  * ;  auch  hat  er  zuerst  das  Recht  zur  Verleihung  von  Bene- 
(izien  an  andere  Personen  überlassen''. 

Bischöfe ,  Kathedral-  und  KoUegiatstifter ,  Manns-  und  Frauenklöster ,  ja  selbst 
ganze  Mönchsorden  suchten  sich  durch  die  Nachsuchung  von  Freiheitsbriefen  gegen 
diesen  Missbrauch  des  päpstlichen  Provisionsrechtes  zu  schützen.  Derartige  Privilegien 
sind  theils  für  ganze  Länder^',  theils  für  einzelne  Kirchen,  Kapitel,  Klöster  und  Orden 


11,1.  c.  2,  19:  „preces  vobis  apostolicas  desti- 
nasse  ...  et  mandatuni  postniodum  incidcasse 
precibus  et  praeceptum,  sed  iiec  praeceptuni  nee 
preces  apud  vos  vahiisse  noscuiitur",  worauf  die 
Bestellung  von  Exekutoren  erfolgt;  s.  ferner  ep. 
IX.  152,  1.  c.  2,  979. 

1  Sofern  man  nicht,  was  damals  völlig  erfolglos 
gewesen  wäre,  die  Gesetzeskraft  der  Gregorischen 
Dekreten  Sammlung  überhaupt  hätte  in  Frage 
stellen  wollen. 

~  Nachweisbar  sind  Mandate  für  England,  s. 
Potthast  n.  13340.  14141.  15184,  wozu  die 
Klagen  der  englischen  Legaten  auf  dem  Konzil 
von  Lyon  1245  wegen  der  vielen,  auch  in  die 
Patrouate  der  englischen  Grossen  eingreifenden 
päpstlichen  Provisionen,  liinzutreten,  Matthaeus 
Paris,  hist.  maior.  a.  1245.  1246,  1.  c.  4,  443. 
527,  vgl.  auch  Anm.  4 ;  für  Schottland  Pott  hast 
n.  14881.  15292.  15298,  für  Irland  1.  c.  n.  11997. 
12841.  14007;  für  Frankreich  1.  c.  n.  13223. 
13986.  15112,  15124(c.linVItoIII.7).  15289; 
für  Italien  11354.  11403.  12362.  12521.  12598. 
12785.  13050  (15314.  17052).  13299.  13306. 
13345. 13757(Verleihung  durch  den  Papst  selbst). 
14477;  für  Deutschland  11991.  12895.  12918. 
12943a.  13146.  13788a.  14168(15169.15446). 
15094.  15370.  15530.  15398;  fürUngarn  14491. 
14846.  14871.  15152.  15344;  für  Böhmen 
11832;  für  Cypern  12S35,  über  Norwegen  s.  die 
folgende  Note.  Vgl.  auch  noch  Matth.  Par.  1.  c. 
a.  1243,  ed.  cit.  4,  418:  „Cum  vellet  d.  papa 
quibusdam  praebendis  Lngdunensis  ecclesiae  va- 
cantibus  quosdam  alienigenas  consanguineos  vel 
afflnes  suos  inconsulto  capitulo  intrudere,  cano- 
nici restiterunt  ei  in  facie  .  .  .  cum  iuramento 
obtestantes  ,  quod  si  tales  apud  Lugdunum  appa- 
rerent,  non  possent  eos  vel  archiepiscopus  vel 
canonici  protegere ,  quin  in  Rodanum  mergeren- 
tur.  Nee  ipsi  qui  beneficium  fuerunt  accepturi, 
ultra  usquam  comparucrunt."  Zur  Vervollstän- 
digung des  Bildes  sind  hiermit  die  Nachweisungen 
S.  121.  n.  1  über  die  ertheilten  Indulte  zusam- 
men zu  halten. 

"^  1250  wird  der  Bischof  von  Bergen  von  ihm 
angewiesen  (P.  n.  14119,  Lange,  diplom.  Nor- 
vegic.  III.   1,2),    die   Kleriker,   welche  „minus 


ydonei  super  recepcione  ac  provisione  sua  in 
Nidrosiensi  eccdcsia  (Drontheim)  litteras  aposto- 
licas ad  importunam  aliquorum  instanciam  im- 
petrantes  ins  quod  super  hoc  eis  competit,  pro- 
.sequi  per  easdem  litteras  non  contenti  in  eadem 
ecclesia  se  intrudi  nitantur  per  saecularem  poten- 
tiam",  ihres  Rechtes  aus  den  Provisionsmandaten 
für  verlustig  zu  erklären.  Wie  leichtfertig  bei 
der  Ertheilung  derselben  vorgegangen  worden  ist, 
und  wie  man  sich  dabei  öfters  vergriffen  hat, 
zeigt  die  Anweisung  an  den  Bischof  von  Trier 
1248,  P.  n.  12943a,  Beyer,  mittelrh.  Urkbch. 

3,  710,  denjenigen,  welche  der  römischen  Kirche 
ungehorsam  seien ,  die  bewilligten  Provisionen 
wieder  zu  entziehen. 

4  S.  Matth.  Par.  a  1245.  1246  (Anm.  2).  1245 
vor  Abhaltung  des  Londoner  Konzils  hat  Innocenz 
IV.  (P.  n.  11627)  zwar  Heinrich  III.  von  England 
„attendens  quod  de  beneftciis  illis,  in  quibus  laici 
ins  obtinent  patronatus,  nunquam  adhuc  manda- 
vinius  alicui  provideri",  gebeten,  dem  päpstlichen 
Nuntius  im  Uebrigen  bei  den  Provisionen  freie 
Hand  zu  lassen;  dass  es  indessen  dabei  nicht  geblie- 
ben ist,  zeigen  die  Klagen  der  englischen  Legaten 
auf  dem  Lyoner  Konzil,  das  nach  demselben  er- 
lassene Indult  Innocenz'  IV.  an  die  englischen 
Patrone  von  1245(P.  n.  11773),  Matth.  Par.  I.e. 

4,  520,  wonach  diese  ohne  jedes  Hinderniss  im 
Falle  der  Vakanz  auf  ihre  Patronatsbenefizien  zu 
präsentiren  berechtigt  sein  sollen,  und  zwei  wei- 
tere für  den  Konvent  in  Canterbury  von  1253. 
1254,  bei  P.  n.  15576.  15577.  Gleiche  Indulte 
für  deutsche  und  französische  Klöster  und  die 
Cluniacenser  aus  d.  J.  1250  u.  1253  bei  P.  n. 
14055.  14909a.  14884.  15149. 

•*>  S.  Privileg  für  den  Missionserzbischof  von 
Preussen,  5  Beneflzien  in  der  Provinz  Armagh, 
an  den  Erzbischof  von  Trier,  drei  Klerikern  Perso- 
nate oder  andere  Beneflzien  ,  an  den  Propst  von 
Wisserhad,  Neffen  des  Königs  von  Böhmen,  die 
beiden  zuerst  freiwerdenden  Präbenden  seiner 
Kirche,  an  den  Bischof  von  Padua,  drei  erledigte 
oder  vakant  werdende  Klöster  seiner  Diöcese  zu 
verleihen,  P.  n.  11997.  12943a.  11832.  14477. 

6  So  für  die  englischen  Bischöfe  nach  dem 
Konzil  von  Lyon  1245,  P.  n.   11774  u.  Matth, 
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in  überraschend  grosser  Zald  von  Innocenz  IV.  ertheilt  worden  ^ ,  aber  selbst  in  den 
Fällen,  wo  ihnen  die  vielfach  vorkommende  Klausel 2,  dass  die  Befreiung  durch  eine 
dem  Indult  speziell  dcrogirende  Erklärung  beseitigt  werden  könne ,  nicht  beigefügt 
war  '\  kehrten  sich  doch  weder  der  Papst  noch  seine  Legaten,  wenn  es  ihnen  vortheil- 
liaft  schien,  an  die  gegebenen  Zusicherungen  4,  ja  der  erstere  suchte  auch  die  weltlichen 
Fürsten ,  welche  freilich  dergleichen  Provisionen  ihrerseits  ebenfalls  für  ihre  Günst- 


13294. 
12114, 
12089. 
12967. 


14055. 
11990. 
14072 
14011. 


(11742. 
12031. 
11970. 
12790. 
18131; 
12145 
1379S. 
14146. 


11629  (13316). 

12689.   14269. 

12089a 

14884. 

13153. 

13995 


Par.  1.  c.  1.  c.  4,  520:  „ut  beneficia  ecclesiastica 
ad  coUationem  vcstvam  spectantia  cum  ea  vacare 
coiitigeiit ,  peisoTiis  idoiieis  conferre  quac  velint 
et  possiiit  in  eis  utiliter  deservire,  absque  cuius- 
libet  coiitradictlonis  obstaeulo  libere  prout  ad  \os 
pertiiiet,  auctoritate  praedicta  indulgenius." 

1  Für  solche  in  England  P.  n.  13885.  14724. 
15576.    15577;    in  Schottland    11713 

14044.  14164).  11743.  (12953). 

in    Frankreich    11667   (12638). 

12182  (14631).   12240.   12556. 

13784  (14282.  14588). 
in  Italien  11380.  11867. 
(12865).  12415.  12970.  13376. 
13835.  14495.  13931.  13999. 
13002a ;  in  Deutschland  P.  n. 
11680.  14285.  12594.  12747. 
12995.  13393.  11846.  11872  (12610). 
(14091a).  12934a.  12115.  139S3.  14742. 
11740.  12649.  12998.  14462.  13038. 
13866a.  13182.  13242.  14142a.  13258. 
(14658).  14022  (14027a).  14827(14836).  15030 
(15037).  15521.  11766a  (13189i>).  11953^. 
12101^  12547a  (13244a).  14909a.  13884a.  13745. 
11959.  13333,  sowie  4  bei  Potthast  nicht  be- 
rücksichtigte Indulte  für  die  Kathedralkirche  zu 
Strassburg  v.  1250.  1251  u.  1254,  bei  Koch 
sanol  io  pragmatica  Germanornm  illustrata  p.279ü"., 
ferner  eins  für  eine  Kollegiatkirche  in  Regens- 
burg v.  1250,  Mayer,  thesaur.  nov.  ius.  eccles. 
4,  144,  in  Ungarn  P.  n.  14497.  14885,  in  Böh- 
men 12629,  in  Norwegen  14862,  ferner  für  die 
Cluniacenser  11900  (12139.  14313.  14386. 
15149),  die  Camaldulenser  Konvente  14436 
(14489)  und  die  Antoniter  12013a.  Schlagender 
als  durch  diese  Zahl  der  Indulte  —  es  sind  in 
runder  Summe  gerade  100 —  kann  der  Beweis, 
wie  umfassend  das  Bedürfniss  nach  Schutz  gegen 
die  mit  den  l'rovislonsmanrlaten  getriebenen 
Missbräuche  und  wie  arg  diese  gewesen  sein 
müssen,  nicht  geführt  werden.  Die  gegen  Inno- 
cenz IV.  aus  Frankreich  erhobene  Beschuldigung 
(s.  S.  118.  n.  4)  erhält  dadurch  eine  glänzende 
Rechtfertigung.  Charakteristisch  ist  es  übrigens 
auch,  dass  selbst  die  Kapitel  der  grossen  Patriar- 
chalkirchen  in  Rom,  so  das  von  S.  Peter  (P.  n. 
14072),  ferner  das  Kloster  des  h.  Gregorius  da- 
selbst (1.  c.  n.  13376)  solche  Indulte  nöthig 
hatten. 

2  Sie  lautete  gewölmlich :  „absque  sedis  aposto- 
licae  speciali  mandato  faciente  plenum  et  expres- 
sum  de  indulgentia  huinsmodi  mentionem",  P.  n. 
13182,  Meichelbeck,  bist.  Frising.  IL  1,  32 
u.  Koch  1.  c.  p.  280.  281,  mitunter  wird  auch 
noch  die  Erwähnung  des  „numerus  receptorum  et 
provisionum"    verlangt  P.  n.    12995,    Probst, 


turnariusecclesiarumGermaniae.  Bamb.  etWürzb. 
1777.  p.  380. 

3  Die  Beifügung  einer  solchen  Klausel  machte 
das  Indult  an  sich  ziemlich  werthlos.  Eine  Auf- 
hebung jedes  Indultes  zu  Gunsten  eines  Klerikers 
König  Wilhelms  von  Holland  bei  P.  n.  15446. 

^  Dies  ergiebt  sich  vor  Allem  daraus,  dass  sich 
ein  und  dieselbe  Kirche  wiederholt  und  zwar 
innerhalb  kurzer  Zeiträume  ein  derartiges  Indult 
ertheilcn  Hess,  so  hat  das  Kapitel  zu  Glasgow  ein 
solches  1245  (P.  n.  11713.  11742),  1250(1.  c.  n. 
14044)  u.  1251  (1.  c.  n.  14164)  erhalten,  1249 
dagegen  ein  beschränktes  dahin,  dass  es  nicht 
mehr  als  4  Italienern  Präbenden  zu  ertheilen 
verpflichtet  sein  sollte  (1.  c.  n.  13294);  ferner 
gehören  hierher  ein  Kloster  in  Venedig  mit  In- 
dulten V.  1246  u.  1248  (1.  c.  n.  12145.  12865), 
ein  Kollcgiatstift  in  Limoges  mit  solclicn  v.  1245 
u.  1246,  die  Kathedralstifte  zu  Tours  mit  solchen 
v.  1246  u.  1252(1.  c.  n.  12182.  14631),  zu 
Montpellier  mit  drei  Indulten  v.  1249.  1251  und 
1252  (1.  c.  n.  13784.  '14282.  14588),  zu  S.  An- 
drews mit  zweien  voji  1245  u.  1248(1.  c.  n.  11743. 
12953),  der  Augustiner-Konvent  zu  Canterbury 
mit  zweien  von  1252  u.  1253  o.  1254  (1.  c.  n. 
14724.  15576),  das  Kathedralstift  zu  Strassburg 
mit  dreien  v.  1250.  1251  u.  1252  (s.  o.  Anm.l) 
und  der  Cluniacenserorden  mit  vier  v.  1245. 
1246.  1251  u.  1253  (1.  c.  n.  11900.  12139. 
14313.  14385.  15149).  Das  Kathedralstift  zu 
Konstanz  hatte  1246  ein  derartiges  Indult  erhal- 
ten (1.  c.  n.  12089a),  sah  sich  aber  1248  genöthigt 
—  offenbar  ,  weil  die  päpstlichen  Delegaten  sich 
nicht  daran  kehrten  ,  —  ein  neues  dafür  auszu- 
wirken, dass  die  letzteren  nicht  befugt  sein  soll- 
ten, wegen  der  Zurückweisung  päpstlicher  Pre- 
cisten  gegen  dasselbe  kirchliche  Censuren  zu 
verhängen  (I.e.  n.  13032''),  und  ferner  1250  eine 
Anweisung  des  Papstes  für  den  Bischof,  das  ge- 
waltsame Eindrängen  der  Precisten  zu  verhindern 
(1.  c.  n.  14091a). 

Für  England  insbesondere  kommt  noch  das 
Schreiben  (P.  n.  14983;  Wilkins  couc.  1,  700) 
in  Betracht,  welches  Innocenz  IV.  auf  die  er- 
neuerte Klage  der  englisclien  Prälaten,  dass  sie 
jährlich  mit  Provisionsmandaten  auf  Benefizien 
von  zusammen  über  5000  Mark  Einkui'iften  zu 
Gunslen  fremder  Geistlichen  überschüttet  worden 
seien,  erlassen  hat.  Der  Papst  verspricht  in 
demselben  die  Beschwerden  in  Erwägung  zu  zie- 
hen und  macht  den  Vorschlag,  dass  den  letzteren 
Benefizien  mit  einem  Gesammteinkommen  von 
8000  Mark  belassen  ,  die  übrigen  aber  zum  Resi- 
denzhalten und  zur  Nachsuchung  der  erforder- 
lichen Weiheu  bei  Vermeidung  der  Besetzung  der 
Benefizien  durch  die  eigentlichen  Kollatoren  ge- 
zwungen werden  sollten. 


122 


1.  Die  llioriui'liio  iiiul  die  Leitiiug  der  Kirche  durch  dieselbe. 


l§.  144. 


liu^ü  gefordert  haben  ',  in  sein  Interesse  zu  ziehen 2.  Selbst  die  gegen  das  Ende  seiner 
Regierungszeit  erlassene  Konstitution  von  125:^,  welche  offenbar  durch  die  vielen 
Klagen  über  die  Beeinträchtigung  der  Rechte  der  ordentlichen  Kollatoren  und  Patrone 
veranlasst  worden  ist,  stellte  nicht  einmal  eine  Beschränkung  in  der  Ausübung  der 
pä})stlichen  Provisionen  in  Aussicht,  sondern  gewährte  nur  den  Besetzungs-  und  Prä- 
sentationsberechtigten die  Befugniss,  die  Innehaltung  der  Residenz  seitens  der  päpst- 
lichen Piovidirten  zu  verlangen  und  ihnen  im  Fall  der  Weigerung  die  übertragenen 
Benefizien  und  Präbenden  behufs  eigener  Vergebung  zu  entziehen  ^. 

Erst  sein  Nachfolger  AI  exander  IV.  (1254 — 12GI)  verstand  sich  dazu,  I255die 
Zusicherung  zu  ertheilen,  dass  kein  Kapitel  mit  mehr  als  vier  päpstlichen  Provisionen  be- 
schwert werden  sollte '*,  indessen  ist  auch  diese  Anordnung  von  ihm,  wenngleich  er  bei  der 
Ertheilung  der  Mandate  mehr  Mass  wie  sein  Vorgänger  hielt,  keineswegs  streng  beobachtet 
worden  ^,  und  ebensowenig  wie  frülier  erwiesen  sich  die  von  ihm  ertheilten  Indulte  als  ein 
ausreichender  Schutz  gegen  die  Beschwerung  der  ordentlichen  Kollatoren^.  Diese  letz- 
teren suchten  sich  nunmehr,  nachdem  sie  hinreichende  Erfahrungen  darüber  gemacht 
hatten,   dass  die  Kurie  sich  durch  derartige  Privilegien  nicht  gebunden  erachtete'. 


»  Vgl.  Potthast  n.  18340,  ferner  die  Indulte 
zu  Gunsten  von  küniglidien  Klerikern  1.  c.  n. 
14168(10169.  15446)  u.  14881. 

^  Matthaeus  Par.  chron.   mal.  a.  1247  (ed.  cit. 

4,  598):  „Eisdem  diebus  dominus  rex,  nesclens 
se  versutlis  Komanorum  subdole  verborum  in- 
volucris  muscipulatum,  per  quosdam  aulicos  suos 
ipsi  regi  placere  cupientes  privilegiuui  quoddam 
slbi  in  curia  Romana  gratanter  suscepit  impetra- 
tum,  cuiustenor  talis  esse  dinoscitur:  Quamquam 
papa  pro  suae  voluntatis  arbitrio ,  ad  intolerabile 
regni  Angliae  gravamen,  passim  et  indifferenter 
provisiones  fecerit  in  Anglia  de  beneflr-ils  eccle- 
siasticis  ad  opus  Ytalicorum,  nunc  gratia  dei  ita 
scdata  est  tempestas,  quod  quando  papa  pro- 
videt  alicui  vel  aliquibus  ex  nepotibus  suis  vel 
cardinalium,  ipso  vel  ipsi  cardinales  rogabunt  d. 
regem  cum  instantia  magna,  quod  placeat  domino 
regi,  ut  provideatur  sie.  Quo  umbratili  privilegio 
ac  deceptorio  amici  d.  regis  fortunales,  cor  eius 
demulcentcs ,  Ipsum  strictius  lllaquearunt.  .  .  . 
Nihil  igitur  aliud  lllud  arbitror,  nisi  hamum  ines- 
catum."  Aus  demselben  Beweggrund  ist  wohl 
auch  die  Anordnung  Innocenz'  IV.  zu  Gunsten 
des  von  ihm  unterstützten  Gegenkönigs ,  Wil- 
helm von  Holland ,  hervorgegangen ,  dass  die 
kaiserlichen  Precisten  den  Vorrang  vor  den  päpst- 
lichen   haben    sollten   (P.    n.    13115;     Th.    II. 

5.  643.  n.  2). 

3  Die  Konstitution  ist  gerichtet  an  die  Erzbi- 
schöfe, Bischöfe,  Aebte,  Prioren,  die  sonstigen  Prä- 
laten, Kapitel,  Konvente  und  Patrone  und  ord- 
net an,  dass  „singuli  vestrum  canonias  et  prae- 
-endas  ac  beneflcia  seu  personatus  et  dignitates 
cum  cura  aut  sine  cura,  redditus  ac  etiam  ponsio- 
nes  ad  coUationem  sive  electionem  seu  praesen- 
tationem  vestram  spectantia  quae  obtinentur  a 
quibubcunque  oriundis  extra  regna  in  quibus  ha- 
bentiir  canonicatus  et  pracbendae  ac  alia  supra- 
dicta,  sive  apud  sedem  apostolicam  maneant,  sive 
alibi  commorentur,  ex  tunc  personis  idoneis  .  .  . 
conferre  .  .  valeatis%  P.  n.  15162.  15163,  bull. 
Taurin.  3,217,  (hier  fälschlich  Innocenz  III  bei- 
gelegt), ferner  bei  Bulaeus    bist.   Universität. 


Paris.  3,  263  (von  Po  tth  ast  n.  11953  nicht  rich- 
tig als  eine  besondere,  dem  J.  1245  angehörige 
Konstitution  aufgeführt).  In  der  Konstitution  ist 
der  früher  von  Innocenz  IV  den  Engländern  ge- 
machte Vorschlag,  s.  S.  121.  n.  4  a.  E.,  zumTbeil 
verwirklicht. 

4  P.  n.  15776,  Bull.  Taur.  3,  598  (in  dem- 
selben Jahre  ist  dazu  eine  bisher  nicht  gedruckte 
Deklaratoria  ergangen,  Posse,  analecta  Vaticana 
p.  4.  n.  43). 

5  So  war  z.  B.  das  Kapitel  zu  Bremen  1258 
genöthigt,  die  Intervention  des  Papstes  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Zusicherung  anzurufen,  P.  n. 
17215,  Lünig  spieil.  eccles.  cont.  3,  954. 

6  Es  sind  zwar  wenige  Provisionsmandate  Ale- 
xanders IV  nachweisbar,  s.  P.  n.  16750.  16946, 
17060.  17323.  17641,  aber  die  Zahl  der  von  ihm 
ertheilten  Indulte,  welche  auch  von  ihm  wieder- 
holt zu  Gunsten  eines  schon  von  ihm  selbst  oder 
von  Innocenz  IV  mit  einem  solchen  versehenen 
kirchlichen  Institutes  gewährt  worden  sind,  s.  P. 
n.  15681  (15686).  15842.  15911a.  15931.  15988. 
16097.  16370  (16832).  16592.  17247.  18043. 
16844.  16146.  17694.  17114.  16234.  17048. 
17927.  15759.  15911  (17720).  16771  (16969). 
16973,  bestätigt  das  im  Text  Bemerkte. 

"^  Aus  dieser  Erfahrung  der  lokalen  kirchlichen 
Oberen  erklärt  es  sich  offenbar,  dass  seit  dem 
Ende  der  Regierungszeit  Alexanders  IV  Indulte 
des  erwähnten  Inhaltes  nur  sehr  vereinzelt  vor- 
kommen, ich  habe  nur  je  eins  von  Urban  IV 
P  0 1 1  h  a  s  t  n.  18219,  von  Gregor  X  (1271—1276) 
P.  n.  20651,  Honorius  IV  (1285— 1287) P.  n. 
22394;  Bonifacius  VIIIP.  n.  24989  und  von 
Benedikt  XI  (1303—1304)  P.  n.  25305  er- 
mitteln können.  Das  bei  Lud  ewig  reliqu.  ma- 
nuscr.  9,  499  mitgetheilte  gehört  dagegen  wohl 
Innocenz  IV  an  und  ist  identisch  mit  Potthast 
n.  11740,  Riedel,  cod.  dipl.  Brandenb.  I.  8, 
157.  Dass  die  in  Rede  stehende  Erscheinung 
nicht  auf  eine  entschiedene  Aenderung  der  Pra- 
xis der  Kurie  zurückgeführt  werden  kann,  er- 
geben die  folgenden  Anmerkungen. 
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in  der  Weise  zu  helfen,  dass  sie  die  erledigten  kirchlichen  Aemter,  um  den  päpst- 
lichen Provisionen  die  Wirksamkeit  zu  entziehen,  möglichst  schnell,  ehe  die  päpst- 
lichen Mandate  in  ihre  Länder  gelangen  konnten ,  wieder  besetzten ,  weil  ein  solches 
vorher  anerkanntermassen  keine  Rechtswirkung  zu  äussern ,  und  die  Befugniss  des 
ordentlichen  Verleihungsbcrechtigten  auszuschliessen  vermochtet 

Allerdings  hatten  schon  Cölestin  III.  und  Innocenz  III.  ^^  um  eine  derartige  Ver- 
eitelung der  päpstlichen  Provisionen  zu  verhindern ,  in  einzelnen  Fällen  Benefizien, 
welche  bei  der  Kurie  vakant  geworden  waren  oder  von  deren  Erledigung  man  dort 
Kunde  erhalten  hatte  ^,  selbst  verliehen ,  und  in  Folge  des  gedachten  Verfahrens  der 
Prälaten  machte  Urb  an  IV.  (1261 — 1264)  seinerseits  einen  umfassenden  Gebrauch 
von  diesem  Mittel  ^,  indessen  erfanden  dieselben  auch  hiergegen  wieder  einen  neuen 
Ausweg,  nämlich  den^  dass  sie  die  zur  Besorgung  ihrer  Geschäfte  in  Rom  anwesenden 
Prokuratoren  ermächtigten,  dort  diejenigen  Benefizien,  deren  Erledigung  zu  ihrer 
Kenntniss  gelangt  war,  zu  vergeben  und  so  dem  Papste  zuvorzukommen  ^. 

Derartige  Massnahmen  der  Verleihungsberechtigten  waren  auf  dem  bisherigen 
Wege  nicht  auszuschliessen.  Ebensowenig  hatte  sich  das  seit  Lucius  III.  angewendete 
Mittel,  die  unter  Verletzung  eines  päpstlichen  Mandates  erfolgte  anderweitige  Besetzung 
des  davon  betroffenen Benefiziums  für  nichtig  zu  erklären^,  als  ausreichend  gezeigt,  weil 
es  in  vielen  Fällen  erst  langwieriger  Verhandlungen  über  die  von  den  Kollatoren  vor- 
geschützten Einwendungen  und  ferner  auch  besonderer  Exekutionsmassregeln  bedurfte, 
um  den  päpstlichen  Precisten  die  ihnen  zugedachten  Benefizien  und  Pfründen  zu  ver- 
schaffen^. 

IL  Die  erste  Reservation  und  ihre  weitere  Ausbildung.  Durch 
die  gedachten  Verhältnisse  veranlasst,  suchte  Clemens  IV.  mittelst  einer  Konstitution 
von  1265^  das  von  ihm  noch  stärker  als  von  seinen  Vorfahren  betonte  Verfügungs- 
recht des  päpstlichen  Stuhles  über  alle  kirchlichen  Benefizien  dadurch  zu  vollerer  Wirk- 
samkeit zu  bringen ,  dass  er  unter  Berufung  auf  die  althergebrachte  Gewohnheit  die 
Verleihung  aller  Kirchen,  Dignitäten,  Personate  und  Benefizien,  welche  bei  dem  römi- 
schen Stuhle  oder  der  römischen  Kurie  '^  erledigt  werden  würden ,  den  bisher  Berech- 
tigten überhaupt  entzog  und  deren  Vergebung  dem  Papste  ausschliesslich  vorbehielt  ^^. 

1  Dies  ist  ausdrücklich  in  dem  Schreiben  Gre-  ^  Glosse  zu  c.  3  (conc.  Lugdun.  v.  1274}  in 
gors  IX  V.  1228,  Wilkins  conc.  1,  563  aner-  VI^o  de  praeb.  III.  4.  s.  v.  per  ipsos :  „Habebaut 
kannt,  vgl.  ferner  c.  1  (Inn.IV.)ln  VI*«  de  conc.  enini  episcopi  ante  coustitutionem  Clementis,  s. 
praeb.  III.  7,  wonach  auch  bei  einem  Mandat  auf  Anm.8,  procuratores  in  curia,  qui  statim  cum  va- 
Verleihung  eines  Benefiziums,  welches  der  Precist  cabant  beneficia,  conferebant  lila  et  sie  praevenie- 
annehmen  werde,  der  Kollator  nicht  vor  der  Ac-  baut  papam." 

ceptation   des  ersteren  an    anderweitiger  Verge-  6  S.  o.  S.  116.  n.  8.  n.  S.  118.  n.  2. 

bung  gehindert  sein  soll.  7  g.  a.  a.  0. 

2  So  0.  S.  117.  n.  3  u.n. 4;  über  Innocenz  IV  8  c.  2  in  VIto  eod.  III.  4  (Potthast  v. 
S.  120.  n.  2.  19326). 

3  Durch  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes  ^  Beide  Ausdrücke  sind  damals  noch  alg  gleich- 
oder  durch  Beförderung  ihres  Inhabers,  s.  Pott-  bedeutend  gebraucht  worden.  S.  die  folgende 
hast  n.  18756.  18783.  Anm.    Vgl.  ferner  unten  das  über  die  Konstanzer 

*  Potthast  n.  18756.  18783.  18829.  18833.  Konkordate  Bemerkte. 

18856.  18885  (Ermächtigung  eines  Legaten,  Be-  ^0  c.  2  in  VIto  de  praeb.  III.  4:  „Licet  ecclesi- 

neflzien,  welche  durch  Tod  oder  Resignation  in  arum,  personatuum,  dignitatum  aliorumque  bene- 

seinelland  erledigt  werden,  selbst  zu  verleihen).  flciorum    ecclesiasticorum  plenaria  dispositio  ad 

Die  Mandate  auf  Provision  hören  daneben  unter  Romanum  noscatur  Pontificem  pertiuere  ita  quod 

ihm  aber  nicht  auf,   s.  1.  c.  n.   18144.   18532.  non  solum  ipsa,  quum  vacant,  potest  de  iure  con- 

18627.    18657.    18693.    18699.    18711.    18795.  ferro,  verum  etiam  ins  in  ipsis  tribuere  vacaturis  : 

18862.    18863.    18910.    18944.    18947.    18960.  collationem  tamen  ecclesiarum,  personatuum,  dig- 

18961.  18979.  18989.  19008.  nitatum  et  beneflciorum  apud  sedem  apostolicam 
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Diese  Konstitution,  in  welclicr  keineswegs  ein  Verzicht  auf  die  bisher  geübte  Art 
der  piipstliclien  Provisionen  enthalten  war  —  rowohl  Clemens  IV.  selbst  als  auch  seine 
Nachfolger  haben  ebenso,  wie  ilire  Vorgänger  Provisionsmandate  in  Betreff  anderer  Bene- 
fizien  '  ertlieilt,  und  niclit  minder  solche  verlielien^  —  bildet  in  der  Geschichte  des  päpst- 
lichen Kollntionsreclites  insofern  einen  Wendepunkt,  als  sie  zum  ersten  Male  die  all- 
g  e  m  eine  K  e  s  e  r  v  a  t  i  o  n  einer  ganzen  Klasse  von  Kirchenämtern  ausgesprochen  und 
in  derselben  ein  Mittel  zur  Anwendung  gebracht  liat ,  durch  welches  sich  das  päpst- 
liche Verleihungsrecht  unter  Beseitigung  der  Befugnisse  der  übrigen  Kollatorcn  immer 
weiter  ausdehnen  liess  ^. 

Noch  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  und  Anfangs  des  folgenden  hat  die  gedachte 
Reservation  durch  die  Nachfolger  Clemens' IV.,  welche  dieselbe  aufrechterhalten  haben  4, 
die  folgenden  näheren  Bestimmungen  und  Modifikationen  erfahren : 

a.  Zur  Verhütung  lang  andauernder  Vakanzen  liat  das  Konzil  von  Lyon  v.  1274 
dein  ordentlichen  Vcrleihungsbercchtigten  die  Ausübung  seines  Besetzungsrechtes  (neben 
dem  Papste)  für  den  Fall  gestattet,  dass  die  päpstliche  Kollation  nicht  innerhalb  eines 
Monates  nach  der  Vakanz  erfolgt  sei'^,  dabei  aber  eine  Stellvertretung  des  Kollators 
im  Falle  der  Abwesenheit  aus  seinem  Sprengel  nur  durch  den  in  derselben  weilenden, 
gehörig  ermächtigten  Generalvikar  zugelassen^. 


vacaiitiuni  spccialius  ceteris  antiqua  consuctudo 
Konianis  pontiftcibus  reservavit.  Nos  itaquc  lau- 
dabilcun  repntantes  huiusniodi  consuetndinem  et 
eam  anctoritatc  apostolica  a])piobantes  ac  niliilo- 
minns  volentes  ipsam  inviolabiliter  ob.scrvari, 
eadem  auctoritate  statuinins,  iit  ecclesias,  digni- 
tates,  personatns  et  benelicia  quae  apud  sedeiu 
ipsani  deinceps  vacare  oontigerit,  aliquis  praeter 
Komannm  pontilicen),  qnacunqiie  super  hoc  sit 
auctoritate  nmnitus  sive  iure  ordinariae  potcstatis 
ipsoruni  electio,  provisio  seu  collatio  ad  euin  per- 
tineat,  sive  literas  super  aliquortini  provisione 
generales  vel  etiara  speciales  sub  quacunque  forma 
verborum  rcieperit  (nisi  sie  sit  super  conferendis 
eisdem  in  curia  Romana  vacantibus  specialis  et 
expressa  ab  ipso  pontifice  summo  auctoritas 
attributa)  conferrc  alicui  seu  aliquibus  non  prae- 
sumat.  Nos  enim,  si  seciis  actum  seu  attentatuni 
fuerit,  decernimus  irritum  et  inane." 

•  Clemens  IV.:  Potth  ast  n.  19065  (auf  5 
Benefizienl.  19106.  19897.  20063.  20288;  Gre- 
gor. X.:  20914.  21053;  Nikolaus  III.:  1.  c. 
n.  21268.  n.  21443  (Ermächtigung  an  den  Lega- 
ten für  Ungarn,  an  100  Personen  Benefizien,  Prä- 
benden  ,  Personate,  Dignitäten ,  Kanonikate  an 
Katliedral-  und  anderen  Kirchen  zu  verleihen, 
Theiner  monum.  Ilungär.  1,  334 ff.);  Hono- 
rius  IV.  :  1.  c.  n.  22264.  22470;  NikolausIV.: 
n.23390,23809(14Provisionsmandate),vgl.Th.II. 
8.  653.  n.  4;  Ronifacius  VIII.:  Potthast  n. 
24388.  24800;  Benedikt  XI.:  1.  c.  n.  25372. 

2  Gregor  X.:  I.e.  n.2J050;  Johann  XXI.: 
l.c.n.  21189;  HonoriusIV. :  l.c.n.  22457; 
Nikolaus  IV.:  1.  c.  n.  22679.  22909;  Boni- 
farius  VIII.:  1.  c.  n.  25026.  Nikolaus  IV. 
hat  .sogar  1290  eine  Präbende  in  York  derPeters- 
kirche  in  Rom  und  eine  in  Linkoln  einem  römi- 
schen Hospital  übertragen,  P.  n.  23404,  coUectio 
bullar.  s.  basilic.  Vatican.  Romae  1747.  3.  app. 
p.57u.  Rymerfoederaed.  Lond.  1816.  1.2,740. 


3  Wenn  sich  Clemens  IV.  in  seiner  Konstitu- 
tion auf  eine  althergebrachte  Gewohnheit  bezieht, 
so  ist  daran  soviel  richtig,  dass  schon  seit  Cöle- 
stin  III.  in  verschiedenen  Fällen  Aemter,  welche 
bei  der  Kurie  vakant  geworden  waren,  vom  Papst 
vergeben  worden  sind.  s.  S.  117.  n.  3u.  4u.  S.  120. 
n.  2.  Ferner  hat  sich  auch  Innocenz  III.  mehr- 
fach ein  an  einer  bestimmten  Kirche  zuerst  vakant 
werdendes  oder  auch  bereits  erledigtes  Beneüzium 
zur  eigenen  Kollation  reservirt,  ep.  XI.  96.  136. 
254,  ed.  Migne  2,  111.  1450.  1558;  ep.  XIV. 
60.  XV.  37,  1.  c.  3,  513.  569,  und  dasselbe  ist 
gleichfalls  von  seinen  Nachfolgern  und  deren  Le- 
gaten geschehen,  s.  die  Klagen  'd.  Engländer  auf 
dem  Lyoner  Konzil  v.  1245,  Matth.  Paris,  ad  a. 
1245,  ed.  Luard  4,  443.  Indessen  hat  es  sich  in 
allen  diesen  Fällen  um  Spezial-,  nicht  um  Gene- 
ral-Reservationen gehandelt.  Aus  der  Uebertra- 
gung  des  Rechtes  zur  Besetzung  der  beneflcia  va- 
cantia  vel  etiam  vacatura  quae  ad  coUationem 
sedis  apostolicae  pertinent,  an  die  ordentlichen 
Kollatoren  in  der  Diöcese  Mainz  seitens  Innocenz' 
IV.  V.  1254,  Potthast  n.  15465,  Meermann, 
Geschiedenes  van  Graaf  Willem  van  Holland, 
Gravenhage  1783  ff.  5,  191,  lässt  sich  nicht  auf 
ein  früheres  Vorkommen  von  General-Reservatio- 
nen schliessen.  In  diesem  Falle  standen  vielmehr, 
wie  ähnliche  päpstliche  Ermächtigungen,  so  eine 
für  Trier  v.  Alexander  IV.  und  eine  v.  Nikolaus  IV. 
für  Mainz  v.  1289,  vgl.  P.  n.  18145  u.  23019,  s. 
ferner  n.  18767.  20019.  21113.  21527.  24204, 
zeigen,  solche  Benefizien,  deren  Besetzung  wegen 
Versäumniss  der  Kollationsfrist  an  den  päpst- 
lichen Stuhl  devolvirt  war  oder  devolviren  sollte, 
in  Frage. 

4  c.  1  (Bonif .  VIII.  V.  1295)  de  praeb.  in  Extr. 
comm.  III.  2;  c.  3  (Clem.  V;)  eod. 

5  c.  21  in  c.  3  in  VIto  eod.  III.  4. 

6  Dadurch  sollte  ausgeschlossen  werden,  dass 
die  Vergebung  seitens  der  bischöflichen  Prokura- 
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Bonifacius  VIII.  hat  sodann 

b.  diejenigen  Parocbialkirchen,  welche  während  einer  Erledigung  des  päpstlichen 
Stuhles  vakant  werden  oder  bei  einer  vorher  eingetretenen  Vakanz  durch  den  inzwischen 
verstorbenen  Papst  nicht  mehr  vergeben  sein  sollten^,  sowie 

c.  die  Benefizien  solcher  Geistlichen ,  welche  ihr  Domizil  an  dem  Aufenthaltsort 
der  Kurie  besitzen  2,  von  der  Reservation  ausgenommen,  sowie  ferner  angeordnet, 

d.  dass  der  Erledigung  in  curia  Romana,  dem  Sitze  der  Kurie  selbst,  diejenige 
gleichstehen  solle,  welche  sich  an  einem  innerhalb  einer  Entfernung  zweier  Tagereisen 
[non  ultra  duas  diaetas  legales]  vom  jeweiligen  Aufenthalte  der  Kurie  belegenen  Orte  er- 
eigne ,  dass  dagegen  die  Reservation  auf  die  Benefizien  der  Kurialen  unter  allen  Um- 
ständen Anwendung  zu  finden  habe ,  selbst  dann ,  wenn  die  letzteren  in  Folge  einer 
Erkrankung  auf  der  Reise  an  einem  Orte  sterben  sollten ,  von  welchem  die  Kurie  sich 
bereits  weiter  als  zwei  Tagereisen  entfernt  habe  ^. 

Endlich  hat  Clemens  V.  bestimmt 

e.  dass  die  Reservation  auch  diejenigen  ordentlichen  Kollatoren  binde,  welche 
von  dem  Eintritt  der  Voraussetzung  der  Reservation  keine  Kunde  besitzen"*. 

III.  Das  päpstliche  Provisionsreclit  hinsichtlich  der  Bisthümer. 
In  der  vorangehenden  Erörterung  ist  die  Frage,  ob  und  inwieweit  päpstlicherseits  auch 
das  Provisionsrecht  hinsichtlich  der  bischöflichen  Stühle  während  der  in  Rede 
stehenden  Zeit  beansprucht  und  ausgeübt  worden  ist,  absichtlich  noch  nicht  berührt 
worden,  weil  diese  einer  besonderen  Besprechung  bedarf. 

Der  Kampf,  welcher  zwischen  den  Fürsten  und  dem  Papstthum  seit  dem  1 1 .  Jahr- 
hundert in  fast  allen  Ländern  um  den  entscheidenden  Einfluss  bei  der  Besetzung  der 
bischöflichen  Stühle  geführt  worden  war,  hatte  im  wesentlichen  einen  für  die  fürstliche 
Macht  ungünstigen  Ausgang  genommen.  Wenngleich  man  auf  Seiten  der  Päpste  nicht 
daran  hatte  denken  können  ,  die  eigene  direkte  Besetzung  der  Bischofsstühle  an  Stelle 
des  früheren  landesherrlichen  Ernennungsrechtes  zu  setzen ,  vielmehr  nur  die  Wieder- 
herstellung der  Bischofswahlen  und  nicht  einmal  ohne  Ausschliessung  jedweder  Bethei- 
ligung der  Fürsten,  erreicht  worden  war^,  so  hatte  das  Papstthum  doch  ferner  seit 
Ende  des  12.  und  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  ein  Recht  auf  Verwerfung  kanonisch 
nicht  qualificirter  Kandidaten ,  auf  Genehmigung  von  Postulationen  ,  auf  Prüfung  und 
Entscheidung  streitiger  Wahlen  ,  auf  Konsensertheilung  zu  Translationen  und  auf  Be- 
setzung der  bischöflichen  Stühle  im  Wege  der  Devolution  zur  Anerkennung  zu  bringen 
vermocht''. 

Innocenz  III. ,  von  welchem  zuerst  die  Befugniss  zur  Ertheilung  von  Provisions- 
mandaten für  die  übrigen  Benefizien,  sowie  zur  Reservation  und  eigenen  Verleihung 
solcher  aus  der  obersten  Machtfülle  des  apostolischen  Stuhles,  hergeleitet  worden  isf^, 
hat  auf  dasselbe  Fundament  auch  sein  Recht  zur  eigenen  Ernennung  von  Bischöfen,  für 
die  Fälle,  dass  die  stattgehabten  Wahlen  seitens  der  Wahlberechtigten  nicht  den  kano- 
nischen Bestimmungen  gemäss  vorgenommen  waren  und  deshalb  eine  Entscheidung  des 

toren  in  Rom  sofort  nach  Ablauf  der  Frist  zur  6  Th.  II.  S.  558  ff.   580  ff.  588  ff.   595.  598  ff. 

Ausschliessung    des  päpstlichen   Rechtes  vorge-  ^  ^    ^   ^    g    5^^^  ,^39    ^qq   g^^     ^u  berück- 

nommen  werden   konnte,  s.  tilosse  s.  v.  per  ipsos  .,^.         •  ,.  x.-    x.  •        ij           v,       jt. 

o  •     ^T^tr,  TTT    /(                                   r       r  sichtigcii  ist  hierbei  auch,  dass  schon  das  Latera- 

zu  c.  ö  in  VIto  III.  4.  .*^  ,     ,,       .,        ^  j^n   ,•    xTr-i  1      1    •     «•  vx 

j        OK  .     YTto      A  nensische  Konzil  v.  11  <y  die  Wähler  bei  pflicht- 

2     '  Oh  ■     YTto       1  widrigem  Handeln  mit  Verlust  ihres  Wahlrechtes 

o     *  o«    ..  ■  bedroht  hatte,  a.  a.  0.  S.  667. 

^  c.  o4  cit.  ' 

*  c.  3  in  Extr.  comm.  eod.  III.  2.  7  g.  o.  S.  117. 
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I\il)slt's  erforderlicli  wurde,  j^egrüiidet^  Dio  Konsequenz  dieser  Anscliauung  miisste 
seihst verständlicli  zu  der  völligen  Vennchtung-  der  bestehenden  Wahlrechte  durch  eine 
unbescluilnkte  päpstliche  li(5sct.zung-  der  bischöfliclien  Stühle  führen.  Der  rücksichts- 
losen praktiscluMi  Verwerthung  derselben  standen  indessen  die  Interessen  der  bisher 
bei  den  Hischotswahlen  betheiligten  Fürsten  entgegen,  welche  sich  bei  der  Vergebung 
der  w  ichtigsten  kirchlichen  Aeniter  wegen  der  politisclien  Bedeutung  derselben  in  viel 
stärkerer  Weise,  nls  bei  der  Vergebung  der  Kapitelsstellen  und  anderer  niederen  Aemter 
geltend  machen  niussten.  Andererseits  brachten  es  aber  gerade  diese  Verhältnisse  mit 
sich,  dass  die  Wiederbesetzung  hervorragender  Bischofssitze  nicht  leicht,  ohne  dass  die 
Intervention  des  Papstes  nach  dem  bestehenden  Rechte  nothwendig  war  oder  von 
den  streitenden  Parteien  angerufen  wurde,  erfolgen  konnte.  Dadurch  war  dem  Papst- 
thum  eine  entscheidende  Betlieiligung  bei  der  Vergebung  der  Bisthümer  in  den  meisten 
Fällen  gesichert ,  und  da  dasselbe  fortwährend  mit  den  Bestrebungen  der  Fürsten  auf 
Beeinflussung  der  Wahlen  zu  rechnen  hatte 2,  gebot  es  die  Politik,  sich  zunächst  auf 
die  Ausübung  der  damals  erst  zur  Anerkennung  gelangten  Rechte  in  Betreff  der  Bi- 
scliofsw'ahlen  zu  beschränken ,  und  durch  die  Aufstellung  fester  Rechtsnormen  über 
dieselben  etwaige  fürstliche  Eingriffe  abzuweliren  ^,  anstatt  das  s.  g.  kanonische  Wahl- 
recht ,  dessen  Wiederherstellung  die  Rechtfertigung  für  den  Kampf  mit  dem  Kaiser- 
thum  und  den  übrigen  Fürsten  gebildet  hatte  * ,  selbst  wieder  zu  vernichten ,  und  da- 
durch schon  jetzt  die  günstige  Stellung ,  welche  das  Papstthum  errungen  hatte,  aufzu- 
geben. In  der  That  hat  auch  Innocenz  III.  seine  hervorragende  Einwirkung  auf  die 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  durch  die  erwähnten  Mittel  allein  ausgeübt^  und  von 
dem  Rechte  einer  direkten  Vergebung  der  Bisthümer  ohne  Rücksicht  auf  das  Wahlrecht 
nur  in  sehr  seltenen  Fällen  und  aus  besonderen  Veranlassungen  Gebrauch  gemacht^. 

Dasselbe  gilt  von  seinen  beiden  Nachfolgern,  Honorius  III.'  und  Gregor  IX.  ^, 
obwolil  diese  schon  für  andere  Benefizien  von  dem  päpstlichen  Verleihungsrecbte  einen 
ziemlich  ausgedehnten  Gebrauch  gemacht  haben ^.     Erst  unter  der  Regierung  Inno- 

»  ep.  VIII.  88  (v.  1205  wegen  des  Erzbisthnms  Th.  II.  S.  574.  n.  1.  3.  4,  S.  587.  594.  595. 

Gran),  M  igne  2,  661 :  „Strigoniensl  capitnlo  .  .  .  Vgl.    auch    die  Zusammenstelhing    bei  Hurter 

damus  in  inandatis,  ut  ad  providendum  sibi  pasto-  Innocenz  III.  3,  217  ff. 

rem  idoneuni  per  electionem  canonicam  vel  postu-  6  Hierher   gehört  die  Ernennung    eines   Erz- 

lationem  concordem  .  .  .  infra  mensem  .  .  .  pro-  bischofs  i.  J.   1199  für  das   verfallene  Bisthura 

cedere  non  postponant.   Alioquin  ex  tunc,  negregi  Acerenza  auf  Sizilien,  ep.   IL  146,   Mignel, 

dominico  diu  desif,  cura  pastoris,  ad  providendum  712^   „iclit  aber  die  für  Mailand  1213,    ep.  XVI, 

eidem    ecclesiae    pastorem   idoneum    procedamus  141^  i_  ^^  3^  93^^  welche  erst  nach  resultatlosen 

secundum    offlcii  nostri  debiturn   ex  plenitu-  Versuchen  einer  Wahl   auf  Bitten  der  Wahlbe- 

dine    apostolica    potestatis";     eine    An-  rechtigten  erfolgt  ist. 

drohung,  welche  demnächst  auch  verwirklicht  ist,  7  tt  1         •       •*•       t)      *  tj-    i,  <• 

.°V'    j  X   .    i    r  r       ^7TT,    Ann   ^        n  Ueber  einseitige  Besetzungen  von  Bischof.s- 

s.  c.  4.  X.  de  postul.  t.  5  fep.  VIII.  139,  1.  c.  2,  .,         j      1    1        lu       •     q-  •,•  i    rn,    it 

_.„^     ^  *^  1      V     1     1  ^  sitzen  durch  denselben  in  bizihen   vgl.    Ih.  il. 

il().    Ernennungen  oder  Androhung  von  Ernen-  c    rop     t^-      a         •  j       t?    i?-    v  *•     ^ 

jy-        ,  ^     T^..,i      1       ,     1        T>      ^      ,  ^.  iJ9b.    Die  Anweisung  an  den  Erzbischot  von 

nungen   tur  solche  Falle   durch  den   Papst   oder  rr  1    i  ^oop     ■      i  i   •  + 

.       I      V     tr  h    T)  1    1-  +  1       x    ft  ■  T     f\  ■  Toledo  v.   1226,  in  den  neugewonnenen  christ- 

TT    n-    /      4    nfk  rx'      ,  ^     4  4nnf  tV    rio'  Hclicn  Landestlieüeii    einen   oder   zwei  Bischöfe 
ep.  II.  9;),  1.  c.  1,  642  (Kambiay  1199),  IX.  23,  ^        i^  -i  i      i^        •  i  n  i^,, 

1        9    K9-i  n^         •  10nß">    VIT    nr    i        O  '-U)4  aus  dem  Dominikaner-  oder  Franziskaner -Orden 

riJh' •  '     1901^    TY     ■1'^fi    1        '9    109''    (C  'h>''^  einzusetzen,    8 b ar al ea  bullar.  Francisc.  1,24, 

li.'kAPA   \tt     Ar-n    ,*       o'^nnVm'    i  ^oi/U  "^' tt-  erklärt   sich  aus  dem  Missionszustande  des  be- 

12001,    MI.    149,      .  C.   3,   169  fToul  12101    XV.  .      n      ^         n    k-    *  ^t   ^  1.    rri      TT      C     Qr.i 

/.o    1         o    r-r  /r.  ,  ACiin^  ^T  f  ^  trelTenden  Gebietes.    Vgl.   auch  Th.  II.    b.  oOl. 

43,  1.  c.  3,  5<5  (Palermo  12I2J,  Verwerfung  der  ^ 

Wahl,  aber  Einsetzung  des  gewählten  „ex  coliata  ^  ^r  hat  1230  einen  Erzbischof  zu  Florenz  er- 

nobis  plenitudine  potestatis^'    VII.  203,   1.  c  2,  "annt,   Ughelli  Italia   sacr.   7,    108  u    Lami 

512  (Konstantinopel  1205).  ß^^^-  ^lorent.  monum.  Flor.  1758.  3,  1715.    Die 

2  Th    II    S    573    587    588   595    596  Ermächtigungen   zur  Ernennung    von  Bischofen 

3  A.  a.  0.  S.  601  ff.    '         '         '         '  ^ei  Potthast  reg.  n.  9415.  9481.  10415.  10585 

4  A.  a.  0    S    545  beziehen  sich  auf  Länder  im  Missionszustande. 
^  S.    die    Innocenz   IIT.    betreffenden    Citate  9  S.  0.  S.  118.  119. 
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ceiiz' IV.  (1243 — 1254),  welcher  in  der  eben  gedachten  Beziehung  die  noch  von 
seinen  Vorgängern  beobachtete  Rücksicht  liat  fallen  lassen  * ,  ist  auch  hinsichtlich  der 
Besetzung  der  Bisthümer  der  Wendepunkt  eingetreten .  Die  Zerrüttung  Deutschlands  und 
Italiens  durch  den  mit  den  Ilohenstaufen  geführten  Kampf  und  die  in  Folge  desselben 
hervorgerufenen  Parteiungen  eröffneten  ihm  die  Möglichkeit,  einseitig  ohne  Berücksich- 
tigung der  Wahlberechtigten  und  unter  Vernichtung  des  Rechtes  derselben  ergebene 
Anhänger,  römische  Geistliche,  Angestellte  der  päpstlichen  Kurie  und  der  Kardinäle, 
insbesondere  Franziskaner-  und  Dominikaner  -  Mönche  ,  auf  die  bischöflichen  Stühle 
zu  befördern  2,  ihnen  solche  durch  seine  Legaten  übertragen  zu  lassen  oder  auch 
zu  ihren  Gunsten  Provisionsmandate  auf  Ertheilung  von  Bisthümern  zu  gewähren  ^. 
Insbesondere  erliess  er  1249  für  Deutschland  ein  Verbot,  dass  kein  Bisthum  ohne  seine 
Genehmigung  besetzt  werden  sollte  ^.  Nicht  minder  sind  dergleichen  Eingriffe  in  das 
Wahlrecht  in  England,  hier  freilich  meistens  im  Einverständniss  mit  den  Herrschern^, 
wie  dies  in  einzelnen  Fällen  auch  in  Deutschland  geschehen  ist^',  vorgekommen'^. 


•  S.  0.  S.  120.  Die  Behauptung  von  Christ, 
Lupus  diss.  praev.  3.  c.  8.  opp.  ed.  Philippini 
Uavennatis  4,  151,  dass  schon  Gregor  IX.  zur 
Zeit  Friedrichs  II.  Bisthümer  zu  seiner  Besetzung 
reservirt  habe,  lässt  sich  nicht  feststellen,  s.  auch 
Phillips  5,  397.  Wahrscheinlich  liegt  eine 
Verwechslung  mit  der  S.  126.  n.  7  erwähnten 
Thatsache  vor. 

2  1244  besetzt  er  Piacenza  mit  einem  seiner 
Kapläne,  Campi  bist.  eccl.  di  Piacenza.  Piac. 
I(i51.  2,  181 ;  Bologna  mit  seinem  Vicekanzler, 
Savioli  annal.  Bologn.  III.  2,  204;  Recanati 
mit  einem  Kleriker  der  Peterskirche;  Ughelli 
1.  c.  1,  1219;  1247  Assisi  mit  einem  päpstlichen 
Kapellane  unter  Widerruf  einer  von  dem  päpst- 
lichen Legaten  erfolgten  Ernennung,  Sbaralea 
1,  502  u.  504;  1250Novara,  Ughelli  1.  c.  4, 
711,  Paris,  Varin  archives  administr.  de  Reims. 
Par.  1839.  I.  2,  716 ;  1252  Valve  mit  einem  Ci- 
sterciensermönch  1.  c.  1,  1375;  1253  Dront- 
heim  Lange  diplomat.  Norveg.  VI.  1,  24  und 
S.  Severina,  Ughelli  9,  483. 

3  1246  Mandat  an  den  Legaten  in  Deutschland, 
dem  Neffen  des  Ihm  ergebenen  Erzbischofs  v. 
Mainz,  einem  Franziskaner,  ein  Bisthum  zu  über- 
tragen ,  Sbaralea  1.  c.  1,  444;  1249  ein  Glei- 
ches für  ein  deutsches  Bisthum  an  den  Erzbischof 
V.  Mainz  zu  Gunsten  des  Propstes  in  Speier, 
H  öf  1er  Albert  v.Beham.  Stuttgart  1847.  S.  179, 
und  den  Erzbischof  v.  Cöln  für  einen  päpstlichen 
Kapellan,  Lünig  spicil.  eccl.  cont.  I.  p.  254, 
an  einen  Legaten  zur  Besetzung  von  Cremona, 
Ughelli  4,  007;  1235  an  den  Legaten  auf 
Bitten  Königs  Wilhelm  v.  Holland  für  den 
Propst  zu  Köln  in  Betreff  eines  deutschen  Bis- 
tliums,  1.  c.  1,  220,  für  Gioviuazzo ,  Ughelli 
7,  727  und  Martorano,  1.  c.  9,  278  zu  Gunsten 
von  Cisterciensermönchen  ,  für  Lübeck  zu  Ciun- 
sten  eines  Franziskaners  auf  Bitten  Königs  Wil- 
helm V.  Holland,  Sbaralea  1,  660.  707;  1254 
auf  Bisignano  für  einen  Franziskaner,  Sbara- 
lea 1,  767. 

Bestätigungen  von  Besetzungen ,  welche  im 
päpstlichen  Auftrai\e  erfolgt  sind  :  1252  für  Melft 
u.  Bari  (Dominikanermönche},  Ripoll  bullar. 
ordin.  F.  F.  Praedicat.  Rom.  1729.  1,  203.  205, 


Trevico,  Ughelli  8,  383,  Nicastro,  Sbaralea 
1,  639;  1254  für  Anglona  (Franziskaner),  1.  c. 
1,  690.  691. 

Empfehlungen  des  Kaplans  eines  Kardinals 
zur  Wahl  durch  das  Kapitel  nach  Tricarico  1253  ; 
Ughelli  7,  150;  1251  Mandat  an  den  Bischof 
von  Schwerin,  nach  Annahme  <\'es  Verzichts  des 
Bischofs  von  Cammin,  dem  dortigen  Kapitel  die 
Wahl  des  Neffen  des  Herzogs  v.  Braunschweig, 
falls  dieser  dem  König  Wilhelm  genehm  sei ,  zu 
empfehlen,  eventuell  selbst  diesem  das  Bisthum  zu 
übertragen ,  M  e  e  r  m  a  n  n  geschiedenes  van  Willern 
van  Holland  5,  97. 

Reservation  der  Besetzung  des  Bisthums 
Genf  für  den  Fall  seiner  Erledigung  durch  den 
Abt  von  Aulps  v.  1253,  Memoires  et  documents 
publies  par  la  societe  d'histoire  de  Geneve. 
Geneve  1841  ff.  16,  174. 

Vgl.  übrigens  unten  S.  128.  n.  2  u.  Th.  II. 
S.  575.  578.  n.  1.  S.  597. 

4  Schreiben  an  Siegfried  v.  Mainz:  „volumus, 
quod  univcrsis  cathedralium  ecclesiarnm  tuae  le- 
gationis  capitulis  districte  .  . .  inhibere  procures, 
ne  ipsis  ecclesiis,  cum  eas  vacare  contigerit,  de 
episcopis  absque  nostra  special!  licentia  providere 
praesuraant'-,  Höfler  Kaiser  Friedrich  II.  Mün- 
chen 1844.  Anh.  S.  391  ,  ein  Verbot,  das  auch 
für  die  Abtstellen  der  grösseren  Klöster  ergangen 
ist,  Höfler  Albert  v.  Beham  S.  184.  n.  914. 
Eine  Anweisung,  das  gleiche  Verbot  zu  erlassen, 
ist  auch  an  den  Erzbischof  von  Cöln  gerichtet 
worden,  Höfler  a.  a.  0.  S.  188.  n.  466.  Schon 
vorher  hatte  der  Papst  ein  derartiges  Inhibi- 
torium wegen  der  Wiederbesetzung  von  Passau 
verfügt,  a.  a.  0.  S.  180.  n.  370.  Nach  der  Erle- 
digung von  Mainz  in  demselben  Jahr  ist  dem  Ka- 
pitel zwar  die  Wahl,  aber  unter  Beirath  und  Zu- 
stimmung des  Bischofs  von  Strassburg  gestattet, 
eventuell  aber  diesem  die  Wiederbesetzung  auf- 
getragen worden,  a.  a.  0.  S.  190.  n.  491. 

•'■'  Th.  II.  S.  589. 

^^  S.  Anm.  3. 

'^  Ueber  die  Ausübung  des  päpstlichen  Provi- 
sionsrechtes in  den  Missionsländern  s.  Potthast 
reg.  n.   11957.  12289.   13213.   13145ff.  14083., 
14354.  15027.  15098.  15349. 
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I.  Die  Ilicrarclüo  und  die  Leituni?  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  144. 


Wegen  der  vielfaclien,  durcli  diese  ausgedehnten  päpstlichen  Provisionen  hervor- 
geruienen  Beschwerden'  verstund  sich  Innocenz  IV.  i.  J.  1252  —  noch  vor  Erlass 
der  auf  S.  122  gedachten  Konstitution  —  dazu,  den  Kapiteln  der  Kathedral-  und  an- 
deren Stifter ,  sowie  den  Mönchskonventen  das  Recht  auf  kanonische  Wahl  ihrer  Bi- 
schöfe und  Prälaten  ausdrücklich  zuverbriefen'^.  Indessen  ist  dadurch  eine  wesent- 
liche Aenderung  in  der  bisherigen  Praxis  der  Kurie  nicht  herbeigefülirt  worden,  vielmehr 
haben  die  Reservationen  einzelner  Bisthiimer ,  die  direkte  Besetzung  derselben  durch 
die  Päpste  und  ihre  Legaten,  sowie  die  Ertheilung  von  Provisionsmandaten  unter  seinen 
beiden  nächsten  Nachfolgern  fortgedauert -^ 

Der  dritte  derselben,  Clemens  IV.,  liat,  wie  schon  angeführt,  i.  J.  12G5  zuerst 
alle  bei  der  römischen  Kurie  zur  p]rledigung  kommenden  Benefizien  reservirt  '* ,  in- 
dessen wohl  schwerlich  die  Bisthümer,  wenngleich  die  fragliche  Konstitution  ihrem 
Wortlaute  nach  ^  auch  auf  diese  bezogen  werden  kann,  mit  einbegreifen  wollen  ^'.  Wäre 
dies  seine  Absicht  gewesen,  so  würden  die  Kathedralkirchen  als  die  wichtigsten  kirch- 
lichen Stellen  dem  Gebrauclie  der  Kurie  gemäss  ausdrücklich  hervorgehoben  worden 
sein.  Auch  lässt  sich  aus  den  von  ihm  selbst  und  von  seinen  Nachfolgern  geübten  Pro- 
visionen ,  welche  seit  seiner  Zeit  häufiger  als  früher  vorgekommen  sind  ^ ,   kein  Anhalt 


i  Matth.  Paris,  last.  min.  v.  1252,  ed.  Mad- 
(len  3,  123:  „concessit  d.  papa  hiis,  qtii  digiii- 
tatibiis  gaudebant  et  sujira  inodiiin  in  paitibus 
maxiine  transalpin is  oppritnebantur,  iit  rite  de 
ipsis  dignitatibus  ipsi,  ad  quos  pertinebat  electio, 
deiiiu  liabentes  pro  oculis ,  ut  melius  viiierent 
expedire,  sine  morae  disptuidio  ordinarent". 

2  Die  Dekretale  ist  an  alle  Patriarchen  ,  Erz- 
bi.s«:hüre,  liiscliüle,  Pröpste,  Aebte,  Prälaten, 
Kapitel  und  Konvente  gerichtet,  Matth.  Paris. 
bist,  maior.  cd.Wats.  Lond.  1640,  addit.  p.  191 
u.  Riedel,  cod.  dipl.  Brandenb.  L  10,  403: 
„  .  .  .  nonunllorum  instantia  iniportune  extorsit, 
quod  de  archiepiscopatibus  vel  episcopatibns  sive 
abbatiis  et  prioratibus  mandaremus  per  nostras 
litteras  in  diversis  partibus  provideri,  sed  saiiins 
reputantes  pro  vid  e  ri  ecclesiis  quam  per- 
sonls,  providendi  et  ordinandi  de  pracmissis 
Omnibus  liberara  Ulis  ad  quos  praedictorum  elec- 
tio, ordinatio  seu  collatio  sive  provisio  pertinet, 
concedimus  authoritate  praesentium  potestateni, 
non  obstantibus  qnibuslibet  litteris  generalibns 
vel  specialibus  sub  quarumque  forma  verbornui 
impetratis  a  sede  apostolica  vel  legatis  ipsins  aut 
etiam  impetrandis  seu  reservationibns  vel  prohi- 
bitionibus  aut  nominatio/iibns  earnndem  littera- 
rum  autoritate  factis  vel  faciendis^'^  .  .  . 

3  Vgl.  z.  B.  für  die  ^elt  Alexanders  IV. 
(1254 — 1261)  diepäpstlichen  Provisionen  von  Trau 
und  Treviso  1255  (Besetzung  mit  einem  Franzis- 
kaner) .Sbaralea  I.e.  2,  52.081  im  letzteren  Fall 
mit  dem  vorher  Postiilirien,  \velcher  aber  verzichtet 
hatte,  („de  plenitudine  potestatis^'),  Cervia  J257 
(mit  einem  päpstlichen  Kapellan),  Ughelli  lt. 
s.  2,  473,  Ascoli  1259  (mit  einem  Franzis- 
kaner und  päpstlichem  Kapellan)  Sbaralea  2, 
324,  Regensbu.g  1259,  s.  Th.  II.  S.  575.  n.  1, 
Genf  mit  einem  Cluniacenser  1200  (., de  pleni- 
tudine potestatis"),  Memoires  publ.  p.  la  societc 
d'hist.  de  Geneve  2,  183,  ein  Mandat  für  Vi- 
viers  v.  1255,  Gallia  christ.  16  app.  p.  245,  s. 
auch  Th.  II.  S.  575.  n.  2  zum  J.  1257,  für  die 


ZeitUrbans  IV.  (1261—1264)  diepäpstlichen 
Besetzungen  1201  von  Bordeaux  (auf  Ersuchen 
des  Königs  v.  Frankreich),  Martene  et  Du- 
rand, ampl.  coli.  2,  1259;  1262  v.  S.  Agatha, 
Ughelli  It.  s.  8,  348;  1264 Agram  (mit  einem 
päpstlichen  Kapellan  „de  plenitudine  potestatis"), 
Sbaralea  2,  536,  Amelia  (mit  einem  Domini- 
kaner), liipoll  1.  c.  1,  440,  Turin  nach  vor- 
gängiger Reservation  („de  plenitudine  potestatis", 
mit  einem  päpstlichen  Kapellan),  Sbaralea  2, 
539  und  Osimo,  Compagnoni,  memor.  d. 
chiesa  di  Osimo.  Rom  1782.  5,  77. 

4  S.  0.  S.  123. 

5  S.  0.  S.  123.  n.  10. 

^'  Dies  ist  auch  die  Auffassung  der  damaligen 
Zeit  gewesen.  Johann  XXII.  bemerkt  in  c.  4 
eod.  in  Extr.  comm.  I.  3,  dass  erst  Clemens  V. 
(s.  weiter  unten  im  Text)  die  in  curia  erledigten 
Bisthümer  reservirt  habe.  Vgl.  auch  Philips 
K.R.  5,  397.  Unrichtige.  Müller,  d.  Kampf 
Ludwigs  d.  Baiern  mit  d.  röm.  Curie.  Tübingen 
1879.  1,  134. 

7  Für  die  Zeit  Clemens' IV.  (1265—1268) 
1265 Besetzung  von  Neapel,  Ughelli  6,  114  und 
Reservation  von  Raphoe  in  Irland  (nach  Verzicht 
des  ursprünglich  ebenfalls  päpstlich  Providirten), 
Sbaralea  1.  c.  3,  55;  1266  Besetzung  von  Melfl, 
Ughelli  1,  929;  1267  Mandat  zu  Gunsten  eines 
Dominikaners,  Ripoll  I.e.  1,490;  1268  für 
mehrere  in  Betreff  von  Bisthümern  mit  massigem 
Einkommen,  Sbaralea  3,  137  und  für  einen 
Abt  auf  eine  ..ecclesia  cathedralis  de  nunc  vacan- 
tibus  quae  plus  quieta  et  Campaniae  sit  vicinior", 
Martene  et  Durand  thes.  anecdot.  2,  583,  s. 
auch  Th.ll.  S.  575.  n.  1 ;  —  für  die  Zeit  Inno- 
cen  z'  V.  ( 1276)  Besetzung  von  Albi,  Gallia  christ. 
1,  21  und  Trau  (nach  Verzicht  des  Vorgängers) 
Sbaralea  1.  c.  3,  264;  —  unter  .loh  an  n  XXI. 
(1276.  1277)  1276  Besetzung  von  Todi  (mit  e. 
päpstlichen  Kapellan)  Sbaralea  1.  c.  3,  257;  — 
unter  Nikolaus  III.  (1277  —  1280)  1279  Be- 
setzungen von  Valve  (nach  Verzicht  der  Postnlir- 
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dafür  gewinnen ,  dass  die  bei  der  Kurie  erledigten  Bisthümer  als  reservirt  betrachtet 
worden  wären  K  Dagegen  spricht  endlich,  dass  die  provisorische  Reservation  der  Ver- 
leihung von  Bisthümern  sowohl  von  HonoriusIV.  1285 — 1287  in  Bezug  auf  Sizilien  ^ 
während  des  Streites  mit  den  Aragoniern  um  die  Herrschaft  über  die  Insel  bis  zur  Be- 
endigung desselben  ,als  auch  von  Bonifazius  VIII.  130H  hinsichtlich  Frankreichs^ 


ten  und  stattgehabter  Reservation)  Toul  u.  Kll- 
dare  -  Leighlin  (in  ähnlichen  Fällen,  sämmtlich 
mit  Franziskanern),  1.  c.  3,  380.  422.  425  u.  461, 
Gran  (durch  Translation  nach  stattgehabter  Reser- 
vation) Theiner  mon.  liungariae  1,  337.  339; 
1280  Burgos  (nach  vorgängiger  Reservation  mit 
e.  Franziskaner)  Sbaralea  3,  461;  —  unter 
Martin  IV.  (1281—1285)  1281  Besetzung  von 
Bourges  (nach  Verzicht  des  Inhabers) ,  Gallia 
Christ.  2  app.  p.  25,  und  Winchester  (desgleichen 
mit  e.  päpstlichen  Kapellan),   Rymer  foedera  I. 

2,  610;  1283  Valence  (nach  Resignation  mite. 
Benediktiner)  Gallia  Christ.  16  app.  p.  124  Soana 
(mit  dem  Kapellan  eines  Kardinals,  nach  Verzicht 
der  Gewählten),  Sbaralea  3,  513  und  Bestä- 
tigung der  durch  einen  Legaten  erfolgten  Ernen- 
nung für  Otranlo,  Ughelli  9,  58;  —  unter 
Honorius  IV.  (1285  —  1287)  1286  Besetzung 
von  Salamanca  (mit  e.  Franziskaner)  Sbaralea 

3,  562,  Florenz  RipoU  1.  c.  2,  13,  Waterford 
(nach  Resignation  der  Gevrählten) ,  Theiner, 
mon.  Hibern.  p.  136,  Novara  (nach  Verzicht  und 
Tod  der  Gewählten  mit  e .  Franziskaner),  S  b  a  r  a  - 
1  ea  3,  594,  und  Castello  (ebenfalls  nach  Verzicht 
der  Gewählten  mit  e.  Franziskaner)  1.  c.  4,  26  ;  — 
unter  Nikolaus  IV.  (1288—1292)  1289  Trient 
(nach  Reservation  mit  e.  Franziskaner)  1.  c.  4, 
91;  1290  u.  1292  Chioggia  u.  Albenga  (nach 
Verzicht  der  Gewählten  mit  Franziskanern),  1.  c. 
4,175  u.  317;  —  unter  CölestinV.  (1294) 
Melü  (nach  Reservation)  Sbaralea  4,  315,  — 
unter  Bonifacius  VIII.  (1294  —  1303)  1295 
Embrün,  Gallia  Christ.  3,  1082,  Bergamo  (nach 
Verzicht  der  Gewählten)  Sbaralea  4,  360,  Ra- 
venna  (durch  Translation  nach  Resignation), 
Amadesius,  antist.  Ravenn.  chronotax.  Favent. 
1783.  3,  222 ;  S.  Agatha  (nach  vorgängiger  Re- 
servation mit  e.  Franziskaner),  Sbaralea  4, 
372,  Ross  (Schottland  nach  Verzicht  der  Gewähl- 
ten), Theiner  mon.  Hibern.  p.  159,  Melü  (mit 
e.  Franziskaner),  Sbaralea  4,  375;  1296  Vin- 
cenza  (mit  e.  päpstlichen  Kapellan  nach  vorgän- 
giger Reservation)  Gott  ardi ,  mem.  storiche  di 
Rainaldo  .  .  .  di  Ravenna,  Verona  1790.  p.  123. 
125  ;  Toulouse  (mit  d.  Sohn  d.  Königs  v.  Sizilien) 
Sbaralea  4,  422  ;  1297 Bagnorea  (nach  Verzicht 
des  Gewählten  mit  e.  Dominikaner)  1.  c.  4,  379, 
Zara  (nach  Erledigung  durch  Translation  und 
nach  vorgängiger  Reservation)  1.  c.  4,  438 ;  Trans- 
lation nach  Trani  auf  erfolgte  Reservation,  Thei- 
ner, vet.  mon.  Slavor.  meridion.  1,  113;  1298 
Toulouse  (nach  Reservation)  B  alu  z  e ,  vitae  pa- 
par.  Avenion.  Par.  1693.  2,  280;  1299  Genua  u. 
Cervia  (desgleichen  mit  Franziskanern)  Sba- 
ralea 4,  482  u.  484,  Pisa  (mit  e.  Dominikaner) 
Raynald.  ann.  1299.  n.  29;  Parma  Ughelli  2, 
179,  Zara  (nach  Reservation)  u.  Nicastro  (nach 
Absetzung  des  Vorgängers)  Sbaralea  4,  487. 
491  ;  1300  Lucca  (nach  Reservation  mit  e.  Fran- 
ziskaner), 1.  c.  4,  507  ;  1301  Fiesole  (nach  Ver- 
Hins chius.  Kirchenrecht.  III. 


zieht  des  Vorgängers  mit  e.  Franziskanei  u.  von 
Neuem  nach  Ablehnung  des  zuerst  Ernannten 
mit  e.  päpstlichen  Kapellan) ,  1.  c.  4,  518.  533  ; 
1303  Imola  (nach  Translation  mit  e.  Franziskaner) 
und  Segni  (mit  dem  Kapellan  eines  Kardinals), 
Ughelli  1,  1239,  Kassation  einer  Postulation  in 
Vercelli  wegen  Reservation  des  Bisthums,  B  a  1  u  z  e 
vit.  pap.  Aven.  1,  605. 

Vgl.  ferner  Th.  II.  S.  574.  575.  577.  —  Auch 
ist  zu  beachten ,  dass  die  vielfachen  Wahlstrei- 
tigkeiten in  den  Kapiteln  diese  öfters  veran- 
lassten, die  Päpste  um  Besetzung  des  Bisthums 
anzugehen,  und  so  letzteren  ein  weiterer  Aiilass 
y.\i  Provisionen  gegeben  wurde,  dies  geschah  z.  B. 
1281  in  Ragusa  und  1283  in  Magdeburg,  Sbara- 
lea 3,  477.  506  u.  Posse  anal.  Vatican.  p.  162. 

1  Unter  den  in  voriger  Note  angegebenen  Re- 
servationen finden  sich  drei ,  welche  aus  Anlass 
des  in  Rom  erfolgten  Todes  des  Bischofs  erfolgt 
sind,  V.  1289  für  Trient,  1296  für  Toulouse  u.  1299 
für  Zara.  In  keinem  Falle  kommt  aber  ein  Hin- 
weis auf  eine  etwaige  General -Reservation  vor, 
und  die  erste  wird  allein  näher  dahin  motivirt : 
„nos  ad  ecclesiam  ipsam  a  longis  retro  temporibus 
multipliciter  laceratam  habentes  debitae  com- 
passionis  affectum  ac  desiderantes  propterea  eins 
Statut  prospere  consuli  ac  ipsam  a  dispendiis  prae- 
servari,  ordinationem,  dispositionem  et  provisio- 
nem  eiusdem  ecclesiae  ea  vice  sedi  apostolicae 
duximus  reservandam".  Ferner  haben  solche  Re- 
servationen überhaupt  beim  Tode  eines  Bischofs 
stattgefunden ,  so  z.  B.  in  Betreff  Luccas  1300, 
s.  vor.  Anm. 

2  Posse  analecta  Vaticana  p.  113.  n.  1364. 

3  Raynald.  ann.  eccl.  a.  1303.  n.39:  „...nos 
nolentes,  quod  ob  timorem  vel  favorem  ipsius  (re- 
gis)  vel  alia  quacumque  de  causa  in  ecclesiis  ca- 
thedralibus  et  regularibus  dicti  regni  aliqui  prae- 
flciantur,  qui  nobis  et  dictae  sedi  fldeles ,  devoti 
et  alias  idonei  non  existant ,  omnes  provisiones 
dictarum  ecclesiarum ,  si  quae  forsan  vacant  ad 
praesens  vel  cum  eas  vacare  contigerit ,  disposi- 
tioni  nostrae  ac  dictae  sedis,  donec  rex  ad  nostra 
et  eiusdem  sedis  mandata  cum  satisfactione  debita 
revertatur ,  auctoritate  apostolica  reservamus ; 
districtius  inhibentes  omnibus  et  singulis,  ad 
quos  in  dictis  ecclesiis  praelatorum  electiones  vel 
ipsorum  electionum  conürmationes  aut  quaecun- 
que  dispositiones  pertinent  earundem,  ne  contra 
reservationem  huiusmodi  quemquam  eligere  seu 
electionem  aliquam  confirmare  aut  alias  de  eccle- 
siis ipsis  disponere  quoquomodo  praesumant ,  ac 
decernentes  ex  tunc  irritum  et  inane,  si  secus  su- 
per hoc  a  quoquam  scienter  vel  ignoranter  con- 
tigerit attentari". 

Ausserdem  hat  Bonifazius  VIII.  1301  die  4 
orientalischen  Patviarchalkirchen,  s.  Th.  I.  S.  560 
mit  Rücksicht  auf  den  Verfall  des  lateinischen 
Kaiserthumsund  der  Kapitel  derselben  dem  päpst-. 
liehen  Stuhl  auf  so  lange  reservirt,  als  die  be- 
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iu  seinem  Kampfe  mit  König  Philipp  IV.  dem  Schönen  lediglich  als  vorübergehendes 
Mittel  gebnuicht  worden  ist,  um  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  mit  Anhängern  der 
Könige  zu  verhindern  und  durch  die  Ernennung  von  päpstlichen  Parteigängern  eine 
Stütze  in  den  Ländern  der  befehdeten  Fürsten  zu  gewinnen ,  und  dass  dabei  einer 
schon  feststehenden  General-Reservation  nirgends  gedacht  wird. 

Erst  Clemens  V.  hat  sich  beim  Antritt  seines  Pontifikates  speziell  die  Kirche 
von  Bordeaux,  deren  Erzbischof  er  bei  seiner  Wahl  zum  Papst  war,  sowie  alle  während 
der  Dauer  seiner  Regierung  bei  der  Kurie  erledigten  Patriarchal- ,  Metropolitan-  und 
bischöflichen  Kirchen  vorbehalten  '  und  dadurch  die  Konstitution  Clemens'  IV.  auch 
auf  die  wichtigsten  kirchlichen  Aemter  ausgedehnt. 

IV.  Die  Erweiterung  derReservationen  bis  zu  den  Reform-Kon- 
zilien. Auf  dem  betretenen  Weg  schritt  sein  Nachfolger,  Johann  XXII.  (1316 — 
1334),  namentlich  um  für  die  geldbedürftige  Kurie  in  Avignon  die  Einkünfte  zu  ver- 
mehren -,  weiter  fort.  In  der  ebenfalls  im  Beginne  seiner  Regierung  erlassenen  De- 
kretale :  Ex  debito  ^  wiederholte  er  für  die  Dauer  seines  Pontifikates  die  schon  von 
seinen  Vorgängern  ausgesprochenen  Reservationen  aller  bei  der  Kurie  vakant  wer- 
denden Bisthümer  und  anderen  Aemter,  vergrösserte  aber  zugleich  den  Umfang  der- 
selben dadurch ;  dass  er  der  Voraussetzung  der  Reservationen ,  der  Erledigung  der 
Aemter  bei  dem  päpstlichen  Stuhle ,  unter  welcher  bisher  das  am  Residenzorte  des 
letzteren  erfolgte  Ableben  des  Inhabers  verstanden  worden  war,  eine  viel  umfassendere 
Bedeutung  gab.  Nach  der  erwähnten  Konstitution  sollte  als  eine  solche ,  abgesehen 
von  dem  ursprünglich  darunter  begrifi'enen  Fall  auch 

a.  die  Erledigung  eines  der  gedachten  Aemter  durch  eine  seitens  des  Papstes  er- 
folgte Deposition,  Privation,  Beförderung,  Versetzung,  Konsekration  oder  Benediktion 
des  bisherigen  Amtsträgers,  sowie  auch  eine  durch  Vernichtung  einer  Wahl  oder  Ver- 
werfung einer  Postulation  oder  die  Annahme  eines  Verzichtes  des  Gewählten  seitens 
des  Papstes  nicht  beseitigte  Vakanz'*,  und 

treffenden  Länder  der  Herrschaft  von  Ungläubigen  vamus,  decernentes  ex  nunc  irritum  et  inane,  si 
oder  Scbismatikern  unterstehen  würden  ,  c.  3  de  quid  contra  hoc  per  quoscunque  quavis  auctoritate 
elect.  I.  3  in  Extrav.  comm.  I.  3.  Die  Konstitu-  scienter  vel  ignoranter  attentatum  est  hactenus 
tion  trägt  zwar  in  den  Ausgaben  meistens  die  vel  In  posterum  contigerit  attentari^''. 
Ueberschrift  Benedikts  XL,  und  wenn  sie  auch  2  Ueber  diese  ist  weiter  unten  zu  handeln,  vgl. 
neuerdings  Schulte  ,  Iter  Gallicum  p.  428  und  auch  Rieh  ter-D  ove  K.  R.  §.236;  Giese- 
Gesch.  d.  Quellen  etc.  d.  canon.  Rechts  2,  51.  ler  Klrchengesch.  2.  Aufl.  II.  3,  118.  n.  25. 
52,  diesem  Papst  zuschreibt,  so  ist  dies  doch,  falls  ^  (»^  4  de  elect.  in  Extr.  comm.  I.  3.  Sie  bildet 
die  bisher  bekannten  Lesarten  des  Datums  richtig  offenbar  eine  nähere  Erläuterung  und  Ausdehnung 
sind,  nicht  gerechtfertigt,  s.  auch  Raynald.  ann.  der  an  seine  Kanzlei  vorher  erlassenen  münd- 
eccl.  1301.  n.  24;  Potthast.  reg.  n.  25115  u.  lieben  Erklärung  :  „Ao  d.  1316  17  Kai.  Oct.  Lug- 
Phillips  K.  R.  4,  399.  duni  ss.  pater  et  d.  Johannes  p.  XXII  .  .  .  re- 
'  Durch  die  const.  Etsi  temporalium  v.  1305,  servavit  suae  et  apostolicae  collationi  omniabene- 
c.  3  de  praeb.  in  Extrav.  comm.  III.  2:  „.  .  .  spe-  ficia  ecclesiastica  quae  fuerunt  et  quocunque  no- 
cialiter  Burdegalensem  ecclesiam  ...  et  monaste-  mine  censeantur,  ubicunque  ea  vacare  contigerit 
rium  s.  crucis  Burdegalens.  0.  S.  Bened.  ...  et  per  acceptationem  alterius  beneflcii  praetextu  gra- 
generaliter  patriarchales,  arcbiepiscopales,  episco-  tiae  ab  eodem  d.  papa  factae  vel  faciendae  accep- 
pales  ecclesias,  monasteria,  prioratus  et  quoslibet  tati :  mihique  Gaucelmo  vicecancellario  suo  prae- 
personatns,  dignitates  vel  officia  cuiuscunque  or-  cepit  .  .  .,  quod  haec  ad  memoriam  redigerem  in 
dinis  et  conditionis  existant  nee  non  canonicatus,  scripturam*^' ,  Bai  uze,  vitae  papar.  Avenionens. 
praebendas,  ecclesias  cum  cura  vel  sine  cura  et  Paris.  1693.  1,  722.  Unrichtig  ist  die  Annahme 
alia  quaelibet  beneficia  ecclesiastica,  quocunque  von  C.  Müller,  Kampf  Ludwigs  d.  Baiern  1,  136, 
nomine  appellentur,  quae  apud  sedem  apostolitam  dass  nach  c.  4  cit.  alle  Beneücien,  gleichviel  wie 
vacare  noscuntur  ad  praesens  et  quae  toto  nostri  und  warum  sie  vakant  geworden,  als  an  der 
pontiflcatus  tempore  vacare  contigerit  in  futurum,  Kurie  erledigt  gelten  sollen. 

provisioni,  collationi  et  dispositioni  nostrae  et  se-  "*  Einen  Anhalt  hatten  diese  Erweiterungen  an 

dis  eiusdem  hac  vice  auctoritate  apostolica  reser-  der  schon  seit   dem   13.  Jahrhundert  von  seinen 
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b.  die  Erledigung  aller  den  Kardinälen  und  gewissen  Beamten  der  Kurie  ^  zu- 
stehenden Aemter,  falls  diese  auch  durch  einen  ausserhalb  der  letzteren  stattgehabten 
Tod  derselben  eingetreten  wäre, 
angesehen  werden. 

Aber  damit  nicht  genug,  reservirte  er  im  folgenden  Jahre  (1317)  durch  die  Bulle  : 
Execrahüis  2,  welche  sich  gegen  den  Besitz  mehrerer  in  einer  Hand  unvereinbarer,  mit 
Seelsorge  verbundener  Benefizien  richtet  ^,  alle  diejenigen  Benefizien,  auf  welche  ihre 
Inhaber  in  Folge  der  betreffenden  Vorschriften  zu  verzichten  genöthigt  und  deren 
sie  wegen  eines  Verstosses  gegen  die  letzteren  verlustig  gegangen  waren ,  der  päpst- 
lichen Besetzung.  So  eröffnete  er  sich  bei  der  damals  weitverbreiteten  Unsitte ,  meh- 
rere Benefizien  einer  und  derselben  Person  zu  übertragen  ^ ,  die  Gelegenheit ,  eine 
fernere  beträchtliche  Anzahl  von  Stellen  zu  vergeben ,  und  beutete  diese  zum  Vortheil 
des  päpstlichen  Schatzes  aus^,  obwohl  er  sich  nicht  gescheut  hatte,  seine  Anordnung 
mit  Klagen  über  den  Ehrgeiz  und  die  Habsucht  der  kirchlichen  Würdenträger  und  Geist- 
lichen, welche  nicht  genug  Benefizien  gleichzeitig  erwerben  könnten,  zu  rechtfertigen 6. 

Sein  Nachfolger  Benedikt  XH.  (1334 — 1342),  welcher  allerdings  der  von  Johann 
XXn.  beobachteten  Praxis,  ohne  Rücksicht  auf  die  Würdigkeit  der  Kandidaten  lediglich 
das  pekuniäre  Interesse  entscheiden  zu  lassen^,    nicht  folgte,    hielt  die  bisher  aus- 


Vorgängern geübten  Praxis ,  in  solchen  Fällen 
Ihrerseits  die  Bisthümer  zu  besetzen,  s.  Th.  II. 
S.  574.  575.  589.  590.  597.  601.  Auch  sind  schon 
früher  andere  Benefizien ,  insbesondere  Kanoni- 
kate,  bei  Verzichtleistung  auf  dieselben  in  die 
Hände  des  Papstes  von  letzterem  als  bei  der  Kurie 
erledigt,  vergeben  worden,  s.  die  Erklärung  Hono- 
rius' IV.  i.  d.  Dekretale  v.  1286  bei  Würdt- 
"wein,   nova  subsidia  diplom.  9,  49. 

Nach  dem  Vorbilde  Johanns  XXII.  hat  sich 
übrigens  auch  der  von  Ludwig  d.  Baiern  ihm 
gegenübergestellte  GegenpapstNikolausV.  sämmt- 
liche  Stellen  reservirt,  welche  durch  die  Absetzung 
der  Anhänger  des  ersteren  zur  Erledigung  ge- 
kommen waren,   Raynald.  add.  1828.  n.  44. 

1  Const.  cit. :  „Et  hoc  idem  in  dignitatibus  et 
beneficiis  quibuslibet  .  .  .  offlcialium  nostrorum 
videlicet  vicecancellarii,  eiusdem  ecclesiae  came- 
rarii,  notariorum,  auditoris  contradictarum,  cor- 
rectorum,  scriptorum  literarum  ac  poenitentiario- 
rum  nostrorum  necnon  abbreviatorum  curiae  Ro- 
manae  locum  sibi  volumus  vindicare.  Kursus 
huius  nostrae  reservationis  edictum  ad  dignitates 
et  alia  iam  dicta  capellanorum  nostrorum  com- 
mensalium  et  quorumlibet  aliorum ,  ratione  offi- 
cii  vel  ex  causa  legitima  in  dicta  curia  morantium, 
quando  a  nobis  pro  nostris  et  eiusdem  sedis  nego- 
tiis  prosequendis  de  ipsa  curia  quocunque  modo 
praemissi  vel  aliqui  eorum  transmissi  aut  legati 
vel  nuncii  fuerint  et  eos  ubilibet  ante  ipsorum  ad 
praefatam  curiam  reditum  durante  legatione  seu 
prosecutione  ipsorum  negotiorum  rebus  eximi 
contigerit  ab  humanis  duximus  extendendum. 
Et  id  ipsum  etiam  esse  volumus  in  huiusmodi  ca- 
pellanis  commensalibus,  etiamsi,  ut  praemittitur, 
nunc  transmissi  fuerint  ubicunque  et  ipsos  rebus 
eximi  contigerit  ab  humanis".  Vgl.  über  die  ge- 
nannten Beamten  Th.  I.  S.  390.  405.  406.  428. 
439.  441.  442.  443.  444  u.  Hübler,  Constanzer 
Reformation  ,  die  Anmerkungen  zu  S.  130  ff.  u. 
169  ff.  S.  auch  Anm.  6  a.  E. 


2  c.  un.  de  praeb.  in  Extr.  Joann.  XXII.  tit. 
3  u.  c.  4  eod.  in  Extr.  comm.  III.  2. 

3  Vgl.  darüber  die  Lehre  von  der  Pluralität  und 
Inkompatibilität  der  Benefizien. 

4  S.  ebenfalls  daselbst. 

5  S.  unten  S.  Anm.  7. 

6  Endlich  verfügte  Johann  XXII.  i.  J.  1319 
durch  die  const.  Imminente  nobis,  Bull.  Taur. 
4,  286,  bis  auf  eigenen  oder  Widerruf  des  apo- 
stolischen Stuhles  die  Reservation  aller  auf 
irgend  welche  Weise  vakant  werdenden  bischöf- 
lichen und  Kollegiatkirchen,  Abteien,  Priorate, 
sowie  der  anderen  geistlichen  Stellen  in  den 
der  römischen  Kirche  gehörenden  Ländern,  deren 
Prälaten  herkömmlicher  Weise  gewählt  wurden, 
und  i.  J.  1322  durch  die  const.  In  patriarchatu, 
Raynald.  ann.  eccl.  1322.  n.  4,  Ughelli  It. 
sacr.  3.  185,  in  gleicher  Weise  die  Reservation 
aller  erwähnten  Stellen  in  den  der  römischen 
Kirche  unmittelbar  untergegebenen  italienischen 
Gebieten,  im  Patriarchate  Aquileja  und  in  den 
erzbischöflichen  Provinzen  von  Ravenna,  Mailand, 
Genua  und  Pisa.  Endlich  wird  auch  auf  Johann 
XXII.  die  in  der  V.  Kanzleiregel  (s.  unten  §.  145) 
enthaltene  Reservation  der  kirchlichen  Benefizien 
der  Kollektoren  und  der  Subkollektoren  der 
päpstlichen  Einkünfte,  falls  letztere  die  einzigen 
für  ihren  Bezirk  sind,  zurückgeführt,  Riganti 
comm.  ad  reg.  cit.  n.  187. 

7  Giov.  Villani  (saec.  XIV)  bist;  Fiorent. 
XI.  20(Muratori  rer.  Ital.  13,  765):  „inflno 
l'anno  1319  puose  le  riservazioni  di  tutti  i  bene- 
fici  collegiati  di  christianitk  e  tutti  gli  volea  dare 
egli ,  dicendo  il  facea  per  levare  le  simonie.  E 
di  questo  trasse  e  ragunö  infinito  tesoro.  Et  oltre 
a  ciö  per  la  detta  riservatione  quasi  mal  non  con- 
lermö  elettione  di  niuno  prelato ,  ma  promovea 
vescovo  in  uno  arcivescovado  e  al  vescovado  del 
vescovo  promosso  promovea  un  minore  vescovo  e 
allora  avenia  bene  sovente  ,   che  d'una  vacazioiie 
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gesproclienen  Reservationen  mit  einigen  Erweiterungen  aufrecht ,  und  fasste  dieselben 
\'^'^\^  in  einer  eigenen  Konstitution  :  Ad  7'cgimen  ecclesiae  zusammen  i. 

Im  ferneren  Verlauf  des  11.  Jalirliunderts  haben  sich  die  Päpste  begnügt,  die  Ge- 
neral-Reservationen nur  in  ihren  Kanzleiregeln  festzusetzen.  Erweitert  worden  sind  sie 
durch  Clemens  VI.  (13  12 — 1352)  auf  alle  durch  Wahl  zu  besetzenden  Prälaturen 
und  Abteien  oline  Rücksicht  auf  die  Art  ihrer  Erledigung^,  ferner  durch  Urban  V. 
(1362 — 1370)  auf  die  Benefizien  der  Kurialen  ,  welche  der  Kurie  bei  einer  Verände- 
rung des  Sitzes  derselben  folgen  und  an  einem  auch  noch  so  entfernten  Orte  sterben  -^j 
und  endlich  durch  Clemens  VII.  (1378 — 1394)  auf  die  ersten  Dignitäten  nach  der 
biscliöflichen  Würde  in  allen  Patriarchal-  ,  Metropolitan-  und  Kathedralkirchen  ,  und 
auf  die  Hauptdignitäten  in  den  Kollegiatstiften'*. 

Neben  diesen  General-Reservationen  wurde  von  den  Päpsten  das  Recht,  solche 
in  speziellen  Fällen  in  Betreff  einzelner  Benefizien  vorzunehmen ,  diese  selbst  zu  be- 
setzen,  sowie  Provisionsmandate  und  Anwartschaften  auf  dieselben  zu  ertheilen,  fest- 
gehalten ,  und  so  bot  ihnen  die  verschiedene  Ausgestaltung  ihres  obersten  Provisions- 
rechtes genügende  Handhaben,  im  umfassendsten  Masse,  zu  Gunsten  ihrer  Kasse ,  so- 
wie ihrer  Nepoten,  Kurialen  und  Günstlinge  mit  den  Benefizien  willkührlich  zu  schalten  ^. 

Trotz  der  mannichfachen  Klagen  ß,  welche  sich  über  die  Beeinträchtigung  der  Be- 


d'uno  vesoovado  grande  o  arcivescovado  o  patriar- 
cato  faceva  VI  o  piu  permutazioni,  e  simile  d'altri 
beneäci :  onde  molte  e  grandi  provisioiii  di  mo- 
neta  tornevano  alla  camera  del  papa."  Vgl.  hierzu 
auch  C.  Müller  a.  a.  0.  1,  134. 

1  c.  13  de  praeb.  in  Extr.  comm.  III.  2.  Die 
Erweiterungen  bestellen  in  der  Ausdehnimg  auf 
mehrere  in  der  const.  Johanns :  Ex  debito  nicht 
genannte  Kurialbeamte. 

2  Clementis  VI.  vita  Va,  Baluzevit.  1,310: 
„Hie  papa  cum  in  principio  sui  pontificatus  faceret 
reser\  ationes  abbatiarum  et  ])raelatuvarum,  electio- 
nes  conventuum  et  capltulorum  irritas  habens,  et 
super  hoc  sibi  fuerit  intimatum,  quod  huiusmodi 
reservationes  a  suis  praedecessoribus  minime 
fuerint  factae  ,  ipse  fertur  respondisse  :  Praede- 
cessores  nostri  nesciverunt  esse  papa." 

3  Wenigstens  wird  auf  ihn  die  VI.  Kanzleiregel 
zurückgeführt,  Riganti  ad  reg.  cit.  n.  1.  Die 
Reservation  knüpft  an  die  Bonifazius'  VIII.  in  c. 
34  in  VIto  de  praeb.,  s.  o.  S.  125.  n.  3  u.  die 
Benedikts  XII.  i.  d.  const.  Ad  regimen  an  und 
stellt  sich  als  Erweiterung  der  letzteren  dar. 

^  Als  Urheber  dieser  Reservation,  welche  sich 
jetzt  in  der  IV.  Kanzleiregel  findet,  wird  vielfach 
Johann  XXII.  bezeichnet,  Riganti  comm.  ad 
reg.  cit.  §.  1.  n.  3.  4.  Ich  folge  der  bisher  über- 
sehenen Angabe  in  der  chronica  Caroli  VI.  II.  2. 
n.  1281  (Chronique  du  religieux  de  S.  Denys  ed. 
Bellaguet.  Paris  1839.  1,82):  „ipse  papa  com- 
temptis  SS.  patrum  generalibus  decretis  vel  saltem 
non  observatis  omnes  ecclesiasticas  dignitates 
quascunque  post  episcopalem  maiores  indifferen- 
ter suae  dispositioni  reservabat.'^  Jedenfalls  fällt 
sie  in  das  14.  oder  den  Anfang  des  15.  Jahrhun- 
derts ,  denn  sie  findet  sich  schon  unter  den  von 
Johann  XXIII.  i.  J.  1410  publicirten  Kanzlei- 
regeln, V.  d.  Hardt,  conc.  Constantiens.  I.  21, 
954.  Gegen  die  Annahme,  dass  sie  von  Jo- 
hann XXII.  herrührt,   spricht  der  Imstand,  dass 


sie  sich  zum  Theil  mit  der  Clemens'  VI.  deckt 
und  diese  als  Neuerung  bezeichnet  wird,  s. 
Anm.  2. 

In  den  Kanzleiregeln  Johanns  XXIII.  findet 
sich  ferner  eine  Reservation  der  Benefizien  der 
familiäres  continui  commensales  des  Papstes  und 
der  Kardinäle.  Ob  diese  von  ihm  herrührt  oder 
älter  ist,  lässt  sich  bei  dem  vorliegenden  Material 
nicht  entscheiden. 

5  Dies  ist  insbesondere  geschehen  von  Clemens 
VI.,  Gregor  XI.  (1370  —  1378),  und  nach  Eintritt 
des  Schismas  von  Clemens  VII.  (in  Avignon  1378 
—1394)  und  Bonifazius  IX.  (in  Rom  1 389  —  1404), 
Gieseler  a.a.O.  11.3,115.118.137.138.145. 

6  So  auf  dem  Konzil  von  Vienne  1311, 
Raynald.  v.  1311.  n.  59:  „Quia  multi  vita  et 
moribus  detestabiles  de  diversis  mundi  partibus 
ad  sedem  apostolicam  concurrentes  tam  in  forma 
pauperum  quam  alias  beneficia  cum  cura  vel 
sine  cura  quotidie  impetrare  noscuntur  ...  et 
...  et  a  praelatis  .  .  .  veneranter  instituti  vel 
admissi  ita  detestabilem  vel  deformem  vitam 
ducunt,  quod  ob  hoc  ecclesiae  destruuntur  ... 
praelati  non  possunt  hodie  bonis  personis  de  be- 
neficiis  .  .  .  obstante  numerosa  multitudine  cleri- 
corum  impetrantium  providere  .  .  .  Scio  cathe- 
dralem  ecclesiam  tantumXXX  praebendas  haben- 
tem  ,  in  qua  XXXV  vel  plures  a  XX  annis  citra 
vacaverunt ,  de  quibus  episcopus,  qui  dictis  XX 
annis  .  .  .  episcopatum  rexerat ,  obstante  impe- 
trantium a  sede  apostolica  multitudine  contulit 
tantum  duas  et  adhuc  sunt  in  dicta  ecclesia  ex- 
pectantes.  Insuper  omnes  dignitates  quae  in 
dicta  ecclesia  dicto  tempore  vacaverunt ,  contulit 
s.  sedes  ...  n.  60.  Heu  mittuntur  ad  ecclesias 
?el  personae  inutiles  peregrinae  linguae  barbarae 
nationis ;  vel  si  sunt  bonae  personae  et  utiles, 
nunquam  in  eisdem  resident  ecclesiis,  sed  in  Ro- 
mana curia  aut  regis  aut  priucipum  curiis  com- 
morantes  per  privilegia  fnictus  beneficiorum  per- 
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setzungs-Rechte  der  ordentlichen  Kollatoren  und  der  Kapitel  in  Folge  der  unan- 
gemessenen Ausdehnung  des  päpstlichen  Vevleihungsrechtes  erhoben ,  und  trotz  des 
mehrfachen  Widerstandes,  welcher  den  päpsllipherseits  Providirten  geleistet  wor- 
den ist^,  war  doch  von  einer  geschlossenen  Opposition  gegen  die  Anmassungen  der 
Kurie  keine  Rede ,  um  so  weniger  als  sich  das  Fundament  derselben,  das  allgemeine 
päpstliche  Kollationsrecht,  damals  nicht  mehr  in  Frage  stellen  Hess.  Die  weltlichen 
Fürsten  insbesondere  hatten  nur  ihre  eigenen  Interessen  im  Auge,  und  wahrten  diese  in 
den  Streitigkeiten  mit  den  Päpsten,  soweit  sie  vermochten  2,  andererseits  aber  benutz- 
ten sie  auch  die  seit  der  Uebersiedelung  nach  Avignon  und  während  des  Schismas  her- 
vortretende Schwäche  derselben,  um  durch  Beeinflussung  der  päpstlichen  Ernennungen 
ihnen  genehme  Personen  mit  Bisthümern  und  mit  anderen  kirchlichen  Benefizien 
zu  versehen  ^.  Erst ,  nach  dem  Eintritt  des  Schismas ,  als  die  schamlose  Ausbeutung 
des  päpstlichen  Kollationsrechtes  immer  grössere  Erbitterung  bei  der  höheren  Geist- 
lichkeit hervorrief,  schritt  dieselbe  in  einzelnen  Ländern  ^  unter  dem  Schutz  der  welt- 
lichen Gewalt  zur  Selbsthülfe ,  indem  sie  die  päpstlichen  Ernennungen  nicht  mehr  an- 
erkannte und  bei  der  Kollation  der  Benefizien  gemäss  den  Vorschriften  des  älteren 
gemeinen  Rechtes  verfuhr. 

V.  Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.  Bei  der  im  Anfang 
des  15.  Jahrhunderts  zugleich  mit  der  Beilegung  des  Schismas  in  Angriff  genommenen 
Verbesserung  der  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern  musste  selbstverständlich  die  Abstel- 


cipiunt,  qul  eisdem  ecclesiis  de  nihllo  serviunt 
...  n.  61.  hodie  uiia  persona  allquando  minus 
idonea  IV  vel  V  in  diversis  ecclesiis  obtinet  bene- 
ficia  .  .  .  quinimmo  una  persona,  cui  .  .  .  abunde 
una  suffleeret  canonica  vel  praebenda,  X  vel  XII. 
...  et  aliquando  plures,  sicut  vidi.  Heu  all- 
quando una  persona  tot  obtinet  dignitates,  perso- 
natus  vel  offlcia ,  quod  ex  eis  posset  L  vel  LX 
exercitatis  et  literatis  personis  sufflcientissime 
provideri."   Vgl.  auch  Th.  11.  S.  590.  591. 

1  Th.  II.  S.  575.  Anm.  2  a.  E. 

2  So  richtet  sich  die  pragmatische  Sanktion 
Ludwigs  IX.  V.  Frankreich  in  ihrem  c.  2  (Th.  II. 
S.  582.  n.  6  a.  E)  u.  in  c.  4:  „Item  promotiones, 
collationes ,  provisiones  et  dispositiones  praela- 
turarum ,  dignitatum  et  aliorum  beneflciorum 
quorumcunque  et  officiorum  ecclesiasticorum 
regni  nostri  secundum  dispositionem ,  ordina- 
tionem  et  determinationem  iuris  communis  et 
sacrorum  conciliorum  ecclesiae  dei  atque  instituto- 
rum  antiquorum  ss.  patrum  fieri  volumus  pariter 
et  ordinamus"  gegen  das  päpstliche  Kollations- 
recht, s.  Sold  an,  Ztschr.  f.  bist.  Theologie  1856. 
S.  383  flf.  Schon  bald  nach  der  ersten  General- 
reservation Clemens'  IV.  in  Betreff  der  bei  der 
Kurie  vakant  werdenden  Benefizien  wurde  die 
Frage  praktisch ,  ob  die  von  den  französischen 
Königen  kraft  des  Regalienrechts  zu  verleihen- 
den Aemter  von  diesem  Vorbehalt  getroffen  vFÜr- 
den.  Ludwig  IX.  widersetzte  sich  der  vom 
Papste  beanspruchten  Beschränkung  der  Regalie, 
und  sowohl  in  diesem  Streit ,  wie  auch  in  einem 
späteren,  welcher  darüber  zwischen  Bonifazius 
VIII.  und  Philipp  IV.  während  des  grossen  Kam- 
pfes beider  entstand,  endlich  in  einem  weiteren 
mit  Benedikt  XII.  i.  J.  1334  musste  das  Papst- 
thum  thatsächlich  nachgeben,  G.  J.  Phillips, 
Regalienrecht  in  Frankreich  S.  81.  84.  92 ff.,  96. 


In  Deutschland  hat  während  des  14.  Jahrhunderts 
namentlich  Ludwig  d.  Baier  den  päpstlichen  Pro- 
visionen entschiedenen  Widerstand  geleistet, 
Henrici  de  Rebdorff  chron.  (bei  Freher, 
rer.  germ.  ss.  ed.  Struve,  Argent.  1717.  1, 
598  ff.)  a.  1313  :  „In  Alemannia  magnum  schisma 
est  in  clero  et  populo  ex  provisionibus  sedis  apo- 
stolicae  ad  episcopales  et  solemnes  praelaturas 
et  alia  beneflcia,  quas  idem  Ludovicus  in  odiuni 
sedis  apostolicae  fortiter  impedivit,"  s.  auch  Th. 
II.  S.  576. 

Auch  in  England  machte  das  Parlament  und 
König  Eduard  III.  gegen  Mitte  des  14.  Jahrhun- 
derts den  päpstlichen  Provisionen  energische 
Opposition  ,  in  Folge  dessen  1350  durch  das 
Statute  of  provisors  of  beneflces  bestimmt  wurde, 
dass  der  König,  wenn  der  Papst  ein  Benefizium 
vergäbe,  dasselbe  für  dieses  Mal  verleihen  sollte. 
Im  J.  1373  erhoben  sich  wieder  neue  Klagen  und 
1376  gebot  der  König,  dass  alle  Provisionsbullen 
und  -Mandate  ihm  von  denjenigen  Geistlichen, 
an  welche  sie  gerichtet  wären,  zugestellt  würden, 
Gieselera.  a.  0.  IL  3,  125.  n.  30.  In  Kasti- 
lien  machte  ferner  Alfons  XL  Miene,  sich  den 
päpstlichen  Provisionen  zu  widersetzen,  Ray- 
nald.  ann.  1330.  n.  44,  doch  gelang  es  Clemens 
VI.,  ihn  zu  beschwichtigen,  1.  c.  a.  1344.  n.  54. 
a.  1348.  n.  14. 

3  So  insbesondere  in  Frankreich  seit  Cle- 
mens V.,  s.  dessen  Schreiben  von  1309  bei  Ba- 
luze  vit.  pap.  Aven.  2,  65.  145  u.  Gieseler 
a.  a.  0.  IL  3,  138 ff.   Vgl.  auch  Th.  IL  576.  590. 

4  In  England,  Sizilien,  Dänemark,  Schweden 
The  od.  a  Niem,  de  necessitate  reformat.  c.  7 
u.  9  bei  v.  d.  Hardt  conc.  Constant.  I.  7,  283. 
285;  Hübler,  Konstanzer  Reformation  S.  77; 
Gieseler  a.  a.  0.  S.  150;  s.  auch  Th.  II.  S. 
597.  S.  600  Anm.  (über  Ungarn). 
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hing  der  bisher  aus  dem  päi)stli('lieu  Kollationsreclit  hervorgegangenen  Missbräuche 
einen  der  >vichtigsten  Punkte  der  auf  die  Tagesordnung  gesetzten  Reformation  bilden. 
Auf  dem  Koncil  zu  Konstanz  drang  indessen  diejenige  Partei,  welche  die  bisherige 
Kurial-Praxis  in  ihrer  prinzipiellen  Basis  anfoclit  und  dieselbe  als  eine  blosse  Usur- 
pation beseitigen  wollte,  keineswegs  durch  ' ,  nicht  nur,  weil  das  Reformationswerk 
ü))erhaupt  bis  nacli  der  Beseitigung  des  Schismas  durch  die  demnächst  erfolgte  Wahl 
Martins  V.  2  verschoben  wurde  "^j  sondern  auch  weil  bei  den  einzelnen  Nationen  sich 
verschiedene  Interessen  geltend  machten  *  und  insbesondere  die  Universitäten  die  Be- 
seitigung des  auf  Herkommen  beruhenden  Vorrechtes  der  graduirten  Kleriker  bei  der 
Besetzung  geistlicher  Stellen  fürchteten  ^.  So  blieb  die  Regelung  dieses  Punktes  der  Ver- 
einbarung zwischen  dem  Papste  und  den  einzelnen  Nationen  überlassen.  In  den  mit 
den  letzteren  abgeschlossenen  Konkordaten  ^  hielt  der  Papst  prinzipiell  an  dem  kurialer 
Seits  beanspruchten  obersten  Kollationsrecht  fest  und  machte  allein  und  zwar  auch  nur 
auf  die  Dauer  von  5  Jahren  einzelne  Zugeständnisse^. 

Sowohl  das  deutsche ,  wie  das  romanische  Konkordat  ^  lassen  zunächst  im  Allge- 
meinen die  General-Reservationen  des  geschriebenen  Rechtes^,  sowie  der  Bullen: 
Plverrabilis  >^  und  Ad  rcgimen^^  fortbestehen  und  beschränken  diese  nur  durch  genaue 
Bestimmung  der  den  Reservationen  unterliegenden  Kurial-Aemter  und  durch  Aus- 
schliessung der  Ehrenkaplanate  ^^  von  diesen.  Demnach  sollen  künftighin  generell  der 
päpstlichen  Reservation  unterliegen 

1 .  Alle  bischöflichen  (Patriarchal- ,  erzbischöflichen)  Kirchen ,  Klöster,  Priorate, 
Dignitäten,  Personate,  Offizien,  Kanonikate,  Präbenden  und  übrigen  Säkular-  und 
Regular-Benefizien,  gleichviel  ob  sie  Kurial-Aemter  sind  oder  nicht,  ob  sie  herkömm- 
licher Weise  durch  Wahl  oder  auf  andere  Art  besetzt  werden ,  falls  sie  durch  Ableben 
ihrer  Inhaber  beim  apostolischen  Stuhl  ^^  oder  durch  eine  unter  päpstlicher  Autorität 
stattgehabte  Deposition ,  Privation ,  Translation  erledigt  oder  falls  eine  für  sie  erfolgte 


J  Hübler  a.  a.  0.  S.  25. 

2  Charakteristisch  ist  es,  dass  dieser  gleich 
nach  seinem  Regierungsantritt  am  26.  Febr.  1418, 
dem  Gebrauche  seiner  Vorgänger  folgend,  ebenfalls 
Kanzleiregeln  publicirt  hat,  in  welchen  die  Re- 
servationen der  Bulle  :  Ad  regimen  und  der  ersten 
Würden  nach  den  bischöflichen  in  den  Kapiteln 
aufrechterhalten  worden  sind,  und  eine  neue  in 
Betreff  der  Ordenspräceptorien  ,  sowie  der  Kano- 
nikate und  Benefizien  an  den  Patriarchalkirchen 
S.  Peter,  S.  Johann  im  Lateran  und  S.  Maria 
Maggiore  hinzugefügt  ist,  Mansi  28,  499. 

^  Hübler  a.  a.  0.  S.  25  ff. 

4  Hübler  a.  a.  0.  S.  78. 

5  Hübler  a.  a.  0.  S.  80. 

6  Im  englischen  Konkordate  finden  sich  keine 
Festsetzungen  über  die  Reservationen,  weil  die 
Engländer  den  Status  quo  wahren,  insbesondere 
das  Statute  of  provisors  of  benefices  v.  1350  (s.  0. 
8.  133.  n.  2)  und  damit  ihre  anticuriale  Gesetz- 
gebung festhalten  wollten,  Hübler  a.  a.  0.  S.  78. 

"^  c.  2  der  Konkordate.  Diese  sind  auch  über- 
haupt nurauf  5  Jahre  eingegangen,  vgl.  d.  Schluss 
derselben,  Hübler  S.  192.  205,  s.  auch  a.  a.  0. 
S.  115. 

«  0.  2,  a.  a.  0.  S.  167.  196. 
9  C.2.  34  in  VIto  de  praeb.  HI.  4,  s.  0.  S.  123. 
n.  10  u.  S.  125.  n.  2  u.  3. 


10  0.  S.  131. 

11  0.  S.  132. 

12  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Bulle :  Ad 
regimen  die  Veranlassung  zu  einer  masslosen  Ver- 
mehrung des  Kurial-Personals  und  insbesondere 
der  päpstlichen  Ehrenkapläne  —  solche  wurden 
in  Masse  und  in  allen  Ländern  ernannt  —  gege- 
ben hatte,  und  dass  dadurch  die  Reservationen 
ebenfalls  erweitert  worden  waren,  Hübler  a.  a. 
0.  S.  130.  n.  7.  S.  131.  n.  8  u.  9. 

13  Der  Text  -lautet :  „apud  sedem  apostolicam 
quocunque  modo  vacantia  et  imposterum  vaca- 
tura".  Unter  der  vacatio  apud  sedem  apostolicam 
im  eigentlichen  Sinne  ist  die  Erledigung  durch 
Ableben  des  Inhabers  am  Sitze  des  apostolischen 
Stuhles  oder  innerhalb  zweier  Tagereisen  davon 
zu  verstehen  (s.  0.  S.  125.  n.  3.),  womit  in  älte- 
rer Zeit  (s.  S.  123.  n.  9)  das  „in  curia  vacare" 
gleichbedeutend  gebraucht  worden  ist.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  const.  Ex  dehito  (0.  S.  130)  und  die 
const.  Ad  regimen,  scheidet  aber  die  Schule  beides 
und  gebraucht  den  letztgedachten  Ausdruck  als 
weiteren  für  jede  Vakanz,  welche  durch  einen  bei 
der  Kurie  stattfindenden  Akt  sich  vollzieht, 
Riganti  ad  reg.  I.  canc.  I.  §.  1.  n.  34;  Phil- 
lips 5,  486;  Hübler  S.  168..  n.  10.  In  der 
Stelle  der  Konstanzer  Konkordate  ist  das  letztere 
gemeint,  wie  die  sofort  folgende  Aufzählung  der 
Vakanzfälle  zeigt. 
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Wahl  oder  Postulation  wegen  einer  Kassation  oder  Zurückweisung  seitens  des  Papstes 
oder  wegen  der  Annahme  eines  etwaigen  Verzichtes  der  Gewählten  oder  Postulirten 
seitens  des  letzteren  keine  Wirkung  gehabt  hat  ; 

2.  sämmtliche  erwähnten  Benefizien  der  Kardinäle  und  der  aufgezählten  wirk- 
lichen, noch  in  ihren  Aemtern  fungirenden  Kurialbeamten  ^ ,  wenn  sie  durch  Tod  der- 
selben erledigt  werden  2, 

3.  aller  Legaten,  Collektoren  (d.  h.  Internuntien)  •^,  Rektoren  (Gouverneure)^  der 
römischen  Provinzen  und  der  Schatzmeister  (Geldsammler)  ^ ,  gleichviel  wo  diese  vor 
ihrer  Reise  oder  Rückkehr  zur  römischen  Kurie*'  sterben, 

4.  aller  derjenigen,  welche  wegen  irgend  welcher  Geschäfte  zur  römischen  Kurie 
reisen  oder  von  derselben  zurückreisen ,  wenn  sie  innerhalb  zweier  gesetzlichen  Tage- 
reisen von  derselben  sterben '', 

5.  sämmtlicher  Kurialbeamten,  welche  wegen  irgend  eines  Grundes  sich  von  dem 
Sitze  der  Kurie  wegbegeben  *^  und  an  einem  innerhalb  der  gedachten  Entfernung  be- 
legenen Orte,  welcher  nicht  ihr  Domizil  ist,  vor  ihrer  Rückkehr  versterben, 

6.  diejenigen  Klöster,  Priorate,  Dekanate,  Personate,  Administrationen,  Kanoni- 
kate,  Präbenden  und  anderen,  weltlichen  und  regulären  Kurat-  oder  Nichtkurat-Bene- 
fizien  ,  welche  in  Folge  einer  kraft  päpstlicher  Autorität  vorgenommenen  Beförderung 
zu  bischöflichen  (Patriarchal-  oder  erzbischöflichen)  Kirchen  oder  leitenden  Kloster- 
Aemtern  vakant  werden, 

7.  endlich  die  eben  genannten  Aemter,  wenn  sie  dadurch  zur  Erledigung  kommen, 
dass  ihre  Inhaber  unmittelbar  durch  den  Papst  oder  kraft  eines  Schreibens  desselben 
damit  unvereinbare  Priorate ,  Personate,  Offizien,  Kanonikate,  kirchliche  Präbenden 
oder  andere  Benefizien  übertragen  erhalten  und  deren  ruhigen  Besitz  erlangen  '^,  jedoch 
mit  Ausnahme  des  Falles ,  dass  die  Erwerbung  in  Folge  einer  vorher  ertheilten  päpst- 
lichen Anwartschaft  erfolgt  ist. 

Die  frühere  General-Reservation  der  ersten  Dignitäten  nach  der  bischöflichen 
Würde  in  den  Domkapiteln  und  der  Hauptdignitäten  in  den  Kollegiatstiftern  i<^  war  da- 
mit zugleich  beseitigt.  Martin  V.  gestand  ausdrücklich  zu ,  dass  die  Besetzung  dieser 
Stellen  nach  dem  früheren  Recht  erfolgen  sollte ,  eine  Zusicherung,  welche  in  dem 
romanischen  Konkordate  auch  auf  die  Konventual-Priorate,  Dekanate  und  Propsteien 
in  Klöstern  mit  wenigstens  1 0  Religiösen  ausgedehnt  ist  ^  ^ 


1  „etiam  per  obitum  cardinaliiim  eiiisdem  eccle- 
siae  Roraanae  ac  offlciariorum  dictae  sedis,  quamdiii 
ipsa  offlcia  actualiter  tenebunt,  videlicet  vicecan- 
cellarii,  camerarii,  Vllnotariorum^  auditorum  lite- 
rarum  contradictarum  et  apostolici  palatii  causarum 
auditorum,  correctorum,  CI  scriptorura  literarura 
apostolicarum  et  XXIV  poenitentlariae  praefatae 
sedis  etXXVabbreviatorum  necnon  verorum  com- 
mensalium  nostrorum  et  aliomm  XXV  capellano- 
rum  sedis  eiusdem  in  pitacio  descriptorum."  S. 
hierzu  die  Nachweisungen  S.  131.  n.  1. 

2  Diese  Reservation  beschränkt  sich  also  nicht 
auf  die  Erledigung  durch  Tod  apud  sedem  aposto- 
licam,  Hübler  a.  a.  0.  S.  169.  n.  11. 

3  vgl.  de  Luca,  relatio  curiaeRomanae  (Th.  I. 
S.  373  n.  *)  disc.  IV.  n.  16.  Th.  I.  S.  533. 

*  Riganti  comm.  ad  reg.  I.  §.  4.  n.  163 if. 

5  Th.  II.  S.  409. 

6  D.  h.  da,  wo  der  Papst  seine  Residenz  hat, 
wenngleich  dieselbe  auch  von  dem  Sitze  der  ein- 


zelnen Kurialbehörden  getrennt  ist,  denn  in  dem 
ersteren  konzentrirt  sich  die  Machtfülle  der 
kirchlichen  Gewalt  und  die  letzteren  sind  nur  zu 
seiner  Unterstützung  berufen,  de  Luca  1.  c. 
disc.  I.  n.  5.  u.  13.  Ueber  abweichende  unrich- 
tige Ansichten  vgl.  Hübler  a.  a.  0.  S.  172. 
n.  25. 

"i  Hierin  ist  die  Reservation  des  s.  g.  geschrie- 
benen Rechts  wiederholt,  S.  134.  n.  9. 

8  Dass  die  Reise  wegen  irgend  welcher  (reschäfte 
unternommen  worden  ist,  wie  im  Fall  3  des  Tex- 
tes, ist  hier  nicht  erforderlich. 

9  Hierin  liegt  eine  Erweiterung  gegenüber  der 
Reservation  der  Bulle:  Execrahilis  (s,  o.  S.  131) 
insofern  diese  nur  die  Erledigung  in  Folge  des 
Zusammentreffens  mehrerer  Kuratbeneflzien  im 
Auge  hat,  die  Konkordate  aber  die  Einschränkung 
auf  diese  Art  von  Benefizien  nicht  enthalten. 

10  S.  0.  S.  132. 

11  Hübler  S.  179.  199. 
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Dafür  erlangte  der  Papst  aber  das  Zugeständniss,  dass  von  allen  übrigen  Aemtern, 
soweit  diese  nicht  unter  den  oben  besprochenen  General-Reservationen  begriflfen  sind, 
die  Hälfte  ebenfalls  der  päpstlichen  Besetzung  unterliegen  sollte  ^  und  zwar  derge- 
stalt, dass  diese  mit  der  sonst  nach  gemeinem  oder  Gewohnheitsreclit  hergebrachten 
Verleihungsart  abzuwechseln  hatte  2. 

So  vortheilhaft  diese  Koncession  auch  für  den  Papst  erschien,  so  lag  andererseits 
doch  In  der  Annahme  derselben  eine  gewisse  Beschränkung  des  päpstlichen  Provisions- 
rechtes. Der  Papst  hatte  damit  auf  die  Vornahme  jeder  ferneren  General- und  Spezial- 
Reservation, auf  die  Ertheilung  von  Anwartschaften  und  auf  sonstige  Verfügungen 
(z.B.  eigene  Verleihungen)  in  Betreff  der  gedachten  Aemter,  soweit  sie  nicht  in  die 
päpstliche  Alternative  fielen,  verzichtet -^ 

Endlich  machte  der  Papst  das'weitere  Zugeständniss,  dass  in  Deutschland  die  Er- 
theilung von  Anwartschaften  auf  alle  Regular-Benefizien  ^ ,  in  den  romanischen  Län- 
deiTi  5  aber  auf  Klosterämter  mit  einem  jährlichen  Reinertrage  bis  zu  4  Dukaten  ^  und 
auf  Fremden-,  Armen-  und  Krankenhäuser  ausgeschlossen  sein  sollte  ''. 

In  Deutschland  sind  die  Konstanzer  Vereinbarungen  für  den  festgesetzten 
fünfjährigen  Zeitraum  zu  praktischer  Geltung  gelangt  ^. 

Dagegen  leistete  zwar  das  Pariser  Parlament  der  Durchführung  derselben  in  dem 
nördlichen  Theile  Frankreichs  Widerstand  ^,  indessen  wurde  dieser  durch  den  Regen- 


*  Eine  derartige  Theilnng,  aber  zu  zwei  Dritteln 
für  den  Papst  und  zu  einem  für  die  regelmässigen 
Kollatoren,  hatte  Martin  V.  früher  in  der  von  ihm 
vorgelegten  Reform-Akte  vorgeschlagen,  Hübl  er 
S.  43.  134.  Allerdings  erscheint  die  Alternative 
schon  in  der  französischen  Interims-Gesetzgebung 
des  J.  1407,  als  sich  die  gallikanische  Kirche 
gegenüber  den  verschiedenen  Päpsten  neutral  er- 
klärt hatte  und  die  definitive  Regelung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  dem  künftigen  allgemeinen 
Koncile  vorbehalten  wurde,  a.  a.  0.  S.  199.  n.  13. 
S.  282  ff. 

^  Vgl.  hierzu  noch  die  im  wesentlichen  über- 
einstimmenden näheren  Vorschriften  der  beiden 
Konkordate,  des  deiitschen  :  „quoties  vero  aliquo 
vacante  beneficio  cadente  in  vice  et  in  gratia  ex- 
spectativa  non  apparuerit  infra  III  menses  a  die 
notae  vacationis  in  loco  beneflcii,  quod  alicui  de 
illo  secundum  praedlctas  ordinationes  fuerit  auc- 
toritate  apostolica  provisum,  Ordinarius  vel  alius 
ad  quem  illius  dispositio  pertinebit,  de  illo  libere 
disponat,  nee  sibi  in  sua  vice  computetur.  Bene- 
ficia  etiam  quae  per  simplicem  renunciationem 
aut  permutationem  vacaverint,  neutri  parti  com- 
putentur",  und  das  romanische:  ,,ubi  autem  in 
his  quae  cadunt  sub  exspectativis  non  appareret 
aliquis  exspectans  infra  mensem  legitime  accep- 
tans  et  provisus,  infra  III  menses  collatorem  seu 
eius  vicarium  certlficans  a  die  notae  vacationis  in 
loco  beneflcii,  is  ad  quem  pertinet  conferat  seu 
disponat,  dispositioque  medio  facta  tempore  valeat 
nee  ei  computetur  in  sua  vice.  Item  beneficia  per 
resignationem  simplicem  non  cadent  sub  exspec- 
tativis, et  ista  et  illa  quae  ex  causa  permutationis 
conferentur  neutri  parti  computentur." 

3  Dies  ist  auch  ausdrücklich  ausgesprochen,  im 
deutschen  Konkordate  dahin :  .,dominus  noster 
ordinat,  quod  per  quamcunque  aliam  reservatio- 
nem,  gratiam  exspectativam  aut  quamvis  aliam 


dispositionem  sub  quacunque  verborum  forma  per 
cum  aut  eius  auctoritate  factam  vel  faciendam  non 
vult  neque  volebat  neque  intendebat  nee  intendit 
facere  aut  fleri,  quominus  de  media  parte  illarum 
et  illorum  cum  vacabunt,  alternis  vicibus  libere 
disponaturper  illos  adquos  collatio,  provisio,  elec- 
tio  aut  alia  quaevis  dispositio  pertinebit,  prout  ad 
ipsos  spectabit  de  consuetudine  vel  de  iure",  im 
romanischen  :  „quod  per  quamcunque  aliam  reser- 
vationem  seu  affectationem  aut  praerogativas  ultra 
praedlctas  vel  alias  dispositiones  apostolicas  seu 
gratias  exspectativas  non  flat  collatori ,  patrono 
vel  provisori  praeiudicium  in  dicta  medietate." 

4  Deutsch.  Konkordat  c.  2,  Hübler  S.  176. 

5  Roman.  Konk.  c.  3  i.  f.,  Hüb  1er  S.  203. 

6  Im  Konk.  steht  „IV  librarum  Turonensium 
parvorum".  Die  libra  Turonensis  war  aber  ur- 
sprünglich dem  Ducaten  oder  Kammergulden 
gleich,  Hübler  S.  132.  n.  13. 

■^  Eine  solche  Befreiung  hatte  Martin  V.  schon 
in  seinen  Kanzleiregeln  (S.  134.  n.  2)  festgesetzt. 
Maus  128,  512. 

8  S.  die  Nachweisungen  bei  Hübler  S.  315 fif. 
Nach  Verlauf  der  Frist  hat  der  Papst  dagegen 
wieder  unter  Erneuerung  der  alten  Ansprüche 
Reservationen  gegen  die  Bestimmungen  derselben 
vorgenommen,  Hübler  S.  324. 

^  Hier  waren  durch  zwei  königliche  Edikte  v. 
1418,  welche  vor  dem  Zustandekommen  des  Kon- 
stanzer Konkordates  ergangen  sind,  die  Beeinträch- 
tigungen der  Rechte  der  ordentlichen  Kollatoren 
in  Folge  von  päpstlichen  Provisionen  und  Anwart- 
schaften ausgeschlossen  worden,  H  ü  b  1  e  r  S.284flf. 
Diese  wurden  durch  eine  königliche  Ordonnanz 
von  demselben  Jahre  widerrufen,  a.  a.  0.  S.  292, 
und  als  das  Parlament  i.  J.  1419  die  Registrirung 
der  letzteren  verweigert  hatte,  Hess  die  Regie- 
rung diese  zwangsweise  vornehmen,  a.a.O.  S. 
292  ff. 
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ten,  den  Herzog  von  Burgund,  beseitigt  ^  Ja,  noch  vor  Ablauf  der  fünfjährigen  Frist  (nach 
der  inzwischen  erfolgten  Vereinigung  der  Kronen  Frankreichs  und  Englands  durch  den 
Vertrag  zu  Troyes  von  1420)  schloss  der  Herzog  von  Betford,  welcher  für  König  Hein- 
rich VI.  von  England  die  Regierung  führte,  mit  Martin  V.  ein  neues  Uebereinkom- 
men,  den  s.  g.  Rotulus  Betfordianus,  (1425)  ab^,  nach  welchem  dem  Papst  die 
vor  Ausbruch  des  Schismas  geltenden  Reservationen ,  insbesondere  die  Besetzung  der 
Prälaturen  '^  gegen  einen  Ternavorschlag  des  Herrschers,  sowie  die  Verleihung  von  zwei 
Dritteln  der  übrigen  Benefizien'^  gewährleistet  wurde. 

In  demjenigen  Theile  Frankreichs,  welcher  1418  unter  der  Leitung  des  Dauphins 
(Karls  VII.)  verblieben  war  5,  erlangte  das  Konkordat  zunächst  gegenüber  der  noch 
i.  J.  1423  bestätigten  Staats-Gesetzgebung  des  J.  1418  6  keine  Wirksamkeit  '^.  Wie  aber 
der  Herzog  von  Betford  zur  Befestigung  der  englischen  Herrschaft  und  zur  Gewinnung 
des  Beistandes  des  Papstes  die  gallikanischen  Freiheiten  geopfert  hatte,  so  suchte 
Karl  VII.  auch  seinerseits  die  Bundesgenossenschaft  Roms  zu  erlangen,  und  in  Folge 
der  Verhandlungen  mit  dem  Papste  wurden  hier  ebenfalls,  freilich  nicht  ohne  den 
Widerstand  des  Parlaments  von  Poitiers,  die  früheren  päpstlichen  Provisionsrechte 
in  den  Jahren  1425  und  1426  wieder  hergestellt^. 

So  wurde  der  Erfolg  des  Konstanzer  Reformwerkes ,  welcher  ohnehin  nur  ein 
verhältnissmässig  geringer  gewesen  war,  schon  innerhalb  des  ersten  Jahrzehntes  nach 
dem  Schluss  des  Konzils  wieder  beseitigt,  und  die  Kurie  konnte  in  die  früheren  Bahnen 
wieder  einlenken. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  erklärlich,  dass  das  Baseler  Konzil,  als  es  seiner- 
seits, schon  im  Gegensatze  zu  dem  Papste,  die  Kirchenreformation  von  Neuem  auf- 
nahm ,  das  päpstliche  Kollationsrecht  durch  seine  Beschlüsse  viel  weiter,  als  dies  zu 
Konstanz  geschehen  war,  zu  beschränken  suchte.     Nach  demselben -^  sollten 

1  Hübler  S.  298ff.  Louvre)  Paris  1757.   XIII,  107:  „Cum  .  .  .  alius 

2  Abgedruckt  bei  Bulaeus  bist,  univ.  Paris.  occurrit  alternative  modus,  vid.  quod  beneficia 
5,  366.  singulis  mensibus  Martii ,  Junii,    Septembris  et 

3  Rotul.  cit. :  ;;.  .  cum  propter  maliciam  tem-  Decembris  vacantia  ordinariorum  collatorum  seu 
porum  .  .  in  regno  Franciae  .  .  periculosum  sit  patronorum  provisione,  beneficia  vero  qui  ceteris 
providere  praelaturis,  dignitatibus  et  aliis  benefi-  mensibus  vacarent ,  apostolice  dispositioni,  quo- 
ciis  vacantibus  in  eodem  regno  de  personis  regi  usque  aliud  esset  ordinatum,  subiacerent,  notum 
et  eins  dominio  suspectis  et  de  quibus  plena  secu-  facimus ,  quod  nos  attendentes  praefatum  alter- 
ritas  verisimiliter  haberi  non  possit,  quod  huius-  native  modum  per  menses  priori  alternative  multo 
modi  guerrarum  tempore  durante  S.  V.  in  prae-  esse  clariorem  .  .  .  declaramus ,  nostre  .  .  volun- 
laturis  conferendis,  videl.  episcopatibus,  abbatiis,  tatis  existere,  quod  huiusmodi  alternative  modus 
primis  dignitatibus  in  ecclesiis  collegiatis,  priora-  observatur  ,  ."  1432  nacli  dem  Tode  Martins  V. 
tibus  conventualibus  et  similibus  uti  valeat  et  ist  diese  Ordonnanz  von  neuem  bestätigt  worden, 
possit  reservationibus  apostolicis ,  sicut  tempore  1.  c.  XIII.  181. 

Urbani  V.  et  Gregorii  XI.  utebatur,  providereque  5  Hübler  S.  291. 

singulis  dum  vacabunt  ad  supplicationem  et  re-  6  S.  S.  136.  Anm.  9. 

questam  dni  Regentis  d.  regnum  de  persona  nota-  "^  Hübler  S.  309. 

bili  et  bene  raerito  tali  provisione  digna  unius  ex  8  Schon  eine  Ordonnanz  v.  1425  gewährte  dem 

III  bus  pereum  super  his  S.V.  secretonominandis,  Papste  die  Kollationsrechte,  welche  zu  den  Zeiten 

alias  S.V.  non  admissionem  dignetur  tolerare  et  Clemens'  VII.  u.  Benedikts  XIII.  von  der  Kurie 

recusationem  ex  iuste  causa  sibi  notam  fieri'^''.  ausgeübt  waren.     Zur  Sicherung  der  Benefizien- 

*  Rotul.  cit.  :   „Item  quia  reperitur,  quod  tem-  Inhaber,    welche    in    der  Zwischenzeit    providirt 

pore  .  .  .  Urbani  et  Gregor!  XI.  dabantur  gratiae  waren,  erliess  Martin  V.  i.  J.  1426  in  Folge  der 

exspectativae   ad  quaecunque  alia  beneficia  intra  getroffenen  Vereinbarung  die  Bulle  :   Ad  sacram 

d. regnum consistentia,  S.V.  consimiliter  exspecta-  Petri. 

tivas  dare  valeat  et  admitti  valeant,  ipsorum  ta-  ^  Sess.  XXIII  (v.  1436).   decr.  6,  Mansi  29, 

men  tertia  parte  ordinariis  reservata'*.  Wegen  des  120:  „ipsas  omnes  tarn  generales  quam  speciales 

Drittels  s.  S.  136.  n.  1.  Ueber  den  näheren  Modus  sive    particulares    de   quibuscunque    ecclesiis    et 

der  Ausübung  vgl.  die  Ordonnanz  Heinrichs  VI.  beneficiis  quibus  tam  per  electionem,  quam  coUa- 

v,    1425,    Ordonnances  des   rois  de  France  (du  tionem    aut  aliam  dispositionem  provideri  solet, 
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1 .  alle  generellen  und  speziellen  Reservationen,  welche  durch  die  Extravaganten 
Johanns  XXII.  und  JJeiHHÜets  XII..  die  Kanzleiregeln  und  andere  päpstliche  Konsti- 
tutionen eingeführt  worden  waren,  mit  Ausnahme  der  im  corpus  iuris  enthaltenen  \ 
aufgelioben  sein.  Gleichzeitig  wurde  die  Aufstellung  neuer  verboten,  und  dem  Papste 
in  dieser  Ilinsiciit  nur  in  den  ihm  direkt  oder  kraft  Lehnverbandes  untergebenen 
Ländern  freie  Hand  gelassen. 

2.  Ebenso  wurden  für  die  Zukunft  alle  päpstlichen  Anwartschaften  bei  Strafe 
der  Niclitigkeit  ausgeschlossen  '^. 

3.  Andererseits  sollte  jedem  künftigen  Papst  das  Recht  zur  Besetzung  eines 
Kencfiziums  an  Kathedral-  und  Kollegiatkirchen  mit  zehn,  und  zweier  an  solchen  mit 
r)()  Benefizien  zustehen"^, 

4.  nicht  minder  die  Besetzung  von  Benefizien  durch  Prävention  des  ordentlichen 
Kollators ,  letzteres  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  Dekrete  der  Synode, 
insbesondere  die  über  die  Reservationen,  fortdauernd  in  Kraft  verbleiben  würden '^. 

Durch  die  pragmatische  Sanction  von  Bourges  von  1438  wurden  diese  Beschlüsse 
der  Baseler  Synode  in  Frankreich  gesetzlich  recipirt^  und  im  J.  1439  ebenfalls  in 
Deutschland  durch  die  in  Mainz  vollzogene  Acccptationsurkunde^  anerkannt.  Auch 
verstand  sich  Papst  Eugen  IV.  1447  in  den  s.  g.  Fürsten-Konkordaten  dazu  die 
Beobachtung  der  in  Deutschland  angenommenen  Basler  Dekrete  auf  so  lange  zuzu- 
lassen, bis  mit  seinen  Legaten  eine  anderweitige  Vereinbarung,  oder  durch  ein  zukünf- 
tiges Konzil  eine  andere  Bestimmung  getroffen  worden  wäre  '^.  Aber  auch  dieses  Mal 
wurde  das  gewonnene  Resultat  durch  das  zwischen  seinem  Nachfolger  Nikolaus  V. 
und  Kaiser  Friedrich  1448  zu  Wien  geschlossene  Konkordat  rückgängig  gemacht^. 
Dieses  erkannte  das  päpstliche  Provisionsrecht  im  Allgemeinen  in  der  Ausdehnung 
wieder  an,  welches  das  Konstanzer  Konkordat  demselben  belassen  hatte.  Insbesondere 
sind  dem  Papste  von  Neuem  die  o.  S.  134  u.  135  Nr.  1  bis  7  gedachten  General- 
Resei*vationen  ^  ohne  Beschränkung  auf  den  fünfjährigen  Zeitraum  zugestanden 
worden.    Hinsichtlich  der    nicht  von   denselben    betroffenen    anderen   Aemter,    mit 

sive  per  extravagantes  :  Adregimen  et  Execrabilis  droit  canonique.  II.   ed.  Lyon  1770.  4,  772  ff.), 

sive  per  regulas  cancellariae  aut  alias  apostolicas  Die  ModiflcationeTi,  die  vom  König  und  der  Ver- 

constitutiones  introductas,  haeo  s.  synodus  abolet,  Sammlung  gewünscht  wurden,  s.  1.  c.  §,  2.  22 ff., 

statuens  ut  de  caetero  nequaqnam  flant,   reser-  vgl.  auch  Hefele  Konzil.  Gesch.  7,  766ff. 
vationibus  in  corpore  iuris  expresse  clausis  et  his  6  Diese  vielfach  ebenfalls  s.  g.    sanctio  prag- 

quas  in  terris  Romanae  ecclesiae  ratione  directi  matica  abgedruckt  bei  Koch    santio  pragmatica 

seu  utilis  dominii  mediate  vel  immediate  fieri  Germanor.    illustr.    Argentorati    1789.    p.    93  ff. 

contigerit  duntaxat  exceptis".    Schon  in  Sess.  XII  105  ff.    (u.    a.    auch   bei    Gärtner   corp.    iur. 

(v.  1483)  decr.  2  war  eine  gleiche  Vorschrift  hin-  eccles.    1,  5ff.;    Münch    Konkordate  1,  42  ff.) 

sichtlich  der  General-Reservationen  der  bischöf-  Vgl.  tit.  2.  §.1;  tit.  22;  tit.  25.  §§.  3  ff.    Die 

liehen,  Kollegiatkirchen  und  Klöster,   sowie  der  weiteren  Bestimmungen,  welche  deutscher  Seits 

durch  die  Wahl  zu  besetzenden  Dignitäten  ge-  vorgeschlagen  wurden,   tit.  22  i.  f.  tit.  25.  §.6, 

troffen,  1.  c.  p.  61.    Ferner  gehört  hierher  Sess.  sind  im  wesentlichen  dieselben,  welche  dieFran- 

XXXI  (v,  1438)  decr.  2.  1.  c.  p.  161,   welches  zosen  zu  Bourges  verlangten,   s.  auch  Hefele 

die    Nichtigkeit    aller    Spezialreservationen    des  7,  776.    Die  Genehmigungserklärung  des  Baseler 

Papstes  und  seiner  Legaten  ausspricht.  Konzils  bei  Koch  1.  c.  p.  171. 

Damit  hatte  man  das  erreicht,  was  deutscher-  "^  S.  die  Bulle  :  Ad  tranquillitatem,   bei  Koch 

seits  schon  in  den  avisamenta  nationis  germani-  p.  183;   Gärtner  1,  108;   Münch  1,  80.    Die 

cae  zu  Konstanz  verlangt  worden  war ,  Hübler  BestätignngsbuUe  Nikolaus' V.,    welche  derselbe 

S.  42.  78.  mit  Rücksicht  auf  den  kurz  nachher  erfolgten  Tod 

1  Vgl.  0.  S.  123.  n.  10.  S.  124.  u.  S.  125.  Eugen's  IV.    1447    ausgestellt   hat,    bei  Koch 

2  Sess.  XXXI.  decr.  2  cit.  p.  197. 

3  L.  c.  8  Bei  Koch  1.  c.  p.  201  ff.;   Gärtner  1,  12; 
*  L.  c.  Münch  1,  88. 

5  Vgl.  tit.  2.  §.  2;  tit.  3;    tit.  4.  c.  1.  §§.  3.  9  Und  zwar  mit   denselben  Worten,    wie  im 

5.  6.  7  (Durand  de  Mailiane  dictionnaire  de       Konstanzer  Konkordate. 
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Ausnahme  der  ersten  Dignitäten  in  den  Stiftern,  —  für  diese  wurde  es  gleichfalls  bei 
der  Anordnung  des  Konstanzer  Vertrages  belassen  (s.  o.  S.  135)  — ,  hielt  man  zwar 
ebenfalls  an  der  dort  festgesetzten  Theilung  fest,  bestimmte  aber  in  näherer  Ausfüh- 
rung dieser  Vereinbarung ,  dass  bis  auf  anderweitige  Anordnung  durch  ein  künftiges 
Koncil  die  in  den  Monaten  Januar,  März,  Mai,  Juli,  September  und  November  (in  den 
s.  g.  päpstlichen  Monaten)  vakant  werdenden  Benefizien  der  Verfügung  des 
apostolischen  Stuhles ,  die  übrigen  aber  der  regelmässigen  Besetzung  der  bisherigen 
Verleihungsberechtigten  unterliegen  sollten  K  Als  Gegenleistung  für  diese  weitgehen- 
den Konzessionen  gab  endlich  der  Papst  dieselben  Verzichte  hinsichtlich  der  Erthei- 
lung  von  Anwartschaften  und  der  Aufstellung  weiterer  General-  und  Special-Reserva- 
tionen, wie  einst  Martin  V.  im  Konstanzer  Konkordat  (s.  o.  S.  136),  ab. 

Im  Wege  der  Separatverhandlung  mit  den  einzelnen  deutschen  Fürsten,  wobei  die 
mächtigeren  durch  besondere  Bewilligungen  gewonnen  wurden  ^,    gelang  es  der  Kurie 


■  De  ceteris  digiiitatlbus  et  beneficiis  qiiibus- 
cumque  secularibus  et  regularibiis  vacaturis  ultra 
reservationes  iam  dictas,  maioribus  dignitatibus 
post  pontificales  in  catbedralibus  et  principalibus 
in  coUegiatis  exceptio ,  de  quihus  iure  ordinario 
provideatur  per  illos  inferiores,  ad  quos  pertinet, 
idem  ss.  dominus  noster  per  quamcunque  aliam 
reservacionem,  gratiam  ,  expectativam  aut  quam- 
vis  aliam  dispositionera  sub  quacunque  verborura 
forma,  per  eura  aut  eius  auctoritate  factam  vel 
flendam  non  impediat,  quominus  de  illis  cum  va- 
cabunt  de  mensibus  Februarii,  Aprilis,  Junii, 
Augusti,  Octobris  etDecembris,  libere  disponatur 
per  illos  ad  quos  coUatio,  provisio,  presentatio, 
electio  aut  alia  quevis  dispositio  pertinebit,  reser- 
vationibus  aliis  a  premissis  ac  dispositionibus 
auctoritate  eiusdem  d.  nostri  pape  factis  vel 
flendis  non  obstantibus  quibuscunque.  Quotiens 
vero  aliquo  vacante  beneflcio  de  mensibus  Janu- 
arii ,  Marcii  ,  Mali ,  Julii ,  Septembris  et  Novem- 
bris  specialiter  disposltioni  apostolire  sedis  reser- 
vatis  non  apparuerit  intra  III  menses  a  die  note 
vacationis  in  loco  beneflcii ,  quod  alicui  de  illo 
apostolica  autoritate  fuerit  provisum ,  ex  tunc  et 
non  antea  Ordinarius  vel  alius ,  ad  quem  illius 
dispositio  pertinebit  de  illo  libere  disponat.  Item 
ad  tinem  ut  hec  ordinatio  coUationis  beneflciorum 
non  reservatorum  per  alternos  menses  possit  per 
nationem  publicari  et  omnes  qui  ipsa  gaudere 
voluerint,  tempus  congruum  habeant  eandem 
acceptandi,  tunc  quoad  apostolicam  sedem  in 
Kai.  Jan.  proximis  futuris  ipsa  currere  incipiet 
durabitque  deinceps  nisi  in  futuro  concilio  de 
consensu  nationis  aliter  fuerit  ordinatum". 

Die  Bestimmung  der  o.  zu  Anfang  mitgetheil- 
ten  Stelle  ist  Gegenstand  heftigen  Streites  ge- 
wesen. In  dem  Wiener  Exemplar  der  Bestäti- 
gungsbulle Nikolaus'  V.  v.  1448  waren  die  kursiv 
gedruckten  Worte  :  de  quihus  ausgefallen  ,  K  o  c  h 
1.  c.  p.  240.  In  Folge  dessen  hat  schon  Aeneas 
Sylvius  in  einem  Brief  v.  1457,  1.  c.  223.  n.  83 
die  Bestimmung  dahin  aufgefasst,  dass  die  Haupt- 
dignitäten  dem  Papste  reservirt  sein  sollten,  und 
es  haben  demnächst  auch  einzelne  Päpste  solche 
verliehen,  ep.  Sixti  IV.  de  libera  electione  prae- 
positorum  Spirens  v.  1478 :  „postmodum  vero  a 
nonnullis  temporibus  citra  praetextu  concorda- 
torum  nationis   germanice    cum    sede    apostolica 


nonnulle  persone  .  .  .  preposituras  ut  praedictas 
tanquam  dicte  sedis  dispositioni  generaliter  re- 
servatas  ab  eadem  sede  impetrarunt" ,  Würdt- 
wein  subs.  dipl.  9,  203.  Einzelne  Kapitel 
Hessen  sich  daher  besondere  Indulte  auf  die  Wahl- 
berechtigung zu  den  gedachten  Dignitäten  geben, 
Koch  1.  c.  p.  241  Anm.,  p.  290.  297  (Indulte 
für  Speier  u.  Mainz  v.  1481  u.  1562),  vgl.  auch 
bull.  Sixti  IV.  cit.,  während  andere  den  päpst- 
lichen Provisionen  Widerstand  geleistet  haben, 
Moser  a.  0.  0.  III.  3.  §.  26.  S.  668 if. 

Dass  es  sich  übrigens  hierbei  lediglich  um  eine 
.aus  einem  Versehen  entstandene  Textverderb- 
niss  gehandelt  hat,  ist  nicht  zweifelhaft.  Andere 
Exemplare  und  Abdrücke  der  Bulle  haben  die 
mit  dem  Konkordate  selbst  übereinstimmende 
Lesart,  vgl.  auch  Hefele  a.  a.  0.  7,  843. 

2  So  erhielten  die  geistlichen  Churfürsten  und 
der  Erzbischof  von  Salzburg  das  Indult ,  die  in 
den  päpstlichen  Monaten  erledigten  Benefizien  zu 
besetzen.  Diese  Indulte  sind  später  regelmässig 
erneuert  und  zuerst  auf  Lebenszeit,  dann  aber 
gewöhnlich  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren 
(gewöhnlich  5)  ertheilt  worden,  vgl.  Hedderich 
i.  d.  collatio  dissertationum  ex  iure  eccles. 
German.  Bonn  1749.  1,  221;  Hedderich  ele- 
menta  iur.  canonici  P.  IV.  p.  145  ;  Breve  Pius'  V. 
v.  1566,  Guden.  cod.  dipl.  Mogunt.  4,716; 
Dalham  conc.  Salzburg.  Aug.  Vindel.  1788. 
diss.  praevia  §.  23.  p.  25ff.;  (Klein  may  er  n) 
Juvavia  S.  280.  Ein  Formular  für  ein  solches 
Indult  bei  Gaertner  corp.  iur.  2,  439.  S. 
ferner  die  gravamina  der  Erzbischöfe  v.  1769  u. 
die  Emser  Pnnktation,  daselbst  p.  332.  356. 
Wegen  der  Klagen  über  spätere  Beschränkungen 
dieser  Indulte  im  17.  u.  18.  Jahrhundert  vgl. 
Hedderich  elem.  4,  171  u.  Gaertner  I.e. 
2,  332.  Für  einzelne  Kapitel  kommen  ebenfalls 
solche  Indulte  vor,  so  für  das  zu  Speyer  (?.  ep. 
Sixti  IV.  V.  1477,  Koch  1.  c.  p.  287)  auf  Wahl 
des  Dekans  und  Scholasters  bei  Erledigung  dieser 
Stellen  in  einem  päpstlichen  Monat.  Auch  hängt 
wohl  damit  die  Gewährung  des  Nominations- 
rechtes  auf  die  Bischofsstühle  an  den  Churfürsten 
von  Brandenburg  1447  (Th.  II.  S.  610.  n.  14) 
zusammen.  Dagegen  haben  sich  einzelne  Diö- 
cesen,  so  z.  B.  die  Bamberger,  von  der  Alter- 
native frei  zu  erhalten  gewusst,  Probst  turna- 


1  10  I.  Die  Hierarcliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  115. 

deninäclist  die  Anerkennung  des  Wiener  Konkordates  für  deren  Territorien  zu  erhal- 
ten'. Auf  diese  Weise  ist  dasselbe  die  Grundlage  für  die  päpstliche  Provisions-  und 
Reservations-l^raxis  in  Deutscldand  geworden,  ja  die  abweichenden  Bestimmungen  des 
Baseler  Koncils  und  des  Mainzer  Acceptations-Instrumentes  sind  hier  allmählich  ganz 
in  Vergessenheit  gerathcn^. 

Irgend  einen  dauernden  Erfolg  haben  somit  die  Reformversuche  des  1  5.  Jahrhun- 
derts gegenüber  dem  Papstthum  nicht  erreicht.  Im  Gegentheil  hatte  selbst  das  Baseler 
Konzil,  welches  am  radikalsten  vorgegangen  war,  das  päpstliche  Kollationsrecht  nicht 
einmal  mehr  principiell  in  Frage  zu  stellen  vermocht.  So  ist  dasselbe  in  fortdauernder 
Geltung  geblieben,  und  es  konnten  Beschränkungen  desselben  nur  dadurch  eintreten, 
dass  die  Kurie  selbst  solche  durch  besondere  Privilegien  zugestand  oder  die  weltliche  Ge- 
setzgebung einzelner  Staaten  der  Ausübung  dieses  Rechtes  bestimmte  Schranken  setzte^. 

§    145.   b.  Die  päpstliche  Besetzung  der  kircldiclien  Aemter  nach  dem  katholi- 
schen Kirchenrecht^  insbesondere  nach  den  Kanzleiregeln. 

Wie  sich  aus  dem  vorhergehenden  §  ergiebt,  ist  das  päpstliche  Besetzungsrecht 
zunächst  in  der  Art  geübt  worden,  dass  dem  ordentlichen  Kollator  durch  ein  manda- 
tum  de  providendo  die  Uebertragung  eines  bestimmten  vakanten  oder  erst  künftig- 
hin zur  Erledigung  kommenden  Amtes  aufgegeben  wurde.  Sehr  bald  haben  dann  die 
Päpste  selbst  einzelne  Benefizien  verliehen  und  endlich  auch  ganze  Klassen  von 
Aemtern  ein  für  alle  Mal  ihrer  Besetzung  vorbehalten  oder  reservirt. 

Demnach  ist  in  Betreff  der  Ausübung  des  päpstlichen  Provisionsrechtes  die  direkte 
Besetzung  und  die  Ertheilung  eines  Provisionsmandates  an  den  ordentlichen  Kollator 
zu  unterscheiden.  Die  erstere  kann  hinsichtlich  eines  bestimmten  vakanten  Benefiziums, 
dessen  Verleihung  der  ordentlichen  Besetzung  an  sich  nicht  entzogen  ist,  eintreten,  wenn 
der  Papst  dem  Besetzungsberechtigten  zuvorkommt ;  oder  sie  kann  erfolgen,  weil  das 
Benefizium  dem  Papste  vorbehalten,  also  der  ordentliche  Kollator  überhaupt  von  der 
Besetzung  desselben  ausgeschlossen  ist.  Den  ersteren  Fall  begreifen  die  Kanonisten 
unter  der  Bezeichnung:  concursus^,  den  zweiten  nennen  sie  :   Reservation. 

Das  Provisionsmandat  bezieht  sich  entweder  auf  ein  vakantes  oder  auf  ein  noch 
nicht  erledigtes  Amt.  Im  letzteren  Fall  liegt  eine  Anwartschaft,  Expektanz,  gratia 
exspectativa  vor  ^,  und  in  der  Ertheilung  einer  solchen  eine  Prävention  ^  des  Papstes 
gegenüber  dem  ordentlichen  Kollator. 

rius  eccles.  Germaniae  Bamb.  et  Wirceb.   1777.  *  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  VIII  cancell. 

p.  377 ff.  prooem.   §.2.   n.  1;    Garcias  tract.   de  benef. 

1  Vgl.  darüber  Koch  1.  c.  p.  42.  ^}J-    «•  \-   "'  l\   \^^^V'    ^^  '^   beneflciaria 

'  ^  1.  II.  qu.  2.   n.  21.  62;    Leuren.    for.    benef. 

2  Das  letztere  ist  erst  im  vorigen  Jahrhundert  p,  n.  qu.  513;  Reiffenstuel  III.  5.  n.  151. 
durch  Ho  rix  concord.  nationis  German.  integra.        ^[54 

Francof.  et  Lips.  1763,   wieder  an  das  Licht  ge-  5  s.   z.  B.    die    Kanzleiregeln   Martins  V.    v. 

zogen  worden.  1417^   Mansi  28,  501. 

In  Betreff  der  jetzt  nicht  mehr  interessirenden  6  Lotter.  1.  c.  n.  62u.  qu.  25.  n.  1;  Leuren. 

Kontroverse  über    das  Verhältniss  des   Konkor-  j    c.  n.2;    Reiffenstuel  1.   c.  n.  151.    153, 

dates  zu   dem  Mainzer  Instrument,    welche  na-  ^eil   hier    der  Papst    der  Vakanz    zuvorkommt, 

mentlich  während  der  Nuntiaturstreitigkeiten  leb-  indessen  wird  der  Ausdruck  :  Prävention  auch  von 

haft  ventilirt  worden  ist,  vergl.  die  Nach  Weisungen  ^em  Falle  der  Konkurrenz  ,  wenn  der  Papst  bei 

bei  Koch  p.  45;   Gieseler  a.  a.  0.  IL  4,  104  der  Besetzung  den  Ordinarius  durch  seine  frühere 

Note  u.  Hefele  a.  a.  0.  S.  846.  Verleihung    ausschliesst ,    gebraucht;    vgl.  z.  B. 

3  Wie  dies  in  Frankreich  der  Fall  war,  wo  man  Go  nz  alez  1.  c.  §.  3.  n.  2.  Die  Reservationen 
zunächst  an  der  pragmatischen  Sanction  von  werden  von  manchen,  s.  z.  B.  Reiff  enstu  el  1. 
Bourges  festhielt.  c.  n.  152,  als  Abart  der  Prävention  aufgefasst. 
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Mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieiReservationen  die  praktisch  wichtigste  Art  der 
Ausübung  des  päpstlichen  Kollationsrechtes  geworden  sind,  handele  ich  zuerst : 

I.  von  den  Reservationen.  A.  Begriff.  Eintheilungen.  Unter- 
schied von  der  Affektion.  Die  Reservation  suspendirt  die  Rechte  derjenigen, 
welche  für  die  Regel  ein  Benefizium  zu  verleihen  oder  bei  der  Besetzung  desselben 
mitzuwirken  haben,  zu  Gunsten  des  Papstes  ^  Daher  ist  jede  der  Reservation  zuwider 
erfolgende  Besetzung  des  Benefiziums  nichtig,  und  kann  keine  rechtlichen  Wirkungen 
erzeugen.  Indessen  bleibt  die  ordentliche  Verleihung  gültig,  falls  der  Kollator  von 
der  Reservation  nichts  wissen  konnte  2.  Wenn  aber  der  einen  oder  der  andern  Art 
der  Reservation  eine  Kassationsklausel  in  Bezug  auf  jedes  Zuwiderhandeln  beigefügt 
ist  3,  so  kommt  auf  die  Kenntniss  des  ordentlichen  Verleihungsberechtigten  nichts  an, 
vielmehr  sind  alle  seine  Handlungen  nichtig ,  ja  es  wird  ihnen  auch  jeder  Schein  des 
Rechts  genommen,  und  der  Beliehene  erlangt  dadurch  weder  einen  s.  g.  titulus  colo- 
ratus^,  noch  den  Besitz-  und  Spolienschutz  ^. 

Die  früheren  Kanonisten  theilen  die  Reservationen  in  reservationes  generales  und 
speciales  ein,  je  nachdem  sie  sich  auf  nur  nach  allgemeinen  Kriterien  bezeichnete  Be- 
nefizien  (z.  B.  beneficia  in  curia  vacantia)  oder  auf  gewisse  bestimmt  genannte  Be- 
nefizien  (z.  B.  einzelne  Dignitäten,  Benefizien  an  einer  einzelnen  Kirche)  beziehen^, 
während  es  richtiger  wäre,  als  General-Reservation  die  ein  für  alle  Mal  erfolgte  Reser- 
vation von  Benefizien,  möge  dieselbe  in  der  einen  oder  andern  Art  ausgesprochen  sein, 
als  Spezial-Reservation  aber  eine  solche,  welche  nur  für  ein  einzelnes  bestimmtes  Bene- 
fizium in  einem  gewissen  Vakanzfall  angeordnet  wird,  zu  bezeichnen. 

Ferner  unterscheidet  die  Doctrin  reservationes  reales  und  reservationes  personales. 
Jene  sind  diejenigen ,  welche  mit  Rücksicht  auf  das  vorbehaltene  Benefizium  selbst, 
diese  diejenigen,  welche  im  Interesse  gewisser  Personen  gemacht  sind'.  Zu  den  letz- 
teren gehörten  die  s.  g.  reservationes  mentales.  Ihre  Eigenthümlichkeit  bestand  darin, 
dass  der  Papst  bei  der  Vornahme  derselben  die  begünstigte  Person  nicht  nannte,  son- 
dern dieselbe  vorerst  für  sich  [in  mente)  behielt.  Diese  Reservationen  sind  erst  unter 
der  Regierung  Alexanders  VI.  (1492 — 1503)  aufgekommen*^,  aber  bereits  durch  das 
Trienter  Konzil  verboten  worden  ^. 

Schon  im  1 5 .  Jahrhundert,  insbesondere  in  c.  14  de  praeb.  Extrav.  comm.,  wird 
für  das  Wort  reservatio  auch  der  Ausdruck:  affectio  gebraucht '0.  Die  spätere  Doktrin 
hat  indessen  mit  Rücksicht  darauf,   dass  beide  Bezeichnungen  in  der  gedachten  Stelle 

*  Die  übliche  ältere  Definition  lautet:  „est  be-  5  Dies  ist  nicht  die  Wirkung  der  Reservation, 
neflcii  vacaturi  per  papam  ad  se  avocatio,"  Ri-  sondern  der  beigefügten  Kassationsklausel,  vgl. 
ganti  in  rubr.  reg.  I.  canc.  §.  1.  n.  31  und  die  (iarcias  1.  c.  n.  408;  Lotter  1.  c.  qu.  6.  n. 
dort  citirten.  Da  indessen  der  Papst  nach  kurialer  5  ff.  ;  Leuren.  1.  c.  qu.  522.  n.  2.  Inkorrekt 
Lehre  ein  generelles,  oberstes  Kollationsrecht  be-  Phillips  5,  487. 

sitzt,  und  kraft  dieses  jedes  Benefizium  besetzen  6  Garcias  1.  c.  n.  58  ff. ;   Riganti  1.  c.  n. 

kann,    so  kann  das  Wesen  der  Reservation  nur  59  ff.    Einzelne  ältere  verstehen  unter  den  Ge- 

darin  liegen,  dass  das  konkurrirende  Besetzungs-  neralreservationen  diejenigen ,  welche  im  corpus 

recht  eines  Anderen  beseitigt  wird.  iuris  enthalten  sind,    unter  den  speciellen  die- 

In  wie  weit  dem  legatus  a  latere  das  Reserva-  jenigen ,     welche    die    Kanzleiregeln    eingeführt 

tionsrecht  zukommt,  s.  Th.  I.  S.  515.  haben. 

2  Denn  dann  hat  der  Kollator  in  völlig  berech-  "^  Riganti  ad  rubr.  reg.  I.  canc.  §.  2.  n.  1  ff. 
tigter  Weise  gehandelt,    c.  20  (Bonif.  YIH.)  in  8  L.  c.  §.  1.  n.  35. 

VIto  de  praeb.   IIL  4,   s.   auch  Reiffenstuel  9  Sess.  XXIV.  c.  19.  de  ref. 

III.  5.  n.  383.  384.  10  III.  2  (Paul  II.  1467).    In  den  Kanzleiregeln 

3  Das  s.  g.  decretum  irritans.  Martins  V.   1418,    Mansi  28,  500,  bedeutet 

*  S.  Th.  II.  S.  656.  er  soviel  wie  die  Wirkung  der  Reservation. 
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nebeneinander  vorkommen  ,  dieselben  unterscheiden  zu  müssen  geglaubt.  Im  Gegen- 
satz zur  Reservation  begreift  sie  unter  der  Affekt ion  alle  diejenigen  Fälle,  in 
welchen  der  Papst  die  Hand  auf  ein  bestimmtes  Benefizium  legt  und  dabei  zu  erkennen 
giebt,  dass  er  seinerseits  über  dasselbe  verfügen  wilP,  und  schliesst  das  Besetzungs- 
recht des  ordentlichen  Kollators  deshalb  aus,  weil  derselbe  wegen  der  schuldigen  Ehr- 
furcht vor  dem  Papste  sich  nicht  mehr  mit  solchen  Angelegenheiten  befassen  dürfe, 
welche  der  letztere  selbst  an  sich  gezogen  habe'-^.  Man  rechnete  hierher  z.  B.  die 
Verleihung  eines  Benefiziums  zur  Kommende,  die  Vereinigung  eines  solchen  mit  einem 
anderen  auf  Lebenszeit  des  Begünstigten,  die  Ertheilung  eines  Provisionsmandates  für 
ein  bestimmtes  Benefizium,  sowie  die  direkte  Besetzung  durch  den  Papst,  wenn  diese, 
etwa  wegen  eines  Mangels  in  der  Person  des  Beliehenen,  nicht  zur  Wirksamkeit 
gelangt  war  ^. 

An  und  für  sich  ist  die  Wirkung  der  Affektion  dieselbe,  wie  die  der  General-  und 
Spezial-Reservation,  ja  die  Reservation  eines  bestimmten  Benefiziums  in  einem  einzel- 
nen Vakanzfalle  ist  gleichfalls  an  und  für  sich  nichts  anderes  als  eine  Affektion,  nur 
dass  mit  dem  letzteren  Worte  die  Wirkung  einer  solchen  Reservation  bezeichnet  wird. 
Da  aber  derselbe  Erfolg  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  man  eine  Affektion  im 
eigentlichen  Sinne  annahm,  ebenfalls  eintrat,  andererseits  aber  die  Doktrin  bei  der 
einmal  von  ihr  beliebten  Unterscheidung  auch  ein  die  Spezial-Reservation  gegenüber 
der  Affektion  abgränzendes  Merkmal  aufzustellen  genöthigt  war ,  so  entnahm  sie  die- 
ses dem  c.  14  cit.,  indem  sie  die  darin  ausgesprochene  Kassation  etwaiger  Zuwider- 
handlungen verallgemeinerte.  Auf  diese  Weise  gelangte  sie  zu  dem  Satz,  dass  jeder 
mit  der  Aflfektion  unverträgliche  Akt  des  ordentlichen  Kollators,  ohne  Rücksicht  dar- 
auf ,  ob  der  letztere  Kenntniss  von  derselben  gehabt  habe ,  oder  eine  Kassation  aller 
dagegen  verstossenden  Handlungen  ausgesprochen  worden  ^,  nichtig  sei,  während  diese 
Regel  für  die  Reservationen  nur  in  Ausnahmefällen  Geltung  habe  ^.  Ferner  betonte 
man,  dass  die  Reservation  allein  durch  ausdrückliche  Erklärung,  die  Affektion  aber  auch 
durch  eine  blosse  Verfügung  des  Papstes ,  mithin  durch  eine  konkludente  Handlung 
erfolgen  könne  6,  sowie  dass  die  letztere  stets  nur  vorübergehend  wirke,  d.  h.  allein 
auf  so  lange ,  bis  der  Zweck,  zu  welchem  der  Papst  die  afficirende  Handlung  vorge- 
nommen habe,  erreicht  worden  sei  ^.  Indessen  wirkt  die  Spezial-Reservation  ebenso- 
wenig fortdauernd ,  und  auch  der  Umstand,  dass  die  Affektion  nicht  ausdrücklich  zu 
geschehen  braucht,  bildet  keinen  begrifflichen  Unterschied  gegen  die  Reservation, 
weil  principiell  wenigstens  eine  solche  durch  konkludente  Handlungen  nicht  ausge- 
schlossen erscheint ,  und  man  die  Fälle  der  Affection  an  und  für  sich  mit  Fug  und 
Recht  auch  als  stillschweigende  Reservationen  bezeichnen  könnte  ^.    Trotzdem  ist  man 


1  H.  Gonzalez  sup.  reg.  VIIL  canc.  gl.  52. 
n.  1  ff.  ;  Leuren.  1.  c.  qu.  523.  n.  1;  Riganti 
l.  c.  §.  1.  n.  70. 

2  H.  Gonzalezl.  c.  n.7;  Riganti  1.  c.  §.  L 
n.  81.  Dabei  berief  man  sich  auch  auf  c.  56.  X. 
de  appell.  II.  28  u.  c.  11.  X.  de  excess.  prael. 
V.  31. 

3  H.  Gonzalez  1.  c.  n.  llff.;  Barbosa  J. 
E.  U.  III.  13.  n.  90  ff.;  Riganti  1.  c.  n.  82  ff.; 
Reiffenstuel  III.  5.  n.  416  ff. 

4  Gonzalez  1.  c.  n.  6  ff.  ;  Riganti  1.  c. 
§.  1.  n.  76.  77;  Reiffenstuel  1.  c.  n.  412. 
414. 

•^  S.  o.  S.  141. 


6  Gonzalezl.  c.  n.  4;  Riganti  1.  c.  n.  75 ; 
Leuren.  I.e.  qu.  523.  n.  1;  Reiffenstuel 
n.  410. 

7  Lotter.  1.  c.  1.  II.  qu.  25.  n.39;  Leuren. 
qu.  523.  n.  1.  cit.  ;  Reiffenstuel  1.  c.  n.412. 
lieber  die  Anwendung  des  Princips  auf  die  ein- 
zelnen Fälle  vgl.  Gonzalez  1.  c.  n.  11  ff.; 
Garcia s  1.  c.  n.  139  ff.;  Riganti  1.  c.  §.  1.  n. 
82  ff.  Hierbei  sind  manche  Kontroversen  ent- 
standen ,  da  die  kurialen  Schriftsteller  von  der 
Tendenz  geleitet  waren,  die  Affektionen  möglichst 
auszudehnen. 

^  Schon  den  Aelteren  hat  sich  der  Gedanke, 
das.s  die  affectio  eine  reservatio  specialis  sei,  auf- 
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aber  noch  heute  genöthigt,  die  Affektionen  und  Reservationen  auseinander  zu  halten. 
Denn  abgesehen  von  dem  in  der  Doktrin  gemachten  Unterschiede  in  Betreff  ihrer 
Wirkungen,  ist  der  einmal  festgestellte  Begriff  der  Affektion  so^^^ohl  durch  die  Kanz- 
leiregeln ^,  wie  auch  durch  das  Tridentinum^  recipirt  worden. 

Es  ist  ersichtlich ,  dass  durch  die  Aufstellung  und  Entwicklung  des  Begriffes  der 
Affektion  das  päpstliche  Provisionsrecht  ebenfalls  eine  Erweiterung  erfahren  hat.  Ihrem 
Wesen  nach  mit  der  Reservation  eng  verwandt,  trat  sie  allerdings  nicht  unter  der  übel 
berufenen  Bezeichnung  derselben  auf,  und  überdies  hat  sich  die  Doktrin  darzuthun  be- 
müht, dass  dieselbe  schon,  ebenso  wie  einzelne  Reservationsfälle,  im  Corpus  iuris  ca- 
nonici anerkannt  gewesen  sei  ^. 

B.  Die  General-Reservationen  im  Einzelnen.  Die  General-Reser- 
vationen haben  mit  wenigen  Ausnahmen  Aufnahme  in  die  Kanzleiregeln  gefunden. 
Ihre  Aufzählung  und  Besprechung  lässt  sich  daher  am  besten  an  diese  anschliessen. 

Die  erste  Kanzlei regel  wiederholt  die  Reservationen  der  im  vorigen  Paragra- 
phen S.  130.  131  erwähnten  Konstitutionen  Benedikts  XII.  und  Johanns  XXIL,  frei- 
lich mit  gewissen  Erweiterungen  ^. 

Reservirt  sind  nach  derselben  : 

1 .  die  beim  apostolischen  Stuhle  durch  Tod  ihrer  Inhaber  vakant  werdenden  Be- 
nefizien.  Jedoch  hat  daneben  die  schon  im  Sextus  enthaltene  Reservation^  ihre  Gel- 
tung nicht  verloren,  weil  die  sie  einschliessende  Rechtssammlung  Gesetzeskraft  be- 
sitzt ß. 

Zu  den  reservirten  Benefizien  gehören ,  allerdings  nicht  auf  Grund  des  corpus 
iuris,  wohl  aber  in  Folge  der  stetigen  Erneuerung  der  const.  Adregimen,  die  Bis- 
gedrängt, Garcias  1.  c.  n.  62;  Lotter  1.  c.  n.  ampliavit  et  ea  etiani  beneflcia  omnia  dispositioni 
29;  Rigaiiti  1.  c.  §.  1.  n.  71.  suae  reservavit,    de  quibus  per  dictos  ordinarios 

1  S.  z.  B.  regula  IX.  ant  alios  collatores  contra  eiusdem  concilii  decre- 

2  Sess.  XXI.  c.  5  (;,beneflcia  generaliter  vel  torum  formam  dispositum  fuerit.  Decernens  irri- 
specialiter  reservata  vel  qualitercunque  affecta"),  tum  et  cet.'^''  (das  decretum  irritans  ist  erst  von 
Sess.  XXIV.  c.  15 („quacunque  reservatione  gene-  Alexander  VII.  [1655 — 1677]  beigefügt,  Ri- 
rali  vel  speciali  aut  affectione").  ganti  ad  reg.  I.  canc.  §.  10.  n.  44). 

3  Gonzalez  1.  c.  n.  7  u.  9  u.  Kiganti  1.  Cr  Die  ausdrückliche  Aufnahme  der  erwähnten 
§.  1.  n.  48.  85.  Man  führte  nämlich  aus,  dass  Konstitutionen  und  ihre  stetige  Wiederholung 
das  c.  14.  cit.  eine  Deklaration  des  c.  56.  X.  de  durch  die  Kanzleiregeln  erklärt  sich  daraus,  dass 
appell.  11.  28  enthalte.  Ihre  praktische  Bedeutung  erstere  nur  transitorisch  für  die  Zeit  ihrer  Ur- 
hatte  diese  Ansicht  für  die  Frage,  ob  dieAffektio-  heber  erlassen  waren,  Riganti  1.  c.  ad  reg.  ;^. 
nen  durch  das  Wiener  Konkordat  und  andere  1.  n.  1.  2,  Schon  Johann  XXIII.,  v.  d.  Hardt, 
ähnliche  Vereinbarungen  ausgeschlossen  seien.           cons.  Const.  I.  21,   454  und  Martin  V.,  Mansi 

4  In  prirais  fecit  easdem  reservationes  quae  in  28,  500  haben  die  erstgedachte  Konstitution  in 
const.   fei.  rec.  Benedict!  pp.  XII.  quae   inoipit :        ihren  Kanzleiregeln  aufrecht  erhalten. 

Ad  re^i'men  continentur  et  illas  innovavit  ac  locum  5  o.  2.  in  VIto  de  praeb.  III.  4  in  Verbindung 

habere  voluit,    etiamsi  offlcialis  in  eadem  consti-  mit  c.  3.  34.35  eod.,  s.  o.  S.  123  ff. 

tutione  expressi  apostolicae  sedis  offlciales  ante  6  Darum  ist  die  Reservation  d.  c.  2  inVIto  cit.  die 

obiti;m    eorum    esse    desierint ,    quoad    beneflcia  einzige  s.g. in  corpore  iuris  clausa.  Die  frühere  Fas- 

quae  tempore,    quo  offlciales  erant ,   obtinebant.  sung  der  36  Kanzleiregel,  Th.  II.   S.  656 :    ,,ex 

Declarans  nihilomimus  beneflcia  quae  dictae  sedis  all  qua  reservationein  corpore  iure  clausa",  welche 

offlciales  ,    qui  ratione  offlciorura  suorum  huius-  auf  der  Annahme  mehrerer  solcher  Reservationen 

modi   eiusdem  sedis  notarii  erant,   etiam  dimissis  beruht,    war  anerkanutermaassen  eine  irrthüm- 

ipsis   offlciis    et  quandocunque    assecuti   fuerint,  liehe  gewesen,   und  ist  schon  durch  Leo  X.  ge- 

sub  huiusmodi  reservationibus   comprehendi ;   ac  ändert  worden,   Riganti  in   nibr.  reg.  I.  canc. 

reservavit  beneflcia  quae  per  constitutionem  p.  m.  §.  1.  n.  40.     Die  erwähnte   Reservation   ist   zu- 

loannis  pp.  XXIT.    quae  incipit :    Execrabilis  va-  gleich  eine  fortdauernde,   deren  Gültigkeit  nicht 

cant  vel  vacare  contigerint.   Quam  constitutionem  von  der  jedesmaligen  Publication  durch  den   re- 

et  reservationem  S.  S.   tarn  ad  beneflcia  obtenta  gierenden  Papst  abhängt,  Riganti  1.  c.  n.  38  ff. 

quam  alia  quaecunque,     de   quibus    ordinarii   et  Einer  besonderen  Erwähnung  derselben  und  der 

alii   collatores   contra   concilii    Tridentini   decreta  sie  deklarirenden  Dekretalen  in  der  Kanzleiregel 

disposuerunt  et  disponent  in  futurum,  extendit  et  bedurfte  es  daher  auch  nicht. 
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thiimer  '  und  die  (dauernd  verliehenen)  Regular-Benefizien.  Ausgenommen  sind  in- 
dessen andere  Regulär-  und  sonstige  Manual-Benefizien  2,  ferner  dieBenefizien  laikalen 
oder  gemischten  Patronates,  sofern  derselbe  auf  Fuudation  beruht  '^. 

Die  Erledigung  beim  apostolischen  Stuhl  und  folgeweise  auch  die  Reservation 
dauert  so  lange,  bis  der  Beliehene  die  Uebertragung  des  Amtes  angenommen  hat  4. 

Aus  dem  schon  vorhin  angegebenen  Grunde  sind  ferner  die  Dekretalen  des  liber 
VI ,  welche  die  Bedeutung  der  Bezeichnung :  apzid  sedem  apostoUcam  vacare  und  die 
näheren  Modalitäten  der  hier  fraglichen  Reservation  feststellen,  neben  der  Kanzleiregel 
massgebend.  Daher  begreift  die  Erledigung  beim  apostolischen  Stuhl  auch  den  Fall  in 
sich,  wo  der  Inhaber  des  Benefiziums  an  einem  innerhalb  zweier  Tagereisen,  d.  h»  20 
italienische  Miglien^,  von  der  päpstlichen  Residenz  entfernten  Orte  verstirbt^.  Ferner 
kann  der  ordentliche  Kollator,  wenn  der  Papst  das  Benefizium  nicht  innerhalb  Monats- 
frist, von  der  Erledigung  an  gerechnet',  vergeben  hat,  neben  demselben  sein  bisher 
suspendirtes  Verleihungsrecht  wieder  ausüben  *^.  Sodann  ist  der  Grundsatz  in  Geltung 
geblieben ,  dass  Benefizien  ,  deren  Inhaber  am  Residenzorte  des  apostolischen  Stuhles 
ihr  Domizil  haben  und  nicht  zu  denKurialen  gehören,  nicht  von  der  Reservation  betrof- 
fen werden  '•^.  Daher  findet  dieselbe  auf  Benefizien  in  Rom  selbst,  welche  nicht  mitKu- 
rialen  besetzt  sind  und  der  ordentlichen  Verleihungsgewalt  eines  anderen  KoUators  als 
der  des  Papstes  unterliegen,  keine  Anwendung  ^'^.   Nicht  minder  steht  endlich  auch  noch 


1  Wo  landesherrliche  Nomination  besteht,  ist 
auch  diese  ausgeschlorfsen ,  Riganti  1.  c.  n. 
203  ft'.,  sofern  nicht  besonders  für  diesen  Fall  ein 
Indult  gewährt  ist.  Ein  Beispiel  dafür  bei  Ri- 
gan ti  n.  286. 

2  Dies  hat  die  Doktrin  deshalb  angenommen, 
weil  der  ordentliche  Kollator  die  päpstliche  Pro- 
vision jeden  Augenblick  wieder  durch  Abberufung 
des  Beneflziaten  rückgängig  machen  könne, 
Gonzalez  1.  c.  gl.  ö.  §.  6.  n.  9  und  gl.  8. 
n.  3;  Riganti  1,  c.  n.  316.  Der  entscheidende 
Grund  ist  aber  der,  dass  die  s.  g.  Manualbenefizien 
keine  Benelizien  im  eigentlichefi  Sinne  bilden,  s. 
Th.  IL  S.  373.  Vgl.  auch  Rei  ffenstuel  III. 
5.  n.  394. 

3  Dies  ist  einstimmige  Annahme  der  Doktrin 
und  feststehende  Praxis ,  Glosse  zu  c.  2  in  VPo 
cit.  1.  V.  collatio ;  Gon  zalez  gl.  18.  n.  2ff.  ; 
Riganti  n.  327  ff.  ;  Reiffenstuel  III.  5.  n. 
395 ;  wegen  des  gemischten  Patronates  vgl.  auch 
0.  S.  59.  Benefizien  geistlichen  Patronates 
unterliegen  dagegen  der  Reservation.  Der  Grund, 
welcher  zu  Gunsten  der  Benefizien  laikalen  und 
gemischten  Patronatsrechte  geltend  gemacht  wird, 
s.  die  cit.  Glosse,  dass  das  c.  2  nicht  von  der  Prä- 
sentation spricht,  passt  ebenso  gut  auf  das  geist- 
liche und  ist  hinfällig,  weil  die  const.  AcZ  regimen 
jeder  der  Art  der  Besetzung  erwähnt.  Die  Ver- 
schiedenheit der  Behandlung  der  Patronatsbene- 
fizien  erklärt  sich  vielmehr  aus  denselben  Um- 
ständen ,  welche  für  die  Derogationspraxis  mass- 
gebend gewesen  sind,  s.  0.  S.  95. 

*  Riganti  n.  94.  Stirbt  dagegen  ein  zum 
Bischof  gewählter  Geistlicher  beim  päpstlichen 
Stuhl,  ehe  er  konflrmirt  worden  ist,  so  liegt  keine 
Vakanz  des  Bisthums  apud  sedem  apost.  vor,  weil 
er  dasselbe  noch  nicht  erworben  hatte  ,  1  c.  n. 
312  f|-. 


5  So  schon  die  Glosse  zu  c.  34  in  VI*»  it.  s.  v. 
legales  auf  Grund  der  1.  1  D.  si  quis  caut.  II.  11 ; 
Riganti  1.  c.  §.  5.  n.  6. 

6  Riganti  1.  c.  §.  1.  n.  90.  336.  Jedoch  hat 
die  const.  Ad  regimen  dies  dahin  beschränkt,  dass 
der  Verstorbene  sich  in  Geschäften,  sei  es  kuria- 
1er  oder  anderer,  auf  der  Reise  befunden  haben 
muss. 

■^  Es  ist  aber  streitig ,  ob  die  Frist  nicht  erst 
von  der  seitens  des  Papstes  erlangten  Kunde  von 
der  Vakanz  läuft,  vgl.  Riganti  1.  c.  n.  377; 
Reiffenstuel  III.  5.  440.  Letztere  Meinung 
hat  aber  den  ausdrücklichen  Wortlaut  und  den 
Zweck  des  c.  3  in  VI^-o  III.  4  gegen  sich. 

8  c.  3  in  VIto  cit.  Dasselbe  ist  durch  c.  1 
(Bonif.  VIII.)  de  praeb.  in  Extr.  comm,  III.  2, 
welches  nicht  in  den  üb.  VI.  aufgenommen  und 
nur  aus  Missverständniss  als  dem  c.  3  wider- 
sprechend erachtet  worden  ist,  vgl.  darüber  Let- 
ter de  re  benef.  II.  qu.  21.  n.  55,  nicht  aufge- 
hoben. Allerdings  hat  die  der  Ausdehnung  der 
Reservationen  nur  zu  geneigte  Kurialpraxis  diese 
unrichtige  Ansicht  befolgt.  Sie  wird  damit  ge- 
rechtfertigt, dass  c.  3  cit.  jedenfalls  durch  die 
const.  Ad  regimen  beseitigt  worden  sei,  Riganti 
1.  c.  n.  370.  Dies  ersrheint  aber  ebenfalls  unbe- 
gründet, da  die  letztere  nichts  näheres  über  den 
Begriff  und  den  Umfang  der  Reservation  be- 
stimmt, s.  noch  Reif  f  enstu  el  III.  5.  n.  445. 
446.  Konsequenterweise  hätten  übrigens  die  An- 
hänger der  bekämpften  Meinung  auch  die  Aus- 
dehnung der  Reservation  auf  die  Erledigung 
innerhalb  zweier  Tagereisen  vom  päpstlichen 
Stuhl  durch  die  gedachte  const.  für  aufgehoben 
erklären  müssen ,  was  aber  von  keiner  Seite  ge- 
schehen ist. 

9  c.  34  in  VIto  cit.  s.  auch  0.  S.  125. 
10  Riganti  1.  c.  n.  118.  119. 
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die  Vorschrift  über  die  Besetzung  der  Parochialkirchen  durch  die  Ordinarien  während 
der  Vakanz  des  päpstlichen  Stuhles  in  Kraft  ^. 

Päpstliche  Indulte  auf  die  Besetzung  von  reservirten  Benefizien  begreifen  die  Fälle 
der  hier  in  Frage  stehenden  Reservation  ohne  Weiteres  nicht  in  sich,  müssen  vielmehr 
ausdrücklich  darauf  gerichtet  sein,  also  auch  dieses  Falles  der  Reservation  erwähnen  2. 

2.  Auf  Grund  der  ersten  Kanzleiregel  und  der  const.  ^^rey/men  sind  ferner 
reservirt  alle  Bisthümer,  Klöster,  Priorate,  Dignitäten,  Personate,  Offizien,  Ka- 
nonikate,  Präbenden,  Kirchen  und  anderen  Säkular-  und  Regulär -Benefizien  mit  und 
ohne  Seelsorge ,  wenn  sie  durch  eine  seitens  des  Papstes  oder  unter  päpstlicher  Auto- 
rität vorgenommene  Deposition,  Privation  oder  Translation^  erledigt  worden  sind^.  In 
denjenigen  Fällen ,  wo  die  Deposition  oder  Privation  ipso  iure  in  Folge  der  damit  be- 
drohten strafbaren  Handlung  eintritt,  bedarf  es  indessen  eines  darauf  gehenden  dekla- 
ratorischen Urtheils  des  Papstes ,  einer  päpstlichen  Behörde  oder  eines  päpstlichen 
Delegaten  ^. 

Die  Reservation  bezieht  sich  ferner 

3.  auf  die  erwähnten  Benefizien  und  Aemter,  wenn  eine  in  Betrefi"  derselben 
einträchtig  oder  zwiespältig  stattgehabte  Wahl  oder  Postulation  vom  Papste  kassirt, 
verworfen  oder  die  Verzichtleistung  des  Gewählten  oder  Postulirten  angenommen  wor- 
den ist  6. 

Unter  dem  Fall  2  wird  vielfach  auch  die  Erledigung  eines  Benefiziums  durch  Ver- 
zichtleistung des  Inhabers  in  die  Hände  des  Papstes  mitbegriflfen  ^.  Indessen  ist  hierbei 
tibersehen,  dass  die  const.  Ad  regimen  nur  von  einer  Verzichtleistung  der  Gewählten 
und  Postulirten ,  nicht  der  schon  Promovirten  spricht  '^.  Die  Aelteren  haben  die  Er- 
ledigung der  gedachten  Benefizien  daher  korrekter  Weise  als  einen  Fall  der  Afi'ektion 
betrachtet  und  ihn  nur  wegen  ihrer  Auffassung  der  letzteren  als  eine  Spezial-Reserva- 
tion^  unter  diese  eingereiht  ^o^ 

Sodann  umfasst  die  Reservation 

4.  die  zu  2  gedachten  Benefizien  und  Aemter,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Bis- 
thümer ,  wenn  die  ersteren  dadurch  zur  Erledigung  gelangen ,  dass  eine  Beförderung 
ihrer  Inhaber  durch  den  Papst  oder  unter  seiner  Autorität  zu  einem  Residenzial  -  Bis- 
thum^i  oder  einem  auf  Leitung  eines  Klosters  gehenden  Amtes  (z.B.  zur  Abtswürde) 

1  c.  35  in  VIto  cit.  0.  S.  125.  Vgl.  ferner  Ri-  ein  ausschliessliches  Recht  des  Papstes  geworden 
ganti  1.  c.  n.  385  ff.  war,  Th.  II.  S.  577  ff.  600  ff.,  die  unter  4  zu  er- 

2  Ri  ganti  ad  rubr.  reg.  I.  §.  1.  n.  56.  u.  ad  wähnende  Reservation  und  die  im  Text  zu  2  er- 
reg. I.  §,  1.  n.  359.  wähnte  Translation  diesen  Fall  stets  in  sich  be- 

3  Vgl.  S.  146.  n.  1.  greifen. 

*  In  der  const.  Ad  regimen  wird  diesen  Fällen  5  Riganti  1.  c.  §.  1.  n.  14  u.  §.  3.  n.  14. 

noch  die  Erledigung  per  muneris  consecrationis  6  ygi,  Th.  II.  S.  675.  682. 

SMspcmwnem  hinzugefügt,   während  damit  in  der  ^  g,   1.   B.    v.   Kreittmayr,    Anmerkungen 

ihr  zu  Grunde  liegenden  Dekretale  Johanns  XXII.:  üb.  d.  cod.  Maximil.  Th.  V.  Kap.  19.  §.  18.  n.  2; 

„Ex  debito"  {s.  S.  130)  der  Ausdruck:    „per  suc-  Wiese  Hdbch.  d.  K.  R.  2,  448;  Perm.ane- 

cessionem  muneris  consecrationis  aut  benedictio-  der   K.    R.    §.   256;    Walter   K.   R.   §.  232; 

nis  (dudum  a  demente  .  .  .  promotis  impensi)"  Rieh  ter-D  0  ve  K.  R.  §.  196. 

korrespondirt.     Zu  lesen  ist  dafür  offenbar :  ..per  8  Dasselbe  gilt  übrigens  von  dem  Konstanzer 

muneris  consecrationis  susceptionem",  Gonzalez  und  Wiener  Konkordat. 

1.  c.  gl.  57.  n.  52;  Barbosa  de  pot.  episc.  1.  III.  9  S.  0.  S.  142.  n.  8. 

alleg.  57.  n.  65;  Riganti  1.  c.  §.  2.  n.  4.    Be-  ^0  Barbosa  1.  c.  n.  22;   Lotter  1.  c.  qu.  27. 

stätigt  wird  diese  Korrektur  auch  durch  das  Kon-  n.  33. 

Stanzer  und  Wiener  Konkordat  (s.  0.  S.  134.  138).  11  Also  nicht  zu  einem  Titular-Bisthum  (in  par- 

Beide   erwähnen  dieses  Falles,    der  päpstlichen  tibus  infidelium) ,    weil  der   Beförderte  nicht  in 

Konsekration  des  Promovirten  nicht,  olTenbar  des-  den  Besitz  desselben  gelangt,  G  a  r  c  i  a  s  de  bejief. 

halb,  weil  nachdem  die  Konfirmation  der  Bischöfe  P.  XI.  c.  6.    n.  24;   Barbosa  1.  c.   n.  74;    Ri- 
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stattgehabt  hat ' .  Ob  bei  vorgängiger  Gewährung  eines  päpstlichen  Indultes  an  den  zu 
Befördernden  auf  Beibehaltung  der  von  ihm  besessenen  Benefizien  diese  im  Falle  seines 
Todes  als  reservirt  zu  betrachten  seien ,  war  streitig  2,  und  mit  Rücksicht  auf  diese 
Kontroverse  hat  die  Kurie  die  Praxis  beobachtet,  in  den  Indulten  die  Vakanz  zwar  als 
eingetreten  zu  bezeichnen ,  aber  ihre  Wirkung  bis  zum  Tode  des  Inhabers  zu  suspen- 
diren  'K 

5.  Ebenfjills  auf  der  ersten  Kanzleiregel  und  der  const.  Ad  regimen  beruht  die 
Reservation  aller  unter  2  genannten  Aemter  der  Kardinäle  ^ ,  der  Kurialbeamten  ,  der 
commensales  und  der  Kapellane  des  Papstes ,  welche  durch  den  an  irgend  einem  Orte 
erfolgten  Tod  derselben^  vakant  werden^.  Die  Reservation  bezieht  sich  auf  die  in  der 
const.  aufgeführten  Beamten ',  und  ferner  auf  solche,  deren  Stellen  neugegründet  wor- 
den sind,  sofern  sie  zu  einer  der  erwähnten  Kategorien  gehören^.  Durch  die  Kanzlei- 
regel ''  ist  die  ReseiTation  auch  auf  die  Aemter  der  Offizialen  ausgedehnt ,  welche  sie 
bei  der  vor  ihrem  Tode  erfolgten  Niederlegung  ihrer  Offizialen-Stellung  innegehabt  ^<\ 
ja,  falls  solche  resiguirende  Offizialen  wegen  ihrer  Stellung  zugleich  apostolische  No- 
tare waren,  auch  auf  die  Aemter,  welche  sie  zu  irgend  einer  Zeit  erlangt  haben  ^^ 

6.  Weiter  gehören  hierher  alle  derartigen  Aemter  der  S.  135  zu  3  aufgezählten 
päpstlichen  Abgesandten  12. 


gantl  1.  c,  §.  7.  n.  69  ff.  Die  Indulte,  welche 
den  so  Promovirten  auf  Beibehaltung  ihrer  bis- 
herigen Benefizien  ertheilt  werden  ,  haben  daher 
nur  den  Zweck,  dies  ausdrücklich  zu  konstatiren. 
Ob  der  Titularbischof  zum  Weihbischof  in  der 
Diücese  eines  anderen  Bischofs  bestimmt  ist,  macht 
keinen  Unterschied ,  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v. 
1601,  Riganti  1.  c.  §.  7.  n.  79. 

1  Die  Vakanz  tritt ,  wenn  dies  bei  der  Promo- 
tion erklärt  wird,  —  was  regelmässig  geschieht,  — 
schon  mit  derselben  ein,  ohne  dass  es  erst  noch 
der  Konsekration  und  des  Besitzerwerbes  des 
neuen  Amtes  bedarf.  Dasselbe  gilt  auch  bei  der 
Translation,  Riganti  1.  c.  n.  4ff.  Durch  diese 
Praxis  sollte  die  sclinellere  Besetzung  der  erledig- 
ten Aemter  ermüglicht  werden.  Die  letztere  er- 
langt aber  erst  ihre  volle  Wirkung,  wenn  der  zum 
Bisthum  Beförderte  in  den  Besitz  desselben  ge- 
kommen oder  diesen  nur  durch  seine  Schuld  nicht 
hat  erlangen  können,  Garcias  1.  c.  u.  8  ff. ; 
Rigan  ti  1.  c.  n.  7. 

2  Vgl.  Riganti  n.  141  ff.  198  ff. 

3  Seit  Clemens  X.  (1670 — 1670)  ist  die  For- 
mel gebräuchlich :  „quod  beneficia  quae  obtinet 
promotus  ,  per  hxiiusmodi  provisionem  vacent  eo 
ipso,  suspenso  tamen  vacationis  effectu  usque  ad 
sui  obitum'",  Riganti  n.  224. 

*  Dahin  gehören  auch  die  beneficia  electiva, 
insbesondere  die  Bisthümer  der  Kardinäle.  Mit 
Rücksicht  au  f  die  Konkordate  der  deutschen  Nation , 
Tb.  II.  S.  578.  n.  2,  welche  den  Kapiteln  das 
Wahlrecht  für  die  Rischofsstellen  einräumen,  sind 
denselben  indessen  in  solchen  Fällen  päpstliche 
Indulte  auf  Vornahme  von  Wahlen  gewährt,  und 
letztere,  wenn  sie  ohne  diese  erfolgt  waren,  zwar 
kassirt,  aber  der  Gewählte  ist  dann  aus  päpst- 
licher Machtvollkommenheit  zum  Bischof  ernannt 
worden,  Riganti  1.  c.  §.  4.  n.  93  ff. 

5  Dass  der  Ort  des  Todes  gleichgültig  ist  und 
nicht  etwa  blos  der  Sitz  des  Papstes  und  der  Um- 
kreis zweier  Tagereisen  in  Frage  kommt,  ergiebt 


der  Wortlaut  der  Konstitution  und  ist  gegen  er- 
hobene Zweifel  auch  ausdrücklich  durch  e.  const. 
Alexanders  VII.  v.  16C6,  bull.  Taur.  17,  430, 
festgestellt.  Die  Kurialpraxis  har  übrigens  diese 
Reservation  auch  über  den  Fall  des  s.  g.  obitus 
naturalis  hinaus  ,  auf  den  des  s.  g.  obitus  civilis, 
d.  h.  des  Tausches  von  Benefizien  bei  der  Kurie 
oder  der  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes, 
Riganti  1.  c.  §.1.  n.  48,  ausgedehnt,  1.  c.  §.  4. 
n.  292  ff. 

ö  Uebrigens  ist  diese  Reservation  bei  der  Kurie 
nicht  als  reservatio  personalis ,  sondern  als  eine 
localis  betrachtet  worden  ,  weil  man  in  ihr  mit 
Rücksicht  auf  die  Stellung  der  Offizialen  als  Ku- 
rialen  eine  Art  der  reservatio  ex  vacatione  in  cu- 
ria im  weiteren  Sinne  gefunden  hat,  Lotter  1. 
c.  qu.  27.  n.  87;  Riganti  1.  c.  §.  4.  n.  190  ff. 
Allerdings  kann  mit  ihr  die  personelle  Reservation 
der  Aemter  der  familiäres  des  Papstes,  s.  unten 
n.  14,  konkurriren. 

■^  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Wortlaut  der  const. 
Ad  regimen  und  der  I.  Kanzleiregel. 

8  Riganti  1.  c.  n.  214.  Die  Aemter  der  an- 
deren Offizialen  sind  nur  auf  Grund  der  unten  zu 
n,  14  citirten  const.  Pauls  III.  reservirt,  indessen 
hat  die  Praxis  der  Dataria,  jedenfalls  seit  dem 
18.  Jahrli.  angenommen,  dass  die  const.  Ad  re- 
gimen alle  Offizialen  im  Auge  habe  und  die 
dort  aufgeführten  nur  beispielsweise  genannt 
seien,  vgl.  Riganti  1.  c.  269  ff.,  welcher  dieser 
irrigen  Ansicht  beitritt. 

9  S.  143.  n.  4. 

10  Dieser  Theil  der  Regel  soll  aus  dem  J.  1431 
von  Eugen  IV.  herrühren,  Riganti  1.  c.  n. 
270. 

11  Der  Urheber  dieser  Vorschrift  ist  Sixtus  V. 
(1585—1590),  Riganti  1.  c.  n.  288.  289. 

Dass  diese  und  die  anderen  durch  die  Praxis 
erfolgten  Erweiterungen  dem  Wiener  Konkordate, 
s.o.  S.  138,   widersprechen,   liegt  auf  der  Hand. 

1-2  Vgl.  hierzu  Riganti  1.  c.  2.  n.  160ff. 
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7.  sowie  der  Kurialen,  welche  sich  auf  der  Reise  befinden  (s.  S.  135)  unter  den 
für  beide  Fälle  a.  a.  0.  näher  angegebenen  Voraussetzungen. 

Auf  Grund  der  const.  Ad  regimen  und  der  const.  Execrabilis ,  sowie  der  ersten 
Kanzleiregel  unterliegen  ausserdem  der  Reservation 

8.  und  zwar  zunächst  a.  nach  der  erstgedachten  const.  diejenigen  Priorate,  Digni- 
täten ,  Personate ,  Offizien  und  anderen  Benefizien ,  welche  dadurch  erledigt  werden, 
dass  ihr  Inhaber  in  den  ruhigen  Besitz  und  Genuss  eines  ihm  vom  Papst  oder  unter  der 
Autorität  desselben  verliehenen ,  mit  dem  bisherigen  unvereinbaren  (inkompatiblen) 
Amtes  gelangt  \ 

b.  zufolge  der  const.  Execrabilis  diejenigen  Seelsorge -Benefizien  oder  mit  Seel- 
sorge verbundenen  Priorate,  Dignitäten,  Personate  oder  Offizien  2,  welche  ihr  Inhaber 
im  Fall  des  erlangten  Besitzes  und  Genusses  eines  zweiten  gleichartigen  inkompatiblen 
Amtes  zugleich  mit  diesem  letzteren  verliert ,  weil  er  beide  zusammen  behalten  will, 
mit  dem  Unterschiede,  dass,  wenn  das  zweite  durch  den  Papst  verliehen  ist,  das  letztere 
ebenfalls  als  reservirt  gilt  ^,  während  wenn  die  üebertragung  von  einem  anderen  Kolla- 
tor  ausgegangen  ist ,  die  Reservation  nicht  das  früher  besessene ,  sondern  nur  das  zu- 
letzt erworbene  trifft  4. 

9.  Nur  auf  der  ersten  Kanzlei regel  beruht  endlich  die  Reservation  aller 
Benefizien,  über  welche  die  Bischöfe  und  anderen  Kollatoren  zuwider  den  Vorschriften 
des  Konzils  von  Trient^  verfügt  haben  ß,  sofern  dies  wissentlich  oder  wegen  Nichtan- 
wendung der  erforderlichen  Sorgfalt  geschehen  ist ' . 

Die  zweite  Kanzleiregel  ^  reservirt 


^  Die  const.  Execrabilis  hat  diese  Reservation 
zuerst,  aber  nur  für  das  Zusamnaentreffen  inkom- 
patibler Seelsorge  Benefizien  aufgestellt.  Die 
Ausdehnung  auf  andere  Aemter  findet  sich  schon 
im  Konstanzer  und  Wiener  Konkordat. 

^  Andere  Aemter  erwähnt  die  cit.  const.  nicht. 
Die  Erweiterung  auf  letztere  ist  anfänglich  in  der 
Kurialpraxis  streitig  gewesen,  dagegen  z.  B. 
Pyrrhus  Corradus  praxis  benef.  III.  s.  n. 
36  ff.,  später  aber  von  derselben,  freilich  auf 
Grund  des  nichts  beweisenden  Trid.  Sess.  VII. 
c.  4  de  ref. ,  angenommen  worden,  Riganti  1.  c. 
§.  9.  n.  4. 

Das  Konstanzer  und  Wiener  Konkordat  erwäh- 
nen der  Reservation  zu  b  ebensowenig ,  wie  die 
const.  Ad  regimen. 

3  Riganti  1.  c.  §.  9.  n.  36 — 38,  das  erster- 
worbene wegen  der  Reservation  zu  a ,  das  letzt- 
erworbene wegen  der  zu  b. 

*  Weil  das  erste  durch  die  vom  Ordinarius  vor- 
genommene Verleihung  vakant  wird,  mithin  nicht 
unter  die  Reservation  zu  a  fällt ,  sondern  für  den 
Ordinarius  nach  c.  28  X.  de  praeb.  III.  5  erledigt 
wird,  Riganti  1.  c.  n.  39 ff. 

In  Deutschland,  wo  die  Reservation  zu  b  keine 
Anwendung  fand,  s.  Note  2,  war  dagegen  der  Fall 
des  Verlustes  der  beiden  inkompatiblen  Bene- 
fizien lediglich  nach  den  Regeln  zu  a  zu  beur- 
thellen ,  so  dass  also  bei  päpstlicher  Verleihung 
des  zweiten,  nur  das  erste,  nicht  aber  das  zweite, 
bei  einer  solchen  durch  den  Ordinarius  keins 
reservirt  war,  Kreittmayr  a.  a.  0.  n.  6. 

5  Trid.  Sess.  VII.  c.  3  de  ref.  Vgl.  ferner 
Th.  II.  S.  476  (Sess.  XXIV.  c.  19  de  ref.);  a.  a. 
0.  S.  478.  n.  12  (Sess.  XXV.  c.  15  de  ref.);   a. 


a.  0.  S.  482  (Sess.  XXIV.  c.  12);  a.  a.  0.  S.  484 
(Sess.  XXIII.  c.  6  de  ref.);  a.  a.  0.  S.  486.  487 
(Sess.  XXII.  c.  2  de  ref. ;  XXIII.  c.  18  de  ref. ; 
XXIV.  c.  8  de  ref.);  a.  a.  0.  S.  373.  489  (Sess. 
XIV.  c.  10  de  ref.);  a.  a.  0  S.  494  (Sess.  XXIV. 
c.  18  derel'.).  Die  Reservation  bezieht  sich  auch  auf 
die  Verletzung  der  Vorschriften  der  const.  Pii  V.: 
In  conferendis  v.  1567  über  den  Pfarrkonkurs  (s. 
Th.  II.  S.  494.  n.  7),  da  diese  nur  die  Bestim- 
mungen des  Tridentinums  Sess.  XXIV.  c.  18  de 
ref.  näher  deklarirt,  und  die  Besetzung  der  unter 
Verletzung  ihrer  Anordnungen  verliehenen  Bene- 
fizien dem  Papste  oder  den  sonstigen  Kollatoren 
mit  Ausschluss  der  schuldigen  Bischöfe  vorbehält. 
Offenbar  hat  die  letztgedachte  Reservation  zu  der 
Erweiterung  der  ersten  Kanzleiregel  auf  die  oben 
im  Text  erwähnten  Fälle  Veranlassung  gegeben, 
da  diese  erst  unter  Sixtus  V.  (1585 — 1590)  und 
Gregor  XIV.  (1590—1591)  erfolgt  ist,  Riganti 
1.  c.  §.  10.  n.  1.  2.  Die  Reservation  tritt  auch 
ein ,  wenn  die  geistlichen  Patrone  den  sie  be- 
treffenden Vorschriften  zuwiderhandeln,  I.e.  n. 
13.  Vgl.  ferner  überhaupt  Riganti  1.  c.  n.  16. 
17.  38.  39. 

6  Auf  die  blosse  Verleihung  unter  Verletzung 
des  Tridentinums  ist  die  Reservation  also  nicht 
beschränkt ,  sie  kommt  auch  bei  anderen  Verfü- 
gungen, z.  B.  bei  Unionen,  s.  Th.  II.  S.  418.  419. 
421 ,  zur  Wirksamkeit,  R  i  g  a  n  t  i  1.  c.  n .  4. 41 .  42. 

7  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  211  ;  Riganti 
1.  c.  n.  6. 

In  Deutschland  konnte  diese  Reservation  keine 
Geltung  beanspruchen  ,  da  sie  dem  Wiener  Kon- 
kordat noch  nicht  bekannt  war. 

^  „Item  reservavit  generaliter  omnes  ecclesias 
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10.  alle  l>istliümer  ',  sowie  alle  Mannsklöster,  deren  jährliche  Einkünfte  nach  ge- 
wöhnlicher Schätzung-  mehr  als  200  Kammergulden''  betragen  *.  Indessen  ist  die  Gel- 
tung der  Regel  wegen  des  anerkannten  Wahlrechtes  der  Kapitel  und  in  Folge  der  einer 
Anzahl  von  Fürsten  ertlieilten  Indulte  auf  Nomination  oder  Präsentation  zu  den  bi- 
schöflichen Stühlen  •'  in  einem  weiten  Gebiete  der  katholischen  Kirche  ausgeschlossen 
gewesen. 

1 1 .  Nach  dem  zweiten  Theil  derselben  Kanzleiregel  ^'  unterliegen  weiter  der  Re- 
servation alle  Dignitäten  und  Benefizien  ,  in  Betreff  welcher  die  Verleihung ,  die  Prä- 
sentation, die  Wahl  oder  eine  sonstige  Disposition  Bischöfen,  Aebten  oder  anderen Kol- 
latoren ,  falls  der  Papst  die  Stellen  derselben  zu  besetzen  hat  ^ ,  zusteht ,  und  welche 
von  dem  Zeitpunkt  ab,  wo  eine  solche  durch  Tod,  Verzicht^,  Versetzung^,  Absetzung  ^^ 


patriarchales,  primatiales,  archiepiscopales ,  nec- 
non  omiiia  nionas,teria  virorum ,  valorem  annimm 
("C  florenoruni  auri  commuiii  aestimatione  exce- 
(lentia,  rninc  quomodocumqne  vacantia  etimposte- 
rnm  vacatura.  Et  voluit  quod  excessus  huiusmodi 
in  literis  exprimatnr.  Ac  etiam  reservavit  digni- 
tates  et  beneflcia  oninia  ad  collationem,  praesen- 
tationem,  electionem  et  quamcumque  aliam  dis- 
positionem  patriarcharum  ,  primatum  ,  archiepis- 
coporum  et  episcoporum  nee  non  abbatum  ac  alio- 
rum  quorumcumque  collatoriim  et  collatricum  saf- 
ciilarinm  et  regularium  qiiomodolibet  (non  tarnen 
ad  collationem  cum  alio  vel  aliis  aut  etiam  ad 
alterius  praesentationem  vel  electionem  pertinen- 
tia)  quae  post  illorum  obitum  aut  ecclesiarum  seu 
monasteriorum  vel  aliarura  dignitatum  suarum 
dimissionem  seu  amissionem  vel  privationem  seu 
translationem  vel  alias  quomodocumque  vacave- 
rint,  usque  ad  provisionem  successorum  ad  easdem 
ecclesias  aut  monasteria  vel  dignitates  apostolica 
auctoritate  faciendam  et  adeptam  ab  eisdem  suc- 
cessoribus  pacificam  illorum  possessionem,  quo- 
modocumque vacaverint  et  vacabunt  in  futurum. 
Decernens  irritum  etc." 

1  Ueber  früliere  derartige  IJeservationen  s.  o.  S. 
129.  S.  131.  n.  6.  Die  Einfügung  derselben  in 
die  Kanzleiregeln  wird  bald  auf  Urban  V.  [1362), 
bald  auf  Innooenz  VIII.  (1484)  zurückgeführt, 
Kiganti  1.  c.  in  reg.  II.  §,  1.  n.  7.  Ersteres 
erscheint  unrichtig,  da  sie  in  den  Kanzleiregeln 
Martins  V.  v.  1418,  Mansi  28,  499,  noch  nicht 
vorkommt.  In  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  hat 
die  Hegel  nur  eine  spezielle  Reservation  mit  der 
Klausel:  „quotiescnmque  summi  pontiMces  illa 
uti  voluerint"  enthalteiv,  und  erst  Paul  III.  (1534 
— 1549)  hat  den  Vorbehalt  in  einen  generellen 
unter  Weglassung  der  Klausel  verwandelt,  Ri- 
gantil.  c.  n.  8.  9  u.  §.  2.  n.  72. 

2  Das :  „communi  aestimatione^'  der  Regel  soll 
ausdrücken ,  dass  es  nicht  auf  die  Taxe  in  den 
liüchern  der  apostolischen  Kammer,  ja  nicht 
einmal  darauf,  ob  das  Kloster  überhaupt  in  den- 
selben verzeichmt  ist,  ankommt,  Riganti  1.  c. 
S-  2.  n.  15.  16. 

2  Der  Kammergulden  =  7 — 71/2  Mark.  Ueber 
den  florenus  auri  de  camera  oder  ducatus  s.  Ri- 
ganti 1.  c.  n.  6.  7;  Hübler  Konstanzer  Refor- 
mation S.  132.  n.  13  u.  S.  183.  n.  69. 


4  Dies.  g.  Koiisistorial- Abteien ,  wenngleich 
es  freilich  nicht  absolut  nothwendig  ist,  dass  diese 
immer  im  Konsistorium  besetzt  werden  müssen, 
Riganti  1.  c.  n.  90,  s.  ai:ch  Th.  I.  S.  365. 

Ob  die  Reservation  blos  auf  Klöster,  welche 
keinen  Konvent  haben,  oder  doch  falls  ein  solcher 
vorhanden  ,  kommendirt  zu  werden  pflegen,  und 
auch  auf  diejenigen,  welche  durch  Wahl  besetzt 
worden  sind,  zu  beziehen,  ist  streitig  gewesen, 
die  Kurialpraxis  hat  indessen  das  letztere  ange- 
nommen. 

5  Wegen  der  Bisthüraer  vgl.  Th.  II.  S.  578. 
n.  2  u.  S.  610ff.,  u.  diesen  Theil  n.  S.  39 ff.  In 
Betreff  der  Klöster  s.  Th.  II.  S.  578.  n.  2,  S.  598. 
n.  2;   Riganti  1.  c.  n.  84.  85.  122ff. 

6  Die  erste  derartige  Reservation  hat  Pius  V. 
in  der  const.  Sanctissimus  in  Christo  v.  1568, 
bull.  Taur.  7,  754,  freilich  nur  für  seine  Regie- 
rungszeit aufgestellt,  um  armen  Klerikern  und  an- 
deren verdienten  Personen  zu  Benefizien  zu  ver- 
helfen. Erst  seit  Sixtus  V.  (1585 — 159U)  ist 
sie  in  die  Kanzleiregeln  aufgenommen  worden, 
Riganti  1.  c.  §.  3.  n.  7.  Als  Grund  dafür  wird 
die  Verhinderung  lang  andauernder  Vakanzen  an- 
gegeben, 1.  c.  n.  8. 

"^  Z.  B.  wegen  der  alternativa  mensium  oder 
einer  anderen  Reservation.  Die  Voraussetzung 
ergiebt  sich  aus  dem  Schluss  der  Kanzleiregel, 
Garcias  1.  c.  P,  V.  c.  1.  n.  255.  Riganti  1.  c. 
n.  368.  Ob.  die  päpstliche  Besetzung  frei  oder 
auf  Präsentation  oder  Nomination  erfolgt,  ist  aber 
gleichgültig,  Riganti  1.  c.  n.  370 ff. 

8  In  Wirksamkeit  tritt  ein  Verzicht  des  Bi- 
schofs indessen  erst  mit  der  Annahme  seitens  des 
Papstes,  Riganti  1,  c.  n.  13 ff, 

9  Beim  Bischof,  wenn  vom  Papste  die  Lösung 
des  Verhältnisses  zur  früheren  Kirche  (im  Konsi- 
storium, Th.  I.  S.  365)  ausgesprochen  worden  ist, 
Riganti  1.  c.  n.  27,  auch  ohne  dass  das  päpstliche 
Schreiben  an  den  transferirten  Bischof  gelangt 
oder  dieser  den  Besitz  des  neuen  Bisthums  er- 
worben hat,  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  16241.  c. 
n.  14,  bestätigt  durch  Breve  Urbans  VlII.  v. 
20.  März  1625  bei  Barbosa  de  potest.  episc. 
P.  III  app.  Constitution,  pontif.  n.  68. 

10  Kunde  davon  braucht  der  Abgesetzte  nicht 
zu  haben,  Riganti  1,  c.  n.  118 ff. 
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oder  auf  andere  Weise  erledigt  ist,  vakant  werden  ^  bis  der  unter  päpstlicher  Autorität 
eingesetzte  Nachfolger  den  ruhigen  Besitz  des  Amtes '-^  erlangt  hat. 

Ausgenommen  von  dem  Vorbehalte  sind  aber  solche  Benefizien,  bei  welchen  einem 
der  gedachten  Kollatoren  die  Besetzung  mit  einem  anderen  gemeinschaftlich  ^  zusteht 
oder  welche  durch  Wahl  oder  auf  Präsentation  sonstiger  Berechtigter  vergeben  werden'*. 

12.  Die  dritte  Kanzleiregel''  bestimmt,  um  Umgehungen  der  zu  8  er- 
wähnten Reservation  (s.  o.  S.  147)  zu  verhüten,  dass  wenn  Jemand  ein  mit  seinem  bis- 
herigen inkompatibles,  die  Residenz  erforderndes  oder  ein  Seelsorge-Benefizium  unter 
päpstlicher  Autorität  verliehen  erhalten  hat  und  zur  Verhinderung  des  Eintrittes  der 
päpstlichen  Reservation  innerhalb  der  Zeit  zwischen  der  Vakanz  und  der  Verleihung 
oder  des  Besitzerwerbes  des  zweiten  auf  das  früher  innegehabte ,  damit  inkompatible 
Benefizium  schlechthin  oder  eines  Tausches  wegen  oder  auf  andere  Weise  in  die  Hände 
des  Papstes ,  eines  päpstlichen  Legaten,  eines  Ordinarius  oder  eines  anderen  Kollators 
verzichtet  hat,  alle  Verfügungen  ,  welche  über  ein  solches  Amt  getroffen  worden  sind, 
einschliesslich  weiterer  Besetzungen  desselben  nichtig  sein  und,  sowohl  dieses  Benefizium 
als  dasjenige,  welches  der  Verzichtende  vom  Papst  erhalten  und  welches  die  Inkompatibi- 
lität herbeigeführt  hat,  als  vakant  gelten  und  reservirt  sein  soll,  es  wäre  denn,  dass  bei 


1  Manche  haben,  in  offenbarem  Widerspruch  mit 
dem  "Wortlaut  der  Regel,  auch  solche  Benefizien, 
welche  vor  der  Erledigung  der  Stelle  des  Kollators, 
also  z.B.  vor  dem  Tode  des  Bischofs,  vakant  ge- 
worden, aber  bis  zu  dem  letztern  Zeitpunkt  noch 
nicht  wieder  besetzt  gewesen  sind,  unter  den  Vor- 
behalt ziehen  wollen,    Riganti  1.  c.  n.  356 ff. 

2  Die  gemeinrechtliche  Art  der  Beseitigung 
der  Vakanz  durch  die  blosse  Besetzung  genügt 
also  nicht,  Riganti  1.  c.  n.  333 ff.  Gleich  steht 
der  Fall ,  wo  der  Ernannte  ohne  seine  Schuld  an 
der  Besitzergreifung  gehindert  ist,   1.  c.  n.  340. 

3  Z.  B.  Kanonikate  ,  welche  durch  simultanea 
collatio  episcopi  et  capituli  vergeben  werden. 
Diese  konferirt  das  Kapitel,  selbst  in  dem  Fall, 
dass  die  Besetzung  im  Turnus  ausgeübt  wird,  und 
während  der  Vakanz  der  bischöfliche  Turnus  ein- 
tritt, Riganti  1.  c.  n.  161,  vgl.  Th.  II.  S.  695. 

^  In  Deutschland  hat  diese  Reservation  wegen 
des  Wiener  Konkordates  keine  Anwendung  fin- 
den können. 

5  „Item,  siqui  de  beneflciis  ecclesiasticis,  prae- 
sertim  curam  animarum  habentibus  seu  alias  per- 
sonalem residentiam  requirentibus,  dum  pro  tem- 
pore vacant,  apostolica  auctoritate  provisi  seu 
providendi,  ante  illorum  assequutionem  alia  cum 
eisdem  incompatibilia  beneflcia  ecclesiastica  per 
eos  tunc  obtenta  in  fraudem  reservationis  suae 
resignarent  seu  dimitterent ,  voluit ,  decrevit  et 
declaravit,  quod  si  imposterum  quibusvis  personis 
de  aliquibus  beneflciis  ecclesiasticis  tunc  vacan- 
tibus  seu  vacaturis  per  sanctitatem  suam  aut  eins 
auctoritate  provideri  ipsosque  providendos  intra 
vacationis  et  provisionis  seu  assequutionis  eorun- 
dem  beneflciorum  tempora  quaecumqiie  alia  cum 
illis  incompatibilia  beneflcia  ecclesiastica  saecu- 
laria  vel  quorumvis  ordinum  ac  etiam  hospitalium 
regularia  per  eos  nunc  obtenta,  nuUa  speciali  et 
expressa  de  eisdem  in  provisionibus  praedictis 
facta  mentione  simpliciter  vel  causa  permutationis 
ac  alias  quomodolibet  sive  in  sanctitatis  suae  vel 
alterius  Romani  pontiflcis  per  tempore  existentis 


aut  legatorum  vel    nunciorum   dictae   sedis   sive 
ordinariorum  vel  alioruni  collatorum  quorumcum- 
que  manibus  resignare  seu  dimittöre  aut  iuribus 
sibi  in  illis  vel  ad  illa  competentibus  cedere  con- 
tigerit ,    omnes  et  singulae  concessiones ,   colla- 
tiones,  provisiones  vel  quaevis  aliae  dispositiones 
de  beneflciis  seu  iuribus  sie  resignandis ,   dimit- 
tendis   et   cedendis  pro   tempore  faciendae   cum 
inde    sequutis   quibuscumque    cassae     et   irritae 
nuUiusque     roboris    vel    momenti    existant   nee 
cuiquam  suffragentur,   sed  beneflcia  et  iura,   ut 
praefertur,    resignata ,    dimissa  et  cessa   eo  ipso 
vacant  ac  sub  reservatione  praedicta ,  quam  sano- 
titas  sua  etiam  quoad  hoc  extendit  et  ampliavif, 
comprehensa  censeantur :    ita  quod   de  illis  per 
alium  quam  per  eandem  sanctitatem  suam  vel  pro 
tempore  existentem  Romanuni  pontiflcem  nuUa- 
tenus  disponi  possit,   in  Omnibus  et  per  omnia 
perinde  ac  si  per  paciflcam  assequutionem  bene- 
flciorum aliorum  huiusmodi  vere  ac  realiter  vaca- 
vissent.    Ac  ulterius  voluit  beneflcium ,  de  quo 
resignans  fuerit  auctoritate  apostolica  provisus  ac 
percuius  assequutionem  beneflcia  vacare  debebant, 
ut  prius  vacare,   perinde  ac  si  collatio  favore  re- 
signantis  facta  non  fuisset ,   salvis  tamen  quibus- 
cumque iuribus  competentibus  alteri  parti,  ad 
cuius  favorem  facta  esset  resignatio ,   etiam  ex 
causa  permutationis,    sumraarie,    simpliciter  et 
appellatione  remota  exercendis.    Decernens  irri- 
tum  etc.   attentari''.    Die  Regel  gründet  sich  auf 
eine    Konstitution    Pauls  V.:    Sanctissimus   in 
Christo  V.  1609,  Bull.  Taur.   11,  616,  auch  bei 
Barbosa  1.  c.  P.  III.  alleg.  57.   n.  82,  in  der 
jedoch  noch  nicht  die  Strafe  des  Verlustes  des 
zweiten  Beneflziums  ausgesprochen  ist.   In  dieser 
Gestaltistdie  Reservation  von  Gregor  XV.  (1621 
— 1623)  in  die  Kanzleiregeln  aufgenommen  wor- 
den, und  erstlnnocenz  X.  (1644 — 1655)  hat 
die  gedachte  Strafandrohung  hinzugefügt,  wäh- 
rend der  Vorbehalt  der  Rechte  dritter  am  Schluss 
von  Alexander  VII.   (1655 — 1667)  herrührt, 
Riganti  ad  reg.  3  canc.  n.  3 ff. 
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I.  Die  Hierarcliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  145. 


der  päpstlichen  Provision  des  letzteren  aiisdriicklicli  der  Resignation  des  ersten  während 
der  gedachten  Zeit  KrwäJmung  geschehen  sei '  oder  dass  der  Resignirende  es  gar  nicht 
versucht  liiitte.  den  Besitz  des  zweiten  inkompatiblen  zu  erlangen''^.  Die  bona  fides  des 
Verzichtenden  scliliesst  die  Anwendung  der  Regel  nicht  aus  •',  nur  tritt  der  Verlust  des 
zweiten  inkompatiblen  Benefiziums  für  ihn  nicht  ein ,  wenn  er  zur  Zeit  seiner  Resig- 
nation von  der  Vakanz  dieses  letzteren  keine  Kunde  gehabt  hat^. 

Auf  Resignationen  ,  welclie  vor  einer  päpstlichen  Uebertragung  von  Bisthümern 
und  Konsistorial- Abteien  oder  anderer  Konsistorial-Prälaturen  abgegeben  sind,  bezieht 
sich  die  Regel  nicht  •'\ 

Die  vierte  Kanzlei regel^  reservirt  : 

13,"  jede  erste  Dignität^  nach  der  bischöflichen  in  den  Kathedral-,  sodann  jede 
llauptdignität  in  den  Kollegiat-Kirchen '^  sofern  die  Einkünfte  einer  solchen  nach  ge- 


'  So  nach  der  ausdrücklichen  Bestiiunuing  der 
Kegel.  Jedocli  ist  eine  solche  Erwähnung  für  die 
Regel  bei  der  Kurie  nicht  üblich  gewesen,  I.e. 
n.  108  ff. 

-  Weil  in  diesem  Falle  das  erste  inkompatible 
Henetiziuni  bei  nicht  stattgehabtem  Verzicht  gar 
nicht  verloren  gegangen  und  somit  nicht  reservirt 
gewesen  wäre,  Riganti  1.  c.  n.  107. 

3  Riganti  1.  o.  n.  74ff. 

*  Denn  in  diesem  Falle  kann  den  völlig 
schuldlosen  die  weiter  angedrohte  Strafe  nicht 
treffen,  Riganti  1.  c.  n.  79. 

5  Wenigstens  nach  der  herrschend  gewordenen 
Meinung  und  Praxis,  welche  sich  auf  den  zweiten 
Theil  der  2(i.  Kanzleiregel  stützt:  „. .  .  ordinavit 
quod  .  .  .  quaecumque  collationes,  provisiones  et 
dispositiones  pro  tempore  faciendae  de  praemissis 
(Kisthümer  und  Kloster-Prälaturen)  et  quibusvis 
aliis  beneüciis  ecclesiasticis  saecularibus  et  regu- 
laribus  quae  per  promovendos  vel  assumendos  ad 
quascunque  praelaturas  inter  illarum  vacationis 
et  huiusmodi  promotionis  vel  assumptionis  tem- 
pora  similiter  vel  ex  causa  permutationis  ubicum- 
que  resignari  vel  alias  dimitti  contigerit,  cum 
inde  sequutis  pro  tempore  sint  cassae  et  initae 
nulliusque  roboris  vel  momenti".  Dadurch  wer- 
den die  Verzichte  solcher  Beförderten  nur  für 
nichtig  erklärt.  Da  sich  diese  Anordnung  schon 
in  den  Kanzleiregeln  Johanns  XXIII.,  v.  d. 
Hardt  conc.  Constant.  l.  21,  962  u.  Martins  V,, 
Mansi  28,  512  lindet  und  später  nach  Aufstel- 
lung der  dritten  Regel  beibehalten  ist,  so  hat  man 
sie  als  eine  Spezialvorschrift  in  Betreff  der  zu 
den  gedachten  Würden  zu  promovirenden  Bene- 
tiziaten  betrachtet,  um  so  mehr  als  es  nicht  an- 
gänglich  war ,  schon  konsekrirte  Bischöfe  und 
benedicirte  Aebte  nach  Aufwendung  der  Kosten 
für  die  betreffenden  päpstlichen  Bullen  mit  Ver- 
lust des  Bisthums  und  der  Abteien  zu  bestrafen, 
vgl.  Riganti  I.e.  n.9ff.  u.  ad  reg.  26.  n.  168 ff. 
Mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  der  3.  Kanzlei- 
regel ist  man  aber  andererseits  zu  der  Annahme 
gelangt,  dass  die  26.  Regel  sich  nicht  auf  diejenigen 
bezieht ,  welche  zu  anderen  Dignitäten  ,  als  die 
im  Text  genannten  beneflcia  maiora  befördert 
werden,  Riganti  ad  reg.  26.  n.  173  ff. 

6  ,.;Item  reservavit  generaliter  dispositioni  suae 
omnes  dignitates  maiores  post  pontificales  in 
cathedralibus  etiam  metropolitanis  et  patriarcha- 


libus  necnon  valorera  X  florenorum  auri  communi 
aestlmatione  excedentes  principales  in  coUegiatis 
ecclesiis.  Reservavit  etiam  prioratus,  praeposi- 
turas ,  praepositatus  ac  alias  dignitates  conven- 
tuales  et  praeceptorias  generales  ordinum  quo- 
rumcunque  (sed  non  militiarum)  ac  quaecumque 
beneflcia,  quae  sui,  etiam  dum  cardinalatus  fun- 
gebatur  honore ,  existentis  ac  s.  rom.  ecclesiae 
viventium  nunc  et  qui  erunt  pro  tempore  cardi- 
nalium  familiäres  continui  commensales  obtinent 
et  in  posterum  obtinebunt  eorum  familiaritate 
durante  ac  in  quibus  seu  ad  quae  ins  eis  com- 
petit  aut  competierit,  etiamsi  ab  ipsa  familiaritate 
per  obitum  cardinalium  eorundem  vel  alias  re- 
cesserint.  Declarans  dignitates  quae  in  cathe- 
dralibus etiam  metropolitanis  post  pontificales  non 
maiores  existunt,  quae  ex  apostolicae  sedis  in- 
dulgentia  vel  ordinaria  auctoritate  aut  consuetu- 
dine  praescripta  vel  alias  quovis  modo  in  quibus- 
cumque  coUegiatis  ecclesiis  principalem  prae- 
eminentiam  habere  noscuntur,  sub  reservatione 
praedicta  comprehendi  debere.  Decernens  irri- 
tum  etc.'^'' 

■^  Ueber  sie  Geschichte  dieses  Theiles  der  Regel 
vgl.  0.  S.  132  u.  S.  134.  n.  2. 

8  Vgl.  darüber  Th.  II.  S.  HO  ff.  Es  entschei- 
det darüber ,  welche  Stelle  diesen  Charakter  hat, 
mangels  ausdrücklicher  Bestimmung  die  Gewohn- 
heit der  speciellen  Kirche  oder  ihrer  Provinz, 
auch  die  herrschende  Auffassung,  Riganti  1.  c. 
ad  reg.  4.  §.  1.  n.  17  ff.  Dass  bei  einem  Laien- 
patronat  auf  die  erste  Dignität  die  zweite  reser- 
virt sei,  ist  zwar  die  herrschende  Meinung,  Bar- 
bosa  1.  c.  III.  alleg.  57.  n.  102;  Riganti  1.  c. 
n.  46,  lässt  sich  aber  aus  dem  Wortlaut  der 
Regel  nicht  rechtfertigen.  Das  Optionsrecht  im 
Kapitel  schliesst  nach  der  unter  mehrfachem 
Schwanken  zuletzt  von  der  Kurialpraxis  ange- 
nommenen Ansicht  die  Reservation  nicht  aus. 

Nach  dem  Schlüsse  der  Regel,  welcher  von 
.Julius  III.  (1550 — 1555)  beigefügt  ist,  Riganti 
1.  c.  n.  59,  ist  auch  eine  Dignität  reservirt,  deren 
Inhaber  gleichzeitig  einer  Kollegiatkirche  ange- 
hört und  den  Vorrang  vor  allen  Kanonikern  der 
letzteren  hat.  Beispiele  dafür  bei  Pyrrhus 
Corradus  1.  c.  1.  II.  c.  13.  n.  21;  Garcias 
1.  c.  u.  P.  V.  c.  1.  n.  260. 

3  Das  ist  diejenige ,  deren  Inhaber  die  erste 
Stelle  unter  den  Kanonikern  einnimmt ,  wenn- 
gleich ein  anderer  Prälat  als  ein  Bischof,   z.  B. 
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wohnlicher  Schätzung  1 0  Kammergulden  ^  übersteigen  2,  ferner  die  Priorate,  Präposi- 
turen und  anderen  Dignitäten  in  Regular-Konventualkirchen^,  sowie  endlich  die  Gene- 
ral-Präceptorien  ^  der  geistlichen  (mit  Ausnahme  der  Ritter-)  Orden  ^ ; 

14.  alle  Benefizien^  der  Familiären^  des  Papstes,  zu  welchen  in  dieser  Hinsicht 
auch  die  Kardinäle  gerechnet  werden,  und  der  Familiären  der  letzteren  selbst^. 

Die  fünfte  Kanzleiregel-^  unterwirft  der  Reservation 

15.  die  Benefizien  sämmtlicher  Kollektoren  der  apostolischen  Kammer ,  sowie 
eines  jeden  SubkoUektors ,  neben  welchem  in  einer  bischöflichen  Stadt  oder  Diöcese 
kein  anderer  derartiger  Beamter  fungirt^^, 

die  sechstel^  16.  die  Benefizien  aller  Kurialen,  einschliesslich  der  Kardinäle, 
welche  während  sie  der  römischen  Kurie  bei  einer  Verlegung  derselben  folgen ,  ver- 
sterben, und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  an  welchem  Orte  sie  sich  befinden  ; 

die  siebente  12  17.  die  Benefizien  der  päpstlichen,  auch  der  blossen  Ehren- 
Kämmerer  und  der  päpstlichen  Cursoren  ^^ ; 

die  achte  1^  18.  die  Kauonikate,  Präbenden,  Dignitäten,  Personate  und  Offizien 


ein  solcher  mit  iurisdictio  quasi  episcopalis,  an 
der  Spitze  der  Kirche  steht,  Riganti  1.  c.  §.  2. 
n.  3.  4. 

1  0.  S.  148.  n.  3. 

2  Diese  Beschränkung  nach  dem  Ertrage  der 
Kirche  hat  die  Regel  unter  M  a  r  t  i  n  Y,  noch  nicht 
enthalten,  sie  findet  sich  aber  schon  unter  Six- 
tusIV.  (1471—14841. 

3  Im  Gegensatz  zur  2.  Kanzleiregel  (s.  0.  S.148) 
handelt  es  sich  hier  nicht  um  Konsistorial- Abteien 
und  Prälaturen.  Auf  teaiporelle  und  amovible 
Dignitäten,  wie  sie  in  den  Mendikanten- Orden 
vorkommen,  ist  die  Regel  nicht  bezogen  worden, 
Riganti  1.  c.  §.  3.  n.  11. 

4  Die  Stellen  derjenigen,  unter  denen  die  von 
einem  Orden  errichteten  und  von  Mitgliedern 
desselben  geleiteten  Hospitäler,  Armen-  oder 
Fremdenhäuser  stehen. 

5  Ueber  den  Streit  in  Betreff  der  Anwendung 
dieser  Regel  auf  Deutschland  s.   0.  S.  139.  n.  1. 

6  Eine  solche  Reservation  hat  schon  M  a  r  t  i  n  V. 
in  seinen  Kanzleiregeln  v.  1418  ausgesprochen, 
Mansi  28,  500,  sie  erweitert  die  oben  S.  146 
unter  5  erwähnte  Reservation  der  const.  Ad  regimen 
in  Betreff  der  Personen  und  in  Betreff  der  Art 
der  Erledigung  der  Benefizien. 

■^  üeber  diese  im  Allgemeinen  Tb.  I.  S.  497. 
Des  näheren  sind  sie  in  den  päpstlichen  Konsti- 
tutionen bestimmt,  vgl,  die  Aufzählung  bei  Bar- 
bosa  1.  c.  P.  III.  alleg.  57.  n.  106;  Riganti  1. 
c.  §.  5.  n.  1  ff.,  insbesondere  hat  Paul  III.  in  d. 
const.  Sanctissimus  v.  22.  Dez.  1534,  b\ill.  Taur. 
6,  185,  auch  die  Offizialen  des  Papstes,  selbst  für 
den  Fall,  dass  sie  nicht  wirkliche  familiäres  oder 
commensales  des  Papstes  sind,  in  Bezug  auf  die 
Reservation  ihrer  Benefizien  für  solche  erklärt. 

^  Vgl.  hierzu  Riganti  1.  c.  §.  6. 

^  „Item  reservavit  generaliter  omnia  et  singula 
beneficia  ecclesiastica  quorumcumque  collectorum 
et  unicorum  in  quacumque  civitate  vel  dioecesi 
qui  suo  tempore  offlcia  exercuerint,  subcoUecto- 
rum  fructuum  et  proventuum  camerae  apostolicae 
debitorum,  lila  videlicet  beneficia  dumtaxat,  quae 
durante  eorum  officio  obtinebant  et  in  quibus  seu 
ad    quae    ius   eis  competebat.     Decernens  irri- 


tum  &c".    Die  Regel  wird  auf  Johann  XXII.  zu- 
rückgeführt, 0.  S.  131.  n.  6. 

10  Näheres  bei  Riganti  comm.  ad  reg.  5. 

11  „Item  reservavit  omnia  et  singula  beneficia 
ecclesiastica  quorumcumque  curialium  quos  dum 
curia  Romana  de  loco  ad  locum  transfertur,  eum 
sequendo  decedere  contigerit  in  quovis  loco,  quan- 
tumcumque  etiam  a  dicta  curia  remoto.  Decer- 
nens irritum  etc.''    Vgl.  0.  S.  132.  n.  3. 

1-  „Item  reservavit  generaliter  idem  d.  n.  papa 
dispositioni  suae  omnia  beneficia  cubiculariorum, 
etiam  honoris  nuncupatorum  ac  cursorum  suorum, 
declarans  in  praedecessorum  suorum  Romanorum 
pontificura  constitutionibus  et  regulis  reservatoriis 
beneficiorum  cubiculariorum,  etiam  cubicularios 
honoris  nuncupatos,  etiam  a  die  earum  editionis 
et  publicationis  intelligi  et  comprehendi  ac  com- 
prehensos  fuisse  et  esse.  Irritumque  &c.  attentari 
decernens".  Als  Urheber  der  Regel  gilt  Sixtus 
IV.  (1471  —  1484),  die  Ausdehnung  auf  die 
Ehrenkämmerer  ist  nach  vorgängiger  Reservation 
der  Aemter  derselben  durch  Paul  V.  1618,  Ri- 
ganti 1.  c.  ad  reg.  7.  n.  17,  von  Gregor  XV. 
(1621 — 1623)  in  die  Kanzleiregel  eingerückt,  1. 
c.  n.  14. 

13  Die  Regel  ist  aufgestellt,  weil  es  in  Bezug 
einzelner  Arten  der  Kämmerer,  und  hinsichtlich 
der  Cursoren,  d.  h.  derjenigen  Beamten,  deren 
Hauptgeschäft  in  der  Benachrichtigung  der  Inter- 
essenten über  abzuhaltende  päpstliche  Kapellen 
und  Konsistorien  besteht,  Riganti  1.  c.  ad  reg. 
7.  n.  24,  streitig  war,  ob  sie  zu  den  Familiären 
gehörten  und  die  Reservation  der  4.  Regel  (s.  unter 
Nr.  14  des  Textes)  auf  sie  Anwendung  fand,  1.  c. 
n.  Iff.  23. 

14  „Item  reservavit  dispositioni  suae  generaliter 
quoscumque  canonicatus  et  praebendas  ac  digni- 
tates,  personatus  et  officia  in  S.  Joannis  Latera- 
nensis  et  principis  apostolorum  ac  b.  Mariae  Maio- 
ris  de  Urbe  ecclesiis,  necnon  ad  collationem,  pro- 
visionem  et  praesentationem  seu  quamvis  aliam 
dispositionem  s.  r.  e.  cardinalium  a  romana  curia 
absentium  ratione  suorum  episcopatuum,  cardina- 
latus  ac  ipsorum  cardinalium  titulorum  et  diaco- 
niarum  spectautia,  quamdiu  absentia  huiusmodi 


152 


I.  Die  llicrarciru'  mul  die  Leituiii>-  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  145. 


(nicht  aber  die  niederen  Bencfizien)  in  den  drei  Basiliken  S.  Joliann  im  Lateran,  S. 
Peter  und  S.  Maria  Mag'ji,i()re  '  ,  sowie  alle  Benefizien  '^ ,  einschliesslich  der  vorhin  ge- 
nannten .  welche  der  Vergebung ,  Präsentation  oder  sonstigen  Disposition  der  Kardi- 
näle mit  Kücksicht  auf  ihre  Kardinal-Bisthümer,  Kardinal-Titel  oder  Diakonien  in  Rom 
oder  auch  soweit  die  Kardinalbiscliöfc  in  Frage  stehen ,  in  den  suburbikanischen  Diö- 
ce.sen  •*  unterliegen  und  während  der  Abwesenheit  der  Kardinäle  von  der  römischen 
Kurie  ^  erledigt  werden  •'*. 

11).  Die  neunte  Kanzleiregel"  handelt  von  der  Reservation  der  s.  g.  päpstlichen 


(iuraverit,  caiionicatus  et  praebenda.s ,  dignitates, 
personatus,  adniinistrationes  et  oftii;ia  caeteraque 
beiieticia  ecclesiasüca  cum  cura  et  sine  cura  va- 
caiitia  ac  in  antea  vacatura  tani  in  eadeni  urbe 
quam  in  ecdesiis,  civitatibus  ac  dioecesibus  dicto- 
rumepiscopatuum  consistentiura,  ac  decrevit  irri- 
tum  etc." 

1  Eine  derartige,  weiter  gehende  Reservation 
hat  zuerst  Martin  V.  in  seinen  Kanzleiregeln  aus- 
gesprochen, s.  S.  134.  n.  2.  Die  Aufstellung  ist 
erfolgt,  um  jeden  Zweifel  an  der  Berechtigung 
des  Papstes  zur  Vergebung  der  betreffenden  Aem- 
ter  auf  Grund  seiner  bischöflichen  Gewalt  über 
Rom  auszuschliessen  ,   Riganti  ad  reg.  8.  n.  7. 

2  Dieser  Theil  der  Regel  rührt  von  Nikolaus 
V.  (1447—1455)  her,  1.  c.  n.  3. 

3  S.  Th.  I.  S.  338.  Auf  Benefizien  in  anderen 
Bisthümern,  welche  ein  Kardinal  innehat,  bezieht 
sich  die  Regel  nicht,   Riganti  ad  reg.  8.  n.  36. 

*  Auch  wenn  diese  eine  gerechtfertigte  ist,  z. 
B.  weil  sie  als  Bischöfe  einer  nicht  suburbikani- 
schen Dioecese  in  derselben  Residenz  halten  müs- 
sen, s.  Th.  I.  S.  357.  Eine  von  Alexander  VII. 
darauf  bezügliche  in  die  Regel  eingerückte  Aus- 
nahnieklausel:  „non  tarnen  ob  servitium  sedis 
apostolicae  cum  licentia  sanctitatis  suae  vel  apud 
eorum  ecclesias  residentium''  ist  noch  in  Folge 
eines  Befehls  desselben  v.  1655  wieder  gestrichen 
worden,  Riganti  1.  c.  n.  44.  51.  Vgl.  auch  da- 
selbst n.  82  fl'. 

•"^  Die  Reservation  wird  dadurch  nicht  beseitigt, 
dass  der  Kardinal  vor  der  Verleihung  des  während 
seiner  Abwesenheit  vakant  gewordenen  Benefl- 
ziums  zurückkehrt. 

6  .^Itein  cupiens  ss.  d.  n.  pp.  pauperibus  clericis 
et  aliis  bcne  meritis  personis  providere,  omnia 
beneflcia  ecclesiastica  cum  cura  et  sine  cura,  sae- 
cularia  etquorumvis  ordinum  regularium  qualiter- 
cumque  qualiflcata  et  ubicumque  existentia  in 
singulis  Januarii,  Februarii,  Aprilis,  Maii,  Julii, 
Augusti,  Octobris  et  Novembris  mensibus  usque 
ad  suae  voluntatis  beneplacitum  extra  curiam  ro- 
manam  alias  quam  per  resignationem  quocumque 
modo  vacatura,  ad  coUationem,  provisionem,  prae- 
sentationem,  electionem  et  quamvis  aliam  dispo- 
sitionem  quorumcumque  collatorum  et  collatricum 
saecularium  et  quor\imvis  ordinum  regularium  (non 
taiuen  s.  r.  e.  cardinalium  aut  aliorum  sub  con- 
cordatis  inter  sedem  apostolicam  et  quoscumque 
alios  initis  et  per  eos  qui  illa  acceptare  et  obser- 
vare  debuerant,  acceptatis  et  observatis,  quae  lae- 
dere  non  intendit,  comprehensorum)  quomodo- 
libet  pertinentia  dispositioni  suae  generaliter  re- 
servavit.  Volens  in  supplicationibus  seu  conces- 
sionibus  gratiarum,   quae  de  dictis  beneflciis  tiinc 


vacantibus  etiam  motu  proprio  flent,  de  mense,  in 
quo  vacaverint,  dispositive  mentionem  fleri,  alio- 
quin  gratias  nuUas  esse  ac  consuetudines  etiam  im- 
memorabiles  optandi  maiores  et  piiiguiores  praeben- 
das  necnon  privilegia  etiam  in  limine  erectionis 
concessa  et  indulta  apostolica  circa  ea  ac  etiam  dis- 
ponendi  de  huiusmodi  beneflciis  aut  quod  illa  sub 
huiusmodi  reservationibus  numquam  comprehen- 
dantur  etiam  cum  quibus  vis  derogatoriarum  deroga- 
toriis  et  fortioribus^  efficacioribus  et  insolitis  clau- 
sulis  necnon  irritantibus  et  aliis  decrelis,  quorum 
tenores  pro  expressis  haberi  et  latissime  extendi 
voluit,  quibiisvis  personis  et  coUegiiscuiuscumque 
dignitatis,  Status,  gradus,  ordinis  et  conditionis 
existentibus  quomodolibet  concessa  adversus  reser- 
vationem  huiusmodi  sufifragari.  Insuper  sanctitas 
sua  ad  gratificandum  patriarchis,  archiepiscopis  et 
episcopis  intenta,  ipsis  quamdiu  apud  ecclesias 
aut  dioeceses  suas  vere  et  personaliter  resederint, 
dumtaxat,  de  omnibus  et  quibuscumque  beneflciis 
ecclesiasticis  cum  cura  et  sine  cura  saecularibus 
et  regularibus  (ad  liberam  ipsorum  dumtaxat,  non 
autem  ad  aiiorum  cum  eis  dispositionem  seu  prae- 
sentationem  vel  electionem  nee  etiam  cum  consilio 
vel  consensu  seu  interventu  capitulorum  vel  alio- 
rum aut  alias  pertinentibus)  quae  in  antea  in 
mensibus  Februarii,  Aprilis,  Junii,  Augusti,  Oc- 
tobris et  Decembris  extra  curiam  ipsam  vacare 
contigerit  (dummodo  alias  dispositioni  apostolicae 
reservata  vel  affecta  non  fuerint)  libere  disponendi 
facultatem  tempore  sui  pontificatas  tantum  diira- 
turam  concessit.  Ac  etiam  voluit,  ut  si  ipsi  in 
collatione  aut  alia  dispositione  beneflciorum  in 
aliis  sex  mensibus,  videlicet  Januarii,  Martii, 
Maii,  Julii,  Septembris  et  Novembris  vacaturorum 
(quae  etiam  dispositioni  suae,  ut  praefertur .  re- 
servavit)  seu  etiam  aliorum,  dispositioni  suae  et 
dictae  sedis  alias  quomodolibet  reservatorum  vel 
aflfectorum  sese  intromiserint  aut  quominus  pro- 
visiones  et  gratiae  sanctitatis  suae  de  illis  debitum 
effectum  consequantur ,  impedimentum  quoquo 
modo  praestiferint,  usu  et  beneflcio  praedictae 
facultatis  eo  ipso  privati  existant  ac  coUationes  et 
aliae  dispositiones  de  beneflciis  illius  praetextu 
deinceps  faciendae ,  nullius  sint  roboris  vel  mo- 
menti.  Uli  vero  qui  gratiam  alternativae  prae- 
dictae acceptare  voluerint,  acceptationem  huius- 
modi per  patentes  litteras  manu  propria  subsorip- 
tas  suoque  sigillo  munitas  et  in  sua  quisque  civi- 
tate  vel  dioecesi  datas  declarare  et  litteras  ipsas 
huc  ad  datarium  sanctitatis  suae  transmittere 
teneantur,  quibus  ab  eo  receptis  et  recognitis  ac 
in  libro  ad  id  deputato  registratis  tunc  demum  et 
non  antea  uti  incipiant  gratia  supradicta.  Insuper 
declaravit  quod  si  idem  episcopus  pluribus  eccle- 
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Monate  und  der  s.  g.  alternativa  mensium  '.  Nach  dem  ersten  Theil  derselben ^ 
sind  alle  Säkular-  und  Regular-Benefizien  jeder  Art-^,  auf  welche  weltgeistliche  und 
Regular-KoUatoren  das  Verleihungs-,  Präsentations- 4,  Wahl--^  oder  ein  sonstiges  Dis- 
positionsrecht besitzen ,  wenn  sie  in  den  acht  Monaten  Januar ,  Februar ,  April ,  Mai, 
Juli ,  August ,  Oktober  und  November  erledigt  werden  *^ ,  der  päpstlichen  Reservation 
unterworfen ,  und  alle  unvordenklichen  Gewohnheiten ,  Privilegien  und  päpstliche  In- 
dulte in  Betreff  der  Aufrechterhaltung  des  Optionsrechtes  auf  solche  Benefizien  oder 
in  Betreff  einer  anderen  Disposition  über  dieselben  oder  ihrer  Ausschliessung  von  der 
Reservation  nichtig ' . 

Ausdrücklich  sind  von  der  Regel  die  beneficia  vacantia  in  curia  ^  ausgenommen, 
ferner  diejenigen  Benefizien,  welche  durch  Verzicht,  sei  es  durch  einfachen,  sei  es 
durch  einen  solchen  im  Wege  des  Tausches  erledigt  werden  -K  Endlich  fallen  die  Be- 
nefizien des  Laien-  und  gemischten  Patronates  nicht  unter  die  Regel  ^^K 

Ferner  findet  dieselbe  keine  Anwendung  auf  alle  Benefizien ,  welche  der  Disposi- 
tion der  Kardinäle  als  der  ordentlichen  Kollatoren  ^',  sowie  der  anderer  Kollatoren  nach 


siis  quomodocumqiie  unitis  ex  apostolica  coiices- 
sione  et  dispositione  quomodocumque  praesit,  te- 
neatur  huiusmodi  alternativae  gratiam,  quaterius 
ea  potiri  velit,  utriusque  ecclesiae  nomine  expli- 
cite  acceptare,  alias  Uli  non  suffragetur.  Et  post 
factam  acceptationera  et  admissionein  in  datario 
neutri  parti  liceat,  nisi  concordi  consensii  ab  ea 
recedere. 

Declarans  praeterea  exceptionem  positam  in 
regula  favore  s.  r.  e.  cardinaliutu  et  indultum 
conferendi  beneficia  reservata  concessnm  cardinali 
episcopo  non  suffragari  capitulo  ratione  commu- 
nionis  et  consortii  iuxta  declarationem  fei.  record. 
Urbani  pp.  VIII.  praedecessoris  sui  editam  die 
10.  Sept.  a.  1626,  quam  sanctitas  sua  et  per  om- 
nia  approbat,  Decernens  sie  in  praemissls  Omni- 
bus per  quoscunque  etc.  iudicari  debere  ac  irri- 
tum  etc.'^ 

1  Speziell  auf  diese  Kanzlei-Regel,  die  früher 
in  der  Reihenfolge  derselben  die  achte  war,  be- 
zieht sich:  Hieron.  Gonzalez  dilucidum  ac 
perutile  glossema  seu  commentatio  ad  regulam 
octavam  cancellariae  de  reservatione  mensium  et 
alternativa  episcoporum.  Romae  1611,  ein  Werk, 
welches  übrigens  auch  die  anderen  Reservationen 
mit  behandelt. 

2  Dieser  Theil  der  Regel  rührt  von  Niko- 
laus V.  (1447— 1455)  her ,  Riganti  1.  c.  ad 
reg.  9.  prooem.  n.  2,  und  ruht  auf  dem  Refor- 
mationsvorschlage Martins  V.  (s.  o.  S.  136.  n.  1) 
und  den  mit  Frankreich  getroffenen  Vereinbarun- 
gen, s.  0.  S.  137.  Die  Regel  ist  wohl  seit  Gre- 
gor XIV.  (1590 — 1591)  in  die  Kanzleiregeln  auf- 
genommen ,  früher  dagegen  besonders  publicirt 
worden,  Riganti  1.  c.  n.  14 ;  s.  auch  Garcias 
1.  c.  P.  I.  n.  438  ff. 

3  Insbesondere  auch  nach  dem  ausdrücklichen 
Wortlaut  der  Regel  die  Kuratbeneflzien.  Der 
Pfarrkonkurs  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  vgl. 
Th.  II.  S.  498.  Ebenso  fallen  die  Pönitentiar- 
und  Theologal-Präbenden ,  Riganti  1.  c.  §.2. 
n.  137.  139;  ferner  Vikarien,  welche  Benefizien 
sind  und  dauernd  verliehen  werden,  unter  die  Re- 
gel ,  doch  haben  diejenigen  ,  welchen  die  betref- 
fende Kirche  unirt  ist ,  trotz  der  Reservation  die 


Nomination  an  den  Papst.  Vgl.  darüber  und  über 
die  in  dieser  Hinsicht  bestehende  Kontroverse 
Riganti  1.  c.  n.  79  ff. 

4  Der  Reservation  unterliegen  demnach  auch 
die  Stellen  geistlichen Patronats,  Gonzalez  I.e. 
gl.  18.  n.  5.  8;  Riganti  1.  c.  n.  144,  doch 
nahm  die  herrschende  Meinung  und  die  Praxis 
der  Congr.  conc.  mit  Recht  an ,  dass  der  Funda- 
tor  den  Eintritt  der  Reservation  bei  der  Stiftung 
ausschliessen  kann,  Riganti  1.  c.  n.  164  ff. 

5  Demnach  sind  auch  die  durch  Kapitels-  oder 
Konventswahl  zu  besetzenden  Stellen  reservirt, 
Gonzalez  1.  c.  gl.  8.  n.  20;  Riganti  1.  c.  n. 
142.  143. 

6  Die  Art  der  Erledigung  ist  abgesehen  von 
den  im  Text  hervorgehobenen  Ausnahmen  gleich- 
gültig, Riganti  1.  c.  n.  384  ff.  Die  Kurial- 
praxis  hat  auch  die  neu  vom  Bischof  errichteten 
Benefizien  ,  deren  Erektion  in  einem  päpstlichen 
Monat  erfolgt  war,  der  Reservation  freilich  unter 
sicherlich  begründetem  Widerspruch,  vgl.  Gar- 
cias 1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  520;  Leuren.  for. 
benef.  P.  II.  qu.  537.  n.  1,  unterstellt,  Gonza- 
lez 1.  c.  gl.  9.  §.5.  n.  49;  Pyrrh.  Corrad. 
1.  c.  IL  15.  n.  156  ff.,  Riganti  1.  c.  n.  127,  ob- 
wohl ein  neues  Benefizium  niemals  weder  in 
einem  päpstlichen  noch  in  einem  andern  Monat 
vakant  geworden  sein  kann. 

'^  Die  Kassationsklausel  ist  von  Sixtus  V. 
(1585 — 1590)  beigefügt,  Garcias  L  c.  n.  450. 

8  In  dem  eigentlichen  Sinne  als  vacantia  apud 
sedem  apostolicam,  doch  ist  auch  darüber  gestrit- 
ten worden,  s.  Barbosa  1.  c.  1.  III.  all.  57,  n. 
109;  Garcias  1.  c.  n.  541;  Riganti  1.  c.  §.  3. 
n.  Iff. 

9  Garcias  1.  c.  n.  348;  Gonzalez  1.  c.  gl. 
14.  n.  32  ff.  ,  denn  auch  beim  Tausche  liegt  ein 
Verzicht  auf  das  Benefizium  vor, 

^0  Jedoch  muss  der  Patronat  durch  Fundation, 
nicht  durch  Indult  erworben  sein,  Gonzalez  1. 
c.  gl.  18.  n.  2;  Riganti  1.  c.  §.  2.  n.  333ff. 

^1  Danach  hätten  die  Kardinäle  die  sonst  reser- 
virten  Benefizien ,  weil  die  Reservation  cessirt, 
iure  ordinario  zu  vergeben,  eine  Auffassung,  wel- 
che auch  anfänglich  die  herrschende  war,   G  o  n  - 
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den  mit  dem  päpstlicheu  Stuhl  abgeschlossenen  und  acceptirten  Konkordaten '  unter- 
stehen. 

Wird  auf  Grund  der  erwähnten  Reservation  eine  Verleihung  beim  Papste  nachge- 
suclit  oder  eine  solche  selbst  aus  freiem  Antrieb  desselben  ertheilt ,  so  muss  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  in  der  Supplikation  und  in  der  Verleibungsurkunde  angegeben  sein, 
dass  die  Vakanz  in  einem  der  reservirten  Monate  erfolgt  ist  2. 

Da  die  Kegel  die  Reservation  nur :  ad  beneplacitum  des  jeweiligen  Papstes  aus- 
spricht, so  erlischt  sie  mit  dem  Tode  desselben,  und  es  sind  die  sonst  berechtigten  Kol- 
latoren  von  dieser  Zeit  ab  bis  zur  Erneuerung  der  Reservation  nach  der  Wiederbesetzung 
des  päpstlichen  Stuhles  -^  befugt ,  die  in  den  päpstlichen  Monaten  erledigten  Benefizien 
zu  besetzen  *. 

Der  zweite  Theil  der  Regel  bestimmt  über  die  s.  g.  alternativa  mensium^ 
Folgendes : 

Sämmtliche  Bischöfe^  können  für  die  Zeit,  wo  sie  persönlich  in  ihren  Diöcesen 
Residenz  halten'^,  das  Recht  erlangen,  alle  in  den  Monaten  Februar,  April,  Juni,  August, 
Oktober  und  Dezember  ^vakant  werdenden  Benefizien  ••,  deren  vollkommen  freie  Kollation 
ihnen  zusteht  ^^,  sofern  diese  nicht  aus  einem  anderen  Grunde  reservirt  oder  afficirt  sind, 


zalez  1.  c.  gl,  *24.  n.  89.  Später  hat  sich 
aber  auf  Grund  der  Konstitution  Urbans  VIII. 
Sanctissimus  v.  1626,  bull.  Taur.  13,  489,  ferner 
bei  Barbosal.  c.  app.  const.  Urbani  VIII.,  wel- 
clie  auch  in  dem  später  zugefügten  ScLluss  der 
Regel  erwähnt  ist,  die  Ansicht  Geltung  verschafft, 
dass  das  Verleihlingsrecht  der  Kardinäle  in  den  re- 
servirten Monaten  auf  päpstlicher  Delegation  be- 
ruhe, Rigantil.c.  ^.3.  n.  46  ff.  Bei  dieser  Auf- 
fassung war  die  Theilnahme  der  etwa  neben  den 
Kardinälen  etwa  berechtigten  Kapitel  in  solchen 
Besetzungsfällen  ausgeschlossen,  wie  dies  auch 
in  der  const.  ürbans  VIII.  und  in  der  Regel  her- 
vorgehoben ist.  1.  c.  n.  54.  Eine  weitere  Conse- 
quenz  war  es ,  dass  die  von  den  Kardinälen 
Beliehenen  immer  nocb,  um  der  päpstlichen  Kam- 
mer und  Kanzlei  die  Gebühren  zu  erhalten ,  bei 
Benefizien  von  höherem  Werth  als  24  Kammer- 
gulden ,  binnen  bestimmter  Frist  die  päpstliche 
Provision  nachsuchen  mussten.  Dies  ist  auch  in 
einem  Motu  proprio  v.  Benedikt  XIV.  v.  1741, 
Riganti  1.  c.  n.  153  n.  a.,  ausdrücklich  vorge- 
schrieben worden. 

1  Hierher  gehört  das  Wiener  Konkordat,  ferner 
das  französische  v.  1516. 

2  Vgl.  hierzu  Riganti  1.  c.  §.  1.  n.  35  ff. 

3  Für  die  Regel  also  bis  zur  Publikation  der 
Kanzleiregeln  durch  den  neuen  Papst. 

*  Die  Befugniss  der  päpstlichen  Nuntien ,  in 
dieser  Zeit  solche  Benefizien  kraft  ihrer  Fakultä- 
ten zu  verleihen,  ist,  was  freilich  streitig  war, 
ebenfalls  ausgeschlossen,  da  die  Reservation  auch 
ihnen  gegenüber  suspendirt  ist,  Riganti  1.  c. 
^.  4.  n.23ff. 

5  Die  Sitte,  den  Bischöfen  derartige  Indulte  zu 
ertheilen  ,  datirt  seit  Paul  II.  (1464—1471), 
wogegen  erst  LeoX.  1514  diese  Begünstigung 
allen  Bischöfen ,  welche  sie  annehmen  wollten, 
generell  ertheilt  hat,  Gonzalez  1.  c.  prooem. 
§.  1.  n.  56;  Riganti  1.  c.  reg.  9.  p.  2.  §.  1.  n. 


4.  10.     Ihr  Vorbild  hat  sie  an  den  Bewilligungen 
des  Konstanzer    und  Wiener  Konkordates  (s.   0. 

5.  136.  139. 

6  Auf  diese  ,  sogar  unter  Ausschluss  der  prae- 
lati  nullius,  ist  die  Konzession  seit  Sixtus  V.  be- 
scliränkt  worden,  während  sie  vorher  auch  andern 
niederen  Kollatoren  gegeben  wurde,  RiganI  i  1. 
c.  n.  13  ff. 

■^  Nach  der  neueren,  auf  Gregor  XIII.  und 
Sixtus  V.  zurückführenden  Fassung  der  Regel, 
Garcias  1.  c.  n.  464;  Riganti  1.  c.  §.  5.  n.  4, 
genügt  eine  auch  noch  so  gerechtfertigte  Ab- 
wesenheit ,  z.  B.  wegen  kirchlicher  Geschäfte 
oder  während  der  vom  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de 
ref.  bewilligten  Ferienzeit  nicht,  Riganti  1.  c. 
n.  4  ff.,  ja  selbst  nicht  die  Residenz  in  einer  von 
zwei  unirten  Diöcesen  für  die  andere,  1.  c.  n. 
32.  33. 

8  Von  diesen.  Monaten  sind  Juni  und  Dezem- 
ber nach  dem  ersten  Theil  der  Regel  Monate  des 
Ordinarius.  Deshalb  hat  die  Kurialpraxis  ange- 
nommen, dass  für  die  Besetzung  der  in  ihnen  er- 
ledigten Benefizien  die  Residenz  nicht  erforder- 
lich ist,  Barbosal.  c.  P.  III.  alleg.  53.  n.  34. 
44;  Garcias  1.  c.  n.  506;  Riganti  1.  c.  §.  5. 
n.28,  obwohl  dies  dem  Wortlaut  der  Regel  wider- 
spricht, und  für  die  nach  dem  letzteren  sich  erge- 
bende Beschränkung  die  Gegenkonzession  des  Pap- 
stes in  der  Bewilligung  zweier  Monate  mehr,  als 
den  Bischöfen  nach  dem  ersten  Theil  der  Regel 
gewährt  sind,  liegt,  üebrigens  werden  durch  die 
Alternative  die  Monate  März  und  September 
welche  nach  dem  ersten  Theil  der  Regel  bischöf- 
liche sind,  zu  päpstlichen. 

9  d.  h.  solche ,  welche  der  Reservation  des 
ersten  Theiles  der  Regel  unterliegen. 

i<^  Die  Beschränkung  auf  die  Benefizien  freier 
Kollation  kommt  erst  seit  Sixtus  V.  vor,  Ri- 
ganti 1.  c.  §.  4.  n.  4.     Näheres  darüber  a.  a.  0. 
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zu  besetzen  ^ ,  wenn  sie  der  päpstlichen  Dataria  eine  schriftliche  Erklärung  über  die 
Annahme  der  Alternative  einreichen  2. 

Das  Recht  auf  dieselbe  erlischt  durch  den  Tod  des  Papstes  ^,  durch  das  Ableben  des 
Bischofes  oder  sonstigen  Verlust  seines  Bisthums  ^,  durch  Verzicht  des  Bischofs  auf  die 
Alternative,  falls  dieser  vom  Papst  angenommen  ist  ^ ;  endlich  auch  durch  Missbrauch 
derselben  und  zwar  ipso  iure,  wenn  der  Bischof  über  ein  der  päpstlichen  Besetzung 
zufolge  der  Alternative  oder  einer  sonstigen  Reservation  oder  Affektion  unterliegendes 
Benefizium  verfügt  oder  verhindert ,  dass  päpstliche  Provisionen  zur  Wirksamkeit  ge- 
langen 6. 

2  0 .  Die  achtundsechszigste  Kanzleiregel  ^  reservirt  die  während  der  Vakanz 


^  Die  Kurialpraxis  hat  mit  Rücksicht  auf  das 
Erforderniss  der  Residenz  angenommen ,  dass 
diese  im  Momente  des  Beginnes  des  Monates  und 
auch  in  dem  der  Vakanz  oder  der  Besetzung  vor- 
liegen müsse,  so  dass  der  Monat  schon  durch  Ab- 
wesenheit des  Bischofs  in  dem  erstgedachten 
Zeitraum  —  mit  Ausnahme  der  beiden  S.  154. 
n.  8  erwähnten  —  zu  einem  päpstlichen  wird, 
Riganti  1.  c  §.  5.  n.  21  ff. 

2  Die  in  der  Kanzleiregel  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  des  Gesuches  sind  von  der  Praxis 
der  Dataria  aber  nicht  als  wesentlich  betrachtet 
worden,  Riganti  1.  c.  P,  II.  §.  2. 

Das  Recht ,  von  der  Alternative  Gebrauch  zu 
machen,  beginnt  mit  dem  Zeitpunkt  der  Registri- 
rung  bei  der  Dataria,  auch  ehe  der  Bischof  davon 
Kenntniss  erhalten  hat,  Riganti  1.  c.  n.  12  ff. , 
jedoch  wird ,  wenn  der  vorher  schon  begonnene 
Monat,  wie  z.  B.  der  Monat  Februar,  nach  dem 
ersten  Theil  der  Regel  ein  päpstlicher  war,  nach 
der  neueren  Ansicht ,  das  Recht  des  Biscliofs  für 
diesen  ausgeschlossen,  Riganti  1.  c.  §.3.  n.  1  ff. 

3  Nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  der 
Regel.  Für  die  Dauer  der  Vakanz  des  päpstlichen 
Stuhles  tritt  der  Ordinarius  collator  ein. 

4  Weil  jeder  Bischof  für  sich  die  Alternative 
nachsuchen  muss,  Riganti  1.  c.  §.  6.  n.  14. 15. 

5  Vgl.  die  Kanzleiregel,  s.  Riganti  I.e.  n.lßflf. 
ß  Die  Folge  davon  ist,  dass  der  Bischof  auf  die 

Besetzung  in  den  vier  bischöflichen  Monaten  nach 
dem  ersten  Theil  der  Regel  beschränkt  wird, 
Gonzalez  1.  c.  gl.  56.  n.  147;  Pyrrh.  Cor- 
rad.  III.  6.  n.40.  Indessen  kann  der  Papst  auch 
dem  Bischof  die  Alternative  belassen,  Riganti 
1.  c.  n.  43.  44. 

Von  der  Alternative ,  wie  sie  die  Kanzleiregel 
einräumt,  unterscheidet  sich  die  des  deutschen 
Konkordates  (s.  S.  139.  n.  1)  in  folgenden  Punk- 
ten: 1.  die  deutsche  ist  davon  nicht  abhängig, 
dass  die  Bischöfe  Residenz  halten ,  2.  sie  bezieht 
sich  der  richtigen  Ansicht  nach  nicht  auf  die 
ersten  Dignitäten  in  den  Dom-  und  Haupt- 
Dignitäten  in  den  Kollegiatstiftern,  s.  a.  a.  0., 
3.  der  Ausschluss  der  päpstlichen  Reservation 
umfasst  nicht  blos  die  Beneflzien ,  welche  der 
freien  Kollation  der  Ordinarien  unterliegen,  son- 
dern auch  solche ,  welche  auf  andere  Weise  ,  wie 
auf  Präsentation  oder  durch  Wahl  besetzt  wer- 
den, 4.  sie  geht  nicht  durch  Missbrauch  verloren, 
5.  sie  enthält  die  nicht  in  der  Kanzleiregel  vor- 
kommende Beschränkung,  dass  wenn  ein  in 
den  päpstlichen  Monaten   zu  Providirender    sich 


nicht  innerhalb  dreier  Monate  nach  der  bekannt 
gewordenen  Vakanz  am  Orte  des  Beneflziums  ge- 
meldet hat,  die  ordentliche  Besetzung  eintreten 
soll  (die  betreffende  Stelle  des  Konkordats  ist 
zwar  durch  die  Bulle  Gregors  XIII.  :  Quae  in 
ecclesiam  v.  1576,  u.  a.  bei  Koch,  sanctio  prag- 
matica  p.  298,  dahin  declarirt,  dass  es  schon  ge- 
nüge, wenn  nur  die  päpstliche  Provision  inner- 
halb der  gedachten  Frist  stattgefunden  habe, 
indessen  ist  diese  Deklaration  in  Deutschland  nicht 
anerkannt  gewesen,  und  die  deutsche  ablehnende 
Praxis  sowohl  durch  den  westfälischen  Frieden, 
instr.  Osnabr.  V.  §.  20,  wie  auch  durch  die 
Reichshof srathspraxis  sanktionirt  worden  ,  vgl. 
Kreittmayr  a.  a.  0.  §.  18.  n.  12;  Koch,  sanctio 
pragmatica  n.  229.  n.  65).  6.  Jede  andere  als  die 
im  Konkordate  festgesetzte  Disposition  des  Papstes 
inBetreffder  der  Alternative  unterliegenden  Bene- 
flzien ist  ausgeschlossen ,  was  freilich  von  den 
Kurialschriftstellern ,  soweit  es  sich  nicht  um 
Expektativen  handelt ,  bestritten  worden  ist, 
s.  Riganti  1.  c.  P.  I.  §.  3.  n.  163.  Endlich  ist 
auch  die  päpstliche  Reservation  bei  Parochial- 
beneüzien  in  vielen  Bisthümern  nicht  in  Geltung 
gewesen,  Kreittmayr  a.  a.  0.  n.  8. 

'^  „Item  SS.  d.  n.  papa  provide  considerans  consue- 
visse  quandoque  Romanos  pontifices  praedecessores 
suos  beneficia  quae  vacante  sede  apostolica  vacare 
contigerant,  dispositioni  suae  reservare,  intendens 
debeneficiishuiusmodi  tam  condavistis  quam  pau- 
peribus  clericis  et  aliis  bene  meritis  personis 
providere,  omnia  et  singula  beneflcia  per  regulas 
cancellariae  apostolicae  aut  quaslibet  alias  aposto- 
licas  constitutiones  temporales  Romani  pontiflcis 
pro  tempore  existentis  dispositioni  quomodolibet 
et  ex  quavis  causa  reservari  solita,  quae  a  die  obi- 
tus  —  (hier  wird  der  Name  des  unmittelbaren 
Vorgängers  eingerückt)  —  praedecessoris  sui  usque 
ad  diem  — (Lücke  für  das  Datum  der  Publikation 
der  Kanzleiregeln  durch  den  neuen  Papst)  vaca- 
verunt  et  de  quibus  per  quoscumque  ordinarios 
collatores  ,  tunc  dispositum  non  fuerat  seu  minus 
valide  dispositum  fuerat  suae  provisioni  ac  dispo- 
sitioni reservat.    Decernens  irritum  etc.'" 

Eine  ähnliche  Reservation  ist  schon  von  Gre- 
gor XIV.  (1590),  Leo  XI.  (1605)  und  Paul  V. 
(1605 — 1621)  in  besonderen  Konstitutionen  aus- 
gesprochen worden,  jedoch  nur  für  die  bis  zu 
ihrem  Regierungsantritt  nicht  besetzten  Benefl- 
zien. Die  Regel  selbst  ist  anscheinend  von  Ur- 
ban  VIII.  (1623—1644)  in  die  Kanzleiregeln 
aufgenommen.     Dies  Resultat  ergiebt   sich   aus 


15()  I    Oie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durcli  dieselbe.  [§.  145. 

des  piipstliclicnStuliles  erledigten  Bonefizien,  welche  durch  die  Kanzleiregeln  und  durch 
andere  temporäre  Konstitutionen  des  zuletzt  regierenden  Papstes  '  reservirt  sind,  soweit 
über  dieselben  inzwisclien  von  den  ordentlichen  Kollatoren  gar  nicht  oder  nicht  gültig 
verfügt  ist  2,  dem  zukünftigen  Papste  zur  Besetzung.  Jedoch  galten  die  Pfarrkirchen 
dieser  Reservation  nicht  unterworfen  -K  Von  Bedeutung  war  dieselbe  nur  für  diejenigen 
Benefizien ,  welche  einer  festen  personellen  oder  realen  Reservation  nicht  unterlagen, 
weil  bei  solcher  die  ordentliche  Kollation  schon  an  und  für  sich  auch  während  der  Se- 
disvakanz  ausgeschlossen  ist. 

Mit  diesen,  in  den  Kanzleiregeln  enthaltenen  Reservationen  ist  aber  die  Zahl  der 
General- Reservationen  noch  nicht  abgesclüossen  gewesen,  vielmehr  haben  einzelne 
Päpste  solche  aucli  in  besonderen  Konstitutionen ,  welche  in  die  ersteren  keine  Auf- 
nahme gefunden  haben,  ausgesprochen.    Auf  diese  Weise  sind  reservirt  worden  : 

21.  von  Alexander  VI.  i.  J.  1502*  die  Benefizien,  welche  dadurch  erledigt 
werden,  dass  ihre  Inhaber  die  bei  der  Kurie  processirenden  Parteien,  deren  Richter, 
Advokaten,  Prokuratoren,  Notare  und  Zeugen  bedrohen,  thätlich  angreifen,  verstüm- 
meln oder  tödten, 

22.  von  Paul  IV.  1557  diejenigen  Benefizien ,  welche  dadurch ,  dass  sie  durch 
Ablegung  des  Examens  für  andere  und  durch  eine  sonstige  Vorschiebung  anderer  Per- 
sonen erlangt  worden,  vakant  geworden  sind  ^, 

23.  von  Pius  V.  1567  ^  die  in  Folge  der  Häresie  und 

24.  i.  J.  1569^  wegen  einer  s.  g.  simonia  confidentialis  verloren  gegangenen 
Benefizien, 

25.  von  Gregor  XIII. ^  1584  die  nicht  in  der  von  ihm  vorgeschriebenen  öffent- 
lichen Form  durch  Resignation  aufgegebenen  Benefizien,  und  endlich 

26.  von  Sixtus  V.  1589 '>^  die  Benefizien  solcher  Kleriker,  welche  es  unter- 
lassen,  geistliche  Kleidung  zu  tragen, 

Reservationen ,  welche  in  Deutschland  wegen  der  entgegenstehenden  Bestimmungen 
des  Wiener  Konkordates  keine  Anwendung  finden  konnten  ^^. 

Von  allen  General -Reservationen  galten  nach  einstimmiger  Annahme  die  Bene- 
fizien, aufweiche  ein  Laien-  oder  gemischtes  Patronatrecht  durch  Fun  dation  begründet 
war**,  nicht  minder  die  Manualbenefizien  und  solche,  welche  ad  nutum  verliehen  wa- 
ren 12^  ausgeschlossen. 

öarcias  1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  646;    Gonzalez  p.  933,  sowie  Gregors  XIIL  :  In  ecclesiis  v.  1580, 

1.  c.  prooem.  §.  5.  n.  74;  Barbosa  1.  III.  alleg.  ibid.  8,  358. 

57.  n.  63;    Riganti  ad  reg,  68.  n.  4,  welcher,  "^  const.    Intolerabilis  multorum  v.  1569,  ibid. 

—  ihm  folgt  Phillips  5,  537  —  die  chronolo-  7,  754.     Vgl.    übrigens  auch  wegen  der  const. 

gisch  unhaltbare  Behauptung  macht,  dass  Gregor  Pii  V.  :  In  conferendis  o.  S.  147.  n.  5. 

XIV.  die  Kanzleiregeln  nach  dem  Vorgange  Pauls  8  const.  Humano  vix  iudicio,  ibid  8,  436. 

V.  und  Leos  XI.  aufgestellt  habe.  9  const.  Cum  sacrosanctum,  1.  c.  9,  66,  wieder- 

1  Dadurch  werden  auch  alle  Spezialreservationen  jjoit  von  B  e  n  e  d  i  k  t  XIII.  i.  d.  const.  Apostolicae 
desselben  getroffen.  sedis  v.  1725,  1.  c.  22,  158. 

2  Insoweit  cessirt  auch  das  Recht  des  Ordina-  .f.  ^      ...  r\   e    aq.   ^    ^c\ 

,    .    ,                   ..        ^              .             j    j  ^^  Kreittmayr  a.  a.  O.  ^.  lo.  n.  lU. 

nus  bei   der  reservatio  octo   mensium  und   der  ^           ^^o          a^      o    . 

alternativa   mensium  s.    0.   S.  153.   u.    S.   154,  ''   ^gl.   S.  144.  n.  3  u.  S.  153.  n^  10.     S.  im 

Riganti  1    c   n  22  übrigen  Gon  zale  z  1.  c.  gl.  18.  n.  2;  Barbosa 

3  Auf  diese   hat  man   die    Regel    wegen    des  ^  c.  1.  III    alleg   57.  n.  26 ;  R  iganti  ad  reg.  1 
c.  35  in  VIto  de  praeb.  III.  4  nicht  bezogen,   Ri-  §•  1-   "•  332.  340,  ad  reg.  9    §.  2    n.  335;  ad 
ganti  1.  c.  n.  11  ff  ^^S-  ^6.  n.  178  u.  ad  reg.  42.  n.  97,  sowie  die 

4  const.'ln  eminenti,  bull.  Taur.  5,  396.  dort  citirten ;    Reiffenstuel  III.  5.  n.   395; 

5  const.    Inter  caeteras  §.  2.  1.  c.  6,  530.  K  reittmay  r  a.  a.  0.  n.  11. 

6  const.  Cum  ex  apostolatus,  1.  c.  7,  534,  und  12  Ygi_  0.  S.  144.  n.  2;  K  reittmay r  a.  a.  0. 
dazu  die  const.  desselben:   Decet  v,  1571,   ibid.       n.  1. 
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C.  Neben  den  General -Reservationen  stand  aber  das  Recht  des  Papstes,  ein- 
zelne Benefizien  in  besonderen  Fällen  zu  reserviren  ^,  in  Kraft,  soweit  nicht  etwa  spe- 
zielle Zusicherungen  auf  Nichtausübung  dieser  Befugniss  ertheilt  waren  2.  Auf  solche 
Spezial-,  aber  auch  zugleich  auf  die  General -Reservationen  bezieht  sich  die  elfte 
Kanzleiregel  '^.  Diese  behält  der  Besetzung  des  jeweiligen  Papstes  alle  Benefizien  vor, 
welche  von  seinen  beiden  nächsten  Vorgängern  zwar  reservirt ,  aber  noch  nicht  ver- 
geben worden  sind. 

II.  Der  s.  g.  päpstliche  concursus^.  Der  Papst  kann  ferner  sein  mit  dem  ordent- 
lichen Kollator  konkurrirendes  Besetzungsrecht  ^  in  der  Weise  ausüben  ,  dass  er  jedes 
zur  Verfügung  desselben  stehende  Benefizium  selbst  verleiht  oder  einem  Anderen  den 
Auftrag  ertheilt,  dies  in  seinem  Namen  zu  thun.  Selbst  die  Ueberlassung  der  vier  oder 
sechs  Monate  an  die  Ordinarien  nach  der  neunten  Kanzleiregel  ^  bildet  in  Betreff  der 
in  den  vier  oder  sechs  bischöflichen  Monaten  vakant  werdenden  Benefizien  kein  Hin- 
derniss  ^. 

Bei  eigener  Verleihung  des  Papstes  wird  das  Recht  des  Ordinarius  zur  Besetzung 
beseitigt,  sowie  der  erstere  die  Provision  verfügt  hat^.  Wenn  aber  die  Vergebung  des 
Ordinarius  früher  erfolgt  ist,  so  kann  die  päpstliche  Provision  keine  Wirkung  äussern -^ 
Bei  gleichzeitigem  Zusammentreffen  beider  Arten  von  Besetzungen  geht  derjenige  von 


1  Vgl.  0.  S.  141. 

2  S.  0.  S.  139. 

3  „Item  declaravit  omnium  et  singularum  eccle- 
siarum  cathedralinm  etmonasteriorumprovisiones, 
quas  praedicti  praedecessores  (die  beiden  unmittel- 
baren Vorgänger,  die  in  der  Regel  10  genannt 
werden)  sui  Ordination!  et  dispositioni  eorum  nec- 
non  omnia  et  singula  beneücia  ecclesiastica ,  quae 
dicti  praedecessores  etiam  praedictae  dispositioni 
cum  interpositione  decreti  [sc.  irritantis)  reser- 
vaverant  (quae  quidem  ecclesiae,  monasteria  nee 
nou  sie  reservata  beneflcia  tempore  obitus  eorun- 
dem  praedecessorum  vacabant  aut  ecclesiae  ipsae 
vel  monasteria  liuiusmodi ,  si  commendata  vel  eis 
administratores  deputati  non  fuissent,  etiam  tunc 
vacassent)  remansisse  et  remanere  per  buiusraodi 
reservationem  et  decretum  affecta  nullamque  de 
illis  praeter  Romanum  pontiflcem  ea  vice  se  intro- 
mittere  vel  disponere  potuisse  sive  posse  quoquo 
modo,  Decernens  irritum  et  inane,  si  secus  super 
illis  attentatum  forsan  erat  tunc  vel  imposterum 
contingeret  attentari.'^'' 

Eine  derartige  Reservation  der  von  ihren  be- 
stimmt bezeichneten  Vorgängern  vorbehaltenen 
Benefizien  haben  schon  Johan  n  XXIII.,  v.  d. 
Har  dt,  conc.  Const.  I.  21,  954  u.  Martin  V., 
Mansi28,  500,  in  ihren  Kanzleiregeln  ,  ferner 
allerdings  nicht  in  demselben  weiten  Umfange 
Paul  II.  in  c.  14  de  praeb.  III.  2  in  Extr.  comm. 
ausgesprochen.  Die  jetzige  Regel  rührt  von  Inno- 
cenz  VIII.  (1484—1492)  her,  Riganti  ad  reg. 
11.  n.  1. 

Die  Kurialschriftsteller  und  die  Kiirialpraxis 
haben  die  Bestimmung  derselben  trotz  des  ent- 
gegenstehenden Wortlautes  auf  die  Zeit  aller  dem 
jeweiligen  vorangegangenen  Päpste  ausgedehnt, 
weil  der  unmittelbare  Vorgänger  stets  die  Reser- 
vation für  die  Zeit  der  beiden   vor  ihm  regieren- 


den ausgesprochen  hat,  Riganti  1.  c.  n.  17  ff. 
Darüber,  ob  das  c.  35  in  VI^o  de  praeb.  III.  4, 
soweit  es  die  von  dem  verstorbenen  Papste  nicht 
verliehenen,  in  curia  vakant  gewordenen  Parochial- 
Beneflzien  der  Besetzung  des  ordentlichen  Kolla- 
tors  überlässt,  s.  0.  S.  125,  durch  die  Regel  be- 
seitigt wird ,  hat  Streit  geherrscht ,  indessen  hat 
sich  die  Doktrin  und  die  Praxis  im  Allgemeinen 
dahin  entschieden ,  dass  das  c.  35  auch  in  dieser 
Beziehung  in  Geltung  geblieben  sei  und  die  Regel 
sich  auf  solche  Benefizien  nicht  beziehe,  vgl.  Ri- 
ganti 1.  c.  n.  24  ff.  47.  48. 


*  Vgl. 
5 


0.  S.  140. 


-  c.  14  (Bonif.  vni.)  in  VIto  de  praeb.  III.  4, 
„propter  quod  nostra  qui  eandem  praeoccupavimus 
potestatem,  potior  debet  esse  conditio." 

6  S.  0.  S.  152. 

7  Garcias  tr.  de  benef.  P.  V.  c.  1.  n.  9  ff.; 
Barbosa  1.  c.  P.  III.  all.  57.  n.  10;  Leuren. 
1.  c.  qu.  516.  In  Deutschland  galt  aber  die  Prä- 
vention in  den  durch  das  Wiener  Konkordat  be- 
stimmten bischöflichen  Monaten  ausgeschlossen, 
Kreittmayr  a.  a.  0.  n.  1. 

8  Die  Annahme  des  Begünstigten  ist  nicht 
nöthig,  denn  durch  die  Verleihung  ist  das  Bene- 
fizium affekt,  s.  0.  S.  142;  Gonzalez  1.  c.  gl. 
52.  n.  25;  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  148. 

9  Schon  die  kleinste  Differenz  in  der  Zeit  ent- 
scheidet für  die  Gültigkeit  der  einen  oder  anderen 
Besetzung.  Darüber,  sowie  über  den  Beweis,  den 
der  Bischof  für  die  Priorität  seiner  Kollation  zu 
erbringen  hat,  handeln  die  Aelteren  ausführlich, 
vgl.  Gonzalez  1.  c.  prooem.  §.  3.  n.  44  ff. 
147  ff. ;  Barbosa  1.  c.  n.  16;  L  e  u  ren  1.  c.  qu. 
519. 
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den  beiden  Belieliencn  vor,  welcher  den  Besitz  erlangt  hat^  und  wenn  dieses  Moment 
nicht  entscheiden  kann,  der  vom  Papst  Providirte'^. 

Wenn  der  Papst  ein  s.  g.  mandatwn  de  -providoido  auf  Verleihung  eines  vakanten, 
aber  bestimmt  bezeichneten  Benefiziums  ertheilt,  erwirbt  der  Begünstigte  dasselbe  zwar 
nicht  eher ,  als  die  Verleihung  an  ihn  stattgehabt  hat ,  aber  der  ordentliche  Kollator 
kann  dasselbe ,  von  dem  Zeitpunkt  ab ,  wo  das  Mandat  vom  Papste  ertheilt  ist ,  nicht 
mehr  gültig  vergeben ,  weil  das  Benefizium  dadurch  affekt  geworden  ist  '^.  Auch  er- 
lischt ein  solches  Mandat  nicht  mit  dem  Tode  des  Papstes ,  wenn  dieser  vor  erfolgter 
Verleihung  eingetreten  ist'*. 

Das  Tridentinum^  hat  die  Gewährung  von  Provisionsmandaten  verboten,  indessen 
gilt  der  Papst  an  diese  Vorschrift  nicht  gebunden ,  vielmehr  kann  er  sich  davon  dis- 
pensiren. 

in.  Endlich  kann  der  Papst  sein  oberstes  Kollationsrecht  auch  auf  dem  Wege  der 
Prävention"  durch  Ertheilung  von  s.  g.  gratiae  expectativae  ausüben,  und  zwar  so,  dass 
er  einer  Person  auf  ein  noch  nicht  vakantes  Amt  eine  Anwartschaft  gewährt  oder  (sei 
es  dem  gewöhnlichen  Kollator,  sei  es  einem  anderen)  die  Anweisung  giebt.  Jemandem 
ein  später  zur  Erledigung  kommendes  Benefizium  zu  übertragen  '^ . 

Im  ersteren  Fall  wird  das  Benefizium  ebenfalls  mit  der  Gewährung  der  Expekta- 
tive  affekt^.  Der  Begünstigte  erhält  ferner  durch  die  Annahme  derselben  ein  ins  ad 
rem  auf  dasselbe  'K  Endlich  erlischt  die  Anwartschaft  auch  nicht  mit  dem  Tode  des 
Papstes,  welcher  sie  bewilligt  hat  ^^.  Dasselbe  gilt  auch ,  wenn  nur  ein  mandatum  de 
provideudo  in  Bezug  auf  ein  genau  bezeichnetes  Amt  ertheilt  worden  ist^^. 

Dagegen  findet  die  Regel  keine  Anwendung,  wenn  die  Expektauz,  mag  sie  durch 
den  Papst  selbst  direkt  oder  in  der  Form  eines  blossen  Mandates  gewährt  sein,  sich  auf 
ein  noch  nicht  bestimmtes,  z.  B.  das  erste  zukünftig  erledigt  werdende  Amt  an  einer 
Kirche  bezieht,  weil  es  in  diesem  Falle  nicht  nur  fraglich  bleibt,  welches  zuerst  vakant 
wird,  sondern  auch  dahin  steht,  ob  der  Begünstigte  gerade  dieses  Benefizium  annehmen 

1  Natürlich  auf  fehlerfreie  und  ordnungsmässige  mandatum  de  providendo,  L  e  u  r  e  n.  1.  c.  qu.  628. 
Weise,  c.  31  (Bonif.)  in  Vlto  eod.  III.  4.           "  n.  1. 

2  ., Propter  conferentis  ampliorem  praerogati-  8  Gonzalez  1,  c.  gl.  52.  n.  13,  jedoch  ist  da- 
vam-',  c.  31  cit.  rüber  gestritten  worden,   s.  Garcias  1.  c.  P.  V. 

3  Vgl.  0.  S    142.  —  c.  12  (Bonif.  VIII.)  in       c.  1.  n.  148  ff. 

Vlto  de  rescript.  I.  3  lässt  dies  zwar  nur  für  den  -^  Vgl.  Th.  II.  S.  653.  n.  7u.  c.  un.  (Joan.XXII.) 

Fall    gelten,   dass    dem  Mandat  die  Kassations-  de  off.  iud.  del.  I.  6  in  Extr.  comm.  I.  6;  Fag- 

klausel  (d.  s.  g.  decretura  irritans)  beigefügt  ist,  nan.  ad  c.  31  X.  de  rescr.  I.  3.  n.  9 ;   Garcias 

indessen  war  damals  die  oben  S.  141  ff.  besprochene  1.  c.  P.  VI.  c.  3.  n.  300;  docli  ist  dies,  weil  man 

Theorie  der  Affektion  noch  nicht  entwickelt.  die  verschiedenen  Arten,  in  denen  eineExpektanz 

4  Weil  es  sich  in  diesem  Fall  schon  um  eine  ertheilt  werden  kann  ,  nicht  unterschieden  hat, 
gratia  facta,  einen  zum  Abschluss  gebrachten  Akt  nicht  unbestritten  gewesen,  vgl.  darüber  Lotter 
des  Papstes,  nicht  erst  um  eine  gratia  facienda  1.  c.  1.  II.  qu.  52.  n.  76  ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu. 
handelt.  Dies  galt  auch,  wenn  das  Mandat  unter  632.  Ueber  den  Fall  der  Bestellung  des  coadiutor 
Bedingungen  ,  welche  seine  Ausführung  nicht  cum  spe  succedendi  und  darüber,  dass  derselbe 
lediglich  in  das  Belieben  desjenigen  stellen,  wel-  durch  die  damit  verbundene  Anwartschaft  gleich- 
cher  konferiren  soll,  z.  B.  unter  der  Bedingung,  falls  ein  ins  ad  rem  erwirbt,  vgl,  Fagnan.  ad  c. 
dass  der  Begünstigte  bei  der  vorzunehmenden  3.  X.  de  der.  aegrot.  ill.  6.  n.  16  u.  Th.  II. 
Untersuchung  sich  als  fähig  erweist,  ertheilt  wor-  S.  85. 

den  ist,   c.  9  (Bonif.  VIII.)  in  VI*"  de  off.  iud.  >0  c.  2  (Clem.  IV.)   in  Vlto  de  praeb.  III    4; 

del.   I.  14;   c.  13  (id.)  in  Vlto  de  rescr.  I.   3;  Lotter  1.  c.  n.  79. 

Reiffenstuel  I.  3.  n.  250.  256  ff.  it  c.  36  (Bonif.  VIII.) eod.  spricht  das  Erlöschen 

5  Sess.  XXIV.  c.  19.  de  ref.  der  päpstlichen  Koncession  nur  für  den  Fall  aus, 

6  S.  0.  S.  140.  dass  kein  bestimmtes  Benefizium  in  Frage  steht, 
'  Auch  in  diesem  Fall  spricht  man  von  einem       Garcias  1.  c.  P.  VI.  c.  3.  n.  300  ff. 
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wilU.  Ist  aber  die  Gewährung  durch  den  Papst  selbst  unter  der  Formel  ex  nunc,  prout 
ex  tunc  erfolgt ,  so  bleibt  sie  auch  nach  seinem  Tode  gültig ,  falls  der  Begünstigte  die 
Expektative  schon  angenommen  hat  2. 

Das  Tridentinum  hat  die  Ertheilung  von  Expektativen  in  jeder  Form  verboten^ 
und  nur  zu  Gunsten  der  Koadjutorien  cum  spe  succedendi  die  schon  an  anderer  Stelle 
besprochene  Ausnahme  gemacht '*.  Indessen  kann  sich  der  Papst  von  der  Beobachtung 
dieser  Vorschriften  dispensiren  ^;  und  es  sind  auch  in  derThat  nach  dem  Konzil,  aller- 
dings nicht  häufig,  Anwartschaften  ^  und  Koadjutorien  '^  auf  Stiftsstellen  von  den  Päpsten 
ertheilt  worden. 

Die  weite  Ausdehnung  des  päpstlichen  Kollationsrechtes  hat  wesentlich  mit  dazu 
beigetragen,  dass  schon  Ende  des  14.  oder  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  die  Einsetzung 
einer  eigenen  Behörde  für  die  Bearbeitung  der  päpstlichen  Gnadensachen  in  foro  ex- 
terne, der  s.  g.  Dataria^,  nothwendig  geworden  ist.  In  Verbindung  damit  haben 
sich  auch  feste  Regeln  über  die  Modalitäten  und  die  Formen  der  Ausübung  des  päpst- 


1  S.  die  vor.  Note  ;  Lotter  1.  c.  n.  79 ;  L eu- 
ren. 1.  c.  qu.  632.  n.  1. 

2  Garcias  1.  c.  n.  305;  Leuren.  qu.  637. 
n.  2,  denn  die  Klausel  enthält  schon  die  Verleihung 
selbst  und  verlegt  die  Wirkungen  auf  die  Zeit  der 
Ertheilung  der  Expektanz  zurück. 

Ueber  weitere,  die  Lehre  von  den  Expektativen 
betreffende  Punkte  mag,  da  die  Lehre  jedenfalls 
für  Deutschland  unpraktisch  ist,  auf  L euren. 
1.  c.  qu.  628  ff.  verwiesen  werden. 

In  den  Kanzleiregeln,  welche  schon  seit  älterer 
Zeit,  s.  die  Regeln  Johanns  XXIII.,  v.d.  Hardt, 
conc.Const.  1.21, 957 u.  MartinsV.,  Mansi28, 
501,  eine  Reihe  von  Vorschriften  über  die  Expek- 
tativen enthielten  ,  sind  später  nur  die  dieselben 
betreffenden  Regeln  26.  58  und  62  stehen  gelassen 
worden.  Die  26.  erklärt  alle  Verleihungen  und 
Mandate ,  wenn  sie  sich  auf  Benefizien ,  welche 
durch  die  Beförderung  ihrer  Inhaber  zu  einem 
bischöflichen  Amt  oder  zur  Leitung  eines  Klosters 
erledigt  werden  sollten ,  beziehen  ,  für  nichtig, 
falls  ihr  Erlass  vor  dem  Tage  der  Beförderung  der 
letzteren  stattgehabt  hat.  Die  58.  Regel  ordnet 
an,  dass  wenn  ein  Benefizium  für  den  Fall  seiner 
Erledigung  wegen  einer  zukünftigen  Ehe  des  In- 
habers päpstlich  reservirt  wird  ,  keine  Expektanz 
für  einen  anderen  Vakanzfall  ertheilt  und  das 
Benefizium  erst  für  den  Fall  der  erfolgten  Ehe- 
schliessung reservirt  oder  afflzirt  gelten,  sowie 
dass  bei  Expektanzen  auf  Benefizien,  welche  später 
in  Folge  der  Beförderung  oder  der  Professleistung 
ihrer  Inhaber  oder  der  Erlangung  von  inkompa- 
tiblen Benefizien  durch  die  letzteren  erlangt  wer- 
den ,  stets  auch  ohne  darauf  gerichteten  Antrag 
die  Klausel :  „sive  praemisso  sive  quovis  alio  modo 
non  tarnen  per  obitum  vacare  contigerW^  eingerückt 
werden  soll.  Nach  der  62.  Regel  endlich  soll,  wenn 
eine  Expektanz  erbeten  ist,  je  nachdem  es  für 
den  Bittsteller  vortheilhafter  ist,  auch  die  päpst- 
liche Verleihung  eines  schon  vakanten  Beneliziums 
ertheilt  werden  und  umgekehrt,  eine  Anordnung, 
deren  letzte  Bestimmung  aber  schon  von  Gre- 
gor XIV.  (1590—1591)  gestrichen  worden  ist, 
Riganti  ad  reg.  62.  n.  1. 

3  Sess.  XXIV.  c.  19  de  ref.    üeber  das  schon 


im  Wiener   Konkordat   enthaltene  Verbot  s.  0. 
S.  139. 
'4  Sess.  XXV.  c.  7  de  ref.,  v.gl.  Th.  IL  S.254. 

5  Riganti  1.  c.  ad  reg.  26.  n.  8. 

6  Beispiele  bei  Rigan  ti  1.  c.  n.  9  ff. 

7  Th.  IL  S.  85. 

Die  Bestellung  der  s.  g.  coadiutores  perpetui 
in  den  deutschen  Bisthümer-  und  reichsunmittel- 
baren Abteien,  s.  Th.  IL  S.  253  u.  254,  war  juri- 
stisch allerdings  nichts  anderes  als  die  Ertheilung 
einer  Anwartschaft ,  denn  der  coadiutor  perpe- 
tuus  erhielt  weder  ein  Recht  auf  die  geistliche 
noch  auf  die  weltliche  Regierung  in  dem  Fürsten- 
thum  des  coadiutus ,  vielmehr  nur  ein  Recht  auf 
sofortigen  Eintritt  in  dieselbe  nach  dem  Fortfall 
des  letzteren ,  Moser  deutsch.  Staatsrecht  12, 
72ff.;  Kreittmayr  a.  a.  0.  V.  c.  19.  §.  15. 
1.2.  4.  6;  V.  Sartori  Staatsrecht  d.  deutsch. 
Erz-,  Hoch-  u.  Ritterstifter  I.  2,  102.  124.  380, 
es  sei  denn,  dass  der  regierende  geistliche  Fürst 
ihn  bei  den  Regierungsgeschäften  betheiligte  oder 
ihm  diese  ganz  überliess ,  oder  wegen  vollkom- 
mener Unfähigkeit  dieselben  nicht  mehr  selbst 
wahrnehmen  konnte.  Indessen  stand  die  Ernen- 
nung dieser  Koadjutoren  nicht  dem  Papste  zu, 
vielmehr  erfolgte  ihre  Bestellung  in  Deutschland 
durch  Wahl  oder  Postulation  der  Kapitel,  für  die 
Regel  nach  vorgängiger  Zustimmung  des  coadiu- 
tus, —  die  Nothwendigkeit  derselben  war  übri- 
gens bestritten,  Moser  a.  a  0.  S.  57.  58  — , 
während  der  Papst  nur  zu  konflrmiren  oder  zu 
admittiren  hatte,  Moser  a.  a.  0.  S.  59  ff.; 
Kreyttmayr  a.  a.  0.  n.  2.  4.  5;  v,  Sartori 
a.  a.  0.  S.  104.  106.  109  ff.  Die  Koadjutorie 
dieser  Art  kann  also  nicht  als  eine  päpstlich  er- 
theilte  Anwartschaft  betrachtet  werden,  wie  denn 
auch  das  Institut  in  Deutschland,  wo  man  auf 
die  Vorschrift  des  Tridentinums,  dass  die  Ein- 
setzung eines  Koadjutors  nur  im  Falle  der  Noth- 
wendigkeit oder  eines  dringenden  Nutzens  er- 
folgen solle,  keine  Rücksicht  genommen  hat ,  im 
Wesentlichen  für  andere,  als  die  päpstlichen  In- 
teressen nutzbar  gemacht  worden  ist,  s.  Th.  IL 
S.  253. 

8  S.  Th.  I.  S.  422. 
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liehen  Provisionsrechtes  theils  durcli  die  Praxis,  theils  durcli  die  darüber  in  den  Kanz- 
leiregeln gegebenen  Anweisungen  entwickelt. 

Zunächst  bestehen  bestimmte  Vorschriften  über  die  Art  und  Weise ,  wie  die  Ge- 
suche ,  die  s.  g.  supplicationes  ^ ,  um  die  Gewährung  eines  Benefiziums  angefertigt  sein 
müssen.  Auf  das  in  der  Dataria -^  zur  s.  g.  signahira  zubereitete  Schriftstück^  verfügt 
der  Papst  nach  erstattetem  Vortrag  '  schriftlich  unter  dem  Gebrauch  bestimmter  herge- 
brachter Formeln  ^.  Diese  lauten  im  Falle  der  Bewilligung ''^ :  Fiat  ut  petitnr,  ferner  co7i- 
cessum,  ut  petitnr  \a\^  plao et  motu  proprio.  Die  erstgedachte,  die  gewöhnlichere  Formel 
bedeutet  die  Bewilligung  nach  Massgabe  des  Gesuches ,  und  enthält  stets  die  still- 
schweigende Bedingung ,  dass  die  in  der  Supplik  angegebenen  Gründe  thatsächlich 
richtig  sind  [preces  veritate  nitantiiry .  Die  zweite  hat  keine  andere  materielle  Bedeu- 
tung ,  sie  wird  aber  in  solchen  Fällen  gebraucht ,  in  denen  die  Ertheilung  der  Gnade 
herkömmlich  ist,  und  der  Datarius  dieselbe  auch  selbstständig  ohne  Vortrag  beim  Papst 
gewähren  kann ^.  T>\Q¥oxmQ\  motu  proprio^  macht  dagegen  die  Gnade  von  den  vom 
Bittsteller  angegebenen  Gründen  unabhängig  und  bewirkt ,  dass  erstere  auch  in  Kraft 
besteht ,  wenn  diese  später  sich  als  nicht  zutreffend  ergeben  sollten  ^^K    Eine  Datirung 


1  Es  war  und  ist  Regel,  dass  dergleichen  Gna- 
denbezeichnungen nur  auf  ein  Gesuch,  nicht  motu 
proprio  ertheilt  werden. 

Schon  c.  23  (Bonif.)  in  Vlto  de  praeb.  III.  4. 
schreibt  vor,  dass  der  Bittsteller  jedes  von  ihm 
bereits  besessene  Benefizium  anzuzeigen  hat, 
widrigenfalls  die  ihm  ertheilte  Provision  nichtig 
ist.  Nach  der  57.  Kanzleiregel  sollen  ferner  die 
Qualitäten  des  erbetenen  Benefiziums,  ob  Dignität, 
Personat ,  Seelsorge-Amt ,  beneücium  electivum 
u.  s.  w.  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  gewährten 
Bewilligung  namhaft  gemacht  werden.  Nach  der 
55.  Regel  ist  unter  dem  gleichen  Präjudiz  auch 
derWerth  der  jährlichen  Einkünfte  nach  gewöhn- 
licher Schätzung  und  zwar  sowohl  für  das  nach- 
gesuchte Benefizium,  wie  für  dasjenige,  welches 
der  Bittsteller  etwa  schon  besitzt  und  bei  Erlan- 
gung des  erbetenen  zu  behalten  berechtigt  ist,  an- 
zugeben. Ein  Formular  für  eine  solche  Supplik 
bei  Bangen  d.  röm.  Kurie.  S.  410.  Wegen  der 
Angabe  der  Art  der  Vakanz  vgl.  die  Regel  47  und 
unten  S.  162.  n.  5,  endlich  in  Betreff  der  Nach- 
suchung von  Beneflzien  der  Familiären  der  Kar- 
dinäle die  Regeln  32  u.  33. 

2  S.  Th.  I.  S.  426. 

3  Dies  geschieht  in  der  Weise ,  dass  auf  den 
unteren  umgefaltenen  Rand  der  Supplik  ein  Sum- 
marium,  d.  h.  eine  kurze  Inhaltsangabe  dersel- 
ben gesetzt  und  unter  dem  Schluss  der  Supplik 
selbst,  dem  s.  g.  corpus  Signatur ae.,  unter  Freilas- 
sung eines  Zwischenraumes  für  die  Verfügung 
des  Papstes,  die  Klauseln,  welche  nach  dem  Vor- 
schlage der  Dataria  in  die  Ausfertigung  der  Ver- 
leihung aufgenommen  werden  sollen  ,  kurz  ange- 
geben werden.  Der  Zwischenraum  mit  der  dem- 
nächstigen Unterschrift  des  Papstes  ,  der  s.  g. 
siynatura  im  eigentlichen  Sinn ,  bildet  daher  den 
zweiten,  und  die  die  Klauseln  enthaltende  Stelle 
den  dritten  Theil  der  Signatur,  van  Espen 
J.  E.  U.  P.  I.  t.  23.  c.  2.  n.  13 ff.;  Bangen 
a.  a.  0.  S.  410  ff.  wo  der  Geschäftsgang  an  einem 
Beispiel  dargelegt  ist. 

4  Th.  I.  S.  425;  Bangen  S.  411  ff. 


5  Der  Papst  unterschreibt  diese  Formeln,  wel- 
che er  unmittelbar  unter  den  Schluss  der  Supplik 
setzt  (s.  Anm.  3),  nur  mit  dem  Anfangsbuchsta- 
ben seines  Tauf-,  nicht  seines  päpstlichen  Na- 
mens ,  wohl  deshalb ,  weil  es  sich  um  eine  noch 
der  Ausfertigung  bedürfende  Verfügung  han- 
delt, deren  Benutzung  ausserhalb  des  inneren 
Geschäftsganges  verhütet  werden  soll.  Bangen 
S.  411.  n.  3.  Die  Genehmigung  der  von  der  Da- 
taria vorgeschlagenen  Klauseln  ertheilt  der  Papst 
durch  ein  von  ihm  ebenfalls  in  der  gedachten 
Weise  unterzeichnetes:  fiat,  das  er  an  die  Seite 
des  betreffenden  Theils  der  Signatur  schreibt. 

6  Im  umgekehrten  Fall  wird  ein  JSihü  oder 
Non  placet  Sancüssimo  vom  Subdatar  (Th.  I. 
S.  426}  auf  die  Signatur  gesetzt. 

7  c.  23  (Bonif.  VIII.)  in  Vlto  dt.  III.  4.  Ban- 
gen S.  416. 

8  A.  a.  0.  S.  405.  416.  Ist  die  Sache,  was 
nicht  ausgeschlossen  ,  dem  Papst  vorgetragen ,  so 
unterzeichnet  dieser  in  gleicher  Weise  selbst. 

9  Sie  setzt  keineswegs  voraus ,  dass  der  Papst 
die  Verleihung  selbstständig  ohne  eine  Supplik 
verfügt,  da  sie  nur  eine,  aber  immer  besonders  aus- 
zusprechende Art  (vgl.  c.  23  cit.)  der  Bewilligung 
mit  anderen  Rechtswirkungen  ,  als  die  durch  die 
beiden  ersterwähnten  Formeln ,  darstellt.  Weil 
diese  beiden  ihrer  rechtlichen  Bedeutung  nach 
gleich  sind,  kann  das  concessum  ebenfalls  motu 
proprio  gegeben  werden. 

Nach  der  34.  Kanzleiregel  soll  bei  gleichzei- 
tiger Ertheilung  einer  Signatur  per  fiat,  u  t  petitur 
und  per  concessum  in  Betreff  desselben  Bene- 
fiziums, die  mit  der  ersten  Formel  ausgesprochene 
Verleihung  der  per  concessum,  selbst  einer  als 
motu  proprio  ertheilten,  vorgehen. 

10  c.  23  cit.;  Bangen  S.  416.  Die  Gnade  ist 
hier  eine  umfassendere  und  deshalb  hat  der  so 
begünstigte  im  Fall  der  Konkurrenz  mit  einem 
andern,  unter  gleicliem  Datum  blos  in  der  Form: 
fiat,  ut  petitur  Providirten  nach  der  17.  Kanzlei- 
regel den  Vorzug.  Vgl.  auch  Riganti  ad  reg. 
17.  n.  57  u.  ad  reg.  34.  n.  61  fif.    Dass  das  con- 
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seiner  Verfügung  nimmt  der  Papst  selbst  nicht  vor ,  diese  erfolgt  vielmehr  durch  den 
Präfekten  der  Daten ,  an  welchen  die  Signatur  zunächst  zu  diesem  Behufe  gelangt, 
und  zwar  ^  unter  Verzeichnung  des  Tages  der  Audienz ,  in  welcher  das  Gesuch  dem 
Papste  vorgetragen  worden  ist  (parva  data)'^.  Erst  nachdem  dann  die  Signatur  in  der 
Dataria  in  Bezug  auf  die  Formalien  mit  Rücksicht  auf  den  herkömmlichen  Stil  ver- 
bessert worden  ist  3,  setzt  der  Datar  selbst  die  mit  der  s.  g.  parva  data  übereinstimmende 
s.  g.  data  magna  darauf  4.  Demnächst  hat  noch  die  Eintragung  in  das  Register  der  Da- 
taria 5,  und  endlich  die  Ausfertigung  der  päpstlichen  Verfügung <^  zu  erfolgen.  Wenn- 
gleich die  Gnade  des  Papstes  erst  durch  die  Notirung  der  data  magna  perfekt  wird^, 
ja  der  Bittsteller  erst  ein  ius  quaesitum  durch  die  Registrirung  erlangt^,  so  wird  die 
Rechtswirkung  des  päpstlichen  Gnaden- Aktes  doch  auf  den  Tag  der  Audienz  —  denn 
diesen  giebt  die  data  magna  wieder  —  zurückbezogen  9. 

Was  die  Klauseln  betrifft,  so  ist  zunächst  die  Klausel:  cum  ahsolutione  a  cen- 
suris  stehend.  Dieselbe  spricht  die  Absolution  des  Bittstellers  von  etwaigen  Censuren 
aus ,  in  welche  er  verfallen  sein  sollte  und  welche  ihn  von  der  Erwerbung  der  Gnade 
ausschliessen  könnten. 

Die  Lossprechung  wirkt  aber  nur  zu  diesem  Zweck  ^^,  im  übrigen  bleiben  dagegen 


cessum  motu  proprio  dem  letzteren  weicht,  s.  vor. 
Anm. ,  erklärt  sich  wohl  daraus ,  dass  es  zu  den 
Gnaden  gehört ,  welche  leichter  gewährt  werden. 
Vgl.  auch  ferner  c.  24  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  eod. 
III.  4,  welches  ebenfalls  für  einen  bestimmten 
Fall  an  das  motu  proprio  eine  weitergehende 
Wirkung  knüpft,  als  an  das :  fiat,  ut  petitur. 

1  Ueber  das  auf  der  Supplik  unten  vermerkte 
Summarium,  s.  S.  160.  n.  3  u.  Bangen  S.  412. 

2  Th.  I.  S.  427. 

3  A.  a.  0. 

*  Und  zwar  unter  den  letzten  Theil  derselben, 
welcher  die  Angabe  der  Klauseln  erhält,  Bangen 
S.  413. 

5  Th.  I.  S.  427;  Bangen  S.  413. 

6  Und  zwar  theils  durch  den  ofücialis  brevium, 
Th.  I.  a.  a.  0.;  Bangen  S.  414,  theils  durch 
die  apostolische  Kanzlei,  Th.  I.  S.  441  u.  Ban- 
gen S.  440. 

■^  Denn  allein  diese  hat  Beweiskraft ,  während 
die  parva  data  blos  als  Anhalt  für  das  Gedächt- 
niss  dient.  Bangen  S.  403.  Die  gedachte  Be- 
handlung der  Sache  gewährt  auch  den  Vortheil, 
dass  bei  etwaigen  Versehen  die  Ausführung  der 
päpstlichen  Verfügung  sistirt  und  letztere  zu- 
rückgenommen werden  kann,  Riganti  ad  reg. 
45.  §.  1.  n.  281.  282.  292. 

8  Th.  I.  427. 

9  Riganti  ad  reg.  17.  n.  36.  Daher  tritt  von 
diesem  Zeitpunkt  ab  die  Affektion  des  betreffen- 
den Benefiziums  zu  Gunsten  des  Papstes  ein, 
1.  c.  n.  37,  und  entscheidet  sich  danach  der  Vor- 
rang mehrerer  hinsichtlich  desselben  Benefiziums 
Providirter,  1.  c.  n.  42  ff. 

Bei  gleichem  Datum  sind  die  Vorschriften 
S.  160.  Anm.  9  u.  10  massgebend,  im  übrigen 
entscheidet  die  17.  Kanzleiregel  den  Vorrang  da- 
hin: ,;graduati  non  graduatis,  aut  inter  graduatos 
magis  graduati  ac  inter  aequaliter  graduatos  prius 
graduati  nee  non  colorato  titulo  possessores  non 
possessoribus  ac  inter  personas  alias  in  curia 
praesentes  absentibus  ab  ea  ac  inter  praeaentes 
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non  beneflclati  beneficiatis  et  similiter  inter  ab- 
sentes  ceteris  paribus  oriundus  non  oriundo  et 
dioecesanus  non  dioecesano ,  in  reliquis  vero  sin- 
guli  qui  prius  apostolicas  desuper  litteras  eorum 
executoribus  praesentaverint  alias  in  ipsorum,  de 
quibus  agi  contigerit,  beneüciorum  assecutione 
praeferentur". 

Hat  der  Bittsteller  in  seiner  Supplik  einen 
Umstand  nicht  angeführt,  welcher  später  zu  einer 
Anfechtung  der  ertheilten  Gnade  Veranlassung 
geben  kann ,  so  darf  er  nach  der  Registrirung, 
andererseits  aber  nur  vor  der  Ausfertigung,  eine 
reformatio  supplicationis  vornehmen,  d.  h.  eine 
neue  verbesserte  Supplik  einreichen.  In  dieser 
kann  auf  sein  Ansuchen ,  falls  dadurch  kein  Prä- 
judiz für  einen  dritten  entsteht,  —  denn  für  diesen 
Fall  steht  die  44.  Kanzleiregel  entgegen,  —  die 
wiederholte  Ertheilung  der  Gnade  mit  der  Klausel: 
cui  prius  (d.  h.  pro  eo ,  cui  prius  provisum  est) 
versehen  werden.  Dies  hat  die  "Wirkung,  dass 
dieselbe  die  parva  und  magna  data  der  früheren 
erhält,  Riganti  ad  reg.  17.  n.  39,  ad  reg.  44. 
n.  Iff.,  Bangen  S.  417.  Hat  aber  schon  eine 
Ausfertigung  stattgefunden  oder  stellt  sich  her- 
aus, dass  die  bereits  registrirte  Gnade  aus  irgend 
einem  Grunde  ungültig  ist,  so  muss  der  Petent 
die  Revalidation  in  einer  neuen  Supplik  mit  der 
Klausel:  perinde  valere  (sc.  ac  si  invalida  non 
fuissef),  und  hat  der  Papst  die  frühere  Erthei- 
lung selbst  widerrufen ,  mit  der  Klausel :  etiam 
valere,  nachsuchen,  Riganti  ad  reg.  44.  n.  25 ff.; 
Bangen  S.  417. 

10  In  der  Ausfertigung  lautet  die  Klausel :  „Nos 
tibi  praemlssorum  meritorum  tuorum  intuitu  spe- 
cialem gratiam  facere  volentes  teque  a  quibusvis 
excommunicationis ,  suspensionis  et  interdicti 
aliisque  ecclesiasticis  sententiis,  censuris  et  poe- 
nis  a  iure  vel  ab  homine  quavis  occasione  vel 
causa  latis,  si  quibus  quomodolibet  innodatus  ex- 
istis,  ad  effectum  praesentium  dumtaxat  conse- 
quendum  harum  serie  absolventes  et  absolutum 
fore  censentes".    Nach  d.  66.  Kanzleiregel  de  in- 
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dieCcDsureii  mit  iillen  ilireu  sonstigen  Folgen  fortbestehen.  Durch  eine  auf  der  Signa- 
tui'  beizufügenden  Klausel  wird  ferner  augegeben,  ob  die  Verleihung  in  forma  dignum^ 
oder  cimimissoria^^  oder  ob  sie  in  forma  gratiosa  erfolgen  soll.  Die  erste  Klausel  be- 
deutet, dass  das  Bcnefizium  oder  ein  Recht  auf  dasselbe  ^  dem  Petenten  nur  unter  der 
Voraussetzung  gewährt  wird,  dass  er  sich  bei  einer  noch  anzustellenden  Untersuchung 
als  fähig  zum  Erwerbe  desselben  erweist.  Sie  suspendirt  die  Gnadenverleihung ,  aber 
nur  insofern  als  der  Begünstigte  vorher  von  derselben  keinen  Gebrauch  machen  kann'*. 
Bei  der  forma  gratiosa  ^  wird  dagegen  die  Bewilligung  der  Gnade ,  weil  sich  der  Papst 


sordescentibus  soll  aber  diese  Absolution  „non 
suffragari  non  parentibus  rei  iudicatae,  incendia- 
riis,  violatoribus  ecclesiarum ,  falsificatoribus  et 
falsiflcari  procurantibus  literas  et  supplicationes 
apostolicas  et  illis  utentibus ,  receptatoribus  et 
fautoribus  eorum,  ac  res  vetitas  ad  infldeles  de- 
ferentibus,  violatoribus  ecclesiastlcae  libertatis, 
via  facti  ansu  temerario  apostolicis  mandatis  non 
obtemperantibus  et  nuncios  vel  exequutores  apo- 
stolicae  sedis  et  eius  offlcialium ,  eius  commissa 
exequentes  impedientibus,  qui  propter  praemissa 
vel  aliquod  eorum  excommunicatl  a  iure  vel  ab 
homine  perIVmenses  scienter  excommunicationis 
sententiam  huiusmodi  sustinuerint:  et  generali- 
ter  quibuscumque  aliis  qui  censuris  aliqiiibus 
etiam  alias  quam  ut  praefertur,  quomodo  ligati, 
in  illis  per  annum  continuum  insorduerint". 

1  So  genannt,  weil  die  Ausfertigung  beginnt : 
,,quia  dignum  arbitramur",  van  Espen  1.  c.  P. 
II.  t.  24.  c.  1.  n.  1. 

2  Weil  in  derselben  an  den  Ordinarius  oder 
einen  Andern  ein  Auftrag,  commissio,  ertbeilt 
wird.  Unterschieden  wird  übrigens  auch  eine 
forma  dignum  antiqua  und  eine  forma  dignum, 
novissima,  welche  letztere  bei  der  Verleihung  re- 
servirter  und  bei  der  römischen  Kurie  resignirter 
Beneflzien  gebraucht  wird,  van  Espen  1.  c. 
n.  7.  8. 

Ueber  den  Ausdruck  in  forma  communi  oder 
pauperum^  s.  o.  S.  117.  n.  6u.  Reiffenstuel, 
ins  can.  III.  5.  n.  169  ff. 

^  Denn  regelmässig  erfolgt  sie  in  der  Form  eines 
mandatum  de  providendo  an  den  Ordinarius  oder 
einen  etwaigen  anderen  Exekutor,  Garcias  I.e. 
P.  YI.  c.  2.  n.  4ff. ;  L Otter,  de  re  benef.  1.  III. 
qu.  8.  n.  139  ff. ;  van  Espen  1.  c.  n.  2,  Nähere 
Anweisungen  über  die  Ausfertigung  giebt  die 
const.  Pii  V.  :  Cogit  nös  v.  1567,  bull.  Taur.  7, 
552.  Absolut  noth wendig  ist  das  erstere  aber  nicht. 

*  Die  Verleihung  oder  das  Mandat  ist  in  diesen 
Fällen,  weil  es  sich  nur  um  selbstverständliche 
rechtliche  Voraussetzungen  handelt,  an  sich  nicht 
bedingt,  Riganti  ad  reg.  52  n.  52 ff. 

5  Sie  wird  bei  der  Signatur  durch  die  Klausel : 
„cum  expressione  quod  dictus  orator  testimonio  or- 
dinarii  sui  de  vita,  moribus  et  idoneitate  commen- 
detur"  angeordnet,  van  Espen  1.  c.  n.  18. 

Einer  Erläuterung  bedürfen  ferner  nachste- 
hende, in  den  Kanzleiregeln  erwähnte  Klauseln, 
zunächst  1)  die  durch  die  61.  Regel  vorgeschrie- 
bene :  „Item  quod  in  literis  super  beneficiis  per 
const.  Execrahilis  (s.  o.  S.  131)  vacantibus  po- 
natur  clausula ,  si  est  ita,  similiter  de  quibuscum- 
que narratis  informationera  requirentibus",    wo- 


durch eine  ausdrückliche  Verifikation  der  dem 
Papst  zweifelhaft  gebliebenen  Voraussetzungen, 
insbesondere  solcher  faktischer  Natur,  verlangt 
wird.  Dadurch  unterscheidet  sie  sich  von  der 
jedem  Reskript  stillschweigend  innewohnenden 
Klausel :  si  preces  veritati  nitantur.  Sie  kommt 
nur  bei  der  Ertheilung  in  forma  dignum  vor  und 
bedingt  die  Gewährung  der  Gnade,  wenn  sie  sich 
nicht  auf  conditiones  iuris  richtet,  Riganti  ad 
reg.  61.  n.  9  ff.  19.  26.  30ff. 

2)  gehört  hierher  die  reg.  56 :  „Voluit  et  ordi- 
navit,  quod  quando  providet  seu  mandat  provideri 
alicui  de  beneflcio  vacante,  tunc  dari  poterunt 
clausulae,  si  petantur :  etiamsi  illud  quovis  modo 
etc.  seu  per  const.  Execrahilis  vacet,  et  specia- 
liter  reservatum,  inter  aliquos  litigiosum  sit,  et 
eius  collatio  devoluta  fuerit ;  et  si  pro  coUitigante 
vel  subrogationem  aut  si  neutri  vel  si  nulli  etc. 
petente ,  si  tunc  lis  speciflce  exprimatur,  nee  de- 
tur  aliqua  generalis  reservatio  dispositive,  nisi 
desuper  in  concessione  specialis  et  expressa  ac 
pure  et  non  sub  conditione  mentio  flat  et  tunc 
reliquae  reservationes  ibi  contentae  veniant.  Si 
vero  tempore  expeditionis  inde  literarum  generalis 
reservatio  huiusmodi  probari  non  possit  aut  in 
novis  provisionibus  seu  pro  colligantibus,  Si  neutri 
vel  si  nulli  etc.  sit  expressum,  quod  ab  aliquibus 
asseritur  illum  cuius  beneflcium  conceditur,  col- 
lectorem  vel  unicum  subcollectorem,  abbreviato- 
rem  vel  familiärem ,  notarium  aut  dictae  sedis 
offlcialem  fuisse,  clausula  ponatur :  etiamsi  dictum 
beneflcium  ex  eo  quod  talis  collector  vel  unicus 
subcollector,  abbreviator  vel  familiaris,  notarius 
aut  dictae  sedis  offlcialis  fuit,  dispositioni  aposto- 
licae  generaliter  reservatum  existat,  dummodo  non 
sit  in  eo  alicui  specialiter  ins  quaesitum.  In  reli- 
quis  vero  nulla  clausula  detur,  unde  reservatio 
generalis  elici  possit,  nisi  desuper  signatura  per 
duplex :  fiat  signata  sit  aut  reservatio  vel  alias 
specialiter  habeatur". 

Zum  Verständniss  dieser  Regel  ist  vorweg  zu 
bemerken,  dass  zur  Verhütung  von  Betrug  und 
zur  Gewährung  der  erforderlichen  Information 
für  den  Papst  in  den  Suppliken  an  denselben 
nach  der  47.  Regel  wenigstens  eine  bestimmte 
Art  der  Vakanz  des  nachgesuchten  Benefiziums 
anzugeben  ist  und  ein  Gesuch  ohne  dieselbe,  ins- 
besondere ein  solches  mit  der  Bitte,  die  Erledi- 
gungsweise erst  in  dem  päpstlichen  Schreiben 
näher  zu  bezeichnen  ,  nicht  berücksichtigt  wird. 
Demgemäss  enthält  auch  die  Signatur  die  be- 
treffende Angabe  und  es  ist  auf  derselben  über 
ihre  Aufnahme  in  die  Ausfertigung  das  Erfor- 
derliche durch  eine  darauf  bezügliche  Klausel  zu 
verfügen.    Hieraus  ergiebt  sich  die  Bedeutung  der 
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ohne  Weiteres  für  genügend  informirt  hält ,  nicht  von  einer  derartigen  Voraussetzung 
abhängig  gemacht. 

Für  alle  päpstlichen  Gnaden ,  auch  die  motu  proprio  ertheilten ,  gilt  der  Grund- 
satz ,  dass  dadurch  wohl  begründete  Rechte  ^  Dritter  in  Betreff  des  verliehenen  Bene- 
fiziums  nicht  berührt  werden  2,  wenn  ihnen  nicht  speziell  derogirt  worden  ist  3. 

Endlich  sind  Provisionen  von  Benefizien,  welche  durch  Tod  ihres  Inhabers  erledigt 
worden  sind,  nichtig,  wenn  zwischen  demselben  und  dem  Datum  der  Gewährung  nicht 


beiden  in  der  mitgetheilten  Regel  zuerst  erwähn- 
ten Klauseln. 

Die  dritte  soll  ausdrücken,  dass  die  Verleihung 
auch  gültig  ist,  wenn  das  Beneflzium  einer  spe- 
ziellen Reservation  unterliegt ,  die  vierte ,  dass 
dies  auch  dann  der  Fall  sein  soll,  wenn  ein  Pro- 
zess  über  das  Beneflzium  schwebt,  letzteres  um 
dem  c.  2  (Bonif.  YIII.)  in  VI*»  ut  lite  pendente 
II.  8,  welches  die  Verleihung  litigiöser  Beneflzien 
verbietet,  zu  derogiren.  (Vgl.  übrigens  über  beide 
Klauseln  Riganti  ad  reg.  56.  n.  10 ff.}.  Die 
fünfte  Klausel  ist  ohne  Weiteres  verständlich. 

Die  folgende  Stelle:  et  si  pro  coUitigante  etc. 
bedeutet,  dass  wenn  von  einer  der  Parteien  die  Sub- 
rogation oder  die  Uebertragung  unter  der  Bedin- 
gung :  si  neutri  oder  si  nulli  nachgesucht  wird, 
der  in  Frage  stehende  Prozess  in  der  Supplik, 
bez.  der  Signatur  genauer  angegeben  sein  muss  und 
die  Gnade  nur  unter  dieser  Voraussetzung  ertheilt 
werden  soll.  Die  Subrogation  ist  die  Verleihung 
eines  streitigen  Benefiziums  nach  Fortfall  einer 
der  streitenden  Theile  an  einen  anderen,  welcher 
nunmehr  statt  desselben  gegen  die  übriggeblie- 
bene Partei  sein  Recht  verfolgen  muss.  Entgegen 
dem  Wortlaut  des  c.  2  in  VIto  II.  8  cit.,  aber  in 
Uebereinstimmung  mit  der  Tendenz  desselben, 
solche  Prozesse  möglichst  abzukürzen,  begünstigt 
die  29.  Kanzleiregel  die  Subrogation  der  streiten- 
den Partei  (collitigans")  in  der  Weise,  dass  sie  alle 
anderen  innerhalb  Monatsfrist  vor  einer  solchen 
auf  das  streitige  Beneflzium  ertheilten  Gnaden 
für  nichtig  erklärt.  Andererseits  aber  soll  nie- 
mand, welcher  noch  bei  Lebzeiten  des  Vorgängers 
das  Beneflzium  desselben  vom  Papst  erhalten  hat, 
subrogirt  werden,  um  es  zu  verhüten,  dass  solche 
Gesuche  nur  deshalb  gestellt  werden,  damit  der 
Anwärter  nach  dem  Fortfall  des  bisherigen  In- 
habers die  Rechte  eines  collitigans  geltend  machen 
kann.  Die  gedachte  Vorschrift  der  56.  Regel  in 
Betreff  der  Subrogation  hat  also  den  Zweck,  die 
Beurtheilung  des  Sachverhaltes  nach  Massgabe 
dieser  Anordnungen  und  auch  eine  Dispensation 
von  denselben  zu  ermöglichen.  Die  Ausdrücke  si 
neutri  oder  si  nulli  bezeichnen  die  Verleihung  des 
streitigen  Beneflziums  an  eine  Person,  falls  keiner 
der  :beiden  {neuter)  oder  der  mehreren  (nullus) 
Parteien  dasselbe  in  dem  fraglichen  Prozess  zuge- 
sprochen erhält.  Auch  solche  Uebertragungen  sind 
nach  der  29,  Regel  unter  derselben  Voraussetzung, 
wie  die  Subrogation  nichtig,  vgl.  hierzu  Riganti 
1.  c.  ad  reg.  56.  n.  38 ff. ;  va n  E  s  p  e  n  1.  c.  P.  II. 
t.  24.  c.  5.  n.  10 ff. 

Die  fernere  Vorschrift  über  die  reservatio  gene- 
ralis bedeutet,  dass  wenn  das  Beneflzium  als  ein 
überhaupt  mit  Rücksicht  auf  alle  verschiedenen 
Fälle  reservirtes  verliehen  werden  soll,  in  der 
Supplik  wenigstens  eine  Art  der  Reservation  spe- 


ziell und  bestimmt ,  nicht  in  zweifelnder  Weise 
angegeben  sein  muss.  (Dann  kann  die  Ausferti- 
gung in  der  Form:  sive  praemisso  sive  alio  quovis 
modo,  etiamsi  ex  eo  reservatio  etiam  in  corpore 
iuris  clausa  resultet  odei  etiamsi  generaliter  reserva- 
tum  vel  affectum  (sc.  beneficium^  existat  erfolgen.) 

Der  Schluss  der  Regel  stellt  einmal  für  einen 
bestimmten  Fall  eine  Ausnahme  von  der  Pflicht, 
eine  bestimmte  Angabe  über  die  Art  der  Reserva- 
tion zu  machen,  auf,  und  trifft  endlich  Bestimmung 
über  die  Statthaftigkeit  von  Klauseln,  welche  auf 
eine  generelle  Reservation  schliessen  lassen.  Im 
Uebrigen  wird  es  keiner  weiteren  Bemerkung  da- 
zu bedürfen,  als  dass  der  Ausdruck:  nova  provi- 
sio  eine  Verleihung  seitens  des'Papstes  bedeutet, 
welche  das  schon  von  einem  Anderen,  sei  es  kraft 
seiner  iurisdictio  ordinaria,  sei  es  kraft  Indultes 
verliehene  Beneflzium  ,  nochmals  von  Neuem  an 
dieselbe  Person  überträgt,  und  zwar  in  Fällen,  in 
denen  die  erste  Kollation  allein  nicht  vollgültig, 
s.  0.  S.  153,  n.  11,  oder  Anfechtungen  (z.  B.  weil 
sie  der  Bischof  in  Betreff  eines  reservirten  Bene- 
flziums vorgenommen  hat)  ausgesetzt  ist,  Ri- 
ganti ad  reg.  9.  §.  2.  n.  89 ff.,  Rebuffi  praxis 
benef.  cit.  P.  I.  de  nova  provisione  n.  1  ff. 

Die  in  der  10.  Regel  behandelte  Klausel :  rati- 
oni  congruit  lautet  in  ihrer  Auflösung :  „Ration! 
convenit  et  congruit  honestati,  ut  ea  quae  de  Ro- 
mani  pontiflcis  gratia  processerunt,  licet  eins  su- 
perveniente  obitu  ,  litterae  apostolicae  super  illis 
confectae  non  fuerint,  suum  sortiantur  effectum 
etc."  Dadurch  wird  die  Ausfertigung  von  Gnaden 
gestattet,  welche  entweder  von  dem  verstorbenen 
Papst  oder  dem  Vorgänger  des  letzteren  in  der 
Signatur  vollzogen,  aber  vor  dem  Tode  derselben 
nicht  mehr  expedirt  waren,  und  zwar  unter  dem 
Datum  des  Krönungstages  des  regierenden  Pap- 
stes, unbeschränkt  für  die  seines  unmittelbaren 
Vorgängers,  für  die  des  mittelbaren  aber  nur,  wenn 
die  Expedition  binnen  6  Monaten  von  dem  ge- 
dachten Tage  an  nachgesucht  worden  ist ;  indes- 
sen gilt  dies  nicht  bei  Verleihungen  ,  deren  Aus- 
fertigung nach  dem  herkömmlichen  Edikt  der 
Dataria  bei  Verlust  der  Gnade  innerhalb  6  Mo- 
naten von  den  Interessenten  betrieben  werden 
muss,   s.  darüber  Riganti  ad  reg.  10.  n.  72. 

Wegen  der  besonderen  Klauseln  der  Provisio- 
nen für  Mönche  s.  die  Kanzleiregeln  34  u.  59. 
Im  Allgemeinen  vgl.  auch  Rebuffus  1.  c.  forma 
signaturae  u.  van  Espen  1.  c.  P.  II.  tit.  24. 

1  Sowohl  iura  in  re,  wie  auch  iura  ad  rem,  Ri  - 
ganti  ad  reg.  18.  n.  47. 

2  18.  Kanzleiregel  de  non  tollende  ius  quaesi- 
tum. 

3  Riganti  1.  c.  n.  24  ff.  lieber  andere  Aus- 
nahmen daselbst  n.  51  ff. 
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ein  Zeitraum  liegt ,  innerhalb  dessen  der  Papst  wahrscheinlicher  Weise  die  Kunde  von 
dem  Ableben  des  bisherigen  Benefiziaten  erhalten  konnte  ^  oder  wenn  der  Bittsteller 
um  ein  solches ,  vor  dem  wirklich  erfolgten  Tode  des  augenblicklichen  Inhabers ,  in 
einer  Weise  nachgesucht  hat,  als  ob  dasselbe  schon  durch  das  Absterben  des  letzteren 
vakant  gewesen  sei  2. 

§.  14G.  c.   l^as  'päpstliclie  Verleihungsrecht  bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderts. 

Das  päpstliche  Besetzungsrecht  hat  seit  dem  15.  Jahrhundert  keine  erheblichen 
Aenderungen  erfahren.  Die  im  16.  und  im  1 7 .  Jahrhundert ^  neu  aufgestellten  Reser- 
vationen sind  nicht  zahlreich  gewesen  ;  andererseits  hat  aber  auch  das  Tridentinum  nur 
wenige  Beschränkungen  für  die  Ausübung  des  päpstlichen  Provisionsrechtes  festgesetzt. 

Die  umfangreichen  Reservationen,  welche  den  Bischöfen  und  sonstigen  KoUatoren 
die  Verfügung  über  den  beträchtlichsten  Theil  der  Benefizien  entzogen  und  die  Be- 
setzung derselben  in  die  Hand  des  Papstes  und  der  massgebenden  Kurial-Beamten  ge- 
legt hatten,  führten  dazu,  dass  die  Benefizien  vielfach  nach  Gunst  und  Geld  an  Personen 
vergeben  wurden,  welche  keine  Kenntniss  von  Land  und  Leuten  besassen,  ja  kaum  der 
Landessprache  mächtig  waren,  und  das  ihnen  übertragene  Amt  nur  als  Quelle  des  Geld- 
erwerbes betrachteten.  Ueberdies  erzeugten  die  Reservationen,  da  für  ihre  Tragweite 
die  Kurialpraxis  ausschliesslich  entscheidend  war,  eine  bedenkliche  Rechtsunsicherheit 
sowohl  für  die  Inhaber  von  Benefizien,  wie  auch  für  die  Bischöfe  bei  der  Ausübung  des 
ihnen  noch  verbliebenen  Restes  ihrer  Kollationsbefugniss,  und  diese  wurde  noch  durch 
die  päpstlichen  Aff'ektionen  und  die  bis  zum  Tridentinum  päpstlicherseits  ertheilten 
Provisionen,  Mandate  und  Anwartschaften  vermehrt^.  Es  war  daher  erklärlich,  dass 
die  lokalen  geistlichen  Gewalten  und  die  weltlichen  Fürsten  auch  nach  den  im  wesent- 
lichen resultatlos  verlaufenen  Reformversuchen  des  Baseler  Konzils  die  Ausübung  des 
päpstlichen  Provisionsrechtes  soviel  wie  möglich  zu  beschränken  suchten. 

Am  günstigsten  lagen  die  Verhältnisse  in  Frankreich.  Hier  waren  die  Be- 
stimmungen des  erwähnten  Konzils  durch  die  pragmatische  Sanktion  von  1438  Gesetz 
geworden^  (s.  0.  S.  138),  und  auch  das  Konkordat  von  1516  zwischen  Leo  X.  und 
Franz  I.  enthielt  in  Betreff  des  päpstlichen  Besetzungsrechtes  keine  weiter  gehenden 
Zugeständnisse  '^. 

1  30.  Kanzleiregel  de  yerosimili  notitia.  obltum  apud  sedem  apostolicam  und  das  Recht 

2  21.  Kanzleiregel  de  non  impetrando  bene-  des  Papstes  während  seiner  Regierung,  jedoch  nur 
flcium  per  obltum  viventis.  einmal,  ein  Provisionsmandat  an  KoUatoren  ,  mit 

3  S.  147.  n.  5 ;  S.  148.  n.  1  u.  6 ;  S.  149.  S.  10  oder  mehr  Benefizien  auf  ein  Beneflzium,  von 
156.                                    '  KoUatoren  mit  50  oder  mehr,  auf  zwei  zu  gewäh- 

4  S.  0.  S.  141.  158.  159.  ren.    Nussi  conventiones  p.  23.  n.  7.  8,  p.  24. 

5  Ygl.  die  Schilderung  der  dadurch  herbeige-  n.  11,  p.  29.  n.  14.  Die  Geltung  der  zuerst  er- 
führten Missstände  in  den  hundert  Beschwerden  wähnten  Reservation  ist  in  Frankreich  bestritten 
der  deutschen  Nation  v.  1522/23.  c.  15  —  21,  gewesen,  Hericourt,  loix  ecclesiastiques  de  la 
Gaertner  corp.  iur.  eccles.  2,  166  ff.,  s.  auch  France,  Paris  1721.  p.  260,  s.  auch  art.  68  der 
Th.  II.  S.  490.  n.  7.  Hatten  sich  doch  sogar  Freiheiten  der  gallikanischen  Kirche ,  und  stets 
schon  1460  in  Rom  mehrere  Kardinäle  für  die  die  Zustimmung  der  Könige  zu  einer  derartigen 
Abschaffung  der  Expektanzen  ausgesprochen,  päpstlichen  Besetzung  gefordert  worden,  falls 
Raynald.  ann,  eccles.  a.  1464.  n.  70.  nicht,  was  vielfach  geschehen,  für  die  nach  Rom 

6  Darüber,  dass  in  der  kurzen  Zeit  zwischen  reisenden  Prälaten  vom  Papst  vorher  ein  Breve 
ihrer  Aufhebung  durch  Ludwig  XI.  und  ihrer  de  non  vacando  in  curia  (ein  solches  bei  Durand 
Wiederherstellung  durch  Ludwig  XII.  sich  prak-  deMaillane,  les  libertes  de  Feglise  Gallicane  1, 
tisch  nichts  geändert  hat,  vgl.  Friedberg  Gren-  699),  d.  h.  ein  Verzicht  auf  die  dann  eintretende 
zen  zwischen  Staat  u.  Kirche  S.  490.  Reservation  ertheilt  worden  war,  Hericourt  1. 

"^  Anerkannt  ist  in  demselben  nur  die  Reser-  c.  2,  Durand  de  Mailiane,  dictionnaire  de 
vation   der  beneflc.ia   consistorialia   vacantia  per       droit  canon.  s.  v.  vacance.  ed.  II.    Lyon  1770. 
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In  Deutschland  hatte  schon  Nikolaus  V.,  um  die  frühere  Position  der  Kurie 
festhalten  zu  können ,  in  dem  Wiener  Konkordate  nicht  nur  einzelne  Beschränkungen 
des  päpstlichen  Reservations-  und  Kollationsrechtes  anerkennen ,  sondern  auch  die 
Durchführung  des  Konkordates  durch  die  Gewährung  von  besonderen  Indulten  an  geist- 
liche und  weltliche  Fürsten  erkaufen  müssen  (s.  o.  S.  139).  Als  im  16.  Jahrhundert 
die  reformatorischen  Bestrebungen  von  Neuem  mit  verstärkter  Macht  hervortraten,  ban- 
den sich  auch  die  Bischöfe  und  anderen  Kollatoren  nicht  mehr  überall  streng  an  die 
durch  das  Konkordat  gezogenen  Schranken  ^ ,  und  übten  ihr  Besetzungsrecht  ohne 
Rücksicht  auf  die  päpstlichen  Resei*vationen  aus  2.  Einzelne  Fürsten  haben  sogar  unter 
Berufung  auf  ihre  Advokatie  die  Vergebung  der  wegen  der  alternativa  mensium  dem 
Papste  reservirten  Benefizien  an  sich  gezogen  ^.  Allerdings  hat  das  Konkordat  vom 
16.  Jahrhundert  bis  zur  Auflösung  des  ehemaligen  deutschen  Reiches  die  Grundlage 
für  die  Abgrenzung  der  Rechte  des  Papstes  und  der  übrigen  Kollatoren  hinsichtlich 
der  Besetzung  der  kirchlichen  Benefizien  gebildet.  Des  Näheren  ist  aber  die  Praxis  in 
den  deutschen  Territorien  eine  verschiedene  gewesen.  Denn  einzelne  Fürsten  hatten 
besondere,  das  päpstliche  Kollationsrecht  einschränkende  päpstliche  Indulte  (s.  o. 
S.  139  n.  2.)  erhalten,  und  ferner  waren  die  Landesherren *,  ebenso  wie  die  römische 
Kurie,  nur  zu  geneigt  ^,  sich  über  die  Bestimmungen  des  Konkordates  hinwegzusetzen  ^. 
Unter  der  Einwirkung  des  im  1 8 .  Jahrhundert  zu  weiter  Verbreitung  gelangten  Galli- 
kanismus,  welchem  das  päpstliche  Provisionsrecht  nur  als  ein  zufälliges  Recht  des  Pri- 
mates galt^,  verlangten  die  deutschen  Erzbischöfe  ^,  indem  sie  die  definitive  Beseitigung 
des  Wiener  Konkordates  und  die  Wiederherstellung  der  Baseler  Dekrete  in  das  Auge 
fassten,  provisorisch  erhebliche  Beschränkungen  der  Reservationen  ^  und  der  sonstigen 


4,  657.  Mangels  einer  Vorschrift  des  Konkordates 
in  Betreff  der  Reservation  der  übrigen  in  Rom 
vakant  werdenden  Aemter  ist  die  Anwendbarkeit 
derselben  ebenfalls  in  Zweifel  gezogen  worden, 
Durand  de  Mailiane  1.  c.  Die  Ausübung 
des  im  Konkordate  nicht  erwähnten  Konkurs-  und 
Präventionsrechtes  des  Papstes  (s.  o.  S.  140)  hat 
man  in  einzelnen  Fällen ,  wenngleich  dasselbe 
nicht  ausdrücklich  anerkannt  war,  geduldet,  Art. 
55  der  Freiheiten,  Durand  de  Mailiane, 
libertes  1,  278;  desselb.  dictionnaire  s.  v.  pre- 
vention  4,  107  ff. ;  Hericourt  1.  c.  p.  324.  In 
denjenigen  Landestheilen ,  welche  zur  Zeit  der 
pragmatischen  Sanktion  und  des  Konkordates  noch 
nicht  mit  Frankreich  vereinigt  waren,  den  s.  g. 
pays  d'ob^dience  oder  de  reserve  (Bre- 
tagne, Provence,  Flandern,  Roussillon,  Bourgogne 
und  Lothringen),  —  im  Gegensatz  zu  den  pays 
de  concordat  o.  libres  —  hat  aber  die  alternativa 
mensium,  theils  auf  Grund  der  9.  Kanzleiregel, 
theils  auf  Grund  des  deutschen  Konkordates  An- 
wendung gefunden,  soweit  sie  nicht  durch  beson- 
dere päpstliche  Indulte  ausgeschlossen  war,  Heri- 
court 1.  c.  p.  330;  Durand  de  Maillane 
dictionnaire  s.  v.  alternative  1,  142. 

1  Waren  diese  doch  andererseits  auch  von  der 
Kurie  nicht  immer  innegehalten  worden ,   s.   o. 

5.  155.  n.  6. 

2  Darüber  klagt  die  const.  Clemens'  VII.  :  Ad- 
monet  nos  v.  1534,  bull.  Taur.  6,  169,  indem  sie 
zugleich  anordnet,  dass  derartige  Kollationen  nicht 
nur  nichtig  seien,  sondern  die  Beliehenen  als  un- 
redliche Besitzer,  denen  der  Schutz  der  Regeln: 


de  annali  u.  triennali  possessione,  Th.  II.  S.  655. 
656,  versagt  sei,  gelten  sollten.  Schon  1527  hat 
der  Erzbischof  v.  Köln  das  Recht  in  Anspruch  ge- 
nommen, während  der  Gefangenschaft  des  Papstes 
die  in  den  päpstlichen  Monaten  erledigten  Pfrün- 
den zu  besetzen,  Varrentrapp  Hermann  v. 
Wied  S.  50 ;  II.  12. 

3  S.  0.  S.  101.  n.  1. 

*  Beschränkungen  ergaben  sich  übrigens  auch 
aus  den  staatlichen  Vorschriften  über  die  An- 
stellungsprüfungen und  die  Nothwendigkeit  des 
Indigenates  für  den  Erwerb  kirchlicher  Aemter,  s. 
Th.  IL  S.  501.  503. 

5  Vgl.  die  Beschwerdeschrift  der  drei  geist- 
lichen Kurfürsten  an  den  Papst  v.  1673  bei  Gärt- 
ner 1.  c.  2,  322.  In  die  1711  vereinbarte  bestän- 
dige Wahlkapitulation  wurde  ein  eigener  Artikel 
(XIV)  aufgenommen ,  in  welchem  der  Kaiser 
Schutz  gegen  solche  und  andere  Verletzungen  des 
Konkordates  zu  versprechen  hatte,  (Koch)  Samm- 
lung d.  Reichsabschiede  4,  242. 

6  Vgl.  auch  die  Reichshofsraths-Entscheidungen 
b.  Moser,  v.  d.  deutsch.  Religions-Verfassung 
S.  677  ff. 

7  Th.  I.  S.  201.202u.  dazuMejer,  z.  Gesch. 
d.  röm, -deutschen  Frage  1,  36.  99. 

8  S.  das  zu  Koblenz  1769  vereinbarte  Schrei- 
ben an  den  Kaiser  n.  1  ff.,  Gärtner  1.  c.  2, 
332,  und  die  Emser  Punktation  v.  1786.  n.  VI  ff., 
1.  c.  p.  353. 

9  Die  Beseitigung  der  in  den  Extravaganten: 
Execrahilisvind  Adregimen  enthaltenen,  sowie  der 
nach  dem  Konkordate  aufgestellten  Reservationen, 
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Ausübung  der  päpstlichen  Provisionsrechtes ,    ja  J o s e p h  II.  hob  in  Oester reich 
die  dort  herkömmlichen  päpstlichen  Reservationen  ganz  auf  ^. 

§.147.    d.  Das  päpstliche  Verleihungsrecht  in  heutiger  Zeit. 

Die  katholische  Kirche  hat  das  päpstliche  Kollationsrecht ,  wie  es  sich  im  Laufe 
der  Geschichte  entwickelt  hat,  bis  auf  den  heutigen  Tag  principiell  festgehalten.  Ihre 
veränderte  Stellung  zu  den  einzelnen  Staaten  hat  aber  eine  wesentliche  Beschränkung 
der  Ausübung  desselben  zur  Folge  gehabt.  Praktisch  bethätigt  sich  dasselbe  nur  noch 
in  den  wenigen  Reservationsfällen,  welche  ausdrücklich  in  den  neueren  Vereinbarungen 
zwischen  dem  päpstlichen  Stuhle  und  den  einzelnen  Regierungen  anerkannt  sind. 

Was  zunächst  Deutschland  betrifft,  so  sind  in  Altpreussen  die  durch  Ableben 
ihrer  Inhaber  beim  päpstlichen  Stuhle  vakant  werdenden  Bisthümer  und  Erzbisthümer  2 
reservirt ^ .  Ausserdem  bestehen  in  Preusseu  und  B a i  e r  n  die  schon  früher ^  bespro- 
chenen Reservationen  bestimmter  Kapitelsdignitäten  und  Kanonikate ,  während  der- 
artige Vorbehalte  in  Hannover  und  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
nicht  vorkommen^.  Für  Baiern  ist  durch  die  Vorschriften  des  Konkordates  über  die 
Besetzung  der  sonstigen  Benefizien  auch  jede  anderweite  Reservation  oder  päpstliche 
Kollation  derselben  ausgeschlossen''.  Dasselbe  muss  auch  für  die  übrigen  der  schon 
genannten  deutschen  Staaten  gelten,  wenngleich  in  den  mit  denselben  getroffenen  Ver- 
einbarungen keine  ähnliche  Festsetzung  vorkommt.  Letztere  haben  die  Beziehungen 
der  katholischen  Kirche  zu  den  Staaten  in  Betreff  derjenigen  Verhältnisse  geregelt,  über 
welche  nach  der  bestehenden  Kirchenverfassung  der  Papst  die  ausschliessliche  Verfügung 
besitzt.  Deshalb  kann  aus  dem  Umstände,  dass  der  letztere  allein  bestimmte  Reserva- 
tionsfälle ,  eine  anderweite  Ausübung  des  päpstlichen  Provisions-  und  Reservations- 
rechtes aber  sich  nicht  vorbehalten  hat,  nur  ein  Verzicht  des  Papstes  auf  dasselbe 
hergeleitet  werden,  eine  Annahme,  welche  in  der  bisherigen  Praxis,  der  s.  g.  vigens 
ecclesiae  disciplina ,  für  die  genannten  und  die  anderen  deutschen  Länder  ^  ihre  Be- 
stätigung findet. 

In  Oesterreich  ist  nur  die  erste  Dignität  in  den  Stiftern  reservirt s.     In  Bezug 

1  Dekret  v.  7.  Oktober  1782,  Jacks ch,   Ges.  päpstlichen  Monaten  der  Besetzung  des  Landes- 

Lex.  1,  551 :    „.  .  .  es  sollen  die  menses  papales,  herrn  vorbehalten,  diese  Stellen  im  übrigen  aber  der 

wenn  deren  einige  irgendwo  beobachtet  werden,  des  zeitigen  Bischofs  von  Breslau  unter  hinzutre- 

fürs   Künftige  gänzlich  aufgehoben    sein ,    auch  tender  landesherrlicher  Bestätigung  zuwiesen  hat. 

solle  die  Resignation  in  favorem  tertii  eines  von  2  Nach  der  Bulle  :  De  salute  animarum,  Th.  II. 

Rom  aus  ernannten  Kapitularen  nicht  weiter  nach  S.  658.  n.  1.    In  derselben  ist  aber  die  Reser- 

Rom  gezogen  werden,  jene  Kanonikate  aber,  welche  vation  für  die  Bisthümer  Emland,  Culm  und  Gne- 

der  römische  Hof  bisher  in   mensibus  papalibus  sen-Posen  nicht  ausgesprochen ,  und  ebensowenig 

vergeben   hat,    künftighin  ad  nominationem  re-  ist  dies   in  der  dieselben  bestreffenden  Verein- 

giam  gehören'^  (s.  ferner  Hdb.  aller  unter  Joseph  II.  barung  v.  1841,  a.  a.  0.  S.  685.  n.  6  geschehen, 

ergangenen  Yerordn.  2,  15),    Auch  das  preuss.  ^  Wegen  der  Bestellung  von  Koadjutoren  mit 

L.  R.    hat    das   päpstliche    Kollationsrecht   und  dem  Rechte  der  Nachfolge  für  Bisthümer  s.  Th. 

insbesondere  die  Reservationen  dadurch,   dass  es  II.  S.  688.  694. 

„jede  Gewalt  oder  Direktion''  eines  auswärtigen  *  Vgl.  Th.  II.  S.  696  ff. 

geistlichen  Oberen  ohne  staatliche  Genehmigung  5  Th.  II.  S.  695.  696. 

ausschliesst ,  II.  11.  §.  136,  beseitigt.     Von  die-  6  Art.  11,  welcher  die  Verleihung  der  Pfarr-, 

ser  Auffassung  geht  auch  d.  K.  0.  v.  30.  Sep-  Kurat-  und  einfachen  Benefizien  betrifft, 

tember  1812  (G.  S.  S.  185,  Vogt  preuss.  K.  R.  '^  In  diesen  würde  auch  übrigens  die  bestehende 

1,  281)  aus,  welche  die  vormals  der  Vergebung  Gesetzgebung  über  die  Betheiligung  der  Regie- 

dcs  Bischofs  und  des  Domkapitels  zu  Breslau,  so-  rungen  bei  der  Besetzung  der  Kirchenämter  die 

wie   der    aufgehobenen    geistlichen    Stifter   und  Möglichkeit  gewähren,  einer  Aenderung  der  Praxis 

Klöster  unterstehenden  Erzpriestereien,  Pfarreien  entgegenzutreten, 

und  Curatien  im  Fall  ihrer  Erledigung  in  den  6  ^  Th.  U.  S,  698,  ausserdem  einzelne  ungari- 
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auf  anderweite  päpstliche  Provisionenen  und  Reservationen  gilt  das  eben  Bemerkte,  ntii 
so  mehr  als  das  Konkordat  hinsichtlich  der  nicht  von  ihm  geregelten' Verhältnisse  auf 
die  vigens  ecclesiae  disciplina  verweist  ^  und  beim  Abschluss  desselben  anderweite  Re- 
servationen in  Oesterreich  keine  Geltung  gehabt  haben,  auch  die  neuere  staatliche 
Gesetzgebung  lediglich  den  bestehenden  Zustand  fixirt  hat  2. 

In  Frankreich,  also  auch  in  Elsass-Loth ringen,  kommen  keine  Reser- 
vationen vor  3. 

Die  bisherigen  Mittheilungen  und  die  in  neuerer  Zeit  von  der  Kurie  mit  anderen 
Staaten  abgeschlossenen  Konkordate  ergeben,  dass  die  herrschende  Praxis  Roms  jetzt 
nur  noch  an  der  Reservation  einzelner  Stiftsstellen ,  gewöhnlich  der  ersten  ^  oder  an- 
deren Dignitäten^  oder  auch  wohl  einzelner  Kanonikate^'  festhält,  und  sogar  die  noch 
Anfangs  dieses  Jahrhunderts  mitunter  beanspruchte  Reservation  der  bei  der  Kurie  va- 
kant werdenden  Bisthümer  aufgegeben  hat. 

4.  Die  Besetzung  der  Kirchenämter  durch  ausserordentliche  Verleihung. 
§.  148.    a.  Die  Besetzung  kraft  Devolutionsrechtes'^. 

Die  Besetzung  kraft  Devolutionsrechts  ist  die  Verleihung  eines  kirchlichen  Amtes 
durch  den  höheren  Kirchenoberen  in  dem  Fall ,  dass  der  eigentlich  berechtigte  kirch- 
liche Beamte  oder  die  sonst  zu  entscheidender  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  beru- 
fenen Faktoren  ihre  desfallsigen  Rechte  gar  nicht  oder  nicht  den  kanonischen  Bestim- 
mungen gemäss  ausüben. 

Das  ältere  Recht  der  Kirche  kennt  das  Devolutionsrecht  nicht.  Nur  vereinzelte^ 
an  dasselbe  anklingende  Vorschriften  kommen  in  früherer  Zeit  vor''.  Dies  erklärt  sich 
offenbar  daraus,  dass  solange  die  ursprünglichen  Rechte  der  Metropoliten  und  der  Pro- 
vinzialsynoden  noch  gehandhabt  wurden  ^ ,  diese  bei  Nachlässigkeit  der  Bischöfe  ein- 
zugreifen im  Stande  waren  ^  und  dass  im  Laufe  der  Zeit  für  grobe  Missbräuche  bei  der 

sehe  Bisthümer  (Szathmar  u.  Erlau)  im  Falle  der  Kremski,  de  iure  devolutionis  in  providendis 

Vakanz  apud  sedem   apostolicam,    s.  d.  beiden  beneflciis.  diss.  inaug.  Berol.  1853. 

Konstitutionen  Pius'  VII.  v.  1804.  §.  14,  bez.  ^  DasnicänischeKoncil  v.787.  c.  11,  c.  3.  C.  9. 

§.  11,  bull.  rom.  cont.  12,  209.  216.  qu.  3,  ordnet  im  Hinblick  auf  c.  26.  Chalced.  v. 

1  Art. 34.  Vgl.  auch  Schulte  System 2,  331.  451  (c.  4  D.  LXXXIX  u.  c.  21.  C.  XVI.  qu.  7), 
n.  1,  u.  Fachmann  K.  R.  3.  Aufl.  2,  40.  an,  dass  wenn  der  Bischof  keinen  Oekonomen  aus 

2  Ges.  V.  7.  Mai  1874.  §§.  3.  4.  6.  dem  Klerus  zur  Verwaltung  des  kirchlichen  Ver- 

3  Das  Konkordat  V.  1801  erwähnt  ihrer  nicht,  mögens  bestellt,  der  Metropolit,  und  wenn  dies 
auch  hat  das  päpstliche  Kollationsrecht  gegenüber  ein  solcher  für  seine  Metropolitankircheunterlässt, 
den  Vorschriften  der  organischen  Artikel  in  Be-  der  Patriarch  von  Konstantinopel  die  Einsetzung 
treff  der  Besetzung  der  verschiedenen  Aemter  des  Verwalters  vornehmen  soll.  Auch  Gregor  I. 
keinen  Raum.  hat  einem  Bischof  in  Sizilien  die  Anstellung  eines 

4  Vgl.  den  Vertrag  in  Betreff  der  Errichtung  vicedominus  bei  Vermeidung  der  Wahl  desselben 
des  Bisthums  Basel  (Solothurn)  v.  1828.  Art.  12,  durch  den  Klerus  aufgegeben ,  c.  2  (v.  601)  D. 
Nussi  p.  244;  und  die  Th.  II.  S.  692  citirten  cit.  Für  einen  besonderen  Fall  der  verweigerten 
Konkordate  mit  den  mittelamerikanischen  Re-  Bestellung  eines  Bischofs  vgl.  c.  9  D.  LXV  (Th. 
publiken.  II.  S.  512.  n.  7  a.  E.). 

5  So  nach  dem  spanischen  Konkordat  v.  1851  8  Ueber  die  Besetzung  eines  mehr  als  3  Monate 
Art.  18.  22  der  Dignität  des  Cantors ,  Nussi  vakanten  Bischofsstuhls  s.  c.  11  (Greg.  I.)  D.  L. 
p.  287.  0  Die  Besetzung  der  Bischofsstellen  kam  dabei 

6  Eines  Kanonikats  de  gracia  oder  de  merced  freilich  bald  nicht  mehr  in  Betracht ,  weil  diese 
(im  Gegensatz  zu  den  Kanonikaten  de  oficio,  Th.  schon  seit  Ende  des  6,  Jahrhunderts  in  den  ger- 
II.  S.  123.  n.  8)  nach  demselben  Konk.  Art.  18  manischen  Reichen  unter  massgebender  Einwir- 
u.  dem  mit  Venezuela  V.  1862.  Art.  10,  Nussi  kung  der  Könige  oder  durch  direkte  Ernennung 
p.  287  u.  358.  derselben  besetzt  worden  sind,  Th.  II.  S.  516. 

*  G.  L.  Boehmer,  de  iure  conferendi  bene-  522 ff.  Ueber  die  Versuche  Hincmars  von  Rheims 
flcia  ex  iure  devolutionis,    Gotting.  1748;    Th.       ein  Devolutionsrecht  bei  erfolgter  Wahl  unwUr- 


168  I.  Diö  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  148. 

Besetzung  kirchlicher  Aemter  durch  die  kirchliche  Gesetzgebung  besondere  Strafen 
angedroht  worden  sind^ 

Die  Veranlassung  zur  Entwickelung  des  Begriflfes  des  Devolutionsrechtes  hat  viel- 
mehr erst^  die  Einführung  regelmässiger  Fristen  für  die  Besetzung  der  kirchlichen 
Bencfizicn^  und  die  damit  zusammenhängende  Bestimmung  derjenigen  kirchlichen 
Oberen ,  welche  an  Stelle  der  säumigen  Verleihungsberechtigten  treten  sollten ,  ge- 
geben^. In  Anscliluss  an  diesen  Hauptfall  der  Nachlässigkeit  und  die  für  diesen  ge- 
gebenen Bestimmungen  ^  hat  die  Doktrin  die  Lehre  vom  Devolutionsrecht  ausgebildet. 
Aus  ihr  hat  die  kirchliche  Gesetzgebung  den  Begriff  übernommen  und  zugleich  das 
Devolutionsrecht  durch  weitere  Vorschriften  näher  geregelt. 

Die  Devolution  tritt  ein :  1 .  wenn  die  vorgeschriebene  Besetzungs-Frist  versäumt, 
also  überhaupt  keine  Besetzung  ^  oder  eine  solche  zu  spät  erfolgt  ist  ^;  2.  wenn  die 
Uebertragung  des  Amtes  an  eine  zur  Erlangung  desselben  nicht  fähige  Person  stattge- 
funden hat  ^  und  3 .  wenn  gegen  die  Vorschriften ,  welche  die  Vornahme  und  die  Art 
der  üebertragung  9  betreffen,  Verstössen  ist^^. 

Weitere  Voraussetzung  ist  aber,  dass  die  Ordnungswidrigkeit  in  allen  diesen  Fällen 
mindestens  auf  eine  Schuld  der  Berechtigten  zurückzuführen  ist  ^^  Bei  Versäumung 
der  Frist  muss  der  letztere  von  der  Erledigung  des  Amtes  Kunde  gehabt  haben  ^^  oder 
doch  eine  solche  bei  Anwendung  pflichtmässiger  Sorgfalt  haben  erlangen  können  ^^. 
Auch  dürfen  nicht  andere  Hindernisse,  wie  z.  B.  Reisen  im  Interesse  der  Kirche  oder 
des  Papstes  ^^  ^  Anwendung  von  Zwang  oder  Gewalt ,  ihm  die  rechtzeitige  Besetzung 
unmöglich  gemacht  haben.  Dasselbe  gilt,  wenn  er  wegen  gegen  ihn  verhängter  Cen~ 
suren,  von  der  Ausübung  seines  Kollationsrechtes  ausgeschlossen  ist,  jedoch  nur  unter 

dlger  Kandidaten  geltend  zu  machen ,  a.  a.  0.  S.  21527;  Nikolaus'  IV.  n.  23019  u.  Bonifazius'  VIII. 

528.  n.  24204. 

1  Hierher  gehören  namentlich  die  während  des  5  Der  Ausdruck  :  devolutlo ,  devolvere  ,  wird 
Investiturstreites  erlassenen  Verbote  gegen  slmo-  auch  erst  seit  Innocenz  III.  in  der  heute  tech- 
nistische  Besetzungen  ,  Th.  II.  S.  544.  n.  1.  S.  nischen  Bedeutung  gebraucht,  s.  die  Citate  in  der 
548.  vorigen  Note  und  die  in  den  folgenden  angeführ- 

2  Dass  das  Bedürfniss  nach  solchen  Vorschrif-  ten  Dekretalen  des  genannten  Papstes. 

ten  schon  vorher  gefühlt  worden  ist,  zeigt  das  6  c.  2 (Later. III.  v.  1179)  c.  15(Inn.  III.)  X  de 

dict.  Grat,  zu  c.  2D.  LXXXIX,  welches  die  Vor-  conc.  praeb.  III.  8;    c.  18  (Bonif.  VIII.)  in  VIto 

Schrift  des  letzteren  auf  die  Bestellung  des  Archi-  de  elect.  I.  6;  Clem.  un.  de  suppl.  negl.  I.  5. 

diakons  bei  Säumigkeit  des  Bischofs  angewendet  '^  c.  3.  4.  6  (Innoc.  III.)  X.  eod.  tit.  I.  10. 

wissen  will.  8  c.  18  inVI^^o  I.  6  cit. ;  Garcias  tr.  de  benef. 

3  S.  0.  S.  103.  P.  X.  c.  3.  n.  2;  Leuren.  for.  benef.  P.  II. 
*  Dass  diese  Gesetzgebung  als  Neuerung  em-  qu.  739. 

pfunden  und  auch  Widerstand  dagegen  geleistet  9  S.  o.  S.  105. 

worden  ist ,    zeigen  die  wiederholten  Einschär-  10  c.  18  in  VIto  I.  6.     Die  Quellen   erwähnen 

fungen  der  Beobachtung  derselben  durch  Inno-  die  beiden  letzten  Fälle  zwar  nur  gelegentlich  der 

cenz  III.  s.  ep.  VIII.  13,    Migne  2,  571,   die  Wahlen.    Aber  die  nichtige  Besetzung  steht  einer 

ausdrückliche  Verleihung  des  Devolutionsrechtes  überhaupt  nicht  stattgehabten  gleich.  Zu  beachten 

an  den  Erzbischof  v.  Magdeburg  in  Betracht  aller  ist  übrigens,  dass,  wo  es  sich  in  den  Fällen  2  und 

„praelationes ,    dignitates ,   praebendae  et  cetera  3  um  Verstösse  gegen  das  Tridentinum  handelt, 

beneficia   ecclesiarum,    quae    sunt   metropolitico  päpstliche  Reservation  eintritt,  s.  o.  S.  147. 

iure  subiecta",  ep.  11.20,  1,  551,  sowie  die  vielen  n  In  den  citirten  Stellen  s.  c.  2.  15.  X.  III.  8, 

Fälle,  in  denen  Innocenz  III.  auf  Grund  der  De-  c,  3.  X.  I.  6;    c.  18  in  VIto  i.  6;    Clem.  un.  I. 

volution  Besetzungen  von  Beneflzien  vorgenom-  5  ist  stets  von  distulere ,  negligere  die  Rede,  s. 

men  hat,  ep.  I.  120.  327.  II.  289.  V.  144,  1,  auch  c.  41  (Inn.  III.)  X.  de  elect.  I.  6  („iusto 

110..  313.  854.  1156;  VII.  98.  VIII.  78,  2,  382.  impedimento  cessante^Q. 

645;    XV.  17.  38,  3,  555.  570,  Potthast  reg.  12  c.  3  (Inn.  III.)  de  suppl.  neg.  I.  10;    c.  5 

n.  1030. 1081.  1084.  Ueber  die  Zeit  Honorius' III.  (id.)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8.  Th.  II.  S.  660. 

vgl.  ibid.  n.  6102,  Innocenz'IV.  n.  11173. 15764.  13  s.  104.  n.  7;    Leuren.  1.  c.  qu.  740.  n.  1. 

18145.   18767.  20018.  21113;   Nikolaus'  III.  n.  i«  S.  S.  105.  n.  2, 
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der  Voraussetzung,  dass  er  es  nicht  unterlassen  hat,  sich  um  die  Absolution  von  den- 
selben rechtzeitig  zu  bemühend 

Auch  in  den  beiden  übrigen  Fällen  findet  die  erwähnte  Regel  Anwendung,  d.  h. 
die  Devolution  tritt  in  denselben  nicht  blos  bei  wissentlicher  Bestellung  oder  Wahl 
eines  Unfähigen  oder  Verletzung  der  sonstigen  über  die  Besetzung  geltenden  Normen  ^^ 
sondern  schon  bei  Unterlassung  der  schuldigen  Aufmerksamkeit,  z.  B.  bei  der  Aus- 
wahl der  Kandidaten ,  ein^. 

Unter  den  gedachten  Voraussetzungen  findet  das  Devolutionsrecht  Anwendung : 

1 .  bei  denjenigen  Benefizien ,  welche  ein  für  alle  Mal  oder  nur  ausnahmsweise  in 
einem  gegebenen  Fall  (z.B.  weil  der  Präsentations-  oder  Patronatsberechtigte  die  Prä- 
sentation nicht  vorgenommen  hat)  ^  der  freien  Besetzung  unterliegen.  Das  Recht  zu 
derselben  geht  auf  den  nächst  höheren  Kirchenoberen  über,  also  von  dem  niederen,  der 
bischöflichen  Jurisdiktion  unterstehenden  Prälaten  auf  den  Bischof  5,  und  von  dem 
Bischof  6  bei  Benefizien  bischöflicher  Kollation  auf  den  Erzbischof '^. 

2.  Was  die  Benefizien  betrifft,  welche  durch  Wahl  zu  vergeben  sind,  so  devolvirt 
a.  die  Besetzung  bei  Bisthümern  und  Konsistorial-Klöstern  nach  neuerem  Recht 

sofort  an  den  Papst  ^, 


1  S.  a.  a.  0. 

Auch  andere  rechtliche  Hindernisse  können  die 
Devolution  hindern.  So  wenn  die  Besetzung  des 
Beneüziums  gültiger  Weise  hinausgeschoben  wird, 
um  die  Einkünfte  zu  kirchlichen  Zwecken  zu 
verwenden.  S.  auch  o.  S.  113.  Vgl.  z.  B.  derartige 
Anordnungen  v.  Honorius  IV.  v.  1225  zu  Gunsten 
der  päpstlichen  Kammer,  bei  Mansi  XXII, 
1217  und  Wilkins  conc.  1,  558,  sowie  behufs 
Beschaffung  von  Mitteln  zur  Bezahlung  von  Bis- 
thumsschulden  v.  Gregor  IX.  1232  (für  Glasgow), 
registrum  episcopat.  Glasguens.  Edinburgi  1,  137 
u.  v.  InnocenzIV.  v.  1244  (für  Armagh),  Th ei- 
ner mon.  Hiberniae  p.  42. 

2  c.  25  (Inn.  III.)  X.  de  elect.  I.  6,  c.  18  in 
VIto  cit.  I.  6. 

3  Eine  direkte  beweisende  Stelle  fehlt.  Es  er- 
giebt  sich  die  Gleichstellung  aber  daraus,  dass 
der  Berechtigte  die  Pflicht  hat,  darauf  zu  achten, 
dass  er  keine  gegen  das  Recht  verstossende  An- 
stellung, resp.  Wahl,  vornimmt,  c.  7  (Later.  III. 
v.  1179)  X.  de  elect.  I.  6,  s.  auch  Th.  II.  S. 
667.  n.  10.  Ebenso  auch  v.  Schulte,  Lehrb. 
§.  69.  II. 

4  S.  0.  S.  104. 

5  Clem.  un.  I.  5.  cit.,  bei  einem  exemten  Re- 
gularprälaten  ebenfalls  an  ihn,  aber  als  ein  für  alle 
Mal  gesetzlich  bestimmten  Delegaten  des  Papstes 
Clem.  cit.  Auf  solche  Prälaten ,  welche  völlig 
ausserhalb  derDiöcese  des  Bischofes  stehen,  d,  h. 
auf  die  praelati  nullius,  findet  dies  keine  Anwen- 
dung. Hier  tritt  der  Papst  ein. 

6  Wenn  die  Devolution  durch  die  Handlungen 
des  General  Vikars  herbeigeführt  wird,  so  trifft  dies 
den  Bischof,  weil  der  Generalvikar  an  die  Stelle 
des  letzteren  tritt,  und  der  Bischof  insoweit  nicht 
Oberer  desselben  ist.  A.  M.  L euren.  1.  c.  qu. 
753  für  den  Fall ,  dass  der  Generalvikar  wissent- 
lich einer  unfähigen  Person  ein  Amt  übertragen 
hat. 

7  Nach  c.  2  X.  III.  8.  cit.,  s,  auch  c.  7,  i.  f. 


I.  6.  cit.  ,  soll  die  Devolution  an  das  Domkapitel 
gehen.  Dies  hängt  offenbar  damit  zusammen, 
dass  noch  zur  Zeit  des  III.  Lateranensischen 
Konzils ,  dem  die  Stellen  entnommen  sind ,  der 
Bischof  die  Vergebung  der  Benefizien  unter  Zu- 
ziehung des  Kapitels  vorzunehmen  hatte.  Th.  II, 
S.  156.  617.  Seit  der  Veränderung  der  Stellung 
der  Domkapitel  gegenüber  dem  Bischof  hat  sich 
aber  die  im  Text  bezeichnete  feste  Praxis  gebil- 
det. Leuren.  I.e.  qu.  745 ;  van  Espen  J. 
E.  U.  P.  II.  tit.  22.  c.  5.  n.  11;  Kreittmayr, 
Anm^üb.  d.  Cod.  Maxim,  bavar.  V.  c.  19.  §.  17; 
Durand  de  Maillane,  dictionnaire  de  droit 
canonique  s.  v.  devolution  2,  145;  Berardi 
comm.  ad  lib.  III.  decr.  diss.  V.  c.  4,  ed.  Me- 
diolani  1846.  1,  338  ff. ;  Frey,  kritisch.  Kom- 
mentar üb.  d,  Kirchenrecht  IV.  2,  957;  H  eifert 
V.  d.  Besetzung  etc.  der  Benefizien  S.  247 ; 
Richter-Dove  §.  195;  v.  Schulte  a.  a.  0. 
Die  Praxis  hat  sich  an  c.  41  X.  de  elect.  I.  6  an- 
geschlossen ,  welches  indessen  nur  von  Wahlen 
handelt,  und  das  c.  2  cit.  jedenfalls  nicht  aufge- 
hoben hat.  Allerdings  wird  dieselbe  nicht  nur 
von  vielen  Aelteren,  s.  z.  B.  Reif f  enstuel  I. 
10.  n.  22;  Ferraris  s.  V.  beneficium  art.  3.  n. 
94,  sondern  auch  noch  von  einzelnen  Neueren,  so 
Phillips  K.  R.  7,  541,  ignorirt.  Die  fortdau- 
ernde Geltung  des  c.  2.  X.  cit.  behauptet  sogar 
Klein  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  41,  244.  n.  1.  Aber 
auch  die  genannten  wenden  die  Vorschrift  des 
c.  2  nicht  auf  die  Fälle  an,  wo  dem  Bischof  die 
Besetzung  nicht  kraft  seiner  ordentlichen  Lei- 
tungsgewalt, sondern  kraft  päpstlicher  Delegation 
oder  kraft  Devolution  zusteht. 

8  Th.  IL  S.  661.  667.  675.  Eine  weitere  De- 
volution ist  nicht  möglich.  Plus  VII.  hat  aller- 
dings unter  dem  Druck  Napoleons  I.  i.  J.  1811 
und  in  dem  Konkordate  v.  Fontainebleau  v.  1813 
art.  4,  Münch,  Konkordate  2,  44  u.  51,  ein 
Devolutionsrecht  bei  nicht  binnen  6  Monaten  er- 
folgter päpstlicher  Institution  der  vom  Kaiser  er- 
nannten Bischöfe  und  Erzbischöfe  an  den  Erz- 
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b.  iu  iindorenFälleu,  wo  es  sich  nicht  um  exemte  Institute  handelt,  an  den  Bischof, 
als  superior  * . 

c.  Bei  der  Besetzung  von  Kapitelsstellen  tritt  der  Bischof  ein  ,  wenn  das  Kapitel 
allein  zu  besetzen  hat'^.  Dass  er  bei  der  Wahl  etwa  als  Kanonikus  ^  mit  zu  konkur- 
riren  hat,  ändert  nichts  ^. 

Im  Falle  der  collatio  simultanea  des  Bischofs  und  des  Kapitels  kann  eine  Devo- 
lution nur  dann  stattfinden,  wenn  beide  Theile  säumig  gewesen  sind^.  In  diesem  Fall 
hat  der  Erzbischof  zu  besetzen  ^.  Wird  die  gemeinschaftliche  Besetzung  nicht  von  bei- 
den Theilen  zusammen,  sondern  nur  nach  einer  bestimmten  Vereinbarung  bald  durch  den 
einen,  bald  durch  den  anderen,  z.B.  im  Turnus  ausgeübt',  so  genügt  die Versäumniss 
des  in  dem  betreflfenden  Vakanzfall  Berechtigten,  um  die  Devolution  an  den  Erzbischof 
herbeizuführen  ^. 

Steht  in  den  unter  1  und  2  erwähnten  Fällen  kein  zu  einer  erzbischöflichen  Pro- 
vinz gehöriger  Bischof,  sondern  ein  exemter  Bischof  oder  ein  Erzbischof  in  Frage  ,  so 
tritt  statt  des  letzteren  der  Papst  ein. 

3.  lieber  die  Devolution  des  Bestellungsrechtes  des  Kapitularvikars  vgl.  Th.  II. 
S.  234.  235. 

Die  Devolution  erfolgt  ipso  iure  mit  Ablauf  der  Zeit  oder  in  Folge  der  die  ordens- 
widrige Verleihung  bildenden  Handhing  und  es  bedarf  nicht  erst  eines  Ausspruches, 
dass  der  ordentliche  Kollator  oder  die  Wahlberechtigten  ihrer  Befugniss  zur  Besetzung 
oder  zur  Wahl  verlustig  gegangen  sind  •'.  Ein  solcher  ist  ausnahmsweise  nur  dann  er- 
fcft'derlich,  wenn  die  über  das  Verfahren  bei  Prälatenwahlen  geltenden  Vorschriften  ^^ 
nicht  beobachtet  worden  sind^^.  Eine  nach  Eintritt  des  Devolutionsrechtes  vorgenom- 
mene Besetzung  ist  demnach  —  abgesehen  von  dem  letztgedachten  Fall  —  ohne  Wei- 
teres nichtig  12^  indessen  wird  eine  solche  Nichtigkeit,  wenn  sie  wegen  Versäumniss  der 
Frist  entstanden  ist,  dadurch  geheilt,  dass  der  kirchliche  Obere,  an  welchen  das  Ver- 
leihungsrecht devolvirt  ist,  die  Kollation  genehmigt  i^. 

bischofoder  ältesten  Bischof  der  Provinz  anerkannt.  Eigenschaft  als  superior  in  Betracht  komme.    Da- 

Praktisch  Ist  dies  aber  nicht  geworden.  bei  ist  indessen  übersehen,   dass  das  Kapitel  in 

1  c.  41.  X.  I.  6.  cit.5  c.  18  in  VIto  I.  6.  cit.  diesem  Falle  auch  den  Bischof  mitrepräsentirt  und 

'^  c.  2.  X.  III.  8.  cit.  Die  hier  vorgeschriebene  diesen  daher  die  Folgen  der  Nachlässigkeit  treffen, 

Einholung  desRathes  von  Mönchen,  welche  offen-  ebenso  wie  bei  einer  Wahl  durch  Kompromiss  die 

bar  die  Mitwirkung  des  Kapitels  ersetzen  soll,  ist  die  Devolution  herbeiführenden  Handlungen  der 

aber  ebenso  unpraktisch  wie   die   schon  bespro-  Kompromissarien  ihre  "Wirkung   für   die  Wahl- 

chene  Anordnung  derselben   Stelle,   s.   S.  169.  berechtigten    äussern,    Th.  II.    S.   666.     Gegen 

n.  7.  diese  Ansicht  auch  Garciasl.  c.  35;    vanEs- 

3  S.  Th.  II.  S.  614.  penl.  c.  n.  12. 

*  c.  15  (Inn.  III.)  X.  III.  8,    weil  er  bei  den  9  Dies  ergeben  für  die  Kollation  c.  3.  4.  X.  I. 

Unterlassungen  und  Handlungen,  welche  die  De-  10  cit.  und  für  die  Wahlen  41.  X.  I.  6.  u.  c.  18 

volution  herbeiführen,    nicht   in    seiner  Eigen-  in  VIto  I.  16.  cit.    So  auch  die  herrschende  Mei- 

schaft  als  Bischof  in  Betracht  kommt.    Wenn  die  nung  seit  der  Glosse,  vgl.  diese  zu  c.  3.  X.  I.  10 

Stelle  weiter  ausspricht,  dass  ein  etwaiger  dolus  s.  v.  imponatis,  c.  4.  u.  5  eod.  s.  v.  patientia  u. 

des  Bischofs  ihm  nichts  nützen  soll,    so  heisst  irritam;  Rebuffiprax.  benef.  P.  I.  de  devolu- 

dies  soviel,   als  dass  dann  keine  Devolution  ein-  tionibus  n.  27;    Gonzalez  Tellez  ad  c.  5.  X. 

treten  kann,  weil  das  Kapitel'an  derWahl  gehin-  I.  10.  n.  14;    v.  Espen  1.  c.  n.  7;    Reiffen- 

dert  worden  ist  und  auf  seiner  Seite  keine  Nach-  stuelI.lO.n.23;  Richter-Dove,  v.  Schulte 

lässigkeit  vorliegt.  Lehrb.    a.    a.    0.;    Kremski  p.   46.     Die  ent- 

5  Th.  II.  S.  694.  695.  gegengesetzte  Annahme,    s.   z.  B.  J.  H.  Boeh- 

6  Vgl.  auch  c.  15.   X.  cit.     Der  Antheil   des  mer  J.  E.  P.  I.  10.  §.  6  ff.,  steht  vereinzelt  da. 
Bischofs  beruht  hier  auf  seiner  Stellung  als  Prälat.  lO  c.  42.  X.  de  elect.  I.  6,  Th.  II.  S.  661. 

7  Th.  II.  S.  695.  11  Dies  schreibt  c.   18  in  Ylto  I.  6.    cit.  aus- 

8  A.  M.  Kr  emski  p.9,  welcherbeiNachlässig-  drücklich  vor. 

keit  des  Kapitels  im  Turnus  Devolution  an  den  12  g,  ^[q  Stellen  in  Anm.  9. 

Bischof  annimmt,  weil  derselbe  dabei  in  seiner         13  c.  4.  X.  I.  10.  cit.:    „quatenus,   si  beneflcia 


§.  148.] 


Die  Besetzung  kraft  Devolutionsrechtes. 
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Das  Obwalten  besonderer  Umstände,  welche  die  Devolution  hindern,  also  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Besetzungsberechtigten  für  die  ordnungswidrige  Verleihung  aus- 
schliessen,  hat  der  letztere  wegen  der  ihm  obliegenden  Pflicht,  bei  der  Ausübung  seines 
Rechtes  die  kanonischen  Bestimmungen  zu  beobachten,  seinerseits  darzuthun  i. 

Die  Stellung  des  kirchlichen  Oberen ;  an  welchen  die  Besetzung  kraft  Devolution 
übergegangen  ist,  charakterisirt  die  Doktrin  durch  den  Satz  :  devolutio  fit  cum,  qualita- 
tibus  et  personis  quae  erant  in  prima  collatione'^,  d.  h.  der  kirchliche  Obere  ist  bei  der 
Verleihung  an  alle  Vorschriften  des  gemeinen  und  partikulären  Rechtes ,  sowie  an  alle 
besonderen  Fundationsbestimmungen  gebunden ,  welche  der  eigentlich  zur  Besetzung 
Berechtigte  zu  beachten  hatte.  Denn  durch  die  Devolution  ändert  sich  allein  die  Per- 
son des  Kollators,  nicht  aber  die  Natur  und  der  Status  des  Benefiziums^.  Nur  tritt  in 
dem  Falle ,  wo  das  letztere  durch  Wahl  zu  vergeben  war ,  ein  anderer  Besetzungs- 
modus, die  freie  Vergebung  durch  den  devolutionsberechtigten  Oberen  ein  ^. 

Dieser  verliert  das  durch  die  Devolution  erworbene  Recht  unter  denselben  Vor- 
aussetzungen, wie  der  ursprüngliche  Kollator^.  Dann  tritt  der  nach  der  hierarchischen 
Stufenfolge  nächsthöhere  Obere  ^,  welcher  nach  Lage  der  heutigen  Verhältnisse  füi*  die 
Regel  der  Papst ^  ist,  ein. 

In  solchen  Fällen  kann  der  letztere  die  Besetzung  aber  nicht  blos  auf  Grund  der 
Devolution,  sondern  auch  kraft  seiner  apostolischen  Machtfülle  vornehmen.  Vollzieht 
er  sie  zufolge  der  erstgedachten  Befugniss,  so  ist  er  an  dieselben  Regeln,  wie  jeder 
andere  Kollator  gebunden  und  bindet  sich  auch  thatsächlich  daran  8.     Nur  braucht  er 


vel  dignitates  noveritis  personis  idoneis  assignatas 
(nämlich  nach  Ablauf  der  Frist),  eas  de  patientia 
permittatis  ab  ipsis  paciflce  possideri."  Nach 
einer  Ansicht,  Gonzalez  Tellezl.  c.  n,  17, 
soll  in  der  Stelle  eine  päpstliche  Dispensation 
ausgesprochen  sein ,  indessen  kann  diese  eine 
nichtige  Besetzung  hinterher  nicht  gültig  machen. 
Eine  andere  Meinung ,  so  schon  die  Glosse  zu  c. 
4.  s.  V.  patientia ;  Leuren.  1.  c.  qu.  756;  Reif- 
fenstuel  1.  c.  n.  25;  Kremski  1,  c.  p.  24, 
nimmt  die  Statthaftigkeit  einer  selbst  stillschwei- 
genden Verleihung  des  Oberen  an,  welche  nur  ex 
nunc  wirken  soll.  Nach  ihrem  Wortlaut  kann 
aber  die  Stelle  allein  auf  eine  die  Nichtigkeit 
heilende  Ratihabition  bezogen  werden,  denn  nach 
derselben  sollen  die  betreffenden  Amtsinhaber  in 
dem  Besitz  ihrer  Aemter  nicht  gestört  werden, 
während  von  einer  neuen  Kollation  keine  Rede 
ist.  Schon  einige  Aeltere,  s.  z.B.  Pirhing  ius 
ean.  I.  10.  §.1.  n.  V.2  erklären,  wenn  sie  gleich 
an  der  letzteren  Ansicht  festhalten,  doch  die  Be- 
setzung für  aliquo  modo  valida.  Auf  die  anderen 
Fälle ,  in  denen  die  Devolution  eintritt,  bezieht 
sich  die  Stelle  nicht,  sie  kann  auch  auf  diese 
nicht  analogisch  ausgedehnt  werden ,  denn  un- 
fähige Personen ,  denen  die  Beneflcien  verliehen 
sind,  können  diese  nicht  behalten,  und  wenn  bei 
der  Vornahme  der  Besetzung  oder  der  Wahl  Nich- 
tigkeiten begangen  sind,  so  bedarf  es  immer  noch 
eines  anderweitigen  gültigen  Besetzungs-  oder 
Wahlaktes. 

»  Leuren.  1.  0.  qu.  740.  741,  Th.  II.  S.  667. 
n.  10.  Ist  die  Abwesenheit  jeder  Schuld  darge- 
than,  so  ist  die  anscheinend  zu  spät  erfolgte  Be- 
setzung gültig,  sofern  sie  innerhalb  der  durch  das 
Hinderniss   verlängerten  Frist   erfolgt   ist.     Bei 


andern  Ordnungswidrigkeiten  kann  statt  der  nicht 
erfolgten  Besetzung  eine  neue,  selbstverständlich 
innerhalb  der  Frist,  vorgenommen  werden,  lieber 
die  Berechnung  derselben  s.  o.  S.  104.  105. 

2  Garcias  1.  c.  n.  42;  Rebuff.  1.  c.  n.  42; 
V.  Espen  1.  c.  n.  16. 

3  Leuren.  1.  c.  qu.  743. 

4  Weil  eine  Wahl  bei  der  Bestimmung  des 
Kandidaten  durch  eine  einzelne  Person  nicht 
möglich  ist. 

5  Leuren.  1.  c.  qu.  746.  755.  Die  Frist  ist 
für  ihn  die  ursprüngliche,  sie  läuft  von  dem  Zeit- 
punkt ab,  wo  der  Obere Kenntniss  von  der  an  ihn 
erfolgten  Devolution  erhalten  hat  oder  bei  An 
Wendung  pflichtmässiger  Aufmerksamkeit  hätte 
erlangen  können,  Garcias  1.  c.  n.  9;  L  euren. 
1.  c.  qu.  755.  n.  2. 

6  Die  Devolution  erfolgt  gradatim ,  Lotter. 
1.  c.  II.  qu.  24.  n.  43;  Leuren.  1.  c.  qu.  745. 
n.  2. 

■^  Auch  früher  war  die  Devolution  an  den  Pri- 
maten äusserst  selten.  Ein  Beispiel  dafür  Th.  I. 
S.  605.  625. 

8  Pyrrh.  Corrad.  praxis  benef.  II.  12.  n. 
38  ff. ;  L  e  u  re  n.  1.  c.  qu.  743.  Wird  daher  der 
Papst  um  Verleihung  eines  an  ihn  devolvirten 
Benefiziums  angegangen,  so  hat  der  Bittsteller  in 
der  Supplik  die  Devolution  und  auch  die  Qualitä- 
ten desselben  anzugeben  (ein  Formular  bei  Pyrrh. 
Corrad.  1.  c.  V.  1.  n.  65).  Wird  in  der  Sup- 
•  plikation  die  Devolution  nicht  blos  bedingungs- 
weise (etiamsi  beneflcium  sit  devolutum),  sondern 
unbedingt  (dispositive)  hingestellt,  so  gewährt, 
der  Papst  die  Bewilligung  ebenfalls  in  derselben 
Art  (quod  detur  devolutio  dispositive).  Dies  hat 
die  Wirkung,  die  päpstliche  Verleihung  allein  auf 
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sich  nicht  an  die  vorgcschricbcuc  Besetzungsfrist  zu  halten ,  weil  eine  weitere  Devo- 
lution nicht  mehr  möglich  ist,  und  ein  Rückfall  des  verlorenen  Besetzungsrechtes  an 
eine  untere  Instanz  dem  Begriffe  des  Institutes  widerspricht  ^ . 

Das  Devolutionsrecht  findet  Anwendung  auf  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne, 
die  Manual-,  insbesondere  auch  die  Regulär- Aemter  2,  das  Amt  des  Kap itular- Vikars, 
nicht  aber  auf  diejenigen  Aemter ,  für  deren  Besetzung  die  Verleihungsfristen  des 
kanonischen  Rechtes  nicht  massgebend  sind  ^. 

Die  päpstliche  Aflfektion  und  Reservation  eines  Benefiziums  schliesst  die  Devolu- 
tion begriflfsmässig  aus.  Ist  die  Ausübung  einem  anderen  durch  Indult  übertragen 
und  nimmt  dieser  die  Besetzung  schuldbarer  Weise  nicht  vor,  so  kann  nur  der  Papst, 
nicht  aber  der  durch  die  Reservation  ausgeschlossene  sonst  berechtigte  Obere  eintre- 
ten'*. Andererseits  geht  in  denjenigen  Ausnahmefällen,  in  welchen  der  letztere  bei 
Säumigkeit  des  Papstes  die  Verleihung  vornehmen  kann  ^,  nicht  das  auf  der  Reser- 
vation beruhende  päpstliche  Provisionsrecht  auf  ihn  über ,  vielmehr  fällt  nur  das  aus 
der  Reservation  entstehende  Hiuderniss  für  die  Ausübung  seiner  ordentlichen  Ver- 
leihungsgewalt fort. 

Die  Devolution  ist  Eintritt  in  die  Besetzungsberechtigung  eines  anderen.  Sie  kann 
daher  nur  da  vorkommen,  wo  der  Devolutionsberechtigte  eine  ihm  bis  dahin  nicht  zu- 
stehende Befugniss  erwirbt^.  An  denjenigen  kirchlichen  Oberen,  welcher  eine  solche 
schon  besitzt,  ist  die  Devolution  unmöglich.    Daher  verleiht  der  Bischof  bei  Säumigkeit 


den  Devolutionsfall  einzuschränken,  selbst  wenn 
durch  die  herköramlicli  beigefügten  Klausehi  auch 
andere  Erledigungsfälle  oder  die  Reservation  des 
Benefiziums  in  Bezug  genommen  worden  sind. 
Der  Bittsteller  erlangt  also,  wenn  er  dem  im  Pro- 
visionsmandat ernannten  Exekutor  den  Devolu- 
tionsfall nicht  darthun  kann ,  das  Beneflzium 
nicht,  Garcias  1.  c.  n.  16 ;  Pyrrh.  Corrad. 
1.  c.  n.  66.  67;  Leuren.  1.  c.  qu.  758;  Ili- 
ganti  ad  reg.  LVL  canc.  n.  28  ff. 

1  Wegen  der  dem  Papst  reservirten  Benefizien 
s.  unten  Anm.  5. 

2  Leuren.  1.  c.  qu.  754. 

3  S.  0.  S.  104.  Hierher  gehören  eigentlich  auch 
die  Stellen  der  Vikare  bei  Inkorporationen  und 
solche  Vikare,  welche  für  ein  Kapitel  mit  cura 
habitualis  die  Seelsorge  ausüben ,  denn  diese 
sind  ebenfalls  Aemter  ohne  feste  materielle  Un- 
terlage,  Th.  IL  S.  449.  452.  454.  n.  1  vgl. 
aber  S.  104.  n.  2.  Auch  für  die  andern  Fälle 
der  Devolution  bestehen  hier  keine  entspre- 
chenden Vorschriften.  Eine  analogische  Anwen- 
dung der  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  ist 
deshalb  ausgeschlossen ,  weil  es  sich  hier  um 
Uebertragung  von  Amtsbefugnissen  handelt,  wel- 
che Ausflüsse  eines  anderen  Amtes  und  in  Stell- 
vertretung desselben  vorgenommen  werden  ,  und 
der  vorgesetzte  Obere  diese  für  die  Regel  nicht 
besitzt ,  also  auch  nicht  mandiren  oder  delegiren 
kann.  Nur  in  Betreff"  des  Kapitularvikars  besteht 
in  Folge  ausdrücklicher  positiver  Vorschrift  eine 
Abweichung,  Th.  IL  S.  234.  235. 

*  Daher  devolvirt  die  Besetzung  eines  Bene- 
fiziums ,  welches  in  einem  eigentlich  päpstlichen 
Monat  (s.  S.  153)  erledigt  worden  war,  bei  be- 
stehender alternativa  mensium  (s.  a.  a.  0.)  an 
ihn,   so  L Otter  1.  c.  1.  IL  qu.  24.  n.  36  u.  Ri- 


ganti  ad  reg.  9  canc.  §.  4.  n.  48ff.  mit  Recht 
gegen  H.  Gonzalez  comm.  ad  reg.  8  canc.  gl. 
53.  n.  31. 

5  S.  0.  S.  145  u.  S.155.  n.  6.  Es  ist  übrigens 
unrichtig,  wenn  einzelne,  s.  z.B.  Permaneder 
K.  R.  §.  255  annehmen ,  dass  der  ordentliche 
KoUator  in  allen  Fällen  der  Reservation  unter 
der  gedachten  Voraussetzung  diese  Befugniss  hat. 
Ein  solches,  unzutreffender  "Weise  ius  postliminii 
genanntes  Recht  ist  niemals  anerkannt  gewesen. 

6  Bei  den  beneflcia  electiva,  für  welche  manche 
ältere,  s.  z.B.  Lotterl.  c.  1.  IL  qu.  13.  n.  60; 
Leuren.  1.  c.  qu.  754.  n.  6  ein  Devolutions- 
recht im  eigentlichen  Sinne  nicht  gelten  lassen 
wollen,  trifft  dies  ebenfalls  zu.  Denn  bei  den 
Bisthümern  und  Konsistorial- Abteien  geht  das 
Recht  zur  entscheidenden  Bezeichnung  der  Per- 
son auf  den  Papst  über ,  welcher  diese  Befugniss 
nach  gemeinem  Recht  nicht  besitzt.  Das  gleiche 
gilt  für  den  Erzbischof  oder  Bischof  bei  den  Ka- 
nonikaten,  welche  durch  Wahl  des  Kapitels  oder 
s.  g.  simultanea  collatio  vergeben  werden.  Frei- 
lich ist  dieser  Gesichtspunkt  für  die  erwähnten 
beneflcia  maiora  durch  die  spätere  Reservation 
derselben  (s.  0.  S.  148)  getrübt,  er  tritt  aber  für 
die  ältere  Zeit  aus  c.  41.  X.  I.  6.  u.  c.  18  in 
VIto  I.  6  cit.  klar  hervor. 

Unrichtig  ist  die  Behauptung,  s.  L euren.  1.  c. 
qu.  747.  n.  1,  dass  bei  einer  Säumigkeit  unter- 
geordneter Kollatoren  der  Bischof  nicht  iure  de- 
volutionis,  sondern  kraft  seiner  ordentlichen  Ju- 
risdiktion das  Beneflzium  besetze,  denn  diese 
ist  gerade  in  solchen  Fällen  für  das  letztere  durch 
das  entgegenstehende  Kollationsrecht  ausgeschlos- 
sen. Nur  in  Betreff  des  früheren  Besetzungs- 
rechtes der  Archidiakonen  hat  diese  Annahme 
ihre  Berechtigung  insofern  als  der  Bischof  recht- 
lieh nicht  gehindert  war,   neben  ihnen  und  statt 
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des  Patrons  in  Betreff  der  Präsentation  das  Patronatsbenefizium  nicht  kraft  Devolu- 
tions-,  sondern  kraft  seines  ordentlichen  Kollationsrechtes  K  Dasselbe  gilt  beim  Vor- 
handensein eines  solchen  Nominationsberechtigten,  dessen  Recht  in  Wahrheit  nur  ein 
Präsentationsrecht  ist  2. 

Für  die  Ertheilung  der  institutio  collativa,  der  approbatio,  der  institutio  autori- 
zabilis  ^  bei  obwaltenden  Präsentations-  oder  Ernennungsrechten  besteht  gemeinrecht- 
lich keine  Frist  4,  und  ebensowenig  eine  Anordnung,  dass  diese  Befugnisse  für  den 
Fall  der  Nachlässigkeit  ohne  Weiteres  auf  den  vorgesetzten  Kirchenoberen  übergehen . 
Abhülfe  ist  hier  nur  durch  Beschwerde  bei  dem  letzteren  behufs  Herbeiführung  einer 
Einwirkung  desselben  auf  den  säumigen  Kirchenbeamten,  welche  sich  bis  zu  exekuti- 
vischen Massnahmen  steigern  kann,  zu  erreichen^. 

Was  endlich  die  heutige  Geltung  des  Devolutionsrechtes  in  Deutschland  be- 
trifft, so  findet  dasselbe  keine  Anwendung  bei  den  Bischofswahlen  ^,  ebensowenig  in 
den  altpreussischen  und  bairi sehen  Kapiteln  in  Bezug  auf  die  von  den  Bischö- 
fen und  den  Kapiteln  zu  vergebenden  Stellen'. 

Der  Ausübung  des  Devolutionsrechtes  in  Betreff  der  niederen  Benefizien^  und 
der  Bestellung  des  Kapitularvikars  steht  aber  nichts  entgegen  9. 

§.149.    b.  Die  ausserordentliche  Verleihung  durch  niedere  Kollatoren. 

Es  ist  möglich,  dass  ein  anderer  als  der  zuständige  Obere  der  Diöcese  '^  auf  ein  oder 
mehrere  Benefizien  in  derselben  das  volle  Verleihungsrecht  besitzt ,  und  zwar  sowohl 
auf  Grund  eines  päpstlichen  Privilegs  1^,  wie  auch  auf  Grund  der  Ersitzung,  sei  es  des 
Besetzungsrechtes  allein  ^^  oder  weiter  gehender  Befugnisse  der  s.  g.  iuridictio  quasi 
episcopalis^^.  Solche  Befugnisse  haben  im  Mittelalter  vor  Allem  Stifter  und  Klöster 
besessen.    Heute  kommen  derartige  Verhältnisse  in  Deutschland  nicht  mehr  vor. 

ihrer  die  Befugnisse  seiner  Jurisdiktion   auszu-  lation  der  Bischöfe    keine  Frist  bestimmt.    Bei 

üben,  Th.  II.  S.  197.  201.  202.  fortdauernder  Renitenz  eines  Bischofs,  welche  auch 

^  S.  0.  S.  50.  n.  5.   c.  2  (Clem.  III.)  X,  de  nicht  einmal  durch  Censuren  gegen  denselben  zu 

suppl.    negl.  I.  10.  ergiebt  nichts  für  die  eine  beseitigen  wäre,    würde  also  eine  Vereinbarung 

oder  andere  Auffassung.  zwischen   der  Regierung   und    dem    päpstlichen 

2  S.  101.  Stuhl  nöthig  sein.    Was  die  Stellen  betrifft,   für 

3  Th.  II.  S.  650.  447.  452.  614.  615,  und  in  welche  die  bairischen  Kapitel  nominiren,  so  ist 
diesem  Theil  0.  S.  55.  104.  auch  für  diese  Benennung  weder  im  Konkordate, 

4  Die  oben  citirten  Stellen  beziehen  sich  auf  noch  in  dem  Indult  v.  1818  eine  Frist  festgesetzt, 
solche  Verhältnisse  nicht,  über  eine  Ausnahme  Wegen  der  Stellen  landesherrlicher Nomination 
von  der  Regel  s.  0.  S.  55.  s.  0.  S.  102. 

ö  S.  0.   S.  55.    Im  Mittelalter  ist  in  solchen  8  Nur  ist  die  in  der  Bulle  Pius'  V.  :  In  con- 

Fällen    den   inkorporationsberechtigten  Klöstern  ferendis  v.  1567.  §.  4  (Th.  II,  S.  496.   n.  10) 

von  den  Päpsten  das  Recht  gewährt  worden,  sich  angedrohte  Devolution  an  den  Papst  oder  Reser- 

an  einen  andern  statt  des  säumigen  Bischofs  zu  vation  bei  Benefizien,  welche  dem  Pfarrkonkurs 

wenden,    ep.   Alex.  III.   v.   1181,    Mansi  21,  unterliegen,  nicht  praktisch,  v.  Schulte.  Lehrb. 

1041,  oder  der  Papst  hat  andere  Bischöfe  zu  Exe-  §.  69.  n.  12,  was  mit  der  modiflcirten  Gestaltung 

kutoren  ernannt,  Inn.  III.  ep.  V.  129,  ed.  M ig ne  des  Konkurses,    a.  a.  0.   S.  500  ff.  zusammen- 

1,  1134.    Auch  die  Anordnung  kommt  vor,  dass  hängt. 

die  Mönche  oder  ihre  Kapläne  ohne  Weiteres  die  9  Vgl.  auch  Th.  II.  S.  247. 

Seelsorge  selbst  ausüben  dürfen,  bis  der  zögernde  ^0  d,  h.  also  der  Bischof  oder  der  praelatus  nul- 

Bischof  die  von  ihnen  präsentirten  Vikare  zulässt,  lius,  Th.  II.  S.  343. 

ep.  Clem.  III.  v.  1189  für  Stendal,  Riedel  cod.  ^^  Ein  bischöfliches,   so  Leuren.  P.  II.  qu. 

dipl.  I.  5,  23.  718,  welches  eine  Durchbrechung  des  gemeinen 

6  Th.  II.  S.  675.  Rechtes  enthalten  würde,  reicht  nicht  aus. 

"^  Nach  der   mit   der   preussischen    Regierung  ^2  Th.  II.  S.  458  (insbesondere  Anm.  7)  S.  459. 

vereinbarten   Circumscriptionsbulle   (Th.  II.    S.  13  Th.II.  a.  a.  0.  u.  S.347.  DasTridentinumhat 

697.    n.   1    und  dem   bairischen  Konkordate  die  Ersitzung  nicht  ausgeschlossen ,  denn  die  das 

Art.  10,  s.   auch  a.  a.  0.  n.  5)  ist  für  die  Kol-  Patronat-undNominations-Recht  (s.  0.  S.  28. 102) 
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Von  dem  im  §.  111  (o.  S.  Ü8)  besprochenen  Nominations-  unterscheidet  sich 
dieses  Verleihungsreclit  dadurch ,  dass  jede  Mitwirkung  des  regelmässigen  Kollators 
ausgeschlossen  ist'.  Bei  Pfarrbenefizien,  für  welche  der  Pfarrkonkurs  nicht  von  dem 
ßesetzungsbereclitigten,  sondern  dem  Ordinarius  der  Diöcese  abgehalten  wird,  hat  der 
erst<3re  aber  dem  von  dem  letzteren  für  dignior  erachteten  Kandidaten  das  Amt  zu  über- 
tragen'-. Streitig  ist  es,  ob  es  bei  solchen  Benefizien  noch  einer  besonderen  Gewährung 
der  institutio  authorizabilis  bedarf,  indessen  ist  diese  Frage  im  Allgemeinen  zu  vernei- 
nen ^,  es  sei  denn  das  Verleihungsrecht  nur  mit  dieser  Beschränkung  ertheilt  oder  er- 
sessen worden  wäre. 

§.  150.     5.  Die  Besetzung  der  Kirchenämter  hei  streitigem  Kollationsrecht  und 

durch  den  s.  g.  praelatus  putativus, 

I.  Wenn  das  Besetzungsrecht  durch  einen  Prozess  streitig  geworden  ist,  sei  es 
weil  die  kirchliche  Stellung,  worauf  dasselbe  beruht,  in  Frage  gezogen  *,  sei  es ,  dass 
es  blos  an  sich  oder  auch  nur  in  Betrefi*  eines  bestimmten  einzelnen  Benefiziums  ange- 
fochten wird,  so  kann  dasselbe  in  den  ersteren  beiden  Fällen  überhaupt  nicht  ^,  im 
letzten  Falle  hinsichtlich  des  betreffenden  Benifiziums  nicht  ausgeübt  werden  6,  bis  der 
Prozess  rechtskräftig  entschieden  ist.  Eine  vorher  von  dem  einen  oder  anderen  Präten- 
denten vorgenommene  Kollation  ist  nichtig. 

Die  Regel  gilt  aber  nicht,  falls  eine  der  Parteien  sich  im  redlichen  Besitze  des 
Besetzungsrechtes  befunden  hat  oder  befindet.  Die  von  einem  derartigen  Besitzer  vor- 
genommene Kollation  ist  gültig  und  bleibt  auch  bestehen ,  wenn  ihm  nachher  das  Be- 
setzungsrecht in  petitorio  abgestritten  worden  ist^. 

betrefTenden  Vorschriften    desselben    sind   nicht  Personen,  welche  um  ein  und  dasselbe  Beneflzium 

anwendbar,  weil  in  dem  hier  fraglichen  Fall  Laien  streiten.    Das  c.  cit.  triflt  aber  auch  unzweifel- 

von  der  Ersitzung  überhaupt  ausgeschlossen  sind.  haft  den  Fall,  wo  jeder  sein  Recht  von  einem  ver- 

und  der  in  Sess.  XIV.  c.  12.  13  ausgesprochene  schiedenen  Kollator  herleitet  und  die  Entschei- 

Grundsatz,  dass  die  Institution  stets  dem  Bischof  düng  zu:  Gunsten  des  einen  oder  anderen  davon 

verbleiben  soll,   sich  nur  auf  Patronatsbeneflzien  abhängt,  welcher  der  angeblichen  Kollatoren  der 

bezieht,   v.  Schulte  Lehrb.  §.  66.  n.  14  u.  o.  Berechtigte  war ,  und  kann  also  auch  analogisch 

S.  45.  n.  5.  auf  den  Fall  angewendet  werden,  wo  das  Recht 

1  Dem  Devolutionsrecht  unterliegen  aber  diese  unter  den  letzteren  selbst  streitig  ist.  Vgl.  auch 
Benefizien  gleichfalls,  s.  o.  S.  169,  vgl.  auch  Lotter  de  re  benef.II.  qu.20.  n.  15  u.  Leuren. 
Innoc.  III.  ep.  I.  470,  ed.  Migne  1,  433.  1.  c.  1.  IL  qu.  793. 

2  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref.  u.  const.  ^  Hier  steht  nur  die  Berechtigung  in  Bezug 
Pii  V. :  In  conferendis  v.  1567,  s.  Th.II.  S.  494.  auf  das  eine  Beneflzium  in  lite ,  in  Bezug  auf 
n.  7.  andere  kann  daher  der  Kollator  sein  Recht  unge- 

3  Th.  II.   S.  458.  n.  7.     Unter  den  Neueren  hindert  ausüben. 

behaupten  das  Gegentheil  Permaneder  K.  R.  '^  Dies  ist  übereinstimmende  Lehre  der  Kano- 

§.    247   u.     Vering  K.    R.    S.  481.      Es   er-  nisten,  welche  die  Vorschriften  über  die  Befugniss 

wähnt  aber  das  Tridentinum  1.  c.  nichts  davon,  des  im  Besitz  einer  Berechtigung  aufTheilnahme 

offenbar  deshalb,  weil  es  die  Institutio  mit  Rück-  an  den  Wahlen  befindlichen  Geistlichen  c.  3.  X.  de 

sieht  darauf,  dass  der  Bischof  bei  dem  Konkurse  causa  poss.  II.  12:  s.  auch  Th.  II.  S.  660.  n.  2, 

den  Kandidaten  auswählt,   für  überflüssig  hält.  und  über  die  des  Besitzers  des  Patronatrechtes  zur 

lieber  die  Ausnahme  in  Betreff  der  nicht  zu  einem  Präsentation,    o.   S.  60,    analogisch    anwenden, 

Kloster  gehörigen  Laien,  welche  sonst  der  Juris-  Garcias  tract.  de  benef.  P.  V.  c.  5.  n.   Iff.; 

diktion  des  Regular-Prälaten  unterstehen  s.  Trid.  Fagnan.    ed.    c.   19  X.  de  iurepatr.   III.   38. 

Sess.  XXV.  c.  11  de  reg.  u.  o.  Th.II.  S.  348.  Lotter  1.  c.  qu.  45.   n.  2ff.;    Leuren.   1.  c. 

4  So  wenn  behauptet  wird  ,  es  gerire  sich  Je-  qu.  729  ff.  Die  Berechtigung  dieser  Analogie 
mand  blos  als  Bischof,  ohne  es  zu  sein.  wird  sich  um  so  weniger  bestreiten   lassen  ,   als 

5  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Grundsatz  des  die  Ersitzung  des  Kollationsrechtes  unbezweifelt 
kanonischen  Rechtes,  ut  lite  pendente  nihil  in-  ist,  und  man  die  zu  derselben  führenden  Besitz- 
novetur  X.  II.  16  u.  VI  tus  IL  8,  Eine  Anwen-  handlungen  unmöglich  für  unwirksam  und  nichtig 
düng  davon  macht  c.  2  (Bonif.  III.)  in  VIto  h.  t.  erklären  kann. 

allerdings  nur  für  den  Process  zwischen  mehreren  Wenn   der  Besitz  selbst  streitig  ist ,   so  kann 
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n.  Die  älteren  Kanonisten  lehren,  dass  die  Besetzung  von  Kirchenämtern  durch 
einen  s.  g.  praelatus  putativus,  d.  h.  einen  solchen,  welcher  in  der  That  nicht  gültig 
zum  Prälaten  bestellt  ist,  aber  sich  als  solcher  gerirt,  wirksam  erfolge,  falls  dessen 
Einsetzung  nur  seitens  eines  rechtmässigen  kirchlichen  Oberen  erfolgt  sei  und  er  wegen 
eines  Irrthums  allgemein  für  den  rechtmässigen  Prälaten  gehalten  werde  ^.  Einen  quel- 
lenmässigen  Anhalt  hat  diese  Ansicht  indessen  nicht ,  sie  stützt  vielmehr  auf  einzelne 
Vorschriften  des  römischen  Rechts,  welche  wesentlich  andere  Verhältnisse  betreffen'^, 
und  kann  daher,  da  sich  auch  nicht  nachweisen  lässt,  dass  sie  etwa  gewohnheitsrecht- 
lich recipirt  worden  ist,  nicht  für  haltbar  erachtet  werden. 

€.  Die  staatlichen  Vorschriften  in  Betreif  der  Besetzung  der  Kirchenämter. 

§.151.  1.  Die  Mitwirkung  der  Staatsgewalt  hei  der  Besetzung  der  Kirclienämter 

{das  s,  g.  landesherrliche  Patronatrecht.) 

I.  Geschichte.  A.  Bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Eine  Mit- 
wirkung der  weltlichen  Gewalt  bei  der  Besetzung  der  kirchlichen  Aemter  zeigt  sich 
schon  im  römischen  Reiche  in  dem  Bestätigungsrecht  der  Papst-  und  Bischofs  wählen 
durch  den  Kaiser  3.  In  den  Germanenreichen  ist  ein  solches  seitens  der  Könige  gleich- 
falls bei  den  Bischofswahlen  geübt  ^  und  hat  sich  zu  einem  Ernennungsrecht  umgestal- 
tet^. Ebenso  haben  die  deutschen  Kaiser  im  10.  und  11.  Jahrhundert  einen  entschei- 
denden Einfluss  auf  die  Besetzung  des  päpstlichen  Stuhles  geltend  gemacht  ^.  Der  letz- 
tere hat  indessen  seit  Gregor  VII.  ganz  aufgehört  ^,  und  nicht  minder  ist  die  fürstliche 
Ernennung  der  Bischöfe  seit  dem  12.  Jahrhundert  sowohl  in  Deutschland,  wie  auch 
in  anderen  Ländern  fortgefallen^.  Die  staatlichen  Gesetze  jener  Zeiten,  welche  die 
Anstellung  der  niederen  Geistlichkeit  betreffen,  haben  dagegen  nicht  den  Zweck,  der 
weltlichen  Gewalt  irgend  eine  Mitwirkung  bei  derselben  zu  sichern,  sie  wollen  viel- 
mehr im  Interesse  des  Staates  nur  die  Verminderung  der  lasten-  und  steuerpflichtigen 
Bevölkerung  durch  den  Eintritt  zahlreicher  Unterthanen  in  den  geistlichen  Stand  ver- 
hindern. Für  das  römische  Reich  gehören  diejenigen  Anordnungen  hierher,  welche 
die  Kurialen^  und  die  Reichen  lo  vom  Eintritt  in  den  Klerus  ausschliessen ,  insofern 

natürlich  von  einer  gültigen  Ausübung  des  Rechtes  einer  Anzahl  von  Personen  von  Bedeutung  sind, 

keine  Rede  sein.  und  welche  hinterher  im  Interesse  der  Rechts- 

1  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  5.  n.  276 ff.;  Fag-  Sicherheit  nicht  gut  in  Frage  gestellt  werden 
nan.  ade.  1.  X  de  schismat.  V.  8;  Leuren.  können.  Daher  ist  man  nicht  berechtigt,  den 
1.  c.  qu.  725.  ausgesprochenen  Grundsatz   auf  jedes  Amtiren, 

2  Aufl.  3  D.  de  off.  praetor.  I.  14  u.  1.  2  C.  welches  wegen  Mangels  der  Amtsgewalt  nichtig 
de  sent.  et  interlocut.  VII.  45.    Nach  1.  3  sind  ist,  anzuwenden. 

die  Handlungen  eines  servus  fugitivus,   welcher  3  xh.  I.  S.  218 ff.  Th.  II.  S.  513. 

Prätor  geworden  ist,   weil  sein  wahrer  Stand  un-  ■*  Th.  II.  S.  51 7 ff. 

bekannt  war,   gültig.    Denn,    wie  Ulpian  sagt,  5  A.  a.  0.  S.  518 ff. 

könne  das  römische  Volk  einem  Sklaven  die  Prä-  6  Th.  I.  S.  239  ff.    Wegen  der  karolingischen 

tur  übertragen  und  wenn  es  seine  Unfreiheit  ge-  Zeit  s.  a.  a.  0.  S.  227 ff. 

kannt  hätte,  würde  es  ihm  die  Freiheit  geschenkt  "^  A.  a.  0.  S.  260.  265. 

haben.    L.  2  cit.  spricht  dagegen  aus,  dass  ein  8  xh.  II.  S.  558 ff.  580.  586.  593.  594 ff. 

Urtheil,   welches   ein   durch  den  Magistrat  be-  9  L.    3.    C.  Th.  XVI.   2   v.   J.   320;    L.  49 

stellter  Arbiter ,  während  er  sich  thatsächlich  im  (v.  361).  59  (v.  364).  99  (383).  115  (386).   163 

Zustande  der  Freiheit  befand,    gefällt  hat,    die  (399).   172.  §.  1  (410)  Xll.  1;    Nov.  Valentin. 

Rechtskraft  nicht  dadurch  verliert,    dass  später  III.  tit.  3.  §.  3  (439),  tit.  34.  §.  3  (452),  Maio- 

die  Unfreiheit   desselben    festgestellt   wird.    Es  riani  tit.  7.  §.  7  (458)  ;  Tb.  I.  S.  34.  n. '2.    Vgl. 

handelt  sich  also  in  diesen  Stellen  um  einen  sin-  Grashoff  Arch.  f.  k.  K.  R.  37,    269  ff.;     Lö- 

gulären Unfähigkeitsgrund,  und  um  die  Aufrecht-  ning  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  1,  148 ff. 

erhaltung  von  Akten,  welche  für  die  Privatrechte  ^0  L.  3  cit.  L.  6  (326).  17  (364).  C.  Th.  XVI. 
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als  sie  diese  Personen  wegen  des  damals  noch  obwaltenden  Zusammenhanges  der  Or- 
dination '  und  der  Anstellung  im  kirchlichen  Amte  mittelbar  auch  zur  Erwerbung  eines 
solchen  für  unfähig  erklären.  Auf  demselben  Gesichtspunkt  beruht  die  für  Frankreich 
wahrscheinlich  schon  von  Chlodwig  erlassene  Anordnung ,  dass  Freie  nicht  ohne  Ge- 
nehmigung des  Königs  oder  des  Grafen  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  sollten  2. 
Diese  Vorschrift ,  welche  wohl  nicht  sehr  streng  beobachtet  worden  ist  ^,  ist  noch  von 
Karl  d.  Gr.  805  erneuert  worden"*,  hat  indessen  nicht  länger  als  bis  zur  Mitte  des 
9.  Jahrhunderts  in  praktischer  Wirksamkeit  gestanden  ^. 

Als  seit  dem  1 3 .  und  1 4 .  Jahrhunderte  die  staatlichen  Gewalten  der  Ueberspan- 
nung  der  päpstlichen  Macht  entgegentraten,  suchten  die  Fürsten  auch  auf  die  Be- 
setzung der  geistlichen  Stellen  in  ihren  Ländern  Einfluss  zu  gewinnen ,  freilich  mei- 
stens auf  Grund  päpstlicher  Bewilligungen  oder  wenigstens  der  Usurpation  kirchen- 
rechtlicher Titel,  wie  insbesondere  des  Präsentations-,  Nominations- ^  oder  Patro- 
natsrechtes ''.  Gleichzeitig  traten  sie  durch  geeignete  Massregeln  den  päpstlichen  Pro- 
visionen und  Expektativen  ^  entgegen  9. 

Vom  Ende  des  1 5 .  und  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ab  dehnten  aber  die  katho- 
lischen Fürsten ,  in  Erkenntniss  der  Nothwendigkeit ,  im  katholischen  Kirchenwesen 
ihrer  Länder  Reformen  vorzunehmen,  sowie  beeinflusst  durch  protestantische  Anschau- 
ungen und  das  Beispiel  der  protestantischen  Fürsten,  auf  Grund  ihres  Advocatierech- 
tes  ihre  Mitwirkung  bei  der  Vergebung  der  Kirchenämter  noch  weiter  aus ,  so  nahmen 
die  b  airischen  Fürsten,  abgesehen  von  der  Besetzung  der  in  den  päpstlichen  Mona- 
ten vakanten  Pfründen  ^^,  auch  das  Recht  in  Anspruch,  für  die  Prälatenwahlen  die 
staatliche  Erlaubniss  zu  ertheilen ,   Kommissarien  zu  denselben  zur  Ertheilung  oder 


2;  Nov.  Valent.  III.  tit.  3.  §.  4  cit.;  LÖning  Gesch.  d.  ev.  Kirchenverfassg.  1.  d.  Mark  B ran- 

a.  a.  0.  S.  152.  denburg  S.  21.    Ferner  kommt  ausser  den  früher 

'  Th.  I.  S.  63.  durch    Stiftungen    erworbenen    Patronatrechten 

2  c.  4.  conc.  Aurel.  I.  v.  511  c,  4:  De  ordi-  ^"^^^  ^^^  Recht  der  ersten  Bitte,  sowie  in  ein- 
nationibus  clericorum  Id  observandumesse  decre-  zelnen  Ländern,  wie  in  Frankreich  und  England, 
vimus  ,  ut  nullus  saecularium  ad  clericatus  offl-  das  Besetzungsrecht  auf  Grund  der  Regalie  in  Be- 
cium  praesumatur  nisi  aut  cum  regis  aut  cum  tracnt,  In.  IL  S.  boyn.  u.  S.  Ooi.  n.  0;  Fried- 
iudicis  voluntate:  Ita  ut  fllii  clericorum,  1.  e.  pa-  herg  1.  c.  p.  iil. 

trum ,    avorum  aut   proavorum    quos   supradicto  ^  So  insbesondere  durch  Ausschliessung  frem- 

ordine  parentum  constat  Observation!  subiunctos  der  Geistlicher.  S.  0.  S.  165.  n.4,  Th.  II.  S.  503. 

in  episcoporum  potestate  ac   districtione  consi-  n.  4;   ferner  durch  Anwendung  des  Placets  auf 

stant".    Dazu  formulaMarculfll.  19,  de  Ro  ziere  päpstliche    Provisionsbullen,     so    in    einzelnen 

recueil  n.  550.  2,  690:    „.  .  .  iubemus,    ut   sl  deutschen  Ländern,  in  England  und  in  den  Nie- 

memoratus  ille  de    Caput  suum  bene  ingenuus  derlanden ,   Friedberg  Grenzen    zw.   Staat  u. 

esse  videtur  et  in  puletico  (polyptyco)  publico  Kirche  S.  63.  732.  590. 

censitus  non  est,  licentiam  habeat  comam  capitis  9  Wenngleich  schon  Marsilius  v.  Padua  in 
sui  tonsorare  et  ad  suprascripta  basilica  vel  mona-  seinem  defensor  pacis  IL  17,  geschrieben  zw. 
sterio  deservire".  Darüber,  dass  die  Kirche  sich  1324  u.  1326,  Riezler  literar.  Widersacher 
eine  solche  Beschränkung  ohne  ein  königliches  d.  Päpste  z.  Zeit  Ludwigs  d.  Baiern  S.  196, 
Gesetz  nicht  selbst  auferlegt  haben  kann  und  dass  die  Besetzung  der  kirchlichen  Aemter  dem  weit- 
es sich  bei  Marculf  um  kopfsteuerpflichtige  Freie  liehen  Gesetzgeber,  d.  h.  der  Gestammtheit  der 
handelt,  L  öning  a.  a.  0.  2,  159 ff.  Gläubigen   oder   dem    von   ihr   bevollmächtigten 

3  LÖning  a.  a.  0.  S.  160.  169.  Fürsten  zugesprochen  hatte,    so  ist  diese  Auf- 
*  Capit  missor.  v.  Diedenhofen  v.  805.  c.  15,  fassung  dabei  wohl  kaum  von  Einfluss  gewesen, 

LL.  1    134  u.  Anseg.  cap   I    114  vielmehr  nur  das  durch  die  Missbräuche  in  der 

5  y  ..     .                 o    «5    -171         1  Kirche  und  die Uebergriffe  des  Papstthums,  sowie 

^  **  ^'                   .  n.     .  ^.g  damalige  literarische  Bewegung,  erwachte  und 

S.  0.  S.  99.  gestärkte  Bewusstsein  von  der  Berechtigung  der 

"^  S.  0.  S.  100.   Vgl.  auch  Friedberg  de  fln.  fürstlichen  Gewalt  gegenüber  der  Kirche. 

intereccles.etciv.  reg.iud.  p.  178 ff.  v.  Müh  1er  10  S.  0.  S.  101.  n.  2. 
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Versagung  der  landesherrlichen  Bestätigung  abzuordnen ,  und  diese  Stellen  kraft  De- 
volutionsrechtes zu  besetzen  ^. 

Die  verschiedenen  Rechte,  welche  die  Fürsten  bei  der  Besetzung  der  Benefizien 
ausübten,  insbesondere  die  sich  auf  den  erheblichsten  Theil  der  Kirchenämter  in  ihren 
Ländern  erstreckenden  Ernennungs-  und  Präsentationsrechte  ^  galten  bald^  da  die  ur- 
sprünglichen Titel,  auf  denen  sie  beruhten,  in  Vergessenheit  gerathen  waren,  als  Aus- 
flüsse der  landesherrlichen  Gewalt  in  Kirchensachen  ^ ;  es  war  daher  erklärlich ,  dass 
man  im  18.  Jahrhundert  unter  dem  Einflüsse  der  territorialistischen  und  gallika- 
nischen  Lehren  die  Pfründenbesetzung  als  ein  aus  dem  landesherrlichen  ins  cavendi 
herfliessendes  Recht  betrachtet'^,  und  dass  man  diese  Auffassung  auch  in  der  Staats- 
praxis geltend  gemacht  hat  ^. 

B.  Die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Das  s.  g.  landesherr- 
liche Patronat recht.  Eine  noch  ausgedehntere  praktische  Verwerthung  hat  die 
Anschauung,  dass  die  Vergebung  der  niederen  Benefizien  ein  Recht  des  Souverains 
sei,  unter  der  neu  erfundenen  Bezeichnung  des  landesherrlichen  Patronates 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  nach  der  Säkularisation  der  geistlichen  Territorien  durch 
den Reichsdeputationshauptschluss  vom  J .  1803  gefunden .  In  Baiern  ^,  inWürtem- 
berg^,  in  Baden^  in  dem  ehemaligen  Grossherzogthum  Hessen^  und  in  Nas- 
sau ^^  nahmen  die  Regierungen  theils  auf  Grund  der  Landeshoheit ,  theils  auf  Grund 
der  Succession  in  die  Besetzungsrechte  der  säkularisirten  geistlichen  Fürsten  ^^  ein  sol- 


1  Friedberg  Grenzen  S.  189.  247.  Ein  Be- 
sfätigungsreclit  bei  solchen  Wahlen  ist  auch  in 
Sachsen  schon  Ende  des  15.  Jahrhunderts  zur 
Anwendung  gebracht  worden,  Reinhard  medi- 
tatlones  de  iure  principum  Germaniae,  cumprimis 
Saxoniae  circa  sacra.  Hai.  Magd.  1717.  S.  181  ff. 
In  Baiern  trat  ferner  eine  staatliche  Prüfung  der 
Geistlichen  in  Betreff  ihrer  Tauglichkeit  und  die 
staatliche  Mitwirkung  bei  Einsetzung  der  Pfarrer 
in  ihre  Pfründen,  Friedberg  a.  a.  0.  S.  194 
hinzu. 

2  Warn  könig  staatsrechtliche Stellg.  d.  kath . 
Kirche.  Erlangen  1855.  S.  94.  95. 

3  So  zog  Ferdinand  II.  nach  der  Wiederbekeh- 
rung des  Erzherzogthums  Oesterreich  die  Patro- 
natrechte,  welche  die  Protestanten  über  ihre,  da- 
mals dem  Katholicismus  zurückgegebenen  Kirchen 
hatten ,  zu  „seiner  landesfürstlichen  Disposition" 
ein,  Khevenhiller  annales  Ferdinand.  10, 
730,  s.  auch  mein  landesherrliches Patronatrecht. 
Berlin  1856.  S.  15.  n.  1. 

4  So  z.  B.  Pehem  praelectiones  in  ins  eccl. 
univ.    Wien  1786.  §.  807. 

5  Bei  der  Aufhebung  des  Jesuitenordens,  s. 
Hofdekrete  v.  7.  Nov.  1773,  v.  18.  Febr.  u. 
25.  Juni  1775  (Jak s ch  Gesetz-Lexikon 4,  320 ff.) 
und  bei  der  Einziehung  der  Klöster  1782 — 85 
(Hdbch.  aller  unter  Joseph  II.  ergang.  Verordn. 
8,  648;  10,  755  ff.)  unter  Joseph  II.  in  Oester- 
reich sind  die  Kollations-  und  Präsentations- 
rechte der  aufgelösten  Niederlassungen  von  der 
Regierung  in  Anspruch  genommen  worden ,  und 
man  hat  den  Bischöfen  nur  ein  Vorschlagsrecht 
der  Kandidaten  gelassen,  mein  landesh.  Patro- 
natsrecht  S.  18. 

Friedrich  II.  begnügte  sich  allerdings  in 
Schlesien  mit  einer  Genehmigung  der  Vergebung 

Hin  Schills,  Kirchonrecht.   III. 


der  geistlichen  Pfründen,  und  ebenso  setzt  das 
preussische  L.  R.  nur  ein  derartiges  Recht 
des  Staates  voraus,  §.  120.  II.  11;  mein  landesh, 
Patronatrecht  S.  66.  67. 

6  Erl.  V.  26.  Aug.  1803,  Döllinger  Samml. 
VHI.  8,  591. 

7  Instr.  V.  19.  Februar  1803,  Lang  Samml. 
würtemb.  Kirchengesetze  Einl.  S.  9;  s.  auch  die 
Reskr.v.  1805  u.  1811,  Lang  S.  123  u.  384. 

8  Edikt  v.  14.  Mai  1807  Nr.  13  u.  21 ,  Regie- 
rungsbl.  1808.  S.  101,  vgl.  auch  Longner, 
Darstellung  d.  Rechtsverh.  d.  Bischöfe  i.  d.  ober- 
rhein.  Kirchenprovinz  S.  245 ff.  ;  mein  landesh. 
Patronatrecht  S.  56 ;  V.  d.  Rechte  d.  Verleihung  d. 
Kirchenämter  in  Baden.  Mannheim  1857.  S.  12ff. 

9  Organisations-Edikt  v.  12.  Okt.  1803.  §.  9, 
Arndts,  Vergebung  d.  Pfarrämter  im  Herzogth. 
Westfalen.  Trier  1855.  S.  26,  s.  auch  mein 
landesh,  Patronatr.  S.  63. 

10  V.  V.  16.  u.  31.  Aug.  1803,  Samml.  d.  lan- 
desh. Edikte.  Wiesbaden  1817.  1,  137  ff.,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  38,  464;  mein  landesh.  Patr.  S.  65. 
—  Vgl.  auch  S.  179.  n.  4  u.  5. 

11  Reichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Februar 
1803.  §.  34:  ,,Alle  Güter  der  Domkapitel  und 
ihrer  Dignitarien  werden  den  Domänen  der  Bi- 
schöfe einverleibt  und  gehen  mit  den  Bisthümern 
auf  die  Fürsten  über,  denen  diese  angewiesen 
sind  .  .  . 

§.  35.  Alle  Güter  der  fundirten  Stifter,  Ab- 
teien und  Klöster  in  den  alten,  sowohl  als  in  den 
neuen  Besitzungen  katholischer,  sowohl  als  Augs- 
burger Konfessionsverwandten ,  Mittelbarer,  so- 
wohl als  Unmittelbarer,  deren  Verwendung  in  den 
vorhergehenden  Anordnungen  nicht  förmlich  fest- 
gesetzt worden  ist ,  werden  der  freien  und  vollen 
Disposition  der  respektiven  Landesherrn,  sowohl 

12 
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ches  Recht  auf  die  Benefizicii  in  den  neuerworbenen  Territorien,  ja  aucli  in  ihren  bis- 
herigen Ländern  in  Anspruch',  zum  Tlieil  in  dem  Umfange,  dass  die  freie  Kollation 
der  geistlichen  Oberen  für  eine  besonders  zu  beweisende  Ausnahme  erklärt  2,  sowie  bei 
Privatpatronatspfriinden  die  Bestätigung  der  präsentirten  Kandidaten,  und  im  Falle 
der  s.  g.  Devolution  die  Besetzung  dem  Landeslierrn  zugewiesen  wurde  ^. 

Schon  damals  hat  eich  gegen  die  Berechtigung  dieses  s.  g.  landesherrlichen  Pa- 
tronates  lebhafter  Widerspruch  erhoben^.  Von  praktischem  Erfolge  war  dies  freilich 
nicht,  und  selbst  nach  der  Begründung  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  haben  die 
erwähnten  Regierungen  ^  mit  Ausnahme  der  bairischen  ^  an  ihrem  Pfründenbesetzungs- 
recht festgehalten.  Aber  auch  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  man  das  landes- 
herrliche Patronat  nicht  allgemein  in  Anspruch  genommen  hatte,  wurde  ebenfalls  ent- 
weder ein  Ernennungsrecht,  so  in  Frankreich',  oder  wenigstens  ein Bestätigiingsrecbt 
seitens  der  Regierungen  bei  der  Pfründenbesetzung,  z.B.  inPreussen^,  in  Baiern^ 


zum  Behüte  des  Aufwands  für  Gottesdienst,  Un- 
terrichts- und  andere  gemeinnützige  Anstalten, 
als  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen  überlassen, 
unter  dem  bestimmten  Vorbehalte  der  festen  und 
bleibenden  Ausstattung  der  Domkirchen  ,  welche 
beibehalten  werden,  und  der  Pensionen  für  die 
aufgehobene  Geistlichkeit,  nach  den  theils  unten 
wirklich  bemerkten ,  theils  noch  unverzüglich  zu 
treffenden  näheren  Bestimmiingen. 

^.  36.  Die  namentlich  und  förmlich  zur  Ent- 
schädigung angewiesenen  Stifter,  Abteien  und 
Klöster ,  sowie  die  der  Disposition  der  Landes- 
herrn überlassenen ,  gehen  überhaupt  an  ihre 
neuen  Besitzer  mit  allen  Gütern,  Rechten,  Kapi- 
talien, Einkünften,  wo  sie  auch  immer  gelegen 
sind,  über,  sofern  oben  nicht  ausdrückliche  Tren- 
nungen festgestellt  sind. 

§.  61.  Die  Regalien,  bischöfliche  Domänen, 
domkapitliche  Besitzungen  und  Einkünfte  fallen 
dem  neuen  Landesherrn  zu." 

1  Ausführlich  ist  dieser  Standpunkt  entwickelt 
in  dem  Schreiben  des  Churfürstl.  bair.  Landes- 
kommissariates V.  1803,  Dö Hinge r  a.  a.  0.  S. 
591  u.  meine  cit.  Schrift  S.  21 .  Anm. 

2  So  in  B  a  i  e  r  n  ,  s.  vorige  Anm. 

3  Wie  in  Würtemberg,  s.  die  Reskripte  v.  1805. 
1806.  1807  u.  1814  bei  Lang  Samml.  S.  123. 
142.  n.  *.  179.  467. 

4  Zuerst  erschien  namentlich  zur  Bekämpfung 
der  Schritte  der  baierischen  Regierung  anonym : 
„Das  landesherrliche  Patranatrecht,  eine  neue  Er- 
findung. Bamberg  1804'*',  früher  dem  Bamberger 
Kanonisten  Frey  zugeschrieben,  nach  Reinin- 
ger,  Arch,  d.  histor.  Vereins  für  Unterfranken 
18,  332,  aber  von  dem  Würzburger  Weihbischof 
Zirkel  verfasst,  dannauf  eine Vertheidigung der 
bairischen  Regierung  durch  Ph.  Gregel,  d.  lan- 
desh.  Patronatrecht  nach  d.  veränderten  Verhält- 
nissen d.  bischöfl,  Gerechtsame  betrachtet.  Würz- 
burg und  Bamberg  1805,  zwei  weitere  Schriften : 
(Frey)  Bemerkungen  über  Ph.  Gregeis  Schrift 
u.  s.  w.  v.  e.  Unparteiischen,  Bamberg  1805  u. 
(Zirkel)  Geschichte  des  Patronatrechtes  in  der 
Kirche.  Teutschland  1806  (vgl.  Reiniiiger  a. 
a.  0.  S.  333),  wogegen  das  landesherrliche  Patro- 
natrecht wieder  vertheidigt  wurde  v.  Reibel, 
Diöcesanverhältnisse  kath.  Bischöfe.  Ulm  1806. 
Eiir»€  Recension  eines  Theils  dieser  Schriften  im 


Juridischen  Archiv,  Bd.  V.  Heft  3,  Tübingen 
1809.  S.  386  ff. ;  über  den  Streit  selbst  vgl.  auch 
Reininger  a.  a.  0.  S.  308ff.  Endlich  gehört  hier- 
her noch  die  objectiv  gehaltene  Schrift  des  Ebracher 
Abts  Eugen  Montag:  Abhandlungen  über  das 
alte  u.  neue  landesherrliche  Patronatrecht ,  ver- 
fasst von  e.  alten  Rechtsfreunde.  Bamberg  und 
Würzburg  1810.^^ 

5  Ueber  Würtemberg,  wo  dem  Bischof  nur 
die  Ernennung  der  Pfarrverweser  und  Vikarien 
zukam,  vgl.  Golther,  Staat  u.  kath.  Kirche  in 
Würtemberg  S.  78.  Erst  im  J.  1844  wurde  ihm 
die  Besetzung  kraft  Devolutionsrechtes  und  ferner 
diejenige  von  15  Pfarreien  überlassen,  a.  a.  0. 
S.  106  ff.  und  mein  landesh.  Patronatr.  S.  55. 
Eine  ähnliche  Koncession  wie  die  letztere  ist  auch 
in  Baden  gemacht  worden.  Brück,  d.  oberrh. 
Kirchenprovinz  S.  159.  Für  das  Grossherzogthum 
Hessen  hielt  dagegen  d.  V.  v.  8.  Februar  1830, 
Arch.  d.  hess.  Ges.  5,  360,  an  dem  Besetzungs- 
recht der  Regierung  fest  und  gewährte  dem  Bi- 
schof nur  ein  Vorschlagsrecht.  Das  Gleiche  galt 
in  Nassau,  Brück  a.  a.  0.  S.  158.  S.  hierzu 
noch  Friedberg  Grenzen  S.  387.  n.  1.  Vgl. 
übrigens  auch  Tb.  II.  S.  696.  n.  3. 

6  S.  weiter  unten. 
■^  Vgl.  unten. 

8  Geschäfts-Instr.  f.  d.  Regierungen  v.  23.  Okt. 
1817.  §.  18.  lit.  a,  G.  S.  S.  440,  u.  V.  v.  27. 
Juni  1845  §.  1  (G.  S.  S.  443),  vgl.  auch  die  K. 
0.  V.  30.  September  1812,  s.  0.  S.  166.  n.  1, 
welche  die  Besetzungsrechte  der  in  Schlesien 
säcularisirten  Stifter  und  Klöster  theilweise  der 
landesherrlichen,  theilweise  der  bischöflichen  Be- 
setzung unter  Vorbehalt  der  Bestätigung  der  letz- 
teren zuwies. 

9  Das  Konkordat  v.  1817  Art.  11  i.  f.  gewährt 
unter  Anerkennung  des  Rechtes  des  Landesherrn, 
die  Präsentationsrechte  der  aufgehobenen  kirch- 
lichen Korporationen  auszuüben,  den  Bischöfen 
das  freie  Kollationsrccht  mit  dem  Vorbehalt,  dass 
die  Benefizien  nur  an  personae  maiestati  gratae 
verliehen  werden  sollten.  Jedoch  ist  i.  d.  Entsch. 
V.  20.  Dez.  1821,  Döllinger  Samml.  8,  31, 
das  Kollationsrecht  den  Bischöfen  nicht  für  die- 
jenigen Pfründen  ,  welche  die  ehemaligen  Fürst- 
bischöfe in  ihrer  Eigenschaft  als  Landesherrn  aus- 
geübt haben  ,  zugestanden ,  vielmehr  für  das  Pa- 


§.  151.]       Die  Mitwirkimg  der  Staatsgewalt  bei  der  Besetzung  der  Kirchenämter.  1  79 

(hier  nach  Aufgabe  des  früheren  Standpunktes),  in  Hannover^,  im  Königi-eich 
Sachsen 2,   im  Kurfürstenthum  Hessen^  und  in  Sachsen-Weimar*  geübt ^. 

In  Folge  der  Bewegungen  des  Jahres  1848,  in  welchem  die  deutschen  Bischöfe 
die  bisherige  staatliche  Gesetzgebung  und  Staatspraxis  in  ihren  Denkschriften^  be- 
kämpften, indem  sie  den  Einfluss  des  Staates  auf  die  Benefizienbesetzung ,  sowie  das 
landesherrliche  Patronatrecht  und  die  staatlicherseits  in  Anspruch  genommene  Succes- 
sion  in  die  KoUations-  und  Präsentationsrechte  der  säkularisirten  Bisthümer ,  Stifter 
und  Klöster  als  unberechtigt  darzustellen  suchten,  traten  in  fast  allen  Staaten  Verän- 
derungen ein,  da  sich  das  bisherige  staatskirchliche  System  nicht  mehr  aufrecht  erhal- 
ten liess,  und  die  bischöflichen  Forderungen  insoweit,  als  sie  ein  positives  Recht  des 
Staates  auf  die  Vergebung  der  Benefizien  in  Abrede  stellten,  völlig  berechtigt  waren. 

Die  preussische  Verfassungsurkunde  von  1848  hob  das  staatliche  Vorschlags-, 
Wahl-  oder  Bestätigungsrecht  ganz  auf,  und  in  Folge  dessen  verzichtete  die  Re- 
gierung auf  jedwede  Mitwirkung  bei  der  Vergebung  der  kirchlichen  Stellen^. 

In  Oester reich  wurden  dem  Kaiser  im  Konkordate  von  1855  die  Nominations- 
rechte  auf  die  Pfründen  des  Religions-  und  Studienfonds  belassen  '\  und  die  Bischöfe 
ausserdem  besonders  angewiesen,  bei  Ausübung  ihres  im  übrigen  anerkannten  freien 
Kollationsrechtes  keine  dem  Kaiser  nicht  genehme  Personen  auszuwählen  ^o. 

Dagegen  hielt  man  in  Würtemberg  und  Baden  zunächst  noch  principiell  an 
dem  landesherrlichen  Patronatrecht  fest.  Man  überliess  nur  die  in  den  Monaten  Juni 
und  December  durch  Tod  erledigt  werdenden  Pfründen  dem  Bischof  zur  Besetzung 
und  sicherte  ihm  bei  den  Benefizien  landesherrlicher  Besetzung  das  Recht  zu ,  vorher 
mit  seinem  Gutachten  über  die  Bewerber  vernommen  zu  werden,  wahrte  aber  der  Re- 
gierung das  Recht  der  Bestätigung  aller  bischöflichen  Ernennungen  ^^ 

tronatrecht  des  Landesherrn  in  Anspruch  genom-  Barthenheim,  Oesterreichs  geistl.  Angelegen- 

men  worden,  s.  Krick,  kathol.  Pfründenwesen  heiten.  §§.  98  ff.  147  ff.    Der  Gedanke  des  lan- 

m  Baiern.  Passau  1879.  S.  31.    Aus  Art.  11  des  desherrlichen  Patronatrechtes  tritt  klar  hervor  in 

Konkordates  hat  ferner  die  baierische  Staatspraxis  der  Entschliessung  Franz'  I.  v.  6.   Sept.    1806, 

ein    staatliches    Genehmigungsrecht   hergeleitet,  Arch.  f.  K.  k.  R.  16, 182.  n.  1 :  „Dass  alle  vormals 

Permaneder  K.  R.  §.36;   Silbernagl,  Ver-  von  dem  Erzbischofe  und  Metropolitankapitel  in 

fassungd.  Religionsgesellschaften  in  Baiern.  S.55.  Salzburg  vergebenen  Pfründen   ohne  Ausnahme 

Wegen  der  vorgängigen  gutachtlichen  Vernehmung  dem  landesfürstlichen  Patronate  und  Ernennungs- 

der  Bischöfe  bei  Präsentationen  auf  Pfarreien  kö-  recht  unterstehen." 

niglichen  Patronats  s.  o.  S.  45.  n.  8.  6   Aufgezählt  bei  Richter-Dove   §.  74.  n. 

1  Verfassungsurk.   v.  6.  August  1840.  §.  72,  ^2,  s.  auch  mein  landesh.  Patronatr.  S.  57.  70. 
jedoch  sollte  die  Bestätigung  nicht  ohne  erhebliche  gß   34 

Gründe  verweigert  werden.     Das  Abänderungs-  ;  ^;     ^5   ^^^^^^^  ^^^          ^g  ^^^            ^^^^ 

gesetz  V.  5.  September  1848  hat  noch  die  Bestim-  3^  j^^^  ^'g^^  entspricht,  mit  der  einzigen  Ab- 

mung  hinzugefügt,  dass  diese  Grunde  jederzeit  .,             ,        j-         ^  ^        t,  j.        j.         ^       e 

.    ^  ,    .           ^1          11  weichnng,  dass  die  auf  dem  Patronate  und  auf 

'^^o^^^     j  X        -in    TT^  V  "  AQctn    &}(}    4        o        j       besonderen  Titeln  beruhenden  Rechte  des  Staates 

2  Mandat  v.  19^  Febr.  1827    $%.  1  u.  2  und       ...f^^chterhalten  werden. 

Anlage  No.  1,   Schreyer,   Codex  d.   sachs.  K.  Ac^m           n 

R.  S.  281.  287  u.  Motive  zum  Ges.  v.  1876  zu  ^  ^i«-  ^^^^'  ^-  6-  Januar  1849,  Nr.  3  und  v. 

§.  25,  Dove  u.  Friedberg  Zeitschr.  f.  K.  R.  8.  Mai  1852,  Beiträge  z.  preuss.  K.  R.  1,  15  u. 

14   217  ^58;  Richter  in  Dove,   Zeitschr.  f.  K.  R.  1, 

3  V.  V.  30.  August  1829  (u.  A.  bei  Walter       H^- 
fontes  p.  350).  Danach  hatte  der  Bischof  mit  Bei-  ^  Art.  25. 

rath  des  Kapitels  zu  nominiren.  '^  ßreve  Pius'  IX.  vom  5.  Nov.  1855,  Walter 

4  G.  V.  7.  Okt.  1823.  §.  17,  Weiss  corp.  iur.       Pontes  p.  300. 

eccles.  p.  335.    Hier  ist  auch  das  lande slierr-  11  Würtemb.   V.  v.   5.  März  1853,    ausser- 

liche  Patronatrecht  unter  Ausschluss  jedes  ordent.  Beilage  z.  Staatsanzeiger  Nr.  56;  mein 

Devolutionsrechts  für  Benefizien  der  säkularisir-  landesh.  Patronatr.   S.  59  u.  bad.  V.  v.  1.  März 

ten  geistlichen  Korporationen  in  Anspruch  genom-  1853,   a.  a.   0.   S.  62:    vgl.   auch  Friedberg, 

men  worden.  Staat  u.  kath.  Kirche  in  Baden  S.  9  fif. 

5  Auch  in  Oesterreich  behielt  die  Regie-  Im  Grossherzogthum   Uessen  und  Nassau 
rung    die   früheren  Patronate   bei,   v.    Barth.  ist  eine  Aenderung  der  früheren  Verordnungen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durcli  dieselbe. 


[§.  151. 


In  den  gadachtcn  Jahren  sind  die  schon  in  Folge  der  Säkularisation  des  J.  180B 
hervorgerufenen  Erörterungen  über  das  landeslierrliche  Patronatrecht  von  Neuem  auf- 
genommen worden  ^  Vertlieidiger  hat  dasselbe  damals  aber  nicht  mehr  gefunden .  Die 
Tlieorie  war  darin  einig ,  dass  ein  allgemeines  Besetzungsrecht  aller  kirchlichen  Bene- 
fizien  sicli  begrifflich  aus  der  Souveränität  des  Staates  nicht  herleiten  lässt ,  niclit  min- 
der darin,  dass  der  Reichsdeputationshauptschluss  von  1803  ^  kein  Fundament  für 
eine  Rechtsnaclifolge  der  Fürsten  in  alle  den  ehemaligen  Bischöfen ,  geistlichen  Kor- 
porationen und  deren  Mitgliedern  früher  zustehenden  geistlichen  Rechte  gewährt  hat*^. 
Des  Weiteren  sind  sich  aber  zwei  verschiedene  Ansichten  gegenübergetreten. 

Die  eine  verwirft  selbst  eine  Succession  in  diejenigen  kirclilichen  Rechte ,  von 
welchen  ihrer  Natur  nach  die  Laien  an  und  für  sich  nicht  ausgeschlossen  sind  ^ ,  weil 
der  Reichsdeputationshauptscliluss  keinen  kirchlich  rechtsgültigen  Titel  bilde  ^.  Die  an- 
dere bestreitet  die  letztgedachte  Auffassung  und  indem  sie  die  Säkularisation  an  sich 
als  einen  rechtswirksamen  Uebertragungsakt  von  Rechten  betrachtet^,  geht  sie  davon 


auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  nicht  erfolgt.  Im 
erstgedachten  Lande  wurde  aber  in  der  mit  dem 
Bischof  "von  Mainz  1854  geschlossenen  Konven- 
tion das  Kollationsrecht  des  Bischofs  auf  die  kirch- 
lichen Benefizien  anerkannt,  und  nur  das  Recht 
der  Regierung  vorbehalten  ,  binnen  Monatsfrist 
nach  der  bischöflichen  Anzeige  gegen  die  in  Aus- 
sicht genommenen  Kandidaten  etwaige  in  bürger- 
licher und  politischer  Hinsicht  obwaltende  An- 
stände geltend  zu  machen,  Dove  u.  Friedberg 
Zeitschr.  f.  K.  R.  8,  348.  349.  Auf  demselben 
Standpunkte  steht  die  Nassauische  Min.  V.  v. 
25.  Mai  1861 ,  welche  indessen  darin  abweicht, 
dass  sie  der  Regierung  ein  Ausschliessungsrecht 
aus  allein  von  ihr  zu  beurtheilenden  Gründen 
reservirt,  falls  der  vorgeschlagene  Kandidat  eine 
persona  minus  grata  in  bürgerlicher  oder  politi- 
scher Hinsicht  sein  sollte,  a.  a.  0.  2,  127. 

1  Meine  diss.  inaug.  de  iurepatronatus  regio. 
Berl.  1855,  meine  S.177.  n.  3  angeführte  Schrift, 
sowie  meine  Abhandl.  bei  Dove,  Zeitschr.  2, 
412;  Kompe,  d.  Patronatr.  Im  Streite  mit  den 
Forderungen  d.  oberrh.  p]piscopats  in  d.  Zeitschr. 
f.  deutsch.  R.  18,  265;  Schulte  im  Arch.  f.  k. 
K.R.  7,  215;  BluhmeinDove's  Zeitschr. f.  K. 
R.  4,  46  und  dazu  Schulte  Arch.  f.  k.  K.  R. 
16,  147,  bes.  S.  182;  Vering  a.a.O.  2,  697  u. 
7,  227;  Rhenanus  (Dr.  Kirch)  a.  a.  0.  9, 
299;  Gerlach,  Präsentationsrecht  auf  Pfarreien 
S.  28.  Dagegen  behandelt  Ign.  de  Czapski, 
diss.  inaug.  de  iurepatronatus  quod  vocant  regium, 
Berol.  1869  diese  Frage  nicht,  vielmehr  die  Ge- 
schichte des  Patronates,  der  Vogtei  und  der  Bi- 
schofswahlen In  Deutschland  und  Polen. 

2  S.  0.  S.  177.  n.  11. 

3  Weil  derselbe  nur  die  Güter  mit  den  ihnen 
anklebenden  Gerechtsamen  und  die  Landeshoheit 
auf  die  Fürsten  übertragen  hat,  letztere  aber  nicht 
in  die  Stellung  der  früheren  Bischöfe  und  Aebte 
als  kircldicher  Oberer  succedirt  sind. 

4  Das  ist  die  von  den  deutschen  Bischöfen  in 
ihren  Denkschriften  S.  179.  n.  6  vertretene  Auf- 
fassung, s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  158,  vgl. 
ferner  Vering  u.  Rhenanus  in  den  Anm.  1 
angeführten  Abhandlungen;  Rosshirt  a.  a.  0. 
4,  21  flf. ;  Ger  lach,  Präsentationsrecht  S.  79; 


Phillips  K.  R.  7,  688;  Walter  K.  R.  §.  235a. 
n.  1  u.  §.  235f;  Vering  K.  R.  S.  488. 

5  Die  von  demselben  angeordnete  Säkularisation 
wild  als  eine  Beraubung  der  katholischen  Kirche, 
welche  keine  Rechte  gewähren  könne,  betrachtet. 
Dem  steht  aber  entgegen,  dass  die  Säkularisation, 
durch  welche  eine  Reihe  lebensunfähiger  Staaten 
ihrem  unabwendbaren  Schicksal  verfallen  sind, 
unbezweifelt  ein  staatsrechtlich  gültiger  Akt  ge- 
wesen ist  und  mithin  auch  das  Eigenthum  an  den 
geistlichen  Gütern,  die  an  denselben  haftenden 
Rechte  und  andere  Gerechtsame  im  allgemeinen 
gültig  auf  die  Staaten  und  Fürsten ,  denen  diese 
überwiesen  worden  sind,  übertragen  hat.  Vom 
kirchenrechtlichen  Standpunkte  aus  kann  die 
Nichtigkeit  ebenfalls  nicht  mehr  geltend  gemacht 
werden.  Obgleich  der  päpstliche  Stuhl  gegen 
die  Säkularisation  damals  protestirt  hat,  vgl. 
Mejer  zur  röm. ^deutschen  Frage  1,  152.  n.  1, 
ist  sie  doch  später  indirekt  von  demselben  da- 
durch anerkannt,  dass  er  die  in  Folge  der  Säku- 
larisation stattgehabte  Errichtung  des  Erzbisthums 
Regensburg  im  J.  1805,  Münch,  Konkordat  2, 
210 fif.  ;  Mej  er,  Konkordatsverhandlungen  Wür- 
tembergs  von  1807.  S.  11  ff. ;  derselbe,  zur 
röm. -deutsch.  Frage  1,  215  genehmigt  hat,  sowie 
später  dadurch ,  dass  in  dem  zweiten  und  dritten 
Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  eine  völlig  neue 
Diöcesen-Eintheilung  ,  welche  die  Säkularisation 
zu  ihrer  Voraussetzung  hat ,  auf  Grundlage  der 
Verhandlungen  mit  den  einzelnen  deutschen  Staa- 
ten päpstlicherseits  vorgenommen  worden  ist. 
Durch  das  letztere  widerlegt  sich  auch  der  Ein- 
wand von  Phillips  a.  a.  0.  S.  689,  dass  die 
Kurie  gegen  die  Wiener  Kongress-Akte  protestirt 
hat ,  weil  die  geistlichen  Fürstenthümer  nicht 
wieder  hergestellt  und  die  Säkularisationen  auf- 
rechterhalten worden  seien,  Mejer  a.  a.  0.  1, 
490  ff. ;  Phillips  a.  a.  0.  3,  503.  Vgl.  auch 
meine  Ausführung  bei  Dove  Zeitschr.  2,  416. 

ß  Vgl.  meine  und  Schulte's  in  Anm.  1 
angeführten  Abhandlungen  ;  Schulte  Syst.  d.K. 
R.  2,  704  if.;  de  SS.  Lehrb.  d.  K.  R.  §.  76.  Nr. 
IV;  Kompe(cit.  Anm.)  S.268.  289;  Richter- 
DoveK.  R.  ^.  163. 
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aus,  dass  das  Wesen  und  der  Titel  der  einzelnen  Besetzungs  -  und  Präsentationsrechte 
untersucht  und  eine  Succession  der  Fürsten  in  dieselben  dann  angenommen  werden 
müsse ,  falls  eine  solche  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  des  Rechtes  selbst  statthaft  sei  ^. 
Der  erwähnte  Streit  hat  für  die  Jetztzeit  im  wesentlichen  die  praktische  Bedeutung  ver- 
loren. Durch  den  Papst  selbst  sind  den  Regenten  von  Baiern^  und  Oesterreich^ 
die  Präsentation,s-  und  Nominationsrechte  der  aufgehobenen  geistlichen  Institute  über- 


1  Von  diesem  Standpunkt ,  welchen  auch  die 
Reichs- Deputation  eingenommen  hat,  Protokolle 
d.  ausserordentlichen  Reichsdeputation  zu  Regens- 
burg.   Regensb.  1803.  2,  357,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
7,  221,  aus  ergiebt  sich,  dass  eine  Rechtsnachfolge 
anzunehmen  ist  bei  dinglichen  Patronaten, 
welche  an  säkularisirten ,  in  die  Hände  der  Lan- 
desherrn gelangten  Gütern  gehaftet  haben.    Der 
Uebergang  solcher  Rechte  ist  theils  auf  Grund  der 
irrigen  Annahme  in  Zweifel  gezogen  worden,  dass 
die  Patronatrechte  der  Bischöfe  und  säkularisirten 
Korporationen,  als  geistliche  Patronate  nicht  zu- 
gleich hätten  dingliche  sein  können,  so  Schil- 
ling, d.  kirchliche  PatronatS.  124,  vgl.  o.  S.  13; 
theils  will  man  die  Vorschrift  des  Tridentinums 
Sess.  XXII.  c.  21  de  ref.,   wonach  die  Landes- 
herrn als  spoliatores  ecclesiae  von  der  Succession 
in   diese  Rechte   ausgeschlossen    seien ,    anwen- 
den, s.  z.  B.  Phillips  7,  689;  dabei  wird  aber 
übersehen  ,  dass  die  rechtsgültige  Säkularisation 
nicht  als  Spoliation  im  Sinne  des  Tridentinums 
behandelt  werden  kann.    Endlich  ist  auch  insbe- 
sondere  der  Uebergang  auf  die  protestantischen 
Landesherrn  bestritten  worden,  womit  man  das  in 
Deutschland  bestehende,  ihnen  günstige  Gewohn- 
heitsrecht,   s.  0.   S.  33,    ignorirt  hat.     Dadurch 
erledigt  sich  auch  der  Einwand ,  welcher  aus  der 
Erklärung  des  Kardinals  Consalvi  in  der  s.  g.  es- 
posizione  dei  sentimenti  di  Sua  Santitä  v.  1819. 
Nr.  36,   Münch  Konkordate  2,407,    dass  der 
Papst  „die  Succession  in  das  Patronatrecht  der 
alten  Bischöfe  und  in  jenes  der  wirklich  aufgeho- 
beneu geistlichen  Korporationen  den  nicht  ka- 
tholischen Fürsten  nicht  zugestehen  kann", 
hergenommen  worden  ist.  Vgl.  ferner  mein  lan- 
desherrl.  Patronatrecht  S.  27  ff.  Gleichgültig  ist  es 
übrigens,  ob  das  betreffende  Gut  zum  Landesver- 
mögen oder  zum  Tafelgut  des  Bischofs  oder  Abtes 
gehört  hat,  and.  M.  Schulte  im  Arch.  f.  k.  K.R. 
7, 224,  welcher  im  letzteren  Fall  das  Patronatrecht 
erlöschen  lässt,  obwohl  beide  Arten  von  Gütern  an 
die  Landesherren  gekommen  sind.     Nicht  über- 
gangen sind  dagegen  1.  die  Besetzungsrechte  der 
Bischöfe  und  Prälaten,   welche  ihnen  als  solchen 
zugestanden  haben,  da  diese  Ausflüsse  ihrer  fort- 
gefallenen   kirchenregimentlichen    Stellung    ge- 
wesen sind ,   2.  die  persönlichen  Patronate  eines 
geistlichen  Landesherrn ,    Klosters ,  Stiftes  oder 
Stiftamtes ,  denn  eine  Universalsuccession  in  die 
Rechte  dieser  Personen  ist  auf  Grund  des  Reichsde- 
putationshauptschlusses  nicht  eingetreten,    3.  die 
auf  einer  incorporatio  quoad  temporalia  et  spiri- 
tualia  beruhenden  Besetzungsrechte  der  erwähn- 
ten Korporationen  oder  Stiftsämter  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  hier  die  ersteren  oder  die  Inhaber 
der  Aemter  kraft  ihrer  Stellung  das  inkorporirte 
Beneflzium  selbst  innehatten  und  die  Landesherrn 
nicht  in  die  kirchlichen Beneflzien  succedirt  sind. 


Was  endlich  4.  das  Präsentationsrecht  bei  der  in- 
corporatio quoad  temporalia  betrifft,   so  wird  sich 
ebenfalls    keine    Succession   in  dasselbe  (früher 
mein  landesh.  Patronatrecht  S.  40  habe  ich  das 
Gegentheil  vertheidigt),  begründen  lassen.   Denn 
wenn  auch  diese  Art  der  Inkorporation  einen  mehr 
vermögensrechtlichen   Charakter  gehabt  hat ,    so 
kann  das  Präsentationsrecht   doch  nicht  als  Ac- 
cessorium  des  inkorporirten  Vermögens  angesehen 
werden.  Historisch  betrachtet  ist  es  allerdings  ein 
losgelöster  Bestandtheil  des  ehemaligen    Eigen- 
thums  des  geistlichen  Instituts  an  der  Kirche  und 
den  Gütern  derselben  gewesen ,   Th.  II.  S.  447. 
Diese  Auffassung  ist  aber  längst  beseitigt,  vielmehr 
ist  das  gedachte  Recht  später  ein  Ausfluss  der  Stel- 
lung des  Inkorporationsberechtigten  als  pastor  pri- 
mitivus,  welchem  die  temporale  Seite  des  Amtes  zu- 
kam, geworden.  In  die  desfallsigen  Befugnisse  des 
letzteren  konnten  aber  die  Landesherren  nicht  suc- 
cediren,  z.  B.  nicht  in  das  etwaige  Recht  desselben, 
den  eingesetzten  Vikar  beliebig  abzurufen ,  a.  a. 
0.  S.  448,  vielmehr  nur  in  die  einzelnen,  der  In- 
korporation unterworfenen  Vermögensstücke,    an 
denen  als  solchen  das  Präsentationsrecht  niemals 
gehaftet  hat.  Eine  Ausnahme  tritt  bei  beiden  Arten 
der  Inkorporation  dann  ein,  wenn  das  berechtigte 
Institut  vor  derselben  schon  ein  dingliches  Patro- 
natrecht auf  das  später  inkorporirte  Beneüzium 
besessen  hat,  a.  a.  0.  S.  634  ff.  —  warum  Schulte 
7,  225  dies  nicht  für  die  ersterwähnte  Art  der 
Inkorporation  gelten  lassen  will,  ist  unerfindlich, 
—  denn  unter  dieser  Voraussetzung  ist  das  Patro- 
natrecht nicht  erloschen,  sondern  nur  suspendirt 
worden  und  konnte  wieder  zur  Wirksamkeit  ge- 
langen ,  nachdem  das  aus  der  Inkorporation  her- 
vorgehende Ernennungs-,  bez.  Präsentationsrecht 
fortgefallen  war,  s.  o.  Th.  II.  S.  451.  454 ;  s.  auch 
Kompe  a.  a.  0.   S.  289.     In  allen  Fällen,  wo 
nach  den  vorstehenden  Ausführungen  die   bis- 
herigen   Ernennungs-    und    Präsentationsrechte 
untergegangen  sind,   muss  die  freie  Kollation  des 
Bischofs  eintreten.    Wenn  Schulte  a.  a.  0.  fer- 
ner bemerkt ,    dass  die   persönlichen  weltlichen 
Patronate  der  früheren  Stände  und  anderen  welt- 
lichen Institute  auf  die  jetzigen  Stände  ,  bez.  das 
Land  (Fiskus)  übergegangen  sind  ,  weil  diese  in 
deren  Gesammtrechte  eingetreten  seien,  so  kommt 
es  hierbei  darauf  an ,   ob  nach  dem  bestehenden 
Staatsrecht  für  die  jetzigen  Stände  eine  solche 
Nachfolge  angenommen  werden  kann ,  jedenfalls 
konnte  aber  das  Land,  bez.  der  Landesherr  nicht 
in  Patronate  erloschener  kirchlicher  Institute  suc- 
cediren  ,  weil  der  persönliche  Patronat  mit  dem 
Vermögen  des  Berechtigten  nicht  übergeht,   s.  o, 
S.  84. 

2  S.  0.  S.  178.  Anm.  9. 

3  S.  0.  S.  179.  Anm.  9. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  151. 


lassen  worden.  Auch  haben  seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  die  Staatsregierungen 
mehrerer  deutschen  Staaten  ^  Vereinbarungen  mit  den  einzelnen  Bischöfen  des  Inhaltes 
geschlossen ,  dass  den  letzteren  eine  bestimmte  Anzahl  von  Benefizien ,  namentlich 
Ptarreien ,  zur  eigenen  Besetzung  überwiesen ,  in  Bezug  auf  einen  anderen  Theil  aber 
die  Präsentations  -  und  Nominationsrechte  den  Regierungen  vorbehalten  und  von  den 
Bischöfen  anerkannt  wurden ,  indem  man  dabei ,  soweit  dies  möglich  war ,  auf  den 
historischen  Ursprung  der  einzelnen  Rechte  zurückgegangen  ist  und  nach  Massgabe 
ihrer  Titel  die  Scheidung  vorgenommen  hat.  Eine  päpstliche  Genehmigung  ist  nur  für 
zwei  der  gedachten  Abkommen  ertheilt  worden  '^ ,  sie  war  aber  auch  kirchenrechtlich 
nur  insofern  nöthig ,  als  etwa  bei  den  Vereinbarungen  von  den  Bischöfen  den  Regie- 
rungen Präsentations-  oder  Patronatsrechte  auf  diejenigen  Stellen  zugestanden  worden 
sind,  für  welche  die  letzteren  solche  rechtlich  nicht  zu  beanspruchen  hatten  3. 

Thatsächlich  haben  auch  diejenigen  Staaten,  welche  das  landesherrliche  Patronat- 
recht  filiher  noch  festgehalten  hatten ,  dasselbe  seit  den  fünfziger  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts aufgegeben  ^.  Ein  indirekter  Verzicht  darauf  ist  erst  in  den  Gesetzen  derselben, 
welche  theils  nach  dem  Scheitern  der  Konkordatsbestrebungen  •',  theils  aus  Anlass  des 
Vatikanischen  Konzils  6  ergangen  sind,  erfolgt.  Während  in  ihnen  das  staatliche  Mitwir- 


1  So  Würtembergi.  J.  1856  u.  1857  imZu- 
sammenbange  mit  den  Verhandlungen  wegen  des 
Konkordates,  Golther,  Staat  u.  kath.  Kirche  in 
Würtemberg.  S.  167;  Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  287 
Bekanntmachg.  v.  9.  März  1858,  u.  a.  bei  Rey- 
scher,  d.  österr.  n.  würtemb.  Konkordat  Tü- 
bingen 1858.  S.  144.  (danach  erhielt  der  Bi- 
schof 178  Pfründen,  318  blieben  im  kön.  Pa- 
tronat,  über  30  endlich  sind  besondere  Bestim- 
mungen getroffen  worden);  in  Baden,  nachdem 
die  ebenfalls  bei  den  Konkordatsverhandlungen 
mit  der  Kurie  1.  J.  1859  geschlossene  Ueber- 
einkunft  nicht  zu  Stande  gekommen  war,  sind 
nach  der  Vereinbarung  v.  J3.  März  1861  der 
landesherrlichen  Präsentation  304  Pfründen  ver- 
blieben ,  der  bischöflichen  Verleihung  163  über- 
wiesen worden  (in  Betreff  von  132  besondere  Vor- 
schriften), V.  V.  20.  Nov.  1861,  DoveZtschr. 
2,  214,  u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  7.  124,  erzbischöfi. 
V.  v.  20.  Nov.  1861,  Arch.  a.  a.  0.  S.  126;  vgl. 
auch  Friedberg,  Staat  u.  kath.  Kirche  1. Baden. 
S.  10 ff.  Für  Preussen  kommen  nachstehende 
Vereinbarungen  in  Betracht:  1.  mit  dem  Erz- 
bischof V.  Gnesen-Posen  v.  1854  (51  Pfrün- 
den landesh.  Präsentation^  65  bischöfl.  Kollation, 
15  mit  Vorschlagsrecht  des  Domkapitels,  über  47 
besondere  Bestimmungen),  Arch.  f.  k.  K.  R.  24, 
224 ff.  ;  V.  1867  mit  dem  Fürstbischof  v.  Bres- 
lau (96  Pir.  Idesh.  Präs.,  135  bischöfl.  KolL), 
a.  a.  0.  20,  299,  —  hierdurch  ist  die  früliere 
Alternative  auf  Grund  der  V.  v.  30.  Sept.  1812, 
S.  166.  n.  1,  ersetzt  — ,  3.  v.  1852  mit  dem  Bi- 
schof v,  Paderborn  über  die  Stellen  im  west- 
fälischen Antheil  der  Diöcese  (51  Idesh.  Präs.  u. 
221  bisch.  Koll.),  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  2410-.; 
Gerlach,  Paderborner  Diöcesanrechtc.  2.  Aufl. 
S.  49  ff.  (wegen  der  Stellen  im  Eichsfelde  ist  seit 
1846  verhandelt,  aber  eine  Einigung  bisher  nicht 
erzielt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  234ff.); 
4.  V.  1854  mit  dem  Bischof  v.  Münster  (23  Idh. 
Präs.,  32  bischöfl.  Kollation),  a.  a.  0.  S.2J4;  u. 
V.  1868  mit  demselben  wegen  d.  rechtsrheinischen 


Theils  seiner  Diöcese  (10  Idesh.  Präs.,  18  bisch. 
Koll.,  1  bes.),  a.  a.  0.  S.  256;  5.  v.  1870  mit 
dem  Bischof  v.  Trier  in  Betreff  der  rechtsrhei- 
nischen Stellen  (9  Idesh,  Präs.,  16  bisch.  Koll.) 
a.  a.  0.  27,  43;  6,  v,  1871  mit  dem  Bischof  v. 
Fulda  (nur  4  Idesh.  Präs.  unter  Verzichtleistung 
auf  das  Patronatrecht  aller  übrigen),  a,  a,  0.  S, 
49,  u,  V,  1872  wegen  des  ehem.  bair.  Antheils 
der  Diöcese  (2  Idesh.  Präs.)  a.  a.  0.  36,  421.  7. 
V,  1873  mit  dem  Bischof  von  Limburg  (28  Idh, 
Präs,,  die  übrigen  freier  bischöfl.  Kollation),  a. 
a.  0.  30,  304.  8.  Mit  dem  Bischof  v,  Culm  ist 
dagegen  schon  1848  vorbehaltlich  einer  weiteren 
definitiven  Uebereinkunft,  welche  aber  bisher  nicht 
zu  Stande  gekommen  ist,  vereinbart,  dass  die 
Pfarrstellen  ,  welche  früher  von  den  Bischöfen, 
Domkapiteln  und  Klöstern  vergeben  worden  sind, 
bei  ihrer  Erledigung  in  den  6  päpstlichen  Monaten 
der  landesherrlichen,  bei  einer  solchen  in  anderen 
Monaten  der  bischöflichen  Verleihung  unterstehen 
sollen,  a,  a.  0,  24,  265. 

2  Nämlich  das  würtembergische  u,  das 
preussische  für  Posen,  s,  d.  vor,  Note, 

3  Indessen  haben  dieselben  auch  insoweit  dieser 
Gesichtspunkt  zutrifft,  durch  die  neuere  preus- 
sische, würtembergische  und  badische  Ge- 
setzgebung, s,  die  Anführungen  S.  99.  n.7,  ihre 
feste  staatsgesetzliche  Grundlage  erhalten ,  vgl. 
auch  unten  unter  IL  A,  Uebrigens  kann  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  alle  diese  Vereinbarungen  für 
die  Bischöfe  und  somit  für  die  katholische  Kirche 
günstig  gewesen  sind,  und  dass  heute  das  freie 
Kollationsrecht  der  ersteren  viel  weniger  Ein- 
schränkungen, als  zur  Zeit  des  früheren  deutschen 
Reiches  erleidet,  vgl.  auch  Hauber  beiDove 
Zeitschr.  f.  k.  K,  R,  2,  380. 

4  So  Würtemberg,  Baden,  s,  Anm,  1; 
H  es  se  n-Dar  ms  tadt  und  Nassau,  s.  S,  179. 
n.  11. 

5  In  Würtemberg  u,  Baden  in  den  Ge- 
setzen von  1860  u.  1862,  s,  unter  II, 

6  In  Hessen-Darmstadt,  s.  ebendaselbst. 
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kungsrecht  bei  der  Besetzung  der  Kirchenämter  im  Laufe  der  in  Frage  stehenden  Zeit  eine 
immer  grössere  Abschwächung  erfahren  hat,  sah  man  sich  andererseits  in  Preussen 
nach  dem  vatikanischen  Konzil  gezwungen,  die  seit  dem  J.  1848  betretene  Bahn  zu  ver- 
lassen und  wenigstens  ein  Recht  der  Abwehr  gegenüber  derAemtervergebung  durch  die 
kirchlichen  Oberen  dem  Staate  gesetzlich  zu  sichern  ^ .  Das  letztere  ist  auch  in  0  e  s  t  e  r  - 
reich  aus  derselben  Veranlassung  geschehen,  aber  damit  nur  für  diejenigen  Befug- 
nisse ,  welche  bisher  schon  kraft  eines  neben  dem  Konkordat  gewährten  päpstlichen 
Privilegs  geübt  wurden,  ein  staatsgesetzliches  Fundament  geschaffen  worden  2. 

II.  Das  geltende  Recht.  Die  in  Kraft  stehenden  Gesetzgebungen  in  den 
deutschen  Staaten  über  den  Antheil  der  Regierungen  bei  der  Besetzung  der  kirchlichen 
Aemter  lassen  sich  auf  folgende  Gruppen  zurückführen  : 

A.  Weitaus  die  Mehrzahl ^  gewährt  in  Uebereinstimmung  mit  der  österreichi- 
schen Gesetzgebung  der  Staatsregierung  für  die  Regel  nur  das  negative  Recht  des 
Einspruches,  und  zwar  (wobei  ich  von  der  Exklusive  bei  der  Besetzung  der  bischöf- 
lichen Stühle  und  der  Stellen  in  den  Stiftern  absehe)  ^  theils  in  Betreff  der  Kirchen- 
ämter^  überhaupt,  - —  hierher  gehören  die  Gesetze  Würtembergs^,  Badens^ 
und  Hessens^,  nicht  minder  Oester reichst  — ,  theils  nur  hinsichtlich  der  geist- 
lichen Aemter  i^,  so  das  preussische  ^1  und  das  kön.  sächsische  Recht^^^  ersteres 
jedoch  auch  hinsichtlich  der  Aemter,  welche  zur  Verwaltung  kirchlich  oder  staatlich 
erledigter  Bisthümer  bestimmt  sindi"*,  endlich  auch  allein  in  Betreff  der  Pfarrämter, 
wie  das  lippische  Gesetz  ^^. 

Während  nach  dem  letzteren  das  Ablehnungsrecht  schlechthin ,  und  schon  des- 
halb, weil  der  in  Aussicht  genommene  Kandidat  dem  Landesherrn  eine  persona  minus 
grata  ist,  also  rein  nach  den  subjektiven  Anschauungen  des  letzteren  ausgeübt  werden 

'  S.  unter  II.  Verleihung  oder  einer  nicht  vom  Kaiser  oder  von 

2  Ebendaselbst.  Was  die  übrigen  bisher  be-  den  landesfürstlichen  Behörden  ausgehenden  Prä- 
riihrten  Staaten  betrifft,  so  ist  nur  aoch  in  S ach-  sentation  ,  dann  im  Falle  der  Bestellung  eines 
sen  eine  neue  gesetzliche  Regelung  erfolgt.  In  Pfarrverwesers  für  eine  incorporirte  Pfründe  hat 
den  anderen  Ländern  ist  es  bei  den  einmal  ergan-  der  Bischof  die  hiefür  ausersehene  Person  der 
genen  gesetzlichen  Bestimmungen  (s.  unter  II.)  Landesbehörde  anzuzeigen. — Der  letzteren  steht 
verblieben.  zu,  dem  Bischof  ihre  Einwendungen  unter  An- 

3  Vgl.  hierzu  auch  meine  Abhandlung  in  gäbe  der  Gründe  (§.  2)  mitzutheilen."  Der  §.  3 
Hartmann  Ztschr.  f.  Gesetzgebung  u.  Praxis  führt  gegenüber  dem  früheren  Zustand  nur  die 
d.  deutsch,  öffentl.  Rechts  2,  545 ff.  Neuerung  herbei,  dass  auch  die  Anstellung  der 

4  Th.  II.  S.  682.  G95.  Generalvikare  dem  staatlichen  Einspruch  unter- 

5  Th.  n.  S.  505.  liegt,  Motive  zu  §.  3,  Gautsch  v.  Franke  n- 

6  Ges.  V.  30.  Jan.  1862.  Art.  4.  thurm    die  konfessionellen  Gesetze  S.  45.     Zu 

7  Ges.  V.  9.  Okt.  1860.  §.  9.  §.  6  vgl.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  89,  142. 

8  Th.  II.  S.  504.  n.  3 ;  in  Betreff  der  Stellver-  W  Th.  II.  S.  505.  506. 
tretung  und  Hilfeleistung  in  Kirchenämtern  s.  a.  ii  Th.  II.  S.  504.  n.  1. 

a.  0.  S.  507.  12  Ges.  v.  23.  Aug.  1876.  §§.  24-26,  s.  auch 

9  Ges.  v.  7.  Mai  1874.  §.  3.    „Die  Besetzung       Th.  II.  S.  507. 

der  Erzbisthümer  und  Bisthümer,   dann  der  Ka-  13  Th.  II.  S.  506  u.  meine  Abhdlg.  b.  Hart- 

nonikate  an  sämmtlichen  Kapiteln,  sowie  die  Er-  mann  a.  a.  0.  1,  245. 

nennung  der  bischöflichen  Generalvikare  erfolgt  l*  Ed.  v.  9.  März  1854.  Art.  2,  Beiträge  z.preuss. 

in  der  bisherigen  Weise.  —  In  Fällen,    wo  die  K.  R.  2,  82:  „Insbesondere  verstatten  wir  dem 

Besetzung  nicht  auf  landesfürstlicher  Ernennung  Bischöfe  zu  Paderborn  die  Errichtung  katholischer 

oder  einer  landesfürstlich  bestätigten  kanonischen  Pfarreien  und  deren  Besetzung  mit  den  einen  ka- 

Wahl  beruht,    ist   die  für  eines  der  genannten  nonischen   Tischtitel   besitzenden  Priestern   mit 

kirchlichen  Aemter  in  Aussicht  genommene  Per-  dem  Vorbehalt,  hiebei  personam   minus   gratam 

son  der  staatlichen  Kultusverwaltung  anzuzeigen.  abzulehnen." 

—  Gegen  eine  von  der  letzteren  erhobene  Ein-  Auch  die  waldecksche   V.  v.   1861.  §.   3, 

spräche  (§  2)  —  s.  Th.II.  S.  504.  n.  11.  S.  510;  Arch.  f.  k.  K.  R.  9,  22  nimmt  einen  schlechthin 

511.  n.  6  —  darf  die  Besetzung  oder  Ernennung  zu   berücksichtigenden  Einspruch    bei    der  Be- 

nicht  stattfinden."     §.  6.    „In  Fällen  der  freien  setzung  der  Pfarrei  zu  Pyrmont  in  Anspruch. 
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kann  ^ ,  ist  dasselbe  in  W  U  r  t  o  m  b  c  r  g- ,  Baden  und  Hessen  insofern  beschränkter, 
als  hier  die  Staatsregierungen  nur  ihnen  in  bürgerliclier  oder  politischer  (hess.  Ges. 
staatsbürgerlicher)  Bezieliung  missfällige  Kandidaten  unter  Angabe  des  Grundes ,  bez. 
(wtlrtemb.  Ges.)  unter  Anführung  der  Thatsachen  ablehnen  dürfen.  Unter  dem 
ersteren  Gesichtspunkte  können  diejenigen  ausgeschlossen  werden,  welche  wegen  ihrer 
Stellung  im  bürgerlichen  Leben ,  also  insbesondere  wegen  geminderter  Ehre ,  wegen 
Bescholtenheit  oder  faktischer  Anrüchigkeit,  in  letzterer  diejenigen,  welche  wegen 
ihrer  Stellung  zum  Staate,  wegen  ihres  politischen  Verhaltens,  Zuwiderhandelns  gegen 
die  Staatsgesetze,  wegen  Nichtbeachtung  der  durch  den  konfessionellen  Frieden  gebo- 
tenen Rücksichten  oder  wegen  mangelnder  Befähigung  für  die  mit  den  Kirchenämtern 
verbundenen  staatlichen  Geschäfte  zur  Versehung  öffentlicher  kirchlicher  oder  geistlicher 
Funktionen  ungeeignet  erscheinen  2.  Ein  Früfungsrecht  darüber ,  ob  der  angegebene 
Grund  die  Missfälligkeit  rechtfertigt ,  steht  den  kirchlichen  Oberen  nicht  zu ,  vielmehr 
hat  in  dieser  Beziehung  allein  die  Staatsregierung  zu  entscheiden  3.  Ebensowenig  be- 
steht eine  Verpflichtung  der  letzteren ,  falls  ihre  Anführungen  in  thatsächlicher  Hin- 
sicht bestritten  werden  sollten,  den  Beweis  für  dieselben  zu  erbringen  *. 

In  Uebereinstimmung  damit  steht  das  Österreich.  Gesetz,  welches  nur  statt  der 
erwähnten  Ausdrücke  die  Formulirung :  »in  sittlicher  und  staatsbürgerlicher  Hinsicht 
vorwurfsfreies  Verhalten«  angenommen  hat  ^. 

Dagegen  beschränkt  das  sächsische  Gesetz ^  den  Einspruch  auf  den  Fall,  dass 
wider  den  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  auf  Grund  seines  bisherigen  Verhaltens 
die  Annahme  gerechtfertigt  erscheint ,  dass  er  den  Staatsgesetzen  oder  den  von  der 
Obrigkeit  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Zuständigkeit  erlassenen  Anordnungen  entgegen- 
wirken oder  den  öffentlichen  Frieden  stören  werde ,  ohne  allerdings  für  die  Regierung 
eine  Pflicht  zur  näheren  Begründung  der  deswegen  erhobenen  Einsprache  festzusetzen. 

Das  preussische  Recht  endlich  kennt  diesen  Ausschliessungsgrund  des  sächsi- 
schen Gesetzes  ebenfalls.  Es  hat  aber  noch  den  weiteren  aufgestellt,  dass  der  Anzustel- 
lende wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  ehrmindernden  Vergehens  '^  verurtheilt  worden 
ist,  oder  sich  in  Untersuchung  befindet,  und  verlangt  für  beide  Fälle  die  Angabe  von  That- 
sachen, welche  den  betreffenden  Einspruchs-Grund  als  gerechtfertigt  erscheinen  lassen  ^. 

1  Vgl.  auch  Th.  II.  S.  686.   Ebenso  ist  es  in  5  Th.  II.  S.  510  u.  0.  S.  183.  n.  9.  Vgl.  übri- 
Waldeck.                                                                        gens  auch  die  zweitfolgende  Anm. 

2  Motive  z.  würtemb.  Gesetz  bei  Do  ve,  Ztschr.  6  g,  24  Abs.  2. 

f.  K.  R.  2,  94;  Hauber  a.  a.  0.  2,  381;  Gol-  "^  d.  h.  eines  solchen,   welches  das  Reichs  Str. 

thera.  a.  0.  S.  293.  G.  B.  mit  Zuchthaus,  mit  Verlust  der  bürgerlichen 

3  Hauber  a.  a.  0.;  Friedberg,   Staat  u.  Ehrenrechte  oder   dem   der  öffentlichen  Aemter 
kath.  Kirche  i.  Baden.  S.  25ff. ;  Golther  a.  a.  bedroht,  §.  16  des  Ges.  v.  12.  Mai  1873. 

0.  S.  292.  8  Dem  Wortlaut  des  preuss.  Gesetzes  §.  16 
*  Ein  solches  Recht  gewähren  die  Gesetze  nicht.  nach  ist  der  Einspruch  auch  zulässig ,  wenn  der 
Vgl.  Kommissionsbericht  d.  I.  Kammer  z.  badi-  Anzustellende  nicht  die  Reichsangehörigkeit  und 
sehen  Gesetz  bei  Spohn,  bad.  Staatskirchen-  die  erforderliche  Vorbildung,  s.  Th.  II.  S.  504. 
recht.  S.  19 :  „Es  wird  dadurch  die  Regierung  in  508,  besitzt.  Dabei  handelt  es  sich  aber  um 
keine  Beweisführung  gegenüber  von  den  ihr  Miss-  Voraussetzungen,  deren  Fehlen  ganz  unabhängig 
liebigen  oder  der  Kirche  verwickelt,  indem  es  sich  vom  Einspruch  die  Nichtigkeit  der  Anstellung 
von  selbst  versteht,  dass  keine  Verpflichtung  für  nach  sich  zieht  und  welche  nicht  durch  Unter- 
sie bestehen  kann,  sich  über  die  von  ihr  mitge-  lassung  desselben  ersetzt  werden,  s.  §.  17  a.  a. 
theilten  Gründe  in  eine  weitere  Verhandlung  ein-  0.,  wie  dies  auch  beim  Mangel  anderer  staats- 
zulassen  und  den  Beweis  der  Wahrheit  zu  führen.  gesetzlicher  Erfordernisse,  s.  a.  a.  0.  S.  510. 
Und  dennoch  gewährt  die  Nothwendigkeit  der  An-  No.  4,  wegen  deren  Nichtvorhandensein  das  Gesetz 
gäbe  eines  Grundes  eine  bedeutende  moralische  den  Einspruch  des  §.  16  nicht  zulässt,  der  Fall  sein 
Sicherung  gegen  etwaige  einseitige  Idiosynkra-  kann.  Der  Einspruch  wegen  der  im  Text  erwähnten 
sien  oder  fanatische  Richtungen,  welche  ja  auch  Gründe,  sowie  der  des  würtemb  ergischen, 
b^i  einem  Staatsmanne  vorkommen  können",  sächsischen,  badiscben  und  hessischen 
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Endlich  gewährt  es  dem  geistlichen  Oberen  auch  gegen  eine  solche  Einspruchserklärunj 
die  Berufung  mit  SOtägiger  Ausschlussfrist  an  den  Gerichtshof  für  kirchliche  Ang( 
legenheiten,  woraus  zugleich  folgt,  dass  der  Staatsregierung  die  Beweislast  für  die  an! 
geführten  Thatsachen  obliegt  ^ . 

Das  Einspruchsrecht  findet  bei  jeder  Uebertragung  eines  kirchlichen ,  bez.  geist- 
lichen Amtes  statt,  gleichviel  ob  dieselbe  frei  durch  den  kirchlichen  Oberen  oder  nicht, 
z.B.  auf  Präsentation  eines  Patrons,  Nomination  oder  Vorschlag  eines  anderen  Be- 
rechtigten erfolgt  2. 

Zur  Ermöglichung  des  Einspruches  ist  der  geistliche  Obere  verpflichtet ,  den  in 
Aussicht  genommenen  Kandidaten  unter  Bezeichnung  des  demselben  zu  übertragenden 
Amtes  zu  benennen  3.  Er  darf  erst  zur  Uebertragung  des  letzteren  schreiten ,  wenn 
die  Regierung  erklärt  hat ,  dass  sie  keinen  Einspruch  geltend  zu  machen  habe ,  in 
Preussen  und  Oester  reich  auch  dann,  wenn  die  Staatsbehörde  innerhalb  30  Tagen 
nach  erfolgter  Benennung  gar  keine  Erklärung  abgegeben  hat^. 
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Rechtes  hat  dagegen  das  Eigenthümliche,  dass  er 
erhoben  werden  inuss,  um  die  Anstellung  zu  hin- 
dern, und  dass  diese'^bei  Unterlassung  des  Ein- 
spruchs, wenn  nur  Gelegenheit  dazu  gegeben  war, 
gültig  und  unanfechtbar  wird.  Das  preusslsche 
Gesetz  wirft  also  zwei  verschiedene  Dinge  zu- 
sammen, welche  juristisch  auseinander  zu  halten 
sind,  vgl.  meinen  Kommentar  zu  d.  preuss. 
Kirchengesetzen  v.  1873.  S.  134.  No.  17  und 
meine  Abhdlg.  bei  Har tmann  a.  a.  0.  2,  546, 
offenbar  deshalb,  weil  es  das  Berufungsverfahren 
(s.  0.  im  Text)  auch  bei  einem  Einspruch  wegen 
des  Fehlens  der  vorhingenannten  wesentlichen 
Erfordernisse  massgebend  sein  lassen  wollte.  Die- 
selbe Inkorrektheit  findet  sich  ebenfalls  im  ö  s  t  e  r  - 
reich ischen  Gesetze,  dessen  §§.  3  u.  6,  s. 
S.  183.  n.  9,  auf  den  auch  alle  wesentlichen  Vor- 
aussetzungen festsetzenden  §.  2  verweisen ,  s. 
ferner  Th.  II.  S.  510.  n.  7. 

Die  sächsische  und  die  badische  Gesetz- 
gebung weichen  darin  von  der  preussischen 
ab,  dass  sie  die  Verurtheilung  zu  einem  Ver- 
brechen oder  ehrmindernden  Vergehen,  erstere 
auch  die  Untersuchung  wegen  eines  solchen,  s. 
Th.  II.  S.  510,  zu  einem  absoluten  Ausschlies- 
sungsgrund machen,  welcher  nicht  durch  Unter- 
lassung des  Einspruches  fortfallen  kann. 

1  Mein  citirter  Kommentar  S.  134.  n.  17. 

2  Dies  ergiebt  sich  für  Preussen,  Hessen, 
Sachsen  aus  dem  Gebrauch  des  Wortes :  „über- 
tragen" in  den  angeführten  Gesetzen,  vgl.  meinen 
citirten  Kommentar  S.  104  ;  s.  auch  ös  terr.  Ges. 
§.  6,  s.  S.  183.  n.  9.  In  Preussen,  Hessen, 
Sachsen  und  Oester  reich  hat  auch  in  diesen 
Fällen  der  kirchliche  Obere ,  nicht  der  Patronats- 
oder  sonstige  Berechtigte  die  Handlungen  vorzu- 
nehmen, welche  zur  Ermöglichung  des  Einspruches 
erforderlich  sind,  s.  folgende  Note.  In  Wür- 
temberg  ist  dagegen  das  Verfahren  schon  in 
Folge  der  Konkordatsverhandlungen  dahin  ge- 
regelt, dass  der  Patron  seinerseits  vor  Ausstel- 
lung der  Präsentationsurkunde  durch  Vermitte- 
lung  des  katholischen  Kirchenrathes  die  Erklä- 
rung der  Regierung  über  die  etwaige  Beanstandung 
des  Kandidaten  einzuholen,  und  demnächst  bei  der 
Präsentation  den  schriftlichen  Bescheid  der  letz- 


teren über  die  Nichtbeanstandung  dem  Bischof 
miteinzureichenhat,  V.  v.  27.  Jan.  1858,  v. Vogt, 
Samml.  kirchl.  Verordn.  s.  Rottenburg  Schwab. 
Gmünd.  1876.  S.  431.  n.  1.  Ebenso  ist  es  in 
Baden,  erzbischöfl.  V.  v.  30.  Nov.  1861.  §§.7. 
8.  vgl.  hierzu  Friedberg  a.a.O.  S.  13fif.  240ff. 

3  cit.  preuss.  Ges.  §.  15  (an  den  Oberpräsi- 
denten); hess.  Ges.  Art.  4  (an  das  Ministerium 
des  Innern),  österr.  Ges.  §§.  3.  6  (an  die  staat- 
liche Kultusverwaltung,  bez.  die  Landesbehörde)  ; 
Sachs.  Ges.  §.25,  das  eine  Anzeige  der  „Ernen- 
nung" —  wohl  so  viel  wie  Designation  —  ver- 
langt. Für  Würtemberg  folgt  dasselbe  aus 
dem  Art.  3  des  cit.  Gesetzes.  In  Baden  ist  nach 
der  cit.  V.  des  Erzbischofs  §.  8  dasselbe  Verfahren 
eingeführt. 

Diese  Benennungspflicht  gilt  auch  für  diejeni- 
gen, welche  im  Bezirke  des  geistlichen  Oberen 
amtiren  sollen,  denen  er  aber  seinerseits  nach 
dem  katholischen  Kirchenrechte  das  Amt  nicht 
übertragen  kann,  so  für  Weihbischöfe,  vgl. 
meinen  cit.  Kommentar  S.129.  Eine  Selbst- 
benennung  unter  Nachweis  des  ertheilten  kirch- 
lichen Auftrages  verlangt  das  preuss.  Ges.  v.  20. 
Mai  1874.  §.  2.  3  für  denjenigen,  welcher  in  einem 
erledigten  Bisthum  während  der  Vakanz  bischöf- 
liche Amtshandlungen  und  Verrichtungen  aus- 
üben will.  Sie  ist  auch  nach  dem  würtemb.  u. 
badischen  Gesetze  fürdenKapitularvikar  nicht 
ausgeschlossen,  da  beide  keine  Vorschrift  über  die 
benennende  Behörde  enthalten.  Nach  dem  hess. 
Ges.  Art.  4  wird  das  Domkapitel  die  Benennung 
vornehmen  müssen  ,  denn  dieses  hat  bei  der  Va- 
kanz zunächst  die  Stelle  der  dort  genannten  „oberen 
kirchlichen  Behörde^^ 

Zur  Kontrole  darüber,  dass  die  Benennung  er- 
folgt, ist  in  Oesterreich,  cit.  Ges.  §.11  u. 
in  Sachsen  auch  eine  Anzeige  über  die  Erledi- 
gung jedes  geistlichen  Amtes  an  die  Regierung 
vorgeschrieben,  cit.  Ges.  §.  25,  ebenso  in  Baden 
durch  d.  angef.  erzb.  V.  v.  1861.  §.  2. 

4  S.  die  cit.  Ges.  Nach  d.  erzb.  V.  v.  1861. 
§§.  2.  8  hat  die  bad.  Regierung  sich  verpflich- 
tet, den  Einspruch  binnen  3  Wochen  der  erzbi- 
schöfllichen  Behörde  kund  zu  thun,  widrigenfalls 
im  Falle  einernicht  beantragten  Fristverlängerung 
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Das  Eiuspruclisrecht  ist  der  Natur  der  Sache  nach  ausgeschlossen,  wo  der  Regie- 
rung eine  über  dasselbe  hiuausgehende  weitere  Mitwirkung  positiven  Charakters  zu- 
kommt, d.  h.  bei  der  Anstellung  der  Militärgeistlichen  und  der  Geistlichen  in  öfFent- 
liclien  Anstalten  ' ,  sowie  bei  denjenigen  Aemtern ,  auf  welche  der  Regierung  ein 
Nominations-  oder  Präsentationsrecht  auf  Grund  eines  Patronates  oder  sonstigen  Rechts- 
titels zustellt  2 ,  oder  bei  welchen  ihr  Ausschliessungsrecht  kraft  eines  solchen  um- 
fassender als  nach  den  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  ^. 

Das  Einspruchsrecht  findet  nicht  nur  Anwendung ,  wenn  ein  Amt  dauernd  oder 
widerruflich  übertragen  wird ^ ,  sondern  inPreussen,  Sachsen  und  Hessen  auch 
dann,  wenn  ein  Geistlicher  blos  mit  einer  Stellvertretung  oder  Httlfeleistung  ^  in  einem 
Amte,  und  in  Baden,  wenn  ein  solcher  mit  der  öffentlichen  Ausübung  kirchlicher 
Funktionen  betraut  wird. 

Eine  Anstellung  oder  eine  Uebertragung  der  eben  gedachten  Funktionen ,  welche 
unter  Verletzung  des  staatlichen  Einspruchsrechtes  stattgehabt  hat^,  ist  nichtig^,  je- 


aiigenommen  werden  soll,  dass  sie  keine  P^rinne- 
rungen  zu  machen  habe. 

In  Prenssen  ist  die  Frist  für  den  vor.  Note 
Abs.  2  erwähnten  Fall  der  Selbstbenennung  nur 
10  Tage.  Ueber  die  Berufung  gegen  den  Einspruch, 
welclie  für  denselben  ebenfalls  10  Tage  beträgt, 
s.  S,  185.  Eine  solche  lässtauchd.  österr.  Ges. 
§.  G  gegen  die  Einwendungen  der  Landesbehörde 
an  den  Kultusminister  (ohne Frist)  offen.  In  den 
übrigen  Staaten  ist  eine  Beschwerde  natürlich 
ebenfalls  statthaft,  falls  noch  eine  höhere  Instanz 
vorhanden  ist. 

1  Vgl.  Th.  II.  S.  341.  342.  u.  o.  S.  99; 
österr.  Ges.  §§.  3.  6.  u.  Th.  II.  S.  338 ff. 

-  Vgl.  die  Anführungen  o.  S.  99.  n.7;  österr. 
Ges.  §§.  3.  6. 

Hierher  gehört  das  Nominationsrecht  für  Bis- 
tbiimer  und  Kanonikate  in  Oesterreich,  sowie 
das  Ernennungsrecht  für  die  letzteren  in  P  r  e  u  s- 
sen,  Th.  II.  S.  691.  696.  698.  Als  besondere 
Rechtstitel  kommen  ferner  die  zur  Beilegung  der 
Streitigkeiten  in  Betreff  der  Succession  in  die 
Besetzungs-  und  Präsentationsrechte  der  säkula- 
risirten  Institute  geschlossenen  Abkommen,  s. 
S.  182.  n.  1,  in  Frage,  für  Baden  insbesondere 
auch  die  Festsetzung,  dass  bei  den  Pfründen,  für 
welche  die  Regierung  das  Patronatrecht  bean- 
sprucht ,  der  Erzbischof  dasselbe  aber  nicht  an- 
erkannt hat,  die  Anmeldungen  der  Bewerber  bei 
der  Regierung  erfolgen  und  die  erzbischöfliche 
Behörde  aus  den  von  der  ersteren  nicht  beanstan- 
deten drei  Bewerber  vorzuschlagen  hat ,  unter 
denen  die  Staatsbehörde  den  zu  präsentirenden 
auswählt,  V.  v.  20.  Nov.  1861  u.  erzbischöfl.  V.  v. 
dems.  Tage,  Fried  berg  a.  a.  0.  S.  245.  246; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  124.  128.  Die  preussische 
Regierung  hat  sich  in  den  meisten  der  erwähnten 
Vereinbarungen  verpflichtet ,  nur  solche  Kandi- 
daten zu  präsentiren,  in  Betreff  deren  sie  vorher 
durch  vertrauliche  Anfrage  bei  dem  Bischof  fest- 
gestellt hat,  dass  der  letztere  gegen  ihre  Qualifi- 
kation und  Würdigkeit  nichts  einzuwenden  habe, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  247.  255.  263;  27,  48,  30, 
307;  31,  427. 

3  Wie  bei  den  Bischofswahlen  in  Prenssen 
und  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
und  den  Kanonikaten  in  der  letzteren,  Th.  U. 


682.  685,  oder  bei  einzelnen  Pfründen  in  der 
Provinz  Posen,  bei  welchen  nach  besonderer  Ver- 
einbarung dem  Ober-Präsidenten  das  Recht  zu- 
steht, überhaupt  eine  persona  minus  grata  abzu- 
lehnen, Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  229. 

4  S.  Th.  II.  S.  507.  Für  Baden  und  Wür- 
teniberg  folgt  dies  daraus,  dass  die  beiden  ci- 
tirten  Gesetze  schlechthin  von  Verleihung  und 
Vergebung  sprechen. 

5  Indem  a.  a,  0.  angegebenen  Sinn.  InPreus- 
s  e  n,  §.2  des  Ges.  v.  12.  Mai  1873,  ist  aber  eine 
solche  einstweilen  vorbehaltlich  späterer  Anzeige 
und  des  Einspruchs  bei  Gefahr  im  Verzuge,  in 
Hessen  cit.  Ges.  Ar.  1.  Abs.  2,  ausserdem  auch 
bei  Befriedigung  eines  vorübergehenden  Bedürf- 
nisses zulässig.  In  Oesterreich  findet  ein 
Einspruchsrecht  nur  bei  Bestellung  eines  Pfarrver- 
wesers für  eine  inkorporirte  Pfründe,  §.  6  des  cit. 
Ges.,  vgl.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  33,  473,  und 
bei  Einsetzung  dauernd  bestellter  Provisoren  oder 
Administratoren  eines  kirchlichen  Amtes  statt,  s. 
§.  10  des  cit.  Ges. 

ß  D.  h.  wenn  die  Uebertragung  an  einen  als 
missfällig  bezeichneten  Kandidaten  erfolgt  ist 
oder  die  vorgeschriebene  Benennung  des  Kandi- 
daten gar  nicht  oder  erst  gleichzeitig  mit  der  An- 
stellung oder  nach  derselben  oder  vor  Eingang  der 
Aeusserung  der  Regierung  oder  da,  wo  eine  Frist 
für  diese  festgesetzt  ist,  s.  o.  S.  185,  vor  Ablauf 
der  letzteren  stattgehabt  hat. 

7  Preuss.Ges.  v.  13.Mail873.  §.17;  Dekla- 
ratoria  dazu  v.  21 .  Mai  1874.  Art.  1 ,  und  G.  v.  20. 
Mai  1874.  §.  4  Abs.  3,  und  zwar  in  all  und  jeder 
Beziehung,  so  dass  der  betreffende  Geistliche  auch 
nicht  befugt  ist,  rein  geistliche  Handlungen  vor- 
zunehmen, z.  B.  den  Pfarrgottesdienst  zu  halten, 
und  die  Regierung  die  Ausübung  derselben  durch 
Exekutivmassregeln  (z.  B.  durch  Sperrung  der 
Pfarrkirche)  hindern  kann.  Das  cit.  badische 
w  ü  r  t  e  m  b.  und  h  e  s  s.  Gesetz  weisen  keine  ent- 
sprechende ausdrückliche  Bestimmung  auf,  da  aber 
die  erwähnten  Erfordernisse  als  nothwendige  Be- 
dingungen des  Erwerbes  kirchlicher  Aemter  von 
ihnen  aufgestellt  sind,  so  ergiebt  sich  dasselbe 
Resultat,  weil  beim  Mangel  derselben  das  Amt 
überhaupt  nicht  rechtsgültig  erworben  wird. 


§.  151.]       Die  Mitwirkung  der  Staatsgewalt  bei  der  Besetzung  der  Kirchenämter. 
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doch  lassen  das  sächsische  und  österreichische  Gesetz  die  Nichtigkeit  nur  für 
den  staatlichen  Bereich  eintreten^. 

Die  preussische,  badische  und  hessische  Gesetzgebungen ^  bedrohen  die 
Verletzung  ihrer  Vorschriften  über  das  Einspruchsrecht,  ebenso  die  über  die  Erforder- 
nisse der  Reichs -,  bez.  Staatsangehörigkeit  und  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  ^ 
durch  den  kirchlichen  Oberen  mit  Kriminalstrafe  * ,  ebenso  auch  der  Ausübung  von 
Amtshandlungen  durch  einen  Geistlichen,  welchem  das  Amt  oder  die  S.  186  gedachten 
Funktionen  zuwider  den  erwähnten  Bestimmungen  übertragen  sind  ^. 

Endlich  kann  auch  in  Preussen  eine  Beschlagnahme  des  Vermögens  der  geist- 
lichen Stelle  durch  den  Ober-Präsidenten  erfolgen ,  wenn  dasselbe  gesetzwidrig  über- 
tragen worden  ist  oder  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Annahme  rechtfertigen,  dass 
eine  solche  Uebertragung  erfolgen  werde  6. 


1  Sachs.  Ges.  §.  25.  Das  österr.  Ges.  spricht 
dies  nicht  direkt  aus.  Es  steht  aber  auf  dem 
prinzipiellen  Standpunkt,  dass  der  Staat  nur 
kompetent  ist ,  über  die  staatliche  Seite  der  Kir- 
chenäinter  zu  verfügen,  s.  §.  8  u.  meinen  Auf- 
satz bei  Hartmann  2,  150,  556.  Auch  die 
Motive  zu  §.  6  haben  dieselbe  Auffassung, 
Gautsch  V.  Frankenthurm  a.  a.  0.  S.  52. 
In  beiden  Ländern  ist  also  der  rechtswidrig  ange- 
stellte Geistliche  nur  gehindert,  Amtshandlungen, 
welche  in  den  staatlichen  Bereich  fallen  oder  bür- 
gerliche Wirkungen  haben,  z.  B.  in  Oester- 
r eich  die  Eheschliessung,  vorzunehmen;  soweit 
rein  geistliche  Handlungen  in  Frage  stehen,  kann 
er  dagegen  fortamtiren.  In  Oesterreich  erhält  er 
allerdings  auch  nicht  die  Temporalien  des  Amtes, 
weil  bei  der  Installation  in  dieselben  der  Staat 
mitzuwirken  hat,  §.  7  des  cit.  Ges. 

2  Vgl.  hierzu  meine  Abhdlg.,  die  strafrechtl, 
Verantwortlichkeit  der  Kirchen-  und  Religions- 
diener i.  v.Holtzendorff ,  Handb:  d.  deutsch. 
Strafrechts  4,  522  ff. 

3  Th.  II.  S.  504.  508. 

4  Preuss.  Ges.  v.  12.  Mai  1873.  §.  22,  De- 
klaratoria  dazu  v.  21.  Mai  1874.  Art.  1;  bad. 
Ges.  V.  19.  Febr.  1874.  Art.  3.  §.  16  a.  Nr.  2; 
he  SS,  Ges.  Art.  7.  Unter  geistlichen  oder  kirch- 
lichen Oberen  ist  derjenige  zu  verstehen,  welcher 
die  kirchliche  Regierungs-  und  Leitungsgewalt 
besitzt  (also  der  Bischof)  ,  nicht  derjenige  ,  wel- 
cher ohne  den  Besitz  derselben  in  einem  gerade 
gegebenen  Fall  ausnahmsweise  ein  Amt  oder  eine 
Amtsfunktion,  wie  der  Erzpriester  oder  Land- 
dekan oder  der  Pfarrer,  überträgt,  mein  cit. 
Kommentars.  128;  s.  auch  v.  Holtzendorff 
4,  523.  Die  Strafen  sind  Geldstrafen  und  Ge- 
fängniss. 

5  Im  Einzelnen  finden  sich  aber  folgende  Ver- 
schiedenheiten:  1.  das  bad.  Gesetz  v.  19.  Febr. 
1874.  Art,  3.  §,  16a.  No.  1  und  das  hessische 
Ges.  Art.  7  bestrafen  nur  die  öffentliche  Aus- 
übung der  gesetzwidrigen  übertragenen  kirchlichen 
Aemter  oder  Funktionen  ,  d.  preuss.  v.  11. Mai 
1873.  §.  23.  Abs.  1  u.  d.  Deklaratoria  v.  21.  Mai 
1874  aber  auch  die  nichtöffentliche  Vornahme  von 
Handlungen,  welche  ihrem  Wesen  und  Begriff 
nach  in  den  Kreis  der  Geschäfte  des  geistlichen 
Amtes  fallen ,  auch  selbst  wenn  sie  nicht  in  rein 
geistlichen,  z,  B,  gottesdienstlichen  Funktionen 


bestehen  ,  sondern  nur  kirchlicher  Natur,  wie  die 
Theilnahme  am Kirclienvorstand,  sind,  s.  meine 
Ausführung  bei  V.  Holtzendorff  4,  528.  529. 
Nach  der  preuss,  Deklaratoria  hat  ferner  der 
Geistliche  nachzuweisen,  dass  er  gesetzmässig  zu 
einem  ihn  zur  Vornahme  der  fraglichen  Handlung 
ermächtigenden  Amte  oder  einer  .solchen  Funk- 
tion berufen  ist,  a.  a.  0.  S.  530,  während  in  B  a- 
den  und  Hessen  mangels  besonderer  Bestim- 
mungen die  allgemeinen  Grundsätze  über  den 
Nachweis  des  dolus  zur  Anwendung  kommen. 
Für  diejenigen,  welche  in  einem  erledigten  Bis- 
thum  gesetzwidrig  bischöfliche  Amtshandlungen 
oder  Verrichtungen  vornehmen,  hat  das  Gesetz  v. 
20.  Mai  1874.  §§.  4.  5  besondere  Strafen  fest- 
gesetzt, vgl.  dazu  a.  a.  0.  S.  553,  meine  Ab- 
handlung bei  Hartmann  1,  250 ff. ;  meinen 
Kommentar  zu  den  preuss.  Kirchengesetzen  v. 
1874  u.  1875.  S.  51  ff',  u.  Th.  H.  S.  711 ,  Nach- 
trag zu  S.  248. 

Für  den  Fall,  dass  wegen  der  gedachten  Ver- 
gehen rechtskräftig  verurtheilte  Geistliche  weiter 
amtiren  oder  sich  als  Amtsinhaber  geriren,  kann 
ihnen  nach  dem  Reichsges.  v.  4,  Mai  1874.  §§,1. 
2  ein  bestimmter  Aufenthaltsort  versagt  oder  an- 
gewiesen, ihnen  auch  in  schwereren  Fällen  die 
Staatsangehörigkeit  entzogen  werden  ,  sowie  ihre 
Ausweisung  aus  dem  Bundesgebiete  erfolgen. 
Das  Nähere  darüber  in  der  Lehre  von  der  Ab- 
setzung der  Geistlichen.  Das  sächs.  Ges.  §,  34 
u.  d.  österr,  Ges.  §,  60  haben  keine  entspre- 
chenden Strafvorschrit'ten  ,  sie  lassen  zur  Durch- 
führung ihrer  Vorschriften  nur  Exekutivmass- 
regeln, und  Geldstrafen  als  Exekutiv-  und  Ord- 
nungsstrafen zu. 

6  Deklaratoria  v.  21.  Mai  1874.  Art.  3. '  Zur 
Ausführung  der  Beschlagnahme,  welche  nöthigen- 
falls  im  Wege  der  Adrainistrativ-Exekution  be- 
wirkt wird,  ist  ein  Kommissar  zu  ernennen.  Der 
letztere  hat  die  vermögensrechtlichen  Befugnisse 
des  Stelleninhabers ,  soweit  sie  die  Verwaltung 
betreffen,  auszuüben.  Der  Ueberschuss,  welcher 
nach  Abzug  der  auf  dem  Vermögen  lastendei» 
Abgaben,  Unterhaltungs-  und  Verwaltungskosten 
übrig  bleibt,  muss  zum  Kapital  geschlagen  wer- 
den. Die  Verwaltung  hört  auf,  wenn  eine  gesetz- 
mässige  Wiederbesetzung  der  Stelle  stattgefunden 
hat  oder  eine  gesetzmässige  interimistische  Ver- 
gebung  derselben   eingetreten  ist,    s.  meinen 
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I.  Die  Hierarchie  uud  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  151, 


B.  Eine  uusdrückliclicGeiiclimcrklärung-  oder  Bestätigung  der  von  den  geistlichen 
Oberen  für  die  Anstellung  in  Aussiebt  genommenen  Personen  ist  erforderlich  inBaiern 
für  Pfiirr-,  sonstige  Kurat-  und  einfache  Benefizien  ' ,  in  Sacbscn- Weimar  für 
Pfarr-  und  andere  Pfründen^,  in  Oldenburg  für  die  Stellen  des  Offizials,  der  geist- 
lichen Beisitzer  des  Offizialates  und  der  Dcchanten ,  sowie  für  Pfarreien  und  andere 
Kurat-Benefizien '^  in  Mecklenburg-Schwerin'*  für  die  Anstellung  katholischer 
Priester  überhaupt ,  und  in  Schwär zburg-Rudolstadt  für  die  eine  vorhandene 
ständige  Seelsorge-Stelle  ^. 


Kommentar  zu  den  preuss.  Kirchengesetzen  von 
1874  u.  1875.  S.  25  ff.  Diese  Vorschriften  sind 
durch  das  Ges.  v.  20.  Juni  1875,  welches  auch 
die  zur  Besoldung  der  Geistlichen  bestimmten 
Vermügensstücke  der  Verwaltung  der  Kirchen- 
vorstände überweist,  nicht  aufgehoben  ,  weil  sie 
einem  Spezialgesetz  angehören ,  welchem  durch 
das  generelle  Gesetz  nicht  derogirt  wird. 

In  den  anderen  Staaten,  so  in  Württem- 
berg, s.  cit.  Ges.  Art.  19,  Baden,  cit.  Ges.  v. 
1860.  §.10;  Hessen,  cit  Ges.  Art.  7,  Oe  st  er- 
reich cit.  §.7,  wo  eine  Mitbetheiligung  des 
Staates  bei  der  Verwaltung  der  vakanten  Pfrün- 
den, bez.  bei  der  Einweisung  des  neuen  Amts- 
trägers In  die  Temporalien  vorkommt ,  kann  der 
Staat  die  Herausgabe  des  Pfründenvermögens  an 
den  gesetzwidrig  angestellten  Geistlichen  ohne 
AVeiteres  hindern,  bez.  unter  Entfernung  dessel- 
ben auf  Grund  der  erwähnten  Bestimmungen  eine 
Interkalarverwaltung  einrichten.  Die  Bestimmun- 
gen des  preussischen  Gesetzes  sind  also  nicht  so 
Singular,  wie  sie  auf  den  ersten  Blick  erscheinen. 

1  S.  0.  S.  178.  n.  9;  Min.  Erl.  v.  20.  Nov. 
1873.  II.  2,  Dove  u.  Friedberg,  Ztschr.  f.  K. 
K.  12,  260  u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  177.  Mate- 
riell ist  durch  den  letzteren  nichts  an  der  Vor- 
schrift des  allerdings  formell  beseitigten  Erlasses 
V.  8.  April  1852,  No.  8  geändert,  insoweit  darin 
bestimmt  ist :  „Die  Verleihung  katholischer  Pfrün- 
den seitens  der  Bischöfe  setzt  die  königl.  Geneh- 
migung voraus.  Geistlichen,  welche  von  Sr.  Ma- 
jestät dem  König  als  Allerhöchstdemselben  nicht 
genehm  bezeichnet  werden ,  kann  eine  Pfründe 
nicht  verliehen  werden".  Die  Vergewisserung 
über  die  Genehmhaltung  der  Person  erscheint 
demnach  als  eine  Vorbedingung  der  bischöflichen 
Uebertragung  des  Kirchenamtes.  Vgl.  auch 
Krick,  kathol.  Pfründenwesen  i.  Baiern  S.  32. 
Wegen  der  vorgängigen  Prüfung  des  politischen 
Verhaltens  und  der  Verleihung  staatlicher  Funk- 
tionen, s.  Erl.  v.  10.  April  1868,  Arch.  f.  k.  K. 
K.  20 ,  297  und  in  Betreff  der  Privatpatronats- 
fründen  vgl.  o.  S.  45.  n.  8. 

Für  die  Jurisdiktionsämter  der  bischöflichen 
Verwaltung,  Generalvikare  ,  Mitglieder  der  Ordi- 
nariate u.  s.  w.  ist  aber  ein  solches  Recht  nicht 
in  Anspruch  genommen,  wohl  deshalb,  weil  die 
von  den  Kapiteln  und  Bischöfen  ausgehenden 
Ernennungen  zu  Kanonikaten  der  Genehmigung 
bedürfen,  Th.  II.  S.  698  und  die  Regierung  von 
der  Auffassung  ausgeht,  dass  die  Kanoniker  auf 
die  Versehung  der  gedachten  Stellen  ein  Anrecht 
haben,  a.  a.  Ö.  S.  709.  Nachtrag  zu  S.  159. 

Die  Bestellung  der  Verweser  erledigter  Pfrün- 
den steht  den  bischöflichen  Ordinariaten  zu,  doch 


haben  die  Kreisregierungen  diese  zu  bestätigen 
und  ihnen  die  Temporalienverwaltung  zu  über- 
tragen ,  wogegen  von  der  Anstellung  eines  Ver- 
wesers bei  Lebzeiten  eines  Pfarrers  neben  dem- 
selben der  gedachten  Behörde  nur  Nachricht  ge- 
geben wird,  Krick  a.  a.  0.  S.  28.  30;  Stingl, 
Verwaltung  d.  Pfarramtes  S.  297  ff. 

2  Ges.  V.  7.  Oct.  1823.  §.17:  „.  .  .  Die  Kol- 
lation der  übrigen  Pfarreien  und  Pfründen  steht 
dem  Bischöfe  zu.  Sie  kann  aber  nur  an  solche  Per- 
sonen geschehen ,  wider  welche  der  Landesherr 
nichts  einzuwenden  hat ,  mithin  durchaus  nicht 
ohne  landesherrliche  Zustimmung.  Die  Bestel- 
lung der  Pfarrvikarien  und  Kooperatoren  bleibt 
der  bischöflichen  Behörde  nach  vorgängiger  Kom- 
munikation mit  der  Immediat-Kommission  (d.  h. 
der  zur  Wahrung  des  ins  circa  sacra  bestehenden 
Behörde)  überlassen."  Hier  ist  offenbar  nur  eine 
Genehmigung  oder  Bestätigung  der  Person  des 
Anzustellenden,  nicht  ein  die  bischöfliche  Kolla- 
tion erst  zur  Perfektion  bringender  Akt,  eine 
Konfirmation  der  letztern,  gemeint. 

3  Die  Oldenburg.  Verf.  v.  1852.  Art.  79  ver- 
langt für  die  den  Religionsgesellschaften  zuste- 
llende Wahl ,  Ernennung  oder  Einsetzung  ihrer 
Beamten  und  Diener  von  Seiten  der  Staatsgewalt 
die  Gutheissung  nach  Massgabe  der  Gesetze  und 
Verträge;  s.  ferner  Vertr.  v.  5.  Jan.  1830. 
§§.  24.27,  u.  A.  bei  A.  Müller,  Lexikon  d.K. 
R.  5,  401,  Normativ  v.  5.  April  1831.  §§.  11.  12, 
a.  a.  0.  S.  409,  in  denen  überall  vorgängige  Zu- 
stimmung oder  Approbation  des  Landesherrn  ver- 
langt wird.  Vgl.  hierzu  noch  Vering  K.  R.  S. 
126  u.  Bahlkamp  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  432. 
Dagegen  ist  die  Anstellung  von  Kooperatoren, 
Vicekuraten  und  Hülfsgeistlichen  ohne  Benefizien 
dem  Olfizialate  zu  Ver^hta  überlassen  und  es  ist 
nur  die  approbatio  pro  cura  für  diese  der  herzog- 
lichen zur  Wahrung  des  ius  circa  sacra  eingesetz- 
ten s.  g.  Immediat-Kommission  zum  Visum  ein- 
zusenden, cit.  Normativ  §.  13. 

4  Regulativ  v.  25.  Aug.  1846  (G.  v.  Schrö- 
ter), d.  kathol.  Religionsübg.  i,  Mecklenburg- 
Schwerin  Jena  1852.  S.  63.  Der  geistliche  Obere 
(der  Bischof  v.  Osnabrück  als  Provikar  der  nordi- 
schen Mission,  a.  a.  0.  S.  71  u.  Th.  II.  S.  359) 
hat  zunächst  Anzeige  von  der  beabsichtigten  Er- 
nennung des  Geistlichen  an  die  Regierung  zu 
machen.  Diese  sucht  das  landesherrliche  Placet 
nach  und  ertheilt  nach  Bewilligung  desselben  die 
Bestätigungsurkunde.  Uebrigens  ist  es  Praxis, 
dass  der  Geistliche  vor  der  definitiven  Anstellung 
ein  Probejahr  durchzumachen  hat,  J.  v.  Schrö- 
ter S    64 

5  V.  v.'  1872.  §.  2,  Arch.  f.  k.  K.  R.  36,  411 : 
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Von  dem  unter  A.  besprochenen  Einspruchsrecht  unterscheidet  sich  das  hier  er- 
wähnte Recht  dadurch ,  dass  eine  ausdrückliche  Gutheissung  des  Kandidaten  erfordert 
wird,  also  ohne  diese  positive  Thätigkeit  des  Landesherrn  eine  gültige  Anstellung  nicht 
erfolgen  kann  ^ ,  Fehlt  es  daran  ,  so  ist  dieselbe  nichtig ,  und  zwar ,  da  das  Recht  der 
erwähnten  Staaten  keine  Unterscheidung  macht ,  sowohl  für  den  staatlichen ,  wie  auch 
für  den  kirchlichen  Bereich  2. 

G.  EineBestätigung  der  von  den  geistlichen  Oberen  erfolgten  Ernennungen  kommt 
vor  in  Frankreich  und  Elsass-Loth ringen  in  Betreff  der  General vikare,  Kano- 
niker und  Pfarrer  "^j  und  in  Braun  schweig  in  Betreff  aller  Kirchenämter '^.  Hier 
handelt  es  sich  nicht  blos  um  eine  Beschränkung  des  Anstellungsrechtes  des  geistlichen 
Oberen  in  der  Art,  dass  die  Kollation  nur  auf  eine  bestimmt  qualificirte  Person  gerichtet 
werden  darf'^,  vielm.ehr  wirken  die  Regierungen  bei  dem  Kollations  -  Akte  selbst  inso- 
fern mit ,  als  derselbe  nicht  ohne  ihre  Bestätigung  zur  Perfektion  gelangen  und  ohne 
dieselbe  nicht  rechtsgültig  werden  kann.  Die  etwaige  Nichtigkeit  bezieht  sich  auch 
nach  diesen  Gesetzgebungen  sowohl  auf  die  staatliche,  wie  auf  die  kirchliche  S^ihäre  ^. 

§.152.    2.  /Staatliche   Vorschriften  über  die  Fristen  und  die  Art  der  Wieder- 
besetzung. 

Von  dem  Standpunkt  aus ,  dass  eine  lange  Vakanz  der  kirchlichen  Aemter  nicht 
nur  die  Interessen  der  Kirche ,  sondern  auch  die  des  Staates  schädigt ,  und  dass  die 
Offenhaltung  von  erledigten  Stellen  und  die  provisorische  Verwaltung  derselben  von  den 
kirchlichen  Oberen  dazu  benutzt  werden  kann ,  die  Abhängigkeit  des  niederen  Klerus 
zu  vergrössern  und  ihn  zum  gefügigen  Werkzeuge  für  die  Verfolgung  einseitiger ,  dem 

,,.  .  .  Der  vom  Bischof  ausgewählte  Seelsorger  ist  *  Verf.-Urk.  v.  12.  Okt.  1832.  §.  226.  Arch. 

jederzeit  vor  Einweisung  in  sein  Amt   Uns  zur  f.  k.  K.  R.  13,  259:  „Die  Kirchen  und  Schuldie- 

Genehmigung  zu  benennen.     Wir  werden   diese  ner  aller  christlichen  Konfessionen  im  Lande,  so- 

Genehmigung  nur  aus  wichtigen  staatlichen  Grün-  fern  sie  nicht  unmittelbar  von  der  Landesregierung 

den  versagen."  bestellt  werden,  bedürfen,  bevor  sie  die  Amts- 

Ueber  die  Vikariatsräthe    und   die  Mitglieder  geschäfte  antreten  oder  die  Amtseinkünfte  sich 

des  kathol.  geistlichen  Konsistoriums  im  Königr.  aneignen,  der  landesfürstlichen  Bestätigung;  alle 

Sachsen,  s.  Th.  IL  S.  358.  sind  vor  dem  Amtsantritt  auf  die  Beobachtung 

^  Das  Recht  geht  also  weiter  als  die  Exklusive  der  Gesetze  und  der  Landesverfassung  zu  beeidi- 

unter  A,   umsomehr,  als  die  Versagung  der  Ge-  gen,"  s.  auch  Ges.  v.  10.  Mai  1867  §.  72,  a.  a.  0. 

nehmigung  nicht  auf  bestimmte  Gründe,  wie  dies  19,416.  Praktisch  kommen  allerdings  nur  einige 

in  Bezug  auf  die  erstere  vorkommt,   beschränkt  Seelsorgerstellen  in   Frage,    Vering   K.  R.  S. 

ist.     Es  ist  daher  eine  tendenziöse  Behauptung  122. 

Bahlkamps,  dass  das  bischöfliche  Kollations-  5  Dies  ist  freilich  die  Auffassung  des   franz. 

recht  in  Oldenburg  weniger  beschränkt  sei,  als  in  Konkordates  Art.   10 :    „Les   eveques  nommeront 

Preussen.  aux  eures.    Leur  choix  ne  pourra  tomber  que  sur 

2  Die  erwähnten  Gesetze  machen  diesen  Unter-  des  personnes  agreees  par  le  gouvernement"  (im 
schied  nicht.  Daraus  folgt ,  dass  der  betreffende  lateinischen  Text :  „gubernio  acceptas").  •  Die 
Geistliche,  weil  er  das  Amt  ungültig  erlangt  hat,  staatliche  Gesetzgebung  bezieht  aber  die  Geneh- 
keine  aus  demselben  herfliessenden  Rechte,  mit-  migung  nicht  auf  die  Person,  sondern  die  Ernen- 
hin  auch  nicht  die  geistlichen  auszuüben  befähigt  nung,  s.  Anm.  3. 

ist.     Bahlkamp  ist  auch  hier  ohne  jede  nähere  P'  S.  d.  Vorschr.  d.  braunschw.  V.-U.  Anm.  4; 

Begründung  anderer  Ansicht.  ferner  Anm.  2. 

3  Th.  IL  S.  699.  Anm.  2,  organ.  Artikel  19,  Ein  direktes  landesherrliches  Ern  ennungs- 
wonach  die  Ernennung  nicht  vor  der  Bestätigung  recht  oder  „Erwählungsrecht"  der  katholischen 
publicirt  und  erst  nach  derselben  die  kanonische  Pfarrer  nehmen  für  Sachsen-Gotha  das  Re- 
Institution ertheilt  werden  darf,  damit  sie  im  gulativ  v.  1811.  n.  3,  Arch.  f.  k.  K.  R.  32 
Falle  der  Nichtgenehmigung  noch  rückgängig  ge-  215,  und  für  S.-Koburg  d.  Reg.  v.  24.  Juni 
macht  werden  kann.  1813.  §.  24.  a.  a.  0.  36,  426  in  Anspruch,  wo- 

In  Elsass-Lothri  ngen  ertheilt  jetzt  der  bei  den  Pfarrgemeinden  freilich  ein  nicht  binden- 
kaiserliche Statthalter  die  Genehmigung,  V.  vom  des  Vorschlagsrecht  zweier,  bez.  eines  Kandida- 
23.  Juli  1879.  No.  3,  Reichs-G.-Bl,  S.  283.  ten  eingeräumt  worden  ist.  In  praktischer  Uebung 
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Staate  feindlicher  Tendenzen  zu  gebrauchen,  hat  die  preussische^  und  die  hessi- 
sche'^ Gesetzgebung'  vorgeschrieben,  dass  jedes  Pfarramt-^  innerhalb  eines  Jahres  nach 
seiner  p]rledigung^  für  die  Regelt  wieder  zu  besetzen  ist.  Die  Besetzung  muss  ferner 
dem  Wesen  des  Amtes  gemäss  dauernd  erfolgen  ^.  Die  neuerdings  mehrfach  von  den 
Bischöfen  beliebte  Anstellung  auf  Widerruf  oder  ad  nutum''  ist  demnach  unstatthaft. 
Das  österreichische  Recht  setzt  dagegen  eine  solche  Frist  für  die  Wiederverleihung 
aller  niederen  Aemter  fest^,  ohne  jedocli  etwas  weiteres  über  die  Art  der  Besetzung 
zu  bestimmen'-^.  Während  nach  demselben  zur  Durchführung  dieser  Vorschrift  nur 
die  allgemeinen  Exekutivmittel ,  insbesondere  Geldbussen,  statthaft  sind  ^^,  kann  in 
P  r  e  u  s  s  e  n  nicht  nur  der  Ober-Präsident  die  Wiederbesetzung  der  Stelle  durch  wieder- 
holte Geldstrafen  erzwingen,  sondern  auch  der  Kultusminister  Staatsmittel  einbehalten, 
welche  zur  Unterhaltung  der  Stelle  oder  des  besetzungsberechtigten  Oberen ,  gleich- 
viel, ob  diesem  eine  collatio  libera  oder  non  libera  in  Betreff  derselben  zusteht,  dienen '^ 
Ausserdem  ist  auch  der  provisorisch  angestellte  Geistliche ,  welcher  nach  der  Benach- 
richtigung des  Ober-Präsidenten  über  das  gegen  den  kirchlichen  Oberen  eingeleitete 
Zwangsverfahren  Amtshandlungen  in  dem  von  ihm  nicht  dauernd  verwalteten  Pfarramt 
voiTiimmt,  mit  Kriminalstrafe  bedroht ^2, 

Das  hessische  Recht  kennt  dagegen  ein  Zwangsverfahren  nicht,  gewährt  aber 
dem  Patron  oder  der  Gemeinde  ein  Nothrecht  auf  Einsetzung  eines  Pfarrverwesers '^, 
um  dadurch  einen  indirekten  Druck  auf  den  geistlichen  Oberen  zur  Wiederbesetzung 
auszuüben.  Ferner  kann  der  letztere  auch,  wenn  er  einer  darauf  gerichteten  Anord- 
nung der  Staatsbehörde  nicht  nachkommt,  kriminalrechtlich  bestraft  werden  ^K 

Allein  das  preussische  Recht  setzt  für  die  Wiederbesetzung  der  Bisthü- 
m  e  r  wenigstens  indirekt  eine  Frist  von  einem  Jahre  fest,  insofern  als  der  Kultusmini- 
ster, falls  ihm  eine  Verlängerung  derselben  nicht  angezeigt  erscheint,  einen  Staats- 

steht  dasselbe  aber  nicht,  neuerdings  sind  vielmehr  der  vor,  Anm.  gedachten  Falle,    angemessen  ver- 

die  Pfarrer  für  Gotha  vom  Bischof  von  Paderborn  längert  werden. 

nach  vorgängigem  Benehmen  mit  der  Regierung  ^  g,  a.  a.  0.    In  Pr aussen  findet  aber  eine 

gesendet ^vorden,  VerlngK.  R.  S.  143,  in  Koburg  Ausnahme  für   diejenigen  Seelsorgerämter,    also 

haben  dagegen  nur  Pfarrverweser  kraft  Auftrages  auch    Pfarreien,    z,    B.   Missionspfarreien    statt, 

des  Bischofs  von  Bamberg  fungirt,  a.  a.  0.  S.  141  welche  mit  Genehmigung  des  Kultusministers  als 

u.  cit.  Arcb.  32,  426.  n.  1,  weil  ein  solcher  für  ad  nutum  verleihbar  errichtet  worden  sind ,  vgl. 

die  Ausübung  seiner  Funktionen  allein  der  Staat-  §.  19.  Abth,  1  des  cit.  Ges. 

liehen  Genehmigung  bedarf.    Regul.  §.  29.  "^  S.  0.  S.  113. 

1  Ges   V.  1    Mai  1873.  ^18  ^  ^^*-  ^®^*  S*  ^■^-    -^^^^  ^^  ^^^^  dabei  nur  um 

2  cit   Ges   Art   10.  niedere  Aemter  handelt,   ergiebt  der  Zusammen- 

Q    »,'       •  vx  i-i*       .'11,  11,  1-1-  hang  desselben  und  die  Vorschrift,  dass  der  Lan- 

3  Also  nicht  blos  ein  solches,  welches  zugleich  j    if  v,-  j  •  v*    j         tz   i^        •    ■  ^    •         a- 
„       „  .  ,  ^     ,.^..^  ,    .       ,  1.       ,      .1,.     .  V,    j-  desbehorde ,    nicht   dem   Kultusministerium   die 
Beneflzial-Qualitat  hat,    daher  bezieht  sich  die  ^  ^       -T^-ii-xj.-n.-  1 

-.r       1    ./.x        1.       ly  :,■  n/r-    •  j  j-         Befuguiss  beigelegt  ist ,   die  Frist  ausnahmsweise 

Vorschrift  auch  auf  die   s.  g.  Missions-  und  die  Vn 

Sukkursal-Pfarreien   in   den   Landestheilen   des  a  t\-    f  a    t>      i  ^  u       ^^  •^ 

„        ••.,T>-Lj.  i-o^oAvoj  ^  Die  dauernde  Besetzung  kann  aber  allein  als 

franzosischen  Rechts,  so  auch  ^.  1».  Abs.  i  des  ,  ..     .     ,,;^.  ^    ,       i.  u  •  ^     •     • 

r  1    f  Th    TT    ^    Afiß  A         'S  ordnungsmassige  Wiederbesetzung  bei  denjenigen 

P    „'     ■         •>    6  •  ...  .     .  Aemtern,   welche  kanonisch  zu  einer  solchen  ge- 

eignet sind,  angesehen  werden,  vgl.  auch  dieMo- 

4  In  Preussen,  §.   18  a.  a.  0.,  da  wo  ein  tive  bei  Gautsch  v.  Frankenthurra  S.  63. 
Gnadenjahr  besteht  von  dem  Tage  ab,  wo  die  Be-  10  (jj^^  Qq^    ^   ßQ. 

rechtigung  zu  den  betreffenden  Bezügen  erlischt.  11  Preuss.  Ges.  ^.  18. 

5  Die  Frist  kann  in  Preussen  durch  den  Ober-  12  §.  23  Abs.  2  (Geldstrafe  bis  zu  100  Thlr.), 
Präsidenten,  in  Hessen  durch  das  Ministerium  vgl.  meinen  Aufsatz  bei  v.  Holtzendorff 
des  Innern  im  Falle  des  Bedürfnisses,  z.B.  wenn  a.  a.  0.  S.  538. 

sich  keine  geeigneten  Kandidaten  finden  lassen,  '^  S.  u.  §.  153. 

wenn  es  zur  Ansammlung  eines  dringend  noth-  '*  Ges.  v.  25.    April   1875,   d.  Missbrauch   d, 

wendigen  Baufonds  aus  dem  Gehalt  der  Stelle  er-  geistl.  Amtsgewalt  betr.  Art.  12,   vergl.  meine 

forderlich  erscheint,   in  Hessen  auch  in  dem  in  Abhdlg.  bei  Hart  mann  a.  a.  0.  2,  560. 
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kommissar  für  die  Vermögensverwaltung  zu  ernennen  hat,  wenn  der  bischöfliche  Stuhl 
nicht  innerhalb  des  gedachten  Zeitraumes  mit  einem  staatlich  anerkannten  Bischof^ 
wieder  besetzt  ist  2. 

Der  Kommissar  ^  hat  das  »dem  bischöflichen  Stuhle  gehörige ''-  und  das  der  Ver- 
waltung desselben  oder  des  jeweiligen  Bischofs  unterliegende  ^  bewegliche  oder  unbe- 
wegliche Vermögen«^*  in  Verwahrung  zu  nehmen'^  und  zu  verwalten^.  In  Betreff  der 
Verwaltung  des  gedachten  Vermögens  tritt  der  Kommissar  in  alle  Rechte  des  Bischofs 
ein,  und  hat  diese  nach  den  geltenden  statutarischen,  partikularrechtlichen  oder  kano- 
schen  Vorschriften  zu  führen.  Er  ist  daher  auch  allein  legitimirt  bindende  Rechtsakte 
in  Betreff  der  gedachten  Vermögensmassen  vorzunehmen  ^.  Er  kann  Verwendungen 
zu  denjenigen  Zwecken ,  welchen  das  betreffende  Vermögen  dient,  machen,  dagegen 
liegen  sonstige  Veräusserungen  der  Substanz  und  dauernde  Belastungen  derselben 
aussei  halb  seiner  Befugnisse ,  weil  seine  Verwaltung  nur  eine  Zwangsmassregel  zur 
Beseitigung  des  provisorischen  Zustandes  ist  und  daher  alle  nicht  durch  den  laufenden 
Geschäftsgang  erforderten  Maassnahmen  ausschliesst^^.  Die  sich  ergebenden  Verwal- 
tungsüberschtisse  fliessen  nach  Abzug  der  Verwaltungskosten  •  ^  dem  Grundstock  der 
Vermögensmassen  zu.  bei  denen  sie  sich  herausgestellt  haben. 

In  Bezug  auf  das  sonstige  kirchliche  ^^  oder  das  zu  kirchlichen  Zwecken  bestimmte 
Vermögen  im  bischöflichen  Sprengel  hat  der  Kommissar  das  dem  Bischof  zustehende 
Aufsichtsrecht  über  die  Verwalter  dieser  Vermögensmassen  und  das  Recht  der  oberen 
Verwaltung ,  also  namentlich  das  Recht  zu  solchen  Akten ,  zu  denen  die  Genehmigung 
des  Bischofs  rechtlich  erfordert  wird,  statt  desselben  seine  Einwilligung  zu  ertheilen^^. 


1  Th.  II.  S.  687. 

2  Ges.  V.  20.  Mai  1874.  §.  8.  Gleichgültig  ist 
es  dabei ,  ob  iür  die  Dauer  der  Erledigung  ein 
s.  g.  oeconomus  für  die  Verwaltung  eingesetzt 
ist  oder  das  Domkapitel  oder  eine  besondere  bi- 
schölliclie  Behörde  dieselbe  zu  führen  hat,  §.  12. 
a.a.O.  Vgl.  hierzu  meinen  Aufsatz  beiHart- 
m  a  n  n  a.  a.  0.  1 ,  255  ff.  266  u .  meinen  Kom- 
mentar zu  den  preuss.  Kirchengesel zen  v.  J. 
1874  u.  1875.  S.  53  ff.  58  ff. 

3  Eine  Qualifikation  ist  nicht  vorgeschrieben. 
Die  Kommissare  sind  bisher  aus  den  Verwal- 
tungs-  und  Justizverwaltungs- Beamten  genom- 
men worden. 

*  Dasjenige  Vermögen,  welches  p]igenthum  des 
bischöflichen  Stuhles  ist,  gleichviel  ob  es  zu  all- 
gemeinen Diöcesanzwecken  oder  für  besondere 
kirchliche  Zwecke,  z.  B.  für  die  Kathedrale  oder 
für  den  Unterhalt  des  Bischofs  (mensa  episco- 
palis),  dient. 

5  Z.  B.  Stiftungsvermögen ,  welches  der  bi- 
schöfliche Stuhl  oder  jeder  Inhaber  desselben 
nach  der  Stiftungsurkunde  zu  verwalten  hat. 

6  Ausgeschlossen  ist  also  das  Vermögen  des 
Domkapitels  und  das  derjenigen  kirchlichen  In- 
stitute, welches  nicht  der  unmittelbaren  Verwal- 
tung des  bischöflichen  Stuhles  untersteht. 

'^  Also  die  gedachten  Vermögensmassen  der 
Verfügung  und  Einwirkung  der  kirchlichen  Or- 
gane zu  entziehen.  Die  etwa  nöthig  werdenden 
Zwangsmassregeln,  welche  im  Wege  der  Admini- 
strativ-Exekxition  getroffen  werden  ,  hat  aber  der 
Ober-Präsident  anzuordnen,  §    6  des  cit.  Ges. 

**  §.  9  a.  a.  0.  Uebrigens  wird  die  I^nennung 
des  Kommissars   und   der  Tag,    an    welchem   er 


seine  Amlsthätigkeit  beginnt,  öffentlich  bekannt 
gemacht,  §,  11  a.  a.  0.    Zu  seiner  Legitimation 
erhält  er  eine  Ernennungsurkunde  des  Kultus- 
ministers, §§.  6.  9  a.  a.  0. 
9  ^.  9  a.  a.  0. 

10  Eine  Ausnahme  machen  aber  solche  Ver- 
äusserungen ,  welche  ihrer  Natur  nach  Konser- 
vationsmassregeln  sind,  z.  B.  die  verzehrliclier 
oder  unbrauchbarer  Sachen,  sowie  diejenigen, 
welche  auf  rechtlicher  Noth wendigkeit  beruhen. 

11  Dazu  gehört  auch  die  Remuneration  des 
Kommissars. 

12  Z.  B.  dasPfarr-,  Vikariat-,  Kaplanei-,  Pfrün- 
den-Vermögen. 

13  §.  9  a.  a.  0.  Zur  Durchführung  seiner  inner- 
halb seiner  gesetzlichen  Befugnisse  getroffenen 
Verwaltungs-  und  Aufsichts -Anordnungen  steht 
ihm  nach  dem  Ges.  v.  13.  Februar  1878  (G.  S. 
S.  87)  das  Recht  zu,  Exekutivgeldstrafen  bis  150 
Mark  festzusetzen,  und  falls  dies  zur  Durchführung 
der  Massregel  absolut  nothwendig  ist ,  unmittel- 
baren Zwang  anzuwenden.  Gegen  die  Zwangs- 
mittel ist  aber  in  den  Provinzen,  wo  die  neue 
Verwaltungsorganisation  durchgeführt  ist ,  Klage 
bei  dem  Oberverwaltungsgericht  statthaft. 

Mit  Eintritt  eines  staatlich  anerkannten  Bi- 
schofs endet  die  Verwaltung  des  Kommissars,  was 
öffentlich  bekannt  gemacht  wird,  §.11  des  Ges. 
V.  20.  Mai  1874.  Verantwortlich  für  seine  Ver- 
waltung ist  aber  der  Kommissar  nicht  dem  Bi- 
schöfe ,  sondern  nur  seinen  vorgesetzten  Behör- 
den, d.  h.  dem  Oberpräsidenten  und  dem  Kultus- 
minister. Die  von  ihm  gelegte  Rechnung  unter- 
liegt der  Revision  der  Oberrechnungskammer  §.  10 
a.  a.  0. 
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Die  Gesetzgebung  der  anderen  Staaten  kennt  keine  derartigen  Schutzmittel ,  die 
Offenlialtung  von  Bisthumsvakanzen  zu  verhindern^. 

§.  153.    3.   Das  staatliche  Nothhesetzungsrecht  der  Patrone  und  Gemeinden. 

Die  preussisclic  und  hessische  Gesetzgebung  kennt  ein  Nothhesetzungsrecht 
der  Patrone  und  Gemeinden.  Dasselbe  berulit  auf  dem  Gesichtspunkt,  den  Betheiligten 
in  Fällen,  wo  eine  ordnungs-  und  gesetzmässige  Verwaltung  der  geistlichen  Aemter  in 
Folge  der  Konflikte  zwischen  Staat  und  Kirche  ausgeschlossen  wird,  die  Mittel  zur 
Abwendung  der  daraus  entstehenden  Schäden  zu  gewähren. 

Nacli  preussischem  Recht  tritt  das  erwähnte  Recht  in  Wirksamkeit  1,  wenn 
und  so  lange  eine  staatliche  kommissarische  Vermögensverwaltung  in  einem  Bisthum 
(jedocli  mit  Ausnahme  des  S.  190  erwähnten  Falles)  ^  eingerichtet  ist'^,  in  Bezug  auf 
alle  zu  demselben  gehörenden  geistlichen  Aemter ;  2 ,  wenn  nach  Erledigung  eines 
geistlichen  Amtes  ein  Geistlicher  wegen  gesetzwidriger  Vornahme  von  Amtshandlungen 
rechtskräftig  zu  Strafe  verurtheilt  worden  ist ,  hinsichtlich  des  betreffenden  Amtes  '^. 
Unter  den  erwähnten  Voraussetzungen  kann  derjenige,  welcher  ein  Präsentations-, 
Vorschlags-  oder  Nominationsrecht  kraft  des  Patronates  oder  eines  anderen  Rechts- 
titels auf  das  geistliche  Amt  besitzt,  und  falls  derartige  Berechtigungen  nicht  bestehen, 
die  Kirchengemeinde ,  deren  Zwecken  das  fragliche  Amt  dient ,  entweder  dasselbe  mit 
einem  Geistlichen  besetzen  oder  einem  solchen  die  stellvertretende  Ausübung  des  Amtes 
übertragen  ^. 

Das  blosse  Mitwirkungsrecht  des  Patrones  oder  anderer  Drittberechtigten  ver- 
wandelt sich  demnach  in  volles  Verleihungsrecht.  Eine  sonstige  Aenderung  tritt  aber 
nicht  ein,  daher  kann  das  letztere  nicht  anders  und  in  Bezug  auf  andere  Subjekte,  wie 
das  ursprüngliche  Recht,  ausgeübt  werden  ^\ 

Uebt  ein  solcher  Berechtigter  seine  Befugniss  zur  Einrichtung  einer  Stellvertre- 
tung nicht  binnen  2  Monaten  nach  ihm  eröffneter  Möglichkeit,  seine  Befugniss  zur  Be- 
setzung nicht  binnen  Jahresfrist  aus,  so  geht  dieselbe  auf  die  Kirchengemeinde  über'. 

Diese  letztere  ist  zur  Ausübung  der  erwähnten  Rechte  auf  Antrag  von  1 0  gi'oss- 
jährigen  ,  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindlichen ,  einem  mitwählenden 

1  Das  etwaige  Einspruchsrecht  gegen  den  Ka-  den  kanonischen  Vakanzfällen  Jemand  bischöf- 
pitularvikar  (s.  o.  S.  183)  erweist  sich  dagegen  liehe  Rechte  und  Verrichtungen  gesetzwidrig  aus- 
als  unwirksam.  "Werden  aber  seine  Vollmachten  geübt  hat,  vgl.  §§.  6.  7  des  Ges.  v.  20.  Mai  1874. 
durch  den  Papst  erweitert  (um  ihn  thatsächlich  ^  Deklaratoria  v.  21.  Mai  1874.  Art.  4;  vgl. 
dem  Bischof  gleichzustellen),  s.  Th.  11.  S.  249,  auch  o.  S.  187. 

so  erhält  er  die  Stellung  eines  apostolischen  Vi-  ^  g.  die  citirten  §§. 

kars ,  also  ein  anderes  und  neues  Amt ,  und  die  6  yg],  meinen  Kommentar  zu  d.  Kirchen- 
Regierungen  sind  dabei  nach  Massgabe  der  be-  gesetzen  v.  1874  u.  1875.  S.  30.  Anm.  39.  Nur 
stehenden  Bestimmungen  mitzuwirken  berech-  kann  selbstverständlich  dem  anzustellenden  Geist- 
tigt,  also  z.  B.  das  Einspruchsrecht  auszuüben,  liehen  die  Qualifikation  nicht  deshalb  abgespro- 
wo  dasselbe  in  Geltung  steht.  clien  werden,  weil  er  ein  solches  Amt  zuwider  den 

2  Dies  ergeben  die  in  der  folgenden  Note  ci-  kanonischen  Vorschriften  annimmt.  Es  ist  selbst- 
tirten  §§.,  s.  dazu  meinen  Aufsatz  bei  Hart-  verständlich,  dass  das  Gesetz  die  daraus  ent- 
mann a.  a.  0.  1,  267.  stehenden  kanonischen  Hindernisse  nicht  beach- 

3  D.  h,,  wenn  für  das  Bisthum  nach  seiner  tet  wissen  will.  Dadurch  erledigt  sich  die  Aus- 
staatlichen Erledigung  weder  ein  neuer  Bischof  führung  von  Hoch  i.  Arch.  f.  civil.  Praxis  39, 
gewählt  noch  ein  Verwalter  desselben  den  Staats-  265,  dass  jedem  solchen  Geistlichen,  als  sog.  in- 
gesetzen  gemäss  eingesetzt,  wenn  in  demsel-  trusus,  die  erforderliche  kirchliche  Qualifikation 
ben  Fall  der  rechtmässig  bestellte  Verweser  aus-  fehle. 

geschieden  und  kein  neuer  staatlich   anerkannter  '^  Art.  8  d.  Deklaratoria  u.  §.  15  des  Ges.  v. 

Bischof  vorhanden  ist,     oder   endlich    wenn    in       20.  Mai  1874. 


§.  153.]  Das  staatliche  Nothbesetzungsrecht  der  Patrone  und  Gemeinden.  jÖ3 

FamilieDliaupte  nicht  untergeordneten  männlichen  Mitgliedern  und  zwar  in  allen  ihren, 
diesen  Erfordernissen  entsprechenden  Gliedern  durch  den  Landrath,  bez.  Amtmann  oder 
Bürgermeister  zur  Beschlussfassung  über  die  Ausübung  der  gedachten  Befugnisse,  und 
im  Bejahungsfalle  über  die  Art  derselben  ^,  sowie  ferner  zu  der  Wahl  des  Geistlichen  und 
der  eines  Repräsentanten,  welcher  das  Amt  oder  die  Stellvertretung  an  den  gewählten 
Geistlichen  zu  übertragen  hat,  zusammen  zu  rufen.  Ein  Beschluss  ist  gültig  gefasst, 
wenn  mehr  als  die  Hälfte  der  Erschienenen  demselben  zugestimmt  hat  2. 

Die  Vorschriften  der  preussischen  Gesetze  über  die  Qualifikation  der  Geist- 
lichen und  über  das  Einspruchsrecht  finden  auch  auf  die  eben  gedachte  Art  der  Be- 
setzung Anwendung,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Pflicht  zur  Benennung  an  den 
Oberpräsidenten  dem  Patron  oder  sonstigen  Berechtigten,  bez.  dem  gewählten  Reprä- 
sentanten obliegt  und  dass  die  genannten  Personen  bei  Nichtbeachtung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Besetzung  denselben  Strafen  unterliegen ,  wie  die  geistlichen 
Oberen  in  derartigen  Fällen  ^. 

Das  Amt  oder  das  Recht  auf  die  Stellverti'etung  wird  von  dem  Geistlichen  mit  und 
in  Folge  der  Uebertragung  seitens  des  Patrons ,  eines  anderen  Drittberechtigten  oder 
des  Gemeinde-Repräsentanten  erworben*. 

Endlich  ist  die  Einrichtung  einer  Stellvertretung  (nicht  die  Besetzung  des  Amtes) 
nach  Massgabe  der  vorstehend  erörterten  Grundsätze  statthaft  ^,  wenn  einem  Geistlichen 
auf  Grund  des  Reichsgesetzes  betreffend  die  Verhinderung  der  unbefugten  Ausübung 
von  Kirchenämtern  vom  4.  Mai  1874  ^  während  der  Dauer  der  gegen  ihn  eröffneten 
Untersuchung  der  Aufenthalt  in  dem  Bezirk  des  erledigten  Amtes  untersagt  worden  isf^. 

Das  in  Hessen  geltende  Nothbesetzungsrecht  ^  bezieht  sich  nur  auf  Pfarr- 
ämter und  hat  zur  Voraussetzung,  dass  ein  solches  innerhalb  der  einjährigen  oder  der 
verlängerten  Frist  ^  nicht  gesetzmässig  wieder  besetzt  worden  ist.  Es  geht  nicht  auf 
definitive  Uebertragung  des  Amtes ,  sondern  nur  auf  Einsetzung  eines  Pfarrverwesers 
bis  eine  den  Gesetzen  entsprechende,  dauernde  Wiederbesetzung  des  Amtes  stattgehabt 
hat  ^ö.  Die  Berechtigung  ist  ebenso  wie  inPreussen  normirt  ^^  Steht  sie  einer  Kirchen- 
gemeinde zu,  so  sind  die  am  Orte  wohnenden,  selbstständigen,  im  Besitze  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  befindlichen,  volle  25  Jahr  alten  Gemeindemitglieder  zu  berufen  ^^, 
und  diese  haben  zur  Ausführung  der  Uebertragung  an  den  gewählten  Geistlichen  eben- 
falls einen  Bevollmächtigten  zu  wählen  i^.     Bei  derselben  hat  der  Bevollmächtigte, 

1  D.  h.  darüber,  ob  blos  eine  Stellvertretung  8  Ges.  v.  25.  April  1875  betr.  die  Vorbildung 
eingerichtet   oder  das  Amt  definitiv   übertragen       der  Geistlichen  Art.  11  ff. 

werden  soll.  9  g    ^    g    199 

2  Art.  9.  10  d.  Deklaratoria  u.  ^.  16.  17  des  ..   .\  'aa'         *n 
Ges.  V.  20.  Mai  1874.  ''  ^^^-  ^^  ^'  ^'  ^■ 

3  Art.  7.  10.  11  d.  Deklaratoria  u.  §§.  14.  ^^  ^^ie  zweimonatliche  Frist  für  den  Üeb.ergang 
17.  18  des  Ges.  v,  20.  Mai  1874  Vgl.  0.  S  187  ^®^  Rechtes  von  dem  Patron  oder  einem  sonstigen 
u.  Th.  II.  504.  508.  Berechtigten  auf   die  Kirchengemeinde    beginnt 

4  Der  bei  der  Herstellung  geordneter  Zustände  aber  mit  dem  Tage,  wo  die  ersteren  die  Aufforde- 
eintretende  Bischof  kann  also  eine  definitive  ^^^^S  des  Ministeriums  des  Innern,  von  ihrer  Be- 
Uebertragung  des  Amtes  nicht  rückgängig  machen,  rechtigung  Gebrauch  zu  machen  ,  erhalten  haben, 
vgl.  meinen  cit.  Kommentar  S.  34.  35.  ^^^-  ^^-  ^'^  ^'  *•  ^^ 

5  Art.  5  der  Deklaratoria  v.  21.  Mai  1874.  ^2  Art.   12  a.  a.  0.     In  Betreff  der  Gültigkeit 

6  Reichs-Gesbl.  S.  43.  44.  der  Beschlüsse   kommt  dieselbe  Regel,    wie  in 
"^  Die  Stellvertretung  erlischt  demnach  mit  der  Preussen ,    zur  Anwendung.     Die   näheren   Be- 
rechtskräftigen   Beendigung    der   Untersuchung.  Stimmungen  über  das  Verfaliren  sind  besonderer 
Das  Nothrecht  kann  aber  von  Neuem  geübt  wer-  Ministerial -Anordnung  vorbehalten,   eine  solche 
den,    wenn  die  sonstigen    Voraussetzungen,   s.  ist  aber  m.  W.  noch  nicht  ergangen. 

S.  192,  dafür  vorliegen.  13  Art.  12  a.  a.  0. 

Hinschius,  Kirclienrecht.  HI.  13 
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[§.  154. 


ebenso  wie  der  Patron  oder  Drittberechtigte  die  allgemeinen  geltenden  staatlichen  Be- 
stimmungen über  die  Verleihung  von  Kirchenämtern ,  insbesondere  die  über  das  Ein- 
spruchsrecht '  zu  beachten  und  falls  dies  nicht  geschieht,  tritt  gegen  sie  dieselbe  Strafe, 
wie  gegen  den  kirchlichen  Oberen  ein'-^. 

§.  154.  4.  Die  staatliche  Vereidigung  der  Geistliche?!  als  Vorbedingung  der  staat- 
lichen Anerkennung  oder  der  Ausübung  der  Kirchenämter. 

In  einer  Reihe  von  Staaten  wird  von  den  katholischen  Geistlichen  beim  Erwerbe 
eines  Amtes  oder  wenigstens  bei  dem  gewisser  Aemter  ein  besonderer  Eid  der  Treue, 
vielfach  in  Verbindung  mit  einem  solchen  auf  Gehorsam  gegen  die  Landesverfassung 
oder  Landesgesetze  gefordert  ^. 

In  Preussen  leisten  nach  dem  bestehenden  Rechte  nur  die  Bischöfe''  und  die- 
jenigen ,  welche  in  einem  erledigten  Bisthume  bischöfliche  Rechte  und  Verrichtungen 
ausüben  wollen,  die  ersteren  einen  Eid  der  Treue  und  des  Gehorsams  gegen  den  Lan- 
desherrn und  auf  ,,  gewissenhafte"  Beobachtung  der  Gesetze  des  Staates '>,  die  letzteren 
einen  Eid  dahin ,  dem  Könige  treu  und  gehorsam  zu  sein  und  die  Gesetze  des  Staates 
zu  befolgen  ^\  Die  Ableistung  des  Eides  ist  für  den  Bischof  Bedingung  der  staatlichen 
Anerkennung  und  der  Aushändigung  der  desfallsigen  Urkunde',  für  den  interimisti- 
schen Diöcesan- Verwalter  aber  Voraussetzung  der  gültigen  und  straffreien  Ausübung 
seiner  bischöflichen  Funktionen  ^.  Von  den  übrigen  katholischen  Geistlichen  wird  bei 
ihrer  Anstellung  ein  derartiger  Eid  nicht  mehr  verlangt -^ 


1  Th.  II.  S.  504.  508.  u.  0.  S.  185. 

2  Art.  13  a.  a.  0. 

3  Derartige  Treueide  sind  schon  seit  dem  spä- 
teren Mittelalter  in  einzelnen  Ländern  verlangt 
worden,  s.  Friedberg,  Grenzen  zwischen  Staat 
u.  Kirche  S.  56;  M.  Lehmann,  Preussen  u.  d. 
kath.  Kirche  seit  1640.  Leipzig  1878.  1,  8.  In 
Westpreussen  mussten  nach  der  ersten  Theilung 
Polens  die  Geistlichen  vor  der  Bestätigung  ihrer 
Provision  auf  Anordnung  Friedrichs  d.  Gr.  den 
Homagialeid  leisten,  Instr.  f.  d.  westpreuss.  Reg. 
V.  1773.  §.  4.  Nr.  11  c;  Rabe,  Samml.  preuss. 
Gesetze  I.  5,  683.  In  Oesterreich  sollten  nach  d. 
Verordn.  Josephs  II.  v.  16.  Sep.  1782,  Handbuch 
aller  unter  Joseph  II.  ergangen.  Verordn.  2,  196, 
die  Bischöfe  bei  ihrer  Konsekration  schwören, 
dem  Kaiser  getreu  und  unterthänig  zu  sein  und 
das  Beste  des  Staates  und  ihren  Dienst  nach  Kräf- 
ten zu  befördern,  Friedberg  a.  a.  0.  S.  171. 

Ueber  die  früheren  Treu-  und  Lehnseide  der 
Bischöfe  s.  Th.  II.  S.  536.  569.  577.  583.  585. 
598.  Anm.  3  u.  S.  600.  Anm. 

4  Auch  der  altkatholische  Bischof,  Th.  II.  S. 
690.  Anm.  2,  aber  nicht  die  Weihbischöfe,  denn 
diese  erhalten  keine  staatliche  Anerkennung,  und 
die  V.  V.  6.  Dezember  1873.  Th.  II.  S.  687. 
Anm.  9  schreibt  den  Eid  nur  als  Bedingung  der 
letzteren  vor. 

5  S.  die  in  d.  vor.  Note  cit.  Verordn.  In  der 
früher  gebräuchlichen  Formel  fehlte  der  jetzige 
Zusatz:  „und  die  Gesetze  des  Staates  gewissen- 
haft zu  beobachtend^,  dagegen  ist  in  der  neuen  der 
Zusatz:  „Ich  verspreche  dieses  Alles  um  so  unver- 
brijchlicher  zu  halten,  als  ich  gewiss  bin,  dass  ich 
mich  durch  denEid,  welchen  ich  seiner  päpstlichen 


Heiligkeit  und  der  Kirche  geleistet  liabe,  zu  nichts 
verpflichte,  was  dem  Eide  der  Treue  und  Unter- 
thänigkeit  gegen  S.  kön.  Majestät  entgegen  sein 
kann",  fortgefallen. 

Nach  der  bisherigen  Praxis  sind  diese  Eide  den 
Erzbischöfen,  in  Gegenwart  des  Königs  und  hoher 
Staatsbeamten,  durch  den  Kultusminister  und  den 
Bischöfen  durch  den  Ober-Präsidenten  der  Pro- 
vinz abgenommen  worden,  Friedberg,  Bischofs- 
wahlen S.  385. 

6  Ges.  V.  20.  Mai  1874.  §.  2. 

7  Th.  II.  S.  687. 

ö  8.  Anm.  6  und  o.  S.  187.  Aura.  5. 

9  Ein  Solcher  war  früher  zur  Erlangung  des 
Genusses  des  Amtes  erforderlich,  Reskr.  d.  Justiz- 
ministers V.  10.  Dez.  1810.  Nr.  5,  Rabe  a.  a. 
0.  10,  494;  die  Formel  ist  nach  d.  Just.  Min.  R. 
V.  14.  Mai  1812  in  Hartmann  Zeitschr.  2,  63 
mitgetheilt,  s.  auch  R.  d.  geistl.  Min.  v.  17.  Juli 
1815,  Jacobson  Gesch.  d.  Quellen  d.  kathol. 
Kirchenrechts  in  Preussen  u.  Posen.  Anh.  S.  308. 
Seit  1850  ist  aber  von  dem  Eide  „wegen  der  we- 
sentlich veränderten  Verhältnisse  des  Staates  zu 
den  Religionsgesellschaften"  Abstand  genommen 
worden,  Cirk.  Reskr.  des  Kult.  Minist,  v.  14.  März 
1850,  welches  es  zugleich  als  selbstverständlich 
erklärt,  dass  die  katholischen  Geistlichen  den  all- 
gemeinen gesetzlichen  Unterthanenpflichten  un- 
terworfen bleiben.  Diese  Anordnung  ist  auf  Grund 
des  Staatsministerialbeschlusses  v.  12.  Februar 
1850  ergangen  ,  nach  welchem  nur  die  unmittel- 
baren und  mittelbaren  Staatsbeamten  den  im  Art. 
108  d.  Verf.  Urk.  v.  1850  vorgeschriebenen  Eid 
zu  leisten  haben. 


§.  154.] 
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In  Baiern  haben  nach  dem  Konkordat  von  1817  ^  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe, 
nachdem  sie  die  päpstliche  Bestätigung  erhalten  haben ,  einen  blossen  Eid  des  Gehor- 
sams und  der  Treue,  welcher  keine  Beziehung  auf  die  Staatsgesetze  enthält,  in  die 
Hände  des  Königs  zu  schwören  2,  während  die  übrigen  Geistlichen  bei  ihrer  Anstellung 
und  zwar  ehe  sie  in  ihre  Pfründen  eingewiesen  werden  (vor  der  Installation  und  ge- 
legentlich dieses  Aktes)  von  dem  königlichen  Kommissar  ^  (sofern  dies  nicht  schon 
früher  geschehen  ist)"*  vereidet  werden.  Der  Eid  ist  ein  Civil-  und  Diensteid,  um- 
fassend die  Treue  gegen  den  König,  den  Gehorsam  gegen  die  Gesetze,  die  Beobachtung 
der  Staatsverfassung,  sowie  die  gewissenhafte  Erfüllung  der  Amtspflichten^. 

Desgleichen  sollen  im  Königreich  Sachsen  der  apostolische  Vikar '^j  die  Mit- 
glieder und  Subalternen  der  katholisch  geistlichen  Behörden  (des  Vikariatsgerichtes  und 
des  katholischen  Konsistoriums)  ^,  sowie  die  Geistlichen  bei  ihrer  Anstellung  ^  eidlich 
Treue  und  Gehorsam  gegen  den  König  und  die  Gesetze  des  Landes,  insbesondere  auch 
die  Beobachtung  der  Landesverfassung,  geloben. 

In  Würtemberg  schwört  der  Bischof  vor  seiner  Konsekration  dem  Könige  einen 
Eid  der  Treue  und  des  Gehorsams'^,  die  Pfarrer,  Kapläne,  Kaplaneiverweser ,  Ku- 
raten  und  Vikare  leisten  einen  gleichen  Eid  vor  und  bei  ihrer  Einführung  in  ihr  Amt, 
bez.  ihrer  erstmaligen  Verwendung  im  Kirchendienst,  welcher  aber  auch  zugleich  das 
Gelöbniss  enthält ,  bei  der  Ausübung  der  mit  dem  Amte  verbundenen  oder  der  ihnen 
etwa  übertragenen  staatlichen  Funktionen  die  Gesetze  und  Verordnungen  des  Staates 
zu  achten.  Die  Dekane  haben  sich  nur  auf  ihre  früher  schon  als  Pfarrgeistliche  abge- 
legte eidliche  Verpflichtung  zu  beziehen  und  die  treue  und  gewissenhafte  Besorgung 
der  ihnen  kraft  dieses  Amtes  obliegenden  staatlichen  Geschäfte  zu  geloben  ^o. 


i  Art.  15. 

2  Silbernagl  Verfassung  d.  Religionsgesell- 
schaften in  Bayern  S.  35. 

3  A.  a.  0.  S.  60. 

4  Min.  Erl.  v.  5.  Okt.  1833. 

5  Die  Formel  im  Min.  Erl.  vom  21.  Mai  1851, 
Döllinger,  fortges.  Samml.  23,  172,  auch  bei 
Silbernagl  a.  a.  0.  S.  60.  n.  6  und  Krick, 
kathol.  Pfründenwesen  in  Baiern  S.  64.  65.  Vgl. 
auch  Stingl,  Verwaltg.  d.  kath.  Pfarramtes  S. 
222.  Die  Pfarrverweser  leisten  diesen  p]ld  nicht, 
sie  v/erden  blos  darauf  verpflichtet ,  dass  sie  ihre 
Funktionen  den  Staatsgesetzen  auf  das  genaueste 
entsprechend  führen  wollen,  Krick  a.  a.  0,  S. 
29.  30. 

6  Mandat  v.  19.  Febr.  1827.  §.2;  Schreyer 
Cod.  d.  Sachs.  K.  R.  S.  281,  nach  vorgängiger 
Vorlegung  seines  päpstlichen  Delegationsschrei- 
bens in  die  Hände  des  Königs, 

7  Mandat  v.  1827.  §§.  6.  17 ;  Ges.  v.  23.  Au- 
gust 1876.  §.  17. 

8  Verf.  Urk.  vom  4.  Sept.  1831.  §.  139.  Die 
durch  allerhöchst.  Reskr.  v.  26.  März  1836  fest- 
gestellte Formel  bei  Schreyer  a.  a.  0.  S.  534. 
Anm.  3,  in  welcher  der  frühere  Vorbehalt :  „leges 
vero  patriae  regni  Saxoniae  quae  nee  dogmata 
fldei  nee  disciplinam  s.  ecclesiae  vetant,  qua  con- 
scientiam  directivas  respecturus"  fortgelassen  ist. 

Das  Anm.  7  citirte  Gesetz  v.  1876  erwähnt  nur 
der  Beamten  der  katholisch-geistlichen  Behörden. 
Die  sonst  angeführten  Bestimmungen  über  die 
Eidesleistung  sind  aber  dadurch  nicht  aufgehoben. 
Der  betreffende  Zusatz  im  §.  17  ist  übrigens  erst 


von  der  Deputation  der  zweiten  Kammer  gerade 
im  Hinblick  auf  §.  139  d.  V.  Urk.  in  den  Gesetz- 
Entwurf  aufgenommen  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
37,  127. 

9  So  nach  dem  gemeinsamen  Edikte  der  Regie- 
rungen der  oberrhein.  Kirchenprovinz  v.  30.  Jan. 
1830.  §.  16.  Das  Fundationsinstrument  für 
Rottenburg  vom  14.  Mai  1828.  Nr.  3,  Lang, 
Samml.  würtemb.  Kirchengesetze  S.  1071 ,  hat 
den  Eid  auch  auf  Treue  gegen  die  Staatsgesetze 
erweitert.  Das  letztere  ist  aber  nicht  nur  in  der 
Eidesformel  des  Konkordates  von  1857.  Art.  2 
fallen  gelassen ,  sondern  auch  in  derselben  dem 
Treu-  und  Gehorsams  -  Gelöbniss  die  Beschrän- 
kung :  ;,sicut  decet  episcopum"  hinzugefügt.  Der 
jetzige  Bischof  von  Rottenburg  hat  dagegen  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  das  Konkordat  nicht  Lan- 
desgesetz geworden,  den  Eid  ohne  den  erwähnten 
Zusatz  geleistet,  Thudichum,  deutsches  Kir- 
chenrecht 1 ,  24.  Ein  nicht  würtembergischer 
Unterthan  ,  welcher  zum  Bischof  gewählt  worden 
ist,  muss  nach  dem  Ges.  v.  30.  Jan.  1862.  Art.  4 
und  dem  angeführten  Fundationsinstrument  erst 
das  würtembergische  Staatsbürgerrecht  erwerben 
und  hat  zu  diesem  Behufe  nach  Art.  20  d.  Verf. 
Urk.  vom  20.  Sept.  1819  den  Verfassungseid  zu 
leisten. 

iO  Ell.  d.  kath.  Kirchenraths  v.  26.  März  1858, 
V.  Vogt,  Samml.  kircbl.  Verordnungen  f.  Rotten- 
burg, S.  707.  Die  älteren  Formeln  enthielten 
auch  die  Verpflichtung  zur  Beobachtung  der  Grund- 
verfassnng  und  der  Staatsgesetze,  s.  Lang  a.  a. 
0.  S.  497.     Obwohl  die  neuen  mit  Rücksicht  auf 
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Was  Baden  betrifft,  so  rauss  der  Erzbiscbof,  ferner  jeder  Geistliche  beim  Ein- 
tritt in  den  Kircliendicnst  des  Landes  Treue  dem  Grossherzog  und  der  Verfassung,  so- 
wie Gehorsam  dem  Gesetze  schwören'. 

In  Hessen  hat  jeder  Geistliehe,  also  auch  der  Bischof,  welchem  ein  Kirchenamt 
übertragen  wird,  falls  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  den  Verfassungseid  abzulegen^. 

In  Oldenburg  haben  der  Offizial,  die  Mitglieder  des  Offizialates ,  die  Dekane 
und  Pfarrer ,  bevor  sie  in  ihr  Amt  eingeführt  und  für  den  Bischof  amtlich  verpflichtet 
werden  können,  eidlich  zu  geloben,  dass  sie  dem  Grossherzog  unterthänig,  gehorsam, 
treu  und  ergeben  sein  und  ihres  Amtes  also  warten  wollen ,  dass  den  Majestätsrechten 
des  Landesherrn  und  der  auf  den  Gesetzen  des  Staates  beruhenden  öffentlichen  Ord- 
nung mit  ihrem  Wissen  und  Willen  nirgends  Eintrag  geschehe  •^. 

In  Sachsen -Weimar  ist  für  alle  Geistlichen  vor  ihrer  Installation  eine  eid- 
liche Verpflichtung  gegen  den  Staat  als  Unterthan  und  Diener'',  in  Braun  schweig 
vor  ihrem  Amtsautritt  die  Beeidigung  auf  die  Beobachtung  der  Gesetze  und  der  Lan- 
desverfassung 5,  in  Lippe-Detmold  für  den  Pfarrer  nach  der  bischöflichen  Institu- 
tion die  Ablegung  des  Eides  der  Treue  gegen  den  Fürsten  und  des  Versprechens  der 
pflichtmässigeu  Beobachtung  der  Landesgesetze  ^,  endlich  in  Wal  deck  für  den  ent- 
sendeten Pfarrer  die  Verpflichtung  auf  die  Verfassungsurkunde '  vorgeschrieben .  Auch 
in  Sachsen-Gotha^  und  Coburg^  hat  der  Pfarrer ,  ehe  er  seine  Funktionen  aus- 
üben darf,  einen  Eid  auf  Treue  und  Gehorsam  gegen  den  LandesheiTn  und  die  Lan- 
desgesetze abzuleisten . 

In  Frankreich  und  Elsass-Lot  bringen  haben  die  Bischöfe  und  die  Pfarrer, 
ehe  sie  ihr  Amt  ausüben  dürfen,  einen  Treu-  und  Gehorsamseid  gegen  die  Regierung, 
bez.  den  Kaiser  zu  schwören  ^^^ 

Was  endlich  Oester reich  anlangt,   so  leisten  nur  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe 


das  Konkordat  entworfen  sind ,  hat  man  sie  doch  bei  Ausübung  seiner  bischöflichen  Pflichten  den 

trotz  der  Beseitigung  desselben  bisher  beibehalten,  Hoheitsrechten   des  Grossherzogs  nicht  zu  nahe 

Thudichum  a.  a.  0.  S.  25.  treten  wolle,  §.  3  a.  a.  0. 

1  Ges.  V.  7.  Juni  1848  u.  5.  März  1863,  Spohn  4  Ges.  v.  7.  Okt.  1823.  §.  18. 

bad.  Staatskirchenrecht  S.  185.  186,  welche  beide  5  Verf.  Urk.  v.  12.  Okt.  1852.   §.  226,   Arch. 

den  Erzbischof  nicht  ausnehmen.     Uebrigens  hat  f.  k.  K.  R.  13,  259,   s.   auch  Ges.   vom   10.  Mai 

schon    der   letzte  Erzbischof  laut  Protokoll  vom  1867.  §.  22,  a.  a.  0.  19,  416. 

27.  März  1843  „den  Gesetzen  des  Staates  Gehorsam  6  Edikt  v.  9.  März  1854.  Art.  3,  Beiträge  zum 

und  Treue"  geschworen.     Vgl.  ferner  Th.  II.  S.  preuss.  Kirchenrecht  2,  82. 

687.  Anm.  13.     Die  etwas  abweichende  Fassung  7  y.  v.  21.  März  1861.  ^.  3    Arch.  f.  k.  K.  R. 

des  Eides  des  altkatholischen  Bischofs  bei  F  ried-  9   22, 

berg,  Bischofs  wählen,  Aktenstücke  S.  255.  g  ^       ,    .         imi     iv     4              O    3r    916 

2  Art.  1  des  Ges.  v.  25.  April  1875,  betr.  die  oo-<  t^  t  ^I  T'  "  •  v'v'  ^1  /i.  j'  ^  \  ü 
,;.,.,,  n  •  XI-  V,  T^  /-1  •  xT  1.  j  231.  Doch  hat  man  sich  hier  statt  des  dadurch 
Vorbildung  von  Geistlichen.    Der  Geistliche,  der  v.  •  i.           r.-i          -^  AQP.n     -x    •          t-i-j 

,       j-   V.     w            j       *     X       "^     xT  1  vorgeschriebenen  Eides  seit  180^  mit  einem  Eide 

vorher  die  Funktionen  des  Amtes  öffentlich  aus-  ^  j      ox     x           j         x        o   ht  -^orov        ••   x 

..,.      .  ^         1.    A   X    T  1    •     •     1      i  xT  1      X    r-u  auf  das  Staatsgrundgesetz  V.  d.  Mai  1802  begnügt, 

übt,   ist  nach  Art.    (   krmnnalrechtlich  strafbar.  ^^      •        ir    t?  o    4f.o    a  r.  r.                            o     o» 

V    u   j       *vi   •  X          1      T--J          -11        r<   •  X  VeringK.  R.  S.  143.  144. 

jNach  der  Ableistung  des  Eides  wird  dem  Geist-  ° 

liehen,  welchem  ein  mit  dem  Genuss  einer  Pfründe  ^^S-    ^-   1813.    §.   24,    Arch.    f.    k.    K.   R. 

verbundenes  Amt  übertragen  worden  ist,  eine  s.  g.  32,  426.  428.     Jedoch  wird  auch  hier  seit  1861 

landesherrliche  Bestätigungsurkunde,  wodurch  er  dieselbe  Praxis  wie  in  Gotha  befolgt,  a.  a.  0.  S. 

als  gesetzmässiger  Inhaber  des  Amtes  von  Seiten  '*~'0.  n.  1  u.  S.  4^6.  n.  2. 

des  Staates  anerkannt  wird  und  für  die  Dauer  des  10  Französ.  Konkordat ,  Art.  6.  7.  organ.  Art. 
Amtes  den  Anspruch  auf  den  Genuss  der  damit  18.  27.  Für  die  Kanoniker  und  die  anderen  Juris- 
verbundenen Pfründe  erhält,  zugestellt,  Art.  10  diktionsbeamten  ist  eine  Eidesleistung  nicht  be- 
a.  a.  0.  sonders  vorgeschrieben,  sie  werden  aber  meist  aus 

3  Vertrag  v.  5.  Jan.  1830.  §.  28.  Der  Bischof  früheren  Pfarrern  genommen,  s.  Dekr.  v.  25.  De- 
von Münster  hat  bei  Antritt  seines  Amtes  nur  zember  1830,  Dursy,  Staatskirchenrecht  in 
einen  schriftlichen  Revers  auszustellen,   dass  er  Elsass-Lothringen  1,  58. 
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einen  derartigen  Eid ,   aber  mit  der  Beschränkung :    ,,sicut  decet  episcopum'' i,   von 
den  übrigen  Geistlichen  wird  ein  solcher  ebensowenig,  wie  in  Preussen  gefordert. 

Das  bestehende  Recht  in  Deutschland  lässt  sich  dahin  zusammenfassen. 

Ein  Treu-  und  Gehorsamseid  und  zugleich  ein  Eid  auf  die  Staatsgesetze  wird  all- 
gemein erfordert  im  Königreich  Sachsen,  in  Baden,  Hessen  und  Braun- 
schweig,  ferner  freilich  in  abgeschwächter  Form  in  Oldenburg,  —  nur  von  den 
Bischöfen  in  Preussen,  von  den  Pfarrern  und  anderen  Pfründnern  in  Baiern 
und  Sachsen-Weimar,  allein  von  den  Pfarrern  in  Lippe-Detmold,  Waldeck, 
Sachsen-Coburg  und  Gotha,  während  in  Würtemberg  und  Elsass-Lo- 
t  h  r  i  n  g  e  n  der  Bischof  und  die  übrigen  Geistlichen  blos  einen  Treu  -  und  Gehorsams- 
eid ,  im  erstgedachten  Lande  aber  die  letzteren  auch  einen  solchen  auf  gewissenhafte 
Besorgung  ihrer  etwaigen  staatlichen  Funktionen  zu  leisten  haben  2,  endlich  in  Baiern 
allein  die  Pfarrverweser  auf  Beobachtung  der  Staatsgesetze  bei  Verwaltung  ihrer  Funk- 
tionen verpflichtet  werden. 

Die  katholische  Kirche  erachtet  die  Eide  der  Geistlichen  auf  solche  Staatsgesetze, 
welche  ihren  Anschauungen  von  dem  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  wider- 
sprechen ,  —  und  das  sind  alle  modernen  Staatsverfassungen  —  für  unerlaubt  ^,  und 
lässt  ihn  entweder  nur  mit  Hinzufügung  einer  die  Rechte  der  Kirche  wahrenden  Klausel  ^ 
oder  nur  dann  zu,  wenn  die  Regierung  des  betreffenden  Staates  erklärt,  dass  die  eidliche 
Angelobung  den  Geistlichen  zu  keiner  seinem  Gewissen  widerstreitenden  Handlung 
verpflichten  solle.  Derartige  Erklärungen  sind  mehrfach  abgegeben  worden^.  Da- 
durch wird  aber  der  Zweck  des  erwähnten  Eides  in  Frage  gestellt.  Ueberhaupt  bietet 
derselbe ,  auch  wenn  er  unbedingt  geleistet  wird,  dem  Staate  keine  Sicherheit,  weil  er 
vor  dem  Forum  der  Kirche  als  unerlaubt,  also  nichtig  gilt,  und  weil  andererseits  der- 
jenige Geistliche,  welcher  die  stets  zu  erlangende  Nichtigkeitserklärung  desselben  nicht 
nachzusuchen  gewillt  ist,  auch  ohne  Vereidigung  die  Staatsgesetze  befolgen  wird  ^. 

1  Konkordat  Art.  20  (vor  dem  Kaiser).  Daran  nur  zu  demjenigen  verbindet,  was  er  vor  Gott  für 
ist  auch  durch  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1874  erlaubt  hält,  und  giebt  damit  dem  Worte:  „ge- 
nichts  geändert  worden ,  vgl.  Friedberg,  Bi-  wissenhaft"  eine  Bedeutung,  welche  es  sprachlich 
schofswahlen  S.  443.  Die  frühere  Formel  enthielt  nicht  hat.  Uebrigens  hat  die  preussische  Re- 
den Zusatz  nicht,  a.  a.  0.  S.  439.  Ueber  die  gierung  im  J.  1850  auf  Veranlassung  einzelner 
unter  Joseph  II.  angeordneten  Formeln  vgl.  Bischöfe  gestattet,  dass  vor  Ableistung  des  Eides 
Jäger  in  Wieser  u.  Stentrup,  Zeitschrift  f.  eine  Erklärung  dahin  abgegeben  werde ,  dass  der 
kath.  Theologie  3,  440  u.  S.  194.  n.  3.  Eid  die  Rechte  der  Kirche  und  die  Verpflichtungen 

2  Von  den  Verfassungseiden,  welche  die  Geist-  des  Schwörenden  gegen  dieselbe  nicht  beeinträch- 
lichen,  so  z.B.  auch  in  Preussen  und  Oester-  tigen,  folglich  auch  seine  kirchliche  Stellung  in 
reich,  Arch.  f.  k.  K.  R.  26,  318;  23,  447  und  Nichts  ändern  könne,  Arch.  f.  k.  K.  R.  26,  321. 
26,  250  bei  der  Uebeitragung  von  Staatsämtern  323. 

und  beim  Eintritt  in  die  gesetzgebenden  Ver-  5  Eine  solche  Erklärung  enthielt  schon  das  viel 
Sammlungen  zu  leisten  haben ,  ist  hier  nicht  zu  berufene  baierische  Edikt  von  Tegernsee  vom  15. 
handeln.  Der  im  Text  angedeutete  Konflikt  zwi-  Sept.  1821,  Walter  fontes  p.  212;  v.  Siche- 
schen dem  Staatsrecht  und  der  Auffassung  der  rer,  Staat  u.  Kirche  in  Bayern  S.  33,  wie- 
Kirche  tritt  aber  auch  hier  hervor.  wohl  sie  freilich  durch  den  sonstigen  Inhalt  des- 

3  Vgl.  die  Entscheidungen  d.  Pönitentiaria  v.  selben  wieder  neutralisirt  wird,  vgl.  auch  Siche- 
1869,  Arch.  f.  k.  K.  R.  23,  447  u.  26,  250.  S.  rer  a.  a.  0.  S.  336  u.  Mejer,  z.  röm.-deutsch. 
auch  Vering  K.  R.  S.413  u.  Friedberg  Gren-  Frage  II.  1,  202  ö".  Weitere  derartige  Erklärun- 
zen S.  620.  gen  sind  im  J.   1862  in  Sachsen- Weimar, 

4  Arch.  f.  k.  K.  R.  23,  448.  Merkwürdiger  Vering  K.  R.  S.  137  zur  Beilegung  eines  Kon- 
Weise  findet  Vering  a.  a.  0.  S.  414.  Anm.  4  fliktes  mit  dem  Bischof  v.  Fulda,  Arch.  f.  k.  K. 
die  Klausel  auch  in  dem  preussischen  Ver-  R.  6,  397,  und  im  J.  1871,  in  Oest erreich, 
fassungs-  und  Bischofseide,  weil  der  Schwur:  Arch.  f.  k.  K.  R.  26,  252  abgegeben  worden, 
„die  Verfassung  gewissenhaft  beobachten  zu  6  Vgl.  u.  S.  217  u.  Friedberg  Grenzen  S. 
wollen"  den  Schwörenden  nach  seinem  Gewissen  803.   A.  M.  Thudichum  a.  a.  0.  1,  86. 
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[§.  155. 


Viertes  Kapitel. 
Von  deu  Recliteu  und  Pflichten  der  kirchlichen  Anitsträger. 

§.155.    /.  Im  Allgemeinen. 

I.  Mit  der  Uebertragung  eines  Kirclienamtes  erlangt  der  Amtsträger  alle  mit  dem 
Amte  nach  gemeinem  Kecht  und  nach  etwaigen  besonderen  Stiftungsbedingungen  ver- 
bundenen Rechte  und  die  Befugniss  ,  dieselben  nach  Massgabe  des  geltenden  Rechtes 
auszuüben  •.  Die  Art,  der  Inhalt  und  der  Umfang  der  Amtsrechte  bestimmen  sich  des 
Näheren  durch  den  Charakter  des  übertragenen  Amtes  2.  Bei  der  Verschiedenheit  der 
Kirchenämter  lassen  sich  in  dieser  Beziehung  keine  allgemein  gültigen  Grundsätze  ent- 
wickeln und  aufstellen.  Nur  diejenigen  Aemter,  welche  Benefizieu'^  sind,  haben  in 
ihrer  vermögensrechtlichen  Seite  eine  gemeinsame  Grundlage  und  es  haben  sich  daher 
hinsichtlich  des  Verhältnisses  des  Benefiziaten  zu  den  das  Benefizium  bildenden  Ver- 
mögensstücken gemeinsame  Regeln  ausbilden  können'*. 

II.  Dem  Recht  auf  Ausübung  des  Amtes  entspricht  die  Pflicht,  das  Amt  wahrzu- 
nehmen und  treu  und  gewissenhaft  zu  verwalten.  Das  kirchliche  Amt  ist  in  erster 
Linie  eine  Summe  von  Pflichten ,  weil  es  die  Zwecke  der  Kirche  zu  verwirklichen  be- 
stimmt ist ,  während  die  mit  ihm  verbundenen  Rechte  nur  dazu  dienen,  die  Erfüllung 
jener  Aufgabe  zu  sichern  5.  Der  kirchliche  Amtsträger  steht  nicht  in  einem  civilrecht- 
lichen  Verhältniss,  welches  sich  in  bestimmt  begrenzten  Leistungen  erschöpft,  sondern 
in  einem  Pflichtverhältniss  zu  der  Kirche  und  den  ihm  vorgesetzten  kirchlichen  Beamten, 
kraft  dessen  er  seine  Kräfte  nach  bestem  Gewissen  seinem  amtlichen  Berufe  zu  widmen 
hat.  Daher  lassen  sich  die  Pflichten  ,  welche  kraft  des  Amtes  zu  erfüllen  sind ,  weder 
vollständig  aufzählen ,  noch  rechtlich  normiren.  Nur  bei  einzelnen  ist  dies  möglich. 
So  hat  das  katholische  Kirchenrecht  mit  Rücksicht  darauf ,  dass  in  der  Regel  jede  Er- 
füllung der  Amtspflichten  durch  Anwesenheit  des  kirchlichen  Amtsträgers  an  einem 
bestimmten  Orte  bedingt  ist ,  die  Pflicht  der  kirchlichen  Beamten  zum  Aufenthalte  an 
diesem  Orte,  die  s.  g.  Residenzpflicht,  näher  geregelt.  Im  übrigen  hat  das  Dis- 
ciplinarrecht  die  Funktion ,  die  Erfüllung  der  Amtspflichten  zu  sichern  und  zu  er- 
zwingen . 

Die  Kirche  wird  durch  eine  hierarchische  Abstufung  verschiedener  Aemter  ge- 
leitet. Ein  organisches  Zusammenwirken  derselben  für  die  kirchlichen  Zwecke  ist 
daher  nicht  anders  denkbar ,  als  dass  die  kirchlichen  Amtsträger  ihren  Vorgesetzten 
Gehorsam,  die  s.  g.  ohedientia,  zu  leisten  haben.  Zu  der  Pflicht,  das  Amt  auszuüben,  also 


1  Th.  Tl.  S.  653.  Das  im  Text  Bemerkte  findet, 
soweit  es  sich  um  die  Ausübung  handelt,  auch 
Anwendung  auf  die  Uebertragung  einzelner  Amts- 
funktionen oder  der  interimistischen  Verwaltung 
von  Aemtern ,  dagegen  werden  die  Rechte  des 
Amtes  selbst  von  dem  damit  betrauten  Geistlichen 
nicht  erworben. 

2  Vgl.  darüber  die  Darstellung  des  Aemter- 
organlsmus  von  Th.  I.  S.  195  ff.  ab.  Uebrigens 
ist  davon  auch  noch  im  Verlaufe  der  weiteren 
Darstellung  zu  handeln. 

3  Th.  II.  S.  366. 


4  Darüber  s.  unten  in  der  Lehre  vom  kirch- 
lichen Vermögensrecht. 

5  Die  bei  staatlichen  und  anderen  öffentlichen 
Beamten  in  Frage  kommende  Pflicht,  auch  ausser 
ihrer  amtlichen  Thätigkeit ,  ein  ihrer  Stellung 
entsprechendes  Verhalten,  namentlich  ein  solches, 
wie  es  Ehre  und  Sitte  fordern,  zu  beobachten, 
entsteht  für  die  katholisclie  Kirche  schon  durch 
den  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  überhaupt, 
Th.  I.  S.  130  ff.,  nicht  erst  durch  die  Erwerbung 
eines  Amtes.  Das  letztere  Moment  kommt  nur  inso- 
fern in  Frage,  als  sich  diese  Pflicht  mit  Rücksicht 
auf  den  Charakter  des  Amtes  verschärfen  kann. 
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die  dadurch  bedingte  Thätigkeit  vorzunehmen ,  tritt  daher  ferner  nach  kirchlichem 
Recht  die  Pflicht  zum  Gehorsam  hinzu ,  dessen  eidliche  Angelobung  bei  oder  vor  An- 
tritt des  Amtes  schon  seit  älterer  Zeit  gefordert  worden  ist. 

Endlich  verlangt  die  katholische  Kirche  noch  von  den  kirchlichen  Amtsträgern 
eine  besondere  und  erneuerte  Bezeugung  ihres  den  Vorschriften  der  Kirchenlehre  ent- 
sprechenden Glaubensstandes  und  zwar  in  der  Weise,  dass  sie  dieselben  bei  oder  nach 
ihrer  Anstellung  zur  Ablegung  der  vorgeschriebenen  s.  g.  professio ßdei  verpflichtet. 

Während  die  Behandlung  des  Disciplinarrechtes  der  Kirche  einer  späteren  Stelle 
vorbehalten  bleibt,  ist  im  Folgenden  noch  des  Näheren  von  der  Pflicht  zum  Gehorsam, 
zur  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses  und  der  Residenzpflicht  zu  handeln. 

//.    Die  Pflichten  im  Einzehien. 
§.  156.     /.    Die  Pßicht  des  Gehorsams.    Das  iuramentum  obedientiae* . 

I.  Geschichte  ^  Erst  seit  dem  4.  Jahrhundert  finden  sich  ausdrückliche  Vor- 
schriften, welche  die  selbstverständliche  Pflicht  des  Gehorsams,  insoweit  es  sich  um  das 
Verhältniss  der  Kleriker  zu  ihrem  B i s c h o f  handelt,  theils  direkt^,  theils  in- 
direkt ^  bald  mehr  allgemein*,  bald  nur  in  bestimmten  Beziehungen^  hervorheben. 
Von  einem  besonderen  Gelöbniss  oder  einer  eidlichen  Verpflichtung  der  Kleriker  bei 
ihrer  Ordination  oder  Anstellung  durch  den  Bischof  wird  während  der  ersten  6  Jahr- 
hunderte nichts  berichtet.  Erst  im  folgenden  ist  für  die  spanische  Kirche  die  An- 
gelobung des  Gehorsams  vor  dem  Empfang  der  Weihen  gegenüber  dem  vorgesetzten 
kirchlichen  Amtsträger  durch  das  11.  Toletanische  Konzil  v.  J.  675  ^'  angeordnet  wor- 
den, eine  Bestimmung,  welche  sich  wohl  nicht  blos  auf  die  Diöcesangeistlichen  in  ihrem 
Verhältniss  zum  Bischof,  sondern  auch  auf  die  Bischöfe  selbst  hinsichtlich  ihrer  Stel- 
lung zum  Metropoliten  bezogen  hat. 

In  Italien  haben  seit  dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  die  dem  römischen  Stuhle 
unterstehenden  Bischöfe  eidlich  dem  Apostel  Petrus  und  seinem  Stellvertreter,  dem 
Papst,  Treue  und  Förderung  des  Nutzens  der  römischen  Kirche  gelobt^.    Da  der  Eid 

*  Phillips  K.  R.  2,  ITlff.  5  So  verpflichtet  c.  31  cod.  eccles.  Afric.  (cone. 

1  Thomas  sin  vet.  et  iiov.  disc.  eccles.  P.  II.  Carth.  v.  419  u.  421,  Maassen,  Gesch.  d,  Quel- 
1.  2.  c.  44£f.  ;  Zaccaria,  de  rebus  ad  historiam  len  z.  d.  canon.  Rechts  1,  182)  =  c.  4.  Dist. 
atque  antiquitates  ecclesiae  pertinentihus  diss.  LXXIV,  den  Kleriker,  auf  Geheiss  des  Bischofs 
latin.   t.  II  (Fulgin.   1781)  p.  264ff.  ;  Binte-  eine  höhere  Weihe  zu  nehmen. 

rim,    Denkwürdigkeiten  der  christ-katholischen  6  c.  10  (c.  6  Dist.  XXIII):   „ut  unusquisque 

Kirche  I.  2,  268  ff.  qui  ad  ecclesiasticos  gradus  est  accessurus ,   non 

2  So  das  Konzil  v.  Vaison,  c.  6  v.  442,  welches  ante  honoris  consecrationem  accipiat,  quam  pla- 
sich  auf  eine  Stelle  des  ersten  Pseudo-Clemen-  citi  sui  innodatione  promittat,  ut  fldem  catholi- 
tinischen  Briefes  an  Jacobus  (s.  meine  Pseudo-  cam  sincera  cordis  devotione  custodiens  iuste  et 
Isidor-Ausgabe  p.  36  c.  17)  beruft;  Konz.  v.  pie  vivere  debeat  et  ut  in  nuUis  operibus  suis 
Macon  v.  581  c.  10.  canonicis  regulis  contradicat  atque  ut  debitum  per 

3  c.  38  (40)  apostol.,  wonach  die  Priester  und  omnia  honorem  atque  obsequii  reverentiam  prae- 
Diakonen    nichts  ohne  den  Bischof  vornehmen  eminenti  sibi  unicuique  dependat". 

sollen ,  demnach  also  auch  seinen  Anweisungen  ^   Nicht  hierher  gehört  der  Brief  Leos  I.    an 

Folge  leisten  müssen,  c.  8  conc.  Chalced.  v.  451  Anastasius  v.   Thessalonich  v.  446,  ed.  Ball  er. 

(c.   10.  §§.  1.  2.  C.  XVIII.  qu.  2)  erklärt  die  2,  261,   in  welchem  der  letztere  getadelt  wird, 

Kleriker  an  Armenhäusern  ,  Klöstern  und  Mär-  dass  er  als  "Vikar  gewaltsam  dem  Metropoliten  von 

tyrerkapellen  der  Gewalt  des  Bischofs  unterwor-  Epirns  ein  schriftliches  Gehorsamsversprecben  ab- 

fen,  was  demnach  für  die  Geistlichen  der  bischöf-  gepresst  habe,   a.  M.   Zaccaria  1.  c.  c.  2.  n.  3. 

liehen  Kirche  keinem  Zweifel  unterliegen  kann.  p.  286,   ebensowenig  der  Eid,  welchen  Gregor  I., 

c.  18  (c.  21.  23  C.  XI.  qu.  1)  verbietet  Verschwö-  app.  10  ad  epist.  ed.  Bened.  2,  1300,  den  aus  dem 

rungen  und  Umtriebe  gegen  den  Bischof.  Schisma  des  Dreikapitelsstreites  zur  Einheit  der 

^  S.  Anm.  2.  Kirche  zurückkehrendenBischöfen  abverlangt  hat. 
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aber  aucli  •i:leiciizeiti<i-  aul'  die  Howahning  des  Glaubens  und  der  Einheit  mit  der  katho- 
lischen Kirche,  die  Fernhaltung  von  scliismatischcn  Bestrebungen  und  von  Anschlägen 
gegen  den  römischen  Staat  und  Kaiser,  die  Bekämpfung  und  Anzeige  der  letzteren  an 
den  Papst  gerichtet  ist^  so  war  der  Hauptzweck  des  Eides  offenbar  nicht  die  Siche- 
rung des  Gehorsams  gegen  den  römischen  Biscliof ,  vielmehr  die  Verhinderung  schis- 
matischer  Bewegungen  und  hocliverrätherischer  Komplote  gegen  das  römische  Reich  2. 

Der  erste,  niclit  italienische  Biscliof,  welcher  dem  Papste  einen  derartigen  Eid  ge- 
leistet liat,  ist  Bonifazius  gewesen.  Der  von  ihm  bei  seiner  Bischofsweihe  in  Rom 
i.  J.  722  abgelegte  Eid  ist  dem  vorhin  erwähnten  nachgebildet  3.  Er  enthält  das  Ver- 
sprechen der  Treue ,  der  Bewahrung  der  Einheit  mit  der  römischen  Kirche  und  der 
Beförderung  des  Nutzens  derselben.  Selbstständig  und  dem  Zweck  der  Mission  des 
Bonifazius  entsprechend  ist  der  weitere  Inhalt ,  über  die  Beobachtung  der  Ordnungen 
der  h.  Väter,  d.  h.  der  römischen  Kirche,  durch  die  anderen  Bischöfe  wachen,  Ab- 
weichungen derselben  davon  verhindern,  nöthigenfalls  dem  Papste  darüber  Mittheilung 
machen  und  endlich  die  Gemeinschaft  mit  den  jene  Ordnungen  nicht  innehaltenden 
Bischöfen  abbrechen  zu  wollen.  Der  Schwerpunkt  des  Gelöbnisses  liegt  ersichtlich  in 
dem  letzten  Theil ,  in  den  Versprechungen ,  welche  auf  die  Herstellung  der  Abhängig- 
keit seiner  Missionsgebiete  von  der  römischen  Kirche  gehen  ^. 

Die  Stellung  des  Bonifazius  zu  Rom  war  eine  besondere  und  eigenthümliche ,  und 
wenn  auch  sein  Ziel,  die  Verbindung  der  fränkischen  Kirche  mit  Rom,  erreicht  worden 
ist,  so  war  das  Papstthum  doch  im  8.  und  im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  noch  nicht 
so  mächtig,  dass  man  den  fränkischen  Bischöfen  oder  auch  nur  den  Erzbischöfen  ein 
gleiches  Gelübde ,  wie  das  einst  von  Bonifazius  geleistete,  hätte  abfordern  können  •''. 

Dieser  ist  nur  auf  Verbleiben  in  derselben  und  in  propriaiu  tarnen   rediit  sedem  et  solita  quae  ab 

der  (Jeoieinschaft  mit  dem  Papste  gerichtet  ge-  universis  in  scriiiio  episcoporum  sunt,  indicula  et 

"Wesen.    Die  cautio,  welclie  Pelagius  1  (555— 560)  fldei  expositioncs  et  hie  confessus  est  sicque  re- 

von  dem  von  ihm  geweihten  Hischof  v.  Syrakus  conclliationis    promeruit   absolutionem".      Unter 

gefordert  hat,  c.  13  Dist.  XXVIII.,  war  ein  Ver-  cautlones  sind  liier  die  im  lib.  diurnus  n.  74.  75 

sprechen,  die  Kirchengüter  nicht  zu  veräussern,  und  n.  73  (Glaubensbekenntniss)  mitgetheilten 

wie  ein  solches  auch  in  der  im  lib.  diurnus  n.  74,  zu  verstehen. 

ed.  Ro  ziere  p.  146,  befindlichen  cautio  enthalten  3  Bei  de  Roziere  1.   c.   p.  265  und  Jaffe', 

ist.     Zur  Zeit  des  Pelagius  war  demnach  der  im  mon.  Mogunt.  p.  76 :  „Promitto  .  .  vobis  P.  Petro 

Text  erwähnte  Eid  noch  nicht  im  Gebrauch.  apostolor.  principi  vicarioque  tuo  b.   pp.  Gregorio 

1  Die  Formel  im  lib.  diurnus  n.  75,   ed.  cit.  successoribusque  eins  .  .  .  .  me  omnem  fldem  et 

p.  157.  puritatem  s.  fidei  catholicae  exhibere  et  in  uni- 

^  Dies  zeigt  auch  das  spätere  ebendaselbst,   n.  täte  eiusdem  flidei  .  .  .  persistere  .  .  .  nullo  modo 

76.   p.    160    befindliche    indiculum   episcopi   de  me    contra    unitatem    communis    et   universalis 

Longobardia  (vgl.  Hegel  Gesch.  der  Städtever-  ecclesiae  suadente    quoplam  consentire ,  sed ,  ut 

fassg.  V.  Italien  1,  374.  n^  2),   nach  welchem  die  dixi,  fldem  et  puritatem  meam  atque  concursum 

unter  der  Herrschaft  der  Longobarden  stehenden  tibi  et  utilitatibus  tuae  ecclesiae  .  .  .  etpraedicto 

und  dieser  Nation  angehörigen  Bischöfe  an  Stelle  vicario   tuo   atque  successoribus  eius  per  omnia 

der  Treue  gegen  den  römischen  Staat  und  Kaiser  exhibere ;    sed  et  si  cognovero  antistites  contra 

beschwören,  dass  sie  alle  ihre  Bemühungen  zur  instituta  antiqua  ss.  patrum  conversari,  cum  eis 

Erhaltung  des  Friedens  zwischen  Rom  und  den  nullam  habere  communionem  aut  coniunctionem. 

Longobarden  aufwenden  wollen.  Sed  magis,  si  valuero  prohibere,  prohibeo;  si  mi- 

Auch   einzelne  der  italienischen  Metropoliten  nus,  (nae)  fideliter  statim  domno  meo  apostolico 

haben  schon  solche  Gelöbnisse  ausgestellt.     Vgl.  renuntiabo". 

vita  Constantini  I.   (708 — 715)  in  lib.    pontif.,  ^  Dies  zeigt  auch  der  Brief  des  Bonifazius  an 

Man  si  12,  177  :  „Is  ordinavit  Felicem  archiepis-  Cudbert  v.  748,  Jaffe'  1.  c.  p.  201,  Th.  11.  S.  8. 

copum  Ravennatem,  qui  secundum  usum  priorum  n.  2. 

suorum  solitas  in  scrinio  noluit  facere  cautiones,  5  in  Italien  hat  sich  wohl  die  frühere  Sitte  er- 

sed  per  potentiam  iudicum  exposuit,  ut  maluit.  halten.  Derlib.  pontiflcalis  vita  Nicolai  I.  Maus i 

Cuius  cautio  a  pontifice  in  s.  confessione  b.  Petri  15,   149  erzählt,   dass    der  Erzbischof  Johannes 

apostoli  posita",   u.   ferner  1.  c.  p.  180 :    „eodem  von  Ravenna,    bei   seiner  Unterwerfung   auf  der 

tempore  Felix  archiepiscopus  Ravennae  ab  exilio  römischen  Synode  v.  862,  Dümmler  Gesch.  d. 

remotus,  .  .  .  licet  oculorum  lumine  privatus  ad  ostfränk.  Reichs  1,  495.  496:  „apprehensa  charta 
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Die  Pflicht  des  Gehorsams.   Das  iuramentum  obedientiae. 
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Nach  der  gangbaren  Meinung'  soll  aber  bereits  Ende  des  9.  Jahrhunderts,  als  die 
Nachsuchung  des  Palliums  seitens  der  Erzbischöfe  in  Rom  ^  herrschender  Gebrauch  ge- 
worden war,  von  den  Päpsten  ausser  der  Einsendung  des  herkömmlichen  Glaubens- 
bekenntnisses-^  auch  die  eines  Anerkenntnisses  der  päpstlichen  Dekretalen  und  die  eid- 
liche Bestärkung  desselben  gefordert  worden  sein.  Die  Fälle,  in  denen  ein  solches 
Verlangen  geltend  gemacht  ist ,  sind  aber  singulärer  Natur  ^ ,  und  sowohl  die  allge- 
meinen Anordnungen  des  9.  Jahrhunderts-^,  wie  'auch  die  Praxis  des  zehnten  ergiebt, 
dass  sich  die  Kurie  noch  damals  für  die  Regel  mit  der  Ablegung  des  Glaubensbekennt- 
nisses begnügt  haf^. 

Nicht  minder  unrichtig  wie  die  eben  besprochene  Annahme,  ist  die  weit  verbrei- 
tete Ansicht,  dass  Gregor  VII.  die  Leistung  eines  Obedienzeides  für  alle  Erzbischöfe 
oder  Bischöfe  angeordnet  und  eine  bestimmte  Formel  dafür  vorgeschrieben  habe'. 

Schon  vor  seiner  Regierungszeit,  als  die  kirchliche  Reformpartei  den  Kampf  gegen 
die  Investitur  der  Bischöfe  seitens  der  Fürsten  eröffnet  hatte,  hat  Nikolaus  II.  unter 


repromissionis  et  iuramenti  sui  scriptiiras ,  quas 
tempore  consecrationis  suae  iniperfectis  confusis- 
que,  ut  in  eis  videbatur ,  rcpleverat  dictionibus, 
propria  manu  scribens  iuxta  consuefudinem  ante- 
cessorum  suorum  composuit."  Für  Deutschland 
wird  die  Sitte  keineswegs,  a.  M.  PL  illip  s  2, 187, 
durch  den  in  der  vor.  Anm.  cit.  Brief  des  Boni- 
fazius  erwiesen. 

1  Phillips2,  188;   Riohter-Dove  K.  R. 

§.  145;  Schulte  K.  R.  2,  289. 

2  Th.  II.  S.  28. 

3  Th.  II.  S.  27.  n.  2. 

4  In  dem  gewöhnlich  angeführten  c.  4Dist.  C, 
einem  Schreiben  Johannes  YIII.  an  Wilibert  von 
Köln  u.  873,  ist  allerdings  diese  Zumuthung  ge- 
macht ,  aber  die  Verleihung  des  Palliums  an  ihn 
war  schon  unter  Hadrian  II.  auf  Widerstand  ge- 
stossen,  Dümmler  a.  a.  0.  1,  789.  805,  und 
die  Worte  „secundum  morem"  in  dem  Briefe  Jo- 
hanns können  sich  sehr  wohl  auf  die  Unterlas- 
sung der  Erwähnung  der  allgemeinen  Konzilien 
beziehen.  —  Wenn  schon  Nicolaus  I.  für  die  Ver- 
leihung des  Palliums  an  den  Bischof  v.  Dol  865, 
Mansi  15,  470,  etwas  Aehnliches  gefordert  hat, 
so  war  das  Verlangen  des  letzteren,  weil  Dol  un- 
ter Tours  stand,  durchaus  exceptionell. 

Ferner  heisst  es  in  einem  Schreiben  Nikolaus'  I. 
an  Ansgar  v.  Bremen  v.  864,  Lappenberg 
Hamb.  Urkdbch.  1,  24  :  „Porro  te  pallio  uti  non- 
nisi  more  sedis  concedimus  apostolicae,  seil,  ut 
successores  tui  per  semetipsos  vel  per  legatos  suos 
et  scriptum  fldem  nobiscum  tenere  ac  sanctas  VI 
synodos  recipere  atque  decreta  omnium  Romanae 
sedis  praesolum  et  epistolas  quae  sibi  delatae  fue- 
rint,  venerabiliter  observare  atque  perflcere  Om- 
nibus diebus  suis  scripto  se  et  iuramento  proflte- 
antur".  Ganz  abgesehen  von  der  nicht  unzweifel- 
haften Echtheit  der  Bulle,  Dümmler  a.  a.  0. 
1,  524.  n.  28,  wird  in  derselben  dem  Ansgar  die 
Mission  über  die  Schweden,  Dänen  und  Slaven 
übertragen  und  in  Folge  dieser  seiner  Stellung  als 
römischer  Missionsbischof  könnte  ein  solcher  Eid 
von  ihm,  mit  Rücksicht  auf  das  Vorbild  desBoni- 
fazius,  verlangt  worden  sein. 

•''  Das  unter  Johann  VIII.  i.  J.  875  zu  Rom 


und  das  877  zu  Ravenna  abgehaltene  Konzil,  c. 
2,  bez.  c.  1,  Maassen,  eine  röm.  Synode  871 
bis  878.  Wien  1878.  S.  11,  u.  c.  1  Dist.  C.  for- 
dern nur  die  Einsendung  des  Glaubensbekennt- 
nisses, aber  keine  weitere  Erklärung. 

6  In  dem  Schreiben,  mit  welchem  Leo  VII.  u. 
937,  Mansi  18,  376,  das  Pallium  an  Gerhard  v. 
Lorch  übersendet,  wird  allein  die  Kürze  des  von 
diesem  abgelegten  Glaubensbekenntnisses  be- 
mängelt. Dem  Gesuch  Pilgrims  von  Passau  (Lorch) 
um  das  Pallium,  auf  welches  er  dasselbe  von  Be- 
nedikt VII.  974  übersendet  erhalten  hat,  Mansi 
19,  52,  ist  ebenfalls  nur  die  professio  fidei  bei- 
gefügt, a.  a.  0.  p.  49. 

Hiernach  kann  nur  angenommen  werden,  dass 
die  Forderungen  Nikolaus'  I.  und.  Johanns  VIII. 
(s.  Anm.  4)  vereinzelte  Versuche  gewesen  sind, 
bisher  nicht  gemachte  Ansprüche  durchzusetzen, 
und  dass  ihre  Nachfolger  Ausgangs  des  9.  und 
Anfangs  des  10.  Jahrhunderts  bei  der  damali- 
gen Lage  des  Papstthums  nicht  die  Macht  ge- 
habt haben ,  diese  weiter  zu  verfolgen.  Mehr 
beweist  auch  nicht  die  ihrem  Alter  und  Ursprung 
nach  unbekannte  Formel  bei  Baluze  capitul. 
ed.  de  Chiniac  2,  618  u.  de  Ro ziere  recueil 
des  formules  2,  644,  in  welcher  der  zu  weihende 
Metropolit  seinen  Konsekratoren  (nicht  dem 
Papste)  gegenüber  das  Glaubensbekenntniss  ab- 
legt und  dann  hinzufügt:  „beato  vero  Petro  et  vi- 
cario  eins  debitam  subiectionem  et  obedientiam, 
sufifraganeis  vero  nostris  adiutorium  me  exhibi- 
turum  profiteor.  Et  huic  professioni  meae  coram 
deo  et  angelis  sub  testiraonio  quoque  praescntis 
ecclesiae  subscribo".  Sie  gehört  wohl  dem  Ende 
des  9.  Jahrb.  an  und  ist  in  den  Kreisen  der  Partei 
des  Frankenreichs  entstanden,  welche  die  damals 
hervortretenden  Bestrebungen  auf  Stärkung  der 
Metropolitanrechte  abwehren  wollte.  Darauf  deu- 
tet der  Passus  über  die  Suffraganbischöfe,  welcher 
eine  auffällige  Verwandtschaft  mit  der  von  Hink- 
mar  von  Laon  an  Hinkmar  von  Rheims  gestellten 
Forderung,  s.  unten  S.  206.  n.  2,  zeigt. 

■^  Thomassin  1.  c.  c.  46.  n.  3  ;  P.  de  Marca 
de  concordia  t^acerdotii  et  imperii  VI.  7.  n.  7.  8; 
Gie seier  Kirchengesch.  4.  Aufl.  II.  2,  233 ff. 
mit  Recht  dagegen  P  h  i  1 1  i  p  s  K .  R.  2,  189. 


202 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  156. 


Ignorirunj;  dor  slutt^vliableii  königliclicii  Erueiinung-  von  dem  Erzbischof  von  Mailand, 
bei  Vomahnio  der  kirchliclicn  Investitur  an  diesen,  einen  Obcdicnzeid*,  ferner 
Alexander  11.  vor  der  Konsekration  des  Wibert  von  Kavenna  und  der  Verleihung 
des  Palliums  an  ihn  einen  Eid  gefordert,  welcher  offenbar  nach  dem  Vorbilde  des  von 
Robert  Ouiscard  geleisteten  Lehnseides  ^  abgefasst  ist  und  sich  also  nicht  als  ein  blos- 
ser Gehorsams-,  sondern  als  ein  Eid  auf  persönliche  Hulde  ^  charakterisirt. 

Dem  letzteren  entspricht  im  wesentlichen  der  vom  Patriarchen  Heinrich  von  Aqui- 
leja  Gregor  VII.  im  J.  1071)  geschworene  Eid*.  Es  kann  kein  Zweifel  darüber  obwal- 
ten, dass  alle  diese  Formeln  von  der  tonangebenden  Reformpartei  der  Kurie  entworfen 
sind,  ebensowenig  darüber,  dass  man  mit  diesem  Eid  den  Zweck  verfolgt  hat,  die 
Inhaber  der  drei  wichtigsten  Bisthtimer  Ober-Italiens  an  sich  zu  fesseln.  Andererseits 
haben  sie  aber  damals ,  wie  das  Beispiel  Aquilejas  zeigt ,  nicht  die  Bedeutung  von 
Eiden  gehabt ,  welche  bei  dem  Antritt  oder  gar  vor  dem  Erwerb  eines  Bisthums  von 
allen  Bischöfen  zu  leisten  gewesen  wären.  Nachdem  sie  indessen  einmal  als  Mittel  be- 
nutzt worden  waren,  um  sich  der  Anhänglichkeit  der  Bischöfe  in  dem  Kampf  gegen 
das  Kaiserthum  zu  versichern,  konnte  man  sie  auch  später,  falls  es  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse passend  erschien,  zu  dem  letztgedachten  Zweck  verwenden.  Dass  dies  die 
Absicht  der  Kurie  war,  ergiebt  die  Kanonensammlung  des  Kardinals  Deusdedit,  in  wel- 
cher der  vom  Bischof  von  Ravenna  geleistete  Eid  allgemein  als  Eid  der  Bischöfe, 
welche  in  Rom  konsekrirt  werden  und  das  Pallium  empfangen ,  bezeichnet  wird  ^,  in 
Verbindung  mit  der  Anordnung  Gregors  VII,  dass  das  letztere  in  Rom  persönlich  von 


'  J.  1059  0.  1060,  Th.  11.  S.  542.  n.  4.  Die 
Formel  ist  nicht  erhalten. 

2  Und  zwar  des  zweiten,  Deusdediti  collect, 
canon.  111.  157,  ed.  Marti  iiucci  p.  340  (auch 
bei  Gieseler  a.  <-i.  0.  II.  1,  239.  ii.  11):  „Ego 
Robertus  ...  (1)  ab  hac  hora  et  deinceps  ero  fide- 
lis  s.  Komanae  aecclcsiae  et  apostolicae  sedi  et 
tibi  domino  nieo  Nicoiao  papae.  (11)  In  consilio 
vel  in  facto,  unde  vitam  aut  membrum  perdas  vel 
captus  sis  mala  captione,  non  ero.  (111)  Consilium- 
que  quod  mihi  credideris  et  contradixeris,  ne  illud 
manifestem ,  non  manifestabo  ad  tuum  damnum 
me  sciente.  (IV)  Sanctae  Romanae  aecclesiae  tibi- 
que  adiutor  ero,  ad  tenendum,  ad  acquirendum 
regalia  s.  Petri  eiusque  possessiones  pro  meo 
posse  contra  omnes  homines,  et  adiuvabo  te,  ut 
secnre  et  honoriflce  teneas  papatum  Romanum 
terramque  s.  Petri"  .  .  . 

3  Deusdedit.  1.  c.  IV.^  162,  ed.  cit.  p.  503: 
„luramentum  episcoporum  qui  in  Romana  aeccle- 
sia  consecrantur  et  ab  ea  pallium  accipiunt.  Ex 
reg.  pape  Alexandri.  Ego  Guibbertus  Ravennas 
archiepiscopus  (1)  ab  hac  liora  in  antea  fidelis  ero 
s.  Petro  sancteque  Romanae  aecclesiae  et  domino 
meo  papae  Alexandro  suisque  successoribus  elec- 
tione  meliorum  cardinalium  intrantibus.  (11)  Non 
ero  in  consilio  neque  in  facto,  ut  vitam  perdant 
aut  membra  et  aut  capti  sint  mala  captione.  (111) 
Consilium  vero  quod  mihi  credituri  sunt  per  se 
aut  per  nuntios  suos  sive  per  litteras,  nulli  mani- 
festabo ad  eorum  damnum  me  sciente.  (IV)  Papa- 
tum Romanum  et  regalia  s.  Petri  adiutor  eis  ero 
ad  retiriendnm  et  defendendum,  salvo  meo  ordine, 
(V)  Legatum  Romanum  eundo  et  redeundo  hono- 
riflce tractabo  et  in  suis  necessitatibus  adiuvabo. 


(VI)  Vocatus  ad  synodum  venire  non  difCeram, 
nisi  praepeditus  canonica  excusatione  vel  praepe- 
ditione.  (Vll)  In  nataliciis  apostolorum  eorum 
liminavisitabo  aut  per  me  aut  per  nuntium  meum 
nisi  apostolica  licentia  remaneam.  Sic  me  deus 
etc."  Die  Sätze  unter  I — IV  entsprechen  den 
ebenso  numerirten  in  der  vor.  Anm.  bis  auf  un- 
bedeutende Wort- Abweichungen  und  solche,  wel- 
che durch  die  verschiedene  Stellung  der  beiden 
Schwörenden  bedingt  sind.  Wenn  sich  Phillips 
a.  a.  0.  S.  195  dagegen  ereifert,  dass  man  diesen 
Eid  als  Lehnseid  bezeichnet  hat,  so  ist  allerdings 
richtig,  dass  er  kein  homagium  im  eigentlichen 
Sinne  enthält,  im  Uebrigen  zeigt  aber  die  Ver- 
gleichung,  dass  der  Erzbischof  dieselbe  persön- 
liche Hulde,  wie  der  Lehnsmann  des  Papstes, 
schwört.  Einen  derartigen  Eid  hat  der  deutsche 
Kaiser,  insbesondere  Otto  I.,  s.  LL.  2,  29,  — 
darauf  weist  Phillips  a.  a.  0.  hin  — ,  dem  Papst 
nicht  geleistet. 

4  Vgl.  Th.  II.  S.  545.  n.  4.  Der  Eid ,  Jaffe' 
mon.  Greg.  p.  355,  enthält  zunächst  die  im  Eide 
Wiberts ,  s.  o.  Anm.  3,  unier  1.  II.  aufgeführ- 
ten Versprechungen.  Die  letzteren  mit  dem 
Zusatz  auch  zu  verhindern,  dass  die  Päpste  „pa- 
patum perdant".  Dann  folgt  No.  VI  in  etwas 
veränderter  Fassung,  wobei  es  heisst:  veniam  et 
canonice  obediam ,  demnächst  No.  IV.  III.  V. 
Der  Schluss  (VII)  fehlt  und  ist  durch  folgende 
Worte  ersetzt :  „His  quos  nominatim  excommuni- 
caverit,  scienter  non  communicabo.  Romanam 
ecclesiam  per  saecularem  militiam  fldeliter  adiu- 
vabo, cum  invitatus  fuero.  Haec  omriia  ober- 
vabo,  nisi  quantum  sua  certa  licentia  remanserlt". 

5  S.  Anm.  3. 
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den  Bischöfen  nachgesucht  werden  solltet  Für  eine  direkte  allgemeine  Vorschrift, 
dass  auch  nur  alle  Erzbischöfe  einen  solchen  Eid  dem  Papste  zu  leisten  hätten,  waren 
aber  die  Dinge  damals  noch  nicht  reif.  Vorläufig  hatte  die  Kurie  genug  zu  thun ,  das 
Verbot  der  königlichen  Investitur  der  Bisthümer^  zur  Wirksamkeit  zu  bringen,  und 
eine  gleichzeitige  Forderung  der  erwähnten  Art  hätte  durch  ihre  Neulieit  und  Mass- 
losigkeit  dieses  Vorgehen  nur  erschweren  können  ^.  Die  ergebenen  und  tiberzeugten 
Anhänger  der  Kurie  im  Episkopate  leisteten  ihr  auch  ohne  eidlichen  Gehorsam  Folge"*, 
für  diejenigen  Bischöfe  aber,  welche  sich  derselben  anfänglich  widersetzt  und  erst  spä- 
ter, nachdem  ihr  Widerstand  gebrochen  war,  unterworfen  hatten,  war  nach  Lage  der 
Fälle  eine  verschiedene  Behandlung  angezeigt^. 

Seitdem  die  strenggesinnte  Reformpartei  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts  in  der  Kurie  zur 
Herrschaft  gelangt  war,  wurde  allerdings  prinzipiell  von  den  Bischöfen  nicht  nur  ein  durch 
die  kirchlichen  Kanones  und  die  mit  diesen  übereinstimmenden  allgemeinen  päpstlichen 
Anordnungen  begränzter  Gehorsam ,  sondern  auch  Unterwerfung  unter  die  kirchliche 
Politik  der  jeweiligen  Päpste  und  Unterstützung  derselben  gefordert,  und  behufs  Durch- 
setzung dieses  Anspruchs  zuerst  nach  Gelegenheit,  vor  Allem  von  den  Erzbischöfen  bei 
ihrer  Weihe  und  bei  der  Verleihung  des  Palliums  ein  besonderer,  dem  Lehnseid  nach- 
gebildeter Gehorsam  seid  in  verschiedenen  Formen  verlangt.  Das  letztere  ist  seit  Aus- 
gang des  1 1 .  oder  seit  Anfang  des  1 2 .  Jahrhunderts  häufiger,  als  bisher ,  geschehen  ^ 


1  Tb.  II.  S.  29. 

2  Th.  II.  S.  544  ff. 

3  Als  die  königliche  Investitur  in  der  ursprüng- 
lichen Bedeutung  noch  in  Uebung  war,  hätte  so- 
fort die  Frage  praktisch  werden  müssen,  wie  sich 
der  dem  Könige  dabei  zu  leistende  Mannschafts- 
eid zu  dem  Eide  gegen  den  Papst  verhalte.  In  der 
That  ist  über  diese  in  England  auf  dem  Reichs- 
tage zu  Rockingham  1095  verhandelt  worden,  als 
Anselm  von  Canterbury  die  königliche  Erlaubniss 
zur  Einholung  des  Palliums  bei  Urban  II.,  wel- 
chem er  bereits  geschworen  hatte :  „pro  apostolico 
suscepisse  neque  ab  eius  subiectione  quoad  vive- 
ret.  .  .  discedere  noUe^-',  nachsuchte  und  insbeson- 
dere von  den  Bischöfen  darüber  Rath  erforderte,  „ut 
et  contra  obedientiam  papae  nihil  agam  et  fldem 
quam  domino  regi  debeo  non  offendam^^  Die 
Bischöfe  riethen,  dass  sich  Anselm  dem  Könige 
unterwerfen  sollte,  Mansi  20,  791;  Hefele 
Konc.  Gesch.  5,  188. 

*  Oder  legten,  wie  Anselm  (s.  vor.  Note),  frei- 
willig solche  Gehorsamsgelübde  ab. 

5  Vgl.  den  Eid  Roberts  von  Chartres  v.  1076 
nach  welchem  er  sich  verpflichtet ,  nöthigenfalls 
innerhalb  einer  durch  einen  päpstlichen  Legaten 
zu  bestimmenden  Frist  auf  sein  Bisthum  zu  ver- 
zichten,  Gregor  VII.  reg.  III.  17^,  Jaffe  1.  c. 
p.  232  und  den  Manasses  von  Rheims  v.  1078, 
in  welchem  getreue  Unterwerfung  unter  die  An- 
ordnungen des  römischen  Stuhles  und  Verant- 
wortung vor  dem  päpstlichen  Legaten  versprochen 
wird,  ibid.  V.  17,  1.  c.  p.  313. 

6  Dies  zeigt  der  Brief  Paschalis'  II.,  Mansi 
20,  984,  dessen  Ueberschrift  zwar  verderbt, 
welcher  aber  wahrscheinlich  an  den  Krzbischof 
von  Kolocza .  jedenfalls  aber  nach  Ungarn  ge- 
richtet, vgl.  Fr.  Flore ns  opp.  iurid.  ed.  Dou- 
j  a  t  Par.  1679. 1 ,  232  u.  o.  Th.  IL  S.  30.  n.  3,  und 
welcher  theilweise  in  c.  4.  X.  de  elect.  I.  6  auf- 


genommen ist :  „Signlücasti  .  .  .  regem  et  regni 
maiores  admiratione  permotos,  quod  pallium  tibi  ab 
nostris  apocrisiariis  tali  ordinationeoblatum  fuerit, 
si  sacramentum  quod  a  nobis  scriptum  detulerant 
iurares  .  .  .  cum  igitur  a  sede  apostolica  vestrae  in- 
signia  dignitatis  exigitis  . .  .  iustum  est,  ut  vos  quo- 
que  sedi  apostolicae  subiectionis  debita  signa  sol- 
vatis,  quae  vos  cum  b.  Petro  tamquam  membra  de 
membro  haerere  et  catholicae  capitis  unitatem 
servare  declarent.  In  quibus  a  praedecessoribus 
nostris  ea  est  adhibita  moderatio  ut  nihil  iniurio- 
sum,  nihil  difflcile  sit  appositum,  quod  non  etiam 
praeter  exactionem  nostram  ab  omnibus  debeat 
episcopis  observari  qui  sub  apostolorum  princi- 
pum  Petri  et  Pauli  obedientia  decreveruut  et 
unitate  persistere.  Num  quid  non  ultra  vos  Saxones 
Danique  consistant?  Et  tamen  eorum  metropo- 
litani  et  idem  iuramentum  asserunt  et  legatos 
apostolicae  sedis  honoriflce  tractant  et  in  suis 
necessitatibus  adiuvant  et  apostolorum  liraina 
per  legatos  suos,  non  tamen  per  triennium  ,  sed 
annis  singulis  visitant".  Dass  diesem  Eide  die- 
selbe Fassung,  wie  dem  von  Wibert  und  Heinrich 
geschworenen  (s.  S.  202  n.  3u.  4)  zu  Grunde  liegt, 
crgiebt  nicht  nur  die  Berufung  des  Papstes  auf 
seine  Vorgänger,  sondern  auch  der  Hinweis  auf 
die  Behandlung  und  Unterstützung  der  Legaten, 
welche  zeigen  soll,  dass  die  Sachsen  und  Dänen 
dieser  im  Eide  erwähnten  Verpflichtung  nachkom- 
men. A.M.Phillips,  1,  192,  unter  Bezugnahme 
auf  Zaccaria  1.  c.  c.  5.  n.  3.  p.  305,  weil  es 
wahrscheinlicher  sei,  dass  Paschalis  IL  den  i.  J. 
1102  auf  dem  römischen  Konzil  vorgeschriebenen 
Eid  auch  für  die  ungarischen  Erzbischöfe  in  der 
gleichzeitig  erlassenen  Dekretale  für  massgebend 
erklärt  habe.  Dass  letztere  aber  diesem  Jahre  ange- 
hört, ist  nicht  erwiesen,  Jaffe' reg.  n.  4851,  und 
ebensowenig  hat  Paschalis  IL  auf  der  gedachten 
Synode  eine  Eidesformel  für  Erzbischöfe  festge- 
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und  noch  im  lotztercn  feste  Praxis  geworden  ' .  Der  Charakter  des  Eides  ist  stets 
derselbe  geblieben,  wenngleich  die  Formel  nach  Bedürfniss  geändert  und  erweitert 
worden  isf^.  Aucli  wurde  er  schon  damals  ohne  Kücksicbt  auf  das  Pallium  von 
den  einfachen  Bischöfen ,  welche  seitens  des  Papstes  selbst  konsekrirt  wurden  oder 
demselben  unmittelbar  unterstanden^,  gefordert.  Ihre  gesetzliche  Sanktion  erhielt 
diese  Uebung,  wclclie  bisher  nur  eine  gewohnheitsrechtliche  gewesen  war,  durch  die  De- 
kretalensammlungGregor'sIX.  In  diese  ist  sowohl  die  S.  203.  n.  6  angeführte  Dekretale 
Paschalis'  II.  über  die  Pflicht  der  Erzbischöfe  vor  Empfang  des  Palliums  den  Gehor- 
samseid abzulegen  *,  wie  auch  eine  Formel  für  den  von  den  Bischöfen  dem  Papste  ab- 
zuleistenden Treu-  und  Gehorsamseid,  welche  in  den  einzelnen  Gelöbnissen  der  Fas- 
sung des  von  Wibert  und  von  Heinrich  von  Aquileja  geleisteten  Eides  5,  mit  gewissen 
Erweiterungen,  entspricht,  aufgenommen''.      So  ist  die  Leistung  der  Lehnshulde  des 


setzt,  vielmehr  haben  die  damals  anwesenden 
Bischöfe  nur  das  Schisma  verdammt  und  dem 
Papst  Paschalis  (rehorsam  versprochen,  indem  sie 
das  bejahten,  was  er  bejalit,  und  verdammten,  was 
er  verdammt  hatte,  Mansi20,  1147;  Hefele 
a.  a.  0.  5,  239,  Vgl.  ferner  für  diese  Zeit  Eadm. 
hist.  nov.  Hb.  V,  Migne  patr,  159,  493,  wo  es 
vom  Krzbischofe  von  Cantcrbury  heisst:  ,,facto 
prius  llomano  pontitici  de  fldelitate  et  canonica 
obedientia  professione". 

1  Vgl.  für  den  Anfang  des  12.  Jahrh.  noch 
Petri  diac.  chron.  Gas.  IV.  92,  SS.  7,  810.  Auf 
dem  Lateranensischen  Konzil  v.  1179  schwören 
die  zu  Alexander  III.  zurückkehrenden  schisma- 
tischen Bischöfe:  „et  modo  in  antea  me  obeditu- 
rum  iure  et  promitto  fidelitatem  s.  Romanae 
ecclesiae  et  dorn,  meo  Alexandro  et  successoribus 
eins  iuste  intrantibus  ipsique  serviam  absque 
malo  ingenio  contra  omnem  homineu)  secundum 
ordinem  meum.  Consiiia  eins  quae  mihi  scripto 
mandaverit  vel  ipse  commiserit  nulli  homini  pan- 
dam  nee  etiam  pro  periculo  corporis  membrorum  : 
legatum  ecclesiae  Roman,  honorabo  et  ducam  et 
reducam  et  iuvabo  expensis.  Sic  me  etc.  His 
vero  verbis  dabantur  ipsis  pallia",  M  a  n  s  i  22,  235. 
Die  Schismatiker  müssen  also  den  Eid  nachholen, 
der  unter  regelmässigen  Verhältnissen  sofort  von 
ihnen  hätte  geleistet  werden  müssen.  Die  Eides- 
formel ruht  ersichtlich  auf  der  Wibertschen.  Vgl. 
ferner  Innoc.  III.  ep.  I.  527  u.  X.  47  (s.  auch 
Th.  I.  S.  560). 

2  Vgl.  den  von  Innocenz  III.  für  den  Primas 
der  Bulgaren,  den  Erzbiscbof  von  Dehelti  (Terno- 
bensis  oder  Trinovitanüs)  vorgeschriebenen  Eid 
in  dessen  gesta  c.77,  opp.  ed.  Migne  1,  CXXVIII 
u.  ep.  VII.  11;  1.  c.  2,  295:  (I)  Ego  N.  ab  hac 
hora  in  antea  ero  fidelis  et  obediens  b.  Petro 
sanctaequae  Romane  et  apostolicae  sedi  et  domino 
meo  N.  eiusque  catholiciis  successoribus.  (II)  Non 
ero  in  facto  vel  consilio  vel  consensu ,  ut  perdant 
vitam  aut  membrum  vel  capiantur  aut  spolientur. 
(III)  Consiliura,  quod  mihi  crediderint,  ad  eorum 
damnum  me  sciente  nemini  pandam.  (IV)  Eorum 
certum  malum  si  scivero,  impedire  studebo. 
(V)  Quodsi  non  potero  impedire,  eis  quam  citopo- 
tero  intimare  curabo.  (VI)  Papatum  Romanum, 
honores,  dignitates  et  rationes  apostolicae  sedisde- 
fendam  pro  posse,  salvo  ordine  meo,  contra  omnem 
viventem.  (VII)  Vocatus  ad  synodum  veniam, 
nisi  praepeditione   canonica   fuerim   impeditus. 


(VIII)  Apostolorum  limina  singulis  quadrienniis 
per  me  vel  per  meum  nuntium  visitabo,  nisi 
eorum  absolvar  licentia.  (IX)  Legatum  aposto- 
licae sedis,  quem  pro  certo  scivero  esse  legatum, 
devote  suscipiam  et  in  suis  necessitatibus  adiu- 
vabo.  (X)  Cum  quemlibet  de  meis  sufifraganeis 
consecravero,  i'aciara  illi  iurare,  ut  Romano  pon- 
tiflci  et  Romanae  ecclesiae  perpetuam  obedien- 
tiam  et  debitam  honorem  impendat.  (XI)  Ce- 
terum  cuui  aliquem  coronavero  in  regem  N.  iuxta 
indulgentiam  mihi  et  successoribus  meis  ab  apo- 
stolica  sede  concessara,  ab  eo  iuratoriam  recipiam 
cautionem,  quod  ei  qui  tunc  apostolicae  sedi  prae- 
fuerit,  successoribus  eins  et  ecclesiae  Romanae 
devotus  et  obediens  permanebit  et  cunctas  terras 
et  gentes  suo  subiectas  imperio  in  obedientia 
et  devotione  sedis  apostolicae  conservabit.  Haec 
omnia  bona  fide  servabo  sie  me  etc.".  Dem  Eide 
Wiberts  (s.  S.  202.  n.  3)  entsprechen  mitkleineren 
Veränderungen  I — III,  der  dortigen  No.  V.  VI. 
VII  in  gleicher  Weise  hier  No.  IX.  VII.  VIII. 
Die  No.  VI  hat  im  Vergleich  mit  der  Wibert- 
schen No.  IV  wegen  des  beendeten  Investitur- 
streites eine  gewisse  Modifikation  erfahren.  No. 
IV.  V.  X.  XI  sind  Erweiterungen,  die  beiden 
letzteren  von  hervorragender  Bedeutung. 

3  S.  die  Erklärung  Ekkeberts  v.  Bamberg  v. 
1206,  Raynald.  ann.  1206.  n.  13:  „quod  et 
illo  iuramento  fldelitatis  et  obedientiae  quod  in 
consecratione  mea  corporaliter  praestiti,  proflteor 
me  teneri  ad  obediendum  etiam  super  negotio 
Romani  imperii ,  mandatis  .  .  .  Innocentii  sine 
fraude  parebo  et  cum  ab  eo  vocatus  fuero  ces- 
sante  iusto  impedimento  ad  praesentiam  eins 
accedo".  Vgl.  hierzu  Winkelmann  Philipp,  v. 
Schwaben  1,  410.  S.  c.  13  (Greg.  IX.)  X  de  M. 
et  0.  I.  33,  wo  von  der  Form  der  Eide,  welche 
die  Päpste  von  den  ihnen  unmittelbar  unterge- 
benen Bischöfen  zu  fordern  pflegen ,  die  Rede  ist. 

4  c.  4.  X.  de  elect.  I.  6. 

5  S.  202. 

6  c.  4,  X.  de  iureiur.  II.  24  (mit  der  Inscrip- 
tion  :  Gregorius  Petro  subdiacono)  :  Des  Näheren 
stimmt  der  Eid  in  I  u.  II  mit  dem  Wibertschen 
mehr  als  dem  Heinrichs.  Dann  folgt  III  (bei 
Wibert)  in  der  veränderten  Fassung:  „consilium 
quod  mihi  aut  per  se  literas  aut  per  nuntium 
manifestabit ,  ad  eius  damnum  nulli  pandam", 
No.  IV:  „Papatum  Romanae  ecclesiae  et  regulas 
SS.  patrum  adiutor  ero  ad  defendendum  et  reti- 
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Normannenherzogs  Robert  Guiscard  zur  gemeinrechtlichen  Pflicht  für  die  Erzbischöfe 
und  die  von  dem  Papst  konsekrirten  Bischöfe  geworden  ^ .  Dass  man  in  der  That  auch 
im  13.  Jahrhundert  den  Eid  seitens  des  päpstlichen  Stuhles  in  dieser  weitgehenden 
Bedeutung  aufgefasst  hat,  zeigen  die  Anforderungen,  welche  an  einzelne  Bischöfe  ge- 
stellt worden  und  welche  über  die  Leistung  des  Gehorsams  bei  der  Verwaltung  des 
bischöflichen  Amtes  weit  hinausgegangen  sind  2. 

Als  später,  im  15.  Jahrhundert,  die  Konfirmation  und  Konsekration  der  Bischöfe 
zum  Reservatrecht  des  Papstes  geworden  war  ^,  ergab  sich  damit  die  Pflicht  zur  Ab- 
leistung des  Obedienzeides  für  alle ,  auch  die  im  Metropolitanverbande  stehenden 
Bischöfe  von  selbst.  Diese  ist  ausdrücklich  in  dem  von  Clemens  VIU.  1596  be- 
stätigten Pontificale  Romanum  anerkannt,   und  zugleich   eine  neue"*,    aber  nur  die 


neiidum  ,  salvo  ordirie  meo  ,  contra  omnes  homi- 
nes",  in  welclien  Stellen  einzelne  Worte  mehr 
dem  Eide  Heinrichs  und  der  Formel  Innocenz'  III. 
(s.  S.  204.  n.  2)  entsprechen.  Das  letztere  gilt 
auch  von  No.  V  (correspondirend  der  No.  VI  bei 
Wibert) :  „Vocatus  ad  synodum  veniam,  nisi  prae- 
peditus  fuero  canonica  praepeditione".  No.  VII 
entspricht  mehr  dem  Eide  Heinrichs  mit  Auf- 
nahme des  Zusatzes  bei  Innocenz  III.  No.  IX : 
„Legatum  apostolicae  sedis  quem  certum  legatum 
esse  cognovero,  in  eundo  et  redeundo  tractabo  et 
in  suis  necessitatibus  adiuvabo;  dagegen  die 
letzte  No.  X  wieder  der  Fassung  des  Wibertschen 
Eides  No.  VII  und  der  Formel  Innocenz'  III. 
No.  VIII :  „Apostolorum  limina  singulis  annis 
aiit  per  me  aut  per  certum  nuncium  meum  visi- 
tabo,  nisi  eorum  absolvar  licentia".  Diese  so  com- 
ponirte  Formel  war  wohl  schon  früher  in  Gebrauch, 
mit  ihr  stimmt  der  Gregor  IX.  von  Eadmund  von 
Ganterbury,  Raynald.  annal.  a.  1233.  n.  65  u. 
Zaccaria  1.  c.  p.  309,  und  von  Rudolf  v.  Lyon 
1235  geleistete  Eid,  Muratori  antiqu.  Ital.  6, 
266,  in  denen  sich  noch  der  Zusatz  findet:  „Pos- 
sessiones  vero  ad  mensam  mei  archiepiscopatus 
pertinentes  non  vendam  neque  donabo  neque 
pignerabo  neque  de  novo  infeudabo  vel  aliquo 
modo  alienabo  inconsulto  Romano  pontiftce''  über- 
ein. Denselben  Eid  haben,  s.  Ray  n  ald.  u.  Zac- 
caria 11.  cc.  nach  der  Publikation  der  Dekre- 
talensammlung  i.  J.  1237  oder  bald  nachher  die 
Erzbischöfe  von  Rouen ,  Upsala  und  Leon  ge- 
schworen. Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Dekretalen 
nur  den  wesentlichen  Inhalt  der  Formel  haben 
aufstellen ,  keineswegs  aber  etwaige  weitere, 
durch  das  Bedürfnis3  geforderte  Zusätze  aus- 
schliessen  wollen. 

1  Einen  anderen  Zweck  kann  die  Aufnahme 
der  Stellen  in  die  Dekretalen  Gregor's  IX.,  welche 
als  Gesetzbuch  gelten  sollten ,  sicherlich  nicht 
gehabt  haben.  Phillips  K.  R.  2,  191  meint 
freilich,  dass  in  der  Versetzung  des  c.  4.  X. 
cit.  aus  dem  Titel  de  electione  der  früheren 
Kompilationen  in  den  Titel:  de  iureinrando  ein 
Fingerzeig  zu  liegen  scheine,  dass  die  Eideslei- 
stung in  der  gedachten  Zeit  noch  keine  allge- 
meine Vorschrift  gewesen  sei.  In  den  Titel  de 
electione  ist  der  Eid  aber  wohl  deshalb  nicht  ge- 
stellt worden,  weil  damals  auch  die  Päpste  schon 
selbst  Bischöfe  ernannt  haben,  Th.  IL  S.  574. 
589  ,  und  auf  diese  die  Pflicht  ebenfalls  ausge- 
dehnt werden  sollte. 


2  Vgl.  S.  204.  n.  3.  Ferner  hat  Innocenz  III., 
registr.  de  negotio  imperii  ep.  68,  opp.  ed.  Migne 
3,  1074  den  Erzbischof  von  Trier  im  Hinblick 
auf  den  Eid  aufgefordert,  Otto IV.  anzuerkennen, 
widrigenfalls  er  wegen  Verletzung  seiner  Eides- 
pflicht exkommunicift  werden  würde  (über  an- 
dere Fälle  s.  Winkelmann  Philipp  von  Schwa- 
ben 1,  305ff.),  Alexander  IV.  1256  den  Erzbi- 
schof von  Mainz ,  Konradin  nicht  zum  König  zu 
wählen,  bullar.  Taurin.  3,  639,  Raynald.  v. 
1256  n.  3  fi". ;  ja  Gregor  IX.  1229  (Raynald. 
a.  1229  n.  35}  vom  Erzbischof  v.  Lyon  sogar 
unter  Bezugnahme  darauf  die  Gestellung  von 
Hülfstruppen  gegen  Friedrich  II.  verlangt. 

3  S.  0.  S.  148  u.  Th.  IL  S.  578.  601. 

*  Sie  lautet  (die  Erweiterungen  habe  ich 
durch  * — *  bezeichnet) :  Ego  N.  electus  eccle- 
siae  N.  ab  hac  hora  inantea  fldelis  et  obediens 
ero  b.  Petro  apostolo  sanctaeque  Rom.  ecclesiae 
et  domino  nostro,  domino  N.  papae  N.  suisque 
successoribus  canonice  intrantibus.  Non  ero  in 
consilio  aut  consensu  vel  facto  ut  vitam  perdant 
aut  membrum  seu  capiantur  mala  captione;*  aut 
in  eos  violenter  manus  quomodolibet  ingerantur 
vel  iniuriae  aliquae  inferantur,  quovis  quaesito 
colore.*  Consilium  vero  quod  mihi  credituri  sunt 
per  se  aut  nuntios  suos  seu  litteras  ad  eorum 
damnum.  me  sciente,  nemini  pandam.  Papatum 
Romanum  et  regalia  s.  Petri  adiutor  eis  ero  ad 
retinendum  et  defendendum,  salvo  meo  ordine, 
contra  omnem  hominem.  Legatum  apostolicae 
sedis  in  eundo  et  redeundo  honoriüce  tractabo  et 
suis  necessitatibus  adiuvabo.  *  Jura,  honores, 
privilegia  et  auctoritatem  s.  Romanae  ecclesiae, 
dorn.  n.  papae  et  successorum  praedictorum  conser- 
vare,  defendere,  augere  et  promovere  curabo.  Ne- 
que ero  in  consilio  vel  facto  seu  tractatu  in  quibns 
contra  ipsuni  dominum  nostrum  vel  eamden  Roma- 
nam  ecclesiam  aliqua  sinistra  velpraeiudicialiaper- 
sonarum,  iuris,  honoris,  Status  et  potestatis  eorum 
machiuentur.  Et  si  talia  a  quibuscumque  trac- 
tari  vel  procurari  novero,  impediam  hoc  pro  posse, 
et  quanto  citius  potero,  signiücabo  eidem  domino 
nostro  vel  alteri ,  per  quem  possit  ad  ipsius  noti- 
tiam  pervenire.  Regulas  ss.  patrum ,  decreta, 
ordinationes  seu  dispositiones,  reservationes,  pro- 
visiones  et  mandata  apostolica,  totis  viribus  obser- 
vabo  et  faciam  ab  aliis  observari.  Haereticos, 
schismaticos  et  rebelies  eidem  domino  nostro  vel 
successoribus  praedictis,  pro  posse  persequar  et 
impugnabo*.    Vocatus  ad  synodum  veniam,   nisi 
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früliere    erweiternde    Formel    aufgestellt,     welche  noch  für   die   Jetztzeit    massge- 
bend ist^ 

Die  Sitte,  dass  die  Bischöfe  bei  ihrer  Weihe  dem  Meti'opoliten  ein  Versprechen 
des  Geliorsams  ablegen  2,  geht  nicht  weiter  als  bis  in  das  9.  Jahrhundert  zurück.  Erst 
seit  dieser  Zeit  kommen  derartige  Erklärungen  der  Bischöfe  im  fränkischen  Reiche 
vor^.  Ihre  Einführung  hängt  offenbar  mit  den  damaligen  Bestrebungen  der  kirchlichen 
Reformpartei  zusammen,  die  Rechte  der  Metropoliten  in  Wirksamkeit  zu  erhalten  und 
zu  stärken"^.     Ja,    es  wird  die  Vermuthung  kaum  von  der  Hand  gewiesen  werden 


praepeditiis  fucio  canonica  praepeditione.  Apo- 
stolorum  limina  singulis  trienniis  (hier  wird 
eventuell  die  anderweit  angeordnete  Frist  ge- 
nannt) personalitcr  per  me  ipsiim  vlsltabo,  *et 
domino  nostro  ao  successoribus  praefatis  ratiouem 
reddam  de  toto  meo  pastorali  officio  ac  de  rebus 
Omnibus  ad  meae  ecclesiae  statum,  ad  cleri  et 
populi  disoiplinam,  aniraarum  denique,  quae  meae 
lidei  traditae  sunt ,  salutem  quovis  modo  perti- 
nentibus  :  et  vicissim  mandata  apostolica  recipiam 
et  quam  diligentissime  exequar.  Quodsi  legitimo 
impedimento  detentusfuero,  praefata  omnia  adim- 
plebo  per  certum  nuntinm  ad  hoc  speciale  man- 
datum  habentem ,  de  gremio  mei  capitiili  aut 
alium  in  dignitate  ecclesiastica  constitutum  seu 
alias  personatum  habentem ,  aut  his  mihi  defl- 
cientibus  per  dioecesanum  sacerdotem  et  clero 
deficiente  omnino ,  per  aliquem  alium  presby- 
terum  saecularem  vel  regulärem  spectatae  probi- 
tatis  et  religionis ,  de  supradlctis  omnibus  plene 
instructum.  De  huiusmodi  autem  impedimento 
docebo  per  legitimas  probationes  ad  s.  Rom.  ec- 
clesiae cardinalem  proponentem  in  Congregatione 
s.  concilii  per  supradictum  nuntium  transmitten- 
dus.  —  Possessiones  vero  ad  mensam  meam  per- 
tinentes  non  vendam  nee  donabo  nee  Impignorabo 
nee  de  novo  infendabo  vel  aliquo  modo  alienabo, 
etiam  cum  consensu  capituli  ecclesiae  meae ,  in- 
consulto  Romano  pontiflce.  Et  si  ad  aliquam  aliena- 
tionemdevenero,  poenas  in  quadam  super  hoc  edita 
constitutione  contentas  eo  ipso  incurrere  volo*. 

Wegen  des  Versprechens  über  die  visitatio  limi- 
num  vgl.  übrigens  auch  const.  Sixti  V.:  Romanus 
pontifex  v.  1585.  §.  3,  bull.  Taurin.  8,641,  wo 
die  Aufnahme  desselben  in  den  Eid  angeordnet  ist. 

1  Denn  sie  ist  in  den  neuen  Ausgaben  des 
Pontiflkales,  welche  auf  Befehl  ürban's  VIII. 
und  Benediktes  XIV,  veranstaltet  worden  sind, 
beibehalten  worden. 

Im  deutschen  Reich  haben  schon  im  sechs- 
zehnten Jahrhundert  einzelne  Bischöfe  und  auf 
dem  Reichstage  zu  Regensburg  von  1582  ver- 
schiedene Reichsstände  an  dem  Eide  Anstoss  ge- 
nommen. Moser  deutsch.  Staatsrecht  11,  531  ff. 
Sodann  hat  die  Verbreitung  Gallikanischer  An- 
schauungen in  Deutschland  eine  Opposition  her- 
vorgerufen ,  welche  ihren  Ausdruck  nicht  nur  in 
verschiedenen  ,  den  Eid  behandelnden  Schriften, 
angeführt  bei  Sartori  geistl.  Staatsrecht  d. 
Erz-  etc.  Stifter  I.  2.  S.  291  u.  B  Interim  S. 
295,  sondern  auch  in  der  Forderung  der  P^mser 
Punktation  §.  20,  M  ün  ch  Konkordate  1,  416, 
gefunden  hat,  dass  der  mehr  auf  die  Pflichten 
eines  Vasallen  als  den  kanonischen  Gehorsam  ge- 
richtete Eid  durch  eine  neue  angemessene  For- 
mel ersetzt  werden  solle. 


2  In  den  Synoden  des  Bonifazius  ist  über  ein  be- 
sonderes Gehorsams-Gelöbniss  der  Bischöfe  gegen 
die  Metropoliten  noch  nichts  festgesetzt  worden, 
das  ergiebt  der  Brief  au  Cudbert  v.  748,  Jaffe 
monum.  Mogunt.  p.  201 ,  s.  auch  Th.  II,  S.  8, 

3  Eine  solche  hat  Hinkmar  von  Laon  seinem 
Oheim  Hinkmar  von  Rheims  858  vor  seiner  Bi- 
schofsweihe abgegeben,  s.  des  letztern  lib.  ex- 
postulationis  c.  9  v.  871,  Mansi  16,  589:  „Et 
non  debuerat  oblivisci  professionis  et  subscriptio- 
nis  suae  ante  ordinationem  episcopalem :  qui 
coram  altari  S.  Mariae  et  cunctis  qui  adfuerunt 
non  solum  de  Rhemensi  ecclesia  et  de  Landu- 
nensi  parochia,  verum  et  de  Rhemorum  provincia 
et  aliis  diversi  ordinis  viris ,  secundum  mo- 
remRhemensls  ecclesiae,  sicut  soliti  erant 
episcopi  ordinandi  subscribere ,  post  catholicae 
fidei  professionem ,  de  obedientia  sua  secundum 
sacras  regulas  erga  Rhemorum  metropolim  propria 
manu  subscripsit/''  in  dess.  opuscul.  LV.  capit. 
c.  9,  opp.  ed.  Migne2,  316:  ,,suscriptione  pro- 
fessus  es  te  obediturum  regulariter  privilegio 
metropolis  Rhemorum/'  vgl.  auch  ibid. 
praef.  1.  c.  p.  292.  S.  ferner  die  ebenfalls  vor 
Hinkmar  von  Rheims  behufs  Erlangung  der  Kon- 
sekration abgelegte  professio  des  Bischofs  von 
Terouanne  u.  876,  conc.  Galliae  ed.  Sirmond 
2,  655;  Mansi  17  app.  p.  427,  in  welcher  es 
nach  dem  Glaubensbekenntniss  heisst :  ;,P r  i  v  i  - 
legio  etiam  metropolis  Rhemorum  eccle- 
siae ac  eius  praesulis  secundum  sacrosanctos  con- 
ciliorum  canones  et  decreta  sedis  apostolicae  ex 
sacris  canonibus  et  legibus  promulgata  pro  scire 
et  posse  absque  dolo  et  simulatione  vel  indebita 
et  pertinaci  contradictione  me  obediturum  pro- 
flteor.^'  Die  Urkunde  über  die  Weihe  des  Bischofs 
von  Rennes  im  J.  866  bei  Mansi  1.  c.  p.  429, 
erwähnt  dagegen  nur  einer  dabei  ertheilten  Er- 
mahnung :  „ut  .  .  .  matris  suae  metropoli  debita 
reverentia  se  subdere  non  neglegat."  Dies  sowie 
der  Umstand,  dass  Hinkmar  von  Laon  von  seinem 
Oheim  ein  ;,breviculum  ita  se  habentum :  Et  ego 
H.  Rhemorum  archiepiscopus  tibi  Hincmaro  Lau- 
dun, episcopo  tuum  debitum  sacris  canonibus  Pri- 
vilegium conservabo,  et  in  quibuscunque  ecclesia- 
sticis  negotiis  indigueris,  secundum  sacras  regulas 
debitum  tibi  iure  adiutorium  archiepiscopali  aucto- 
ritate  adhibebo,''  ep.  Hincm.  Rhem.  ad  Ilincm. 
Land.  ed.  Migne  2,  502  gefordert  hat,  lässt  eben- 
falls darauf  schliessen,  dass  es  sich  um  eine  Neue- 
rung gehandelt  hat. 

4  8.  Th.  IL  S.  9.  10.  Hatte  doch  gerade  die 
Synode  von  Meaux-Paris  die  Erhaltung  der  Rechte 
der  Metropoliten  und  die  Bewahrung  der  Ehr- 
erbietung seitens  der  Bischöfe  gegen  die  Metropo- 
liten gefordert. 
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können,  dass  gerade  Hinkmar  von  Rheims  der  Urheber  dieser  Neuerung  gewesen  ist  S 
für  deren  Durchführung  die  Versagung  der  von  dem  Metropoliten  abhängenden  Konse- 
kration 2  sich  von  selbst  als  das  geeignete  Mittel  darbot  ^.  Erheblicher  Widerstand  dage- 
gen scheint  aber  kaum  geleistet  worden  zu  sein  ^.  Dies  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  die 
ersten  Fassungen  des  Gelöbnisses,  welches  mit  dem  herkömmlichen  Glaubensbekenntniss 
verbunden  wurde,  vorsichtig  formulirt  waren,  indem  sie  nur  einen  den  kirchlichen  Kano- 
nes  entsprechenden  Gehorsam  verlangten  ^.  Später  als  die  neu  ernannten  Bischöfe  dem 
Könige  den  Treueid  und  die  Mannschaft  zu  leisten  hatten,  bildete  das  Gehorsams-Ge- 
löbniss  gegenüber  dem  Metropoliten  eine  Analogie  zu  der  erstgedachten  Verpflichtung 
und  konnte  sogar  den  Bischöfen  einen  gewissen  Rückhalt  gegenüber  zu  weit  gehenden 
Anforderungen  des  Königs  in  Betreff*  ihrer  geistlichen  Amtsführung  gewähren. 

Mit  dem  Ende  des  10.^  oder  mit  dem  Anfang  des  1 1 .  Jahrhunderts  '^  hat  die  gedachte 


1  Er  hat  nicht  nur  seine  Metropolitanrechte 
energisch  wahrgenommen,  Th.  II.  S.  10.  530, 
sondern  sie  auch  durch  die  von  ihm  erstrebten 
Primatiatstellung  zu  erweitern  gesucht.  Im  Hin- 
blick auf  das  ihm  von  Papst  Benedikt  III.  er- 
theilte  Privileg  Th.  I.  S.  604.  n.  4  kann  eine 
übereinstimmende  Fassung  der  Professionen  sei- 
ner beiden  Suffraganen ,  welche  vor  Allem  dem 
Privileg  des  Rheimser  Stuhles  Gehorsam  verspra- 
chen ,  nicht  für  eine  reine  Zufälligkeit  im  Aus- 
druck erklärt  werden. 

Dass  Hinkmar  sich  (s.  vor.  Note)  auf  die  Ge- 
wohnheit der  Rheimser  Kirche  bezieht,  zeigt 
ebenfalls ,  dass  es  sich  hier  um  eine  derselben 
eigenthümliche  Neuerung  gehandelt  hat.  Wäre 
das  Gelübde  damals  schon  allgemein  in  der  ganzen 
fränkischen  Kirche  üblich  gewesen,  so  hätte  die 
Betonung  des  Rheimser  Gebrauches  keinen  Sinn 
gehabt. 

2  Th.  IL  S.  530. 

3  Früher  als  die  vorher  citirten  fränkischen  Ge- 
löbnisse ist  die  etwa  dem  J.  801  angehürige  For- 
mel für  die  Bischöfe  des  Patriarchates  von  Aqui- 
leja,  Zaccaria  1.  c.  c.  2.  n.  6.  p.  277,  welche 
zunächst  eine  eidliche  Verpflichtung  auf  den 
katholischen  Glauben ,  und  eine  eidliche  Ableh- 
nung der  Simonie  und  anderer  geheimer  Ver- 
gehen enthält,  dann  das  blosse  Versprechen  :  „de 
reliquis  vero  diversanim  negotiis  iam  iion  iure- 
lurando  repromitto,  sed  sola  litterarum  conliga- 
tione  sub  huius  chirographi  titulo  eoclesiasticis 
me  correptionibus  subdo,  et  quod  est  potius, 
proprii  me  honoris  censeo  periclitari  dispendio 
.  .  .  si  vocatus  quoque  ad  synodum  cessante  pror- 
sus  iusta  excusatione  iactantia  quadem  inflatus 
venire  contempsero;  si  secundum  virium  qualita- 
tem  primae  sedis  episcopo,  h,  e. ,  metropolitano 
meo  inobediens  extitero  et  non  ut  dignum  est, 
saluberriraa  eius  praecepta,  quae  rectae  fldei  et 
canonicis  non  erunt  contraria  institutis  et  a  veri- 
tate  tramite  non  di  vertu  nt  sive  per  verba  edita 
sive  per  sacras  litleras  explicata,  sincera  non  ob- 
temperavero  affectione.  Misses  eius  honoriflce 
suscipere  et  obsequium  humanitatis  eis  corde  non 
renuo  exhibere  perfecto."  Der  Rest  der  Formel 
enthält  das  Versprechen  getreuer  Amtsverwaltung 
nach  den  Canones  mit  besonderer  Beziehung  auf 
die  gottesdienstlichen  Verrichtungen  und  die 
kirchliche  Vermögensadministration.  Das  frühe 
Vorkommen  dieses  Gehorsamsversprechens  erklärt 


sich  wohl  einmal  daraus,  dass  die  wenigen  Metro- 
politen Italiens  wegen  der  Nähe  des  römischen 
Stuhles  besondere  Anstrengungen  zur  Erhaltung 
ihrer  Metropolitan-Gerechtsame  gemacht  haben, 
ferner  aber  auch  aus  der  Rivalität  der  Patriarchen 
von  Aquileja  mit  denen  von  Giado,  Th.  II.  S.  567. 

4  Dies  macht  der  Mangel  an  Quellenmaterial 
wahrscheinlich. 

5  S.  die  Formel  für  die  Rheimser  Provinz. 
Eine  andere  für  Besannen  von  886  lautet  da- 
gegen :  „Ego  Adalbaldus  (886?)  .  .  .  adhuc  voca- 
tus episcopus  debitam  obedientiam  et  condignam 
subiectionem,  veluti  antecessores  mei  ecclesiae 
seil.  Belicensis  (Belley)  obedierunt ,  rectoribus 
Vesontion.  ecclesiae  promitto  deinceps  servare  et 
obedire,^^  Neues  Arch.  d.  Gesellsch.  f.  alt.  deut- 
sche Geschichtskunde  3,  198.  Die  Beschränkung 
liegt  hier,  abgesehen  von  dem  Worte  :  debita,  auch 
in  der  Berufung  auf  die  Vorfahren. 

Die  Formel  bei  de  Roziere  recueil  des  for- 
mules  3  ,  341  ,  enthalten  in  einer  Pariser  Hand- 
schrift :  „ego  N  ...  ad  episcopalem  illius  ecclesiae 
sedem  electus  .  .  .  conflteorcum  omnipotentis  dei 
auxilio  .  .  .  quod  ego  sanctae  Salvatoris  mundi 
(ecclesiae?)  et  venerando  patri  archiepiscopo  illi 
eiusque  successoribus  .  .  .  devota  et  fideli  mente 
semper  deservire  et  obedire  desidero  stabilemque 
me  esse  permanentem  sine  aliqua  dissimulatione 
Omnibus  diebus  .  ,  .  numquam  ad  dexteram  ne- 
que  ad  sinistram  ab  illa  sede  illius  ecclesiae  quae 
Caput  est  [declinabo],  sed  sine  aliquo  scrupulo 
diabolicae  fraudis  et  humili  devotione  et  sincera 
mente  illo  praefato  patri  illi  et  successoribus  eins 
''.  .  .  deservire  et  oboedire  omnibus  viris  meis  deo 
omnipotenti  conflteor,^'^  worauf  weiter  noch  dasBe- 
kenntniss  zum  apostolischen  Glauben  folgt ,  muss 
wegen  ihrer  Fassung  jünger  sein,  wenn  sie  nicht 
vielleicht  ein  blosser  Entwurf  ist.  Sie  stimmt 
wenigstens  mit  den  anderen  in  Gebrauch  gewese- 
nen nicht  über  ein. 

6  Dieser  Zeit  geliören  unter  den  von  W  a  i  t  z 
in  dem  Note  5  citirten  Archiv  mitgetheilten  Er- 
klärungen eine  für  Basel,  S.  198,  eine  fürTroyes, 
eine  für  Orleans  S.  199,  und  eine  für  Paris  S.  200 
(Gislebertus  f  992)  an;  von  früheren  findet, 
sich  eine  für  Belley  v.  932  und  eine  für  Nevers 
(Gerardus  958)  S.  198.  199.  Dadurch  ist  der 
Gebrauch  für  die  burgundischen  Bisthümer  und 
das  Erzbisthum  Sens  erwiesen. 

~    Vgl.    die    angeführten    Mittheilungen     von 
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Sitte  schon  eine  weitere  Verbreitung  erlangt.  Das  Gelöbniss  wurde  schriftlich  vor  der 
Konsekration  in  einer  dem  Metropoliten  bei  derselben  zu  übergebenden  Urkunde  abge- 
legt, aber  in  der  gedachten  Zeit  noch  nicht  immer  eidlich  bekräftigt '.  Eine  stehende 
Formel  hatte  sich  dafür  ebensowenig  entwickelt,  obwohl  der  Inhalt  überall  der  gleiche 
war,  und  die  Anerkennung  des  Abhängigkeitsverhältnisses  zum  Metropoliten,  sowie 
die  Leistung  des  schuldigen  Gehorsams  umfasste^. 

Im  Laufe  des   11.  Jahrhunderts  ist   die  Ablegung  des  Gelöbnisses  feststehende 
Praxis  in  der  ganzen  Kirche  geworden  3.    Seit  dieser  Zeit  haben  auch  die  Metropoliten, 


Waitz  für  die  erwähnten  Bisthümer.  Für 
Deutschland  kommt  in  Betracht  Wiberti  vita 
Leonis  IX.  I,  12,  Watterich  pontif.  Roman, 
vitae  1,  142:  „a  praelibato  archlpraesule  (Poppo 
von  Trier)  quoddam  Privilegium  promulgatur,  in 
quo  haec  lex.  siiperflua  atque  impossibilis  .  .  . 
coutinebatur,  sc.  ut  quisque  suorum  suffraga- 
neorum  ab  eo  ordinandus  prius  sub  divinae  prae- 
sentiae  testimonio  spondere  debeat,  quatinus  in 
cunctis  rebus  agendis  eum  sibi  ad  consilium  ad- 
hibeat  sublatoque  omni  excepto,  nihil  extra  suum 
praeceptum  aut  velle  aut  quasi  quidem  servus 
agere  praesumat  .  .  .  Bruno  (v.  Toul  1026)  .  .  . 
se  abnegat  huius  incongruae  rationis  fore  spon- 
sorem  .  .  .  Conradus  augustus  ad  suum  palatium 
Wormatiae  utrosque  convocavit  .  .  .  tandem  vicit 
archiepiscoptim  iustae  rationis  piaemonstratio  .  .  . 
tantum  requisivit,  ab  eo  sponderi  quod  in  eccle- 
siasticis  negotiis  agendis  ipsius  uteretur  auctori- 
tate  consilii.  Hac  ergo  accepta  sponsione  ...  fit 
sancta  ordinatio."  Allerdings  weicht  nicht  nur  die 
Forderung  Poppos,  sondern  auch  das  nachher  von 
Brun  geleistete  Gelöbniss  von  den  sonst  bekann- 
ten ab,  dies  und  die  Erwähnung  des  eigenthüm- 
liehen ,  einzig  dastehenden  Privilegs  macht  die 
Erzählung  äusserst  verdächtig,  aber  so  viel  ergiebt 
sie  doch,  dass  auch  in  Deutschland  eine  Verpflich- 
tung des  Sufi'raganbischofs  gegenüber  dem  Metro- 
politen bei  der  Konsekration  verlangt  wurde. 
Vgl.  ferner  Adam.  Brem.  II.  53,  SS.  7,  325: 
„nie  (Gerbrand  von  Seeland  c.  1022)  quod  ne- 
cessitas  persuasit,  satisfaciens,  fldelitatem  Ham- 
maburgensi  cathedrae  cum  debita  subiectione 
spondens." 

Für  Italien  s.  den  interessanten  Eid  der  Suffra- 
ganen  des  Patriarchen  von  Aquileja  aus  der  ersten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts:  „Polliceor  ego  .  .  . 
futurus  episcopus  me  fldelem  et  obedientem  esse 
d.  Aquilej.  ecclesiae  et  tibi  domno  Popponi  pa- 
triarchae  tuisque  successoribus  secnndum  ordi- 
nem  meum  salva  fidelitate  Cuhonradi 
imperatoris  flliique  eius  Einrici,  sie  etc.  mit- 
geiheilt  von  Bres  slau  i.cit.  neuen  Arch.  3.S.  87, 

Was  England  betrifft,  so  liegen  zwar  aus  dieser 
Zeit  keine  Zeugnisse  vor,  wenn  aber  der  Bischof 
von  Dublin  1085  dem  Erzbischof  von  Canterbury 
ein  derartiges  Gelöbniss  abgegeben  hat,  Lanfranci 
opp.ed.  Giles  1,356:  „EgoDonatusDublinensis 
ecclesia  antistes  .  .  .  canonicam  obedientiam  tibi 
promitto  et  successoribus  tuis*',  so  darf  daraus  wohl 
auf  die  Geltung  der  Uebung  in  der  ganzen  erz- 
bischöflichen Provinz  und  auf  das  längere  Beste- 
hen derselben  geschlossen  werden. 

*  Das  zeigen  die  bisherigen  Anführungen.  Die 
Abgabe  nach  der  Konsekration  kommt  auch  vor, 
aber  vereinzelt,   s.  Waitz  a.  a.  0.   S.  196.  198. 


'-^  In  den  von  Waitz  mitgetheilten  Erklärun- 
gen, welche  die  Zeit  vom  9.  bis  13.  Jahrhundert 
umfassen,  wird  subiectio  schlechthin,  oder  sub- 
iectio  et  oboedientia,  subiectio  et  reverentia,  sub- 
iectio, reverentia  et  obedientia,  dabei  auch  debita 
subiectio  ,  debita  reverentia ,  reverentia  a  sanctis 
patribus  constituta,  condigna  oder  pistica  obedien- 
tia, obedientia  a  sanctis  patribus  constituta  verspro- 
chen. Auch  die  Bezugnahme  auf  die  von  den  Vor- 
gängern geleistete  Obedienz  findet  sich  mehrfach. 

3  Für  England  vgl.  Eadmer.  bist,  novell.  lib. 
IV.,  Mignepatrol.  159,  466  über  den  Bischof 
V.  Herford  (1096 — 1101) :  „ .  . .  coepit  Anseimus 
coram  rege  regnique  episcopis  atque  principibus 
exigere  a  Gerardo  archiepiscopo  Eboracensi  pro- 
fessionem  de  sua  obedientia  et  subiectione,  quam 
non  fecerat  ex  quo  de  episcopatu  Herefordensi  in 
archiepiscopatum  Eboracensem  ....  translatus 
fuerat .  .  .  Annuit  Gerardus  et  sua  manu  impo- 
sita  manui  Anselmi  interposita  Öde  sua  pollicitus 
est  se  eandem  subiectionem  et  obedientiam  ipsi 
et  successoribus  suis  in  archiepiscopatu  exhibi- 
turum,  quam  Herefordensi  ecclesiae  ab  eo  sacran- 
dus  antistes  promiserat,"  ferner  1.  c.  ed.  cit. 
474  über  die  W^eihe  des  Bischofs  von  London 
durch  Anselm  v.  Canterbury  i.  J.  1108:  „accepta 
prius  ab  eo  pro  more  de  obedientia  et  sub- 
iectione sua  professione,"  u.  ibid.  lib.  V.,  1.  c.  p. 
491  über  die  des  Bischofs  von  Rochester  i.  J. 
1008 :  „factis  evangeliis  promisit  se  et  fldelitatem 
ecclesiae  Cantuar.  et  antistiti  eius  per  omnia 
servaturum  et  nulla  umquam  molimine  .  .  .  se 
intromissurum  vel  assensum  praebiturum ,  ut 
ecclesia  Cantuar.  dignitatem  et  potestatem  quam 
supra  ecclesiam  Roffensem  eatenus  habuit,  ullo 
modo  perderet."  Die  Verbreitung  der  Sitte  zeigt 
auch  der  Umstand,  dass  der  Erzbischof  von  Kan- 
terbury  als  Primas  von  England  seit  1072  eine 
solche  und  zwar  eidliche  Erklärung  von  dem  Erz- 
bischof von  York  gefordert  und  erlangt  hat,  Th. 
II.  S.  617.  618. 

Für  Frankreich  vgl.  Ivonis  Carnot.  ep.  73, 
Migne  patrol.  162,  94:  „sie  reliqui  pontiflces 
quum  ante  conseerationem  examlnantur,  oninem 
veterum  morum  honestatem  et  debitam  obedien- 
tiam se  exhibiturum  suis  ordinatoribus  pollieen- 
tur."  Auch  hier  hat  der  Primas  von  Lyon  (Th.  I. 
S.  599),  kraft  seines  Primates  von  den  ihm  unterge- 
benen Metropoliten  einen  solchen  Eid  beansprucht, 
ep.  eiusd.  60,  1.  c.  p.  72:  ^^miramur  an  .  .  .  vete- 
res  traditiones  .  .  .  removere  contenditis,  praeci- 
piendo,  ut  Senonensis  electus  ante  conseeratio- 
nem suam  vobis  praesentetur  et  iure  priuiatiis 
vestri  subiectionem  et  obedientiam  proflteatur. 
Quod  hactenus  nee  in  Senonensi  provincia  nee  in 
aliis  provinciis   antiquitas   instituit    nee  consue- 
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wohl  mit  Rücksicht  darauf,  dass  sie  ihrerseits  dem  Papste  gegenüber  den  Gehorsam 
eidlich  versprechen  mussten,  eine  gleiche  Anforderung  an  ihre  Suffraganbischöfe  ge- 
stellt ^  und  das  Gelöbniss  von  diesen  in  einer  ihrem  eigenen  Eide  nachgebildeten  Fas- 
sung verlangt  2^  um  den  Bestrebungen  derselben  auf  Lockerung  des  Metropolitanver- 
bandes  und  Schwächung  der  noch  in  Geltung  stehenden  Metropolitanrechte  entgegen- 
zutreten. Diese  nahmen  aber  seit  dem  13.  Jahrhundert,  je  mehr  die  Päpste  in  die 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  selbst  eingriffen,  zu-^.  Die  letzteren  sahen  sich  des- 
wegen sogar  wiederholt  genöthigt ,  die  Bischöfe  anzuweisen ,  ihren  Metropoliten  den 
herkömmlichen  Obedienzeid  nicht  zu  verweigern 4,  insbesondere  ordnete  Clemens  V. 
im  J.  1313  wegen  der  vielfach  fortdauernden  Renitenz  an,  dass  die  Bischöfe  und  Prä- 
laten dadurch ,  dass  sie  vom  Papste  direkt  zu  ihren  Aemtern  befördert  oder  von  ihm 
oder  in  seinem  Auftrage  geweiht  würden  und  dem  Papst  den  Treueid  zu  schwören 
hätten,  nicht  von  ihrer  Verpflichtung  gegen  die  Metropoliten  frei  würden  und  diesen  den 
Obedienzeid  ebenso  leisten  sollten,  als  ob  der  päpstliche  Stuhl  bei  ihrer  Erhebung  nicht 
mitgewirkt  habe^.     Urban  V.  hat  diese  Anordnung  zwar  im  J.  1370  ^  erneuert,   und 


tudo  servavit,"  vgl.  dazu  ep.  eiusd.  65,  1.  c. 
p.  82. 

Für  Italien  s.  die  Eidesformel  für  die  Sufifra- 
ganen  des  Patriarchen  von  Grado  v.  J.  1084  u. 
1097  bei  Zaccarial.  c.  c.  5.  n.  10.  p,  812;  für 
die  des  Erzbischofs  von  Mailand  aus  d.  12.  Jahrh. , 
Moriondi,  monum.  Aquensia.  Taurin.  1789. 
1,  69:  „Ego  Gandinus  Aquensis  episcopus  iuro 
ad  SS.  dei  evangelia,   quod  amodo  ero   fidelis   et 

obediens Mediolanensi    ecclesiae  et  d. 

Gualdino  Mediolan.  archiepiscopo  eiusque  catho- 
licis  successoribus  ;  et  possessiones  quas  Aquensis 
ecclesia  nunc  habet  vel  si  quae  alienatae  vel  occu- 
patae  fuerint  et  temporibus  meis  ad  Aquensem 
ecclesiam  redierint,  non  vendam  alicui  nee  infeu- 
dabo  nee  alienabo,  nisi  forte  per  licentiam  et 
coneessionem  Mediol.  archiepiscopi  et  Aqueusium 
canonicorum  totius  vel  partis  maioris." 

1  S.  die  vor.  Note.  In  den  Pontifikalien  für 
Salzburg,  Tours  und  Lyon  bei  Märten  e  de  anti- 
quis  eccles.  ritibus  1.  I.  c.  8.  art.  11,  ed.  Roto- 
mag.  1700.  p.  404.  413.  511  stellt  aber  der  Konse- 
krator  noch  die  Frage,  ob  der  neue  Bischof  dem 
Papste  Treue  und  Gehorsam  bewahren  will,  und 
eine  solche  auch  in  Betreff  des  Metropoliten,  welche 
ohne  Eid  bejaht  wird.  Die  ersten  beiden  setzt  der 
Herausgeber  in  das  12.,  das  letzte  in  das  14.  Jahrh. 

2  Die  cit.  Formel  für  Grado  lautet  im  Anfang: 
„  .  .  .  promitto  .  .  .  ,  ut  amodo  in  antea  fidelis 
esse  debeam  s.  matri  meae  Gradensi  ecclesiae  et 
vobis  vestrisque  successoribus  et  numquam  eccle- 
siam, cui  praeesse  debeo,  Equilensem  (lesolo)  de 
iure  s.  Gradensis  ecclesiae  et  ibi  presidentium 
pontificum  subtrahere  debeam"  .  .  .  Dieser  Ein- 
gang findet  sich  mit  einzelnen  Abweichungen  auch 
in  den  Eiden  der  Bischöfe  von  Lübeck  von  1247, 
Leverkus,  Urkbch.  d.  Bisth.  Lübeck  S.  93,  v. 
Schwerin  v.  1248,  Meckl.  Urkbch.  1,  574,  von 
Halberstadt  V.  1300,  Würdtwein  subs.  dipl. 
4,  351,  V.  Augsburg  V.  1319,  1.  c.  l,464u.  v.  Chur 
V.  1417,  Guden  cod.  dipl.  4,  115.  Der  Schwe- 
riner Eid  lautet  weiter:  (II.)  Non  ero  in  consilio 
nee  in  facto ,  ut  vitani  perdat  aut  menibrum  vel 
capiatur  mala  captioiie.  (III)  Consilium  quod 
mihi  per  se  aut  per  litteras  aut  per  nuntium  ma- 

Hinschius,  Kirchenreclit.  III. 


nifestabit,  nulli  pandam.  (IV)  Archiepiscopatum 
Bremensis  ecclesiae  et  regulas  ss.  patrum  et  sta- 
tuta eonciliorum  adiutor  ero  ad  defendendum  et 
retinendum  salvo  ordine  meo ,  contra  omnes  ho- 
mines.  (V)  Voeatus  ad  synodum  veniam,  nisi 
impeditus  fuero  canonica  praepeditione.  (VI) 
Legatum  ipsius  et  ecclesiae  Brem.,  quem  certum 
legatum  esse  cognovero ,  in  eundo  et  redeundo 
bene  et  honoriflee  tractabo  et  in  suis  necessitati- 
bus  adiuvabo  et  (VII)  omnem  fidelitatis  formam 
ad  quam  de  iure  teneo,  fldeliter  observabo."  Wäh- 
rend der  Lübecker  Eid  kürzer  ist,  finden  sich  die 
No.  II — IV.  VI  in  den  übrigen  Formeln  und  einer 
für  Grado  v.  1235,  Zaecaria  1.  c.  p.  317,  No. 
V  dagegen  nicht  in  der  Halberstadter,  u.  No.  VII 
allein  in  dieser.  Der  Eid  für  Chur  enthält  auch 
noch  das  Versprechen,  die  Güter  des  Bisthums 
und  insbesondere  das  bisehöfliche  Tafelgut  nicht 
zu  veräussern.  Andere  Zusätze  hat  die  erwähnte 
Formel  von  Grado  und  die  weiter  bei  Zaecaria 
a.  a.  0,  p.  318  ff.  mitgetheilten. 

In  einzelnen  Formeln,  der  für  Halberstadt  und 
Chur,  ist  mit  dem  Treugelöbniss  gegen  den  Erz- 
bischof auch  zugleich  ein  solches  gegen  den  Papst 
verbunden,  ebenso  in  der  des  Mainzer  Ponti- 
fikales,  Martene,  I.e.  2,  482  („Ego  volo  s.  Rom. 
ecclesiae  et  dorn.  N.  summo  pontifici  eorumque 
catholicis  successoribus  secundum  decreta  ss. 
patrum  fidem  et  subiectionem  exhibere"),  welches 
der  Herausgeber  in  das  14.  Jahrh.  setzt. 

3  Schon  Innocenz  III.  hat  die  Suffraganen  wie- 
derholt an  ihre  Pflichten  gegenüber  den  Metropo- 
liten erinnern  müssen,  s.  Potthast  reg.  n.  2958. 
3552.3553.4452.4453.  Die  letzteren  suchten  ihrer- 
seits die  Eidesformel  mitunter  in  unangemessener 
Weise  zu  verschärfen,  wogegen  sich  die  Dekretale 
Gregors  IX.  in  c.  13.  X.  de  M.  et  0.  I.  33  richtet. 

^  ep.  Innoe.  III.  a.  1228  an  Mailand  wegen  der 
W^eigerung  des  Bischofs  v.  Cremona  bull.  Taur.  3, 
422  u.  dazu  catal.  archiep.  Mediol.  SS.  10,  107, 
Innoc.  IV.  V.  1246  wegen  des  Bischofs  v.  Bologna, 
Savioliann.  Bologn.  III.  2,  311. 

5  Mitgetheilt  bei  de  Marca,  concordia  saeer- 
dotii  et  imperii  VI.  c.  3.  n.  14.  Note  *. 

6  Raynald.  ann.  a.  1370  n.  21. 
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das  Gleiche  ist  sowohl  von  Martin  V.  in  dem  deutschen  und  romanischen  i,  wie  auch 
von  Nikolaus  V.  im  Wiener  Konkordate ^  geschehen,  indessen  ist  trotzdem  die  Ab- 
leistung des  Obedienzeidcs  seitens  der  Bischöfe  seit  dem  15.  Jahrhundert  ^  ausser 
Uebung  gekommen. 

Was  endlich  eine  besondere  Gehorsamsverpflichtung  der  kirchlichen  Amts- 
träger in  den  einzelnen  Diöcesen  gegenüber  ihren  Bischöfen  be- 
trift't,  so  kommt  eine  solche  bald  in  eidlicher,  bald  in  nichteidlicher  Form  in  Italien'* 
und  in  Frankreich"''  seit  dem  8.  Jahrhundert  vor.  Diese  Sitte  ist  in  den  folgenden 
Jahrhunderten  nicht  nur  beibehalten  worden,  sondern  hat  immer  grössere  Verbreitung 
gewonnen^,  wobei  die  o.  S.  199  erwähnte  Vorschrift  des  1 1.  Konzils  von  Toledo  von 
massgebendem  Einfluss  gewesen  ist^.  Eine  Regelung  dieser  Verpflichtung  durch  die 
allgemeine  kirchliche  Gesetzgebung  ist  nicht  erfolgt,  auch  selbst  nicht ,  als  in  Folge 
des  Aufkommens  der  absoluten  Ordination  die  Weihe  und  die  Anstellung  der  Geist- 
lichen nicht  mehr  zusammenfiel,  die  alte  Praxis  also  sich  nicht  mehr  festhalten  Hess. 


1  Hübler  Konstanzer  Reformation  S.  176. 
199. 

2  Koch,  sanctio  pragmatica  p.  221.  222. 

3  Im  J.  1417,  Guden.  cod.  dipl.  4,  115  hat 
der  Bischof  von  Chur  noch  einen  solchen  Eid  dem 
Mainzer  Erzbischof  geschworen. 

*  Vgl.  das  Zeugenverhör  in  dem  Prozesse  der 
Bischöfe  von  Arezzo  u.  Siena  v.  715,  Muratori 
antiqu.  Ital.  6,  371,  bei  welchem  die  vernomme- 
nen Priester,  Diakonen  und  andere  Kleriker  sich 
auf  den  dem  Bischof  geleisteten  Obedienzeid  be- 
rufen. S.  ferner  die  Urkunden  von  746  u.  772, 
ibid.  p.  412;  v.  801,  1.  c.  p.  212;  und  die  Urk. 
aus  d.  Ende  des  10.  Jahrh.  bei  Zaccaria  1.  c. 
c.  2.  n.  4 ,  in  denen  für  die  Verletzung  des  Ge- 
horsams, sowie  der  übrigen  aufgezählten  Pflichten 
auch  Geldbussen  versprochen  werden,  was  der 
privatrechtlichen  Auffassung  des  Verhältnisses, 
s.  Th.  H.  S.  625,  insbesondere  Anm.  4  a.  E., 
entspricht.  In  dem  Cap.  Aquisgr.  v.  817.  c.  16, 
LL.  1,  208:  „De  episcopis  veroin  Longobardia  con- 
stitutis,  qui  ab  his  quos  ordinabant,  sacramenta  et 
munera  contra  divinam  et  canonicam  auctoritatem 
adcipere  vel  exigere  soliti  erant,  modis  Omnibus  in- 
hibitum  est,  ne  ulterius  flat^^,  kann  nicht  mit 
Richter- Dove  K.  R.  §.  145  ein  Verbot  des 
Gehorsamseides  gefunden  werden ,  sondern  nur 
ein  Verbot  der  Bestärkung  des  Eides  durch  Ge- 
schenke,  so  auch  Zaccaria  1.  c.  c.  2.  n.  8; 
Phillips  2,  184;  Schulte  K.  R.  2,  289.  n.  4. 

5  Dies  ergiebt  conc.  Cabilon.  v.  813.  c.  13, 
Mansi  14,  96:  „dictum  est  interea  de  quibus- 
dam  fratribus  quod  eos  quos  ordinaturi  sunt,  iurare 
cogant ,  quod  digni  sunt  et  contra  canones  non 
sint  facturi  et  obedientes  sint  episcopo ,  qui  eos 
ordinaret  et  ecclesiae  in  qua  ordinantur ;  quod 
iuramentum  quia  periculosum  est,  omnes  una  in- 
hibendum  statuimus".  Auch  hier  handelt  es  sich 
oflfenhar  nur  um  das  Verbot  eines  Eides  in  der  ge- 
dachten Fassung,  namentlich  soweit  der  Geist- 
liche danach  selbst  seine  Würdigkeit  zu  beschwö- 
ren hatte ,  nicht  um  das  eines  Gehorsamseides 
überhaupt,  wie  Richter-Dove  a.  a.  0.  an- 
nimmt. Vgl.  dagegen  die  in  der  vor.  Anm.  cit. 
Schriftsteller.  Üass  gerade  die  kirchliche  Reform- 
partei im  Frankenreiche  ein  Gelübde  des  Gehor- 
sams nicht  für  unerlaubt  hielt,    sondern  auf  die 


Ablegung  solcher  drang,  zeigt  Bened.  Lev.  III. 
466 :  „Ut  presbiteri  et  diaconi,  quando  per  par- 
rochias  constituantur,  stabilitatis  et  oboedientiae 
suae  atque  statuta  servare  promissionem  suo  fa- 
ciant  episcopo.  Quando  presbiteri  aut  diaconi  per 
parrochias  constituuntur,  oportet  eos  professionem 
episcopo  suo  facere^^  eine  Stelle,  welcher  das  c.  10 
Tolet.  XI.,  s.  0.  S.  199  zu  Grunde  liegt. 

6  conc.  Rotomag.  v.  1074.  c.  5,  Mansi  20, 
399  :  ^jQuod  subdiaconi  sive  diaconi  sive  sacer- 
dotes  parochiani  non  ordinentur  secundum  confir- 
mationem  Toletani  concilii  absque  legitima  pro- 
fessione,  quam  coram  episcopo  et  omnium  cir- 
cumstantium  audientia  faciunt,  qui  ordinandi 
fuerint";  Ivon.  Carnot.  ep.  73,  Migne  patrol. 
162,  94 :  „Debitores  autem  esse  qui  ad  dignitates 
promoventur  ecclesiasticas ,  promittendae  obe- 
dientiae  testatur  concilium  Toletan.  XI"  etc. ;  ep. 
Eugen,  III.  ad  eccles.  Tornac.  v.  1146,  Mansi 
21,  663.  Archidiakonen,  welche  das  Gelübde  eid- 
lich abgelegt  haben,  werden  erwähnt  inFulberti 
ep.  97  (al.34),  Migne  patrol.  141,247;  Eadm. 
hist.  nov.  1.  V,  Migne  patrol.  159,493;  Kano- 
niker Gregor  VII.  ep.  IV.  18  vom  J.  1077,  ed. 
Jaffe  p.266;  Aebte  Fulberti  ep.  17(41)1.  c. 
p.  208,  Ivon.  ep.  73  cit. ;  ep.  Innoc.  II.  ad  Hu- 
gon.  Rothom.  v.  1132,  Mansi  21,  400.  426. 

Es  war  natürlich ,  dass  bei  dem  das  Mittelalter 
beherrschenden  Lehnswesen  sich  auch  innerhalb 
der  Kirche,  namentlich  bei  den  niederen,  ver- 
leihungsberechtigten Oberen,  wie  z.  B.  den  Ar- 
chidiakonen und  Domherren,  Versuche  geltend 
gemacht  haben ,  die  Vergebung  der  Benefizien 
nach  lehnsrechtlichen  Grundsätzen  zu  behandeln, 
und  nicht  nur  den  Gehorsams-  oder  Treueid, 
sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  das  Benefizium 
das  hominium  oder  homagium  zu  verlangen.  Da- 
gegen ist  die  päpstliche  Gesetzgebung  schon  seit 
dem  12.  Jahrhundert  eingeschritten  ,  s.  das  Ver- 
bot Paschalis'  II.  ep.  ad  der.  Paris,  von  1105, 
Mansi  20, 1045  :  ^,ut  maiores  praebendarii  a  mi- 
noribus  hominia  suscipiant",  c.  17  (Alex.  III.) 
X.  de  Simon.  V.  3 ;  c.  11  (Luc.  III.)  X.  de  R. 
J.  V.  41. 

"^  S.  die  vor.  Anm.  Hat  doch  auch  Gratian  den 
betreffenden  Kanon  in  sein  Dekret  aufgenommen. 
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Seit  jener  Zeit  hat  sich  theils  durch  Gewohnheit,  theils  durch  partikuläre  Anordnungen 
die  Uebung  festgestellt ,  dass ,  abgesehen  von  dem  bei  der  Ordination  selbst  dem  Bi- 
schof zu  gelobenden  Gehorsam,  nur  die  zu  einem  Seelsorge-Amt  beförderten  Geist- 
lichen einen  Gehorsamseid  zu  leisten  haben  ^ . 

II.  Heutiges  Recht.  Alle  Bischöfe,  einschliesslich  der  Weihbischöfe 2,  lei- 
sten heute  bei  ihrer  Konsekration  den  bereits  oben  S.  205  mitgetheilten  Eid  des  Gehor- 
sams gegen  den  Papst,  dessen  Fassung  freilich  mit  den  Grundsätzen  des  heutigen  mo- 
dernen Staates  nicht  vereinbar  ist  2.  Die  Verweigerung  der  Ableistung  würde  die  Folge 
nach  sich  ziehen ,  dass  der  konsekrirende  Bischof  mit  der  weiteren  Vollziehung  der 
Konsekration,  deren  Bestandtheil  die  Eidesleistung  ist,  inne  hält,  und  der  nicht  kon- 
sekrirte  Bischof  bei  fortgesetzter  Renitenz  in  Folge  der  schuldbaren  Verzögerung  seiner 
Konsekration  das  bereits  erworbene  bischöfliche  Amt  ipso  iure  verliert  4. 

In  Betreff  derjenigen  Geistlichen,  welche  ein  Seeiso rge-Beneficium  erhal- 
ten haben,  schreibt  das  Tridentinum  vor^,  dass  diese  innerhalb  zweier  Monate  nach 
erlangtem  Besitz  desselben  mit  der  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses  gleichzeitig 
auch  den  Gehorsam  gegen  den  Papst  in  die  Hände  des  Bischofs  und  bei  seiner  Verhin- 
derung in  die  seines  Generalvikars  ^  oder  Offizials  eidlich  zu  geloben  haben  ^. 

Zögert  der  Verpflichtete  über  den  festgesetzten  Zeitpunkt  hinaus,  so  verliert  er 
mit  demselben  das  Recht  auf  den  Fruchtgenuss  seines  Benefiziums  ^  auf  so  lange ,  bis 
er  seiner  Verbindlichkeit  genügt  hat  ^,  auch  soll  ihm  für  diese  Zeit  der  Besitz  dessel- 


*  Syn.  ap.  cast.  Gonteri  (Provinz  Tours)  von 
1231  c.  3,  Mansi  23,  234:  „dioecesanus  vel 
aliter  ins  episcopale  habens,  tradat  eidem  (insti- 
tuendo)  curam  animarum  .  .  .  qua  tradita  .  .  iura- 
bit,  quod  dioecesano  et  aliis  magistris  suis  obe- 
diens  erit  et  ad  maiidatum  suum  se  faciat  ordi- 
när! et  iura  ecclesiae  defendet  et  alienata  revocabit 
bona  fide.  Et  si  ista  forma  fuerit  omissa,  institutio 
flat  irrita  et  ecclesia  pro  vacante  habentur";  Ro- 
tomag.  1335.  c.  9,  Mansi  25,  1045:  „praesti- 
turus  dioecesano  et  super  obedientia  et  aliis  con- 
suetis  debitum  et  solitum  iuramentum".  Die 
Prager  Synode  v.  1355.  c.  29,  Hartzheim  4, 
389  verlangt  ihn  aber  von  jedem  Beneflziaten. 

lieber  den  Obedienzeid  der  Kanoniker  gegen 
das  Kapitel  s.  Th.  IL  S.  69. 

2  Das  ergiebt  das  Pontificale  Romanum  ,  wel- 
ches für  diese  keinen  besonderen  Konsekrations- 
ritus kennt. 

3  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  auf  die  Ver- 
folgung der  Häretiker  bezüglichen  Passus.  Aller- 
dings ist  schon  seitens  des  Papstes,  als  der  Kur- 
fürst-Erzbischof von  Dalberg  sich  weigerte ,  den 
Eid  zu  leisten,  ehe  er  über  die  Bedeutung  der  be- 
treffenden Worte  beruhigt  sei ,  erklärt  worden, 
dass  dieselben  keine  Verpflichtung  begründeten, 
gegen  die  Nichtkatholiken  in  irgend  einer  Weise 
Druck  und  Unduldsamkeit  auszuüben,  Kopp, 
die  kath.  Kirche  im  19.  Jahrh.  S.  31  Note;  in- 
dessen entspricht  diese  Auslegung  sicherlich  nicht 
dem  Wortlaute.  Die  Versuche  der  süddeutschen 
Regierungen  bei  den  der  Begründung  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  vorausgegangenen  Be- 
rathungen,  eine  neue  Formel  des  Eides  zu  erlan- 
gen, haben  kein  Resultat  gehabt,  Binterim  a. 
a.  0.  S.  294,  Longner  Rechtsverf.  der  Bischöfe 
in  der  oberrh.  Kirchenprovinz  S.  80 ;  Brück, 
oberrh.  Kirchenprovinz  S.  13.  Die  fragliche  Stelle 


ist  dagegen  in  der  irischen,  russischen,  preussi- 
schen,  hannoverschen  und  oberrheinischen  Formel 
fortgefallen,  Mejer,  Propaganda  in  England  S. 
186;  Friedberg,  Staat  und  Bischofs  wählen 
S.  384.  404.  418,  Aktenstücke  S.  225,  ebenso  in 
der  für  die  nordamerikanischen  Bischöfe,  welche 
überhaupt  manche  an  das  Mittelalter  erinnernde 
Stellen  ausgeschieden  hat,  s.  Acta  ss.  conc.  re- 
centior.  coli.  Lac.  3,  108.  Darin  liegt  ein  still- 
schweigendes Anerkenntniss,  dass  die  Kurie  selbst 
die  alte  Formel  nicht  mehr  für  passend  erachtet. 

4  Th.  IL  S.  676. 

5  Sess.  XXIV.  c.  12  de  ref.  Vgl.  hierzu  auch 
Benedikt  XIV.  de  synod.  dioeces,  V.  2.  n.  5  ff. 

6  Bei  Vakanz  des  Bischofsstuhles  des  Kapitu- 
larvikars,  s.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  in  Rich- 
ters Tridentinum  S.  353.  n.  26. 

^  Nach  dem  Trid.  1.  c.  soll  das  Gelübde  dahin 
gehen:  „in  ecclesiae  Romanae  obedientia  se  per- 
mansuros".  Die  Formel  ist  durch  die  const. 
Pius'IV.  V.  1564:  Iniunctum,  u.  a.  A.  in  Rich- 
ters Tridentinum  S.  574,  vorgeschrieben  und 
lautet:  „S.  catholicam  et  apostolicam  Romanam 
ecclesiam  omnium  ecclesiarum  matrem  et'ma- 
gistram  agnosco  Romanoque  pontifici,  b.  Petri 
apostolorum  principis  successori  ac  Jesu  Christi 
vicario  veram  obedientiam  spondeo  ac  iuro". 

8  Und  zwar  ipso  iure ,  ohne  dass  es  erst  eines 
Urtheils  bedarf.  Die  trotzdem  gezogenen  Ein- 
künfte muss  er  herausgeben.  Dieselben  werden 
entweder  zu  frommen  Zwecken  oder  zu  Gunsten 
der  fabrica  der  Kirche  verwendet,  Bouix  tract. 
de  parocho  p.  530. 

9  Die  bis  zum  Ablauf  der  zweimonatlichen  Frist 
gezogenen  Einkünfte  behält  der  Beneflziat  aber 
unter  allen  Umständen,  so  auch  die  Congr.  conc, 
s.  Richters  Tridentinum  S.  353.  n.  24. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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ben  in  der  gedachten  Beziehung:  keine  Rechtsvortheile  ^  gewähren  2.  Auf  die  Inhaber 
Sülclier  Aemter ,  welche  nicht  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  bilden ,  also  auf  die 
ad  nutum  verliehenen,   z.  B.  Missions-Pfarreien,  bezieht  sich  das  Tridentinum  nicht^. 

Die  gleiche  Verbindlichkeit  hat  das  Konzil  unter  Festsetzung  derselben  Folgen 
auch  den  Dignitären  und  Kanonikern  der  Kathedral-Kirchen  auferlegt-*,  jedoch  haben 
diese  das  Gelöbniss  mit  der  professio  fidei  nicht  nur  vor  dem  Bischof,  sondern  auch 
vor  dem  Kapitel  abzuleisten'». 

In  allen  Fällen  ist  dasselbe  von  dem  Verpflichteten  selbst  in  Person ,  nicht  von 
einem  Stellvertreter  desselben  abzulegen  ^. 

Die  Vorschriften  des  Tridentinums  sind  endlich  von  Pius  IV. "  auch  auf  die- 
jenigen, welchen  die  Leitung  von  Klöstern,  Konventen,  Häusern  oder  anderer  An- 
stalten irgend  eines  Ordens  übertragen  wird,  und  durch  partikuläre  Rechtsnormen  unter 
einzelnen  Modifikationen  auch  auf  andere  als  die  bisher  genannten  kirchlichen  Beamten 
ausgedehnt  worden  ^. 

Von  dieser  in  Verbindung  mit  dem  Glaubensbekenntniss  abzugebenden  Gehor- 
samserklärung gegen  den  Papst  ist  die  Angelobung  des  Gehorsams  gegen  den 
Bischof  zu  unterscheiden.  Eine  solche  kommt  abgesehen  von  dem  bei  der  Priester- 
weihe abzulegenden  Gehorsamsgeltibde  -^  nur  zufolge  Gewohnheit  oder  partikulärer  An- 


^  Für  andere  Verhältnisse  ist  die  Wirkung 
nicht  ausgeschlossen,  so  auch  die  Congr.  conc.  s. 
Gallemart  conc.  Tridentinum  1.  c.  decl.  7. 

2  Bei  einem  der  Innehaltung  der  Frist  ent- 
gegenstehenden Hinderniss  kann  nicht  der  Bischef, 
sondern  nur  die  Congr.  conc.  die  Erlaubniss  ge- 
währen, das  Gelöbniss  in  die  Hand  eines  Anderen 
abzulegen.  Sie  giebt  diese  aber  stets  mit  der  Be- 
dingung ,  dass  dasselbe  nach  Wegfall  des  Hinde- 
rungsgrundes vor  dem  eigentlich  Berechtigten 
wiederholt  wird,  Richter  a.  a.  0.  n.  22. 

3  Bouix  1.  c.  p.  531.  Durch  partikuläre  An- 
ordnungen ist  aber  auch  für  diese  die  Ablegung 
vorgeschrieben,  s.  nachher. 

^  Also  nicht  den  Kanonikern  der  Kollegiat- 
kirchen ,  so  auch  die  Praxis  der  Congr.  conc, 
Richter  a.  a.  0.  n.  19.  Ebensowenig  trifft  die 
Pflicht  die  Koadjutoren  der  Kanoniker  und  die 
Ehrendomherren,  denn  diese  sind  nicht  Kano- 
niker im  eigentlichen  Sinne  ;  endlich  auch  nicht 
die  Beneüziaten  der  Domkirche ,  welche  kein 
Seelsorgebeneflzium  haben,  Bouix  tract.  de  ca- 
pitulis  p.  372. 

Im  Fall  der  Zögerung  entgehen  den  Domherren 
nur  die  Früchte  ihrer  Präbende,  ihre  anderen 
Kmolumente,  insbesondere  die  Distributionen, 
veilieren  sie  aber  nicht,  so  auch  die  Congr.  conc. 
bei  Richter  a.  a.  0.  S.  352.  n.  19,  ebenso  we- 
nig ihre  sonstigen  Rechte ,  wie  z.  B.  Sitz  und 
Stimme  im  Capitel,  Gallemart  1.  c. 

Die  verfallenen  Einkünfte  wachsen  der  Kapitels- 
masse zu,  Bouix  1.  c.  p.  371,  s.  auch  Richter 
a.  a.  0.  n.  21. 

5  Das  Kapitel  muss  ordnungsmässig  versammelt 
sein.  Vgl.  auch  Th.  II.  700.  n.  9.  Wenn  aber 
der  Bischof  oder  sein  Generalvikar  dem  Kapitel 
anwohnt,  so  genügt  die  einmalige  Ableistung  und 
es  bedarf  nicht  einer  nochmaligen  Wiederholung 
vor  den  ersteren,  s.  Richter  a.  a.  0.  n.  19. 

6  Dies  ist  früher  bestritten  gewesen.    Für  die 


Zulässigkeit  der  Stellvertretung  z.  B.  Barbosa 
J.  E.  U.  I.  21.  c.  56;  dagegen  Garcias  tract. 
de  benef.  P.  III.  3.  n.  74,  die  dort  angeführten 
Entscheidungen  der  Rota,  ebenso  die  Congr.  conc. 
s.  Richter  S.  353.  a.  a.  0.  n.  19. 

Bei  der  Erlangung  eines  anderen  Beneflziums, 
welches  die  Verpflichtung  nach  sich  zieht,  muss 
sie  übrigens  wiederholt  werden,  Garcias  1.  c. 
n.  17 ff.  und  die  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a. 
0.  S.  353.  n.  26. 

"^  Const.  Iniunctum  cit.,  s.  S.  211.  n.  7. 

Derselbe  Papst  hat  in  der  const.  In  sacrosancta  v. 
1564,  u.  A.  in  Richters  Tridentinum  S.  573, 
diese  Verpflichtung  auch  denjenigen ,  welche  zu 
einem  akademischen  Grad  promovirt  werden 
wollen,  und  den  Doktoren  und  Magistern,  sowie 
anderen ,  welche  an  Universitäten  und  öffent- 
lichen Gymnasien  zu  lehren  beabsichtigen,  auf- 
erlegt. In  Deutschland  ist  dies  aber  nur  für  die 
Grade  in  der  Theologie  und  die  Lehrer  der  theo- 
logischen Fakultäten  praktisch.  Schulte  K.  R. 
2,  293.  n.  1. 

8  Z.  B.  in  der  Erzdiöcese  Köln  auf  die  Dechan- 
ten  und  Definitoren ,  welche  zufolge  der  Instruk- 
tionen von  1863,  Dumont,  Samml.  kirchl.  Er- 
lasse f.  d.  Erzdiöcese  Köln  S.  279.  293 ,  nach 
Erlangung  ihres  Amtes  die  professio  fidei  und  da- 
mit auch  das  gedachte  Gelübde  abzulegen  haben, 
in  Frankreich  auf  die  General- Vikaie  ,  die  ad 
nutum  amoviblen  Pfarrer  und  solche  Geistliche, 
welche  mit  der  Seelsorge  oder  mit  der  Predigt  be- 
traut werden  ,  conc.  prov.  Aven.  v.  1849,  Burdi- 
gal.  1850,  Aquens.  v.  1850,  Auscit.  v.  1851, 
acta  s.  conc.  rec.  coli.  Lac.  4,  319.  548.  761. 
1173.  Aehnliche  Bestimmungen  für  Irland  in 
dem  Plenarconcil  von  1850;  für  England  conc. 
prov.  Westmon.  v.  1852,  für  Nordamerika  conc. 
prov.  Hahf.  v.  1857,  1.  c.  3,  776.  922.  736. 

9  Pontificale  Romanum  tit.  de  ordinatione  pres- 
byteri. 
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Ordnungen  und  zwar  in  verschiedenem  Umfange  .vor  ^  Gewöhnlich  haben  es  allein 
diejenigen ,  welche  ein  Seelsorge-Benefizium  erlangen  ,  und  vor  ihrer  Einweisung  in 
dasselbe  ^  zu  leisten. 

Die  Gehorsamspflicht  besteht  für  die  Amtsträger  und  anderen  Geistlichen  in  der 
Diöcese  gegenüber  dem  unmittelbar  vorgesetzten  kirchlichen  Leitungsbeamten ,  und 
gegenüber  dem  demselben  übergeordneten  Beamten,  welcher  kraft  seiner  Stellung 
in  Konkurrenz  mit  dem  ersteren  Anordnungen  erlassen  kann ,  also  gegenüber  dem  Bi- 
schof-^ oder  dem  ihm  gleichstehenden  Prälaten'*  einerseits,  und  dem  Papst  anderer- 
seits ^.  Bei  widersprechenden  Anweisungen  geht  die  des  letzteren  vor  ^.  Der  Gehor- 
sam muss  aber  auch  weiter  denjenigen  Beamten  geleistet  werden ,  welche  keine  volle 
Leitungsgewalt  besitzen,  möge  ihnen  diese  kraft  eines  selbstständigen  Amtes,  wie 
z.  B.  den  Erzbischöfen '^,  oder  nur  kraft  Uebertragung  des  ordentlichen,  mit  umfassen- 
der Regierungsgewalt  ausgestatteten  Beamten,  wie  z.B.  den  General- Vikaren  und  den 
Landdechanten,  zukommen.  Jedoch  ist  er  hier  wegen  der  Stellung  dieser  Beamten  auf 
den  Kreis  derjenigen  Angelegenheiten  beschränkt,  welche  zur  Zuständigkeit  derselben 
gehören  ^,  und  soweit  letztere  eine  blos  übertragene  ist,  sind  im  Falle  eines  etwaigen 
Widerspruchs  stets  die  Anweisungen  desjenigen,  welcher  die  Uebertragung  vorge- 
nommen hat,  zu  beobachten,  also  z.  B.  die  des  Bischofs,  nicht  die  des  General- Vikars 
oder  Dechanten  ,  weil  der  erstere  sich  durch  die  Ernennung  von  Stellvertretern  nicht 
seiner  Amtsgewalt  begiebt,  und  die  letztere  jeden  Augenblick  unter  Beseitigung  seiner 
Mandatare  oder  Delegaten  ausüben  kann. 

Die  Pflicht  zum  Gehorsam  ist  weder  durch  die  Leistung  des  Gehorsamseides  noch 
durch  den  Besitz  eines  Amtes  bedingt ,  vielmehr  genügt  allein  die  Unterwerfung  unter 
die  Amtsgewalt  des  anordnenden  Beamten,  welche  für  die  Geistlichen  ohne  Amt  dem 
Bischof  gegenüber  schon  in  Folge  der  Zugehörigkeit  zur  Diöcese  desselben  eintritt.  Der 
Besitz  des  Amtes  ist  nur  von  Einfluss  auf  den  Umfang  des  Gehorsams. 

Der  Gehorsam  ist  den  kirchlichen  Oberen  für  alle  Anordnungen  zu  leisten,  welche 
sie  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  in  Uebereinstimmung  mit  dem  geltenden  Recht  treffen, 
und  deren  Ausführung  ferner  in  der  Kompetenz  des  Untergebenen  liegt.  Der  letztere 
kann  aber  nur  für  befugt  erachtet  werden ,  den  Befehl  oder  die  Anweisung  in  Bezug 
auf  die  formale  Rechtsbeständigkeit  zu  prüfen,  d.  h.  also  darauf  hin  .   ob  die  Zustän- 

1  So  soll  nach  der  gem.  V.  vom  30.  Jan.  1830.  desfallslgen  Pflicliten  gefehlt  haben.  Vgl.  z.  B. 
§.  34  f.  d.  oberrh.  Kirchenprovinz  jeder  Geistliche,       Pirhing,  ins  canon.  I.  33.  n.  19. 

bevor  er  die  kirchliche  Institution  erhält,  demBi-  3  c,  2.  4.  X.  h.  t.  I.  33. 

schof  den  kanonischen  Gehorsam  geloben.  DieFor-  *  Z.  B.  dem  praelatus  nullius. 

mein  für  die  Pfarrer  und  Kapläne  in  der  Diöcese  5   Denn  dieser  besitzt  nach  der  dogmatischen 

Rottenburg  bei  Longner,   Rechtsverh.  der  Bi-  Festsetzung  der  vatikanischen  const.  Pastor  aeter- 

schöfe  in  d.  oberrh.  Kirchenprovinz  S.  282  u.  v.  ^^s  v.  18.  Juli  1870.  c.  3,   Th.  II.  705,  eben- 

Yogt,   Samml.  kirchl.V.  f.  d.  Bisth.  Rottenburg  jaiig   die   unmittelbare   Leitungsgewalt    für   alle 

S.  236.  237,  für  die  Dekane  a.  a.  0.  S.  127  ;  für  rpj^eile  und  alle  einzelnen  Personen  in  der  Kirche. 

Mainz  bei  Schumann ,  Samml.  S.  181.    Auch  «  ttt  -i      •      r^       ix  j-    -l-v  j        ^ 

.     j       ...        •  1  .    V       T<-"  •  j  j       r\u  ^   weil  seine  Gewalt  die  höhere  und  umfassen- 

in  den  österreichischen  Diocesen  wird  der  übe-        ,        .  , 

dere  ist 
dienzeid  bei  der  Uebertragung  des  Benefiziums  von 

den  Pfarrern  abgelegt,  conc.  prov.  Prag.  v.  1860.  '^  ^ier  gehören  auch  die  Kardinäle  in  Betracht 

t.  VI.  c.  10;   Strigon.  v.  1858  t.  5.  c.  6.  §.  2.  der  ihnen    über  ihre^  Titelkirchen  eingeräumten 

2  Man  hat  sich  für  diese  Unterscheidung  zwi-  Stellung,  Th.  I.  S.  352,  ferner  die  leitenden  Be- 
sehen den  gedachten  Benefizien  und  den  In-  amten  der  Kapitel,  wie  der  Propst  oder  Dekan  in 
habern  von  beneficia  simplicia  auf  c.  3  (Leo  I.)  X  Betreff  der  Kanoniker,  Th.  II.  S.  115. 

de  M.  et  0.  I.  33  berufen,  und  nimmt  auf  Grund  8  c.  11  (Inn.  III.)  X.  de  off.  ord.  I.  31,  wo- 
von c.  10  (Innoc.  III.)  X.  eod.  an,  dass  auch  von  nach  der  Erzbischof  nicht  einen  Untergebenen 
den  letzteren  die  Leistung  des  Gehorsams  ver-  seines  Suffraganbischofs  zur  Uebernahme  einer 
langt  werden  kann ,  wenn  sie  schon  gegen  ihre  Delegation  wider  Willen  zwingen  kann. 


214  1-  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  156. 

digkeit  des  anordnenden  Beamten  ^ ,  sowie  seine  eigene  ^  begründet  und  die  etwa  er- 
forderliche Form  der  Anordnung  beobachtet  ist"^.  Dagegen  steht  ihm  eine  Prüfung  der 
materiellen  Rechtmässigkeit  nicht  zu.  Eine  solche  kann  den  untergeordneten  Beamten 
für  das  Gebiet  der  Kirche,  ebensowenig  wie  für  das  Gebiet  des  Staates^  offen  gelassen 
werden.  Der  hierarcliisch  gegliederte  Organismus  der  kirchlichen  Behörden  wird  nur 
durch  die  verschiedenen  Beamten  thätig  und  übt  durch  diese  die  ein  und  demselben 
Zwecke  dienende  Kirchengewalt.  Eine  einheitliche  Verwendung  der  kirchlichen  Organe 
ist  nicht  möglich,  wenn  jeder  untergeordnete  Beamte  die  Ausführung  der  ihm  ertheil- 
ten  Anweisungen  erst  seiner  eigenen  materiellen  Prüfung  unterzieht.  Ueberdies  würde 
letzteres  auch  dem  Wesen  der  kirchlichen  Hierarchie  widersprechen.  Legt  man  der 
unteren  Instanz  das  Recht  bei ,  die  Ausftihrung  der  Verfügungen  und  Anordnungen 
der  höheren  von  einer  solchen  Prüfung  abhängig  zu  machen ,  so  wird  sie  in  der  That 
die  in  letzter  Stelle  entscheidende ,  und  das  Verhältniss  der  kirchlichen  Instanzen  ge- 
radezu auf  den  Kopf  gestellt. 

Die  bisherige  kirchenrechtliche  Doktrin ,  welche  die  Gehorsamspflicht  in  Betreff 
des  Umfanges  derselben  sehr  stiefmütterlich  behandelt  hat-^,  lehrt,  dass  Befehlen, 
welche  offenbar  gegen  Gottes  Gebot  gehen,  kein  Gehorsam  geleistet  zu  werden  brauche, 
während  dies  der  Fall  sei,  wenn  darüber  ein  Zweifel  bestehe*^.  Der  erstgedachte  Satz 
ist  aber  nichts  als  eine  Folge  des  vorhin  gedachten  Principes ,  dass  solchen  Anord- 
nungen ,  welche  nicht  zur  Zuständigkeit  des  kirchlichen  Oberen  gehören ,  kein  Gehor- 
sam geschuldet  werde ,  weil  der  letztere  zur  Abänderung  göttlicher  Gebote  selbstver- 
ständlich nicht  befugt  ist'. 

Die  gemachte  Ausnahme  hat  dagegen  keinen  Anhalt.  Soll  der  Gehorsam  nicht 
ein  blinder  und  also  auch  rechtswidriger  werden ,  so  kann  dem  unteren  Beamten  nie- 
mals das  Recht  und  die  Pflicht  der  selbstständigen  Prüfung  in  den  gedachten  Rich- 
tungen genommen  werden.  Fügt  er  sich  in  zweifelhaften  Fällen  der  Ansicht  des 
Oberen ,  so  trägt  er  für  diese  Entschliessung  immer  selbst  die  Verantwortlichkeit  und 
kann  sich  nicht  durch  die  Berufung  auf  die  Auffassung  des  ersteren  davon  ent- 
lasten ^. 

Hinsichtlich  der  Zuständigkeit  des  kirchlichen  Oberen  kommt  weiter  noch  die 

1  Daher  würde  der  Pfarrer,  welchem  ein  Bi-  qu.  3  u.  c.  4  (Augustin)  C.  XXIII.  qu.  1  Reif- 

schof  die  Konfirmation  der  Kinder  der  Parocbie  feastuell.    c.   n.  18.   19;   Phillips  2,  176, 

anbefiehlt,   ohne  dass  ihm  Kenntniss  von  der  er-  vgl.  auch  die  Glosse  zu  c.  4  cit. 

forderlichen  päpstlichen  Ermächtigung   gegeben  ,  ^^^  g^^^  .^^  ^^^^  ^^  ^.^^  ^.^^^.      ^^^^  ^^  .^^ 

r    fii  ht         •                           '''        vorzunehmen  .^^^^^^^  ^^  ^^^^   ^^^  ^^  ^^.^j^^  ^^^^  ^..^^^  ^^^^^.^^^ 

^^o^TT-^   f'  .^?^?'       ,       ,  ,         j        j-        ^    •!•  1.       in  denen  der  Gehorsam  verweigert  werden  darf. 
^  Hierbei  ist  zu  beachten ,  dass  diese  freilich 

gleichzeitig  mit  dem  und  durch  den  Befehl    in  8  ThatsäcWich  wird  dies  aber  der  Fall   sein, 

Folge  einer  Delegation  oder  Mandirung  erweitert  wenn  die  zuletzt  entscheidende  Instanz  die  An- 

werden  kann.  sieht  des  befehlenden  Beamten  theilt,  denn  dann 

3  Z.  B.  ob  die  auszuführende  Sentenz  in  ge-  wird  der  Untergebene  nicht  zur  Rechenschaft  ge- 
höriger Form  vorliegt.  zogen.    Im  umgekehrten  Falle  wird  dagegen  der 

*  Lab  and  Staatsrecht  d.  deutsch.  Reichst,  Umstand,   dass  der  letztere  seinem  Vorgesetzten 

425  ff.  Gehorsam  geleistet  hat,  bei  Zweifelhaftigkeit  der 

5  Vgl.  z.  B.  Hostien  sis  summa  aurea  ad  h.  Sache  unter  Umständen  als  Strafmilderungs- 
t.  1.33.  n,  6  ;  Pirhing,  ins  canon.  1.33.  n.  7ff ;  oder  Ausschliessungs-Grund  betrachtet  werden 
Reiffen  stuel,    ius   canon.    I.    33.    n.    1  ff. ;  können. 

Phillips    2,     171  ff.      Eingehender    dagegen  Die  citirte  Stelle  des  Augustin  ine. 4 C. XXIII. 

Schulte    K.  R.   2,  583  u.    Lehrb.  3.  Aufl.   S.  qu.    1   kann  dem    gegenüber  nicht    entscheiden, 

209.  427.  denn  sie  handelt  von  der  Prüfung  der  Gerechtig- 

6  So  unter  Berufung  auf  c.  92  (Augustin.)  93.  keit  eines  vom  Fürsten  angeordneten  Krieges 
(Hieronym.)  98  (Augustin)  99  (Gregor.  I.)  C.  XI  durch  den  Soldaten. 


§.  156.] 


Die  Pflicht  des  Gehorsams. 


215 


Frage  in  Betracht ,  auf  welchen  Kreis  von  Angelegenheiten  sich  dieselbe  überhaupt 
erstrecken  kann. 

Es  ist  zunächst  unzweifelhaft ,  dass  der  kirchliche  Obere ,  soweit  er  überhaupt 
kraft  seiner  Stellung  dazu  befugt  ist ,  von  dem  Untergebenen  in  allen ,  das  Amt  des- 
selben oder  die  ihm  übertragenen  Amtsfunktionen  betreffenden  Sachen  Gehorsam  be- 
anspruchen darf,  nicht  minder  in  allen  Angelegenheiten,  bei  denen  die  Wahrung  der 
Würde  des  Amtes  und  des  geistlichen  Standes  während  des  ausserdienstlichen  Ver- 
haltens in  Frage  steht.  Ferner  wird  man  auch  annehmen  müssen  ,  dass  dem  Oberen 
das  Recht  zusteht ,  die  Uebernahme  und  Ausführung  solcher  Aufträge ,  welche  zwar 
keinen  Bezug  auf  die  Amtsverwaltung  und  Amtsfunktionen  des  Untergebenen  haben, 
aber  kirchliche  Angelegenheiten  überhaupt  betreffen ,  zu  beanspruchen  ^.  Durch 
den  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  widmet  sich  der  Geistliche  dem  Dienst  der  Kirche 
im  Allgemeinen ,  und  übernimmt  damit  die  Pflicht ,  sich  in  demselben  verwenden  zu 
lassen.  Dadurch,  dass  er  ein  bestimmtes  Amt  oder  bestimmte  Amtsfunktionen  über- 
tragen erhält,  und  die  ihm  dadurch  auferlegten  Geschäfte  ausübt,  erfüllt  er  zwar  diese 
Pflicht,  aber  ihre  Erfüllung  ist  damit  nicht  vollkommen  erschöpft.  Kraft  derselben  hat 
er  auch  in  den  Fällen,  wo  der  für  die  Verwirklichung  der  kirchlichen  Zwecke  be- 
stehende Aemterorganismus  nicht  ausreicht  oder  wo  es  gerechtfertigt  erscheint ,  eine 
Thätigkeit  durch  einen  anderen ,  als  den  in  erster  Linie  dazu  berufenen  Amtsträger 
wahrnehmen  zu  lassen,  aushülfe  weise  einzutreten.  Eine  materielle  Schranke  der  Be- 
rechtigung des  Oberen  zu  dergleichen  Verwendungen  liegt  aber  einmal  darin ,  dass 
solche  nur  im  Falle  des  Bedürfnisses ,  nicht  aber  blos  aus  Bequemlichkeit  desselben, 
um  sich  selbst  oder  anderen  bei  der  Geschäftsführung  Erleichterungen  zu  verschaffen  2, 
angeordnet  werden  dürfen ,  weil  der  berufene  Amtsträger  seine  eigenen  kirchlichen 
Funktionen  in  ersterer  Linie  immer  selbst  auszuüben  verpflichtet  ist.  Sodann  aber 
entspricht  es  auch  der  Gerechtigkeit ,  dass  bei  derartigen  Aufträgen  die  Verhältnisse 
des  Beauftragten  in  Rücksicht  gezogen  werden ,  um  eine  unnütze  Ueberbürdung  und 
Beschwerung  für  den  einzelnen  zu  verhüten.  Es  werden  also  dabei  seine  bisherigen 
Amtsgeschäfte  ^ ,  seine  Fähigkeiten  und  andere  persönliche  ^ ,  wie  auch  seine  Ver- 
mögensverhältnisse zu  berücksichtigen  sein. 

Dagegen  kann  der  Obere  von  seinen  Untergebenen  für  die  Regel  nicht  den  Ein- 
tritt in  solche  Verhältnisse  erzwingen,  welche  dauernden  Charakters  sind  und  dauernde 
Verpflichtungen  auferlegen,  da  es  widersinnig  wäre,  die  Erfüllung  solcher  von  Jeman- 
dem, welcher  sie  nicht  hat  übernehmen  wollen,  zu  verlangen,  und  ihn  für  die  Vernach- 
lässigung einer  ihm  aufgezwungenen  Stellung  verantwortlich  zu  machen.  Im  Allge- 
meinen ist  daher  kein  Zwang  statthaft ,  um  einen  Geistlichen  zur  Uebernahme  eines 
höheren  Weihegrades  ^  oder  zur  Annahme  eines  kirchlichen  Benefiziums  oder  Amtes  zu 
nöthigen  ^. 


1  So  auch  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  209. 
Das  c.  28  (Inn.  III.)  X.  de  off.  lud.  deleg.  I.  29 
verpflichtet  den  von  einem  päpstlichen  Delegaten 
ernannten  Subdelegaten ,  die  Subdelegation  zu 
übernehmen,  und  die  Doktrin  hat  diesen  Grund- 
satz seit  der  Glosse,  s.  s.  v.  renitentem  zu  c.  28 
X.  eit.,  auch  auf  das  Verhältniss  des  Bischofs  zu 
den  seiner  Leitungsgewalt  unterworfenen  Perso- 
nen ausgedehnt,  vgl.  auch  Pirhing  1.  c.  I.  29. 
n.  6  und  Reiffenstuel  1.  c.  I.  29.  n.  69. 


2  Diesen  Gesichtspunkt  hebt  auch  schon  c.  28 
X.  cit.  hervor. 

3  Denn  diese  hat  er  in  erster  Linie  zu  ver- 
sehen. 

*  Darauf  weist  auch  c.  28  X.  cit.  hin. 

5  Ueber  die  Ausnahme  vgl.  Th.  I.  S.  109. 

6  Eine  Pflicht  zur  Uebernahme  eines  Benefi- 
ziums und  Zwang  dazu  kann  aber  dann  eintreten, 
wenn  die  erstere  durch  den  Weihetitel  begründet 
wird,  so  z.  B.  bei  der  Ordination  auf  den  Tisch- 
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Endlich  verlangt  die  heute  herrschende  Praxis  der  Kirche  von  allen  kirchlichen 
Amtsträgern  und  Geistliclien  auch  über  den  besprochenen  Kreis  von  Angelegenheiten 
hinaus,  Gehorsam  und  Unterwerfung  unter  die  bei  der  massgebenden  Stelle  herrschende 
kirclienpolitische  Richtung ,  und  zwar  in  dem  Umfange ,  dass  dieselben  sogar  für  ver- 
pfliclitot  gehalten  w^erden,  nicht  nur  ihr  Amt  und  ihre  Amtsfunktionen  in  diesem  Sinne 
auszuüben ,  sondern  auch  die  ihnen  ausserhalb  der  kirchlichen  Sphäre  zustehenden, 
insbesondere  ihre  öffentlichen  Rechte  ^  zur  Beförderung  einer  solchen  Politik  zu  benutzen 
und  überhaupt  in  ihrem  ausseramtlichen  Verhalten  für  dieselbe  einzutreten  2,  Diese, 
wenn  auch  dem  ersten  Anschein  nach  auffällige  Erweiterung  der  Gehorsamspflicht  kann 
als  dem  Wesen  der  katholischen  Kirche  und  ihrem  Rechte  nicht  für  widersprechend 
erachtet  werden.  Für  eine  Kirche  ,  welche  den  Anspruch  erhebt ,  eine  selbstständige 
und  unabhängig  vom  Staate  dastehende  Anstalt  zu  sein ,  und  das  Gebiet  der  von  ihr 
zu  normirenden  Lebensverhältnisse  allein  zu  umgrenzen ,  fällt  die  Politik ,  welche  der 
Verwirklichung  dieser  ihrer  Auffassung  im  praktischen  Leben  dient ,  nicht  aus  dem 
Rahmen  der  rein  kirchlichen  Angelegenheiten  heraus ,  so  wenig  sie  immer  nach  der 
modernen  Anschauung  sich  innerhalb  der  der  Kirche  naturgemäss  zugewiesenen  Sphäre 
halten  mag,  und  wenn  die  kirchlichen  Amtsträger  und  Geistlichen  wie  schon  oben  aus- 
geführt ist,  verpflichtet  sind,  sich  ausserhalb  ihres  speziellen  Amtes  oder  der 
ihnen  übertragenen  amtlichen  Funktionen  kraft  ihrer  Berufsstellung  in  der  Kirche  im 
Interesse  derselben  verwenden  zu  lassen ,  so  müssen  sie  sich  auch  den  hier  in  Frage 
stehenden  Anforderungen  unterwerfen,  gleichviel ,  ob  diese  von  einem  anderen  Stand- 
punkt aus  als  dem  der  katholischen  Kirche  ausserhalb  der  Thätigkeit  der  letzteren 
liegend  betrachtet  werden  müssen  '^. 

Es  bildet  die  Regel ,  dass  der  kirchliche  Amtsträger  nur  einem  direkten  Vorge- 
setzten, bez.  den  höheren  Instanzen  über  demselben  unterworfen  ist.  Es  kann  aber 
ausnahmsweise  der  Fall  eintreten ,  dass  ein  Geistlicher  zwei  Oberen  in  völlig  gleicher 
Stellung  untergeordnet  ist  und  dass  diese  an  ihn  an  sich  vollkommen  rechtmässige  An- 
weisungen erlassen,  welche  mit  einander  kollidiren,  z.  B.  dann,  wenn  ein  Kleriker 
von  zwei  verschiedenen  Bischöfen  in  ihren  Diöcesen  je  ein  Benefizium  übertragen  er- 
halten hat.  Hier  entscheidet  das  Gebot  desjenigen ,  welchem  der  Obedienzeid  zuerst 
oder  allein  geleistet  worden  ist  4,  falls  aber  ein  solcher  nicht  in  Betracht  kommt ,  kann 

titel  (Th.  I.  S.  70),  weil  dieser  nur  subsidiarisch  ^  So  z.  B.  politische  Wahl-  und  Stimmrechte, 
zur  Anwendung  kommt  und  der  Ordinirte  in  Folge  2  Dass  dies  die  heut  herrschende  Auffassung 
dessen  genöthigt  ist,  das  angebotene  Benefizium  in  der  katholischen  Kirche  ist,  bedarf  wohl  keines 
anzunehmen,  weiter  in  Betreff  der  Uebernahme  Beweises.  Der  Verlauf  des  Kirchenstreites  in 
von  Missionsämtern'  und  Missionsfunktionen  in  Baden  und  vor  Allem  in  Preussen  ergiebt  dies 
Folge  des  titulus  missionis,  a.  a.  0.  S.  76;  fer-  zur  Genüge.  Die  Fassung  des  bischöflichen  Obe- 
ner  in  Folge  besonderer  statutarischer  Vorschriften,  dienzeides,  wonach  dem  Papst  schlechthin  Treue 
so  z.  B.  zur  Verwaltung  gewisser  officia  in  den  und  Gehorsam,  sowie  die  Vertheidigung  und  Ver- 
Kapiteln, Th.  II.  S.  141.  In  diesen  Fällen  liegt  mehrung  der  Rechte  der  römischen  Kirche  gelobt 
streng  genommen  keine  Ausnahme  vor,  denn  bei  wird,  bedingt  diese  Auffassung  ebenfalls, 
freiwilliger  Uebernahme  einer  Ordination  oder  3  Diese  Ausdehnung  der  Gehorsamspflicht  kann 
einer  Stellung,  welche  eine  solche  Pflicht  in  spä-  allerdings,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  bedenkliche 
terer  Zeit  mit  sich  bringen  kann,  ist  die  letztere  Konflikte  mit  dem  Staate  herbeiführen.  Der 
im  Grunde  immer  freiwillig  übernommen.  Grund  liegt  aber  nicht  in  dem  oben  bestimmten 
Abgesehen  davon  wird  aber  dem  kirchlichen  Umfange  der  Gehorsamspflicht,  sondern  in  der 
Oberen,  falls  es  das  Interesse  der  Kirche  dringend  ungemessenen  Ausdehnung  des  Begriffes  der 
verlangt,  das  Recht  zugestanden  werden  müssen,  kirchlichen  Angelegenheiten  durch  die  katholische 
den  minder  willigen  Geistlichen  zur  Annahme  Kirche.  Vgl.  übrigens  auch  am  Schluss  des  §. 
eines  Amtes  zu  zwingen,  s.  Th.  IL  S.  670.  n.  6.  *  Dies  wird  auf  c.  16.  33  (Inn.  III.)  X.  de 
wie  dies  auch  für  die  Versetzung  von  einem  Amte  iureiur.  II.  24  gegründet.  Vgl.  Reiffenstuel 
auf  das  andere  anerkannt  ist,  s.  unten  §.  164.  1.  c.  I.  33.  n.  29;  Phillips  2,  180. 
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es  einzig  und  allein  vom  Ermessen  des  Untergebenen  abhängen ,   welche  der  Anord- 
nungen er  für  die  wichtigeren  hält  und  welche  er  also  befolgen  will  ^. 

Zur  Erzwingung  des  Gehorsams  kann  der  kirchliche  Obere  Exekutivmittel,  z.  B. 
Censuren ,  insbesondere  in  schwereren  Fällen  die  Exkommunikation  ^ ,  anwenden  und 
Strafen  gegen  den  Ungehorsamen  verhängen  ^ ,  und  wenn  ihm  die  Kompetenz  dazu 
fehlt  ^,  den  dafür  zuständigen  höheren  kirchlichen  Amtsträger  zu  einem  derartigen  Ein- 
schreiten veranlassen. 

Die  bisher  erörterten  kirchenrechtlichen  Grundsätze  über  die  Gehorsamspflicht  der 
kirchlichen  Amtsträger  und  Geistlichen  erleiden  aber  dadurch  eine  Einschränkung,  dass 
die  letzteren  auch  den  Gesetzen  desjenigen  Standes,  welchem  sie  angehören,  unterworfen 
sind ,  gleichviel  ob  von  ihnen  eine  besondere  eidliche  Verpflichtung  auf  diese  verlangt 
wird  5  oder  nicht.  In  soweit  die  Erfüllung  des  Gehorsams  gegen  die  kirchlichen  Oberen 
ein  Staatsgesetz  verletzen  oder  die  selbstständige  Entschliessung  bei  solchen  Ange- 
legenheiten, in  Betreff  deren  die  staatliche  Gesetzgebung  den  Staatsunterthanen  abso- 
lute Freiheit  gewähren  will  6,  hindern  würde  ^,  ist  der  Geistliche  nach  staatlichem  Recht 
befugt,  dem  Gebote  des  kirchlichen  Oberen  nicht  Folge  zu  leisten ,  im  ersteren  Falle 
auch  sogar  dazu  verpflichtet  ^.  Der  moderne  Staat  kann  auf  die  Forderung,  dass  seinen 
Gesetzen  allseitiger  Gehorsam  geleistet  werde ,  Niemandem  gegenüber  verzichten ,  und 
wenn  in  Folge  dieser  Forderung  für  den  einzelnen  Geistlichen  schwere  Konflikte  ent- 
stehen können,  so  liegt  dies  darin ,  dass  die  katholische  Kirche  eine  den  Staat  beherr- 
schende Stellung  beansprucht,  welche  ihr  derselbe,  wenn  er  sich  nicht  selbst  aufgeben 
will,  niemals  einräumen  darf  ^.  Besonders  verschärft  werden  solche  Kollisionen  dann, 
wenn  auch  der  Staat  seinerseits  einen  Gehorsamseid  von  den  Geistlichen  verlangt. 

1  Wenn  Phillips  2, 180  den  Befehl  desjeni-  §§  2.  3,  v.  12.  Mai  1873.  §.  10  Nr.  4),  badische 
gen  Oberen  entscheiden  lässt,  von  welchem  der  (Ges.  v.  19.  Febr.  1874.  Art.  3.  §.  16b),  hessi- 
Untergebene  das  grössere  Benefizium  übertragen  sehe  (Ges.  v.  23.  April  1875  betr.  den  Missbrauch 
erhalten  hat,  so  bieten  dafür  die  von  ihm  cit.  c.  d.  geistl.  Amtsgewalt  Art.  9)  Gesetzgebung  in 
ult.  [Greg.  IX.)  X.  de  postul.  I.  37u.  c.  7(Later.  Betreff  der  Ausübung  öffentlicher  Wahl-  und 
a.  1179),  c.  12  (Alex.  III.)  X.  de  testam.  III.  26  Stimmrechte,  die  österreichische  (Ges.  v.  7.  Mai 
nicht  den  mindesten  Anhalt,  und  ebensowenig  1874.  §.  18)  und  die  sächsische  (Ges.  v.  23.  Au- 
hat  diese  Meinung  einen  Innern  Grund.  gust  1876,  §.  8)  in  Betreff  der  Ausübung  staats- 

Auf  die  Dauer  können  derartige  Verhältnisse       bürgerlicher  Rechte. 

nicht  bestehen  und  nöthigenfalls   muss  der   ge-  7  t^-     x.,       ^    ^i-  ^.      ^     x..    tt     ji             x  -«x 

^-  „„ 1  ",  „     rw.           •                  i.               *=  .  "  Für  blos  staatlich  erlaubte  Handlungen  trifft 

meinsame  höhere  Obere  sei  es  von  amtswegen,  sei  ,.       ,        .,^             l•J.J••xx•T^x^- 
^„      ,f  A.^     f^     A        •         j      T  X             X       v  dies  aber  nicht  zu,  so  hindert  die  jetzt  in  Deutsch- 
es aui  Anruien  des  einen  der  Interessenten  hier  ,,         ,-,         t>-l                   xj          xt. 
regelnd  eingreifen  ^"^  ^                  Reichspersonenstandsgesetz   be- 

2  c   *2  rCrpff   T  "J^i  X    h    t    T    ^^  stehende  Freiheit  der  Geistlichen  ,  sich  zu  ver- 

^  T^  „ii^^  A-\   '    tT  '■  i    '  X    v  -j  X  j  heirathen,    dieselben  nicht,   das  kirchliche  Cöli- 

•*  In  allen  diesen  Beziehungen  entscheidet  das  •,    ,  ,'         -u     v    vx  j      v  ■      •  x 

„,-L ?+,-.; ^«  T? ^„  ^    A      ^^    VT  1,      ni.  jy  batsgesetz  zu  beobachten   und    ebensowenig   ist 

arbiträre  Ermessen  des  kirchlichen  Oberen,  sofern  j       ,  •    .i-  v       r^-u  j-     *  j  a      ^- 

der  Ungehorsam  im  einzelnen  Falle  nicht  zugleich  den  kirchlichen  Oberen  die  Anwendung  der  für 

ein  mit  bestimmten  Strafen  bedrohtes  Vergehen  ^le  Verletzung  desselben  angedrohten  Strafen  ver- 
bildet.   Aus  c.  5  (Inn.  III.)  X.  h.  t.  hat  die  Dok-  « 'l;.  v-       -x-  ^  •    v,         x.  a-    ^. 
*^ir^   f^^^M^u    ^Vv,            •■       A        r'       A            j               °  Die  vorhin  citirten  preussischen ,  badischen 
trin  freilich    ohne    genugenden    Grund,    s.    das            .  i.      •    v.      r^      .     -u^    e  a      ^  •    i. 

<:,irv.Tv,o^,-„rv.  A^r.,.     T>^-ff         X       11  00  und  hessischen  Gesetze  bestrafen  sogar  den  kirch- 

Summarium  dazu,   Reiff  enstuel  1.  c.  n.  38:  ,.  ,        r\r.  1  v  •  -x     ^7     v*    -^x  1 

x>>,  ,-1 1  ,•  ^o  „    „    r\    c    ^Q^     a       o  x    i.         i   -x  x  liehen  Oberen,   welcher   seinerseits  Zucntmittel 
Jehillipsa.  a.  O.  S.  löl,   den  Satz  hergeleitet,  j   ox    *•  a-     n  ■  xi-  v  -v 

A^^c  A^^i^^^r^r.   ^^i«v^      J         11  •      ,  •  und  Straten  gegen  die  Geistlichen   wegen  ihres 

dass  derjenige,  welcher  gegen  allgemeine  kanoni-  ^,  j-ox*  *  \J-     ^    a 

oni.0  \rr.r.ar,\.,;fl ,, ^ „  v^  •  X    j  •  ^  Gchorsams  gegen  die  Staatsgesetze  verhangt  oder 

sehe  Vorschriften  ungehorsam  ist,  der  s.  g.  mfa-         .      ■,      i,    *    j    i,  1  v        j  v  \  ix 

mio  n-,r.^r,.-^„  r^-,i„v>^  v^^  A^A     rp  j  ••    j      •   x  -x.  si©  durch  Androhuug  solcher    davon   abzuhalten 
mia  canonica  (welche  bei  jeder  Todsunde  eintritt,  1. 

aber  durch  die  Busse   und  Absolution  beseitigt  ^^^    ' 

wird,    vgl.    glossa  leges    zu   c.  2  C.  VI.  qu.  1 ;  ^  Von  irgend  welchen  zwischen  der  kirchlichen 

Phillips  1,  553,   nicht  aber  der  infamia  iuris,  und  staatlichen  Anschauung  vermittelnden  Rechts- 

s.  auch  Th.  I.  S.  31)  verfällt.  sätzen  kann  daher  auch   bei   der   verschiedenen 

*  Wie  z.  B.  dem  Landdekan.  prinzipiellen  Auffassung  des  Verhältnisses  zwi- 

^  S.  0.  S.  194.  sehen  Staat  und  Kirche  seitens  des  ersteren  und 

^  Wie  die  preussische  (Ges.  v.  13.  Mai  1873.  seitens  der  letzteren  keine  Rede  sein. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  157. 


Man  hat  allerdings  diesen  Missstand  durch  Zusätze  zu  dem  kirchlichen  Obedienz-  ^  oder 
dem  staatlichen  Huldigungseid  -^ ,  welche  in  ihrer  Fassung  den  Widerspruch  zwischen 
den  kirchlichen  und  staatlichen  Gehorsamsverpflichtungen  negiren,  zu  beseitigen  ver- 
meint, dies  ist  indessen  nichts  anderes,  als  ein  Versuch,  unversöhnliche  Dinge  mit  ein- 
ander zu  vereinigen,  welcher  um  so  mehr  aufgegeben  werden  sollte,  als  in  diesen  Ver- 
sicherungen in  der  That  eine  Unwahrheit  enthalten  ist. 

§.  157.    2.  Die  Pßicht  zur  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses. 

Die  Ertheilung  der  Weihen  bedingt  selbstverständlich  eine  vorgängige  Prüfung 
des  Ordinanden  in  Betreff  seines  Glaubens.  Die  Vornahme  dieser  Untersuchung  ist 
schon  früh  bei  der  Ordination  selbst  dadurch  zur  Anschauung  gebracht  worden ,  dass 
der  Weihekandidat  dabei  über  sein  Glaubensbekenntniss  befragt  wurde -^  Als  aber  die 
Kirche  seit  dem  4 .  Jahrhundert  sich  genöthigt  sah ,  ihren  Glaubensschatz  gegenüber 
den  Häresieen  sicher  zu  stellen  und  weiter  zu  entwickeln,  bildete  sich  die  Uebung  aus, 
dass  die  höheren  kirchlichen  Würdenträger ,  um  die  Uebereinstimmung  ihres  Bekennt- 
nisses mit  der  allgemeinen  Lehre  der  Kirche  darzuthun ,  eine  besondere  urkundliche 
Erklärung  über  ihren  Glauben  zur  künftigen  Aufbewahrung  ausstellten. 

Es  geschah  dies  einmal  seitens  der  römischen  Bischöfe.  Bei  der  Bedeutung  ihres 
Sitzes  und  dem  für  denselben  in  Anspruch  genommenen  Vorzug  in  Betreff  der  Bewah- 
rung der  kirchlichen  Tradition  war  hinreichende  Veranlassung  dazu  gegeben,  dass  der 
neu  erwählte  Papst  noch  vor  seiner  Konsekration  seine  Qualifikation  durch  Ablegung 
seines  Glaubensbekenntnisses  erhärtete  und  demnächst  auch  in  seiner  neuen  Stellung, 
kraft  welcher  er  mit  den  übrigen  Bischöfen  und  den  Fürsten  und  diese  mit  ihm  in  Ge- 
meinschaft zu  treten  hatten,  sein  Bekenntniss,  welches  nunmehr  zugleich  als  das  der 
römischen  Kirche  erschien,  öffentlich  kund  that. 

Dass  beides  im  7.  Jahrhundert  Gebrauch  war,  ergeben  die  im  s.  g.  Liber  diurnus 
aufbewahrten  Formulare  "* ,   und  es  sind  hinreichende  Anhaltspunkte  dafür  vorhanden, 


1  Hierher  gehört  der  beim  Obedienz-Eld  der 
Bischöfe  häufig,  so  in  der  irischen,  russischen, 
preussischen ,  hannoverschen  Formel,  vorkom- 
mende Zusatz,  vgl.  Friedberg,  Staat  und  Bi- 
schofswahlen Aktenstck.  S.  226.  236:  „Haec  om- 
nia  et  singula  eo  inviolabilius  observabo ,  quod 
certior  sum,  nihil  in  iis  coiitineri  quod  iuramento 
fldelitatis  meae  erga  serenissimum  ....  regem 
eiusque  ad  thronum  successores  debitae  adversari 
possit". 

2  So  der  in  Preussen  vor  der  V.  v.  6.  Dez. 
1873,  G.  S.  S.  479,  übliche  Schluss  des  Staats- 
eides :  „Ich  verspreche  dies  Alles  um  so  unver- 
brüchlicher zu  halten,  als  ich  gewiss  bin,  dass 
mich  mein  bischöfliches  Amt  zu  nichts  verpflich- 
tet, was  dem  Eide  der  Treue  und  Unterthänigkeit 
gegen  S.  Kön.  Majestät,  sowie  dem  des  Gehor- 
sams gegen  die  Gesetze  entgegen  sein  kann^*', 
Friedberg  a.  a.  0.  S.  230. 

3  Dies  ergiebt  in  Betreff  der  Bischofsweihe  für 
die  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  c.  1  der  gallischen 
s.  g.  statuta  antiquae  ecclesiae,  vgl.  Maassen, 
Gesch.  d.  Quellen  des  canon.  Rechts  1,  392,  auch 
in  c.  2  Dist.  XXIII.  Die  hier  mitgetheilten  Fra- 
gen, welche  nach  dem  Texte  der  Ordination 
selbst  vorangehen ,  haben  ,  wie  ihre  genaue  An- 


führung zeigt,  sicherlich  auch  liturgische  Bedeu- 
tung gehabt.  Dafür  spricht  auch  das  Ritual  der 
Folgezeit.  Aehnliche  Fragen  finden  sich  in  den 
freilich  viel  späteren  Pontifikalien  bei  M  a  r  - 
tene  de  antiqu.  •  eccles.  ritibus,  ed.  Rotomag. 
1700.  p.  414.  497.  512  und  in  dem  noch  heute 
gebrauchten  PontificaleRomanum,  tit.  de  consecr. 
electi  in  episcopum. 

*  Dieser  enthält  als  No.  83 ,  indiculum  pon- 
tiflcis,  ed.  de  Roziere  p.  174  ein  an  den  Apo- 
stel Petrus  gerichtetes  Glaubensbekenntniss  des 
Gewählten ,  in  welchem  die  Beobachtung  der  all- 
gemeinen Konzilien,  der  früheren  Dekrete  seiner 
Vorgänger  und  der  Bewahrung  der  bisherigen 
Disziplin  und  Tradition  angelobt  wird.  Da  diese 
Formel  unmittelbar  hinter  dem  Wahldekrete  folgt, 
s.  Th.  I.  S.  220  und  im  letzteren  der  Gewählte 
als  Vertheidiger  des  orthodoxen  Glaubens  be- 
zeichnet wird,  so  ist  das  Bekenntniss  wohl  gleich 
nach  der  Wahl  und  noch  vor  Abfassung  des 
Wahldekretes  oder  gleichzeitig  mit  derselben  ab- 
gelegt und  unterschrieben  worden.  Die  zweite 
Formel  n.  84,  1.  c.  p.  182  ist  ein  Schreiben  des 
konsekrirten  Papstes  an  die  „reverentissimi  patres 
et  dilectissimi  fllii  seu  universa  plebsdei'',  also 
an  die  gesammte  Christenheit,  mit  der  Bitte  um 
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dass  diese  Uebung  schon  im  6 .  Jahrhundert  bestanden  hat  ^ ,  also  wohl  noch  höher 
hinaufreicht.  Wie  lange  man  dagegen  an  der  erwähnten  Sitte  festgehalten  hat,  dar- 
über fehlt  es  seit  dem  8 .  Jahrhundert ^  an  Nachrichten;  ob  deshalb,  weil  dieselbe  nicht 
mehr  beobachtet  wurde ,  oder  umgekehrt ,  weil  die  Erfüllung  der  üblichen  Formen  als 
etwas  selbstverständliches  nicht  besonders  erwähnt  worden  ist,  steht  dahin.  Das 
erstere  erscheint  indessen  bei  der  Art  und  Weise  der  Besetzung  des  päpstlichen  Stuhles 
Ausgangs  des  9.  und  Anfangs  des  10.  Jahrhunderts  wahrscheinlicher 3. 


Beistand  im  Gebete  für  die  Verwaltung  des  Am- 
tes, gleichen  Inhaltes,  aber  ausführlicher,  nament- 
lich in  der  Bezeichnung  der  verworfenen  Ketze- 
reien —  hier  wird  auch  der  des  Honorius  I. 
erwähnt,  ein  Umstand,  der  bekanntlich  im  17. 
Jahrhund,  zu  dem  Verbot  und  zur  Unterdrückung 
der  von  Lucas  Hülste  nius  in  Rom  vorberei- 
teten Ausgabe  des  Papstbuches  durch  die  Curie 
geführt  hat,  s.  de  Roziere  1.  c.  p.  XLIIff. 
CXIIIff.  Dieses  Schreiben  wurde  nach  dem 
Schluss  der  Formel  öffentlich  verlesen  und  dem- 
nächst in  der  Konfession  des  h.  Petrus,  d.  h.  beim 
Apostelgrabe  in  der  Peterskirche,  niedergelegt. 
Die  letzte  Formel  n.  85.  p.  203  gerichtet  an  die 
dilectissimi  et  dulcissimi  fllii,  d.  h.  die  Römer, 
enthält  ebenfalls  ein  Glaubensbekenntniss ,  ein- 
geleitet durch  eine  Ansprache  und  beschlossen 
durch  die  Aufforderung  zum  Gebet  für  den  christ- 
lichsten römischen  Prinzipat  und  die  starken 
Heere  Roms. 

1  So  ist  von  Pelagius  I.  ein  ebenfalls  ein  Glau- 
bensbekenntniss enthaltendes  Schreiben  v.  555, 
dem  Jahre  seiner  Konsekration ,  ad  Universum 
populum  dei ,  Mansi9,  717,  überliefert.  Von 
Gregor  I.  erzählt  Johannes  Diakonus  vita  Grego- 
rii  II.  2,  opp.  Gregor,  ed.  Bened.  4,  45:  „In  spe- 
cula  s.  universalis  eccleslae  vir  totius  humilitatis 
auctoritatis  ac  orthodoxiae,  unde  videri  et  audiri 
clarius  evangelicus  praeco  valeret,  consistens  oris 
sui  divinissimo  gladio  et  rectam  fldem  munivit  et 
cunctas  haereses  uno  symbolo  dissipavit.  Quod 
videlicet  s.  confessionis  symbolum  ita  se  habet : 
Credo  in  deum  etc.,"  womit  offenbar  der  Akt  der 
Verlesung  eines  der  Formel  84  im  lib.  diurn.  ent- 
sprechenden Schreibens  bezeichnet  ist. 

Dieses  Schreiben  hat  dann  auch  die  Grundlage 
für  die  s.  g.  synodicae ,  welche  die  Päpste  nach 
ihrem  Amtsantritte  (1.  c.  II.  3,  so  Gregor  „secun- 
dum  priscum  decessorum  suorum  morem")  erlas- 
sen, Th.  II.  S.  520,  gebildet.  Derjenigen  Gre- 
gors I.  an  die  Patriarchen  im  Orient,  ep.  I.  25, 
ed.  cit,  2,  507  ist  ebenfalls  ein  Glaubensbekennt- 
niss beigefügt. 

2  Die  bei  Mabillon,  mus.  Italic.  I.  2,  39 ff. 
abgedruckte  vita  Hadriani  I.  (772 — 795)  giebt  noch 
die  3  besprochenen  Formeln  aus  dem  lib.  dinrnus 
wieder. 

3  Dass  Deusdedit  die  Formel  in  seine  Ka- 
nonensammlung II.  94  aufgenommen  hat,  beweist 
allein  nichts  für  ihren  ferneren  praktischen  Ge- 
brauch. Dagegen  spricht  der  Umstand,  dass  die 
genauen  Nachrichten,  welche  wir  über  die  Papst- 
wahlen im  11.  Jahrhundert  haben,  nichts  über 
die  professio  fldei  erwähnen,  wie  denn  auch  Gra- 
tian  c.  8  Dist.  XVI.  nur  das  Stück  der  Formel, 
welches  die  allgemeinen  Konzilien  aufzählt,  zur 
Erhärtung  des  Satzes:   auctoritate  Romani  ponti- 


ficis  sancta  VIII  concilia  roborantur,  aufgenom- 
men hat.  Erst  von  Bonifacius  VIII.  ist  ein  solches 
Glaubensbekenntniss ,  welches  er  vor  seiner 
Weihe  abgelegt  haben  soll,  überliefert,  u.  a.  bei 
Raynalda.  1295.  n.  2  u.  L.  Tosti,  Bonifazio 
VIII.  Monte  Cassino  1,  236.  Es  entspricht  dem 
des  lib.  diurnus  mit  einzelnen  ,  schon  bei  Deus- 
dedit sich  findenden  Abweichungen  und  ist  nur 
darin  selbstständig,  dass  das  Versprechen  der  Be- 
wahrung der  Kirchengüter  durch  ein  Gelöbniss, 
sie  nicht  zu  veräussern  und  zu  Lehn  oder  Zins 
oder  Emphyteuse  auszuthun,  und  die  Stelle  über 
die  Erledigung  etwaiger  schwieriger  Angelegen- 
heiten der  Disziplin  durch  Erwähnung  der  Kardi- 
näle ,  „cum  quorum  consilio  et  consensu,  direc- 
tione  et  memoratione  ministerium  meum  geram" 
erweitert  erscheint.  Nach  dem  Vorgang  Pagis 
erklären  Drumann,  Bonifacius  VIII.  1,  19  und 
Hefele,  Kau.  Gesch.  6,  253.  n.  2  dies  Doku- 
ment, weil  die  Zeitgenossen  des  Papstes  über  die 
Begebenheit  schweigen,  für  unächt,  wogegen 
Tosti  a.  a.  0.  S.  85.  n.  3  an  der  Aechtheit  fest- 
hält, indem  er  die  Ablegung  des  Glaubens- 
bekenntnisses unmittelbar  vor  die  Konsekration 
des  Papstes  verlegt.  Eines  solchen  Aktes  erwäh- 
nen aber  die  ordines  Romani  des  13.  u.  14.  Jahr- 
hunderts,  No.  XIII.  u.  XIV.  bei  Mabillon 
mus.  Ital.  2,  223  ff.  u.  252  ff.  nicht.  Wenn  fer- 
ner nach  einer  in  einem  Pariser  Codex  enthalte- 
nen Notiz,  s.  die  Mittheilung  vonBaluze  bei 
de  Roziere  1.  c.  p.  174.  175;  Durand  de 
Maillane,  les  libertez  de  Teglise  Gallicane. 
Lyon  1771.  1,  97  diese  Profession  von  Boni- 
fazius  VIII.  durch  eine  eigene  Bulle  an  König 
Philipp  von  Frankreich  gesendet  worden  sein 
soll,  weil  dieser  habe  wissen  wollen ,  ob  dem 
ersteren  derPontiflkat  kanonisch  übertragen  wor- 
den sei ,  und  weil  er  den  Papst  zu  einer  desfall- 
sigen  Mittheilung  auf  Grund  eines  Schreibens  des 
Papstes  Pelagius  I.  an  den  Frankenkönig  Childe- 
bert  V.  556  (M  a  n  s  i  9,  722 ;  c.  10.  C.  XXV.  qu.  1) 
für  verpflichtet  erklärt  habe,  so  fehlt  es  dieser 
Angabe  sowohl  an  sonstiger  Beglaubigung',  wie 
auch  an  innerer  Wahrscheinlichkeit.  Endlich 
kann  aber  m.E.  die  Stellung,  welche  das  Schrift- 
stück selbst  den  Kardinälen  gegenüber  dem 
Papste  bei  seiner  Amtsführung  zuweist,  keinen 
Zweifel  an  seiner  Unächtheit  übriglassen.  Darin 
zeigt  sich  eine  auffallende  Verwandtschaft  mit 
den  auf  dem  Konstanzer  Konzil  hervorgetretenen, 
gerade  durch  die  Berufung  auf  die  angebliche 
professio  fldei  Bonifazius'  VIII.  motivirten  Ver- 
suchen, den  Papst  bei  wichtigen  Regierungshand- 
lungen an  die  Mitwirkung  der  Kardinäle  zu  bin- 
den. Versuchen,  welche  freilich  gescheitert  sind 
und  nur  zu  der  nicht  praktisch  gewordenen  Be- 
stimmung geführt  haben,  sess.  39.  c.  3,  dass  der 
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Ebenso  wie  der  Papst  luiben  auch  die  ihm  unmittelbar  untergebenen  Bischöfe 
Italiens  bei  oder  nach  ihrer  Weihe  ein  solches  urkundliches  Glaubensbekenntniss  ab- 
gelegt ^  und  nicht  minder  ist  ein  solches  von  den  Metropoliten  behufs  Erlangung  des 
Palliums  gefordert  worden-. 

Dass  ferner  die  Suffraganbischöfe  im  9.  Jahrhundert  gegenüber  ihrem  vorgesetzten 
Erzbischof  gleichzeitig  mit  dem  Gelöbniss  auf  Gehorsam  ein  solches  Bekenntniss  3  ab- 
zugeben hatten,  ist  ebenfalls  erwiesen,  jedoch  scheint  sich  diese  Sitte  nicht  lange  er- 
balten zu  haben  ^ ,  vielmehr  hat  man  sich  wohl' bald  mit  der  nach  dem  Ritual  bei  Bi- 
schofs weihe  erfolgenden  Bejahung  der  auf  den  Glauben  bezüglichen  Fragen  be- 
gnügte 

Einer  besonderen  Profession  der  niederen  Geistlichen  erwähnt  endlich  das  11. 
Konzil  von  Toledo  ^ ,  eine  solche  ist  aber  wohl  in  den  anderen  Ländern  nicht  in  Ge- 
brauch gekommen,  weil  man  die  bei  ihrer  Ordination,  später  bei  ihrer  Anstellung  vor- 
zunehmende Prüfung  für  ausreichend  erachtet  hat. 

Die  heute  geltenden  Vorschriften  beruhen  auf  dem  Tridentinum  und  den  im  An- 
schluss  daran  ergangenen  päpstlichen  Konstitutionen.  Auf  Grund  des  ersteren  hat  zu- 
nächst Pius  IV.  durch  die  Konstitution:  Iniimctum  v.  1564'  eine  Formel  für  das 
Glaubensbekenntniss  festgestellt,  und  diese  hat  neuerdings  durch  ein  Dekret  Pius'  IX. 
am  20.  Januar  1877  ^  eine  auf  das  vatikanische  Konzil,  sowie  den Universal-Episkopat 
und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  bezügliche  Erweiterung  erhalten  -K 

Die  zu  Bischöfen  gewählten,  postulirten  oder  ernannten  Kandidaten  ^^  haben  dieses 
Bekenntniss  zunächst  gelegentlich  des  Informativprozesses  ^^  abzulegen,  und  das  Proto- 
koll darüber  ist  mit  sonstigen  Akten  desselben  nach  Rom  einzusenden  12.  Ferner  sollen 
sie  dasselbe  auf  der  nächsten  Provinzialsynode ,  welcher  sie  nach  ihrer  Beförderung 
beiwohnen  ^3,  wiederholen. 

Sodann  sind  nach  dem  Tridentinum  alle  diejenigen  Geistlichen,  welche  ein  Seel- 
sorge-Benefizium  erworben  haben,  zur  Ablegung  des  gedachten  Glaubensbekenntnisses 
verpflichtet.  Des  Näheren  kommen  in  Betreff  dieser  Verpflichtung  die  bereits  0.  S.  211 
erörterten  Grundsätze  über  das  Gehorsamsgelübde  der  gedachten  Benefiziaten  gegen 
den  Papst  zur  Anwendung ,  da  dasselbe  nach  der  dort  angeführten  Konstitution  :  In- 
iunctum  einen  integrirenden  Theil  der  Formel  des  Glaubensbekenntnisses  bildet, 
und  alles,  was  von  der  Ablegung  des  ersteren,  auch  von  der  des  letzteren  gilt  1*. 

Papst  nach   seiner  Wahl ,   aher  vor  Publikation  nach  jetzt :    et  ah  oecumenico  concilio  Vaticano 

derselben,   das  dort  formulirte  Glaubensbekennt-  tradita,  deflnita  ac  declarata,   praesertim  de  Ro- 

niss  abzulegen  habe,  Hübler,   Konstanzer  Re-  mani  pontiflcis  primatu  et  infallibili  magisterio." 
formation  .S.  69.  125.        '  10  Ebenso  die  zu  sonstigen  s.  g.  Konsistorialäm- 

Ueber  den  jetzt  vom  Papst  zu  leistenden  Eid  tern,  Th.  I.  S.  365,  zu  befördernden  Personen, 
vgl.  Th.  L  S.  215.  11  Th.  IL  S.  673.  694. 

1  Lib.  diurn.  n.  73,  1.  c.  p.  136,  u.  0.  S.  200.  12  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref. ;    const.  Gre- 
n.  2.  gor.  XIV.  :    Onus  apostol.  v.  1591.  §.  10  u.  in- 

2  Th.  II.  S.  27.  u.  0.  S.  201.  structio  ürban.   VIII.    v.    1627,    bei   Richter 

3  S.  0.  S.  206  u.  207.  a.  a.  0.  S.  492.  498. 

4  Die  späteren  Nachrichten  gedenken  nur  der  13  Trid.  Sess.  XXV.  c.  2  de  ref.     Im  Falle  der 
Leistung  der  Obedienz,  s.  0.  S.  208.  Weigerung  sollen  die  Mitbischöfe  Anzeige  an  den 

5  S.  0.  S.  218.  n.  3.  Papst  machen  und   bis   zu  dessen  Entscheidung 

6  S.  199.  n.  6.  den  Umgang  mit  dem  renitenten  Bischof  meiden. 
"^  In  Richters  Tridentinum  S.  574.  14  dj^  durch  partikuläre  Rechtsnormen  erfolgte 

8  S.  Arch.  f.  K.   R.   37,  466  u.  Acta  s.  sed.  Ausdehnung  der  Pflicht    der   Gehorsamsleistung 
10,71.  auf  andere,  als  die  vom  Tridentinum  genannten 

9  Der    Passus  'nach' fden    Worten:     „praeci-  Geistlichen,   S.  212,    bezieht  sich  ebenfalls  auf 
pue  a  sacrosancta  Tridentina  synodo'"  lautet  dem-  die  Ablegung  der  professio  fldei. 
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3.    Die  Residenzpflicht. 
§.158.    a.  Die  Residenzpßicht  als  solche* . 

I.  Geschichte.  Schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  haben  die  kirchlichen  Synoden 
den  geistlichen  Amtsträgern  die  Pflicht  eingeschärft ,  an  dem  Sitze  ihres  Amtes  Resi- 
denz zu  halten,  um  die  Funktionen  desselben  wahrzunehmen ' .  Vor  allem  ist  dies  gegen- 
über den  Bischöfen  geschehen  2.  Weil  diese  vielfach  zur  Verfolgung  ehrgeiziger  Ab- 
sichten sich  an  das  kaiserliche  Hoflager  begaben  und  an  demselben  lange  Zeit  unter 
Vernachlässigung  ihres  bischöflichen  Amtes  verweilten,  hat  schon  im  4.  Jahrhundert 
die  kirchliche  ^  und  später  auch  die  justinianische  Gesetzgebung  ^  derartige  Reisen  ohne 
Genehmigung  des  Metropoliten,    bez.  des  Kaisers   bei  schweren  Strafen ^  verboten. 

Denselben  Standpunkt  hat  die  afrikanische  Kirche  eingenommen,  in  welcher  Ende 
des  4 .  Jahrhunderts  zu  überseeischen  Reisen  der  Bischöfe  die  Einholung  einer  Erlaub- 
niss  des  Primas  (Metropoliten)  und  einer  Formata  desselben  vorgeschrieben  worden  ist  ^, 

Auch  in  der  römischen  Kirche  sind  im  5.  Jahrhundert  dieselben  Grundsätze  in 
Betreff  der  Reisen  der  Bischöfe  recipirt  worden  ^,  und  insbesondere  hat  Gregor  I.  strenge 
auf  die  Beobachtung  der  Residenzpflicht  seitens  der  letzteren  gehalten  ^. 

Ob  die  Vorschriften  der  erwähnten  Kanonen  über  Reisen  der  Bischöfe  in  Gal- 
lien^  Aufnahme  gefunden  haben,   steht  dahin  i*^,  jedenfalls  ist  hier  für  sie  zu  Reisen 


*  Thomassin.  vet.  et  iiov.  disclpl.  P.  II.  lib. 
III.  c.  30  ff.  ;  Lud.  Henry,  de  residentia  beiie- 
flciatorum.  diss.  bist.  can.  Lovanii  1863;  Ja- 
cobson in  Herzogs  Encykl.  12,  746 ff. 

1  c.  16.  Nicaen.  a.  325  in  c.  3  Dist.  LXXI.  n. 
c.  23  C.  VII.  qu.  I.  Allerdings  verbietet  derselbe 
in  erster  Linie  das  Verlassen  der  Diöcese  in  der 
Absicht,  sieb  in  einer  andern  anstellen  zu  lassen, 
s.  auch  c.  3  Ant.  v.  341  in  c.  24.  C.  VII.  qu.  1. 

2  Schon  Cyprian  de  lapsis  c.  6,  opp.  ed.  Har- 
tel  1,  240  klagt  über  die  vielen  Bischöfe,  welche 
in  ihren  weltlichen  Geschäften  die  Provinzen 
durchreisen. 

3  c.  11.  Antioch.  in  c.  27.  C.  XXIII.  qu.  8 
gestattet  den  Bischöfen  und  anderen  Geistlichen 
solche  Reisen  nur  mit  Erlaubniss  des  Metropoli- 
ten oder  der  Bischöfe  der  Eparchie,  sowie  mit 
einem  Urlaubsbriefe  derselben,  das  Konzil  von 
Sardika  v.  343  c.  7 ,  c.  28  C.  cit.  dagegen  den 
Bischöfen  allein  mit  Genehmigung  des  Kaisers, 
und  erlaubt  auch  Fürbitten  für  unterdrückte  und 
beraubte  Personen  an  denselben  nur  durch  einen 
abzusendenden  Diakon  oder  durch  Vermittelung 
des  Metropoliten  zu  richten,  s.  c.  8.  9  ibid. 

c.  12  des  cit.  Conc.  gewährt  dem  Bischof  zur 
Besorgung  von  Verwaltungsgeschäften,  welche 
auswärts  belegene  Güter  betreffen,  einen  drei- 
wöchentlichen Urlaub;  c.  11  endlich  richtet  sich 
gegen  einen  längeren  Aufenthalt,  den  ein  Bi- 
schof, weil  ihm  seine  eigene  Stadt  nicht  genügt, 
an  einem  andern  Bischofssitz  nimmt. 

4  1.  42  C.  de  episc.  I.  3.  v.  528  giebt  für  die 
Bischöfe  dieselbe  Vorschrift  wie  c.  11  Ant.  cit.  ; 
vgl.  auch  Nov.  CXXIII.  c.  9.  v.  546.  Auch 
sollen  dieselben  nach  Nov.  LXVII.  c.  3.  v.  J.  538 
nicht  längere  Zeit  am  Hofe  weilen  und  dort  die 
Einkünfte  ihrer  Kirchen  verzehren.  Nach  Nov. 
CXXIII.  c.  9.  cit.  bedarf  es  zum  Verlassen  der 


Diöcese  einer  Erlaubniss  des  Metropoliten  oder 
des  Kaisers ,  und  die  Abwesenheit  soll  nur  mit 
Genehmigung  des  letzteren  länger  als  ein  Jahr 
dauern  dürfen,  s.  auch  Nov.  VI.  c.  2.  v.  535.  Die 
cit.  Nov.  CXXIII  dehnt  ihre  Vorschriften  auch 
auf  die  anderen  Kleriker  aus. 

5  Sogar  der  Absetzung,  s.  die  vor.  Anm. 

6  Carth.  III.  V.  397.  c.  28  (c.  23.  cod.  eccles. 
Afric).  Vgl.  ausserdem  c.  71.  conc.  Afric.  (c. 
6.  Carth.  VI.  v.  401),  welches  Residenz  des  Bi- 
schofs bei  der  Kathedralkirche  anordnet  und  län- 
gere Abwesenheit  in  eigenen  Geschäften  verbietet; 
in  Betreff  der  übrigen  Geistlichen  Carth.  III. 
c.  37. 

"'  Das  Brieffragment  Gelasius'  I.  (zw.  492  bis 
496}  bei  Thiel  1,  486  u.  in  c.  26.  C.  XXIII. 
qu.  8  verlangt  Genehmigung  des  Papstes  zu  Rei- 
sen an  den  Hof,  womit  der  des  Theodorich  in 
Ravenna  gemeint  ist.  Das  fusst  offenbar  auf  c.  11 
conc.  Antioch.  cit.  Dagegen  liegt  in  ep.  Greg.  I. 
ad  episc.  Sardin.  IX.  8 ,  ed.  Ben.  2,  932,  eine 
Anwendung  des  c.  28  Carth.  III.  vor. 

8  loann.  diac.  vita  Gregorii  I.  III.  36,  ed.  cit. 
4,  101  :  „Neminem  sane  pontiflcum  a  parochia  sua 
saltem  absque  inevitabili  prorsus  necessitate  dis- 
cedere  Gregorius  permittebat :  quos  nimirum  in 
causis  mundialibus  occupari  vehementissime  pro- 
hibebat;"  vgl.  dazu  ep.  I.  33;  VI.  23;  X.  10, 
ed.  cit.  2,  321.  808.  1047. 

9  Vgl.  hierzu  Löning,  Gesch.  d.  deutschen 
Kirchenrechts  1,  420  u.  2,  325 ff. 

Was  Spanien  betrifft,  so  verbietet  das  conc. 
Eliberit.  v.305  o.  306  c.  19  den  Bischöfen,  Prie- 
stern und  Diakonen  ihren  Amtssitz  zu  verlassen, 
um  Handel  zu  treiben,  s.Th.  1.135.  c.  ÖVallet.  v. 
524  schärft  den  Priestern  und  Diakonen  die  Re- 
sidenzpflicht ein. 
10  Für  den  Vicariatsbezirk  des  Bischofs  von  Ar- 
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innerliulb  des  Landes  keine  Genehmigung  des  Metropoliten  erfordert  worden  ^ ,  wohl 
aber  die  Genehmigung  des  Königs  zu  Reisen  ausserhalb  des  Landes,  insbesondere  nach 
Rom  '^.  Die  übrigen  Geistlichen  bedurften  ,  wenn  sie  das  Bisthum  verlassen  wollten, 
eines  Erhiubnissscheines  ihres  Bischofs  und  sollten  ohne  einen  solchen  von  anderen 
Bischöfen  nicht  aufgenommen  oder  gar  angestellt  werden  ^. 

Unter  der  karolingischen  Herrschaft  ist  in  Frankreich  keine  Aenderung  einge- 
treten ,  nur  ist  die  Beachtung  der  Residenzpfiiclit  von  Neuem  und  wiederholt  einge- 
schärft worden  ^. 


les  hat  allerdings  schon  Papst  Zosimus  417  dem- 
selben das  Recht  ertheilt,  den  nach  Rom  und  in 
ferne  Länder  reisenden  Geistlichen  Formaten 
auszustellen,  s.  Th.  L  S.  588  (wiederholt  in  den 
a.  a.  0.  S.  590  citirten  Briefen  von  Vigilius  und 
Gregorl.)  und  Ililarus  ep.  ad  episc.  Gall.  v.  462. 
c.  3,  Thiel  1,  145  angeordnet,  dass  Bischöfe 
und  Geistliehe  nicht  ohne  Formate  des  Metropo- 
liten in  eine  andere  Provinz  reisen  sollten:  ob 
diese  Bestimmungen  aber  praktisch  geworden 
sind,  lässt  sich  nicht  ermitteln. 

^  Dies  ergiebt  das  Konz.  v.  Vaison  v.  442. 
c.  1  :  „Placuit  ergo  tractatu  habito  episcopos  de 
Gallicanis  provinciis  venientes  intra  Gallias  non 
discutiendos ,  sed  solum  suffleere  si  nuUus  com- 
munionem  alicuius  interdixerit,  quia  inter  circum- 
habitantes  ac  sibi  pene  in  vicem  notos  non  tarn 
testimonio  indigent  probi ,  quam  denotatione  ac 
denunciationibus  depravati."  An  hohen  Festtagen 
aber  sollten  die  Bischöfe  in  ihren  Diöcesen  gegen- 
wärtig sein  und  in  ihrer  Kirche  celebriren,  Lug- 
dun. IIL  v.  583.  c.  5  u.  Latun.  (S.  Jean  de 
Losne)  zw.  670 — 673  c.  8  (Maassen,  2  Syno- 
den unter  Childerich  IL  S.22).  Uebrigens  haben 
in  merovingischer  Zeit  einzelne  Bischöfe  nicht  in 
der  Bischofsstadt  selbst,  sondern  in  einem  andern 
Orte,  so  der  Bischof  von  Langres  Gregor  (507  bis 
539)  in  Dijon,  residirt,  Gregor.  Turon.  bist.  Fr. 
IIL  19,  Vit.  patr.  YIL  2. 

2  Dagegen  Löning  a.  a.  0.  2,  326.  n.  3.  S. 
aber  Gregor  Turon.  bist.  Franc.  V.  21  :  ^^At  illi 
(die  von  der  Synode  zu  Lyon  abgesetzten  Bischöfe 
Salonius  v.  Embrnn  und  Sagittarius  v.  Gap)  .  .  . 
ad  eum  (König  Guntram)  accedunt,  implorantes 
se  iniuste  remotos ,  sibique  tribui  licentiam ,  ut 
ad  papam  urbis  Romanae  accedere  debeant.  Rex 
vero  annuens  petitionibus  eorum  datis  epistolis 
eos  abire  permisit,*^'  wo  die  Erlaubniss  in  erster 
Linie  für  die  Reise,  nicht,  wie  Löning  a.  a.  0, 
S.  522  angiebt,  für  die  Appellation  ertheilt  wird. 
Vgl.  ferner  Flodoard.  bist.  Rem.  1.20. 

3  c.2.  Arel.  I.  v.  314;  c.  13.  Arel.  IL  v.  443 
0.  452;  c.  38.  Agath.  v.  506;  c.  7.  Aurel.  I.  v. 
511;  c.  6.  Epaon.  v.  517 ;  c.  4.  Arel.  IV.  v.524; 
c.  15.  Aurel.  IIL  v.  538;  c.  12.  Rem.  v.  624  u. 
625;  c.  7.  Latun.  cit.,  s.  auch  c.  13.  Aur.  IL  v. 
533  n.  c.  6.  Tur.  IL  v.  567. 

*  Die  Residenzpflicht  der  Bischöfe  schärfen  ein 
cap.  eccl.  V.  789,  c.  12  u.  41  (LL.  1,  56.  60)  — 
letzteres  wiederholt  c.  71.  conc.  Afr.  (s.  S.  221. 
n.  6)  — ;  cap.  Francof.  v.  794.  c.  7.  41,  LL.  1, 
73.  74  (vgl.  dazu  c.  12.  Antioch.  cit.  s.  S.  221); 
conc.  Aquisgr.  v.  836. 1.  2,  Mansi  14,  676;  c.  11 
Rotomag.  (saec.  IX?),  die  der  übrigen  Geistlichen 
c.  7  cap.  Franc,  cit.  u.  conc.  Paris,  v.  829.  I.  29, 
Mansi  14,    558,    welches    sich   gegen    die   Be- 


nutzung der  Geistlichen  durch  die  Bischöfe  in 
deren  eigenen  Angelegenheiten  richtet.  Zu  fort- 
dauernder Abwesenheit  vom  Bischofssitze  hat 
Karl  d.  Gr.  erst  für  Angilram  v.  Metz,  dann  Hil- 
debold v.  Köln  die  Genehmigung  des  Papstes, 
aber  auch  zugleich  für  den  letzteren  die  Zustim- 
mung der  Frankfurter  (Reichs-)Synode  eingeholt, 
cap.  Franc,  cit.  c.  55  (LL.  1,  75).  Auf  dieser 
wird  das  Verlangen  durch  den  Hinweis  auf  den 
vom  Papste  ertheilten  Konsens  motivirt,  und 
daraus  ergiebt  sich ,  dass  man  dem  Papst  noch 
kein  allein  entscheidendes  Dispensationsrecht  zu- 
gestanden hat. 

Dass  übrigens   seit  den  unter  der  Regierung 
Ludwig  d.   Frommen  eingetretenen   Wirren  die 
hervorragende  Betheiligung   der  Bischöfe  an  der 
Politik  zu  einer  Vernachlässigung  der  Residenz- 
pflicht geführt  und  sich  auch  die  übrige  Geistlich- 
keit von  der  Innehaltung  derselben  dispensirt  hat, 
ergeben  abgesehen  von  den  schon  citirten  Reform- 
konzilien von  Paris  und  Aachen  auch  die  von  der 
kirchlichen  Reformpartei  ausgegangenen  Fälschun- 
gen,   in  denen  die  Beobachtung  der  gedachten 
Pflicht  gleichfalls  wiederholt  eingeschärft   wird, 
vgl.  Bened.  Lev.  I.  329.  IIL  32.  193.  269.  366; 
Angilram.  cap.  2  (bis),  ed.  Hinschi  usp.  767; 
Pseudo.  Liberii  ep.,  decretal.  Pseudo-Isidor.  ed. 
Hinschius  p.  494(c.  46.  C.  VII.  qu.  1).  S.  ferner 
Th.  IL  S.  165.  n.  4.  Auch  an  der  Nothwendigkeit 
königlicher  Genehmigung  zu  Reisen  der  Bischöfe 
ist  festgehalten  worden  ,   s.  Flodoard.  bist.  Rem. 
IL  18;   ep.  Hincm.  Rem.  ad  Hadrian.  II,  Migne 
patrol.  126.  186:  „vestra  sciat  auctoritas  quia  nee 
praedictum  H.  nee  etiam  quemlibet  episcoporum 
dioeceseos  Remorum,  minime  autem  aliarum  pro- 
vinciarum  episcopos,   nisi  domnus  rex  Ulis  prae- 
ceperlt ,  Romam  vel  in  aliquam  partem  .  .  .  mit- 
tend! habeo  potestatem  nee   ipse  ego  ultra  flnes 
regni  absque  illius  scientia  progredi  valeo."   Vgl. 
ferner  ep.  Nicol.  I.  v.  863  ad  Carol.  Calv.,  Mansi 
15,  300 ;    lib.  proclamat.  Rothadi   episc.  Suess. 
(„cum  illum,  sc.  regem  .  .  .  rogarem,   ut  mihi  Ro- 
mam eundi  libertatem,  sicut  ipse  concesserat,  non 
tolleret").     An    diese  Praxis  des  karolingischen 
Reiches  haben  die  Verbote  Philips  d.  Schönen  in 
seinem  Streite  mit  Bonifaz  VIII.  gegen  den  Be- 
such der  von  demselben  nach  Rom  1302  ausge- 
schriebenen Synode  und  die  Beschlagnahme  der 
Güter  der  Prälaten,  welche  sich  dennoch  dorthin 
begeben  hatten,  angeknüpft,  Durand  de  Mail- 
iane  les  libertez  de   l'eglise  Gallicane.     Lyon. 
1771.  1,  189;  Hefele,  Konziliengesch.  6,  306. 
315.    Sie  sind  später  auch  erneuert  worden.    Im 
J.   1583  wurde  dann    allgemein  verordnet:    „Un 
prelat  ne  pent  s'absenter  sans  conge  par  e'crit  de 
sa  Majeste  ,  sur  peine  de  saisie  de  son  temporel 
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Die  bisherigen  Vorschriften ,  welche  zum  Theil  auch  in  die  älteren  kirchlichen 
Rechtssammlungen,  sowie  in  das  Dekret  Gratians  Aufnahme  gefunden  haben,  haben 
sich  bis  zum  1 2 .  Jahrhundert  als  ausreichend  erwiesen.  Erst  das  3 .  Lateranensische  Konzil 
von  1179  hat  durch  eine  allgemeine  Bestimmung  für  die  ganze  Kirche  den  Gmndsatz, 
dass  jeder  Inhaber  eines  Benefiziums  verpflichtet  sei ,  Residenz  zu  halten  und  dasselbe 
persönlich  zu  versehen,  besonders  eingeschärft  - ,  offenbar  deshalb,  weil  schon  damals 
in  Folge  mancher  inzwischen  in  der  kirchlichen  Organisation  stattgehabten  Verände- 
rungen und  Neubildungen  Missstände  hervorgetreten  waren,  welche  eine  Lockerung 
der  früheren  Disciplin  herbeigeführt  hatten.  Schon  die  zahlreichen  Inkorporationen 
von  Pfarreien,  bei  welchen  die  Interessen  des  geistlichen  Amtes  finanziellen  Ge- 
sichtspunkten untergeordnet  wurden ,  und  der  eigentliche  Amtsinhaber  die  Funktionen 
des  Amtes  nicht  versehen  konnte  ^ ,  nicht  minder  die  in  Folge  der  Umbildung  der  Ka- 
pitelsverfassung immer  mehr  einreissende  Sitte ,  die  Kanonikate  durch  Vikarien  ver- 
sehen zu  lassen  ^ ,  mussten  die  Anschauung ,  dass  das  geistliche  Amt  wesentlich  eine 
Einnahmequelle  sei  und  der  Inhaber  sich  mit  seinen  geistlichen  Pflichten  durch  einen 
Stellvertreter  abfinden  könne,  in  immer  weiteren  Kreisen  verbreiten,  und  zur  Vernach- 
lässigung der  Residenzpflicht  führen  4.  Vor  Allem  aber  trug  der  Umstand  dazu  bei, 
dass  die  höhere  kirchliche  Verwaltung  dem  habsüchtigen  Streben  vieler  Geistlichen, 
durch  gleichzeitigen  Besitz  mehrerer  Benefizien  sich  reiche  Einkünfte  zu  verschaffen, 
nicht  mit  genügender  Energie  entgegentrat^,  vielmehr  die  Päpste  ihrerseits  diesen 
Missbrauch  durch  Ertheilung  von  Dispensationen  und  durch  Verleihung  von  Kommen- 
den*^ unterstützten.  Ferner  waren  die  höheren  kirchlichen  Würdenträger  wegen  ihrer 
Stellung,  welche  sie  in  den  mittelalterlichen  Staaten,  insbesondere  in  Deutschland  ein- 
nahmen ,  von  jeher  selbst  beim  besten  Willen  wegen  der  ihnen  obliegenden  politischen 
Geschäfte  nicht  im  Stande  gewesen,  die  Residenzpflicht  streng  einzuhalten " .  Die  Be- 
theiligung an  den  Kreuzzügen  musste  ebenfalls  bei  vielen  Geistlichen  den  Hang  zu 

et  de  perte  de  fruit  de  ses  benefices  pendant  son  einen  Abt  in  Betreff  der  Entfernung  von  Vikaren 

absence",   Durand  de  Mailiane  1.  c.  p.  191,  der  inkorporirten  Kirchen,  welche  nicht  Residenz 

und  auf  diesen  Grundlagen  istvonPithou  der  halten,   von  Urban  III.  v.  1193  bei  Mansi  22, 

Art.  13  der  Freiheiten  der  gallikanischen  Kirche  615. 

formulirt.  Uebrigens  isf,  bei  diesem  Verbote  auch  Ebenso  kommen  seit  dieser  Zeit  päpstliche  An- 
der Gesichtspunkt,  eine  Vakanz  der  Aemter  in  Ordnungen  vor,  dass  die  honores,  also  die  Digni- 
Rom  auszuschliessen,  mit  in  Frage  gekommen,  täten  und  Personate,  nur  an  solche  verliehen  wer- 
s.  0.  S.  164.  n.  7.  den  sollen,  welche  die  Residenz  eidlich  geloben, 
Derselbe  Grundsatz,  dass  die  Prälaten  zu  Alex.  III.  ep.  ad  episc.  Carnot.  v.  1179,  bestä- 
Reisen  ausserhalb  des  Landes  königliche  Geneh-  tigt  von  Lucius  III.  1184,  Theodori  Cant.  poenit. 
migung  einzufordern  hatten,  ist  übrigens  auch  im  ed.  Le  Petit.  Lut.  Par.  1676.  2,  432.  433  und 
Mittelalter  in  England  in  Geltung  gewesen ,  s.  o.  ep.  Luc.  III.  für  Meaux  v.  1181,  Martene  et 
S.  203.  n.  2  und  Ivon.  Carnot.  ep.  254  ad  Paschal.  Durand  vet.  Script,  coli.  1,  951,  und  päpst- 
pp.  Migne  patrol.  162,  259:  „pro  dorn.  Gaufrido  liehe  Bestätigungen  von  Statuten,  dass  die  Ka- 
Rotomag.  archiepiscopo,  qui  tunc  tandem  impe-  noniker,  welche  nicht  wenigstens  ein  halbes  Jahr 
travit  a  principe  suo  rege  Anglorum,  ut  posset  in  persönlich  gedient  haben,  nur  eine  bestimmte 
propria  persona  sedem  apostolicam  visitare.  Summe  von  ihren  Präbenden  ,  Alex.  III.  1171 — 

1  c.  3.  X.  h.  t.  III.  4.  1180  für  Senlis  und  Linkoln,   Gallia  Christ.  10 

2  Th.  IL  S.  441.  app.  p.  437  u.  Wilkins  conc.  1,  539;  Luc.  DI. 

3  A.  a.  0.  S.  77 ff.  1184  für  Beauvais,  Jaffe'  reg.  n.  9582,  oder  dass 
*  Schon  Ende  des  12,  Jahrh.  lassen  sich  ein-  sie  gar  nichts  erhalten  sollen ,   wenn  sie  mehr  als 

zelne  Bischöfe  päpstliche  Privilegien    dahin  er-  16  Wochen  im  Jahr  abwesend  sind ,  Coelest.  III. 

theilen,   dass  sie  nur  solchen  Geistlichen  Pfarr-  für  Langres  1197,  Mansi  22,  623.    Entziehung 

kirchen  belassen  und  übertragen  brauchen,  welche  der  Distributionen  für  jeden  Tag  der  Abwesen- 

sie  persönlich  versehen,  ep.  Alex.  III.  für  Meaux  heit  beim  Chordienst  ordnet  an  ep.  Coelest.  III. 

V.  1166/1179,  Mansi  21,  1080  u.  Du  Plessis  v.  1195  für  Tours,  Jaffe  1.  c.  n.  10547. 

histoire  de  Meaux  2,  65  ;  für  York  i.  c.  4.  X.  h.  t.;  5  Vgl.  den  folgenden  §. 

für  Lübeck  ep.  Luc.  IIL  v.  1185,   Urkdbch.  d.  6  s.  o.  S.  109. 

Bisth.  Lübeck  S.  17.;  ein  derartiges  Privileg  für  7  s.  auch  Th.  I.  S.  137. 
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T.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  158. 


einem  ungebundeneren  Leben  wachrufen  und  ihnen  die  Rückkehr  in  die  geordneteren 
VerliüUnisse  des  Abendlandes  erscliweren.  Endlich  zogen  auch  die  aufblühenden  Uni- 
versitäten viele  Kleriker  an ,  und  wenngleich  bei  manchen  das  Studium  nur  ein  Vor- 
wand war ,  sich  der  Erfüllung  ihrer  Amtspflichten  zu  entziehen  ^ ,  so  konnte  doch  die 
Kirche  dieser  Bewegung  nicht  principiell  entgegentreten  2. 

Die  letzten  beiden  Strömungen  waren  allerdings  vorübergehender  Natur ,  die  an- 
deren Momente  wirkten  aber  dauernd ,  denn  sie  hingen  mit  der  Veräusserlichung  des 
mittelalterlichen  Kirchenwesens  zusammen,  und  wenn  auch  die  Dekretalen-Sammlungen 
eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  die  Residenzpflicht  aufgenommen  hatten  ^^  und  die- 
selbe durch  päpstliche  Erlasse ,  Konzilien  und  statutarische  Normen  wiederholt  einge- 
schärft, auch  in  manchen  Fällen  mit  Zwang  und  Strafen  eingeschritten  wurde'*,  so  er- 


i  S.  z.  B.  das  Schreiben  Innocenz'III.  v.  1198. 

1.  144,  welcher  dem  erwählten  Bischof  von  Brixen 
unter  Widerruf  des  ihm  von  Cölestin  IIL  behufs 
des  theologischen  Studiums  ertheilten  Indultes 
anweist,  in  sein  Bisthum  zurückzukehren,  weil  er 
das  erstere  zur  Betreibung  weltlicher  Geschäfte 
gemissbrauchthabe,  opp.  ed.  Migne  1,  126;  vgl. 
ferner  c.  12  (Inn.  III.)  X.  h.  t. 

2  Schon  c.  4  (Alex.  III.j  cit.  h.  t.  erkennt  das 
Studium  als  gerechtfertigten  Grund  der  Abwesen- 
heit an,  s.  auch  Innoc.  III.  ep.  X.  104  v.  1208,  1.  c. 

2,  1277.  In  dieser  Zeit  sind  auch  den  studiren- 
den  Geistlichen  mehrfach  Indulte  auf  Bezug  ihrer 
Einkünfte  gegeben  worden  ,  c.  12  cit.  Die  Vor- 
schrift des  4.  Lateranensischen  Konzils  v.  1215 
über  die  Anstellung  von  theologi  an  den  Kathe- 
dralkirchen ,  Th.  II.  S.  117  bedingte  sogar  die 
Sendung  von  geeigneten  Klerikern  auf  die  Uni- 
versitäten ,  um  dort  Theologie  zu  studiren ,  und 
Honorius  III. "gewährt  diesen  das  Recht,  die  Ein- 
künfte ihrer  Präbenden  oder  Beiiefizien  während 
5  Jahren  zu  beziehen,  c.  5.  X.  de  magistr.  V.  5; 
über  eine  weitere  Begünstigung  des  Studiums 
der  Theologie  durch  Bonifazius  VIII.  s.  Th.  II. 
S.  483.  n.  8. 

Nur  dem  Studium  des  Civilrechts  ist  Hono- 
rius  III.  mit  einem  beschränkenden  Verbot  ent- 
gegengetreten, s.  Th.  I.  S.  139.  140.  Gegen  die 
dort  näher  ausgeführte  Ansicht,  welcher  sich 
auch  Muther  röm.  u.  kanon.  Recht  im  Mittel- 
alter, Rostock  1871.  S.  7  angeschlossen  hat,  er- 
klärt neuerdings  wieder  v.  Schulte  Gesch.  d. 
Quellen  u.  Literatur  d.  kanon.  Rechts  1,  105  das 
Verbot  für  ein  principielles,  ohne  dass  mich  seine 
Gründe  überzeugt  haben.  Jedenfalls  ist  dadurch 
das  Studium  des  Civilrechts  nicht  ganz  besei- 
tigt worden,  vgl.  die  Nachweisungen  i.  d.  krit. 
Viertel] ahrsschr.  f.  Gesetzgbg.  11,  13.  n.  7,  fer- 
ner Stobbe  Gesch.  d.  deutsch.  Rechtsquellen 
1,  628.  Ein  Indult  Gregors  IX.  v.  1238  für  einen 
Mainzer  Kanonikus ,  Jura  zu  studiren  und  wäh- 
rend dreier  Jahre  die  Einkünfte  seiner  Präbende 
mit  Ausnahme  der  Distributionen  zu  beziehen, 
bei  Würd tjWein  nov.  subs.  dipl.  9,  25. 

Ebenso  wie  die  Studenten  waren  auch  die  Pro- 
fessoren der  Theologie  c.  5  (Honor.  III.)  cit.  V. 
5  und  anderer  Wissenschaften  von  der  Residenz 
befreit,  Th.  II.  S.  75. 

3  tit.  X.  III.  4  u.  c.  30  (Later.  IV.  v.  1215) 
X.  de  praeb.  III.  5.  Aus  dem  VItus  kommen  in 
Frage  c.  un.  h.  t.  III.  3  u.  c.  14  (Lugdun.  II.  v. 


1274)  de  elect.  I.  6.  Als  Strafe  ist  sogar  die 
Entziehung  des  Benefiziums  c.  4.  7  (Alex.  III.) 
X.  h.  t.  auch  bei  Bischöfen,  c.  9  (Inn.  III.)  X. 
ibid.,  nach  vergeblicher  Aufforderung  zur  Rück- 
kehr, c.  8  (Coel.  IIL),  c.  10.  11  (Inn.  IIL),  c.  17 
(Greg.  IX.)  ibid.  u.  c.  30.  X.  III.  5,  über  dessen 
Verhältniss  zu  den  vorher  angeführten  Stellen, 
s.  Henry  1.  c.  p.  155,  festgesetzt. 

*  In  Betreff  der  Bischöfe  vgl.  ep.  Inn.  IIL  v. 
1210  u.  Gregor  IX.  v.  1240,  Potthast  reg. 
n.  4034.  10881 ;  conc.  Paris,  v.  1212.  P.  4.  c.  7 
(Mansi  22,  840),  welches  dieselben  anweist 
häufig,  namentlich  an  den  hohen  Festen  bei  ihren 
Kathedralen  zuresidiren,  London  v.  1237.  c.  22 
u.  1268.  c.  22.  1.  c.  23,  458.  1237.  Einem  Bi- 
schof, welcher  sein  Bisthum  hatte  verfallen  las- 
sen ,  drohte  Heinrich  III.  v.  England  1264  die 
Entziehung  aller  Temporalien ,  insbesondere  der 
zum  Bisthum  gehörigen  Baronie  an ,  wenn  er 
nicht  in  dasselbe  zurückkehre  und  seines  Amtes 
warte,  1.  c.  23,  1117. 

Päpstliche  Anweisungen,  die  Kanoniker  zur 
Residenz  anzuhalten  von  Innocenz III.  bei  Pott- 
hast reg.  n.  100.  1892.  3631.  3632.  3708. 
4447;  von  Innocenz  IV.  1.  c.  n.  12943.  13241; 
Anordnungen  über  Entziehung  der  Früchte  der 
Präbenden  von  Innocenz  III.  1.  c.  n.  4368;  von 
Honorius  IIL,  n.  5388».  6683;  von  Gregor  IX. 
n.  8480;  von  Innocenz  IV.  n.  11620.  12219. 
139441  (wo  bemerkt  ist,  dass  von  den  30  Frei- 
singer Kanonikern  selten  mehr  als  4  oder  5  resi- 
diren),  14104b.  14676»;  von  Alexander  IV. 
n.  16189.  16707;  von  Clemens  IV.  n.  19965, 
von  Gregor  X.  n.  20680.  21022;  Konzil  v.  Seyne 
1267.  c.  6,  Mansi  23,  1181. 

Ueber  die  Residenzpflicht  der  Pfarrer  und  Vi- 
kare s.  ep.  Clem.  IV.  v.  1267  f.  d.  Bisthum  Mont- 
pellier, Potthast  n.  19982;  Koncil  v.  Oxford 
1222.  c.  14.  15,  Mansi  22,  1156,  v.  Chäteau- 
Gontier  1231.  c.  5,  1.  c.  23,  235;  London  v. 
1237.  c.  10,  1,  c.  p.  451 ;  Bordeaux  1255.  c.  1. 
p.  857,  Arles  1260.  c.  5,  p.  1005;  Köln  1260. 
c.  10,  p.  1020;  Nantes  1264,  p.  1119;  Wien 
1267  c.  12  (hier  auch  die  Prälaten  genannt  neben 
den  Inhabern  von  Seelsorgeämtern),  p.  1174; 
London  1268.  c.  9,  p.  1324;  Salzburg  1274.  c.  8, 
Mansi  24,  139;  statuta  Colon,  v.  1300.  c.  2, 
Hartzheim  4,  38;  Trier  1310.  c.  12.  70, 
Mansi  25,251.  266;  Mainzl310,  Hartzheim 
4,  190;  Bologna  1317,  c.  9,  Mansi  25,  609; 
Olmütz  1318.  c.  2,  Hartzheim  4,270;  Reuen 
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wiesen  sich  doch  alle  diese  Massregeln  als  unzureichend ,  weil  die  immer  mehr  in  die 
Verweltlichung  hineingerathende  Kirche  weder  die  Einsicht  in  die  eigentlichen  Gründe 
des  Uebels  besass,  noch  die  Kraft  hatte,  die  Wurzeln  desselben  zu  beseitigen  i.  So  sah 
sich  schliesslich  das  Konzil  von  Trient  genöthigt,  die  Residenzpflicht  in  den  Kreis  seiner 
reformatorischen  Bestimmungen  einzubegreifen  und  neue  Anordnungen  ^  darüber  zu 
treffen.  Auf  diesen  ruht  das  noch  heute  geltende  Recht '^ ,  zu  dessen  Darstellung  ich 
jetzt  übergehe. 

n.  Heutiges  Recht.  Die  Residenzpflicht  ist  die  Pflicht ,  ein  kirchliches  Amt 
persönlich  zu  verwalten,  und  an  dem  Sitze  desselben  oder  auch  einem  anderen  geeigneten 
Orte  sich  derartig  aufzuhalten  ^,  dass  eine  regelmässige  und  dauernde  Ausübung  der 
Amtspflichten  möglich  ist^. 

Ob  die  Residenzpflicht  für  die  Bischofs-  und  Seelsorge-Aemter  auf  göttlichem  oder 
positivem  Recht  beruht,  ist  eine  früher  viel  erörterte  Frage  gewesen ,  deren  Entschei- 
dung aber  auf  dem  Tridentinum  ^  absichtlich  offen  gelassen  worden  ist  '^ . 

Dasselbe  legt  in  Uebereinstimmung  mit  dem  früheren  Recht  die  Residenzpflicht  ^ 

1.  den  Bischöfen*«^  auf.  Sie  haben  für  die  Regel  bei  ihrer  Kathedrale  in  der 
Bischofsstadt  die  Residenz  zu  halten.  Es  genügt  aber  auch  ein  Aufenthalt  an  einem 
anderen  Orte  der  Diöcese  ^^,    falls  dieser  zur  Leitung  derselben  und  zur  Führung  der 


1335.  C.4,  Mansi25,  1041;  Padua  1350.  c.  13, 
Mansi  26,  233;  Angers  1365.  c.  17,  p.  435; 
dipl.  des  Bischofs  von  Lübeck  v.  1330,  Lever- 
kus  Urkdbch.  d.  Bisth.  Lübeck  S.  700. 

Eine  allgemeine  Einschärfung  der  Residenz- 
pflicht enthält  ferner  const.  Gregor.  XI.:  Solli- 
citudo  ecclesiarum  v.  1372,  bull,   Taur.   4,  535. 

1  Die  Versuche ,  welche  auf  dem  Konstanzer 
Konzil  gemacht  sind,  um  eine  allgemeine  Resi- 
denzpflicht der  Bischöfe  und  Aebte  durchzu- 
führen ,  wobei  zuletzt  übrigens  noch  eine  Milde- 
rung des  gemeinen  Rechtes  hinsichtlich  der  Stra- 
fen in  Aussicht  genommen  worden  war,  s.  Hüb- 
ler  Konstanzer  Reformation  S.  149,  sind  eben- 
falls gescheitert,  nur  das  englische  Konkordat 
c.  5  hat  die  bereits  ertheilten  päpstlichen  Dis- 
pensationen von  der  Innehaltung  der  Residenz- 
pflicht aufgehoben,  und  für  die  Zukunft  die  Gewäh- 
rung solcher  blos  für  den  Fall  eines  gesetzlichen 
oder  erheblichen  Grundes ,  welcher  im  Dispens- 
brief erwähnt  werden  sollte,  gestattet,  a.  a.  0. 
S.  214. 

2  Vgl.  dazu  noch  Const.  Pii  IV.:  In  suprema 
V.  1564  (bull.  Taur.  7,  332)  und  Cum  tarn  per 
sarcosanctum  v.  1565  (u.  A.  bei  Barbosa  de 
off.  et  pot.  episc.  app.  const.  n.  5),  ferner  die 
weiter  unten  citirten  Konstitutionen  Urban's  VIII. 
und  Benedikts  XIV.,  sowie  die  const.  desselben: 
Grave  et  permolestum  v.  1741,  bull.  Bened.XIV. 
1,  62  für  Irland. 

3  Vgl.  Phillips  K.  R.  7,  362 fi'. 

*  Der  blosse  Aufenthalt,  s.  g.  residentia  ma- 
terialis ,  Reiffenstuel  III.  4.  n.  4,  Henry 
p.  5  hat  nur  den  Zweck  die  persönliche  Amts- 
verwaltung, die  s.  g.  residentia  formalis  oder 
nach  c.  13  (Alex.  III.)  X.  de  praeb.  III.  5  die 
assiduitas  zu  ermöglichen,  vgl.  auch  const.  Be- 
ned.  XIV.:   Grave  cit.  §.  2. 

^  Daraus  folgt,  dass  ein  absolut  ununterbroche- 
ner Aufenthalt  nicht  erforderlich  ist.  Der  Pfarrer, 
welcher  nach  Erledigung  seiner  Geschäfte  seine 

Hinscliius,  Kirchenrecht.  III. 


Parochie  auf  ein  Paar  Stunden  verlässt,  verletzt 
daher  seine  Residenzpflicht  nicht ,  Trid.  Sess. 
XXIII.  c.  1  de  ref.  s.  v.  Quoniam  autem. 

ß  Vgl.  PaUavicini  hist.  conc.  Trident.  1. 
VII.  c.  6,  XVI.  c.  4;  XXI.  c.  12.  Suav.  Po- 
lani  (Sarpi)  hist.  conc.  Trid.  lib.  II,  ed.  V. 
Gorichemi  1658.  p.  168.  191.  193.  206;  lib. 
VI,  p.440.  450.  481 ;  lib.  VII,  p.  562.  581.  583. 
585;  s.auchBened.  XIV.  de  syn.  dioeces.  VII. 
c.  2.  n,  3.  Die  Frage  berührt  sowohl  die  Stellung 
der  bischöflichen ,  wie  auch  der  päpstlichen  Ge- 
walt, insbesondere  auch  das  Recht  des  Papstes 
zur  Dispensation. 

■^  Indessen  geht  die  überwiegende  Meinung 
seitdem  dahin,  dass  die  Residenzpflicht  auf  gött- 
lichem Rechte  beruhe,  vgl.  Fagnan.  ad  c.  8.  X. 
h.  t.  III.  4.  n.21ff.;  Benedict  XIV.  I.e.  n.  6; 
Henry  p.  Hfl".  Die  anerkannte  Dispensations- 
befugniss  des  Papstes  von  der  Residenzpflicht 
wird  von  diesem  Standpunkt  aus  nicht  als  eine 
Aufhebung  des  göttlichen  Rechtes ,  sondern  als 
eine  Deklaration  des  dadurch  nicht  näher  festge- 
stellten Umfangs  der  Verpflichtung  aufgefasst,  s. 
die  citirten. 

8  Der  Papst  ist  als  solcher  dem  Residenz- 
gebot nicht  unterworfen  und  obwohl  er  gleichzei- 
tig Bischof  von  Rom  ist,  wird  die  ihm  in  dieser 
Eigenschaft  obliegende  Residenzpflicht  durch  die 
mit  dem  römischen  Bisthum  verbundene  Prima- 
tialstellung  modificirt.  Ueber  das  von  Ludwig  d. 
Baiern  1328  in  Rom  gegebene  Gesetz,  welches 
dem  Papste  die  Residenz  in  Rom  vorschrieb,  s. 
C.  Müller  Kampf  Ludw.  d.  B.  mit  d.  röm.  Cu- 
rie.   Tübingen  1879.  1,  190. 

Ueber  die  Residenzpflicht  der  Kardinäle,  vgl. 
Trid.  XXIII.  c.  1  de  ref.,  ist  schon  Th.  I.  S.  356 
gehandelt,  s.  dazu  noch  Henry  p.  28  ff . 

9  Trid.  Sess.  VI.  c.  1  de  ref.  Sess.  XXIIL 
c.  1  de  ref.  S.  hierzu  auch  Phillips  K.  R. 
7,  78. 

10  c.  1.  Sess.  XXIII  spricht  nur  von  residentia 
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Geschäfte  geeignet,  namentlich  leicht  zugänglich  ist^,  mitAusschluss  bestimmter  Fest- 
zeiten und  Festtage ,  welche ,  sofern  sie  nicht  durch  andere  Amtsgeschäfte  gehindert 
sind,  ihre  Anwesenheit  bei  der  Kathedrale  erfordern  2. 

In  welchem  Umfange  der  Bischof  verpflichtet  ist ,  seine  Amtspflichten  persönlich 
wahrzunehmen,  darüber  giebt  das  Tridentinum  keine  näheren  Vorschriften.  Aus  seiner 
Stellung  folgt  aber  mit  Nothwendigkeit ,  dass  er  persönlich  die  obere  Leitung  der  Ge- 
schäfte des  Bisthums  führt ,  für  geeignete  Gehülfen  sorgt ,  und  diese ,  die  General- 
vikare, die  sonstigen  Beamten  der  Kurie,  die  Dechanten  und  Pfarrer,  bei  der  Ausübung 
ihrer  Aemter  tiberwacht,  sowie  dass  er  die  ihm  vorbehaltenen  Sakramente  selbst  spen- 
det und  sich  auch  nicht  ganz  von  der  Verwaltung  der  übrigen  und  der  sonstigen  hei- 
ligen Handlungen  fernhält^. 

Das  Konzil  gewährt  aber  den  Bischöfen  die  Befugniss,  zwei  oder  höchstens  drei 
Monate  in  jedem  Jahre'*,  abgesehen  von  den  gedachten  Festen  ^,  wenn  es  ohne  Schaden 
der  ihrer  Leitung  anvertrauten  Gläubigen  geschehen  kann  und  zugleich  ein  angemes- 
sener Grund  vorliegt  ^,  Voraussetzungen ,  deren  Prüfung  allein  ihrem  Gewissen  über- 
lassen ist " ,  ausserhalb  ihres  Amtssitzes ,  gleichviel  ob  in  ihrer  Diöcese  oder  nicht ,  zu 
verweilen,  d.  h.  also  sich  auch  von  ihren  Geschäften  fernzuhalten^.    Es  steht  im  Be- 


personalis  in  sua  ecclesla  vel  dioecesi.  Das  erstere 
muss  aber  als  das  regelmässige  angesehen  "wer- 
den, weil  durch  die  Bestimmung  eines  Ortes  zum 
Sitz  des  Bisthums  und  der  Kathedrale  derselbe 
zugleicli  als  der  geeignetste  für  die  Yerwaltuijg 
der  Diöcese  erklärt  ist.  Es  wird  daher  für  die 
Ausnahme  immer  ein  genügender  Grund,  z.  B. 
Ungesundheit  des  Klimas,  Verfall  des  Ortes,  vor- 
handen sein  müssen,  deLuca  adnot.  ad  conc. 
Trid.  diso   IV.  n.  3  ff. 

üeber  die  Residenzpflicht  bei  mehreren  unirten 
Diöcesen  s.  Th.  II.  S.  426. 

1  Das  ergiebt  sich  aus  dem  Begriff  der  Resi- 
denzpflicht, s.  auch  de  Luea  1.  c.  Ohne  Noth 
darf  aber  auch  in  diesem  Falle  der  Sitz  des  Ge- 
neralvikars und  der  bisch  Olli  cheu  Kurie  nicht 
anp  dr-r  Ri-tlmmstadt  verlegt  werden,  s.  d.  Ent- 
scLdgeii.  d.  Cougr.  conc.  bei  lervar's  s.  \. 
epiäfT'p'is  art.  8.  n.  14. 

-  JSeb.'  XXIII  cit  :  ,,eObti<riii  i)iterim  admonet 
et  ii:  üüiiiinu  hortatur.  ne  .  .  dominici  adventus, 
quadragesimae,  nativitatis,  resurrectionis  Domirii, 
pentecostes  item  et  corporis  Christi  diebus,  qui- 
bus  refici  maxime  et  in  Domino  gaudere  pastoris 
praesentia  oves  debeant,  ipsi  ab  ecclesia  sua  ca- 
thedrali  ullo  pacto  absint ,  nisi  episcopalia  munia 
in  sua  dioecesi  eos  alio  vocent''. 

3  Vgl.ReiffenstuelIII.4.n.31ff.;  Henry 
p.  58.  Weitere  allgemeine  Regeln  lassen  sicli 
nicht  aufstellen ,  weil  des  Näheren  durch  die 
Grösse  der  Diöcese  und  den  Umfang  der  Ge- 
schäfte mannichfache  Verschiedenheiten  bedingt 
werden. 

*  L.  c.  ;,ss.  synodus  mit,  illud  absentiae  spa- 
tium  singulis  annis  sive  continuum  sive  inter- 
ruptum  extra  praedictas  causas  (s.  nachher)  nullo 
pacto  debere  II  aut  ad  summum  III  menses  ex- 
cedere  et  haberi  rationem ,  ut  id  aequa  ex  causa 
flat  et  absque  ullo  gregis  detrlmento ;  quod  an 
ita  Sit,  abscedentium  conscientiae  relinquit". 

5  Sofern  sie  nicht  etwa  eine  andere  dringende 


Amtspflicht  von  der  Kathedrale  wegnift,  s.  An- 
merk.  2. 

6  Ohne  jeden  Grund,  also  aus  blosser  Bequem- 
lichkeit soll  dies  aber  nicht  geschehen  ,  vgl,  auch 
Benedict,  XIV.  'encycl.  Ubi  primum  v,  3.  De- 
zember 1740.  §.  4,  bull,  magn,  16,  4,  bull,  Be- 
ned.  XIV,  1,  4  und  const.  Aduniversae  v.  3.  Sept. 
1746,  bull.  magn.  17,  79;  bull.  Bened.  XIV.  2, 
128.  Das  Bedürfniss  einer  Erholung  und  Fern- 
haltung von  Geschäften,  um  neue  Kräfte  zu  sam- 
meln oder  Stärkung  zu  gewinnen,  gilt  aber  als 
ein  hinreichender  Grund.  Aus  der  Bestimmung 
des  Tridentinums  über  die  Zeitdauer  ergiebt  sich 
auch,  dass  der  Grund  von  Einfluss  auf  die  Länge 
des  Urlaubs,  welchen  sich  der  Bischof  nimmt,  sein 
soll.  So  ist  z.  B.  die  Abwesenheit  behufs  des 
Besuchs  naher  Verwandter,  z.  B.  hochbetagter 
Eitern,  ebenfall-  >t;.trliaft,  es  wird  aber  ni  ht  ge- 
re'htfertgt  ers'hei;.en,  wein  der  Bischof  dazu 
die  vollen  drei  Monate  verwendet. 

■^  Rechenschaft  ist  er  aber  darüber  keinem  Vor- 
gesetzten schuldig,  Bened,  XIV,  encycl.  cit.  Ubi 
primum  §.  4. 

8  Aus  Anlass  der  const,  Urban  VIII,  Sancta 
synodus  v,  12,  Dez.  1634  (bull,  Taur.  14,  457)  ist 
der  Zweifel  entstanden  ,  ob  diese  Vorschrift  des 
Tridentinums  durch  die  letztere  beseitigt  worden 
sei,  indessen  hat  die  Congr.  conc.  durch  ein  von 
demselben  Papste  genehmigtes  Dekret  von  1635 
die  Kontroverse  in  verneinendem  Sinne  entschie- 
den, Ferraris  1.  c.  art.  3,  n.  30, 

Die  gedachte  const.  Urbans  VIII.  §.  9.  gewährt 
übrigens  den  Bischöfen,  welche  ihre  Konsekration 
in  Rom  empfangen ,  das  Recht,  einen  Monat,  von 
ihrer  Proposition  im  Konsistorium  angerechnet, 
in  Rom  zu  verweilen.  Das  römische  Provinzial- 
konzil  unter  Benedikt  XIII.  v.  1725  t,  17.  c.  2, 
acta  conc,  rec.  coli.  Lac.  1 ,  376  gestattet  sogar 
noch  eine  Verlängerung  dieser  Zeit  aus  genügen- 
den ,  vom  Kardinalvikar  zu  prüfenden  Gründen 
um  40  Tage, 
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lieben  des  Bischofs ;  diese  Urlaubszeit  hinter  einander  und  ohne  Unterbrechung  zu  be- 
nutzen^, oder  auch  getrennt,  in  welchem  Falle  die  Zeiträume  seiner  Abwesenheit  zu- 
sammengerechnet werden. 

Eine  sonstige  Entfernung  ist  nur  aus  bestimmten,  rechtlich  festgesetzten  Gründen 
statthaft.  Zu  diesen  gehört  erstens  die  Erfüllung  der  ihnen  kraft  ihres  Amtes  ob- 
liegenden Verpflichtung  zur  visitatio  liminum  apostolorum  2,  zur  Beiwohnung  der  all- 
gemeinen und  Provinzial- Konzilien  3  und  der  allgemeinen  staatlichen  gesetzgebenden 
Versammlungen  4.  Sie  bedürfen  in  keinem  dieser  Fälle  der  Einholung  eines  besonderen 
Urlaubes^,  sollen  sich  aber  nach  der  Beendigung  der  betreffenden  Geschäfte  sofort 
wieder  in  ihre  Diöcesen  zurückbegeben^. 

Zweitens  ist  aber  auch  eine  Abwesenheit  erlaubt^,  wenn  sie  bedingt  wird  a.  durch 
die  s.  g.  christiana  Caritas,  d.  h.  durch  die  Uebung  von  christlichen  Liebeswerken 8, 
b.  durch  eine  s.  g.  urgens  necnssitas ,  möge  diese  Nothwendigkeit  in  Folge  der  persön- 
lichen Verhältnisse  des  Bischofs,  wie  z.  B.  einer  schweren  Krankheit^,  oder  wegen 
anderer  Umstände,  z.  B.  der  Rauhheit  des  Klimas  ^^  oder  Verfolgungen  seiner  Person  ^* 
eintreten,  c.  durch  die  s.  g.  dehita  ohedientia ,  d.  h.  durch  Aufträge  des  Papstes,  deren 
Ausführung  die  Entfernung  von  derDiöcese  erfordert  ^^^  un^  ^  durch  die  evidens  eccle- 
siae  vel  reipublicae  utilitas,  d.h.  wenn  dadurch  der  eigenen  oder  der  allgemeinen  Kirche 
ein  Nutzen  verschafft  werden  kann,  z.  B.  eine  Gelduntersttitzung  oder  ein  anderer 
Vortheil  durch  persönliche  Einwirkung  bei  dem  Regenten,  oder  wenn  es  sich  um  einen 
wichtigen  Prozess  für  die  Kirche  handelt  und  die  Anwesenheit  des  Bischofs  am  Orte  des 
Prozessgerichtes  behufs  Instruirung  seiner  Vertreter  wünschenswerth  erscheint  ^3,  ferner 


1  Jedoch  ist  nach  den  Entscheidungen  des 
Congr.  conc.  eine  Vertindung  der  3  Monate  des 
einen  Jahres  mit  den  drei  des  folgenden ,  also 
eine  Abwesenheit  von  Oktober  bis  Ende  März 
nicht  statthaft,  ebenso  wenig  eine  Verbindung 
der  Urlaubszeit  mit  der  Zeit,  während  welcher  der 
Bischof  behufs  seiner  Promotion  oder  der  -visitatio 
liminum  in  Rom  verweilt  hat,  s,  Fagnaii.  ad  c. 
9.  X.  h.  t.  n.  40  ff. 

2  Dies  folgt  aus  der  allen  Bisehöfen  obliegen- 
den desfallsigen  Verbindlichkeit;  Urbans  VIII. 
const.  sancta  synodus  cit.  §.  12:  „Volumus  tamen 
episcopos,  archiepiscopos,  metropolitanos,  prima- 
tes  et  patriarchas,  etiam  S.  R.  E.  cardinales,  citra 
montes  vel  mare  existentes ,  per  quatuor,  alios 
vero  ultra  montes  vel  mare  degentes  per  Septem 
menses  continuos  a  residentia  in  praefatis  ecclesiis 
facienda  ad  effectum  visitandi  limina  ss.  aposto- 
los  .  . . .  pro  qualibet  visitatione  excusari,  ita  ta- 
men ut  illis  durantibus,  visitationis  huiusmodi 
munus  explere  teneantur  nee  ad  alios  actus  se 
divertant". 

3  Const.  cit.  §.  10  nennt  nur  die  letzteren,  in 
Betreff  der  ersteren  unterliegt  es  keinem  Zweifel. 

4  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1.  cit.;  Const.  cit.  1. 
c. :  „  congregationes  seu  assembleae  generales  in 
quibus  ecclesiastici  intervenire  solent  vel  ratione 
muneris  aut  reipublicae  offlcii  episcopatibus  vel 
ecclesiis  maioribus  praefatis  adiuncti'^  Eine  per- 
sönliche Berechtigung  des  Bischofs ,  z.  B.  weil  er 
gewählt  oder  für  seine  Person  zum  Mitglied  einer 
ersten  Kammer  oder  eines  Senates  ernannt  ist, 
gehört  aber  nicht  hierher.  Das  Recht  muss  viel- 
mehr mit  seinem  Amte  oder  Sitze  verbunden 
sein.     S.  hierzu  Th.  II.  S   49. 


5  Trid.  1.  c. 

6  Const.  Urbans  VIII.  cit.  1.  c. 

7  Trid.  1.  c. 

8  Z.  B.  um  einem  anderen  Bischof  in  schwerer 
und  bedrängter  Lage  in  der  Verwaltung  seines 
Amtes  Hülfe  zu  leisten,  Barbosa  de  pot.  episc. 
III.  alleg.  53.  n.  6;  Henry  p.  79. 

9  Const.  Bened.  XIV.  Ad  universae  cit.  s.  v. 
Ab  iis  autem. 

10  Sofern  nicht  etwa  seine  Diöcese  selbst  einen 
klimatisch  günstigeren  Ort  aufweist,  const.  cit. 

11  "Wenn  die  Verfolgungen  oder  andere  Ereignisse, 
z.  B.  Epidemien,  ihn  und  seine  Heerde  gleich- 
massig  bedrohen,  so  ist  es  aber  seine  Pflicht,  bei 
derselben  auszuharren,  so  lange  seine  Gegenwart 
noch  irgend  etwas  nützen  kann,  evang.  Joann.  X. 
Uff.;  C.46  (Pseudo  Isid.)  c.  47  (Nicol.  I.)  c.  48 
(Greg.I.)  C. VII.  qu.  1.  u.  dict.  Grat.  dazu.  Be- 
ned. XIV.  de  syn.  dioec.  1.  XIII.  c.  19.  n.  2 ff.;  De- 
kret Gregors  XIII.  v.  1576  bei  Fagnan.  ad  c.  17 
X.  h.  t.  III.  4.  n.  47,  wodurch  aber  zugleich  ge- 
stattet ist,  dass  der  Bischof  innerhalb  seiner  Diö- 
cese einen  sicheren  Ort  als  den  Bischofssitz  zum 
Aufenthalt  wählen  darf. 

12  Z.  B.  zur  Instruirung  eines  Beatifikations- 
oder  Kanonisations-Prozesses,  vgl.  darüber  const. 
Bened.  XIV.  cit.  Ad  universae  s.  v,  expediun- 
tur. 

13  S.  auch  const.  Bened.  cit.  Die  Theilnahme 
als  gewählter  Deputirter  in  einer  Landesvertretung, 
in  welcher  die  Kirche  berührende  Gesetzesvor- 
lagen berathen  werden  sollen,  fällt  ebenfalls  un- 
ter diesen  Gesichtspunkt. 

15* 
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auch  wenn  es  der  Nutzen  des  Staates  erfordert,  dass  gerade  der  Bischof  eine  staatliche 
Mission  übernimmt'. 

In  den  unter  a  bis  d  aufgefülirten  Fällen  ist  aber  stets  vorher  eine  Genehmigung 
oder  ein  Urlaub  beim  Papste  einzuholen  2. 

Selbstverständlich  ist  es ,  dass  der  Bischof  bei  jeder  Abwesenheit  und  Entfernung 
von  seinem  Bisthum  die  nöthigen  Anordnungen  für  eine  geregelte  Fortfülirung  der 
Diöcesan Verwaltung  zu  treffen  hat  3. 

Für  die  Verletzung  der  Residenzpflicht  sind  nachstehende  Strafen  angedroht : 

a.  Derjenige  Biscliof  ^,  welcher  über  die  gesetzliche  Vakanzzeit  von  seiner  Diöcese 
fortbleibt  ^  oder  dieselbe  ohne  den  erforderlichen  Urlaub  verlässt ,  erwirbt  den  auf  die 
Zeitdauer  seiner  unberechtigten  Abwesenheit  proratarisch  fallenden  Theil  seiner  Ein- 
künfte niclit ,  und  kann  sie ,  auch  ohne  dass  es  eines  darauf  gehenden  Urtheils  bedarf, 
nicht  für  sich  behalten ,  vielmehr  muss  er  sie  den  Kirchen-Fabriken  oder  den  Armen 
der  Bischofsstadt  überweisen  ^,  wobei  jede  Uebereinkunft,  dass  ihm  das  Ganze  oder  ein 
Theil  wieder  erstattet  werden  soll,  als  nichtig  ausgeschlossen  ist. 

b.  Wenn  dagegen  die  unberechtigte  Abwesenheit  sechs  Monate  hinter  einander 
gedauert  hat ",  so  verfällt  er  feiner  ipso  iure  in  eine  Geldstrafe  in  Höhe  des  vierten 
Theiles  des  Jahresertrages  seines  Bisthums  ^,  welcher  durch  seinen  vorgesetzten  Obe- 
ren'-^ der  Fabrik  der  Domkirche  oder  den  Armen  des  Bischofssitzes  i^  zu  überweisen  ist, 
und ,  falls  er  noch  weitere  sechs  Monate  von  seiner  Diöcese  fern  bleibt ,  noch  in  eine 
fernere  Geldstrafe  derselben  Höhe ,  in  Betreff  welcher  ebenso ,  wie  mit  der  ersten ,  zu 
verfahren  ist^i. 


1  Denn  im  allgemeinen  ist  sowohl  durch  das 
Tridentiniim  Sess.  YI.  c.  1  de  ref.  als  auch  durch 
die  const.  Urbari.  VIII.  cit.  §.  10  das  Verweilen 
an  den  Höfen  der  Fürsten  und  die  Besorgung  staat- 
licher Geschäfte  im  Auftrage  der  letzteren  aus- 
drücklich verboten,  s.  Barbosa  1.  c.  n.  15ff. ; 
Reiffenstuellll.  4.  n.  48.  49. 

2  Das  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  gestattet 
die  Nachsuchung  auch  beim  Metropoliten,  bez. 
bei  Abwesenheit  desselben ,  bei  dem  ältesten 
Suffraganbischof,  dem  ersteren  auch  bei  dem  letz- 
teren. Diese  Vorschrift  ist  aber  durch  die  cit. 
Konst.  Urbans  VIII.  §§.  8.  9,  welche  schlechthin 
ein  Breve  des  Papstes  verlangt,  aufgehoben.  Diese 
Auffassung  wird  auch  durch  die  von  demselben 
Papst  vorgenommene  Einsetzung  einer  besonderen 
Congregatio  super  residentia  episcoporum  bestä- 
tigt, s.  Th.  I.  S.  464.  Fagn  an.  ad  c.  9.  X.  h. 
t.  III.  4.  n.  12.  Viele  neuere,  s.  z.  B.  Schulte 
2,299  u.  Richter-D  ove  §.  147  behandeln  die 
Vorschrift  des  Tridentinums  noch  als  geltendes 
Recht.  Heber  die  Einrichtung  der  Urlaubsgesuche 
enthält  die  angeführte  const.  Bened.  XIV.  eine 
Anzahl  detaillirter  Vorschriften. 

Der  §.  10  der  Konst.  Urbans  VIII.  ordnet  fer- 
ner an ,  dass  kein  noch  so  dringendes  Geschäft, 
ferner  auch  nicht  die  Kürze  der  Zeit  oder  die 
Entfernung  die  Bischöfe  von  der  Abwartung  des 
Urlaubes  entbinden  und  von  Strafen  befreien  soll. 

3  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref. 

4  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref. 

5  Auf  Verletzung  der  Pflicht,  an  bestimmten 
Festtagen  bei  der  Kathedrale  zu  residiren,  finden 
die  zu  erwähnenden  Strafen  aber  keine  Anwen- 
dung. 


6  Dazu  kann  ihn  auch  der  vorgesetzte  Obere, 
d.  h.  der  Erzbisehof,  wenn  es  sich  um  seine 
Suffraganbischöfe  handelt,  Fagnan.  ade.  9  X. 
h.  t.  III.  4.  n.  9,  zwingen. 

■^  Trid.  Sess.  VI.  c.  1  de  ref.  Einzelne  erklären 
diese  Bestimmung  durch  die  oben  erwähnte  der 
Sess.  XXIII.  c.  1  für  aufgehoben,  Boeckhn, 
comm.  in  ins  canon.  III.  4.  n.  24;  Schmier, 
iurisprud.  can.  civ.  1.  III.  tr.  I.  P.  2.  c.  3.  n.378. 
Aber  Sess.  XXIII.  c.  1  hält  ausdrücklich  die 
in  der  ersten  Stelle  angedrohte  Strafe  aufrecht, 
und  beide  Anordnungen  widersprechen  sich 
nicht  im  Mindesten  ,  wie  der  Text  ergiebt.  In 
derselben  Weise  wird  auch  das  Verhältniss  bei- 
der von  Benedikt  XIV.  de  synodo  dioec.  X. 
9.  n.  6  u.  const.  cit.  Ad  universae  d.  v,  secundo 
loco  aufgefasst. 

8  Eine  dies  feststellende  deklaratorische  Sen- 
tenz erscheint  aber  nothwendig ,  um  die  Pflicht 
des  Bischofs  zur  Zahlung  der  Strafe  zu  konstatiren. 

9  S.  Anm.  6. 

10  In  erster  Linie  aber  der  Fabrik,  wenn  sie  be- 
dürftig ist,  s.  Fagnan.  ad  c.  9.  X.  cit.  n.  33  ff. 

11  Ausserdem  hat  Pius'  V.  in  d.  const,  cit.  In 
suprema  v.  1564  noch  die  Einziehung  der  Güter 
an  die  apostolische  Kammer  beim  Tode  der  nicht 
residenzhaltenden  Bischöfe  angeordnet^  auch  dem 
Papst  die  Suspension  von  der  Verwaltung  der 
Diöcese  vorbehalten ,  Urban  VIII.  in  der  const. 
cit.  aber  für  die  Entfernung  ohne  den  vor- 
schriftsmässigen  Urlaub  auch  die  interdictio  in- 
gressus  ecclesiae  und  Verlust  der  Testirbefugniss 
als  ipso  iure  eintretende  Strafen  verhängt,  von 
Clemens  VIII.  ist  noch  als  weitere  Strafe  die  Un- 
fähigkeit ,  höhere  "Würden  zu  erlangen  ,  und  von 
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c.  Bei  einer  weiter  gehenden  Vernachlässigung  der  Diöcese  kann  der  Papst 
auch  andere  ihm  angemessen  erscheinende  Strafen,  ja  sogar  die  Absetzung,  ver- 
hängen i. 

Die  Ueberwachung  der  Innehaltung  der  Residenz  seitens  der  SuffraganbischÖfe 
liegt  dem  Metropoliten,  seitens  der  Erzbischöfe  dem  ältesten  Suflfraganbischof  ob  2. 

Für  anderweite  Verletzungen  der  Residenzpflicht ,  als  durch  Entfernung  aus  der 
Diöcese,  also  insbesondere  für  grobe  Vernachlässigungen  der  Diöcesanverwaltung  seitens 
der  Bischöfe  trotz  ihrer  Anwesenheit  im  Bisthumssprengel ,  enthält  das  Tridentinum 
keine  besonderen  Strafvorschriften,  es  können  also  hier,  sofern  nicht  für  einzelne  Fälle 
besondere  Strafen  angedroht  sind,  nur  arbiträre  Disciplinar-Strafen  eintreten. 

Die  gedachten  Vorschriften  beziehen  sich  nicht  auf  die  Titularbischöfe  ^,  dagegen 
kann  ihre  Anwendung  auf  die  praelati  nullius  dioeceseos  ^  keinem  Zweifel  unterliegen, 
weil  diese  als  Inhaber  der  vollen  bischöflichen  Jurisdiktion  über  eine  Quasi-Diöcese  in 
Folge  ihrer  Stellung  auch  die  gleichen  Pflichten,  wie  die  Bischöfe,  haben  ^. 

2.  Die  Residenzpflicht  liegt  sodann  denjenigen  Geistlichen  ob,  welche  ein  Seel- 
sorge-Amt ^'  besitzen,  d.  h.  den  Pfarrern",  mögen  sie  fest  oder,  wie  die Desservants, 
wiederruf  lieh  angestellt  sein  ^ ,  ferner  den  Vikaren ,  welche  für  einen  parochus  habi- 
tualis  -J  die  Seelsorge  ausüben  ^^  oder  eine  Pfarrei  interimistisch  verwalten  ^  ^ ,  endlich  auch 
den  Koadjutoren,  welche  dem  Pfarrer  bei  nicht  mehr  ausreichender  Fähigkeit  zur  Seite 
gesetzt  sind  12.  Die  Residenz  erfordert  für  die  Regel  nicht  nur  den  dauernden  Aufent- 


BenediktXIV.  const.  cit.  Ad  unlversae  unter  Er- 
neuerung der  Anordnungen  seiner  Yorgänger  der 
ipso  iure  sich  vollziehende  Verlust  aller  ertheilten 
päpstlichen  Privilegien  hinzugefügt,  zugleich  un- 
ter der  Erweiterung:  „decernentes  sub  trans- 
gressorum  nomine  comprehendi  non  solum  eos,  qui 
praeter  III  menses  a  concilio  toleratos  absque  le- 
gitima  causa  et  expressa  Romani  pontificis  licen- 
tia  extra  proprias  dioeceses  commorantur,  sed  eos 
etiara  qui  huiusmodi  licentiam  falsis  simulatisve 
causis  dolose  extorquere  non  dubitaverint ,  vel 
ea  semel  rite  recteque  obtenta  praescriptos  in 
eadem  limites  ac  praeflnitum  tempus  praetergressi 
fuerint^^ 

1  Trid.  Sess.  VI.  1.  c. 

2  Vgl.  1.  c.  Eine  mehr  als  einjährige  Abwesen- 
heit der  von  ihnen  zu  beaufsichtigenden  Bisc>«öfe 
sind  sie  binnen  3  Monaten  bei  Strafe  der  ipso  iure 
eintretenden  interdictio  ingressus  ecclesiae  dem 
Papste  anzuzeigen,  verpflichtet. 

Die  französischen  organischen  Artikel  20 
haben  die  Residenzpflicht  der  Bischöfe  ebenfalls 
statuirt  und  gestatten  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  älteren  Recht,  s.  0.  S.  222.  n.  4,  ihnen  die 
Entfernung  aus  der  Diöcese  nur  mit  Genehmigung 
des  Staatsoberhauptes.  In  Frankreich  hatte  übri- 
gens schon  die  Ordonnance  de  Blois  v.  1579.  Art. 
14  die  Beobachtung  der  Residenzpflicht  angeord- 
net, recueil  d'edits  et  ordonnances  royaux.  Paris 
1720.  1,  524. 

3  Weil  sie  in  ihrer  Diöcese  in  partibus  nicht 
residiren  können.  Sie  erhalten  daher  auch  bei 
ihrer  Ernennung  eine  ausdrückliche  Dispensation 
von  der  Residenzpflicht ,  Th.  II.  S.  177.    Aller- 


dings kann  ihnen  eine  solche  in  Folge  eines  be- 
sonderen, ihnen  übertragenen  Amtes  obliegen. 

4  Th.  II.  S.  343. 

5  Vgl.  Henry  p.  97.  98.  Für  die  übrigen  Prä- 
laten mit  iurisdictio  quasi  episcopalis,  Th.  II.  S. 
347  gilt  dies  aber  nicht.  Für  diese  bemisst  sich 
die  Residenzpflicht  nach  ihrer  sonstigen  Stellung, 
also  namentlich  nach  den  darüber  für  die  Kano- 
niker oder  die  Inhaber  von  Seelsorge  -  Aemtern 
bestehenden  Regeln. 

6  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.,  welches  die 
allgemeinen  Bestimmungen  des  c.  2  de  ref.  Sess. 
VI  für  die  gedachten  Aemter  näher  präcisirt. 
Dasselbe  handelt  zwar  nur  von  Seelsorge-Bene- 
fizien,  indessen  hat  eine  feststehende  Ansicht 
und  Praxis  das  Kapitel  auch  analogisch  auf  blosse 
Seelsorge-  Aemter  angewendet.  Vgl.  die  folgen- 
den Anmerkungen. 

■7  Vgl.  über  ihre  Residenzpflicht  auch  Phil- 
lips K.  R.  7,  377  ff. 

8  Weil  auch  die  letzteren  dieselben  Rechte  und 
in  Folge  dessen  dieselben  Pflichten ,  wie  die  In- 
haber von  wirklichen  Pfarrbeneflzien,. haben. 

9  Dieser  selbst  ist  der  Residenzpflicht  nicht 
unterworfen ,  denn  er  hat  das  Amt  nicht  auszu- 
üben, Th.  II.  S.  447.  452,  Leuren.  for.  benef. 
P.  I.  qu.  366.  n.  1;  Henry  p.  157. 

10  S.  die  vor.  Anm.  ;  Bouix.  tract.  de  parocho 
p.  538. 

11  Vgl.  Th.  II.  S.  325.  327;  Leuren.  1.  c.  n. 
2;  Bouix.  p.  539;  Henry  p.  158. 

12  Th.  II.  S.  324.  325.  In  einem  solchen  Falle 
erlischt  aber  die  Residenzpflicht  des  coadiutus 
nicht  von  selbst ,  s.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
bei  Bouix  p.  539;  Henry  p.  158. 
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halt  an  dem  Sitze  des  Amtes,  sondern  auch  bei  Pfarrern  das  Bewohnen  des  für  sie  be- 
stimmten Pfarrhauses  ^ . 

Zu  jeder  längeren  Abwesenheit  2  bedürfen  die  Inhaber  der  gedachten  Aemter  der 
vorherigen  schriftlichen ,  aber  unentgeltlich  zu  ertheilenden  Erlaubniss  des  Bischofs  ^, 
bei  deren  Verweigerung  sie  sich  mit  einer  Beschwerde  an  den  dem  letzteren  vorge- 
setzten Oberen  wenden  können"*. 

Diese  muss  ihnen  bis  zur  Höhe  von  zwei  Monaten ,  sei  es  für  eine  fortlaufende 
Zeit ,  sei  es  für  mehrere  Zeiträume  mit  Unterbrechungen,  beim  Vorliegen  eines  ange- 
messenen Grundes  auf  die  durch  denselben  gerechtfertigte  Dauer  ertheilt  werden^. 

Einen  darüber  hinausgehenden  Urlaub  können  sie  nur  dann  beanspruchen ,  wenn 
sie  einen  dringenden  Grund,  d.  h.  wie  die  Bischöfe^,  eine  s.  g.  christiana  Caritas,  ur- 
gens  necessitas ',  dehita  ohedientia  ^  oder  evidens  ecclesiae  vel  revpuhlicae  utilitas  ^  dafür  gel- 
tend zu  machen  im  Stande  sind. 


1  lieber  unirte  Pfarreien  siehe  Th.  II.  S.  426. 
429;  auch  Henry  p.  163.  164. 

Ausserhalb  der  Pfarrgrenzen  darf  daher  der 
Pfarrer  selbst  dann  seinen  Sitz  nicht  nehmen, 
wenn  er  auch  von  demselben  die  gewöhnlichen 
Pfarrgeschäfte  besorgen  kann,  s,  d.  Entsch.  d. 
Congr.  conc.  in  Richters  Tridentinum  S.  38. 
n.  11.  Von  dieser  Pflicht  kann  auf  die  Dauer  nur 
der  Papst,  bez.  die  Congr.  conc.  dispensiren, 
Henry  p.  164.  166,  der  Bischof  nur  bei  vorüber- 
gehenden Hindernissen,  wie  z,  B.  bei  einem  Neu- 
bau des  Pfarrhauses  oder  beim  Mangel  eines  sol- 
chen ,  falls  und  bis  für  den  Pfarrer  eine  andere 
geeignete  Wohnung  in  der  Parochie  beschafft  wer- 
den kann  oder  wenn  der  Pfarrer  wegen  des  schlech- 
ten Klimas  krank  geworden  ist  und  zu  seiner 
Wiederherstellung  die  Pfarrei  verlassen  muss, 
Richters  Tridentinum  a.  a.  0.  n.  12;  Henry 
p.  164.  165;  Lingen  et  Reuss  causae  selectae 
in  s.  congr.  conc.  propositae  p.  779  ff. 

Das  Residiren  am  Pfarrort  und  im  Pfarrhause, 
nicht  an  einem  anderen  Orte  oder  in  einem  an- 
deren ,  z.  B.  eigenen  Hause  innerhalb  der  Paro- 
chie ist  dadurch  bedingt ,  dass  von  hier  aus  die 
Verwaltung  am  besten  geführt  werden  kann, 
Fagnan.  ad  c.  30  X.  de  praeb.  2.  qui  viro  n. 
12  ff.,  de  Luca  adnot.  ad  conc.  Trid.  disc.  4,  n. 
11;  Henry  p.  166  und  die  dort  angeführten 
Entsch.  d.  Congr,  conc,  jedoch  kann  der  Bischof 
bei  vorliegenden,  gerechtfertigten  Gründen  eine 
Ausnahme  gestatten,  s.  die  citirten. 

2  Vgl.  dazu  das  Folgende. 

3  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  Eine  still- 
schweigende genügt  nicht.  Der  Bischof  hafselbst- 
verständlich  die  Gründe  nach  Massgabe  der  Aus- 
führungen im  Texte  zu  prüfen. 

*  Eine  positive  Vorschrift  fehlt,  es  folgt  aber 
aus  der  Natur  der  Sache ,  dass  der  Bischof  nicht 
das  Recht  besitzt ,  den  Urlaub  nach  Willkühr  zu 
verweigern,  Fagnan,  ad  c.  4  X.  h.  t.  n.  13; 
Henry  p.  171;  Bouix  1.  c.  p.  544 ;  die  Congr. 
conc,  s.  Ferraris  s.  V.  parochus  art.  2,  n.  24. 

5  Vgl,  0,  S.  226. 

Die  Meinung,  dass  es  für  einen  solchen  Urlaub 
keiner  Erlaubniss  bedarf,  —  über  die  dafür  gel- 
tend gemachten  Gründe  s.  Henry  p.  175  ff.,  — 
ist  vereinzelt  geblieben.  Sie  widerspricht  dem 
Wortlaut  des  Tridentinums  („  quandocunque  eos 


etc."),  und  es  steht  ihr  auch  die  konstante  Praxis 
der  Congr.  conc.  entgegen,  Fagn  an,  ad  c.  4  X. 
h,  t,  III.  4;  Ferraris  1.  c  n.  21  ff. ;  Henry 
p.  177;  Richters  Tridentinum  S.  37.  n.  8.  9; 
dieselbe  Auffassung  auch  im  römischen  Provin- 
zialkoncil  v.  1725  tit.  17.  c  6,  acta  conc.  rec  coli. 
Lac    1,  378. 

ß  S.  0.  S.  227. 

"^  Als  solche  betrachtet  aber  die  Congr.  conc. 
hohes  Alter  und  unheilbare  Kränklichkeit  nicht, 
vielmehr  wird  in  derartigen  Fällen  ein  Coadjutor 
bestellt ,  indessen  unter  Umständen  auch  dem 
Pfarrer  ein  Indult  gewährt ,  sich  mehrere  Monate 
ausserhalb  der  Pfarrei,  jedoch  in  der  Nähe  der- 
selben aufhalten  zu  können ,  damit  er  bei  hohen 
Festlichkeiten  und  anderen  dringenden  Anlässen 
in  der  Lage  ist,  behufs  Ausübung  des  Amtes  zu- 
rückzukehren,  Richter  a.  a.  0.  S.  38.  n.  14. 
15.  16;  Henry  p.  191  ff. 

Schwere,  gefahrbringende  Feindschaften  gegen 
den  Pfarrer  bilden  einen  Fall  der  urgens  necessi- 
tas, nach  der  Praxis  der  Congr.  conc.  hat  aber  der 
Bischof  ein  Indult  derselben  einzuholen,  welches 
zuerst  auf  6  Monate  ertheilt  wird ,  und  nachher 
noch  auf  dieselbe  Zeit  verlängert  werden  kann, 
Fagnan.  ad  c  17  X.  h.  t.  n.  22  ff. ;  Bouix 
p.  548  ff. ;  Henry  p.  198  ff. 

8  Hierher  gehört  ein  Befehl  oder  Auftrag  des 
Papstes,  durchweichen  zugleich  eine  Dispensation 
von  der  Residenz  eintritt.  Da  aber  der  Bischof 
von  dieser  nicht  dispensiren  darf  und  seinerseits 
auch  die  Vorschriften  über  die  Residenzpflicht  der 
Pfarrer  beobachten  muss ,  so  kann  er  den  Pfarrer 
in  seinem  eigenen  oder  im  Dienst  der  Kirche 
nicht  auf  länger  als  zwei  Monate  verwenden  ,  so 
auch  die  Praxis  der  Congr.  conc.  u.  der  Congr. 
episcop.,  Garcias  tract.  de  benef.  III.  2.  n,  42; 
Ferraris  1.  c  n.  43  ff.;  Th.  II.  S.  212.  An- 
merk.  10. 

9  Hierher  gehört  z.  B.  die  Einberufung  zu  einer 
Provinzial-  oder  Diöcesansynode ,  dagegen  nach 
heutigem  Recht  nicht  mehr  die  Betreibung  wissen- 
schaftlicher Studien,  da  die  erforderliche  Ausbil- 
dung der  Geistlichen,  welche  allerdings  im  Inter- 
esse der  Kirche  geboten  ist,  in  anderer  Weise,  als 
im  Mittelalter  erfolgt,  und  eine  Abwesenheit  zu 
diesem  Zwecke  heute  nicht  mehr  als  eine  solche 
angesehen  werden  kann,   welche  einen  äugen-" 
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Mangels  besonderer  Vorschriften  des  Tridentinums  hat  man  angenommen,  dass  die 
Inhaber  der  Seelsorge-Aemter  wenigstens  auf  kürzere  Zeiten,  insbesondere  bis  auf  die 
Zeitdauer  einer  Woche  S  falls  sie  einen  angemessenen  Grund  dafür  haben,  ihren  Amts- 
sitz verlassen  dürfen.  Indessen  verlangt  das  Konzil  allgemein  eine  Erlaubniss  des  Bi- 
schofs zu  jeder  Abwesenheit  ^  und  erfordert  nur  dann  eine  solche  nicht ,  wenn  das 
Verlassen  der  Parochie  auf  eine  so  kurze  Zeit  und  unter  solchen  Umständen  erfolgt, 
dass  dadurch  eine  Unterbrechung  der  Residenz  nicht  herbeigeführt  wird  •^.  In  einem 
solchen  Falle  handelt  es  sich  gar  nicht  um  eine  Ausnahme  von  der  Residenzpflicht, 
vielmehr  um  eine  Entfernung  vom  Amtssitze ,  welche  durch  dieselbe  nicht  ausge- 
schlossen wird.  Die  Doktrin  hat  aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Congregatio  con- 
cilii  eine  Abwesenheit  für  eine  Woche  ohne  Urlaub  des  Bischofs  für  unstatthaft  erklärt 
hat  ^ ,  angenommen ,  dass  nach  gemeinem  Recht  von  der  Regel  eine  Ausnahme  dann 
stattfinde ,  wenn  der  Pfarrer  seine  Parochie  auf  kürzere  Zeit ,  insbesondere  auf  einen 
oder  zwei  Tage  verlassen  wolle  ^,  dass  aber  andererseits  der  Bischof  auch  in  diesen 
Fällen  durch  besondere  Anordnungen  die  Einholung  seiner  Erlaubniss  vorzuschreiben 
berechtigt  sei.  Allein  demselben  steht  keine  Befugniss  zu,  das  gemeine  Recht  abzu- 
ändern und  von  diesem  Standpunkt  aus  lässt  sich  die  Rechtsgültigkeit  derartiger  Vor- 
schriften nicht  begründen.  Diese  ergiebt  sich  vielmehr  daraus,  dass  der  Bischof,  bez. 
die  Provinzialsynode  befugt  ist,  im  Interesse  der  Ordnung  ein  für  alle  Mal  festzu- 
stellen ,  in  welchen  Fällen  eine  Entfernung  des  Pfarrers  auf  kürzere  Zeit  durch  die 
Residenzpflicht  als  ausgeschlossen  und  in  welchen  sie  als  nicht  der  letzteren  wider- 
sprechend anzusehen  ist  6.  Derartige  Bestimmungen  bestehen  jetzt  für  alle  Diöcesen. 
Durch  dieselben  ist  gewöhnlich  den  Pfarrern  eine  Entfernung  bis  zu  drei  Tagen  ^,  zu 
welchen  kein  Sonntag  oder  Festtag  gehört ,  unter  blosser  Anzeige  an  den  Dekan ,  eine 
solche  bis  zu  sechs  Tagen  nach  vorherigem ,  bei  dem  letzteren  nachgesuchten  Urlaub 
gestattet,  während  ein  Urlaub  für  längere  Zeit  oder  für  die  Sonn-  und  Festtage  bei  der 
bischöflichen  Behörde  durch  Vermittelung  des  Dekans  zu  erbitten  ist  ^. 

Ausser  dem  gedachten  Fall  ist  eine  Entfernung  ohne  Urlaub  oder  Anzeige  nur  in 
schleunigen  und  dringenden  Nothfällen  gestattet ,  dann  aber  die  Benachrichtigung  an 

scheinlichen  Nutzen   für   die  Kirche   bildet,    s.  raris  1.  c.  n.  31.  32.    Ungültig  würde  dagegen 

Th.  II.  S.  483.  Anm.  8  u.  Henry  p.  202  ff.  eine  Verfügung  des  Bischofs  sein,  dass  der  Pfarrer 

1  Barbosa  de  off.  episc.  P.  III.  alleg.  83.  n.  sich  auch  nicht  auf  einige  Stunden  ohne  Urlaub 
106;  Reiff enstuel  III.  4.  n.  79.  80,  nament-  aus  der  Pfarrei  entfernen  darf,  s.  auch  Bouix 
lieh  aus  Anlass  einer  Entscheidung  der  Congr.  p.  556  u.  Analecta  iur.  pont.  1858.  p.  119  ff. 
conc. ,  dass  der  Pfarrer  behufs  eines  Besuches  '^  So  das  Kölner  Provinzkonzil  v.  1860.  P.  II. 
seiner  armen  Verwandten  auf  6  oder  7  Tage  ver-  tit.  1.  c.  6,  Dumont,  Samml.  kirchl.  Erlasse 
reisen  könne,  Fagnan.  ad  c.  4  X.  h.  t.  n.  25.  S.  299,  in  der  Diöcese  Paderborn  sogar  bis  zu  4 

2  Daher  hat  auch  die  Congr.  conc.  wiederholt  Tagen,  Ger  lach,  Paderborner  Diöcesanrecht. 
bei  Entfernungen  auf  eine  Woche  die  Erlaubniss  2.  Aufl.  S.  80.  Dagegen  lassen  die  V.  v.  1858 
des  Bischofs  für  nothwendig  erklärt ,  Ferraris  für  Rottenburg ,  v.  Vogt,  Samml.  kirchl.  Ver- 
1.  c.  n.  30;  Henry  p.  179.  Die  in  der  vorigen  ordn.  S.  597  nur  eine  Entfernung  auf  zwei  Tage 
Anm.  angeführte  Entscheidung  widerspricht  dem  und  eine  Nacht ,  das  Wiener  Provinzialkonzil  v. 
nicht,  denn  sie  bezieht  sich  nur  darauf,  dass  der  1858.  t.  2  c.  6,  Arch.  f.  k.  K.  R.  4,  628,  allein 
angeführte  Grund  ein  angemessener  sei,  und  lässt  auf  zwei  Tage  ohne  Urlaub  zu.  Aehnliche  Vor- 
die  Frage  nach  dem  Urlaub  unberührt,  Fagnan.  Schriften  für  belgische  Diöcesen  mitgetheilt  bei 
1.  c.  n.  26.  Henry  S.  182flf. 

3  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  s.  v.  Quoniam.  8  g.  die  vor.  Anm. 

4  S.  Anm.  2.  In    einzelnen  Staaten,    z.B.    in  Baiern   ist 

5  Ferraris  1.  c.  n.  37;  Bouix  p.  553.  554;  auch  Anzeige  von  dem  Antritte  des  Urlaubes  an 
Henry  p.  180.  die  Distriktspolizeibehörde  zu  machen,   Silber- 

6  Die  Rechtsgültigkeit  solcher  Anwendungen  nagl,  Verfassg.  sämmtl.  Religionsgesellschaften 
ist  übrigens  auch  durch  die  Congr.  conc.  aner-  S.  66;  St  in  gl,  Verwaltg.  des  kath.  Pfarramtes 
kannt,  Fagnan.  ade.  4  X.  h.  t.  n.  22fif.;  Ter-  S.  183;  in  Frankreich  (Elsass-L othrin- 
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den  Dekan  sobald  wie  möglich  zu  machen  und  der  etwa  erforderliche  nachträgliche 
Urlaub  einzuholen  K 

Unter  allen  Umständen  hat  aber  der  abwesende  Pfarrer  für  seine  gehörige  Ver- 
tretung auf  seine  Kosten ,  also  durcli  Bestellung  eines  Vikars  oder  durch  Veranlassung 
einer  Stellvertretung,  wenn  nicht  eine  solche  schon  vorhanden  ist,  zu  sorgen  2, 

Das  Tridentinum  bestimmt,  dass  für  die  Verletzung  seiner  Vorschriften  über  die 
Residenzpflicht  seitens  der  Pfarrer  dieselben  Strafen  wie  gegen  die  Bischöfe  Anwen- 
dung finden  sollen  '■^K 

a.  Hiernach  kann  der  Pfarrer  bei  einer  ungerechtfertigten  Abwesenheit  die  pro- 
ratarisch  auf  die  Zeitdauer  derselben  fallenden  Einkünfte  seines  Benefiziums  nicht 
erwerben"*. 

b.  Sodann  ist  der  Bischof  befugt,  auch  Geldstrafen  in  Höhe  des  vierten  Theiles 
des  Jahresertrages  unter  denselben  Voraussetzungen  gegen  den  Pfarrer  auszuspre- 
chen, unter  welchen  dies  gegen  die  Bischöfe  statthaft  ist^.  Endlich  gewährt  ihm  das 
Konzil  auch  noch  das  Recht,  kirchliche  Censuren,  also  die  Suspension,  die  interdictio 
ingressus  ecclesiae  und  die  Exkommunikation  zu  verhängen ,  auch  nöthigenfalls  die 
Entziehung  des  Amtes  zu  verfügen ". 

Unter  den  zu  b.  genannten  Strafen  hat  der  Bischof  die  WahP.  Jedoch  ist  der 
schuldige  vorher  zur  Rückkehr  aufzufordern ,  wozu  auch  dann,  wenn  sein  Aufenthalt 
bekannt  ist,  eine  öffentliche  Vorladung  (edictum)  genügt^.    Bei  unbekanntem  Aufent- 


gen) bei  Urlaubsertheilung  über  8  Tage  Anzeige 
des  Bischofs  an  den  Präfekten  zu  erstatten,  und 
bei  mehr  als  einem  Monat  sogar  Ermächtigung 
des  Kultusministers  einzuholen,  Ord,  v.  13.  März 
1832  Art.  4,  Dursy  Staatskirchenrecht  in  Elsass- 
Lothringen  1,  79. 

1  So  auch  die  Congr.  conc,  s.  Fagnan.  1.  c. 
n,  33  fif. ;  Ferraris  1.  c.  n.25,  und  einzelne  der 
S.  231.  n.  7  angeführten  Verordnungen.  Eine  dies 
für  die  Pfarrer  ausschliessende  allgemeine  Be- 
stimmung, wie  sie  in  Betreff  der  Bischöfe  erlassen 
ist,   s.  0.  S.  228.  n.  2,  besteht  nicht. 

2  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  Dies  ist  auch 
wiederholt  in  den  partikulären  Anordnungen  ein- 
geschärft, s.  S.231.  n.  7.  Die  Ansicht,  dass  eine 
derartige  Vorkehrung  bei  einer  Abwesenheit  von 
zwei  Tagen  oder  auch  nur  von  einem  nicht  erfor- 
dert werde,  Barbosa  de  off.  episc.  P.  III.  alleg. 
53.  n;  106,  ist  unrichtig,  s.  auch  Reif  fens tu el 
III.  4.  n.  83. 

Die  Vorschriften  des  preuss.  A.  L.  R.  IL  11. 
§§.413—416.  506—508,  welche  im  wesentlichen 
auf  den  im  Text  dargelegten  Bestimmungen  des 
kirchlichen  Rechts  beruhen  und  damit  überein- 
stimmen, sind  durch  die  Verfassungsurkunde  v. 
1850.  Art.  15  bereits  beseitigt  worden,  da  die 
Regelung  des  Urlaubs  der  Geistlichen  eine  die 
Kirche  allein  berührende  Angelegenheit  ist. 

3  Sess.  VI.  c.  1  de  ref.  u.  Sess.  XXIII.  c.  1. 
s.  V.  Eadem  omnino  etc.  Die  gedachten  Strafen 
sind  aber  dann  ausgeschlossen,  wenn  der  Pfarrer 
ohne  seine  Pfarrei  zu  verlassen,  nicht  am  Pfarrort 
oder  nicht  im  Pfarrhause  residirt.  Für  diesen 
Fall  sind  nur  arbiträre  Zwangs-  und  Strafmittel 
zulässig,  Fagnan.  ad  c.  30.  §.  qui  vero  X.  de 
praeb.  III.  5.  n.  14.  16;  Bouix  p.  564. 

4  Sess.    XXIII.    1.    c.     Die   Vorschriften   der 


Sess.  VI.  cit.  über  die  Zeiträume  finden  hierbei 
keine  Anwendung,  Congr.  conc.  bei  Fagnan.  ad 
c.  11  X.  h.  t.  n.  25;  Henry  p.  208.  Im  Ueb- 
rigen  gilt  das  0.  S.  228  Bemerkte.  Für  die  Regel 
wird  also  der  Betrag  der  Fabrik  der  Pfarrkirche 
zu  überweisen  sein,  nur  dann  nicht,  wenn  der 
Pfarrer  bei  einer  in  Frage  stehenden  Reparatur 
an  der  Baulast  Theil  nimmt ,  weil  er  sonst  aus 
seiner  unerlaubten  Handlung  einen  Vortheil  zie- 
hen würde,  Henry  p.  208.  lieber  die  Bewilli- 
gung der  Restitution  der  verlorenen  Früchte  vgl. 
Bened.  XIV.  const.  Pastor  bonus  a.  1744.  §.  24, 
bull,  eiusd.  1,  324. 

5  S.  0.  S.  228. 

6  Sess.  XXIII.  cit. 

"7  Das  ergiebt  der  Wortlaut  des  c.  1  Sess.  XXIII. 
cit.  und  ist  aiwih  die  Ansicht  der  Congr.  conc.  s. 
Fagnan.  ad  c.  11  X  cit.  n.  18;  Henry  p.213. 
Wenn  dieselbe  andererseits  ausgesprochen  hat, 
dass  bei  einer  Verletzung  der  Residenzpflicht  im 
Falle  der  Pest,  nicht  sofort  die  Entziehung  des 
Benefiziums  als  Strafe  angewendet  werden  solle, 
Fagnan.  ad  c.  cit.  n.  18  u.  ad  c.  17.  n.  41  ff., 
so  widerspricht  das  nicht.  Diese  Entscheidung 
geht  offenbar  von  der  zutreffenden  Anschauung 
aus,  dass  wenngleich  das  Konzil  keine  bestimmte 
Stufenfolge  der  Strafen  vorschreibt,  der  Bischof 
doch  verpflichtet  ist,  die  der  Lage  des  Einzelfalles 
entsprechende  Strafe  unter  den  verschiedenen, 
ihm  offen  gelassenen  anzuwenden,  und  nicht  nach 
reiner  Willkür  handeln  soll.  Vgl.  auch  Acta  s. 
sed.  7,  676. 

8  Das  ältere  Recht,  wonach  bei  bekanntem 
Aufenthalt  eine  persönliche  Ladung  des  Ab- 
wesenden mit  Bestimmung  eines  angemessenen 
Termins  zur  Rückkehr  vorgeschrieben  war,  c.  8. 
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halt  ist  aber  diese  dreimal  zu  erlassen  und  von  dem  Tage  der  letzten  Veröffentlichung 
noch  sechs  Monate  hindurch  in  dem  Falle  zu  warten ,  wenn  der  Bischof  die  Strafe  der 
Entziehung  des  Benefiziums  anwenden  will  ^ .  Auch  hat  der  Bischof  in  allen  Fällen  bei 
der  Ladung  die  Strafe,  welche  er  nachher  zu  verhängen  beabsichtigt ,  anzudrohen  2. 
Gegen  die  Strafverfügungen  des  Bischofs  steht  zwar  die  Appellation  offen^  aber  nur  mit 
Devolutiv-,  nicht  mit  Suspensiv- Wirkung^. 

Die  Inhaber  der  Seelsorge- Aemter,  insbesondere  die  Pfarrer  gentigen  aber  ebenso 
wie  die  Bischöfe  ihrer  Residenzpflicht  erst  voll,  wenn  sie  sich  nicht  blos  am  Orte  ihres 
Amtes  aufhalten,  sondern  dasselbe  auch  wirklich  persönlich  verwalten 4.  Dies  gilt 
selbst  dann,  wenn  der  Pfarrer  einen  oder  mehrere  Kapellane  oder  Vikare  als  Gehülfen 
neben  sich  hat  und  dieselben  an  und  für  sich  im  Stande  sein  würden,  alle  Geschäfte  der 
Pfarrei  zu  besorgen.  Diese  sind  nur  zu  seiner  Unterstützung  angestellt,  nicht  um  ihm 
die  ganze  Arbeitslast  abzunehmen.  Als  Träger  des  Pfarramtes  hat  er  dasselbe  vielmehr 
in  seinen  hauptsächlichsten  Funktionen  selbst  auszuüben^.  Als  solche,  s.  g.  munia 
parochialia^,  kommen  in  erster  Linie  in  Frage  die  Celebrirung  der  Pfarrmesse',  das 
Predigen  an  Sonn-  und  Festtagen  s,  die  Katechismuslehre  an  denselben  Tagen  9,  die 
Austheilung  der  öffentlichen  Kommunion  ^0,  die  Zulassung  zur  ersten  Kommunion '^  die 
Assistenz  bei  der  Eheschliessung i^^  das  Brautexamen,  das  Eheaufgebot,  die  Eheein- 
segnung, die  Brautmesse  und  die  Eintragung  der  Ehe  in  das  Kirchenbuch  ^^^  Diese 
Geschäfte  hat  der  Pfarrer  soweit  möglich,  selbst  wahrzunehmen  und  sie  nur  bei  einem 
obwaltenden  Hindernisse  seinem  Vikare  zu  überlassen  ^^.  In  zweiter  Linie  stehen  da- 
gegen die  Abhaltung  feierlicher  Messen,  die  Taufe,  die  Einsegnung  der  Wöchnerinnen 
und  die  Vornahme  der  kirchlichen  Funktionen  bei  Begräbnissen  1^.  Diese  Amtshand- 
lungen dürfen  die  Pfarrer  auch  ohne  besonderen  Hinderungsgrund,  lediglich  um  die 
Lasten  ihres  Amtes  mit  den  Vikaren  zu  theilen,  den  letzteren  zuweisen  ;  da  es  sich  aber 

X.  h.  t.  ;  Fagnan.  ad  c.  11  h.  t.  n.  9.  30,  ist  lassen,    deren  Verwaltung   nach   ausdrücklicher 

durch  das  Tridentinum  beseitigt.  Vorschrift  der  Canones  oder  des  Trienter  Konzils 

1  c.  11.  X.  h.  t. ;  Fagnan.  ad  c.  cit.  n.  8.  durch  die  letzteren  gestattet  ist.  Dies  gilt  selbst- 
Derselbe  vertritt  die  Meinung  n.  32  ff.,  dass  die  verständlich  allein  unter  der  Voraussetzung,  dass 
dreimalige  Citation  und  die  sechsmonatliche  Frist  sie  nicht  durch  andere  Geschäfte  verhindert  sind, 
durch  das  Tridentinum  beseitigt  sei.     Dagegen  s.  1.  c.  n.  20. 

aber  Barbosa   de  officio  parochi   I.  8.  n.  75;  6  Am    eingehendsten   darüber  J.  B.  Deneu- 

Henry  p.211  und  die  bei  demselben  mitgetheil-  bourg,  e'tude  canonique  sur  les  vicaires  parois- 

ten  Entscheidungen  d.   Congr.  conc.  v.  1621  u.  giaux.  Tournai  1871.  p.  181  ff. 
1624,  s.  auch  Acta  s.  sed.  7,  682.    Der  Wortlaut  7  m  -j    o         wttt         ^    j        ^      rru    tt    q 

A^.  vr.^r,i\^  v„j-     4.       •  j    V  11      •  i,x   V     •  i-j.  '  Trid.  Sess.  XXIII.  c,   1  de  ref . :    Th.  II.  S. 

des  Konzils  bedingt  es  jedenfalls  nicht,  hinsieht-  ook.    t^,  u  aog 

M^\.  A^.  ^T^r.e  1.  V,  •  j      Av    X  •       AT-  295,  Deneubourgp.  löo. 

lieh  des  Verfahrens  bei  der  Absetzung  eine  Ab-  '  ^  ^ 

änderung  der  die  Vertheidigung  des  Angeschul-  ^  Trid.   Sess.  V.  c.  2;    Sess.  XXII.  c.  8   de 

digten  sichernden  Vorschriften  des  älteren  Rech-  sacrif.  miss. ;  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ref. ;  De  neu - 

tes  anzunehmen.    Dagegen  kann  von  einem  Ver-  bourg  p.  193 ff. 

lust  des  Benefiziums  ipso  iure  durch  Verletzung  9  Trid.   Sess.  XXIV.   c.  4  de  ref. ;  Deneu- 

der  Residenzpflicht,   s.  c.  30  X.  de  praeb.  III.  5,  bourg  p.  200. 

nach  dem  Rechte  des  Tridentinums  keine  Rede  ^0  Rituale  Romanum  de  communione  paschali; 

mehr  sein.  Benedict XIV.  inst.  XVIII.  n.  12  ;  Deneubourg 

2  So  die  Congr.  conc.  Fagnan.  ad.  c.  11  X.  p.  205. 

cit.  n.  30.  11  Const.  Bened.  XIV. :  Etsi  minime  v.  1742. 

3  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  cit.  §.  9,  bull.  Bened.  XIV.  1,  112;  Deneubourg 
*  Seine  residentia  soll  nicht  eine  s.  g.  otiosa,       p.  209. 

sondern  eine  laboriosa  sein,  Bened.  XIV.  instit.  12  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref.  matr.  ;  Bened. 

eccl.  XVII.  n.  6.  XIV.  const.  Nimiam  licentiam  v.  1743,  §.  9 ff.  I. 

5  c.  30.  X.  III.  5.   cit.    Nach  der  Entsch.  d.  c.  1,  280;  Deneubourgp.  215. 

Congr.  conc.  v.  1591,  Ferraris  1.  c.  n.  19,  u.  13  Vgl.  hierzu  Deneubourgp.  225ff. 

v.  1604  bei  Richter,  Tridentinum  S.  39.  n.  19  1*  Dies  ergeben  die  vorher  citirten  Stellen, 

sollen  sie  nur  die  Geschäfte  ihren  Vikaren  über-  15  Deneubourg  p.  229 ff. 
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hierbei  immer  um  Geschäfte  handelt',  welche  ihnen  persönlich  obliegen,  so  müssen 
sie  wenigstens  einen  Theil  derselben  selbst  ausübend 

Auf  eine  Verletzung  der  eben  gedachten  Pflichten  durch  einen  Pfarrer ,  welcher 
in  seiner  Parochie  verblieben  ist,  beziehen  sich  die  Strafvorschriften  des  Tridentinums 
nicht  2,  vielmehr  kann  der  Bischof  gegen  derartige  Pflichtversäumnisse  nur  mit  arbi- 
trären Strafen  einschreiten. 

3 .  Nicht  minder  hat  das  Konzil  von  Trient  die  Residenzpflicht  der  Kanoniker 
der  Kathedral-  und  KoUegiatkapitel  und  der  Inhaber  von  Benefizien  an  denselben, 
welchen  die  Verbindlichkeit  zum  Chordienst  obliegt ,  von  Neuem  eingeschärft  und  die 
persönliche  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  gefordert^. 

Es  gestattet  ihnen  jedoch  in  jedem  Jahre  eine  Ferienzeit  von  drei  Monaten  ^^  so- 
fern nicht  die  Statuten  eine  kürzere  festsetzen^.  In  diese  Zeit  werden  aber  alle  Tage 
(jedoch  nicht  einzelne  Stunden)  ^  eingerechnet ,  während  welcher  die  Kanoniker  von 
ihrem  Residenzorte  oder  auch  nur  vom  Chordienst ,  obwohl  sie  sich  an  dem  letzteren 
aufgehalten  haben,  entfernt  gewesen  sind^. 

Einen  Urlaub  brauchen  sie  vom  Bischof  nur  dann  zu  erfordern,  wenn  sie  die  Diö- 
cese  verlassen  wollen  ^.  Der  letztere  soll  ihnen  jedoch  denselben  nicht  ohne  einen  ge- 
nügenden Grund  verweigern^.    Unter  allen  Umständen  muss  indessen  stets  eine  zur 


1  Deneubourg  p.  229.  Dagegen  haben  die 
Pfarrer  völlig  freie  Hand,  das  Beichthören,  die 
Celebrirung  anderer  als  der  erwähnten  Messen, 
die  Austheilung  der  Kommunion  während  der 
Messe  und  ausserhalb  derselben,  die  Ertheilung 
der  priesterlichen  Segnungen,  die  Gewährung  der 
Kommunion  und  letzten  Oelung  an  Kranke  den 
Vikaren  zu  überweisen,  Deneubourg  p.  276 ff. , 
wenngleich  es  auch  hier  durch  ihre  Stellung  be- 
dingt ist,  dass  sie  sich  von  diesen  Funktionen 
nicht  völlig  fern  halten,  sondern  diese  ebenfalls 
zum  Theil  selbst  wahrnehmen. 

2  Dies  ergiebt  der  Wortlaut  derselben,  s.  auch 
Garcias  1.  c.  HI.  2.  n.  52 ff.;  Reiffenstuel 
III.  4.  n.  87;  Henry  p.  160;  [dagegen  lassen 
einzelne  für  diesen  Fall  den  Erwerb  der  Ein- 
künfte durch  den  Pfarrer  ausgeschlossen  sein, 
Boeckhn  1.  c.  n.  28;  Engel  colleg.  iur.  can. 
III.  4.  n.  16.  Der  proratarische  Antheil  dersel- 
ben, der  durch  solche  Nachlässigkeit  verloren 
wird ,  soll  durch  das  arbitrium  boni  viri  festge- 
stellt werden.  Das  hat  aber  keinen  Anhalt  im 
Tridentinum. 

3  Sess.  XXIV.  c.  12  de  ref.  s.  v.  Praeterea  obti- 
nentibus  u.  Omnes  vero  divina,  s.  auch  Sess.  XXI. 
c.  3  de  ref.  u.  Sess.  XXII.  c.  3  de  ref. 

4  Von  welchen  sie  auch  mit  Unterbrechungen 
Gebrauch  machen  können ,  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  bei  Richter  Tridentinum  S.  357.  n.  60. 

5  Eine  längere  Zeit  kann  aber  nicht  durch  das 
Statut  gewährt  werden  ,  ebensowenig  durch  un- 
vordenkliche Verjährung,  Garcias  1.  c.  n.  192; 
Henry  p.  121  (diese  ist  jedoch  als  Beweis  eines 
ertheilten  päpstlichen  Indultes ,  welches  Milde- 
rungen in  der  Residenzpflicht  macht ,  anerkannt 
worden,  Acta  s.  sed.  11,  178);  vielmehr  ist  dazu 
eine  ausdrückliche  Bestätigung  des  Statutes  durch 
den  Papst  erforderlich,  Garcias  1.  c.  n.  221  ff. 
Ferner  hat  die  Congr.  conc.  angenommen ,  dass 
eine  durch  Fundationsbestimmungen  festgesetzte, 
längere  Ferienzeit  durch  das  Tridentinum  nicht 


aufgehoben  sei,  Garcias  1.  c.  n.  244.  In 
Deutschland  ist  aber  die  Vorschrift  desselben 
während  der  Zeit  des  ehemaligen  Reiches  wegen 
der  Besetzung  der  Domkapitel  mit  den  Mitglie- 
dern des  hohen  Adels  und  der  Häufung  von  Stel- 
len verschiedener  Kapitel  in  den  Händen  dersel- 
ben nicht  zur  Durchführung  gelangt,  darüber 
und  über  die  hier  obwaltende  nähere  Gestaltung 
der  Residenz  s.  Neiler  de  varietate  residen- 
tiarum  canonicalium  in  Schmidt  thes.  iur. 
eccles.  6,  270. 

Statthaft  ist  dagegen  eine  statutarische  Aus- 
schliessung jeder  Ferienzeit,  Richter  a.  a.  0. 
In  solchen  Fällen  haben  die  Kanoniker  kein  An- 
recht auf  die  gemeinrechtlichen  drei  Monate, 
unrichtig  Garcias  1.  c.  n.  311.  312,  wohl  aber 
giebt  die  Congr.  conc.  Indulte  auf  eine  Vakanz 
bis  zu  zwei  Monaten  unter  gewissen  Bedingungen, 
gewöhnlich  den  beiden ,  dass  die  Kanoniker  an 
den  hohen  Festtagen  Residenz  halten  und  nie- 
mals mehr  als  ein  Drittel  derselben  vom  Chor- 
dienst fern  ist,  und  zwar  bei  Rauhheit  des  Klimas, 
beim  Vorhandensein  geringer  Einkünfte ,  oder 
auch  dann ,  wenn  die  benachbarten  Kapitel  eines 
solchen  Vorzuges  geniessen,  Richtera.  a.  0. 
n.  61;  Ferraris  s.v.  canonicatus  art.  5.  n.M. 
Henry  p.  125. 

ß  Wenn  also  ein  Kanoniker  an  mehreren  Tagen 
blos  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stunden  abwesend 
war,  und  diese  letzteren  zusammen  auch  24  be- 
tragen ,  so  wird  dies  nicht  als  voller  Tag  ge- 
rechnet. Fagnan.  ad  c.  32.  X.  de  praeb.  III, 
5.  n.  56;   Henry  p.  117. 

■^  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  0.  n.  59, 
Henry  p.  118;  Bouix  tract.  de  capitulis 
p.  365. 

8  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  0.  n.  62, 
Henry  p.  118,  ebensowenig  eine  Erlaubniss  des 
Kapitels,  Fagnan.  1.  c.  n.  52. 

9  Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc. ,  Richter 
a.  a.  0.  S.  358.  n.  68,  Henry  p.  118. 
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Versehung  des  Dienstes  hinreichende  Anzahl  von  Stiftsherrn  zurückbleiben^,  auch  darf 
der  gesetzliche  Urlaub  nicht  an  den  hohen  Festtagen  benutzt  werden  2,  Der  Bischof 
ist  befugt,  darauf  bezügliche  ausdrückliche  Anordnungen  zu  erlassen  3,  und  daher  auch 
zu  verfügen ,  dass  von  dem  Urlaub  erst  nach  vorgängiger,  bei  ihm  eingeholter  Erlaub- 
niss  Gebrauch  gemacht  wird^. 

Wenngleich  das  Tridentinum  keine  ausdrückliche  Bestimmung  enthält,  so  sind 
die  Kanoniker  doch  ebenso  wie  die  Bischöfe  und  Pfarrer  berechtigt,  ausser  dem  ge- 
setzlichen Urlaub  einen  solchen  beim  Vorliegen  eines  der  0.  S.  227  erwähnten  Gründe 
vom  Bischof  zu  verlangen  ^. 

Abgesehen  von  dem  Verluste  des  Antheils  an  den  Distributionen  (darüber  s.  nach- 
her) soll  derjenige  Kanoniker ,  welcher  über  die  gesetzliche  Urlaubszeit  abwesend  ist, 
mit  Entziehung  des  halben  Jahresbetrages  der  Einkünfte,  welche  er  aus  seiner  Pfründe 
erhalten  hat,  und  im  Wiederholungsfalle  mit  der  des  ganzen  bestraft  werden^.  Die 
Strafe  tritt  aber  nicht  ipso  iure  ein  "^ ,  sondern  muss  durch  Urtheil  des  Bischofs  festge- 
setzt werden  ^,  und  zwar  darf  derselbe  in  leichteren  Fällen  auch  auf  einen  geringern 
Betrag  erkennen  9.  Bei  weiterer  Renitenz  10  kann  der  Bischof  die  Suspension  und  die 
Exkommunikation  gegen  den  Schuldigen  verhängen^  ^  Endlich  ist  auch  die  Entziehung 
des  Kanonikates  oder  Benefiziums  statthaft  12.  Jedoch  setzt  die  Anwendung  dieser 
Strafe  nach  der  Praxis  der  Congregatio  concilii^^  nicht  nur  eine  andauernde  Abwesen- 
heit von  drei  Jahren  ^^  voraus  ^^,  sondern  auch  die  vorgängige  Verurtheilung  zum  Ver- 


1  Congr.  conc.  bei  Richter  1.  c.  n.  62.  Als 
solche  gelten  gewöhnlich  zwei  Drittel,  I.e.  n.  65; 
Henry  p.  119. 

2  Congr.  conc.  bei  Ferraris  1.  c.  n.  4;  Henry 
p.  119. 

3  Congr.  conc.  bei  Richter  1.  c.  n.  65; 
Bened.  XIV.  inst.  CVII.  n.  34. 

4  Und  zwar  auch  unter  Androhung  einer  Geld- 
strafe und  eventuell  der  Suspension,  Congr.  conc. 
bei  Richter  1.  c.  n.  69.  Dies  folgt  aus  seinem 
Recht,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  erforderliche 
Anzahl  von  Kanonikern  anwesend  bleibt. 

5  Denn  das  Tridentinum  hat  das  ältere  Recht, 
welches  eine  Abwesenheit  aus  gerechtfertigten 
Gründen  gestattet,  s.  c.  7.  8.  10.  12—13.  15.  X. 
h.  t.,  wie  unbestritten  ist,  vgl.  auch  Fagnan.  ad 
c.  32.  X.  de  praeb.  IIL  5.  n.  47,  nicht  aufge- 
hoben. 

6  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  12  de  ref. 

'^  Darüber  ist  die  Doktrin  und  Praxis  einig, 
Fagnan.  ad  c.  32  X.  de  praeb.  III.  5.  n.  25; 
Ferraris  1.  c.  n.  17;  Henry  p.  140;  Phil- 
lips 7,  385. 

8  Einer  vorgängigen  Ermahnung  zum  Resi- 
denzhalten bedarf  es  nicht ,  sondern  nur  einer 
Vorladung,  um  Gelegenheit  zur  Geltendmachung 
von  Entschuldigungsgründen  zu  geben,  Congr. 
conc.  bei  Richter  1.  c.  n.  70. 

9  Die  vom  Konzil  festgesetzte  Höhe  kann  nur 
als  Maximum  betrachtet  werden.  Bei  geringer 
Ueberschreitung  der  Zeit,  z.  B.  um  wenige  Tage, 
würde  sie  zu  hart  sein.  In  solchen  Fällen  kann 
es  angemessen  erscheinen,  den  Schuldigen  in 
die  Hälfte  der  proratarisch  auf  die  Zeit  seiner 
unberechtigten  Urlaubsüberschreitung  fallenden 
Früchte  zu  verurth eilen,  so  auch  die  Congr.  conc. 
bei  Garcias  1.  c.  III.  2.  n.   150  u.  Fagnan. 


ad  c.  11.  X.  de  der.  non  res.  III.  4.  n.  15.    Ein 

völliger  Erlass  der  Strafe  steht  nicht  im  Belie- 
ben des  Bischofs ,  ebensowenig  aber  trotz  der 
verbreiteten  gegentheiligen  Annahme,  s.  Gar- 
cias 1.  c,  Henry  p.  142,  Phillips  7,  385, 
eine  Erhöhung  über  das  vom  Tridentinum  fest- 
gesetzte Maass. 

Die  Strafe  ist  vom  Bischof  zum  Besten  der 
Kirche ,  an  welcher  der  Kanoniker  angestellt  ist, 
oder  falls  diese  der  Beträge  nicht  bedarf,  ander- 
weit zu  kirchlichen  Zwecken  nach  seinem  Er- 
messen zu  verwenden,  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
bei  Garcias  1.  c.  n.  146 ff. 

10  In  dieser  Beziehung  verweist  das  Konzil  aus- 
drücklich auf  das  ältere  Recht. 

11  c.  11.  X.  de  der.  non  resid.  III.  4. 

12  Die  Behauptung,  dass  gegen  einen  Kano- 
niker, welchem  sein  Kanonikat  durch  gemein- 
same Besetzung  des  Bischofs  und  des  Kapitels 
übertragen  worden  ist,  die  Entziehung  auch  nur 
durch  beide  ausgesprochen  werden  kann,  Bouix 
1.  c.  p.  368;  Henry  p.  146,  ist  irrig,  denn  aus 
der  Antheilnahme  an  der  Besetzung  folgt  noch 
nicht  eine  solche  an  der  Ausübung  der  Straf- 
jurisdiktion. 

13  Fagnan.  ad  c.  32.  X.  de  praeb.  III.  5. 
n.  26  ff.;  Richter  a.  a.  0.  n.  71;  Henry 
p.  143. 

1*  Diese  Annahme  gründet  sich  offenbar  da- 
rauf, dass  nach  dem  Tridentinum  bei  Abwesen- 
heit während  des  ersten  Jahres  auf  Entziehung 
des  halben,  bei  Abwesenheit  während  des  zweiten 
Jahres  auf  Verlust  des  ganzen  Jahresertrages  er- 
kannt werden  soll ,  also  die  Entziehung  des  Ka- 
nonikates erst  als  Strafe  für  die  Abwesenheit 
während  des  dritten  Jahres  ausgesprochen  wer- 
den könne.     Das  Kopzil  verlangt  aber  für  die 
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histe  sowohl  des  halben,  wie  auch  des  vollen  Jahre  sei*  trage  s  ^  der  Einkünfte  2.  Endlich 
bedarf  es  einer  Vorladung  des  Schuldigen  unter  Bestimmung  eines  Termines  zur  Rück- 
kehr'^  und  bei  unbekanntem  Aufenthalt  desselben  einer  dreimaligen  Ediktall adung, 
nach  deren  Erlass  noch  sechs  Monate  auf  ihn  gewartet  werden  muss"*.  Wenn  das  Ab- 
setzungsverfahren vom  Bischof  eröffnet  ist,  kann  er  nicht  mehr  gleichzeitig  mit  Cen- 
suren  gegen  den  Renitenten  vorgehen  ^. 

Die  Strafen,  welche  das  Tridentinum  für  die  Verletzung  der  Residenzpflicht  gegen 
die  Kanoniker  bestimmt,  treten  gegen  dieselben  abweichend  von  den  für  die  Bischöfe 
und  Inhaber  von  ^Seelsorge-Aemten  (s.  oben  S.  228.  234)  angedrohten  nicht  nur  ein, 
wenn  sie  sich  von  ihrem  Amtssitze  entfernen ,  sondern  auch  dann ,  wenn  sie  ihre 
Verrichtungen  in  der  Kirche  nicht  erfüllen.  Im  letzteren  Falle  erleiden  sie  aber  noch 
einen  weiteren  Nachtheil,  und  zwar  ist  derselbe  nicht  ausschliesslich  durch  einen  Ver- 
stoss gegen  die  Residenzpflicht  bedingt,  vielmehr  kommt  er  auch  in  Fällen  zur  Anwen- 
dung ,  in  denen  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Residenzpflicht  überhaupt  nicht  vor- 
liegt 6.  Mit  Rücksicht  hierauf  that  die  Doktrin  den  von  der  Residenz  verschiedenen 
Begriff  der  Interessenz  [interessentia]  ^,  d.h.  eines  Verhaltens,  welches  den  gedach- 
ten Nachtheil  ausschliesst,  aufgestellt.  Allerdings  kann  eine  Interessenz  niemals  statt- 
haben, wenn  eine  Verletzung  der  Residenz  vorliegt,  wohl  aber  kann  umgekehrt  die 
Residenzpflicht  ohne  gleichzeitige  Interessenz  beobachtet  worden  sein. 

Die  Kanoniker  erhielten  schon  im  Mittelalter  nach  der  Auflösung  des  gemein- 
samen Lebens  und  der  Bildung  besonderer  Präbenden  ^,  ebenso  auch  mitunter  die  an 
den  Kathedralen  und  Kapitelskirchen  angestellten  sonstigen  Benefiziaten  für  die  Bei- 
wohnung und  Abhaltung  des  Chordienstes  bestimmte  tägliche  Reichnisse  an  Lebens- 
mitteln'^ oder  namentlich  später  auch  an  Geld,  s.  g.  tnctualia^^,  prasentiae^^,  distribu- 
tiones  quotidianae^'^,   Siuch.  beneßcia  manualia^^,  interessenitae^^  [im.  GegenBsdz  zu dQJn  cor- 


Anwendung  der  erstgedachten  Strafen  nicht  die  non  resid.  III.  3  im  Casus  u.  s.  v.  adfuerit  un- 
Abwesenheit während  des  ganzen  Jahres,  der  terscheidet  das  Interesse  divinis  officiis  vom  resi- 
die  höhere  Geldstrafe  nach  sich  ziehende  Wieder-  dere,  s.  auch  Reiffenstuel  III.  4.  n.  170; 
holungsfall  kann  daher  auch  schon  in  demselben  Phillips  K.  R.  7,  393.  Das  Wort:  interessen- 
Jahre,  wie  der  erste  eintreten.  So  viel  ist  zu-  tia  wird  von  der  Congr.  conc.  gebraucht,  Rich- 
gegeben,  dass  die  betreffende  Stelle  des  Konzils  ters  Tridentinum  S.  152.  n.  6. 
nicht  klar  und  scharf  gefasst  ist.  8  Tb.  II.  S.  55  ff. 

15  Diese  werden  vom  Beginne  der  unberechtig-  9  ivonis- Carnotens.  ep.  219,  Migne  patro- 
ten Abwesenheit  ab  gerechnet,  Entsch.  d.  Congr.  log  iQ2,  223:  „Cum  in  quam  plurimis  canoni- 
conc.  V.1671,  thesau.  resol.  9,  483ff.,  Richter  corum  Carnotensium  desuevisset  disciplinae  re- 
a.  a.  0.  n.  71.  gularis  observantia,   ut  de  negligentibus  facerem 

1  Sofern  nicht  etwa  die  Einkünfte  in  blossen  diligentes  ...  ad  frequentandas  horas  canonicas 
täglichen  Distributionen  bestehen.  Das  Fehlen  deliberavi  apud  me,  ut  darem  eis  dimidiam  prae- 
der  im  Text  angegebenen  Voraussetzung  macht  posituram,  ut  inde  fleret  quotidianus  panis,  quem 
die  Entziehung  des  Kanonikates  nichtig.  acciperent  assidui,  amitterent  tardi ;  ut  quos  panis 

2  Congr.  conc.  bei  Ferraris  1.  c.  n.  23 ff.,  interni  dulcedo  non  movebat,  panis  corporei  re- 
Henrv  p    143  fectio  provocaret,    quamvis   eorum  annua  prae- 

3  c   8   X   de  der   non  resid   III   4  benda  eis  ad  hoc  sufflciens  esse  deberet."  S.  auch 

4     c'     li        X.     eOd.                                              •               •          .  ^^g       ^j^^       jjj    -^    ^       ^g    y       g       y      ^Q     ^^^    ^.g    ^^j_ 

5  So  die  Praxis  der  Congr.  conc,  s.  Richter  gende  Note. 

a.  a.  0.  n.  73.  10  c  7.  (Alex.  III.)  X.  de  der.  non  resid.  III.  4. 

Suspensivwirkung  hat  eine  Appellation  gegen  11  Statuten  v.  1272  bei  Mayer  thes.  nov.  iur. 

das  Absetzungsurtheil  nicht,  Henry  p.  145.  gccl.  4,  575;  ferner  ibid.  1,  122.  132. 

6  Z.  B.  wenn  der  Kanoniker  während  der  ihm  12  c.  32  (Hon.  III.)  X.  de  praeb.  III.  5;  c.  un. 
gesetzlich  zustehenden  Ferienzeit  abwesend  ist,  in  VIto  HI.  cit. 

s.  nachher.  13  c.  un.  in  VI^o  HI.  3  cit. 

7  Schon  die  Glosse  zu  c.  un.  in  VI*»  de  der.  1*  Conc.  Mexic.  v.  1585,  conc.  Hispan.  4,407. 
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pus  praehendae,  c.  ff rossum  oder /nie ins  ff rossi) ,  eine  Einrichtung,  welche  das  Trienter 
Konzil  nicht  nur  aufrecht  erhalten,  sondern  auch  neu  zu  beleben  gesucht  hat  ^ . 

Jeder  Kanoniker  und  jeder  andere  dazu  berechtigte  Benefiziat^  kann  seinen  An- 
theil  nur  dadurch  erwerben^,  dass  er  dem  Chordienst "^  persönlich ^  anwohnt'*  und  sich 
auch  aktiv  dabei  betheiligt  ^. 

Die  ausfallenden  Quoten  (die  s.  g.fallentiae)  soll  der  Bischof  der  Fabrik  der 
Kirche,  wenn  sie  bedürftig  ist,  sonst  einem  anderen  frommen  Zwecken  dienenden  In- 
stitut tiberweisen  ^.  Jedoch  hat  die  Praxis  der  Congregatio  concilii  dies  auf  den  Fall 
beschränkt ,  in  welchem  die  Kanoniker  besondere  Präbenden  haben  und  die  Distribu- 
tionen aus  einem  eigenen  Fonds  erhalten,  während  sie  die  Quoten  der  Abwesenden 
dann  auf  die  Anwesenden  zu  vertheilen  gestattet,  wenn  die  Präbendalbezüge  und  Di- 
stributionen aus  einer  gemeinsamen  Masse  gezahlt  werden,  also  keine  abgesonderten 
Präbenden  bestehen  ^. 


1  Trld.  Sess.  XXI.  c.  3.  de  ref.,  Sess.  XXII. 
c.  3  de  ref.;   Sess.  XXIY.  o.  12  de  ref. 

2  So  z.  B.  die  Domvikarien  in  Köln,  s.  das 
Statut  V.  1830.  §§.  30  ff.,  bei  Hüffer  For- 
schgn.  z.  rhein-franz.  K.  R.  S.  356. 

3  Die  Meinung,  dass  bei  obwaltender  Nicht- 
interessenz  das  Erworbene  nur  "verloren  geht ,  ist 
ausdrücklich  reprobirt  von  Benedikt  XIV.  in  dem 
Breve  Praeclara  decora  v.  1748.  §.  8,  bull.  Bened. 
XIV.  3,  585.  Wer  unberechtigter  Weise  seinen 
Antheil  erhalten  hat,  ist  daher  ohne  weiteres 
verpflichtet,  denselben  zurückzuzahlen,  und 
weder  der  Bischof  noch  das  Kapitel  kann  diese 
Pflicht  erlassen,  Sess.  XXIV.  c.  12  cit. 

4  Th.  II.  S.  141. 

5  Doch  hat  die  Praxis  der  Congr.  conc.  nicht 
jede  Vertretung  für  ausgeschlossen  erachtet,  viel- 
mehr können  sich  diejenigen  Kanoniker,  welche 
an  ihrem  Residenzorte  anwesend  sind  [aber  nicht 
abwesende),  ein  anderes  Kapitelsmitglied  des- 
selben Grades  (also  z.  B.  nicht  einen  canonicus 
honorarius),  falls  letzteres  nicht  gleichzeitig  zum 
Dienste  verpflichtet  ist,  substituiren.  Der  Bi- 
schof soll  aber  darauf  sehen ,  dass  solche  Ver- 
tretungen nicht  zu  häufig  vorkommen  ,  und  kann 
daher  dieselben  von  seiner  vorgängigen  Erlaub- 
niss  abhängig  machen,  s.  die  Entscheidungen  bei 
Benedict  XIV.  institut.  CXVII.  n.  17ff.,  und 
bei  Richter  a.  a.  0.  S.  359.  n.  76 ff.,  s.  auch 
Bouix  1.  c.  p.  327  ff.,  Henry  p.  111.  Der 
Koadjutor  eines  Kanonikus  kann  sich  nicht  ver- 
treten lassen,  Richter  a.  a.  0.  S.  360.  n.  79. 
Dieselben  Grundsätze  finden  auch  auf  die  son- 
stigen, zum  Chordienste  verpflichteten  Benefizia- 
ten ,  welche  nicht  zur  Mitgliedschaft  im  Kapitel 
berechtigt  sind ,  Anwendung.  Da  bei  einer  der- 
artigen Substitution  der  Vertretene  als  anwesend 
gilt,  verliert  er  auch  nicht  die  Distributionen, 
a.  a.  0.  S.  359.  n.  76  ;  Bouix  p.  327.  Die  ent- 
gegengesetzte Meinung  von  Fagnan.  ed.  c.  32. 
X.  III.  5.  n.  83  beruht  noch  auf  dem  strengen, 
von  der  Congr.  conc.  verlassenen  Standpunkt. 

Praktische  Bedeutung  haben  diese  Vorschriften 
namentlich  in  den  Kapiteln,  in  welchen  zufolge 
päpstlichen  Indultes,  s.  z.B.  LingenetReuss 
causae  selectae  congr.  conc.  Trid.  .  .  .  proposi- 
tae  p.  568,  nicht  sämmtliche  Kanoniker,  sondern 


blos  eine  bestimmte  Anzahl  nach  einem  Turnus 
den  Chordienst  zu  versehen  haben. 

6  Und  zwar  während  der  ganzen  Zeit,  mithin 
nicht  wenn  er  vorher  ohne  Erlaubniss  des  Vor- 
sitzenden ,  welche  indessen  durch  eine  blosse 
Salutation  de?selben  erlangt  werden  kann,  den 
Chor  verlässt,  Ferraris  I.e.  n.  58.  Vgl.  hierzu 
auch  das  Kölner  Statut  v.  1830.  §.  31,  Hüffer 
a.  a.  0.  S.  356. 

"'  Wer  sich  mit  seinem  Nachbar  unterhält,  gilt 
als  abwesend,   Ferraris  1.  c.  n.  60, 

Die  frühere  Sitte ,  dass  die  Kanoniker  blos  im 
Chore  anwesend  waren  und  das  Singen  durch  die 
Vikarien  besorgen  Hessen,  Garcias  1.  c.  n.517, 
hat  die  Congr.  conc,  s.  Richter  a.  a.O.  S.  151. 
n.  1.  2,  Bouix  1.  c.  p.  318  unter  Nichtigkeits- 
erklärung jeder  unvordenklichen  Gewohnheit,  und 
ferner  Benedikt  XIV.  in  der  const.  Cum  semper 
oblatas  v.  24.  August  1744.  §.  24,  bull.  Bened. 
XIV.  1,  372,  und  in  dem  cit.  Breve:  Praeclara 
§§.  7.  8  (s.  Anm.  3)  für  unstatthaft  erklärt,  s. 
auch  die Entsch.  d.  Congr.  cit.  v.  1841  bei  Bouix 
1.  c.  p.  320.  Diese  Vorschriften  hat  Phillips 
7,  384  übersehen. 

lieber  die  Punktatoren,  welche  die  Beobachtung 
der  gedachten  Pflichten  zu  kcntroliren  haben  ,  s. 
Th.  II.  S.  142. 

8  Trid.  Sess.  XXII.  c.  3  de  ref. 

9  Fagnan.  ad  c.  3.  X.  de  der.  non  res.  III. 
4.  n.  11  ff.;  Bened.  XIV.  instit.  CVII.  n.  41; 
Richter  a.  a.  0.  S.  155.  n.  3.  36.  Dies  stützt 
sich  auf  c.  3  de  ref.  Sess.  XXI.  1.  c.  :  tertiam 
partem  fructuum  et  quorumcumque  proventuum 
et  obventionum  tam  dignitatum  quam  canonica- 
tuum,  personatuum,  portionum  et  offlciorum  se- 
parari  debere  et  in  distribiitiones  quotidianas 
converti ,  quae  inter  dignitates  obtinentes  et  ce- 
teros  divinis  interessentes ,  proportionaliter 
iuxta  divisionem  ab  episcopo  in  ipsa  prima  fruc- 
tuum divisione  faciendam  .  .  .  dividantur'' ;  wird 
aber  dadurch  nicht  gerechtfertigt.  Die  Stelle, 
welche  vielfach  als  der  in  der  vor.  Anmerk.  citirten 
Bestimmung  widersprechend  aufgefasst  worden 
ist,  spricht  nur  von  der  Beschaffung  der  Distri- 
butionen für  die  am  Chordienst  theilnehmenden 
Kanoniker,  und  giebt  nur  den  Zweck  dieser  Di- 
stributionen an.    Darüber,  wie  es  mit  den  aus- 
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Der  vom  Chordienst  fern  bleibende  Kanoniker  oder  Benefiziat  verliert  die  Distri- 
butionen nicht ,  und  wenn  die  Fallentien  der  Abwesenden  auf  die  gegenwärtigen  ver- 
theilt  werden,  ebensowenig  seinen  Antheil  au  den  ersteren^,  falls  seine  Abwesenheit 
durch  eine  der  gesetzlich  anerkannten  Ursachen  gerechtfertigt  ist^  und  er  die  Er- 
luubniss  des  Bischofs ,  soweit  dies  nach  Lage  des  Falles  angänglich  war ,  einge- 
holt hat  3. 

Als  solche  gilt:  a.  eine  Krankheit,  welche  im  Interesse  der  Wiederherstellung 
des  Kanonikers  sein  Fernbleiben  von  der  Kirche  bedingt  oder  ihn  an  der  Verrichtung 
seiner  Funktionen  hindert  "* .  Gleich  steht  der  Fall,  wenn  der  Kanoniker  von  derartigen 
Gebrechen  betroffen  wird  ^.  Hatte  er  aber  vor  seiner  Erkrankung  die  Gewohnheit,  dem 
Chordienst  nicht  in  vollem  Umfange  beizuwohnen ,  und  demgemäss  auch  früher  nicht 
die  volle  Quote  seiner  Distributionen  erhalten,  so  wird  ihm  später  auch  nicht  mehr  als 
der  Antheil,  welchen  er  gewöhnlich  früher  bezogen  hatte,  gewährt  6. 

b.  Eine  evideyis  ecclesiae  utilitas,  d.  h.  eine  Abwesenheit  im  Interesse  der  Kirche, 
von  welcher  der  Kanoniker  oder  Benefiziat  die  Distributionen  bezieht',    nicht  eine 


fallenden   Antheilen   der   Abwesenden    gehalten 
werden  soll,   sagt  sie  nichts.    Man  hat  dies  aber 
unzulässiger  Weise  hineingetragen,  indem  man 
die  betreffenden  erklärenden  Worte  als  eine  di- 
rekte Anordnung ,    dass    die  Distributionen  aus- 
schliesslich auf  die  Anwesenden,  an  jedem  Tage 
nach  dem  gerade  durch  ihre  Zahl  bedingten  Ver- 
hältniss  vertheilt  werden  sollten ,   betrachtet  hat. 
In  Folge  dieser  Auffassung  haben  schon  die  Ael- 
tern,   s.  Barbosa  de  canonicis  c.  22.  n.  14 ff., 
■vgl.  auch  Acta  s.  sed.  2,  219.  n.  1,  angenommen, 
dass  für  die  Regel  die  s.  g.  Fallentien  den  anwe- 
senden accresciren  ,   indem  sie  die  Vorschrift  des 
c.  3  Sess.  XXII  nur  für  Ausnahmefälle   mass- 
gebend  sein  lassen  wollten.     Wäre   aber   diese 
Auslegung  des  c.  3  Sess.  XXI  richtig,  so  könnte 
überhaupt  von  Fallentien  keine  Rede  sein ,  denn 
ihre  Consequenz   schliesst   ein  Accresciren  aus, 
sie  bedingt  vielmehr  nur  ein  Nichdecresciren  der 
Antheile  der  Anwesenden ,    da  die  Abwesenden 
auf  solche  überhaupt  gar  kein  Recht  haben,  wel- 
ches ihnen  verloren  gehen  könnte.    Das  letztere 
widerspricht  aber  augenscheinlich  der  Vorschrift 
der  zuletztgedachten  Stelle ,   dass  der  Bischof  bei 
der  Beschaffung  des  Fonds  einen  dauernd  gelten- 
den Vertheilungsmassstab  aufstellen  soll,   da  bei 
diesem  jedenfalls  alle,  welche  überhaupt  als  Di- 
stributionsbereclitigte  in  Frage  kommen ,  zu  be- 
rücksichtigen sind.    Hieraus  ergiebt   sich ,    dass 
c.  3.  Sess.  XXII  allein  die  massgebende  Bestim- 
mung über  die  Verwendung  der  ausfallenden  An- 
theile enthält. 

Eine  eigenthümliche  Ansicht  vertritt  Phil- 
lips 7,  399. 

Gewohnheiten  und  Statuten ,  wonach  die  Fal- 
lentien des  ganzen  Jahres  aufgesammelt  und  am 
Schlüsse  desselben  auf  alle  Berechtigten  ,  gleich- 
viel ob  sie  den  Chordienst  versehen  haben  oder 
nicht ,  vertheilt  werden ,  hat  die  Congr.  conc. 
wiederholt  reprobirt,  Acta  s.  sed.  2,  218  ff. 

Nach  den  Statuten  des  Kölner  Domkapitels  v. 
1830,  nach  welchen,  §.  29,  die  Distributionsmasse 
durch  jährliche  Beiträge  aus  den  Gehältern  der 
Domherrn  gebildet  wird,  werden  die  Fallentien 
aufgesammelt;  wenn  sie200Thlr.  erreicht  haben, 


bei  Rieh  ter  a. 


3, 


welches  aus- 
c.  12  de  ref. 


zinsbar  angelegt  und  die  Zinsen  dem  Distribu- 
tionsfond zugeschlagen,  §.  32  a.  a  0.,  Hü  ff  er. 
a.  a.  0.  S.  356. 

1  Entschdgen  d.  Congr.  conc. 
a.  0.  153.  154.  n.  10.  14.  17. 

2  c.  un  in  VIto  dt.  h.  t.  III. 
drücklich  durch  Trid.  Sess.  XXIV. 
aufrechterhalten  worden  ist. 

3  Congr.  conc.  bei  Richter  S.  153.  n.  8. 

4  Leichtes  Unwohlsein,  z.  B.  leichter  Kopf- 
schmerz, und  ein  blosses  üebelbeflnden  reicht  nicht 
aus.  Im  Falle  des  Streites  entscheidet  der  Bi- 
schof über  die  Erheblichkeit  der  Krankheit ,  und 
die  Art  derselben  muss  nöthigenfalls  bewiesen 
werden,  Bened.  XIV.  inst.  CVII.  n.  47 ff.  Mit- 
unter enthalten  die  Statuten  auch  in  dieser  Be- 
ziehung nähere  Bestimmungen,  s.  z.B.  die  Kölner 
1830.  §.  33,  Hüffer,  Forschgen  z.  rhein.  franz. 
K.  R.  S.  356:  „Legitime  impediti  censentur  .  . 
2)  qui  sive  in  urbe  sive  extra  urbem  morbo  cor- 
reptus ,  vel  praecipiente  medico  sese  domi  conti- 
nere  debet  vel  propter  aeris  insalubritatem  sine 
periculo  vel  gravi  damno  ecclesiam  aliquod  tem~ 
pus  intrare  nequit  idque  per  X  dies  post  priraum 
foras  egressum."  Ob  sich  der  Kanoniker  die 
Krankheit  durch  eigene  Schuld  zugezogen  hat,  ist 
aber  gleichgültig. 

5  Also  z.  B.  blind  wird,  Congr.  conc.  Richter 
a.  a.  0.  n.  12;  Bouix  1.  c.  p.  337. 

6  Dies  ist  ständige  Praxis  der  Congr.  conc. 
Richter  n.  15.  16.  21;  Bouix  p.  336,  weil 
sie  annimmt ,  dass  ein  solcher  Kanoniker  ,  wenn 
er  nicht  erkrankt  wäre ,  bei  seiner  früheren  Ge- 
wohnheit beharrt  haben  würde. 

Durch  ein  Kapitelsstatut  kann  die  auf  gemei- 
nem Recht  beruhende  Berechtigung  der  kranken 
Kanoniker  nicht  ausgeschlossen  werden ,  Congr. 
conc.  bei  Fagnan.  ad  c.  32.  X.  cit.  III.  5.  n. 
138,  wohl  aber  durch  eine  rechtsgültige  Gewohn- 
heit, Garcias  1.  c.  P.  III.  2.  n.  361. 

■^  Fagnan.  1.  c.  n.  160.  Hierher  gehört  also 
die  Besorgung  von  Geschäften  des  Kapitels  im 
Auftrage  desselben.  (Das  zum  Theil  widerspre- 
chende c.  30  in  VIto  de  elect.  I.  6.  —  über  die 
Versuche  seiner  Vereinigung  mit  c.  un.  eod.  III. 
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solche ,  welche  blos  für  eine  andere  Kirche  oder  die  Diöcese  oder  für  die  Kirche  im 
Allgemeinen  von  Nutzen  ist  ^.  Ueberdies  muss  die  betreffende  Dienstleistung  auch  ent- 
weder auf  Grund  eines  dazu  verpfliichteten  Amtes  '^  oder  eines  Auftrages  oder  einer 
Erlaubniss  des  Bischofs  oder  eines  anderen  Oberen  ^,  und  zwar  ohne  Bezahlung  und 
Remuneration  vorgenommen  worden  sein^. 

c.  Weiter  gehört  hierher  eine  iusta  et  corporalis  necessitas,  d.  h.  der  Fall,  wo  der  Ka- 
noniker aus  berechtigter  Sorge  für  sein  körperliches  Wohl  vom  Chordienst  fernbleibt^ 


3.  cit.  vgl.  Fagnan.  1.  c.  n.  158 ff.  —  kann 
gegenüber  dem  Tridentinum,  welches  allein  das 
letztere  aufrechterhalten  hat,  nicht  mehr  in  Be- 
tracht kommen  und  ist  auch  von  der  Praxis  der 
Congr.  conc.  ignorirt  worden,  s.  Ben  ed.  XIV. 
inst.  CVII.  n.  54;  Fagnan.  I.e.  n.  167);  einer 
Erlaubniss  des  Bischofs  bedarf  es  nicht,  Bene- 
dict 1.  c.  Richter  a.  a.  0.  S.  157.  n.  60.; 
ferner  die  Verfolgung  von  Prozessen  der  Kirche 
oder  des  Kapitels  oder  auch  seiner  Pfründe,  falls 
es  sich  dabei  auch  um  das  Interesse  der  Kirche, 
nicht  blos  seiner  Person  handelt,  Richter  a.  a. 
0.  n.  61.  62;  die  Abhaltung  der  Vorlesungen 
durch  den  theologus,  a.  a.  0.  S.  156.  n.  47.  48; 
das  Beichthören  durch  den  poenitentiarius ,  Trid. 
Sess.  XXIV.  c.  8  de  ref . ;  Richter  a.  a.  0.  n. 
51.,  nicht  aber  durch  andere  Kanoniker,  Richter 
a.  a.  0.  n.  49  ff.  ;  Assistenzleistung  bei  dem  Bi- 
schof, welcher  die  Pontiflkalien  in  der  betreffen- 
den Kirche  oder  einer  anderen  Kirche  der  Stadt 
celebrirt,  Richter  S.  155.  n.  29.  30.  33.  Anal, 
iur.  pontif.  1863.  p.  2258  ff.  —  Das  S.238.  n.  4 
citirte  Statut  bezeichnet  als  entschuldigt  „1)  qui 
in  administrandis  rebus  ecclesiasticis  vel  archie- 
piscopi  vel  capituli  legatione  sive  intra  sive  extra 
civitatem  funguntur  ...  3)  parochus  ecclesiae 
metropolitanae  et  vicarii  cooperatores ,  si  eodem 
tempore ,  quo  chori  servitium  peragitur ,  vel  ad- 
ministratione  sacramentorum  vel  aliis  occupantur 
functionibus  parochialibus  non  differendis  ;  4) poe- 
nitentiarius maior,  qui  tempore  offlcii  divini  con- 
fessiones  in  ecclesia  metropolitana  excipit.  — 
PraetereaMatutinoLaudibusque  abesse  iubilariis, 
hebdomadario  iieque  liceat,  qui  missam  solemnem 
in  ecclesia  metropolitana  sunt  celebraturi.  Quo 
quis  die  concionem  in  ecclesia  metropolitana  ha- 
bebit,  eo  ipsi  et  Vesperis  et  (Jompletorio,  et  cate- 
chistae  denique  secundis  Vesperis  diebus  domi- 
nicis,  quibus  pueros  instituet,  abesse  liceat." 

1  Demnach  erhält  der  Kanonikus,  welcher  wegen 
seiner  Stellung  als  Generalvikar,  Richter  S.  156. 
n.  40,  als  Kapitularvikar  (a.  M.  Garcias  1.  c. 
III.  2.  n.  358),  als  Synodal-Examinator ,  a.  a.  0. 
n.  41.  42.  Acta  s.  sed.  10,  245,  als  Inquisitor, 
Richter  a.  a.  0.  n.  45  abwesend  ist,  die  Distri- 
butionen nicht,  ebensowenig  der  Bischof  selbst, 
wenn  er  ein  Kanonikat  im  Kapitel  hat  und  wegen 
seiner  bischöflichen  Geschäfte  den  Chordienst 
versäumt.  Dasselbe  gilt  von  den  beiden  Kanoni- 
kern ,  welche  der  Bischof  mit  Rücksicht  auf  c.  7. 
15.  X.  de  der.  non  res.  III.  4  in  seinem  Dienst 
verwenden  kann,  Rieht  er  a.  a.  0.  S.  155.  n.  34. 
35;  denjenigen,  welche  dem  Bischof  bei  Pontifi- 
kalhandlungen  in  seinem  Palast  oder  einer  an- 
deren Kirche  ausserhalb  der  Stadt,  a.  a.  0.  n.  29. 
30  ,  beim  Lesen  einer  Privatmesse  assistiren  ,  n. 
29.  32,  ihn  bei  einer  Visitationsreise  begleiten, 


a.  a.  0.  n.  29.  43,  Acta  s.  sed.  10,  245.  Vgl. 
ferner  Anal.  iur.  pontif.  1863.  p.  2259  ff.  und 
überhauptBenedictXIV.inst.CVII.  §§.  9.10. 
Ein  besonderes  Privileg  auf  Beziehung  der 
Distributionen  haben  aber  die  Kanoniker,  welche 
im  Auftrage  des  Bischofs  behufs  der  visitatio  li- 
minum  nach  Rom  reisen  oder  sich  mit  ihm  dort- 
hin begeben  (nach  einem  Indult  Sixtus'  V.J, 
Fagnan.  ad  c.  32.  X.  de  praeb.  III.  5.  n.  134; 
Richter  a.  a.  0.  S.  156.  n.  43.  44;  und  die- 
jenigen, welche  Inquisitoren  des  h.  Offiziums  und 
Offiziale  solcher  sind  (nach  einem  Indult  Pius'V. 
und  Gregors' XIV.),  Benedict  XIV.  inst.  CVII. 
n.  66;  Petz,  Konzil  von  Trient.  Passau  1877. 
S.  224. 

2  Der  Kanonikus,  mit  dessen  Präbende  die 
Seelsorge  verbunden  ist ,  erwirbt  also  die  Distri- 
butionen, falls  er  zur  Zeit  des  Chordienstes  durch 
dieselbe  in  Anspruch  genommen  wird,  Richter 
a.  a.  0.  S.  156.  n.  54,  ferner  nach  ausdrücklicher 
Vorschrift  des  c.  3  de  ref.  Sess.  XXII.  derDigni- 
tar,  welchem  keine  Jurisdiktion,  Verwaltung  oder 
ein  sonstiges  Offizium ,  aber  ausserhalb  der  Stadt 
die  Seelsorge  obliegt,  solange  er  an  der  betreffen- 
den Kirche  residirt  und  diese  verwaltet,  s.  auch 
a.  a.  0.  S.  157.  n.  55.  Umgekehrt  liegt  die  Sache, 
wenn  das  Kapitel  selbst  die  cura  habitualis  hat 
und  ein  Kanoniker  blos  die  cura  actualis  als  Vikar 
mit  Besoldung  ausübt ,  Congr.  conc.  Anal.  iur. 
pont.  1863.  p.  2262. 

3  Entsch.  d.  Congr.  conc.  1848  beiLingen 
et  Reuss,  causae  selectae  congr.  conc.  Trid. 
propos  p.  701.  Liegt  diese  Voraussetzung  nicht 
vor,  so  erhält  der  Kanoniker,  welcher  zur  Zeit  des 
Chordienstes  Messe  gelesen  oder  Beichte  gehört 
hat,  keine  Distributionen ,  Richter  a.  a.  0.  S. 
156.  n.  49  ff. ;  L  i  n  g  e  n  et  R  e  u  s  s  1.  c.  p.  699 ; 
Anal.  iur.  pontif.  1863.  p.  2258 ff. 

*  Daher  verliert  der  Kanoniker,  welcher  das 
Amt  des  Organisten  während  des  Chordienstes 
versieht ,  die  Distributionen  nur  dann ,  wenn  er 
dafür  ein  besonderes  Honorar  bezieht,  Congr.  conc. 
bei  Richter  S.  356.  n.  46.  und  Anal.  iur.  pon- 
tif. 1866.  p.  1851.   S.  auch  Anm.  2. 

5  Also  wegen  einer  zur  Herstellung  seiner  Ge- 
sundheit nothwendigen  Badereise  oder  sonstigen 
Kur,  Fagnan.  ade.  32.  X.  III.  5.n.  150;  Bouix 
p.  337;  ferner  wegen  einer  herrschenden  an- 
steckenden Seuche,  jedoch  hat  der  Bischof  darüber 
zu  entscheiden,  ob  die  Epidemie  eine  die  Entfer- 
nung rechtfertigende  Ausdehnung  angenommen 
hat,  Congr.  conc.  bei  Rieht  er  a.  a.  0.  S.  154.  n. 
23 ;  endlich  wegen  feindlicher,  ihn  gefährdender 
Nachstellungen,  a.  a.  O.n.24.  25.  u,  Aetas.  sed.ll, 
589  (betreffend  zwei  spanische  Domherren,  welche 
sich  zu  dem  Prätendenten  Don  Carlos  und  dann 
nach  Frankreich  begeben  hatten). 
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oder  ein  physisches  ^  oder  rechtliclies  Hinderniss  ^  ihm  die  Anwesenheit  unmöglich 
macht. 

Doch  wird  auch  bei  einer  Abwesenheit  aus  den  unter  b.  und  c.  gedachten  Grün- 
den die  zu  a.  hervorgehobene  Beschränkung  in  Betreff  des  Antheils,  welchen  er  for- 
dern kann,  zu  machen  sein-^. 

Ausser  diesen  Fällen  ^  kann  der  vom  Chordienst  abwesende  Kanoniker  die  Distri- 
butionen nur  erhalten,  wenn  ihm  ein  darauf  lautendes  päpstliches  Indult  ertheilt  ist  ^, 
also  ohne  ein  solches  auch  dann  nicht,  wenn  er  von  der  Residenzpflicht  ordnungsmäs- 
sig  befreit,  mithin  völlig  gerechtfertigter  Weise  abwesend  ist*^.  Das  Gegentheil  kann 
auch  weder  durch  das  Kapitelstatut  festgesetzt ,  noch  durch  Gewohnheit  eingeführt 
werden  ^ . 

Bestehen  bei  einem  Kapitel  gar  keine  gesonderte  Einkünfte,  sondern  erhalten  die 
Kanoniker  ihre  Einnahmen  nur  aus  Distributionen  ,  so  beziehen  die  nicht  beim  Chor- 
dienst anwesenden  nur  zwei  Drittel  ihres  täglichen  Antheils  ^ ,  während  sie  das  letzte 
verlieren^. 

Obwohl  das  Tridentinum  jede  Gewohnheit  gegen  seine  Vorschriften  über  die  Re- 
sidenz und  über  die  Berechtigung  zur  Beziehung  der  Distributionen  ausschliesst,  so  hat 
sich  doch  eine  solche  in  Anhalt  an  eine  von  Gregor  XIII.  gebilligte  Entscheidung 
der  Congregatio  concilii^*^  zu  Gunsten  der  Kanoniker  und  der  anderen  zum  Chor- 
dienste verpflichteten  Benefiziaten  gebildet,  welche  dies,  g.jubilatio^^  gefeiert  haben. 
Danach  sind  die  Kanoniker,  welche  volle  40  Jahre  den  Chordienst  anhaltend  und 
gewissenhaft  versehen  haben  ^^^   nicht  nur  von  der  Residenz  am  Sitze  des  Kapitels 


1  Z.  B.  wenn  er  überhaupt  oder  wenigstens 
nach  der  Auffassung  der  Kirche  ungerechtfertigter 
"Weise  gefangen  gehalten  wird,  a.  a.  0.  n.  78.  80. 
82.  83;  vgl.  auch  Acta  s.  sed.  4,  309. 

2  Wenn  die  Kirche  mit  dem  Interdikt  belegt 
oder  eine  s.  g.  cessatio  a  divinis  angeordnet  wor- 
den ist.  Das  gilt  aber  selbstverständlich  nicht, 
wenn  ihn  eine  von  ihm  selbstverschuldete  Censur 
oder  Strafe,  z.B.  die  Exkommunikation  oder  Sus- 
pension, vom  Chordienst  ausschliesst,  a.  a.  0.  n. 
79;  Kober,  Kirchenbann  2.  Aufl.  S.  358. 

3  So  auch  die  Congr.  conc.  in  einem  der  unter 
c.  gehörigen  Fälle,  a.  a.  0.  S.  154  n.  25. 

*  Abgesehen  von  dem  0.  S.  237.  n.  5  gedachten. 

Der  Kanoniker ,  welchem  ein  coadiutor  perpe- 
tuus  bestellt  ist,  Th.  II.  S.  85 ,  gilt  durch  den 
letzteren  vertreten,  und  durch  dessen  Interessenz 
werden  für  ihn  die  Distributionen,  und  etwaige 
Antheile  an  den  Fallentien  erworben  ,  er  verliert 
dieselben  auch  nicht,  wenn  der  coadiutor  aus 
einem  der  angegebenen  gerechtfertigten  Gründe 
abwesend  ist,  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  0. 
S.  152.  n.  5,  360.  n.  87.  88,  wohl  aber  dann, 
wenn  der  coadiutor  schuldbarerweise  den  Chor- 
dienst versäumt  hat.  In  diesem  Fall  hat  er  aber 
einen  Regress  an  den  letzteren,  1.  c.  n.  88;  Acta 
s.  sed.  7,  194.  Auch  kann  er  selbst,  ohne  dazu 
verpflichtet  zu  sein ,  sich  am  Chordienst  bethei- 
ligen, um  die  Distributionen  zu  erwerben,  Rich- 
ter 1.  c.  n.  80ff. 

5  Beispieles.  S.  239.  n.  1  a.  E. 

6  Vgl.  S.  239.  n.  1.  Hierher  gehört  auch  die 
Abwesenheit  wegen  Studien,  s,  Richter  a.  a.  0. 
n.  70. 


■7  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v,  1874,  Acta  s.  sed. 
8,  85;  ältere  in  d.  Anal.  iur.  pontif.  1861. 
p.  484.  485. 

8  Diese  werden  nach  Analogie  des  Trid.  Sess. 
XXII.  c.  3  de  ref.  als  Präbende,  das  letzte  Drittel 
dagegen  als  Distributionen  im  engeren  Sinne  be- 
trachtet. 

9  und  dieses  wie  die  Fallentien  behandelt  wird 
Congr.  conc.  bei  Richter  S.  155.  n.  34.  35.  36. 
43  u.  Anal.  iur.  pontif.  1861.  p.  455.  In  Er- 
manglung von  Distributionen  oder  wenn  dieselben 
ganz  unerheblich  sind ,  kann  der  Bischof  die  Ka- 
noniker auch  durch  Geldstrafen  zum  Chordienst 
anhalten,  Richter  S.  356.  n.  45,  was  ihm  auch 
sonst  freisteht,  1.  c.  S.  357.  n.  55;  Ben  ed. 
XIV.  inst.  CVII.  n.  44. 

10  Garcias  1.  c.  III.  2.  n.  344;  Bene- 
dict. XIV.  de  synodo  dioeces.  XIII.  9.  n.  15. 

11  Vgl.  den  Aufsatz  in  den  Acta  s.  sed.  6,  421 
und  die  Entscheidungen  der  Congr.  conc.  bei 
Richter  a.  a.  0.  S.  360.  n.  92 fl". 

12  Die  Verwaltung  anderer  Aemter,  welche 
nicht  zum  Chordienst  verpflichten,  z.  B.  eines 
Pfarrbenefiziums ,  wird  nicht  in  die  Zeit  einge- 
rechnet ,  auch  muss  die  Verpflichtung  auf  einem 
zum  dauernden  Titel  verliehenen  Benefizium  be- 
ruhen, also  der  Chordienst  nicht  blos  in  Folge 
einer  ad  nutum  amoviblen  Anstellung  als  Vikar, 
Mansionar  u.  s.  w.  versehen  sein,  Acta  s.  sed.  6, 
430.  Gleichgültig  ist  aber,  ob  der  Betreffende 
während  eines  Theiles  des  Zeitraums  als  Bene- 
flziat,  als  Koadjutor  oder  vollberechtigter  Kanoni- 
kus an  derselben  Kirche  fungirt  hat,  s.  o.  S.  234; 
Richter  a.  a.  0.  S.  362,   ja  nach  der  neueren 
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frei  1,  sondern  sie  erhalten  auch  die  vollen  Einkünfte  ihrer  Präbende  und  die  Distri- 
butionen, wie  wenn  sie  den  Chordienst  noch  verrichten  2.  Diese  Befreiung  versteht 
sich  indessen  nicht  von  selbst ,  sondern  tritt  nur  ein ,  wenn  ein  desfallsiges  Indult  von 
der  Congregatio  concilii  gewährt  worden  ist,  welches  freilich  herkömmlicher  Weise 
ertheilt  wird  ^,  sofern  nicht  besondere  Verhältnisse  des  Bittstellers  ^  oder  des  Kapitels, 
welchem  derselbe  angehört 5,  der  Bewilligung  entgegenstehen. 

Die  dargelegten  Rechtssätze  über  die  Residenz  und  Interessenz  der  Kanoniker 
und  der  zum  Chordienst  verpflichteten  Benefiziaten  kommen  überall ,  wo  die  Kapitel- 
verfassung eingeführt  ist,  also  auch  in  Deutschland ''^  und  Oester reich'  zur  An- 
wendung ,  soweit  nicht  besondere ,  rechtsgültige  statutarische  oder  gewohnheitsrecht- 
liche Abweichungen  bestehen^. 


Praxis  der  Congr.  conc.  genügt  es  auch ,  wenn 
dies  an  verschiedenen  Kirchen  (z.  B.  erst  einer 
Kollegiat-  ,  dann  der  Katliedralkirohe)  geschehen 
ist,  Acta  cit.  p.  429.  430.  Bei  der  Berechnung 
des  Zeitraums  kommt  aber  die  Zeit ,  wo  der  Ka- 
noniker jedes  Jahr  abwesend  gewesen  ist,  sofern 
nicht  ein  gerechtfertigter  Grund,  wie  Krankheit 
oder  Dienst  seiner  Kirche ,  Einstellung  des  Got- 
tesdienstes wegen  politischer  Verhältnisse  ,  Erd- 
beben, (nicht  aber  Abwesenheit  wegen  Studiums 
oder  während  der  gesetzlichen  vacatio),  vorgelegen, 
in  Abzug,  d.  h.  der  Kanoniker  muss  diese  Zeit 
länger  dienen ,  um  der  iubilatio  theilhaftig  zu 
werden,  1.  c.  p.  423  flf . ;  Richter  a.  a.  0.  S. 
362. 

1  Nur  dann ,  wenn  ein  Nothfall  eintritt ,  kann 
der  iubilatus  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung 
des  Chordienstes  wieder  einberufen  werden,  Acta 
cit.  p.  430. 

2  Acta  cit.  p.  422;  Richter  S.  365.  n.  114. 
Daher  hat  ein  solcher  canonicus  iubilatus  auch 
Antheil  an  den  Fallentien  der  übrigen,  Richter 
n.  112.  113,  falls  nicht  Statut  oder  Gewohnheit 
entgegensteht.  Von  anderen  Verpflichtungen  als 
denjenigen,  welche  aus  der  Stellung  des  Kanoni- 
kers, wie  z.  B.  der  Pflicht,  die  Konventualmesse 
zu  lesen ,  Acta  cit.  p.  414  u.  427 ,  hervorgehen, 
befreit  aber  die  iubilatio  nicht ,  also  nicht  von 
den  auf  dem  Kanonikate  ruhenden  haftenden  Ver- 
pflichtungen zu  Messen,  oder  solchen,  welche  auf 
einer  mit  der  Präbende  verbundenen  Dignität 
ruhen,  1.  c.  p.  429. 

3  Dies  zeigt  die  Praxis  der  Congr.  conc. 

*  So  wird  das  Indult  nicht  gewährt,  wenn  der 
Bittsteller  einen  coadiutor  perpetuus  hat,  Rich- 
ters. 363.  n.  94. 

5  Z.  B.  wenn  die  Zahl  der  Kanoniker  sehr 
gering  und  die  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  der 
Chordienst  nicht  regelmässig  abgehalten  werden 
kann,  Acta  cit.  6,  432. 

Au  ch  kommt  in  einzelnen  Fällen  nur  theilweise 
Befreiung  vom  täglichen  Chordienste  vor,  s.  o. 
S.  238.  n.  7.  a.  E. 

6  Th.  II.  S.  141.  n.  7.  Unter  den  Institutions- 
dekreten der  preussischen  Bisthümer  ordnen  fer- 
ner die  für  Münster  v.  1823  und  für  Trier  v.  1824 
erlassenen  dasselbe  an ,  s.  aucli  das  Kölner  Re- 
stitutionsdiplom V.  1825.  §§.  19.20,  Statuten 
desselben  Kapitels  v.  1830.  §§.  29ff.,  Hüf  f  er , 
Forschgn.  z.  franz.-rhein.  K.  R.  S.  343.  356, 
ferner  d.  Kölner  Provinzialkonzil  P.  II.   t.  I.  c. 

Hinscliius,  Kirchenrecht.  III. 


5,  Acta  conc.  coli.  Lac.  5,  339.  Vgl.  weiter  die 
Bulle:  Provida  soiersque  v.  1821  für  die  ober- 
rheinische Kirchenprovinz  s.  v.  Unicuique  autem 
ex  memoratis  capitulis  und  die  baierische 
Circumscriptionsbulle  v.  1.  April  1818,  Weiss, 
corp.  iur.  eccl.  S.  133 ,  in  Verbindung  mit  dem 
Konkordate  v.  1817.  Art.  10. 

7  S.  Bieve  Pius'  IX.  v.  17.  März  1856,  G  i  n  - 
zel  K.  R.  Kodex  S.  76. 

Auch  für  Frankreich  schärfen  eine  Reihe 
der  seit  1849  abgehaltenen  Provinzialkonzilien  die 
Beobachtung  der  Vorschriften  des  Tridentir.ums 
ein,  acta  conc.  rec.  coli.  Lac.  4,  14.  136.  257. 
345.  346.  471.  472.  583.  756.  757.  980.  1040. 
1096.  1097.  1178.  Nach  einer  Min.  Entsch.  v. 
21.  Mai  1832,  Dursy,  Staatskirchenrecht  in  El- 
sass-Lothringen  1,  80,  kann  der  Bischof  keinem 
Kanonikus  ohne  triftige  Gründe  einen  längeren 
als  einen  einmonatlichen  Urlaub  gewähren.  Der- 
jenige, welcher  sich  ohne  einen  solchen  entfernt 
oder  sich  bei  Ueberschreitung  des  ihm  bewilligten 
Urlaubs  nicht  binnen  ihm  gesetzter  Frist  wieder 
einfindet,  gilt  als  verzichtend.  Seine  Stelle  kann 
wieder  besetzt  werden. 

Der  Umstand,  dass  die  Kanoniker  statt  ihrer 
Präbenden  in  den  gedachten  Ländern  ein  staat- 
liches Gehalt  beziehen,  steht  übrigens  der  An- 
wendung nicht  entgegen.  Dasselbe  tritt,  dies  ist 
auch  die  Auffassung  der  Pönitentiaria  und  der 
Congr.  conc.  Bouix  p.  177  u.  Henry  p.  147, 
an  Stelle  der  Präbende,  Th.  II.  S.  369.  Wenn  die 
Kanoniker  das  Gehalt  direkt  aus  der  Staatskasse 
nicht  durch  die  Vermittlung  des  Bischofs  bezie- 
hen, sind  sie  jedenfalls  im  Gewissen  verpflichtet, 
die  vorgeschriebenen  Abzüge  für  die  Distributio- 
nen und  die  gegen  sie  erkannten  Strafen  auf 
Verlust  eines  Theils  ihres  Einkommens  zu  ent- 
richten, Bouix  p.  368.  Ob  eine  staatliche 
Rechtsbülfe  und  Exekution  vom  Bischof  gegen 
sie  nachgesucht  werden  kann  ,  das  hängt  davon 
ab ,  ob  die  Voraussetzungen ,  unter  denen  der 
Staat  kirchliche  Auflagen  'exequirt  (für  Preussen 
ist  z.  B.  das  die  erstere  Verpflichtung  ausspre- 
chende Kölner  Restitutionsdiplom  v.  1825.  §.  19 
staatlich  placetirt,  Hüffer  a.  a.  0.  S.343.  348) 
oder  kirchliche  Disziplinar-Entscheidungen  zum 
Vollzug  bringt,  vorhanden  sind. 

8  Für  die  Kanoniker  in  den  Missionsländern, 
in  welchen  Kapitel  errichtet  sind,  in  England,  Ir- 
land, Kanada,  besteht  aber  die  Pflicht  zum  Chor 
dienst  und  zur  Residenz  nicht,  Th.  II.  S.  160. 
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4.  Für  die  Inhaber  anderer  einfacher  Benefizien  ^  als  der  unter  3.  ge- 
dachten besteht  gemeinrechtlich  keine  Kesidenzpflicht'-^.  Sie  sind  deshalb  aber  nicht 
unter  allen  Umständen  von  derselben  frei ,  vielmehr  kann  ihnen  eine  solche  zufolge 
einer  besonderen  Fundatiousbestimmung-^,  ferner  zufolge  einer  partikularen  Vor- 
schrift, also  z.B.  einer  Verordnung  des  Bischofs*  oder  eines  Kapitelsstatutes,  endlich 
zufolge  rechtsbegründeter  Gewohnheit  obliegen.  Ist  dies  der  Fall,  so  kann  der  Bene- 
fiziat  sich  ebenfalls  nicht  auf  längere  Zeit  ohne  Urlaub  des  Bischofs  von  seinem  Resi- 
denzorte entfernen,  jedoch  wird  ilim  dieser  bei  einem  gerechtfertigten  Grunde,  worüber 
die  in  dieser  Hinsicht  für  die  residenzpflichtigen  Benefiziaten  geltenden  Vorschriften  zur 
Anwendung  kommen,  nicht  verweigert  werden  dürfen^.  Für  den  Fall  einer  Vernach- 
lässigung der  Residenzpflicht  ist  der  Bischof  befugt,  ebenfalls  mit  Censuren  einzu- 
schreiten und  in  schweren  Fällen  nach  vorgängiger  Vorladung  oder  nach  dreimaligen 
Ediktalien  bei  unbekanntem  Aufenthalt  die  Entziehung  des  Benefiziums  auszusprechen^'. 

5 .  Ebensowenig  hat  endlich  das  kirchliche  Recht  besondere  Vorschriften  über  die 
Residenzpflicht  der  Inhaber  solcher  Aemter,  welche  nicht  den  Charakter  von  Benefizien 
im  eigentlichen  Sinne  haben,  sowie  derjenigen  Geistlichen,  welche  nur  mit  bestimmten 
Amtsfunktionen  betraut  sind,  aufgestellt.  Ob  diesen  eine  Residenzpflicht  obliegt,  das  wird 
nach  dem  Wesen  des  ihnen  zustehenden  Amtes  oder  der  ihnen  übertragenen  Amtsfunk- 
tionen zu  bemessen  sein.  MitRücksicht  hierauf  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
der  Generalvikar,  der  Kapitelsverweser  und  der  Weihbischof  in  derDiöcese,  für  welche 
sie  fungiren,  die  Missionsoberen  in  den  ihnen  zugewiesenen  Distrikten,  die  päpstlichen 
Nuntien  an  dem  Sitze  ihrer  Nuntiatur  zu  residiren  haben'.  Dasselbe  gilt  von  den  Vi- 
karen oder  Kaplänen,  welche  neben  dem  Pfarrer  demselben  in  der  Seelsorge  Aushülfe 
leisten,  denn  diese  können  ihre  Funktionen  nur  dann  erfüllen,  wenn  sie  in  derParochie 
und  für  die  Regel  auch  an  dem  Sitze  desjenigen  Pfarrers  residiren ,  unter  dessen  Lei- 
tung sie  stehen  ^.  Der  Umfang  der  Residenzpflicht  lässt  sich  ebenfalls  nur  durch  dasselbe 
Moment  unter  analogischer  Anwendung  der  Vorschriften  über  diejenigen  Benefizien,  mit 

361;  coU.  Lac.  cit.  3,  955  u.  u.  Anal.  iur.  pont.  fenden  Tage  keineMesse  für  einen  andern  Zweck 

1855.  p.  1288.  lesen,  noch  viel  weniger  das  Messstipendium  da- 

1  Th.  IL  S.  372.  für  nehmen.    Dauert  das  Hinderniss,   z.  B.  eine 

2  Das  Tridentinum  erwähnt  ihrer  nicht.  Die  Krankheit,  längere  Zeit  an,  so  muss  ein  Vertreter 
Inhaber  solcher  Benefizien  können  also  ihre  Ob-  angenommen  werden,  Richter  Tridentinnm  S. 
liegenheiten  durch  einen  Stellvertreter  ausüben  137.  n.  64.  65.  Vgl.  hierzu  auch  Henry  p. 
lassen.  231  ff. 

3  Th.  II.  S.  392.  Ueber  die  Auslegung  der-  6  c.  8.  10.  X.  h.  t.  III.  4;  Trid.  Sess.  VI.  c.  2 
artiger  Stiftungsverordnungen  s.  F  a  g n  a  n.  ad  c.  1 .  de  ref . 

X.  de  aetate  et  quäl.  I.    14.  n.  76ff.     Henry  '^  Wegen  der  Inhaber   von  solchen   Seelsorge- 

p.  226.    Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc.  gilt  Aemtern,   welche  keine   Benefizien  sind,   s.   o. 

aber  ein  Beneflzium,  mit  welchem  der  Chordienst  S.  229. 

in    einer  Kathedral-    oder   einer    Kollegiatkirche  ^  Darüber  ist  man  einig,    s.  Barbosa  de  off. 

verbunden  ist,   als  residentiale ,  Richter  S.  37.  parochi  I.  8.  n.  19;    Henry  p.  218;    Deneu- 

n.  5.  6.  bourg,   etude  canonique  sur  les  vicaires  parois- 

4  Eine  solche  ist  indessen  ausgeschlossen,  wenn  siaux,  p.  426.  Auf  das  Tridentinum  Sess.  VI. 
derFundator  die  Residenzpflicht  selbst  nicht  aufer-  c.  2  de  ref.  u.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  kann  man 
legt  hat,  Congr.  conc.  bei  Richter  S.  136.  n.  47.  freilich  diese  Pflicht  nicht  stützen,  denn  zu  den 

5  Vgl.  c.  4.  X.  h.  t.  III.  4;  Reiffenstuel  curati  inferiores  und  denjenigen,  welche  ein  bene- 
III.  4.  n.  113;  Henry  p.  230.  flcium  ecclesiasticum  cum  cura  besitzen,  sov.Es- 

Die  Kapläne,    welche  die  Residenzpflicht  mit  pen  J.  L.  U.  P.  I.  t.  3.  c.  2.  n.  4,  gehören  sie 

der  Obliegenheit  haben,    täglich  eine  Messe   zu  nicht,  s.  auch  Bouix  tract.  de  parocho  p.  539 

einem  bestimmten  Zweck  zu  lesen  ,  können  nach  u.Craisson  manuale  iur.  canon.  n.  1450.  Auch 

der  Praxis  der  Congr.  conc.  dies  bei  dem  Vorliegen  die  Congr.   conc.    hat  wiederholt  die  Residenz- 

eines  gerechtfertigten  Grundes  ab  und  zu  unter-  pflicht  dieser  Vikare  anerkannt,  s.Deneubourg 

lassen,  dann  aber  dürfen  sie  auch  an  dem  betref-  p.  431.    Vgl.  ferner  die  folgende  Anm. 
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welchen  gleiche  Funktionen ,  wie  sie  solchen  Aemtern  obliegen ,  verbunden  sind  ,  be- 
stimmen ^  Besitzen  die  Träger  derartiger  Aemter  auch  mangels  einer  besonderen  po- 
sitiven Bestimmung  keinen  gesetzlichen  Anspruch  auf  eine  bestimmte  Ferienzeit,  so 
wird  ihnen  doch  ebenfalls  seitens  des  vorgesetzten  Oberen  bei  wirklich  gerechtfertigtem 
Grunde  ein  angemessener  Urlaub  gewährt  werden  müssen.  Die  Strafen  für  die  Er- 
füllung der  Residenzpflicht  sind  hier  dieselben ,  wie  bei  den  eigentlichen  Benefiziaten, 
also  Geldstrafen  und  Censuren,  nur  bedarf  es  für  die  Entziehung  derjenigen  Aemter, 
welche,  wie  z.  B.  das  der  Generalvikare  und  der  Pfarrvikare,  widerruflich  übertragen 
werden,  keines  besonderen  Ladungsverfahrens ,  vielmehr  kann  bei  solchen  ohne  Wei- 
teres die  Abberufung  erfolgen  2. 

Die  staatliche  Gesetzgebung  hat  in  neuerer  Zeit  sich  im  Allgemeinen  enthal- 
ten ,  ihrerseits  über  die  Residenzpflicht  der  Geistlichen  besondere  Vorschriften  aufzu- 
stellen 3,  und  so  steht  der  Anwendung  der  kirchenrechtlichen  Normen  nichts  entgegen. 

§.159.    h.   Das  Verbot  der  Mehrheit  ( Pluralität)  und  die  Inkompatibilität  der 

Kirchenäm  ter* . 

I.  Geschichte  des  Verbotes.  Bei  der  Gestaltung  des  Aemterwesens  in 
den  ältesten  Zeiten  der  Kirche  und  der  Konzentration  des  gesammten,  kirchlichen 
Zwecken  dienenden  Vermögens  unter  der  Verwaltung  des  Bischofs  konnte  von  einer 
Vereinigung  mehrerer  Benefizien  in  der  Hand  eines  kirchlichen  Amtsträgers  keine  Rede 
sein.  Die  Ordination  und  die  damit  zusammenfallende  Anstellung  brachten  den  Kleriker 
der  Regel  nach  für  immer  in  eine  dauernde  Verbindung  mit  der  Kirche ,  an  welcher 
er  geweiht  war ;  an  dieser  hatte  er  die  ihm  obliegenden  Funktionen  zu  vollziehen,  und 

1  Durch  die  Provinzialkonzilien  und  die  Diöce-  „Urlaub  zu  Reisen  innerhalb  des  Landes  bis  zu 
sanverordnungen  ist  die  Residenzpflicht  der  Vikare  4  Wochen  und  zu  Reisen  ins  Ausland  bis  zu 
meistens  näher  geregelt.  Sie  dürfen  danach  dreimal  24  Stunden  ist  der  Offizial  nach  den  Be- 
ihren  Amtssitz ,  überhaupt  nicht  oder  nicht  auf  Stimmungen  der  Verordnung  vom  5.  April  1830 
längere  Zeit  als  einen  Tag  ohne  Erlaubniss  des  (a.  a.  0.  S.  399)  zu  ertheilen  ermächtigt;  weitere 
Pfarrers ,  welchem  sie  untergeordnet  sind ,  ver-  Gesuche  sind  von  demselben  begutachtet  an  die 
lassen  und  haben  ferner  für  Reisen  den  Urlaub  Kommission  (d.  h.  die  Staatsbehörde  zur  Wah- 
des  Dekans  oder,  falls  diese  sich  auf  längere  Zeit  rung  des  Kirchenhoheitsrechtes)  zur  Bewirkung 
ausdehnen ,  den  des  Bischofs  einzuholen  ,  s.  die  landesherrlicher  Bewilligung  einzusenden.  Fer- 
S.  231.  n. 7  u.  8  citirten  Bestimmungen  für  die  deut-  ner  gehört  noch  hierher  die  Vorschrift  des  Art.  8 
sehen  Diöcesen.  Aehnliche Vorschriften  für  fran-  des  französ.  Ges.  v.  23.  April  1833  betr.  die 
zösische  in  d.  acta  conc.  rec.  coli.  Lac.  4,  271.  Gehälter  der  Geistlichen,  Dursy  a.  a.  0.  S.  70, 
474.  1131.  1202,  für  belgische  bei  Denen-  dass  der  Geistliche,  welcher  seine  Residenzpflicht 
bourg  p.  433  u.  Henry  p.  219.  nicht  inne  hält,  seine  staatliche  Besoldung  nicht 

2  Denn  ,  wenn  auch  bei  einzelnen  dieser  Stel-  beziehen  kann. 

lungen,   z.  B.  bei  der  des  GeneraWikars  und  der  *  Thomas  sin  vet.  et  nova  disc.  eccl.  P.  II.  1. 

Pfarrvikare,   Th.  IL   S.  221.  321,  der  Widerruf  III.  c.  1  ff. ;    van  Espen  J.  E.  U.  P.  IL  t.  20. 

nicht  nach  reiner  Willkür  erfolgen  soll,   so  würde  c.  1 — 5;  Phillips  K.  R.  1,  402  ff . 

eine  schwere  Verletzung  der  Residenzpflicht  doch  Iv.   a  Ligniano    de  beneficiorum  pluralitate 

immer  einen  ausreichenden  Grund  für  einen  sol-  Paris  1509,  Dionys.  Carthusianus  de  bene- 

chen  bilden.  üciorum  pluralitate  in  opp    Colon.  1534;    Thom. 

3  Eine  Ausnahme  machen,  abgesehen  von  den  Campegius  de  beneficiorum  pluralitate  Venet. 
S.  229.  n.  2  u.  S.  231.  n.  8  erwähnten  Anord-  1555;  Domin.  Soto  de  benef.  pluralitate  Ve- 
nungen  das  gemeinsame  Edikt  für  die  oberrhei-  net.  1562;  Alphons.  de  Mendoza  de  beneflc, 
nische  Kirchenprovinz  V.  30.  Januar  1830.  §.  32,  incompatibilitate  Venet.  1579;  Mart.  Azpil- 
wodurch  allerdings  im  Zusammenhange  mit  dem  cueta  de  beneflc.  incompatibilitate  in  opp.  t.  IL 
Verbote  der  Inkompatibilität  der  Kirchenpfründen  Venet.  1588.  1600;  Lugd.  1589.  Colon.  1616 ; 
die  Beobachtung  der  Residenzpflicht  nur  im  All-  Thom.  de  Vio  de  beneficiorum  pluralitate.  Ver 
gemeinen  eingeschärft  wird,  vgl.  §.  159  a.  Schi.  net.  1594;  Frid.  Petracius  de  pluralitate  be- 
und  das  Oldenburger  Normativ  v.  1831.  §.  16  nef.  in  tract.  Venet.  t.  XV,  wo  auch  ein  Theil 
(Müller,  Lexikon  d.  K.  R.  2.  Aufl.  5,  414):  der  vorher  citirten  Schriften  abgedruckt  ist. 
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24  i  I-  Die  Ilienircliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  159. 

erhielt  dufür  von  dem  Biscliof  seinen  Unterhalt.  Allerdings  war  die  Möglichkeit  eines 
Ueborganges  von  einer  Kirche  zu  einer  anderen  nicht  ganz  ausgeschlossen ,  und  so 
konnte  ein  Geistlicher  auch  in  den  Klerus  einer  anderen  Kirche  als  derjenigen ,  bei 
welcher  er  geweiht  war ,  Aufnahme  finden .  Damit  war  aber  sein  Verhältniss  zu  der 
ersteren  rechtlich  gelöst ' ,  und  nur  durch  unerlaubte  Mittel  war  es  möglich ,  dasselbe 
neben  der  neuen  Anstellung  aufrechtzuerhalten.  Derartigen  Machinationen ,  deren 
Zweck  oÖ'enbar  dahin  ging ,  die  Einkünfte  bei  beiden  Kirchen  zu  beziehen  ,  ist  schon 
das  Konzil  von  Chalcedon  durch  die  Anordnung  entgegengetreten  2,  dass  kein  Kleriker 
in  den  Matrikeln  zweier  Kirchen  eingezeichnet  bleiben ,  vielmehr  dem  Dienste  seiner 
ersten  Kirche  zurückgegeben  werden  solle.  Während  diese  Vorschrift  gegen  das  ehr- 
geizige Streben  nach  Stellen  an  anderen  angeseheneren  Kirchen  und  gegen  die  Hab- 
gier nach  vermehrtem  Einkommen  gerichtet  ist,  hat  Gregor  d.  Gr.  schlechthin  die  Ver- 
waltung zweier  Aemter  (officia)  auch  an  derselben  Kirche  durch  ein  und  dieselbe  Per- 
son verboten  ^. 

In  Frankreich  und  in  Spanien,  wo  seit  dem  5.  Jahrhundert  die  auf  dem 
Lande  errichteten  Kirchen  zum  Theil  mit  eigenem  Vermögen  ausgestattet  wurden,  und 
die  an  ihnen  fungirenden  Geistlichen  aus  diesem  ihren  Lebensunterhalt  empfangen 
konnten  ^ ,  trat  mit  der  Anstellung  an  den  Landkirchen  vielfach  eine  Lösung  der  Be- 
ziehung zu  der  bischöflichen  Kirche  ein  5,  andererseits  musste  aber  eine  solche  zur 
Sicherung  des  Lebensunterhaltes  des  Geistlichen  dann  bestehen  bleiben ,  wenn  bei  der 
Landkirche  keine  ausreichenden  Mittel  dafür  vorhanden  waren  oder  man  war  genö- 
thigt,  in  solchen  Fällen  einem  Geistlichen ,  namentlich  in  dem  Falle,  wo  es  sich  nicht 
um  die  Verwaltung  der  Pfarrseelsorge,  sondern  nur  um  die  Verrichtung  einzelner  gottes- 
dienstlicher Funktionen  handelte ,  auch  die  gleichzeitige  Versehung  mehrerer  Kirchen 
oder  Kapellen  zu  gestatten^.  Derartige  Ausnahmen  waren  in  einer  Zeit,  welche 
die  Uebergangsperiode  von  der  früheren  unmittelbaren  Leitung  der  Diöcese  durch  den 
Bischof  zu  einer  Verwaltung  derselben  in  einzelnen ,  kleineren  ihm  untergeordneten 
Bezirken  durch  besondere,  für  diese  angestellte  Geistliche  bildet,  nicht  zu  vermeiden  '^j 

^  c.  10.  conc.  Chalced.  v.  451  in  c.  3.  C.XXT.  so  hat  diese  Vorsctrlft  wohl  den  Zweck  gehabt, 

qn.  2.  die  Inhaber   von  reich  dotirten  Landkirchen  zur 

-  c.  10  in  c.  1.  C.  XXI.  qu.  1.  —  Den  Besitz  Annahme  solcher  Versetzungen  zu  bewegen,  und 

zweier  Klöster  durch  einen  Abt  verbietet  1.   39  dem  Biscbof  auf  diese  Weise  eine  Ergänzung  der 

(40)  C.  J.  de  episc.  I.  3.  Lücken   in   der  Geistlichkeit  an   der   Kathedrale 

3  c.   1  (Gregor.  M.  in  dessen  Lebensbeschrei-  (darauf  weist  der  Eingang  der  Stelle  hin)  aus  den 

bung  von  Johanne^-  Diakonus  II.    54.    opp.   ed.  Landpriestern  zu  erleichtern. 

Migne  85.  86)  Dist.  LXXXIX.  (,  ^         u  j      t^       -i  ht    •  i        ^o    t.,    tt 

A  rri,    TT    o    opnrc       T  ••     •  j     j.    1     T"  °  So  noch  das  Konzil  von  Merida  c.  19.  Th.  II, 

*   Ih.  II.  S.  ib.itf.  :    Loning,    deutsch.  Kir-        „    oe?.         4      t^      ^a    rz       -i  rr  i  j  ano 

chenrecht  S.  636.  674.  762.  ^^  f  ?•  ":  ^-    ^.^^  /^;  f.'"'''}  ^^"  ^ole^^  ^l  ^f ' 

5  Dies  ergiebt  c.  18  Aurel.  III.  v.  538,  Th.  II.  ^'J^^^^^^'  '^"*  ^'  ^^*  *^'''  '^''  ^^'  Pfarrkirchen 

S.  264.  n.  3,   wonach  der  Stadtgeistliche,   der  zu 

einer  solchen  Kirche  übergeht,  aus  den  Einkünf-  '^  Nicht  hierher  gehören  solche  Fälle,   wo  der 

ten   derselben   unterhalten    werden  und  sich  an  Stifter  selbst  in  mehreren  der  von  ihm  gegriin- 

diesen  genügen  lassen  soll,  auch  c.  14.  Eparn.  t.  det';n,    nach    damaliger  Anschauung   in    seinem 

517,  wonach  der  zu  einem Bisthum  beförderte  die  Eigenthum  stehenden  Kirchen,    wenn  er   selbst 

ihm   übeilassenen    Yermögensstücke  seiner   bis-  Priester  war,  wie  z.  B.  der  h.  Severus,  einzelne 

herigen  Kirche   zurückzugeben  hat.     Wenn   da-  gottesdienstliche  Verrichtungen,  so  das  Messopfer, 

gegen  das  Konzil  von  Merida  v.  666  c.  12,  Th.II.  vollzog,    Gregor.    Turon.    glor.    confess.   c.    50, 

S.  265.   n.  3  dem  vom  Bischof  aus  einer  Pfarrei  Migne  patrol.  71,  865. 

an  die  Kathedrale  versetzten  Geistlichen  die  Wei-  Ebenso  wie  der  Besitz  zweier  Kirchen  in  einer 

terbeziehung  seines  bisherigen  Einkommens  aus  Hand  ist  auch   die  Leitung  zweier  Klöster  durch 

derselben  nach  Abzug  des  zur  Unterhaltung  eines  denselben  Abt  seitens  der  gallischen  Konzilien, 

Stellvertreters  erforderlichen  Betrages  neben  sei-  Agath.  v.  506.  c.  38;  Epaon.  v.  517.  c.  8,  ver- 

nem  Stipendium  an  der  Bischofskirche  gestattet,  boten  worden. 
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und  auch  noch  später  hat  man  solche  für  ähnliche  Verhältnisse  zulassen  müs- 
sen ^ 

Mit  der  Existenz  einer  Anzahl  selbstständiger  Pfarrkirchen  und  Kapellen,  welche 
sich  in  karolingischer  Zeit  fast  innerhalb  aller  Bisthümer  des  fränkischen  Reiches  vor- 
finden, war  den  schlechteren  und  habgierigen  Elementen  im  niederen  Klerus  die  Möglich- 
keit geboten,  sich  durch  die  gleichzeitige  Verwaltung  mehrerer  Kirchen  und  Oratorien 
grössere  Einkünfte  zu  verschaffen,  und  zwar  um  so  leichter,  als  ein  beträchtlicher  Theil 
derselben  nicht  von  den  Bischöfen ,  sondern  von  den  Grundherren  verliehen  wurde. 
Diese  Gelegenheit  ist  seit  den  Zeiten  Ludwigs  d.  Fr.  so  häufig  ausgenutzt  worden, 
dass  sowohl  die  fränkischen  Synoden  ^  wie  auch  einzelne  Bischöfe  in  ihren  Diöcesan- 
verordnungen  ^  sich  veranlasst  sahen,  dagegen  einzuschreiten,  und  eine  derartige  Ver- 
einigung nur  bei  Kirchen ,  welchen  es  an  den  Mitteln  zu  selbstständiger  Existenz  ge- 
brach ,  oder  in  Betreff  einer  mit  einer  andern  Kirche  in  Verbindung  stehenden  Kapelle 
oder  bei  einer  solchen ,  an  welcher  noch  ein  anderer  Priester  zur  gehörigen  Verrich- 
tung des  Gottesdienstes  angestellt  war,  zu  gestatten. 

Was  dagegen  die  höhere  Geistlichkeit  anlangt ,  so  galt  der  Besitz  von  Klöstern 
mit  der  bischöflichen  Stellung  nicht  für  unvereinbar  4.  Eine  Reihe  von  Bisthümem 
waren  aus  der  missionirenden  Thätigkeit  von  Klöstern  hervorgegangen ,  und  in  Folge 
dieser  Art  ihrer  Entstehung  blieb  in  ihnen  vielfach  Kloster  und  Bisthum ,  Abts-  und 


1  c.  1  (Nicaen.  v.  787)  C.  XXI.  qii.  1  verbietet 
zwar  die  Anstellung  eines  Geistlichen  an  zwei 
Kirchen ,  lässt  dies  aber  bei  armen  Landkirchen 
mit  kleinen  Gemeinden  zu.  S.  auch  die  folgenden 
Anmerkungen. 

2  V.  Paris  829.  C.  I.  c.  49,  Mansi  14,  567: 
„Sicut  unicuique  civitati  convenit  proprium  habere 
episcopum,  ita  et  unamquaraque  basilicam  .  .  . 
oportet  proprium  habere  presbyterum  .  .  .  Hi 
(presbyteri)  namque  ignibus  avaritiae  aestuantes 
non  solum  a  clericis ,  verum  etiam  a  laicis  alias 
basilicas  contra  fas  ad  Christi  famulatum  peva- 
gendum  suscipiunt  ....  Yix  enim  quispiam  pres- 
byterorum  in  basilica  in  qua  divinae  servltuti 
mancipatus  est,  digne  atque  strenue  militare  in- 
venitur,  quanto  minus  id  in  duabus  vel  tribus  aut 
amplius  basilicis  digne  exequi  valet  .  .  .  statui- 
mus  decernentes ,  ut  singulae  basilicae  plebes  et 
res,  quibus  consistere  possint,  habentes  singulos 
habeant  presbyteros.  Si  vero  plebes  habuerint  et 
rebus ,  quibus  consistere  possint ,  caruerint  .  .  . 
arbitrio  episcoporuni  pendet,  utrum  ita  consistere 
debeant  aut  possint  necne.  Hoc  tamen  specialiter 
eorum  solertiae  providendum  est,  ut  hac  occasione 
nulluspresbyter  duas  aut  tres  avaritiae  causa,  qui- 
bus sufflcere  secundum  divinum  cultum  nullate- 
nus  potest,  habere  audeat  basilicas";  v.  Aachen 
836  II.  16,  ibid.  p.  683:  „.  .  censuimus,  ubi- 
cumque  possibile  fuerit,  unicuique  ecclesiae  suus 
provideatur  ab  episcopis  presbyter ,  ut  per  se 
eam  teuere  po^sit  aut  etiam  priori  presbytero 
subiugatus  ministerium  sacerdotale  perficere  pos- 
sit.  Quia  in  multis  locis  pericula  presbyterorum 
imminentia  perspeximus,  videlicet  in  offlciis  di- 
vinis ,  quamquam  missarum  celebrationem  per 
omnes  ecclesias  sibi  commissas  agere  possint,  ce- 
tera offlcia  quae  ad  divinum  cultum  pertinent, 
propter  impossibilitafem  et  multitudinem  eccle- 
siarum  quodammodo  neglecta  elapsa'*^,    v.  Metz 


>.  c.  3,  Mansi  18,  78:  .,Unus  quisque  pres- 
byter unam  solummodo  habeat  ecclesiam ,  nisi 
forte  habeat  capellam  vel  membrum  aliquod  adia- 
cens  sibi,  quod  non  expedit  separari" :  v.  Nantes 
(Ende  des  9.  Jahrb.  ?),  ibid.  p.  168:  „sicut  enim 
episcopus  non  plus  potest  habere  quam  unam 
civitatem  et  vir  unam  uxorem ,  ita  presbyter 
unam  tantum  ecclesiam.  Itaque  nullus  presbyter 
plures  praesumat  habere  ecclesias,  nisi  forte  alios 
presbyteros  sab  se  in  unaquaque  habeat,  qui 
nocturnum  atque  diurnum  officium  solemniter 
adimpleant  et  missarum  celebrationes  quotidianis 
expleant  ceremoniis". 

3  Herad  v.  Tours  (858)  c.  49,  Hardouin  5, 
451:  ,;Ut  presbyter  non  amplius  quam  unam 
ecclesiam  habeat,  sicut  et  vir  unam  uxorem"; 
Hinkinar  v.  Rheims  (874)  cap.  archidiac.  c.  7, 
Mansi  15,  498:  „neque  ecclesias  illasquaeexan- 
tiquo  presbyteros  habere  solitae  fuerint ,  aliis 
ecclesiis  quasi  loco  capellanorum  non  subiiciatis" ; 
cap.  in  syn.  Rheni,  v.  874.  c.  1 ,  1.  c.  p.  493  : 
^,Quia  .  .  contra  sacros  canones  presbyteri  nostrae 
parochiae  dicuntur  ecclesias  suas  negligere  et 
praebendam  in  monasterio  Montis  falconis  obti- 
nere,  sed  et  canonici  ipsins  monasterii  ecclesias 
rusticanarum  parochiarum  occupare,  necesse  nobis 
est,  non  solum  quid  inde  sacri  canones  deflnlant 
demonstrare,  sed  et  vigorem  ac  censuram  eorun- 
dem  SS.  canonum,  si  se  non  correxerint,  in  con- 
temptores  exercere". 

Auch  Benedikt  Levita  hat  das  Verbot  des  Be- 
sitzes zweier  Kirchen  durch  einen  Priester  in 
seine  Kapitulariensammlung  II.  73.  75,  aufge- 
nommen. 

4  Selbst  Ilinkuiar  von  Rheims  hat  es  seinem 
Nelfen,  Hinkmar  v.  Laon  ,  nur  zum  Vorwurf  ge- 
macht ,  dass  der  letztere  ohne  seine  Erlaubniss 
eine  in  einem  anderen  erzbischöflichen  Sprengel 
belegene  Abtei  vom  König  angenommen  und  be- 
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Bisjchofö würde  verciiiij^'t '.  Der  in  kirchlichen  Dingen  den  Ton  angebende  Episkopat 
suchte  ferner  die  auf))lühenden  Klöster,  welche  nach  möglichster  Selbstständigkeit 
strebten  ,  theils  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  seiner  Diöccsangewalt  theils  aber 
auch  angelockt  durch  den  Reichthum  derselben  an  sich  zu  bringen  ^ ,  wobei  ihm  die 
Anschauung  der  damaligen  Zeit,  dass  die  Klöster  als  Objekte  galten^  welche  der  recht- 
lichen Ilerrscliaft  ihrer  Stifter  und  der  Nachkommen  derselben  unterworfen  waren  ^, 
zu  Hülfe  kam.  Sodann  sind  durch  Schenkungen  der  Könige  viele  der  diesen  gehörigen 
Klöster  in  den  Besitz  der  Bischöfe  übergegangen  ^  Auch  haben  letztere  selbst  solche 
gestiftet  und  sie  als  Aebte  geleitet  -^ ,  endlich  manche  Aebte  nach  ihrer  Beförderung 
ihre  frühere  Stellung  beibehalten  ^\ 

Wenngleich  es  in  der  Folgezeit  manchen  Klöstern  namentlich  unter  Benutzung 
der  kaiserlichen  Gunst ,  später  auch  durch  päpstliche  Privilegien  gelungen  ist  ^ ,  sich 
gegenüber  den  Bischöfen  die  Selbstständigkeit  zu  erringen  oder  zu  bewahren,  so  findet 
sich  doch  eine  solche  Verbindung  von  Bischofs-  und  Abtswürde  noch  weit  über  die 
karolingische  Zeit  hinaus  ^. 

Die  erwähnten  Verordnungen  -^  hatten  das  Streben  nach  Kumulation  von  Aemtern 
bei  dem  übrigen  Klerus  nicht  zu  unterdrücken  vermocht ,  im  Gegentheil  war  diesem 
durch  die  weitere  Entwickelung  des  kirchlichen  Benefizialwesens,  namentlich  durch  die 
Auflösung  des  gemeinschaftlichen  Lebens  in  den  Dom-  und  Kollegiatkapiteln  und  der 
Gründung  von  besonderen  Kanonikaten  und  Benefizien  in  denselben ,  neue  Nahrung 
gegeben  worden  i^.  Diesen  Missbräuchen  trat  die  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts 
von  der  päpstlichen  Kurie  geleitete  Reformbewegung  von  Neuem  entgegen ,  und  so 
wurde  seitdem  wiederholt  der  Besitz  zweier  Kirchen  durch  einen  Priester  ^i,  die  Erlan- 
gung von  kirchlichen  Aemtern  in  zwei  verschiedenen  Städten  ^2,  die  Erwerbung  von 
Kanonikaten  in  mehreren  Kapiteln  i^,  auch  die  gleichzeitige  Verwaltung  mehrerer  Prä- 
laturen  oder  Ehrenstellen  an  einer  Kirche  ^^  oder  an  mehreren  ^^  verboten,  ja  in  England 

hufs  der  Verwaltung  derselben  dorthin  gereist  sei,  "^  W  a  i  t  z  ,  Deutsche  Verf.  Gesch.  6,  215.  218 ; 

opusc.  LV  capit.  c.  2,  Migne  patrol.  126,  295  5  Köpke-Dümmler,  Otto  d.  Gr.  S.  550. 

Hb.  expostulat.  c.  1.  2,  1.  c.  p.  568.  569.  8  Waitz  a.  a.  0.  S.  211  ff.  ;   d  ers.,   Hein- 

1  Th.  II.  S.  54.  richl.  S.  120.    T  h  omassin  1.  c.  c.  5.  n.  2.  4. 

2  Ueber  die  desfallsigen  Streitigkeiten  zwischen  ja  auch  im  Interesse  einer  Reform  der  Klöster 
den  Bischöfen  von  Konstanz  und  dem  Kloster  ginj  solche  Vereinigungen  vorgekommen,  Gre- 
S.  Gallen  s.  Rettberg,  Deutschlands  Kirchen-       gor  vil.  ep.  VI.  27    ed.  Jaffe'  p.  363. 

geschichte  2,  106  ff. ;  Abel,  Jahrb.  Karls  d.  Gr.  q    -vr  ,          i    t)     •          r>            i-u    tt     j 

4    QOf      -irr  -j.       -r.  •     •  1    a_  •  T^    XI.     />!      1.1  ^    Vgl.  auch  Regiuon.  Prüm.   lib.  II,    d.   syn. 

1,  odb.     Weitere  Beispiele  bei  Roth,  Gesch.  d.  •    {-v    t       *         7,-7     t   nxa   m^i   o-ro 

,'       „  .  ,              a    opo                        '  causis  hb.  I.  not.  n.  47;   I.  iob.  257.  278. 

Benefizialwesens  S,  2b2.  ' 

^  Th.  II    S    622.  n    7.  ^^   Auch  Bischöfe   suchten  sogar  zur  Vermeh- 

4  S.  z.  B.  Dümmler,  Gesch.  d.  ostfränk.  J'^ng  ihrer  Einkünfte  damals  Kanonikate  in  an- 
Reiches  2,  282.  329.  330.  344.  400.  479.  495.  «^eren  Stiftern  zu  erwerben,  so  z.  B.  der  Bischof 
497    n.  9    503    577              ,  ^^^  Senlis  die  Stelle  des  Subdekans  in  Chartres, 

5  So  Lull  das  von'ihm  gestiftete  Kloster  Hers-  welche  ihm  aber  der  Bischof  Fulbert,  ep.  38  (46), 
feld,  Abel  a.  a.  0.  1,  155.  446.  Migne  patrol.  141,  221  abschlug. 

6  Abel  1,361.  422.  423;  Dümmler  a.  a.  0.  ^  conc.  Roman.  1059.  c.  7,  Mansi  19,  898. 
1,  865.  Doch  gestattet  die  Synode  v.  Piacenza  v.   1095, 

Vgl.  überhaupt  noch  über  diese  Verbindung  von  c.  2.   D.  LXX,  dem  Bischof  dies  ausnahmsweise 

Bischofs-    und    Abtswürde   Rettberg  2,   106;  zu  erlauben. 

Abel  1,  269.  289.  290;   Simson  Jahrb.  Ludw.  12  conc.  Turon.  1060.  c.  5,  1.  c.  19,  917;  Cla- 

d.  Fr.  2,  230;    Dümmler  1,  127.  302.  383.  rom.  1075  c.  12,  1.  c.  20,  817. 

870;  2,  497.  547.  13  c.  2.  §.  1.  D.  LXX  cit. 

Die  Leitung  der  Mönche  besorgte  in  solchen  '*  Ciarom.  cit.  c.  14. 

Fällen  gewöhnlich  ein  stellvertretender  Abt.  ^^  conc.  Pictav.  c.  1078,  Mansi  20,  498:    „Ut 

Auch  eine  Vereinigung  mehrerer  Klöster  in  der  nemo  episcopatum  ,   abbatiam  ,    archidiaconatum, 

Hand  von  Aebten  ,   welche  nicht  Bischöfe  waren,  archipresbyteratum ,   praebendam  vel  alios  eccle- 

kommt  wiederholt  vor,  Simson  2,234.  237,  239;  siasticos  honores,  vel  in  duabus  ecclesiis  praela- 

Dümmler  1,  723.  759;  2,  116.  n.  10.  tiones  exereeat,  nisl  in  una  tantum." 


§.  159.]        Das  Verbot  der  Mehrheit  und  die  Inkompatibilität  der  Kirchenämter. 
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hat  man  sich  schon  zum  Einschreiten  gegen  Bischöfe  ^  genöthigt  gesehen,  welche  mehrere 
Bisthümer  gleichzeitig  zu  behalten  versuchten  2.  Indessen  zeigen  die  im  12.  Jahrhundert 
laut  werdenden  Klagen  ''^,  und  die  Wiederholungen  der  früheren  Verbote  ^,  dass  die  be~ 
treffenden  Anordnungen  keinen  Erfolg  gehabt  haben ,  was  um  so  erklärlicher  war ,  als 
auch  die  Päpste  selbst  ^,  wo  es  in  ihrem  Interesse  lag  und  namentlich,  wo  es  galt,  sich 
einflussreiche  Persönlichkeiten  zu  verbinden,  diese  Bestimmungen  nicht  beachtet  haben^. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  hatte  aber  das  Unwesen  der  Plura- 
lität  der  Benefizien  so  um  sich  gegriffen,  dass  eine  Abhülfe  dringend  nothwendig 
wurde '^.  Das  unter  Alexander  III.  abgehaltene  3.  Lateranensische  Konzil  bestimmte 
daher ,  dass  für  die  Zukunft  Niemand  mehrere  Dignitäten  oder  Pfarrkirchen  verliehen 
erhalten,  sowie  darauf  gesehen  werden  sollte ,  dass  der  Beliehene  das  ihm  übertragene 
Amt  persönlich  verwalte,  und  drohte  als  Strafe  für  die  Verletzung  dieser  Vorschrift  die 
Entziehung  des  zweiten  erworbenen  Amtes  für  den  Beliehenen,  sowie  die  des  Kolla- 
tionsrechtes für  den  Verleiher  an  ^.  In  Betreff  derjenigen  Geistlichen ,  welche  sich 
bereits  im  Besitz  mehrerer  Aemter  befanden ,  wurde  den  Bischöfen  aufgegeben ,  gegen 
die  dadurch  herbeigeführte  Vernachlässigung  der  geistlichen  Amtsverrichtungen  ein- 
zuschreiten ,  damit  trotz  der  Menge  der  in  einzelnen  Händen  angehäuften  Pfründen 
der  erforderliche  Unterhalt  für  solche  Geistliche ,  welche  der  Kirche  würdige  Dienste 
leisten  könnten,  beschafft  werde  ^.  Wie  die  sonstigen  Dekretalen  Alexanders  III.  zei- 
gen ^0,  sollten  die  Bischöfe  diejenigen,  welche  mehrere  Aemter  besassen,  dazu  zwingen, 


1  Konzil  V.  Winchester  v.  1070,  Mansi  19, 
1079,  welches  den  Erzbischof  Stigand  v.  Canter- 
bury  abgesetzt  hat. 

2  Die  Verbindung  zweier  Bisthümer  in  einer 
Hand  galt  nach  den  alten  Kanonen,  Th.II.  S.  39, 
als  ausgeschlossen ,  und  die  früheren  Inkardina- 
tionen,  Th.  I.  S.  313,  sind  keine  Ausnahme  von 
dieser  Regel ,  sondern  Translationen  gewesen. 
Allerdings  waren  gerade  schon  im  10.  Jahrhun- 
dert in  England  derartige  Vereinigungen  (so  frei- 
lich nur  auf  kurze  Zeit  eine  Verbindung  von  Win- 
chester und  London  unter  Dunstan,  Thomassin 
1.  c.  c.  3.  n.  9 ;  c.  5.  n.  9),  dann  ferner  auf  längere 
Zeit  von  Winchester  und  York  unter  Oswald,  vor- 
gekommen. Im  11.  Jahrhundert  haben  Leo  IX. 
und  Alexander  II.  ihre  früheren  Bisthümer  Toul 
und  Lucca  nach  ihrer  Erhebung  auf  den  päpst- 
lichen Stuhl  beibehalten,  Wiberti  vita  Leon.  IX., 
Watterich  pontif.  roman.  vitae  1,  170.  236, 
Baron,  ann.  a.  1049.  n.  6.  u.  a.  1070.  n.  27. 

3  So  tadelt  Ivo  von  Chartres  ep.  95,  Migne 
patrol.  162,  115,  Papst  Paschalis  II. ,  dass  dieser 
einem  Kanonikus,  welcher  schon  Archidiakon  bei 
einer  anderen  Kirche  war,  die  Thesauraria  in  Cha- 
lons  zugesprochen  habe ;  s.  ferner  Bernard.  Cla- 
revall.  ep.  42.  c.  7.  n.  27,  Migne  patrolog.  183, 
827;  ep.  78.  271,  1.  c.  182.  197.  475;  Petr.  Bles. 
Compend.  in  Job.  t.  I.e.  1,  Migne  I.e.  207,799. 
800. 

4  conc.  London,  von  1125.  c.  12  (gegen  die 
Kumulation  mehrerer  honores)  und  Rotomag.  v. 
1128.  c.  2  (gegen  die  von  Pfarrkirchen  und  Prä- 
benden),  Mansi  21,332.  375.  Auch  Paschalis  II. 
hat  1111  die  Niederlegung  der  Abtei  Monte  Casino 
von  dem  Bischof  Bruno  v.  Segni  verlangt,  indem 
er  erklärte :  „non  debere  episcopum  simul  esse  et 
abbatem",    chron.    raon.   Casin.  IV.  42.   SS.  7, 


783,  freilich  aber  deshalb,  weil  Bruno  ein  eifriger 
Gegner  des  vom  Papst  mit  Heinrich  V.  im  J.  1111 
geschlossenen  Vertrages,  Th.  11.  S.  555,  war. 

5  S.  Anm.  3. 

6  Dem  einflussreichen  Kanzler  Ludwigs  VIL 
V.  Frankreich,  Hugo,  musste  der  Bischof  v.  Arras, 
welcher  dessen  Beförderung  zum  Archidiakon  von 
dem  Aufgeben  einer  von  ihm  besessenen  Kirche 
(altare)  abhängig  gemacht  hatte ,  auf  Anweisung 
Hadrians  IV.,  diese  belassen,  s.  die  Briefe  des- 
selben V.  1156  —  1159  bei  Mansi  21,  80.  809, 
vgl.  hierzu  Reuter,  Gesch.  Alexanders  III.  2, 
107. 

7  In  c.  15  (Alex.  III.)  X.  de  praeb.  III.  5 
wird  die  Gestattung  der  Pluralität  der  Benefizien 
als  eine  in  der  französischen  Kirche  aUgemein 
geltende  Gewohnheit  bezeichnet,  c.  5  (Later.  HL") 
X.  eod.  tit.  III.  5  erwähnt,  dass  Geistliche  nicht 
blos  2  oder  3,  sondern  auch  6  und  mehr  Kirchen 
gleichzeitig  besessen  haben.  S.  auch  Reuter 
a.  a.  0.  3,  546. 

8  c.  13  in  c.  3.  X.  de  der.  non  res.  III.  4.  Ueber 
eine  andere  Vorschrift  desselben  in  Betreff  der 
Erlangung  von  Bisthümern  s.  unten  §.  163. 

9  c.  14  in  c.  5.  X.  de  praeb.  III.  5.  Nur  so, 
dass  c.  13  auf  die  Zukunft,  c.  14  aber  auf  die 
Gegenwart  bezogen  wird,  lassen  sich  beide  Kapi- 
tel vereinigen.  Dem  entspricht  nicht  blos  ihr 
Wortlaut,  sondern  auch  die  Natur  der  Sache,  wel- 
che eine  mildere  Behandlung  der  schon  im  Besitz 
mehrerer  Aemter  befindlichen  Geistlichen  be- 
dingte.   S.  auch  Phillips  7,  423. 

^0  c.  7.  14.  15.  X.  de  praeb.  III.  5.  Da  in 
diesen  des  Lateran-Konzils  nicht  erwähnt  wird, 
so  sind  sie  wohl  vor  demselben  ergangen,  Phil-r 
Ups  7,  418, 
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Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  159. 


zNvisclicii  diesen  zu  wülilcu  und  nur  eines  derselben  zu  persönlicher  Verwaltung-  zurtick- 
zubelijilten  ' ,  fulls  nicht  die  bisher  besessenen  von  so  geringem  Ertrage  waren ,  dass 
der  Geistliche  derselben  zu  seinem  angemessenen  Lebensunterhalt  bedurfte  2. 

Eine  energische  Durchführung  der  gedachten  Verbote  ist  aber  nicht  zu  erreichen 
gewesen -K  Die  Lokalgewalten,  in  deren  Hände  sie  gelegt  war,  unterliessen  es  vielfach, 
wegen  ihrer  eigenen  entgegenstellenden  Interessen  von  den  ihnen  gewährten  Befug- 
nissen Gebrauch  zu  machen  ^ ,  und  auch  da ,  wo  sie  nicht  lässig  waren ,  wurden  ihre 
etwaigen  Bestrebungen  durch  den  hartnäckigen  Widerstand  des  Klerus,  soviel  wie  mög- 
lich ,  vereitelte  Ferner  boten  die  damals  bereits  in  Uebung  stehenden  päpstlichen 
Provisionen  für  manche  Geistlichen  ein  Mittel,  sich  auf  diese  Weise  ausser  den  schon  von 
ihnen  besessenen  Benefizien  noch  andere  zu  verschaffen  ^.  Endlich  setzten  sich  auch 
die  Päpste  selbst  ebenso  wie  schon  früher,  ohne  wirklich  dringende  Gründe  '^  über  die 
Verbote  hinweg^. 

So  war  die  beabsichtigte  Reform  resultatlos  verlaufen.  Sie  wurde  von  Neuem 
durch   das  4,  Lateranensische  Konzil  von   1215   unter  Innocenz  III.  aufgenommen. 


1  Ein  anderes  Mittel  Hess  sich  auch  in  der 
That  niclit  wählen.  Die  Anordnung ,  dass  die 
Aemter  persönlich  \ersehen  werden  sollten,  be- 
dingte die  Aufgabe  aller  übrigen,  welche  die  Be- 
obachtung der  Residenzpflicht  bei  einem  derselben 
hinderten,  und  wenn  man  keine  bestimmte  Regel 
darüber,  auf  welche  Aemter  Verzicht  geleistet 
werden  sollte,  aufstellte,  war  es  das  Natürlichste, 
die  Wahl  den  betheiligten  Geistlichen  selbst  an- 
heimzugeben. Dies  ordnet  auch  Alexander  III. 
in  dem  nach  dem  ivonzile  mit  Bezug  auf  dasselbe 
erlassenen  c.  4.  X.  de  aet.  et  quäl.  I.  14  an. 

2  Diese  Beschränkung  macht  der  genannte 
Papst  gleichfalls  in  dem  eben  cit.  c.  4.  Die  wei- 
tere, auf  Beibahaltung  solcher  Kirchen,  deren  eine 
von  der  anderen  abhängt  (pendet),  d.  h.  die  für  den 
Fall  einer  Union  oder  Inkorporation  gestattete  Aus- 
nahme ist  selbstverständlich. 

3  Petrus  Cantor(-j- 1197)  V erb.  abbreviat.  c.  31, 
Migne  patrol.  205,  112:  „Pluralitati  et  bifacia- 
litati  et  trifacialitati  missarum  non  absimilis  .  .  . 
est  pluralitas  personatuum,  dignitatum,  offlciorum 
circa  eandem  personam  sive  in  uuica  ecclesia  sive 
in  diversis.  Sunt  quidam  qui  velut  Geryones 
Briarei  bicorpores,  tricorpores,  belluae  multoium 
capitum  monstruosae,  contendunt  deo  trino  in 
personis  et  uni  in  substantia  assimilari.  Horuin 
enim  quilibet,  cum  sit  unus  in  substantia  et  per- 
sona, tamen  appetit  plures  esse  personae  in  per- 
sonatibus  et  dignitatibus  ecolesiae".  Ein  Kleriker 
in  Neapel,  welcher  gleichzeitig  mehr  als  20  Bene- 
fizien hat,  erwähnt  von  Innoc.  III.  ep.  I.  414,  ed. 
Migne  1.  392. 

4  S.  das  Verbot  Innocenz'  III.  ep.  XVI.  14,  1. 
c.  3,  800  a.  1213  an  den  Bischof  von  Herford, 
Kleriker  mit  hinreichenden  Benefizien  zu  Kirchen 
seiner  Diöcese  zuzulassen.  Vgl.  ferner  eiusd.  ep. 
VII.  78.  1.  c.  2,  360  V.  1204,  worin  dem  Bischof 
V.  Narbonne  eine  von  ihm  besessene  Abtei  ent- 
zogen wird. 

5  Dies  zeigt  der  Umstand,  dass  sich  einzelne 
Bischöfe,  Klöster  und  Stifter  ausdrücklich  Privi- 
legien gegen  die  Anstellung  von  Geistlichen, 
welche  schon  mit  Benefizien  oder  Kanonikaten 
versehen  waren,  in  Seelsorge- Aemtern  oder  Ka- 


nonikaten haben  ertheilen  lassen,  s.  die  Privile- 
gien v.  Lucius'  III.  Th.  II.  S.  571.  n.  5  u.  v. 
1184 — 1185  (Germ ain)  histoire  de  labbaye  de 
N.  D.  de  Soissons.  Paris  1675.  p.  442,  v.  Inno- 
cenz m.  ep.  I.  82  1.  c.  1,  72,  v.  1198  u.  1.  c.  4, 
219  v.  1212. 

6  S.  0.  S.  115  ff.  Hieraus  erklären  sich  die  Vor- 
schriften, c.  8  (Luc.  III.)  c.  17  (Inn.  HI.)  X.  de 
rescr.  I.  3,  dass  bei  der  Nachsuchung  solcher  Ver- 
leihungen der  Impetrant  die  schon  von  ihm  be- 
sessenen Benefizien  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der 
darauf  erfolgten  Provision  angeben  sollte. 

''  Als  solche  konnten  allerdings  die  Schmälerung 
der  Einkünfte  eines  Bischofes  durch  Vertreibung 
von  seinem  Sitze  oder  die  unzureichenden  Erträge 
einer  bischöflichen  Kirche  gelten.  Privilegien  auf 
Beibehaltung  von  Pfründen  für  Bischöfe  in  der- 
artigen Fällen  von  Innocenz  III.  v.  1204.  1206 
u.  1207  in  ep.  VH.  174.  IX.  200.  X.  37,  1.  c. 
2,  488.  1037.  1131. 

8  S.  in  Betreff  Alexanders  III.  selbst  Reuter 
a.  a.  0.  3,  407.  413.  547;  ferner  Innoc.  III.  ep. 
XIV.  158,  Migne  3,  520.  Die  politischen  An- 
hänger Innocenz'  III.  Gerhard  von  Osnabrück  und 
Konrad  111.  von  Speyer  haben  neben  ihren  bishe- 
rigen Bisthümem  mit  seiner  Bewilligung,  der 
erstere  das  Erzbisthum  Bremen  1210,  der  letztere 
1212  das  Bisthum  Metz  erhalten,  Winkel  m,a  n  n, 
Philipp  V.  Schwaben  2,  168.  328.  Der  bei  der 
zwiespältigen  Wahl  in  Trier  1183  gewählte  Fol- 
mar,  welcher  gegen  Friedrich  I.  vom  päpstlichen 
Stuhl  unterstützt  wurde,  Th.  II.  S.  566.  n.  3. 
S.  567,  hatte  neben  seiner  Propstei  in  Trier  noch 
eine  andere  und  ein  Archidiakonat  an  zwei  Stif- 
tern inne ,  Bayer  mittelrh.  Urkdnbch.  2,  98. 
Auch  der  1205  gewählte  Erzbischof  Bruno  IV.  v. 
Köln  war  im  Besitze  von  4  Propsteien  an  4  Stif- 
tern, Ficker,  Engelbert  d.  H.  S.  38.218.  Durch 
Innocenz  III.  wurde  ihm  mit  Rücksicht  auf  die  in 
Folge  der  politischen  Wirren  geschmälerten  Ein- 
künfte seines  Erzbisthums  die  Beibehaltung  dieser 
Aemter  gestattet,  ep.  VIII.  174,  1.  c.  2,  753. 

Urban  III.  selbst  hat  sein  früheres  Erzbisthum 
Mailand  ebenfalls  als  Papst  beibehalten,  G  i  u  1  i  n  i, 
memorie  di  Milano  1760.  7,  28. 


§.  159.]        Das  Verbot  der  Mehrheit  und  die  Inkompatibilität  der  Kirchenämter.  249 

Dasselbe  ^  verbot,  ohne  die  Vorschriften  des  früheren  Konzils  ganz  zu  beseitigen  1 .  den 
Besitz  mehrerer  Dignitäten  und  Personate  an  einer  und  derselben  Kirche ,  selbst  wenn 
mit  keiner  dieser  Stellungen  eine  Seelsorge  verbunden  war.  Ferner  ordnete  es  2.  an, 
dass  derjenige  Geistliche,  welcher  neben  einem  schon  von  ihm  besessenen  Seelsorge- 
Benefizium  oder  einer  Dignität  oder  einem  Personat  noch  ein  zweites  Benefizium  der 
gedachten  Arten  erwerbe  2,  ipso  iure  das  früher  erlangte  verlieren,  wenn  er  aber  beide  zu 
behalten  versuche,  ihm  auch  das  neue  entzogen  werden  solle.  3.  Das  erledigte  Bene- 
fizium sollte  von  dem  Verleihungsberechtigten  binnen  3  Monaten  ^  wieder  besetzt  wer- 
den, widrigenfalls  nicht  nur  die  Vergebung  an  den  höheren  Kirchenoberen  devolviren, 
sondern  der  säumige  KoUator  auch  dasjenige ,  was  unberechtigter  Weise  von  der  Zeit 
der  eingetretenen  Erledigung  an  Einkünften  aus  dem  Benefizium  gezogen  worden  wäre, 
der  betreffenden  Kirche  ersetzen  sollte.  4.  Endlich  gestattete  das  Konzil  dem  Papste 
zu  Gunsten  hochgestellter  und  gelehrter  Personen  ausdrücklich  in  geeigneten  Fällen 
von  seinen  Verboten  zu  dispensiren. 

In  Betreff  der  Kumulation  der  in  den  gedachten  Vorschriften  besonders  erwähnten 
Aemter  sind  dadurch  die  Vorschriften  des  früheren  Lateranensischen  Konzils  abge- 
ändert worden ,  dagegen  sind  sie  hinsichtlich  der  gleichzeitigen  Erwerbung  anderer 
Aemter,  z.  B.  einer  Pfarrkirche  und  eines  Kanonikates,  in  Geltung  geblieben  "i. 

Eine  weitere  Ergänzung  erhielten  die  Vorschriften  des  4.  Lateran-Konzils  gegen 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  insofern,  als  Bonifazius  VIII.  sie  auch  auf  die  Erlangung 
mehrerer  Priorate  und  Pfarrkirchen  durch  Mönche ,  selbst  wenn  die  Kirchen  durch 
Vikare  verwaltet  würden  (jedoch  mit  Ausnahme  solcher,  von  denen  eine  von  der  anderen 
abhängig  oder  der  anderen  inkorporirt  war),  ausdehnte^. 

Ebensowenig  wie  durch  das  frühere  v.  J.  1179  ist  aber  durch  das  Konzil  v.  1215 
die  herrschende  Pluralität  der  Benefizien  beseitigt  worden.  Zwar  haben  eine  Anzahl 
von  Partikularsynoden  des  1 3 .  und  1 4 .  Jahrhunderts  die  Bestimmungen  desselben  zu 
wiederholten  Malen  eingeschärft  ^ ,  und  wenn  auf  einzelnen  derselben  auch  päpstliche 
Legaten '  mitgewirkt  haben,  so  haben  doch  die  Päpste  selbst  diese  Bestrebungen  keines- 

1  c.  29,  Mansi  22,  lOlf),  auch  in  c.  28.  X.  s.  o.  S.  110.  n.  2;  Nantes  1264.  c.  6,  Bremenl266, 
de  praeb.  III.  5.  Wien  1267.  c.  6,  Mansi  23,  1119.  1159.  1172  ; 

2  So  ist  die  Vorschrift  aufzufassen,  nicht  dahin,  Salzburg  1274.  c.  7;  Seaumur  1276.  c.  3;  Köln 
dass  der  Verlust  des  früheren  Pfarramtes  nur  bei  1280.  c.  15,  Salzburg  1281.  c.  10 ;  Würzburg  1287. 
späterer  Erwerbung  eines  solchen,  nicht  aber  einer  c.  10,  Mansi  24,  139. 161.360.  400.854:  Mainz 
Dignität  oder  eines  Personates  eintritt.  In  dieser  1298,  Hartzheim  4,588;  Mainz  1310,  Mansi 
Weise  ist  sie  auch  in  c.  54  §.  4  (Gregor.  IX.)  X.  25,  315;  Köln  1300.  c.  4  u.  Utrecht  1310.  c.  13, 
de  elect.  I.  6.  verstanden  worden.  S.  auch  dieGl.  1.  c.  p.  38.  178.  Vgl,  auch  die  folgende  Note, 
ord.  zu  c.  28.  X.  cit.  s.  v.  in  eadem  ecclesia,  wo  "^  So  in  England.  Hier  sland  die  Pluralität 
die  gegentheilige  Meinung  einzelner  Aelterer  ver-  der  Benefizien  in  der  höchsten  Blüthe.  Der 
worfen  wird.    Vgl.  ferner  Phillip  s  7,  427.  päpstliche   Legat,    welcher    das    Londoner  Kon- 

^  In  den  Dekretalen  Gregors  IX,  ist  dafür  die  zil  i.  J.  1237  abhielt,  liess  sich,  da  seine  Ab- 
Frist in  sechs  Monate,  um  sie  mit  der  sonst  gel-  sieht,  gegen  die  Kumulation  der  Benefizien  ein- 
tenden  Frist  für  die  Devolution,  s.  o.  S.  103  u.  zuschreiten,  bekannt  geworden  war,  und  so  gros- 
168  in  Einklang  zu  bringen,  umgeändert,  was  sen  Unwillen  bei  den  englischen  Geistlichen  er- 
Phillips a.  a.  0.  S.  426  übersehen  hat.  regt  hatte  ,  dass  er  für  seine  Sicherheit  fürchtete, 

*  S.  auch  Phillips  a.  a.  0.  S.  428.  durch  bewaffnete  Adlige  mit  ihrem  Gefolge  zur 

5  0.  32  in  VIto  de  praeb.  III.  4.  Den  damals  Sitzung  begleiten,  Matth.  Paris  chron.  a.  1237 
im  Besitz  mehrerer  solcher  Aemter  befindlichen  maior.  ed.  Luard.  3,  418.  Das  Konzil  selbst  ver- 
Mönchen wurde  die  Wahl  zwischen  denselben  bot  dann  die  Vergebung  der  Dignitäten,"  Dekanate 
binnen  der  Frist  von  einem  Monat  freigelassen.  und  Archidiakonate  zur  flrma  (s.  o.  S.  78.  n.  10) 

^  Oxford  1222.  c.  41,  Mansi  22,  1164;  Trier  und  ordnete  an,  dass  jeder  Vikar  an  einer  Kirche 

1227.  c.  8;  Beziers  1233  c.  12,  Mansi  23,  32.  Priester  sein  und  Residenz  halten  sollte,  c.  7. 10, 

273;    Breslau    1248.  c.   14,    Heyne  Gesch.   d.  1.  c.  p.  424.  426  ;  Man  si  22,  450ff.,  um  die  Um- 

Bisth.  Breslau  1,  364 ff.  ;   Seaumur  1253.  c.  28,  gehung  des  Verbotes  der  Pluralität,  insbesondere 
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Wegs  unterstützt  und  gefördert  ^ .  Der  betreffende  Kanon  des  Konzils  hatte  für  gewisse 
F'älle  die  Dispensation  von  dem  Verbote  der  Pluralität  offen  gelassen.  Diese  war  zwar 
durch  das  letztere  dem  Papst  ausdrücklich  vorbehalten ,  indessen  haben  einzelne  der 
erwähnten  Konzilien  noch  die  bischöfliche  Dispensation  für  ausreichend  erklärt 2.  Da- 
durch war  es  möglich,  in  einzelnen  Diöcesen  eine  laxe  Disciplin  aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  die  kirchliclien  Lokalgewalten ,  welche  auch  bei  energischem  Willen  zur  Durch- 
führung der  Konzilsbeschlüsse  in  den  widerstreitenden  Interessen  der  ihnen  unterge- 
gebenen Geistlichkeit ,  vor  Allem  des  am  meisten  betheiligten  Stifts-Klerus  schwer  zu 
überwindenden  Hindernisse  finden  mussten,  tragen  jedenfalls  nicht  die  Hauptschuld  an 
der  Erfolglosigkeit  der  beabsichtigten  Reform.  Vielmehr  sind  es  die  Päpste  selbst  ge- 
wesen ,  welche  dieselbe  durch  die  Ausbeutung  ihres  Dispensationsrechtes  wesentlich 
verhindert,  ja  den  früheren  Zustand  nur  noch  verschlimmert  haben.  Das  Dispen- 
sationsrecht  gewährte  ihnen  neben  den  direkten  Provisionen  einen  weiteren  Einfluss 
auf  die  Besetzung  der  Benefizien ,  da  eine  Verleihung  der  Aemter ,  welche  an  sich  in 
Folge  der  Pluralität  hätten  zur  Erledigung  kommen  müssen ,  durch  die  Dispensation 
ausgeschlossen  wurde  und  der  dispensirte  Geistliche  dieselben  in  der  That  der  Gnade 
des  Papstes  zu  danken  hatte.  Es  ist  daher  nicht  zufällig,  dass  im  13.  Jahrhundert  die 
Gewährung  solcher  Dispensationen  in  demselben  Umfange,  wie  die  Ertheilung  von  Provi- 
sionsmandaten und  die  direkte  päpstliche  Besetzung  von  Benefizien  ^  zugenommen  hat. 
Sieht  man  auch  von  solchen  Dispensationen  ab,  welche  nur  in  Klarstellung  der  Anordnung 
des  Lateranensischen  Konzils  die  Innehabung  des  früheren  Amtes  bis  zum  Erwerbe  des 
ruhigen  Besitzes  des  neuen  gestatten  *  oder  wegen  der  geringen  Erträgnisse  eines  Amtes 
auf  Beibehaltung  schon  früher  besessener  oder  noch  weiter  zu  erwerbender  Benefizien 
ertheilt  worden  sind  ^ ,  so  bleibt  doch  immer  noch  eine  so  erhebliche  Anzahl  von  Dis- 
pensationen zu  Gunsten  von  Bischöfen,  Stiftsherren,  päpstlichen  und  fürstlichen  Kapel- 
lanen übrig ,   dass  es  gar  nicht  denkbar  ist ,   dass  bei  ihrer  Ertheilung  allein  wirklich 

dadurch,  dass  der  Inhaber  sich  nur  als  Vikar  ge-  und  ein  Provisionsmandat  auf  einzelne  derselben 

rirte    und    nominell    die  Kirche    einem   anderen  zu  Gunsten  des  Rom  treu  ergebenen  Propstes  von 

überliess,  zu  verhindern.    Gefruchtet  hat  dies  aber  Braunschvs^eig  gewährt,  Potthast  n.  5397. 

nichts,    die  Anordnungen  des  Konzils   mussten  2  g    die  S.  249.  n.  6  citirten  Synoden  von  Trier 

vielmehr  1279  zu  Reading  c.  1.  2  und  1281  zu  (1227),  Nantes  (1264)  und  Seaumur  (1276).  Dies 

Lambeth  c.  25,  Mansi  24,  251.  419  wiederholt  beruht  offenbar  auf  Festhaltung  an  c.  2  D.  LXX, 

werden.    Bezeichnend  für  die  Zustände  Englands  0.  S.  246.  n.  11. 

ist  es  ferner,  dass  Innocenz  IV.  1245  dem  König  3  §.  0.   S.  118 ff. 

von  England  erklärte,  er  werde  den  zu  Prälaturen  *  Vgl.    Potthast    n.    6144    [Honorius    III. 

f  beförderten  Geistlichen  künftighin  nicht  mehr  die  1219),  n.  12254  (Innocenz  IV.  1249),  n.  15973 

I  Beibehaltung  ihrer  vorher  besessenen  Benefizien  (Alexander  IV.  1255). 

''   gestatten,  Matth.  Paris,  a.  1246,  ed.  cit.  4,  522.  5  Für  Bischöfe  von  Gregor  IX.  1234,  Pott- 

^  Allerdings  finden  sich  einzelne  Dekretalen,  hast  n.  9490  (Chur),    v.   Innocenz  IV.  1248  n. 

in  denen  auf  Beobachtung  des  Konzils  gedrungen  13025  (Suffraganbischöfe  in  Preussen),  Bonifaz 

oder  das  Verbot  zur  Anwendung  gebracht  wird,  VIII.  1299  n.  24798 (Basel),  1301  n.  25034 (Riga), 

c.  33  (Hon.  III,)  X.  de  praeb.  ;  Potthast  reg.  wobei  zu  beachten  ist,  dass  einzelne  solcher  In- 

n.  5457a.  5975  von  Honorius  III.,  fernem.  11156.  dulte  den  Bischöfen  behufs  Bezahlung  von  Bis- 

12763.   13337  (gegen  die  Vereinigung  der  Bis-  thumsschulden  gewährt  und  dass  diese  Schulden 

thümer  Mainz  und  Köln  in  einer  Hand)  von  Inno-  nicht  selten  durch  die  Kosten,    welche  sie   im 

cenz  IV.;  n.  15993 b  v.  Alexander  IV.;  n.  18655  Interesse  ihrer  Beförderung   zum  Bischof  aufge- 

von  Urban  IV.     Dieser  Umstand  erscheint  aber  wendet  hatten,   verursacht  worden  sind;   für  an- 

gegenüber   der    im  Text   nachgewiesenen  Praxis  dere  Geistliche,  insbesondere  Pröpste  und  Archi- 

einflusslos.    Ueberdies  ist  auch  Strenge  meistens  diakonen  von  InnocenzIV.  1245n.  11677. 11786; 

nur  deshalb  geübt  worden,  um  die  vakant  gewor-  1252  n.  14490;  1253  n.  14991 ;  Urban  IV.  1264 

denen  Aemter  der  päpstlichen  Provision  zu  unter-  n.  18826. 

werfen,  so  hat  z.  B.  Honorius  III.  1216  dem  ge-  Potthast  n.  7516  (Honorius  III.  1226)  ent- 
wählten Erzbischof  Engelbert  von  Köln  eine  nach  hält  ein  derartiges  Indult  für  den  Bischof  v.  Glas- 
seiner Beförderung  von  ihm  beibehaltene  Stifts-  gow,  um  diesem  Einkünfte  zur  Bekehrung  der 
präpositur  und   andere  Benefizien   abgesprochen  entfernten  Theile  seines  Sprengeis  zu  verschaffen. 
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kirchliche  Interessen  das  bestimmende  Motiv  gewesen  sind.  Dagegen  spricht  einmal 
der  Umstand,  dass  sie  vielfach  nicht  etwa  blos  auf  die  Beibehaltung  zweier,  sondern 
mehrerer  Benefizien  gerichtet  sind,  sodann  auch  das  Vorkommen  von  Indulten  auf  An- 
nahme von  weiteren  Benefizien  für  den  Fall ,  dass  solche  dem  Privilegirten  in  Zukunft 
angeboten  werden  sollten  ^ ,  wodurch  die  an  und  für  sich  schon  nicht  seltene  Jagd  der 
Geistlichen  nach  möglichst  vielen  Aemtern  nur  vermehrt  werden  musste. 

In  welchem  Umfange  die  Pluralität  der  Benefizien  trotz  der  Verbote  der  beiden 
Lateranensischen  Konzilien  fortdauerte,  zeigt  ferner  die  Vorschrift  des  2.  Kon- 
zils von  Lyon  (1274)  2^  dass  die  Ordinarien  der  einzelnen  Sprengel  diejenigen  Geist- 
lichen ,  welche  mehrere  Dignitäten ,  Personate  oder  Kuratbenefizien  besässen ,  zur 
Vorlegung  der  dafür  erforderlichen  Dispensationen  binnen  einer  von  ihnen  zu  be- 
stimmenden angemessenen  Frist  zwingen,  und  falls  solche  nicht  beigebracht  wür- 
den, die  zuständigen  Verleihungsberechtigten  zu  anderweiter  Besetzung  der  rechts- 
widrig innegehabten  Benefizien  veranlassen  sollten  ^.  Charakteristisch  für  den  da- 
maligen Zustand  ist   es  weiter,    dass  sowohl  Bonifazius  VIII.  ^^    als  auch  Cle- 


1  Für  alles  im  Text  Bemerkte  geben  die  nach- 
stehend citirten  Dekretalen  die  Belege:  v.  Inno- 
cenz  IV.  Potthast  n.  11946.  12206^  (für  20 
Kleriker  in  Deutschland)  12344.  12548.  12579. 
12872.  13006.  13048  (für  den  Bischof  von  Chur 
auf  Beibehaltung  der  Abtei  S.  Gallen),  n.  13077. 
13092a.  13165.  13210.  13413.  13414.  13791. 
14392.  14393.  14747.  14783  (Indult  für  den 
Archidiakon  in  Raab,  welcher  ausserdem  noch 
mehrere  Benefizien  besitzt ,  auf  Erlangung  eines 
weiteren  ,  selbst  eines  Kurat  -  Beneflziuras  in 
Deutschland  v.  1252),  n.  14837.  14838.  14961 
(Indult  für  2  ungarische  Kleriker  auf  je  2  Kurat- 
benefizien in  Burgund),  n.  14996.  15051,  15052 
(Indult  für  den  Bischof  von  Passau  auf  Beibehal- 
tung seines  Archidiakonats  oder  anderer  Bene- 
fizien V.  1253),  n,  15056  (ein  ähnliches  für  den 
Bischof  V.  Trier  v.  1253),  n.  15067.  15069. 
15111.  15113.  15176  (Indult  für  den  Propst  in 
Strassburg,  welcher  3  Pfarrkirchen  und  eine  an- 
dere besitzt,  auf  Erlangung  eines  weiteren  Bene- 
fiziuras  in  Deutschland  v.  1253),  n.  15203;  v. 
Alexander  IV.  n.  15631.  15693.  16582. 
17439;  von  Urban  IV  n.  18472.  18474. 18766. 
18199;  Gregor  X.  n.  21024  (betreffend  den 
Propst  Peter,  den  s.  g.  Reichen,  von  Mainz,  der  2 
Archidiakonate,  in  2  anderen  Stiftern  Präbenden 
und  Kanonikate,  ausserdem  2  Kirchen  in  seiner 
Hand  vereinigt,  Sbaralea  buUar.  Francisc.  3, 
231),  v.  NikolausIII.n.  21698  (für  den  Bischof 
V.  Metz  auf  Beibehaltung  zweier  Präposituren  v. 
1280),  V.  Honorius  IV.  n.  22229  (zu  Gunsten 
des  Dekans  in  Dublin  für  eine  Thesauraria  und 
3  Kirchen  v.  1285)  n.  22471.  22821.  22928 
(Dispensation  des  Propstes  Peter  Aspelt  für  2 
Präposituren  und  Kanonikate  nebst  Präbenden  in 
3  Domstiftern,  v.  1289)  n,  23035.  23140.  23238. 
23634.  23883.  23886;  v.  Bonifa z  VIII.  n. 
24203.  24512.  24368. 

S.  auch  ann.  cap.  Cracov.  v.  1267,  SS.  19,  603  : 
„magister  Jacobus,  decanus  Cracoviensis,  scolasti- 
cus  Bamberigensis,  cantor  "Wladizlaviensis,  cano- 
nicus  Wratizlaviensis  ,  capellanus  domni  pape  et 
regis  Bohemie  obiit". 


2  c.  18,  Mansi24,  92,  auch  in  c.  3  in  VIto 
de  off.  ord.  I.  16. 

3  Solche  Anordnungen  mit  der  Abweichung, 
dass  den  Geistlichen  die  Wahl  gelassen  würde, 
welches  der  verschiedenen  Benefizien  sie  behalten 
wollten,  hatten  schon  die  S.  249.  n.  6  erwähnten 
Konzilien  von  Bremen  und  Wien  getroffen. 

.4  c.  21  in  VIto  de  praeb.  III.  3.  erklärt  r)dass 
eine  Dispensation  in  Betreff  der  Pluralität  von 
Benefizien  nicht  gültig  ist ,  wenn  der  Bittsteller 
auch  nur  den  Besitz  eines  noch  so  massigen  Be- 
nefiziums  verschwiegen  hat  (s.  auch  c.  23  eod.), 
2)  dass  eine  Verleihung,  in  welcher  bemerkt  ist, 
dass  sie  trotz  eines  schon  innegehabten  Benefi- 
ziums  erfolgt ,  nicht  als  Dispensation  zur  Beibe- 
haltung des  ersten  zu  deuten  sei,  sondern  nur  die 
Einrede  der  Erschleichung  ausschliesse ,  3)  dass 
ein  Indult  auf  Annahme  oder  Beibehaltung  zweier 
Kuratbenefizien  sich  nur  auf  die  beiden  ersten, 
welche  der  Begünstigte  nach  Empfang  des  Privi- 
legiums übertragen  erhalte,  beziehe. 

Ferner  kann  nach  c.  19  ibid.  derjenige,  welcher 
durch  päpstliches  Provisionsmandat  Jemandem  ein 
Benefizium  zu  verleihen  angewiesen  ist,  für  den 
Fall ,  dass  letzterer  schon  ein  ausreichendes  be- 
sitzt, dies  nur  dann  thun  ,  wenn  es  ausdrücklich 
im  Mandat  zugelassen  ist  oder  der  Bedachte  auf 
sein  bisheriges  verzichtet.  Im  ersteren  Fall  ist 
auch  allein  die  Verleihung  eines  Beneflziums  ohne 
Seelsorge  gestattet,  und  ferner  soll  ein  Indult  auf 
Kollation  eines  Benefiziums  trotz  des  Besitzes 
mehrerer  anderer  nur  auf  Gestattung  der  Ku- 
mulation zweier  Benefizien  ohne  Cura  bezogen 
werden. 

Dagegen  ist  nach  c.  23  cit.  eod.  eine  motu  pro- 
prio (o.  S.  160)  vom  Papste  ertheilte  Verleihung 
deswegen  nicht  als  nichtig  zu  betrachten,  weil  dabei 
eines  schon  anderweit  vom  Beliehenen  innegehab- 
ten Benefiziums  nicht  Erwähnung  geschehen  ist. 

Ferner  soll  derjenige,  welcher  glei.'hzeitig  zwei 
unvereinbare  Benefizien ,  das  eine  durch  den 
Papst,  das  andere  durch  den  Bischof  verliehen  er- 
halten hat,  wenn  er  bei  der  Nachsuchung  des 
ersteren  von  der  Kollation   des   letzteren   keine 
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mensVJ  eine  Reihe  von  Bcstiranfiungen  über  die  Interpretation  päpstlicher  Provi- 
sionsreskripte  mit  Rücksicht  auf  den  Fall,  dass  die  Begünstigten  sich  schon  im  Besitze 
mehrerer  Benefizien  befinden,  getroffen  und  diese  in  ihre  Dekretalensammlungen  auf- 
genommen haben,  noch  mehr  aber  der  Inhalt  einer  Dekretale  Clemens'  V.,  daliin 
gehend ,  dass  eine  päpstlicherseits  motu  proprio  ^  ertheilte  Verleihung  eines  Benefi- 
ziums,  ohne  dass  der  bereits  von  dem  Beliehenen  besessenen  Benefizien  gedacht  sei, 
immer  Gültigkeit  habe,  gleichviel  welche  anderweite  Benefizien,  Dignitäten,  Persona- 
ten, Benefizien  mit  und  ohne  Seelsorge,  und  wie  viel  solcher  derselbe  bereits  in  seiner 
Hand  vereinige-^.  Diese  Anordnung  zeigt  nicht  nur,  dass  man  bei  der  päpstlichen 
Kurie  die  Pluralität  derartiger  Aemter  als  etwas  durchaus  Gewöhnliches  betrachtete  ^, 
sondern  auch  in  welchem  Umfange  die  Kurie  gegen  dieselbe  Nachsicht  geübt  hat-^. 

Allerdings  haben  sich  im  Lauf  des  13.  Jahrhunderts  unter  den  Theologen  manche 
Stimmen  gegen  das  Unwesen  der  Benefizienkumulation  erhoben*»,  aber  sie  haben  bei 
den  massgebenden  kirchlichen  Stellen  keine  Beachtung  gefunden,  und  nur  einzelne 
Fürsten '  haben  sich  bemüht,  die  Reformen  zu  verwirklichen,  deren  Durchführung  die 
Kurie  durch  ihre  Praxis  vereitelt  hat. 

Erst  im  14.  Jahrhundert  schritt  Papst  Johann  XXH.  von  Neuem  mit  gesetzge- 
berischen Massregeln  gegen  die  Pluralität  der  Benefizien  ein ,  und  wenn  er  auch  in 
seiner  hierher  gehörigen  Konstitution :  Execrabilis  ^  als  Motiv  derselben  die  schweren 
Schäden  hervorhebt ,  welche  der  kirchlichen  Disciplin  und  Verwaltung  aus  der  Gier 
nach  geistlichen  Stellen  erwachsen  sind ,  so  hat  dabei  offenbar  weniger  sein  Eifer  für 


Keiintniss  gehabt ,  zwar  nicht  beide  behalten, 
aber  zwischen  ihnen  wählen  dürfen,  c.  7  eod. 
de  rescr.  I.  3. 

Nur  zwei  Dekretalen  Bonifazius'  VUI.  enthal- 
ten Bestimmungen ,  welche  die  Vorschrift  des  4. 
Lateranensischen  Konzils  näher  erläutern  und  er- 
gänzen. Nach  c.  26  eod.  de  praeb.  III.  4  tritt 
eine  Unvereinbarkeit  zweier  Kuratbenefizien  auf 
so  lange  nicht  ein,  als  das  zuletzt  verliehene  dem 
Inhaber  keine  Früchte  gewährt ,  diese  vielmehr 
einem  Bischof  zur  Bezahlung  seiner  Schulden  über- 
lassen sind ,  d.  h.  der  Besitzer  verliert  das  erste 
nicht  früher,  als  er  in  den  Fruchtgenuss  des  zwei- 
ten tritt. 

Ferner  soll,  wenn  ein  in  Folge  Unvereinbarkeit 
verlorenes  Beneflzium  von  dem  Bischof  weiter 
verliehen  worden  ist,  der  Beliehene  immer  erst 
nach  Ladung  desjenigen,  welcher  es  verloren  hat, 
in  den  Besitz  gesetzt  werden  ,  damit  der  letztere 
Gelegenheit  erhält,  sein  etwaiges  Recht  auf  Bei- 
behaltung des  Beneüziums  darzuthun,  c.  28  eod. 

1  Clem.  1.  de  praeb.  III.  2  des  Inhaltes,  dass 
wenn  der  Papst  einem  Dignitär  eine  weitere  Digni- 
tät  unter  Dispens  von  der  Pluralität  ertheilt  und 
in  dem  Reskripte  der  mit  einer  derselben  ver- 
bundenen Seelsorge  keine  Erwähnung  geschehen 
ist,  das  letztere  selbst  dann  nicht  für  erschlichen 
gelten  soll ,  falls  in  demselben  bedingungsweise 
bemerkt  ist,  dass  die  etwa  mit  dem  Beneflzium 
verbundene  Seelsorge  nicht  vernachlässigt  werden 
dürfe. 

2  S.  0.  S.  160. 

3  Clem.  4  eod, 

4  Darauf  weist  auch  Clem.  3  eod.  hin ,  wonach 


derjenige,  welcher  bereits  mehrere  Dignitäten  be- 
sitzt und  ohne  Dispensation  eine  weitere  oder  ein 
Seelsorge-Beneflzium  annimmt ,  mit  dem  erlang- 
ten Besitz  des  letzteren  Beneüziums,  alle  frühe- 
ren ipso  iure  verliert ,  wie  dies  bei  einer  vorher 
allein  besessenen  Dignität  der  Fall  sei. 

5  Ygl.  übrigens  auch  die  auf  dem  Konzil  von 
Vienne  1311  über  die  Pluralität  der  Benefizien 
erhobenen  Klagen,  s.  o.  S.  132.  n.  6. 

6  In  zwei  1235  und  1238  gehaltenen  Dispu- 
tationen verwarf  die  theologische  Fakultät  der 
Pariser  Universität  die  Statthaftigkeit  der  Bene- 
fizienkumulation und  stellte  unter  dem  Vorsitze 
des  Bischofs.  Wilhelm  von  Paris  den  Satz  auf,  dass 
es  Niemand  mit  seinem  Seelenheil  verantworten 
könne,  wenn  er  zwei  Benefizien  besitze,  von  denen 
auch  nur  eines  15  Pariser  Pfund  Einkünfte  ab- 
werfe. Der  genannte  Bischof  hat  auch  einen  eige- 
nen Traktat  gegen  die  Pluralität  der  Benefizien 
geschrieben.  Vgl.  hierzu  T  homassin  1.  c.  c.  9. 
n.  9  ff.,   wo  auch  weitere  Mittheilungen. 

■^  So  Ludwig  IX.  von  Frankreich,  Guilm.  de 
Nangiaco  gesta  Ludovici  a.  1255,  Bouquet  20,  408: 
„Hanc  consuetudinem  observabat,  quod  nulli, 
quantumcunqueliterato,  aliquod  beneficium  eccle- 
siasticum  possidenti ,  conferret  aliud  ecclesiasti- 
cum ,  nisi  primo  beneflcio  simpliciter  resignaret'" 
und  1.  c.  a.  1270.  p.  458  die  Anweisung  an  sei- 
nen Sohn :  „beneficia  ecclesiastica  personis  ido- 
neis  dona  de  consilio  spiritualium  virorum  et  eis 
qni  non  habent  aliud  beneficium. ''^ 

8  V.  1317,  c.  un.  in  Extr.  Joann.  XXII.,  de 
praeb.  tit.  3  u.  c.  4  in  Extr.  comm.  eod.  III.  2. 
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kirchliche  Reformen ,    als  sein  Streben  nach  möglichst  weiter  Ausdehnung  der  päpst- 
lichen Aemterreservationen  bestimmend  eingewirkt  ^ . 

Der  Inhalt  seiner  Dekretale  ist  folgender: 

1.  Alle  diejenigen,  welche  mit  einander  unvereinbare  Benefizien ,  Dignitäten, 
Personate,  Offizien,  Priorate  oder  Seelsorgebenefizien  —  als  solche  sollen  nach  der 
ausdrücklichen  Vorschrift  der  Konstitution  in  den  hier  in  Frage  stehenden  Beziehungen 
gelten :  Pfarreien,  in  welchen  die  Seelsorge  nicht  durch  vicarii  perpetui,  sondern  durch 
eigene  fest  angestellte  Geistliche  oder  deren  vicarii  temporales  ausgeübt  wird,  ferner 
aber  auch  alle  Benefizien,  mit  denen  das  liecht  zur  Visitation,  zur  Inquisition,  zur  Er- 
hebung von  Prokurationen,  zur  Suspension,  Exkommunikation  oder  zur  Absolution  von 
diesen  Censuren  verbunden  ist^  —  auf  Grund  einer  Dispensation  besitzen,  sollen 
binnen  einer  einmonatlichen  Frist,  angerechnet  vom  Tage  der  erlangten  Kenntniss  dieser 
Konstitution,  sich  unter  ihren  bisherigen  Benefizien  dasjenige  auswählen,  welches  sie 
behalten  wollen ,  und  neben  welchem  sie  ausserdem  auch  ferner  noch  ein  Nichtkurat- 
benefizium  besitzen  können,  dagegen  auf  die  übrigen,  welche  zugleich  von  dem  erwähn- 
ten Zeitpunkt  ab  für  erledigt  erklärt  werden ,  innerhalb  der  gedachten  Frist  vor  ihren 
Ordinarien  durch  eine  in  öffentlicher  Form  abzugebende  Erklärung ,  sowie  auch  that- 
sächlich  verzichten,  ferner  sich  dieselben  nicht  ohne  eine  neue  rechtsgültige  Verleihung 
wieder  anmassen  oder  in  ihre  Verwaltung  einmischen,  widrigenfalls  sie  auch  dasjenige 
Benefizium,  welches  sie  nach  der  vorstehenden  Anordnung  behalten  dürfen ,  ipso  iure 
verlieren  und  zum  Erwerbe  gleicher  Benefizien  unfähig  werden. 

Die  an  die  gedachten  Amtsträger  bereits  ertheilten  Anwartschaften  sollen  mit  der 
Massgabe  in  Kraft  bleiben,  dass,  falls  sich  dieselben  später  verwirklichen,  derjenige, 
welcher  früher  auf  Grund  der  vorstehend  gedachten  Anordnung  ein  Benefizium  ausge- 
wählt hat,  sich  binnen  Monatsfrist  bei  Vermeidung  der  vorher  erwähnten  Strafen  dar- 
über entscheiden  kann,  ob  er  dieses  oder  das  ihm  neu  angefallene  behalten  will. 

2.  Solche  Geistliche,  welche  mehrere  der  erwähnten  Benefizien  ohne  Dispensa- 
tion in  ihrer  Hand  vereinigt  halten  ,  sollen  auf  alle ,  mit  Ausnahme  des  ihnen  zuletzt 
verliehenen ,  binnen  der  gleichen  Frist  in  der  unter  1  vorgeschriebenen  Form  verzich- 
ten ,  sonst  verlieren  sie  alle  ihnen  zustehenden  Aemter  ipso  iure  und  werden  mit  Un- 
fähigkeit zur  Erlangung  anderer  gleichartiger  Benefizien  bestraft. 

3.  In  Zukunft  soll  jeder,  welcher  eine  Dignität,  ein  Personat-  oder  ein  anderes 
mit  Seelsorge  verbundenes  Offizium  oder  Benefizium  besitzt  und  ein  zweites  derartiges 
Amt  annimmt,  weil  er  mit  dem  erlangten  ruhigen  Besitz  desselben  oder  bei  schuldhaf- 
ter Unterlassung  des  Besitzerwerbes  des  ersteren  ohne  Weiteres  verlustig  geht ,  dieses 
erste  in  der  schon  erwähnten  Form  ohne  Verzug  in  die  Hände  des  Bischofs  aufgeben, 
und  im  Fall  des  Zuwiderhandelns  auch  das  neue  Benefizium  verlieren ,  sowie  keine 
höheren  Weihen  und  überhaupt  keine  kirchlichen  Benefizien  mehr  erwerben  dürfen  '^ 

4.  Ferner  wird  den  Bischöfen,  bei  der  Sedisvakanz  den  Kapiteln  auferlegt, 
dem  Papst  Mittheilung  über  die  Benefizien,  welche  in  Folge  der  getroffenen  Bestim- 
mungen in  ihre  Hände  aufgegeben  oder  ihren  Inhabern  zur  Strafe  verloren  gegangen 
sind,  zu  machen. 

^  S.  0.  S.  131.  ten  unter  1  bis  3  verloren  gegangenen  Benefizien 

2  Const.  cit.  a.  Ende  s.  v.  „illa  duntaxat".  s.  oben  a.  a.  0. 

^  üeber  die  Reservation  der  nacb  den  Vorschrif- 


) 


254  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  159. 

5.    Endlich  werden  von  allen  vorstehenden  Anordnungen  die  Kardinäle  und  kö- 
niglichen Prinzen  ausgenommen  '. 

Bei  der  weiten  Ausdehnung ,  in  welcher  das  Uebel  der  Pluralität  der  Benefizien 
um  sich  gegriffen  hatte,  gelangten  aber  auch  diese  Massregeln,  —  sie  bewegen  sich  im 

wesentlichen  auf  demselben  Boden ,  wie  die  früheren  gesetzlichen  Bestimmungen , 

nicht  zu  voller  Durchführung^.  Und  obschon  mehrere  der  Nachfolger  Johanns  XXII.,  so 
BenediktXII.  (1334—1342),  Innocenz  VI.  (1352—1362)  undUrbanV.  (1362— 
1370)  =^  sich  bemüht  haben,  die  Aemter-Kumulationen  einzuschränken,  so  wurde  doch 
jeder  etwaige  Erfolg  dieser  Bestrebungen  während  der  Zeit  des  bald  darauf  eintreten- 
den päpstlichen  Schismas  wieder  in  Frage  gestellt^.  Der  alte  Krebsschaden  blieb  in 
seinem  früheren  Umfange  bestehen ,  und  war  in  der  That  auch  nicht  ohne  eine  Be- 
schränkung des  päpstlichen  Dispensationsrechtes,  durch  welches  alle  gut  gemeinten  ge- 
setzlichen Anordnungen  wirkungslos  gemacht  werden  konnten,  zu  beseitigen. 

Auf  dem  Konstanzer  Konzil  suchte  man  daher  die  Dispensationen  an  besondere 
Voraussetzungen  zu  binden  und  dadurch  zu  erschweren  5,  Martin  V.  ging  aber  nicht 
darauf  ein,  ja  seine  eigenen  Reformvorschläge  enthielten  sogar  insofern  eine  Milderung 
der  const.  ExecrahiUs  Johanns  XXII. ,  als  sie  die  Vorschriften  derselben  nur  in  Betreff 
der  Unvereinbarkeit  zweier  Pfarrkirchen,  nicht  aber  in  Betreff  der  Inkompatibilität  der 
anderen  von  dem  gedachten  Papst  für  Kurat-Aemter  erklärten  Benefizien  festhalten 
wollten  6.  Ueber  irgend  welche  allgemeine  Vorschriften  '^in  Betreff  der  Pluralität  der 
Benefizien  hat  man  sich  auf  dem  Konzile  indessen  nicht  vereinigen  können ,  und  nur 
in  dem  englischen  Konkordate  findet  sich  die  Zusicherung  des  Papstes,  die  Vorschrif- 
ten des  4.  Lateranensischen  Konzils  (o.  S.  218)  beobachten  zu  wollen^. 

So  blieb  auch  diesmal  wieder  Alles  beim  Alten '^.  Erst  das  unter  Leo  X.  abge- 
haltene Lateranensische  Konzil  hat  nach  dem  Vorgange  Johanns  XXII.  die  freilich 
nicht  einmal  der  seinigen  an  Strenge  gleichkommende  Anordnung  erlassen ,  dass  alle 
diejenigen,  welche  mehr  als  vier  Kuratbenefizien  oder  Dignitäten,  sei  es  als  Titel,  sei 
es  als  Kommenden,  inne  hätten,  auf  alle  bis  auf  zwei  innerhalb  zwei  Jahren  in  die 
Hände  der  Ordinarien  verzichten  sollten  ^.    Eine  derartige  laxe  Bestimmung  hat  selbst- 

1  Ueber  die  frühere  Zeit  vgl.  Th.  L    S.  332.  817,  vgl.  auch  die  const.  Urbans  V.   v.  1366  bei 
335.  Mansi26, 42. 

2  Denn  ausser  der  Unzulänglichkeit  des  Bene-  ^  Hefele  a.  a.  0.  6,  588.  In  dem  Traktat  de 
fiziums  und  dem  Mangel  von  Geistlichen  galt  in  ruina  ecclesiae  c.  14,  bei  Hardt  conc.  Constant. 
der  Doktrin  seit  dem  13.  Jahrhundert  selbst  die  I.  3,  11.  wird  erzählt,  dass  die  Kardinäle  oft 
blosse  päpstliche  Gnade , als  ein  ausreichender  Dis-  400 — 500  Benefizien  an  sich  gezogen  haben, 
pensationsgrund ,  Gl.  s.  v.  intitulatam  zu  c.  54.  ^  Hüb  1er,  Konstanzer  Reformation  S.  150. 
X.  de  elect.  I.  6.  n.  85.    Ueber  andere  Propositionen  a.  a.  0.  n.  86. 

Auch  die  Gegner  johanns  XXII.  in  seinem  Kampf  6  A.  a.  0.  S.  150.  151. 

mit  Ludwig d. Baiern  suchten  durch  solche  Aemter-  "^  Hübler  a.  a.  0.  S.  212. 

Kumulationen  ihre  Macht  zu  stärken,  so  hat  Erz-  8  Dies  zeigen  auch  die  Partikularsynoden  jener 

bischof  Balduin  von  Trier  1328  das  ihm  vom  Ka-  Zeit,  welche  sich  zum  Theil  ebenfalls  mit  weniger 

pitel  angebotene  Erzstift  Mainz  angenommen  und  strengen  Vorschriften  als  früher  gegen  die  Plura- 

sich  in  den  Besitz  desselben   gesetzt,   trotzdem  lität  der  Benefizien  richten ,  s.  Würzburg  1407, 

dass  der  Papst  selbst  einen  anderen  Erzbischof  für  c.  12,  Hartzheim  5,  6;  Salzburg  1418,  c.  8, 

dasselbe  ernannt  hatte.     Balduin  vereinigte  übri-  Mansi  28,  985  ;  Sens  (o.  Paris)  v.  1429,  c.  5.6. 

gens  mit  diesen  beiden Erzbisthümern  später  auch  1.  c.  p.  1079;    Freising   1440,   c.  7,    Hartz- 

die  Verwaltung  der  Bisthümer  Worms  und  Speier,  heim  5,  271,  Lüttich  1446,  1.  c.  p.  311,  Würz- 

die  des  ersteren  freilich  nur  auf  kurze  Zeit,   C.  bürg  1446,  1.  c.  p.  327:  Konstanz  1463,  1.  c.  p. 

Müller,  Kampf  Ludwigs  d.  Baiern  mit  d.  röm.  460;  Basel  1503,  1.  e.  6,  31 ;   Köln  1536  P.  I.  c. 

Kurie  1,  280.  286.  288ff.  33,  1.  c.  p.  251 ;  Hildesheim  c.  19,  1.  c.  p.  323. 

3  S.   Hefele  Konziliengesch.   6,    556.    605.  9  Sess.  9,  Hardouin  9,  1750. 
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verständlich  ebenfalls  keine^Aenderung  herbeiführen  können^,  und  daher  verblieb  dem 
Konzil  von  Trient  die  Aufgabe,  auch  in  Betreff  dieses  üebels  reformirend  einzuschreiten  2. 
Dasselbe  traf  zunächst  im  J.  1547  Vorschriften  über  die  damals  häufig  gewordene  Plu- 
ralität  der  Bisthümer  und  erneuerte  im  Uebrigen  für  die  Zukunft  die  Vorschriften  des 
4.  Lateranensischen  Konzils^. 

Da  indessen  diese  Festsetzungen  nicht  ausreichend  erschienen ,  so  kam  dasselbe 
im  J.  1563  nochmals  auf  den  Gegenstand  zurück  und  ordnete  unter  Zugrundelegung 
der  Vorschrift  des  Chalcedonensischen  Konzils  ^  an  ^,  dass  künftighin  keinem  Geist- 
lichen, selbst  auch  nicht  einmal  den  Kardinälen  ^  mehr  als  ein  Benefizium  verliehen 
werden  sollte.  Nur  die  Ausnahme  Hess  es  zu,  dass,  falls  ein  einziges  Benefizium 
nicht  zum  anständigen  Lebensunterhalte  des  Benefiziaten  ausreiche,  diesem  noch  ein 
anderes,  jedoch  nur  ein  benefizium  simplex,  welches  die  persönliche  Residenz  nicht 
erfordere,  übertragen  werden  dürfe'. 

Die  Ausbreitung  des  Protestantismus,  das  durch  die  protestantischen  Anschauun- 
gen hervorgerufene  und  beförderte  Eingreifen  der  katholischen  Laudesherrn  in  die 
kirchlichen  Angelegenheiten  und  der  Erwerb  ausgedehnter  Besetzungsrechte  durch  die 
letzteren,  welche  für  die  Regel  kein  Interesse  hatten,  einzelne  Kleriker  mit  vielen  Be- 
nefizien  zu  überhäufen ,  erleichterten  die  Durchführung  der  gedachten  Vorschriften  in 
Bezug  auf  die  niederen  Benefizien^.  In  Betreff  der  höheren,  insbesondere  der  Bisthü- 
mer, nicht  minder  auch  der  Verbindung  der  Stellen  der  bedeutenderen  Stifter  mit  ein- 
ander und  namentlich  mit  Bisthümern  hatten   die  zuerst  gedachten  Umstände  aber 


1  Vgl.  z.  B.  die  s.g.  Reformationsformel  Karls  V. 
V.  1548  bei  Gaertner  coxp.  iur.  eccles.  2,  258. 
Von  Bisthümern  besass  im  16.  Jahrh.  Albert  II. 
Markgraf  von  Brandenburg,  Mainz  (1514 — 1545) 
lind  Magdeburg,  Herman  V.  Graf  v.  Wied  Köln 
(1515 — 1546)  und  Paderborn.  Ueber  die  Ver- 
einigung von  Stiftsdignitäten  und  Kanonikaten 
vgl.  Varrentrapp,  Hermann  von  Wied  S.  130. 

2  Sesä.  VII.  c.  2.  de  ref.  Danach  soll  Niemand, 
gleichviel  welche  hohe  kirchliche  Würde  er  auch 
besitzt ,  mehrere  Kathedralkirchen  als  Titel  oder 
Kommenden  in  seiner  Hand  vereinigen  und  die- 
jenigen, welche  mehrere  solche  Kirchen  inne- 
haben ,  sollen  sich  eine  auswählen ,  die  übrigen 
aber  binnen  6  Monaten,  wenn  dieselben  zur  Dis- 
position des  apostolischen  Stuhles  stehen,  sonst 
innerhalb  eines  Jahres ,  bei  Verlust  aller  ausser 
der  zuletzt  erhaltenen ,  aufgeben.  Demgemäss 
ging  auch  Paul  IV.  1559  auf  die  Bitte  Herzog 
Heinrichs  von  Braunschweig,  seinem  Bruder  drei 
deutsche  Bisthümer  zu  verleihen,  nicht  ein,  s. 
dessen  const.  Non  obliti  bei  Raynald.  ann.  a. 
1559.  n.  24. 

3  L.  c.  c.  4. 

*  S.  0.  S.  244. 

5  Sess.  XXIV.  c.  17  de  ref. 

6  Dadurch  ist  die  0.  S.  254  gedachte  Bestim- 
mung der  const.  Execrabilis  beseitigt  worden. 

"^  Für  die  damaligen  Besitzer  von  solchen  Be- 
neüzien,  welche  danach  mit  einander  unvereinbar 
■waren  ,  traf  das  Konzil  a.  a.  0.  ähnliche  Bestim- 
mungen wie  für  die  Besitzer  zweier  Bisthümer, 
s.  Anm.  2. 

^  Einschärfungen  des  Verbotes  der   Pluralität 


durch  die  Synoden  v.  Lüttich  1548.  c.  14,  Strass- 
burg  1549.  c.  30  (unter  Hinweis  auf  die  erste 
Vorschrift  des  Tridentinums).  Köln  1549,  Mainz 
1549,  Hartzheim  6,396.520.544.580;  Augs- 
burg 1670.  P.  III.  c.  5,  1.  c.  9,  59  (ebenfalls  un- 
ter Bezugnahme  auf  das  Tridentinum). 

In  Frankreich  sind  die  Vorschriften  des  Tri- 
dentinums nicht  nur  auf  mehreren  Provinzlalsyno- 
dendes  16.  Jahrhunderts  wiederholt  und  publicirt, 
Thomassin  1.  c.  c.  8.  n.  7,  sondern  auch  von 
der  weltlichen  Gesetzgebung  recipirt  worden,  vgl. 
die  Ordonnance  de  Blois  v.  1579.  Art.  11:  „Nul 
ne  pourra  doresnavant  tenir  deux  archevechez, 
evechez  ou  eures  es  eglises  paroissiales  quelques 
dispenses  qu'on  pourrait  ci-apres  obtenir,  nonob- 
stant  lesquelles  suivant  les  saints  canons  et  con- 
stitutions  canoniques  seront  les  beneflces  de  ceux 
qui  les  obtiendront  declarez  vaquans  et  impe- 
trables",  recueil  d'edits  et  ordonnances  royaux. 
Paris  1720.  1,  522;  s.  auch  Art.  73  der  gaüikani- 
schen  Freiheiten  und  die  in  den  Me'moires  du 
clerge  2,  1447  mitgetheilten  Arrets.  Päpstliche 
Dispensationen  von  dem  Verbote  bedurften  daher 
des  königlichen  Placets.  Die  Praxis  gestattete 
aber  dem  Erwerber  eines  zweiten  inkompatiblen 
Beneflziums  eine  einjährige  Frist  für  die  Wahl 
zwischen  diesem  und  dem  erst  besessenen.  Nach 
einer  Deklaration  Louis'  XIV.  v.  1681  durfte  er 
indessen  während  dieser  Zeil  nur  die  Einkünfte 
des  Beneflziums  ziehen,  bei  welchem  er  residirte, 
während  dieMes  zweiten  zur  Unterhaltung  des  Vi- 
kars und  zum  Nutzen  der  betreffenden  Kirche  ver- 
wendet w^erden  sollten,  Durand  de  Maillane 
dictionnaire  de  droit  canonique  s.  v.  incompatibi- 
lite,  ed.  II.  Lyon  1770,  2,  668.  669. 
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gerade  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  die  katholische  Kirche,  wie  in  Deutschland, 
das  weitere  Vordingen  des  Protestantismus  bekämpfen  musste ,  die  entgegengesetzte 
Wirkung.  Hier  galt  es  diese  wiclitigen  und  einträglichen  Stellen  in  sichere  katholische 
Hände  zu  bringen,  das  Interesse  derFürstenliäuser  an  der  Aufrechterhaltung  desKatho- 
licismus  zu  erhöhen,  und  die  katholisclie  Partei  unter  den  Reichsfürsten  zu  stärkend 
Dalier  sind  nach  dem  Tridentinum  sogar  Dispensationen  ^  zur  Erlangung  von  drei 
oder  vier  Bisthümern  ertheilt  worden^,  und  wenn  auch  Clemens  XIL'*  sich  gegen 
die  herrschende  Praxis,  diese  ohne  eingeliende  Prüfung  der  Gründe  zu  gewähren, 
ausgesprochen  hat,  so  ist  doch  die  Kumulation  von  Bisthümern  und  von  Stiftsstellen 
mit  solchen  bis  zur  Auflösung  des  deutschen  Reiches  nicht  beseitigt  worden. 

Ausserdem  sind  auch  schon  im  16.  Jahrhundert  die  Vorschriften  des  Tridenti- 
nums,  soweit  sie  sich  auf  die  Kardinäle  beziehen,  dadurch  gemildert  worden,  dass  Six- 
tus  V.  denselben  ein  für  alle  Mal  Dispensation  für  den  gleichzeitigen  Besitz  solcher 
Benefizien  ertheilt  hat,  deren  Innehabung  nicht  mit  der  Kardinalswürde  wegen  der  da- 
durch bedingten  Residenzpflicht  und  wegen  des  Vortritts  des  Bischofs  unvereinbar  er- 
scheint ^. 

In  Folge  der  Säkularisationen  Ende  des  vorigen  und  Anfangs  dieses  Jahrhunderts 
ist  nach  der  Wiederaufrichtung  der  dadurch  zerstörten  Verfassung  der  katholischen 
Kirche  die  Beobachtung  des  Verbotes  der  Benefizienkumulation  schon  durch  die  Lage 
der  Verhältnisse,  die  geringere  Zahl  von  Stellen  zur  Versorgung  der  Geistlichen,  die 
von  den  Regierungen  bei  der  Besetzung  der  Kirchenämter  in  Anspruch  genommenen 
Rechte ,  die  Ausschliessung  von  Ausländern  vom  Erwerb  derselben ,  den  Fortfall  der 
päpstlichen  Reservationen  u.  s.  w.  geboten  worden,  so  dass  jetzt  eine  so  strenge  Praxis 
herrscht,  wie  dies  seit  Jahrhunderten  nicht  der  Fall  gewesen  ist^. 

1  Vgl.  hierzu  v.  S  ar  tori ,  gelstl  Staatsrechte  schof  möglichst  lange  in  seinem  früheren  Bisthiim 
d.  katholischgeistl.  Erzstifter  I.  2,  19  if.  zubleiben  suchte,  um  die  Einkünfte  desselben 

2  Dass  die  Erhaltung  und  Stärkung  des  Katho-  noch  neben  denen  des  ihm  neu  übertragenen  zu 
licismus  das  Motiv  für  diese  weitgehenden  Dispen-  gemessen.  Hiergegen  richten  sich  die  Dekrete  d. 
sationen  gewesen  ist,  darüber  s.  Fagnan.  ad  Congr.  conc.  v.  1574  u.  v.  Urban  VIII.  v.  1625, 
c.  22  X.  de  elect.  I.  6.  n.  29 ;  Rigaii  ti  ad  reg.  Richter  Tridentinum  S.  48.  n.  1.  2 ;  Bened. 
I.  canc.  §.  7.  n.  167;  Bened.  XIII.  de  synodo  XIV.  1.  c.  c.  16.  n.  16. 17.  Vgl.  auch  unten  §.  165. 
dioec.  XIII.  8.  n.  6.  4  In  zwei  Dekreten  v.  1731  an  die  Congregatio 

3  Beispiele  derartiger  Kumulation  deutscher  concilii  und  secretaria  brevium,  mitgetheilt  bei 
Bisthümer  zusammengestellt  bei  Riganti  1.  c.  Benedikt  XIV.  1.  c.  c.  8.  n.  8.  9. 

n.  168  ff. ;  Phillips  7,  450;  vgl.  auch  das  Ver-  5  Th.  I.  S.  355.  —  Darüber,  ob  die  Kardinäle, 
zeichniss  der  deutschen  Bischöfe  bei  Potthast,  welche  schon  ein  Bisthum  besitzen,  eines  der  sub- 
biblioth.  bist,  medii  aevi ,  Suppl.  Bd.  S.  267  ff.  urbikanischen  Bisthümer,  wenn  das  Optionsrecht 
Hierher  gehören  z.  B.  Herzog  Ernst  v.  Baiern,  an  sie  gelangt,  wählen  dürfen,  sind  wegen  des 
Erzbischof  V.Köln  (1583 — 1612),  zugleich  Bischof  Tridentinums  Zweifel  entstanden.  VonürbanVIll. 
von  Freising,  Münster  u?  Lüttich  ,  Administrator  ist  aber  in  seinem  Dekret  v.  1633  eine  ausdrück- 
von  Hildesheim ;  Clemens  August  I.,  Herzog  von  liehe  Entscheidung  darüber  nach  dem  Vorgange 
Baiern,  Erzbischof  von  Köln  (1723 — 1761)  und  Clemens' VIII.  abgelehnt  worden.  Nachdem  dann 
Bischof  V.  Münster,  Paderborn,  Hildesheim  u.  eine  unter  Alexander  VIT.  1666  eingesetzte,  be- 
Osnabrück, welchen  letzteren  Papst  Clemens  XII.  sondere  Kongregation  entschieden  hatte,  dass  das 
gefragt  haben  soll:  Bist  Du  jener  Fürst,  welcher  Kardinalbisthum  nicht  als  Kommende  genommen 
alle  Bisthümer  Deutschlands  besitzen  will,  v.  Sar-  werden  könne,  vielmehr  nur  das  frühere  als  solche 
tori  a.  a.  0.  S.  19.  beibehalten   werden    dürfe,    hat    Clemens  XII. 

Ueber  die  Kapitelstellen  vgl.  v.  S  artori  a.  a.  in   der  Const.  Pastorale  officium  v.   1731.  §.  7, 

0.  S.  22,  und  das  Verzeichniss  der  Kölner  Dom-  bull.  Taurin.  23,  227,   die  Entscheidung  über  die 

kapitulare  von  1794  bei  Hüffer,  Forschungen  Kumulation  beider  für  jeden  Einzelfall  dem  Papste 

z.  französ.-rhein.  K.  R.  S.  302.  n.  4.  vorbehalten,  Benedikt.  XIV.  I.e.  c.  8.  n.4.  Ueber 

In  Polen  hatte  sich  zur  Umgehung  der  Vor-  die  Zeit  vor  dem  Tridentinum  vgl.  Thomassin 

Schriften   des  Konzils  von  Trient  bei    den   dort  1.  c.  c.  5.  n.  11. 

häufig  vorkommenden  Translationen  der  Bischöfe  6  Ueber  noch  heute  vorkommende  Ausnahmen 

der  Missbrauch  gebildet,  dass  der  transferirte  Bi-  s.  S.  260.  n.  1  u.  S.  263.  n.  1. 
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II.  Das  geltende  Recht  beruht  zwar  auf  den  bereits  (s.  o.  S.  255)  erwähn- 
ten Bestimmungen  des  Tridentinums ;  da  dasselbe  aber  die  älteren  Vorschriften  nicht 
vollkommen  beseitigt,  vielmehr  theilweise  erweitert  hat,  so  kommen  dieselben  wenig- 
stens noch  in  mancher  Hinsicht  neben  demselben  mit  in  Betracht  ^ . 

Das  Tridentinum  ordnet  an  2,  dass  für  die  Regel  Niemandem  mehr  als  ein  Bene- 
fizium  tibertragen  werden  soll.  Dadurch  ist  also  jedes  Benefizium,  welcher  Art  es  auch 
sein  mag,  mit  irgend  einem  anderen  für  inkompatibel-^,  d.  h.  in  derselben  Hand  un- 
vereinbar erklärt.    Diese  Regel  findet  ausnahmslos  Anwendung: 

a.  auf  Dignitäten  ^,  Personate  ^  und  Kuratbenefizien  in  der  Art,  dass  weder  eines 
dieser  Aemter  mit  einem  gleichartigen,  noch  mit  einem  der  genannten  anderen  beiden 
Kategorien  in  einer  Hand  vereinigt  werden  darf.  Zu  den  Kuratbenefizien  gehören  vor 
Allem  die  Bisthtimer  ^,  ferner  die  Pfarr-  und  Taufkirchen ,  sowie  Benefizien,  welche 
zur  Aushülfe  in  der  Seelsorge  bestimmt  sind.  Wenn  dagegen  ein  Kuratbenefizium  von 
einem  anderen  Benefizium  in  der  Art  abhängig  ist,  dass  es  seine  Selbstständigkeit  auch 
nur  theilweise  verloren  hat',  so  kommt  es  bei  der  Frage,  in  wie  weit  der  Inhaber  des 
Hauptbenefiziums  noch  andere  Benefizien  erwerben  kann,  nicht  in  Betracht  ^. 

b.  Nach  feststehender  Doktrin  und  Praxis,  welche  sich  an  einzelne  Dekretalen 
angeschlossen  hat^,  gelten  ferner  unter  allen  Umständen  mit  einander  inkompatibel 
zwei  s.  g.  heneficia  uniformia  sub  eodem  tecto,  d.  h.  solche,  welche  an  derselben  Kirche 
oder  demselben  kirchlichen  Institute  errichtet  sind  ^  ^  und  mit  denen  gleiche  kirchliche 


1  Es  ist  umsomehr  auf  dieselben  einzugehen, 
als  über  die  Einwirkung  des  Tridentinums  auf 
sie  Streit  herrscht. 

2  Trid.  Sess.  XXIY.  c.  17  cit. 

^  Der  Ausdruck  :  beneficia  incompatibüia,  wel- 
chen auch  das  Tridentinum  gebraucht,  kommt 
schon  im  15.  Jahrh.  vor,  s.  die  Synoden  v.  Würz- 
buTg  1407.  c.  12  u.  1446,  sowie  von  Freising 
1440.  C.8,  0.  S.  254.  n.  8,  und  die  Bezeichnung: 
heneficia  compatibilia  in  den  Kanzleiregeln  Mar- 
tins V.  V.  1417,  Man  si  28,  507,  und  in  der  Sy- 
node V.  Freising  1480,  Hartz  he  im  5,  512. 

4  c.  28  (Lateran.  IV.)  X.  de  praeb.  III.  5,  auf- 
rechterhalten in  Trid.  Sess.  VII.  c.  4  de  ref. 

•">  Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Dignitäten  oder  Per- 
sonate bei  derselben  Kirche  und  bei  verschiede- 
nen bestehen,  c.  28  X.  cit.,  ob  mit  ihnen  eine 
Seelsorge  verbunden  ist  oder  nicht,  worüber  frei- 
lich unter  den  Aelteren  Streit  geherrscht  hat, 
Fagnan.  ad  c.  28  X.  cit.  n.  22  ff. 

6  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  17  cit. 

7  c.  6  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb.  III.  4. 
Es  gehört  also  hierher  der  Fall,  wo  eine  Pfarrei 
einer  Stiftsstelle ,  z.  B.  der  Propstei  oder  einem 
Kanonlkate  inkorporirt  ist,  sei  es  quoad  tem- 
poralia ,  sei  es  quoad  spiritualia  et  temporalia, 
denn  in  keinem  Falle  hat  der  Inhaber  der  inkor- 
porationsberechtigten Stelle  die  Seelsorge  auszu- 
üben ,  s.  Th.  II.  S.  447,  452;  ferner  trifft  das 
auch  zu  für  die  unio  subiectiva  einer  Pfarrei  mit 
einer  solchen  Stelle,  welche  indessen  nach  neue- 
rem Recht  ausgeschlossen  ist,  Th.  II.  S.  418. 
Vgl.  auch  Garcias  tr.  de  benef.  P.  XI.  c.  5.  n. 
187.  196.  197;  L euren,  for.  benef.  P.  III.  qu. 
116. 

Der  Inhaber  zweier  aeque  principaliter  unirter 
Kuratbenefizien  steht  in  der  hier  fraglichen  Be- 
ziehung dem  Besitzer  eines  einzigen  gleich  ,  weil 

Hinschius.  Kirchenrecht.  III. 


die  beiden  vereinigten  Aemter  dauernd  dazu  be- 
stimmt sind,  gemeinsam  verwaltet  zu  werden. 

Wenn  bei  einem  Kuratbenefizium  z.  B.  wegen 
Mangels  an  Parochianen ,  gar  keine  Seelsorge  ge- 
übt werden  kann ,  und  auch  keine  Aussicht  vor- 
handen ist,  dass  sich  der  Zustand  ändert,  so  gilt 
es  als  Simplex ,  fällt  also  nicht  unter  das  Verbot, 
Fagnan.  ad  c.  30.  X.  de  praeb.  14.  8.  n.  41  ff. 

8  Dass  nach  heutigem  Recht  noch  ebenso  wie  nach 
der  const.  Execrabilis  Johanns  XXII.  (s.  o  S.  252. 
253)  auch  die  Seelsorgeämter  im  weiteren  Sinne, 
Th.II.  S.  371.  372,  unter  die  Regel  des  Textes 
fallen,  — über  diese  Kontroverse  s.  Leuren.  1.  c, 
—  wird  verneint  werden  müssen,  da  das  Tridenti- 
num Sess.  VII.  c.  7  nur  das  Lateranensische  Kon- 
zil, nicht  aber  die  erwähnte  const.  aufrechterhal- 
ten hat,  so  auch  die  Rota ,  Hieron.  Gonzalez 
ad  reg.  VIII  cancellar.  gl.  6.  n.  63.  64. 

9  c.  28.  X.  cit.  (Verbot  des  Besitzes  zweier 
Dignitäten  oder  Personate  auch  ohne  Seelsorge  an 
derselben  Kirche),  c.  9  (Inn.  III.)  X.  de  conc. 
praeb.  III.  8 ,  wonach  der  Kanoniker,  welcher 
später  in  demselben  Kapitel  eine  Präpositur  mit 
einer  Präbende  erhält,  seine  frühere  de  iure  ver- 
liert, eine  Vorschrift,  welche  man,  worüber  sich 
freilich  streiten  lässt,  auf  einen  Verlust  ipso  iure 
gedeutet  hat,  Fagnan.  ad  c.  9  cit.  n.  7;  vor 
Allem  aber  Clem.  6  de  praeb.  III.  2,  in  welcher 
diese  letztgedaehte  Wirkung  für  den  in  c.  9.  X. 
cit.  behandelten  Fall,  deutlich  ausgesprochen 
ist;  s.  ferner  c.  1  (Bonif.  VIII.)  in  VI*»  de  con- 
suet.  I.  4.  Vgl.  Garcias  1.  c.  n.  182ff.  ;  Leu- 
ren, for.  benef.  P.  III.  qu.  129;  van  Espen 
J.  E.  U.  P.  II.  t.  20.  c.  4.  n.  4. 

'0  Die  communis  opinio  verlangt  aber  bei  der 
Bestimmung  dieses  Momentes  rechtlichen  und 
faktischen  Zusammenhang,  nicht  blos  einen  der 
ersteren  Art.    Sie  nimmt  daher  keine  Inkompati- 
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Funktionen  und  zwar  solche,  welche  demselben  Zwecke  dienen,  verbunden  sind. 
Blosse  Gleichlieit  der  Funktionen  in  abstracto  genügt  nicht  zum  Begriffe  der  Unifor- 
mität ,  denn  der  Grund  des  Verbotes  ist  der,  eine  Verminderung  der  Zahl  derjenigen 
Geistlichen,  welchen  die  Verrichtung  bestimmter  gottesdienstlicher  Funktionen  obliegt, 
durch  etwaige  Kombination  der  dafür  bestehenden  Benefizien  auszuschliessen.  Unter 
das  Verbot  fällt  demnach  die  Vereinigung  zweier  Kanonikate ,  zweier  anderen  Chor- 
Benefizien  oder  dauernden  Offizien  in  derselben  Kathedral-  oder  KoUegiatkirche  ^ 
nicht  aber  zweier  Kaplaneibenefizien,  welchen  verschiedenartige  Messverpflichtungen 
auferlegt  sind  2.  In  Betreff  der  Kanonikate  ist  es  aber  gleichgültig,  ob  sie  accessorisch 
mit  einer  Dignität  verbunden  sind  oder  nicht''. 

c.  Ebensowenig  dürfen  Mönche ,  also  auch  regulirte  Chorherren  schon  nach 
älterer  Vorschrift  zwei  verschiedene  Priorate  und  Seelsorgekirchen ,  welche  nicht  von 
einander  abhängig  sind,  selbst  dann,  wenn  dieselben  durch  besondere,  vom  Bischof  auf 
Präsentation  einzusetzende  Vikare  verwaltet  werden,  gleichzeitig  besitzen  4. 

d.  Schliesslich  ist  durch  das  Tridentinum  auch  der  Besitz  zweier  anderer  Benefi- 
zien verboten  worden^,  jedoch  mit  der  Ausnahme,  dass  mit  einem  nicht  Residenzialbene- 
fizium ,  welches  seinem  Inhaber  keinen  auskömmlichen  Lebensunterhalt  gewährt,  ein 
anderes  einfaches,  welches  keine  strikte  Residenz  erfordert,  verbunden  werden  kann^"'. 

Das  eben  gedachte  Verbot  findet  sowohl  Anwendung  auf  die  Vereinigung  zweier 
blossen  beneficia  simplicia^,  wie  auch  eines  beneficium  simplex  mit  einem  duplex,  also 
einem  Seelsorge- Amte,  einer  Dignität  oder  einem  Personat. 

Was  die  erste  Voraussetzung  der  Ausnahme,  die  Unzulänglichkeit  desBenefiziums 
betrifft,  so  entscheidet  darüber  das  Befinden  des  Ordinarius  unter  Berücksichtigung 
der  Umstände  des  Einzelfalles  ^.  Der  Besitz  etwaigen  Privatvermögens  seitens  der 
Benefiziaten  ist  aber  einflusslos,  es  wird  daher  die  Zulässigkeit  der  Erwerbung  eines 
weiteren  Benefiziums  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  ein  Geistlicher  mit  unzurei- 
chendem Amtseinkommen  aus  den  Einkünften  seines  eigenen  Vermögens  standesgemäss 
leben  kann^. 

Was  die  zweite  Voraussetzung  anlangt,  so  darf  die  für  die  Benefizien  erforderte 
Residenzpflicht  nicht  so  streng  sein ,  dass  ihre  Einhaltung  nöthigenfalls  durch  Strafen 

bilität  an,  wenn  das  Benefizium  an  einem  beson-  '^  Darüber,  ob  es  erlaubt  sei,  einem  Geistlichen 
deren  kirchlichen  Gebäude,  z.  B.  einer  Kapelle  in  mit  unzureichendem  Benefizium  ein  solches,  wei- 
der Pfarrei  oder  an  einer  Kapelle  auf  dem  nicht  im  ohes  ihm  an  und  für  sich  ohne  Hinzurechnung  der 
Zusammenhange  mit  der  Kirche  belegenen  Pfarr-  Einkünfte  des  bereits  besessenen  ein  hinreichen- 
Gottesacker  errichtet  ist,  Garcias  1.  c.  n.  259;  des  Einkommen  abwirft,  zu  übertragen,  ist  früher 
Reiffenstuel  III.  5.  n.  233.  viel,  selbst  in  der  Congr.  conc,  gestritten  worden, 

1  Darauf,  ob  diese  Benefizien  b,  simplicia  oder  Garcias  1.  c.  n.  302.  303;  Fagnan.  ad  c.  18 
ausreichend  sind  oder  nicht,  kommt  es  nicht  an,  X.  de  praeb.  III.  5.  n.  55,  doch  hat  sich  die  über- 
Garcias  1.  c.  n.  182.  wiegende  Meinung   für    die  Statthaftigkeit  eut- 

Jede  entgegenstehende  Gewohnheit  erklärt  c.  1  schieden,  Fagnan.  1.  c.  n.  57.  58;  Leuren. 
in  VIto  I.  4  cit,  für  nichtig.  1.  c.  qu.  91.  n.  2.  3 ;  Reiffenstuel  III.  5.  n. 

2  Garcias  1.  c.  n.  225;  Reiffenstuel  1.0.       298;  Phillips  7,  457. 

n.  234.  235.  8  Leuren.  1.  c.  qu.  71  ;  Reiffenstuel  III. 

3  Clem.  6.  III.  2.  cit.  Garcias  1.  c.  n.  187.  5.  n.  226,  Da  man  es  aber  früher  in  Betreff  der 
199  ff.  Feststellung  der  Zulänglichkeit  des  Benefiziums 

*  c.  32  (Bonif.  VIII.)  de  praeb.  III.  4.     Nach  nicht  genau  nahm,  so  galten  vielfach  in  der  Praxis 

d.  Entsch.  d.   Congr.  conc,    Richter  Triden-  zwei  Nichtresidential-Beneflzien  oder  ein  solches 

tinum  S.  50.   n.  9 ,    daher  auch  nicht  die  Prä-  mit  einem  Residential-Benefizium  schlechthin  als 

positur  in  einer  Celle  und  die  Abtei   in   einem  kompatibel,    Kreittmayr,  Anmerkungen  zum 

anderen  Kloster.  Cod.  Maximial.  bavar.  V  Th.  c.  19.  §.  29.  n.  2. 

5  Sess.  XXIV.c.  17  de  ref.  ^  Leuren.  1.  c.  qu.  72;  Reiffenstuel  III. 

6  Garcias  1.  c.n.  260  ff.  5.  n.  227. 
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erzwungen  werden  und  schlimmstenfalls  wegen  fortdauernder  Verletzung  derselben  eine 
Entziehung  des  Benefiziums  erfolgen  kann  ^ .  Die  Voraussetzung  liegt  daher  nur  dann 
vor,  wenn  den  Benefiziaten  wegen  ihrer  Nichtbeobachtung  kein  weiterer  Nachtheil  als 
der  Verlust  bestimmter  Emolumente  trifft'-^.  Bei  einer  sich  blos  an  den  Wortlaut  halten- 
den Interpretation  des  Tridentinums  würde  demnach  auch  die  Kompatibilität  für  zwei 
nicht  gleichartige  Benefizien  an  derselben  Kirche,  s.  g.  heneßcia  difformia  sub  uno  tecto 
oder  an  verschiedenen  Kirchen  desselben  Ortes  ausgeschlossen  sein,  wenn  nur  eins  der- 
selben die  strikte  Residenz  erfordert^.  In  vielen  solchen  Fällen  wird  aber  die  Erfüllung 
der  Amtspflichten  möglich  bleiben,  und  da  hier  der  Zweck  des  Verbotes  der  Aemter- 
kumulation  nicht  zutrifft ,  so  sind  von  Manchen  derartige  Benefizien  für  kompatibel 
erachtet  worden  "•.  Die  Congr.  conc.  hat  indessen  diese  Meinung  verworfen  5,  anderer- 
seits aber  eine  die  Verbindung  solcher  Benefizien  zulassende  Gewohnheit  für  statthaft 
erklärt^,  ja  später  auch  die  Inkompatibilität  nur  für  die  Fälle  angenommen,  wo  eine 
ordnungsmässige  Versehung  beider  Benefizien  nach  der  Lage  der  Umstände  nicht  zu 
erwarten  steht  ^. 

Unter  allen  Umständen  ist  nach  dem  Tridentinum  der  gleichzeitige  Besitz  von 
mehr  als  zwei  Benefizien,  gleichviel  welcher  Art  das  zuletzt  erworbene  dritte  ist,  ver- 
boten^, und  zwar  selbst  dann ,  wenn  die  beiden  früher  besessenen  nur  einfache  Bene- 
fizien ohne  Residenzpflicht  sind  und  ihre  Einkünfte  zusammen  genommen  dem  Bene- 
fiziaten nicht  einmal  den  standesgemässen  Lebensunterhalt  gewähren^. 

Die  Inkompatibilität  hindert  nicht  nur  die  Verleihung  der  unvereinbaren  Bene- 
fizien im  eigentlichen  Sinne,  sondern  auch  jede  andere  Art  der  Uebertragung  des  einen 
oder  anderen ,  welches  wie  die  Kommendirung  oder  Vereinigung  auf  Lebenszeit ,  dem 
Benefiziaten  ein  dauerndes,  lebenslängliches  Recht  gewährt  ^o 

^  Die  Aelteren  bezeichnen  dies  mit  residentia  Residenz  in  den  meisten  deutschen  Kapiteln,  s.  o. 

continua   et  praecisa ,    Garcias    1.    c.    n.   261;  S.  234.  n.  5,  in  früherer  Zeit  nur  eine  s.  g.  kau- 

L euren.  1.  c.  n.  109;   yan  Espen  1.  c.  c.  3.  sative,   da  dieselbe  blos  auf  einige  Monate  be- 

n.  14;  so  auch  die  Congr.  conc,  Richter,  Tri-  schränkt  war,  Reif  fens  tue  IUI.  5.  n.  229.  Ein 

dentinum  S.  50.  n.  1.  Nach  gemeinem  Recht  ge-  anderes  Beispielbei  van  E  spen  I.e.  n.75.  Heute 

hören  hierher  die  Bisthümer,  die  SeeUorge-Aem-  kann  eine  solche  kausative  Residenz  immer  noch 

ter,  Kanonikate  und  andere  einfache,  zum  Chor-  durch  Fundationsbestimmungen  festgesetzt  sein, 

dienst  verpflichtende  Benefizien.     Gleich  stehen  ^  Es  kommt  hier  in  Frage  die  Vereinigung  einer 

ihnen  die  einfachen  Benefizien ,    welchen  durch  Dignität  oder  eines  Personates  mit  einem  Kano- 

die  Stiftungsurkunde  oder  eine  andere  partikular-  nikat,  eines  solchen  mit  einem  einfachen  Kapla- 

rechtliche  Anordnung   eine  derartige   Residenz-  neibenefizium,  die  einer  Pfarrei  mit  einem  Bene- 

pflicht  auferlegt  ist,  Congr.  conc.  a.  a.  0.  n.  5 —  fizium  der  letztgedachten  Art. 

7.     Daher    sind  inkompatibel  eine  Pfarrei  oder  *  Garcias  1.  c.  n.  231.  236;  Reiffenstuel 

eine  Pfarrkoadjutorie  mit  einem  Kanonikat  und  III.  5.  n.  238.  239.    Vgl.  über  diese  Frage  auch 

mit  Kapellaneien,  deren  Inhaber  zufolge  der  Stif-  Leuren.  1.  c.  qu.  134  ff. 

tungsbedingungen  täglich  selbst  in  einem  Hospital  5  g.  ^{q  Entscheidungen  bei  Garcias  1.  c.  n. 

Messe   zu  lesen   und  in  demselben    zu  wohnen  234  ff. 

oder  in  einem  Erziehungsinstitut  bei  ihnen  dort  6  Vgl.  Garcias  1.  c.  n.  246  ff. 

angewiesener  Wohnung  Unterricht  zu  ertheilen  '^  Vgl.  einerseitsdie  Entscheidung  bei  Rieh  tev 

haben,  in  den  letzteren  Fällen  selbst  dann,  wenn  a.a.O.  S.  377.  n.  5,  andererseits  die  unter  n.  4.  6.7. 

die  Pfarrei  sich  an  demselben  Orte  befindet,  weil  ^  Diese  Ausnahme  lässt  es  überhaupt  nicht  zu, 

das  Pfarrbeneflzium  die  Residenz  im  Pfarrhause  Garcias  1.  c.  n.  310;  Leuren.  1.  c,  qu.  94. 

erfordert,  Congr,  conc.  1.  c.  u.  n.  2.  8.  Vgl.  auch  ^  So  hat  die  Congr.  conc.  konstant  entschieden, 

0.  S.  230.  n.  1.  vgl.  Richter  a.  a.  0.  n.  8  —  11.     Daher  kann 

2  In  diesem  Fall   sprechen   die  Aelteren   von  auch  der  Pönitentiar ,   weil  er  einmal  an  der  be- 

residentia  causativa,   s.   vor.  Anm.     So  weit  das  treffenden  Kirche  ein  dauerndes  officium,   ferner 

neuere  gemeine  Recht  den  Benefiziaten  die  Resi-  den    demselben   annektirten    Kanonikat    besitzt, 

denzpflicht  auferlegt ,  ist  eine  solche  streng  ge-  nicht  ohne  Weiteres  noch  eine  Dignität  an  der- 

nommen  ausgeschlossen,  s.o.  S. 225 ff.,  vgl.  auch  selben  erhalten,  Congr.  conc.  bei  Garcias  1.  c. 

van  Espen  1.  c.  c.  3.  i.  f.    Allerdings  ist  das  n.  250. 

Tridentinum  in  der  gedachten  Beziehung  nicht  ^0  Trid.  Sess.  VII.  c.  4  de  ref. ;   s.   auch  Sess. 

überall  zur  Anwendung  gekommen.    So  war  die  XXIV.  c.  17  de  ref. 
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Die  Dispensation  von  dem  Verbote  der  Pluralität  steht  dem  Papste  zu  ^ ,  welcher 
dabei,  wenn  auch  in  seinem  Gewissen,  doch  nicht  rechtlich  an  bestimmte  Gründe-  ge- 
bunden ist.  Der  Bischof"^  ist  nur  ausnahmsweise  dazu  befugt,  wenn  eine  dringende 
Notliwendigkeit  vorliegt  und  der  Papst  nicht  angegangen  werden  kann''. 

Was  die  Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Kumulation  der  Benefizien  betrifft, 
so  drohen  die  älteren  Vorschriften  für  die  unter  a — c  gedachten  Fälle (o .  S.  257.  258)  den 
Verlust  des  früheren  Benefiziums  ipso  iure  an ,  wenn  ein  zweites  der  dort  erwähnten 
Benefizien  von  dem  Inhaber  angenommen  worden  ist ,  während  das  ältere  Recht  bei 
anderen  Arten  der  Inkompatibilität  dem  Inhaber  der  beiden  Benefizien  die  Wahl  ge- 
stattete und  erst  wenn  er  beide  behalten  wollte ,  Entziehung  derselben  durch  richter- 
lichen Ausspruch  eintreten  liess^.  Mit  Rücksicht  hierauf  hat  die  kanonistische  Doktrin 
die  heneßcia  incompaiibiUa  in  solche  pi^imi  generis  und  secundi  generis  geschieden  ^,  und 
diese  Eintheilung  wird  vielfach  noch  heute  festgehalten".  Gegenüber  dem  Tridentinum 
erscheint  dies  aber  nicht  gerechtfertigt.  Dasselbe  setzt  zwar  einen  Verlust  ipso  iure  in 
seiner  späteren  Anordnung  über  die  Pluralität  der  kirchlichen  Aemter  nicht  fest^,  wohl 
aber  in  der  zuerst  von  ihm  aufgestellten  Vorschrift  unter  Bezugnahme  auf  das  IV  La- 
teranensische  Konzil''  für  den  Erwerb  und  Besitz  mehrerer  »curata  aut  alias  incompa- 
tibilia  beneficia  ecclesiastica«  ^^.  Damit  hat  es  deutlich  zu  erkennen  gegeben,  dass  es 
die  Verletzung  des  Verbotes  in  allen  Fällen  der  Inkompatibilität  in  der  gedachten  Weise 
gestraft  wissen  will  '^ ,  und  man  ist  daher  genöthigt,  diese  Anordnung  auch  auf  die 
spätere  Erweiterung  der  Inkompatibilität  anzuwenden  ^^    ^  ^    also  in  der  Ausdrucks- 


*  Weil  es  sich  hierbei  um  Beseitigung  des  ge- 
meinen Rechtes  handelt.  Eine  solche  ist  in  der 
Bulle  de  salute  animarum  den  Honorarkanonikern, 
welche  ziigleich  Pfarrer  sind,  und  auch  in  der 
ersteren  Stellung  Einkünfte  beziehen,  durch  Ent- 
bindung Yon  der  Residenzpflicht  und  von  dem 
Chordienste  ertheilt ,  s.  v.  singulis  profecto  ex 
primodictorum,  s.  auch  Th.  II.  S.  83;  ferner  ent- 
hält die  Bulle ;  Provida  solersque  für  die  ober- 
rheinische KirchenproTinz  eine  Dispensation  von 
der  Inkompatibilität  für  die  Domherren  in  Lim- 
burg, welche  damals  zugleich  Pfarreien  in  der 
Diöcese  zu  versehen  hatten,  ein  Yerhältniss,  wel- 
ches freilich  im  Jahre  1868  beseitigt  worden  ist, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  342. 

Ueber  die  Dispensation  der  Kardinäle  s.  o. 
S.  256. 

Der  Papst  selbst  bedarf  für  die  Beibehaltung 
seiner  früheren  Aemter  (auch  Leo  XIII.  hat  sein 
Erzbisthum  Perugia  nicht  aufgegeben,  s.  Gerarchia 
cattolica.  Roma  1878.  ed.  IL  p.  51.  209)  keiner 
Dispensation. 

2  Als  solche  werden  von  den  Kanoiiisten  an- 
geführt :  jS'othwendigkeit  oder  Nutzen  für  die 
Kirche,  Armuth  und  Verdienste  des  Beneflziaten, 
vgl.  Garcias  1.  c.  n.  336  ff.  ;  L  eu  ren.  1.  c.  qu. 
73 ff.;  Reiffenstuel  n.  245  ff. 

Für  die  Auslegung  der  päpstlichen  Dispen- 
sation sreskripte  kommen  die  o.  S.  251.  n.  4  an- 
geführten Vorschriften  noch  heute  in  Betracht, 
s.  Reiffenstuel  1.  c.  n.  250ff. 

Behufs  Verwaltung  desjenigen  Benefiziums, 
welches  der  Dispensirte  nicht  selbst  versieht,  ins- 
besondere eines  derartigen  Kuratbenefiziums  ,  ist 
von  demselben  ein  Vikar  unter  Zuweisung  einer 
congrua  aus  den  Früchten  desselben  zu  bestellen, 


auch  sind  die  Ordinarien  nöthigenfalls  selbst  be- 
fugt ,  dergleichen  Massregeln  zu  treffen ,  Trid. 
Sess.  VIL  c.  5  de  ref. 

3  Die  frühere  Befugniss  des  Bischofs ,  für  zwei 
Kuratbeneflzien  zu  dispensiren ,  welche  auf  c.  2 
(Piacent.  1095)  Dist.  LXX  gegründet  worden  ist, 
ist  entfallen,  Reiffenstuel  1.  c.  n.  261. 

*  So  die  einstimmige  Ansicht  der  Kanonisten, 
Garcias  1.  c.  n,  339  ;  Reif  fenstue  1  1.  c.  n. 
264;  Phillips  7,  459.  Praktisch  wird  aber  die- 
ser Fall  jetzt  kaum  werden. 

5  S.  0.  S.  247. 

6  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc,  P.  III.  all. 
57.  n.  201;  Reiffenstuel  1.  c.  n.  286;  van 
E  spen  1.  c.  c.  4.  n.  3. 

7  S.  z.  B.  Schulte,  K.  R.  2,  303;  Vering 
K.  R.  S.  496. 

8  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  17  de  ref.,  s.  auch  o. 
S.  255. 

9  S.  0.  S.  249. 

10  Trid.  Sess.  VIL  c.  4  de  ref. 

11  Hierauf  deutet  auch  die  transitorische  Be- 
stimmung des  c.  17  cit.  hin  ,  dass  wenn  die  da- 
maligen Inhaber  die  Wahl  zwischen  den  inkom- 
patiblen Benefizien  innerhalb  6monatlicher  Frist 
unterlassen  ,  alle  von  ihnen  besessenen  Parochial- 
und  anderen  Benefizien  ipso  iure  verloren  gehen 
sollen.  Diese  hat  also  ebenfalls  an  der  richter- 
lichen Entziehung  des  älteren  Rechts  nicht  mehr 
festgehalten. 

1-  Darüber  ist  freilich  gestritten  worden  und  die 
Rota  hat  sich  noch  im  16.  Jahrhundert  für  die 
entgegengesetzte  Ansicht  erklärt,  vgl.  Garcias 
1.  c.  n.  80.  81.  Für  die  im  Text  vertheidigte  An- 
sicht aber  Garcias  1.  c.  n,  83  ff. ;  F  agnan.  ad 
c.  28  X.  de  praeb.  III,   5.  n.  3  ff.,  welche  beide 
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weise  der  erwähnten  Terminologie  alle  mit  einander  unvereinbare  Benefizien  für  bene- 
ficia  incompatibilia  primi  generis  zu  erklären. 

Ueber  die  rechtlichen  Folgen ,  welche  bei  Nichtbeachtung  der  Vorschriften  über 
die  Inkompatibilität  eintreten,  ist  Folgendes  zu  bemerken  : 

Die  Verleihung  eines  Benefiziums  an  Jemand ,  welcher  schon  ein  mit  demselben 
unvereinbares  besitzt,  ist  an  und  für  sich  keineswegs  nichtig.  Das  Verbot  der  Inkom- 
patibilität hat  nicht  den  Zweck ,  überhaupt  die  Erlangung  eines  anderen  Benefiziums 
durch  einen  schon  bepfründeten  Geistlichen,  vielmehr  nur  den  gleichzeitigen  Besitz  und 
Genuss  zweier  Benefizien  seitens  desselben  auszuschliessen.  Daher  ist  auch  als  gesetz- 
liche Strafe  nur  der  Verlust  des  früher  besessenen  angedroht,  und  dadurch  der  Erwerb 
des  zweiten  gerade  als  gültig  vorausgesetzt  ^ . 

Das  erste  Benefizium  verliert  aber  der  Inhaber  nicht  schon  dadurch ,  dass  er  die 
Uebertragung  eines  anderen  annimmt  ^ ,  vielmehr  erst  dann ,  wenn  er  in  den  sowohl 
faktisch  als  auch  rechtlich  unbestrittenen  Besitz  des  letztern  ^  ^  und  zwar  nicht  nur  in 
den  des  Amtes,  sondern  auch  des  Benefizial -Vermögens  und  der  Benefizialeinkünfte 
oder  des  grösseren  Theiles  dieser  Massen  und  Bezüge"^,  gelangt  ist.  Mit  diesem  Augen- 
blick erlischt  ohne  weiteres  sein  Recht ^  auf  das  erste  Benefizium^.     Der  Benefiziat  ist 


eine  Reihe  von  späteren  Entscheidungen  der  Rota 
und  der  Congr.  conc.  anführen;  Reiffenstuel 
1.  c.  n.  285.  293;  Phillips  7,  456.  Eine  davon 
abweichende  Praxis  ist  allerdings  in  einzelnen 
Ländern ,  z.  B.  in  Spanien ,  früher  beobachtet 
worden,  Garcias  1.  c.  n.  82,  nur  ist  man  nicht 
berechtigt,  diese  als  die  herrschende,  van  Espen 
1.  c.  c.  4.  n.  8;  Schulte  a.  a.  0.,  zu  bezeich- 
nen. 

1  Darüber  ist  die  Doktrin  längst  einig.  Die 
früher  aus  c.  8  X.  de  der.  non  res.  III.  4  herge- 
nommenen Zweifel  sind  mit  Rücksicht  auf  die 
spätere  Gesetzgebung,  c.  28  X.  cit.  III.  5  und 
das  Tridentinum ,  unberechtigt,  vgl.  Fagnan. 
ad  c.  8  X.  cit.  III.  4.  n.  8;  Reiffenstuel  III. 
5.  n.  267  ff.  Wohl  aber  wird  die  Verleihung  eines 
dritten  inkompatiblen  Benefiziums,  wenn  der  Be- 
liehene  schon  zwei  andere  mit  päpstlicher  Dispen- 
sation besitzt,  wegen  des  c.  3  i.  f.  in  VIto  de  off. 
ord.  I.  16  cit.  allgemein  für  nichtig  erklärt,  Gar- 
cias 1.  c.  n.  171;  Fagnan.  ad  c.  18  X.  de 
praeb.  III.  5.  n.  63ff.;  Reiffenstuel  n.  310ff. 
Das  widerspricht  indessen  der  Clem.  3  de  praeb. 
III.  2.  Diese  ordnet  an,  dass  wer  mehrere  Digni- 
täten  besitzt  und  dazu  eine  weitere  oder  ein  Ku- 
ratbeneflzium  erwirbt ,  mit  dem  Besitze  des  letz- 
ten Benefizium  alle  früheren  ebenso  ipso  facto 
verliert,  wie  derjenige,  welcher  bereits  ein  ein- 
ziges derartiges  Benefizium  innegehabt  hat  und 
ein  zweites,  damit  unvereinbares  erhält,  behan- 
delt also  für  beide  Fälle  die  letzte  Verleihung  des 
inkompatiblen  Benefiziums  rechtlich  völlig  gleich, 
während  das  c.  3  i.  f.  in  VI*»  cit.  einen  Verlust  der 
früheren  Benefizien  nicht  festsetzt ,  sondern  nur 
den  Erwerb  des  zuletzt  verliehenen  ausschliesst. 
Beide  Stellen  gehen  also  von  einer  sich  wider- 
sprechenden juristischen  Auffassung  aus,  und  da 
die  Clem.  3  das  jüngere  Gesetz  ist ,  muss  ihre 
Vorschrift  als  die  allein  massgebende^  betrachtet 
werden. 

2  Also  noch  viel  weniger  dadurch ,  dass  er  erst 
ein  ius  ad  rem  auf  dasselbe  erlangt,    Garcias 


1.  c.  n.  101  oder  sich  blos  darum  bewirbt,  Arch, 
f.  k.  K.  R.  10,  266. 

3  c.  28  X.  de  praeb.  III.  5;  Clem.  3.  6.  eod. 
III.  2  ;  Trid.  Sess.  VII.  c.  4  cit.  Vgl.  dazu  Gar- 
cias 1.  c.  n.  105.  Dass  der  Besitz  des  früher  er- 
langten ein  völlig  unbestrittener  ist,  wird  aber 
nicht  erfordert,  1.  c.  n.  107.  108. 

4  c.  26  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  eod.  tit.  III.  4 ; 
Garcias  1.  c.  n.  123;  Leuren.  1.  c.  qu.  101. 
Ueber  einzelne  aus  Anlass  dieser  Voraussetzung 
entstandene  Kontroversen  Garcias  1.  c.  n.  135  ff. 
u.  Leuren.  qu.  102  ff. 

5  S.  die  Anm.  3  citirten  Stellen  ;  nicht  aber  der 
Besitz  des  Benefiziums.  Dieser  wird  freilich  zu 
einem  unberechtigten  und  daher  kann  sich  der 
Inhaber  zur  Erhaltung  desselben  nicht  auf  die 
regula  de  triennali  possessione ,  Th.  II.  S.  656, 
berufen ,  wie  dies  auch  die  päpstlich  bestätigte 
Entscheidung  der  Congr.  conc.  v.  1632,  Rich- 
ter Tridentinum  S.  50.  n.  10,  annimmt. 

6  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Benefiziat  den  ruhi- 
gen Besitz  des  zweiten  Benefiziums  lediglich  we- 
gen eigener  Schuld  oder  Nachlässigkeit  nicht  er- 
worben hat,  c.  28  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb. 
III.  4.  Vgl.  hierzu  auch  die  Entscheidung  der 
Congr.  conc.  in  den  Analect.  iur.  pont.  1861. 
p.  586. 

Wenn  die  Verleihung  des  zweiten  Benefiziums 
aus  irgend  einem  Grunde  nichtig  ist ,  kann  diese 
Folge  nicht  eintreten,  weil  eine  solche  kein  Recht 
auf  das  letztere  giebt,  also  auch  keine  Inkompati- 
bilität herbeiführen  kann.  Die  älteren Kanonisten 
nehmen  aber  das  Gegentheil  an ,  wenn  der  Be- 
liehene  trotz  seiner  Kenntniss  der  Nichtigkeit  den 
Besitz  des  zweiten  Benefiziums  erworben  hat, 
L  euren,  l.  c.  qu.  105.  Die  Berufung  auf  die 
Regel  des  c.  18  in  VIto  eod.,  Th.  II.  S.  654, 
rechtfertigt  dies  nicht ,  vielmehr  nur  den  Verlust 
des  zweiten  Benefiziums.  Uebrigens  hängt  diese 
Ansicht  mit  der  unrichtigen  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  c.  3  in  VIt<>  de  off.  ord.  I.  16 
cit.    und   Clem.  3  eod.  III.  2,  o.  Anm,   1,  zu- 
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daher  verpflichtet ,  dasselbe  auch  thatsächlich  aufzugeben  ^  und  zur  Disposition  des 
Kolhitionsberechtigten  zu  stellen 2.  Gleichviel  aber,  ob  dies  geschieht  oder  nicht,  hat 
der  letztere  das  vakant  gewordene  Bcnefizium  binnen  sechs  Monaten  von  Neuem  zu 
verleihen-*,  widrigenfalls  ihn  die  o.  S.  249  erwähnten  Nachtheile  treffen'*. 

Wenn  der  Inhaber  seiner  gedachten  Verpflichtung  in  Bezug  auf  das  erste  nicht 
nachkommt ,  dasselbe  vielmehr  neben  dem  ersten  zu  behalten  sucht ,  so  wird  er  auch 
des  zweiten  ipso  iure  verlustig  ^  und  der  Kollator  hat  in  diesem  Falle  das  letztere 
gleichfalls  neu  zu  besetzen  ^. 

Die  vorstehend  entwickelten  Rechtssätze  gelten  dem  Wortlaut  der  einschlagenden 
gesetzlichen  Anordnungen  nach  nur  für  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  und  die 
Regularbenefizien.  Ausserdem  hat  sie  eine  feststehende  Praxis  auch  auf  diejenigen 
officia  ausgedehnt,  welche  einen  dauernden  Charakter  haben  und  zu  dauernder  Ver- 
leihung bestimmt  sind'. 

Sie  finden  dagegen  keine  Anwendung  auf  andere  kirchliche  Aemter,  denen  die 
Benefizial-Qualität  fehlt.  Solche  sind  also  im  vorgedachten  Sinne  weder  mit  einander, 
noch  mit  den  eigentlichen  Benefizien  inkompatibel^.  Andererseits  ist  aber  deshalb  eine 
beliebige  Häufung  solcher  Stellungen  in  einer  und  derselben  Hand  keineswegs  erlaubt. 
Der  allgemeine  Gesichtspunkt ,  welcher  für  das  Verbot  der  Pluralität  der  Benefizien  in 


sammen.  In  Konsequenz  derselben  haben  die  dort 
citirten  Schriftsteller  angenommen,  dass  der  Ver- 
lust sämmtlicher  früher  besessenen  Benefizien  bei 
Erlangung  eines  weiteren  inkompatiblen  trotz  der 
von  ihnen  fälschlich  für  nichtig  erachteten  Ver- 
leihung des  letzten  erfolgt. 

1  Selbstverständlich  bleibt  ihm  aber  dafür  eine 
angemessene  Frist  offen ,  weil  er  berechtigt  ist, 
sich  erst  zu  überzeugen,  ob  das  Benefizium  nicht 
litigiös  ist,  also  sein  Besitz  ein  unangefochtener 
sein  wird.  Eine  bestimmte  Länge  der  Frist  ist 
nicht  vorgeschrieben.  Die  älteren  bemessen  sie 
meistens  auf  zwei  Monate,  Garcias  I.e.  n. 
113  ff.;  L  euren.  1.  c.  qu.  100.  Dagegen  schon 
Reiffenstuel  III.  5.  n.  326  ff. 

2  Die  dafür  von  Johann  XXII.  in  der  const. 
Exeerabilis  angeordneten  Formalitäten ,  s.  o.  S. 
253,  hat  aber  das  Tridentinum  nicht  erneuert, 
und  sie  sind  auch  nicht  praktisch  beobachtet  wor- 
den, Garcias  1.  c.  n.  40;  Leuren.  qu.  125. 

3  Beziehentlich,  wenn  ihm  die  freie  Kollation 
nicht  zusteht ,  die  Wiederbesetzung  herbeizu- 
führen. Das  „libere  conferat"  in  c.  28.  X.  III.  5 
cit.  bedeutet  nur  soviel ,  als  ungehindert  durch 
den  bisherigen  Inhaber .  nicht  aber  den  Eintritt 
der  freien  Kollation  und  die  Beseitigung  der  Be- 
fugnisse anderer  bei  der  Verleihung  Berechtigter, 
Fagnan.  ad  c.  28.  cit.  n.  16.  Ueber  die  päpst- 
liche Reservation  der  ipso  iure  verlorenen  Bene- 
fizien s.  0.  S.  147. 

In  Betreff  der  Einweisung  des  neu  Beliehenen 
in  den  Besitz  kommt  c.  28  in  VIto  III.  4,  S.  251. 
n.  4  a.  E.  zur  Anwendung. 

^  Die  gedachten  Vorschriften  können  nicht  zur 
Anwendung  kommen,  wenn  .Jemand  zwei  inkom- 
patible Benefizien  gleichzeitig  erhält  und  nicht  fest- 
gestellt werden  kann,  welches  von  ihnen  das  zuerst 
verliehene  ist.     Hier  wird  dem  Benefiziaten  die 


Wahl  offen  gelassen  werden  müssen,  Fagnan. 
ad  c.  7  X.  III.  5.  n.  9.  10;  Phillips  7,  458. 

5  Diese  Strafe  tritt  ein ,  wenn  der  Beneflziat 
durch  sein  Verhalten ,  z.  B.  fernere  Verwaltung 
und  Nutzniessung  des  ersteren  Beneflziums  zu 
erkennen  giebt,  dass  er  dasselbe  nicht  aufzugeben 
beabsichtigt.  Einer  vorgängigen  Aufforderung 
zur  Niederlegung  des  ersten  Beneflciums  oder  gar 
der  Einleitung  eines  richterlichen  Verfahrens  auf 
Entziehung  desselben ,  —  dies  ist  früher  in  An- 
halt an  c.  28.  X.  cit.  III.  5  für  nöthig  erachtet 
worden,  Glosse  s.  v.  contenderit  dazu,  —  bedarf 
es  mit  Rücksicht  auf  das  Trid.  Sess.  VII.  c,  4. 
cit.  nicht  mehr,  das  letztere  droht  den  ipso  iure 
eintretenden  Verlust  für  das :  „simul  retinere" 
an.  So  auch  die  herrschende  Meinung  und  die 
Praxis  derCongr.  conc,  Garcias  1.  c.  n.  92ff.  ; 
Fagnan.  ad  c.  28.  X.  cit.  n.  6ff. ;  Leuren. 
qu.  123;  Reiffenstuel  III.  5.  n.  314ff.  Eine 
vorherige  Feststellung  des  Thatbestandes  ist  aber 
selbstverständlich  nicht  ausgeschlossen. 

Des  Weiteren  kommen  dieselben  Grundsätze, 
wie  beim  Verlust  des  ersten  Beneficiums ,  zur 
Anwendung,  S.  261.  n.  5. 

6  Die  sonstigen  Strafen,  welche  die  const.  Jo- 
hanns XXII.  androht,  s.  o.  S.  253,  müssen  durch 
das  Tridentinum,  a.  M.  L  euren,  qu.  124,  für 
beseitigt  erachtet  werden. 

"^  Wie  z.  B.  das  Offizium  des  Pönitentiars  und 
des  Theologus.  Vgl.  Garcias  1.  c.  n.  181; 
L  euren,  qu.  106;  s.  auch  die  Entsch.  d.  Rota 
i.  Acta  s.  sed.  3,  453. 

8  So  hat  auch  die  Congr.  conc.  eine  Inkompatibi- 
lität eines  Pfarrbenefiziums  mit  der  Stellung  eines 
Titularbischofs  als  Weihbischofs  in  der  Diöcese, 
Richter  Tridentinum  S.  376.  n.  1,  eines  Kano- 
nikates  mit  der  Verwaltung  der  dem  Kapitel  zu- 
stehenden cura  habitualis  als  amovibler  Vikar, 
Acta  s.  sed.  4,  401  nicht  für  vorhanden  erachtet. 
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massgebender  Weise  in  Betracht  kommt ,  die  Sicherung  der  ordnungsmässigen  Erfül- 
lung der  Amtspflichten,  kann  auch  bei  derartigen  kirchlichen  Stellungen  und  Aemtern 
nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  Eine  Vereinigung  dieser  letzteren  erscheint  daher, 
soweit  die  gehörige  Versehung  der  Amtspflichten  dadurch  beeinträchtigt  wird ,  eben- 
falls unstatthaft!,  jy^y  zuständige  Kirchenobere  ist  demnach  verpflichtet  diese  s.  g. 
incompatibilitas  facti  seinerseits  zu  verhindern  ^ ,  und  kann  auch  nöthigenfalls  im  Ober- 
aufsichtswege dazu  angehalten  werden. 

Der  Anwendung  dieser  kirchlichen  Rechtsnormen  steht  heute  in  den  deutschen 
Staaten  nichts  entgegen.  Für  Baiern  sind  sie  sogar  ausdrücklich  durch  das  Kon- 
kordat von  1817  für  massgebend  erklärt  ^,  und  in  den  Staaten  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  ist  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  die  Inkompatibilität  zweier 
Kirchenpfründen,  von  denen  eine  jede  die  Kongrua  trägt,  ausgesprochen  worden  4. 


^  Speciellere  Grundsätze  lassen  sich  wegen  der 
Verschiedenheit  der  hier  in  Frage  kommenden 
Stellungen  nicht  entwickeln.  Während  die  An- 
stellung eines  Geistlichen  als  Vikars  zur  Aushülfe, 
in  zwei  verschiedenen  Pfarreien ,  die  Versehung 
zweier  Missionspfarreien  durch  einen  Geistlichen, 
falls  sie  nicht  etwa  einen  geringen  Umfang  ein- 
nehmen und  nahe  aneinander  belegen  sind,  für 
ausgeschlossen  erachtet  werden  muss,  wird  in  an- 
dern Fällen,  namentlich,  wenn  die  eine  Stellung, 
wie  die  des  Kapitularvikars  nur  von  vorübergehen- 
der Dauer  ist,  oder  wenn  dieselbe,  z.  B.  die  des 
Generalvikars ,  eines  bischöflichen  Rathes  ,  ihren 
Inhaber  im  gegebenen  Falle  nicht  vollständig  in 
Anspruch  nimmt,  eine  Kombination  mit  andern 
Aemtern,  z.  B.  mitKanonikaten,  nicht  unzulässig 
erscheinen.  Vgl.  übrigens  auch  ausser  der  vor- 
hergehenden Anmerkung  noch  Th.  II.  S.  212. 
235.  Für  die  Weihbischöfe  werden  übrigens  so- 
gar, um  ihnen  ein  auskömmliches  Einkommen  zu 
sichern,  unter  Umständen,  auch  päpstliche  Dis- 
pensationen für  die  Beibehaltung  von  eigentlich 
mit  ihrer  Stellung  inkompatiblen  Benefizien  unter 
geeigneten  Auflagen  zur  Sicherung  der  ordnungs- 
mässigen Verwaltung  derselben  ertheilt,  Th.  II. 
S.  182. 

2  Also  z.  B.  durch  Versagung  der  Approbation 
für  ihm  vorgeschlagene  Vikare,  durch  Entziehung 
von  widerruflich  übertragenen  Stellungen ,  auch 
endlich  durch  arbiträre  Strafen  gegen  die  Beibe- 
haltung zweier  unvereinbarer  Aemter. 

3  Art.  10,  welcher  aber  die  päpstliche  Dispen- 
sation vorbehält. 

Dasselbe  gilt  in  Oesterreich  nach  §.  14 
des  Ges.  v.  7.  Mai  1874,  nach  welchem  die  Diö- 
cesanverwaltung,  nach  den  kirchlichen  Vor- 
schriften ,  insoweit  sie  den  Staatsgesetzen  nicht 
widersprechen  —  solche  existiren  nicht,  denn  die 
Hofdekrete  vom  24.  Mai  1774 ,  10.  Febr.  und 
14.  Nov.  1785  (Handb.  d.  V.  Josephs  II.  2.  Aufl. 
8,  593.  594)  und  vom  26.  Okt.  1825  u.  19.  April 
1832(Kropatschek,  Samml.  d.  Ges.  58,  169) 
waren  durch  das  Konkordat  v.  1855.  Art.  35  auf- 
gehoben —  zu  führen  ist. 

Für  Preussen  schreiben  die  Erektionsdekrete 
für  Gnesen  und  Posen,  Weiss,  corp.  iur.  ca- 
thol.  p,  109,  112,  vor,  dass  die  zu  einer  Dignität 
oder  zu  einem  Kanonikate  beförderten  Geistlichen 
ihr  etwaiges  Kuratbeneflzium  aufgeben  und  dass 


die  Dignitäten  und  Kanonikate  in  Gnesen  und  in 
Posen  als  beneflcia  sub  uno  tecto  angesehen  wer- 
den sollen. 

4  Gemeinsames  Edikt  vom  30.  Januar  1830. 
§.  32,  welcher  seinem  Wortlaut  nach  auch  die 
päpstliche  Dispensation  ausschliesst.  Deswegen 
ist  die  Frage ,  ob  dieser  §.  durch  das  badische 
Gesetz  vom  9.  Okt.  1860.  §.  17,,  d.  würtemberg. 
v.  30.  Jan.  1862.  Art.  22  u.  d.  hess.  v.  23.  April 
1875  (recht.  Stellung  d.  Kirchen  etc.  betr.)  Art. 
5  aufgehoben  ist,  noch  von  praktischem  Interesse. 
Für  H  e  s  s  e  n  kann  die  weitere  Geltung  gar  kei- 
nem Zweifel  unterliegen.  Dasselbe  muss  aber 
auch  für  die  beiden  andern  Staaten,  in  denen  das 
Edikt  nicht  als  Ganzes  beseitigt  worden,  Spohn, 
bad.  Staatskirchenrechts.  164;  Golther,  Staat 
u.  kath.  Kirche  i.  Würtemberg  S.  423  angenom- 
men werden,  denn  um  eine  rein  kirchliche  Ange- 
legenheit handelt  es  sich  bei  dieser  Dispensation 
insofern  nicht,  als  durch  eine  derartige  Dispen- 
sation das  Pfründenvermögen  zu  ihm  fremden 
Zwecken,  zur  Verwendung  für  Geistliche,  welche 
die  ihnen  obliegenden  geistlichen  Amtsverrich- 
tungen gar  nicht  oder  nicht  ausreichend  zu  leisten 
im  Stande  sind,  bestimmt,  werden  kann.  Aus 
demselben  Grunde  ist  auch  der  cit.  §.  32  in  dem 
nunmehr  preussischen  Theil  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  mit  Einführung  der  preussischen 
Verfassung  v.  1850  Art.  15  in  demselben  nicht 
beseitigt  worden. 

Wo  keine  besonderen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen bestehen,  bildet  ein  etwaiges  Konkurrenz- 
recht der  Staatsregierungen  bei  der  Aemter- 
besetzung  falls  dasselbe  nicht  durch  besondere 
Bestimmungen  eingeschränkt  ist,  ein  Mittel,  die 
Pluralität  zu  verhindern ;  ferner  aber  kann  als 
solches  auch  das  Oberaufsichtsrecht  über  die  sei- 
nen Zwecken  entsprechende  Verwendung  des 
kirchlichen  Vermögens,  und  das  Placet ,  wenn 
es  wie  nach  Art.  1  der  französischen  organi- 
schen Artikel  für  alle  Erlasse  des  Papstes  und  der 
römischen  Kirche  erfordert  wird,  also  auch  päpst- 
liche Dispensationen  von  der  Inkompatibilität  be- 
greift, in  Frage  kommen. 

Aus  welchen  Gründen  Thudichum,  deut- 
sches K.  R.  2,  159  einen  in  Deutschland  allge- 
mein geltenden  Rechtssatz  aufstellt,  dass  keinem 
Geistlichen  zwei  oder  mehr  geistliche  Aemter 
übertragen  werden  können,  sobald  deren  Verwal- 
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Fünftes  Kapitel. 
Von  der  Erledigung  der  Kirchen ämter*. 

1.   Die  Erledigungsfälle. 

§.160.    A.  Im  Allgemeinen. 

I.  Abgesehen  von  dem  selbstverständlichen  Falle ,  dass  der  berechtigte  Inhaber 
mit  Tode  *  abgeht ,  kann  die  Erledigung  eines  Kirclienamtes  durch  einen  Willens- 
a  k  t  desselben .  vermöge  dessen  er  sein  aus  der  Anstellung  erworbenes  Recht  auf  das 
Amt  aufgiebt,  also  durch  Verzicht  oder  durch  Tausch,  erfolgen. 

Ausser  den  besonderen  Erfordernissen ,  welche  das  kanonische  Recht  für  diese 
beiden  Arten  der  Entäusserung  des  Amtes  verlangt  2,  müssen  bei  ihnen  jedenfalls  die 
allgemeinen  Voraussetzungen  rechtsgültiger  Willenserklärungen  d.h.  Handlungsfähig- 
keit, sowie  Ernstlichkeit  und  Freiheit  des  Willens^,  vorliegen.  Was  die  erstere  an- 
langt, so  kommen  nur  solche  Ausschliessungsgründe  derselben  in  Betracht,  welche  ihrer 
Natur  nach,  wie  z.  B.  der  Wahnsinn  *,  die  betreffende  Person  zu  rechtlichen  Willens- 
akten jeder  Art  unfähig  machen,  nicht  aber  solche,  welche  ihr  die  Handlungsfähigkeit 
blos  für  das  Gebiet  des  Civilrechtes  und  des  Vermögensverkehres  —  hierher  gehört 
z.  B.  die  Prodigalitätserklärung^  —  entziehen. 

II.  Sodann  kann  ein  Kirchenamt  dadurch  erledigt  werden ,  dass  der  Inhaber  das- 
selbe ohne  oder  wider  seinen  Willen  verliert. 

Ein  solcher  Verlust  tritt  ohne  Weiteres  ,  ipso  iure  ,  dadurch  ein  ,  dass  der  Amts- 
träger gewisse  Unterlassungen  begeht,  oder  bestimmte  Handlungen  vornimmt,  welche  das 
Recht  ein  für  alle  Mal  mit  dieser  Folge  bedroht''. 

Ferner  kann  die  Entziehung  des  Kirchenamtes  auch  durch  den  Ausspruch  des 
kirchlichen  Oberen  erfolgen.     Bei  den  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  ist  dies  aber 


tung  durch  eine  Person  unthunlich  erscheint,  ist       fekte.     Ein  Lebensalter,  bei  welchem  es  noch  an 


mir  unerfindlich,  falls  nicht  darin  eine  freilich 
nicht  genaue  Wiedergabe  des  kirchlichen  Rechts 
enthalten  sein  soll. 

*  J.  Helfert,  v.  d.  Besetzung,  Erledigung 
und  dem  Ledigstehen  der  Benefizien.  Prag'1828. 
S.  227ff. ;  Phillips  K.  R.  7,  842 ff. 

1  Bei  Verschollenheit  des  Inhabers  kann  eine 
Wiederbesetzung  dann  erfolgen,  wenn  sie  so  lange 
währt,  dass  eine  gegründete,  Vermuthung  für  den 
Tod  entsteht,  Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Rich- 
te r,  Tridentinum  S.  39.  n.  21.  Andererseits 
kann  gegen  den  Verschollenen  nur  wegen  Ver- 
letzung der  Residenzpflicht  vorgegangen  und 
durch  dieses  Verfahren  das  Amt  zur  Erledigung 
gebracht  werden,  s.  o.  S.  229.  232.  235.  242. 

2  S.  darüber  §§.  161.  162. 

•^  Also  Abwesenheit  von  Zwang  und  wesent- 
lichem Irrthum,  in  welcher  Hinsicht  die  römisch- 
rechtlichen  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen, 
c.  5  (Clem.  IlL)  X.  de  renunc.  L  9;  c.  2 
(Alex,  in.)  c.  4  (Innoc.  III.)  X.  de  his  quae  vi 
I   40. 

4  S.  auch  c.  14  (Greg.  I.)  C.  VII.  qu.  1.  Fer- 
ner heftige,  die  Willensfreiheit  beseitigende  Af- 


der  erforderlichen  Verstandesreife  fehlt,  wird 
kaum  praktisch  in  Betracht  kommen ,  s.  Th.  II. 
S.  484  ff.  Jedenfalls  genügt  aber  nach  c.  3  (Bo- 
nif.  VIII.)  in  VIto  de  iud.  II.  1  zu  beiden  Rechts- 
akten das  vollendete  14.  Lebensjahr,  s.  auch  o. 
S.  73.  n.  6  und  L  euren,  forum  benef.  P.  III. 
qu.  324. 

5  Wenngleich  es  sich  bei  dem  Verzichte  des 
Prodigus  auch  um  Entäusserung  der  mit  dem 
Amte  verbundenen  Vermögensrechte  handelt,  so 
stehen  diese  doch  erst  in  zweiter  Linie ,  umso- 
mehr  als  dabei  nicht  blos  die  Aufgabe  von  Rech- 
ten, sondern  auch  die  Befreiung  von  Pflichten  in 
Frage  kommt.  Ueberdies  giebt  es  keine  die 
Handlungsfähigkeit  des  Prodigus  bei  Beneflzial- 
sachen  beschränkende  Vorschrift  des  kanonischen 
Rechtes ;  derselben  Ansicht  d.  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  V.  1878  in  d.  Acta  s.  sed.  11,  438. 

Ebensowenig  kann  für  den  filius  familias, 
welcher  pubes  ist ,  Genehmigung  des  Vaters  er- 
fordert werden ,  weil  sich  die  Vermögensrechte 
des  letztern  nicht  auf  das  Amtseinkommen  ,  wel- 
ches zum  peculium  quasi  castrense  gehört,  er- 
strecken. 

6  Vgl.  darüber  §.  163. 
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nur  statthaft ,  wenn  der  Benefiziat  durch  ein  strafbares  Verhalten  dazu  Veranlassung 
gegeben  hat^,  nicht  aber  dann,  wenn  er  durch  körperliche  oder  geistige  Krankheit  zur 
Verwaltung  seines  Amtes  unfähig  geworden  ist  2.  Für  die  Manualbenefizien  sowie  die 
sonstigen  kirchlichen  Aemter  und  Stellungen ,  welche  ihrer  Natur  nach  widerruflich 
sind  oder  widerruflich  übertragen  werden,  gilt  dieser  Grundsatz  nicht.  Bei  diesen  ist 
vielmehr  eine  Enthebung  der  Amtsträger  durch  den  kirchlichen  Oberen  auch  aus 
anderen  Gründen  zulässig  3. 

III.  Eine  Mittelstellung  zwischen  beiden  Fällen  nimmt  endlich  nach  heutigem 
Recht  die  Versetzung  ein ,  sofern  sie  nicht  als  Straf-  oder  Disciplinar-Massregel  ver- 
hängt wird,  weil  sie  zwar  gewöhnlich  nur  mit  Zustimmung  des  Amtsinhabers  statthaben 
kann,  aber  andererseits  auch  ohne  eine  solche  in  gewissen  Fällen  zulässig  ist^. 

B.  Die  einzelneu  Erledigungsfälle. 

1.  Die  Aufgabe  des  Kirohenamtes  durch  den  berechtigten  Amtsträger. 

§.161.    a.   Der  Verzicht  auf  das  Kirchenamt* . 

I.  Die  Zeit  bis  zum  13.  Jahrhundert.  In  den  ältesten  Zeiten  der  Kirche, 
als  die  Ordination  und  die  Anstellung  der  Kleriker  zusammenfiel ,  musste  der  Austritt 
aus  dem  geistlichen  Stande ,  welcher  zunächst  nicht  mit  Strafen  bedroht  war  ^ ,  auch 
den  Verlust  der  in  Folge  der  Weihe  erlangten  amtlichen  Stellung  nach  sich  ziehen. 
Andererseits  schied  aber  auch  derjenige ,  welcher  das  bisher  von  ihm  innegehabte 
kirchliche  Amt  aufgab  6,  aus  dem  Klerikalstande  aus,  weil  die  Ordination  nach  der  da- 
maligen Auffassung  dem  Geweihten  noch  keinen ,  ihn  von  den  Laien  für  immer  unter- 
scheidenden, unauslöschlichen  Charakter  aufprägte,  und  somit  das  seine  Zugehörigkeit 
zum  geistlichen  Stande  bestimmende  Moment  fortgefallen  war. 

Schon  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts  macht  sich  aber  die  Anschauung  gel- 
tend, dass  der  Geistliche  weder  eigenmächtig  sein  Amt  aufgeben '  noch  aus  dem  durch 
die  Ordination  erlangten  geistlichen  Stand  austreten  dürfe  ^.     Das  letztgedachte  Ver- 

1  Hierher  gehört  die  s.  g.  privatio  beneflcii,  die  1605.  Col.  1683.  Jo.  Andreae  tract.  derenun- 
Deposition,  Degradation  und  die  Strafversetzung,  ciationebeneflcior.  Francof.  1599,  Jo.d'Avezan, 
darüber  ist  unten  in  der  Lehre  vom  kirchlichen  lib.  de  renunciationibus  s.  resignationibus  et  pen- 
Straf-  und  Disciplinarrecht  zu  handeln.  sionibus  beneficior.  ecclesiastic.  .  .  .  Aurel.  1657. 

2  Vgl.  in  Betreff  der  Bischöfe  Th.  II.  S.  251,  auch  in  Meermann,  thesaur.  t.  IV;  Traite 
der  Pfarrer  a.  a.  0.  S.  324.  der  Domherren  S.84.  des  resignations  in  den  Analecta  iur.  pontif. 
Zur  ersteren  Stelle  ist  noch  nachzutragen   Gre-  1855.  p.  1486 ff, 

gor.  VII.  reg.  V.  19,  v.  1078,  Jaffe  mon.  Gre-  5  Vgl,  auch  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  K.  R, 

gor.  p,   315,    woraus  der  Versuch   des   Papstes  1,  188. 

erhellt,  dieAbsetzung  des  altersschwachen  Bischofs  ^  Denn  der  Uebergang  zu  einer  andern  Kirche 

von  Ronen  herbeizuführen,    vgl.  dazu  Meltzer,  kam  damals  nur  ausnahmsweise  vor. 

Papst  Gregor  VII.  (s.  Th.  II.  S.  541.  n.  6)  S.  143.  7  Schon  nach  dem  Konzil  v.  Saragossa  v.  380 

161.  c.  6  soll  der  Kleriker,  welcher  sein  Amt  aus  Stolz 

^  Vgl.  §,  164.  niederlegt,  um  Mönch  zu  werden  und  so  das  Ge- 

*  S.  §.  165.  Uebrigens  nennen  die  Österreich!-  setz  besser  beobachten  zu  können,  von  der  kirch- 
schen  Schriftsteller,  s.  z.  B.  Helfer  t,  Besetzung  liehen  Gemeinschaft  ausgeschlossen  werden. 

etc.  der  Benefizien  S.  109,  221;   Ginzel  K.  R.  8  So  verbot  c.  7  Chalced,  v.  451,  c,  3.  C.  XX. 

2,  217.  213,  die  mit  dem  Willen  des  Amtsträgers  qu,   3,   bei  der  erwähnten  Strafe  den  Eintritt  in 

erfolgte   Versetzung,    „üebersetzung,"    und    die  den  Kriegsdienst  oder  in  ein  weltliches  Amt,  und 

Translation  gegen  den  Willen  des  letzteren  :  „Ver-  die  weltliche  Gesetzgebung  des  römischen  Rechts 

Setzung".  ordnete  als   Strafe  dafür  die  Einreihung  in  den 

*  Flamini  US  Parisius,  de  resignatione  Dekurionat  oder  unter  die  Offlzialen  der  Magi- 
beneüciorum  II.   Tom.  Rom.   1591.    Ven,  1595.  strate  an,  1.  39.  C.  Th.  XVI.  2.   v.  408;    1,  52 
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bot ,  welches  das  allgemeine  Konzil  von  Chalcedon  i  zuerst  ausgesprochen  hat  und 
welclies  mit  der  schon  damals  hervortretenden  Ansicht,  dass  die  Ordination  den  Kleriker 
dauernd  an  die  Kirche  binde,  zusammenhängt 2 ^  ist;  in  der  folgenden  Zeit  wiederholt 
erneuert  worden  ^ ,  bis  die  Lehre  von  dem  unauslöschlichen  Charakter  der  Ordination 
zu  allgemeiner  Anerkennung  gelangte  ^  und  sich  von  nun  an  die  Unzulässigkeit  des  Aus- 
scheidens aus  dem  Klerikalstande  von  selbst  verstand. 

Andererseits  lässt  sich  aber  nicht  annehmen"^,  dass  in  jener  Zeit  den  Geistlichen, 
wenn  sie  sich  keinen  mit  ihrem  Stande  unvereinbaren  Beschäftigungen  widmen  wollten, 
das  Aufgeben  ihrer  kirchlichen  Stellung,  aus  auch  noch  so  gerechtfertigten  Gründen,  wie 
z.  B. wegen  Gebrechlichkeit  oder  hohen  Alters,  überhaupt  versagt  gewesen  sei^.  Den 
Bischöfen  hat  man  weder  vor  dem  Koncil  von  Chalcedon  noch  nachher  die  Niederlegung 
ihres  Amtes  unter  solchen  Umständen  verwehrt  oder  verdacht  '^ ,  und  was  für  diese  er- 
laubt galt,  konnte  für  die  übrigen  Geistlichen  unmöglich  als  unstatthaft  erscheinen. 

Eine  feste  Anschauung  über  die  Gründe ,  aus  welchen  Bischöfe  auf  ihr  Amt  ver- 
zichten konnten,  hatte  sich  demnach  schon  in  der  Zeit  vom  4.  bis  6.  Jahrhundert  ge- 
bildet^. Dass  aber  eine  vorgängige  Untersuchung  über  das  Vorliegen  derselben  oder 
die  Genehmigung  einer  höheren  kirchlichen  Autorität ,   z.  B.  der  Provinzialsynode ^ 


(53)  §§.  5.  6.  C.  J.  de  episcop.  I.  3  v.  531 ;  Nov. 
VI.  c.  7.  V.  535.  Die  Polemik  Lönings  1,  191. 
n.  1  gegen  die  Auffassung  des  erstgedachten  Ge- 
setzes als  einer  Strafbestimmung  ist  ungerecht- 
fertigt. Wenn  er  die  Anordnung  dahin  versteht, 
dass  solche  Kleriker  sofort  wieder  ihrer  Kurie  zu- 
getheilt  werden  sollten,  weil  sie  der  Privilegien 
des  Klerus  durch  ihren  Austritt  verlustig  gegan- 
gen seien,  so  wird  damit  die  unbegründete  Vor- 
aussetzung gemacht,  dass  jeder  Geistliche,  falls 
er  Laie  geblieben  wäre,  einer  Kurie  oder  dem 
Stande  der  cohortalini  (vgl.  v.  Bethmann- 
H  oll  weg,  Civilprozess  3,  137.  n.  28)  angehört 
haben  müsste.  Ist  es  etwa  keine  Strafe,  wenn  1. 
52.  cit.  C.  I.  das  Gesetz  von  408  dahin  erweitert, 
dass  falls  in  dem  Heimathsort  des  Geistlichen 
eine  ausreichende  Zahl  von  Kurialen  vorhanden 
sei,  derselbe  der  Kurie  einer  anderen,  selbst  in 
der  nächsten  Provinz  belegenen  Stadt  zugewiesen 
werden  kann? 

S.  auch  c.  7  Andegav.  v,  453 :  „clerici  qui  re- 
licto  clero  se  ad  saecularem  militiam  vel  ad  laicos 
contulerint,  non  iniuste  ab  eeclesia  quam  relique- 
runt,  amoventur;^''  c.  5  Turon.  I.  461:  _,;,si  quis 
vero  clericus  relicto  officii  sui  ordine  laicam  volu- 
erit  agere  vitam  vel  se  militiae  tradiderit,  excom- 
municationis  poena  feriatur." 

1  S.  S.  265.  n.  8. 

2  S.  die  in  der  vorvorigen  Note  citirten  Stellen. 

3  Tolet.  VI.  V.  638.  c.  6  in  c.  2  C.  XX.  qu.  3 ; 
unter  Hinweis  auf  das  Konzil  von  Chalcedon  ep. 
Zachar.  pp.  ad  Pippin.  v.  747.  c.  9,  Jaffe 
raonum.  Carol.  p.  24  u.  Cap.  eccles.  v.  789.  c. 
26,  LL.  1,  58;  ferner  Francof.  v.  794.  c.  24, 
LL.  1,  73;  conc.  Aquisgr.  816.  1.  I.  c.  85;  Mo- 
gunt.  847.  c.  15,  Mansi  14,  202.  907;  Tüll. 
860.  c.  5,  1.  c.  15,  560;  Tribur.  895.  c.  27,  1.  c. 
18,  145  (in  der  Fassung  der  collectio  Diessensis 
c.  20,  Phillips  Synode  v.  Tribur.  Wien  1865. 
S.  62  mit  spezieller  Beziehung  auf  Geistliche, 
welche  in  Klöstern  erzogen  sind);  Bourges 
1031.  c.  28;  Rheims  1049.  c.  8,  Rom  1059, 


Mansi  19,  505.  742.  873;  s.  auch  c.  1  (Alex. 
III.)  c.  3  (Innoc.  III.)  X.  de  apost.  V.  9. 

4  Th.  II.  S.  117. 

5  So  Schulte  K.  R.  2,  343.  n.  5. 

ß  Wie  denn  auch  die  in  den  vorstehenden  An- 
merkungen angeführten  Vorschriften  nur  das 
eigenmächtige  Aufgeben  des  Klerikalstandes,  um 
zu  weltlichen  Beschäftigungen  überzugehen,  ver- 
bieten. 

■^  Bischof  Meletius  vonSebaste,  nachmals(361) 
von  Antiochien,  hat  sich  wegen  der  Schwierigkeit 
seiner  Diöcesanen  von  seinem  ersten  Bisthum  zu- 
rückgezogen, Theodoret.  eccl.  hist.  II.  31.  Gregor 
von  Nazianz,  welcher  zunächst  das  an  einem  un- 
geeigneten Orte  errichtete  Bisthum  Sasima  wieder 
aufgegeben  ,  hat  auf  das  von  ihm  später  innege- 
habte Bisthum  Konstantinopel  um  des  Friedens 
willen  auf  der  dortigen  Synode  verzichtet,  Theo- 
doret. 1.  c.  V.  8 ;  Socrat.  hist.  eccl.  V.  7  ;  Sozomen. 
hist.  eccles.  VII.  7.  Auch  Augustinus  hat  keinen 
Zweifel  an  der  Statthaftigkeit  eines  solchen  ge- 
rechtfertigten Verzichtes  ep.  69  (238)  opp.  ed. 
Migne  2,238,  contra  Crescon.  II.  11,  ed.  cit.  9, 
474.  Endlich  erachtet  Gregor  I.  bei  physischer  Un- 
fähigkeit des  Bischofes  einen  Verzicht  desselben 
für  zulässig,  c.  13.  14.  C.  VII.  qu.  1.  Vgl.  auch 
Thomassin  vet.  et  nov.  discipl.  II.  1.  II.  c. 
50—52. 

^  Ausser  den  Anführungen  in  der  vor.  Note 
ergiebt  dies  die  Ausschliessung  des  Bischofs  Mac- 
liavus  V.  Vannes  aus  der  kirchlichen  Gemeinschaft 
(nach  Mitte  des  6.  Jahrb.),  welcher  sein  Bisthum 
und  den  geistlichen  Stand  verlassen  hatte,  um 
sich  der  Herrschaft  der  Bretagne  zu  bemächtigen, 
Gregor.  Turon.  hist.  Franc.  IV,  4. 

^  Insbesondere  nicht  des  Papstes.  Aus  den  von 
dem  Verzicht  abmahnenden  Briefen  Leo's  I.  an 
Rustikus  von  Narbonne  v.  458/459 ,  Leon.  opp. 
ed.  Baller.  1,  1416,  und  Martins  I.  an  Amandus 
V.  Utrecht  v.  649,  Mansi  10,  1183  ergiebt  sich 
nichts  für  die  Nothwendigkeit ihrer  Genehmigung, 
es  handelt  sich  hier  nur  um  einen  freundschaft- 
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oder  gar  einer  staatlichen  erforderlich  gewesen  sei ,  dafür  findet  sich  kein  Anhalt. 
Allerdings  wird  mehrfach  seit  dem  6.  Jahrhundert  bei  den  Verzichten  fränkischer  Bi- 
schöfe der  Einholung  der  Genehmigung  des  Königs  und  der  Mitbischöfe  erwähnt  \,  in- 
dessen geben  diese  Nachrichten  keine  Klarheit  darüber ,  ob  dieselbe  zu  der  Nieder- 
legung des  Amtes  oder  nicht  vielmehr  zu  der  Wahl  des  Nachfolgers,  insbesondere  etwa 
mit  Rücksicht  auf  eine  schon  dafür  in  Aussicht  genommene  Persönlichkeit  nachgesucht 
worden  ist  2.  Erst  Ende  des  9.  Jahrhunderts  sind  einzelne  Fälle  vorgekommen,  in  denen 
die  päpstliche  Genehmigung  zur  Verzichtleistung  auf  Bisthümer  eingeholt  ist  '^,  und  diese 
haben  sich  in  der  Folgezeit  vermehrt  ^.  Aber  eine  Reihe  anderer  Zeugnisse  ergeben,  dass 
eine  solche  bis  in  das  1 2 .  Jahrhundert  hinein  nicht  für  rechtlich  nothwendig  betrachtet 
worden  ist  5.  Wenngleich  ferner  seit  dem  12.  Jahrhundert  einzelne  Metropoliten  und 
Synoden  gegen  beabsichtigte  Resignationen  mit  Censuren  vorgegangen  sind,  so  ist  dies 
doch  nur  da  geschehen ,  wo  man  die  Gründe  für  einen  solchen  Schritt  nicht  für  aus- 
reichend erachtet  hat^. 

Immerhin  war  aber  schon  im  12.  Jahrhundert  eine  Betheiligung  des  päpstlichen 
Stuhles  bei  derartigen  Verzichtleistungen  nichts  Ungewöhnliches.  Mit  Rücksicht  hier- 
auf konnte  Alexander  III.  den  Anspruch  erheben,  dass  die  Bischöfe  die  päpstliche 


liehen  Meinungsaustausch  über  die  von  den  Bi- 
schöfen beabsichtigten  Schritte,  s.  hierzu  Th.  II. 
S.  5.  n.  3.  Auch  Kaiser  Justin  und  der  Bischof 
Epiphanias  von  Konstantinopel  haben  Papst  Hor- 
misda  i.  J.  521,  Thiel,  epistol.  roman.  pontif. 
p.  983.  984  nur  von  dem  Rücktritt  des  Bischofs 
Paul  II.  V.  Antiochien  ,  welcher  wegen  der  gegen 
ihn  erhobenen  Feindseligkeiten  und  der  ihm  dro- 
henden Anklagen  verziehtet  hatte,  benachrichtigt. 
Die  Resignation  scheint  in  diesem  Fall  in  die 
Hände  des  Kaisers  erfolgt  zu  sein. 

1  Vgl.  Thomassin  P.  11.  I.  II.  e.  51.  n.  6. 

2  So  bei  dem  Verzicht  Burghards  von  Würzburg 
in  753,  Rettberg  Deutschlands  Kirchengesch. 
2,  317,  s.  ferner  Thomassin  1.  c.  c.  53.  n.  7. 

Auch  hat  das  engere  Verhältniss  zwischen  den 
Königen  und  einzelnen  Bischöfen  wohl  dazu  ge- 
führt ,  dass  diese  den  ersteren  von  ihrem  Ent- 
schluss  vorher  Kunde  gaben  und  dann  Versuche 
gemacht  wurden,  sie  davon  abzubringen ,  s.  z.  B. 
Rettberg  a.  a.  0.  1,  490  (in  Betreff  des  Rück- 
tritts Arnulfs  v.  Metz  zw.  625  u.  628). 

Nach  den  vorliegenden  Nachrichten  lässt  sich 
nur  annehmen  ,  dass  die  Verzichtleistungen  Me- 
gingoz'  V.  Würzburg  u.  785,  Rettberg  a.  a.  0. 
2,  319;  Abel  Jahrb.  Karl  d.  Gr.  1,  425,  Wili- 
kars  V,  Vieiine  u.  753  u.  Leidrads  v.  Lyon  814, 
Adon.  Vienn.  ehron,  SS.  2^  319.  320,  welche  sich 
alle  in  ein  Kloster  zurückzogen ,  ohne  Einholung 
irgend  einer  weiteren  Genehmigung  erfolgt  sind. 

3  So  haben  Papst  Johann  VIII.  und  die  Synode 
zu  Troyes  878  den  Verzicht  des  Bischofs  Hedenulf 
V.  Laon  auf  sein  Bisthum  verworfen,  annal.  Hinc. 
a.  878,  SS.  1,  508;  Mansi  17,  357.  Dies  ist 
indessen  wahrscheinlich  auf  Betreiben  der  An- 
hänger Hinkmars  von  Rheims  geschehen,  um  die 
Restitution  des  damals  lebenden  Hinkmar  von 
Laon  zu  hindern ,  s.  auch  v.  N  o  o  r  d  e  n  ,  Hink- 
mar, Erzbischof  v.  Rheims.   S.  363. 

*  Vor  Allem  seit  Beginn  des  12.  Jahrhunderts, 
s.  Baron,  ann.  a.  1128.  n.  2  u.  a.  1137.  n.  35; 


Thomassini.  c.  c.  54.  n,  4  ff.  Dazu  hat  offen- 
bar das  seit  dem  Investiturstreit  verschärfte  kirch- 
liche Bewusstsein  beigetragen ,  und  die  dadurch 
hervorgerufene  Niederlegung  einzelner,  durch 
Uebertragung  der  Fürsten  erlangter  Bisthümer  in 
die  Hände  des  Papstes,  s.  Th.  II.  S.  550.  n.  9. 
a.  E.  ;  vita  Otton.  Bamberg,  auct.  Ebbon.  c.  11, 
Jaffe  mon.  Bamberg,  p.  600.  Auch  das  dict. 
Gratiani  zu  C.  VII.  pr.  setzt  dies  offenbar  als  das 
Regelmässige  voraus. 

5  Adalbert  von  Prag  hat  zweimal  sein  Bisthum 
verlassen  und  die  Bischofswürde  niedergelegt.  Die 
Art  und  Weise ,  wie  er  zur  Rückkehr  bewogen 
worden  ist,  ergiebt  nicht  das  Mindeste  dafür,  dass 
die  Aufgabe  des  Bisthums  als  nichtig  betrachtet 
worden  sei ,  vita  Adalbert.  auct.  Canapar.  c.  12. 
13.  18.  20.  22,  SS.  4,  586.  589.  590.  591. 
Ebensowenig  lässt  sich  dies  auch  den  Briefen  des 
Petrus  Damiani  lib.  I.  ep.  9.  10  (oder  opusc.  19 
u.  20),  Migne  patrol.  145,  425.  442,  worin  er 
sein  Bisthum  in  die  Hände  des  Papstes  aufgiebt 
und  eine  ganze  Reihe  von  bischöflichen  Resigna- 
tionen anführt ,  entnehmen.  Auch  Gregor  VII. 
ep.  VIII.  15  V.1080,  Jaffe' mon.  Gregor,  p.  446 
tadelt  den  Bischof  v.  Valve  nicht  deshalb,  weü  er 
auf  sein  Bisthum  ohne  päpstliche  Genehmigung 
verzichtet  hat ,  sondern  deshalb ,  weil  dies  ohne 
zureichenden  Grund  geschehen  ist.  Lanfrank  ep. 
2,  ed.  Giles  ep.  4,  1,  21  bittet  weiter  den  Papst 
in  einer  solchen  Angelegenheit  nur  umRath,  nicht 
um  seine  Genehmigung ,  und  berichtet  zugleich, 
dass  der  Bischof  v.  Lichfield  sein  Bisthum  in  die 
Hände  des  Königs  zurückgegeben  habe.  Dieselbe 
Auffassung  erhellt  aus  den  Briefen  Fulberts  v. 
Chartres  ep.  35(8),  Migne  patrol.  141, 129,  und 
Ivos  V.  Chartres  ep.  86  (19),  Migne  patrol.  162, 
108  (an  Paschalis  II.  in  Betreff  der  Resignationen 
der  Bischöfe  von  Paris  und  von  Soissons). 

6  S.  z.  B.   Konzil  v.  London  v.  1138,  Mansi 
21,  509. 
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Genehmigung:  einzuholen  vorpfliclitet'und  die  Metropoliten  nicht  berechtigt  seien,  der- 
artige Resignationen  ohne  päpstliche  Bevollmächtigung  entgegen  zu  nehmen'.  An 
dieser  Anschauung,  womit  ein  weiterer  Schritt  zur  Ausdehnung  der  päpstlichen 
Verfügungsgewalt  über  die  höheren  Beuefizien  gethan  war,  hielten  die  Nachfolger 
Alexanders  III.  fest  2,  und  Innocenz  III.  brachte  dieselbe  zu  allgemeiner  Anerken- 
nung •^  indem  er  sie  durch  die  der  Ehe  ähnliche  Verbindung  des  Bischofs  mit 
seiner  Kirche ,  welche  allein  durch  die  höhere  Autorität  des  Papstes  gelöst  werden 
könne,  begründete^,  und  zuerst,  freilich  im  Anhalt  an  die  frühere  Praxis,  die  Voraus- 
setzungen .  unter  denen  künftighin  eine  Resignation  statthaft  sein  sollte ,  näher  be- 
stimmte ''. 

Was  die  niederen  Benefizien  betrifft,  so  lag  es  hier  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  der  Inhaber ,  wenn  er  ein  solches  aufgeben  wollte ,  wenigstens  dem  kirchlichen 
Oberen  von  seinem  Entschlüsse  Anzeige  zu  machen  hatte  und  letzterem  dadurch  Ge- 
legenheit gegeben  wurde ,  die  für  den  Verzicht  massgebenden  Gründe  zu  untersuchen. 
Indessen  ist  dieses  Verfahren  oflfenbar  nicht  immer  beobachtet  worden,  und  namentlich 
hat  es  die  Stellung  der  Grund-  und  Patronatsherrn  mit  sich  gebracht,  dass  derartige 
Resignationen  von  Benefizien  vielfach  lediglich  in  ihre  Hände  abgegeben  worden  sind*^. 
Auch  hiergegen  ist  die  kirchliche  Gesetzgebung  seit  dem  12.  Jahrhundert  einge- 
schritten, und  hat  Verzichte  auf  Benefizien  ohne  Konsens  des  kirchlichen  Oberen", 
insbesondere  solche  in  die  Hände  von  Laien,  verboten  ^. 

Mit  diesen  Anordnungen,  welche  in  die  Dekretalen  Gregors  IX.  Aufnahme  ge- 
funden haben,  waren  die  Grundlagen  für  das  noch  heute  massgebende  Recht  geschaffen. 
Sie  haben  nur  noch  in  Einzelheiten  Ergänzungen  erfahren,  welche  füglich  bei  der  Dar- 
stellung desselben  ihre  Berücksichtigung  finden  können. 

U.  Geltendes  Recht.  A.  Die  einfache  Resignation.  Eine  Verzicht- 
leistung, resignatio,  renunciatio  früher  auch  cessio^  genannt,  ist  hinsichtlich  aller  kirch- 
lichen Aemter ,    insbesondere  hinsichtlich   der  päpstlichen  Würde  '^ ,    der  Kardina- 

1  Ep.  ad  Hugon.  archiep.  Senou.  v,  1167,  *  Allerdings  hauptsächlich  im  Hinblick  auf  die 
Mansi21,  1083.  „Unde  licet  ipse  (Bischof  v.  zu  Translationen  der  Bischöfe  von  ihm  ebenfalls 
Auxerre)  ...  ex  humilitate  pariter  et  ex  debili-  geforderte  päpstliche  Genehmigung,  s.  c.  2.  4.  X. 
täte  mentis  et  corporis  commissae  sibi  forte  ad-  de  translat.  I.  7,  aber  doch  auch  gleichzeitig  mit 
ministrationi  spontanea  voluntate  abrenunciavit,  Bezug  auf  Verzichtleistungen,  c.  2  cit. 

quia  tarnen  nisi  eins  abrenunciatio  a  Romano  pon-  ^  c.  10  X.  I.  9.  cit. 

tifice  primitus  approbetur,  nee  ab  administratione  ^  c.  4  (Alex..  III.)  X.  eod. 

illius  fuerit  absolutus  nee  ipse  a  regimine  credito  "^  c.  1  (Alex.  II.)  C.  XVII.  qu.  2;  Alex.  III.  ad 

sibi fueritexoneratus,  tibi  nullo  modo  licuit  absque  episc.  Panorm.  1159/1181,  Mansi  22,  342;  stat. 

conscientia  et  mandato  nostro  eius  abrenunciatio-  Odon.  Paris,  c,  8,  1.  c.  p.  681.    Vgl.  hierzu  auch 

nem  recipere  neo  capitulum  Altisiodor.   de  elec-  Thomassini.  c.  P.  II.  1.  I.  c.  22. 

tione   tractare    potuit  aut    ad    nominationem   ali-  ^  c.  8  (Innoc.  III.)  ibid. 

cuius    procedere";    ep.   ad    Lingacop.    episc.    v.  o  s.  z.  B.  c.  2  X.  I.  7  cit.,  u.  o.  Th.  1.  S.  296. 

1171/1172,  ibid.  p.  939;   c.  1  (Alex.  III.)  X.  de  „2.    Auch  die  Bezeichnung  dimissio  kommt  vor, 

renunc.  I.  9.  const.  Pii  V.  Quanta  ecclesiae  v.  1568,  bull.  Taur. 

2  Vgl.  die  Genehmigung  Cölestins  III.  zu  den  7,  664.  Der  Kurialstil  scheidet  resignatio  und 
Verzichten  der  Bischöfe  v.  Arhaus  und  Urgel  v.  renuntiatio,  und  versteht  unter  der  ersteren  die 
1191  u.  1195,  Langebek  ss.  rer.  Danic.5,  255  Verzichtleistung  vor  dem  Papst  zu  Gunsten  Drit- 
u.  Mansi  22,  615.  ter,  unter  der  letzteren  jeden  anderen,  namentlich 

3  c.9.10  (Innoc.  III.)  X.  de  renunc.  I.  9.  und  den  einfachen  Verzicht,  Riganti  ad  reg.  canc. 
Pott  hast  reg.  Innoc.  III.  n.  404.   503.  2752.  ^LV.  prooem.  n.  1. 

3108.  3764.  4251.  5449^.    und  für  seine  Nach-  'O  Th.  I.   S.  294  ff.     Zu  den  dort  angeführten 

folger  1.  c.  n.  5458^.   5559a.   6989.  7287.  7369.  Beispielen   ist    noch  die  Verzichtleistung  Hono- 

8894.  9099.  9950.  10158.  10324.  10339.  10420.  rius'  II.    1124    kurz  nach  seiner  Wahl,    welche 

10500.    11557.    13074.    14371.    14528.    14750.  allerdings  nur  zum  Schein   erfolgt  ist,    nachzu- 

14984.  15376.  17225.  18806.  tragen,  s.  die  vita  desselben  v.  Boso  bei  Watte- 
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late^  der  Bisthümer^,  der  sonstigen  Konsistorialbenefizien,  der  verschiedenen  Stiftsstellen, 
der  Pfarreien  und  der  beneficia  simplicia^,  selbst  wenn  die  Benefizien  s.  g.  beneficia 
manualia  sind  ^ ,  sowie  auch  hinsichtlich  derjenigen  Aemter ,  welchen  der  Benefizial- 
Charakter,  wie  z.  B.  der  Stellungen  der  General-,  Kapitular-,  Pfarr- Vikare  oder  Mis- 
sionspfarrer, fehlt,  gestattet^. 

Selbstverständliche  Voraussetzung  ist  es,  dass  im  gegebenen  Falle  dem  Resignan- 
ten  das  Recht  am  Benefizium  oder  Amte  noch  im  Augenblick  der  Resignation  zusteht. 
Daher  ist  dieselbe  nichtig,  falls  der  Benefiziat  sein  Recht  bereits  durch  eine  Handlung, 
welche  den  Verlust  seines  Benefiziums  ipso  iure  nach  sich  zieht  ^,  verwirkt  hatte,  wenn- 
gleich dies  noch  nicht  durch  deklaratorisches  Urtheil  festgestellt  war ' .  Der  Verzicht 
bedarf  ferner  abgesehen  von  dem  des  Papstes  ^,  welcher  das  höchste  Haupt  der  Kirche 
ist,  der  Annahme  oder  Genehmigung  des  vorgesetzten  kirchlichen  Oberen^.  In  allen 
Fällen  genügt  die  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes  ^^.  Es  müssen  dagegen  von 
demselben  die  Verzichtleistungen  auf  die  Kardinalate ,  Bisthümer  ^  ^  (also  auch  Patri- 
archate, Primate,  Erzbisthümer,  Bisthümer  in  partibus  infidelium'^),  Prälaturae  nul- 
lius ^'\  Konsistorial-Abteien  und  exemte  Benefizien  ^^  genehmigt  werden.  In  Betreff  der 
übrigen  bedarf  es  nur  der  Annahme  der  Renuntiation  seitens  des  Bischofs  i^  oder  des 
ihm  gleichstehenden  Ordinarius  (also  z.  B.  des  praelatus  nullius)^''.  Sie  ist  ferner  statt- 
haft durch  den  Generalvikar  des  Bischofs ,  wenn  er  Spezialvollmacht  dazu  besitzt^", 
durch  seinen  Koadjutor  unter  der  gleichen  Voraussetzung  oder  unter  der  anderen,  dass 
ihm  die  volle  Vertretung  des  Bischofs  obliegt  ^^.  Was  von  dem  Bischof  gilt ,  findet  für 
die  Dauer  der  Vakanz  auch  Anwendung  auf  den  Kapitular- Vikar  i'^.  Ob  das  Benefizium, 
auf  welches  verzichtet  wird ,  in  Betreff  seiner  Wiederbesetzung  der  päpstlichen  Reser- 

rich  vitae  Romanor.  pontif.  2,  159  u.  Bern-  Verhältniss  des  Bischofs  zu  seiner  Diöcese  ein, 
hardi,  Lothar  v.  Supplinburg  S.  270.  Th.  II.  S.  177. 

1  Beispiele  von  Kardinälen  aus  fürstlichem  Ge-  '•^  c.  15  (Honor.  III.)  X.  eod.  I.  9. 

schlecht  im  17.   Jahrhundert,    welche   nach   er-  i*  Für  die  übrigen   Aemter,   für  welche  es  an 

theilter  Dispensation  geheirathet  haben,  bei  W.  C.  speziellen  Vorschriften  fehlt,    ergiebt    sich  dies 

Cartwright,  on  the  Constitution  of  popal  con-  daraus,    dass  der  Papst  allein    die  Verfügungs- 

claves.  Edinburgh  1868.  p.  120ff.,  aus  dem  18.  gewalt  über  dieselben  besitzt. 

und  dem  19.  Jahrh.  (um  der  Absetzung  zu  ent-  '5  c.  4  X.  I.  9.  cit.  Wegen  der  Konkurrenz  der 

gehen  oder  in  den  Jesuiten-Orden  einzutreten)  päpstlichen  Legaten  s.  Th.  I.  S.  514.  515. 

in  den  Analecta  iur.  pontif.  1855.  p.  1492.  1494.  16  Th.  II.  S.  346.    Dass  die  Kardinäle  die  Ver- 

2  Vgl.    V.    Sartori,     geistl.     Staatsrecht    d.  zichtleistungen  auf  die  Benefizien  an  ihren  Titel- 
deutsch. Erz- etc.  Stifter  II.  1,  388.  kirchen   anzunehmen   haben,    ist    unbestritten, 

3  Leuren.  forum  beneficiale  P.  III.  qu.  289fif.  Leuren.  1.  c.  qu.  384.  n.  2.   "Wenngleich  ihnen 

4  L.  c.  qu.  291.  heute  nicht  mehr  eine  volle  iurisdictio  quasi  epis- 

5  Vgl.  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  16  de  ref.  ;  Leu-  copalis  zusteht,  so  ist  ihnen  eine  solche  doch  ge- 
ren.  qu.  372.  n.  2.  rade  in  Betreff  der  Benefiziaten  verblieben,  Th.  I. 

Ferner  gehören    hierher   die    Kommenden,  S.  352.  353. 

welche  den  Begünstigten  ein  festes  Recht  gewäh-  ^''  Th.  IL  S.  215. 

ren,  nicht  diejenigen,   welche  sich  blos  als  provi-  18  Also  dann,  wenn  der  Bischof  zur  Verwaltung 

sorische  Verwaltungen  für  die  Dauer  einer  Vakanz  völlig  unfähig  ist,  Th.  II.  S.  255.     Der  apostoli- 

darstellen,  Leuren.  qu  299,  s.ancho.  S.  109  ff.  sehe  Administrator  oder  Vikar  einer  Diöcese  be- 

6  S.  u.  §.  163.  sitzt  aber  die  Befugniss  immer,  falls  sie  ihm  nicht 
'^  Leuren.  qu.    312,    Reiffenstuel  I.  9.  etwa  durch  die  Ernennungsurkunde  entzogen  sein 

n.  50.  51.     Wegen  der  Renuntiation  auf  ein  ius  sollte,  weil  er  die  iurisdictio  des  Bischofs  auszu- 

ad  rem,  s.  unten  S.  277.  üben  hat,  a.  a.  0.  S.  258. 

8  Th.  II.  S.  296.  19  Th.  II.  S.  244.    Die  Beschränkung  seiner 

9  c.  4.9.  10  X.  I.  9.  cit.  Ueber  Ausnahmefälle  Befugniss  auf  diejenigen  Benefizien,  welche  nicht 
s.  unten  am  Schluss  der  Erörterung  zu  A.  der   ausschliesslichen   Verleihung    des    Bischofs 

^0  Denn  er  ist  der  Ordinarius  singulorum  in  der  unterliegen,  Pirhing,  ius  canon.  I.  9.  n.  76; 

katholischen  Kirche,     lieber  die  legati  a  latere  Reiffenstuel  I.  9.  n.  7;  Ferraris  s.  v.  re- 

s.  Th.  I.  S.  514.  515.  signatio  n.  68,  ist  haltlos.  Die  Genehmigung  von 

'^  c.  9.  10  X.  cit.  Resignationen  ist  ein  Ausfluss  der  allgemeinen 

^2  Denn  auch  bei  diesen  tritt  das  eheähnliche  Leitungsgewalt   in     Betreff    des    Aemterwesens, 
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vation  unterliegt,  ist  gleichgültig  '.  Ebensowenig  ist  es  in  der  gedachten  Beziehung  bei 
den  Kirelienüuitern  ohne  Beni;fizial-Qualität  von  Einfluss,  dass  diese  ihrem  Inhalte  nach, 
wie  z.  B.  die  Pt'arrvikarien ,  nur  aus  abgeleiteten  Befugnissen  eines  anderen  Amtes 
bestehen  ,  denn  wenn  einmal  ein  Amt  durch  Zuweisung  eines  bestimmten  Amtskreises 
geschaffen  ist,  tritt  dasselbe  unter  die  Jurisdiktion  desjenigen,  welcher  den  betreffenden 
kirchlichen  Sprengel  zu  leiten  hat,  und  daher  können  auch  solche  Amtsträger  ihre 
Stellen  nicht  ohne  seinen  Konsens  niederlegen. 

Fehlt  es  an  der  erforderlichen  Genehmigung ,  so  ist  die  Resignation  nichtig ,  der 
Renuntiant  verliert  sein  Amt  und  seine  Amtsrechte  nicht,  wird  also  auch  andererseits 
nicht  von  seinen  Amtspflichten  frei  und  kann  ti'otz  einer  solchen  Resignation  zur  Er- 
füllung derselben  vom  kirchlichen  Oberen  angehalten  werden  2. 

Andererseits  genügt  aber  auch  zur  Gültigkeit  der  Konsens  des  kirchlichen  Oberen, 
und  es  bedarf  dazu  keiner  Zustimmung  derjenigen,  welche  bei  der  Besetzung  des  frag- 
lichen Benefiziums  ein  Mitwirkungsrecht  haben  '^,  also  insbesondere  nicht  des  Patrones  * 
oder  eines  sonstigen  Nominations-  und  Präsentationsberechtigten  ^. 

Der  Verzicht  in  die  Hände  eines  Laien  ist  wirkungslos ,  zieht  aber  nichtsdesto- 
weniger den  Verlust  des  Amtes  zur  Strafe  nach  sich ,  falls  der  Renunciant  dasselbe 
wieder  von  dem  Laien  entgegengenommen  hat  ^. 

Die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  ist  erforderlich,  um  diesem  Gelegenheit 
zur  Prüfung  der  für  den  Verzicht  massgebenden  Gründe  zu  gewähren. 

Die  Resignation  eines  Bisthums  ist  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  gemeinen 
Rechts '  statthaft  ^,  wenn  der  Bischof  durch  Krankheit,  Gebrechlichkeit  oder  Alter  an 
der  ordnungsmässigen  Verwaltung  seines  Amtes  gehindert  wird  ^ ,   wenn  derselbe  sich 

nicht  aber  ein  spezielles  Korrelat  desBesetzungs-  der  früheren  Auffassung  zusammen,  dass  das  Ka- 
rechtes, pitel  vom  Bischof  bei  allen  wichtigern  Geschäften 

1  Das  ergiebt  sich  aus  dem  in  der  vorigen  An-  zuzuziehen  ist.  Eine  solche  Praxis  besteht  aber 
merkung  gedachten  Grunde.  Im  allgemeinen  ist  längst  nicht  mehr,  s.  Th.  II.  S.  153.  In  den 
man  darüber  auch  einig,  Pirhing  1.  c.  n.  70;  Wahlkapitulationen  mit  den  Bischöfen  haben  sich 
II  ei  f  f  e  n  stuel  1.  c.  n.  59;  Leuren.  1.  c.  qu.  aber  die  deutschen  Domkapitel  oft  ihre  Genehmi- 
383.  n.  3.  Gewöhnlich  wird  aber  die  Ausnahme  gung  zur  Resignation  der  ersteren  ausbedungen, 
gemacht,  dass  der  Papst  ausschliesslich  zur  An-  v.  Sartori  St.  R.  I.  2,  391. 

nähme  eines  Verzichtes  auf  die  ersten  Dignitäten  4  Leuren.  1.   c.  qu.  4-    Schulte  K.  R.  2, 

in  den  Stiftern,  soweit  sie  seiner  Besetzung  re-  344  verlangen   den   Konsens   des    Laienpatrons! 

servirt  sind,  s.  0.  S.  150,  befugt  ist.  Diese  Unter-  Ebenso  auch  die  Rottenburger  bischöfliche  V.  v. 

Scheidung   ist  völlig  prinziplos  und  rührt  wohl  1868,  v.  Vogt,  Samml.  S.  602  u.  Arch.  f.  k.  K. 

daher,  dass,   was  nicht  ausgeschlossen  ist,  solche  ^   2,  722.    Dagegen  de  Roye  ad  tit.  de  iure- 

Verzichte  faktisch  für  die  Regel  in  die  Hände  des  patr.  prolegom.  c.  31.    Pir  hing  1.  c.  n.  68  (s. 

Papstes  abgegeben  worden  sind.  aber  n.  76);    Reiften  stuel  1.  c.  n.  61.     Das 

2  c.8(Innoc.III.)c.  lO.i.f.  cit.;  c.l5  cit.  I.  9,  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  §§.  523.  524  schreibt 

Wenn   fast   alle    älteren  Kanonisten   behaupten,  jjuj.  Anzeige  an  den  Patron  vor, 

dass  der  Besitz  des  Amtes  durch  einen  solchen  ^    .,  \     •  -u^.  j     •     •         „„1  1 ^^„^„■vri-i.o,. 

_^.,  ,  ,^.^ji.x.  ^  Also  auch  nicht  der]  enigen,  welche  einenVikar 

Verzicht  verloren  gehe,   Garcias  tr.  de  benet.  v    *  n        ^  ■■      \-        u  \.         f  n^  a;^ 

T^   ^T        o         r>o-     T.  j       y,  ^    T    n  zu  bestellen  oder  zu  prasentiren  haben ,  falls  die 

P.  XI.  c.  o.  n.  2oO;  Fagnan.  ad  c.  4  X.  1.  9.  a.  ,,  -,        ,,  1     a     ^  u  *      1.+«,.   ^o* 

„    V  ■.  /,         .  .  j.  •  Stellung   desselben    als  Amt    zu    betrachten   ist. 

n.  7;  L euren.  1.  c.  qu.  4,  so  ist  dies  nur  inso-  tt      i  iT         •  v,    1  vi  •   ^  AlA„v^^„ö^. 

,',,..,      .  ,     ,       '.     .  X  ••  1        IT-  Handelt  es  sich  dagegen  blos  um  eine  Wahrnen- 

weit  richtig ,  als  sich  der  Amtstrager  desselben  ^^^  Funktionen  in  Folge  eines  Auftrages,  so 

ohne  Genehmigung  des  Oberen  entaussern  kann,  ^^^^  ^^^  Beauftragte  das  Mandat  in  die  Hände 

nicht  aber  insoweit     als  nach  ihrer  Meinung  der  ^^^  Bestellers  zurückgeben. 
Besitzverlust  auch  ohne  thatsachliche  Auigabe  des  6  r    8  X    I    9    cit 

Amtes  bei  jedem  Verzicht  eintreten  soll.  7  r    10  X    I   9    cit 

^'  Aus  dem  S.  269,  n.  19  angegebenen  Grunde.  '  .... 

Wenn  Innocenz  IV.  ad  c.  8  X.  I.  9.  n.  1.  2,  dem  ^  »ie  Gründe  fasst  das  Summarium  zu  c.  10 

noch  Pirhing  1.  c.  t.  8.   n.  86  folgt,   die  Zu-  ^it.  in  folgende  Memorialverse  zusammen:  „De- 

stimrauiig    des   Kapitels    bei   Resignationen   der  ^i'is,  ignarus,  male  conscius,  irregulans  — Quem 

Mitglieder  desselben    oder  wenigstens  bei  Ver-  mala  plebs  odit,  dans  scandala  cedere  possit". 
ziehten  der  Dignitäre  verlangt,  so  hängt  dies  mit  ^  c.  10  cit.  §.  3. 
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einer  schweren  strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht  hatS  wenn  er  mit  einer  Irregu- 
larität behaftet  ist,  wenn  es  ihm  an  dem  zur  Verwaltung  seines  Amtes  nöthigen  Wissen 
fehlt ,  wenn  die  Widersetzlichkeit  oder  Verstocktheit  der  dem  Bischof  anvertrauten 
Heerde  jede  gedeihliche  Wirksamkeit  des  letztern  hindert,  endlich  wenn  die  Fortfüh- 
rung der  Verwaltung  ein  schweres  Aergerniss  erregen  würde. 

Die  spätere  Doktrin  hat  aber  —  freilich  nicht  ohne  Widerspruch  —  die  Resig- 
nation auch  aus  anderen  gerechtfertigten  Gründen  2  für  zulässig  erklärt,  indem  sie  die 
gedachten  Fälle  nur  als  Beispiele  aufgefasst  hat ,  andererseits  aber  an  der  positiven 
Anordnung ,  dass  der  Bischof  sein  Amt  nicht  niederlegen  könne ,  um  das  Mönchsge- 
Itibde  zu  leisten  und  in  ein  Kloster  zu  treten,  festgehalten  3.  Von  praktischer  Bedeu- 
tung ist  die  Frage  nicht ,  da  der  Papst  die  Resignation  zu  genehmigen  hat  und  ihm  in 
jedem  einzelnen  Falle  freisteht,  über  die  sechs  genannten  Gründe  hinauszugehen  ^. 

Was  die  übrigen  Benefizien  und  Aemter  betrifft,  so  hatte  das  ältere  gemeine  Recht 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  man  zwischen  ihnen  und  ihren  Inhabern  keine  so  innige  Ver- 
bindung, wie  bei  den  Bisthümern  annahm,  keine  näheren  Vorschriften  über  die  Gründe, 
aus  denen  ein  Verzicht  für  gerechtfertigt  erachtet  werden  sollte,  aufgestellt.  Das  Be- 
finden über  die  Zulässigkeit  einer  derartigen  Resignation  war  lediglich  dem  Ermessen 
des  kirchlichen  Oberen,  welcher  diese  letztere  zu  genehmigen  hatte,  anheim  gegeben. 
Erst  Plus  V.  •'»  hat  wegen  der  von  den  unteren  Instanzen  in  dieser  Hinsicht  beobach- 
teten laxen  Praxis  die  Anordnung  getroffen ,  dass  die  Bischöfe  und  die  ihnen  gleich- 
stehenden Oberen  abgesehen  von  den  auch  für  die  Resignation  eines  Bisthumes  geltenden 
Gründen  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  nur  einen  Verzicht  wegen  hohen  Alters,  Krankheit 
und  körperlicher  Gebrechen ,  wegen  Vergehen ,  wegen  solcher  Censuren ,  welche  die 
Verwaltung  des  Amtes  hindern ,  wegen  Erlangung  eines  anderen  Benefiziums ,  wegen 
beabsichtigter  Ablegung  des  Mönchsgelübdes  oder  Eingehung  einer  Ehe  und  wegen 
solcher  Feindschaften  ,  welche  die  Residenz  am  Amtssitze  hindern  ,  annehmen  sollen, 
und  zwar  abgesehen  von  dem  Falle  des  Eintrittes  in  einen  Orden  allein  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  derResignirende,  sofern  er  einen  höheren  Weihegrad  inne  hat,  ander- 
weitige zu  einem  angemessenen  Lebensunterhalt  ausreichende  Einkünfte  besitzt  ^. 

1  Nach  §.  2  ibid.  eines  crimen  propter  quod  tion,  vielmehr  nur  eine  Erklärung,  kein  Recht  am 

ipsius  officii  exsecutio  post  peractum  poenlten-  Bisthum  zu  besitzen. 

tiam  impeditur.    Darunter  kann  nur  ein  solches  2  Sq  z.  B.  wegen  einer  Ranhheit  des  Klimas 

verstanden  werden,  welches  die  Absetzung  des  der  ganzen  Diöcese,  welche  das  Leben  des  Bischofs 

Bischofs  erfordert,  wie  Mord,  Meineid,  fortdauern-  gefährdet,   wegen  Kapital-Feindschaften  mit  den 

des  Konkubinat ,   von  dem  der  Bischof  nicht  ab-  Diöcesanen  .  namentlich  unter  Berufung  auf  c.  9 

lässt,  Analect.  iur.  pontif.  1855.  p.  1514.     Die  X.  h.  t.  I.  9,  s.  Fagnan.   ad  c.  9.   cit.  n.  1.  2. 

Aelteren  suchen  zum  Theil  die  Abgränzung  durch  lÖff. ;  Leuren.  1.  c.   qu.  406.  407;    Analect. 

Heranziehung  der  Verbrechen,  welche  eine  infa-  cit.  p.  1504. 

mia  iuris  nach  sich  ziehen,   zu  gewinnen,  Fag-  3  c.  10  X.  cit.  pr.  u.  §.  11.    Hat  aber  der  zum 

nan.   ad  c.  10  X.  cit.  n.  17ff.  ;   Leuren.  1.  c.  Bischof  Designirte  das  Mönchsgelübde  vorher  ab- 

qn.  405.  n.  2.    Handelt  es  sich  aber  um  Verbre-  gelegt,   so  hat  er  dasselbe  zu  halten,  c.  10  (Inn. 

chen,  welche  wie  die  Simonie,   Th.  H.  S.  667,  III.)  X.  de  voto  III.  33. 

schon  bei  der  Erlangung  des  bischöflichen  Amtes  *  Dies  ist  auch  die  Praxis  der  congregatio  con- 
begangen  sind  und  den  Erwerb  desselben  hindern,  sistorialis  (Th.  I.  S.  367),  welche  diese  Ange- 
so kann  von  einem  Verzicht  nicht  die  Rede  sein,  legenheiten  vorbereitet,  Fagnan.  ad  c.  9  X.  I. 
weil  die  betreffende  Person  gar  kein  Recht  besitzt,  9.  cit.  n.  25. 

welches  sie  aufzugeben  in  der  Lage  wäre.    Wenn  5  Const.    Quanta   ecclesiae  v.   1.  April  1568, 

manche  Aeltere  in  diesen  Fällen,  s.  die  citirten,  bull.  Taurin.  7,  664.     lieber  eine  1567  von  ihm 

bei  nicht  öffentlich  bekannt  gewordenen  Verbre-  erlassene  const.  Officium  creditne,  auf  deren  In- 

chen ,   zur  Vermeidung  eines  Aergernisses  eine  halt  in  der  citirten  const.  Bezug  genommen  wird, 

Niederlegung  des  Amtes  in  die  Hände  des  Papstes  s.  Neiler  in  Schmidt  thes.  6,  292. 

verlangen,  so  ist  diese  rechtlich  keine  Renuntia-  6  L.  c.  §.  3 :  „ut  posthac  episcopi  et  alii  facul^ 
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Die  Bestimmungen  der  gedachten  Bulle  sind  aber  nicht  in  allen  Ländern ,  so 
namentlich  nicht  in  Deutscliland  und  Frankreich  ^ ,  zu  praktischer  Geltung  gelangt  2, 
vielmehr  sind  liier  ebenso  wie  früher  Resignationen  in  weiterem  Umfange  namentlich 
auch  daun  zugelassen  worden,  wenn  die  Inhaber  nicht  mehr  Willens  waren,  die  Lasten 
der  Amtsverwaltung  weiter  zu  tragen  '^. 

Auf  Resignationen  ,  welche  bei  der  römischen  Kurie  abgegeben  werden ,  bezieht 
sich  die  erwähnte  Vorschrift  nicht ,  und  bei  derselben  sind  solche  in  Betreff  der  ein- 
fachen Benefizien  ohne  Residenzpflicht ,  auch  aus  weniger  erheblichen  Gründen  oder 
gar  ohne  solche^,  hinsichtlich  der  Kurat-  oder  anderen  Residenzial- Benefizien  unter 
der  Voraussetzung,  dass  der  Amtsträger  das  Amt  mehrere,  z.  B.  drei  oder  fünf  Jahre 
verwaltet  hat-'',  stets  zugelassen  werden^. 

Die  Resignation  selbst  kann  nach  gemeinem  Recht  mündlich  oder  schriftlich 
gegenüber  dem  zur  Annahme  berechtigten  Oberen  erfolgen^.  Die  Erklärung  muss  die 
Absicht  ausdrücken,  das  Recht  auf  das  Amt  oder  Benefizium  aufzugeben  oder  auf  das- 
selbe verzichten  zu  wollen^. 

Die  Abgabe  derselben  durch  einen  mit  Spezialvollmacht  versehenen  Vertreter, 
welcher  auch  ein  Laie  sein  kann,  ist  nicht  ausgeschlossen  •>.  Kraft  positiver  Vorschrift 
hat  ein  solcher  Verzicht  auch  trotz  eines  Widerrufes  der  Vollmacht  Gültigkeit ,   wenn 


tatem  habenies,  eorum  dumtaxat  resignationes 
recipere  et  admittere  possint,  qui  aut  senio  cori- 
fecti  aut  valetudinarii  aut  corpore  impediti  vel 
vitiati  aut  crimine  obnoxii  censurisque  ecclesiasti- 
cis  irretiti  aut  nequeunt  aut  noii  debent  ecclesiae 
vel  beneficio  inservire  seu  qui  unum  aut  aliud  vel 
plura  beneflcia  obtinuerint  vel  quos  ad  aliud  con- 
tigerit  promoveri ,  rellgionem  quoque  ingressuri 
vel  matrimoiiium  contracturi,  si  statim  postea  id 
re  Ipsa  exequantur,  denique  cum  quis  ex  allis 
casibus  acciderit,  qui  const.  fei,  record.  Innoc.  p. 
III.  de  dimittendis  cathedrallbus  ecclesiis  edita 
(c.  10  X,  I.  9.  cit.)  continentur;  qui  etiam  ob 
capitales  Inimicltias  nequeunt  vel  non  audent  in 
loco  beneficii  residere  securi.  Sed  nee  horum  ullus 
sacro  ordini  mancipatus,  nisl  religionem  ingres- 
surus ,  valeat  ullo  modo  beneficium  vel  officium 
ecclesiasticum  resignare,  nisi  aliunde  ei  sit  quo 
vita  possit  commode  sustentari".  Ausser  der 
Nullität  (s.  §.  5)  droht  §.  6  für  die  zuwiderhan- 
delnden Oberen  auch  Suspension  von  ihren  Be- 
fugnissen in  Betreff  der  Benefizien- Verleihung  bis 
zur  päpstlichen  Absolution  an. 

*  Engel  colleg.  un.  iur.  canon.  I.  9.  n.  6; 
N eller,  diss.  de  statu  resignat.  ad  favorem  apud 
Germanos.  Trier  1765,  auch  bei  Schmidt,  the- 
saur.  iur.  eccles.  6,  293 ff.  ;  Kreittmayr, 
Anmkgn.  üb.  d.  Cod.  Maximil.  Bavaric.  Th.  V. 
c.  19,  §.  23.  n.  5. 

2  Die  Bischöfe  sahen  in  der  Konstitution  eine 
Schmälerung  der  ihnen  nach  dem  früheren  Recht 
zustehenden  Befugnisse,  da  sie  bei  Verzichtlei- 
stungen aus  anderen,  als  den  erwähnten  Gründen 
die  Benefiziaten  an  die  Kurie  hätten  verweisen 
müssen,  und  die  resignirten  Benefizien  der  päpst- 
lichen Besetzung  anheimgefallen  wären ,  s.  0. 
S.  145. 

3  Engel  1.  c. 

4  Daher  ist  in  der  Supplik  um  Zulassung  der 
Resignation  die  Formel :  certis  ex  causis  animum 


suum  moventibus  völlig  ausreichend  und  stehend, 
ja  auch  diese  wird  nicht  einmal  für  absolut  we- 
sentlich erachtet,  vgl.  Pyrrhi  Corradi  praxis 
beneficiar.  V.  1.  n.  6. 

5  So  nach  der  Praxis  der  Dataria  seit  Ende  des 
16.  Jahrh.  Garcias  1.  c.  XI.  3.  n.  45ff.  ; 
Pyrrhi  Corrad.  1.  c.  n.  47. 

6  Vgl.  auch  Pirhing  1.  c.  n.  54;  Leuren, 
qu.  411. 

"'  Eine  bestimmte  Form  ist  nicht  vorgeschrieben. 
Daher  wird  der  Verzicht  auch  durch  konkludente 
Handlungen  erfolgen  können.  Ohne  jeden  Grund 
behauptet  Phillips  Lehrb.  d.  K.R.  2.  Aufl. 
S.  164,  dass  die  Bitte  um  Renunciation  nur  in 
einem  Notariatsinstrument  vorgetragen  werden 
könne,  lieber  die  herkömmlich  s.  g.  resignatio 
tacita  ^gl.  übrigens  u.  §.  163.  Der  Geschäftsgang 
der  römischen  Kurie  bedingt  aber  die  Einreichung 
einer  schriftlichen  Supplik. 

^  In  der  Supplik  an  die  Kurie  ist  die  stehende 
Formel :  „Cum  .  .  orator  .  .  ecclesiam  ...  in  ma- 
nibus  V.  S.  sponte  et  libere  resignare  proponat, 
prout  resignat  de  praesenti",  Pyrrh.  Corrad.  1. 
c.  n.  48.  49. 

9  Sehr  ausführlich  handelt  darüber  Leuren, 
qu.  672  ff.  Für  die  Abgabe  der  Resignation  bei 
der  Kurie  (abgesehen  von  Verzichtleistungen  auf 
Konsistorial-Benefizien)  nach  Genehmigung  und 
Signirung  der  Supplik  durch  den  Papst  wird  aber 
observanzmässig  eine  Vollmacht  in  öffentlicher 
(notarieller  oder  gerichtlicher)  Form  verlangt, 
Leuren.  qu.679.  n.  3.  680.  Auch  hat  derjenige, 
welcher  bei  der  Kurie  anwesend  ist ,  nicht  das 
Recht,  einen  Prokurator  zu  bestellen  ,  Rlganti 
ad  reg.  XLV.  canc,  §.  1.  n.  47.  Vgl.  die  45. 
Kanzleiregel :  „  Item  voluit  et  ordinavit ,  quod 
super  resignatione  cuiuscumque  beneficii  eccle- 
siastici  seu  cessione  iuris  in  eo,  quam  in  manibus 
suis  vel  in  cancellaria  apostolica  fieri  contigerit, 
apostolicae  literae  nullatenus   expediantur,   nisi 
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der  letztere  vor  Abgabe  der  Renuntiation  ohne  eine  dolose  Verhinderung  nicht  zur 
Kenntniss  des  Prokurators  oder  des  kirchlichen  Oberen  gelangt  ist^ 

Wirksam  wird  die  Resignation  erst  mit  der  Annahme  durch  den  Oberen,  Bis  zu 
diesem  Zeitpunkt  kann  sie  der  Amtsträger  zurückziehen  2,  nachher  aber  selbst  dann 
nicht,  wenn  er  auch  den  Verzicht  noch  nicht  selbst  erklärt,  sondern  nur  die  nachge- 
suchte Erlaubniss,  aufsein  Amt  verzichten  zu  dürfen,  erhalten  hat^. 

Zur  Verhinderung  von  Missbräuchen,  welche  insbesondere  bei  Resignationen  zu  Gun- 
sten Dritter  vorgekommen  sind  (s.  unten  S.  277  ff.)  4,  hat  aber  Gregor  XIII.  •">  in  derConst. 
Huniano  vix  iudicio^  angeordnet,  dass  alle  Verzichtleistungen  auf  Benefizien",  mögen  sie 
bei  der  römischen  Kurie  oder  in  die  Hände  der  Ordinarien  geschehen,  sowie  die  darauf 
hin  erfolgten  Besetzungen  und  Verfügungen,  im  ersteren  Fall  innerhalb  sechs  oder  neun 
Monaten,  je  nachdem  ein  citra  oder  ultra  montes  belegenes  Benefizium  in  Frage  stehe, 
angerechnet  von  dem  Datum  der  weiteren  Disposition  über  das  resignirte  Benefizium  ^, 
im  letztern  Fall ,   in   welchem   der  Ordinarius  über  die  Annahme  oder  Verwerfung  des 


resignans  vel  cedens,  si  praesens  in  romana  curia 
fnerit  personaliter ,  alioqnin  per  procnratorem 
suum  ad  hoc  ab  eo  specialiter  constitutum,  expe- 
ditioni  huiusmodi  in  eadem  cancellaria  expresse 
consenserit  et  inraverit,  ut  moris  est."  Zum  Ver- 
ständniss  der  Regel  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn- 
gleich die  Resignation  bereits  in  der  dem  Papste 
vorzulegenden  Supplik  erklärt  wird,  dieselbe  doch 
nochmals  behufs  Erlangung  der  Ausfertigung  der 
auf  der  Supplik  vermerkten  päpstlichen  Geneh- 
migung (s.  0.  S.  161)  bei  der  apostolischen  Kanz- 
lei wiederholt  werden  soll,  M'obei ,  falls  es  sich 
um  Reservationen  zu  Gunsten  Dritter  handelt, 
auch  noch  zugleich  ein  Eid  über  die  Abwesenheit 
von  Dolus,  Simonie  und  anderer  unerlaubter  Ver- 
träge zu  leisten  ist.  Die  Wirkung  dieser  zweiten 
Resignation  wird  aber  auf  den  Tag  der  Einrei- 
chung der  Supplik  bei  der  Dataria  zurückbezogen ; 
Rigantil.  c.  n.  3ff.  42if.  ;  Leuren.  qu.  266. 
^  Clem.  un.  de  renunt.  I.  4. 

2  c.  3  (Alex,  m.)  c.  6  (Clem.  III.  0.  Coe- 
lest.  III.)  X,  h.  t.  I.  9.  Die  Verzichtleistung  bei 
der  Kurie,  s.  vorvor.  Anm.,  wird  aber  erst  dadurch 
perfekt,  dass  die  daselbst  gedachte  formale  Ver- 
zichtleistung nach  der  Genehmigung  der  Supplik 
abgegeben  ist,  Riganti  1.  c.  n.  242  ff.; 
Pirhing  1.  c.  n.  113. 

3  So  ausdrücklich  c.  28  des  4.  Lateran.  Kon- 
zils V.  1215,  auch  in  c.  12.  X.  I.  9. 

4  Gegen  solche  ist  schon  die  19.  Kanzleiregel 
de  infirmis  oder  de  v^ginti,  als  deren  Urheber  wohl 
ohne  Grund  Bonifaz  VIII.  bezeichnet  wird,  Ri- 
ganti ad  reg.  canc.  XIX.  n.  5,  welche  aber 
schon  unter  den  Regeln  Johannes  XXIII.  von 
1410  vorkommt  (Har dt  concil.  Constant.  I.  21, 
963),  gerichtet :  „  Item  voluit ,  quod  si  quis  in 
infirmitate  constitutus  resignaverit  sive  in  romana 
curia  sive  extra  illam  aliquod  beneflcium  sive 
simpliciter  sive  ex  causa  permutationis  vel  alias 
dimiserit  aut  illius  commendae  cesserit,  seu  ipsius 
beneflcii  unionis  dissolutioni  consenserit  etiam 
vigore  supplicationis,  dum  esset  sanus,  signatae, 
et  postea  infra  XX  dies  a  die  per  ipsum  resignan- 
tera  praestandi  consensus  computandos,  de  ipsa 
inflrmitate  decesserit  et  ipsum  beneflcium  quavis 
auctoritate  conferatur  per  resignationem  sie  fac- 
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tam,  collatio  huiusmodi  sit  nulla  ipsumque  be- 
neflcium nihilominus  per  obitum  censeatur  va- 
care."  Diese  sollte  vor  Allem  Verzichte  Kranker 
oder  Sterbender  zu  Gunsten  Dritter  verhindern. 

5  In  Erweiterung  und  Abänderung  der  früheren 
Kanzleiregel :  de  publicandis  resignationibus, 
Riganti  ad  reg.  XIX.  canc.  n.  173;  „Item  idem 
dom.  noster  statuit  etordinavit,  quod  quaecumque 
beneflcia  ecclesiastica  sive  in  curia  romana  sive 
extra  eam  sie  resignata  (nisi  de  illis  factae  re- 
signationes,  si  in  eadem  curia  iufra  VI  menses  a 
data  supplicationis  et  non  praestiti  consensus  com- 
putandos, si  vero  extra  dictam  curiam  factae  sint, 
infra  mensem ,  ex  tunc  ubi  talia  beneflcia  con- 
sistant,  publicatae  fuerint  vel  possessio  illorum  ab 
eis,  ad  quos  id  contigit,  petita  fuerit) ,  si  resig- 
nantes  ista  postmodum  in  eorumdum  beneflciorum 
resignatorum  possessione  decesserint,  non  per  re- 
signationem sed  per  obitum  huiusmodi  vacare  cen- 
seantur.  Collationes  quoque  et  aliae  quaevis  dis- 
positiones  de  illis  tamquam  per  resignationem 
vacantibus  factae  et  inde  sequutae ,  nullius  sint 
roboris  vel  momenti,"  welche  von  Riganti  1.  c. 
n.  172  auf  SixtusIV.  (1471—1484)  zurückgeführt 
wird,  wogegen  van  Espen  P.  II.  t.  27.  0.  6.  n. 
1  und  Phillips  7,  854,  irriger  Weise  Inno- 
cenz  VIII.  (1484—1492)  als  ihren  Urheber  an- 
geben. Durch  diese  Vorschriften  sollte  die  Um- 
gehung der  19.  Kanzleiregel  (s.  vor.  Anm.)  durch 
Ausstellung  von  Verzichten ,  welche  seitens  der 
Resignanten  lange  vor  ihrem  Tode  abgegeben  und 
geheim  gehalten  wurden ,  unmöglich  gemacht 
werden.  Weitere  Bestimmungen  über  diesen 
Gegenstand  hat  P  i  u  s  V.  erlassen.  Alle  difese  mit 
Einschluss  der  Regel  Sixtus'  IV.,  welche  seitdem 
auch  aus  den  Kanzleiregeln  fortgelassen  worden, 
sind  durch  Gregor  XIII.  beseitigt  worden. 

6  Vom  5.  Januar  1584,  bull.  Taurin.  8,  434. 
Ueber  eine  vor  dieser  ergangene  Konstitution 
Pius'  V.,  welche  dadurch  aufgehoben  worden  ist, 
s.  Riganti  1.  c.  n.  175. 

'^  Mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  im  Kon- 
sistorium vergeben  oder  in  die  Hände  des  Papstes 
selbst  resignirt  werden,  Riganti  1.  c.  n.  194  ff. 

8  Also  nicht  dem  Tage  der  Abgabe  der  Resig- 
nation. 

18 
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Verzichtes  binnen  Monatsfri^  Entscheidung  treffen  soll,  innerhalb  drei  Monaten  nach 
anderweit  erfolgter  Verfügung  über  das  Benefizium  '  in  der  Kirche,  zu  welcher  das- 
selbe gehöre,  vor  versammeltem  Volk  durch  Verlesung  der  betreffenden  Dokumente 
und  durch  die  Anschlagung  des  über  den  Vorgang  aufgenommenen  ProtokoUes  an  die 
Kirchthür  })u))licirt  werden  sollen-^,  und  zwar  auf  Veranlassung  desjenigen  ,  zu  dessen 
Gunsten  über  das  Benefizium  disponirt  worden  ist'\  Als  Strafe  für  die  Nichtbeachtung 
dieser  Bestimmungen  ist  die  Niclitigkeit  der  Resignation  und  der  darauf  hin  erfolgten 
weiteren  Begebung  des  Benefiziums  festgesetzt^.  Die  Ungültigkeit  der  ersteren  kommt 
aber  nicht  dem  Resignanten  zu  statten ,  vielmehr  gilt  das  Benefizium  vom  Tage  des 
Verzichtes  ab  als  ipso  iure  erledigt-^,  und  die  weitere  Besetzung  desselben  dem  päpst- 
lichen Stuhl  reservirt  *\ 

Die  Anordnungen  dieser  Konstitution  sind  aber  namentlich  mit  Rücksicht  dar- 
auf, dass  die  letztere  zugleich  eine  neue  päpstliche  Reservation  einführt ",  in  einzelnen 
Ländern,  insbesondere  in  Deutschland^  und  Frankreich^,  nicht  recipirt  worden  und 
nicht  in  Kraft  getreten  ^^. 

Dagegen  hat  die  Vorschrift  der  19.  KanzleiregeP ^.  dass  die  Wirkung  der  von 
einem  Kranken  abgegebenen  Resignation,  sowie  jede  fernere  auf  Grund  derselben  er- 
folgte Besetzung  zusammenfällt,  wenn  der  Verzichtende  innerhalb  der  nächsten  zwan- 
zig Tage  ^2  verstirbt,  und  dass  das  Benefizium  dann  als  durch  Tod  erledigt  betrachtet 
wird^'^  allgemeine  Geltung  erlangt  ^^. 


*  Bei  Phillips  7,  855  ist  der  Inhalt  der  Kon- 
stitution in  den  hier  gedachten  Bestimmungen 
unrichtig  wiedergegeben.  Die  betreffenden  Vor- 
schriften zeigen  ,  dass  wenn  dieselbe  auch  ihrem. 
"Wortlaut  nach  die  einfachen  Verzichte  begreift, 
sie  doch  hauptsächlich  die  Resignationen  zu 
Gunsten  Dritter  in  das  Auge  fasst. 

-  Der  Fristenlaiif  wird  aber  dnrch  eintretende 
Hindernisse  gehemmt,  Riganti  1.  c.  n.  263. 

3  Die  Praxis  hat  aber  auch  die  Vornahme  der 
Publikation  durch  den  Resignanten  für  genügend 
erachtet,  Leuren.  I.e.  qu.  800;  Riganti  I.e. 
179. 

Beide  behandeln  übrigens  eine  grosse  Anzahl 
der  diesen  Gegenstand  betreffenden  Einzelfragen. 

*  Aussei  dem  soll  auch  derjenige,  zu  dessen 
Gunsten  die  letztere  erfolgt  ist,  zur  künftigen 
Erwerbung  des  Benefiziums  unfähig  werden. 

5  JSein  etwaiger  Besitz  ist  demnach  ein  völlig 
unberechtigter  und  es  steht  ihm  weder  die  Regula 
deannali  norhdetriennali,  Th.II.  S.  655  zur  Seite, 
so  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  der  const.  cit. 

Der  Erledigungsfall  tritt  durch  Gesetz,  nicht 
durch  die  Resignation  ein.  Letzteres  nehmen 
manche  Aeltere  an,  vgl.  Leuren.  1.  c.  qu.  242. 
n.  5.  Das  Erstere  ergibt  sich  daraus,  dass  nach 
der  ponst.  die  gedachte  Folge  auch  eintreten  soll, 
,.,etiamsi  iliae  (resignationes  et  cessiones)  alias 
nullae  et  invalidae  essent." 

6  Gleichviel,  ob  der  Verzicht  bei  der  Kurie'  oder 
in  die  Hände  des  Ordianarius  abgelegt  worden  ist. 

7  S.  S.  156. 

^  Pirhing  1.  c.  n.  109;  Kreittmayr  a.  a. 
0.  n.  6.   Ueber  Spanien  vgl.  Garcias  1.  c.  n.  289. 

9  Hier  hat  man  vielmehr  die  Kanzleiregel:  de 
publicandis  resignatlonibus,  S.  273.  n.  5,  beob- 
achtet, van  Espen  1.  c.  n.  6;  Hericourt  loix 
ecclesiastiques  de  France  p.  346  ff. 


10  Dasselbe  gilt  von  der  const.  Bened.  XIV.: 
Ecclesiastica  v,  15.  Juni  1746,  bull.  Bened.  XIV. 
2,  61 ,  welche  zur  Bestätigung  und  zur  Ergänzung 
der  Konstitution  Gregors  XIII,  erlassen  worden  ist. 

11  S.  0.  S.  273.  n.  4. 

12  Ob  der  Tag,  an  welchem  die  Resignation  er- 
klärt ist,  in  die  zwanzig  Tage  mit  einzurechnen 
ist,  ist  streitig.  Dafür  Leuren  qu.  344.  n.  4; 
Pirhing  n.  34;  Riganti  1.  c.  n.  92  und  die 
Rota,  weil  diese  Berechnung  dem  Verzichtleisten- 
den insofern  günstiger  ist,  als  die  Frist,  von  wel- 
cher die  Gültigkeit  der  Resignation  abhängt, 
schneller  abläuft.  Die  überwiegende  Meinung 
rechnet  ferner  a  momento  ad  momentum  ,  s.  die 
citirten.  Der  Wortlaut  der  Regel  spricht  aber  in 
beiden  Fällen  für  das  Gegentheil,  s.  auch  Kreitt- 
mayr a.  a.  0.  n.  9. 

13  Nach  der  unter  den  Aelteren  herrschenden 
und  auch  bei  der  Kurie  geltenden  Meinung  wird 
die  Regel  so  aufgefasst,  dass  sie  auch  die  von  Ge- 
sunden abgegebenen  Verzichte  trifft,  sofern  diese 
nur  innerhalb  der  20tägigen  Frist  sterben,  Pir- 
hing 1.  c.  n.  33;  Leuren.  qu.  341.  n.  3; 
Riganti  1.  c.  n.  33ff.;  R  eif  f  en  stuel  I,  9. 
n.  71  und  die  dort  citirten.  Diese  stützt  sich  auf 
die  Worte  der  Regel :  „etiam  vigore  supplicatio- 
nis,  dum  esset  sanus,  signatae".  Letztere  bedeu- 
ten aber  nur  so  viel,  dass  die  Unterzeichnung  der 
an  den  Papst  gerichteten  Supplik  bei  voller  Ge- 
sundheit die  Anwendung  der  Regel  nicht  aus- 
schliesst ,  wenn  der  nachher  noch  bei  der  Kurie 
zu  erklärende  Verzicht,  S.  272.  n.  9,  schon  wäh- 
rend der  Krankheit  abgegeben  ist,  heben  aber  die 
Beschränkung  im  Eingang  der  Regel ;  ..si  quis  in 
inflrmitate  constitutus"  nicht  auf,  so  auch  van 
E  sp  en  1.  c.  c.  5.  n.  5  ff.  ;  Engel  1.  c.  III.  5. 
n.  30;  Kreittmayr  1.  c.  n.  9. 

1**  Für  Deutschland  vgl.  die  in  den  vorigen  An- 
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Die  Rechtswirkung  einer  gültigen  Resignation  tritt  mit  dem  Zeitpunkt,  in  wel- 
chem sie  von  dem  berechtigten  Oberen  angenommen  ist^,  ein,  es  sei  denn,  dass  der 
Verzichtende  die  Entlassung  aus  seinem  Amte  erst  zu  einem  späteren  Termine  nach- 
gesucht hätte. 

Sie  besteht  darin,  dass  das  Beneficium  oder  das  Amt  des  Verzichtenden  mit  dem 
einen  oder  andern  Zeitpunkt  erledigt  wird  und  der  Neubesetzung  unterliegt  2.  Der 
Renunciant  verliert  jedes  Recht  auf  dasselbe.  Insbesondere  hat  er  keine  Befugniss 
mehr,  den  Besitz  des  Amtes  fortzusetzen  ^,  sowie  die  Früchte  und  Einkünfte  desselben 
zu  ziehen.  Er  muss  vielmehr  den  ersteren  sofort  aufgeben  4,  auch  die  später  gezogenen 
Früchte,  an  denen  er  kein  Eigenthum  erwerben  kann^  zurückerstatten,  eventuell 
deren  Werth  ersetzen^.  Ebensowenig  ist  er  berechtigt,  noch  weitere  amtliche  Hand- 
lungen auf  Grund  des  resignirten  Benefiziums  vorzunehmen^.  Endlich  kann  er  das- 
selbe nur  auf  Grund  einer  neuen  Verleihung  wieder  erlangen"^. 


merkungen  citlrten  deTitschen  Kanonisten  ,  in 
Frankreicli  ist  sie  aiisdrQckllch  recipirt  worden, 
jedoch  nicht  in  Bezug  auf  die  schlechthin  in  die 
Hände  der  Ordinarien  resignirten  Beneflzien,  van 
Espen  1.  c.  n.  17;  Hericourt  1.  c.  p.  344. 
In  beiden  Ländern  ist  man  sogar  den  päpstlichen 
Derogationen  der  Regel  (über  diese  Riganti  1. 

c.  n.  148)  entgegengetreten ,  s.  die  Reichshof- 
rathsreskripte  v.  1750  in  Schmidt  thesaur.  6, 
325;  van  Espen  1.  c.  n.  32;  He'ricourt  p. 
345.  346. 

1  Beziehentlich  dem  Verzichtleistenden  die 
Annahme  mitgetheilt  worden ,  Reiffenstnel 
HJ.  9.  n.  148.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der 
Renunciant  blos  seine  Absicht,  verzichten  zu  wol- 
len, dem  Oberen  kund  gethan  hat ,  ialls  in  einer 
solchen  Erklärung  nicht  etwa  blos  das  Inaussicht- 
stellen  einer  späteren ,  in  ungewisser  Zeit  abzu- 
gebenden Renuntiation  liegt.  Denn  eine  derartige 
Willensäusserung  gilt  nach  c.  12.  X.  I.  9.  mit 
der  Annahme  des  Oberen  für  unwiderruflich.  Und 
wenn  die  letztere  Stelle  sagt,  dass  in  diesem  Falle 
der  betreffende  Renunciant  zum  cedere  gezwungen 
werden  soll,  so  kann  sich  das  cedere  nur  auf  das 
faktische  Verlassen  des  Amtes  beziehen.  Auf  die 
Herbeiführung  einer  besonderen,  formalen,  auf  die 
Gegenwart  gerichteten  Erklärung  kann  das  Wort 
nicht  bezogen  werden.  Denn  wollte  man  diese 
zur  Erledigung  des  Benefiziums  für  nothwendig 
erachten,  so  würde  im  Weigerungsfalle  nur  die 
Absetzung  als  Exekutionsmittel  übrig  bleiben, 
während  die  Stelle  diese  offenbar  nicht  für  erfor- 
derlich hält. 

2  Pirhi  ng  1.  c.  n.  110 ;  Leuren.  qu.  238 ; 
Reiffenstnel  n.  136.  Wo  mit  der  betreffenden 
Stelle  zugleich  ein  anderes  Amt  in  der  Art  ver- 
bunden ist ,  dass  ersteres  die  Voraussetzung  für 
das  letztere  bildet,  wie  z.  B.  mit  einer  Dekanats- 
und Pfarrstelie  ein  Ehrenkanonikat,  s.  Th.  II.  S. 
83.  704.  n.  2,  geht  auch  das  letzte  ohne  Weiteres 
durch  Verzicht  verloren,  Eichhorn,  Ausführg. 

d.  Bulle  de  salute  animarum.  Königsberg  (s.  a.) 
S.  86. 

3  Die  gegentheilige  und  verbreitete  Annahme, 
dass  der  Besitz  ohne  Weiteres  durch  den  Verzicht 
verloren  geht,  Garcias  1.  c.  n.  1;  Reiffen- 
stnel 1.  c.  n.  137,  stützt  sich  zu  Unrecht  auf 
c.  3  (Alex.  III.)  X.  de  rest.  spoliat.  II.  13,  worin 


eine  Entscheidung  auf  das  Petitorium  ,  nicht  auf 
das  Possessorium  abgegeben  ist.  Das  Richtige 
schon  bei  Barbosa  J.  E.  U.  III.  15.  n.  66ff. 

*  Für  die  Zwischenzeit  bis  zur  Wiederbesetzung 
ist  dann ,  wenn  eine  Verwesung  des  Benefiziums 
erforderlich  ist,  z.  B.  bei  Pfarreien,  ein  interi- 
mistischer Verwalter  oder  Vikar  .einzusetzen. 

5  L  eu  r  en.  qu.  246.  n.  2 ff.  ;  Rei  f  fen  stu  el 
1.  c.  n.  139.  152.  153.  An  wen  die  Früchte  her- 
auszugeben sind,  das  richtet  sich  danach,  wer  die 
Früchte  während  der  Sedisvakanz  zu  beziehen  hat. 
In  Betreff  der  Berechtigung  des  Resignanten  auf 
die  pendenten  Früchte  und  des  Ersatzes  von  Auf- 
wendungen auf  dieselben  s.  vorläufig  Leuren. 
1.  c.  qu.  247.  u.  Reiffenstnel  1.  c.  n.  155 ff. 
Des  Näheren  ist  davon  in  der  Lehre  von  den  Rech- 
ten der  Beneflziaten  am  Benefizialvermögen  zr. 
handeln. 

6  Doch  kann  ihm  durch  den  kompetenten  Obe- 
ren die  Vornahme  solcher  Handlungen  gestattet 
werden.  Ueber  Bischöfe,  denen  trotz  der  Resigna- 
tion die  Ausübung  der  Pontiflkalien  erlaubt  wor- 
den ist,  vgl.  c.  9  (Innoc.  III.)  X.  h.  t.  I.  9;  Innoc. 
III.  opp.  ed.  Migne  2,  682;  Honor.  III.  ep.  bei 
Theiner  mon.  Polon.  1,  13.  u.  Theiner  mon. 
Hiberniae  p.  23  (Potthast  reg.  n.  2557.  6989. 
7369).  Die  Bischöfe  dürfen  auch  blos  auf  das  von 
ihnen  innegehabte  bischöfliche  Amt,  s.  g.  resigna- 
tio  loci,  verzichten,  ohne  gleichzeitig  der  bischöf- 
lichen Würde  zu  entsagen,  s.  g.  resignatio  digni- 
tatis,  c.  1  (Alex.  III.)  X.  de  ordinat.  ab  episc.  I. 
13.  Im  ersteren  Falle  sind  sie  befugt,  die  Ponti- 
flkalien mit  Genehmigung  des  zuständigen  Bi- 
schofs auszuüben,  im  anderen  Falle  ist  die  Aus- 
übung eine  unerlaubte,  jedoch  verbleibt  ihnen 
nach  c.  1.  X.  cit.  stets  das  Recht,  die  niederen 
AVeihen  zu  ertheilen,  selbstverständlich  ebenfalls 
mit  Erlaubniss  des  kompetenten  Ordinarius.  S. 
Kober,  Suspension  8.  172,  aBoenninghau- 
sen  tract.  de  irregularitatibus  2,  105. 

Ueber  die  Bischöfe  ,  welche  früher  dem  Regu- 
laienstande  angehört  und  auf  ihr  Bisthum  ver- 
zichtet haben,  s.  auch  Th.  II.  S.  490. 

'  c.  2  (Alex.  III.)  X.  h.  t.  I.  9.  Ebenso  kann 
er  auch  später  ein  anderes  Amt  oder  Beneflzium 
erwerben;  die  frühere  höhere  Stellung,  z.  B.  die 
bischöfliche ,  hindert  nicht  die  Erlangung  eines 
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In  Betreff  der  ciufacben  Resignation  ist  noch  Folgendes  hervorzuheben : 

1.  Gewisse  Besonderheiten  kommen  in  Frage ,  wenn  das  Benefizium,  um  dessen 
Verzicht  es  sich  handelt ,  den  Ordinationstitel  des  Resignirenden  bildet.  Davon  ist 
schon  Th.  I.   S.  G7  gehandelt  ^ 

2.  Für  die  einftiche  Resignation  auf  ein  streitiges  Benefizium  soll  nach  einer  An- 
sicht die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  nicht  erforderlich  sein  -.  Diese  Aus- 
nahme hat  aber  weder  einen  positiven  Anhalt,  noch  ist  sie  innerlich  begründet-'. 

3.  Die  Resignation  von  Geistlichen,  welche  nicht  Bischöfe  sind,  und  in  einen 
Orden  eintreten  wollen,  ist  auch  ohne  Genelimigung  des  kirchlichen  Oberen  gültig'*. 
Der  Ordnung  wegen  haben  sie  dieselbe  aber,  obwohl  sie  ihnen  nicht  verweigert  werden 
darf,  vorher  nachzusuclien  ^. 

4.  Der  Geistliche,  welcher,  ohne  auf  sein  Benefizium  resignirt  zu  haben,  in  einem 
Orden  als  Novize  Aufnahme  gefunden  hat ,  kann  einen  solchen  Verzicht  nicht  anders 
als  mit  Erlaubniss  seines  Ordinarius  oder  des  Generalvikars  und  nur  innerhalb  der 
nächsten,  der  wirklichen  Professableistung  vorhergehenden  zwei  Monate  abgeben.  Die 
Erklärung  erlangt  erst  Rechtsbeständigkeit,  wenn  die  Professablegung  wirklich  erfolgt 
ist,  ohne  dass  es  dabei  einen  Unterschied  macht,  ob  eine  derartige  Renuntiation  eidlicli 
bestärkt  worden  ist  oder  nicht  6. 

5.  Die  Regel,  dass  zum  Verzicht  auf  ein  Benefizium  der  Konsens  des  kirchlichen 
Oberen  nothwendig  ist,  gilt  auch  gegenüber  dem  Grundsatz,  dass  der  Benefiziat  mit 
der  Annahme  eines  mit  seinem  ersten  Benefizium  unvereinbaren  zweiten  Amtes  das 
erstere  verliert  is.  o.  S.  260),  d.  h.  der  Benefiziat  kann  sich  von  seiner  Verpflich- 
tung, die  Genehmigung  nachzusuchen,  nicht  dadurch  frei  machen,  dass  er  ein  anderes 
beneficium  incompatibile  annimmt,  um  ipso  iure  des  ersteren  verlustig  zu  werden". 
Die  ebengedachte  Folge  ist  eine  Strafe,  welche  den  betreff*enden  Benefiziaten  nicht  von 

niederen  Amtes,  z.  B.  einer  Pfarrei,  c.  9.  X.  cit.  Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  Pius'  IX. 

1.  9.    S.  auch  Pirhing  n.  117.  v.  1858  und  1862,  Arch.  f.  k.  K.  R.  No.8,  145; 

^  Vgl.  hierzu  noch  L  euren,  qu.  305 ff.  9,  439,    dass  die  Novizen  nach  Ablauf  des  Novi- 

2  Garciasl.  c,  n.  249.  ziates    erst    die  Gelübde  als  einfache  abzulegen 

3  Denn    daraus,    dass    dem  Benefiziaten    sein  ^^ben  und  erst  nach  ferneren  drei  Jahren   zur 

Recht  bestritten  wird,    folgt  noch  nicht ,  dass  er  Ableistung  der  vota  solemnia  zugelassen  werden 

ein  solches  nicht  besitzt.     Vgl.  auch  Pirhing  sollen,  fragt  es  sich,  ob  die  zweimonatliche  Frist 

1.  c.  n.  58;  Reiffenstuel  i.  c.  n.  18.  19.    In  ^^n  dem  Zeitpunkt  der  letzteren  oder  der  Ab- 

dem  Falle,  wo  nicht  das  Recht,   sondern  der  Be-  legung  der  vota  simplicia  anzurechnen  ist.    Das 

sitz  streitig  ist ,  bedarf  es  unzweifelhaft  der  Er-  letztere    kann    um    deshalb   nicht   angenommen 

laubniss  des  Oberen,  L euren,  qu.  308.  n.  5.  werden,  weil  das Tridentinum  von  der  definitiven 

A        o  ,TT  V       TT  n^  rt    -i-Tv            o  ^o  Professlcistung    spricht  und  die   vota  simplicia, 

*  c.   2  (Urban  IL?)  C.  XIX.  qu.  2:  arg.  18                   .          v  j       a  ui  •  *     j       a  ^   ■*■          a 

aTTT  -:  V    j            1       Tir   OA     r>  j  wenn  sie  auch  den  Ableistenden  definitiv  an  den 

nn.  III.]  X.  de  regulär.  III.  öl;   Fagnan.  ad  ^  ,       .        .        a     i.     •  r.^  a-    at^-  i           a           * 

18     'f         9ft   99  ^  Orden  fesseln,   doch  nicht  die  vVirkung  der  vota 

Q           '       '  tolemnia ,   auch   den  letzteren  an  den  Professen 

•^  c.    18.  X.  cit.     Damit  der  kirchliche  Obere  ^.n  binden,    haben,  während  gerade  das  Konzil 

wegen  der  interimistischen  Verwaltung  und  der  ^en  Verzicht  erst   unter   der  letzteren  Voraus- 

Wiederbesetzung  des  Amtes  das  Erforderliche  ver-  setzung  vollgültig  sein  lassen  will. 

anlassen  kann.  Ein   Widerspruch    zwischen  der  No.  3  und  4 

6  Trid.  Sess.  XXV.  c.  16  de  regul.    Dasselbe  des  Textes  liegt  nicht  vor,  denn  das  Tridentinum 

spricht  allerdings  nur  von  renuntiatio  schlecht-  schliesst    nur  Verzichte  während    des  Probezu- 

hin,  ohne  des  Verzichtes  auf  Benefizien  beson-  Standes  aus,    nicht  aber  solche,  welche  vorher, 

ders  zu  erwähnen,  indessen  ist  die  Meinung  Gar-  wenn  auch  mit  der  Absicht,    in  den  Religiosen- 

cias'  1.  c.  XI.  9.  n.  9ff.,   dass  die  Vorschrift  nur  stand  einzutreten,  abgelegt  werden,   so  auch  die 

Verzichte  auf  weltliche  Güter  betreffe,  vereinzelt  Congr.  conc.  s.  Garcias  1.  c.  n.  15  ;   Fagnan. 

geblieben  und  auch  von  der  Congr.   conc.  nicht  ad  c.  23.  X.   de  regul.  III.  31.   n.  42 ff;   Acta  s. 

angenommen  worden,   Fagnan.  ad  c.  23.  X,  de  sed.  11,  438. 

regul.  III.  31.  n.   18ff.;    Reiffenstuel  1.  c.  "  Fagnan.   ad  c.  4.  X.  h.  t.  I.  9.   n.  23  ff.; 

n.  28.  Pirhing  1.  c.  n.  61. 
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seinen  Pflichten  entbindet.  Bei  ordnungsmässigera  Verfahren  hat  der  Geistliche, 
ehe  er  das  neue  Benefizium  erhält  und  tibernehmen  kann,  seine  Exkardination  aus  dem 
bisherigen  Diöcesenverband  nachzusuchen  und  zu  diesem  Behuf  auf  sein  bisheriges 
Benefizium  zu  verzichtend  Hat  er  aber  das  zweite  ordnungswidriger  Weise  zu  erlan- 
gen gewusst,  so  kann  ihn  der  bisherige  Obere  stets  noch  zur  Versehung  seines  frühe- 
ren Benefiziums  zurückfordern  und  nöthigenfalls  mit  Censuren  gegen  ihn  vorgehen  2. 

6.  Wegen  der  Wiederbesetzung  der  resignirten  Benefizien  kommt  die  Th.  II. 
S.  489  gedachte  Beschränkung  in  Betracht '^. 

7.  Keine  juristischen  Besonderheiten  hat  dagegen  der  Fall,  wenn  der  Benefiziat, 
welchem  eine  Entziehung  seines  Benefiziums  oder  die  Absetzung  droht,  sei  es  freiwil- 
lig, sei  es  auf  Veranlassung  der  kirchlichen  Oberen,  um  einer  Untersuchung  zu  ent- 
gehen, auf  sein  Amt  oder  Benefizium  verzichtet"^.  Als  Disciplinarmassregel  kann  eine 
solche  Resignation  nicht  erzwungen  werden,  vielmehr  ist  bei  Weigerung  desBenefizia- 
ten  im  Wege  des  Disciplinarverfahrens  gegen  ihn  vorzugehen  •'^. 

Die  vorstehend  entwickelten  Grundsätze  über  die  Renuntiationen  auf  Benefizien 
beziehen  sich  nicht  auf  diejenigen  Fälle,  in  denen  nur  erst  das  ius  ad  rem  auf  das  Be- 
nefizium,  also  nicht  schon  das  ius  in  re  an  demselben,  erworben  ist  6.  Verzichte  auf 
ein  solches  Anrecht  können  völlig  frei  ohne  das  Vorliegen  eines  bestimmten  Grundes 
und  ohne  dass  es  einer  Annahme  des  kirchlichen  Oberen  bedarf,  abgegeben  werden  ^. 

B.  Die  Resignationen  mit  Vorbehalten  und  Bedingungen.  Es 
widerspricht  dem  Wesen  und  dem  Zwecke  des  kirchlichen  Amtes ,  dass  der  Inhaber 
sein  Recht  auf  dasselbe  zur  Erreichung  von  Vortheilen  für  sich  selbst  oder  andere  Per- 
sonen verwerthet.  Daher  soll  er  sein  Amt,  wenn  er  auf  dasselbe  verzichten  will,  ohne 
jeden  derartigen  Vorbehalt  aufgeben  ^,  und  zwar  gleichviel,  ob  ein  solcher  den  Charak- 
ter der  Simonie  an  sich  trägt  oder  nicht.  Nichtsdestoweniger  hat  das  kirchliche  Recht, 
von  der  allgemeinen  Strömung  nach  Veräusserlichung  der  Kirche  und  von  der  vielfach 
herrschenden  Auffassung  der  kirchlichen  Aemter  als  Vermögens-  und  Einnahmequellen 
beeinflusst,  dieses  Princip  nicht  in  vollem  Umfange  festgehalten ,  vielmehr  einzelne 
Ausnahmen  von  demselben  zugelassen.    Es  gehört  hierher  zunächst 

1 .  die  resignatio  infavorem  tertii^,  der  Verzicht  zu  Gunsten  einer  bestimmten  dritten 

'  Th.  II.  8.  492.    Da  die  Erlangung  eines  an-  selten  zugelassen  worden   sind,    Pyrrh.    Cor- 
deren Amtes  ein  ausreichender  Grund  zur  Resig-  rad.  1.  c. 

nation  ist,  S.  271,   so  wird  die  Genehmigung  für  *  Solche  Resignationen  sind  schon  in   älterer 

die  Regel — Ausnahmen  können  eintreten,  wenn  Zeit  vorgekommen;   über  den  Verzicht  Ebbos  v. 

Mangel    an  Geistlichen   vorhanden   ist,  — nicht  Rheims  834,  welchem  freilich  noch  die  Absetzung 

verweigert   werden  können.     Verleiht  ihm    aber  gefolgt  ist,  s.Düm  mler  ostfränk.  Reich  1,  109. 

der  Bischof  derselben   Diöcese  ein  mit  seinem  Weitere    Beispiele    aus    dem    12.  Jahrh.    s.   bei 

bisherigen    inkompatibles    Benefizium,     so    liegt  Bernhardi   Lothar    von   Supplinburg    S.   249. 

darin  eine  stillschweigende  Versetzung,  durch  die  272.  375.  592.  Für  die  Jetztzeit  vgl.  Acta  s.  sed,.^ 

das  erste  Benefizium  ohne  Weiteres  verlorengeht,  1,  231  u.  568;   Arch.  f.  k.  K.  R.  15,  141, 


s.  u.  §.  165.  5  Analect.  iur.  pont.   1855.  p.  1471,,, .4;; 

2  S.  S.  276.  n.  7.  Acta  s.  sed.  1.  c.                                    tiÄiiu^it  '^iW^- 

3  Da  dieselbe  auf  der  Konst.  Pius  V.:  Quanta  6  Th.  II.  S.  653.  654.  ;^  .,},,  ^  ,!.>,7/..a 
ecclesiae  v.  1568  beruht  (s.  0.  S.  271.  n.  5),  so  -^  Denn  hier  ist  die  enge  Verbindung  Z'\vi5<'hen 
ist  sie  in  Deutschland  nicht  praktisch  geworden,  dem  Amtsträger  und  dem  Bßneftzii^pi.fliQ^, nicht 
Neller  1.  c.  p.  301.  Uebrigens  hat  schon  Gre-  eingetreten.  Ueber  einen,, Fall  .^e?  .^til^sCi^lRf^i-i 
gor  XIII.  durch  eine  Deklaration  s.  Pyrrh.  gen^en  .yerzichtes ,  s.  ,Thu  JIrl®'- .Q7P-.  tßijiir  Pift 
Corrad.  prax.  benef.  V.  1.  n.  50;  Neiler  I.e.  PoHtv^n  j^st  dar  über  einig  jiiQ^iifj^.i  *)^  U.q.,  !\|..|Ct.,ß/ 
p.294  die  Patronatsbeneflzien  von  derselben  aus7  P(.|.24'J!;,iPiyihing  |4,ji,.,n.  2^;.|,Le,^j:ei|,iq^.,ßQ3ff 
genommen.  Auch  die  päpstliche  Praxis  hat,  isich  n.  2;  iHiei  tl'ienstiUje,!  l,.,(}.nv|.17.!i\  di^it  iii",,ii- 
nicht  daran  gehalten  ,  da  gerade  Resignationensin  ,|3,x;^.§|,(QrBe(gWi;JXj)\X.i4ei  iP&cjt<lJ'i^^q>  ^..ivi 
favorem  (s.  unten)  zu  Gunsten  von  Vj^rwi^dtßni  (|Urt»..HlOr-?^«^6 'J'ß^'i'PiWWuili.iJlI^  19, x  ;.,|,  ;,,,.,, 
Affinen   und  Familiären  des    Resigni^fttsnü  iwht  oi9,;S«!jM?r?iUwlN.,44.le^;,o.  ,§,,  27;^fi,,AniftHMljö¥M 
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Person,  welcher  sowohl  dem  Grundsätze,  dass  der  Inhaber  eines  Benefiziums  nicht 
über  dasselbe  verfügen,  insbesondere  nicht  seinen  Nachfolger  bezeichnen,  wie  auch 
dem  weiteren ,  dass  jeder  Schein  einer  Erbfolge  in  Kirchenämtern  vermieden  werden 
soll,  widerspricht  U  Solche  Verziclitleistungen  sind  seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts 
unter  Konvenienz  der  Päpste  vorgekommen  2,  und  sind  seitdem  so  häufig  geworden, 
dass  das  Wort :  resignatio  im  Kurialstil  sogar  die  spezifische  Bedeutung  der  Ver- 
zichtleistung zu  Gunsten  eines  Dritten  erhalten  hat^^  Wenngleich  schon  vor  und  so- 
dann auf  dem  Konzil  von  Trient  ^  die  Beseitigung  dieser  Resignationen  wegen  ihrer 
Bedenklichkeit  verlangt  worden  ist,  und  später  auch  einzelne  Päpste  ihre  Abschaffung 
in  Erwägung  gezogen  haben  ^,  so  haben  sich  dieselben  doch  niemals  dazu  entschliessen 
können,  einen  entscheidenden  Schritt  in  dieser  Richtung  zu  thun^'.  Rechtlich  un- 
statthaft sind  also  derartige  Verzichtleistungen  auch  nach  heutigem  Rechte  nicht, 
wenngleich  sie  heute  nicht  so  häufig  wie  früher  vorkommen. 

Die  resignatio  in  favorem  tertii  ist  ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  eine  Resigna- 
tion, welche  unter  der  Bedingung  abgegeben  wird,  dass  ein  von  dem  Verzichtleistenden 
bezeichneter  Dritter,  der  s.  g.  resignatarius ,  das  von  dem  ersteren  aufgegebene  Bene- 
fizinm  übertragen  erhält  und  rechtsgültig  erwirbt.  Sie  kann  allein  mit  Zustimmung  des 
Papstes,  nicht  mit  der  des  Ordinarius  erfolgen  ^.   Da  sie  den  Zweck  hat,  dem  Resigna- 


Benedict  XTV.   de  synodo  dioeces.   XIII.  10. 
n.  14  ff. 

1  Vgl.  Tb.  I.  S.  292";  Th.  II.  S.  480.  521. 
522. 

2  Rlganti  ad  reg.  XLV  canc.  prooem.  n.  6 
u.  Bened.XIV.  1.  c.  n.  20  berichten,  dass  nach 
den  Registern  der  Dataria  C 1  e  m  e  n  s  V.  (1305 — 
1314)  der  erste  Papst  gewesen  ist,  welcher  sie 
zugelassen  hat.  Neil  er  1.  c.  p.  283  hat  die  An- 
gabe Rigantis  irriger  Weise  auf  Johann  XXII. 
bezogen.  Ihm  folgt  Richter-Dove  K.  R. 
§.  204.  n.  4.  Die  Dekretalen  Gregors  IX.  und 
Bonifazius'  VIII.  kennen  diese  Art  der  Resigna- 
tion noch  nicht,  insbesondere  ergiebt  sich  nichts 
dafür  aus  dem  mehrfach  hierher  gezogenen  c.  12 
(Alex.  III.)  X.  de  off.  lud.  del.  I.  29.  Allerdings 
ist  in  beiden  Sammlungen  schon  vom  Tausche 
der  Beneflzien  die  Rede,  c.  5.  X.  III.  19  cit.  c.  7. 
8.  X.  eod.  u.  c.  un.  (Bonif.  III.)  in  VIto  de 
rer.  permut.  III.  10.  Aber  dieser  ist  seinem  ju- 
ristischen Charakter  nach  keine  Resignation ,  s. 
den  folgenden  §.  Die  Art  und  Weise,  wie  die 
Glosse  s.  V.  praebendas  zu  c.  7  (conc.  Roman,  v. 
1139)  C.  VIII.  qu.  1:  ,,S£d  quid  de  illo  qui  re- 
nunciat:  ut  detur  alii,  forte  consanguineo.  Papa 
approbat.  X.  de  off.  deleg.  ex  parte  (c.  12  cit.). 
Sed  die  quod  ibi  fuit  pura  renunciatio",  der  resigna-- 
tio  in  favorem  erwähnt,  ergiebt  ebenfalls,  dass  die- 
selbe damals  noch  nicht  im  praktischen  Gebrauch 
gewesen  sein  kann. 

3  S.  0.  S.  268.  n.  9. 

'*  Seitens  des  Königs  Karl  IX.  von  Frankreich, 
Pallavlcini  bist.  conc.  Trident.  1.  XIX.  c.  11. 
n.  4,  capit.  ref.  22.  Obwohl  in  Frankreich  noch 
Anfangs  des  16.  Jahrhunderts  darüber  gestritten 
worden  ist,  ob  solche  Resignationen  nicht  als 
simonistisch  zu  verwerfen  seien,  so  hat  sich  doch 
hier  später  der  Grundsatz  festgestellt,  dass  wäh- 
rend der  Zeit,  wo  die  Regalie  des  Königs  über  ein 
Bisthum  eröffnet  war  ,  Idie  gedachten  Resignatio- 


nen in  die  Hände  desselben  abzugeben  seien, 
G.  J.  Phillips,  das  Regalienrecht  in  Frank- 
reich.   S.  225  ff. 

Ueber  die  von  Paul  III.  1536  eingesetzte  Re- 
formations-Kommission, welche  ebenfalls  darauf 
bezügliche  Vorschläge  gemacht  hat,  s.  Riganti 
1.  c.  n.  16;   Nellerl.  c.  p.  304. 

5  So  Innocenz  XII.  (1691  —  1700)  und  Cle- 
mens XI.  (1700 — 1721),  welcher  letzterer  eben- 
falls eine  Kommission  zur  Erörterung  über  die 
weitere  Beibehaltung  oder  Abschaffung  nieder- 
gesetzt hat.  Diese  entschied  sich  aber  für  die 
erstere,  Riganti  1.  c.  n.  5 ff. 

Auch  einzelne  Domkapitel,  so  die  von  Mainz  und 
Trier  haben  die  Zulassung  solcher  Resignationen 
verweigert,  Neller  1.  c.  p.  321,  und  in  die  kai- 
serliche Wahlkapitulation  (art.  14.  §.  1)  ist  eben- 
falls die  Zusicherung  aufgenommen  worden,  keine 
solche  Resignationen  zur  Beschwerung  der  Stif- 
ter, Geistlichkeit  und  Patrone  zuzulassen.  Die 
Beschwerden  der  drei  deutschen  Erzbischöfe  an 
den  Kaiser  v.  1769  und  die  Emser  Punktation  v. 
1786  Villa,  Gaertner  corp.  iur.  eccles..  2,  336. 
355  haben  sogar  die  gänzliche  Beseitigung  dersel- 
ben verlangt. 

6  Die  Gründe  dafür,  welche  theilweise  nur  Be- 
schönigungen enthalten  —  es  ist  klar,  dass  die 
römischen  Kurialbehörden  wegen  ihrer  Gebühren 
für  die  Expedition  der  nothwendigen  Urkunden 
an  der  Beibehaltung  interessirt  waren  —  finden 
sich  entwickelt  bei  Riganti  1.  c.  n.  8ff.;  Be- 
nedikt. XIV.  1.  c.  n.  20  ff.  und  danach  bei 
Phillips  K.  R.  7,  863.  Eine  Kritik  dagegen  bei 
Nellerl.  c.  p.  307  ff. 

"^  Darüber  ist  die  Doktrin  einig.  Ueber  die 
Gründe  ist  freilich  viel  gestritten  worden ,  s. 
darüber  Neil  er  1.  c.p.  286 ff.  Die  Ansicht,  dass 
diese  Resignationen  simonistisch  seien  und  daher 
nur  vom  Papste  gestattet  werden  dürften,  ist  jeden- 
falls unhaltbar.     Der  wahre  Grund  liegt  darin, 
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tarius  das  resignirte  Benefizium  zu  verschaffen,  so  muss  der  letztere,  und  zwar  in  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  der  Verzicht  bindend  abgegeben  wird,  zur  Erwerbung  desselben 
fähig  sein  ^ .  Verzichtet  der  Benefiziat  wissentlich  zu  Gunsten  einer  persona  inidonea, 
so  gilt  die  Renuntiation  als  unbedingt  abgegeben  und  zieht  für  ihn  den  Verlust  des 
Benefiziums  nach  sich  2. 

Hinsichtlich  der  Wirkung  der  beigefügten  Bedingung  auf  den  Rechtsbestand  der  Re- 
nuntiation herrscht  Streit.  Eine  Meinung  fasst  die  Bedingung  als  Suspensivbedingung  auf, 
und  lässt  daher  den  Verzicht  erst  dann  rechtsbeständig  werden,  wenn  der  Resignatar  das 
Benefizium  wirklich  erworben  hat  "^  Ihre  Vertreter  sind  aber  darüber  nicht  einig,  ob 
der  Resignant  das  letztere  erst  in  dem  Zeitpunkt  verliert ,  in  welchem  der  Resignatar 
das  Amt  erhält  ^,  oder  ob  bei  Erfüllung  der  Bedingung  der  Verlust  schon  in  dem  Mo- 
ment als  eingetreten  gilt,  wo  der  Verzicht  an  sich  unwiderruflich  geworden  ist"»,  d.  h. 
mit  anderen  Worten,  sie  streiten  darüber,  ob  der  Bedingung  die  rückwirkende  Kraft 
abzusprechen  oder  ob  ihr  eine  solche  beizulegen  ist. 

Nach  der  anderen  Ansicht  hat  die  resignatio  ad  favorem  den  Charakter  eines  re- 
solutiv  bedingten  Verzichtes^'.  Daher  soll  sie  ebenso  wie  die  einfache  Renuntiation 
sofort  wirksam  werden  und  den  Verlust  des  Benefiziums  herbeiführen ,  ihr  Rechtsbe- 
stand aber  zusammenfallen,  wenn  die  Bedingung  deficirt. 


dass  sie  dem  gemeinen  Recht  insofern  wider- 
sprechen, als  der  Benefiziat  über  sein  Benefizium 
verfügt  und  dasselbe,  ehe  es  vakant  geworden  ist, 
einem  Andern  übertragen  wird,  Pirhing  1.  c.  n. 
77.  Die  S.  271.  n.  5  cit.  const.  Pii  V. :  Quanta 
ecclesiae  hat  ausdrücklich  bestimmt  §.  4:  .,Ca- 
veant  autem  episcopi  et  alii  praedicti  itemque 
omnes  electores  ,  praesentatores  etpatroni,  tam 
ecclesiastici  quam  laici,  quicumque  sint,  ne  verbo 
quidem  aut  nutu  vel  signo  futuri  huiusmodi  bene- 
flciis  et  officiis  successores  ab  ipsis  resignantibns 
aut  aliis  eorum  significatione  vel  hortatu  designen- 
tur  aut  de  his  assumendis  promissio  inter  eos  vel 
etiam  intentio  qualiscumque  intercedat,"  und  da- 
durch stillschweigend  den  Ordinarien  die  Befug- 
niss  zur  Annahme  von  resigiiationes  in  favorem 
abgesprochen.  Uebrigens  ist  das  ausschliessliche 
Recht  des  Papstes  auch  in  Deutschland  und 
Frankreich,  obwohl  hier  die  betreffende  Konstitu- 
tion nicht  recipirt  war  (s.  S.  272.  n.  1),  anerkannt 
gewesen,  Neil  er  1.  c.  p.  286  ;  Hericourtl.  c. 
p.  .338. 

Was  die  Form  betrifft,  so  wird  in  der  desfallsi- 
gen  Supplik  an  den  Papst  allerdings  eine  unbe- 
dingte Verzichtleistung  abgegeben,  aber  zugleich 
die  Bitte  hinzugefügt,  dass  der  letztere  das  Be- 
nefizium einer  in  derselben  bezeichneten  Person 
verleihen  möge;  trotzdem  gilt  die  Resignation 
juristisch  als  bedingte.  S.  das  Formular  bei 
Pyrrh.  Corrad.prax.  benef.  V.l.  n.  12  u.  ibid. 
n.  50;  van  Espen  1.  c.  c.  1,  n.  7ff.  ;  Neller 
p.  281.282. 

Für  den  Fall,  dass  ein  Dritter  vom  Papste  mit 
der  Annahme  der  Resignation,  also  auch  mit  ihrer 
Bewilligung  beauftragt  wird,  bestimmt  die  40. 
Kagzleiregel :  „Item  si  committatur  alicui  beneflcii 
resignatio,  ponatur  clausula  :  Attente  quoque  pro- 
videas  etc.,"  welche  in  der  Ausfertigung  lautet : 
„Ceterum  ,  ne ,  dum  prodesse  studemus  ,  aliqua 
forte  irrepat  iniquitas  in  exitium  animarum ,   tu 


istic  attente  circumspicias,  an  ex  parte  N.  N.  prae- 
fatorura  super  dicta  resignatione,  ut  fleret,  quam 
nos  nullo  hucusque  vitio  laborare  deprehendimus, 
intercesserit  simoniae  labes  aut  aliqua  alia  illicita 
pactio  seu  etiam  corruptela,'"''  Riganti  ad  reg.  40 
canc.  n.  2. 

Die  Abgabe  eines  derartigen  Verzichtes  vor  dem 
Ordinarius  ist  nichtig,  keineswegs  kann  derselbe 
aber  als  eine  gültige  einfache  Resignation  ,  deren 
Bedingung  für  nicht  beigefügt  gilt",  angesehen 
werden,  lieber  die  desfallsige  Kontroverse  vgl. 
Reiffenstuel  1.  c.  n.  120.  121. 

1  L  euren,  qu.  350.  S.  auch  das  Dekret  Cle- 
mens' XI.  bei  Riganti  ad  reg.  45.  1.  c.  n.  36: 
„I.  Quod  pro  resignationibus  parochialium,  digni- 
tatum  ,  canonicatuum  et  aliorum  beneficiorum 
residentialium  adhibenda  sit  attestatio  ordinarii 
super  idoneitate  resignatarii ,  exceptis  tamen 
resignationibus  carionicatuum  collegiatarum  Gal- 
liae,  quae  admitti  possint  absque  attestationibus 
ordinariorum.  III,  Quod  pro  resignationibus  pa- 
rochialium ubicumque  existentium,  exceptaOal- 
lia,  resignatarius  debeat  esse  constitutus  in  aetate 
XXX  annorum." 

2  Weil  er  es  durch  seine  Schuld  bewirkt  hat, 
dass  die  Bedingung  nicht  eintreten  kann,  diese 
somit  zu  seinem  Nachtheil  als  erfüllt  gilt,  Gar- 
cias  1.  c.  XI.  3.  n.  36.  217;  Leu  r  en.  1.  c.  qu. 
240. 

3  Garciasl.  c.  P.  II.  c.  1.  n.  I29ff.,  139 ff.  ; 
Barbosa  J.  E.  U.  III.  15.  n.  71  ff. ;  Reiffen- 
stuel I.  9.  n.  149.  Einzelne  verlangen  auch 
noch  ausserdem ,  dass  der  Resignatar  den  Besitz 
des  Benefiziums  erlangt  hat,  s.  z.  B.  Rebuff. 
prax.  benef.  de  resignatione  condition.  n.  18, 
vgl.  darüber  Leuren.  1.  c.  qu.  240.  n.  8. 

4  Barbosa,  Reiff  e  nstu  el  11.  cc. 

5  Garciasl.  c.  n.  155 ff. 

6  L  Otter  de  re  benef.  1.  III.  qu.  14.  n.  40; 
Leuren.  1.  c.  qu.  240.  n.  3 — 5, 
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I.  Die  Hienirchio  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  toi. 


Die  erste  Auffassung  wird  allein  dem  Wesen  und  dem  Zweck  der  resignatio  in 
favorem  gerecht.  Der  Kesignant  will  das  Benefizium  dem  Resignatar  durch  seinen 
Verzicht  zuwenden.  Demna'  h  bildet  die  Aufgabe  des  letzteren  das  Mittel  zu  dem  von 
ihm  ))eabsichtigten  Zweck,  dagegen  soll  sie  nach  seiner  Willensmeinung  keine  selbst- 
ständige Bedeutung  haben.  Eine  solche  wird  ihr  aber  beigelegt,  wenn  man  ihr,  ehe 
der  gewollte  Zweck  erreicht  ist,  auch  nur  eine,,  obschon  resolutiv  bedingte  Wirkung 
beimisst.  Vielmehr  bildet  die  Suspensivbedingung  die  allein  entsprechende  juristische 
Konstruktion  für  die  beabsichtigte  Abhängigkeit  der  Wirkung  des  Verzichtes  von  der 
Erreichung  des  vom  Resignanten  gewollten  Zweckes  ^ .  Mit  Rücksicht  auf  die  Absicht 
des  letzteren  kann  ferner  beim  Eintritt  der  Bedingung  die  Wirkung  derselben  nicht 
auf  den  Zeitpunkt  der  Annahme  des  Verzichtes  zurückbezogen ,  vielmehr  der  Verlust 
des  Benefiziums  für  den  Resignanten  erst  in  den  Zeitpunkt ,  in  welchem  der  Resigna- 
tar dasselbe  erwirbt'^,  verlegt  werden. 

Da  die  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes  zu  erfolgen  hat ,  so  wird  das  resig- 
nirte  Benefizium  diesem  affekt^  und  die  Besetzung  kann  allein  durch  ihn  erfolgen'^. 


1  Die  Form  des  Verzichtes  kommt  dem  gegen- 
über nicht  in  Betracht,  s.  278.  n.  7.  Wollte  man 
darauf  Gewicht  legen,  so  könnte  weder  von  einer 
suspensiv  noch  resolutiv  bedingten  Renunciation 
die  Rede  sein. 

2  Der  darüber  unter  den  Aelteren  geführte 
Streit  ist  aus  Anlass  der  Kontroverse  über  die 
Rückwirkung  der  Bedingung  entstanden.  Diese 
kommt  hier  nicht  in  Betracht.  Will  der  Renun- 
ciant  die  Vakanz  nicht  anders  als  zu  Gunsten  des 
Resignatars,  so  will  er  sie  auch  erst  von  dem  Mo- 
ment ab ,  wo  der  Resignatar  das  Amt  erlangt. 
Die  Bedingung  enthält  nach  der  Absicht  des  Ver- 
zichtenden immer  zugleich  eine  Befristung  der 
Wirkung  des  Verzichts.  Daher  erwirbt  der  Ver- 
zichtende noch  die  Früchte  und  die  Einkünfte  des 
Amtes  bis  zu  dem  gedachten  Zeitpunkte.  Bei 
der  Annahme  einer  Resolutiv-Bedingung  oder 
einer  rückwirkenden  Suspensiv-Bedingung  kommt 
man  zu  dem  dem  Willen  des  Resignanten  sicher- 
lich nicht  entsprechenden  Resultat,  dass  er  diese 
Einnahmen  nur  bis  zum  Augenblick  des  abgege- 
benen Verzichtes  zu  ziehen  berechtigt  ist,  dass 
diese  aber  von  dem  zuletzt  gedachten  Zeitpunkt 
ab  bis  zur  Erwerbung  des  Amtes  durch  den  Re- 
signatar als  Vakanzgefälle  behandelt  werden 
müssen,  Leuren.  qu.  246.  n.  8.  Dem  letzteren 
würden  sie ,  weil  die  Verleihung  des  Amtes  an 
ihn  keine  bedingte  ist,  erst  von  dem  Augenblick 
derselben  zufallen,  es  wäre- denn,  dass  er  in  dem 
gegebenen  Falle  auch  als  Nachfolger  des  Resignan- 
ten ein  Recht  auf  die  Früchte  der  Zwischenzeit 
besässe.  Als  weitere  Konsequenzen  der  im  Text 
vertheidigten  Ansicht  ergeben  sich  folgende. 
Wenn  der  Resignatar  vor  der  Verleihung  stirbt  oder 
wenn  er  für  das  Amt  unfähig  befunden  wird, 
ohne  dass  der  Resignant  von  der  üngeeignetheit 
Kenntniss  besass,  wird* das  Benefizium  durch  den 
Verzicht  nicht  erledigt,  während  die  Anhänger 
der  Resolutiv-Bedingung,  L  euren,  qu. 240.  u.  5 
das  Gegentheil,  die  Rechtsbeständigkeit  der  Re- 
nunciation annehmen  ,  weil  der  Papst  hier  keine 
Schuld  trage,  dass  die  Resolutiv-Bedingung 
erfüllt  sei ,  was  freilich  selbst  nicht  einmal  von 
ihrem  eigenen  Standpunkte  aus  richtig  erscheint, 


da  dieselbe  lediglich  auf  das  Erlangen  des  Bene- 
fiziums durch  den  Resignatar  gestellt  ist.  Bei 
dem  Tode  des  Resignanten,  welcher  vor  dem  letzt- 
gedachten Zeitpunkt  eintritt,  betrachten  die  letz- 
teren das  Benefizium  ebenfalls  als  durch  die  Re- 
signation erledigt,  andere  behaupten  dagegen  eine 
Vakanz  durch  Tod.  vgl.  Leuren.  L  c.  n.  6. 
Dies  ist  auch  das  allein  Richtige.  Die  Gültigkeit 
des  Verzichtes  wird  durch  das  Recht  auf  das  Be- 
nefizium bedingt,  und  wenn  die  Wirksamkeit  des 
ersteren  durch  die  Bedingung  hinaus  geschoben 
wird,  so  muss  dieses  Recht  auch  noch  beim  Ein- 
tritt derselben  vorhanden  sein.  Andernfalls  ge- 
steht man  dem  Renuncianten  die  Befugniss  zu, 
über  die  Dauer  seines  Rechtes  am  Benefizium 
hinaus  zu  verfügen,  was  unhaltbar  ist.  Wie  ein 
Verzicht,  welcher  von  einem  bestimmten  Tage  ab 
seine  Wirkung  äussern  soll,  nicht  rechtsbeständig 
bleibt,  wenn  der  Benefiziat  vorher  stirbt,  ebenso- 
wenig ist  dies  der  Fall ,  wenn  er  suspensiv  be- 
dingt abgegeben  worden  ist. 

Für  den  Fall ,  dass  der  Resignant  zu  Gunsten 
Mehrerer  Verzichte  ausgestellt  hat,  bestimmt  die 
45.  Kanzleiregel:  „Et  si  ipsum  resignantem  vel 
cedentem  pluries  super  uno  et  eodem  beneficium 
in  favorem  diversarum  personarum  successive 
consentire  contigerit:  voluit  sanctitas  sua ,  quod 
primus  consensus  teuere  debeat  et  alii  posteriores 
conseusus  ac  literae  eorum  praetextu,  etiara  sub 
priori  data  expeditae ,  pro  tempore  nullius  sint 
roboris  vel  momenti  .  .  ."  Mit  Rücksicht  hierauf 
erklärt  sich  die  bei  Bewilligung  von  resignationes 
in  favorem  gebräuchliche  Klausel :  „Et  cum  de- 
creto,  quod  si  apparuerit  super  resignatione  dictae 
parochialis  ecclesiae  antea  per  dictum  N.  N.  alium 
consensum  praestitum  et  extensum  fuisse ,  prae- 
sens gratia  nulla  sit  eo  ipso,"  Riganti  ad  reg. 
cit.  §.  1.  n.  240. 

3  S.  0.  S.  145. 

*  Daher  hat  auch  der  Resignatar  seinerseits 
eine  Supplik  an  den  Papst  um  Verleihung  des  zu 
seinen  Gunsten  resignirten  Benefiziums  zu  rich- 
ten ,  Pyrrhi  Corradi  praxis  beneflc.  V.  1. 
n.  50. 
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Die  Affektion  beseitigt  nur  die  Rechte  des  ordentlichen  Kollators,  nicht  aber  die  der 
sonst  bei  der  Besetzung  zur  Mitwirkung  Berechtigten.  Ihnen  kann  der  Resignant  ihre 
Befugnisse  durch  eine  derartige  Resignation  nicht  entziehen,  und  deshalb  bedarf  es  in 
diesen  Fällen  stets  ihrer  Zustimmung  i.  Absolut  nichtig  ist  aber  ein  ohne  dieselbe  zu 
Stande  gekommener  Verzicht  und  eine  darauf  folgende  Kollation  des  resignirten  Benefi- 
ziums  nicht,  vielmehr  kann  der  Berechtigte  die  letztere  nur  als  nichtig  aufrufen  2.  Ist 
dies  geschehen  ,  so  fällt  die  erfolgte  Besetzung  zusammen.  Der  Verzicht  selbst  wird 
aber  von  der  Nichtigkeit  an  sich  nicht  berührt,  weil  die  Einwilligung  der  gedachten 
Berechtigten  nur  zu  dem  Zwecke  nöthig  erscheint,  damit  der  Resignatar  das  Benefi- 
zium  erlangen  kann.  Daraus  folgt,  dass  der  Resignirende  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
die  dem  Verzicht  beigefügte  Suspensivbedingung  nicht  eingetreten  ist,  das  letztere  be- 
hält oder  es  wieder  zurückzufordern  befugt  ist,  es  sei  denn,  dass  er  die  Berechti- 
gung des  Dritten  gekannt  oder  sich  schuldhafter  Weise  in  Unkenntniss  darüber  befun- 
den hat.  In  diesem  letzteren  Falle  ist  durch  sein  eigenes  Verhalten  der  Eintritt  der 
Bedingung  verhindert,  und  diese  gilt  demnach  als  erfüllt,  d.  h.  er  ist  des  Benefiziums 
durch  seinen  Verzicht  verloren  gegangen  und  dasselbe  kann  von  Neuem  auf  dem  ge- 
wöhnlichen Wege  besetzt  werden'^. 

Endlich  folgt  aus  dem  Wesen  der  resignatio  in  favorem,  dass  der  Papst  mittelbar 
gezwungen  ist,  dem  von  dem  Renuntianten  bezeichneten  Dritten,  falls  dieser  fähig  ist, 
das  Benefizium  zu  verleihen.  Nur  dadurch  wird  die  dem  Verzicht  innewohnende  Be- 
dingung verwirklicht  und  das  resignirte  Benefizium  erledigt,  während  im  umgekehrten 
Falle,  d.  h.  wenn  der  Papst  dasselbe  einer  andern  Person  überträgt,  eine  solche  Kolla- 
tion nichtig  ist  4,  und  der  Resignant  das  Benefizium  nicht  verliert. 

i  Also  des  Patrons,  des  Nominations-  und  der  neücium  besitzt,  L  euren.  I.e.  qu.  "JOB.    Sie  ist 

Wahlberechtigten,    Pirhing  1.  c.   I.  9.  n.  13;  weiter  unstatthaft  und  nichtig,  wenn  das  benefl- 

L  euren.  1.  c.  qu.  273  ff.  ;  Reiffenstuel  I.  9.  dum  litigiös  ist,   weil  hier  die  Berechtigung  des 

u.   61.  62.     Ob   der  Patron  ein  geistliches  oder  Resignanten  in  Frage  steht,  jedoch  mit  Ausnahme 

weltliches  Patronatrecht  hat,  ist  gleichgültig,  nur  des  Falles,  wo  sie  zu  Gunsten  der  anderen  Partei 

tritt    hinsichtlich    des    Präsentationsrechtes    des  geschieht,  Leuren.  1.  c.  qu.  308.   Endlich  kann 

geistlichen  Patrons  die  Derogation  durch  ander-  sie   wegen    mangelnder   Verfügungsberechtigung 

weitige  Besetzung,   des  Papstes  stillschweigend  nicht  in  Betreff  päpstlich  reservirter  und  unirter 

ein,   s.  0.  S.  96,  und  daher  ist  es  im  praktischen  Benefizien  abgegeben  werden,  Leuren.  qu.  295. 

Resultat  allerdings  richtig ,  dass  der  Konsens  des  298;    Pirhing  1.   c.   n.  15.      In  Bezug  auf  die 

ersteren  nicht  erforderlich  ist,  so  Garcias  1.  c.  letzteren  kommt  die  Vorschrift  des  Trldentinums 

XL  3.  n.  15;  Leuren.  1.  c.  qu,  294.  n.  3.  Die  Sess.  XXI.  c.  6  de  ref.  u.  Sess.  XXIII.  c.  18  de 

Wahlberechtigten  haben  ihren  Konsens  einstim-  ref.  zur  Anwendung ,  dass  der  Eintritt  der  Wir- 

mig  zu  geben.     Der  Resignant   hat  kein  Recht  kung  bereits  verfügter  Unionen  nicht  durch  Re- 

irgend  einem  Wähler  sein  Wahlrecht  durch  eine  signationen  gehindert  werden   soll.      Der  Papst 

resignatio   in   favorem   zu  entziehen.     Dass   ein  kann    allerdings   bei   der  Annahme  von   solchen 

Majoritätsbeschluss  der  letzteren  genügt,    wenn  dieser  Bestimmung  derogiren,  aber  falls  ihm  der 

der  Verzicht  zum  Vortheil  der  Kirche  erfolgt,  ist  Sachverhalt  nicht  vorgetragen  ist ,   gilt  seine  Be- 

zwar  die  unter  den  Aelteren  herrschende  Meinung,  willigung  des  Verzichtes  als  erschlichen  und  nich- 

Pirhing  1.  c. ;    Leuren.  1.  c.  qu.  293.  n.  2,  tig. 
indessen  haltlos.  4  Lotter.    1.  c.  1.  III.    qu.   14.   n.  41.  42; 

2  Darüber  ist  die  Doktrin  einig,   s.  die  Citate  Leuren.  1.  c.][qu.240.  n.  3;  Reiffenstuel  I. 
in  der  vor.  Anm.    Der  Grund  liegt  darin,  dass  die  9.  n.  147. 

Berechtigten  auf  Ausübung  ihres  Rechtes  verzieh-  Eine  besondere  Art  der  resignatio  in  favorem 

ten  können.     Ihr  Anfechtungsrecht  ist  ^ebenfalls  ist  die  s.  g.  resignatio  reciproca ,   d.  h.    der  Fall, 

ausgeschlossen,  wenn  der  Papst  ihren  Befugnissen  wo  zwei    Geistliche  auf  ihre   Benefizien  in  der 

derogirthat,  s.  0.  S.  96.  Weise   verzichten,    dass   die  Anverwandten  des 

3  Garcias  1.   e.   n.  35;    Leu'ren.  1.  c.  qu.  anderen  das  resignirte  Benefizium  erhalten  sollen, 
294.  n.  9.  Reif  f  e  n  stuel  1.  c.  n.  123.   Solche  Resignatio- 

Die  resignatio    in    favorem   kann    auch  wegen  nen  zu  Gunsten  der  Söhne  von  Geistlichen  hat 

entgegenstehender  Berechtigungen  Dritter  auf  das  das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  15  de  ref.,  um  die  Um- 

beneficium  ausgeschlossen  sein,   dies  ist  der  Fall,  gehung  der  Th.  IL  S.  478  gedachten  Verbote  der 

wenn  ein  solcher  eine  Antwartschaft  auf  das  Be-  Nachfolge  in  Benefizien  zu  verhindern,   für  un- 
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2  Die  rrsiyimtin  cuvi  reservatione  t)ensionis .  Der  Verzicht  des  Amtsinhabers  unter 
Vorbehalt  eines  Tlieiles  der  Früchte  seines  Benefiziums  oder  einer  Pension  aus  dem- 
selben untersteht  nicht  blos  den  allgemeinen  Regeln  vom  Verzichte ,  sondern  auch 
denen  über  die  Belastung  der  Benefizien  mit  Pensionen  ^.  Er  ist  daher  für  die  Regel 
nur  statthaft  und  gültig  mit  Genehmigung  des  Papstes  2.  Der  Ordinarius  kann  bei  dem 
Verziclite  eines  Benefiziaten  ausnahmsweise  allein ,  wenn  ein  gerechtfertigter  Grund 
dafür  vorliegt,  also  wenn  der  letztere  alt  oder  krank  ist  und  keine  anderen  Einnahme- 
quellen besitzt ,  oder  durch  die  Resignation  ein  Process  über  das  Benefizium  beseitigt 
wird,  eine  Pension  auf  das  Benefizium  auflegen.  Ein  Gesuch  des  Benefiziaten  um  eine 
solche  Pension  ist  nicht  ausgeschlossen ,  und  ebenso  wenig  ist  es  unerlaubt ,  dass  der- 
selbe sich  über  die  Höhe  derselben  vorläufig  mit  dem  etwaigen ,  in  Aussicht  genom- 
menen Nachfolger  benimmt,  falls  nur  derartige  Verabredungen  nicht  in  bindender  Weise 
eingegangen  werden ,  vielmehr  die  definitive  Regelung  der  Pension  dem  Ordinarius 
überlassen  wird  3.  Demnach  können  diese  Resignationen  nicht  als  bedingte  erachtet 
werden.  Feste  Verpflichtungen  der  hervorgehobenen  Art  ohne  den  Vorbehalt  der 
freien  entscheidenden  Bestimmung  des  kirchlichen  Oberen  würden  eine  Simonie  bilden. 
Nicht  minder  wäre  dies  aber  der  Fall ,  wenn  der  Benefiziat  die  Bewilligung  und  Kon- 
stituirung  der  Pension  zur  Bedingung  seines  Verzichtes  auf  sein  Benefizium  machen 
wollte.  Da  der  letztere  unter  dieser  Voraussetzung  nach  der  Absicht  des  Renuntianten 
erst  mit  der  Bestellung  der  Pension  Rechtsbestand  und  Rechtswirksamkeit  erhalten 
soll,  so  will  der  Benefiziat  die  Aufgabe  seines  Benefiziums  von  der  Erlangung  eines  welt- 
lichen Vortheils  abhängig  machen,  also  dasselbe  simonistisch  veräussern '^.  Eine  der- 
artige Renuntiation  kann  also  selbst ,  wenn  sie  der  Bischof  annimmt ,  keine  rechtliche 
Wirkung  haben  ^. 

Dieselben  Gründe  sprechen  auch  gegen  die  Zulassung  derartiger  Resignationen 
seitens  des  Papstes.     Diese  sind  aber  früher  in  weitem  Umfange  gestattet  worden*', 

statthaft  und  die  darauf  erfolgten  Verleihungen  bezogen  worden,    Reiffenstuel  1.  c.  n.  103. 

für  nichtig  erklärt.     Ferner  gehören  hierher  die  104. 

s.   g.  resiynaüones  trianguläres  und  quadrangu-  lieber    die    Kontroverse ,    in    welcher   Art   der 

lares, d.h   Renuntiationen,  bei  denen  der  erste  auf  Bischof  das  Benelizium  belasten  darf,  s.  Th.  II. 

sein  Benefizium  zu  Gunsten  des  zweiten,   dieser  S.  414. 

auf  das  seinige  zu  Gunsten  des  dritten,  letzterer  ^  Barbosa  1.  c.  III.  15.   n.  49;   Pirhing  1. 

wieder  zu  Gunsten  des  -vierten,    und  der  letzte  c.  n.   90;    vgl.   auch  Schulte,   K.   R.   2,  343. 

(also  der  dritte  oder  vierte)   auf  das  seinige  zu  Bei  den  Neueren,  s.  z.  B.  Permaneder  §.  268; 

Gunsten   des  Ersten    verzichtet,    s.    Reiffen-  Richter-Dove  §.  104 ;   Gin  zel  K.  R.  §,  350 

stuel  1.  c.  n.  123.  124.  wird  der  juristische  Charakter  dieser  Art  der  Re- 

i  Th.  II.  S.  412  jff.  signation  völlig  unberührt  gelassen. 

2  A.  a.  0.  S.  413.  5   Weil  simonistische  Rechtsgeschäfte  nichtig 

3  Dies  ist  die  herrschelide  Meinung  Barbosa  sind,  München,  kanon.  Gerichtsverfahren  und 
J.  E.  U.  III.  15.  Fagnan.  ad  c.  21  X.  de  praeb  Strafrecht  2,  297.  302.  Der  Benefiziat  geht  also 
III.  5;  n.  49  ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu.  444.  446;  seines  Amtes  nicht  durch  den  Verzicht,  wohl  aber 
Reiffenstuel  III.  12.  n.l02ff. ;  s.  auch  Gar-  in  Folge  der  Simonie  verlustig,  wenn  die  Verab- 
cias  1.  c.  P.  I.  c.  5.  n.  354,  welcher  n.  340  zwar  redung  zu  Stande  gekommen  ist,  a.  a.  O.  S.  302 
die  Unzulässigkeit  bei  vorhergehenden  Verein-  u.  const.  PiiV.  :  Intolerabilis  v.  1589,  bull.  Taur. 
barungen  annimmt,  aber  unter  diesen,  s.  n.  343,  7,  754. 

solche  versteht,  welche  als  bindend  beabsichtigt  ^  Und  zwar  seit  dem  15.  Jahrhundert  trotz  des 
sind.  Dass  erst  Benedikt  XIV.  die  Zulassung  c.  un.  (Innoc.  III.)  X.  ut  eccles.  benef.  III.  12 
solcher  Pensionen  in  seinen  Konstitutionen  :  In  auch  mit  Vorbehalt  der  vollen  Einkünfte  des  re- 
snblimi  v.  29.  August  1741  und  Ecclesiastica  v.  signirten  Benefiziums  ,  so  dass  sich  eine  unter 
15.  Juni  1746,  bull.  Bened.  XIV.  1,  71  u.  2,  61,  der  VI.  (1492—1503),  und  nach  ihm  Alex  an  - 
gestattet habe,  so  Belfert  S.  266;  Pachmann  Paul  III.  (1534 — 1549)  und  eine  weitere  unter 
K.  R.  §.  198,  ist  unrichtig.  Clemens  XI.  1704  eingesetzte  Kommission  ge- 
Das  Verbot,  Pensionen  auf  Pfarrbeneflzien  auf-  nöthigt  sahen,  die  Gestattung  derartiger  Reser- 
zulegen,  Th.  II.  S.414,  ist  auf  diesen  Fall  nicht  vationen  auf  die  Kardinäle  einzuschränken,   Ri- 
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weil  man  den  Papst  für  befugt  erachtet  hat ,  von  dem  positiven  Verbote  der  Simonie 
zu  dispensiren.  Auch  die  45.  KanzleiregeP  setzt  sie  als  zulässig  voraus,  indem  sie 
anordnet,  dass  derartige  Verzichte  nicht  ohne  Zustimmung  desjenigen,  welcher  die 
Pension  zu  zahlen  hat,  angenommen  werden  sollen.  Ihrem  juristischen  Charakter  nach 
stellen  sie  sich  als  Resignationen  dar ,  welche  durch  die  Bestellung  der  Pension  zu 
Gunsten  des  Resignanten  suspensiv  bedingt  sind  2.  Herkömmlicherweise  wird  ihnen 
aber  zugleich  die  Resolutivbedingung  beigefügt ,  dass  der  Erwerber  des  Benefiziums 
und  seine  Nachfolger  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Pension  fortdauernd  anzuer- 
kennen und  diese  letztere  bedungenermassen  zu  leisten  haben,  widrigenfalls  das  resig- 
nirte  Benefizium  an  den  Verzichtleistenden  zurückfallen  und  dieser  das  Recht  haben 
soll,  sich  in  den  Besitz  desselben  zu  setzen  '\ 

3 .  Ausser  den  unter  1  und  2  gedachten  Arten  bedingter  Resignationen  ist  seit 
Ende  des  15.  Jahrhunderts^  auch  die  s.  g.  resignatto  cum  regressu^  Sitte  geworden, 
d.  h.  eine  Verzichtleistung  unter  dem  Vorbehalt  des  Resignanten,  dass  ihm  das  resig- 
nirte  Benefizium  in  gewissen  Fällen,  z.  B.  bei  vorher  erfolgtem  Tode  des  Erwerbers 
desselben  wieder  zufallen  solle.  Diese  und  ähnliche  Renuntiationen  ^>  hat  das  Triden- 
tiner  Konzil  und  zwar  selbst  zu  Gunsten  der  Kardinäle  für  nichtig  erklärt^.  Ganz  sind 
sie  aber  damit  nicht  beseitigt  worden ,  vielmehr  hat  sie  die  Praxis  der  Kurie  in  ein- 
zelnen Fällen ,  so  namentlich  für  den  Fall ,  dass  die  bei  der  Resignation  bedungene 
Pension  nicht  gezahlt  werden  sollte,  auch  nach  dem  Konzil  zugelassen^. 


ganti  ad  reg.  45  canc.  §.  2.  n.  23 — 26;  Tho- 
mas sin  1.  c.  P.  III.  1.  2.  c.  31.  n.  15.  Die  Zu- 
lassung dieser  Reservationen  hat  übrigens  zu  Ge- 
schäften Veranlassung  gegeben,  welche  im  Grunde 
nichts  als  ein  Verkauf  und  Kauf  von  Beneflzien 
gewesen  sind.  Mit  der  Resignation  unter  dem 
Vorbehalt  einer  Pension  wurde  zugleich  die  in 
favorem  tertii  verbunden  und  mit  dem  Resignatar 
die  Verabredung  getroffen,  dass  er  demnächst  die 
Ablösung,  cassatio ,  abolitio  oder  extinctio  der 
Pension  zu  einer  vereinbarten  Summe  vorzuneh- 
men habe.  Dagegen  richten  sich  die  S.  282.  n.  3 
citirten  Konstitutionen  Benedikts  XIV. ,  von  denen 
schon  die  erstere  ausser  der  Nichtigkeit  derartiger 
Verträge  und  der  Verpflichtiing  des  Resignanten, 
die  empfangene  Ablösungssumme  zur  Verwen- 
dung zu  frommen  Zwecken  herauszugeben,  auch 
die  Strafe  des  Verlustes  aller  Rechte  am  Bene- 
fizium und  der  Unfähigkeit  zur  Erlangung  anderer 
Aemter  festsetzt. 

^  „  .  .  .  nee  literae  resignationis  vel  assignatio- 
nis,  etiam  motu  proprio ,  cuiusvis  pensionis  an- 
nuae  super  alicuius  beneücii  fructibus  expediri 
possint ,  nisi  de  consensu  illius  ,  qui  pensionem 
persolvere  tunc  debebit".  lieber  die  Derogation 
dieses  Konsenses  vgl.  Riganti  1.  c.  n.  42  ff. 

2  Gewöhnlich  auch,  weil  bei  diesen  Resignatio- 
nen zugleich  eine  in  favorem  tertii  konkurrirte, 
bedingt  durch  die  Erwerbung  des  Benefiziums 
seitens  des  Resignatars.  Eine  Supplik  für  diesen 
Fall  bei  Pyrrh.  Corrad.  1.  c.  n.  1. 

^  S.  die  in  der  vor.  Anm.  angeführte  Stelle  von 
Pyrrhus  Corradus. 

*  Thomassin  1.  c.  P.  II.  1.  I.  c.  22.  n.  1. 

5  Rebuff.  praxis  benef.  tit.  de  regressibus ; 
Pirhing  1.  c.  n.  11  ;  Leuren.  1.  c.  qu.  235. 
n.  2;  Riganti  ad  reg.  26  canc.  o.  155  ff. 


ö  Ausser  dem  Regress  auch  den  s.  g.  inyressus 
und  accessus.  Unter  dem  ersteren  verstand  man 
den  Fall,  in  welchem  der  Erwerber  des  Benefi- 
ciums  vor  erlangtem  Besitze  auf  dasselbe  mit 
dem  Vorbehalte  resignirte ,  unter  gewissen  Be- 
dingungen das  Benefizium  wieder  zu  erwerben 
und  sich  in  den  Besitz  desselben  setzen  zu  kön- 
nen. Der  s.  g.  accessus  lag  dann  vor,  wenn  das 
Benefizium  ,  welches  einem  wegen  seines  Alters 
zur  Erwerbung  desselben  unfähigen  bestimmt 
worden  war,  inzwischen  einem  anderen  (auch  nur 
zur  Verwaltung)  übertragen  und  dem  ersten  bei 
Erreichung  des  gesetzmässigen  Alters  die  Befug- 
niss  gewährt  wurde,  das  Benefizium  eigenmächtig 
in  Besitz  zu  nehmen,  s.  die  Citate  in  der  vorigen 
Anm. 

Durch  den  regressus  und  ingressus  wird  der 
Verzicht  resolutiv  bedingt ;  beim  accessus  ist  da- 
gegen der  Erwerb  für  den  Begünstigten  suspen- 
siv, die  Stellung  des  Zwischeninhabers  oder  des 
Verwalters  des  Benefiziums  resolutiv  bedingt. 

■^  Sess.  XXV.  c.  7  de  ref.  — ■  Nach  der  const. 
Pii  V:  Intolerabilis  v.  1589,  bull.  Taurin.  7,  754, 
über  die  simonia  confidentialis,  welche  das  Verbot 
des  Konzils  wiederholt,  treten  auch  wegen  des 
gedachten  Vergehens  Strafen  ,  insbesondere  der 
Verlust  des  Benefiziums,  ein. 

^  Riganti  1.  c.  n.  160;  Leuren.  qu.  606, 
weil  man  das  cit.  c.  7  Sess.  XXV  wegen  des  dort 
angegebenen  Zweckes,  den  Schein  jeder  Erbfolge 
auszuschliessen  ,  auf  sie  nicht  für  anwendbar  er- 
klärte. 

Ausserdem  ist  auch  bei  Bisthümern,  insbeson- 
dere deutschen,  zu  Gunsten  fürstlicher  Personen, 
päpstlicherseits  der  accessus  gestattet  worden, 
Riganti  1.  c.  n.  164  und  ad  reg.  24.  §.  2.  n. 
35  ff. 
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Was  die  Stellung  des  Staates  zu  der  kircheng-esetzlichen  Regelung  des  Aemter- 
verzichtes  betriflft ,  so  hat  derselbe  prinzipiell  kein  Recht ,  eine  Mitwirkung  bei  ein- 
fachen Renunciationen  zu  fordern.  Solche  berühren  sein  Interesse  nicht  und  aus 
einem  etwaigen  Betheiligungsrecht  bei  der  Anstellung  lässt  sich  eine  derartige  Befug- 
niss ,  weil  in  Betreff  dieser  völlig  andere  Gesichtspunkte  in  Frage  kommen ,  ebenso- 
wenig herleiten '.  Nur  vereinzelt,  so  in  Frankreich,  ist  als  Ausfluss  der  Nomi- 
nation  des  Regenten  für  die  bischöflichen  Stühle  das  Genehmigungsrecht  desselben  zu 
Verzichtleistungen  der  Bischöfe  auf  ihre  Stellen  in  Anspruch  genommen  worden  2. 

Wohl  aber  kann  der  Staat  eine  Anzeige  über  die  erfolgte  Annahme  einer  Resig- 
nation vorschreiben ,  wie  dies  in  Oldenburg^,  Oester reich*  und  im  Königreich 
Sachsen  (hier  nur  in  Betreff  der  geistlichen  Aemter)  ^  geschehen  ist,  damit  er  in  den 
Stand  gesetzt  wird,  seine  Rechte  bei  der  Wiederbesetzung  wahrzunehmen.  Eine  solche 
Benachrichtigung  der  Staatsbehörde  liegt  sogar  iin  Interesse  der  Kirche,  falls  der  Staat 
Fonds  zur  Unterhaltung  ausgedienter  katholischer  Geistlichen  gewährt,  und  sie  ist  da- 
her mit  Rücksicht  hierauf  auch  in  einzelnen  Staaten  kirchlicherseits  in  Aussicht  gestellt 
worden^.  Darüber  hinaus  fordert  aber  das  b airische  Recht  auch  Genehmigung  der 
Staatsregierung,  wenn  die  resignirte  Pfründe  landesherrlichen  Patronates  ist"^. 

Auch  den  Resignationen  zu  Gunsten  eines  Dritten  steht  an  und  für  sich,  sofern 
bei  der  Wiederverleihung  des  Amtes  dem  Mitwirkungsrecht  des  Staates  ^  Raum  für 
seine  Bethätigung  gelassen  wird,  nichts  entgegen.  Jedoch  sind  dieselben  in  einzelnen 
Ländern,  so  in  B  a i e r  n  ^  verboten. 

Was  die  Gewährung  einer  Pension  für  den  verzichtenden  Geistlichen  betrifft ,  so 
ist  im  landrechtlichen  Gebiete  Preussens  die  Belastung  der  Pfarrbenefizien  bis  zu  einem 
bestimmten  Betrage  ,  welcher  aber  nicht  mehr  als  ein  Drittel  der  Pfarreinkünfte  aus- 
machen darf,  für  alte  und  kranke  Pfarrer  statthaft  ^^,  ebenso  in  B  a  i  ern  die  aller  Bene- 

Tn  Frankreich  haben  einzelne  Parlamente  die  und   eine  bereits   seitens  desselben   genehmigte 

Regresse  schon  im  15.  Jahrhundert  für  unstatthaft  bleibt  auch  gültig,   wenn  sie  vom  Papste  aus  au- 

erklärt,  und  später  galten  sie  bei  Pfründen  könig-  deren  als  kanonischen  Gründen  zurückgewiesen 

lieber    Ernennung    oder   Laienpatronatspfründen  wird. 

als   ausgeschlossen,    Art.  54   der   gallikanischen  3  Normativ,  v.  5.  April  1831.  §,  17. 

Freiheiten,  sowie  imUebrigen  nur  ausnahmsweise  *  Ges.  v.  7.  Mai  1874.  §.  11  ;  s.  auch  Arch.  f. 

als    erlaubt,    Durand    de  Maillane   dict.  de  K.  R.  24,  81. 

droit  canonique  4,  298.  5  Ges.  v.  23.  Aug.  1876.  §.  25. 

'  So  gilt  auch  das  kirchliche  Recht,  was  die  6  So  in  Würtemberg,  s.  d.  Ordinär.  Erl. 
Berechtigung  zur  Annahme  von  Verzichten  be-  v.  2.  März  1858,  v.  Vogt,  Samml.  kirchl.  Ver- 
trifft, in  Preussen  (vgl.  §.  102.   A.  L.  R.  II.  ordn.  S.  604. 

11,  welcher  die  Nothwendigkeit  des  Konsenses  des  "^  Erlass  vom  8.  April  1852.  Nr.  10  u.  Erlass 

geistlichen  Oberen  nicht  ausschliesst),  Baiern,  v.   10.  Nov.  1873,  Nr.  II.  3,  Dove  u.  Fried- 

Würtemberg,  Badeit,  Hessen,  Königreich  berg,   Zeitschr.  f.  K.  R.  12,  259;   Krick,  ka- 

Sachsen,  Oldenburg  (wo  aber  für  denBischof  thol.  Pfründenwesen  in  Baiern  S.  70;   Stingl, 

von  Münster  der  Offlzial  in  Vechta  die  betreffende  Verwaltung  d.  kath.  Pfarrämter  S.  99 ;  bei  Privat- 

Befugniss  ausübt,  Vertrag  vom  5.  Januar  1830.  patronatspfründen  ist  auch  der  Konsens  des  Pa- 

§.  14),  in  Sachsen -Weimar  und  in  den  klei-  trons  nöthig,  M.  E.  v.  10.  Jan.  1848,  Dö  Hing  er 

neren  deutschen  Staaten,  für  welche  übrigens  nur  fortges.  Samml.  S.  236. 

einzelne  Pfarrstellen  in  Betracht  kommen  können.  8  g    o.  S.  183. 

Vgl.  auch  die  folgenden  Anmerkungen.  ^  V.  v.  14.  Februar  1803,  Döllinger,  Samml. 

-  Circ.  R.  d.  Kult. -Min.  v.  1828  bei  Dursy,  8,  741;   Silbernag],  Verfassung  d.  Religions- 

Staatskirchenrecht   in  Elsass- Lothringen  1,  74,  gesellschaften  in  Baiern  S.  71;  Krick  a.  a.  0. 

welches  sich  auf  einen  Beschluss  des  königlichen  S.  70;  Stingl  S.  100;  s.  auch  die  vor.  Anm. 

Rathes  von  1670  beruft.    Die  Erklärung  ist  von  Die  in  Oesterreich  früher  bestehenden Ver- 

dem  Kultusminister  aufzunehmen,  und  mit  dem  böte,   s.  Hofdekret  v,  7.  Okt.  1782  und  v.  6.  u. 

Datum  derselben  beginnt  die  Vakanz,  Min.-Cirk.  28.  April  17B3,  Handbuch  d.  Verordn.  Joseph  II. 

V.  29.  Sept.  1827,  a.  a.  0.  S.  75.  Eine  unmittel-  2,  237,  sind  durch  das  Konkordat  v.  1855  besei- 

bare,   beim  Papst  nachgesuchte  Demission  wird  tigt  worden, 

erst  mit  der  Genehmigung  des  Regenten  wirksam,  W  A.  L.  R.  II.  11.  §§.  528.  529,  nur  soll  der 
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fizieii  bis  zur  Höhe  derselben  Quote,  aber  niemals  über  500  Gulden  hinaus  K  In  den- 
jenigen Ländern,  in  welchen  ein  derartiger  Rechtstitel  nicht  ein  für  alle  Mal  gesetzlich 
begründet  ist,  hängt  die  Zulässigkeit  davon  ab,  ob  der  Bischof  nach  den  bestehenden 
gesetzlichen  Vorschrifien  allein  die  Benefizialeinkünfte  zu  belasten  befugt  ist  oder  nicht  2. 

Soll  aber  durch  die  Renuntiation  und  durch  die  Pension  der  Staat  belastet  werden, 
so  kann  dies  selbstverständlich  nicht  ohne  Genehmigung  der  Regierung  geschehen -^ 

Der  Vorbehalt  des  Regresses  endlich ,  welcher  freilich  praktiscli  kaum  mehr  in 
Frage  kommen  wird,  ist  jedenfalls  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  die  dauernde  Be- 
setzung bestimmter  Aemter  angeordnet  ist'S  ausgeschlossen,  weil  eine  Besetzung  unter 
einer  Resolutivbedingung  mit  dieser  Vorschrift  unvereinbar  ist,  und  kann  auch  da,  wo 
eine  staatliche  Bestätigung  der  Besetzung  erfordert  wird"',  stets  durch  Verweigerung 
derselben  verhindert  werden. 

§.162.    b.   De7'  Tatisch  der  KircJtenämter*. 

Der  Tausch  der  Benefizien  [permutatio  heneßciorvm)  setzt  nothwendig  eine  vor- 
gängige Vereinbarung  unter  den  beiden  betheiligten  Benefizialen  voraus.  Wenngleich 
eine  solche  in  Betreff  der  Erwerbung  und  Veräusserung  von  Benefizien  im  Allgemeinen 
verboten  ist^,  so  hat  das  kirchliche  Recht  doch  die  Statthaftigkeit  eines  Ueberein- 
kommens  behufs  des  Tausches  anerkannt ' ,  weil  eine  darauf  gerichtete  Verabredung 
nicht  nothwendiger  Weise  aus  unerlaubtem  Ehrgeiz  und  unerlaubter  Gewinnsucht  zu 
entspringen  braucht,  und  unter  Umständen  die  Vertauschung  von  Benefizien  durch  ihre 
Inhaber  so  gar  im  kirchlichen  Interesse  liegen  kann.  Auf  einen  weiteren  ,  mehr  als 
zwei  Personen  umfassenden  Benefizienwechsel  ist  aber  die  Ausnahme  nicht  ausgedehnt 
worden^.  Ferner  ist  auch  die  Zulässigkeit  des  Tausches  unter  zwei  Beuefiziaten  von 
besonderen  Kautelen  abhängig  gemacht. 

Es  steht  den  Betheiligten  nicht  frei ,  lediglich  und  allein  durch  ihre  Willens- 
einigung den  Tausch  in  bindender  Weise  zu  verabreden.  Falls  sie  ihrer  Uebereinkunft 
einen  derartigen  Charakter  geben  oder  sie  gar  zu  verwirklichen  suchen,  verlieren  sie 
vielmehr  zur  Strafe  ihre  Benefizien  'K     Ein  Abkommen  unter  ihnen  kann  nur  im  Sinne 

Betrag  selbst  niclit  in  einer  pars  quota  festgesetzt  Abgang  eine  Pension  aus  Staatsmitteln  beschafft 

werden,  §.  519  a.  a.  0.     Es  ist  unrichtig,  wenn  werden  soll. 

Schulte  K.  R.  2,343.  n.  3  behauptet,  dass  das  4  s.  o.  S.  190. 

A.  L.  R.  wegen  d.  Verf.  Urk.  v.  1850,  Art.  15  &  S.  o.  S.  189. 

nicht  mehr  in  Betracht  kommt ,   denn  die  vermö-  *  Jo.   a  Chokier   tract.   de  permutationibns 

gensrechtlichen  Verpflichtungen  hat  dieser  Artikel  beneficiorum.    Rom.    1580.    1700.    Leod.    1616. 

nicht  beseitigt.  1632. 

1  Der  für  den  Nachfolger  übrig  bleibende  Er-  6  S.  o.  S.  277. 

trag  muss  aber  bei  Pfarreien  immer  noch  1000  '^  c.  8  (Turon.  v.  1163)  X.  de  praeb.  III.  5 

Gulden,   bei  anderen  Benefizien  400  Gulden  be-  verbietet  den  Tausch  von  Dignitäten ,    es  kann 

tragen,  Döllinger  a.  a.  0.  S.742;  Silbernagl  darunter  aber  nur  ein  eigenmächtiger  verstanden 

S.  71 ;   Kr  ick  a.  a.  0.  S.  71.  werden,    vgl.  c.  5  (Urban.  III)  c.  7.  8  (Inn.  III.) 

In  Oesterreich  war  die  Resignation  mit  Vor-  X.  de  rer.  permut.  III.  19;  c.  un,  (Bonif.  VIII.) 

behalt  einer  Pension  verboten,   s.  Hofdekret  vom  in  VI*»  eod.  tit.  III.  10;    Clem.  un.  eod.  III.  5. 

4.  Nov.  u.  16.  Dez.  1784,  cit.  Handbuch  6,  492,  8  Die  Verabredung  eines  Wechsels  der  Bene- 

s.  aber  jetzt  S.  284.  n.  9.  flzien  unter  Dreien  (oder  Vieren)  in  der  "Weise, 

-  Im  letzteren  Fall  müssen  die  dafür  zustän-  dass  der  Zweite  das  Beneflzium  des  Ersten,   der 

digen  Organe  mitwirken.  Dritte  das  des  Zweiten,  der  Erste  das  des  Dritten 

3  Für  Baiern  s.  S.  284.  n.  7.  Vgl.  würtemb.  erhalten  soll,   s.  g.   permutatio  triangularis  (oder 

Verf.  Urk.  v.  1819.   §  74  und  dazu  den  S.  284.  quadrangularis)  ist  kein  Tausch  und  könnte  nur 

n.  6  cit.  Erl.,  cit.  österr.  Ges.  §.  9.  Ein  solcher  durch  den  Papst  zugelassen  werden,  Leuren.  1. 

Fall  tritt  stets  ein,  wenn  der  Amtsträger  ein  Staat-  c.  qu.  815. 

liebes  Gehalt  bezieht,  und  für  ihn  nach  seinem  ^  c.  7  cit.  X.  III.  19  schreibt  Entziehung  der 
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eines  den  Tausch  vorbereitenden  ,  noch  niclit  allein  reclitswirksamen  Aktes  einge- 
gangen werden  .  und  muss ,  um  Rechtsgültigkeit  zu  erlangen ,  seinem  vollen  Inhalte 
nacli  der  Prüfung  und  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  unterbreitet  werden. 

Dieser  letztere  ist  bei  niederen  Benefizien  der  Ordinarius  des  Sprengeis  ^ ,  bei 
exemten  und  hölieren  der  Papst -^.  Gehören  die  Benefizien  zwei  verschiedenen  DiÖ- 
cesen  an,  so  ist  die  Mitwirkung  beider  Ordinarien  erforderlich "^  Bei  dem  Austausch 
eines  niederen  Benefiziums  gegen  ein  exemtes  oder  ein  höheres  wird  aber  der  Konsens 
des  Papstes  allein  ohne  den  des  Ordinarius  als  genügend  angesehen  werden  müssen  *. 

Der  Ordinarius  darf  den  Tausch  nur  dann  genehmigen ,  wenn  eine  ausreichende 
Ursache  dafür  vorhanden  ist"^,  d.  h.  wenn  der  Wechsel  der  Benefiziaten  beiden  be- 
theiligten kirchlichen  Anstalten  oder  aucli  nur  einer  derselben  zum  Vortheil  gereicht  ^', 
mag  der  Nutzen  auch  durch  die  Berücksichtigung  des  persönlichen  Interesses  der  Bene- 
fiziaten herbeigeführt  und  das  letztere  dabei  in  erster  Linie  befriedigt  werden'^.  Er  hat 
also  vorher  in  dieser  Richtung  die  erforderlichen  Untersuchungen  anzustellen.  Ein 
Tausch,  welcher  ohne  einen  genügenden  Grund  zugelassen  worden  ist,   ist  nichtig^. 

Andererseits  ist  der  Ordinarius  verpflichtet,  den  Tausch  zu  genehmigen,  falls  der 
Wechsel  der  Benefiziaten  durch  die  Nothwendigkeit  geboten  erscheint  oder  einen 
augenscheinlichen  Nutzen  für  die  Kirche  herbeiführt^.  Bei  einer  etwaigen  Weigerung 
ist  die  Beschwerde  an  den  höheren  Kirchenoberen  gestattet  i^. 

Die  Objekte,  welche  von  beiden  Seiten  ausgetauscht  werden  sollen,  müssen  kirch- 
liche Benefizien  1^  sein.   Unstatthaft  und  nichtig  ist  der  Tausch  eines  Benefiziums  gegen 


Benefizien  vor.  Wegen  des  c.  1  (Paul.  II.)  de 
simonia  in  Extr.  comm.  V.  1  hat  früher  die  ge- 
meine Meinung  Verlust  ipso  iure  angenommen, 
s.  Garcia  s  1.  c.  P.  XI.  c.  4.  n.  59,  wogegen 
andere,  L  euren,  qu.  847;  Reiffenstuel  I. 
9.  n,  86  an  dem  c.  7.  X.  cit.  festgehalten  haben. 
Das  richtige  ist  offenbar  zu  scheiden,  je  nachdem 
im  eigenmächtigen  Tausch  eine  Simonie  enthalten 
ist  oder  nicht.  Für  den  letzteren  Fall  ist  c.  7  cit. 
noch  massgebend. 

^  c.  5  X.  cit.  Der  Vertreter  desselben  ist  zur 
Genehmigung  berechtigt,  wenn  er  sowohl  die  Be- 
fugnisshat,  Verzichte  anzunehmen,  als  auch  die, 
Benefizien  zu  verleihen,  weil  beides  beim  Tausch 
in  Frage  kommt,  s.  o.  S.  269,  der  Kapitularvikar 
kann  daher  einen  solchen  nur  bewilligen,  wenn 
das  in  seiner  Diöcese  belegene  Benefizium  nicht 
freier  bischöflicher  Kollation  ist,  s.  Th.  II.  S.  241 ; 
es  sei  denn ,  dass  der  Bischof  vor  seinem  Aus- 
scheiden noch  den  Tausch  genehmigt  habe,  weil 
es  sich  dann  nur  noch  um  die  Ausfühiung  des- 
selben durch  die  Verleihung  handelt,  diese  also 
vorgenommen  werden  muss,  vgl.  auch  Garcias 
1.  c.  n.  75  ff. 

2  Das  folgt  ans  seiner  Jurisdiktion  über  diese 
Benefizien. 

3  Denn  der  eine  hat  kein  Recht  über  das  mit- 
betheiligte  Benefizium  des  Andern  zu  befinden, 
Garcias  1.  c.  n.  65;  Leuren.  1.  c.  qu.  827; 
Reiffenstuel  I.  9.  n.  92. 

*  Weil  der  Papst  eine  mit  dem  Ordinarius  kon- 
kurrirende  Jurisdiktion  besitzt.  Vgl.  auch  c.  31 
(Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb.  III.  4. 

'^  c.  5.  X.  cit.,  const.  Pii  V.  dt.  (S.271.  n.5) 
§.3  i.  f.  :  „Ad  haec  beneflciorum  et  officiorum 
permutationes    admittere    quae    sacris   canonibus 


et  apostolieis  constitutionibus  permittuntur";  wo- 
zu Benedict  XIV.  de  synod.  dioec.  XIII.  24. 
n.  10  bemerkt:  „quod  perinde  est  ac  dicere,  quae 
respiciant  utilitatem  vel  necessitatem  ecclesiae 
aut  in  quibus  permutantium  utilitas  quodammodo 
in  utilitatem  vergat  ecclesiae". 

6  Ohne  dass  dadurch  ein  Nachtheil  für  die  an- 
dere entsteht;  wenn  also  z.  B.  von  den  ßethei- 
ligten  jeder  geeigneter  ist,  das  Amt  des  andern 
zu  verwalten  oder  ein  kränklicher  nicht  mehr  voll- 
kommen leistungsfähiger  Pfarrer  mit  dem  in  Toller 
Kraft  stehenden  Inhaber  eines  einfachen  Bene- 
fiziums tauschen  will. 

'^  Falls  ein  Geistlicher,  welcher  das  Klima  seines 
Residenzortes  nicht  vertragen  kann,  oder  welcher 
von  seinen  Untergebenen  angefeindet  wird,  tau- 
schen will. 

Dagegen  reicht  das  alleinige  persönliche  Inter- 
esse der  Betheiligten  nicht  aus.  Vgl.  überhaupt 
Garcias  1.  c.  n.  47.  49;  Leuren.  qu.  856. 

8  S.  die  0.  S.  271.  n.  5  cit.  const.  Pius'  V.,  wo- 
nach die  so  vertauschten  Benefizien  vakant  wer- 
den und  dem  Papst  reservirt  sind.  Wegen  der 
Reception  derselben  s.  o.  S.  272. 

^  Garcias  1.  c.  n,  48;  Leuren.  qu.  856. 
n.  5,  weil  er  die  Pflicht  hat,  bei  seiner  Amtsfüh- 
rung das  Interesse  der  Kirche  so  viel  als  möglich 
zu  fördern. 

10  Dieser  kann  den  unteren  durch  Censuren 
zur  Genehmigung  anhalten  und  nöthigenfalls 
letztere  selbst  ertheilen. 

11  Ob  sie  an  verschiedenen  Kirchen  oder  an  der- 
selben Kirche  errichtet  sind,  ist  gleichgültig,  so 
steht  dem  Tausche  einer  Dignität  mit  einer  an- 
dern oder  einem  blossen  Kanonikat  an  demselben 
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eine  Pension,  einen  kirchlichen  Zehnten  und  andere  kirchliche  Rechte  ^ ,  insbesondere 
auch  der  eines  solchen  gegen  ein  ius  ad  rem  auf  ein  Benefizium  und  zweier  derartiger 
iura  ad  rem  gegen  einander  2.  Wohl  aber  können  mehrere  Benefizien,  welche  der  eine 
besitzt  \  gegen  ein  einziges  fortgegeben  werden.  Ferner  ist  es  gleichgültig ,  ob  die 
beiden  Benefizien  Einkünfte  von  verschiedener  Höhe  abwerfen"*,  jedoch  ist  der  Kirchen- 
obere  ,  welcher  den  Tausch  zu  genehmigen  hat ,  berechtigt ,  zur  Ausgleichung  für  den 
Erwerber  des  geringeren  Benefiziums  eine  Pension  auf  das  reichere  zu  bestellen^. 

An  und  für  sich  kann  auch  der  Tausch  eines  Benefiziums  gegen  ein  Kirchenamt, 
welches  keine  Benefizial-Eigenschaft  hat,  sowie  zweier  derartiger  Aemter  gegen  ein- 
ander nicht  für  ausgeschlossen  erachtet  werden.  Weder  der  Umstand ,  dass  es  ihnen 
an  einem  radicirten  Einkommen  fehlt ,  noch  dass  ihre  Inhaber  vom  Kirchenoberen  ab- 
berufen werden  dürfen ,  bildet  eine  wesentliche  Voraussetzung  des  Tausches  noch  hin- 
dert sie  an  sich  einen  solchen.  Auf  die  blos  vermögensrechtliche  Seite  des  Benefiziums 
legt  das  kirchliche  Recht  selbst  bei  diesem  Rechtsgeschäft  nicht  das  Hauptgewicht, 
und  ferner  begründet  die  Uebertragung  derartiger  Aemter  immer  bestimmte  Rechte  auf 
die  letzteren,  wenngleich  dieselben  dem  Erwerber  leichter,  wie  eigentliche  Benefizien, 
entzogen  werden  können  '\  Allerdings  liegt  ein  praktisches  Bedürfniss  für  die  Gestattung 
eines  Tausches  bei  diesen  Aemtern  in  viel  geringerem  Umfange ,  wie  bei  den  Bene- 
fizien, vor.  Bei  letzteren  kann  unter  Umständen  die  Zulassung  eines  solchen  das  ein- 
zige Mittel  sein,  wodurch  es  dem  kirchlichen  Oberen  möglich  wird,  einen  nicht  für  das 
Benefizium  geeigneten  Geistlichen  von  demselben  zu  entfernen,  während  ihm  das  Recht 
der  Abberufung  bei  den  blossen  Kirchenämtern  für  solche  Fälle  viel  mehr  freie  Hand 
gewährt.  Ausserdem  liegt  auch  in  der  immerhin  prekären  Stellung  der  Inhaber  der  in 
Frage  stehenden  Aemter ,  welche  zum  Theil  nur  Durchgangsstufen  in  der  geistlichen 
Laufbahn  sind "' ,  kein  Anreiz  zu  Tauschgeschäften ,  weil  der  Erwerber  niemals  die 
Sicherheit  erlangt,  das  neue  Amt  auf  die  Dauer  zu  behalten. 

Endlich  ergiebt  sich  aus  dem  Zweck  des  Tausches,  dass  jeder  der  Betheiligten 
auch  fähig  sein  muss,  das  von  ihm  eingetauschte  Benefizium  zu  erwerben.  Er  muss 
also  alle  Eigenschaften  besitzen,  welche  sowohl  nach  gemeinem  als  auch  nach  partiku- 


Kapitel  nichts  entgegen.  S.  hierzu  L  euren, 
qu.  824. 

Wenn  aber  nur  der  Eine  ein  Benefizium  be- 
sitzt, und  der  Andere  blos  flngirt,  ein  solches  zu 
haben,  s.  g.  beneficium  de  pertica,  damit  die  be- 
absichtigte Resignation  des  ersten  zu  seinen 
Gunsten  in  der  Form  des  Tausches  vom  Ordina- 
rius genehmigt  wird,  so  ist  das  Geschäft  nichtig, 
Leuren.  qn.  822;  Riganti  ad  reg.  XL.  canc. 
n.  18.  A.  M.  Rebuff.  prax.  benef.  P.  III. 
tit.  de  permutatione  n.  14.  Indessen  fehlt  es 
hier  an  einer  wesentlichen  Voraussetzung  des 
Tausches, 

'  Aus  dem  in  der  vor.  Anm.  a.  E.  angegebenen 
Grunde,  und  weil  hier  gleichzeitig  in  den  meisten 
Fällen  eine  Simonie  vorliegen  wird,  Leuren. 
qn.  821;  Reiffenstuel  I.  9.  n.  100. 

2  Denn  dieses  Anrecht  ist  ein  persönliches, 
welches  nicht  auf  einen  anderen  übertragen  wer- 
den kann,  L  euren,  qu.  820. 

3  Sofern  sie  nicht  inkompatibel  sind.  Sonst 
muss  für  den  Erwerber  die  päpstliche  Dispensa- 
tion hinzutreten,  da  die  dem  früheren  Inhaber  er- 


theilte  für  den  ersteren  nicht  wirksam  sein  kann, 
Leuren.  qu.  826. 

4  Leu  ren.  1.  c.  qu.  827;  Ri  gantl  1.  c.  n.  55. 

5  Th.  IL  S.  414.  n.  1,  s.  ferner  Leuren.  1. 
c.  qu.  cit.  n.  4.  Dagegen  Garcias  P.  I.  c.  5. 
n.  344  ff. ,  welcher  dazu  Konsens  des  Papstes 
verlangt. 

6  Die  ältere  Doktrin,  welche  sich  mit  der  Frage 
des  Textes  nicht  beschäftigt,  hat  wenigstens  kein 
Bedenken ,  den  Tausch  von  beneficia  manualia, 
Th.  IL  S.  373,  zuzulassen,  Pirhi  n  g  I.  9.  n.  13; 
Leuren,  qu.291.  üebrigens  erwähnt  die  con?t. 
Pii  V.,  s.  0.  S.  271.  n.  5  auch  des  Tausches  der 
offlcia. 

In  der  That  ist  auch  nicht  abzusehen,  weshalb 
man  unter  allen  Umständen  einen  Tausch  ihrer 
Stellungen  zwischen  zwei  in  denDiöcesen  anderer 
Bischöfe  aushelfenden  Weihbischöfen  ,  zwei  Mis- 
sion spfarrern  oder  zwei  Pfarrkaplänen  für  recht- 
lich unstatthaft  erklären  sollte. 

"^  Oder  auch  nur  ihrem  Wesen  nach ,  wie  das 
des  Kapitularvikars ,  von  vorübergehendem  Be- 
stände sind. 
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lärem  Reclite  und  nach  besonderen   statutarischen  Bestimmungen   dafür  erforderlich 
sind  '  oder  Dispensation  von  dem  Hindernisse  erlialten  haben  2. 

Ali!  der  Oenelimigung  des  Ordinarius  oder  falls  zwei  Ordinarien  mitzuwirken 
haben,  mit  dem  Augenblick,  in  welchem  die  des  zweiten  ertheilt  ist,  wird  das  auf  den 
Tauscli  gericlitete  Rechtsgeschäft  perfekt,  und  es  erlangt  nunmelir  jeder  der  Bethei- 
ligten das  Recht,  die  Erfüllung  desselben  zu  verlangen,  seinerseits  überkommt  er 
aber  auch  die  Pflicht,  diese,  soweit  es  von  ihm  abhängt,  zu  ermöglichen  und  nicht  zu 
liindern. 

Der  Verzicht  beider  Theile  auf  ihre  Benefizien  ist  zur  Begründung  des  Rechtsge- 
schäftes nicht  erforderlich,  er  bildet  vielmehr  nur  einen  Bestandtheil  der  Erfüllung. 
Dies  folgt  daraus,  dass  der  Tausch  auf  gegenseitige  Auswechselung  der  Benefizien  ge- 
richtet ist ,  und  daher  für  das  Zustandekommen  desselben  schon  die  Uebereinstimmung 
des  betrefifenden  Willens  der  beiden  Kontrahenten  und  die  positiv  vorgeschriebene 
Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  genügen  muss  -^  Der  Verzicht  kann  allerdings 
gleichzeitig  mit  der  Nachsuchung  des  letzteren  erklärt  werden ,  dann  liegt  aber  nichts 
anderes  als  eine  schon  anticipirte  theilweise  Erfüllung  des  Tauschgeschäftes  vor. 

Ist  der  Verzicht  nicht  vorher  ausgestellt,  so  hat  jeder  Theil  denselben  zu  der  ver- 
einbarten oder  zu  der  sich  aus  den  Umständen  ergebenden  Zeit  in  die  Hände  des  zu- 
ständigen Ordinarius  zu  erklären,  und  kann  dazu  sowohl  durch  diesen  von  Amtswegen  "^ 
wie  auch  auf  Antrag  des  anderen  Theils  gezwungen ,  also  ihm  auch  sein  bisheriges 
Benefizium  bei  fortgesetzter  Renitenz  abgesprochen  werden.  Andererseits  ist  aber  nun- 
mehr der  Ordinarius  auch  den  auf  Grund  des  bindenden  Tausches  abgegebenen  Ver- 
zicht nicht  mehr  zurückzuweisen  befugt  ^. 

Durch  den  letzteren  tritt  die  Erledigung  der  resignirten  Benefizien  ein  ^»  und  da- 
mit ist  der  eine  nothwendige  Schritt  zur  Erfüllung  des  Rechtsgeschäftes  geschehen. 

Weiter  bedarf  es  aber  dazu  noch  der  Erwerbung  jedes  der  vertauschten  Benefizien 
durch  den  andern  Kontrahenten.  Mit  Rücksicht  auf  das  Objekt  des  Tausches  kann 
zwar  keiner  der  Verpflichteten  dem  anderen  sein  Benefizium  verschaffen ,  aber  er  hat, 
soweit  es  an  ihm  steht,  dem  anderen  die  Verleihung  desselben  zu  ermöglichen. 

Hieraus  ergiebt  sich  seine  Pflicht,  falls  das  von  ihm  resignirte  Benefizium  nicht 
der  freien  Verleihung  des  Ordinarius  unterliegt,  sondern  andere  z.  B.  Patronats-', 
Nominations- ,  Wahl-  ^,  Einspruchs-Berechtigte  '^  dabei  mitzuwirken  haben ,  die  Ein- 
willigung dieser  zu  der  Uebertragung  des  Benefiziums  einzuholen ,  sowie  wenn  das 
Benefizium  nicht  von  dem  Ordinarius  selbst  zu  verleihen,   sondern  ein  Kollationsrecht 


*  Vgl.  hierzu  Leuren.  qa.  835 ff.  u.  0.  Th.  II.  chen  er  aus  Öffentlichrechtlichen  Gründen  geneh- 

S.  476 ff.     In  allen  Fällen,  in  denen  der  Mangel  migthat,  seinerseits  ebenfalls  zur  Durchführung 

einer  solchen   Qualifikation   absolute   Nichtigkeit  zu  bringen  berechtigt  ist. 

der  Verleihung  nach  sich  zieht,  muss  diese  daher  5  Denn  auch  für  ihn  ist  der  Tausch  durch  seine 

auch  für  den  Tausch  eintreten.  Genehmigung  bindend  geworden. 

2  S.  hierzu  Th.  II.  S.  476ff.  ,  ^,^^   ^„   ^    ^   jjj    5 

3  Das  positive  Recht  schreibt  die  Nothwendig-  ,  Leuren.  qu.  824.  n.8.13.  Genehmigungs- 
ken eines  vorgangigen  \erzichtes  nicht  vor  und  ^^^lärungen  derPatrone  aus  demlö.u.  16.  Jahrh. 
die  Analogie  des  Sachtausches,  welcher  durch  den  ^^.  ^ürdtwein    dioecesis   Moguntina   1,    15. 


98  ff. 


Konsens    der   beiden    Kontrahenten    zu    Stande 

kommt,  ohne  dass  eine  Aufgabe  des  Eigenthums 

der  zu  vertauschenden  Sachen  nothwendig  wäre,  ^-  ^^^^  ^-  ^'  '^°'--  ^'  ^' 

führt  ebenfalls  zu  der  Auffassung  des  Textes.  9  Z.  B.  der  Landesherr,  welcher  das  Privileg 


*  Weil  der  kirchliche  Obere  den  Tausch  ,  wel-       besitzt,  personae  minus  gratae  auszuschliessen. 
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eines  praelatus  inferior  darauf  begründet  ist,  die  Bereitwilligkeit  desselben  zur  Ueber- 
tragung  herbeizuführen  ^ . 

Dieselbe  Pflicht  besteht  auch  für  die  Wegschaffung  anderer ,  der  Erwerbung  ent- 
gegenstehender Hindernisse,  so  wenn  das  aufgegebene  Benefizium  litigiös  2,  dem  Papste 
reservirt  •* ,  bereits  mit  einer  Anwartschaft  belastet  ^  oder  schon  eine  Union  in  Betreff 
desselben  verfügt^  oder  dasselbe  den  Ordinationstitel  für  den  Verzichtenden  bildet ^\ 

Die  herrschende  Lehre  fasst  die  Zustimmung  der  erwähnten  Berechtigten  und  die 
Abwesenheit  der  gedachten  Hindernisse  als  wesentliche  Voraussetzungen  die  Gültig- 
keit des  Tausches  auf  ^.  Dies  ist  aber  unrichtig.  Fehlt  es  daran,  so  wird  nur  die  Er- 
füllung des  Rechtsgeschäftes  insofern  gehindert ,  als  theils  der  dazu  nothwendige  Ver- 
zicht nicht  rechtsgültig  und  wirksam  abgegeben  ,  theils  eine  rechtsgültige  Verleihung 
des  Benefiziums  nicht  erlangt  werden  kann.  Die  Rechtsbeständigkeit  des  Geschäftes 
selbst  wird  aber  davon  ebensowenig  beeinflusst,  wie  wenn  bei  dem  civilrechtlichen 
Tausch  die  eine  der  in  Frage  stehenden  Sachen  eine  fremde  ist. 

Freilich  wird  der  Ordinarius ,  falls  die  erwähnten  Hindernisse  schon  zu  der  Zeit, 
wo  seine  Genehmigung  zum  Tausche  beantragt  wird ,  diese  nicht  nur  zu  versagen  be- 
rechtigt, sondern  auch  verpflichtet  sein.  Denn  das  öfi*entliche  Interesse  der  Kirche, 
welches  er  wahrzunehmen  hat ,  schliesst  die  Genehmigung  von  Rechtsgeschäften  aus, 
deren  Erfüllung  durch  rechtliche  Hindernisse ,  wenngleich  dieselben  möglicher  Weise 
beseitigt  werden  können,  in  Frage  gestellt  wird^.  Eine  Verletzung  dieser  Pflicht  durch 
den  Ordinarius  macht  aber  das  Rechtsgeschäft  an  sich  ebensowenig  nichtig ,  wie  wenn 
er  dasselbe  ohne  Kenntniss  der  betreffenden  Umstände  genehmigt  hätte.  In  beiden 
Fällen  kann  ,  falls  die  Ausführung  des  Tausches ,  also  die  Erfüllung  des  Geschäftes 
durch  Wegschaffung  der  Hindernisse  nicht  zu  bewirken  ist,  allein  die  Frage  in  Betracht 
kommen ,  wie  sich  die  Eviktionsleistung  bei  dem  Benefizientausch  wegen  der  eigen- 
thümlichen  Natur  desselben  gestaltet'*. 

Diese  letztere  bedingt  es  weiter,  dass  die  Erfüllung  des  Rechtsgeschäftes,  also  der 
Erwerb  des  einzutauschenden  Benefiziums,  sich  nicht  ohne  Mitwirkung  desjenigen, 
welchem  dasselbe  zu  verleihen  ist,  vollziehen  kann.  Daraus  folgt,  dass  der  betreffende 
Betheiligte,  wenn  er  seinerseits  die  ihm  angebotene  Uebertragung  des  Benefiziums  zu- 
rückweist oder  dieselbe  in  Folge  seines  schuldbaren  Verhaltens  unmöglich  macht '*^, 

1  Einzelne,  Rebuff.  1.  c.  n.  20;  Reiffen-  einer  gewissen  Kategorie  von' Aemtern  ertheilt 
stiiel  I.  9.  n.  98.  behaupten,  dass  das  Kolla-  ist,  hindert  aber  den  Tausch  nicht,  c.  un.  (_Bonif. 
tlonsrecht  eines    solchen   dadurch  ,   dass  er  den       VIII.)  in  VJto  h.  t.  III.  10. 

Konsens  zum  Tausche  eines  seiner  Verleihung  5  Trid.  Sess.  XXI.  c.  5  de  ref.    Ist  diese  aber 

unterstehenden  Benefiziums  ertheilt,  für  den  be-  erst  nach  der  Perfektion  des  Tausches  verfügt,  so 

treffenden  P'all  auf  den  zur  Genehmigung  des  Tau-  bildet  sie  kein  Hinderniss  ,  Leuren.   qu.  825. 

sches  zuständigen    Bischof  übergeht.     Dies  kann  n.  3. 

aber  weder  ans  c.  5.  X.  h.  t.  III.  19  noch  aus  6  Vgl.  Th.  I.  S.  67.  n.  3  a.  E. 
inneren  Gründen  hergeleitet  werden.     Das  Rieh-  '^  Vgl.  die  Citate  in  den  vorhergehenden  An- 
tige schon  bei  Pirh  in  g  III.  16.  n.  26;  Riganti  merkungen, 
ad  reg.  40.  canc.  n.  66.  ^  Dies  ist  auch  offenbar  die  Auffassung  des  bi- 

2  Riganti  1.  c.  n.  16,  Ein  solches  Hinderniss  schöflich  rottenburgischen  Erlasses  v.  2.  März 
liegt  aber  nicht  vor,  wenn  das  litigiöse  Benefizium  1858,  v.  Vogt  Sammig.  kirchl.  Verordn.  8.  604, 
an  den  Gegner  gegen  ein  demselben  zustehendes,  welcher  für  Gesuche  um  Genehmigung  eines  Stel- 
unstreitiges Benefizium  ausgetauscht  werden  soll,  lentausches  bei  Patronatspfründen  die  Beilegung 
Leuren.  qu.  826.  n.  5.  der  Zustimmungserklärungen  der  Patrone  fordert. 

3  Leuren.  1.  c.  n.  1.  9  S.  darüber  S.  292. 

*  Leuren.  1.  c.     Eine  Anwartschaft,    welche  ^'^  Z.  B.  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Ge- 

nicht  auf  ein  bestimmtes,  sondernauf  das  erste  er-       nehmigung  des  Tausches  bis    zur  Kollation  sich 
ledigt  werdende  Amt  eines  gewissen  Bezirkes  oder       durch  ein  Verbrechen  irregulär  macht. 

Hinschius,  Kirrlienrfcht.  III.  19 
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seinen  Anspruch  darauf  verliert,  andererseits  aber  nicht  das  von  ihm  aufgegebene  Amt 
zu  behalten  oder  zurückzufordern  berechtigt  ist'. 

Dasselbe  muss  aber  auch  für  den  Fall  gelten ,  dass  er  wegen  eines  seine  Person 
betretTendeu  Zufalles,  z.B.  wegen  Todes,  wegen  Eintrittes  einer  unverschuldeten  Irre- 
gularität ausser  Stand  gesetzt  wird,  das  Benefizium  zu  erlangen.  Wenn  der  Tauscli 
einmal  gültig  geschlossen  ist ,  so  können  dem  anderen  Theil  durch  solche  Zufälle  -^  die 
daraus  erworbenen  Rechte  nicht  mehr  entzogen  werden  -K 

Um  die  Erfüllung  des  Tausches  zu  sichern ,  hat  ferner  das  kirchliche  Recht  dem 
Ordinarius ,  welcher  das  Rechtsgeschäft  genehmigt  und  die  resignirten  Benefizien  zu 
vergeben  hat,  die  Verpflichtung  auferlegt,  diese  ausschliesslich  an  die  betheiligten  Per- 
sonen gemäss  der  getroffenen  Uebereinkunft  zu  verleihen  •  und  jede  anderweitige  Kol- 
lation derselben  für  nichtig  erklärt  ^.  Eine  Frist  liat  das  ältere  Recht  dafür  nicht  fest- 
gesetzt. Es  liegt  aber  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  die  Verleihung  sobald  als  thun- 
lich  nach  der  stattgehabten  Resignation  vorzunehmen  ist.  Von  einer  Anwendung  der 
sonst  geltenden  Besetzungsfristen  kann  hier  keine  Rede  sein  ^,  da  diese  dazu  bestimmt 
sind,  dem  Verleihungsberechtigten  die  erforderliche  Zeit  für  die  Ermittelung  von  Kan- 
didaten und  für  die  Prüfung  derselben  zu  gewähren ,  in  dem  fragliehen  Falle  aber  die 
nothwendige  Untersuchung  über  die  Statthaftigkeit  des  Tausches,  mithin  auch  über  die 
Geeignetheit  jedes  der  Betheiligteu  für  das  einzutauschende  Benefizium  der  Genehmi- 
gung des  Geschäftes  vorauszugehen  hat.  Der  kirchliche  Obere  verletzt  daher  schon 
seine  Pflicht  dadurch ,  dass  er  die  Benefizien  nicht  so  bald  als  möglich  verleiht.  Es 
wird  daher  ,  da  das  gemeine  Recht  die  Devolution  bei  der  Besetzung  der  kirchlichen 
Benefizien  im  Princip  anerkennt ",  bei  unbegründeter  Zögerung  die  Beschwerde  an  den 
höheren  Kirchenoberen,  also  für  die  Regel  an  den  Erzbischof  gestattet  sein,  und  dieser 
ist  dann  berechtigt ,  dem  säumigen  Untergebenen  eine  Frist  zu  setzen ,  nöthigenfalls 
auch  die  Verleihung  selbst  vorzunehmen^.    Erst  die  const.  Gregors  XIU.  :    Hmnano 

1  Im  Resultate  stimmen  die  Aelteren  ,  soweit  eingetauscht  hat,  in  diesem  Falle  verloren  gehen, 
sie  überhaupt  die  Frage  hehandeln,  allerdings  auf  "vveil  er  den  Tausch  als  suspensiv  bedingte  Re- 
Grund einer  wesentlich  anderen  principiellen  Auf-  signation  auffasst. 

fassung  ,   mit  der  Ansicht  des  Textes  überein  ,   s.  4  Wegen  der  Beobachtung  des  Pfarrkonkurses 

Heb  uff.  1.  c,  n.  17  u.  Leuren.  qu.  875.  n.  5.  dabei  s.  Th.  II.  S.  495,  insbesondere  Anm.  5. 

-  Welche  übrigens  auch  die  Rückkehr  des  erste-  r  --,i                   -^  ttt  r         ^  i.          x.         i     •    i 

,,       .       ,,      T)       fi  •               ••  1-  1-         1  ^  Clem.  un.  cit.  III.O,   welche  auch  analogisch 

ren  aut   sein  altes  Benefizium  unmöglich  machen  „   ,        •   r    •          n  i.             i  v,          ■       ry    ^• 

,..   j                                                          °  auf  den  inferior  coUator,   welcher  seine  Zustiin- 

""'s  |o"auch  GarMas  1.  c.   P.  XI.  c.  4.  n.  10;        ^^"f  ,^.^"^  Tausch  oder  zur  Verleihung  an  den 
Barb_osa  J.  E.  U.  III.  15.   n.   169;    L  euren!       durch  diesen  Berechtigten  gegeben  hat,  anzuwen- 

qu.  871.  n.  4.    Der  letztere  nimmt  freilich  an,  ,      ,',      t^..,,         •   i  j-    at  ^^■^^i.  •  i 

j  1       T-       V  •   j        m   1     1       A     1  In  allen  lallen  wird  die  INulhtat  nur  eine  rela- 

dass  wenn  der  I.me  bei  dem  Tode  des  Anderen  ,.  .        ,,      t,        va.-^        -t^i^       c-m 

„..,  T,       a  •  1,-vxi.        1-  tive  sein,   da  der  Berechtigte  sein  Recht  auf  Er- 

sein   iruheres  Benenzium  noch  nicht  aujgegeben  -uj-       x         ix      -n^-  j       i^r 

,    ,  1        11         u      j         •       X        vx       p  11  werb  des  eingetauschten  Benenziums  durch  Ver- 

habe.  er  dasselbe  neben  dem  eingetauschten,  falls         •  i  x      x-    i       i  t-      i        -x    i-.i  j- 

1    . j  '     .  ix  •   1  x-v  1     •    1     1-  1.   I.       1  ••  zieht  aufgeben  kann,     vor  der  cit,  Olem.  war  die 

beide  nicht  inkompatibel  sind,   behalten  könne.  .t-  ix-  i    -x  j  •  j  x>  i  x      -ir 

T^.      .  x    u      •    •  M  j-  j  1     •  X  Dichtigkeit  der  an  einen  anderen  erfolgten  Ver- 

Dies  ist  aber  irrig,  weil  die  aus  dem  genehmigten  i  .i  i,     •  vx  i?    x      x  nx        i  i  i_  i 

rp        1  v  Tix^-  Vx       j      v    1       rr  j  j  leihung  noch  nicht  festgestellt  und  daher  von  der 

lausch  erwachsenen  Pflichten  durch  den  Tod  des  ta  i  x  •       •  vx  r^^  i 

.    j  •  ix  V      -x-  X       1  j    1      vi-  -x  Doktrin  nicht  angenommen ,    s.  Glosse  dazu  s.  v. 

Anderen  nicht  beseitigt  und  dadurch  keine  weite-  .  ®      ,  .'       .  ^t    ^    j 

7,     ,  .         1     T      •        1  V       ••    1  X  1       X  rie  concessione  u.   gl.   assignari  zu  c.  w,  X.  de 

ren  Rechte  ,  als  die  einmal  begründeten  ,  erlangt  ,     ^^^    ^  •=  ^ 

j       ,  ..   '  •=  j  to  praeb.  III.  o. 

werden  können.  ^ 

Nichtmindererscheintes  unrichtig,  wenn  Bar-  ^  Diese  in  früherer  Zeit  vereinzelt  hervorge- 

bosa  1.    c.    ausnahmsweise   dem  Ueberlebenden  tretene  Ansicht  ist  von  der  herrschenden  Meinung 

jedes  Recht  auf  das  ihm  noch  nicht  verliehene  allerdings  aus  dem  Grunde  verworfen  worden,  weil 

Benefizium  des  Verstorbenen  abspricht  und  ihm  die  gedachten  Fristen  bei  der  collatio  necessaria 

nur  das  Behalten  des  früheren  oder  die  Rückkehr  "icbt  massgebend  seien,   s.   darüber  Garcias  1. 

zu  demselben  gestatten  will.    Van  Espen  J.  E.  ^-  P-  ^-  «•  ^-  "•  ^  It  ;  Leuren.  qu.  8G6.  n.  1. 
U.  P.  II.   t.  27.  n.  15.  16  lässt  sogar   das  schon  '  S.  o.  S.  167. 

erworbene  Benefizium  für  denjenigen,  welcher  es  ^  So  auch  Garcias  und  Leuren.  11.  cc. 
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vix  iudicio^  hat  den  Ordinarien  u.  A.  auch  die  Erledigung  der  ihnen  zur  Prüfung  unter- 
breiteten Tauschgeschäfte  von  Benefizien  ,  einschliesslich  der  Wiederverleihung  der 
letzteren  ^  binnen  Monatsfrist  bei  Strafe  der  Devolution  an  den  Papst  vorgeschrieben, 
indessen  ist  diese  Konstitution ,  wie  schon  oben  bemerkt ,  in  Deutschland  nicht  prak- 
tisch geworden. 

Wenn  einzelne  Aeltere  behauptet  haben  3,  dass  die  Verleihung  und  der  Erwerb 
der  vertauschten  Benefizien  sich  durch  die  Genehmigung  des  Tausches  seitens  des  Or- 
dinarius von  selbst  vollziehe ,  es  also  der  ersteren  nicht  bedürfe ,  so  ist  dies  unrichtig. 
Diese  Genehmigung  kann  ihrem  Zwecke  nach  nicht  als  eine  konkludente,  eine  Kollation 
enthaltende  Handlung  betrachtet  werden  ^,  um  so  weniger ,  als  ihre  Ertheilung  nicht 
einmal  voraussetzt ,  dass  die  in  Frage  stehenden  Benefizien  schon  durch  Verzichte  er- 
ledigt sind^. 

Kraft  ausdrücklicher  Vorschrift  findet  die  19.  Kanzleiregel  de  inßrmis^  auch  auf 
die  zum  Zwecke  eines  Tausches  abgegebenen  Resignationen  Anwendung.  An  und  für 
sich  müsste,  da  nicht  die  Resignation,  sondern  die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen 
den  Tausch  bindend  macht,  die  2 Otägige  Frist  von  dieser  ,  gleichviel,  ob  die  Resigna- 
tion schon  vorher  erfolgt  ist  oder  nicht,  berechnet  werden ;  indessen  steht  die  positive 
Vorschrift  der  Kanzleiregel ,  welche  die  Frist  in  allen  Fällen  vom  Tage  der  auf  die 
Resignation  gerichteten  Willenserklärung  an  bemisst,  entgegen. 

Endlich  verlangt  die  schon  citirte  Konstitution  Gregors  XIII.:  Humano  vix  iudicio 
die  nachherige  Publikation  der  zur  Erfüllung  eines  Tausches  vorgenommenen  Resigna- 
tionen und  Kollationen.  Diese  wird  hier  von  jedem  Theile  vorzunehmen  sein ,  weil 
jeder  resignirt  und  ein  Benefizium  erhalten  hat'.  Da  der  Tausch  als  solcher  aber 
nicht  publicirt  zu  werden  braucht ,  und  die  Konstitution  nur  Strafen  für  denjenigen 
Theil  festsetzen  will ,  welcher  ihren  Vorschriften  nicht  nachkommt ,  so  können  diese 
nur  für  den  nachlässigen  eintreten,  wogegen  der  Erwerb  des  eingetauschten  Benefi- 
ziums  für  denjenigen,  welcher  die  Publikation  vorgenommen  hat,  gültig  bleiben  muss^. 

Die  hier  vertretene  Auffassung,  welche  streng  zwischen  der  Eingehung  sowie  dem 
Eintritt  der  Rechtswirksamkeit  des  Tausches  einerseits  und  der  Erfüllung  desselben 
andererseits  scheidet,  stimmt  mit  der  herrschenden  Lehre  nicht  überein.  Sowenig 
auch  die  Vertreter  derselben  versucht  haben ,  das  juristische  Wesen  des  Benefizien- 
tausches  klarzustellen  und  so  sehr  sie  im  Einzelnen  von  einander  abweichen,  haben  sie 
doch  alle  denselben  für  eine  bedingte  Resignation  erklärt*^,  und  damit  ein  Moment, 
welches  in  der  Sphäre  der  Erfüllung  des  Rechtsgeschäftes  liegt,  zum  charakteristischen 

*  §§•  ^-  8>  s.  0.  S.  273.  eine  Genehmigung  des  letzteren.  Demgemäss  er- 

2  Gegen  die  irrige  Ansicht,  dass  die  Wieder-  klärt  auch  der  S.  289.  n.8  erwähnte  Erlass,  dass 
Verleihung  nicht  innerhalb  dieser  Frist  zu  erfolgen  diese  letztere  durch  Gewährung  der  Verleihung 
hat,  s.  Riganti  1.  c.  n.  72ff.  oder  kanonischen  Institution  (bei  Patronatspfrün- 

3  Innocenz  IV.  ad  c.  17.  X.   de  praeb.  III.  den)  ertheilt  werde. 

5.  n.3;  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  VIII.  can-  6  s.  o.  S.  273  n.  4  u.  S.  274. 

cell.  gl.   14.   n.  44.   u.  gl.   15.   §.  2.  n.  56ff,;  "^  Einzelne,  so  Barbosal.  c.  n.  193,  lassen 

L Otter  de  re  benef.  III.  19.  n.  10.  11.  auch  die  Publikation  schon  durch  einen  genügen. 

4  Dies  ergiebt  auch  die  Clem.  un.  cit.  8  L  euren,  qu.  776. 

5  Die  Ansicht  des  Textes  ist  übrigens  die  herr-  9  S.  z.  ß.  Pirhing  I.  9.  n.  11 ;  Helfe  rt  a. 
sehende,  s.  Garcias  P.  XI.  c.  4.  n.  85;  Bar-  a.  O.  S.  235;  Richter-Dove  K.  R.  §.  104. 
bosa  1.  c.  n.  183;  Pirhing  III.  19.  n.  16;  Vgl.  ferner  die  Anfühnmgen  in  den  folgenden 
Reiffenstuel  I.  9.  n.  97.  Noten.    Auch  der  Sprachgebrauch  der  Kurie  be- 

Umgekehrt  liegt  aber  in  der  Kollation  an  die  greift  den  Tausch  unter  dem  Worte :  resignatio, 
Betheiligten  auf  Grund  eines  dem  Ordinarius  un-  s.  die  cit.  Kanzleiregel  de  intirmis  und  die  Regel 
terbreiteten  Gesuches  um  Zulassung  des  Tausches       XL;  ferner  die  const.  Gregor.  XIII.  cit. 
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Merkmal  desselben  gemaclit '.  Des  Nälieren  hat  man  den  Tausch  als  eine  gegenseitige 
rpsiynntio  in  favorcm  lirtti-  oder  eine  Resignation  unter  einer  Suspensivbedingung-^  be- 
zeiclinel.  Wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  er  erst  Reclitsbestand  und  IJechtswirksamkeit 
erlangen  ,  wenn  sich  der  Erwerb  beider  Benefizien  für  beide  Tlieile  vollzogen  hätte, 
also  bei  nicht  gleichzeitiger  Verleihung  an  dieselben  in  dem  Moment ,  wo  die  letzte 
stattgefunden  hätte ,  und  es  würden  alle  Zufälle ,  welche  nur  den  Erwerb  des  einen 
Benefiziums  durcli  den  einen  der  Betheiligten  hindern,  den  Tausch  nicht  zur  Wirksam- 
keit gelangen  lassen.  Diese  Auffassung  widerspricht  aber  einmal  den  Quellen,  denn 
diese  setzen  voraus ,  dass  durch  die  behufs  des  Tausches  abgegebenen  Verzichte  die 
Benefizien  schlechthin  und  ohne  Bedingung  erledigt  werden'*.  Sie  ist  aber  auch  mit 
dem  Wesen  des  von  beiden  Theilen  gewollten  Rechtsgeschäftes  unvereinbar.  Die  Par- 
teien beabsiclitigen  durch  dasselbe  sich  schlechthin  und  unbedingt  zum  Tausche  zu  ver- 
pflichten, also  jeder  das  Benefizium  des  andern  zu  erlangen  ;  der  Zweck  ihrer  Verein- 
barung ist  nicht  der  Verzicht  als  solcher ,  sondern  der  Verzicht  ist  nur  Mittel  zum 
Zweck,  und  dieses  müssen  sie  behufs  Erreichung  des  letzteren  unbedingt  wollen. 

Kicht  minder  unhaltbar  ist  die  Ansicht ,  dass  der  Tausch  ein  resolutiv  bedingter 
Verzicht  sei,  also  an  und  für  sich  rechtswirksam  erfolge,  jedoch  dadurch,  dass  der  Be- 
treffende das  Benefizium  nicht  erhalte  oder  nicht  rechtsgültig  erwerbe ,  die  Rechts- 
wirkungen der  Renuntiation  und  der  auf  Grund  derselben  erfolgten  Weiterverleihungen 
wieder  hinfällig  würden^.  An  den  Quellen  hat  diese  Meinung  ebenfalls  keinen  An- 
halt ,  und  wenngleich  sie  nicht  wie  die  andere  begriffswidrig  ein  unbedingt  einge- 
gangenes Rechtsgeschäft  für  ein  suspendirtes  erklärt ,  so  liegt  ihr  doch  der  Fehler  zu 
Grunde,  dass  sie  die  bedingte  Erfüllung  eines  unbedingten  Rechtsgeschäftes  für  statt- 
haft erachtet. 

Offenbar  sind  aber  die  erwähnten  Auffassungen  von  dem  an  sich  richtigen  Ge- 
danken beeinflusst  worden,  jedem  der  Tauschenden  Schutz  gegen  die  spätere  Ent- 
ziehung des  von  ihm  erlangten  Benefiziums  in  Folge  solcher  rechtlichen  Mängel,  w^elche 
schon  zur  Zeit  des  Tausches  dem  endgültigen  Erwerb  desselben  entgegengestanden 
haben,  zu  gewähren,  also,  um  einen  civilistischen  Ausdruck  zu  brauchen,  beiden  Thei- 
len einen  Eviktionsanspruch  zu  sichern.  Irriger  Weise  hat  man  denselben  aber  durch 
die  unhaltbare  Annahme  eines  bedingten  Verzichtes  an  ein  zur  Erfüllung  des  Rechts- 
geschäftes gehöriges  Moment  angeknüpft  ^. 

In  derThat  aber  kann  derselbe  nur  aus  dem  Rechtsgeschäft  selbst  hervorgehen,  und 
es  steht  nichts  entgegen,  in  dieser  Beziehung  den  für  den  Sachtausch  geltenden  Grund- 
satz, dass  jeder  Theil  dem  anderen  für  die  Eviktion  der  Sache  haftet,  analogisch  anzu- 


1  Ist  jemals  die  Ansicht  aufgestellt  worden,  dass 
der  Sachtausch  eine  bedingte  Eigenthumsent- 
äubserung  sei  ? 

2  L  euren,  qu.235.  n.  3 (welcher  aber  nichts- 
destoweniger qu.  871.  n.  2.  wieder  von  einer  Re- 
f-olutivbedingung  spricht);  Phillips  7,  870. 

3  Chokier  1.  c.  III.  32;  van  Espen  P.  II. 
t.  27.  c.  7.  n.4.  5;  Garcias  P.  XI.  c.  4.  n.7ff. 
wenigstens  für  die  in  die  Hände  des  Papstes  ab- 
gelegte resignatio  permutationls  causa, 

4  c.  un.  in  VIto  u.  Clem.  cit.  ;  s.  auch  c.  8.X. 
h.  t.  III.  19,  in  welchem  der  Gesichtspunkt  der 
Bedingung  für  die  Entscheidung  nicht  herange- 


zogen ist.  Auch  steht  dem  entgegen ,  dass  der 
Bischof  den  Tausch  genehmigen  kann  ,  während 
bedingte  Resignationen  sonst  nur  vom  Papst  an- 
genommen werden  dürfen. 

5  S.  z.  B.  Schmalzgru  eher  III.  19.  n.  81  ; 
auch  Leuren.  qu.  871.  n.  2. 

6  Also  ein  Verfahren  eingeschlagen ,  das  nicht 
haltbarer  ist,  wie  wenn  man  die  Eviktionshaftung 
beim  Sachtausch  darauf  gründen  wollte,  dass  jeder 
das  Eigentlium  seiner  Sache  nur  unter  der  Reso- 
lutivbedingung, dass  er  das  Eigenthum  der  neu- 
erworbenen nicht  wieder  verliert,  auf  den  anderen 
übertragen  habe. 
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wenden  K  Der  Anspruch  selbst  kann  indessen,  weil  die  Objekte  des  Tausches  Benefizien 
und  keine  Vermögensobjekte  sind,  sich  also  nicht  schätzen  lassen  ,  nicht  in  einer  geld- 
werthen  Entschädigung  bestehen,  vielmehr  nur  darin,  dass  die  stattgehabte  Erfüllung 
des  Tausches  zu  Gunsten  des  Benachtheiligten  rückgängig  gemacht  wird  und  dieser 
dasjenige  zurückerhält,  was  er  in  Folge  des  nicht  zur  vollen  Verwirklichung  gelangten 
Geschäftes  weggegeben  hat 2.  Demnach  kann  der  eine  der  Betheiligten,  wenn  er  das 
eingetauschte  Benefizium  verliert,  weil  sich  herausstellt,  dass  der  andere  gar  kein  Recht 
an  demselben  besessen  hat^  oder  über  dasselbe  wegen  eines  der  0.  S.  289  erwähnten 
Hindernisse  nicht  frei  zu  verfügen  befugt  gewesen  oder  weil  bei  der  Verleihung  eine 
zur  Mitwirkung  berechtigte  Person,  z.B.  der  Patron,  nicht  zugezogen  worden  ist,  das- 
jenige Benefizium ,  welches  er  durch  den  Tausch  weggegeben  hat,  wieder  zurückver- 
langen ^  und  die  auf  Grund  des  Geschäftes  stattgehabten  Rechtsakte,  d.  h.  den  von 
ihm  abgegebenen  Verzicht  und  die  in  Folge  dessen  erfolgte  Verleihung  seines  Benefi- 
ziums  für  nichtig  erklären  lassen  ^,  sowie  die  Wiedereinweisung  in  den  Besitz  desselben 
verlangen  6.  Gleichzeitig  werden  ihm  auch  die  Früchte,  welche  in  der  Zwischenzeit  von 
dem  Besitzer  des  Benefiziums^  gezogen  sind,  zu  erstatten  sein^,  weil  auch  die  Zurück- 


1  Allerdings  hat  diese  Ansicht  keinen  direkten 
quellenmässigen  Anhalt,  aber  die  anderen  noch 
viel  weniger. 

2  Zu  diesem  Resultate  sucht  auch  die  bisherige 
Doktrin  vom  Standpunkt  des  bedingten  Verzichtes 
zu  gelangen.  Einen  quellenmässigen  Anhalt  für 
dasselbe  bietet  c.  8  (lun.  III.)  X.  h.  t.  III.  19.  cit. 
Esbehandelt  den  Fall,  dass  zwei  Kleriker  allerdings 
ohne  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen ,  mit- 
hin ungültig,  einen  Tausch  ihrer  Benefizien  ver- 
abreden. Der  eine  erfüllt  den  Tausch  insoweit, 
als  er  seiner  Präbende  entsagt.  Diese  wird  aber 
einem  anderen  als  seinem  Mitkontrahenten  ver- 
liehen und  der  letztere  weigert  sich  nun ,  da 
er  sie  nicht  erhalten  kann  ,  seinerseits  zur  Erfül- 
lung des  Tausches  auf  seine  bisherige  Präbende 
zu  verzichten.  Der  Papst  entscheidet,  dass  der 
Tausch  an  sich  ungültig  sei,  dass  aber,  damit 
;,simplicitati  venia  tribuatur",  also  aus  Billigkeit, 
die  resignirte  Präbende  dem  dritten  Besitzer  oder 
dessen  Nachfolger  entzogen  und  dem  ersteren 
restituirt  werden  soll.  Er  will  also  diesem  den 
erlittenen  Schaden  ersetzen  und  ordnet  deshalb 
seine  Restitution  an.  Das  ausgesprochene  Prin- 
cip  ist  also  das,  dass  die  Elntschädigung  in  der 
Rückkehr  zur  früheren  Präbende  besteht,  und 
dieses  wird  man,  da  es  für  einen  Fall  ausgespro- 
chen ist ,  wo  die  Entschädigung  blos  auf  Billig- 
keitsrücksichten gegründet  wird,  sicherlich  auch 
auf  den  anwenden  können ,  wo  die  Pflicht  dazu 
aus  Rechtsgrundsätzen  folgt. 

3  Vgl.  hierzu  auch  reg.  cancell.  XL  :  „  .  .  .  Et 
si  ex  causa  permutationis  resignationes  flaut,  po- 
natur  clausula :  Quod  neuter  permutantium  ins 
acquirat ,  nisi  quilibet  ipsorum  ins  habuerit  in 
beneflcio  per  ipsum  resignato". 

*  Er  braucht  es  aber  nicht ,  da  die  Geltend- 
machung einer  Eviktionsforderung  keine  Pflicht 
ist.  Die  Ansicht ,  dass  der  Tausch  ein  bedingter 
Verzicht  ist ,  muss  den  Rückfall  an  den  früheren 
Beneflziaten  ipso  iure  eintreten  lassen,  und  drängt 
ihm  wider  Willen  das  frühere  Benefizium  auf. 
Sie  nötliigt  ihn  also ,   wenn  er  es  dem  Andern 


belassen  will,  dazu,  nochmalsdarauf  zu  verzichten, 
und  den  letzteren  seinerseits  eine  neue  Ver- 
leihung nachzusuchen.  Das  entspricht  ebenfalls 
nicht  dem  Wesen  des  Rechtsverhältnisses. 

5  Eine  blosse  Rescission  ex  tunc  genügt  nicht, 
um  denjenigen  ,  welcher  auf  sein  Benefizium  ver- 
zichtet hat,  die  erforderliche  Entschädigung  zu  ge- 
währen, wenn  der  Mitkontrahent  das  von  ihm  ein- 
getauschte Benefizium  bereits  verloren  hat  und 
dasselbe  einem  Dritten  übertragen  worden  ist.  Der 
letztere  würde,  falls  der  Verzicht  und  die  daraufhin 
stattgehabte  Verleihung  nicht  annullirt  wird,  das 
Benefizium  nicht  wieder  herauszugeben  brauchen. 
Für  die  hier  vertheidigte  Auffassung  kann  auch 
das  Anm.  2  besprochene  c.  8.  X.  cit.  geltend 
gemacht  werden,  welches  in  dem  erörterten  Falle 
den  dritten  Besitzer  ebenfalls  zur  Restitution  ver- 
pflichtet. 

6  Dieser  bedarf  es ,  weil  sich  Niemand  eigen- 
mächtig in  den  Besitz  eines  ihm  zukommenden 
Beneflziums  setzen  darf,  Th.  II.  S.  654,  so  auch 
van  Espen  1.  c.  n.  19 ff.  u.  L  euren,  qu.  871. 
Eine  neue  Kollation  ist  aber  nicht  nöthig ,  denn 
durch  die  Nichtigkeitserklärung  des  Verzichtes 
wird  zugleich  festgestellt,  dass  das  vor  dem  Tausch 
auf  das  Benefizium  bestandene  Recht  nicht  ver- 
loren gegangen  ist.  Die  Aelteren  sind  darüber 
abweichender  Meinung,  eine  neue  Verleihung 
erfordern  Rebuff.  1.  c.  n.  11;  Barbosa  1.  c. 
III.  15.  n.  19,  und  bei  einem  vom  Ordinarius 
(nicht  aber  vom  Papst)  genehmigten  Tausch  Gar- 
cias  P.  XI.  c.  4.  n.  6.  7,  der  gegentheiligen 
Ansicht  z.  B.  Lot t er  1.  c.  II.  qu.  4.  n.  90; 
Leuren.  qu.  870.  n.1.2;  Schmalzgrueber 
III.  19.  n.  81;   van  Espen  1.  c.  n.  19ff. 

"^  Oder  den  mehreren. 

^  Nach  den  Regeln  über  eine  Restitution  sei- 
tens des  redlichen  Besitzers ,  falls  nicht  Unred- 
lichkeit nachgewiesen  werden  kann.  Diese  liegt 
z.  B.  dann  vor,  wenn  der  Besitzer  der  Mitkon- 
trahent ist  und  beim  Tausch  wusste,  dass  er 
kein  Recht  auf  das  von  ihm  weggegebene  Bene- 
fizium hatte,  weil  er  dann  daraufrechnen  musste, 
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gewährung  dieser  zur  Entscliädigung  gehört.  Ja,  für  den  Fall,  dass  sich  diese  Mängel 
in  Bezug  auf  das  einzutauschende  Benefizium  schon  nach  genehmigtem  Tausche ,  aber 
vor  Abgabe  des  Verzichtes  auf  das  eigene  Benefizium  herausgestellt  haben ,  wird  er 
die  Entbindung  von  seiner  Pflicht  zur  Erfüllung  des  Tausches  zu  fordern  berech- 
tigt sein  ' . 

Was  das  Partikularrecht  der  deutschen  Staaten  betrifft,  so  besteht  nur  für  Bai  ern 
die  ausdrückliche  Vorschrift ,  dass  zum  Pfründentausch  ausser  der  Genehmigung  des 
Bischofs  auch  die  der  Staatsregierung  erforderlich  ist  '^.  Können  auch  etwaige  staats- 
gesetzliche Bestimmungen  über  die  bedingten  Resignationen  nicht  auf  den  Benefizien- 
tausch  angewendet  werden,  so  werden  doch  die  o.  S.  284  gedachten  allgemeinen  An- 
ordnungen in  Betreff  der  Resignationen,  sowie  die  für  die  Verleihung  von  Kirchenämtern 
massgebenden  allgemeinen  Normen,  insbesondere  diejenigen  über  das  staatliche  Ein- 
spruchs- oder  Genehmigungsrecht  bei  den  in  Folge  eines  Tausches  stattfindenden  Ver- 
zichten und  Wiederverleihungen  beobachtet  werden  müssen,  weil  in  diesen  Vorschriften 
kein  Unterschied  in  Betreff  des  Rechtsgrundes,  aus  welchem  eine  Resignation  oder  eine 
Aemterbesetzung  vollzogen  wird,  gemacht  ist. 

2.    Die  Erledigung  der  Kirchenämter  wider  Willen  des  Berechtigten. 

§.163.    a.   Der  Verlust  des  Kirchenamtes  zufolge  Rechtsvorschrift. 

Abgesehen  von  den  bisherigen  Fällen  geht  ein  Benefizium  oder  Kirchenamt  für 
den  Amtsträger  ohne  Weiteres  [ijjso  iure)  verloren,  wenn  er  sich  gewisse  Unterlas- 
sungen zu  Schulden  kommen  lässt  oder  gewisse  Handlungen  begeht. 

A.  Von  dem  Gesichtspunkt  aus ,  dass  unter  Umständen  der  Erwerb  eines  Amtes 
gestattet  werden  kann  oder  muss ,  wenngleich  der  Betheiligte  noch  nicht  alle  zur  Ver- 
waltung desselben  erforderlichen  Eigenschaften  besitzt,  dass  derselbe  dann  aber  die 
fehlende  Qualifikation  sich  nachträglich  zu  beschaffen  verpflichtet  ist ,  ist  die  Anord- 
nung getroffen,  dass 

1 .  der  Inhaber  eines  Pfarramtes,  welcher  die  Erwerbung  der  Priesterweihe  schuld- 
barer Weise  innerhalb  eines  Jahres  nach  erlangtem  ruhigen  Besitz  des  Amtes  ver- 
säumt, das  letztere  ipso  iure  verliert  ■^,  und 

2.  dass  derjenige,  welcher  nach  Beförderung  zu  einem  Bisthum  die  bischöfliche 
Weihe  aus  eigener  Schuld  nicht  rechtzeitig  genommen  hat,  desselben  auf  gleiche  Weise 
verlustig  geht^. 

B.  Sodann  tritt  eine  derartige  Erledigung  ein  ,  wenn  ein  kirchlicher  Amtsträger 
sich  durch  eigene  Handlungen  in  Verhältnisse  bringt ,  mit  denen  eine  weitere  Verwal- 
tung seines  bisherigen  Amtes  nach  den  Anschauungen  der  Kirche  unvereinbar  ist.  Es 
gehört  hierher : 

dass  er  das  eingetauschte  Benefizium  wieder  zu-  v.  5.  Mai  1833  ;  D  ö  1 1  i  n  g  e  r  Samml.  8,  646.  650. 
rückzugeben  hatte.  Krick  a.  a.  0.   S.  72,  bei  Privatpatronatsbene- 

1  rv-         T-  ,  ,.     -  ,       1     rr,L       •         fizien  auch  die  des  Patrons.    Endlich  soll  für  die 
'  L>iese   V  rage  kann    die  herrschende  Theorie       t,       ,  ,    •     m        v  r^c       ■  x.    ■  ^ 

i/nm    Q+o„.i        1*1       u  j-     *       Vr      •  i,*  Regel  kein  Tausch  von  Pfarreien  genehmigt  wer- 

vom    ötandpunkt   des    bedingten  Verzichtes   aus  ,  j-     ^  -j       r>e  •  -u         iT      •  u^. 

r.in>,tK«o,*  *  j  •  j-  j  T^  w  \-  x^j.  den,  wenn  die  beiden  Pfarrer  sich  noch  nicht 
nicht  beantworten,  da  sie  die  der  Eviktionspflicht  .'      ,,     j  ,^„  „  ,f  ^i,^^,.  «+^ii^„   k«^,,..^«,,  i,„ 

»io,-^>.ct^i.„   A      TT    T--    ji-  i_i    -^         XI       t^    ,  zwei  volle  Jahre  aui  ihren  btellen   beiunden  ha- 

gleichstehende   Verbindlichkeit    erst    durch    den  ,         iz    •    i  r^    c  70 

Vor,,,.!.*  ^,.*cf^v.       1-     i.  ben,  Krick  a.  a.  O.  b.  iZ. 
Verzicht  entstehen  lasst.  3  Th    TT    S    AH1 

2  V.  V.  28.  Juli  1813  u.  Minist.  Entschliessg.  *  A.  a.  0.  S.  676. 
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3.  die  schon  oben  Tb.  I.  S.  161  erörterte  Vorschrift,  dass  die  Kleriker  der  nie- 
deren Weihegrade ,  weiche  eine  gültige  Ehe  schliessen ,  ipso  iure  ihre  Benefizien  ver- 
lieren ' .  Da  ihnen  gleichzeitig  auch  die  geistlichen  Standesrechte  entzogen  und  sie  von 
nun  an  als  Laien  betrachtet  werden,  so  wird  der  Grundsatz  ebenfalls  auf  andere  kirch- 
liche Amtsstellungen,  welche  keine  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  bilden,  z.B.  die 
Aemter  des  General-  und  Kapitular- Vikars,  angewendet  werden  müssen  2. 

4 .  Die  Ablegung  der  Profess  in  einem  religiösen  Orden  bringt  das  bisher  von  dem 
Professen  besessene  Benefizium  ohne  Weiteres  zur  Erledigung '^  weil  die  Verwaltung 
eines  solchen  mit  dem  neuen  Stande  des  Inhabers  nicht  vereinbar  ist.  Die  Vorschrift 
ist  ebenfalls  auf  andere  Kirchenämter  auszudehnen.  Sie  kann  aber  nicht  auf  die  blosse 
Ablegung  der  vota  simplicia  vor  der  definitiven  Profess  "•,  ebensowenig  aber  auf  den 
Eintritt  in  blosse  ordensähnliche  Kongregationen  bezogen  werden.  In  beiden  Fällen 
entsteht  zwar  auch  dieselbe  Kollision  zwischen  den  Pflichten  des  neuen  Standes,  insbe- 
sondere der  Gehorsamspflicht  gegen  die  Oberen,  und  den  Pflichten,  welche  das  bisherige 
Amt  seinem  Besitzer  auferlegt.  Die  citirte  Dekretale  macht  indessen  die  gedachte 
Folge  ausdrücklich  von  der  absolut  bindenden  Professleistung  abhängig ,  indem  sie  die 
Verwaltung  des  Benefiziums  während  des  Probejahres  durch  einen  Vikar  vorschreibt, 
und  also  dem  bisherigen  Inhaber  auf  so  lange ,  als  eine  Rückkehr  für  ihn  möglich 
bleibt,  das  Benefizium  off'engehalten  wissen  will 5.  Andererseits  ist  aber  ihre  Anord- 
nung in  Betreff  der  interimistischen  Amtsverwaltung  nicht  auf  die  erwähnten  Fälle  zu 
beziehen ,  welche  sie  nicht  im  Auge  haben  konnte .  Daher  darf  der  zuständige  Ordi- 
narius gegen  denjenigen ,  welcher  sein  Amt  nicht  freiwillig  aufgeben  will ,  trotzdem 
dass  er  die  vota  simplicia  in  einem  Orden  abgelegt  oder  in  einer  Kongregation  Profess 
gethan  hat,  wegen  Nichtinnehaltung  der  Residenz  oder  Nichterfüllung  der  Amtspflicht, 
wie  in  sonstigen  Fällen,  vorgehen  ^. 

5.  Ferner  gehört  hierher  der  schon  o.  S.  261  besprochene  Fall  der  Erwerbung 
eines  anderen,   mit  dem  schon  besessenen  in  primo  genere  inkompatiblen  Benefiziums. 

6.  Sodann  verliert  derjenige,  welcher  auf  Grund  einer  Wahl  und  Bestätigung  den 
ruhigen  Besitz  eines  Bisthums  erworben  hat,  seine  bisherigen  Aemter  ipso  iure  in  dem 
Augenblick ,  wo  er  konsekrirt  wird  oder  die  gesetzliche  ,  beziehentlich  die  weiter  be- 
willigte Frist  für  die  Erlangung  der  Konsekration  abgelaufen  ist.  Diese  Vorschrift  des 
III.  Lateranensischen  Konzils'  ist  durch  die  späteren  Bestimmungen,  insbesondere  die 
des  Tridentinums  über  die  Inkompatibilität  der  Benefizien  ^  nicht  beseitigt  worden'-^.   Sie 


1  S.  jetzt  auch  noch  Kohn:  Arch.  f.  k.  K.R . 
41,  395.  Die  Eingehung  der  staatlichen  Civil- 
ehe  führt  aber  einen  derartigen  Verlust  nicht 
herbei,  diese  ist  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus 
keine  gültige  Ehe,  Acta  s.  sed.  11,43.  Für  die 
Kleriker,  welche  zu  den  unirten  Orientalen  ge- 
hören, gilt  aber  die  Vorschrift  nicht,  s.  Th.  I. 
S.  147  u.  Leuren.  1.  c.  qu.  37. 

2  So  auch  Schulte  K.  R.  2,  341. 

^  c.  4  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  regul.  III.  14. 
Wird  aber  später  die  Professablegung  für  nichtig 
erklärt,  so  fällt  auch  die  durch  dieselbe  einge- 
tretene Erledigung  zusammen,  Leuren.  1.  c. 
qu.  51. 

*  S.  0.  S.  276.  n.  6. 

^  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  haben  auch 
schon    die  Aelteren ,    s.   Leuren.    qu.  52,   be- 


hauptet ,  dass  durch  die  Ablegung  der  zunächst 
nach  dem  Noviziat  bei  den  Jesuiten  geforderten 
vota  simplicia  das  bisherige  Benefizium  des  Pro- 
fessen nicht  ipso  iure  erledigt  wird. 

6  Dass  dies  auch  geschehen  könne,  wenn  sich 
bei  demjenigen,  welcher  in  einen  Orden  eintreten 
will,  das  Noviziat  länger  als  die  gewöhnliche  Zeit 
hinzieht,  ist  schon  von  den  Aelteren,  s.  L  e  u  re  n. 
qu.  55,  angenommen  worden. 

7  c.  7.  §.  1.  X.  de  elect.  I.  6. 

«  S.  0.  S.  257  ff. 

i)  Wie  sie  denn  auch  die  Aelteren  ohne  Wei- 
teres als  in  Geltung  stehend  betrachten,  s.  z.  B. 
Gar  das  1.  c.  P.  XI.  c.  6 ;  Barbosa  de  oflF.  et 
pot.  episc.  P.  III.  alleg.  57.  n.  69ff.;  Leuren. 
qu.  149flf.;  Reiffenstueim.  5.  n.  321. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe 


[§.  163. 


reicht  weiter  als  die  letzteren .  wenn  sie  sich  gleich  in  grossem  Umfange  mit  denselben 
deckt.  Soweit  letzteres  der  Fall  ist,  enthält  sie  allerdings  eine  abweichende  Vorschrift 
über  den  Zeitpunkt  des  Verlustes  der  früher  besessenen  Benelizien ' .  Dieser  ist  aber 
als  einer  speziellen  Bestimmung  durch  die  späteren  generellen  Normen  über  die  In- 
kompatibilität nicht  derogirt.  Indessen  hat  die  gedachte  Verschiedenheit  keine  prak- 
tisclie  Bedeutung,  weil  nach  der  Kurialpraxis  die  von  dem  Beförderten  bisher  be- 
sessenen Aemter  im  Moment  der  Promotion  des  Bischofs  durch  den  Papst  für  erledigt 
erklärt  werden  2. 

Auf  die  Beförderung  zu  einem  Titularbisthum  bezieht  sich  die  Regel  nicht  '^  wohl 
aber  ist  sie  auf  die  päpstliche  Beförderung  zu  einem  klösterlichen  Leitungsamt,  z.  B. 
zu  Abteien  ausgedehnt  worden  *. 

Aus  der  ratio  legis ,  dass  es  für  den  Inhaber  einer  so  hohen  kirchlichen  Würde, 
wie  der  bischöflichen,  nicht  angemessen  erscheint,  gleichzeitig  in  anderen  untergeord- 
neten Aemtern  zu  fungiren,  folgt  weiter,  dass  sie  über  ihren  Wortlaut  hinaus  auch  auf 
bischöfliche  Promotionen  ohne  vorgängige  Wahl,  also  z.  B.  in  Folge  landesherrlicher 
Nomination'^,  und  ferner  auf  solche  kirchliche  Aemter,  welche  keine  Benefizien  sind, 
auszudehnen  ist. 

Selbstverständlich  steht  es  dem  Papste  frei ,  durch  Ertheilung  eines  Indultes  auf 
Beibehaltung  der  früheren  Aemter  den  Verlust  derselben  ganz  oder  auf  Zeit  auszu- 
schliessen  ^\ 

6 .    Endlich  tritt  nach  dem  älteren  deutschen  Reichsrechte  ^  eine  Erledigung  der 


1  S.  0.  S.  261. 

2  S.  0.  S.  146. 

3  Dieser  erlangt  den  Besitz  seines  Titular- 
bisthums  nicht.  Darüber  herrscht  Einstimmig- 
keit, Gar  cias  1.  c.  c.  6.  n.  24;  L  euren,  qu. 
151,  Reiffenstuel  1.  c.  n.  325.  Wohl  aber 
trifft  die  Vorschrift  an  sich  auch  den  Papst ,  da 
dieser  Bischof  von  Rom  wird,  zu,  s.  Garcias 
P.  I.  c.  5.  n.  113;  Leuren.  qu.  150,  lieber 
die  Beibehaltung  ilirer  früheren  Bisthümer  sei- 
tens einzelner  Päpste  s.  0.  S.  247.  n.  2;  S.  248. 
n.8;  S.  260.  n.  1. 

4  S.  die  erste  Ranzleiregel  0.  S.  145  und  ferner 
die  Sechsundzwanzigste  s.  v.  de  quibusvis  bene- 
ficiis  vacaturis  perpromotionemquorumcunque 
ad  ecclesiarum  et  monasteriorum  regimina".  Das 
sonst  angezogene  c.  38  (Gregor  I.)  C.  XVI.  qu.  1 
spricht  nicht  vom  Verlust  ipso  iure.  Vgl.  Gar- 
cias P.  XI.  c.  7;   L euren,  qu.  158. 

5  S.  die  auch  in  der  vor.  Anm.  angefülirten 
Kanzleiregeln,  welche  von  bischöflichen  Promo- 
tionen schlechthin  ohne  Unterscheidung  sprechen. 

fi  S.  0.  S.  250.  n.  5;  S.  251.  n.  1  u.  S.  256. 

"^  Diese  an  sich  selbstverständliche  Folge ,  der 
s.  g.  geistliche  Vorbehalt  oder  das  reservatum 
ecclesiastieum,  ist  lestgestellt  durch  den  Augs- 
burger Keligionsfrieden  v.  1555.  §.  18,  Koch 
Samml.  der  Reichsabschiede  3,  18;  und  das 
Instr.  Pac.  Osnabrug.  V.  §.  15  (gleichlautend 
auch  instr.  Monast.  V.  §.  15):  „Si  igitur  Catho- 
lictis  archiepiscopus ,  episcopus,  praelatus  aut 
Augustanae  Confessioni  addictus  in  archiepsco- 
pum  ,  episcopura  ,  praelatum  electus  vel  postu- 
latus,  solus  aut  una  cum  capitularibus  seu  sin- 
gulis  seu  universis  aut  etiam  alii  ecclesiastici 
religionem  imposterum  mutaverint,   excidant  illi 


statim  suo  iure,  honore  tarnen  famaque  illibatis, 
fructusque  et  reditus  citra  morem  et  exceptionem 
cedant,  capituloque  aut  cui  id  de  iure  competit, 
integrum  sit,  aliam  personam  religioni  ei,  ad  quam 
beneflcium  istud  vigore  huius  transactionis  perti- 
net,  addictam  eligere  aut  postulare,  relictis  tarnen 
archiepiscopo ,  episcopo ,  praelato  etc.  decedenti 
fructibus  et  reditibus  interea  perceptis  et  con- 
sumptis'^ 

Nach  dem  kirchlichen  Recht  gehört  der  Kon- 
fessionswechsel zu  der  im  Text  unter  C  erwähn- 
ten Kategorie,  weil  er  nach  demselben  ein  kirch- 
liches Verbrechen  (die  Ketzerei  oder  Apostasie) 
bildet  und  in  Folge  dieses  letzteren  die  Bene- 
fizien verloren  gehen. 

Für  den  Fall ,  dass  ein  kirchlicher  Amtsträger 
zum  Altkatholicismus  übergeht,  ist  aber  die  ge- 
dachte Folge  ausdrücklich  durch  das  badische 
Gesetz  v.  15.  Juni  1874  betr.  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Altkatholiken  Art.  1  (Dove  u.  Fried- 
berg Ztschr.  f.  K.  R.  12,  258}  ausgeschlossen. 
Für  Preusseji  spricht  das  Gesetz  v.  4.  Juli 
1875  §.  3  diesen  Grundsatz  aus  unter  der  Be- 
schränkung ,  dass  in  dem  Amtssitze  des  Ueber- 
tretenden  schon  eine  erhebliche  Anzahl  von 
Katholiken  vorhanden  ist,  s.  auch  §^.  1.  5,  u. 
meine  preussischen  Kirchengesetze  der  Jahre 
1874  u.  1875  S.  186,  was  freilich  Thud  i  chum 
deutsch.  K.  R.  1,  285,  welcher  aber  den  cit.  §.  5 
ausser  Acht  gelassen  hat  und  nur  deshalb  den 
§.  3  weiter  auffasst,  bestreitet.  Für  andere  Fälle 
ergiebt  sich  indessen  nach  preussischem  Recht 
dasselbe  Resultat,  welches  in  Baden  durch  aus- 
drückliche gesetzliche  Vorschrift  festgestellt  ist, 
weil  das  preussische  Gesetz  indirekt  das  Princip 
sanktionirt  hat ,   dass  die  Altkatholiken  für  den 
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bisher  besessenen  Benefizien  und  Aemter  ohne  Weiteres  durch  den  Konfessionswechsel 
ihres  Inhabers  ein. 

Die  bisher  besprochenen  Erledigungsfälle  sind  vielfach,  namentlich  in  älterer  Zeit, 
als  stillschweigende  Verzichtleistungen,  s.  g.  renunciationes  tardtae,  bezeichnet  worden'. 
Indessen  lassen  die  gesetzlichen  Vorschriften  die  Vakanz  lediglich  durch  die  erwähnten 
Thatsachen  völlig  unabhängig  von  dem  Willen  des  Amtsinhabers  eintreten.  Der  letz- 
tere ist  nicht  berechtigt,  sie  durch  einen  Protest  oder  einen  Vorbehalt  abzuwenden,  und 
es  kann  daher  von  einem  aus  konkludenten  Handlungen  zu  entnehmenden,  s.  g.  still- 
schweigenden Verzichte  keine  Rede  sein  2. 

C.  Ferner  knüpft  das  kirchliche  Recht  den  Verlust  der  Kirchenämter  an  die  Be- 
gehung bestimmter  strafbarer  Handlungen-^.  In  diesen  Fällen  hat  das  gegen  denThäter 
ergehende,  verurtheilende  Erkenntniss  in  der  hier  fraglichen  Hinsicht  nur  die  Bedeu- 
tung, die  Thatsache ,  welche  die  Erledigung  bewirkt ,  festzustellen  und  den  Eintritt 
derselben  zu  deklariren*. 


Reiffenst  uel 
228;  Phillips 


Staat  als  Katholiken  gelten ,  also  der  Uebertritt 
zu  den  ersteren  staatlich  nicht  als  Konfessions- 
wechsel betrachtet  werden  kann,  s.  meine  cit. 
Kirchengesetze  S.  179.  Daraus  folgt  aber  weiter, 
dass  der  zum  Altkatholiclsmus  übergegangene 
Stelleninhaber  bei  seinem  Rücktritt  die  Stelle 
ebenfalls  nicht  verliert,  sondern  sie  in  die  katho- 
lische Kirche  wieder  zurückbringt.  In  Betreff 
der  von  den  Altkatholiken  neu  gegründeten 
Aemter  kommen  aber  die  entwickelten  Grund- 
sätze nicht  zur  Anwendung ,  weil  die  beiden  Ge- 
setze das  Verhältniss  und  die  Berechtigung  der 
vatikanischen  Katholiken  an  den  Anstalten  Her 
Altkatholikeji  nicht  geregelt  haben  und  nicht 
haben  regeln  wollen. 

1  Rebuff.  1.  c.  P.  III.  de  tacita  renuncia- 
tione;    Pirhing  I.   9.  n.  2: 

1.  9.  n.  8;  Helferta.  a.  0.  S. 
7,  844. 

2  Mit  Recht  dagegen  schon  B  a  rb  0  sa  J.  E.  U. 
III.  15.  n.  38;  Leuren.  qu.  235;  s.  auch 
Fachmann  K.  R.  §.  199. 

Den  im  Text  aufgezählten  Fällen  hat  man  fer- 
ner noch  angereiht:  1.  deü  Verlust  des  Bene- 
fiziums  durch  Widerruf  einer  Schenkung,  welche 
der  Benefizlat  der  betreffenden  Kirche  gemacht 
hat,  s.  B.  Helfer  t  a.  a.  0.  S.  229;  2.  durch  den 
Eintritt  des  Beneflziaten  in  den  Militärdienst  oder 
in  eine  mit  dem  Klerikerstande  unvereinbare 
Lebenswelse  („si  factus  est  ioculator"),  s.  Glosse 
s.  V.  redierint  zu  c.  17.  X.  de  der.  non  resid. 
III.  4;  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc.  P.  III. 
alleg.  57.  n.  211;  Leuren.  qu.59;  Reiffen- 
stuel  III.  1.  n.  124  und  sogar  noch  Phillips 
7,  844,  zum  Theil  unter  der  Beschränkung  nur 
auf  Kleriker  in  den  niederen  Weihen  ;  3.  durch 
Abwesenheit  des  Beneflziaten  während  eines  so 
lange  währenden  Zeitraums ,  dass  jedes  weitere 
Verfahren  überflüssig  erscheint.  Schulte  K.  R. 

2,  343  ;  4.  durch  eigenmächtige  und  gewaltthätige 
Okkupation  einer  Pfründe  und  5.  durch  Ver- 
letzung der  für  die  Besetzung  von  weltgeistlichen 
Kuratpfründen  wesentlichen  Form,  s.  Ginzel 
K.  R.  2,  212. 

Die  zuletztgedachten  beiden  Fälle  gehören  er- 
sichtlich nicht  hierher,  in  dem  unter  No.  4  er- 


wähnten erfolgt  der  Verlust  wegen  Begehung 
einer  strafbaren  Handlung,  Th.  II.  S.  654  und 
gehört  zu  der  im  Text  unter  C  bezeichneten  Ka- 
tegorie ,  im  Fall  5  aber  steht  eine  nichtige  Er- 
werbung in  Frage. 

Den  Eintritt  der  P^rledigung  durch  Widerruf 
einer  Schenkung  (s.  unter  No.  1}  gründet  man 
auf  c.  3  (Alex.  III.)  X.  renunc.  I.  9.  Die  Stelle 
handelt  aber  von  einer  stillschweigenden  Ver- 
zichtleistung im  eigentlichen  Sinne ,  und  diese 
wird  daraus  gefolgert,  dass  ein  Geistlicher,  wel- 
cher sich  behufs  Ablegung  der  Professleistung  in 
ein  Kloster  begeben  hatte,  auf  sein  Bitten  die 
seiner  früheren  Kirche  gemachte  Schenkung  aus 
dem  Vermögen  derselben  zurückerhalten  hat. 

Die  Annahme  unter  No.  2,  welche  bei  den 
Aeltern  sehr  verbreitet  ist,  ist  ebenfalls  durch  kein 
Quellenzeugniss  gerechtfertigt,  (c.  6  [conc.  Meld. 
V.  845]  C.  XXIII.  qu.  8  spricht  nicht  von  einem 
Verlust  ipso  iure).  Allerdings  kann  in  der  Er- 
greifung einer  derartigen  Lebensweise  eine  tacita 
renunciatio  gefunden  werden  ,  namentlich  dann, 
wenn  sie  mit  Zustimmung  der  geistlichen  Oberen 
gewählt  ist ,  andererseits  wird  aber ,  wenn  der 
Beneflziat  sein  Amt  nicht  freiwillig  aufgiebt, 
also  seinerseits  nicht  verzichtet ,  ihm  das  Amt 
wegen  Verletzung  seiner  Amtspflichten  aberkannt 
werden  dürfen,  s.  c.  6.  1.  cit.,  c.  5  (Tun.  III.) 
X.  de  poen.  V.  37,  vgl.  auch  Kober  Deposition 
S.  694.  711.  723. 

In  dem  3.  Fall  liegt  endlich  ebenfalls  kein 
Verlust  in  Folge  einer  bestimmten ,  damit  be- 
drohten Handlung  vor,  vielmehr  eine  Erledigung 
durch  Tod ,  welcher  freilich  nicht  erwiesen  ist, 
aber  vermuthet  wird.  So  hat  auch  die  Congr. 
conc,  Richter's  Tridentinum  S.  39.  n.  21  dem 
Bischof  die  Wiederbesetzung  der  Stelle  eines  seit 
28  Jahren  verschollenen  Geistlichen,  welcher  bei 
seiner  Entfernung  schon  62  Jahr  alt  war ,  „ad 
instar  vacationis  per  obitum"  gestattet. 

3  Es  gehört  hierher  z.  B.  Ketzerei ,  s.  ferner 
Th.  I.  S.  131  insbesondere  Anm.  2  finid  dazu 
noch  Acta  s.  sed.  4,  378.  394),  S.  350;  Th.  II. 
S.  654.      . 

*  Diese  Vorschriften  des  Kirchen  rechtes  sind 
durch  die  neueren  Gesetzgebungen,  welche,   wie 


21)8  I-   I>ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§-164. 

Die  Partikulanechte einzelner  deutschen  Staaten,  so  das  preu  ssische  ^  ba- 
dische'^  und  hessi  sclie  •'^,  lassen  endlich  die  kirchlichen,  das  erstere  nur  die  geist- 
lichen '  Aemter  durcliVerurtlieilung  des  Inhabers  zur  Zuchtliausstrafe,  sowie  durch  Ab- 
erkenn unj;-  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentliclier 
Aemter  seitens  der  weltlichen  Strafgerichte  verloren  gehen  und  zwar  vom  Tage  des 
Beginnes  der  Rechtskraft  des  Erkenntnisses  ab^,  während  nach  sächsischem  Recht'» 
durch  eine  Verurtheilung  zu  diesen  ehrmindernden  Strafen  nur  für  alle  staatlichen  Be- 
ziehungen' die  Erledigung  der  Stelle,  die  Unfähigkeit  zur  Ausübung  des  geistlichen 
Amtes  und  der  Verlust  des  Amtseinkommens  von  rechtswegen  eintritt. 

§.164.    b.    Verlust  der  Kirche nämte7'  zufolge  Abberufung  durch  den  kirchlichen 

Oberen  oder  anderer  in  der  Person  desselben  eintretender  Gründe^ 

insbesondere  bei  lüiderriiflicJien  Anstellungen. 

I,  Abberufung.  Die  kirchlichen  Aemter,  welche  Benefizial-Charakter  haben, 
sollen  dauernd  und  lebenslänglich  übertragen  werden  ^.  Aus  diesem  Grundsatz  ergiebt 
sich  die  Regel,  dass  sie  ihrem  Inhaber  nicht  beliebig  oder  gar  willkürlich  gegen  seinen 
Willen  wieder  entzogen  werden  dürfen ;  vielmehr  kann  dies  nur  aus  solchen  Gründen 
geschehen,  welche  eine  weitere  Verwaltung  durch  den  Inhaber  als  mit  dem  kirchlichen  In- 
teresse unvereinbar  erscheinen  lassen .  Als  ausreichenden  Grund  dafür  erkennt  das  kirch- 
liche Recht  im  Allgemeinen  ^  allein  die  Begehung  strafbarer  Handlungen  an,  gleichviel 
ob  dieselben  in  gemeinen  Verbrechen  bestehen  oder  eine  gröbliche  Verletzung  der  Amts- 
pflichten enthalten,  also  Disciplinarvergehen  bilden^''.  Verhängt  daher  ein  kirchlicher 
Oberer  in  anderen  Fällen  eine  Entziehung  des  Beuefiziums,  so  ist  diese  absolut  nichtig  und 
entzieht  dem  Benefiziaten  weder  seine  Rechte  an  dem  Benefizium ,  noch  die  aus  dem- 
selben herfliessenden  Befugnisse".  Nur  dem  Papst  hat  die  ältere  Doktrin  ^ 2  ^ya^  derar- 
tige Befugniss  eingeräumt,  und  allerdings  kann  ihm  diese  vom  Standpunkt  des  kanoni- 

das  preiissische  Gesetz  v.  12.  Mai  1873  §.  2  schon  aus  Anlass  der  Verhaudlungen  über  das- 
1].  das  hessische  d.  Missbrauch  d.  geistlichen  selbedurchkaiserlicheEntschliessungv.  3.  August 
Amtsgewalt  betr.  v.  23.  April  1875.  Art.  5,  die  1855  beseitigt  worden,  Gautsch  v.  Franken- 
Entfernung  aus  dem  Amte  nur  auf  Grund  eines  thurm  d.  confessionellen  Gesetze  v.  7.  u.  20. 
vorangegangenen  geordneten  Prozessverfahrens  Mai  1874.  S.  56.  Dabei  hat  es  auch  das  Ges.  v. 
gestatten,  nicht  aufgehoben.  Materielle  Straf-  7.  Mai  1874  §.  8  belassen, 
androhungen    schliessen    die  erwähnten  Gesetze  e  (Jes.  v.  23.  August  1876.  ^.  13. 

nicht  aus.    Die  betreffenden  Bestimmungen  fln-  i   ^.^  -i.  ■  \.  •*.  a  ^  k     * 

,  ,  .       ^        A  j  ,     1.   •    j  ^  Also  soweit  es  sich  um  mit  dem  Amte  Ver- 

den daher  nur  insofern  Anwendung,   als  bei  der       |,„„jp,,„  .taitliohp  Geschäfte     um  staatliche  Pri- 

■^         ,      ,      „  T  .,1.  r,  ,  f  ,         T        n    1  UUIlLlClJc    Old<llilt>liC    VJ  Cöl/Ud-l  l/t5 ,       Ulli    O  laotllHyliC    1.  1 1— 

Feststellung    der    mit    dieser    Strafe    bedrohten  ...         -,  t>    i  i.     v  •  j  ;i      c*  .  +  i^ 

„,,  ''.       ,        ^,  TT^,  T.Li_xx  vilegien  oder  um  Rechte,  bei  denen  der  Staat  der 

Handlung    ein    derartiges    Verfahren    beobachtet  Tr      «•  v.  i.    •  x        t>  a-    t>  f      >•      ^•..     ^.,, 

°  11?!,-  Tl.,  ■  verpflichtete  ist,  z.  B.  um  d;e  Befugniss  ein  vom 

werden  muss  und  der  Inhaber,    welcher  ohne  ein  c*    *  -i,  4.       n  i    i*        •*       «    *     v^  -^x.^^ 

^„      ,      .,  ixxi-i.         r.i_x  Staat    gewahrtes    Gehalt    weiter    fortzubeziehen, 

solches  entiernt  wird ,    nach  staatlichem  Rechte  k     ri  U 

nicht  zu  weichen  braucht.  «  o    '     c    ^aü         1          i.  n^u    tt    c    Qß7 

ixes.  V.  ii    Mai  10 10  ^^i  9  Ueber  die  Ausnahmen  s.  den  folgenden  ^. 

2  Ges.  V.  23.  Dezember  1871  Art.   14.   VII.          m  t^     -v.      •     /i      t    i         ^14    vT;  1,«..  «a+^oc 
.-,      TT    <5    QAQ         9:\  Darüber  in  der  Lehre  vom  kirchlichen  Stral- 

3  G       V   23    A    il  1875    Art   8  ^"^   Disciplinarrecht.     Vgl.    ferner   0.    S.    265, 
-  „,    ■„■  o   'ka?               '         "     *  andererseits  auch  den  folgenden  ^. 

*  Th.  II.  S.  50o.  ^                      -, 

5  Das    ö  starr.    Str.   G.  B.    v.   27.  Mai  1852  ^'  Dies  folgt  daraus,   dass  der  Obere  dann  völlig 

§.26e  hat  als  gesetzliche  Folge  der  Verurtheilung  unberechtigt  handelt,    und  der  von  ihm  vorge- 

wegen  eines  Verbrechens  ,,bei  Geistlichen  die  nommene  Entziehungsakt  selbst  nichtig  ist. 

Entsetziing  von  der  Pfründe ,   sowie  die  Unfähig-  ^"^  Hieron.    Gonzalez   ad   reg.    VIII.    canc. 

keit,  ohne  ausdrückliche  Bewilligung  des  Kaisers  prooem.  §.  1.   n.  33ff. ;    Garcias  1.  c.  P.  V.  c. 

je  wieder  eine  solche  zu  erlangen'',   angeordnet,  1.  n.   1  ff . ;    Lotter  1.  c.  P.  II.   qu.  22.  n.  37; 

indessen   ist  diese  Vorschrift,    welche  mit  dem  Leuren.    P.    I.   qu.   512.   n.  2  und    die    dort 

Art.    14   des  Konkordates  nicht  vereinbar  war.  citirten. 
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sehen  Rechts  aus  insofern  nicht  bestritten  werden,   als  er  kraft  seiner  obersten  Ge- 
setzgebungsgewalt auch  begründete  Rechte  zu  beseitigen,  in  der  Lage  ist  ^ 

Für  diejenigen  kirchlichen  Aemter,  welche  keine  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne 
sind,  also  für  die  s.  g.  beneßcia  manualia^ ,  sowie  die  anderen  Kirchenämter  und 
kirchlichen  Anstellungen  gilt  aber  der  gedachte  Grundsatz  nicht.  Bei  ihnen  ist  das 
Recht  der  kirchlichen  Oberen  zur  Entfernung  des  Inhabers  im  Wesen  derselben  be- 
gründet, und  wenngleich  auch  einzelne  kirchliche  Aemter,  wie  die  der  Kapitular-Vi- 
kare  ^  und  Landdekane  ^  an  sich  nicht  widerruflich  übertragen  werden,  so  kommt  ihnen 
doch  die  allein  für  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  geltende  Unentziehbarkeit 
rechtlich  nicht  zu. 

Mit  Rücksicht  hierauf  ergiebt  sich  die  Frage,  ob  bei  diesen  Aemtern  und  Stellun- 
gen die  Entfernung  und  Abberufung  des  Inhabers  durch  den  kirchlichen  Oberen  rein 
beliebig  erfolgen  kann  oder  ob  auch  bei  ihnen  der  blossen  Willktihr  desselben  Schran- 
ken gezogen  sind. 

Gemeinrechtliche  Bestimmungen  darüber  bestehen  nicht.  Im  Allgemeinen  hat  aber 
das  partikuläre  Recht  und  die  kirchliche  Praxis  auch  bei  ihnen ,  und  zwar  selbst  bei 
denjenigen,  deren  Inhalt  nur  durch  eine  umfassende  oder  theilweise  Ausübung  der  mit 
einem  anderen  Amte  verbundenen  Funktionen  gebildet  wird,  und  bei  denen  die  An- 
stellung in  der  Uebertragung  derselben,  also  in  einer  Beauftragung,  besteht  5,  trotz  des 
nach  strengem  Rechte  dem  Mandanten  und  Deleganten  zukommenden  freien  Wider- 
rufsrechtes ^  die  blos  willkührliche  Entfernung  ausgeschlossen",  weil  auch  bei  diesen 
Stellungen  ein  häufiger  Wechsel  der  Amtsträger  nicht  im  Interesse  der  Kirche  liegt, 
und  ferner  die  Ehre  und  der  Ruf  der  Geistlichen  mit  Rücksicht  auf  den  Stand  dersel- 
ben und  die  Kirche  selbst  durch  plötzliche,  zu  Missdeutungen  Veranlassung  gebende 
Abberufungen  nicht  in  Frage  gestellt  werden  kann. 

Der  Unterschied  zwischen  den  hier  in  Rede  stehenden  Aemtern  und  den  eigent- 
lichen Benefizien  liegt  aber  nicht  allein  darin,  dass  jene  ihren  Inhabern  schon  aus  an- 
deren und  leichteren  Veranlassungen,  wie  die  letzteren,  entzogen  werden  dürfen.  Da 
das  gemeine  Recht  selbst  die  Entziehbarkeit  der  letzteren  nicht  beschränkt  hat,  so  er- 
giebt sich  weiter,  dass  die  willkührliche  Entfernung  des  Amtsträgers  an  sich  immer 
rechtsgültig  ist  ^.  Sie  ist  nur  unerlaubt  und  das  einzige  Schutzmittel  dagegen  besteht 
in  der  Anrufung  des  höheren  kirchlichen  Oberen,  damit  dieser  die  willkührliche  Ver- 
fügung rückgängig  macht  und  die  Wiederanstellung  des  Abberufenen  anordnet. 

1  In    c.  2   in   VIto    de    praeb.  III.  4   und   in  unrichtig,    vielmehr  ist  auch  ihm  gegenüber  jede 

Clem.  1.    i.   f.    ut  lite   peiid.    II.   5    wird   dem  Benefizienverleihung  an  sich   so  unwiderruflich, 

Papst  die  llbera  dispositlo  über  alle  Benefizien  zu-  wie  gegenüber  jedem  anderen  Kollator. 
gesprochen.  Aus  dieser  Anschauung  ist  allerdings  2  Th.  II.  S.  373. 

das  oberste  Kollations- und  Reservationsrecht  des-  3  a.  a.  0.  S.  238.  246. 

selben   an    den  Benefizien    hergeleitet    worden,  4  a..  a.  0.  S.  287. 

aber  keineswegs  als  Korrelat  dazu  eine  allgemeine  5  wie  bei  den  General vikaren  ,  Landdekanen, 

Befugniss    zur   beliebigen  Absetzung   der  Bene-  Kuratkaplanen  und  Missionsgeistlichen, 
flzieninhaber,  sondern  nur  eine  Berechtigung  zur  e  Th    T    <^    1Q^ 

Versetzung  derselben  in  gewissen  Fällen  (s.  den 

folgenden   §.)•     Nach  dem  geltenden   gemeinen  ^  Abgesehen  von  den  Stellungen ,  zu  welchen 

kirchlichen  Recht  hat  er  also  die   erstere  nicht,  der  Papst  oder  die  ihn  vertretende  oberste  Kurial- 

und  es  bedarf  daher  immer  erst  eines  das  Recht  behörde,    wie  zu  denen  der  Legaten,   s.   Th.  I. 

des  Beneflziaten  beseitigenden  gesetzgeberischen  S.  516.    517   oder  der  Missionsoberen,    Th.    II. 

Aktes.     Aus  diesem  Grunde  ist  auch  die  bei  den  ^'  ^^^j  ernennt. 

Aelteren    vielfach     vorkommende    Behauptung:  8  Th.  II.  S.  221;  Leuren.  1.  c.  P.  I.  qu.  72. 

,^respectu  papae  omnia  beneflcia  esse  manualia"  n.  2.    Des  Weiteren  s.  unten. 


3(M)  I.  Die  Hierarühie  uud  die  Leitung  dor  Kirche  durcli  dieselbe.  [§.  164. 

Bei  der  Verschiedenheit  der  einzelnen,  zu  der  hier  besprochenen  Kategorie  gehö- 
rigen Stellungen  kommen  des  Näheren  verschiedene  Grundsätze  zur  Anwendung.  Von 
der  Entfernung  und  Abberufung  der  Kapitular-  und  Generalvikare,  sowie  der  der 
Ijanddeclumten  '  ist  bereits  an  anderen  Stellen  gehandelt.  Hier  stehen  demnach  nocli 
in  Frage  die  ad  nutum  eingesetzten  Vikare ,  welche  in  Vertretung  des  Pfarrers  die 
Pfarrverwaltung  versehen  2,  solclie  Pfarrvikare  '\  welche  neben  demselben  nur  Aus- 
hülfe leisten,  sodann  die  französischen  Desservants  ^,  und  endlich  die  Pfarrer  der  Mis- 
sionsparochieen  ^. 

Was  die  beiden  ersten  Kategorien  betrifft,  so  bestehen  über  die  Statthaftigkeit 
ihrer  Abberufung,  welche  ausser  durch  den  Bischof  aucli  durch  die  Inhaber  von  Pfar- 
reien erfolgen  kann,  wenn  letztere  ihre  Vertreter  selbst  ernennen  ♦^j  Meinungsverschie- 
denheiten". 

Von  den  Aelteren  ist  die  Frage  im  wesentlichen  nur  in  Bezug  auf  die  Manualbene- 
fizien  erörtert. 

Die  Einen  leiten  aus  dem  Begriffe  der  Widerruflichkeit  die  Freiheit  des  Anstel- 
lenden zur  Abberufung  des  eingesetzten  Amtsträgers  her  und  erklären  eine  solche  nur 
dann  für  unzulässig,  wenn  die  Enthebung  aus  Hass  oder  aus  Böswilligkeit  (ex  oclio  oder 
ex  malitia)  geschieht^. 

Andere  wollen  den  Widerruf  daneben  auch  ausgeschlossen  wissen,  wenn  die  Ent- 
fernung für  den  Abberufenen  Ehrenkränkungen  und  Schande  oder  einen  sonstigen 
schweren  Nachtheil  herführen  würde,  wenn  sie  von  einem  Prälaten  erfolgt ,  welcher 
sonst  nicht  die  Gewohnheit  hat,  die  blos  widerruflich  eingesetzten  Geistlichen  abzu- 
berufen'«^, oder  wenn  die  Entfernung  zum  Schaden  eines  Dritten,  z.  B.  der  Parochie, 
gereicht  1*^. 

Die  dritte  Meinung  endlich  geht  dahin,  dass  die  Abberufung  allein  aus  einem  zu- 
reichenden Grunde  erlaubter  Weise  geschehen  dürfe  ^*. 

Nur  diese  letztere  kann  für  haltbar  erachtet  werden.  Nach  dem  formellen  Recht 
ist  allerdings  bei  den  in  Frage  kommenden  Stellungen  die  beliebige  Abberufung  des  bis- 
herigen Inhabers  gestattet.  Dieselbe  kann  daher  keine  Verletzung  seiner  Rechte  bilden, 
noch  überhaupt  nichtig  sein  ^2.   Andererseits  ist  das  Rechtsverhältniss  des  Anstellenden 

1  A.  a.  0.  S.  221.  238.  246.  287.  9  de  Luca  de  beneüciis  disc.  97.  n.  6.  11  ff. 

2  A.  a.  0.  S.  324.  für  die  drei  erwähnten  Ausnahmen. 

3  A.  a.  0.  S.  319.  10  So  Reiffenstuel  III.   5.   n.  45,    der  liier 
*  A.  a.  0.  S.  294.  n.  1.  allerdings  einer  schon  früher  aufgestellten  Ansicht 

5  A.  a.  0.  S.  363.  folgt,  s.  H.  Gonzalez  1.  c.  n.  46.  47. 

6  Wie  in  älteren  Zeiten  die  aushelfenden  Pfarr-  Hierher  gehört  ferner  Bon  ix  1.  c.  p.416.,  417. 
Vikare  überhaupt  a.  a.  0.  ,S.  319  ,  ferner  die  welcher  auch  den  zuerst  gedachten  Ausnahmefall 
Vikare    zur   Verwaltung    inkorporirter    Pfarreien  hinzutugt. 

a.  a.  0.  S.  448.  453,  sodann  die  Vikare  zur  Aus-  ^^  L  euren.  1.  c.  qu.  72.  n.  3  u.  qu.  74,  jedoch 

Übung  der  einem  Kapitel  zustehenden  curahabitu-  «u^  für  die  Manualbenelizien,  während  er  in  Be- 

alis.  a.  a.  0    S    304   454  ^^^^  aushelfender   oder    stellvertretender  Kurat- 

_  _^  ,    ,               ,             *           .^   .o__        .^^„  kapläne  und  Vikare  die  erste  Ansicht  theilt ,   s. 

7  Vgl.  dazu  Analectaiur.pontif.  1855. p.lOoJff.  72.  n.  1;  für  diese  ebenso  Ferraris  s.  v. 
Bouix  tractat.  de  parocho  p.  403ff.  652ff.  vicarius  parochialis  n.  41.  Dagegen  vertheidigt 
Dencubourg,  etude  canonique  sur  les  vicaires  ^-^  ^^^^^^  Meinung  in  Betreff  der  aushelfenden 
parmssiaux.    Paris  18d.  p.  85ff.  Kapläne  oder  Vikare,   soweit  es  sich  um  den  Wi- 

^  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  VIII.  canc.  gl.  deruf  durch    den  dieselben  einsetzenden  Bischof 

5.  §.  6.  n.  42 ff.  47.  48;    Garcias  1.  c.  P.  I.  c.  oder  Pfarrer   handelt,    Deneubourgp.    91  ff. 

2.   n,  88;    Barbosa  J.   E.    U.    III.    6.    n.    65;  97.    S.  übrigens  wegen  der  von  den  letzteren  an- 

Pyrrh.   Corrad.    prax.   benef.    I.    6.   n.   274;  gestellten  Kapläne  auch  Th.  II.  S.  321  und  wegen 

Lotter  1.  c.   q.  1.  I.  qu.  33.   n.  19.  20  (für  den  der  Vikare  bei  Inkorporationen  a.  a.  0.    S.  451. 

Fall,    dass  die  beliebige  Remotion  ganz  klar  ge-  452. 

stattet  ist).     Vgl.  auch  Anm.  11.  12  Das  letztere  behauptet  allerdings  Deneu- 


§.  164.]      Verlust  der  Kirchenämter  zufolge  Abberufung  durch  den  kirchl.  Oberen. 


301 


zu  dem  eingesetzten  Amtsträger  kein  privatrechtliches ,  bei  welchem  der  erstere  seine 
Befugnisse  nach  reinem  Gutdünken  wahrnehmen  dürfte.  Der  öffentlich  rechtliche  Cha- 
rakter desselben  legt  dem  Berechtigten  zugleich  die  Pflicht  auf,  dieselben  nur  im  In- 
teresse und  zum  Vortheil  der  Kirche  auszuüben.  Ein  Zuwiderhandeln  dagegen  bildet 
eine  Verletzung  der  Amtspflichten  und  muss  daher  der  Korrektur  durch  die  kirchliche 
Aufsichtsbehörde  unterliegen  1. 

Von  diesem  Standpunkt' aus  ergiebt  sich,  dass  eine  Abberufung  nur  dann  gerecht- 
fertigt erscheint,  wenn  sie  aus  einem  dem  kirchlichen  Interesse  nicht  widerstreitenden, 
also  aus  einem  angemessenen  Grunde  erfolgt  ist,  gleichviel  ob  sie  die  persönlichen 
Interessen  des  Entfernten  beeinträchtigt ^ ,  dass  aber  der  kirchliche  Obere,  welcher  sie 
verfügt ,  den  Grund  dafür  weder  dem  von  der  Entfernung  betroff'enen  Geistlichen  an- 
zugeben noch  viel  weniger  nachzuweisen  hat-^. 

Weiter  folgt ,  dass  wenn  der  Obere  die  erwähnten  Gränzen  nicht  innehält ,  eine 
Beschwerde  über  ihn  statthaft  ist,  um  Abhülfe  gegen  sein  pflichtwidriges  Verfahren  zu 
erreichen.  Zu  dieser  ist  der  abberufene  Geistliche  legitimirt ;  nicht  deshalb,  weil  seine 
Rechte  auf  die  Stelle  verletzt  sind ,  sondern  darum  weil  die  Beiseitesetzung  des  kirch- 
lichen Interesses  ihn  in  erster  Reihe  berührt  ^,  und  zwar  auch  dann,  wenn  er  nicht  für 
seine  Person  selbst,  z.  B.  in  seiner  Ehre,  verletzt  worden  ist. 

Die  Beschwerde  kann  aber  nicht  an  den  Erzbischof  ^ ,  muss  vielmehr  direkt  nach 
Rom  gerichtet  werden ,  wo  nach  der  bestehenden  Praxis  die  Congregatio  concilii  dar- 
über entscheidet^.  Dieser  ist  der  kirchliche  Obere,  welcher  die  Entfernung  verfügt  hat. 


bourg  1.  c.  p.  97,  aber  ohne  irgend  einen  juristi- 
schen Grund.  Seine  weitere  Berufung  auf  die 
Praxis  der  Congr.  conc.  ist  ebenfalls  verfehlt. 

*  Dieser  Gesichtspunkt  hat  offenbar  der  älteren 
Doktrin  schon  unklar  vorgeschwebt,  da  sie  mit 
Einstimmigkeit  die  Abberufung  ex  odio  oder  ex 
malitia  für  unstatthaft  erklärt,  uud  wenigstens 
theilweise  diesem  Falle  noch  andere  gleichgestellt 
hat. 

2  Also  z.  R.  wenn  die  Entfernung  eines  Pfarr- 
vikars deshalb  erfolgt,  weil  die  Dismembration 
einer  Pfarrei  nothwendig  geworden  und  der  Vikar 
in  der  alten  Stammparochie  überflüssig  wird.  Bil- 
det die  persönliche  Beeinträchtigung  des  Abberu- 
fenen zugleich  eine  Beeinträchtigung  des  kirch- 
lichen Interesses,  so  ist  die  Entfernung  ebenfalls 
unerlaubt.  Z.  B.  handelt  der  Bischof  pflicht- 
widrig ,  wenn  er  einen  verdienten  Pfarrvikar, 
welcher  sich  nicht  das  Mindeste  hat  zu  schulden 
kommen  lassen,  in  einer  Weise  abberuft,  welche 
die  Ehre  und  das  Ansehen  desselben  nothwendig 
kompromittiren  müssen  ,  da  der  kirchliche  Obere 
im  allgemeinen  kirchlichen  Interesse  auch  die 
Würde  des  geistlichen  Standes  zu  wahren  hat. 
Mit  der  Auffassung  des  Textes  stimmen  auch  die 
Entscheidungen  der  Congr.  conc.  Analect.  cit. 
p.  1657,  bei  D  e  n  e  u  b  o  u  r  g  p.  93  ff.  u.  Acta  s. 
sed.  3,  511  überein. 

Der  Grundt^atz ,  dass  Geistliche  wegen  Krank- 
heit und  Gebrechlichkeit  ihrer  Beneflzien  nicht 
enthoben  werden  sollen,  wird  von  Einzelnen  auch 
auf  die  amoviblen  Geistlichen  schlechthin  über- 
tragen,  s.  z.  B.  Fagnan.  ad  c.  6.  X,  de  der. 
aegr.  III.  6.  n.  40;  Analecta  iur.  pont.  1855.  p. 
1651   n.  1872  p.  329.  335.     Dies  ist  aber  nicht 


richtig,  vielmehr  bemisst  sich  auch  für  diesen 
Fall  die  Zulässigkeit  oder  UnStatthaftigkeit  der 
Enthebung  nach  den  gedachten  Grundsätzen.  Es 
verstösst  gewiss  gegen  das  allgemeine  Interesse 
der  Kirche  ,  wenn  ein  Pfarrvikar  oder  amovibler 
Pfarrer,  welcher  Jahrzehnte  seiner  Pfarrei  treu 
gedient  hat,  in  höherem  Alter  durch  Abberufung 
dem  Elende  preisgegeben  wird,  nicht  aber,  wenn 
der  Bischof  einen  jungen  Vikar,  welcher  wegen 
seines  Gesundheitszustandes  zur  Verwaltung 
geistlicher  Aemter  unfähig  ist  und  den  Gemein- 
den nur  unnütz  zur  Last  fallen  würde  ,  seiner 
Stellung  enthebt. 

3  Dies  ist  auch  die  Praxis  der  Congr.  conc. 
Anal.  1855.  p.  1657.  1660. 

4  Es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen  ,  dass  auch 
andere,  deren  Interessen  betroffen  werden  ,  Be- 
schwerde erheben  können,  z.  B.  die  Parochianen, 
wenn  ein  bei  ihnen  segensreich  wirkender  Pfarr- 
vikar ohne  Grund  abberufen  wird. 

5  Derselbe  hat  seiner  heutigen  Stellung  nach 
nicht  dieBefugniss,  die  Amtsführung  des  Bischofs 
in  allen  Beziehungen  zu  überwachen  und  ihn  zur 
Verantwortung  zu  ziehen.  Die  Abberufung  eines 
amoviblen  Geistlichen  durch  den  letztern  ist  kein 
richterlicher,  sondern  nur  ein  Yerwaltungsakt, 
gegen  welchen  eine  Appellation  nicht  statthaft 
erscheint,  vgl.  Th.  II.  S.  19;  Deneubourg 
p.  99.  Der  Erzbischof  köuiite  höchstens  seiner- 
seits eine  Ermahnung  an  den  Bischof  richten  und 
wenn  diese  nichts  fruchtet,  Anzeige  nach  Rom 
machen,  Th.  II.  a.  a.  0.  n.  8. 

ß  S.  die  in  den  vorhergehenden  Anmerkungen 
citirten  Entscheidungen  derselben. 
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verpflichtet .  die  erforderliche  Aufklärung  und  Rechenschaft  über  sein  Verhalten  zu 
geben ' . 

Dieselben  Grundsätze  müssen  auch  hinsichtlicli  der  Desservants  in  Frankreich  und 
in  Belgien,  sowie  in  Betreff  der  Missionspfarrer  zur  Anwendung  gebracht  werden'-^,  weil 
die  erörterten  Gesichtspunkte  auch  für  ihre  Stellungen  zutreffen,  und  sie  haben  in  der 
That  in  den  Vorschriften  der  neueren  Partikularsynoden  '^  und  in  der  römischen  Praxis 
Anerkennung  gefunden^. 

So  weit  nicht  durch  die  Staatsgesetzgebungen  eine  dauernde  Besetzung 
einzelner  der  hier  in  Frage  stehenden  Aemter  vorgesclirieben  ist  ^ ,  steht  der  Bethäti- 
gung  der  gedachten  Grundsätze  in  den  deutschen  Staaten  im  Allgemeinen  nichts  ent- 
gegen''. Eine  Einschränkung  erleidet  diese  Regel  aber  dann,  wenn  die  Entfernung 
vom  Amte  als  Disciplinarmassregel  verfügt  wird ,  weil  unter  dieser  Voraussetzung  die 
die  Ausübung  der  kirchlichen  Disciplinargewalt  regelnden  Bestimmungen  der  Staats- 
gesetzgebuugen  in  Betracht  kommen'.  In  Preussen  hat  überdies  der  aus  seinem 
Amt  entfernte  Geistliche  das  Recht  zur  Berufung  an  den  kön.  Gerichtshof  für  kirch- 
liche Angelegenheiten  ,  falls  seine  Enthebung  wider  seinen  Willen  verhängt  ist  und 
ausserdem  , ,  die  Entscheidung  der  klaren  thatsächlichen  Lage  widerspricht  oder  die 
Gesetze  des  Staates  oder  allgemeine  Rechtsgrundsätze  verletzt''  ^. 


1  So  auch  die  herrschende  Praxis,  wie  die  er- 
wähnten Entscheidungen  zeigen. 

2  S.  Bouix  1.  c.  p.  418;  Pricotte  i.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  22,  71. 

3  In  Betreff  der  Desservants  s.  conc.  Turon. 
V,  1849.  X.  2,  acta  conc.  coli.  Lac.  4,  265  :  „ut 
hac  rectores  revocandi  et  transferendi  auctoritate 
haud  frequenter  et  nonnisi  prudenter  ac  paterne 
utantur,  adeo ,  ut  sacri  ministerii  stabilitati, 
quantum  fieri  potest  in  hisce  rerum  adunctis, 
satis  consultum  videatur;"  ähnlich  auch  Burdigal. 
V.  1850.  X.  2,  1.  c.  p.  585  ;  Avenion.  v.  1849. 
t.  VI.  c.  6.  n.  5,  1.  c.  p.  349  :  „ordinarle  nullus 
eorum,  in  singulis  dioecesibus  provinciae  a  sua 
parochia  invitus  amovebitur  aut  tolletur,  nisi 
prius  inquisito  offlcialitatis  aut  auditorii  nostri 
privati  consilio";  Bitur.  v.  1850,  1.  c.  p.  1097: 
,,facultate,  de  qua  utentur  episcopi  quam  mature 
et  moderate,  nee  ut  dominantur  in  cleris ,  sed  ut 
animarum  saluti  et  ipsorum  bono  parochorum 
consulant.^'' 

Hinsichtlich  der  Missionspfarrer  in  Nordamerika 
conc.  plenar.  Baitimor.  II.  v.  1866.  n.  125,  cit. 
coli.  3,  433 :  „hortamur,  ne  episcopi  hoc  iure  suo, 
nisi  graves  ab  causas  et  habita  meritorum  ratione 
uti  velint."  Auch  ist  es  auTdem  10.  Prov.-Concil 
V.  Baltimore  v.  1869,  1.  c.  p.  584,  wünschens- 
werth  erklärt  worden  ,  dass  der  Bischof  vor  Ent- 
fernung verdienter  Pfarrer  seine  Konsultoren,  Th. 
II.  S.  361.  n.  4,  gutachtlich  anhöre. 

In  England  sollen  sogar  die  rectores  missionarii 
der  congregationes ,  welche  als  Hauptpfarreien 
gelten,  nur  nach  gutachtlicher  Aeusserung  dreier 
Mitglieder  der  besonders  gebildeten  s.  g.  Investi- 
gations-Kommission  entfernt  werden,  conc.  West- 
mon.  V.  1852.  XIII.  n.  4  u.  app.  X.  coli.  cit.  3, 
925.  960. 

*  So  ist  die  Praxis  der  belgischen  Bischöfe, 
dass  sie  ihr  Abberufungs-  und  Versetzungsrecht 
der  Desservants  haud  frequenter  et  nonnisi  pru- 
denter ac  paterne  uti  solent,  adeo  ut  sacri  mini- 


sterii stabilitati,  quantum  fieri  potest,  satis  con- 
sultum videatur"  auf  Anfrage  des  Bischofs  von 
Lüttich,  durch  päpstlichen  Bescheid  v.  1.  Mai 
1845  gebilligt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  424. 
430;  22,  58;  vgl.  ferner  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  V.  1868,  a.  a.  0.  21,  431  undbeiReuss 
et  L  in  gen  causae  select.  congr.  conc.  p.  827. 
Allerdings  hat  eine  in  den  60er  Jahren  zur  Er- 
wägung der  Verhältnisse  der  Desservants  einge- 
setzte Spezialkommission  von  Kardinälen,  cit. 
Arch.  22,  62.  74  die  Aufstellung  allgemeiner 
Grundsätze  über  die  hier  in  Rede  stehenden  Fra- 
gen abgelehnt,  aber  nur  deshalb,  weil  die  Haupt- 
frage dahin  ging,  ob  überhaupt  die  Disciplin  in 
Bezug  auf  die  Desservants  aufrecht  zu  erhalten 
sei ,  und  man  über  diese  mit  Rücksicht  auf  das 
damals  bevorstehende  vatikanische  Konzil  keine 
Entscheidung  treffen  wollte.  Uebrigens  sind  auch 
einzelne  Rekurse  der  Desservants  vor  der  Congr. 
episcoporum  et  regularium ,  Th.  I.  S.  466,  ver- 
handelt worden,  s.  Acta  s.  sed.  4,  13,  während 
die  aus  den  Missionsländern  vor  die  Congreg.  de 
Propaganda  fide,  a.a.O.  S.  476,  gehören  würden. 

5  S.  0.  S.  190. 

6  Für  Oldenburg  ist  das  Abberufungsrecht 
des  Offlzials  hinsichtlich  der  Kooperatoren,  Vize- 
kuratoren und  Hülfsgeistlichen  ohne  Benefizien, 
durch  Normativ  V.  1831,  §.13,  Müller,  Lexikon 
d.  K.R.  2.  Aufl.  5,413,  für  Elsass-Lothrin- 
gen  u.  Frankreich  die  gleiche  Befugniss  der 
Bischöfe  in  Betreff  der  Pfarrvikare  und  Desser- 
vants durch  die  organ.  Art.  31  ausdrücklich  an- 
erkannt. Nach  älterem  französischem  Recht,  Or- 
donnance von  1629.  art.  12  und  dem  Edikt 
Ludwigs  XIV.  V.  29,  Januar  1686,  recueild'edits 
royaux  1,  191 ;  2,  202  war  dagegen  die  Einsetzung 
amovibler  Pfairvikare  durch  Klöster  und  Kapitel, 
sowie  die  Anstellung  von  Pfarrern  ad  nutum  ver- 
boten. 

■^  Das  Nähere  darüber  in  der  betreffenden  Lehre. 
8  Also  wenn  die  Entfernung  auf  Grund  eines 
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IL  Tod  des  anstellenden  kirchlichen  Oberen  oder  andere  Ereig- 
nisse in  der  Person  desselben.  Hinsichtlich  derjenigen  Stellungen,  welche 
ihrem  Inhalte  nach  in  der  stellvertretenden  Ausübung  der  Funktionen  eines  anderen 
Amtes  bestehen ,  fragt  es  sich  aber  noch ,  ob  bei  ihnen  die  Fortdauer  der  Rechte  des 
Stelleninhabers  durch  solche  Ereignisse,  welche,  wie  z.B.  Tod,  Absetzung  oder  Geistes- 
krankheit 1 ,  für  den  Träger  des  vertretenen  Amtes  den  Verlust  des  letzteren  oder  eine 
Suspension  der  Ausübung  desselben  herbeiführen,  beeinflusst  wird. 

Dies  ist  nur  da  der  Fall,  wo  das  Amt  seinem  Wesen  und  seinem  Zwecke  nach  von 
demjenigen  Jurisdiktionsinhaber,  aus  dessen  Rechten  sein  Funktionskreis  abgeleitet  ist, 
in  jeder  Beziehung  abhängig  bleiben  muss ,  also  die  Bestellung  zu  demselben  ihrem 
Charakter  nach  als  reine  Beauftragung ,  nicht  als  Verleihung  erscheint  und  beim  Fort- 
fall des  Vertretenen  kein  Bedürfniss  nach  einer  Fortdauer  des  Amtes  besteht  2. 

Die  beneficia  manualia  und  die  Aemter ,  welche  einen  selbstständigen  Funktions- 
kreis haben  ^,  scheiden  hier  zunächst  aus.  Bei  ihnen  kann  die  ad  nutum  erfolgte Ueber- 
tragung  mit  dem  Tod  des  Verleihenden  ebenso  wenig ,  wie  bei  den  eigentlichen  Bene- 
fizien  hinfällig  werden'*. 

Dagegen  bilden  die  Aemter  derLanddechanten,  der  Pfarrvikare  und  der  Missions- 
pfarrer die  Mitte  zwischen  den  Manualbenefizien  und  jenen  Stellungen ,  welche  ihrem 
Inhalte  nach  als  blos  abhängige  Stellvertretungsämter  erscheinen. 

Die  Befugnisse  der  erwähnten  Amtsträger  sind  zwar  ebenfalls  aus  einem  anderen 
Amte  abgeleitet,  die  der  Landdekane  aus  dem  des  Bischofs,  die  der  Pfarrvikare  aus  dem 
des  Pfarrers  und  die  der  Missionspfarrer  im  Grunde  und  mittelbar  aus  dem  des  Papstes, 
indessen  bei  aller  Beweglichkeit  des  materiellen  Umfangs  ihrer  Rechte  hat  sich  doch 
ein  herkömmlich  fester  Kreis  von  Befugnissen  für  sie  gebildet ,  sie  sind  regelmässige 
Hülfsstellungen  oder  gar,  wie  die  der  Missionspfarrer  solche  geworden,  welche  die 
anderweit  bestehenden  festen  Einrichtungen  ersetzen.  Darin  nähern  sie  sich  den 
Manual-  und  sogar  den  anderen  Benefizien.  Von  den  abhängigen,  reinen  Stellvertre- 
tungsämtern unterscheiden  sie  sich  dagegen  dadurch ,  dass  ihr  Inhaber  denjenigen 
Amtsträger ,  aus  dessen  Gewalt  seine  Befugnisse  abgeleitet  sind ,  nicht  vollständig  zu 
ersetzen  bestimmt  ist.  Sie  haben  sich  aus  dem  Bedürfniss  der  kirchlichen  Verwaltung 
nach  gewissen  regelmässigen  Hülfsorganen  mit  beschränkten  Befugnissen  neben  den 
leitenden  Beamten  entwickelt  Wo  ein  solches  Bedürfniss  einmal  vorhanden  ist,  fällt 
dasselbe  nicht  durch  Ereignisse,  welche  die  Person  des  kirchlichen  Oberen  treffen  und 
dessen  Befugnisse  aufheben  oder  suspendiren ,  zusammen ,  es  besteht  vielmehr  unab- 
hängig von  dieser ,  sowohl  während  der  Vakanz  des  fraglichen  höheren  Amtes ,  wie 
auch  für  den  Nachfolger  in  dem  letzteren  fort. 

Es  ist  daher  principiell  unrichtig ,  die  Grundsätze  von  dem  Erlöschen  der  iuris- 
dictio  delegata  oder  mandata  durch  den  Tod  des  Auftraggebers  auf  die  hier  in  Rede 


offensichtlich  unrichtigen  Thatbestandes  oder  — 
und  das  wird  allein  praktisch  vorkommen  —  wegen 
Beobachtung  absolut  gebietender  Gesetze  des 
Staats  ,  welche  die  Kirche  nicht  anerkennt ,  oder 
solcher,  bei  denen  die  ersteren  die  absolute  Frei- 
heit der  EntSchliessung  gewahrt  wissen  wollen, 
z.  B.  wegen  einer  Abstimmung  bei  Landtags- 
und Reichstagswahlen,  angeordnet  worden  ist. 
Vgl.  auch  meinen  Kommentar  zu  den  preuss. 
Kirchengesetzen  v.  1873.  S.  68.  70. 


1  S.  Th.  I.  S.  193.  Th.  II.  S.  221. 

2  So  bei  dem  Amte  des  Generalvikars,  Th.  II. 
S.  221.  Für  die  Legaten  des  Papstes  gilt  dies 
aber  nicht,  Th.  I.  S.  516.  517;  s.  auch  Kaempfe, 
d.  Begriffe  d.  iurisdictio  ordinariaetc.  S.  151.  152. 

3  Z.  B.  die  der  französischen  Succursalpfarrer 
oder  Desservants. 

*  Darüber  ist  die  Doktrin  einig,  s.  Hieron. 
Gonzalez;  ad  reg.  VIII.  conc.  gl.  5.  n.  6.  n.  38. 
39;  Leuren.  I.  qu.  82. 
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stehend(Mi  Stellungen  anzuwenden '.  Es  handelt  sich,  wie  nachgewiesen,  bei  ihnen 
niclit  um  eine  einfache  vorübergehende  Uebertragung  einzelner  Befugnisse  des  kirch- 
liclien  Oberen ,  sondern  nm  dauernde  Wahrnehmung  gewisser  Geschäfte,  welche  aller- 
dings materielle  Ausflüsse  der  Gewalt  des  letzteren  sind  und  insofern  in  seiner  Stell- 
vertrotung  wahrgenommen  werden,  welche  sich  aber  andererseits  in  ihrer  Gesammtheit 
schon  zu  einem  regelmässig  bestehenden  Amte  zusammengeschlossen  und  verdichtet 
haben  -.  Die  Uebertragung  solcher  Stellungen  lässt  sich  demnach  nicht  mehr  als  Be- 
auftragung auffassen  ,  sie  ist  eine  Verleihung  ähnlich  der  der  Manualbenefizien ,  und 
demnacli  in  der  Fortdauer  ihrer  Wirkungen  völlig  unabhängig  von  den  Schicksalen  der 
Person  des  kircldichen  Oberen,  welcher  ihre  Träger  bestellt. 

Dazu  kommt ,  dass  diese  Auffassung  allein  mit  dem  Bedürfniss  der  kirchlichen 
Verwaltung  in  Einklang  steht.  Eine  juristische  Theorie,  welche  dazu  führen  müsste, 
die  Stellungen  aller  Landdekane  in  einer  Diöcese  oder  aller  Missionspfarrer  in  einem 
Missionsbisthum  oder  apostolischen  Vikariat  bei  dem  Tode  des  Bischofs,  Missions- 
bischofs oder  apostolischen  Vikars  für  erloschen  zu  erklären  und  dadurch  einen  erheb- 
lichen Theil  der  unteren  Verwaltung  kirchlicher  Bezirke  zum  plötzlichen  Stillstand  zu 
bringen  ,  ist  durch  ihre  Unfähigkeit ,  die  juristische  Konstruktion  mit  den  realen  Ver- 
hältnissen in  Einklang  zu  bringen ,  ohne  Weiteres  gerichtet ,  und  in  der  That  würde 
sich  diese  auch  mit  der  in  der  Kirche  herrschenden  Praxis  in  Widerspruch  setzen  ^. 

Dass  diese  Grundsätze  insbesondere  auch  auf  die  ad  nutum  eingesetzten  Pfarr- 
Kapläne  oder  Vikare,  welche  heute  in  Deutschland  überall  von  den  Bischöfen  bestellt 
werden,  Anwendung  finden,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Sie  haben  neben  dem 
Pfarrer  ein  Hülfsseelsorgeamt ,  welches  ebenfalls  einen  herkömmlich  festen  Kreis  von 
Funktionen  umfasst"^.  Ihr  Amt  erlischt  demnach  ebensowenig,  wie  das  der  übrigen  er- 
v/ähnten  kirchlichen  Beamten  beim  Tode  des  Bischofs  ^.  Neuerdings  ist  aber  die  mit 
der  bisherigen  kirchenrechtlichen  Auffassung  ^  in  Widerspruch  stehende  Ansicht  her- 
vorgetreten '^ ,  dass  die  Dauer  ihres  Amtes  von  dem  Fortbestande  der  Amtsgewalt  in 
der  Person  desjenigen  Pfarrers,  neben  welchem  sie  als  Hülfsgeistliche  fungiren ,  ab- 
hängig sei.  Dies  ist  entschieden  unrichtig.  Wenngleich  die  Pfarrkapläne  in  ihren 
Funktionen  den  Pfarrer  vertreten,  und  weil  sie  dessen  Hülfsbeamte  sind,  nach  seinen 
Aufträgen  und  Anweisungen  handeln  müssen ,  so  sind  doch  sie  nicht  Mandatare  oder 
Delegaten  des  Pfarrers  ^,  welche  ihre  Amtsbefugnisse  von  ihm  ableiten.    Sie  empfangen 

1  Die  Congr.  conc.  hat  diese  auf  apostolische  ^  Th.TT.  S.  318.  Selbstverständlifh  handelt  es 
Vikare  niemals  angewendet,  s.  Th.  I.  S.  182.  sich  hierbei  nicht  nm  solche  Geistliche,,  welche 
1S3;  Th.  II.  S.  258;  vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  362.  blos   vorübergehend   im  Falle   eines  augenblick- 

2  Diesen  Prozess  aus  einer  reinen  Beauftragung  liehen  Bedürfnisses  dem  Pfarrer  zur  Aushülfe 
bis  zu  einem  völlig  selbstständigen  Amt  hat  auch  überwiesen  werden. 

das  heutige  feste  Pfarramt  durchgemacht,    Th.  II.  5  Dies  ist  auch  die  herrschende  Meinung,  s. 

S.  262.   Bei  ihm  ist  der  Charakter  einer  Stellver-  Craisson  manuale  totius  iuris  canonici  n.  1527; 

tretung  des  Bischofs  verschwunden.    Die  im  Text  Deneubourg  1.  c.  p.  177  ff. 
besprochenen  Stellungen  sind  in  diesem  Prozesse  ^'  Cr  ais  son  1.  c;  D  en  eubou  rg  1.  c.  p.  180; 

aber  nicht  soweit  fortgeschritten  und  können  sich  s.  auch  die  Schrift:   Die  Amtsgewalt  der  Capläne 

auch   ihrem  Wesen   nach   nicht  in  dieser  Weise  nach  d.  Tode  ihres  Pfarrers.     V.  e.  rheinischen 

umbilden.  Juristen.    Mainz  1878.    S.  21  ff. 

3  In  dieser  herrscht  kein  Zweifel,  dass  das  Amt  ?  go  beim  p reu s  s.  Ob. -Tribunal  in  d.  Entsch. 
des  Landdekans  nicht  mit  dem  Tode  des  Bischofs  v.  16.  März  1876  u.  v.  15.  Mai  1877,  Oppen- 
erlischt,  trotzdem,  dass  die  Jurisdiktion  des  hoff,  Rechtsprechung  d.  0.  Tr.  17,  207  u.  18, 
ersteren  gewöhnlicli  als  eine  delegirte  bezeichnet  336. 

wird,  s.  prov.  Prag.  v.  1860.  t.  6.  c.  6  u.  Ultra-  ^   Das  ist  allerdings  für  frühere  Zeit  richtig, 

iect.  V.  1865.  t.  2.  c.  7,  acta  conc.  coli.  Lac.  5,  Th.  II.  S.  318.  Jetzt  ist  dies  aber  nicht  mehr  in 
559  u.  793.  Deutschland  der  Fall,  s.  a.  a.  O.  S.  320  und  dazu 
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diese  vielmehr  vom  Bischof  ^ ,  und  daher  können  dieselben  weder  mit  dem  Tode  oder 
der  Absetzung  des  Pfarrers  noch  mit  der  Suspension  der  Amtsgewalt  des  letzteren 
(z.  B.  durch  Exkommunikation)  hinfällig  werden,  um  so  weniger  als  gerade  ihre  aus- 
helfende Stellung  es  bedingt,  dass  sie  für  den  Pfarrer  ohne  Weiteres  einzutreten  haben, 
wenn  die  Verwaltung  der  Pfarrgeschäfte  durch  denselben  nicht  wahrgenommen  und 
von  ihm  auch  keine  darauf  bezügliche  Anweisung  ertheilt  werden  kann. 

§.165.     3.   Die  Versetzung  de?^  kirchlichen  Amtstrüger*. 

I.  Geschichte.  1.  Wechsel  der  Bisthümer^.  Schon  das  Konzil  von 
Nicäa  (325)  ist  dem  Wechsel  der  Bisthtimer,  um  ehrgeizigen  und  habgierigen  Bestrebun- 
gen nach  besseren  Stellungen ,  sowie  Streitigkeiten  und  Unordnungen  vorzubeugen, 
durch  die  Vorschrift  entgegengetreten  ,  dass  kein  Bischof  von  einer  Stadt  zur  anderen 
übergehen  und  im  Falle  des  Zuwiderhandelns  in  seine  frühere  Stellung  zurückgebracht 
werden  solle  ^.  Das  Verbot  ist  ohne  jede  Ausnahme  aufgestellt  und  trifft  demnach 
nicht  nur  den  eigenmächtigen  Wechseides  Bisthums,  sondern  auch  die  Annahme  eines 
solchen  bei  einer  ordnungsmässig  stattgehabten  Wahl  und  Berufung  *.  In  der  Praxis 
ist  dasselbe  aber,  wie  die  Wiederholung  der  Anordnung  des  Nicänums  durch  einzelne 
Partikularsynoden  ^  noch  in  demselben  Jahrhundert  unter  gleichzeitiger  Androhung 
schwerer  Strafen  ^  zeigt,  nicht  streng  beobachtet  worden ' .  Man  hat  offenbar  vielfach  eine 
nicht  eigenmächtige,  mit  Zustimmung  einer  Provinzial-  oder  grössern  Synode  aus  Grün- 
den des  kirchlichen  Interesses  erfolgte  Versetzung  von  Bischöfen  als  erlaubt  angesehen  ^, 


noch  Vering,  Lehrb.  d.  K.R.  S.  580;  Kohn  im 
Arch.  f.  k.  K.R.  39,15,  ebensowenig  in  Frankreich, 
Bon  ix  1.  c.  p.  659  u.  Kohn  a.  a.  0.  S.  18,  u.  in 
Belgien  Deneubourg  p.  102.  Selbst  da,  wo 
heute  noch  der  Pfarrer  den  Kaplan  ernennt,  wird 
man  einZusammenfallen  der  Befugnisse  des  letz- 
teren in  den  erwähnten  Fällen  nicht  annehmen 
können,  wiewohl  das  freilich  streitig  ist,  s.  De- 
nen bourg  p.  179.  Denn  ein  Mandat  oder  eine 
Delegation  liegt  dann  nicht  mehr  vor,  wenn  die 
Kaplanstelle  ein  Hülfsamt  geworden  ist. 

1  Der  Pfarrer,  welchem  sie  assistiren  ,  kann 
den  Umfang  derselben  nicht  einmal  ändern,  Ve- 
ring a.  a.  0.  S.  579;  Kohn  a.  a.  0.  S.  24. 

*  Neller  dissert.  I.  II  de  translatione  epis- 
copi.  Trevir.  1763,  auch  in  Schmidt  thesaur. 
3,  1  u.  30. 

2  Thomas  sin  vet,  et  nov.  discipl.  P.  II.  1.  II. 
c.  60  ff.;  Phillips  K.  R.  5,  413  ff. 

3  c.  15  in  c.  19  C.  VII.  qu.  1. 

Y.  341.  c.  21  in  c. 


*  So  ausdrücklich  Antioch 
25  C.  cit. 

5  S.  die  vor.  Anm. 

6  So  droht  die  Synode  v.  Sardika  v.  343.  c.  1 
u.  2  (c.  1  u.  2.x.  de  der.  non res.  III.  4  u.c.  2.  X. 
de  elect.  I.  6)  Entziehung  der  Laien-Kommunion 
für  die  Uebertreter  des  Verbotes  an. 

7  Vgl.  Sokrates  (geb.  u.  380)  bist,  eccles.  VII. 
36  :  ^,OuTU)  [J.£V  CUM  irapd  toi^  izakaioiipoic,  -/][j.ü)V 
aSiacpopov  "^v  artö  TroXeto?  ei?  tz6\iv  [lezd^ei^  ini- 
oxozov,  oodcxi?  XP^^'^  ixakei  . .  .  Tp-q^opioc,  6  Na- 
CiavCir^vo?  -jxpoTepov  Saoifxtt)^  [iXac,  töjv  dv  KaTi- 
TtaSoxia  TToXewv  imaxorioc,  rjv,  elta  (381)  -^i^ove 
NaCiavCoü.  MeXiTio?  Ttpoxgpov  tt]?  iv  Seßaaxeia 
TTpo^OT-r]  dxxXY]oiac  xai  [t.e'za  Taüxa  (361)  xfj?  is 

Hinschius,  Kirchenreclit.  HI. 


^AvTtoyeia  Trpoeax'^.  Aoaii}£ov  xöv  "ZtkeuxtiaQ  dui- 
07.0TZOV  'AXe^avSpoc  6  'Avxio"/eiot;  eTziav-oTiOc,  eU 
Tdpaov  XYJ?  KiXiv.iac,  (415)  [it-zri^ia^e^.  '0  'Peße- 
psvxto?  aTTo  ApxüJv  XTJ?  $otvix'^?  [i.etd  xaüxa  (u. 
381)  p.£XY]V£)^^Y]  ek  Tupov,  loidvvr^i  o-tzo  FopSo'J 
zfic.  AuBias  [j.£XY]\i£yftY]  £v  npo7.ovfjaco  (431)  .  .  . 
riaXXdSioi;  dizb  'EXe\(0UTc6X£a)i;  fxexYjVEj^iSrj  ei? 
AoTtouva  (u.  400).  'AXe^avopo;  «Ttö  EXenoutto- 
Xeoji;  iieT-tpiy^ri  eic,  ^Aopiavou?  (4.  Jahrb.).  Oeo- 
cpiXoc  dizb  'A-naiJ-eia?  r-qc,  is  'Aoia  ixeTfiviyßr]  ei; 
EüSo^touTToXiM,  xTjV  x6  TiaXaiov  2!aXa[jißpiav  v.a- 
XouiAeviqv  (4.  Jahrb.).  noX6v,ap7uO?  dno  2e|avxo- 
Tipiaxoav  x-rj?  Muaia?  ixezrisiyßr]  ei?  NtxoroXtv  'zf^c, 
Opd"/."/]?  (4.  Jahrb.).  l£p6cpiXo?  aTTO  TpaTre^oOKO- 
Xeojc  X'Tj?  Opu-^ia?  [Aexr|V£y^&Y]  ei?  IlXajxivo'JTroXtv 
xfj«;  Qpav.i]c,  (vor  431).  0Tcxi[i.oc  6  aTro  A^hai^tiai 
xfj?  Opu^ia;  (j.exiQvey&Y]  ei?  Avxtoyetav  xy]?  IIiöi- 
Sia?  (381).^''  lieber  Eudoxius .  der  erst  Bischof 
von  Germanika,  dann  (357)  von  Antiochien  und 
(360)  von  Constantinopel  war,  ibid.  II.  37.  43. 
44.  Namentlich  waren  es  Arianer,  welche  sich 
durch  solchen  Wechsel  die  Leitung  bedeutender 
Bisthümer  zu  verschaffen  suchten,  Theodoret. 
bist,  eccles.  I.  19. 

8  Vgl.  c.  14  (13)  apostol. :  „'E-ioxottov  (jltj 
i^ei^ai  raxaXei^'avxa  xt]v  eauxoü  Trapoixiav  exepa 
dTriTTYjSav,  xav  utio  TiXeiovujv  dvaY"/-dCiQxai ,  ei  |j.ti 
XI?  EuXoYO?  aixia  y]  xouxo  ßtaCo{J.iVTj  auxov  Tcoieiv, 
lu?  TiXeov  XI  repoo?  6uva{j.£vou  auxoü  xoi?  ey.eice 
XöYu)  Euoeßeia?  aufxßdXXea&at  xal  xoOxo  Be  o'j'a 
dcp  dauxoü,  dWd  xpiaei  ttoXXojv  dziaxörrtuv  xai 
TiapaxXTjaei  {j.£Yi<3xrj.  Ob  dieser  Kanon  älter  oder 
jünger  als  der  des  Nikänums  ist,  ist  zweifelhaft, 
denn  die  Annahme,  dass  c.  15  desselben  bei  der 
Bezeichnung  des  Wechsels   als    „  Ttapd  xov  xa- 
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und  dus  Konzil  von  Chalcedon  (451)i  hat,  wenngleich  es  eine  solche  auch  nicht  aus- 
drücklich billigt,  sie  doch  anderntheils  nicht  für  unstatthaft  erklärt  2. 

In  der  afrikanischen  Kirche  ist  das  Verbot  ebenfalls  noch  im  1.  Jahrhundert 
recipirt  worden«^,  jedoch  scheint  es  hier  gleichfalls  nur  auf  die  eigenmächtigen  Transla- 
tionen bezogen  worden  zu  sein"*. 

Dasselbe  gilt  von  der  römischen  Kirche.  Die  römischen  Bischöfe  haben  sicli 
zwar  seit  dem  4 .  Jahrhundert  ^  in  ihren  Dekretalen  sehr  scharf  gegen  den  Wechsel  von 
Bisthümern  ausgesprochen  und  gegen  die  Statthaftigkeit  eines  solchen  schon  auf  das 
der  Ehe  ähnliche  Verhältniss  des  Bischofs  zu  seiner  Diöcese  hingewiesen,  indessen 
richten  sich  diese  nur  gegen  eigenmächtige  Translationen  und  gewähren  theilweise  einen 
Anhalt  dafür,  dass  Versetzungen  aus  gerechtfertigten  Gründen  von  ihnen  nicht  als 
unstatthaft  erachtet  worden  sind  ^. 

Ebensowenig  hat  die  spanische  Kirche  die  älteren  Kanones  als  ausnahmslose 


vo^a"  an  die  apostolischen  Kanones  gedacht  hat, 
erscheint  nicht  zwingend.  Mit  dem  Wortlaute 
des  Konzils  war  aber  die  zuletztgedachte  Aus- 
nahme nicht  unvereinbar,  denn  das  Verbot  des 
|j.eTaßai\£iv  („transire"  übersetzt  die  Hispana  und 
Gratian  ;  Dionysius  allerdings  „transferri")  trifft 
dem  Wortlaut  nach  nur  den  eigenmächtigen  Wech- 
sel, möge  er  aus  eigenem  Antriebe  oder  aus  Ver- 
anlassung anderer  erfolgen.  A.  M.  anscheinend 
Phillips  5,  420.  n.  16. 

1  c.  5,  auch  in  c.  26  C.  VII.  qu.  1. 

-  Es  spricht  nur  allgemein  eine  Wiederholung 
der  früheren  Vorschriften  aus. 

3  Carth  111.  V.  397.  a.  38  in  c.  107  D.  IV  de 
cons. 

*  Dies  zeigt  der  bei  Gratian  nicht  mitgetheilte 
Inhalt  des  Kanons. 

5  Ep.  lulii  ad  Danium  etc.  v.  342,  Coustant. 
p.  363  :,,...  non  potius  qui  contentiose  .  .  .  CCC- 
orum  decreta  (d.  h.  das  Mcänum)  violarunt  .  .  .  ? 
Non  solum  enim  Ariani  admissi ,   sed  et  a  loco  in 
locum  episcopi  sese  transferre  meditati  sunt.     Si 
igitur  vere  et  parem  eumdemque  existimatis  epis- 
coporum  honorem  neque  ex  magnitudine  civita- 
tum,  uti  scribitis,   episcoporum  dignitatera  meti- 
mini,   oportuit  eum  cui  parva  civitas  concredita 
fuit,   in  illa  mauere  nee  contemta  illa  quae  sibi 
credita    erat,     ad    aliam    sibi     non     commissam 
transire";  Damasi  ad  Achol.  n.  380,  ibid.  p.  538: 
„Illad  praeterea  commoneo  dilectionem  vestram, 
ne  patiamini    allquem    contra    statuta    maiorum 
nostrorum  de  civitate  alia  ad  etiam  transduci  et 
deserere  plebem  sibi  commissam  et  ad  aliumpopu- 
lum  per  ambitionem  transire.     Tunc  enim  con- 
tentiones  oriuntur,   tunc  Schismata  graviora  occi- 
piunt;   cum  et  illi  qui  amiserint  sacerdotem  sine 
dolore  animi  esse  non  possunt  et  illi  qui  alterius 
civitatis  acceperint  episcopum,  etiamsi  gaudeant, 
invidiosum    sibi  intelligunt  fore ,    sub   alieno   se 
agere  sacerdote'' ;  Damasi  ad  Paulinum  v.  378  ibid. 
p.   513  u.   c.   43.   C.  VII.    qu.  1  ,  worin  den  ihr 
Blsthum  wechselnden  Bischöfen  die  Gemeinschaft 
auf  so  lange  versagt  wird,   als  sie  nicht  zu  ihrem 
früheren  Sitz  zurückgekehrt  sind ;  römische  Synode 
unter  Innocenz  I.   v.  402  u.  ep.  ad  Gall.,  Cou- 
stant p.  697  (hier  dem  Siricius  beigelegt) :  „Item 
de  bis  qui  de  ecclesia  ad  ecclesiam  transeunt,  iussi 


sunt  haberi  quasi  relicta  uxore  ad  alienam  acces- 
serint,  quod  impunitum  esse  non  possit.  Talern 
episcopum,  invasorem  pudoris  alieni,  episcopatu 
privari  iusserunt"  ;  Leon.  I  ep.  ad  Aiiast.  Thessal. 
c.  8,  ed.  Baller.  1,  689,  c.  31.  C.  VII.  qu.  1 
verfügt  als  Strafe  Verlust  des  neuen  und  alten 
Bisthums. 

6  ep.  Gelasii  I.  ad  ep.  Lucan.  a.  494.  c.  23, 
Thiel  p.  375:  „Quisquis  propriae  desertor  eccle- 
siae  nullis  existentibus  causis  ad  aliam  putaverit 
transeundum  temereque  susceptus  fuerit  et  pro- 
motus ,  reverendorum  canonum  vel  ipse  vel  re- 
ceptoreius  atque  provector  constituta  non  fugiet, 
quae  de  huiusmodi  praesumptoribus  praeflxere 
servanda",  lieber  Cölestinl.  (422—432)  berichtet 
Socrat.  bist.  VII.  40  bei  der  Erzählung  von  der 
Besetzung  des  Bischofsstuhles  zu  Konstantinopel 
mit  Bischof  Proklus  von  Cyzikus  seitens  des 
Kaisers :  ^;To6tw  y^^P  "/-^'i  '^o^  071157.61x00  x"^? 
'Poj[j.aiojv  KeXscTtvo'j  ir.iaToXai  Tiapoüoat  i'^ivo-^no 
ou[j.(LrjCpoi  ....  oioda7.cov  tu?  ou?i£v  xojXuet  tov 
T£  e-rspa?  rroXeto?  övofxaoOevta  y]  7,oX  o^na  in'i- 
oy.oTTOv  eic,  aXX'/jv  {jteTaxiOso&ai".  Da  aber  dieser 
Vorgang  in  das  Jahr  434  fällt,  so  kann  der  Brief 
Cölestins  jedenfalls  nicht  aus  Anlass  dieser  Ge- 
legenheit geschrieben  sein,  Coustant  p.  1224; 
Valesius  zu  VII.  40  cit.,  ed.  Hussey  3,  546. 
Ist  der  Brief  "echt,  so  spricht  der  Papst  sich  nur 
über  die  Statthaftigkeit  der  Translationen  im  All- 
gemeinen aus.  Er  ist  jedenfalls  kein  Beweis  da- 
für, dass  Cölestin  dem  Proklus  den  Wechsel  sei- 
nes Bisthums  gestattet  hat,  so  Phillips  5,  427, 
noch  weniger  kann  darin  die  Bethätigung  eines 
angeblich  von  Anfang  an  dem  Papst  zustehenden 
Genehmigungsrechtes  zu  jeder  Translation  eines 
Bischofs,  —  ein  solches  behauptet  Phillips  5, 
413  ff.  — ,  gefunden  werden.  Dieses  müsste  ebenso 
wie  das  angebliche  Mitwirkungsrecht  der  Päpste 
bei  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  Jahrhun- 
derte lang  latent  geblieben  sein,  lieber  den  wei- 
ter von  Phillips  in  diesen  Zusammenhang  ge- 
stellten Fall  des  Perigenes  von  Korinth  s.  Th.  II. 
S.  521.  Anm.  a.  E. 

lieber  die  von  Gregor  I.  innerhalb  der  römi- 
schen Metropolitansprengel  in  der  Form  von  In- 
kardinationen  vorgenommenen  Translationen  s. 
Th.  I.  S.  313.  314. 
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Verbote  aufgefasst,  vielmehr  sind  hier  ebenfalls  Translationen  und  zwar  unter  der  Au- 
torität der  Nationalkonzilien  1  und  der  Könige  vorgenommen  worden. 

In  Gallien  war  gleichfalls  die  Rechtsanschauung  herrschend,  dass  eine  Ver- 
setzung mit  Genehmigung  der  Provinzialsynode  stattfinden  könne,  falls  der  Bischof  von 
dem  Klerus  und  dem  Volk  des  neuen  Bisthums  gewählt  worden  und  seine  Versetzung 
auf  dasselbe  durch  ein  kirchliches  Interesse  gerechtfertigt  sei  2.  Später  nahmen  aber 
hier  die  merovingischen  Könige,  als  sie  einen  weitgreifenden  Einfluss  auf  die  Besetzung 
der  Bisthümer  erlangt  ^  und  die  Provinzialsynoden  ihre  Bedeutung  eingebüsst  hatten  ^, 
die  Translationen  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ohne  Mitwirkung  der  letzteren 
vor^.  In  karolingischer  Zeit  hat  zwar  die  kirchliche  Partei  wieder  auf  eine  Betheiligung 
der  Bischöfe  gedrungen  ß,  indessen  ist  eine  Genehmigung  der  letzteren  weder  bei  der 
Vergebung  des  Bisthums  Hildesheim  an  den  von  Rheims  vertriebenen  Ebo  durch  Lud- 
wig den  Deutschen  ^,  noch  bei  der  Osnabrücks  an  den  für  Schweden  geweihten  Bischof 
Gauzbert  ^  erfordert  worden. 

Einen  Wendepunkt  in  der  Entwicklung  der  Rechtssätze  über  die  Translationen 
von  Bischöfen ,  welche  bisher  im  Abendlande  nicht  häufig  gewesen  waren  ^ ,  bildet 
Pseudo-Isidor  lö.  Die  gefälschten  Dekretalen  desselben  erkennen  einen  Wechsel  des 
Bisthums  aus  Nothwendigkeit  oder  zum  Nutzen  der  Kirche  für  zulässig  an ,  verlangen 
aber,  dass  ein  solcher  stets  mit  päpstlicher  Genehmigung  erfolge  ^  1 .  In  üebereinstim- 
mung  hiermit  ist  auch  durch  Hadrian  II.  allerdings  auf  Ansuchen  der  Synode  von 
Doucy  der  aus  Nantes  vertriebene  Aktard  in  der  Form  einer  Inkardination  nach  Tours 


1  So  auf  dem  16.  Konzil  von  Toledo  i.  J.  656, 
Hefele  Konciliengesch,  3,  96  und  auf  d.  16. 
V.  Toledo  V.  693,  decret.,  Bruns  I.  1,  378: 
„  .  .  auctoritatem  .  .  .  nostri  domini ,  per  quam 
.  .  iussit  .  .  .  J'elicem  Hispalensis  sedis  episco- 
pum  de  praefata  sede  Toletana  iure  debito  curam 
facere,  nostro  eum  in  postmodum  reservans  ibidem 
decreto  firmandum,  ob  id  nos  cum  consensu  cleri 
ac  populi  ad  .  . .  Toletanam  sedem  pertinentis  .  . . 
Felicem  ...  de  Hispalensi  sede  ....  in  Toleta- 
nam sedem  canonice  transducimus  et  in  eadem 
Hispalensi  cathedra  .  .  .  Faustinum  Bracarensis 
sedis  episcopum  nee  non  et  Felicem  Portucalensis 
ecclesiae  antistitem  in  praefatae  Bracarensis  sedis 
pontiflcem  subrogamus  .  .",  s.  hierzu  auch  Th.  II. 
S.  517.  Wenn  Papst  Hilarus  465  auf  Anfrage  der 
Bis^.höfe  der  Provinz  Tarragona  die  Translation 
des  Irenäus  auf  das  Bisthum  Barcelona  verworfen 
hat,  Thiel  p.  157.  167;  c.  30  C.  VII.  qu.  1,  so 
kam  hierbei  zugleich  in  Betracht,  dass  dieser  von 
seinem  Vorgänger  zum  Nachfolger  bestellt  war, 
s.  Th.  II.  S.  522. 

2  Statuta  ecclesiae  antiqua  (saec.  V.)  c.  27: 
„Ut  episcopus  de  loco  ignobili  ad  nobilem  per  am- 
bitionem  non  transeat  nee  quisquam  inferioris 
ordinis  clericus.  Sane  si  id  utilitas  ecclesiae  flen- 
dum  poposcerit,  decreto  pro  eo  clericorum  et  lai- 
corum  porrecto  in  praesentia  synodi  transferatur, 
nihilominus  alio  in  loco  eins  episcopo  subrogato" 
in  c.  37  C.  VII.  qu.  1. 

3  Th.  II.  S.  518. 

4  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  K.  R.  2,  208. 

5  In  den  von  Gregor.  Tiiron.  11.23.  36.  III.  2. 
IX.  24.  X.  31.  §.  10  (Th.  II.  S.  39.  n.  9),  be- 
richteten, dem  Ende  des  5.  und  6.  Jahrh.  ange- 


hörigen  Fällen  handelte  es  sich  um  Bischöfe,  wel- 
che aus  dem  burgundischen  und  westgothischen 
Reich  hatten  entfliehen  müssen. 

6  S.  c.  10  capit.  exe.  de  canone,  LL.  1,  147 
u.  Ansegis.  I.  131:  „Ne  de  uno  loco  ad  alium 
transeat  episcopus  sine  decreto  episcoporum.'^' 

7  Im  J.  844  oder  845,  Dümmler,  ostfränk. 
Reich  1,  247. 

8  1.  J.  845,  Dümmler  a.  a.  0.  S.  265.  268. 
Die  Translation  des  Bischofs  Hildegrim  v.  Chalons 
auf  das  neu  errichtete  Bisthum  Seligenstadt  (spä- 
ter Halberstadt)  1.  J.  781  ist  Fabel,  Rettberg, 
Deutschlands  Kirchengesch.  2,  470 ff.  ,  Abel 
Jahrb.  unt.  Karl  d.  Gr.  1,  290. 

9  Dies  ergiebt  die  verhältnissmässig  geringe 
Anzahl  der  überlieferten  Beispiele,  s.  die  voran- 
gehenden Anmerkungen,  wobei  noch  zu  berück- 
sichtigen ist,  dass  nach  dem  älteren  Recht  der 
Bischof  de  gremio  ecclesiae  genommen  werden 
sollte,  Th.  II.  S.  492.  n.  5. 

10  Phillips  5,  431  von  seinem  Standpunkt 
aus  bestreitet  dies  natürlich. 

11  Am  ausführlichsten  darüber  ep.  Pelagii,  ed. 
Hinschius  p.  725,  theilweise  in  c.  35.  36  C. 
cit.,  s.  ferner  ep.  Calixt.  c.  16  1.  c.  p.  140,  = 
c.  39C.  cit.,  ep.  Anter.  c.  2,  1.  c.  p.  152  =  c.  34 
C.  cit.,  Evarist.  c.  4,  1.  c.  p.  90  =  c.  11.  C.  cit., 
wo  auch  wieder  das  Bijd  von  der  Ehe  verwendet 
wird.  Darüber,  dass  diese  Stellen  und  die  damit 
in  Verbindung  stehenden  Fälschungen  über  die 
Vertreibung  von  Bischöfen  und  Einsetzung  eines 
andern  Bischofs  bei  Lebzeiten  des  Vorgängers 
durch  den  Fall  Ebbos  v.  Rheims  mit  veranlasst 
worden  sind  ,  ist  man  jetzt  einig ,  s.  D  ü  m  m  1  e  r 
ostfränk.  Reich  1,  247;  Hinschius  decret. 
Pseudü-Isid.    p.    CCXXVI ;    Goecke,     de   ex- 

20* 


;iOS  I-  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kii-che  durch  dieselbe.  [§.  165. 

(871)  ^  und  in  gleicher  Weise  durch  Johann  VIII.  (876)  sogar  gegen  den  Beschluss 
der  Synode  von  Ponlhion  der  Erzbischof  Frothar  von  dem  verwüsteten  Erzbisthum  Bor- 
deaux nach  Bourges  transt'erirt  worden'-^.  Selbst  Hinkniar  von  Rheims  hat  dieses  Recht 
dem  Papste  nicht  bestritten-*,  obwohl  er  die  Statthaftigkeit  der  Versetzung  Aktards  aus 
andern  Gründen  angefochten  hat^. 

Die  praktische  Durchsetzung  der  pseudoisidorischen  Forderung  im  Westfranken- 
reich war  durch  die  Scliwäche  der  damaligen  karolingischen  Regenten  sowie  den  damit 
zusammenhängenden  Aufschwung  der  päpstlichen  Macht  und  den  wachsenden  Einfluss 
der  Reformpartei  ermöglicht  worden. 

Seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  aber,  als  die  Stellung  des  Papstthums  mit  der 
Auflösung  des  karolingischen  Reichs  sich  völlig  verändert  hatte ,  ist  von  der  ferneren 
Anwendung  des  pseudoisidorischen  Grundsatzes ,  ja  sogar  der  früheren  Kanones ,  so 
gut  wie  keine  Rede  mehr^.  Eine  solche  hatte  neben  der  im  10.  und  im  11.  Jahr- 
hundert fast  überall  geübten  Ernennung  der  Bischöfe  durch  die  Fürsten  keinen  Raum  ^. 
Die  Translationen  sind  allerdings  in  dieser  Zeit  ebenfalls  noch  selten  gewesen',  aber 
wenn  sie  vorgenommen  wurden,  geschahen  sie  nach  dem  Ermessen  oder  unter  wesent- 
lichem Einfluss  der  besetzungsberechtigten  Fürsten  ^.  Ja  selbst  an  der  Versetzung  von 
Bischöfen  auf  den  päpstlichen  Stuhl ,  über  deren  Zulässigkeit  aus  Anlass  der  Formo- 
sianischen  Angelegenheit  ein  erbitterter  Streit  geführt  worden  war-',  hat  man  zwar 
noch  Anfangs  des  10.  Jahrhunderts,  aber  weder  später  im  weiteren  Verlauf  desselben  ^^, 
noch  im  1 1.  Jahrhundert ,  wo  eine  solche  mehrfach  seitens  der  deutschen  Kaiser  er- 
folgt ist,  Anstoss  genommen  i^ 

Erst  seit  der  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts ,  als  die  streng  kirchliche  Reformpartei 
sich  zum  Kampfe  gegen  das  Ernennungsrecht  der  weltlichen  Fürsten  zu  rüsten  begann, 

cept.   spolii.  diss.  inaug.  Berol.   1858.   p.  51  ff.,  463.     Freilich  ist  derselbe  durch  eine  vom  Erz- 

V.  Noorden  Hinkmar  v.  Rheims  S.  25.  bischof  Theotmar  v.  Salzburg  berufene  Provinzial- 

^  Ep.    Hadriani    II.     ad     episc.     syn.    Duac,  synode  wegen    dieses  Wechsels  seines  Bisthums 

Mansi  15,  852,    s.   auch  Dümmler  a.   a.   0.  „contra  instituta  patrum"  abgesetzt  worden,  annal. 

670.  782.  Fuld.  a.  899,  SS.  1,  414. 

2  S.  die  4  Schreiben  Johanns  Vlll.^b.  Mansi  6  S.  Th.  II.  S.  530 ff.  538 ff.  583 ff. 

17,  9.    12.   13.  35;  Dümmler  a.   a.   0.  2.  39.  7  Mit  Ausnahme  Englands,  wo  namentlich  in 

40;  Hefele  Konc.  Gesch.  4,  500.  dieser  Zeit  mehrfache  Translationen  anderer  Bi- 

3  Vgl.  seine  Schrift  de  translationibus  episcop.  schüfe  nach  Canterbury  vorgekommen  sind, 
c.  OMigne  patrolog.  126,  213:  „Si  autem  causa  Migne  patrolog.  179,  1456  (Gnilelm-Malinerb. 
certae  necessitatis  vel  utilitatis  exegerit,  ut  qui-  gest.  pont.  Angl.). 

libet  episcopns  de  civitate,   in  qua  ordinatus  est,  H  So  hat  Bruno  in  Stellvertretung  Ottos  I.  den 

ad  aliam  civitatem  transferatur,   synodali  disposi-  von  Verona  vertriebenen  Bischof  Rather  953  zum 

tione  vel  apostolicae  sedis  consensione  apertissi-  Bischof   v.    Lüttich    wählen     lassen,      Köpke- 

ma  ratione  manifestum   fieri   debet".     Das   „vel"  Dümmler  Otto  d.  Gr.  S.  227  und  Otto  II.   932 

kann  sowohl  oder,  wie  auch  und  heissen.     Der  dem  Bischof  Giselher  von  Merseburg  dasBisthum 

Zusammenhang  spricht  eher  für  die  Bedeutung  Magdeburg  gegeben,  a.  a.  0.  S.  545;    Thietmar. 

von  oder,  nicht  für  das  letztere,   wie  Richter-  chron.  II  23,  SS.  3,  755;  annal.  Magdeb.  SS.  16, 

Dove  §.  205.  n.  1  annimmt,  um  so  mehr  als  das  156.     Anfang  des   11.   Jahrhunderts  sind  durch 

erste  vel  nur  oder  bedeutet.  Knut  von  Dänemark  ebenfalls  mehrere  Bischöfe 

4  Vgl.  V.  Noorden  a,  a.  0.  S.  292.  von  England  nach  Dänemark  transferirt,   Adam 

5  Allerdings  ist  die  Versetzung  des  nach  871  Brem.  II.  53,  SS.  7,  325,  und  in  Frankreich  die 
vertriebenen  Bischofs  Stephans  von  Sorrent  nach  Versetzungen  Roberts  von  Lisieux  nachCoutances 
Neapel  unter  Genehmigung  des  Papstes  Bene-  1025  u.  1026,  Gallia  Christ.  11,  869,  sowie  des 
dikt  IV.  (900 — 903)  erfolgt,  Auxilii  lib.  in  de-  Gervasius  von  l.e  Maus  nach  Rheims  1055,  ibid. 
fensionem  Stephan!  c.  3  bei  D  ü  mmler  Auxilius  9,  69  u.  11,  869  (hierbei  nur  der  Betheiligung 
und  Vulgarius.  Leipzig  1866.  S.  98,  s.  ebendas.  des  Königs,  Metropoliten,  Klerus  und  Volk  er- 
S.  36;  hier  handelte  es  sich  aber  um  den  Metro-  wähnt)  anscheinend  ebenfalls  ohne  päpstlichen 
politanbezirk  von  Rom.  Konsens  zu  Stande  gekomuien. 

Dagegen   hat  schon  Arnulf  i.   J.  899    seinem  9  Th.  I.  S.  228. 

Kanzler  Viching,  Bischof  von  Neitra,  dasBisthum  ^0  Th.  I.  S.  244. 

Passau  verliehen,  Dümmler  ostfränk.  Reich  2,  ii  Th.  I.  S.  246. 
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griff  dieselbe  ^  auch  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  auf  die  früheren  Kanones  2  zurück, 
und  nunmehr  suchten  die  Päpste  '^  das  schon  von  Pseudo-Isidor  geforderte  Zustimmungs- 
recht zu  Translationen  wieder  zur  praktischen  Geltung  zu  bringen  ^.  Dies  gelang  ihnen 
leichter,  als  die  Beseitigung  des  fürstlichen  Investiturrechtes,  weil,  ganz  abgesehen  da- 
von, dass  einflussreiche ,  der  Reform  ergebene  Männer  diese  Auffassung  vertheidig- 
ten  ^,  die  der  päpstlichen  Partei  angehörigen  Bischöfe  stets  in  der  Lage  waren ,  für 
eine  ihnen  angebotene  Translation  die  Zustimmung  des  Papstes  einzuholen. 

Freilich  hat  der  Kampf  mit  den  Fürsten ,  von  denen  vor  Allem  die  Wahrung  des 
päpstlichen  Rechtes  gefordert  wurde,  noch  bis  in  das  1  2.  Jahrhundert  hinein  gedauert^', 
indessen  ist  es  während  desselben  den  Päpsten  mit  Unterstützung  der  kirchlichen  Re- 
formpartei "^  gelungen ,  ihr  beanspruchtes  Recht  zu  immer  weiterer  Anerkennung  zu 
bringen  8. 


1  Wenn  Clemens  II.  1047  dem  Bischof  Johann 
von  Pästum ,  welcher  von  Klerus  und  Volk  in 
Salerno  unter  Zustimmung  des  dortigen  Fürsten 
zum  Erzhischof  von  Salerno  gewählt  worden  war, 
die  Genehmigung  zu  dieser  Translation  ertheilt, 
Mansi  19,  621,  so  hängt  dies  wohl  eher  mit  dem 
fortdauernd  grösseren  Emfluss  der  Päpste  auf  die 
italienischen  Bisthümer  zusammen. 

Ob  die  Nachricht  der  vita  Stephans  (vom  Bi- 
schof Chartuitius  oder  Hartwig)  bei  Baron,  ad  a. 
1002.  n.  19,  dass  Stephan  d.  H.  von  Ungarn  zu 
einer  Versetzung  des  Bischofs  v.  Kolocza  nach 
Gran  die  Zustimmung  des  Papstes  eingeholt  hat, 
richtig  ist,  steht  dahin,  denn  diese  vita  ist  über 
100  Jahr  später  verfasst  und  noch  Anfangs  des 
12.  Jahrhunderts  ist  in  Ungarn  die  Zustimmung 
des  Papstes  zu  Translationen  nicht  eingeholt 
worden,  s.  unten  Anm.  6.  Der  Verfasser  kann 
also  sehr  wohl  seine  kirchliche  Anschauung  dem 
h.  Stephan  untergeschoben  haben. 

2  Vgl.  die  Synode  zu  Ronen  a.  1048.  c.  3, 
Mansi  19,  752,  welche  das  Uebergehen  eines 
Bischofs  von  einer  Stadt  zur  andern  „amplioris 
honoris  causa"  unter  Berufung  auf  die  Canones 
der  Väter  verbietet. 

3  Dict.  Gregor.  VII.  v.  1075,  Jaffe  monum. 
Gregor,  reg.  II.  55^  p.  175:  „Quod  illi  liceat  de 
sede  ad  sedem  necessitate  cogente  episcopos  trans- 
ferre". 

4  So  hat  Gregor  VII.  1081  seinem  Legaten 
Hugo  V.  Die  die  Erlaubniss  ertheilt  das  Erzbis- 
thum  Lyon  anzunehmen,  falls  er  dort  gewählt 
werden  würde,  reg.  VIII.  41,  1.  c.  p.492.  Schon 
i.  J.  1068  ist  von  Alexander  IL  dem  Bischof  von 
Avranches  auf  den  Bericht  Lanfranks ,  welcher 
die  königliche  Ernennung  desselben  zum  Erzbi- 
schof von  Rouen  dem  Papste  mitgetheilt  hatte, 
die  Genehmigung  zur  Annahme  des  gedachten 
Erzbisthums  gegeben  worden,  B  0  u  q  u  e  t  recueil. 
14,  545.  Die  Translation  des  Bischofs  Amatus 
von  Oleron  nach  Bordeaux  1089  ist  wohl  ebenfalls 
kaum  ohne  päpstliche  Zustimmung  erfolgt ,  da 
derselbe  sowohl  vorher  wie  nachher  päpstlicher 
Legat  war,  Gallia  Christ.  2,807;  Hefele  Konzi- 
liengesch.  5,  142.  186. 

^  Ansei m  von  Canterbury  erklärt  dem  König 
Heinrich  I.  v.  England  ep.  126  lib.  III,  Migne 
patrol.  159,  162:  „episcopus  non  potest  institui 
in  alia  provincia  episcopus  sine  consilio  archiepis- 


coporum  et  episcoporum  eiusdem  provinciae  cum 
auctoritate  apostolica  nee  sine  absolutione  archi- 
episcopi  et  episcoporum  provinciae  in  qua  sacratus 
est".  In  dem  Prolog  des  freilich  Ivo  v.  Chartres 
nicht  mit  Sicherheit  zugeschriebenen  decretum 
heisst  es  Migne  1.  c.  161,  54:  „Eadem  discre- 
tione  romani  pontitices  translationes  episcoporum, 
quae  districte  apostolicis  et  canonicis  sanctionibus 
prohibitae  antea  fuerunt,  maiori  ecclesiae  utilitati 
consulentes  fieri  permiserunt.^*^ 

6  So  wendet  sich  Paschalis  IL,  s.  c.  4.  X.  I.  6 
(vgl.  S.  203.  n.  6)  gegen  die  in  Ungarn  herr- 
schende Praxis ,  dass  Translationen  „nutu  regis" 
geschehen;  desgleichen  hat  er  das  Zustimmungs- 
recht bei  der  Versetzung  des  Bischofs  von  Ro- 
chester nach  Canterbury  dem  König  von  England 
gegenüber  zur  Geltung  gebracht,  s.  die  3  Schrei- 
ben v.  1115  bei  Mansi  20,  1066.  1067.  Ueber 
den  Streit  Eugens  III.  mit  Kaiser  Friedrich  I. 
wegen  der  Translation  Wichmanns  von  Zeitz  nach 
Magdeburg  s.  Th.  IL  S.  566.  n.  4u.6.  567.  n.  4. 

■^  S.  das  Schreiben  Ivos  über  die  Translation 
vonBeauvais  nach  Paris  i.  J.  1004,  Th.  IL  S.  580. 
n.4;  Bernardi  Clarevall.  ep.  131  v,  1135,  Migne 
patrol.  182,  286  an  die  Mailänder:  ^,Si  voluistis 
licuisse  vobis  quod  illicitura,  nisi  pro  magna  qui- 
dem  necessitate  canones  iudicant  translationem 
episcopi  scilicet  in  archiepiscopum ,  concessum 
est";  Petri  Cluniac.  venerab.  ep.  9.  1.  IV.  ad 
Innocent.  IL,  Migne  patrol.  189,314:  ,,elec- 
tionem  Salamantini  episcopi  in  archiepiscopum  s. 
Jacohi  ab  omni  clero ,  ab  omni  populo  canonice, 
pacifice  communiter  factam  praedictus  Imperator 
(Alphons  VII.  bez.  VIII.  f  1157)  .  .  .  maiestati 
apostolicaerepraesentat .  .  .  Quod  potestatis  vestrae 
solius  est,  translationem  eins  .  .  .  concedatis. 

8  Ueber  die  Genehmigung  der  Translation  des 
Bischofs  v.  Arles  nach  Jerusalem  durch  Pa- 
schalis IL  i.  J .  1 1 1 1  s.  ep.  eiusd.  bei  Mansi  20, 
1003,  die  des  Hildebert  von  Lemans  nach  Tours 
i.  J.  1125  durch  Honorius  IL  Orderic.  Vital, 
hist.  ecnles.  P.  III.  1.  12.  c.  20,  Migne  patrol. 
188,  911.  In  dem  Konkordate  zwischen  Hadrian 
IV.  u.  Wilhelm  I.  v.  Sizilien  v.  1156,  Th.  II. 
S.  594,  hat  letzterer  versprechen  müssen  :  .,trans- 
lationes  in  ecclesiis  fient,  si  necessitas  aut  utilitas 
ecclesiarum  aliquem  de  una  ecclesia  ad  aliam  vo- 
caverit  et  vos  aut  vestri  successores  concedere 
volueritis" ;  ein  ähnlicher  Verzicht  auf  einseitige 
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Den  Abschluss  der  Entwicklung  bildet  auch  hier  die  Regierung  Papst  Innocenz'  lU. 
(1 198 —  1210) .  Mit  der  definitiven  Zurückdrängung  des  Einflusses  der  weltlichen  Re- 
genten auf  die  Besetzung  der  Bisthümer  und  der  Erweiterung  der  Rechte  des  Papstes 
bei  derselben '  war  das  hauptsächlichste  Hinderniss ,  welches  der  Geltungmachung  der 
gedachten  Befugniss  durch  die  Päpste  entgegenstand,  beseitigt,  während  ein  etwaiger 
Widerstand  der  Metropoliten  und  ihrer  Suflfragane,  welche  einst  das  Zustimmungsrecht 
zu  den  Translationen  gehabt  hatten  2,  umsoweniger  mehr  zu  fürchten  war  ^,  als  die 
Nothwendigkeit  einer  päpstlichen  Genehmigung  zu  den  letzteren  schon  in  den  weitesten 
kirchlichen  Kreisen  Anerkennung  gefunden  hatte. 

Anknüpfend  an  die  längst  übliche  Vergleichung  des  Verhältnisses  des  Bischofs  zu 
seiner  Diöcese  mit  der  Ehe^  erachtet  Innocenz  III.  die  Lösung  eines  solchen  als  des 
heiligeren  Bandes,  ebenso  wie  die  der  Ehe,  allein  durch  die  göttliche  Autorität,  d.  h. 
durch  den  Papst  als  Stellvertreter  Christi ,  nach  Abwägung  der  Nothwendigkeit  oder 
des  Nutzens  ^  für  statthaft  ^,  und  indem  er  in  weiterer  Anwendung  des  Bildes  die  Kon- 
firmation des  Bischofs  der  gültigen  Eingehung,  die  Konsekration  aber  der  Konsumma- 
tion  der  Ehe  gleichstellt,  fordert  er  die  Genehmigung  des  Papstes  auch  schon  zur  Ver- 
setzung eines  blos  konfirmirten  Bischofs^.  Zugleich  hat  er  für  die  Verletzung  dieses 
päpstlichen  Rechtes  durch  die  Metropoliten  gegen  die  letzteren  die  Suspension  von  dem 
Konfirmationsrecht  der  Bischöfe ,  gegen  die  durch  diese  transferirten  Bischöfe  aber  die 
Enthebung  von  der  Ausübung  der  bischöflichen  Funktionen  verhängt  ^,  und  für  eigen- 
mächtige Translationen  die  schon  früher  festgesetzte  Strafe  ^  des  Verlustes  des  früheren 
und  des  neueren  Bisthums  wieder  eingeschärft  ^^. 

Demgemäss  hat  Innocenz  III.  schon  von  Anfang  seines  Pontifikates  an  über  die 
Einholung  seiner  Genehmigung  zu  Translationen  eifersüchtig  gewacht  ^^  und  sie  auf  jede 
Weise  zu  erzwingen  gesucht  ^2,  indem  er  sein  Zustimmungsrecht  im  Interesse  der  Ver- 

Translatiouen  ist  1169  von  Stephan  HL   v.  Un-  Befugniss  des  Papstes  auch  auf  den  Satz,    dass 

garn  abgegeben  worden,  Th.  IL  S.  600  Anm.  alle  causae  maiores  zur  päpstlichen  Entscheidung 

Eine  Mitwirkung  Alexanders  IIL  hat  stattgefun-  gebracht  werden  sollen.  —  Mit  dieser  Auffassung 

den  bei  den  Versetzungen  des  Bischofs  Gilbert  v,  Innocenz'  IIL,  sowie  seiner  ganzen  Anschauujig 

Herford  nach  London  i.  J.  1163,  s.  die  Briefe  des  von  der  Stellung  des  Papstes  zu  der  Besetzung 

ersteren  bei  Gilbert  Foliot  ep.  ed.  Giles  1,192;  der  Bisthümer  hängt  es  ferner  zusammen,   dass 

Twysden  hist.  angl.  5  c.  1,  534  u.  Mansi  21,  durch  ihn  der  Begriff  der  Postulation  seine   noch 

877;  des  Bischofs  Stephan  v.  Meaux  nach  Bourges  heute  massgebende  Fixirung  erhalten  hat,  Th.  IL 

u.  1171,  Reuter  Alexander  IIL  3,  454;  des  Erz-  S.  678.  n.  1. 

bischofs  Wilhelm  v.  Sens  nach  Rheims  i.  J.  1176,  "^  c.  2cit.  Dies  war  bisher  nicht  ausgesprochen. 

Roger  de  Hoveden  chron.  a.  1176,   ed.  Stubbs  8  c.  1  u.  2.- X.  cit. 

2,  100;   Reuter  a.  a.  0.  S.  407;  Siegfrieds  v.  9  s.  o.  S.  306.  n.  5  a.  E. 

Anhalt,  Bischofs  von  Brandenburg  nach  Bremen,  ^0  c.  3.  X.  cit. 

ann.   Pegav.    a.  1180,   SS.    16,   263:    „Imperator  ''   Fälle,   in  denen  Innocenz  III.   seine  Zustim- 

curiam  habuit  Geilinhusen.  .  .  Ibi  legati  d.  papae  mung  ertheilt  hat,    beiPotthast  reg.  n.  489. 

affuerunt  II  cardinales.  Ubi  etiam  Sifridus  trans-  1486.   1841.  4018  (Frankreich),    n.  342.    1628. 

fertur   ab    episcopatu   Brandenburgensi    ad   Bre-  2024.  3580  (Italien),  n.  1963  (England),  n.  3680 

mensem   archiepiscopatum",    Reuter   a.   a.  0.  (Spanien),  über  Deutschland  s.  Th.  IL   S.  574. 

S.  437.  n.  6;    Winkelmann  Philipp   v.   Schwaben  2, 

1  Th.  IL  S.  573.  588.  594.  595.  268  u.  die  folgenden  Noten.    Charakteristisch  ist 

2  S.  0.  S.  305.  307.  das  Verhalten  Innocenz'  III.  bei  der  von  seinem 

3  Vgl.  auch  unten  Anm.  8.  Legaten    genehmigten   Translation   des    Bischofs 

4  Th.  IL  S.  39,  s.  auch  o.  S.  306  u.  S.  307.  Walther  von  Troja  nach  Palermo,  welche  er  als 
n.  11.  Eingriff  in  seine  Rechte  erklärt  hat,  Winkel- 

^  c.  2.  4.  X.  h.  t.  I.  7;  c.  3.  X.  eod.  („eccle-  mann  a.  a.  0.  2,  34.  35;    ferner  die  historisch 

öiarum  necessitate  vel  utilitate  pensata")-    Damit  unrichtige  Behauptung   in   ep.   V.   14,    Migne 

hängt  es  auch  zusammen,  dass  er  selbst  dem  lega-  opp.  1,  969  :   „cum  nullus  Imperator,  nullus  prin- 

tus  a  latere  die  Befugniss  zu  Translationen  ab-  ceps  episcoporum  translationi  se  umquam  prae- 

spricht,  Th.  I.  S.  514.  sumpserit  immiscere". 

6  In  c.  1.  X.  eod.  gründet  er  allerdings  die  12  g.  c.  1  u.  2.  X.  h.  t.  I.  7,  betreffend  eigen- 
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wirklichung  des  von  ihm  vertretenen  Systems  des  päpstlichen  Absolutismus  als  Mittel 
dazu  benutzte ,  ihm  politisch  ergebene  Bischöfe  zu  befördern ,  seinen  Plänen  feindliche 
von  wichtigen  Bischofssitzen  auszuschliessen ,  sowie  überhaupt  die  Bischöfe  fester  an 
seine  Politik  zu  kettend 

Auf  diese  Weise  hat  er  den  Grundsatz,  dass  die  Genehmigung  des  Papstes  zu  jeder 
Translation  eines  Bischofs  erforderlich  sei ,  zur  vollen  Durchführung  gebracht^.  Seit- 
dem ist  derselbe  zu  unbestrittener  Geltung  gelangt,  und  diese  letztere  ist  sodann  durch 
die  Sammlung  Gregors  IX.  ,  in  welcher  einzelne  der  die  Translationen  behandelnden 
Dekretalen  Innocenz'  III.  als  allgemeine  kirchliche  Gesetze  Aufnahme  gefunden  hatten'-^, 
für  alle  Zeiten  gesichert  worden  ^ . 

Als  selbstverständliche  Voraussetzung  jeder  Translation  hatte  es  bisher  gegolten, 
dass  dazu  die  Zustimmung  des  zu  versetzenden  Bischofs  erforderlich  sei  ^.  Seit  Ende 
des  14.  Jahrhunderts,  als  die  Päpste  bei  den  Aemterbesetzungen  sich  vielfach  den 
Fürsten  gefällig  zeigen  mussten  und  ihnen  bei  der  finanziellen  Ausbeutung  ihres  Kolla- 
tionsrechtes wiederholte  Vakanzen  erwünscht  waren,  haben  sie  aber  auch  Versetzungen 
aus  ihrer  obersten  Machtfülle  und  mit  Bezug  auf  die  den  Bischöfen  obliegende  Gehor- 
samspflicht^ vorgenommen,  theils  um  die  von  den  Günstlingen  der  Fürsten  erstrebten 
Bisthümer  für  diese  zur  Erledigung  zu  bringen ',  theils  um  durch  öftere  Besetzungen 
wiederholte  Einnahmen  zu  erzielen^.  Nachdem  schon  der  auf  der  Synode  zu  Pisa  1409 
gewählte  Papst  Alexander  V.  ein  auf  Abstellung  solcher  willkührlichen  Translationen 
gerichtetes  Versprechen  hatte  abgeben  müssen  ^,  verordnete  das  Konzil  von  Konstanz  i^, 


mächtige  Translationen  seitens  des  Patriarchen 
von  Antlochien  und  des  Erzbischofs  von  Tours_, 
für  welche  die  S.  310  gedachten  Strafen  der 
Suspension  von  ihm  verfügt  sind,  s.  dazu  auch 
Potthast  u.  108.  511.  512;  c.  4.  X.  eod.  Über 
die  eigenmächtige  Besitznahme  Würzburgs  durch 
Konrad  von  Hildesheim,  s.  Potthast  n.  611  u. 
Winkelmann  Philipp  v.  Schwaben  1,  133. 
Ausser  den  gedachten  Strafen  ist  auch  die  Ex- 
kommunikation verhängt  worden,  so  gegen  den 
letztgedachten  Bischof,  Potthast  n.  1598  u. 
Winkel  manu  1,  167.  Weiter  kommen  die 
von  Innocenz  111.  für  die  Verletzung  der  Vor- 
schriften über  die  Postulation  festgesetzten  Stra- 
fen in  Betracht,  s.  Th.  11.  S.  681.  682  u.  Potth. 
n.  1518.  1643.  1647. 

•  Dies  zeigt  sein  Verhalten  gegenüber  der 
Translation  Konrads  v.  Hildesheim,  Winkel- 
m  a  n  n  a.  a.  0.  u.  1 ,  232.  233  ;  Lupolds  v.  Worms 
a.  a.  0.  1,  191,  Eberhards  v.  Brixen  a.  a.  0.  1, 
235.  236;   Wolfgers  v.  Passau  a.a.O.  1,  307. 

Nach  Hurter  Innocenz  III.  3,  259 ff.  und 
Phillips  5,  447  ff.  sind  alle  diese  Massnahmen 
Innocejiz'  III.  freilich  im  rein  kirchlichen  Inter- 
esse erfolgt. 

2  Ueber  Honorius  III.  s.  Potthast  1.  c,  n, 
5485.  5731.  7162.  7546. 

3  S.  0.  S.  310.  Der  tit.  7  h.  t.  I.  X.  enthält 
nur  solche  von  Innocenz  III. 

*  lieber  Translationen  im  13.  Jahrh.  vgl. 
Potthast  I.e.  n.  15087.  16990.  18678.  19018. 
19091.  19384.  19826.  20493.  20602.  21198. 
21378.  21503.  21545.  21608  (21616).  21951; 
ferner  Th.  II.  S.  574.  590.  597. 

^  Höchstens  suchten  die  Päpste  die  Bischöfe 
durch  eindringliche  Ermahnungen  zu  bewegen, 


eine  Translation  anzunehmen,  s.  ep.  Clement.  IV. 
ad  Guidon.  Antissisdor.  ep.  v.  1268 ,  welcher  die 
Translation  nach  Lyon  abgelehnt  hatte,  L  ebeuf 
histoire  ecclesiast.  d'Auxerre  ed.  1855.  4,  122. 

6  Ueber  die  weite  Ausdehnung ,  welche  dieser 
schon  im  13.  Jahrh.  gegeben  wurde,  s.  o.  S.  205. 
Selbst  Mattheus  Paris  chron.  maior.  a.  1241  ed. 
Luard.  4,  159  bemerkt  aus  Anlass  eines  Falles, 
in  welchem  der  König  v.  England  den  Bischof 
von  Norwich  zwingen  wollte ,  auf  seine  Postu- 
lation in  Winchester  zu  verzichten,  „quod  omnino 
dissonum  fuit  ratione  et  episcopali  contrarium 
professioni.  Quia  si  dominus  pap  a  in  virtute 
obedientiae  id  ei  praeciperet,  nullo  modo,  si 
fllius  esset  obedientiae,  aliquatenus  posset  con- 
tradicere". 

"^  Eine  solche  Translation  war  die  des  Bischofs 
von  Linkoln  nach  Chicester  1.  J.  1398  durch  Bo- 
nifaziusIX.,  Thomas  Walsingham  ypodigma  Neu- 
striae  a.  1398,  ed.  Riley  London  1876.  p.  380. 

8  S.  die  Anklageakte  gegen  Papst  Johann 
XXIII.  (1410—1415)  art.  18,  v.  d.  Hardt  conc. 
Const.  4,  240 :  „plerosque  etiam  invitos  de  suis 
ecclesiis  transtulit ,  ut  viduatas  carius  vendere 
posset,  in  scandalum  et  dedecus  Christi  fidelium 
plurimorum  palam  et  publice";  art.  reform,  uni- 
vers.  Oxon.  art.  7,  Wilkins  conc.  M.  Britan. 
3,  361.  Vgl.  Hüb  1  er  Konstanzer  Reformation 
S.  71.  103. 

9  Sess.  XXI,  Mansi  26,  1238:  „Item  do- 
minus noster  sacro  approbante  concilio  disponit, 
nou  facere  translationes  de  invitis  ,  nisi  parte 
audita  et  vocata  et  de  consensu  maioris  partis 
cardinalium ,  nisi  ex  causis  iustis  et  ratlonabi- 
libus'^*'. 

W  Wesentlich  mit  Rücksicht  auf  die  missbräuch- 
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dass  die  Vorsetzung  eines  Bischofs  nur  nach  Anhörung  desselben  und  nach  Untersuchung 
der  Sache  beim  Vorliegen  eines  gewichtigen  Grundes  unter  dem  schriftlich  zu  bezeugenden 
Beirath  der  Kardinäle  erfolgen  sollte',  und  diese  Vorschrift  hat  auch  das  Konzil  von 
Basel"^  wiederholt.  Beide  Reformkonzilien,  mit  welchen  die  kirchliche  Gesetzgebung 
über  den  fraglichen  Gegenstand  abschliesst,  haben  also  den  früheren  Rechtszustand 
nicht  wiederhergestellt,  sondern  dem  Papste  die  Befugniss  gelassen ,  unter  Umständen 
eine  Translation  des  Bischofs  ohne  Zustimmung  desselben  vorzunehmen. 

2.  Der  Wechsel  anderer  geistlicher  Stellungen  als  der  bischöflichen 
ist  ebenfalls  seit  dem  4.  Jahrhundert  durch  die  allgemeinen  Konzilien  und  Partikular- 
synoden ,  zum  Theil  durch  dieselben  Anordnungen,  welche  sich  auf  die  Bisthümer  be- 
ziehen^, verboten  und  unter  Strafe  gestellt  worden"*.  Aber  die  kirchliche  Gesetzgebung 
hat  auch  hier  für  diejenigen  Fälle,  in  welchen  ein  Wechsel  durch  eine  Noth wendig- 
keit'' oder  durch  den  kirchlichen  Nutzen  bedingt  war,  seit  dem  5.  Jahrhundert  eine 
Ausnahme  gestattet.  Die  Erlaubniss  hatte  der  Diöcesanbischof  zu  ertheilen,  und  han- 
delte es  sich  um  Anstellung  in  einer  anderen  Diöcese,  so  bedurfte  es  selbstverständlicher 
Weise  auch  der  Mitwirkung  des  Bischofs  der  letzteren  ^. 

Diese  Vorschriften  sind  in  den  späteren  Jahrhunderten  wiederholt  erneuert  wor- 
den'^, und  ebenso  hat  sie  das  Dekretalenrecht  als  massgebend  anerkannt^. 

Gegen  die  gleichzeitig  mit  den  eigenmächtigen  Versetzungen  von  Bischöfen  seit 
dem  14.  Jahrhundert  vorgekommenen  derartigen  Translationen   anderer  kirchlicher 


liehe  Anwendung  des  Translationsrechtes  unter 
Johann  XXIII. 

^  Sess.  XXXIX.  c.  4 :  ;,Cum  ex  praelatorum 
translationibus  ecclesiae  de  quibus  transferuntur 
plerumque  gravibus  in  spiritualibus  et  tempora- 
libus  sublaceant  dispendiis  et  iacturis ,  praelati 
quoque  nonnumquam  iura  et  libertates  ecclesla- 
rum  suarum  translationis  formidine  non  adeo  so- 
lertes  ut  alias  prosequantur,  ne  ad  importunita- 
tem  quorundam  quae  sua  et  non  quae  Jesu  Ciiri- 
sti  sunt,  quaerentium  Romanus  pontifex  forsan, 
ut  homo  facti  nescius,  in  huiusmodi  circumvenia- 
tur  aut  alias  leviter  inclinetur:  praesentibus  sta- 
tuimus  et  ordinamus  invitorum  episcoporum  et 
superiorum  translationes  absque  magna  et  ratio- 
nablli  causa  quae  vocata  parte  cognita  fuerit  et 
decisa,  de  consilio  S.  R.  E.  cardinalium  vel  ma- 
ioris  partis  et  cum  subscriptione  eorundum  de 
cetero  fieri  non  debere,  inferiores  vero,  ut  abbates 
aliique  perpetuo  beneficiati  absque  iusta  et  ratio- 
nabili  causa  cognita  immutari  amoveri  seu  privari 
non  debeant,  adiicientes -quod  in  mutationibus 
abbatum  subscriptio  cardinalium  interveniat,  sicut 
in  episcopis  est  praemissum,  salvis  constitutio- 
nibus  et  privilegiis  ecclesiarum  et  monasteriorum 
et  ordinum  quorumcunque". 

2  Sess.  XXIII.  c.  3  i.  f.,  Mansi  29,  116: 
„Salvo  decreto  s.  Constantiensis  concilii  de  prae- 
latis  non  transferendis  invitis". 

3  S.  0.  S.  305  und  Th.  II.  S.  491. 

4  c.  20  Chalcedon.  v.  451  (c.  4.  D.  LXXI). 

5  Die  Statuta  eccles,  ant.  c.  27  schliessen  die 
0.  S.  307.  n.  2  mitgetheilte  Stelle  mit  der  An- 
ordnung: ,,Inferioris  vero  gradus  sacerdotes  vel 
alii  clerici  concessione  suorum  episcoporum  pos- 
sunt  ad  alias  ecclesias  transmigrare";  s.  auch 
c.  12  Emerit.  a.  666,  o.  S.  244.  n.  5. 


6  S.  auch  die  vorhergehenden  Anmerkungen. 

1  Vgl,  gegen  den  eigenmächtigen  Wechsel  einer 
geringeren  mit  einer  grösseren  Kirche  die  Kon- 
zilien V.  Rheims  v.  813.  c.  20;  Tours  v.  813. 
c.  14,  Mansi  14,  79.  85;  c.  32  (Meld.  a.  845) 
C.  VII.  qu.l;  Nantes  (9.  Jahrb.?)  c.  16,  Mansi 
18,  171  :  „Ut  si  quilibet  presbyterorum  defunc- 
tus  fuerit,  vicinus  presbyter  apud  saecularem 
seniorem  nulla  precatione  vel  aliquo  xenio  eccle- 
siam  illam  obtineat,  quia  titulus  per  se  constans 
antea  extitit,  sed  neque  capellam  sine  consultu 
episcopi.  Quod  si  fecerit,  deflnitam  sententiam 
sibi  prolatam  suscipiat ,  sicuti  de  episcopo  cano- 
nica  decrevit  auctoritas ,  ut  si  per  ambitionem 
maiorem  civitatem  appetierit  et  illam  perdat  quam 
tenuit  et  illam  nequaquam  obtineat  quam  usur- 
pare  tentavit";  gleichlautend  damit Hincmari  cap. 
ad  presbyter.  e.  17,  Mansi  15,  479;  s.  ferner 
Capit.  48  Herardi  Turon.  v.  858,  Hardouin 
5,  453  :  „Si  presbyter  aut  diaconus  deserit  eccle- 
siam  suam,  deponatur,  nis?  petitione  populi  licen- 
tiaque  episcopi  et  utilitate  maiori".  (Vgl.  auch 
Bened.  Lev.  II.  59.  85.  200;  III.  131.  245);  Ne- 
mans, a.  1096.  c.  9,  Mansi  20,  936:  „Quodsi 
(sacerdotes)  ambitionis  vel  cupiditatis  causa  ad 
aliam  ditiorem  migraverint  ecclesiam,  utramque 
araittant". 

8  c.  5.  i.  f.  (Urb.  III.)  X.  de  permut.  19  :  „Si 
autem  episcopis  causam  inspexerit  necessariam, 
licite  poterit  de  uno  loco  ad  alium  transferre  per- 
sonas,  ut  quae  uni  loco  minus  sunt  utiles,  alibi  se 
valeant  utilius  exercere."  Die  Stelle  handelt  zwar 
speciell  vom  Tausch,  sie  spricht  aber  gleichzeitig 
am  Schluss  ein  allgemein  massgebendes  Princip 
aus,  Avelches  schon  in  den  früheren,  theilweise 
im  Dekret  Gracians  enthaltenen  Kanonen  seine 
Anerkennung  gefunden  hat,  s.  o.  S.  305  ff. 
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Amtsträger  ist  das  Konzil  von  Konstanz  ebenfalls  eingeschritten  und  hat  auch  diese 
letzteren  wider  den  Willen  der  Benefiziaten  auf  gerechtfertigte  Ursachen  beschränkt ' . 

II.  Geltendes  Recht.  Die  Versetzung  [translatio]  ist  die  Uebertragung  eines 
kirchlichen  Benefiziums  ^  an  einen  schon  mit  einem  solchen  ausgestatteten  Geistlichen 
an  Stelle  des  bisher  von  ihm  innegehabten.  Ob  die  beiden  Benefizien  gleichartig  sind, 
erscheint  rechtlich  irrelevant  3.  Sie  unterscheidet  sich  von  der  gewöhnlichen  Ver- 
leihung eines  Benefiziums  dadurch ,  dass  mit  ihr  nothwendig  die  Erledigung  eines  an- 
deren erfolgt.  Gegenüber  dem  Tausch ,  bei  welchem  die  Vergebung  der  vertauschten 
Benefizien  als  eine  wechselseitige  Versetzung  ihrer  Inhaber  erscheint,  liegt  ihre  Eigen- 
thümlichkeit  darin ,  dass  sie  sich  nicht  als  Erfüllung  eines  vorher  eingegangenen 
Rechtsgeschäftes  über  die  Erwerbung  von  Benefizien  darstellt ,  und  dass  daher  die 
Wiederbesetzung  des  durch  die  Translation  seines  Inhabers  erledigten  Benefiziums  in 
keinem  rechtlichen  Zusammenhang  mit  der  Uebertragung  des  neuen  Benefiziums  an 
den  Transferirten  steht.  Endlich  kann  die  Translation  auch  nicht  als  eine  mit  einem 
Verzicht  auf  ein  Benefizium  verbundene  Verleihung  eines  neuen  an  den  Verzichtenden 
aufgefasst  werden"^.  Ein  solcher  kommt  jedenfalls  bei  einer  Versetzung  des  Amtsträ- 
gers wider  seinen  Willen  ^  nicht  vor.  Aber  auch  in  den  Fällen ,  wo  sie  im  Einver- 
ständiss  mit  dem  letzteren  geschieht,  richtet  sich  diese  Zustimmung  in  erster  Linie  auf 
die  Erwerbung  des  neuen  Benefiziums,  während  die  Aufgabe  oder  der  Verlust  des 
bisherigen  nur  als  Folge  derselben  erscheint  und  keine  selbstständige  juristische  Be- 
deutung besitzt.  Dies  zeigt  sich  darin,  dass  eine  Verzichtleistung  auf  das  frühere  Bene- 
fizium nicht  erforderlich  ist,  und  die  Regeln  über  die  Statthaftigkeit  von  Renuntiatio- 
nen  bei  der  Translation  nicht  zur  Anwendung  kommen.  Die  Zulässigkeit  der  letzteren 
bemisst  sich  vielmehr  mit  wesentlicher  Rücksicht  auf  das  neue  Benefizium ,  und  die 
Erledigung  des  alten  wird,  ebenso  wie  die  Erwerbung  des  neuen,  durch  einen  Willens- 
akt des  kirchlichen  Obern  (allerdings  auf  Grund  der  Zustimmung  des  zu  versetzenden 
kirchlichen  Benefiziaten)  bewirkt,  nicht  aber,  wie  beim  Verzicht,  durch  einen  Willens- 
akt des  letzteren,  welcher  nur  der  Genehmigung  des  ersteren  zur  vollen  Rechtswirk- 
samkeit bedürfte. 

Wie  bemerkt,  ist  jede  Translation  zugleich  Neubesetzung  eines  kirchlichen  Bene- 
fiziums. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  sie  von  demjenigen  kirchlichen  Oberen  vorgenommen 
werden  muss,  welchem  die  Uebertragung  des  für  den  Transferirten  bestimmten  Benefi- 
ziums zusteht.  Besitzt  der  Obere  aber  keine  Jurisdiktion  über  das  bisherige  Benefizium 
des  zu  versetzenden  Geistlichen,  so  muss  die  Genehmigung  des  in  dieser  Beziehung  zu- 
ständigen Kirchenbeamten  hinzutreten,  weil  kein  Benefiziat  sein  Benefizium  eigenmächtig 
aufgeben  6  und  aus  seinem  bisherigen  Diöcesan verbände  ausscheiden  darf  ^.  Demnach 
ist  der  Papst  berechtigt,   Translationen  von  Bischöfen  ^  und  Inhabern  exemter  Benefi- 

*  S.  0.  S.  312.  n.  1.  Frey,  kritischer  Kommentar  üb.  d.  Kirchenrecht 

2  Wegen  der  blossen  Kirchenämter  s.    weiter  5,  781  nndHelfert,  von  der  Besetzung  etc.  der 
unten  S.  317.  Benefizien  S.  109,  betrachtet. 

3  Allerdings  wird  gewöhnlich  bei  der  Versetzung  5  S.  unten  S.  314.  316. 
an  den  Uebergang  zu  einem  gleichartigen  Bene-  ß  S.  o.  S.  305.  312. 
flzium  gedacht,   nicht  aber  an  den  von  einem  ge-  ^  Th.  II.  S.  491.  492. 

ringeren,  z.  B.  von  einem  beneficium  simplex  auf  8  Eine  Ausnahme   besteht   für   die   Bisthünier 
ein    bedeutenderes    und    wichtigeres,     wie    ein  Gurk ,   Seckau  und  Lavant,   aufweiche  der  Erz- . 
Seelsorgebenefizium  ,  weil  der  Benefiziat  in  den  bischof  von  Salzburg   kraft  seines  Ernennungs- 
seltensten Fällen  einem  solchen  widerstreben  wird,  rechtes    ebenfalls    transferirt ,    Th.   II.    S.    612; 

*  So  wird  das  Verhältniss  von  manchen,  z.  B.  Ginzel  K.  R.  2,  218. 


311  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  165. 

zien,  der  Bischof  die  von  Benefiziaten^  welche  Benefizien  in  seiner  Diöcese  innehaben, 
vorzunehmen ,  wogegen ,  falls  ein  Benefiziat  eines  fremden  Sprengeis  in  Frage  steht, 
der  Ordinarius  desselben  ausserdem  die  Entlassung  des  letzteren  zu  gewähren  hat. 

Ferner  ergiebt  sich  aus  dem  gedachten  Charakter  der  Translation ,  dass  dieselbe 
gültig  nur  unter  Wahrung  der  übrigen,  bei  der  Besetzung  des  Benefiziums  zur  Mitwir- 
kung berechtigten  Personen  geschehen  kann  ^  sowie  dass  bei  ihr  auch  alle  sonstigen 
für  die  Verleihung  des  Amtes  geltenden  Regeln  zu  beobachten  sind  2. 

In  ersterer  Hinsicht  dürfen  also  bei  Bisthümern  bestehende  Wahl-  oder  Nomina- 
tionsrechte  der  Kapitel,  bez.  der  Regenten^,  bei  niederen  Benefizien  etwa  vorhandene 
Pi'äsentationsrechte  der  Patrone  nicht  verletzt  werden.  Was  das  letztere  betrifft,  so 
kommen  in  Betreff  der  Qualifikation  für  das  neue  Benefizium  die  für  den  Erwerb  des- 
selben geltenden  Bestimmungen  zur  Anwendung  und  desgleichen  ist  die  Art  der  Ernen- 
nung dieselbe,  wie  bei  jeder  anderen  Verleihung,  also  je  nach  Umständen  eine  freie  Be- 
setzung des  kirchlichen  Oberen,  eine  admissio  ^  oder  eine  institutio  collativa  desselben  ^. 

Die  Veranlassung  zur  Translation  kann  von  dem  verleihungsberechtigten  Oberen, 
von  den  bei  der  Besetzung  zur  Mitwirkung  berechtigten  Personen  ^,  endlich  auch  von 
demjenigen ,  welcher  das  durch  Translation  zu  besetzende  Benefizium  zu  erhalten 
wünscht '^,  ausgehen. 

Die  Translation  der  Bischöfe  von  einem  Bisthum  zum  andern  erfolgt  nach  der 
herrschenden  Disciplin  der  katholischen  Kirche  nur  mit  dem  Einverständniss  der- 
selben ^. 

Ohne  Zustimmung  des  Betheiligten  kann  sie  niemals  geschehen,  wenn  derselbe  blos 
konfirmirter,  aber  noch  nicht  konsekrirter  Bischof  ist",  weil  Niemandem  die  Bischofs- 
weihe aufgezwungen  wird^^,  vielmehr  das  aus  der  Konfirmation  erlangte  Recht  am  Bis- 
thum durch  schuldhafte  Verzögerung  der  Konsekration  über  sechs  Monate  hinaus  ver- 
loren geht  ^K 

Dagegen  ist  darüber,  ob  der  Papst  berechtigt  sei,  einen  schon  konsekrirten  Bischof 
wider  seinen  Willen  auf  ein  anderes  Bisthum  zu  versetzen,  gestritten  worden  '2.  Eine 
Ansicht,  welche  freilich  in  der  Minorität  geblieben  ist,  spricht  ihm  diese  Befugniss  ab  ^^. 
Die  Mehrzahl  der  Kanonisten  erklärt  den  Papst  aber  dazu  berechtigt,  und  zwar  theils 
schlechthin,  theils  für  den  Fall,  dass  die  Translation  durch  das  allgemeine  kirchliche 
Interesse,  durch  eine  Nothwendigkeit  oder  durch  den  Nutzen  der  Kirche,  gerechtfertigt 
ist.  Eine  dritte  Meinung  endlich  räumt  ihm  unter  der  letzteren  Voraussetzung  wohl  das 
Recht  ein,  dem  widerwilligen  Bischof  sein  bisheriges  Bisthum  zu  entziehen,  nicht  aber 

'  Darüber  ist  man  einig,   Richter-DoveK.  '^Z.B.  durch  Meldung  zum  Pfarrkoukurse. 

R.   §.  205;    Schulte  K.   R.  2,   346;    Ginzel  «  Benedict.  XIV.  de   syn.  dioeces.  1.  XIII. 

K.  R.  2,  218.  c.  16.  n.  13. 

2  Bei  Pfarrbeneüzien  also  auch  der  Konkurs,  s.  ^  Dies  ist  unbestritten,  vgl.  Fagnan.  ad  c.  3. 

Th.  II.  S.  494ff.  X.  I.  7.  n.  12;    Reiffenstuel  ins  can.  I.  7. 

"^  Dem  entspricht  auch  die  Praxis  der  Kurie.  n.  19. 
Vgl.  z.  B.  über  Translationen    französischer  Bi-  ^0  g.   Xh.   I.   S.   110,    denn  eine  unter  Wider- 
schüfe ,  welche  nach  vorgängiger  Nomination  des  streben    des    Betheiligten    vorgenommene    Kon- 
Präsidenten  der  Republik  erfolgt  sind,  Acta  s.  sed.  sekration  würde  keine  Wirkung  haben. 
9,  274.  276.  n  S.  Th.  II.  S.  676. 

4  Im  Fall  der  Postulation  zu  Bisthümern,  a.  a.  0.  ^2  Ausführlich  handeln  über  diese  Kontroverse 
S.  677.  679.  Fagnan.  1.  c.  n.  15ff.  u.  Rei  ff  en  stuel  1.  c. 

5  Wenn  der  Patron  präsentirt  hat.  n.  20. 

6  So  wenn  das  wahlberechtigte  Kapitel  einen  Bi-  ^3  g^  darüber  Fagnan,  1.  c.  n.  16;  Reiffen- 
schof  postulirt.  stuel  1.  c.  n.  20.  21. 
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die  Befugniss ,   denselben  zur  Annahme  des  neuen ,    auf  welches  er  transferirt  werden 
soll,  zu  zwingen  ^ . 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  Konzilien  von  Konstanz  und  Basel  2,  so- 
wie die  Pflicht  der  geistlichen  Berufsträger,  sich  den  Anforderungen  zu  fügen,  welche 
zur  Förderung  des  allgemeinen  Interesses  der  Kirche  an  sie  gestellt  werden ",  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Papst  an  sich  die  Berechtigung  hat,  die  Bischöfe 
zur  Beförderung  des  kirchlichen  Besten  von  einem  Bisthum  auf  ein  anderes  zu  ver- 
setzen^. Daraus  folgt  aber  zugleich,  dass  sie  das  neue  Bisthum  auch  annehmen  müssen, 
nur  wird  selbstverständlich  ein  Zwang,  falls  wirklich  ein  absoluter  Widerstand  gelei- 
stet werden  sollte,  aus  praktischen  Gründen  nicht  angewendet  werden. 

Das  Dekretalenrecht  bindet  jede  Translation  eines  Bischofs,  also  auch  eine  solche, 
welche  mit  seinem  Einverständniss  vorgenommen  wird,  an  die  Voraussetzung,  dass  die- 
selbe durch  eine  Nothwendigkeit  bedingt  ist  oder  dass  sie  wenigstens  einen  Nutzen  für 
die  Kirche  herbeiführt^.  Selbstverständlich  hat  der  Papst  über  das  Vorhandensein 
dieser  Gründe  allein  zu  befinden  ^,  und  da  es  keine  höhere  Instanz  über  ihn  giebt,  so 
bleibt  eine  Versetzung,  wenn  er  sie  auch  aus  blosser  Willkühr  vorgenommen  haben 
sollte,  doch  rechtlich  immer  unanfechtbar. 

Ehe  die  Zuweisung  des  neuen  Bisthums  an  den  Versetzten  erfolgt,  wird  bei  einer 
solchen  Translation  eine  Absolution  von  der  bisherigen  Diöcese  ausgesprochen  ^,  selbst 
dann,  wenn  der  Bischof  nur  ein  Titularbischof  ist^. 

Die  Erledigung  des  bisherigen  Bisthums  vollzieht  sich  in  dem  Augenblick ,  wo 
diese  Absolution  in  Verbindung  mit  der  Translation  seitens  des  Papstes  verkündet 
wird,  ohne  dass  es  erst  noch  der  Expedition  der  erforderlichen  päpstlichen  Bullen  oder 
der  Erlangung  des  Besitzes  des  neuen  Bisthums  bedarf.  Daher  hat  sich  der  Bischof, 
sowie  er  durch  den  Sekretär  des  Kardinalkollegiums  von  seiner  Versetzung  benach- 
richtigt worden  ist,  der  Verwaltung  seines  Bisthums  zu  enthalten 9.  Diese  beiden 
Rechtssätze  beruhen  auf  einem  von  Urban  VIII.  i.  J.  1625  10  bestätigten  Dekret  der 
Congr.  episcoporum'i  und  sind  in  demselben  nur  in  Betreff  derjenigen  Bischöfe  ausgespro- 
chen, deren  Versetzung  mit  ihrem  Wissen  und  Willen  erfolgt.  Dadurch  ist  die  früher  ver- 
breitete Auffassung,  dass  die  Vakanz  erst  mit  der  Erwerbung  des  Besitzes  des  neu 
übertragenen  Bisthums  eintrete  ^^,  gemissbilligt  worden,  indessen  ist  diese  in  der  Praxis 

'   So  Fagnan.  I.e.  n.  73  ff.  118ff.;  Reiffen-  kündigung  im  Konsistorium  gebraucht,  s.  Th.  I. 

stuel  1.  c.  n.  26 ff.  30 ff.,   indem  sie  sich  darauf  S.  365  lautet :  ,,A  vinculo,  quo  tenetur  eccl.  N.N. 

berufen ,   dass  die  Kegel ,   dass  Niemand  zu  einer  absolvimus  X  et  ad  eccles.  I.  transferimus  et  ei 

Ehe  gezwungen  werden  könne,  auch  hier  Anwen-  licentiam   tribuimus    transeiindi ,"    Riganti    ad 

düng  finde.  reg.  II.  canc.  II.  §.  3.  n.  28. 

2  S.  0.  S.  312.  8  Th.  II.  S.  177. 

A  fj'    ■     '■■     ^,-     Tvr^   „               n  •    \.  j.        T\  ^  Nach  der  Kurialpraxis  tritt  aber  die  Reserva- 

*  So   auch   die  Neueren    s.    Richter-Dove  ,.       ,     ,,      ^           j^      ,-,x      t.       ^-         •  -^^ 

o    oT».    c!„i>     1*     LT    DO    or,n      Tiv-ii-        r  tion  der  Besetzung  der  erledigten  Benenzien  nicht 

a.  a.  ü.      Schulte  K.  R.  i,  34b  :Phillips5,  ,           ,         ix^ju^-v*        1*           a 

AK Ä                                           '          '                 r       i  gyg^  yQj^  jjgjjj  letztgedachten  Zeitpunkt ,   sondern 

5 's   o    S    310  schon  mit  der  Loslösung  von  der  früheren  Kirche 

6  Die  Vorbereitung  der  Translation  erfolgt  für  ^'\  ':  ?'  ^ ,  ^l^.-.  "'  \  ^-  ^  eil  er  1.  c.  p.  15 

die  Regel  durch  die  congregatio  consistorialis .  s.  .    Bei  dem  Aufhören  der  bischöflichen  Verwaltung 

Th.  I.  S.  366.  367.    Die  von  Benedikt  XIV.  durch  !'*  m  herkömmlicher  Weise  der  Kapitularvikar  zu 

die  const.  Ad  apostolicae  v.  17.  Okt.  1740,  bullar.  oesteUen. 

magn.  16,  7,  eingesetzte  Kongregation  für  die  Be-  ^^  Durch  Breve  v.  20.  März  1625  bei  Barbosa 

arbeitung  der  die  Besetzung  von  Bisthümern  be-  ^e  potest.  eplsc.  P.  III.  app.  const.  pontif.  n.  68. 

treffenden  Angelegenheiten,    welcher    auch    die  11  v.  14.  Dezember  1624  bei  Reif  fenst  uel 

Translationen  überwiesen  waren,  hat  nur  kurzen  1.  c.  n.  38;    Nellerl.   c.  p.  11  undGinzel2, 

Bestand  gehabt,  s.  Bangen,  röm.  Kurie  S.  85.  218.  n.  11. 

"  Die  Formel,  welche  der  Papst  bei  der  Ver-  12  go  schon  die  Glosse  zu  c.  3.  C.  XXI.  qu.  2. 
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einzelner  Länder,  z.  B.  in  Polen,  herrschend  geblieben  '.  Ueber  den  Fall  einer  Trans- 
lation Widerwillen  des  Bischofs  ist  in  dem  Dekret  Urbans  VIII.  nichts  bestimmt.  Für 
diesen  muss  der  Moment  der  Erledigung-  des  früheren  Bisthums  auf  den  Zeitpunkt 
gesetzt  werden,  in  welchem  der  Transferirte  von  der  Uebertragung  des  neuen  Bisthums 
unter  päpstlicher  Ergänzung  seines  mangelnden  Konsenses  Kunde  erhalten  hat'-^. 

In  den  gedachten  beiden  Augenblicken  verliert  der  versetzte  Bischof  in  Folge  der 
eintretenden  Erledigung  das  Recht  auf  die  Früchte  seines  Bisthumes,  so  dass  er  in 
demjenigen  Fall,  wo  die  Versetzung  mit  seinem  Einverständniss  erfolgt,  die  Früchte, 
welche  er  in  der  Zwisclienzeit  zwischen  der  vom  Papst  vollzogenen  Translation  und  der 
von  der  letzteren  erhaltenen  Kenntniss  gezogen  hat,  wieder  herauszugeben  verpflich- 
tet ist  '\  Andererseits  erhält  er  aber  unter  der  eben  gedachten  Voraussetzung  gleich- 
zeitig das  Recht  auf  die  Erträge  desjenigen  Bisthums ,  auf  welches  er  versetzt  wor- 
den ist^. 

Die  Strafen  für  eigenmächtige  Translationen  sind  die  schon  oben  S.  310  angege- 
benen ^. 

Was  die  Versetzung  der  übrigen  Benefiziaten  betrifft,  so  ist  diese  im  Falle  einer 
Nothwendigkeit  oder  Nützlichkeit  gestattet^.  Eine  solche  liegt  dann  vor,  wenn  der 
Geistliche  in  dem  neuen  Amt  der  Kirche  bessere  Dienste  leisten  kann ,  als  in  seinem 
bisherigen'.  Daher  ist  auch  die  Translation  von  Geistlichen,  welche  sich  in  einem  ge- 
ringeren Benefizium  bewährt  haben,  auf  ein  wichtigeres,  z.B.  von  einem  Kaplans-  auf 
ein  Pfarr-Benefizium,  also  eine  Versetzung  in  der  Form  der  Beförderung  statthaft,  um 
so  mehr,  als  es  im  Interesse  der  Kirche  geboten  erscheint,  dass  die  höheren  Stellungen 
mit  solchen  Geistlichen  besetzt  werden ,  welche  in  der  Verwaltung  niederer  erprobt 
worden  sind.  Da  für  die  Regel  kein  Benefiziat  wider  Willen  aus  seinem  Amte  entfernt 
werden  darf,  kann  die  Versetzung  im  Allgemeinen  nur  unter  seiner  Zustimmung  er- 
folgen. Ausnahmsweise  ist  sie  aber  auch  ohne  dieselbe  erlaubt ,  wenn  ein  dringender 
Grund  dafür  ^  vorliegt,  also  z.  B.  der  zu  versetzende  Benefiziat  der  einzige  ist,  welcher 

s.  V.  translatus   unter   Berufung   auf  c.   6   Dist.  nedict.  XIV.  1.  c.  n.  13.   HatderPapst,  welcher 

XCn.  u.  c.  38  X.  de  praeb.  III.  5.  die  Translation  ohne  Willen  des  Bischofs  verfügt, 

'  Riganti  1.   c.   n.    135ff.     In  Frankreich  dabei  aber  die  Zustimmung  des  letzteren  vorbe- 

galt  das  Bisthiim  erledigt,  wenn  der  Papst  dem  halten,  so  ist  der  entscheidende  Zeitpunkt  der- 

Transferirten  die  Institution  für  das  neueBisthum  jenige,  wo  diese  ertheilt  wird,  s.  1.  c. 
ertheilt  hatte,  G.  J.  Phillips,  Regalienrecht  in  3  So  auch  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  7;    vgl. 

Frankreich  S.  179.  Riganti  1.  c.  n.  38.   39;    Neller  1.  c.  p.  15. 

2  Denn  erst  in  diesem  Augenblick    wird   die  ^üx  die  Translation  wider  Willen  gilt  dies  aber 

Translation  demjenigen  gegenüber,  welcher  von  „j^ht,   derselb.  Ansicht  Schulte  K.  R.  2,  347. 

der  Absicht  des  Papstes  bisher  keine  Kunde  hatte,  n.  1. 

oder   sich    dem   Willen    desselben    nicht    fügen  4  Denn  durch  die  Translation,   in  welcher  zu- 
wollte, vollendet,   da  der  einseitige  entscheidende  gleich  die  Verleihung  des  neuen  Bisthums  liegt, 
Willensakt  des  Papstes  nicht  eher  Rechtswirkun-  erwirbt  er  das  ius  in  re  an  demselben, 
gen  für  den  davon  Betroffenen  äussern  kann,  als  5  g^  hierzu  Neller  1.  c.  p.  30  ff. 

bis  er  diesem  mitgetheilt  worden  ist.  MancheKano-  ^  t^-      e  ^^          a  ^  \     ^^  -^  a,.,.  \T^^„^\.r.u-t^,^ 

„           \i..-,/-iixiTi  "  Dies  folgt  aus  der  Analogie  der  Vorschriiten 

nisten  wollen  auch  hier  den  Grundsatz  des  Breves       ...       j-    m        1  *•  ^  t>-    !>■•<■ ^    ^    q    Qin 

T'  1-        ^-TTT               T.      j      •     1              1-  über  die  Translation  von  Bischofen,  s.  0.  b.  olU. 

Lrbans  \  III.  massgebend  sein  lassen,   Fagnan.  An        ^ 

1.  c.  n.  101;  Reiffenstuell.  7.  n.43.    Dabei  ^  ^gl-  auch  c.  0.  X.  de  permut.  III.  19.  1.  t. 

ist  aber  übersehen,   dass  die  Translation  ein  ein-  8  c.  5.  X.  cit.     Es  steht  mit  dieser  Stelle  und 

heitlicher  Akt  ist  und  dem  Bischof  sein  früheres  der   Vorschrift    des   Konstanzer   Konzils    (s.    0. 

Bisthum  nur  entzogen  wird,  um  ihm  ein  anderes  8.  312.  n.  1)  im  Widerspruch ,   wenn  Phillips 

zu  übertragen,  sowie  dass  das Breve  eine  singulare  Lehrb.  2.  Aufl.   S.   167   dem  Bischof  das  Recht 

Vorschrift   enthält,    welche   sich    allein    dadurch  schon   beim  Vorhandensein   genügender  Gründe 

rechtfertigen  lässt,  dass  der  zu  Versetzende  schon  zuspricht.     Vgl.  auch  Schulte  K.  R.  2,  346  u. 

mit  seiner  bevorstehenden  Translation  einverstan-  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  329.     Dass  die  Befragung  des 

den  ist  und  von  dieser  schon   vorher  Kenntniss  Kapitels   nothwendig    ist,    so   Schulte   Lehrb, 

besitzt.     Der  hier  vertretenen  Ansicht  auch  Be-  a.  a.  0.  n.  26.  lässt  sich  aber  mit  Rücksicht  auf 
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die  erforderliche  Fähigkeit  besitzt,  eine  unter  schwierigen  Umständen  zu  leitende 
Pfarrei  zu  versehen,  oder  seine  Amtsverwaltung,  ohne  dass  ihm  strafbare  Handlungen 
oder  Disciplinarvergehen  zur  Last  fallen  ,  wegen  besonderer  obwaltender  Verhältnisse 
der  Kirche  zum  Schaden  gereicht ' .  Da  es  sich  hierbei  aber  nicht  um  eine  Bestrafung 
des  Benefiziateu  handelt,  so  kann  die  Versetzung  allein  auf  ein  gleichwerthiges  Bene- 
fizium  erfolgen  und  in  allen  Fällen  steht  dem  Transferirten  der  Rekurs  an  die  Con- 
gregatio  concilii  zu  2. 

Die  Erledigung  des  bisherigen  Benefiziums  vollzieht  sich  in  dem  Moment,  wo  dem 
Versetzten  das  neue  übertragen  wird  ^ ;  bei  der  Translation  wi^er  Willen  des  Benefi- 
ziaten  in  dem  Augenblick,  wo  ihm  die  Verwerfung  seines  Widerspruches  ^  durch  den 
kompetenten  kirchlichen  Oberen  zur  Kenntniss  gebracht  worden  ist  5.  Den  Antritt  der 
neuen  Stelle  wird  der  letztere  nöthigenfalls  durch  die  Anwendung  von  Censuren  erzwin- 
gen 6,  schlimmsten  Falls  ihm  auch  diese  bei  fortgesetztem  Widerstand  entziehen  können. 

Bei  der  Beförderung  zu  einem  Bisthum,  welche  ebenfalls  eine  Versetzung  ist,  soll 
nach  gemeinem  Recht  die  Vakanz  der  bisher  besessenen  Benefizien  zwar  erst  mit  der 
Erlangung  der  bischöflichen  Konsekration  eintreten  ^ ,  indessen  wendet  die  Kurial- 
praxis  auch  hier  die  allgemein  gültige  Regel  an  ^. 

Die  Versetzung  der  Träger  solcher  kirchlicher  Aemter ,  welche  keine  Benefizien 
bilden,  bedingt  stets  ihre  Abberufung  aus  dem  bisher  verwalteten  Amte.  Es  kommen 
daher  die  für  die  letztere  geltenden  Grundsätze  zur  Anwendung 'J.  Eine  Versetzung 
wider  Willen  ist  demnach  stets  zulässig,  wenn  ausreichende  Gründe  für  eine  einseitige 
Enthebung  von  der  Stelle  seitens  des  kirchlichen  Oberen  vorliegen. 

Die  Versetzung  kann  endlich  sowohl  bei  Benefizien,  wie  auch  bei  anderen  Aemtern 

die   heutige  Stellung  desselben  gegenüber   dem  sich  die  Bestimmung ,   dass  der  versetzte  Pfarrer 

Bischof,  s.  Th.  II.  S.  156,  nicht  behaupten.  seine  bisherigf  Stelle  noch  interimistisch  zu  ver- 

1  Wenn  der  Pfarrer  wegen  seines  Charakters  sehen  hat,  bis  er  dieselbe  verlässt,  so  für  Köln, 
sich  die  Abneigung  seiner  Parochianen  in  dem  Dumont,  Samml.  kirchl.  Erlasse  S.303;  ferner 
Maasse  erworben  hat,  dass  keine  Förderung,  son-  partikularrechtlich  hinsichtlich  des  Bezuges  der 
dem  nureine  Schädigung  des  kirchlichen  Lebens  in  Einkünfte  die  besondere  Vorschrift,  dass  der  ver- 
der  Pfarrei  zu  erwarten  steht ,  s.  die  Entsch.  d.  setzte  Geistliche  das  Einkommen  der  neuen 
Congr.  conc.  v.  1857  in  den  Anal.  iur.  pontif.  Pfründe  erst  vom  Tage  des  Dienstantrittes  und 
1858.  p.  794,  deutsch!.  Arch.  f.  k.K.  R.  3,  408.  das  des  bisherigen  Amtes  bis  zum  Verlassen  des- 

2  Nicht  die  Appellation  an  den  Metropoliten,  selben  bezieht,  so  in  Würtemberg,  v.  Vogt, 
weil  diese  heute  kein  allgemeines  Aufsichtsrecht  Samml.  kirchl.  Verordn.  S.507;  in  Frankreich 
über  ihre  Suffraganen  besitzen,  Th.  II.  S.  19  und  und  Elsass-Lothringen  ,  Dursy,  Staats- 
essich in  diesem  Falle  nur  um  eine  Verwaltungs-  kirchenrecht  i.  Elsass-Lothringen  1,93.  Das 
massregel  des  Bischofs  handelt.  Trägt  aber  das  Weitere  in  der  Lehre  vom  Amtseinkom.men  der 
Versetzungsdekret  auch  nur  äusserlich  den  Cha-  Geistlichen. 

rakter  einer  Disziplinarstrafe,  so  ist  allerdings  die  ^  ßei  diesem  wird  der  Beneflziat  jedenfalls  vor- 
Appellation an  den  Erzbischof  gestattet.  her  zu  hören  sein ,    um  eine   gründliche  Unter- 
^  Das  ergiebt  sich  aus  dem  Wesen  der  Trans-  suchung  darüber  zu  ermöglichen,   ob   der  Fall  der 
lation,  so  auch  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  167;  Nothwendigkeit  vorliegt. 

Gin  z  ei  K.  R.  2,  218.  In  den  Moment  der  Er-  5  Damit  ist  auch  zugleich  das  ins  in  re  des  Be- 
langung des  ruhigen  Besitzes  des  zweiten  kann  nefiziaten  an  der  neuen  Stelle  erworben ,  einer 
der  Eintritt  der  Vakanz ,  so  Craisson  man.  tot.  Acceptation  der  Uebertragung  bedarf  es  hier 
iur.  can.  n.  530,  auf  Grund  von  c.  28  in  VI^o  de  nicht. 

praeb.  III.  4  nicht  gesetzt  werden.    Das  cit.  cap.  ^  Dies  ist  in  der  Anm.  1  angeführten Entschei- 

bezieht  sich  auf   die  Erwerbung  eines   weiteren  düng  im  Prinzip  anerkannt,  wenngleich  die  Congr. 

inkompatiblen  Benefiziums ,   nicht   auf  die  Ver-  conc.   das  Verfahren  des  Bischofs  in  dem  vorlie- 

setzuiig.     Statthaft  ist  es  aber,  dass  der  Bischof  genden  Fall  nicht  für  vollkommen  angemessen  er-= 

für  den  Eintritt  der  Wirkung  der  letzteren  einen  achtet  hat. 

späteren  Termin  festsetzt,  um  inzwischen  für  die  "  S,  0.  S.  295. 

Wiederverleihung  der  freiwerdenden  Stelle  Sorge  ^  S.  0.  S.  296. 

tragen  zu  können.    Für  einzelne  Diöcesen  findet  9  g   0.  S.  299. 
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als  Straf-  und  Disciplinarmassregel  wider  Willen  des  Amtsträgers  verhängt  werden, 
lieber  diese  ist  in  der  betrefienden  Lehre  zu  handeln. 

in.  Staatliches  Recht.  Besondere  Vorschriften  über  die  Versetzung  der 
kirchliehen  Beamten  kennen  die  Gesetzgebungen  der  meisten  Staaten  nichts  Da  aber 
jede  Translation  die  Erledigung  eines  Amtes  herbeigeführt  und  zugleich  eine  Wider- 
besetzung  eines  anderen  enthält ,  so  müssen  die  für  die  erstere ,  sowie  für  die  letztere 
massgebenden  staatlichen  Anordnungen  beobachtet  werden.  Wo  eine  Anzeige  der  Er- 
ledigung an  die  staatliche  Behörde  stattzufinden  hat,  ist  diese  auch  bei  der  Translation 
vorzunehmen  '^,  und  ebenso  müssen  dabei  die  etwaigen  Bestätigungs-  oder  Einspruchs- 
rechte der  Regenten  oder  Staatsbehörden  gewahrt  werden^.  Abgesehen  von  Preus- 
sen,  für  welches  bei  Versetzungen  wider  Willen  die  schon  o.  S.  302  gedachte  Be- 
stimmung in  Betracht  kommt,  sollen  in  Baiern  Pfarrer,  welche  nicht  wenigstens  zwei 
Jahre  in  ihrer  bisherigen  Pfarrei  gedient  haben ,  nur  bei  Vorliegen  ganz  besonderer 
Gründe  auf  landesherrliche  Patronatspfarreien  versetzt  werden^.  Ferner  ist  die  Ver- 
setzung des  Inhabers  eines  Privatpatronatsbenefiziums  auf  eine  PfaiTei  königlichen 
Patronats  davon  abhängig,  dass  der  Privatpatron  in  dem  dadurch  eintretenden  Er- 
ledigungsfall die  Ausübung  der  Präsentation  für  das  gedachte  Benefizium  dem  Könige 
in  einem  besonders  auszustellenden  Revers  überlässt^. 

§.  166.     //.    Die  interimistische    Verwaltung    erledigter  Kirchenämter   und  die 

Beendigung  der    Vakanz. 

Wenn  ein  kirchliches  Amt  erledigt  ist,  so  bedarf  es  unter  Umständen  für  die 
Zwischenzeit  bis  zur  Wiederbesetzung  einer  Fürsorge  für  die  interimistische  Verwaltung 
der  damit  verbundenen  Funktionen.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  dasselbe  ein  mit  einer 
selbstständigen  äusseren  Leitungsgewalt  oder  ein  mit  der  Seelsorge  verbundenes  Bene- 
fizium ist.  Bei  blossen  Kirchenämtern  tritt  aber  das  Bedürfniss  nur  dann  ein ,  wenn 
ein  solches  ein  Benefizium  der  erstgedachten  Art  im  kirchlichen  Organismus  dauernd 
zu  ersetzen  bestimmt  ist ,  und  seine  Wiederbesetzung  nicht  in  kurzer  Zeit  erfolgen 
kann. 

^  §.  531.  IL  11  des  p  reu  SS.  L.  R.:  „Hat  ein  seiner  bisherigen  Stelle  bleiben  will,  dies  zwar  ge- 
Pfarrer ohne  bösen  Vorsatz  durch  unvorsichtiges  stattet  werden ,  er  verliert  aber  für  die  drei  fol- 
Betragen  das  Vertrauen  seiner  Gemeine  verloren,  genden  Jahre  den  Anspruch  auf  Beförderung  und 
so  müssen  die  geistlichen  Oberen  seine  Versetzung  es  soll  von  diesem  Präjudiz  nur  dann  eine  Aus- 
an  einen  anderen  Ort  veranstalten",  hat,  insoweit  nähme  gemacht  werden ,  wenn  die  neue  Stelle 
als  er  eine  Verpflichtung  für  die  Kirchen-Oberen  nach  Einreichung  des  Gesuches  um  dieselbe  und 
ausspricht,  durch  Art.  15  der  Verf.-Urk.  seine  vor  ihrem  Antritte  durch  Zufall  bedeutend  ge- 
Bedeutung verloren ,  denn  die  Erwägung,  unter  schmälert  worden  ist,  V.  v.  23.  Septbr.  1810, 
welchen  Voraussetzungen  eine  Versetzung  wider  Krick  a.  a.  0.  S.  48.  206. 

Willen  angemessen  erscheint,   ist  eine  kirchliche  5  Als  Aequivalent  dafür,   dass  die  Beförderung 

Angelegenheit,    bei   der   der  Staat   nicht  mitzu-  der  in  königlichen  Patronatsstellen  fungirenden 

sprechen  hat.  Geistlichen  durch  eine  solche  Besetzung  zu  Gun- 

2  S    den  folgenden  Q  ^*^"  anderer  Geistlichen  unterbrochen  wird,  Min. 

^'  Erl.  v.T. Okt.  1815,  Döllinger  8,646,  Krick 

^-  ^^^  ^-  a.  a.  0.  S.  44;   Silbernagl  S.  70.     Uebrigens 

^  V.  V.  28.  Juli  1813,  Döllinger  Samml.  8,  darfauch  Geistlichen,    welche  der  König  auf  Be- 

646;  Krick  d.  kathol.  Pfründenwesen  in  Baiern  nefizien  einer  anderen  Diöcese  ernennt,  was  frei- 

S.  41;   Silbernagl,  Verfg.  sämmtl.  Religions-  lieh  nur  ausnahmsweise  geschieht,  die  Entlassung 

gesellschaften  S.  69.   Andererseits  soll  einem  be-  aus  der  bisherigen  Diöcese  seitens  des  Ordinarius 

reits  bepfründeten  Geistlichen,  welcher  nach  Ver-  nicht  verweigert  werden,  Erl.  v.  5.  Febr.  1825  u. 

leihung    einer    neuen    Pfründe    landesherrlichen  Min.  Erl.  v.  16.  Febr.  1826,  Döllinger  8,  649, 

Patronats  sich  weigert,   diese  anzutreten  und  auf  s.  auch  Krick  u.  Silbernagl  a.  a.  0. 
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Das  erstere  gilt  für  die  Stellungen  des  Papstes ,  der  Bischöfe  und  der  PfaiTer, 
über  deren  interimistische  Verwaltung  bereits  bei  der  Darstellung  des  Aemterorganis- 
mus  das  Erforderliche  bemerkt  worden  ist  ^ . 

Das  letztere  trifft  zu  für  die  Aemter  der  Feldvikare  oder  Feldpröpste '-^,  der 
Missionsoberen  ^ ,  der  Militär- ,  Sukkursal-  und  Missions-Pfarrer  ^ ,  sowie  der  Land- 
dekane. Für  die  letzteren  sind  ebenso  wie  für  die  Feldpröpste  und  Missionsoberen 
gewöhnlich  Vertreter  und  zwar  in  den  Kämmerern  oder  Dcfinitoren  für  den  Fall  der 
Vakanz  ihres  Amtes  im  Voraus  bestellt  5,  und  eventuell  betraut  der  Bischof  oder  son- 
stige ihm  gleichstehende  Obere  einen  Pfarrer  des  Bezirks  mit  der  interimistischen  Ver- 
sehung den  betreffenden  Funktionen.  Die  Verwaltung  der  gedachten  Pfarreien  erfolgt 
dagegen  durch  Bestellung  eines  Pfarrvikars  seitens  des  dazu  berechtigten  Oberen 
(Feldpropstes,  Bischofs,  Missions-Bischofs  oder  apostolischen  Vikars)  wie  bei  den  Pfarr- 
benefizien. 

Ausser  diesen  beiden  Fällen  kann  eine  interimistische  Verwaltung  nur  noch  bei 
denjenigen  Stellen  in  den  Kapiteln  erforderlich  werden,  mit  welchen  bestimmte  Kapi- 
telsgeschäfte,  namentlich  leitender  Natur,  verbunden  sind.  Diese  ist  des  Näheren 
durch  die  Statuten,  welche  den  Stellvertreter  ein  für  alle  Mal  bestimmen,  geregelt^. 

Dagegen  ist  die  Einrichtung  einer  Stellvertretung  im  Allgemeinen  nicht  nothwendig 
bei  einfachen  Benefizien^,  insbesondere  nicht  bei  blossen  Kanonikaten  ^,  bei  Aemtern, 
welche  zur  Unterstützung  des  Bischofs  oder  eines  ihm  gleichstehenden  kirchlichen 
Oberen  oder  des  Pfarrers,  wie  die  des  General vikars  ^ ,  der  bischöflichen  geistlichen 
Räthe  ^^,  und  der  neben  dem  Pfarrer  in  der  Seelsorge  fungirenden  Kapläne  ^^  bestimmt 
sind.  Sie  kann  endlich  der  Natur  der  Sache  nach  niemals  vorkommen  bei  Erledigung 
derjenigen  Aemter ,  deren  Funktionen  in  der  interimistischen  Wahrnehmung  eines 
anderen  Amtes  bestehen ,  —  hierher  gehört  das  Amt  des  Kapitular  -Vikars  und  des 
Pfarrverwesers  im  Falle  der  Vakanz  —  weil  beim  Wegfall  des  Vertreters  der  ihn  er- 
setzende Geistliche  immer  die  Geschäfte  des  letzteren  versehen  muss ,  also  die  Ver- 
wesung des  betreffenden  Amtes  selbst  führt,  nicht  aber  die  Verwesung  des  interi- 
mistischen Verwaltungsamtes  ausübt  i^. 

Die  kirchlichen  Normen  über  die  Art  der  Bestellung  der  Verweser  und  über  die 
für  dieselben  erforderten  Qualifikationen  sind  bereits  früher  behandelt  ^^,  und  ebenso 
schon  die  in  den  gedachten  Beziehungen  massgebenden  staatlichen  Vorschriften  an- 
geführt ^4. 


1  Th.  I.  S.  369.  Th.  II.  S.  228.  327.  346. 
289.  506.  f)07;   s.  auch  diesen  Th.  S.  186. 

2  Ueber  ihre  Vertreter  Th.  IL  S.  338.  340.  n.  9. 

3  Vgl  Th.  II.  S.  357.  361. 

*  Ferner  gehört  hierher  auch  der  Fall,  wo  die 
cura  habitualis  und  actualis  getrennt  ist,  und  der 
die  letztere  ausübende  Geistliche  fortfällt. 

5  Th.  II.  S.  290. 

6  A.  a.  0.  S.  115. 

'^  Sind  mit  solchen  fundationsmässig  zu  lesende 
Messen  verbunden,  so  müssen  diese  allerdings  von 
demjenigen ,  welcher  ein  derartiges  Benefizium 
zu  verleihen  hat,  einem  anderen  Geistlichen  zur 
Persolvirung  gegen  das  übliche  Stipendium  über- 
tragen werden,  Helfert  v.  d.  Besetzung  etc. 
S.  269. 

*^  Weil  hier  die  übrigen  Kanoniker  und  Bene- 
flziaten  die  Funktionen  versehen  können. 


9  Th.  II.  S.  224. 

^0  Die  Möglichkeit  ist  auch  hier  nicht  ganz  aus- 
geschlossen. So  kann  bei  schon  geringer  Zahl 
der  Räthe  und  grosser  Geschäftslast  ein  Geist- 
licher zur  Vertretung  einberufen  werden. 

11  Weil  hier  für  die  Regel  der  Pfarrer  mit  den 
etwa  vorhandenen  Kaplänen  interimistisch  die 
Geschäfte  des  fortgefallenen  Vikars  wird  mitver- 
sehen  können.  Allerdings  bleibt  auch  hier  die 
interimistische  Versetzung  derselben  durch  einen 
Hülfsgeistlichen  möglich. 

12  Der  beim  Fortfall  eines  Kapitularvikars  neu 
bestellte  Verweser  ist  ebenfalls  wieder  Kapitular- 
vikav,  nicht  interimistischer  Verweser  des  Amtes 
eines  solchen. 

13  S.  Anm.  Iff.  u.  Th.  II.  S.  476 ff. 

14  Th.  II.  S.  505 ff.  u  in  diesem  Theil  S.  186. 
194. 
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Beim  Eintritt  von  Vakanzen  ist,  wenngleich  das  gemeine  Recht  in  dieser  Be- 
zicliung  keine  allgemeinen  Bestimmungen  aufgestellt  hat,  eine  Anzeige  an  den  höheren 
kirchlichen  Oberen  und  die  bei  der  Besetzung  der  Stelle  mitberechtigten  Personen, 
z.  B.  die  Patrone,  üblicli,  theils  um  diese  letztere,  theils  auch  um  die  Einrichtung  der 
erforderlichen  Verwesung  herbeizuführen.  Des  Näheren  bestimmt  sich  das  Verfahren 
nach  dem  Charakter  der  erledigten  Stelle  und  nach  der  Art  ihrer  Erledigung  i.  So 
wird  z.  B.  bei  den  Diöcesanbenefizien  der  Eintritt  einer  Vakanz  herkömmlicher  Weise 
von  den  Dekanen  dem  Bischof,  sowie  den  etwaigen  bei  der  Wiederbesetzung  bethei- 
ligten Personen  mitgetheilt ''^. 

Für  einzelne  Staaten  ist  durch  die  weltliche  Gesetzgebung  ebenfalls  die  Erstat- 
tung von  Anzeigen  über  den  Eintritt  von  Erledigungsfällen  entweder  bei  allen  oder 
auch  nur  bei  gewissen  Aemtern  an  die  staatlichen  Behörden  den  betheiligten  kirch- 
lichen Oberen  vergeschrieben,  um  die  Wahrung  der  den  Regierungen  bei  der  Verwe- 
sung und  Wiederbesetzung  der  Stelle  zukommenden  Rechte  leichter  zu  ermöglichen  -^ 
während  freilich  in  den  meisten  Ländern  die  zu  diesem  Behuf  erforderliche  Kontrole 
den  verschiedenen  Organen  der  Staatsgewalt  überlassen  ist"^,  oder  wohl  auch,  wie  in 
Baden,  die  kirchliche  Behörde  selbst  freiwillig  eine  solche  Mittheilung  macht ^. 

Nach  dem  Vorgange  des  Tridentinums ,  welches  für  die  Wiederbesetzung  der 
Pfarreien  durch  den  Konkurs  eine  öffentliche  Aufforderung  zur  Bewerbung  um  diesel- 
ben angeordnet  hat*^,  pflegt  vielfach  eine  Ausschreibung  der  gedachten  Stellen  und 
auch  der  anderen  Diöcesan-Pfründen  in  den  Diöcesanblättern  '^,  oder  auch  in  den  für 
die  Publikationen  staatlicher  Behörden  bestimmten  Blättern  ^  zu  erfolgen. 

Die  Erledigung  eines  kirchlichen  Amtes  hört  mit  dem  Augenblick  auf,  in  welchem 


1  Weil  der  kirchliche  Obere  durch  diese  schon 
unter  Umständeu,  z.  B.  wenn  er  eine  Versetzung 
verfügt  hat,  ohne  Weiteres  Kenntniss  von  der 
Vakanz  besitzt. 

2  Th.  IL  S.  289  u.  Dumont  Samml.  klrchl. 
Erlasse  für  Köln  S.  302.  Bei  Bisthümern ,  auf 
welche  dem  Landesherrn  ein  Nominationsrecht 
zusteht ,  wird  diesem  eine  Anzeige  vom  Kapitel 
gemacht. 

3S.  Österreich.  Gesetz  v.  7.  Mai  1874. 
§.  11:  „Jede  Erledigung  eines  kirchlichen 
Amtes  oder  einer  kirchlichen  Pfründe  ist  der 
Landesbehörde  sofort  anzuzeigen";  Oldenburg. 
Normativ  v.  1831  (Müller  Lexikon  d.  K.  R. 
2.  Aufl.  5,  414)  §.  17:  „Von  Annahme  der  Re- 
signation einer  Pfründe,  von  einem  Straf- Er- 
kenntniss  auf  Suspension  oder  Absetzung  eines 
Geistlichen  oder  Kirchendieners  ist  der  Com- 
raission,  vorder  Vollstreckung  Anzeige  zumachen" 
.  .  .  §.  18:  „Von  jeder  Eröffnung  eines  fundir- 
ten  Benefiziums,  einer  Küster-  oder 
Organisten-Stelle  hat  das  Amt  sofort  der 
Kommission  und  dem  Offizialate  Anzeige  zu 
machen.  Am  Schlüsse  jedes  Jahres  wird  der  Offl- 
zial  ein  Verzeichniss  aller  im  Laufe  desselben 
vorgefallenen  Dienstveränderungen,  sowie  der 
am  Schlüsse  desselben  noch  nicht  besetzten  Stel- 
len, §§.  11 — 15,  an  die  Kommission  einreichen"; 
Sachs.  Ges.  v.  23.  August  1876.  §.  25.:  „Jede 
Erledigung  eines  geistlichen  Amtes  ist  der 
Staatsregierung  von  der  katholisch-geistlichen  Be- 
hörde des  Bezirks  sofort  anzuzeigen";  französ. 
organische  Artikel  37:  „Les  m^tropolitains,  les  cha- 


pitres  cath^draux,  seront  tenus  sans  delai,  de  don- 
neravisau  gouvernement  dela  vacancedes  siege s 
et  des  mesures  qui  auront  e'te  prises  pour  le 
gouvernement  des  dioceses  vacantes".  In  Wür- 
temberg  ist  nur  alljährlich  von  den  Dekanaten 
ein  Verzeichniss  der  erledigten  Pfarreien  und 
Kaplaneien  an  den  katholischen  Kirchenrath  ein- 
zureichen, V.Vogt  Samml.  kirchl. Verordnungen 
S.  506. 

4  So  z.B.  in  Baiern,  wo  die  Gemeindeverwal- 
tung den  Tod  des  Pfarrers  an  das  Bezirksamt  und 
dieses  wieder  an  die  Kreisregierung  anzeigt, 
Krick  kath.  Pfründenwesen  S.  25.  InPreus- 
sen  erhalten  sich  die  Ober -Präsidenten  durch 
Vermittlung  der  Landräthe,  Amtshauptmänner, 
Polizei-Direktionen  und  Magistrate  fortdauernd 
über  die  eingetretenen  Vakanzen  in  Kenntniss, 
s.  meine  preuss.  Kirchengesetze  v.  1873.  S.  130. 
n.5;  auch  geben  ihnen  über  solche  Straferkennt- 
nisse, welche  den  Verlust  des  geistlichen  Amtes 
herbeiführen,  die  Staatsanwaltschaften  Mitthei- 
lung, a.  a.  0.  S.  197. 

5  S.  erzbischöfl.  freiburg.  V.  v.  30.  Nov.  1861. 
§.  2,  Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  129. 

6  Th.  IL  S.  496.  497. 

7  Vgl.  die  Anm.  5.  cit.  Verordng. 

8  Wie  in  Baiern  und  Würtemberg  bei 
Pfründen  landesherrl.  Patronats,  Krick  a.  a.  0. 
S.  25;  V.  Vogt  a.  a.  0.  S.  305;  in  Baiern 
ausserdem  bei  solchen ,  welche  einem  Privatpa- 
tronate  von  Gemeinden  unterstehen  ;  Krick  a.  a. 
0.  S.  27. 
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die  Wiederbesetzung  desselben  zum  Abschluss  gelangt  ist.  Dadurch  findet  aber  die 
interimistische  Verwaltung  nicht  von  selbst  ihr  Ende,  vielmehr  erst  dann,  wenn  das 
Bedtirfniss  für  sie  fortfällt,  d.  h.  wenn  der  neue  Amtsträger  sein  Amt  antritt  oder  in 
der  Lage  ist,  dasselbe  seinerseits  auszuüben.  Bei  Pfarrämtern  ^  erlischt  sie  daher  ge- 
wöhnlich mit  der  Besitzeinweisung  des  neuen  Pfarrers  ^  oder  mit  seinem  Eintreffen  in 
der  Parochie  zu  dauerndem  Aufenthalt  ^. 

§.  167.    Anhang  zu  Abtheilung  II :   Die  Stellungen  der  weltlichen  Kirchen- 
bediensteten. 

Die  Kirchenämter,  von  welchen  in  der  vorhergehenden  Abtheilung  II  gehandelt 
worden  ist,  dienen  entweder  den  Zwecken  des  Gottesdienstes  und  der  Seelsorge 
oder  denen  der  kirchlichen  Leitung  und  Verwaltung. 

Für  die  Ausübung  derselben  werden  aber  vielfach  gewisse  Verrichtungen  unter- 
geordneten und  unterstützenden  Charakters  erfordert,  welche  die  Amtsträger  selbst 
nicht  wahrnehmen  können,  oder  deren  Vornahme  ihnen  mit  Rücksicht  auf  ihre  amt- 
liche Stellung  nicht  zuzumuthen  ist. 

Was  zunächst  die  gottesdienstlichen  Aemter  betrifft,  so  bedarf  es  zu  ihrer 
ordentlichen  Versehung  der  Unterhaltung  des  kirchlichen  Gebäudes  in  einem  würdigen 
Zustande,  also  einer  regelmässigen  Beaufsichtigung  und  Ueberwachung ,  der  Oeffnung 
und  Schliessung,  der  Reinerhaltung,  nöthigenfalls  auch  der  Ausschmückung  desselben, 
der  Beschaffung  der  erforderlichen  Beleuchtung  und  der  Besorgung  des  Geläutes,  so- 
dann der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  bei  den  Öffentlichen  Gottesdiensten ,  ferner 
der  Aufbewahrung  der  gottesdienstlichen  Schmuckgegenstände,  Geräthschaften  und 
Gewänder,  der  Bereitstellung  der  jeweilig  erforderten  Gegenstände  dieser  Art  und  der 
Rücknahme  derselben  nach  stattgehabtem  Gebrauch,  endlich  auch  der  Verrichtung 
gewisser  persönlicher  Dienstleistungen  und  Handreichungen  für  diejenigen  Geistlichen, 
welche  die  gottesdienstlichen  Handlungen  vollziehen. 

Für  die  Besorgung  einzelner  Arten  der  gedachten  Geschäfte  hatte  schon  die  ältere 
Kirche  bestimmte  Aemter  dienenden  Charakters,  wie  die  der  Ostia  rien,  Akoluthen 
und  Subdiakonen,  welche  zugleich  die  Durchgangsstufen  für  die  höheren  gottesdienst- 
lichen Aemter  bildeten,  geschaffen*,  und  zu  ihnen  sind  dann  die  ebenfalls  durch 
Geistliche  verwalteten  Aemter  des  custos  und  des  sacrista'^  hinzugetreten. 

In  den  Kapiteln,  wo  die  beiden  letztgedachten  Aemter  im  Laufe  der  Zeit  vielfach 
vereinigt  worden  sind  ^,  haben  dieselben  allerdings  den  ursprünglich  dienenden  Cha- 
rakter verloren.  Sie  sind  hier  Stifts-Aemter  zur  Ueberwachung  der  betreffenden 
Funktionen  geworden.  Denn  für  die  Ausübung  der  letzteren  wurden  eigene  Unter- 
beamte, theils  ebenfalls  cusiodes,  aber  auch  campanarii,  oder  «ecZ/V««  genannt '^,  welchen 
zugleich  besondere  Bezüge  als  Präbenden  zugewiesen  waren  ^,  von  den  Kapiteln 
angestellt. 

1  Wegen  der  Bisthümer  s.  Th.  11.  S.  '245.  &  Th.  11.  S.  103. 

2  S.   z.  B.   für  Baiern  d.    Instr.   v.  6.  Juli  6  A.  a.  0.  103.  104. 
1845  «^§.  10.  12.  13,  Krick  a.  a.  0.  S.  67;  für  ^  A.  a.  0.  S.  104.  n.  11. 

VVürtemberg  bischüi'l.  V.  v.  1829  bei  v.  Vogl  **  S.  z.  B.  für  die  Kathedralen  in  Münster  und 

a.  a.  0.  S.  232.  Lübeck,  Urk.  v.  1223,   Moser  ,   Osnabr.  Gesch. 

3  So   nach   d.    erzbisch,    kölnisclien  V.  v.  Urkdbch.  S.  182  (hier  heisst  ihre  Pfründe  :  spent- 
1869,   Dumont  a.  a.  0.  8.  303.  prevende)  u.  Urk.   v.  1260,   Urkdbch.  d.  Bisth. 

4  Th.  T.  S.  3.  4.  111.  [.übeck  S.  189. 
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Hei  den  übrigen  Kirchen ,  bei  welclien  nnr  eine  geringere  Zahl  von  Geistlichen 
unterlialten  werden  konnte,  sind  nach  der  Ausbildung  der  Parochialverfassung  sowold 
die  Geschäfte  des  custos  und  sacrista,  wie  aucli  diejenigen  Verriclitnngen,  welclie  einst 
von  den  Inhabern  der  niedrigen  Weiliestufen  besorgt  worden  waren,  zu  einem  einzigen 
Amte,  dem  Küster-  oder  Glöckner-Amt,  custodia  oder  campanaria^,  welclies 
ebenfalls  mit  bestimmten  festen  Gefällen  dotirt  war  und  an  Geistliche  verliehen  wurde, 
vereinigt  worden. 

Besondere  Kechtsnormen  hat  das  gemeine  Kirchenrecht  ^  für  diese  Stellungen  niclit 
ausgebildet.  Sie  waren  ihrem  Charakter  nach  niedere  kirchliche  Benefizien  und  es 
fanden  daher  die  für  diese  geltenden  Regeln  auf  sie  Anwendung. 

Schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  ist  aber  das  Amt ,  weil  es  in 
Folge  des  Aufkommens  der  absoluten  Ordinationen  und  der  veränderten  Bedeutung  der 
niederen  Weihestufen  an  Geistlichen  fehlte ,  welche  sich  an  einem  solchen  genügen 
Hessen,  namentlich  auf  dem  Lande  und  bei  den  blossen  Pfarrkirchen  vielfach  an  Laien 
übertragen  worden  =^,  und  diese  Uebung  hat  sich  bis  heute  erhalten.  Die  Bezeichnung 
des  Amtes  selbst  ist  dieselbe  geblieben"*  und  seine  Träger  wurden,  obwohl  sie  nicht 
mehr  Geistliche  waren,  noch  wie  früher  custodes^,  campanarii^ ,  sacristae"*,  aeditui'^, 
deutsch  Ä'ws^er-*,  Glöckner  ^^,  Sakristane  oder  Siffristen^^,  sodann  auch  Jfesswcr  ^^  ge- 
nannt, ein  Sprachgebrauch,  welcher  gleichfalls  in  Geltung  geblieben  ist. 

Trotz  dieser  Veränderung,  welche  sich  in  der  Person  des  Trägers  des  Amtes  voll- 
zogen hat,  wird  dasselbe  noch  immer  als  kirchliches  Amt  zu  betrachten  sein.  Die  Ge- 
schäfte, welche  seinen  Inhalt  bilden,  haben  allerdings  weder  einen  spezifisch  geistlichen 
noch  kirchlichen  Charakter.  Sie  stehen  aber  in  so  enger  und  naher  Beziehung  zu  den 
Funktionen  der  Seelsorge-  und  gottesdienstlicheu  Aemter,  dass  sie  jedenfalls  im  weite- 
ren Sinne  noch  als  kirchliche  angesehen  werden  können.  Als  solche  sind  sie  von  der 
Kirche  selbst  nicht  nur  in  früherer  Zeit^-^,  sondern  auch  bis  auf  den  heutigen  Tag  be- 
trachtet worden  i^,  und  damit  hängt  es  weiter  zusammen,  dass  die  Kirche  herkömm- 
licher Weise  sich  die  Leistung  dieser  Verrichtungen  nicht  auf  dem  Wege  eines  privat- 
rechtlichen Dienstmiethevertrages,  sondern  durch  Anstellung  geeigneter  Persönlichkei- 
ten,  durch  Begründung  eines  eigentlichen  Beamtenverhältnisses  mit  diesen,  beschafft. 

1  Urkd.  V.  1341  bei  Binterim  u.  Morreri,  7  Basel,  v.  1503.  24,  1.  c.  6,  22. 

Erzdiözese  Köln  4,  203.  8  Warmiens.  1610,  I.e.  9,  144.   Auch  matri- 

-  Aus  dem  corp.  iur.  canon.  gehören  hierher  cularii  kommt  in  dieser  Bedeutung  vor,  Colon, 

die  tit.  26  u.  tit.  27.  I.  X  de  off.  sacristae  et  cu-  1549,  1.  c.  6,  555. 

stodis    mit   je    einem  Kapitel,    welche   nur   von  9  S.  z.  B.  Grimm,  Weisthüraer  1,  720.  843; 

der    ursprünglichen'  Gestaltung    beider   Aemter  2,  326;  3,  72  No.  3  u.  3,  97.867.  n.  17;  4,  380, 

handeln.  5,  103.  481  n.  14. 

^  Allerdings   ist   es   auch    vorgekommen,    dass  lO  A.  a.  0.  2,   634;    3,  559;    4,  560  n.  6;    5, 

Geistliche  von  Nebenkirchen,  oder  gar  der  Pfarrer  240  (n.  10).   244  (n.  4).  634;    3,   559;    5,  553 

selbst,  das  betreffende  Amt  zur  AulTjesserung  ihrer  (n.  23).  573  (n.  8). 

Einkünfte  übertragen   erhalten    haben,    und    es  ^^  So  in  der  Schweiz  Grimm  1,   163.166;    5, 

dann  durch  angenommene  Leute  unter  ihrer  Auf-  435  (n.  11)  u.  455  (n.  7). 

sieht    und    auf   ihre   Kosten    versehen    Hessen,  12  a.  a.  0.  1,  188.  419.  445;  6,  277.  §.  6. 

Back,    d.  evang.  Kirche  i.  Lande  zw.   Rhein.  13  Dies  zeigt  die  dargestellte  Entwickelung. 

Mosel  etc.  Bonn  1872.  1,  135.  i*  Denn  nach  dem  Trid.  Sess.  XXIIL  c.  17  de 

*  S.  z.  B.  Hartzheim,  conc.  8,  633.  ref.  sollen  die  Bischöfe,  wo  es  angänglich ,   die 

■^  dipl.  V.  1319  Urkdbch.  des  Bistliums  Lübeck  alte  Einrichtung,   dass  die  ursprünglichen  Funk- 

S.  587;    syn.    Colon,   v.  1549,    Hartz  heim  6,  tionen  der  niederen  Weihengrade  durch  Kleriker 

555,  s.  auch  ibid.  9,  162.  1066.  versehen  werden,  wieder  einführen.    Die  neueren 

C  syn.  Colon,  v.  1300,  c.  16,  Colon,  v.  1310;  Staatsgesetzgebungen  begreifen  dagegen  das  Kü- 

c.  4  Brem.   u.  1350,    Hartzheim  4,  42.    124.  steramt  nicht  unter  der  Bezeichnung Kirchenamt, 

359;  s.  auch  ibid.  6,  555.  1066.  s.  Th.  U.  S.  505. 
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Die  Errichtung  und  die  anderweitige  Verfügung  über  derartige  Aemter  gehört 
selbstverständlich  zur  Kompetenz  des  Bischofs  oder  des  ihm  gleichstehenden  Leitungs- 
beamten. 

Die  Besetzung  der  gedachten  Stellen  ist  im  Mittelalter  meist  durch  das  Herkommen 
bestimmt  worden,  und  daher  eine  sehr  verschiedenartige  gewesen  ^  Dasselbe  gilt  auch 
noch  heute.  Die  Anstellung  kommt  theils  auf  Grund  eines  besonderen  Titels,  z.  B.  des 
Patronatrechtes  einem  speziell  Berechtigten  2,  theils  und  zwar  für  die  Regel  in  Er- 
mangelung einer  Drittberechtigung  den  zur  kirchlichen  Vermögensverwaltung  berech- 
tigten Organen  ^,  theils  auch  der  kirchlichen  Behörde,  entweder  dem  bischöflichen  Or- 
dinariate ^  oder  dem  Pfarrer  zu^.  Wenn  mit  dem  Küsteramt  zugleich  eine  Schullehrer- 
stelle verbunden  ist ,  so  tritt  mindestens  eine  Mitwirkung  der  Schulbehörden ,  wenn 
nicht  eine  alleinige  Verleihung  des  Amtes  durch  dieselbe  ein  ^. 

Was  die  Qualifikation  zu  den  gedachten  Stellen  betrifft ,  so  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  der  Bewerber  der  katholischen  Kirche  angehören  muss*^.  Nicht  minder 
liegt  es  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  Unbescholtenheit  und  guter  Ruf ,  körperliche 
Fähigkeit  zur  Verrichtung  der  ihm  obliegenden  Dienste  sowie  der  Besitz  der  dazu  noth- 
wendigen  Kenntnisse  gefordert  wird  ^.    Die  Anstellung  erfolgt  übrigens  in  manchen 


1  Bald  stellt  der  Patron  oder  die  Herrschaft, 
dipl.  V.  1341  beiß  iiiterim  und  Mooren  a.a.  0. 
4,203;  Grimm,  Welsthümer  3,  559;  Back 
a.  a.  0.  S.  133,  bald  der  Inkorporationsberech- 
tigte, Grimm,  1,  188;  5,435.  §.11  den  Küster 
an.  Ferner  kommt  Wahl  desselben  durch  die 
Herrschaft  und  Gemeinde,  a.  a.  0.  3,  867.  §.  17, 
oder  blos  durch  die  Gemeinde,  dipl.  v.  1319, 
Urkdbch.  d.  Bisth.  Lübeck  S.  587;  Grimm  1, 
163.  166;  2,  634;  5,  455.  §.  7,  und  statt  der- 
selben durch  ihre  Vertreter ,  theils  das  Bauern- 
gericht,  a.  a.  0.  1,  419,  theils  die  Kirchenverwal- 
ter (procuratores) ,  conc.  Basil.  v.  1503.  tit,  24, 
Col.  V.  1612.  tit.  4,  Hartzheim  6,  22  u.  9,162, 
vor,  doch  sollte,  was  kirchlicherseits  wiederholt 
eingeschärft  worden,  s.  diecit.  Konzilien  u.  d.  Urk. 
V.  1319,  die  Zustimmung  des  Pfarrers ,  welcher 
dem  Gewählten  auch  das  Amt  zu  übertragen  hatte, 
Grimm  1,  163  ;  5,  455,  eingeholt  werden  (vgl. 
auch  a.  a.  0.  2,  165 :  „Auch  so  setzt  man  heut  ein 
glöckner ,  gefeit  dem  pfarrer  der  glöckner  nit 
wohl,  so  mag  er  ihnen  auch  absetzen,  gefeit  ihnen 
der  ander  nit,  er  mag  ihnen  auch  absetzen,  den 
dritten  soll  er  daran  lassen  er  sey  krumb  oder 
schlecht''). 

2  Nach  p reu  SS.  L.  R.  II.  11.  §§  556 ff.  i.  d. 
Regel  dem  Patron ,  welcher  vorher  das  Gut- 
achten des  Pfarrers  über  die  in  Aussicht  genom- 
mene Person  einzrjholen  hat,  jedoch  entscheidet 
prijizipaliter  Gewohnheit  und  Herkommen  (s.  hier- 
zu Vogt,  preuss.  Kirchenrecht  1,  411);  vgl. 
ferner  für  Baier  n  Stingl ,  Bestimmungen  des 
baier.  Staates  üb,  Verwaltung  d.  kath.  Pfarramtes 
S.  289,  für  W  ü  r  t  e  m  b  e  r  g  V.  V.  29.  Sept.  1836, 
V.  Vogt,  Samml.  v.  Verordn.  S.  364;  für  Ol- 
denburg Normativ  v.  1831.  §.  14;  in  den  bei- 
den zuletzt  gedachten  Ländern  hat  aber  der  Patron 
nur  ein  Präsentationsrecht. 

3  So  nach  preuss.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  562  den 
Pfarren  und  den  Kirchenvorstehern ,  jetzt  aber 
statt  letzterer  nach   d.   Ges.  v.  20.  Juni  1875. 


§.  57  dem  Kirchenvorstand,  in  Baiern,  falls  es 
sich  nicht  um  eine  mit  dem  Schuldienst  vereinigte 
Stelle  handelt,  der  sog.  Kirchenverwaltung, 
Stingl  a.  a.  0.  S.  290;  in  Würtemberg  dem 
s.  g.  örtlichen  Stiftungsrath,  v.  Vogt  a.  a,  0.  S. 
364;  in  Elsas  s-Lothringen  in  den  Städten 
nach  d.  franz.  Fabrikdekret  v.  30.  Dez.  1809. 
Art.  33  dem  s.  g.  bureau  des  marguilliers ,  d,  h. 
dem  Ausschuss  des  conseil  de  fabriqu«  auf  Vor- 
schlag des  Pfarrers,  s.  Dursy,  Staatskirchen- 
recht in  Elsass-Lothringen  1,  220.  n.  2.  In  der 
preuss.  Rheinprovinz  ist  auf  Grund  des  schon 
ang,  Ges.  v.  1875  an  Stelle  der  marguilliers  der 
Kirchenvorstand  getreten. 

4  So  in  der  Diöcese  Freiburg  auf  Vorschlag 
des  Pfarrers,  s.  V.  v.  1863,  Arch.  f.  k.  K.  R.  16, 
477;  in  Oldenburg  dem  Offlzialate,  welches 
jedoch  das  staatliche  placet  einzuholen  hat,  §.  14 
des  Anm.  3  citirten  Normativs. 

•^  So  in  El  sass-Lothrin  gen  in  den  Land- 
gemeinden Ordn.  v.  12.  Jan.  1825,  Art.  7,  Du  r  sy 
a.  a.  0.  1,  236.  Ueber  die  preuss.  Rheinpro- 
vinz  s.  Anm.  3.  In  einzelnen  österreichi- 
schen Diöcesen  erfolgt  die  Bestellung  durch  den 
Pfarrer  und  die  Kirchenpröpste  (Kirchen  Vorsteher) 
unter  Genehmigung  des  Ordinariates,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  25,  292. 

6  Wiez.B.inBaiern,  Stingl  a.a.O.S.289. 
Das  Weitere  gehört  nicht  hierher. 

"^  Dies  ist  z.  B.  für  die  Erzdiöcese  Köln  schon 
seitdem  17.  Jahrh.  vorgeschrieben,  Hartz  heim 
conc.  9,  162.  1066  u.  Dumont,  Samml.  kirchl. 
Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln.   S.  329. 

8  Vgl.  Dumont  a.  a.  0.,  Stingl  a.  a.  0.  S. 
292.  Kraft  staatlicher  Vorschriit  sind  ferner  diese 
Stellen,  soweit  der  Staat  bei  ihrer  Vergebung  kon- 
kurrirt,  vorzugsweise  mit  civilversorgungsberech- 
tigten  ehemaligen  Militärs  zu  besetzen,  s.  z.  B. 
d.  preuss.  R.  v.  16.  Juni  1867.  §.  8,  M.  Bl.  f. 
d.  innere  Verwaltung  S.  280  u.  d.  bair.  V.  v. 
6.  April  1869,  Stingl  S.  293. 

21* 


',\')4  1.  Die  llicrurcliic  iiiul  die  Leitung  der  Kirclie  durch  dieselbe.  [§.  167. 

Orten  und  Ländern  niclit  auf  Lebenszeit,  sondern  nur  widerruflicli '  oder  auf  Kün- 
digung-. Ilir  geht  eine  Untersuchung  über  die  Fähigkeit  des  Kandidaten  voraus, 
welclie  gewölinlicli  der  Pfarrer  oder  Dekan  vornimmt.  Nach  derselben  hat  der  Er- 
nannte in  einzelnen  Diöcesen  das  Tridentinische  Glaubensbekenntniss  oder  ein  Gelübde 
auf  treue  Erfüllung  seines  Amtes  abzulegen  -K  Zu  seinen  Amtspflichten  gehört  auch 
die  Beobachtung  der  Residenz  an  dem  Orte  seines  Amtes,  welchen  er  nur  mit  Urlaub 
des  Pfarrers  verlassen  darf  "*.  Bei  der  Erfüllung  seiner  Amtsgeschäfte  hat  er  zunächst 
den  Weisungen  des  letzteren  zu  folgen,  selbstverständlich  ist  er  auch  den  Anordnungen 
der  höheren  kirchlichen  Behörden  Gehorsam  schuldig-^. 

In  Betreff  der  Erledigung  des  Amtes  kommen  analogisch  die  Grundsätze  über  die 
sonstigen  Kirchenämter  zur  Anwendung. 

Vielfach  sind  von  den  Geschäften  des  Küsters  die  Funktionen  des  Organisten 
oder  Cliorregenten  getrennt  und  werden  durcli  eigends  dafür  angestellte  oder  an- 
genommene Personen  versehen.  Auch  ist  die  Verrichtung  gewisser  niederer  Dienste, 
namentlich  solcher,  welche  in  dem  Amte  des  Küsters  enthalten  sind,  an  grösseren 
Kirchen,  vor  Allem  an  den  Kathedralen ,  besonderen  Personen  übertragen.  Hierher 
gehören  die  s.g.  Kirchendiener,  Kirchhüter,  Schweizer^,  Pedelle  (appari- 
tores)'  und  die  Bälgetreter  oder  Kaikanten. 

Diese  Stellungen  können  in  Anbetracht  des  Charakters  ihrer  Funktionen  nicht 
mehr  als  Kirchenämter  betrachtet  werden  ^.  Dem  entsprechend  findet  auch  bei  ihnen 
meistentheils  eine  Anstellung  im  eigentlichen  Sinne  wie  bei  den  sonstigen  Kirchenäm- 
tern, nicht  statt,  vielmehr  werden  zur  Beschaffung  der  betreffenden  Verrichtungen  mit 
geeigneten  Personen  civilrechtliche  Dienstleistungsverträge  auf  Widerruf  oder  gegen 
Kündigung  geschlossen ,  so  dass  dieselben  zu  der  Kirche  nicht  in  ein  öffentlich  recht- 
liches, sondern  nur  in  ein  privatrechtliches  Verhältniss  treten.  Das  erstere  ist  freilich 
nicht  ausgeschlossen-*,  dann  erlangt  aber  die  betreffende  Person  auch  die  Stellung 
eines  kirchlichen  Beamten  ^^.  Die  Annahme  oder  Anstellung  der  erwähnten  Kategorien 
von  Bediensteten  erfolgt  durch  dieselben  Organe,  wie  die  der  Küster  ^i. 

Das  Gesagte  gilt  auch  für  die  Todtengräber ,  so  weit  diese  für  Kirchhöfe, 
welche  im  Eigenthum  der  Kirche  stehen,  angenommen  sind  ^2^ 

1  So  in  B  aieri! ,   s.   Stingl  a.  a.  0.  S.  292.  selbe,  wie  für  die  staatlichen  Beamten  ,   dass  ihre 

2  S.  z.  B.  cit.  oldenb.  Normativ  §.  14.  Geschäfte  wie  die  der  letzteren  niclit  nothwen- 

3  S.  Freibu  rger  V.  V.  1863  (S.  323.  n.  4),  diger  Art  obrigkeitlicher  Natnr  zu  sein  brauchen, 
syn.  prov.  Colocens.  t.  4.  c.  16,  acta  conc.  coli.  s.  Laband,  Staatsrecht  des  deutsch.  Reichs  1, 
Lac.  5,  686.  385.389;  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staats- 

"*  S.  z.  B.  Dumont  a,  a.  0.  S.  327;  oldenb.  rechts  S.  362,  nicht  unter  allen  Umständen  einen 

Normativ  v.  1831.  §    14.  Für  die  Verletzung  der  rein  kirchlichen  Charakter  tragen  müssen.  S.  Th. 

Residenzpflicht    kann    er   selbstverständlich   dis-  II.  S.  364.  n.  5.    Dass  solche  kirchliche  Beamten 

ciplinarisch  und  zwar  auch  mit  Entziehung  eines  nicht  dieselben  Rechte  haben,    wie  die  Inhaber 

Theiles  seiner  Amtsbezüge  bestraft  werden.  der  Kirchen ämter  im  eigentlichen  Sinne,  schliesst 

5  P  reu  SS.  A.  L.  R.  II.  11.  §.  566;   syn.  Co-  ihre  Beamtenqualität  nicht  aus. 

Ion.  prov.  1860.  t.  6.  c.  7,  acta  conc.  coli.  cit.  5,  n  Ar  1     c     qoq     a  o  «•      r»?«  X3^  ^^r, ; 

p>ßq     Gf       1  c\    <a    OQ)^  ^Sl-   S.   616.  Anm.  i  ff.     Die  Bevorzugung 

r'o         xf  /■  *'. -Sv  ^i  1     .  *  .    QQ  ,0         der  Militärs  (a.  a.  0.  n.  8}   ist  auch  für  diese 

6  S.  z.  B.  franzos.  Fabrikdekret,  Art.  60  (S.        ^x  u  ^         v.  •  u 
000         ON                                                                          Stellungen  vorgeschrieben. 
oZo.  n.  oj. 

"7  Kölner  Kapitelsstatuten  §.  23.  ^2  Ueber  ihre  Annahme  oder  Anstellung,  welche 

8  Vgl.  auch  Th.  II.  S.  364.  n.  5.  meistens  in  gleicher  Weise,  wie  die  der  Küster,  er- 

9  So  scheint  nach  den  Mittheilungen  im  Arch.  folgt,  s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  18,  153  ;  24,  14.  In 
f.  k.  K.  R.  25,  277  ff.  sich  die  Praxis  in  einzel-  Baiern  werden  aber  die  Todtengräber  nicht  zu 
neu  österreichischen  Diöcesen  in  Betreff  der  Or-  den  Kirchenbediensteten  gerechnet,  sie  werden 
ganisten  gestaltet  zu  haben.  hier  von  der  politischen  Gemeinde  bestellt,  Stingl 

1^  Auch  für  die  kirchlichen  Beamten  gilt  das-       a.  a.  0.  S.  287.  289. 
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Die  bisher  erwähnten  Bediensteten  mit  Einschluss  der  Küster  werden  gewöhnlich 
unter  der  Bezeichnung:   niedere  Kirchendiener  begriffen^. 

Abgesehen  von  der  Verwaltung  der  Seelsorge  und  des  Gottesdienstes  bedarf 
die  Kirche  für  ihre  sonstige  Administration  sowohl  einer  Reihe  mechanischer,  wie 
auch  technischer  Dienste.  In  ersterer  Beziehung  kommt  namentlich  die  Leistung  von 
Büreaudiensten  der  verschiedensten  Art,  insbesondere  bei  den  bischöflichen  Behörden 
und  den  Domkapiteln ,  in  letzterer  die  Bearbeitung  und  Besorgung  von  civilrecht- 
lichen  Angelegenheiten  oder  von  Bausachen  in  Frage.  Die  betreffenden  Büreau- 
und  technischen  Beamten  (Registratoren ,  Expedienten,  Kanzlisten  u.  s.  w.  einer- 
seits, Syndici  und  Baumeister  andererseits)  können  ebenfalls  2,  wie  die  niederen 
Kirchendiener,  blos  durch  einen  civilre ertlichen  Dienstleistungsvertrag  angenommen 
oder  als  kirchliche  Beamte  angestellt  werden,  und  unterliegen  je  nachdem  das  Eine 
oder  das  Andere  der  Fall  ist,  in  Betreff  ihrer  Stellung  einer  verschiedenen  rechtlichen 
Beurtheilung. 


Dritte  Abtheilung. 

Die  nicht  ständigen  durch  den  Zusammentritt  von  Eirchenoberen  gebildeten 
Leitungsorgane,  die  Konzilien  oder  Synoden^. 

§.168.    /.  Allgemeine  Ueher sieht  über  die  verschiedenen  Arten 

der  Synoden** . 

Als  das  Christenthum  eine  gewisse  Ausbreitung  erlangt  hatte,  war  es  natürlich, 
dass  die  einzelnen  Gemeinden  namentlich  mit  solchen,  welche  derselben  Provinz  oder 
auch  einem  grösseren,  durch  Nationalität,  Sprache  und  gemeinsame  Interessen  ver- 
bundenen Bezirke  angehörten ,  in  Verkehr^  traten ,  und  sich  durch  ihre  Vorsteher 
über  wichtige  kirchliche  Angelegenheiten,  welche  eine  über  die  Einzelgemeinde  hin- 
ausgehende Bedeutung  hatten,  beriethen,  sowie  sich  über  diese  zu  gemeinsamen 
Normen  vereinigten  3.  Solche  Versammlungen  sind  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
2.  Jahrhunderts  gegen  den  Montanismus  ^  und  wegen  der  Paschastreitigkeiten  nament- 
lich in  Asien  gehalten  worden.    Seit  dem  Ende  des  gedachten  und  im  dritten  Jahr- 


1  Prenss.  A.  L.  R.  II.  11.  §.  566;  Stlngl  hangnichtnacliweisbar,  und  es  unterliegt  keinem 
a.  a.  0.  S.  287.  Auch  das  Kölner  Prolin zialkon-  Zweifel,  dass  die  Natur  der  Sache  dazu  geführt 
zil  (S.  324.  n.  5)  spricht  von  den  .^aeditui  et  mi-  hat.  Auch  "boten  dafür  die  Vereinigungen  der 
nores  ministri^'.  S.  aher  wegen  der  Todtengräher  Ahgeordneten  der  einzelnen  Städte  in  derHaupt- 
die  vorige  Anm.  Stadt  der  Provinz  zur   Berathung    gemeinsamer 

2  Vgl.  auch  Th.  II.  S.  364.  n.  5.  Angelegenheiten,   d.  s.  g.  -/oivov  (tüjv  OeascxXöiv, 
Ueher  die  Stellung  der  hei  der  Vermögensver-  1.   5.  D.  XLVIII.   6,  ttjc  Aoia;,    1.  6.  §.  2  D. 

waltung  hetheiligten  weltlichen  Kirchen  Vorsteher  XXVII.  1),  commune,   concilium  provinciale,  c. 

vgl.  die  betreffende  Lehre.  12.  13.  C.  Th.  XII.  12,  ein  Vorbild,   s.  darüber 

*  V.  Hefele,   Konziliengeschichte.  Freiburg  C.  Menn,    üb.    d.   röm.  Provinzial- Landtage, 

i.  Br.  1855.  7  Bde. ;  2.  Aufl.  Bd.  1—4.   1873  ff.  Köln  u.  Neuss.  1852.  S.  3.  12. 

**   Hefele  2.  Aufl.   1,   1  ff. ;   Phillips  K.  *   Euseb.    bist,    eccles.    V.   19    in  einem   dort 

R.  2,  219  ff.  erhaltenen   Fragmente    einer  Schrift    gegen  die 

3  Die  Entstehung  der  Sitte,  Konzilien  zu  hal-  Montanisten:  .^töjv  -^ao  -/.olzol  ttjv  Aoiav  TTtOTöJv 
ten,  wird  vielfach  an  das  s.  Apostelkonzil,  act.  -iroXXay.ic  xal  izoXKajji  ttj?  Acta?  eUtoOxo  O'jveX- 
apost.  XV.  angeknüpft,   Phillips  2,  16;   He-  ^ovxwv." 

feie  1,  1.    Historisch  ist  ein  solcher  Zusammen-  5  Hefele  1,  86. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  168, 


hundert  wurden  dieselben  in  Griechenland  i,  Afrika  2  und  Asien  ^  zu  einer  regel- 
mässigen Einrichtung  und  schon  in  dieser  Zeit  kommt  die  später  gebräuchliche  Bezeich- 
nung: concilia*  für  sie  vor.  Auf  ihnen  wurden  dogmatische  Fragen  behandelt,  kirch- 
liche Verwaltungsangelegenheiten  erledigt  und  auch  Gericht  über  Geistliche  gehalten  ^. 

Ueber  die  Bezirke,  welche  auf  diesen  Konzilien  durch  die  theilnehmenden 
Bischöfe  und  anderen  Geistlichen  repräsentirt  waren ,  fehlt  es  für  diese  Zeit  vielfach 
an  genauen  Nachrichten.  Einerseits  ist  so  viel  sicher,  dass  auf  mehreren  der  ge- 
dachten Synoden  Bischöfe  verschiedener  Provinzen  anwesend  waren  ^,  andererseits 
lässt  sich  aber  mit  Fug  und  Recht  annehmen ,  dass  auch  wiederholt  Synoden  aus- 
schliesslich von  den  zu  einer  Provinz  gehörigen  Bischöfen  veranstaltet  worden 
sind.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Metropolitanverfassung '^  wesentlich  durch  das 
Institut  der  Synoden  ihre  Ausbildung  erhalten  haben  muss^,  sowie  daraus,  dass  das 
Konzil  von  Nicaea  (325)  derartige  Synoden  als  eine  bestehende  Einrichtung  voraus- 
setzt und  ihre  zweimalige  Abhaltung  in  jedem  Jahre  verordnet^. 

Anfang  des  4.  Jahrhunderts  sind  ebenfalls  in  Spanien  ^^  und  in  Gallien ^^  grössere 
Synoden,  an  welchen  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Bischöfen  Theil  genom- 
men haben,  gehalten  worden. 

Nachdem  sich  derartige  Repräsentativorgane  für  kleinere  und  grössere  kirchliche 
Kreise  gebildet  hatten,  lag  es  nahe,  dass  Kaiser  Konstantin  *2^  als  der  durch  Arius  an- 


1  Tertullian.  de  jejun.  (zw.  205  u.  212)  c.  12: 
Aguntur  praeterea   per  Graecias   lila   certis   in 

locis  concilia  ex  universis  ecclesiis,  per  quae 
et  altiora  quaeque  in  commune  tractantur  et  ipsa 
repraesentatio  totius  nominis  christiani  magna 
veneratione  celebratur.'^" 

2  Cyprian.  ep.71,  ed.  Harte  1  p,  774:  ^.Quod 
.  .  .  Agrippinus  (Bischof  v.  Carthago)  .  .  .  cum 
ceteris  coepiscopis  suis  qui  illo  tempore  in  pro- 
Yincia  Africa  et  Numidia  ecclesiam  domini  guber- 
nabant,  statuif^',  vgl.  auch  ep.  73,  1.  c.  p.  780. 
Diese  Synode,  welche  die  Gültigkeit  der  Ketzer- 
taufe verworfen  hat,  ist  zw.  218  u.  220  zu  setzen, 
He  feie  1,  104.  Seit  251  sind  dann  in  Carthago 
wegen  der  lapsi  und  der  Ketzertaufe  eine  Reihe 
von  Synoden  gehalten  worden,  Hefele  1,  112. 
114. 116. 118.  120. —  Ueber  zwei  alexandrinische 
Synoden  wegen  des  Origenes  a.  a.  0.  S.  106 ; 
über  die  Synode  v.  Arsinoe  a.  a.  0.  S.  154. 

3  ep.  Firmilian.  (Bischofs  v.  Caesarea  Cappa- 
dociae)  ad  Cypr.,  Cypr.  ep.  75,  ed.  Hartel  p. 
812:  „necessario  apud  nos  fit,  ut  per  singulos 
annos  seniores  et  praepositi  in  unum  convenia- 
mus  ad  disponenda  ea  quae  curae  nostrae  com- 
missa  sunt,  ut.  si  qua  graviora  sunt,  communi 
consilio  dirigantur'"' ;  p.  815:  „quod  (Ungültigkeit 
der  Ketzertaufe)  totum  nos  iam  pridem  (vor  236] 
in  Iconio  .  .  .  collect!  in  unum  convenientibus 
ex  Galatia  et  Cilicia  et  ceteris  proximis  regioni- 
bus  confirmauimus  tenendum".  Ueber  die  gleich- 
zeitig in  Betreff  derselben  Frage  abgehaltenen 
Synode  zu  Synnada  in  Phrygien  Euseb.  bist, 
eccl.  VII.  7. 

Ueber  Synoden  in  Arabien  s.  Hefele  1,  109; 
über  die  antiochenischen  wegen  Paul  v.  Samosata 
zw.  264—269  a.  a.  0.  S.  136. 

4  S.  Anm.  1. 

5  S.  die  Citäte  in  Anm.  2  ff. 

6  Vgl.  Anm.  2  u.  3.,  Euseb.  bist,  eccles.  VII. 


28  zählt  als  Theilnehmer  des  einen  Antiocheni- 
schen Konzils  gegen  Paul  v.  Samosata,  s.  Anm.  3 
8  Bischöfe  auf  und  bemerkt  dass  noch  fxypiot 
aX/.ot  erschienen  seien. 

7  Th.  II.  S.  1. 

8  Das  ist  die  allgemeine  Annahme,  vgl.  z.  B. 
Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  K.  R.  1,  364. 

9  c.  5 :  „Tiept  Töjv  d7.oiV(uvT]Ta)v  "^Bsoii-i^tos, 
eiT£  TÖJv  Iv  xip  xX'/)  pijj  eixe  iv  Xa'ixu)  zd^i).rxTi,  utco 
TüJv  %a&' £/caoT'r]v  eTiapyiav  dTCtoxoTTouv  'Apazeizi» -h 
Y'^wfj.Tj  y.axd  t6^  -/.avova  tov  otaYopeuovxa,  xou;  ucp 
sxdpojv  dTToßXiQ&evxa?  ucp'  sxsptov  }j.yj  upo^Uo^ai, 
^^exaCsa^cu  oe,  fXY]  [jLi"/,pod»'j)(ia  tj  cpiXovetxia  ^ 
xtvi  xoiauxTT]  drjOia  xoü  £7rtoy,67:ou  dTioauvdYujYOi 
Y£Yev7]vxat  *  iva  oiv  xouxo  X'?j^  TcpsTiouaav  elexaoiv 
Xafxßdv^,  xaXöJ?  iyj.iv  l5o?ev,  sxdoxou  eviauxoy 
v.rx%'  £%dcx-r]v  duap^^iav  Bl?  xoO  eTO'Ji  ouvoooui; 
Y'ivso^ai,  iva  -/.oivt]  rdvxcov  xöiv  stioxotkuv  xy]? 
iTtap^^ia?  iizl  x6  aüxo  auvaYOfJ-svcuv  xd  xoiaüxa 
^TjXTj[j.cxxa  i^exdCoixo  ...  ai  he  ouvooot  ^v^ia^oi- 
Gav,  fi.ia  (x£v  Tipo  x^?  xeaoapay.oox-?)?  .  .  .  Seuxspa 
he  repi  xov  xoö  fxexoTTtupo'j  y.atpov";  (c.  3  Dist. 
XVIII). 

Dass  aus  der  gedachten  Zeit  so  gut  wie  keine 
Beschlüsse  von  Provinzialsynoden  überliefert  sind, 
steht  nicht  entgegen ,  die  grösseren  Synoden, 
welche  wichtigere  Angelegenheiten  beriethen, 
zogen  natürlich  eher  die  Aufmerksamkeit  auf  sich 
und  es  erhielt  sich  daher  die  Kunde  von  ihnen 
besser,  als  von  solchen,  welche  blos  mehr  lokale 
Verwaltungsangelegenheiten  ordneten. 

10  Hierher  gehört  die  Synode  von  Elvira  (305 
0.  306),  auf  welcher  Bischöfe  aus  den  verschie- 
densten Theilen  Spaniens  anwesend  waren  und 
der  älteste  Bischof  präsidirte,  Hefele  1,  149. 

11  So  die  Synode  v.  Arles  v.  314. 

12  Schon  die  in  der  vorigen  Anm.  gedachte  Sy- 
node ist  auf  Veranlassung  Constantins  wegen  des 
Donatistenstreites  zusammengetreten.    Theil  ge- 
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gefachte  Streit  über  die  Gottheit  Christi  ausgebrochen  war  und  die  Einheit  der  Kirche 
zu  spalten  drohte ,  zur  Herstellung  des  kirchlichen  Friedens  aus  allen  Theilen  des 
römischen  Reiches  die  Bischöfe  zur  Berathung  (325)  nach  Nicäa  zusammenrief  und 
dass  diese  Versammlung  nach  Analogie  der  früheren  Synoden ,  weil  sie  aus  den  da- 
mals allein  in  Betracht  kommenden  Theilen  der  Erde,  d.  h.  aus  dem  gesammten  römi- 
schen Reiche  berufen  war,  als  Vertretung  der  ganzen  katholischen  Kirche  betrachtet 
wurde.  Damit  war  die  allgemeine  Synode,  ouvoSo?  oixoujxsvy]^,  concilium  univer- 
sale'^ oder  auch  generale"^  als  höchstes  die  Einheit  der  Kirche  darstellendes  Organ 
geschaffen. 

lieber  die  Bedeutung  jener  grösseren,  älteren  Synoden,  welche  zwischen  der 
Provinzialsynode  und  dem  allgemeinen  Konzil  stehen,  lässt  sich  nicht  für  alle  Fälle 
Klarheit  gewinnen.  So  viel  ist  aber  sicher,  dass  schon  im  4.  Jahrhundert  in  Folge 
der  Ausbildung  der  Patriarchate  und  Exarchate  auch  für  diese  grösseren  kirchlichen 
Bezirke  Synoden  gehalten  worden  sind^,  und  dass  sich  in  Nordafrika  bis  zu  dieser 
Zeit  die  dort  Flenar-  oder  National-Konzilien  genannten  Synoden,  welche  eine  ent- 
schiedene Verwandtschaft  mit  den  orientalischen  Patriarchal-Synoden  zeigen,  zu 
einem  festen  Institut  ausgebildet  haben  ^.  Ferner  sind  in  derselben  Zeit  mit  Rücksicht 
auf  die  Theilung  des  römischen  Reiches  in  Orient  und  Occident  besondere  Synoden 
für  jeden  Reichstheil,  orientalische^  und  occidentalische  General-Kon- 
zilien^, wie  man  sie  zutreffender  Weise  genannt  hat,  zusammengetreten. 

Die  Bezeichnung:  General-Konzil  wird  aber  auch  für  Synoden  grösserer  Kreise 


nommen  halsen  ausser  den  gallischen  Bischöfen 
auch  Stellvertreter  des  römischen  Bischofs,  ferner 
Bischöfe  aus  Italien,  Deutschland,  England  und 
Afrika,  Euseb.  hist.  eccles.  X.  5;  Mansi  2, 
469.  476;  Hefele  1,  201,  so  dass  das  ganze 
Abendland  auf  derselben  als  repräsentirt  gelten 
konnte. 

1  Der  Ausdruck,  welcher  daher  genommen  ist, 
dass  die  Synode  aus  der  ganzen  "Welt,  der  oixou- 
(j,ev^  (sc.  -[fi)  versammelt  wird,  kommt  zuerst 
-vor  in  c.  6.  conc.  Constant.  v.  381  (oder  v.  382), 
Mansi  3,  564  s.  auch  Sehreiben  der  Constan- 
tinopeler  Synode  v.  382  bei  Theodoret.  hist. 
eccles.  V.  9,  der  allg.  Synode  v.  Ephesus  (431) 
Mansi  4,  1433. 

2  ep.  Leon.  91,  Mansi  6,  129.  633. 

3  ep.  syn.  Rom.  v.  382  ad  Theod.  ep.  Leon. 
44.  144,  1.  c.  p.  18.  227.  —  Uebrigens  werden 
im  Mittelalter  diese  beiden  Bezeichnungen  auch 
für  die  Synoden  aus  verschiedenen  Provinzen, 
conc.  V.  S.  Basol  bei  Rheims  v.  991.  c.  28,  SS. 
3,  675  u.  Mansi  19,  136 :  „quam vis  et  hoc  con- 
cilium, quod  de  privata  coepiscopi  nostri  causa 
agitur  universale  videri  debeat,  utpote  plu- 
rium  provinciarum  iudicia  continens",  also  auch 
fürdieReiclis-SynodenundpäpstlicheuKonzilien, 
ja  sogar  für  die  Provinzial-  und  Diöcesansynoden 
gebraucht,  vgl.  die  betreffenden  §§. 

*  Hierher  gehört  die  Synode  v.  Alexandrien 
V.  320  u.  321  gegen  Arius,  Socrat.  hist.  eccles. 
I.  6.  Ihrer  erwähnt  c.  6.  Constant.  cit.  unter  der 
Bezeichnung  :  {jleiCwv  a6^o6o?  twv  ttj?  Bioiv.Yjoecu; 
^irioxoTtwv  Vgl.  ferner  Th.  I.  S.  540.  549. 

5  Vgl.  Th.  I.  S.  581  und  unten  §.  174. 

6  Bios  als  eine  solche  war  das  Konzil  von  Con- 


stantinopel  v.  381,  welches  später  das  Ansehen 
einer  ökumenischen  Synode  erhalten  hat,  berufen. 
'^  Ein  Beispiel  bietet  das  Konzil  von  Arles  v. 
314,  s.  S.  326  n.  11.12,  von  Augustinus  ep.43  c. 
7  u.  19,  opp.  ed.  Migne  2,  169,  „plenarium  ec- 
clesiae  universae  concilium"  genannt.  Auch  die 
ep.  conc.  Ital.  v.  381  (wahrscheinlich  v.  Mai- 
land, Hefele  2,  36j,  Mansi  3,  632,  spricht  von 
einem:  „nostrum  orientaliumque  concilium", 
und  auf  dem  Konzil  von  Ephesus  erschienen 
Abgesandte  „totius  occidentalis  synodi",   Mansi 

4,  1302,   s.  auch  v.  Schulte,  d.  Stellung  d. 
Concilien,  Päpste  und  Bischöfe  etc.    Prag  1871. 

5.  27  n.  22. 

Wenngleich  der  römische  Stuhl  der  einzige 
Patriarchalsitz  im  Abendlande  war,  so  ist  man 
doch  nicht  berechtigt,  diese  occidentalischen  Sy- 
noden als  Patriarchalsynoden  den  von  den  mor- 
genländischen Patriarchen  abgehaltenen  gleich- 
zustellen, weil  der  römische  Bischof  im  ganzen 
Abendland  niemals  Patriarch  airechte  ausgeübt 
hat  und  die  Patriarchalgewalt  für  die  Entwick- 
lung der  päpstlichen  Rechte  völlig  bedeutungs- 
los gewesen  ist,  Th.  I.  S.  537 — 560.  Eine  eigen- 
thümliche  Stellung  nehmen  die  ebenfalls  aus 
den  drei  italienischen  Metropoliten  und  anderen 
Bischöfen  auf  Befehl  des  Königs  Theodorich  i. 
J.  501  zur  Verhandlung  der  Anklagen  gegen  den 
Papst  Symmachus  zusammengetretenen  römischen 
Synoden,  vgl.  Th.  I.  S.  298  ein,  insofern  als  der 
König  offenbar  den  Papst  durch  die  Bischöfe  sei- 
nes Reiches  gerichtet  wissen  wollte.  Eine  spä- 
tere Analagie  dazu  bildet  die  von  Karl  d.  Gr.  i. 
J.  800  mit  fränkischen  und  italienischen  Bi- 
schöfen über  Papst  Leo  III  abgehaltene  Svnode, 
Th.  I.  S.  300. 
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gebraucht,  welche  nicht  zu  einer  hohem  kirchlichen  Organisation  gegliedert,  sondern 
nur  durch  gleiche  Sprache,  Nationalität  und  sonstige  gemeinsame  Einrichtungen  und 
Interessen  verbunden  sind,  einerlei  ob  sie  nur  Theile  eines  grösseren  politischen 
Gemeinwesens  oder  ein  selbstständiges  Reich  unter  einem  besonderen  Herrscher 
bilden.  Synoden  der  ersteren  Art  sind  ebenfalls  schon  im  4.  Jahrhundert  vorgekom- 
.  men,  es  gehört  hierher  die  bereits  erwähnte  Synode  von  Elvira  (von  305  o.  306)^, 
ferner  das  Konzil  von  Ancyra  von  314,  auf  welchem  die  klein-asiatische  und  syrische 
Kirche  vertreten  war  2.  Die  Synoden  der  zuletzt  gedachten  Art  werden  herkömm- 
licher Weise  als  National-Konzilien  bezeichnet;  solche  sind  im  westgothischen ,  im 
fränkischen,  dann  im  deutschen  Reiche  und  in  anderen  Ländern  abgehalten  worden  3. 
Demnach  ergeben  sich  folgende  verschiedene  Arten  von  Synoden : 

1)  als  Repräsentation  der  ganzen  Kirche  die   allgemeinen  oder  ökumeni- 
schen Konzilien; 

2)  als  Vertretung  fest  organisirter  kirchlicher  Verbände : 

a.  die  Provinzialsynoden  für   den  kleinsten,   aus  mehreren  Kirchen  zu- 
sammengesetzten Bezirk, 

b.  die  Patriarchal-,   auch  Plenar-Synoden  für  die  höheren  kirchlichen 
Stufen  über  den  Provinzen ; 

3)  als  Vertretung  grösserer,  nicht  durch  eine  höhere  kirchliche  Organisation  ver- 
bundener Sprengel: 

a.  die  orientalischen  und  occidentalischen  General-Konzilien 4, 

b.  die  grösseren  Synoden  aus  mehreren  kirchlichen  Provinzen,  ohne 
dass  diese  zu  einer  kirchlichen  oder  politischen  Einheit  zusammengefasst  sind; 

c.  die  für  einzelne  Reiche  abgehaltenen  National-  und  Reichskonzilien. 
Zu  diesen  treten 

4)  als  eine  besondere  Art  von  Synoden  die  Diöcesansynoden,  d.  h.  die- 
jenigen ,  welche  der  Bischof  mit  dem  Klerus  seiner  Diöcese  abhält.  Sie  haben  nicht, 
wie  die  unter  1  bis  3  aufgezählten  die  Bedeutung  einer  Repräsentation  von  kirch- 
lichen Körpern,  sind  vielmehr,  wie  dies  auch  ihr  Ursprung  ergiebt,  aus  dem  Pres- 
byterium  des  Bischofs  herausgewachsen  und  nehmen  neben  ihm  nur  die  Stellung  einer 
berathenden  Versammlung  ein  ^. 

Völlig  unberechtigter  Weise  werden  ausserdem  als  besondere  Arten  der  Synoden 
die  in  Konstantinopel  üblich  gewesenen  ouvoSoi  ivSirjfxouaai^  und  die  in  den  germa- 
nischen Reichen  vorgekommenen  s.  g.  concilia  mixta^  d.  h.  Versammlungen  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Grossen  eines  Landes  zur  Berathung  kirchlicher  und  politischer 
Zustände  aufgezählt'.  Die  ersteren  gehören  zu  der  bereits  unter  3b.  erwähnten 
Kategorie.  Die  s.  g.  concilia  mixta  haben  dagegen  niemals  den  Charakter  eines 
rein  kirchlichen  Verwaltungskörpers  gehabt  ^. 

1  S.  0.  S.  326  n.  10.  Recht    zu   diesen    gerechnet    werden,    darüber 

2  Hefele  1,  220  vergleicht  sie  irrigerweise       §§•  169.  179. 

mit  der  Synode  v.  Arles.   S.  326  n.  11.  obwohl  ""  '^gl-  ^nten  §§.  178.  182. 

sienicht  als  Generalkonzil  der  morgenländischen  ^  S.  Th.  I.  S.  o42.  n.  5,   wo  Constantinopel 

Kirche  zn  betrachten  ist.  statt:  Rom  zn  lesen  ist,  und  unten  §.  17b. 
o  ,,  ,               o    ,^^  "^  So  Hefele  1,4.5. 

3  Vgl.  unten  §.  1/7.  8  Vgl.  unten  §.  177. 

*  In  wie   fem  die    späteren,    als   allgemeine  Ebensowenig  kann  der  Fall  dass  eine  Synode, 

Konzilien    bezeichneten    Generalsynoden,     auf       welche  als    allgemeine    berufen   war,    aber  als 
welchen  blos  das  Abendland  vertreten  war,  mit       solche  nicht  zu    Stande   gekommen  ist ,   Veran- 
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Für  die  kirchliche  und  kirchenrechtliche  Entwicklung  sind  die  verschiedenen 
Arten  von  Synoden,  deren  Geschichte  in  den  folgenden  Paragraphen  für  jede  Kate- 
gorie gesondert  verfolgt  werden  soll,  nicht  stets  von  gleicher  Bedeutung  gewesen.  Je 
nach  dem  Charakter  der  kirchlichen  Richtungen  und  der  geistigen  Strömungen  inner- 
halb einer  bestimmten  Zeit,  sowie  je  nach  der  Stellung  der  Kirche  im  Staate  und  der 
Gestaltung  des  Verhältnisses  der  geistlichen  zur  weltlichen  Gewalt  zu  einander  hat 
die  eine  oder  andere  Kategorie  der  Synoden,  deren  Zusammensetzung  und  Charakter 
durch  die  gedachten  Momente  bedingt  worden  ist  und  welche  als  das  historische 
Produkt  der  letzteren  dieselben  wiederum  abspiegelt,  in  gewissen  Zeitepochen  für  die 
ganze  Kirche  oder  für  einzelne  Theile  derselben  den  entscheidenden  Faktor  für  die 
Entwicklung  gebildet. 

Zunächst,  im  römischen  Reich  nahmen  die  allgemeinen  Konzilien  die  mass- 
gebende Stelle  unter  den  verschiedenen  Arten  von  Synoden  ein.  In  Unterordnung 
unter  den  Kaiser  haben  sie  gemäss  der  im  Orient  herrschenden  Neigung  zu  dogma- 
tischer und  philosophischer  Spekulation  die  christliche  Glaubenslehre  näher  ent- 
wickelt und  in  ihren  Einzelheiten  festgestellt  (§.  169). 

Während  des  beginnenden  Verfalles  des  römischen  Reiches  und  in  den  ersten 
Zeiten  der  neu  gegründeten  germanischen  Reiche  sind  im  Abendlande,  namentlich  in 
Gallien  und  Spanien,  die  Provinzialsynoden  (§.  173),  während  derselben  Zeit  in  Nord- 
afrika die  Plenar-  oder  Universal-Konzilien  die  Träger  der  Rechtsentwicklung  ge- 
wesen (§.  174).  Demnächst  geht  im  Franken-  und  im  westgothischen  Reich  diese 
Funktion  an  die  unter  Betheiligung  der  Herrscher  abgehaltenen  National-  und  Reichs- 
synoden über,  welche  anfänglich  für  die  Kirchen  dieser  Länder  die  höchsten  kirch- 
lichen Organe  waren  (§.  177).  Während  aber  in  dem  vom  Episkopat  beherrschten 
Westgothenreich  das  Nationalkonzil  auch  die  Thätigkeit  der  weltlichen  Reichsver- 
sammlungen absorbirt,  wird  dasselbe  im  Frankenreich  beim  Beginn  der  Herrschaft 
der  Karolinger  zu  einem  die  Hausmeier  und  die  Könige  berathenden,  durch  Geist- 
liche verstärkten  Reichstage  herabgedrückt.  Erst  unter  der  Regierung  Karls  des 
Grossen  beginnt  wieder  eine  Sonderung  des  geistlichen  Elementes  und  unter  seinen 
schwachen  Nachfolgern  tritt  der  Charakter  der  Reichssynode  als  einer  kirchlichen 
Versammlung  und  als  eines  kirchlichen  Organes  klar  hervor.  Derartige  Reichs- 
synoden sind  noch  während  des  10.  Jahrhunderts  und  später  in  Deutschland  sowie 
auch  in  Frankreich  (hier  freilich  seltener)  abgehalten  worden.  Die  deutschen  Kaiser 
haben  aber  auch  im  10.  und  11.  Jahrhundert  tlieils  allein,  theils  im  Einverstäudniss 
mit  dem  Papste  eine  Reihe  von  Synoden,  bald  zur  Ordnung  der  Verhältnisse  des 
päpstlichen  Stuhles,  bald  zur  Ausübung  ihrer  oberstrichterlichen  Befugnisse  über  den- 
selben, bald  auch  zur  Erledigung  allgemeiner  oder  spezieller  kirchlicher  Angelegen- 
heiten berufen.  Wenngleich  auf  diesen  Versammlungen  niemals  der  gesammte  Epi- 
skopat der  der  kaiserlichen  Herrschaft  unterworfenen  Länder  vertreten  war,  vielmehr 
die  Zahl  und  die  Nationalität  der  erschienenen  Bischöfe  mannichfach  gewechselt  hat 
und  durch  eine  Reihe  zufälliger  Umstände  bestimmt  worden  ist,  so  haben  diese 

lassung  zur  Aufstellung   einer   besonderen  Art  wesenel,  a.  a.  0.   S.  543,   da  sich  indessen  die 

von  Synoden    geben.     Hierher  gehört  z.  B.  das  eusebianlsch  gesinnten  Bischöfe  absonderten,  S. 

Konzil  V.  Sardika  (343),   s.  Hefelc  1,  531  ff.  546,   so  haben  seine  Beschlüsse  nicht  allseitige 

Auf  demselben  war  zwar  eine  nicht  unbeträcht-  Anerkennung  gefunden.     S.  620.    Sie  fällt  da- 

liclie  Anzahl  von  Bischöfen  aus  verschiedenen  her   unter   die   im   Text  unter   3  b.  erwähnten 

Theilen  des  Abendlandes  und  des  Orientes  an-  Synoden.  _ 

ü-^t  OF  W£0;4> 
' '1^ 
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Synoden  doch  als  Organe  der  ganzen  durch  das  Kaiserthiim  und  Papstthum  reprä- 
sentirten  Kirche  gehandelt  und  auch  als  solche  nach  der  Anschauung  ihrer  Zeit  ge- 
golten. Diese  kaiserlichen  Synoden,  wie  man  sie  nennen  kann,  sind  die  auf  das 
Gebiet  des  deutschen  Kaiserreiches  übertragenen  alten  germanischen  Reichssynoden. 

Voraussetzung  derselben  war  ein  starkes,  das  Papstthum  beherrschendes  Kaiser- 
tlium.  Seit  der  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts,  als  das  reformirte  Papstthum  den  Kampf 
um  seine  Emancipation  vom  Kaiserthum  aufnimmt,  berufen  die  Päpste  nunmehr 
ihrerseits  selbstständig  Synoden,  anfänglich  meistens  nach  Rom,  gegen  Ende  des  Jahr- 
hunderts aber  vielfach  auch  nach  andern  italienischen  und  ausseritalienischen  Städten 
ein,  um  die  von  ihnen  angebahnten  kirchlichen  Reformen  durchzuführen  (§.  175).  Diese 
päpstlichen  Synoden,  auf  welchen  zuerst  ebenso  wenig,  wie  früher  auf  den  kaiser- 
lichen, der  gesammte  Episkopat  des  Abendlandes  repräsentirt  war ,  haben  ebenfalls 
eine  massgebende  Stellung,  insbesondere  das  Gesetzgebungsrecht  für  das  Abendland 
beansprucht.  Sie  sind  vom  Papstthum  als  Mittel  benutzt  worden,  die  kaiserliche  Macht 
zu  bekämpfen,  dem  Kaiser  ein  Recht  nach  dem  andern  absprechen  zu  lassen*,  und 
für  die  gregorianischen  Anschauungen  von  dem  Verhältniss  des  Papstes  zur  Kirche 
und  zur  weltlichen  Macht  Propaganda  zu  machen.  Je  erfolgreicher  die  Bestrebungen 
des  Papstthums  waren,  desto  zahlreicher  wurde  auch  die  Theilnahme  des  Episkopates 
aus  den  einzelnen  Ländern.  So  haben  einzelne  dieser  päpstlichen  Synoden,  welche 
nach  dem  Abschluss  des  Investiturstreites  im  12.  Jahrhundert  einberufen  worden  sind," 
sowohl  wegen  ihres  zahlreichen  Besuches  als  auch,  weil  sie  an  bedeutungsvollen 
Wendepunkten  der  kirchlichen  Entwicklung  und  besonders  des  Kampfes  zwischen 
dem  Papstthum  und  Kaiserthum  gehalten  worden  sind,  das  Ansehen  allgemeiner 
ökumenischer  Konzilien  erlangt.  Das  allgemeine  Konzil  des  Mittelalters  hat  demnach 
nicht  seine  Anknüpfung  an  den  Ökumenischen  Synoden  des  ersten  Jahrtausends,  es 
ist  vielmehr  aus  dem  seit  Leo  IX.  abgehaltenen  päpstlichen  Synoden  historisch  her- 
ausgewachsen (§§.  170.  175). 

In  Folge  dieser  Entwicklung  mussten  die  National-  oder  Reichssynoden  ihre 
frühere  Bedeutung  einbüssen  und  wenngleich  solche  noch  im  13.  Jahrhundert  vor- 
gekommen sind,  so  haben  sie  doch  ihren  Charakter  als  einer  unter  wesentlicher  Mit- 
wirkung des  Fürsten  abgehaltenen  Versammlung  der  Bischöfe  eines  Landes  verloren, 
und  sind  Synoden  geworden,  an  denen  der  Episkopat  eines  solchen  betheiligt  ist,  auf 
denen  aber  anstatt  des  Fürsten  die  päpstlichen  Legaten  die  massgebende  Stelle  ein- 
nehmen (§.  177). 

In  der  Stellung  als  massgebender  Faktoren  für  die  Entwicklung  des  kirchlichen 
Rechts  sind  sich  demnach  während  des  Zeitraums  vom  Ende  des  6.  bis  zum  H.Jahr- 
hundert, die  National- oder  Reichs-,  die  kaiserlichen,  die  päpstlichen  und  die  vom 
Papstthum  beherrschten  allgemeinen  Konzilien  gefolgt. 

Die  Provinzialsynoden,  welche  einst  das  individuelle  Rechtsleben  der  einzelnen 
Provinzen  geregelt  haben ,  haben  während  dieser  Zeit  eine  untergeordnete  Stellung 
eingenommen  und  sind  trotz  der  Vorschriften  der  alten  Kanonen  niemals  regelmässig 
gehalten  worden,  da  ihnen  wesentlich  nur  die  Erledigung  spezieller  Verwaltungs- 
angelegenheiten übrig  geblieben  war.    Bei  dem  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  ist  ihre 

1  Ich  weise  hier  nur  auf  die  römische  Synode  während  des  Investiturstreites  abgehaltenen  s.  g. 
Nikolaus'  II,  auf  welcher  das  Papstwahldekret  Fasten-  und  anderen  Synoden,  Th.  II.  S,  544. 
erlassen  worden  ist,  Th.  I.  S.  248  und  die  vielen      548  ff.,  hin. 
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Kompetenz  auf  die  Durchführung  des  allgemeinen  Rechts,  die  Verbesserung  der  Sitten 
und  die  Abstellung  von  Missständen  herabgedrückt,  und  wenn  gerade  seitdem,  seit 
dem  4.  lateranensischen  Konzil  von  1215,  sich  bis  in  das  14.  Jahrhundert  hinein  eine 
regere  Thätigkeit  derselben  geltend  macht,  so  lag  dies  daran,  dass  sie  während  dieser 
Zeit  innerhalb  ihrer  nunmehr  beschränkten  Zuständigkeit  ein  reiches  Arbeitsfeld 
sowohl  für  die  praktische  Verwirklichung  des  zu  voller  Ausbildung  gelangten  ge- 
meinen Rechtes,  wie  auch  für  die  Anbahnung  von  Reformen  gegenüber  der  fort- 
schreitenden Verweltlichung  der  Kirche  und  den  damit  fort  und  fort  hervortretenden 
Missbräuchen  fanden  (§.  173). 

Bei  der  Machtstellung,  welche  das  Papstthum  mit  dem  13..  Jahrhundert  erreicht 
hatte,  war  die  allgemeine  Synode  ihm  gegenüber  lediglich  zu  einem  berathenden 
grossen  Senate  geworden,  und  hatte  jede  selbstständige  Bedeutung  verloren.  Sie 
war  überflüssig  geworden  und  so  schloss  die  mittelalterliche  Periode  der  allgemeinen 
Konzilien  nach  nicht  zwei  vollen  Jahrhunderten  mit  dem  Konzile  von  Vienne  i.  J.  131 1 

(§•  no). 

Erst  die  durch  die  Verweltlichung  der  Kirche  und  durch  die  Ausbeutung  der  päpst- 
lichen Macht  im  politischen  und  finanziellen  Interesse  hervorgerufenen  schreienden 
Missstände  und  endlich  die  Vermehrung  und  Vergrösserung  derselben  durch  das 
päpstliche  Schisma  wiesen  von  Neuem  auf  das  allgemeine  Konzil  als  das  Mittel  zur 
Herbeiführung  von  Reformen  und  zur  Wiederherstellung  der  Einheit  in  der  Kirche 
hin.  Mit  dem  zu  diesem  Zwecke  abgehaltenen  ersten  Konzile  zu  Pisa  1409  beginnt 
die  Reihe  der  s.  g.  Reformkonzilien  (§.  171),  auf  welchen  der  Episkopat  und  die 
theologische  Wissenschaft  die  entscheidende  Stellung  einnehmen.  Sie  haben  ver- 
sucht, dem  mittelalterlichen  absoluten  Papstthum  die  alleinige  Herrschaft  über  die 
Kirche  zu  entwinden,  und  dasselbe  unter  die  Kontrole  des  allgemeinen  Konziles,  als 
eines  periodisch  zusammentretenden  höchsten  Aufsichtsorganes  zu  stellen,  indem  sie 
die  Superiorität  des  allgemeinen  Konziles  über  den  Papst  proklamirten,  gleichzeitig 
haben  sie  sich  aber  auch  bestrebt ,  durch  Anordnung  einer  Reihe  von  Reformen  die 
schweren  Schäden  der  damaligen  kirchlichen  Zustände  zu  heilen.  Von  durchgreifen- 
dem Erfolge  sind  diese  Bemühungen  weder  in  der  ersten  noch  in  der  letzten  Be- 
ziehung gewesen.  Schon  im  J.  1437  hat  Eugen  IV.  mit  der  Verlegung  der  Synode 
von  Basel  nach  Ferrara  den  Kampf  für  die  Wiederherstellung  des  mittelalterlichen 
Konziliarrechtes  und  für  die  Niederwerfung  des  Episkopalismus  eröffnet.  Das  late- 
ranensische  Konzil  von  1512 — 1517  zeigt  ein  siegreiches  Fortschreiten  des  Papst- 
thums  auf  dieser  von  den  Nachfolgern  Eugens  weiter  verfolgten  Bahn,  ja  es  ist  dem- 
selben sogar  gelungen,  während  der  durch  die  Reformation  des  16.  Jahrhunderts 
herbeigeführten  gefährlichen  Krisis  die  bis  dahin  errungene  Position  zu  behaupten, 
da  es  das  Konzil  von  Trient,  welches  dazu  bestimmt  war,  die  Wiedervereinigung 
der  Protestanten  mit  der  katholischen  Kirche  herzustellen  und  die  längst  und  wieder- 
holt, aber  immer  vergeblich  geforderte  Kirchenreform  vorzunehmen,  so  zu  lenken 
wusste ,  dass  der  erstgedaclite  Zweck  verhindert  wurde  und  die  beschlossenen  Re- 
formen die  Machtstellung  des  Papstes  nicht  nur  nicht  beeinträchtigten ,  sondern  viel- 
mehr der  weiteren  Centralisation  der  obersten  Kirchenleitung  in  Rom  Vorschub 
leisteten. 

Die  Konzilien  vom  Lateran  und  von  Trient  hatte  das  Papstthum ,  bei  der  noch 
frischen  Erinnerung  an  die  unliebsamen  Vorgänge  zu  Constanz  und  zu  Basel,   nur 
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gezwungen  durch  die  politischen  Verhältnisse,  ja  das  letztere  erst  in  Folge  des  ener- 
gischen Druckes  Karls  V.  einberufen.  Nach  dem  ihm  günstigen  Abschluss  der  Trienter 
Synode  sind  dann  drei  Jahrhundorte  vergangen,  während  welcher  kein  allgemeines 
Konzil  abgehalten  ist. 

Erst  in  unserem  Jahrhunderte,  in  welchem  das  Papstthum  die  volle  Restitution 
der  mittelalterlichen  kurialen  Anschauungen  mit  Erfolg  unternommen  hat,  ist  aus 
seiner  eigenen  Initiative,  nachdem  die  episkopalistischen  Strömungen  in  der  katho- 
lischen Kirche  thatsächlich  so  gut  wie  tiberwunden  waren,  ein  neues  allgemeines,  das 
vatikanische  Konzil  nach  Rom  (1869)  einberufen  worden,  und  der  Papst  hat  ver- 
mittelst derjenigen  Institution,  welche  im  15.  und  16.  Jahrhundert  seinen  Vorgängern 
als  eine  gefährliche  Waffe  in  den  Händen  ihrer  Gegner  erschien,  nicht  nur  seine 
absolute  Machtstellung  in  der  Kirche  zum  Dogma  erhoben,  sondern  auch  dadurch  die 
allgemeinen  Konzilien  für  die  Zukunft  tiberflüssig  gemacht,  mindestens  zu  blossen  von 
dem  päpstlichen  AVillen  beherrschten  Werkzeugen  herabgedrückt.  Das  Konziliarrecht 
der  Reformsynoden  des  15.  Jahrhunderts  ist  heute  definitiv  in  der  katholischen  Kirche 
überwunden,  die  von  Eugen  IV.  angebahnte  Rückkehr  zu  dem  mittelalterlichen  Recht 
vollendet,  ja  durch  die  Dogmatisirung  des  letzteren  ist  das  Mittelalter  sogar  noch 
überboten  worden. 

Wenn  das  allgemeine  Konzil  erst  durch  die  neuere  kirchliche  Entwicklung  be- 
deutungslos gemacht  worden  ist,  so  hat  die  schon  seit  dem  Tridentinum  fortschreitende 
weitere  Centralisation  in  der  römischen  Kirche  dem  Institut  der  Provinzialsynoden 
die  Lebensadern  viel  früher  unterbunden.  Sie  sind  nur  noch  eine  Zeit  lang  nach  der 
Abhaltung  des  Trienter  Konzils  zusammengetreten,  um  die  Vorschriften  desselben  zur 
Ausführung  zu  bringen ,  und  erst  neuerdings  vor  dem  Vaticanum  ist  vorübergehend 
eine  Wiederaufnahme  dieser  Konzilien  erfolgt,  um  den  ultramontanen  Geist  zu  ver- 
breiten und  zu  stärken.  Von  praktischer  Bedeutung  sind  die  Provinzialsynoden  heute 
nur  noch  in  den  Missionsländern ,  weil  ihnen  hier  in  der  Feststellung  und  Ausgestal- 
tung der  mancherlei  durch  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  bedingten  besonderen 
Organisationen  noch  ein  eigenes  Feld  der  Thätigkeit  offen  steht. 

Aus  demselben  Grunde  ist  auch  hier  noch  das  Institut  des  Plenar-Konzils,  d.  h. 
der  Nationalsynode  mit  dem  späteren  Charakter  als  der  Versammlung  der  Bischöfe 
eines  bestimmten  Landes,  praktisch.  Die  von  den  Herrschern  einberufenen  und  von 
ihnen  beeinflussten  Reichssynoden,  die  Nationalsynoden  im  alten  Sinne,  haben  zwar 
am  Ende  des  14.  und  im  15.  Jahrhundert  eine  Wiederbelebung  erfahren,  als  es  sich 
für  die  einzelnen  Reiche  und  Fürsten  darum  handelte,  während  des  Schismas  gegen- 
über den  sich  bekämpfenden  Päpsten  Stellung  zu  nehmen,  die  Vorbereitungen  für 
die  grossen  Reformsynoden  zu  treffen  und  ihre  Beschlüsse  zur  Durchführung  zu 
bringen,  auch  ist  die  Androhung  ihrer  Einberufung  noch  später  mehrfach  seitens  der 
Fürsten  als  Pressionsmittel  gegenüber  den  Päpsten  benutzt  worden,  indessen  schon 
seit  dem  16.  Jahrhundert  sind  sie  in  Folge  der  veränderten  Stellung  der  Bischöfe  zu 
dem  Papste ,  sowie  der  Fürsten  zur  Kirche  und  der  weiteren  Ausbildung  eines  staat- 
lichen Kirchenhoheitsrechts  aus  dem  praktischen  Rechtsleben  verschwunden. 


§.  169.]      Die  allgemeinen  oder  ökumenischen  Konzilien.   Das  erste  Jahrtausend. 
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//.    Geschichte. 
A.  Die  allgemeinen  oder  Ökumenischen  Konzilien*. 

§.169.    1.    Das  erste  Jahrtausend. 

Wie  das  erste  allgemeine  Konzil  im  Morgenlande  abgehalten  worden  ist  (s.  o. 
S.  327),  so  gehören  demselben  auch  die  übrigen  sieben  Synoden  des  ersten  Jahr- 
tausends, welche  als  ökumenische  Konzilien  ^  gelten,  an.  Fast  alle  sind  durch  Streitig- 
keiten in  Betreff  der  Auffassung  des  christlichen  Glaubens  veranlasst  worden  und 
haben  die  christliche  Lehre  näher  festgestellt  und  weiter  entwickelt.  Charakteristisch 
ist  für  sämmtliche  der  auf  ihnen  massgebend  hervortretende  Einfluss  des  römischen 
Kaisers,  in  welchem  sich  allerdings  nur  das  damalige  Verhältniss  desselben  zur  Kirche 
überhaupt  wiederspiegelt.  Sie  können  demnach,  soweit  es  sich  um  die  rechtliche 
Seite  handelt,  als  eine  einheitliche  Gruppe  behandelt  werden. 

Allgemeine,  die  ökumenischen  Konzilien  betreffende  Rechtsnormen  hat  keine  der 
gedachten  Synoden  aufgestellt.  Was  hinsichtlich  derselben  als  Recht  gegolten  hat, 
lässt  sich  nur  aus  dem  Verhalten  der  betheiligten  Organe  entnehmen.  Es  erscheint 
daher  zweckmässig,  zunächst  die  hierher  gehörigen  historischen  Thatsachen  zu- 
sammenzustellen, und  sodann  aus  ihnen  den  Begriff  des  allgemeinen  Konzils,  soweit 
seine  juristische  Bedeutung  in  Betracht  kommt,  für  die  in  Frage  kommende  Zeit  ab- 
zuleiten. 

Die  ältesten  acht  Synoden  sind  sämmtlich  von  den  römischen  Kaisern  einbe- 
rufen worden 2,  keine  einzige  von  einem  Papst,  ja  die  römischen  Bischöfe  haben 


*  In  Betreff  der  Literatur  s.  o.  S.  325.  n.  *  u. 
**,  S.  327.  n.  7.  Vgl.  ferner  E.  Michaud,  dis- 
cussion  sur  les  sept  conciles  oecumenlques  etudies 
au  point  de  vue  traditionnel  et  liberal.  Berne 
1878. 

1  lieber  diese  und  andere  Bezeichnungen  vgl. 
0.  S.  327. 

2  1.  Die  Berufungsschreiben  zu  der  Synode 
von  Nicäa  (325)  hat  Constantln  erlassen,  Euse- 
bii  vita  Coiistantini  III.  8.  Daraus,  däss  nach 
Rufln.  bist,  eccles.  I.  1  die  Berufung:  „ex  sacer- 
dotum  sententia"  geschehen,  folgt  nicht,  dass  der 
Papst,  so  Hefele  Koncil.  Gesch.  2,  Aufl.  1,  9. 
290,  sich  unter  diesen  befunden  haben  muss. 
Die  Stelle  in  dem  "ko^oc,  7rpo?cctovY]Ti7.6?  der  Sy- 
node v.  Constantinopel  v.  680,  act.  8,  Mansi 
11,  661 :  „KoJVOTa^Tivo?  .  .  .  xal  StXßeoTpoc  .  .  . 
TYjV  hi  NtTtaia  .  .  .  aDvzke^os  ouvooov"  hat  als  ein 
3  Jahrhunderte  jüngeres  Zeugniss  um  so  weniger 
Beweiskraft,  als  in  dem  Actenstück  auch  die 
Häresie  des  Papstes  Honorius  verdammt  wird 
und  dies  füglich  Veranlassung  geben  konnte, 
letzterem  Sylvester  als  orthodoxen  Papst  gegen- 
über zu  setzen.  Ebensowenig  ist  das  s.  g.  Papst- 
buch des  Damasus,  M an  s i  2,  443  eine  so  lautere 
Quelle,  dass  der  Angabe  desselben,  die  erwähnte 
Synode  sei  mit  Zustimmung  Silvesters  abgehal- 
ten worden,  Glauben  beigemessen  werden  müsste. 
Vgl.  auch  Michaud  p.  72.  73.  —  2.  Die  Be- 
rufung zu  der  Synode  von  Konstantinopel  v. 
381  ist  von  Kaiser  Theodos  I  ausgegangen. 
Schreiben  derselben  bei   Mansi   3,  558.     Der 


Brief  bei  Theodoret.  eccles.  bist.  V.  9,  welcher 
des  Papstes  Damasus  erwähnt,  bezieht  sich  auf 
ein  382  zu  Konstantinopel  abgehaltenes  Konzil, 
Hefele  2,  4.  —  3.  Das  Einladungsschreiben  zu 
der  Synode  von  Ephesus  v.  431  haben  Theo- 
dos II  und  Valentinian  III,  Mansi  4,  1111,  er- 
lassen. Der  Brief  Papst  Cölestins  III  an  den 
ersteren,  1.  c.  p.  1291  („et  huic  synodo  quam 
esse  iussistis,  nostram  praesentiam  in  his  quos 
misimus,  exhibemus")  spricht  nicht  nur  nicht  für 
ein  päpstliches  Zustimmungsrecht,  sondern  viel- 
mehr dafür,  dass  der  Papst  das  Berufungsrecht 
dem  Kaiser  ohne  Einschränkung  zugesteht;  s. 
auch  Michaud  p.  136.  Dem  gegenüber  ist  es 
sicherlich  eine  tendenziöse  Künstelei,  wenn 
Hefele  1,  10,  aus  der  Thatsache,  dass  der  Papst 
seinen  Legaten  bestimmte  Instruktionen  ertheilt 
hat,  herleitet,  dass  er  „aktiv  der  Synode  Anwei- 
sung und  Norm  für  ihre  Thätigkeit  gegeben,  also 
zwar  nicht  im  buchstäblichen,  aber  in  einem  höhe- 
ren und  volleren  Sinne  sie  zu  ihren  Geschäften  be- 
rufen" (!)  habe.  —  4.  Was  das  Konzil  von  Ch  al- 
cedon  (451)  betrifft,  so  hatte  Leo  I  schon  449 
Kaiser  Theodos  II,  ep.  44,  ed.  Baller,  1,  910; 
Mansi  6,  18:  „omnes  partium  nostrarum  eccle- 
siae,  omnes  mansuetudini  vestrae  .  .  .  suppli- 
cant  sacerdotes,  ut  generalem  synodum  i  u  b  e  a  - 
tis  intra  Italiara  celebrari",  s.  auch  ep.  54,  ed. 
Ball.  1,  955;  M.  6,  45,  um  Berufung  eines  all- 
gemeinen Konzils  gebeten  (vgl.  auch  ep.  69.  70, 
B.  1,  1005;  M.  6,  83).  Als  er  später  wegen  der 
veränderten  Lage  der  Verhältnisse  nach  dem  Tode 
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[§.  169. 


nicht  einmal  die  Befiigniss  des  Kaisers  djizii  bestritten  i.  Nach  der  damaligen  An- 
schauung  i^t  also  die  Legitimität  eines  allgemeinen  Konzils  weder  durch  die  Berufung 
des  römischen  Bischofs  noch  auch  nur  durch  eine  später  hinzutretende  Genehmigung 
desselben  zu  der  Einladung  des  Kaisers  bedingt  gewesen  2. 


lies  Theodos  ein  solches  nicht  mehr  für  nöthig 
hielt,  hat  er  den  Kaiser  Marcian,  dasselbe  auf 
i'ine  gelegene  Zeit  zu  verschieben,  ep.  83,  B.  1, 
1040;  M.  6,  114.  Inzwischen  war  die  Synode 
bereits  von  Marcian  und  Valentinian  III  nach 
Nicäa  ausgescliriehen  worden,  M.  6,  551.  Trotz 
seiner  ablehnenden  Haltung  fügte  sich  der  Papst 
der  Einberufung  und  bevollmächtigte  niclit  nur 
(lesandte  für  die  Synode,  ep.  89,  90,  B.  1, 
1060  ff. ;  M.  6,  125  ff.,  sondern  richtete  auch 
ein  Schreiben  an  dieselbe  nach  ilirem  späteren 
Residenzorte,  Chalcedon,  dahin,  dass  man  dem 
Entscliluss  des  Kaisers  folgen  müsse,  ep.  93,  B. 
1,  1007;  M.  6,  131.  Aus  diesem  Verhalten 
Leo's  I  ergiebt  sich,  dass  er  das  Recht  des  Kai- 
sers zur  Berufung  anerkannt,  ja  sich  nicht  ein- 
mal ein  Recht  des  Widerspruches  beigelegt  hat, 
sowie  dass  die  Stelle  in  seinem  Briefe  (n.  114  v. 
453,  B.  1,  1193;  M.  6,  227)  ..generale  concilium 
et  ex  praecepto  Christian orum  principum  et  ex 
consensu  apostolicae  sedis  placuit  congregari"  nur 
auf  seine  thatsächliche  zustimmende  Haltung  be- 
zogen werden  kann.  Gegenüber  diesen  That- 
sachen  verliert  auch  der  spätere  Brief  der  Bi- 
schöfe von  Müsien  an  Kaiser  Leo,  M  ansi  7, 540  : 
.,in  Chalcedonensium  civitate  multis  ss.  episcopis 
convenientibus  per  iussionem  Leonis  romani  pon- 
tiflcis  qui  vere  caput  est  episcoporum  et  ven. 
sacerdotis  et  patriarchae  Anatolii  concilio  cele- 
brato",  welcher  die  von  Leo  I  in  ep.  93  cit.  ge- 
gebene Anregung  zu  einem  Befehl  aufbauscht, 
jedes  Gewicht.  Ferner  sind  in  der  ep.  Marclani 
ad  Leon.  I  pp.  v.  450,   M.  6,  94:  „ojcts  TtacT]!; 

^e'iar^i  Taux*/];  cjvooou  ooO  aü&evToDvxo«;  (jie- 
-iicri]  elpTjvY]  Tiepl  zavxa;  xo'j?  dTitoy.oTrouc  .  .  . 
UTiapy^eiir)"  (quatenus  omni  errore  sublato  per 
celebrandam  synodum  te  auctore  maxima  pax 
circa  omnes  episcopos  fiat")  die  unterstrichenen 
Worte  sprachlich  nicht  zu  ,.G'jyApozrideiz'qi''  oder 
„celebrandam",  so  He  feie  1,  12  u.  2,  395,  son- 
dern zu  dem  folgenden  zu  ziehen,  und  dahin  zu 
übersetzen :  dass  auf  Deine  Anregung  völliger 
Friede  unter  den  Bischöfen  hergestellt  werde. 
Für  die  hier  vertretene  Auffassung  sprechen 
übrigens  auch  die  eigenen -Erklärungen  der  Sy- 
node act.  6  u.  16,  M.  7,  134.  135.  426  und  der 
Kaiser,  1.  c.  p.  475.  —  5.  Ebenso  ist  die  Synode 
V.  Konstantinopel  v.  553  durch  Kaiser 
Justinian  berufen  worden.  Allerdings  hat  Papst 
Vigilius  darüber  nach  der  damnatio  Theodor!  v. 
551,  1.  c.  p.  59,  vorher  mit  dem  Kaiser  verhan- 
delt, s.  auch  ep.  ad.  univ.  eccles.  551,  1.  c.  p. 
50  und  1.  c,  p.  04,  indessen  ist  dieselbe,  als  der 
Papst  wegen  später  zwischen  ihm  und  dem  Kai- 
ser eingetretener  Zwistigkeiten  sein  Erscheinen 
abgelehnt  hatte,  ohne  ihn  eröffnet  worden,  1.  c. 
p.  367.  369.  —  6.  Anlangend  die  Synode  zu 
Konstantinopel  v.  680,  so  kann  man  darin, 
dass  Papst  Agatho  auf  die  vom  Kaiser  Konstantin 
Pogonatus  gegebene  Anregung,  M.  11,190,  „pro 


obedientia",  1.  c.  g.  225,  Gesandte  an  denselben 
abgeschickt  und  zugleich  eine  ausführliche  Dar- 
legung des  orthodoxen  Glaubens  beigefügt  hat, 
unmöglich  mit  Ilefele  1,  13  eine  rechtlich 
nothwendige  Zustimmung  des  Papstes  finden, 
ebensowenig  auch  behaupten,  dass  derselbe  der 
Synode  dadurch  „Weisung  und  Norm"  für  ihre 
Thätigkeit  gegeben  habe,  s.  übrigens  auch  ep. 
Leon.  II  ad  Constantin.  v.  682,  M.  11,  727.  — 
7.  Die  Synode  von  Nicäa  (787)  ist  gleichfalls 
auf  Berufung  der  Kaiserin  Irene  und  ihres  Sohnes 
Konstantin  zusammengetreten,  M.  12,  1001. 
1004  u.  13,  403.  Das  betreffende  Schreiben  an 
Papst  Hadrian  I  v.  784,  M.  12,  985 :  „decrevi- 
mus,  ut  fleret  universale  concilium  et  rogamus 
vestram  beatitudinem  .  .  .  ut  det  se  ipsam"  zeigt, 
dass  die  Angabe  des  Papstes  ep.  ad  Carol.  M.  v. 
794,  1.  c.  p.  808:  „et  sie  synodum  istam  secun- 
dum  nostram  Ordinationen!  fecerunt",  worauf 
He  feie  1,  14  Gewicht  legt,  eine  Uebertreibung 
enthält,  vgl.  auch  Michaudp.  327.  —  8.  End- 
lich hat  auch  Kaiser  Basilius  die  Synode  v. 
Konstantinopel  v.  869  berufen,  ep.  ad 
Nicol.  I.  V.  867,  M.  16,  46;  conc.  cit,  act.  1  u. 
5,  M.  16,  18.  19  u.  342. 

1  Wenn  selbst  Reuter  Alexander  III  3,  511. 
n.  5  behauptet,  schon  Pelagius  I  sei  der  (555 — 
560)  erste  Papst  gewesen,  welcher  das  Konvo- 
kationsrecht  beansprucht  habe ,  so  hat  er  über- 
sehen, dass  das  bei  Baluze  miscell.  III.  3. 
demselben  zugeschriebene  Brieffragment  (Jaffe 
reg.  n.  639)  dem  pseudoisidorischen  Briefe  Pe- 
lagius' IL  decret.  Pseudo.  Isidor.  ed.  Hin- 
s  Chi  US  p.  721  entnommen  ist. 

2  Wenn  die  römischen  Legaten  auf  der  Synode 
v.  Chalcedon  die  Absetzung  des  Dioskur  v.  Ale- 
xandrien  gefordert  haben,  weil  er:  „ouvooov 
dxoXij.r^os  TToi-^cat  iTrixpoTt^!;  oi/a  xoti  aTiooxoXi- 
y.oD  ilpovou",  s.  Mansl  6,  581,  so  kann  dies  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  Vorgänge  bei  der  s.  g. 
Räubersynode,  Hefele  2,  349.  353,  368  ff.  da- 
hin verstanden  werden,  dass  Dioskur  dieselbe 
auf  unrechtmässige  Weise  ohne  den  päpstlichen 
Legaten  ihren  legitimen  Antheil  an  den  Be- 
rathungen  zu  gewähren,  beherrscht  habe,  ähnlich 
Hefele  1,  7.  Auch  die  vielbesprochene  Stelle 
bei  Sokrates  bist,  eccles.  IL  8,  welcher  mit  Be- 
zug auf  die  Abwesenheit  päpstlicher  Vertreter 
auf  der  Synode  y.  Antiochien  (341)  bemerkt : 
„xaixoi  y.ocvovo?  d%%XY]ci'aoxtyoü  v.eXe'jovxo?,  ii-q 
oeiv  Trapdt  xtjV  ^svi\j/(]s  xoj  dTTtoxorcou  'PtofAir]?  xot? 
dxxXrjCta;  xavovtCetv",  (vgl.  auch  S.  344.  n.  8) 
spricht  jedenfalls  nicht  von  dem  Erforderniss  der 
päpstlichen  Zustimmung  zurBerufungallgemeiner 
Synoden,  ebensowenig  endlich  die  Aeusserung 
des  Konzils  v.  Nicäa  (787)  über  die  bilderfeind- 
liche Synode  v.  754,  act.  6,  M.  13,  208:  „oux 
iaye  auvepYOV  xov  xöiv  'PwfjLaiojv  -cxTrav"'. 

Die  entgegengesetzte  Ansicht  wird  von  vielen 
Kurialisten,  unter  den  Neueren  von  Phillips 
K.  R.  2,  239  ff.  und  in  der  Abhandlung  im  Arch. 


§.  169.]       Die  allgemeinen  oder  ökumenischen  Konzilien.   Das  erste  Jahrtausend. 
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Nicht  minder  haben  die  Kaiser  das  Recht  der  Vertagung^,  der  Verlegung^  und 
Schliessung  der  gedachten  Synoden  ^  geübt.  Auch  die  äussere  Leitung  der  Verhand- 
lungen (die  Stellung  von  Anträgen  über  die  formale  Geschäftsbehandlung,  die  Her- 
beiführung von  Meinungsäusserungen  und  Abstimmungen ,  die  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  u.  s.  w.)  ist  ebenfalls  mehrfach  von  den  Kaisern  selbst  "*  oder  von  kaiserlichen 
Kommissaren 5  gehandhabt  worden.  Auf  einzelnen  Synoden  haben  allerdings  auch 
die  hervorragendsten  Bischöfe  des  östlichen  Reiches  ^  das  Präsidium  in  der  eben  ge- 
dachten Bedeutung  geführt '^.  Ein  Recht  der  päpstlichen  Legaten  auf  den  geschäft- 
lichen Vorsitz  hat  demnach  nicht  bestanden^,  und  wenn  die  Gesandten  Hadrians  IL 
auf  der  achten  allgemeinen  Synode  zu  Konstantinopel  (869)  die  Verhandlungen  ge- 
leitet haben  9,  so  sind  auf  derselben  andererseits  nicht  nur  kaiserlicbe  Kommissare 
anwesend  gewesen  i^,  sondern  dieselben  haben  auch  die  Aufsicht  über  die  Hand- 
habung der  Geschäfte  geführt,  in  die  Leitung  derselben  mitunter  eingegriffen ^ ' ,  ja 


f.  k.  K.  R.  2,  555.  675  vertreten.  Dieselbe  trägt 
übrigens  weder  der  Stellung  des  römischen  Bi- 
scbofes  noch  dem  Verhältnisse  des  römischen 
Kaisers  zur  katliolisclien  Kirche  in  der  damaligen 
Zeit  Rechnung.  Hefele  1.  8  spricht  von  einer 
faktischen  Berufung  durch  den  Kaiser  und  von 
einer  Betheiligung  der  Päpste  bei  derselben, 
übergeht  aber  die  juristische  Seite  der  Sache. 
Mit  dem  Texte  übereinstimmend  v.  Schulte 
Stellung  S.  58  ff.,  wo  noch  weitere  Belegstellen 
mitgetheilt  sind. 

1  ep.  Leon.  I.  ad  Marcian.  v.  451,  Baller.  1, 
1048;  Mansi6,155. 

2  Schreiben  der  Kaiser  über  die  Verlegung  der 
nach  Nicäa  einberufenen  Synode  nach  Chalcedon 
V.  451,  Mansi  6,  558.  Auch  die  letzte  Sitzung 
der  Synode  v.  Nicäa  v.  787  ist  auf  kaiserliche 
Berufung  in  Konstantinopel  abgehalten  worden, 
act.  8.  M.  13,  414. 

3  Bitte  der  ersten  Synode  v.  Konstantinopel, 
sowie  der  von  Chalcedon  an  den  Kaiser  um 
Schliessung  und  Entlassung  der  Bischöfe  Mansi 
3,  557  u.  7,  454;  kaiserliches  Schliessungsdekret 
der  Synode  von  Ephesus  M.  4,  1465  u.  5,  805; 
kaiserliche  Schliessung  der  Synoden  von  Kon- 
stantinopel V.  680  u.  869,  M.  11,  655  ff.  u.  15, 
407.  Die  Theilnehmer  durften  auch  die  Synoden 
vor  ihrem  Schluss  nicht  ohne  kaiserliche  Geneh- 
migung verlassen,  M.  4,  1119. 

*  syn.  Chalced.  act.  6,  Mansi  7,  128  ff. ; 
Constant.  v.  680,  M.  11,  210.  218.  222.  230. 
315.  322.  327.  331.  378.  387.  455.  623;  Nicaea 
V.  787  act.  8,  M.  13,  414;  Constant.  v.  869.  act. 
6,  M.  16,  81.  84  ff. ;  act.  7  1.  c.  p.  96  ;  act.  8  1. 
c.  p.  134  ff.  139;  act.  1.  c.  p.  157. 

^  Kaiserliche  Ernennung  eines  solchen  bei 
Mansi  4,  1119.  lieber  die  Präsidialleitung  der 
Kommissarien  zu  Chalcedon  s.  M.  6,  581.  583. 
585.  587.  589.  592(!).  608.  616.  617.  623.  637. 
644.  656.  676.  680.  684.  692.  936.  952.  973. 
975;  7,  5.  101.  179.  195.  206.  293.  302.  315 
(vgl.  dazu  auch  Michaud  p.  176  ff.)  zu  Kon- 
stantinopel i.  J.  680  act.  12,  M.  11.  519.  550. 
554.  583.  602.  611.  621.  Sie  wurden  ap/o^TS?, 
iudices  oder  principes,  sofern  sie  aus  den  hohen 
Staatsbeamten  und  ouyxXyjto;  oder  senatus,  sofern 
sie  ausserdem,  was  ebenfalls  vorgekommen,  aus 
den  Senatoren  genommen  waren,  genannt,  Mansi 


6,  563.  579.  586;  12,  999;  13,  1.  203.  374; 
auch  für  die  Gesammtheit  der  kaiserlichen  Kom- 
missare wird  der  letztgedachte  Ausdruck  ge- 
braucht, M.  16,  19.  37.  75.  319.  322;  Hefele 
2,  420 ;  4,  388.  Sie  hatten  einen  Ehrenplatz  in 
der  Mitte  vor  dem  Gitter  des  Altars,  Mansi  6, 
579. 

6  Abgesehen  von  der  Synode  von  Nicäa  v.  325, 
auf  welcher  Osius  v.  Cordoba  präsidirt  hat,  Th. 
I.  S.  498,  (a.  M.  Michaud  p.  73)  auf  der  ersten 
V.  Konstantinopel  nach  einander  die  Patriarchen 
V.  Antiochien  und  Konstantinopel,  Hefele  2, 
5;  auf  der  von  Ephesus  der  Patriarch  Cyrill  v. 
Alexandrien,  Th.  I.  S.  499 ;  auf  der  v.  Konstan- 
tinopel V.  553,  der  Patriarch  Eutyches  v.  Kon- 
stantinopel, Mansi  9,  173  ff. ;  Hefele  1,  33; 
auf  der  zu  Nicäa  v.  787  der  Patriarch  Tarasius  v. 
Konstantinopel,  Th.  I.  S.  501  (wo  der  Druck- 
fehler :  „Jerusalem"  zu  verbessern  ist).  Diese  An- 
führungen ergeben  das  im  Text  bezeichnete  Prin- 
zip, denn  nach  der  Einräumung  des  Vorranges 
an  den  Stuhl  zu  Konstantinopel  durch  die  dort 
381  abgehaltene  Synode  haben  stets  die  dortigen 
Patriarchen  als  Vorsitzende  fungirt,  nur  auf  dem 
Konzil  zu  Ephesus  war  dies  ausgeschlossen,  weil 
hier  die  Angelegenheit  des  Nestorius  v.  Konstan- 
tinopel zur  Verhandlung  stand ;  für  ihn  ist  daher 
der  im  Range  zunächst  folgende  Patriarch  einge- 
treten, s.  auch  Hefele  2,  5.  183  ff. 

■^  Dass  dies  ebenfalls  nicht  ohne  Zustimmung 
des  Kaisers  geschehen  könnte,  ergiebt  sich  aus 
der  Stellung  desselben  zu  den  Synoden.  Der  sie- 
benten Synode  (787)  haben  nachweisbar  kaiser- 
liche Kommissarien  angewohnt,  Mansi  12,  999, 
13,  1.  157.203.374. 

8  Vgl.  hierzu  auch  unten  S.  336.  n.  1  u.  S.  339. 
n.  4.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  vertreten  von 
Phillips  2,  354  u.  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  555. 
675. 

9  Th.  I.  S.  501 ;  was  mit  der  damals  schon 
veränderten  Stellung  des  Papstthums  und  mit 
den  im  Orient  obwaltenden  Verhältnissen  zu- 
sammenhängt. 

10  Mansi  16,  18.  37.  44.  54.  75.  96.  134. 
157.  310. 

11  Ertheilung  des  Wortes  durch  die  Kommissare, 
1.  c.  p.  78;  Aufforderung  derselben  zu  weiterem 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitune  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  169. 


sie  sind  sogar  mclirfach  mit  Erfolg  den  päpstlichen  Legaten  entgegengetreten  ^  Ein 
Recht  auf  materielle  Beeinflussung  der  Verhandlung  haben  sie  dagegen  nicht  be- 
sessen-. Eine  solche  Einwirkung  stand  nur  den  geistlichen  Mitgliedern  der  Synode 
zu,  wenngleich  freilich  die  Kaiser  selbst  auf  Grund  der  von  ihnen  in  Ansprucli  ge- 
nommenen Stellung  als  Bewahrer  dos  rechten  Glaubens  ihrerseits  vielfach  in  die 
dogmatischen  Streitigkeiten  der  hier  fraglichen  Zeiten  massgebend  eingegriffen 
haben  ^. 

Als  berechtigt  zur  aktiven  Theilnahme  an  den  Konzilien  erscheinen  allein  die 
Bischöfe,  also  die  Patriarchen,  die  Exarchen,  die  Metropoliten  und  die  einfachen 
Bischöfe*,  anfänglich  auch  noch  die  Chorbischöfe ^.  Der  römische  Bischof,  welcher 
jedenfalls  schon  damals  den  Vorrang  vor  allen  andern  besessen  hat^',  und  somit  in 
erster  Linie  in  Betracht  kam,  hat  keiner  der  ersten  acht  allgemeinen  Synoden  in 
Person  beigewohnt,  sich  vielmehr  auf  sechs  derselben^  durch  Legaten  vertreten 
lassen^.  Schon  im  5.  Jahrhundert  ist  diese  Befugniss  unbeanstandet  von  Rom  als 
ein  besonderes  Vorrecht  und  zwar  auf  Grund  einer  dahin  gehenden  Gewohnheit  be- 
ansprucht worden^.  Die  übrigen  Bischöfe  waren  dagegen  allein  im  Falle  einer  ob- 
waltenden Verhinderung  berechtigt,  an  ihrer  Stelle  Vertreter  zu  senden  ^ö.  Zu  solchen 
konnten  in  allen  Fällen  Priester  und  Diakonen  ^ '  ernannt  werden  ^'-^j  und  diese  nahmen 
dann  die  Stellung  ihrer  Machtgeber  in  allen  Beziehungen  ein^*^. 

Auf  keiner  der  gedachten  Synoden  sind  die  sämmtlichen  Bischöfe  der  damaligen 
katholischen  Welt  anwesend  oder  auch  nur  vertreten  gewesen  ^*.   Wenn  sie  trotzdem 


Vorbringen.   1.  c.  p.  153,   s.  auch  ferner  p.  27. 
30.  34.  64.  73.  74.  77.  79.  80.  144.  147.  152. 

1  So  haben  die  Kommissare  Anfangs  der  ersten 
Sitzung  von  den  päpstlichen  Legaten  die  Vor- 
legung ihrer  Vollmacht  gefordert  und  diese  ha- 
ben trotz  anfänglichen  Sträubens  diesem  Ver- 
langen nachkommen  müssen,  1.  c.  p.  19;  ebenso 
waren  die  letzteren ,  als  die  Kommissare  ihren 
Antrag,  die  dem  Photius  anhängenden  Bischöfe 
ohne  vorherige  Anhörung  vor  der  Synode  zu  ver- 
urtheilen,  zurückgewiesen  hatten,  genöthigt,  we- 
nigstens theilweise  nachzugeben,  1.  c.  p.  55  ff. ; 
Hefele  4,  397  ff.;  ferner  ist  von  den  Kom- 
missaren ein  weiterer  Antrag  der  Legaten,  eine 
Anzahl  abwesender  Personen  vor  die  Synode  zu 
stellen ,  wegen  Unausführbarkeit  desselben  zu- 
rückgewiesen worden,  Mansi  1.  c.  p.  132. 

In  Einzelheiten  hinsichtlich  der  im  Text  be- 
handelnden Fragen  abweichend  v.  Schulte, 
Stellung  d.  Konzilien.  S.  64  n.  1. 

2  Vgl.  das  Ernennungsschreiben  v.  431  bei 
Mansi  4,  1119  u.  v.  449,  Ibid.  6,  595. 

3  V.  Schulte,  a.  a.  0.  S.  21.  206  ff. 

*  Das  ergeben  die  erhaltenen  Unterschrifts- 
reihen  unter  den  Beschlüssen  der  allgemeinen 
Konzilien,  s.  auch  Hefele  1,  18;  v.  Schulte 
S.  67.  72.  Selbstverständlich  schloss  persönliche 
Betheiligung  bei  der  zu  berathenden  Angelegen- 
heit das  Stimmrecht  aus,  vgl.  Hefele  2,  351. 
423. 

5  Th.  L  S.  162.  n.  2. 

ß  Th.  L  S.  541. 

■^  Nicht  auf  den  Synoden  zu  Konstantinopel 
v.  381  u.  V.  553. 

8  Th.  L  S.  498  ff. 

9  Auf  eine  solche  berufen  sich  die  päpstlichen 


Legaten  schon  auf  der  s.  g.  Räubersynode  zu 
Ephesus  i.  J.  449,  Mansi  6,  614,  ebenso  Leo  I 
ep.  93  ed  syn.  Nicaen.  1.  c.  p.  131.  Vgl.  ferner 
V.  Schulte,  Stellung  S.  73.  Im  4.  Jahrhun- 
dert ist  diese  Gewohnheit  aber  noch  nicht  gel- 
tend gemacht  worden ,  da  sich  der  Papst  Julius 
wegen  seines  Ausbleibens  auf  der  als  allgemeines 
Konzil  berufenen  Synode  v.  Sardica  (343),  wie 
das  Schreiben  derselben  bei  Mansi  3,  40  sagt, 
mit  triftigen  Gründen  entschuldigt  hat. 

10  Mansi  4,  1330,  wo  die  Verpflichtung,  dem 
Ruf  des  Kaisers  zu  folgen,  ausgesprochen  ist. 

11  Als  päpstliche  Legaten  kommen  vor  2  Priester 
zu  Nicäa  (325),  zu  Ephesus  (431)  2  Bischöfe  und 
und  1  Priester,  zu  Chalcedon  (451)  2  Bischöfe 
und  2  Priester,  zu  Konstantinopel  (680)  2  Priester 
und  ein  Diakon,  zu  Nicäa  (787)  1  Priester  und 
zu  Konstantinopel  (869)  2  Bischöfe  und  1  Dia- 
kon; Priester  und  Diakonen  als  Vertreter  von 
Patriarchen  und  Bischöfen  Mansi  4,  1210. 
1368;  11,  639.  640.  909;  13,  379.  382.  383. 
386.  387.  391.  394.  395;  16,190;  ein  Metro- 
polit als  Stellvertreter  eines  Patriarchen  1.  c.  16, 
190. 

12  Dass  auch  von  den  Stellvertretern  die  Vor- 
legung ihrer  Legitimation  verlangt  werden  konnte, 
ergiebt  Mansi  10,  19  ff.,  s.  auch  Anm.  1. 

13  Sie  hatten  daher  den  Sitz  ihres  Machtgebers 
und  unterschrieben  an  der  Stelle,  welche  diesem 
gebührte,  Mansi  2,  692.  697.  882.  927;  7,  400. 
401;  11,  906.  907;  13,  189.  379;  16,  190;  v. 
Schulte  S.  71  n.  105. 

14  Zu  Nicäa  (325)  betrug  die  Zahl  etwa  320 
(worunter  ausser  den  Vertretern  des  Papstes  nur 
5  abendländische  Bischöfe),  Hefele  1,  291; 
zu   Konstantinopel  (381)    150   (orthodoxe, 
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sich  selbst  zum  Theil  als  allgemeine  Synoden  bezeichnet  haben  ^,  und  auch  unbe- 
stritten als  solche  galten,  so  ergiebt  sich  daraus,  dass  man  dies  für  die  Vertretung  der 
gesammten  Kirche  des  römischen  Kaiserreiches  oder  der  damaligen  katholischen  Welt, 
des  Orientes  und  Occidentes,  rechtlich  nicht  für  nothwendig  erachtet  2,  es  vielmehr 
als  genügend  angesehen  hat,  wenn  nur  eine  solche  Zahl  von  Bischöfen  aus  den  ver- 
schiedenen kirchlichen  Bezirken,  insbesondere  den  verschiedenen  Patriarchalsprengeln 
zusammengekommen  war,  dass  die  Versammlung  als  Repräsentation  des  Episkopates 
des  ganzen  römischen  Reiches  betrachtet  werden  konnte  ^. 

Diese  Anschauung  konnte  sich,  abgesehen  von  der  thatsächlichen  Unmöglich- 
keit, sämmtliche  Bischöfe  der  katholischen  Kirche  auch  nur  durch  Vertreter  zu  ver- 
einigen ,  um  so  leichter  bilden ,  als  die  allgemeinen  Konzilien  in  der  damaligen  Zeit 
nur  zur  Schlichtung  heftiger  Glaubensstreitigkeiten,  also  zur  Erledigung  solcher  An- 
gelegenheiten, welche  die  Kirche  schon  im  weitesten  Umfange  bewegt  hatten,  zu- 
sammenberufen ,  und  auch  mitunter  auf  besonders  abgehaltenen  Partikular-Synoden 
vorher  die  Ansichten  der  betreffenden  Kirchenkreise  über  diese  Fragen  festgestellt 
worden  sind"*.  Die  an  dem  allgemeinen  Konzil  Theil  nehmenden  Bischöfe  müssen 
deshalb  als  Vertreter  des  Episkopates  der  unter  ihrer  Leitung  stehenden  grösseren 
Sprengel  oder  derjenigen  Bezirke,  welchen  sie  selbst  angehörten,  betrachtet  werden 5, 


daneben  36  andere,  keine  Abendländer),  a.  a.  0. 
2,  4;  Ephesns  (431)  ungefähr  200  (s.  auch  u. 
Anm.  3)  a.  a.  0.  S.  186;  Chalcedon  (451) 
etwa  600,  darunter  ausser  den  römischen  Legaten 
von  Abendländern  nur  zwei  Afrikaner,  a.  a.  0. 
S.  423;  Konstant! nopel  (553)  etwa  150  (so 
gut  wie  keine  Abendländer),  a.  a.  0.  S.  863 ; 
Konstantinopel  (680)  289  (die  höchste  an- 
gegebene Zahl),  nach  den  Unterschriften  da- 
gegen nur  174,  wenige  Abendländer,  a.  a.  0.  3, 
261.  283 ;  Nicäa  (787)  zwischen  330  und  367, 
nur  wenige  Abendländer,  a.  a.  0.  S.  461 ;  Kon- 
stantinopel (869)  102  (wenige  Abendländer), 
a.  a.  0.  Bd.  4.  S.  425. 

1  So  die  Synoden  v.  Ephesus  v.  431 ,  Maust 
4,  1434 ;  V.  Chalcedon  1.  c.  6,  939 ;  v.  Konstan- 
tinopel (680)  1.  c.  11,  207;  V.  Nicäa  (787)  1.  c. 
12,  992  und  v.  Konstantinopel  (869)  1,  c.  16, 
19.  37. 

2  Daher  sind  auch  nicht  immer  alle  Bischöfe 
zu  den  Synoden  eingeladen  worden.  Das  kaiser- 
liche Berufuugsschreiben  für  die  Synode  v.  Ephe- 
sus an  den  Patriarchen  v.  Alexandrien,  Mansi 
4,  1114,  giebt  demselben  nur  auf,  sich  mit  einer 
Anzahl  geeigneter  Bischöfe  seiner  Eparchie  ein- 
zufinden. Das  Schreiben  betreffend  die  Synode 
V,  Nicäa  (später  Chalcedon),  1.  c.  6,  551 ,  ist 
zwar  a'»  alle  Bischöfe  gerichtet ,  enthält  aber  die 
Aufforderung ,  Yon  den  ihrer  Fürsorge  anver- 
trauten Bischöfen  so  viele,  wie  passend  erscheine, 
mitzubringen  ,  kann  also  nur  an  die  Patriarchen 
und  höchstens  die  Metropoliten  adressirt  sein. 
Ebenso  sind  zu  dem  als  allgemeiner  Synode  beab- 
sichtigten Konzil  von  Ephesus  v.  449  allein  die 
Patriarchen,  jedoch  mit  der  Anordnung  einge- 
laden worden,  dass  jeder  mit  10  Metropoliten  und 
mit  10  anderen  Bischöfen  erscheinen  solle,  1.  c. 
p.  587.  In  Betreff  der  Synode  v.  Konstantinopel 
(680)  ist  dagegen  eine  kaiserlicheAnweisung  an  die 
Patriarchen  von  Konstautinopel  und  Alexandrien 
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dahin  ergangen,  sämmtliche  Metropoliten  und 
Bischöfe  ihres  Sprengeis  zur  Theilnahme  zu  ver- 
anlassen, 1.  c.  11,  201.  Immer  galt  es  aber  als 
wünschenswerth ,  dass  sämmtliche  Bischöfe  von 
der  Ausschreibung  der  Synode  Kenntniss  er- 
hielten, Leon.  I  ep.  41  ad  Anatol.  1.  c.  6,  129. 

3  Einen  durchschlagenden  Beweis  dafür  bildet 
der  Umstand ,  dass  die  abendländischen  Bischöfe 
auf  allen  erwähnten  Konzilien  nur  in  sehr  ge- 
ringer Anzahl  erschienen  sind.  In  Uebereinstim- 
mung  hiermit  sagt  auch  die  Synode  v.  Epbesus 
(431),  obwohl  auf  derselben  nur  wenige  Aus- 
länder (darunter  nur  ein  Vertreter  des  Erzbischofs 
V.  Carthago)  anwesend  waren ,  Hefele  2,  187: 
,,i]  o^TcoufASVY]  cuvooo?  '^  Tiäsav  (A£V  TTjv  56oiv 
^^ouoa,  Ttaoav  ttjv  'AcDpixrjV  'Acä  Tiäv  xö  'IXXu- 
pixov",   Mansi  4,  1434. 

*  Vor  dem  Konzil  von  Ephesus  sind  z.  B.  Vor- 
bereitungs-Synoden zu  Rom  und  zu  Alexandrien, 
vor  dem  zu  Konstantinopel  (680)  zu  Rom  und 
Mailand  abgehalten  worden,  Hefele  2,  164  ft'. ; 
3,  252  ff. 

5  Von  den  päpstlichen  Legaten  beim  Konzil  zu 
Ephesus  V.  431.  heisst  es  act.  2,  Mansi  4,1302: 
„viri  isti  .  .  totius  occidentalis  synodi  sententiam 
nostrae  huic  synodo  exposuerunt  sensumque  de 
fide  et  pietate  nobis  consonum  declararunt".  Da- 
her wurde  aber  auch  darauf  gesehen,  dass  we- 
nigstens die  grossen  Sprengel,  die  verschiedenen 
Patriarchate,  auf  den  Synoden  vertreten  waren. 
So  hat  man  auf  der  Synode  zu  Ephesus  zunächst 
das  Eintreffen  des  Patriarchen  von  Antiochien 
und  seiner  Bischöfe  abgewartet  und  ist  erst  zur 
Eröffnung  der  Verhandlung  geschritten,  als  sich 
herausgestellt  hatte,  dass  derselbe  nicht  erschei- 
nen wollte  und  einzelne  Bischöfe  seines  Spren- 
geis angekommen  waren,  Hefele  2,  182.  183. 
Ferner  liess  man  auf  der  Synode  von  Nicäa  (787) 
zwei  Mönche  als  Vertreter  der  Patriarchalkirchen 
von  Alexandrien,  Antiochien  und  Jerusalem  zu, 
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wie  denn  auch  einzelne  auf  ihnen  als  formell  legitimirte  Bevollmächtigte  der  vorhin 
erwälinteu  Partikular-Synoden  ^  erschienen  sind  2. 


weil  die  Patriarchen  selbst  wegen  der  Feindselig- 
keit der  Araber  nicht  erscheinen  konnten,  a.  a. 
0.  3,  453.  455.  459. 

•  Auf  der  6.  allgemeinen  Synode  (680)  waren 
ausser  den  päpstlichen  Legaten  drei  italienische 
Rischöfe  als  „locum  praesentantes  125  venerab. 
episcoporum  s.  concilii  antiquae  Romae",  M  a  n  s  i 
11,  210.  218.  224,  anwesend,  welche  sich  in  der 
Unterschrift  als:  „legatus  totius  concilii  s.  sedis 
apostolicae  urbis  Romae"  bezeichnen,  1.  c.  p.  642. 

2    Abweichender    Auffassung    v.    Schulte, 
Stellg.  d.  Concilien  S.  73:    „Die  Bischöfe  vom 
römischen  angefangen  erscheinen  nicht  als  Ver- 
treter ihrer  Person,    sondern  der  Kirche,  welcher 
sie  vorstehen"  .  .  .  und  S.  76  :  „Es  ist  nur  aus 
diesem  Charakter  zu  begreifen,  dass  man  auf  den 
alten  Synoden  die  Oekumenicität  nicht  setzte  in 
die  Zusammenkunft  der  Bischöfe  des  Erdkreises, 
sondern  in  die  Vertretung  der  Kirchen  .  .  .    Man 
tritt  zusammen  in  Partikularsynoden  und  üxirt 
den  Glauben  der  Provinz.   Die  Provinz  entsendet 
ihre  Legaten,  bestehend  aus  Bischöfen  zur  grossen 
Synode  (concilium  generale, universale)  z.  B.  nach 
Rom,  in  einzelnen  Ländern  erst  zur  allgemeinen 
Landessynode.  Aus  diesen  bildet  sich  dann  durch 
Vertreter  das  Konzil  des  Occidentes,   d.   h.  die 
Vertretung  des  ganzen  Patriarchalsprengels  des 
Bischofs  von  Rom."  Wenn  zunächst  die  eben  ge- 
dachte Behauptung  dahin  verstanden  werden  soll, 
dass  sie  den  regelmässigen,  thatsächlichen  Her- 
gang   der  Bevollmächtigung    von   den    niederen 
synodalen  Stufen  bis  zur  höchsten,    dem  allge- 
meinen Konzil ,  darstellt,  so  ist  für  diesen  ein 
historischer  Beweis  nicht  zu  erbringen,  vielmehr 
sind  solche  Bevollmächtigungen  durch  die  Syno- 
den und  Vorbereitungssynoden  für  die  allgemeinen 
Konzilien  nicht  in  jedem  Falle,  sondern  nur  mit- 
unter vorgekommen (s.  S.  337.  Anm.  3  bis  5).  Wei- 
ter muss,  wenn  es  richtig  ist,  dass  die  Bischöfe  auf 
den  Konzilien  als  Vertreter  der  von  ihnen  gelei- 
teten Kirchen  erschienen  sind,   die  Frage  aufge- 
worfen werden  :  haben  die  von  den  Synoden  der 
verschiedenen  Stufen  nach  Schulte  deputirten 
Vertreter  ausser  ihrer  Kirche  auch  die  übrigen 
Kirchen ,  bez.  die  Gemeinden  ihrer  Provinz  oder 
ihrer  Patriarchalsprengel  gleichzeitig  vertreten? 
worauf  ich  in  den  Ausführungen  Schulte's  die 
Antwort  vermisse.    In  der  That  scheint  mir  die 
Auffassung  des  letzteren,  gegen  welche  sich  schon 
Frommann,  Geschichte  und  Kritik  d.  Vatikan. 
Concils.  Gotha  1872.  S.  292  ff.  erklärt  hat,  über- 
haupt nicht  haltbar.      Wenn    Schulte  S.  73 
meint,  dass  für  das  Theilnahmerecht  der  Bischöfe 
an  den  allgemeinen  Konzilien  entweder  nur  die 
persönliche  Würde,   die  Consecration  oder  das  in 
der  Leitung  einer  Diöcese  liegende  Apostelamt 
entscheiden  könne,  und  dann  die  letzte  Alterna- 
tive für  die  richtige  erklärt,  so  bleibt  noch  ein 
drittes  Moment  übrig ,  welches  m.  E.  das  allein 
massgebende  gewesene  ist,  nämlich  die  Stellung 
der  Bischöfe  als  Nachfolger  der  Apostel  und  ihre 
dadurch  begründete  Befähigung,  die  apostolische 
Lehre  zu  bezeugen  und  vor  Irrlehren  sicher  zu 
stellen,    also   wie  schon    Frommann    S.  299 


richtig  hervorgehoben  hat,  ihr  apostolischer  Arats- 
charakter.  Diesen  konnten  sie  allerdings  in  jener 
Zeit   nicht  ohne    gleichzeitige  Erlangung   einer 
Diöcese  erhalten,   aber  darum  ist  man  nicht  be- 
rechtigt, das  sekundäre  Moment  des  Besitzes  einer 
solchen  zu  dem  principalen  zu  machen  und  auf 
diese  und  die  Vertretung  derselben  in  erster  Li- 
nie die  Theilnahmeberechtigung  am  Konzile  zu 
basiren.     Schon  in  der  damaligen  Zeit  gilt  der 
der  Bischof  vermöge  der  apostolischen  Succession 
als  Grund  und  Prius  seiner  Gemeinden,  die  Zu- 
gehörigkeit zur  Kirche  wird  durch  die  Zugehörig- 
keit zum  Bischof  bestimmt  und  die  ganze  Kirche 
ruht  auf  der  Gesammthelt    der  Bischöfe  (über 
diese  später  massgebend  gewordenen  Anschau- 
ungen Cyprians  s.  u.  A.  Ritschi,  d.  Entstehg. 
d.  altkathol.  Kirche.  2  Aufl.  Bonn  1857.  S.  559. 
570).  Wenn  aber  die  Gemeinde,  die  Einzelkirche 
und  die  ganze  Kirche  von  dem  Episkopate  ab- 
hängt, derselbe  dafür  das  wesentliche  Moment  ist, 
so  kann  das  Recht  des  Bischofs  auf  der  Synode  zu 
erscheinen,  nicht  auf  den  Titel  der  Repräsenta- 
tion der  von  ihm  abhängigen  und  durch  ihn  be- 
dingten Einzelkirche  gegründet  werden,  vielmehr 
wie  der  Bischof  kraft  seines  apostolichen  Amts- 
charakters die  Leitung  der  Einzelkirche  hat,   so 
betheiligt  er  sich  auch  kraft  desselben  an  den  all- 
gemeinen Konzilien,    um  mit  den  übrigen  Bi- 
schöfen den  Episkopat  und  dadurch  die  auf  dem 
ganzen  Episkopat  beruhende  Gesammtkirche  zur 
äusserlichen  Darstellung  zu  bringen  und  den  auf 
die  Gesammtkirche  gerichteten  Theil  seines  Be- 
rufes zu  üben.    Die  positiven  Zeugnisse,  welche 
Schulte  für  seine  Auffassung  von  der  Vertre- 
tung der  Kirchen  beibringt  (es  sind  die  S.  15. 
n.  2  und  3  angeführten),  sprechen  theils  direkt 
von  der  Repräsentation  des  Episkopates  eines 
Synodal-Sprengels ,  theils  aber  von  der  Vertre- 
tung einer  Synode,  und  müssen,   da  diese  letz- 
teren   wieder   aus  Bischöfen   bestanden   haben, 
ebenfalls  in  diesem  Sinne  verstanden  werden,  was 
auch  die  cit.  Anm.  5  klar  ergiebt.    Mit  der  An- 
sicht von  Schulte  ist  es  ferner  nicht  vereinbar, 
dass  nicht  stets  alle  Bischöfe  zu  den  allgemeinen 
Konzilien  eingeladen  worden  sind,  vielmehr  den 
Patriarchen  für  die  Regel  aufgegeben  wurde,  eine 
Anzahl  geeigneter  Bischöfe  aus  ihren  Sprengein 
mitzubringen,  s.  S.  337.  n.  2.    Die  Konsequenz 
der  Ansicht  Schulte's   bedingt  es  für  diese 
Fälle  die  von  den  Patriarchen  ausgesuchten  Bi- 
schöfe als  Vertreter  der  Kirchen  der  bei  der  Aus- 
wahl nicht  berücksichtigten  Bischöfe  zu  betrach- 
ten. Dafür  findet  sich  indessen  nicht  der  mindeste 
Anhalt  und  weiter  ist  es  klar,  dass,  wenn  diese 
Auffassung  massgebend  gewesen  wäre,  man  doch 
nothwendig  dazu  hätte  kommen  müssen,    feste 
Regeln  über  eine  gleichmässige  Art  der  Vertre- 
tung der  Gesammtheit  der  Kirchen,  bez.  der  Bi- 
schöfe der  einzelnen  grösseren  Sprengel  aufzu- 
stellen,  und  diese  näher  zu  organisiren,    nicht 
aber  alles  dem  Belieben  der  Patriarchen  zu  über- 
lassen. Es  ist  ferner  unzweifelhaft,  dass  alle  Bi- 
schöfe, gleichviel  ob  sie  Patriarchen,  Exarchen, 
Metropoliten    oder    einfache    Bischöfe    waren, 
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Andere  Geistliche,  als  die  bisher  aufgeführten,  insbesondere  Priester  und  Diako- 
nen, ferner  Mönche  haben  zwar  ebenfalls  den  allgemeinen  Konzilien  angewohnt,  aber 
ein  Sitz-  und  Stimmrecht  haben  sie  nicht  besessen,  vielmehr  sind  sie  als  Sekretäre, 
Notare  und  zu  anderen  Htilfsdiensten  verwendet  worden^  oder  in  Begleitung  der 
Bischöfe  als  Sekretäre,  Notare  oder  Gehülfen  derselben  erschienen'^.  Selbst  Laien 
haben  ausser  den  Kaisern  und  ihren  Kommissarien ,  freilich  gleichfalls  ohne  Stimm- 
recht, an  einzelnen  Synoden  Theil  genommen  ^. 

Die  Stellung  der  vollberechtigten  Mitglieder  des  Konzils  war  abgesehen  von 
ihrem  Range  und  dem  dadurch  bedingten  Anspruch  auf  Präcedenz  *  rechtlich  gleich. 


gleicliviel  ob  sie  für  sich  oder  gleichzeitig  für 
eine  Reihe  anderer  Bischöfe  erschienen  sind, 
gleiclies  Stimmrecht  besessen  haben  (s.  weiter 
oben  im  Text).  Auch  das  ist  bei  der  Schulte- 
schen  Annahme  unerklärlich.  Hätte  das  Theil- 
nahmerecht  der  Bischöfe  an  den  Konzilien  auf 
der  Vertretung  der  von  ihnen  geleiteten  Kirchen 
beruht,  so  konnte  den  Einzelkirchen  ihr  von  dem 
Bischof  geübtes  Recht  unmöglich  dadurch  ent- 
zogen werden,  dass  auf  dem  allgemeinen  Konzil  für 
den  grösseren  Sprengel,  welchem  sie  angehörten,  in 
Vertretung  aller  nur  eine  geringe  Anzahl  von  Bi- 
schöfen erschien,  und  ihre  Repräsentation  von  rei- 
nen Zufälligkeiten  abhängig  gemacht  wurde,  (dass 
also  z.  B.  auf  der  6.  allgemeinen  Synode  die  125 
abendländischen  Kirchen  nur  durch  3  Bischöfe, 
mithin  3  Stimmen  vertreten  waren,  s.  S.  337.  n.l). 
Alle dieseSchwierigkeiten werden  vermieden  wenn 
die  Berechtigung  der  Bischöfe  auf  ihren  apostoli- 
schen Amtscharakter  gegründet  wird  Dann  ist  es 
zunächstbegreiflich,  dass  sämmtlicheBischöfe  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  höhere  oder  niedere  Jurisdik- 
tionsstellung gleich  berechtigt  sind,  der  Epi- 
skopat des  ganzen  Reiches  ist  dann  genügend  ver- 
treten, wenn  nur  eine  Reihe  von  Bischöfen  aus 
den  verschiedenen  Theilen  desselben  sich  am 
Konzile  betheiligen,  dann  kann  man  auch  die  ge- 
eigneten aus  den  grösseren  Sprengein  durch  den 
Patriarchen  aussuchen  lassen,  und  es  brauchen 
nicht  alle  Bischöfe  aus  demselben  vertreten 
zu  sein,  endlich  fällt  auch  jede  Nothwendig- 
keit  fort,  den  Bischöfen,  welche  als  Vertreter 
einer  Partikularsynode  erscheinen ,  soviel  Stim- 
men als  die  letztere  Theilnehmer  hat,  beizu- 
legen. Das  war  um  so  weniger  erforderlich,  als 
jeder  einzelne  Bischof  das  Recht  hatte,  auf  dem 
Konzile  selbst  oder  bei  Verhinderung  durch  einen 
Stellvertreter  zu  erscheinen. 

Ebensowenig  kann  ich  Döllinger  beistim- 
men, welcher  in  dem  Aufsatz  v.  9.  März  1870 
über  die  neue  Geschäftsordnung  des  vatik.  Kon- 
zils, Friedberg,  Sammlung  d.  Aktenstücke  z. 
vatik.  Concil  S.  425  sagt:  „Das  Konzil  ist  die 
Repräsentation,  die  Zusammenfassung  der  ganzen 
Kirche ;  die  Bischöfe  auf  demselben  sind  die  Ge- 
sandten und  Geschäftsträger  aller  Kirchen  der 
katholischen  "Welt :  sie  haben  im  Namen  der  Ge- 
sammtheit  zu  erklären ,  was  diese  Gesammtheit 
der  Gläubigen  über  eine  religiöse  Frage  denkt 
und  glaubt,  was  sie  als  Ueberlieferung  empfangen 
hat.  Sie  sind  also  als  Prokuratoren  anzusehen, 
welche  die  ihnen  gegebene  Vollmacht  durchaus 
nicht  überschreiten  dürfen."  Hier  bleibt  es  frei- 
lich zweifelhaft ,   ob  als  das  vertretene  Subjekt 


die  Gesammtheit  aller  Gläubigen  oder  die  Kirche 
oder  die  Einzelgemeinde  jedes  Bischofs,  so  dass 
sich  die  Gesammtvertretung  aus  den  Einzelver- 
tretern der  einzelnen  Gemeinden  zusammensetzt, 
gemeint  ist,  indessen  treffen  die  obigen  Ausfüh- 
rungen auch  gegen  die  erste  Alternative  zu,  da 
sie  die  Annahme  einer  Vertretung  der  Gläubigen 
als  solcher  abzulehnen  suchen. 

1  Vgl.  z.  B.  Mansi  4,  1127.  1178.  1179. 
1183;  11,  390.  522;  Hefele  1,  314;  3,  460. 
Eine  Ausnahme  war  es,  dass  449  von  den  Kai- 
sern der  Priester  und  Archimandrit  Barsumas 
(aus  Syrien)  als  Stellvertreter  aller  seiner  orien- 
talischen Kollegen  mit  Sitz  und  Stimmrecht  nach 
Ephesus  berufen  wurde,  Mansi  6,  593;  He- 
fele 2,  350. 

2  Euseb.  vita  Constant.  III.  8.  Zu  Nicäa(325) 
war  auch  Athanasius,  damals  noch  Diakon,  anwe- 
send, Socrat.  bist,  eccles.  I.  8 ;  vgl.  ferner  M  an  si 
6,  555.  607. 

3  So  waren  auf  dem  Konzil  v.  Nicäa  (325) 
dialektisch  gebildete  Laien  anwesend,  welche  die 
Bischöfe  mitgebracht  hatten  und  welche  sich  an 
den  der  Beschlussfassung  vorausgehenden  Dis- 
kussionen betheiligten,  Socrat.  bist.  eccl.  I.  8; 
Hefele  1,294.  298.  304. 

4  Die  päpstlichen  Legaten  hatten  in  Folge  des 
Vorranges  des  römischen  Bischofs  den  hervor- 
ragendsten Platz  (nach  damaliger  Sitte  links  ne- 
ben dem  Kaiser)  syn.  Const.  v.  680.  act.  1, 
Mansi  11,  211.  319.  Wenn  einzelne  von  ihnen 
öfters  mit  dem  Zusätze  :  „s.  synodo  praesidens", 
so  zu  Chalcedon,  1.  c,  6,  1081  u.  7.  135,  und  zu 
Konstantinopel  869,  1.  c.  16,  189  unterschrieben 
haben,  so  deutet  dies  daher  nicht  ohne  Weiteres 
auf  das  Präsidium  hinsichtlich  der  Geschäftslei- 
tung. Allein  in  der  3.  Sitzung  des  erstgedachten 
Konzils  haben  sie  dasselbe  beim  Ausbleiben  der 
kaiserlichen  Kommissare,  freilich  unter  Berufung 
auf  den  päpstlichen  Auftrag  geführt,  Mansi  6, 
986;  Hefele  2,  443  ff. ;  Michaud  p.  176.  Es 
ist  selbstverständlich  genug,  dass  sie  ihre  Stel- 
lung möglichst  einflussreich  zu  machen  suchten. 
Indessen  ist  es  ihnen  nicht  immer  gelungen,  ihren 
Willen  durchzusetzen.  So  ist  z.  B.  die  Synode 
zu  Chalcedon  trotz  des  Rathes  Leos  I,  ep.  93, 
Mansi  6,  134,  nicht  nochmals  über  den  Glauben 
zu  verhandeln ,  unter  Zustimmung  der  kaiser- 
lichen Kommissare  in  eine  solche  Erörterung  ein- 
getreten, Hefele  2,  405.  438.  453.  465;  ebenso 
wenig  sind  die  letzteren  auf  ihren  Antrag,  den 
Beschluss  wegen  der  Vorrechte  des  Stuhles  zu 
Konstantinopel  (Th.  I.  S.  543)  zu  kassiren,  ein- 
gegangen, Hefele  a.  a.  0.  S.  544.    Vgl.  auch 
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obwohl  selbstverständlich  einzelne  Theilnehmer  der  Versammlung  in  Folge  ihrer 
Stellung,  so  z.  B.  mehrfach  die  päpstlichen  Legaten,  oder  auch  wegen  ihrer  geistigen 
Bedeutung  auf  manchen  Konzilien  thatsächlich  einen  sehr  entscheidenden  Einfluss 
geübt  haben '. 

Die  Hauptfunction  der  allgemeinen  Konzilien  ist  in  der  gedachten  Zeit  die  nähere 
Klarstellung,  Ausbildung  und  Weiterentwicklung  der  christlichen  Glaubenslehre,  so- 
wie die  Ausscheidung  und  die  Verwerfung  ketzerischer  Lehrmeinungen  gewesen  2. 
Ausserdem  haben  sie  aber  vielfach  eine  gesetzgeberische  Thätigkeit  in  Bezug  auf 
kirchliche  Angelegenheiten ,  insbesondere  die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche 
entwickelt  3,  ferner  kirchliche  Verwaltungssachen  erledigt  4,  und  die  Gerichtsbarkeit 
gegen  die  Anhänger  verurtheilter  ketzerischer  Meinungen^,  in  anderen  Disciplinar- 
und  Strafsachen  ö,  sowie  in  sonstigen  kirchlichen  Rechtsstreitigkeiten  gehandhabt  ^. 

Was  die  erstgedachte  Thätigkeit  betrifft ,  so  bestimmt  eine ,  die  namentlich  von 
den  Altkatholiken  in  neuerer  Zeit  vertretene  Ansicht  den  Charakter  derselben  dahin  ^: 
„Die  Bischöfe  auf  dem  Konzil  sind  vor  Allem  Zeugen,  sie  sagen  aus  und  konstatiren, 
was  sie  und  ihre  Gemeinden  als  Glaubenslehre  empfangen  und  bisher  bekannt  haben; 
sie  sind  aber  auch  Richter,  nur  dass  ihre  richterliche  Gewalt  über  den  Glauben  nicht 
über  den  Bereich  des  Zeugenthums  hinausgehen  darf,  vielmehr  durch  dieses  fort- 
während bedingt  und  umschrieben  ist.  Als  Richter  haben  sie  das  Gesetz  (die 
Glaubenslehre)  nicht  erst  zu  machen,  sondern  nur  zu  interpretiren  und  anzuwenden. 
Sie  stehen  unter  dem  öffentlichen  Recht  der  Kirche,  an  welchem  sie  nichts  zu  ändern 
vermögen.  Sie  üben  ihr  Richteramt  erstens:  indem  sie  die  von  ihnen  abgelegten 
Zeugnisse  unter  einander  prüfen  und  vergleichen  und  deren  Tragweite  erwägen; 
zweitens ,  indem  sie  nach  gewissenhafter  Prüfung :  ob  an  einer  Lehre  die  drei  unent- 
behrlichen Bedingungen  der  Universalität,  der  Perpetuität  und  des  Consensus  (ubique, 
semper,  ab  omnibus)  zutreffen;  ob  also  die  Lehre  als  die  allgemeine  Lehre  der  gan- 
zen Kirche,  als  wirklicher  Bestandtheil  des  göttlichen  Depositums,  allen  gezeigt  und 
ihr  Bekenntniss  jedem  Christen  auferlegt  werden  könne.  Ihre  Prüfung  hat  sich  dem- 
nach sowohl  über  die  Vergangenheit  als  die  Gegenwart  zu  erstrecken.  So  ist  von 
dem  Amte  der  Bischöfe  auf  Konzilien  jede  Willkür,  jedes  blos  subjektive  Gutdünken 
ausgeschlossen.  Es  würde  das  frevelhaft  und  verderblich  sein ;  denn ,  da  die  Kirche 
keine  neuen  Offenbarungen  empfangt,  keine  neuen  Glaubensartikel  macht,  so  kann 
und  darf  auch  ein  Konzil  die  Substanz  des  Glaubens  nicht  ändern,  nichts  davon  weg- 
nehmen und  nichts  hinzufügen.  Ein  Konzilium  macht  also  dogmatische  Dekrete  nur 
über  Dinge ,  welche  schon  in  der  Kirche ,  als  durch  Schrift  und  Tradition  bezeugt, 


Th.  I.  S.  500.  —  In  Betreff  der  übrigen  Bischöfe  (787),  Konstantinopel  (869),    Hefele  1,  376; 

wird  das  „residere   secundum  ordinem"  vielfach  2,  15.  25.  209.  565;   3,  475;  4,  419,  s.  auch  a. 

erwähnt,  s.  z.  B.    Mansi   11,  323.   335.   459.  a.  0.  1,  320. 
554.  615  u.  16,  18.  «  Hefele  2,  7.  19.  212.  490;  3,  461.  463; 

1  Th.  I.  S.  500.    Vgl.  ferner  in  Betreff  der  ^'  ^94.  395  u.  0.  Th.  II.  S.  379.  n.  2. 
Stellung  des  Athanasius  auf  der  Synode  v.  Nicäa  ^  Hefele  2,  185.  189. 

(325)  Hefele  2,  298.  314.  6  a.  a.  0.  2,  204.  438.  451.  477;  4,  409. 


2  Vgl.  Hefele  1,  252.  306.  314;  2.  9.  14. 


418. 


20.  149.  178.  182.  388.  402.  423.  438.  453.  ^  Th.  I.  S.  545.  n.  5.  u.  S.  578.  n.  2;  Th.  II. 

464.  798.  863;    3,  249.  263.  442.  460.  467.  S.  379.  n.  2  u.  n.  7. 

471;  4,  418.  423.  8  D  Olli  nger  i.d.  S.  339.1.  d.Anm.v.  S.  338 

3  Vgl.  die  Kanones  der  Synoden  v.  Nicäa  (325),  cit.  Artikel.   Vgl.  ferner  v.  Schulte  ,  Stelig.  d. 

Konstantinopel  (381),    Chalcedon  (451),    Nicäa  Concilien,  S.  35.  40;  Michaudp.  6. 


§:  169.]       Die  allgemeinen  oder  ökumenischen  Konzilien.  Das  erste  Jahrtausend. 
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allgemein  geglaubt  wurden  oder  welche  als  evidente  und  klare  Folgerungen  in  den 
bereits  geglaubten  und  gelehrten  Grundsätzen  enthalten  sind." 

Diese  Meinung  betont  einmal  den  Zeugenberuf  der  Bischöfe  auf  den  alten  Kon- 
zilien in  einer  viel  zu  einseitigen  Weise.  Es  ist  historisch  unrichtig,  dass  diese  Ver- 
sammlungen zu  dem  gedachten  Zwecke  zusammengetreten  sind.  Nicht  dazu,  Zeugniss 
über  den  Glauben  abzulegen,  waren  sie  bestimmt,  sie  sind  vielmehr  aus  Anlass  ein- 
getretener, die  Kirche  weit  und  breit  berührender  Glaubensstreitigkeiten  einberufen 
worden,  um  darüber  zu  entscheiden,  welches  die  rechte  Lehre  sei ,  und  über  die  An- 
hänger der  falschen  ihr  Urtheil  abzugeben.  Der  richterliche  Beruf  des  Konzils  und 
der  auf  ihm  versammelten  Bischöfe  ist  also  die  Hauptsache ,  die  Thätigkeit  gewesen, 
um  derentwillen  die  Konzilien  gehalten  worden  sind.  Allerdings  hat  man  auf  den 
Konzilien  die  Zeugnisse  der  heiligen  Schrift  und  der  Kirchenväter  geprüft  ^  und  auch 
die  Konzilsmitglieder  haben  ihre  Auffassungen  über  dogmatische  Fragen  dargelegt  2, 
aber  doch  nur  deshalb,  um  ein  Urtheil  darüber  zu  ermöglichen,  welche  Lehre  als  die 
rechte  anzunehmen  und  welche  als  ketzerisch  zu  verwerfen  sei  3.  „In  dem  Sammeln 
der  Zeugnisse ,  in  dem  Vergleichen  und  Prüfen  derselben  liegt  der  Schwerpunkt  bei 
allen  alten  Synoden"'*  demnach  gerade  nicht,  sondern  in  der  Abgabe  von  ürtheilen 
über  dogmatische  Fragen,  ohne  welche  man  bei  sich  entgegenstehenden  Meinungen  und 
Zeugnissen  praktisch  zu  gar  keinem  Ziele  hätte  gelangen  können. 

Nicht  minder  einseitig  wird  betont,  dass  die  Prüfung  der  Bischöfe  sich  darauf 
zu  erstrecken  habe ,  ob  für  eine  Lehre  die  drei  Bedingungen  der  Universalität ,  der 
Perpetuität  und  des  Consenses  (ubique,  semper,  ab  omnibus)  vorhanden  seien  5.    Wie 


<  Synod.  Ephes.  v.  431,  Mansi  4,  1183  ff., 
vgl.  auch  Hefele  3,  265.  270.  273.  463.  468. 
Auf  dem  Konzil  v.  Clialcedon  wurde  in  Folge  des 
Verlangens  eines  Theiles  der  Mitglieder  diesen 
eine  Frist  von  5  Tagen  zu  vorgängiger  Prüfung 
gewährt,  act.  2,  Mansi  6,  974  u.  7,  7. 

'^  Vgl.  Leon.  I  ep.  ad  Theodor,  v.  453,  Bal- 
ler. 1,  1218;  Mansi  6,  244:  „gloriamur  in 
domino  .  .  .  qui  nuUum  nos  in  nostris  fratribus 
detrimentum  sustinere  permisit,  sed  quae  nostro 
prius  ministerio  deflnierat,  universae  fraternitatis 
irretractabili  flrmavit  assensu  .  .  .  Ipsa  quoque 
veritas  et  clarius  renitescit  et  fortius  retinetur, 
dum  quae  fldes  prius  docuerat,  haec  postea  exa- 
minatio  conflrmarit  ...  in  nullo  ab  illis  quas 
Spiritus  sancti  divinitas  in  Chalcedonensi  coucilio 
protulit,  fldei  regulis  recedentes  .  .  .  non  iam 
tamquam  de  dubiis  disceptantes,  sed  auctoritate 
summa  quae  bene  deflnita  sunt,  adstruentes  :  cum 
et  in  apostolicae  sedis  epistola,  universalis  s.  sy- 
nodi  assensu  firmata,  tanta  divinae  auctoritatis 
testimonia  noverimus  esse  congesta,  ut  nullus 
queat  ulterius  dubitare  ...  et  synodalia  gesta, 
vel  quibus  primum  fldei  definitio  legitur  esse  for- 
mata  vel  quibus  praefatae  literae  apostolicae  se- 
dis ..  .  defensae  sunt  et  maxime  ad  piissimos 
principes  totius  concilii  allocutio ,  tot  sint  prae- 
cedentium  patrum  testimoniis  roborata,  ut  cuivis 
imprudenti  ac  pertinaci  animo  .  .  .  valeant  sua- 
dere." 


3  Vgl.  auch  Frommann,  Gesch. 
des  vat.  Concils.   S.  304  ff. 
*  So  V.  Schulte  Stellung  S.  40. 


u.  Kritik 


5  Das  stützt  sich  auf  die  Lehre  des  Vincentius 
Lerinensis,  welcher  in  seinem  klassischen,  unter 
dem  Namen :  Peregrinus  u.  430  geschriebenen 
commonitorium  adversus  haereticos  (u.  a.  Augs- 
burg 1872,  die  entscheidenden  Stellen  auch  abge- 
druckt bei  v.  Schulte,  a.  a.  0.  S.  245),  c.  3 
bemerkt :  „  In  ipsa  catholica  ecclesia  magnopere 
curandum  esse,  ut  id  teneamus,  quod  ubique, 
quod  semper,  quod  ab  omnibus  creditum  est. 
Hoc  est  etenim  vere  proprieque  catholicum,  quod 
ipsa  vis  nominis  ratioque  declarat,  quae  omnia 
fere  universaliter  comprehendit.  Sed  hoc  ita 
demum  flet,  si  sequamur  universitatem,  antiqui- 
tatem,  consensionem."  Aber  damit  ist  nur  ge- 
sagt, dass  eine  Lehre,  welche  den  erwähnten  Er- 
fordernissen entspricht,  katholisch  ist;  das  Gegen- 
theil  dieses  Satzes,  dass  dasjenige,  bei  welchem 
sie  sich  nicht  alle  finden,  unter  keinen  Umstän- 
den katholisch  sein  und  zum  Glaubenssatz  erho- 
ben werden  dürfe,  sagt  aber  Vincentius  in  sei- 
nen Ausführungen  nicht,  vgl.  Frommann  a. 
a.  0.  S.  309,  vielmehr  nimmt  er  sogar  die  Zu- 
lässigkeit  einer  Entwicklung  des  Dogmas  an,  c. 
23  (al.  28):  „Sed  forsitan  dicit  aliquis  :  Nullusne 
ergo  in  ecclesia  Christi  profectus  habebitur  re- 
ligionis?  Habeatur  plane  et  maxime  .  .  .  Sed  ita 
tamen,  ut  vere  profectus  sit  ille  fldei,  non  per- 
mutatio.  Si  quidem  ad  profectum  pertinet,  ut  in 
semetipsam  unaquaeque  res  ampliflcetur ;  ad  per- 
mutationem  vero,  ut  aliquid  ex  alio  in  aliud 
transvertatur",  welche  er  dann  (s.  das  folg.  Cap.) 
mit  dem  Wachsthum  des  menschlichen  Körpers 
und  dem  des  Getreides  aus  dem  Samen  ver- 
gleicht. 
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bei  der  starreu  Festhaltung  dieses  Erfordernisses  eine  weitere  Entwicklung  in  der 
christlichen  Lehrbildimg  möglich  gewesen  wäre ,  ist  nicht  abzusehen.  In  der  That 
aber  ist  eine  solche  gerade  durch  die  hier  in  Frage  stehenden  Synoden  erfolgt ,  und 
zwar  auf  dem  Wege,  dass  dieselben  die  Grundlehron  des  Christenthums  durch  Glau- 
bensartikel weiter  ausgestaltet  haben,  welche,  wenngleich  in  ihnen  ein  organisches 
Wachsthum  nicht  zu  verkennen  ist,  doch  relativ  neu  waren  ^ 

Aus  der  übertriebenen  Bedeutung  der  Zeugenfunction  der  Bischöfe  ist  weiter  der 
Satz  hergeleitet  worden ,  dass  bei  der  Feststellung  von  Glaubenslehren  und  bei  der 
Aburtheilung  von  Glaubenssachen  die  Einstimmigkeit  aller  Bischöfe  erforder- 
lich und  somit  eine  Entscheidung  durch  Majoritätsbeschluss  unstatthaft  gewesen  sei'-^. 
Ausdrücklich  ist  eine  solche  Forderung  als  Rechtsnorm  in  der  fraglichen  Zeit  nicht 
aufgestellt  worden,  und  ebensowenig  lässt  sich  ein  historischer  Beweis  für  die  Geltung 
dieses  Satzes  erbringen"^.    Auf  dem  Konzil  von  Nicäa  (325)  haben  sich  zunächst 


.  1  Vgl.  Fromm  an n  a.  a.  0.  S,  311:  „Das 
Nicäanum  (325")  flxirt  den  noch  auf  dem  vom 
Konzil  V,  Antiochia  (269)  ein  halbes  Jahrhun- 
dert vorlier  verworfenen  und  mit  der  bisherigen 
patristischen  Ausbildung  der  Trinitätslehre,  na- 
mentlich bei  Tertulllan  und  Origenes  nicht  har- 
monirenden  tecluiischen  Ausdruck  für  die  We- 
sensgleichheit des  Sohnes  mit  dem  Vater;  das 
Konstantinopolitanum  (381)  fügt  die  Gleichbe- 
rechtigung des  h.  Geistes  hinzu,  das  Ephesinum 
(431)  die  der  beiden  Naturen  in  Christo,  deren 
Verhältniss  das  Chalcedonense  (451)  näher  be- 
stimmt, doch  nicht  klar  genug,  so  dass  das 
zweite  und  dritte  Konstantinopolitanum  (553  u. 
680)  sein  Symbol  vervollständigen  müssen." 
Michaud  1.  c.  hat  bei  jedem  der  von  ihm  be- 
handelten 7  Konzilien  p.  48.  93.  122.  162.  214. 
241.  306  unter  der  feststehenden  Rubrik:  „Com- 
ment  ce  concile  n'a  point  innove,  mais  constate 
historiquement  la  doctrine  universelle,  constante 
et  unanime  des  eglises  chretiennesparticulieres?" 
sich  bemüht  den  Nachweis  zu  führen  ,  dass  sie 
nichts  Neues  festgesetzt  haben,  aber  durch  die 
Thatsachen,  dass  schon  vor  jeder  der  Synoden  die 
später  entschiedenen  Fragen  aufgeworfen  und 
diskutirt  worden  sind  und  die  angenommene 
Meinung  Anhänger  gefunden  hat,  ist  doch  nicht 
dargethan,  dass  von  denselben  nur  das  „ubique, 
semper,  ab  omnibus"  dogmatisirt  worden  ist  und 
dass  diefestgestelltenGlaubensartikel  nicht  relativ 
neu  waren.  Hätte  die  Sache  so  gelegen,  so  wür- 
den doch  vorher  kaum  heftige  Glaubensstreitig- 
keiten haben  entstehen  können,  und  es  würde 
die  Zusammenberufung  der  Synoden  überhaupt 
nicht  erforderlich  gewesen  sein.  Die  hier  vertre- 
tene Auffassung  dringt  denn  auch  unwillkürlich 
bei  den  Anhängern  der  andern  Ansicht  hervor, 
so  giebt  z.B.  D  ö  1 1  i  n  g  er  s.  o.  S.  341  wenigstens 
zu,  dass  das  Konzil  über  Sätze,  welche  evidente 
und  klare  Folgerungen  des  bereits  Geglaubten 
sind,  dogmatische  Dekrete  machen  kann,  wäh- 
rend die  Streitigkeiten  sich  gerade  darum  gedreht 
haben,  welche  Folgerungen  evident  und  klar  wa- 
ren und  die  Konzilien  zur  Entscheidung  darüber 
nothwendig  geworden  sind.  Auch  v.  Schulte 
S.  105  erkennt  dies  mit  der  Aeusserung  an : 
„Damit  ein  Satz  als  wirklicher  Glaube  unbedingt 
gelten  könne,  muss  feststehen,  dass  er  von  An- 


fang an  überall  in  allen  Kirchen  als  solcher  in 
Wirklichkeit  gegolten  habe.  Entweder  kann  dies 
erwiesen  werden  durch  den  Nachweis,  dass  er 
ausdrücklich  anerkannt  war  oder  dadurch, 
dass  gezeigt  wird,  dass  nichts  ihm  ent- 
gegen Stehendes  gelehrt  und  geglaubt 
wurde".  Unter  der  letzteren  Voraussetzung  ist 
aber  der  Satz,  dessen  Anerkennung  direkt  nicht 
erwiesen  werden  kann,  doch  als  ein  neuer  zu  be- 
trachten, da  der  Umstand,  dass  nichts  entgegen- 
stehendes geglaubt  wurde ,  noch  nicht  ergiebt, 
dass  man  sich  eines  bestimmten  positiven  Satzes 
bewusst  war  und  diesen  gelehrt  hat. 

2  S.  z.  B.  V.  Döllinger  in  dem  o,  S.  339. 
Anm.  citirten  Aufsatz  :  „Seit  1800  Jahren  hat  es 
als  Grundsatz  gegolten,  dass  Dekrete  über  den 
Glauben  und  die  Lehre  nur  mit  einer  wenigstens 
moralischen  Stimmeneinhelligkeit  votirt  werden 
sollten";  u.  v.  Schult e  a.  a.  0.  S.  80.  278. 

3  Der  Versuch  v.  Schulte's  ist  m.  E.  nicht 
gelungen.  Vincentius  Lerinensis  spricht  den  Satz 
jedenfalls  nicht  direkt  für  die  Konzilien  aus,  und 
die  Herleitung  desselben  durch  Folgerung  aus 
seinem  :  „ab  omnibus  (s.  S.  341.  n.  5),  ist  unzu- 
lässig, denn  c.  4.  setzt  derselbe  den  Fall,  dass 
eine  Häresie  fast  die  ganze  Kirche  ergriffen  habe, 
und  nimmt  an,  dass  auch  etwas  katholisch  sein 
könne,  was  nur  von  wenigen  geglaubt  werde. 
Was  sodann  aus  der  Thatsache,  dass  bei  dem 
arianischenDoppelkonzil  v.  Seleucia-Rimini  (354) 
nur  wenige  Bischöfe  standhaft  geblieben  sind  und 
fast  der  gesammte  Episkopat  eine  falsche,  die 
Gottheit  Christi  betreffende  Lehre  angenommen 
hat,  sowie  aus  den  darauf  bezüglichen  beiden 
wesentlich  gleichlautenden  Schreiben  des  rö- 
mischen Konzils  unter  Damasus  v.  372,  a.  a.  0. 
Anh.  S.  4.  n.  5.  6,  M  a  n  s  i  3,  459  :  „Sed  et  in  ipso 
exordio  ab  iisdam  ipsis  qui  hoc  apud  Ariminum 
retractare  cogebantur,  emendatum  hac  tenus  est, 
ut  subreptum  sibi  alia  disputatione  faterentur, 
idcirco  quod  non  intellexissent  patrum  senten- 
tiam  apud  Nicaeam  formatam  esse  contrariam. 
Neque  enim  praeiudicium  aliquod  nasci  potuit 
ex  numero  eorum,  qui  apud  Ariminum  convene- 
runt,  cum  constet  neque  Romanum  episcopum, 
cuius  ante  omnes  fuit  expetenda  sententia,  neque 
Vincentium  (v.  Capua)  qui  tot  annos  sacerdotium 
inlibate  servavit  neque  alios  hniusmodi  statutis 
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fünf  Bischöfe  geweigert,  das  Symbol  zu  unterschreiben,  von  diesen  aber  nachträglich 
noch  drei,  wie  schon  ihre  Zeitgenossen  annahmen ,  nicht  ehrlich  und  aufrichtig ,  son- 
dern nur  um  Absetzung  und  Strafe  zu  vermeiden,  ihre  Unterschrift  geleistet^,  so 
dass  also  eine  thatsächliche  Einstimmigkeit  nicht  vorhanden  war.  Die  150  Väter  des 
Konstantinopolitanischen  Konzils  (381)  haben  den  Nicänischen  Glauben  unter 
näherer  Bestimmung  des  Wesens  des  h.  Geistes  zwar  einstimmig  erneuert,  aber  vorher 
waren  die  ebenfalls  erschienenen  36  macedonianischen  Bischöfe,  also  mehr  als  ein 
Sechstel  der  Synode,  weil  sie  ihre  Verurtheilung  als  Ketzer  voraussahen,  abgereist 2. 
Zu  Ephesus  (431)  haben  zwar  178  Bischöfe  den  Nestorius  verurtheilt,  gleichzeitig 
aber  43  andere,  welche  sich  zu  einem  Gegenkonzil  constituirt  hatten,  den  Cyrill  ver- 
dammt, und  es  hat  sich  also  auch  hier  etwa  ein  Sechstel  separirt^.  Diese  Absonde- 
rung der  Minoritäten  beweist  schon  allein,  dass  nach  dem  damaligen  Rechtsbewusst- 
sein  nicht  Einstimmigkeit  erfordert  worden  sein  kann,  denn  wenn  sie  durch  ihr 
entgegengesetztes  Votum  die  Annahme  der  Ansicht  der  Majorität  und  ihre  von  dieser 
abhängige  Verurtheilung  hätten  hindern  können,  so  wäre  kein  Grund  zu  ihrer  Sepa- 
ration vorhanden  gewesen.  Ja  noch  mehr,  in  der  5.  Sitzung  des  Konzils  von  Chal- 
cedon  (451)  ist  nach  der  Vorlegung  der  von  einer  Kommission  entworfenen  Glaubens- 
formeH,  trotz  des  Widerspruches  der  päpstlichen  Legaten  und  ihrer  Drohung, 
abzureisen,  die  Majorität  auf  den  Vorschlag  der  kaiserlichen  Kommissarien,  eine  neue 
Kommission  zu  ernennen,  zunächst  nicht  eingegangen,  sondern  hat  verlangt,  dass  die 
Formel  von  allen  unterschrieben,  und  wer  nicht  unterschreiben  wolle,  als  Ketzer  aus- 
geschlossen werden  solle.  Als  dann  die  kaiserlichen  Kommissarien,  welche  die  Ab- 
reise der  Legaten  vermieden  wissen  wollten,  die  von  ihnen  eingeholte  Entscheidung 


coiisensum  aliquem  commodasse  :   cum  praeser-  fassung  bei   den   verschiedenen  Konzilien,   auf 

tlm,  ut  äiximus,  iidem  ipsi  qui  per  Impressio-  welche  sich  ihre  Aeusserungen  beziehen,  voraus- 

nem  succubuisse  videbantur,  iidem  consilio  me-  gesetzt  haben,  dieselbe  ausdrücklich  hervorheben 

liore  —  das  heisst  doch  nicht,  es  wird  ein  „con-  und  sich  auf  dieses  Faktum  berufen.      Dass  sie 

cilium  melius"  zugelassen,  so  v.  Schulte  S.  80.  aber  in  Glaubenssachen  rechtlich  erforderlich  sei, 

n.  115  —  displicere  sibi  fuerint  protestati";    für  das  ergiebt  keine  einzige  Stelle.    Vgl.  übrigens 

die  Nothwendigkeit  der  Einstimmigkeit   folgen  auch  das  Weitere  oben  im  Text. 
soll,  ist  mir  uicht  recht  klar.     S.  g.  moralische  i  He  feie,  Conciliengesch.  1,317.  Uebrigens 

Einstimmigkeit  war  ja  auf  den  beiden  Synoden  i^aben  eine  Reihe  Eusebianer,  da  sie  die  Vcrwer- 

thatsächlich  erreicht  worden.  Von  v.  Schulte's  f^ng  des  Arianismus  voraussahen,  schon  allein 

Standpunkt  aus  konnten  sie  also  unter  diesem  ^us  Furcht    vor    der  Absetzung   gleich   anfangs 

Gesichtspunkte  nicht  angefochten  werden.  In  der  unterschrieben,  a.  a.  0.  S.  309. 


2  Hefele2,  4.  5. 


That  beanstanden  auch  das  römische  Konzil  und 
Damasus  das  Konzil  v.  Rimini,  weil  Zwang  und 

Täuschung  gegen  die  Bischöfe  geübt  und  diese,  ^  ^-  ^-  ^'  ^'  l^^.  193.    Trotzdem,  dass  abge- 

nachdemsiesich  darüber  klargeworden,  hinterher  sehen  von  der  Separation  eine  Reihe  morgen- 

ihre  Ansicht  geändert  haben,  weiter  weil  die  Sy-  ländischer  Bischöfe  nicht  erschienen  war,    a.  a. 

node  von  Rimini  etwas  dem  Nicänum  Wider-  0.  S.  182  ff.  erklärten  die  päpstlichen  Legaten  in 

sprechendes  beschlossen  hat,  und  endlich  weil  sie  Betreff  der  Sentenz   gegen  Nestorius :     „ürmum 

nicht  ordnungsmässig  zusammengesetzt  gewesen,  ^rgo  est  iuxta  omnium  ecclesiarum  decre- 

da  der  Papst  nicht  dabei  betheiligt  war  und  man  *um  (nam  Orientalis  et  occidentalis  ecclesiae  sa- 

weder   seine   Ansicht  noch  die  anderer  hervor-  cerdotes  per  se  vel  certe  per  suos  legatos,  sacer- 

ragenderBischöfebeachtethat.  Wenn  V.  Schulte  dotali  huic  consensui  intersunt),  quod  in  ipsum 

a.  a.  0.  selbst  die  Bedeutung  der  von  ihm  sonst  pronuntiatum  est/'     In  dieser  Aeusserung  liegt 

noch    citirten    weiteren  Stelleu  dahin   angiebt:  nachweisbar   eine    Uebertreibung   des  thatsäch- 

.,P.  Damasus,  Cölestin,  Innocenz  I,  Leo  d.  Gr.,  liehen  Sachverhaltes ;  nichts  desto  weniger  sagt  v. 

Gregor  d.  Gr.,  Agatho  u.  s.  w.  sehen  alle  in  der  S  chulte  S.  80  in  Bezug  auf  sie :  .,Sie  giebt  den 

Uebereinstimmung  allein  die  Bürgschaft  Beschluss  aller  Kirchen  als  Grund  an.    Wenn 

der  Richtigkeit,  aber,  wie  alle  Stellen  beweisen,  aber  nicht  ,,decretum  omnium  ecclesiarum'"  mit 

in  der  synodalmässig  abgegebenen  Uebereinstim-  Einstimmigkeit  identisch  ist,    haben  die  Worte 

mung",  so  ist  damit  nur  dargethan,  dass  die  ge-  i^^^n  Sinn  verloren." 

nannten    eine    einstimmig    erfolgte   Beschluss-  *  Sie  ist  verloren  gegangen,  He  feie  2,  465. 
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des  Kaisers,  dass  entweder  die  Kommission  angenommen  werden  müsse  oder  alle 
einzelnen  durch  ihre  Metropoliten  ihren  Glauben  erklären  lassen  sollten,  oder  falls 
die  Majorität  keines  von  beiden  wolle,  im  Abendlande  eine  neue  Synode  einberufen 
werden  würde ,  der  Synode  eröffnet  hatten ,  wurde  von  einer  Anzahl  von  Bischöfen 
die  frühere  Erklärung  wiederholt,  und  erst  nachher  ist  es  den  kaiserlichen  Kom- 
missaren gelungen,  die  Majorität  zur  Annahme  der  Kommission  zu  bewegen  ^  Obwohl 
es  sich  hier  um  eine  Glaubensfrage  gehandelt  hat,  ist  die  Majorität  also  unzweifelhaft 
der  Rechtsansicht  gewesen,  dass  die  Minorität  sich  der  Majorität  zu  fügen  habe  oder 
andernfalls  als  Ketzer  zu  behandeln  sei.  Weder  die  kaiserlichen  Kommissarien  noch 
die  päi)stlichen  Legaten  sind  dieser  Rechtsauffassung  entgegengetreten,  vielmehr 
haben  die  ersteren ,  um  die  ihnen  nicht  genehme  Abstimmung  auszuschliessen ,  die 
Intervention  des  Kaisers  angerufen  und  sie  dadurch  zu  verhindern  gesucht^. 

So  erweist  sich  die  Nothwendigkeit  der  Einstimmigkeit  historisch  als  ein  Phan- 
tom ,  und  in  der  That ,  wenn  man  auf  den  Synoden ,  welche  zur  Beseitigung  der 
Glaubensstreitigkeiten  berufen  waren,  über  Glaubensfragen  überhaupt  abstimmen 
liess,  so  blieb  praktisch  gar  nichts  anderes  übrig,  als  eine  Majorisirung  der  Minorität 
eintreten  zu  lassen,  denn  bei  verlangter  Einstimmigkeit  würden  die  Synoden  mangels 
einer  Ausgleichung  der  verschiedenen  Ansichten  resultatlos  haben  auseinander  gehen 
müssen  2.  Nur  soviel  ist  richtig,  dass  thatsächlich  eine  Einstimmigkeit  vielfach  erzielt 
worden  ist"^,  aber  doch  theils  allein  dadurch,  dass  die  dissentirende  Minorität  dem 
Drucke  der  Kaiser  und  der  Majorität  nachgab'^,  theils  dadurch,  dass  sie  sich  vor  der 
entscheidenden  Abstimmung  absonderte  und  als  ketzerisch  ausgeschlossen  wurde  ^''. 

Vielfach  ist  ferner  katholischerseits  schon  für  die  in  Rede  stehende  Zeit  dem 
Papste  ein  Bestätigungsrecht  der  Beschlüsse  der  allgemeinen  Konzilien  in  dem 
Sinne,  dass  dieselben  erst  durch  seine  Genehmigung  verbindliche  Kraft  erhalten  hätten, 
als  etwas  selbstverständliches  beigelegt  worden  *\  Diese  Ansicht  erscheint  indessen 
zweifellos  irrig  und  widerspricht  den  historischen  Thatsachen  ^.  Keine  der  erwähnten 
allgemeinen  Synoden  ist  in  diesem  Sinne  von  den  Päpsten  bestätigt  worden.  Hat 
man  sich  auch  die  erdenklichste  Mühe  gegeben,  dies  in  ältere  Zeugnisse  hinein  zu 
interpretiren  *^,  so  ist  es  doch  nicht  gelungen,  ein  einziges  päpstliches  Schreiben,  wel- 

1  Mansi  7,  102  tf. ;  Hef  ele  2,  465.  Nicaeam  congregati  conflrmationem  rerum  ac  auc- 

2  "Vgl.  hierzu  K.  Hase,  Hdbch.  d.  protestant.  toritatem  s.  ecclesiae  Romanae  detulerunt",  kann 
Polemik  gegen  d.  röm.  kath.  Kirche.  3.  Aufl.  nicht  heissen,  s.  Hef  ele  1,  46.  442,  sie  haben 
Leipzig  1871.   S.  32,  die  Bestätigung  nachgesucht,  sondern  nur  so  viel 

3  Für  Chalcedon  (451)  s.  Hef  ele  2,  472;  wie:  sie  haben  das,  was  sie  bestätigt  und  durch 
Konstantinopel  (680)  a.  a.  0.  3,  285;  Nicäa  ihre  Autorität  festgesetzt  Laben,  der  römischen 
(787")ebend.  S.468;  Konstäntinopel(689)ebend.  Kirche   mitgetheilt.     Wenn  ferner  Socrat.  bist. 

4,  423.  424.  eccl.  IL  17  erzählt,   dass  Papst  Julius  I  den  An- 
*  Wie  zu  Nicäa  (325)  s.  S.  343.  n.  1.                      tiochenern  geschrieben  habe:„ToO  sxxX-rjOwaxixou 

5  S.  das  vorher  im  Texte  bemerkte.  xavovo;  xeXeuovxo?,   [J-tj  SeTv  Tiapa   ^^ih[iqs  xoD 

6  S.  z.  B.  Phillips  K.  R.  2,  260;  Hergen-  i-nic'AOTZou  'PcufxYj?  -/avoviCet^  xd«;  dv.%XrjOia;''  eine 
röther,  kath.  Kirche  u.  christl.  Staat.  Freiburg  Mittheilung,  welche  sich  übrigens  auch  schon  bei 
1872.  S.  819;  Hef  ele  1,  46.  ihm  H.  8  (s.  S.  334.  n.  2)  findet,  und  Hef  ele 

"^   Derselben  Ansicht  v.   Schulte,    Stellung       daraus  schliesst,   dass  eine  solche  Regel,  wonach 

5.  96.  die  Konzilien  der  päpstlichen  Zustimmung  be- 
8  Was  zunächst  das  Nicän um  V.  325  betrifft,       durften,    wohl    schon    zur  Zeit   des  Nicänuras, 

so  sind    die   beiden    Bestätigungsschreiben   Sil-  welches  nur  11  Jahre  vor  dem  Regierungsantritt 

vesters,  Mansi  2,  720.  721  und  die  Akten  des  dieses    Papstes    gehalten  sei,   bestanden  haben 

römischen  Bestätigungskonzils,  1.  c.  p.  1081,  ent-  werde,  so  ist  dies  völlig  verfehlt.  Julius  hat  einen 

schieden  unrichtig,  Hef  ele  1,  438.    Die  Stelle  solchen  Ausspruch  nicht  gethan.    Den  Inhalt  des 

in  dem  Schreiben  der  römischen  Synode  v.  485,  Briefes,  in  welchem  er  sich   fljiden  soll,    giebt 

Mansi  7,  1140:    „CCCXVIII   ss.  patres  apud  Socrat.  IL  17  zwar  nur  kurz,  aber  so  genau  an, 
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ches  auch  nur  äusserlich  den  Charakter  eines  feierlichen  Bestätigungsdekretes  an 
sich  trüge,  nachzuweisen.    Auch  hat  man  dabei  völlig  ausser  Acht  gelassen ,  dass  die 


dass  er  keinen  anderen  als  den  Brief  desselben 
an  die  Eusebianer  v.  342,  Constant.  1,  354 
meinen  kann.  In  demselben  steht  indessen  nichts 
davon,  vielmehr  hat  Sokrates  offenbar  die  Stelle 
desselben:  „hiax'i  hi  Tcspl  t-^<;  'AXe^avop£0)V  ix- 
TcXrjaia?  [KakKSza  ou-/,  SYpcicpeTo  '/][J-rv,  tj  d^ioeXze, 
oTi  ToÜTO  £i}o<;  -^v,  Ttpoxepov  Ypa^södai  -fUJ-vi  */at 
ouxuic,  £vdev  opiCeo^cttTaSiy-atot"  imAnge,  s.  auch 
Hefele  selbst  1,  504.  n.  5.  —  Die  Synode  von 
Konstantin opel  (381)  hat  zunächst  nicht  den 
Charakter  einer  allgemeinen  gehabt,  und  die 
Mittheilung  des  Photius  de  synodis,  Mansi  3, 
595:  „Ol?  .  .  .  AapLaoo?  6  rrj?  'Ptuf^r]?  xa  auxa 
xpaxuvojv  ^YVoopiCexo  au(j.cp(o>^oi;"  bedeutet  nichts 
anderes,  als  dass  der  nicht  auf  derselben  vertre- 
tene Papst  unter  Befestigung  ihrer  Beschlüsse 
(genauer  des  Symbols)  diesen  zugestimmt,  d.  h. 
dass  sie  auch  im  Abendlande  Anerkennung  — 
ohne  eine  solche  hätte  die  Synode  selbstverständ- 
lich niemals  als  allgemein  gelten  können  —  ge- 
funden haben.  —  Die  päpstliche  Bestätigung  der 
Synode  von  Ephesus  findet  Hefele  1,  47, 
ebenso  wie  auch  die  der  von  Nicäa  unbegreif- 
licher Weise  in  der  Unterzeichnung  der  Be- 
schlüsse durch  die  Legaten  des  Papstes,  obwohl 
darin  nichts  anderes,  als  die  Bekräftigung  ihrer 
Abstimmung  liegt.  Die  Synode  selbst  hat  ihre 
Beschlüsse  dem  Papst  Coelestin  I  ohne  eine  Be- 
stätigung zu  verlangen,  nur  mitgetheilt,   Mansi 

4,  1335,  und  der  letztere  hat  in  dem  an  die  Sy- 
node bereits  nach  ihrer  Auflösung  gerichteten 
Schreiben  v.  432,  1.  c.  5,  266,  weder  eine  Be- 
stätigung ausgesprochen  nocli  für  nöthig  erachtet. 
Ebensowenig  ist  die  Behauptung  Hefele s  1, 
47  u.  2,  251  richtig,  dass  Cölestins  Nachfolger 
Sixtus  III  in  den  beiden  Schreiben  v.  432 
(Mansi  5,  373.  375) eine  solche  feierlich  ertheilt 
habe.  Die  einzige  Stelle,,  welche  dafür  einen 
Anhalt  bietet,  1.  c.  p.  375 :  „ut  si  .  .  .  reiecerint 
omnia  quaecumque  s.  synodus  nobis  conflrmanti- 
bus  reiecit,  redeant  in  sacerdotum  consessum", 
ist  keine  feierliche  Bestätigung,  welche  auch 
nicht  blos  gelegentlich  ausgesprochen  worden 
wäre,  sondern  enthält  nur  eine  Erklärung,  dass 
der  Papst  mit  den  Beschlüssen  der  Synode  über 
die  Nestorianer  einverstanden  sei.  —  Die  Synode 
V.  Chalcedon  hat  ebenfalls  nicht  schlechthin 
die  Bestätigung  ihrer  Beschlüsse  bei  Leo  I  nach- 
gesucht. Die  dafür  immer  wieder  citirte  Stelle 
ihres  Schreibens  s.  z.  B.  Hefele  1,  47  u.  2, 
545  an  letzteren,  Mansi  6,  156:  „Ttaaav  Ufxiv 
xöJv  7re7rpaY[J'£Vü)V  x-qv  Suvajxiv  eY'^cupiaafxev  eic, 
ouoxaoiv  Yjfj.exspav  xal  xtbv  irap'  '/j[j.(um  TzeTzpa^ixi- 
V(uv  ßeßaitooiv  xe  v.a\  ouYxaxa&eotv',  bezieht  sich 
lediglich  auf  den  von  der  Synode  in  Betreff  des 
Vorrechtes  des  Stuhles  von  Konstantinopel  fest- 
gestellten Kanon,  Th.  I.  S.  543,  gegen  welchen 
schon  die  päpstlichen  Legaten  auf  dem  Konzil 
opponirt  hatten,    Hefele  2,  531.  540,   Th.  I. 

5.  543,  nicht  aber  auf  die  übrigen  Beschlüsse. 
Dasselbe  gilt  von  den  Schreiben  Mauricius'  und 
Anatolius'  v,  Konstantinopel  an  ihn,  Mansi  6, 
167.  171.  277.  Leo  I  hat  bekanntlich  den  Ka- 
non verworfen,  aber  nur  deshalb,  weil  er  dem 


Nicänum  widerspreche.  Dass  er  dagegen  ein  all- 
gemeines Bestätigungsrecht  nicht  in  Anspruch 
genommen ,  zeigt  seine  ep.  103  v.  452  ad  ep. 
Galliar.,  1.  c.  p.  184,  in  welcher  er  ihnen  Mit- 
theilung über  die  Synode  v.  Chalcedon  macht, 
ohne  im  Leisesten  darauf  hinzudeuten,  dass  diese 
erst  durch  seine  Genehmigung  Kraft  erhalten 
hätte ;  ebensowenig  ist  es  in  ep.  104.  105. 
106,  1.  c.  p.  187  fl.  der  Fall.  Erst,  als  der  Kaiser 
um  eine  besondere  Erklärung  über  die  Zustim- 
mung und  Genehmigung  Leo's,  um  alle  Zweifel 
der  Gegner  an  derselben  zu  beseitigen,  gebeten 
hatte,  1.  c.  p.  215,  erklärt  der  letztere  in  einem 
darauf  erlassenen  Schreiben  an  die  Konzilsbi- 
schöfe, ep.  114  V.  453,  1.  c.  p.  226:  „Omnem 
quidem  fraternitatem  vestram  nosse  non  ambigo 
definitionem  s.  synodi,  quae  ...  in  Chalcedo- 
nensi  civitate  celebrata  est,  toto  corde  me  fuisse 
complexum.  .  .  Ne  ergo  per  malignes  inter- 
pretes  dubitabile  videatur,  utrum  quae  in  synodo 
. . .  per  unanimitatem  vestram  de  flde  statuta  sunt, 
approbem,  haec  .  .  .  scripta  direxi  .  .  .  ut  et 
fraterna  universitas  et  omnium  fldelium  corda 
cognoscant,  me  non  solum  per  fratres  qui  vicem 
meam  executi  sunt,  sed  etiam  per  approba- 
tionem  gestorum  synodalium,  propriam  vo- 
biscum  unisse  sententiam",  in  einem  weiteren  an 
Marcian,  ep.  115,  1.  c.  p.  230:  „Quod  facilius 
dementia  vestra  arbitratur  implendum ,  si  per 
universas  ecclesias  deflnitiones  s.  synodi  Chalc. 
apostolicae  sedi  placuisse  doceantur.  De  quo  qui- 
dem ratio  non  fuit  ambigendi,  cum  ei  fldei  om- 
nium subscribentium  consensus  accesserit,  quae 
a  me  secundum  formam  apostolicae  doctrinae  ac 
paternae  traditionis  emissa  est",  ähnlich  auch  in 
ep.  116.  117,  1.  c.  p.  233.  234.  Demnach  hat 
Leo  I  erst  auf  besonderen  Wunsch  des  Kaisers 
noch  ausdrücklich  seine  Zustimmung  erklärt,  er 
bemerkt  ferner,  dass  an  ihr  nicht  zu  zweifeln  ist, 
und  spricht  sie  aus,  um  seine  Meinung,  welche 
die  Legaten  schon  vertreten  haben,  mit  der  der 
übrigen  Konzilsväter  zu  vereinigen.  Wer  darin 
eine  juristisch  relevante  Bestätigung  findet,  der 
denkt  entweder  nicht  unbefangen  oder  nicht  ju- 
ristisch. S.  auch  V.  Schulte  S.  101.  —  Ebenso 
haltlos  ist  es,  wenn  Hefele  1,  48  u.  2,  905, 
darin,  dass  Papst  Vigilius  sich  durch  seine  Re- 
traktation  und  Zustimmung  zu  den  Anathema- 
tismen  der  5.  Synode  v.  553,  Mansi  9,  414. 
487,  auf  welcher  er  nicht  vertreten  war,  die  Frei- 
lassung aus  dem  Exil  verschafft  hat,  eine  Be- 
stätigung dieses  Konzils  finden  will.  —  Die 
6.  Synode,  welche  den  Papst  Honorius  I  ver- 
dammt hat,  und  bei  Mittheilung  ihrer  Beschlüsse 
wiederholt  davon  spricht,  dass  diese  unter  Mit- 
wirkung des  h.  Geistes  gefasst  sind,  kann  mit  ihrer 
Bitte  an  Papst  Agatho  1.  c.  11,  687:  .^orthodoxae 
autem  fldei  splendidam  lucem  vobiscum  clare 
praedicavimus :  quam  ut  iterum  per  honora- 
bilia  vestra  scripta  confirmetis,  vestram  oramus 
paternam  sanctitatem'',  auch  deshalb ,  weil  sie 
um  nochmalige  Zustimmung  ersucht,  nicht  eine 
Bestätigung  im  juristischen  Sinne  gemeint  haben. 
Der  Nachfolger  des  Papstes,  Leo  II  hat  den  spa- 
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Ausübung  eines  solchen  Rechtes  bei  dem  damaligen  Verhältniss  zwischen  den  morgen- 
lündischen  Patriarchaten  und  dem  römischen  Stuhle  völlig  undenkbar  erscheint  und 
eine  Maclitstellung  des  Papstthums  voraussetzt,  welche  dasselbe  im  Orient  niemals 
besessen  hat '.  Endlich  wird  jene  Auffassung,  welche  die  heutige  ultramontane  Lehre 
den  älteren  Zeiten  geschichtswidrig  unterzuschieben  sucht,  durch  das  Verhalten  der 
Konzilien  selbst  und  der  Kaiser  widerlegt.  Die  Synodalbeschlüsse  sind  stets  sofort 
feierlich  publicirt  worden,  ohne  dass  irgend  eine  Bestätigung  durch  den  Papst  vor- 
behalten worden  wäre  2.  Man  hat  eine  solche  also  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  nicht  für 
erforderlich  gehalten.  Ebenso  haben  die  Kaiser  ohne  Rücksicht  auf  eine  päpstliche 
Konfirmation  die  Synodaldekrete  theils  auf  den  Konzilien  selbst 3,  theils  noch  durch 
besondere  Edikte  bestätigt^.    Erst  dadurch  erhielten  sie  verbindliche  Kraft,  und 


nischen  Bischöfen  682  ohne  einer  solchen  zu  ge- 
denken blos  Mittheilung  von  den  Beschlüssen 
des  6.  Konzils  gemacht  und  sie  zur  Unterschrift 
aufgefordert,  1.  c.  p.  1050,  und  wenn  es  in  sei- 
nem Briefe  an  den  Kaiser  heisst:  „et  quia  defl- 
nitionem  rectae  fldei  (die  Synode)  praedicavit, 
quam  et  apostolica  sedes  b.  Petri  .  .  .  veneranter 
suscepit,  idcirco  et  nos  et  per  nostrum  officium 
haee  .  .  .  sedes  .  .  .  coiicorditer  ac  uiiaminiter  his 
quae  deflnita  sunt  ab  ea,  con  s  entit  et  b.  Petrl 
auctoritate  confirmat'',  so  liegt  darin  wieder  nur 
ein  Bezeugen  der  Uebereinstimmung  des  Papstes 
als  Vertreter  des  occidentalischen  Patriarchates 
mit  der  Synode  um  somehr  als  vorher  betont  ist 
dass  eine  früher  abgehaltene  römische  Synode 
diese  ebenfalls  ausgesprochen  habe ,  und  dass 
durch  das  kaiserliche  Bestätigungsedikt  der  S>- 
nodaldeünition  die  "Wahrheit  dem  ganzen  Erd- 
kreis kund  gethan  sei,  1.  c.  p.  718.  Vgl.  hierzu 
auch  Michaud  p.  761  ff.  —  Die  7.  Synode  v. 
N  i  c  ä  a  hat  weder  um  eine  Bestätigung  gebeten 
noch  eine  solche  erhalten.  Hefele  1,49  findet 
darin  eine  Bethätigung  der  Approbation  Ha- 
drians  I,  dass  er  ihre  Akten  in  das  Lateinische 
hat  übersetzen  lassen.  Dies  bedarf  aber  ebenso- 
wenig einer  Widerlegung,  wie  seine  weitere  Be- 
rufung auf  den  Brief  Hadriaus  an  Karl  d.  Gr.  v. 
794,  in  welchem  der  Papst  sagt:  „  et  ideo  ipsam 
suscepimus  synodum^"",  Mansi  13,808.  —  Der 
8.  Synode  ist  ebenfalls  keine  Bestätigung  von 
Hadrian  II  ertheilt  worden.  Das  von  Hefele  1, 
49  in  Bezug  genommene  Schreiben  Hadrian's  II 
V.  871,  1.  c.  16,  206  enthält  davon  nichts,  vgl. 
auch  Hefele  2,  427,  und  ebensowenig  wird  man 
unbefangener  Weise  in  dem  Schlusssatz  des 
Schreibens  der  Synode  an  den  Papst,  1.  c.  p.  202  : 
.jgratanter  imitatrice  dei  sanctitate  vestra  omnium 
nostrum  conventuum  et  universalis  huius  atque 
catholicae  synodi  consensum  et  consonantiam 
recipiente,  praedica  eam  magis  ac  veluti 
propriam  et  solicitius  confirma  coangelieis 
praeceptionibus  et  admonitionibus 
vestris,  ut  per  sapientissimum  magisterium 
vestrum  etiam  aliis  universis  ecclesiis  personet', 
eine  ausdrückliche  Bitte  „um  eine  besondere  und 
feierliche  Approbation"  finden  können  (so  He- 
fele 1,49),  vielmehr  geht  dieselbe  dahin,  das 
von  der  Synode  Festgesetzte  entgegenzunehmen, 
es  weiter  zu  verkünden  und  als  eigene  Auf- 
fassung durch  Vorschriften  und  Ermahnungen  zu 
bestärken,   damit   es  allen  anderen  Kirchen  be- 


kannt wird.  Kann  wohl  eine  Versammlung, 
welche  das  Bewusstsein  hat,  dass  ihre  Beschlüsse 
zur  juristischen  Wirksamkeit  der  Bestätigung  be- 
dürfen, so  an  diejenige  Person  schreiben,  welche 
sie  zu  ertheilen  befugt  ist  und  kann  sie  gleich- 
zeitig eine  Encyklika  an  alle  Gläubigen  er- 
lassen, in  welcher  sie  diese  auffordert,  sich  ihrem 
Urtheil  zu  unterwerfen,  Mansi  16,  196;  He- 
fele 4,  426?    Vgl.  auch  S.  348.  n.  2. 

^  Sonst  hätte  man  nicht  dazu  gelangen  können, 
die  in  der  vor.  Anm.  besprochenen  Quellenstellen 
in  der  gewaltsamen  Weise,  wie  es  geschehen, 
zu  deuten,  und  in  jedem:  conflrmare,  appro- 
bare,  ßsßaieiv  u.  s.  w.  eine  rechtlich  relevante 
Bestätigung  finden  können.  Ueber  die  Bedeutung 
dieser  Ausdrücke  vgl.  auch  v.  Schulte  S.  109. 

2  Publikation  der  Glaubensformel  auf  dem 
Konzil  V.  Chalcedon  act.  6,  Mansi  6,  134  ff. 
170 ;  der  Anathematismen  auf  der  5.  Synode  v. 
553,  1.  c.  9,  367.  376;  Schreiben  der  6.  Synode 
an  Agatho  v.  683,  1.  c.  11,  686:  „Et  .  .  .  con- 
venientes,  omnis  erroris  expertem  certamque  de- 
finitionem  viviflci  Spiritus  ope,  edidimus"  auf 
deren  Wunsch  der  Kaiser  sofort  nach  seiner  Un- 
terzeichnung auch  gleichlautende  Schreiben  an 
die  übrigen  Patriarchen  hat  absenden  lassen,  1. 
c.  p.  682 ;  Publikation  der  Definition  des  Ni- 
cänums  v.  787  in  der  Schlusssitzung,  auf  An- 
ordnung der  Kaiser,  1.  c.  13,  414  ;  der  Beschlüsse 
des  8.  Konzils  1.  c.  16,  160.  174.  185,  und  die 
Encyklika  der  Synode  an  alle  Gläubigen,  1.  c. 
p.  176.  Vgl.  auch  Schulte  S.  96.  n.  153. 

3  So  Marcian  das  Glaubensbekenntniss  der 
Synode  v.  Chalcedon  act.  VI,  Mansi  7,  174. 
Konstantin  hat  in  der  letzten  Sitzung  des  6.  Kon- 
zils das  von  derselben  beschlossene  Glaubensde- 
kret auf  die  Bitte  der  Synode,  „ut  per  sacram 
vestram  subsignatiouem  robur  praebeatur  defini- 
tioni  a  nobis  .  .  .  editae"  unterzeichnet,  1.  c.  11, 
682 ;  über  den  gleichen  Vorgang  auf  der  Synode 
V.  Mcäa  (787)  Mansi  13,  415,  und  zu  Konstan- 
tinopel (869)  1.  c.  16,  186  ff. 

4  S.  die  Schreiben  Konstantins  an  die  Alexan- 
driner, worin  er  die  Rückkehr  zum  rechten  Glau- 
ben fordert  und  an  die  Bischöfe  und  Gläubigen, 
worin  er  die  Auslieferung  und  Verbrennung  der 
Bücher  des  Arius  bei  Todesstrafe  anordnet,  So- 
crat.  bist.  eccl.  I.  9.  Auf  die  Bitte  des  Konzils  von 
Konstantinopel(381):  „ut  perliteras  quoque  tuae 
pietatis  ratum  habeatur  concilii  decretum, 
ut  sicuti  literis,  quibus  nos  convocasti,  ecclesiam 
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zwar  nicht  blos  als  staatliche ,  sondern  auch  als  kirchliche  Gesetze.  Denn  von  der 
Unterscheidung  einer  selbstständigen  kirchlichen  und  staatlichen  Sphäre  mit  von  ein- 
ander unabhängigen  Rechtsnormen  konnte  bei  dem  römischen  Staatskirchenthum, 
welches  die  Kirche  zu  einer  staatlichen  Zwangsanstalt  gemacht  hatte,  und  folge- 
weise auch  dem  Kaiser  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten einräumen  musste,  keine  Rede  sein^ 

Aus  der  vorangehenden  Darstellung  ergiebt  sich,  dass  zum  Begriffe  des  ökume- 
nischen Konzils  zunächst  die  Einberufung  des  Episkopates  des  römischen  Reiches, 
sei  es  der  einzelnen  Bischöfe ,  sei  es  wenigstens  der  Bischöfe  aus  den  verschiedenen 
Provinzen  gehört ,  und  dass  die  Einberufung  seitens  des  Kaisers  erfolgen  muss ,  da 
die  Beschlüsse  dieser  Synoden  für  das  ganze  Reich  bindend  werden,  also  auch  nur 
unter  kaiserlicher  Autorität  gefasst  und  durchgeführt  werden  konnten.  Wenn  es 
gleich  nicht  erforderlich  war ,  dass  die  Synode  in  ihrer  Vereinigung  alle  Bischöfe  der 
einzelnen  über  das  römische  Reich  verbreiteten  Theilkirchen  umfasste,  so  war  es 
doch  andererseits  nothwendig,  dass  eine  grössere  Anzahl  von  Bischöfen  aus  den  ver- 
schiedenen Theilen  des  Reiches  erschien,  damit  der  ganze  Episcopat  desselben  wenig- 
stens annähernd  repräsentirt  war  und  durch  seine  Zahl  auch  eine  äussere  Gewähr 
dafür  abgab,  dass  das  von  ihnen  als  Nachfolger  der  Apostel  gemeinsam.  Beschlossene 
den  Grundprinzipien  des  apostolischen  Glaubens  entsprach  2.  Aber  immer  hatte  sich 
dieses  letztere  innerliche  Moment  bei  der  Durchführung  der  Synodalbeschlüsse  an 
dem  Bewusstsein  der  ganzen  Kirche  zu  bewähren,  und  dasselbe  hat  sich  mitunter 
mächtig  genug  erwiesen,  neue,  mit  diesen  Grundlagen  in  Widerspruch  tretende  Leh- 
ren aus  der  Kirche  auszustossen. 

Hiermit  hängt  es  zusammen,  dass  wiederholt  Particularsynoden  zusammenge- 
treten sind,  um  ihre  Zustimmung  zu  den  Beschlüssen  allgemeiner  Konzilien  zu  er- 


honore  prosecutus  es,itaetiam  flnem  eomm,  quae  für  die  6.  Synode  bei  Man  si  11,  678  („idcirco  et 

decreta  sunt,   obsignes",  Mansi  3,  557,  ist  die  nos  quae  ab  eis  deflnita  sunt,  corrobarare  at- 

1.  3.  C.  Th.  XVI.  1  ergangen.    Die  Synode  v.  que  flrmare  cupientes"). 

Epliesus  (431)  hat   schon  gleich  nach  der  Ver-  1  Maassen,  Neun  Kapitel  üb.  freie  Kirche, 

urtheilung  des  Nestorius  die  Kaiser  um  Ausmer-  Gratz  1876.  S.  93  ;  L  öning  ,  Gesch.  d.  deutsch, 

zung  seiner  Irrlehre  aus  allen  Kirchen  und  um  K.  R.  1,  69,  70. 

Verbrennung  seiner  Bücher  gebeten,  Mansi  4,  2  Wenn  Mich  au  d  p.  5.  6  das  ökumenische 

1239,    diese  aber  erklärten   zunächst,    weil  der  Konzil  dahin  deflnirt :  „ceux-lä  sont  oecumeniques 

Patriarch  von  Antiochien  nicht  abgewartet  wor-  qui  representent  l'universalite  de  l'eglise.  .  .  Or 

den  sei,  alles  bis  dahin  Geschehene  für  ungültig,  trois  conditions  sont  rigoureusement  requises  pour 

Mansi  4,  1378:    „sacrae  maiestati  nostrae  pla-  une  teile  representation  :   1.  la  liberte' et  l'honne- 

cuit,    talem  procedendi  modum  nullum  habere  tete  des  delib^rations  et  des  decisions;  2.  la  con- 

locum    aut   momentum :    bis   vero    quae   inepte  statation  du  fait  de  la  croyance  des  eglises,  d'a- 

ac  citra  ordinem  gesta  sunt,    cessantibns  etc.",  pres  le  criterium  universel ;   3.  l'acceptation  des 

erst  später  haben  sie  in  einem  besonderen  Edikt  decisions  par  toutes  les  eglises  chretiennes  parti- 

die  Absetzung  des  Nestorius ,  wie  auch  die  von  culieres  und  p.  8 :  Ces  trois  conditions  sont  les 

der  Aftersynode   der    Antiochener   beschlossene  seules  que  l'oecumenicite  des  conciles  exigs  im- 

Absetzung    des   Cyrill    und    Memnon    bestätigt  perieusement.    Trois  autres  sont  d^sirables  pour 

(approbare),  1.  c.  p.  1395,   Hefele  2,218;   die  parfaire   cette   oecume'nicite,    mais   ne  sont  pas 

Bestätigungsedikte  Marcian's  mit  Strafandrohun-  essentielles,  ä,  savoir :  l'oecumenicite  de  la  convo- 

gen  für  weiteres  Disputiren  über  den  Glauben  cation  du  concile,  roecumenicite  de  sa  composi- 

bei  Mansi  7,  475.478  (wo  conflrmare  gebraucht  tion,   l'oecumenicite  de  sa  tenue  ou  l'unanimite 

ist),  vgl.  auch  Leon.  I  ep.  ad  Aegypt.  160,  1.  c.  de  ses  membres  pre'sents",   so  ist  das  eine  histo- 

6,  337 :   „  deflnitarum  rerum,   quas  tantae  synodi  risch   haltlose   Konstruktion ,     bei    welcher    die 

vel  christianissimi  principis  s  a  n  x  i  t  auctoritas  wesentlichen  Erfordernisse  der  Konstitution  ,  der 

et   apostolicae  sedis  confirmavit  assensus,   nihil  Gültigkeit  einzelner  Beschlüsse  und  die  Bedeu- 

oportet   discuti.''     Darüber,    dass   Justinian   die  tung  der  nachträglichen  Reception  oder  Verwer- 

Beschlüsse  der  5.  Synode  bestätigt  hat,  vgl.  He-  fuug    derselben    wirr    durcheinander    geworfen 

feie  2,  903.    Das  kaiserliche  Bestätigungsedikt  sind. 
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klären',  d.h.  zu  konstatircn,  dass  dieselben  ihrem  christlichen  Bewusstscin  ent- 
sprachen .  sowie  dass  die  Päpste  dieselben  im  Abendlande  kund  gethan  haben^,  ja 
dass  die  Synode  von  Konstantinopel  (381),  zu  welchem  Kaiser  Theodos  I.  nur  die 
Bischöfe  seines  Reichstheiles  geladen  hatte  ^,  welche  also  ihrer  Zusammensetzung  nach 
keine  ökumenische  Synode  gewesen  ist,  soweit  sie  das  bekannte  Glaubensbekennt- 
nisse aufgestellt  hat,  durch  allgemeine  Anerkennung  desselben  das  Ansehen  einer 
ökumenischen  Synode  erlangt  hat''. 

Umgekehrt  haben  dagegen  andere  Konzilien,  wie  die  s.  g.  Räubersynode  zu 
Ephesus  (419),  welche  von  Theodos  II.  als  allgemeine  einberufen  und  deren  Be- 
schlüsse von  ihm  bestätigt  sind  ^\  und  ferner  die  sich  gleichfalls  als  allgemeine  be- 
zeichnende, von  Konstantin  Kopronymus  754  zu  Konstantinopel  einberufene  bilder- 
feindliche Synode'',  obwohl  sie  äusserlich  den  Erfordernissen  eines  ökumenischen 
Konzils  entsprochen  haben,  nicht  die  Eigenschaften  solcher  erhalten  können  ^. 

lieber  die  Oekumenicität  eines  formell  als  allgemein  erscheinenden  Konziles  hat 
also  in  dieser  Zeit  schon  im  Grunde  die  Reception,  d.  h.  die  Bewährung  seiner  Be- 
schlüsse im  Gesammtbewusstsein  der  Kirche  entschieden.  Juristisch  gesprochen, 
heisst  das  aber  nicht  so  viel ,  dass  die  Reception  ein  weiteres  wesentliches  Erforder- 
niss,  welches  später  dem  allgemeinen  Konzil  von  aussen  her  nach  seiner  Beendigung 
hätte  hinzutreten  müssen,  gebildet  hat,  vielmehr  ist  ausser  den  erwähnten  formalen 
Voraussetzungen  des  allgemeinen  Konziles  als  weiteres  wesentliches  und  zwar  mate- 
rielles Moment ,  soweit  es  sich  um  die  Gültigkeit  seiner  Glaubensbeschlüsse  handelt, 


1  Z.B.  die  Synode  v.  Jerusalem  v.  553  zu  dem 
Konstantinopolitanischen  v.  553.  Hefele  2, 
903 ;  V.  Toledo  684  zu  dem  6.  Konzil,  a.  a.  0. 
3,  322.  Das  c.  1  Nicaen.  v. 787,  Mansi  13,  417 
erwähnt  ferner  solcher  Synoden ,  welche  zur 
£7.ooot;  (Publication)  der  Beschlüsse  der  allge- 
meinen Konzilien  hestlmmt  sind. 

2  Vgl.  Hefele  3,  290;  ferner  Ep.  Gelas.  I 
ad  episc.  Dardan.  v.  495,  ed.  Thiel,  p.  395: 
„quod  nullus  iam  veraciter  chrlstlanus  ignoret, 
uniuscuiusque  synodi  constitutum,  quod  uni- 
versalis ecclesiae  prohavit  assensus, 
non  aliquam  magis  exequi  sedem  prae  ceteris 
oportere,  quam  primam";  p.  400:  „per  hene 
gestam  synodum  i.  e.,  secundum  scripturas  sanc- 
tas,  secundum  traditionem  patrum,  secundum 
eeclesiasticas  regulas  pro  üde  catholica  et  commu- 
nione  prolatam,  quamcuncta  recipit  eccle- 
s  1  a ,  quam  maxime  sedes  apostolica  comproba- 
vit."  Die  s.  g.  päpstliche  Bestätigung  ist  nichts 
anderes  als  die  ausdrückliche  Feststellung,  dass 
die  Synodalbeschlüsse  der  Anschauung  Roms  in 
der  im  Text  hervorgehobenen  Beziehung  ent- 
sprachen. Eine  Erklärung  des  römischen  Bi- 
schofes  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  musste 
bei  seiner  Stellung  von  entscheidender  Bedeu- 
tung für  die  Reception  des  Konzils  im  Abend- 
lande sein. 

3  Theodoret.  bist.  eccl.  V.  6. 

*  U.  a.  abgedruckt  bei  Hefele  2,  11. 

5  Hefele  2,  30;  Michaud  p.  96. 

6  Mansi  6,  588  u.  7,  495;  Hefele  2,  349. 
An  Zahl  der  erschienenen  Bischöfe  war  sie  den 
anerkannt  ökumenischen  ebenfalls  gleich,  denn 
dieselbe   wird    auf   360   angegeben ,    jedenfalls 


haben  aber  135  Bischöfe  unterzeichnet,  a.  a.  0. 
S.  369.  Auf  der  Synode  hatte  schon  der  an- 
wesende päpstliche  Legat  protestirt  und  weder 
der  Papst  noch  das  von  ihm  veranstaltete  conci- 
lium  occidentale  hat  ihre  Beschlüsse  anerkannt, 
a.  a.  0.  S.  388.  390  ff. 

7  Mansi  13,  208. 209  u.  He  feie  3,410.429. 

8  Mitunter  ist  allerdings  nur  ein  Dissens  ein- 
zelner Kirchen  hervorgetreten ,  welcher  aber, 
nachdem  er  längere  Zeit  gedauert  und  die  Kir- 
chen im  Schisma  geblieben  waren  ,  aufgegeben 
worden  ist,  so  z.  B.  seitens  einzelner  oberitalie- 
nischer Synoden  gegenüber  den  Beschlüssen  des 
5.  Konzils  (v.  Konstantinopel  553),  Hefele  2, 
914.  Ebenso  hatte  die  fränkische  Kirche  zur  Zeit 
Karls  d.  Gr.  die  Beschlüsse  der  Synode  v.  Nicäa 
(787)  noch  nicht  anerkannt,  a.  a.  0.  3,  699. 
707.712. 

Mit  Bezug  auf]  derartige  Synoden,  wie  die  erst 
erwähnte ,  erklärt  Pelagius  I ,  ep.  ad  Narsem 
a.  558—560  (c.  4.  Dist.  XVH) :  „Nee  licuit  ali- 
quando ,  nee  licebit  particularem  synodum  con- 
gregari ,  sed  quotiens  aliqua  de  universali  sinodo 
aliquibus  dubitatio  nascitur,  ad  recipiendam  de 
eo  quod  non  intelligunt  rationem  ad  apostolicam 
sedem  (al.  apostolicas  sedes)  pro  percipienda 
ratione  conveniant."  Damit  wird  die  Auffassung 
des  römischen  Stuhles  oder  der  Patriarchalstühle 
überhaupt  mindestens  insoweit  für  die  zu  dem 
Sprengel  der  letzteren  gehörigen  Bischöfe  als 
massgebend  erklärt,  dass  diese  zunächst  mit 
denselben  in  Betreff  des  allgemeinen  Kon- 
zils in  Verbindung  treten  und  nicht  sofort 
ihren  Widerspruch  auf  Partikularsynoden  er- 
heben sollen. 
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das  hinzustellen,  dass  die  durch  dieselben  formulirten  Glaubensartikel  sich  als  eine 
organische  Fortentwicklung  des  kirchlichen  Glaubens  kennzeichnen  müssen,  so  dass 
ihnen ,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist ,  von  vornherein  die  Nichtigkeit  anhaftet.  Das 
äussere  Kriterium  dafür,  ob  dieses  Erforderniss  erfüllt  ist  oder  nicht ,  bildet ,  da  eben 
darüber  nur  das  Gesammtbewusstsein  der  Kirche  entscheiden  kann,  die  Reception 
oder  die  Ablehnung  derselben ,  d.  h.  durch  das  eine  oder  andere  wird  endgültig  de- 
klarirt,  ob  den  Beschlüssen  das  gedachte  wesentliche  Moment  für  ihre  Gültigkeit  von 
vornherein  innegewohnt  oder  gefehlt  hat.  Die  Reception  ist  also  kein  Akt,  dessen  Wir- 
kung die  Rechtsgültigkeit  zur  Folge  hat  und  sie  erst  konstituirt ,  sie  deklarirt  nur, 
dass  die  Beschlüsse  von  Anfang  rechtsgültig  waren,  die  Nichtreception  dagegen  hin- 
dert nicht  die  Vollendung  der  Rechtsgültigkeit ,  vielmehr  stellt  sie  fest ,  dass  die  Be- 
schlüsse schon  bei  ihrer  Fassung  von  der  Nichtigkeit  betroffen  gewesen  sind. 

Diese  Auffassung  wird  sowohl  der  historisch  unzweifelhaften  Thatsache ,  dass 
durch  die  erwähnten  Synoden  eine  Weiterentwicklung  der  christlichen  Glaubenslehre 
erfolgt  ist,  sowie  dem  katholischen  Traditionsprincip  gerecht  und  sie  vermeidet  gleich- 
zeitig die  mit  der  Geschichte  in  Widerspruch  tretende  altkatholische  Theorie  von  der 
Feststellung  des  „semper,  ubique  und  ab  omnibus"  durch  das  Zeugniss  der  Bischöfe 
der  einzelnen  Theilkirchen. 

Lag  die  Sache  so,  wie  sie  hier  dargestellt,  so  bot  die  Reception  in  der  charakte- 
risirten  Bedeutung  einen  Ersatz  dafür ,  dass  niemals  auf  sämmtlichen  der  gedachten 
Konzilien  der  Episkopat  in  seiner  Gesammtheit  vollständig  vertreten  war,  weiter  aber 
gleichfalls  ein  Korrektiv  gegen  die  rechtlich  zulässige  Majorisirung  der  Minorität 
durch  die  Mehrheit,  welche  nur  von  dauerndem  Erfolge  sein  konnte,  wenn  das  Ge- 
sammtbewusstsein der  Kirche  mit  der  letzteren  übereinstimmte ,  unter  dieser  Voraus- 
setzung aber  nicht  mehr  den  Charakter  eines  unberechtigten  Gewissenszwanges  an 
sich  trug. 

§.  170.     2.   Die  sielen  allgemeinen  Konzilien  des  Mittelalters. 

Zwischen  dem  letzten  im  Orient  abgehaltenen  allgemeinen  Konzil,  dem  Konzil 
von  Konstantinopel  von  869 ,  und  der  ersten  grossen  Synode  im  Abendlande,  welche 
in  der  katholischen  Kirche  herkömmlicher  Weise  zu  den  ökumenischen  Konzilien  ge- 
rechnet wird,  —  dem  Lateranensischen  vom  J.  1123  —  liegt  ein  Zeitraum  von  zwei 
und  ein  halb  Jahrhunderten.  Nachdem  der  christliche  Glaubensinhalt  durch  die 
früheren  ökumenischen  Synoden  seine  Feststellung  und  Formulirung  gefunden  hatte, 
blieben  der  Kirche  zunächst  dogmatische  Streitigkeiten  von  umfassender  Bedeutung 
erspart.  Weiter  hatte  die  kirchliche  Verfassung  in  der  früheren  Zeit  ihre  ausreichende 
Durchbildung  erfahren,  und  war  auch  in  den  germanischen  Reichen  des  Abendlandes, 
allerdings  mit  gewissen,  durch  die  verschiedene  Nationalität  und  die  Stellung  der 
weltlichen  Gewalt  zur  Kirche  bedingten  Modifikationen  zur  Geltung  gekommen.  So 
lag  zunächst  ein  Anlass  zum  Zusammentritt  von  allgemeinen,  die  ganze  Kirche  reprä- 
sentirenden  geistlichen  Versammlungen  nicht  vor,  ganz  abgesehen  davon,  dass  es  bei 
der  eingetretenen  politischen  Trennung  zwischen  dem  Orient  und  der  abendländischen 
Welt,  sowie  der  damit  Hand  in  Hand  gehenden,  zunehmenden  Entfremdung  der 
beiderseitigen  Kirchen  an  einem  Organ  fehlte,  welches  die  Berufung  solcher  Ver- 
sammlungen mit  Erfolg  hätte  in  die  Hand  nehmen  können.  Die  Machtstellung,  welche 
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das  Papstthum  in  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  unter  Nikolaus  I.  gewonnen 
hatte,  war  von  zu  kurzer  Dauer  und  bei  dem  wesentlich  allein  auf  das  sinkende  karo- 
lingische  Reich  beschränkten  Einfluss  zu  wenig  allumfassend  gewesen ,  als  dass  auch 
nur  der  Gedanke  an  eine  selbst  blos  die  abendländische  Christenheit  umfassende 
kirchliche  Versammlung  hätte  auftauchen  können.  Vielmehr  hat  das  Papstthum  in 
dieser  Zeit  allein  da,  wo  es  nach  Lage  der  Verhältnisse  möglich  war,  seine  Maclit- 
sphäre  durch  Einberufung  von  partikulären  Synoden  für  einzelne  Länder  aus  Anlass 
bestimmter  Gelegenheiten  zu  erweitern  gesucht'.  Aber  auch  diese  Bestrebungen 
haben  seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts  mit  dem  Niedergange  des  Papstthums  ihr  Ende 
gefunden  2.  Wichtige  kirchliche  Angelegenheiten  wurden  seitdem  auf  den  in  den  ein- 
zelnen Ländern  unter  Theilnahme  der  Fürsten  ^  abgehaltenen  oder  auf  den  aus  meh- 
reren erzbischöflichen  Provinzen  zusammengetretenen  Synoden  ^  erledigt,  und  nach 
der  Neubegründung  des  Kaiserthums  unter  Otto  I.  sind  es  die  Kaiser,  welche  theils 
mit  den  Päpsten,  theils  auch  ohne  dieselben  grössere  Synoden  für  die  Ordnung  kirch- 
licher Verhältnisse  von  allgemeiner  Bedeutung,  insbesondere  für  die  den  päpstlichen 
Stuhl  selbst  betreffenden  Angelegenheiten  zusammenberufen  oder  deren  Berufung 
veranlassen  ^.  Erst  als  das  durch  die  gemeinsam  mit  den  deutschen  Kaisern  unter- 
nommenen Reformen  gekräftigte  Papstthum  sich  von  dem  Einflüsse  derselben  frei 
zu  machen  beginnt,  sucht  es  für  die  Verwirklichung  seiner  weiteren  Pläne  die  Unter- 
stützung grösserer  kirchlicher  Kreise  durch  selbstständige  Abhaltung  von  Synoden 
zu  gewinnen  6,  aber  vorerst  gelingt  es  den  Päpsten  während  des  Kampfes  mit  dem 
deutschen  Kaiserthum  noch  nicht,  ein  Konzil  zu  vereinigen,  welches  auch  nur  wenig- 
stens als  Repräsentation  der  ganzen  abendländischen  Welt  hätte  gelten  können. 

Mit  dem  Abschluss  des  Wormser  Konkordates  hatte  aber  das  Papstthum  die 
Emancipation  von  der  kaiserlichen  Oberherrschaft  errungen  und  die  Stellung  einer 
selbstständigen  politischen  Macht  sowohl  dem  Kaiserthum  gegenüber,  wie  auch  über- 
haupt im  ganzen  Abendlande  erlangt^.  Zugleich  war  ihm  damit  die  Möglichkeit  er- 
öffnet, gegenüber  den  weltlichen  Gewalten  freier  als  bisher  in  die  Regelung  der 
kirchlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  einzugreifen  und  einen  immer  um- 
fassenderen Einfluss  auf  den  Klerus  in  denselben  geltend  zu  machen. 

Schon  vor  dem  Wormser  Konkordate  während  der  Friedensverhandlungen  hatte 
Calixtll.  ein  grosses  Konzil  für  das  J.  1 123  nach  Rom  behufs  Beilegung  des  Streites  be- 
rufen ^,  auf  welchem  sich  mehr  geistliche  Würdenträger  als  auf  den  früheren  einfanden  ^. 

1  Vgl.  unten  §.  177.  universalis  concilii  iustissimum   examen";   vgl. 

2  Nur  ganz  vereinzelt  tritt  während  dieser  Zeit  Dümmler  a.  a.  0.  S.  25. 
in  Folge  der  Verwirrung,  welche  die  sich  wider-  3  g,  unten  §.  177. 
sprechende  Beurtheilung  der  Angelegenheit  des  *  S.  §.  176. 
Formosus  (891 — 896)  durch   die   verschiedenen  ^  S.  |.  177. 

Synoden  erfahren  hatte,   Th.  I.  S.  236.  238  das  6  Vgl.  §.  175. 

Verlangen  nach  einem  allgemeinen  Konzile,  wie  '^  Th.  II.  S.  559. 

sie  früher  unter  Betheiligung  der  Staatsgewalt  ^  in  dem  erhaltenen  Exemplar  des  Berufungs- 
ahgehalten waren,  hervor,  s.  Auxilii  infens.  et  Schreibens  an  den  Erzhischof  v.  Dol,  Maus i  21, 
defensor.  c.  28,  Mabillon,  analecta  vet.  II  ed.  255  wird  es  vom  Papst  seihst  als  generale  be- 
Paris 1723.  p.  40:  .jproinde  necesse  est,  ut  auc-  zeichnet. 

tore  deo  congregetur  universale  concilium  et  ad  9   Das  gedachte  Schreiben  ist   an  den  Erzbi- 

instar  magni  Constantini  intersit  regis  praesentia  schof,   sowie  die  „suffraganei  abbates  atque  alii 

et  tunc  istiusmodi  scandalum  sedabitur  et  eccle-  ecclesiarum  praelati"  gerichtet  und  bezeichnet  als 

siae  pax  instaurabitur'" ;    libell.  in  defeus.  Ste-  Theilnehmer  des  Konzils  „alii  archiepiscopi,  epi- 

phani  c.  9,  Dümmler,  Auxilius  u.  Vulgarius  scopi,  abbates  et  religiosi   viri."     Suger,    Du 

S.  104.  105:    „Ideoque  in  sacro  ordine,  in  quo  Chesne  4,   311,   Mansi  1.  c.  p.  279  giebt  als 

consecrati    sumus ,     permanentes    praestolamur  anwesend  über  300  Bischöfe ,  Pandulf  vita  Ca- 
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Eine  erhöhte  Bedeutung  erhielt  es  dadurch ,  dass  der  Papst  auf  demselben  den  in- 
zwischen mit  dem  Kaiser  abgeschlossenen  Frieden  unter  die  Autorität  des  Konzils 
stellte^,  sowie  dass  die  auf  den  früheren  Synoden  schon  beschlossenen  Reformkanones 
betreffend  das  Verbot  der  Simonie,  den  Cölibat,  die  kanonischen  Wahlen,  die  ord- 
nungsmässigen  Weihen,  die  Verhinderung  der  Uebergriife  der  Laien  in  die  Besetzung 
der  Kirchenämter  und  in  andere  kirchliche  Angelegenheiten  von  Neuem  als  dauernd 
gesicherte  Resultate  des  bisher  geführten  Kampfes  publicirt  wurden  2. 

Wegen  dieser  hervorragenden  Stellung,  welche  das  Konzil  eingenommen  hat, 
hat  man  dasselbe,  obwohl  auf  ihm  allein  das  Abendland  vertreten  gewesen  ist 3, 
später  zu  den  allgemeinen  und  ökumenischen  Konzilien  gerechnet^.  Aehnlich  verhält 
es  sich  mit  dem  allerdings  zahlreicher  besuchten  Konzil 5,  dem  zweiten  Latera- 
nensischen,  welches  Innocenz  II.  1139  einberufen  hat^.  Dasselbe  war  dazu  be- 
stimmt, durch  Austilgung  der  Spuren  des  erst  mit  dem  Tode  Anaklets  IL  (1138)  er- 
loschenen neunjährigen  Schismas  den  Sieg  Innocenz'  IL  vor  der  christlichen  Welt 
festzustellen^.  Ausserdem  erneuerte  es  eine  Anzahl  von  Kanones,  welche  sich  inner- 
halb der  damaligen  Reformbewegung  halten  und  schon  auf  den  von  Innocenz  IL  in 
Frankreich  veranstalteten  grösseren  Synoden  erlassen  waren  ^. 

Die  beiden  Synoden  sind  die  ersten,  welche  sich  wegen  ihrer  Bedeutung  für  das 
Abendland  den  früheren  allgemeinen  Konzilien  an  die  Seite  stellen  lassen  und  welche 
das  Papstthum  unabhängig  von  der  kaiserlichen  Gewalt  hatte  berufen  können.  Sie 
bilden  die  erste  entscheidende  Ausübung  des  im  Gegensatz  gegen  die  frühere  ost- 


lixti  II,  Wattericli  pontific.  Roman,  vi tae  2, 
116  die  Zahl  von  997  Bischöfen  und  Achten  an; 
vgl.  auch  Falco  Benevent.  1.  c.  p.  151 :  „pontifex 
.  .  .  ultramontanos  omnes  fere  episcopos  et  archi- 
episcopos  et  ahhates  et  totius  .  .  .  Italiae  eccle- 
siarxim  pastores  accersiri  praecepit,  quatenus 
sancta  synodali  confahulatione  flrmata  pactum 
cum  imperatore  Henrico  positum  perpetuo  con- 
flrmaret." 

1  Contin.  Sigiberti  Atreh.,  SS.  6,  443:  „con- 
cilium  fuit  apud!  Romam  ,  in  quo  pax  inter  pa- 
pam  et  imperatorem  confirmatur";  vgl.  auch  vor. 
Anm.  a.  E. 

2  Die  Kanones  LL.  2,  app.  p.  182;  Mansi 
21,  208.  300.  301. 

3  Darüber  dass  auch  orientalische  Bischöfe  be- 
rufen worden  sind,  erhellt  nichts. 

*  Die  Bezeichnung  „generale"  berechtigt  an 
sich  nicht  dazu,  da  dieselbe  auch  für  Synoden 
einzelner  Länder  (s.  §.  177),  ja  sogar  für  Pro- 
vinzialkonzilien  (s.  §.173)  gebraucht  worden  ist, 
ebensowenig  die  Zahl  der  Mitglieder.  Mit  dem- 
selben Recht  könnte  man  das  von  Calixt.  II 
1119  abgehaltene  Rheimser  Konzil,  welches 
gleichfalls  generale  genannt  wird,  Hesson.  scho- 
last.  relat.,  Watterich  2,  130,  und  auf  wel- 
chem gegenwärtig  waren  nach  Order.  Vital.  1.  c. 
2,  127.  n.  1 :  „15  archipiscopi  et  plus  quam  200 
episcopi  cum  multis  abbatibus  et  aliis  ecclesiae 
dignitatibus  .  .  .  apostolico  .  .  .  iussu  evocati ,  de 
Italia  et  Germania,  de  Gallia  et  Hispania,  de 
Britannia  et  Anglia,  de  insulis  oceani  et  cunctis 
occideutalibus  provinciis",  zu  den  ökumenischen 
zählen,  da  die  Mitgliederzahl  mancher  zu  diesen 


gerechneten  Synoden  (so  z.  B.  des  Lyoner  v.  1245) 
eine  solche  Höhe  nicht  erreicht  hat. 

5  Boson.  vlta  Innoc.  II,  Watterich  2,  178: 
„convocatis  de  omnibus  partibus  mundi  patri- 
archis,  archiepiscopis,  episcopis  et  aliis  ecclesia- 
rum  praelatis";  Falco  Benev.  1.  c.  p.  250:  „Ad 
cuius  sacri  conventus  praesentiam  archiepiscopi, 
episcopi  et  abbates  innumeri,  circiter  mille, 
convenerunt" ;  Urk.  bei  Mansi  21,  541:  „prae- 
sidente  .  .  .  Innocentio  II  consedentibus  cardi- 
nalibus  et  cum  lateralibus  episcopis  (d.  h.  den 
Bischöfen  der  suburbikarischen  Bisthümer),  tri- 
bus  quoque  patriarchis  Antiocheno ,  Aquiliense 
atque  Graduense,  archiepiscopis,  episcopis  et  ab- 
batibus in  magno  numero  congregatis."  Von  an- 
deren orientalischen  Bischöfen  als  dem  lateini- 
schen Patriarchen  von  Antiochien,  wissen  wir 
nichts.  Aus  England  war  der  Erzbischof  v.  Can- 
terbury  nebst  4  Suffraganen  deputirt,  1.  c.  p. 
514. 

6  Bezeichnet  wird  es  ebenfalls  als  generale, 
Mansi  21,  514;  u.  .^universalis  ecclesiae  prin- 
cipale  concilium",  chron.  Maurin.,  Watterich 
2,  250. 

■^  Ueber  die  Absetzung  der  Anhänger  Ana- 
klet's  II,  chron.  Mauriu.  1.  c.  u.  Hef  ele  5,  388. 

8  Die  Kanones  bei  Mansi  21,  525,  vgl.  dazu 
die  Nachweisung  der  Quellen  derselben  bei  H  e  - 
feie  5,  390.  Dogmatische  Festsetzungen  hat 
auch  dies  Konzil  nicht  getroffen.  Allerdings  hat 
es  über  die  Lehren  des  Arnold  v.  Brescia  be- 
rathen,  indessen  ist  demselben  blos  Stillschweigen 
auferlegt  worden,  und  eine  Verdammung  damals 
noch  nicht  erfolgt,  a.  a.  0.  S.  392. 
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römische  Praxis '  stehenden ,  später  unbestritten  geltenden  Rechtssatzes ,  dass  allein 
der  Papst  ein  allgemeines  Konzil  zu  versammeln  befugt  ist,  oder  dass  mindestens  ohne 
seine  Mitwirkung  ein  solches  nicht  zusammentreten  kann  2.  Zwar  hat  noch  Kaiser 
Friedrich  1.  nach  der  Wahl  Alexanders  IIL  und  Oktavians  seinerseits  selbstständig 
1 159  ein  Konzil  zur  Entscheidung  über  das  Anrecht  beider  Prätendenten  nach  Pavia 
berufen*^,  aber  wenngleich  dasselbe  nach  seiner  Absicht  auch  eine  allgemeine  Synode 
für  das  Abendland  sein  sollte  "*,  so  hat  es  doch  schon  wegen  seiner  Zusammensetzung 
diesen  Charakter  nicht  erlangen  ^  und  durch  seine  Kassirung  der  Wahl  Alexanders  III. 
den  letzteren  nicht  beseitigen  können. 

Alexander  III.  hat  damals  gegen  das  Vorgehen  Friedrichs  I.  unter  Hinweis  auf 
das  erst  seit  kurzem  praktisch  bethätigte  Recht  des  apostolischen  Stuhles  protestirt  ^', 
ja  dasselbe  seinerseits  später  ausgeübt,  als  nach  der  Besiegelung  der  Niederlage  des 
Kaisers  durch  den  Frieden  von  Venedig  (1177)  sich,  wie  schon  in  dem  Instrumente 
des  letzteren  selbst  anerkannt  war",  die  Nothwendigkeit  einer  allgemeinen  Versamm- 
lung der  Kirche  zur  Beseitigung  der  Folgen  des  lang  andauernden  und  tiefgreifenden 
Schismas  und  der  vielen  und  schweren  durch  dasselbe  veranlassten  Schäden  heraus- 
gestellt hatte.  Auch  diese  Synode,  die  dritte  Lateranensische  von  1179,  auf  wel- 
cher fast  alle  Theile  des  Abendlandes^  und  das  Königreich  Jerusalem,  nicht  aber  die 


1  S.  0.  S.  333. 

2  Seine  Beglaubigung  fand  dieser  Rechtssatz  in 
den  bekannten  pseudoisidorischen  Aussprüchen, 
welche  schlechthin  die  Abhaltung  von  Synoden 
ohne  Zustimmung  des  Papstes  untersagen,  Th. 

II.  S.  11.  n.  7,  und  es  gründet  sich  offenbar 
darauf,  wenn  Leo  IX  in  ep.  ad  Thom.  episc. 
Afric.  V.  1053;  Mansi  19,  658  sagt;  „non  de- 
bere  praeter  sententiam  Romani  poutificis  uni- 
versale coucilium  celebrari";  (vgl.  übrigens  auch 
Paschalis  II  in  c.  4  de  elect.  I.  6 :  „quum  omnia 
concilia  per  Romanae  ecclesiae  auctoritatem  et 
facta  sint  et  robur  acceperint  et  in  eorum  statutis 
Romani  pontiflcis  patenter  excipiatur  auctoritas"). 
Die  pseudoisidor.  Stellen  sind  schon  von  Anselm 
V.  Lucca  in  seine  Sammlung,  dann  aber  auch  von 
Gratian  in  sein  bald  nach  dem  2.  Lateran.  Konzil 
verfasstes  Dekret,  c.  1.  5  Dist.  XVII;  c.  9  C. 

III.  qu.  6  aufgenommen  worden,  während  ihr 
Sinn  auch  in  dem  dictat.  Gregorii,  Jaffe  mon. 
Gregor,  p.  175  :  „  Quod  nuUa  synodus  absque 
praecepto  eins  debet  generalis  vocari"  wieder- 
gegeben ist.  Ueber  die  frühere  praktische  Gel- 
tendmachung dieser  Anschauung  durch  Einberu- 
fung päpstlicher  Synoden  im  11.  Jahrhundert  s. 
§.  175. 

3  Hefele  5,  510;  Reuter  Alexander  IIL  1, 
81  fl. ;  ep.  Frider.  I  ad  Hartm.  Brix.  episc,  LL. 
2,  119:  „Coadunatis  itaque  in  unum  omnibus 
episcopis  tam  Italicis,  quam  Teutonicis  caeteris- 
que  principibus  ac  viris  religiosis  .  .  .  quod  facto 
opus  esset  diligenter  investigavimus  ex  decretis 
Romanorum  pontificum  et  statutis  ecclesiae  ve- 
raciter  accipientes,  quod  exorto  schismate  in  Ro- 
mana ecclesia  ex  duorum  apostolicorum  dissen- 
sione,  ambos  vocare  et  secundum  sententiam  et 
concilium  orthodoxorum  litem  decidere  debere- 
mus.  Ex  concilio  itaque  omnium  episcoporum 
caeterorumque  principum  curiam  solemnem  et 
generalem   couventum  omnium  ecclesiasticorum 


virorum  .  .  .  Papiae  celebrandum  indiximus ,  ad 
quem  .  .  .  vocavimus  omnesque  episcopos  im- 
perii  nostri  et  aliorum  regnorum,  Franciae  videl., 
Angliae,  Hispaniae  atque  Ungariae,  ut  eorum  in 
praesentia  nostra  iusto  declaretur  examine,  quis 
illorum  regimem  universalis  ecclesiae  de  iure 
debeat  obtinere."  Kanones,  welche  dem  Kaiser 
ein  Entscheidungsrecht  bei  zwiespältiger  Papst- 
wahl zusprechen,  existiren  nicht,  vgl.  Reuter 
a.  a.  0.  S.  82.  Indessen  behauptet  auch  das 
Schreiben  keineswegs  das  Vorhandensein  solcher, 
vielmehr  sagt  es  nur,  dass  man  ein  solches  Recht 
aus  den  Kanones  hergenommen,  d.  h.  aus  ihren 
Vorschriften  als  Konsequenz  hergeleitet  habe. 
In  diesem  Sinne  konnten  sehr  wohl  die  den  Kai- 
sern bei  der  Besetzung  des  päpstlichen  Stuhles 
gewisse  Rechte  einräumenden  Privilegien  (ächte 
und  gefälschte),  Th.  I.  S.  229.  239.  240.  246.  248 
ausgelegt  werden,  weil  die  Entscheidung  über  den 
berechtigten  Kandidaten  bei  zwiespältiger  Wahl 
die  Voraussetzung  der  Ausübung  des  kaiserlichen 
Zustimmungsrechtes  bildete  und  überdies  in 
früherer  Zeit  mehrfach  seitens  der  Kaiser  ein 
oberstes  Richterrecht  über  den  Papst  gehandhabt 
war,  Th.  I.  S.  298.  301  ff.  303.  305. 

4  Reuter  S.  82.  113. 

5  Die  Zahl  der  anwesenden  Bischöfe,  meist 
aus  Deutschland  und  der  Lombardei,  betrug  nur 
etwa  50;  Reuter  S.  114.  511;  Hefele  5, 
514. 

6  Ep.  bei  Boso  vita  Alex.  III,  Watterich  2, 
383 :  „In  quo  nimirum  .  .  .  videtur  et  dignitatis 
suae  terminum  excessisse ,  dum  sine  co n sei- 
en tia  Romani  pontificis  concilium  convo- 
cavit  et  nos  ad  praesentiam  suam,  sicut  homo  su- 
per nos  potestatem  habens,  praecepit  convenire." 

7  Art.  24,  LL.  2,  148. 

8  Abgesehen  von  zahlreichen  italienischen  Bi- 
schöfen waren  Bischöfe  aus  Deutschland,  Frank- 
reich, England,  Irland,  Schottland,  Spanien  und 
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griechische  Kirche  des  Morgenlandes  vertreten  waren ^,  ist  zu  den  Ökumenischen  Kon- 
zilien gezählt  worden  2,  jedenfalls  mit  demselben  Recht  wie  das  erste  Lateranensische 
Konzil,  da  dasselbe  einen  noch  grösseren  Triumph  des  Papstthums  über  das  Kaiser- 
thum  als  das  eben  erwähnte  darstellt,  ja  die  Erringung  der  oberen  leitenden  Stellung 
des  ersteren  besiegelt  hat  und  seine  Reformkanonen,  wenngleich  sie  einzelne  frühere 
Bestimmungen  aufgenommen  und  an  dieselben  angeknüpft  haben-',  doch  in  manchen 
Beziehungen  die  Grundlage  für  die  Weiterentwicklung  des  kirchlichen  Rechts  wäh- 
rend des  Mittelalters  geblieben  sind. 

Noch  glänzender  zeigte  sich  die  weltbeherrschende  Höhe,  welche  das  Papstthum 
errungen  hatte,  auf  dem  vierten  Lateranensischen  Konzil  (1215).  Zu  diesem 
hatte  Innocenz  III.  die  Patriarchen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  Prioren  und 
andere  Prälaten  des  Abend-  und  Morgenlandes  berufen,  auch  die  bedeutendsten  christ- 
lichen Fürsten  und  die  Meister  der  Ritterorden  aufgefordert,  sich  auf  demselben  durch 
Gesandte  vertreten  zu  lassen^.  In  der  That  war  das  Konzil  zahlreicher  besucht^ 
und  es  waren  auf  ihm  umfassendere  Gebiete  der  katholischen  Welt  als  auf  den  drei 
früheren  vertreten.  Da  indessen  immer  die  nicht  lateinischen  Morgenländer  von  dem- 
selben fern  geblieben  sind,  so  kann  es  ebenfalls  nicht  als  ökumenisches  Konzil  im 
strengsten  Sinne  des  Wortes  betrachtet  werden  6,  wenngleich  Innocenz  III.  bei  seiner 
Berufung  wohl  die  Absicht  gehabt  hat,  ihm  diesen  Charakter  zu  geben ^.  Nicht  blos 
durch  die  zahlreichere  Betheiligung  der  christlichen  Welt  überragt  dieses  Konzil  seine 
Vorgänger,  auch  für  die  Entwicklung  des  kirchlichen  Rechtes  nimmt  es  eine  bedeu- 
tendere Stellung  als  diese  ein.  In  seinen  70  Kanones^  führt  es  theils  die  durch  das 
dritte  Lateranensische  Konzil  begonnenen  Reformen  weiter,  theils  regelt  es  durch  neue 
Vorschriften  eine  Reihe  von  Verhältnissen ,  für  welche  es  bis  dahin  an  einer  näheren 
Ordnung  gefehlt  hatte ,  theils  sucht  es  alte  und  neue  Missstände ,  deren  Beseitigung 
dringend  gefordert  war,  durch  seine  gesetzgeberischen  Massnahmen  zu  heilen. 

einer  aus  Ungarn  (keiner  ans  Portugal  und  Po-  Ann.  Ceccan.  SS.  19,  300,  dann  über  800  Aebte 
len)  erschienen,  vgl.  Kenter  3,  418.  und  Prioren,  ausserdem  Vertreter  der  Patriarchen 
1  Von  den  Lateinern  im  Orient  waren  7  Bi-  ^-  Antiochien  und  Alexandrien,  ferner  eine  An- 
scliöfe,bez.  Vertreter  anwesend,  Reuter  S.  424.  zahl  weltlicher  Fürsten,  vgl.  die  Notiz  bei 
Die  Zahl  der  Theilnehmer  wird  sehr  verschieden,  Mansi  22,  1079.  n.  d,  und  dazu  Winkei- 
so z.  B.  auf  über  1000,  darunter  600,  nach  ande-  mann,  Philipp  v.  Schwaben  2,  420.  513. 
ren  wieder  700,  oder  auch  auf  etwa  300  Bischöfe  ^  I^^s  Gegentheil  ist  schon  von  L  a  u  r.  S  u  r  i  u  s 
angegeben,  s.  die  Zusammenstellung  bei  Reuter  hehauptet  worden,  Mansi  22,  1079.  n.  c.  Aller- 
S.  761,  auch  Watterich  2,  642.  n.  5.  Die  dings  bezeichnet  Innocenz  III  in  dem  Berufungs- 
erhaltenen  Verzeichnisse  Mansi  22,  213.  458  schreiben  (s.  Anm.  4)  das  Konzil  nicht  nur  als 
sind  corrumpirt,  Reuter  S.  768.  Nach  letzterem  generale,  sondern  auch  als  universale,  und 
bestimmt  sich  die  Zahl  der  Bischöfe  auf  etwa  tl^r  letztere  Ausdruck,  welcher  ausserdem  in  c. 
300,  die  Zahl  der  Aebte  und  Prioren,  welche  2 des  Konzils  vorkommt.  Man  si  22,  985  ist offen- 
jedenfalls  eine  sehr  bedeutende  war,  lässt  sich  ^ar  auch  in  dem  Protokoll  des  Konzils  selbst  ge- 
nicht  näher  feststellen,  Reuter  S.  424.  425.  braucht,  1.  c.  1079  n.  d  u.  Winkel  mann  a.  a. 
9  t  a  i.  or,  j  ^r  j-  T^  •  j  •  1  j  0.  S.  513  fdie  mittelalterlichen  Berichte,- zusam- 
^  Im  Art.  24  des  Venediger  Friedens  wird  das  j.  n^  v  •  t>  ixi,  +  i  /.qt  i.  i 
1  _  ,  1  •  A  •  vj.  X  V  j  T^  -1  1  mengestellt  bei  Potthast  l,4o^,  wechseln  zwi- 
damals  noch  m  Aussicht  stehende  Konzil  nur  als  .-u-j  ni  -i,  N-j  x.  -  ^ 
T,.,.,  •jTn-i..  sehen  beiden  Bezeichnungen),  indessen  heisst 
generale  bezeichnet,  ebenso  in  den  Bischots-  .,.  .  i  •  ^^  il  j-  i 
^  .  ,  .  ^  '.  -v  concilium  universale  nicht  nothwendig  und  un- 
Vcrzeicnnissen  is.  vor.  ixnm.  i.  ,         ,,        t-t      ,■•    i             •  i       •     -i            •    i 

^                       -'  ter   allen   Umstanden    soviel   wie  ökumenisches 

3  Vgl.  R e u t e r  a.  a.  0.  S.  438.  768  ;  He f  e  1  e  Konzil. 

5,  632.    S.  auch  Th.  I.  S.  264.  7    Ausser  der  Einberufung  der   Prälaten   des 

*   Das  Verzeichniss    der  Einladungsschreiben  Morgenlandes  spricht  dafür  der  Umstand,    dass 

v.  J.  1213  bei  Potthast  reg.  n.  4706  ,  1,  407.  auch  eine  griechische  Uebersetzung  der  Kanones, 

408;  Mansi  22,960;    s.  auch  Hur  ter  Inno-  bei  Mansi  22,982,  für  die  orientalischen  Christen 

cenz  III.  2,  538;  Hefele  5,  777.  angefertigt  worden  ist.  He  feie  5,  783. 

^  Anwesend  waren  71  Primaten  und  Metropo-  ^  Bei  Mansi  22,  979.    Ihr  Inhalt  angegeben 

Uten,   worunter  die  lateinischen  Patriarchen  v.  bei  Hurter   Innocenz  III.  2,  641;    Hefele  5, 

Konstantinopel  und  Jerusalem,  412  Bischöfe,  s.  783. 

Hinschius,  Kirchenrecht.  III.  23 


354  !•  r)ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  170. 

Seit  Innocciiz  III.  steht  das  Recht  des  Papstes,  ausschliesslich  allgemeine  Kon- 
zilien zu  berufen,  im  Abendlande  unangetastet  fest.  Principiell  hat  es  selbst  Fried- 
rich II.  in  seinem  Kampfe  mit  Gregor  IX.  nicht  bestritten ^.  Wenn  er,  nachdem  der 
letztere  1240  durch  Ausschreibung  eines  allgemeinen  Konzils 2  seinen  Siegeslauf  zu 
hemmen  versuclite,  erklärt  hat,  er  würde  die  Abhaltung  eines  solchen  während  der 
Dauer  des  Streites  nicht  dulden  3,  und  ferner  den  Zusammentritt  desselben  durch  An- 
wendung faktischer  Massregeln,  insbesondere  durch  Festhaltung  der  nach  Rom 
reisenden  Prälaten  gehindert  hat'*,  so  hat  er  damit  dem  Papste  nur  das  Recht  abge- 
sprochen, ein  Konzil  gegen  ihn  als  Kampfmittel  zu  benutzen,  die  Theilnehmer  ledig- 
lich nach  einseitigen,  dem  Kaiser  feindlichen  Parteirücksichten  auszuwählen  und  der 
Entscheidung  des  Konzils  Angelegenheiten ,  welche  nicht  zur  kirchlichen  Kompetenz 
gehörten,  zu  unterbreiten.  Der  Kaiser  ist  also  nicht  der  Ausübung  des  Rechtes 
selbst,  sondern  nur  einer  missbräuchlichen  Benutzung  desselben  entgegengetreten^. 

Denselben  Standpunkt  hat  Friedrich  IL  auch  gegenüber  der  Berufung  des  all- 
gemeinen Konzils  durch  Innocenz  IV.  nach  Lyon  imJ.  1245  eingenommen.  Seinen 
Bevollmächtigten,  welche  er  zu  dem  Konzil  absandte,  gab  er  eine  Urkunde  mit,  in 
welcher  er  sie  ermächtigte,  wegen  der  ihm  zugefügten  Beschwerden  und  wegen  des 
ungerechtfertigten  Verfahrens  gegen  ihn  an  einen  künftigen  Papst  und  ein  anderes 
allgemeines  Konzil  zu  appelliren^.  Wie  er  darin  das  Berufungsrecht  des  Papstes 
principiell  nicht  in  Frage  gestellt  hat,  ebenso  wenig  ist  dies  seitens  seines  Legaten 
bei  der  Erhebung  der  Appellation  auf  dem  Konzil  selbst  geschehen^. 

Das  Konzil  sollte  nach  den  eigenen  Angaben  des  Papstes  darüber  berathen,  wie 
der  Notli  des  heiligen  Landes  und  der  drohenden  Mongolengefahr  Abhülfe  gebracht, 
entstandene  Ketzereien  unterdrückt  und  endlich  die  Streitigkeiten  zwischen  der  Kirche 
und  dem  Kaiser  beseitigt  werden  könnten^.  Die  an  letzter  Stelle  genannte  Ange- 
legenheit war  für  den  Papst  die  Hauptsache ,  das  Konzil  sollte  dem  Papst  zur  Ver- 


*  In  dem  Schreiljen  an  den  König  v.  England  „concessa  eis  plenaria  potestate,  ut  a  gravamine 

V.  1240,  Huillard-Breholles,  hlst.  diplom.  et  Iniquo  processu  patrls  eiusdera,  ad  deum  pri- 

Frider.  11   5,   1039  (auch  LL.  2,  338)  wirft  er  mum  ....  et  postmodum  ad  futurum  summum 

dem  Papst  sogar  vor,  dass  er  früher  auf  seinen  pontificem  et  ad  generalem  synodum,  ad  princi- 

Wunsch,   ein  solches  Konzil  zu  berufen,  nicht  pes   Alemannie  universos  et   ad  alios   priucipes 

eingegangen    ist;    vgl.   auch    Huillard-Bre-  orbis  terrae  pro  parte  nostra  libere  valeant  appel- 

holles  1.  c.  p.  1076.  lare." 

2  Schirrmacher  Kaiser  Friedrich  II.  3,  "^  S.  die  Appellation  desselben,  des  Bischofs 
172;  die  Einberufungsschreiben  verzeichnet  bei  Thaddaeus  von  Suessa,bei  Huillard-Bre'h.  6, 
Potthast  n.  10925.  10945  ff.  318:  „cum  ,  .  Imperator  citatus  non  fuit  ad  con- 

3  S.  den  citirten  Brief  Friedrichs  :  „nee  inter  f  ^'^."^ '  «^°^  ^1*^*^^  ^^  predicatione  facta  nulla 
nos  et  eum  durante  presenti  discordia  vocari  con-  ^'^'\^  '  "  ^^  ^^'.^"^  "^^^^^^  f^^"*  •  '  V  '^\^^}^^ 
cilium  per  eundem  velut  hostem  publicum  im-  ^^^^"^^^  P^P^  ^"  ^^^^"^  ^^^°^  ^«  e*  «^^  immicus 
perii  permittemus,  presertim  cumnobis,  ipsms  et  contra  omne  lus  partes  assumat  ludici^ 
imperio  et  terre  priucipibus  iudecentissimum  in-  f.,f^^'}'  ^*  ^''^l  ^^?*^°^  mdicium  .  .  .  mtendat 
dicemus  causas  nostrarum  secularium  potestatum  diffinitivam  sententiam  promulgare  ego  .  . 
ecclesiastico  foro  subiicere  vel  iudicio  synodali,  P^ocurator  ad  hoc  specialiter  constitutus  dico 
sed  Omnibus  ad  concilium  ipsum  convocatis  per  "^^^^^  ^^re  sententiam  contra  .  .  .  imperatorem 
totam  terram  nostre  iurisdictioni  subiectam  in  per  summum  pontificem  in  presenti  conciliopro- 
personis  et  rebus  securitatem  denegamus."  mulgandam.    Si  tamen  aliqua  sit,  quod  difflteor, 

cum  nullus  sit  m  ea  iuris  ordo  servatus,  ab  ipsa 

4  Matthaeus  Paris  chron.  mai.  ad  a.  1240,  ed.  ^^  futurum  romanum  pontificem  et  ad  univer- 
Luar^d  4,71 ;  Schirrmach  er  o,  185 ff.  ;  He-  g^^g  concilium  regum,  principum  et  prelatorum, 
leleo,  Job.  987.  ^^jj^  presens  concilium  universale  non  sit,    pro 

^  S.  Anm.  3;    Hulllard-Br  ^h.  5,   1028.  parte  domini  imperatoris  appello." 

1076;  Matthaeus  Par.  1.  c.  4,  69.  s  S.    das    Berufungsschreiben   Innocenz'    IV. 

6  Huillard-Breh.  6,   277;     LL.    2,    354  :  Man  si  23,  608  ;  SS.  18,  488. 
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nichtimg  Friedrichs  IL  Beistand  leisten  ^.  Daher  wurde  es  als  allgemeines  ausge- 
schrieben 2,  wenngleich  der  Papst  vorhersehen  konnte,  dass  die  Anhänger  Fried- 
rich II.  nicht  erscheinen  würden.  In  der  That  war  das  Konzil  bei  weitem  nicht  so 
zahlreich  besucht  wie  das  letzte  vor  ihm  von  Innocenz  III.  im  J.  1215  abgehaltene. 
Die  Zahl  der  anwesenden  Erzbischöfe  und  Bischöfe  kann  jedenfalls  nicht  erheblich 
mehr  als  150  betragen  haben '\  Die  schismatischen  Griechen  fehlten  ganz"^,  und  aus 
Deutschland  waren  nur  sehr  wenige  Prälaten  erschienen^.  Mit  Rücksicht  auf  diese 
Zusammensetzung  ist  von  dem  Gesandten  Friedrichs  II.  schon  auf  dem  Konzil  selbst 
dem  letzteren  die  Eigenschaft  eines  allgemeinen  bestritten  worden '^^ 

Nach  der  seit  dem  12.  Jahrhundert  herrschend  gewordenen  Anschauung  war 
dasselbe  indessen  trotz  der  geringeren  Betheiligung  eben  so  gut  wie  die  früheren  ein 
allgemeines'^.  Die  kaiserlicherseits  erhobenen  Einwendungen  würden  nur  als  berechtigt 
erscheinen ,  falls  nachweisbar  wäre ,  dass  ein  Theil  des  Episkopates,  der  deutsche, 
gar  nicht  zum  Konzil  berufen,  vielmehr  vom  Papste  absichtlich  fern  gehalten  wor- 
den sei^. 

Neben  ihrem  Hauptzweck ,  der  Verhängung  der  Absetzung  Friedrichs  II.  ^,  hat 
die  Synode  auch  in  ihren  Kanones  Massregeln  zur  Unterstützung  des  heiligen  Landes 
und  des  Kaiserthums  zu  Konstantinopel,  sowie  zur  Abwendung  der  Mongolengefahr 


1  Schirrmacher  4,  91. 

2  In  dem  Einberufungsschreiben  heisst  es : 
,,reges  terrae,  praelatos  ecclesiarum  ac  alios  mundi 
principes  duximus  advocandos." 

3  Matth.Par.  a.  1245,  ed.  cit.  4,  431;  Man si 
23,  633  erzählt,  dass  bei  einer  Vorberathung,  als 
noch  nicht  alle  Theilnehmer  eingetroffen  waren, 
2  Patriarchen ,  sowie  140  Erzbischöfe  und  Bi- 
schöfe anwesend  gewesen  seien  ;  nach  der  brevis 
notitia,  Man  si  23,  613  haben  das  Absetzungs- 
dekret gegen  Friedrich  II.  ungefähr  150  Prälaten 
unterschrieben.  Dem  gegenüber  kann  die  Angabe 
der  ann.  Erfurt.,  SS.  16,  34,  dass  250  Bischöfe 
Theil  genommen  haben,  nicht  von  Gewicht  sein. 
Mag  auch  die  Zahl  der  Bischöfe  in  den  Sitzungen 
später  grösser  gewesen  sein ,  so  lässt  sich  doch 
nicht  annehmen,  dass  etwa  noch  100  Bischöfe  im 
Laufe  des  Konzils  eingetroffen  sind  und  ebenso 
viel  das  Absetzungsdekret  nicht  unterschrieben 
haben.  Gegen  He  feie  5,  983.  n.  6  mit  Recht 
Schirrmacher4,  121.  391. 

*  Dagegen  hatten  sich  als  Vertreter  der  Chri- 
sten des  h.  Landes  der  Bischof  von  Berytus,  fer- 
ner die  Patriarchen  v.  Konstantinopel  und  An- 
tiochien  eingefunden. 

5  Schirrmacher  4,  120.389.  Ob  sie  über- 
haupt geladen  sind,  lässt  sich  nicht  entscheiden, 
um  so  weniger  als  die  Zahl  der  erhaltenen  Ein- 
berufungsschreiben (M  a  n  s  i  23 ,  608.  609 ; 
Potthast  n.  11493;  Schirrmacher  4,  389. 
n.  2)  sehr  gering  ist ;  vgl.  auch  Schirrmacher 
4,  120.  Am  zahlreichsten  waren  die  französi- 
schen, italienischen  und  demnächst  die  spani- 
schen Bischöfe ,  schwächer  die  englischen ,  nur 
vereinzelt  die  Ungarn  und  Dänen  vertreten, 
Schirrmacher  4,  120ff. ;  Hefeleö,  982. 

6  S.  die  Appellation  a.  E.  (S.  354.  n.  7.) 

'^  Dies  ist  auch  vom  Papst  selbst  auf  dem  Konzil 
gegen  den  erwähnten  Appellationsgrund  geltend 
gemacht  worden,  Matth.  Paris  a.  1245,  ed.  cit.  4, 


440 :  „Et  appellavit  (der  kaiserliche  Gesandte) 
...  ad  concilium  proximo  futurum  g  e  n  e  r  a  - 
lins;  nee  enim  nunc  omnes  praelati  vel  eorum 
vel  principum  procuratores  apparent  bis  in  prae- 
sentiarum.  Cui  papa  :  „Satis  est  concilium  gene- 
rale multorum,qui  dominituihumilitatem  inuti- 
liter  non  sine  gravamine  expectarunt,  patriarcha- 
rum,  archiepiscoporum ,  episcoporum  et  aliorum 
de  diversis  mundi  partibus  nobilium  vel  eorum 
procuratorum.  Et  qui  absunt,  laqueis  domini 
tui  impediuntur  irretiti." 

8  Nachweisbar  ist  das  nicht.  A.  M.  Schirr- 
macher 4,  120.  Die  NichtÜberlieferung  von 
Einladungsschreiben  bildet  kein  Argument  da- 
für, ebenso  wenig  der  Umstand,  dass  man  in 
Deutschland  das  Konzil  mit  Theilnahmlosigkeit 
betrachtet  hat  und  dass  eine  deutsche  Geschichts- 
quelle ,  ann,  Schepftl.  SS.  17.  342,  das  Konzil 
als  ein  vom  Papste  mit  französischen  Bischöfen 
abgehaltenes  bezeichnet.  Innocenz  IV.  hätte  es 
doch  kaum  wagen  können,  dem  Kaiser  durch 
Unterlassung  der  Einladung  der  deutschen  Bi- 
schöfe eine  so  willkommene  Handhabe  zur  Be- 
streitung der  Legalität  der  Berufung  des  Konzils 
zu  gewähren.  Ohnehin  konnte  er  unter  den  ob- 
waltenden Umständen  darauf  rechnen ,  dass  der 
grösste  Theil  der  Deutschen  fern  bleiben  würde, 
und  alles,  was  Schirr  mach  er  geltend  macht, 
beweist  nur,  dass  der  Papst  sich  dabei  in  der 
That  nicht  verrechnet  hat. 

Ob  dagegen  Friedrich  II.  von  dem  Konzil  ab- 
gesetzt werden  durfte  und  der  Papst  berechtigt 
war,  eine  voraussichtlich  nicht  unparteiische 
Versammlung  zu  diesem  Zwecke  zu  versammeln 
und  mit  ihr  das  Richteramt  in  eigener  Sache  zu 
üben,  das  ist  eine  von  der  im  Text  besprochenen 
völlig  verschiedene  Frage. 

9  Schirr  macher  4, 149ff.  Die  Absetzungs- 
sentenz bei  Mansi  23,  613  u.  Matth.  Par.,  ed. 
cit.  4,  445. 
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getrofleii '  iiiul  eine  Reihe  von  Vorschriften  erlassen,  welche  sich  theils  ^egen  vorhan- 
dene Missbrüiiche  richten,  theils  aber  einzelne  kirchliche  Rechtssätze  näher  präcisiren 
und  entstandene  juristische  Kontroversen  entscheiden 2. 

Die  vorletzte  der  hierher  gehörigen  allgemeinen  Synoden,  das  von  Gregor  X.  im 
J.  1271  veranstaltete  zweite  Konzil  von  Lyon,  nimmt  insofern  eine  besondere  Stelle 
ein,  als  dasselbe  neben  den  Berathungen  über  kirchliche  Reformen  und  über  die 
Unterstützung  des  heiligen  Landes  auch  für  Herbeiführung  der  schon  seit  Urban  IV. 
mit  der  griechischen  Kirche  angebahnten  Union  bestimmt  war  und  Gregor  X.  zu  dem- 
selben den  griecliischen  Kaiser  und  die  griechischen  Patriarchen  und  Bischöfe  ein- 
geladen hatte  3.  Vertreten  war  auf  demselben  die  katholische  Welt  des  Abend-  und 
Morgenlandes  durch  ungefähr  500  Bischöfe,  70  Aebte  und  1000  weitere  Prälaten''. 
Von  der  vierten  Sitzung  an  nahmen  auch  die  inzwischen  in  Lyon  eingetroffenen  Ge- 
sandten der  bisher  schismatischen  Griechen,  mehrere  kaiserliche  Beamte,  der  frühere 
Patriarch  von  Konstantinopel  und  der  Metropolit  von  Nicäa,  welche  die  Unions- 
erklärungen des  Kaisers  sowie  die  der  griechischen  Bischöfe  und  ihrer  Synoden  über- 
bracht hatten  •'>,  an  den  Verhandlungen  TheiK'.  Daher  kann  dieses  Konzil,  auf  welchem 
die  freilich  nicht  lange  dauernde  Union ^  mit  der  griechischen  Kirche  vollzogen^  und 
eine  Reihe  von  Reformkanonen  erlassen  worden  ist*^,  als  ein  ökumenisches  im  frühe- 
ren Sinne  bezeichnet  werden  i^. 

Die  folgende  und  auch  die  letzte  Synode  bildet  die  zunächst  für  das  Jahr  1310  ^^ 
dann  aber  später  für  1311  nach  Vienne  von  Clemens  V.  zur  Regelung  der  Ange- 
legenheiten des  Templerordens,  zur  Berathung  über  die  Unterstützung  des  heiligen 
Landes  und  zur  Reform  der  Kirche  und  des  geistlichen  Standes  einberufene  Synode  ^2. 
Sie  war  nicht  so  zahlreich  wie  das  zweite  Lyoner  Konzil  besucht.  Da  aber  immerhin 
eine  beträchtliche  Anzahl  von  Bischöfen  der  lateinischen  Welt  zusammen  gekommen 
war'*^,  so  ist  sie  ebenfalls,  obwohl  das  schismatische  Morgenland  auf  derselben  nicht 
vertreten  war,  zu  den  allgemeinen  Synoden  gerechnet  worden  ^^. 

Die  bisher  besprochenen  Konzilien  unterscheiden  sich  von  denen  des  ersten 


1  Namentlich  Anordnungen  über  Beschaffung 
der  erforderlichen  Subsidien ,  c.  14  ff.,  Mansi 
23,  624. 

2  c.  Iff.,  Mansi  23,  619  ;  ferner  die  weiteren 
Kanones  1.  c.  p.  650,  und  dazu  Hefele  5, 
996. 

3  Die  Schreiben  bei  Mansi  24,  42.  49. 

*  Die  Angaben  über  die  Zahlen,  zusammen- 
gestellt 1.  c.  p.  133,  weichen  allerdings  vielfach 
ab.  Die  obige  Annahme  hat  das  Meiste  für  sich, 
Hefele  6,  116.  Die  Abendländer  waren  in  um- 
fassendster Weise  einberufen,  s.  die  Schreiben 
bei  Mansi  1.  c.  56.  57  ;  Potthast  reg.  n.  20716. 
20717. 

5  Bei  Mansi  24,  67.  74. 

6  Brevis  notitia  bei  Mansi  1.  c.  p.  64.  65; 
Hefele  6,  119.  120. 

7  Vgl.  Hefele  6,  138. 

8  Mansi  24,  64;  Hefele  6,  123. 

9  Mansi  1.  c.  p.  81;   Hefele  6,  128. 

'0  Bezeichnet  wird  das  Konzil  von  Gregor  X. 
selbst  in  den  citirten  Schreiben,  Mansi  24,  47. 


50.  56 ,  ferner  in  seinem  Publikationsschreiben 
der  auf  demselben  beschlossenen  Kanones ,  1.  c. 
p.  81,  als  concilium  generale,  ebenso  in  den 
Berichten  über  dasselbe,  brevis  not.,  1.  c.  p.  61 
und  Potthast  reg.  2,  1677. 

11  Mansi  25,  199.  369.  375.  376. 

12  1.  c.  p.  382  ff.  Sie  wird  als  „universale  con- 
cilium" in  den  citirten  Schreiben  bezeichnet. 

13  Die  Zahl  der  Bischöfe  wird  von  einzelnen 
Seiten  auf  300  ,  die  Zahl  der  wirklichen  Mit- 
glieder von  anderen  auf  114  angegeben,  Hefele 
6,  461.  Da  indessen  zwischen  der  ersten  und 
zweiten  Sitzung  sechs  Monate  verlaufen  sind, 
und  zwischen  der  zweiten  und  dritten  (letzten) 
wieder  ein  Monat  gelegen  hat,  a.  a.  0.  S.  463. 
486,  so  ist  es  sehr  wohl  möglich ,  dass  die  Zahl 
der  Theilnehmer  gewechselt  hat. 

14  Dagegen  neuerdingsDamb erger,  synchro- 
nistische Geschichte  des  Mittelalters  13 ,  177, 
welcher  mit  Unrecht  behauptet,  vgl.  auch  He- 
fele 1,  66,  dass  das  Konzil  dieses  Charakters 
entbehre,  weil  auf  ihm  keine  allgemeinen  Kir- 
chenangelegenheiten verhandelt  worden  seien. 
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Jahrtausends  charakteristisch  dadurch ,  dass  sie  im  Vergleich  zu  diesen  für  die  Ent- 
wicklung und  Feststellung  des  Dogmas  nur  eine  nebensächliche  Bedeutung  gehabt 
haben'.  Ihre  Hauptaufgabe  war  die  Erledigung  kirchenpolitischer,  die  Stellung  der 
Kirche  und  des  Papstthums  betreffender  Angelegenheiten  und  die  Weiterbildung  des 
kirchlichen  Rechts  im  Hinblick  auf  die  mannichfaltigen  neuen,  seit  dem  Abschluss  der 
karolingischen  Periode  innerhalb  der  Kirche  hervorgetretenen  Gestaltungen.  Wie 
die  älteren  morgenländischen  ökumenischen  Synoden  unter  dem  Einfluss  der  römi- 
schen Kaiser  gestanden  haben,  so  ist  auf  den  abendländischen  Konzilien  das  Papst- 
thum  der  herrschende  und  entscheidende  Faktor  gewesen.  Die  eben  gedachten 
Synoden  begleiten  das  Aufsteigen  des  Papstthums  '-^  von  dem  Zeitpunkt  ab ,  in  wel- 
chem sich  dasselbe  die  Freiheit  vom  Kaiserthum  erkämpft  und  diesem  als  ebenbürtige 
Macht  gegenüber  getreten  ist  ^,  bis  dahin ,  wo  dasselbe  die  oberste  leitende  Stelle  in 
der  abendländischen  Welt  eingenommen  hat^,  und  sind  von  ihm,  so  lange  es  sich  in 
dieser  Stellung  behaupten  konnte ,  als  Mittel  benutzt  worden ,  um  dieselbe  vor  aller 
Welt  zur  Entfaltung  zu  bringen  ^. 

Gerade  dadurch  haben  diese  Konzilien  ihre  hervorragende  Bedeutung  für  die 
abendländische  Kirche  und  die  abendländische  Welt  erlangt.  In  Bezug  auf  dieselbe 
standen  sie  für  ihre  Zeit  den  früheren  allgemeinen  Synoden  nicht  nach,  und  so  konn- 
ten sie  diesen  als  gleichstehend  angereiht  werden^.  Abgesehen  von  der  gleichen  Be- 
zeichnung: generale  concilium  für  beide  Arten  von  Synoden  und  von  der  auf  einzelnen 
stattgehabten  Vertretung  der  lateinisch-orientalischen^,  ja  auch  der  schismatisch- 
griechischen  Kirche^,  galt  die  im  Papstthum  ihren  Mittelpunkt  findende  Kirche  nach 
damaliger  abendländischer  Anschauung  allein  als  die  katholische ,  und  diese  hatte 
auf  allen  erwähnten  Konzilien  eine  genügende  Repräsentation  gefunden,  während 
man  den  schismatischen  Orient  nur  als  einen  abtrünnigen  Bruchtheil ,  welcher  kein 
Anrecht  auf  eine  Vertretung  hatte,  betrachtete.  Ferner  konnte  die  bereits  in  die  Rechts- 
sammlungen während  des  11.  Jahrhunderts  übergegangene  Lehre  von  dem  Rechte  des 
Papstes  zur  Einberufung  von  Konzilien  in  Verbindung  mit  der  universellen  Stellung, 


*  Conc.  Lateran.  III.  v.  1179  weist  c.  27  eine  Akte  hervorragender  politischer  Bedeutung,  wie 

Verdammung   der   Katharer  (Albigenscr),   He-  z.  B.  die  Absetzung  Friedrichs II.  zu  Lyon  1245, 

feie  5,  636;   Later. IV.  v.  1215  c.  1  (=  c.  1  X.  die  Betreibung  der  Kreuzzüge  zu  Lyon  1245  u. 

de  summa  trin.  I.  1)    das    denselben   und    den  1274,  die  Vollziehung  der  Union  mit  den  Grle- 

Waldensern  entgegengestellte  Glaubensbekennt-  eben  auf  der  zuletzt  genannten  Synode.    Die  auf 

niss ,    c.  2    die  Verurtheilung   von   bestimmten  der   Synode   von   Vienne    1311     ausgesprochene 

Ketzereien  in  betreff  der  Trinität(=  c.  2  X  eod.),  Aufhebung    des    Templerordens    ist    allerdings 

He  feie  5,  783.  785  ;  Lugdun.  I.  v.  1245  c.  1  unter  dem  Drucke  des  Königs  von  Frankreich  zu 

(=  c.  1  In  VIto  de  3umma  trln.  I.  1)  die  Asser-  Stande  gekommen,  Hef  ele  6,  465.     Aber  um 

tion  des  „fllloque" ;  Vlennense  v.  1311  c.  1  (=  diese   Zeit   tritt   auch   der  Wendepunkt  in  der 

Clem.  nn.  de  summa  trin.  1. 1)  die  Verurtheilung  Entwicklung  des  Papstthums  ein. 

der    dem    Franziskaner    Ollva    zugeschriebenen  ^  So  schon  der  vom  Konstauzer  Konzil  formu- 

Häresien  und  c.  6  (=  Clem.  3  de  haeret.  III.  3)  lirte  Papsteid,  Sess.  XXXIX  c.  3 :  ,,me  ürmiter 

die  der  Begharden   und  Beghinen,    He  feie  6,  credere  et  teuere  sanctam  fldem  catholicam  se- 

475.  480  auf.    Wegen  des  II.  Lateran.  Konzils  cundum  traditlones  apostolorum  ,  gener aliura 

s.  0.  S.  351.  n.  8.  conciliorum  . .  . .  maxlme  autem  ss.  VIII  con- 

2  Ueber  das   2.  u.   3.  Lateranensische  Konzil  ciliorum     universalium  ,      vldelicet     prlmi 
v.  1137  u.  1179.  s.  0.  S.  351.  Nlceni  ....  octavi  quoque  Constantinopolltani, 

3  Hierher  gehört  das  1.  Lateranensische  Kon-  ^^^«"«"  Lateranensls,  Lugdunensis  et  Viennensis 
zil  von  1123    0    S   S50  gen  eralium  etiam  concmorum." 

.               /'    *     '         '                Ar,AK             crr,  ^  Dcm  2. ,  3.  uud  4.  Lateraneusischeu  V.  1 139 , 

S.  das  4.  Lateranensische  v.  1215,  o.  S.  353.  1179  u.  1215  und  dem  1.  Lyoner  v.  1245,  s.  0. 

5  Nicht  blos  durch  die  Inangriffnahme  der  kirch-  S.  351.  352.  353.  355. 

liehen  Reformen,  sondern  vor  allem  auch  durch  8  Dem  2.  Lyoner  v.  1274,  s.  0.  S.  356. 
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welche  man  dem  Papstthiim  beilegte ,  nicht  ohne  Einfluss  bleiben  und  musste  noth- 
wendig  zu  dem  Rtickschluss  führen,  dass  die  Synoden,  welche  der  Papst  als  concilia 
generalia  oder  universalia  einberufen  und  auf  welchen  er  präsidirt  hatte  ' ,  auch  wahr- 
haft ökumenische  wie  die  des  ersten  Jahrtausends  seien '■^. 

Aus  der  vorangehenden  Darstellung  hat  sich  schon  ergeben,  dass  der  Papst  das 
alleinige  Recht  zur  Einberufung  solclier  Synoden  während  des  in  Frage  stellenden 
Zeitraumes  erlangt  hat  und  jedes  Recht  des  Kaisers  auf  Mitwirkung  dabei  fortgefallen 
ist  ^.  Die  Berufung  erfolgte  durch  päpstliclie  Convocationsschreiben ,  welche  für  die 
Erzbischöfe  und  Bischöfe,  auch  wohl  für  Aebte  und  Prälaten,  je  eines  für  jede  Pro- 
vinz ergingen  ^  und  mitunter  die  Aufforderung  enthielten,  die  Einladung  in  dem  be- 
treffenden Sprengel  weiter  bekannt  machen  zu  lassen  -^  sowie  ferner  bald  unbestimm- 
ter*', bald  genauer  den  Zweck  des  bevorstehenden  Konziles  angaben'.  Ausserdem  ist 
die  Aufforderung  zum  Erscheinen  durch  die  päpstlichen  Legaten  in  ihren  Bezirken 
kund  gethan  "^  und  auch  auf  andere  Weise  verbreitet  worden  -K  Als  Zeitpunkt  für  den 
Zusammentritt  wurden  mehrfach  nach  früherem  Gebrauch  ^^  die  Osterzeiten^'  gewählt 
und  behufs  genügender  Vorbereitung  die  Einladungen  gewöhnlich  längere  Zeit  vor- 
her erlassen  ^^. 

Zur  Theilnahme  an  dem  Konzil  berechtigt  erscheinen  nach  den  Berufungs- 
schreiben und  den  Berichten  ausser  den  Bischöfen  (Patriarchen,  Erzbischöfen)  ^^  die 


1  S.  gleich  nachher. 

2  Vgl.  hierzu  v.  Schulte,  Stellung  der  Kon- 
zilien, Päpste  etc.  S.  29.  30. 

3  S.  352.  S.  354. 

4  Calixt  II.  1122,  V.  S.  350.  n.  8;  Alexan- 
der III  V.  1178,  Mansi  21,  962  u.  22,  211; 
Innocenz  III.  1213,  1.  c.  22,460;  Potthast 
reg.  n.  4706;  Gregor  X  v.  1278,  Mansi  24,  56. 

5  Innoc.  III  (s.  vor.  Anm.):  „Iniungatis  .  .  . 
fratres  archiepiscopi  et  episcopi,  ex  parte  nostra 
universis  ecclesiarum  capitulis,  non  solum  cathe- 
dralium,  sed  etiam  aliorum,  nt  praepositum  vel 
decanum  aut  alios  viros  idoneos  ad  concilium  pro 
se  mittant ,  cum  nonnuUa  sint  in  ipso  tractanda 
quae  specialiter  ad  ecclesiarum  capitula  pertine- 
bunt."  Schreiben  Gregors  IX  v.  1240,  Huil- 
lard-Breholles  bist.  dipl.  5, 1070,  worin  die 
die  Ladung  der  nicht  direkt  berufenen  „capitula 
suffraganeorum  ,  abbates  et  praelati  alii  provin- 
ciae"  befohlen  wird ;  ähnlich  das  Schreiben  Inno- 
cenz' IV  V.  1245,  Mansi  23,  609. 

6  Calixt.  II  ep.  cit. :  „magna  et  diversa  eccle- 
siae  negotia";  Alex.  III.  ep.  cit.,  Mansi  29, 
211:  „correctio  et  emendatio  in  ecclesia  dei." 
Die  Unbestimmtheit  der  Bezeichnung  in  dem 
vor.  Anm.  cit.  Schreiben  Gregors  IX  v.  1240  „pro 
magnis  et  arduis  ecclesiae  negotiis"  hat  Frie- 
drich II  in  seinem  S.  354.  n.  1  angeführten  Brief 
u.  A.  zur  Rechtfertigung  der  Verhinderung  des 
Konzils  benutzt. 

"^  Innoc.  III.  ep.  cit.  v.  1213  :  „recuperatio  ter- 
rae sanctae  ac  reformatio  totius  ecclesiae";  In- 
noc. IV.  V.  1245,  Mansi  23,  608,  s.  o.  S.  354. 
Gregor  X  v.  1272,  Mansi  24,  29  (s.  auch  o.  S. 


356),  wegen  des  Konzils  von  Vienne  1311  s.  S. 
356.  n.  11  u.  12. 

8  So  vor  Abhaltung  des  3.  Lateranensischeu 
V.  1179,  Reuter  3,  418  ff.  765. 

9  Durch  Verlesung  der  Konvokationsbulleji  auf 
Partikularkonzilien,  s.  das  Londoner  v.  1309, 
Mansi  25,  199. 

10  S.  unten  §.  175. 

11  Um  diese  Zeit  sind  das 
sische  Konzil  gehalten,  J  a  f 
783.    Ebenso  sollte  das  v. 
tigte  Konzil  zu  Ostern  1241 
Anm.  5),   dagegen  ist  das  4, 
November  1215,    Potthas 
das  2.  Lyoner  im  Mai  1274 
im  Oktober  1311,  He  feie 
worden. 


1.  bis  3.  Lateranen- 
f  e'  reg.  p.  542.  585. 
Gregor  IX  beabsich- 
zusammentreten  (s. 
.  Lateranensische  im 
t  reg.  n.  407.  437 ; 
und  das  Viennenser 
6,  115.  460  eröffnet 


12  Die  Einladungen  zum  1.  Lateran.  Konzil 
sind  im  Juni  1122,  Mansi21,255,  zum3.Later. 
seit  den  ersten  Monaten  des  J.  1178,  Reuter 
3,  765;  zum  4.  Later.  schon  1213  etwa  21/2  Jahr 
vorher,  zu  dem  im  J.  1241  beabsichtigten  im 
August  des  vorhergehenden  Jahres,  Potthast 
reg.  n.  10925  ff. ;  zu  dem  2.  Lyoner  über  2  Jahre 
vorher,  Hefele  6,  109.  112.  115  ergangen. 
Das  Konzil  v.  Vienne  ist  im  August  1308  auf 
den  1.  Oktober  1310  einberufen  und  im  April 
dieses  Jahres  auf  den  1.  Oktober  1311  verlegt  s. 
0.  S.356.  n.  11. 12  worden.  Dagegen  liegt  kaum 
ein  halbes  Jahr  zwischen  der  Berufung  und  dem 
Zusammentritt  des  1.  Lyoner  Konzils,  Hefele 
5,  972.  984. 

13  S.  die  Angaben  0.  bei  den  einzelnen  Kon- 
zilien. 


§.  170.] 


Die  sieben  allgemeinen  Konzilien  des  Mittelalters. 
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sämmtlichen  Kardinäle  i,  Aebte^  und  andere  Prälaten  ^  oder  Prioren  der  verschiede- 
nen Bisthümer'^,  die  Kapitel^,  die  Ritterorden  ß,  ferner  die  weltlichen  Fürsten  oder 
deren  Gesandte"^.  Ausserdem  werden  auch  andere  Geistliche^,  Mönche'^  und  Laien  ^^ 
als  anwesend  erwähnt. 

Ein  Decisivvotum  haben  allein  die  Kardinäle ^^  und  die  Bischöfe,  dagegen  die 
Aebte  und  anderen  Prälaten  blos  eine  berathende  Stimme  besessen  ^^^ 


^  KanouisationsbuUe  Calixt'  11  v.  1123,  er- 
lassen auf  dem  Later.  I,  Mansi  21,  289:  „fra- 
tribus  episcopis  et  cardinalibus  et  aliis  archi- 
episcopis,  episcopis,  abbatibus  ac  religiosis 
viris";  Lateran.  II.  s.  o.  S.  351.  n.  5  ;  Guillelmus 
Neabrlg.  a.  1179,  Watterich  2,  643;  „Ale- 
xander p.  III  cum  uüiversis  cardinalibus  suis  et 
clero  et  populo  ibidem  congregato  venit  ad  eccle- 
siam  6.  Johannis  de  Laterano,  celebraturus  ibi- 
dem concilium" ;  vgl.  auch  Mansi  22,  234; 
brevit.  not.  Lugduii.  conc.  v.  1245,  1.  c.  23,  610; 
u.  Lugdun.  V.  1274,  1.  c.  p.  62. 

2  S.  0.  bei  den  einzelnen  Konzilien,  ferner  die 
S.  358.  n.  4.  6  u.  12  angeführten  Berufungsschrei- 
ben Alexanders  III,  Innocenz'  III,  Innocenz'  IV, 
Gregors  X  und  Clemens'  V,  und  die  vorhergehende 
Anmerkung. 

3  Vgl.  0.  S.  350.  n.  9 ;  S.  351.  n.  5 ;  S.  358.  n.  5. 
Hierunter  sind  die  s.  g.  praelati  minores,  zu  wel- 
chen allerdings  auch  die  Aebte  gehören,  zu  verste- 
hen, s.  Th.  II.  S.371.  Dies  zeigen  insbesondere 
die  Einberufungsschreiben  Clemens'  V  zum  Vien- 
nenser  Konzil  v.  1308,  Mansi  25,  374  ff.  In 
dem  an  den  König  von  Frankreich  heisst  es: 
„archiepiscopis,  episcopis  ac  dilectis  filiis  electis, 
abbatibus,  prioribus,  decanis,  praepositis,  archi- 
diaconis,  archipresbyteris  et  aliarum  ecclesiarum 
praelatis  exemtis  et  non  exemptis  eorumque  ca- 
pitulis  et  conventibus  .  .  .  mandamus,  ut  iidem 
archiepiscopi  necnon  caeteri  episcopi  per  ipso- 
rum  archiepiscoporum  provincias  constituti,  in 
eisdem  litteris  nominati,  reliquis  ipsorum  epi- 
scoporum  in  dictis  provinciis  remanentibus  ad  ea 
quae  pontificale  officium  exigunt . . .  se  accingant 
ad  iter,  quod  in  huiusmodi  decreto  termino  quem 
eis  .  .  .  assignamus,  in  Viennensi  civitate  iidem 
archiepiscopi  et  episcopi  taliter  nominati  per- 
sonaliter, alii  vero  remanentes  episcopi, 
electi,  abbates,  priores,  decani,  praepositi,  archi- 
diaconi,  presbyteri  (d.  h.  archipresbyteri)  et 
praelati,  capitula  et  conventus,  per  eosdem 
archiepiscopos  et  episcopos  ad  praedic- 
tum  concilium  accessuros  (quibus  ad  omnia 
quae  in  eodem  concilio  statuuntur,  flent  et  ordi- 
nabuntur  et  fuerint  opportuna,  concedant  plena- 
riam  potestatem,  de  qua  sufflcienter  constet  per 
publica  documenta)  nostro  se  conspectui  reprae- 
sentent.  Quod  si  forsan  ipsis  archiepiscopis  et 
episcopis  accessuris  huiusmodi  noluerint  conce- 
dere  potestatem,  eo  casu  venire  vel  alios  pro- 
curatores  idoneos  cum  potestate  simili  ad  idem 
teneantur  concilium  destinare." 

*  Ein  Theil  der  Berufungsschreiben  Inno- 
cenz' III  ist  gerichtet  an  die  archiepiscopi,  epi- 
scopi, abbates  et  priores  per  pro vinciamVien- 
nensem,  Moguntinam  etc.  constitutis,  Mansi 
22,  960.  962;  vgl.  auch  die  Notiz  über  das  4.  la- 
teranensische  Konzil  (S.  353.  n.  5):   „procura- 


tores  quoque  archiepiscoporum ,  episcoporum, 
abbatum,  priorum  et  capitulorum  absentium 
tantus  non  fuit  numerus.  Dass  hier  nicht  ledig- 
lich an  Regular-Prioren  zu  denken  ist,  ergiebt 
nicht  nur  das  Th.  II.  S.  605  Angeführte  und  der 
Umstand,  dass  sonst  statt  ilirer  die  Prälaten  ge- 
nannt werden,  sondern  auch  die  Bemerkung  In- 
nocenz' III  in  dem  Berufungsschreiben  für  die 
Templer  und  Jolianniter  1.  c.  p.  964  :  „universis 
archiepiscopis  et  episcopis  et  aliis  ecclesiarum 
praelatis  per  universas  fere  christianorum  pro- 
vincias constitutis  mandamus",  welche  die  erst 
citirte  Adresse  der  Berufungsschreiben  durch 
Substitution  der  praelati  für  priores  wieder- 
giebt. 

5  S.  Anm.  3  u.  4,  u.  o.  S.  358.  n.  5,  welche 
natürlich  nur  durch  Vertreter  ersclieinen  konnten. 

ß  S.  Anm.  4  a.  E.,  brev.  not.' conc.  Lugd.  II. 
v.  1274,  Mansi  24,  62. 

7  Guill.  Neubrig.,  Watterich  2,  643 :  „Cui 
concilio  (3  Lateran.)  intererant  nuntii  fere  om- 
nium  imperatorum ,  regum ,  principum  totius 
christianitatis ;  über  das  4.  lateran.  s.  Winkel- 
mann, Philipp  V.  Schwaben  2,  420 ;  Hefele 
5,  779  u.  die  S.  353.  n.  5  citirte  Notiz ;  über  das 
1.  Lyoner  v.  1245  die  brev.  not.  bei  Mansi  22, 
610;  Hefele  5,  984;  über  das  2.  Lyoner  die  bei 
Potthast  reg.  2,  1668  verzeichneten  Ein- 
ladungsschreiben und  die  not.  bei  Mansi  24, 
62;  Hefele  6,  114;  über  das  Viennenserv.  1311 
die  Schreiben  bei  Mansi  25,  375. 

8  Die  reliqua  cleri  et  populi  multitudo  er- 
wähnt auf  dem  1 .  Later.  v.  1 123  bei  M  a  n  s  i  21 , 
190.  291;  3.  Lateran,  v.  1179,  Anm.  1  und 
Mansi  22,  234. 

9  S.  0.  Anm.  1. 

10  S.  Anm.  8;  Mansi  21,  301.  Unter  diesen 
sen  auch  die  weltlichen  Begleiter  des  Papstes, 
Later.  III.  Watterich  2,  643:  „pontifex  in 
eminentiori  loco  cum  cardinalibus  suis  et  sena- 
toribus  et  praefecto  et  consulibus  urbis  consti- 
tutus." 

11  Für  die  Kardinalbischöfe  versteht  es  sich 
von  selbst.  Für  die  übrigen  ergiebt  es  sich  aus 
ihrer  Stellung  als  Senat  und  Berather  des  Papstes, 
sowie  daraus,  dass  sie  mit  dem  Papste  einen  be- 
sonders ausgezeichneten  Sitz  einnehmen  wie  auf 
dem  3.  Lateran.  Konzil  (s.  vor.  Anm.)  oder  in 
der  Sitzordnung  den  Vorrang  vor  den  Primaten, 
Erzbischöfen  und  Bischöfen  haben,  so  auf  dem  1. 
u.  2.  Lyoner  Konzil,  Mansi  23,  610  u.  24,  62. 

12  Eine  Aenderung  gegen  die  frühere  Zeit,  s. 
0.  S.  339,  ist  nicht  nachweisbar;  zu  Lyon  1245 
u.  1274  hatten  die  Aebte,  die  Prokuratoren  der 
Kapitel  und  der  weltlichen  Fürsten  ihren  Sitz 
nach  den  Bischöfen.  Ausserdem  lauten  die  Ein- 
berufungsschreiben  Innocenz'  III  an  den  Cister- 
cienserabt,  die  Ritterorden  und  das  Kapitel  von 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  no. 


Die  Fürsten  oder  deren  Gesiindte  hatten  sich  g;ntachtlich  in  denjenigen  Ange- 
legenheiten, welche  über  das  kirchliche  Gebiet  hinansgriffen  und  für  deren  Erledigung 
ilire  Mitwirkung  notliwendig  war',  zu  äussern  und  konnten  auch  in  anderen,  sie 
interessirenden  Sachen  ilire  Wünsche  und  Beschwerden  anbringen 2, 

Die  sonst  anwesenden  Geistlichen  waren  theils  päpstliche  Kleriker,  welche  den 
Papst  begleiteten  und  gottesdienstliche  Funktionen  vollzogen'*,  oder  solche,  welche 
im  Dienste  der  Bischöfe  standen,  theils  auch  Kleriker,  welche  sich  ebenso  wie  die 
gewöhnlichen  Laien  als  Umstand,  als  Zuschauer  und  Zuhörer,  in  der  Kirche,  bei  den 
feierlichen  und  öffentlichen  Sitzungen  einfanden,  oder  speziell  Angelegenheiten  beim 
Papste  oder  bei  den  Konzilsmitgliedern  anbringen  wollten. 

Verpflichtet  zum  Erscheinen  auf  dem  Konzil  waren  zunächst  die  Bischöfe,  sofern 
sie  nicht  etwa  durch  einen  genügenden  Hinderungsgrund  fern  gehalten  wurden  ^ ; 
jedoch  durften  in  jeder  erzbischöflichen  Provinz  einige  derselben  zur  Besorgung  der 
kirchlichen  Geschäfte  zurückbleiben''.  Diese  sowie  die  behinderten  sollten  Stellver- 
treter *»  bevollmächtigen ,  als  solche  konnten  aber  auch  ihre  das  Konzil  besuchenden 
Amtsbrüder  fungiren"^.  Die  Pflicht,  dem  Rufe  des  Papstes  zu  folgen,  lag  ferner  den- 
jenigen Geistlichen  und  geistlichen  Korporationen  ob,  welche  nur  berathende  Stimme 
besassen.  Da  aber  diese  Kategorien  viel  zahlreicher  als  die  Bischöfe  waren,  so  ge- 
nügte das  Erscheinen  einzelner  dazu  gehöriger  Geistlicher'^  in  Vollmacht  der  übrigen 
oder  besonderer  Stellvertreter*'.  Die  Erschienenen  hatten  endlich  auch  die  Pflicht, 
bis  zum  Schlüsse  des  Konzils  auf  demselben  zu  verweilen  ^^,  und  durften  dasselbe 
vorher  nur  mit  päpstlichem  Urlaub  verlassen  ^^ 


Konstaiitinopel  Maiisi  22,  964.  965:  „cum  in 
hoc  generali  coiicilio  sunt  multa  (nonnuUa)  trac- 
tanda  quae  ad  statum  vestri  ordinis  (ad  ecclesia- 
riim  capitula)  pertinebunt,  decet  et  expedit,  ut  ad 
idem  concilium  viros  idoncos  destinetis,  qui  ne- 
gotia  vestra  debeant  fideliter  procurare";  s.  aucli 
die  Stelle  S.  358.  n.  3  ;  Aufforderungen,  welche 
unmöglich  auf  Ausübung  eines  diesen  Theil- 
nebmern  zustehenden  decisiven  Stimmrechtes, 
sondern  nur  auf  Vertretung  ihrer  Interessen  und 
auf  Abgabe  sachverständigen  ßathes  bezogen 
werden  können. 

1  Wie  z.  B.  die  Berathungen  über  neu  zu  ver- 
anstaltende Kreuzzüge,  s.  0.  S.  357.  n.  5. 

2  Die  persönlich  erschienenen  Fürsten  hatten 
allerdings  einen  Ehrenplatz  neben  dem  Papste, 
s.  die  S.  359.  Anm.  11  citirten  notitiae,  nicht  aber 
ihre  Gesandten. 

3  z.  B.  päpstliche  Kapellane,  Mansi  23,  610 
u.  24,  62. 

Selbstverständlich  waren  auch  auf  den  Syno- 
den diejenigen,  deren  Spezial-Angelegenheiten 
verhandelt  wurden ,  zu  erscheinen  berechtigt, 
aber  nicht  als  Theilnehmer.  So  ist  Friedrich  II 
vor  die  Synode  von  Lyon  1245  vorgeladen  wor- 
den und  hat  sich  durch  Legaten  vertreten  lassen, 
8.  0.  S.  354  u.  Hefele  5,  983. 

*  Vgl.  die  Formeln  des  Obedienzeides  0.  S. 
203.  n.  3;  S.  204  n.  2  u.  6-,  Innoc.  IIL  ep.  cit. 
Mansi  22,  962,  wo  den  unentschuldigt  ausblei- 
benden canonica  ultio  angedroht  wird  ;  Innoc.  IV. 
ep.  1.  c.  23,009;  Greg.  X  ep.,  1.  c.  24,57;  Ver- 
hängung des  interdictum  ingressus  ecclesiae 
durcli  Clemens  V,  Raynald  a.  1312.  n.  26.  27. 
Ueber  Verhandlungen  mit  den  päpstlichen  Nun- 


tien wegen  Freilassung  von  der  Verpflichtung  und 
Loskauf  von  derselben  s.  Reuter  Alexander  III. 
3,  419.  420. 

5  Innoc.  III.  ep.  cit.,  Greg.  Xep.,  Mansi  24, 
41 ;  die  Auswahl  blieb  den  Erzbischöfen  und 
Bischöfen  überlassen ,  doch  hat  Clemens  V  in 
seinen  Einberufungsschreiben  des  Viennenser 
Konzils  vielfach  die  Bischöfe,  welche  erscheinen 
und  diejenigen,  welche  zu  Hause  bleiben  sollten, 
selbst  bezeichnet,  Mansi  25,  376  ff. 

^  responsales  bei  Innoc.  III.  ep.  cit. ;  nuncii 
ep.  Innoc.  IV.  cit. ;  procuratores  ep.  Clem.  V. 
cit.  Mansi  25,  376;  S.  359.  n.  3.  Bischöfe 
brauchten  diese  Vertreter  nicht  zu  sein,  nicht- 
bischöfliche Vertreter  aufgezählt  bei  Reuter 
S.  424  und  erwähnt  S.  359.  n.  4. 

7  S.  359.  n.  3. 

8  Innoc.  IIL  u.  IV.  ep.  cit.  s.  auch  S.  358. 
n.  5;  ep.  Clem.  V.  Mansi  25,  381,  wo  sogar 
der  Papst  selbst  auch  die  Aebte  auswählt,  s.  auch 
S.  359.  n.  3. 

9  Als  solche  konnten  gleichfalls  die  zum  Kon- 
zil reisenden  Bischöfe  fungiren,  s.  S.  359.  n.  3. 
Wiederholt  wird  für  diese  Art  der  Vertretung  die 
Rücksicht  auf  Ersparung  von  Kosten  für  die  ver- 
tretenen Kirchen  unter  Berufung  auf  c.  4.  Later. 
IIL  V.  1179,  c.  6  X  de  cens.  IIL  39,  hervorge- 
hoben, s.  die  cit.  Schreiben  bei  Mansi  21,  961 ; 
23,  609;  24,  41. 

^0  Die  Erlaubniss  zur  Rückkehr  wurde  allge- 
mein erst  beim  Schlüsse  des  Konzils  ertheilt,  s. 
Later.  III.  Mansi  22,  234.  235 ;  Lug  dun.  IL, 
1.  c.  24,  68. 

11  So  beurlaubte  Gregor  X  in  der  2.  Sitzung 
des  2.  Lyoner  Konzils  die  Vertreter  von  Kapiteln 
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Den  Vorsitz  führte  der  Papst  \  welcher  das  Konzil  eröffnete  2,  die  Verhandlungen 
leitete^  und  den  Schluss  festsetzte^.  Ueber  die  Geschäftsformen -^  und  die  Art  der 
Abstimmung^'  ist  so  gut  wie  nichts  bekannt.  Jedenfalls  sind  aber  einzelne  Angelegen- 
heiten kommissarischer  Berathung  überwiesen  und  die  Beschlüsse  der  Kommissionen 
dem  Konzil  zur  Bestätigung  vorgelegt  worden".  Im  Verlauf  des  1  3.  Jahrhunderts  ist 
es  auch  immer  mehr  Sitte  geworden ,  dass  der  Papst  die  Bischöfe  und  Prälaten  in 
einzelnen  Abtheilungen  zu  sich  oder  zum  Konsistorium  berief  und  auf  diese  Weise 
sich  ihrer  Zustimmung  versicherte.  So  wurde  der  eigentliche  Schwerpunkt  der  Ver- 
handlungen immer  mehr  aus  den  Plenarsitzungen  in  einzelne  Vorberathungen  ge- 
legt^ und  dadurch  das  Konzil  dem  Papste  gegenüber  immer  bedeutungsloser  ge- 
macht^. Der  Papst  ist  nicht  mehr  ein  gleichberechtigtes,  blos  mit  Präsidialrechten 
ausgestattetes  Mitglied  der  Versammlung,  vielmehr  hat  er  allein  die  massgebende 
Stellung  und  das  Konzil  bildet  neben  ihm  nur  einen  grossen  Senat,  welchem  theore- 
tisch wohl  das  Recht  zukommt,  seine  Vorschläge  zu  verwerfen,  welcher  aber  thatsäch- 
lich  nicht  die  Macht  besitzt,  einen  eigenen  selbstständigen  Willen  gegenüber  dem 
Papste  geltend  zu  machen,  geschweige  denn  denselben  zur  Ausführung  von  etwaigen, 
im  Widerspruch  mit  ihm  gefassten  Beschlüssen  zu  zwingen  ^^.    Diesem  Verhältniss 


und  die  nicht  infulirten  Aebte  und  Prioren, 
welche  nicht  namentlich  berufen  waren,  ferner 
die  niederen  infulirten  Prälaten,  Mansi  24,  63. 

1  Later.  I,  Mansi  21,289.290;  Watterich 
2,  151;  —  Later.  II,  0.  S.  351.  n.  5;  —  Later. 
III,  Mansi  22,  203.  458;  —  Later.  IV,  1.  c.  p. 
1079.  n.  d. ;  —  Lugd.  I,  1.  c.  23,  610 ;  —  Lugd. 
II,  1.  c.  24,  62. 

2  Eröffnungs-Reden  und  Predigten  sind  von 
Innocenz  II,  "Watterich  2,250,  und  von  Inno- 
cenz  III,  Mansi  22,  968  aufbewahrt.  Auch  auf 
den  Konzilien  zu  Lyon  haben  Innocenz  IV  und 
Gregor  X  solche  gehalten. 

3  S.  die  cit.  Berichte  über  die  Lyoner  Kon- 
zilien. 

4  S.  360.  n.  10. 

5  Auf  den  früheren  dieser  Konzilien  ist  jeden- 
falls debattirt  worden,  mitunter  sehr  lebhaft,  wie 
dies  einzelne  Vorgänge  auf  dem  4.  Lateran.  Kon- 
zil zeigen.  Winkelmann,  Philipp  v.  Schwa- 
ben 2,  421;  Hefele  5,  807. 

^  Dass  eine  solche  stattgefunden  hat,  ergiebt 
die  Mittheilung,  dass  der  Beschluss  des  4.  Later. 
Konzils  gegen  den  Grafen  Raimund  v.  Toulouse  : 
,;approbante  pro  maiori  parte  et  saniori  ss.  con- 
cilio"  gefasst  worden  ist,  Mansi  22,  1069. 

■^  So  ist  auf  dem  1.  Lateran.  Konzil  die  Be- 
rathung über  die  Ansprüche  des  Erzbischofs  v. 
Pisa  auf  Corsica  an  s.  g.  iudices  electi  übertragen 
worden,  deren  Vorlage  das  Konzil  dann  geneh- 
migt hat,  Mansi  21,  291.  In  Betreff  des  3.  Later. 
vgl.  Reuter,  Gesch.  Alexanders  III  3,  429. 
767.  Zu  Vienne  wurde  auf  Veranlassung  des 
Papstes  eine  Kommission  gewählt,  welche  die 
Untersuchung  über  die  Templer  mit  demselben 
und  den  Kardinälen  erledigen  sollte.  Indessen 
hat  Clemens  V  unter  Beiseitesetzung  des  Majo- 
ritätsgutachtens dieser  Kommission,  welche  den 
Templern  eine  weitere  Vertheidigung  gestatten 
AvoUte,  auf  Andrängen  des  Königs  von  Frank- 
reich in  einem  mit  den  Kardinälen  und  anderen 
Prälaten  abgehaltenen  Konsistorium  den  Orden 


durch  die  Bulle :  Vox  clamantis  (Hefelei.  d. 
tübing.  theol.  Quartalschrift,  Jahrgg.  1866.  S. 
63  ff.)  aufgehoben  (freilich  nicht  de  iure  oder 
per  modum  difflnitivae  sententiae,  sondern  per 
modum  provisionis  seu  ordinationis  apostolicae) 
und  diesen  Beschluss ,  sowie  die  Aufhebungs- 
bulle selbst  vor  dem  versammelten  Konzil  ver- 
öffentlicht, ohne  dass  seitens  des  letzteren  gegen 
dieses  Verfahren  ein  Widerspruch  erhoben  wor- 
den zu  sein  scheint,  Hefele  6,  464  ff. 

8  So  liess  Gregor  X  zu  Lyon  1274  aus  jeder 
Provinz  den  Erzbischof,  einen  Bischof  und  einen 
Abt,  ebenso  die  dem  römischen  Stuhle  unmittel- 
bar untergebenen  Bischöfe  und  Aebte  zu  sich 
rufen,  um  von  ihnen  das  Versprechen  eines 
6  jährigen  Zehntens  aller  geistlichen  Einkünfte 
für  den  Orient  zu  erlangen ,  Mansi  24,  63;  He- 
fele 6,  116.  Dasselbe  Verfahren  übte  er,  um 
die  Konstitution  über  die  Papstwahl  und  das 
Konklave  (Th.  I.  S.  267),  über  welche  er  mit 
den  Kardinälen  in  Zwiespalt  geratheu  war,  durch- 
zusetzen, indem  er  die  Kardinäle  nationenweise 
und  dann  die  Prälaten  ohne  dieselben  zu  sich 
kommen  liess,  während  sich  andererseits  freilich 
die  Kardinäle  abgesondert  vom  Papst  versammel- 
ten und  viele  Prälaten  zu  sich  beriefen,  um  sie 
im  entgegengesetzten  Sinne  zu  beeinflussen, 
Mansi  24,  66;  Hefele  6,  126.  Wegen  des 
Konzils  V.  Vienne  vgl.  die  vor.  Note. 

9  Vgl.  die  vor  dem  Konzil  v.  Lyon  1274  abge- 
fasste  offizielle  Denkschrift  des  Magister  Hum- 
bert de  Romanis  P.  III.  c.  12,  xMansi  24,  132: 
„Non  videtur  expediens  de  his  quae  potest  per  se 
sine  praelatis  exhibere,  quod  de  ipsis  cum  prae- 
latis  habeat  tractatum ,  sed  ante  concilium  vel 
post  illa  expediat  sine  ipsis/' 

10  Allerdings  ist  der  Beschluss  des  4.  Lateran. 
Konzils  betreffend  den  Grafen  von  Toulouse  ent- 
gegen der  Ueberzeugung  Innocenz'  III,  dass  dem- 
selben Unrecht  geschehe,  auf  Andrängen  der  süd- 
französischen Prälaten  gefasst  worden,  Winkel- 
mann  a.  a.  0.  2,  421;  Hefele  0,  807;  Hur- 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitunsr  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171, 


entspricht  es  vollkommen ,  dass  die  Konzilsbeschlüsse  während  dieser  Periode  in  der 
Form  päpstlicher  Anordnungen ,  welche  nur  des  Beirathes  und  der  Zustimmung  des 
Konzils  erwähnen,  nicht  aber  als  Dekrete  dieses  letzteren  selbst  abgefasst  und  publi- 
cirt  worden  sind  ^ 

§.   171.     3.    Die  Reformkonzilien  des  1 5 .  Jahrhunderts^. 

In  dem  Zeitraum  vom  12.  bis  14.  Jahrhundert  war  es  dem  Papstthum  gelungen, 
nachdem  es  schon  vorher  jede  entscheidende  Betheiligung  des  Kaisers  und  der  welt- 
lichen Fürsten  an  den  allgemeinen  Konzilien  hatte  ausschliessen  können,  auch  den 
auf  den  ältesten  ökumenischen  Synoden  in  erster  Linie  massgebenden  Faktor,  den 
Episkopat,  zu  fast  völliger  Bedeutungslosigkeit  herabzudrücken.  Das  allgemeine 
Konzil  war  während  dieser  Periode  lediglich  zu  einem  grossen,  glänzenden  Senate 
des  Papstes  geworden,  welchen  derselbe  bei  wichtigen  Anlässen  um  sich  versammelte 
und  welcher  wesentlich  dazu  diente ,  die  Machtftille  des  Papstthums  zu  verherrlichen 
und  den  Zeitgenossen  klar  vor  Augen  zu  stellen. 

Als  aber  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  das  Papstthum  von  seiner  mittelalter- 


ter  ,  Innocenz  III.  2,  657  ff. ;  und  trotzdem  hat 
ihn InnocenzIIIpublicirt,  Potthast  reg.n. 5009; 
Mansi  22,1069.  Indessen  bildet  dieser  Vor- 
gang keinen  Beweis  gegen  das  im  Text  Be- 
merkte. Innocenz  III  hat  offenbar,  um  die  übri- 
gen Zwecke  des  Konzils  nicht  zu  gefährden,  es 
unterlassen,  bei  diesem  Punkte  die  Machtfrage 
zu  stellen. 

lieber  eine  andere  Differenz  und  zwar  des 
Lyoner  Konzils  mit  dem  Papst  berichtet  Mat- 
thaeus  Paris  a.  1245,  ed.  cit.  4,  173:  „De 
crucis  vero  negotio  nonnulla  sunt  in  concilio  sa- 
lubriter  et  prudenter  constituta,  sed  cum  de  con- 
tributione  pecuniae  facta  fuit  mentio,  contradic- 
tum  fuit  d.  papae  in  facie,  maxime  propter  hanc 
additionem':  Conferant  subsidium  per  manus 
eorum  qui  ad  hoc  apostolica  fuerint  Providentia 
ordinati,  quia  multoties  ac  multipliciter  conque- 
runtur  fideles  ecclesiae,  se  de  pecuuia  sua  terrae 
sanctae  in  auxilium  contributa  per  romanam  cu- 
riam  fuisse  defraudatos.  Caetera  vero  fldeliter  ac 
salubriter  ordinata  auribus  et  cordibus  fldelium 
placentia  a.  1234  per  papam  G.  (regorium,  vgl. 
ed.  cit.  3,  280)  .  .  .  verbo  ad  verbum  sunt  con- 
scripta.''  Aber  auch  hierbei  handelte  es  sich  um 
keine  irgendwie  principiell  bedeutende  Ange- 
legenheit. 

Die  Mittheilung  S,  361.  n.  7  zeigt  übrigens, 
dass  Clemens  V  sich  nicht  gescheut  hat,  eine 
wichtige  Angelegenheit,  welche  von  ihm  vor  das 
Konzil  gebracht  war,  trotz  der  Fortdauer  des- 
selben und  im  Widerspruch  mit  der  Kommission 
des  Konzils  allein  zu  entscheiden. 

1  Dass  die  Kanones  schon  seit  dem  1.  Lateran. 
Konzil  v.  1123,  ebenso  wie  die  der  seit  Mitte  des 
11.  Jahrhunderts  von  den  Päpsten  abgehaltenen 
Generalsynoden  (s.  §.  175)  ,  der  Vorläufer  der 
hier  in  Frage  stehenden  allgemeinen  Konzilien, 
als  Anordnungen  zu  betrachten  sind,  welche  vom 
Papste  ausgehen,  und  dass  die  vorkommenden 
Plurale :  „prohibemus'^,  „interdicimus"  etc.  den 
Pluralis  majestaticus  bilden,  nicht  aber  auf  die 
Konzilsväter  bezogen  werden  dürfen,  ergiebt 
Later.  I.  c.  1  („auctoritate  apostolica .  . .  prohibe- 


mus")  c.  12  („ex  fratrum  nostrorum  et  totius  cu- 
riae  consilio"),  Mansi  21,  283;  Later.  II.  c.  7 
(„praedecessorum  nostrorum  Gregorii  VII  .  .  . 
vestigiis  inhaerentes  praecipimus'')  1.  c.  21,  530; 
Later.  III.  c.  1  („de  consilio  fratrum  nostrorum 
et  sacri  approbatione  concilii  aliquid  decrevimus 
adiungendum)  und  ähnlich  c.  20,  1.  c.  22,  217; 
Alex.  III.  ep.  ad  Rhem.  archiep.  1.  c.  21,  1100: 
„nos  autem  in  concilio  Later.  .  .^.  ac  tota  ecclesia, 
quae  convenerat,  approbante  statuimus."  Seit 
dieser  Zeit  findet  sich  auch  der  Ausdruck :  „  ap- 
probante concilio  "  wiederholt  im  Text  der  Ka- 
nones, Later.  IV  c.  2.  5.  47,  1.  c.  22,  985,  s.  auch 
S.  361.  n.  6;  Lugdun.  I.  c.  13.  14,  1.  c.  23, 
622.  624;  Lugd.  II.  c.  2,  1.  c.  24,  81,  Vienn. 
vgl.  Clem.  un.  I.  1,  Clem.  2  de  sepult.  III.  7, 
Clem.  1  deregul.  III.  9;  Hef  ele  6,  475 ;  die 
"Wendung :  „auctoritate  concilii"  in  Lugd.  I.  c.  13, 
Mansi  23,  623.  In  der  unter  Innocenz'  IV  Na- 
men erlassenen  Sentenz  gegen  Friedrich  II 
heisst  es,  Mansi  23,  618 :  „Nos  .  .  .  cum  fratri- 
bus  nostris  et  ss.  concilio  deliberatione  praeha- 
bita  diligenti". 

Offenbar  wurden  die  Entwürfe  zu  den  Kanones 
bei  der  Kurie  ausgearbeitet  und  den  Konzils- 
vätern fertig  vorgelegt,  s.  auch  Matthaeus  Paris 
a.  1245,  ed.  cit.  4,  473:  „Cum  autem,  haec  sta- 
tuta adjnotitiam  audientium  pervenissent,  in  con- 
spectu  omnium  sapientium  placuerunt.  Et  in  hoc 
tarn  favorem  quam  gratiam  dorn,  papa  promeruit 
universorum",  s.  auch  die  in  vor.  Anm.  ange- 
führte Stelle  desselben  Schriftstellers. 

*  Vgl.  J.  H.  V.  Wessenberg,  d.  grossen 
Kirchenversammlungen  des  15.  u.  16.  Jahrhun- 
derts. Constanz  1840.  4  Bde. ;  Fr.  v.  Raum  er, 
d.  Kirchenversammlungen  v.  Pisa,  Kostnitz  u. 
Basel  in  dessen  histor.  Taschenbuch.  N.  F. 
10.  Jahrgg.  1849.  S.  3ff. ;  s.  auch  W.  Maureu- 
brecher,  Studien  u.  Skizzen  z.  Gesch.  d.  Re- 
formationszeit. Leipzig.  1874.  S.  298  ff.  308  ff. 
und  desselben  Gesch.  d.  kathol.  Reformation. 
Nördlingen.  1880.  1 ,  23  ff .  89  ff. ;  Marc.  Mol- 
ken buh  r  diss.  XXVI  de  superioritate  concilii 
general.  supra  papam.    Monasterii  1814. 
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liehen  Höhe  herabgesunken  war,  die  zahlreichen  Missbräuche  in  der  Kirche  immer 
dringender  Abhülfe  verlangten  und  endlich  das  Schisma  die  Existenz  der  einen  Kirche 
in  Frage  stellte ,  blieb  bei  der  Unfähigkeit  des  Papstthums ,  diese  Schäden  zu  heilen, 
als  letztes  und  ausserordentliches  Mittel  zur  Beseitigung  derselben  und  vor  Allem  zur 
Herstellung  der  Einheit  der  Kirche,  nur  die  Einberufung  eines  allgemeinen  Konzils 
übrig.  Schon  mit  der  letzten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  wurde  dieser  Ausweg,  wel- 
cher sich  bei  einem  Rückblick  auf  die  vormittelalterliche  Entwicklung  der  Kirche  von 
selbst  darbieten  musste,  von  den  verschiedensten  Seiten  in  das  Auge  gefasst,  und 
seine  rechtliche  Statthaftigkeit  in  der  Theorie  auf  verschiedene  Weise  zu  begründen 
versucht  i.  Eine  Rechtfertigung  dafür  Hess  sich  aber  nur  finden ,  wenn  man  mit  der 
bisherigen  Auffassung  von  der  Souveränität  des  Papstes  in  der  Kirche  brach.  Indem 
die  Theorie  diesen  Schritt  that,  gelangte  sie  dahin,  der  allgemeinen  Kirche  und  dem 
dieselbe  repräsentirenden  Konzil,  theils  für  gewisse  Ausnahmefälle,  theils  auch  über- 
haupt und  principiell  die  plenitudo  potestatis  ecclesiasticae  beizulegen.  Theoretisch 
war  damit  für  das  Konzil  eine  völlig  andere  Stellung,  als  diejenige,  welche  es  bisher 
in  der  abendländischen  Kirche  gehabt  hatte ,  in  Anspruch  genommen ,  und  es  galt 
nunmehr  diese  Anschauung  auch  praktisch  zur  Durchführung  zu  bringen. 

Der  erste  Versuch  dazu  ist  gemeinsam  von  den  Kardinälen  der  Obedienzen  Bene- 
dikts Xni.  und  Gregors  XII.  gemacht  worden,  als  jede  Hoffnung  auf  eine  Beseitigung 
des  Schismas  durch  die  eigene  Initiative  der  Päpste  geschwunden  war. 

Im  J.  1408  vereinbarten  sie  zu  Livorno,  dass  das  Kardinalskollegium  jeder  Obe- 
dienz  die  Anhänger  derselben  zu  einem  Generalkonzil  zu  gleicher  Zeit  und  nach 
demselben  Orte  einberufen,  sowie  dass,  nachdem  jedes  Konzil  den  Papst  seiner 
Obedienz  zum  Verzicht  bewogen  oder  bei  etwaiger  Verweigerung  eines  solchen  ab- 
gesetzt habe,  die  beiden  Konzilien  zusammentreten  und  die  vereinigten  Kardinals- 
kollegien einen  neuen  Papst  wählen  sollten.  Die  Einladungen  zur  Theilnahme  an 
den  beiden  Konzilien  sollten  an  die  Erzbischöfe ,  Bischöfe ,  Aebte ,  Domkapitel  und 
Universitäten ,  sowie  ferner  Ersuchen  an  die  weltlichen  Fürsten  um  Absendung  von 
Gesandten  und  um  Schutz  und  sicheres  Geleit  gerichtet  werden  2. 

Demgemäss  wurde  von  jedem  Kardinalskollegium  ein  Generalkonzil  für  das 
nächste  Jahr  ausgeschrieben  und  beide  nach  der  Stadt  Pisa  einberufen  ^,  zu  welchem 
auch  Gregor  XII.  und  Benedict  XIH.  Einladungen  erhielten*.  Die  Kardinäle  stützten 
ihr  Vorgehen  darauf,  dass  bei  dem  Nothstande  der  Kirche  und  bei  der  Unmöglichkeit, 
derselben  die  Einheit  durch  die  beiden  Päpste  selbst  zurückzugeben,  das  von  ihnen 
an  sich  anerkannte  Recht  des  Papstes ,  ein  allgemeines  Konzil  zu  berufen ,  auf  sie 
vermöge  Devolution  übergegangen  sei^.     Allerdings  bestritten  beide  Päpste,   von 


1  Th.  I.  S.  196.  Vgl.  dazu  auch  0.  Gierke, 
Johannes  Althusius  u.  die  Entwicklung  der  na- 
turrechtlichen Staatstheorieen.  Breslau  1880.  S. 
127  ff.  212  f.;  P.  Tschackert,  Peter  v.  Ailli. 
Gotha  1877.  S.  145  ff.;  Langen,  d.  vatikani- 
sche Dogma  V.  d.  Universal-Episkopat  u.  d.  Un- 
fehlbarkeit des  Papstes.  3  Th.  Bonn  1873.  S. 
90  ff. 

2  Die  vereinbarten  Punkte  bei  Man  si  27,  101. 
140,  vgl.  auch  das  Schreiben  der  avignonesischen 
Kardinäle  an  Benedikt  XIII,  1.  c.  26,  1175; 
Ilefele  6,  783;  J.  B.  Schwab,  Johannes 
Gerson.  Würzburg  1859.  S.  215  ff. 

3  Das  Formular  der  Konvokationsschreiben  der 


Kardinäle  Benedikts  XIII  Mansi  26,  1161  u. 
der  Gregors  XII  p.  1167.  Die  Adresse  lautet: 
„archiepiscopo  etc.  eiusque  sufifraganeis,  eiusque 
archiepiscopi  et  suffraganeorum  praedictorum  ca- 
pitulis  necnon  abbatibus  provinciae  exemptis  et 
non  exemptis  cuiuscumque  religionis  existant." 
Die  Schreiben  an  Fürsten  wegen  der  Absendung 
von  Gesandten  (oratores)  und  Antworten  der 
ersteren:  Mansi  27,  106  ff.  144  ff.  189,  an  die 
Universitäten  wegen  der  Deputirung  von  magistri 
et  doctores,  p.  152. 

*  Das  Schreiben  an  Gregor  XII  Mansi  27,  50. 

5  Vgl.  das  eben  cit.  Schreiben  p.  55  :  „de  iure 
praetendimus,  potestatem  convocandi  et  congre- 
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welchen  jeder,  nuchdem  ihnen  von  der  Absicht  der  Kardinäle,  selbstständig  ein  Konzil 
anszuschreiben ,  Kunde  geworden  war ,  nimmehr  seine  Obedienz  zu  einem  General- 
konzil eingeladen  hatte',  das  Recht  der  Kardinäle,  oline  päpstliche  Zustimmung  ein 
allgemeines  Konzil  zu  veranstalten'^,  aber  der  Scliritt  der  Kardinäle  Hess  bei  der 
Noth  der  Zeit  alle  kanonistischen  Bedenken  ^  in  den  Hintergrund  treten  und  fand  in 
der  öffentlichen  Meinung  überwiegende  Billigung,  da  man  allein  durch  ihn  wieder  zur 
Einheit  der  Kirche  zu  gelangen  hoffen  konnte. 

Am  25.  März  1409  trat  das  Konzil  zu  Pisa^  zusammen.  Zur  Zeit  seines  stärk- 
sten Besuches  waren  auf  demselben  zugegen  22  oder  24  Kardinäle  von  beiden  Obe- 
dienzen,  4  Patriarchen*^,  80  Bischöfe,  102  Prokuratoren  von  abwesenden  Bischöfen'', 
87  Aebte  und  200  Prokuratoren  solcher,  41  Prioren,  die  Generale  der  Dominikaner, 
Minoriten,  Carmeliten,  Augustiner  und  Serviten,  ferner  der  Grossmeister  von  Rhodus 
mit  l  ()  Kommenthuren,  der  Generalprior  der  Ritter  vom  h.  Grabe,  der  Generalproku- 
rator des  Deutsch-Ordens,  Deputirte  einer  Anzahl  von  Universitäten^,  Prokuratoren 


gandi  sacrum  et  generale  concilium  ad  nos  to- 
taliter  devolutara,  quod  ex  retro  gestis  estis  in 
dicta  congregatione  suspecti,  cum  non  nisl  post- 
quampraesensistis,  nos  ad  dictam  convocationem 
parari ,  hoc  unquam  velle  facere  ostendistis  et 
quia  nee  possibile  sit  per  ambos  vel  in  uno  loco 
tale  generale  concilium  convocari  nee  vocatio  illo- 
riim  obedientiae  alterius  partis  posset  recte  dici 
concilium  generale  nee  in  eo  de  altero  irrequisito 
aliquid  definire,  nee  requisitus  etiam  cum  parte 
sua  accederet  et  si  accederet,  et  si  ambo  praesi- 
deretis,  prout  in  uno  papa  indubitato  probabili- 
ter  dici  posset,  essetis  in  eodem  corpore  et  unica 
ecclesia  duo  capita  quasi  monstrum  :  nee  iura 
quae  de  congregatione  generalis  concilii  auctori- 
tate  papa  loquuntur,  vendicant  sibi  locum,  cum 
duo  contendunt  contra  vota  et  iuramenta  sua  im- 
probabiliter  de  papatu,  et  quia  per  mutuam  cessio- 
nem  absque  concilii  vocatione,  iuxta  praemissa 
tot  vinculis  confirmata,  possetis  sine  tot  labori- 
bus  et  dispendiis  dare  ecclesiae  unitatem  et  pa- 
cem." 

1  lieber  diese  beiden  Konzilien ,  welche  zu 
Perpignan  und  Cividale  abgehalten  sind ,  vgl. 
unten  §.  175  a.  E. 

2  Darüber  s.  ebendaselbst. 

3  In  kanonistischer  Beziehung  wurde  gegen 
das  Vorgehen  der  Kardinäle  damals,  s.  das  ano- 
nyme Gutachten  bei  Man  s'i  27,  223,  insbesondere 
Folgendes  geltend  gemacht,  1.  dass  der  Papst 
allein  das  ausschliessliche  Recht  zur  Berufung 
von  Konzilien  besitze,  wofür  man  das  dict.  Gra- 
tiani  zu  c.  6  Dist.  XVII  (betreffend  das  Verhal- 
ten des  Ostgothenkönigs  Theodorich  gegen  Papst 
Symmachus,  s.  Th.  I.  S.  298)  und  c.  5  (Pseudo- 
Isidor)  ibid.  anführte.  2.  Behauptete  man  unter 
Berufung  auf  §.  Item  Symmachus  in  C.  II. 
qu.  7  (dieses  Citat  ist  unrichtig,  gemeint  ist  das 
cit.  dict.  Gratiani)  und  auf  C.  II.  qu.  2  und  C. 
III.  qu.  1,  dass,  ehe  ein  Papst  zu  erscheinen  ver- 
pflichtet sei,  ihm  als  spoliatus  volle  Restitution 
zu  gewähren  sei,  d.  h.  die  Subtraktionen  von  der 
Obedienz  und  die  Neutralitätserklärungen  besei- 
tigt sein  müssten  und  dass  diejenigen,  welche 
sich  der  Obedienz  entzogen  hätten,  kein  Stimm- 


recht ausüben  dürften.  3.  Sodann  wies  man 
darauf  hin,  dass  nach  c.  9  Dist.  XIX,  c.  6  Dist. 
XL  ( s.  Th.  I.  S.  302.  n.  3  u.  J  a  n  u  s  ,  d.  Papst  u. 
d.  Konzil.  Leipzig  1869.  S.122)u.  c.  1.  C.XXIV. 
qu.  i  der  Papst  wohl  wegen  erwiesener  Ketzerei, 
nicht  aber  wegen  anderer  Vergehen,  c.  11 
(Pseudo-Isidor)  Dist.  LXXIX  u.  c.  42  (Pseudo- 
Isidor)  C.  XXIII.  qu.  5,  insbesondere  nicht  we- 
gen eines  blossen  Schismas  ohne  Ketzerei,  c.  26 
CXXIV.  qu.  3,  abgesetzt  werden  dürfe. 

Dagegen  führt  ein  Gutachten ,  welches  die 
Bologneser  Theologen,  Kanonisten  und  Legisten 
Ende  1408  und  Anfang  1409  auf  Verlangen  des 
Kardinals  Balthasar  Cossa  abgegeben  haben, 
Mansi  27,  219  aus,  dass  ein  Schisma  durch 
lange  Aufrechterhaltung  in  Häresie  übergehe 
und  der  Papst,  welcher  demselben  trotz  aller  Er- 
mahnungen nicht  abhelfe,  als  Ketzer  zu  behan- 
deln sei,  indem  es  dabei  auf  c.  21.  34  C.  XXIV. 
qu.  1,  c.  26.  C.  XXIV.  qu.  3,  c.  7.  0.  VII  qu. 
1,  c.  4.  C.  XV.  qu.  6,  c.  9.  Dist.  XIX,  c.  9. 
Dist.  LXXIX,  c.  50.  C.  II.  qu.  1  Bezug  nimmt. 
Eine  tiefere  und  principielle  Begründung  des 
Rechts  der  Kardinäle  haben  dagegen  andere,  so 
z.  B.  Gerson  und  d'Ailli  versucht,  vgl.  Th.  I. 
S.  197;  Hef«le  6,  791.  n.  2;  Tschackert, 
Peter  v.  Ailli  S.  147.  Die  Konklusionen  des 
ersteren  und  eine  Rede  desselben  auch  bei 
Mansi  27,  218  u.  174. 

*  Vgl.  Jacques  Lenfant,  histoire  du  con- 
cile  de  Pise.  Amsterdam.  1734.  2  tom. 

5  Die  3  lateinischen  v.  Alexandrien,  Antio- 
chien  und  Jerusalem ,  sowie  der  von  Aquileja, 
Mansi  26,  1242. 

^  Unter  diesen  werden  einzelne  als  ,,episcopus 
in  universali  ecclesia^'  bezeichnet,  Mansi  27, 
338.  u.  26,  1242,  wo  ein  solcher  Bischof  als  Ver- 
treter des  Patriarchen  von  Aquileja  aufgeführt 
ist.  Sie  sind  Weihbischöfe,  wie  insbesondere  die 
Bemerkung  in  Betreff  des  einen  :  ,,  ad  ecclesiam 
Saltam.  (?)  promotus",  ergiebt,  vgl.  auch  Th.  II. 
S.  176.  n.  8. 

■^  Von  Paris,  Toulouse,  Orleans,  Angers,  Mont- 
pellier, Krakau,  Wien,  Prag,  Köln,  Bologna,  Flo- 
renz, Oxford  und  Cambridge. 
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von  mehr  als  100  Domkapiteln,  mehr  als  300  Doktoren  der  Theologie  und  des  kano- 
nischen Rechts  und  endlich  zahlreiche  Gesandte  der  Fürsten  und  Republiken  des 
Abendlandes  K 

Von  vornherein  wurden,  trotzdem  dass  die  Kardinäle  der  beiden  Obedienzen  für 
jede  ein  besonderes  Konzil  berufen  hatten ,  die  Sitzungen  und  die  Berathungen  ge- 
meinschaftlich gehalten,  und  es  tagten  von  Anfang  an  die  Erschienenen  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  verschiedene  Obedienz  als  eine  einzige  Körperschaft^. 

Bei  der  Einmüthigkeit,  welche  das  Konzil  beherrschte,  war  ebensowenig,  wie 
auf  früheren  Synoden  von  der  Aufstellung  einer  Geschäftsordnung  die  Rede  ^.  Ob  zu 
einem  Decisiv- Votum  nur  diejenigen  Geistlichen,  welche  ein  solches  auf  den  älteren 
allgemeinen  Konzilien  besessen  hatten,  d.  h.  die  Kardinäle  und  die  Bischöfe"^,  oder 
auch  diejenigen,  welchen  auf  diesen  nur  eine  berathende  Stimme  eingeräumt  war,  zu- 
gelassen worden  sind  ^,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Indessen  kann  höch- 
stens für  die  Aebte  und  die  übrigen  niedrigeren  Prälaten  eine  Erweiterung  ihrer  Be- 
rechtigung angenommen  werden ,  während  in  Betreff  der  sonstigen  Mitglieder  keine 
Aenderung  erfolgt  zu  sein  scheint  f'.    Selbstverständlich  hatten  auch  die  Gesandten 


*  Vgl.  die  Verzeichnisse  bei  Mansi  26,  1239 
u.  27,  331;  ferner  v.  Raum  er  a.  a.  0.  S.  28 ; 
Hefele  6,  854,  Schwab  a.  a.  0.  S.  229.  Ge- 
nau lassen  sich  die  Zahlen  nicht  feststellen. 

2  Das  ergeben  die  Berichte  über  die  einzelnen 
Sitzungen ;  vgl.  auch  ferner  den  Beschluss  der 
8.  Sitzung,  M.  26,  1220  u  u.  27,  366 :  „banc  ss. 
synodum  per  dd.  cardinales  utriusque  collegii  ad 
tantum  bonum  siraul  unitos  et  congregatos  tem- 
pore congruo  et  in  loco  tuto  et  babili  et  idoneo, 
securo  et  libero  rite,  debite  et  canonice  convo- 
catam.  Declarat  insuper,  pronunciat  et  decernit 
per  dei  gratiam  bic  esse  generale  concilium  re- 
praesentativum  totius  universalis  catholicae  ec- 
clesiae,  rite,  iuste  et  rationabiliter  fundatum  et 
congregatum." 

Was  die  Sitzordnung  betrifft,  so  hätten  den 
hervorragendsten  Platz  nahe  am  Altar  (im  Dome 
zu  Pisa)  die  Kardinäle,  auf  den  in  gleicher  Höbe 
an  den  beiden  Langseiten  errichteten  Bänken 
Sassen  die  Prälaten,  zuerst  die  Gesandten  der 
Könige,  welche  diese  Würde  hatten ,  dann  die 
übrigen  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  Aebte  nach 
dem  Promotionsalter,  niedriger  wie  diese  auf  be- 
sonderen Bänken  die  Vertreter  der  Bischöfe  und 
Kapitel,  sowie  die  Magister  und  Doktoren,  vor 
den  Kardinälen  etwas  niedriger  die  Gesandten 
der  Fürsten,  welcbe  nicht  Prälaten  waren,  fer- 
ner die  Auditoren  und  anderen  Geistlichen  der 
päpstlichen  Kammer,  sowie  die  Ordensgeneräle, 
Mansi  27,  3.  115.  Doch  wurde  wiederholt,  in 
der  1.  und  9.  Sitzung  erklärt,  dass  aus  dieser 
Ordnung  Niemandem  ein  Präjudiz  erwachsen 
solle,  1.  c.  p.  115.  128.  394  u.  26,  1221. 

3  S.  0.  S.  361. 

4  S.  0.  S.  359. 

^  Also  die  Vertreter  der  Kapitel,  der  Univer- 
sitäten und  der  Orden,  soweit  sie  nicht  zu  den 
biscbö fliehen  Prälaten  gehörten. 

^  V.  Raum  er  a.  a.  0.  S.  30  hält  es  für  mehr 
als  wahrscheinlich ,  dass  alle  erwähnten  (mit 
Ausnahme  der  weltlichen  Gesandten)  von  den 
Kardinälen   bis   zu    den  Magistern   und   Bacca- 


laureen  (formati)  der  Theologie  gleiches,  also 
Decisiv-Votum  gehabt  haben.  Er  schliesst^dies 
daraus,  dass  wiederholt  berichtet  wird,  dass 
diejenigen,  welche  in  der  Versammlung  ge- 
sessen, gestimmt  haben,  und  von  den  Geistlichen 
und  den  Mitgliedern  der  gedachten ,  verschie- 
denen Klassen  Gutachten  abgegeben  worden 
sind. 

Nach  Lage  der  Berichte  erscheint  mir  dieser 
Schluss  gewagt.  Wenn  gesagt  wird,  Mansi  27, 
3:  „indictum  fult  auctoritate  concilii,  ut  omnes, 
praelatis,  nunciis  et  doctoribus  exceptls,  ab  ec- 
clesia  recederent",  p.  123 :  „familiaribus  dd.  car- 
dinalium  et  aliis  omnibus  vocem  in  concilio  non 
haben tibus  deiectis",  und  p.  126  :  „quod  omnes, 
qui  non  häberent  vocem  in  concilio,  irent  extra 
ecclesiam  exceptis  doctoribus,  magistris  in  theo- 
logia  et  servientibus  de  mitra  dd.  cardinalium", 
so  wird  hierbei  nicht  zwischem  decisivem  und 
konsultativem  Votum  unterschieden.  Dass  die 
Doktoren  und  Magistri  besonders  erwähnt  wer- 
den, erklärt  sich  daraus,  dass  sie  bisher  auf  den 
früheren  Konzilien  nicht  oder  so  gut  wie  nicht 
vertreten  waren.  Allerdings  wird  über  die  Ab- 
stimmungen berichtet,  p.  122:  „Tunc  fuerunt 
inquisita  vota  omnium  in  concilio  sedentium : 
quibus  in  unum  congregatis  fuerunt  reperti  eius- 
dem  voluntatis'' ;  p.  123  (ähnlich  wie  vorher), 
p.  126  :  „fuerunt  scrutata  vota  omnium  in  con- 
cilio sedentium  per  notarios  sigillatim.  Quod 
nullo  contradicente  omnibus  placuit",  p.  128. 
365.  396  (dem  Sinne  nach  ebenso),  p.  395 : 
„Dum  vero  peterentur  vota  singulorum  .  .  .  om- 
nibus in  eisdem  consentientibus ,  contradixit 
unus  Anglicanus  cortisianus  de  servitoribus 
Errorii  (d.  h.  Gregorii  XII),  cui  propter  contra- 
dictionem  petitum  est,  an  mandatum  haberet 
essendi  in  concilio :  quo  respondente  quod  nul- 
lum  habeat  mandatum ,  statim  cum  confusione 
eiectus  de  concilio",  so  beweist  dies  nur,  dass 
man  alle  gefragt  hat,  ergiebt  aber  nichts  darüber, 
ob  den  Abstimmungen  der  verschiedenen  Klassen 
gleicher  Werth  beigelegt  worden  ist  oder  nicht. 
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der  weltlichen  Fürsten  das  Recht  gutachtlicher  Meinungsäusserung,  Stimmrecht  aber 
nur  insofern  und  insoweit  als  ihnen  dies  nach  der  von  ihnen  bekleideten  geistlichen 
Stellung  zukam  '. 

Das  Präsidium  auf  der  Synode  hatte  bis  zur  Wahl  des  neuen  Papstes  Alexan- 
ders V.  der  Kardinal  von  Palästrina^,  nachher  aber  in  Gemässheit  des  früheren 
Rechtes  der  erstere  selbst^. 

Die  veränderte  Stellung  der  Synode  im  Vergleich  zu  den  früheren  Zeiten  zeigt 
sich  zunächst  in  der  Art  der  Geschäftsbehandlung.  Davon,  dass  etwa  die  Kardinäle, 
wie  auf  den  vorhergehenden  Konzilien  der  Papst,  thatsächlich  die  Entscheidung  aller 
Angelegenheiten  in  der  Hand  gehabt  und  die  Synode  beherrscht  haben ,  war  keine 
Rede,  vielmehr  stand  die  Entscheidung  bei  den  Konzilsmitgliedern,  und  sogar  die 
Vorbereitung  wichtiger  Berathungsgegenstände  erfolgte  in  Kommissionen,  zu  welchen 
ausser  den  Kardinälen  noch  Vertreter  der  einzelnen  erzbischöflichen  Provinzen  depu- 
tirt  waren  "*. 

Viel  bedeutsamer  aber  war  es ,  dass  die  Synode ,  indem  sie  von  der  für  sich  in 
Anspruch  genommenen  Vertretung  der  ganzen  Kirche  und  ihrer  daraus  hergeleiteten 


Man  rechnete  offenbar  überall  auf  Einmüthig- 
keit,  wie  dies  die  Entfernung  eines  Engländers 
(s.  die  zuletzt  citirte  Stelle)  zeigt,  welcher  nicht 
früher  nach  seiner  Legitimation  befragt  wird,  als 
bis  er  widerspricht;  weiter  auch  der  Umstand, 
dass  mitunter  ohne  besondere  Umfrage  generell 
abgestimmt  worden  ist,  1.  c.  p.  409.  410: 
„responsum  est  in  multitudine"  oder  „in  turba : 
Placet".  Die  Frage  ist  demnach  gar  nicht  zur 
Erörterung  gekommen.  Ebensowenig  halte  ich 
für  erwiesen,  so  He  feie  2.  Aufl.  1,23,  dass 
die  Doktoren  der  Theologie  und  des  kanonischen 
Rechts  ein  votum  decisivum  gehabt  haben.  Die 
dafür  in  Bezug  genommene,  für  das  Konstanzer 
Konzil  von  d'Ailli  gefertigte  schedula,  Mansi 
27,  561  ;  ,,  Et  quia  antiquitus  haec  doctorum 
auctoritas  non  erat  introducta  per  modura  stu- 
diorum  generalium,  quae  hodie  auctoritate  eccle- 
siae  observätur,  de  eis  non  fit  mentio  in  antiquis 
iuribus  communibus,  sed  in  concilio  Pisano  et 
Romano  eorum  auctoritas  allegatur  et  in  difflni- 
tiva  sententia  se  subscribunt"  kann  ebenso  gut 
auf  ein  votum  consultativum  hindeuten.  Die 
Annahme  des  Textes,  dass  möglicher  Weise  den 
Aebten  und  niederen  Prälaten  Decisiv-Yotum 
zugestanden  hat,  gründet  sich  auf  die  Mitthei- 
lung 1.  c.  p.  117:  „dixit  (cardinalis  Prenestinus), 
quod  concilium  constitueret  procuratores,  advo- 
catos  et  notarios  pro  serviendo  concilio.  In  quo 
omnes  consenserunt.  Tunc  .  .  .  unus  notarius 
.  .  .  incepit  nomin are  ...  VI  notarios  electos  per 
concilium,  IV  procuratores  et  II  ädvocatos.  Qui- 
bus  nominatis  praesentaverunt  omnibusprae- 
latis  ,  qui  omnes  in  eorum  electione  consensum 
praebuerunt." 

1  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Umstand,  dass  es 
auffiel,  dass  die  Gesandten  König  Ruprechts,  ein 
Erzbischof  und  zwei  Bischöfe ,  vor  dem  Konzil 
nicht  in  geistlicher  Tracht  erschienen,  und  nicht 
unter  den  Synodalmitgliedern  ihre  Sitze  ein- 
nahmen, Mansi  27,  5. 

2  Vgl.  Mansi  26, 1131  u.  27,  116.  117.118. 
121.  360  und  zwar  als  ältester,  noch  vor  dem 
Schisma  ernannter  Kardinal,    Hefele  6,  888. 


Möglich  ist,  dass  einmal  für  ihn  der  Patriarch  v. 
Alexandrien  präsidirt  hat,  Mansi  27,  364;  was 
Hefele  6,  880.  n.  1  freilich  bestreitet. 

Schon  in  der  ersten  Sitzung  wurden  mehrere 
Prokuratoren  (oder  Promotoren),  Advokaten  und 
Notare  des  Konzils  gewählt  und  die  letzteren 
vereidigt.  Die  Promotoren  haben  die  Erledigung 
der  Geschäfte  zu  betreiben,  insbesondere  die  dazu 
•erforderlichen  Anträge  zu  stellen,  die  Advokaten 
sind  dabei  ihre  rechtskundigen  Gehülfen,  welche 
auf  ihre  Veranlassung  handeln.  I.e.  27,  127:  „de 
qua  petitione  ipse  procurator  in  cathedra  cum 
advocato  existens  petiit"  .  .  .  „rursum  idem  ad- 
vocatus  ascendit  cathedram  et  dixit,  quod  per 
promotores  seu  procuratores  per  concilium  electos 
petebatur";  p.  128 :  „advocatus  legit  quamdam 
schedulam,  qua  pro  parte  promotoris  petebatur"; 
p.  363:  „promotore  instante";  26,  1219:  „fuit 
.  .  .  protestatum  per  dictum  advocatum  ad  instan- 
tiam  promotorum  et  procuratorum ;  vgl.  weiter 
27,  117.  118.  121.  123.  126.  364.  365  u.  26, 
1228.  Die  Notare  hatten  die  Beurkundung  der 
Verhandlungen  des  Konzils  und  die  Einsamm- 
lung der  Stimmen  zu  besorgen,  Mansi  27,  117, 
s.  auch  die  Citate  S.  365.  n.  6. 

3  Mansi  26,  1234  ff.  27,  130.  131.  411. 

*  Dies  geschah  auf  Vorschlag  der  Kardinäle 
und  zwar  sollte  nach  dem  zuerst  von  den  Fran- 
zosen beschlossenen  Modus  aus  jeder  Provinz  der 
Erzbischof,  bei  Verhinderung  desselben  aber 
statt  seiner  ein  Bischof  oder  Doktor  aus  der  be- 
treffenden Provinz ,  welche  von  den  einzelnen 
Nationen  gewählt  waren,  zur  Berathung  mit 
den  Kardinälen  zusammentreten,  Mansi  27,  7. 
8 ;  H  e  f  e  1  e  6,  878.  880.  Eine  Berücksichtigung 
der  Nationen  fand  ausserdem  insofern  statt, 
als  die  Mitglieder  einzelner  Deputationen ,  so 
derjenigen ,  welche  in  dem  Prozesse  gegen  die 
beiden  Päpste  die  Zeugenvernehmungen  und  die 
sonstigen  Beweiserhebungen  vornehmen  sollte, 
unter  Berücksichtigung  der  Nationalitäten  ge- 
wählt wurden,  Mansi  26,  1219  u.  27,  126; 
Hefele  6,  877. 
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Superiorität  Gebrauch  machte ,  die  beiden  sich  befehdenden  Päpste  als  Schismatiker 
und  Ketzer  der  päpstlichen  Würde  für  verlustig  erklärte^,  die  Neuwahl  eines  andern 
Papstes  durch  die  Kardinäle  der  früheren  beiden  Obedienzen,  welche  zu  einem  ein- 
zigen Kollegium  zusammentreten  sollten,  beschlösse,  sowie  dass  der  neue,  von  den 
Kardinälen  gewählte  Papst  Alexander  V.  im  Einvernehmen  mit  der  Synode,  für 
den  Fall,  dass  dieselbe  von  ihm  oder  einem  seiner  Nachfolger  aus  dringenden  Grün- 
den aufgelöst  werden  sollte,  den  Zusammentritt  eines  neuen  Konzils ,  dessen  Ort  ein 
Jahr  vor  demselben  kundgegeben  werden  sollte,  auf  den  Monat  April  des  Jahres  1412 
anordnen  musste  ^. 

Der  erste  Versuch,  die  Superiorität  des  Konzils  gegenüber  dem  Papst  durchzu- 
setzen und  dasselbe  auch  für  die  Folgezeit  hinsichtlich  seines  Zusammentritts  unab- 
hängig von  demselben  zu  stellen,  war  damit  gemacht,  wenngleich  man  sich  dabei 
freilich  noch  möglichst  auf  den  Boden  historischen  Rechtes  gestellt  hatte  "*  und  diesen 
auch  nach  der  Wahl  des  Papstes  insofern  wieder  betrat,  als  man  den  letzteren  sämmt- 
liche  Anordnungen  der  Kardinäle  seit  dem  30.  Mai  1408  und  alle  Akte  des  Konzils 
genehmigen  sowie  jeden  etwaigen  Mangel  (defectus  iuris  et  facti)  heilen  liess^ 


1  S.  Th.  I.  S.  306.  Anm.  2.  Beide  waren  auf 
dem  Konzil  nicht  erschienen.  Die  Ankunft  der 
Gesandten  Benedikts  XIII  erfolgte  erst  nach  dem 
5.  Juni  1409,  an  welchem  die  Ahsetzungssen- 
tenz  verkündet  worden  ist,  Hefele  6,  889.  Die 
näheren  Nachweisungen  über  das  vor  der  Ab- 
setzung beobachtete  Verfahren  bei  Hefele  6, 
854.  866.  877.  880  ff. 

*■:  Vor  der  Absetzung  sind  namentlich  von  den 
Gesandten  des  deutschen  Königs  Ruprecht  v.  d. 
Pfalz  eine  Reihe  von  Bedenken  gegen  das  Ver- 
fahren der  Synode  geltend  gemacht  worden,  ins- 
besondere s.  Mansi  26,  1193:  „dubium  est,  an 
convocatio  concilii  possit  fleri  ab  illo  vel  illis  qui 
nullam  habet  vel  habent  auctoritatem  super  con- 
vocandum  et  praesertim  super  concilium,  cuius 
ipsi  cardinales  non  sunt  superiores  :  nee  videntur 
habere  aliquam  auctoritatem  super  ipsum  nee 
ordinariam  nee  delegatam."  Die  Widerlegung 
dieser  Bedenken ,  welche  der  Doktor  der  Rechte, 
Petrus  de  Ancorano  aus  Bologna  in  der  7.  Sit- 
zung im  Auftrage  des  Konzils  vornahm,  1.  c.  27, 
367  sucht  namentlich  darzulegen,  dass  die  bei- 
den Päpste  als  Förderer  des  Schismas  und  folge- 
weise als  Ketzer  mindestens  der  Ausübung  ihres 
päpstlichen  Amtes  verlustig  gegangen  seien  und 
daher  das  Recht  zur  Berufung  des  Konzils  auf 
die  Kardinäle ,  als  seine  Gehülfen  bei  der  Ver- 
waltung der  Jurisdiktion,  devolvirt  wäre.  Ferner 
wird  ihr  Konvokationsrecht  durch  den  Hinweis 
darauf,  dass  in  Folge  des  Schismas  die  römische 
Kirche  erledigt  worden  sei  (c.  1.  X.  de  schismat. 
V.  8),  und  dass  die  Kardinäle  bei  obwaltender 
Nothwendigkeit  während  der  Vakanz  des  päpst- 
lichen Stuhles  dringende  Angelegenheiten  zu  er- 
ledigen berechtigt  seien  (c.  3.  in  VI.  de  elect. 
I.  6j,  zu  begründen  gesucht,  indem  dabei  aus- 
geführt wird,  dass  selbst  im  Falle  einer  Nicht- 
erledigung  ihnen  eine  solche  Befugniss  zukomme, 
wenn  die  Nothwendigkeit  dies  erheische,  z.B.  der 
Papst  wahnsinnig  oder  von  Ketzern  gefangen  sei, 
oder  wegen  Beschuldigung  der  Ketzerei  seiner- 
seits kein  Konzil  berufe  oder  dies  nicht  könne, 


weil  ihm  nur  ein  Theil  der  Kirche  anhänge.  Es 
ist  also  auch  hier  der  Standtpunkt  der  Devolu- 
tion („certe  in  istis  casibus  videretur  quod  ad  car- 
dinales tamquam  proximos  atque  vicinos,  devol- 
vatur  illa  potestas")  1.  e.  p.  383  festgehalten. 

Sein  Absetzungsrecht  hat  das  Konzil  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Gutachten  vieler  Univer- 
sitäten, Mansi  27,  399  und  einem  vorher  abge- 
gebenen Votum  aller  anwesenden  Magister  der 
Theologie  und  Doktoren,  Licentiaten  und  bacca- 
laurei  formati,  1.  c.,  in  Anhalt  an  das  historische 
Recht  auf  eine  ausdehnende  Interpretation  des 
Begriffes  der  Häresie  gegründet,  nicht  auf  die 
neuen,  damals  schon  hervorgetretenen  Anschau- 
ungen von  der  Superiorität  der  Kirche  und  des 
Konzils  über  den  Papst,  welche  auf  naturrecht- 
licher Basis  ruhen,  Th.  I.  S.  197;  Hübler, 
Konstanzer  Reformation  S.  372  ff. 

2  Mansi  26,  1149.  1231  u.  27,  468. 

3  Hefele  6,  899. 

*  Vgl.  Anm.  1  a.  E. 

5  Mansi  26,  1152  u.  27,411.  Das  war  selbst- 
verständlich irrelevant,  denn  hatte  die  Synode 
keine  Befugniss,  die  beiden  Päpste  abzusetzen, 
so  war  Alexander  V  nicht  rechtmässig  gewählt 
und  konnte  eine  päpstliche  Bestätigung  nicht  er- 
theilen.  Im  umgekehrten  Falle  war  dieselbe 
dagegen  etwas  Ueberflüssiges.  Das  Faktum  zeigt 
aber  immerhin ,  dass  man  sich  in  Uebereinstim- 
mung  mit  den  mittelalterlichen  Aiischauungeu 
ein  allgemeines  Konzil  nicht  ohne  Papst  denken 
konnte  und  so  auf  den  Ausweg  verfiel,  das,  was 
ohne  denselben  geschehen  war,  nachträglich 
durch  ihn  gewissermassen  ratihabiren  zu  lassen. 
In  Uebereinstimmung  damit  steht  es  auch,  dass 
während  der  ersten  Zeit  alle  Beschlüsse  des  Kon- 
zils in  dessen  Namen  erlassen  sind  (s.  die  frü- 
heren Citate),  diejenigen  aber,  welche  es  nach  der 
Wahl  Alexanders  V  gefasst  hat,  wieder  die  mit- 
telalterliche Form  der  Anordnung  des  Papstes 
,,  sacro  approbante  concilio",  Mansi  26,  1154. 
1155.  1235  aufweisen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171 


Gelungen  ist  aber  dieser  Versuch  nicht.  Alexander  V.  wurde  zwar  in  den 
meisten  Ländern  als  rechtmässiger  Papst  anerkannt,  indessen  weder  Gregor  XIL  noch 
Benedikt  XIIL  fügten  sich  dem  Absetzungsbeschlusse  des  Konzils  und  behielten  noch 
immer ,  der  eine  Neapel  und  einige  kleinere  Staaten  Italiens ,  der  andere  Spanien, 
Portugal  und  Schottland,  sowie  den  deutschen  König  und  einzelne  deutsche  Fürsten 
in  ilirer  Obedienz'.  Daher  hat  die  Synode  von  Pisa  nicht  sofort  das  Ansehen  einer 
abendländischen  allgemeinen  oder  ökumenischen  Synode  erlangen  können.  Später 
ist  ihr  aber  dieser  Charakter  insofern  zu  Theil  geworden,  als  Alexander  V.  und 
sein  Nachfolger  Johann  XXIIL  (1410  bis  1419)  nachmals  ^  selbst  in  Rom  nicht  als 
Eindringlinge  und  unrechtmässige  Päpste  betrachtet  worden  sind  -^  und  in  dieser  An- 
erkennung der  durch  das  Konzil  erfolgten  Wahl  des  ersteren  mindestens  ein  still- 
schweigendes Zugeständniss  der  Oekumenicität  der  Synode  liegt  4. 

Alexander  V.  verschob,  obwohl  er  noch  vor  seiner  Wahl  mit  den  übrigen,  bei 
derselben  betheiligten  Kardinälen  die  Inangriffnahme  der  Reformation  der  Kirche  hatte 
geloben  müssen,  dieselbe  bald  nach  seiner  Thronbesteigung  unter  Zustimmung  des 


1  Hefeleß,  901. 

2  Dem  Konstaiizer  Konzil,  welches  selbst  als 
ein  allgemeines  zu  betrachten  ist ,  (darüber  s. 
unten)  hat  das  Pisaner  unzweifelhaft  als  solches 
gegolten.  Als  hier  die  dem  Papst  ergebene,  auf 
Hinausschiebung  der  Reformation  bedachte  Par- 
tei vor  allem  eine  päpstliche  Bestätigung  des 
letzteren  verlangte,  v.  d.  Hardt,  magn.  conc. 
Constant.  2,  192,  reichten  Ailli  und  mehrere 
französische  Prälaten  einen  Gegenantrag  ein,  in 
welchem  erklärt  wurde,  dass  das  Konstanzer 
Konzil  nur  die  Fortsetzung  des  Pisaner  sowie 
mit  ihm  eins  sei,  und  daher  das  letztere  keiner 
Bestätigung  bedürfe,  1.  c,  Tschackert,  Peter 
d' Ailli.  S.  185 ff.,  worauf  die  päpstliche  Par- 
tei ihren  Antrag  fallen  Hess.  Die  Synode 
selbst  hat  die  Rechtmässigkeit  des  Pisaner 
Konzils  niemals  in  Zweifel  gezogen,  und  auch 
Johann  XXIII,  wie  gerade  seine  Absetzung  zeigt, 
nicht  als  blossen  Papst-Prätendenten,  sondern  als 
rechtmässigen  Papst  betrachtet.  Wenn  sie  noch- 
mals eine  Absetzungssentenz  gegen  Benedikt  XIII 
aussprach,  so  war  das  nur  ein  Superfluum.  Die 
Rechtmässigkeit  der  früher  durch  das  Pisanum 
erfolgten  ist  dabei  nicht  in  Frage  gestellt  worden. 
Während  das  gegen  ihn  ergangene  Urtheil  ihn 
blos  seines  Rechtes  auf  den  päpstlichen  Stuhl  als 
Schismatiker  ipso  iure  verlustig  gegangen  er- 
klärt und  ihn,  „quatenus  de  facto  papatum  se- 
cundum  se  tenet",  absetzt,  v.  d.  Hardt  4,1375; 
lautet  die  Sentenz  gegen  Johann  XXIII,  1.  c.  p. 
281  dahin:  „papatu  .  .  .  deponendum  fore, 
et  eum  .  .  .  synodus  amovet,  privat  et  deponit." 
Desgleichen  kann  die  Annahme  der  Abdankung 
Gregors  XII  durch  die  Konstanzer  Synode  nicht, 
(a.  M.  Schwab  a.  a.  0.  S.  250)  als  ein  Ab- 
gehen von  dem  Urtheile  der  Pisaner  Synode  be- 
trachtet werden.  Auch  hier  handelte  es  sich  nur 
um  die  Beseitigung  der  bis  dahin  von  dem 
Papste  selbst  erhobenen  Ansprüche. 

^  Dies  zeigt  sich  darin,  dass  Alexander  V  von 
seinen  Nachfolgern  gleichen  Namens  unbean- 
standet in  der  Reihenfolge  mitgezählt  worden  ist. 


Auch  Bellarmin  de  conciliis  et  ecclesia  I.  8, 
opp.  Colon.  Agripp.  1620.  2,  13  erachtet  ihn 
und  Johann  XXIII  für  rechtmässige  Päpste. 

*  Diese  Konsequenz  hat  einzelne  derjenigen 
Kurialisten ,  welche  dem  Konzil  den  Charakter 
der  Oekumenicität  absprechen ,  dazu  geführt, 
auch  die  Illegitimität  Alexanders  V  und  Jo- 
hanns XXIII  zu  behaupten  und  Gregor  XII  bis 
zu  seiner  späteren  Abdankung  für  den  recht- 
mässigen Papst  zu  erklären,  Raynald  ann.  a. 
1409.  n.  79  u.  80;  Phillips  K.  R.  1,  265  ff. 
u.  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  74.  Die  meisten ,  neuer- 
dings noch  Hefele  2.  Aufl.  1,  67,  bewegen  sich 
dagegen  in  dem  Widerspruch,  die  Oekumenicität 
des  Pisanum  zu  bestreiten ,  andererseits  aber 
Alexander  V  als  rechtmässigen  Papst  zu  be- 
trachten, zweifellos  deshalb,  weil  sie  die  Su- 
periorität  des  Konzils  über  den  Papst  nicht  ein- 
räumen wollen,  andererseits  sich  aber  der  Macht 
der  historischen  Thatsachen  nicht  verschliessen 
können.  Für  die  Oekumenicität  des  Konzils 
die  Gallikaner  Edm.  Richer,  bist,  concilior. 
general.  Paris  1680.  lib.  II.  c.  2;  Bossuet 
defensio  declarationis  .  .  .  Gallican.  P.  II.  1.  IX. 
c.  lOff. ;  Natalis  Alexander  bist,  eccles. 
saec.  XV  et  XVI  diss.  II.  ed.  Venet.  Ferrara. 
t.  9  (1762)  p.  296  ff. 

Wenn  Bellarmin  1.  c.  das  Konzil  als  ein 
„generale  nee  approbatum  nee  reprobatum"  be- 
zeichnet, so  hat  er  offenbar  das  Richtige  ge- 
fühlt. In  der  That  lässt  sich  die  Streitfrage 
weder  einfach  mit  Ja  noch  mit  Nein  beant- 
worten, da  das  Konzil  einer  Zeit  angehört,  in 
welcher  erst  der  Versuch  gemacht  wird,  das  bis- 
her geltende  Recht  zu  ändern  ,  die  neuen  An- 
schauungen aber  noch  nicht  allseitig  festen  Bo- 
den errungen  haben ,  mithin  der  damalige 
Rechtszustand ,  nach  welchem  allein  die  Ent- 
scheidung getroffen  werden  kann,  gerade  in  das 
Schwanken  gerathen  war.  Von  praktischer  Er- 
heblichkeit ist  die  Kontroverse  nicht ,  da  das 
Konzil  keine  Vorschriften  von  dauernder  Bedeu- 
tung, deren  Gültigkeit  heute  noch  in  Frage  kom- 
men könnte,  erlassen  hat. 
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Pisaner  Konziles  auf  die  schon  früher  (S.  367)  festgesetzte  Synode  und  vertagte  das 
erstere  bis  zu  dem  Zusammentritt  der  letzteren  ^.  In  Gemässheit  diesesBeschlusses  berief 
sein  Nachfolger  Johann  XXII.  im  J.  1411  eine  weitere  allgemeine  Synode  auf  den 
1.  April  des  folgenden  Jahres  nach  Rom.  Zu  derselben  fanden  sich  jedoch  die  Mit- 
glieder so  langsam  und  in  so  geringer  Zahl  ein ,  dass  die  Eröffnung  der  Verhandlun- 
gen erst  gegen  das  Ende  des  Jahres  stattfinden  konnte.  Selbst  aber  noch  beim  Beginn 
des  folgenden  Jahres  war  das  Konzil  sehr  wenig  besucht,  und  so  gelang  es  dem  Papst, 
welcher  seinerseits  kein  Interesse  an  der  Reform  der  Kirche  hatte ,  die  Zustimmung 
des  Konzils  zur  Einberufung  einer  neuen  Synode  im  Dezember  des  gedachten  Jahres 
nach  einem  erst  später  noch  zu  bestimmenden  Orte  zu  erhalten  2. 

Nach  dem  Schlüsse  dieses  römischen,  so  gut  wie  resultatlos  verlaufenen  Kon- 
zils^, welches  schon  in  Folge  seines  schwachen  Besuches  nicht  als  ein  ökumenisches 
gelten  konnte,  musste  Johann  XXII.  in  Folge  eines  Angriffes  des  Königs  Ladislaus 
von  Neapel  aus  Rom  fliehen^,  und  nunmehr,  als  er  bei  dem  sich  in  Ober-Italien  auf- 
haltenden deutsch-römischen  König  Sigismund  Schutz  suchte,  sich  auf  dessen  Ver- 
anlassung zur  Ausschreibung  eines  neuen  allgemeinen  Konziles,  welches  die  endliche 
Einigung  und  Reformation  der  Kirche  vornehmen  sollte ,  nach  der  vom  König  selbst 
bezeichneten  deutschen  Reichsstadt  Konstanz^  verstehen ^'^  Noch  vor  Erlass  der 
päpstlichen  Konvokationsschreiben  und  unmittelbar  nach  dem  Abschluss  der  Ver- 
handlungen mit  dem  Papste  verkündete  Sigismund,  um  demselben  jeden  Rückzug 
unmöglich  zu  machen,  das  Resultat  der  getroffenen  Uebereinkunft  der  ganzen  christ- 
lichen Welt "  und  lud  seinerseits  in  Ausübung  seines  Rechtes  als  advocatus  ecclesiae  ^ 
die  Gegenpäpste  Gregor  XII.  und  Benedict  XIII.,  sowie  den  König  von  Frankreich 
zu  dem  Konzile  ein  ^. 

Am  5.  November  1414  wurde  das  Konzil  von  dem  Papste  selbst  eröffnet  ^o. 
Seine  dreifache  Aufgabe  war  die  Beseitigung  der  in  der  katholischen  Kirche  inzwi- 
schen aufgetretenen  Irrlehren ,  insbesondere  der  hussitischen  Lehre ,  die  Wiederher- 
stellung der  bis  dahin  noch  immer  nicht  erreichten  Einheit  der  Kirche  und  endlich 
die  Reformation  derselben  an  Haupt  und  Gliedern. 

Dasselbe  war  zwar  anfänglich  schwach  besucht ^^,  im  Verlaufe  fanden  sich  aber 
die  Mitglieder  zahlreich  ein,  und  es  wohnten  demselben  nach  der  höchsten  Zahlen- 
angabe ausser  dem  Papste  etwa  29  Kardinäle,  3  Patriarchen,  33  Erzbischöfe,  150 
Bischöfe,  über  100  Aebte,  50  Pröpste  und  100  Doktoren  der  Theologie  und  der 
Rechte,   sowie  König  Sigismund  und   eine  erhebliche  Anzahl  weltlicher  Fürsten, 


1  Mansi26,  1238. 

2  Vgl.  das  Berufungsschreiben  Johanns  XXII 
V.  1413  für  das  Konstanzer  Konzil  Mansi  27, 
537  u.  Hefele  7,  15ff. 

■^  Auf  demselben  ist  vom  Papste  approbante 
concilio  nur  ein  Dekret,  enthaltend  das  Verbot 
wiklifttischer  Bücher,  erlassen  worden,  Mansi 
27,  506. 

4  Hefele  7,  18  ff. 

5  Hefele  7,  19.20. 

®  S.  Anm.  2  u.  v.  d.  Hardt,  magnum  oecu- 
menic.  Constantiense  concilium.  Francof.  et 
Lips.  1700.  6,  9. 

''  Mansi  28,  1  u.  v.  d.  Hardt  6,  5. 

8  „Ex  officio  imperiali",  s.  die  folgende  Note. 

Hins  Chi  US,  Kirclienrecht.    III. 


9  Mansi  28,  3 ff.  u.  v.  d.  Hardt  6,7.  Später 
(1414)  forderte  Sigismund  auch  kraft  seines 
kaiserlichen  Rechtes  (^„'PTO  imperiali  officio  tan- 
quam  ecclesiae  catholicae  defensoris  et  praecipue 
advocati")  den  König  Ferdinand  v.  Aragonien 
und  Sizilien  förmlich  zur  Theilnahme  an  dem 
Konzile  auf,  was  der  letztere  aber  zurückwies, 
Döllinger,  Beiträge  zur  polit.,  Kirchen- und 
Kulturgesch.  d.  6  letzten  Jahrhunderte.  Regens- 
burg 1862.  2,  371  ff. 

w  Mansi  27,  522  u.  v.  d.  Hardt  4,  15;  He- 
fele 7,  26. 

11  Zur  Zeit  der  Eröffnung  waren  nur  15  Kar- 
dinale, 13  Erzbischüfe  und  27  Bisdiöfe  anwe- 
send, V.  R  au  m  er  a.  a.  0.  S.  54. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  1^1. 


Grafen,  Frcilicrrcn,  Ritter,  Gesandte  von  Fürsten,  Reichs-  und  anderen  Städten' 
bei,  die  meisten  überdies  mit  einer  geringeren  oder  grösseren  Zahl  von  Begleitern 2. 

Schon  durch  die  Erweiterung  des  Kreises  der  Stimmberechtigung  und  die  damit  in 
Verbindung  stehende  Behandlung  der  Geschäfte  hat  die  Synode  einen  entscheidenden 
Schritt  über  das  Pisaner  Konzil  hinaus  zur  Herbeiführung  einer  umfassenderen  Ver- 
tretung der  Kirche  und  zur  Wahrung  der  Selbstständigkeit  der  Versammlung  gegen- 
über dem  Papstthum  gethan. 

Der  Versuch  Johanns  XXHI.  sich  durch  eine  Massenbeförderung  von  Italienern 
zur  Prälatur  die  Majorität  in  der  Versammlung  zu  verschaffen '^  rief  auf  Seiten  der 
Reformpartei  das  Bestroben  hervor,  das  bisherige  Recht  über  die  Stimmberechtigung 
und  die  Art  der  Abstimmung  zu  ändern.  Schon  ein  Reformentwurf  der  Deutschen 
aus  dem  Anfang  des  J.  1415  "^  stellte  die  Forderung  auf,  dass  auf  dem  Konzile  nicht 
blos  die  Bischöfe  und  infulirten  Prälaten,  sondern  auch  die  Prokuratoren  der  Bischöfe, 
Aebte ,  Kapitel  und  Universitäten ,  die  Präceptoren  der  Klöster  und  Konvente ,  die 
Ordens-Generale,  Provinziale  und  Prioren,  die  Doktoren  und  die  Gesandten  der 
Fürsten  und  Städte  eine  vox  iudicativa  und  diffinitiva  haben  sollten^.  Dieses  Ver- 
langen nach  Erweiterung  der  Stimmberechtigung  fand  auch  anderweit  Unterstützung  ^ 


1  Noch  höhere  Zahlen ,  wohei  freilich  alle 
einmal  Anwesenden  mitgezählt  sind,  giebt  H. 
Sieheking,  d.  Organisation  n.  Geschäftsord- 
nung des  Costnitzer  Concils.  Leipzig  (v.  J.  1872?) 
diss.  inaug.  S.  7.  8  nach  Ullrich  Reichen - 
thal,  das  Concilium  zu  Konstanz.  Constanz. 
Augsb.  1536,  welcher  letztere  von  dem  Magistrat 
zu  Konstanz  mit  der  Aufzeichnung  der  Fremden 
beauftragt  war.  Andere  Verzeichnisse  bei  v.  d. 
Hardt  V.  2,  10  (von  Simon  Dacher)  und 
Justinger,  Berner  Chronik  1819.  S.  320. 
Vgl.  auch  V.  Raum  er  a.  a.  0.  S.  47;  He  feie 
7,  91.  n.  1. 

Das  päpstliche  Einberufungsschreiben  (S.  369. 
n.  2)  lautete:  „patriarchas,  archiepiscopos,  epi- 
scopos  et  dilectos  filios  electos,abbates  et  ceteros 
ecclesiarum  et  monasteriorum  praelatos  requiren- 
tes  .  .  .  ac  in  virtute  praestiti  iuramenti  et  sanc- 
tae  obedientiae  eis  mandantes  quatenus  per- 
sonaliter, necnon . . .  reges  et .  .  .  duces ,  prin- 
cipes,  marchiones  et  alios  qui  huiusmodi  concilio 
Interesse  debent  vel  qui  prodesse  possunt  .  .  .  in- 
vitantes  et  exhortantes  quatenus  pro  pace  eccle- 
siae  et  omnium  christianorum  etiam  personaliter 
vcl  si  personaliter  non  possunt,  per  solemnes 
oratores  .  .  .  concilio  dicto  Interesse  debcant." 
Allerdings  werden  hier  die  Kapitel  nicht  er- 
wähnt, welche  zu  den  früheren  Konzilien  und 
auch  nach  Pisa  berufen  sind  (S.  363),  und  eben- 
sowenig wird  der  nach  Pisa  (s.  a.  a.  (3.)  geladenon 
Universitätsvertreter  gedacht.  Sie  sind  wohl 
unter  den:  „alii  etc."  begriffen.  In  diesem  Sinne 
ist  die  Einladung  auch  von  dem  Pariser  National- 
konzil V.  1414  aufgefasst  worden,  denn  dasselbe 
hat  zur  Vermeidung  von  Nachtheilen,  insbeson- 
dere einer  übermässigen  pekuniären  Belastung 
der  Kirchen  beschlossen ,  dass  nicht  alle  vom 
Papste  Geladenen  nach  Konstanz  gehen,  sondern 
aus  jeder  Provinz  nur  mehrere  Bischöfe,  Aebte, 
Magister,  Doktoren  und  andere  angesehene  Män- 
ner sowohl  für  sich  wie  auch  als  Vertreter  der 
übrigen  das  Konzil  besuchen  sollten.     Ihre  Diä- 


ten wurden  für  den  Erzbischof  auf  10,  für  den 
Bischof  auf  8,  für  den  Abt  auf  5,  für  die  übrigen 
auf  3  (z.  B.  den  Doktor)  oder  2  Franks  (wie  den 
Licentiaten)  festgesetzt,  Mansi  27,  515.  Die 
vom  Konstanzer  Konzil  i.  J.  1416  erneuerte  Ein- 
berufung an  die  Abwesenden  v.  d.  Hardt  4, 
778 ,  hat  eine  mit  dem  päpstlichen  Konvoka- 
tionsschreiben  wesentlich  gleichlautende  Fassung 
und  kann  unmöglich  die  fraglichen  Kategorieen, 
welche  auf  der  Synode  schon  vertreten  waren, 
haben  ausschliessen  wollen.  Kaiser  Sigismund 
hat  den  König  v.  Frankreich  (s.  S.  369.  n.  9) 
ebenfalls  ersucht  dafür  zu  sorgen,  „ut  praelati, 
doctores  et  magistri  et  viri  ecclesiastici,  religiös i 
et  seculares  . .  .  veniant",  und  auch  an  die  Reichs- 
städte Einladungsschreiben  erlassen,  Asch- 
bach,  Geschichte  König  Sigismunds  Th.  I. 
Beil.  17. 

2  Im  Gefolge  des  Papstes  befanden  sich  etwa 
600,  in  dem  des  Erzbischofs  v.  Mainz  640  Per- 
sonen, V.  Raum  er  S.  48. 

3  V.  d.  Hardt  2,  230:  „Quia  tamen  plures 
sunt  praelati  Italiae  pauperes,  quam  fere  de  Om- 
nibus nationibus,  praeterea  dominus  noster  fecit 
in  numero  excessivo  praelatos  cubicularios  ultra 
L.  Dicitur  praeterea,  quod  multos  voluit  sibi 
obligare  iuramentis  et  muneribus  ,  alios  minis 
terruisse,  ut  ita  scrutando  per  capita  nihil  fieret 
nisi  quod  vellet  dominus  noster." 

4  Hübler,  Constanzer  Reformation  S.  5; 
T  seh  ackert  S.  202. 

5  V.  d.  Hardt  t.  1  proleg.  p.  32  ff.  Unter  den 
„devotorum  Christi  fidelium  oratores"  können  mit 
Rücksicht  auf  die  Einladungen  Sigismunds  nur 
die  Vertreter  der  Fürsten  und  Städte  verstanden 
werden.  Tschack  ert  S.  202. 

6  Dafür  sprach  sich  vor  Allem  Ailli  in  einer 
besonderen  Denkschrift  aus,  v.  d.  Hardt  2, 
224;  Mansi  27,  561,  jedoch  nur  soweit  es  sich 
um  die  Beilegung  des  Schismas  und  die  Her- 
stellung der  Union  und  des  Friedens,  nicht  so- 
weit es  sich  um  den  Glauben,  die  Sakramente 


§.  ni.] 


Die  Eeformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Konstanz.) 
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und  sie  ist  in  der  That  gegenüber  dem  Papste  und  seiner  Partei ,  welche  gemäss  der 
früheren  Praxis  allein  den  Bischöfen,  Prälaten  und  Achten  ein  Stimmrecht  zugestehen 
wollten  ^  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  J.  1415  {über  den  Umfang  s.  nachher)  durch- 
gesetzt worden. 

Es  war  natürlich,  dass  auf  dem  zahlreich  besuchten  Konzile  von  vornherein  die 
Angehörigen  einer  und  derselben  Nation  in  nähere  Verbindung  mit  einander  traten 
und  sich  über  einzelne  gemeinsame  Angelegenheiten  beriethen^.     Die  die  Reform 


und  Spiritualien  handeln  würde,  indem  er  be- 
sonders hervorhebt :    „Item  sciendum  est ,  quod 
qnando  in  conciliis  generallbus  soll  episcopi  ba- 
bebant  vocem  deünitivam,   boc  fuit,  quia  habe- 
bant  administrationem  populi  et  erant  viri  sancti 
et  docti  et  electi  prae  ceteris  in  ecclesia  cbri- 
stiana.    Postea  fuerunt  additi  abbates  eadem  de 
causa  et  quia  babebant  administrationem  subiec- 
torum.    Et  eadem  ratione  addi  deberent  priores 
aut  maiores  quarumcunque  congregationum,  plus 
quam  episcopi  vel  abbates  inutiles,  solum  titu- 
lares,  in  quibus  deflciunt  conditiones  supradictae 
et  qui  forte  in  hac  materia  sunt  suspecti.  Et  mi- 
rabile  videretur,  quod  unus  talis  archiepiscopus 
aut  episcopus  vel  abbas,  paucos  aut  nullos  suf- 
fragentes  babens    et    parvum  aut   nullum    sibi 
subiectum,  baberet  tantam  vocem  in  concilio,  si- 
cut    archiepiscopus   Moguntinus    ac   alii   magni 
praelati  et  principes  imperii  et  multi  particula- 
res  archiepiscopi  et  episcopi  in  Francia  et  Anglia 
et  aliis  regnis  qui  plures  babent  parochiales  ec- 
clesias  in    quibus  est  maior  populus  quam  in 
pluribus    archiepiscopatibus     et     episcopatibus 
praedictis.    Item  eadem  ratione,  qua  supra,  non 
sunt  excludendi  a  voce  deflnitiva  ss.   theologiae 
doctores  ac  iuris  canonici  et  civilis,     Quibus  et 
maxime  theologis  datur  auctoritas  praedicandi  aut 
docendi  ubique  terrarum,  quae  non  est  parva  auc- 
toritas inpopulo  Christiane,  sed  multo  maior  quam 
unius  episcopi  vel  abbatis ,  ignorantis  et  solum 
titulati.    (Folgt  die  S.  366.  n.  6  v.  S.  365  citirte 
Stelle,  dann)    Quare  eos  in  simili  excludere  per 
praesens  concilium,  quod  est  dicti  Pisani  con- 
tinuativum ,   non    solum   esset    absurdum ,    sed 
dicti  Pisani  concilii  quodam  modo  reprobativum. 
Item    eisdem    responsionibus    vel    consimilibus 
idem  dicitur  de  regibus  et  principibus  aut  eorum 
ambasiatorihus    et   de   procuratoribus   absentium 
praelatorum  et  capitulorum.    Sicut  patet  ex  bulla 
D.  N.  papae,  quamandat  praesens  concilium,  si, 
maxime  ex  canonicis  impedimentis  causantibus, 
.  .  .  personaliter  adesse   nequiverint ,   tunc  illi 
qui  impediti   fuerint,   aliquos  .   .   .  scientia  et 
verum  experientia  praeditos  ac  sufiicienti  man- 
dato    suffultos   mittere    non   postponant ,    vices 
eorum  qui  miserant,  in  dicto  concilio  impletu- 
ros.      Item   quantum   ad   materiam    terminandi 
praesens  schisma  et  dandi  pacem  ecclesiae,  velle 
excludere    reges ,    principes    aut    ambasiatores 
eorum   maxime    cum   magnam    et   honorabilem 
partem  faciant  huius  concilii,  a  voce  seu  deter- 
minatione  etiam  conclusiva,  non  videtur  iustum, 
aequum  aut  rationi  consonum :   cum  huiusmodi 
pacis  conclusio  ad  eos  et  populos  eis  subiectos 
valde  pertineat  et  sine  eorum  consilio,  auxilio  et 
favore  non  possint  ea  quae  boc  concilio  conclu- 
dentur,  executioni  mandari." 


Ein  v^eiteres  Gutachten  des  Kardinals  v.  S. 
Marco,  Filastres  v.  Rheims,  v.  d.  Hardt  2, 
226;  Mansi  27,561,  gipfelt  in  dem  Satze:  „ego 
omnem  hominem ,  babentem  ordinem  vel  offi- 
cium ecclesiasticum,  quia  illius  interest,  omnem- 
que  doctorem,  quia  prodesse  potest,  dico  admit- 
tendum."  Er  rechtfertigt  dies  in  Betreff  der 
„archidiaconi,  rectores  parochialium  ecclesiarum 
caeterique  dignitates  habentes,  quibus  imminet 
cura  animarum",  der  „sacerdotes  et  diaconi"  damit, 
dass  diese,  insbesondere  auch  die  letzteren  auf 
den  früheren  Konzilien  zugelassen  seien,  und 
weist  darauf  hin,  dass  Priester  und  Bischöfe  den- 
selben ordo  bilden  und  die  Pfarrer  eine  weit  um- 
fangreichere Seelsorge  als  die  Aebte  auszuüben 
haben.  Das  Recht  der  Doktoren  gründet  er  unter 
Heranziehung  von  I  Corinth.  XII.  28  auf  ihre 
hohe  Bedeutung  für  die  Kirche.  Von  den  Pro- 
kuratoren abwesender  Stimmberechtigten  will  er 
diejenigen  zulassen,  welche  für  legitim  verhin- 
derte erschienen  sind.  Endlich  erklärt  er  auch 
die  Fürsten  und  ihre  Gesandten  in  Angelegen- 
heiten, welche  die  allgemeine  Kirche,  insbeson- 
dere die  Union  und  den  Glauben  betreffen,  nicht 
aber  bei  Berathungen  über  die  Sitten  und  die 
kirchlichen  ordines,  für  stimmberechtigt,  jedoch 
sollen  sie  sich  in  Glaubenssachen  an  die  Ent- 
scheidung der  Erfahrenen  und  Gelehrten  (also 
wohl  der  Theologen)  halten. 

Ein  Vorbild  für  die  Ausdehnung  des  Stimm- 
rechtes über  die  früheren,  herkömmlichen  Schran- 
ken boten  in  dieser  Zeit  schon  die  seit  dem 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  in  Frankreich  abge- 
haltenen Nationalsynoden.    Vgl.  unten  §.  177. 

1  „episcopi  eorumque  maiores,  praelati  et  ab- 
bates", V.  d.  Hardt  2,  224;  Mansi  27,  560. 

2  Schon  Mitte  November  1414  forderten  die 
Doktoren  der  Theologie,  dass  die  Promotoren  des 
Konzils  und  die  Rathgeber  derselben  (consiliarii) 
aus  den  verschiedenen  Nationen  gewählt  werden 
sollten,  V.  d.  Hardt  2,  186,  und  diesem  Ver- 
langen wurde  auch  in  der  1.  Sitzung  v.  16.  Nov. 
1414  entsprochen,  v.  d.  Hardt  2,  142  u.  4,.19 
(was  die  angegebenen  Namen,  obgleich  die  die- 
selben unter  ausdrücklicher  Bezeichnung  der 
Nation  mittheilende  Notiz  bei  Mansi  27,  539 
wohl  kein  offizielles  Protokoll  ist,  erkennen 
lassen).  Am  7.  December  dess.  J.  machen  die 
Italiener  Vorschläge  über  die  auf  dem  Konzil 
zu  behandelnden  Geschäfte.  Ungefähr  eine 
Woche  nachher  proponirt  Ailli  mit  Rücksicht  auf 
die  von  ihm  empfohlenen  Cessionsverhandlun- 
gen  mit  Gregor  XII  u.  Benedikt  XIII,  1.  c.  2, 
197:  „Et  in  casu,  quo  in  praesenti  concilio  dicti 
modi  seu  viae  unionis  non  possunt  plene  con- 
dudi  et  tractari  vel  executioni  mandari ,  tunc 
praesens    concilium  debet  prorogari  ad  aliquod 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171. 


vürschloppoude  Haltimg  des  Papstes  und  der  Italiener  musste  die  Konsolidirung  der 
einzelnen  Nationen  aus  freien  Vereinigungen  zu  fest  organisirten  Verbänden  be- 
fördern. Als  der  erste  und  für  den  Erfolg  des  Konzils  präjudizielle  Streitpunkt,  die 
Frage  über  die  Stimmberechtigung,  im  Januar  hervortrat,  wurde  seitens  der  Reform- 
partei der  schon  früher  von  Ailli  angeregte  Gedanke  der  Repräsentation  nach 
Nationen '  als  geeignetes  Mittel,  das  Uebergewicht  der  Italiener,  d.  h.  der  päpstlichen 
Partei,  zu  brechen,  aufgenommen  und  gegen  den  Widerstand  der  letzteren  —  die  auf 
4.  Februar  1115  anberaumte  Sitzung  musste  wegen  des  entbrannten  Streites  ver- 
schoben werden"^  —  die  Abstimmung  nach  Nationen,  ohne  dass  jemals  darüber  ein 
formeller  Beschluss   des   ganzen  Konzils   gefasst  worden  ist  3,   noch  im  Laufe   des 


breve  tempus  ...  et  ad  redimendam  vexationem 
multorum,  possuut  eil  gl  aliqui  de  qualibet 
natioue,  in  quos  possit  deferri  tota  autoritas 
concilii",  (vgl.  auoh  T  sc li ackert  S.  187.  188). 
Die  Abhaltung  von  Versammlungen  der  einzel- 
nen Nationen  wird  schon  vom  Januar  1415  ab 
bezeugt,  Schreiben  der  Deputirten  der  Kölner 
Universität  an  die  letztere,  Martene  et  Durand 
nov.  tliesaur.  anecdot.  2,  1610:  ,,Et  fuimus  iam 
in  (luabus  convocationibus  nationis  Alemanniae 
cum  multis  praelatis,  archiepiscopis,  episcopis, 
abbatibus,  praepositis,  ambasiatoribus  et  docto- 
ribus  reverenter  succepti  et  collocati."  In  dem- 
selben Monat,  V.  d.  Hardt  1.  c.  2,  224:  „ex 
parte  nationum  datae  sunt  aliae  cedulae  in  effectu 
continentes,  quod  principaliter  ageretur  de  unione 
ecclesiae" ;  (1.  c.  4,  37 :)  „convenerunt  .  .  .  prae- 
lati  de  qualibet  natioue  deputati  per 
sacrumconcilium,  ad  assistendum  .  .  .  regi 
pro  parte  s.  concilii  in  exhibenda  audientia  ora- 
toribus  Angeli  Corrarii"  (Gregor  XII) ;  Brief  des 
Wiener  Universitätsdeputirten  de  Pulka,  heraus- 
gegeben V.  Firnhaber,  Arch.  f.  österr.  Gesch. 
Bd.  15  (1856)  S.  13  :  „nationes  instant,  ut 
annuat  (Sigismund)  ipsum  (Hus)  servari  in  car- 
cere." 

1  Er  hatte  diese  freilich  für  einen  wesentlich 
verschiedenen  Fall  verlangt,  s.  vor.  Anm.  u. 
Tschackert  S.  188  u.  204. 

2  Brief  des  Pulka  a.  a.  0.  S.  14 :  „(sessio  ge- 
neralis) ulterius  ad  diem  quartum  d.  Febr.  fuit 
suspensa  et  quia  de  scrutinio  votorum,  an  scilicct 
per  nationes  aut  per  singula  capita  habendum  fo- 
ret,  inter  nationes  quaestio  oriebatur,  volentibus 
Anglicis ,  Germanis  et  Galileis  scrutinium  fleri 
per  nationes ,  sicut  ,in  nostra  universitate  per 
facultates,  Italicis  vero  per  capita  singula,  non 
est  adhuc  aliqua  sessio  celebrata  nee  alius  ter- 
minus  celebrandae  sessionis  constitutus." 

•^  Das  Gegentheil  ist  allgemein ,  neuerdings 
noch  von  Hef  ele  7,  83  unter  Bezugnahme  auf 
die  Notiz  des  Cerretanus  bei  v.  d.  Hardt 
4,  40  angenommen  worden :  „die  Jovis  VII  Febr. 
(1415)  post  nonnullas  disceptationes  decretum 
est,  ut  in  coneilio  per  nationes  et  non  per  vota 
proeederetur.''  Allein  diese  Angabe  ist,  vgl. 
Stein  hausen,  analecta  ad  historiam  cone. 
generalis  Constant.  diss.  inaugur.  Berolin.  1862. 
p.39;  SiebekingS.31;  Tschackert  S.206, 
entschieden  irrig,  und  beruht  offenbar  auf  einer 
Verwechselung  mit  der  Thatsache,  dass  die  fran- 
zösische Nation  an  dem  gedachten  Tage  über  die 
Frage   Beschluss    gefasst    hat,    summa    concil. 


Const.  bei  Martöne  u.  Durand,  amplissima 
collectio  7,  1411:  „Die  .  .  .  VII  Febr.,  dum  in 
congregatione  Gallicana  proponeretur,  an  per  na- 
tiones procedi  deberet  in  agendis  in  coneilio  an 
vero  per  voees  sive  capita,  fuit  obtentum,  quod 
per  nationes,  sicut  fuerat  determinatum  per  na- 
tiones Germanicam  et  Anglicanam."  Cerre- 
tanus selbst  berichtet  zunächst  anderweit,  v.  d. 
Hardt  4,  57,  dass  noch  am  18.  März  1415  die 
Italiener  die  Franzosen  für  die  Abstimmung  nach 
Köpfen  zu  gewinnen  gesucht  haben.  Ferner 
heisst  es  in  der  disputatio  Gallorum  contra  An- 
glos (1416)  1.  c.  5,  67:  „In  eins  (concilii)  initio 
zelatores  unionis  .  .  .  praelati  et  aliae  personae 
in  eodem  coneilio  existentes  ...  ad  obviandum 
dissolutioni  se  per  nationes  congregaverunt  et 
separatim  de  rebus  in  coneilio  gerendis  delibera- 
verunt  per  nationes,  ita  quod  illi  de  Italia  seor- 
sim,  illi  de  Anglia  per  se  eongregati  aeceperunt 
sibi  nomina  nationum,  nullotamen  decreto 
concilii  nullaque  ordinatione  interve- 
nientibus";  weiter  1.  c.  2,  230:  „incidit 
quaestio ,  quomodo  deciderentur  agenda  in  con- 
eilio et  fleret  scrutinium  votorum :  utrum  per 
nationes  in  genere,  quorum  IV  erant,  nim.  Ita- 
liae,  Galliae,  Germaniae  et  Angliae  vel  per  ca- 
pita singula?  Et  licet  darum  de  iure  videa- 
tur,  quod  perseeutanda  sint  vota  per  capita 
singula,  (folgt  die  S.  370.  n.  3  eitirte  Stelle). 
In  istis  quaestionibus  coneilium  diu  pependit .  . . 
Interim  (d.  h.  nach  dem  16.  Februar  1415,  nach 
dem  Cessionsanerbieten  Johanns  XXIII)  natio- 
nes ulteribris  Galliae  Germaniae  et  Angliae  et 
ita  postea  Italiae,  per  se  ipsas  se  congregaverunt 
et  deeiderunt  de  facto  quaestionem,  utrum  per 
nationes  vel  per  capita  singula  procederetur.  Et 
congregaverunt  se  separatim."  Nur  bei  der  hier 
vertretenen  Auffassung,  ist  es  auch  erklärlich, 
dass  i.  J.  1416  nach  dem  Hinzutritt  der  Spanier 
die  Franzosen ,  welche  die  ursprüngliche  Zahl 
von  4  Nationen  festhalten  wollten,  das  freilieh 
erfolglose  Verlangen  stellen  konnten,  die  Eng- 
länder wegen  ihrer  verhältnissmässig  geringen 
Zahl  der  deutschen  Nation  einzureihen ,  v.  d. 
Hardt  5,  53.  57.  62.  76  u.  4,  1025;  v.  Rau- 
mer a.  a.  0.  S.  69.  70;  Hef  ele  7,  296.  299, 
während  eine  solche  Forderung  nicht  hätte  er- 
hoben werden  können,  falls  ein  besonderer  Kon- 
zilsbesehluss  die  Engländer  als  eigene  Nation 
anerkannt  hätte.  Allerdings  spricht  Johann  XXIII 
in  den  nach  seiner  Flucht  Ende  März  1415  er- 
lassenen informationes ,  v.  d.  Hardt  2,  156 
(256)  von  einer  „ordinatlo  facta,  quod  non  essent 


§.  171. 


Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Konstanz.) 


373 


Frühjahrs  1415,  wo  die  Gegenpartei  in  Folge  der  Flucht  des  Papstes  ihren  festen 
Halt  verloren  hatte,  thatsächlich  durchgesetzt  ^. 

Die  Bildung  der  nationalen  Verbände ,  welche  für  die  Geschäftsbehandlung  auf 
dem  Konzile  und  den  weiteren  Verlauf  desselben  von  massgebender  Bedeutung  ge- 
worden ist,  war  nach  vier  Gruppen  oder  Nationen,  der  deutschen,  fran- 
zösischen, englischen  und  italienischen,  erfolgt^.  Zu  diesen  trat  seit  Okto- 
ber 1416,  nachdem  sich  die  Spanier  von  der  Obedienz  Benedicts  XIII.  losgesagt 
und  dem  Konzile  angeschlossen  hatten,  noch  als  fünfte  Nation  die  spanische 
hinzu  '\ 

An  der  Spitze  jeder  Nation  stand  ein  von  derselben,  gewöhnlich  auf  einen  Monat 
gewählter  Präsident  ^,  welchem  die  Geschäftsleitung  in  der  Nation  und  die  Vertretung 
derselben  nach  aussen  oblagt.    In  der  Nationsversammlung  wurden,  abgesehen  von 


nisi  IV  nationes  et  illae  haterent  IV  voces  una- 
que  alteri  aequipararetur",das  lässt  sich  aber  füg- 
lich auf  die  thatsächliclie  Durchsetzung  des  Ab- 
stimmungsmodus beziehen. 

1  Ausser  jedem  Zweifel  steht  das  Vorkommen 
der  Abstimmung  nach  Nationen  schon  für  die 
8.  Sitzung  V.  4.  Mai  1415,  v.  d.  Hardt  4,  152. 
lieber  die  Abstimmung  in  der  3.  Sitzung  v.26.März 
1415  (der  ersten  nach  der  Flucht  Johanns  XXIII) 
wird  nur  berichtet,  1.  c.  p.  72 :  „Et  clamavit  tota 
congregatio  in  flne  cuiuslibet  conclusionis  :  Pla- 
cet",  aber  die  Sätze,  welche  angenommen  wur- 
den, waren  schon  vorher  von  den  Nationen  be- 
rathen,  ja  diese  hatten  von  vornherein  die  Ab- 
sicht, sie  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  noch 
anwesenden  Kardinäle  zu  Konzilsbeschlüssen  zu 
erheben,  1.  c.  p.  69,  70;  Tschackert  S.  213. 
214.  Eine  vorgängige  Feststellung  durch  Na- 
tionsberathungen     ist     ferner     erfolgt     für    die 

5.  Sitzung  V.  6.  April,  v.  d.  Hardt  p.  77  u. 
99:  „surrexit  de  mandato  totius  ss.  synodi  .  .  . 
Andreas  electus  Poznaniensis  et  certa  capitula 
per  modum  constitutionum  synodalium  prius  per 
singulas  IV  nationes  conclusa  et  deliberata  legit 
et  publicavit  .  .  .  Quibus  .  .  .  lectis  .  .  .  conci- 
lium  .  .  .  eas  uniformiter  approbavit";    für  die 

6.  Sitzung  V.  17.  dess.  M.,  1.  c.  p.  113  u.  120 
(nachdem  hier  4  Prälaten ,  jeder  als  Vertreter 
einer  Nation  den  Ambo  bestiegen  und  der  eine 
für  alle  und  das  Konzil  die  „articulos,  alias  per 
IV  nationes  deliberatos"  verlesen,  „fuit  respon- 
sum  per  omnes  de  concilio  nomine  discrepante : 
Placet,cosapprobando"3  endlich  für  die  7.  Sitzung, 
1.  c.  p.  141.  142,  (in  welcher  ein  zur  Verlesung 
der  Dekretsentwürfe  besonders  bestimmter  Prä- 
lat unter  Assistenz  von  4  anderen  ad  respon- 
siones  dandum  et  ordinanda,  per  IV  nationes 
praedictus  deputati",  die  Publikation  vornimmt). 

Nach  den  vorstehenden  Mittheilungen  ist  also 
der  nähere  Verlauf  der  gewesen,  dass  man  sich 
in  den  Nationen  über  die  Beschlüsse  einigte,  die 
Entwürfe  zu  diesen  schon  unter  der  Autorität 
von  Deputirten  der  ersteren  verlesen  liess  und 
damit  die  Abstimmung  in  der  Sitzung  zu  einer 
reinen  Formsache  machte.  Als  dies  geschehen 
war,  brachte  man  dann  seit  der  8.  Sitzung  die 
Thatsache,  dass  die  Entsclieidung  stets  vorher 
von  den  Nationen  ausging,  auch  durcli  einen  der- 
selben entsprechenden  äusserlichen  Abstim- 
mungsmodus in  der  Sitzung  zum  Ausdruck. 


2  Massgebend  für  diese  Sonderung  ist  die 
Grösse  der  Nationen,  ihre  politische  und  kirch- 
liche Bedeutung,  die  Zahl  ihrer  Vertreter,  sowie 
der  herkömmliche  Brauch  der  Kirche,  c.  un. 
(Benedict.  XIII)  de  censib.  III.  10  in  Extrav. 
comm.,  und  der  Universitäten  gewesen,  die  Völ- 
ker in  die  vier  grossen  Gruppen  der  Deutschen, 
Franzosen,  Italiener  und  Spanier  zu  scheiden, 
wobei  die  minder  bedeutenden  deii  stammver- 
wandten und  benachbarten  Nationen  zugetheilt 
wurden.  So  rechnete  man  die  Engländer,  Schot- 
ten, Dänen,  Skandinavier,  Böhmen,  Ungarn  und 
Polen  zu  der  deutschen  Nation.  Zu  dieser  ge- 
hörten sie  auch  auf  dem  Konzil  mit  Ausnahme 
der  Engländer,  Den  letzteren  ist  es  hier  ge- 
lungen, obwohl  ihre  Zahl  nur  etwa  20  betrug, 
v.  d.  Hardt  4,  140  u.  5,  70,  sich  als  eigene 
Nation  zu  konstituiren.  Nach  der  Behauptung 
der  Franzosen  (S.  372.  n.  3)  ist  dies  zugelassen 
worden,  um  bei  dem  anfänglichen  Fehlen  der 
Spanier  die  übliche  Vierzahl  herzustellen.  Wahr- 
scheinlicher ist  es  aber,  dass  man  die  Sonder- 
stellung der  Engländer  nicht  blos  wegen  der 
Vorliebe  für  die  Vierzahl  (so  Siebeking),  son- 
dern auch  deshalb  unangefochten  gelassen  hat, 
weil  durch  dieselbe  die  Zahl  der  der  Reform  ge- 
neigten, stimmberechtigten  Nationen  vermehrt 
und  das  Uebergewicht  über  die  Italiener  verstärkt 
wurde.  Vgl.  auch  Steinhausen  p.  42. 

3  v.  d.  Hardt  4,  910.  Die  Portugiesen  und 
Navarresen,  welche  bei  ihrem  Zutritt  zum  Konzil 
ebenfalls  das  Recht ,  eine  eigene  Nation  zu  bil- 
den, beanspruchten,  um  nicht  in  der  spanischen 
Nation  von  den  Spaniern  überstimmt  zu  werden, 
sind  aber  derselben  trotz  ihres  Protestes  der  her- 
kömmlichen Eintheilung  gemäss  eingereiht  wor- 
den, 1.  c.  4,  917.  941  u.  5,  53. 

*  Theodor.  Vriehist.  conc.  Constant.  beiv.  d. 
Hardt  1,  158,  u.  ibid.  4,  80.  81;  Mansi  28, 
180.  192.  Erwähnt  werden  solche  schon  seit  An- 
fang Mai  1415,  ibid.  p.  143.  148. 

5  Mansi  28,  181  :  „Licet  .  .  in  hoc  .  .  .  con- 
cilio fuerit  statutum  et  ordinatum  per  nationes  et 
praesertim  per  hanc  vener.  Gallicanam  et  usque 
nunc  hactenus  .  .  practicatum,  quod  .  .  deputati 
gencrales  IV  nationum  tarn  per  advisamenta  alio- 
rum  dominorum  de  concilio,  quam  per  se  ipsas 
materias  tractandas  in  congregationibus  nationum 
aperirent  et  eligerent  et  singuli  praesidentes 
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den  üigoncn  Augelcgcnhoiten  der  Nation,  die  zur  Verliandlung  des  Konzils  gelangen- 
den Vorlagen  beratlicn '  und  zwar  nach  Benehmen  der  Präsidenten  oder  auch  be- 
sonderer Deputirten ,  damit  silmmtliche  Nationen  in  der  Lage  waren ,  sich  über  ein 
und  denselben  Gegenstand  schlüssig  zu  machen.  Mitunter  nahmen  auch  Deputirte 
anderer  Nationen  an  der  Berathung  Theil^.  Ferner  traten  bei  geeigneter  Gelegenheit 
die  Deputirten  der  Nationen  zu  gemeinsamer  Berathung  zusammen  ^,  theils  über  solche 
Gegenstände,  über  welche  noch  nicht  in  den  einzelnen  Nationen  verhandelt  war*, 
theils  aber  um  nach  der  Spezialberathung  der  letzteren  eine  Ausgleichung  der  etwa 
hervorgetretenen  Differenzen  zu  versuchen  und  die  getroffene  Uebereinkunft  nochmals 
der  Nation  zur  Entscheidung  vorzulegen  ^. 

Da  somit  die  Vorbereitung  der  durch  das  Konzil  selbst  zu  fassenden  Beschlüsse 
völlig  in  der  Hand  der  einzelnen  Nationen  lag ,  war  der  Umfang  der  Stimmberechti- 
gung und  die  Art  der  Abstimmung  innerhalb  derselben  mittelbar  auch  für  die  Plenar- 
verliandlungen  entscheidend.  Decisiv-Votum  hatten  in  der  Nation  die  Prälaten,  Aebte 
und  die  Gelehrten  (Doktoren,  Magister),  sowie  die  Vertreter  der  genannten  Personen, 
ferner  die  Prokuratoren  der  Fürsten,  Kapitel,  Klöster  und  Gelehrten'"'.    Den  Laien 


scu  deputati  ipsarum  natibnum  ad  Ipsas  nationes 
suas  easdem  materias  pertractandas  traderent  seu 
dcferrent,  ut  in  eisdem  nationibus  tractarentur  et 
in  deliberatioue  seu  conclusione  concorditer  con- 
currerent  et  convenirent,  ut  deindc  easdem  in 
sessionibus  publicis  deflnirent." 

Sic  geben  für  ihre  Nation  die  Stimme  ab,  v.  d. 
Hat  dt  4,  157,  ertheilen  Auskunft  über  deren 
Beschlüsse,  1.  c.  p.  1382,  siegeln  Namens  der- 
selben, 1.  c.  146. 149,  und  erlassen  Schreiben  für 
sie,  1.  c.  p.  606.  607.  Vgl.  Steinhausen 
p.  52  u.  Siebeking  S.  32. 

1  Versammlungen  der  Italiener,  v.  d.  Hardt 
4,  57 ;  der  deutschen  1.  c.  p.  157. 176. 190.  718 ; 
der  französischen  Nation,  Mansi  28,  161.  Das 
Monitorium  der  Synode  gegen  die  Hussiten  ist  nach 
den  darunter  befindlichen  Vermerken  in  jeder  der 
4  Nationen  vorher  zur  Verlesung  gekommen, 
V.  d.  H  a r  d  t  4,  839.  In  der  28.  Sitzung  erklären 
die  4  Nationspräsidenten  :  „  ita  fore  deliberatum 
per  nationes",  1.  c.  1382. 

^  Mansi  28,  184:  „fuit  eadem  natio  (Galli- 
caua)  solemniter  congregata  fuitque  propositum 
per  d.  praesidentem ,  quod  darentur  aliqui  nota- 
biles  deputati  ad  eundum  ad  alias  nationes,  ut 
velint  concurrere  cum  dicta  natione  Gallicaua. 
Vgl.  weiter  v.  d.  Hardt  4,  557;  Siebeking 
a.  a.  0.  S.  34. 

3  V.  d.  Hardt  4,  188. 
554.  556.  1447.  Die  bei 
Bande  aufgeführten  Gesammtverhandlungen  der 
Nationen  sind  nichts  als  solche  Berathungen  der 
Nationsdeputirten,  Steinhausen  p.  54.  n.  40. 
Nur  waren  die  Verhandlungen  für  die  Kegel 
nicht  geheim ,  sondern  für  die  Konzilsmitglie- 
der öffentlich  (Siebeking  S.  34).  Ausser  den- 
jenigen Personen ,  mit  welchen ,  wie  z.  B.  den 
Kardinälen  eine  Angelegenheit  zu  verhandeln 
war ,  und  ausser  dem  römischen  König ,  dem 
advocatus  ecclesiae  et  concilii ,  v.  d.  Hardt  4, 
192.  287,  werden  auch  andere  Konzilsmitglieder 
als  anwesend  erwähnt,  so  Bischöfe,  Aebte,  Dok- 


291.  550.  552. 
V.  d.  Hardt  im 


559. 
cit. 


toren  und  andere  Personen,  60  an  der  Zahl,  1.  c. 

p.  555. 

4  So  beschliessen  sie  am  27.  Mai  1415  eine 
Verschiebung  der  Sitzung  ,  v.  d.  Hardt  4, 
259,  s.  auch  4,  819.  821.  Dass  aber  die  Be- 
schlüsse derselben  über  materielle  Angelegen- 
lieiten  ohne  eine  darauf  gehende  Vollmacht  für 
die  einzelne  Nation  olme  Weiteres  bindend  ge- 
wesen seien  ,  so  S  i  e  b  e  k  i  n  g  S.  34  unter  Be- 
rufung auf  V.  d.  Hardt  4,  150  ist  irrig,  und 
wird  namentlich  durch  das  Verhalten  des  Konzils 
in  Betreff  dieser  Frage,  s.  sess.  38,  1.  c.  4, 1381, 
widerlegt;  auch  die  Vorschläge  der  deutschen 
Nation  über  die  Verbesserung  der  Geschäftsord- 
nung verlangen,  1.  c.  p.  190:  „ut  videlicet 
omnia  in  concilio  deflnienda,  decernenda,  ordi- 
nanda  et  statuenda  et  alia  quaecunque  ardua 
totius  nationis  deliberationem  exigentia,  post- 
quam  per  deputatos  nationis  sufflcienter  fuerint 
avisata  et  cum  aliarum  nationum  deputatis  trac- 
tando  concordata  in  totius  nationis  deliberatio- 
nem proponantur  particulariter  et  distincte" 
unter  Hinweisung  auf  die  „laudabilis  observantia 
nationis  Gallicanae,  quae  nee  in  sessione  aliquid 
admittit ,  nisi  prius  fuerit  in  natione  praecon- 
clusum." 

5  Firnhaber,  Arch.  f.  österr.  Gesch.  15, 
S.  48. 49  ff. ;  v.  d.  Hardt  4,  190. 1335  ;  Stein - 
hausenp.  55;  Siebeking  S.  35. 

6  Dies  zeigen  die  Verhandlungen  der  franzö- 
sischen Nation  bei  Mansi  28,  166 ff.  Selbst- 
verständlich mussten  die  Vertreter  Vollmacht 
haben.  War  ein  und  derselbe  von  mehreren 
Personen  deputirt ,  so  konnte  er  für  jeden  seiner 
Auftraggeber  stimmen,  1.  c.  p.  175.  176:  „deca- 
nus  Lugdunensis  dixit  pro  archiepiscopo  et  capi- 
tulo  et  tota  provincia  Lugduni,  sicut  dixerat  pro 

se  et  pro  universitate  Avenion magister 

Oliv.  Guennet  in  artibus  et  medicina  magister 
dixit  pro  sex  abbatibus,  ut  pro  se  dixerat."  Für 
das  Angeführte  spricht  auch  das  Verzeichnlss 
derjenigen ,  welche  in  der  Generalkongregation 
V.  4.  Februar  den  s.  g.  Narbonner  Vertrag  (s. 
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als  solchen  kam,  selbst  wenn  sie  Fürsten  waren ,  kein  entscheidendes  Stimmrecht  zu, 
wohl  aber  konnten  sie  dasselbe  durch  einen  Vertreter  üben ,  falls  derselbe  aus  der 
Zahl  der  stimmberechtigten  Geistlichen  oder  Gelehrten  genommen  war^  Indessen 
waren  weder  die  Laien  noch  auch  die  niederen  Geistlichen  principiell  von  den  Ver- 
sammlungen in  den  Nationssitzungen  ausgeschlossen,  vielmehr  berechtigt,  sich  an 
denselben  mit  ihrem  ßathe,  also  mit  konsultativem  Votum,  zu  betheiligen  2. 

In  der  Nation  entschied  bei  der  Abstimmung  die  einfache  Majorität-^,  und  es 
wurde  dadurch  in  den  vor  das  Plenum  des  Konzils  gehörenden  Angelegenheiten  die 
Namens  der  gesammten  Nation  abzugebende  Stimme  festgestellt. 

Für  die  Erledigung  einer  Reihe  von  Geschäften ,  welche  einer  besonderen  Vor- 
bereitung und  Bearbeitung  bedurften,  oder  vom  Konzile  selbst  nicht  vorgenommen 
werden  konnten,  wählte  man  den  Weg  der  vorgängigen  Kommissionsberathung.    Das 


He  feie  7,  246)  beschworen  hahen,  v.  d.  Hardt 

4,  592  (hier  sind  bei  mehreren  Prokuratoren  auch 
die  Machtgeber,  in  deren  Seele  sie  den  Eid 
leisten,    angegeben).     Vgl.  ferner  Siebeking 

5.  19  ff. 

Den  Aebten  standen  als  stimmberechtigt  die 
Generäle  und  sonstigen  Vertreter  der  Orden  gleich 
(v.  d.  Hardt  4,  107,  wo  den  Generalprioren 
verboten  wird,  das  Konzil  zu  verlassen). 

1  Die  bei  Mansi  28,  175  ff.  und  sonst  ge- 
nannten Vertreter  der  Fürsten  sind  den  erwähn- 
ten Kategorien  entnommen,  auch  werden  bei  den 
a.  a.  0.  mitgetheilten  Abstimmungen  nirgends 
Laien  erwähnt.  Zu  Anfang,  ehe  sich  bei  den 
übrigen  Nationen  derartige  feste  Regeln  für  die 
Geschäftsbehandlung,  insbesondere  für  die  Ab- 
stimmungen gebildet  hatten,  wie  sie  sich  von 
vornherein  bei  den  Franzosen  finden,  mögen  bei 
einzelnen  allerdings  auch  Geistliche  niederer 
Stellung  als  die  genannten  und  Laien  zum  Stim- 
men mit  zugelassen  worden  sein ,  denn  die  Vor- 
schläge der  deutschen  Nation  über  diese  Punkte 
erklären  es  für  wünschenswerth,  v.  d.  Hardt  4, 
190  :  „quod  per  totum  concilium  determinaretur 
authentice  qui  deberent  habere  vota  in  concilio 
et  quorum  vota  sint  in  concilio  et  in  nationibus 
computanda  et  quod  solum  talium  vota  scruten- 
tur  in  nationibus  et  ad  concludendum  in  scruti- 
nio  numerentur.  Quodque  nostra  natio  Germa- 
nica in  hoc  se  conformat  et  laudabili  observantiae 
nationis  Gallicanae,  quae  in  suis  congregatio- 
nibus  distinguit  non  habentes  voces  ab  haben- 
tibus  et  in  loco  sedendi,  sed  et  habentibus  vota 
Ordinate  assignat  sua  loca  in  ceteris  scamnis,  se- 
cundum  suorum  gradum  et  dignitatem.  Et  di- 
stincte  sub  testimonio  notarii  publici  vota  colligit 
per  siugulos  qui  debent  habere  voces  et  concludit 
secundam  sententiam  maioris  partis."  Auch  Jo- 
hann XXlIl.  beklagt  sich ,  anscheinend  nicht 
ganz  mit  Unrecht,  in  seinen  Informationen,  v.  d. 
Hardt  2,  157(257):  „Quoniam  quicunque  ad 
concilium  (ad  ipsa  concilia)  fuit  admissus,  nulla 
facta  differentia ,  an  foret  clericus  vel  laicus, 
solutus  vel  coniugatus  :  graduatus  vel  non  gra- 
duatus,  honestus  vel  abiectus  :  quorum  voces  re- 
secatis  vocibus  praelatorum  acceptatae  sunt  us- 
quequaque."  Für  die  späteren  Verhältnisse  vgl. 
noch  Peter  d'Ailli,  tract.  de  eccles.  potestate 
P.  I.  c.4,  V.  d.  Hardt  6,  43 :  „Nam  licet  attenta 


conditione  praesentis  schismatis  .  .  .  expediens 
iudicatum  fuerit ,  procedere  deliberationes  na- 
tionum ,  in  quibus  vota  singularum  personarum 
non  minus  bene  et  libere  poterant  scrutari,  quam 
in  generali  seu  publica  sessione.  Tamen  multis 
videtur  iuri  esse  consonum,  quod  in  tali  delibe- 
ratione  nationum  non  solum  attendendum  est  ad 
personarum  deliberantium  numer.um,  sed  etiam 
ad  meritum.  Et  ideo  referendo  deliberationem 
unius  nationis  notandae  sunt  personae  et  eorum 
Status,  ut  quot  sint  maiores,  quotabbates, 
quot  doctores,  quot  ambassiator  es , 
quot  procuratores  et  quäl  es.'' 

Eine  mehrfache  Ausnahme  von  den  angegebe- 
nen Regeln  war  es,  dass  den  Gesandten  des 
Königs  von  Aragonien,  unter  denen  sich  auch 
zwei  adlige  Laien  befanden,  durch  das  Konzil, 
V.  d.  Hardt  4,  941,  die  Vergünstigung  einge- 
räumt wurde :  „quod  oratores  .  .  .  tantam  habeant 
vocem,  tantae  virtutis  et  auctoritatis ,  quantae 
essent  voces  omnium  praelatorum  et  ecclesiasti- 
carum  personarum  regnorum  et  terrarum  ipsius 
regis,  quae  ad  generale  concilium  sunt  assuetae 
vocari,  ethoc  in  nationeHispanica,in  qua  erunt", 
jedoch  ist  dies  später  mit  Rücksicht  auf  die 
Kastilianer  und  Portugiesen  dahin  modiflcirt 
worden  ,  1.  c.  p.  1357  (1387) :  ^^quod  ambassia- 
tores  .  .  praedictis  vocibus  praelatorum,  .  .  quae 
eisdem  concessae  fuerunt  extra  Hispaniam 
.  .  uti  nullo  modo  possint  nee  debeant,  sed  quod 
singuli  ambassiatores  regumCastellae,  Aragoniae, 
Portugalliae  et  Navarrae  habeant  et  repraesentent 
in  natione  supradicta  voces  omnium  praelatorum, 
qui  consueverant  ad  concilium  evocari ,  solum 
et  duntaxat  regnorum  et  dominiorum  suorum 
quae  habent  in  Hispania." 

2  Das  lässt  sich  daraus  schliessen,  dass  sie 
wiederholt  als  Theilnehmer  an  den  Sitzungen 
erwähnt  werden,  S.  374.  n.  3;  Mansi  28,  167; 
vgl.  Steinhausen  p.  50;  Siebeking  S.  17. 
20. 

3  Vgl.  die  Abstimmungen  der  französischen 
Nation  bei  Mansi  28,  166.  176.  191,  s.  auch 
Anm.  1.    Siebeking  S.  35. 

Die  Nationen  hatten  auch  besondere  Promo- 
toren und  Notare,  erstere  für  die  Betreibung  und 
Erledigung  der  Geschäfte ,  letztere  für  die  Ein- 
sammlung der  Stimmen  und  die  Aufzeichnung 
der  Verhandlungen,  Siebeking  S.  33. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171. 


Konzil  hat  eine  ganze  Anzahl  derartiger  Kommissionen  bestellt,  deren  Mitglieder  aus 
den  mit  den  betreffenden  Materien  vertrauten  Männern  genommen,  zugleich  aber  aus 
den  verschiedenen  Nationen,  sowie  öfters  auch  aus  den  Kardinälen  gewählt  wurden  ^ 

Die  Plenarversammlungcn  des  Konzils  zerfielen  in  zwei  Arten  von  Sitzungen, 
die  sessiojics  gcncrales  und  die  congregatlones  generelles  oder  cnngregationes  puhlicae. 

Allein  den  ersteren  sind  besonderes  Gepränge  und  kirchliche  Feierlichkeiten  2 
eigeuthümlich.  In  ihnen  werden  ferner  die  formellen  Beschlüsse  über  die  vom  Kon- 
zil zu  erledigenden  Angelegenheiten  gefasst  und  verkündet  -^  Dagegen  wurden  die 
congregatlones  generalcs  ohne  die  erwähnten  Feierlichkeiten  gehalten,  und  in  denselben 
solche  Geschäfte  verhandelt,  welche  zwar  ihrem  Charakter  nach  vor  das  gesammtc 
Konzil  gehörten,  in  denen  aber  entweder  eine  feierliche  Beschlussfassung  nicht  nöthig 
war^,  oder  bei  denen  vor  der  letzteren  eine  Vorbereitung  im  Plenum  angemessen  er- 
schien •^,  oder  bei  welchen  es  sich  nur  noch  um  Ausführungsmassregeln  auf  Grund  der 
bereits  in  den  Sitzungen  gefassten  Beschlüsse  handelte^.  Daher  war  es  auch  möglich, 
dass ,  wie  dies  mehrfach  geschehen  ist ,  sich  unmittelbar  an  eine  solche  Kongregation 
eine  feierliche  Sitzung  anschliessen  oder  die  erstere  in  eine  letztere  übergehen  konnte^. 
Ebenso  erklärt  es  sich  daraus,  dass,  wenn  wichtige  Geschäfte  in  kürzerer  Weise  erledigt 
werden  sollten,  ausdrücklich  vom  Konzil  angeordnet  wurde,  dass  das  Verhandelte  und 
Beschlossene  dieselbe  Kraft  haben  sollte ,  wie  wenn  eine  eigentliche  Sitzung  gehalten 
worden  wäre  ^. 


1  So  z.  B.  eine  Kommission  für  rdie  Unter- 
suchung gegen  Hus  ,  v.  d.  Hardt  4,  118;  zur 
Vernehmung  der  Zeugen  gegen  Johann  XXIII., 
1.  c.  p.  171,  mehrere  (nach  einander)  für  die 
Vorherathung  der  Reform,  Kühler  S.  6.  9.  21. 
40  ;  eine  ad  audiendum  omnes  causas  ad  syno- 
dum  per  appcllationem  vel  querelam  deductas 
vel  deducendas,  v.  d.  Hardt  4,  166. 

•-'  S.z.B.  Sess.lV,  V.  d.  Hardt  4,  88:  „fuit 
peractum  officium  de  spiritu  sancto ...  In  qua 
sessione  fuit  Romanorum  rex  in  hahitu  et  cum 
insigniis  ad  regem  Romanorum  speotantihus  nec- 
non  .  .  .  cardinales.  Officio  vero  missae  facto 
legehantur  litaniae  cum  introitu :  Exaudi  nos 
etc.  et  eius  collecta  et  orationihus."  Aehnlich 
auch  hei  den  ührigen  Sitzungen. 

3  Die  Zahl  derselben  heträgt  45,  die  erste  ist 
am  16.  November  1414  und  die  letzte  am  22. 
April  1418  gehalten  worden. 

4  Solche  wurden  z.  B.  versammelt  wegen  der 
Ahreissung  der  Wappen  Gtregors  XII,  zur  Bericht- 
erstattung Sigismunds  über  die  Verhandlungen 
mit  Benedict  XIII  und  Gregor  XII,  zur  Vorlegung 
der  Cessionserklärung  Johanns  XXIII,  zur  Ver- 
handlung über  die  Reise  Sigismunds  im  Interesse 
der  Union,  zur  Verhandlung  mit  dem  Papste 
wegen  seiner  Abdankung ,  zur  Verlesung  von 
kaiserlichen  Schreiben,  zum  Bericht  über  den 
Erfolg  der  Reise  Sigismunds,  zur  eidlichen  Be- 
stätigung des  s.  g.  Narbonner  Vertrages,  zur 
Anhörung  von  Gesandten,  v.  d.  Hardt  4,  20. 
31.  42.  45.  47.  56.  57.  556.  584.  586.  619. 

^  So  in  der  Angelegenheit  von  Hus ,  v.  d. 
Hardt  4,  306.  der  des  Hieronymus  v.  Prag.  1.  c. 
p.  497,  vgl.  ferner  p.  720.  724.  788.  821.' 909. 

ß  Vgl.  1.  c.  p.  615.  1402. 

■^  Behufs  der  Einverleibung  der  Aragonier  in 


das  Konzil  wurde  zuerst,  weil  diese  dasselbe 
noch  nicht  anerkannt  hatten,  eine  congregatio 
generalis  gebalten  und  nachdem  hier  die  erforder- 
lichen Vorfragen  erledigt  waren ,  schloss  sich 
daran  sofort  unter  den  sonst  üblichen  Feierlich- 
keiten die  27.  sessio  generalis  an,  in  welcher  die 
die  Incorporation  betreffenden  Dekrete  verkündet 
wurden,  v.  d.  Hardt  4,  911.  936.  Dasselbe 
Verfahren  wurde  bei  der  Union  der  Gesandten 
des  Grafen  von  Foix  (25.  Sitzung),  1.  c. 
p.  997,  des  Königs  von  Navarra  (26.  Sitzung), 
p.  1027,  sowie  des  Königs  von  Kastilien,  p. 
1337,  beobachtet.  Vgl.  dazu  auch  1.  c.  p.  714: 
„fuit  .  .  .  tenta  .  .  .  congregatio  generalis  sine 
solennitatibus  .  .  et  hoc  propter  ambassiatores 
regis  Arragonum  qui  non  vocabant  Constanticnse 
concilium  apud  se,  sed  congregationem  gene- 
ralem." 

8  V.  d.  Hardt  4,  609:  „congregatio  generalis 
dominorum  de  concilio  .  .  sine  solennitate  scssio- 
nis,  videlicet  offlciorum  missae,  litaniarum  et 
aliarum  orationum  ,  ad  sessiones  synodales  per- 
tinentium ;  sed  alias  vim  et  effectum  agendorum 
dicta  synodus  voluit ,  ac  si  sessio  super  bis  pu- 
blice in  solennitatibus  praedictis  fuisset  obser- 
vata";  1.  c.  p.  732.  736.  745.  780.  853:  „con- 
gregatio generalis  in  modum  sessionis  puhlicae". 
ep.  ambas.  univers.  Colon.,  Märten e  et  Du- 
rand thesaur.  anecdot.  2,  1619  ;  „et  fuit  solennis 
congregatio  concilii  et  in  loco  sessionis,  tamen 
sine  sessione."  Wenn  sich  Stein  hausen  p.  64. 
65  und  Siebeking  S.  40  auf  diese  Stellen  da- 
für berufen,  dass  sich  die  sessio  generalis  von  der 
congregatio  generalis  nur  durch  die  Feierlich- 
keiten unterschieden  ,  im  übrigen  aber  beide 
dem  Range  nach  gleich  gestanden  hätten,  so  über- 
sehen sie,   dass  es  sich  hier  gerade  um  Ausnah- 


§.  171.] 


Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Konstanz. 
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Das  Recht  des  Papstes  auf  den  Vorsitz  in  den  Sitzungen  des  Konzils  ist  seitens 
der  Konstanzer  Synode  nicht  bestritten  worden,  auch  zu  Anfang  von  Johann  XXIII.  ^ 
und  dann  später  von  seinem  Nachfolger  Martin  V.^  ausgeübt  worden.  In  der  Zwi- 
schenzeit zwischen  der  Absetzung  Johanns  XXIII.  und  der  Wahl  Martins  V.  hat  der 
Dekan  des  Kardinalskollegiums  als  Vertreter  desselben  das  Präsidium  geführt  "^j  da 
man  offenbar  von  der  Anschauung ,  dass  das  Recht  des  Papstes  auf  die  Kardinäle 
devolvirt  sei*,  ausgingt. 

Endlich  hatte  in  den  Sitzungen  ausser  den  vier  und  nachmals  fünf  Stimmen, 
welche  von  den  verschiedenen  Nationen  geführt  wurden  (s.  o.  S.  373),  auch  das 
Kardinalskollegium ,  welches  den  einzelnen  Nationen  gleichgestellt  war ,  als  solches 
eine  Stimme  ^\ 

Das  Recht  der  Antheilnahme  an  den  Sitzungen  besassen  nicht  nur  alle  die- 
jenigen, welche  in  den  Nationen  stimmberechtigt  waren '^,  sondern  auch  der  römische 


men  handelt.  Nur  so  ist  es  erklärlich,  dass  die 
Wiederholung  gewisser  Akte ,  wie  der  Cession 
Johanns  XXIII  und  des  Widerrufes  des  Hierony- 
mus  von  Prag,  nachdem  sie  vor  einer  Generalkon- 
gregation stattgefunden  hatten,  in  der  feierlichen 
Sitzung  verlangt  worden  ist,  v.  d .  H  a  r  d  1 1 .  c.  p.  45. 
46.  497,  vgl.  ferner  p.  501  :  „Petrus  Cameracen- 
sis  cardinalis  proposuit ,  qualiter  Hieronymus  de 
Praga  .  .  .  proposuisset  in  publica  congregatione 
.  .  ,  se  revocare  volle  omnem  haeresin  .  .  .  sed 
ex  quo  non  videbatur  sufficere,  quia  non  fuit  in 
sessione  publica  factum  illud ,  ideo  Hieronymus 
iterum  venisset  ad  praesentem  sessionem."  Das 
ganze  Konzil  als  solches  handelt  und  beschliesst, 
sofern  nicht  ausdrücklich  eine  Ausnahme  ange- 
ordnet wird  oder  in  Folge  eines  schon  gefassten 
Beschlusses  nur  Ausführungsmassregeln  zu  tref- 
fen sind,  allein  in  der  sessio  generalis.  Für  die 
Richtigkeit  dieser  Ansicht  spricht  auch  der  Um- 
stand ,  dass  derselbe  Grundsatz  gleichfalls  zu 
Basel  (s.  unten)  anerkannt  war. 

Siebeking  S.  40.  41  und  Hefele  7,  285 
nehmen  noch  eine  dritte  Art  von  Plenarversamm- 
lungen,  die  s.g.  congregationes  publicae, 
an  ,  welche  sie  aber  nur  als  Kongregationen  von 
geringerer  Bedeutung  zu  charakterisiren  wissen. 
Diese  Ansicht  hängt  mit  der  unrichtigen  Vor- 
stellung von  der  Gleichwerthigkeit  der  sessiones 
generale«  und  congregationes  gencrales  zusam- 
men, und  es  lassen  sich  gar  keine  specifischen 
Unterscheidungsmerkmale  zwischen  den  letzteren 
und  den  congregationes  publicae  auffinden. 

1  v.  d.  Hardt4,  16. 

2  Von  der  42.  Sitzung  ab,  1.  c. 

3  Seit   der   6.  Sitzung,    I.   c. 
Hefele?,  108. 

*  7.  Sitzung,  Y.  d.  Hardt  4,  141  :  „nomine 
cardinalium  praesidebat",  und  ebenso  p.  168. 
180.  333 ;  ferner  „nomine  collegii  cardinalium", 
p.  235. 

5  In  der  3.  Sitzung  hat  von  den  Kardinälen 
Ailli,  V.  d.  Hardt  4,  71,  in  der  4.  und  5. 
Sitzung  der  Kardinalbischof  deUrsinis  v.  Albano, 
1.  c.  p.  86.  97,  präsidirt,  da  in  allen  diesen 
Sitzungen  der  Dekan  des  Kollegs  nicht  anwesend 
war.  Es  war  die  Zeit ,  wo  die  Stellung  des  Kar- 
dinals-Kollegiums zu  Johann  XXIII  ein  so  star- 
kes   Misstrauen    der    Konzilsmitglicder    erregt 


1498. 
p.   113. 


456; 


hatte,  dass  das  Konzil  ohne  Rücksicht  auf  die 
Kurie  die  3.  Sitzung  anberaumte  und  damit  um- 
ging, die  Kardinäle  überhaupt  von  den  Konzils- 
verhandlungen auszuschliessen,  v.  d.  Hardt  4, 
68.69;  Tschackert  S.  213.  214.  217.  Zur 
Vermeidung  jedes  Präjudices  für  die  Kardinäle 
hatte  unter  diesen  Verhältnissen  Ailli  in  der 

3.  Sitzung  den  Vorsitz  übernommen ,  Tschackert 
S.  214. 

Wenn  ausnahmsweise  bei  dem  Beginn  der  14. 
Sitzung  König  Sigismund  als  Präsident  fun- 
girt  hat,  v.  d.  Hardt  4,  369.  373,  so  geschah 
dies  deshalb  ,  weil  weder  Gregor  XII  noch  Karl 
V.  Malatesta ,  welcher  die  Abdankung  des  erste- 
ren  an  Sigismund  überbringen  sollte,  das  Konzil 
anerkannten ,  vgl.  die  Bulle  Gregors  XII  bei 
V.  d.  Hardt  4,  370;  Hefele  7,  182. 

6  Ein  Antrag,  die  Kardinäle  von  den  Konzils- 
verhandlungen auszuschliessen,  welcher  in  Folge 
der  in  der  vor.  Anm.  berührten  Verhältnisse  in 
der  6.  Sitzung  eingebracht  wurde,  v.  d.  Hardt 
2,  285  u.  4, 120,  ist  nicht  zur  Annahme  gelangt. 
Da  ihnen  aber  seitens  der  Nationen  die  Be- 
schlüsse derselben  so  kurz  vor  der  General- 
session bekannt  gemacht  wurden ,  dass  sie  dar- 
über nicht  genügend  berathen  konnten,  1.  c.  4, 
139,  verlangten  sie,  dass  ihnen  dieselben  Rechte, 
wie  jeder  der  anerkannten  Nationen,  gewährt 
werden  sollten ,  1.  c.  p.  140.  Obwohl  auch  dar- 
über kein  formeller  Beschluss  gefasst ,  sondern 
ihnen  nur  unter  den  Fuss  gegeben  wurde ,  den 
Berathungen  ihrer  Nationen  beizuwohnen,   1.  c. 

4,  140,  hat  man  doch  ihr  Recht  auf  das  Präsidium 
nicht  bestritten  [s.  vor.  Anm.),  ja  seit  der  11. 
Sitzung  (25.  Mai  1415)  erscheinen  sie  sogar  auch 
im  Besitze  des  Stimmrechts  für  die  General- 
sessionen ,  welches  der  präsidirende  Kardinal  für 
sie  ausübt,  v.  d.  Hardt  4,  236.  375.  Vgl. 
Steinhausen  p.  70;  Siebeking  S.  36; 
Tschackert  S. 217 u. 379.  UnrichtigWessen- 
berg  ,  d.  grossen  Kirchenversammlungen  2, 118. 

'^  V.  d.  Hardt  4,  547:  praesentibus  .  .  .  car- 
dinalibus  .  .  .  patriarchis,  Stephane  Dolens!  .  .  . 
episcopis  nonnullisque  aliis  dominis  archiepisco- 
pis,  episcopis,  clectis  et  abbatibus  ac  Franciae, 
Angliae  et  Poloniae  regum  nonnullorumque 
aliorum  regum,  principum,  praelatorum,  ducum, 
comitum,  communitatuni  et  universitatum  studio- 
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König:  m  seiner  Eigenschaft  als  advocatus  ccclesiae  et  concilii',  sowie  die  weltlichen 
Fürsten  2,  Gesandte  derselben,  Adlige  und  Ritter ■•^. 

In  der  Sitzung  besteigen  die  Referenten,  Kommissarien  und  andere  Personen, 
welche  geschäftliche  Sachen  vorzubringen  haben,  die  Rednerbtihne,  um  ihre  Vorträge 
zu  halten  '  oder  Verlesungen  vorzunehmen*'';  desgleichen  die  Prälaten,  welche  vom 
Konzil  zur  Verkündung  der  vorher  festgestellten,  zur  Abstimmung  zu  bringenden 
Entwürfe  der  Beschlüsse  *•  ernannt  worden  sind.  Nachdem  der  Abstimmungsmodus 
nach  Nationen  angenommen  worden  war',  gaben  die  Deputirten  der  Nationen  jeder 
besonders  die  Stimme  für  ihre  Nation  ab  ^,  immerhin  stand  es  aber  vor  der  Abstim- 
mung jedem  Mitgliede  des  Konzils  noch  frei,  seine  Meinung  über  die  fragliche  An- 
gelegenheit zu  äussern  ^.  Wenn  neben  der  Abstimmung  der  Nations deputirten  noch 
öfters  das  Einverständniss  der  ganzen  Synode  erwähnt  wird  ^^,  so  soll  dadurch  offen- 
bar nur  festgestellt  werden ,  dass  der  Beschluss  einhellig  ohne  Widerspruch  gefasst 
ist,  nothwendig  war  aber  eine  solche  Zustimmung  nicht  ^^ 


runi  am'bassiatoribus ,  iiunciis  et  procuratoribus 
et  aliis  iiobilibus,  egregiis  magistris  et  doctoribus 
ac  circumspectis  et  eminentibus  viris,  in  multi- 
tudine  coplosa" ,  s.  auch  ibid.  p.  1093.  1146. 
1318.  1334.  1362.  1376.  1451. 

1  1.  c.  p.  376.  382 :  „tanquam  ecclesiae  advo- 
catus et  s.  concilii  defensoietprotector^^ ;  p.  1109  : 
„tanquam  advocatus  concilii  Constantiensis  et 
ccclesiae  sanctae  dei" ;  eine  Stellung,  in  vs^elcber 
er  sich  während  seiner  Reise  nach  Spanien  durch 
den  Kurfürsten  Ludwig  von  der  Pfalz  hat  ver- 
treten lassen  ,  1.  c.  p.  499.  Als  solcher  wacht 
er  darüber,  dass  das  Konzil  seine  Aufgabe  er- 
füllt und  auf  demselben  ordnungsmässig  ver- 
fahren wird.  So  verspricht  er  auf  Erfordern  des 
Konzils ,  welches  sich  dabei  auf  seine  gedachte 
Eigenschaft  beruft ,  dass  dasselbe  nicht  vor  der 
Neuwahl  des  Papstes  aufgelöst  werden  solle,  p. 
376,  sichert  dem  Konzil  volle  Freiheit  zu,  p.  379; 
erklärt ,  dass  er  es  verhiildern  wolle  ,  dass  Bene- 
dikt XIII  Obedienz  geleistet  werde,  p.  382,  und 
protestirt  gegen  die  lectura  inavisata  per  natio- 
nes  eines  Schriftstückes  der  Franzosen ,  in  wel- 
chem das  Recht  der  Engländer  auf  Bildung  einer 
eigenen  Nation  bestritten  wird ,  sowie  dagegen, 
dass  durch  derartige  Vorgänge  die  Union  der 
Kirche  gehindert  und  die  Auflösung  des  Konzils 
herbeigeführt  werde.  Wenn  er  ausser  diesen 
Fällen,  wo  seine  Erklärung  in  der  Regel  mit 
Placet,  der  bejahenden  Abstimmungsformel,  be- 
zeichnet wird,  mehrfach'zu  Dekreten,  welche  ge- 
wisse Lehren  als  Ketzereien  verwerfen  und  die 
Anhänger  derselben  als  Ketzer  bestraft  wissen 
wollen,  in  derselben  Weise  seine  Zustimmung 
abgiebt,  so  kann  daraus  nicht  auf  eine  eigent- 
liche Stimmberechtigung  geschlossen  werden, 
vielmehr  liegt  darin  nur  die  Zusicherung  der 
weltlichen  Bestrafung  für  die  Ketzer,  welche 
ebenfalls  dem  advocatus  ecclesiae  zufällt. 

2  L.  c.  p.  470.  1147.  1311.  1318.  1376. 

3  L.  c.  p.  1104,  vgl.  ferner  Anm.  2  und  S.377. 
n.  7.  Auch  der  Anwesenheit  anderer  Personen 
.;Christi  fldeles"  wird  mehrfach  gedacht,  1.  c. 
p.  1334.  1362.  1376. 

4  L.  c.  p.  182.  183.  236.  429. 

5  L.  c.  p.  168.  237.  398.  399.  1107.  Dasselbe 


geschieht  auch  seitens  der  Angeschuldigten ,  so 
z.  B.  von  Hieronymus  v.  Prag  behufs  Verlesung 
seines  Widerrufes,  1.  c.  p.  513. 

6  Mit  dem  Verleser  begaben  sich  zugleich  die 
übrigen  Nationsdeputirten,  und  wenn  er  nicht  zu 
den  letzteren  gehörte ,  alle  Deputirten  auf  die 
Bühne,  um  die  Dekrete  zu  approbiren ,  s.  o. 
S.  373.  n.  1  u.  V.  d.  Hardt  4,  152.  171.  333. 
371.  399.  457.  1145. 

^  Vgl.  0.  S.  373.  In  der  1.  Sitzung  haben  nur 
die  Prälaten  und  zwar  nach  Köpfen  abgestimmt, 
V.  d.  Hardt  4,  19;  über  die  folgenden  bis  zur 
8.  Sitzung  vgl.  0.  S.  373.  n.  1. 

8  V.  d.  Hardt  4,  183:  „fuit  responsum  quod 
placet  per  .  .  .  d.  praesidentem  .  .  .  deinde  Jo- 
hannem  patriarcham  Antioch.  pro  natione  Gal- 
licana,  Nie.  archiep.  Gneznens.  pro  natione  Ger- 
manica ,  Anthon.  episc.  Ragusin.  pro  natione 
Italica  et  Robert,  episc.  Sarisbur.  pro  natione 
Anglicana";  p.  236:  „primo  respondebat  dom. 
Johannes  (der  präsidirende  Kardinal)  .  .  .  pro  col- 
legio  et  se  ipso,  quoi placeret.  Subsequenter  ipsl 
in  ambone  existentes,  videl.  archi episc.  Mediola- 
nensis  pro  natione  Italica  :  placet  ...  Et  ulterius 
universaliter  per  synodi  totius  supposita  respon- 
sum fuit:  Placet",  ähnlich  p.  237.  282.  334.  336. 
371.  400.  4ß4.  467.  514.  537.  545.  768.  935. 
948.  985. 1012.  1014. 1016.  Berichte  über  solche 
Abstimmungen  in  kürzerer  Fassung  1.  c.  p.  186. 
379.  382.  433.  473.  512.  519.  531.  942. 

9  L.  c.  p.  171:  „adiiciens,  si  aliquis  esset, 
cui  non  placeret,  iuxta  auctoritatem  et  facultatem 
concilii  posset  libere  surgere  et  dicere  id  quod 
sibi  placeret",  ähnlich  p.  281.  282.  Ein  Fall,  wo 
ein  Kardinal  Einwendungen  erhebt,  p.  186. 

10  L.  c.  p.  282:  „Et  sie  subsequenter  omnes 
ibidem  existentes  in  concilio  et  de  concilio 
similiter  responderunt  Placet,  vgl.  p.  182.  u. 
Anm.  8. 

11  Dies  ergiebt  sich  nicht  nur  daraus,  dass  an 
vielen  Stellen  einer  solchen  Abstimmung,  welche 
als  Akklamation  zu  denken  ist,  gar  nicht  erwähnt 
wird,  V.  d.  Hardt  p.  334.  376.  473.  514.  531. 
537.  985.  1012,  sondern  auch  aus  solchen  Be- 
richten, welche  die  Abstimmung  der  Nationsde- 
putirten als  Beschluss  des  ganzen  Konzils  er- 
scheinen lassen ,   1.  c.  p.  985  „synodus  .  .  .  per 
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Ausser  den  erwähnten  Deputirten  bald  vor  ihnen,  bald  neben  ihnen  giebt  auch 
der  präsidirende  Kardinal  seine  Stimme  ab ,  und  zwar  nach  den  Berichten  theils  als 
Präsident  für  sich  \,  theils  blos  Namens  des  Kardinalskollegiums '-^j  theils  sowohl  für 
sich  wie  auch  für  das  letztere.  Hiernach  ist  anzunehmen ,  dass  man  ihm  zwar  eine 
der  der  Nationen  gleichwerthige  Stimme  zugestanden'^,  dass  er  aber,  als  den  Kardi- 
nälen das  Stimmrecht  eingeräumt  war^,  nur  gleichzeitig  für  diese  seine  Stimme  mit- 
geführt hat^. 

Später,  als  Rangstreitigkeiten  Avegen  der  Reihenfolge  der  Abstimmungen  einge- 
treten waren,  schlug  man  den  Weg  ein,  den  Präsidenten  auch  zugleich  für  die  Natio- 
nen mit  abstimmen  zu  lassen  **. 

Wie  die  vorangehende  Darstellung  ergiebt ,  weicht  das  Konzil  von  Konstanz  in 
seiner  äusseren  Zusammensetzung  und  Einrichtung  noch  weiter  als  das  Konzil  zu 
Pisa  von  der  Organisation,  welche  das  Papstthum  im  Mittelalter  dem  allgemeinen 
Konzil  gegeben  hatte,  ab.  Allerdings  hat  auch  das  Pisaner  theilweise  ohne  einen 
Papst  getagt  und  beschlossen,  und  es  hat  auf  demselben  schon  ein  neuer  Faktor,  der 
Gelehrtenstand ,  als  Vertreter  der  damaligen  Wissenschaft ,  hervorragenden  Einfluss 
geübt.  Wenn  gleich  der  letztere  erst  auf  dem  Konstanzer  Konzil  das  volle  Stimm- 
recht erhalten  hat^,  so  lag  darin  doch  nur  eine  legitime  Anerkennung  der  Stellung, 
welche  er  faktisch  schon  früher  eingenommen  hatte.  Die  Eigenthümlichkeit  des  Kon- 
stanzer Konzils  beruht  vielmehr  darin,  dass  sich  auf  dem  letzteren  das  nationale  Ele- 
ment im  Widerspruch  mit  dem  dasselbe  negirenden  universalen  Princip  der  katholischen 
Kirche  eine  entscheidende  Bedeutung  durch  die  Art  der  Organisation  der  Versamm- 
lung und  durch  die  Nations- Abstimmung  zu  verschaffen  wusste ,  und  dass  ferner  ein 


deputatos    suos    praedictos  .  .  .  responderuiit :  nen  vorher  mitgetheilt  wurden.    Als  daher  ein 

placet",  vgl.  auch  p.  926.  1016.  Dekret  publicirt  wurde,   welches  in  Vollmacht 

1  L.  c.  p.  152.  171.  182.  473.  der  Nationen  von  den  einzelnen  Deputirten  ohne 

2  L.  c.  p.  379.  382.  400.  465.  467.  492.  514.  vorgängige  Nationsherathung  festgestellt  war,  he- 
522.  529.  531.  545.  935.  942.  949.  985.  1012.  kräftigen  diese  die  Abstimmung  des  Präsidenten, 

3  L.  c.  p.  239.  1.  c.  p.  1382.  — 

*  S.  0.  S.  377.  n.  6.  Im  übrigen  mag,  was  die  äussere  Einrich- 

5  Vgl.  p.  769:  „pro  se  cum  non  habuit  a  do-  tung  und  die  Geschäftsordnung  des 
minis  suis  cardinalibus  (zu  ergänzen  :  mandatum),  Konzils  betrifft,  noch  Folgendes  bemerkt  wer- 
similiter  per  verbum:  P^acei."  Für  die  Annahme  den.  Die  Betreibung  des  formalen  Fortganges  der 
des  Textes  spricht  weiter,  dass  solche  Abstim-  Geschäfte  lag,  wie  schon  zu  Pisa  (S.  366.  n.  2)  be- 
mungen  seitens  des  Präsidenten  zu  einer  Zeit  sonderen  Konzilsbeamten,  mehreren  gewählten 
vorkommen,  wo  schon  nach  Nationen  gestimmt  procuratores  v.  promotores  concilii 
wurde,  aber  dem  Kardinalskollegium  die  Stimm-  (fiscales)  ob,  v.  d.  Hardt  4,  19.46.  Sie 
berechtigung  noch  nicht  zugestanden  worden  war,  stellen  namentlich  die  Anträge  auf  Beurkundung 
sowie  dass  es  sich  durch  dieselbe  allein  erklärt,  der  Verhandlungen,  s.  z.  B.  p.  73,  auf  Abstim- 
wie  das  Kardinalscollegium  seine  Stimmberech-  mung,  p.  152.  171.  183,  sowie  in  den  vor  dem 
tigung  ohne  einen  formellen  Beschluss  der  Sy-  Konzil  verhandelten  Prozessen  und  Untersuchun- 
node  hat  erlangen  können,  vgl.  S.  377.  n.  6.  gen  die  Anträge  auf  die  erforderlichen- Prozess- 

6  L.  c.  p.  1108:  „Ostiensis  cardinalis  .  .  .  tan-  handlungen,  Citationen,  Kontumazialerklärun- 
quam  praesidens,  iuxta  consensum  et  voluntatem  gen,  Erlass  des  Urtheils  u.  s.  w.,  p.  142.  152. 
omnium  nationum  et  alias  propter  discordiam  172.  180.  1095.  1374.  Ausserdem  kommen  noch 
nationum  quoad  ordinem  .  .  .  respondit  pro  vice  als  gewählte  Beamte  des  Konzils  vor:  advocati 
praesenti  ad  omnia  supradicta  lecta  et  protestata  1.  c.  p.  19.  960.  1144.  1145  (in  derselben  Stel- 
perverbum:  „placet";  s.  ferner  p.  1131.  1192.  lung,  wie  zu  Pisa),  ferner  Protonotare  und  No- 
1197.  1199.  1216.  1316.  1334.  1344.  1350.  tare  für  die  Beurkundung  der  Verhandlungen, 
1361.  1366.  1373.  1376.  1377.  1480.  1477.  p.  19  u.  Mansi  27,  539;  ordinatores  sedere 
1499.  1535,  wo  die  Ausdrücke :  „nomine  totius  debentium  oder  sessionarii,  p.  19.  166; 
synodi"  (bez.  concilii)  und  „nomine  omnium  na-  endlich  zu  Anfang  auch  scru  tat  eres  voto- 
tionum"  abwechseln.  Das  setzte  natürlich  voraus,  rum,  v.  d.  Hardt  4,  19.  Vgl.  noch  Siebe- 
dass  wie  früher  den  Nationsdeputirten,  so  nun-  king  S.  38.  39. 

mehr  dem  Präsidenten  die  Beschlüsse  der  Natio-  "^  S.  o.  S.  365.  374. 
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römischer  König  als  Advokat  der  Kirche  und  des  Konzils  in  Verbindung  mit  den 
übrigen  angeschenen  Mächten  wieder  eine  massgebende  Einwirkung  auf  den  Gang 
und  die  Verhandlungen  der  Synode  ausüben  konnte.  Wenn  dadurch  auch  die  Lösung 
der  einen  Aufgabe  des  Konziles ,  die  Herstellung  der  Union ,  wesentlich  befördert 
worden  ist,  so  wurde  doch  die  Erfüllung  der  anderen,  die  Herbeiführung  einer  Re- 
form, welche  das  Papstthum  aus  seinen  mittelalterlichen  Bahnen  herausgerissen  hätte, 
und  die  Festsetzung  von  kirchlichen  Verfassungseinrichtungen ,  welche  dem  Papste 
und  der  Kurie  das  Einlenken  in  die  früheren  Geleise  unmöglich  gemacht  hätten,  auf 
das  äusserste  erschwert,  weil  gerade  durch  die  angenommene  Geschäftsbehandlung 
der  Geltendmachung  der  verschiedenen  kirchlichen  und  politischen  Interessen  der 
einzelnen  Nationen  freier  Spielraum  gewährt  war^ 

Was  die  materielle  Bedeutung  der  Beschlüsse  des  Konstanzer  Konzils  betrifft, 
so  kommt  an  dieser  Stelle  Folgendes  in  Betracht.  Hatte  die  Synode  von  Pisa  schon 
thatsächlich  durch  die  Absetzung  Benedicts  XHL  und  Gregors  XH.  eine  oberstrichter- 
liche Stellung  ausgeübt  und  damit  die  Superiorität  des  allgemeinen  Konzils  über  den 
Papst  zur  Geltung  gebracht,  so  bahnte  sich  das  Konstanzer  Konzil  den  Weg  zur 
Herbeiführung  der  Union  dadurch ,  dass  es  in  Uebereinstimmung  mit  den  zu  Pisa 
noch  nicht  zu  entscheidender  Herrschaft  durchgedrungenen  Anschauungen  Aillis 
und  Gersons^  die  Sätze  aussprach,  dass  das  Konzil  die  Vertretung  der  gesammten 
Kirche  bilde,  seine  Gewalt  unmittelbar  von  Christus  habe  und  daher  ihm  jeder  kirch- 
liche Würdenträger,  selbst  der  Papst,  in  Glaubenssachen  sowie  bei  der  Beseitigung 
des  Schismas  und  hinsichtlich  der  allgemeinen  Reformation  der  Kirche  an  Haupt  und 
Gliedern  zum  Gehorsam  verpflichtet  sei  ^,  ohne  dass  es  bei  der  Feststellung  dieser 
Beschlüsse  auf  den  flüchtig  gewordenen  Papst  ^  und  die  ablehnende  Haltung  der  Kar- 
dinäle ^  Rücksicht  nahm. 

Von  dem  Standpunkt  aus,  welchen  das  Konzil  mit  diesen  Beschlüssen  eingenom- 
men hatte,  erledigte  es  dann  die  ihm  vorliegende  Glaubensfrage *"»  ebenfalls  ohne  den 
Papst  und  führte  auch  in  Ausübung  seiner  oberstrichterlichen  Stellung  durch  die 
Absetzung  Johanns  XXHL  "^  und  Benedikts  XHL  ^  die  Union  der  Kirche  und  die  Be- 
seitigung des  Schismas  herbei. 

1  Vgl.  weiter  unten.  beseitigt  und  die  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern 

2  Vgl.  Th.  I.  S.  197  u.  P.  Tschackert  a.  a.  reformirt  worden  ist;  4)  es  darf  nicht  an  einen 
0.  S.  191  ff.  212.  216.  anderen  Ort  verlegt  werden  und  die  Mitglieder 

3  Der  Beschluss,  welcher  schon  Th.  I.  S.  197.  dürfen  dasselbe  nur  aus  gerechtfertigten  Gründen 
n.  7  seinem  Wortlaute  nach  mitgeth  eilt  worden  ist,  mit  Urlaub  verlassen,  v.  d.  Hardt  4,  72. 
wurde  in  der  5.  Sitzung  (ß.^April  1415)  gefasst,  ^  Die  in  der  Sitzung  erschienenen  8  Kardinäle 
nachdem  er  schon  vorher  in  seinem  ersten  Theil  hatten  zuvor  erklärt,  dass  sie  dies  nur  thäten,  um 
mit  Auslassung  der  Schlussworte:  „generalem  Aergerniss  zu  vermeiden,  nicht  aber  um  die  Be- 
reformationem  ecclesiae  in  caplte  et  membris"  in  Schlüsse  zu  billigen,  v.  d.  Hardt  4,  96. 

der  4.   Sitzung  (30.  März    dess.   J.)    Annahme  ^  Durch  die  Verurtheilung  v.  Wiclif  (8.  Sit- 

gefunden  hatte,  v.  d.  Hardt  4,  89.    Ueber  die  zung  v.  4.  Mai  1415),  v.   Hus  (15.  Sitzung  v. 

Veranlassung  der  Einschaltung  vgl.  He  fei  e  7,  6.  Juli  1415)  und  v.  Hieronymus  v.  Prag  (21.  Sit- 

99  bis  103.  zung  V.  23.  Mai  1416),   1.  c.  4,  150.  389.  762; 

4  Schon  in  der   3.  Sitzung  (26.  März  1415)  Hefele7,  116.  193.  272. 

hatte  das  Konzil  beschlossen:   1)  die  Synode  ist  "^  12.  Sitzung  v.  29.  Mai  1415,  v.  d.  Hardt 

rechtmässig  nach  Konstanz  berufen,  eröffnet  und  4,  269. 

bisher  gehalten;    2)  durch    die  Entfernung  8  37.  Sitzung  v.  26.  Juli  1417,  l.^c.  4,  1367. 

des   Papstes  ist  das  Konzil   nicht  aufgelöst  Gregor  XII  hatte  schon  im  Juli  1415  auf  seine 

vrorden,  sondern  bleibt  in  seiner  Integrität  und  Würde  freiwillig  Verzicht  geleistet,  während  Be- 

Autorität,  selbst  wenn  gegentheilige  Anordnun-  nedikt  XIII  hartnäckig  blieb,  aber  von  seiner  frü- 

gen  (vom  Papst)  erlassen  würden  ;  3)  das  Konzil  heren  Obedienz  verlassen  wurde,  Hef  ele  7, 182, 

darf  nicht  aufgelöst  werden ,  bevor  das  Schisma  232.  342. 
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Damit  war  das  Konzil  zur  Erledigung  seiner  letzten  Aufgabe,  der  Reformation  ^ 
der  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern,  gelangt.  Noch  vor  der  Absetzung  des  zuletzt  er- 
wähnten Papstes  war  aber  der  Zwiespalt  schon  zwischen  der  päpstlichen,  kirchlich 
konservativen  und  der  reformeifrigen  Partei,  welche  die  Verfassung  der  Kirche  in 
aristokratisch-konstitutionellem  Sinne  umgestalten  und  den  Schwerpunkt  derselben 
in  den  zum  allgemeinen  Konzil  versammelten  Episkopat  verlegen  wollte,  hervor- 
getreten 2.  Die  erstere  suchte,  indem  sie  in  der  vorgängigen  Neubesetzung  des  päpst- 
lichen Stuhles  den  einzigen  Ausweg  sah,  entscheidenden  Reformen  vorzubeugen ,  die 
Papstwahl  in  die  erste  Linie  zu  schieben ,  während  die  Gegenpartei  die  Reformation 
vorher  erledigt  wissen  wollte.  Nachdem  die  konservative  Partei  der  letzteren  schon 
im  Juli  1417  das  Zugeständniss  abgerungen  hatte ,  dass  die  vorgängige  Reformation 
blos  auf  die  capita  ecclesiae  beschränkt,  die  in  membris  inferioribus  aber  nach  der 
Wahl  des  Papstes  und  in  Gemeinschaft  mit  ihm  vollzogen  werden  sollte  ^',  gelang  es 
ihr  noch  im  September  desselben  Jahres  den  König  Sigismund  und  die  Deutschen  zu 
isoliren  und  auch  den  Zwiespalt  in  die  Reihen  der  deutschen  Geistlichkeit  zu  tragen  ^. 
So  sah  sich  Sigismund,  da  der  Charakter  des  Konzils  sich  im  Laufe  der  Zeit  wesent- 
lich verändert  hatte,  zum  Nachgeben  gezwungen,  und  schliesslich  verständigte  man 
sich  dahin,  dass  1)  diejenigen  Reformationskapitel,  über  welche  alle  Nationen  einig 
geworden  waren,  noch  vor  der  Papstwahl  publicirt  werden  sollten,  2)  ein  Synodal- 
dekret die  Zusicherung,  dass  die  Reformation  der  Kirche  nach  der  Papstwahl  wirk- 
lich in  Angriff  genommen  werde  (ccmtio  deßenda  reformatione)^  aussprechen  und  3)  die 
Art  und  Weise  der  Wahl  des  neuen  Papstes  durch  Deputirte  näher  festgesetzt 
werden  sollte  5. 

Zufolge  dieser  Vereinbarung  konnten  schon  in  der  39.  Sitzung  (am  9.  Oktober 
1417)  die  Reformdekrete  verkündet  werden^».  Sie  beruhen  noch  auf  demselben  prin- 
cipiellen  Standpunkt,  welchen  die  Synode  in  ihrer  5.  Sitzung  eingenommen  hatte. 
Das  erste  ^,  das  s.  g.  decretum  Freqiiens,  setzte  die  Periodizität  der  allgemeinen  Kon- 
zilien fest.  Das  zweite  suchte  jedes  künftige  Schisma  im  Keime  zu  ersticken ,  indem 
es  anordnete,  dass  beim  Vorliegen  eines  solchen  innerhalb  Jahresfrist ,  nöthigenfalls 
selbst  ohne  päpstliche  Berufung,  ein  allgemeines  Konzil  sich  versammeln  und  die 
Entscheidung  über  die  Ansprüche  der  etwaigen  Prätendenten  treffen  sollte ,  während 


^  Ueber  die  früheren  Reformarbeiteu  des  Aus-  Hefele  7,317.    Ausserdem  hielten  sich  auch 

Schusses  der  Synode  vgl.  Hübler,  Constanzer  selbst  diejenigen  Kardinäle,  welche  principiell 

Reformation  S.  6  ff.  Anhänger  der  Reform  waren,  wie  Ailli,  wegen 

2  Hübler  a.  a.  0.  S.  17;  Hefele  7,  313.  ihrer  Besorgniss  um  die  Aufrechterhaltung  der 
318.  Vorrechte  ihrer  Stellung  und  der  päpstlichen  An- 

3  Hübler  S.   19;    Tschackert  a.  a.  0.  S.  naten  zu  der  konservativen  Partei,  Tschackert 
286  ff.  S.  256  ff.  Die  Niederlage  der  Deutschen  und  der 

*  Hübler  S.  29.  Der  konservativen  Richtung  Reformpartei  ist  schliesslich  dadurch  entschieden 

gehörten  die  meisten  Kardinäle ,    Italiener  und  worden  ,  dass  die  Franzosen ,  theils  beeinflusst 

Spanier  an ,  während  die  Deutschen  mit  Sigis-  durch  die  politische  Haltung  Sigismunds  in  dem 

mund  an  der  Spitze,  ferner  die  Engländerund  Streite  Frankreichs  und  Englands,  theils  bestimmt 

auch  die  Franzosen   die  Reformpartei  bildeten.  durch  die  Furclit  vor  einem  neuen,  bei  Hinaus- 

Innerhalb  derselben  standen  aber  hinsichtlich  der  Schiebung  der  Papstwahl  möglicherweise  eintre- 

Frage  über  die  Beseitigung  der  päpstlichen  Be-  tenden    Schisma    auf   die  Seite   der    Kardinäle 

setzungsrechte  die  deutschen,  französischen  und  und   der   andern  romanischen   Nationen  traten, 

englischen  Universitäten  auf  Seiten  der  kurialen  Tschackert  S.  279  ff. ;  Hüb  1er  S.  30. 

Partei,    weil   sie  allein   durch  Aufrechthaltuiig  5  v.  d.  Hardt  4,1447;  Hübler  S.  30;  He- 

derselben    eine    ausgedehnte    Berücksichtigung  feie  7, 321. 

ihrer  Angehörigen  bei  der  Besetzung  von  Pfrün-  ^  v.  d.  Hardt  4,  1432;  H übler  S.  118. 

den  ermöglichen  konnten,  Hübler  S.  25,  80;  ^  xh.  I.  198.  n.  1  u.  S.  271.  n.  7. 
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gleichzeitig  für  jeden  der  letzteren  von  dem  Beginne  des  Konziles  ab  ohne  Weiteres 
die  Suspension  von  jeder  Ausübung  der  päpstlichen  Rechte  einzutreten  habe  ^  Im 
Anschluss  daran  traf  es  weiter  ausführliche  Vorschriften  für  den  Fall,  dass  etwa  eine 
Papstwahl  unter  dem  Einflüsse  eines  Zwanges  erfolgt  wäre,  und  wies  auch  für  diesen 
Fall  dem  Konzile  die  Stellung  der  obersten  entscheidenden  Instanz  an  2.  Das  dritte 
Kcformdekret 3  schreibt  in  Uebereinstimmung  mit  der  alten  Uebung  der  Kirche^  vor, 
dass  der  neuerwählte  Papst  vor  der  Verkündung  seiner  Wahl  vor  seinen  Wählern  das 
Bekenntniss  abzulegen  habe,  dass  er  den  katholischen  Glauben  gemäss  der  Tradition 
der  Apostel  und  heiligen  Väter,  insbesondere  der  acht  (ersten)  alUgemeinen  Konzilien 
festhalten  und  auch  den  Ritus  der  Sakramente  der  katholischen  Kirche  treu  bewahren 
wolle  ^ 

In  der  40.  Sitzung  (30.  Oktober  1417)  wurde  das  zur  Sicherung  der  Durch- 
führung der  Reformation  bestimmte  Kautionsdekret  (s.  0.  S.  381)  erlassen,  nach  wel- 
chem der  neu  zu  wählende  Papst  vor  Auflösung  des  Konzils  mit  demselben  oder  mit 
Deputirten  der  Nationen  eine  Verbesserung  in  capite  et  curia  Romana  in  1 8  genau  be- 
zeichneten Punkten  vorzunehmen  hatte  6,  und  gleichzeitig  der  Modus  der  Wahl  des 
neuen  Papstes  dahin  festgesetzt,  dass  den  Kardinälen  von  jeder  Nation  je  sechs  De- 
putirte  hinzutreten  und  dass  allein  zwei  Drittel  der  Stimmen  der  Kardinäle  und  zwei 
Drittel  der  Stimmen  der  Deputirten  zu  der  für  eine  gültige  Wahl  erforderlichen  Majo- 
rität ausreichen  sollten". 

Nachdem  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  der  neue  Papst  Martin  V.  (am  11.  No- 
vember 1417)  gewählt  und  die  in  dem  Cautionsdekret  in  Aussicht  genommene  Durch- 
führung der  Reform  abermals  in  Angriff  genommen  worden  war,  traten  die  früheren 
Differenzen  von  Neuem  hervor 8.    Schliesslich  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  in  Aus- 

1  A.  a.  0.  u.  Hüb  1er  S.  120.  summus  pontifex,   per  dei  gratiam  et  proximo 

o  rri,    T    c    r,'7A        JA  -7  1      i-u  j.  assumendus,  cum  hoc  s.  concilio  vel  deputandis 

-  In.  I.  S.  Z(l  und  Aum.  7  daselbst.  .       ■,  .-  i  i,     x     ^  i     • 

per  singulas  nationes  debeat  reiormare  ecclesiam 

3  Hübler  S.  125;    vgl.   auch  oben  S.  219.       in  capite  et  curia  Romana  secundum  aequitatem 
n.  3.  et  bonum  regimen   ecclesiae ,  antequam  hoc  s. 

4  g^  0.  S.  218.  concilium  dissolvatnr,  super  materiis  articulorum 

e;TT"vi       a^oK-rv-A^-u        j-         T»  alias  per  nationes  in  reformatoriis  oblatorum  qui 

5  Hubler  S.  125.    Die  Aufnahme  dieser  Be-  ^^  .        r4-\  a  i-,.  j.      * 

ii-  .    .  r.  1  j  ••  sequuntur:   pnmo  (1)   de  numero.  qualitate  et 

Stimmung  erklart  sicn  daraus,  dass  man  Ursprung-  t-  -i      •  j-     t  Vo-\    -j.        j 

T  1-  T  ?v  •  vx  T,  XX  1  V»  X  j  1,  •  V  natione  dommorum  cardmalium ;  (2)  item  de 
licn  die  Absicht  hatte,  den  Papst  durch  ein  be-  j..     m  j-  x  t  roi   -x         j 

T         ^r  T_  T.  j        TT    -u-ij   1  reservatiouibus   sedis  apostolicae:    (o)   item  de 

sonderes  Versprechen  nach  dem  Vorbild  der  an-  ^.  .,  -x--       x      •      x-        rA-\ 

ffeblichen  Profession  Bonifacius' VIII  Ts    S   219  ^nnatis,  communibus  servitiis  et  mmutis  ;    (4) 

geblicüep  Frotession  iionitacius  Vlil  (^s.  fc.  ZIM.  .^^^   ^^  collationibus  beneficiorum  et  de  gratiis 

n    3)  bei  wichtigen  Regierungsakten  an  die  Zu-  ^         ^ativis ;  (5)  item  de  causis  in  romana  curia 

Stimmung  der  Kardinale  und  zum  Iheil  auch  an  ^   ^,      ..       \  ra^  n.^-^    1  n  x-     -v   „ 

T     ,       ?-  .         T'       -T  T-    1  ■     n  tractandis  vel  non;    (b)  item  de  appellationibus 

die  des  allgemeinen  Konzils  zu  binden,  ein  Ge-  ^^  ^omanam  curiam ;  (7)  item  de  ofüciis  can- 

danke,  welcher  von  Seiten  der  der  Reformpartei  ^^^^^^^^  ^^  poenitentiariae ;   (8)  item  de  exem- 

angehongen  Kardina  e  angeregt  ist ,   da  er  sich  ^.^^.^^^  ^^  incorporationibus  tempore  schismatis 

schon  m  dem  v.  Ailli  herrührenden     tractatus  ^^^^.        ^9^  ^^^^  ^^  commendis ;    (10)  item  de 

agendorum  m  concilio  generali''  (Tschackert  ^^^^,;^^^^^^^^^,  electionum;  (11)  item  de  fruc- 

&  "\  ?  %  ^PQ^^i'*  \  ""'  f  •  ^/J  %\a'  ^'  ^^^ '  tibus  medii  temporis ;  (12)  item  de  non  älienan- 
Hubler  S.  69;  Tschackert  S.  259.  ^.^  ^^^.^  ^^^J^  ecclesiae  et  aliarum  ecclesia- 

Das  4.  Dekret  bezieht  sich  auf  die  Translatio-  ^^^j^  .  (^13)  item  propterquae  et  quomodo 

nen  der  Bischöfe,  Prälaten  und  anderen  Geist-  pap  a  po  ssit  corrigi  vel  deponi ;  (14)item 

liehen  und  sucht  auch  dabei  die  Willkühr  des  ^q  exstirpatione  simoniae;  (15)  item  de  dispen- 

Papstes  zu  beschränken,  s.  0.  S.  311.  312.  n.  1  sationibus  ;  (16)  item  de  provisione  papae  et  car- 

u.   S.  313  ;    das  fünfte  und  letzte,  Hübler  S.  dinalium;  (17)  item  de  indulgentiis ;  (18)  item 

127  beseitigt  die  päpstliche  Reservation  der  den  ^q  decimis,  hoc  adiecto  quod  facta  per  nationes 

Prälaten    zustehenden    Procurationen    und   des  deputatione  praedicta   liceat   aliis  de  papae  li- 

Spolienrechtes  auf  den  Nachlass  derselben.  centia  libere  ad  propria  remeare." 

6  V.  d.  Hardt4,  1452:  „Sacrosanta  synodus  ''  Th.  I.  S.  271. 
Constantiensis  statuit  et  decernit,  quod  futurus  8  jj  übler  S.  40 ff. 


§.171.]  Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Konstanz.)  383 

führung  eines  von  der  deutschen  Nation  angeregten  Gedankens  ^  das  noch  ausstehende 
Reformationswerk  in  der  Weise  zu  theilen^,  dass  der  Beschlussfassung  des  Konzils 
nur  diejenigen  Reformartikel,  über  welche  zwischen  allen  Nationen  und  dem  Papst 
eine  Uebereinstimmung  erzielt  worden  war,  unterbreitet,  die  Regulirung  derjenigen 
Punkte  aber,  in  Bezug  auf  welche  zwischen  den  ersteren  unausgleichbare  Meinungs- 
verschiedenheiten obwalteten,  besonderen  SpezialVerhandlungen  der  einzelnen  Natio- 
nen mit  dem  Papste,  aus  denen  dann  als  Resultat  die  drei  s.  g.  Konkordate 3,  ein 
deutsches,  englisches  und  romanisches  ^  hervorgegangen  sind,  überlassen  wurden. 

So  konnte  in  der  43.  Sitzung  (vom  21.  März  1418)  das  Reformwerk  zum  Ab- 
schluss  gebracht  werden.  Der  Papst  Hess  in  derselben  die  gemeinsam  festgestellten 
Reformartikel 5,  ferner  die  mit  den  einzelnen  Nationen  vereinbarten  Konkordate^, 
sowie  eine  Anordnung,  dass  mit  beiden  dem  Kautionsdekrete  Genüge  geleistet  sei^, 
vorlegen,  und  darauf  gab  der  frühere  Präsident  des  Konzils  die  Erklärung  ab ,  dass 
er  die  Reformartikel  im  Auftrage  aller  Nationen,  die  Konkordate  im  Auftrage  der  bei 
jedem  einzelnen  betheiligten  Nation  billige,  und  nunmehr  seitens  aller  Nationen  die 
erfolgte  Ausführung  des  Kautionsdekretes  anerkannt  werde  ^. 

In  der  folgenden  Sitzung  ^  bestimmte  der  Papst  in  Gemässheit  des  Dekretes  Fre- 
quens.  (s.  0.  S.  381)  die  Stadt  Pavia  als  Versammlungsort  für  das  nächste  Konzil  ^^ 
und  zwar  unter  Zustimmung  der  Nationen  ^^  und  des  römischen  Königs ^2. 

Das  Konstanzer  Konzil  hat  zwar  die  ihm  gesteckte  Aufgabe  einer  durchgreifen- 
den Reform  der  Kirche  nur  in  geringem  Umfange  erfüllt,  es  hat  aber  andererseits 
das  mittelalterliche  Recht  über  das  allgemeine  Konzil  und  das  Ver- 
hältniss  des  Papstes  zu  demselben  wesentlich  in  der  schon  o.  S.  370.  380  ge- 
dachten Weise  umgestaltet. 

Dass  dies  in  rechtsgültiger  Weise  geschehen,  wird  zwar  von  der  heute  herr- 
schenden römischen  Ansicht  ^^  bestritten.  Diese  geht  von  dem  mittelalterlichen,  auch 
für  die  neuere  Zeit  wieder  zur  Geltung  gebrachten  Grundsatz  aus,  dass  die  Beschlüsse 
eines  allgemeinen  Konzils  der  Bestätigung  des  Papstes  bedürfen,  und  gesteht  den 
Dekreten  der  Konstanzer  Synode  in  Folge  dessen  den  Charakter  von  Beschlüssen 
eines  ökumenischen  Konzils  und  mithin  auch  die  Rechtsgültigkeit  nur  insoweit  zu,  als 
dieselben  unter  Betheiligung  des  Papstes  Martins  V.  von  der  42.  Sitzung  ab  gefasst 


1  Avisamenta  nationis  Germanicae  aus  dem  Papstes  erlassenen  Dekreten  das  letztere  selbst 
Anfang  d.  J.  1418  bei  v.  d.  Hard  t  1,  997.  999;  als  dekretirend  erscheint,  s.  z.  B.  S.  382.  n.  2. 
H übler  S.  42.  6  Ueber  die  Gestalt,  in  welcher  diese  verlesen 

2  Hüb  1er  S.  43.  44.  wurden,  vgl.  Hübler  S.  57  ff. 

3  Neueste  Ausgabe  bei  Hüb  1er  S.  164 ff.  7r-tt"11       «5   IP^ 
*  Früher  als  französisches  bezeichnet ;  das  ita-  g       ^q    tt      Htl    lolO 

lienische  und  spanische  galt  als  verloren.  Hüb-  g  „'     *  r    A^nn    ' 

1er  S.  48  ff.  hat  aber  nachgewiesen,  dass  das  s.  jq  „"    *     '  qo^  * 

g.  französische  sich  als  das  Resultat  der  von  den  n  t.t.x  *a'  *      i. '       i         •  i  ^                  i       i? 

^    .             •    1,      A-  X.                    .               £"x,  ^  ^^  Mit  Ausnahme  der  nicht  anwesenden  iran- 

ürei  romanischen  JNationen  gemeinsam  geführten  ••  •    ^       ^t  ^-            i  i            i    •        i               j 

Verhandlungen  darstellt.  \T^f'T  ^T""'  ^t\       ^"'^^^^^"^^^^ ^^en  der 

5  Beste  Ausgabe  bei  Hübler  S.  158.  Es  sind  ^ar^f^'  J^r^y   "''^*  zustimmen  wollte,  v.  d. 

7  Artikel.  Von  ihnen  entsprechen  nur  die  ersten  ' 

6  den  Rubriken  8.  (dieser  Art  1  u.  2)  11.  14.  12  v.  d.  Hardt  4,  1548.    Die  Einholung  der- 

15. 18.  des  Kautionsdekretes  (o.  S.  382.  n.  6),  der  selben  ist  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  Stel- 

7.  Art.  de  vita  et  honestate  clericorum  ist  neu  l^^S  tles  Königs  als  Advokat  der  Kirche  und  des 

hinzu  gekommen.     Sie   tragen  die  Form  päpst-  Konzils  (s.  o.  S.  378.  n.  1)  erfolgt. 

licherKonstitutionen, allerdings  erwähnt dieMehr-  i3  ygi.  Phillips  K.  R.  2,  266  u.  4,  435  ff. 

zahlunterihnen,soArt.  1.4.  5.  7  der  Approbation  undHefele  1.  Aufl.  7,  372,    2.  Aufl.   1,  51. 

des  Konzils,  während  in  den  vor  der  Wahl  des  60  ff. 


384  1-  l^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  171 . 

worden  ',  ausserdem  aber  auch  insoweit,  als  sie  etwas  in  favorem  fidei  et  salutem  ani- 
marum  anordnen  und  zugleich  conciliariter  ergangen  sind,  weil  sie  in  diesem  Umfange 
nachträglich  vom  Papste  bestätigt  worden  seien  2.  Sie  verneint  also  die  Rechtsgttltig- 
keit  der  wichtigen  Reformdekrete  der  3.,  4.,  5.  und  39.  Sitzung,  in  welchen  die  eben 
hervorgehobene  Neuerung  principiell  ausgesprochen  ist  3,  indem  sie  dieselben  nicht 
zu  denjenigen  rechnet,  welche  die  materia  fidei  im  eigentlichen  Sinne  betreffen '^. 

Wenn  gleich  das  letztere  zuzugeben  ist  ^,  so  beurtheilt  diese  im  Interesse  des 
Papalsystems  aufgestellte  Ansicht  auch  hier  ebenso  wie  in  Betreff  des  Konzils  von 
Pisa^'  die  obwaltenden  Thatumstände  nicht  nach  dem  zu  ihrer  Zeit  geltenden  Rechts- 
zustande. Die  Rechtsanschauung,  welche  sich  schon  auf  dem  eben  erwähnten  Pisaner 
Konzil  geltend  gemacht  hatte ^,  ist  auf  der  Synode  zu  Konstanz  zu  voller  unbestritte- 
ner Herrschaft  gelangt.  Besass  die  letztere,  wie  sie  in  der  5.  Sitzung  ausgesprochen 
hat^,  die  Befugniss  zur  Repräsentation  der  Kirche  und  hatte  sie  ihre  Gewalt  unmittel- 
bar von  Christus,  so  war  sie  auch  befugt,  ihre  Beschlüsse  ohne  Rücksicht  auf  jede 
Mitwirkung  des  Papstes  zu  fassen^.  Diesen  Standpunkt  hat  sie  in  der  That  stets 
festgehalten^'^,  und  die  Berechtigung  desselben  ist  dadurch  anerkannt  worden,  dass 
man  von  keiner  Seite  die  Nothwendigkeit  einer  päpstlichen  Bestätigung  ihrer  Be- 
schlüsse behauptet  hat,  und  demgemäss  auch  eine  solche  weder  von  Martin  V.  ge- 
fordert, noch  auch  von  ihm  ertheilt  worden  ist. 

In  ersterer  Beziehung  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Konzil  das  Reformwerk 
als  ein  einheitliches  betrachtet  hat,  und  dass  es  allein  von  dem  gedachten  Standpunkt 
aus  erklärlich,  ja  rechtlich  denkbar  erscheint,  dass  die  Synode  die  cautio  de  fienda  re- 
formatione  als  eine  für  den  zukünftigen  Papst  obligatorische  Bestimmung  betrachtend^, 
sowie  dass  demnächst  Martin  V.  nach  dem  Abschluss  des  Reformwerks  sich  in  der 
43.  Sitzung  ausdrücklich  von  der  Synode  die  schon  erwähnte  Erklärung  über  die  Er- 
füllung der  ihm  durch  das  Kautionsdekret  auferlegten  Pflicht  in  Betreff  der  Durch- 
führung der  Reform  abgeben  lassen  konnte  i^.  Martin  V.  hat  dadurch  die  Verbind- 
lichkeit des  Kautionsdekretes ,  damit  aber  auch  die  Befugniss  der  Synode,  ohne  den 
Papst  rechtsgültige  Beschlüsse  zu  fassen ,  anerkannt  und  war  also  gar  nicht  in  der 
Lage,  eine  Bestätigung  derselben  seinerseits  für  ihre  Rechtswirksamkeit  als  nothwen- 
dig  zu  erachten  ^^. 

^  Dahin  gehören  vor  Allem  die  Reformartikel  facta  approbat  papa,   omnia  gesta  in  concilio 

der  43.  Sitzung,  s.  o.  S.  383.  conciliariter  circa  materiam  fidei  et  ratificat   et 

2  Vgl.   die  Bulle   Martins  V  v.  22.   Fehruar  uon  aliter  nee  alio  modo.    Et  illud  idem 

1418  betreffend  die  Ketzereien  von  HusundWic-  iterato  fecit  dici  per  orgaiium  .  .  .  A  .  .  .  flscalis 

lif ,  wonach  die  Inquisito^ren  jeden  der  Ketzerei  et  consistorialis  advocati.'' 

Verdächtigen  fragen  sollen,  Mansi  27,  1211 :  3  s.  o.  S.  380.  381. 

..utrum  credat,  teneat  et  asserat,  quod  quodlibet  ^  Vgl.  Phillips  4,  448. 

concilium  generale   et  etiam  Constantiense  5  Hübler  S.  260.  280.  n.  62. 

universalem  ecclesiam  repraesentet,  ^  S.  o.  S.  368. 

item,  utrum  credat,  quod  illud  s.  conc.  Constan-  "^  S.  o.  S.  367. 

tiense  universalem  ecclesiam  repraesentans  ap-  ^  Th.  I.  S.  197.  n.  7. 

probavit  et  approbat  in  favorem  fidei  et  ad  salutem  ^  Diesen  Gesichtspunkt  hat  mit  Reclit  zuerst 

animarum,  quod  hoc  est  ab  universis  Christi  flde-  Hübler  S.  261  ff.,  welchem  ich  mich  in  allen 

libus  approbandum  et  teneudum" ;  und  die  Er-  wesentlichen    Punkten    anschliesse ,    hervorge- 

klärung  des  Papstes  in  der  45.  (Schluss-)Sitzung,  hoben, 

v.  d.  Hardt  4,  1557:  „quod  omnia  et  singula  '0  Vgl.  Hübler  a.  a.  0. 

«ieterminata  et  conclusa  et  decreta  in  materiis  ^^  S.  o.  S.  381. 

fidei  per  praesens  s.  concilium  generale  Con-  ^'^  S.  o.  S.  383. 

stan tiense  conciliariter  teuere  et  inviola-  ^^  Hätte  er  dies  gethan,  so  würde  er  sich  damit 
biliter  observare  volebat  et  nunquam  contrave-  selbst  den  Rechtsboden  für  seine  päpstliche  Stei- 
nire quoquomodo.    Ipsaque  sie  conciliariter  luug  unter  den  Füssen   fortgezogen  haben,  denn 
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Die  Bulle  vom  22.  Februar  1418,  welche  eine  solche  für  die  Dekrete  in  materia 
fidei  angeblich  enthalten  soll,  weist  sie  in  der  That  nicht  auf,  da  die  entscheidende 
Stelle  ^  nur  den  Ketzer-Inquisitoren  eine  Anweisung  für  ihre  Thätigkeit  giebt ,  und 
bei  der  Beschränkung  des  Erlasses  auf  die  hussitische  und  wiklifitische  Ketzerei 
selbstverständlich  gar  keine  Veranlassung  vorlag,  auf  andere  Dekrete  des  Konstanzer 
Konzils  irgend  wie  Bezug  zu  nehmen  2. 

Ebenso  wird  auch  der  Aeusserung  Martins  V.  in  der  45.  Sitzung^  eine  durchaus 
unrichtige  Tragweite  beigelegt.  Sie  hat  nach  dem  Zusammenhang  nur  die  Bedeutung, 
dass  der  Papst  das,  was  das  Konzil  beschlossen  habe,  nicht  aber  die  blossen  Nations- 
beschlüsse anerkennen  zu  wollen  erklärt  ^.  Der  Papst  hat  sie  abgegeben  auf  die 
noch  beim  Schluss  des  Konzils  von  den  Polen  erhobene  Appellation  an  ein  künftiges 
Konzil ,  dass  ein  bereits  von  der  Glaubenskommission ,  den  einzelnen  Nationen  und 
den  Kardinälen  für  ketzerisch  erachtetes  Buch  des  Dominikaners  Falkenberg  nicht 
auch  in  Öffentlicher  Sitzung  verurtheilt  worden  sei  ^.  Sie  ist  also  lediglich  durch  einen 
unerwarteten  Zwischenfall  veranlasst  worden  und  lässt  sich  nur  auf  den  letzteren  be- 
ziehen ^\   Die  gegentheilige  Ausführung  widerlegt  sich  auch  dadurch ,  dass  Martin  V. 


dann  war  auch  das  Dekret,  auf  Grund  dessen  seine 
eigene  Wahl  erfolgt  ist,  ungültig,  vgl.  auch  ep. 
conc.  Basileensis  synodalis  XV  :  Beatus  Hierony- 
mws;  Mansi  29,  346  :  „Revocare  autem  nunc  in 
dubium  ipsa  decreta  concilii  Constantiensis  quid 
aliud  esset  quam  in  dubitationem  vertere  deposi- 
tionem  praedictorum  (Johannes  XXIII  u.  Bene- 
dikts XIII),  electionem  .  .  .  Martini." 

1  S.  384.  n.  2. 

2  Es  gehört  eine  eigenthümliche  Interpreta- 
tionskunst dazu  in  dieser  Bulle,  so  Phillips  4, 
439,  eine  Bestätigung  derBeschlüsse  des  Konstan- 
zer Konzils  gegen  die  Häretiker  finden  zu  wollen, 
obwohl  ihr  sonstiger  Text  die  Gültigkeit  der  letz- 
teren ohne  Weiteres  voraussetzt  und  die  erforder- 
lichen Anordnungen  über  die  Inquisition  :  „sacro 
approbante  concilio  Constantiensi"  trifft,  Mansi 
27,  1205.  In  der  That  handelt  es  sich  in  der- 
selben lediglich  um  eine  Ausführung  der  betref- 
fenden Beschlüsse,  welche  der  Papst  in  Anerken- 
nung ihrer  Kechtswirksamkeit  anordnet,  nicht  um 
eine  Bestätigung ,  welche  ihnen  erst  eine  solche 
gewährt  hätte. 

3  S.  384.  n.  2. 

*  Wie  der  genaue  Wortlaut  der  Erklärung  Mar- 
tins V  gelautet,  wissen  wir  nicht.  Dass  aber  in 
derselben  das  Gewicht  nur  auf  conciliar iter^  nicht 
auch  auf  den  Worten  in  materiis  fidei  ruht,  zeigt 
namentlich  der  Umstand,  dass  der  älteste,  der 
Braunschweiger  Codex  v.  d.  Hardt  4,  1552  diese 
gar  nicht  aufweist,  vgl.  auch  Hüb  1er  S.  266. 

5  v.  d.  Hardt  4,  1552.  1556;  Hübler  S. 
263;  Hefele?,  367. 

6  Stein  hausen  anal.  p.  34;  Hübler  S. 
265.266.  Wenn  Hef  ele  7,  367  gegen  den  letz- 
tern geltend  gemacht,  dass  der  Papst  allerdings 
in  erster  Linie  die  Falkenbergsche  Angelegen- 
heit im  Auge  gehabt,  aber  bei  dieser  Gelegen- 
heit auch  zugleich  eine  limitirte  Approbation  der 
Beschlüsse  ausgesprochen  habe,  so  legt  diese  Be- 
hauptung dem  Papst  ein  hinterhältiges  Vorfahren 
zur  Last,  für  welches  nicht  der  mindeste  Beweis 
erbracht  ist.    Und  würde  wolü  Martin  V,  falls  er 

Hinschi  US,  Kirchenreclit.   III. 


die  Auffassung  Hefeies  gehabt,  wirklich  eine 
so  wichtige  und  bedeutungsvolle  Erklärung  blos 
beiläufig  und  improvisirt,  nachdem  schon  der 
Schluss  des  Konzils  :  „domini,  ite  in  pace"  ausge- 
sprochen war,  abgegeben  haben?  Vgl.  H übler 
S.  268. 

Allerdings  soll  Martin  V  auf  eine  schon  früher 
in  der  Falkenbergschen  Angelegenheit  erhobene 
Appellation  der  Polen  an  ein  allgemeines  Konzil 
in  einem  öffentlichen  Konsistorium  eine  Bulle 
erlassen  haben ,  dass  Appellationen  vom  Papste 
ungültig  seien  und  man  sich  seinem  Urtheil  in 
Glaubenssachen  zu  unterwerfen  habe,  Schwab 
Gerson  S.  665;  He  feie  7,343.  Gerson,  welcher 
allein  davon  berichtet,  spricht  aber  nur  von  dem 
Entwurf  einer  solchen,  dialog.  apologet.  II.  390, 
opp.  ed.  du  Pin  2,  390;  v.  d.  Hardt  4,  1552: 
„appellatioui  (Polonorum)  cum  respondeudum 
esset,  lecta  est,  ut  dicitur,  in  consistorio  generali 
et  publico  .  .  .  minuta  quaedam  sub  forma  bul- 
lae,  destruens ,  ut  asserunt,  qui  leger unt  eam, 
fundamentale  penitus  robur  nedum  Pisani  sedCon- 
stantiensis  concilii ....  Continebat  itaque  in  nullo 
casu  licere  appellationem  a  papa  facere  nee  eins 
iudicium  in  causis  fidei  declinare,  plane  contra 
legem  dei  decretaque  concilii'',  und  im  tract. 
quomodo  et  an  liceat  in  causa  fidei  a.  s.  ponti- 
fice  appellare,  opp.  2,  303;  v.  d.  Hard^t  1.  c, 
giebt  er  den  Inhalt  dahin  an :  „Nulli  fas  est,  a 
supremo  iudice ,  videl.  apostolica  sede  seu  Ro- 
mano pontifice,  Jesu  Christi  vicario  in  terris  ap- 
pellare äut  illius  iudicium  in  causis  fidei,  quae 
tanquam  maiores,  ad  ipsum  et  sedem  apostolicam 
deferendae  sunt,  declinare."  Man  hat  aber  diesen 
Erlass,  welcher  einen  Versuch  enthielt,  das  neue 
Verfassungsrecht  zu  brechen,  und  welcher  jeden- 
falls nicht  gehörig  publioirt  worden  ist,  offenbar 
aus  Scheu,  sich  direkt  mit  dem  Konzil  in  Wider- 
spruch zu  setzen,  ignorirt,  und  bei  der  erneuerten 
Appellation  der  Polen  in  der  45.  Sitzung  ist  we- 
der Martin  V  auf  die  in  dem  Erlasse  geäusserte 
Ansicht  zurückgekommen,  noch  hat  er  die  erstere 
wegen  des  in  demselben  ausgesprochenen  Grund- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Ticitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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in  der  vorhorgohendoii  44.  Sitzung  in  genauer  Uebereinstiramung  mit  dem  Art.  1  der 
89.  Sitzung  über  die  regelmässige  Ablialtung  von  allgemeinen  Synoden  und  in  Aus- 
führung desselben  das  nächste  Konzil  nach  Pavia  berufen^,  und  auch  sonst  in  Ge- 
mässheit  desselben  gehandelt  hat  2. 

Abgesehen  aber  auch  von  dem  Verhalten  des  Papstes  selbst  ist  während  der 
Regierungszeit  Martins  V.  und  bis  zur  Mitte  des  1  5.  Jahrhunderts  kein  Zweifel  an  der 
Rechtsgültigkeit  der  Konstanzer  Gesetzgebung  laut  geworden^,  und  selbst  als  im 


Satzes  für  uustattliaft  erklärt,  vgl.  auch  Hübler 
S.  264.  n.  26. 

Ebenso  unhaltbar,  wie  die  im  Text  widerlegte 
Meinung,  ist  die  weitere  Ansicht,  dass  Martin  V 
bei  seiner  angeblichen,  einschränkenden  Bestäti- 
gung der  Beschlüsse  von  dieser  letzteren  nicht 
nur  die  blos  in  den  Nationen,  sondern  auch 
die  nicht  conciliariter  gefassten,  d.  h.  alle, 
welche  nicht  in  der  Welse  der  alten  Konzilien 
durch  Abstimmung  der  auf  diesen  Berechtigten 
nach  Köpfen  zu  Stande  gekommen  seien,  ausge- 
nommen habe,  und  dass  demgemäss  den  Dekre- 
ten der  4.  und  5.  Sitzung  die  Rechtsgültigkeit 
abgehe,  so  neuerdings  Phillips  4,  443;  He- 
fe 1  e  7,  104  ;  Schwab,  Gerson  514.  515.  Diese 
Annahme  stützt  sich  auf  die  Stelle  in  Ailli's 
tract.  de  ecclesiast.  potestate  (v.  1416)  c.  4,  v.  d. 
Hardt6,  40:  „Quae  deliberatio  (IV  nationum) 
exclusa  deliberatione  dicti  collegii  (cardiualium) 
et  non  facta  in  communi  sessione  collatione  voto- 
rum,  videtur  multis  non  esse  censenda  delibe- 
ratio concilii  generalis  collegialiter  (bei  du  Pin 
opp.  Gerson.  2,  940;  „conciliariter,  vgl.  auch 
dazu  Tschackert,  Peter  v.  Ailli  S.  217.  n.  1), 
facta"  aber  hier  handelt  es  sich  lediglich  um  ein 
Bedenken  Aillis,  und  es  ist  weiter  eine  uner- 
wiesene  Behauptung  Schwabs  und  Hefeies, 
dass  dieses  noch  i.  J.  1418  von  dem  ganzen  Kar- 
dinal-Kollegium und  Martin  V  getheilt  worden 
sei,  s.  auch  Hüb  1er  S.  279.  n.  61.  Ueberdies 
würde ,  wenn  dasselbe  gerechtfertigt  gewesen 
wäre,  die  Rechtsgültigkeit  der  Konstanzer  Ge- 
setzgebung überhaupt  geleugnet  werden  müssen, 
da  alle  massgebenden  Dekrete  nicht  collatione 
votorum  facta,  sondern  nur  nach  vorgängigem 
Benehmen  der  Nationen  beschlossen  worden  sind, 
Hübler  a.  a.  0,,  Steinhausen  analecta 
p.  25. 

1  S.  0.  S.  381.  383. 

2  Seine  Bulle  v.  1423,  wodurch  er  die  Präsi- 
denten für  das  Konzil  v.  Siena  ernennt  und  be- 
vollmä(^htigt,  nimmt  ausdrücklich  auf  c.  1.  Sess. 
39  des  Konstanzer  Konzils  Bezug  und  erklärt: 
„deliberationem  et  ordinationem  s.  Constantien- 
sis  concilii  super  hoc  habitas  puro  corde  et  recta 
intentione  adimplere  cupiamus",  monum.  conci- 
lior.  general.  concil.  Basileense.  Vindobon.  1857. 
1,  8.  Auf  derselben  Grundlage  ruht  seine  wei- 
tere Bulle,  betreffend  die  Vollmacht  an  die  Prä- 
sidenten, nöthigenfalls  das  Konzil  zu  verlegen, 
Mansi  29,8,  ferner  wird  in  dem  Breve  v.  1431 
ausgesprochen,  dass  das  Konzil  v.  Basel  von  ihm 
„iuxta  deliberationem  et  ordinationem  s.  synodi 
Constantiensis'*  zusammenberufen  sei,  endlich 
hat  Martin  V  in  dem  Streit  wegen  der  Besetzung 
des  Bisthums  Passau  es  ausdrücklich  abgelehnt 


(1425),  die  Beschlüsse  des  Konstanzer  Konzils 
über  die  Translationen  der  Bischöfe  (s.  o.  S.312) 
zu  verletzen.  Kurz,  Oesterreich  unter  Al- 
brecht 11.  Wien  1835.  S.  78;  Hübler  S.  276. 
Wenn  freilich  andererseits  in  seinem  Verhalten 
gegenüber  dem  Konzil  von  Pavia-Siena  eine  ge- 
wisse Ignorirung  des  Konstanzer  Konzils  hervor- 
tritt (s.  unten),  so  erscheint  dies  irrelevant,  da 
dadurch  die  Rechtskraft  derselben  nicht  beseitigt 
werden  konnte. 

3  Das  Baseler  Konzil  hat  sess.  II  die  Dekrete 
der  sess.  IV  u.  V  des  Konstanzer  Konzils  er- 
neuert, Mansi  29,21  :  ^^ne  de  eiusdem  s.  Basile- 
ensis  synodi  potestate  a  quoquam  dubitetur,  ipsa 
eadem  synodus  duas  declarationes  ex  decretis  sy- 
nodi Constant.  in  praesenti  sessione  aliis  suis 
decretis  editis  seu  edendis  inserendas  ordinat  et 
decernit."  Unterm  5.  Juni  1432  schreibt  der  Vor- 
sitzende der  erwähnten  Synode,  Kardinallegat 
Julian  an  Eugen  IV,  monum.  concil.  gen.  2, 
204 :  ^^An  hoc  concilium  legittimum  sit,  ex  con- 
cilio  Constantiensi  dependet :  si  illud  fuit  verum 
et  istud.  Nemo  autem  dubitare  visus  est,  an 
illud  legittimum  fuerit  et  similiter  et  quicquit 
ibi  decretum  est.  Nam  si  quis  dixerit  decreta 
illius  concilii  non  esse  valida,  fateri  necesse  ha- 
bet, priuacionem  olim  Johannis  factam  vigore 
illorum  decretorum  non  valuisse ;  si  illa  non  va- 
luit  nee  eciam  p.  Martini  eleccio  tenuit ,  facta 
illo  adhuc  superstite ;  si  Martinus  non  fuit  papa 
nee  sanctitas  vestra  est,  que  per  cardinales  ab 
ipso  factos  est  electa.  Nullius  ergo  magis 
interest  defendere  decreta  illius  con- 
cilii, quam  sanctitatis  vestrae  et  si 
q  uod  cumque  illius  concilii  decretum 
reuocetur  in  dubium,  eadem  racione 
potuerunt  reuocari  et  reliqua  eiusdem 
concilii  decreta.  Hac  eadem  racione  nee 
aliorum  conciliorum  decreta  valebunt,  quia  ra- 
cione qua  vacillat  fldes  unius  concilii  vacillabunt 
et  reliqua  omnia."  Ja  selbst  Eugen  IV  erklärt 
noch  in  dem  zu  den  s.  g.  Fürstenkonkordaten 
(s.  unten)  gehörigen  Breve  v.  5.  Febr.  1447, 
Koch  sanctio  pragmatica  Germanor.  illustrat. 
Argentor.  1789.  p.  182 :  „Concilium  autem  gene- 
rale Constautiense,  decretum:  Frequens  ac  alia 
eins  decreta,  sicut  caetera  alia  concilia,  ca- 
tholicam  militantem  ecclesiam  repraesentantia, 
ipsorum  potestatem ,  auctoritatem,  honorem  et 
eminentiam,  sicuti  et  caeteri  anticessores  nostri, 
a  quorum  vestigiis  deviare  nequaquam  intendi- 
mus ,  suscipimus ,  amplectimur  et  veneramur" 
und  stellt  principiell  die  Gültigkeit  der  Kon- 
stanzer Dekrete  nicht  in  Frage.  Allerdings  hat 
er  in  dem  Schreiben  v.  1446,  Raynald  a. 
1446.  n.  3 :  „generalia  concilia  Constantiense  et 
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Verlaufe  des  Konzils  von  Basel  Bedenken  gegen  die  Legitimität  der  Konstanzer  Be- 
schlüsse erhoben  worden  sind,  hat  man  diese  anfänglich  nicht  einmal  auf  den  Mangel 
einer  Approbation  Martins  V.  gestützt  i. 

Das  zunächst  für  das  J.  1423  nach  Pavia  ausgeschriebene ^  und  dann  nach 
S  i  e  n  a  verlegte  allgemeine  Konzil  ^,  welches  die  zu  Konstanz  nicht  zu  allseitiger  Durch- 
führung gebrachte  Reform  zu  vollenden  bestimmt  war ,  ist  zwar  in  dieser  Beziehung 
resultatlos  verlaufen,  indessen  ist  es  für  die  Konziliengeschichte  insofern  von  Bedeu- 
tung, als  sich  aus  den  Verhandlungen  desselben  ergiebt,  dass  das  Konziliarrecht,  wie 
es  sich  auf  der  Synode  zu  Konstanz  und  durch  dieselbe  gestaltet  hatte ,  in  formaler 
Beziehung,  d.  h.  soweit  es  sich  um  die  Zusammensetzung  und  sonstige  Einrichtung 
des  Konzils  handelte,  massgebend  geblieben  ist.  Mit  geringen,  theils  erweiternden, 
theils  beschränkenden  Abweichungen  hat  man  an  der  Ausdehnung  des  Stimmrechts  *, 


Basileense  ab  eius  initio  usque  ad  translationem 
per  nos  factam  absque  tarnen  praeiudicio  iuris, 
dignitatis  et  praeeminentiae  s.  sed.  apostolicae 
.  .  .  suscipimus,  complectimur  et  veneramur", 
eine  auf  die  BescMüsse  der  sess.  IV  u.  V  des 
Konstanzer  Konzils  hinzielende  Einschränkung 
gemacht,  aber  diese  ist  so  vage  gehalten,  dass  sie 
ebenfalls  kein  deutliches  Bestreiten  der  Gül- 
tigkeit der  betreffenden  Dekrete  enthält,  min- 
destens aber  nicht  die  Auffassung  über  den  Um- 
fang ihrer  Verbindlichkeit  ergiebt,  welche  man 
Martin  V  untergelegt  hat  (s.  o.  S.  384). 

1  So  berief  sich  Eugen  IV,  als  er  nach  seiner 
Absetzung  der  Baseler  Synode  den  Rechtsboden 
durch  Anfechtung  des  Konstanzer  Konzils  weg- 
zuziehen suchte,  lediglich  darauf,  dass  das  letz- 
tere zur  Zeit  der  Abfassung  der  Dekrete  der  sess. 
IV.  u.  V  blos  aus  der  Obedienz  eines  Papstes 
(Johanns  XXIIl)  bestanden  habe,  Bulle :  Moy- 
ses  V.  4.  Sept.  1439  beiHardouin  1,  1004  u. 
Raynald  a.  1439.  n.  29  und  Antwort  der  Ba- 
seler Synode:  beatus Hieronymus  v.  1439,  Mansi 
29,  345.  Auf  demselben  Standpunkt  steht  auch 
der  Kurialist  der  damaligen  Zeit,  der  nachmalige 
Kardinal  Johann  v.  Turrecremata  (f  1468), 
6.  dessen  Apologie  für  Eugen  IV  (1431)  bei 
Hardouin  9, 1239  u.  summa  de  ecclesiall.  99. 
(Th.  I.  S.  203.  n.  1.)  Ausserdem  führt  er  freilich 
davon  ausgehend,  dass  die  Gültigkeit  aller  Konzils- 
beschlüsse von  dem  Papste  und  dessen  Bestätigung 
abhänge  (vgl.  auch  Th.  I.  S.203.  n.  1),  das  neue 
Argument  in  das  Feld ,  dass  M  a  r  t  i  n  V  den  Kon- 
stanzer Dekreten  eine  solche  Bestätigung  nicht 
ertheilt  habe ,  tract.  de  potest.  papae  et  conc. 
gener.  ed.  Friedrich  Oenopont.  1871.  p.  24. 
77.  100,  aber  ohne  der  Vorgänge  der  45.  Sitzung 
(s.  0.  S.  384)  zu  erwähnen.  Erst  zur  "Wider- 
legung dieser  Ausführung  hat  man  auf  die  Er- 
klärung M  a  r  t  i  n  s  V  in  der  eben  gedachten  Sit- 
zung Bezug  genommen  (so  offenbar  schon  Leo  X 
auf  dem  5.  lateranensischen  Konzil  in  der  Bulle  : 
Pastor  aeternus  v.  1516,  Hardouin  4,  1829, 
wenn  er  sagt :  „consueveruntque  antiquorum  con- 
ciliorum  patres  pro  eorum  quae  in  suis  conciliis 
gesta  fuerunt,  corroboratione  a  Romano  pontiüce 
subscriptionem  approbationemque  humiliter  pe- 
tae  et  obtinere .  . .  quod  etiam  novissime  Constan- 
tienses  patres  fecisse  constat"),  und  es  haben 
namentlich  die  Gallikaner,  vgl.  H  ii  b  1  e  r  S.  280. 


n.  62,  welche  stets  die  Oekumenicität  des  gan- 
zen Konzils  vertheidigt  haben,  s.  z.  B.  Erklärung 
des  Pariser  Parlaments  v.  1517  n.  83,  Münch 
Konkordate  1,  292,  Bossuet,  defensio  eccles. 
der.  Gall.  P.  II.  c.  13  ff.,  die  Dekrete  über  die 
Superiorität  des  Konzils  unter  die  materiae  fldei 
subsumirt,  während  die  Kurialisten  darauf,  so 
schon  die  Italiener  zu  Trient,  s.  "Sarpi  bist, 
conc.  Trident.  1.  VII.  n.  52 ,  ed,  V.  Gorichemi 
p.  595  und  Bellarmin  de  concil.  et  eccl.  II. 
19  (ed.  cit.  p.  2,  12)  die  Scheidung  der  Kon- 
stanzer Beschlüsse  in  eine  pars  probata  und  repro- 
bata  aufgebracht  haben. 

2  S.  0.  S.  383. 

3  Hefele  7,  391. 

*  Johannes  de  Ragusio,  inlt.  et  prosecu- 
tio  Basiliens.  conc,  monum.  concil.  cit.  1,  10, 
nennt  als  Theilnehmer  des  Konzils  zu  Pavia 
ausser  den  vom  Papste  ernannten  Präsidenten 
(Petrus  archiepisc.  Cretensis,  Jacobus  episcopus 
Spoletanus,  Petrus  de  Columna  abbas  s.  Petri  de 
Rosacio  Aquilegiensis  diocesis ,  Petrus  de  Flo- 
rentia  ordin.  ff.  praedicator.  et  s.  paginae  pro- 
fessoris  et  eiusd.  ordinis  generalis  minister,  1.  c. 
p.  8),  praelati  ao  doctores  diversarum  nationum. 
Zu  Siena  wurde  dann  unter  Annahme  der  Vor- 
schläge der  Franzosen  näher  festgesetzt,  wer  in 
die  einzelnen  Nationen  aufgenommen  werden 
solle,  1.  c.  p.  12:  „quod  .  .  .  episcopi  et  supe- 
riores  ecclesiarum,  praelati,  abbates  ordinis  cuius- 
cunque,  priores  conventuales,  doctores  et  magistri 
cuiuscunque  facultatis  in  sacris  constituti,  bacca- 
laurei  in  s.  theologia  formati,  necnon  licentiati 
in  iure  canonico,  civili  ac  medicina  etiam  i  n  s  a  - 
cris  constituti,  parochialium  eccle- 
siarum rectores  (dummodo  aliter  fuqrint 
sufflcientes  etidonei)  et  regum,  principum,  mili- 
tiarum ,  religionum  seu  ordinum  quorumcunque, 
baronum  universitatum ,  privilegiatarum  domi- 
nationum  et  potestatum  ac  communitatum  pro- 
curatores,  ambassiatores  seu  oratores,  libere  et 
sine  impedimento  admittantur,  si  fuerint  in  sa- 
cris. Oeteri  vero  in  sacris  ordinibus 
constituti,  moribus  et  vita  idonei,  quorum ido- 
neitas  nationi  discutienda  dimittitur  et  sacro  con- 
cilio  utilis  esse  credatur,  admittantur."  Die 
Erweiterung  liegt  darin,  dass  auch  einzelne 
Pfarrer, und  sogar  unter  den  gedachten  Voraus- 
setzungen andere  Geistliche  höherer  Weihen  zu- 
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ferner  an  der  Einthoilung  der  Konzilsglieder  nach  den  verschiedenen  Nationen ,  an 
der  Vorborathung  durch  diese ,  der  Art  der  Abhaltung  der  General-Sessionen ,  end- 
lich an  der  Nationsabstimmung  in  den  letzteren  festgehalten  ^ 

Was  aber  das  Verhältniss  des  Konzils  zum  Papste  betrifft,  so  hat  das  erstere  in 
der  Form  seiner  Dekrete  zwar  die  Ueberordnung  über  den  Papst  zum  Ausdruck  ge- 
bracht'^ und  zu  Siena  sogar  die  Massnahmen  Martins  V.  zur  Ausführung  der  Kon- 
stanzer Beschlüsse  über  die  hussitische  und  wiklifitische Ketzerei  bestätigt-^.  Trotzdem 
konnte  es  gegenüber  dem  sich  fern  haltenden  Papste  und  gegenüber  seinen  Legaten 
keine  Bedeutung  erlangen.  Ganz  abgesehen  von  der  verhältnissmässig  geringen  Zahl 
der  Theilnehmer  ^  machten  sich ,  als  das  Reformwerk  in  Angriff  genommen  werden 
sollte  ^,  die  schon  zu  Konstanz  hervorgetretenen  Spaltungen  innerhalb  der  Nationen 
auch  jetzt  wieder  von  Neuem  geltend  ^. 

Im  Einverständniss  mit  dem  Papste ''j  welcher  schon  im  Widerspruch  mit  der 
Konstanzer  Gesetzgebung  die  von  der  Synode  gefassten  Dekrete^  auf  Ersuchen  der 
kurialen  Partei  bestätigt  hatte  ^,  und  unter  Beihülfe  der  letzteren,  brachten  die  Legaten 
(1424),  nachdem  sie  noch  in  Gemässheit  der  Konstanzer  Verordnung  die  Stadt  Basel 


gelassen  werden,  wovon  zu  Konstanz,  soweit  wir 
wissen,  nicht  die  Rede  war;  eine  Restriktion  ge- 
gen das  Konstanzer  Konzil  Mldet  dagegen  die 
Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Gelehrten 
auf  diejenigen,  welche  die  ordines  sacri  haben, 
s.  0.  S.  374. 

1  Schon  zu  Pavia  tritt  die  Eintheilung  in  ver- 
schiedene Nationen  trotz  der  sehr  geringen  Zahl 
der  Erschienenen  sofort  hervor  und  es  ist  über 
die  Verlegung  der  Synode  nach  Siena  in  der  ge- 
dachten Weise  abgestimmt  worden,  monum.  conc. 
1,  10;  Mansi28,  1057;  für  Siena  I.e.  p.  26: 
„Finita  lectura  .  .  .  decretorum,  nomine  et  con- 
sensu  omnium  nationum  .  .  .  cardinalis  s.  E.  de 
Hispania. .  .respondit:  Placet."  Für  die  Verfas- 
sung der  Nationen,  sowie  die  Geschäftsbehandlung 
innerhalb  derselben  und  unter  einander  ist  eben- 
falls das  Konstanzer  Vorbild  massgebend  gewesen, 
1.  c.  p.  12;  Hefele7,393. 

2  Das  Dekret  über  die  Verlegung  der  Synode 
von  Pavia  nach  Siena,  dessen  Wahl  bei  der  Un- 
einigkeit der  wenigen  erschienenen  Konzilsmit- 
glieder den  päpstlichen  Legaten  als  Präsidenten 
der  Synode  überlassen  worden  war,  beginnt:  „sa- 
crosancta  synodus  generalis  Papiensis,  in  spiritu 
s.  legitime  congregata,  universalem  ecclesiam  re- 
praesentans",  monum.  conc.  1,  11;  Mansi  28, 
1059 ;  ebenso  die  Eingangsformel  zu  den  4  De- 
kreten ,  den  einzigen ,  der  Synode  von  Siena, 
welche  nur  noch  den  Zusatz  enthält :  „praesiden- 
tibus  .  .  .  nuntiis  .  .  .  d.  Martini  V  .  .  .  summi 
pontiflcis,  specialiter  deputatis";  mon.  cit.  1,23; 
Mansi  28,  1060.  Das  Präsidium  der  Legaten 
stand  übrigens  mit  dem  Konstanzer  Recht  nicht 
in  Widerspruch,  s.  o.  S.  377. 

3  „approbat  et  conflrmat",  s.  das  erste  Dekret 
(vor.  Anm.). 

4  Hefele  7,  390.  391.  Bei  der  erwähnten 
Beschlussfassung  zu  Siena  „ interf uerunt  II  d. 
cardinales  ...  et  inter  ceteros  archiepiscopos, 
episcopos  et  abbates  XXV  mitrati  cum  multitu- 
diue  doctorum  et  magistrorum  et  ceterorum  co- 
piosa",  Joh.  de  Ragusio  1.  c.  p.  27. 


5  Der  Reformvorschlag  der  Franzosen,  1.  c.  p. 
30;  vgL  Hefele  7,  399. 

6  Namentlich  unter  den  Franzosen  und  Italie- 
nern Joh.  de  Ragusio,  1.  c.  p.  35  :  „cum  igitur  prae- 
dicti  articuli  fuissent  ex  parte  nationis  Gallicanae 
aliis  nationibus  communicati  et  praesidentibus 
papae  praesentati,  timor  et  tremor  irruit  super  eos, 
praecipue  propter  articulum  de  cardinalibus  pro- 
portionaliter  de  omnibus  nationibus  faciendis 
(vgl.  Th.  I.  S.  337).  Qui  legit,  intelligat.  Et  ex 
tunc  omnlno  ad  extingueudum  Jesum,  i.  e.  ad 
dissolvendum  concilium  animum  dederunt.  Ve- 
rum cum  hoc  efflcere  non  valerent,  unitis  natio- 
nibus, viis  et  modis,  quos  sator  zizaniae  diabolus 
noverat  suggerere,  divisionem  in  nationibus  pro- 
curaverunt  in  tantum,  quod  duae  nationes,  vide- 
licet  Franciae  et  Italiae,  in  duas  partes  se  divise- 
runt  et  quaelibetearum  habebat  duospraesidentes, 
quorum  qullibet  habebat  sequelam  suam  et  quae- 
libet  partium  se  pro  natione  gerebat."  Das  Wei- 
tere daselbst  p.  36  ff.  u.  Hefele  7,  399. 

7  Nach  Mansi  28,  1073,  vgl.  Hefele  7,  404 
hat  der  Papst  die  Auflösung  des  Konzils  nament- 
lich deshalb  betrieben,  weil  die  Reformfreunde 
eine  strengere  Interpretation  des  Konstanzer  Be- 
schlusses in  Betreff  der  Superiorität  des  Konzils 
durchzusetzen  versuchten. 

8  Hefele  7,  396. 

9  Mansi  28,  1075:  „auctoritate  apostolica  ex 
certa  scientia  conürmamus."  Die  Formel  lässt 
sich  jedenfalls  dahin  deuten,  dass  die  Konzils- 
beschlüsse, welche  ordnungsmässig  und  unter 
Mitwirkung  der  päpstlichen  Präsidenten  gefasst, 
also  nach  dem  neuen  Recht  durchaus  rechts- 
giltig  waren,  bis  dahin  der  vollen  Wirksamkeit 
entbehrt  hatten ,  um  so  mehr  als  vorher  bemerkt 
wird :  „pro  parte  archiepiscoporum  ...  et  aliorum 
praelatorum  .  .  .  nobis  fuit  supplicatum,  ut  eis- 
dem  decretis  pro  ipsorum  subsistentia  fir- 
miorl  robur  apostolicae  confirmatio- 
nis  adiicere  de  benignitate  apostolica  dignare- 
mur." 
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als  Versammlungsort  des  nächsten  allgemeinen  Konziles  hatten  wählen  lassen*,  wider 
Erwarten  der  Reformpartei  und  trotz  aller  Proteste  derselben  die  Synode  zur  Auf- 
lösung. Die  letzte  fügte  sich  auch  hier  wie  schon  zu  Konstanz ,  wesentlich  durch  die 
Befürchtung  eines  neuen  Schismas  bestimmt 2,  und  Martin  V.  beeilte  sich,  die  von 
seinen  Legaten  einseitig  ausgesprochene,  unrechtmässige  Aufhebung  des  Konzils ^ 
zu  bestätigen  4,  um  damit  einen  neuen  Präcedenzfall  ^  zum  Nachtheil  der  Konstanzer 
Gesetzgebung  zu  schaflfen. 

Somit  war  auch  die  Synode  von  Pavia  und  Siena  der  Macht  des  Papstthums 
unterlegen ^\  Die  Reformpartei  erschien  dem  letzteren  so  wenig  gefährlich,  dass 
Martin  V. "^  sich  erst  auf  besonderes  Andringen  entschlösse,  die  erforderlichen  An- 
stalten für  die  Vorbereitung  des  bereits  nach  Basel  ausgeschriebenen  Konzils  zu 
treffen ,  indem  er  den  Kardinal  Julian  Cäsarini  zum  präsidirenden  Legaten  ernannte, 
freilich  zugleich  mit  der  Vollmacht ,  das  Konzil  nöthigenfalls  zu  prorogiren ,  aufzu- 
lösen und  in  eine  andere  Stadt  zu  verlegen  ^. 

So  wenig  günstig  auch  die  Aussichten  für  die  Baseler  Synode  bei  ihrem  Zu- 
sammentritt wegen  der  obwaltenden  politischen  Verhältnisse,  der  geringen  Zahl  ihrer 
anfänglichen  Theilnehmeri^  und    der  Neigung  des  neuen  Papstes  Eugens  IV.  zu 


1  Das  Protokoll  über  die  Versammlung  bei 
Maiisi  29,  6.  In  demselben  hatten  die  Legaten, 
ebenso  wie  die  Präsidenten  der  Nationen  freilich 
erklärt,  dass  mit  dem  gedachten  Beschlüsse  das 
Konzil  nicht  aufgelöst  sein,  die  Reform  vielmehr, 
so  weit  möglich,  gefördert  werden  sollte,  1.  c.  p. 
9,  indessen  war  die  Auflösung  schon  im  Ge- 
heimen beschlossen,  Joh.  deRagusio  1.  c.  p. 
50.  Ein  Theil  der  Mitglieder  reiste  ab  und  die 
Legaten  Hessen  das  Auflösungsdekret  heimlich 
anschlagen,  indem  sie  sich  gleichzeitig  nach  Flo- 
renz entfernten,  1.  c.  p.  56.  57;  vgl.  auch  die 
Encyklika  Martins  V  v.  1424,  Mansi  28,  1071. 

2  Joh.  de  Ragusio  1.  c.  1,  61:  „multaha- 
bitae  fuerunt  deliberationes  inter  praelatos  et 
supposita  concilii  et  tandem  propter  vitandum 
ecclesiae  scandalum  et  auctoritatis  ac  propriarum 
personarum  periculum,  propter  propinquam  tem- 
poralem papae  potentiam,  deliberarunt  res  eccle- 
siae deo  committere  et  unusquisque  ad  propria 
remeare." 

3  Protest  der  Reformpartei,  Johannes  de  Ra- 
gusio 1.  c.  1,  57:  „hoc  s.  concilium  sine  uUa  re- 
quisitione  seu  communicatione  vel  deliberatione 
teuta  vel  habita  seu  in  publica  vel  solemniter 
celebrata  sessione  cum  .  .  .  concilii  nationibus, 
d.  XXVI  m.  Febr.  .  .  .  se  dissolvisse  ac  pro  disso- 
luto  haberi  voluisse  per  illa  eorum  scripta  pronun- 
tiaverunt  ,  .  .  licentiam  ex  usurpata  potestate  et 
superioritate,  quae  nulla  in  eis  erat,  seu  aposto- 
lica  seu  quavis  alia  auctoritate  esse  poterat,  sed 
in  hoc  s.  generali  concilio  et  apud  ipsum  specia- 
liter  fuit  et  est  de  iure  ac  secundum  decreta  s. 
conc.  Constantiens.  illibabiliter  reservata,  Omni- 
bus .  .  .  ut  ad  propria  redire  possint,  licentiam 
concedere  se  asserentes. 

*  VgL  die  beiden  Encykliken  Martins  V  und 
auch  den  Brief  an  den  König  v.  England  v.  1424, 
Mansi  28,  1077.  1071.  1075.  Als  Hauptgrund 
für  die  Auflösung  wird  die  geringe  Anzahl  der 
Theilnehmer  angegeben,  iu  der  ersteren  auch  be- 


merkt, dass  der  Papst  zur  Förderung  der  Reform 
eine  Kommission  von  Kardinälen  niedergesetzt 
habe,  um  desfalsige  Vorschläge  entgegen  zu 
nehmen. 

5  Ueber  einen  früheren  s.  S.  388.  n.  9.  Es 
bedarf  wohl  kaum  der  Hervorhebung,  dass  das 
im  Text  Bemerkte  nicht  mit  dem  was  hinsicht- 
lich der  Auffassung  Martins  V  von  der  Rechts- 
gültigkeit der  Konstanzer  Beschlüsse  0.  S.  384 
ausgeführt  ist,  in  Widerspruch  steht.  Der  Ver- 
such, Gesetze  durch  Nichtbeachtung  ausser  Wirk- 
samkeit zu  setzen,  ist  etwas  anderes  als  die  prin- 
cipielle  Negirung  ihrer  bindenden  Kraft. 

6  Was  die  Frage  nach  der  Oekumenicität 
der  Synode  von  Pavia-Siena  betrifft,  so 
ist  dieselbe  nicht  nur  als  allgemeine  einberufen 
und  sie  selbst  hat  sich  nicht  blos  so  bezeichnet 
(s.  0.  S.  388.  n.  2),  sondern  es  ist  ihr  auch  spä- 
ter von  Martin  V,  Bulle  v.  1424  bei  M  a  n  s  i  28, 
1071  und  von  Eugen  IV,  Bulle  v.  1431,  1.  c.  29, 
567  das  erwähnte  Prädikat  beigelegt  worden. 
Nachmals  hat  man  sie  indessen  in  der  katholischen 
Kirche  nicht  mehr  zu  den  allgemeinen  gezählt, 
H  e  f  e  1  e  7,  409.  Dies  hat  insofern  seine  Berech- 
tigung, als  ihr  Besuch  so  wenig  zahlreich  gewe- 
sen ist,  dass  sie  nicht  als  ausreicliende  Repräsen- 
tation der  ganzen  Kirche  gelten  konnte. 

■^  Er  hatte  allerdings  selbst  i.  J.  1425  ein, 
freilich  durchaus  unzulängliches  Reformdekret 
erlassen,  abgedr.  bei  Döllinger,  Beiträge  z. 
polit.,  Kirchen-  u.  Kulturgesch.  d.  6  letzten 
Jahrhunderte.  Regeusburg  1862.  2,  335 ;  vgL 
Hefele7,  409. 

8  Joh.  de  Ragusio  1.  c.  1,  65  ff. ;  Hefele 
7,  426. 

9  Eine  Bulle  v.  1431,  Mansi  29,  71  enthält 
die  Bestellung  zum  Präsidenten,  eine  zweite  von 
demselben  Datum,  welche  offenbar  nicht  zu  so- 
fortiger Vorlegung  bestimmt  war,  die  Vollmacht 
zur  Auflösung,  monum.  concil.  1,  67. 

10  Hefele  7,  432. 
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baldiger  Wicdcrbescitigung  dos  Konzils  ^  erschioncn,  so  hat  sie  doch  nicht  nur  die  in 
Konstanz  unausgeführt  gebliebenen  Verfassungs-  und  Reformationspläne  mit  neuer 
Energie  aufgenommen ,  sondern  auch  in  umfassender  Weise  zu  verwirklichen  ver- 
sucht. Sie  bildet  den  Höhepunkt  der  konziliaren  Reformbewegung  des  15.  Jahrhun- 
derts, zugleich  aber  ist  mit  ihrem  schliesslichen  Ausgange  auch  die  definitive  Nieder- 
lage derselben  besiegelt  worden. 

Für  die  Gliederung  des  Konzils  und  die  dadurch  bedingte  Geschäftsbehand- 
lung ^  sah  man  diesmal  von  der  Eintheilung  und  Abstimmung  nach  Nationen,  welche 
sich  auf  den  beiden  früheren  Synoden  für  die  Durchführung  einer  eingreifenden 
Reform  der  Kirche  als  wesentliches  Hemmniss  erwiesen  hatte,  ab.  Ende  Februar  1432  ^ 
wurde  in  einer  General-Kongregation  ^  der  Vorschlag  des  Generalprokurators  der  Do- 
minikaner, Johannes  deRagusio^,  angenommen,  aus  der  Gesammtheit  der  Konzilsmit- 
glieder zur  Vorberathung  der  zu  erledigenden  Angelegenheiten ,  nämlich  der  causa 
fidei,  der  causa  reformationis  und  der  causa  pacis,  sowie  endlich  der  allgemeinen,  das 
Konzil  selbst  betreffenden  Fragen  vier  Deputationen  zu  bilden^',  und  sofort  zur 
Einsetzung  derselben  geschritten'^.  Wie  zu  Konstanz  die  Stimmberechtigung  inner- 
halb der  Nation  von  präjudizieller  Bedeutung  für  die  Abstimmungen  des  Konzils  ge- 
worden war,  so  wurde  es  nunmehr  zu  Basel  die  Stimmberechtigung  innerhalb  der 
Deputation. 

Als  stimmberechtigt  Hess  man  in  Basel  ausser  den  Kardinälen^,  Erzbischöfen 
und  Bischöfen  auch  die  übrigen  Prälaten-*,  die  Vertreter  der  Orden ^ö,  ferner  die  mit 


1  A.  a.  0.  S.  431.  443,  vgl.  auch  unten. 

2  Vgl.  0.  Richter,  die  Organisation  und  Ge- 
schäftsordnung des  Baseler  Concils.  diss.  inaug. 
Leipzig  1877. 

3  Eröffnet  wurde  das  Konzil  am  23.  Juli  1431, 
monum.  concil.  cit.  1,  90;  v.  Raumer  a.  a.  O. 
S.  119;  He  feie  7,  434.  Die  erste  General- 
sitzuug,  in  welclier  die  Synode  als  zu  Recht  he- 
stehend  erklärt  wurde,  ist  am  14.  Dezember  1431, 
die  zweite  am  15.  Fehruar  1432  abgehalten  wor- 
den, Mansi  29,  4  u.  21.  Wenngleich  im  Sep- 
tember 1431  in  einer  Deputation  der  Synode  die 
ßeschlussfassung  darüber,  ob  nach  Nationen  oder 
nach  Köpfen  abgestimmt  werden  sollte,  ausgesetzt 
worden  war,  Joh.  de  Ragusio  mon.  cit.  1,  113,  so 
ist  doch  anfänglich  wegen  der  geringen  Anzahl  der 
anwesenden  Theilhehmer  der  letztgedachte  Modus 
angewendet  worden,  sess.  I,  Mansi  p.  20:  „car- 
dinalis  praesidens  primo  et  deinde  ceteri  omnes  et 
singuli  domini  praelati ,  in  eadem  sessione  ac 
Sacra  synodo  tunc  praesentes,  concorditer  nullo 
discrepante  responderunt  viva  voce  :  Placet";  Joh. 
de  Segovia,  bist,  gestor.  general.  synodi  Basi- 
liensis  II.  20,  monum.  concil.  cit.  2, 126  :  „Cum- 
que  in  huiusmodi  iniciis  s.  concilii  negocia  penes 
aliquos  maiores,  qni  ut  communiter  iidem  sem- 
per  deputati  erant,  tractarentur,  multis  vero  igno- 
ta  essent,  donec  perducerentur  ad  generalem  con- 
gregacionem,  ubi  de  omnium  consensu 
concludebatur,  rumor  penes  quosdam  .  .  . 
erat  quasi  in  ministerio  cottidiano  circa  pcitrac- 
tanda  negocii  concilii  despicerentur." 

*  Vgl.  unten. 

5  Joh.  de  Segovia  1.  c. 

^  Sequenti  igitur  synodali  congregacione  .  ,  . 


presidens  exposuit,  quod  summe  erat  expediens 
atque  necessarium  institui  IV  deputaciones,  in 
quibus  supposita  concilii  deberent  distribui  equis 
portionibus,  qnantum  fleri  posset.  Quod  verbum 
sicut  praestantioribus,  ita  velud  Spiritus  dei  illud 
fuisset  locutus,  summe  placuit  omnibus  in  con- 
cilio  congregatis'''',  1.  c.  p.  127;  s.  auch  1.  c.  p. 
135.  Es  ist  daher  irrig,  wenn  Hefele  7,  494 
die  Einsetzung  der  Deputationen  erst  in  den 
Herbst  des  J.  1432  setzt.  Damals  erhielt  die 
Einrichtung  nur  noch  ihre  nähere  Ausbildung 
und  endgültige  Feststellung,  vgl.  Richter  S. 
6.  7  und  auch  unten. 

7  Monum.  cit.  2,  128. 

8  Vgl.  S..391.  n.  3. 

9  Das  Einberufungsschreiben  des  versitzenden 
Kardinals  v.  1431,  Mansi  30,  58;  mon.  cit.  2, 
34  richtet  sich  in  alter  Weise  an  die  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  und  fordert  diese  auf,  das  Schrei- 
ben den  Suffraganen,  anderen  Prälaten,  exemten 
und  nicht  exemten,  sowie  den  Domkapiteln 
mitzutheilen. 

10  Joann.  de  Segovia  I.  21,  1.  c.  2,  35:  „man- 
dabatur  eciam  ,  ut  omnes  prelatos  religionum 
suarum  ciuitatum,  dyocesum  (sc.  episcopi)  con- 
cilii auctoritate  convocarent,  de  qualibet  reli- 
gione  electuri  II  vel  ad  minus  unum  prelatum 
vel  subditum  meliorem  ac  doctiorem  et  ad  refor- 
macionem  inclinatum  magis,  loco  omnium  alio- 
rum  expensis  communibus  ad  concilium  ventu- 
ros,  reformacionis  causa  in  ipsis  religionibus 
faciende.  Qua  occasione  magna  multitudo  reli- 
giosorum  s.  synodo  incorporata  fuit,  quos  licet 
vocati  essent  reformacionis  tantura  causa ,  eos 
Interesse  aliis  duobus  [d.  h.  der  causa  fldei  et 
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Vollmacht  ihrer  Kapitel  versehenen  Archidiakone ,  Dekane ,  Pröpste  und  Kanoniker 
der  Kathedralkirchen  \  sodann  die  Magister,  Licentiaten  und  Baccalaureen  der  Theo- 
logie ,  die  Doktoren  und  Licentiaten  beider  Rechte  2,  endlich  aber  auch  eine  Reihe 
von  Priestern  niederer  Stellung  zu  5.  Während  hiernach  das  Stimmrecht  auf  noch 
weitere  Kategorien  der  Geistlichen  als  zu  Konstanz  ausgedehnt  worden  ist,  blieb  es 
dagegen  bei  dem  auf  dem  letzteren  festgehaltenen  Grundsatz ,  dass  Laien ,  selbst  die 
weltlichen  Fürsten  und  Kommunen'*,  ein  solches  nicht  ausüben  durften,  vielmehr  nur 
durch  Bestellung  von  Vertretern ,  welche  an  sich  stimmberechtigt  waren,  dasselbe 
erlangen  konnten^. 

Voraussetzung  der  Ausübung  des  Stimmrechtes  war  die  Aufnahme  oder  die  In- 
korporation als  Mitglied  des  Konzils^.  Ihr  ging  eine  Untersuchung  über  die  Berech- 
tigung der  Aufzunehmenden  durch  einen  besonderen  Ausschuss"^  voraus^.  Nach  ihrer 
Zulassung  wurden  sie  in  der  nächsten  General-Kongregation  als  Neu-Inkorporirte 


pacls)  requirentes  excludere  non  decuit  a  nego- 
ciis  fldem  et  pacera  concernentibus  populi  chri- 
stiaiii."  Später  wurden  auch  Einberufungsschrei- 
ben erlassen ,  in  denen  speciell  die  capitula 
prelatorum ,  abbatum  aliorumque  prepositorum 
suarum  civitatum  et  dyocesum"  genannt  waren, 
1.  c.  p.  36.    S.  auch  die  folgende  Note. 

1  L.  c.  VII.  2, 2,  580 :  „Qualiflcacio  autem  de- 
liberata  (1434)  per  deputaciones  fuit,  quod  ultra 
prelatos,  abbates,  episcopos  eorumque  superiores 
admitti  possent,  qui  magistri,  licenciati  aut  bac- 
calarii  in  theologiä,  doctores  aut  licentiati  in  al- 
tero  iurium  aut  in  magnis  constituti  dignitatibus, 
archidyaconi,  decani,  prepositi  vel  canonici  ca- 
tbedralium  ecclesiarum  babentes  mandata  a  suis 
capitulis." 

2  L.  c.  I.  21,  2,  34  u.  vor.  Anm. 

3  Die  letzteren  seit  dem  völligen  Bruch  des 
Konzils  mit  Eugen  IV.  In  welchem  Umfange 
ist  nicht  festzustellen.  Mögen  auch  Aeusserun- 
gen  wie  die  des  späteren  Kardinals  Turrecremata 
auf  dem  Konvent  zu  Bourges  v.  1440,  welcher 
das  Baseler  Konzil  ein  „conventiculum  copista- 
rura ,  advocatorum  et  saecularium  hominum" 
nennt  und  weiter  bemerkt :  „notarii,  copistae, 
familiäres  et  idiotae  et  ignorantes  clerici  nee 
congrue  latine  loqui  scientes  admissi  sunt  ad  con- 
sedendum  in  concilio  cum  patribus,  paria  cum  s. 
Romanae  eccles.  cardinalibus ,  cum  apostolicae 
sedis  praesidentibus,  cum  praelatis  et  principum 
oratoribus  vota  babentes  parique  fungentes  aucto- 
ritate",  iMansi  31,  65.  109  und  ähnliche  (s. 
Richter  a.  a.  0.  S.  9.  n.  2)  auf  Uebertrei- 
bung  beruhen,  so  lässt  sich  doch  die  im  Text 
hingestellte  Thatsache  nicht  bezweifeln.  Vgl. 
auch  Patricii  summa  concilior.  Basil.  Elorent. 
etc.  c.  145,  bei  Hartzheim  5,  869  :  „Admitte- 
bantur  si  quidem  ad  definitiones  et  sancienda 
decreta,  non  modo  episcopi  et  abbates,  sed  theo- 
logiae,  iuris  utriusque  et  aliarum  doctrinarum 
professores,  quos  graduatos  appellant,  tum  eccle- 
siarum canonici  et  parochialium  rectores,  iurati 
omnes  :  ita  ut  non  minoris  esset  auctoritas  sira- 
plicis  canonici  quam  episcopi  cuiuspiam  sanctis- 
simi  suffragium  contra  antiquorum  conciliorum 
consuetudinem ,  in  quibus  (ut  aiunt)  soli  epi- 
scopi et  abbates  vocem  deliberativam  habebant, 
alii  consultivam  tantum.'' 


*  Vgl.  einerseits  die  in  der  vor.  Anmerkung 
cit.  Aeusserung  Turrecrematas  und  andererseits 
das  Schreiben  des  Kardinals  Julian  an  den  Papst 
bei  Mansi  29,  279  :  „quarto  quia  voco  ad  con- 
cilium  reges  et  principes  qui  nullo  modo  consue- 
verunt  neque  de  iure  habere  debent  vocem  in 
concilio  maxime  in  isto  quod  est  assignatum  ad 
reformandum  statum  ecclesiasticum.  Tamen  nee 
obstat  dicere ,  eos  fuisse  vocatos  in  Pisano  et  in 
Constantiensi  concilio  .  .  .  Non  vocantur,  ut  ha- 
beant  vocem  auctoritatis ,  sed  invitantur ,  ut 
praebeant  subsidium  et  bracchium  seculare.  Item 
quia  in  hoc  concilium  secundum  facultatem  d. 
Martini  non  solum  de  reformatione  Status  eccle- 
siastici,  sed  de  pace  principum  christianorum  et 
extirpatione  haeresum  et  de  omni  eo  quod  perti- 
net  ad  salutem  Christi  fldelium  agendum  videtur. 
Merito  ergo  ad  fructum  pacis  quod  est  negotium 
eorum  proprium  vocandi  erunt.  Cum  vero  trac- 
tabitur  de  ecclesiasticis  negotiis  et  correctionibus 
clericorum  excludentur." 

Unter  den  Kommunen  war  u.  A.  auch  die 
Stadt  Rom  auf  dem  Konzile  vertreten,  R  a  y  n  a  1  d 
a.  1436.  n.  9. 

5  Dies  ergiebt  die  Aufzählung  der  erwähnten 
Prokuratoren,  mon.  cit.  2,  277.  284.  293.  360. 
520,  in  Verbindung  mit  den  vorhergehenden  Be- 
legstellen und  der  gleichen  Uebung  zu  Konstanz, 
s.  0.  S.  375. 

ß  Vgl.  darüber  Richter  a.  a.  0. 

■^  Den  der  s.  g.  domini  de  duodecim,  für  wel- 
chen jede  Deputation  drei  Mitglieder  wählte. 
S.  folg.  Anm. 

8  In  Frage  kam  hier  namentlich  die  Prüfung 
derjenigen,  welche  nicht  wie  die  Prälaten  kraft 
ihrer  Stellung  zur  Theilnahme  oder  zur  Absen- 
dung von  Vertretern  berechtigt  "yaren,  Job.  de 
Segovia  III.  42,  p.  272 :  „dominis  de  duodecim, 
quorum  officium  erat  discernere  preterquam  in 
episcopis  eorumque  superioribus,  qui  essent  con- 
cilio incorporandi,  auisare  materias  super  quibus 
deliberari  debebat  et  concordare,  ut  concluderen- 
tur  que  deliberata  erant  racionemque  in  depu- 
tacionibus  auisatorum  et  in  generali  congre- 
gacione  reddere  concordatorum.  Hi  duodecim 
equa  porcione  üebant  singulo  mense  ex  IV  na- 
tionibus." 
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prokhiinirt '.  Die  Inkorporation  als  solche  bogrüudoto  aber  nicht  die  Stimmberechti- 
gung, vielmehr  nur  die  Zugehörigkeit  zur  Synode  '^.  Es  gab  eine  Anzahl  Mitglieder, 
so  namentlicli  weltliclie  Fürsten  (unter  ihnen  Kaiser  Sigismund)  '-^  und  Kommunen, 
welclie  dem  Konzil  inkorporirt  waren  ^,  aber,  wie  schon  vorhin  bemerkt,  kein  Stimm- 
reclit  hatten  ^. 

Jedes  der  inkorporirten  Mitglieder  war  während  der  Dauer  seiner  Anwesenheit 
auf  dem  Konzil  einer  der  vier  Deputationen  zugetheilt ,  und  zwar  sollte  darauf  ge- 
sehen werden,  dass  in  jeder  eine  möglichst  gleiche  Anzahl  von  Mitgliedern  und  ferner 
jeder  Stand,  Kardinäle,  Patriarchen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte,  Doktoren  und 
Geistliche  niederen  Ranges^',  sowie  endlich  jede  Nation'^  möglichst  in  gleicher  Stärke 
vertreten  war  ^. 

An  der  Spitze  jeder  Deputation  stand  ein  für  die  Zeit  eines  Monats  gewählter 
Präsident.  Jede  hielt  in  der  Woche  dreimal  regelmässig  Sitzungen  ab.  Aus  den  ein- 
gegangenen Vorlagen,  welche  bei  den  Zwölfmännern  anzubringen  waren,  wurden  ihr 
die  zu  ihrem  Ressort  gehörigen  zugewiesen  und  von  dem  Präsidenten  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzt.  Für  die  Regel  wurde,  namentlich  bei  wichtigen  Sachen,  nicht  schon 
in  der  ersten,  sondern  erst  in  einer  folgenden  Sitzung  abgestimmt.  Die  Redner  ge- 
langten bei  der  Debatte  nur  nach  Massgabe  der  Sitzordnung  zum  Wort.  Die  Ab- 
stimmung erfolgte  nach  einfacher  Mehrheit.  Die  Stimmen  wurden  von  einem  Notar 
zu  Protokoll  genommen  und  nach  der  Auszählung  derselben  das  Ergebniss  als  Be- 


^  Dabei  hatten  sie  den  Inkorporationseid  zu 
leisten,  dahin,  dass  sie  treu  und  fleissig  für  den 
Bestand  und  die  p]hre  des  Konzils  arbeiten,  heil- 
samen Rath  nacli  Gott  und  ihrem  Gewissen  er- 
theilen,  die  Abstimmung  der  Einzelnen  geheim 
halten,  und  den  Ort  des  Konzils  nicht  ohne  Er- 
laubniss  verlassen,  (seit  1433  auch)  die  Dekrete 
aufrechterlialten  und  vertheidigen  wollten,  L.  c. 
II,  19,  p.  121  u.  IV.  20,  p.  343. 

2  Richter  a.  a.  0.  S.  9,  insbesondere  das 
Recht,  den  Verhandlungen  beizuwohnen,  Joh.  de 
Segovia  VI.  5  u.  18,  1.  c.  p.  466.  498,  und  das 
Privilegium  de  non  evocando .  sess.  V.  c.  6, 
Mansi  29,  38  u.  mon.  cit.  2,  225. 

3  Joh.  de  Segovia  1.  c. 

4  L.  c.  IV.  27,  p.  355. 

5  S.  0.  S.  391. 

6  Die  Zahl  der  Inkorporirten  und  das  Verhält- 
uiss  der  verschiedenen  Stände  hat  während  der 
Dauer  der  Synode  erheblich  geschwankt.  Ende 
Februar  1432,  bei  der  ersten  Vertheilung  auf 
die  Deputationen  waren  nicht  mehr  als  46, 
monum.  cit.  2,  128,  am  9.  April  schon  81,  wor- 
unter 9  Bischöfe  und  16  Aebte  anwesend, 
1.  c.  p.  151,  im  Jahre  1433  wurden  bei  einer 
Abstimmung  im  April  275  und  im  Juli  ausser  7 
Kardinälen  387  Mitglieder  gezählt,  1.  c.  p.  352. 
393.  Die  höchste  Zahl  ist  in  33.  Session  v. 
16.  Mai  1439  erreicht  worden,  in  welcher  ausser 
den  freilich  nicht  zahlreich  vertretenen  Prälaten 
über  400  Mitglieder  gegenwärtig  gewesen  sein 
sollen,  Richter  a.  a.  0.  S.  11. 

"^  Die  Nationen  —  zu  Basel  wurden  übrigens  im 
Gegensatz  zu  Konstanz  (s.  o.  S.  373)  nur  vier 
unterschieden,  da  die  Engländer  keine  eigene 
Nation  bildeten ,  Joann.  de  Segovia  III.  42  und 
IX.  10,  1.  c.  p.  271,  769;   Hefele  7,  494  — 


waren  allerdins  keine  für  die  Vorbereitung  der  Ab- 
stimmung entscheidenden  Körperschaften,  son- 
dern blos  freie  landsmannschaftliche  Vereinigun- 
gen, welche  sich  auch  zu  Basel,  offenbar  nach 
dem  Vorbilde  der  früheren  Reformkonzilien,  eine 
gewisse  Organisation  mit  einem  Präsidenten, 
Promotor  und  Notar,  behufs  der  Vorberathung 
der  auf  dem  Konzil  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände gegeben  hatten.  Sicher  lässt  sich  dies  für 
die  Deutschen  nachweisen,  Richter  a.  a.  O. 
S.  23,  und  da  ferner  das  Bestehen  einer  franzö- 
sischen Nation  bezeugt  ist,  Mansi  30,  1053, 
auch  sonst  auf  die  verschiedenen  Nationen  (s. 
folg.  Anm.)  Rücksicht  genommen  wird ,  so  ist 
man  berechtigt ,  dasselbe  für  alle  übrigen  anzu- 
nehmen. Vgl.  auch  Joann.  de  Segov.  VII.  8, 
mon.  cit.  2,  591:  „frequenter  congregatis  eciam 
super  eadem  re  nationibus." 

8  Vgl.  die  Geschäftsordnungs-Artikel  vom  26. 
Sept.  1432  (s.  Hefele  7,  495.  n.  1;  Richter 
a.  a.  0.  S.  7.  n.  3);  bei  Mansi  29,  377.  407; 
Hardouin  8,  1439;  Joh.de  Segovia  III.  37, 
monum.  cit.  2,  260 :  „Sint  IV  deputaciones, 
sicut  sunt,  et  sint  in  qualibet  deputacioue  de 
quolibet  statu  seil.  dd.  cardinalium ,  patriar- 
charum,  archiepiscoporum ,  episcoporum,  abba- 
tum,  doctorum,  religiosorum  exeraptorum  et  non 
exemptorum  et  aliorum  :  et  in  qualibet  de  Omni- 
bus nacionibus  distribuantur  in  IV  equales  par- 
tes supposita  singularum  nacionum.  Et  ad  di- 
stribuendum  supposita  concilii  eligantur  IV,  seil, 
unus  ex  qualibet  deputacione :  qui  quidem  IV 
singulis  meusibus  eliguntur  de  nono."  Schon 
bald  darauf  ist  aber  das  letztere  Geschäft  den 
Promotoren  der  Deputationen  übertragen  worden 
und  schliesslich  seheint  es  auf  die  Zwölfraänner 
übergegangen  zu  sein,  Richter  a.  a.  0.  S.  22. 
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scMuss  der  Deputation  vom  Präsidenten  verkündet'.  Was  in  der  einen  Deputation 
beschlossen  war,  wurde  den  übrigen  durch  zwei  Abgesandte  mitgetheilt'-^,  damit  diese 
sich  ebenfalls  darüber  schlüssig  machen  konnten,  und  von  ihnen  demnächst  in  gleicher 
Weise  an  die  anderen ,  und  zwar  zunächst  an  diejenige,  zu  deren  Geschäftskreis  die 
Angelegenheit  gehörte  ^,  berichtet. 

Nach  dieser  Vorberathung  in  den  Deputationen  gelangte  der  betreffende  Gegen- 
stand an  die  General-Kongregation"^,  d.  h.  die  Plenarversammlung  aller  ordent- 
lichen Mitglieder  des  Konzils.  Eine  solche  wurde  gewöhnlich  jede  Woche  einmal  unter 
dem  Vorsitze  des  Präsidenten  des  Konzils  gehalten^.  Die  Vermittelung  zwischen  den 
einzelnen  Deputationen  und  dem  letzteren  besorgten  die  Zwölfmänner,  indem  sie  die 
endgültige  Feststellung  der  Beschlüsse  der  Deputationen'''  vornahmen  und  ihm  die 
erforderlichen  Mittheilungen  über  dieselben  und  die  vorangegangenen  Verhandlungen 
machten^.  Angelegenheiten  von  Bedeutung  durfte  der  Präsident  der  General-Kon- 
gregation nur  unterbreiten,  wenn  über  sie  vorher  in  den  Deputationen  berathen  war, 
andererseits  musste  er  dies  aber  stets  thun ,  wenn  zwei  Deputationen  es  beanti*agt 
hatten^.  In  der  General-Kongregation ^  berichteten  die  Präsidenten  der  Deputationen 
über  die  Berathungen  und  Beschlüsse  derselben ,  oder  Hessen  die  darüber  aufgenom- 
menen Notariatsprotokolle  verlesen  ^^.  Hatten  nur  höchstens  drei  Deputationen  den 
gleichen  Beschluss  gefasst,  so  wurde  den  Mitgliedern  der  Minorität  nochmals  das 
Wort  zur  Begründung  ihrer  Ansichten  gewährt ii.  Die  sich  daran  anschliessende 
Abstimmung  geschah  nach  Deputationen  und  zwar  war  zur  Herstellung  eines  Be- 
schlusses die  üebereinstimmung  von  mindestens  drei  Deputationen  erforderlich.  Die 
Stimme  für  jede  Deputation  gab  der  Präsident  derselben  ab  und  demnächst  prokla- 


1  Vgl.  die  cit.  Gescliäftsordnungs  -  Artikel,  putacionum,  ut  presidens  concilii  sit  plane  in- 
Joann.  de  Segov.  V.  2,  p.  386  und  Richter  formatus  de  singulis  que  hattehit  in  generali  con- 
a.  a.  0.  S.  27.  28.  gregaclone   proponere    cum   motivis    et   racioni- 

2  War  die  Beschlussfassung  nicht  einstimmig  "^^' 

erfolgt,  so  wurde  der  eine  aus  der  Majorität,  der  8  i.  c.  p.  262:  „Nichil  autem  arduum  proponat 

andere  aus  der  Minorität  genommen ,  Geschäfts-  presidens  in  coiigregacione  generali  ad  conclu- 

ordnungs- Artikel  mon.  cit.  p.  261.  dendum  seu  deliberandum,  nisl  prius  propositum 

3  Geschäftsordnungs-Artikel  a.a.O.— Oeffent-  fuerit  in  siugulis  deputacionihus.  (Quecumque 
lieh  waren  die  Deputationssitzungen  nicht,  in-  ^ero  in  deputacionihus)  agitata  fuerint ,  sive 
dessen  sollten  die  Mitglieder  nicht  eidlich  zur  omnes  convenirent  sive  non,  proponat,  dummodo 
Geheimhaltung  der  in  denselhen  verhandelten  saltem  per_  duas  deputaciones  ad  proponendum 
Gegenstände  gezwungen  werden  dürfen,  vielmehr  fuerit  requisitus. 

ihnen  freistehen ,  sich  darüber  mit  den  anderen  9  Für  die  Regel  waren    diese    ebenso   wenig 

Konzilsmitgliedern  zu  berathen.  öffentlich  wie  die  Sitzungen  der  Deputationen, 

4  Vgl.  hierzu  Richter  a.  a.  0.  S.  29.  Richter  a.  a.  0.  S.  29. 

ö^Nachvorangegaugener  Messe  wurden  zunächst  10  Geschäftsordnung  1.  c,  p.  262  u.  Joann.  de 

die  Inkorporationen  der  neuen  Mitglieder  erledigt  »Segov.  IV.  2,  1.  c.  p.  284.    Sachwalter  und  Par- 

und  dann  die  für  das  Konzil  eingegangenen  Briefe  teien  sind  später ,    weil    durch   ihre    Zulassung 

verlesen,    sowie   Mittheilungen   von   Gesandten  Störungen   veranlasst  worden   waren,    von   den 

oder    Legaten    entgegengenommen,    Joann.    de  Verhandlungen  der  Deputationen  und  Kongre- 

Segov.  IV.  2,  1.  c.  p.  284;  Richter  S.  30.  gationen  ausgeschlossen  worden  und  hatten  ihre 

6  Solche  Feststellungen  hiessen  concordata  do-  Anträge  und  Schriftstücke  den  ernannten  Bericht- 

minorum  de  duodecim  oder  concordata  deputatio-  erstattern  zu  übergeben,  Joann.  de  Segov.  VIII. 

num  (S.  391.  n.  8);    ein  derartiges  Schriftstück  29  u.  IX.  37,  monum.  cit.  2,  728.  838. 

beiHardouin8,  1466.  u  Wurden  dabei  begründete  Bedenken  gegen 

"^  Vgl.  0.  S.  391.  n.  8.  und  Geschäftsordnung  die  erfolgte  Beschlussfassung  der  Majorität  oder 

1.  c.  p.  261.  262:  „item  predicti  XII  deputati  gegen   die   genügende  Vorbereitung   der   Sache 

semper   in  die  precedenti  (ad)  congregationem  vorgebracht ,   so  konnte  dieselbe  nochmals  an  die 

generalem   conveniant    cum   presidente   concilii  Deputationen     zurückverwiesen     werden ,     Ge- 

cum  appunctuamentis  et  avisatis  ac  cogitatis  de-  Schäftsordnung  1.  c.  p.  262  u.  p.  284. 
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mirto  der  Präsident  dos  Konzils  auf  Antrag  des  Promotors  den  Majoritätsbescliluss 
als  Beschluss  des  Konzils  '. 

Zur  vollen  Gültigkeit  der  Besclüüsse  bedurfte  es,  sofern  es  sich  um  materiell 
wichtige,  namentlich  nicht  lediglich  die  geschäftliche  Behandlung  betreffende  Gegen- 
stände"^ handelte,  noch  ihrer  Publkation  und  Annahme  in  der  sessio  publica,  d.h. 
der  feierlichen  Sitzung  ^,  welche  öffentlich  in  der  Kathedrale  ^  in  Gegenwart  des  Pro- 
tektors des  Konzils  (s.  nachher),  der  Fürsten  und  ihrer  Gesandten,  sowie  auch  unter 
Zulassung  des  Volks  abgehalten  und  mit  Gottesdienst  eröffnet  wurde.  In  derselben 
bestieg  ein  vom  Konzil  beauftragter  Prälat  die  Rednerbühne  und  verlas  die  nach  den 
Beschlüssen  der  General-Kongregation  formulirten  Dekrete  5.  Auf  die  hieran  ge- 
knüpfte Frage,  ob  die  Synode  die  Dekrete  genehmige,  gaben  zuerst  der  Präsident,  und 
demnächst  die  übrigen  Konzilsmitglieder,  diese  zusammen,  also  durch  Akklamation, 
ihre  Zustimmung,  und  zwar  durch  das  Wort:  placet^\  Die  genehmigten  Dekrete 
wurden  darauf  in  Ausfertigung  noch  an  demselben  Tage  durch  einen  Aushang  an 
der  Kathedrale  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  ^. 

Zur  Vorbereitung  gewisser  Angelegenheiten,  bei  denen  es  auf  eine  besondere 
Sachkunde  ankam,  oder  zur  Erledigung  solcher,  welche  sich  für  die  grösseren  Ver- 


*  Geschäftsordnung  1.  c.  p.  262  u.  p.  284. 
Ueher  einen  etwas  abweichenden  Modus  vgl.  p. 
498  :  „Ante  vero  conclusionem  harum  dilacionum, 
quod  prius  non  consueverat ,  lectis  concordatis 
interrogabat  prcsidens,  si  quisquam  ex  patrlbus 
in  adversum  dicere  vellet,  tacentibus  autem,  an 
concordata  ipsa  placerent,  et  ad  secundam  inter- 
rogacionera  response  affirmative  conclusit  et  Imnc 
ut  communiter  servavit  modum,  quando  Impera- 
tor aderat  synodali  congregacioni,  ut  omnibus 
innotesceret,  .  .  .  concilio  libertatem  adesse." 
Der  einzige  Abstimmungsmodus  war  dies  aber 
nicht.  Namentlich  anfänglich  wurde  bei  minder 
wichtigen  oder  eiligen  ,  den  Deputationen  nicht 
erst  vorgelegten  Angelegenheiten  durch  Accla- 
mation  ,  wobei  alle  ein  placet  aussprachen  ,  oder 
auch  durch  Einforderung  der  Vota  nach  Köpfen, 
wobei  dann  die  Majorität  entschied,  abgestimmt, 
Joann.  de  Segov.  III.  25  u.  VI.  7,  mon.  cit.  2, 
212.  465.  466.  Auch  hat  das  Konzil  selbst,  so 
für  die  Abstimmung  über  die  Aufhebung  oder 
Verlegung  der  Synode  (1433),  einen  besonderen 
Modus  —  im  gedachten  Falle  sollte  in  jeder 
Deputation  Zweidrittel-Majorität  und  die  gleiche 
Mehrheit  aller  in  der  General-Kongregation  an- 
wesenden Mitglieder  für  die  Entscheidung  der 
Frage  nothwendig  sein  —  festgesetzt;  1.  c.  IV. 
29  u.  X.  24.25,  1.  c.  p.353.  920 ff. ;  Mansi  29, 
54  u.  31,  230. 

2  So  sind  z.  B.  die  Bestimmungen  über  die 
Geschäftsordnung  nur  in  den  General-Kongrega- 
tionen festgestellt;  vgl.  weiter  Sess.  V.  c.  9, 
Mansi  )29,  39;  mon.  conc.  cit.  2,  225:  .^de 
ceteris  offlciariis  in  hac  sacra  synodo  necessariis 
.  .  .  disponatur  in  congregacione  generali;  et 
quecumque  ibidem  super  deputacione  eorumdem 
of ficialium  acta  seu  ordinata  f uerint ,  e  i  u  s  d  e  m 
firmitatis  seu  auctoritatis  existant, 
ac  si  facta  fuissent  in  publica  ses- 
sio ne." 

3  Diese  Sitzungen,  deren  das  Konzil  45  abge- 
halten hat,  wurden  besonders  je  nach  der  Ge- 


schäftslage durch  Beschluss  der  General-Kongre- 
gation anberaumt,  Joann.de  Segov.  V.  2,  p.386: 
„quando  autem  sessio  super  hoc  celebranda  foret, 
remansit  in  deliberacione'^'' ;  Abstimmung  dar- 
über V.  5,  p.  391  ff.  Nur  ausnahmsweise  hat 
man  die  Sitzung  sofort  nach  der  General-Kon- 
gregation gehalten ,  1.  c.  XII.  5,  p.  1005.  1010. 

4  Während  die  Deputationen  und  die  General- 
Kongregationen  in  den  Klöstern,  die  letzteren 
aber  seit  dem  Sommer  1433  ebenfalls  im  Mün- 
ster tagten,  1.  c.  p.364.  Richter  a.  a.  0.  S.29. 
32.  Ueber  die  Sitzordnung  der  Mitglieder  vgl. 
Joann.  de  Segov.  1.  c. 

5  Joann.  de  Segov.  IV.  7,  p.  296  :  „concepta- 
que  est  forma  decreti  deliberata  per  sacras  depu- 
taciones  et  in  generali  conclusa  congregacione, 
publicata  demum  in  sessione." 

6  Sess.  III;  1.  c.  p.  180:  „celebrata  fuit  sessio 
solennis,  celebrante  missam  de  spiritu  s.  N. 
Nouariens.  episc,  praelatis  autem XXXVII  stan- 
tibus in  apparamentis  .  .  .  Post  decantatas  leta- 
nias  cum  ewangelio :  „vos  estis  sal  terre"  de 
mandato  concilii  ascendens  thalamum  N.  Lauden- 
sis  episcopus  alta  et  intelligibili  voce  publicavit 
decretum.  Post  cuius  lecturam  eodem  interro- 
gante  responsum  est  unanimiter  a  prelatis  aliis- 
que  omnibus  inibi  synodaliter  congregatis ,  pla- 
cere  eisdem  omnia  vota  atque  publicata  per  eum, 
et  promotores  pecierunt  a  notariis  publica  instru- 
menta, dux  quoque  protector  concilii,  qui  assi- 
stebat  nomine  regle  maiestatis,  simili  etiam 
modo  prior  Petrecastri  nomine  ducis  Sabaudie, 
protectore  ipso  .  .  .  Ulrico  comite  de  Helffenstein 
.  .  .  magistro  ciuium  Basiliensium  et  aliis  in 
multitudine  astantibus  copiosa^^;  sess.  V.  p.  223 ; 
sess.  VIII.  p.  288;  sess.  XIII.  p.  449;  sess. 
XXVII.  p.  1021;  sess.  XXVIII.  p.  1031;  sess. 
XXX.  p.  1112. 

■^  Monum.  cit.  2,  180:  „Circa  Ilam  vero  ho- 
ram  post  meridiem  decretum  ipsum  in  forma 
autentica  afflxum  stetit  per  III  horas  in  valvis 
ecclesie  Basiliensis" ;  p.  288. 
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Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Basel. 
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Sammlungen,  wie  z.  B.  die  Abfassung  von  Schriftstücken,  die  Führung  von  Unter- 
handlungen mit  fremden  Gesandten,  nicht  eigneten,  wurden  wiederholt  Kommissio- 
nen (deputati)  bestellt^.  Sie  wurden  nach  Massgabe  der  Beschaffenheit  und  Bedeutung 
der  Sache  in  verschiedener  Stärke  gebildet  und  die  Mitglieder  unter  Berücksichtigung 
der  vier  Nationen  durch  die  Deputationen  gewählt  2. 

Neben  diesen  waren  aber  auch  vom  Konzile  eine  Reihe  ständiger  Kom- 
missionen für  die  Verwaltung  und  Besorgung  bestimmter,  wiederkehrender  Ge- 
schäfte eingesetzt,  so  z.  B.  die  schon  früher  (S.  391.  n.  7)  erwähnte  Kommission  der 
Zwölfmänner,  ferner  die  iudices  fidei^  und  die  iudices  für  die  übrigen  Rechtssachen^. 

Das  Recht  auf  das  Präsidium,  bez.  die  Ernennung  eines  Stellvertreters  in  der 
Person  eines  Legaten  ist  dem  Papst  zunächst  von  der  Synode  nicht  bestritten  worden  ^. 


1  Joann.  de  Segov.  III.  42,  p.  272:  „Quod 
vero  maxime  erat  auctoritatis  et  potestätis  et  ni- 
mium  ponderis  habens,  regimen  concilii  consiste- 
bat  in  deputatis  vel  ad  expediendum  vel  ad 
deliberandum  et  referendum  .  .  .  super  materils 
arduis  occurrentibus,  in  quibus  eciam  commlxtio 
servabatur  nacionum  atque  statuum,  excepto  de 
cardinalibus.  Etenim  quia  pars  corporis  pape 
esse  censentur  ...  in  gravioribus  circa  eos  non 
discernebatur ,  sed  una  cum  eis  deputabantur 
alii.  Multum  etiam  attendebatur,  ut  eiusmodi 
deputatorum  principales  essent  eciam  maguo- 
rum  ambasiatores  principum." 

2  L.  c.  VI.  7,  p.  468 :  „Presidens  respoudit, 
quod  dare  deputatos  ad  opus  pertineret  sacrarum 
deputacionum,  unde  .  .  .  consensit,  ut  teneren- 
tur  deputaciones,  in  quarum  singula  VIII  depu- 
tati fuerunt,  qui  una  cum  cardinalibus  audirent 
imperatorem  et  referrent."  Die  Kardinäle  wur- 
den bei  wichtigen  Angelegenheiten^ — die  liöchste 
Zahl,  welche  anwesend  war,  betrug  11,  s.  Rich- 
ter a.  a.  0.  S.  24.  n.  3  —  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Stellung  sämmtlich  in  die  Kommissionen 
deputirt  (s.  vor.  Anm.),  daher  die  oft  für  die 
letzteren  vorkommende  Bezeichnung :  cardi- 
nales  et  deputati,  1.  c.  p.  387.  462.  463.  519. 
Unrichtig  ist  es,  wenn  Kluckhohn  ,  Forschgen 
z.  deutsch.  Gesch.  2,  569  darunter  die  Zwölf- 
männer (s.  o.  S.  391.  n.  7)  versteht ,  s.  Richter 
a.  a.  0.  Ueber  die  Deputirung  der  Gesandten  in 
den  Kommissionen  vgl.  die  vor.  Anm.  und  we- 
gen des  Vorsitzes  und  der  Betheiligung  der  übri- 
gen Konzilsmitglieder  an  den  Kommissionsbe- 
rathungen  Joann.  de  Segov.  III.  37,  p.  263 : 
„quando  ad  expediendum  aliquid  dantur  aliqui 
deputati ,  dum  conveniuut ,  ille  qui  dignior  fet 
primus  est  inter  eos,  proponat  materiam  tractan- 
dam  et  dirigat  illam  ac  vota  aliorum  exquirat. 
Et  si  aliquis  vel  aliqui  de  coucilio,  non  deputati 
volunt  Interesse  ad  avisandum  super  materia  .  .  . 
possent  avisare  deputatos  de  motivis  suis  et  si 
placet  deputatis,  quod  intersint,  possunt  rema- 
nere." 

3  Diese  Glaubens -Kommission  bestand  an- 
fangs aus  3  Richtern,  welche  alle  drei  Monate 
durch  Neuwahl  ersetzt  wurden ,  seit  1433 
bei  der  geringen  Geschäftslast  aber  nur  aus 
einem.  Der  Richter  hatte  die  ihm  zur  Unter- 
suchung übergebenen  Sachen  zu  iustruiren,  die 
Entscheidung  in  denselben  war  aber  dem  Kon- 
zile vorbehalten,  Joann.  de  Segov.  III.  25.  45; 


IV.  28,  p.  214.  278.  358;  vgl.  auch  Richter 
a.  a.  0.  S.  25. 

*  Das  Konzil  hatte  schon  anfänglich  ausser  den 
Glaubenssachen  auch  die  Rechtsstreitigkeiten 
seiner  Mitglieder  vor  sein  Forum  gezogen,  Joann. 
de  Segov.  III.  25,  p.  212,  später  aber  (1435), 
M  a  n  s  i  30, 958  seine  Kompetenz  auf  alle  Rechts- 
sachen ausgedehnt  und  die  Appellation  an  die 
Kurie  verboten.  Die  Kommission  zur  Entschei- 
dung dieser  s.  g.  causae  iustitiae  bestand  zuerst 
aus  3,  wurde  aber  allmählich  auf  4,  dann  8  und 
endlich  auf  12  Mitglieder  (iudices  oder  auditores 
rotae)  erhöht.  Die  Richter ,  welche  alle  3  Mo- 
nate wechselten,  wurden  von  einer  grösseren,  zu 
diesem  Behufe  vorübergehend  gebildeten  Kom- 
mission gewählt,  Joann.  de  Seg.  III.  25,  IV.  28, 
p.  214  u.  358,  sowie  Sess.  V.  c.  3,  1.  c.  p.  224 
u.  Mansi  29,  37.  Zur  Vorprüfung  darüber,  ob 
eine  angebrachte  Rechtssache  der  Entscheidung 
der  Richter  überwiesen  sollte ,  war  (s.  die  cit. 
Sess.  V)  eine  Kommission  von  praecognitores 
eingesetzt,  welche  auch  zugleich  für  Appellatio- 
nen gegen  die  Urtheile  der  erwähnten  Richter 
andere  aus  dem  Konzil  zu  delegiren  hatten, 
Joann.  de  Seg.  IV.  6,  p.  293. 

Im  übrigen  vgl.  noch  Richter  a.  a.  0.  S.  24. 

5  Der  ernannte  Legat,  Kardinal  Julian,  s.  o. 
S.  389  (die  Erneuerung  seiner  Vollmacht  durch 
Eugen  IV  bei  Mansi  29,  561),  übertrug,  da 
er  zunächst  nicht  in  Basel  anwesend  sein 
konnte,  seine  Befugnisse  auf  den  Dr.  Johann 

V.  Palomar,  Auditor  des  päpstlichen  Palastes 
und  den  M.  Johann  v.  Ragusa,  Generalpro- 
kurator der  Dominikaner ,  als  vicegerentes,  mon. 
cit.  1 ,  86 ,  unter  deren  Vorsitz  das  Konzil 
demnächst  eröffnet  wurde,  1.  c.  p.  90;  Mansi 
30,  44.  Der  weitere  Bericht  bei  Johann,  de  Ra- 
gusio,  mon.  cit.  1, 101 :  „ibidem  etiam  voluerunt 
praedicti  praesidentes,  et  ceteri  de  concilio,  quod 
recedente  magistro  Johanne  (wegen  einer  Ge- 
sandtschaft an  K.  Sigismund)  tota  et  plenaria 
auctoritas  praesidendi  remaneret  penes  alterum 
praesidentem :  et  fuit  declaratum  posse  fieri  de 
iure  licet  non  ponatur  in  Instrumente  in  solidum 
de  uno  quoque.  Et  etiam  idem  magister  Johan- 
nes, rogatus  et  requisitus  a  concilio  consensit, 
quod  durante  absentia  sua  auctoritas  sua  rema- 
neret penes  consocium  suum  et  quantum  in  eo 
erat,  committebat  sibi  vices  suas,  et  nihilominus 
ad  cautelam ,  auctoritate  universalis  ecclesiae, 
praedicta  per  coucilium  conflrmata  fuere" ,  zeigt, 
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Erst  als  der  päpstlich  ernannte  Legat  nach  der  versuchten  Auflösung  des  Konzils 
durch  Eugen  IV.  im  Jahre  1432  die  Präsidentschaft  niedergelegt  hatte  ^,  hielt  sich 
dasselbe  berechtigt,  selbst  den  Präsidenten  zu  wählen,  sowie  die  Stellung  und  die 
Befugnisse  desselben  näher  zu  regeln  2.  Je  mehr  es  aber  im  Laufe  der  Zeit  seine 
Superiorität  über  den  Papst  betonte"^,  desto  stärker  machte  es  auch  sein  beanspruchtes 
Recht  auf  Selbstregierung  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  geltend.  Es  liess  zwar 
im  J.  1434  während  des  Stadiums  der  Ausgleichsverhandlungen  mit  dem  Papst  die 
von  demselben  ernannten  fünf  Legaten  zum  Präsidium  zu ,  aber  nur  unter  der  Be- 
dingung ,  dass  ihnen  keine  Zwangsjurisdiktion  zukomme  und  sie  die  bisherige ,  vom 
Konzil  allein  festgesetzte  Geschäftsordnung  beobachten  sollten.  Ueberdies  wurde 
dabei  zugleich  bestimmt,  dass  bei  einer  Weigerung  der  Legaten,  einen  Beschluss  im 
Sinne  der  Mehrheit  der  Deputationen  in  der  General-Kongregation  zu  formulircn  oder 
bei  ihrem  gänzlichen  Ausbleiben  in  der  letzteren  oder  in  der  feierlichen  Sitzung  das 
Präsidium  auf  den  dem  Range  nach  ältesten  Prälaten  tibergehen  sollte  4.  Ja  später, 
nach  dem  Bruch  mit  Eugen  IV.  ^  und  der  Wahl  des  Papstes  Felix  V.  gestand  es  sogar 
dem  letzteren  kein  Recht  auf  den  Vorsitz  zu^.  Das  einzige  Mal,  wo  er  in  einer  Gene- 
ral-Kongregation präsidirte ,  fungirte  er  in  Vertretung  der  beiden  abwesenden  Prä- 
sidenten als  höchster  Prälat  und  musste  zugleich  im  Namen  des  Konzils  einen  Be- 
schluss verkünden,  dass  künftighin  stets  der  erste  anwesende  Prälat  den  Vorsitz  zu 
führen  habe"^. 


dass  (las  Konzil  nur  subsidiär  mit  seiner  Auto- 
rität eintreten  wollte. 

1  Joann.  de  Segov.  II.  19,  p.  121.  122. 

2  L.  c.  p.  122:  „in  cadem  congregacione  per 
dominos  de  s.  concilio  synodaliter  congregatos  ad 
concilii  presidenciam  electus  unauimiter  fuit 
Philippus,  episcopus  Constancieusis  (Coutances), 
Rothomagensis  provincie,  ordinato  quod  eins  pre- 
sidencia  per  mensem  duraret  eo  flne,  ut  quomodo 
oneris,  honoris  quoque  alii  participes  essent.  Sed 
hie  flnis  non  est  secutus,  quia  Is  presedit  proro- 
gacionibus  continuatis ,  donec  Septembrio  Ju- 
liauus  presidentiam  reassumpsit  .  .  .  Cuiusmodi 
autem  institucio  presidencie,  quia  concilii  aucto- 
ritate,  non  pape  a  patribus  facta  est,  in  robur 
cessit  atque  firmitatem  et  claritatem  generalium 
auctoritatis  conciliorum.  Equidem  subtrahente 
se  presidente  apostolico  a  concilii  celebracione . . . 
in  mentem  patrum  venit  .  .  .  quod  .  .  .  subtracta 
a  concilio  pape  delegata  potestate  .  .  .  non  ideo 
potestas,  que  a  Christo  concilio  competit,  subla- 
ta,  diminuta  seu  abbreviata  censenda  est  .  .  . 
quoniam  ...  et  illa,  quia  -est  immediate  a  deo, 
non  caret  ordine,  haud  dubio  .  .  .  patres  intelle- 
xerunt,  quod  in  potestate  concilii  fuit  constituere 
sibi  Presidenten!  et  consequenter  .  .  .  ita  limi- 
tarc  tempus  atque  presidencie  modum." 

Als  der  Kardinal  Julian,  der  frühere  päpstliche 
Präsident,  nachmals  das  Präsidium  übernahm, 
that  er  es  nur  als  Delegirter  des  Konzils.  Seine 
päpstliche  Vollmacht  war  erloschen  und  daher 
konnte  er  auch  dabei  die  Bedingung  stellen,  dass 
es  ihm  freistehe,  das  Präsidium  jeder  Zeit  wie- 
der niederzulegen,  1.  c.  III.  35.  p.  233. 

3  S.  weiter  unten. 

*  Sess.  XVII  (v.  26.  April  1434),  Mansi  29, 
90  u.  mon.  cit.  2,  649.    Vorher  hatte  man  ihm 


mehr  Freiheit  gelassen,  Joann.  de  Segov.  IV.  2, 
1.  c.  p.  284:  „Sed  et  frequenter  ante  conclusio- 
nem  allegacionibus  in  oppositum  respondebat 
(praesidens),  eciam  si  partes  simul  audite  fuis- 
sent ;  ubi  autem  materie  graves  erant,  sepe  multa 
disserebat  conformiter  ad  deliberata,  illa  evidenti 
multiplariaque  confirmans  racione  et  aliquando, 
quamvis  rarissime,  in  adversum,  remittebatque 
iterum  deliberandas  materias  ad  deputaciones 
concludere  nolens.  Que  presidentis  libertas  re- 
gulata  postea  fuit  decreto  XVII  sessionis." 

5  Statt  des  Kardinals  Julian,  welcher  seit  1437 
den  Sitzungen  nicht  mehr  beiwohnte,  Joann.  de 
Segov.  XII.  5,  p.  1005  und  demnächst  Basel  ver- 
liess,  trat  der  Kardinal  Erzbischof  v.  Arles  als 
Präsident  ein,  Richter  a.  a.  0.  S.  17. 

6  Die  Bulle,  wodurch  er  den  Kardinal  v.  Ar- 
les zum  Präsidenten  ernannte,  hat  die  Synode 
nicht  anerkannt,  Mansi  31,  245  und  die  Notiz 
dahinter  p.  247. 

"^  Patricius,  summa  concil.  Basil.,  Florentin. 
etc.  c.  116,  Hartzheim  5,  850 :  „Et  cum  Are- 
latensis  et  s.  Martini  in  montibus  cardiuales  ab- 
essent,  qui  praesidentes  concilii  erant,  et  ob 
contentionem  nullus  esset  legitimus  praesidens 
subrogatus,  ipse  Felix  . .  .  extra  ordlnem  et  prae- 
ter consuetudinem  .  .  .  praesedit  in  generali  con- 
ventu  et  conclusiones  nomine  concilii  fecit  com- 
plures ,  primum ,  ut  praesidens  concilii  esset 
semper  primus  praelatus  qui  adesset." 

An  Beamten  des  Konzils,  welche  von  demsel- 
ben gewählt  wurden,  kommen  vor  promotores, 
procuratores  (fiscales)  und  notarii,  mit  denselben 
Funktionen  wie  zu  Konstanz,  s.  o.  S.  379.  n.  6.  Zu 
den  letzteren  im  weiteren  Sinne  wurden  auch  die 
übrigen  Kanzleibeamten,  die  scriptores  buUarum, 
abbreviatores   unter  einem  Oberabbreviator,    die 
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Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Basel.) 
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Für  ein  Stimmrecht  des  Präsidenten  oder  des  Kardinalkollegiums  als  solchen, 
wie  es  noch  zu  Konstanz  anerkannt  worden  war  i,  blieb  bei  der  geschilderten  Art 
der  Organisation  und  des  Abstimmungsmodus  kein  Raum,  und  damit  hatte  man  auch 
dem  Papste  selbst  ein  solches  entzogen  2.  Die  Geschäftsordnung  brachte  damit  das 
Prinzip  der  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  zu  voller  Durchführung.  Weiter 
aber  gab  die  Eintheilung  der  Konzilsmitglieder  in  Deputationen,  welche,  wie  vieles 
andere  in  der  durchgebildeten  Geschäftsordnung  an  sich  zweckmässig  war,  bei  der 
im  Laufe  der  Synode  sich  immer  mehr  vermindernden  Betheiligung  der  Prälaten,  dem 
niederen  Klerus  und  dem  Gelehrtenstand  ^  die  Herrschaft  über  das  Konzil  völlig  in 
die  Hand  ^,  und  gerade  die  radikale  und  doktrinäre  Haltung,  welche  dasselbe  in  Folge 
des  Uebergewichts  dieser  Elemente  annahm,  war  einer  der  Gründe,  weshalb  es  so 
kläglich  in  Lausanne  endete. 

Dieselbe  Stellung  als  Advokat  der  Kirche  und  des  Konzils,  welche  Sigismund 
kraft  der  Würde  des  römischen  Königs  schon  gegenüber  der  Konstanzer  Synode  ge- 
habt hatte •^,  hat  er  auch  gegenüber  dem  Baseler  Konzil  eingenommen,  jedoch  hat  für 
ihn  anfänglich,  da  ihn  die  politischen  Verhältnisse  hinderten,  zunächst  in  Basel  zu 
erscheinen,  der  Herzog  Wilhelm  IH.  von  Baiern  als  sein  Stellvertreter  fungirt^. 


registratores  unter  einem  magister  registri,  die 
copistae  unter  einem  rescribendarius ;  alle  mit  den 
den  Notaren  unter  der  Leitung  des  vicecancella- 
rius  und  mehrerer  Protonotare  stehend,  gerechnet, 
vgl.  sess.  I.  c.  21,  II.  c.  6;  V.  c.  9.  10;  Mansi 
29,  20.  22.  39;  mon.cit.  2,  61.  125.  225,  ferner 
ibid.  p.  1002.  1029.  276.  279.  828.  974;  sodann 
weiter  advocati  concilii  zur  Vertretung  der  Rechte 
des  Konzils  in  den  öffentlichen  Angelegenheiten, 
welche  häufig  zu  Gesandtschaften  benutzt  wur- 
den und  auch  als  Rechtsbeistände  für  die  Par- 
teien auftraten,  1.  c.  2,  271.  352.  365.  395.  441. 
442.  732;  Patricii  summa  c.  146,  Hartzheim 
5,  871 :  „procuratores  et  advocati  qui  causas  pu- 
blicas  agebant";  ferner  sedium  ordinatores  oder 
distributores,  sess.  I.  c.  21  cit.  und  Patricius  1. 
c,  deren  Amt  jedoch  anscheinend  später  von  den 
Promotoren  mit  versehen  worden  ist,  mon.  cit.  2, 
365.  Ueberdies  hatte  das  Konzil  auch  einen 
audüor  camere  zum  iudex  concilii  et  auditor  Ordi- 
narius und  zu  dessen  Verfügung  einen  soldanus 
(Kerkermeister)  bestellt,  sess.  V.  cit.  c.  7.  8; 
Patricius  1.  c. :  „Erat  praeterea  auditor  s.  palatii 
cum  potestate  auditoris  camerae  plenam  iurisdic- 
tionem  exercens  in  omnes  conciliares ,  soldanus 
etiam  aderat  tanquam  praetor  et  executor  audi- 
toris." Vgl.  hierzu  und  des  Weiteren  Richter 
a.  a.  0.  S.  18.  34. 

1  S.  0.  S.  379. 

2  Schon  in  der  ersten  Zeit  als  der  Kardinal  Julian 
noch  kraft  Auftrages  des  Papstes  präsidirte,  hatte 
er  kein  Stimmrecht  in  Vertretung  des  letzteren. 
In  Betreff  des  Papstes  Felix  V  ergiebt  sich  dies 
aus  dem  oben  S.  396  im  Text  Bemerkten. 

3  S.  hierzu  S.  391  und  S.  392.  n.  6. 

*  Schon  zur  Zeit  des  Konzils  wurde  die  Ge- 
schäftsordnung von  päpstlicher  Seite  lebhaft  an- 
gefoßhen,  vgl.  Raynald  a.  1436.  n.  8  und  v. 
Raumer  a.  a.  0.  S.  134  ff.,  ebenso  von  König 
Sigismund,  welcher  in  der  Wiederherstellung  des 
Konstanzer  Geschäftsganges  die  Bürgschaft  für 


eine  fruchtbarere  Thätigkeit  des  Konzils,  nament- 
lich betreffs  der  Förderung  des  Reformwerkes  zu 
finden  glaubte ,  Joann.  de  Segov.  VII.  43,  1.  c. 
p.  662  ff. 

5  S.  0.  S.  379.  380. 

6  Joann.  de  Segov.  II.  19,  1.  c.  p.  121  :  „die 
autem  III  Febr.  (1432)  ingressus  est  Basileam 
.  .  .  Guillelmus  dux  Bavariae,  comes  palatinus 
Reni,  sacri  protector  concilii  per  .  .  .  Romanorum 
regem  deputatus."  Nach  der  deutschen  Voll- 
macht, in  welcher  er  als  „Beschirmer  oder  Ver- 
weser des  h.  Konzils  zu  Basel"  bezeichnet  wird, 
sollte  er  dem  Konzil  anstatt  des  Königs  vor  sein  ; 
diejenigen  strafen  ,  welche  das  Konzil  und  seine 
Glieder  beleidigen  oder  die  zum  Konzil  Reisen- 
den niederwerfen  und  berauben  würden,  ferner 
aus  königlicher  Macht  und  anstatt  des  Königs 
Geistliche  und  Weltliche  aus  der  ganzen  Christen- 
heit zum  Konzil  einladen,  und  alle  Kriege  und 
Misshelligkeiten  in  den  Ländern  und  Gegenden, 
wodurch  das  Konzil  gehindert  werden  könnte, 
abthun  und  verbieten,  Kluckhohn  i.  d. 
Forschgen.  z.  deutsch.  Gesch.  2,  609.  Wenn  es 
auch  anfänglich  Sigismund  gelang  für  das  Zu- 
standekommen und  die  Fortsetzung  des  Konzils 
thätigzu  sein,  H  ef  el  e7, 442.  451. 461  undferner 
sein  Stellvertreter  in  den  ersten  Jahren  einen  er- 
folgreichen Antheil  an  den  Verhandlungen  der 
Synode  nahm,  a.  a.  0.  S.  462.  480.  526.  537. 
548.  549,  Kluckhohn  a.  a.  0.  S.  536.  545,  so 
haben  beide  doch  namentlich  gegenüber  der  Ge- 
schäftsbehandlung nicht  einen  solchen  hervor- 
ragenden Einfluss,  wie  ihn  Sigismund  in  Kon- 
stanz ausgeübt  hatte,  geltend  machen  können. 
Der  letztere  war  übrigens  selbst  nur  kurze  Zeit 
während  der  J.  1433  u.  1434  in  Basel,  a.  a.  0. 
S.  552.  559.  564.  581.  Nach  dem  Tode  des  Her- 
zogs Wilhelm  (1435)  ernannte  Sigismund  keinen 
neuen  Stellvertreter,  und  erst  1439  fungirte 
wieder  im  Auftrage  Königs  Albrecht  II  Konrad 
von  Weinsberg  als  solcher,  He  feie  a.  a.  O. 
S.778.  Vgl.  überhaupt  Richter  a.  a.  0.  S.  15. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  171. 


Schon  mit  dem  Zusammentritt  des  Baseler  Konzils  beginnt  der  Kampf  zwischen 
demselben  und  dem  Papsttlium  um  das  neue  durch  das  Konstanzer  Konzil  festgestellte 
Recht.  Die  Baseler  Synode  sucht  die  Grundgedanken  desselben  noch  schärfer  zu 
präcisiren  und  in  ihren  Konsequenzen  weiter  zu  entwickeln  ^,  das  Papstthum  und  die 
kuriale  Partei  dagegen  das  Konstanzer  Recht  einschränkend  zu  interpretiren  und 
thatsächlich  zu  beseitigen.  Den  Angriff  eröffnete  der  Papst  dadurch,  dass  er  unterm 
IS.  Dezember  1431  die  Auflösung  des  ihm  von  Anfang  bedenklich  erscheinenden 
Konziles2  in  übereilter  Weise  aus  keineswegs  haltbaren  Gründen  verfügte^.  Damit 
war  der  erste  Streitpunkt  zwischen  dem  Papst  und  dem  Konzil  gegeben.  Es  handelte 
sich  jetzt  um  die  Frage,  ob  gegenüber  dem  Dekret  Freqiiens  des  Konstanzer  Konzils 
wegen  der  regelmässigen  Abhaltung  von  Konzilien*  die  einseitige  Auflösung  einer 
schon  versammelten  Synode  durch  den  Papst  für  statthaft  zu  erachten  sei.  Die 
Baseler  haben  dies  verneint  5,  und  mit  vollem  Rechte.  Wenngleich  das  erwähnte 
Dekret  keine  ausdrückliche  Vorschrift  darüber  aufweist,  so  ergiebt  sich  die  Be- 
gründetheit ihrer  Rechtsauffassung  sowohl  aus  der  durch  die  Konstanzer  Beschlüsse 
festgestellten  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  ^',  als  auch  aus  dem  Dekrete 
Frequens  selbst.     Das  letztere  bindet  den  Papst  bei  der  Bestimmung  des  Ortes  für 


1  lieber  den  Einfluss  dieser  Bestrebungen  auf 
die  Geschäftsordnung  s.  o.  S.  397. 

2  Schon  in  der  Erneuerungsbulle  der  dem 
Konzilspräsidenten  Kardinal  Julian  zuerst  von 
Martin  V  ertheilten  Vollmaclit  v.  12.  März  1431, 
Mansi29,  561  heisstes:  „Circa  vero  negotium 
concilii  generalis  ,  quia  in  pluribus  mutationem 
factara  esse  sentimus  omnia  quae  emerserint  vel 
ad  notitiam  tuam  pervenerint,  celeriter  nobis 
scribas  .  .  .  significando  nobis  omnem  illarum 
rerum  statum  particulariter  et  distincte";  He- 
fele7,  431. 

3  Durch  den  Bischof  von  Parenzo  wurde  dem 
Konzilspräsidenten  eine  Bulle  Eugens  IV  v. 
12.  November  1431  überbracht,  in  welchem  dem- 
selben auf  Beirath  der  Kardinäle  überlassen 
wird  :  „ipsum  concilium,  si  adhuc  pendere  videa- 
tur,  dissolvendi  et  nichilominus  ante  dissolucio- 
nem  huiusmodi  in  civitate  nostra  Bononiensi,  ubi 
.  .  .  personaliter  intendimus  praesidere ,  usque 
ad  anuum  cum  dimidio,  a  die  dissolucionis  huius- 
modi computandum,  novum  concilium  indicendi, 
aliudque  pro  tempore  decennii,  iuxta  ordiuatio- 
nem  dicte  Constanciensis  synodi,  in  loco  ubi  tibi 
•cum  consilio  eorum ,  qui  in  Basilea  pro  concilii 
causa  existunt ,  videbitur ,  similiter  indicendi", 
Mansi  29,  561  ;  mon.  cit.  2,  70.  Eine  zweite 
Bulle  Eugens  IV  von  demselben  Datum,  Mansi 
30,  75 ;  mon.  2,  67,  spricht  die  Auflösung  des 
Konzils  direkt  aus,  indem  sie  das  nächste  nach 
Bologna  und  ein  weiteres  nach  Avignon  beruft. 
Endlich  ist  noch  eine  dritte  Bulle  mit  dem  Da- 
tum des  18.  Dezember  1431  überliefert,  Mansi 
29,  564;  mon.  cit.  2,  72,  welche  abgesehen  von 
einem  längeren  Passus  über  die  Einladung  der 
Böhmen  zur  Disputation  auf  dem  Konzil  ihrem 
Inhalte  nach  mit  der  zweiten  identisch  ist.  Diese 
letztere  ist  an  dem  gedachten  Tage  von  Eugen  IV 
zu  Rom  im  Konsistorium  verkündet  worden, 
Joann.  de  Segov.  II.  3,  p.  66.  67.  Die  zweite 
Bulle  hält  H  e  f  e  1  e  7,  450  im  Datum  für  gefälscht. 
Ihre  Aechtheit  ist  aber  jetzt  durch  die  Mitthei- 


lung in  dem  Werke  des  Joannes  de  Segovia  1.  c. 
ausser  allen  Zweifel  gestellt.  Sie  war  offenbar 
schon  dem  Bischof  von  Parenzo  mit  einer  ande- 
ren nicht  bekannten,  welche  diesen  zur  Auflösung 
des  Konzils  ermächtigte,  ep.  Julian!  card.  ad 
Eugen.,  mon.  2,  106;  He  feie  7,  448.  458, 
sowie  mit  der  an  den  Kardinal  Julian  gerichteten, 
vorher  erwähnten  mitgegeben  worden,  um  nötlii- 
genfalls,  wenn  der  letztere  nicht  zur  Auflösung 
des  Konzils  schritt,  seinerseits  diese  zu  vollziehen 
und  zu  verkündigen.  Der  Bischof  v.  Parenzo  hat 
aber  bei  der  ablehnenden  Haltung  des  Konzils 
diesen  Auftrag  nicht  zu  vollziehen  gewagt.  Dass 
die  Auflösung  der  Synode  bei  Eugen  IV  be- 
schlossene Sache  war,  ergiebt  sich  daraus,  dass  er 
selbst ,  noch  ehe  der  von  ihm  abgesandte  Bischof 
v.  Parenzo  in  Basel  eingetroffen  war,  Joann.  de 
Segov.  II.  2,  p.  64,  Hefele  7,  445,  seinerseits 
im  Konsistorium  dieselbe  vollzogen,  also  den 
Erfolg  seines  Schreibens  an  Julian  nicht  erst  ab- 
gewartet hat. 

Als  Grund  für  die  Auflösung  giebt  Eugen  den 
geringen  Besuch  der  Versammlung,  die  Unsicher- 
heit des  Zuganges  zur  Stadt  Basel  wegen  kriege- 
rischer Wirren,  die  in  Aussicht  stehende  Union 
mit  den  Griechen,  und  endlich  den  Umstand  an, 
dass  die  Baseler  die  böhmischen  Ketzer,  obwohl 
diese  schon  zu  Konstanz  und  Siena  verdammt 
worden  seien,  nochmals  zur  Disputation  einge- 
laden hätten,  Gründe,  welche  zum  Theil  auf  völlig 
irrigen  Voraussetzungen  beruhen,  vgl.  das  cit. 
Schreiben  des  Kardinals  Julian. 

4  S.  0.  381  u.  Th.  I.  S.  198.  n.  1. 

5  Joann.  de  Segov.  II.  4,  p.  76 :  „patres  omnes 
Basilee  constituti  .  .  .  se  pocius  quam  homini 
obedire  volentes  Christo  deo  et  domino  nostro,  a 
quo  synodus  omnis  generalis  habet  immediate 
potestatem,  firmiter  credebant  dissolucionem  con- 
cilii absque  eins  consensu  a  papa  fieri  non  posse." 
Vgl.  auch  die  Encyklika  des  Baseler  Konzils  v. 
21.  Jan.  1432,  1.  c.  p.  118;  Mansi  29,  238. 

6  S.  0.  S.  380. 
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jedes  periodisch  abzuhaltende  Konzil  an  die  Einwilligung  der  versammelten  Synode 
und  gestattet  ihm  nur,  falls  eine  solche  nicht  zusammengetreten  ist,  für  Ausnahms- 
falle unter  Beirath  der  Kardinäle  gewisse  Verfügungen  in  Betreff  des  Ortes  und  der 
Abkürzung  der  Konzilsperiode.  Indem  es  aber  die  Nothwendigkeit  der  Abhaltung 
des  Konzils  selbst  innerhalb  bestimmter  Zeiträume  ohne  Ausnahme  anordnet,  schliesst 
es  dadurch  ohne  Weiteres  ein  einseitiges  Recht  des  Papstes  zur  Auflösung  aus ,  weil 
dasselbe  ein  Mittel  bieten  würde ,  seine  Vorschrift  ^  illusorisch  zu  machen.  Es  War 
daher  kein  Uebergriff,  wenn  die  Synode  in  ihrer  II.  Sitzung  im  Anschluss  an  die  Er- 
neuerung des  Konstanzer  Dekretes  über  die  Superiorität  des  Konzils  2  dem  Papst  das 
Recht  zur  einseitigen  Auflösung  des  Konzils  absprach^. 

Die  päpstliche  Partei  wandte  dem  gegenüber  ein,  dass  der  Papst  die  Befugniss 
habe,  sich  von  der  Vorschrift  des  Konstanzer  Konzils  kraft  seiner  Machtvollkommen- 
heit zu  dispensiren"^,  und  dass  die  Synode  für  den  vorliegenden  Fall  die  Anwendung 
des  gedachten  Dekretes  stillschweigend  dadurch,  dass  zu  Basel  keine  genügende  An- 
zahl von  Stimmberechtigten  zu  der  vorgeschriebenen  Zeit  zusammen  gekommen  sei, 
beseitigt  habe  5.  Waren  auch  diese  Gründe  durchaus  hinfällig  6,  so  begnügte  sich  doch 


1  Diese  Auffassung  wurde  schon  Eugen  IV  ge- 
genüber bei  der  Kurie  durch  den  spanischen  Kar- 
dinal Johann  v.  S.  Peter  ad  vincula,  Joann.  de 
Seg.  1.  c.  p.  75 ;  sowie  auch  von  dem  Kardinal 
Julian,  dem  Konzilspräsidenten,  in  seinem  mehr- 
fach cit.  Schreiben  an  den  Papst  geltend  gemacht, 
mon.  cit.  2,  106. 

2  c.  3.  4,1.  c.  2,  124;  Mansi29,  21. 

3  c.  4,  1.  c.  2,  125;  Mansi  29,  22:  „Pre- 
missis  igitur  et  nonnuUis  aliis  Constanciensis 
concilii,  presertim  capituli  .  .  .  frequens  .  .  .  de- 
cretis  attentis  .  .  .  synodus  Basileensis  decernit 
et  declarat ,  quod  ipsa  pro  heresum  extirpacione 
ac  morum  generali  reformacione  ecclesie  in  capite 
et  membris  necnon  pace  inter  christianos  procu- 
randa  ...  in  spiritu  s.  legitime  congregata,  per 
nullum  quavis  auctoritate,  eciamsi  papali  digni- 
tate  prefulgeat,  dissolvi  aut  ad  alium  locum 
transferri  seu  ad  aliud  tempus  prorogari  debuit 
aut  potüit,  debet  aut  potest,  debebit  aut  poterit 
in  futurum ,  absque  eiusdem  synodi  Basiliens. 
deliberacione  et  consensu.  Item  difflnit,  ordinat 
et  decernit  haec  s.  synodus ,  quod  nuUa  persona 
...  in  eadem  synodo  existens  aut  in  futuro  eidem 
incorporata  vel  incorporanda ,  a  tenipore  arrepti 
itineris  ad  ipsam  s.  synodum  sine  fraude  conti- 
nuati,  ad  recedendum  ab  eadem  a  quoquam  qua- 
vis auctoritate,  eciam  si  papali  dignitate  preful- 
geat ,  directe  vel  indirecte  in  lesionem  seu 
perturhationem  dicte  synodi,  invita  sine  delibe- 
racione et  consensu  ipsius  s.  synodi  requiri,  mo- 
neri,  compelli,  citari ,  evocari  ad  alium  locum, 
eciam  curiam  Romanam ,  valeat  seu,  ne  ad  ean- 
dem  s.  synodum  veniat ,  possit  aut  debeat  quo- 
modolibet  impediri",  wiederholt  sess.  XI.  c.  3, 
M.  29,  53 ;  mon.  cit.  2,  353  unter  specieller  An- 
wendung auf  die  Auflösung  durch  den  Papst. 

*  Rede  des  päpstlichen  Bevollmächtigten,  des 
Bischofs  V.  Tarent ,  in  der  General-Kongregation 
V.  26.  August  1432,  Mansi  29,  488:  „cap.  illud 
Frequens  .  .  .  quod  certe  non  ita  arctat  papam, 
quia  possit  ex  suprema  sua  auctoritate  super  loco 
et  tempore   celebraudi  concilii  dispensare   .   .   . 


Neque  propterea  cap.  illud  frequens  et  alia  edita 
in  s.  concilio  Constantiensi  cassa  et  invalida 
reputari  debent,  quotidie  enim  in  positivis  etiam 
sine  causa,  nedura  cum  gravis  causa  insit,  .  .  . 
papa  dispensat  eaque  ipsa  penitus  tollit,  legibus 
in  sua  soliditate  remanentibus." 

5  Rede  des  päpstl.  Bevollmächtigten,  Abtes  v. 
S.  Maria  de  Moniacis  in  Sizilien  Anfang  März 
1433,  Mansi  30,  501:  „Quoniam  licet  duorum 
conciliorum,  Constantiensis  seil,  et  Senensis  in- 
stitutione  in  septennium  a  flne  synodi  Senensis 
in  hac  .  .  .  Basil.  urbe  concilium  generale  fleri 
debeat,  attamen  ex  quo  termino  communi  con- 
sensu praeflxo,  seil,  post  septennium  nee  aliqui- 
bus  mensibus  postea  confluxit,  nemo  de  haben- 
tibus  vocem  consultativam  nee  decisivam  compa- 
ruit,  videntur  ipsi  auctores  ipsius  concilii  atque 
termini  contrario  facto  ipsum  eumdem  terminum 
revocasse  et  saltem  pro  illa  vice  celebrare  velle 
destitisse.  Nam  quemadmodum  eadem  synodus 
potuisset  communi  consensu  constitutionem  illius 
capituli  frequenter  expresse  revocasse,  ...  ita  po- 
tüit tacito  consensu,  saltem  quoad  illam  vicem, 
constitutionem  illam  facto  revocasse,  cum  facta 
potentiora  sint  verbis  et  tacitum  ab  expresso  re- 
gulariter  non  differt  secundum  legitimas  sanc- 
tiones." 

6  Den  ersten  haben  schon  die  Baseler  in  ihrem 
Schreiben  v.  3.  Sept.  1432,  mon.  cit.  2,  250 ; 
Mansi  29,257  widerlegt:  „Nee  pape  fas  est  de- 
cretum  illud  Constant.  .  .  .  aholere , .  vel  taliter 
agere,  quod  disposicio  sua  reddatur  inutilis  vel 
frustatoria;  esset  enim  contra  mentem  ecclesie, 
que  illud  decretum  edidit  pro  universali  ecclesie 
statu  conservando,  circa  quem  papa  non  dispen- 
sat. Statim  autem  tollere  concilium,  ut  ineep- 
tum  est,  niehil  aliud  videtur,  quam  quod  non 
celebrare  .  .  .;  mon.  2,  254,  Mansi  1.  c.  p.  262: 
„Quantum  vero  ad  dispensacionem  faeiendam  su- 
per eapitulo :  Frequens,  breviter  dicendum  est, 
non  posse  in  eo  quemquam  dispensare ,  in  quo 
sibi  imponitur  lex,  quam  necesse  servare  habet." 
Vgl.  auch  die  Rede  des  Kardinals  Julian   vom 
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die  Synode  nicht  damit,  sie  zu  widerlegen  und  gegenüber  der  Anschauung  der  Kurie 
von  der  absoluten  Machtvollkommenheit  des  Papstes  i,  auf  welcher  dieselben  beruhten, 
die  Superiorität  des  Konzils  in  demselben  Umfange  wie  zu  Konstanz  von  Neuem 
zu  proklamiren.  Vielmehr  machte  sie  diese  ferner  dadurch  geltend ,  dass  sie  unter 
gleichzeitiger  Forderung  der  Rücknahme  der  Auflösungserklärung  den  Papst  und 
die  Kardinäle  nicht  nur  zum  persönlichen  Erscheinen  vorlud  ^  und  darauf  gegen  beide 
wegen  ihres  Ausbleibens  sowie  wegen  der  Aufrechterhaltung  der  Auflösung  des  Kon- 
zils den  Prozess  eröffnete  ^,  sondern  auch  eine  Anzahl  von  Dekreten ,  welche  das 
Interesse  des  Papstes  und  der  Kurie  berührten  *,  ohne  Anhörung  des  ersteren,  nament- 
lich auch  solche,  wodurch  lediglich  ein  Druck  auf  denselben  ausgeübt  werden  sollte  "\ 
erliess  und  sich  sogar  unter  Ignorirung  des  Papstes  als  höchste  kirchliche  Verwal- 
tungsbehörde gerirte  ^\ 

Mindestens  war  der  Anspruch  des  Konzils  auf  persönliche  Anwesenheit  des 
Papstes  rechtlich  zweifelhaft,  wie  dies  die  Synode  selbst  dadurch  anerkannt  hat, 
dass  sie  am  27.  April  1433  in  Anschluss  an  das  Dekret  Frcqucns  die  Verordnung 
traf,  dass  der  Papst  allen  in  Kraft  des  letzteren  oder  vom  Baseler  oder  einer  anderen 
allgemeinen  Synode  angeordneten  allgemeinen  Konzilien  beizuwohnen  verpflichtet 
sei,  ihm  aber  auch  zugleich  die  Befugniss  offen  liess,  dieser  Verpflichtung  durch  Ab- 
sendung von  Legaten ,  welche  mit  Zustimmung  von  zwei  Dritteln  der  Kardinäle  ge- 
wählt seien,  zu  genügen  7. 


16.  Oktober  1433,  mon.  cit.  2,  478.  Die  andere 
Einwendung  ist  insofern  thatsächlicli  unrichtig, 
als  das  Konzil  zur  Zeit  der  Auflösung  durch 
Eugen  IV  bereits  unter  der  Autorität  seines  Le- 
gaten eröffnet  war.  Ferner  entsprach  es  dem 
Geiste  des  Konstanzer  Dekretes,  falls  sich  zur 
Zeit  des  festgesetzten  Termines  keine  ausrei- 
chende Zahl  einfand,  wie  dies  zu  Siena  (s.  o.  S. 
387)  und  auch  anfänglich  zu  Basel  geschehen 
ist,  den  Versuch  zur  Herbeiführung  eines  zahl- 
reicheren Besuches  zu  machen,  vgl.  auch  den 
Brief  des  Kardinals  Julian  an  Eugen  v.  5.  Juni 
1432,  mon.  cit.  2,  203.  Vollkommen  unhaltbar 
aber  war  es,  in  dem  Ausbleiben  der  Synodalmit- 
glieder, eine  durch  konkludente  Handlung  erfolgte 
Suspension  des  Konstanzer  Dekretes  finden  zu 
wollen,  obwohl  die  Synode  nach  kurialer  An- 
schauung gar  nicht  zu  Stande  gekommen  sein 
sollte ,  mithin  auch  als  solche  weder  durch  aus- 
drückliche Erklärungen  noch  durch  konkludente 
Fakta  zu  handeln  fähig  war. 

1  Vgl.  namentlich  die  S.  399.  n.  4  cit.  Rede. 

2  Sess.  III  (29.  April  1432)  Mansi29,  25; 
mon.  cit.  2,  180. 

3  In  der  Sess.  VI  (6.  Sept.  1432  M.  29,  39 ; 
mon.  2,  231)  stellten  die  Promotoren  des  Kon- 
zils Kontumazial  -  Anträge  gegen  den  Papst  und 
die  Kardinäle,  und  nachdem  dem  ersteren  in  der 
sess.  VIII  (18.  Dez.  1432,  M.  29,  43 ;  mon.  2, 
282)  eine  nochmalige  Frist  von  60  Tagen  zur 
Rücknahme  der  Auflösung  der  Synode  gesetzt 
war ,  wurden  diese  Anträge  in  der  X.  sess. 
(19.  Febr.  1433,  M.  29,  49 ;  mon.  cit.  2,  327) 
erneuert,  indessen  namentlich  auf  Rath  des  Pro- 
tektors und  einer  zur  Vermittelung  geneigten  Par- 
tei in  der  sess.  XII  (13.  Juli  1433),  der  sess.  XIII 
(11.  Sept.  1433)  und  der  sess.  XIV  (v.  7.  Nov. 


1433),  nochmalige  Fristerstreckungen  ausge- 
sprochen, M.  29,  56.  64.  72;  mon.  2,  378. 
492.  509. 

4  Sess.  IV  (20.  Juni  1432,  M.  29,  32;  mon. 
2,  198)  c.  3,  betreffend  die  Papstwahl,  s.  Th.  I. 
S.  273  und  das  Ergänzungsdekret  dazu  in  der 
sess.  VII,  M.  29,  42;  ferner  sess.  IV.  c.  6,  Ver- 
bot der  Ernennung  von  Kardinälen  während  der 
Dauer  der  Abwesenheit  des  Papstes  vom  Kon- 
zile ;  Sess.  XII.  c.  2  betreffend  die  Freiheit  der 
Kapitelswahlen  und  die  Beschränkung  von  päpst- 
lichen Reservationen,  s.  Th.  II.  S.  578  u.  Th.  III. 
S.  137. 

5  Sess.  VIII  (s.  Anm.  3)  Nichtigkeitserklä- 
rungen aller  geistlichen  Beförderungen  zu  Bis- 
thümern  und  anderen  Kirchenstellen  zum  Nach- 
theile des  Konzils  während  der  dem  Papste  ge- 
stellten weiteren  Frist ;  Androhung  des  Verlustes 
der  Aemter  und  der  Ausschliessung  vom  Erwerbe 
neuer  für  alle  diejenigen,  welche  sich  vom  Papste 
oder  sonst  eine  einem  Anhänger  des  Konzils  zu- 
gehörige Pfründe  verleihen  Hessen  (erneuert 
und  erweitert  in  sess.  X.  cit.  c.  2);  Verbot  gegen 
den  Papst,  Güter  der  römischen  Kirche  zu  ver- 
äussern und  neue  Auflagen  in  den  Gebieten  der- 
selben zu  machen. 

6  Sess.  IV.  c.  7,  M.  29,  35  (Bestellung  eines 
Legaten  des  Konzils  für  Avignon  und  Venaissin), 
Eingriff  in  die  Besetzung  des  Utrechter  Bischofs- 
sitzes durch  abermalige  Untersuchung  der  darüber 
entstandenen  Wahlstreitigkeiten ,  nachdem  der 
Papst  schon  die  Bestätigung  eines  der  Kandidaten 
ausgesprochen  hatte  und  der  Friede  im  Bisthum 
wieder  hergestellt  war,  Hefele  7,  529. 

7  Sess.  XI.  c.  1,  M.  29,  52;  mon.  cit.  2,  352: 
„Inhaeiens  .  .  .  haec  s.  synodus  ordinationi  de- 
creti  conc.  Constant.  .  .  .  Frequens  .  .  .  decernit. 
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Was  das  sonstige  Vorgehen  des  Konzils  betrifft,  so  war  das  letztere  ferner  nicht 
berechtigt,  statt  des  Papstes  die  oberste  Verwaltung  in  der  Kirche  an  sich  zu  nehmen, 
denn  die  Konstanzer  Dekrete  hatten  nur  die  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst 
in  Betreff  des  Glaubens ,  der  Beseitigung  des  Schismas  und  der  Reformation  der 
Kirche  ausgesprochen  ',  dem  Konzil  also  nur  in  diesen  Beziehungen  die  gesetzgebende 
Gewalt,  nicht  aber  allgemein  auch  das  Recht  auf  die  oberste  Verwaltung  zuerkannt  2. 

Dagegen  war  das  Konzil  befugt,  von  dem  Papste  die  Zurücknahme  der  un- 
rechtmässigen Auflösung  zu  fordern,  und  konnte  daher  rechtmässiger  Weise  fort- 
tagen, die  zur  Durchführung  der  Auflösung  vom  Papst  getroffenen  Massnahmen  für 
unwirksam  erklären-^  und  diejenigen  Angelegenheiten,  zu  deren  Erledigung  es  be- 
rufen war,  in  Berathung  nehmen,  ja  sogar  Zwangsmassregeln  gegen  den  Papst  behufs 
Rücknahme  der  Auflösungserklärung  seitens  desselben  anordnen.  Indessen  waren 
diese  durch  die  Konstanzer  Synode  nicht  näher  bestimmt,  und  wenn  auch  das  pro- 
zessualische Verfahren,  welches  die  Baseler  gegen  den  Papst  eröffneten,  dem  Grund- 
gedanken des  Dekretes 4  entsprach^,  so  konnte  doch  bei  der  Hartnäckigkeit  Eugens IV. 
ein  derartiger  Prozess  nur  mit  dessen  Absetzung  enden  ^\  Eine  solche  Massregel,  zu 
welcher  man  allerdings  in  den  kurz  vorangegangenen  Zeiten  mehrere  Male  behufs  Be- 
seitigung des  Schismas  gegriffen  'hatte ,  musste  aber  gerade  um  so  bedenklicher  er- 
scheinen, als  sie  die  Gefahr  eines  neuen  Schismas  nahe  legte,  da  jedenfalls  nicht  darauf 
zu  rechnen  war,  dass  eine  Absetzungssentenz  der  Synode  überall  Anerkennung  und 
Durchführung  finden  würde. 

Vom  Beginne  des  Kampfes  ab  standen  sich  somit  das  Konzil  als  Vertreter  des 
neuen,  durch  die  Konstanzer  Synode  festgestellten  Rechtes  mit  seinem  Bestreben, 
dasselbe  soviel  als  möglich  im  Sinne  der  Superiorität  des  allgemeinen  Konzils  zu  er- 
weitern, und  der  Papst,  welcher  zwar  die  Gültigkeit  der  Konstanzer  Beschlüsse  nicht 
direkt  in  Frage  zu  stellen  wagte  ^,  aber  in  seinem  Vorgehen  von  der  kurialen  An- 

ut  Romanns  pontifex  .  .  .  per  se  vel  legatum  de  1  Tli.  I.  S.  197.  n.  7. 

latere  aut  legatos ,  eligendum  vel   eligendos  de  2  Die  Motivirung   der  vom  Konzil  in  Betreff 

consilio  et  assensu  non  auriculari  duarum  par-  Avignons  getroffenen  Massregeln  seitens  des  Kar- 

tium  cardinalium  in  conciliis  generalibus  debeat  dinals  Julian  vom   16.  Oktober  1433,   mon.  cit. 

Interesse :    nee  non  omnes  et  singulae  personae  2,  480,    führt    daher  auch    nur   Opportunitäts- 

ecclesiasticae  quae  de  iure  vel  consuetudine  ge-  gründe  an. 

neralibus  conciliis  adesse  debent,  deinoeps  ad  ge-  3  S.  z.  B.   Sess.  VIII.  c.  1,  (Beschluss,  dass 

neralia  concilia  tam  rigore  ipsius  constitutionis  während  der  Dauer  des  Baseler  Konzils  kein  an- 

Frequens  indicta  quam  huius  s.  concilii  Basileen-  deres   allgemeines   Konzil    versammelt    werden 

sis  vel  alterius  futuri  legitime  congregati  aucto-  könne),  M.  29,  45. 

ritate  indicenda,  sine  alia  vocatione  venire  per-  4  Denn  dasselbe,  Th.  I.  S.  197.  n.  7,  gestattet 

sonaliter  adstringantur,  nisi  legitime  detineantur  ^n  seinem  Schluss  bei  Ungehorsam  des  Papstes 

impedimento :    quo   casu   personas   idoneas  cum  geg^j^  ^j^s  Konzil    die   Anwendung   von   Strafen 

sufücienti  mandato  destinare  teneantur.    Quod  si  ^^d  alia  subsidia  iuris,  was  auch  die  Baseler  Sy- 

ipse  Romanus  pontifex  et  aliae  praedictae  per-  j^^^g  ^^  ^^^  gess.  II.  c.  4,  Mansi  29,  21  wleder- 

sonae  hoc  facere  neglexerint  aut  ipsum  concilium  j^qjj.  j^atte 

quoquo  modo  de  facto  impedire    mutare,  dissol-  ,  ^^^^  ^^^^^^^^  ^^^^  ^^^^  ^.^  ^^^  Beschlüssen 

vere  operam  dedermt,  et  infra  IV  meiises  cum  ^^^  g^^^^  ^^  ^  3  ^^^  ^^  ^.  ^^^^  ^.^^^^  ^^^^.^  ^^^  ^^_ 

reali  satisfactione  non  resipuennt,  ex  tunc  Ro-  ^^^^„^^^  ^^^  ^^^^    ^jjj  ^^^  g^  ^qq^  ^^^  ^   ^_   5^ 

manus  pontifex  a  papali  et  praedictae  personae  a  ^^^^  ^^^^  gewesen,  wird  verneint  werden  müssen. 

suarum  digmtatum  administratione  smt  ipso  facto  *              ' 

suspensi.    Quae  quidem  papalis  administratio  ad  ^  Diese  wurde  in  der  That  schon  in  der  sess. 

s.  concilium  ipso  iure  devolvatur.    Quod  si  poe-  ^I  dem  Papste  angedroht,  S.  400.  n.  7 ;  vgl.  auch 

nas  praedictas   per  duos  menses  post  dictos  IV  ^^ss.  XII  u.  XIII  (a.  a.  0.  n.  3j. 

animo  sustinuerint  indurato,  contra  tam  Roma-  '^  Eine    derartige    Aeusserung   findet    sich   in 

num  pontificem  quam  praedictas  personas  usque  keiner  der  während  dieser  Zeit  erlassenen  Bullen 

ad  privationem  inclusive  per  concilium  generale  Eugens  IV   (vgl.   die  Citate   in    den    folgenden 

procedatur."  Anm.},  s.  auch  S.  399. 

Hinscliius,  Kirchenrecht.   III.  26 
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sclüuiiiiig  des  Mittelalters  über  die  Stellung  des  Papstes  zum  Konzile  beherrscht  war, 
gegenüber  '.  Die  Konstanzor  Synode  hatte  den  Versuch  einer  näheren  Regelung  des 
Verhältnisses  des  Papstes  zu  dem  allgemeinen  Konzile  nicht  einmal  unternommen, 
obwohl  es  einer  im  Einzelnen  durchgeführten  Eingliederung  des  letzteren  in  die  bis- 
her vom  Papste  absolut  regierte  Kirche  und  in  die  Verfassung  derselben  bedurfte, 
wenn  die  Superiorität  des  Konzils  praktisch  behauptet  werden  sollte.  War  es  allerdings 
selbstverständlich,  dass  bei  der  Anerkennung  der  Superiorität  des  Konzils  der  Papst 
auch  an  die  Beschlüsse  desselben  gebunden  sein  musste,  so  mussten  doch  immerhin  die 
Fragen ,  in  wie  weit  er  ein  Stimmrecht  geltend  zu  machen  befugt ,  ob  er  unter  allen 
Umständen  jedes  Vetorechts  beraubt  sein  sollte,  und  ähnliche  zur  Lösung  gebracht 
werden,  da  man  dem  Papst  unmöglich  jede  irgendwie  massgebende  Mitwirkung  auf  dem 
Konzil  entziehen  konnte.  Auch  das  Baseler  Konzil,  welches  dazu,  weil  zu  seiner  Zeit 
zunächst  kein  Schisma  vorlag,  viel  dringendere  Veranlassung  als  die  Konstanzer  Synode 
hatte,  ist  nicht  darauf  eingegangen,  hat  vielmehr  gegenüber  seiner  vom  Papste  ver- 
fügten Auflösung  unter  Verkennung  der  historischen  Entwicklung  des  Papstthums  und 
der  demselben  noch  immer  innewohnenden  Machtstellung  sich  selbst  als  das  höchste 
und  souveräne  Organ  der  Kirche  in  jeder  Beziehung  gerirt.  Eine  Ausgleichung  beider 
Standpunkte  war  dadurch  so  gut  wie  unmöglich  geworden ,  und  der  Kampf  konnte 
nur  mit  dem  Unterliegen  des  einen  oder  anderen  Theiles  und  der  von  ihm  vertretenen 
Anschauungen  endigen. 

Zunächst  war  es  der  Papst ,  welcher  aus  äusseren  Gründen,  namentlich  wegen 
der  Bedrängniss,  in  welche  er  durch  die  Erfolge  des  Herzogs  von  Mailand  bei  dessen 
kriegerischen  Unternehmungen  gegen  den  Kirchenstaat  gerathen  war,  nachgeben 
musste 2.    In  der  Bulle  vom  15.  Dezember  1433  ^  widerrief  er  die  von  ihm  verfügte 


^  So  verlangte  er  bei  den  Vermittolungsver- 
handliingcn  (Ilefele  7,  528 ff.)  mit  der  Synode 
Ende  1432  und  1433  in  der  Bulle  v.  14.  Dezbr. 
1432,  mon.  cit.  2,  335,  dass  das  Baseler  Konzil 
alle  seine  Beschlüsse  von  der  ersten  Sitzung  au 
vs^lderrufen  sollte ,  und  erklärte  in  der  Bulle  v. 
14.  Febr.  1433,  1.  c.  p.  371 :  „dicta  dissolucione 
iam  non  obstante  volumus,  quod  Basileae  conci- 
lium  generale  per  nostros  legatos  .  .  .  celebretur", 
womit,  V7ie  die  Baseler  in  ihrem  Antwortschreiben 
V.  16.  Juni  1433,  1.  c.  p.  375  zutreffend  aus- 
führen, die  Rechtsgültigkeit  des  Konzils  erst  von 
der  Zeit  der  Betheiligung  der  Legaten  an  dem- 
selben datirt  war.  Vgl.  ferner  die  Bulle  v. 
10.  Mal  1433,  M.  30,  541 ;  sowie  die  Bulle  v. 
1.  August  1433,  mon.  cit.  2,  470 :  „volumus  et 
Contentamur,  .  .  .  Basil.  concilium  a  tempore 
inchoacionis  suc  oontinuatum  fulsse  et  esse,  pro- 
secucionem  semper  habuisse  ac  continuari  pro- 
secucionemque  ad  predicta  habere  debere,  per- 
inde  ac  si  nulla  commutacio ,  translacio  seu 
dissolucio  facta  fuisset,  quin  ymmo  prefatam  . .  . 
dissolucionem  revocantes,  Ipsum  Basil.  concilium 
pure  simpliciter  cum  effectu  et  omni  caritate 
amplectimur  .  .  .  ita  tamen  quod  presidentes 
nostri  ad  prefati  concilii  presidenciam  admittan- 
tur,  ac  omnia  et  singula  contra  personam,  aucto- 
ritatem  et  libertatem  nostram  et  sedis  apostolice 
ac  .  .  .  s.  Romane  ecclesie  cardinalium  et  alio- 
rum  quorumcumque  nobis  adherencium  in  dicto 
concilio   facta   seu   gesta  per  dictum  concilium 


prius  omnino  toUantur  et  in  pristinum  statum 
reducantur",  worin  zwar  die  Auflösung  zurück- 
genommen wird,  aber  die  Bedingung  für  die  An- 
erkennung des  Konzils,  wenn  auch  nicht  im  Aus- 
druck, wohl  aber  der  Sache  nach  so  weit  und 
unbestimmt  gefasst  ist,  dass  sie  dem  Verlangen 
des  Widerrufes  aller  bisherigen  Beschlüsse  gleich- 
kommt ;  s.  weiter  die  Bulle :  In  arcano  v.  13.  Sept. 
1433,  M.  29,  81 ;  mon.  cit.  2,  567,  durch  welche 
die  Beschlüsse  der  sess.  XII  (s.  o.  S.  400)  für 
nichtig  erklärt  werden,  (die  Bulle  :  deus  novit  v. 
demselben  Tage  mit  gleichem  Inhalt,  in  welcher 
der  kuriale  Standpunkt  ausführlicher  und  mit 
mehr  Heftigkeit  vertreten  wird,  M.  29,  82;  mon. 
cit.  2,  568,  ist  nicht  von  Eugen  IV  erlassen,  viel- 
leicht ein  nicht  approbirter  erster  Entwurf,  H  e  - 
feie  7,  549). 

2  Hefele  7,560. 

^  „Dudum  sacrum",  M.  29,  78,  mon  cit.  2, 
565  :  „decernimus  et  declaramus  (über  diese  Aus- 
drücke vgl.  Hefele  7,  562  u.  541)  prefatum 
generale  concilium  a  tempore  predicte  inchoacio- 
nis legittime  continuatum  fuisse  et  esse,  prose- 
cncionemque  semper  habuisse,  continuari  ac  pro- 
secucionem  semper  habere  debere  ad  predicta  et 
pertinencia  ad  ea  .  .  .  quinymo  prefatam  disso- 
lucionem irritam  et  inanem  de  concilio  et  assensu 
simili  (cardinalium)  declarantes,  ipsum  s.  gene- 
rale Basil.  concilium  pure,  simpliciter  et  cum 
effectu  ac  omni  devocione  et  favore  prosequimur 
et  prosequi  intendimus." 
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Auflösung  des  Konzils  und  erklärte ,  dass  dasselbe  von  seiner  Eröffnung  ab  recht- 
mässig fortgesetzt  worden  und  in  Betreff  der  Ausrottung  der  Häresie  ,  der  Friedens- 
stiftung in  der  Christenheit  und  der  Reform  der  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern  fort- 
gesetzt werden  müsse.  Das  Konzil  erkannte  zwar  in  Folge  dessen  an,  dass  der  Papst 
den  an  ihn  gestellten  Anforderungen  genügt  habe  ^,  als  es  sich  aber  nunmehr  um  die 
Zulassung  der  von  ihm  zu  Präsidenten  des  Konzils  ernannten  Legaten  handelte ,  kam 
aus  Anlass  der  für  dieselben  ausgestellten  Vollmacht'-^  die  prinzipielle  Frage  nach 
der  Stellung  des  Papstes  zum  Konzile  (s.  o.  S.  400)  zur  Sprache.  Anfänglich  wollte 
die  Mehrheit  die  Legaten  wegen  der  von  ihr  für  präjudizirlich  erachteten  Fassung 
ihrer  Vollmacht  zurückweisen*^  und  erst  nach  langen  Verhandlungen  gelang  es 
schliesslich  unter  Vermittelung  des  Kaisers  Sigismund^  eine  Vereinbarung  dahin  zu 
Stande  zu  bringen,  dass  die  Legaten,  nachdem  sie  für  ihre  Person  die  Superiorität  des 
Konzils  eidlich  anerkannt  hatten,  demselben  inkorporirt^  und  zum  Präsidium  unter 
der  Bedingung  der  Beobachtung  der  Geschäftsordnung,  welche  ihnen  jeden  entschei- 
denden Einfluss  auf  die  Berathungen  nahm,  zugelassen  wurden ^\  Aber  damit  nicht 
genug  hielt  es  das  Konzil  für  nothwendig ,  nochmals  den  Grundsatz  des  Konstanzer 
Konzils  von  der  konziliaren  Superiorität  in  einem  besonderen  Beschluss  zu  er- 
neuern '. 

So  hatte  das  Konzil  zu  Basel  die  Anerkennung  seiner  Rechtmässigkeit  auch 
seitens  des  päpstlichen  Stuhles  erlangt.  Ueber  die  bis  dahin  von  dem  Konzil  gefassten 


1  Sess.  XVI  (v.  5.  Febr.  1434),  M.  29,  78; 
mon.  clt.  2,  564, 

2  Mon.  cit.  2,  603:  „vobis  .  .  .  nostro  ac  sedls 
apostolice  nomine  et  aiictoritate  in  dicto  concilio 
presidendi  necnon  omnia  et  singula,  que  ad  ge- 
neralem  reformacionem  ecclesie  in  capite  et  in 
membris  et  pertinentibus  ad  ea,  ad  extirpatio- 
nem  heresum,  pacem  et  concordiam  principum  et 
tocius  populi  cbristiani  noveritis  pertinere,  pro- 
movendi,  proponendi  et  cum  consensu,  delibera- 
oione  et  approbacione  prefati  Basiliens.  concilli 
traotandi,  ordinandi,  deliberandi,  concludendi, 
statuendi,  disponendi,  terminandi,  decidendi, 
declarandi  et  exequendi  .  .  .  faciendi  ...  et  qne 
Romani  pontificis  et  sedls  apostolice  nomine  in 
generalibus  conciliis  presidentes  in  predictis  seu 
circa  predicta  per  omnia  gerere  et  facere  consue- 
verunt  et  possunt,  .  .  .  plenam  et  liberam  tenore 
presencium  concedimus  facultatem." 

3  Joann.  de  Segov.  1.  c.  VIT.  1,  mon.  cit.  2, 
575 ;  VIT.  c.  14  bis  20,  1.  c  p.  605  ff. :  YII.  27, 
p.  629. 

4  L.  c.  VIT.  28  ff.,  p.  631  u.  c.  33  bis  35, 
p.  641  ff. 

ö  In  der  Generalkongregatioii  v.  14.  April 
1434,  1.  c.  VII.  36,  p.  647.  Der  Eid  lautete: 
„primo  quod  generalis  synodus  in  spiritu  s.  legi- 
time congregata,  generale  concilium  faciens,  ec- 
clesiam  catbolicam  militantem  representans,  po- 
testatem  a  Christo  immediate  habet,  cui  quilibet, 
cuiuscunque  Status  vel  dignitatis  eciam  si  papalis 
existat,  obedire  tenetur  in  hiis  que  pertinent  ad 
fldem,  extirpacionem  scismatis  et  generalem  re- 
formacionem ecclesie  dei  in  capite  et  in  mem- 
bris.  Item  declarat,  quod  quicumque,  cuiuscum- 
que  Status  vel  dignitatis,  eciam  si  papalis  existat, 
qui  mandatis ,   statutis    sive  ordinacionibus  aut 


preceptis  huius  s.  synodi  et  cuiuscumque  alterius 
concilii  generalis  legitime  congregatl  super  pre- 
missis  seu  ad  ea  pertinentibus  factis  vel  flendls 
obedire  contumaciter  contempserit ,  nisi  resipue- 
rit ,  condigne  penitencie  subiciatur  et  debite 
puniatur,  eciam  ad  alia  iuris  subsidia,  si  opus 
fuerit,  recurrendo",  woran  sich  noch  das  eidliche| 
Versprechen  schloss,  nach  bestem  Gewissen  heil- 
samen Rath  zu  geben,  zum  Schaden  anderer 
deren  Abstimmungen  nicht  zu  verrathen  und  das 
Konzil  nicht  ohne  Erlaubniss  der  betreffenden 
Kommission  desselben  zu  verlassen.] 

.6  S.  0.  S.  396. 

7  Sess.  XVIII  (v.  26.  Juni  1434,  mon.  cit.  2, 
713;  M.  29,  91)  was  schon  in  der  sess.  II  (s.  o. 
S.  399)  geschehen  war;  überdies  war  derselbe 
auch  in  die  Einleitung  der  in  der  sess.  XII  be- 
schlossenen Citation  des  Papstes  (S.  400.  n.  3) 
eingerückt  worden.  Die  Fassung  ist  überall  im 
wesentlichen  gleich  und  reproducirt  nur  die  des 
Konstanzer  Konzils  (Th.  I.  S.  197.  n.  7).  Als 
Grund  für  die  Wiederholung  wird  in  der  Einlei- 
tung des  Dekretes  angegeben  :  „  Ad  magnam  ec- 
clesie catholice  utilitatem  pertinere  dinoscitur,  ut 
ipsius  auctoritas,  cui  omnes  subesse  tenentur,  in 
s.  Constantiensi  concilio  declarata  sepius  manl- 
festetur  et  ad  omnium  noticiam  perducatur ;  et 
quemadmodum  nonnulla  concilia  precedencium 
synodorum  salubres  instituciones  et  declaraciones 
renovare  consueverunt,  ita  et  hec  s.  synodus  ne- 
cessariam  illam  declaracionem  de  generalium 
conciliorum  auctoritate  in  d.  Const.  concilio 
promulgatam  sub  eodem  tenore  qui  sequitur, 
Innovat."  Die  päpstlichen  Legaten  mit  Aus- 
nahme des  Kardinals  Julian  haben  übrigens  ab- 
sichtlich an  der  18.  Sitzung  nicht  Theil  genom- 
men, mon.  cit.  1.  c. 
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Boschliisse  liat  der  Papst  sich  in  der  betreffenden  Bulle  nicht  geäussert.  Da  aber  der 
Widerstand  der  Baseler  sich  auf  die  Dekrete  der  Konstanzer  Synode ,  insbesondere 
auf  die  von  demselben  ausgesprochene  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst 
gründete,  so  war  in  jener  Anerkennung  auch  stillschweigend  eine  Billigung  aller  der- 
jenigen Beschlüsse,  welche  die  gedachten  Dekrete  lediglich  wiederholten  '  oder  inner- 
halb der  durch  dieselben  der  allgemeinen  Synode  beigelegten  Zuständigkeit  gefasst 
waren  2,  enthalten. 

Die  Baseler  schritten  nunmehr  zur  Durchführung  des  zu  Konstanz  unvollendet  ge- 
bliebenen, bisher  von  ihnen  nur  nebenbei  behandelten  lieformwerkes -^  Die  von  ihnen 
ausgesprochene  Aufhebung  der  Annaten,  servitia  minuta,  primi  fructus  und  sonstiger 
Abgaben  bei  der  Besetzung  von  Bisthtimern  und  anderen  Kirchenämtern  ^,  wodurch 
vor  Allem  die  Einkünfte  der  Kurie  auf  das  Empfindlichste  geschädigt  wurden ,  gab 


^  Also  vor  Allem  der  Superiorität  des  Kon- 
zils. 

2  Vgl.  0.  S.  400  ff.  Wenn  He  feie  7,  567 
sagt :  „Ausdrücklich  liat  Eugen  die  Unter- 
ordnung des  Papstes  unter  ein  allgemeines  Kon- 
zil nicht  anerkannt,  wohl  aher  hat  er  durch  seine 
Erklärung,  dass  er  den  seitherigen  Bestand  der 
Synode  anerkenne ,  implir.ite  diese  These  und 
damit  die  Konstanzer  Grundsätze  zu  hilligen 
geschienen  (!).  Dahei  behielt  er  es  sich 
wohl  für  eine  günstigere  Zeit  vor,  sich 
näher  über  diese  Frage  und  gegen  die  Baseler 
und  Konstanzer  Grundsätze  auszusprechen.  Für 
jetzt  konnte  er  es  nicht  thun,  denn  eben  war  jene 
These,  sozusagen ,  das  Feldgeschrei  der  Zeit  ge- 
worden"; so  ist  dies  nur  ein  unberechtigter  Ver- 
such ,  der  im  Text  vertretenen  Ansicht  eine  mit 
der  lieutigen  kurialistischen  Theorie  in  Einklang 
stehende  Einschränkung  zu  geben.  Einen  Vor- 
behalt,abgesehen  von  einer  etwaigen  bedeutungs- 
losen Mentalreservation,  hat  Eugen  IV  nicht  ge- 
macht. Im  Gegentheil  bemerkt  er  in  der  Bulle 
an  Kaiser  Sigismund  v.  12.  Januar  1434,  Ray- 
nald  a.  1434.  n.  3:  „Verum  quidquid  fecimus 
(d.  h.  die  Anerkennung  des  Baseler  Konzils) . .  . 
tuo  moti  consilio  fecimus  pro  pace  ecclesiae  et 
boiio  populi  Christian!,  voluimusque  potius  ce- 
dere  de  iure  nostro  tui  contemplatione  et  pro  Sa- 
lute fldelium  quam  perstare  in  conservanda 
dignitate  et  auctoritate  nostra  et  apostolicae  se- 
dis.  Itaque  cum  secundum  exhortationes  tuas 
...  Sit  per  nos  decretum  illud  (damit  kann  nur 
der  Beschluss  der  Synode  über  die  Rücknahme 
der  Auflösungs- Erklärung  gemeint  seit)  .  .  . 
acceptatum,  tuum  est  munus  proprium  et  opus 
tiieri  et  defendere  nos  iuraque  nostra  et  Roman ae 
ecclesiae  ac  agere,  ut  sedes  apostolica  in  sua  dig- 
nitate et  auctoritate  conservetur";  er  spricht  also 
von  einem  Aufgeben  der  von  ihm  in  Anspruch 
genommenen  Rechte  und  von  der  Annahme  der 
von  der  Baseler  Synode  kraft  ihrer  Superiorität 
erlassenen  Anordnung  wegen  Rücknahme  der 
Auflüsungsbulle. 

Die  Behauptungen  älterer  Kurialisten,  welche 
wie  Turrecremata  snmma  eccles.  11.  100  (Ray- 
nald  1.  c.  n.  2)  die  Bulle  Eugens  IV  als  er- 
zwungen und  darum  für  nichtig  erklären,  sowie 
ähnliche  haltlose  Argumentationen,  welche  selbst 


noch  Phillips  21,  453  wiederholt,   hat  schon 
H  e  f  e  1  e  7 ,  565  ff .  widerlegt. 

3  Sess.  XX  (v.  22.  Jan.  1435)  c.  1  (Verbot 
des  Konkubinats  der  Kleriker),  c.  2  (betreffend 
den  Umgang  mit  Exkommunicirten),  c.  2  (Ab- 
stellung von  Missbräuchen  bei  Verhängung  des 
Interdikts)  und  c.  4  (Einschränkung  wiederholter 
und  frivoler  Appellationen),  M.  29,  101 ;  mon. 
cit.  2,  773 ;  sess.  XXI  (v.  9.  Juni  1435)  c.  2 
(regula  de  triennali,  s.  Th.  II.  S.  656),  c.  3  ff. 
(über  den  Chordienst  an  den  Kathedralen  und 
KoUegiatkirchen ,  sowie  über  die  Distributionen, 
s.  Th.  II.  S.  141),  vgl.  M.  29,  104;  mon.  cit. 
2,  801. 

4  Sess.  XXI  cit.  c.  1  :  „quod  tarn  in  curia  Ro- 
mana quam  alibi  seu  in  conflrrnacione  eleccio- 
num,  admissione  postulacionum  (et)  presenta- 
clonum,  provisione,  coUacione .  disposicione, 
eleocione,  postulacione,  presentacione,  eciam  a 
laicis  facienda,  institucione  ,  installacione  et  in- 
vestitura  de  ecclesiis  eciam  cathedralibus  et  me- 
tropolitanis,  monasteriis,  dignitatibns,  beneflciis 
öfüciisque  ecclesiasticis  quibuscumque  nee  non 
benediccionibus  et  sacra  benediccione  ac  pallio 
de  cetero  niohil  penitus  ante  vel  post  exigatur 
racione  litterarum,  bulle,  sigilli,  annatarum,  com- 
munium  et  minutorum  serviciorum,  primorum 
fructuum ,  deportuum  aut  sub  quocumque  alio 
titulo,  colore  vel  nomine,  pretextu  cuiusvis  con- 
suetudinis,  privilegii  vel  statuti  aut  alia  quavis 
causa  vel  occasione,  directe  vel  indirecte,  solum 
soriptoribus  vel  abbreviatorlbus  et  registratoribus 
litterarum  seu  minutarum  pro  ipsorum  labore 
competenti  salario  solvendo.  Huic  autem  sacro 
canoni  si  quis  exigendo,  dando  vel  promittendo 
contraire  presumpserit,  penam  incurrat  adversus 
symoniacos  inflictam,  et  in  ipsis  dignitatibns  ac 
beneflciis  taliter  obtentis  nulluni  ins  ac  titulum 
acquirat,  obligaciones  quoque,  promissiones,  cen- 
sure  et  mandata,  et  quicquid  in  preiudicium  de- 
creti  huius  saluberrimi  fleri  contingat,  nullas 
obtinere  vires  atque  irrita  censcantur.  Et  si, 
quod  absit,  Romanus  pontifex,  qui  pre  ceteris 
universal!  um  conciliorum  exequi  et  custodire  ca- 
nones  debet,  adversus  haue  sanccionem  aliquid 
faciendo  ecclesiam  scandalizet,  generali  concilio 
deferatur,  ceteri  vero  pro  modo  culpe  iuxta  cano- 
nicas  sancciones  per  suos  superiores  digna  ulcione 
puniantur." 
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aber  neuen  Anlass  zu  einer  Spannung  zwischen  der  Synode  und  dem  Papste,  da  man 
weder  den  vorher  abgegebenen  Protest  mehrerer  der  päpstlichen  Legaten  ^,  noch  die 
Einwendungen  des  Papstes  selbst 2  beachtete^,  dem  letzteren  vielmehr  nur  einen 
billigen  Ersatz  in  Aussicht  stellte^.  Vermehrt  wurde  der  ZAviespalt  durch  das  weitere 
Vorgehen  der  Synode ,  als  diese  eine  Keihe  von  Reformdekreten ,  welche  den  Papst 
und  die  Kardinäle  betrafen,  erliess^,  und  sich  nicht  dazu  verstehen  wollte,  bei  den 
Unionsverhandlungen  mit  den  Griechen  den  Wünschen  des  Papstes  hinsichtlich  des 
Ortes,  wohin  das  Konzil  zu  diesem  Zwecke  verlegt  werden  sollte,  nachzugeben^'. 
Gerade  aber  in  Betreflf  der  eben  gedachten  Angelegenheit  waren  innerhalb  der  Synode 
selbst  Streitigkeiten ,  welche  sich  sogar  bis  zu  ärgerlichen  Auftritten  steigerten ,  ent- 
standen^. Die  Majorität  hatte  sich  für  Basel  und  bei  etwaigem  Widerspruch  der 
Griechen  für  Avignon  oder  eine  savoyische  Stadt,  die  Minorität  in  Nachgiebigkeit 
gegen  den  Papst  für  Florenz,  Udine  oder  eine  andere  dem  letzteren  und  den  Grie- 
chen genehme  Stadt  als  Ort  des  in  Aussicht  genommenen  Unionskonzils  entschieden, 
und  beide  Parteien  hatten  den  Versuch  gemacht,  ihre  Dekrete  in  tumultuarischer 
Weise  in  der  25.  Sitzung  (vom  7.  Mai  1437)  durch  Verlesung  und  Zustimmung  ihrer 
Anhänger  zu  formalen  Beschlüssen  erheben  zu  lassen  ^.  Als  darauf  Eugen  IV.  das 
Minoritätsdekret  9,  welches  auch  den  Beifall  des  griechischen  Gesandten  gefunden 
hatte  ^^,  bestätigt  hatte,  fand  sich  die  Majorität  durch  die  beabsichtigte  Verlegung  des 


1  Joanii.  de  Segov.  IX.  33,  mon.  clt.  2,  799. 
Gegen  sie  wurde  sogar  von  einer  General-Kon- 
gregation wegen  des  gedacliten  Protestes  und  we- 
gen Verletzung  ihres  bei  der  Incorporation  ge- 
leisteten Eides  die  Einleitung  eines  Prozesses 
auf  Ausschliessung  von  den  Verhandlungen  des 
Konzils  angeordnet,  1.  c.  IX.  27,  p.  810;  He- 
fele  7,  600. 

2  Beide  Theile  haben  darüber  mit  einander 
durch  Legaten  verhandelt.  Die  des  Konzils  ver- 
langten Beobachtung  ihrer  Dekrete  durch  den 
Papst,  Joann.  de  Segov.  IX.  28.  29,  p.  812, 
Mansi  29,  454.  Die  des  Papstes  wiesen  darauf 
hin ,  dass  dem  päpstlichen  Stuhle  die  gebüh- 
rende Ehre  gewahrt  werden  müsse  und  seine  Au- 
torität durch  das  Konzil  nicht  niedergedrückt 
werden  dürfe,  und  verlangten,  dass  das  Dekret 
wieder  zurückgenommen  und  eine  Kommission 
aus  allen  Nationen  zur  Verhandlung  mit  der 
Kurie  über  die  streitigen  Punkte  ernannt  werden 
sollte,  Joann.  de  Segov.  IX.  29.  p.  816.  819; 
Mansi  29,  1250,  ein  Verlangen,  welches  von 
der  Synode  abgelehnt  wurde,  Joann.  de  Segov.  1. 
c.  p.  823.  Näheres  bei  Uefele  7,  598  ff. 
601. 

3  Schon  vor  dem  Eintreffen  der  päpstlichen 
Legaten  (s.  vor.  Anm.)  wurde  von  der  Synode 
den  päpstlichen  Kollektoren  und  anderen  Be- 
amten der  apostolischen  Kammer  befohlen,  alle 
Gelder  an  das  Konzil  abzuliefern  und  diesem 
Rechnung  zu  legen,  sowie  denjenigen,  welche 
noch  Annaten  oder  andere  Abgaben  schuldig  wa- 
ren, aufgegeben,  diese  gleichfalls  nach  Basel  zu 
zahlen,  M.  29,  439. 

*  Joann.  de  Segov.  1.  c.  p.  823. 

5  Sess.  XXIII.  V.  25.  März  1436,  mon.  cit.  p. 
847,  M.  29,  HO,  c.  1  (über  die  Papstwahl,  Th. 
I.  S.273),  c.  2. 3  (Eid  des  neugewählten  Papstes, 


welcher  sich  an  die  Konstanzer  Formel,  s.  o.  S. 
219,  anschliesst,  aber  auch  auf  die  Anerkennung 
des  Konstanzer  und  Baseler  Konzils  und  die  Ab- 
haltung von  allgemeinen  Konzilien  gerichtet  ist, 
sowie  Anweisung,  wie  der  Papst  regieren  soll), 
c.  4  (über  die  Kardinäle,  Th.  I.  S.  340),  c.  5 
(über  das  Recht  des  Papstes  kanonische  Wahlen 
zu  verwerfen,  Th.  II.  S.  674),  c.  6  (Aufhebung 
der  päpstlichen  Reservationen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen ,  s.  0.  S.  137),  c.  7  (über  die  Aus- 
legung päpstlicher  Schreiben ,  betreffend  den 
Verzicht  oder  den  sonstigen  Verlust  eines  Bene- 
flziums).  Ausserdem  war  schon  am  3.  November 
1435  in  einer  Generalkongregation  ein  Verbot  der 
Appellationen  vom  Konzil  an  den  Papst  erlassen 
worden,  Joann.  de  Segov.  IX.  31,  1.  c.  2,  827; 
M.  30,  958. 

6  Vgl.  darüber  Joann.  de  Segov.,  mon.  cit.  2, 
741  ff.  784 ff.  872 ff.  902 ff.  930 ff.  Hefele  7, 
585  ff.  598.  626.  633  ff. 

7  Joann.  de  Segov.  1.  c.  p.  909  ff.  917  ff.  945  ff. 
957 ff.;  Hefele  7,  641.  644. 

8  Joann.  de  Segov.  1.  c.  p.  965;  Brief  des 
Aeneas  Sylvius  bei  Mansi  31,  220. 

9  Bulle  V.  29.  Mai  1437,  Hardouin  7,  678. 
10  Hefele  7,   649.     Schon  im   Februar  1437 

hatte  derselbe  in  einer  Generalkongregation  den 
Baselern  erklärt,  dass  die  Griechen  nur  in  einen 
ihnen  und  dem  Papst  genehmen  Ort  willigen 
würden,  ,,quia  praesentia  sua  (papae)  .  .  .  supra 
modum  est  huic  negotio  necessaria  et  sine  eo  non 
credimus,  quod  aliquid  boni  üeri  possit.  Quin  si 
nostri  sciant,  quod  ex  parte  vestra  remaneret, 
qnod  papa  non  esset  praesens,  a  veniendo  possent 
se  retrahere :  quia  cum  veniant  pro  unione,  nol- 
lent  uniri  in  vanum,  et  esse  causa  divisionis  ec- 
clesiae  vestrae",  Hardouin  9,  680. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  171. 


Konzils  in  eine  italienische ,  dem  Einfluss  des  Papstes  unterworfene  Stadt  sowohl  in 
ihrer  bisherigen  souveränen  Stellung  wie  auch  in  der  energischen  Weiterführung  der 
Reform  beeinträchtigt,  und  eröffnete  nunmehr  wegen  Nichtbeachtung  der  Reform- 
dekrete durch  den  Papst  ^  trotz  der  Abmahnungen  vieler  besonnener  und  hervor- 
ragender, der  Reformpartei  angehörigen  Mitglieder'^  einen  neuen  Protest  gegen  den 
Papst,  indem  sie  ihn  durch  Beschluss  der  26. Sitzung  (vom  31.  Juli  1437)  mit  GOtägi- 
ger  Frist  zu  seiner  etwaigen  Vertheidigung  vorlud  -K  Auf  dieses  s.  g.  Monitorium,  von 
welchem  die  Synode  auch  allen  Fürsten  des  Abendlandes  und  den  Griechen  Mit- 
theilung machte  ^,  antwortete  der  Papst  durch  die  Bulle :  Doctoris  gentium  vom  1 8.  Sep- 
tember 1437,  welche  die  Verlegung  des  Konzils  nach  Ferrara  aussprach  und  den 
Baselern  die  Fortsetzung  ihrer  Thätigkeit  untersagte  ^.  Die  Baseler ,  welche  offenbar 
hofften,  dass  ihr  diesmaliger  Widerstand  von  dem  gleichen  Erfolge,  wie  das  erste 
Mal,  als  sie  sich  der  päpstlichen  Auflösung  des  Konzils  nicht  gefügt  hatten,  gekrönt 
sein  würde,  setzten  darauf  das  gegen  den  Papst  eingeleitete  Verfahren  fort  ^.  Nach- 
dem sie  ihn  am  24.  Januar  1438  von  seinem  Amte  suspendirt  hatten,  indem  sie  sich 
dabei  zugleich  selbst  die  Ausübung  der  Papalgewalt  während  der  Suspension  bei- 
legten^, und  am  16.  Mai  1439  die  drei  Sätze,  dass  das  allgemeine  Konzil  über  dem 
Papst  stehe,  dass  derselbe  ein  solches  weder  verlegen ,  noch  vertagen ,  noch  auflösen 
könne,  und  dass  jeder,  welcher  diese  Lehren  nicht  anerkenne,  ein  Ketzer  sei,  zu 


1  Darüber  war  schon  längst  auf  der  Synode 
verhandelt  worden,  Joaun.  de  Segov.  XII.  1,  p. 
994 :  „ut  papa  moneretur,  servare  canones  syno- 
dales ,  in  Illbus  congregacionibus  m.  Jan.  a. 
XXXVI  fuerat  anctentlce  publicatum,  sed  et 
postea  super  ea  re  frequentatissimi  in  deputacio- 
nibus  babiti  fuerunt  sermones,quamYis  non  aucten- 
tice,  quia  nondum  posita  materia  ad  deliberan- 
dum,  sed  miütis  patrum  in  votis  snarum  delibe- 
racionum  raciocinantibus  reformacionem  ecclesie 
successum  minime  habituram,  nisi  papa  illam 
contempnens  cogeretur  eam  suscipere  rigorc  eccle- 
siastice  discipline  ;  ideoque  f  uit  necesse  eins  pu- 
blicare  crimina  velut  apertissima  testimonia  non 
suscepte  per  eum  reformacionis  et  quia  semetip- 
sum  curiamque  nollet  corrigere." 

2  Joann.  de  Segov.  XII.  8.  4,  mon.  clt.  2, 
999,  so  eines  Theils  der  Kardinäle,  insbesondere 
Julians,  welcher  das  Präsidium  in  der  entschei- 
denden Session  ablehnte  und  nicht  erschien,  1.  c. 
p.  1005.  Diese  Bedenken  suchte  namentlich  der  auf 
Seiten  der  Aktionspartei  stehende  bekannte  Ka- 
nonist Nicolaus  de  Tude&chis,  Erzbischof  v.  Pa- 
lermo (Panormitanus)  als  unbegründet  zu  wider- 
legen, 1.  c.  p.  1003.  1006.  Vgl.  auch  die  folg. 
Anm. 

3  L.  c.  p.  1010  u.  M.  29,  137,  wo  es  u.  A. 
heisst:  „ille  qui  primus  hec  exequi  debuerat 
quemque  et  Christi  precepta  et  canones  ss.  conci- 
liorum  pre  ceteris  servare  oportuerat,  ymo  et  cete- 
ros  ad  horiim  observanciam  efflcaciter  inducere, 
nulla  umquam  monicione ,  nulla  exhortacione  in- 
duci  iam  longo  tempore  potuit,  ut  aliquam  morum 
emendacionem  Christo  placentem  aut  notissimo- 
nim  abusQum  in  ecclesia  s.  dei  efflcere  satageret, 
quin  potius  conspicit  uidversus  orbis  sub  eins 
regimine   maiora     semper    scandala   gravioraque 


exoriri."  Nach  der  Publikation  des  Dekretes 
Hessen  der  Kaiser  und  die  Kurfürsten  durch  ihre 
Gesandten  unter  Hinweis  auf  ein  mögliches 
Schisma  um  Rücknahme  desselben  bitten,  aber 
ebenfalls  vergeblich,  mon.  cit.  2,  1015  ff. 

4  Mansi31,  121. 

5  Hardouin  9,  698;  mon.  cit.  2,  1033.  Die 
näheren  Modalitäten,  vgl.  darüber  auch  Hefele 
7,  651,  interessiren  hier  nicht. 

6  In  der  28.  Sitzung  v.  1.  Okt.  1437  wurde 
Eugen  für  coutumax  erklärt  und  in  der  29. 
(12.  Okt.)  ihm  unter  Nichtigkeitserklärung  der 
Verlegung  des  Konzils  die  Suspension  und  Ab- 
setzung angedroht,  M.  29,  147.  151  u.  mon.  cit. 
2,  1028.  1043;  auch  erliess  die  Synode  unterm 
19.  Okt.  1437  eine  ausführliche  Encyklika  zur 
Rechtfertigung  ihres  Vorgehens,  M.  29,  289  u, 
mon.  cit.  2,  1049. 

7  Sess.  XXXI,  M.  29,  168:  „papam  ...  ab 
omni  administratione  papatus  in  spiritualibus  et 
temporalibus  suspendit  ac  suspensum  esse  decla- 
rat  .  .  .  omnem  autem  Jpsius  papatus  admini- 
strationem  in  his  omnibus  quae  in  spiritualibus 
et  temporalibus  ad  solum  papam  et  sedem  aposto- 
licam  de  iure  pertinere  noscuntur,  eadem  s.  sy- 
nodus  ad  se  ipsam  decernit  ac  declarat  esse  de- 
volutam."  Ueber  die  beiden  in  derselben  Sitzung 
erlassenen  Reformdekrete,  s.  Th.  I.  S.  175  u.  o. 
S.  137.  138.  In  der  Sess.  XXXII  (v.  24.  März 
1438)  wurde  unter  ausführlicher  Darlegung  des 
Verfahrens  der  Synode  und  gleichzeitiger  Bezug- 
nahme auf  das  Konzil  von  Konstanz  die  Suspen- 
sion des  Papstes  erneuert,  und  eine  Aufforderung 
an  alle  Gläubigen,  dem  Baseler  Konzil  treu  zu 
bleiben  ,  unter  Strafandrohungen  gegen  die  An- 
hänger des  Konzils  von  Ferrara  erlassen,  M.  29, 
170. 
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Dogmen  1  der  katholischen  Kirche  erhoben  hatten,  sprachen  sie  am  25.  Juni  desselben 
Jahres  die  Absetzung  des  Papstes  aus ,  weil  derselbe  als  Simonist,  Schismatiker  und 
hartnäckiger  Ketzer  ipso  iure  seines  Pontifikates  verlustig  gegangen  sei  2,  und  stellten 
Eugen  IV.  in  der  Person  des  Herzogs  Amadeus  von  Savoyen,  Felix  V.,  einen  ande- 
ren Papst  entgegen  3. 

Die  Baseler  Synode  hatte  sich  allerdings  auf  dem  Boden  des  neuen  Rechts  ge- 
halten, als  sie  die  vorhin  erwähnten  Reformdekrete  erliess,  nicht  minder  war  sie  vom 
Standpunkt  desselben  aus  befugt ,  die  Durchführung  derselben  seitens  des  Papstes  zu 
verlangen  und  nöthigenfalls  selbst  durch  Absetzung  des  Papstes  zu  erzwingen.  Aber 
sie  setzte  sich  materiell  in  das  Unrecht  dadurch ,  dass  sie  mit  der  Reform  in  Betreff 
des  Papstes  und  der  Kurie  in  einer  so  übereilten  Weise,  ohne  jeden  Versuch  der 
Verständigung  mit  dem  Papste  ,  vorging.  Nicht  minder  war  es  unklug ,  dass  sie  aus 
Eifersucht  auf  ihre  Souveränität  hartnäckig  darauf  bestand,  den  Griechen  für  das 
Unionskonzil  einen  denselben  nicht  genehmen  Ort  aufzuzwingen ,  und  die  Förderung 
dieser  den  Zeitgenossen  hoch  bedeutsam  erscheinenden  Unions-Angelegenheit  dem 
Papste  überliess.  So  verstärkte  sie  durch  ihre  Massregeln  nur  die  Stellung  des  letzteren, 
indem  sie  nicht  nur  die  Interessen  aller  derjenigen,  welche  an  dem  Fortbestande  der 
bisherigen  Einrichtungen  der  Kurie  ein  Interesse  hatten,  verletzte,  sondern  sich  auch 
die  besonneneren  Elemente  in  ihrem  eigenen  Kreise ,  namentlich  einen  grossen  Theil 
der  höheren  Geistlichkeit  entfremdete  *  und  die  Unterstützung  einer  Reihe  von  welt- 
lichen Fürsten,  ohne  welche  die  Absetzung  Eugens  IV.  nicht  durchzuführen  war, 
verscherzte  ^. 

Eugen  IV.,  welcher  die  Synode  von  Ferrara  am  8.  Januar  1438  hatte  eröffnen 

1  „Veritates  fidel  catliolicae'*,  Sees.  XXXIII  5  Bereits  1438  schickte  König  Karl  VII  von 
(v.  16.  Mai  1439)  M.  29,  178.                                       Frankreicli  Gesandte  an  das  Konzil  mit  dem  Ver- 

2  Sess.  XXXIV  (an  welcher  nur  20  Prälaten,  l^ng^"'  ^^^  ^^}^^^^  ^Z^^^^^  ^^^^"^  "^^^  ^*P'* 
mit  Einschluss  von  7  Bischöfen,  wohl  aber  etwa  einzustellen,  Hefele  7,  770.  Die  deutschen 
300  Priester  und  Doktoren  theilnahmen] :  „quem  ^urfürsten  erklärten  sich  auf  dem  Fürstentage  zu 
.  .  .  s.  synodus  a  papatu  et  Romano  pontiflcio  Fraukfiirt  noch  vor  der  Wahl  eines  neuen  römi- 
ipso  iure  privatum  esse  declarat  et  pronuntiat,  ac  ^«^^^  ^°"^i^  ^  f  Ja^^'^  ^^^^  ~  ^^^^"""^  ^^^^~ 
ipsum  ah  eisdem  amovet,  deponit,  privat  et  ™*i  ^^^  Ende  1437  gestorben  —  für  neutral, 
abiicit",  M.  29,  180.  In  Anschluss  daran  wurde  ^'  k.  sie  erklärten,  nur  die  iurisdictio  ordinaria 
in  der  sess.  XXXV  (10.  Juli  1.  c.  p.  181)  er-  ^^r  Kirchengewalten  in  ihren  Territorien  unter- 
klärt, dass  das  Konzil  durch  die  Entfernung  stützen  aber  keine  Verordnungen  der  beiden 
irgend  welcher  Stände  und  Dignitäten  (Kardinäle,  streitenden  Theile  anerkennen  zu  wollen,  H  e  - 
Patriarchen  und  Bischöfe)  nicht  aufgelöst  werde  feie  7,  772;  v.  Wessenberg,  d.  grossen 
und  die  Vornahme  der  Neuwahl  eines  Papstes  Kirchenversammlungen.  2,  315;  Puckert,  d. 
nach  zwei  Monaten  angekündigt.  churfürstliche   Neutralität  während  des  Baseler 

Concils.  Leipzig  löOo.  S.  64.    Der  neugewählte 

3  Die  auf  Grund  der  Dekrete  der  sess.  XXXVII  König  Albrecht  II  und  auch  andere  Fürsten  such- 
u.  XXXVIII  (24.  u.  30.  Okt.  M.  29,  184.  191)  ten  vergeblich  den  Streit  zwischen  dem  Papst 
am  5.  November  erfolgte  Wahl  (Hefele  7,  783,  ^nd  der  Synode  beizulegen,  indem  sie  den 
s.  auch  Th.  I.  S.  273)  ist  in  der  sess.  XXXIX  Vorschlag  machten,  dass  die  Vermittelung  in  die 
(17.  Nov.,  M.  29,  198)  bestätigt  und  in  der  sess.  Hand  des  römischen  und  des  französischen  Königs 
XL  (26.  Febr.  1440  p.  201)  nach  Annahme  der  gelegt,  sowie  dass  der  Papst  und  das  Konzil  sich 
Wahl  durch  Felix  V  eine  Aufforderung  an  die  über  die  Abhaltung  einer  neuen  allgemeinen  Sy- 
Christcnheit  zum  Gehorsam  gegen  ihn  erlassen  ^ode  in  Strassburg,  Konstanz  oder  Mainz  verci- 
worden.  „igen  sollten,   Hefele  7,  773;    Puckert  a.  a. 

*  Schon  seit  Beginn  des  Prozesses  gegen  den  0.  S.  83.  Auf  dem  deutschen  Reichstage  zu 
Papst  hatten  sich  die  päpstlichen  Legaten,  auch  Mainz  (1439)  wurde  die  Neutralitätserklärung 
selbst  der  Kardinal  Julian,  von  den  Sitzungen  wiederholt,  Hefele  7,  114,  und  nach  der  Ab- 
ferngehalten, Hefele  7,  652.  Ende  1437  ver-  setzung  Eugens  IV  und  der  Wahl  Felix'  V 
liess  der  letztere  mit  zahlreichen  Freunden  Basel,  fand  der  letztere  bei  der  schwankenden  Haltung 
a.  a.  0.  S.  657.  Bei  der  Absetzung  Eugens  war  der  meisten  Fürsten  keinen  nennenswerthen  An- 
nur  ein  einziger  Kardinal  (v.  Arles)  betheiligt,  hang,  v.  Wessenberg  a.  a.  0.  S.  429;  He- 
a.  a.  0.  S.  779.  feie  7,  791. 
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lassen,  und  welchem  es  später  nach  der  Verlegung  derselben  nach  Florenz  gelungen 
war,  die  Union  mit  den  Griechen  abzuschliessen ' ,  hatte  inzwischen  durch  die  zu 
Florenz  verkündete  Konstitution  vom  4.  September  1439^  die  Beschlüsse  der  Base- 
ler Synode  über  die  Dogmatisirung  der  Superiorität  des  Konzils  und  seine  Absetzung 
für  nichtig ''und  die  Mitglieder  der  Synode  für  Häretiker  erklärt,  sowie  über  die- 
selben die  Exkommunikation  und  die  Absetzung  von  ihren  Aemtern  ausgesprochen'*. 
Nachdem  die  letzteren  liierauf  uut  der  Wahl  Felix'  V.  geantwortet  hatten,  richteten 
sie  ihre  ganze  weitere  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Bekämpfung  Eugens  IV.  und  auf 
die  Anordnung  von  Massregeln  zu  Gunsten  ihres  Papstes  ^. 

Schon  während  des  Beginnes  des  eben  geschilderten  Kampfes  hatten  einzelne 
der  weltlichen  Fürsten,  in  deren  Interesse  es  lag,  ein  neues  Schisma  abzuwenden  und 
die  weitere  Hinausschiebung  entschiedener  Reformen  der  Kirche  zu  verhindern,  aus 
Anlass  der  von  den  Baselern  bei  ihnen  nachgesuchten  Unterstützung  Berathungen 
über  die  Annahme  der  bisher  von  denselben  erlassenen  Reformdekrete  veranstaltet. 
Insbesondere  Hess  Karl  VII.  eine  französische  Nationalsynode  im  J.  1438  zu  Bourges 
zusammentreten  ^.  Dieselbe  erklärte  sich  für  die  Annahme  des  grössten  Theiles  der 
Baseler  Dekrete  einschliesslich  der  Festsetzungen  über  die  Superiorität  der  allge- 
meinen Konzilien,  schlug  aber  bei  einzelnen  Modifikationen  vor ,  indem  sie  allerdings 
ausdrücklich  hervorhob,  dass  damit  nicht  die  Autorität  des  Baseler  Konzils  irgend 
wie  in  Frage  gestellt  werden  sollte,  vielmehr  die  Aenderungen  nur  wegen  der  beson- 
deren in  Frankreich  obwaltenden  Verhältnisse  verlangt  werden  müssten  ^.  Gemäss 
dem  Antrage  der  Synode,  die  acceptirten  Dekrete,  und  zwar  diejenigen,  bei  denen 
Veränderungen  für  angemessen  erachtet  worden  seien,  in  der  modifizirten  Gestalt 
unter  der  Erwartung,  dass  die  Modifikationen  durch  das  Konzil  zugelassen  werden 
würden s,  in  Kraft  zu  setzen,  erliess  der  König  am  7.  Juli  1438  ein  Edict,  die  s.  g. 
pragmatische  Sanktion  von  Bourges'*,  in  welchem  er  alle  erwähnten  Vor- 

1  Vgl.  darüber  unten  §.  172.  I.  tores  et  scientiflci  vlri  universitatum  studiorum 

2  Erlassen:  „sacro  approbante  concilio",  bei  generalium  et  alii  de  regno  et  Delphinatu  nostris 
Hardouin  9   1004.  ^"  maximo  copiosoque  numero.    Vgl.  auch  unten 

3  Er  wirft  den  Baselern  eine  irrige  und  falsche       o>*         • 

Auslegung  der  Konstanzer  Beschlüsse  vor,   frei-  ^  ^'   ^-  ^'  ^-^    ^^i  Durand  et  Maiila ne, 

lieh  ohne  dies  näher  zu  begründen.  dictionnaire  de  droit  canonique  t.  IV.  p.  770  : 

„non  baesitatione  potestatis  et  auctoritatis   con- 

4  Vorangegangen  war  schon  die  zu  Ferrara  ap-  ^j^ntis  et  promulgantis  ipsius  seil.  s.  Basiliensis 
probante  concilio  erlassene  Konstitution  v.  lö.Fe-  gynodi,  sed  quatenus  commoditatibus,  temporibus 
bruar  1438  gegen  die  über  ihn  verhängte  Suspen-  et  moribus  regionum  et  personarum  praefatorum 
sion,  Hardouin  y,  7o4.  nostrorum  regni  et  Delphinatus  congruere   con- 

5  Nach  der  Absetzung  Eugens  IV  hielt  die  Sy-  venireque  congrue,  iuraque  conspexerunt,  prout 
node  noch  5  Sitzungen  in  Basel  bis  zum  16.  Mai  iuferius  annotantur  et  inseruntur,  illico  et  indi- 
1443  M.  19  205  ff  He  feie  7  790.  797.  807.  1^*^  recipienda  consenserunt  et  acceptanda  deli- 
In  der  letzten  wurde  die  Abhaltung  einer  neuen  beraverunt. 

allgemeinen  Synode  nach  drei  Jahren   zu   Lyon  8  Auf  die  desfallsige  Forderung  hat  das  Konzil 

und  der  Fortbestand  des  Baseler  Konzils  bis  zur  die  Entscheidung  zunächst  aufgeschoben  und  eine 

Eröffnung  derselben  beschlossen.  solche  nicht  mehr  abgegeben,   Hefele  7,  770. 

fi  Diesen  Charakter  hat  die  Versammlung  ge-  Dagegen  behauptet  Puckert  a.  a.  0    S    97  un- 

habt,  denn  sie  wird  wiederholt  in  der  nachher  zu  *f^  Berufung  auf  Patncii  summa  c.  97,  dass  eine 

erwähnenden  pragmatischen  Sanktion  bezeichnet  Bestätigung  durch  das  Konzil  ertheilt  worden  sei. 

als  „praelati  ceterique  viri  ecclesiastici  ipsamque  Weder  1.  c.  noch  c.  77  u.  83  sagt  aber  Patncius 

nostrorum  regni  et  Delphinatus  ecclesiam  reprae-  etwas  davon. 

sentantes"  und  als  Theilnehmer  werden  genannt:  ^  Abgedruckt  bei  M.  deVilevault,   ordon- 

„archiepiscopi,  episcopi,  capitula  notabilia,  abba-  nances  des  rois  de  France  de  la  sieme  race.  Paris 

tes,  decani,   praepositi  caeterique  praelati  eccle-  1782.  13,  267  u.  Durand  de  MaiUane  1.  c. 

siastici  ac  divini  et  humani  iuris  magistri,  doc-  p.  768  ff. 
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schlage  annahm,  die  Beschlüsse  der  Nationalsynode  bestätigte  und  die  Beobachtung 
derselben  sowie  die  Einregistrirung  des  Ediktes  anordnetet 

Nach  dem  Vorgange  der  Franzosen  erklärten  sich  auf  dem  Reichstage  zu  Mainz 
(l  139)  die  Gesandten  des  römischen  Königs,  die  anwesenden  Churfürsten  und  die 
Vertreter  der  abwesenden  Fürsten  ebenfalls  für  die  Annahme  einer  Reihe  Baseler 
Reformdekrete  2,  jedoch  verlangten  sie  dabei  gleichfalls  einzelne  Modifikationen^  und 
behielten  sich  auch  die  Bezeichnung  weiterer,  den  Verhältnissen  der  deutschen  Nation 
und  ihrer  einzelnen  Theile  entsprechender  Abänderungen,  über  welche  das  Konzil 
seiner  Zeit  beschliessen  sollte  '*,  vor. 

Das  Acceptationsinstrument  ist  indessen  weder  von  dem  abwesenden  König  ge- 
nehmigt noch  als  Reichsgesetz  verkündet  worden,  hat  vielmehr  nur  den  Charakter 


1  Das  Edikt  enthält  zwischen  der  Einleitung 
und  dem  Schluss ,  die  angenommenen  Dekrete 
ihrem  vollen  Wortlaut  nach  und  hei  den  einzelnen 
die  verlangten  Modifikationen.  Unverändert  fin- 
den sich  vpieder  das  sess.  I  c.  3  wiederholte  Kon- 
stanzer Dekret  über  die  Abhaltung  allgemeiner 
Konzilien,  M.  29,  5;  sess.  II.  c.  1—4,  1.  c.  p. 
21  über  die  Autorität  des  Baseler  und  der  anderen 
allgemeinen  Konzilien  (s.  o.  S.  399),  sess.  XXIII. 
c.  6,  1.  c.  p.  120,  (über  die  Reservationen  s.  o. 
S.  405.  n.  5),  sess.  XX.  c.  4,  1.  c.  p.  103  (über 
frivole  Appellationen,  o.  S.  404.  n.  3),  sess.  XXI. 
c.  2  (de  triennali ,  s.  o.  a.  a.  0.) ,  sess.  XXV. 
c.  4 — 11  (über  den  Chordienst  u.  s.  w.,  1.  c.  p. 
106,  s.  0.  a.  a.  0.),  sess.  XX.  c.  1-3,  1.  c. 
p.  101  ff.  (s.  0.  a.  a.  0.);  sess.  XXIII.  c.  7, 
1.  c.  p.  121  (s.  0.  S.  405.  n.  5).  Modifikationen 
sind  beschlossen  worden  zu  sess.  XII.  c.  2,  1.  c. 
p.  61  (de  electionibus,  s.  o.  S.  400.  n.  4)  u.  sess. 
XXIII.  c.  5.  p.  120  (de  electionibus,  s.  o.  S.  405. 
n.  5)  —  über  die  erste  Modifikation  vgl.  Th.  II. 
S.  601.  n.  5,  die  zweite  geht  auf  Aufrechterhal- 
tung der  benignae  preces  des  Königs  und  der 
Fürsten  für  tüchtige  Kandidaten ;  —  ferner  zu 
sess.  XXXI.  c.  2  u.  3,  M.  29,  161  (de  collatio- 
nibus  beneficiorum,  s.  o.  S.  137.  138)  —  die  Mo- 
diflkatiojien  betreffen  namentlich  die  Beschrän- 
kung der  Expektanten  und  des  päpstlichen 
Konkurs-  oder  Präventionsrechtes,  die  Erweite- 
rung der  Berücksichtigung  der  Graduirten  bei 
Benefizienverleihungen,  s.  auch  Hefele  7, 
767  — ;  sess.  XXXI.  c.  1,  M.  29,  159  (de  causis 
appellationum)  —  die  Modifikation  verlangt  Aus- 
dehnung des  Grundsatzes,  dass  die  Streitsachen  vor 
dem  ordentlichen  Richter  verhandelt  werden  sollen 
und  richtet  sich  gegen  die  Verhandlung  vonProzess- 
sachen  durch  ein  allgemeines  Konzil,  s.  Hefele 
7,  768  — ;  sess.  XXIII.  c.  4,  p.  116  (über  die 
Kardinäle,  s.  o,  S.  405.  n.  5)  —  die  Modifika- 
tion will  Milderung  der  gänzlichen  Ausschliessung 
der  Nepoten  der  Päpste  vom  Kardinalat  — ;  sess. 
XXI.  c.  1,  M.  29,  104  (über  die  Annaten,  s.  o. 
S.  404.  n.  4)  —  die  Modifikationen  betreffen  die 
dem  Papste  für  die  Aufhebung  der  Annaten  zu 
gewährende  Entschädigung  — ;  sess.  XXI.  c.  3, 
M.  29,  105  (über  den  Chordienst)  —  hier  wird 
die  Aiifrechterhaltung  löblicher  Gewohnheiten, 
Statuten  und  Observanzen  gefordert. 

2  Das  instrumeutum  acceptatiouis  v.  26.  März 


1439,  bei  Koch  sanctio  pragmatica  Germanorum 
illustrata.  Argentorati  1789.  p.  93  ff.  und  bei 
Münch,  Sammig.  aller  Concordate  1,  42. 

3  Die  Acceptation  bezieht  sich  auf  die  Dekrete 
der  sess.  I.  c.  3  und  sess.  II.  c.  1 — 4,  also  gleich- 
falls auf  den  Grundsatz  der  Superiorität  des  Kon- 
zils (vgl.  hierzu  Puckert  a.  a.  0.  S.  93),  ferner 
auf  sess.  XV.  M.  29,  74  (über  die  Diöcesan-  und 
Provinzialsynoden) ;  sess.  XIX.  c.  5,  p.  98  (über 
die  Juden  und  Neophyten),  sess.  XX.  c.  2- — 4 ; 
sess.  XXI.  c.  2—11,  sess.  XXIII.  c.  4—7;  sess. 

XXX.  p.  158  (super  modo  communionis);    sess. 

XXXI.  c.  1 ;  —  bei  dem  der  sess.  XII  (de  elec- 
tionibus) wurde  eine  ähnliche  Modifikation,  wie 
die  von  Franzosen,  bei  sess.  XXI.  c.  1  über  die 
Annaten  Vorbehalt  der  Taxen  an  die  Kirchen- 
fabrik, bei  sess.  XXXI  de  collationibus  eine  Ein- 
schränkung des  päpstlichen  Präventionsrechtes 
und  die  Bevorzugung  Deutscher  vor  Fremden  bei 
päpstlicher  Verleihung  deutscher  Benefizien  ge- 
wünscht. Ausserdem  verlangten  die  deutschen 
Fürsten  noch  andere  Reformen,  über  welche  das 
Konzil  bisher  nicht  verhandelt  hatte,  Beschrän- 
kung des  Eheverbots  der  Verwandtschaft  und 
Schwägerschaft,  Unterdrückung  der  Excesse  der 
Exemten  und  Abhülfe  gegen  die  bei  der  Kurie 
vorkommende  Ordination  Fremder  und  Unwür- 
diger. Vgl.  hierzu  Pü  ckert  S.  93  ff. 

*  Koch  I.  c.  p.  95:  „Nos  oratores  Romani  re- 
gii,  principes  electores  hie  presentes  (vgl.  He- 
fele 7,  773)  aliorumque  electorum  s.  imperii  et 
Alemanie  metropolitanorum  absentium  oratores 
decreta  s.  Basiliens.  concili  acceptamus  cum  omni 
honore,  reverentia  et  devotione  qua  decet,  salvis 
tarnen  in  quibusdam  declarationibus,  modificatio- 
nibus  ac  limitacionibus  nostre  Germanie  nacioni  ac 
cuilibet  nostrum  singulariter  in  suis  piovinciis, 
dyocesibus  seu  territoriis  congruentibus  et  acco- 
modis  factis  et  fiendis,  suis  loco  et  tempore  op- 
portunisexprimendis  ac  per  s.  concilium  decre- 
tandis." 

Dass  das  Konzil  die  gleich  vorgeschlagenen 
Aenderungen  durch  eine  Bulle  v.  1439,  Würdt- 
wein  subs.  diplom.  8,  109  n.  Koch  1.  c.  p. 
171,  genehmigt  habe,  Koch  p.  18,  ist  irrig,  viel- 
mehr ist  das  Konzil  erst  1446  um  die  Bestätigung 
angegangen  worden,  und  die  angebliche  Bulle  ist 
nichts  als  ein  Entwurf  zu  einer  solchen.  Puckert 
a.  a.  0.  S.  98.  n,  1. 
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oiucr  provisorischen  Vereinbarung  der  einzelnen  deutschen  Fürsten  über  ihr  Ver- 
halten in  dem  zwischen  dem  Papst  und  dem  Konzil  ausgebrochenen  Streit  gehabt  K 

Es  war  ein  Zeichen  der  völlig  veränderten  Stellung  des  Konzils  und  des  Papstes, 
dass  während  einst  die  Nationen  die  Kanonen  der  vom  Papste  beherrschten  Kon- 
zilien des  Mittelalters  fast  ausnahmslos  als  bindende  Gesetze  entgegen  genommen 
hatten,  jetzt  die  Fürsten  zweier  bedeutender  Nationen  erst  über  die  Annahme  der 
Beschlüsse  des  Baseler  Konzils  beriethen,  ja  dieselben  in  Frankreich  allein  durch 
ein  weltliches  Gesetz  trotz  der  äusserlichen  Anerkennung  der  Autorität  der  Synode'^ 
in  Vollzug  gesetzt  wurden.  Wenngleich  dabei  in  Deutschland  und  in  Frankreich  ein 
grosser  Theil  der  ohne  Mitwirkung  und  sogar  im  Widerspruch  mit  dem  Papste  er- 
lassenen Reformdekrete  des  Konzils  anerkannt  wurde,  so  diente  dieser  theilweise 
Erfolg  der  Baseler  doch  nicht  dazu,  ihre  Position  gegenüber  dem  Papstthum  zu 
kräftigen.  Denn  gerade  zu  der  Suspension  Eugens  IV.,  welche  sie  auf  Grund  des 
neuen  Rechtes  gegen  diesen  ausgesprochen  hatten ,  war  es  ihnen  nicht  gelungen ,  die 
Zustimmung  der  gedachten  Fürsten  zu  erhalten.  Auch  nach  dem  Tode  Albrechts  II. 
(1439)  und  der  Wahl  Friedrichs  III.  (1440)  verharrte  Deutschland  in  der  Neutralität, 
und  forderte  in  Gemeinschaft  mit  Frankreich  zur  Beilegung  des  durch  die  Wahl 
Felix'  V.  entstandenen  Schismas  die  Abhaltung  eines  neuen  allgemeinen  Konziles  an 
einem  andern  Orte  als  Basel  und  Florenz ,  welchen  nöthigenfalls  der  römische  König 
aus  je  sechs  bezeichneten  deutschen  und  französischen  Städten  auswählen  sollte^, 
eine  Forderung,  an  welcher  noch  bis  zum  Jahre  1443  festgehalten  wurde*,  welche 
aber  bei  dem  Widerstände  Eugens  IV.  und  dem  geringen  Entgegenkommen  des  Ba- 
seler Konzils  zu  keinem  Resultate  führte  ^. 

Inzwischen  hatte  das  Baseler  Konzil  weiter  an  Ansehen  dadurch  eingebtisst, 
dass  Felix  V.  seine  Residenz  nach  Lausanne  verlegte  ^,  sowie  dass  einzelne  Fürsten 
zu  Eugen  IV.  übergingen  und  ihre  Unterthanen  vom  Konzil  abberiefen'^. 

Auch  in  Deutschland  drängten  die  durch  die  Neutralität  und  das  Schisma  in 
den  kirchlichen  Verhältnissen  eingetretenen  Wirren^  zu  einer  definitiven  Regelung. 
Die  oligarchische  Interessenpolitik  der  deutschen  Fürsten,  von  denen  sich  eine  An- 
zahl den  Baselern  wieder  zuneigten  -^  bewirkte  eine  Annäherung  Friedrichs  IIL  an 
Eugen  IV.  und  derselbe  erkannte  den  letzteren  im  J.  14461^  gegen  sehr  bedeutende 

1  Puckert  a.  a.  0.  S.  92.  95.  97.  Unrichtig  J.  langten,    dass  ihnen  die  Wahl  des  Ortes  über- 
Friedrich, d.  päpstlich  gewährleistete  Recht  lassen  und  dass   vorher  seitens  des  Königs  die 
d.  deutsch.  Nation,  nicht  an  d.  päpstliche  Un-  Anerkennung  der  Beschlüsse  des  neuen  Konzils 
fehlbarkeit  zu  glauiben.  München  1870.   S.  303,  zugesichert  werde, 
welcher   die  Beschlüsse   durch  die  Acceptation  6  Patricius  c.  134. 
zum   Reichsgrundgesetz", werden  lässt.  ,  g^  .^  j^  ^^^r^  Schottland  ,  Mailand,  Arago- 

^  b.  0.  b.4Ub   n.  ^u.  J.  nien  und  Neapel,  Hefele  7,  807. 

3  So  auf  dem  Reichstage  zu  Mainz  1441,  Pa-  o  „    f   i     7   770   fton   «no   ftOß   «oq 
tricius  c.  118;  Hefele  7,  792.  8  Hefele  7,  770.  800.  802.  806.  809. 

4  In  der  Instruktion  für  die  Gesandten  an  9  Auf  dem  Nürnberger  Reichstage  war  1444 
Eugen  IV,  welche  nach  dem  Reichstage  von  wieder  die  Einberufung  eines  Konziles  vom  rö- 
Frankfurt  1442  abgeschickt  wurden,  Patricius  c.  mischen  Könige  vorgeschlagen,  indessen  ging 
132.  Noch  i.  J.  1443  erliess  Friedrich  III  Schrei-  man,  weil  die  Kurfürsten  Gegenvorschläge  zu 
ben  au  alle  Fürsten  und  Republiken,  um  sie  für  Gunsten  der  Baseler  machten,  resultatlos  ausein- 
cin  neues  Konzil  zu  gewinnen  ;  Hefele  7,  800.  ander.  Erst  1445  auf  dem  Reichstage  zu  Frank- 
802.    Vgl.  auch  unten.  fürt  gingen  die  Kurfürsten  auf  den  Vorschlag  des 

5  Eugen  IV  stellte  nur  eine  Berathung  mit  sei-  Königs  ein ,  zugleich  stellte  der  letztere  iuzwi- 
iien  Prälaten  in  Aussicht,  ob  es  zweckmässig  sei,  sehen  die  Berufung  eines  deutschen  National- 
ein neues  Konzil  abzuhalten  und  verwarf  die  konziles  in  Aussicht,  Puckert  a.  a.  0  S.  210  ff. 
Neutralität  Deutschlands ,  Patricius  c.  136;    die  238;  Hefele  7,  811.  812. 

Baseler,  ihr  Schreiben  bei  Mansi  29,  368,  ver-  ^^  im  Februar. 
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Konzessionen  als  rechtmässigen  Papst  an^.  Inzwischen  hatte  aber  Eugen  IV.  gegen 
die  Kurfürsten  von  Trier  und  Köln  wegen  ihrer  Parteinahme  für  das  Baseler  Konzil 
die  Absetzung  ausgesprochen 2.  Durch  diesen  die  Neutralität  verletzenden  Schritt 
des  Papstes  erbittert,  traten  die  Kurfürsten  am  21.  März  1446  zu  Frankfurt  zusam- 
men, und  stellten  nunmehr  an  Eugen  IV.  die  Forderung ,  dass  er  die  Konstanzer  und 
Baseler  Dekrete  über  die  Gewalt  der  allgemeinen  Konzilien  anerkenne,  bis  zum  1 .  Mai 
1447  eine  neue  allgemeine  Synode  nach  Konstanz,  Strassburg,  Worms,  Mainz  oder 
Trier  zur  Beseitigung  der  kirchlichen  Zwietracht  wegen  des  Papstthums  berufe ,  in 
besonderen  Bullen  die  zu  Mainz  mit  ihren  Modifikationen  1439  angenommenen  Baseler 
Reformdekrete  acceptiren  und  alle  der  Neutralität  zuwider  getroffenen  Verfügungen 
zurücknehmen  solle.  Nur  für  den  Fall  des  Eingehens  auf  diese  Bedingungen  wurde 
Eugen  IV.  eine  vorläufige  Obedienzleistung,  d.  h.  bis  ein  künftiges  Konzil  über  die 
Papstfrage  definitive  Entscheidung  getroffen  habe,  zugesichert.  Wenn  aber  der  Papst 
auf  die  gedachten  Forderungen  nicht  eingehe ,  so  „were  wol  zu  versteen ,  dass  er 
Fursatz  hedte ,  die  heiligen  gemeynen  concilia  und  ire  Gewaltsam  ewiglich  zu  ver- 
drugken",  und  dann  wollten  die  Kurfürsten  das  Konzil  von  Basel  „für  ein  war  con- 
cilium"  halten,  jedoch  sollte  dasselbe  sich  nach  Angabe  des  Zeitpunkts  und  einer  ande- 
ren Stadt  seitens  der  Kurfürsten  in  diese  letzere  verlegen  und  Felix  V.  weder  zu  Basel 
noch  auf  dem  künftigen  Konzile  präsidiren,  vielmehr  Alles  bis  zur  Entscheidung  des 
letzteren,  so  gehalten  werden,  wie  es  vor  der  Wahl  Felix'  V.  gewesen.  Endlich 
erklärten  die  Kurfürsten,  dass,  wenn  der  römische  König  sich  bei  dem  Konzile  nicht 
betheiligen  wollte,  sie  dies  allein  thun  würden  '^.  Beim  römischen  Könige  fanden  aber 
die  Kurfürsten  keine  ungetheilte  Zustimmung  zu  diesen  Forderungen  an  den  Papst  4. 
Auf  dem  Reichstage  zu  Frankfurt,  für  welchen  Eugen  IV.  und  die  Baseler  den  Ge- 
sandten der  Kurfürsten  ihre  Erklärung  zugesagt  hatten  ^,  gelang  es ,  einen  Theil  der 
Kurfürsten  den  von  den  Gesandten  des  Königs  ebenfalls  im  Prinzip  gebilligten  Vor- 
schlägen Eugens  IV.,  welche  eine  Abschwächung  der  früher  aufgestellten  Forderun- 
gen enthielten^,  geneigt  zu  machen'.  In  Folge  dessen  wurde  zwar  (am  11.  Oktober 
1446)  beschlossen,  die  letzteren  nochmals  zu  erneuern,  und  den  König  um  Unter- 
stützung derselben  zu  bitten,  andererseits  aber  jedem  Kurfürsten,  falls  der  König 
diese  Bewilligungen  nicht  durchsetzen  könne  und  sich  mit  den  geringeren  Konzessio- 
nen, welche  er  selbst  für  ausreichend  erachtet  habe^,  begnügen  müsse,  freigestellt, 

^  Die  Koncessionen  bestanden  in  der  Kaiser-  5  Ueber  die  Verhandlungen   mit   dem   Papst 

kröne,  Gewährung  von  Geld  zur  Romfalirt,  eines  und  den  Baselern  Puckert  S.  271  ff. 
Zehnten  von  den  Kirchenpfründen  in  Deutsch-  ^  Der  Papst  hatte  sich  nur  bereit  erklärt ,  ein 

land,  sowie  ausgedehnter  Besetzungs-  und  No-  neues  Konzil  intra  competens  tempus  und  mit 

minationsrechte ,  Puckert  a.  a.  0.   S.  247  ff.  ;  Zustimmung  der  übrigen  cbristlichen  Könige  und 

Hefele  7,  812.  Fürsten  zu  halten,  die  Baseler  Dekrete  aus  der 

2  Raynald  a.  1446.  n.  1;  Puckert  S.  Zeit,  wo  dort  ein  allgemein  anerkanntes  Konzil 
241  ff. ;  Hefele  7,  816.  getagt  habe,  anzunehmen  und  die  Beschwerungen 

3  Diebetreffende  Urkunde  bei  Guden  cod.  der  deutsclien  Nation  durch  Annaten  aufzuheben, 
diplomat.  anecdot.  4,  290;  Gärtner  corp.  iur.  falls  er  einen  billigen  Ersatz  erhalte,  Puckert 
ecclesiast.   1,  74;    Gieseler  Kirchengesch.  II.  S.  279 ff. 

4,  91.  lieber  die  von  den  Kurfürsten  veranlassten  "^  Den  Kurfürsten  von  Mainz  und  Brandenburg, 
Bullen-Entwürfe,  welche  auf  der  Grundlage  die-  sowie  zwei  andere  Bischöfe,  vgl.  darüber  und  die 
ser  Forderungen  Eugen  IV  und  den  Baselern  vor-  weiteren  Verbandlungcn  Pü  ckert  S.  280  ff. 
gelegt  wurden,  vgl.  Puckert  a.  a.  0.  S.  256.  ^  Die  gemachten  Vorschläge  gingen  dahin, 
*  Derselbe  erklärte ,  dass  sie  sich  ein  Richter-  dass  der  Papst  10  Monate  nach  Aufgabe  der  Neu- 
amt über  den  Papst  anmassten  und  dass  ihr  Plan  tralität  ein  Konzil  nach  einer  der  gedachten  5 
erst  recht  zu  einem  Schisma  führen  könne,  deutschen  Städte  (s.  im  Text)  ausschreibe  und 
Puckert  a.  a.  0.  S.  263 ff.  anderthalb  Jahre  nachher  eröffne,  alles  mit  Ge- 
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die  letzteren  ebenfalls  auzunehmen  luul  Eugen  IV.  Obedienz  zu  leisten'.  Dass  der 
Papst  bei  der  durch  die  Beschlüsse  des  Frankfurter  Reichstages  nur  verdeckten 
Uneinigkeit  des  römischen  Königs  mit  den  deutschen  Fürsten  den  ursprünglichen 
Forderungen  der  deutschen  Kurfürsten  nicht  nachgab,  war  selbstverständlich,  ja  die 
königlichen  und  fürstlichen  Gesandten  konnten  in  Kom^  nur  solche  Zugeständnisse 
erlangen,  welclio  die  Vorschläge  des  Königs  noch  in  einzelnen  Beziehungen  ab- 
schwächten. Sie  sind  niedergelegt  in  vier  päpstlichen  Urkunden,  einem  Breve  und 
drei  Bullen,  bis  auf  die  letzte  derselben  sämmtlich  vom  5.  Februar  1117  datirt''  (den 
s.  g.  Fürsten-Konkordaten)  K 

In  der  ersten  —  dem  Breve,  adressirt  an  den  König  und  die  bei  ihm  vertrete- 
nen Fürsten  —  erklärte  der  Papst ,  dass,  wenngleich  nach  seiner  Meinung  besser  für 
das  Wohl  der  Kirche  als  durch  Berufung  eines  neuen  allgemeinen  Konzils  gesorgt 
werden  könne ,  er  doch  mit  Rücksicht  auf  die  Wünsche  der  deutschen  Nation  die 
übrigen  christlichen  Könige  und  Fürsten  dafür  zu  gewinnen  suchen  wolle ,  dass  ein 
solches  Konzil  innerhalb  der  sclion  erwähnten  deutschen  Städte  (s.  o.  S.  411)  zu- 
sammentrete, und  dass  er  dies  innerhalb  10  Monate  ausschreiben  sowie  anderthalb  Jahre 
nach  Ablauf  dieser  Frist  eröffnen  werde,  sowie  dass,  falls  keiner  der  gedachten  Orte 
den  übrigen  Fürsten  genehm  sein  sollte,  er  das  Konzil  dennoch  innerhalb  der  er- 
wähnten Fristen  einberufen  wolle.  Daran  schliesst  sich  endlich  die  schon  o.  S.  386. 
n.  3  angeführte  Erklärung  über  die  Anerkennung  des  Konstanzer  Konzils  und  der 
übrigen  allgemeinen  Konzilien. 

In  der  zweiten  Urkunde  —  einer  Bulle  —  wird  Alles,  was  in  Folge  der  von  den 
Deutschen  angenommenen  Baseler  Dekrete  und  der  ihnen  beigefügten  Modifikationen 
(s.  0.  S.  409)  von  den  Anhängern  derselben  vorgenommen  worden  ist,  für  gültig  er- 
klärt, aber  eine  weitere  Verhandlung  wegen  der  durch  diese  Dekrete  einzelnen  Prä- 
laten zugefügten  Beschwerungen  und  wegen  der  dem  päpstlichen  Stuhle  versprochenen 
Entschädigung  durch  einen  abzusendenden  päpstlichen  Legaten  vorbehalten,  und  ge- 
stattet, dass  alle,  welche  die  erwähnten  Dekrete  und  ihre  Modifikationen  angenommen 
haben  und  welche  den  Annehmenden  anhängen ,  davon  so  lange  Gebrauch  machen 
dürfen ,  bis  die  in  Aussicht  genommene  Vereinbarung  durch  den  Legaten  zu  Stande 
gekommen  oder  durch  das  künftige  Konzil  etwas  Anderes  bestimmt  worden  sei  ^. 


nehmigung  der  übrigen  Könige,  und  falls  er  die  *  Abgedruckt  bei  Koch,    sanctio  pragraatica 

letztere  nicht  erlange,   befugt  sein  solle,  eine  an-  p.  181  ff. ;    Gaertner  corp.  iur.  ecolesiast.   1, 

dere  Stadt  zu  wählen.     "Weiter  sollte  der  Papst  105  ff. ;   Münch,  Konkordate  1,  77  ff. 

die  Konstanzer  Dekrete  und  die  des  Baseler  Kon-  5  Koch  1.  c.  p.  183:  „.  .  .  Super  aliis  autem 

zils,  so  weit  dieselben  während  seiner  Anerken-  decretis  Basileae  editis  et  per  .  .  .  Albertum  Ro- 

nung  als  allgemeines  Konzil  gefasst  worden  wä-  manorum  regem  acceptatis  .  .  .  contenti  sumus, 

ren,     acceptiren    und    es    sollten    dieselben    in  volumus  et  decernimus,  quod  omnia  et  slngula, 

Gültigkeit  bleiben,  bis  auf  einem  künftigen  Kon-  vigore  decretorum  huiusmodi,  cum  suis  modifica- 

zil  anders  vorgesehen  worden  wäre,  Puckert  a.  tionibus  acceptatorum  per  eos  qui  illa  acceptave- 

a.  0.  S.  289.  runt  vel  acceptantibus  in  natione  prefata  adhese- 

1  Puckert  S.  291.  runt,    usque  in   presentem   diem    quomodolibet 

2  Vertreten  waren  dort  bei  den  Verhandlungen  gesta  vel  acta  sunt,  cum  omnibus  inde  secutis, 
der  römische  König,  die  Kurfürsten  v.  Mainz  und  rata,  ürma  et  inviolabilia  persistant,  nee  in  poste- 
und  Brandenburg,  die  Markgrafen  von  Branden-  rum  a  quoquam  quavis  auctoritate  cassari  vel  an- 
burg,  der  Herzog  v.  Sachsen,  der  Landgraf  v.  nullari  aut  in  irritum  quovis  modo  valeant  revo- 
Hessen,  die  Erzbischöfe  von  Magdeburg,  Salzburg  cari :  quodque  omnes  et  singuli,  qui  usi  sunt  illis 
und  Bremen  und  verschiedene  Bischöfe,  Puckert  aut  in  vim  dictor.  decretorum,  a  die  acceptationis 
S.  303.  eorundem  quicquam  consecuti   sunt,   securi  sint 

3  Die  letzte  trägt  das  Datum  des  7.  Februar  et  quieti,  nee  propterea  impeti,  turbari  aut  mo- 
1447.  lestari  possint  quomodolibet  in  futurum.     Super 
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Meisterhaft  hatten  die  römische  Kurie  und  Eugen  IV.,  welcher  schon  auf  dem 
von  ihm  inzwischen  zu  Ferrara-Florenz  veranstalteten  Konzil  das  mittelalterliche 
Recht  hinsichtlich  der  Stellung  des  Papstes  gegenüber  dem  Konzil  wieder  zu  be- 
leben versucht  hatte  i,  die  Uebereilung  und  den  radikalen  Doktrinarismus  des  Baseler 
Konzils ,  die  Besorgniss  der  Fürsten  vor  einem  neuen  Schisma  die  Schwäche  Fried- 
richs III.  und  die  Uneinigkeiten  der  deutschen  Fürsten  auszunutzen  verstanden.  In 
den  vom  Papst  ausgestellten  Urkunden,  gegen  deren  Bewilligung  ihm  die  in  Rom  an- 
wesenden Gesandten  namens  der  von  ihnen  vertretenen  Fürsten  die  Obedienz  leiste- 
ten, war  —  wohl  absichtlich  nur  in  Form  eines  Breve  und  nur  beiläufig  am  Schluss 
desselben  —  zwar  das  Konstanzer  Konzil  anerkannt ,  diese  Anerkennung  aber  nicht 
nur  durch  die  blosse  Nennung  des  decretum:  Frequens  über  die  regelmässige  Abhal- 
tung der  allgemeinen  Konzilien  (s.  o.  S.  381)  und  die  äusserst  unbestimmte  Erwähnung 
der  ^^alia  eins  decreta^'  abgeschwächt,  sondern  auch  weiter  durch  die  päpstliche  Er- 
klärung, die  übrigen  allgemeinen  Konzilien,  „ipsorum  potestatem,  auctoritatem,  hono- 
rem et  eminentiam"  2^  wie  seine  Vorfahren,  annehmen  zu  wollen,  da  darin  ein 
Hinweis  auf  die  Päpste  des  13.  Jahrhunderts  gefunden  werden  konnte,  welche,  wie 
Innocenz  III.,  den  Fundamentalsatz  des  Konstanzer  Konzils  von  der  Superiorität  des 
Konzils  nicht  anerkannt  hatten^'.  Ja  mit  der  Hervorhebung  des  decretum:  Frequens 
am  Schluss  stand  sogar  der  Anfang  und  Haupttheil  des  Breves  insofern  im  Wider- 
spruch ,  als  der  Papst  nicht  einmal  die  Nothwendigkeit  der  Einberufung  eines  Kon- 
zils zugestanden,  vielmehr  nur  Nützlichkeitsgründe  für  dieselbe  angeführt  und  sie  von 
der  Zustimmung  der  übrigen  Fürsten  abhängig  gemacht  hatte.  Endlich  waren  das 
Baseler  Konzil  und  seine  Dekrete  weder  in  dem  Breve  noch  in  den  drei  Bullen  prin- 
zipiell anerkannt.  Die  S.  4 1 5.  n.  5  gedachte  Bulle,  welche  allein  in  Frage  kommen  kann, 
erklärte  nur  dasjenige,  was  auf  Grund  der  Baseler  Dekrete  geschehen  sei,  für  gültig, 
und  eine  solche  Sanirung  konnte  der  Papst,  auch  ohne  die  Gültigkeit  der  Dekrete 

observatione   vero   et    modiflcatione    decretorum  nen  Bewilligung :  „Hanc  autem  concessionem  ad 

eornndem,  cum  nomivdli  prelati   nationis  prefate  eos,  qui  declarationi  vel  obedientie  per  suos  pre- 

ex  eisdein  decretis   gravatos  se  fore  nobis   con-  latos   sive    superiores    nobls   facte  aut  iufra  VI 

questi  sint,   cumque  in  Ulis  apostolice  sedi  que  menses  faciende,  se  opponerent  aut  illam  accep- 

multnm  in  suis  iuribus  ex  ipsis  decretis  gravata  tare  recusent,  nullatenus  extendi  volumus  vel  eis 

dinoscitur,  recompeiisatio  promissa  sit,   decrevi-  opitulari." 

mus  legatum  nostrnm  cum   sufflcienti  potestate  Die  dritte  Bulle  enthält  das  Versprechen, 

ad  partes  Germanie  transmittere  qui  mediantibus  die  abgesetzten  Kurfürsten  v.  Trier  und  Köln  (s. 

rege,  archiepiscopo  (sc.  Maguntiiu]  et  marchione  o.  S.  411),  falls  sie  ebenfalls   der  Vereinbarung 

(ss.  Brandeburg)  prefatis  ac  aliis  eiusdem  nationis  beitreten  und  Engen  IV  Obedienz  leisten  wür- 

principibus  et  prelatis  .  .  .  super  observantia  et  den,  wieder  zu  restituiren,  Koch  1.  c.  p.  186. 

modiflcatione  decretorum  huiusmodi  nee  non  su-  Die  vierte  Bulle  v.T.  Februar  1446,  1.  c. 

per  provisione  apostolice  sedi  faciendis  tractare  p.    188  erklärt  alle   während  der  Neutralität  in 

valeat  et  flnalitei  concordare.    Permittentes  inte-  Deutschland  erfolgten  Pfründenverleihungen,  so- 

rim  et  indulgentes  ,   quod  omnes  et  singuli  qui  wie  alle  während  dieser  Zeit  verhandelten  Pro- 

prefata  decreta  receperunt  vel  recipientibus,   ut  zesse   und   ergangenen   Urtheile   für  gültig   und 

premissum  est,   adhcserunt,  in  prefata  natione,  trifft   weitere,    zur  Herstellung   der  kirchlichen 

decretis  huiusmodi  sirailiter  cum  suis  modiflca-  Ordnung    erforderliche  Verfügungen,    vgl.    auch 

tionibns,  quibus  recepta  sunt,  libere  et  licite  uti  Hefele  7,  833. 

possint;  qnos  etiam  circa  singnla  premissa  ma-  ^  Vgl.  §.  172. 

nuteneri  ac  defensari  volumus,   donec  per  lega-  '-^  Offenbar  ist  auch    dieses   Wort    absichtlich 

tum  .  .  .  concordatum  fuerit  vel  per  concilium,  statt:  ,,praeeminentiam'' gewählt, 

quod  .  .  .  convocare  proponimus,  aliter  fuerit  or-  3  ich  kann  daher  der  Ansicht  von  J.  Frie- 

dinatum,  non  contraventuri  nee  eontravenientibus  drich,  D.  päpstlich  gewährleisteten  Rechte  etc. 

consensuri.^'    Dann  folgt  nach  einer  Erklärung,  S.  309,  dass  Eugen  IV  sich  unumwunden  zu  der 

dass  der  Papst  keine  Schmälerung  der  Rechte  des  Bestimmung  des  Konzils  v.   Konstanz   über  die 

apostolischen   Stuhles    in    der  Zwischenzeit   er-  Autorität  allgemeiner  Konzilien  bekannt,  nicht 

warte,  noch  die  Beschränkung  der  ausgesproche-  beistimmen. 
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selbst  znziio^cbcn,  vornehmen,  — ja  dass  derselbe  absichtlich  ein  solches  Ancrkenntniss 
nicht  hat  o^ewäliren  wollen ,  zeigt  die  Beschränkung  der  gemachten  Konzession  auf 
diejenigen,  welche  bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  dem  Papste  Obedienz  geleistet  haben 
würden. 

Nirgends  hatte  der  Papst  in  den  erwähnten  Urkunden  die  Geltung  des  neuen 
Konziliarrechts  direkt  bestritten,  aber  ersichtlich  war  mit  geschickter  Doppelzüngig- 
keit auch  jede  Anerkennung  des  letzteren  vermieden.  Die  Anhänger  desselben  konn- 
ten die  in  dem  Breve  und  den  Bullen  gemachten  Zugeständnisse  als  solche  auffassen, 
welche  vom  Standpunkt  des  Konstanzer  Rechts  aus  gewährt  waren ,  andererseits  be- 
fanden sich  aber  sowohl  Eugen  IV.  und  seine  Nachfolger  in  der  Lage ,  diese  Aus- 
legung als  unberechtigt  zurückzuweisen.  Und  vollends  um  die  hinterhaltige  Politik 
der  Kurie  zu  krönen,  stellte  der  Papst  noch  am  5.  Februar  1446  das  den  deutschen. 
Gesandten  nicht  mitgetheilte  s.  g.  Salvatorium  aus,  und  bekundete  darin,  dass  er 
seine  Bewilligungen  den  deutschen  Fürsten  nur,  um  dieselben  zu  seiner  und  der 
römischen  Kirche  Obedienz  zurückzuführen  i,  gewissermassen  gezwungen  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Nothwendigkeit  und  den  Nutzen  der  Kirche  gemacht  habe,  dass  er 
aber,  weil  er  während  seiner  Krankheit  nicht  Alles  habe  gehörig  prüfen  können,  da- 
gegen protestire,  dass  er  in  seinen  Zugeständnissen  irgend  etwas  habe  bewilligen 
wollen ,  was  gegen  die  Lehre  der  heiligen  Väter  oder  gegen  die  Autorität  und  die 
Privilegien  des  apostolischen  Stuhles  Verstösse,  und  alle  zuwider  laufenden  Bewilli- 
gungen für  nichtig  erkläre  2. 

Weder  Eugen  IV.  noch  sein  Nachfolger  Nikolaus  V.,  welcher  kurz  nach  Antritt 
seines  Pontifikates  ^  die  Konzessionen  des  ersteren  aufrecht  zu  erhalten  versprochen 
hatte 4,  hatten  die  Obedienzleistung  sämmtlicher  deutschen  Fürsten  erreichen  können. 
Namentlich  waren  noch  die  Kurfürsten  von  Köln ,  Trier ,  von  der  Pfalz  und  von 
Sachsen  in  abwartender  Stellung  verblieben  •^.  Diese  traten  auf  Veranlassung  des 
Königs  von  Frankreich,  Karls  VII.,  im  Juni  1447  zu  einem  Kongress  zu  Bourges 


^  „ut  eos  ad  nostram  et  s.  roniane  ecclesiae  sprechen  zu  machen ,  welches  er  an  demselben 

nnitatem  et  ohedientiam  alliclamns."  Tage  heimlich  für  widerrufbar  erklärte,  und  ledig- 

2  Raynald  a.  1447.  n.  7:  „nos  ad  vitandum  lieh  durch Scheinkoncessionen dem  anderen Theile 

omne  scandalum  et  periculum,  quod  cxlnde  sequi  die  gewünschten  Zugeständnisse  abzulocken.  Da- 

posset,  nolentes  aliquid  dicere  aut  confirmare  vel  durch  rechtfertigt  sich  sicherlich  das  im  Text  über 

concedere,  quod  esset  contra  ss.  patrum  doctrinam  Politik  der  Kurie  gefällte  Urtheil. 
vel  quod  vergeret  in  praeiudicium  huius  s.  apos-  Wenn  Hefele  7,  835  meint,  dass  dem  Salva- 

tolicae  sedis,  quoniam  propter  imminentem  nobls  torium  der  Schluss  der  Bulle  v.  7.  Februar  wider- 

aegritudinem  non  valemus  omnla  per  nos  petita  spricht,   da  der  Papst  in  derselben  für  sich  und 

et  per  nos  concessa,  cum  ea  integritate  iudicii  et  seine  Nachfolger  versprochen  habe ,    die  Zuge- 

consilii  examinare  et  pond^rare  quae  rerum  mag-  ständnisse  zu  halten  sowie  jede  Aenderung,  selbst 

nitudo  et  gravitas   requlrit,    tenore  praesentium  wenn  sie  von  einem  Papste  ausgehe,  für  nichtig 

protestamur,  quod  per  quaecuraque  a  nobis  dictis  erkläre,  und  darin  anscheinend  eine  Rücknahme 

regi,  archiepiscopo,  marchionl,  praelatis,  princi-  des  Salvatoriums  findet,  so  hat  er  übersehen,  dass 

pibus  ac  nationi  responsa  et  respondenda,   con-  diese   Bulle   nur   vorübergehende  Anordnungen 

cessa  et  concedenda,  non  intendimus  in  aliquo  trifft,  während  das Breve  und  die  zweite  Urkunde 

derogare  doctrinae  ss.  patrum  aut  praefatae  sedis  eine  weit  allgemeinere  Bedeutung  haben, 
privilegiis  et  auctoritati,  habentes  pro  non  re-  3  Eugen  IV  war  schon  am  23.  Februar  1447 

sponsis  et  non  concessis  quaecumque  talia  a  no-  gestorben. 

bis  contigerit  emanare."    Der  angebliche  Zwang  *  a  r  t<y      x  -v      -^  ^ 

bestand  für  den  Papst  lediglich  in  dem  Verlangen,  «Die  Bulle  v.  28.  März  1447  bei  Koch  1.  c. 

die  Deutschen  zur  Obedienzleistung  zu  bringen,  P-  197.    Auch  dieser  Bulle  legte  Friedrich  a. 

und  hinderte  ihn  seine  Krankheit  die  Tragweite  a.  0.  S.  315  im  Zusammenhang  mit  seiner  S.  413. 

seiner  Koncessionen  zu  übersehen ,  so  gebot  es  "•  ?  gedachten  Ansicht  eine  nicht  richtige  Trag- 

die  bona  fldes ,    seine  Entschlüsse  zu  vertagen,  vy'eite  bei. 
nicht  aber  den    anderen  Kontraheuten  ein  Ver-  ^  Puckert  S.  305  fif. 


§.171.1  Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Basel.)  415 

(später  nach  Lyon  verlegt)  zusammen,  und  hier  wurde  in  Gemeinschaft  mit  den  Ge- 
sandten der  Baseler,  sowie  den  Gesandten  Englands,  Siziliens  und  Savoyens  be- 
schlossen, Felix  V.  zum  Verzicht  auf  die  Papstwürde  aufzufordern ,  sowie  von  Niko- 
laus V.  ein  theilweises  Nachgeben  gegen  die  Baseler  und  die  Berufung  eines  neuen 
allgemeinen  Konzils  in  kürzester  Zeit  nach  einer  französischen  Stadt  verlangt  ^. 

Gleichzeitig  (im  Juli  1447)  hatten  sich  in  Deutschland  zu  Aschaffenburg 
diejenigen  deutschen  Fürsten,  welche  Eugen  IV.  Obedienz  geleistet  hatten,  auf  An- 
regung des  römischen  Königs  versammelt,  und  sich  dahin  geeinigt,  dass  Nikolaus  V. 
in  Deutschland  als  rechtmässiger  Papst  verkündet,  seinerseits  aber  die  Fürstenkonkor- 
date bestätigen ,  und  dass  demnächst  zur  völligen  Ausgleichung,  namentlich  auch  zur 
Festsetzung  der  Entschädigung  des  Papstes,  falls  darüber  nicht  inzwischen  mit  seinen 
Legaten  eine  Vereinbarung  getroffen  worden,  ein  Reichstag  zu  Nürnberg  abgehalten 
werden  sollte 2.  Wenn  es  auch  bald  nachher  gelang,  die  Kurfürsten  von  der  Pfalz, 
Köln,  Trier  und  Sachsen  auf  die  Seite  des  Königs  und  Nikolaus  V.  herüberzuziehen  3, 
so  machte  doch  das  von  dem  Ersteren  erlassene  Edikt,  in  welchem  er  der  gesammten 
deutschen  Nation  die  Anerkennung  Nikolaus'  V.  als  wahren  Papstes  befahl,  nicht 
überall  den  gewünschten  Eindruck,  und  in  Folge  dessen  beeilte  sich  der  römische 
Legat  noch  vor  dem  in  Aussicht  genommenen  Reichstage  mit  dem  König  und  ein- 
zelnen Fürsten  zu  unterhandeln  4.  Auf  Grund  der  erzielten  Verständigung  wurde 
demnächst  am  17.  Februar  1448  mit  König  Friedrich  IIL  zu  Wien  das  s.  g. 
Wiener  (auch  Aschaffenburger^)  Konkordat  abgeschlossen 6.  Dasselbe  ver- 
nichtete im  wesentlichen  für  Deutschland  die  durch  das  Baseler  Konzil  erlangten 
Errungenschaften  und  führte  die  Verhältnisse  wieder  auf  den  einst  durch  das  Kon- 
stanzer Konkordat  geschaffenen  Zustand  zurück,  in  dem  das  päpstliche  Provisions- 
und Reservationsrecht  in  der  damaligen  Ausdehnung  von  Neuem  anerkannt  wurde ', 
und  ferner  gleichfalls  in  Uebereinstimmung  mit  dem  früheren  Konkordat^  nähere  Be- 
stimmungen über  die  statt  der  s.  g.  primi  fructus  zu  zahlenden  festen  Geldsummen 
(servitia  communia)  bei  der  Vakanz  der  Kathedralen  und  Mannsklöster,  sowie  über 
die  medii  fructus  bei  der  Erledigung  anderer  der  päpstlichen  Verleihung  unterliegen- 
den Beneficien  getroffen  wurden  9. 

Für  das  Baseler  Konzil  hatte  nunmehr  die  Todesstunde  geschlagen.  Mit  Aus- 
nahme der  Schweiz  und  Savoyens  hatten  sich  alle  christlichen  Staaten  von  demselben 
abgewendet.    Im  J.  1448  siedelte  der  Rest  des  Konzils  nach  Lausanne  überi^,  nach- 

1  Raynald  a.  1447  n.  19.  20;  Puckert  S.  ipsa  iiatione  Alemanica  per  .  .  .  Romauor.  regem 
306.  307.  .  .  .  plurimornm  s.  rom.  imperii  electorum  alio- 

2  Hefele   7,  838;     Puckert    a.    a.   0.  S.  rumqne   eiiisdem   nationis  tarn    ecclesiasticorum 
311  ff.  quam  secularium  principura  coiisensibus  acceden- 

3  Puckert  a.  a.  0.  tibus."   Bei  der  Feststellung  desselben,   ist  an- 
*  H  e  f  e  1  e  7,  838.  839.  sclieinend  kein  deutscher  Fürst  vertreten  gewesen. 

5  So  wurde  es  früher  genannt,  bis  Koch  1.  c.  Der  mitgetheilte  Eingang  erklärt  sich  nur  dann, 
p.  211  den  wahren  Sachvorhalt  aufdeckte.     Die  wenn  man  annimmt,   dass  die  Zustimmung  der 
frühere  Bezeichnung  war  nur  insofern  gerechtfer-  Fürsten  schon  vorher  eingeholt  worden  war,  He- 
tigt,   als  die  Grundlage  des  Konkordates  in  dem  feie  7,  839;  Puckert  a.  a.  0.  S.  316. 
Beschluss  der  Aschaffenburger  Versammlung  ge-  "^  Darüber  s.  o.  S.  138. 

geben  war,  und  der  Legat   auf  derselben  wohl  8  c.  3,  Hübler,  Konstanzer  Reformation  S. 

schon  seine  Verhandlungen  mit  einzelnen  Für-  181. 

sten  begonnen  hat,  Hefele  7,  838.  839.  9  Das  Nähere  in  der  Lehre  von  den  päpstlichen 

6  Bei  Koch  1.  c.  p.  201  ff.  (s.  auch  o.  S.  138.  Abgaben. 

n.  8).    Das  Konkordat  ist  seinem  Wortlaut  nach  Ueber  die  Einführung  des  Wiener  Konkordates 

zwischen  dem  päpstlichen  Stuhle  und  der  deut-       in  den  einzelnen  Territorien  s.  o.  S.  139. 
sehen  Nation  abgeschlossen,  des  Näheren:   „pro  lo  Friedrich  HI  hatte  schon  1447  der  Stadt  Ba- 
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dem  über  Felix  V.  in  Folge  der  Unterhandlimgcn  mit  dem  König  von  Frankreich  und 
den  Gesandten  Nikolaus'  V.  sich  zur  Verzichtleistung  bereit  erklärt  hatte  ^,  stellte  er 
in  einer  Sitzung  des  Konzils  die  förmliche  Cessionsurkunde  aus  2.  Dasselbe  wählte 
nunmehr  seinerseits  (19. April  1449),  als  ob  der  päpstliche  Stuhl  dadurch  vakant  ge- 
worden Aväre,  Nikolaus  V.  zum  Papst '^j  und  sprach  am  25.  April  1149  seine  Auf- 
lösung aus^. 

Vor  ihrem  Auseinandergehen  hatte  die  Synode  nicht  unterlassen  können ,  noch- 
mals auf  den  Grundsatz  des  neuen  Konziliarrechtes ,  dessen  radikale  und  einseitige 
Durchführung  ihre  Niederlage  angebahnt  hatte,  hinzuweisen,  indem  sie  bei  der  Wahl 
Nikolaus'  V.  erklärte,  dass  sie  durch  glaubwürdige  Berichte  wisse,  dass  derselbe  das 
Dogma  von  der  Superiorität  des  Konzils  glaube  und  festhalte  ^. 

In  Wahrheit  hatte  das  Papstthum  in  der  Reformfrage  nicht  nur  die  Superiorität 
des  Konzils  ignorirt,  sondern  dieselbe  auch  thatsächlich  beseitigt.  Es  hatte  den  ersten 
entscheidenden  Sieg  über  das  neue  Recht  davon  getragen,  und  konnte  nunmehr, 
wenngleich  die  französische  Nation  die  Geltung  desselben  durch  die  pragmatische 
Sanktion  von  Bourges  (s.  0.  S.  408)  zu  sichern  gesucht  hatte,  auf  der  betretenen  Bahn 
mit  der  Aussicht  auf  weitere  Erfolge  fortgehen. 

Die  Oekumenicität  der  Konstanzer  Beschlüsse ,  soweit  diese  die  Superiorität  des 
Konzils  über  den  Papst  aussprachen ,  war  schon  während  des  Baseler  Konzils  von 
Eugen  IV.  und  von  den  Kurialisten  in  Zweifel  gezogen  worden  ^\  Dasselbe  geschah 
seitens  der  letzteren  in  Betreff  desjenigen  Theils  der  Baseler  Beschlüsse,  welche  noch 
vor  dem  Erlass  der  Bulle  Eugens  IV. :  Dudum  sacrum  vom  15.  Dezember  1433  '^  lagen, 
obwohl  die  Oekumenicität  derselben  in  dem  früher  (S.  404)  angegebenen  Umfange 
bei  der  ausdrücklichen  Anerkennung  der  Rechtmässigkeit  des  Konzils  seitens  des 
Papstes  nicht  angefochten  werden  konnte^.  So  hatte  gleichzeitig  die  kurialistische 
Theorie  den  Päpsten  für  ihr  Bestreben  nach  Beseitigung  des  neuen,  die  absolute  Ge- 
walt des  Papstthums  über  die  Konzilien  beschränkenden  Rechtes  die  Wege  zu  ebenen 
begonnen ,  da  das  letztere  gerade  auf  dem  Konstanzer  Dekrete  und  den  in  der  ersten 
Zeit  des  Baseler  Konzils  gefassten  Beschlüssen  beruhte.    Denn  diejenigen,  welche 


sei  befohlen,    das  Konzil  nicht  mehr  länger  in  pacis^  Mansi29,  228,  nur  den  Besitzstand  des 

ihren  Mauern  zu  dulden,  He  feie  7,  847.  Klerus  sichern  und  die  gegen  die  Baseler  ausge- 

In  Lausanne  hat  es  noch  5  Sitzungen  gehalten.  sprochenen  Strafen  aufheben,  hat  mithin  nur  eine 

*  Hefele  7,  847.  transitorische  Bedeutung  gehabt. 

2  16.  April  1449,  Raynald  a.  1449.  n.  3.  4.  5  Raynald  1.  c.  n.  5:  „fide  quoque  relatione 

3  Raynald  1.  c.  n.  5.  6.  intelligentes  eumdem  credere  et  teuere  veritatera 

4  Raynald  1.  c.  n.  6.  "Wenn  Janus,  d.  pro  conservanda  manutenendaque  ss.  authoritate 
Papst  u.  d.  Concil.  Leipzig  1869.  S.  360  be-  conciliorum  in  s.  synodo  Oonstantiensi  deflnitam 
hauptet,  dass  die  vielgeschmähte  Baseler  Synode  et  declaratam  ac  in  s.  Basileensi  concilio  renova- 
bei  ihrer  Auflösung  noch  eine  glänzende  Genug-  tarn  necnon  a  praelatis,  regibus,  principibus  uni- 
thuung  erlangt  habe,  weil  die  konziliarischen  versitatibnsque  orbis  susceptam,  praedicatam  et 
Ideen  selbst  in  Rom  nach  dem  Tode  Eugens  IV  dogmatizatam ,  videlicet  quod  generalis  synodus 
noch  so  mächtig  gewesen  seien,  dass  Nikolaus  V  in  spiritu  s.  legitime  congregata,  generale  conci- 
auf  den  Rath  der  Kardinäle  eine  Bulle  (Tanio  nos  lium  faciens  ,  ecclesiam  catholicam  militantem 
V.  18.  Juni  1449,  Hardouin  9,  1337)  erlassen  repraesentans ,  potestatem  immediate  habet  a 
habe,  durch  welche  er  alle  Censuren,  Prozesse,  Christo  cui  quilibet  Status  vel  digiiitatis,  etiamsi 
Dekrete  Eugens  gegen  das  Baseler  Konzil,  selbst  papalis  existat,  obedire  tenetur  in  iis  quae  per- 
wenn  sie  mit  Approbation  der  Ferrareser  u.  Flo-  tinent  ad  fldem,  extirpationem  schismatis  et  ad 
rentiner  Versammlung  ausgesprochen  wären,  für  generalem  reformationem  ecclesiae  dei  in  capite 
nichtig  erklärt  habe,  so  sind  durch  dieselbe  die  et  in  membris." 

Baseler  Beschlüsse  nicht  im  entferntesten  aner-  ^  g.  0.  S.  387. 

kannt  worden.    Die  Bulle  sollte  ebenso  wie  die  "^  S.  0.  S.  402.  n.  3. 

unter   dem  gleichen  Tage  ergangene   Bulle:    Ut  8  g.  0.  S.  402.  403. 
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das  letztere  später  seit  der  Beilegung  seines  ersten  Streites  mit  Eugen  IV.  erlassen 
hatte  1,  galten  den  Anhängern  der  gedachten  Theorie  selbstverständlich  für  nichtig 
und  kamen  für  sie  nicht  weiter  in  Betracht.  Daher  erklärt  es  sich,  dass  schon  seit 
dem  17.  Jahrhundert  der  Baseler  Synode  überhaupt  die  Eigenschaft  eines  ökumeni- 
schen Konziles  abgesprochen  worden  ist  ^  und  noch  heute  abgesprochen  wird^,  während 
ihr  in  der  That  dieser  Charakter  bis  zu  der  im  J.  1437  von  Eugen  IV.  angeordneten 
Verlegung "^  zukommt^,  und  für  die  spätere  Zeit  nur  um  deshalb  aberkannt  werden 
muss,  weil  sie  in  Folge  der  gleichzeitigen  Abhaltung  des  Konzils  von  Ferrara-Florenz  ^ 
und  der  erheblichen  Verminderung  der  Zahl  ihrer  Anhänger'^  nicht  mehr  als  Re- 
präsentation der  ganzen  Kirche  gelten  konnte^. 


§.  172.     4.    Die  Rückkehr   zu  dem   mittelalterlichen  Recht.      Die  Entwicklung  seit  dem 
Konzil  von  Ferrara-Flm-enz  bis  zum  Vatikanum. 

I.  Das  Konzil  von  Ferrara-Florenz*.  Nachdem  Eugen  IV.  seinen  zwei- 
ten Kampf  mit  den  Baselern  eröffnet  hatte ,  richtete  sich  seine  Thätigkeit  einmal  auf 
die  Bekämpfung  des  neuen  Konziliarrechtes ,  auf  dessen  Boden  die  Baseler  standen 
und  handelten,  und  ferner  darauf,  ihrer  Synode  als  der  Hauptvertreterin  dieser  An- 
schauungen soviel  wie  möglich  ihre  bisherigen  Anhänger  zu  entziehen.  Ein  Mittel 
dazu  war  die  von  ihm  im  J.  1437  ausgesprochene  Verlegung  des  Baseler  Konzils  nach 
Ferrara^,  dessen  Hauptzweck  die  Herstellung  der  Union  mit  den  Griechen  bildete. 

Dasselbe  ist  aber  zugleich  vom  Papste  und  der  Kurie  dazu  benutzt  worden,  um 
die  Rückkehr  zu  dem  mittelalterlichen  Konziliarrecht  anzubahnen,  was  sich  um  so 
leichter  bewirken  liess ,  als  unter  den  zu  Ferrara  erschienenen  Lateinern  sich  selbst- 
verständlich nur  Anhänger  der  Kurie  und  solche ,  welche  das  Vorgehen  des  Baseler 
Konzils  nicht  billigten,  befanden. 

1  S.  0.  S.  404  ff.  Beziehungen  gefassten  Beschlüsse  keiner  päpst- 

2  So  von  Bellarmin,  de  conciliis  et  ecclesia  liehen  Bestätigung  und  ebensowenig  war  Eugen  IV 
I.  8.  ed.  cit.  2,  14.  Auf  seinen  Rath  soll  auch  berechtigt,  einen  solchen  Vorbehalt,  wie  ihn  sein 
die  Aufnahme  des  Baseler  Konzils  in  die  römi-  Schreiben  ausweist,  zu  machen. 

sehe  Konziliensammlung  (v.  J.  1608  ff.)  unter-  6  s.  den  folg.  §. 

blieben  sein.  He  feie  2.  Aufl.  1,  62.  7  g,  o.  S.  407.  410. 

4  S        S   AOfi'  '    1        •  8  Allerdings  erachten  die  strengen  Gallikaner, 

f;  -ir'  1  *  j  "  ••■u   *  ;i-     A     4!-'\.  c    yiAT     T%-  so  Edmund  Richer,  bist,  concil.  general.  III. 

ö  Vgl.  darüber  die  Ausfuhrung  S.  407.    Dies  ^  j      i^       -i  v  •         t^   j    •    t  e- 

\  3-     K    cc  j  ••    •  i.      /-(  iTi  <  das  Konzil  bis  zu  seinem  Ende  in  Lausanne  für 

ist  auch  die  Auffassung  der  gemässigten  Gallika-  ...  .    ,       t.    ,  x-    v  v  x  j-    t^     x  •  ^  . 

ner,  s.  z.  B.  Alex.  Natalis  bist,  eccles.  s.  XV  f  l^^^^^^««^-    Praktisch  hat  die  Kontroverse  jetzt 

u.  XVI.  diss.   8.    art.  3  ,  ed.  Ven.    et    Ferrar.  ^^"^^  Bedeutung  mehr. 

t.  9  ri762}  p.   461  ff.    Dagegen  erachtet  He-  *Cecconi,  studj  storici  sul  concilio  di  Fi- 

f  ele  2.  Aufl.  1,  63  nur  die  Beschlüsse  aus  der  ^enze.  Firenze  1869.   Tom.  I. 
Zeit  vor  der  Verlegung  für  ökumenisch,  welche  9  S.  o.  S.  406  u.  die  Bulle  v.  Ende  1437  oder 

die  Ausrottung  der  Häresie,  die  Friedensstiftung  v.  1.  Januar  1438,  Hardouin  9,  707,  worin  als 

in  der  Christenheit  und  die  Reform  der  Kirche  EröifnungstagderS.Januarfestgesetztwlrd.  Dieser 

an  Haupt  und  Gliedern  betreffen,  soweit  sie  dem  Tag  ist  auch  innegehalten.  Die  Vollmacht  für  den 

apostolischen  Stuhl  und  der  päpstlichen  Gewalt  präsidirenden  Kardinallegaten  bei  Hardouin  1. 

nicht  präjudiziren,  und  auch  vom  Papste  bestä-  c.  p.  714.    Bei  der  ersten  Sitzung  waren  ausser 

tigt  worden  sind.    Die  letzte  Einschränkung  fügt  demselben  5  Erzbischöfe,  22  Bischöfe  und  15 

er  auf  Grund  des  o.  S.  386.  n.  3  citirten  Schrei-  Ordensgeneräle  ,   Aebte  und  Ordensprovinzialen 

bens  Eugens  IV  v.  1446  hinzu.    Wenn  aber  die  anwesend,  1.  c.  p.  716.    In  dieser  wurden  auch 

von  mir  vertheidigte  Auffassung,   dass  in  der  da-  die  Protonotare    und  Notare  auf  Vorschlag  des 

maligen  Zeit  der  Konstanzer  Grundsatz  von  der  Präsidenten  bestimmt.    Die  erste  feierliche  Sit- 

Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  gelten-  zung  ist  am  10.  Januar  1438  abgehalten  worden, 

des  Recht  gewesen  sei   (s.  o.   S.  384),    richtig  1.  c.  p.  721.     Eugen  IV  traf  wohl  Ende  Januar 

Ist,   so   bedurfte  es  für   die   In  den  erwähnten  in  Ferrara  ein,  1.  c.  p.  723. 

Hinschius,  Kircbenrecht.  III.  27 
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Zimilchst  wurde  die  Stimmberechtigimg ,  abgesehen  von  den  Kardinälen ,  Erz- 
biscliöfen  und  Bischöfen ,  bei  denen  dieselbe  ausser  Frage  stand,  auf  die  Aebte  und 
anderen  Prälaten,  sowie  auf  die  Geistlichen,  welche  Dignitäten  in  Kathedralstiften  be- 
kleideten ,  oder  einen  akademischen  Grad  in  der  Theologie ,  dem  kanonischen  oder 
Civilreclit  besassen  ^,  eingeschränkt.  Man  wagte  also  noch  nicht  die  Vertreter  der 
damaligen  Wissenschaft  auf  ein  blosses  konsultatives  Votum  zu  beschränken.  Da- 
gegen wurde  sowohl  der  Abstimmungsmodus  nach  Nationen ,  welcher  zu  Konstanz 
eingeführt  war  (s.  o.  S.  372),  wie  auch  der  Baseler  nach  Deputationen  (s.  o.  S.  390) 
verworfen,  und  statt  desselben  eine  Einthcilung  der  Mitglieder  nach  drei  Ständen 
(s/atus)  oder  Klassen ,  dem  Stand  der  Kardinäle  ,  Erzbischöfe  und  Bischöfe ,  dem  der 
Aebte  und  Prälaten,  sowie  dem  der  übrigen  Geistlichen,  beliebt,  indem  zugleich  be- 
stimmt wurde,  dass  zur  Feststellung  der  Stimme  eines  Standes  eine  Majorität  von 
Zweidritteln  der  Mitglieder  desselben  erforderlich  sei  2.  Ob  für  die  Gesammt- 
abstimmung das  gleichlautende  Votum  zweier  oder  aller  drei  Stände  ausreichend 
war,  lässt  sich  nach  Lage  der  Quellen  nicht  entscheiden.  Zu  wirklichen  Meinungs- 
differenzen ist  es  bei  der  Ergebenheit  der  Versammlung  gegen  den  Papst  auch  kaum 
gekommen  •^.  Die  Eintheilung  ist  daher  nur  insofern  von  praktischer  Bedeutung  ge- 
wesen ,  als  die  für  wichtige  Angelegenheiten ,  namentlich  für  die  mit  den  Orientalen 
zu  vereinbarenden  Unionsinstrumente  bestellten  Deputirten  aus  den  verschiedenen 
Ständen,  theils  durch  diese  selber  4,  theils  durch  den  Papst  gewählt  worden  sind^. 

Für  die  verhältnissmässig  zahlreich  mit  ihrem  Kaiser  Johannes  Paläologus  er- 
schienenen Griechen  •^'  war  diese  Organisation  selbstverständlich  nicht  massgebend. 
Zur  Herstellung  der  Union  stand  nur  der  Weg  der  Vereinbarung  offen.  Die  Griechen 
beriethen  und  beschlossen  in  dieser  Angelegenheit  gesondert  als  eigene,  ihre  Kirche^ 
vertretende  Körperschaft  unter  dem  Vorsitze  ihres  Kaisers  oder  des  Patriarchen  von 


^  Vgl.  den  Dialog  des  päpstlichen  Advokaten  scheinlich  nach  Ankunft  des  Papstes  getroffen, 

Andreas  de  sancta  Cruce  (über  ihn  Hefele  7,  da  nach  derselben  in  einer  Kongregation  unter 

666),  welcher  dem  Konzil  persönlich  angewohnt  dem  Vorsitze  eines  Kardinallegaten  Festsetzungen 

hat,  bei  Hardouin  9,  982:  „in  principlo,   quo  in  Betreff  der  Sitzordnung  und  anderer  Forma- 

conoilium  Ferrariae  conventum  est,  disceptanti-  lien  gemacht  worden  sind,  1.  c.  p.  726,  Hefele 

bus  patribus  in  deliberandis  negotiis,  an  per  na-  7,  664. 

tiones  seu  per  deputationes  procedendum  esset,  -'  Hardouin  1.  c.  p.  982 :  „Conclusumve  ex- 

cum  Singulis  in  unum  convenientibus  nunquam  ti^i^,  ut  sensus  Status  diceretur  adesse,  si  ex  tri- 

conclusa  fuissent  tractanda,  fuit  visum,  ut  conci-  ^^g  duae  partes   convenirent  cuiuslibet  status  : 

lium  in  III  status  congregaretur,  in  cardinales,  gicque  ut  cancludi  potuisset,  necesse  fuerat,  ut 

archiepiscopos  et  episcopos ;   et  alius  esset  abba-  constituta  forma  auctoritatem  praeberet." 

tum  et  aliorum  regularium ;   tertius  clericorum  q    »,         i                  i        tt   •             ^     ^-4.  a^ 

,     ^             ^   ,.     .^^^      .        \i.    1    Tx,           ,    ••  ^  Abgesehen   von   dem  ünionswerk   mit  den 

doctorum  et  dignitates  in  catnedralibus  ecclesiis  ^  .      .?       tt    ^   i     t   ctq    -7/. -i    -700  tq/«    ü4  a 

,    ^     ,.          j_        n     j.            •     XI,     1     •      •  Orientalen,  Hefele  7,  b(ö.  741.  (Ö0.  794.014, 

habentium  et  graduatorum  in  theologia,  iure  ca-  ,    .        .'  ,         ,        t   *  •           1    •      v^-^^   „i+ 

^    .   ..? u  -r^           X      T     T)       •  i_           j  wobei  zwischen    den  Lateinern  kein  Zwiespalt 

nonico  et  civili."  Dass  unter  der  Bezeichnung  der         .       ,     ,        •  x    x,  i.    •  v  i  „  tz^„„^i  ^,, 4+^..,. 

,,.,  ,.    T        n               -x        cix     j           •  vx     Z^  eingetreten  ist,  hat  sich  das  Konzil  nur  mit  den 

Mitglieder    des    zweiten    Standes     nicht    bloss  .^         „    /.na  v  1,  a/t  „„  .„t ^  ^^^^.^ 

,,..  ^,                   ^,          .j           1.-X1VX  schon  0.  S.  4Uö  besprochenen  Massnahmen  gegen 

Mönche  zu  verstehen  sind,   erscheint  selbstver-  ,.    t>      1     x,      i  -fS  . 

X-    ji-  1,     TA-       •  1.x         -1,   X      o-i    1         -IX  die  Baseler  beschaitigt. 

standlich.   Die  nicht  erwähnten  Sakularpralaten,  ° 

welcher  die  Sitzordnung,   1.  c.  p.  727  gedenkt,  ^  So  für  die  Feststellung  des  ünionsdekretes 

können  allein  in  diese  Klasse  eingereiht  werden.  mit  den  Griechen,  Hardouin  9,  983. 

Das  „doctorum"  bei  der  Angabe  des  dritten  Stan-  5  Für  die  Union  mit  den  Armeniern,  1.  c.  p. 

des  kann  nur  docti,    nicht  doctores   bedeuten.  434^ 

Eine  ähnliche  Beschränkung  des   Stimmrechtes  6  v  i    tt    f   1     7    ßfiQ      d      TT             1      d  ^ 

der  Gelehrten  ist  schon  zu  Pavia-Siena  (s.  0.  S.  ^,   .  ^V  ,    e  e   e     ,         -          .    ,  .    ,      tt  x  ^ 

D07        r,-\          1                 r,     -rr     L    -i    3     c!x-  Uniousdekretes    enthalt    00   griecniscne    Unter- 

dö7.  n.  43  vorgekommen.  Zur  Kon  trole  der  Stimm-  v  •  ^  x                 (\    ci    iack 

berechtigten  wurde  die  Eintragung  derselben  in  schritten,  a.  a.  U.  fe.  ^40. 

eine  Matrikel   eingeführt,    Hardouin  1.   c.  p.  "^  S.  den  Eingang  des  Unionsdekretes  (S.  419. 

728.  n.  2)  und  Hardouin  9,  407.  411.     Vgl.  auch 

Die    erwähnten    Bestimmungen    sind    wahr-  Hefele  7,  669. 


§•  1 '2.] 


Die  Rückkehr  zu  dem  mittelalterlichen  Recht.     (Ferrara-Florenz.' 
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KonstantinopeP.  Daher  ist  auch  ausdrücklich  im  Eingang  des  ünionsdekretes ,  wel- 
ches die  Form  einer  Bulle  Eugens  IV.  trägt  2,  der  Einwilligung  des  griechischen 
Kaisers  und  der  Vertreter  der  orientalischen  Kirche  gedacht. 

Dass  es  Eugen  IV.  gelungen  war,  gegenüber  dem  lateinischen  Theil  des  Konzils 
eine  ähnliche  dominirende  Stellung  einzunehmen,  wie  einst  die  mittelalterlichen 
Päpste  (s.  0.  S.  361),  zeigte  sich  nicht  nur  in  der  Unterstützung,  welche  sein  Vor- 
gehen gegen  die  Baseler  fand  3,  sondern  auch  darin,  dass  sich  das  Konzil  ohne  Wider- 
spruch erst  die  Verlegung  nach  Florenz  ^  und  später  auch  nach  Rom"^  gefallen  Hess, 
während  die  ^mtikuriale  Partei  in  der  damaligen  Zeit  stets  die  Forderung  aufgestellt 
hatte ,  dass  ein  Reformkonzil  an  einem  möglichst  ausserhalb  der  päpstlichen  Macht- 
sphäre gelegenen  Orte  abgehalten  werden  müsse. 

Endlich  Hess  es  sich  Eugen  IV.,  wie  er  schon  bei  der  Verlegung  der  Baseler 
Synode  auf  die  Ende  des  9.  Jahrhunderts  hervorgetretene  pseudo-isidorische  und 
römische  Lehre  6,  dass  die  Berechtigung  des  Konzils  von  der  Autorität  des  Papstes 
abhängig  sei,  zurückgegriffen  hatte'',  auch  angelegen  sein,  derselben  —  offenbar  im 
bewussten  Gegensatz  zu  den  Baselern  —  dadurch  erneute  Geltung  zu  verschaffen, 
dass  er  sie  ausdrücklich  unter  diejenigen  Punkte  aufnahm,  welche  die  auf  dem  Kon- 
zil mit  der  lateinischen  Kirche  unirten  Orientalen  anzuerkennen  hatten^,  und  wenn- 
gleich die  Griechen  dies  zurückwiesen'',  so  war  doch  für  den  römischen  Stuhl 
mit  der  im  Unionsdekret  ausdrücklich  enthaltenen  Anerkennung '  ^  des  Primates  des 
Papstes  und  der  daraus  herfliessenden  vollen  Gewalt  „pascendi,  regendi  ac  guber- 
nandi  universalem  ecclesiam"  eine  geeignete  Waffe  gewonnen,  die  Theorie  der  Re- 


1  Hardouln  9,  311.  314.  391.  407;  Hefele 
7,  704.  718.  In  den  zuerst  von  Lateinern  und 
Griechen  besuchten  öffentlichen  Sitzungen  des 
Konzils  wurde  zwischen  denselben  nur  disputirt, 
Hefele  7,  681  ff. 

2  Hefele  7,  746:  „Eugenius  .  .  .  ad  perpe- 
tuam  rei  memoriam.  Consentiente  ad  infra- 
scripta  .  .  .  Joanne  Palaeologo  Romaeorum  impe- 
ratore  et  loca  tenentibus  vener.  fratr.  nostr. 
patriarcharum  et  ceteris  orientalem  ecclesiam  re- 
praesentantibus." 

3  S.  0.  S.  408. 

*  Diese  wurde  Ende  Januar  1439  nach  vor- 
heriger Vereinbarung  mit  den  Griechen  in  einer 
feierlichen  Sitzung  durch  eine  Bulle  Eugens 
(erlassen  „consentientibus  .  .  .  Romaeorum  Impe- 
ratore  et  .  .  .  patriarcha  Constantinopolitano,  s. 
approbante  concilio")  verkündet.  Zu  Florenz  ist 
die  erste  Sitzung  im  Februar  abgehalten  wor- 
den, Hardouin  9,  175.  858;  Hefele  7, 
694  ff. 

5  Die  s.  approbante  concilio  erlassene  Bulle  da- 
tirt  V.  26.  April  1441,  Patricii  summa  c.  129, 
faktisch  ist  aber  die  Verlegung  erst  i.  J.  1443 
erfolgt,  Hefele  7,  794.  814. 

6  S.  0.  S.  352.  n.  2. 

■^  Citirte  Verlegungsbulle,  Hardouin  9, 
1007:  „praedecessorum  nostrorum  sequentes 
vestigia ,  qui  ut  scribit  s.  m.  Nicolaus  (I)  papa 
(vgl.  dessen  Brief  an  den  Kaiser  Michael  v.  865 
bei  Mansi  15,  202.  203)  soliti  sunt  concilia 
etiam  universorum  pontificum  nequiter  celebrata 
cassare. 


8  Bulle  Eugens  IV  v.  22.  November  1439  für 
die  Armenier,  Hardouin  9,  437,  Mansi  31, 
1054  :  „i^iunximusque,  ut .  . .  non  solum  dictas 
III  synodos  (Nicäa,  Konstantinopel  I  und  Ephe- 
sus),  sed  et  omnes  alias  universales  auctoritate 
Romani  pontiflcis  legitime  celebratas ,  sicut  et 
ceteri  üdeles,  reverenter  suscipiant";  v.  4.  Febr. 
1442  für  die  Jacobiten,  Hardouin  9,  1027: 
„suscipit  (der  Gesandte  der  Jacobiten)  omnes 
alias  universales  synodos  auctoritate  Romani  pon- 
tiflcis legitime  congregatas  ac  celebratas  et  con- 
firmatas  et  praesertim  haue  s.  Florenti- 
na m."  Die  Bulle  für  die  Syrer  v.  30.  September 
1444,  1.  c.  p.  1041  bestimmt,  dass  diese  gleich- 
falls die  Dekrete  für  die  Armenier  und  Jacobiten 
anzunehmen  hätten ;  auch  in  der  Bulle  für  die 
Chaldäer  v.  7.  August  1445,  1.  c.  p.  1042  findet 
sich  eine  Bezugnahme  auf  die  letzteren. 

9  Weil  der  griechische  Kaiser  an  dem  alther- 
gebrachten Rechte  der  kaiserlichen  Mitwirkung 
zur  Einberufung  derselben  (s.  [o.  S.  333)  fest- 
hielt, Hardouin9,  411:  „admisimus  privilegia 
papae,  praeterquam  duo:  ne  convocet  synodum 
oecumenicam  sine  imperatore  et  patriarchis", 
und  Eugen  IV,  obgleich  er  anfänglich  erklärte, 
p.  414:  „  auctoritatem  praeterea  sibi  esse  et  fa- 
cultatem  celebrandi  synodum  oecumenicam  cum 
opus  fuerit  et  omnes  patriarchas  parere  eius  vo- 
Iniitati",  doch  diese  dem  abendländischen  Recht 
längst  entsprechende  Forderung  fallen  lassen 
musste,  um  das  ganze  mühsame  Werk  nicht  zum 
Scheitern  zu  bringen. 

10  Vgl.  Th.  I.  S.  195.  n.  8  a.  E. 
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formp.-irtei  von  der  Supcrioritiit  dos  Konzils  über  den  Papst  zu  bekämpfen,  indem 
man  nunmelir  den  Dekreten  der  Konstanzer  und  Baseler  Synode  den  Aussprucli  eines 
anderen  Konzils,  welches  schon  den  damaligen  Kurialisten',  wie  nicht  minder  den 
heutigen 2,  als  ökumenisch  galt,  gegentibersetzen  konnte^. 

Das  Konzil  zu  Ferrara-Florenz  kann  daher  als  der  Ausgangspunkt  der  neuen 
Entwicklung,  welche  zu  dem  mittelalterlichen  Recht  zurückgeführt  und  ihren  Ab- 
schluss  in  unseren  Tagen  durch  das  Vatikanum  gefunden  hat,  bezeichnet  werden. 

IL  Die  Zeit  bis  zum  5.  Lateranensischen  Konzil.  Nachdem  es  dem 
Papstthum  gelungen  war,  eine  eingreifende  Reform  der  Kirche,  und  vor  Allem 
der  Spitze  derselben  zu  verhindern,  suchte  es  das  durch  die  Reformkonzilien  ge- 
scliwächte  Kurialsystem  so  viel  als  möglich  zu  stärken.  Von  der  Beobachtung  des 
Konstanzer  Dekretes  über  die  regelmässige  Abhaltung  allgemeiner  Synoden  war 
selbstverständlich  keine  Rede  mehr.  War  doch  weder  Eugen  IV.  noch  sein  Nach- 
folger Nikolaus  V.  auf  die  in  den  letzten  Zeiten  des  Baseler  Konzils  mehrfach  er- 
hobene Forderung  nach  Einberufung  eines  neuen  allgemeinen  Konzils  ^  eingegangen. 
Demnächst  verbot  Pius  IL  (Aeneas  Sylvius  Piccolomini  1458 — 1464),  der  einstige 
Anhänger  des  Baseler  Konzils,  welcher  durch  Nachahmung  der  früheren  Päpste  das 
Papstthum  auf  die  alte  Höhe  zu  erheben  gedachte,  nicht  nur  in  einer  besonderen 
Bulle  die  Appellationen  vom  Papste  an  ein  allgemeines  Konzilium"^,  sondern  erklärte 
auch  die  pragmatische  Sanktion  von  Bourges  (s.  o.  S.  408),  welche  dem  Konstanzer 
und  Baseler  Recht  die  Fortdauer  in  Frankreich  sicherte,  für  eine  Verletzung  der  Vor- 
rechte des  päpstlichen  Stuhles ,  indem  er  gleichzeitig  die  französischen  Bischöfe  auf- 
forderte •*,  für  ihre  Beseitigung  zu  wirken.  Aber  gerade  diese  schroffe  Hervorkehrung 

1  Eugen  IV  selbstverständlich,  vgl.  die  S.406  rale unterzeichnet,  HefeleT,  750),  insbesondere 
citirte  Verlegungsbulle.  Soll  er  doch,  als  nach  der  blieben  die  Deutschen  wegen  der  s.  g.  Neutra- 
Ankunft  der  Griechen,  welche  das  Eintreffen  einer  lität  fern.  Diese  ungenügende  Vertretung  der 
grösseren  Anzahl  von  Lateinern  abwarten  woll-  abendländischen  Kirche  konnte  durch  die  ver- 
ten,  die  Verhandlungen  stockten,  erklärt  haben,  hältnissmässig  starke  Repräsentation  der  Orien- 
Hardouin  9,  23  :  „Ubi  ego  sum  cum  imperatore  talen  nicht  ersetzt  werden,  von  denen  die  Grie- 
et  patriarcha  (v.  Konstantinopel),  ibi  est  universa  chen  überdies  nach  der  Vereinbarung  der  Union 
christianorum  synodus  ,  cum  praesertim  adsint  das  Konzil  verlassen  haben.  Man  wird  daher  das 
patriarchae  omnes  et  cardinales  nostri."  Schon  Konzil  von  Florenz-Ferrara  ebensowenig  wie  die 
auf  dem  Konzil  von  Trient  wurde  bei  der  Be-  Baseler  Synode  in  ihrem  letzten  Stadium  für  eine 
rathung  über  die  Machtbefugnisse  des  Papstes  ökumenische  Synode  erklären  können.  Der  heut 
von  den  Italienern  die  citirte  Stelle  des  Floren-  herrschenden  Ansicht  widerspricht  dies  aller- 
tiner  Unionsdekretes  gegen  die  Franzosen,  wel-  dings,  vgl.  Hef  ele  7,  781  u.  2.  Aufl.  1,  65. 
che  sich  auf  die  beiden  Reformkonzilien  beriefen,  *  S.  o.  S.  410  ff. 

in  das  Feld  geführt,   Sarpi  bist.  conc.  Trident.  ^  Bulle  v.  23.  Januar  1460,    Hardouin  9, 

VII.  n.  52,  ed.  V.    Gorinchemi  1658.  p.  595.  1441:   „Execrabilis  et  pristinis  temporibus  inau- 

Vgl.    ferner   Bell  arm  in    1.  c.   I.    5  (ed.   cit.  ditus  tempestate  nostra  inolevit  abusus,,ut  a  Ro- 

2,  10).  ,  mano  pontiflce  .  .  .  nonnulli  ...   ad  futurum 

2  S.  z.  B.  Phillips  3,  457.  concilium  provocare  praesumant,  quod  quantum 

3  Die  Gallikaner  haben  noch  zu  Trient  die  s.  canonibus  adversetur  .  .  .  quisquis  non  ignarus 
Oekumenicität  des  Konzils  bestritten,  s.  Sarpi  iurium ,  intelligere  potest  .  .  .  quis  non  illud 
1.  c,  Hef  ele  2.  Aufl.  1,  65,  später  aber  ist  sie  ridiculum  iudicaverit,  quod  ad  id  appellatur, 
von  manchen  derselben  z.  B.  Natalis  Alexan-  quod  nusquäm  est  neque  scitur  quod  fu- 
der  bist,  eccles.  sec.  XV.  et  XVI  diss.  X  art.  1,  turum  sit."  Demnächst  werden  solche  Appella- 
ed.  cit.  9,  541  ff.  anerkannt  worden.  Ganz  ab-  tionen  für  nichtig  erklärt,  den  Appellirenden  die 
gesehen  von  der  Frage,  ob  Eugen  IV  berechtigt  nur  vom  Papst  und  in  articulo  mortis  zu  behe- 
war,  das  Konzil  von  Basel  nach  Ferrara  (Florenz)  bende  Exkommunikation  latae  sententiae,  den 
zu  verlegen,  war  auf  dem  letzteren  ebensowenig  Körperschaften  das  Interdikt,  sowie  allen  ein- 
wie  zu  Basel,  die  Kirche  in  genügender  Weise  schliesslich  der  Gehülfen,  (z.  B.  den  Notaren  und 
vertreten.  Von  den  Abendländern  hatten  sich  Zeugen)  die  Strafen  des  Majetätsverbrechens  und 
fast  nur  Italiener  eingefunden  (das  Unionsdekret  der  Ketzerei  angedroht. 

haben  8  Kardinäle,  63  Patriarchen,  Erzbischöfe  ^  Antwort  des  Papstes  an  die  Gesandten  Frank- 

und  Bischöfe,  sowie  43  Aebte  und  Ordensgene-       reichs  auf  dem  Konvent  zu  Mantua  v.  1459,  Har- 
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des  mittelalterlichen  Standpunktes  trieb  die  Gegner  des  Papstes  dazu ,  zu  ihrer  Ver- 
theidigung  auf  die  Rechtsanschauungen  der  Reformkonzilien  zurückzugreifen,  und 
gegen  sein  Verfahren  trotz  des  erlassenen  Verbotes  mit  Appellationen  an  ein  allge- 
meines Konzil  vorzugehen  K  Selbst  der  Widerruf  der  pragmatischen  Sanktion  durch 
Ludwig  XL  von  Frankreich ,  welchen  dieser  zur  Förderung  seiner  politischen  Inter- 
essen 1461  ausgesprochen  hatte  2,  blieb  wegen  des  Widerstandes  des  Parlaments  ohne 
Erfolgt. 

Auch  unter  den  Nachfolgern  Pius'  IL  ist  wiederholt  die  Einberufung  allgemeiner 
Konzilien  gefordert  worden,  theils  von  den  Kardinälen  im  Interesse  ihrer  auf  die  Be- 
schränkung der  päpstlichen  Macht  gerichteten  Bestrebungen,  theils  von  den  Fürsten 
behufs  Bekämpfung  der  päpstlichen  Uebergriffe*,  ja  die  Drohung  mit  einem  solchen 


douiii  9,  1432:  „Cupimus  saiictam  esse  Fran- 
corum  gentem  .  .  .  At  hoc  fieri  nou  potest,  iiisi 
haec  sanctionis  macula  seu  ruga  deponatur 
.  .  .  Carte  non  auctorltate  generalis  synodi  nee 
Romanor.  decreto  pontiücnm  recepta  est,  quamvis 
de  causis  ecclesiasticls  traotatus  absque  placito 
Romanae  sedis  stare  non  possit  .  .  .  Non  est  cre- 
dibile,  Carolum  qui  modo  regnat,  suo  sensu  hanc 
pragmaticam  introduxisse.  Deceptumputamus  .  . . 
Nam  quo  pacto  religiosus  princeps  ea  servari  iussis- 
set,  quorum  praetextu  summa  sedis  aposto- 
1  i  c  a  e  auctoritas  laeditur,  rellgionls  nostrae  vires 
enervantur  unitasque  ecclesiae  et  libertas  perimi- 
tur.  .  .  .  Praesul  vero  Romanus,  cuius  parochia 
orbis  est,  cuius  provincia  nee  oceano  clauditur, 
in  regno  Franclae  tantum  iurisdictionis  habebit, 
quantum  placet  parlamento.  .  .  .  Sic  iudex  iudi- 
cum  Romanus  pontifex  iudicio  parlamenji  sub- 
<iectus  est.  .  .  .  Vos  lucernae  estis  ardentes  .  .  . 
sie  lucete ,  ut  lux  vestra  tenebras  omnes  ae  eali- 
gines  pragmaticae  sanctionis  ex  nobili  et  christia- 
nissima  Francorum  gente  depellat." 

Die  principiello  Auffassung  Pius'  II  über  das 
Verhältniss  zwischen  Papst  und  Konzil  erhellt 
aus  seiner  s.  g.  bulla  retractationum  v.  1463,  1. 
c.  p.  1468 :  „Haec  nos  de  Romani  pontiflcis  auc- 
torltate et  potestate  sentimus,  cui  et  congregare 
generalia  concilia  et  dissolvcre  datum  est.  .  .  . 
Cum  his  et  generalis  concilii  auctoritatem  et  po- 
testatem  complectimur ,  quemadmodum  et  aevo 
nostro  Constantiae,  dum  ibi  fuit  synodus  univer- 
salis, declaratum  deünitumque  est.  Veneramur 
enim  Constantiense  concilium  et  cuncta  quae 
praecesserunt,  a  Romanis  pontifieibus  .  .  . 
approbata:  inter  quae  nuUum  invenimus  um- 
quam  fuisse  ratum,  quod  staute  Romano  in- 
d üb i täte  praesule  absque  ipsius  auctorltate 
convenerit:  quia  non  est  corpus  ecclesiae  sine 
eapite  et  omnis  ex  capite  deüuit  in  membris  po- 
testas." 

1  So  Karl  VII  i.  J.  1461 ,  P  i  t  h  o  u  preuves  des 
libertez  de  l'eglise  Gallicane  c.  13.  n.  10  und 
Richerii  bist,  concilior.  general.  1.  IV.  P.  I. 
c.  1,  welcher  geradezu  die  Einberufung  eines  all- 
gemeinen Konzils  unter  Hinweis  auf  das  Kon- 
stanzer Dekret  fordert  und  für  den  Fall  der  Wei- 
gerung des  Papstes  erklärt,  dass  er  sich  mit  den 
übrigen  Fürsten  in  Verbindung  setzen  würde, 
um  das  Zusammentreten  eines  solchen  zu  veran- 
lassen. 


In  Deutschland  wurde  eine  solche  Appellation 
in  dem  Streite  wegen  des  Bisthums  Brixen  von 
Herzog  Sigismund  v.  Oesterreich  (1460)  und  von 
dessen  Rath  Gregor  von  Heimburg ,  G  o  1  d  a  s  t 
monarchia  2,  1576.  1592;  Raynald  a.  1460. 
n.  35;  Gi eseler  Kirchengesch.  II.  4.  S.  127. 
n.  dd;  v.  Wessenb  erg ,  d.  grossen  Kirchen- 
versammlungen. 2,  533,  sowie  von  dem  seitens 
Pius'  II  1461  abgesetzten  Erzbischof  Diether  v. 
Mainz  erhoben,  von  welchem  der  Papst  vor  seiner 
Bestätigung  eine  Reihe  drückender  und  unge- 
wohnter Verpflichtungen,  so  u.  A.  auch  die,  weder 
ein  allgemeines  Konzil  zu  verlangen  noch  für 
das  Zustandekommen  eines  solchen  zu  wirken, 
verlangt  hatte,  Senckenberg,  selecta  iuris  et 
histor.  4,  393;  Gi  eseler  a.  a.  0.  S.  129. 
n.  ee;  v.  Wessenberg  a.  a.  0.  S.  534.  S. 
auch  Voigt,  Enea  Silvio  de' Piceolomini.  Berlin 
1856.  3,  375  ff.  u.  268  ff. 

2  Voigt  a.  a.  0.  S.  194  ff. 

3  Da  Ludwig  XI,  als  er  sich  in  seinen  Erwar- 
tungen über  den  Erfolg  des  dem  Papst  gemachten 
Zugeständnisses  getäuscht  sah,  das  Parlament  ge- 
währen Hess,  Friedberg,  Grenzen  zwischen 
Staat  u.  Kirche  S.  490.  Auch  ertheilte  er  1463 
seinem  Generalprocurator  die  Anweisung,  gegen 
verschiedene  Beschwerungen  des  Papstes  an  ein 
allgemeines  Konzil  zu  appelliren  ,  Durand  de 
Main  an  e  ,  les  libertez  de  l'eglise  gallicane.  2, 
733. 

4  So  hatte  Paul  II  (1464—1471)  mit  den 
übrigen  Kardinälen  vor  seiner  Wahl  beschwören 
müssen,  Jacobi  Piceolomini  card.  Papiensis 
(j  1479)  rerum  suo  tempore  gestar.  comment.  IIb. 
II  (hinter  Gobellini  comm.  Francof.  1617.  p. 
371) :  „  concilium  generale  christianorum  intra 
triennium  cogere,  in  quo  et  principes  saeculi  ad 
tuend  am  religionis  causam  accenderentur  aegrae- 
que  partes  ecclesiae  communi  medicamento  sani- 
tatem  reciperent",  s.  v.  Höfler,  d.  romanische 
Welt  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Reformideen  des 
Mittelalters.  Wien  1878.  (Separ.  Abd.  a.  d. 
Sitzungsberichten  d.  phil.  bist.  Klasse  d.  kais. 
Akademie  d.  Wissenschaften  Bd.  91.  Juliheft  v. 
1878)  S.  216.  n.  1.  Ein  gleiches  Versprechen 
war  vor  der  Wahl  Innocenz'  VIII  (1484)  und 
Julius'  II  (1503)  von  den  Kardinälen  abgelegt 
worden,  Raynald  a.  1484.  n.  31;  Acta  primi 
concilii  Pisani  celebrati  ad  tollendum  scisma. 
Lutet.  Paris,  sumpt.  Mclohioris  Mondiere.  1602. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  1'2. 


ist  in  dieser  Zeit  die  geistliche  Waffe  gewesen,  deren  sich  die  Fürsten  gegen  den  von 
den  Päpsten  geübten  Missbrauch  der  Verwendung  kirchlicher  Censuren  zur  Förde- 
rung ilirer  weltlichen  Politik  bedienten'. 

Zu  dem  Versuche  der  Verwirklichung  einer  solchen  Drohung  ist  es  aber  nur 
einmal  gekommen,  als  Ludwig  XIL  von  Frankreich  und  Maximilian  I.  zur  Bekämpfung 
der  italienischen  Politik  Julius'  IL  (1503 — 1513)2  die  Ausschreibung  eines  allgemei- 
nen Konzils  nach  Pisa  zum  l .  September  1511  durch  die  vom  Papst  abgefallenen 
Kardinäle  veranlassten  •^.  Dasselbe  trat  auch  in  der  That  zusammen  4,  war  aber 
wesentlich  nur  von  französischen  Prälaten  und  Anhängern  der  Franzosen  besucht, 
und  erzielte  mit  seiner  Nachahmung  des  Baseler  Konzils  ^  gegenüber  Julius  IL  nicht 
den  mindesten  Erfolg '\ 


p.  14  ff. ;  V.  H  ö  f  1er  a.  a.  0.  S.  238,  nur  ist  das 
erste  Mal  die  Zeit  durch:  „cum  primum  com- 
mode  üeri  posse  videbitur,  das  zweite  Mal  auf 
2  Jahre  bestimmt. 

Als  die  von  Sixtus  IV  begünstigte  Verschwö- 
rung der  Pazzl  gegen  die  Medici  in  Florenz  miss- 
lungen  war,  wurde  1478  ein  Nationalkonzil  aller 
zum  Gebiet  v.  Florenz  gehörigen  Prälaten  veran- 
anstaltet.  Dieses  erklärte  das  vom  Papst  über  die 
Republik  verhängte  Interdikt  für  nichtig  und 
appellirte  an  ein  allgemeines  Konzil,  Macchia- 
velli,  istorie  Fiorentine  lib.  VIII;  Gieseler 
a.  a.  0.  S.  151.  n.  d;  s.  ferner  Angel.  Fabro- 
nius,  Laurentii  Medicis  magnif.  vita.  Pisis 
1784.  2,  136  ff.  In  demselben  Jahre  liess  auch 
Ludwig  XI  durch  seinen  Gesandten  dem  Papste 
eröffnen ,  dass  auf  einer  Versammlung  seiner 
Grossen  zu  Orleans  wegen  der  von  dem  letzteren 
in  Italien  erregten  Kämpfe  die  Abhaltung  eines 
allgemeinen  Konzils  für  nothwendig  erachtet 
worden  sei,  sowie  ihm  drohen,  dass  er  erforder- 
lichenfalls seinerseits  ein  solches  in  einer  fran- 
zösischen Stadt  veranstalten  werde,  Durand 
de  Mai  11  an e  1.  c.  p.  735;  Raynald  a.  1478. 
n.  19;  Gieseler  a.  a.  0.  S.  156.  n.  e.  Das- 
selbe Mittel  gebrauchte  Karl  VIII  als  Drohung 
gegen  Alexander  VI  [1492 — 1503)  nachdem  die- 
ser Alfons  II  mit  Neapel  belehnt  hatte,  Ray- 
nald a.  1494  n.  18  ff. 

Nicht  minder  legte  die  Universität  Paris  1491 
eine  solche  Appellation  gegen  eine  Bulle  Inno- 
cenz'  VIII,  welche  dem  Klerus  Abgaben  aufer- 
legt hatte,  ein,  Durand  de  Mailiane  1.  c.  p. 
735. 

1  Konnte  doch  immer-  ein  solches  Konzil  bei 
günstiger  Lage  der  Verhältnisse  zur  Absetzung 
des  Papstes  benutzt  werden.  Darauf  war  es  ab- 
gesehen, als  sich  im  J.  1507  Ludwig  XII  von 
Frankreich  und  Ferdinand  von  Aragonien  in 
Savona  zur  Reform  der  Kirche  und  Einberufung 
eines  Konziles  verbanden ,  welches  dazu  dienen 
sollte,  Julius  II  den  französischen  Minister,  Kar- 
dinal von  Amboise,  zum  Nachfolger  zu  geben  und 
so  Italien  der  französischen  Herrschaft  auszu- 
liefern, V.  Höfler  S.  240.  241. 

2  J.  1510  hatte  Ludwig  XII  ein  National- 
konzil der  französischen  Bischöfe  unter  Zu- 
ziehung von  Doktoren  der  Theologie  und  des  ka- 
nonischen Rechts,  vfelchem  der  Erzbischof  von 
Lyon  präsidirte ,   veranstaltet  und  diesem  eine 


Reihe  von  Fragen  über  sein  Verhalten  gegen  den 
Papst  vorlegen  lassen ,  welche  von  der  Synode 
durch  s.  g.  conclusiones  selbstverständlich  im 
Sinne  des  Königs  beantwortet  wurden,  Har- 
douin  9,  1555  ff. ;  J.  E.  Kapp,  Nachlese  eini- 
ger z.  Erläuterung  d.  Reformationsgesch.  nütz- 
lichen Urkunden  (Lpz.  1727)4,490ff.  U.a. wurde 
auch  beschlossen  :  „Oratores  instituendos  ad  ipsum 
.  . .  Julium  II  . .  .  qui  supplicent,  ut  Sanctitas  sua 
velit  congregare  concilium  ecclesiae  in  loco  tuto 
et  convenienti  ad  determinationem  ultimorum 
conciliorum  generalium  (d.  h.  Konstanz  und  Ba- 
sel), quatenus  fleri  possit ;  idemque  procuret 
christianissimus  rex  apud  imperatorem  et  alios 
principes  christianos  ,  ut  sibi  adsint  et  opem  ac 
auxilium  ferant  pro  eodem  concilio  generali  con- 
gregando  ad  reformationem  ecclesiae  universalis 
in  capite  et  in  membris";  vgl.  Gieseler  a.  a. 
0.  S.  183.  n.  g;  V.  Höfler  S.  242. 

3  Das  Ausschreiben  v.  16.  Mai  1511,  Richer' 
bist,  concil.  1.  IV.  p.  I.  c.  3  u.  Gieseler  a.  a. 
0.  S.  188.  n.  i  motivirt  dies  u.  A.  damit: 
„quumque  tempus  decennii  post  ultimum  uni- 
versale concilium  iamdudum  sit  effluxum  et  sa- 
luberrima  decretali  Constantiensi  constitutione 
edita  Frequens  singulis  decenniis  universale  con- 
cilium congregari  debeat  et  .  .  .  Julius  P.  II, 
cui  primo  curae  esse  deberet  illud  convocandi, 
tanto  tempore  hoc  neglexerit,  maxime  cum  vo- 
verit  et  iuraverit  post  biennium  a  creatione  sua 
illud  teuere  (S.  421.  n.  4)  et  nedum  negligens 
in  praecepto  ecclesiae  et  concilii,  sed  et  voti  et 
iuramenti  huiusmodi  transgressor,  illud  non  te- 
nuerit  tempusque  interpellet  pro  homine,  cumque 
numquam  sua  auctoritate  aut  voluntate  futurum 
concilium  credatur  celebrandum :  et  cum  de  gra- 
vibus  ecclesiae  scandalis  in  capite  agendum  sit, 
quo  casu  ...  ad  summum  pontificem  congrega- 
tlo  concilii  non  attinet,  sed  secundo  loco  ad 
rever.  dd.  cardinales."  Gleichzeitig  erliessen 
auch  Maximilian  und  Ludwig  XII  Einladungs- 
schreiben, V.  Höfler  S.  246.  n.  2.  Vgl.  auch 
a.  a.  0.  S.  254. 

4  Die  Eröffnung  fand  am  5.  Nov.  1511,  Acta 
cit.  (S.  421.  n.  4)  p.  83. 

5  In  der  ersten  Sitzung  sprach  es  zwar  die 
Anerkennung  Julius'  II  aus ,  erklärte  indessen 
gleichzeitig  alle  Verfügungen  desselben  gegen  die 
Kardinäle  für  nichtig ;  in  der  zweiten  regelte 
es  die  Geschäftsordnung  nach  dem  Vorbilde  der 


§.  172. 


Die  Rückkehr  zu  dem  mittelalterlichen  Recht.     (5.  Lateran.  Konzil.] 


423 


III.  Das  5.  Lateranensische  Konzil  von  1512 — 1517.  Noch  ehe  das 
Konzil  zu  Pisa  zusammengetreten  war,  hatte  Julius  II.  seinerseits  im  Juli  1511  eben- 
falls eine  allgemeine  Synode  und  zwar  nach  Rom  berufen^,  welche  im  Mai  1512  in 
der  Laterankirche  unter  Theilnahme  von  11  Kardinälen,  von  79  Patriarchen,  Erz- 
bischöfen und  Bischöfen,  4  Ordensgeneralen,  2  Aebten,  fast  nur  Italienern,  sowie  der 
Gesandten  von  Spanien,  Venedig  und  Florenz  2  eröffnet  wurde  ^.  Ausser  dem  König 
von  Spanien  erklärte  auch  der  König  von  England  ^  seine  Zustimmung  zu  dem  Konzil, 
und  noch  vor  der  dritten  Sitzung  war  Maximilian,  welcher  bei  dem  wiederholt  als 
nahe  bevorstehend  angenommenen  Tode  Julius'  IL  den  Gedanken  gefasst  hatte ,  das 
Papstthum  in  irgend  einer  Form  durch  eine  auf  ihn  zu  lenkende  Wahl  oder  zu  über- 
tragende Coadjutorie  an  sich  zu  bringen  und  zur  Verwirklichung  dieses  Planes  sich 
mit  Ludwig  XII.  von  Frankreich  verbündet  hatte ,  bei  der  Abneigung  der  deutschen 
Geistlichkeit  gegen  das  Pisaner  Konzil  und  der  Besorgniss  der  Deutschen  vor  einem 
neuen  Schisma  unter  Abwendung  von  seinem  bisherigen  Verbündeten  ^  dem  Konzile 
des  Papstes  gleichfalls  beigetreten^'.  Damit  war  der  Sieg  des  Papstthums  über  die 
Franzosen  entschieden,  und  dasselbe  beeilte  sich  in  Gemeinschaft  mit  den  Kardinälen 
die  Lehre  des  Konstanzer  und  Baseler  Konzils,  welche  in  Frankreich  ihre  Hauptstütze 
gefunden  hatte,  zu  verurtheilen ,  und  einen  weiteren  Schritt  in  der  Rückbildung  des 
Konziliarrechts  zu  thun. 

Was  die  Organisation  des  Konzils  betraf ,  so  waren  zwar  wie  auf  den  früheren 
neben  den  oben  schon  genannten  Prälaten  eine  Anzahl  von  Doktoren  und  Gelehrten 
erschienen^,    aber   die   Stimmberechtigung   wurde    diesmal   auf  die   Prälaten   be- 


Baseler; in  der  dritten  (12.  Nov.)  wurden  die 
Konstanzer  Dekrete  über  die  Stellung  und  das 
Ansehen  der  allgemeinen  Konzilien  erneuert, 
auch  festgesetzt,  dass  das  Konzil  nicht  aufgelöst 
werden  dürfe ,  bis  nicht  die  Kirche  im  Glauben 
und  in  den  Sitten  sowohl  am  Haupte  wie  auch 
in  den  Gliedern  reformirt  worden  sei,  wohl  aber 
nach  einem  sichern  Orte  (indessen  nicht  Rom) 
verlegt  werden  könne,  endlich  wurde  (wegen  eines 
zwischen  den  Franzosen  und  Italienern  entstan- 
denen blutigen  Streites)  die  Verlegung  nach 
Mailand  beschlossen.  Nachdem  das  Konzil  ver- 
geblich Verhandlungen  mit  Julius  II  über  eine 
gemeinschaftlich  zu  beschickende  Synode  ange- 
knüpft hatte ,  suspendirte  es  unter  dem  Ein- 
drucke des  Sieges  der  Franzosen  über  die  päpst- 
liche Armee  bei  Ravenna  in  der  achten  Sitzung 
(21.  April  1512)  den'Papst,  wagte  aber  in  seiner 
Ohnmacht  das  Dekret  nur  an  die  Kirchthüren  in 
Mailand,  Florenz,  Genua,  Bologna  und  Verona 
anschlagen  zu  lassen.  Diese  Sitzung  war  die 
letzte.  Demnächst  siedelte  ein  Rest  des  Kon- 
zils, weil  er  in  Folge  der  Wendung  in  den  poli- 
tischen Verhältnissen  sich  in  Mailand  nicht  mehr 
sicher  fühlte,  nach  Lyon  über,  wonächst  Lud- 
wig XII  die  Synode  auseinandergehen  hiess.  Die 
Verhandlungen  des  Konzils  in  den  cit.  Acta  und 
bei  Rieh  er  1.  c.  1.  IV.  p.  I.  c.  3.  Vgl.  auch 
V.  Höfler  a.  a.  0.  S.  248  ff. 

6  Wegen  der  veränderten  Stellung  Maximi- 
lians, s.  0.  im  Text. 

1  Die  Bulle  bei  H  a  r  d  o  u  i  n  9,  1584.  In  der- 
selben werden  die  Vorwürfe  des  Pisaner  Aus- 
schreibens mit  der  Behauptung  zurückgewiesen, 


dass  der  Papst  seit  Beginn  seines  Pontiflkates 
die  Absicht  gehabt  habe,  ein  allgemeines  Konzil 
zu  berufen,  insbesondere  wird  in  Betreff  des  Kon- 
stanzer Dekretes  hervorgehoben ,  dass  dasselbe 
80  Jahre  lang  nicht  beobachtet  worden  sei.  In- 
dem der  Papst  weiter  betont :  „huiusmodi  conci- 
lia  a  solis  Romanis  pontiflcibus  esse  indicta  et 
aliter  indicta  rata  non  fuisse",  erklärt  er  die  Be- 
rufung und  etwaige  Beschlüsse  des  Pisaner  Kon- 
zils für  nichtig  unter  gleichzeitiger  Verhängung 
von  Censuren  und  Strafen  gegen  die  Theilneh- 
mer  desselben. 

2  Hardouin  9,  1581.  Die  Zahl  der  Theil- 
nehmer  hat  sich  später  nur  unerheblich  ver- 
mehrt, 1513  werden  87  Patriarchen,  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  als  anwesend  genannt,  p.  1679. 

3  Die  Eröffnung  erfolgte  am  3.  Mai  1512,  1.  c. 
p.  1573;  die  erste  Sitzung  wurde  am  10.  des- 
selben Monats  gehalten,  p.  1581. 

4  L.  c.  p.  1610. 

5  V.  Höfler  S.  253 ff. 

6  In  der  dritten  Sitzung  (3.  Dezember  1512) 
erklärte  der  kaiserliche  Gesandte,  Bischof  von 
Gurk,  die  Beschlüsse  des  Konzils  von  Pisa  für 
nichtig  und  sprach  Namens  des  Kaisers  dessen 
Adhäsion  an  das  Lateranensische  Konzil,  als 
Vertretung  der  allgemeinen  Kirche,  aus,  Har- 
douin 9,  1626.  1628. 

'  Die  Konvokationsbulle  1.  c.  p.  1591  ladet  in 
der  herkömmlichen  Weise  nicht  bloss  die  Bischöfe, 
monasteriorum  abbates  et  praelati,  sondern  auch 
„omnes  alii  ecclesiastici  vel  saeculares,  etiam  reges 
et  principes  ceteraeque  personae  quae  de  iure  vel 
consuetudine  in  congregationibus  generalium  con- 
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schränkt',  und  zum  ersten  Mal  wieder  uuf  den  mittelalterlichen  Abstimmungsmodus 
nach  Köpfen  zurückgegangen'^.  Damit  entfiel  auch  die  regelmässige  Feststellung  der 
Vorlagen  in  besonderen,  den  feierlichen  Sitzungen  vorhergehenden  Generalkongrega- 
tionen 'K  Die  Dekrete  wurden  dem  Konzil  in  bei  der  Kurie  ausgearbeiteten  Entwürfen 
und  in  der  Form  päpstlicher  „sacro  approbante  concilio"  erlassener  Anordnungen 
unterbreitet  und  die  Abstimmungen  darüber  unter  dem  Vorsitze  des  Papstes '  vorge- 
nommen ^. 

In  ihren  Beschlüssen  richtete  sich  die  Synode  vor  Allem  gegen  die  Konstanzer 
und  Baseler  Konzilientheorie ,  indem  sie  die  pragmatische  Sanktion  ^  verwarft  und 


cilioruni  solent  iiiterveiiire"  ein.  Der  Anwesen- 
heit von  Doktoren  und  Magistern  in  den  Sitzungen 
wird  mehrfach  erwähnt,  1.  c.  p.  1638.  1652.  1671. 

1  Sess.  IV.  1.  c.  p.  1644.  1646:  „deinde  ex- 
clusis  a  loco  concilii  omnibus  aliis  nou  hahenti- 
bus  voces  definitivas,  exceptis  oratoribus  princi- 
puni  baronibus  et  pluribus  principalibus  ordinum 
et  porta  concilii  clausa  .  .  .  Alexander  episcopus 
Alexandrinus  de  mandato  suae  sanctitatis  ascen- 
dit  ambonem  et  legit  schedulam  seu  bullam  te- 
noris  infra  scripti.  .  .  .  Qua  perlecta  idem  .  .  . 
episcopus  petiit  ab  patribus  exlstentibus  in 
concilio,  an  placerent  reverendis  paternitatibus 
suis  contenta  in  schedula.  ...  Et  immediate 
scrutatores  votorum  una  cum  protonotariis  et  no- 
tariis  iverunt  ad  recipiendum  vota  patrum.  Et 
omnes  post  sanctissimum  dominum  nostrum  qui 
respondit  per  verbum  :  Placet ,  responderunt, 
placere  eis  contenta  in  schedula";  sess.  V.  p. 
1656.  1660.  1662;  sess.  VIT.  p.  1699;  sess. 
VIII.  p.  1720.  1732.  Unter  den  stimmenden 
Vätern  können  weder  die  Gelehrten  noch  die 
Laien,  von  denen  die  ersteren  mit  den  letzteren 
auch  stets  in  gleicher  Linie  genannt  werden, 
(s.  vor.  Anm.)  verstanden  sein.  Die  Identität  der 
Väter  mit  den  Prälaten  ergiebt  ferner  der  Um- 
stand, dass  die  Mitglieder  der  später  gebildeten 
Deputationen  (s.  die  Anm.  3)  als  durch  die  Prä- 
laten gewählt  bezeichnet  werden,  1.  c.  p.  1681. 
1682.  S.  ferner  p.  1725:  „de  mandato  speciali 
.  .  .  domini  nostri  .  .  .  mandatur  omnibus  et  sin- 
gulis  patriarchis,  archiepiscopis,  episcopis,  abba- 
tibus  et  generalibus,  in  generali  concilio  vocem 
definitivam  habentibus." 

2  Vgl.  die  vor.  Anm. 

3  Unter  Leo  X  (1513)  wurden  auf  dessen  Ver- 
anlassung „quod  difficile  foret  pro  singulo  nego- 
tio  tractando  in  concilio  congregare  omnes  prae- 
latos"  die  Väter  in  einer  dazu  veranstalteten 
Kongregation  aufgefordert ,  „  ut  eligerent  ali- 
quos  praelatos  graves  et  doctos  qui  essent  una 
cum  .  .  .  cardinalibus  ad  pertractandum  coram 
domino  nostro  ea  quae  in  sessionibus  conciliari- 
bus  essent  proponenda",  und  in  Folge  dessen  24 
Deputirte  gewählt,  p.  1679.  1680.  „Dominus 
noster  divisit  supradictos  praelatos  deputatos  per 
congregationem,  ut  aliqui  eorum  tractarent  ea 
quae  spectant  ad  pacem  universalem  componen- 
dam  inter  principes  christianos  et  etiam  quae 
spectant  exstirpationi  schismatis  et  alii  ad  trac- 
tandum  ea  quae  spectant  ad  fidem  et  super  refor- 
matione  et  abolitione  pragmaticae  sanctionis.  Et 
etiam  sanctitas  sua  ultra  praelatos  deputatos  per 
congregationem  addidit  alios  .  .  .  ac  etiam  addi- 


dit  generales  ordinum.'*  So  wurden  drei  Depu- 
tationen, die  erste  für  die  Herstellung  des  Frie- 
dens ,  die  zweite  für  die  Reformation  der  Kurie 
und  die  dritte  für  die  pragmatische  Sanktion  und 
den  Glauben  gebildet,  p.  1681.  Die  Abhängigkeit 
dieser  Deputationen  von  der  Kurie  war  dadurch 
gesichert,  dass  zu  den  gewählten  und  zwar  in 
grösserer  Zahl  päpstlich  ernannte  Mitglieder  hin- 
zutraten. Nach  Erörterung  der  päpstlichen  Vor- 
lagen in  diesen  Deputationen  oder  ohne  eine 
solche  sind  dieselben  dann  allerdings  noch  mit- 
unter in  einzelnen  Generalkongregationen  aller 
Prälaten  vorberathen  worden,  s.  p.  1725.  1769. 
1799. 

*  Zuerst  Julius'  II  und  nach  dessen  Tode 
Leos  X  (v.  d.  sess.  VI  27.  April  1513,  p.  1671). 
In  der  sess.  V  hat  aber  wegen  der  Krankheit  des 
ersten  der  Kardinalbischof  v.  Ostia  präsidirt,  p. 
1651. 

5  Vgl.  die  vorhergehenden  Anmerkungen. 

^  Dieselbe  war  i.  J.  1499  von  Ludwig  XII  aus- 
drücklich wieder  in  Kraft  gesetzt  worden.  Nach 
seinem  Siege  über  Frankreich  erneuerte  Julius  II 
zunächst  in  der  3.  Sitzung  des  Konzils  das  gegen 
Frankreich  schon  früher  verhängte  Interdikt, 
Hardouin  9,  1627;  und  erliess  in  der  4.  Sit- 
zung unter  Berufung  auf  die  von  Ludwig  XI  ver- 
sprochene Aufhebung  der  pragmatischen  Sank- 
tion (s.  0.  S.  421.  n.  2)  ein  „monitorium  contra 
pragmaticam  et  eins  assertores"  mit  60tägiger 
Frist,  1.  c.  p.  1640.  1642.  Von  direktem  Erfolg 
war  dies  Vorgehen  des  Papstes  nicht.  Wenn 
auch  Ludwig  XII  nach  dem  Regierungsantritt  Leos 
im  Dezember  1513  dem  Lateranensischen  Konzil 
unter  Verwerfung  des  Pisaner  beitrat,  so  verlangte 
er  doch,  dass  der  Papst  und  das  Konzil  mit  wei- 
teren Schritten  gegen  die  pragmatische  Sanktion 
auf  so  lange  einhalten  sollten ,  bis  die  französi- 
sche Kirche  gehört  worden  wäre,  p.  1710.  1713. 
Erst  Leo  X  gelang  es  durch  Abschluss  des  be- 
kannten Konkordates  mit  Franz  II  im  J.  1515 
die  pragmatische  Sanktion  formell  zu  beseitigen, 
Friedberg,  Grenzen  S.  491;  v.  Höfler  S. 
272.  Die  Resultate  der  Vereinbarung  wurden 
vom  Papste  dem  Konzil  in  der  11.  Sitzung  durch 
die  Bulle:  Primitiva  illa  ecclesia  am 
19.  Dezember  1516  kundgethan  und  die  letztere 
von  der  Synode  gegen  wenige  dissentirende  Stim- 
men angenommen,  Hardouin  9,  1810.  1826. 

"^  Durch  die  Bulle:  Pastor  aeternus,  1.  c.  p. 
1826  in  der  cit.  11.  Sitzung.  Vgl.  insbesondere 
p.  1829  :  „ex  certa  nostra  scientia  et  de  aposto- 
licae  potestatis  plenitudine  eodem  sacro  appro- 
bante   concilio    tenore    praesentium    praefatam 
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dabei  auf  die  mittelalterliche  Auffassung  von  der  Machtstellung  des  Papstthums', 
sowie  seines  Verhältnisses  zum  allgemeinen  KonziP  zurtickgriff,  während  von  einer 
ernsthaften  und  durchgreifenden  Reformation  der  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern 
keine  Rede  war  'K  Mochte  sich  auch  Leo  X.  in  der  ihm  von  den  Kardinälen  vorge- 
legten Wahlkapitulation  1  mehr  als  ein  anderer  Papst  bei  seiner  zukünftigen  Regie- 
rung an  die  Mitwirkung  des  Kardinalskollegiums  gebunden  haben  —  hat  er  dem- 
selben doch  sogar  das  Recht  zugestehen  müssen,  dass  es  beim  Bruch  der  Kapitulation 
gegen  ihn  als  einen  Eidbrecher,  welcher  Verwirrung  in  der  Christenheit  anrichte,  ein 
allgemeines  Konzil  zu  berufen  berechtigt  sein  solle  ^  —  so  hatte  doch  immer  das 
Papalsystem  wieder  einen  neuen  Sieg  errungen,  da  es  sich  bei  dem  Kampfe  nicht  um 
den  Gegensatz  des  Papstthums  und  der  Kardinäle ,  sondern  um  den  des  Papstes  und 
der  Kurie  einerseits  und  den  der  lokalen  kirchlichen  Würdenträger  und  der  Inter- 
essen der  einzelnen  Nationen  andererseits  gehandelt  hat^\ 

Immerhin  waren  aber  trotz  des  Sieges  der  Kurie  die  einst  zu  Konstanz  und 
Basel  herrschenden  Anschauungen  nicht  vollständig  überwunden.  Formell  nicht, 
weil  sich  die  Oekumenicität  des  Lateran-Konzils  mit  Fug  und  Recht  in  Zweifel  ziehen 
liess^,  es  also  immer  noch  an  ihrer  Verwerfung  durch  ein  unzweifelhaft  ökumenisches 


pragmaticam  sanctionem  seu  corruptelam  eiusque 
approbationem  quomodolibet  emanatam,  omnia- 
que  et  singula  decreta,  capitula,  statuta,  consti- 
tutiones  sive  ordinationes  in  eadem  quomodolibet 
contentas  seu  etiam  insertas  ac  ab  aliis  prius 
editas,  necnon  consuetudines,  stilum,  usus,  sive 
potius  abusum  ex  ea  in  hanc  usque  diem  quo- 
modolibet  emanatos  seu  observatos  nullius  ro- 
boris  vel  momenti  fuisse  et  esse  decernimus  et 
declaramus."  In  Anscliluss  daran  wird  allen 
geistlichien  und  weltlichen  Personen  die  Anwen- 
dung der  Sanktion ,  das  Halten  von  Exemplaren 
derselben  verboten,  ja  auch  die  Vernichtung  der 
letzteren  befohlen,  unter  Androhung  des  Ver- 
lustes aller  Würden  und  Aemter,  sowie  der  Un- 
fähigkeit zur  Bekleidung  von  solchen  gegen 
Geistliche,  der  Exkommunikation,  des  Verlustes 
aller  kirchlichen  Lehen,  der  Unfähigkeit  zum  Er- 
werbe derselben,  der  Infamie  und  der  Strafen  des 
Majestätsverbrechens  gegen  Laien. 

1  L.  c.  p.  1830 :  „Et  cum  de  necessitate  salu- 
tis  existat  omnes  Christi  fldeles  Romano  pontiüci 
subesse,  prout  divinae  scripturae  et  ss.  patrum 
testimonio  ac  constitutione  f.  m.  Bonifacii  p. 
VIII.  .  .  .  JJnam  sanctam  (c.  1  de  M.  et  0.  in 
Extr.  comm.  I.  8)  declaratur,  pro  eorundem  flde- 
lium  Salute  ac  Romani  pontiflcis  et  huius  s.  sedis 
suprema  auctoritate  et  ecclesiae  sponsae  suae 
unitate  et  potestate ,  constitutionem  ipsam,  s. 
praesente  concilio  approbante,  innovamus  et  ap- 
probamus  sine  tamen  praeiudicio  declarationis  s. 
m.  Clementis  p.  V  .  .  .  Meruit "  (c.  2  de  Pri- 
vileg, eod.  V.  7).  Vgl.  auch  den  Eingang  der 
Bulle  p.  1826:  „migraturus  vero  ex  mundo  ad 
patrem,  in  soliditate  petrae  Petrum  eiusque  suc- 
cessores  vicarios  suos  instituit,  quibus  ex  libri 
regum  testimonio  ita  obedire  necesse  est,  ut  qui 
neu  obedierit,  m  o  r  t  e  p  u  n  i  a  t  u  r." 

2  L.  c.  p.  1828 :  „Nee  illud  nos  movere  debet, 
quod  sanctio  ipsa  et  in  ea  contenta,  in  Basileensi 
concilio  edita  et  ipso  concilio  instante  a  Bitu- 
ricensi  congregatione  recepta  et  acceptata  fue- 


runt,  cum  ea  omnia  post  translationem  eiusdem 
Basileens.  concilii  per  .  .  .  Eugenium  IV  .  .  . 
factam,  a  Basileensi  conciliabulo  seu  potius  con- 
venticulo,  quod  praesertim  post  huiusmodi  trans- 
lationem concilium  amplius  appellari  non  mere- 
batur,  facta  exstiterint  ac  propterea  nullum  robur 
habere  potuerint,  cum  etiam  solum  Roma- 
num  pontificem  pro  tempore  existen- 
tem tamquam  auctoritatem  super  om- 
nia concilia  habentem,  tarn  concilio- 
rum  indicendorum  transferendorum 
ac  dissolvendorum  plenum  ins  et  po- 
testatem  habere,  nedum  ex  sacrae  scripturae 
testimonio  dictis  ss.  patrum  ac  aliorum  Romano- 
rum pontificum  .  .  .  sacrorumque  canonum  de- 
cretis,  sed  propria  etiam  eorundem  conciliorum 
confessione  manifeste  constat."  Vgl.  auch  die  o. 
S.  387.  n.  1  mitgetheilte  Stelle. 

3  Die  in  der  sess.  IX  erlassene  bulla  de  refor- 
matione  curiae,  welche  de  cardinalibus  und  de 
reformatione  curiae  et  aliorum  handelt,  Har- 
douin  9,  1747  beschränkt  sich  wesentlich  auf 
die  Einschärfung  älterer  Vorschriften,  s.  auch  o. 
S.  111.    A.  Ansicht  v.  Höf  1er  S.  259. 

4  Vgl.  darüber  v.  Höf  1er  S.  259.  Der  Papst 
sollte  danach  in  allen  wichtigen  Regierungshand- 
lungen von  der  Zustimmung  von  zwei  Drittel  der 
Kardinäle  abhängig  sein,  und  hatte  den  letzteren 
alle  ihre  Privilegien  bestätigen  müssen. 

5  V.  Höfler  S.  261. 

6  Wenn  v.  Höfler  S.  261.  263  meint,  dass 
von  einer  Omnipotenz  der  Päpste  in  kirchlichen 
Dingen  damals  nicht  die  Rede  war  und  dass  es 
nicht  mehr  in  Frage  gekommen  sei,  ob  der  Papst 
über  dem  Konzil  stehe  oder  dieses  über  ihm,  so 
berührte  das  lediglich  eininternum  der  römischen 
Kurie,  immerhin  fragte  es  sich  aber  noch,  ob  das 
Papstthum,  gleichwohl  ob  selbständig  oder  in  Ab- 
hängigkeit von  den  Kardinälen  unter  Beseitigung 
des  Episkopates  die  ausschliessliche  Herrschaft 
über  die  Kirche  haben  sollte. 

■^  Allerdings  hatten  ausser  den  schon  genann- 
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Konzil  foliltc,  miitoriüll  nicht,  weil  dieselbe  nur  in  der  Form  einer  Verdammung  der 
l)ru^nnatischcn  Sanktion  erfolgt  war  *.  Uoberdies  leistete  in  Frankreich  das  Pariser 
l^arlament  ihrer  Beseitigung  und  der  Durchführung  des  Konkordates  Widerstand  2 
und  erliob  im  J.  1517  gegen  das  letztere  eine  Appellation  an  ein  zukünftiges  allge- 
meines Konzil  •\  wobei  die  Universität  Paris  sich  ihm  anschloss^.  Hatte  dieser  Schritt 
auch  keine  praktische  Bedeutung,  so  kamen  die  Grundsätze  der  Pragmatik,  trotzdem 
dass  das  Parlament  das  Konkordat  (freilich  widerwillig  genug)  ^  hatte  einregistriren 
müssen,  nicht  ausser  Anwendung,  da  dasselbe  in  seiner  Praxis  stets  neben  dem  Kon- 
kordate auf  sie  zurückgriflf '». 

IV.  Die  Zeit  von  1517  bis  zum  Konzile  von  Trient.  Einberufung 
und  Vertagungen  desselben.  Fast  gleichzeitig  begann  in  Deutschland  eine  ge- 
waltige Bewegung  der  Geister,  welche  trotzdem,  dass  bisher  alle  Versuche,  durch 
ein  allgemeines  Konzil  zu  einer  befriedigenden  Reform  der  Kirche  zu  gelangen ,  ge- 
scheitert waren,  von  Neuem  das  Verlangen  nach  Abhaltung  eines  solchen  hervorrief. 

Ein  Jahr  nach  der  Appellation  des  Pariser  Parlaments  hatte  Luther,  welcher 
schon  damals  die  Ueberzeugung  ausgesprochen  hatte ,  dass  das  Papstthum  die  noth- 


ten  Fürsten,  S.  423  11.  424.  11.  6  die  Republik 
Venedig,  Hardouin  9,  1639,  der  König  von 
Polen  p.  1691,  von  Portugal  p.  1737,  und  der 
Markgraf  von  Brandenl^urg  p.  1714,  sowie  eine 
Anzahl  kleinerer  Fürsten,  namentlich  italieni- 
scher, und  mehrere  italienische  Kommunen,  p. 
1692.  1694.  1695.  1715.  1792.  1655.  1674  ihren 
Beitritt  zum  Konzil  erklärt,  indessen  waren 
ausser  den  italienischen  fast  gar  keine  Bischöfe 
aus  andern  Ländern  anwesend,  und  die  katholi- 
sche Kirche  daher  nicht  ausreichend  vertreten.  Es 
muss  der  Synode  daher  trotz  der  päpstlichen  Beru- 
fung und  der  Bestätigung  seiner  Beschlüsse  durch 
Leo  X  in  der  letzten  (12.)  Sitzung  v.  16.  März 
1517,  p.  1847,  der  Charakter  eines  allgemeinen 
Konzils  abgesprochen  werden.  Zu  Bellarmin's 
Zeit  wurde  die  Oekumenicität  desselben  auch 
noch  bestritten,  s.  Bellarmin  L  c.  II.  17, 
wenngleich  sie  später  und  in  neuerer  Zeit  nicht 
nur  von  den  Kurialisten,  Phillips  K.  R.  3, 
462;  Hefele  2.  Aufl.  1,  68,  sondern  auch  von 
einzelnen  Gallikanern,  so  Natalis  Alexander 
bist,  eccles.  saec.  XV.  XVI.  diss.  11.  art.  4,  ed. 
cit.  9,  461  ff.  für  ökumenisch  erklärt  worden  ist. 

1  Denn  die  sonstigen  Stellen  der  Bulle,  welche 
den  Primat  des  Papstes  überhaupt  und  sein  Ver- 
hältniss  zu  den  Konzilien  betreffen  (s.  0.  S.  424. 
n.  7  u.  S.  425.  n.  1)  dienen  nur  zur  Begründung 
der  Aufhebung  der  Sanktion,  haben  aber  nicht 
den  Charakter  selbstständiger  Definitionen  des 
Papstes  und  des  Konzils. 

2  Dasselbe  überreichte  dem  König  auf  seinen 
Befehl  zur  Registrirung  des  Konkordates  zwei 
Remonstranzen,  Münch,  Konkordate  1,  257. 
268.  303.  In  der  ersteren  heisst  es  n.  78,  S.291 : 
„L'autre  cause  s'y  est,  par  ce  que  le  pape  revoque 
et  annulle  les  saincts  decrets  du  concile  general 
de  Basle  receus  et  acceptes  en  ce  royaume.  .  .  . 
Or  il  y  a  determination  expresse  de  l'eglise  uni- 
verselle contenant  veritatem  fidei  catholicae  que 
le  pape  est  tenu  d'obeir  au  concile  general  en  ce 
qui  concerne  la  dicte  generalle  reformation  de 
reglise";     n.  83,  p.  292:    „Outre    les   chosses 


dessus  dictes  par  la  dicte  revocation  non  solum 
les  s.  decrets  du  concile  de  Basle  sont  annulles 
mais  aussi  le  decret :  Frequens  et  deux  autres 
decrets  du .  .  .  concile  de  Constance  .  .  .  per  quae 
est  clair,  que  le  pape  veut  et  entend  revoquer 
les  dicts  decrets  .  .  .  le  quel  concile  de  Con- 
stance est  conciliumindubitatissimum  .  . .  84.  Et 
est  a  noter  que  par  deux  decrets  ...  est  ex- 
pressement  declare  que  le  concile  de  l'eglise  de- 
vement  assemble  habet  potestatem  a  Christo  im- 
mediate  et  est  sur  le  pape  en  trois  cas  et  a  scau- 
voir  in  bis  quae  tangunt  fldem,  exstirpationem 
schismatis  et  generalem  reformationem  ecclesiae 
dei  in  capite  et  in  membris ;  dont  s'ensuit,  qu'au 
moyen  de  la  dicte  revocation  le  pape  pretend, 
qu'il  est  en  tous  cas  sur  le  dicte  concile  general 
qui  ne  peut  revoquer,  casser  on  annulier  les  actes 
faicts  ou  approuves  par  icelluy",  vgl.  auch  n.  95. 
101,  p.  296.298.  Da  aber  der  König  auf  seinem 
Willen  bestand,  musste  das  Parlament  nachge- 
ben, es  nahm  jedoch  die  Registrirung  nur  mit  der 
Klausel  vor,  dass  sie  lediglich  auf  Befehl  des 
Königs  und  in  Folge  Zwanges  geschehen  sei, 
Münch  S.  267. 

3  Münch  S.  267:  „le  parlement  .  .  .  aussitot 
que  l'annullation  de  la  pragmatique  lui  a  ete 
connue ,  en  a  appele  au  concile  en  son  nom,  en 
celui  de  la  cour  et  de  toute  la  France,  le  meme 
parlement,  s'attachant  encore  ä  cet  appel  et  y 
perseverant,  a  encore  appele  de  nouveau  ...  au 
pape  mieux  conseill^  et  au  premier  concile  legi- 
timement  assemble." 

*  Das  Schriftstück  a.  a.  0.  307 :  ,,nos  rector  et 
universitas  .  .  .  dicti  s.  Basiliensis  concilii  ac 
subsecutae  et  ei  adhaerentis  pragmaticae  sanctio- 
nis  statutorum  abrogatione,  novorum  statutorum 
editione,  consensus  praestatione  ac  attentata  illo- 
rum  quadam  publicatione  ...  ad  futurum  con- 
cilium  legitime  ac  in  loco  tuto  .  .  .  provocavi- 
mus  et  appellavimus,  prout  in  bis  scriptis  pro- 
vocamus  et  appellamufe." 

5  S.  Anm.  2  a.  E. 

6  Friedberg,  Grenzen  S.  491. 
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wendige  Reformation  der  Kirche  herbeizuführen  nicht  geeignet  sei ,  als  er  die  päpst- 
liche Bannbulle  wegen  seines  Auftretens  gegen  den  Ablass  erwartete ,  die  Berufung 
an  ein  allgemeines  christliches  Konzil  eingelegt'.  Im  J.  1520  veröffentlichte  er  seine 
grossen  reformatorischen  Schriften''^.  In  ihnen  hatte  er  der  historisch  erwachsenen 
mittelalterlichen  Kirche  und  dem  Papstthum  die  rein  geistige  Gemeinschaft  der  Gläu- 
bigen und  das  Priesterthum  aller  Christen,  ferner  der  nothwendigen  Heilsvermittlung 
durch  den  Priesterstand  das  direkte  Verhältniss  der  gläubigen  Seele  zu  Gott  gegen- 
übergestellt und  damit  den  Bruch  mit  dem  bestehenden  Kirchenwesen  vollzogen. 
Wenngleich  seine  Lehre  und  seine  Sache  keineswegs  überall  in  Deutschland  Anhänger 
gewann,  so  war  doch  die  durch  ihn  angefachte  Bewegung  so  gewaltig,  dass  selbst  die 
Freunde  der  alten  Kirche  sowohl  den  päpstlichen  Legaten  wie  auch  dem  Papst  gegen- 
über auf  Abstellung  der  Beschwerden  der  deutschen  Nation  und  auf  eine  endliche 
Reformation  der  Kirche  drangen,  indem  sie  dabei  nach  dem  Vorbilde  der  gegen  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  in  Spanien  durch  das  vereinte  Wirken  der  Staatsgewalt  und 
der  hohen  kirchlichen  Würdenträger  durchgeführten  Reform  3,  innerhalb  des  be- 
stehenden Kirchenwesens  die  sittliche  und  wissenschaftliche  Hebung  des  Klerus ,  die 
Beseitigung  der  Missbräuche  der  Kurie ,  die  Einschränkung  der  päpstlichen  Regie- 
rungsgewalt und  die  Beförderung  wahrer,  innerlicher  Religiosität  in  das  Auge  fassten  ^. 
Gerade  bei  dieser  katholischen  Reformpartei  fand  das  von  Luther- erhobene  Ver- 
langen nach  einem  allgemeinen  Konzil  Widerhall^  und  schon  auf  dem  Reichstage  zu 
Nürnberg  (September  1522)  traten  die  Reichsstände  mit  dem  Verlangen  hervor,  dass 
der  Papst  ein  solches  mit  kaiserlicher  Zustimmung  binnen  Jahresfrist  nach  einer  den 
Deutschen  bequem  gelegenen  Stadt  zusammenberufen  sollte  ^.  Nachdem  der  folgende 
Nürnberger  Reichstag  von  1524  diese  Forderung  wiederholt  hatte "^j  nahm  sie  auch 
Karl  V.,  weil  er  durch  dieses  Mittel  der  religiösen  Bewegung  in  Deutschland  Herr 
zu  werden  gedachte,  auf^.  Bei  ihrer  Abneigung  gegen  jede  kirchliche  Reform  such- 
ten indessen  Clemens  VII.  (1523 — 1534)  und  die  Kurie''  die  Abhaltung  eines  all- 
gemeinen Konzils,  obgleich  sowohl  Karl  V.  i^,  wie  auch  mehrere  Reichstage  '^  wieder- 
holt darauf  zurückkamen ,  unter  Aufbietung  aller  möglichen  diplomatischen  Künste 
zu  verhindern  •  2    Inzwischen  hatte  sich  in  Deutschland  die  katholische  und  die  pro- 

1  ZuWittenbergam28.Nov.  1518,  Löscher,  7  Ranke  Bd.  III.  Kap.  4;  2, 112;  Maureu- 

voUständige  Reformations-Akta.  Leipzig  1720  ff.  brecher  1,234. 

2,  505,  und  sie  nach  Erlass  der  Bannbulle  Leos  X  8  Maureiibrecher  1   236  ft'. 

V.    15.    Juni    1520,     Hardouin    9,  1891    am  n  t>       i               rv   o   -inn     at 

17.  Nov.  1520,  opp.  Jenae.  2,  257,  yg\.  Kost-  ,  '  ^i^o^^^i^?              '  ^^'''^''^'^'^^'' 

lin,    Martin  Luther.    Elberfeld  1875.  1,  232.  ^'  "^^-  ''^^  ""  '^^^• 

404,  erneuert.  ^^  '^o  1526  (nach  dem  Siege  bei  Pavia)  M  a  u - 

o   \      A         1    •  ,iT  1        A  j  1   j     0.    1,      TVT  X-  r  enb recher  a.  a.  0.  S.  265,  dann  1527  fnach 

^  An  den  christlichen  Adel  deutscher  Nation  ^      r^    ^-             t>        ^  o    o-ta    ot^      ^ -nrl- /-?   . 

«    ^        „1     j     "v       TZ"    i.1-                   r\    a  der  Erstürmung  Roms )  S.  270.  271:    lo29  (bei 

u.  s.  w.,   vgl.  darüber  Kostlin,   a.  a.  0.  S.  -,      r,                 .^     tj.     -x.  i       -n      i    •     t>  t    ^    -C 

oQg  ^  der  Zusammenkunft  mit  dem  Papste  in.  Bologna) 

•\  e'  \.ir.^i\\.^^   ^x^     Alf  ^     ^    ^^         x.  qx  und  1530  u.  1531  (nach  dem  Schlüsse  des  Reichs- 

«»  b.   hierüber    W.    Maurenbrecher,    htu-  ,         ->.  „  oqo    oo;^    aio    aio.  ff   qqi      i-oo/-      \ 

j.  Ol  •  n      ^      ^     r,  c         x-  -x  tages)  S.  2o2.  295.  312.  olo  ff.  do4 :  io32  (nach 

dien  u.  Skizzen  z.  Gesch.  d.  Reformationszeit.  -,       t^  •  v  x  r>  i       -i  o  ooo  ^^     Y^Wn 

Leinzie  1874    S    3ff  dem  Reichstage  zu  RegensburgJ  S.  obo  ff. ;  1534, 

4  W.  Maurenbrecher     Gesch.   d.  kathol.  'ii  s/r.  a.  zu  Speyer  1529.  §.  1 ;  Augsburg  v. 
Reformation.  Nördlingen  1880.   1,185  ff.  1530.  §.  5;   Regensburg  1532.  n.  II;   (Koch) 

5  A.  a.  0.  S.  189.  197.  Sammig.  der  Reichsabschiede.    Frankfurt  1747, 

6  A.  a.  0.  S.230.  Zugleich  wurde  auch  für  die  %  ^93.  308.  355.   Vgl.  auch  Mauren  brecher 
Weltlichen  Sitz  und  Stimme  auf  demselben  ge-  S.  274.  295.  304.  306. 

fordert,   Ranke,   deutsche  Gesch.  im  Zeitalter  ^2  Namentlich  dadurch,  dass  der  Papst  die  Noth- 

d.  Reformation.  Bd.  III.  Kap.  2;  (3.  Ausgabe  wendigkeit  der  Zustimmung  der  anderen  euro- 
Berlin  1852.  2,  46).  päischen   Mächte   und    vor   Allem    Frankreichs 
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1    Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  172. 


testiiiitisclic  Pjirtei  fest  organisirt,  und  es  stand  niclit  mehr  zu  erwarten,  dass  sich  die 
Protestanten,  welche  von  ihrem  Standpunkte  aus  die  Unfehlbarkeit  eines  allgemeinen 
Konziles  nicht  anerkennen  konnton,  unbedingt  der  Entscheidung  eines  solchen  fügen 
würden'.  Als  daher  Papst  Paul  III.  (1534 — 1549),  welcher  bereitwilliger  als  sein 
Vorgänger  Clemens  VII.  auf  die  Konzilsidee  eingegangen  war,  am  4.  Juni  1536  ein 
allgemeines  Konzil  für  den  Mai  1537  nach  Mantua  ausgeschrieben  hatte  2,  lehnten 
die  Protestanten  dasselbe  ab,  weil  es  von  vornherein  feststand,  dass  der  Papst  dadurch 
lediglich  die  Verurtheilung  der  protestantischen  Lehre  herbeizuführen  bezweckte -^ 
Der  Krieg  zwischen  Karl  V.  und  Frankreich,  welcher  inzwischen  ausgebrochen  war, 
hinderte  damals  den  Zusammentritt  des  Konziles,  an  welchem  dem  Papst  selbst  unter 
den  obwaltenden  Umständen  vielleicht  nicht  mehr  ernstlich  gelegen  war^.  Erst  als 
der  Protestantismus  weitere  Fortschritte  gemacht  hatte  und  es  nicht  gelungen  war, 
den  Zwiespalt  zwischen  beiden  Religionsparteien  durch  die  mehrfach  zwischen  den- 
selben geführten  Verhandlungen  zu  beseitigen,  brachte  Karl  V.  die  Berufung  des 
Konzils  von  Neuem  beim  Papst  in  Anregung^,  und  Paul  III.  schrieb  dasselbe  nun- 
mehr im  Mai  1542  nach  Trient  auf  den  November  aus^.  Wieder  aber  traten  kriege- 
rische Verwicklungen  dazwischen^,  und  so  konnte  erst  unter  dem  19.  November  1544 
eine  neue  Berufungsbulle  ergehen,  welche  die  Eröffnung  des  Konzils  in  Trient  auf 
den  Monat  März  des  folgenden  Jahres  festsetzte^.  Den  Protestanten  war  diesmal  das 
Konzil  nicht  angekündigt  worden'^,  und  auf  dem  Reichstage  zu  Worms  1545  lehnten 
sie  dasselbe  namentlich  in  Hinblick  auf  die  ihnen  im  Speyerer  Reichstagsabschied 
von  1544  gemachte  Zusage '^  abermals  ab,  indem  sie  gleichzeitig  verlangten,  dass  der 


betonte,  Maureiihrecher  S.  271.  317 ff.  324. 
334.  364.  371. 

1  Schon  seit  dem  Reichstage  von  Augsburg 
war  diese  Ansicht  bei  ihnen  vertreten,  auch 
musste  für  sie  die  Frage  nach  der  Zusammen- 
setzung des  Konzils  von  entscheidender  Bedeu- 
tung sein,  vgl.  Maurenbrecher  S.  370  ,  sowie 
die  Citate  bei  Gieseler,  Kirchengesch.  IIL  1, 
290.  291. 

2  Raynalda.  1536.  n.  35. 

3  Ranke  Buch  VII.  Kap.  2;  4,  71  ff.  Hatte 
doch  Paul  III,  Raynald  a.  1536.  n.  39,  unver- 
hohlen ausgesprochen,  dass  er  das  Konzil  zur 
Ausrottung  der  lutherischen  Ketzerei  angekün- 
digt habe.  In  ihrer  ablehnenden  Antwort  an  den 
Kaiser  erklärten  die  Protestanten,  dass  1523  und 
1524  ein  gemeines  freies  Konzilium  ,  nicht  aber 
ein  solches  in  den  Formen  der  früheren  gemeint 
worden  sei,  und  dass  sie  keine  Versammlung  der 
letzteren  Art,  am  wenigsten  in  Italien  besuchen 
könnten,  Ranke  4,  77,  s.  auch  Gieseler 
a.  a.  0.  S.  297  ff. 

4  Ranke  Buch  VII.  Kap.  2;  4,  82.  Paul  III 
vertagte  das  Konzil  i.  d.  J.  1537  u.  1538  drei- 
mal, Raynald  a.  1537.  n.  25.  55.  u.  a.  1538. 
n.33.35,  vgl.  auch  Aug.  Theiner,  acta  genu- 
ina  SS.  oecumenici  concilii  Tridentini.  Zagra- 
briae  (1874)  1, 14,  und  suspendirte  es  am  31.  Mai 
1539  bis  auf  Weiteres,  1.  c.  1,  16. 

5  Ranke  Buch  VII.  Kap.  6;  4,  198. 

6  Raynalda.  1542.  n.  13;  vgl.  auch  Thei- 
ner 1,  16  ff. 

"^  In  Folge  dessen  suspendirte  es  Paul  1543 
von  Neuem,  Raynald  a.  1543.  n.  17;  Theiner 
1,  18. 


8  Raynalda.  1544.  n.  29.  Vgl.  v.  Druf- 
f  el ,  Kaiser  Karl  V  u.  d.  Rom.  Curie  1544-1546. 
München  1881  (mir  während  der  Korrektur  zu- 
gegangen). 

9  Ranke  Buch  VIII.  Kap.  1 ;  4,  279. 

W  §.  79,  (Koch)  Sammig.  d.  Reichsabschiede 
2,  510 :  „und  dann  die  angeregte  Spaltung  in  der 
Religion  nicht  wohl  anders  füglich  und  gäntz- 
lich  hingelegt  werden  mag,  dann  durch  christ- 
liche Reformation  und  Erörterung  eines  ge- 
meinenchristlichen freyen  concilii  in 
teutscher  Nation,  so  sind  Wir  in  Krafft  unseres 
obligenden  Ampts,  gnädigst  geneigt,  nochmals  auf 
dienliche  Weg  und  Mittel  zu  bedenken,  die  Sachen 
zu  einem  General-Concilio,  wie  obgemeldt,  zum 
allerersten ,  als  immer  möglich  zu  befördern, 
demselben  auch  in  eigener  Person  beyzuwohnen. 
§.  80 :  ,,  Nachdem  aber  ungewiss ,  ob  und  wie 
bald  solch  Concilium  nach  Gestalt  gegenwärtiger 
und  künfftigerZeit  und  Laufte  zu  erlangen  mög- 
lich. ...  So  sind  wir  .  .  .  entschlossen,  einen 
anderen  gemeinen  Reichstag,  fürnemlich  wegen 
der  streitigen  Religion  .  .  .  gleich  jetzo  zu  be- 
nennen und  den  auf  nechsten  küufftigeu  Herbst 
oder  Winterzeit  anzustellen  und  in  eigner  Person 
zu  besuchen,  auch  mittlerweil  durch  gelehrte  .  . . 
Personen  christliche  Reformation  verfassen  zu 
lassen.  Gleicher  Gestalt  mögen  die  Stände  durch 
die  Ihren  auch  thun  und  solch  alier  Theil  be- 
dencken  als  dann  gemeinen  Ständen  fürlegen 
und  mit  ihnen  auf  freundliche  und  christliche 
Vergleichung  handeln  .  .  .  biss  zu  würklicher 
Erlangung  und  Vollziehung  eines  General-Con- 
cilii.  ..." 
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Religionsfriede  nicht  von  der  Theilnahme  an  dem  Trienter  Konzil ,  da  dieses  nicht 
dem  auf  den  Reichstagen  wiederholt  in  Aussicht  gestellten  freien  christlichen  Konzil 
entspräche,  abhängig  gemacht  werdet 

Karl  V.,  welchem  für  die  Verfolgung  seiner  Politik  Alles  an  der  Unterwerfung 
der  Protestanten  unter  das  Konzil  gelegen  war,  suchte  diese  nunmehr  mit  Gewalt 
zu  erzwingen  2.  Noch  vor  Ausbruch  des  schmalkaldischen  Krieges  (1546)  war 
am  13.  Dezember  1545  das  Konzil  zu  Trient  eröffnet  worden  =^  und  hatte  sich  sofort 
der  Berathung  und  Feststellung  der  durch  die  Protestanten  angefochtenen  Dog- 
men in  einer  Weise  unterzogen,  welche  die  Möglichkeit  einer  Vereinigung  mit  den- 
selben ausschliessen  musste*,  während  der  Kaiser  im  Interesse  einer  solchen  die  vor- 
gängige Inangriffnahme  der  in  Rom  missliebigen  Reformation  gefordert  hatte  •^.  Ja 
im  Anfang  des  Jahres  1547  führte  Paul  III.,  welcher  in  Folge  der  Siege  des  Kaisers 
in  dem  Kriege  mit  den  protestantischen  Fürsten  Deutschlands  den  steigenden  Ein- 
fluss  desselben  fürchtete  ^,  seinen  längst  gehegten  Plan  aus  und  verlegte  unter  dem 
Vorwande  einer  Pest  das  Konzil  nach  Bologna^.  Der  Kaiser  protestirte  dagegen,  in- 
dem er  zugleich  die  Wiedereröffnung  zu  Trient  verlangte,  und  in  Folge  der  sich  dar- 
über entspinnenden  Verhandlungen  ^  hörte  die  Wirksamkeit  des  Konziles  für  mehrere 
Jahre  auf^.  Erst  der  Nachfolger  Pauls  III.,  Papst  Julius  III.  (1550 — 1555),  gab  dem 
Verlangen  des  Kaisers  nach'o  und  verlegte  im  J.  1550  das  Konzil  von  Neuem  nach 
Trient  zurück  ^^  Nunmehr  verstanden  sich  auch  bei  der  Energie,  mit  welcher  der 
Kaiser  auf  den  Besuch  des  Konzils  drang  ^2^  einzelne  protestantische  Fürsten  dazu, 
Gesandte  und  Theologen  nach  Trient  zu  schicken  ^^,  aber  schon  im  J.  1552  veranlasste 
der  Zug  des  Kurfürsten  Moritz  von  Sachsen  gegen  den  Kaiser  eine  neue  Suspension 
der  Synode  i^. 


1  Ranke  Buch  VII.  Kap.  8;  4,  242 ff.  280 ff. 
S.  auch  die  Citate  hei  Gleseler  a.  a.  0.  S.  326. 
327. 

2  Nach  dem  Reichstage  zu  Regenshurg  1546, 
auf  welchem  die  Protestanten  hei  ihrer  hisherigen 
Haltung  heharrten,  Ranke  Buch  VIII.  Kap.  2; 
4,  323  ff. 

3  Theiner  1.  c.  1,  27. 

*  In  dem  Eröffnungsdekret  war  die  Synode 
ausdrücklich  als  „ad  exstirpationem  haeresum' 
hestimmt  hezeichnet  worden.  Eine  Generalkon- 
gregation V.  22.  Januar  1546  heschloss  dann,  mit 
der  Reformation  gleichzeitig  die  dogmatischen 
Fragen  in  Berathung  zu  nehmen,  Theiner  1, 
42;  diarium  anonym!  hei  v.  Döllinger,  unge- 
druckte Berichte  z.  Gesch.  d.  Konzils  v.  Trient 
1,  58.  60  ff.,  ohne  dass  die  Legaten,  welche  dem 
Wunsche  des  Papstes,  dass  mit  den  Dogmen  he- 
gonnen  werden  sollte,  zu  entsprechen,  nicht  für 
zweckmässig  gehalten  hatten,  es  wagten,  diesen 
Beschluss  in  einer  feierlichen  Sitzung  puhliciren 
zu  lassen,  Theiner  1,  47.  49.  238;  Massa- 
re lli  diarium  hei  v.  Döllinger  1,  254.  In  der 
sess.  IV.  (8.  April  1546}  wurde  das  Dekret  de 
canonicis  scripturis  und  in  der  sess.  VI  (13.  Ja- 
nuar 1547)  de  iustificatione  erlassen.  Vgl.  auch 
Ranke  Buch  VIII.  Kap.  4;  4,  374  ff. 

^  So  mehrfach  im  Laufe  des  Jahres  1546, 
Sforza  Pallavicino  istoria  del  concilio  di 
Trento.  1.  VI.  c.  7.  n.  17,  lih.  VII.  c.  3.  n.  1 ; 
Massarelli  diarium  1.  c.  1,  235. 


6  Ranke  a.  a.  0.  4,  380  ff. 

'^  Vgl.  das  decretum  de  translatione  concilii  in 
sess.  VIII  V.  11.  März  1547.  Auch  die  päpstliche 
VollmachtshuUe  für  die  Translation  ist  in  allen 
Ausgahen  des  Tridentinums  abgedruckt. 

Die  Verlegung  wurde  von  den  päpstlichen  Le- 
gaten schon  seit  dem  Juni  1546  betrieben, 
Pallavicino  1.  VIII.  c.  5.  n.  3 ;  c.  10  u.  c. 
15,  aber  zunächst  scheinbar  aufgegeben. 

8  Pallavicino  1.  X.  c.  Off. ;  Ranke  Buch 
IX.  Kap.  1  u.  3;  5,  5.  89. 

9  S.  die  Prorogationsdekrete  der  Synode  zu 
Bologna  in  Sess.  IX  u.  X  v.  21.  April  u.  2.  Juni 
1547  in  den  Ausgaben  des  Tridentinums. 

10  Pallavicino  1.  XI.  c.  8  ff.  ,  Ranke  5,  91. 

11  Die  s.  g.  buUa  reassumptionis  datirt  vom 
14.  Nov.  1550.  Die  Wiedereröffnung  z,u  Trient 
fand  am  1.  Mai  1551  (sess.  XI)  statt,  Theiner 
1,  476.  480. 

12  Augsburger  R.  A.  v.  1551  §.  8;  (Koch) 
Sammig.  2,  611;  Ranke  5,  91. 

13  1552  hatten  sich  in  Trient  Gesandte  des  Her- 
zogs V.  Würtemberg  u.  des  Kurfürsten  v.  Sachsen, 
Theiner  1,649,  auch  verschiedene  Theologen 
eingefunden,  Theiner  p.  651.  Vgl.  Ranke  5, 
100  ff. 

!•*  Das  decretum  suspensiouis  v.  28.  April  1552 
in  sess.  XVI,  s.  auch  Theiner  1,  659. 
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Als  dann  im  J.  1555  die  Protestanten  durch  den  Augsburger  Religionsfrieden 
eine  völlig  gesicherte  Rechtsstellung  erlangt  hatten ,  und  die  inzwischen  erfolgte 
Weiterentwicklung  des  Protestantismus  hinreichend  klar  dargethan  hatte ,  dass  eine 
Wiedervereinigung  der  beiden  getrennten  Religionstheile  nicht  mehr  zu  erwarten 
stand,  war  für  die  Protestanten  jede  Veranlassung  geschwunden,  sich  nach  der 
Wiedereröffnung  des  Trienter  Konzils  \  welche  erst  auf  Andringen  des  deutschen 
Kaisers  und  des  Königs  von  Frankreich'^  durch  Pius  IV.  im  J.  156Ü  erfolgte  =^,  au 
demselben  zu  betheiligen.  Damit  hatte  die  dem  Papstthum  aufgezwungene  Synode 
definitiv  den  exklusiven,  gegen  den  Protestantismus  gerichteten  Charakter  erhalten, 
welchen  ihr  das  letztere  von  Anfang  zu  geben  bemüht  gewesen  war. 

V.  Das  Konzil  von  Trient  (1545—1563)*  Die  Zahl  der  Mitglieder  des 
Trienter  Konzils,  welche  wie  auf  den  früheren  Konzilien  mannichfachen  Schwan- 


1  Im  J.  1556  hatte  Paul  IV  (1555—1559) 
die  Absiebt,  an  Stelle  des  Trienter  Konzils  eine 
Lateransynode  in  Rom  unter  seinem  Vorsitz  zu 
versammeln,  konnte  diese  aber  nicht  zur  Durch- 
führung bringen,  Pallavicino  1.  XIII.  c.  7. 
n.  1  ff. 

2  Gieseler,  Kirchengesch.  III.  2,  529;  v. 
Wessenberg  3,  345.  346;  Reimann  in  v. 
Sybel  bist.  Ztscbr.  1873.  30,  28ff.{ 

3  Die  Bulle  v.  29.  November  1560  (in  den 
Ausgaben  des  Tridentinums)  vermeidet  es  zwar, 
ausdrücklich  das  Konzil  als  Fortsetzung  des  frü- 
heren zu  bezeichnen,  und  beruft  ein  solches  nach 
Trient  auf  Ostern  1561  ein,  enthält  aber  mit  Bezug 
auf  dasselbe  die  Klausel:  ,,sublata  suspensione 
quacumque".  Diese  Zweideutigkeit  erklärt  sich 
daraus ,  dass  Ferdinand  I  und  Frankreich  ein 
neues ,  freies  Konzil  verlangt  hatten ,  um  eine 
Revision  der  in  den  früheren  Stadien  gefassten 
Beschlüsse  und  die  Gewährung  vollen  Gehörs  an 
die  Protestanten  zu  ermöglichen,  Sickel,  z. 
Gesch.  d.  Conc.  v.  Trient  S.  124.  137.  144.  145. 
169;  V.  Wessenberg  3,  348.  350,  dass  aber 
andererseits  Philipp  II  v.  Spanien  darauf  bestand, 
dass  die  neue  Versammlung  ausdrücklich  als 
Fortsetzung  des  Konzils  behandelt  würde,  Sickel 
S.  144;  Reimann  a.  a.  0.  S.  32  ff.  Nach  der 
Wiedereröffnung  drangen  deshalb  auch  die  spani- 
schen Bischöfe  auf  eine  dahin  gehende  ausdrück- 
liche Erklärung  des  Konzils,  Musotti  somma- 
rio  del  concilio  Tridentino  bei  v.  Döllinger, 
ungedruckte  Berichte  2,  5.  8.  15;  Paleotto 
acta  conc.  Trid.  bei  Theiner  acta  2,  530.  557. 
559  ,  während  die  deutschen  und  französischen 
Gesandten  dagegen  protestirten ,  R  a  y  n  a  1  d  a.  1562 
n.  15;  Le  Plat  mon.  conc.  Trid.  5, 181.  Wenn- 
gleich ein  Beschluss  darüber  durch  die  Legaten 
verhindert  worden  ist,  so  hat  das  Konzil  sich  doch 
thatsächlich  als  Fortsetzung  des  früheren  gerirt 
und  dies  auch  schliesslich  dadurch  zum  Aus- 
druck gebracht,  dass  es  in  der  letzten  Sit- 
zung die  unter  den  Pontiflkaten  Pauls  III  und 
Julius'  III  gefassten  Beschlüsse  verlesen  Hess, 
Theiner2,  506. 

Die  feierliche  Eröffnung  des  Konzils  hat  erst 
am  18.  Januar  1562  (sess.  XVII)  stattgefunden, 
Theiner  1,  673.  676,  geschlossen  worden  ist  es 
in  der  sess.  XXV  v.  4.  Dezember  1563,  1.  c.  2. 
506.  507. 


*  Pietro  Soave  Polano  (Paolo  Sarpi), 
storia  del  concilio  di  Trento.  London  1619,  Genf 
1619  u.  ö.,  latein.  London  1620 ;  Gorinchemi  1658. 
Lips.  1690  u.ö. ;  Sforza  Pallavicino,  istor. 
del  concilio  di  Trento  Rom.  1656. 2  Tom.  fol.  1665. 
3  T.  4. ;  1833.  4.  t.  6;  Milano  1843.  t.  6.  8.  u.  ö., 
latein.  Antwerp.  1673,  über  beide  vgl.  Ranke, 
d.  röm.  Päpste  i.  16.  u.  17.  Jahrh.  3.  Aufl. 
Berlin  1845.  3,  31  ff.  u.  v.  Döllinger  (s.  nach- 
her) 1,  VI  ff.  —  Le  Plat,  monumentorum  ad 
historiam  conc.  Trident.  spectantium  amplissima 
collectio.  Lovan.  1781  ff".  VII  Tom.  40;  Th. 
Sickel,  z.  Gesch.  d.  Conc.  v.  Trient.  Akten- 
stücke aus  Oesterreich.  Archiven.  Wien  1872. 
vgl.  hierzu  R  ei  mann,  z.  Gesch.  d.  Conc.  v. 
Trient  i.  v.  Sybel,  histor.  Zeitschr.  1873.  30, 
24  ff.  Acta  genuina  ss.  oecumenici  concilii  Tri- 
dentini  .  .  .  ab  AngeloMassarello  episcopo 
Thelesino  eiusd.  concilii  secretario  conscripta .  . . 
edita  ab  Augustino  Theiner.  Accedunt  acta 
eiusd.  concilii  .  .  .  a  cardinale  Gabriele  Pa- 
leotto  .  .  .  digesta.  Zagrabriae(Croatiae)  1874; 
(die  ersteren  sind  die  erst  nach  dem  Schlüsse  des 
Konzils  redigirten,  offfziell  sein  sollenden  und  für 
die  Oeffentlichkeit  bestimmten  Protokolle,  welche 
Pallavicino  —  s.  vorher  —  vielfach  benutzt  hat, 
V.  Döllinger,  Sammig.  I,  XIV);  J.  v.  Döl- 
linger, Sammig.  v.  Urkunden  z.  Gesch.  d. 
Conc.  V.  Trient.  Bd.  I.  Ungedruckte  Berichte  u. 
Tagebücher  Abth.  1  u.  2.  Nördlingen  1876 ;  G. 
J.  Planckii  anecdota  ad  bist.  conc.  Trident. 
pertinentia.  Göttingen  1791 — 1818  (26  Göttin- 
ger Festprogramme) ;  Lettres  et  memoires  de 
Fran^ois  de  Vargas,  de  PierredeMal- 
venda  (beide  bei  der  kaiserlichen  Gesandtschaft 
in  Trient)  et  de  quelques  eveques  d'Espagne, 
touchant  le  concile  de  Trente,  traduits  de  l'Es- 
pagnol  avec  des  remarques  par  M.  Mich,  le 
V  a  s  s  0  r.  Amsterdam  1699  ;  Analecta  iuris pontif . 
1872.  p.  43. 167  (hier  ebenfalls  einzelne  Akten- 
stücke publicirt).  —  Salig,  Vollst.  Historie  d. 
Trid.  Concil.  Halle  1741.  3  Th.  ;  Mendham, 
memoirs  of  the  concil  of  Trente.  London  1834; 
Rütjes,  Gesch.  d.  Conc.  v.  Trient,  München 
1846;  Danz,  Gesch.  d.  Trid.  Concils.  Jena 
1846;  A.  B  ung euer  bist,  du  concile  de  Trente. 
Par.  1847.  2.  ed.  1850.  2  Vol.,  übersetzt  v.  S.  v. 
B.  Stuttgart  1861.  2  Bde.;  Prat,  histoire  du 
concile  de  Trente.  Lyon  1851  (zuerst  anonym) 
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kungen  unterworfen  gewesen  ist,  hat  keineswegs  der  hervorragenden  Bedeutung, 
welche  die  Beschlüsse  der  Synode  für  die  katholische  Kirche  erlangt  haben,  ent- 
sprochen. In  der  Eröffnungssitzung  vom  13.  Dezember  1545  waren  ausser  den  drei 
präsidirenden  Kardinälen  nur  ein  anderer  Kardinal,  4  Erzbischöfe,  21  Bischöfe  und 
5  Ordensgenerale ,  sowie  eine  Anzahl  Mönche  verschiedener  Orden ,  Doktoren  und 
Magister  der  Theologie,  Doktoren  des  kanonischen  und  weltlichen  Rechts ,  von  den 
Gesandten  weltlicher  Fürsten  aber  nur  die  des  römischen  Königs  Ferdinand  anwesend  ^ 
Bei  der  Beendigung  des  Konzils  haben  dagegen  die  Beschlüsse  desselben  nach  den 
vier  Kardinal-Präsidenten  2  Kardinäle,  3  Patriarchen,  25  Erzbischöfe,  166  Bischöfe, 
7  Aebte,  7  Ordensgenerale  und  19  Prokuratoren  von  Erzbischöfen  und  Bischöfen, 
von  denen  einzelne  gleichzeitig  eine  mehrfache  Vertretung  führten,  unterschrieben 2. 

Etwa  zwei  Drittel  der  Theilnehmer  waren  Italiener,  Spanien  hatte  einige  30, 
Frankreich  einige  20  und  Deutschland  nur  8  Vertreter^  entsendet.  Die  Einladung  zum 
Konzil  war  an  die  Patriarchen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  alle  diejenigen,  welche 
sonst  nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  auf  den  allgemeinen  Konzilien  Sitz-  und 
Stimmrecht  haben,  erlassen  und  gleichzeitig  an  den  Kaiser  und  die  übrigen  weltlichen 
Fürsten  die  Bitte  gerichtet  worden ,  persönlich  oder  wenigstens  in  Stellvertretung  zu 
erscheinen  *.  Eine  Abweichung  von  dem  früheren  Herkommen  war  es,  dass  Paul  III. 
ein  Verbot  an  die  Prälaten  erliess ,  das  Konzil  durch  Stellvertreter  zu  beschicken  ^. 
Nur  für  die  deutschen  Prälaten,  deren  Verbleiben  in  Deutschland  durch  die  Lage  der 
politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse,  insbesondere  durch  die  Nothwendigkeit  der 
Bekämpfung  der  Protestanten  bedingt  war,  hatte  der  Papst  in  einem  besonderen  In- 
dult 6  eine  Ausnahme  gemacht  ^. 

Die  Stimmberechtigung  8  war  in  Uebereinstimmung  mit  dem  5.  Lateran-Konzil 
auf  die  Kardinäle,  Bischöfe,  die  Aebte ^  und  die  Ordensgenerale i^  beschränkt.     Die 

2  Vol. ;  Bmxelles  1854  und  ed.  II.  Tournai  1856.  ratoren  sollten  nur  zur  Darlegung   der  Hinde- 

3  Voll.  ;  L.  Maynier,  etude  hlstorique  sur  le  rungsgründe  ihrer  Machtgeber,  nicht  aber  zur 
concile  de  Trente.  Paris  1874;  E.  Preuss,  d.  Ausübung  des  Stimmrechts  für  dieselben  zuge- 
Conc.  V.  Trient  1862;  v.  Wessenberg,  d.  lassen  werden.  Für  ihre  Person  konnten  sie, 
grossen  Kirchenversammlungen  3,  107  ff. ;  Gie-  wenn  sie  an  sich  stimmberechtigt  waren,  selbst- 
seler  Kirchengesch.  III.  2,  503  ff. ;  Phillips  verständlich  ihr  Votum  ausüben. 

K.  R.  4,  463  ff. ;   V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quel-  6  Vom  J.  1545,  Theiner  1,25.    Pius  IV  hat 

len  u.  Llt.   d.  canon.  Rechts.  3,  54  ff.  ;    der-  es   aber  unterm  26.  August   1562   aufgehoben, 

selbe,  die  Stellung  d.  Concilien,  Päpste  u.  Bl-  ordo  bei  Theiner  1,  12  u.  2,  15.278.  Bis  dahin 

schüfe  V.  histor.  u.  canonist.  Standpunkte.    Prag  hatten  ihre  Prokuratoren  als  solche  aber  auch  nur 

1871.  S.  227  ff.  berathende  Stimme.  Vgl.  hierzu  auch  Ce  cconi- 

1  Theiner  Acta  1,  29.  Molitor,  Gesch.  d.  allg.  Kirchenversammlg.  i. 

2  Theiner  2  509  ff.  Vatikan.  Regensburg  1873.  1,  136  ff. 

3  Vgl.  den  ordo  celebrandi   conc.  Tridentini,  '  Ausnahmsweise  hatte  ferner  für  den  alten 
Theiner  1,  1.  3.    Derselbe  ist  auch  gesondert!  "^^^  ^^^^.^^^-i  ^'J"''^^'  f  ^^/"/^^  ^^'  Karmeliter- 

Tiir.  nr.^r.\.-Af4.c^^A A    i^  ^  'A         ^  •     X  OrdcHs  eiu  Provinzial  des  letzteren  durch  Breve 

,,Die  Geschaitsordnung  d.  Concils  v.  Trient,  aus  „.     ,__r      .^^^4      „      c<x-            1  x    i    t^    , 

e.  Handschrift  d.  vatikanischen  Archivs  ans  Licht  ^'^'  ^l7'  ^^^^  ^ol  es  Stimmrecht  als  Prokurator 

gestellt  sammt    einem  Vorberichte  Wien  1871"  '^T^  ^^''^'^l'  verheben  erhalten,  1.  0.  1,  671. 

im   lateinischen   Text   und   in   einer   deutschen  ,.^  Ordo  cit.  1   c.  1,  0:    ,Votaque  dicuntur  or- 

üebersetzung  herausgegeben.  Auszüge  aus  einer  ^."^^  f ^P""^.'  descripto  :  primo  sc.  legati  et  pre- 

Münchener  Handschrift  bei  F  r  i  e  d  r  1  c  h ,  docu-  «i^entes    episcopi  et  abbates  ac  novissime  gene- 

menta   ad    illustrandum    concilium   Vaticanum.  n  t     ■,      r^'        ^^               .-           nn   ^ 

Nördlingen.  1871.  1,  265.   S.  auch  v.  Schulte,  ,.'  ^^  ^^5  Generalkongregation  v   29   Dezember 

Gesch.  d.  Quellen  3,  58.  n.  2  u.  3.  \^t    ^l'^^.^}}^ ,^.^"  "^^"^^^^f »  ^^^^^J"  I^t''''^' 

Votum  bewilligt,  die  trage  aber,  ob  die  übrigen 

S.  die  Bulle  v.  1542  (0.  S.  428.  n.  b).   We-  ein  solches  oder  blos  berathende  Stimme  auszu- 

senthch  damit  übereinstimmend  auch  die  frühere  üi,en  befugt  sein  sollten,  der  Entscheidung  vor- 

0.  a.  a.  0.  n.  2  citirte  Bulle.  behalten,  Theiner  1,  34.    Zugleich  ist  den  da- 

5  Bulle  v.  17.  April  1545  Märten e,  ampl.  mals    erschienenen   3   Aebten    der    congregatio 

collectio  8,  1051  ;  Le  Plat  3,  276.    Die  Proku-  Casinensis  s.  Justinae  nur  eine  gemeinschaftliche 
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Universitiitcii,  welche  auf  den  Keformkonzilien  •  vertreten  waren,  blieben  diesmal  aus- 
geschlossen-, wogegen  man  allerdings  Theologen  und  Juristen  als  Sachverständige 
zu  den  Berathungen  und  behufs  Fertigstellung  der  Vorarbeiten  für  die  zu  erlassen- 
den Dekrete  zugezogen  hat  2. 

Den  Gesandten  der  weltlichen  Fürsten  als  solchen  war  ebenfalls  kein  Stimm- 
recht eingeräumt^. 

Der  Abstimmungsmodus  war  der  herkömmliche  nach  Köpfen"^.  Das  Präsidium 
lag  während  der  ganzen  Dauer  des  Konzils  in  der  Hand  der  vom  Papste  ernannten 
Legaten*^. 

Eine  Geschäftsordnung  im  eigentlichen  Sinne  hat  sich  das  Konzil  nicht  gegeben, 
wohl  aber  hat  es  auf  Vorschlag  der  Legaten  über  das  geschäftliche  Verfahren  in 
einzelnen  Punkten  Beschlüsse  gefasst"^,  während  dasselbe  in  anderen  Beziehungen 
lediglich  durch  Herkommen  und  Praxis  bestimmt  worden  ist^. 

Die  schon  seit  den  Reformkonzilien  herkömmliche  Scheidung  der  Plenar- Ver- 
sammlungen in  congregationes  generales  und  in  feierliche  Sitzungen  {sesäones  publicae)  ist 
auch  auf  dem  Trienter  Konzil  beibehalten  worden^.  In  den  ersteren  ruhte  der  Schwer- 
punkt der  Verhandlungen.  Sie  waren  zur  Durchberathung  der  Vorlagen  und  zur  Be- 
schlussfassung über  dieselben  bestimmt  und  hatten  die  betreffs  der  verhandelten 
Gegenstände  zu  fassenden  Dekrete  in  soweit  festzustellen ,  dass  für  die  öffentlichen 
Sitzungen  nur  noch  die  entscheidende  Abstimmung  über  dieselben  und  die  Publi- 
kation der  angenommenen  Beschlüsse  übrig  blieb.  Daneben  dienten  sie  zur  defini- 
tiven Erledigung  der  den  Geschäftsgang  betreffenden  Angelegenheiten  '^*.  Ferner 
wurden  in  ihnen  die  Gesandten  der  weltlichen  Fürsten  empfangen  ^1.  An  den  Gene- 
ral-Kongregationen nahmen  ausser  den  Konzilsbeamten  alle  zu  einem  Decisiv- Votum 
berechtigten  Mitglieder,  die  Prokuratoren  der  abwesenden,  welche  für  ihre  eigene 
Person  keine  Stimmberechtigung  besassen^^,  ferner  auch  die  fürstlichen  Gesandten 
Theil,  indessen  ergriffen  letztere  nur  das  Wort,  wenn  sie  im  Namen  ihrer  Fürsten 
Mittheilungen  und  Vorschläge  zu  machen  hatten  ^^. 

Decisivstimme  als  Vertretern  ihrer  Kongregation  '^  vSo  z.  B.  über  zweifelhafte  Stimmt) erechti- 

eingeräumt  worden,  1.  c.  p.  35.  36,  und  in  die-  gung,  s.  S.  431  n.  9  u.  10,  über  die  Vorbereitung 

ser  Weise  haben  sie  auch   später  gestimmt,  p.  der  Verhandlungsgegenstände,  Theiner  1,  31  ff. 

527,  wobei  sich  freilich  einmal,  als  sie  verschie-  8  Der  schon  mehrfach  erwähnte  ordo  des  Kon- 

dene  Vota  abgaben,  ein  nicht  zum  Austrag  ge-  zilssekretärs  Massarelli   ist  eine  Zusammen- 

kommener  Streit  über  die  Zählung  ihrer  Stimme  Stellung  des  thatsächlich  gehandhabten  Verfah- 

erhoben  hat,  p.  711;    Masotti  diario  bei  v.  rens,  wie  es  sich  auf  den  erwähnten  Grundlagen 

Döllinger2,  12.  gestaltet  hatte,  nicht  aber  eine  vom  Konzil  selbst 

^0  Theiner  1,  34.  beschlossene  offizielle  Geschäftsordnung. 

1  Zu  Konstanz  und  Basel,  s.  0.  S.  370.  374  u.  9  Ordo  I  de  modo  celebrandi  sessiones  u.  II  de 
391.                                       -  congregationibus  generalibus,  Theiner  1,1  u.  6. 

2  Die  Berufungsschreiben  erwähnen  ihrer  nicht.  Die  ersteren  wurden  zu  Trient  in  der  Domkirche, 

3  Vgl.  unten.  die  anderen  zunächst  im  Saale  des  vom  ersten 

4  Ordo  cit.  bei  Theiner  1,  3.  5.  6,  ebenso-  Präsidenten  bewohnten  Privathauses,  später  aber 
wenig  den  Abgesandten  der  Protestanten,  s.  S.  nach  Vermehrung  der  Mitgliederzahl  in  der  Kirche 
429.  n.  13  u.  1.  c.  p.  7.  S.  Maria  maggiore  gehalten. 

Ueber  die  Sitzordnug  vgl.  1.  c.  1,  1.  6.  w  s.  z.  B.  S.  431  n.  9. 

5  S.  die  Anführungen  aus  den  Ordo  cit.  und  11  Ordo XI  de  recipiendis  et  admittendis  oratori- 
auch  unten.  bus  principum  1.  c.  p.  11  u.  Paleotto  acta  1.  c. 

6  Die  Aufzählung  derselben  im  ordo.  n.  I  bei  2,  539. 

Theiner  1,  1.    Die  Vollmachten  theils  nachge-  12  Ordo  XIII.  c.   1,  12:  „licet  in  congregatio- 

wiesen,  theils  abgedruckt  1.  c.  1,  19  ff.  473.  666.  nibus  generalibus  procuratores  ipsi  non  praelati 

680  u.  2,  262.  264.    Neben  den  als  legati  de  la-  indistincte  admissi  fuerint,  sed  omiiium  novissi- 

tere  deputirten  Kardinälen  fungirten   eine  Zeit  me  sedentes  silentesque,   nisi  tantum   interro- 

lang  auch  einzelne  Bischöfe  in  der  Stellung  von  gati." 

nuntii  apostolici.  ^^  Ordo  XI  1.  c.  1,  12:  „Oratores  ipsi  numquam 
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Die  Sitzungen  der  General-Kongregationen  waren  nicht  öffentlich,  nur  während 
des  Empfanges  der  Gesandten  hatte  Jedermann  Zutritt  K 

Behufs  Vorbereitung  der  Verhandlungsgegenstände  wurde  in  den  ersten  Zeiten 
des  Konzils  '•^  die  Zuweisung  sämmtlicher  Mitglieder  zu  drei  Abtheilungen,  s.  g.  classes 
oder  congregationes particulares  beschlossen^,  von  denen  jede  sich  unter  dem  Vorsitze 
eines  der  damaligen  Legaten  versammeln  und  zunächst  gesondert  dieselben  Vorlagen 
wie  die  anderen  berathen  sollte 4,  jedoch  gab  man  diesen  Modus,  weil  dadurch  die  Be- 
rathungen  zu  sehr  in  die  Länge  gezogen  wurden-^,  noch  im  Laufe  des  Jahres  1546 
auf  6. 

Schon  während  dieser  Zeit  hatte  man  das  Verfahren  eingeschlagen ,  dass  man 
die  Vorbereitungsarbeiten  für  die  in  Betreff  der  Dogmen  zu  fassenden  Beschlüsse  zu- 
nächst den  s.  g.  theologi  minores ^  d.  h.  den  auf  dem  Konzil  anwesenden  Theologen, 
welche  theils  vom  Papst,  theils  vom  Kaiser,  theils  von  den  Fürsten  abgesendet,  oder 
von  den  Kardinälen  und  Prälaten  mitgebracht  worden  waren '^,  überwies^.  Die  von 
ihnen  angefertigten  Entwürfe  wurden  in  der  ersten  Zeit  den  Klassen^,  später  den 
General-Kongregationen  zur  weiteren  Prüfung  und  Berathung  vorgelegt  i^.  Ergaben 
sich  hier  für  die  Feststellung  der  zur  definitiven  Abstimmung  zu  bringenden  Vorlagen 
und  Dekrets-Entwürfe  Schwierigkeiten ,  so  wurde  die  s.  g.  congregatio  praelatorum 
theolog orum^  d.  h.  die  Kongregation  derjenigen  stimmberechtigten  Konzilsmitglieder, 
welche  eine  eingehendere  Kenntniss  der  Theologie  hatten  ii,  mit  der  Erledigung  der 


in  ipsa  congregatione  loquebantur,  nisi  forte  par- 
ticulare  aliquod  negotium  sui  principis  nomine 
exposituri  essent:  idque  ut  plurimum  in  scriptis 
exhibentes,  a  concilii  secretario  clara  voce  lege- 
batur.  Aliquando  etiam  ipsimet  longa  ornata- 
qne  oratione  referebänt  .  .  .  Utroque  autem  casu 
s.  synodi  responsum  ad  aliam  diem  referebatur" ; 
Paleotto  1.  c.  2,  539.  540. 

1  Ordo  1.  c.  1,  11.  12:  Paleotto  1.  c.  2, 
531. 

'-^  In  der  Generalkongregation  v.  26.  Januar 
1546,  Theinerl.  c.  1,  43. 

3  S.  auch  ordo  V,  1.  c.  1,  8.  Die  Vertheilung 
der  Mitglieder  auf  die  Klassen  erfolgte  durch 
Verlosung,  auonymi  diarium  bei  v.  Döllinger 
1,  63.  64. 

*  Dabei  war  ein  gegenseitiges  Benehmen  der 
Klassen  vor  der  Verhandlung  in  der  General- 
kongregation vorgesehen,  auch  die  vorgängige  Be- 
stellung von  deputati  behufs  Vorbereitung  eines 
Gegenstandes  für  die  Klassenberathung  offen  ge- 
lassen, s.  Anm.  2  u.  3. 

5  Berichte  über  Klassensitznngen  bei  Thei- 
nerl, 44.  49.  53.  55.  60.  86.  96. 

6  Ordo  V  1.  c.  1,  8.  Nur  i.  J.  1563  sind  die 
Legaten  noch  einmal  auf  diesen  Modus  zurückge- 
kommen, vgl.  1.  c.  2,  371:  „Ut  enim  materiae 
ipsae  melius  et  facilius  discuterentur,  exconsti- 
tutione  legatorum  patres  omnes  in  diversis 
classibus  distincti,  vid.  Galli  in  una,  Hispani 
in  alia,  Hungari  et  Poloni  in  alia,  Italiin 
tribus  canones  ipsos  perpenderunt  et  examina- 
Tunt,  censurasque  in  eis  factäs  ad  ipsos  legatos 
retulerunt ,  iuxta  quas  postea  canones  ipsi  aptati 
et  reformati  sunt." 

■^  Ordo  VI,  1.  c.  1,  9.  S.  auch  die  Verzeich- 
nisse 1.  c.  1,  54.  558.  634. 

Hin  8  Chi  US,  KirchenrecM.   III. 


8  Theinerl,  54:  „Ipsi  enim  praesidentes 
decreverunt,  quoties  de  articulis  fldei  et  dogma- 
tibus  agendum  erit,  antequam  quidquam  a  s.  sy- 
nodo  decernatur,  omnia  prius  cum  ipsis  theologis 
conferre  et  eorum  opinionem  et  sententiam  intel- 
ligere."  Dass  dies  in  einzelnen  Fällen  unter- 
lassen worden  ist,  wird  ausdrücklich  von  einzel- 
nen Vätern  gerügt,  1.  c.  2,  187.  189. 

Die  Sitzungen  derselben  waren  öffentlich,  ordo 
I.e.  und  es  wohnten  ihnen  mehrfach  die  Konzils- 
Präsidenten  und  ein  Theil  der  Prälaten  bei,  s.  z. 
B.  Theiner  1,  55.  Auch  war  eine  bestimmte 
Ordnung  für  die  Abgabe  des  Votums  derselben 
festgesetzt,  ferner  wurden  ihnen,  als  sich  ihre 
Berathungen  zu  sehr  in  die  Länge  zogen ,  be- 
stimmte Anweisungen  über  die  Art  derselben 
ertheilt ,  sowie  endlich  die  Zahl  der  Theologen, 
welche  sich  gutachtlich  in  den  Sitzungen  zu 
äussern  hatten,  beschränkt,  Theiner  1,  533. 
603  u.  2,  59;  ordo,  1.  c. :  „sub  Pio  IV  .  .  .  dis- 
tincti sunt  ipsi  theologi  per  classes  et  unicuique 
classi  sui  propositi  articuli  discutiendi  his  verbis  : 
.  .  .  placuit  in  VI  classes  infrascriptas  disponi,  ut 
ad  eos  examinandos  ex  omni  theologorum  ordine 
aliqui  describerentnr:  quare  theologi  omnes  qui 
praescriptae  classis  articulos  discutiendos  susce- 
perint,  alios  omittentes,  de  illis  tantum  senten- 
tias  suas  dicant",  vgl.  dazu  Theiner  2,  133, 
wonach  keiner  länger  als  eine  halbe  Stunde  spre- 
chen sollte ;  auch  eine  Eintheilung  in  4  Klassen 
kommt  vor,  1.  c.  p.  232. 

9  Theiner  1,  55. 

10  Ordo  1.  c.  u.  Theiner  1,  225.  225.  533. 
561  u.  2,  233.  313;  s.  auch  S.  434.  n.  1. 

11  Ordo  III,  1.  c.  1.  8.     Sie  hielten  ihre   Sit- 
zungen unter  dem  Vorsitze  eines  der  Kardinal- 

28 


434 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  172. 


crlioboncn  Einwendnng-cn  und  der  Entwerfung  der  Dekrete  betraut',  während  diese 
letztere  in  einfacheren  Fällen  einer  Kommission  von  Prälaten,  s.  g.  deputati^  über- 
tragen wurde  '^. 

Uebrigens  ist  auch  wiederholt  die  Thätigkeit  der  theologi  minores -^  der 
theologi  praelati  '  und  besonders  bestellter  Deputirter^  in  Anspruch  genommen, 
wenn  sich  erst  während  der  Berathungen  in  den  General-Kongregationen  heraus- 
stellte, dass  ohne  eine  weitere  Vorbereitung  der  in  Frage  stehenden  Materien  in 
engeren  oder  sachverständigen  Kreisen  nicht  zu  dem  wünschenswerthen  Abschluss 
zu  gelangen  war. 

Bei  der  Bearbeitung  der  Reform- Angelegenheiten  Hess  man  die  reformbedürfti- 
gen Punkte  zumeist  durch  eine  Deputation  zusammenstellen '»  und  bediente  sich,  weil 
es  sich  hierbei  um  kirchliche  Verfassungs-  und  Rechtsfragen  handelte,  statt  der  prae- 
lati  theologi  des  Beiraths  und  der  Hülfe  der  s.  g.  praelati  canonistae''. 

In  den  General-Kongregationen^,  denen  der  erste,  bez.  der  nächstfolgende  Legat 
präsidirte,  sprachen  und  votirten  die  Mitglieder  nach  der  Reihenfolge,  wie  sie  sassen, 
also  zuerst  die  Legaten  und  Kardinäle ,  dann  die  Patriarchen ,  die  Erzbischöfe  ^  und 
Bischöfe,  darauf  die  Aebte  und  nach  ihnen  die  Ordensgenerale.  Diejenigen,  welche 
der  Sitzung  beizuwohnen  gehindert  waren ,  konnten  ihre  Voten  schriftlich  ein- 
schicken 1^*. 

Waren  die  Entwürfe  zu  den  Vorlagen  und  Dekreten  durch  die  geschilderten 
Vorbereitungen  und  die  Abstimmungen  in  den  General-Kongregationen  festgestellt, 
so  wurde  nunmehr  eine  feierliche  Sitzung  {sessio  publica)  anberaumt  ^\  um  einen  for- 


legaten.  Vgl.  auch  Paleotto  bei  Th einer  1, 
571. 

1  T h einer  1,  385:  „Quibns  articulis  . .  .  lec- 
tis  ipse  cardinalis  s.  Crucis  (Legat)  dixit,  quod 
errores  ipsi  examinahuntur  a  theologis  minori- 
hus:  deinde  a  patribus  in  congregatione  generali  : 
et  deniqiie,  si  quid  grave  occurrerit,  Id  discutle- 
tur  per  praelatos  tbeologos.  Qui  ordo  procedendi 
ab  Omnibus  approbatus  fuit.'*  Berichte  über  Sit- 
zungen 1.  c.  1,  327.  334  ff.  339  ff.  345.  349  ff. 
355.  356.  362.  373.  462.  463. 

2  Ordo  m  I.  c.  1,  8  u.  Theiner  1,  60.  66. 
203. 

Sie  wurden  in  nicht  zu  grosser  Anzahl  (6,  4, 8, 
13.  18)  von  der  coiigregatio  generalis  gewählt,  1. 
c.  1,  60.  183.  581  oder  ihre  Ernennung  den  Le- 
gaten überlassen,  1.  519.  645.  705.  711  n.  2, 
59.  151.  302.  424. 

Ihre  Sitzungen  hielten  sie  vielfach  unter  Ee- 
theiligung  der  Legaten,  namentlich  dann,  wenn 
ihre  Arbeiten  zum  Abschluss  gediehen  waren, 
ab,  ordo  VII  de  deputationibus  particularibus 
praelatorum,  L  c.  1,  10  u.  Theiner  1,  303. 
309.  310.  320.  323.  520.  524.  591.  596  u.  2, 
427.  460. 

3  Tli einer  1,  158.  Einzelne  derselben  wur- 
den auch  als  Sachverständige  in  der  congregatio 
generalis  gehört,  p.  181. 

^  Theiner  1,323.519. 

5  Theiner  1,320. 

ß  OrdoX.  1.  c.  p.  11. 

"^  Jedoch  nicht  mehr  zur  Zeit  Pius'  IV,  ordo 
IV  1.  c.  1,  8  u.  Theiner  1,  369.  394.  395.  398. 
401.  462.      Sie   wurden   durch   die  Präsidenten 


ausgewählt  und  kamen  ebenfalls  in  Gemeinschaft 
mit  diesen  zusammen,  1.  c.  1,  391.  Vgl.  auch 
Paleotto  bei  Theiner  1,  571. 

Ueber  alles  Gesagte  vgl.  auch  noch  den  ordo 
VIII— X,  1.  c.  p.  10.  11. 

8  Sie  wurden  theils  Vormittags,  theils  Nach- 
mittags gehalten,  im  ersteren  Falle  begannen  sie 
mit  einer  Messe,  ordo  II  1.  c.  1,  7. 

9  Unter  diesen  stimmten  nach  dem  Alter 
ihrer  Promotion  auch  die  Primaten  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Primatialwürde ,  s.  die  Entschei- 
dung Pius'  IV  V.  1562,  Theiner  1,  669.  689. 

10  Ordo  II  1.  c.  p.  7  :  „Sententiae  dicuntur  alta 
voce  licetque  etiam  ex  scriptis  recitare  et  quod 
unus  dicit,  alius  conflrmare  vel  etiam  perspicuis 
verbis  impugnare  potest :  quod  aliquando  usque 
ad  maximas  contentiones  factum  est.  Non  licet 
tamen  extra  ordinem  loqui,  quare  si  quid  alicui 
contra  alterius  dicta  dicendum  occurrit,  id  suo 
tantum  loco  proferre  debet:  si  quis  autem,  cum 
ei  locus  et  tempus  dicendi  advenerat,  congrega- 
tioni  Interesse  et  sententiam  suam  exponere  non 
potuisset,  licentia  et  facultas  erat  illi  votum  su- 
um  etiam  ex  scripto  ferre  et  votum  suum  facere 
etiam  in  congregatione,  et  tum  praesertim,  cum 
patres  super  eandam  materiam,  de  qua  ille  sen- 
tentiam perlaturus  erat,  adhuc  vota  dare  minime 
complevissent."  Berichte  über  derartige  Ab- 
stimmungen s.  bei  Theiner  1,  73.  77.  143. 
146  u.  2,  47.  51.  55. 

11  Auf  Vorschlag  der  Legaten  durch  Beschluss 
der  Generalkongregation,  Theiner  1,  45.  88. 
346  u.  2,  58.    Der  Tag  wurde  durch  einen  An- 
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mellen  und  endgültigen  Konzilsbeschluss  in  Betreff  ihrer  herbeizuführen.  Diese 
Sitzungen  waren  öffentlich  und  wurden  durch  besonderen  Gottesdienst  eingeleitete 
Die  zur  Abstimmung  gelangenden  Dekrets-Entwürfe  verlas  einer  der  anwesenden 
Prälaten 2,  und  demnächst  erfolgte  ohne  weitere  Diskussion  die  Abstimmung  in  der- 
selben Reihenfolge  wie  in  den  General-Kongregationen  •''.  Bei  nicht  unbedingter  Zu- 
stimmung überreichten  die  Väter  ihr  beschränkendes  Votum  gewöhnlich  in  schrift- 
licher Form  (cedula)  4.  Nach  der  Zählung  wurde  das  Resultat  der  Stimmabgabe  durch 
den  Vorsitzenden  verkündet.  Erst  diese  Abstimmung ,  deren  Ergebniss  freilich  nach 
den  vorbereitenden  Berathungen  in  den  General-Kongregationen  kaum  zweifelhaft 
sein  konnte,  war  die  massgebende  ^,  und  allein  durch  sie  in  Verbindung  mit  der  Ver- 
kündigung des  Legaten,  dass  das  zur  Abstimmung  gebrachte  Dekret  die  Billigung 
der  Synode  gefunden  habe,  war  der  Beschluss  derselben  endgültig  festgestellt.  In 
vereinzelten  Fällen ,  in  denen  so  vielfach  modificirte  Vota  abgegeben  wurden ,  dass 
die  Zählung  nicht  ohne  Zeitverlust  zu  bewirken  war*'^,  wurde  dagegen  das  Resultat 
in  einer  späteren  General-Kongregation  verkündet  und  in  dieser  die  Approbirung  des 
Dekretes  sowie  die  Einverleibung  in  die  Akten  des  Konzils  angeordnet^. 


schlag  an  der  Thür  der  Kathedrale  und  des  Hau- 
ses der  Legaten  bekannt  gemacht,  1.  c.  1,  351. 

1  Ordo  I  1.  c.  1  ff.  S.  auch  die  Berichte  über 
die  verschiedenen  Sitzungen  in  dem  Werke  von 
Theiner. 

2  Gewöhnlich  derjenige,  welcher  die  Messe 
celebrirt  hatte. 

3  Ordo  I,  1.  c.  p.  5:  „Primo  itaque  decreto 
lecto  iiiterrogantur  patres,  an  placeat  Ms  verbis  : 
„Reverendissimi  et  illustrissimi  domiui  reveren- 
dlque  patres,  placentne  haec  omnia  vobis?  et  sta- 
tim  secretarius  concilii  assistentibus  ipsius  con- 
cilii  notariis  (qui  vota  singulorum  describunt  et 
cedulas,  si  qui  forte  sententiam  suam  in  scriptis 
deferunt,  recipiunt)  omnes  patres  interrogat  sin- 
gulariter,  an  placeat.  Secretarius  eiiim  erat  scru- 
tator  votorum.  .  .  .  Yotis  collectis  omnia  referun- 
tur  et  ostenduntur  illustrissimis  praesidentibus, 
coram  quibus  numerantur :  et  si  decretum  ab  Om- 
nibus approbatum  esse  inveniatur ,  tunc  primus 
praesidens  id  euunciat  synodo  clara  voce,  his  vel 
similibus  verbis :  Sanctissimi  patres ,  decretum 
approbatum  est  ab  omnibus,  nemine  discrepante : 
gratiae  agendae  sunt  deo.  Tunc  patres  respon- 
dent:  Deo  gratias.  Si  vero  aliqui  contradixeriut 
vel  aliqua  in  ipsis  decretis  desideraverint ,  id 
etiam  primus  praesidens  pronunciat ,  inquiens : 
Decretum  approbatum  est  ab  omnibus,  exceptis 
aliquibus  (vel  exprimitur  numerus,  ut  puta  3.  4. 
8.10)  quicuperent  in  eo  quasdam  modiflcatioues : 
vel  si  omnes ,  qui  contradixerunt ,  idem  petie- 
runt,  id  particulariter  declaratur,  ut  puta,  qui  in 
tali  2.  3.  vel  4  etc.  canone  vellent  addi  vel  de- 
trabi  haec  verba  etc.  Si  vero  oriretur  quaestio 
super  numero  ipsarum  sententiarum,  tunc  vota 
ipsa,  sie  ut  collecta  sunt,  leguntur  clara  voce  a 
secretario,  ita  ut  quilibet  recognoscat  et  iterum 
approbat  votum  suum.  Licetque  praelato,  qui 
sessioni  ob  adversam  valetudinem  Interesse  non 
posset,  dare  votum  suum  in  scriptis,  quod  cum 
aliis  numeratur.  Expedito  primo  decreto,  legi- 
tur  eodem  ordine  secundum  et  reliqua." 


4  Solche  bei  Theiner  1,  89.  377  ff.  u.  2, 
463  ff. 

5  Zu  Anfang  des  Konzils  ist  allerdings  in  der 
Generalkongregation  v.  1.  April  1546,  1.  c.  1,  77 
beschlossen  worden  :  „  Ea  quae  semel  in  generali 
congregatione  per  maiorem  partem  conclusa  sunt, 
amplius  non  retractari",  dies  hat  aber  offenbar 
nur  eine  specielle  Beziehung  auf  den  damals  vor- 
liegenden Gegenstand  gehabt,  denn  die  Ge- 
schäftsordnung des  Massarelli  weiss  nichts 
von  einer  allgemein  bindenden  Kraft  der  Be- 
schlüsse der  Generalkongregation  und  Pale  Otto 
1.  c.  2,  532  hebt  ausdrücklich  hervor :  „  donec 
elaborata  omnia  et  expolita  frequentioribus  con- 
sensus  suffragiis  censerentur,  quae  tamen,  nisi 
peracta  Session e  sancta  rataque  haud  habe- 
antur ,  cum  unicuique  etiam  in  sessione  ipsa 
consilium  mutare  probataque  improbare,  prout  s. 
Spiritus  suggereret,  liceret;  adeo  ut  cuiuscumque 
generis  argumentum  in  congregationibus 
tantumpertractatum,  in  sessione  de- 
mum  definitum  diceretur. 

6  L.  c.  1,  380.  381. 

■^  L.  c.  1,  454:  „Deinde  cardinalis  de  Monte 
(Präsident) :  Consideravimus  inquit  .  .  .  vota  pa- 
trum  super  decreto  de  residentia  in  proxima  prae- 
terita  sessione  lecto  et  invenimus  plures  esse  eos, 
qui  decretum  simpliciter  probaverunt,  quam  qui 
dissenserunt :  nam  qui  decretum  simpliciter  pro- 
baverunt,  fuerunt  XXXII  ...  et  propterea  con- 
oludimus,  pronunciamus  et  declaramus ,  decre- 
tum ipsum  obtentum,  validum  et  approbatum 
esse  ac  pro  obtento,  valido  et  approbato  haberi, 
publicari  et  in  actis  concilii  referri  debere :  man- 
davitque  mihi  Angelo  Massarello  secretario ,  ut 
haec  omnia  in  actis  concilii  adnotarem  eodemque 
Claudio  della  Casa  notario  referam,  ut  et  ipse 
publica  documenta  conflceret." 

Vor  der  Abstimmung  über  die  Dekrete  wur- 
den in  den  sessiones  publicae  die  angekommenen  . 
Gesandten  der  weltlichen  Fürsten  nochmals  trotz 
ihres  vorgängigen  Erscheinens  in  einer  General- 
kongregation (s.  0.  S.  432)  empfangen,  ihre  Man- 
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Unter  den  Konzilsbeamten  nahmen  die  vom  Papste  ernannten  Präsidenten^ 
die  erste  Stelle  ein.  Sie  hatten  die  Leitung  der  Geschäfte  des  Konzils,  insbesondere 
das  Keclit,  Vorlagen  zu  machen  2,  führten  das  Präsidium  in  den  General-Kongrega- 
tionen und  in  den  feierlichen  Sitzungen  •',  leiteten  die  Verhandlungen '  und  Abstim- 
mungen und  verkündeten  die  Resultate  der  letzteren^. 

Als  sonstige  Konzilsbeamte  kommen  vor:  der  secretarms  concüit,  welcher  die 
Verhandlungen  der  General-Kongregationen  und  der  sessiones  publicae  unter  Assistenz 
von  melireren  Notaren  aufzuzeichnen  hatte  und  zugleich  als  scruiator  votorum  fun- 
girte*',  mehrere  Notare^,  ein  praefectus  amionae  oder  commissarms^,  ein  Ceremonien- 
m  eist  er,  ein  Promotor  ^,  ein  deposiiarius  pecimia?'um  et  rerum  camerae  apostolicae  in 
conciUo  exponendarxim  und  %\w.  forerius  oder  hospitiorum  curator^  welche  sämmtlich  vom 
Papste  ernannt  waren  ^0. 

Die  Geschäftsordnung,  welche  für  das  Konzil  massgebend  geworden  ist,  ermög- 
lichte ohne  Zweifel  eine  gründliche  Vorberathung  und  Vorbereitung  der  Beschlüsse. 
Aber  die  Selbstständigkeit  der  Synode  gegenüber  dem  Papst  und  den  Legaten  zu 
wahren,  war  sie  nicht  geeignet  1^.  Der  bedeutende  Einfluss,  welchen  die  Legaten 
durch  die  ihnen  zustehende  Leitung  des  Geschäftsganges  ausübten,  wurde  wesentlich 
dadurch  verstärkt,  dass  dem  Konzile  jede  eigene  Initiative  genommen  war.  Von  An- 
fang an  haben  die  Legaten  ausser  der  formalen  Leitung  auch  das  alleinige  Recht  be- 
ansprucht, unter  Ausschluss  jedes  Anderen  dem  Konzile  die  Vorlagen  zu  machen, 
sowie  dieselben  zur  Berathung  und  Abstimmung  zu  bringen ' 2^    gj^  haben  nicht  nur 


data,  sowie  die  Antwort  der  Synode  darauf  ver- 
lesen ,  damit  beides  den  Akten  der  Sitzungen 
einverleibt  werden  konnte,  ordo  1.  0.  1,  5.  lieber 
die  an  die  Gesandten  zu  ertheilende  Antwort 
fasste  die  Synode  in  der  Generalkongregation  Be- 
scliluss,  ordo  XI,  1.  c.  1,  119;  auch  wurde  die- 
selbe mitunter  vorher  durch  eine  Kommission, 
deputati,  vorbereitet  1.  c.  n.  VII  (1,  10)  und 
dann  den  Gesandten  zunächst  in  der  General- 
kongregation mitgetheilt.  S.  auch  Theiner  2, 
310.  463. 

1  S.  0.  S.  432.  n.  6. 

2  Ueber  dieses  Recht  ist  weiter  oben  im  Texte 
noch  des  Näheren  gehandelt. 

3  S.  0.  S.  432. 

*  Erklärung  des  ersten  Präsidenten  bei  T  h  e  i- 
ner  1,  214:  ,,in  rebus  quae  ad  ordinem  rerum 
conciliarium  pertinet,  quarum  directio  et  modera- 
tio  ad  nos  solos  praesidentes  spectat,  quorum  est 
dirigere  gesta  concilii.'' '  Sie  ermahnen  wieder- 
holt die  Väter  zur  Kürze  1.  c.  1,  100.  559,  wah- 
ren die  Redefreiheit,  indem  sie  ungehörige 
Aeusserungen  und  Kritiken  der  Redner  zurück- 
weisen, 1.  c.  p.  85.  100.  453.  705  u.  2,  185,  s. 
auch  ordo  II  1.  c.  p.  7,  und  ordnen  die  Geheim- 
haltung der  den  Vätern  mitgetheilten  Vorlagen 
bis  zur  Publikation  in  der  feierlichen  Sitzung 
an,  1.  c.  p.  686.  Schwere  Ordnungsstrafen  ver- 
hängte aber  die  Synode  selbst,  so  die  vorläufige 
klösterliche  Haft,  danndie  Ausschliessung  von  der 
Theilnahme  an  der  Synode  und  die  Ausweisung 
aus  der  Stadt  Trient  gegen  einen  Bischof,  welcher 
einen  andern  an  dem  Bart  gerissen  hatte,  1.  c.  p. 
192.  194.  212. 

5  S.  0.  S.  435. 


6  Das  Amt  hat  während  der  ganzen  Dauer  des 
Konzils  der  1557  zum  Bischof  v.  Telese  beför- 
derte Angelo  Massarelli,  von  welchem  auch 
die  Abfassung  der  bei  Theiner  gedruckten  Ak- 
ten herrührt,  geführt,  vgl.  auch  S.  430.  n.  *  und 
ordo  1.  c.  1,  5. 

Später  wurden  ihm  noch  2  Prälaten  als  weitere 
Scrutatoren  beigegeben,  Theiner  1,  155. 

■^  Zur  Aufnahme  der  Instrumente  über  die 
Sitzungen,  1.  c.  1,  38.  676  und  zur  Aushülfe  bei 
dem  Sekretär. 

8  Der  Verpflegungskommissar.  Das  Amt  wurde 
durch  einen  Bischof  verwaltet,  1.  c.  1,  666  u.  2, 
538,  ihm  wurden  später  noch  4  andere  Bischöfe 
von  der  Synode  zugesellt,  1.  c.  1,  677. 

9  L.  c.  1,  666  u.  2,  528.  Der  Promotor  hatte, 
wie  auf  den  früheren  Konzilien,  s.  0.  S.  366. 
379.  396,  formale  Anträge  in  Bezug  auf  den  Ge- 
schäftsgang und  die  Beurkundung  der  Verhand- 
lungen zu  stellen,  1.  c.  1,  38.  375. 

'0  L.  c.  1,666  U.2,  528. 

Für  die  Prüfung  der  ,,mandata  et  excusationes 
absentium  praelatorura"  hatte  die  Synode  selbst 
eine  Deputation,  ordo  VII  1.  c.  1,  10  bestellt. 

11  Eine  andere  Auffassung  in  :  Die  Geschäfts- 
ordnung d.  Konzils  v.  Trient  p.  XXI  ff.  u.  bei 
V.  Schulte  Stellung  S.  230;  welcher  aber 
Gesch.  d.  Quellen  3,  59.  60  sich  meiner  Ansicht 
nähert.  Am  ersteren  Orte  hat  derselbe  die  Be- 
deutung des  ausschliesslichen  Propositionsrech- 
tes der  Legaten  (s.  gleich  nachher  im  Text)  nicht 
gehörig  gewürdigt. 

12  Theiner  1,  49.  156.  346.  375.  488.  531. 
677.  674  u.  2,  5 ;  ordo  II,  1.  c.  1,  7;  „idem  pri- 
mus  praesidens  proponit  patribus  ea  quae  pro 
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die  Konzilsmitglieder,  welche  dagegen  Einspruch  erhoben,  zurückgewiesen  ^,  sondern 
sich  auch  gegenüber  dem  Andringen  der  weltlichen  Hauptmächte  ^  in  dieser  Hinsicht 
zu  keiner  irgendwie  nennenswerthen  Koncession  verstanden -^  So  war  es  ihnen  und 
der  Kurie  möglich,  jede  Verhandlung  von  Gegenständen,  welche  der  letzteren  nicht 
genehm  war,  auszuschliessen,  und  also  in  einer  Beziehung  von  durchschlagender  Be- 
deutung das  Konzil  nach  ihrem  und  des  Papstes  Willen  zu  lenken. 

Wenn  man  in  neuerer  Zeit  zum  Nachweis  der  Selbstständigkeit  des  Konzils  vor 
Allem  hervorgehoben  hat,  dass  die  Feststellung  der  Dekrete  demselben  allein  zugestan- 
den, und  die  Legaten  die  volle  Redefreiheit  gewahrt  haben  ^,  so  hat  man  dabei  über- 


tempore  occurruiit,  de  quibus  senteutia  rogat: 
nemini  licet  nisi  solis  praesidejitibus 
proponere:  absente  vcro  priirio  proponit  se- 
cundus." 

lieber  die  Vorbereitung  der  Vorlagen  vgl.  ordo 
IX,  1.  c.  1,  11  :  „cum  de  dogmatibus  fldei  agcn- 
dum  est,  primum  colliguntur  articuli,  qui  super 
dogmate  ipso  ex  libris  haereticorum  habentur: 
proponuiiturque  disputaiidi  ac  disoutiendi  theo- 
logis  minoribus,  dato  eis  prius  per  aliquot  dies 
ipsoruin  articulorum  exemplo.  .  .  .  Deinde  iimet 
articuli  una  cum  ipsorum  theologorum  iudicio 
proponuntur  examinandi  patribus";  u.  ordo  X  1. 
c.  :  „si  vero  alia  materia  (welche  nicht  mit  einem 
Dogma  zusammenhing  oder  wo  es  sich  nicht  um 
Beseitigung  von  Missbräuchen  -handelte)  de  re- 
formatione  tractanda  erat,  tunc  domini  praesiden- 
tes  vel  capita  vel  articulos  aliquos  ipsam  refor- 
mationcDi  in  summa  amplectentes  .  .  .  quibus 
postea  examinatis  canones  de  eis  iuxta  patrum 
sententias  concipiebantur  vel  etiam  canones  ab 
ipsis  legatis  accersitis  in  consilium  aliquibus  ex 
canonistis  iam  conceptos  ....  patribus  exami- 
nandos  proponebant" ;  vgl.  auch  Paleotto  1.  c. 
2,  ÖS^.  Solche  Vorlagen  bei  Theiner  1,  488. 
531.  677.  694. 

1  L.  c.  1,  100:  „quod  alii,  praeter  collegas 
suos  velint  aliquid  in  concilio  proponere ,  hoc 
numquam  ipse  patietur,  cum  ad  ipsos  legatos 
tan  tum  munus  proponeiidi  pertineat";  ferner  p. 
101.  103.  104.  Den  Konzilsmitgliedern  wird  nur 
das  ius  petendi  (1.  ,c.  2,  4)  gelassen,  d.  h.  sie 
sollen  ihre  Propositionen  den  Legaten  unterbrei- 
ten, welche  dann  darüber  befinden,  ob  das  Kon- 
zil damit  befasst  werden  soll,  1,  102:  „si  aliquis 
proponere  quicquam  vellet,  id  legatis  ipsis  in- 
sinuet,  quod  si  legati  iniuste  recusaverint,  po- 
terit  praelatis  ille  tunc  iuste  conqueri";  p.  104: 
„non  potest  tamen  ille  talis,  cum  id  proposuerit, 
exquirere  ab  aliis  praelatis  super  eo  sententias : 
quod  si  fecerit,  dicti  alii  praelati  non  tenentur 
respondere,  quia  exquirere  sententias  pertinet 
tantum  ad  praesidentes  et  legatos." 

Eine  Anerkennung  dieses  Propositionsrochtes 
seitens  der  Synode  suchten  die  Legaten  dadurch 
zu  erreichen ,  dass  sie  in  das  Dekret  der  sess. 
XVII  V.  18.  Januar  1562  über  die  Neueröffnung 
des  Konzils  („placetne  .  .  .  tractari,  quae  pro- 
ponentibus  legatis  ac  praesidentibus  .  .  .  ap- 
ta  et  idonea  s.  synodo  videbuntur'')  das  propo- 
nentibus  legatis  hineinbrachten.  Theiner 
1,  674  u.  2,  533.  Die  Majorität  der  Synode 
nahm  diese  Fassung  in  der  That  an ,  und  nur 
einzelne  Mitglieder  stimmten  dagegen,  1.  c.  1, 


676.  Als  später  auch  die  weltlichen  Mächte  ge- 
gen das  Propositionsrecht  der  Legaten  Einwen- 
dungen erhoben,  Hessen  die  Legaten  auf  Veran- 
lassung des  Papstes  die  fraglichen  Worte  durch 
einen  Beschluss  der  Generalkongregation  v.  10. 
Nov.  1563  dahin  deklariren,  dass  damit  die  Frei- 
heit des  Konzils  nicht  habe  beeinträchtigt  werden 
sollen,  Theiner  1,  460:  „quae  declaratio  fiet  ex 
mente  sanctitatis  suae,  vid.  quod  ex  praedictis 
verbis  nullum  fiet  praeiudicium  libertati  con- 
cilii,  nullique  novum  ius  acquiratur,  vel  quod 
habeat  adimat";  p.  461.  462.  674;  wodurch 
selbstverständlich  in  der  Sache  gar  nichts  geän- 
dert war.  Vgl.  hierzu  auch  Pallavicino  1. 
XV.  c.  16;  Sarpi  l.VI.  p.  424;  v,  Wessen- 
berg  3,  364. 

2  So  Kaiser  Ferdinands  I ;  die  Instruktion  au 
seine  Gesandten,  mit  welcher  diesen  der  bekannte 
Reformationslibell ,  Le  Plat  5,  232  zur  Ueber- 
reichung  übersandt  wurde,  bemerkt  (Sickel,  z. 
Geschichte  des  Konzils  v.  Trient  S.  316,  vgl. 
auch  Sickel,  d.  Reformationslibell  Kaisers  Fer- 
dinand I.  Wien  S.  40)  :  „  Est  quidem  aequitati 
et  rationi  consentaneum  quod  uniciiique  principi 
aut  nationi  christianitatis  integrum  liberumque 
sit  in  concilio  proponere,  si  habeat  difficultates 
aut  si  cupiat  aliqua  in  re  quippiam  concedi  vel 
tribui.  .  .  .  Verum  hoc  ita  fieri,  ut  reliquae  om- 
nes  nationes  idem  admittere  et  probare  cogantur 
quod  uni  atque  alteri  placet,  vel  aliunde  extra 
concilium  facultatem  desuper  statuendi  requi- 
rere,  non  aliud  est.  quam  omnem  concilii  liber- 
tatem  et  auctoritatem  labefactare,  proculcare  et 
penitus  auferre."  Ebenso  trat  Spanien  für  das 
freie  Propositionsrecht  der  Fürsten  und  Bischöfe 
ein,  Paleotto  bei  Theiner  1.  c.  1,  669. 
Pallavicino  1.  XXI.  c.  5.  n.  6.  7;  Sickel 
S.  614  ff. ;  vgl.  auch  über  die  weiteren  Verhand- 
lungen V.  Wessenberg,  a.  a.  0.  3,  401.  443. 
445.  455.  465. 

3  Diese  bestand  darin,  dass  auf  Grund  des  Be- 
schlusses der  Generalkongregation  (s.  Anm.  1) 
fast  am  Schluss  des  Konzils  in  die  Dekrete  der 
24.  Sitzung  V.  11.  November  1563  das  c.  21 
de  reform,  aufgenommen  wurde:  „sancta  sy- 
nodus  .  .  .  explicando  declarat,  mentis  suae  non 
fuisse,ut  ex  praedictis  verbis  solita  ratio  tractandi 
negotia  in  generalibus  conciliis  ulla  ex  parte  im- 
mutaretur  neque  novi  quicquam  praeter  id,  quod 
a  ss.  canonibus  vel  generalium  synodorum  forma 
hactenus  statutum  est ,  cuiquam  adderetur  vel  de 
traheretur" ;  v.  W  e  s  s  e  n  b  e  r  g  3,  494.  495. 

4  Vgl.  die  Geschäftsordnung  etc.  S.  XIX  ff. 
XXII,  wo  sich  die  unrichtige  Behauptung  findet, 
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sehen,  dass  die  letzteren  den  weitgehendsten  Einfluss  auf  die  Abfassung  und  Formu- 
lirung  der  Besclilüsse  geübt  haben ',  und  dass  sie  in  den  zahlreichen  Italienern  eine 
Schaur  zu  ihrer  Verfügung  hatten,  welche  in  der  Majorität  stets  in  ihrem  Sinne  zu 
stimmen  bereit  war'^,  während  andererseits  die  deutschen  Prälaten  durch  den  Aus- 
schluss der  Prokuratoren  von  der  Stimmberechtigung  fast  jeder  Vertretung  auf  dem 
Konzile  entbehrten  '.  Dass  die  Legaten  unter  diesen  Umständen  manches  freie  Wort 
liingchen  Hessen  und  die  gegen  froimütliige  Kedner  von  Anhängern  der  kurialeu  Par- 
tei erhobenen  Missfallsäusserungen  zurückwiesen',  hatte  nur  den  Zweck,  den  Schein 
der  Freiheit  des  Kouzils  zu  erregen  ^ ;  die  Abhängigkeit  des  letzteren  von  den  Legaten 
ist  dadurch  nicht  im  Entferntesten  gemindert  worden ". 


dass  die  l^estimmung  der  Berathungsgegenstände 
aus  dem  Schoossc  der  Versammlung  selbst  her- 
vorgegangen ist ;  ferner  T  h  c  i  ii  e  r  acta  1 ,  XVI  ii". •, 
V.  Schulte,  Stellung  S.  230.  234.  238.  Wenn 
der  letztere  S.  230  besonderes  Gewicht  auf  die 
indictio  futurae  scssionis  am  Schluss  von  Sess. 
XXI  legt,  worin  die  nächste  Sitzung  durch  die 
Synode  auf  den  17.  September  angesetzt  und  der 
Synode  die  Abkürzung  und  Ausdehnung  der 
Frist  in  einer  Generalkongregation  vorbehalten 
wird,  und  darin  ein  Anerkenntniss  ündet,  dass 
die  Synode  und  nicht  die  Legaten  zu  bestimmen 
haben ,  so  kann  ich  darin  keinen  Beweis  gegen 
eine  entscheidende  Leitung  der  letzteren  sehen. 
Den  Schein  der  Selbstständigkeit  der  Synode 
haben  die  Legaten  natürlich  gewahrt,  mehr  als 
dies  beweisen  aber  die  Fassungen  der  Dekrete 
nicht.  Was  hinter  den  Coulissen  gespielt  hat, 
lässt  sich  dagegen  aus  ihnen  nicht  entnehmen. 
Uebrigens  ist  gerade  der  Vorschlag  zu  dem  citir- 
ten  Dekrete  aucli  von  den  Legaten  in  einer  Ge- 
ncralkongregation  gemacht  worden,  Theiner  2, 
55.  57. 

1  S.  S.  436.  Anm.  12  und  ordo  VIII,  Thei- 
ner 1,  10:  „Nonnumquam  etiam  decreta  ipsa 
opera  et  diligentia  dd.  legatorum  et  praesiden- 
tium  conficiebaTitur  per  aliquos  doctos  et  peritos 
viros  ex  iis  qui  praecipui  in  synodo  habebantur 
vel  ex  privatis  theologis  et  canonistis  idque  pri- 
vatim et  familiariter :  sicque  formata  decreta  cum 
aliquibus  aliis  etiam  doctis  viris  conferebantur, 
quousque  in  dolatam  formam  redderentur."  Wei- 
ter beweisen  dies  mehrfache  Klagen  ,  dass  die 
Dekrete  gegen  den  Willen  und  die  Meinung  der 
Väter  geändert  worden  seien,  1.  c.  2,  442.  443. 
447  (Bischof  v.  Orense  „miratur,  cur  ex  senten- 
tiis  in  scriptis  datis  et  mutatis  alio  modo  refor- 
mati  sunt  canones  :  debuerant  enim  mutare  sen- 
tentias  si  qui  voluerint,  in  congregatione,  dicendo 
rationes  et  non  sie  occulte  per  scripturas")-  449. 
455 ;  456  (Bischof  v.  Lugo  „conquestus  est,  quod 
hoc  Caput  iuxta  meutern  patrum  fuerat  accepta- 
tum  et  tamen  propter  vota  clancularia  fuit  mu- 
tatum  a  deputatis,  nescio  qua  ratione.  lila  enim 
vota  clancularia  debebant  publicari  in  publica 
congregatione,  ut  concilium  possit  deliberare  et 
potest  ex  hoc  renuntiari  concilio"),  und  dass  die 
Auswahl  der  Deputationsmitglieder,  welche  viel- 
fach den  Legaten  überlassen  wurde,  S.  434.  n.  2, 
im  einseitigen  Parteiintcresse  erfolge,  1.  c.  p. 
444.449.455,  wobei  eine  Bildung  nach  Nationen 
mit  gleicher  Zahl  ohne  Rücksicht  auf  die  Ver- 


treter der  einzelnen  Nationalitäten  verlangt  wird, 
eine  Forderung ,  welche  auch  mehrfach  von  dem 
spanischen  Gesandten  erhoben  worden  ist,  Pal- 
lavicino  1.  XXII.  c.  3.  n.  1. 

2  p^in  Theil  derselben  erhielt  vom  Papst,  um 
ihnen  das  Verbleiben  in  Trient  möglich  zu  ma- 
clien,  monatliche  Unterstützung,  Paleotto  1.  c. 
2,  528;  Mussotti,  diario,  v,  Dö  Hing  er  2,  4. 
Bei  dem  Bevorstehen  entscheidender  Abstim- 
mungen wurden  die  Italiener  auch  vom  Papste 
nach  Trient  beordert,  Pallavicino  1.  XIX.  c. 
2.  n.  3;  Sickela.  a.  0.  S.  404;  Le  Platl.  c. 
5,  716.  Eine  Abstimmung  nach  Nationen  wurde 
sowohl  beim  Anfang  des  Konzils,  sowie  auch  als  sie 
noch  in  dem  letzten  Stadium  desselben  wieder  in 
Anregung  gebraclit  worden  war,  von  Rom  beharr- 
lich abgelehnt,  Sarpi  lib.  II 1.  c.  p.  117,  dessen 
Bericht  freilich  von  Pallavicino  I.  VI.  c.  4. 
n.  9  beanstandet  wird,  u.  Pallavicino  1. 
XVIIL  c.  11;  V.  Wessenberg  3,  102.  407. 
Bei  der  o.  S.  433.  n.  6  erwähnten  Bildung  von 
Klassen  nach  Nationen  wurden  die  Italiener 
offenbar  deshalb  auf  die  übrigen  drei  vertheilt, 
um  in  jeder  Klasse  die  betreffende  Nation  über- 
stimmen zu  können. 

3  S.  0.  S.  431. 

4  S.  0.  S.  436.  n.  4. 

5  Daher  kann  denn  der  spätere  Kardinal 
Paleotto,  welcher  als  auditor  rotae  dem  Kon- 
zil V.  1561  ab  auf  Befehl  Pius'  IV  beigewohnt, 
die  Freiheit,  welcher  das  Konzil  genossen  hat, 
rühmend  hervorheben,  Theiner  2,  532. 

6  Das  war  auch  das  Urtheil  unbefangener  Zeit- 
genossen ,  s.  das  Schreiben  der  Oratoren  Ferdi- 
nands I  V.  1563,  Sickel,  z.  Gesch.  d.  Konz.  v. 
Trient,  S.  540:  „M.  V.  S.  cognoscere,  dignetur 
omnes  quidem  episcopos  satis  libere  de  rebus 
propositis  disserere  neque  quemquam  prohiberi, 
quominus  publice  quod  sentit  dicere  possit,  sed 
quod  nos  et  plerosque  alios  male  habet  illud  est, 
quod  nihil  liic  aut  pauca  ad  modum  decernentur 
et  decreta  promulgabuntur ,  nisi  prius  Romae 
conflrmata  fuerint";  und  das  Schreiben  Ferdi- 
nands; ibid.  p.  549  :  „  conflsi  fueramus  .  .  .  le- 
gatos  non  ut  antea  de  singulis  ad  pontificem  et 
cardinales  eins  Romae  existentes  relaturos  aut 
decreta  priusquam  publicentur  ad  curiam  Roma- 
nam  conürmanda  esse  transmissuros  ,  sed  spera- 
veramus  patribus  libertatem  non  solum 
dicendi,  verum  etiam  decernendi  post 
hac  integram  fore  .  .  .  neque  dubitamus, 
quin  patres  ipsi  iam  tamdem  aegerrime  sint  la- 
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Was  die  Stellung  des  Trienter  Konzils  innerhalb  der  Entwicklung  des  Konziliar- 
rechtes  betrifft  —  dies  kommt  hier  vor  Allem  in  Frage  —  so  weist  dasselbe  zwar 
äusserlich  eine  andere  Gestalt  als  die  Synoden  von  Ferrara-Florenz  und  vom  Lateran, 
mit  welchen  die  Rückkehr  zu  dem  Rechte  des  Mittelalters  begonnen  hat,  auf,  mate- 
riell trägt  es  aber  denselben  Charakter  wie  diese,  d.  h.  den  einer  vom  Papstthum  be- 
herrschten und  nach  dem  Willen  desselben  geleiteten  Versammlung  von  Bischöfen, 
denen  jede  wahre  Selbstständigkeit  in  der  Initiative  und  Beschlussfassung  gefehlt  hat 
und  welche  nicht  den  Anspruch  zu  erheben  gewagt  haben,  durch  die  letztere  den 
Papst  wider  seinen  Willen  zu  binden. 

Wenn  das  Konzil  nicht  an  einem  unmittelbar  unter  päpstlichem  Einfluss  stehen- 
den Orte  gehalten  worden  ist ,  nicht  lediglich  aus  einer  verhältnissmässig  geringen 
Zahl  von  italienischen  Bischöfen  bestanden,  wenn  es  seine  Dekrete  im  eigenen  Namen 
erlassen  hat  und  die  Legaten  eine  weitgehende  Redefreiheit  gestattet  haben,  so  sind 
alle  diese  Verhältnisse  durch  die  Umstände,  unter  denen  das  Konzil  zusammentreten 
musste,  bedingt  worden.  Dem  päpstlichen  Stuhle,  welcher  eine  Wiederkehr  ähnlicher 
Vorgänge,  wie  der  Konstanzer  und  Baseler,  fürchtete ,  war  das  Konzil  von  den  welt- 
lichen Mächten,  insbesondere  von  Karl  V.,  weil  der  letztere  dadurch  die  Wiederher- 
stellung des  religiösen  Friedens  in  Deutschland  zu  erreichen  hoffte,  aufgezwungen  ^ 
worden.  Die  Kurie  musste  daher,  wenn  auch  widerwillig,  gewisse  Rücksichten  auf 
die  Fürsten  nehmen  und  den  Schein  zu  wahren  suchen ,  als  ob  das  Konzil  seine  Be- 
schlüsse aus  eigener,  freier  Entschliessung  fasse. 

Daraus  erklären  sich  die  hervorgehobenen  Aeusserlichkeiten,  welche  das  Konzil 
bei  flüchtiger  Betrachtung  in  einem  anderen  Lichte  als  das  zuletzt  im  Lateran  abge- 
haltene erscheinen  lassen.  Materiell  war  aber  dasselbe  von  dem  Papst  ebenso  ab- 
hängig, wie  das  eben  erwähnte.  Dass  trotz  der  anscheinend  freien  Geschäftsordnung 
die  päpstlichen  Legaten  das  Konzil  beherrscht  haben,  ist  bereits  oben  S.  43G  dar- 
gelegt. Die  Legaten  selbst  waren  aber  an  sich  schon  abhängig  vom  römischen  Stuhle, 
berichteten  überdies  fortwährend  über  alle  Vorgänge  auf  dem  Konzile  nach  Rom  und 
erhielten  von  dort  ihre  Anweisungen,  so  dass  von  demselben  kein  wichtiger  Be- 
schluss  gefasst  wurde ,  welcher  nicht  vorher  die  Genehmigung  der  römischen  Kurie 
erhalten  hatte '-^,  oder  für  dieselbe  bedenklich  oder  unannehmbar  war.  Dieser  Sachlage 


turi  et  merito,  usque  adeo  omnem  sibi  adimi  fa-  oratoribus  ac  praelatis  maiidabant,  ut,  de  quibus 

cultatem  dcceriieiidi,  statuendi  contra  raorem  .  . .  optassent  synoduni  consuli ,    ea  sibi  ipsis  antea 

antiquissimorum    conciliorum ,    ita  ut    statua-  inspicienda  exhiberent :  idque  eo  tacite  consilio, 

mm  instar  nihil  possint  in  oecumenico  et  libero  ui  gravlora  ad  Smi  D.  N.  aures  prius  perferrent, 

concilio  decernere,   nisi  quod  pontiflci  et  cardi-  quibus  per  literas  id,  quod  ex  re  censuisset,  sig- 

nalibus  suis  .  .  .  gratum  et  acceptum  sit."  Aehn-  niflcari  mandabat   indeque   ipsi   reformationum 

liebe  Aeusserungen  einzelner  Konzilsväter  wäh-  decreta  per  auditorem  contexebant,  quae  synodo 

rend  der  Berathungen  bei  Tbeiner  2,  227.  445.  deliberanda  ,    dissimulata   tarne nsummi 

448.  453.  pontificis  mente,  proponebant";  M'ussotti 

1  S.  427  ff.  Nach  dem  Bericht  des  französi-  diario  1.  c.  2,  4:  „li  legati  ...  11  giorno  28  de 
sehen  Gesandten  v.  1561,  Le  Plat  4,  742  er-  Dicembre  .  .  .  risolsero ,  che  fosse  bene  (accio 
klärte  Pius  IV  dem  letzteren  :  „queledit  concile,  non  seguisco  disordine),  che  delle  materie,  che 
qui  est  de  peu  de  besoin  pour  le  reste  de  la  si  havessero  da  trattare,  prima  che  si  facesse  cosa 
chrestiente,  superflu  aux  catholiques  et  non  de-  alcuna,  se  ne  desse  di  mano  in  mano  avviso  al 
sire  des  papes,  n'a  ete  indit  ä  autre  fin,  que  pour  papa  e  se  n'intendesse  la  sua  volontä.'' 
pourvoir  h,  votre  royaume."  Zu  dem  c.  1  u.  2  de  ref.  sess.  V.  ist  vor  ihrer 

2  Palcotto  1.  c.  2,  532:  „Sed  legati  ipsi  ini-  Annahme  in  der  Sitzung  die  Zustimmung  des 
tio,  partim  quod  eis  ex  usu  christianae  reipubli-  Papstes  durch  die  Legaten  eingeholt  und  das 
cae  videbatur,  rc  cum  nonnuUis  prudentioribus  Breve  auch  in  derselben  verlesen,  Tbeiner  1, 
ante  communicata,  patribus  proponebant,  partim  152,  154;  über  andere  Fälle  vgl.  Paleotto  1. 


440 


1.  Die  Hierarchie  und  die  Ijeitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  172. 


gegenüber  erscheint  es  daher  gleichgültig ,  dass  die  Beschlüsse  des  Konzils  nicht  die 
mittelalterliche  Fassung:  „sacro  approbante  concilio"  tragen,  sondern  die  Formel: 
„.V.  orcumrnira  et  c/rncralis  Tindentina  si/nodus  m  spiritu  legitima  congregata'"''  aufweisen. 
Ueberdies  unterscheidet  sich  diese  von  den  Konstanzer  und  Baseler  Fassungen  da- 
durch ,  dass  überall  der  Zusatz :  ^^pracsidentibus  apostolicae  sedis  legatis''''  gemacht  ist, 
womit  jede  Gefahr  beseitigt  war,  dass  diese  Formel  ,  welche  man  sowohl  wegen  der 
Abwesenheit  des  Papstes  vom  Konzilsorte,  wie  auch  mit  Rücksicht  auf  die  weltlichen 
Fürsten  und  die  Protestanten  hatte  wählen  müssen',  in  dem  Sinne  einer  Superiorität 


c.  %  559.  560.  562.  566.  567.  592.  613.  621. 
623  und  Mass arc  111  diario,  v.  Dülliiiger  1, 
252.  254;  Mussotti  1.  c.  2,  10.  12.  14.  31. 
Diese  Anfülirungeii  in  Verbindung  mit  den  Mit- 
theilungen über  die  Handliabung  der  Gescliäfts- 
ordnung  ergeben,  dass  es  sich  bei  dem  Ver- 
kehr der  Legaten  und  des  Papstes  nicht  blos  um 
Instruktionen,  deren  die  ersteren  selbstverständ- 
lich bedurften ,  gebandelt  hat.  Der  Zweck  der 
päpstlichen  Anweisungen  war  nicht,  die  Legaten 
zur  Darlegung  der  Ansichten  des  Papstes  und  der 
Kurie  bei  den  Berathungen  des  Konzils  in  den 
Stand  zu  setzen,  sondern  denselben  die  erforder- 
liche Anleitung  zu  geben,  wie  der  Papst  die  Ge- 
schäftsleitung und  die  Beschlussfassung  gelenkt 
zu  sehen  wünschte.  Römischerseits  hat  man  dies 
zwar  zu  verdecken  gesucht  —  (s.  die  vorher  cit. 
Stelle  aus  Paleotto:  „dissimulata  summi  pon- 
tiflcis  mente" ;  so  wurde  auch  die  Suspensions- 
bulle Julius' III  V.  1552,  Le  Plat  4,  544,  von 
den  Legaten  dem  Konzil  nicht  vorgelegt,  viel- 
mehr Hessen  die  Legaten  die  Suspension  durch 
das  Konzil  selbst  beschliessen  ,  um  jede  Dis- 
kussion über  die  Berechtigung  des  Papstes  dazu 
fernzuhalten,  T  h  e  i  n  e  r  1,  654)  — ,  indessen  war 
die  Saclilage  doch  allgemein  bekannt.  Schreiben 
des  röm.  Gesandten  an  Ferdinand  I  v.  1561, 
Sickel  S.  209 :  „a  protestanti,  li  quali  hanno 
detto  piu  volte  che  nel  concilio  passato  ogni  cosa 
si  faceva  ad  libitum  pontiücis  et  ch'  il  spirito 
Santo  andava  in  postain  una  valise"; 
Schreiben  des  Kaisers  an  seinen  römischen  Ge- 
sandten v.  1562,  a.  a.  0.  S.  356,  worin  er  den- 
selben anweist,  dem  Papst  vorzustellen  :  „non 
obscuros  ad  nos  sermones  perlatos  esse,  praesen- 
tis  s.  concilii  negocia  non  eo  quo  deberent  ordine 
procedere,  quin  immo  cudi  isthic  in  Roma  cano- 
nes  qui  postea  patribus  ad  concilium  approbandi 
et  publicandi  mittantur,  patres  in  forendis  suf- 
fragiis  non  posse  frui  solita  et  debita  libertate, 
quin  immo  eos  qui  de  reTormatione  deque  aliis 
eiuscemodi  rebus  dictante  conscientia  liberius 
loquantur,  graviter  ad  sanctitatem  suam  deferri 
ac  in  eius  odium  et  indignationem  ferri ;  hinc 
autem  fleri ,  quod  plerique  non  solum  sectarii, 
verum  etiam  catholici  de  progressu  et  exitu  huius 
concilii  non  admodum  bene  sentiuiit,  quin  etiam 
de  S.  S.  secus  quam  nos  vellemus,  suspicari  in- 
cipiant,  multi  vero  ex  utraque  parte  rideant  et 
detestentur  talem  procedendi  modum :  dicentes, 
quotiescunque  in  concilio  aliquid  sit  decernen- 
dum,  id  fleri  non  posse,  nisi  prius  spiritu 
sancto  ex  urbe  per  dispositos  equos 
vocato";  vgl.  auch  o.  S.  438.  n.  6  u.  Thei- 
ner  1,712.     Allerdings  hat  Pius  IV  im  Laufe 


des  Jahres  1562,  als  er  Aussiclit  hatte,  die  von 
ihm  gewünschte  Schliessung  des  Konzils  herbei- 
zufülircn,  den  Legaten  Vollmacht  gegeben,  nach 
ihrem  Ermessen  zu  handeln,  Pallavicino  1. 
XXI.  c.  6;  1.  XXIII.  c.  3.  n.  9;  c.  5.  n.  16; 
Sarpi  1.  VIII.  1.  c.  p.  701.  702.  705;  v.  W es- 
se über  g  3,  481,  aber  auch  nach  dieser  Anwei- 
sung hat  der  Verkehr  zwischen  ihnen  und  dem 
Papste  nicht  aufgeliört,  s.  a.  a.  0.  u.  Pallavi- 
cino 1.  XXII.  c.  7.  n.  16;  1.  XXIII.  c.  1.  n.  1. 
Ueberdies  war  damals  schon  vorauszusehen,  dass 
das  Konzil  bei  den  in  BetrelT  der  Reform  zu 
fassenden  Beschlüssen  keine  die  päpstliche  Ge- 
walt in  entscheidender  Weise  berührenden  Be- 
stimmungen treffen  würde. 

1  Mit  einem  Konzile ,  dessen  Anordnungen 
Namens  des  Papstes,  blos  „approbante  concilio" 
erlassen  wurden ,  konnte  denjenigen  weltlichen 
Mächten ,  welche  dasselbe  behufs  Herstellung 
des  Religionsfriedens  mit  den  Protestanten  ver- 
langt hatten ,  unmöglich  gedient  sein ,  da  die 
letzteren  dadurch  einen  weiteren  Anhalt  erhalten 
hätten,  das  Konzil  als  ein  nicht  freies  abzuleh- 
nen. Auch  konnten  gerade  dadurch  für  den  Papst 
unangenehme  Erörterungen  über  die  Frage  der 
Superiorität  des  Konzils  hervorgerufen  werden, 
weil  die  kuriale  Theorie  über  das  beiderseitige 
Verhältniss  sich  keiner  allseitigen  Zustimmung 
bei  den  weltlichen  Fürsten  und  Bischöfen  zu 
erfreuen  hatte.  S.  z.  B.  den  Brief  Ferdinands  I 
V.  1563,  Sickel  S.  593:  „Quod  praeterea  illo- 
rum  quae  decernuntur  in  concilio  petenda  sit,  a 
summo  pontiflce  conflrmatio,  ne  hoc  quidem  pro 
nostra  parte  facturi  sumus,  quia  per  huiusmodi 
petitionera  labefaceremus  et  plane  everteremus 
auctoritatera  s.  concilii  .  .  .  nam  licet  propensi 
sumus  ad  tuendam  et  defendendam  auctoritatem 
summo  pontiflci  et  sedi  apostolicae  debitam  et 
competentem  .  .  .  tamen  par  est,  ne  patiamur 
auctoritatem  conciliorum  usque  adeo 
supprimi,  ut  d  ecret  a  eius  non  debeant 
robur  obtinere,  nisi  per  pontificera 
sint  conf  irmata^*^;  u.  die  Denkschrift  eines 
ungarischen  Bischofs  v.  1561  für  Kaiser  Ferdi- 
nand I,  veröffentlich  v.  Friedberg  i.  Zeitschr. 
f.  K.  R.  10,  240:  „Quia  ecclesia  desiderat  con- 
cilium in  quo  sit  congregata  omnis  autoritas  ec- 
clesiae  et  quod  non  sit  opus  petere  extra  conci- 
lium autoritatem  ad  confirmandum  concilium, 
sed  quod  ipsum  concilium  conflrmet  se.  Nam 
quomodo  concilium  repraesentabit  ecclesiam  uni- 
versalem, si  in  concilio  non  est  autoritas  conflr- 
mandi  concilium,  cum  autoritas  et  persona  papae 
includatur  in  ecclesia.  Aut  ergo  papa  non  est  de 
ecclesia  aut  si  est,  suam  autoritatem  cum  eccle- 
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des  Konzils  über  den  Papst  ausgelegt  werden  konntet  Ein  weiteres  Zugeständniss, 
als  dieses  durch  die  Lage  der  Verhältnisse  gebotene,  ist  römischerseits  nicht  gemacht 
worden.  Dem  schon  zu  Anfang  des  Konzils  und  auch  nachher  noch  öfters  gestellten 
Antrag,  der  gedachten  Fassung  die  zu  Konstanz  und  Basel  gebrauchten  Worte :  uni- 
versalem ecclesiam  repraesentans  einzufügen ,  welcher  keine  andere  Bedeutung  haben 
konnte,  als  für  die  Synode  die  volle  Souveränität  in  Anspruch  zu  nehmen ,  traten  die 
Legaten  mit  aller  Entschiedenheit  entgegen^  und  verhinderten  unter  Zustimmung 
des  Papstes  3  die  Annahme  desselben. 

Auch  in  anderen  Beziehungen  sind  die  päpstliche  Kurie  und  die  Legaten  bei 
ihrem  Verhalten  gegenüber  der  Synode  von  dem  pseudo-isidorischen  und  mittelalter- 
lichen Standpunkte  ausgegangen,  dass  das  Konzil  seine  Autorität  lediglich  durch  den 
Papst  erhalte  und  ihm  gegenüber  blos  die  Stellung  eines  berathenden  Senates,  dessen 
Beschlüsse  der  Bestätigung  des  Papstes  bedürften,  einnehme,  und  das  Konzil  hat  sich 
in  seiner  Majorität  dieser  Auffassung  mindestens  thatsächlich  gefügt. 

Zunächst  haben  die  Legaten  die  Anschauung  vertreten,  dass  das  Konzil  nur  in 
denjenigen  Angelegenheiten,  welche  ihm  ausdrücklich  vom  Papste  überwiesen  seien, 
Zuständigkeit  zur  Beschlussfassung  besitze  4,  insbesondere  nicht  berechtigt  sei,  irgend 
etwas  zu  beschliessen,  was  den  Rechten  des  Papstes  und  der  Kurie  präjudicire  Auch 
ist  da,  wo  dies  nicht  zu  vermeiden  war,  von  ihnen  ausdrücklich  die  Genehmigung 
des  Papstes  eingeholt  worden  ^.    Ferner  haben  sie  nicht  nur  das  Recht  in  Anspruch 


sia  in  concilio  coiiiungat.  Et  sie  concilium  re- 
praesentabit  ecclesiam  uiiirersalem  et  in  concilio 
erit  omnis  autoritas  quae  in  Christi  ecclesia  repe- 
ritur.  Concilio  canonice  congregato  et  difüniente 
aliquod  dogma  quod  ad  fldem  pertinet,  si  papa 
non  approbat  .  .  .  censendus  est  papa  haereticus 
qnia  contra  difünitionem  concilii  generalis  vide- 
tur  credere  et  non  tenet  fldem  universalis  eccle- 
siae  quae  in  concilio  generali  repraesentatur." 

*  Icli  kann  es  daher  nicht  für  zutreffend  er- 
achten, wenn  v.  Schulte  Stellung  pp.  in  dem 
Gebrauch  der  Formel  einen  Beweis  der  Selbst- 
ständigkeit des  Konzils  sieht. 

2  Der  Antrag  wurde  schon  in  der  Generalkon- 
gregation V.  3.  Febr.  1546  von  den  Bischöfen  v. 
Fiesole,  Capaccio  n.  Badajoz  gestellt,  Theiner 
1,  45.  46,  und  von  mehreren  Vätern  mit  grosser 
Unermüdlichkeit  während  der  Dauer  des  Konzils 
bis  zum  J.  1563  wiederholt,  1.  c.  p.  89.  145. 
238.  290.  291.  293.  375.  382.  464.  486  u.  2, 
310. 

3  Massare  11  i  diario  bei  v.  Döllinger  1, 
249. 

4  Im  J.  1546,  Theiner  1,  142:  „Quod  ab 
aliquibus  dictum  est,  sumraam  esse  concilii  po- 
testatem ,  concilium  hoc  generale  et  oecumenicum 
esse,  afflrmo  quidem ,  sed  summam  habere  dico 
potestatem  in  his  duntaxat  quae  noblscum 
et  cum  s.  synodocommunicavit  s.  Domi- 
nus noster  nee  potest  ultra  haec  ali- 
quid facere";  u.  i.  J.  1547,  1.  e.  p.  424.425: 
„Aliqui  cupiunt  fleri  legem ,  cui  etiam  pontifex, 
oardinales  et  omnes  obedire  tenentur,  de  confe- 
rendis  beneflciis :  quod  est  contra  omne  ius  .  .  . 
concilium  in  his  procedat  quae  ei  de- 
mandatasuntsinelaesioneautoritatis 
sedis   apostolicae   et   in   his    quae   non 


potest  concilium,  supplicetur  suae 
sanctitati";  eine  Anschauung,  welche  sich 
auch  in  der  Bestätigungsbulle  Plus'  IV:  Bene- 
dictus  deus  v.  26.  Januar  1564,  u.  a.  1.  c.  2, 
515  findet :  ;;nobis  adeo  concilii  libertati  faven- 
tibus,  ut  etiam  de  rebus  sedi  apostolicae  reser- 
vatis  liberum  ipsi  concilio  arbitrium  per  literas 
ad  legatos  nostros  scrlptas  nitro  permiserimus.'' 
In  Uebereinstimmung  damit  wurde  dann  auch 
seitens  mancher  Konzilsväter  geäussert,  dass  das 
Konzil  keine  Gewalt  über  die  Kardinäle  habe, 
dieselben  vielmehr  nur  bitten  und  ermahnen 
könne,  p.  365.  (Vgl.  auch  folg.  Anm.)  Wider- 
spruch gegen  diese  Ansichten  ist  freilich  erhoben 
worden,  1.  c.  1,  360.  361.  411  („concilium  habet 
potestatem  condendi  leges  et  reformandi  mores, 
quod  licet  pontifex  possit,  tamen  non  debet") 
412.  413,  aber  erfolglos. 

5  Zu  den  Entwürfen  für  c.  1.  2.  Sess.  V(1546) 
haben  die  Legaten  vor  der  Verkündung  in  der 
feierlichen  Sitzung  die  Zustimmung  des  Papstes 
erfordert  und  das  betreffende  Breve  ebenfalls  in 
der  letzteren  publiciren  lassen  ,  weil ,  wie  auch 
das  letztere  selbst  erklärt :  „quae  de  praebendis 
vacaturis  ...  in  ipso  concilio  sanciri  continget, 
tum  iuris  communis  et  aliorum  conciliorum  dis- 
positioni,  tum  etiam  sedis  apostolicae  privilegiis 
forte  in  aliqua  parte  repugnantibus  cupitis  de- 
super  etiam  nostrum  particularem  assensum  et 
auctoritatem  habere.  Nos  vestrum  propositum  in 
domino  commendantes ,  volumus  et  decernimus, 
quod  quidquid  super  iis  in  ipso  concilio  statutum 
fuerit,  plenam  obtinet  roboris  flrmitatem.''  Nur 
der  Bischof  v.  Fiesole  hat  darauf  erklärt:  ^^Fiat, 
sine  praeiudicio  universalis  auctoritatis  huius  s. 
synodi",  1.  c.  p.  153 — 155.  Das  Dekret  über  die 
Kardinäle  (Sess.  XXV.  c.  1)  ist  erst  beschlossen 
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genoiniiu'ii,  bei  oiiior  geringen  Diflercnz  in  der  Stimmenzahl  zu  Gunsten  der  Minorität 
den  Ausschlag  zu  geben  ^  sondern  auch  ausdrücklich  erklärt,  dass  der  Papst  sich 
nicht  au  die  Mehrheitsbeschlüsse  des  Konzils  binden  zu  lassen  brauche,  vielmehr 
seinerseits  das  Gegentheil  zu  verordnen  befugt  sei  2. 

In  Uebereinstimmung  mit  diesen  Anschauungen  der  Legaten  ist  seitens  der  Kon- 
zilsmitglieder in  mehrfachen  Fällen,  wo  bei  der  Berathung  schwieriger  Fragen  die 
Meinungen  weit  auseinander  gingen,  beantragt  worden,  die  Entscheidung  dem  päpst- 
liclicn  Stuhle  zu  überlassen  ^,  und  insbesondere  auf  diese  Weise  nach  langen  Ver- 
handlungen ^  die  Frage  nach  der  Austheilung  des  Abendmahles  in  beiderlei  Gestalt 
erledigt  worden  '\ 

Bei  der  Diskussion  über  den  Entwurf  zu  dem  Reformdekret  der  25.  Sitzung  hat 
eine  Reihe  von  Bischöfen  den  Vorschlag  gemacht,  in  demselben  die  Autorität  des 
päpstlichen  Stuhles  durch  eine  allgemeine  Klausel  zu  wahren  '•,  und  da  dieser  Ge- 
danke bei  der  Majorität  der  Synode  Anklang  fand^,  so  wurde  den  Dekreten  der 
25.  Sitzung  das  c.  21 ,  nach  welchem  alle  Beschlüsse  des  Konzils  über  die  Reforma- 
tion und  die  kirchliche  Disciplin  als  unter  Wahrung  der  päpstlichen  Autorität  gefasst 
gelten  sollton,  beigefügt*^,  und  damit  dem  Papste  die  Handhabe  gegeben,  das  Dis- 
pensationsrecht  gegenüber  den  Bestimmungen  der  gesammten  Trientcr  Reformgesetz- 
gebung in  Anspruch  zu  nehmen  •'. 

Endlich  haben  die  Legaten  am  Schlüsse  des  Konzils  den  Vätern  die  Frage  vor- 
gelegt, ob  dieselben  damit  einverstanden  seien,  dass  Namens  der  Synode  durch  die 
Präsidenten  für  alle  unter  den  Pontifikaten  Pauls  HL,  Julius'  HI.  und  Pius'  IV.  be- 


worden ,  nachdem  der  Kardinal  v.  Lothringen  in. 
llom  die  Erklärung  des  Papstes  erhalten  hatte, 
dass  sich  die  Reform  auch  auf  diese  erstrecken 
solle,  1.  c.  2,  458.  Im  Jahre  1562  wurden  sogar 
die  Legaten  v.  Pius  IV  angewiesen,  zur  scliärfe- 
ren  Betonung  dieses  Standpunktes  alle  den  Papst 
und  die  Kurie  betreffenden  Beschlüsse  auf  sei- 
nen Namen  mit  der  Formel :  „  s.  approhante  con- 
cilio"  abzufassen,  und  nur  in  Folge  ihrer  Gegen- 
vorstellungen ist  davon  Abstand  genommen  wor- 
den, Pallavicino  1.  XVI.  c.  8.  n.  3. 

1  L.  c.  1,  214:  „cum  in  aliqua  re  oritur  inter 
patres  magna  controversia  parvaque  est  in  uumero 
patrum  differentia,  tunc  legatorum  sedis  aposto- 
licae  est  sententia  ponderanda,  ita  ut  cuicumque 
parti  adhaeserint,  eorum  determinationi  stetur." 

2  In  der  Generalkongregation  v.  24.  Febr.  1547 
erklärte  auf  die  Aeusserung  des  Kardinals  v. 
Jaeu,  1.  c.  p.  451 :  „Hoc^tamen  scimus,  quod  in 
conc.  Lateranensi  (V)  etiam  in  praesentia  papae 
audiebantur  vota  patrum  contradicentium  et  re- 
gistrabantur  eorum  vota  cum  ipsis  decretis  ",  der 
erste  Legat:  „Quod  autem  alias  in  conc.  Later. 
factum  fuit,  nihil  ad  propositum  fecit,  quo- 
niam  papa  in  concilio  non  tenebatur 
sequi  sententias  patrum,  si  n olebat:  et 
propterea,  si  maior  pars  contradixisset,  potuisset 
etiam  solus  statuere." 

3  So  in  Betreff  der  Frage  über  die  klandestinen 
Ehen,  1.  c.  2,  392.  465,  wogegen  von  einzelnen 
spanischen  Bischöfen  bemerkt  wurde,  p.  392: 
„ad  quid  enim  congregatnr  concilium  nisi  ad  res 
difficiles'-?  und  p.  394:  „quare  dicere,  remittatur 
aliquid  ad  summum  pontiflcem,  est  dicere  remit- 


tere  aliquid  a  pontiflce  cum  concilio  ad  pontiflcem 
solum,  cum  sit  hio  tota  ecclesia  ropresentative." 

4  Theiner  1,520  ff.;  2,  7  ff.  39.  45  ff.  87  ff. 
90ff. ;   vgl.  auch  V.  Wessenberg  4,  114  ff. 

5  L.  c.  1,  127.  129.  Der  Beschluss  findet  sich 
Sess.  XXII  am  Ende  als  „decretum  snper  pcti- 
tione  concessionis  calicis." 

6  L,  c.  2,  412.  438.  440  ff. 

7  S.  vor.  Anm.  u.  p.  446  ff.  451  ff.  460.  462. 
Erst  im  Laufe  der  Berathung  wurde  vorgeschla- 
gen ,  dass  die  Klausel  in  einem  Schlussdekret 
ausgesprochen  werden  möchte,  1.  c.  p.  441.  443. 
457.  462.  Die  Gegner  hoben  theils  hervor,  dass 
man  damit  den  Protestanten  Gelegenheit  gebe, 
die  Synode  als  vom  Papst  abhängig  darzustellen, 
p.  421.  442.  451.  456,  theils,  dass  dadurch  das 
ganze  Ileformwerk  in  Frage  gestellt  werden 
könne,  p.  457;  endlich  wurde  auch  geltend  ge- 
macht, dass  die  Klausel  der  Autorität  des  Papstes 
schade ,  weil  gerade  durch  die  ausdrückliche 
Wahrung  derselben  in  Frage  gestellt  würde,  ob 
sie  ihm  kraft  göttlichen  Rechtes  zustehe. 

^  „Postremo  s.  synodus  ,  omnia  et  singula  sub 
quibuscunque  clausulis  et  verbis  quae  de  morum 
reformatione  atque  ecclesiastica  disciplina  tarn 
sub  f.  r.  Paulo  III  ac  Julio  III,  quam  sub  b.  Pio  IV 
pontiflcibns  maximis  in  hoc  s.  concilio  statuta 
sunt,  declarat  ita  decreta  fuisse,  ut  in  hls  salva 
semper  auctoritas  sedis  apostolicae  et  sit  et  esse 
intelligatur." 

9  Die  Klausel  war  zweideutig.  Aber  aus  dem 
Standpunkt  der  Kurialisten,  dass  der  Papst  über 
dem  Konzile  stehe ,  ergab  sich  diese  Folgerung 
mit  nothwendiger  Konsequenz. 
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schlossenen  Dekrete  und  Definitionen  die  Bestätigung  des  Papstes  eingeholt  werdet 
Auch  damit  erklärte  sich  die  tiberwiegende  Mehrheit  der  Synode  einverstanden  2, 
und  dadurch,  sowie  durch  die  selbstverständlich  bereitwillig  ertheilte  Bestätigung'-^ 
war  ein  weiteres  Präjudiz  zu  Gunsten  der  kurialen  Lehre  von  der  Superiorität  des 
Papstes  über  das  Konzil  geschaffen. 


1  Tb  ein  er  2,  507. 

2  Bei  der  Ahstlmraung  erklärte  sich  nur  der 
Erzbischof  v.  Graiiada  dagegen ,  und  anderer- 
seits votirten  unter  der  Majorität  drei  Bischöfe 
mit  dem  Zusatz  :  „peto  conflrmationem  tamquam 
necessariam^',  1.  c.  2,  507. 

3  Cit.  Bulle  :  Benedictus  deus  (s.  S.  441.  n.  4)  : 
„Cum  autem  ipsa  s.  synodus  pro  sua  erga  sedem 
apostolicam  reverentia,  antiquorum  etiam  conci- 
liorum  vestigiis  inliaerens  (?  s.  0.  S.  344),  decre- 
torum  suorum  omnium  quae  nostro  et  praedeces- 
sorum  nostrorum  tempore  facta  sunt,  conflrma- 
tionem a  nobis  petierit.  .  .  .  Nos,  ex  legatorum 
litteris  prius ,  deinde  post  reditum  eorum  ex  iis 
quae  synodi  nomine  diligenter  retulerunt,  postu- 
latione  ipsius  synodi  cognita,  habita  super  hac  re 
cum  vener.  fratribus  nostrae  S.  R.  E.  cardinali- 
bus  matura  deliberatione  .  .  .  cum  ea  decreta  om- 
nia  catholica  et  populo  christiano  utilia  et  salu- 
taria  esse  cognovissemus  ...  de  eorum  fratrum 
nostrorum  consilio  et  assensu  in  consistorio  nostro 
secreto  illa  omnia  et  singula  auctoritate  apostolica 
hodie  conflrmavimus  (der  Bericht  darüber  bei 
The  in  er  2,  514,  auch  in  den  Ausgaben  des 
Konzils)  et  ab  omnibus  Christi  fldelibus  susci- 
pienda  ac  servanda  decernimus." 

Was  die  Bedeutung  dieser  Bestätigung  betrifft, 
so  giebt  V.  Schulte,  Stellung  S.  241  zwar  zu, 
dass  die  historisch  gefestigte  Anschauung  für  die 
Disciplinardekrete  eine  päpstliche  Bestätigung 
erfordert  habe,  für  die  dogmatischen  lehnt  er 
aber  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  ab,  und 
legt  Plus  IV  die  Absicht  unter,  seinerseits  durch 
die  Annahme  der  Beschlüsse  lediglich  das  Kon- 
zil zu  bestärken,  damit  ausser  Zweifel  stehe,  dass 
die  ganze  Kirche  es  acceptire.  M.  E.  ist  es  in- 
dessen unmöglich  eine  solche  Unterscheidung  zu 
machen.  Der  Papst  spricht  an  der  entscheiden- 
den Stelle  der  Bulle  in  einem  einzigen  Satze  die 
Bestätigung  aller  Beschlüsse,  also  sowohl  der 
dogmatischen,  wie  auch  der  Reformkanones  aus, 
und  gebraucht  nur  einmal  das  Wort:  conflrmare. 
Dasselbe  kann  also  nicht  für  die  ersteren  im 
Sinne  einer  blossen  bestärkenden  Annahme,  für 
die  anderen  als  zur  Rechtsgültigkeit  nothwendige 
Bestätigung  aufgefasst  werden,  um  so  weniger  als 
das  Konzil  in  seinem  Beschlüsse  über  die  Ein- 
holung der  päpstlichen  Konfirmation  ebensowenig 
eine  Unterscheidung  der  beiden  Arten  seiner  Be- 
schlüsse gemacht  hat.  Ich  nehme  meinerseits  an, 
dass  das  confirmare  im  vSinne  der  letzteren  Be- 
deutung sowohl  von  den  Legaten  bei  der  Frage- 
stellung, wie  auch  von  Pius  IV  in  der  Bulle  ge- 
braucht ist.  Dass  der  Papst  sich  nicht  der  sonst 
üblichen  Redewendungen  :  „approbamus,  robora- 
mus,  validamus"  bedient ,  beweist  nichts,  da  er 
gegenüber  der  immer  noch  nicht  völlig  überwun- 
denen Konstanzer  und  Baseler  Theorie  und  ge- 
genüber den  weltlichen  Fürsten  vorsichtig  sein 


musste  und  daher  Veranlassung  hatte,  die  Bestä- 
tigung nicht  zu  scharf  zu  accentuiren.  Entschei- 
dend ist  es  dagegen,  dass  die  Kurie  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrh.  bemüht  gewesen  ist, 
die  pseudo-isidorisch  mittelalterliche  Theorie  von 
der  Abhängigkeit  des  allgemeinen  Konzils  vom 
Papste  wieder  zur  praktischen  Geltung  zu  brin- 
gen, und  dass  es  mit  diesen  Bestrebungen,  wel- 
che sich  auch  in  dem  päpstlichen  Verhalten  ge- 
genüber dem  Trienter  Konzil  zeigen  (s.  auch  noch 
gleich  oben  im  Texte),  völlig  unvereinbar  er- 
scheint, dem  Papste  bei  der  sich  darbietenden 
günstigen  Gelegenheit  eine  andere  Absicht  unter- 
zulegen, als  das  päpstlicherseits  in  Anspruch  ge- 
nommene Recht  der  Bestätigung  der  Beschlüsse 
des  Konzils  auszuüben,  wie  denn  auch  Pius  IV 
im  Eingang  der  Bulle  v.  18.  Juli  1564  (in  den 
Ausgaben  des  Konzils)  sagt :  „  Sicut  ad  ss.  con- 
ciliorum  decreta  ac  canones  auctoritas  atque  con- 
flrmatio  apostolicae  sedis  et  debet  et  solet  acce- 
dere,  ita ,  si  quae  super  eis  exorta  sit  dubitatio 
eiusdem  sedis  iudicio  et  declaratione  toUenda 
est.^'  Wenn  er  dann  weiter  wegen  der  Zweifel  über 
die  Zeit  des  Inkrafttretens  der  Reform dekrete  be- 
stimmt, dass  dies  mit  dem  1.  Mai  1564  als  erfolgt 
gelten  solle,  so  lässt  sich  diese  Anordnung  nicht 
nur  durch  die  beiden  von  v.  S  chul  te  a.  a.  0.  S. 
242  aufgestellten  Alternativen  erklären,  dass  der 
Papst  die  Bestätigung  blos  für  die  Reformdekrete 
für  nöthig  gehalten  oder  andernfalls  auch  absur- 
der Weise  die  Geltung  für  die  Glaubenssätze  von 
dem  gedachten  Tage  ab  angeordnet  haben  müsse, 
vielmehr  liegt  die  Sache  so,  dass  der  Papst  für 
beide  Arten  von  Beschlüssen  seine  Bestätigung 
für  nothweudig  erachtet  hat,  dass  aber  nur  wegen 
des  Tages  des  Inkrafttretens  der  Reformdekrete 
Zweifel  entstanden  waren,  während  die  Geltung 
der  Glaubensbeschlüsse  sich  für  den  Papst  vom 
Tage  seiner  Bestätigung  ab  von  selbst  verstand 
und  auch  sonst  nicht  in  Frage  gezogen  war.  Wenn 
V.  Schulte  gegenüber  dieser  Auffassung  be- 
merkt (S.  240),  dass  derjenige,  welcher  sie  theilt, 
zugeben  muss:  „der  h.  Geist  hat  erleuchtet,  aber 
diese  Erleuchtung  war  zugleich  suspendirt,  bis 
zu  Rom  eine  Superarbitrirung  des  mit  des  h. 
Geistes  Beistande  Bestimmten  stattgefunden  und 
erkannt  war,  es  sei  gut ;  das  Konzil  publicirt, 
aber  wenn  der  Papst  es  nicht  genehmigt  hätte, 
wäre  das  nichts  gewesen",  so  gebe  ich  diese  Kon- 
sequenz zu,  nicht  aber  die  weitere  Behauptung  : 
„Männiglich  leuchtet  ein,  dass  diese  Auffassung 
geradezu  lächerlich  ist.'*  Lächerlich  wäre  es  dann 
auch,  die  Nothwendigkeit  der  kaiserlichen  Be- 
stätigung für  die  älteren  Konzilien ,  worin  v. 
Schulte  mit  mir  übereinstimmt,  (s.  0.  S.  346) 
anzunehmen,  und  derselbe  Vorwurf  würde  nicht 
minder  die  zweifellos  im  Mittelalter  herrschende 
Theorie,  dass  das  allgemeine  Konzil  vom  Papst 
abhängig  ist,  treffen. 
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Allerdings  hat  diese  Theorie  durch  keinen  Konzilsbescliluss  eine  principielle 
Anerkennung  gefunden,  ja  die  Kurie  hatte  sogar  selbst  in  richtiger  Beurtlieilung  der 
obwaltenden  Verhältnisse  jede  Verhandlung  über  das  Verhältniss  des  Papstthums 
zum  Episkopat  so  viel  wie  möglich  auszuschliessen  gesucht,  und  das  einzige  Mal,  wo 
Pius  IV.  von  dieser  Taktik  abwich  und  die  Legaten  anwies  \  einen  Kanon  über  den 
Primat  des  Papstes  nach  dem  Vorbilde  des  Florentiner  Konzils'^  zur  Beschlussfassung 
vorzulegen  "^  raussten  dieselben  bei  dem  Widerspruch  der  französischen  Bischöfe  und 
der  Gesandten  der  weltlichen  Mächte,  welche  darin  eine  Verwerfung  der  Theorie  der 
Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  erblickten  und  dagegen  protestirten  ',  die 
Angelegenheit  noch  während  des  Stadiums  blosser  Vorbesprechungen  fallen  lassen^. 
Andererseits  war  es  aber  von  weittragender  Bedeutung ,  dass  es  dem  Papstthum  ge- 
lungen war,  in  den  Beschlüssen  des  Konzils  jede  Bestimmung  fern  zu  halten,  welche 
zu  Gunsten  der  Konstanzer  und  Baseler  Theorien  gedeutet  werden  konnte^,  da  die 
Praxis ,  wie  sie  sich  auf  der  Synode  gestaltet  hatte,  der  Lehre  von  der  Superiorität 
des  Papstes  über  das  Konzil  durchaus  günstig  gewesen  war. 


*  Bei  den  Verhandlungen  über  das  Sakrament 
des  Ordo  (jetzt  Sess.  XXIIL),  bei  welchen  die 
Spanier  und  viele  der  Franzosen  für  die  unmittel- 
bare göttliche  Einsetzung  des  Episkopates  und 
seiner  Jurisdiktion  fs.  Th.  I.  S.  203.  n.  4)  ein- 
traten, vgl.  V.  Wessenberg  4,  59ff.  ;  Ranke, 
die  römischen  Päpste  im  16.  und  17.  Jahrb.  1, 
330. 

2  Ende  Dezember  1562,  Pallavicino  1. 
XIX.  c.  8.  n.  6.    Vgl.  auch  Th.  I.  S.  195.  n.  8. 

3  Der  Kanon  lautete  in  der  Fassung ,  welche 
im  Januar  1563  von  Rom  aus  den  Legaten  vor- 
geschrieben war,  Paleotto  bei  The  in  er  2, 
613  :  „Si  quis  dixerit,  b.  Petrum  ex  institutione 
Christi  primum  inter  apostolos  eiusque  vicarium 
in  terris  non  fuisse  aut  in  ecclesia  non  esse  unum 
pontiflcem  Petri  successorem  et  cum  eo  regiminis 
auctoritate  parem  et  in  romana  sede  legitimes 
eius  successores  ad  haec  usque  tempora  ius  prima- 
tus  in  ecclesia  non  habuisse,  omnium  christiano- 
rum  patrem,  pastorem  ac  doctorem  non  extitisse 
plenamque  potestatem  pascendi ,  regendi  et  gu- 
bernandi  universalem  ecclesiam  a  d.  n.  Jesu 
Christo  in  b.  Petro  eisdem  traditam  non  fuisse: 
anathema  sit";  Pallavicino  1.  XIX.  c.  12. 
n.  9. 

*  Pale  Otto  1.  c.  614.  615:  „oratores  (Galli) 
respondent,  se  habere  in  mandatis  a  rege,  ut 
nullo  pacto  hanc  fleri  iniuriam  gallicanae  eccle- 
siae  patiantur,  quae  non  admittit  papam  esse 
supra  concilium";  vgl.  ferner  Pallavicin  o  1. 
XIX.  c.  13.  n.  2  ff.  u.  c.  14.  n.  4  ff.  Auch  Kai- 
ser Ferdinand  I,  welchen  der  Papst  zu  gewinnen 
versucht  hatte,  um  den  Franzosen  \md  Spaniern 
entgegenzutreten  zu  können,  Sickel  S.  466, 
instruirte  im  März  1563  seine  Gesandten  dahin, 
a.  a.  0.  S.  462 :  „veremur,  ne  in  praesenti  con- 
cilio  aliquando  in  disputationem  veniat  sive  di- 
recte  sive  per  indirectum  odiosa  illa  ac  difficilli- 
ma  quaestio,  utrum  videlicet  concilium  sit  supra 
papam  vel  papa  supra  concilium  :  cui  sane  eidem 
.  .  .  oratores  debebunt  diligenter  cavere  .  .  .  ne 
ullam  ansam  aut  materiam  praebeant  .  .  .  sin 
vero  eiuscemodi  quaestio  nullo  modo  posset  evi- 
tari ,   nos   quidem  arbitramur  difficile  futurum, 


quod  tunc  Germanica  natio  sese  in  hac  parte  a 
decretis  conciliorum  tam  Constantiensis  quam 
Basiliensis  pateretur  dimoveri  .  .  .  priusquam  vel 
minimum  quippiam  in  hac  parte  (oratores)  con- 
cedant  vel  admittant ,  per  quod  ss.  conciliorum 
auctoritas  vel  elevari  vel  diminui  posse  videtur, 
mox  rem  omncm  una  cum  sententia  et  consilio 
ipsorum  ac  plena  totius  negocii  informatione 
ad  nos  deferant";  und  schrieb  an  den  Papst, 
Sickel  S.  468:  „admoneamus,  si  Sanctitas  V. 
auctoritatem  et  potestatem  suam  latius  vellet  ex- 
tendere  ac  per  eam  cogitaret  labefactare  et  dimi- 
nuere  auctoritatem  s.  oecumeuici  concilii  aut  hac 
occasione  vellet  omnes  illud  conflteri  quod  multi 
palam  negant,  Sanctitati  V.  subeunda  foret  diffl- 
cillima  et  gravissima  disputatio  et  controversia, 
quam  praesenti  rerum  et  temporum  statu  satius 
esset,  evitare  .  .  .  quocirca  S.  V.  .  .  .  rogamus, 
ut  .  .  .  ipsa  auctoritatem  s.  oecumenico  concilio 
debitam  et  competentem  commendatam  habere 
dignetur  nee  eandem  ulla  parte  diminutam  aut 
labefactatam  velit." 

5  Pale  Otto  1.  c.  2,  616  ff.;  Mendoza,  el 
sucedido  en  el  concilio  de  Trento  bei  v,  D  ö  1  - 
linger2,  120.  125. 

6  Am  Schlüsse  des  Dekrets  der  Sess.  XVI.  v. 
1552 ,  welches  die  Vertagung  des  Konzils  aus- 
spricht (vgl.  0.  S.  429.  n.  14),  wurde  allerdings 
angeordnet:  „Interea  .  .  .  synodus  exhortatur 
omnes  principes  christiajios  et  omnes  praelatos, 
ut  observent  et  respcctive,  quatenus  ad  eos 
spectat,  observare  faciant  in  suis  regnis  dominus 
et  ecclesiis  omnia  et  singula ,  quae  per  hoc  s. 
oecumenicum  concilium  fuerunt  hactenus  statuta 
et  decreta",  und  es  scheint  demnach  als  ob  die 
Synode  damit  den  Anspruch  auf  ein  vom  Papste 
unabhängiges  Gesetzgebungsrecht  erhoben  hat, 
indessen  war  dieses  Dekret  im  Einverständniss 
der  Legaten  entworfen  worden ,  und  ihm  die 
Klausel :  „  quatenus  ad  eos  spectat "  beige- 
fügt, was  mehreren  Bischöfen  Veranlassung  gab, 
gegen  dieselbe  zu  protestiren  und  die  Autorität 
der  allgemeinen  Konzilien  zu  wahren.  Le  Plat 
1.  c.  4,  546-,  Pallavicino  1.  XIII.  c.  3.  n. 
3  ff. 
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Aber  nicht  allein  in  dieser  einen ,  freilich  principiellen  Frage  war  das  Papst- 
thum,  welches  die  von  ihm  bei  Eröffnung  der  Synode  innegehabte  Position  zu  wahren 
gewusst  hatte ,  Sieger  geblieben.  Auch  das  nach  langen  Jahren  mühsam  errungene 
materielle  Ergebniss  des  Konzils  bildete  einen  Triumph  für  dasselbe. 

Die  Synode,  welche  ursprünglich  dazu  bestimmt  war,  eine  Vereinbarung  mit  den 
Protestanten  herbeizuführen,  hat  nicht  nur  den  Protestantismus  verdammt  und  gerade 
im  Gegensatz  zu  demselben  die  katholische  Lehre  in  schärferer  und  präciserer  Fassung 
formulirt,  sondern  auch  dadurch,  dass  sie  wesentlich  die  Resultate  der  scholastischen 
Theologie  zum  Symbol  erhoben  hat,  für  die  Folgezeit  eine  voraussetzungslose  wissen- 
schaftliche Prüfung  der  katholischen  Dogmen  innerhalb  der  katholischen  Kirche  un- 
möglich gemacht. 

Was  die  Reformdekrete  betrifft,  so  hat  das  Konzil  allerdings  manche  heilsame 
Bestimmungen  erlassen  i,  aber  weder  eine  durchgreifende  Reform  der  römischen 
Kurie  noch  die  Beseitigung  der  für  Rom  einträglichen  Missbräuche  herbeigeführt  2. 

Die  Rechte  des  Papstes  über  die  Bischöfe  ^  blieben  im  wesentlichen  unverändert 
und  soweit  eine  Erweiterung  der  bischöflichen  Befugnisse  erfolgt  ist,  wurde  sie  den 
Bischöfen  nur  auf  Grund  einer  ein  für  alle  Mal  erfolgten  päpstlichen  Delegation 
gewährt  ^. 

Die  Reformdekrete  boten,  soweit  es  sich  um  den  niederen  Klerus  handelte,  die 
Handhabe  für  die  Bischöfe,  die  gesammte  Verwaltung  der  Diöcese  bei  sich  und  bei 
ihren  Behörden  zu  konzentriren ,  soweit  aber  die  Bischöfe  in  Frage  standen,  gaben 
sie  dem  Papste  die  Macht,  die  Diöcesan- Administration  von  Rom  aus  durch  seine  Be- 
hörden^ einheitlich  leiten  und  beherrschen  zu  lassen. 

Dazu  kam  weiter,  dass  das  Konzil,  um  nur  zu  dem  allseitig  herbeigewünschten 
Schlüsse  zu  gelangen ,  sich  genöthigt  sah ,  dem  Papst  die  Erledigung  mehrerer  wich- 
tiger Angelegenheiten,  die  Ausarbeitung  des  Index  der  verbotenen  Bücher,  des  Kate- 
chismus, des  Missales  und  des  Breviers  ohne  jede  Beschränkung  zu  überlassen^',  und 
dass  dadurch  der  Kurie  eine  weitere  Gelegenheit  gegeben  war ,  die  Verbreitung  der 
bei  ihr  herrschenden  Anschauungen,  insbesondere  auch  ihrer  Auffassung  über  die 
Stellung  des  Papstthums,  zu  fördern '. 

Anfänglich  hatten  die  Päpste  dem  Trienter  Konzil  besorgt  entgegen  gesehen, 
und  auch  nach  seinem  Zusammentritt  sich  bemüht,  dasselbe  durch  Verlegungen  und 


*  Hierher  gehören  insbesondere  Sess.  V.  c.  1.  Avocationsrechtes  von  kirchlichen  Sachen  eben- 

2  de  ref.,  Sess.  XXIII.  c.  18  de  ref.,  Sess.  XXIV  falls  nur  eine  mehr  nominelle,  Sess.  XXIV.  c. 

de  reformat.  matrimon.,  Sess.  XXIV.  c.  2.  3.  4  20  de  ref. 
de  ref.  und  eine  Reihe  von  Dekreten  in  Sess.  ^  S.  0.  S.  444.  n.  1. 

XXV.  de  regularibus.  *  Die  betreffenden  Stellen  des  Tridentinnms 

2  Ucber  die  Annaten  hat  das  Konzil  nichts  sind  Th.  I.   S.  176  n.  7  imd  S.  177  n.  3  znsam- 

beschlossen.  Die  Bestimmungen  über  die  päpst-  mengestellt. 

liehen    Reservationen    und    die   Pluralität    der  ^  Vgl.  v.  Schulte,   Quellen  3,  59.  63.    Ge- 

Beneflzien  sind  nicht  durchgreifend  genug,  vgl.  rade  die  wichtigsten   dieser  Behörden   sind  im 

Th.  111.  S.  141.  164.  255  ff.  Das  päpstliche  Dis-  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  eingesetzt  worden, 

pensationsreoht  hat  durch   Sess.  XXII.  c.   5  de  s.  Th.  I.  S.  451  ff. 
ref.    keine   materielle    Einschränkung    erlitten.  6  Sess.  XXV  contin.  de  indice  etc. 

Ebenso  blieb  die  Beobachtung  der  Vorschriften  ^  So  wurde  die  Lehre  des  Florentiner  Konzils, 

über  die  Auswahl  der  Kardinäle  aus  allen  christ-  trotzdem  dass  ihre  Anerkennung  durch  die  trien- 

lichen  Nationen  und   über  die   Qualifikationen  ter  Synode  nicht  zu  ermöglichen  gewesen  war, 

zum  Bischofsamte ,  Sess.  XXIV.  c.   1  u.   Sess.  s.  0.  S.  444.  n.  3  u.  4,  in  den  römischen  Kate- 

XXV.  c.  1.  der  Willkühr  der  Päpste  überlassen.  chismus  Pius'  V.  v.  1566  aufgenommen,  Th.  I. 

Endlich  ist  die  Beschränkung  des  päpstlichen  S.  195.  n.  8  a.  E. 
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Suspensionen  in  seiner  Thätigkeit  mögliclist  zu  hemmen.  Das  günstige  Resultat,  wel- 
ches sich  trotzdem  für  das  Papstthum  aus  demselben  ergab,  hatte  das  letztere  theils 
den  obwaltenden  politischen  Verhältnissen,  theils  der  verschiedenen  Stellung  des 
hohen  Klerus  der  einzelnen  Länder  zu  den  kirchliclien  Fragen,  theils  aber  auch  der 
eigenen  geschickten  Benutzung  der  erwähnten  Verhältnisse  und  der  gewandten  Lei- 
tung der  Legaten  zu  danken. 

Schon  gleich  nach  der  Eröffnung  des  Konzils  gelang  es  Paul  IIL  die  Pläne 
Karls  V.  erfolgreich  zu  durchkreuzen.  Der  letztere  hatte,  wie  schon  erwähnt,  die 
Einberufung  desselben  darum  so  lebhaft  betrieben ,  weil  er  dasselbe  als  Mittel  be- 
trachtete ,  eine  durchgreifende  Reform  der  Kirche  und  der  Kurie  zu  bewirken  und 
auf  diesem  Wege  im  Interesse  der  Stärkung  seiner  politischen  Machtstellung  die 
Wiedereinigung  der  Katholiken  und  Protestanten  herbeizuführen.  Bei  der  negativen 
Haltung  Frankreichs ,  welches  weder  eine  Befestigung  der  Herrschaft  Karls  V.  noch 
eine  Vergrösserung  der  päpstlichen  Macht  wünschte ,  erschienen  auf  dem  Konzil  zu- 
nächst nur  eine  geringe  Anzahl  italienischer  und  spanischer  Bischöfe.  Diesen  wenigen 
gegenüber  wurde  es  leicht,  die  schon  besprochene  Art  der  Geschäftsbehandlung 
durchzusetzen,  ferner  aber  wussten  die  Legaten  die  protestantenfeindliche  Gesinnung 
derselben  zu  benutzen,  um  die  Berathungen  der  dogmatischen  Fragen  in  die  erste 
Linie  zu  stellen  und  die  Reformangelegenheit  zurückzuschieben  i.  Als  dann  bei  der 
Verhandlung  der  letzteren  aus  Anlass  der  Berathungen  über  die  Residenzpflicht  die 
Frage ,  ob  diese  auf  dem  ius  divinum  beruhe ,  und  in  Verbindung  damit  das  princi- 
pielle  Verhältniss  des  Papstthums  zur  bischöflichen  Gewalt  zur  Sprache  gebracht 
wurde,  traten  die  Spanier  im  Verein  mit  einzelnen  Italienern  so  lebhaft  für  die  Be- 
schränkung der  päpstlichen  Rechte  ein ,  dass  die  Legaten  alle  ihre  Geschicldichkeit 
aufwenden  mussten,  einen  für  den  Papst  nicht  präjudizirlichen  Beschluss  bei  der 
Mehrheit  durchzusetzen  2,  und  dass  der  Papst  nunmehr  seinen  schon  früher  gefassten 
Plan,  das  Konzil  nach  Bologna  zu  verlegen,  ausführte  ^. 

Auch  nach  der  Wiedereröffnung  des  Konzils  durch  Julius  IIL  beobachtete  die 
Kurie  die  frühere  Taktik,  durch  Betreibung  der  Verurtheilung  der  protestantischen 
Lehren  den  Beitritt  der  Protestanten,  mit  deren  Hülfe  Karl  V.  die  von  ihm  ge- 
wünschte Reform  zu  erreichen  hoffte,  zu  verhindern,  während  Karl  V.  nicht  ener- 
gisch aufzutreten  wagte,  weil  er  befürchten  musste,  dass  der  Papst  im  Einverständ- 
niss  mit  Frankreich,  welches  das  Konzil  bisher  nicht  anerkannt  hatte,  zu  einer  neuen 
Vertagung  desselben  schreiten  könnte  4. 

Als  das  Konzil  zum  letzten  Male  wieder  zusammentrat ,  waren  die  Verhältnisse 
insofern  wesentlich  verändert,  als  einmal  dem  Papst  kein  Kaiser  mehr  gegenüber  stand, 
welcher  die  Macht  hatte,  sich  durch  die  Benutzung  des  Konzils  zu  seinen  Zwecken 
die  Herrschaft  über  das  Papstthum  zu  sichern ,  andererseits  aber  die  fortwährende 
Hinausschiebung  der  kirchlichen  Reformen  das  Verlangen  nach  derselben  bei  den 
einzelnen  Mächten  und  Bischöfen  auf  das  Entschiedenste  gesteigert  hatte  ^.  Während 
indessen  von  den   ersteren  Philipp  IL  von  Spanien  in  Uebereinstimmung   mit   dem 

*  Ranke,  deutsche  Gesch.  im  Zeitalter  der  3  Vgl.  0.  S.  429. 

Reformation  4,  370  ff.,  V.  We  SS  enb  erg  3,  167. 
Vgl.  auch  0.  S.  429.  '*  ^-  Wessenherg  a.  a.  0.  3,  300  ff. 

q«'^  ^%Vl'"2nV'lo^9'  A^n   ^ACÄ  ^^^\^^^-  f  ^-  5  Ranke,  Gesch.  der  Päpste  im  16.  u.  17. 

doO.    o91.    409.   422.   4o0.   464;  vgl.   auch  v.        t  v,  >,    -i    tjoa 

Wessenberg  4,  33  ff.  '^^^''^-  ^'  '^'^^' 
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römischen  Stuhle  in  erster  Linie  die  Unterdrückung  der  Protestanten  wünschte,  gaben 
Ferdinand  I.  und  Frankreich  die  Hoffnung  nicht  auf,  die  Protestanten  durch  eine 
energische  Kirchenreform  und  durch  einzelne  Konzessionen,  wie  z.  B.  die  Gestattung 
des  Laienkelches ,  der  Priesterehe  und  der  Gottesdienst-  und  Sakramentsfeier  in  der 
Volkssprache,  zu  gewinnen  i. 

Ebenso  uneinig  waren  die  Bischöfe  der  verschiedenen  Nationen.  Die  Italiener 
standen  in  der  Mehrzahl  auf  der  Seite  des  Papstes  und  suchten  in  ihrem  eigenen 
Interesse  jede  entscheidende  Reform  zu  verhindern'^.  Die  Spanier  wollten  eine 
solche,  aber  wesentlich  in  der  Richtung  einer  Stärkung  der  bischöflichen  Gewalt  und 
waren  blos  insoweit  geneigt,  die  Rechte  des  Papstes  zu  beschränken,  die  Franzosen 
endlich  —  die  Deutschen  kamen  bei  ihrer  geringen  Zahl  nicht  in  Betracht  —  stimm- 
ten in  dem  ersten  Punkte  mit  den  Spaniern  überein,  wollten  dagegen  auch  die 
Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  und  die  Freiheiten  ihrer  Kirche  aufrecht- 
halten 3. 

Dem  Papst  und  den  Legaten  konnte  es  daher  nicht  schwer  werden,  diese  ver- 
schiedenartigen Strömungen  zu  benutzen,  um  entscheidende  Beschlüsse  in  der  Re- 
formangelegenheit hinauszuschieben,  und  dies  gelang  ihnen  auch  namentlich  in  Betreff 
der  Residenzfrage,  bei  welcher  der  schon  früher  entstandene  Streit  über  die  göttliche 
Einsetzung  der  bischöflichen  Gewalt  und  die  Begründung  der  Residenzpflicht  durch 
das  ius  divinum  von  Neuem  entbrannte  ^.  Gleichzeitig  wusste  die  Kurie  durch  Ver- 
handlungen mit  den  katholischen  Fürsten ,  welche  im  Interesse  ihrer  eigenen  poli- 
tischen Stellung  das  Konzil  nicht  resultatlos  auseinandergehen  und  es  nicht  auf  einen 
Bruch  mit  dem  Papstthum  ankommen  lassen  wollten,  diese  zur  Herabminderung  ihrer 
Forderungen  zu  bestimmen'',  insbesondere  durch  den  geschickten  Schachzug,  dass 
sie  Ende  des  Sommers  1563  dem  Konzile  durch  ihre  Legaten  eine  Reihe  von  Reform- 
kapiteln auf  Beschränkung  der  Macht  der  Fürsten  in  kirchlichen  Dingen  ^i,  deren 
Annahme  seitens  der  Bischöfe  nicht  zweifelhaft  war^,  vorlegen  Hess. 

Nachdem  auf  diese  Weise  das  Konzil  in  die  der  Kurie  genehme  Bahn  gelenkt 
worden  war,  brachte  dasselbe  seine  Arbeiten  schnell  zum  Abschlüsse,  und  das  Er- 

1  V.  W essenborg   a.  a.  0.  3,  384  ff.   392.       Auflagen,  sowie  die  Beseitigung  des  Regalien- 
408.  rechtes  und  desPlacets  an.  Vgl.  auch  Paleotto 

2  a.  a.  0.  4,  9.  1.  c.  2,  663  ff.;  v.  Wessenberg4,  471  ff. 

3  Ranke  1,  330;  v.  Wessenherg4,  9ff.  '^  Durch  die  Besorgniss  davor  wurden  die  Für- 
*  Schon  am  11.  März  1562  waren  Iderauf  bezüg-       sten  bestimmt,  sich  ihrerseits  dem  Wunsche  des 

liehe  Propositionen  vorgelegt  worden,   T  h  ei  n  e  r  Papstes  auf  baldige  Schliessung  des  Konzils  nicht 

1,  644.    Darüber  wurde  dann  bis  zum  14.  Juli  mehr  entgegenzustellen.     Vgl.  Paleotto  1.  c. 

1563  verhandelt,  1.  c.  p.  695.  u.  2,  161  ff.  198.  2,  677:    „Quare  hi  omnes  (die  weltlichen  Ge- 

208.  219.  227.  229.  264.  270.  281.  295.  299.  sandten)  apud  Sanctissimum  egerunt,  ut  caput 

303.  305,  und  die  Angelegenheit  erst  durch  die  id  vel  omitteretur  vel  resecaretur.    Sanctissimus, 

Publikation  der  Dekrete  in  der  Sess.  XXIII  vom  ut  eos   quoque  forte  promptiores  ad  flniendum 

15.  .Juli  1563  zum  Abschluss  gebracht,  nachdem  concilium  haberet,  facile  eis  assensit  ac  per  lite- 

seit   der   vorhergehenden    (vom    17.    September  ras  id  legatis  mandavit  et  seorsum  multi  praelati 

1562  ab)  eine  8malige  Hinausschiebung  der  23.  ex  his  qui  vehementiores  videbantur,  admoniti 

Sitzung  erfolgt  war,  1.  c.  2,  166.  177.  186.  206.  ex  urbe  fuerunt,  ne  legatorum  propositioni  contra- 

218.  230.  263.  298.  Vgl.  auch  v.  "Wessen berg  dicerent.    Quare  fuit  id  caput  in  generalem  quan- 

a.  a.  0.  4,  42  ff.  dam  formulam  et  fere  inanem  verborum  sonum 

5  Darüber,  insbesondere  über  die  Sendung  des  redactum  .  .  et  ab  omnibus  fere  probatum."  Das- 

Konzilspräsidenten,  Kardinals  Morone  zu  Ferdi-  selbe  steht  jetzt  Sess.  XXV  de  ref.  als  c.  20. 
nand  I.  im  Frühjahr  1563  Ranke  1,  337  ff. ;  8  Die  zahlreichen  Dekrete  der  Sess.  XXIV  und 

V.  Wessenberg3,  439,  454.  460.  XXV  wurden  in  der  Zeit  bis  zum  4.  Dezember 

^  Bei  T  h  e  i  n  e  r  2,  384  und  L  e  P 1  a  t  6,  227.  1563  fertig  gestellt  und  in  den  erwähnten  Sitzun- 

Sie  ordnen  u.  A.  die  Freiheit  der  Geistlichen  von  gen  vom  11.  November  und  von  dem  eben  gedach- 

der  weltlichen  Gerichtsbarkeit,  von  Steuern  und  ten  Tage  angenommen. 
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gebniss  derselben  erschien  dem  Papst  so  befriedigend ,  dass  er  in  seiner  Anrede  an 
das  Konsistorium  vom  31.  Dezember  1563  erklärte:  „Er  fühle  sich  den  Konzils- 
vätern besonders  verpflichtet,  weil  sie  ihm  gegenüber  mit  solcher  Mässigung  und 
Willfährigkeit  bei  den  Reformen  vorgegangen  seien,  dass  dieselben,  falls  er  sie  selbst 
in  die  Hand  genommen  hätte,  sicherlich  strenger  ausgefallen  sein  würden"  ^. 

In  der  25.  Sitzung  hatte  das  Konzil  durch  ein  besonderes  Dekret 2  die  Beobach- 
tung seiner  Beschlüsse  angeordnet  und  zugleich  dem  Papste  das  Recht  eingeräumt, 
Schwierigkeiten  und  Zweifel,  welche  sich  in  Bezug  auf  dieselben  und  ihre  Annahme 
etwa  ergeben  sollten ,  auf  die  ihm  geeignet  scheinende  Weise  zu  heben  und  zu  be- 
seitigen '^. 

Aus  Anlass  der  letzteren  Bestimmung  verbot  Pius  IV.  in  der  Bulle :  Benedictus 
deus"^,  ohne  päpstliche  Genehmigung  Kommentare,  Glossen,  sowie  Erläuterungen 
irgend  welcher  Art  zu  den  Dekreten  des  Konzils  bei  Strafe  der  Exkommunikation  zu 
veröffentlichen,  und  behielt  dem  päpstlichen  Stuhle  die  ausschliessliche,  d.  h.  die 
authentische  Interpretation  der  Beschlüsse  desselben  vor  ^.  Entgegen  der  Vollmacht 
des  Konzils ,  welches  dem  Papste  das  erwähnte  Recht  nur  für  Ausnahmefälle  über- 
tragen und  dabei  die  Berathung  von  kirchlichen  Würdenträgern  der  einzelnen  Pro- 
vinzen oder  eines  allgemeinen  Konziles  in  Aussicht  genommen  hatte,  war  damit  jede 
wissenschaftliche  Behandlung  der  Dekrete  der  Trienter  Synode  ausgeschlossen,  und 
indem  das  Interpretationsrecht  zu  Gunsten  des  päpstlichen  Stuhles  monopolisirt  wurde, 
derselbe  zum  Herren  der  Konzilsbeschlüsse  gemacht.  Wie  ihm  eine  Bestimmung 
des  Konzils  die  Möglichkeit  bot,  von  den  Anordnungen  desselben  zu  dispensiren  und 
diese  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen '^j  so  gewährte  ihm  die  gedachte  Klausel  den  An- 
halt für  die  Inanspruchnahme  des  Rechts ,  die  Dekrete  der  Synode  allein  in  seinem 
Sinne  zur  Anwendung  bringen  zu  lassen,  und  damit  war  das  Fundament  für  die  prak- 
tische Bethätigung  der  beiden  Sätze,  dass  der  Papst  sowohl  über  dem  allgemeinen 
Konzil,  wie  auch  über  dem  ius  canonicum  stehe,  aus  den  Beschlüssen  des  Tridenti- 
num  selbst  gewonnen. 

VI.  Die  Reception  des  Konzils  von  Trient.  Obwohl  das  Konzil  von 
Trient  in  seinen  Anfängen  verhältnissmässig  schwach  besucht  war,  und  auch  noch 
während  seines  letzten  Stadiums  die  deutschen  Bischöfe  so  gut  wie  gar  keine  Ver- 
tretung auf  demselben  hatten^,  ist  katholischerseits  kein  nennenswerther  Zweifel  an 
der  Oekumenicität  desselben  erhoben  worden.  Mit  Rücksicht  auf  den  von  ihr  selbst 
beanspruchten  ökumenischen  Charakter  hatte  die  Synode  in  einem  besonderen  De- 
krete alle  Fürsten  ermahnt,  ihre  Beschlüsse  zu  beobachten^.  Ferner  war  am  Schlüsse 
derselben  seitens  der  päpstlichen  Legaten  auf  die  Unterzeichnung  der  Konzilsdekrete 

*  Le  Plat  1.  c.  6,  307;    Pallavicino  1.  si  necessarium   iudicaverit   vel    com- 

XXIV.  c.  9.  n.  5.  modiorequacumqueratione  ei  Visum 

2  De  recipiendis  et  observandis  decretis  con-  fuerit,    provinciarum    necessitatibus   pro    dei 

cilii.  gloria  et  ecclesiae  traiiquillitate  consulatur." 

^  1.  c.  :  „Quodsi  in  bis  recipiendis  aliqua  diffi-  4  3,  0.  S.  441.  n.  4. 

cultasoriaturautallquainciderint,  quae  decla-  5  ^'^^^^  ^.^   ^^^.^   .,^   Verbindung   stehende 

ratlonem,  quod  non  credit,  aut  defluitionem  po-  E,,icMung  der   Congregatio  con  cilii ,    s.   Th.  L 

stulant ,   praeter   alia   remedia  in    hoc  concilio  ^    « -  g 

instituta  confldit  s.  synodus,  b.  pontiflcem  Roma-  6  s    0    S    442 
nnm  curaturum,  ut  vel  evocatis  ex  illis  praeser- 
tim  provinciis  ,  unde  difficultas  orta  fuerit,  iis 


7  S.  0.  S.  43L 


quos  eidem  negotio  tractando  viderit  expedire  vel  ^  Sess.  XXV.  decr.  cit.  de  recipiendis  et  obs. 

etiam  con  cilii  generalis  celebratione,       decretis  concilii. 
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durch  die  Gesandten  der  weltlichen  Mächte  hingewirkt  worden^,  und  in  Folge  dessen 
haben  auch  die  letzteren  mit  Ausnahme  der  Gesandten  Spaniens  2  und  Frankreichs  ^ 
durch  ihre  Unterschrift  die  Annahme  aller  Beschlüsse  Namens  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Fürsten  und  Reiche  erklärt 4.  In  der  Bulle:  Benedictus  deus  ermahnte  der 
Papst  die  Fürsten  nochmals  ^^  ihre  Hülfe  für  die  Durchführung  der  Beschlüsse  des 
Konzils  zu  gewähren,  indem  er  demnächst  zur  Beseitigung  entstandener  Zweifel  an- 
ordnete, dass  wegen  des  für  die  Beschaffung  von  Druckexemplaren  nothwendig  ge- 
wordenen Zeitraums  als  Tag  des  Inkrafttretens  der  Reformdekrete  der  1.  Mai  des 
Jahres  1564  gelten  sollte  ^\ 

Die  Zeiten  des  Mittelalters,  in  welchem  die  Fürsten  die  vom  Papst  und  einem 
Konzile  beschlossenen  Anordnungen  ohne  Weiteres  als  massgebend  anerkannt  hatten, 
waren  indessen  längst  vorüber.  Das  Papstthum  war  nicht  mehr  die  allein  herrschende 
und  massgebende  Weltmacht,  welche  den  Fürsten  ohne  Weiteres  bindende  Gesetze 
diktiren  konnte.  Seit  dem  Konzil  von  Basel,  dessen  Beschlüsse  ihre  Geltung  in  Frank- 
reich und  Deutschland  durch  die  Annahme  seitens  der  weltlichen  Gewalten  erlangt 
hatten^,  war  der  Einfluss  der  Fürsten  auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten  in  ihren 
Ländern  noch  erheblich  gewachsen,  und  daraus  erklärt  es  sich,  dass  in  einzelnen 
Staaten  die  Trienter  Dekrete  trotz  der  Unterzeichnung  durch  die  fürstlichen  Ge- 
sandten nicht  ohne  Weiteres  und  in  vollem  Umfange  als  massgebend  anerkannt  wur- 
den, man  vielmehr  eine  Prüfung  in  Bezug  auf  ihr  Verhältniss  zu  dem  bisherigen 
kirchlichen  und  staatlichen  Rechtszustande  vornahm. 

In  Frankreich^  wurde  in  Folge  der  im  königlichen  Rath  in  den  J.  1564  und 
1 565  stattgehabten  Verhandlungen  die  Annahme  und  die  Publikation  der  Reformdekrete 
verweigert,  weil  man  eine  Reihe  von  Bestimmungen  derselben  den  Rechten  der  könig- 
lichen Gewalt  und  den  Freiheiten  der  gallikanischen  Kirche  für  widersprechend  er- 
achtete 9.  Auch  haben  alle  Anstrengungen  Pius'  IV.  bei  Karl  IX.  und  Clemens' IX.  bei 
Heinrich  IV.  ^^^  ebenso  die  wiederholt  von  Seiten  des  französischen  Klerus  auf  den 
Provinzialsynoden  ^'  und  in  den  assemblees  generales  erhobenen  Remonstrationen'"^ 
eine  Aenderung  in  der  ablehnenden  Haltung  der  Parlamente  und  der  Könige  nicht 
herbeizuführen  vermocht  ^'^.    Nur  einzelne  Reformvorschriften   des  Konzils   wurden 


1  LePlatmon.  6,  187.  188. 

2  Dieser  wollte  nur  mit  Vorbehalt  der  Geneli- 
migung  des  Königs  unterschreiben;  Pallavi- 
cino  1.  XXIV.  c.  8.  n.  14. 

3  Die  französischen  Gesandten  waren  schon 
abgereist,  Le  Plat  1.  c.  7,  277.  303.  Der  Kar- 
dinal von  Lothringen  hat  zwar  für  Frankreich 
unterschrieben,  er  war  aber  nicht  französischer 
Gesandter  und  besass  auch  sonst  keine  Vollmacht 
dazu,  1.  c.  p.  302;  V.  Wessenberg  4,  223. 

4  Die  Protokolle  vom  6.  Dezember  1564  bei 
Theiner  2,  516  ff.  Darnach  haben  die  Unter- 
schrift geleistet  die  Gesandten  des  deutschen 
Kaisers,  ferner  die  Böhmens,  Oesterreichs,  Un- 
garns,  Polens,  Savoyens,  Florenz'  und  Sienas, 
des  Johanniter-Ordens ,  1.  c.  p.  516,  des  Klerus 
der  7  katholischen  Kantone  der  Schweiz ,  1.  c. 
p.  517 ,  Portugals,  Venedigs,  und  der  gedachten 
Schweizer  Kantone,  1.  c.  p.  518. 

5  S.  0.  S.  441.  n.  4. 

6  Bulle:  Sicut  ad  vom  18.  Juli  1564.  s.  0. 
S.  443.  n.  3. 

'  S.  0.  S.  408 ff. 

Hinsehius,  Kirchenrecht.   III. 


8  Vgl.  Co u rayer,  discours  historique  sur  la 
reception  du  concile  de  Trente,  partlculierement 
en  France  in  dessen  histoire  du  concile  de  Trente 
par  Fra-Paolo  Sarpi,  traduite  en  fran^ais.  Am- 
sterdam 1736.  2,  772  ff.  und  ebendaselbst  1751. 
8,  235  if. ;  Bouix,  du  concile  pro vincial.  Paris 
1850.  p.  500  ff. 

9  Le  Plat  1.  c.  6,  320;  Courayer  1.  c. 
(ed.  1751)  p.  228. 

10  S.  auch  Durand  de  Mailiane,  les  liber- 
tez  de  l'eglise  Gallicane.  2,  33;  Hericourt 
loix  ecclesiastiques  de  France  p.  103;  v.  Wes- 
senberg 4,  224  ff.  Darauf  bezügliche  Akten- 
stücke bei  L  e  P 1  a  t  1.  c.  7,  225  ff. 

11  So  z.  B.  zu  Tours  1583.  c.  1.  Hardonin 
10,  1394. 

12  D  urand  de  Maillane,  1.  c.  2,  34;  über 
die  energische  Remonstration  von  1615,  s.  Le 
Plat  7,  284. 

13  Während  ihres  Kampfes  mit  Heinrich  IV. 
setzte  die  Ligue  i.  Jahre  1593  allerdings  die  An- 
nahme in  einer  tumultarischen  Versammlung  der 
assembMe  generale  durch,  aber  dieser  Beschluss 
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durch  die  Provinzialsynoden  zur  Ausführung  gebracht  und  auch  manche  in  die 
königlichen  Ordonnanzen  aufgenommen  K  Dagegen  ist  die  Annahme  der  Glaubens- 
dekretc  in  Frankreich  niemals  beanstandet  worden  2.  Unter  diesen  Umständen  hat 
sich  hier  der  Rechtszustand  dahin  fixirt,  dass  von  den  Reformbeschlüssen  diejenigen, 
welche  mit  den  Freiheiten  der  gallikanischen  Kirche  und  den  Rechten  des  Königs  in 
Widerspruch  standen,  als  nicht  geltend,  dagegen  von  den  übrigen  alle,  welche  durch 
königliche  Gesetze  oder  sonst,  insbesondere  durch  die  Provinzialsynoden  recipirt 
worden  waren,  sowie  endlich  alle  das  Dogma  betreffenden  Beschlüsse  als  massgebend 
betrachtet  wurden  ^. 

In  Deutschland  ist  eine  reichsgesetzliche  Anerkennung  der  Verordnungen 
des  Konzils  niemals  erfolgt.  Wohl  aber  nahmen  die  geistlichen  Fürsten  dieselben 
gelegentlich  des  Reichstages  zu  Augsburg  von  1500^  in  einer  abgesonderten  Ver- 
sammlung an  und  Hessen  sie  in  ihren  Territorien,  namentlich  auf  den  Provinzial-  und 
Diöcesansynoden  publiciren'\  Das  letztere  geschah  auch  in  den  österreichischen 
und  anderen  deutschen  Diöcesen  und  Provinzen ,  wenngleich  zum  Theil  erst  Jahr- 
zehnte nach  dem  Schlüsse  des  Konzils''',  ohne  dass  freilich  die  weltlichen  Fürsten  die 
Vorschriften  desselben,  welche  nach  ihrer  Auffassung  gegen  ihre  Rechte  in  Kirchen- 
sachen verstiessen,  als  für  sich  verbindlich  erachteten". 

In  Spanien  liess  zwar  Philipp  IL  im  J.  1564  die  Publikation  des  Tridentinums 
zu,  ertheilte  jedoch  das  Placet  nur  mit  der  Einschränkung,  dass  dadurch  nichts  an 
den  Rechten  des  Königs,  seiner  Vasallen  und  Unterthanen,  insbesondere  nichts  in 
Bezug  auf  die  s.  g.  königlichen  Patronatrechte ,  sowie  in  Benefizial-  und  anderen 
Sachen  geändert  werde  s. 

Auch  in  den  anderen  katholischen  Ländern  sind  die  Beschlüsse  auf  Partikular- 
synoden bekannt  gemacht  worden-*,  aber  selbst  da,  wo  von  den  Regierungen  keine 
Beschränkungen  für  die  Publikation  gestellt  worden  sind ,  haben  die  letzteren  doch 
trotz  derselben  an  ihren  staatlichen  Rechten  über  die  Kirche  festgehalten. 

wurde  später   als  ungültig  betrachtet.     Damals  v.  1564,  her.  v.  B.  Dudik.  Wien  1871,  S.  5.  6 

stellte  auch  der  Parlaments-Präsident  Le  Maistre  u.  österr.  VierteljahrsscTtrift  f.  kath.  Theologie, 

alle  anstüssigen  Dekrete  zusammen.    Das  Me-  13.  Jahrg.  1874.  S.  167  ff. 

moire  v.  9.  April  1593  bei  Le  Plat  7,  267,  und  "^  S.  z.B.  Denkschrift  des  bairischen  geistlichen 

ferner  bei  D  urand  de  Maillan  e  ,  dictionnaire  Rathes  vom  30.  Novbr.  1769,  bei  Friedberg 

de  droit  canonique  2  ed.  4,  639.  a.  a.  0.    S.  258.   n.   1  :    „Sonst  wird  überhaubt 

1  Durand  de  Maillane,  dictionnaire  1.  c.  widersprochen,  das  in  Bayrn  extra  res  fldei  das 
p.  638.  Trident.  Concilium  schlechterdings  angenehmen 

2  L.  c.  p.  637.  638;  Hericourt  1.  c.  p.  103.  worden,   da  man  factis  ipsis  villen  stücken  bis 

3  Hericourt,  1.  c.  p.  104;  Durand  de  heutigen  Tages  kontradicirt  hat  und  eine  bischöf- 
Maillane  1.  c.  p.  639.  liehe  Publikation  allein  sine  placito  den  Landes- 

*  Rankea.a. 0.2,45;  v.Wessenberg4.229.  fürsten  nicht  binden  kann." 

5  Hartzheim  7,  148.  232.  420.  698.  1057;  8  Garns,  Kirchengesch.  von  Spanien  III.  2, 
Laspeyres,  Gesch.  der  Verfassung  der  kath.  186.  188;  Friedberg  a.  a.  0.  S.  544.  545. 
Kirche  Preussens  S.  818.  n.  4.  Unter  ähnlichen  Vorbehalten  gestattete  er  auch 

6  üeber  Oesterreich  s.  Friedberg,  Grenzen  die  Publikation  in  Neapel,  v.  Wessenberg 
zw.  Staat  u.  Kirche,  S.  127.  Auf  der  Synode  v.  4,227;  Friedberg  S.  544,  und  in  den  Nieder- 
Olmütz  1568  beriethen  die  Prälaten  lange  ob  sie  landen  ,  Le  Plat  1.  c.  7,  90  ff. ;  v.  Wessen - 
ohne  Genehmigung  des  Kaisers  zur  Publikation  berg  a.  a.  0.  (über  Burgund  s.  Le  Plat  7,214). 
schreiten  dürften  und  nahmen  schliesslich  davon  9  So  in  Toscana,  Friedberg  S.  683;  Portu- 
Abstand.  Vgl.  Statuten  der  Diöcese  Olmütz  v.  B.  gal ,  Pallavicino  1.  XXIV.  c.  9.  n.  45;  v. 
Dudik.  Brunn  1879.  Die  Publikation  ist  hier  erst  Wessenberg4,  227  ;  Ungarn,  a.a.O.;  Polen, 
1591  erfolgt;  Hartzheim  8,  310.  363,  Inder  Heyzm  ann  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  77  ff. ;  in 
Prager  Provinz  sogar  erst  1605,1.  c.  8,  762,  nach-  der  katholischen  Schweiz,  v.  Wessenberg  4, 
dem  vorher  1565  schon  einzelne  Reformbestim-  231;  vgl.  auch  cit.  Archiv  27,  68;  in  Venedig, 
mungen  in  die  statuta  dioecesana  Aufnahme  ge-  Sarpi  bei  Le  Bret,  Magazin  der  Kirchen-  u. 
funden  hatten,  1.  c.  7,  26.  S.  auch  Reformartikel  Staatsgesch.  1,  524;  v.  Wessenb  erg  4,  226. 
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Nur  so  weit  daher  die  letzteren  nicht  in  Betracht  kamen,  sind  die  Beschlüsse 
des  Tridentinums  innerhalb  der  damaligen  katholischen  Welt^  praktisches  Recht 
geworden  und  es  auch  bis  heute  geblieben  2. 

VII.  Die  Zeit  nach  dem  Tridentinum  bis  zum  vatikanischen  Konzil. 
Die  Synode  von  Trient  hatte  aus  den  früher  angegebenen  Gründen  die  Lehre  von  der 
Superiorität  des  Papstes  über  das  allgemeine  Konzil  nicht  in  einem  principiellen  Aus- 
spruch Sanktioniren  können ,  und  wenn  dieselbe  auch  thatsächlich  durch  die  prak- 
tische Anwendung  dieser  Theorie  seitens  der  Kurie  beherrscht  worden  war,  so  blieb 
doch  immer  noch  für  die  Anhänger  der  Konstanzer  und  Baseler  Anschauungen  die 
Möglichkeit  übrig,  ohne  sich  dem  Vorwurf  der  Ketzerei  auszusetzen,  an  der  entgegen- 
gesetzten Lehre  festzuhalten.  Namentlich  in  Frankreich  hatte  dieselbe ,  als  ein  Theil 
des  Gallikanismus,  feste  Wurzeln  geschlagen;  sie  fand  hier  nicht  nur  mit  demselben 
ihre  weitere  wissenschaftliche  Begründung  3,  sondern  wurde  auch  ausdrücklich  in  die 
berühmte  declaration  du  clerge  de  France  von  1682  aufgenommen"^.  Nicht  minder 
hat  sie  in  den  übrigen  Ländern,  namentlich  unter  dem  Einflüsse  des  Gallikanismus, 
ihre  Herrschaft  fortgeübt ^.  Einen  direkten  und  principiellen  Kampf  gegen  die  Lehre 
hat  das  Papstthum  lange  Zeit  hindurch  nicht  für  zweckmässig  erachtet,  denn  eine 
definitive  Beseitigung  derselben  war  nicht  anders  möglich,  als  dass  man  den  Be- 
schlüssen von  Konstanz  und  Basel,  denen  die  Kurie  und  die  Kurialistfen  freilich  die 
Oekumenicität  absprachen^,  den  gegentheiligen  Ausspruch  eines  andern  unzweifel- 
haft anerkannten  allgemeinen  Konzils  ^  entgegen  zu  setzen  im  Stande  war.  Weder  im 
17.  noch  im  18.  Jahrhundert  konnte  man  aber  bei  der  Lage  der  politischen  und 
kirchlichen  Verhältnisse  päpstlicherseits  den  Versuch  machen,  ein  allgemeines  Konzil 
zu  diesem  Zwecke  einzuberufen^,  und  daher  ist  die  Kontroverse  über  das  Papal-  und 
Episkopalsystem,  sowie  über  die  Superiorität  des  Papstes  über  das  Konzil  und  umge- 
kehrt bis  auf  unsere  Zeit  in  der  katholischen  Kirche  unentschieden  geblieben. 

Erst  das  im  J.  1814  restaurirte  Papstthum  vermochte  nach  mehr  als  50  Jahren 
diese  Aufgabe  zu  lösen,  nachdem  es  begünstigt  durch  eine  verschiedene  Reihe  von 
Momenten ,  vor  Allem  unter  Mitwirkung  des  Jesuitenordens ,  sowohl  in  dem  Klerus, 
wie  in  der  katholischen  Wissenschaft  die  gallikanischen  und  episkopalistischen  An- 
schauungen so  gut  wie  ganz  hatte  beseitigen ,  sowie  durch  Pflanzung  und  Förderung 
ultramontanen  Geistes  innerhalb  des  Klerus  und  der  Laienschaft  die  Centralisation 
der  katholischen  Kirche  in  einem  selbst  dem  Mittelalter  unbekannten  Masse  und  die 
thatsächlich  absolute  und  alleinige  Herrschaft  Roms  hatte  zur  Durchführung  bringen 
können  -K 

1  Eine  Publikation  hat  nicht  stattgefunden  Appellation  vom  Papst  an  ein  allgemeines  Kon- 
im  Herzogthum  Preussen,  in  Sachsen,  in  dem  zil  zulässig  sei ,  s.  dieselbe  in  der  Recension 
grössten  Theil  der  Schweiz,  in  England,  Schott-  Benedicts  XIV.  const.  Pastoralis  Komani  ponti- 
land  und  einzelnen  Theilen Irlands,  in  Schweden,  flcis  ^.  2  vom  30.  März  1741,  bullar.  Benedict. 
Norwegen  und  Dänemark,  Analecta  iur.  pontif.  XIV.  1,  35. 

1858.  p.  1077.  7  Denn  die  Oekumenicität  des  Konzils  v.  Flo- 

2  Ueber  das ,  was  heute  unpraktisch  ist ,  bei  renz  (s.  S.  420)  kann  füglicher  Weise  bestritten 
den  einzelnen  Lehren,  s.  z.  B.  unten  §.  173.  werden 

3  Th.  I.  S.  198. 

4  a.  a.  0.  S.  199;  s.  auch  G.  Phillips,  d.  ^  ^  ^'"  "^^^^^^  ^/of?^'^"  ?^'^''^'  ^^^  ^^'^  ^'^ 
Regalienrecht  in  Frankreich.   S.  354  ff.  Entwicklung  seit  1814  ist  hier  nicht  möglich, 

5  xh.  I   S    199  ff  ^'^'^   ^^^^  Darstellung  zu  einer  Geschichte    der 

6  S.  0.  S.387.  n.'l  und  S.  416.  Auch  ist,  wie  katholischen  Kirche  seit  dem  Tridentinum  bis  zum 
schon  früher(s.o.S.420ff.),  wieder  in  der  Bulle  :  '^^^^®  ^^^^  ^^^»^^^  müsste. 

Coenadomini  der  Satz  reprobirt  worden,  dass  eine  9  Vgl.  hierzu  J.  Friedrich,  Gesch.  d.  vati- 
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VIII.  Das  Vatikanische  Konzil  von  1869  und  1870*.  Bei  Gelegenheit 
der  achtzehnten  hundertjährigen  Erinnerungsfeier  des  Märtyrertodes  der  Apostel 
Peter  und  Paul  am  2().  Juni  1  SO 7  that  Plus  IX.  im  Konsistorium  seine  Absicht  kund, 
so  bald  es  angänglich  erscheine,  ein  allgemeines  Konzil  zur  Berathung  geeigneter 
Heilmittel  gegen  die  die  Kirche  in  der  Jetztzeit  bedrohenden  Uebel  einzuberufen^, 
und  nachdem  die  damals  in  Rom  zahlreich  versammelten  Bischöfe  in  einer  Ergeben- 
heits-Adresse ihre  Freude  darüber  ausgesprochen  hatten'-^,  erklärte  er,  das  Konzil 
am  Tage  der  unbefleckten  Empfängniss  Maria  eröffnen  zu  wollen  '^.  Ein  Jahr  später, 
am  29.  Juni  18G8,  erging  die  Einberufungsbulle "*,  welche  die  Eröffnung  auf  den  er- 
wähnten Festtag  (8.  Dezember)  des  Jahres  1869  festsetzte  und  zu  demselben  die 
Patriarchen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  alle  anderen,  „quibus  iure  aut  privi- 
Icgio  in  conciliis  generalibus  residendi  et  sententias  in  eis  dicendi  facta  est  potestas", 
einlud  ^    Bald  darauf  wurden  auch  durch  besondere  Bullen  die  nicht  unirten  orien- 


kanischon  Konzils.  Bonn  1877.  Bd.  1  (enthaltend 
die  Vorgeschichte  bis  zur  Eröffnung"). 

*  E  u  g.  C  e  c  c  0  n  i  ,  storia  del  concilio  vaticano, 
scritta  sui  documcnti  originali.  Parte  I.  Antece- 
denti  del  concilio.  Roma  1872.  Vol.  I.  (im 
päpstlichen  Auftrage  unter  Benutzung  der  Akten- 
stücke), autorisirte  deutsche  Uebersetzung  von 
W.  Molitor.  Regensburg  1873. —  Acta  et  de- 
creta  ss.  et  oecum.  concilii  Vaticani.  Friburgi 
Brisig.  1871;  J.  Friedrich,  documenta  ad 
illustrandum  concilium  Vaticanum.  II  Partes. 
Nordling.  1871.  1872;  C.  Martin,  d.  Arbeiten 
des  vatikanischen  Konzils.  2.  Aufl.  Paderborn 
1873;  C  Martin,  omnium  concilii  Vaticani 
quae  ad  doctrinam  et  disciplinam  pertinent  do- 
cumentorum  coilectio ,  ed.  11.  Paderborn.  1873; 
E.  Fried  b er  g,  Sammlung  d.  Aktenstücke  z. 
ersten  vatikanischen  Concil.  Tübingen  1872; 
Offizielle  Aktenstücke  z.  d.  v.  Plus  IX  berufe- 
nen ökumenischen  Concil.  Berlin  1869.  Eine 
Anzalil  von  Aktenstücken  auch  im  Arch.  f.  k. 
K.  R.  Bd.  22 — 33.  (Chronologische  Zusammen- 
stellung derselben  i.  Generalregister  zu  Bd.  I — 
XXVII.  Mainz  1872;  sowie  in  Vol.  7  ff.  v.  ßo- 
skovany,  Romanus  pontifex  ,  vgl.  den  index 
in  Vol.  XV  (Nitriae  1879)  p.  660  ff.  —  Koncil, 
d.  ökumenische.  Stimmen  aus  Maria  Laach. 
N.  F.  Unter  Benutzung  röm.  Mittheilungen  u. 
d.  Arbeiten  d.  Civiltä  ,  her.  v.  Flor.  Riess  u. 
K.V.Weber.  Freiburg  i.  Br.  1869  ff.  lOHfte.— 
Scheeben,  d.  ökumenische  Konzil  v.  1869. 
Regensburg  1870  ff.  3  Bde. ;  Actes  et  histoire  du 
concile  oecumenique  de  Rome  publies  sous  la 
direction  deVi  ctor  Frond.  Paris,  s.  a.  (1870 ff.) 
7  Vol.,  davon  aber  erst  Vol.  7:  celebration  du 
concile  oecumenique  du  Vatican.  Actes,  decrets 
et  documents  recueillis  et  mis  en  ordre  par  V. 
Pelletier.  Paris  1872  (Prachtwerk,  s.  auch 
darüber  J.  Friedrich,  Tagebuch  während  des 
vatik.  Concils.  2.  Aufl.  S.  180);  Fessler,  d. 
Vatikan.  Concil ,  dessen  äussere  Bedeutung  und 
innerer  Verlauf.  AVien  1871 ;  Henry  Edward 
(Manning),  the  true  history  of  the  Vatican 
Council.  London  1877;  deutsche  autor.  Ueber- 
setzung  V.  Bender.  Berlin  1877.  —  (Von  alt- 
katliolischer  Seite.)  Stimmen  aus  der  kathol. 
Kirche  über  Kirchenfragen  der  Gegenwart.  Mün- 


chen 1869.  2  Bde.  (darin  Heft  2:  Einige  Worte 
über  die  Infallibilitäts-Adresse  und  die  neue  Ge- 
schäftsordnung des  Concils.  Zwei  Gutachten  v. 
J.  V.  Döllinger;  Heft  7:  Wie  es  auf  dem 
Konzil  hergeht) ;  Quirinus,  röm.  Briefe  vom 
Konzil.  München  1870  (u.  dagegen  W.  E.  v. 
Ketteier,  d.  Unwahrheiten  d.  röm.  Briefe  v. 
Konzil.  Mainz  1870);  J.  Friedrich,  Tagebuch 
während  d.  vatikanischen  Concils  geführt.  2.  Aufl. 
Nördlingen  1873;  F.  v.  Schulte,  d.  Stellung 
d.  Concilien  ,  Päpste  u.  Bischöfe  v.  histor.  u. 
canon.  Standpunkt  u.  d.  päpstl.  Constitution  v. 
18.  Juli  1870.  Prag  1871;  H.  Reinkens,  d. 
Unregelmässigkeit  u.  Unfreiheit  des  Vatikan. 
Concils.  Münster  1871.  —  (Von  protestantischer 
Seite.)  Th.  Fromm ann,  Gesch.  u.  Kritik  d. 
vatikanischen  Concils.  Gotha  1872.  —  Im  Uebri- 
gen  vgl.  die  Nachweisungen  bei  Friedberg 
a.  a.  0.  S.  2  ff.,  in  d.  cit.  General-Register  des 
Arch.  f.  k.  K.  R.  S.  19  ff.  u.  dem  cit.  Vol.  XV. 
V.  Roskovanyp.  668 ff. 

1  Friedberg,  Aktenstücke  S.  212.  Schon 
Ende  d.  J.  1864  hatte  der  Papst  Gutachten  der 
Kardinäle  über  die  Einberufung  eines  allgemei- 
nen Konzils  erfordert,  und  da  diese  meistens 
günstig  lauteten,  im  J.  1865  eine  besondere 
Kongregation  von  6  Kardinälen  zur  weiteren  Be- 
rathung der  Angelegenheit  eingesetzt;  Cec- 
coni- Molitor  S.  1  ff .  19 ff.  Nachdem  sich 
diese  ebenfalls  für  den  Plan  des  Papstes  erklärt, 
wurde  dann  eine  etwas  zahlreichere  Spezialkon- 
gregation  für  die  Leitung  der  Angelegenheiten 
des  künftigen  allgemeinen  Konzils  (conyrc^azione 
speziale  direttrice  per  gli  affari  del  futuro  concilio) 
gebildet,  a.  a.  0.  S.  36. 

2  Friedberg  a.  a.  0.  S.  217.  Die  Adresse 
ist  von  500  Bischöfen  unterschrieben  worden, 
Cecconi-Molitor  S.  61. 

3  Friedberg  a.  a.  0.  S.  222. 

4  S.  228. 

5  S.  232:  „eis  vi  iurisiurandi,  quod  nobis  et 
huic  s.  sedi  praestiterunt  ac  s.  obedientiae  vir- 
tute  et  sub  poenis  iure  aut  consuetudine  in  cele- 
brationibus  conciliorum  adversus  non  accedentes 
ferri  et  proponi  solitis  mandantes  arcteque  prae- 
cipientes,  ut  ipsimet,  nisi  forte  iusto  detinean- 
tur  impedimento,   quod  tamen  per  legitimus  pro- 
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talischen  Bischöfe  zum  Erscheinen  und  zur  Herstellung  der  Union  mit  der  römischen 
Kirche  ^ ,  sowie  die  Protestanten  und  die  übrigen  Akatholiken  zur  Rückkehr  in  den 
Schooss  der  katholischen  Kirche  aufgefordert  2. 

Abweichend  von  dem  früheren  Herkommen  ^  erhielten  die  weltlichen  Mächte 
keine  Einladungen  zu  dem  Konzile  *,  indem  die  Kurie  offiziell  als  Grund  dafür  die 
veränderten  Beziehungen  derselben  zum  päpstlichen  Stuhle  und  zur  katholischen 
Kirche  angab  ^,  während  derselbe  in  der  That  wohl  einmal  in  dem  Bestreben  des 
Papstes  lag,  bei  einem  so  bedeutsamen  Anlass  wie  der  Abhaltung  eines  allgemeinen 
Konziles  nach  mehr  als  dreihundertjähriger  Unterbrechung  den  Anspruch  auf  die  Un- 
abhängigkeit der  Kirche  von  den  weltlichen  Mächten  zum  Ausdruck  zu  bringen,  ande- 
rerseits aber  auch  in  der  Besorgniss,  dass  die  Pläne  der  Kurie  durch  eine  Theilnahme 
von  Vertretern  der  weltlichen  Regierungen  möglicher  Weise  gekreuzt  werden  könnten  ^'. 

Nicht  minder  stand  es  im  Widerspruch  mit  der  früher  üblichen  Sitte  ^,  dass  in 
den  offiziellen  Kundgebungen  der  Zweck  des  Konzils  nicht  bestimmt  und  klar ,  son- 
dern nur  in  sehr  vagen  und  vieldeutigen  Wendungen  angegeben  wurde  ^.  Schon  im 
Februar  1869  Hessen  indessen  die  von  Rom  ausgehenden  Erklärungen ,  namentlich 
die  Veröffentlichungen  in  der  Civiltä  cattolica,  keinen  Zweifel  mehr,  dass  die  Prokla- 
mirung  der  Lehren  des  Syllabus  vom  J.  1864,  sowie  die  der  Unfehlbarkeit  des  Pap- 
stes, durch  das  Konzil  beabsichtigt  werde  9. 

Die  Vorbereitungen  für  das  Konzil  wurden  im  Auftrage  des  Papstes  durch  eine 
besondere  im  J.  1865  eingesetzte  Kardinals-Kongregation  getroffen  ^^,  mit  welcher 


curatores  synodo  prot»are  det»ebuiit ,   sacro  huic 
concilio  omniiio  adesse  et  Interesse  teneaiitur". 

1  Vom  8.  Sept.  1868,  Friedberg  S.  233. 
Ueberdie  Ablehnung  dieser  Einladung  durch  die 
Orientalen  vgl,  Frommann  S.  8«  Friedberg 
S.  12.  70. 

2  Vom  13.  Sept.  1868,  a.  a.  0.  S.  235.  Ueber 
die  verschiedenen  protestantischen  Kundgebun- 
gen dagegen,  a.  a.  0.  S.  15.75;  Frommann 
S.  10. 

3  S.  0.  S.  369.  389.  427  ff. 

*  In  Bezug  auf  dieselben  sagt  die  Einbe- 
rufungsbulle nur :  „In  eam  autem  spem  erigi- 
mur,  fore  utDeus  .  .  .  efflciat,  ut  omnes  supremi 
omnium  populorum  principes  et  moderatores 
praesertim  catholici  .  .  .  non  solum  non  impe- 
diant,  quominus  .  .  .  antistites  aliique  omnes 
supra  commemorati  ad  hoc  concilium  veniant, 
verum  etiam  ipsis  libenter  faveant  opemque 
ferant  et  studiosissime,  uti  decet  catholicos  prin- 
cipes, iis  cooperentur,  quae  in  maiorem  dei  glo- 
riam  eiusdemque  concilii  bonum  cedere  queant." 

5  Cecconi-Molitor  S.  134.135.  Die  an- 
geführte Stelle  der  Bulle  sollte  der  Kardinal  An- 
tonelli  den  Regierungen  in  dem  Sinne  erklären, 
dass  man  dem  Erscheinen  der  Fürsten  kein  Hin- 
derniss  entgegenstellen  ,  vielmehr  das  gute  Ein- 
veruelimen  mit  ilinen  nicht  verschmähen  werde. 

ß  Frommann  S.  352. 

'^  S.  0.  S.  350  ff. 

8  Vgl.  cit.  Bulle :  „In  oecumenico  hoc  concilio 
eaomnia  accuratissime  examine  suntperpendenda 
ac  statuenda  quae  hisce  praesertim  asperrimis 
temporibus  maiorem  dei  gloriam  et  fldei  integri- 
tatem  divinique  cultus  decorem  sempitornamque 


hominum  salutem  et  utriusque  cleri  disciplinam 
eiusque  salutarem  solidamque  culturam  atque 
ecclesiasticarum  legum  observantiam  morumque 
emendationem  et  christianam  iuventutis  iustitu- 
tionem  et  communem  omnium  pacem  et  concor- 
diam  in  primis  respiciant.  Atque  etiam  inten- 
tissimo  studio  curandum  est,  ut  omnia  ab  ecclesia 
et  civill  societate  amoveantur  mala,  ut  miseri 
errantes  ad  rectam  veritatis  iustitiae  salutisque 
tramitem  reducantur,  ut  vitiis  erroribusque  eli- 
minatis ,  augusta  nostra  religio  eiusque  saluti- 
fera  doctrina  ubique  terrarum  reviviscat  et  quo- 
tidie  magis  propagetur  et  dominetur  utque  ita 
pietas,  honestas,  probitas,  iustitia,  Caritas  omnes- 
que  christianac  virtutes  cum  maxima  humanae 
societatis  utilitate  vigeant  et  efflorescant." 

9  Vgl.  Frommann  S.  13  ff. ;  Friedberg 
S.  16.  Schon  die  Gutachten  der  36  Bischöfe, 
welche  der  Präfekt  der  oben  im  Text  genannten 
Kommission  im  J.  1865  erfordert  hatte,  wiesen 
darauf  hin,  dass  bei  der  Auswahl  der  Berathungs- 
gegenstände  der  Syllabus  als  Wegweiser  dienen 
könne  und  einzelne  beantragten  sogar  die  Fest- 
setzung der  päpstlichen  Unfehlbarkeit-,  Cec- 
coni-Molitor S.  40.  42.  43.  Auch  die  von 
der  theologisch-dogmatischen  Kommission  vor- 
bereiteten Schemata  waren  in  Anhalt  an  den 
Syllabus  abgcfasst.  In  Betreff  der  von  ihr  gleich- 
falls —  seit  Februar  1869  ■ —  behandelten  Frage 
der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  hatte  sie  be- 
schlossen, dass  diese  Lehre  als  Glaubensartikel 
deünirt  werden  könne  ,  aber  dies  nur  auf  Antrag 
der  Bischöfe  geschehen  solle ,  indessen  gleich- 
zeltig  ein  für  diesen  Fall  schon  in  Bereitschaft  zu 
haltendes  Scliema  festgestellt,  a.  a.  0.  S.  285 ff. 

19  S,  452.  n.  1. 
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im  J.  IS()7  fünf  Consulten  oder  Kommissionen  unter  dem  Vorsitze  je  eines  der  Kon- 
gregation iingeliörigon  Kardinals  aus  einberufenen  römischen  und  auch  einigen  nicht- 
italienischen  Theologen  und  Kanonisten  als  Consultoren  verbunden  wurden  ^ 

Das  Konzil ,  welches  an  dem  vorher  bestimmten  Termine  zusammentrat ,  war 
eines  der  zahlreich  besuchtesten,  welches  die  katholische  Kirche  je  gesehen  hat.  Es 
bestand  aus  761  Mitgliedern ^ :  49  Kardinälen  (davon  17  blos  Priester,  7  nur  Dia- 
konen). 10  Patriarchen  (darunter  die  vier  lateinischen  von  Konstantinopel,  Alexan- 
drien,  Antiochien,  Jerusalem  ohne  Heerde),  7  Primaten,  124  Erzbischöfen  (wovon  22 
in  partibus),  522  Bischöfen  (worunter  98  in  partibus,  aber  49  vicarii  apostolici  mit 
Gemeinden),  endlich  6  Aebten  nullius  dioecesis  und  46  Ordensvertretern  —  darunter 
276  italienische,  84  französische  Bischöfe,  48  Österreichisch-ungarische,  41  spanische, 
35  britannische,  19  deutsche,  113  amerikanische  Bischöfe,  so  dass  also  die  Zahl  der 
Italiener  mehr  als  ein  Drittel  sämmtlicher  Mitglieder  betrug"^. 

Bei  den  Vorarbeiten ,  welche  sich  auf  die  Organisation  des  Konzils  und 
die  Art  der  Geschäftsbehandlung  bezogen,  hielt  man  sich  wesentlich  an  das 
Vorbild  des  Trienter  Konzils,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  über  eine  Reihe  hierher 
gehöriger  Fragen,  welche  dort  die  Legaten,  freilich  in  dem  von  ihnen  gewünschten 
Sinne  durch  das  Konzil  hatten  entscheiden  lassen,  von  vornherein  eine  einseitige 
päpstliche  Bestimmung  getroffen  wurde. 

So  zunächst  in  Betreff  der  Stimmberechtigung.  Ausser  den  Bischöfen,  unter 
denen  auch  die  Titularbischöfe  ^  einbegriffen  wurden  ^,  ward  durch  die  noch  weiter  zu 
besprechende  Geschäftsordnung  vom  27.  November  1869''^  die  Berufung  der  Aebte 
und  sonstigen  Stimmberechtigten  in  der  Bulle  vom  29.  Juni  1868  '  stillschweigend  da- 
hin deklarirt,  dass  nur  die  Aebte  nullius  dioecesis,  sowie  die  General- Aebte  oder 
General-Moderatoren  und  diejenigen  General- Vikare  der  Mönchsorden,  welche  einem 
solchen  mit  denselben  Rechten  und  Privilegien,  wie  die  Generäle ,  vorstanden ,  Sitz- 
und  Stimmrecht  haben  sollten  ^. 


1  Eine  theologisch-dogmatische,  eine  dlscipli-  Ordnung  (no.  IV)  werden  sie  ausdrücklich  ge- 
näre,    eine    für  das  Ordenswesen,   eine  für  die  nannt. 

orientalischen    Kirchen   und    Missionen,     sowie  5  C  e  cconi-Molitor  S.  118.  Aiihg.  S.  64. 

eine    politisch-kirchliche,    Cecco  ni-Molitor  lieber  die  Frage  selbst  s.  §.  179. 

S.  70.      Später  wurde  noch  eine  sechste  für  das  ^  FriedbergS.  358. 

Ceremoniell  gebildet,  a.  a.  0.  S.  327.   Das  Ver-  7  s.  o.  S.  452. 

zeichniss  der  Konsultoren ,  von  denen  die  römi-  8  No.  IV  (betreffend  die  Sitzordnung):  „sex- 

schen  durch  die  Präsidenten  der  Konsuiten  ,  die  tum  abbates  nullius  dioecesis ;  septimum  abbates 

auswärtigen  durch  die  Nuntien  nach  Einholung  generales  aliique  moderatores  ordinum  religioso- 

bischöflicher  Gutachten  ausgewählt  waren,  a.a.O.  rum    in    quibus    solemnia    vota    nuncupantur, 

S.  71.  76,   befindet  sich  a.  a.  0.  S.  86  ff.  ;    s.  etiamsi  vicarii  generalis  titulo  appellentur,  dum 

auch  Friedberg  S.  227.  tarnen  re  ipsa  cum  omnibus  supremi  moderatoris 

iuribus  et  privilegiis  universo  suo  ordini  legitime 

2  Bei  der  Eröffnung  des  Konzils  waren  719  praesint."  Hierunter  waren  auch  die  Abt-Präsi- 
Mitglieder  anwesend,  Friedb  erg  S.  26.  deuten  der  zu  Kongregationen  vereinigten  Klö- 

3  Diese  Zahlen  nach  v.  Schulte,  Stellung  ster  einzelner  Orden  (wie  z.  B.  der  Benediktiner) 
S.  245,  welcher  sie  dem  :  „Album  illustratum  hegriffen  ,  s.  das  Verzeiclmiss  bei  Friedberg 
autographorum  facsimilia  complectens  S.  Pont.  S.  392,  nicht  aber  die  Aebte  einzelner  Kloster, 

Pii  IX patrum  oecum.  conc.  Vatic.   Medio-  mochten  diese  auch  gar  keinem  Kongregations- 

lani  1870"  entnommen  hat;   vgl.  auch  Fried-  Verbände   angehören,     Cecconi-Molitor    S. 

bergS.  99;   Frommann  S.  57.  n.  1 ;  Fess-  l^'^-     Ueber  die  Zulassung  der  Aebte  auf  dem 

1er  S.  15.    Verzeichnisse  der  Konzilsmitglieder  Tridentinum  s.  o.  S.  431.     Die  General-Oberen 

bei   Friedberg   S.  376  ;    Acta  et  decreta  etc.  der  blossen  ordensähnlichen  Kongregationen  blie- 

Friburg.  1871.  S.  XXXVII;  Acta  s.sed.  5,  513.  hen  also  fern.                  ,      ^      , 

Bei  dem  Ausschluss  der  Prokuratoren  von 

*  Weder  in  der  Bulle  noch  in  der  Geschäfts-  Bischöfen  von  jedem  selbst  berathenden  Stimm- 
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Ferner  Hess  der  Papst  eine  Geschäftsordnung  für  das  Konzil  ausarbeiten  und 
publicirte  diese  kurz  vor  dem  Zusammentritt  des  letzteren  mittelst  des  Breves :  Mul- 
tiplices  inter  unter  dem  schon  angegebenen  Datum  ^,  indem  er  das  Recht  der  alleinigen 
Feststellung  einer  solchen  für  den  römischen  Stuhl  in  Anspruch  nahm  2. 

Nicht  minder  legte  die  Geschäftsordnung  dem  Papste  das  auf  dem  Tridentinum 
den  päpstlichen  Legaten  lebhaft  bestrittene,  ausschliessliche  Propositionsrecht -^  als 
etwas  durchaus  selbstverständliches  bei,  und  gestattete  den  Konzilsmitgliedern  allein 
Vorschläge  über  etwaige  Berathungsgegenstäude  zu  machen ,  über  deren  Zulassung 
aber  dem  Papste  die  Entscheidung  ausdrücklich  vorbehalten  wurde  ^. 

Wie  sich  hierin  die  Tendenz  offenbarte,  das  Konzil  zu  einem  blossen,  vom  Papst 
geleiteten  grossen  Senate  herabzudrücken  5,  so  zeigte  sich  diese  auch  in  der  von  der 
Geschäftsordnung  wieder  aufgenommenen  mittelalterlichen  Fassung  der  Konzils- 
Dekrete:   Plus  etc.  sacro  approbante  concilio^. 

Zugleich  ernannte  der  Papst  in  dem  Geschäffcsordnungsbreve  kraft  seines  unbe- 
streitbaren Rechtes  auf  den  Vorsitz  im  Konzil  fünf  Kardinäle  zu  Konzils-Präsidenten, 
welche  die  Verhandlungen  der  congregationes  generaleslQÜQn  ^oW.iQn'^  ^  ferner  aber  auch 
die  übrigen  Konzilsbeamten,  nämlich  einen  secretarius  concilii  nebst  einem  subsecreta- 
rius  und  zwei  Gehülfen,  5  notarii  nebst  zwei  Adjunkten,  8  scrutatores  votorum,  2  pro- 
motores  concilii,  mehrere  magistri  caeremoniarum  und  assignatoi-es  locorum'^.  Dagegen 
wurde  die  Wahl  von  zwei  ständigen  Kommissionen  aus  je  5  Mitgliedern,  die  erstere 
zur  Prüfung  der  Entschuldigungen  der  ausgebliebenen  Konzilsmitglieder  und  der  dem 
Papst  zu  unterbreitenden  Urlaubsgesuche  der  erschienenen  (iudices  excusatiomim),  die 
zweite  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  die  Sitzordnung,  den  Vor- 
rang u.  s.  w.  {iudices  querelarum  et  controversiarum)  der  Versammlung  selbst  über- 
lassen 0. 

Für  die  Erledigung  der  Geschäfte  behielt  die  Ordnung  die  herkömmliche  Ein- 
theilung  der  Sitzungen  in  congregationes  generales  und  in  sessiones  puhlicae^^  bei. 

recht,  0.  S.  452.  n.  5  u.  Cecconi-Molitor  a  constanti  ecclesiae  sensu  eiusque inviolabillbus 

S.  135  u.  Anhg.  S.  64.  65  ,  hat  man  sich  eben-  traditionibus   alienum   sit.    Peculiaris  praedicta 

falls    an    die    für    das   Tridentinum    erlassenen  congregatio  propositiones  sihi  exhibitas  diligen- 

päpstlicben  Anordnungen  gehalten,  s.  0.  S.  431.  ter  expendet  suumque  circa  earum  admissionem 

Nach    F  essler    S.  21.  22    ist    freilich    durch  vel    exclusioncm    consilium   nostro    iudicio 

besonderes  Privileg  ein  Bisthumsverweser  zuge-  submittet,  ut  nos  deinde  matura  consideratione 

lassen  worden.  de  iis  statuamus ,  utrum  ad  synodalem  delibera- 

1  S.  454.  n.  6.  tionem  deferri  debeant."    Vgl.  dazu  Cecconi- 

2  Cecconi-Molitor  S.  155.  Molitor  S.  167. 

S.  0.  S.  400.  5  p^j.  (iiese  römische  Anschauung  vgl.  auch 

4  Gesch.-Ordn.  n.  II:    „Licet   ins   et   munus  die  Aeusserung  des  Kardinals  Bilio  in  der  Gene- 

proponendi  negotia  quae  in  s.  oecumenica  synodo  ral-Kongregation  vom  3.  Juni  1870 ,  dass  es  dem 

tractari  debebunt ,  de  iisque  patrum   sententias  Konzil  nicht  zustehe,    Zeugniss  zu  geben,    zu 

rogandi  nonnisi  ad  nos  et  ad  hanc  sedem  perti-  achten  und  zu  entscheiden  ,  sondern  nichts  an- 

neat;  nihilo  minus  non  modo  optamus,sed  etiam  ^^^^^  ^Is  die  Wahrheit  anzuerkennen  und  dann 

hortamur,  ut  si  qui  inter  concilii  patres  aliquid  ^^^  Papste  zu  überlassen,   was  er  durch  Eiu- 

proponendum  habuerint,  quod  ad  publicam  utili-  gebung  des  h.  Geistes  deflniren  wolle,  Q  uiri  - 

tatem  conferre  posse  existiment,  id  libere  exequi  nus  S    515 

velint  ....  statuimus    eiusmodi   propositiones  g  ^              vttt 

ita  fleri  debere,  ut  earum  quaelibet:   1.  scripto  ... 

mandeturacpeculiaricongregationi  nonnullorum,  "^  L.  c.  n.  VII;  Fessler  S.  23. 

tum  ...  cardinalium,  tum  synodi  patrum  a  nobis  8  Ausserdem  noch  zwei  aus  dem  römischen 

deputandae  privatim    exhibeatur;    2.   publicum  Adel    genommene   Laien  als   generales   custodes 

rei  christianae  bonum  vere  respiciat,  non  singu-  concilii.    Die  Funktionen  dieser  Konzilsbeamten 

larem  dumtaxat  unius  vel  alterius  dioecesis  uti-  waren  die  herkömmlichen,  s.  0.  S.  436. 

litatem;  3.  rationes  contineat,  ob  quas  utilis  et  ^  Gesch. -Ordn.  n.  V  u.  IX. 

opportuna  censetur;  4.  nihil  prae  se  ferat,  quod  10  g.  0.  S.  376.  393.  394.  432. 
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In  den  Kongregationen ' ,  in  welchen  die  Kardinals-Präsidenten  den  Vorsitz 
liatten"^,  sollten  die  von  den  vor  Zusammentritt  des  Konzils  eingesetzten  Vorberei- 
tungskommissionen •'  festgestellten  Entwürfe  (schemata)^  nach  vorgängiger  Vcrtheilung 
der  Druckexemplare  an  die  Konzilsväter  zur  Berathung  und  Beschlussfassung  vor- 
gelegt werden  Die  Reihenfolge  der  Redner  war  in  Uebereinstimmung  mit  dem  auf 
dem  Tridentinum  beobachteten  Verfahren"'  der  Sitzordnung  gemäss^*  bestimmt.  Auch 
hatten  diejenigen  Väter,  welche  zu  einem  der  durch  die  Präsidenten  auf  die  Tagesord- 
nung gesetzten  Schemata  das  Wort  ergreifen  wollten,  dies  am  Tage  vorher  denselben 
anzuzeigen,  während  es  allerdings,  nachdem  die  angemeldeten  Redner  ihren  Vortrag 
beendigt  hatten,  auch  anderen  Mitgliedern  freistand,  wieder  in  der  durch  ihren  Rang 
gegebenen  Reihefolge  das  Wort  zu  ergreifen. 

Der  Modus  der  Abstimmung  war  der  nach  Köpfen  '.  Sie  erfolgte  mündlich^  in 
derselben  Folge  wie  die  Verstattung  zum  Wort.  Die  Entscheidung  durch  die  Majorität 
war  dabei  vorausgesetzt*^. 

Für  den  Fall ,  dass  sich  bei  der  Diskussion  wegen  eintretender  Schwierigkeiten 
die  Unmöglichkeit  einer  Erledigung  der  Angelegenheit  herausstellen  sollte  '^,  war  eine 
weitere  Durchberathung  in  vier  vom  Konzil  einzusetzenden  Kongregationen  oder  De- 
putationen ,  der  ersten  für  die  Glaubenssachen,  der  zweiten  für  die  kirchliche  Disci- 
plin,  der  dritten  für  die  Angelegenheiten  der  geistlichen  Orden  und  der  vierten  für 
die  der  orientalischen  Kirche,  vorgesehen.  Jede  dieser  Kongregationen  sollte  aus  24 
von  den  Konzilsvätern  zu  wählenden  Mitgliedern  bestehen  und  einen  seitens  des 
Papstes  ernannten  Kardinal  zum  Präsidenten  haben.  Dieser  hatte  aus  den  päpst- 
lichen oder  bischöflichen  Kanonisten^^  einen  oder  mehrere  zu  den  Berathungen  zu- 
zuziehen und  von  diesen  einer  zugleich  die  Geschäfte  des  Sekretärs  der  Kongregation 
zu  versehen.  Nachdem  die  für  die  Angelegenheit  zuständige  Kongregation  ihre 
Thätigkeit  beendet  hatte,  war  das  Ergebniss  ihrer  Arbeiten  wieder  auf  dem  gewöhn- 
lichen Wege  an  die  General-Kongregation  zur  abermaligen  Berathung  und  Beschluss- 
fassung zu  bringen  i^. 

1  Gesch. -Ordii.  n.  VII.  tarnen,  ut  ipsis  integrum  sit  etiam  de  scripto  illa 

2  S.  0.  S.  455.  pronuntlare." 

S.  0.  S.  404.  n.  1.  8  Das  Ablesen  aus  einer  Niederschrift  war  er- 

*  L.  c.  :  „Schemata  decretorum  et  canonum  ah  lauht    s.  vor.  Anm. 

iisdem  yiris  expressa  et  redacta    quae  nos,  nulla  g  j,'.;^  besonder^  Anordnung  findet  sich  eben- 

nostra  approbatione  munita  mtegra  integre  pa-  f  ii      •  ht         " 

trumcognitionireservavimus"    Dies  bezieht  sich  ^o 'Gesch. -Ordn.    n.    VII:     „Sin    autem    circa 

selbstverständlich  nur  auf  die  Fassung  der  Sehe-  ^^^^^^  praedictum  huiusmodi  oriantur  difficul- 

mata.    Dass  dieselben  dagegen  nicht  ohne  Wissen  ,   ,          x        j.     x--    •        „*      •                 •      • 

„      ^               ,     .         1         -1           •  1.x  j.  tates,  ut  sententiis  m  contraria  conversis  Yia  non 

des  Papstes  vorgelegt  worden  smd ,   ergiebt  die  t*  *                •       ,-^„         ^         x 

f-  1      cix  ?T           1       ^r    1.      -1         1  suppeditet,     qua    m    ipso     conventu    componi 

vertrauliche  Stellung  der  Vorbereitungskongre-  n^^'nt  " 

gation  zu  demselben,    Cecconi-MolitorS.  ^ 

283;  s.  auch  daselbst  S.  183.  ^'  Cecconi-Molitor ,  S.  194. 

5  S.  0.  S.  434.  '2  No.  VII.  cit. :  „cardinales  eiusdem  generalis 

6  Diese  war  die  herkömmliche ,  dem  Rangver-  congregationis  praesides  curabunt,  ut  schema,  de 
hältniss  entsprechende,  Th.  II.  S.  376,  mit  einer  quo  agitur,  una  cum  obiectis  difücultatibus  exa- 
einzigen  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Primaten,  mini  subiciatur  illius  ex  specialibus  deputatio- 
Th.  I.  S.  632.  nibus ,  ad  quam  iuxta  assiguata  cuique   rerum 

■^  Ausdrücklich   bestimmt  ist  dies    nirgends.  tractandarum  genera  pertinere  intelligitur.   Quae 

Der  Modus  folgt  aber  aus  den  Anordnungen  über  in  deputatione  deliberata  fuerint,  eorum  relatio 

die  Sitzordnung  no.  IV.  und  aus  no.  VII :   „tunc  typis  edita  patribus  diribenda  erit  iuxta  metho- 

nihil    morae    erit,     quominus    disceptationibus  dum  a  nobis  superius  praescriptam,  ut  deinde  in 

compositis  ,   decreti  vel  canonis  conciliaris  .  .  .  proxima  congregatione  .  . .  rogatis  patrum  suffra- 

formula  rogatis  patrum  suifragiis  statuatur",  und  giis  decreti  vel  canonis  conciliaris  formula  con- 

„suffragia  autem  a  patribus  oretenus  edentur,  ita  datur." 
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Endlich  waren  diese  Sitzungen  auch  zur  Erledigung  der  die  Konzilsgeschäfte 
betreffenden  Angelegenheiten,  insbesondere  der  Wahlen  für  die  verschiedenen  Kom- 
missionen bestimmt  1. 

Bei  den  General-Kongregationen  war  die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen 2,  und 
den  Mitgliedern  des  Konzils,  den  Beamten  desselben,  sowie  den  sachverständigen 
Berathern  die  Geheimhaltung  der  Vorlagen ,  Verhandlungen  und  Abstimmungen  an- 
befohlen 3. 

Die  sessiones  puhlicae  ^  dagegen  waren  zur  Vornahme  der  entscheidenden  Schluss- 
abstimmung über  die  in  den  General-Kongregationen  festgestellten  Dekrete,  zur  Ver- 
kündung der  Annahme  derselben,  sowie  der  gleichzeitigen  Ertheilung  und  Publikation 
der  päpstlichen  Bestätigung  bestimmt.  In  ihnen  führte  der  Papst  den  Vorsitz.  Nach 
Beendigung  der  religiösen  Feierlichkeiten^  und  nachdem  alle  nicht  zum  Verweilen 
berechtigten  Personen  die  Konzilsaula  verlassen  hatten  ^',  wurden  die  Dekrete  mit  der 
schon  oben  (S.  455)  erwähnten  Einleitungsformel  versehen,  auf  Befehl  des  Papstes 
von  dem  Konzils-Sekretär  oder  einem  anderen  Bischof  verlesen'.  Demnächst  hatten 
die  Skrutatoren  unter  Beihülfe  von  Notaren  die  Stimmen  der  einzelnen  Väter  der 
Sitzordnung  gemäss  entgegenzunehmen^,  wobei  diese  entweder  mit  Placet  oder  Non 
placet  zu  antworten  hatten^.  Nach  Zählung  der  Stimmen  unter  Aufsicht  des  Sekretärs 


1  Friedberg,  S.  26.  No.  IV. 

2  Cecconi-Molitor,  S.  269.  Abgehalten 
wurden  die  Sitzungen  in  einem  dafür  herge- 
richteten Räume  der  Peterskirche,  Friedberg 
S.  28.  98;  Fessler  S.  29. 

3  Gesch. -Ordn.  no.  III.  In  Gemässheit  dieser 
Vorschrift  sind  die  Konzilsbeamten,  welche  nicht 
die  bischöfliche  Würde  hatten ,  in  der  Vorver- 
sammlung (congregatio  prosynodalis)  vom  2.  De- 
zember 1869  in  der  Sixtinischen  Kapelle  ver- 
eidigt worden,  Friedberg  S.  26  u.  96.  Den- 
selben Eid  hatten  auch  die  vom  Sekretär  zu- 
gezogenen Stenographen  (ebenfalls  Geistliche) 
zu  leisten,  Acta  conc.  Vatic.  Friburgi  1871. 
S.  157. 

*  Gesch. -Ordn.  no.  VIII.  Sie  haben  gleichfalls 
in  der  Anm.  2  gedachten  Konzils-Aula  stattge- 
funden.   S.  folg.  Anm. 

5  Vgl.  darüber  den  dafür  besonders  erlassenen 
ordo  bei  Cecconi-Molitor,  Anh.  S.  121, 
und  die  methodus  (I)  servanda  in  I  sessione  etc. , 
sowie  die  methodus  (II)  servanda  in  sessionibus 
etc.  a.  a.  0.  S.  127.  139;  der  ordo  auch  in  den 
Acta  cit.  S.  120. 

6  Methodus  I.  n.  105  u.  Math.  II.  n.  69 :  „Per 
praefectum  caeremoniarum  dimittentur  qul  locum 
non  babent,  in  concilio,  nempe :  magister  s.  ho- 
spitii ,  reliqui  praelati  qui  non  sunt  offlciales, 
exceptis  subdiacono  apostolico  et  decano  rotae, 
cubicularii  omnes  secreti  et  honoris,  duobus  tan- 
tum  de  numero  participantium  exceptis  qui  in- 
servient  summo  pontiflci ,  cappellani  secreti  et 
communes ,  camerarii  extra ,  acolythi  et  clerici 
capellae ,  ostiarii  de  virga  rubea ,  caudatarii." 
Auf  Anordnung  des  Papstes  durften  aber  trotz 
der  Ausschliessung  der  Oeffentlichkeit  auf  den 
Tribünen  die  Fürsten,  das  diplomatische  Korps, 
der  Senat  von  Kom  ,  die  Vertreter  abwesender 
Bischöfe  und  die  Theologen  des  Konzils  verblei- 
ben, Cecconi-Molitor  S.  146. 


7  Meth.  I.  n.  109  ff.  u.  Meth.  II.  n.  73  ff. 

8  Meth.  I.  n.  114  u.  Meth.  II.  n.  78:  „Scru- 
tatores  cum  notariis  accedent  ad  medium  presby- 
terii  et  facta  summo  pontiflci  genuflexione  acce- 
dent ad  cardinales  et  patres  et  recipient  suffragia." 
115  u.  79  :  „Procedent  comitante  altero  ex  caere- 
moniarum magistris  scrutatores  suffragiorum  biui 
et  bini,  quibuscum  notarii  concilii  ita  iungentur, 
ut  duo  scrutatores  unum  ex  concilii  notariis  ad- 
iunctum  habeant.  Hi  vero  munus  colligendi  pa- 
trum  suffragia  ita  obibunt,  ut  per  IV  principales 
aulae  concilii  partes  distributi  terni  simul  (duo 
nempe  sorutatores  et  unus  concilii  notarius)  ac- 
cedent ad  partem  aulae  sibi  pro  hac  re  assigna- 
tam,  ibique  singillatim  emin.  cardinalium  item- 
que  patriarcharum  suffragia  exquirent  iuxta  ordi- 
nem  sedendi,  primatum  vero,  archiepiscoporum, 
episcoporum  aliorumque  concilii  patrum  singu- 
loTum  suffragia  rogabunt  pariter  iuxta  ordinem 
sedendi,  stantes  in  piano  aulae  concilii :  singu- 
lorum  autem  suffragia  accurate  describent."  116 
u.  80  :  „Cardinales  et  patres  suffragium  proferent 
elata  voce  per  verbum  :  Placet  Sint  non  placet,  se- 
dentes  cum  mitris.  Abbates  et  alii,  quibus  ex  pri- 
vilegio  datur  suffragium  proferre  ,  assurgent  de- 
tecto  capite  et  facta  versus  summum  pontiflcem 
genuflexione  verbum  :  placet  vel  non  placet  pro- 
nuntiabunt."  Vgl.  auch  Gesch. -Ordn.  nö.  VI.  4 
u.  no.  VIII. 

9  In  der  Meth.  I.  n.  117  u.  II.  n.  81,  heisst 
es  allerdings:  „Cum  in  una  ex  praedictis  aulae 
partibus  suffragia  omnia  collecta  fuerint,  duo  isti 
scrutatores  cum  notario  qui  in  ea  parte  suffragia 
collegerunt ,  accedent  ad  tabulam  secretarii  in 
medio  positam,  ibi  suffragia  collecta  computa- 
buntur  et  referetur  in  acta,  utrum  omnibus  qui 
suffragia  dederunt  decretum  placuerit,  an  sint 
nonnulli  quibus  nonnisi  cum  mutatione  aut  con- 
ditione  placeat  vel  omnino  non  placeat" ;  und  es 
wird  die  Statthaftigkeit  eines  bedingten  oder  be- 
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und  nach  Feststellung  des  Ergebnisses '  schritt  dann  der  Papst  zur  Publikation  des- 
selben und  zur  Ertheilung  seiner  Bestätigung  für  die  angenommenen  Beschlüsse'^. 
Daran  schloss  sich  die  Verlesung  des  päpstlichen  Dekretes  über  die  Ansetzung  der 
nächsten  Sitzung*^  und  der  Antrag  der  Promotoren  auf  notarielle  Ausfertigung  der 
Instrumente  über  die  stattgehabte  Sitzung^.  Ihren  Abschluss  fand  dieselbe,  unter 
Wiederzulassung  der  Oeflfentlichkeit  und  Gestattung  des  Zutritts  für  die  beim  Beginn 
der  Abstimmung  entfernten  Personen,  durch  eine  weitere  kirchliche  Feierlichkeit^. 

Die  Beherrschung  des  Konzils  durch  die  Kurie,  welche  die  Legaten  zu  Trient 
nur  auf  Umwegen  hatten  erreichen  können,  war  der  Zweck,  welcher  sich  unzweideu- 
tig aus  den  Vorschriften  dieser  Geschäftsordnung  ergab.  Daher  richteten  schon  bald 
nach  der  Eröffnung  des  Konzils  einzelne  Gruppen  von  Bischöfen,  eine  französische^ 
und  eine  deutsch-österreichische '',  Gesuche  auf  Abänderung  der  Geschäftsordnung 
an  den  Papst,  um  eine  grössere  Freiheit  der  Berathung  zu  erzielen.  Einer  Antwort 
sind  diese  Anträge  nicht  gewürdigt  worden^,  wohl  aber  wurden  unterm  20.  Februar 
1870,  als  sich  herausgestellt  hatte,  dass  das  Konzil  die  ihm  gemachten  Vorlagen  nicht 
mit  der  von  der  Kurie  gewünschten  Schnelligkeit  und  Bereitwilligkeit  annehmen 
würde,  unter  dem  Vorwand  der  Vereinfachung  und  Verbesserung  der  Geschäftsord- 


schränkten Votums  vorausgesetzt.  Indessen  beruht 
diese  Fassung  auf  einem  Versehen,  denn  dieselbe 
steht  sowohl  mit  den  vorhergehenden  Nummern 
der  metbodus  (s.  die  vor.  Anm.),  wie  mit  der  Vor- 
schrift der  Geschäftsordnung  no.  VIII :  „Suffra- 
gia  pronunciari  debere  in  haec  verba  :  placet  aut 
non  placet"  in  Widerspruch.  Auch  hat  der  Kon- 
zilssekretair am  18.  April  1870  den  Vätern  ein 
Monitum  zugehen  lassen ,  dass  nur  diese  Art 
des  Votums  zulässig  sei,    Ce  cconi-Molitor 

5.  241. 

1  Schriftliche  Stimmeneinsendung  der  nicht 
in  der  Sitzung  erschienenen  Mitglieder  war  aus- 
drücklich durch  die  Gesch. -Ordn.  1.  c.  ausge- 
schlossen. 

2  Gesch. -Ordn.  1.  c.  Nos  deinde  supremam 
iiostram  sententiam  edicemus  eamque  enunciari 
et  promulgari  mandabimus,  hac  adhibita  solemni 
formula :  Decreta  modo  lecta  placuerunt  omnibus 
patribus  nemine  dissentiente  (vel  si  qui  forte 
dissenserint)  tot  numero  exceptis ;  Nosque  sacro 
approbante  concilio,  illa  ita  decernirnus,  statuimus 
atque  sancimus,  ut  lecta  sunt. 

3  Gesch.-Ordn.  1.  c.  Meth.  I.  n.  121.  122  u. 
II.  n.  85.  86.  So  wurde  in  der  ersten  Eröffnungs- 
sitzung V.  8.  Dezember  1869,  die  zweite  auf  den 

6.  Januar  1870  angesetzt,  Fessler,  d.  Vatikan. 
Concil  S.  51  ff. ;  Friedberg  S.  26.  Da  aber 
für  diese  noch  kein  Berathungsgegenstand  zur 
Abstimmung  reif  war,  worauf  die  Kurie  freilich 
gerechnet  hatte,  so  Hess  man  sie,  um  sie  nicht 
absagen  zu  müssen  durch.  Ablegung  desHriden- 
tinischen  Glaubensbekenntnisses  seitens  der  Bi- 
schöfe ausfüllen,  Frommann  S.  55.  56; 
Friedberg  S.  28.  443;  Quirinus  S.  103; 
Fessler  S.  62.  Ausser  diesen  sind  nur  noch 
zwei  Sitzungen,  die  dritte  am  24.  April  und  die 
vierte  am  18.  Juli  1870  gehalten  worden,  Fried- 
b er g  S.  32.  52.  731.  740. 


4  Gcsch.-Ordn.  1.  c. ;  meth.  I.  n.  123—125  u. 
II.  n.  87—89. 

5  Meth.  I.  n.  126  ff.  u.  II.  n.  90  ff. 

6  Von  Mitte  Dezember  1869  bei  Friedrich 
docum  2,  380.  Gewünscht  wird  :  1.  Vermehrung 
der  Antrags-Kommission  (s.  o.  S.  455.  n.  4)  durch 
mehrere  vom  Konzil  gewählte  Mitglieder,  2.  Er- 
möglichung eines  näheren  Verkehrs  der  Väter 
unter  einander  und  Neukonstituirung  von  beson- 
deren Kommissionen  für  wichtige  Fragen,  bei 
deren  Verhandlungen  jedes  Mitglied  Zutritt  habe ; 
3.  Vorgängige  Berathung  der  Vorlagen  durch  die 
Kommissionen ;  4.  Milderung  des  Amtsgeheim- 
nisses. Endlich  wird  darauf  hingewiesen ,  dass 
zur  Feststellung  der  Dogmen  Einstimmigkeit  er- 
forderlich sei. 

7  Vom  2.  Januar  1870,  Friedrich  1,  247; 
Friedberg  S.  410.  Die  Eingabe  macht  auf 
die  schlechte  Akustik  der  Konzils-Aula,  den 
Mangel  zuverlässiger  stenographischer  Berichte, 
sowie  die  Unmöglichkeit,  ohne  Vorberathung  in 
Einzel-Gruppen  der  Bischöfe  die  Vorlagen  in  den 
General-Kongregationen  in  angemessener  Weise 
zu  erörtern,  aufmerksam  und  verlangt,  1.  baldige 
gleichzeitige  Zustellung  der  Vorlagen  über  den 
Glauben  und  die  Disciplin ,  2.  Gestattung  der 
Vorberathung  in  etwa  sechs  nach  Nationen  und 
sprachlichem  Zusammenhang  zu  bildenden  Grup- 
pen und  Absendung  von  Deputirten  derselben  zu 
den  Verhandlungen  der  einzelnen  Kommissionen. 
3.  Erlaubniss  für  die  Väter  die  in  den  General- 
Kongregationen  gehaltenen  Reden  drucken  und 
an  die  übrigen  Mitglieder  vertheilen  zu  lassen. 
Eine  energisch  gehaltenere  und  darum  wohl  von 
weniger  Bischöfen  unterzeichnete  Eingabe  von 
demselben  Tage  stellt  die  Anm.  6  unter  1  er- 
wähnte Forderung  auf,  Friedrich  2,  383; 
Friedberg  S.  413. 

8  Frommaun  S.  50  ff.  96. 
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nung  eine  Reihe  von  Nachtragsbestimmungen  seitens  des  Papstes  erlassen  ^  welche 
die  Freiheit  der  Konzilsväter  noch  mehr  als  früher  einschränkten. 

Danach  sollten  zur  Vermeidung  weitläufiger  Reden  die  Väter ,  welche  gegen  ein 
zur  Berathung  vertheiltes  Schema  Einwendungen  zu  machen  hatten ,  diese  vor  der 
General-Kongregation  innerhalb  einer  von  den  Präsidenten  bestimmten  Frist  schrift- 
lich 2  unter  genauer  Angabe  der  von  ihnen  anderweit  gewünschten  Formulirungen  des 
Schemas  einreichen,  und  dieselben  demnächst  von  der  zuständigen  Deputation  des 
Konzils  in  Berathung  gezogen  werden.  Nach  Prüfung  des  Schemas  und  etwaiger  Um- 
arbeitung desselben  durch  die  Kommission  sollte  es  dann  mit  einem  kurzen  Bericht  über 
die  beantragten  Aenderungen  den  Vätern  zugestellt  und  von  den  Präsidenten  die 
Sitzung  der  General-Kongregation  anberaumt  werden.  Für  die  Diskussion  in  der- 
selben war  eine  General-  und  Spezialdebatte ,  bei  welcher  noch  neue  Abänderungs- 
anträge  in  schriftlicher  Form  eingebracht  werden  durften,  vorgesehen 3.  Bei  der 
Debatte  konnten  die  Mitglieder  der  Kommission  jeden  Augenblick  das  Wort  ergreifen, 
um  den  Rednern  zu  antworten,  während  für  diese  die  durch  das  Rangverhältniss 
festgestellte  Ordnung  massgebend  blieb  '*.  Die  Abstimmung  sollte  zunächst  über  die  zu 
jedem  einzelnen  Theile  eingebrachten  Anträge,  dann  über  diesen  selbst  und  nach  der  so 
erfolgten  Feststellung  der  Einzelheiten  über  das  Schema  im  Ganzen  erfolgen^.  Nur 
bei  der  letzteren  wurde  der  früher  angewendete  Modus  des  Stimmens-  mit  placet  und 
non placet  beibehalten,  auch  ausdrücklich  gestattet,  bedingungsweise  {iuxta  modum), 
aber  unter  schriftlicher  Einreichung  des  Votums  zu  stimmen  ^j,  im  übrigen  sollte  da- 
gegen die  Abstimmung  durch  Aufstehen  mit  der  Gegenprobe  durch  Sitzenbleiben  be- 
wirkt werden.  Als  angenommen  galten  nach  der  nunmehr,  freilich  blos  für  die  Ein- 
zelabstimmungen getroffenen  Anordnung  diejenigen  Anträge  und  Vorlagen,  für  welche 
sich  die  Majorität  erklärt  hatte ^.  Zur  Abkürzung  der  Debatten  führte  die  neue  Ge- 
schäftsordnung endlich  auch  die  Schlussanträge  mit  einer  Unterstützung  von  1 0  Mit- 
gliedern ein,  über  welche  durch  Mehrheitsbeschluss  entschieden  werden  sollte  ^. 

Ein  Protest,  welchen  mehr  als  100  Konzilsväter  aller  Nationen'^  gegen  die  ver- 

1  Friedberg  S.  415.  8  No.  11  (mit  Abstimmung  durch  Aufstehen 

2  Und  zwar   in   der  Ordnung ,    dass   die   das       und  Sitzenbleiben). 

Schema  allgemein  betreffenden  Bemerkungen  an  9  Friedberg   S.  417;   Friedrich   1,258. 

die  Spitze  gestellt  und  demnächst  die  Ausstel-  Gerügt  wird ,   dass   den  Präsidenten  allein  die 

lungen  gegen  einzelne  Punkte  der  Ordnung  des  Zeitbestimmung  in  Betreff  der  Verhandlung  der 

Schemas  entsprechend  angefügt  werden  sollten.  Berathungsgegenstände  überlassen,  dass  die  den 

No.  2.  Deputationen  eingereichten  Bemerkungen  zu  den 

3  L.  c.  n.  7.  8.  vorgelegten  Schemata  nur  kurz  und  ohne  nähere 
*  L.  c.  n.  9  :  „Liberum  erit  cuique  respectivae  Begründung  den  Vätern  in  den  Kongregationen 

deputationis  episcopis ,   impetrata  a  praesidibus  mitgctheilt  werden,  dass  die  Mitglieder  der  De- 

venia,     oratorum    difücultatibus   et   animadver-  putation  jeder  Zeit  den  Rednern  antworten  kön- 

sionibus  respondere  :  ita  tamen,  ut  facultas  ipsis  nen,  diese  aber  kein  Recht  dazu  ausser  der  durch 

sit  vel  statim  post  oratoris  sermonem  eloqui  vel  den  Rang  festgestellten  Reihenfolge  haben,  so- 

pluribus  oratoribus  eadem  super  re  disceptanti-  wie  dass  der  Schluss  der  Debatte  auf  Antrag  von 

bus  idque  vel  eodem  vel  alio  die  perücere."  10  Mitgliedern  angenommen  werden  könne.    Sie 

5  No.  12.  verlangen:    1.  Zulassung   der  Antragsteller   zu 

ß  No.  14.  den  Berathungen  der  Deputationen,  2.  Abände- 

"^  No.  13 :   „Suffragia   tum    super   emendatio-  rung  der  Rede-Ordnung  in  der  Weise,  dass  die 

nibus,  tum  super  singularium  partium  textu  ita  Redner  für  und  gegen  den  Berathungsgegenstand 

a  patribus  concilii  ferentur,  ut  praesides  distinc-  abwechseln,    3.    dass   bei   wichtigen   Vorlagen, 

tis  vicibus  ad  surgendum  invitent  primum  eos  namentlich  solchen ,    welche  den  Glauben  be- 

qui  emendationi  vel  textui  assentiantur,  deijide  treffen ,    der  Widerspruch   von  50  Vätern   den 

eos  qui  contradicunt:  recensitis  autem  suffragiis  Schluss  der  Debatte  hindere,  und  4.  dass  dabei 

id  decernetur,  quod  maiori  patrum  numcro  pla-  durch:    placet  oder  non  placet ,  nicht  aber  durch 

cuit."  Aufstehen  und  Sitzenbleiben,  abgestimmt  werde. 
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üuderto  Gcschiiftsordnung  erhoben^,  blieb,  wie  die  früheren,  unberücksichtigt  und 
wurde  keiner  Antwort  gewürdigt.  Trotzdem  konnte  sich  die  Minorität  aus  Furcht 
vor  einem  Schisma  nicht  zu  dem  energischen  Entschlüsse  erheben,  ihre  weitere  Be- 
theiligung an  dem  Konzil  von  der  Vornahme  der  gewünschten  Abänderungen  ab- 
hängig zu  machen  und  dasselbe  durch  die  Verweigerung  weiterer  Mitwirkung  in  Frage 
zu  stellen,  vielmehr  fügte  sie  sich  thatsächlich  dadurch,  dass  sie  auch  unter  der  Herr- 
schaft der  neuen  Geschäftsordnung  an  den  Sitzungen  weiter  theilnahm  2. 

Nur  in  einzelnen  Fällen  gelang  es  der  Minorität,  die  Versuche  der  Präsidenten, 
im  Interesse  der  Durchführung  der  Pläne  der  Kurie  sich  sogar  noch  über  diese  die 
Väter  beengende  Geschäftsordnung  hinwegzusetzen,  zu  vereiteln^,  während  sie  frei- 
lich nicht  alle  derartigen  Schachzüge  abzuwehren  vermochte^,  und  ebensowenig  im 


Vor  Allem  wird  aber  hervorgehoben  ,  dass  bei 
der  Fassung  dogmatischer  Beschlüsse  moralische 
Einstimmigkeit  erforderlich  sei.  Auch  sonst  ist 
diese  neue  Geschäftsordnung  sehr  abfälligen  Kri- 
tiken unterzogen  worden,  s.  die  auf  dem  Konzil 
blos  in  50  Exemplaren  an  die  Kardinäle  ver- 
theilte  Schrift  eines  französischen  hohen  Wür- 
denträgers :  la  liberte  du  concile  bei  Friedrich 
1,  129;  ferner  von  Döllinger,  bei  Fried- 
berg S.  422;  Wie  es  auf  dem  Concil  zugeht 
S.  85;  Acten,  z.  Gesch.  d.  Vatikan.  Concils. 
München  1871.  S.  86. 

1  Frommann  S.  100  ff. 

2  So  zuerst  an  den  nächsten  seit  dem  18.  März 
1870  über  das  revidirte  Schema  de  fide  abgehal- 
tenen General  -  Kongregationen  ,  in  deren  36. 
(am  29.  März  1870)  das  prooemium  desselben 
fast  einstimmig  angenommen  wurde ,  nachdem 
dasselbe  noch  manchen  Veränderungen  unter- 
zogen war,  Friedberg  S.  29;  Frommann 
S.  140  ff. 

3  Als  man  am  29.  und  30.  April  1870  (47.  u. 
48.  General-Kongregation)  über  das  Schema  de 
parvo  catechismo,  in  welchem  die  Lehre  von  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  in  versteckter  Weise 
zur  Geltung  gebracht  war ,  verhandelt  hatte, 
brachten  die  Präsidenten,  obwohl  bestimmt  war, 
dass  zuerst  die  Abstimmung  über  die  Amende- 
ments vorgenommen  und  nach  Drucklegung  des 
in  Gemässheit  derselben  gestalteten  Entwurfes 
eine  solche  über  das  ganze  Schema  an  einem  an- 
deren Tage  stattfinden  sollte,  nach  den  Ver- 
besserungsvorschlägen sofort  auch  das  letztere 
zur  Abstimmung,  Quirinus  S.  294;  From- 
mann S.  160  und  die  Beschwerde  französischer 
Bischöfe  bei  Friedrich  2,  391.  Dabei  ergaben 
sich  aber  57  non  placet  und  24  bedingte  placet. 
In  Folge  dessen  wurde  der  Entwurf  nochmals  an 
die  Deputation  zurückgewiesen  und  in  der  Geu.- 
Kongregation  v.  13.  Mai ,  wo  diese  Bericht  er- 
stattet hatte,  Hessen  es  die  Präsidenten  in  der 
Voraussicht ,  dass  die  Opposition  sich  noch  ver- 
grössern  werde,  nicht  mehr  zu  einer  Abstimmung 
kommen,  Fromm  an  n  S.  160.  —  In  der  83. 
General-Kongregation  v.  5.  Juli  1870 ,  in  wel- 
cher der  reformirte  can.  3.  cap.  III  constitutionis 
dogmat.  primae  de  ecclesia  zur  Abstimmung 
kam,  wurde  derselbe  nicht  in  der  Fassung,  wie 
er  den  Vätern  vorher  gedruckt  zugestellt,  son- 
dern mit  einem  auf  Befehl  des  Papstes  einge- 


schalteten ,  die  Verurtheilung  des  Episkopal- 
systemes  enthaltenden  Zusatz ,  ohne  Zulassung 
einer  vorgängigen  Diskussion  darüber,  dahin  ver- 
lesen :  „si  quis  dixerit  Romanum  pontiflcem  ha- 
bere tantummodo  officium  inspectionis  vel  direc- 
tionis ,  non  autem  plcnam  et  supremam  potes- 
tatem  iurisdictionis  in  universam  ecclesiam,  tum 
in  rebus  quae  ad  fldem  et  mores  tum  quae  ad  dis- 
ciplinam  et  regimen  ecclesiae  per  totum  orbem 
diffusae  pertinent,  aut  eum  habere  tantum  potio- 
res  partes,  non  vero  totam  plenitudinem  huius  su- 
premae  protestatis  .  .  .  anäthema  sit^',  Friedrich 
2,313  (etwas  abweichend  Quirinus  S.  596. 
597).  Nur  durch  den  Widerspruch  des  Erzbischofs 
von  Paris  wurde  diese  Ueberrumpelung  des  Kon- 
zils seitens  der  Präsidenten  verhindert,  und  diese 
mussten  den  Kanon  beschämt  zurückziehen.  In 
einem  demnächstigen  Protest  verlangten  62  Bi- 
schöfe ein  geschäftsordnungsmässiges  Verfahren. 
In  Folge  dessen  konnte  der  Kanon  erst  nach 
nochmaliger  Berichterstattung  in  der  84.  Gen.- 
Kongregation  v.  11.  Juli  1870  zur  Abstimmung 
gebracht  werden.  Er  wurde  dann  allerdings  an- 
genommen ,  wobei  nach  Angabe  der  Majorität 
50 — 60,  nach  der  der  Minorität  aber  zwischen  90 
und  100  sich  dagegen  erhoben  haben  sollen, 
Frommann  S.  196  ff  ;  Quirinus  S.  617. 

4  In  der  47.  Gen. -Kongregation  v.  29.  April 
1870  wurde  die  Diskussion  über  das  umgearbei- 
tete Schema  de  parvo  catechismo  durch  eine  Er- 
klärung der  Präsidenten  unterbrochen,  dass  die 
bisher  schon  theilweise  durchberathenen  dogma- 
tischen, wie  disciplinarischen  Schemata  zurück- 
gestellt, dagegen  ein  neues  Schema  über  den  Pri- 
mat und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  (Fried- 
bergS.  573;  Friedrich  2,  290),  zu  baldiger 
Berathung  vorgelegt  werden  sollte,  la  liberte  du 
concile  bei  Friedrich  1,155.  Weil  indessen 
dieses  Schema  noch  nicht  gedruckt  war  und  erst 
8  Tage  später  vertheilt  werden  konnte,  wurden 
die  Berathungen  über  den  Katechismus  fortge- 
setzt (s.  vor.  Anm.),  dann  aber,  da  eine  Ver- 
wahrung von  mehr  als  70  Bischöfen  aller  Nationen 
(Friedrich  2,  391)  gegen  diese  geschäftsord- 
nungswidrige Umkehrung  der  Reihenfolge  der 
Berathungen,  wie  alle  Proteste  der  Minorität  auf 
diesem  Konzile  ohne  jeden  Erfolg  blieb,  die  Ver- 
handlung über  das  neue  Schema  in  der  50.  Gen.- 
Kongr.  V.  13.  Mai  1870  begonnen,  Frommann 
S.  157.  162  ff.;  Friedberg  S.  45.    Ferner  ist 
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Stande  war,  sich  gegen  die  durchaus  parteiische  Leitung  der  Präsidenten  und  die 
Unterdrückungsgelüste  der  Mehrheit  zu  schützen  i.  Aber  an  dieser  jede  erfolgreiche 
Opposition  der  Minorität  beseitigenden  Geschäftsordnung  und  an  der  Majorisirung  der- 
selben war  es  noch  nicht  genug,  vielmehr  trat  auch  der  Papst,  als  die  Definirung  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  im  Januar  1870  in  Anregung  gebracht  worden  war-,  per- 
sönlich zu  Gunsten  derselben  ein  ^,  indem  er  zugleich  den  Gegnern  derselben  seinen 
Unwillen  deutlich  merken  und  fühlen  Hess  4.    Selbst  durch  kleinliche  Polizeimass- 


iu  das  Schema  c.  4  über  die  Unfehlbarkeit  die 
Einschaltung  der  wichtigen  Worte  :  „non  autem 
ex  consensu  eeclesiae"  in  den  Schlusssatz :  „ideo- 
que  Romani  pontificis  definitiones  ex  sese  irre- 
formabiles  esse"  erst  auf  Grund  der  am  15.  Juli 
eingereichten  Emendationen  von  der  Kommission 
vorgenommen  und  der  Kanon  dann  schon  der  86. 
General-Kongregation  am  folgenden  Tage  in  dieser 
Fassung  zur  Abstimmung  unterbreitet  worden, 
Friedrich2,318  Anm.;  Frommann  S.  203  ; 
Quirinus  S.  628. 

^  In  die  Vorbereitungskommissionen  (s.  o. 
S.  456)  wurden  nur  streng  päpstlich  gesinnte 
Mitglieder  gewählt,  Frommann  S.  44.  45.  In 
der  30.  Gen.-Kongr.  vom  29.  März  1870  ist  die 
Abstimmung  über  das  c.  1  des  Schemas  de  üde 
(Friedrich  2,  78)  so  schnell  vorgenommen 
worden ,  dass  in  5  Viertelstunden  47  Amende- 
ments, welche  gar  nicht  einmal  verlesen  wurden, 
ihre  Erledigung  fanden  und  die  Väter  kaum  Zeit 
hatten,  dieselben  vor  Abgabe  ihres  Votums  in 
den  Druckexemplaren  anzusehen,  la  liberte  du 
concile  bei  Friedrich  1,  147;  Quirinus  S. 
671.  Hierbei  stimmte  die  Majorität  bei  den  Ein- 
leitungsworten :  „sancta  Romana  catholica  eccle- 
sia"  für  die  Milderung  des  Prädikates  Romana 
durch  Einschaltung  eines  Kommas  vor  catholica. 
Unter  dem  Vorwand,  die  Stimmen  nicht  gleich 
zählen  zu  können ,  wurde  dieses  Resultat  der 
Abstimmung  nicht  verkündet,  und  die  Präsiden- 
ten Hessen  die  Abstimmung  nach  der  Erklärung, 
dass  die  Kommission  das  Komma  zurückweise, 
in  der  folgenden  Sitzung  nochmals  wiederholen, 
welche  nunmehr,  da  die  folgsame  Mehrheit  jetzt 
genügend  instruirt  war ,  im  entgegengesetzten 
Sinne  ausfiel,  Friedrich  1,  176  u.  Kenrick 
concio,  appendix  F,  1.  c.  p.  246.  Als  der  Bischof 
Strossmayer  von  Bosnien  in  der  Sitzung  vom  30. 
Dezember  1869  die  vorgeschriebene  Eingangsfor- 
mel der  Konzilsdekrete  einer  unliebsamen  Kritik 
unterwarf,  wurde  ihm  durch  den  Legaten  das  Wort 
entzogen,  Quirinus  S.  117;  Friedrich, 
Tagebuch  S.  54.  In  der  Gen. -Kongregation  vom 
22.  März  1870  richtete  derselbe  Bischof  seinen 
Angriff  gegen  eine  Stelle  der  Einleitung  des 
Schemas  de  flde,  Friedrich  2,  65,  in  welchem 
der  Protestantismus  für  alle  „monstra"  philoso- 
phischer Meinungen  und  alle  möglichen  Irrlehren, 
wie  Atheismus  u.  s.  w.,  verantwortlich  gemacht 
wird,  und  verlangte  eine  bestimmte  Erklärung, 
dass  über  Glaubensfragen  nur  durch  mindestens 
moralische  Einstimmigkeit  entschieden  werden 
solle  [ein  Theil  der  Rede  bei  Acten,  z.  Gesch. 
d.  Vatikan.  Konzils  S.  87  und  Friedberg  S. 
104).  Dabei  wurde  er  durch  den  Ruf  des  Präsi- 
denten :     .,Hicce  non  est  locus  laudandi  protes- 


tantes"  unterbrochen.  Als  er  dann  die  erwähnte 
Forderung  erhob ,  entstand  ein  furchtbarer  Tu- 
mult der  Majorität,  Rufe :  „omnes  illum  dam- 
namus"  erschollen  von  vielen  Seiten ,  und  der 
Präsident  befahl  ihm  die  Redner-Tribüne  zu 
verlassen ,  was  er  unter  dreimaligem  lautem : 
„Protestor"  that,  Quirinus  S.  296 ff.,  s.  den 
schriftlichen  Protest ,  welchen  er  nachher  dem 
Präsidenten  überreichte,  bei  Friedberg  S.  106. 
Auch  der  Bischof  Haynald  von  Kalocsa  wurde  in 
seiner  Rede  am  22.  Februar  1870,  als  er  gegen 
die  Fälschungen  im  römischen  Brevier  und  gegen 
die  Sucht,  neue  Dogmen  zu  machen,  sprach, 
durch  den  Tumult  der  Majorität  unterbrochen, 
und  es  wurde  ihm  von  einem,  der  Präsidenten 
ebenfalls  das  Wort  entzogen ,  la  liberte  bei 
Friedrich  1,  165.  172;  Quirinus  S.  239. 
Vgl.  auch  noch  la  liberte  1.  c.  p.  173. 

2  Schon  im  Januar  1870  war  in  Rom  von  den 
Bischöfen  der  Mehrheit  eine  Adresse  an  das  Kon- 
zil in  Umlauf  gesetzt  worden,  Friedberg  S. 
465.  468,  worin  dasselbe  um  die  Festsetzung  ge- 
beten wurde :  „supremam  ideoque  ab  errore  im- 
munem esse  eiusdem  Romani  pontificis  auctori- 
tatem  quum  in  rebus  videl.  moram  ea  statuit  ac 
praecipit,  quae  ab  omnibus  christi  fidelibus  cre- 
denda  et  tenenda  quaeve  reicienda  et  damnanda 
sint."  Ferner  wurden  zwei  weitere  abermalige 
Eingaben  von  den  italienischen  Bischöfen  (Fried- 
berg S.  469)  und  von  den  Spaniern  eingereicht. 
Die  erstere  enthielt  410  Unterschriften,  From- 
mann S.  59;  Friedberg  S.  33.  In  Folge  da- 
von richteten  um  Mitte  Januar  deutsch-öster- 
reichische, französische,  amerikanische,  orienta- 
lische und  italienische  Bischöfe,  zusammen  etwa 
137,  5  ganz  ähnlichlautende  Gegenadressen  an 
den  Papst,  in  denen,  um  die  Männer  der  ver- 
schiedensten Anschauungen  zu  vereinigen ,  vor 
Allem  die  InOpportunität  einer  Deklarirung 
des  Unfehlbarkeitsdogmas  hervorgehoben  wurde, 
Friedberg  S.  33.  472  fl". ;  Frommann  S. 
60.  Der  Papst  nahm  die  beiderseitigen  Adressen 
nicht  an,  sondern  übergab  sie  der  Konzilsdepu- 
tation zur  Prüfung,  Frommann  S.  65.' 

3  So  schon  in  der  Ansprache  bei  einer  Massen- 
audienz von  1200  Personen,  in  welcher  er  sich 
gegen  gewisse  Klüglinge  aussprach,  welche  ver- 
langten, dass  man  bestimmte  Fragen  nicht  be- 
rühre, Friedberg  S.  481  (weitere  a.  a.  0.  S. 
482  ff.).  Auch  liess  er  es  nicht  an  Belobigungen 
und  Ermuthigungen  derjenigen  fehlen,  welche 
sich  zu  Gunsten  der  Unfehlbarkeit  ausgesprochen 
hatten,  a.  a.  0.  S.  37.  487  ff.  S.  überhaupt: 
Wie  es  auf  dem  Koncile  zugeht.   S.  171  ff. 

4  Hierher  gehören  eine  Reihe  tadelnder  Aeus- 
serungen,  welche  er  gegen  die  Opposition  hei  den 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Ticitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  172. 


regeln  '  suclite  man  die  Mindcrlieit  gefügig  zu  machen ,  und  nahm  schliesslich  sogar 
seine  Zufluclit  dazu,  unter  Zurückweisung  der  Vertagungsgesuche  der  Minorität  durch 
Festhaltung  der  liischöfo  während  der  hoissen  und  ungesunden  Jahreszeit  in  Rom 
einen  weiteren  Druck  auf  sie  auszuüben  2. 

Der  Hauptzweck,  zu  welchem  der  Papst  das  Vatikanische  Konzil  berufen  hatte, 
war,  wie  durch  den  Verlauf  desselben  ausser  jedem  Zweifel  gestellt  worden  ist,  die 
Dogmatisirung  des  absoluten  Papalsystems  und  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit.  Der 
ursprüngliche  Plan  der  Kurie  ging  dabei  dahin,  die  Definition  der  letzteren  aus  dem 
Schoosse  des  Konzils  in  Anregung  bringen  und  durch  Akklamation  annehmen  zu 
lassen  '^.  Daher  wurde  dem  Konzil  anfänglich  keine  darauf  bezügliche  Vorlage  ge- 
macht, vielmehr  demselben  zunächst  ein  Schema  constitutmiis  dogmaticae  de  doctrina 
cathoUca^^  welches  bestimmt  war  eine  Reihe  von  Grundsätzen  des  Syllabus  zu  allge- 
mein verpflichtenden  Glaubensnormen  zu  erheben,  mitgetheilt.  Demnächst  folgten 
im  Januar  eins  de  ecclesia  Christi^ ^  mehrere  de  discipUna  ecclesiastica  j  wobei  eins  über 
die  Bischöfe ,  Residenz ,  Visitation  der  Diözese ,  die  visitatio  liminum ,  die  Provinzial- 
und  Diözesansynoden ,  sowie  die  Gener al- Vik are  ^ ,  und  im  Februar  ein  weiteres  de 
parvo  catecMsmo"^ .  Das  Schema  de  ecclesia  Christi  enthielt  u.  A.  ein  Kapitel  de  eccle- 
siae  infallihilitate  (c.  9),  ein  solches  (c.  11)  de  Romani  pontlficis  primatu^^  in  welchem 
der  Universal-Episkopat  des  Papstes  und  die  Superiorität  desselben  über  das  all- 
gemeine Konzil  durch  das  Verbot  der  Appellation  an  das  letztere  ausgesprochen 
war,  ein  ferneres  (c.  12)  de  temporalis  s.  sedis  domi?iio'\  und  endlich  drei  Schlusskapitel 


in  der  vorigen  Anm.  erwähnten  Gelegenheiten 
fallen  Hess.  Auch  beschied  Plus  IX  den  Kardinal 
Guidi,  Erzbischof  von  Bologna,  welcher  am  18. 
Juni  1870  eine  freimüthige  Rede  gegen  die  per- 
sönliche Unfehlbarkeit  des  Papstes  gehalten  hatte, 
noch  an  demselben  Tage  zu  sich,  um  ihm  Vor- 
würfe wegen  seiner  Feindschaft  und  seines  Un- 
dankes, sowie  wegen  seiner  ketzerischen  Reden 
zu  machen,  Quirinus  S.  526.  554.  571.  Vgl. 
ferner  Fr om  mann  S.  178.  188.  Sogar  ein  Brief 
des  Bischofs  Hefele  v.  7.  Juli  1870  bei  Fried- 
rich, Tagebuch  S.  403  erklärt:  „Er  (der  Papst) 
übt  die  stärkste  Pression  aus." 

1  Schon  von  Anfang  an  war  der  Zusammentritt 
grösserer  Versammlungen  von  Bischöfen  vom 
Papste  verboten,  Quirinus  S.  96.  121.  Alle 
Anträge  um  Zulassung  solcher  (s.  S.  458.  n.  6) 
u.  Friedrich  2,  388  (im  März  und  April  1870) 
wurden  unberücksichtigt  gelassen,  S.  155.  Die 
Kardinäle,  insbesondere  die- der  Minorität  wurden 
polizeilich  überwacht,  Friedrich  Tagebuch  S. 
216.225;  Quirinus  S.  372,  und  denBischöfen, 
um  sie  in  Rom  zusammenzuhalten,  die  Polizei- 
Visas  für  ihre  Pässe  auch  zu  nöthigen  Erholungs- 
reisen verweigert,  Friedrich  a.a.O.  S.  345; 
Quirinus  S.  468.  511.  537. 

2  Das  Vertagungsgesuch  an  den  Papst  von  Ende 
Juni  bei  Quirinus  S.  573;  im  übrigen  s.  das. 
S.  476.  513;  Frommann  S.  170  ff. 

3  Frommann  S.  17  u.  55,  auch  0.  S.  453. 
n.  9. 

*  Bei  Friedrich  doc.  2,  3.  Vgl.  From- 
mann S.  53.  Alle  vorher  entworfenen  Schemata 
sind  den  Bischöfen  nicht  einmal  während  der 
Dauer  des  Konzils  mitgetheilt  worden,  wohl  aber 


ist  ein  index  derselben  bekannt  geworden,  dieser 
bei  Friedberg  S.  432. 

5  Bei  Friedrich  2,  85.  Vgl.  Frommann 
S.  86. 

6  Die  anderen  de  sede  episcopali  vacante  und 
de  vita  et  moribus  clericorum  ,  bei  Friedrich 
2,  319  ff.  333.  339.  Vgl.  F  r  0  m  m  a  n  n  S.  80.  81 . 

7  Bei  Friedrich  2,  345. 

8  L.  c.  S.  93 :  „ipsum  pontiücem  Romanum  . . . 
verum  Christi  vicarium  totiusque  ecclesiae  caput 
et  omnium  christianorum  patrem ,  doctorem  et 
iudicem  supremum  existere;  et  ipsi  in  b.  Petro 
pascendi,  regendi  ac  gubernandi  universalem  ec- 
clesiam  a  domino  nostro  Jesu  Christo  plenam 
potestatem  traditam  esse :  et  hanc  quae  propria 
est  inrisdictionis  potestas,  ordinariani  esse  et  im- 
mediatam,  erga  quam  particularium  ecclesiarum 
pastores  atque  fldeles  tum  seorsum  singuli  quam 
simul  omnes  officio  hierarchicae  subordinationis 
veraeque  obedientiae  obstringuntur,  ut  custodita 
cum  roman.  pontiüce  tam  communionis  quam 
eiusdem  fldei  professionis  unitate  ecclesia  Christi 
sit  unus  grex  sub  uno  summo  pastore  .  .  .  Quare 

damnamus   .  .  .   eorum    sententias   qui 

afürmant,  romanor.  pontificum  iurisdictionem  or- 
dinariam  et  immediatam  non  esse  tam  in  omnes 
simul  quam  in  singulas  seorsum  particularium 
pastorum  ecclesias,  aut  etiam  contendunt,  licere 
ab  iudiciis  Romanorum  pontificum  ad  futurum 
generale  concilium  tanquam  ad  auctoritatem  Ro- 
mano pontifice  superiorem  appellare." 

9  Die  Tendenz  desselben  ergiebt  sich  aus  der 
Schlussbestimmung  1.  c.  p.  94 :  „Cum  vero  im- 
pii  homines  qui  omne  in  terris  ius  mutare  co- 
nantur,  hunc  civilcm  s.  Roman,  ecclesiae  princi- 
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betreifend  das  Verhältniss  der  katholischen  Kirche  zum  Staat  (c.  13:  de  concordia 
inter  ecclesiam  ac  societatem  civilem ,  c.  1 4 :  de  iure  et  usu  potestatis  civilis  secundum  eccle- 
siae  caiholicae  doctrinam  und  c.  1 5  :  „f/e  specialibus  quibusdam  ecclesiae  iuribus  in  relationcm 
ad  societatem  civilem'''')  ^. 

Mit  den  Verhandlungen  der  General-Kongregationen  über  das  erste ,  dritte  und 
vierte  Schema ,  bei  welchen  klar  wurde ,  dass  die  Kurie  sich  in  der  Erwartung  einer 
schnellen  und  unveränderten  Annahme  derselben  getäuscht  hatte,  verging  die  Zeit 
bis  gegen  Ende  des  Monats  Februar  1870 2.  Inzwischen  waren  die  Adressen  um  De- 
finition der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  eingereicht  worden  ^  und  in  der  General-Kon- 
gregation vom  14.  Februar  1870  hatte  der  Bischof  von  Belley  die  Forderung  erhoben, 
dass  man  durch  schleunige  Annahme  dieser  Lehre  dem  Konzil  ein  Ende  machen 
sollte^.  Die  Kurie  schritt  nunmehr,  nachdem  sie  durch  die  neue  Geschäftsordnung 
den  oppositionellen  Regungen  der  Minorität  möglichst  enge  Schranken  gesetzt  hatte  ^, 
dazu,  die  Unfehlbarkeitsfrage  zur  Verhandlung  zu  bringen.  Durch  ein  Monitum  vom 
6.  März  wurde  den  Mitgliedern  des  Konzils  ein  caput  addendum  decreto  de  Romani  pon- 
lificis  j)rimatu  ^  vorgelegt,  und  dies  durch  die  darauf  gerichtete  Bitte  vieler  Väter  moti- 
virt  ^.  Während  der  Zeit ,  welche  man  den  letzteren  zur  Einreichung  ihrer  Bemer- 
kungen und  der  Kommission  zur  Zusammenstellung  und  Bearbeitung  derselben  lassen 
musste,  wurde  in  den  General-Kongregationen  die  Berathung  über  das  erste  dogma- 
tische Schema  erledigt^  und  in  der  dritten  feierlichen  Sitzung  das  Resultat  dieser 


patum ,  in  rei  christianae  bonum  et  utilitatem 
ordinatiim  et  ab  ea  Omnibus  iuribus  titulis  tot 
saeoulorum  decursu  possessum,  quo  vis  insidia- 
rum  et  violentiarum  genere  labefactare  ac  con- 
vellere  adnitantur :  sacro  approbaute  concilio  in- 
novantes  buius  apostolicae  sedis  ac  praecedeutium 
concilioTum  iudicia  ac  decreta,  damnanuis  atque 
proscribimus  tum  eorum  haereticam  doctrinam, 
qui  afflrmant ,  repugnare  iuri  divino.,  ut  cum 
spirituali  potestate  in  llomanis  pontificibus  prin- 
cipatus  civilis  couiungatur,  tum  perversam  eorum 
sententiam,  qui  contendunt  ecclesiae  non  esse  de 
huius  principatus  civilis  ad  generale  christianae 
reipublicae  bonum  relatione  quidpiam  cum  auc- 
toritate  constituere  adeoque  licere  catholicis  ho- 
minibus,  ab  illius  decisionibus  hac  de  re  editis 
recedere  aliterque  sentire",  s.  dazu  auch  die  an- 
gehängten Adnotationen  I.e.  p.  151,  ferner  o.Th. 
I.  S.  215.  n.  4. 

1  Diese  enthalten  die  kurialistische  Lehre  von 
der  Oberhoheit  der  Kirche  über  den  Staat.  Vgl. 
c.  18,  1.  c.  p.  95 :  „Quapropter  nemo  dicere  prae- 
sumat  ....  ad  optimam  societatis  publicae  ratio- 
nem  necessariam  esse  civilis  reipublicae  ab  eccle- 
siae separationem,  ita  ut  imperio  negetur  ius  et 
officium  coercendisancitis  poenis  violatores  catho- 
licae  religiouis,  nisi  quatenus  pax  publica  postu- 
let";  c.  14,  1.  c.  p.  98:  „De  ipsa  autem  agendi 
norma  iudicium,  quatenus  de  morum  honestate, 
de  licito  etillicito  statuendum  est,  pro  civili  etiam 
societate  publicisque  negotiis  ad  supremum  ec- 
clesiae magisterium  pertinet  ....  neque  licere 
sibi  existiment  (imperantes)  sive  in  privatis  sive 
in  publicis  negotiis  ob  politicas  rationes  dei  et  s. 
matris  ecclesiae  leges  et  iura  violare.'^'  Das  c.  15, 
p.  98  richtet  sich  gegen  die  modernen  Staatsgesetz- 


gebungen über  das  Schulwesen,  die  Erziehung 
und  Bildung  der  Kleriker,  die  geistlichen  Orden, 
sowie  über  den  Erwerb,  die  Verwaltung  und  die 
Einziehung  des  Kirchengutes. 

2  Fromraann  S.  53.  79.  95.  Vgl.  auch  die 
Zusammenstellung  bei  Friedberg  S.  27  ff. 
Das  Schema  de  ecclesia  war  noch  nicht  zur  Be- 
rathung gekommen  ,  andererseits  waren  aber  am 
22.  Februar  1870  schon  mehrere  neue  Schemata : 
de  oneribus  missarum,  de  titulis  ordinationum  und 
circa  ordines  reguläres,  Friedrich  2,  355  ff. 
vertheilt  worden,  Frommann  S.  98.  99. 

3  S.  0.  S.  461.  n.  2. 

4  Quirinus  S.  213. 

5  S.  0.  S.  458. 

6  Nämlich  zu  c.  11  des  Schemas  de  ecclesia, 
dessen  Hauptstelle  lautet,  Friedrich  2,  178: 
„Hinc  s,  approbaute  concilio  docemus  et  tanquam 
fldei  dogma  deflnimus,  per  divinam  assistentiam 
fieri,  ut  Romanus  pontifex . . .  cum  supremi  omnium 
christanorum  doctoris  munere  fungens  pro  aucto- 
ritate  deflnit ,  quid  in  rebus  fldei  et  morum  ab 
universa  ecclesia  tenendum  sit,  errare  non  posse 
et  hanc  Rom.  pontiflcis  inerrantiae  seu  infalli- 
bilitatis  praerogativam  ad  idem  obiectum  porrigi, 
ad  quod  infallibilitas  ecclesiae  extenditur." 

■^  Das  Monitum  bei  Friedrich  2,  177  fordert 
zugleich  auf,  die  Bemerkungen  nicht  nur  zu 
diesem  Zusatzkapitel,  sondern  auch  zu  c.  11  und 
den  daraus  abstrahirten  canones  14 — 16,  des 
Schemas  de  ecclesia,  1.  c.  p.  103  bis  zum  17. 
März  1870  einzureichen.  —  Die  citirten  Akten- 
stücke auch  bei  Friedberg  S.  569  ff. 

8  In  der  30.  bis  46.  Gen.-Kongr.  v.  18.  März 
bis  19.  April  1870,  Friedberg  S.  39  ff.; 
Frommann  S.  139  ff. 
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Arbeiten,  die  constitutio  dogmatica  de  fide  catholica^  vom  Papst  am  24.  April  1870 
promulgirt'^.  Die  nunmehr  folgenden  Kongregationen  beschäftigten  sich  bis  zum 
30.  Mai  IS 70  mit  der  Diskutirung  des  Schemas  über  den  kleinen  Katechismus^. 

Schon  vor  Abschluss  dieser  Verhandlungen  hatte  die  Kurie,  bei  welcher  sich  die 
Befürchtung  geltend  machte,  dass  bei  der  Durchberathung  des  umfassenden  Schemas 
de  ecclesia  eine  Erledigung  des  Kapitels  über  den  Primat  und  des  Zusatzartikels  über 
die  päpstliche  Unfehlbarkeit  bis  zum  Eintritt  der  ungesunden,  heissen  Jahreszeit  ver- 
zögert werden^  und  bei  einer  dann  nicht  zu  umgehenden  Vertagung  des  Konzils  eine 
thatsächliche  Auflösung  desselben  eintreten  könnte,  ihre  Taktik  behufs  sicherer 
Durchführung  ihres  Planes  geändert.  In  der  47.  General-Kongregation  vom  29.  April 
1870  unterbrach  der  Präsident  die  Debatten,  um  den  Vätern  anzuzeigen,  dass  der 
Papst  mit  Rücksicht  auf  den  lebhaften  Wunsch  der  Majorität,  nach  Abschluss  der 
Berathungen  über  den  Katechismus,  ein  neues  Schema  über  den  Primat  des  Papstes 
und  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  zur  Diskussion  stellen  lassen  werde  5,  und  ein  sol- 
ches wurde  dann  unter  der  Bezeichnung:  constitutio  dogmatica  prima  de  ecclesia  Christi 
schon  am  10.  Mai  1 8 7 0 ^' den  Vätern  zugestellt.  Es  handelte  in  4  Kapiteln:  1)  de 
apostolici primatus  in  b.  Petro  institutione  ^  2)  de  perpetuitate  primatus  h.  Petri  in  Roman, 
pontißcibus,  3)  de  vi  et  ratione  primatus  Rom.  pontißcis  und  4)  de  Romani  pontißcis  infalli- 
bilitate  "' . 

Die  Opposition  hatte  dieses  energische  und  rücksichtslose  Vorgehen  der  Kurie 
wesentlich  selbst  durch  ihr  schwächliches,  temporisirendes  Verhalten  verschuldet. 
Als  sie  sich  im  Januar  aus  Anlass  der  von  den  Infallibilisten  eingereichten  Unfehl- 
barkeitsadresse zusammen  gefunden^,  war  es  lediglich  die  Basis  der  Inopportunität 
einer  Definirung  des  Dogmas,  auf  welcher  sie  sich  zur  Bekämpfung  desselben  ver- 
einigt hatte  •'.    Obwohl  sich  seit  der  erwähnten  Zeit  auch  die  Tagespresse  und  die 

1  Friedberg  S.  731.  tung  des  c.  11  des  früheren  Schemas  de  ecclesia 

2  Frommann  S.  149.  einschliesslicli  des  Zusatzartikels. 

„_,.,,  c^    f  r     ^  r,    jnn  '^  Gleichzeitig  wurde,  ein  auf  Grund  der  früher 

3  Fried  her  gS.  44;  Frommanns.  160.         eingereichten   Bemerkungen  (Anm.    4)    zusam- 
*  Zu  beiden  Kapiteln  waren  sehr  zahlreiche       mengestellter   Bericht    der    dogmatischen   Kom- 

Erörterungen  von  den  Vätern  eingereicht,  zu  dem  mission,  bei  Friedrich  2,  294  ff.,  mitgethellt, 

Zusatzartikel  allein  139  Eingaben  eingegangen.  welcher  sich  selbstverständlich  für  die  Votirung 

Die  Zusammenstellung  dieser  Bemerkungen,  sy-  der  Vorlagen  aussprach.  Charakteristisch  ist^darin 

nopsis  analytica  observationum ,   welche  am  30.  folgende  Stelle ,  1.  c.  p.  310 :    „Ad  dogmaticam 

April  1870  den  Vätern    zugestellt  wurde,   um-  infallibilitatis  pontificiae  deflnitionem   necessa- 

fasste  104  Quartseiten  betrelTend  den  Primat  und  rium  et  sufflciens   est ,    ut  patribus   ex  propiiis 

242   betreffend    die    Unfehlbarkeit    des    Papstes  divinae  revelationis  fontibus,  seil,  ex  scriptura  et 

(abgedruckt  bei  Friedrich  doc.  2,  179 — 211  u.  traditione,    constet,   esse  illam  divinitus  revela- 

p.  212 — 289).    Grösstentheils  waren  die  Obser-  tam  proindeque  patrum  officium  est  et  munus, 

vationen  von  der  Oppositionspartei  ausgegangen,  hanc  divlni  depositi  veritatem  pro  suo  charactere 

Fro  mm  an  n  S.  130,  und  die  Kurie  konnte  schon  cum  auctoritate  declarare  et  proponere  ;  singulas 

danacli  auf  umfassende  Debatten  rechnen.  Ueber-  autem  aimnde  petitas  difflcultates  quae  illi  op- 

dies  hätte  geschäftsordnungsmässig  zunächst  über  ponuntur,  dissolvere,  non  tam  patrum  concilii  ius 

die   vorangehenden  10  Kapitel  berathen  werden  est,  quam  scholae  theologorum,  qui  quod  ad  hanc 

müssen,  was  auch  eine  unter  Leitung  des  Kardi-  quoque  causam  spectat,  suo  munere  diu  functi 

nals  Rauscher  an  die  Präsidenten  gerichtete  Vor-  sunt." 

Stellung  der  Minorität  v.  10.  April,  Friedrich  ^  Zu  ihr   gehörten   namentlich  die  Kardinäle 

doc.  2,  385,  verlangt  hatte.  Rauscher,  Erzbischof  von  Wien,  und  Schwarzen- 

(-T-i  ci-4'OT-i-ii.  ci/,R         berg,  Erzbischof  von  Prag,   Bischof  Hefele  von 

5  Frommann  S.  lo8:    Friedberg  S.  45.       t>  ^^     v  u         u      u    l-    v,  ^  t-  i 

T-w-    T>  j.-i.       j      nr  1-  V   -x        j  -1-      T-i     i    j  Rottenburg,   Haynald,    Erzbiscnoi  von  Ivolocsa, 

Die  Petition  der  Mehrheit  und  ihre  Dankadresse       o*  t»-    v  *^„   c- ^ u    v    i,  i^ 

^    ^    f.jr.  Strossmayer,   Bischof  von  öirmium ,   Erzbischof 

'  '  *         *  Darboy  von  Paris  ,  die  Bischöfe  Dupanloup  von 

6  Bei  Friedrich  2,  290;    Friedberg  S.        Orleans,  Ginoulhiac  von  Greuoble,  Place  von  Mar- 
573;   s.  auch  daselbst  S.  45  und  Frommann       seille  und  Erzbischof  Kenrick  von  S.  Louis. 

S.  164.   Dasselbe  war  eine  völlig  neue  Umarbei-  9  g.  q.  S.  461.  n.  2. 
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wissenschaftliche  Erörterung  in  ausgedehntem  Umfange  einer  Prüfung  des  Dogmas 
auf  seine  Begründetheit  hin  unterzogen  hatte  ^,  ja  selbst  einzelne  der  Minderheit  ange- 
hörigen  Bischöfe  sich  an  dieser  literarischen  Bewegung  betheiligten  2,  so  beschränkte 
sich  doch  die  Minorität  noch  Anfang  März  darauf,  die  Kurie  durch  die  Forderung 
der  moralischen  Einstimmigkeit  für  dogmatische  Beschlüsse^  von  ihrem  Vorhaben 
abzubringen.  Gerade  dies  unentschiedene  Verhalten  der  Opposition  hatte  aber  die 
Kurie  und  die  infallibilistisch  gesinnte  Majorität  zu  immer  weiterem  Vorgehen  er- 
muthigt.  Nachdem  die  erstere  vollends  die  Ueberzeugung  gewonnen  hatte,  dass  die 
Regierungen  der  verschiedenen  Staaten  in  ihrer  bisherigen  negativen  Haltung  ver- 
harren würden  4,  glaubte  sie  den  entscheidenden  Schritt  mit  Erfolg  unternehmen  zu 
können  in  der  festen  Zuversicht,  dass  die  Opposition  aus  Furcht  vor  einem  Schisma, 
durch  welche  schon  bisher  ihr  Widerstand  gelähmt  worden  war,  in  sich  zerfallen  würde. 
Hätte  dagegen  die  Minorität  im  Januar  eine  feste  und  energische  Haltung  eingenommen 
und  eine  direkte  und  unumwundene  Erklärung  gegen  die  Annahme  des  Unfehlbar- 
keitsdogmas,  verbunden  mit  der  Drohung,  das  Konzil  zu  verlassen,  abgegeben,  so 
wäre  dadurch  wahrscheinlicher  Weise  ein  Erfolg  zu  erzielen  gewesen,  weil  die  Kurie 
dann  ihrerseits  in  die  Lage  versetzt  worden  wäre,  erwägen  zu  müssen,  ob  sie  die  Ge- 
fahr eines  theilweisen  Schisma,  welches  beinahe  ganz  Deutschland  und  mindestens 
einzelne  Theile  von  Frankreich  und  Nordamerika  ergreifen  konnte ,  auf  sich  nehmen 
wollte.  Im  April,  als  der  Zusatzartikel  über  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  bereits  vor- 
gelegt worden  war^,  wurde  zwar  der  Versuch  gemacht,  der  Opposition  eine  gewisse 
Organisation  zu  geben,  und  von  ihr  beschlossen,  die  Unfehlbarkeit  nach  allen  Rich- 
tungen hin  zu  bekämpfen 6.    Nunmehr  war  es  aber  zu  spät,  und  überdies  wollte  sie 


1  Vgl.  darüTjer  Friedherg  S.  33  ff. ;  From-  digung  ül)er  eine  gemeinsame  Haltung  der  enro- 
mann  S.  65  ff.  Zu  erwähnen  sind  vor  Allem  päischen  Regierungen  gegenüber  dem  Konzil 
die  4  vom  Oratorianer  Pere  Gratry  zu  Paris  ver-  gescheitert  war,  Fried  berg  S.  21  ff. ;  From- 
öffentlicliten  Briefe,  und  der  Aufsatz  D  ö  11  i n -  mann  S.  26,  versuchten  einzelne  derselben 
gers  V,  19.  Januar  1870,  Friedberg  S.  495,  später,  so  namentlich.  Frankreich  und  Oesterreich, 
welcher  zahlreiche  Zustimmungserklärungen,  na-  nach  Vorlegung  des  ersten  Schemas  de  ecclesia 
mentlich  auch  seitens  einer  Reihe  von  katholi-  die  Kurie  durch  Warnungen  von  der  Dogmatisi- 
Bchen  theologischen  Fakultäten  in  Deutschland  rung  der  Unfehlbarkeit  abzubringen ,  aber  zu 
hervorrief,  Friedberg  S.  42.  Irgend  welchen  energischen  Schritten  verstanden 

2  Hierher  gehören  die  seit  dem  März  entstan-  sie  sich  gegenüber  den  Beruhigungen  Antonel- 
denen  Schriften  von  (Rauscher)  observationes  li's  und  unter  dem  Einflüsse  der  schwächlichen 
quaedam  de  infallibilitatis  ecclesiae  subiecto.  Politik  Frankreichs  nicht,  Fromm  an  n  S.  90; 
Neapoli    1870  (deutsch  Wien) ;    vonHefele:  Friedberg  S.  42  ff. 

Causa  Honorii  papae.  Neapoli  1870  ,  und  Encore  5  S.  0.  S.  463. 

un  mot  sur  le  papeHonorius.  Paris  1870  (deutsch  ^  per  von  He  feie  entworfene  Plan  schlug 
Tübingen);  von  Kenri  ck ,  De  pontificia  infal-  folgende  Taktik  für  das  Verhalten  der  Oppo- 
libilitate,  qualis  in  concilio  Vaticano  proponitur,  sitionsbischöfe  vor:  1.  Verharren  der  Bischöfe 
dissert.  theolog.  Neapoli  1870 ;  dann  die  auf  Ver-  in  Rom  und  Rückkehr  der  bereits  abgereisten, 
anlassung  des  Kardinals  Schwarz enberg  von  2.  Verhinderung  jedes  Mehrheitsbeschlusses  in 
dem  Cistertienser  Franz  Sales  Mayer  ver-  Glaubenssachen,  3.  Abreise  der  Minorität  bei 
fasste  anonyme  Schrift:  De  summi  pontiflcis  in-  einer  etwa  in  der  Unfehlbarkeitsfrage  ver- 
fallibilitate  personali.  Neapoli  1870  und  eine  suchten  Ueberrumpelung  des  Konzils ;  4.  Dis- 
weitere deutschen  Ursprungs ,  vom  Bischof  von  kussion  der  Frage  von  allen  verschiedenen 
Kettelervon  Mainz  in  Rom  vertheilt:  quae-  Standpunkten  der  Mitglieder  der  Opposition, 
stio,  num  regimen  ecclesiae  sit  monarchicum  ab-  bei  voreiligem  Abbrucli  der  Debatte  Protest, 
solutum,  abgedruckt  bei  Friedrich  doc.  2,  1  ff.  aber  Betheiligung  an  der  Abstimmung,  5.  Fest- 
Vgl.  über  diese  Schriften  F  rom mann  S.  123.  halten   der    entschiedenen    Nicht-Opportunisten 

^  In  ihrem  Protest  gegen  die  neue  Geschäfts-  an   ihrem   non  placet'^     6.    bei    einem    Opposi- 

ordnung.    S.  0.  S.  459.  n.  9.  tionsvotum  von    50  Stimmen    Bestreitung    der 

*  Nachdem  die  schon  im  April  1869  von  dem  Oekumenicität  des  Beschlusses  und  Vorstellun- 

bairischen  Ministerpräsidenten  Fürsten  Ho-  gen  darüber  bei  dem  Papst  und  bei  den  Regie- 

henlohe  versuchte  Anbahnung  einer  Verstau-  rungen,   7.  Protest  gegen  die  Gültigkeit  des  zu 

Hinschlug,  Kirchonreclit.   III.  30 
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sich  auch  jetzt  noch  nicht  zu  dem  Schritt  verstehen,  das  Konzil  in  grösserer  Zahl  zu 
verlassen,  sobald  die  gedachte  Frage  zur  Debatte  gestellt  werden  würde. 

Die  Berathungen  über  das  am  10.  Mai  1870  vertheilte  Schema  de  ecclesia  be- 
gannen am  13.  desselben  Monats  (in  der  50.  General-Kongregation)  und  wurden  erst 
am  1().  Juli  (in  der  86.  General-Kongregation)  zum  Abschluss  gebracht'.  Die  Gene- 
raldebatte nahm  die  Zeit  bis  zum  3.  Juni  in  Anspruch.  An  diesem  Tage  wurde  der 
Schluss  derselben  auf  einen  von  250  Mitgliedern  eingebrachten  Antrag  mit  einer 
Mehrheit  von  1 9  Zwanzigstel  der  Stimmen  angenommen  '^,  um  eine  weitere  Verzöge- 
rung der  Entscheidung  durch  die  Minorität ,  von  welcher  noch  mehrere  Redner  zum 
Worte  angemeldet  waren,  unmöglich  zu  machen.  Die  schriftliche  Verwahrung, 
welche  dieselbe  den  Präsidenten  einreichte  ^,  hatte  natürlich  nicht  den  geringsten 
Erfolg.  Am  6.  Juni  trat  das  Konzil  in  die  Spezialdebatte  über  die  einzelnen  Theile 
des  Schemas  ein'*,  und  schon  am  15.  dieses  Monats  begann  die  Debatte  über  das 
4.  Kapitel  betreffend  die  päpstliche  Unfehlbarkeit,  welche  am  4.  Juli,  da  ein  durch 
die  unerträgliche  Hitze  in  Rom  motivirtes  Vertagungsgesuch  ^  vom  Papste  abge- 
schlagen war^^  und  die  Oppositionsbischöfe  in  ihrem  Widerstände  erlahmten,  mit  all- 
seitigem Einverständniss  geschlossen  wurde'.  Bei  der  Abstimmung  über  die  auf 
Grund  der  Debatten  umgearbeitete  Fassung  des  3.  Kapitels  am  5.  Juli  1870  wurde 
der  schon  erwähnte  Ueberrumpelungsversuch  von  der  Minorität  zurückgewiesen  ^. 
Nachdem  dann  am  11.  Juli  der  Bericht  über  das  von  der  Kommission  umgearbeitete 

4.  Kapitel  erstattet  worden^  und  die  beiden  Hauptkapitel  (c.  3  und  4)  nochmals  an 
dieselbe  zur  Umarbeitung  zurückgegangen  waren,  erfolgte  die  Entscheidung  in  der 
85.  General-Kongregation  am  13.  Juli. 

Zunächst  wurden  die  gedachten  beiden  Kapitel  in  der  nunmehr  vorliegenden 
Fassung  mittelst  Abstimmung  durch  Aufstehen  und  Sitzenbleiben  angenommen.  Dann 
schritt  man  zur  Abstimmung  über  die  ganze  constitutio  dngmatica  de  ecclesia  Christi.  Von 
den  692  in  Rom  damals  noch  anwesenden  Prälaten  hatten  sich  nur  601  eingefunden. 
451  stimmten  xmi  placet^  88  mit  non placei  und  62  mit  placei  iuxta  modum^^.  Im  Gan- 
zen standen  etwa  100  Opponenten  ^^  einer  fünfmal  grösseren  Zahl  von  Infallibilisten 
entgegen.  Die  ersteren  machten  nochmals  einen  Versuch  die  drohende  Gefahr  durch 
Absendung  einer  Deputation  von  fünf  Bischöfen  an  den  Papst  abzuwenden ,  aber 
gleichfalls  vergeblich  12.     Die  bei  der  Abstimmung  am   13.  Juli  eingereichten  und 

erlassenden  Beschlusses  und  frei-willige  Ahreise  '^  Frledherg   S.  50.  51;     Frommann    S. 

ohne  päpstlichen  Urlaub,  Friedrich,  Tagebuch       195. 

5.  310;   Frommann  S.  150  ff.    Dieses  Memo-  8  s.  0.  S.  460.  n.  3. 

randum  hat  in  der  That  die  Norm  für  das  spätere  9  S.  darüber  F rommann  S.  199. 

Verhalten  eines  Theils  der  Minoritätsbischöfe  ab-  ^0  Friedberg  S.  51 ;  Frommann  S.  202  ; 

gegeben.  FesslerS.  89.    Zu  den  unbedingt  Verneinen- 

1  Friedberg  S.  45  ff.;  Frommann  S.  den  gehörten  3  Kardinäle  (Rauscher,  Schwarzen- 
165  ff.  berg  und  Matthieu  von    Besannen),    die  ^ange- 

2  Bis  dahin  hatten  64  (oder  65)  Mitglieder,  etwa  sehensten  Bischöfe  Deutschlands,  Oesterreich- 
27  gegen  und  37  für  die  Vorlage  gesprochen,  an-  Ungarns,  manche  aus  Nordamerika,  eine  Reihe 
gemeldet  waren  noch  einige  50,  Friedberg  S.  von  Orientalen,  dagegen  wenige  Italiener  und 
47;  Frommann  S.  172;  F essler  S.  85.  Engländer. 

'^  Unterzeichnet  von  81  Vätern  bei  Friedrich  11  Die  Weggebliebenen  waren  nicht  alle  Gegner 

doc.  2,  397  und  Friedberg  S.  143.    Vgl.  auch  der  Infallibilität ,  ebensowenig  alle  diejenigen, 

Frommann  S.  174.  welche  mit  iuxta  modum  stimmten,  Frommann 

4  Friedberg  S.  47;  Frommann  S.  184.  S.  201.  202;  Fessler  S.  89.  n.  *. 

5  Bei  Quirinus  S.  573  und  Friedberg  ^^  Bei  der  Audienz  that  der  Bischof  v.  Ketteier 
S.  144.  von  Mainz  einen  Fussfall  vor  dem  Papst,  Qui- 

6  Quirinus  S.  575;  Frommann  S.  191.  rinus  S.  624  ff.;  Frommann  S.  204. 


§.  172.]         Die  Rückkehr  zu  dem  mittelalterlichen  Recht.     (Das  Vatikan.  Konzil.] 


467 


einige  andere  nachher  der  Kommission  übergebenen  Vorschläge  wurden  demnächst 
in  der  General-Kongregation  vom  16.  Juli  1870  erledigt i. 

Am  Abend  desselben  Tages  vereinigten  sich  55  Prälaten,  meistens  deutsche,  zu 
einem  neuen  Proteste  2.  Sie  erklärten  darin,  an  ihrer  früheren  Abstimmung  festzuhalten, 
andererseits  aber  durch  kindliche  Ehrerbietung  gehindert  zu  sein,  bei  einer  die  Person 
des  Papstes  so  unmittelbar  berührenden  Angelegenheit  Angesichts  seiner  offen  in  der 
feierlichen  Sitzung  mit  Non  placet  zu  stimmen.  Gleichzeitig  kündigten  sie  ihre  Ab- 
reise an  und  motivirten  diese  mit  dem  Hinweis  auf  die  drohende  Kriegsgefahr  und 
die  Verhältnisse  in  ihren  Diöcesen ,  welche  ihre  Anwesenheit  erforderten.  Ausser 
ihnen  verliessen  noch  etwa  60  andere  Mitglieder  der  Opposition  das  KonziP. 

Am  18.  Juli  wurde  unter  dem  Vorsitze  des  Papstes  die  vierte  und  letzte  öffent- 
liche Sitzung  des  Konzils  abgehalten.  Von  den  noch  anwesenden  535  Mitgliedern 
stimmten  533  für,  nur  zwei^  g^g^n  die  Annahme  der  constiiuiio  dogmatica  Fastor  aeter- 
nus ,  und  der  Papst  verkündigte  dieselbe  sofort  unter  gleichzeitiger  Ertheilung  seiner 
Bestätigung  •''. 


i  Pro  mm  an  n  S.  203.  205  (s.  auch  S.  460. 
n.  4  a.  E.).  In  dieser  Sitzung  wurde  den  Bi- 
schöfen auch  eröffnet,  dass  ihnen  der  Papst  nach 
der  demnächst  zu  hältenden  öffentlichen  Sitzung 
bis  zum  11.  Novemher  1870  einen  allgemeinen 
Urlaub  ertheile,  ohne  dass  jedoch  deswegen  das 
Konzil  aufgelöst  oder  vertagt  werde, — wahrschein- 
licb  um  der  Minderheit  die  Abreise  zu  erleichtern, 
und  der  Kurie  die  Wiederholung  der  non  placet 
In  der  öffentlichen  Sitzung  zu  ersparen. 

2  Bei  Friedrich  doc.  2,263;  Friedberg 
S.  622. 

3  Frommann  S.  203. 

*  Die  Bischöfe  Fitz-Gerald  v.Littlerock  (Nord- 
amerika) u.  Riccio  V.  Cajazzo  [Sizilien),  Fried- 
berg S.  52. 

5  Mit  den  Worten :  „Decreta  et  canones  qui  in 
constitutione  modo  lecta  continentur,  placuerunt 
Omnibus  patribus,  duobus  exoeptis ;  Nosque  s. 
approbante  concilio,  illa  et  illos,  ita  ut  lecta  sunt, 
deflnimus  et  apostolica  auctoritate  conflrmamus." 
Die  sich  daran  anschliessende  päpstliche  An- 
sprache bei  Friedberg  S.  52. 

Die  wichtigsten  Sätze  der  constitutio  (u.  A. 
bei  Friedberg  S.  740)  lauten:  „Cap.  I.  de 
apostolici  primatus  in  b.  Petro  institutione.  Do- 
cemus  itaque  et  declaramus  iuxta  evangelii  testi- 
monia  primatum  iurisdictionis  in  universam  dei 
ecclesiam  immediate  et  directe  b.  Petro  apostolo 
promissum  atque  collatum  a  Christo  domino 
fuisse  ....  Huic  tam  manifestae  ss.  scripturarum 
doctrinae ,  ut  ab  ecclesia  catholica  semper  intel- 
lecta  est,  aperte  opponuntur  praväe  eorum  sen- 
tentiae,  qui  constitutam  a  Christo  domino  in  sua 
ecclesia  regiminis  formam  pervertentes  negant, 
solum  Petrum  prae  caeteris  apostolis  sive  seor- 
Bum  singulis  sive  omnibus  simul  rero  proprioque 
iurisdictionis  primatu  fuisse  a  Christo  instructum, 
aut  qui  afürmant,  eundem  primatum  non  im- 
mediate directeque  ipsi  b.  Petro,  sed  ecclesiae  et 
per  hanc  illi  ut  ipsius  ecclesiae  ministro  dela- 
tum  fuisse.  Si  quis  igitur  dixerit,  b.  Petrum 
apostolum  non  esse  a  Christo  domino  constitu- 
tum apostolorum  omnium  principem  et  totius 
ecclesiae  militantis  visibile   caput  vel   eundem 


honoris  tantum  ,  non  autem  verae  propriaeque 
iurisdictionis  primatum  ab  eodem  domino  nostro 
Jesu  Christo  directe  et  immediate  accepisse,  ana- 
thema  sit." 

„Cap.  II.  de  perpetuitate  primatus  Petri  in 
Romanis  pontiücibus.  Quod  autem  in  b.  Apostolo 
Petro  princeps  pastorum  et  pastor  magnus  oviura 
dorn.  Christus  Jesus  in  perpetuam  salutem  ac 
perenne  bonum  ecclesiae  instituit,  id  eodem  auc- 
tore  in  ecclesia  .  .  .  iugiter  durare  necesse  est. 
Nulli  enim  dubium,  imo  saeculis  omnibus  notum 
est,  quod  .  .  .  Petrus  apostolorum  princeps  et 
Caput  üdeique  columna  et  ecclesiae  catholicae 
fundamentum  a  d.  n.  Jesu  Christo  ....  claves 
regni  accepit,  qui  ad  hoc  usque  tempus  et  semper 
in  suis  successoribus,  episcopis  s.  Roman,  sedis, 
ab  ipso  fundatae  eiusque  consecratae  sanguine, 
■vivit  et  praesidet  et  iudicium  exercet  (cf.  Ephe- 
sini  concilii  act.  III).  Unde  quicumque  in  hac 
cathedra  Petro  succedit,  is  secundum  Christi  ip- 
sius institutionem  primatum  Petri  in  universam 
ecclesiam  obtinet.  Si  quis  ergo  dixerit,  non  esse 
ex  ipsius  Christi  dom.  institutione  seu  iure  divi- 
no,  ut  b.  Petrus  in  primatu  super  universam  ec- 
clesiam habeat  perpetuos  successores  aut  Roma- 
num  pontilicem  non  esse  b.  Petri  in  eodem  pri- 
matu successorem,  anathema  sit." 

„Cap.  III.  De  vi  ac  ratione  primatus  Rom.  pon- 
tificis"  (ist  schon  Th.  II.  S.  704.  705  abgedruckt). 

;,Cap.  IV.  De  Romani  pontiflcis  infallibilitate 
....  Itaque  nos  traditioni  a  fidei  christianae  ex- 
ordio  perceptae  fldeliter  inhaereudo,  ad  dei  sal- 
vatoris  nostri  gloriam,  religionis  catholicae  exalta- 
tionem  et  christianorum  populorum  salutem,  s. 
approbante  concilio,  docemus  et  divinitus  r  e  v  e  - 
latum  dogma  esse  declaramus:  Rom  an  um 
pontificem,  cum  ex  cathedra  loquitur, 
i.  e.  cum  omnium  christianorum  pastoris  et  doc- 
toris  munere  fungens,  pro  suprema  sua  apostolica 
auctoritate  doctrinam  de  fide  vel  moribus 
ab  universa  ecclesia  tenendam  definit,  per  assis- 
tentiam  divinam,  ipsi  in  b.  Petro  promissam,  ea 
infallibilitate  pollere,  qua  divinus  re- . 
demptor  ecclesiam  suam  in  definienda  doctrina 
de  fide  vel  moribus  instructam  esse  voluit,  ideo- 

30* 
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Der  Zwock,  zu  welchem  die  Kurie  das  Konzil  berufen  hatte,  war  damit  erreicht. 
Formell  dauerten  die  Gcneral-Kcngregationen  zwar  noch  fort,  obwohl  die  Zahl  seiner 
Mitglieder  auf  kaum  200  zusammengeschrumpft  war^,  indessen  wurde  keiner  der 
übrigen  Berathungsgegenständc  mehr  erledigt,  und  am  20.  Oktober  1870  vertagte  der 
Papst  2  mit  Rücksicht  auf  die  politische  Lage,  namentlich  aber  auf  die  inzwischen  er- 
folgte Besetzung  des  Kirchenstaates  durch  die  Italiener ,  das  Konzil  bis  auf  eine  ge- 
legenere und  günstigere  Zeit.  Formell  dauert  dasselbe  also  noch  fort,  einberufen 
worden  ist  es  aber  nicht  wieder. 

Durch  die  constltutio :  Pastor  aetermis  des  vatikanischen  Konzils ,  welche  in  ihren 
beiden  letzten  Kapiteln  den  Universal-Episkopat '^  und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes 
dogmatisirt  hat,  ist  die  längst  begonnene  Entwicklung  der  katholischen  Kirche  zu 
einer  monarchischen  Verfassung  mit  dem  Papst  als  unbeschränkten  Herrn  über  alle 
Glieder  der  Kirche  und  über  alle  Gebiete  des  menschlichen  Lebens  (fides  et  mores) 
zum  definitiven  Abschluss  gelangt.  Das  vom  Papst  und  von  den  Jesuiten  beherrschte 
Konzil  hat  das  krasseste  Papalsystem  sanktionirt  und  damit  den  Gallikanismus  und 
das  Episkopalsystem ,  dessen  Hauptwaffe  gerade  die  allgemeine ,  unfehlbare  Synode 
gewesen  ist,  verworfen^.  Neben  einem  mit  der  ordentlichen  Jurisdiktion  über  den 
ganzen  Erdkreis  ausgestatteten  Universalbischof,  dessen  Kathedral-Entscheidungen 
in  allen  den  Glauben  und  das  weite  Gebiet  der  Sitten  betreffenden  Verhältnissen  aus 
sich  selbst ,  ohne  die  Zustimmung  der  durch  den  Episkopat  repräsentirten  Kirche, 
unfehlbar  sind,  hat  ein  allgemeines  Konzil  weder  besondere  Aufgaben  zu  erfüllen 
noch  eine  selbstständige  Stellung  zu  beanspruchen  ^.  Die  einst  zu  Konstanz  und  Basel 
proklamirte  Theorie  der  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  ist  in  den  dogma- 
tischen Festsetzungen  der  constitutio :  Pastor  aeternus  durch  die  Stellung,  welche  sie 
dem  Papste  in  der  Kirche  beilegen ,  beseitigt ,  eine  Konsequenz ,  welche  die  Konsti- 
tution selbst  mit  den  Worten  ausspricht:  „Qware  a  recto  veritatis  U-amite  aherrant,  qui 
afßrmant,  Heere  ah  iudicUs  Romanorum  pontißcum  ad  oecumenicum  coiicüium  tanquam  ad 
auctoritatem  Romano  pontißce  superiorem  appellare''''  ^.  Das  allgemeine  Konzil  hat  nur 
noch  die  Bedeutung  einer  dem  Papst  zur  Seite  stehenden  begutachtenden  Bischofs- 
versammlung, auf  deren  Rath  und  moralische  Autorität  er  sich  bei  seinen  Anordnungen 
und  Definitionen  stützen  mag,  deren  Beschlüsse  aber  allein  rechtliche  Bedeutung  erst 
dadurch  erhalten ,  dass  er  sich  dieselben  aneignet  oder  genehmigt ".    Die  Rückkehr 

que  eiusmodi  Romani  pontificis   defini-  dings  die  Opposition  der  Minorität  gar  nicht  mehr 

tionesexsesejnon  autem  ex  consensu  geführt  worden,  vielmehr  wollte  die  letztere  nur 

ecclesiae,  irr  cf  orm  abiles  esse.     Si  quis  an  dem  überlieferten  Verfassungsrechte  und  den 

autem  huic  nostrae  deflnitioni  contradicere,  quod  dadurch   thatsächlich    gesetzten    Schranken    der 

deus  avertat,  praesumpserit,  anathema  sit."  monarchischen  Stellung  des  Papstes  festhalten, 

1  Am  26.  Juli  1870  wurde  den  Vätern  noch  sie  trat  also  nur  der  Proklamirung  eines  schran- 
ein  Schema  swper  apostolicis  missionibus  zuge-  kenlosen  päpstlichen  Absolutismus  entgegen.  Mit 
stellt,  am  13.  August  die  Kommission  für  die  Recht  präcisirt  die  schon  o.  S.  465.  n.  2  citirte 
kirchlichen  Disciplinarsachen  durch  Neuwahlen  quaestio,  1.  c.  p.  1,  die  Differenz  dahin :  „num 
ergänzt,  am  19.  August  fand  eine  Vertheiluiig  der  Romano  pontiflci  concesssa  sit  .  .  tota  omnino 
schon  im  .Januar  debattirten  Schemata  über  den  plenitudo  potestatis  an  concessa  sit potis- 
bischöflichen  Sitz  und  das  Leben  des  Klerus  sima  quidem  pars  potestatis  sed  non  tota,  ita  ut 
(s.  0.  S.  462)  statt  und  am  23.  August  begann  tota  plenitudo  ecclesiasticae  potestatis  constet  tum 
die  Diskussion  über  die  Schemata  de  sede  epi-  ex  potestate  Rom.  pontificis,  tanquam  elemento 
scopali,  de  synodis  et  vicariis  generalibus  und  de  potissimo  et  ex  potestate  episcoporum,  tanquam 
sede  episcopali  vacante,  Friedberg  S.  53.  elemento  longe  inferiore  et  priori  subordinato?" 

2  Das  Breve  bei  Friedberg  S.  623.  ^  Das  Nähere  s.  darüber  unten  §.  179. 

3  S.  darüber  Th.  II.  S.  706.  6  c.  3.,  s.  Th.  II.  S.  706. 

*  Vom  Standpunkt  dieser  Theorie  aus  ist  aller-  '^  Ob  die  beiden  Funktionen ,   welche  bisher 
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zum  Mittelalter  ist  vollendet,  ja  dasselbe  noch  überboten,  denn  der  Grundsatz  Pseudo- 
Isidors,  dass  die  Autorität  des  allgemeinen  Konzils  auf  dem  Papste  beruht  1,  welcher 
in  jenen  Zeiten  nur  zu  praktischer  Geltung  gelangt  war,  ist  nunmehr  in  der  katho- 
lischen Kirche  zum  Dogma  erhoben  worden.  — 

Nach  der  kurialen  Auffassung  waren  die  Dekrete  der  constitutio :  Pastor  aetemus 
mit  der  päpstlichen  Publikation  in  der  Sitzung  des  vatikanischen  Konzils  vom  18.  Juli 
1870  für  die  ganze  katholische  Kirche  in  Kraft  getreten 2.  Die  Bischöfe,  deren  Majo- 
rität zu  Rom  für  die  Annahme  der  Konstitution  gestimmt  hatte ,  beeilten  sich  nach 
der  Rückkehr  ihren  Untergebenen  in  besonderen  Hirtenbriefen  oder  in  ihren  Diöce- 
sanblättern  von  den  Beschlüssen  des  Konzils  Kunde  zu  geben  und  sie  über  die  Be- 
deutung derselben  zu  belehren 3.  Ja  selbst  diejenigen  Bischöfe,  welche  Rom  vor 
der  letzten  Sitzung  des  Konzils  nach  Erhebung  des  erwähnten  Protestes  verlassen 
hatten  4,  unter  ihnen  auch  die  eifrigsten  und  tüchtigsten  Bekämpfer  des  Dogmas  von 
der  päpstlichen  Unfehlbarkeit ,  haben  sich  einer  nach  dem  andern  unterworfen  5,  und 
bereits  mit  dem  Jahre  1871  waren  die  Vatikanischen  Dekrete  in  der  gesammten  katho- 
lischen Kirche  durch  den  Episkopat  recipirt. 

Nur  von  zwei  Seiten  erhob  sich  dagegen  Opposition.  Abgesehen  von  den  Ein- 
wirkungen der  Konzilsbeschlüsse  auf  das  Dogma  und  die  Lehre  der  katholischen 
Kirche  äusserten  dieselben  auch  eine  bedeutende  Tragweite  für  das  Verhältniss  der 
letzteren  zu  den  einzelnen  Staaten.  Direkt  verwarfen  sie  zwar  nur  die  Beschränkung 
des  Verkehrs  zwischen  dem  römischen  Stuhle  und  den  einzelnen  Bischöfen  durch 
staatliche  Massnahmen  sowie  das  für  die  päpstlichen  Erlasse  in  manchen  Staaten  gel- 
tende Placet,  aber  indirekt  sind  durch  die  Sanktionirung  des  Universal-Episkopates 
alle  Rechte,  welche  von  den  einzelnen  Staaten  zur  Herbeiführung  einer  den  staat- 
lichen Interessen  entsprechenden  Diöcesan- Verwaltung  und  Ausübung  der  kirch- 
lichen Amtsgewalt  seitens  der  kirchlichen  Behörden  ihrer  Länder  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,   wirkungslos  gemacht,   da  der  Papst,  welcher  den  Gesetzen  der 

dem  allgemeinen  Konzil  ausschliesslioli  beigelegt  äussere  Einheit  der  katholischen  Kirche  und  ihre 

wurden,   die  Aburtheiliing  des  Papstes  im  Fall  dadurch  bedingte  irdische  Macht  und  Herrlich- 

der  Häresie  und  die  Entscheidung  bei  schisma-  keit  kann  auch  die  klarsehendsten  Geister  ver- 

tischen  Wahlen  (s.  Th.  I.  S.  306.  307)  ihm  noch  blenden  und  in  Ihren  Augen  es  als  das  abscheu- 

nach  dem  Vatikanum  zustehen,  darüber  s.  unten  lichste  Verbrechen  erscheinen  lassen ,  auch  nur 

§.  179.  das  Geringste  zur  Verkümmerung  dieses  Macht- 

•  S.  0.  S.  352.  361.  einflusses  beizutragen". 

2  Das  hat  Antonelli  in  einer  Note  v.  11.  Au-  Von  den  österreichisch-ungarischen  Mitglie- 
gust  1870  an  den  Nuntius  zu  Brüssel,  Fried-  dern  der  Opposition  Rauscher  ,  Schwarzen- 
bergS.  625,  ausdrücklich  ausgesprochen.  berg,   Haynald,    Friedberg  S.  154.  775; 

3  Vgl.   Friedberg   S.   151.     In  Frankreich  Frommann  S.  222.  n.  4. 

wurde  die  Publikation  von  den  Bischöfen,   mit  Ein  Theil  der  deutschen  Oppositionsbischöfe 

Ausnahme  von  18,  noch  vor  dem  deutschen  Kriege  trat  Ende  August  1870  zu  Fulda  zusammen,  und 

vorgenommen.  Die  letzteren  veranlassten  sie  aber  vereinbarte  ohne  Rücksicht  auf  das  Versprechen, 

ebenfalls,    abgesehen   von   einem    einzigen,    in  welches  sich  die  Minderheit  vor  ihrer  Abreise  in 

späterer  Zeit,   a.  a.  0.  S.  63.  209.  779  ;  über  Ita-  Rom  gegeben  hatte,  ihr  ferneres  Verhalten  gegen- 

lien,  a.  a.  0.  S.  211,  vgl.  auch  Frommann  S.  über  dem  neuen  Dogma  von  gemeinsamer  Ver- 

215  if.  u.  die  Anm.  5.  ständigung  abhängig  zu  machen,  Frommanu 

*  S.  0.  S.  467.  S.  208,  eine  gemeinschaftliche  Ansprache  an  die 
5  Fromm  an n  a.  a.  0.  :  „Allein  wer  will  einem  Gläubigen  zu  Gunsten  der  vatikanischen  Be- 
katholischen Kirchenfürsten  aus  Handlungen,  die  Schlüsse,  Friedberg  S.  57.  155.  156.  639.  764. 
man  bei  gewöhnlichen  Sterblichen  als  Beweise  un-  Auch  diejenigen  Anti-Infallibilisten,  welche 
verantwortlicher  Charakterschwäche  verurtheilen  diese  Ansprache  nicht  unterzeichnet  haben,  a.  a. 
müsste,  einen  Vorwurf  machen,  da  sie  vielmehr  0.  S.  155,  erkannten  später  das  Vatikanum  an, 
von  ihm  als  rühmenswerthe  Selbstverleugnung  Frommann  S.  235;  Friedberg  S.  58,  zu- 
zur  Förderung  des  Einen  höchsten  Lebenszwecks,  letzt  der  Bischof  Hefele  von  Rottenburg,  a.  a.  0. 
des  Wohles  der  Kirche,  aufgefasst  werden.    Die  S.  711. 
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einzelnen  Staaten  nicht  unterworfen  ist,  überall  konkurrirend  mit  seiner  bischöflichen 
Jurisdiktion  eintreten ,  also  alle  staatlichen  Kirchenhoheitsrechte  illusorisch  machen 
kann'.  Einen  noch  weiter  greifenden  Einfluss  übt  das  Dogma  von  der  Unfehlbarkeit 
des  Papstes  auf  das  erwähnte  Verhältniss  aus.  Nicht  nur  ist  dem  letzteren  damit  ein 
Mittel  gegeben,  in  Zukunft  durch  unfehlbare  Kathedral-Entscheidungen  die  staatlichen 
Gesetze,  welche  mit  den  kurialen  Anschauungen  von  der  Stellung  des  Staates  gegenüber 
der  Kirche  in  Widerspruch  stehen ,  zu  bekämpfen  und  die  Katholiken  bei  Verlust 
ihrer  Seligkeit  zum  Widerstände  gegen  den  Staat  anzuhalten,  sondern  es  sind  auch, 
da  die  Definirung  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  zugleich  die  Unfehlbarkeit  für  alle 
früheren  Päpste  und  die  von  ihnen  ex  cathedra  erlassenen  Anordnungen  einschliesst, 
ohne  Weiteres  eine  Reihe  früherer  päpstlicher  Erlasse,  welche  die  Oberhoheit  der 
katholischen  Kirche  über  den  Staat  aussprechen  und  die  wichtigen  Grundlagen  des 
modernen  Staatsrechts  verdammen,  so  insbesondere  die  Konstitution  Pius'  IX. :  Qnanta 
cwra  vom  S.Dezember  1864,  mit  welcher  gleichzeitig  der  bekannte  syllabus  complectens 
praeciptios  nostrae  aetatis  error  es  publicirt  worden  ist  2,  zu  unfehlbaren  Anordnungen 
geworden,  deren  Lehren  die  Katholiken  nothwendig  anzunehmen  verpflichtet  sind-^ 
Diese  Konsequenzen,  aufweiche  schon  während  des  Konziles  und  nachher  von 
vielen  Seiten  aufmerksam  gemacht  worden  ist^,  konnten  den  einzelnen  Staatsregie- 
rungen unmöglich  entgehen.  In  Baiern  erliess  das  Ministerium  am  9.  August  1870 
eine  Warnung  an  die  Bischöfe,  die  Konzilsbeschlüsse  nicht  ohne  das  gesetzlich  vor- 
geschriebene Placet  zu  verkünden^,  und  auch  in  Würtemberg  und  Baden  er- 
klärten die  Regierungen  mit  Rücksicht  auf  das  dort  geltende  Recht  des  Placets  ß,  dass 
sie  den  Beschlüssen  des  Vatikanischen  Konzils  keinerlei  Rechtswirkung  oder  Geltung 
für  das  staatliche  Gebiet  zugestehen  könnten  ^,  ohne  dass  sich  freilich  die  Bischöfe 
dadurch  haben  abhalten  lassen,  die  Publikation  derselben  zu  bewirken 8.  Auch  in 
Preussen  nahm  man,  wiewohl  hier  die  Gesetzgebung  kein  Placet  kennt,  aus  Anlass 
einzelner  Konfliktsfälle  denselben  Standpunkt  ein^.  0  est  erreich  endlich  kündigte 
unter  Hinweis  darauf,  dass  die  katholische  Kirche  durch  die  Konzilsbeschlüsse  eine 
Wesensänderung  erfahren  habe  und  somit  der  Compaciscent  ein  anderer  geworden  sei, 
mittelst  einer  Note  vom  30.  Juli  1870  das  im  J.  1855  abgeschlossene  Konkordat i^. 

*  Vgl.  P.  Hlnschlus,  d.  Stellung  d.  dent-  "^  Die  badische  Erklärung  von  16.  September 

sehen  Staatsregierungen  gegenüb.  d.  Beschlüssen  1870  und  die  würtemb.  vom  20.  April  1871  bei 

des   Vatikan.  Konzils.     Berlin  1871.    S.  35  ff. ;  Friedb erg  S.  62. 

Frommann  S.  479.  8  s.  o.  S.  469. 

2  U.  A.  abgedruckt  1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,  ^  ^gl-  Friedberg   S.  57  ff.   160;    From- 

294.  mann  S.  232  ff. 

a'vgl.  Hinschiusa.  Ä.O.  S.  41  ff. ;  From-  ^°  Friedberg  S.  56.  626  ff.;    Frommaun 

mann  S.  480  ff.     S.  ferner  auch  die  Schriften  S-  ^"^0. 

von:  V.  Schulte,  Denkschrift  üb.  d.  Verhält-  I"  Frankreich   ist   seitens   der   Regierung 

niss  des  Staates  zu  den  Sätzen  der  päpstlichen  ^^otz  des  in  d.  organ.  Art.  3  vorbehaltenen  Pla- 

Constitution   vom    18.  Juli   1870.     Prag  1871  ;  «ets  für  die   Dekrete  allgemeiner  Synoden  die 

Berchthold,    die  Unvereinbarbeit  der  neuen  Publikation  nicht  gehindert  worden,  Fromm  an  n 

päpstlichen  Glaubensdekrete  m.  d.  bayer.  Staats-  S.  216.    In  Italien  erliess  die  Regierung  unter 

Verfassung.  München  1871 ;  Wassers  chleben,  d.  15.  August  1870  ein  Cirkular,  worin  sie  die 

d.  deutsch.  Staatsregierungen  u.  d.  kath.  Kirche  Bischöfe   aufforderte,    bei   der  Publikation    der 

d.  Gegenwart.    Berlin  1872.  Konzilsbeschlüsse  auf  die  Art.  ibo.  209.  4bl  des 

M  ^r  -i     3.  \t    ,       .         *       -^  1    T^    ,     1-,  Strafgesetzbuches  Rücksicht  zu  nehmen,  Fried- 

S    öJff            ^^'^^^eisungen   bei   Friedberg  ^^^|g^  33^  2IO ,  ohne  dass  sich  diese  freilich 

daran  kehrten.  Dagegen  wurde  in  der  S  chweiz 

Friedberg  S.  645.  seitens  einzelner  Kantone   der  Publikation    das 

6  Würtemb.  Ges.  v.  Jan.    1862.  Art.  1  und  Placet  verweigert,  und  auch  der  Bundesrath  er- 

B  ad.  v.  9.  Okt.  1860.  §.  15.  klärte  am  20.  August  1870,  dass  er  die  praktische 
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Verschärft  und  vermehrt  wurden  die  Konflikte  in  Deutschland  zwischen  einzel- 
nen Regierungen  und  den  Bischöfen  dadurch,  dass  vor  Allem  in  Baiern  wie  auch 
in  der  Rheinprovinz  und  in  Schlesien  seitens  einer  Reihe  angesehener  Gelehrten  und 
Laien,  welche  die  Rechtsverbindlichkeit  der  Beschlüsse  des  Vatikanischen  Konzils 
bestritten,  eine  lebhafte  Opposition  gegen  das  letztere  begonnen  und  in  Folge  dessen 
gegen  einzelne  Mitglieder  dieser  Partei  von  den  Bischöfen  eingeschritten  wurdet 
Schon  im  Frühjahr  1871  bildete  sich  in  München  ein  Aktionskomit6  und  dieses  ver- 
anlasste im  September  1871  die  Einberufung  eines  Katholikenkongresses  nach  der 
genannten  Stadt,  welcher  zahlreich  von  Theilnehmern  aus  Deutschland ,  sowie  auch 
aus  Oesterreich  und  der  Schweiz  besucht  war  2,  und  welcher  nach  seinem  dort  be- 
schlossenen Programm  3  an  dem  früheren  Glauben  und  der  alten  Verfassung  der 
katholischen  Kirche  unter  Verwerfung  der  neuen  Dogmen  festhalten  sowie  eine  Re- 
form der  Gebrechen  und  Missstände  der  katholischen  Kirche  unter  verfassungsmässig 
geregelter  Theilnahme  des  Volkes  an  den  kirchlichen  Angelegenheiten  erstreben 
zu  wollen  erklärte. 

Weder  der  fernere  Verlauf  dieser  s.  g.  altkatholischen  Bewegung  *  bis  zur 
Konstituirung  besonderer  Gemeinden  und  der  Wahl  eines  eigenen  altkatholischen 
Bischofs  noch  das  weitere  Verhalten  der  Staatsregierungen  und  die  Geschichte  der 
durch  das  Vatikanische  Konzil  veranlassten  Versuche  zu  einer  Neuregelung  der  Stel- 
lung der  katholischen  Kirche  in  einzelnen  Ländern  ist  an  diesem  Orte  weiter  zu  ver- 
folgen. 

Hier  kommt  es  nur  auf  Feststellung  der  Thatsache  an,  dass  in  der  katholischen 
Kirche  und  auch  in  Deutschland  abgesehen  von  einem  verhältnissmässig  kleinen  Theil 
der  Katholiken  die  Beschlüsse  des  Vatikanischen  Konzils  recipirt  worden  sind,  und  die 
Regierungen  denselben  auch  nur  insofern  Widerstand  geleistet  haben ,  als  aus  ihnen 
mit  dem  bestehenden  staatlichen  Recht  in  Widerspruch  tretende  praktische  Konse- 
quenzen gezogen  worden  sind.  Aber  gerade  seitens  der  Altkatholiken  ist  sowohl 
der  ökumenische  Charakter  des  Vatikanischen  Konzils,  wie  auch  die  Gültigkeit 
seiner  Beschlüsse  bestritten  worden^,  und  es  bedarf  daher  noch  eines  Eingehens  auf 
diesen  Punkt. 

Die  Illegitimität  des  Konzils  wird  zunächst  hergeleitet  aus  der  Art  seiner  Kon- 
stituirung, »k)  der  richtiger  aus  der  Art  seiner  Zusammensetzung,  sowie  aus  der  man- 
gelnden inneren  Freiheit,  welche  letztere  durch  den  einseitigen  Erlass  der  Geschäfts- 
ordnungen seitens  des  Papstes,  durch  die  Leitung  der  Geschäfte  seitens  der  Legaten 
und  durch  die  Beseitigung  des  Rechtes  der  Mitglieder  auf  freie  Antragstellung  und 
freie  Diskussion  ausgeschlossen  gewesen  sei.  Weiter  hat  man  altkatholischerseits  die 
Legitimität  des  Konzils  angefochten,  weil  auf  demselben  die  über  die  Konzilien 


Geltendmachung  der  Beschlüsse  nöthigenfalls  be- 
kämpfen würde,  Friedberg  S.  63.  208. 

1  Friedberg  S.  56  ff.;  Frommann  S. 
225  ff.  250  ff. ;  Tb.  Förster,  d.  Altkatholicis- 
mus.  Gotha  1879.  S.  75  ff.  88  ff. ;  C  b.  B  ü  b  1  e r  , 
d.  Altkatbolicismus.  Leiden  1880.  S.  17. 

2  Frommann  S.  225;  Förster  S.  95  ff. 

3  Abgedruckt  bei  Hins  ob  ius,  die  Stellung 
etc.  S.  82.  n.  *.  u.  B übler  S.  18. 

*  Ausser  Deutschland  ist  eine  umfassendere 
Opposition  gegen  das  Vatikanum  nur  in  der 
Schweiz  hervorgetreten,   welche   hier   ebenfalls 


zur  Begründung  einer  s.  g.  cbristkatboliscben 
Kirche  geführt  bat,  Gareis  u.  Zorn,  Staat  u. 
Kirche  in  der  Schweiz  1,  267.  333  und  2,  217; 
Förster,  Altkatbohcismus  S.  99  ff.  110  ff.  122 
ff.  ;  Bübler  S.  61  ff.  Wegen  der  übrigen  Län- 
der s.  B übler  S.  100. 

5  Das  Hauptwerk  ist  das  schon  o.  S.  327,  n.  7 
citirte  von  v.  Schulte,  d.  Stellung  d.  Concilien 
etc.  Prag  1871 ,  s.  daselbst  S.  243  ff.  Weitere  Lite- 
ratur ebendaselbst  und  bei  Friedberg  S.  53  ff. 
Es  genügt,  die  eingebenden  Ausführungen  des 
ersteren  zu  berücksichtigen. 
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gültendcu  Fuiiiliinicntulsätzo  uiclit  beachtet  worden  seien,  indem  man  als  solche  be- 
zeichnet, dass  jedes  Konzil  in  dogmatischer  Ilinsiclit  einen  festen  Anlialt  haben,  d.  h. 
den  Zweck  liaben  müsse,  eine  bestimmte,  in  Zweifel  gestellte  und  angegriffene  Glau- 
benslehre klar  zu  stellen,  dass  die  eingehendsten  Untersuchungen  über  die  zu  er- 
örternde Glaubenslehre  erforderlich  seien ,  und  dass  die  Aufgabe  des  Konzils  allein 
darin  bestellen  könne,  an  der  Hand  des  Wortlautes  der  Schrift,  der  Väter  und  der  Kon- 
zilien, sowie  der  Uebereinstimmung  der  Kirche  den  Glauben  im  Wege  des  Zeugnisses 
und  zwar  eines  einstimmig,  nicht  eines  durcli  Mehrheitsbeschluss  bekundeten,  fest- 
zustellen '.  Endlich  wird  ein  weiterer  Nichtigkeitsgrund  darin  gefunden,  dass  es  dem 
Konzile  an  äusserer  Freiheit  gefehlt  habe.  Nicht  nur  seien  die  Bischöfe  während  der 
in  Rom  höchst  ungesunden  heissen  Sommermonate  beim  Konzil  zurückgehalten  wor- 
den, sondern  der  Papst  habe  auch  bei  jeder  Gelegenheit  die  Gegner  der  Infallibilität 
herabgesetzt,  die  Anhänger  derselben  dagegen  belobt,  ferner  auf  die  Abstimmung  ein- 
zuwirken gesucht  2,  und  auf  diese  Weise  einen  unberechtigten  Einfluss  und  Zwang 
auf  das  Konzil  und  seine  Beschlüsse  ausgeübt. 

Es  erscheint  zweckmässig  die  Prüfung  der  Berechtigung  dieser  Einwendungen 
mit  der  Untersuchung  über  die  Frage  zu  verbinden,  welche  Normen  sich  aus  der  Ge- 
schichte für  die  neuere  Zeit  als  massgebende  Rechtsregeln  für  das  Institut  des  allge- 
meinen Konzils  entwickeln  lassen  (vgl.  darüber  §.  179),  weil  eine  sichere  Entscheidung 
nur  auf  dieser  principiellen  Basis  möglich  ist.  Allein  der  eine  davon  unabhängige  An- 
fechtungsgrund, dass  das  Konzil  der  äusseren  Freiheit  ermangelt  habe,  kann  schon 
hier  besprochen  werden.  Mag  es  auch  geradezu  unwürdig  erscheinen,  dass  man  den 
Prälaten  in  der  heissen  Jahreszeit  den  Urlaub  verweigert  hat,  und  mag  auch  die  Art 
und  Weise  wie  Pius  IX.  mit  seiner  persönlichen  Autorität  zu  Gunsten  der  Unfehlbar- 
keit eingetreten  ist,  gerechtfertigtem  Tadel  unterliegen,  so  steht  jedenfalls  soviel  fest, 
dass  schon  beim  Beginn  des  Konzils  eine  bedeutende  Majorität  der  Theilnehmer  ge- 
neigt war,  für  den  Universal-Episkopat  und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  einzu- 
treten, sowie  dass  sich  diese  Mehrheit  ebenso  gut  wie  die  Kurie  an  der  Majorisirung 
der  Minorität  betheiligt  hat^.  Wenn  daher  durch  die  erwähnten  Thatsachen  wirklich 
ein  Zwang  ausgeübt  worden  ist,  so  ist  höchstens  die  Minorität,  nicht  das  ganze  Konzil 
dieser  Einwirkung  unterlegen.  Ferner  aber  muss  die  Frage  aufgeworfen  werden ,  ob 
in  allen  jenen  Thatsachen  ein  Zwang  im  juristischen  Sinne,  d.  h.  ein  solcher,  welcher 
nach  rechtlichen  Grundsätzen  die  Ungültigkeit  von  Willenserklärungen  herbeiführt, 
gefunden  werden  kann.  Wirkliche  Bedrohungen  der  Bischöfe  mit  schweren  Uebeln 
sind  nicht  erfolgt  ^,  und  wenn  eine  Reihe  von  Rednern  ungehindert  gegen  die  Vorlage 
der  Kurie  hat  sprechen  können,  ferner  in  der  General-Kongregation  vom  13.  Juli  88, 
und  in  der  feierlichen  Sitzung  vom  18.  Juli  2  Konzilsväter  mit:  Non  placet  gestimmt 
haben ^,  so  ist  doch  dadurch  der  Beweiss  erbracht,  dass  es  den  Vätern  nicht  an  der 


1  Daher  werden  Insbesondere  auch  die  Deflnl-  2  g,  q.  S.  461. 

tionen  des  c.  3.  u.  4   der  const.  Pastor  aeternus  3  Jedenfalls  sind  auf  die  älteren ,    von    den 

für  nichtig  erklärt,  weil  sie  der  Schrift  und  Tra-  Altkatholiken  als    normal  betrachteten  griechi- 

ditiou  widersprechen,  das  Konzil  also  bei  der  An-  sehen  allgemeinen  Konzilien  seitens  der  Kaiser 

nähme  derselben  seine  Befugnisse   überschritten  nicht  geringere  Pressionen  als  die  hier  in  Frage 

habe,    v.  Schulte   a.  a.  0.  S.  282  ff.    und  v.  stehenden  ausgeübt  worden,  vgl.  S.  343  ;  From- 

Schulte,  d.  Unfehlbarkeitsdekret  v.    18.  Juli  mann  a.   a.   0.   S.   369;  Hase,  Handbuch  d. 

1870  auf  seine  kirchl.  Verbindlichkeit  geprüft.  protest.  Polemik,  3.  Aufl.  S.  32. 

Prag  1871.  4  S.  S.  466.^467. 
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Freiheit  bei  der  Abstimmung  gefeblt  hat\  und  dass  in  der  öffentlichen  Sitzung  ebenso 
gut  wie  die  beiden  Dissidenten  auch  die  übrigen  Väter  in  der  Lage  waren,  ein  vernei- 
nendes Votum  abzugeben.  Von  einem  rechtlich  relevanten  Zwange  kann  demnach  keine 
Rede  sein.  In  der  That  ist  das  Verhalten  der  Minorität,  welche  den  festen  Willen  der 
Kurie  bei  der  Verfolgung  ihrer  Pläne  erkannte,  wesentlich  durch  die  Furcht  vor  einem 
Schisma,  durch  das  Bestreben,  die  Einheit  der  Kirche  unter  allen  Umständen  im  Inter- 
esse der  Machtstellung  derselben  zu  wahren,  und  durch  persönliche  Pietätsrticksichten 
gegen  Pius  IX.  beeinflusst  worden,  auch  vielleicht  unbewusst  durch  das  Gefühl,  dass 
ein  Widerstand  gegen  den  sich  mit  Nothwendigkeit  vollziehenden  Abschluss  der  Ver- 
fassungsentwicklung der  katholischen  Kirche  nutzlos  sei ,  und  die  feierliche  Kon- 
statirung  desselben  höchstens  auf  Zeit  hinausgeschoben  werden  könne.  Waren  dies 
aber  die  Momente,  welche  in  erster  Linie  jeden  energischen  Schritt  der  Minorität  ge- 
lähmt haben,  so  kann  jenen  auf  Pression  berechneten  Massnahmen,  selbst  wenn  man 
von  dem  juristischen  Begriff  des  Zwanges  absieht,  keine  entscheidende  Bedeutung  für 
das  Endergebniss  des  Konzils  beigelegt  werden.  Die  Minorität  ist  durch  diese  nur  be- 
einflusst worden,  weil  sie  bei  der  Auffassung  ihrer  Stellung  gegenüber  dem  Papste 
von  vornherein  der  leisesten  Beeinflussung  zugänglich  war'-^. 


B.  Die  Synoden  zur  Vertretung  der  einzelnen  kirchlichen  Verbände. 

§.  173.     1.    Die  Provinzialsynoden'^. 

Das  Institut  der  Provinzial-  (Eparchial-  oder  Metropolitan-)  Synoden  kommt  in 
voller  Ausbildung  in  der  orientalischen  Kirche  schon  im  4.  Jahrhundert  vor^; 
seine  Anfänge  müssen  also  jedenfalls  bis  in  das  3.  Jahrhundert  hinaufreichen.  Dem- 
nächst hat  dasselbe  auch  sehr  bald,  Ende  des  4.  und  Anfang  des  5.  Jahrhunderts, 
Aufnahme  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Abendlandes,  in  Nord- Afrika,  in 
Gallien  und  Spanien  gefunden'*.  Die  Prozinzialsynode  ist  die  Vereinigung  der 
Bischöfe  einer  kirchlichen  Provinz  (Eparchie)  unter  dem  Vorsitze  des  Metropoliten 
derselben.  Sie  wurde  durch  den  letzteren  zusammengerufen^  und  sollte  nach  den  noch 
dem  4.  Jahrhundert  angehörigen  Vorschriften  zwei  Mal  des  Jahres,  im  Frühjahr  und 
Herbst  zusammentreten  ^\     Doch  ist  dies  schon  sehr  bald  nicht  mehr  regelmässig 

1  Auf  den  Protest  der  Koiizilspräsidenten  v.  Synoden,Inns"bruckl849;Bouix  du  concilepro- 
16.  Juli  1870,  dass  das  Konzil  volle  Freiheit  ge-       vincial.  JParis  1850. 

niesse  und  auf  den  Hirtenbrief  der  deutschen  Bi-  3  g.  (jie  folgende  Anm. 

schöfe  V.  August  1870,  Friedherg  S.  621.  639,  *  Das  ergeben  die  nachstehenden  Citate. 

welcher  dasselbe  ausspricht ,   lege  ich  natürlich  5  c.  20  Antioch.  v.  341  (c.  4.  15  Dist.  XVIII). 

keinen  Werth.  c.  35  Agath.  v.  506  (c.  13  Dist.  cit,);  in  Nord- 

2  Das  ist  sicherlich  nicht  zu  viel  behauptet  von  Afrika  durch  den  hier  dem  Metropolitan'  gleich- 
Männern,  vrelche,  obwohl  es  ihre  Pflicht  er-  stehenden  primas  oder  senex  provinciae ,  Th.  II. 
heischte ,  nach  ihrer  Ueberzeugung  ihr  Votum  S.  2.  n.  9.  Die  erste  Stelle  verbietet  ausdrück- 
abzugeben, sich  entfernten,  um,  wie  sie  selbst  er-  lieh  den  Komprovinzialbischöfen,  ohne  Vorwissen 
klärten,  nicht  dem  Papst  mit  Nein  in  das  Ange-  des  Erzbischofs  Konzilien  zu  halten. 

sieht  zu  stimmen,  und  die  kindliche  Ehrerbietung  6  c.  5  Nicaen.  v.  325  (c.  3  Dist.  XVIII)  ;  c.  20 

gegen  den  Papst  höher  stellten,  als  das  was  nach  Antioch.  cit.,  can.  38(36)  apostol.  In  der  näheren 

ihrer  eigenen  Ansicht  das  Wohl  der  Kirche  er-  Bestimmung  der  Zeit  weichen  aber  diese  Kanonen 

forderte.  von  einander  ab.  Für  zweimalige  Abhaltung  auch 

*  Bintcrim,    pragmatische    Geschichte    der  c.  19  Chalc.  v.  451  (c.  6  Dist.  cit.)  u.  Leo  I.  ep. 

deutsch.  National-,  Provinzial-  u.  vorzüglichsten  14.  c.7  in  c.2  Dist.  cit.  Den  c.  20Ant.  wieder- 

Diöcesansynoden,  Mainz  1875  ff.  7  Bde.;  J.Fess-  holt  c.  10  des  Kouz.  v.  Riez  v.  439  ;  s.  auch  c.  8 

ler,  über  d.  Provinzial- Concilien  u.  Diöcesan-  desselb. 
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geschelien ',  j;i  mun  liat  sich  sogar  mit  Rücksicht  auf  politische  Wirren  und  sonstige 
störende  Verliältnisse'^,  so  in  Gallien,  mit  der  Anordnung  einer  einmaligen  Ab- 
haltung begnügt'*,  ohne  dass  selbst  diese  Forderung  dort  und  in  Spanien"^  streng 
durclizuführen  gewesen  ist^.  Alle  Bischöfe  der  Provinz  waren,  dringende  Iliuderungs- 
gründe  ausgenommen,  zum  {Erscheinen  verpfliclitef'  und  konnten  sich  nur  beim  Ob- 
walten solcher  durcli  Abgesandte  vertreten  lassen  '^.  Die  Anwesenheit  anderer  Geist- 
licher, insbesondere  die  von  Priestern  und  Diakonen,  war  nicht  ausgeschlossen^,  viel- 
mehr brachten  die  Bischöfe  solche  als  Begleiter,  die  ersteren  behufs  ihrer  Berathung, 
vor  allem  in  theologischen  Dingen,  die  letzteren  zu  anderen  Dienstleistungen  mit  ^,  aber 
ein  entscheidendes  Stimmrecht  haben  dieselben  in  der  gedachten  Zeit  nicht  besessen  ^^, 
Was  den  Wirkungskreis  der  Provinzialsynoden  betrifft,  so  umfasste  derselbe  die 
Aufsicht  über  die  zu  der  Provinz  gehörigen  Bisthümer  und  die  Verwaltung  in  denselben, 
die  Straf-,  insbesondere  Disciplinargerichtsbarkeit  in  Betreff  der  Bischöfe  und  Geist- 
lichen ^\  sowie  die  Erledigung  wichtiger  Verwaltungsangelegenheiten  ^2^  Endlich  haben 


1  Dies  zeigt  dieElnschärfungln  c.  19  Chalc.  clt. 

-  So  wegen  der  Einfälle  der  Barbaren  das  Trul- 
lanum  v.  692.  c.  8  und  nacli  ihm  das  Nicänum 
Y.  787  c.  6  (c.  7  Dist.  cit.).  Schon  das  c.  8  des 
Koiiz.  zu  Riez  verlangt  die  zweimalige  Abhal- 
tung nur  „si  quies  temporum  erit". 

3  Einmalige  Abhaltung  schreiben  vor  c.  71 
Agath.  V.  506;  C.2  Aurel.  11.  v.  533;  c.  lAurel. 
III.  V.  538 ;  c.  37  Aurel.  IV.  v.  541 ;  c.  23  Aurel. 
V.  v.  549;  c.  7  Elus.  v.  551,  Hefele  3,  10; 
mindestens  eine  solche  c.  1  Turon.  II.  v.  567. 

4  c.  18  Tolet  III.  V.  589  („consulta  itineris 
longitudlne  et  paupertate  ecclesiarum  Hispaniae"), 
nach  welchem  vor  dem  Schluss  Ort  und  Zelt 
des  nächsten  Konzils  festgesetzt  werden  soll ; 
c.  3  Tolet.  lY.  V.  633 ;  c.  15  Tolet.  XI.  v.  675 
(unter  Androhung  der  Exkommunikation  gegen 
alle  Bischöfe ,  welche  ein  Jahr  lang  ohne  Synode 
verstreichen  lassen). 

5  Dies  zeigt  die  wiederholte  Einschärfung  (s. 
vor.  Anm.)  und  die  Androhung  der  einjährigen 
Suspension  vom  Messelesen  gegen  den  Metropoli- 
tan, welcher  zwei  Jahre  lang  keine  Synode  ein- 
beruft ,  in  c.  1  Aurel.  V  cit.  Nach  praef.  conc. 
Tolet.  XI.  V.  675  war  in  Spanien  18  Jahre  lang 
keine  Synode  zusammengetreten. 

6  c.  40  Laodic.  zw.  343  u.  381  (c.  5  Dist. 
XVIII);  c.  19  Chalc.  (c.  6.  §.  1  D.  cit.);  c.  8 
Trull.  V.  692 ;  c.  6  Nicaen.  v.  787  (c.  7  D.  cit.)  ; 
c.  10  Carth.  v.  401  (c.  10  D.  cit.);  c.  1  Epaon. 
V.  517;  c.  19  Aurel.  11.  zw: 442.  v.453  (c.  12  D. 
cit.);  c.  35  Agath.  v.  506  (c.  13  D.  cit.);  c.  1 
Aurel.  II.  V.  533;  c.  2  Aurel.  III.  v.  538;  c.  18 
Aurel.  V.  v.  549 ;  c.  21  stat.  eccles.  ant  (c.  9  D. 
cit.):  c.  6  Tarracon.  v.  516  ;  Emer.  a.  666.  c.  5. 
c.  15.  Tolet.  XI.  Y.  675.  Die  Verletzung  der  Ver- 
pflichtung ist  in  den  gallischen  Konzilien  mit 
Ausschluss  von  der  Gemeinschaft  der  Bischöfe 
(vgl.  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  K,  R.  1,375), 
in  der  spanischen  mit  Exkommunikation  be- 
droht. Auch  finden  sich  Verbote  des  eigenmäch- 
tigen Verlassens  der  Synode,  s.  c.  19  Arel.  cit.; 
c.  18  Aurel.  V.  cit. 

■^  Auch  unter  den  spanischen  Konzilien  finden 
sich  die  Unterschriften  von  Priestern  und  Diako- 
nen als  bischöflicher  Stellvertreter ,  s.  Saragossa 


V.  592  u.  Egara  v.  614,  Mansl  10,  472.  531. 
Die  Vertretung  durch  Diakonen  hat  aber  das 
Konzil  von  Merida  (666)  c.  5  verboten.  Die 
Vertreter  haben  ebenso  wie  auf  den  allgemeinen 
Konzilien  die  Stimme  des  Bischofs  geführt. 

8  c.  20  Antioch.  cit.;  in  den  Unterschriften  der 
in  der  vor.  Anmerkung  citirten  gallischen  Kon- 
zilien werden  neben  den  Bischöfen  vielfach  sie 
begleitende  Priester ,  Diakonen  und  Lektoren  er- 
wähnt. Vgl.  auch  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  4.  Die 
Provinzialsynode  von  Tarragona  v.  516  steht  mit 
der  Vorschrift  in  c.  13 :  „Epistolae  tales  a  metro- 
politano  sunt  dirigendae ,  ut  non  solum  a  cathe- 
dralibus  ecclesiis  presbyteros,  verum  etiam  de 
dioecesanis  ad  concilium  trahant  et  aliquos  de 
filiis  ecclesiae  saecularibus  secum  adducere  de- 
beant",  in  Betreff  der  Laien,  welche  offenbar  nur 
zur  Kenntnissnahme  der  getroffenen  Anordnun- 
gen mitgebracht  werden  sollten,  vereinzelt  da. 

9  Vgl.  hierzu  Rot  he,  Vorlesungen  üb.  Kir- 
chengeschichte ,  2.  Ausg.  Tübingen  1875.  1, 
384  ff.  Während  man  den  Priestern  eine  bera- 
thende  Stimme  mit  Fug  und  Recht  beilegen  kann, 
zeigt  der  Umstand,  dass  die  Diakonen  auf  den 
Synoden  stehen  mussten,  und  nicht  wie  die  Prie- 
ster sitzen  durften ,  dass  sie  nur  untergeordnete 
Geschäfte  zu  besorgen  hatten,  s.  auch  Anm.  7. 

10  Dies  ergiebt  schon  c.  20  Antioch.  cit. ,  wel- 
ches die  Priester  und  Diakonen  den  Personen 
gleichstellt,  welche  Klagen  und  Beschwerden  an- 
zubringen haben ;  ferner  ist  in  allen  Stellen  eine 
Pflicht  zum  Erscheinen  nur  für  die  Bischöfe  fest- 
gesetzt; s.  auch  ep.  syn.  conc.  Valent.  c.  379, 
Bruns  I.  2,  111 ;  c.  19  Arel.  II.  cit. ;  ep.  syn. 
conc.Venet.  (Vannes  v.  465);  vgl.  Rothe,  Vor- 
lesungen 1,  383;  Löning  a.  a.  0.  S.  374. 

11  Vgl.  darüber  unten  bei  den  betreffenden 
Lehren. 

12  So  z.  B.  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
über  die  Zugehörigkeit  von  Gemeinden  zu  den 
einzelnen  Diöcesen,  c.  17  Chalc.  v.  451  (c.  1  C. 
XVI  qu.  3);  Carth.  a.  418  c.  12  (cod.  eccles. 
Afric.  c.  120,  c.  1.  C.XVI.  qu.  6);  die  Einrich- 
tung neuer  Bisthümer  (in  Nordafrika),  Th.  II. 
S.  380,  die  Versetzung  von  Bischöfen,  s.  o. 
S.  305 ;  die  Ertheilung  der  Erlaubniss  zu  Reisen 
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sie  auch  freilich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  eine  gesetzgeberische  Thätigkeit 
durch  Erlass  von  Vorschriften  zur  Durchführung  der  geltenden  kirchlichen  Ordnungen, 
sowie  auch  durch  Aufstellung  neuer  kirchlicher  Normen  geübt.  In  der  morgenlän- 
dischen Kirche  tritt  diese  Seite  ihres  Wirkungskreises  nicht  hervor^.  Dies  er- 
klärt sich  daraus ,  dass  hier  zum  Theil  die  allgemeinen  Synoden  eine  wichtige  und 
massgebende  gesetzgeberische  Thätigkeit  geübt  haben.  Ausserdem  wurde  eine  solche 
auch  durch  die  Ausbildung  der  höheren  kirchlichen  Verbände  über  den  Metropolitan- 
sprengeln  und  das  wiederholte  Zusammentreten  grösserer  Synoden  bei  wichtigen 
Anlässen,  nicht  minder  durch  das  Eingreifen  der  Kaiser  in  die  kirchlichen  Ange- 
legenheiten ausgeschlossen. 

Hiermit  hängt  es  weiter  zusammen,  dass  im  Orient  weder  eine  Genehmigung  des 
Kaisers  für  ihre  Berufung  noch  für  ihre  Beschlüsse  erfordert  worden  ist  2. 

In  Nord-Afrika  haben  die  Provinzialsynoden  wegen  des  hier  ausgebildeten 
Institutes  der  Plenar-  und  Universal-Konzilien  ^  so  gut  wie  keine  eigentliche  gesetz- 
geberische Thätigkeit  entwickeln  können  *. 

Dagegen  ist  dies  in  Spanien,  namentlich  vor  der  Bekehrung  der  Westgothen 
zum  Katholicismus  in  höherem  Masse  der  Fall  gewesen  ^,  während  allerdings  nachher 
die  westgothischen  National-Konzilien  diese  Aufgabe  erfüllt^'  haben  und  den  Pro- 
vinzial-Konzilien  hauptsächlich  nur  die  Einschärfung  der  kirchlichen  Disciplinar- 
bestimmungen  und  der  Erlass  besonderer  Vorschriften  für  die  einzelne  Provinz  übrig 
geblieben  ist  ^.  Dass  eine  Genehmigung  des  Königs  bis  zu  der  gedachten  Zeit  für  den 
Zusammentritt  der  Synoden  erfordert  worden  ist,  dafür  findet  sich  kein  Anhalt^. 
Später  wird  allerdings  mehrfach  eine  Betheiligung  des  Königs  bei  der  Berufung 
der  Provinzial-Konzilien  erwähnt*-^,  und  bei  den  engen  Beziehungen  zwischen  dem 

der  Biscliöfe  an  den  kaiserliclien  Hof,  0.  S.  221 ;  zn  Telepte  0.  Zella  v.  418,   a.  a.  0.  S.  47,  zu 

die  Prüfung  und  Konsekration  der  gewählten  Bl-  Karthago  v.  421 ,  a.  a.  0.  S.  136  ,  und  endlich 

schöfe,  Th.  II.  S.  512.  eine  numldische  v.  423,  a.  a.  0.  S.  137  Provin- 

1  Die  dieser  augehörigen  Vorschriften ,  welche  zialsynoden  gewesen ,  in  Betreff  der  Karthagi- 
der  Provinzialsynoden  gedenken,  die  von  Nicäa,  nensischen  v.  397  (cod.  eccl.  Afric.  c.  56,  a.  a.  0. 
Antiochien  und  die  apostolischen  Kanones   er-  2,  66^  ist  es  zweifelhaft. 

wähnen  eine  solche  Thätigkeit  nicht.    Auch  die  5  Hierher  gehören  die  Synoden  von  Tarragona 

Anordnung  der  zweimaligen  Ahhaltung  in  einem  (516),    Gerona   (517),    Lerida  (524),  Valencia 

Jahre  zeigt,   dass  sie  wesentlich  die  Funktionen  (524  0.  546),  Toledo  (II.  v.  527)  und  Barcelona 

höherer  kirchlicher  Verwaltungshehörden  hahen  (540). 

sollten,   wie  denn  auch  die  nachweisbaren  Pro-  ^  S.  unten  §.  177. 

vinzialsynoden,  welche  an  Zahl  sehr  gering  sind,  '  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  3  :  „ut  si  fldei  causa  est 

so  z.B.  die  zu  Alexandrien  v.  388  u.  389,  Sozomen.  aut  quaelihet  alia  ecclesiae  communis ,  generalis 

VII.  15,  Hefele  2,  48,  nur  eine  solche  Thätig-  totius  Hispaniae  et  Galliae  synodus  convocetur, 

keit  geüht  hahen.    Dagegen  sind  die  älteren  Vor-  si  vero  nee  de  flde  nee  de  communi  ecclesiae  uti- 

schriften  ,    welche   für  die  kirchliche  Disciplin  litate  tractahitur,   speciale  erit  concilium  unius- 

massgehend  geworden  sind  ,  und  welche  auch  in  cuiusque  provinciae,  uhi  metropolitanus  elegerit, 

die  abendländischen  Sammlungen  bis  zum  De-  peragendum".    Vgl.  die  Konzilien  von  Narbonne 

krete  Gratians  hinab  Aufnahme  gefunden  haben,  (589),   Sevilla  (590)  ,  Saragossa  (592)  ,  Huesca 

die  Kanones  von  Ancyra,  Neocäsarea,  Antiochien  (598),    Barcelona  (599),    Egara  (614),   Sevilla 

und  Laodicea  nicht  auf  Provinzial-,  sondern  gros-  (619),  Toledo  (IX  v.  655),  Merida  (666),  Toledo 

seren   Synoden  beschlossen,    auch    erscheint    es  XI  v.  675),  Braga  (675)   und  Toledo   (XIV  v. 

mindestens    sehr    zweifelhaft ,    ob    das   Konzil  684). 

von  Gangra  blos  eine  Provinzialsynode  gewesen  8  Der  Schluss  v.  Toledo  II :    „gratias  agimus 

ist.  .  .  .  Amalarico  regi  divinam  clementiam  postu- 

2  Vgl.  auch  Löning  a.  a.  0.  1,  381.  lautes,  qui  (al.  ut)  innumeris  annis  regni  eins  ea 

3  S.  unten  §.  174.  quae  ad  cultum  fidei  perveniunt,  peragendi  nobis 
*  Unter  den  vielen  afrikanischen  Konzilien  des       licentiam  praestet"  bietet  einen  solchen  nicht. 

4.  und  5,  Jahrhunderts  sind  nur  die  zu  Karthago  ö  Das  II.  Konzil  von  Saragossa  v.  592  erklärt, 

V.  394,  cod.  eccles.  Afric.  vor  c.  34,  v.  409,  1.  c.  es  sei :  „ex  permissu  regis^'  zusammengekommen, 
c.  107,  V.  416,  zu  Mileve  v.  416,  Hefele  2, 113,       des  Zusammentrittes  auf  eine  iussio  oder  ordina- 
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Köni2:thuni  und  der  kutholischcn  Kirche  im  Westgothcnrciche '  kann  es  nicht  aiif- 
IuIUmi.  dass  die  Könige  wiederholt  die  Berufung  solcher  Synoden  veranlasst  haben '^, 
sowie  dass  dem  Könige  von  der  Berufung  eines  Konzils  Mittheilung  gemaclit  werden 
musste•^  indessen  die  vorgäugige  Einholung  einer  Erlaubniss  desselben  ist  nicht  er- 
forderlich gewesen''. 

In  G  allien  haben  die  Provinzialsynoden  noch  in  den  ersten  Zeiten  nach  der  Auf- 
richtung des  Fraukenreiches  die  schon  gedachten  Funktionen  ausgeübt-^;  indessen  ist 
auch  hier  die  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse  bald  in  so  weitem  Umfange  von 
den  Nationalsynodeu  bewirkt  worden,  dass  dadurch  die  Thätigkeit  der  Provinzial- 
Konzilien  lahm  gelegt  worden  ist".  Und  wenngleich  dieselben  noch  bis  zum  Ende  des 
().  Jahrhunderts  hin  und  wieder  zusammengetreten  sind,  um  wichtige  kirchliche  Ver- 
waltungsangelegenheiten, insbesondere  Disciplinarsachen  zu  erledigen"^,  so  war  doch 
von  einem  lebenskräftigen  Gedeihen  dieser  kirchlichen  Einrichtung  schon  damals 


tio  regis  gedenkt  c.  5  Emerit.  v.  666  :  .^tempore,  quo 
concilium  per  metropolitani  voluntatcm  et  regiam 
lussioucm  electum  fuerit  agere" ;  ferner  Tolet.  XI 
(675)  praef.  u.  c.  15.  16 ;  Caesaraug.  III.  v.  691 
praef. ;  der  Zusammeii"berufuiig  durch  den  König 
selbst  Emerit.  cit.  c.  8  u.  Bracar.  III.  v.  675;  s. 
auch  Tolet.  XIV.  praef.  (hier  eines  königlichen 
Befehls  zur  Abhaltung  von  Provinzialsynoden  zum 
Ersatz  eines  Nationalkonzils  gedacht). 

1  Dahn,  Könige  der  Germanen  6,  502. 

2  Zumal  als'diese  auch  hier,  s.  Tolet.  XI.  praef. 
cit.,  längere  Zeit  nicht  stattgefunden  hatten,  ob- 
wohl die  jährliclie  Abhaltung  durch  das  spanische 
Staatskirchenrecht  auf  den  Nationalkonzilien ,  s. 
Tolet.  III.  V.  589.  c.  18  u.  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  3, 
vorgeschrieben  war. 

3  Um  etwaige  Kollision  mit  den  vom  König  ein- 
zuberufenden Nationalkonzilien  oder  mit  könig- 
lichen Aufträgen  an  die  Bischöfe  zu  verhindern, 
sowie  ihm  den  Versammlungsort  behufs  Absen- 
dung der  weltlichen  insbesondere  etwaiger  Pala- 
tinal-Beamten ,  welche  am  Konzilsort  erscheinen 
sollten ,  Tolet.  III.  v.  589.  c.  18  u.  Tolet.  IX, 
Mansi  11,  32,  kund  zu  thun.  S.  Emerit.  v.  666. 
c.  7 :  „semel  in  anno  fleri  concilium,  ubi  elegerit 
metropolitanus  episcopus  atque  . .  .  manet  ordina- 
tum,  ut  comprovinciales  episcopi,  dum  a  suo  me- 
tropolitano  fuerint  admoniti,  praesentes  esse  de- 
beant  ad  locumtemporis  debiti,  quae  res  non  extra 
regiam  agitur  voluntatem.  Sunt  nonnulli,  qui  pro 
hoc  admonitionem  suis  metropolitani  et  regiam 
iussionem  accipiunt  et  minime  implent  quae 
iubentur."  Dass  der  König  dann  auch  eine  an- 
dere Zeit  bestimmen  konnte,  zeigt  c.  15  Tolet. 
XI.  V.  675  („tempore  quo  principis  vel  metropo- 
litani electio  definierit"). 

4  A.  M.  D  a  h  n  a.  a.  0.  S.  378.  n.  4  u.  S.  468. 
Zu  der  Auffassung  des  Textes  nöthigt  indessen  der 
Umstand,  dass  die  übrigen  spanischen  Provinzial- 
synoden keiner  Genehmigung  des  Königs  geden- 
ken. Uebrigens  hat  das  IX.  Konzil  von  Toledo 
(c.  17)  selbstständig  die  Provinzialsynode  für  das 
folgende  Jahr  nach  Toledo  in  Uebereinstimmung 
mit  c.  18  Tolet.  III.  cit.  beschieden  und  das  Kon- 
zil Ton  Narbonne  (589)  sich  blos  auf  die  Be- 
stimmung des  letzteren,  nicht  auf  königliche  Er- 
laubniss,  berufen.     Endlich  hätte  die  seit  dem 


gedachten  Toletanischen  Konzil  geltende  Vor- 
schrift, dass  die  Provinzialsynode  jedes  Jahr  An- 
fang November  abgehalten  werden  sollte ,  deren 
Beobachtung  wenigstens  das  Konzil  v.  Narbonne, 
V.  Sevilla  (590)  und  v.  Saragossa  (592)  ergeben, 
welche  aber  im  7.  Jahrhundert ,  s.  die  vorige 
Note  (Tolet.  IV.  v.  633.  c.  3  setzt  als  Zeit 
den  Juni  fest,  während  Tolet.  XII.  v.  681.  c.  12 
wieder  als  solche  den  November  bestimmt)  nicht 
mehr  innegehalten  worden  zu  sein  scheint,  keinen 
Sinn  gehabt,  wenn  jedes  Mal  eine  königliche  Er- 
laubniss vorher  einzuholen  gewesen  wäre. 

Im  Suevenrelch  hatten  die  arianischen Kö- 
nige den  Zusammentritt  von  Konzilien  nicht  ge- 
duldet, erst  nach  der  Bekehrung  des  Königs 
Theodemir  (Ariamir)  trat  auf  dessen  Befehl  eine 
Provinzialsynode  zur  Ordnung  der  kirchlichen 
Verhältnisse  ,  die  von  Braga  im  J.  563  ,  zusam- 
men, s.  praef.  Bracar.  I.  Die  weitere  Synode  v. 
Lugo,  auf  welcher  der  König  die  Errichtung  eines 
zweiten  Erzbisthums  Lugo  erlangt  haben  soll, 
ist  zweifelhaft.  He  feie  3,  28;  Dahn  a.  a.  0. 
S.  578 ;  die  dritte  und  letzte  des  Suevenreichs 
(Bracar.  II.  v.  572)  war  keine  Provinzial-,  son- 
dern eine  Nationalsynode,  da  auf  ihr  zufolge  kö- 
niglicher Anordnung  die  Bischöfe  aus  den  beiden 
Erzbisthümern  des  Reiches  versammelt  waren. 

5  Vgl.  das  Konzil  v.  Elusa  v.  551;  Fried- 
rich, drei  unedirte  Konzilien  a.  d.  Merovinger- 
zeit  S.  71;  Hefele  3,  8,  u.  v.  Arles  v.  554,  a. 
a.  a.  0.  S.  10.  Auf  der  Synode  zu  Arles  waren 
aber  auch  einzelne  Bischöfe  aus  der  Kirchen- 
provinz Embyün  und  Narbonne  anwesend ,  doch 
hatten  diese  Bezirke  vielleicht  damals  die  Stel- 
lung als  Metropolitansprengel  verloren,  L  ö  n  i  n  g, 
Gesch.  d.  deutsch.  K.  R.  1, 143.  Die  Synode  von 
Lyon  im  J.  567  ist  eine  für  die  beiden  Provinzen 
Lyon  und  Vienne  kombinirte  Provinzialsynode 
gewesen,  Mansi  9,  786. 

6  S.  unten  §.  177.  Die  S.  474.  Anm.  3  und  6 
angeführten  Konzilien  des  Frankenreichs  aus 
dieser  Zeit  sind  fast  alle  Nationalsynoden  gewe- 
sen. 

"^  Ueber  derartige  Synoden  aus  den  letzten  4 
Jahrzehnten  des  6.  Jahrh.  berichtet  Gregor.  Tu- 
ron.  bist.  IV.  26.  V.  37.  VI.  38.  39.  IX.  37;  s. 
dazu  Uef  ele  3,  20.  21.  47.  55. 


§.  173.] 


Die  Provinzialsynoden. 


477 


keine  Rede  mehri.  Der  weltlich  gesinnte  merovingische  Episkopat,  einschliesslicli 
der  Metropoliten ,  hatte  keinen  Sinn  für  dieselbe.  Ihm  lag  die  Erwerbung  politischer 
Macht  und  weltlicher  Reichthümer  viel  mehr  am  Herzen  als  die  kirchliche  Verwaltung 
und  die  Aufrechterhaltung  der  kirchlichen  Disciplin.  Die  Metropoliten  besassen  da- 
her kein  Interesse  an  der  Ausübung  ihrer  dahin  gehenden  Rechte  und  unterliessen 
die  Berufung  der  zu  diesem  Behufe  erforderlichen  Provinzialsynoden  2.  So  haben 
dieselben  im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  in  Folge  der  praktischen  Bedeutungslosig- 
keit und  des  damit  eintretenden  Verfalles  des  Metropolitanverbandes  ^  so  gut  wie  auf- 
gehört 4,  und  erst  im  folgenden  Jahrhundert,  in  karolingischer  Zeit,  ist  der  Versuch 
gemacht  worden,  das  Institut  wieder  neu  zu  beleben 5.  So  lange  dasselbe  aber  in 
praktischer  Wirksamkeit  war ,  ist  eine  Genehmigung  der  merovingischen  Könige  zum 
Zusammentritt  der  Provinzialsynoden  nicht  nothwendig  gewesen  ^. 

Dasselbe  ist  ebensowenig  in  dem  ehemaligen  burgundischen  Reich,  für  welches 
sich  freilich  einzelne  Provinzialsynoden  nicht  nachweisen  lassen^,  der  Fall  gewesen^. 

In  Italien  sind  die  Provinzialsynoden  kein  regelmässiges  Institut  geworden. 
Unter  der  nicht  geringen  Zahl  der  zu  Rom  abgehaltenen  Konzilien  können  sehr 
wenige  auch  nur  mit  einiger  Sicherheit  als  Synoden  für  den  Metropolitansprengel  des 
Papstes  bestimmt  werden  9,  und  ebenso   sind  für   die  Provinz  Mailand  blos  einige 


1  Schon  599  hat  Gregor  I.  ep.  IX.  106,  ed. 
Bened.  2,  1006;  MansilO,  180,  mehrere  frän- 
kische Bischöfe  an  die  jährliche  Abhaltung  der 
Provinzialsynoden  erinnert. 

2  Löninga.  a.  0.  2,  210.  211. 

3  Th.  II.  S.  7  u.  S.  705. 

*  Ep.  Bonifac.  ad  Zachar.  pp.  v.  742;  Jaff^, 
mon.  Mogunt,  p.  112:  „Franci  enim,  nt  senlores 
dicunt,  plus  quam  per  tempus  LXXX  annorum 
synodum  non  fecerunt." 

5  Vgl.  S.  479. 

6  Die  herrschende  Ansicht  nimmt  das  Gegen- 
theil  an,  Rettherg,  Kirchengesch.  2 ,  623 ; 
Waitz,  Yerf.  Gesch.  2,  465  (517) ;  Richter  u. 
D  0  V  e  K.  R.  §.  24.  Mit  Recht  hat  aher  L  ö  n  i  n  g 
hervorgehoben,  dass  hier  eine  Verwechselung  der 
Provinzial-  mit  den  Nationalkonzilien  vorliegt. 
Auf  keiner  Provinzialsynode  wird  die  Genehmi- 
gung des  Königs  für  ihren  Zusammentritt  er- 
wähnt; ebensowenig  enthalten  die  Bestimmungen 
der  Nationalkonzilien  über  die  Abhaltung  der 
Provinzialsynoden  eine  dahin  gehende  Vorschrift. 
Aus  dem  Bericht  Gregors  v.  Tours  IV.  26  über 
die  Synode  zu  Saintes  (563)  erhellt  deutlich, 
dass  zu  derselben  keine  königliche  Genehmigung 
erfordert  worden  ist.  Auch  hätte  die  Synode  von 
Tours  (567)  c.  1,  falls  eine  solche  nothwendig  ge- 
wesen wäre,  nicht  verordnen  können ,  dass  kein 
königlicher  Befehl  den  Bischof  wegen  seines  Fern- 
bleibens oder  Wegreisens  von  der  Provinzial- 
synode entschuldigen  solle.  P>st  König  Sigi- 
bert  (638 — 656)  von  Austrasien  hat  aus  Anlass 
der  Ausschreibung  einer  Provinzialsynode  durch 
den  Metropolitan  vonBourges,  dessen  Provinz  nur 
theilweise  in  seinem  Reiche  gelegen  war ,  nach 
einer  Stadt  in  dem  letzteren  ein  Verbot  an  seine 
Bischöfe  erlassen  ,  das  Konzil  zu  besuchen  ,  und 
für  die  Zukunft  die  Einholung  seiner  Zu- 
stimmung zu  solchen  Synoden  gefordert,  Bou- 


quet  Tee.  4,  47;  Pardessns  dipl.  2,  82:  „co- 
gnovimus  quasi ,  vocati  vos  ab  .  .  .  Vulfolendo 
episcopo  synodali  consilio  Kai.  Sept.  in  regno  no- 
stro,  ignoramus  in  quo  loco ,  una  cum  reliquos 
fratres  et  comprovinciales  vestros  debeatis  con- 
iungere  ...  sie  nobis  cum  nostris  proceribus  con- 
venit,  ut  sine  nostra  scientia  synodale  concilium 
in  regno  nostro  non  agatur,  nee  ad  diet.  Kai.  Sept. 
nulla  coniunctio  sacerdotum  ex  his  qui  ad  no- 
stram  ditionem  pertinere  noscuntur ,  non  flatur. 
Postea  vero  opportune  tempore ,  si  nobis  antea 
denuutiatur,  utrum  pro  statu  ecclesiastico  an 
pro  regni  utilitate  sive  etiam  pro  qualibet  ratio- 
nabili  conditione  conventio  esse  decreverit,  non 
abnuimus".  Das  war  entschieden  eine  Neuerung, 
Löning2,  206. 

"^  Die  Konzilien  von  Epao  (Albon)  und  Lyon 
(517)  waren  National-  oder  Reichssynoden. 

8  Löning  a.  a.  0.  1,  567.  n,  3  gegen  die 
herrschende  gegentheilige  Ansicht ,  insbesondere 
Bindings,  d.  bürg,  roman.  Königreich.  Leip- 
zig 1868.  1,  136.  Die  dafür  angeführten  Quel- 
lenstellen beziehen  sich  sämmtlieh  nicht  auf  Pro- 
vinzialkonzilien. 

9  Nämlich  möglicherweise  die  Synoden  v.  386 
unter  Zosimus ,  Mansi  3,  669.  671,  Hefele2, 
45 ;  V.  430  unter  Cölestin  ,  M  an  s  i  4,  550  ;  H  e- 
fele  2,  164;  v.  447.  458  unter  Leo  I,  Mansi 
6,  493.  387,  Hefele  2,  302.  309.  581 ;  v.  484 
u.  485  unter  Felix,  Mansi  7,1053.  1142,  He- 
fele 2,  607.  610;  von  495  unter  Gelasius  I, 
Mansi  8,  177,  Thiel  1,  437;  Hefele  2,  622; 
V.  499  unter  Symmachus  (betr.  die  Papstwahl) 
0.  Th.  I.  S.  218;  Mansi  8,  229  („frequentem 
Italiae  sacerdotum  conventum^').  Auf  diesen  rö- 
mischen Synoden  wird  wiederholt  derTheilnahme 
der  Priester  und  der  diaconi  adstantes  gedacht ; 
i.  J.  495,  Thiel  1,  437;  i.  J.  499,  Mansi  8, 
233  ff. 
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solcher  ii.ichweisbar '.  Dies  erklärt  sich  zum  Thcil  aus  dem  grossen  Umfange  der 
italienischen  Metropolitansprengel.  Insbesondere  war  es  kaum  angänglich,  die  zu  dem 
römischen  Sprengel  gehörigen  Bischöfe  auch  nur  einmal,  geschweige  denn,  wie  das 
Nicänum  angeordnet  hatte,  zweimal  im  Jahre  um  den  römischen  Bischof  zu  versam- 
meln-.  Ferner  konnte  in  Rom,  wo  sich  vielfach  fremde  Bischöfe  zur  Berathung  wich- 
tiger Gegenstände  einfanden,  über  manche  Angelegenheiten  auf  grösseren  Synoden 
Boschluss  geftisst  werden ,  während  die  Erledigung  anderer  Gegenstände  durch  den 
Papst  mit  der  römischen  Geistlichkeit  und  den  suburbikarischen  Bischöfen  bei  der 
Stellung  des  Papstes  in  Italien  immer  von  massgebendem  Gewicht  für  die  dortigen 
Bischöfe  sein  musste.  Ein  Bedürfniss  nach  Provinzialsynoden  machte  sich  dabei:  hier 
weniger  geltend ,  und  überdies  lag  die  Abhaltung  solcher  Synoden ,  bei  denen  der 
römische  Bischof  lediglich  in  der  bescheidenen  Rolle  eines  Metropoliten  zu  er- 
scheinen hatte,  nicht  einmal  im  Interesse  desselben  '\ 


1  Vom  J.  380.  390.  451  u.  680,  Mansl  3, 
517.  6G4;  6,  141  u.  11,  203;  Ilefele  1,  744; 
2,  51.  392;  3,  252. 

2  So  hat  schon  Leo  I,  welcher  offenbar  die 
Absicht  gehabt  hat,  das  Institut  möglichst  leben- 
dig zu  erhalten,  den  Bischöfen  Siziliens  in  dieser 
Beziehung  folgende  Vergünstigung  gemacht ,  ep. 
16  V.  447.  c.  7,  Ball  er.  1,715,  Mansi5,130o: 
„ut  quia  saluberrime  a  ss.  patribus  constitutum 
est ,  binos  in  annis  singulis  episcoporum  debere 
esse  conventus  ,  terni  semper  ex  vobis  ad  diem 
III  um  KaL  Oct.  Romam,  fraterno  concilio  so- 
eiandi,  indissimulanter  occurrant." 

3  Was  England  betrilTt,  so  wird  zwar  in  dem 
Schreiben  Gregors  I.  fürAugnstin,  s.  Th.  I.  S. 
616.  n.  5,  die  Einführung  des  Institutes  der  Pro- 
vinzialsynoden nach  Aufrichtung  der  dortigen 
kirchlichen  Organisation  vorausgesetzt ,  indessen 
lässt  sich  die  Abhaltung  solcher  Synoden  für  das 
7.  Jahrh.  nicht  nachweisen.  Allerdings  soll  nach 
He  feie  3,  64  u.  605  unter  Augustinus  eine  Sy- 
node zu  London  gehalten  sein,  allein  aus  der  da- 
für angezogenen  ep.  Bonif.  ad  Zachar.  pp.,  Jaff  e 
monum.  Mogunt.  p.  114:  ,;Qua  synodus  et  aec- 
clesia,  in  qua  natus  et  nutritus  fui,  i.  e.  in  trans- 
marina  Saxonia  Lundunensis  synodus  —  impri- 
mis  a  discipulis  s.  Gregorii ,  i.  e.  Augustino, 
Laurentio,  lusto,  Milleto  archiepiscopis  constituta 
et  ordinata  fuit ,"  ergiebt  sich  dies  nicht.  Mit 
synodus  ist  hier  —  dies  zeigt  die  Aufzählung  der 
sich  hintereinandergefolgteuErzbischöfe  vonCan- 
terbury  (London)  —  der  Sprengel  der  Londoner 
Kirche,  nicht  aber  eine  Synode  gemeint,  wie  dies 
auch  die  ep.  Zachar.  ad  Bonif.  1.  c.  p.  185  klar 
ergiebt.  Die  Konzilien  von  Hertford  (673)  und 
Hatfleld  (680),  Mansi  11,  127.  175  sind  keine 
Provinzialsynoden  gewesen,  da  auf  ihnen  auch 
das  Erzbisthum  York,  dessen  Metropolitanstel- 
lung damals  freilich  eine  sehr  unsichere  war,  ver- 
treten gewesen  ist.  Sie  können  daher  nur  als  Pri- 
matialkonzilien  betrachtet  werden ,  wie  denn 
auch  gerade  die  erstgedachte  Synode  offenbar  im 
Interesse  der  Machtstellung  von  Canterbury  c.  7. 
bestimmt  hat :  „quia  diversae  causae  impediunt 
Omnibus  in  commune,  ut  Kalendis  Augusti  in 
loco  .  .  .  Clofeshooh  semel  in  anno  congregetur", 
und  die  herkömmliche  Anordnung  über  die  Ab- 


haltung des  Provinzialkonzils  auf  eine  einzige 
für  England  zu  veranstaltende,  also  eine  Prima- 
tialsynode,  anwendet.  AVenn  Hef  ele  2,  113  die 
erstere  und  "W.  Stubbs,  constitutional  history 
of  England.  Oxford  1874.  1,  230  gar  beide  Na- 
tionalsynoden nennen ,  so  ist  das  nur  insofern 
richtig,  als  auf  ihnen  die  einheitliche  katholische 
Kirche  in  derHeptarchie  vertreten  war,  National- 
konzilien, wie  sie  sonst  in  England  in  der  dama- 
ligen Zeit  vorgekommen  sind  (s.  unten  den  be- 
treffenden §.  177),  waren  sie  aber  nicht.  Dies  er- 
giebt die  rein  kirchliche  Natur  ihrer  Berathungs- 
gegenstände  und  Beschlüsse ,  auch  wird  der  An- 
wesenheit weltlicher  Personen ,  insbesondere  der 
Könige,  abgesehen  von  der  Angabe  bei  Beda  bist. 
V.  24.  ad  a.  673,  dass  zu  Herford  der  König  von 
Northumberland  gegenwärtig  war,  nicht  gedacht. 
Auch  aus  den  folgenden  Jahrhunderten  ist  ausser 
den  Synoden  zu  Worcester  (738),  welche  nur  eine 
Klosterschenkung  bestätigt  hat,  1.  c.  12,  301 ;  zu 
Cloveshoe  (747,  1.  c.  p.  395),  welche  auf  Veran- 
lassung des  Bonifacius  abgehalten,  rein  kirch- 
liche Vorschriften  erlassen ,  auf  welcher  aber  der 
König  von  Mercien  mit  seinen  Grossen  ebenfalls 
anwesend  war;  zu  Cloveshoe  (803),  1.  c.  14,  5, 
auf  welcher  der  Erzbischof  von  Canterbury  ein 
Dekret  zu  Gunsten  des  Rechts  seiner  Kirche  be- 
schliessen  liess  und  auf  welcher  neben  den  Bi- 
schöfen auch  Priester  und  Aebte  anwesend  wa- 
ren ,  nichts  über  die  Abhaltung  von  Provinzial- 
konzilien  überliefert.  Die  ^ertheilung  des  Lan- 
des in  verschiedene  Königreiche  und  die  vielen 
Fehden  unter  diesen  waren  schon  an  sich  dem 
Zusammentritt  solcher  Synoden  nicht  günstig. 
Bei  dem  damaligen  Zustande  des  Christenthums 
in  England  blieben  die  Bischöfe  ferner  für  die 
Durchführung  kirchlicher  Verordnungen  auf  die 
Hülfe  der  Könige  angewiesen,  und  da  sie  in  den 
einzelnen  Reichen  auch  als  geistliche  Grosse  Theil 
an  den  weltlichen  Geschäften  hatten ,  so  war  es 
natürlich,  dass  die  kirchlichen  Angelegenheiten 
auf  Versammlungen  ,  welche  die  Könige  mit  der 
Geistlichkeit  und  den  weltlichen  Grossen  abhiel- 
ten ,  erledigt  wurden.  S.  darüber  den  §.  177 
über  die  Nationalsynoden.  Eine  eigenthümliche 
durch  die  englischen  Verhältnisse  erklärliche  Ver- 
bindung von  Provinzialkonzil  und  Nationalsynode 
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Im  fränkischen  Reich  hatte  Bonifazius  im  8.  Jahrhundert  bei  seinen  reformato- 
rischen Bestrebungen  gleichzeitig  mit  der  Reorganisation  des  Metropolitanverbandes 
auch  die  Wiederbelebung  der  Provinzialsynoden  als  Mittel  zur  Herstellung  und  Auf- 
rechterhaltung einer  kräftigen  Kirchendisciplin  in  das  Auge  gefasst^,  indessen  ist 
ihm  selbst  die  Ausführung  dieses  Planes  nicht  mehr  gelungen,  vielmehr  die  Wieder- 
herstellung der  Metropolitanverfassung  erst  nach  seinem  Tode  erfolgt.  Ja,  auch  später 
unter  Karl  d.  Gr.^  und  seinen  Nachfolgern  ^  sind  die  Provinzialsynoden  selten  gehalten 


bilden  die  auf  Veranlassung  des  päpstlichen  Le- 
gaten 787  abgehaltenen  Reformkonzilien ,  das 
eine  für  das  Erzbisthum  Canterbury,  sowie  für 
die  Königreiche  Mercia  und  Wessex  ,  das  andere 
für  das  Erzbisthum  und  das  Königreich  Northum- 
berland ,  wozu  offenbar  die  Zustimmung  der  Kö- 
nige eingeholt  ist ,  und  deren  Beschlüsse  ausser 
von  den  Bischöfen ,  Aebten  und  anderen  Geist- 
lichen auch  von  den  Königen  und  weltlichen 
Grossen  unterschrieben  sind,  Mansi  12,937. 
949.  Beide  haben  (c.  3)  den  zweimaligen  jähr- 
lichen Zusammentritt  von  Provinzialsynoden 
angeordnet,  jedoch  ist  diese  Vorschrift  ebenso- 
wenig, wie  in  anderen  Ländern  durchgeführt 
worden.  Auch  an  dem  Provinzialkonzil  von 
Canterbury  (gegen  die  Eingriffe  der  Laien  in  das 
Kirchengut)  haben  der  König  von  Mercien  („prae- 
sidente  Cenulfo  rege  necnon  .  .  .  archiepiscopo 
.  .  .  cum  episcopis,  abbatibus  et  multis  aliis  ido- 
neis  personis",  Mansi  13,  1023)  und  an  dem  für 
York  (Erneuerung  älterer  kirchlicher  Verordnun- 
gon)  weltliche  Grosse  (1.  c.  „quamplurimi  princi- 
pales  et  ecclesiastici  viri")  Theil  genommen ;  der 
erstere  mit  „duces  et  cuiuscumque  dignitatis  viri" 
1.  c.  p.  1039  zu  Cloveshoe  (800)  und  zu  Calchut 
(816,  1.  c.  14,  355:  „praesens  (rex)  adfuit  cum 
suis  principibus,  ducibus  et  optimatibus  tum  un- 
dique  sacri  ordines ,  praesides  cum  abbatibus, 
presbyteris ,  diaconibus  pariter  tractantes  de  ne- 
cessariis  utilitatibus  ecclesiarum".  Aus  der  nach- 
folgenden Zeit  bis  zur  normannischen  Eroberung 
können  nur  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  die 
von  Dunstan  von  Canterbury  zur  Durchführung 
des  Cölibates  abgehaltenen  Synoden  von  969, 
Mansi  19,  15,  und  v.  975  (zu Winchester),  I.e. 
p.  61  als  Provinzialkonzilien  bezeichnet  werden. 
Ob  König  Edgar  auf  dem  ersteren  anwesend  war, 
ist  nicht  festzustellen  ,  wohl  aber ,  dass  die  Re- 
form mit  seinem  Einverständniss  geschehen  ist 
(die  zweite  ist  während  der  Thronstreitigkeiten 
nach  seinem  Tode  gehalten).  Andere  lassen  sich 
nicht  nachweisen.  Damit  stimmt  es  vollkommen 
überein ,  wenn  das  Londoner  Konzil  von  1075, 
Mansi  20,  451  :  „quia  multo  retro  annis  in  An- 
glicano  regno  usus  conciliorum  obsoleverat"  die 
Vorschriften  der  4.  Toletaner  über  die  Sitzord- 
nung der  Bischöfe  erneuert  und  bestimmt :  „ne 
quis  in  consilio  loquatur  praeter  licentiam  a  me- 
tropolitano  acceptam  exceptis  episcopis  et  abba- 
tibus." 

Das  seltene  Vorkommen  der  Provinzialkonzi- 
lien seit  dem  9.  Jahrhundert  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Reichsversammlungen  (witenagemot) 
ebenfalls  kirchliche  Angelegenheiten  erledigt  ha- 
ben, 8.  unten  §.  177,  und  dass  der  Unterschied, 
welcher  für  die  frühere  Zeit  zwischen  diesen  und 


den  Provinzialkonzilien,  wenngleich  freilich  nicht 
streng  dahin  hervortritt,  dass  auf  den  letzteren  An- 
gelegenheiten der  inneren  Disciplin  der  Kirche  und 
des  Klerus  erledigt  worden  sind,  mit  dem  Schwin- 
den reformatorischer  Bestrebungen  fortgefallen 
ist.  Dafür,  dass  die  königliche  Bestätigung  für 
die  Beschlüsse  der  Provinzialkonzilien  nothwen- 
dig  gewesen  sei  (so  Phillipps,  Gesch.  d.  angel- 
sächs.  Rechts.  Göttingen  1825.  S.  227)  findet  sich 
kein  Anhalt.  Die  Frage  erledigt  sich  thatsäch- 
lich  dadurch ,  dass  fast  auf  allen  Konzilien  die 
Könige  mit  ihren  weltlichen  Grossen  anwesend 
waren  und  die  Beschlüsse  offenbar  unter  ihrer 
Zustimmung  gefasst  worden  sind.  Es  lässt  sich 
daher  auch  in  Betreff  derselben  nicht  zwischen 
kirchlicher    und    staatlicher   (Gültigkeit    unter- 

SCll6ld.6Tl 

1  ep.  ad  Cuthb.  v.  748,  Th.  II.  S.  8.  n.  2. 
Dagegen  beziehen  sich  conc.  germ.  v.  742,  Jaff  ^ 
mon.  Mogunt.  p.  127 :  „statuimus  per  annos  sin- 
gulos  synodum  congregare  nobis  praesentibus  ut 
canonum  decreta  et  ecclesiae  iura  restaurentur  et 
religio  christiana  emendetur",  die  gleiche  Anord- 
nung des  conc.  v.  Soissons  v.  744.  c.  2,  LL.  1, 20 ; 
sowie  c.  4  des  Konzils  v.  Verneuil  v.  755.  LL.  1, 
24 :  „Ut  bis  in  anno  synodus  fiat,  prima  synodus 
mense  prima ,  quod  est  Martias  Kai. ,  ubi  domno 
rex  iusserit ,  eins  praesentia ,  secunda  synodus 
Kai.  Octobris  aut  ad  Sessionis  vel  aliubi  ubi  ad 
Martias  Kai.  inter  ipsos  episcopos  convenit.  Et 
illi  episcopi  ibidem  conveniant  quos  modo  vicem 
episcoporum  constituimus,  et  alii  episcopi  vel  ab- 
bates  seu  presbiteri,  quos  ipsi  metropolitani  aput 
se  venire  iusserint,  ibidem  in  ipsa  secunda  synodo 
convenire  faciant",  nicht  auf  die  Provinzial-, 
sondern  die  National-  oder  Reichssynoden ,  nur 
c.  4  cit.  hat  am  Ende  die  ersteren  im  Auge. 

2  Obwohl  die  admonitio  v.  789  (s.  g.  cap.  eccles.) 
c.  13  (LL.  1,  55)  die  zweimalige  Abhaltung  im 
Jahre  unter  Hinweis  auf  c.  20  Antioch.  u.  c.  19 
Chalced.  (s.  o.  S.  473.  n.  6)  einschärft.  In  seine 
Zeit  fallen  3  in  Baiern,  799  o.  800  zu  Riesbach 
(Freisingen,  Salzburg),  805  und  807  zu  Salzburg 
abgehaltene  Provinzialsynoden  des  Salzburger 
Sprengeis,  LL.  3,  469  (1,  77);  3,  479  ,  von  de- 
nen die  erste  c.  6  die  Vorschrift  des  c.  19  Chal- 
ced. cit.  wiederholt. 

3  Conc.  Paris,  v.  829  1.  I.  c.  26  (Mansi  14, 
555) :  „irrepsit  periculosa  temporis  nostri  consue- 
tudo,  quae  valde  ab  auctoritate  canonica  abhorret 
eo  quod  episcoporum  concilia  bis  in  anno ,  sicut 
mos  canonlcus  docet,  per  unam  quamque  provin- 
ciam  non  flunt.  Proinde  omnibus  nobis  perne- 
cessarium  visum  est,  ut  ab  imperiali  celsitudine 
libertas  temporis  imploretur ,  quo  haec  ad  hono- 
rem dei  et  utilitatem  s.  dei  ecclesiae  multorum- 
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worden,  und  liabeii  für  die  Ixcg^oliing  und  Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  keine 
erhel)liclie  liedentung  gehabt.  Wie  früher  ha])en  auch  in  karolingischer  Zeit  die 
Nationalsynodcn  diese  Aufgabe  erfüllt.  Der  Handhabung  einer  strengen  Kirchen- 
disciplin,  welcher  die  Provinzialsynoden  hätten  dienen  können,  waren  die  späteren 
Zeiten  der  Kegierung  Ludwig  d.  Fr.  und  seiner  Nachfolger  nicht  günstig,  und  so  sind 
die  Forderungen  der  damaligen  geistlichen  Reformpartei  auf  Wiederbelebung  der 
Provinzialkonzilien  von  829  und  845  ^  ungehört  verhallt^.  Endlich  waren  es  seit 
der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  nicht  allein  die  Bischöfe,  sondern  auch  die 
Päpste ,  welche  einer  Kräftigung  der  Metropolitangewalt ,  sowie  der  Rechte  der  Pro- 
vinzialsynoden als  kirchlicher  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden  entgegentraten  3, 
und  dabei  in  den  pseudoisidorischen  Dekretalen  eine  Stütze  fanden,  da  nach  den- 
selben die  Provinzialsynoden  keine  wichtigere  Angelegenheit,  insbesondere  die  Ab- 
setzung von  Bischöfen  nicht  definitiv ,  vielmehr  nur  provisorisch  unter  Vorbehalt  der 
Entscheidung  des  Papstes  erledigen,  ja  Synoden  überhaupt  ohne  Wissen  des  letzteren 
nicht  zusammentreten  sollten  ^. 

Eine  königliche  Genehmigung  zum  Zusammentritt  jedes  einzelnen  Provinzial- 
konziles  ist  in  der  karolingischen  Zeit  nicht  erforderlich  gewesen  ^.  Die  mehrfach  vor- 
kommenden Bitten  der  hohen  Geistlichkeit  an  die  Könige,  die  Abhaltung  solcher 
Synoden  zu  ermöglichen,  enthalten  keinen  Vorwurf  darüber,  dass  eine  solche  Erlaub- 
niss  verweigert  worden  sei,  richten  sich  vielmehr  dahin,  den  Bischöfen  die  nothwen- 
dige  Zeit  und  Freiheit  von  weltlichen  Geschäften  und  vom  Hofdienst ^  zu  lassen,  um 
zu  den  Synoden  zusammentreten  zu  können'^.  In  Uebereinstimmung  hiermit  wird 
in  den  Nachrichten  über  die  einzelnen  Provinzialsynoden  niemals  der  königlichen 


que  correctionem  congruenter  decenterque  fleri 
posslnt.  Et  si  haec  aliqua  praepediente  necessi- 
tate  bis  fleri  nequeunt,  saltem  in  anno  semel 
fiant";  petitio  episcopor.  Wormat.  von  829  c.  4, 
LL.  1,  339;  s.  ferner  die  Forderung  der  Synode 
V.  Meaux-Paris  v.  845/846  c.  32,  Th.  II.  S.  10. 
n.  1;  Mettens.  888.  c.  1 ,  Mansi  18,  78:  „nos 
autem,  qul  tanto  tempore  transacto  comprovincia- 
lem  synodum  non  habuimus" ;  Mognnt.  von  888 
praef.,  1.  c.  p.  61  :  „Ecce  labentibus  tot  annorum 
currioulis  numquam  nee  generali  nee  etiam  pro- 
vinciali  synodo  coadunati  sumus."  Auch  die  For- 
mel bei  Roziere  reeueil  n,  526;  2,  646,  Ein- 
ladungsschreiben des  Erzbisehofs  Luitbert  von 
Mainz  u.  877,  geht  davon  aus,  dass  lange  kein 
Provinzialkonzil  gehalten  worden  ist. 

1  S.  vor.  Anm. 

2  In  Betreff  der  Forderung  v.  829  s.  Simson, 
Jahrb.  unter  Ludw.  d.  Fr.  1,  325;  v.  845/846; 
Dümmler,  ostfränk.  Reich  1,  277;  vgl.  auch 
Hef  ele,  Conc. -Gesch.  4,74.  120.  Ein  Beispiel 
zweier  gemeinsam  abgehaltener  Provinzialsyno- 
den bietet  die  Synode  von  Macon  855  für  die  Pro- 
vinzen Lyon  und  Vienne ,  deren  Zusammentritt 
offenbar  durch  die  damals  eingerissene  Verwilde- 
rung veranlasst  worden  ist,  Maassen,  e.  bur- 
guudische  Synode,  Wien  1879. 

3  Th.  II.  S.  9  ff.  Es  ist  daher  auch  nicht  zu- 
fällig, dass  gerade  Ilinkmar  bei  seinen  Bestre- 
bungen auf  Stärkung  der  Metropolitangewalt  das 
Institut  wieder  praktisch  zu  machen  versucht  hat. 


So  weit  wir  wissen,  hat  er  u.  853  eine  Synode  zu 
Chiersy,  Flodoard  bist.  III.  23,  He  feie  4,  188, 
und  eine  weitere,  die  bekannte  v.  861  gegen  Rot- 
had  V.  Soissons  (Th.  II.  S.  10),  zuSoissons  abge- 
halten. 

4  Die  Stellen  angeführt  Th.  II.  S.  11.  n.  7. 

5  A.  M.  Löning,  Gesch.  d.  deutseh.  K.  R. 
2,  207. 

6  Charakteristisch  für  diese  Inanspruchnahme 
der  Bischöfe  ist  das  Schreiben  des  Bischofs  von 
Toul  an  den  Bischof  von  Trier  v.  813  bei  Mansi 
14,  143. 

■7  Deutlieh  zeigt  dies  die  petitio  episcopor. 
Wormat.  v.  829.  c.  4,  LL.  1,  339:  „cum  sacri 
canones  bis  in  anno  eoncilia  celebrari  iubeant, 
illud  obnixe  vestram  pietatem  deposcimus,  ut  sal- 
tim  vel  semel  in  anno  libertas  opportunl 
temporis  coneedatur,  quo  haec  .  .  .  fleri  possint"; 
ähnlich  Paris.  829  cit.  ( s.  o.  S.  479.  n.  3).  Eine  an- 
dere Auffassung  wird  auch  nicht  durch  c.  32  Meld, 
cit.  (a.  a.  0.)  und  den  Brief  der  Bischöfe  der 
Rheimser  u.  Rouener  Provinz  an  Ludw.  d. Deutsch. 
V.  858.  c.  7,  Mansi  17  app.  p.  73:  „ut  tempo- 
ribus  a  sacris  regulis  constitutis  comprovinciales 
synodos  cum  episcopis  et  speciales  cum  presbyte- 
ris  habere  quiete  possint,  annuite",  bedingt,  um 
so  weniger,  als  man  aus  letzterem  doch  jedenfalls 
nicht  die  Noth wendigkeit  königlicher  Erlaubniss 
für  die  Berufung  der  Diösesansynoden  wird  ent- 
nehmen wollen. 


§.  173.] 


Die  Provinzialsynoden, 
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Genehmigung  gedacht  \  und  wenn  allerdings  sehr  vereinzelt  ein  königlicher  Befehl 
erwähnt  wird ,  auf  Grund  dessen  der  Zusammentritt  eines  derartigen  Konzils  erfolgt 
ist 2,  so  lässt  sich  doch  daraus  nicht  abnehmen,  dass  es  eines  solchen  stets  bedurft 
habe  ^. 

In  Bezug  auf  die  Berechtigung  zur  Theilnahme  und  das  Stimmrecht  weist  die 
karolingische  Zeit  keine  wesentliche  Veränderung  auf.  Zu  den  Priestern,  anderen 
Geistlichen,  Aebten  und  den  mitunter  anwesenden  Laien  sind  nur  die  in  den  einzel- 
nen Diöcesen  vorhandenen  Chorbischöfe  hinzugetreten  4.    Entscheidendes  Stimmrecht 


1  Nicht  in  Betreff  der  salzburger  v.  805  u.  807 
(S.  479.  n.  2),  der  v.  Noyon  v.  814  für  die  Pro- 
vinz Rheims,  Flodoard.  hist.  II,  18,  Mansi  14, 
142;  von  CMersy  (853),  Flodoard.  III.  28;  von 
Soissons  (861),  annal.  Bertin.  cont.  SS.  1,  455; 
V.  Metz  (888);  Mansi  18,  77;  Trosle'  (Rheims), 
1.  c.  p.  263.  Bei  Flodoard.  II.  18  ist  die  Unter- 
lassung der  Erwähnung  der  königlichen  Geneh- 
migung um  so  bedeutsamer ,  als  er  in  demselben 
Kapitel  von  der  Reformsynode  zu  Rheims  (813), 
welche  kein  Provinzialkonzil  gewesen  ist ,  han- 
delt und  hier  ausdrücklich  der  Berufung  durch 
Karl  d.  Gr.  gedenkt.  Auch  Hinkmar  v.  Rheims 
weiss  nichts  von  demErforderniss  der  königlichen 
Erlaubuiss,  de  jure  metropolitan.  c.  28,  Migne 
patrol.  126,  205  :  „si  nos  fraterna  charitas  invi- 
taverit  potiusque  iussio  apostolicae  sedis  et  prae- 
ceptio  d.  u.  Caroli  imperatorls  Augusti  nos  ad 
synodum  .  .  .  vocare  decreverit  pro  talibus ,  quae 
forte  provinciali  nequiverint  examine  difflniri, 
maxime  in  causa  iidei  vel  generalis  religionis  .  . . 
Quoniam  imperatorum  auctoritate  couvocatas  ge- 
nerales  synodos  et  in  historiis  ecclesiasticis  et  in 
epistolis  apostolicae  sedis  pontiflcum  reperimus" ; 
opusc.  LV  cap.  c.  20,  1.  c.  p.  361.  362:  „Ciaret 
etiam  .  .  .  universales  ac  generales  synodos  nomi- 
nari  ,  cum  plures  eplscopi  .  .  .  fuerint  congregati 
apostolicae  sedis  missione  et  imperiali  convoca- 
tione." 

2  Die  Synode  von  Riesbach  etc.  von  799/800, 
LL.  3,  469  trägt  die  Ueberschrift :  „decretum  si- 
nodale  episcoporum  ex  iussione  domini  Karoli." 
Schreiben  d.  Synode  v.  Mainz  v.  847  an  Ludw. 
d.  Deutsch.,  Mansi  14,  900.  Ueber  das  Kölner 
Konzil  V.  887,  1.  c.  18,  45,  s.  unten  S.  482. 
n.  4. 

3  Denn  dass  in  einzelnen  Fällen  die  Regenten 
solche  Synoden  zur  Abstellung  von  Missbräuchen 
veranlassten  ,  kann  nicht  auffallend  erscheinen. 
Die  Auffassung  des  Textes  findet  ihre  Bestätigung 
in  der  vielleicht  der  Aachener  Winterversamm- 
lung angehörigen  Eingabe  der  Bischöfe  an  den 
Kaiser,  Simson  Jahrb.  unter  Ludw.  d.  Fr.  1, 
300.  309,  c.  1.  LL.  1,  326:  „De  necessitate  epi- 
scoporum conveniendi  cum  suo  metropolitano 
oportune  annis  singulis  secundum  canonicam  auc- 
toritatem ;  cui  conventui  Interesse  oportet  ab- 
bates  tam  canonicos  quam  monasticos  absque  ulla 
substractione.  Et  si  possibilo  est  aut  imperiali 
servitio  non  detineiitur ,  adslnt  etiam  comltes ; 
quod  si  illi  defuerint,  adsint  eorum  vice  tales 
missi  qui  adimplere  valeant  quaecumque  utilia 
oorrigendi  studio  secundum  regulam  christianita- 
tis  ibidem  inventa  fuerint.   Sunt  autem  plurimae 

Hinschius,  Kirclienrecht.  III. 


necessitates  quae  aliter  emendari  non  possunt, 
nisi  in  huiusmodi  conventu.  Qui  tamen  conven- 
tus  quo  tempore  fieri  debeat ,  consideratione  me- 
tropolitani  vestrae  pietati  innotescendum  est, 
quod  plenius  vestra  auctoritate  ad  eum  convenia- 
tur."  Die  Bischöfe  schlagen  also,  um  das  Zusam- 
mentreten der  Synoden  zu  sichern ,  als  etwas 
Neues  vor,  dass  der  Metropolit  die  Anberaumung 
der  Synode  dem  Kaiser  anzeigt,  damit  er  den  (bei 
ihm  anwesenden)  Bischöfen  befehlen  kann  ,  ihr 
beizuwohnen.  In  c.  7  der  Synode  v.  Langres  v. 
859,  Mansi  15,  538:  „Poscendum  a  .  .  .  princi- 
pibus  nostris ,  ut  concilia  episcoporum  iuxta  an- 
tiquam  ecclesiae  observantiam  .  .  .  nullatenus 
omittantur,  sed  per  singulas  q.uasque  provincias 
saltem  semel  per  annos  singulos  cum  eorum  fa- 
vore  et  pia  exoratione  celebrentur"  kann  favor 
ebenfalls  nicht  eine  für  die  Abhaltung  jeder  Sy- 
node erforderliche  fürstliche  Genehmigung  be- 
deuten. Endlich  erwähnt  auch  die  Formel  für 
ein  Einberufungsschreiben  der  Suffraganbischöfe 
bei  R  0  z  i  e  r  e  recueil  n.  256 ,  2  ,  645 ,  nicht  der 
königlichen  Genehmigung. 

^  Salzburger  Convokationsschreiben ,  welches, 
wenn  es  nicht  für  die  Synode  zu  Riesbach  erlassen 
ist,  doch  jedenfalls  dieser  Zeit  angehört,  LL.  3, 
477  :  „et  praecipiatis  vestro  chorepiscopo,  ut  illuc 
veniat  et  archipresbyteris  vestris  seu  ceteris  primo- 
ribus  ecclesiasticis  et  de  illa  vestra  abbatia  illos 
proceres  monachos  quantos  vobis  videbitur" ;  Sy- 
node von  805  u.  807,  LL.  3,  479:  „synodus  epi- 
scoporum atque  abbatum  ceterorumque  ecclesia- 
sticorum  virorum  (clericorum)  de  provintia  Baiua- 
riorum."  Noyon  814 :  „synodum  invenitur  ha- 
buisse  (Vulfarium  archiepiscopum  Remensem) 
congregatis  secum  episcopis  suis  ...  et  chorepi- 
scopis  W.  Sp.  nee  non  et  abbatibus  (8)  .  .  .  cum 
cetero  clero,  presbyteris  et  diaconibus,  convocatis 
etiam  comitibus."  (4)  .  .  . ;  Mainz  847,  Mansi 
14 ,  899  :  „Rabanus  .  . .  archiepiscopus  .  .  .  cum 
coepiscopis  meis,  qui  ad  praedictam  dioecesim 
pertinent  .  .  .  cum  reliquis  coUegis  nostris  chor- 
episcopis,  abbatibus,  monachis,  presbyteris  et  ce- 
teris ecclesiasticis  ordinibus  ;"  Metz  888,  1.  c.  18, 
77 :  „et  Stephanus  vener.  abbas  et  multi  sacer- 
dotes  cum  comitibus  et  pluribus  nobilibus  et 
deum  timentibus  viribus  adfuerunt."  Das  Pariser 
Konzil  V.  829  1. 1.  c.  26  verlangt,  1.  c.  14,  556 :  „ut 
et  .  .  .  adsint  presbyteri  et  diaconi  et  omnes  qui 
se  laesos  existimant  (vgl.  c.  20  Antioch.  cit.)  .  . . 
etiam  unicuiusque  episcopi  eruditi  viri ,  quos  ad 
Christi  militiani  .  .  .  praeparat."  Vgl.  ferner,  na- 
mentlich auch  über  den  Zweck ,  zu  welchem  die 
Grafen  anwesend  waren,  Anm.  3. 
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li:il>eii  von  allen  Tlioilnclimcrn  nur  die  Bischöfe  bosesscu',  denen  aber  in  dieser  Be- 
ziehung die  Chorbischöfe  wohl  gleich  gestanden  haben  2. 

Von  einer  Bestätigung  der  Synodalbeschlüsso  durch  die  Herrscher  findet  sich 
keine  Spur,  und  wenn  sich  auch  ein  Fall  nach^veisen  lässt,  wo  sie  nachgesucht  wor- 
den ist'^,  so  ist  sie  doch  ebenso  wenig  rechtlich  nothwendig  gewesen,  wie  die  könig- 
liche Erlaubniss  zum  Zusammentritt  der  Synoden^. 

Was  Italien  wälirend  der  karolingischen  Zeit  betrifft,  so  sind  hier  Pro- 
vinzialsynoden  sowohl  für  den  Metropolitanbezirk  des  römischen  Bischofs-'',  wie  auch 
für  die  Provinzen  der  übrigen  Erzbischöfe''  sehr  selten  abgehalten  worden'^.  Soweit 
es  sich  um  die  Neuregelung  kirclilicher  Angelegenheiten  und  die  Entscheidung  wich- 
tiger Sachen  handelte,  sind  sie  durch  grössere  Synoden  ersetzt  worden,  während  der 
Erfüllung  ihrer  anderen  Aufgabe ,  der  Ueberwachung  und  Belebung  einer  strengen 
kirchlichen  Disciplin,   die  Verhältnisse   des  9.  Jahrhunderts  im  Allgemeinen  nicht 


*  Dies  ergiobt  die  S.  481.  n.  2.  citirte  Ueber- 
sclirift,  ferner  conc.  Mett.  von  888,  Mansi  18, 
77  :  ..haec  in  commune  praesules  lociiti  sunt", 
worauf  die  Kanoiies  folgen.  Auch  zu  Salzburg 
807,  LL.  3,  480 :  „moverunt  idem  episcopi  .  .  . 
questiones  de  decima  fldelium  populorum  .  .  . 
Lectis  inde  capitulis  ex  canonum  auctoritate  .  .  . 
invenerunt  IV  portiones  fleri  .  .  .  Tum  consen- 
serunt  ibi  cuncti  abbates,  qui  praesentes  aderant, 
huic  decreto  secundum  canones  et  reddiderunt 
portiones  episcoporum  episcopis  ea  ratione,  ut  ul- 
terius  exinde  inter  eos  nulla  discordia  oriretur,  sed 
concordia  deinceps  semper  manerent'',  d.  b.  die 
Rischöfe  bescliliessen  und  die  Aebte  konstatiren 
ihre  Unterwerfung  unter  den  Beschluss.  Auf  dem 
Konzil  V.  Mainz  v.  847  sind  zwei  Abtheilungen 
(turmae)  für  die  Yorberathung,  eine  aus  der  Welt- 
geistlichkeit, eine  aus  den  Aebten  gebildet  wor- 
den. In  der  ersteren  erscheinen  die  Bischöfe  als  die 
allein  massgebenden  Persönlichkeiten ,  und  die 
Aebte  und  Mönche  Averden  auf  die  Berathung  von 
Reformen  des  Klosterwesens  beschränkt,  Mansi 
14,  901.  lieber  die  Pflicht  der  Bischöfe  man- 
gels von  Hinderungsgründen  zu  erscheinen  ,  gilt 
ebenfalls  das  frühere  Recht.  Dies  zeigt  die  For- 
mel für  ein  Entschuldigungsschreiben  (etwa  von 
877)  bei  Ro  ziere  recueil  n.  527.  2,  647. 

2  Mangels  entscheidender  Quellenzeugnisse 
darf  dies  wohl  aus  der  damaligen  Stellung  der 
Chorbischöfe,  s.  Th.  II.  S.  165,  geschlossen  wer- 
den, umsomehr  als  sie  Raban ,  s.  S.  481.  n.  4, 
als  Kollegen  der  Bischöfe  bezeichnet. 

3  Von  der  cit.  Mainzer  Synode  v.  847,  s.  c.  31 
i.  f.,  Mansi  14,  912:  „Haec  vero  quae  vobis 
transniissa  sunt ,  petimus  ut  vestra  auctoritate 
flrmentur  et  si  quis  adversarius  illis  existere  vo- 
luerit,  praevalere  non  permittatur.  Dei  enim 
cooperatores  vos  esse  debetis  et  adiutores  s.  eins 
ecclesiae,  quatenus  religio  christiana  incontami- 
nata  teraporibus  regni  vestii  usque  in  finem  ser- 
vetur."  Die  Begründung  des  Gesuches  zeigt, 
dass  derErzbischofv.  Mainz  nicht  aus  rechtlicher 
Nothwendigkeit ,  sondern  behufs  sicherer  Durch- 
führung der  im  Einverständniss  mit  dem  König 
durch  die  Synode  angebahnten  Reformen  die  Be- 
stiitigung  des  letztern  nachsucht. 

*  Auffällig  erscheint  allerdings  zunächst  der 
Eingang    des    Kölner  Provinzialkonzils    v.  887, 


Mansi  18, 45  :  „convenerunt  in  urbe  Agrippinensi 
una  cum  consensu  ..  .imperatoris  Caroli  et 
Moguntinae  sedis Luidberti  archiepiscopi, 
Vvillibertus  .  .  .  eiusdem  praefati  archiepiscopus 
Franco  Tugrensis  episcopus  (folgen  die  Namen 
von  3  anderen  Suffraganen  Kölns),  cum  consensu 
Rimberti  vener.  episcopi,  praesentibus  etiam  bo- 
nao  devotionis  abbatibus  .  .  .  cum  praefatarum 
sedium  presbyteris  et  diaconis  et  laicis  quibus- 
dem  religiosis,  celebrata  synodo  ea  quae  subiecta 
sunt  .  .  .  promulgaverunt."  Indessen  erklärt  sich 
dieErwähnungdes  kaiserlichen  Konsenses  daraus, 
dass  das  erste  Geschäft  der  Synode  die  Konsekra- 
tion des  neugewählten  Bischofs  Drogo  von  Minden 
war,  s.  c.  1.  1.  c.  Die  Hervorhebung  der  Zustim- 
mung des  Erzbischofs  von  Mainz,  welcher  als  sol- 
cher keine  Genehmigung  zur  Abhaltung  von  Pro- 
vinzialkonzilien  in  der  Provinz  Köln  zu  geben 
hatte,  kann  daher  rühren,  dass  die  königliche  Er- 
laubniss zur  Weihe  des  Drogo  von  diesem  entspre- 
chend der  Formel  bei  R  0  z  i  e  r  e  recueil  2,  622  dem 
Kölner  Erzbischof  im  Auftrage  des  Kaisers  mitge- 
theilt  worden  ist,  s.  auch  Th.  II.  S.  530.  Für 
consensu  Rimberti  ist  wohl  zu  lesen  cum  con- 
sessu  Rimperti ,  was  auf  die  Betheiligung  des 
Bremer  Erzbischofes  deuten  könnte.  Die  Be- 
zeichnung Bischof  schlechthin ,  und  die  Erwäh- 
nung zwischen  den  übrigen  Bischöfen  und  den 
Aebten  lassen  aber  die  Vermuthung  Binte- 
rims,  deutsche  Konzilien,  3,  155.  n.  4,  dass  da- 
mit ein  Chorbischof  Rimbert  gemeint  sei,  begrün- 
deter erscheinen. 

5  Es  gehören  hierher  die  Synoden  v.  745  unter 
Zacharias,  Mansi  12,  382;  Hefele  3,  512; 
V.  798  unter  Leo  III.  (gegen  den  Adoptianis- 
mus),  Mansi  13,  1030;  Hefele  3,  721;  von 
862  unter  Nikolaus  I.  (gegen  Johann  v.  Ravenna), 
Mansi  15,  598,  und  von  869  unter  Hadrian  II. 
gegen  Photius,  1.  c.  16,  128  ff. 

6  Nachweisbar  sind  für  Aquileja  eine  Synode 
von  Friaul  v.  796,  Mansi  13,  829;  für  Mailand 
V.  842,  1.  c.  14,  790 ;  v.  860,  ep.  58  Nicol.  I.  v. 
867,  1.  c.  15,  334.  u.  v.863,  Maassen,  e. Mai- 
länder Synode.  Wien  1865.  S.  3. 

■^  Auf  der  in  vor.  Note  citirten  Synode  v.  Friaul 
wird  ebenfalls  bemerkt,  dass  „per  tot  temporum 
curricula  minirae  sit  reverendi  concilii  sessio  ce- 
lebrata." 
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günstig  waren.  Interessant  ist  aber,  dass  seitens  Nikolaus'  I.  in  einem  Falle  der 
pseudoisidorische  Grundsatz  von  der  Nothwendigkeit  der  päpstlichen  Bestätigung  der 
Konzilien  auch  auf  die  Provinzialsynoden  ^  zur  Anwendung  gebracht  worden  ist  2. 

Auch  nach  Auflösung  des  karolingischen  Reiches  ist  von  einer  regelmässigen 
Abhaltung  der  Provinzialsynoden  keine  Rede  gewesen.  Sie  sind  seit  dem  Anfang  des 
10.  bis  zur  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  nur  hin  und  wieder,  in  einzelnen  Provinzen 
allerdings  häufiger,  wie  in  anderen,  gewöhnlich  zur  Erledigung  einzelner  Angelegen- 
heiten ,  so  von  kirchlichen  Streitigkeiten ,  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarfällen 
und  von  verschiedenartigen  Verwaltungssachen  zusammengetreten  und  haben  nur 
selten  Anordnungen  allgemeinen  Charakters  erlassen  ^. 


1  S.  0.  S.  352.  n.  2  u.  Th.  II.  S.  11.  n.  7. 

'^  ep.  Nicol.  cit. :  „Decretoque  et  auctoritate 
praemlssa,  iussum  est  Mediolanl  eplscoponim 
concilium  flerl  .  .  .  sententlamque  ...  in  synodo 
auctoritate  nostra  convocata  nos  quoque  ,  ut  sacri 
canones  praecipiunt,  consensu  nostroflrmaYimus." 

3  In  diese  Zeit  fallen  in  dem  Erzbisthum  N  ar- 
bonne,  -welclies  seit  der  Zerstörung  des  Erzbis- 
thum s  Tarragona  auch  einen  Theil  Spaniens  mit- 
umfasste  ,  Wiltsch,  Hdbch.  d.  kirchl.  Geogra- 
phie 1,  309,  die  Synoden  von  Barcelona  906  und 
S.  Tiberius  (Diöcese  Agde)  907,  M  a  n  s  il8, 253  ff. 
(Streit  über  Abgaben  eines  Bisthums  an  das  Erz- 
bisthum ,  erst  auf  der  zweiten  erledigt ,  da  die 
erste  keine  „plena",  d.  h.  nicht  von  allen  Bischö- 
fen der  Provinz  besucht  war) ,  Barcelona  906 
(Bestätigung  von  Pfarreien  für  eine  Aebtissin)  1. 
c.  p.  257;  Jonqueres  (Diöcese  Magalona) ,  1.  c. 
p.  261  (Absolution  eines  Grafen  und  seiner  Fa- 
milie);  Fontcouvert  bei  Narbonne  911,  1.  c.  p. 
314  (Streit  über  die  Diöcesangrenzen  zwischen 
den  Bisthümern  Urgel  und  Pallaria) ;  Narbonne 
947  u.  Eine  947  (Bestätigung  einer  Bischofswahl, 
Publikation  der  päpstlichen  Absetzung  zweier 
Bischöfe  und  Restitution  derselben,  sowie  Ent- 
scheidung über  Präcedenz  eines  Bischofs) ,  1.  c. 
p.  415  ,  Narbonne  993  gegen  Beraubung  der  Kir- 
chen, 1.  c.  19,  103;  S.  Tiberius  1050  wegen  des- 
selben Gegenstandes,  1.  c.  p.  794 ;  1054  zur  Be- 
festigung und  Ausbildung  des  Gottesfriedens,  1. 
c.  p.  827  ;  in  der  R  h  e  i  m  s  e  r  Provinz  Trosle  921 
(Absolution  eines  Grafen),  Mansi  18,  343,  SS. 
3,  309;  Rheims  924  (Auferlegung  von  Bussen 
für  Theilnahme  am  Kriege),  1.  c.  p.  345 ;  Trosle 
924  (Busse  und  Genugthuung  eines  Grafen  für 
Verletzungen  des  Bisthums  Cambray),  Flodoard. 
ann.  SS.  3,  374;  Trosle'  927,  Flodoard.  ann.  SS. 
3,  377 :  „Syriodus  VI  episcoporum  .  .  .  habita, 
contradicente  rege  Rodulfo,  per  missos  Heriberti 
comitis  et  mandante  illi  ut  synodum  differret  si- 
bique  obviam  ad  Compendium  veniret.  Quod  ille 
agere  renuit ;  synodo  vero  interfuit.  Ubi  Herlui- 
nus  comes  ad  poenitentiam  venit  pro  uxore,  quam 
duxerat  alia  vivente;"  Mansi  18,  349;  Fimes 
935,  Flod.  1.  c.  SS.  3,  383:  „synodus  VII  epi- 
scoporum .  .  .  Artoldo  archiepiscopo  praesidente 
(Gegenbischof  gegenüber  dem  925  intrudirten 
Hugo,  Hefele  4,  580),  in  qua  praedones  et  ec- 
clesiasticarum  rerum  pervasores  ad  correctionem 
venire  vocantur."  Mansi  18,  373;  Soissons  941, 
Flod.  1.  c,  SS.  3,  388:  „Hugo  (v.  Paris)  et  He- 
ribertus   comites   episcopos   convDcant  Remensis 


dioeceseos.    Qui  tractant  de  statu  Remensis  ec- 
clesiae,  deflnientes,  ut  quoniam  Artoldus  episco- 
pus  iuraverat ,  quod  numquam  se  de  ipso  episco- 
patu  intromitteret ,   ad  ipsius  gubernationem  re- 
verti  non  deberet,  Hugo  vero,  fllius  Heriberti  co- 
mitis ,   qui  prius  ad   ipsum  episcopatnm  fuerat 
evocatus ,  clero  populoque  petente ,  ordinaretur 
episcopus".     S.  Thierry  953,  Flod.  1.  c. ,   SS.  3, 
402:  „synodusV  episcoporum,  Artoldo  archiepisc. 
praesidente.    Ad  quam  vocatus  Ragenaldus  comes 
ob  res  aecclesiasticas  ab  eo  pervasas ,  venire  no- 
luit,  sed  deprecatus  est  regem,  ne  excommunica- 
retur,  ut  ad  synodum  mitteret :   cuius  excommu- 
nicatio  ,  rege  petente ,  tunc  intermissa  est^".     S. 
Maria  972  „provin  Cialis  synodus",   Bestä- 
tigung der  Umgestaltung  eines  Stiftes  in  ein  Klo- 
ster, Mansi  19,   33;   Rheims  975,  Absetzung 
des  Bischofs  Theobald  v.  Amiens  unter  dem  Vor- 
sitze eines  päpstlichen  Legaten,    I.  c.  p. 
69;   um  985  von  Adalbero  eine  Synode  berufen, 
nur  das  Berufungsschreiben  1.  c.  p.  85  überlie- 
fert ,   Senlis  988  wegen  der  Gefangennahme  des 
Erzbischofs  Arnulf  allein  von  den  Rheimser  Suf- 
fraganen  abgehalten ,  Verhängung  von  Kirchen- 
strafen gegen  die  Thäter,    1.  c.  p.  95;    Rheims 
992  0.  993,  Bussaufforderuug  an  die  Beschädiger 
des  Kirchengutes,  1.  c.  p.  169. —  Provinz  Bour- 
ges  1031  über  den  Apostolat  des  Martialis  und 
Reformkanones    insbesondere     gegen    Simonie, 
Priester-Konkubinat ,  Ordination  von  Söhnen  der 
Geistlichen,  Mansi  19,  502;  Hefele  4,  690; 
Limoges  1031   betreffend  den  Apostolat  des  Mar- 
tialis, Exkommunikation  gegen  Friedensbrecher. 
Mansi  19,  507  ff. ;  Hefele  4,  692;  Bourges 
1038    Friedenssynode,    Kluckhohn,     Gesch. 
des  Gottesfriedens.   Leipzig  1857.    S.  35 ;    He- 
fele 4 ,  698 ;    Provinz   Bordeaux,    Charroux 
991,  Kanones  gegen  Beraubung  der  Kirchen  und 
Armen,  sowie  Vergewaltigung  des  Kirchengutes, 
Mansi  19,   89;    Poitiers  1000,  1.    c.    p.   267: 
„Guilelmo  Pictavcnse  duce  convocante  concilium 
.  .  .  convenerunt  episcopi  V  (Erzbischof  v.  Bor- 
deaux und  4  Suffragane  —  es  fehlt  nur  einer  — 
et   abbates   XII)    Friedensvereinigung    mit    den 
Grossen,     Kluckhohn,    Gottesfriede     S.    23, 
daneben  auch  Kanones  gegen  Simonie  und  Prie- 
sterkonkubinat. 

Von  deutschen  Synoden  gehören  hierher 
Trier  927,  habito  .  .  .  cum  suffraganeis  episcopis 
ac  reliquo  clero  generali  concilio  (Erzb. 
Rutger)  librum  canonicorum  decretorum  sua  in- 
dustria    componere    (compositum?)    in    medium 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  173. 


In  Frankreich  bezieht  sich  ihre  Thätigkoit  hauptsächlich  auf  Abwehr  der 
Eingriffe  und  Bedrückungen,  welche  die  Kirche  in  Folge  der  Schwäche  der  Königs- 
gewalt und  der  daraus  hervorgehenden  Gewaltthaten  der  weltlichen  Grossen  zu  er- 
leiden hatte ,  insbesondere  suchen  sie  im  11.  Jahrhundert  die  Bildung  von  Friedens- 
vereinigungen herbeizuführen  und  ebenso  wie  die  grösseren  zu  diesem  Zwecke 
gehaltenen  Synoden  ^  den  Gottesfrieden  zu  fördern  und  zu  befestigen. 

Ein  Versuch ,  die  Provinzialsynoden  wieder  regelmässig  und  periodisch  zu  ver- 
sammeln, ist,  soweit  sich  übersehen  lässt,  in  dieser  Zeit  allein  in  Deutschland  von  dem 
Erzbischof  Ar ibo  von  Mainz  (1021 — 1031)  gemacht  worden 2.    Diese  sollten  nicht 


protnlit  atque  conflrmavif'',  Mansi  18,  349; 
Duisburg  929,  welche  für  die  Blendung  des  Erz- 
bischofs V.  Metz  gegen  die  Thäter  die  Exkommu- 
nikation aussprach,  aber  auch  andere  Angelegen- 
heiten verhandelt  haben  muss ,  LL.  2 ,  551 ; 
Waitz,  Heinricli  I.,  2.  Bearbeitung  S.  139;  lle- 
gensbnrg  932,  LL.3,482:  „synodus  generalis" 
(Erzbischof  v.  Salzburg ,  die  Bischöfe  von  Eich- 
stedt.  Freising,  Passau,  ein  Chorbischof,  ein  Abt 
„cum  reliqua  non  modica  sacerdotum  coadunatio- 
ne")  ,  Visitations- und  Correktionssynode;  Mag- 
deburg 999 ,  gegen  den  Grafen  Werner ,  welcher 
seine  Braut  eigenmächtig  aus  dem  Kloster  ent- 
führt hatte,  Mansi  19,  235;  in  der  Mainzer 
Provinz  Gandersheim  1000  wegen  der  Jurisdik- 
tion über  das  dortige  Frauenkloster,  Thangm.  vita 
Bernw.  c.  18 ,  SS.  4,  767 :  „ipse  vero  episcopus 
(Erzbischof  Willigis  v.  Mainz)  . .  .  synodum  suam 
biduo  ante  s.  Andreae  natale  cum  banni  approba- 
tione  denunciat",  die  jedoch,  weil  die  Partei  des 
Bischofs  v.  Hildesheim  die  Synode  verlässt,  re- 
sultatlos bleibt,  s.  I.e.  c.  20 ;  B  o  e  h  m  e  r  -  W  i  1 1 
reg.  archiepisc.  Magunt.  1,  133;  Hefele4,  656; 
Nimwegen  1015,  Thietm.  chron.  VIII.  5,  SS.  3, 
863:  „magnus  flt  .  .  .  sinodus  et  .  .  .  Oddo 
(Graf  V.  Hammerstein)  et  uxor  eins  Irmirgerd, 
consanguinitate  proxima  iniuste  diu  coniuncti, 
ob  inobedienciam  continuae  vocacionis  excom- 
municati  sunt,  cooperatores  vero  eorum  ab  epi- 
scopis  vocantur  suis  ad  satisfaccionem" ;  Mainz 
1023,  vita  Meinwerc.  SS.  11,  146:  „Aribo  Mag. 
archiepisc.  imperatorem  in  pentecoste  Magon- 
tiam  invitavit,  ubi  et  concilium  geuerale  coa- 
dunavit,  in  quo  episcoporum  consilio  plura  quae 
deviaverunt ,  praecipue  tarnen  Ottonem  coraitem 
de  Hamerstein  et  Irmingardam  .  .  .  separare  dis- 
posuif;  Wolfher.  vita  Godehardi  post.  c.  19,  1. 
c.  p.  206;  Seligenstadt  1023  (nach  anderen  1022), 
Reformconcil  (beste  Ausgabe  von  Br esslau  in 
Hirsch,  Heinrich  II.  3,348,  vgl.  auch  daselbst 
S.  267);  Höchst  1024,  betreffend  die  Suspension 
des  Erzbiscbofs  durch  den  Papst,  Berufungs- 
schreiben bei  Jaffe,  mon.  Mogunt.  p.  358; 
Schreiben  der  Synode  an  den  Papst  1.  c.  p.  362 ; 
Bresslau  a.  a.  0.  S.  287;  Gandersheim  1025, 
Wolfkeri  vita  Godeh.  prior  c.  27,  SS.  11,  187: 
„Nam  de  Grona  rediens  quondam  sui  clericum 
Gandesheim  destinavit  (der  Erzbischof)  ibique 
interposito  VI  ebdomadarum  spatio  synodum 
suam  indicare  mandavit;  c.  28,  p.  188:  „archi- 
episcopus  .  .  .  Gandesheim  adiit  .  .  .  ibique  si- 
nodum  cum  suis  quos  conduxerat,  habuit,"  welche 
keine  deflniti  ve  Entscheidung  herbeiführt.  Bress- 
lau, Konrad  II.  1,  97,  ebenso  wenig  wie  die  früher 


zur  Entscheidung  des  Streites  1025  angesagte 
Gronaer  Synode,  auf  welcher  nur  4  Suffraganen  v. 
Mainz  und  der  Bischof  v.  Utrecht  erschienen  waren , 
a.  a.  0.  S.  55  ;  Seligenstadt  1026,  vita  Meinw.,  SS. 
11, 153 :  „Aribo  Mog.  archiep.  .  .  .  concilium  ge- 
nerale XII  episcoporum  (die  Theilnehmer,  unter 
ihnen  auch  ein  nicht  Mainzer  Suffragan  bei 
Bresslau  a.  a.  0.  S.  176.  n.  2  aufgezählt)  con- 
civit ,  in  quo  .  .  .  Godehardum ,  Hildenesheim. 
eccl.  episcopum  super  Gandinesheimensi  parro- 
chia  publice  convenit ,  quam  tarnen  sinodum 
unanimitas  fratrum  in  fuj;urum  annum  in  prae- 
sentiam  regis  comperendinavit",  Berufungsschrei- 
ben bei  Jaffe,  mon.  Mog.  p.  363;  Geisleden 
1028,  nochmaliger  vergeblicher  Versuch  Aribos, 
die  Gandersheimer  Angelegenheit  zu  verhandeln, 
Wolf,  vita  Godeh.  post.  SS.  11,  209  („  sinodum 
suam  concivit'Q,  ann.  Hildesh.  3,  97:  „sinodum 
gener alem  cum  suis  suifraganeis  episcopis  ba- 
buit,  in  qua  intcr  cetera  ecclesiastica  quidam 
homo  ingenuus  de  homicidio  .  .  .  incusatus,  can- 
denti  se  ferro  expurgavit"  (die  von  Pöhlde  1028 
hat  einen  besonderen  Charakter,  s.  darüber  S. 
485) ;  für  die  Provinz  Köln  zu  Aachen  1023, 
neben  einem  Reichstag  gehalten.  Streit  zwischen 
dem  Erzbischof  und  Bischof  von  Lüttich  wegen 
eines  Klosters,  Mausil9,  405;  Bresslau  in 
Hirsch,  Heinrich  II.  3 ,  260.  Für  Italien  nur 
nachweisbar  in  der  Provinz  Ravenna  Ravenna 
954,  Klage  des  Bischofs  v.  Ferrara  wegen  entzo- 
gener Kirchengüter,  Mansi  18,  439;  Modena 
973,  Güterstreitigkeit  zwischen  den  Bischöfen  v. 
Bologna  u.  Parma,  1.  c.  19,  41  (;,synodus  de  qui- 
busdam  necessariis  et  utilibus  regni  ecclesiarum 
Status  rebus  habita'')  ;  Ravenna  v.  974  Verordnung 
gegen  simonistische  Abtswahl ,  1.  c.  p.  60 ;  998 
Ravenna,  3  Kanones  gegen  simonistische  Ueber- 
lassung  der  Hostie  und  des  Chrisma,  gegen  solche 
Weihen  und  ähnliches  ,  1.  c.  p.  217  ;  Ravenna 
1014 — 1016,  zur  Beseitigung  von  Missständen, 
welche  sich  während  einer  längeren  Vakanz  und 
in  Folge  der  Intrusion  eines  Bischofs  eingeschli- 
chen hatten,  1.  c.  p.361;  in  der  Provinz  Aqui- 
lej  a,  Verona  993  u.  994  (Klage  wegen  verwei- 
gerter Subjektion  von  Geistlichen  seitens  eines 
Bischofs),  Mansi  19,  197. 

Wegen  Englands  und  der  Normandie  s. 
§.  177. 

1  Vgl.  §.  176. 

2  ep.  Aribon.  ad  episc.  Wirceb.,  Jaffe  mon. 
Mog.  p.  359  :  ,,  Cum  nobis  antiquorum  patrum 
praecipiant  instituta  bis  in  anno  generalia  ce- 
lebrare  concilia ,   bonum  et  utile  mihi  videtur. 
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nur  der  Beförderung  kircMiclier  Reform  dienen,  sondern  auch  eine  engere  Verbindung 
der  Suffraganen  mit  ihrem  Metropoliten  anbahnen  i,  und  eine  festere  Vereinigung  der 
Bischöfe  zum  Schutz  gegen  die  fortschreitende  Ausdehnung  der  Jurisdiktion  des 
Papstes  schaflfen  2.  Von  Erfolg  sind  diese  Bestrebungen  indessen  nicht  gewesen ,  da 
es  dazu  der  Unterstützung  des  deutschen  Königthums  bedurft  hätte,  das  letztere  aber 
auch  während  dieser  Zeit  seiner  früheren  Politik,  die  kirchlichen  Angelegenheiten  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Papstthum  zu  erledigen,  treu  geblieben  ist. 

Seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  beginnt  zur  Durchführung  der  von  dem 
Papstthum  unternommenen  Reformen  eine  rege,  von  demselben  in  das  Leben  gerufene 
Synodalthätigkeit.  Diese  äussert  sich  allerdings  hauptsächlich  in  der  Berufung  von 
Generalsynoden  seitens  der  Päpste  selbst  ^  und  in  der  Veranstaltung  von  gemein- 
schaftlichen Synoden  verschiedener  Provinzen  durch  päpstliche  Legaten  ^^  immerhin 
sind  aber  auch  mehrfach  Provinzialsynoden  zu  demselben  Zwecke  und  zur  Erledigung 
damit  zusammenhängender  Angelegenheiten  theils  auf  direkten  Befehl  des  Papstes '', 


ut  huiusmodi  institutio  nostrls  temporibus  s altem 
semel  annnnatim  minus  negligatur".  Das  be- 
weist auch  die  Zahl  der  unter  ihm  abgehaltenen 
Konzilien,  s.  dazu  Bresslau  bei  Hirsch, 
Heinrich  11.  3,  267.  Wenn  der  letztere  a.  a.  0. 
S.  258.  n.  8  indessen  wegen  der  Bezeichnung: 
„concilium  generale"  die  Qualität  des  Mainzer 
Konzils  von  1023  als  Provinzialsynode  bezweifelt, 
so  ist  darauf  hinzuweisen  ,  dass  jene  häufig  für 
diese  Art  von  Konzilien  gebraucht  wird,  s.  die  ep. 
cit.  und  die  Oitate  S.  483.  Anm.  3;  ebensowenig 
ist  die  Synode  v.  Höchst  ( 1024)  ein  Nationalkonzil 
(so  Bresslau  a.  a.  0.  8.  281)  gewesen,  dies 
ergiebt  das  erhaltene  Einladungsschreiben ,  ep. 
cit.  Aribon. ,  und  wenn  selbst ,  was  zweifelhaft 
ist,  die  von  Aribo  als  „consilii  cooperatores"  ein- 
geladenen Bischöfe  v.  Köln  u.  Trier  erschienen 
wären,  vgl.  Bresslau  a.  a.  0.  S.  289.  n.  6,  so 
würde  das  nichts  ändern  ,  da  mitunter  auf  den 
Provinzialkonzilien  auch  andere  Bischöfe  als  Suf- 
fraganen anwesend  waren.  Nur  die  Synode  von 
Pö  hlde  von  1028,  welche  Aribo  zur  nochmaligen 
Verhandlung  der  Gandersheimer  Sache  aus  An- 
lass  der  dortigen  Anwesenheit  einer  Reihe  von 
Bischöfen  und  des  Kaisers  zusammenbrachte,  vita 
Godehardi  prior  c.  35,  SS.  11,  193:  „imperatore 
.  .  .  Phalidi  aliquandiu  residente  metropolitanus 
cum  episcopis,  qui  tunc  forte  herilis  servitii  gra- 
tia  curti  aderant,  consilians  ibi  synodum  pro  posse 
concivit  et  illo  .  .  .  Godaehardum  (v.  Hildesheim) 
magis  imperatoris  et  confratrum  iussione  quam 
canonica  adlegatione  vocari  praecepit"  war  ein 
Konzil,  welches  mehr  den  Charakter  einer  Reichs- 
ais Provinzialsynode  hatte,  weil  auf  demselben 
(s.  1.  c;  Bresslau,  Konrad  II.  1,  255.  256) 
ausser  dem  Erzbischof  Mainz  und  mehreren  sei- 
ner SulTraganbischöfe  noch  2  Suffraganen  v.  Köln, 
der  Erzbischof  von  Magdeburg  mit  einem  Suffra- 
gan,  ein  Suffragan  von  Hamburg,  ausserdem  aber 
auch  unus  episcopus  Romanus  et  alius  Graecus, 
ersterer  wahrscheinlich  der  Patriarch  v.  Aquileja, 
anwesend  waren. 

1  Einleitung  d.  Konz.  v.  Seligenstadt  v.  1023, 
Bresslau  a.  a.  0.  S.  349:  „quatenus  cum  com- 
muni  praedictorum  consilio  atque  consensu  mul- 
timoda   divinorum  offlciorum  atque   synodalium 


legum  componeretur  dissensio  et  disparilitas  no- 
strarum  singularium  consuetudinum  honesta  con- 
sensione  redigeretur  in  unum.  Inconveniens  qui- 
dam  sancto  illi  conventui  visum  est,  quod  mem- 
bra  capiti  discordarent  et  illa  diversitas  in  unius 
compagine  corporis  esset". 

2  Vgl.  conc.  Seligenstadt  V.  1023,  Bresslau 
bei  Hirsch,  Heinrich  II.  3,  352,  c.  10 :  „Decre- 
vit  s.  synodus ,  ut  nullus  Romam  eat,  nisi  cum 
licentia  episcopi  sui  vel  eins  vicarii" ;  c.  18 : 
.,Quia  multi  tantä  mentis  suae  falluntur  astutia, 
ut  in  aliquo  capitali  crimine  inculpati  poeniten- 
tiam  a  sacerdotibus  suis  accipere  nolint,  in  hoc 
maxime  conflsi,  ut  Romam  petentibus  apostolicus 
omnia  dimittat  peccata,  s.  concilio  visum  est,  ut 
talis  indulgentia  Ulis  non  prosit,  sed  prius  iuxta 
modum  delicti  poenitentiam  a  suis  sacerdotibus 
iniunctam  adirapleant  et  tunc ,  Romam  ire  si 
velint,  ab  episcopo  proprio  licentiam  et  episto- 
lam  ad  apostolicum  ex  hisdem  rebus  refereudam 
accipiant";  vgl.  Bresslau  a.  a.  0.  S.  268.  270, 
s.  aber  auch  andererseits  Boehmer-Will, 
regest,  p.  XLVIII. 

3  S.  §.  175. 

4  S.  §.  176. 

5  So  schon  auf  Stephans  X  Anordnung  die  Sy- 
node für  Mailand  zu  Fontanetum  bei  Novara  behufs 
Beilegung  der  von  Ariald  und  Landulph  wegen  des 
Konkubinats  der  Geistlichen  erregten  Wirren,  Ar- 
nulfl  gesta  III.  12,  SS.  8,  20;  Man  si  19,  865  ; 
H  e  f  e  1  e  4,  792  ;  Anweisungen  Gregors  VII  von 
1075  an  die  Erzbischöfe  v.  Köln  und  v.  Mainz, 
reg.  II,  67:  „cum  fratribus  et  coepiscopis  tuis 
concilium  te  cogere  suademus.  In  quo  ,■  quam 
maximo  poteris  clericorum  cetu  congregato  leges 
canonica s  per  sedis  apostolicae  auctoritatem  et 
confratrum  omnium  patenter  promulgabis",  und 
reg.  III,  4,  Jaffa'  mon.  Greg.  p.  188.  208  zur 
Publicirung  der  Verordnungen  gegen  Priesterehe 
und  Simonie,  s.  auch  ep.  Sigifr.,  Jaffe  mon. 
Bamb.  p.  97,  jedoch  wurde  die  nach  anfäng- 
lichem Sträuben  Siegfrieds  v.  Mainz  1075  zu 
Mainz  abgehaltene  Synode  in  Folge  des  Tumultes 
der  über  die  Verordnungen  erbitterten  Kleriker  • 
abgebrochen,  Lamberti  ann.  SS.  5,  230;  Boeh- 
mer-Will reg.  p.  205;  ähnlich  war  es  schon 
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thoils  diircli  I>('g;iton  dcdsclboii '  {ibgclialtcn  worden.  Neben  ihnen  kommen  indessen 
auch  derartige  Konzilien  für  Sachen ,  welche  das  Interesse  der  ganzen  Kirche  bo- 
rttlirten  -,  oder  für  solche  Angelegenheiten,  in  welchen  vom  Papst  eine  Entscheidung 
beanspruclit ^  oder  von  anderer  Seite  eine  solche  gefordert  worden  war*,  vor. 

Endlich  haben  die  Erzbischöfe  selbst  aus  eigener  Initiative,  wie  in  früherer  Zeit, 
Provinzialsynoden ,    meistens  freilich  zur  Erledigung   einzelner  Angelegenheiten  ^, 


vorher  auf  dem  Konzil  v.  Erfurt  1074,  welches 
ebenfalls  auf  päpstliche  Veranlassung  veranstaltet 
war,  zugegangen,  SS.  5,  218;  llefele  5,25; 
Boehmer-Will  p.  201. 

1  Benevent  1061,  Mansi  19,  435  („inter  ce- 
tera, quac  in  eadcm  synodo  .  .  .  emcndata  sunt") ; 
Auch  1068,  1.  c.  p.  1063  (denn  der  päpstliche 
lA^gat,  welcher  es  abgehalten  hat,  hat  dies  sicher 
nicht  bloss  wegen  des  Besclilusses  über  die  Ent- 
richtung der  quarta  deciaiaruin  an  die  Kathedral- 
kirchen gethan);  Gerona  1078  für  die  Provinz 
Narbonne  (der  Erzbischof  fehlt,  weil  er  exkom- 
niunicirt  war,  Hefele5,  109.  117,  andererseits 
ist  mit  dem  der  Provinz  Auch  angehörigen  Le- 
gaten ein  Bischof  aus  derselben  anwesend)  na- 
mentlich gegen  Simonie,  Anstellung  der  Söhne 
von  Klerikern  und  gegen  Konkubinat  der  letz- 
teren, Mansi  20,  517;  Toulouse  1079,  Exkom- 
munikation eines  simonistischen  Bischofs,  1.  c. 
20,  457;  Hefele  5,  48;  Foligno  1144:  „conci- 
lium  generale"  (vielleicht  für  den  römischen  Me- 
tropolitansprengel  von  einem  Legaten  berufen), 
nichts  Näheres  bekannt,  Mansi  21,  695;  Mont- 
pellier 1195  für  Narbonne,  Erneuerung  von 
Kanones  der  3.  Lateransynode,  und  Anordnungen 
gegen  Ketzereien  und  Räubereien,  1.  c.  22,  667. 

2  Hierher  gehört  das  Konzil  v.  Poitiers  1075, 
betreffend  Berengar  v.  Tours ,  abgehalten  von 
einem  päpstlichen  Legaten,  Mansi  20,  447; 
Hefele  5,  47;  Soissons  für  Rheims  1121,  Yer- 
urtheilung  der  Schriften  Abälards  in  Gegenwart 
eines  solchen,  Mansi  21,  265;  Hefele  5, 
321. 

3  Pavia,  von  einem  päpstlichen  Legaten  im 
Auftrage  des  Papstes  1129  berufen  zur  Exkom- 
munikation des  Erzbischofs  voji  Mailand,  weil  er 
den  Gegenkönig  Konrad  gekrönt,  Mansi  21,  373  ; 
Bernhardi,  Lothar  v.  Supplinburg  S.  207; 
Konzil  der  Mailänder  Suifraganeu  auf  Veran- 
lassung des  Papstes  zur  Wahl  eines  neuen  Erz- 
bischofes,  1.  c.  p.  499. 

4  So  hat  Erzbischof  Siegfried  v.  Mainz  zu  der 
Synode,  welche  er  wegen  -des  Thüringer  Zehnts 
1073  halten  wollte,  um  die  Sendung  eines  päpst- 
lichen Legaten  nachgesucht,  Mansi  20,  53  (auf 
derselben,  Erfurt  1073,  ist  ein  solcher  aber  nicht 
erschienen,  Boehmer-Will  p.  296;  He- 
fele 4,  895).  Vielleicht  gehört  hierher  das 
Konzil  von  Benevent  1119,  wo  ein  Kardinal- 
bischof und  zwei  Kardinäle  anwesend  waren, 
Mansi  21,  258;  Lagny  für  Rheims  1143  auf 
Appellation  von  Mönchen,  denen  das  Recht  der 
Abtswahl  vom  Bischöfe  bestritten ,  durch  einen 
Legaten  berufen ,  1.  c.  p.  581  ;  Merseburg ,  im 
Auftrag  des  Papstes  1156  vom  Erzbischof  von 
Magdeburg  mit  seinen  Suffraganen  zur  Entschei- 
dung eines  Zehntstreites  abgehalten,  1.  c.  p.  845  ; 
Hefele  5,  501. 


5  Rheims  1074,  „generalis  synodus", 
Mansi  20,  443,  Stiftungen  zu  Gunsten  eines 
Klosters,  1.  c.  p.  441;  Benevent  1075,  Streit 
zwischen  einem  Kloster  u.  einem  Bischof,  1.  c. 
p.  445;  Saintes  1075  (Pr.  Bordeaux),  Bestäti- 
gung einer  Klosterstiftung,  „synodus  ge- 
neralis" (von  Hefele  5,  48  deswegen  irrig 
für  eine  aqultanische  Generalsynode  erklärt), 
Mansi  20,  48;  Compicgne  1085  für  Rheims, 
liestätigung  der  Exemtion  eines  königlichen 
Klosters  daselbst ,  auch  3  Bischöfe  aus  der  Pro- 
vinz Sens  anwesend,  1.  c.  p.  609;  Glocester 
1085  für  Kanterbury,  1.  c.  p.  603  (nichts  Nähe- 
res) ;  Narbonne  1090,  Streitigkeit  zwischen  einem 
Kloster  u.  Erzbischof,  1.  c.  p.  729;  Soissons  (Pr. 
Rheims) ,  gegen  Ketzerei  eines  Klerikers ,  1.  c. 
p.  741 ;  H  efele  5,  181 ;  Rheims  1092  gegen  das 
vom  Grafen  v.  Flandern  beanspruchte  Spolien- 
recht,  Mansi  20,  745;  Rheims  1097,  Streit 
zwischen  einem  Abt  u.  einem  Mönch  über  dessen 
Gehorsamsverpflichtung ,  1.  c.  p.  941 ;  S.  Omer 
für  Rheims  1099 ,  Friedenssynode  u.  Kanones 
zum  Schutz  der  Kirchen  und  Geistlichen  ,  1.  c. 
p.  969;  Mailand  1103,  wegen  der  Anfeindung 
des  Erzbischofs  durch  die  strengere  Partei  ,  1.  c. 
p.  1135;  Rheims  1104,  Streit  wegen  Kloster- 
Exemtion  auf  Grund  eines  gefälschten  päpst- 
lichen Privilegs,  1.  c.  21,  5;  Berufung  einer 
Mainzer  Provinzialsynode  nach  Erfurt  1105  oder 
1106,  Sudendorf  rcgistr.  Jenae  1849.  2,  116; 
Rheims  um  1112,  Streit  zwischen  Kanonikern  u. 
Mönchen,  Mansi  21,  69;  Rheims  1114,  Be- 
stätigung einer  Klosterschenkung,  1.  c.  p.  113; 
Dijon  1117  für  Vienne  (Näheres  nicht  bekannt), 
1.  c.  p.  161;  Mainz  1125,  betreffend  den  Würz- 
burger Bischofsstreit,  Jaffe  mon.  Bamb.  p.398. 
408;  Hefele  5,  352;  Torcello  1127  für  Grado, 
Streit  zwischen  einem  Bischof  und  Kanordkern, 
Mansi  21,  347;  Arras  für  Rheims  1128,  Er- 
setzung von  Nonnen  in  einem  königlichen  Kloster 
durch  Mönche,  1.  c.  p.  372;  Narbonne  1134, 
wegen  der  Verwüstung  der  Diöcese  Eine,  durch 
die  Sarazenen,  1.  c.  p.  497;  Köln  1138,  Streit 
über  die  Präcedenz  unter  den  Pröpsten,  auch  an- 
wesend ein  Suffrägan  v.  Mainz  u.  Rheims ,  1.  c. 
p.  519;  Rheims  1141,  „synodus  generalis", 
Bestätigung  von  Besitzungen  eines  Stifts ,  1.  c. 
p.  575;  Tarragona  1146,  Stiftung  einer  Verbrüde- 
rung ,  Gams,  Kirchengesch.  v.  Spanien  III. 
1,  156;  Erfurt  1148,  nicht  Diöcesansynode,  wie 
Boehmer-Will  p.  341  angiebt,  Erledigung 
verschiedener  Angelegenheiten  auf  Wunsch  des 
Papstes,  1.  c.  p.  749:  Jaffe  mon.  Corbeiens. 
p.  298;  Hefele  5,  463  und  sich  daran  an- 
schliessend Mainz  1149,  11.  cc.  ;  Salzburg  und 
Regensburg  1150,  Mansi  21,  749,  nichts  Nähe- 
res; Venedig  für  Grado  1152,  betr.  die  Rechte 
einer  Kirche,  1.  c.  p.  751.  772;  Trier  1152,  we- 
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seltener  zur  Durcliftihrung  von  Reformen  ^  und  zum  Erlass  anderer  allgemeiner  An- 
ordnungen^ veranstaltet. 

Eine  periodische  Regelmässigkeit  in  der  Abhaltung  der  Synoden  ist  nach  Lage 
unserer  Quellen  nicht  zu  erkennen.  Bringt  man  aber  auch  selbst  in  Anschlag,  dass 
unsere  Ueberlieferungen  nicht  vollständig  sind,  und  dass  die  Provinzialsynoden, 
welche  nach  unserer  Kenntniss  nur  einzelne  spezielle  Sachen  erledigt  haben ,  wahr- 
scheinlicher Weise  wenigstens  zum  Theil  sich  mit  Angelegenheiten  von  allgemeiner 
Bedeutung  für  ihre  betreffende  Provinz  beschäftigt  haben,  so  lässt  sich  doch  aus 
inneren  Gründen  behaupten ,  dass  durch  eine  Vermehrung  unseres  Quellenmateriales 
ein  anderes  Resultat  nicht  gewonnen  werden  wird. 

Das  Institut  der  Provinzialsynoden  hatte  ursprünglich  den  Zweck ,  das  Rechts- 
leben der  zu  einer  Provinz  verbundenen  bischöflichen  Diöcesen  zu  regeln,  über  die 
Aufrechterhaltung  der  kirchlichen  Disciplin  zu  wachen  und  eine  Reihe  von  Verwal- 
tungs-  und  richterlichen  Geschäften  wahrzunehmen.  Ihre  Hauptbedeutung  beruhte 
in  den  beiden  ersten  Funktionen.  Aber  gerade  für  die  selbstständige  Erfüllung  der- 
selben blieb  ihnen  in  dem  hier  fraglichen  Zeiträume  vom  10.  bis  zum  13.  Jahrhundert 
kein  freies  Feld  mehr.  Eine  Neigung  zur  Durchführung  einer  strengen  kirchlichen 
Disciplin  war  am  Anfange  dieses  Zeitraumes  weder  bei  dem  niederen  Klerus  noch  bei 
den  Bischöfen  vorhanden.  Wichtige  kirchliche  Angelegenheiten  wurden  nach  dem 
Verfall  des  karolingischen  Reiches  in  den  einzelnen  Ländern  auf  den  von  den  Herr- 
schern derselben  einberufenen  oder  mit  ihnen  abgehaltenen  Synoden  erledigt'^,  und 
da,  wo  das  Königthum,  wie  in  Frankreich  während  des  10.  Jahrhunderts  zu  schwach 
war,  um  den  Unordnungen  zu  steuern  und  der  Kirche  Schutz  zu  gewähren,  traten  die 
Bischöfe  lieber  in  grösserer  Anzahl  zusammen ,  um  sich  der  Bedrückungen  und  der 
Kirchenberaubungen  zu  erwehren  4.  Die  enge  Verbindung  des  Kaiserthums  und  des 
Papstthums  seit  Otto  d.  Gr.  erleichterte  es  dem  letzteren ,  auch  eine  Reihe  von  Ver- 
waltungs-  und  richterlichen  Angelegenheiten  an  sich  zu  ziehen.    Unter  diesen  Ver- 

nigstens  wahrscheinlich  nach  dem  Diplom ,  1.  c.  qneque  ad  religionis  Studium  carltatisque  fervo- 

p.  761 ;  Köln  1182,  Streitsache  z"wlsc]ien  Bischof  rem  conducerent,    modis  omnibus    conciliahat"; 

und  Klerikern,  1.  c.  p.  763;  Bourgueil  bei  Tours  Hohenau  für  Salzburg  1178,  zur  Wiederherstel- 

1154:  „negotia  provinciae",   I.e.  p.  833;    Halle  liing  der  Ordnung  nach  dem  Schisma  und  Durch- 

1176    für  Magdeburg  gegen   die   Ritterturniere,  fülirung    der    Obedienz    gegen   Alexander   III, 

1.  c.  22,  167;    Tarragona  1180,  über  Datirung  v.  Mansi  22,  209;   Dublin  1186,  gegen  Konkubi- 

Urkunden,  1.  c.  p.  471;  Aquileja  1181,  Einfüh-  nat  der  Geistlichen,  1.   c.   p.  524;    Hefele  5, 

rung  der  vita  communis,  1.  c.  p.  471;    für  Trier  648. 

Mouson,  von  Folmar  berufen,  auf  welcher  2  ^ix  1112,  über  die  Bezahlung  der  Quart  u.  die 
die  Anhänger  des  kaiserlichen  Bischofs  nicht  Diöcesan-Dimissorialien,  Mansi  21,  73 ;  Nantes 
erschienen  und  zum  Theil  exkommunicirt ,  zum  für  Tours  1127  auf  Veranlassung  des  Grafen  von 
Theil  abgesetzt  worden  sind,  1.  c.  p.  509;  He-  Bretagne,  Verzicht  auf  Stranclrecht,  daneben  aber 
feie  5,  647;  Köln  1187,  Berathung  wegen  auch  Reformkanones  gegen  incestuose  Ehen, 
Schutz  des  Erzbisthums  gegen  Angriffe  des  Kai-  Ordination  von  Priestersöhnen  und  Vererbung 
sers  und  Bestätigung  einer  Klosterschenkung,  der  Beneüzien,  1.  c.  p.  351 ;  Rheims  1157,  gegen 
Mansi  22,  536;  Sens  1199,  Verurtheilung  von  Ketzereien,  Kirchenräuber,  Turniere,  Miss- 
Ketzern,  1.  c.  p.  683;  1209  Mainz,  nichts  Wei-  brauche  bei  Anstellung  von  Geistlichen  und  Er- 
teres  als  zwei  Urkunden  für  Klöster,  Winkel-  neuerung  des  Gottesfriedens,  1.  c.  p.  843;  1173 
mann,  Philipp  v,  Schwaben  2,  484.  Lerida  für  Tarragona,  grössere  Anzahl  von  Re- 
1  Mainz  1154,  vita  Arnoldi  archiep.,  Jaffe  formkanones,  Tejada,  coleccion  de  concilios  3, 
mon.  Mog.  p.  612:  „auctoritate  apostolica  in  Le-  278;  Garns,  Kirchengesch.  v.  Spanien  III.  1, 
tare  Jherusalem  (14.  März)  totius  sui  metropoli-  205;  Aquileja  1184,  Strafandrohungen  gegen 
tanatus  convocato  concilio,  manifestam  hominum  Kirchenräuber,  Mansi  22,  493;  Laval  für  Tours 
suspectionem  ,  quantum  potuit  per  se  et...  1207,  nur  ein  Kanon  über  Anlegung  von  Kirchen- 
episcopos  qui   presentes   et   cooperatores    erant,  archiven  erhalten,  1.  c.  p.  757. 

canonicis   edictis   et   legibus    a  cleri  eliminavit  3  s.  §.  177. 

consortio    aliaque  quae    ad   domus  dei  decorem  ^  S.  §.  175. 
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hältiiissen  war  an  üiiio  Stärkung  der  seit  der  karolingisclien  Zeit  wesentlich  ge- 
schwäcliten  Maclitbefugnissc  der  Metropoliten,  welche  die  Vorbedingung  eines  regel- 
mässigen Funktionirens  des  Institutes  der  Provinzialsynoden  war,  nicht  zu  denken. 
Weder  der  Papst,  noch  die  weltlichen  Herrscher  oder  die  einzelnen  Suffraganbischöfe 
hatten  ein  Interesse  an  der  Kräftigung  derselben,  da  eine  solche  nur  auf  Kosten  ihrer 
eigenen  Stellung  geschehen  konnte  ^. 

Als  dann  seit  der  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts  die  Kurie  die  Kirchenreform  un- 
abhängig vom  deutschen  Kaiserthum  in  die  Hand  nahm  und  ihre  auf  Gründung  einer 
päpstlichen  Universalherrschaft  gerichtete  Politik  verfolgte,  waren  es  die  von  den 
Päpsten  selbst  einberufenen  Generalsynoden  und  im  Anschluss  daran  die  von  den 
Legaten  derselben  abgehaltenen  Konzilien  grösserer  kirchlicher  Gebiete,  auf  welchen 
die  neuen  reformatorischen  Anordnungen  erlassen ,  verkündet  und  zur  Durchfülirung 
gebracht  wurden.  Wenngleich  zu  diesen  Zwecken  hin  und  wieder  auch  Provinzial- 
synoden benutzt  worden  sind  2,  so  konnte  doch  durch  diese  ihre  Verwendung  zu  päpst- 
lichen Publikations-  und  Vollstreckungsorganen  ein  Institut  nicht  wieder  belebt  wer- 
den, dessen  Gedeihen  dadurch  bedingt  war,  dass  der  Schwerpunkt  des  kirchlichen 
Lebens  in  den  einzelnen  Theilen  der  Kirche  ruhte ,  während  dasselbe  schon  damals 
in  massgebender  Weise  allein  von  einem  einzigen  Mittelpunkt,  von  Rom,  aus  be- 
stimmt wurde. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen ,  dass  innerhalb  dieser  Zeit ,  wo  sich  die  Umbil- 
dung der  Provinzialsynoden  zu  einem  von  dem  ursprünglichen  Charakter  wesentlich 
verschiedenen  Institut  vollzieht,  nachdem  sich  diese  schon  seit  Gründung  der  Ger- 
manenreiche angebahnt'^  und  im  karolingisclien  Frankenreiche  fortgesetzt  hatte "^j 
keine  allgemeinen,  sich  auf  die  Provinzialsynoden  beziehenden,  ihr  Recht  regelnden 
Anordnungen  ergangen  sind. 

Die  Zusammensetzung  der  Provinzialsynoden ,  für  welche  in  dieser  Zeit  die  Be- 
zeichnung: synodus  generalis  oder  conciUiim  generale  nicht  selten  ist^,  ja  sogar  auch 
die:  concilium  universale^  vorkommt,  ist  daher  im  wesentlichen  dieselbe  wie  früher  ge- 
blieben. Es  erscheinen  unter  dem  Vorsitze  des  Erzbischofes  ^  oder  des  berufenden 
päpstlichen  Legaten  ^  die  Suffraganbischöfe  ^  als  Mitglieder  mit  entscheidendem  Stimm- 


1  Für  die  Herrscher  kam  namentlich  das  Recht 
der  Besetzung  der  Bischofsstühle,  wodurch  das 
alte  Prüfungs-  und  Bestätigungsrecht  des  Erz- 
bischofs und  der  Provinzialsynoden  beseitigt  war, 
in  Frage,  s.  Th.  II.  S.  512.  537. 

2  S.  0.  S.  485. 

3  S.  0.  S.  475  ff. 

4  S.  0.  S.  479. 

5  So  namentlich  in  Deutschland,  s.  S.483.  n.  3 
(Provinz  Trier,  Regensburg  und  Mainz) ;  S.  484. 
n.  2;  aber  auch  in  Frankreich  (S.  486.  n.  5); 
Köln  M.  21 ,  519.  Im  Hinblick  auf  den  Erz- 
bischof wird  die  Provinzialsynode  auch  „syno- 
dus sua"  genannt,  S.  483.  n.  3  (Provinz  Mainz). 

^  Mit  Bezug  auf  die  von  Siegfried  von  Mainz 
im  Auftrag  Gregors  VII.  auszuschreibende  Sy- 
node erzählt  Berthold  ann.  SS.  5,  278  :  ,^Et  quia 
causae  communes  sunt ,  praecepit  .  .  .  papa  ob 
eas canonice difflniendas Mogonciaci  universale 


fleri  concilium.  Quod  iam  archiepiscopus 
suis  suffraganeis  16  Kai.  Sept.  observandum  in- 
notuit.  Qui  iam  tunc  inobedientiam  praemedi- 
tantes  contempto  apostolico  praecepto  infectum 
dimiserant." 

■7  Das  zeigen  die  Anführungen  S.  483.  Aus- 
nahmsweise fehlt  er,  so  Senlis  988,  hier,  weil  er 
gefangen  ist,  Mansi  19,  95. 

8  S.  S.  486.  n.  1  ff. 

9  S.  die  Anmerkungen  S.483  ff.  Legaten  der 
Bischöfe  zu  Narbonne  1054,  Mansi  19,  827;  zu 
Gerona  (Archidiacon)  1078  1.  c.  20,  520;  ferner 
auch  zu  Montpellier  1195  „internuntii"  dersel- 
ben,  1.  c.  22,  667.  Nach  ihrer  Aufzählung 
neben  den  Bischöfen  und  ihren  Unterschriften 
(1.  c.  22,  667  bezieht  sich  das  „de  assensu  om- 
nium"  auf  die  Bischöfe  und  ihre  Vertreter)  kann 
nicht  gezweifelt  werden,  dass  sie  entschei- 
dendes Stimmrecht,  wie  ihre  Machtgeber,  be- 
sessen haben. 
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recht,  ferner  Aebte  und  andere  Geistliche  '.  Auch  eine  Betheiligung  von  Laien 2, 
namentlich  weltlicher  Fürsten  und  Grossen,  insbesondere  derjenigen,  auf  deren  An- 
regung das  Konzil  einberufen  war  oder  deren  Mitwirkung  es  zur  Ausführung  der 
Beschlüsse  desselben  bedurfte^,  kommt  vor.  Endlich  finden  sich  auf  einzelnen  auch 
Bischöfe "^  aus  anderen  Provinzen  als  derjenigen,  für  welche  das  Konzil  abgehalten 
wird.  Ob  sie  Stimmrecht  gehabt  haben,  lässt  sich  nicht  feststellen,  ist  aber  nicht  un- 
wahrscheinlich ,  da  man  es  im  Mittelalter  mit  der  Kompetenz  keineswegs  streng  ge- 
nommen hat^. 

Die  die  sonstigen  Verhältnisse  der  Provinzialsynoden  betreffenden  älteren  Kano- 


1  Narbonne  906.  Maust  18,  253:  „cum  .  .  . 
abbatibus  et  diversi  ordiuis  clericorum  maxima 
couglobatio  et  religiosorum  laicorum  immodica 
caterva"";  ähulich  Barcelona  906,  1.  c.  p.  257; 
Trier  927,  1.  c.  p.  349;  „cum  reliquo  clero'';  Re- 
geusburg  932  (s.  S.  483.  n.  3,  hier  auch  ein  Chor- 
bischof) ;  Ravenna  954 :  „astantibus  .  .  .  abbati- 
bus  atque  presbiteris ,  diacoiiibus  et  subdiaconi- 
bus",  1.  c.  p.  439;  Rheims  (S.  Maria)  972,  „co- 
ram  .  .  .  abbatibus  caeterisque  fidelibus  (darun- 
ter Archidiakonen) ,  1.  c.  19,  33  ;  Verona  993  o. 
994 :  „cum  coetu  .  .  .  sacerdotum  seu  levitarum", 
1.  c.  p.  197;  Poitiers  1000,  12  Aebte  ,  1.  c.  p. 
267  ;  Bourges  1031,  „abbatum  et  reliquorum  flde- 
lium  ,  1.  c.  p.  506 ;  Limoges  1031 ,  „presbyteri, 
diaconi,  abbates",  1.  c.  p.  507;  Narbonne  1054: 
„cum  abbatum  et  clericorum  ac  quorumdam  no- 
bilium  et  ignobilium  noii  minima  multitudine"' ; 
Benevent  1061,  „cum  abbatibus,  sacerdotibus  ce- 
terisque  gradibus  ecclesiae  simul  cum  aliquibus 
laicis",  1.  c.  p.  935;  Auch  1068,  „cum  abbatibus 
et  magnatibus  universae  Guasconiae",  1.  c.  p. 
1063;  Benevent  1075,  „abbates,  princeps,  schul- 
dachis,  nobiles  Beneventani,  1.  c.  20,  445  ;  Com- 
piegne  1085  Aebte,  1.  c.  p.  609;  Narbonne  1090: 
„ante  praesentiam  .  .  .  episcoporum  et  canonico- 
rum  eiusdam  ecclesiae  Narbon.  caeterorumque 
virorum  religiosorum,  abbatum  et  nobilium  viro- 
rum";  1.  c.  p.  729;  Rheims  1097,  1.  c.  p.  941  ; 
S.  Omer  1099  ,  „non  parva  multitudine  cleri  et 
populi",  1.  c.  p.  969;  Benevent  1119,  6  Aebte, 
1.  c.  21  ,  258;  Nantes  1127:  ,_,convocatis  ...  et 
abbatibus  multisque  religiosis  ac  sapientibus  vi- 
ris";  Arras  1128,  „abbates  aliaeque  religiosae 
personae",  1.  c.  p.  374;  Köln  1138,  Kanoniker  1. 
c.  p.  519,  Rheims  1141,  Aebte  und  Kanoniker, 
1.  c.  p.  574;  Venedig  :  „maxima  multitudine  re- 
verendorum  clericorum  (Kanoniker ,  Priester, 
Diakonen),  1.  c.  p.  755.  760;  Mouson  für  Trier 
1186:  ;„universi  .  .  .  tam  cleri  quam  praelati  suf- 
fraganearum  ecclesiarum  et  plurimi  pastores  de 
archidiaconatu  .  .  .  inter  Trevirim  et  Ivodium  ca- 
strum  .  .  .  convenerunt",  1.  c.  p.  509 ;  Montpel- 
lier 1195  :  „praelati  ecclesiarum  provinciae  Nar- 
ben.", 1.  c.  p.  667. 

Für  eine  Decisivstirarae  der  Aebte ,  Prälaten 
und  Kanoniker  ergiebt  sich  kein  Anhalt,  nur  bei 
Rechtsstreitigkeiten  sind  allerdings  auch  Nicht- 
bischöfe,  z.  B.  zu  Köln  1138  der  Dompropst,  zuerst 
um  das  Urtheil  gefragt  worden,  1.  c.  21,  519. 
Das  berührt  sich  mit  der  in  Italien  vorkommen- 
den gleichen  Einrichtung,  wo  sogar  neben  den 
Geistlichen  auch  die  weltlichen  iudices  bei  der 


Urtheilsflndung  mitwirken,  s.  das  Konzil  v.  Mo- 
dena  973,  1.  c.  19,  43,  vgl.  auch  Ficker, 
Forschgen  z.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  3, 
283.  285  ff. 

2  S.  die  vorige  und  folgende  Anm. 

3  So  bei  Friedensvereinigungen ,  Beschlüssen 
über  den  Gottesfrieden  und  Schutz  gegen  Räube- 
reien, Narbonne  993  u.  1084,  Mansi  19, 103  u. 

20,  827;  Poitiers  1000,  1.  c.  19,  267;  S.  Omer 
1099,  1.  c.  20,  969.  Zu  Trosle'  921  1.  c.  18,  343 
erscheint  der  König  von  Frankreich  als  Interce- 
dent  für  einen  zu  absolvirenden  Grafen,  zu  Com- 
piegne  1085,  1.  c.  20,  609  und  Arras  1128,  1.  c. 

21 ,  372  mit  Rücksicht  darauf,  dass  hier  Be- 
schlüsse in  Betreff  königlicher  Klöster  gefasst 
worden  sind.  Der  deutsche  König  ist  zu  der 
Mainzer  Synode  v.  1023  (S.  483.  n.  3)  vom  Erz- 
bischof eingeladen  worden,  und  ebenso  auf  der 
zu  Pöhlde  (S.  484.  n.  2)  und  der  zu  Erfurt  1073 
(S.  486.  n.  4)  anwesend  gewesen;  überall  han- 
delte es  sich  für  den  Erzbischof  v.  Mainz  darum, 
sich  seines  Beistandes  zu  vergewissern.  Die  Sy- 
node von  Nantes  1127  ist  auf  Veranlassung  des 
Grafen  von  der  Bretagne  berufen ,  welcher  hier 
auf  das  Standrecht  und  andere  Rechte  verzichtet 
und  die  Exkommunikation  für  die  Verletzer  des 
neuen  Rechtszustandes  angedroht  wünscht ,  1.  c. 
p.351.  354.  Die  Synoden  zu  Trosle'  921  u.  Sois- 
sons  941  (S.  483.  n.  3)  in  der  Provinz  Rheims 
sind  unter  dem  Druck  der  Grossen ,  welche  den 
einen  Erzbischof  v.  Rheims  intrudiit  hatten  ,  zu 
Stande  gekommen. 

*  So  waren  zu  Höchst  vom  Erzbischof  v.  Mainz 
die  Erzbischöfe  v.  Köln  u.  Trier  als  „cooperatores 
consilii"  eingeladen  (S.  484.  n.  2),  vgl.  ferner 
über  die  Synode  zu  Pöhlde  v.  1028  ebendaselbst, 
Synode  v.  Grona  1025,  wo  der  Bischof  v.  Utrecht 
(S.  483.  n.  3),  v.  Seligenstadt  1026,  wo  der  Bi- 
schof v.  Oldenburg,  s.  a.  a.  0.;  Synode  v.  Limo- 
ges 1031,  wo  auch  einzelne  Bischöfe  aus  der  Pro- 
vinz Bordeaux,  Mansi  19,  516.  525.  530;  Nar- 
bonne 1054,  wo  ein  Suffragan  von  Bourges ,  1.  c. 
p.  827;  Erfurt  1073,  wo  ein  Suffragan  von 
Magdeburg  und  einer  von  Köln  (S.  486.  n.  4), 
Compiegne  1085,  wo  Bischöfe  aus  der  Provinz 
Sens,  Mansi  20,609;  und  Köln,  wo  der  Bischof 
V.  Würzburg  und  der  v.  Cambray  (s.  die  Anm.  1) 
Theil  genommen  haben. 

5  Für  die  Reichssynoden  kommt  dieselbe  Er- 
scheinung vor.  S.  übrigens  auch  gleich  nachher 
im  Texte. 
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ncs  '  sind  niemals  formoll  aufgehoben  worden.  Nach  ihnen  bestand  zunächst  die 
Pflicht  der  Suftraganen,  der  Einberufung  durch  den  Metropoliten,  abgesehen  von  ge- 
reclitfertigten  llinderungsursachen,  Folge  zu  leisten,  indessen  zeigt  der  mehr  bittende 
als  befehlende  Ton  der  erhaltenen  Einladungsschreiben ,  dass  die  Erzbischöfe  die 
Verbindlichkeit  der  Bischöfe  nicht  zu  urgiren  und  kaum  durch  Androhung  von  Strafen 
zu  erzwingen  wagten  2. 

Nicht  anders  war  es  in  Betreff  der  Kompetenz  der  Provinzialsynoden.  Aber 
wie  diese  schon  durch  die  National-  und  Kciclissynoden  in  den  Germanenreichen  seit 
dem  ().  Jalirliundert  thatsächlich  beschränkt  worden  ist-^,  und  wie  später  die  pscudo- 
isidorischen  Dekretalen  den  Päpsten  seit  Ende  des  D.Jahrhunderts  Gelegenheit  gegeben 
hatten,  die  selbstständigen  Befugnisse  der  Synoden  zu  mindern^,  so  sind  es  nachher 
gleiche  und  ähnliche  Faktoren  gewesen,  welche  denselben  Einfluss  in  noch  ver- 
stärkterem Masse  ausgeübt  haben.  Als  solche  kommen  zunächst  die  Reichssynoden 
für  einzelne  Länder '',  sowie  die  von  den  Kaisern  mit  den  Päpsten  abgehaltenen  Kon- 
zilien in  Betracht.  Feste  Kompetenzbestimmungen  gab  es  für  diese  nicht, 
vielmehr  wurden  alle  möglichen  Sachen  vor  dieselben  gezogen,  wogegen 
nur,  soweit  es  sich  um  die  Reichssynoden  handelte,  höchstens  unter  besonderen 
Umständen  ein  Widerspruch  seitens  des  Papstes  erhoben  worden  ist*^.  Nach  der 
Praxis  der  damaligen  Zeit  galt  der  Grundsatz,  dass  dasjenige,  was 
zur  Kompetenz  der  Provinzialsynode  gehört,  auch  unter  allen  Um- 
ständen durch  eine  grössere  Synode  erledigt  werden  kann^,  und  mit 
dieser  Auffassung  hängt  es  offenbar  zusammen,  dass  die  Theilnahme  einzelner  Nicht- 
suffraganbischöfe  an  den  Provinzialsynoden  nicht  beanstandet  worden  ist. 

Daneben  führte  die  sich  immer  weiter  ausdehnende  Jurisdiktion  des  Papstes 
eine  fernere  thatsächliche  Verengerung  der  Kompetenz  der  Provinzialsynoden  her- 
bei^.   Eine  noch  erheblichere  trat  aber  seit  der  Mitte  des  1 1.  Jahrhunderts  ein,  seit- 

»  S.o.  S.  473  ff.  Ebensowenig  sind  aber  in  die-  rad  11.  1,  50.  54.  96.  97.  195  ff.  225.  230,  ver- 
ser Zeit  Neuerungen  gemacht.  DiePlinholung  der  handelt  worden,  worauf  der  Erzbischof  von 
päpstlichen  Bestätigung  durch  den  Erz-  Mainz  noch  den  Versuch  gemacht  hat,  die  Ange- 
bischof von  Tours  für  die  Synode  von  Nantes  1127  Icgenheit  abermals  auf  der  Provinzialsynode  zu 
(s.  0.  S.  489.  n.  3),  M.21,  351.354  ist  eine  frei-  Geisleden  1028  zur  Sprache  zu  bringen,  und  die 
willige  gewesen,  um  den  Beschlüssen  derselben  Sache  endlich  1028  zu  Pöhlde  (über  diese  Synode 
grössere  Autorität  zu  gewähren,  vgl.  Thomas  sin  s.  S.484.  n.  2)  zur  Erledigung  gelangt  ist,  Bress- 
P.  II.  lib.  III.  c.  57.  n.  2.  lau  1,  258  ff.     Elbenso  sind  mit  der  Ehesache 

^  Vgl,  das  Berufungsschreiben  für  Rheims  u.  des  Grafen  v.  Hammerstein  die  Provinzialsynoden 

985,  Mansi  19,  85,  für  Mainz  v.  1024,    Jaffe'  v.  Nimwegen  1015,  Mainz  1023  (s.  S.  483.  n.3) 

mon.  Mog.  p.  358,  u.  v.  1026,  1.  c.  p.  363.    Die  und    die    Frankfurter   Keichssynode   von    1027, 

Androliung  des  Bannes  kommt   nur   ausnahms-  Brcs  sl  au  1,  229  befasst  gewesen, 
weise,  s.  Gandersheim  lOOQ  (s.  S.483.  n.  3.)  vor.  ^  Charakteristisch   für  die  Uebergangszeit  ist 

3  S.  0.  S.  475  ff.  z.  B.  der  Brief  Siegfrieds  v.  Mainz  an  Gregor VII. 

4  S.  0.  S.  480  u.  auch  Th.  II.  S.  10  ff.  v.  1074,    Jaff^  mon.  Bamb.  p.  85:   „haotenus 

5  S.  unten  §.  177;  zum  Theil  auch  die  gros-  insolitum  ab  eo  exiit  edictum ,  ut  .  .  .  coepisco- 
seren  Synoden  für  mehrere  Provinzen,  s.  §.  176.  pum  nostrum  (v.  Prag)  non  solum  ab  officio  suo 

^  S.  das  §.  177  über  die  Synode  V.  S.  Basel  bei  suspenderit,  sed  etiam  rebus  et  reditibus   suae 

Rheims  Bemerkte.  ecclesiae   omnino  spoliaverit  et    extruserit  .  .  . 

■^  Das  ergiebt  namentlich  die  Behandlung  des  Quod  factum  si  apostolicam  deceat  mansuetudi- 

Gandersheimer  Streites,     lieber  diesen  ist  1000  nem,  si  decretorum  servet  anctoritatem ,  vestram 

auf  der  Provinzialsynode  zu  Gandersheim ,    auf  non  praeterit  sanctitatem.    Debuit  namque  iuxta 

der  päpstlich-kaiserlichen  zu  Rom  1001  (Boeh-  decreta  canonum  ad  nos  primum  causa  deferri  et 

m  er -Will  p.  134)  und  Todi  1002,  vgl.  lief  ele  ille  ad  concilium  vocatus  intra  provinciam  inter 

4,  657  ff.,  s.  auch  §.  177,   dann  auf  den  Provin-  fratres  suos  audiri.   Ego  vero  et  fratres  mei  debe- 

zialsynoden  v.  Grona  und  Gandersheim  v.  1025,  remus  ad  apostolicam  sedem,  velut  ad  caput  no- 

vonSeligenstadt  1026  und  endlich  auf  der  Reichs-  strum  referre,  si  tanta  res  esset ,  ut  per  nos  ncc 

Synode,  v.  Frankfurt  V.  1027,  Bresslau,  Kon-  posset  nee  deberet  terminari",  in  welcliem  die  alte 
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dem  die  päpstlichen  Generalsynodcn '  die  Reform  der  Kirche  in  die  Hand  genommen 
hatten  und  eine  Reihe  von  kirchenrechtlichen  Vorschriften  erliessen,  deren  allgemeine 
Geltung  nach  Lage  der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Ländern  nicht  in  Frage  gezogen 
werden  konnte  und  welche  nunmehr  der  gesetzgeberischen  oder  verordnenden  Thätig- 
keit  der  Lokal-Synoden  insofern  Schranken  setzten ,  als  sich  die  letzteren  nur  noch 
auf  der  Basis  derselben,  nicht  aber  mehr  im  Widerspruch  mit  ihnen  frei  bewegen 
konnten. 

So  vollzieht  sich  während  der  fraglichen  Zeit  durch  die  Ausbildung  eines  von 
der  ganzen  Kirche  anerkannten  obersten  centralen  Organes  der  kirchliclien  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  die  Umbildung  der  Provinzialsynoden  zu  Versammlungen, 
welche  ihre  anordnende  Thätigkeit  allein  in  Unterordnung  unter  dem  Haupte  der 
Kirche  und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  allgemeinen  Recht  derselben  ausüben,  also 
nur  Bestimmungen  zur  Durchführung  des  letzteren  sowie  für  rein  lokale ,  durch  das- 
selbe nicht  geregelte  Verhältnisse  treffen  können.  Die  erfolgte  Veränderung  tritt  klar 
aus  den  Kanonen  des  4.  Lateranensischen  Konzils,  des  ersten,  welches  sich  seit 
langer  Zeit  wieder  mit  den  Provinzialsynoden  beschäftigt,  hervor.  Diese  ordnen  an, 
dass  die  Metropoliten  mit  ihren  Suffraganen  jährlich  Provinzialkonzilien  abhalten  und 
auf  diesen  über  die  Verbesserung  der  Sitten  berathen,  Missstände  abstellen,  sowie 
dabei  die  massgebenden  kirchlichen  Kanones,  insbesondere  die  des  Lateranensischen 
Konzils  selbst,  bekannt  machen  sollen  ^^  und  weisen  damit  deutlich  auf  die  eingetretene 
Beschränkung  der  Kompetenz  dieser  Synoden  hin. 

Die  Vorschrift  des  Konzils  über  die  jährliche  Abhaltung  der  Provinzialsynoden, 
welche  im  Verlaufe  der  nächsten  Jahrhunderte  auch  mehrfach  durch  partikuläre 
Synoden  erneuert  worden  ist^,  hat  zwar  nicht  zur  vollen  Durchführung  gelangen 
können'^,  andererseits  ist  aber  die  Synodalthätigkeit  seit  Abhaltung  des  gedachten 
allgemeinen  Konzils  ^  bis  zum  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  in  vielen  Provinzen  jeden- 
falls eine  regere  als  in  den  vorhergehenden  Zeiten  gewesen  *^. 


Kompetenz  der  Provinzialsynoden  zu  wahren  ver- 
sucht wird. 

^  S.  §.  175.  Die  Einwirkung  zeigt  sich  weiter 
darin ,  dass  offenbar  nach  dem  Vorhilde  dieser 
Synoden  jetzt  auch  die  Abhaltung  der  Provinzial- 
konzilien um  die  Fastenzeit  üblich  geworden  ist, 
so  z.B.  1154  zu  Mainz,  Jaffe'  mon.  Mog.  p.  612; 
il86zuMouson,  Mansi22,  510;  1186  zu  Du- 
blin, 1.  c.  p.  523. 

2  c.  6  in  c.  25  X  de  accus.  V.  1 ;  ferner  c.  30 
in  c.  29  X  de  praeb.  111.  5,  wonach  die  Provin- 
zialkonzilien insbesondere  jährlich  feststellen  sol- 
len ,  ob  auch  die  kirchlichen  Beneflzien  mit  ge- 
eigneten Männern  besetzt  werden. 

3  Paris  (Sens)  1314.  c.  1,  Mansi  25,  531; 
Benevent  1331.  c.  70,  1.  c.  p.  973;  Dublin  1348 
praef.,  1.  c.  26,  109;  Valladolid  1322.  c.  1,  1.  c. 
25,  697,  welches  allerdings  erst  bei  nicht  zwei- 
jähriger Abhaltung  Strafe  androht.  S.  auch  die 
folgende  Anm. 

*  Einberufungsschreiben  Rudolfs  v.  Salzburg 
von  1288,  1.  c.  25,  947 :  „provincialc  concilium 
diu  ante  nos  omissum  .  .  .  congregare";  ep. 
Gregor.  XI  ad  archiep.  Narbon.  1374,  Mansi  26, 
591  :  „quia  tarnen  celebratio  huiusmodi  fere  ubi- 
que  terrarum  .  .  .  longis  temporibus  est 


0  m  i  s  s  a  ,  propter  quod  idem  clerus  ab  honestate 
sui  primaevi  Status  non  modicum  excidit .  .  .  non 
videmus  quod  huiusmodi  reformatio  possit  citius 
et  efflcacius  fieri ,  quam  per  novas  celebrationes 
conciliorum  provincialium". 

5  Zur  Publikation  und  Durchführung  der  Be- 
schlüsse desselben  sind  offenbar  viele  Provinzial- 
synoden versammelt  worden,  von  denen  indessen 
nur  eine  spanische  (nach  1215) ,  eine  von  Genua 
1216,  eine  Salzburger  1216  und  eine  von  Ronen 
1223,  Mansi  22, 1085.  1090.  1103 bekannt  sind. 
Hefele6,  809. 

6  Dies  ergiebt  die  nachfolgende  Zusammen- 
stellung der  bekannten  abgehaltenen  Synoden, 
welche  sich,  soweit  nichts  anderes  angegeben,  bei 
Mansi  Bd.  22  bis  Bd.  27,  die  deutschen  auch  bei 
Hartzheim  Bd. 3  u.4,  abgedruckt  finden,  nach 
den  erzbischöflichen  Provinzen:  Mainz  1239, 
1243  (Fritzlar)  ,  1256  (Fritzlar,  Hefele  6,  51), 
1261,  1282  (Aschaffenburg),  1292  (Asohaffen- 
burg),  1310,  zw.  1339  u.  1345  (Müller,  Kampf 
Ludwigs  d.  Baiern  mit  der  röm.  Kurie  2  ,  9/); 
Köln  1306,  1310,  1322;  Trier  1238  u.  1310; 
S  a  1  z  b  u  r  g  1240  (Straubing),  1249  (Mühldorf), 
1267  (Wien),  1274,  1281,  1288,  1292,  1294, 
1300,1310,  1386;   Magdeburg  1260,   1266, 
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Die  Griindü  für  diesen  verhältnissmässigeii  Aufschwung  des  Institutes  liegen 
darin ,  dass  dasselbe,  nachdem  das  kirchliche  Recht  mit  dem  13.  Jahrhundert  eine 
weitgehende  gemeinsame  Regelung  durch  die  allgemeinen  Konzilien  und  durch  die 
in  dieser  Zeit  erfolgte  Publicirung  authentischer  päpstlicher  Dekrotalensammlungen 
erfaliren  hatte ,  nunmehr  dem  Zwecke  dienstbar  gemacht  wurde ,  diese  Einheit  des 
Rechtes  in  den  einzelnen  Thcilen  zu  voller  praktischer  Durchführung  zu  bringen  ', 
und  dass  dieser  Zweck  seitens  der  Päpste  auf  jede  Weise,  z.  B.  durch  Absendung 
von  Legaten  zur  Abhaltung  solcher  Konzilien'^,  Förderung  erfuhr.    Wie  ferner  die 


1315,  1320  (Halle),  1322,  1344  (Kalbe),  zw. 
1383  u.  1403;  Bremen  1266,  1292;  Ham- 
burg 1406;  Prag  (Erzbisthum  seit  1344)  1349, 
1353,  1355,  1361,  1365,  um  1370  (s.  auch  Höf- 
ler, couc.  Pragensia.  1862.  p.  XXVIII,  p.  2  ff. 
8 ff.  14 ff.);  Lyon  1286  (Macon),  1300  (Anse), 
1376;  Vienne  1289;  Embrun  1267  (Seyne), 
1276;  Aix  1285  (Riez);  Arles  1234,  1236, 
1251  (L'Isle),  1260,  1270,  1275,  1279  (Aviguon), 
1282  (Avignon),  1288  (L'Isle);  Narbonne 
1227,  1246  (Beziers),  1258  (Montpellier),  1260, 
1268  (Beziers),  1296  (Beziers),  1299  (Beziers), 
1311  (Beziers).  1351  (Beziers),  1374,  1389 
(Saint-Tiberi),  1402  (Saint-Tiberi) ;  Toulouse 
(Erzbistimm  seit  1317)  1327;  Auch  1279, 1290 
(Nogaret),  1303  (Nogaret),  1308,  1313  (Nogaret), 
1326  (Marciac),  1330  (Marciac);  Bordeaux 
1238  (Cognac),  1255,  1258  (Ruffec),  1260,  1262 
(Cognac),  1327  (Ruffec),  1368  (Perigueux); 
Bourges  1278  (Aurillac),  1279,  1280,  1286, 
1290  (Noblat),  1294  (Aurillac).  1315,  1335; 
Tours  1231  (Chäteau-Gontier),  1236,  1237  (ein- 
berufen nach  LeMans,  abgehalten?),  1239,  1242 
(Laral) ,  1253  (Chäteau-Gontier  und  Saumur), 
1264  (Nantes),  1268  (Chäteau-Gontier),  1269 
(Angers),  1273  (Rennes),  1276  (Saumur),  1278 
(Langeais),  1279  (Angers),  1282,  1294 (Saumur), 
1315  (Saumur),  1336  (Chäteau-Gontier),  1365 
(Angers);  Sens  u.  1225,  12 'j8  (Paris),  1251 
(Provins).  1252  (Paris),  1255  (Paris).  1269, 1280, 
1300(Melun),  1314  (Paris) ,  1315,1320,  1323 
(Paris),  1346  (Sens) ;  R he  i  m  s  1231  (Saint-Quen- 
tin),  1233(Noyon,Laon,  Senlis,S.Quentin),  1235 
(S.  Quentin,  Compiegne,  Senlis),  1239  (S.  Quen- 
tin),  1256  (S.  Quentin),  1270  (Compiegne),  1271 
(S. Quentin).  1277  (Compiegne).  1287, 1301  (Com- 
piegne), 1304  (Compiegne),  1310,  1318  (Senlis), 
1326  (Senlis),  1329  (Compiegne).  1344  (Noyon), 
1408;  Ronen  1231,  1267  (Pont- Audemer),  1279 
(Pont-Audemer) ,  1299,1300  (Pont-Audemer), 
1313  (Notre-Dame  du  Pre),  1335,  1342;  Ra- 
venna  1253,  1270,  1280,  1286  (Forli) ,  1305, 
1310,  1311,  1315  (Argenta),  1317  (Bologna); 
Mailand  1287  (Lodi),  1291,  1311  (Bergamo); 
Aquileja  1282,  1305,  1339;  Grado  1310 
(Udine),  1320 ;  G  e  n u a  1292 ;  B e n e  v e nt  1332, 
1378;  Palermo  1380;  Canterbury  1221 
(Oxford) ,  1231  (London) ,  1257  (London)  ,  1258 
(Morton),  1261  (Lambeth  u.  London),  1269  o. 
1270, 1277  (London),  1282  (London),  1290  (Lon- 
don) ,  1300,  1309  (London) ,  1310,  1311  (Lon- 
don), 1312  (London),  1321  (London),  1328  (Lon- 
don), 1330  (Lambeth),  1342  (London),  1356 
(London),  1362  (Maghfeld  u.  Lambeth),  1378 
(Glocester),  1382  (London  u.  Oxford),  1391  (Lon- 


don), 1392  (Stanford),  1396(London),  1399  (Lon- 
don), 1401  (London),  1408  (Oxford),  1413  (Lon- 
don u.  Canterbury)  ;  Y  ork  1261  (Beverley),  1311, 
1367 ;  schottischer  Bisthumsverband 
1225,  und  dann  zu  Edinburgh  1239,  zu  Perth 
1242,  1259,  1268,  1275,  1280,  1321;  Dublin 
1348,  1351;  Tarragona  1229  (Lerida  in  Flo- 
rez,  Espana  sagrada  48,  308  u.  Tejada,  co- 
leccion  de  los  concilios  de  Espana.  Madrid  1859. 
3,  329),  1230,  1239,  1240,  1242,  1243 (?),  1244, 
1246,  1247,  1248  (vgl.  auch  über  diese  Konzi- 
lien Gams,  Kirchengesch.  Spaniens  III.  1,221, 
224-235),  1253,  1266,  1279,  1282,  1292, 12^3 
(Lerida),  1294(Lerida),  1305,  1307,  1308,1310, 
1312,  1317,  1323,  1327,  1331  u.  1332,  1336, 
1339  (Barcelona),  vgl.  hierzu  Gams  a.  a.  0.  S. 
239.  240.  247.  248.  256  ff.  260.  263.  268.  274. 
276.  280.  283.  284.  286;  Toledo  1302  (Pena- 
flel),  1314  ?  und  1319  ?  (Valladolid  u.  Toro;  s. 
Gams  a.  a.  0.  S.  375),  1324,  1325  (Alcalä), 
1325,  1326  (Alcalä),  1333  (Alcalä),  1339  u.  1347 
(Alcalä),  1355,  s.  Gams  a.  a.  0.  S.  379  ff.  381. 
384.  387;  S.  Jago  de  Compostella  1311? 
u.  1313  ?  zu  Zamora  (Gams  a.  a.  0.  S.  374), 
1312  (Salamanca)  ,  1335  (Salamanca)  ;  Sevilla 
1352  u.  1412  (?),  a.  a.  0.  S.  386.  400;  Sara- 
gossa (erst  seit  1318  Erzbisthum)  1318,  a.  a.  0. 
S.  278;  Lund  1245  (Odensee),  1256  (Veile), 
1278  (Wedel);  Upsala  1248  (Skeninge),  1396 
(Arboga) ;  G  n  e  s  e  n  1248  (Breslau)  ,  1375  (Wi- 
nuwski);  Gran  1292,  1309  (Udvarde). 

1  So  ist  die  Republikatlon  der  Kanones  des  IV. 
Lateranensischen  Konzils,  ferner  die  Publikation 
von  Kanones  der  späteren  allgemeinen  Synoden, 
sovne  auch  einzelner  päpstlicher  Dekretalen  wie- 
derholt auf  den  damaligen  Provinzialsynoden  vor- 
genommen oder  angeordnet  vporden ,  vgl.  z.  B. 
Tarragona  1244,  Mansi  23,  604;  Chäteau-Gon- 
tier 1253,  1.  c.  p.  819 ;  Salzburg  1274 ,  1.  c.  24, 
147;  Melun  1300,  1.  c.  25 ,  1  ;  Pont-Audemer 
1305,  1.  c.p.  127;  Skeninge  1248  (Durchführung 
des  Cölibates)  1.  c.  23,  768;  Pont-Audemer  1267 
(desgleichen)  1.  c.  p.  1165;  Anse  (Lyon)  1300, 
24,  1218;  Pont-Audemer  1305,  25,  127;  Salz- 
burg 1310,  p.  225;  Paris  1346,  26,  15. 

2  Sie  finden  sich  zu  Skeninge  1248  (s.  vor. 
Anm.).  Tarragona  1239,  Mansi  23,  513;  Lon- 
don u.  York  1261 ,  1.  c.  p.  1073;  Bremen  1266, 
1.  c.  p.  1155;  Magdeburg  1266,  1.  c.  p.  1161  u. 
24,773,  He  feie  6,  86;  Wien  1267,  Mansi  23, 
1168. 

Urban  V.  hat  1366  die  Abhaltung  von  Synoden 
angeordnet,   um  die  Pluralität  der  Beneflzien  zu 
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allgemeine  und  päpstliche  Gesetzgebung  in  dieser  Zeit  bei  der  fortschreitenden  Ver- 
weltlichung der  Kirche  den  sich  immer  wieder  geltend  machenden  Missbräuchen  und 
Schäden  entgegentreten  musste ,  so  fanden  die  Provinzialkonzilien  in  dieser  reformi- 
renden  Thätigkeit  ebenfalls  ein  weites  Arbeitsfeld.  Die  meisten  der  oben  ^  verzeich- 
neten Synoden  haben  theils  in  mehr  oder  minder  umfassenderem  Masse  Reform- 
kanones  aufgestellt,  theils  wiederholt  erneuert 2,  und  hierbei  ergab  sich  dann  auch 
die  Nothwendigkeit ,  die  im  Laufe  der  Zeit  erlassenen  Vorschriften  zu  sammeln,  zu 
sichten  und  zu  ordnen  3.  Ferner  handelte  es  sich  aber  auch  um  die  Zurückweisung 
der  vielfachen  Angriffe  der  Laien,  insbesondere  der  weltlichen  Grossen,  auf  die  Kle- 
riker und  das  Kirchengut,  sowie  um  die  Bekämpfung  von  Beeinträchtigungen  der 
kirchlichen  Immunitäten  und  Gerichtsbarkeit  seitens  derselben  und  um  Wahrung  der 
Rechte  der  bischöflichen  Jurisdiktion  gegenüber  den  auf  Erlangung  von  Exemtionen 
gerichteten  Bestrebungen,  zu  welchem  Zwecke  theils  allgemeine  Vorschriften  erlassen  *, 
theils  aber  auch  in  einzelnen  Fällen  besondere  Massregeln  beschlossen  worden  sind^. 
Dazu  trat  freilich  vielfach  auf  päpstliche  Veranlassung  die  Erledigung  einzelner 
Geschäfte,  so  die  Vorbereitung  von  allgemeinen  Konzilien  •^,  die  Bewilligung  von  Auf- 
lagen zu  Lasten  des  Klerus  behufs  Beschaffung  von  Subsidien  für  Kriege  gegen  die 


bekämpfen,  Mansi  26,  421 ,  vgl.  auch  H  ef  ele 
6,  617. 

In  diesen  Zusammenhang  gehört  auch  die  An- 
ordnung Honorius' III.  V.  1225,  Mansi  22, 
1221 ,  dass  die  Bischöfe  Schottlands,  wel- 
che damals  in  keinem  Metropolitanverhande  stan- 
den, kraft  päpstlicher  Autorität  behufs  Durch- 
führung der  Bestimmungen  des  IV.  Lateranen- 
sischen  Konzils  und  behufs  Vornahme  von  Re- 
formen zu  Provinzialsynoden  zusammentreten 
sollten. 

1  S.  491.  n.  6. 

2  So  z.  B.  Provins  (Sens)  1251,  Mansi  23, 
793;  l'Isle  (Arles)  1251,  1.  c.  p.  794;  Tarragona 
1266,  p.  1124;  Salzburg  1274,  M.  24,  135;  Ar- 
les 1275,  p.  147;  Saumur  (Tours)  1276.  c.  14, 
p.  166;  Lambeth  (Canterbury)  1279,  p.  245; 
Avignon  (Arles)  1282,  p.  437;  Änse  (Lyon)  1300, 
p.  1218;  1305  Pont-Audemer  (Ronen)  25,  127; 
Auch  1308,  p.  195;  Salzburg  1310,  p.  225  ;  Mag- 
deburg 1322,  p.  685;  Bologna  (Ravenna)  1317, 
p.  600;  Paris  (Sens)  1323,  p.  127;  Bourges  1335, 
p.  1059;  Paris  (Sens)  1346,  26,  15. 

3  Bourges  1286,  Mansi  24,625;  Mainz  1310, 

25,  297;  Notre  Dame  du  Pre'  1313,  p.  525;  Tar- 
ragona 1327,  p.  858 ;  Magdeburg  zw.  1383  u.1403, 

26,  627. 

Einzelne  dieser  Statuten  sind  zu  förmlichen 
Kanonensammlungen  angewachsen ,  Benevent 
1332,  M.  25,  939;  Prag  u.  1341  (hier  Uebertra- 
gung  der  früheren  Mainzer  Statuten)  26,  75.  382  ; 
Magdeburg  zw.  1383  u.  1403,  p.  568  (hier  die 
Dekretalen-Ordnung  beobachtet). 

4  Perth  1242,  M.  23,  601.  Merton  1258,  p.  973  ; 
Oognac  (Bordeaux)  1262,  p.  1105;  Tarragona 
1266,  1.  c.  p.  1124;  Chäteau-Gontier  1268 ,  p. 
1261 ;  1273  Rennes  (Tours)  24,  33 ;  London  1277, 
p.  207;  Aquileja  1282,  p.  427;  Bremen  1292, 
p.    1103;    Ronen    1299,    p.    1203;    Compiegne 


(Rheims)  1301, 25,  87;  Köln  1306,  Hartzheim 

4,  99;  Auch  1308,  Mansi  25,  195;  Magdeburg 
1310,  p.  523 ;  Auch  1315,  p.  557;  Senlis (Rheims) 
p.  647;  Köln  1322,  p.  723;  Tarragona  1323,  p. 
727 ;  Ruffec  1327,  p.  805 ;  London  (Canterbury) 
p.  134 ;  Compiegne  (Rheims)  p.  879 ;  Alcalä  (To- 
ledo) 1333,  p.  981 ;  Ronen  1342,  p.  1270;  Noyon 
(Rheims)  1344,  26,  2;  Kalbe  (Magdeburg)  p.  13. 

5  Rheimser  Synoden  zu  Noyon ,  Laon ,  Senlis, 

5.  Quentin  v.  1233  betreffend  die  Verletzung  der 
bischöflichen  Gerichtsbarkeit  über  die  Stadt  Beau- 
vais  seitens  des  Königs,  M.  23,  249;  zu  S.  Quen- 
tin, Compiegne,  Senlis  1235  betreffend  den  Streit 
zwischen  den  Bürgern  v.  Rheims  und  dem  Erz- 
bischof, p.  365 ;  Paris  (Sens)  1252  Ermahnung 
des  Königs  v.  Navarra,  Grafen  v.  Champagne,  oc- 
cupirte  Kirchengüter  herauszugeben,  p.  803;  da- 
selbst 1252  u.  1255  u.  Sens  1256  Massnahmen 
wegen  Ermordung  des  Domkantors  v.  Chartres, 
Fortverlegung  des  dortigen  Domkapitels,  p.803. 
917.  921 ;  Ravenna  1253  Bestätigung  von  Sen- 
tenzen gegen  Räuber  des  Kirchengutes,  p.  807; 
Veile  1256,  Androhung  des  Interdikts  über  Dä- 
nemark wegen  Bedrückungen  des  Königs,  p.  945  ; 
Ravenna  1270,  Bann  und  Interdict  gegen  Alle, 
welche  sich  am  Bischof  v.  Cesena  vergriffen  hat- 
ten, M.  24,11 ;  Compiegne  1277,  Beschlüsse  der 
Bischöfe  gegen  die  aufsässigen  Domkapitel,  p. 
183  ;  Aurillac  (Bourges)  1278  gegen  Uebergriffe 
der  Exemten ,  p.  207;  Auch  1279,  Bitte  an  den 
König ,  Uebergriffen  des  Seneschalls  zu  steuern, 
p.  165;  Gran  1292  gegen  Bedrückungen  durch 
die  Bürger  v.  Ofen,  p.  1103  ;  Beziers  (Narbonne) 
1299,  Bitte  an  den  König  um  Schutz  des  Erz- 
bischofs gegen  einen  aufsässigen  Vasallen ,  p. 
1213  ;  Marciac  (Auch)  1330  ,  Strafen  gegen  die 
Mörder  eines  Bischofs,  25,  887. 

6  VgL  die  Synoden  von  London  v.  1309  (auf 
Befehl  Clemens'  V.  gehalten) ,  M.  25,  199  und 
Udine  (Grado)  1310,  p.  350. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  173. 


Uiigläiibi^en '  oder  auch  für  die  Bedürfnisse  der  Provinz  '^,  weiter  die  Untersuchung 
und  Aburtheilung  von  auftretenden  Ketzereien  3;  nicht  minder  die  Berathung  und 
Bewilligung  von  Abgaben,  welclie  seitens  der  weltlichen  Herrscher  in  einzelnen 
Fällen  von  dem  Klerus  gefordert  wurden  ^,  endlich  aber  auch  die  Abwehr  derartiger 
Forderungen  der  Fürsten  und  Päpste^. 

Dagegen  haben  die  Provinzialsynoden  die  Kompetenz  zur  Erledigung  wichtiger 
Angelegenheiten  der  kirchlichen  Verwaltung  der  Provinz  in  dieser  Zeit  verloren. 

Die  Zusammensetzung  des  Provinzialkonzils ,  für  welches  jetzt  die  frühere  Be- 
zeichnung: concilium  generale  oder  synodus  generalis  sehr  selten  vorkommt  ß,  ist  in 
seinen  Haupttheilnehmern  dieselbe  wie  früher  geblieben.  Neben  den  Erzbischöfen 
und  den  Suffraganbischöfen  der  Provinz'^  erscheinen  auf  ihnen  noch  immer  auch  andere 
Geistliche,  freilich  jetzt  regelmässig  nur  diejenigen,  welche  sich  in  höheren  Stellungen 
befinden  ^,   nämlich  ausser  den  Aebten  -^   die  Archidiakonen  ^^  und  Prälaten  ^ '   der 


1  Auf  Befehl  Alexanders  IV.  wegen  Hülfe  ge- 
gen die  Tartaren  Bordeaux  1260,  M.  23,  1045; 
desgleichen  1261  zu  Ravenna,  London,  York  und 
Mainz,  p.  993. 1073;  auf  Veranlassung  Nikolaus' 
IV.  Mailand  1291  wegen  Hülfe  für  das  h.  Land, 
24,  1079;  Salzburg  1310,  Bewilligung  eines 
zweijährigen  Zehnten  für  denselben  Zweck  ,  25, 
225;  Barcelona  (Tarragona)  1339,  unter  einem 
päpstlichen  Legaten  wegen  Aufbringung  von  Sub- 
sidien  zur  Bekämpfung  der  Mauren,  p.  1147. 

2  So  Noblat  (Bourges)  1290  (hundertster  Theil 
der  Einkünfte),  M.  24,  1073. 

3  Sens  u.  1225 ,  M.  22  ,  1212 ,  Verurtheilung 
des  Werkes  des  Scotus  Erigena  de  divisione  na- 
turae;  Arles  1260,  M.  23,  1001 ,  Verurtheilung 
der  Irrtliümer  des  Joachim  v.  Flore.  Hierher  ge- 
hören auch  die  von  Clemens  V.  veranlassten  Kon- 
zilien in  der  Angelegenheit  des  Templer-Ordens  : 
Mainz  1310,  M.  25,  298.  350  —  wegen  Trier  und 
Köln  1310,  s.  Hefele  6,  429.  443.  —  ,  Tarra- 
gona 1310  u.  1312,  M.  25,  515;  Hefele  6,422; 
ferner  eine  Reihe  von  englischen  Synoden  in  der 
Angelegenheit  Wiclefs ,  London  1382,  Oxford 
1382 ,  London  1398  u.  1401 ,  M.  26.  695.  717. 
809.  937. 

4  Canterbury  1269  o.  1270  wegen  des  vom 
Papste  dem  König  Heinrich  III.  bewilligten  Zwan- 
zigsten von  den  Einkünften  der  Geistlichen  zum 
Zwecke  eines  Kreuzzuges,  M.  24,  7  ff. ;  Hefele 
6,  101;  Aurillac  (Bourges)  1294,  Bewilligung 
eines  zweijährigen  Zehnten  an  König  Philipp 
d.  Schönen  zur  Vertheidigung  des  Reiches  ,  p. 
1117.  1143;  Subsidienforderung  des  Königs  auf 
der  Synode  v.  Beziers  (Narbonne)  1296,  Hefele 
6,332;  Sens  1315,  Zehntbewilligung  für  den 
König,  M.  25,  551;  London  1356,  1396  u.  1401, 
Zehntforderung  für  den  König  von  England ,  26, 
413.  809.  956;  desgleichen  für  den  von  Frank- 
reich S.  Tiberi  (Narbonne)  1402,  M.  26,  835. 

5  London  1257  wegen  Befreiung  von  drücken- 
den Abgaben  an  Papst  und  König,  M.  23,  948  ff.; 
Hefele  6,  48;  Perth  1275  wegen  Ermässigung 
des  ausserordentlichen  Zehnten  zum  Besten  des 
heiligen  Landes,  M.  24,  154. 

6  Aquileja  1282  u.  1305,  M.  24,  438  u.  25, 
149;  Udine  1310,  1.  c.  p.  350;  daneben  auch 
jirovinciale  capitulum ,  L'Isle  1251  ,  M.  23,  795 


und  Avignon  1275,  24,  232;  plenum  concilium 
Saumur  1253,  23,  818;  patriarchale  conc.  Aqui- 
leja 1305,  25,  149. 

■^  Den  einzigen  nachweisbaren  Fall,  wo  ein 
anderer  als  ein  Suffraganbischof  theilgenommen 
hat,  was  früher  öfters  vorgekommen  ist,  s.  o.  S. 
489.  n.  4,  bildet  die  Synode  von  Wien  1267,  auf 
welcher  der  Bischof  von  Prag ,  der  zur  Provinz 
Mainz  gehörte,  anwesend  war.  Diese  ist  aber  von 
einem  päpstlichen  Legaten  abgehalten  worden, 
dessen  Legationsbezirk  die  DiöcesePrag  mit  um- 
fasst  hat,  M.  23,  1170 ;  H  efele  6,  88. 

8  Chäteau-Gontier  1231,  M.  23,  224:  „convo- 
catis  nostris  provincialibus  (^sc.  episcopis)  et  aliis 
ecclesiasticis  personisiurisdictionem  habentibus". 

9  Ein  solcher  entschuldigt  sich  1237  bei  dem 
Bischof  V.  Tours,  M.  23,  477;  Mailand  1287, 
24,  867;  s.  ferner  Anm.  11. 

10  Entschuldigungsschreiben  eines  solchen  von 
1237,  s.  vor.  Anm.  u.  des  Weiteren  Anm.  11. 

11  Mainzer  Einberufungsschreiben  an  die  Suf- 
fragane  1239,  M.  23,  501  :  „omni  difflcultate  post- 
posita  venire  curetis  .  .  .  si  necesse  fuerit  eccle- 
siastica  districtione  cogentes  praelatos  vestrae 
dioecesis  universos,  ut  ad  eandem  synodum,  sicut 
tenentur,  accedere  non  omittant";  Paris.  1248.  c. 
1.  p.  765  :  „statuimus,  ut  abbates  et  priores  con- 
ventuales  qui  non  venerunt  ad  concilium  nee  se 
exciisaverunt,  praetendendo  canonicum  impedi- 
mentum,  per  mensem  ab  ingressu  ecclesiae  sint 
suspensi".  L'Isle  1251 ,  p.  795 :  „praesentibus 
etiam  pro  maiore  partibus  abbatibus  et  praepo- 
sitis  et  prioribus  conventualibus  provinciae  Are- 
latens.";  Sens  1280,  24,  337  :  „omnibus  capitulo- 
rum  abbatibus,  prioribus  conventualibus  non  ex- 
emptis  .  .  .  convocatis  et  existentibus" ;  Avignon 
1260,  p.  15  :  „suffraganei  atque  multi  alii  prae- 
lati  eiusdem  provinciae  congregati";  Einberu- 
fungsschreiben für  die  Salzburger  Suffraganen 
1288,  p.  948:  „mandamus,  quatenus  cum  omni- 
bus abbatibus,  praepositis,  archidiaconis  aliisque 
praelatis  nostrae  civitatis  et  dioecesis  vestrae  iuris- 
dictioni  subiectis  qui  canonica  impeditione  non 
fiierint  praepediti,  vobiscum  sub  simili  auctori- 
tate  vestra  ordinaria  specialis  mandati  districtione 
vocandls  adducendis  .  .  .  vestram  curetis  prae- 
sentiam  procul  dubio  exhibere";   Bremen   1292, 
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Kapitel  und  Konvente,  endlich  auch  die  Dom-  und  KoUegiatkapitel  und  die  sonstigen 
(z.  B.  Mönchs-)  Konvente  der  erzbischöflichen  Provinz ,  die  zuletzt  erwähnten  geist- 
lichen Korporationen  durch  Stellvertreter^  (prociiratores,  nuntii).  Das  Recht  zu  erschei- 
nen und  an  den  Berathungen  Tlieil  zu  nehmen,  steht  gemeinrechtlich  den  Bischöfen  2, 


p.  1094  :  „totius  provinciae  praelatis  ,  tarn  regu- 
laribiis  quam  saecularibus  et  pluribus  clericis  tarn 
religiosis  quam  aliis  .  .  .  congregatis" ;  Tarragona 
1292 :  „praesentibus  etiam  .  .  .  abbatibus,  prae- 
positis,  prioribus,  archidiacouis  et  decanis  uecnon 
et  pluribus  aliis  ecclesiarum  praelatis  praefatae 
provinciae,  tarn  exemtis  quam  noii  exemtis";  An- 
gers 1365,  M.  26, 426  :  „uecnon  abbatibus  et  prae- 
latis, qui  ad  hoc  vocari  consueverunt".  Vgl.  fer- 
ner Salzburg  u.  Cöln  1310,  M.  25,226.  248,  auch 
folgende  Anm. 

1  Paris  1248.  c.  14,  M.  23,  767:  „de  capitulis 
quae  vocata  fuerint  et  consueverint  ad  concilium 
evocari  et  quae  sufflcienter  non  miserint ,  perso- 
nae  et  canonici  non  residentes  per  VIII  dies  a 
quotidianis  distributionibus  suspendantur  ,  quae 
in  usus  pauperum  et  maioris  ecclesiae  per  episco- 
pum  dioecesis  loci  erogentur";  Tarragona  1266, 
p.  1 129 :  „aliorum  etiam  suffraganeorum  nostro- 
rum  et  capitulorum  ecclesiarum  catliedralium  et 
aliorum  praelatorum  Tarrac.  provinciae  procura- 
toribus  .  .  .  praesentibus";  Rennes  1273,  24,  33: 
„vocatis  .  .  .  sufifraganeis  nostris,  capitulis,  abba- 
tibus et  aliis  qui  fuerant  evocandi";  ebenso  An- 
gers 1279,  p.  307  und  Saumur  1276  u.  1294.  p. 
159.  1121,  desgleichen  Tours  1282,  p.  469  nur 
noch  mit  dem  Zusatz :  „conventibus"  hinter  „ca- 
pitulis"; Tarracon.  1286,  p.  611:  „abbatibus,  ca- 
pitulis, prioribus  et  aliis  qui  fuerunt  evocandi"; 
Compiegne  1270,  p.  14 :  „cum  procuratoribus  alio- 
rum suffraganeorum  ...  et  cathedralium  ecclesia- 
rum"; ebenso  Senlis  1326,  M.  25,  749;  Com- 
piegne 1329,  p.  879;  Noyon  1344,  M.  26,  2;  Be- 
rufungsschreiben des  Erzbischofs  v.  Canterbury 
für  London  1278,  M.  24,  207 :  „quateuus  ...  in 
propriis  personis  (suifraganei)  conveniant  una 
cum  aliquibus  personis  maioribus  de  suis  capitu- 
lis et  archidiaconis  et  procuratoribus  totius  cleri 
dioecesium  singularium";  Riez  1285,  p.  575: 
„assistentibus  .  .  .  suffraganeis  ...  et  abbatibus, 
archidiaconis  et  procuratoribus  dictarum  eccle- 
siarum [sc.  cathedralium)  et  aliis  pluribus  eccle- 
siarum rectoribus  et  pluribus  aliis  discretis  viris"; 
Rheims  1287,  p.  847 :  „suffraganeis  .  .  .  procura- 
toribus capitulorum  cathedralium  et  aliarum  colle- 
giatarum  ecclesiarum,  abbatibus,  prioribus  con- 
ventualibus  non  exemptis  et  aliis  ecclesiarum 
praelatis,  praefatae  provinciae,  qui  ad  hoc  vocandi 
fuerunt,  vocatis";  Mailand  1287,  p.  873  eine  An- 
zahl von  Kapitelsvertretern  aufgeführt;  ebenso 
L'Isle  1288,  p.  952;  Marciac  1329,  M.  25,  888; 
Erabrun  1290,  M.  24,  1064 :  „una  cum  .  .  .  pro- 
curatoribus capitulorum  ecclesiarum";  Nogaret 
1290,  p.  1066 :  „cum  procuratoribus  omjiium  ca- 
pitulorum ecclesiarum  cathedralium,  collegiata- 
rum  ipsius  provinciae  et  abbatibus  ...  et  pluri- 
bus prioribus,  praeceptoribus,  archipresbyteris  et 
aliis  ecclesiarum  praelatis  dioecesis  et  provinciae"; 
Aurillac  1294,  Einberufungsschreiben,  p.  1117: 
„una  cum  suffraganeis  nostris,  capitulis,  decanis, 
archidiaconis,  abbatibus  conventualibus  et  colle- 


giatarum  ecclesiarum  prioribus,  archipresbyteris, 
ecclesiarum  rectoribus,  perpetuis  vicariis  et  aliis 
clericis  beneüciatis  provinciae  nostrae";  Anse 
1299,  p.  1218:  „assensu  . . .  abbatum  .  .  .  et  pro- 
curatorum  capitulorum  cathedralium,  collegiata- 
rum  ,  conventualium  nostrae  provinciae";  Pena- 
flel  1302,  25,  100 :  „una  cum  nostrorum  capitu- 
lorum procuratoribus";  London  1309  Berufungs- 
schreiben, p.  211 :  „quatenus  . . .  episcopos,  elec- 
tos  ,  confirmatos ,  abbates ,  priores  electivos  ple- 
num  conventum  habentes,  decanos,  praepositos, 
archipresbyteros,  archidiaconos  et  capitula  ac  col- 
legia  universa  necnon  et  clerum  cuiuslibet  dioe- 
cesis nostrae  Cantuar.  provinciae  tam  exemptos 
quam  non  exemptos  citetis  .  .  .  quod  iidem  epi- 
scopi,  electi,  abbates,  priores,  decani,  praepositi, 
archipresbyteri,  archidiaconi  personaliter,  prae- 
dicta  quoque  capitula,  collegia  per  unum  ,  clerus 
quoque  cuiuslibet  dioecesis  per  duos  procuratores 
idoneos  compareant  coram  nobis";  ähnlich  die 
Berufungsschreiben  für  York  1311,  London  1311, 
1312, 1326,  p.  353.  435.  518. 835 ;  London  1356, 
p.  413,  vgl.  auch  London  1401,  p.  737;  Ronen 
1342,  p.  1270 :  „vocatis  .  .  .  abbatibus,  prioribus 
conventualibus  et  capitulis  tam  cathedralium 
quam  aliarum  collegiatarum  et  regularium  eccle- 
siarum et  monasteriorum" ;  Marciac  1329,  p.888: 
„necnon  et  procuratoribus  nonnullorum  aliorum 
praelatorum,  abbatum, praepositorum,  decanorum, 
capitulorum  collegiatarum  ecclesiarum  et  aliorum 
archidiaconorum";  Prag  u.  1346,  M.  26,  75:  „as- 
sensu suffraganeorum,  capitulorum,  conventuum, 
omniumque  praelatorum  personatus  dignitates  vel 
officia  ecclesiastica  regentium  caeterorumquesub- 
ditorum  ,  nostrorum  quocumque  nomine  censean- 
tur";  Beziers  1351,  Einberufungsschreiben  des 
Erzbischofs  von  Narbonne  an  die  Suffraganen,  p. 
237 :  „quateuus  citetis  .  .  .  omnes  et  singulos  ab- 
bates, praepositos,  decanos  et  priores  ecclesiarum 
collegiatarum  et  alias  personas  ecclesiasticas  re- 
guläres et  saeculares  non  exemptas  quae  debent 
et  consueverunt  in  dictis  conciliis  Interesse  de 
usu,  consuetudine  vel  de  iure;  exemptos  vero, 
si  qui  siut,  exhortantes,  ut  personaliter,  conven- 
tusvero  et  capitula  .  . .  per  procuratores  idoneos  ad 
hoc  specialiter  constitutos  cum  sufflcienti  man- 
dato  .  .  .  compareant" ;  und  an  die  Kapitel ,  p. 
239  :  „quateuus  vos ,  praeposite  ,  personaliter  et 
capitulum  per  procuratorem  idoueum  et  sufflcien- 
ter instruetum  ad  hoc  specialiter  deputatum  .  .  . 
comparere  curetis";  ähnlich  auch  die  Berufung 
des  Konzils  v.  Narbonne  v.  1374,  p.  587. 

2  Diesen  auch  schon  vor  der  Konsekration,  weil 
sie  durch  die  Konfirmation,  bez.  auch  durch  die 
Wahl  (Th.  II.  S.  671.  675)  die  bischöfliche  Juris- 
diction erlangen.  So  erwähnen  insbesondere  die 
englischen  Berufungsschreiben  des  14.  Jahrh.  (s. 
vor.  Anm.)  der  episcopi  electi  und  conflrmati; 
und  es  werden  episcopi  electi,  confirmati  als  Sy- 
nodalmitglieder erwähnt,  Paris  1255,  Sens  1256, 
M.  23,  853.  917;  Nogaret  1303  u.  1313,  25, 116. 
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den  Aebtcn',  den  Domkapiteln  2,  ferner  nach  weitverbreitetem  partikulären  Recht 
auch  den  Prälaten  und  Prioren  der  Diöcese^  zu.  In  Betreff  der  letzteren  und  der 
übrigen  Kapitel  und  Konvente  war  selbstverständlich  bei  der  Verschiedenartigkeit 
der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Provinzen  auch  die  nähere  Bestimmung  der  Be- 
rechtigten dieser  Kategorien  partikulärer  Anordnung  und  Gewohnheit  überlassen*. 
Jedenfalls  galten  aber  die  Prälaten,  mochten  sie  an  der  Spitze  eines  Kapitels  oder 
Konventes  stehen,  als  selbstständig  berechtigt,  andererseits  aber  waren  sie  auch  nicht 
geborene  Vertreter  eines  solchen^. 

Neben  den  bisher  besprochenen  Kategorien  werden  ferner  noch  andere  Geist- 
liche meistens  geringerer  Stellung  sowohl  zu  den  Konzilien  berufen,  wie  auch  mehr- 
fach als  Theilnehmer  an  denselben  erwähnt 6,  insbesondere  Erzpriester '^,  Pfarrer^, 
vicarii  perpetui  und  clerici  beneficiati''.  Endlich  sind  weiter  theologische  und  juri- 
stische Sachverständige  ^ö,  sowie  Vertreter  der  Ritterorden  ^  ^  anwesend  gewesen.  Im 
Gegensatz  zu  der  erst  gedachten  Klasse  können  alle  diese  Personen  nicht  als  an 
sich  zum  Besuche  des  Konzils  berechtigt  erachtet  werden  ^2^  wenngleich  allerdings 


557.  Bei  Sedlsvakanz  des  Bisthums  treten  Ab- 
geordnete (vicarii)  des  Kapitels  ein,  Nogaret  1290, 
M.  24,  1066;  Köhi  1310,  25,  248. 

1  Die  Theilnahme  derselben  beruht  auf  altem 
Gewohnbeitsrecbt ,  s.  0.  S.  481  u.  489  in  den 
Anmerkungen. 

2  Die  Berechtigung  derselben,  als  Korporation 
tb  eil  zu  nehmen,  ist  erst  im  13.  Jahrhundert  fest- 
gestellt worden.  Früher  wird  nur  der  Anwesenheit 
einzelner  Kanoniker  erwähnt,  s.  0.  S.  489.  n.  1. 
Erst  in  Folge  eines  Streites  in  der  Provinz  Sens  hat 
Honorius  III.  in  c.  10  X.  de  bis  quae  flunt  III. 
10  (nicht  Innocenz  III.  angehörig,  Pott  hast 
reg.  n.  1796)  zu  ihren  Gunsten  entschieden.  Dass 
sie  selbst  noch  in  dieser  Zeit  nicht  immer  einbe- 
rufen worden  sind ,  zeigen  die  Anführungen  auf 
S.  494  n.  11.  Freilich  bleibt  es  zweifelhaft, 
ob  darin  eine  bewusste  Opposition  gegen  die  Ka- 
pitel liegt,  oder  ob  es  sich  nicht  blos  um  ein  Fest- 
halten an  alten  Traditionen  handelt.  Mitunter 
Ist  sogar  für  die  Nichtberufung  ganzer  Katego- 
rien von  Berechtigten  der  Gesichtspunkt  entschei- 
dend gewesen,  diesen  die  durch  den  Besuch  des 
Konzils  erwachsenden  Kosten  zu  sparen.  Ihn  be- 
tont z.B.  das  lediglich  aus  den  Bischöfen  zusam- 
mengetretene Konzil  v.  Bourges  v.  1279,  M.  24, 
245  ,  in  seinem  Schreiben  an  die  übrigen  Theil- 
nahmeberechtigten. 

3  Daher  führt  das  Londoner  Konzil  von  1282 
das  Recht  derselben  auf  die  sacri  canones  zurück, 
M.  24,  423. 

4  Daraus  erklärt  sich  die  mehrfache  Erwähnung 
von  solchen  Korporationen  und  Personen,  welche 
der  Gewohnheit  gemäss  zu  berufen  sind,  vgl.  S. 
495.  n.  1 ;  Paris  1248,  Rheims  1287,  Beziers  1351, 
s.  auch  Senlis  1326  :  „una  cum  aliorum  suffraga- 
neorum  Remens.  prov.  absentium  et  cathedra- 
lium  ecclesiarum  procuratoribus  .  .  .  congregatis, 
aliis  Omnibus ,  qui  potuerunt  et  debuerunt  conci- 
tari,  vocatis",  ebenso  Compiegne  1329  u.  Noyon 
1344,  M.  25,  799.  879  u.  26, 1  -,  auch  die  als  sub- 
diti,  s.  Prag  1346,  cit.  Anm.,  Nogaret  1303,  M. 
25,  116,  Benevent  1331.  c.  70  u.  1378.  c.  70, 
M.  25,  973  u.  26,  654  bezeichneten  Personen 
gehören  wenigstens  zum  Theil  hierher. 


5  Das  ergiebt  der  Umstand ,  dass  sie  sowohl 
schon  vor  dem  13.  Jahrhundert  wie  auch  in  der 
hier  fraglichen  Zeit  neben  den  Kapiteln  genannt, 
s.  S.  489.  n.  1  u.  S.  495.  n.  1  und  auch  persön- 
lich neben  ihnen  berufen  werden ,  und  diese  be- 
sondere Vertreter  zu  bestellen  haben,  s.  London 
1309  u.  Beziers  1351,  S.  495.  n.  1  a.  E. 

6  Der  clerus  oder  clerici  schlechthin  erwähnt 
Aquileja  1282,  M.  24,  438;  Mailand  1287,  p. 
867;  Bremen  1292  (S.  494.  n.  11);  Köln  1310  u. 
1322,  25,  248.  725;  Tarragona  1317,  25,  627: 
London  1326,  25.  835. 

7  Aurillac  1294,  M.  24,  1118  („decanl  rura- 
les");  Benevent  1332.  c.  70,  25,  973. 

8  Riez  1285  und  Aurillac  1294,  S.  495.  n.  1 ; 
Udine  1310,  M.  25, 349  werden  einberufen  „ple- 
bani  et  alii  ecclesiarum  rectores" ;  Narbonne  1374, 
M.  26, 608:  „parochialium  ecclesiarum  presbyteri 
rectores"  anwesend. 

9  Aurillac  1294,  S.  495.  n.  1 ;  Narbonne  1374 
(vor.  Anm.);  Senlis  1317,  M.  25,  639  werden 
auch  die  capellani  der  Dom-  und  Kollegiatstifter 
und  Tarragona  1317,  25,  627  Prokuratoren  sol- 
cher Kathedral-Kapellaiie,  welche  als  von  den 
einzelnen  Kollegien  derselben  deputirt  zu  den- 
ken sind,  genannt. 

10  York  1311,  M.  25,  437:  „sacrae  theologiae 
doctores  et  iuris  canonici  et  civilis  professores" ; 
„doctores,  licentiati,  bacchalarii",  Saiiit-Tiberi 
1402,  M.  26,  837 ;  licentiatus  in  decretis ,  Nar- 
bonne 1374,  M.  26,  608.  Auch  unter  den  sonst 
genannten  :  „alii  plures  viri  discreti",  Riez  1285  u. 
L'Isle  1288,  24,  575.  752  sind  wohl  hauptsäch- 
lich solche  zu  verstehen.  Zu  Tarragona  1242 
war  Raimund  v.  Pefiaforte ,  welcher  damals  sein 
Amt  als  magister  generalis  des  Dominikaner-Or- 
dens niedergelegt  hatte,  anwesend,  M.  23,  553. 

11  Tarragona  1253  ,  M.  23,  805  zwei  tenentes 
locum  magistri  domus  militiae  templi;  ferner 
ein  solcher  Tarragona  1266,  p.  1129  u.  1283,  24, 
490 ,  und  1283  auch  der  magister  templi  in  par- 
tibus  Aragoniae  et  Cataloniae. 

12  Es  bedurfte  also  für  sie  einer  besonderen 
Einberufung  oder  mindestens  der  Erlaubniss,  den 
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möglicher  Weise  für  die  eine  oder  andere  Klasse  ausnalimsweise  eine  solche  Befug- 
niss  durch  das  partikuläre  Recht,  insbesondere  durch  Gewohnheit  begründet  sein 
konnte  ^. 

Bei  denjenigen,  welche  das  Recht  zur  Theilnahme  haben,  korrespondirt  dem- 
selben als  Korrelat  die  unter  Androhung  von  Strafen  festgesetzte  Pflicht  zum  Er- 
scheinen '^j  während  sie  bei  der  zuletzt  gedachten  Kategorie ,  welche  blos  zugelassen 
werden  kann,  nur  bei  erfolgter  Einberufung  kraft  der  Gehorsamsverpflichtung  ent- 
steht. Stellvertretung  ist,  abgesehen  von  den  Korporationen^,  oder  denjenigen 
Kreisen,  denen  eine  Betheiligung  nur  durch  eine  beschränkte  Anzahl  von  Vertretern 
partikularrechtlich  gestattet  wurde  ^,  mangels  besonderen  päpstlichen  Privilegs  ^  nur 
bei  gerechtfertigtem  Hinderungsgrund  erlaubt,  und  es  ist  der  abzusendende  Stellver- 
treter, welcher  diesen  darzulegen  haf^,  zugleich  mit  ausreichender  Vollmacht  zu 
versehen^.  Ueber  die  Qualifikation  der  Vertreter  finden  sich  keine  näheren  Vor- 
schriften^, selbstverständlich  aber  mussten  sie  Geistliche  sein.  Sie  wurden  seitens 
der  Bischöfe,  falls  diese  nicht  ihren  Generalvikar  absandten 9,  aus  ihren  Offizialen, 
den  Prälaten  der  Diöcese  oder  dem  Kapitel  genommen  i^. 


Bcrathungen  des  Konzils  anzuwohnen.  Zugelas- 
sen wurden  sie  theils  als  Umstand,  theils  um  die 
Publikation  der  Beschlüsse  des  Konzils  anzuhö- 
ren, aber  auch  wohl ,  um  Auskunft  über  gewisse 
Verhältnisse  zu  ertheilen.  Alles  dies  ergiebt 
sich  aus  ihrer  Stellung  in  der  Hierarchie ,  ferner 
aber  auch  aus  dem  Umstand,  dass  sie  verhältniss- 
mässig  seltener  aufgezählt  oder  genannt  werden. 
Wo  sie  speziell  berufen  und  aufgefordert  werden, 
durch  Deputirte  zu  erscheinen  ,  wie  zu  Aurillac 
1294,  M.  24,  1118:  „decani  rurales,  ecclesiarum 
rectores  et  aliae  inferioris  ordinis  sive  Status  per- 
sonae  per  procuratores  sive  oeconomos  sufficien- 
ter  instructos  compareant";  London  1312,  25, 
517.  519;  London  1356  u.  1401 ,  26,  413.  937, 
hat  es  sich  um  die  Bewilligung  von  Geldforde- 
rungen, welche  eine  Belastung  des  Klerus  zur 
Folge  hatte,  oder,  wie  zu  London  1309,  25,  211 
und  zu  Udine  1310,  S.  493.  n.  6,  um  die  Vorbe- 
reitung eines  allgemeinen  Konzils  gehandelt. 

1  Darauf  deuten  die  Berufungsschreiben  für 
Beziers  1351  und  Narbonne  1374  (s.  S.  495.  n.  1) 
in  den  Worten  :  „alias  personas  ecclesiasticas  re- 
guläres et  saeculares  non  exemptas  quae  debent 
et  consueverunt  in  dictis  conciliis  Interesse  de 
usu,  consuetudine  vel  de  iure". 

2  c.  25  X.  de  accus.  V.  1 ;  Tolet.  1324.  c.  1, 
M.  35,  731  (Suspension),  Tarracon.  1329.  c.  15, 
p.  842  [Berufung  zum  Erzbischof  und  Verweilen 
bei  ihm  bis  zu  dessen  Rückkehr -Erlaubniss); 
Benevent  1331.  c.  70,  p.  1331  (Geldstrafe  nach 
Ermessen  des  Erzbischofs) ;  wiederholt  Benevent 
1378.  c.  70,  26,  654 ;  Lavaur  1368.  c.  2.  p.  493  ; 
Narbonne  1374.  c.  1.  p.  595  (spricht  nur  die 
Pflicht  zum  Erscheinen  aus).  Eine  Anordnung 
Innocenz'  IV.  von  1243 ,  dass  die  gegen  den  Bi- 
schof V.  Clermont  wegen  Ausbleibens  beim  Kon- 
zil vom  Metropolitan  verhängte  Suspension  und 
Exkommunikation  beobachtet  werden  soll ,  bei 
Martene  thesaur.  anecdotor.  1,  1023.  Aus- 
drücklich wird  die  letztere  für  unentschuldigtes 
Fernbleiben  in  dem  Salzburger  Berufungsschrei- 
ben V.  1288  angedroht,  M.  24,  947. 

Hins  Chi  US,  Kirclienreclit.   III, 


^  S.  0.  S.  495.  Die  Vollmacht  eines  Kapitels 
für  seinen  Vertreter  v.  1280,  M.  24,  364.  We- 
gen der  Strafen  der  Kapitel,  welche  keinen  Ver- 
treter senden,  vgl.  Paris  1248.  c.  14  (S.  495.  n.  1). 

4  Wie  dem  niederen  Klerus,  S.  496.  n.  9  und 
auch  S.  495.  n.  1  (London  1309). 

5  Privileg  Honorius'  III.  von  1226  für  den  Bi- 
schof v.  Würzburg  wegen  Gefährdung  seiner  Per- 
son nicht  auf  den  Mainzer  Konzilien  persönlich 
erscheinen  zu  brauchen,  Würdtwein  nova  sub- 
sidia4,  135;  Clemens'  IV.  von  1286  für  einen 
Abt  in  der  Diöcese  Nismes ,  sich  nach  Gefallen 
vertreten  zu  lassen  ,  Menard,  bist,  de  Nismes. 
Paris  1750.  1,  p.  89. 

6  S.  das  Entschuldigungsschreiben  eines  Bi- 
schofs und  die  Bevollmächtigung  eines  Schola- 
sticus  für  das  Mainzer  Konzil  1239,  M.  23,  501 ; 
ein  anderes  derartiges  Schreiben  für  das  von  Be- 
ziers 1280,  24,  363;  für  London  v.  1321,  M.  25, 
681  ,  vgl.  ferner  L'Isle  1251,  M.  25,  795:  „epi- 
scopis  se  canonice  excusantibus  sed  tamen  aliis 
.  .  .  committentibus  vices  suas";  Anse  1299,  M. 
24,  1218 :  „archidiaconi  Divion.  in  ecclesia  Lin- 
gonensi  procuratoris  et  excusatoris  .  .  .  epi- 
scopi  Lingonens."   Vgl.  auch  S.  494.  n.  9  u.  10. 

7  S.  vor.  Anm.  u.  Anm.  2  ;  c.  2  Par.  1248,  M. 
23,  765;  Narbonne  1374.  c.  1,  26,  597.  Dies 
gilt  selbstverständlich  auch  für  die  von  Korpora- 
tionen und  vom  Klerus  bestellten  Vertreter,  Be- 
ziers 1351,  S.  495.  n.  1. 

8  Es  werden  allein  wiederholt,  s.  S.  495. 
n.  1 ,  procuratores  idonei  gefordert.  Nur  ist 
mehrfach  angeordnet  worden  ,  dass  die  Bischöfe 
und  die  Kapitel  nicht  denselben  Vertreter  und 
Aebte  einen  bewährten  Mönch  ihres  Ordens  sen- 
den sollen,  Tarragona  1331.  c.  4,  M.  25,  901; 
Lavaur  1368.  c.  3,  26,  493. 

9  S.  z.B.  Ravenna  1330,  M.  25,  550.  Bei  Ab- 
wesenheit des  Bischofs  wird  ebenfalls  sein  Gene- 
ralvikar geladen,  London  1311,  p.  435. 

10  Beispiele  ergeben  sich  aus  den  citirten  Sy- 
noden, zu  Köln  1322  erscheint  auch  ein  Weih- 
bischof als  bischöfliclier  procurator,  M.  25,  725. 
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Die  von  jeder  bischöflichen  Jurisdiktion  befreiten  exemten  Prälaten  und  Kor- 
porationen sind  in  einzelnen  Provinzen  nicht  in  der  üblichen  peremptorischen  Form 
zum  Provinzialkonzil  geladen^,  wohl  aber  mitunter  ersucht  worden,  sich  an  dem- 
selben zu  betheiligeu  ^.  Eine  verpflichtende  Berufung  konnte  nur  kraft  besonderer 
päpstlicher  Ermächtigung  -^  oder  in  soweit  erfolgen ,  als  die  Exemten  nicht  exemte 
Kirchen  oder  Benefizien  besassen*. 

Die  Berufung  erfolgt  durch  den  Erzbischof ■'»,  beziehentlich  seine  Vertreter'»,  sei 
es  selbstständig,  sei  es  auf  päpstliche  Veranlassung",  und  zwar  nicht  nothwendig 
nach  der  erzbischöflichen  Residenz,  sondern  auch  nach  einem  andern  passend  er- 
scheinenden Orte  der  Provinz  ^.  Ausser  dem  Erzbischof  kommt  das  Berufungsrecht 
auch  dem  päpstlichen  Legaten  zu  -K 


Dass  die  erwähnten  Vorschriften  über  das  persön- 
liche Erscheinen,  insbesondere  der  Bischöfe  nicht 
innegehalten  worden  sind,  zeigt  das  vielfache 
Vorkommen  von  Prokuratoren  auf  den  Synoden, 
s.  auch  die  Anweisungen  Honorius'  III.  an  die 
Salzburger  SufTraganen,  den  Berufungen  ihres 
Erzbischofs  Folge  zu  leisten,  v.  1222,  M eil  1er, 
Regesten  der  Salzburger  Erzbischöfe  S.  229  u. 
262.  Auf  der  Provinzialsynode  zu  S.  Tiberi  1389 
waren  ,  den  Erzbischof  von  Narbonne  mit  einge- 
schlossen, nur  Prokuratoren  von  Bischöfen ,  kein 
Bischof  persönlich  anwesend,  M.  26,  753. 

1  Rheims  1287,  S.  495.  n.  1 ,  werden  nur  die 
Nichtexemten  berufen. 

2  So  ist  wohl  schon  die  Berufung  zu  London 
1257  aufzufassen,  wo  das  convocare  der  Exemten 
den  Gegensatz  zu  dem  citare  der  übrigen  bildet. 
Ponterville  1304  wird  vom  Konzil  anerkannt, 
dass  der  Abt  eines  exemten  Klosters  ,,non  coactus, 
privilegiis  apostolicis  super  exemptione  suae  per- 
sonae  suique  monasterii  ...  in  omnibus  eis  sal- 
vis",  erschienen  ist,  25,  117;  Ersuchen  an  die 
Exemten  Beziers  1351,  26,  237  (S.  495.  n.  1). 

3  Alex.  IV.  ad  arch.  Burdigal.  1260 ,  M.  23, 
1045  :  „coactis  . . .  praelatistam  regularibus  quam 
saecularibus  tarn  exemptis  (quibus  ex  convoca- 
tione  tua  nullum  volumus  ad  libertates  et  immu- 
nitates  eorum  in  posterum  praeiudicium  generari 
nullumque  ipsis  contra  convocationem  et  coac- 
tionem  huiusmodi,  quantum  ad  hunc  spectat  ar- 
tieulum,  ex  privilegiis  vel  adminiculis  libertatum 
exemptionumve  suarum  excusationis  seu  excep- 
tionis  provenire  praesidium)  quam  etiam  non  ex- 
emptis". s.  ferner  Tarragona  1292,  24,  1105. 
Senlis  1318,  M.  25,  632  wird  dem  Erzbischof  ein 
Protest  mehrerer  exemterAebte  überreicht,  welche 
erklären ,  dass  sie  nur  wegen  der  dem  ersteren 
ertheilten  päpstlichen  Ermächtigung ,  nicht  der 
kraft  seiner  Metropolitangewalt  stattgehabten  Be- 
rufung Folge  leisten,  und  gegen  die  Behauptung 
des  Erzbischofs  appelliren,  dass  er  sie  als  Metro- 
polit, weil  es  sich  um  ein  negotium  üdei  handle, 
vorladen  könne;  Ermächtigung  Gregors  XI  von 
1373  für  den  Erzbischof  v.  Narbonne,  26,  591. 

^  Lambeth ,  Einberufungsschreiben  1281 ,  M. 
24,  423  :  „ab  episcopali  obedientia  exemptos  ra- 
tione  saltem  ecclesiarumnon  exemptarum";  Lon- 
don 1356,  M.  26,  413,  s.  auch  die  Anweisung  für 
London  1312,  25,  517:  „episcopis  suffraganeis 
ac  vicariis  districtius  iniungendo ,   quod  nos  .  .  . 


quique  abbates  et  priores  exempti  plebes,  eccle- 
sias  seu  capellas  habeant  non  exemptas ,  de  eis- 
dem  .  .  .  reddidissent  .  .  .  certiores  per  suas  lit- 
teras  patentes".  Allerdings  lauten  die  Einberu- 
fungsschreiben für  London  1309,  1321,  1401,  M. 
25,  211  u.  680 ;  26,  937  und  York  1311,  25,  437 
ohne  Beschränkung  auf  die  exempti  schlechthin. 
Dies  erklärt  sich  aber  bei  den  auf  päpstliche  Ver- 
anlassung berufenen  Konzilien  von  London  und 
York  (1309  u.  1311)  aus  der  ausdrücklichen  Er- 
mächtigung des  Papstes,  M.  25, 199;  bei  den  an- 
deren liegt  wohl  eine  Ungenauigkeit  im  Gebrauche 
des  Wortes  exemti  vor. 

5  Vgl.  die  verschiedenen  vorher  citirten  Ein- 
berufungsschreiben. Sie  ergingen  gewöhnlich  an 
die  Suffraganen,  welche  dann  daraufhin  die  wei- 
teren Citationen  erliessen. 

6  So  in  Abwesenheit  desselben  durch  Prior 
und  Kapitel  des  Metropolitanstuhles,  London 
1399,  M.  26,  917;  ferner  durch  den  päpstlichen 
Administrator  des  Erzbisthums,  Tarragona  1329, 
1331,  um  1332,  M.  25,  837.  897.  934;  „vi  spe- 
cialis commissi  archiepiscopi  absentis"  durch  einen 
Suffraganbischof ,  Ronen  1342,  p.  1269.  Wäh- 
rend der  Vakanz  des  Rheimser  Stuhles  berief  der 
Bischof  von  Soissons ,  wohl  als  ältester  Suffra- 
gan,  1271  ein  Konzil  nach  S.  Quentin  ein,  wozu 
die  Rheimser  Domherren  anfänglich  ihre  Zu- 
stimmung beanspruchten,  eine  Forderung,  welche 
sie  aber  später  fallen  Hessen,  M.  24,  18. 

7  S.o.  S.493.  n.  6  u.  S.  494.  n.  1. 

8  Das  zeigt  das  Verzeichniss  S.  491.  n.  6. 
Bedrückender  Belastungen  durch  Berufung  nach 
fernen  Orten  suchten  sich  allerdings  die  Be- 
theiligten mitunter  zu  erwehren,  s.  die  Vereini- 
gung der  Bischöfe  v.  Lübeck ,  Schwerin  und 
Ratzeburg,  sowie  des  Hamburger  Domkapitels 
behufs  Abwehr  von  Ladungen  zu  Übereibischen 
Provinzialkonzilien  v.  1355,  Urkdbch.  d.  Bisth. 
Lübeck  S.  757.  Die  Möglichkeit  einer  gewohn- 
heitsrechtlichen Fixirung  des  Ortes  zeigt  das 
Delegationsrescript  Honorius'  III  v.  1221  be- 
treffend den  Anspruch  der  Hamburger  Dom- 
herren, dass  die  Provinzialkonzilien  in  ihrer 
Kirche  abzuhalten  seien,  Lappe nberg,  Ham- 
burger Urkdbch.  1,  196. 

9  Beispiele  dafür  Edinburg  1239,  Skeninge 
1248,  M.  23,  505.  767;  Breslau  1248,  Hefele 
5,  1026;  Bremen  1266,  Wien  1267,  M.  23, 
1155.  1169;  Lodi  1287,  M.  24,  881. 
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Den  Vorsitz  führt  der  Erzbischof  oder  ein  Vertreter  desselben',  und  wenn  ein 
päpstlicher  Legat  auf  dem  Konzil  anwesend  ist,  der  letztere 2^  obgleich  nicht  in 
allen  Fällen  3. 

Die  Betheiligung  von  Laien  an  den  Provinzialkonzilien  kommt  in  dieser  Zeit 
äusserst  selten  vor^.  Einzelnen  haben  allerdings  namentlich  weltliche  Fürsten  und 
deren  Grosse  angewohnt,  theils,  wenn  es  sich  um  Einführung  wichtiger  Reformen 
handelte^,  theils  auf  Wunsch  der  Geistlichkeit,  weil  sich  diese  dadurch  die  Unter- 
stützung der  weltlichen  Macht  für  ihre  Beschlüsse  zu  sichern  suchte^',  theils  endlich 
in  Fällen,  wo  die  Gewährung  von  Subsidien  für  die  o.  S.  493  gedachten  Zwecke  in 
Frage  stand '^. 

Immer  ist  aber  die  Provinzialsynode  hinsichtlich  ihres  Zusammentrittes  und 
ihrer  Beschlüsse,  wie  früher ,  noch  unabhängig  von  der  weltlichen  Gewalt.  Wenn  in 
England  die  Könige  Verbote  gegen  die  Abhaltung  von  Provinzialsynoden  ^  oder  gegen 
die  Verhandlung  gewisser  Angelegenheiten  auf  solchen  erlassen  haben  •',  so  zeigt  ge- 
rade die  Berufung  auf  die  gleichzeitig  zu  erfüllenden  Lehnspflichten  und  die  Er- 
mahnung, nichts  zum  Präjudiz  der  Rechte  der  Krone  und  des  Reiches  zu  be- 
schliessen  '^,  dass  der  König  an  und  für  sich  weder  ein  Recht  zur  Genehmigung  der 
Einberufung  noch  der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden  in  Anspruch  genommen 
hat'i. 

Eine  entscheidende  Stimmberechtigung  haben  auf  dem  Provinzialkonzil  ebenso 
wie  früher  nur  die  Bischöfe,  während  die  übrigen  zum  Erscheinen  Berechtigten  wohl 
den  Verhandlungen  beiwohnen  durften  und  eine  berathende  Stimme  abzugeben  hatten. 
Allerdings  wird  häufig  des  Rathes  und  der  Zustimmung  der  letzteren  in  einer  Form 
gedacht,  welche  an  sich  auf  eine  weitergehende  Stimmberechtigung  schliessen  Hesse  ^^^ 

1  S.  Tiberi  1389  der  Generalvikar,  M.  26,  753,  Statut  v.  Glocester  dem  Klerus  und  Adel  auf- 
vgl.  auch  0.  S.  498.  n.  6.  gegeben  war,  sein  Anrecht  auf  seine  Besitzungen 

2  S.die  S.  491.  n.  6  angeführten  Synoden  und  vor  königlichen  Kommissarien  urkundlich  nach- 
Barcelona 1389,  M.  25,  1147.  zuweisen,  und  ein  Statut  von  1279  den  Erwerb 

3  So  wohl  nicht  zu  Senlis  1240,  London  und  von  Grundbesitz  durch  die  todte  Hand  verboten 
Beverley  12G1,  M.  23,  521.  962.  hatte,  M.  24,  421 ;  Hefele  6,  196,  undEduard 

*  Aquileja  1282:  „praesentibus  .  .  .  laicorum  II  für  die  Synode  v.  London  1321,   M.  25,  669. 

.  .  .  multitudine  copiosa^^,  M.  24,  438,  10  S.  die  beiden  vor.  Anm. 

5  Der  König  v.  Schweden  und  Grosse  zu  Ske-  i^  Der  Bericht  über  die  Synode  v.  Perth  1259 
ninge  1248,  M.  23,  767.  bei  M.  23,  993 ,   wonach  der  König  von  Schott- 

6  Der  König  v.  Schottland  mit  seinen  Grossen  land  und  die  Grossen  die  Beschlüsse  derselben 
Perth  1242,  wo  es  sich  um  Beschlüsse  gegen  Be-  approbirt  haben,  lässt  nicht  genau  erkennen, 
drückungen  der  Kirche  durch  die  Barone  han-  worum  es  sich  dabei  gehandelt  hat,  und  schliesst 
delte.  jedenfalls  nicht  aus,  dass  gewisse  Beschlüsse  der 

■^  Barcelona   1339,    M.   25,   1147,    anwesend  Synode   auch   zu   weltlichen   Gesetzen    erhoben 

König  und  Königin  von  Aragonien  und  Grosse.  worden  sind. 

Zu  Mainz  1239,  M.  23,  501 ;  Hefele  5,  960,  12  geyne  1267,  M.  23,  1179  :  „de  consilio  prae- 

war  König  Konrad  IV ;    zu  Perigueux  um  1268  latorum" ;  Salzburg  1284,  M.  24,  135 :   „de  con- 

der  Prinz  von  Wales  als  Statthalter  von  Aquita-  silio  ven.  praelatorum,  qui  praesenti  interfuerunt 

nien  anwesend,  Hefele  6,  626,  ohne  dass  Ge-  concilio,  absentium  etiam  fratrum  tam  episcopo- 

naueres  über  den  Grund  ihrer  Anwesenheit  be-  rum  quam  aliorum  praelatorum  accedente  con- 

kannt  ist.  sensu'' ;  Saumur  1276,  p.  160  :  „de  ipsorum  epi- 

8  So  Heinrich  III  gegen  die  vom  Erzbischof  von  scoporum,   abbatum  et  aliorum  ad  hoc  vocatorum 

Cantcrbury  1257  behufs  Abwehr  von  Bedrückun-  consilio  et  consensu'';   ähnlich  Angers  1279  ,  p. 

gen  des  Königs  und  des  Papstes   nach  London  307 ;    Tarragona  1282,  p.  490 :   „de  assensu  om- 

einberufene  Synode  unter  Androhung  des  Ver-  nium  praedictorum  (d.   h.    Bischöfe ,   Vertreter 

lustes  der  Lehne,  weil  die  Bischöfe  kraft  ihrer  von  Bischöfen,  Kapiteln,  Prälaten  und  des  Tem- 

Lehnspflicht  ihm  im  Kriege  gegen  Wales  Folge  plerordens) ;   ähnlich  Riez  1285,  p.  575  ,  wo  vor- 

zu  leisten  verpflichtet  seien,  M.  23,  949.  950.  her  als  anwesend  auch  ecclesiarum   rectores   et 

^  Eduard  I  für  die  Synode  von  Lambeth  1281,  alii  discreti  viri  genannt  werden ;  ebenso  Bremen 

welche  ausgeschrieben  war,  nachdem  durch  das  1292,p.l092,  vorhergleichfallsKlerikererwähnt; 
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dass  es  sich  indessen  hier  nur  um  eine  Ausdrucksweise  handelt,  welche  die  faktisch 
a])gegchene  Zustimmungserklärung  festzustellen  beabsichtigt ,  ergiebt  sich  aus  der 
Stellung,  welche  einerseits  die  Bischöfe ,  andererseits  die  übrigen  Theilnehmer  in  der 
Hierarchie  der  katholischen  Kirche  einnehmend  Ueberdies  wird  mehrfach  der  Bei- 
stimmung der  Bischöfe  allein  gedacht  ^^  oder  ihre  Genehmigung  in  besonderer  Weise 
hervorgehoben '^  auch  gewähren  einzelne  Quellenstellen  den  Vertretern  der  Dom- 
kapitel '  und  der  Aebte ''  nur  ein  Recht  der  Berathung.  Eine  Ausnahme  trat  nur  für 
diejenigen  Geistlichen  ein,  welche  als  Vertreter  von  Bischöfen  erschienen  waren; 
diese  hatten  ebenso  wie  ihre  Machtgober  Decisiv- Votum  ^\ 

Selbstverständlich  besassen  die  Laien,  ebenso  wie  in  früheren  Zeiten,  kein 
Stimmrecht  und  von  ihnen  durften  sich  wohl  höchstens  die  weltlichen  Fürsten  und 
Grossen  an  den  Berathungen  betheiligen  ^. 

Handelte  es  sich  um  Erlass  von  Anordnungen  allgemeinen  Inhalts ,  so  wurden 
die  Vorlagen  den  Theilnehmern  vor  der  Berathung  in  schon  vorher  bei  der  erzbischöf- 
lichen Kurie  angefertigten  Entwürfen  zugestellt  ^  und  die  Beschlüsse  von  ihnen  zum 
Zeichen  ihres  Einverständnisses  besiegelt  '*.  Die  beschlossenen  Kanonen  erscheinen 
ihrer  äusseren  Fassung  nach  als  von  dem  Erzbischofe  (oder  dem  sonstigen  Vorsitzen- 


Aschaffenbnrg  1292,  p.  1081  :  „de  suffraganeorum 
iiecnon  do  praelatorum  nostrorum  consilio  et  as- 
sensu";  Bergamo  1311,  M.  25,  478:  „cum  con- 
silio... suffraganeorum  et  nostri  provincialis  con- 
cilii";  Saumur  1315,  p.553:  „de  suffraganeorum 
nostrorum  et  abbatum  praesentium  consilio  et 
consensu";  Chäteau-Gontier  1336:  „de  consilio 
et  consensu  .  .  .  suffraganeorum  nostrorum,  abba- 
tum  et  aliorum  vocatorum";  Dublin  1348.  p.  109  : 
„auctoritate  praesentis  concilii ,  de  .  .  .  suffraga- 
neorum et  cleri  nostrae  dioec.  et  prov.  consensu 
et  assensu";  Alcala  1347.  p.  126:  „praesentibus 
.  .  .  snffraganels  nostris  et  capituli  Toletani  et 
aliorum  suffraganeorum  nostrorum  et  capitulorum 
ipsorum  procuratoribus". 

1  Im  völligen  Widerspruch  mit  der  desfalsigen 
Auffassung  müsste  eine  etwaige  gegentheilige 
Ansicht  nicht  nur  den  Aebten ,  Prälaten  und  an- 
deren hervorragenden  Geistlichen,  sondern  auch 
den  Pfarrern  (s.  Riez  1285,  vor.  Anm.)  und  nie- 
deren Klerikern  [Bergamo  1311,  M.  25,  514: 
„ipsis  .  .  .  episcopis  ...  et  multis  aliis  clericis 
civitatis  et  dioec.  Mediolan.  ibi  congregatis  et 
eisdem  approbantibus  et  consentientibus"Decisiv- 
Votum  einräumen. 

2  Avignon  1282,  M.  24,  437 ;  Ravenna  1286, 
p.  615.  624:  „statuta  facta  per  provinclale  conci- 
lium ,  vid.  per  .  .  .  archiepiscopum  et  suffraga- 
neos  eins  .  .  .  consentieutes  per  se  aut  per  ido- 
neos  proouratores" ;  London  1342  o.  1343,  25, 
1169;  Magdeburg  zw.  1382  u.  1403,  26,  568. 
In  der  Einleitung  des  Konzils  von  Embrun  1290, 
24 ,  1064  heisst  es :  „una  cum  .  .  .  suffraganeis 
nostris,  .  .  .  abbate  ac  procuratoribus  capitulo- 
rum ipsorum  ...  de  ipsorum  consilio  et  assensu 
expressa  statuta  rata  habentes ,  dann  aber  c.  2  : 
„cum  suffraganeis  nostris  unanimiter  ea  concor- 
diter  in  praesenti  concilio  statuimus". 

3  L'Isle  1251  ,  M.  23 ,  795 :  „praesentibus  et 
consentientibus ,  auctoritatem  praestantibus  .  .  . 


episcopis  .  .  .  praesentibus  etiam  pro  maiori  parte 
abbatibus  et  praepositis  et  prloribus  conventuali- 
bus";  Montpellier  1258,  p.  989:  „de  consensu 
fratrum  nostrorum,  praesenti  concilio  appro- 
bante";  Pont-Audemer  1279,  24,  219:  „ordinata 
per  .  .  .  archiepiscopum  Rotomag.  et  eius  suffra- 
ganeos  ,  de  totius  concilii  providontia  unanimi  et 
concordi". 

4  c.  10  X.  de  his  quae  fiunt  III.  10,  s.  o.  S. 
496.  n.  2. 

5  Tarragona  1331.  c.  4,  M.  25,  901  :  „procura- 

tores  constituant  .  .  .  abbates  .  .  .  religiöses  sui 
ordinis  vita  et  honestate  probates  qui  salubre 
sciant  dare  consilium  in  agendis''. 

6  Ravenna  1286,  s.o.  Anm.  2.  Dies  entspricht 
auch  den  Regeln ,  welche  für  die  grösseren  Kon- 
zilien galten. 

■^  Das  ergiebt  sich  schon  aus  den  Gegenstän- 
den, welche  die  in  ihrer  Gegenwart  abgehaltenen 
Synoden  beschäftigt  haben,  s.  S.  499. 

8  Schon  die  gleich  zu  besprechende  Fassung 
der  Beschlüsse  lässt  darauf  schliessen.  Vgl.  auch 
den  Bericht  über  die  Vorgänge  zu  Salzburg  1288, 
M.  24,  949;  Hefele  6,  230.  Hier  waren  die 
Entwürfe  (tabulae)  durch  Doktoren  vorher  abge- 
fasst ,  und  man  liess ,  um  Einigkeit  zu  erzielen 
und  den  Bischöfen  die  Möglichkeit  einer  Sinnes- 
änderung abzuschneiden,  sie  schon  vor  der  ersten 
Sitzung  zur  Besiegelung  vorlegen. 

9  S.  vor.  Anm.;  S.  Quentin  1239,  M.  23,  503; 
Compiegne  1270,  M.  24,  16;  Bourges  1286,  p. 
643;  Bourges  1336,  M.  25,  1068:  „nos  archiepi- 
scopus  Bitur.  in  provinciali  concilio  constituti, 
sigillum  nostrum  una  cum  sigillis  .  .  .  nostrorum 
suffraganeorum  apponi  feciraus  et  appendi". 
Ebenso  fügen  zu  Köln  1322  die  anwesenden  Suf- 
fraganbischöfe  ihre  Siegel  bei ,  und  später  thut 
dies  ein  Suffraganbischof,  welcher  sich  durch 
einen  Prokurator  hatte  vertreten  lassen,  p.  726. 
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den,  z.  B.  dem  Legaten)  im  Einvernehmen  mit  dem  Konzile  erlassene  Anordnun- 
gen \  nicht  mehr  wie  früher  als  von  allen  Mitgliedern  des  Konzils  festgestellte 
Bestimmungen  2,  eine  Aenderung,  welche  durch  Nachbildung  der  üblich  gewordenen 
Fassung  der  Kanonen  der  päpstlichen  Synoden'^  herbeigeführt  worden  ist 4. 

Am  Schlüsse  des  Konzils  erfolgte  die  Publikation  der  Beschlüsse  desselben  durch 
Vorlesung-^,  und  ausserdem  sollten  dieselben  nicht  nur  innerhalb  bestimmter  Frist 
nach  Beendigung  der  Synode ,  sondern  auch  noch  später  und  wiederholt  durch  die 
Bischöfe  auf  den  Diöcesansynoden^',  durch  die  Archidiakonen ,  Erzpriester  "^  und 
Pfarrer  in  ihren  Sprengein  ^,  sowie  auch  innerhalb  der  einzelnen  geistlichen  Korpo- 
rationen (z.  B.  der  Kapitel)  den  Mitgliedern  derselben  ^  bekannt  gemacht  werden  1^. 

Nach  der  Stellung,  welche  die  Provinzialkonzilien  in  dieser  Zeit  erhalten  hatten, 
konnte  es  nicht  zweifelhaft  sein ,  dass  sie  sich  mit  ihren  Beschlüssen  innerhalb  der 
Schranken  des  gemeinen  Rechts  zu  halten  hatten  i',  und  wenn  sie  in  manchen  Fällen 
diese  überschritten  haben  ^^^  so  ist  dies  offenbar  nur  aus  Unachtsamkeit ,  nicht  in  der 
Absicht,  ihr  Recht  in  Betreff  der  Gesetzgebung  zu  erweitern,  geschehen.  Eine 
regelmässige  Kontrole  in  Betreff  der  Beschlüsse  ist  in  dieser  Zeit  von  den  Päpsten 
nicht  geübt  worden ,  aber  in  einzelnen  Fällen  haben  sie  doch  bei  gegebener  Ver- 
anlassung dieselben  ihrer  Prüfung  unterzogen  und  die  Vornahme  von  Abänderungen 
derselben  verfügtes. 


1  Vgl.dieNacliweisungen  S.  499.  n.  12ff.  Der 
dabei  gebrauchte  Plural  ist  der  Pluralis  majesta- 
ticus,  in  welchem  der  Erzbischof  spricht. 

2  Im  11.  und  12.  Jahrhundert  ist  noch  die  Fas- 
sung: „decretum  est  a  ss.  concilio",„statuit  ss.  sy- 
uodus",  Seligenstadt  1023,  Hirsch-Bresslau, 
Heinrich  II.  3,  350;  Aix  1102,  M.  21,  73,  oder 
„placuit  universis",  Nantes  1127,  p.  383  üblich. 

3  S.  0.  S.  362. 

*  Vielleicht  insbesondere  unter  Mitwirkung 
desUmstandes,  dass  die  päpstlichen  Legaten  die- 
selben für  die  Beschlüsse  der  von  ihnen  abgehal- 
tenen Synoden  anwandten,  wie  z.  B.  zu  Mont- 
pellier 1195,  M.  22, 617:  „ipse  legatus  de  assensu 
omnium  universo  .  .  .  ita  constituit". 

5  Lambeth  1262,  M.  23, 1072  ;  Forli  1286,24. 
p.  624;  Anse  1300,  p.  1222;  Compiegne  1301, 
25,  80;  Nogaret  1303,  p.  116;  Compiegne  1304, 
p.  122;  Köln  1310,  p.  248;  Ravenna  1311  ,  p. 
475;  Angers  1376  c.  30,  26,  456. 

6  Montpellier  1258.  c.  7,  M.  23,  992;  Cognac 
1262.  c.  7,  p.  1209;  Wien  1267.  c.  19,  p.  1176; 
Compiegne  1270,  24,  16;  Avignon  1279.  c.  15, 
p.  242;  Aquileja  1282,  p.  438;  Tarragona  1282, 
p.  494;  Bremen  1292,  p.  1098;  Anse  1300,  p. 
1232;  Bergamo  1311,  p.  513;  Marciac  1326.  c. 
56,  p.  798. 

7  Paris  1248.  c.  23,  M.  23,  768;  Anse  1300, 
24,  1212;  York  1367,  26,  471;  Benevent  1378. 
c.  72,  p.  656. 

8  Macon  1286,  M.  24,  616  ;  Bremen  1292,  p. 
1098;  Trier  1310,  35,293. 

9  Vgl.  die  vorhergehenden  Anmerkungen. 

10  Zu  diesem  Behufe  wurde  die  Anfertigung 
von  Transsumpten  angeordnet  und  den  Bethei- 
ligten aufgegeben,  sich  solche  zu  verschaffen, 
Köln  1310.  c.  28,  25,  247;  Bergamo  1311,  p.  513; 


Marciac  1326,  p.  798;  York  1367,  26,  471;  Be- 
nevent 1378.  c.  72,  p.  656. 

11  Vgl.  z.B.  Compiegne  1270,  M.  24, 16  :  „Sal- 
vis  nihilominus  iis  quae  supra  praedictis  et  aliis 
articulis  per  sedem  apostolicam  ordinata  et  sta- 
tuta sunt". 

*2  Einen  "Widerspruch  mit  dem  gemeinen  Recht 
weist  auf  Salzburg  1274.  c.  2,  M.  24 ,  137,  vgl. 
dazu  c.  10  (Alex.  III)  u.  c.  18  (Innoc.  III)  X. 
de  regulär.  III.  31,  da  es  den  statthaften  Ueber- 
gang  eines  Mönches  zu  einem  strengeren  Orden 
verbietet.  Ueber  einen  anderen  Fall  s.  oben 
S.  250. 

13  So  Martin  IV.  1282  in  Betreff  der  c.  7—9. 
Turon.  1282  über  die  Exkommunikation  welt- 
licher Beamten  ,  welche  Kirchen  und  Geistliche 
bedrücken,  s.  Schreiben  desselben  an  seinen  Le- 
gaten M.  24,  474:  „cum  .  .  .  statuta  huiusmodi 
eorum  generalitate,  perplexitate,  involutione  ac 
qualitate  pensatis  ,  spiritualiter  et  temporaliter 
quamplurimum  captiosa  fore  .  .  .  dinoscuntur  .  .  . 
mandamus ,  quatenus  .  .  .  ea  prudenter  corrigas, 
immutes,  emendes,  temperes,  modereris  et  refor- 
mes"  ;  ferner  erliess  Johann  XXII  auf  Beschwerde 
der  Kölner  über  die  strengen  Anordnungen  des 
Kölner  Provinzialkonzils  von  1322  in  Betreff  des 
Interdikts,  Hefele  6,  77,  eine  Anweisung  an 
den  Erzbischof  zu  Köln  ,  diese  zu  mildern ,  was 
derselbe  auch  demnächst  bewirkte,  M.  25,  735. 

Davon  sind  diejenigen  Fälle  zu  unterschei- 
den, in  denen  die  vomProvinzialkonzil  beschlos- 
sene Massnahme  als  solche  nach  dem  bestehen- 
den Recht  der  päpstlichen  Bestätigung  bedurfte, 
so  behält  z.  B.  das  Konzil  von  Aurillac  1294  in 
Ueberein Stimmung  mit  c.  7  (Later.  IV)  X  de  im- 
munit.  eccles.  III.  49  zu  der  Subsidienbewilli- 
gung  aus  kirchlichen  Einkünften  an  den  König 
ausdrücklich  die  Genehmigung  des  Papstes  vor, 
M.  24,  1120. 
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Die  Keformsynoden  des  1 5.  Jahrhunderts  wandten  den  Provinzialsynoden 
ebenfalls  ihre  Aufmerksamkeit  zu.  Nachdem  schon  das  Konzil  von  Pisa  (1409)  die 
allseitige  Einberufung  von  Provinzialsynoden  vor  dem  nächsten  allgemeinen  Konzile 
vorgeschrieben  hatte',  fasste  die  erste  Reformkommission  der  Konstanzer  Synode  den 
Beschluss,  dass  die  Provinzialkonzilien  mindestens  alle  drei  Jalire  abgehalten  werden 
sollten  2.  Dieser  Beschluss  ist  zwar  auf  der  Synode  selbst  nicht  mehr  zur  Berathung 
gelangt,  aber  Martin  V.  hat  ihn  in  sein  1425  erlassenes  Reformdekret  aufgenommen'-^, 
wie  er  auch  schon  vorher  (1418)  bei  der  Bezeichnung  der  Stadt  Pisa  als  Versamm- 
lungsort des  nächsten  allgemeinen  Konziles  die  eben  gedachte  Anordnung  des  frühe- 
ren Pisaner  Konzils  wiederholt  und  insbesondere  die  deutschen  Erzbischöfe  zur  Ab- 
haltung von  Vorbereitungssynoden  für  das  erstere  ermahnt  hatte  ^.  Demnächst  hat 
das  Baseler  Konzil^  unter  Androhung  von  schweren  Strafen  und  Festsetzung  einer 


1  Sess.  XXIII,  M.  26,  1156. 

2  Hübler,  Constauzer  Reform.  S.  118.  n.  1. 

3  Dölli liger,  Beiträge  zur  polit.,  Kircheu- 
u.  Kulturgesch.  der  6  letzten  Jahrhunderte.  Re- 
gensburg 1862.  2,  340;  Hefele  7,  410. 

^  Eine  Aufforderung,  welche  1423  vom  Papst 
wiederholt  worden  ist,  Raynald.  ann.  1423.  n. 
1  u.  2.  In  Folge  dessen  sind  auch  Provinzialsy- 
noden abgehalten  worden  für  die  Provinzen  Salz- 
burg 1418,  M.28,  977,  welche  c.  2  eine  14tägige 
Dauer  der  Provinzialkonzilien  vorschreibt ;  Mainz 
1423,  Hartz  heim  5,  206;  Köln  1423,  M.  28, 
1049;  Trier  1423,  Hartz  h.  5,  222. 

Aus  der  Zeit  bis  zum  Baseler  Konzil  treten  zu 
diesen  noch  Tarragona  1424,  Gams,  Kirchen- 
gesch.  V.  Spanien  III.  1,  302;  Kopenhagen  1425 
für  Lund,  M.28,  1083;  Riga  1428,  p.  1115; 
Paris  für  Sens  1429,  wo  darauf  Bezug  genommen 
wird ,  dass  die  Konzilien  nach  kanonischer  Vor- 
schrift alle  3  Jahre  gehalten  werden  sollen ,  aber 
zugleich  mit  dem  Bemerken,  dass  dies  aus  Nach- 
lässigkeit seit  langer  Zeit  nicht  geschehen  sei, 
p.  1095;  Narbonne  1430,  p.  1159. 

5  Sess.  XV  von  1433,  M.  29,  75:  „Celebretur 
quoque  in  singulis  provinciis  saltem  infra  bien- 
nium  a  flne  concilii  generalis  et  deinde  ad  minus 
semel  de  triennio  in  triennium  provinciale  con- 
cilium  in  loco  tuto  in  quo  tam  archiepiscopus 
quam  suffraganei  omnes  et  alii  qui  in  huiusmodi 
conciliis  provincialibus  Interesse  tenentur,  debite 
vocati  intersint.  Quod  si  episcopus  canonico 
fuerit  Impedimento  detentus,  procuratorem  suum 
destinet  non  solum  ad  excusandum  et  probandum 
absentiae  causas,  sed  etiam  ipsius  nomine  couci- 
liointeressendum  suscipiendumquequicquid  con- 
cilium  duxerit  statuendum.  Alioquin  ipse  epi- 
scopus a  perceptione  medietatis  fructuum  unius 
anni  suae  ecclesiae ,  qui  per  personam  in  ipso 
concilio  deputandam  in  ipsius  ecclesiae  suaefabri- 
cam  effectualiter  convertantur,  eo  ipso  sit  suspen- 
sus.  Alii  vero  venire  negligentes  concilii  arbitrio 
puniantur,  aliis  iuris  poenis  in  suo  robore  dura- 
turis  .  .  .  Porro  in  huius  inchoatione  concilii  ipse 
metropolitanus  vel  alius  eins  nomine  infra  mis- 
sarum  solemnia  vel  post,  exhortatorium  sermonem 
faciat  ea  quae  ad  statum  ecclesiasticum  et  praeci- 
pue  ad  pontiflcale  officium  pertinent  seriöse  memo- 
rando  .  .  .  Praecipue  autem  flat  tunc  monitio,  ut 
diguis  et  bene  meritis,  quorum  vita  sufflcienti  testi- 


monlo  nota  sit,  ordiues  et  beneflcia  sine  simoniaca 
labe  conferantur.  Et  super  omnia,  ut  in  animarum 
cura  committenda  summa  diligentia  et  matura  in- 
quisitio  adhibeatur.  Et  ut  bona  ecclesiastica  nul- 
latenus  ad  usus  illicitos ,  quinimmo  ad  honorem 
dei,  ecclesiarum  conservationem  (habende  secun- 
dum  SS.  canones  praecipuam  curam  pauperum  et 
indigentium)  laudabiliter  convertantur  ...  In 
quibus  quidem  conciliis  de  corrigendis  exces- 
sibus  moribusque  subditorum  reformandis  et 
praecipue  qualiter  episcopi  in  conferendis  be- 
neüciis  et  conflrmandis  electionibus,  ministran- 
dis  ordinibus,  deputandis  confessoribus ,  prae- 
dicando  ad  populum ,  et  puniendo  excessus  sub- 
ditorum ,  observatione  episcopalium  synodorum 
ceterisque  ad  officium  episcopale  ac  iurisdictio- 
nem  et  administrationem  eorum  in  spiritualibus 
ettemporalibusquomodolibet  spectantibus  se  ges- 
serint  et  praesertim  an  a  simoniaca  labe  manus 
innoxias  servent,  diligens  inquisitlo  secundum 
iuris  dispositionem  flat ,  ut  omnes  qui  in  prae- 
missis  deliquisse  comperti  sunt ,  per  ipsum  con- 
cilium  corrigantur  et  puniantur.  Simili  modo  de 
ipso  metropolitano  circa  omnia  supra  scripta  dili- 
genter  inquiratur  cuius  excessus  et  defectus  ipsum 
concilium  eidem  specialiter  exprimat  ipsum  ad- 
monendo  et  obsecrando,  ut  cum  aliorum  pater  vo- 
cetur  et  esse  debeat,  a  talibus  omnino  desistat. 
Et  niliilo  minus  inquisitionem  de  ipso  habitam, 
in  scriptis  re.dactam  ad  Romanum  pontiflcem  vel 
alium  eius  superlorem,  si  quem  habeat,  sine  mora 
transmittat ,  ut  ab  eo  punitionem  et  reformatio- 
nem  suscipiat  condecentem.  Inter  cetera,  si  quae 
discordiae,  contentiones  et  inimicitiae  inter  quos- 
cumque  viguerint,  quae  quietem  et  tranquillita- 
tem  provinciae  possent  perturbare ,  curet  omni 
studio  concilium  illa  sedare  et  more  piorum  pa- 
trum  ad  pacem  concordiamque  filiorum  vigilanter 
intendat  .  .  .  Cogitentur  insuper  in  provinciali 
synodo  quae  immediate  generale  concilium  sub- 
sequens  antecedit,  omnino  quae  in  eodem  gene- 
rali concilio  visa  fuerint  prosequenda ,  ad  dei 
gloriam  et  provinciae  commodum  salutemque  Chri- 
stian! populi.  Ibidemque  eligantur  in  numero 
competenti  qui  ad  proximum  generale  concilium 
vice  totius  provinciae  debeant  proficisci,  quibus 
per  subsidium  vel  alias  provideatur,  prout  de 
iure  et  concilio  provinciali  fuerit  visum  expedire, 
ita  tamen ,  quod  illi  qui  ultra  personas ,  ut  prae- 
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Devolution  des  Einberufungsrechtes  an  den  ältesten  Suffraganbischof  die  mindestens 
dreijährige  Abhaltung  ^  derselben  zur  Durchführung  zu  bringen  gesucht,  wobei  es  an 
der  Stellung,  welche  die  letzteren  seit  dem  13.  Jahrhundert  im  Organismus  der  Kirche 
erhalten  hatten,  nichts  geändert,  indessen  vor  Allem  Reform-  und  Korrektionszwecke 
sowie  die  Vorbereitung  der  allgemeinen  Konzilien  als  ihre  Aufgabe  in  den  Vorder- 
grund stellte. 

Wie  aber  die  von  dem  Konzile  angestrebte  Reform  überhaupt  gescheitert  ist,  so 
hat  auch  seine  Anordnung  über  den  regelmässigen  Zusammentritt  der  Provinzial- 
synoden keinen  Erfolg  gehabt.  Es  wurden  zwar  solche  im  15.  Jahrhundert  abge- 
halten, aber  in  geringerer  Zahl  als  dies  in  der  den  Reformkonzilien  vorangegangenen 
Zeit  der  Fall  gewesen  2.  So  wiederholte  denn  die  von  Karl  V.  nach  der  Verlegung  des 
Konzils  von  Trient  nach  Bologna  auf  dem  Augsburger  Reichstage  1548  unterbreitete 
und  von  den  deutschen  Bischöfen  angenommene  Reformationsformel  ^  die  Anordnung 
des  Baseler  Konzils  über  die  dreijährige  Abhaltung  der  Provinzialsynoden  von 
Neuem',  und  ein  gleichzeitig  erlassenes  kaiserliches  Mandat  befahl  die  sofortige  Aus- 
führung derselben  ^. 

Endlich  hat  das  Konzil  von  Trient  die  gleiche  Vorschrift  über  die  Periodicität 
der  Provinzialkonzilien  unter  seine  Beschlüsse  aufgenommen,  indem  es  dabei  die 
Abhaltung  der  demnächstigen  ersten  Provinzialsynode  in  jedem  Erzbisthum  innerhalb 
Jahresfrist,  von  seiner  eigenen  Beendigung  an  gerechnet ,  vorschrieb^,  andererseits 
aber  an  den  Funktionen  der  Provinzialsynoden  nichts  änderte. 


dictum  est,  deputatas  ad  ipsum  concilium  gene- 
rale accedere  voluerint ,  aut  eorum  clerus,  nuUa- 
tenus  propterea  graventur.  Kelegantur  quoqiie 
in  unoquoque  provinclali  concilio  quae  secundum 
canonicas  sanctiones  in  eisdeni  legi  praecipiuutur, 
ut  ea  et  inviolabiliter  observentur  et  transgresso- 
ribus  poenae  debitae  inferantur.  Quodsi  metro- 
politani  vel  dioecesani  praedictls  terminis  in  ce- 
lebrandis  provincialibus  et  episcopalibus  synodis, 
cessante  legitimo  impedimento ,  fucrlnt  negli- 
gentes ,  medietatem  omnium  fructuiim  et  obven- 
tionum  ratione  suarum  eccleslarum  ad  eos  perti- 
nentium ,  fabricae  ipsarum  ecclesiarum  applican- 
dam  eo  ipso  amittant.  Qui  si  in  eadem  negligen- 
tia per  III  proximos  menses  perseveraverint ,  ab 
ofüciis  et  beneflciis  sint  ipso  facto  suspensi.  Qui- 
bus  transactis  temporibus  sub  antescriptis  poenis, 
antiquior  in  provincia  ordine  episcopus  ipsius 
metropolitani  episcopi  aut  maior  in  dignitate  post 
pontiflcalem  in  sacris  constitutus ,  nisi  ad  alios 
forsan  de  consuetudine  vel  privilegio  pertineat, 
negligentiam  in  celebrandis  praedictis  provincia- 
libus et  episcopalibus  synodis  supplere  tenean- 
tur^^ 

1  Nicht  zweijährige,  wie  es  bei  Richter- 
Dorn,  8.  Aufl.  §.  149.  n.  2  (s.  vor.  Anm.) 
heisst.  Diese  Vorschrift  und  manches  mit  dem 
Baseler  Konzil  Verwandte  findet  sich  schon  in 
den  Beschlüssen  der  Pariser  Synode  v.  1408, 
M.  26,  1004;  Hefele  6,  847,  welche  unter 
Aufkündigung  der  Obedienz  gegen  Benedikt  XIII 
die  Neutralität  erklärte.  Damit  hängt  es  auch 
zusammen ,  dass  die  erwähnte  Synode  für  die 
Zeit  derselben  die  Ausübung  bestimmter  päpst- 
licher Rechte,    z.  B.  die  Dispensation  von   ge- 


wissen Ehehindernissen ,  gewissen  Defekten  bei 
Bischofskandidaten  und  die  Entscheidung  in 
letzter  Instanz  den  Provinzialsynoden  übertragen 
hat,  M.  26,  1003.  1006. 

2  Aus  Deutschland  gehören  hierher  Mainz 
1451,  welche  das  Baseler  Konzil  über  die  Ab- 
haltung der  Provinzialsynoden  recipirt,  Hartz- 
heimö,  398;  Salzburg  1457,  abgehalten  von 
Nikolaus  v.  Cusa  als  päpstlichem  Legaten,  p.  923  ; 
Köln  1452,  desgleichen,  wo  die  erwähnte  Baseler 
Anordnung  ebenfalls  wiederholt  wird  ,  p.  413 ; 
Magdeburg  1452  (unter  demselben  Legaten),  p. 
426;  Mainz  1453,  p.  438;  Salzburg  1456,  p. 
936 ;  Salzburg  1490,  p.  572. 

3  Bei  Goldast  constit.  imper.  2,  366; 
Hartzheim  6,  741;  Le  Plat  monum.  ad 
bist.  conc.  Trid.  amplissima  collectio  4,  73. 

4  tit.  21  de  synodis.  Dasselbe  hatte  schon  die 
Verordnung  des  Kardinallegaten  Campeggio, 
welche  aus  Anlass  des  von  mehreren  Ständen  in 
Regensburg  1524  zur  Vollziehung  des  Wormser 
Ediktes  geschlossenen  Bündnisses  in  demselben 
Jahr  behufs  Abstellung  einzelner  Missbräuche 
erlassen  war,  unter  Nr.  XXVI,  Hartzheim 
6,  203,  vorgeschrieben. 

5  Mandatum  de  habendis  synodis  provinciali- 
bus et  dioecesanis  bei  Le  Plat  1.  c.  p.  103.  Auf 
Grund  dieser  Anordnungen  sind  Provinzialkon- 
zilien zu  Köln  1549,  Hartzheim  6,  532; 
Salzburg  1549,  p.  415;  Mainz  1549,  p.  562; 
Trier  1549  ,  p.  595  abgehalten  und  es  ist  auch 
die  Beobachtung  der  Beschlüsse  des  ersteren 
durch  ein  Edikt  Karls  V  v.  1549  ,  1.  c.  p.  562, 
ausdrücklich  befohlen  worden. 

f'  Sess.  XXIV.  c.  2  de  ref. 
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Ist  schon  die  letzte  Vorschrift,  welche  den  Zweck  hatte,  die  Publikation  und  die 
Durchführung  der  Trienter  Beschlüsse  in  den  einzelnen  kirchlichen  Verwaltungs- 
krcisen  zu  sichern,  nicht  überall  befolgt  worden^,  so  hat  vollends  die  Verordnung 
Sixtus'V.  in  der  Bulle:  „Iramensa  aeterni"  von  1587^^  dass  die  Beschlüsse  der 
Provinzialkonzilien  vor  ihrer  Veröffentlichung  und  Durchführung  zur  Prüfung  an  die 
Congregatio  concilii '^  einzusenden  seien'*,  dem  Institut  die  Lebensader  unterbunden. 
Damit  war  die  Festsetzung  von  partikulären  Normen  durch  die  Provinzialsynoden 
innerhalb  ihrer  ohnehin  beschränkten  Zuständigkeit  von  der  Zustimmung  einer  den 
lokalen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  fremd  gegenüber  stehenden  Behörde  in  Rom 
abhängig  gemacht  und  den  Erzbischöfen  jedes  nennenswerthe  Interesse  benommen, 
solche  Synoden  einzuberufen,  um  so  mehr  als  sich  auf  ihren  Antrag  das ,  was  sie  mit 
den  Provinzialsynoden  unter  Roms  Zustimmung  anordnen  konnten,  auch  ohne  diese 
von  dort  aus  selbstständig  regeln  Hess,  während  für  die  Bischöfe  bei  der  Stellung, 
welche  sie  in  der  damaligen  Zeit  gegenüber  den  Metropoliten  inne  hatten,  keine  Ver- 
anlassung vorlag ,  ihrerseits  die  Veranstaltung  von  Provinzialsynoden  anzuregen  und 
durch  dieselben  den  Erzbischöfen  Gelegenheit  zu  ausgedehnterer  Handhabung  ihres 
Aufsichts-  und  Visitationsrechtes  zu  geben  ^.  Hieraus  erklärt  es  sich  in  erster  Linie, 
dass  die  Provinzialsynoden,  für  deren  Abhaltung  die  Nothwendigkeit  der  Publikation 
und  der  Durchführung  der  Beschlüsse  des  Trienter  Konzils  noch  in  den  ersten  Zeiten 
nach  der  Beendigung  desselben  eine  besondere  Veranlassung  abgegeben  hatte,  schon 
im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  entweder  gar  nicht  mehr  oder  nur  selten  zusammenge- 
treten sind  ^\  In  Deutschland  ^  insbesondere  waren  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  zu- 
folge ihrer  Stellung  als  Reichsfürsten  so  sehr  von  politischen  Geschäften  in  Anspruch 
genommen ,  dass  ihnen  für  die  kirchliche  Verwaltung  keine  Zeit ,  auch  vielfach  kein 
Interesse  übrig  blieb,  und  überdies  schloss  ausserdem  die  hier  herrschende  Sitte  der 
Kumulationen  von  Erzbisthümern  und  Bisthümern  in  einer  Hand  ^  die  Möglichkeit  der 
Abhaltung  von  Provinzialsynoden  aus. 

1  Z.  B.  nicht  in  der  Provinz  Köln,  wo  seit  dem  dass  diese  Einreichnng  freiwillig  erfolgt  ist,  was 
S.  503.  n.  5  cit.  erst  1860  wieder  eine  Provinzial-  sich  daraus  erklärt ,  dass  man  sich  l)ei  der  Neu- 
synode gehalten  worden  ist,  Arch.  f.  k.  K.  R.  9,  heit  der  Beschlüsse  des  Tridentinums  darüber 
108;  ebenso  wenig  in  Trier  und  Mainz,  vgl.  vergewissern  wollte,  ob  in  Rom  die  Anordnungen 
V.  Schulte,  Geschichte  d.  Quellen  u.  Literatur  der  Provinzialsynoden  auch  mit  diesen  in  Ein- 
des  kanon.  Rechts  III.  1,  80.  n.  **;  und  über  klang  stehend  erachtet  würden.  Die  Neuerung 
Spanien  insbesondere  Gams  a.  a.  0.  III.  2,  Sixtus'V  besteht  aber  darin,  dass  die  Ein- 
186  ff.  reichung    obligatorisch  und  die   Gültigkeit  der 

2  M.  Bullar.  2,  630  (Th.  I.  S.  457.  n.  4).  Beschlüsse  von  der  vorgängigen  Prüfung  Roms 

3  Ueber  die  besondere  Abtheilung  der  Oongre-  abhängig  gemacht  worden  ist. 

gatlo  concilii,  welche  sich  für  die  Erledigung  der  ^  Berichtet  doch  auch  der  Kardinal  de  Luca 

betreffenden  Geschäfte  gebildet  hat,   s.   Th.  I.  (f  1683).  discurs.  XXX.  n.  4  ad  conc.  Trident., 

S.  464.                                ,  dass    seiner  Zeit  wegen    der  Streitigkeiten   der 

*  Schneemann,  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  114.  Metropoliten  mit  ihren  Suffraganen  in  Italien  die 

n.  2  und  collect.  concll.Lacens.  1,  16  behauptet,  Einberufung   der   Provinzialsynoden    nur    nach 

dass  diese  Anordnung  keine  Neuerung  enthalte.  vorheriger  Anfrage  bei  der  Congregatio  concilii 

Er  beruft  sich  darauf,  dass  schon  vorher  die  Be-  gestattet  war. 

Schlüsse    mancher    Provinzialsynoden,     so    der  6  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  v.  Schulte 

Mailänder  des  h.  Karl  Borromäus  v.  1565,  1569,  a.  a.  0.  S.  80.  n.  **;  über  Spanien  Gams  a.  a.  0. 

1573,  1576,  1579,  1582  und  anderer  in  Deutsch-  III.  2,   19  ff. ;    hier  sind  sie  nur  in  der  Provinz 

land,  Frankreich,  Belgien,   Polen,   Spanien  und  Tarragona  noch  bis  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 

Amerika  aus   der  Zeit  von  1565   bis  1585  zur  ziemlich  regelmässig  gehalten  worden. 

Prüfung  nach  Rom  gesandt  seien  (übrigens  ist  "^  Wo  die  Vorschrift  des  Tridentinums  schon 

dies  auch  mit  dem  der  Salzburger  v.  1559  der  im  16.  Jahrhundert  nicht  mehr  beobachtet  wor- 

Fall  gewesen,  welche  erst  1573  publicirt  worden  den  ist,  s.  Anm.  1. 

ist,  V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  84.  n.  12).     Diese  ^  s.    o.    S.  255  und   die   Zusammenstellung 

Anführungen  beweisen  aber  nichts  weiter,   als  bei  v.  Schulte  a.  a.  0.  S.  82.  n.  7. 
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Abgesehen  von  besonderen  politischen  Verhältnissen  trat  der  letzteren  endlich 
noch,  freilich  in  untergeordneter  Weise,  der  Umstand  entgegen,  dass  nicht  nur  viel- 
fach das  staatliche  Placet  für  die  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden^,  sondern  auch  in 
einzelnen  Ländern,  wie  in  Frankreich^,  Spanien^  und  NeapeH,  die  vor- 
gängige landesherrliche  Genehmigung  zur  Einberufung  der  Provinzialsynoden  ^  er- 
fordert wurde  ^. 

Auch  nach  der  Wiederherstellung  der  katholischen  Kirchenverfassung  in 
Deutschland  und  in  Frankreich  ist  es  zunächst  bei  dem  früheren  Zustande 
verblieben"^.  Erst  in  Folge  der  Bewegungen  des  Jahres  1848,  als  es  galt,  für  die 
katholische  Kirche  die  Freiheit  von  den  Fesseln  der  kirchenstaatlichen  Gesetzgebung 
in  den  einzelnen  Ländern  zu  erringen ,  fasste  sowohl  der  französische  wie  auch  der 
deutsche  Episkopat  den  Plan,  für  jedes  Land  ein  s.  g.  Nationalkonzil  zu  veran- 
stalten ^,  aber  bei  dem  Widerwillen  Roms  gegen  derartige  kirchliche  Versammlungen, 
wurde  die  Abhaltung  solcher  Konzilien  nicht  für  angemessen  erachtet  und  den  Bi- 
schöfen statt  dessen  die  Einberufung  von  Provinzialkonzilien ,  deren  Wiederbelebung 
ebenfalls  von  ihnen  in  Aussicht  genommen  war  ^,  empfohlen  ^^. 


1  Davon  ist  des  Näheren  in  der  Lehre  von  der 
Gesetzgebung  zu  handeln.  Inshesondere  bedurfte 
es  eines  solchen  in  Spanien  und  Neapel,  wo 
sogar  seitens  der  Könige  den  Synoden  einzelne 
Gegenstände  zur  Verhandlung  unterbreitet  wor- 
den sind,  Schmid,  Bisthumssynode  2,  266; 
Garns  a.  a.  0.  S.  188;  Friedberg,  Grenzen 
zw.  Staat  und  Kirche  S.  555.  664.  Die  Akten 
der  Konzilien  von  Mexiko  1771  und  Lima  1772 
u.  1773  sind  unter  Karl  III  in  Madrid  sequestrirt 
worden  und  ihre  Beschlüsse  nicht  zum  Druck 
gelangt,  Schneemann  coli.  Lac.  1,  7;  Gams 
a.  a.  0.  S.  191  ;  über  Frankreich  s.  Durand  de 
Maillane,  les  libertes  de  l'eglise  Gallicane. 
Lyon  1771.   1,  107. 

2  In  Frankreich  ist  dies  schon  seit  Ende  des 
16.  Jahrh.  in  verschiedenen  Edikten  und  Arrets 
beansprucht  worden,  s.  Durand  de  Maillane 
a.  a.  0.,  vgl.  auch  Hericourt,  les  loix  eccle- 
siastiques  de  France  p.  105.  Darauf  beruht  die 
Vorschrift  des  art.  organique  4 :  „Aucun  concile 
national  ou  metropolitain,  aucun  synode  dioce- 
sain,  aucune  assemblee  deliberaute  n'aura  lieu 
Sans  la  permission  expresse  du  gouvernement." 

3  S.  die  Anführungen  in  Anm.  1.  Hier  haben 
auch  königliche  Kommissare  den  Provinzial- 
synoden beigewohnt. 

*  S.  Anm.  1. 

5  Auch  das  preuss.  A.  L.-R.  II.  11.  §.  141  hat 
die  Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Berufung  und 
der  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Provinzial- 
konzilien für  erforderlich  erklärt. 

6  Dass  aber  darin  nicht  der  entscheidende 
Grund  für  den  Verfall  der  Provinzialsynoden 
liegt,  ergiebt  sich  aus  dem  Umstände ,  dass  in 
Frankreich  mehrfach  im  16.  und  17. 'Jahrhundert 
seitens  der  Könige  zur  Abhaltung  von  Provin- 
zialsynoden aufgefordert  worden  ist,  Guy  du 
Rousseaud  de  la  Combe,  recueil  de  juris- 
prudence  canonique.  Paris  1748.  art.  conciles. 
sect.  IV.  1,  157;  He'ricourt  1.  c.  p.  105,  und 
dass  man  sich  die  königliche  Erlaubniss  für  das 
Konzil  V.  Embrun  1727,  welches  gegen  den  Bi- 


schof v.  Senez  wegen  seiner  Opposition  gegen  die 
Bulle  :  Unigenitus  vorgehen  wollte,  gefallen  Hess, 
Schneemann  1.  c.  p.  6.  Ist  es  doch  auch  in 
Spanien  in  der  Provinz  Tarragona  möglich  ge- 
wesen, bei  der  dortigen  Gesetzgebung  wenigstens 
eine  verhältnissmässig  nicht  geringe  Anzahl  von 
Provinzialkonzilien  abzuhalten.  Vgl.  des  "Wei- 
teren V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  80flf. 

■^  Von  den  Regierungen  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  war  allerdings  die  Wiedererneue- 
rung der  Provinzialsynoden  in  Aussicht  genom- 
men ,  s.  Frankfurter  Kirchenpragmatik  §.  9, 
M  ü  n  c  h  ,  Konkordate  2,  324 ;  L  o  n  g  n  e  r ,  Gesch. 
d.  oberrhein.  Kirchenprovinz  S.  638:  „Provin- 
zialsynoden können  nur  mit  Genehmigung  der 
vereinten  Staaten,  welche  denselben  Kommissa- 
rien beiordnen,  gehalten  werden.  Da  die  wich- 
tigeren ,  den  Zeitumständen  und  der  fortschrei- 
tenden Cultur  entsprechenden  Verbesserungen 
in  Kirchensachen  von  denselben  erwartet  wer- 
den, so  soll  in  der  Regel  alle  10  Jahre  eine 
solche  stattfinden ,  die  erste  aber  im  Laufe  der 
nächsten  5  Jahre  gehalten  werden.  Ausserdem 
soll  zur  Erledigung  aller  die  Kirchenprovinz  be- 
treffenden Verwaltungsangelegenheiten  jährlich 
eine  Synodal-Conferenz  stattfinden ,  wozu  mit 
Genehmigung  der  Regierungen  der  Erzbischof, 
sowie  auch  jeder  Bischof,  einen  Bevollmächtigten 
absendet."  In  die  gemeinsame  Verordnung  der 
betreffenden  Regierungen  vom  30.  Januar  1830 
§.  9  ist  nur  der  erste  Satz  übergegangeji ,  der 
zweite  ganz  fortgefallen  und  auch  im  dritten  die 
Vorschrift  über  die  Zeit  der  Abhaltung  der  Kon- 
ferenzen beseitigt  worden. 

8  Schreiben  des  Pariser  Erzbischofs  an  Pius  IX. 
V.  1849,  Ginzel,  Arch.  f.  Kirchengesch.  u.  K. 
R.  3,  38.  collect,  conc.  Lac.  4,  2;  und  Pius' IX. 
an  den  Kardinal  Schwarzenberg ,  Ginzel  2,  69. 

9  Schreiben  der  deutschen  Bischöfe  an  den 
Klerus  v.  1849,  a.  a.  0.  2,  65. 

10  Durch  das  Anm.  8  cit.  Schreiben  Pius'  IX.  u. 
das  Schreiben  desselben  an  die  französischen  Bi- 
schöfe V.  1849,  a.  a.  0.  S.  43. 44  und  coli.  Lac.  4,  3 ; 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Handelte  es  sich  doch  auch  darum ,  den  ultramontanen  Geist  überall  zu  be- 
festigen und  zu  verbreiten ,  und  die  wenigen  Bischöfe ,  welche  noch  nicht  gesonnen 
waren,  sich  unbedingt  zu  gefügigen  Werkzeugen  Roms  und  der  ultramontanen  Partei 
machen  zu  lassen,  zu  majorisiren  ^  So  wurden  denn  zunächst  in  Frankreich  seit 
dem  Jahre  1S40  eine  Reihe  von  Provinzialkonzilien  abgehalten 2,  welche  diesen 
Zwecken  dienten  und  nicht  nur  die  gallikanischen  Traditionen  der  französischen 
Kirche  verliessen ,  sondern  auch  in  Anerkennung  der  absoluten  Gewalt  des  Pap- 
stes und  der  Unfehlbarkeit  desselben  dem  späteren  vatikanischen  Konzil  die  Wege 
ebneten ^.  Einen  ähnlichen  Charakter  tragen  das  einzige  deutsche  Konzil,  das  Köl- 
ner von  1S60^  und  die  in  Oesterreich-Ungarn  abgehaltenen^  Provinzial- 
synoden. 

In  Nordamerika  hat  das  Institut  der  Provinzialsynoden ,  nachdem  dort  das 
erste  Erzbisthum  zu  Baltimore  im  J.  1808  gegründet  worden  war,  schon  früher  als  in 
der  alten  Welt  neues  Leben  gewonnen ,  da  sich  in  Folge  dessen  das  Bedürfniss  nach 
Regelung  der  Verhältnisse  der  sich  weiter  ausdehnenden  katholischen  Kirche  geltend 
machte  ''\  Aus  gleichen  Gründen  sind  dann  in  den  übrigen  Ländern ,  in  denen  die 
katholische  Propaganda  neuerdings  nennenswerthe  Erfolge  aufzuweisen  hatte,  so  im 
britischen  Nordamerika',  in  Irland^,  England^,  Holland  1*^  und  Austra- 
lien^^ mehrfach  Provinzialsynoden  abgehalten  worden.  Da  es  sich  hier  tiberall  um 
Missionsländer  handelt  ^^^  in  denen  die  Abhängigkeit  der  Bischöfe  vom  päpstlichen 
Stuhl  an  sich  schon  eine  grössere  wie  in  den  Gebieten  der  ordentlichen  kirchlichen 
Verfassung  ist ,  so  ist  es  erklärlich ,  dass  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  dort  ver- 
sammelten Synoden  ebenfalls  denselben  Zwecken  wie  die  deutschen  und  fi'anzösischen 
gedient  haben.  ^^ 


für  Oesterreich  noch  besonders  nach  Abschluss 
des  Konkordates  mit  Rücksicht  auf  Art.  4  dessel- 
ben durch  Breve  v.  5.  Nov.  1855,  Arch.  f.  k.  K. 
R.  1,  XXVI.  lieber  ähnliche  Vorgänge  in  Baiern 
im  J.  1849  s.  Friedrich,  Gesch.  des  Vatikan. 
Konzils  1,  301. 

1  Friedrich,  a.  a.  0.  S.  132  ff. 

2  Paris  1849,  Rheimsl849,  1853,  1856;  Tours 
und  Aviguon  1849  ;  Albi,  Lyon,  Ronen,  Sens,  Aix, 
Toulouse,  Bourges,  alle  1850;  Bordeaux  1850, 
1853,  1856,  1859  u.  1868;  Auch  1851,  sämmt- 
lich  in  Bd.  4  der  coli,  concll.  Lac. 

3  So  setzte  man  sich  schon  1849 ,  dann  auch 
später  über  die  Einholung  der  Genehmigung  der 
Regierung  zur  Einberufung  derselben  (s.  S.  505. 
n.  2)  hinweg,  und  um  Konflikte  zu  vermeiden, 
liess  die  letztere  1849  im  Moniteur  vorher  erklä- 
ren ,  dass  sie  aus  Gründen  des  allgemeinen  Woh- 
les die  Provinzialkonzilien  für  das  Jahr  1849  er- 
laube, Ginzel  a.  a.  0.  3,  45;  Friedrich  a. 
a.  0.  S.  133  ;  Schneemann  coli.  Lac.  4,  5.  Im 
Uebrigen  vgl.  den  Index  zu  der  coli.  Lac.  unter 
gallicanismus,  pontifex,  pontiflcis  infallibile 
maglsterium.  Charakteristisch  ist  die  Erklärung 
des  Konzils  v.  Bordeaux  1853.  c.  1,  1.  c.  p.  649: 
„Nostram  autem  summo  pontiflci  obedientiam  non 
in  reiiciendis  tantum  erroribus  vel  pravis  opinio- 
nibus  ab  ipso  reprobatis  profltemur;  sed  quod  ad 
nos  propius  attinet,  in  abiiciendis  etiam  iis  usi- 
bus  vel  consuetu dinibus,  in  nostras 
ecclesias  etiam  a  longo  tempore  sensim 


inductis,  quas  ipse  in  suae  divinae  potestatis 
imminutiouem  vergere  iudicaret";  vgl.  hierzu 
Friedricha.  a.O.  S.  583 ff.  604  ff.;  V.  Schulte 
a.  a.  0.  S.  85  ff. 

*  Collect,  cit.  5,  231 ;  vgl.  insbesondere  c.  22. 
24. 

5  Wien  1858,  Prag  1860,  Gran  1858  und  Co- 
locza  1863,  coli.  cit.  p.  121.  383.  1.  597. 

6  Provinzialkonzilien  sind  abgehalten  worden 
für  die  Provinz  Baltimore  1829. 1833. 1837. 1840. 
1843.  1846.  1849.  1855.  1858.  1869;  Cincinnati 

1855.  1858.  1861 ;  New- York  1854.  1860.  1861 ; 
S.Louis  1855.  1860;  Oregon  1848;  New-Orleans 

1856.  1858,  alle  in  Bd.  3.  collect.  Lac. 

'  Für  die  Kirchenprovinz  Quebec  1851.  1854. 
1863 ;  Halifax  1857,  ebenfalls  Bd.  3  1.  c. 

8  Dublin  1853;  Cashell853;  Armägh  1854; 
Tuam  1817.  1854,  Bd.  3.  1.  c. 

9  Für  die  einzige  Kirchenprovinz  Westmlnster 
1852.  1855.  1859. 

10  Für  Utrecht  zu  Herzogenbusch  1865,  1.  c.  5, 
724. 

11  Zu  Sidney  1844  u.  Melbourne  1859,  1.  c.  3, 
1039.  1059. 

i--i  Th.  IL  S.  361. 

13  Vgl.  die  Nachweisungen  unter  Pontifex  sum- 
mus  in  coli.  Lac.  3,  1468  und  Utrecht  t.  I.  c.  7, 
1.  c.  5,  784. 

Nichts  charakterisirt  dies  besser  als  die  Anno- 
tation a  zu  dem  dem  vatikanischen  Konzil  vorge- 
legten Schema  de  episcopis  c.  5,   Friedrich, 
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Die  neuesten  Provinzialsynoden  sind  theils  bewusste ,  theils  unbewusste  Werk- 
zeuge in  der  Hand  Roms  gewesen,  und  die  Unterwürfigkeit  gegen  den  Papst,  welche 
sie  bewiesen  haben ,  hat  eine  weitere  Aenderung  in  ihrer  Stellung  herbeigeführt, 
welche  zwar  noch  nicht  durch  ausdrückliche  Rechtsnormen  fixirt  ist ,  aber  deutlich 
genug  aus  der  geübten  Praxis  hervortritt.  Was  Rom  betrifft,  so  hat  dasselbe  unter 
Konnivenz  der  Bischöfe  das  durch  Sixtus  V.  (s.  o.  S.  504)  festgesetzte  Prüfungs- 
recht der  Synodalbeschlüsse  zu  einem  Abänderungsrecht  ausgedehnt  i,  und  die  Bischöfe 
haben  ihrerseits  das  Recht  der  freien  Initiative  für  die  auf  den  Konzilien  zu  verhan- 
delnden Gegenstände  aufgegeben  2,  sowie  auch  der  Kurie  thatsächlich  die  Befugniss 
zugestanden ,  die  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden  durch  andere ,  dort  getroffene 
Anordnungen  zu  ersetzen  und  diese  den  ersteren  einzuverleiben  ^.  Aeusserlich  er- 
scheinen zwar  die  Provinzialsynoden  noch  als  dasselbe  was  sie  früher  waren ,  aber 
thatsächlich  sind  sie  in  völlige  Abhängigkeit  von  Rom  gerathen.  Die  Dekrete,  welche 
unter  ihrem  Namen  und  als  Ergebnisse  ihrer  freien  Berathung  veröffentlicht  werden, 
sind  in  Wirklichkeit  nichts  anderes  als  päpstliche  Anordnungen ,  da  auch  die  von 
den  Bischöfen  noch  etwa  selbstständig  gefassten  Beschlüsse  erst  dadurch  Bedeutung 
erlangen,  dass  sie  in  Rom  nicht  beanstandet  und  approbirt  werden  *. 

Nach  der  Vertagung  des  Vatikanischen  Konzils  ist  in  der  Abhaltung  der  Pro- 
vinzialsynoden wieder  ein  entschiedener  Stillstand  eingetreten.  Zum,  Theil  erklärt 
sich  dies  aus  den  politischen  Verhältnissen ,  insbesondere  den  zwischen  der  katho- 
lischen Kirche  und  den  einzelnen  Staaten  entstandenen  Konflikten.  Andererseits  aber 
haben  die  Provinzialkonzilien  in  dem  Zeitraum  von  1849  bis  1869  ihren  Zweck  er- 
füllt, und  da  sie  nunmehr  insofern  bedeutungslos  sind,  als  die  für  die  einzelnen  Pro- 
vinzen erforderlichen  Anordnungen  schneller  und  bequemer  direkt  von  Rom  aus 
erlassen  werden  können,  so  erscheint  es  mindestens  fraglich,  ob  eine  regelmässige 
Abhaltung  derselben  wieder  aufgenommen  werden  wird  ^.  Das  dem  Vatikanischen 
Konzil  vorgelegte ,  nicht  zur  Berathung  gelangte  Schema  de  episcopis  enthielt  zwar 


docum.  ad  illustr.  coiic.  Vatlcaii.  2,  331  :  „Maxima  609.  Auch  die  neueren  Jahrgänge  des  päpstlichen 

ssmoD.  N.  gloria  debetur,  qui  conciliorumprovin-  Jahrbuches  führen  nur  die  zu  Anfang  erwähnte 

cialium  usum  redintegravit.  Quod  autem  uberri-  Spezial-Congregation  auf. 

mus  inde  fructus  obyenerit,  docet  magnus  harum  2  So  ist  vor  der  Abhaltung  des  Prager  Konzils 

synodorum  numerus  qui  ultimis  hisce  temporibus  igßO  das  Verzeichniss  der   Berathungs-Gegen- 

delatus  est  ad  S.  C.  Concilii  a  plurium  nationum  g^ände  nach  Rom  eingesendet  worden,  coli.  Lac. 

archiepiscopis.    Ex  quo  non  sine  admirabili  dei  5^  333,    Der  Erzbischof  von  Köln  hat  1859  nicht 

Providentia  via  patefacta  est  eminentiori  gravio-  ^^j.  einen  Theil  der  Vorlagen  vorher  nach  Rom 

rique  conventui  convocando,  qualis  est  auspica-  überschickt,  sondern  auch  sogar  um  die  päpst- 

tissima  haec  Vaticana  synodus".  liehe  Erlaubnis  s  zur  Abhaltung  des  Konzils 

1  Darüber  ist  des  Näheren  bei  der  Darstellung  gebeten,  obwohl  das  Tridentinum  die  Erzbischöfe 

des  heute  geltenden  Rechtes  (§.  180)  zu  handeln.  ^^zu  bei   Strafe  verpflichtet,  1.  c.  5,  231.  234; 

Die  S.  506.  n.  13  angeführte  Annotation  be-  Friedrich  Gesch.  d.  vat.  Konz.  S.  593. 

richtet  zwar  unter  d ,   dass  Pius  IX.   eine  beson-  q  t-w-    xt    v      ^              v  •   j      t^      x  n-         j 

j       T^              ,.         '                   ,  .               .       .  3  Die  Nachweisungen  bei  der  Darstellung  des 

dere  Kongregation  „quae  synodis  provincia-  ^^^^^^^^  ^^^^^^  (§.180). 

libus  r ecognoscendis  operam  daret",   ein-  ^                             v^c          ^ 

gesetzt  habe,  indessen  kann  es  sich  dabei  nur  um  *  Friedrich  a.  a.  0.  S.  596;  v.  Schulte 
die  Reorganisation  der  schon  früher  existirenden  a.  a.  0.  S.  84.  Daraus  erklärt  es  sich  auch,  dass 
congregatio  particularis  super  revisione  synodo-  man  in  Rom  nichts  dagegen  einzuwenden  hatte, 
rum  provincialium  innerhalb  des  Schosses  der  wenn  sich  die  Provinzialkonzilien  im  ausgedehn- 
Congregatio  concilii  Th.  I.  S.  464  gehandelt  ha-  ten  Umfange  mit  dogmatischen  Gegenständen  be- 
ben ,  da  die  päpstlichen  Schreiben  über  die  Re-  schäftigten.  War  man  doch  der  dort  gewünschten 
Vision  nur  der  letzteren  erwähnen,  und  die  Revi-  Ergebnisse  sicher. 

sionsschreiben  an  die  Bischöfe  von  dem  Präfek-  ^  Möglicher  Weise  in  den  Missionsländern ,  da 

ten  der  Congregatio  concilii  erlassen  worden  sind,  hier  immer  eigenthümliche  Verhältnisse  zu  rc- 

s.  56.  coli.  Lac.  4,  786  u.  5,  266.  267.  407.  608.  geln  sind. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  174. 


u.  A.  die  Anordnung,  dass  die  Erzbischöfe  alle  5  Jahre  Provinzialkonzilien  abhalten 
sollten,  setzte  aber  dabei  nicht  mehr,  wie  das  Tridentinum ,  Strafen  auf  die  Vernach- 
lässigung dieser  Pflicht  und  gestattete  auch  ausserdem  den  Erzbischöfen ,  eine  Ver- 
längerung dieser  Frist  beim  Papste  nachzusuchen  \  so  dass  im  Resultat  Alles  von 
Opportunitätsrücksichten  abliängig  gemacht  worden  war. 

§.174.    2.  Die  Patriarchahynoden  und  die  Konzilien  anderer  grösserer  kirchlicher  Sprengel 

(Plenar-,  Primatial-  etc.  Synoden). 

Nachdem  sich  in  der  morgenländischen  Kirche  die  einzelnen  Metropolitansprengel 
zu  grösseren  kirchlichen  Einheiten,  den  Patriarchaten,  gegliedert  hatten,  traten  auch 
für  diese  Bezirke  zur  Regelung  wichtiger  Angelegenheiten  derselben,  sowie  zur  Be- 
schlussfassung über  allgemeine,  die  ganze  Kirche  berührende,  z.  B.  Glaubensstreitig- 
keiten, Synoden  unter  dem  Vorsitze  des  Patriarchen  zusammen  2.  Doch  ist  dies  nur 
gelegentlich  •'  geschehen.  Eine  regelmässige  Verwaltungsinstanz  sind  diese  Synoden 
niemals  geworden.  Diese  Erscheinung  hängt  offenbar  damit  zusammen ,  dass  bei  den 
seit  dem  5.  Jahrhundert  die  morgenländische  Kirche  bewegenden  dogmatischen 
Streitigkeiten  vielfache  Spaltungen  innerhalb  der  einzelnen  Patriarchate  eingetreten 
sind,  und  unter  diesen  Umständen  ein  einheitliches  Zusammenwirken  solcher  Synoden 
mit  ihrem  Patriarchen  ausgeschlossen  war,  vielmehr  die  Anhänger  jeder  der  ver- 
schiedenen Parteien  sich  mit  den  gleichgesinnten  Bischöfen  in  anderen  Patriarchaten 
zusammengeschlossen  haben.  Daraus  erklärt  es  sich  auch,  dass  in  den  Rechtsnormen 
dieser  Zeit  der  Patriarchalsynoden  so  gut  wie  gar  nicht  gedacht  wird  ^.  Es  ist  in- 
dessen unzweifelhaft,  dass  auf  ihnen  wie  auf  den  allgemeinen  und  den  Provinzial- 
synoden  nur  die  Bischöfe  oder  deren  Stellvertreter  ^,  nicht  aber  andere  Geistliche, 
welche  allerdings  auf  ihnen  ebenfalls  erschienen  sind  ^,  Stimmberechtigung  besessen 
haben ",  und  dass  für  ihre  Beschlüsse  eine  kaiserliche  Bestätigung  nicht  erforderlich 
gewesen  ist^. 


1  c.  5,  Friedrich,  docum.  2,  324. 

2  Vgl.  Th.  I.  S.  540.  n.  5  u.  S.  549.  Als  fer- 
nere Beispiele  können  dienen  die  Synode  zu  Ale- 
xandrien  von  430  (gegen  die  Ketzerei  des  Nesto- 
rius),  Mansi  4,  1067;  Hefele  2,  167;  zu  An- 
tiochien  v.  445  (Absetzung  des  Bischofs  von  Per- 
rha,  welcher  nach  seiner  Resignation  sein  früheres 
Bisthum  wieder  eigenmächtig  in  Besitz  genommen 
hatte),  Mansi  7,  326;  Hefele  2,  304;  zu  An- 
tiochien  vou  447  o.  448  (Anklage  gegen  Bischof 
Ibas  V.  Edessa),  Mansi  7,-215;  Hefele  2,310; 
zu  Jerusalem  von  536  (Zustimmung  zu  der  Ab- 
setzung des  Patriarchen  Anthimus  v.  Konstanti- 
nopel), Mansi  8,  1164;  Hefele  2,  773. 

3  Dies  zeigen  die  Anführungen  in  Anm.  2 ; 
ferner  c.  6  Constant.  v.  381,  welcher  die  Anklä- 
ger eines  Bischofs  nur  dann  an  die  Patriarchal- 
synode  verweist,  wenn  die  Provinzialsynode  nicht 
im  Stande  ist ,  das  demselben  vorgeworfene  Ver- 
gehen zu  bestrafen. 

*  Ausser  der  in  der  vor.  Anm.  citirten  Stelle 
erwähnt  ihrer  erst  wieder  c.  17  Constant.  v.  869, 
Mansi  16,  171 :  „Sed  sancta  haec  et  universalis 
synodus,  nee  concilia  quae  a  metropolitanis  flunt, 
interdicens ,  multo  magis  illa  novit  ratiouabiliora 


esse  ac  utiliora  metropolitanorum  conciliis  quae 
a  patriarchali  sede  congregantur  :  et  idcirco  haec 
fieri  exigit :  a  metropolita  quippe  unius  quidem 
provinciae  dispositio  efücitur,  a  patriarcha  vero 
saepe  totius  causa  dioeceseos  dispensatur". 

5  Vgl.  die  Citate  in  Anm.  2. 

6  So  kommen  Diakonen  als  Notare  der  Synoden 
s.  die  cit.  Anm. 

Dies  bestätigt  auch  der  freilich  spätere  c.  17 
conc.  Constant,  v.  869 :  „cum  nusquam  sacri 


vor, 

7 

cit. 


canones  conveuire  principes  in  conciliis  sanxerint, 
sed  solos  antistites.  Unde  nee  interfuisse 
illos  synodis,  exceptis  conciliis  universalibus  in- 
venimus  :  neque  enim  fas  est  saeculares  principes 
spectatores  fieri  rerum  quae  sacerdotibus  dei  non- 
numquam  eveniunt.  Quisquis  ergo  metropolita- 
norum proprium,  patriarcham  contempserit  et  vo- 
cationem  eins  quae  sive  ad  unum  solum  sive  ad 
plures  sive  ad  omnes  fit,  absque  validissima  aegro- 
tatione  vel  paganorum  incursu  non  obedierit  et 
per  totos  duos  meuses  post  notitiam  vocationis  ad 
proprium  venire  patriarcham  minime  festinaverit 
,  .  .  segreg etur*'. 

8  Dafür  lässt  sich  kein  Anhalt  ermitteln.    Al- 
lerdings ist  der  Beschluss   der   antiochenischen 


§■  174.] 
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Eine  den  orientalischen  Patriarchalsynoden  verwandte  Stellung  nehmen  die- 
jenigen Konzilien  ein,  welche  unter  dem  Vorsitze  der  Päpste  abgehalten  worden  sind, 
und  an  denen  nicht  nur  die  zum  römischen  Metropolitansprengel  gehörigen  Bischöfe, 
sondern  auch  die  italienischen  Erzbischöfe,  wie  die  von  Ravenna ,  Mailand,  Aquileja 
und  Grado  Theil  genommen  habend  Sie  kommen  seit  dem  6.  Jahrhundert  vor^^  sind 
aber  erst  im  9.  häufiger  geworden-^,  insbesondere  war  es  Johann  VIII.  (872 — 882), 
welcher  wiederholt  solche  Synoden  berufen  und  dieselben  als  Mittel  zur  Herstellung 
der  kirchlichen  und  politischen  Oberherrschaft  des  römischen  Stuhles  über  Italien 
zu  benutzen  versucht  hat. 

üeber  die  Theilnahme  an  diesen  Versammlungen  gilt  das  S.  508  Bemerkte^,  da 

» 

man  überhaupt  auf  dieselben  die  für  die  allgemeinen  und  die  Provinzialsynoden  mass- 
gebenden Vorschriften  angewendet  hat  ^.  Deshalb  ist  auch  von  einer  Betheiligung  der 
Kaiser  bei  der  Berufung  dieser  Synoden  keine  Rede,  und  nur  vereinzelt  haben  solche, 
so  Lothar  I.  der  Römischen  von  853*»  und  Lambert  der  Ravennatischen  von  898", 
angewohnt. 


Synode  v.  447  o.  448  (S.  508.  n.  2)  vom  Kaiser 
kassirt  und  eine  Kommission  zur  nochmaligen 
Verhandlung  der  Angelegenheit  ernannt.  Hier 
liegt  aber  nur  ein  Fall  des  Eingreifens  des  Kaisers 
in  kirchliche  Disciplinarverhältnisse  vor,  wie  sich 
solche  mehrfach  nachweisen  lassen. 

1  Die  Gleichstellung  rechtfertigt  sich  dadurch, 
dass  die  Päpste  über  diese  Erzbischöfe  gewisse 
obere  den  Patriarchalrechten  ähnliche  Befugnisse 
geltend  zu  machen  suchten  und  auch  theilweise 
erlangt  haben.  Uebrigens  bezeichnet  auch  Papst 
Johann  VIII.  selbst  mehrere  derartige  von  ihm 
einberufene  Synoden  als  synodus  generalis, 
ep.  53.  182,  Mansi  17,  46.  123;  offenbar  im 
Gegensatz  zu  der  Synode  seines  Metropolitan- 
sprengeis, und  die  Synode  von  Ravenna  (877)  ep. 
57 ,  1.  c.  p.  49  als :  „coepiscoporum  nostrorum 
Italici  regni  universale,  i.  e.  totius  pro- 
vinciae  concilium";  vgl.  auch  ep.  56,  1.  c. 
p.48;  s.  im  Uebrigen  noch  S.  327.  n.  7. 

2  Hierher  gehören  die  römischen  Synoden  un- 
ter Gregor  I.  v.  595  u.  601,  Mansi  9,  1226  und 
10,  486;  Hef  ele  3,  57.  81  und  die  unter  Gre- 
gor IH.v.  731,  Mansi  12,299;  He  feie  3,406. 

3  Es  kommen  in  Frage  die  römischen  Synoden 
von  826,  LL.  2.  app.  11  (da  hier  der  Erzbischof 
von  Ravenna  anwesend  war,  1.  c.  p.  14);  v.  850 
(Erzbischöfe  v.  Ravenna  und  Mailand  und  75  an- 
dere Bischöfe),  Mansi  14,  1026;  v.  853  (Ver- 
treter des  erstgedachten  Erzbischofs),  Mansi  14, 
1002;  V.  863,  1.  c.  15,  650  (Einberufungsschrei- 
ben Nikolaus'  I.  an  den  Patriarchen  von  Grado,  1. 
c.  p.  661;  zwischen  871  u.  878  (mindestens  als 
solche  beabsichtigt,  da  auch  Bischöfe  aus  dem 
Sprengel  von  Ravenna  einberufen  waren)  ,  c.  16, 
M  a  a  s  s  e  n ,  eine  röm.  Synode  aus  der  Zeit  von  871 
—878.  Wien  1878  S.  10  ff.;  v.  Mai 879  loann.VIII 
ep.  153.  155  (Einberufungsschreiben  der  Erzbi- 
schöfe V.  Ravenna  u.  Mailand),  Mansi  17,  107. 
108,  s.  auch  ep.  182,  ibid.  p.  123 ;  H  e  f  e  1  e 4,  538 ; 
V.  Oktober  879,  loann.  VIII  ep.  221.  222,  Mansi 
17,  164.  165;  (Einberufungsschreiben  für  die  ge- 
dachten Erzbischöfe  eiusd.  ep.  182.  220,  1.  c.  p. 
123.  164);  von  880  eiusd.  ep.  272,  1.  c.  p.  202 
(Einberufung  des  Erzbischofs  v.  Ravenna  ep.  253. 


ibid.  p.  188;  v.  881,  ep.  275,  ibid.  p.  201;  von 
898  unter  Johann  IX.  (hier  eine  Anzahl  oberita- 
lienischer Bischöfe,  Mansi  18,  567),  Hef  ele 
4,  567 ;  ferner  die  Synoden  von  Ravenna  v.  877, 
Mansi  17,  335  (Mailand,  Ravetina,  Grado  ver- 
treten ,  Berufungsschreiben  für  Mailand  ,  Brescia 
und  Ravenna,  loann.VIII  ep.  53.  57,  1.  c.  p.  46, 
50);  und  von  898  unter  Johann  IX,  besucht  von 
73  Bischöfen  aus  allen  Theilen  Italiens,  Dümm- 
1er,  Auxilius  und  Vulgarius.  Leipzig  1866.  S. 
95.  Dagegen  ist  wegen  Mangels  eingehenderer 
Nachrichten  nicht  festzustellen,  ob  die  römischen 
Synoden  v.  862  o.  863,  Hefele  4,  260;  v.  864 
(betreffend  die  Restitution  des  Rothad  von  Sois- 
sons,  Mansi  15,  155),  v.  864  (gegen  den  Lega- 
ten Rodoald,  Nicol.  I  ep.  7,  1.  c.  p.  184:  ,,episco- 
porum  numerosa  synodus''),  v.  868,  ann.  Bertin. 
V.868,  Hefele  4,  373;  v.876,  Mansi  17,236, 
Hefele  4,  514.  516;  v.  881  (September)  loann. 
ep.  272.  274.  275.  278,  1.  c.  p.  202.  203.  204. 
278  hierher  gehören  oder  nur  von  Bischöfen  aus 
dem  römischen  Metropolitansprengel  besucht  wa- 
ren. 

4  Neben  den  stimmberechtigten  Bischöfen  er- 
scheinen auch  als  Stellvertreter  solcher  Priester 
und  Diakonen,  Rom  853,  Mansi  14,  1020;  ep. 
Nicolai  I,  Mansi  14,  661,  dann  überhaupt  Prie- 
ster mit  berathender  Stimme  und  die  diaconi  ad- 
stantes ,  bez.  auch  der  cunctus  clerus ,  Rom  595. 
601.  731,  Mansi  9,  1226;  10,  486,  12,  299; 
Rom  i.  J.  826,  LL.  2.  app.  p.  14;  i.  J.  853,  1.  c. 
14,  1021. 

5  So  auch  die  Bestimmung,  dass  die  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  nur  im  Fall  ihrer  Behinderung  aus- 
zubleiben berechtigt  seien  und  Stellvertreter  zu 
senden  haben ,  ep.  Nicolai  I  cit.  ,  sowie  dass  bei 
ungerechtfertigtem  Ausbleiben  Ceiisuren  gegen 
sie  eintreten  sollen,  s.  die  Berufungsschreiben 
Johanns  VIII.  o.  Anm.  3.  Auch  die  zweimalige 
Einberufung  solcher  Synoden  rechtfertigt  der  ge- 
nannte Papst  durch  Bezugnahme  auf  die  „canoni- 
cae  SS.  patrum  regulae"  ep.  153,  Mansi  17, 107. 

6  Mansi  14,  1020. 

■^  Dum  ml  er,  Auxilius  S.  95. 
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Die  orwälinten  Konzilien  haben  aber  schon  theilweise  im  9.  Jahrhundert  inso- 
fern einen  über  die  Stellung  von  Patriarchalsynoden  hinausgehenden  Charakter  an- 
genommen, als  auf  ihnen  nicht  blos  italienische,  sondern  auch  kirchliche  Angelegen- 
heiten aus  anderen  Theilen  der  katholischen  Welt  verhandelt  ^,  und  sie  den  Bestrebun- 
gen des  Papstthums  auf  die  entscheidende  Oberleitung  der  ganzen  Kirche  dienstbar 
gemacht  worden  sind  2.  Mit  dem  Vorfall  des  Papstthums  Ende  des  9.  und  Anfang 
des  10.  Jahrhunderts  hört  dies  aber  auf,  und  nach  Aufrichtung  des  ottonischen 
Kaiserthums  sind  es  fast  ausschliesslich  die  unter  kaiserlicher  Autorität  in  Italien  zu- 
sammengetretenen Synoden ,  auf  welchen  allgemeine  und  wichtige  kirchliche  Fragen 
erledigt  worden  sind^.  Die  im  10.  und  auch  noch  Anfangs  des  11.  Jahrhunderts 
ohne  Theilnahme  der  Kaiser  abgehaltenen  Synoden ,  so  weit  sie  in  die  hier  be- 
sprochene Klasse  fallen ,  sind  entweder  solche  gewesen ,  deren  Massnahmen  der 
Zustimmung  des  Kaisers  schon  von  vornherein  gewiss  waren  ^  oder  im  Einverständ- 
niss  mit  demselben  getroffen  worden  sind^,  oder  solche,  welche  speciell  italienische 
oder  das  kaiserliche  Interesse  nicht  berührende  Angelegenheiten  erledigt  haben, 
falls  sie  überhaupt  hierher  gehören  ♦^  und  nicht  blos  Synoden,  welche  aus  dem  Metro- 
politansprengel  Roms  zusammengetreten^,  oder  gar  nur  Versammlungen  der  Rom 
benachbarten  Bischöfe  und  des  römischen  Klerus  ^  gewesen  sind  ^. 

Gegen  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  tritt  aber  ein  Wendepunkt  ein.  Seit  jener 
Zeit  haben  die  Päpste  mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  Synoden  zu  Rom  oder  auch 
nach  Umständen  in  anderen  italienischen  Städten  abgehalten.  Sie  sind  ohne  Zweifel  in 
zielbewusster  Weise  zur  Verfolgung  der  seit  jener  Zeit  das  Papstthum  und  die  Kurie 
beherrschenden  Reformtendenzen,  insbesondere  der  Bestrebungen  nach  Emancipation 
von  dem  Kaiserthum  benutzt  worden,  und  haben,  weil  sie  offenbar  das  Gegengewicht 

1  Z.  B.  auf  der  römischen  Synode  v.  863  unter  5  go  das  von  Thietm.  cliron.  III.  8,  SS.  3,  763 
Nikolaus  I.  (s.  S.  509.  n.  3),  wo  über  die  Ehe-  als  „generale"  bezelclinete Konzil  v.  981  o.  982, 
Scheidungsangelegenheit  Lothars  II.  verhandelt  welches  die  Versetzung  Giselhers  von  Merseburg 
und  die  Absetzung  der  Erzbiscliöfe  von  Köln  und  nach  Magdeburg  genehmigte  und  das  erstgedachte 
Trier  ausgesprochen  worden  ist,  Hefele  4,  272.  Bisthum  aufhob,  Hefele  4,634,  möglicherweise 

2  üeber  den  Einfluss  dieser  Bestrebungen  auf  auch  die  römische  Synode  v.  1007  zur  Bestätigung 
die  fränkischen  Reichssynoden  s.  unten  §.  177.  des Bisthums  Bamberg,  Jaffe  mon.  Bamberg,  p. 

3  Vgl.  unten  §.  177.  28,  falls  diese  nicht  eine  blosse  Versammlung  von 
*  So  das  Vorgehen  der  Synode  zu  Pavia  von       Bischöfen  aus  dem  Metropolitansprengel  des  Pap- 

997,  an  welcher  unter  Gregors  V.  Vorsitz  die  Erz-  stes  war. 

bischöfe  v.  Mailand  und  Ravenna  sowie  jedenfalls  6  Vielleicht  ist  dies  der  Fall  mit  der  Synode 
eine  Anzahl  oberitalienischer  Bischöfe  Theil  ge-  v.  971  unter  Johann  XIII,  welche  ein  Privileg  für 
nommen  haben.  Diese  hat  u.  A.  diejenigen  Bi-  ein  englisches  Kloster  ertheilt  hat,  da  dasselbe 
schöfe,  welche  die  Absetzung  des  von  Deutsch-  als  „generale"  charakterisirt  wird,  Mansi  19,  25, 
land  begünstigten  Rheimser  Erzbischof  Arnulf  und  mit  der  v.  1015,  1.  c.  p.  361,  betreifend  ein 
mit  ausgesprochen  hatten  ,  suspendirt ,  den  Bi-  in  der  Provinz  Mailand  belegenes  Kloster, 
schof  Giselher  von  Magdeburg  zur  Verantwor-  "^  Wie  wahrscheinlich  das  Konzil  von  979, 
tung  wegen  seines  Ueberganges  von  Merseburg  Mansi  19,  71  (Privileg  für  ein  spanisches  Klo- 
nach Magdeburg  vorgeladen  und  in  der  Ehe-  ster)  und  vielleicht  auch  das  v.  974,  1.  c.  p.  60, 
Sache  des  Königs  Robert  von  Frankreich  ent-  auf  welcher  der  Gegenpapst  Bonifaz  VII.  anathe- 
schieden,  ep.  Greg.  V  ad  Willigis.  archiep.  Mo-  matisirt  worden  ist,  Hefele  4,  633;  ferner  das 
gunt.,  Jaffe  mon.  Mogunt.  p.  351;  Hefele  v.  1044  betreffend  den  Streit  zwischen  Grado 
4,  649;  Verhandlungsgegenstände,  welche  die  und  Aquileja,  Mansi  19,  606;  Steindorff, 
in   Anwesenheit  Ottos  III.    demnächst   zu  Rom  Heinrich  III.  1,  258.  259. 

noch  998   0.  i.   J.  999  abgehaltene   Synode   in  8  Also  Vorläufer  der  nachmaligen  päpstlichen 

gleichem  Sinne  erledigt  hat.  Dasselbe  gilt  von  der  Konsistorien,  Th.  I.  S.  364. 
römischen  Synode,  falls  diese  ihrer  nicht  bekann-  9  Unter  diese  Kategorie  könnten  fallen  die  von 

ten  Zusammensetzung  nach  hierher  gehört,   auf  Hefele  4,  632.  642.  659.  686  als  Synoden  be- 

welcher  Gregor V.  den  Gegenpapst  Johann  (XVI)  zeichneten  Versammlungen  von  973,  Mansi  19, 

absetzen   liess  ,   Jaffe'  reg.    ep.  344;    Hefele  46,  v.  993,  1.  c.  p.  169;  v.  1002,  1.  c.  p.  275  u. 

4,  650.  V.  1026  0.  1028,  1.  c.  p.  487. 
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gegen  die  herkömmlich  unter  kaiserlicher  Autorität  gehaltenen  Synoden  bilden  und 
diese  beseitigen  sollten i,  kirchliche  Angelegenheiten  von  der  weitgehendsten,  die 
ganze  abendländische  Welt  berührenden  Tragweite  behandelt.  Ihrer  Funktion  nach 
haben  sie  daher ,  wenngleich  ihre  Zusammensetzung  vielfach  dem  nicht  entsprochen 
hat  2,  die  Stellung  von  Generalsynoden  des  Abendlandes  gehabt  und  sind  die  Vor- 
läufer der  s.  g.  ökumenischen  Synoden  des  Mittelalters  geworden.  Es  erscheint  da- 
her passend,  ihre  weitere  Entwicklung  in  dem  von  den  Generalsynoden  handelnden 
§.  175  zu  besprechen. 

Den  Patriarchalsynoden  stehen  ihrem  Charakter  nach  die  concilia  plenaria  ^  oder 
universalicr^^  welche  während  des  4.  und  5.  Jahrhunderts  in  Afrika  zusammengetreten 
sind^,  gleich.  Hier  hatte  der  Bischof  von  Carthago  eine  den  orientalischen  Patriar- 
chen gleichkommende  Stellung^.  Die  unter  seinem  Präsidium  regelmässig  abgehal- 
tenen Synoden  haben  das  oberste  leitende  Organ  der  dortigen  Kirche  gebildet  und, 
weil  sie  ein  lebensfähiges  Glied  der  Verfassung  derselben  geworden  sind,  einen  be- 
deutenden Einfluss  nicht  nur  auf  die  kirchliche  Rechtsentwicklung  in  Afrika  aus- 
geübt, sondern  ihre  Vorschriften  haben  auch  ausserhalb  ihres  eigentlichen  Geltungs- 
gebietes grosses  Ansehen  und  massgebende  Bedeutung  erlangt"^. 

Die  Plenarkonzilien  sollten  nach  der  ursprünglichen  Vorschrift  alle  Jahre  aus 
den  verschiedenen  kirchlichen  Provinzen  Afrikas  8,  nach  der  späteren  Anordnung 
aber  nur  falls  gemeinsame  Angelegenheiten  zu  erledigen  waren,  auf  Ausschreiben  des 
Primas  nach  einem  günstig  gelegenen  Orte  in  einer  der  verschiedenen  Provinzen  be- 
rufen werden'^.  Stimmberechtigt  waren  die  Bischöfe,  jedoch  waren  nicht  alle  zum 
Erscheinen  verpflichtet,  vielmehr  hatten  die  Bischöfe  jeder  Provinz  in  zwei  oder  drei 
Abtheilungen  aus  sich  Abgeordnete  (Legaten)  zu  wählen  und  zur  Synode  zu  entsen- 
den ^^^  Diese  mussten  mangels  gewichtiger  Hindernisse  bei  Strafe  des  Ausschlusses  aus 
der  Kirchengemeinschaft  mit  ihren  Mitbrüdern  (nicht  aber  der  mit  der  eigenen  Kirche) 
sich  auf  dem  Konzile  einfinden ''.  Anwesend  durften  aber  auch  Priester  ^2^  Diakonen 
und  andere  Geistliche  sein  ^  3.  Die  Plenarkonzilien  hatten  die  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten der  afrikanischen  Kirche  zu  erledigen.  Es  stand  ihnen  die  Ueberwachung 


1  Vgl.  den  §.  175. 

2  S.  a.  a.  0. 

3  Carth.  XI.  c.  1  (cod.  eccles.  Afric.  c.  95) ; 
Hefele2,  54. 

*  t^onc.  Hippon.  v.  393.  c.  7;  Milevitan.  von 
402  =  cod.  eccles.  Afiic.  prooem.  zu  c.  86 ;  Carth. 
VI.  c.  11  V.  401  =  C.77  1.  c;  Carth.  XVI.  c.  19 
V.  418  =  c.  127  1.  c;  auch  conciUmn  catholicuin 
kommt  vor.  Carth.  VIII  v.  403  (cod.  cit.  c.  92). 

5  Vom  J.  393  bis  424  sind  16  solcher  Synoden 
nachweisbar,  welche  zu  Carthago  mit  Ausnahme 
dreier,  der  v.  Hippo  (393),  Adrumet  (394?)  und 
Mileve  (402),  gehalten  worden  sind,  Hef  ele  2, 
54.  66.  80.  82.  86.  98  iT.  115.  116.  122.  Die 
carthag.  Synode  zw.  345  u.  340,  a.  a.  0.  1,  633, 
ist  ebenfalls  eine  Plenarsynode  gewesen,  auch 
haben  wohl  schon  einzelne  der  früheren  Synoden, 
Th.  I.  S.  581.  n.  4,  denselben  Charakter  gehabt. 
Nachdem  die  Bedrückungen  der  Vandalen  aufge- 
hört hatten ,  trat  im  J.  525  wieder  eine  Plenar- 
synode zu  Carthago  zusammen ,  M  a  n  s  i  8 ,  637 ; 
Hef  ele  2,  710,   und  nach  dem  Untergange  der 


Vandalenherrschaft  eine  weitere  im  J.  535,  M  a  n  s  i 
8,  808;  Hefele  2,  758;  die  letzte  bekannte  ist 
die  V.  646  gegen  den  Monotheletismus ,  a.  a.  0. 
3,  205. 

6  Th.  I.  S.  581. 

■^  Dies  zeigt  die  Aufnahme  ihrer  Beschlüsse  in 
die  Sammlungen  von  der  des  Dionys  Exiguus  bis 
auf  das  Dekretum  Gratians  (vgl.  ed.  Friedberg  p. 
XXI). 

8  c.  5  Hippon.  V.  393. 

9  Carth.  XI  v.  407.  c.  1  cit. 

10  Hippon.  a.  393.  c.  3  (Carth.  III.  c.  2). 

11  Carth.  VI.  v.  401.  c.  11,  cod.  eccles.  A fr.  c. 
76.  Die  Legaten  erhielten  Vollmachten  und  hat- 
ten diese  auf  der  Synode  vorzulegen,  conc.  Carth. 
VIII.  V.  403  =  cod.  eccles.  Afric.  nach  c.  90. 

12  Augustinus  soll  noch  als  Priester  auf  der  Sy- 
node zu  Hippo  (393)  einen  Vortrag  de  flde  et 
symbolo  gehalten  haben,  Hefele  2,  54. 

13  „adstantibus  diaconis'*  im  prooem.   Carth.  V. 
V.  401  (cod.  eccl.  Afric.  vor  c.  57) ;  Milevit.  von  . 
402  (1.  c.  vor.  c.  86),   Carth.  403  prooem.  (1.  c. 
hinter  c.  90). 
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[§.  174. 


der  gesjimmten  Disciplin  *,  die  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechtes ,  die  Vertretung 
ihres  Verbandes  den  anderen  Kirchenkörpern  ^  und  dem  Kaiser  gegenüber  zu-^,  end- 
lich bildeten  sie  auch  in  wichtigen  Verwaltungs- ^  und  in  Appellationssachen  ^  die 
oberste  Instanz.  Einer  kaiserlichen  Bestätigung  haben  ihre  Beschlüsse  ebenso  wenig 
wie  die  der  Provinzial-  oder  Patriarchalsynoden  bedurft ''. 

In  dieselbe  Klasse  gehören  ferner  eine  Anzahl  von  südgallischen  Synoden 
des  5.  und  6.  Jahrhunderts.  Schon  Anfang  des  5.  Jahrhunderts  hatte  der  Bischof  von 
Arles  vermöge  der  politischen  Bedeutung  seines  Sitzes  und  mit  päpstlicher  Unter- 
stützung die  Stellung  eines  Primaten  in  den  südgallischen  Kirchenprovinzen  erlangt '^. 
Wenngleich  dieselbe  nicht  völlig  unbestritten  geblieben,  sowie  die  Ausdehnung  seines 
Primatialbezirks  und  der  Umfang  seiner  Primatialrechte  manchen  Schwankungen  unter- 
worfen gewesen  sind  ^,  so  haben  die  dortigen  Primaten  die  letzteren  doch  auch  wieder- 
holt durch  Abhaltung  von  Synoden  ^  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit,  insbesondere 
über  Bischöfe  i'^,  zur  Entscheidung  kirchlicher  Rechtsstreitigkeiten  ^  ^ ,  zur  Beschluss- 
fassung in  dogmatischen  Fragen  ^2  ^md  zur  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse 


1  lieber  das  damit  zusammenhängende  Recht 
der  Prüfung  der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden 
8.  Th.  I.  S.  582.  n.  1. 

2  Schreiben  an  den  Papst,  Carth.  XI.  c.7(cod. 
eccles.  Afr.  c.  CI).  Insbesondere  haben  die  Ge- 
neralkonzilien in  dem  bekannten  Streit  mit  dem 
Papst  über  die  Appellation  nach  Rom  kraft  dieser 
ihrer  Stellung  mit  den  zu  ihnen  entsendeten  päpst- 
lichen Legaten,  sowie  mit  den  Päpsten  verhandelt 
und  die  Unabhängigkeit  der  afrikanischen  Kirche 
gewahrt,  Hefele2,  121.  132  ff.  137. 

3  Gesuche  an  die  Kaiser  in  c.  3.  8.  Carth.  V  u. 
c.  16  Carth.  VI.  von  401  (cod.  eccles.  Afric.  58. 
64.  82);  Carth.  IX.  v.  404  (1.  c.  c.  93),  Carth. 
XI.  c.  3  (1.  c.  c.  97). 

*  Genehmigung  der  Errichtung  einer  neuen 
Provinz,  Hippon.  v.  393.  c.  4;  vgl.  auch  c.  2  u. 
Carth.  III.  von  397.  c.  38  (betr.  die  Zurückwei- 
sung des  Anspruchs  des  Bischofs  von  Villa  regis 
auf  eine  zweite  bischöfliche  Kirche);  c.  13  Carth. 
VI  (cod.  eccles.  Afr.  c.  78,  Abordnung  einer  Kom- 
mission zur  Ordnung  der  Verwirrung  in  einem 
Bisthum),  c.  2  Milev.  v.  402  (1.  c.  c.  88,  Gestat- 
tung der  Resignation  auf  ein  Bisthum). 

5  So  bei  Anklagen,  Hippon.  c.  7;  c.  9  Carth. 
V.  V.  401  (cod.  eccles.  Afric.  c.  65);  Milevit.  v. 
402  c.  2  (1.  c.  c.  87);  c.  6  Carth.  XI  (1.  c.  c.  C). 

6  Dies  zeigt  namentlich  c.  38.  43  Carth.  von 
397,  wonach  die  Synode  einzelne  Mitglieder  er- 
mächtigt, den  rector  provinciae  zur  zwangsweisen 
Entfernung  von  Bischöfen,  welche  ihre  Diöcesen 
widerrechtlich  behalten  wollen,  anzuweisen. 

Von  einer  päpstlichen  Bestätigung  ist  vol- 
lends nicht  die  Rede  gewesen,  nur  die  Synode  v. 
535  (s.  S.  511.  n.  5)  hat  sich  freiwillig  über  ge- 
wisse Punkte  um  Belehrung  an  den  Papst  gewen- 
det. Mansi  8,  808.  848;  Hefele  2,  759. 

^  Th.I.  S.588ff.;  Löning,  Gesch.  d.  deutsch. 
K    R    1    477 

*8  Th.'l.  S.*589.  590;  Löning  a.a.O.  1,481. 
534  u.  2,  75. 

9  Im  5.  Jahrhun  dert  die  Synoden  von  Riez 
(439 ,  Bischöfe  aus  der  provincia  Viennensis, 
Narbonnensis  II  und  Alpes  maritimae,  Mansi 


5,  1195;  Löning  1,478. n.l;  Hefele  2,  289); 
v.  Orange  (441,  Bischöfe  aus  den  genannten  Pro- 
vinzen),  Mansi  6,  434,  Maassen,  Gesch.  der 
Quellen  des  kanon.  Rechts  1,  951;  Hefele  2, 
291,  V.  Vaison  (442,  Bischöfe  aus  denselben  Pro- 
vinzen und  der  Narbonnensis  I),  Mansi  6,  451, 
Maassen  a.  a.  0.  1,  952;  v.  Arles  (443  0.452, 
Hefele  2,  298,  —  ihre  Theilnehmer  sind  zwar 
nicht  bekannt ,  dass  sie  aber  keine  Provinzialsy- 
node  gewesen  ist,  ergeben  c.  18:  „Ad  Arelatensis 
episcopi  arbitrium  synodus  congreganda"  und  c. 
56  :  „ut  nihil  contra  magnam  synodum,  d.  h.  das 
Primätialkonzil,  metropolitani  sibi  aestiment  vin- 
dicandum" — ),  Mansi  7,  876;  von  Besannen 
(444,  s.  die  folgende  Anm.),  von  Arles  (451), 
Mansi  6,  161;  v.  Arles  (455),  Mansi  7,  907; 
Löning  1,492;  von  Arles  (475),  Mansi  7, 
1007  ff.;  Hefele  2,  597.  Die  Synode  v.  Arles 
(463)  ist  auf  Befehl  des  Papstes  zur  Entscheidung 
von  Ordinationsstreitigkeiten  unter  einzelnen  Bi- 
schöfen abgehalten  worden,  Mansi  7,  936  ff. ; 
Hefele  2,  591;  Löning  1,  494. 

Aus  dem  6.  Jahrhundert  gehören  hierher  die 
Synoden  v.  Arles  (524),  Mansi  8,  625;  Carpen- 
tra  (527),  1.  c.  p.  768;  Valence  (529)  1.  c.  p. 
723,  Hefele  2,  738;  Orange  II  (529),  Mansi 
8,  711;  Vaison  (529),  1.  c.  p.  725,  und  Marseille 
(533),  Hefele  2,752.  Vgl.  über  diese  Synoden 
auch  Löning  1,  540  ff. 

Den  Vorsitz  hat  selbstverständlich  der  Bischof 
von  Arles  geführt,  nur  zu  Carpentras  nicht,  wo 
er  wegen  Krankheit  am  Erscheinen  verhindert  und 
durch  Stellvertreter  repräsentirt  war. 

10  Vgl.  die  Synoden  von  Riez  und  Besannen, 
welche  letztere  vonHilarius  v.  Arles  in  einer  frem- 
den Provinz  (Maxiraa  Sequanorum)  abgehalten 
und  auf  welcher  der  dortige  Metropolit  abgesetzt 
worden  ist,  Th.  I.  S.  589 ;  Löning  1,  479;  fer- 
ner die  Synode  v.  Marseille  (533). 

11  Zwischen  dem  Bischof  von  Frejus  und  dem 
Kloster  Lerins,  vgl.  Arles  (445). 

12  Arles  (455 ,  Beitritt  zur  epistola  dogmatica 
Leos  I) ,  Arles  (475 ,  gegen  den  Prädestinatianer 
Lucidus);  Valence  (529)  u.  Orange  529)  betref- 
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durch  allgemeine  Anordnungen  praktisch  bethätigen  können^,  indessen  ist  das  Be- 
streben einzelner  Primaten,  ein  jährliches  oder  wenigstens  ein  regelmässig  wieder- 
holtes Zusammentreten  solcher  Synoden  herbeizuführen'-^,  weder  im  5.  noch  im  6. 
Jahrhundert  mit  dauerndem  Erfolge  gekrönt  worden ,  trotzdem  dass  ihnen  schon  in 
der  letzten  Hälfte  des  ersteren  die  Befugniss  zur  Zusammenberufung  derartiger  Ver- 
sammlungen ausdrücklich  vom  Papste  ertheilt  worden  ist  3,  und  das  Recht  dazu  in  der 
den  Primaten  im  6.  Jahrhundert  übertragenen  Stellung  eines  päpstlichen  Vikars  ent- 
halten war  4. 

In  Betreff  der  Stimmberechtigung  der  Bischöfe  und  ihrer  Vertretung  ^,  sowie  der 
Pflicht  zum  Erscheinen  sind  für  diese  Synoden  ^  dieselben  Regeln  wie  für  die  Provin- 
zialkonzilien  massgebend  gewesen. 

Wenngleich  sowohl  in  der  karolingischen  Zeit,  wie  auch  noch  später  im  Mittel- 
alter, einzelne  Erzbischöfe  die  Patriarchen-,  Primaten-  und  Vikariatswürde  besessen 
haben  ^,  und  manchen  sogar  päpstlicherseits  das  Recht  verbrieft  worden  ist,  die  Erz- 
bischöfe und  Bischöfe  ihres  Primatial-  oder  Vikariatssprengels  zu  Konzilien  zu  ver- 
sammeln ^,  so  war  doch  die  Primatial-  und  Vikariatsstellung  eine  so  schwankende 
und  von  so  geringer  realer  Bedeutung,  dass  dieses  Recht  seitens  der  Primaten  kaum 
ausgeübt  werden  konnte.  So  sind  denn  derartige  Synoden  nur  sehr  vereinzelt  vor- 
gekommen*.    In  England,  wo  der  Erzbischof  von  Canterbury  die  Primatialwürde 


fend  die  Lehre  von  der  Gnade  nnd  dem  freien 
Willen ,  deren  Beschlüsse  Cäsarius  dem  Papste 
zur  Billigung  unterbreitet  hat,  Mansi  8,  737; 
Hefele  2,  737,  was  bei  dem  dogmatischen  Cha- 
rakter derselben  und  der  Stellung  des  Cäsarius 
zum  Papst  nicht  auffällig  erscheinen  kann. 

1  Riez,  Vaison  (442),  Arles  (443  o.  452),  Ar- 
les  (524),  Vaison  (529). 

2  c.  29  Arausic.  (441)  setzt  die  Zeit  des  Zusam- 
mentrittes der  Synode  des  nächsten  Jahres  fest 
und  ordnet  an,  dass  keine  ohne  Ankündigung 
einer  neuen  zusammentreten  soll.  In  Folge  dieser 
Bestimmung  scheint  die  Synode  v.  Vaison  (442) 
abgehalten  worden  zu  sein.  Ausser  diesen  der 
Zeit  des  Hilarius  v.  Arles  (429 — 449)  angehöri- 
gen  Synoden,  in  welche  auch  noch  andere  fallen, 
s  S.  512.  n.  9,  zeigt  sich  erst  wieder  eine  gewisse 
Regelmässigkeit  unter  Cäsarius  (502 — 542),  s.  a. 
a.  0. ;  auch  hat  unter  ihm  das  Konzil  von  Car- 
pentras  (527)  wieder  nach  dem  Vorbilde  des  von 
Orange  (441)  die  Zeit  der  nächsten  Synode  be- 
stimmt. 

3  Ep.  Hilar.  pp.  ad  Episc.  Gälliae  v.  462.  c.  2, 
Thiel  1, 144  :  „Per  annos  itaque  singulos  ex  pro- 
vinciis  quibus  potuerit  congregari,  habeatur  epi- 
scopale  concilium  ita  ut  opportunis  locis  atque 
temporibus  secundum  dispositionem  .  .  .  Leontii 
(B.  V.  Arles) ,  cui  sollicitudinem  in  congregandis 
fratribus  delegavimus,  metropolitanis  per lit- 
teras  eins  admonitis  celebretur"  ;  s.  auch  Th.  I. 
S.  590.  n.  1 ;  ep.  Symmachi  ad  Caesar,  v.  514, 
M  ansi  8,  227  (hier  aber  nur  beschränkt  auf  wich- 
tige Gelegenheiten). 

*  S.  die  Th.  I.  590.  n.  6  u.  7  angeführten  De- 
kretalen,  Löning  a.  a.  0.  2,  80.  Praktisch  ist 
aber  die  Vikariatsstellung  in  der  hier  fraglichen 
Beziehung  nicht  geworden,  a.  a.  0.  2,  80.  81, 
denn  Synoden,  welche  auf  Grund  dieses  Titels 
Hinscliius,  Kirclienrecht.  III. 


abgehalten  worden  sind ,  lassen  sich  nicht  nach- 
weisen. 

5  Der  bischöflichen  Legaten  erwähnt  Orange  I 
(441)  c.  29  und  c.  18  Arles  II  (v.  443  o.  452); 
Priester  und  Diakonen  als  Vertreter  von  Bischö- 
fen in  den  Unterschriften  des  gedachten  Konzils 
\ind  des  Konzils  v.  Vaison  (442)  bei  Maassen 
a.  a.  0.  1,  951.  953,  sowie  desjenigen  v.  Arles 
(524),  Mansi  8,  627;  auch  Priester,  Diakonen, 
Lektoren  neben  den  Bischöfen  (als  Berather  und 
Begleiter  derselben)  erwähnt  bei  Maassen  a.  a. 

0.  Die  Beschlüsse  der  Synode  v.  Orange  II  (529), 
Mansi  8,  711,  haben  der  praefectus  praetorii 
Galliarum  und  mehrere  viri  illustres  unterzeich- 
net („consentiens  subscripsi").  Dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass  die  Synode  gelegentlich  der 
Einweihung  einer  von  dem  ersteren  erbauten 
Kirche  gehalten  worden  ist  und  die  Bischöfe  die 
Laien  zur  Unterzeichnung  der  Glaubensdekretc 
ausdrücklich  aufgefordert  haben,  1.  c.  p.  718. 

6  Nur  gerechtfertigte  Hindernisse  entbanden 
davon,  c.  29  Arausic.  I  (441),  c.  18,  19  Arel.  II 
(443  u.  452),  s.  auch  Th.  I.  S.  590  n.  6. 

7  Th.  I.  S.  567  ff.,  591  ff. 

8  A.  a.  0.  S.  599.  606.  617.  621.  625.    . 

9  So  für  den  Primatialbezirk  von  Bourges  die 
zu  Charroux  1186,  Mansi  22,  509.  Dagegen 
hat  schon  1212  der  Erzbischof  von  Bordeaux  es 
abgelehnt  ,  auf  einer  von  dem  Erzbischof  von 
Bourges  einberufenen  Primatialsynode  zu  er- 
scheinen, eine  Weigerung,  welche  er  freilich 
demnächst  für  spätere  Fälle  zurückgenommen 
hat,  Innoc.  III.  ep.  XV.  45.  130,  ed.  Migne 
3,  576.  644;  Mansi  22,  891.  Ferner  gehören 
hierher  die  Synoden  von  Grado  1296  und  1325; 

1.  c.  24,  1165  u.  25,  651,  auf  denen  der  zum 
Patriarchalbezirke  v.  Grado  gehörige  Erzbischof 
von  Zara  und  Suffraganen  desselben  erschienen 
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besass',  lassen  sie  sich  für  das  11  und  12.  Jahrhundert  wegen  der  Mitwirkung  des 
Königs  bei  der  Einberufung  von  Synoden  für  das  ganze  Land  und  bei  dem  Zusam- 
menfallen des  Primatialsprengels  mit  dem  Umfange  des  Reiches  nicht  von  den  Reichs- 
synoden unterscheiden^.  Seit  dem  Ende  des  letztgedachten  Jahrhunderts  aber,  als 
das  frühere  Recht  des  Königs  nicht  mehr  von  der  Geistlichkeit  beachtet  wurde  "^  und 
der  Charakter  dieser  Synoden  als  Primatialkonzilien  hätte  rein  hervortreten  können, 
ist  es  dem  gedachten  Bischof  bei  dem  ablehnenden  Verhalten  des  Erzbischofs  von 
York  wohl  kaum  gelungen,  ein  solches  Konzil  zu  versammelnd 


C.    Die  Synoden  aus  verschiedenen  nicht  einheitlich  organisirten  Sprengein. 

§.175.    1 .  Die  orientalischen  und  occidentalischen  General- Konzilien.    (Päpstliche  Synoden 

des  Mittelalters.) 

Ausser  den  in  den  beiden  vorhergehenden  Paragraphen  besprochenen  Synoden, 
welche  als  Repräsentation  bestimmter  festorganisirter  kirchlicher  Theilverbände  er- 
scheinen, haben  mitunter  auch  kirchliche  Versammlungen  stattgehabt,  welche  man 
als  General-Konzilien  des  Orients  oder  des  Occidents  bezeichnet,  weil  auf  ihnen  der 
Episkopat  des  einen  oder  anderen  Reichstheils  als  vertreten  gelten  konnte.  Ihrem 
Wesen  nach  sind  sie  dadurch  von  den  gedachten  Synoden  verschieden,  dass  weder 
der  Orient  noch  der  Occident  eine  durch  eine  gemeinsame  höhere  kirchliche  Organi- 
sation verbundene  kirchliche  Einheit  gebildet  hat  ^.  Wenn  trotzdem  eine  solche  Schei- 
dung bei  der  Behandlung  kirchlicher  Angelegenheiten  eingetreten  ist,  so  hat  dies 
seinen  Grund  in  der  Verschiedenheit  der  politischen  und  kirchlichen  Entwicklung, 
welche  auch  in  der  wiederholten  Theilung  des  römischen  Reiches  zur  Erscheinung 
gelangt  ist,  gehabt^'.  Andererseits  hängt  es  aber  auch  damit  zusammen,  dass  von 
einem  regelmässigen  Zusammentreten  derartiger  Synoden  nicht  die  Rede  sein  konnte, 
dass  dieselben  vielmehr  nur  ausnahmsweise  zusammengekommen  sind,  wenn  die  Er- 
ledigung von  Angelegenheiten  in  Betracht  kam,  welche  ihrer  Natur  nach  von  wesent- 
licher Bedeutung  für  den  einen  oder  andern  Reichstheil  waren,  insbesondere  eine 
Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen  des  einen  oder  anderen  geboten  war,  oder 
wenn  bei  einer  die  ganze  Kirche  berührenden  Frage  sich  ein  allgemeines  Konzil 
nicht  ermöglichen  liess.  Dieselben  Faktoren ,  welche  zur  Ausbildung  des  Sj^nodal- 
wesens  überhaupt  geführt  haben,  haben  auch  noch  später,  nachdem  sich  die  einzelnen 
Gemeinden  und  Bisthümer  bereits  zu   höheren  Verbänden  organisirt  hatten,  unter 


sind,  vgl.  auch  Th.  I.  S.  569.  570;  sodann  eine  Erzbischof  von  York  noch  einer  seiner  Suffraga- 
irische V.  1261,  auf  welcher  wenigstens  Suf-  neu  erschienen ;  ob  er  auf  dem  Konzil  von  1200 
fraganen  von  Tuam,  Th.  I.  S.  629,  sich  einge-  (s.  vor.  Anm.)  anwesend  war,  ist  nicht  festzu- 
funden  hatten,  M.  M.  23,  1049,  endlich  auch  die  stellen.  Die  Londoner  Konzilien  v.  1237  u.  1239, 
ungarische  von  1822,  acta  et  decreta  concil.  coli.  1.  c.  23,  441.  571,  an  deren  ersterem  er  sich  be- 
Lac.  5,  933.  theiligt  hat,  waren  dagegen  durch  päpstliche  Le- 

1  Th.  I.  S.  616.  gaten  einberufen.    Die  Versammlung  zu  Oxford 

2  S.  §.  177.  1241,  1.  c.  23,  549,  gehört  nicht  hierher,  sie  war 

3  „Hubertus  Cantuariensis  arohiepiscopus  ge-  überhaupt  kein  Konzil. 

nerale  celebravit  concilium  apud  Vvestmonaste-  ^  Ueber  das  Verhältniss  der  occidentalischen 

rium  contra  prohibitiones    .  .  .    summi  iustitia-  Generalsynoden  zu  dem  Patriarchate  des  Bischofs 

rii  Angliae,  i.  J.  1200,  Mansi  22,  713.  von  Rom  vgl.  o.  S.  327.  n.  7. 

*  Auf  dem  als  Primatialsynode  einberufenen  ^  Dass  diese  Scheidung  auch  dem  kirchtlichen 

Konzil  von  1199,  Mansi  22,  697  ist  weder  der  Bewusstsein  entsprach,  zeigt  S.  327.  n.  7. 
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solchen  Verhältnissen,  wenn  bestimmte  kirchliche  Interessen  durch  die  Provinzial- 
und  Patriarchalsynoden  ihre  Befriedigung  nicht  finden  konnten,  andererseits  aber 
die  Sachlage  für  den  Zusammentritt  eines  allgemeinen  Konzils  nicht  angethan  war, 
ihre  Wirkung  geäussert. 

Die  älteste  der  hierher  gehörigen  Synoden  ist  das  von  Kaiser  Konstantin  behufs 
Beilegung  des  Donatistenstreites  im  J.  314  nach  Arles  berufene  General-KonziP. 
Die  Donatistischen  Wirren  haben  den  Orient  nicht  berührt,  es  handelte  sich  also  dabei 
um  eine  lediglich  den  Occident  betreffende  Angelegenheit.  Auch  die  zweite  allgemeine 
Synode  zu  Konstantinopel  von  381  ist  nur  als  General-Konzil  des  östlichen 
Reichstheils  berufen,  weil  die  Beilegung  der  Arianischen  Streitigkeiten  und  der  da- 
durch verursachten  Unordnungen  und  Missstände  zunächst  als  Sache  des  Orientes 
betrachtet  wurde  2.  Das  gemeinschaftliche  Interesse  des  Abendlandes  an  der  Auf- 
rechterhaltung der  reinen  Lehre  gegenüber  der  monotheletischen  Ketzerei  und  dem 
vom  Kaiser  Konstans  II.  erlassenen  Typus  hat  die  im  J.  649  durch  Martin  I.  veran- 
staltete Lateransynode  in  Rom  vertreten 'l  In  dieselbe  Kategorie  gehört  die  von 
Papst  Agatho  behufs  Vorbereitung  des  6.  allgemeinen  Konzils  im  J.  680  abgehaltene 
römische  Synode  ^,  welche  neben  den  päpstlichen  auch  eigene  Gesandte  nach  Kon- 


1  S.  0.  S.  326.  n.  11  u.  12  und  S.  327.  n.  7. 
Uebrigens  hatte  Konstantin  damals  noch  nicht  die 
Alleinherrschaft  über  das  ganze  römische  Reich. 

2  S.  0.  S.  348.  Dagegen  hat  umgekehrt  die 
auf  Befehl  JustiniansIT.  zusammengetretene  Sy- 
node von  Konstantinopel  v.  692  (truUanische 
oder  Quinisexta),  welche  nach  dem  ursprüngli- 
chen Plane  eine  ökumenische  sein  sollte  (so  be- 
zeichnet sie  sich  auch  in  ihrer  Ansprache  an  den 
Kaiser,  Mansi  11,  930.  934  und  in  c.  51)  und 
auf  der  mehr  als  200  orientalische  Bischöfe  ver- 
treten waren,  wegen  ihrer  mangelnden  Anerken- 
nung im  Abendlande  nur  die  Bedeutung  eines 
morgenländischen  General-Konzils  erlangt,  He- 
fele3,  328.  343.  345. 

3  Das  Verzeichniss  der  Theilnehmer  und  die 
Unterschriften  weisen  allerdings  blos  Bischöfe 
aus  Italien,  Sicilien,  Sardinien  und  Afrika  auf, 
Mansi  10,  866.  1162;  insbesondere  hat  kein 
fränkischer  Bischof  an  der  Synode  theilgenom- 
men.  Dass  sie  aber  als  Generalkonzil  beabsich- 
tigt war,  zeigt  ep.  Martin  I  ad  Amand.  episc. 
Traiect.,  Mansi  1.  c.  p.  1186:  „necesse  habui- 
mus  . . .  coetum  generalem  fratrum  et  coepi- 
scoporum  nostrorum  in  hac  Romana  civitate  con- 
gregare".  Auch  sollte,  s.  den  cit.  Brief,  die 
offenbar  von  vornherein  vorausgesetzte  Zustim- 
mung der  austrasischen  u.  neustrischen  Bischöfe 
durch  Synoden  derselben  festgestellt  und  ferner 
sollten  einige  von  ihnen,  um  sich  der  päpstlichen 
Gesandtschaft  an  den  Kaiser  nach  Konstantinopel 
anzuschliessen,  nach  Rom  deputirt  werden,  vgl. 
auchHefele  3,  229. 

Ob  das  früher,  aus  einem  ähnlichen  Anlass, 
nämlich  der  Rävibersynode  von  Ephesus,  behufs 
Verwerfung  derselben  von  Leo  I.  i.  J.  449  abge- 
haltene s.  g.  „occidentale  concilium^"  Mansi  6, 
24,  Hefele2,  390,  ebenfalls  eine  Generalsy- 
node gewesen  ist,  lässt  sich  nicht  feststellen. 
Ebensowenig,  wiewohl  es  nicht  unwahrschein- 
lich ist,  ob  die  von  Nicolaus  I.  gegen  Photius  von 


Konstantinopel  i.  J.  863  veranstaltete  römische 
Synode ,  von  welcher  wir  nur  wissen ,  dass  sie 
„coetus  convocatus  multarum  provinciarum  occi- 
dentalium  regionum  ss.  episcoporum"  gewesen 
ist,  ep.  Nicolai  I.  bei  Mansi  15,  178.  245,  die- 
sen Charakter  gehabt  hat. 

*  Ep.  Agathen,  et  synodi  ad  imper.,  Mansi, 
11,  286:  „Agatho  cum  universis  synodis  sub- 
iacentibus  concilio  apostolicae  sedis  .  .  .  omnes 
nos  .  .  .  praesules  ...  in  septentrionalibus  vel 
occiduis  partibus  constituti  .  .  .  p.  294:  „Pri- 
mum  quidem,  quod  numerosa  multitudo  nostro- 
rum usque  ad  oceani  regiones  extenditur,  cuius 
itineris  longinquitas  in  multi  temporis  cursum 
protelatur.  Sperabamus  deinde  de  Britania 
Theodorum  .  .  .  magnae  insulae  Britannorum 
archiepiscopum  .  .  .  cum  aliis  .  .  .  exinde  ad 
nostram  humilitatem  coniungere  atque  diversos 
huius  concilii  episcopos  in  diversis  regionibus 
constitutos,  ut  a  generalitate  totius  concilii  ser- 
vilis  nostra  suggestio  fieret  ...  et  maxime,  quia 
in  medio  gentium  tamLongobardorum,  quamque 
Sclavorum,  nee  non  Francorum,  Gallorum  et  Go- 
thorum  atque  Britannorum  plurimi  confamulo- 
rum  nostrorum  esse  noscuntur,  qui  et  de  hoc  cu- 
riose  satagere  non  desistunt,  ut  cognoscant  quid 
in  causa  apostolicae  fidei  peragatur".  Die  Unter- 
schriften dieses  Briefes  ergeben  die  Anwesenheit 
vieler  Bischöfe  aus  allen  Theilen  Italiens,  ein- 
schliesslich der  Lombardei,  eines  Bischofs  als 
;;legatus  synodi  per  Britanniam  constitutae",  so- 
wie dreier  Bischöfe  und  eines  Diakons  als  „legati 
synodi  per  Galliarum  provincias  constitutae". 
Es  konnte  also  in  der  That  das  Abendland  als 
repräsentirt  gelten,  wie  denn  auch  Agatho  selbst 
mit  dem  Beisatz  unterschrieben  hat :  „cum  gene- 
ralitate totius  apostolicae  sedis  concilii".  Conci- 
lium  und  synodus  bedeuten  hier,  s.  ferner  ep. 
Leon.  II.  ad  episc.  Hisp.  v.  682,  Mansi  11, 
1051,  den  Sprengel,  aus  welchem  sich  ein  Konzil 
versammelt,  und  das  concilium  sedis  apostolicae 
kann  demnach  nur  das  Abendland  sein. 
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stantliiopel  deputirt  ^  und  die  Instruktionen  für  diese  festgestellt ,  also  die  erforder- 
lichen Massnahmen  zur  Vertretung  des  Abendlandes  beschlossen  hat. 

Ein  Beispiel  des  Ersatzes  einer  allgemeinen  Synode  durch  zwei  fast  gleichzeitig 
im  Orient  und  im  Occident  tagende  General-Konzilien  bilden  die  Synoden  zu  Kon- 
stantinopel und  zu  Rom  vom  J.  382,  welche  zusammengetreten  sind,  um  die  durch  den 
Arianismus  und  die  mit  demselben  verwandten  Ketzereien  entstandenen  Wirren  beizu- 
legen'^, das  erstere  auf  Berufung  des  Kaisers  =^,  als  die  von  den  Abendländern  an  ihn 
gerichtete  Bitte  auf  Einberufung  eines  allgemeinen  Konzils  sich  nicht  als  ausführbar 
gezeigt  hatte. 

An  festen  Rechtsnormen  in  Betreff  dieser  Art  der  Konzilien  fehlt  es  gänzlich, 
was  sich  aus  ihrem  nur  gelegentlichen  Zusammentritt  erklärt.  Das  Präsidium  auf 
ihnen  hat  der  angesehenste  Bischof,  also  der  Patriarch  von  KonstantinopeH  oder  der 
Papst  ^,  geführt,  nur  auf  der  Synode  zu  Arles  der  Bischof  dieser  Stadt  ^.  Als  anwesend 
werden  Bischöfe  oder  deren  Stellvertreter ',  ausserdem  aber  auch  Priester,  Diakonen 
und  Kleriker  niederer  Grade  erwähnt^.  Nach  der  Analogie  der  allgemeinen  und 
Provinzialsynoden  darf  man  annehmen,  dass  nur  die  Bischöfe  und  ihre  Abgesandten, 
oder  die  Legaten  ganzer  Provinzen  Stimmberechtigung  besessen  haben  9.  Darüber,  in 
welchem  Masse  die  einzelnen  kirchlichen  Verbände  des  Orients  oder  Occidents  ver- 
treten sein  mussten,  um  die  Synode  als  Repräsentation  des  einen  oder  anderen 
Theiles  der  Kirche  erscheinen  zu  lassen,  fehlt  es  an  jeder  Bestimmung.  In  dieser 
Beziehung  war  die  Auffassung  der  zusammengetretenen  Synode  selbst  ^^  in  Verbindung 
mit  der  nachträglichen  Anerkennung  ihrer  Beschlüsse  in  den  einzelnen  kirchlichen 
Sprengein  entscheidend  i',  wobei  jedoch  in  Betracht  kommen  musste,  dass  diese  auch 
von  den  nicht  vertretenen  Bezirken  nicht  so  leicht  verweigert  werden  konnte,  wenn  nur 
ein  erheblicher  Theil  des  Episkopates  und  zwar  aus  mehreren  verschiedenen  Ländern 
zusammengewirkt  hatte.  Von  einer  päpstlichen  Bestätigung  ist  bei  den  nicht  in  Rom 
unter  dem  Vorsitze  des  Papstes  abgehaltenen  Synoden  keine  Rede  ^^^  ebenso  wenig 


1  S.  auch  S.  338.  n.  1.  6  Er  steht  wenigstens  in  dem  Synodalschrei- 

2  Hef  ele  2,  35  ff.  80.  ben  an  den  Papst  voran. 

Ein  früheres  Beispiel  bieten   die    von  Kaiser  i  g^  ^as  Verzeichniss  der  zu  Arles  anwesenden 
Konstantius  i.  J.  3o9  statt  des  ursprünglich  be-  Bischöfe  bei  Man  si  9,  476.  477;  über  die  La- 
absichtigten   allgemeinen   Konzils    nach   Rimini  teransynode  v.  649,  1.  c.  10,   865,  über  die  ro- 
und  nach  Seleucia    berufenen  Parallelsynoden,  mische  v.  680  1.  c.  11    298. 
von  denen  die  erstere  durch  abendländische  Bi-  g  g      '  .       Verzeichniss'  für  Arles  neben  den 

schofe    aus  Illynen,  Italien,   Afrika,  bpanien,  -n-x          jt-wi                 -u  t?        •*           jti 

^  ,,.            TT..,       .        1.          ..11^  Priester  und  Diakonen  auch  Exorcisten  und  Lek- 


toren. 


Gallien  und  Britannien,  die  zweite  durch  morgen- 
ländische Bischöfe  aus  Oriens ,  Aegypten,  Li- 
byen und  Thracien  besucht  war.  Wegen  der  Ge-  ^  ^uf  den  beiden  römischen  Synoden  von 
walt,  welche  auf  beiden  gegen  die  der  Ortho-  ^49  u.  680  haben  nur  solche  unterschrieben, 
doxen  Lehre  angehörenden  Bischöfe  geübt  worden  *0  go  hat  sich  zweifellos  das  römische  Konzil 
ist,  und  der  erst  später  mühsam,  unter  kaiser-  von  680  als  Repräsentation  des  Abendlandes  be- 
lichem  Einfluss  erreichten  Aufstellung  einer  trachtet,  s.  S.  515.  n.  4.  Dasselbe  lässt  sich  auch 
gemeinsamen  Glaubensformel  ist  aber  durch  sie  für  das  Konzil  von  Arles  nachweisen.  In  c.  1 
die  kirchliche  Eintracht  nicht  hergestellt  worden,  trifft  es  die  Bestimmung,  dass  die  von  ihm  an- 
und  es  hat  keine  dieser  Synoden  das  Ansehen  genommene  Osterberechnung  „per  orbem^'  beob- 
eines  Generalkonzils  erlangen  können,  He  feie  achtet  werden  soll,  und  giebt  c.  8  eine  specielle 
2,  697  ff.  •  Anordnung  für  die  afrikanische  Kirche ;  endlich 
3  Mansi  3,  583;  Hefele  2,  37.  hat  es  seine  Beschlüsse  dem  römischen  Bischof 
*  lieber  das  Konzil  von  Konstantinopel  v.  381  zur  weiteren  Publikation  mitgetheilt,  Th.  L  S. 
8.  S.  335.  n.  6.  557. 

5  Für  dieLateransynodev.  649  vgl.  Mansi  10,  ^^  Vgl.  auch  S.  515.  n.  3. 

863,   für  die  römische  von  680,    1.  c.  11,    286,  ^2  Auch  nicht  bei  den  Beschlüssen  von  Arles, 

298.  Th.  L  a.  a.  0. 
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aber  auch  von  einer  kaiserlichen,  wenngleich  diese  Konzilien,  abgesehen  von  der  Late- 
ransynode, auf  Veranlassung  oder  mit  Wissen  des  Kaisers  zusammengetreten  sind'. 

Im  9.  Jahrhundert  hat  Papst  Nikolaus  I.  im  J.  864  im  Interesse  der  Förderung 
des  päpstlichen  Einflusses  auf  die  gesammte  Kirche  aus  Anlass  der  durch  den  Ehe- 
handel Lothars  IL  angerichteten  Missstände  eine  Synode  zu  veranstalten  gesucht,  zu 
welcher  aus  jeder  gallischen  und  germanischen  Kirchenprovinz  je  zwei  Bischöfe  ab- 
gesendet werden  sollten 2,  und  welche,  da  sicherlich  auch  die  Einberufung  der  Bi- 
schöfe Italiens  beabsichtigt  war,  den  Charakter  einer  Generalsynode  des  Abendlandes 
angenommen  haben  würde ,  wenn  dieselbe  nicht  durch  das  Ausbleiben  der  Bischöfe 
des  fränkischen  Reiches  vereitelt  worden  wäre ,  da  die  Herrscher  desselben ,  sowie 
auch  die  Bischöfe  selbst,  den  Zweck  der  Synode,  die  Beseitigung  des  fürstlichen  Ein- 
flusses auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten  und  die  Herab  drückung  der  Stellung  der 
Metropoliten  und  Bischöfe,  off'enbar  richtig  erkannt  hatten  ^. 

Die  Bestrebungen  Nikolaus'  I.  sind  erst  nach  langer  Unterbrechung,  während 
welcher  das  neu  errichtete  Kaiserthum  Ottos  I.  einen  massgebenden  Einfluss  auf  das 
Papstthum  und  die  Kirche  ausgeübt  und  insbesondere  auch  eine  entscheidende  Mit- 
wirkung bei  der  Erledigung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  durch  die  Synoden  gel- 
tend gemacht  hat'',  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  wieder  aufgenommen  worden. 

Leo  IX.  ist  der  erste  Papst  gewesen,  welcher  in  Rom  zur  Durchführung  des 
Programms  der  damaligen  Reformpartei  regelmässig  Synoden  abgehalten  hat^.  Vor 
Allem  waren  es  die  Simonie-Verbote  und  die  alten  Cölibatsgesetze ,  welche  dieselben 
erneuerten  und  zu  strenger  Durchführung  zu  bringen  suchten^.  Zu  gleichen  Zwecken 
hat  der  Papst  auch  in  anderen  Theilen  Italiens  Synoden  veranstaltet^.  Auf  diesen 
und  ebenso  auf  den  römischen  sind  ferner  eine  Reihe  von  kirchlichen  Angelegen- 
heiten erledigt  worden,  welche  nicht  dem  speziellen  Metropolitansprengel  Roms  an- 
gehört haben  ^.    Zu  einem  Konflikt  mit  Heinrich  III.  ist  es  bei  diesen  päpstlichen  Be- 

^  Vgl.  darüber  das  vorher  in  Betreff  der  ein-  da  hier  diese  Praxis  gerade  Leo  IX.   zugeschrie- 

zelnen  Synoden  Bemerkte.  ben  wird.     Bei  dem  mehrfachen  Zurückgreifen 

2  ep.  13  Nicol  ad  Rodolf.  archiep.  Bitur.  I.,  auf  die  Disciplin  der  alten  Kirche  Ist  es  nicht 
Mansi  15,  384:  „hortamur,  quatenus  hlnos  de  unwahrscheinlich,  dass  die  Wahl  der  betreffenden 
collegio  sacerdotali  vestrae  sanctitatis  legatos,  Zeit  im  Hinblick  auf  c.  20  Antioch.  a.  341  (c. 
omnium  vestrorum  vices  agentes  circa  Kai.  Nov.  4.  Dist.  XVIII)  erfolgt  ist. 

ad   apostolicam  sedem   destinare    curetis";    ep.  ^  So  1049,  Wiberti  vita  Leon.,  "Watterich 

eiusd.  7,  1.  c.  15,  291.  1,  154;    1050,    Bonith.  ad  amic,    Jaffa'  mon. 

3  Dümmler,  ostfränk.  Reich  1,  541.  Greg.  p.  635. 

4  S.  %.  177.  7  Zu   Mantua    1053,   Wibert.,   1.    c.  p.  160; 

5  Und  zwar  gewöhnlich  einige  Zeit  (etwa  zwei  He  feie  4,  763;  wahrscheinlich  auch  die  zu 
Wochen)  nach  Ostern,  so  1049.  1051.  1053,  Pavia  schon  1049  abgehaltene  Synode,  Herim. 
Herim.  Aug.  chron.  a.  1048.  1051.  1053,  Wat-  Aug.  chron.  a.  1049,  Watterich  1,  106,  He- 
terich  vit.  roman.  pontif.  1,  106.   107.  108  u.  feie  4,  721. 

1050,  Jaffe  reg.  p.  371.  Vgl.  das  s.  g.  itine-  8  1050  ist  zu  Rom  die  Angelegenheit  Beren- 
rarium  Anselmi,  Mansi  19,  344:  „Quorum  duo  garsv.  Tours  verhandelt  und  auf  der  weiteren  nach 
primi  concilio  ab  eodem  papa,  ut  morisilli  Vercelli  im  September  desselben  Jahres  ausge- 
erat,  XV  die  post  dominicam  resurrectionem  schriebenen  Synode  dieVerurtheilung  seiner  Lehre 
Romae  habito  interfuerunt".  erfolgt,  Hefele  4,  741.  Ferner  gehören  hier- 
Die  Sitte,  möglichst  regelmässig  um  die  Oster-  her  die  Bestätigung  des  Primates  des  Erzbischofs 
zeit  solche  Konzilien  zu  berufen,  welche  auch  von  Trier  zu  Rom  1049,  Mansi  19,  723;  —  die 
die  Nachfolger  Leos  IX.  beibehalten  haben  (s.  Verhandlung  über  die  Stellung  Dols  zum  Erz- 
nachher), lässt  sich  nicht  weiter  hinauf  verfol-  bisthura  Tours  und  die  Absetzung  der  simoni- 
gen, wenngleich  es  in  ep.  Stephani  legati  apost.  stischen  angeblichen  Suffragane  v.  Dol,  Mansi 
ad  archiep.  Dol.  V.  1068,  Mansi  14,  928  heisst:  19,679,  sowie  die  Kanonisation  Gerhards  v. 
„ad  synodum  quae  antiquo  more  Romae  post  Toul  auf  der  römischen  Synode  von  1050,  1.  c. 
pasoha  celebrabitur".  Dass  darin  eine  Uebertrei-  p.  769.  —  Absetzung  des  Bischofs  von  Vercelli 
bung  liegt,    ergiebt  auch  Anselm.  itiner.   cit. ,  und  Verhandlung   über   die  Weiten    simonisti- 
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strebungen  noch  nicht  gekommen,  im  Gegentheil  gingen  beide,  soweit  die  Herbeifüh- 
rung von  kirchlichen  Reformen  in  Frage  kam^,  Hand  in  Hand  2.  Diese  Verhältnisse 
dauerten  auch  nach  dem  Tode  Leos  IX.  noch  eine  Zeit  lang  fort  3.  Erst  als  die  Kurie 
solche  Folgerungen  aus  ihrem  Programm  zu  ziehen  begann,  welche  die  bisherigen 
Rechte  des  Kaisers  in  Frage  stellten  und  den  ersten  Schlag  gegen  dieselben  durch 
das  auf  der  römischen  Synode  von  1059^  beschlossene  Dekret  über  die  Papstwahl 
geführt  hatte  ^,  hörte  die  bisherige  Harmonie  auf,  und  das  Papstthum  verfolgt  nun- 
mehr seine  Ziele  allein  und  im  Gegensatz  zu  dem  Kaiser ''\ 

Soweit  sich  bei  den  unzureichenden  Nachrichten  beurtheilen  lässt,  sind  diese 
Synoden  zwar  nicht  blos  von  Bischöfen,  welche  dem  römischen  Metropolitansprengel 
angehört  haben,  besucht  worden^,  indessen  können  sie  ihrer  Zusammensetzung  nach 
kaum  annähernd  als  General-Konzilien  in  dem  Sinne  von  kirchlichen,  das  Abendland 
ausreichend  vertretenden  Versammlungen  betrachtet  werden^. 


scher  Bischöfe  auf  der  Synode  von  1051,  He- 
fele  4,  758.  —  Bestätigung  der  Privilegien  für 
Grado,  Mansi  14,  657,  auf  der  von  1053. 

1  Th.  II.  S.  541. 

2  Hat  doch  auch  LeoIX  im  Verein  mit  Heinrich 

III.  1049  eine  Reformsynode  in  Deutschland  a"b- 
gehalten,  nachdem  vorher  eine  solche  von  ihm 
in  Rheims  veranstaltet  war,  s.  §.  177.  Auch  die 
von  Ihm  1059  zu  Salerno  und  Sipont  gefeierten 
Synoden ,  über  deren  Zusammensetzung  nichts 
näheres  bekannt  ist,  Hef  ele  4,  739,  sind  wohl 
ähnliche  wie  die  genannten  gewesen. 

3  So  hat  Viktor  II.  noch  1055  eine  Synode  mit 
Heinrich  HI.  zu  Florenz  abgehalten ,  s.  den  an- 
geführten §.  Von  der  von  ihm  allein  veranstal- 
teten Synode  zu  Rom  1057,  welche  gemäss  der 
Gewohnheit  Leos  IX.  ebenfalls  nach  Ostern  zu- 
sammentrat, ist  ausser  dem  Diplom  bei  Mansi 
19,  861  nichts  überliefert.  He  feie  4,  791.  — 
Die  mehrfachen  Synoden  Stephans  X.  von  1057, 
Leo  Casin.  II.,   95,    Watterich  1,  194:   „per 

IV.  continuos  menses  Romae  moratus  ac  fre- 
quentibus  synodis  clerum  urbem  populumque 
conveuiens  maximeque  pro  coniugiis  clericorum 
ac  sacerdotum  nee  non  consanguinearum  copula- 
tionibus  destruendis  nimio  zelo  decertans,  sowie 
die  von  1058,  1.  c.  II.  48,  p.  196 :  „congregatis 
extra  ecclesiam  episcopis  et  clero  populoque  Ro- 
mano sub  districta  nimis  interdictione  consti- 
tuit :  ut  si  antequam  Hildebrandus  ...  ab  impe- 
ratrice  .  .  .  rediret,  se  obire  contingeret,  nullus 
omnino  eligere  papam  praesumeret,  sed  usque  ad 
illius  reditum  apostolica  sedes  intacta  vacaret, 
eins  consilio  ordinanda"  sind  nur  Versammlun- 
gen des  römischen  Klerus  und  der  Kardinal- 
bischöfe gewesen.  lieber  eine  weitere  von  1057 
ist  nur  wenig  bekannt,  He  feie  4,  792  und  die 
von  ihm  auf  den  13,  Tag  nach  Ostern  einberu- 
fene, Mansi  19,  862,  ist  infolge  seines  Todes 
nicht  zu  Stande  gekommen. 

*  Auch  diese  hat  im  April  getagt,  Scheffer- 
Boiohorst,  Neuordnung  d.  Papstwahl  durch 
Nikolaus  II.,  Strassbiirg  1879.  S.  27,  und  ist, 
da  Ostern  auf  den  4.  April  fiel,  ebenfalls  zu  der 
seit  Leo  IX.  hergebrachten  Zeit  gehalten. 

5  Th.  I.  S.  248  ff.;  Scheffer-Boichorst 
a.  a.  0. 


6  Bis  zum  Pontiflkat  Gregors  VII.  gehören 
hierher  unter  Nikolaus  IL  die  ebenfalls  nach 
oder  um  Ostern  gehaltenen  römischen  Synoden 
von  1060  u.  1061,  H.4,  839.842;  unter  Alexan- 
der II.  die  von  1063,  nach  Ostern  zusammenge- 
tretene und  die  in  der  Quadragesima  1073  abge- 
haltene, H.  4,  857.  898;  ferner  eine  römische 
vom  Mai  1068  und  eine  vom  Februar  1078,  s.  a. 
a.  0.  S.  872.  890. 

"^  Darauf  deutet  die  Bezeichnung  der  römi- 
schen von  1051  unter  Leo  IX.  und  1061  unter 
Nikolaus  IL  als  synodus  plenaria,  Mansi  19, 
747  und  Watterich  1,  249,  beide  Mal  von 
Petrus  Damiani  gebraucht ,  die  der  römischen 
unter  Viktor  IL,  Mansi  19,  863,  als  con- 
cilium  generale ,  ferner  der  Umstand ,  dass  so- 
wohl von  Stephan  IL  wie  von  Alexander  IL  ein 
Berufungsschreiben  an  den  Erzbischof  von 
Rheims,  das  erstere  auch  zugleich  für  die  Suffra- 
gane  desselben,  für  die  1058  und  1067  beabsich- 
tigten Ostersynoden  erlassen  worden  ist,  Mansi 
19,  862.  952.  S.  auch  die  folgende  Note. 

8  Auf  der  römischen  Synode  von  1049  unter 
Leo  IX.  waren  anwesend  nach  Bonitho  1.  c.  p. 
633;  „diversarum  provinciarum  episcopi",  nach 
Herim.  Aug.  chron.,  Watterich  1,  106:  „Ita- 
liae  episcopi",  nach  dem  Chron.  S.  Benigni, 
Mansi  19,  722  sollen  auch  die  gallischen  Bi- 
schöfe berufen  sein ;  nachweisbar  sind  aber  von 
diesen  nur  der  Erzbischof  von  Lyon  und  der  Bi- 
schof von  Nevers,  aus  Deutschland  der  Erzbi- 
schof von  Trier,  1.  c.  19,  680.  724.  744;  an  der 
von  1050,  Mansi  19,  770  haben  Theil  genom- 
men 55  Bischöfe  und  zwar  aus  allen  Gegenden 
Italiens,  mehrere  französische ,  nur  wenige  aus 
Deutschland  und  Burgund;  an  der  von  1059  un- 
ter Nikolaus  II,  auf  welcher  das  Wahldekret  be- 
schlossen ist,  sicher  nur  82  Bischöfe  aus  allen 
Theilen  Italiens  ,  ein  burgundischer  und  ein 
französischer  Bischof,  Scheffer-Boichorst 
a.  a.  0.  S.  1  n.  1  u.  S.  32 ;  über  die  von  1063  s.  ep. 
Alex.  II  ad  der.  Constant.,  Jaf  f  e  mon.  Bourb. 
p.  48:  „synodo  nuper  celebrata  coram  100  et 
amplius  episcopis'*. 

Um  den  Beschlüssen  dieser  Synoden  eine 
sichere  Durchführung  zu  verschaffen ,  haben  die 
Päpste,  wenn  sie  Rom  verlassen  konnten,  auch 
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Dies  gilt  auch  von  den  Synoden,  welche  Gregor  VII.  noch  regelmässiger  als 
seine  Vorgänger  versammelt  hat  ^  Denn  wenn  auch  dieselben  als  concilia  generalia 
bezeichnet  2  werden  und  die  Berichte  über  die  Anwesenheit  zahlreicher  Bischöfe 
lauten"^,  so  sind  doch  die  nicht  italienischen  Bischöfe  offenbar  stets  in  verhältniss- 
mässig  beschränkter  Zahn,  die  deutscheu  dagegen  so  gut  wie  gar  nicht  vertreten  ^ 
gewesen. 

Trotzdem  haben  diese  Synoden  nicht  nur  die  eingreifendsten  allgemeinen  An- 
ordnungen über  die  Disciplin  der  Kirche  und  insbesondere  über  die  Besetzung  der 
kirchlichen,  namentlich  der  Bischofsämter  erlassen^',  für  die  Nichtbeachtung  der- 
selben geistliche  Strafen  verhängt^  und  die  Thätigkeit  einer  obersten  leitenden, 
richterlichen  und  verwaltenden  Instanz  in  der  ganzen  Kirche  ausgeübt^,  sondern 
auch  durch  die  von  ihnen  getroffenen  Massnahmen  den  ersten  entscheidenden  Sieg, 
welchen  das  Papstthum  später  durch  das  Wormser  Konkordat  errungen  hat,  vor- 
bereiten helfen.  Nachdem  das  deutsche  Kaiserthum  selbst  im  10.  und  11.  Jahrhun- 
dert theils  im  Verein  mit  dem  Papstthum,  theils  auch  selbstständig,  durch  Synoden, 


solche  in  den  verscliiedenen  Ländern  abge- 
halten ,  wodurch  dann  die  Zustimmung  weite- 
rer kirchlicher  Kreise  beschafft  wurde  ,  über 
Leo  IX.  s.  S.  518  n.  2;  ferner  gehört  hierher  die 
von  Nikolaus  II.  zu  Melfl  1059  abgehaltene  Sy- 
node, auf  welcher  ungefähr  100,  wahrscheinlich 
meistens  süd-italienische  Bischöfe  anwesend 
waren,  SS.  9,  261.  Watterich  1,  215  n.  1  ; 
Hefele4,  831. 

1  Sie  sind  gewöhnlich  auf  die  Zeit  der  qua- 
dragesima  berufen  worden,  so  in  d.  J.  1074. 
1075.  1076.  1078.  1079.  1080.  1081,  s.  die  An- 
führungen in  den  folgenden  Anm.  Diese  Ver- 
legung tritt  unter  Alexander  II.  bei  der  Synode 
V.  1073  hervor,  es  ist  daher  ungenau,  wenn  Gre- 
gor YII.  ep.  II.  42  von  1075,  Jaffe  mon.  Gre- 
gor, p.  156  sagt:  „sicut  iam  per  aliquot  annos 
in  apostolica  sede  fleri  consuevit,  in  la  ebdomada 
quadragesimae  synodum  .  .  .  celebrare  disposui- 
mus.^''  Die  Bezugnahme  auf  die  längere  Zeit 
kann  nur  auf  die  jährliche  Abhaltung  einer  Sy- 
node während  der  Osterzeit  überhaupt  gedeutet 
werden,  wie  es  denn  auch  ep.  I.  43  von  1074, 
1.  c.  p.  61  heisst :  ;,in  Komana  ecclesia  iam  du- 
dum  constitutum  esse,  ut  per  singulos  annos  ad 
decorum  et  utilitatem  s.  ecclesiae  generale 
concilium  apud  sedem  apostolicam  sit  tenen- 
dum.  Nos  itaque  ...  in  la  ebdomada  quadra- 
gesimae synodum  celebrare  disposuimus.^*^ 

Zu  den  Fastensynoden  treten  noch  eine  im 
November  1074 ,  ep.  Greg.  II.  2.  3.  4.  28.  33. 
p.  HO.  112.  140.  147,  Hefele  5,  25;  eine  in 
demselben  Monat  des  J.  1078,  Jaffe  mon.  G.p. 
330  und  des  J.  1083,  1.  c.  p.  516,  sowie  eine  zu 
Salerno  v.  1084,  Hefele  5,  157. 

2  S.  vor.  Anm. 

3  Für  1075,  1.  c.  p.  170  :  „ubi  interfuit  archie- 
piscoporum,  episcoporum  et  abbatum  multitudo 
atque  diversi  ordinis  clericorum  et  laicorum  co- 
pia:"  fast  gleichlautend  für  1076,  1.  c.  p.  222; 
für  1079,  1.  c.  p.  352:  „flnitimi  et  diversarum 
provinciarum  archiepiscopi ,  episcopi  religiosae- 
que  personae" ;  für  1080.  1.  c.  p.  398:  „archie- 
piscopi et  episcopi  diversarum  urbium  necnon  et 
abbatum  ac  diversorum  ordiuum  clericorum    et 


laicorum  innumerabilis  multitudo,"  für  1078,  1. 
c.  p.  305  :  „archipiscopi  et  episcopi  diversarum 
urbium  fere  numero  centum  nee  non  et  abba- 
tum ac  diversorum  ordinum  clericorum  et  laico- 
rum innumerabilis  multitudo",  wogegen  Ber- 
thold V.  1078,  Watterich  1,  411  von  „fere 
septuaginta"  berichtet ;  für  die  cit.  v.  1076 
giebt  Bonith.  ad  amicum,  Jaffe  mon.  Greg.  p. 
667  die  Zahl  der  Bischöfe  auf  110  an. 

*  Synode  v.  1083,  1.  c.  p.  516 :  „archiepiscopi 
et  episcopi  Campani  et  de  principatibus  atque 
Apulia ;  pauci  quoque  Gallicani."  Geladen 
worden  sind  zu  der  Fastensynode  von  1075  die 
Bischöfe  und  Aebte  Britanniens,  ep.  II.  1,  1.  c. 
p.  108,  (ausserdem  Robert  von  Ravenna  ep.  II. 
42.  p.  155)  ;  zu  der  Novembersynode  1078  die 
Bischöfe  und  Aebte  Frankreichs,  1.  c.  p.  548. 
Anwesend  waren  auf  der  Fastensynode  v.  1074 
der  Erzbischof  von  Bordeaux  I.  54,  p.  74  und 
Gesandte  des  Bischofs  von  Konstanz  1.  c.  p.  545. 

5  Diese  verhielten  sich  zumeist  gegen  die  be- 
absichtigten Reformen  ablehnend,  s,  Th.  I.  S. 
154  u.  Th.  II.  S.  543.  547.  Bestätigt  wird  dies 
auch  durch  die  mehrfachen  Vorladungen  deut- 
scher Bischöfe  vor  die  Synoden,  um  sich  wegen 
ihres  Ungehorsams  zu  verantworten,  ep.  II.  28. 
30.  p.  140.  143.  u.  ep.  coli.  p.  528. 

6  Th.  II.  S.  542  ff.,  s.  auch  Th.  I.  S.  153. 

'^  Th.  II.  S.  543.  n.  8;  über  die  Synode  von 
1075,  Jaffe' m.  Greg.  p.  170;  Hefele  5,  3. 
ff.;  1076  Exkommunikation  Heinrichs  IV., 
sowie  Strafen  gegen  eine  Reihe  von  Bischöfen, 
1.  c.  p.  222,  223 ;  vgl.  ferner  1.  c.  p.  305.  330. 
355.  399.  401.  452;  Hefele  5,  109.  115.' 121. 
129.  147. 

8  1074  Entscheidungen  über  Streitigkeiten  zwi- 
schen Klöstern  der  Provinz  Bordeaux,  zwischen 
Kanonikern  in  Poitiers,  Verhandlung  in  der  Ehe- 
sache des  Markgrafen  Azzo,  Exkommunikation 
Robert  Guiscards  I.  51.  54.  57.  86,  Jaff  e,  m. 
G.  p.  71.  74.  76.  108;  1075  Androhung  der  Ex- 
kommunikation gegen  König  Philipp  von  Frank- 
reich, 1.  c.  p.  170 ;  über  die  hierher  gehörigen 
Massnahmen  v.  1076.  1.  c.  p.  223.  305.  330. 
332,  Hefele  5,  109.  115.  118.  133. 
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deren  Zusammensetzung  keine  andere  als  der  ebengedachten  gewesen  war',  eine 
Reihe ,  die  allgemeine  Kirche  betreffende  Angelegenheiten  geregelt  und  es  dadurch 
dem  Papstthum  erleichtert  hatte,  eine  oberste  leitende  Gewalt  über  die  Kirche  in 
den  einzelnen  Ländern  zur  Geltung  zu  bringen ,  war  es  den  Kaisern  schon  an  sich 
kaum  möglich  die  Kompetenz  der  von  den  Päpsten  versammelten  Synoden  principiell 
anzufechten,  und  dem  Papstthum  die  universelle  Stellung,  welche  es  erlangt  hatte, 
wieder  zu  nehmen'-.  Aber  nicht  allein  auf  dieser  beruhte  die  Bedeutung  jener 
Synoden,  sondern  auch  darauf,  dass  das  Papstthum  die  nicht  nur  an  der  Kurie,  son- 
dern auch  in  anderen  kirchlichen  Kreisen  herrschenden  Anschauungen  durch  diese 
Synoden  in  das  Recht  der  Kirche  einzuführen  und  in  der  Praxis  zur  Anerkennung 
zu  bringen  suchte,  sowie  bei  diesen  seinen  Bestrebungen  ausserhalb  Roms  und  Italiens 
vielseitige  Unterstützung  fand. 

Bei  diesem  Charakter  der  Synoden  musste  es  gleichgültig  sein,  ob  dieselben  in 
Rom  gehalten  wurden  und  weichen  kirchlichen  Kreisen  die  Bischöfe,  welche  an  ihnen 
Theil  nahmen ,  angehörten.  Ihre  Autorität  beruhte  wesentlich  auf  der  Stellung  des 
Papstthums.  Es  genügte  daher,  dass  der  Papst  ein  solches  Konzil  um  sich  versam- 
melte, gleichviel,  wo  er  seinen  Aufenthalt  genommen  hatte,  und  dass  ein  Theil  des 
Episkopates  als  Repräsentant  der  in  der  Kirche  herrschenden  Strömungen  seine 
Uebereinstimmung  mit  dem  Papstthum  auf  diesen  Versammlungen  dokumentirte  'l 

In  der  That  entspricht  auch  die  Praxis  der  Nachfolger  Gregors  VII.  der  eben 
geltend  gemachten  Auffassung.  Seit  dem  Ende  des  1 1 .  Jahrhunderts  bis  in  das  dritte 
Jahrzehnt  des  folgenden  haben  sie  vielfach  an  anderen  Orten  Synoden  der  gedachten 
Art  abgehalten  "*,  theils  weil  sie  in  dem  Kampfe  mit  dem  Kaiserthum  den  Besitz  der 

1  S.  §.  177.  über    simonistisclie   Weihen ,   den   Cölibat,  die 

2  Allerdings  gehen  die  in  dem  Wormser  Ab-  Verwandtenehen  und  über  den  gültigen  Em- 
setzungsdekret  gegen  Gregor  VII.  von  1076  er-  pfang  von  Sakramenten  erlassen  hat,  endlich  die 
hobenen  Beschuldigungen  auch  dahin,  dass  er  von  Ravenna  1086,  welche  ebenfalls  als  p^c^ö^ia 
die  Bischöfe  der  ihnen  von  Gott  verliehenen  Ge-  bezeichnet  wird,  Mansi  20,  616. 

walt,  soviel  als  möglich  beraubt  und  sich  eine  Ueberdles  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
bisher  unerhörte  Gewalt  angemasst  habe,  LL.  2,  dass  man  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in  Be- 
44.  Da  aber  damit  der  Vorwurf  verbunden  wird,  zug  auf  die  Anforderungen  an  die  Vertretung 
dass  er  die  Harmonie  in  der  Gliederung  der  der  einzelnen  kirchlichen  Kreise  auf  den  Kon- 
Kirche  gestört  habe,  so  richten  sich  die  Anschul-  zilien  überhaupt  sehr  laxe  und  milde  Anschau- 
digungen  mehr  gegen  den  Missbrauch  der  ober-  ungen  gehabt  hat. 

sten  Stellung  des  Papstthums,  als  dass  sie  die-  3  Victor,  vita  Casin.  III.  72,  Watterich  1, 

selbe  innerhalb  bestimmter  Grenzen  überhaupt  567.  569:  „mense  autemAugusto  (1087)  sinodum 

in  Frage  ziehen.    Abgesehen  davon  ist  aber  die  celebrare  cum  episcopis  Apuliae  et  Calabriae  nee 

Absetzung  Gregors  II.    von   keinem   dauernden  non  principatuum  statuens  Beneventum  perrexit. 

Erfolg  geblieben,  und  das  Kaiserthum  hat  seine  .  .  .    Haec  igitur  dum    cunctorum  episcoporum 

bedrohte    Stellung    durch    die   Ernennung   von  in   eodem  concilio  residentium  auctoritate  con- 

Gegenpäpsten  (so  schon  gegenüber  Alexander  II.  flrmata  f  uissent  (nämlich  die  Exkommunikation 

durch  die  Erhebung  des  Cadalus  v.  Parma  1061,  Wlberts  und  anderer  Bischöfe,  sowie  dieErneue- 

dann  gegenüber  Gregor  Yll  durch  die  Wiberts  v.  rung  der  Investiturverbote)  facientes  exempla- 

Ravenna  1080)  zu  halten  und  sich  die  päpstliche  ria   per    Orientem   et  Occidentem   disseminave- 

Macht ,    wie  in  früheren  Zeiten ,    dienstbar  zu  runt". 

machen  versucht.  Die  Gegenpäpste  haben  eben-  Ihre  Autorität  suchte  man  den  Beschlüssen 
falls  Synoden  veranstaltet,  welche  trotz  ihrer  noch  auch  dadurch  zu  sichern,  dass  man  die  der  frühe- 
geringeren Zahl  von  Theilnehmern  Beschlüsse  von  ren  Synoden  vielfach  auf  den  späteren,  mit 
derselben  weittragenden  Bedeutung  erlassen  und  anderen  Bischöfen  abgehaltenen  erneuerte  und 
für  diese  dieselbe  allgemeine  Anerkennung,  bestätigte,  so  schon  Rom  1063,  Jaffe  mon. 
wie  ihre  Gegner,  beansprucht  haben,  so  die  Sy-  Bamb.  p.  48;  dann  z.  B.  Clermont  1095,  Tours 
node  von  Parma  1063,  auf  welcher  Alexander  II.  1096,  Rom  1099,  Rom  1102,  Troyes  1107,  Wat- 
exkommunicirt  worden  ist,  Hefele4,  858;  fer-  terich  1,  518.  603.  616.  u.  2,  23.  40,  und  auf 
ner  die  römische  Synode  von  1085  und  1089,  diese  Weise  den  Kreis  der  Bischöfe  und  der  kirch- 
Mansi20,  594;  Jaffe  mon.  Bamberg,  p.  145,  liehen  Provinzen,  welche  dieselben  anerkannt 
von  denen  die  letzte  die  Exkommunikation  Hein-  und  genehmigt  hatten,  vergrösserte. 
richs  IV.   für   nichtig    erklärt    und   Beschlüsse  *  Th.  II.  S.  550. 
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Stadt  Rom  verloren  hatten  ^ ,  theils  aber  weil  sie  aus  Anlass  der  Regelung  spezieller 
Angelegenheiten  oder  anderen  Gründen  von  Rom  abwesend  waren  2,  endlich,  weil  sich 
dadurch  auch  ausserhalb  der  engeren  päpstlichen  Machtsphäre  grössere  Erfolge  er- 
zielen Hessen 3,  ja  die  ausserrömischen  Konzilien  sind  sogar  häufiger  als  die  römi- 
schen"* geworden. 


1  So  Viktor  III  zu  Benevent  (hier  nur  südita- 
lienische Bischöfe,  s.  S.  520.  n.  3);  Urban  II. 
1091  ebendaselbst,  Mansi20,  738:  „praesi- 
dente  ...  Urbano,  praesentibus  episcopis  et  abba- 
tibus,  quorum  numerus  facile  numerari  non  pot- 
est",  Bernold.  a.  1091,  Watterich  1,  582: 
„generalem  synodum  Beneventi  coegit",  Pa- 
schalis II.  1117  zu  Benevent,  ann.  Benevent. 
1.  c.  2,87:  „ubill3archiepiscopiet  episcopicum 
multis  abbatibus  de  tota  Italia  couvenerunt"; 
s.  auch  Mansi20,  161 ;  He  feie  5,  303  (die  von 
Hefele  5,  306  dem  Gelasius  II  zugeschriebene  Sy- 
node v.  Capua  V.  1118,  auf  welcher  Heinrich  V  u. 
der  Gegenpapst  gebannt  worden  sind,  ist  wohl 
nur  eine  Versammlung  der  Kardinäle  und  der 
um  den  Papst  befindlichen  Bischöfe  gewesen, 
Watterich  2,    109;    die   von   ihm   zu  Vienne 

1118  abgehaltene,  deren  Existenz  übrigens  be- 
stritten ist,  kann  nicht  näher  klassiflcirt  werden, 
Mansi  20,  287;  Hefele  5,    308).     Calixt  II. 

1119  Toulouse,  Mansi  21,  225:  „praesidente 
.  .  .  papa  .  .  .  cum  cardinalibus,  archiepiscopis, 
episcopis,  abbatibus  provintiae  Gotiae,  Gasco- 
niae,  Hispaniae  et  citerioris  Britanniae^' ;  He- 
fele 5,  309;  1119  Rheims,  s.  0.  S.  351.  n.  4; 
Einladungen  dazu  an  den  Erzbischof  von  Köln, 
den  Bischof  von  Compostella,  sowie  die  Bitte  an 
Heinrich  v.  England,  die  Erzbischöfe  von  York 
und  Canterbury  zum  Konzil  reisen  zu  lassen, 
J'affe'reg.  n.  4916.  4930.  4937. 

^  Urban  II.  Melü  1089,  nach  Bernold  12, 
Watterich  1,  580:  „generalem  synodum 
115  episcoporum  collegit";  die  Notiz  bei  Mansi 
20,  725,  Watt  er  ich  1,  579  giebt  dagegen  70 
Bischöfe  und  12  Aebte  an,  worunter  wohl  fast 
nur  süditalienische,  s.  auch  Mansi  1.  c.  p.  724; 
Troja  1093,  Bernold.,  1.  c.  p.  588:  „genera- 
lem synodum  C  pene  episcoporum  in  quadra- 
gesima  ex  diversis  provinciis  .  .  .  congregavit" ; 
nach  den  Akten  1.  c.  p.  589,  Mansi  20,  789  nur 
ungefähr  75  Bischöfe,  12  Aebte;  Bari  1098,  185 
Bischöfe,  Mansi  20,  950;  unter  ihnen  auch  An- 
selm  von  Canterbury,  Hefele  5,  225;  Pa- 
schalis II.  Guastalla  1106,  registr.  Pasch al., 
Watterich  2,  39:  „concilium  .  .  .  celebravit 
intra  Lombardiam  .  .  .  cum  episcopis  diversa- 
rium  provinciarum  sive  ultra  sive  citra  montes"; 
Ekkehard.  1.  c.  p.  38 :  ^,presidente  .  .  .  Pa- 
schale II.  coram  multitudine  maxima  clericorum 
necnon  et  laicorum  qui  de  diversis  regnorum 
aecclesiis  convenerant,  presentibus  etiam  legatis 
.  .  .  Heinrici  regis"  (geweiht  wurden  hier  der 
Erzbischof  von  Salzburg  und  der  Bischof  von 
Trient);  Troyes  1107,  Ekkeh.,  1.  c.  p.  40:  „con- 
cilium non  modicum  apudTrecam  habuit" ;  Suger. 
Ludov.  Gr.  vita,  1.  c.  p.  41  nennt  es  sogar  ein 
„concilium  universale'';  dass  dazu  auch 
die  deutschen  Erzbischöfe  mit  ihren  Suffraganen 
geladen  waren,  ergeben  die  Briefe  des  Papstes 
bei  Jaf  f  e  mon.  Mogent.  p.  383.  384.  (Darüber, 
ob  die  von  Paschalis  1101  ,  zu  Melfl,  Mansi  10, 


1131,  Hefele  5,  236,  1102,  1108  und  1113  zu 
Benevent,  Hefele  5,  242.  263;  Watterich 
2,  24.  43.  78,  Mansi  20,  83.  87,  1114  zu  Ce- 
prano,  Watterich  2,  39,  Hefele  5,  291 
gehaltenen  Synoden  hierher  gehören,  lässt  sich 
beim  Mangel  näherer  Nachrichten  nichts  bestim- 
men; sie  sind  wohl  ebenso  wie  die  von  Troja 
(1115),  wo  nur  die  Erzbischöfe ,  Bischöfe  und 
Grossen  Apuliens  anwesend  waren,  Watterich 
2,  81 ;  H  efele  2,  291,  Specialsynoden  zur  Re- 
gelung der  Verhältnisse  Unteritaliens  gewesen). 

3  Urban  II.  Piacenza  1095,  Bernold.,  Wat- 
terich 1,  594:  „inter  ipsos  scismaticos  et 
contra  ipsos  generalem  synodum  condixit,  ad 
quam  episcopos  Italiae,  Burgundiae,  Franciae 
—  vgl.  dazu  das  Berufungsschreiben  für  Rheims, 
Mansi  20,  693.  —  Alamanniae,  Baioariae  alia- 
rumque  provinciarum  canonica  et  apostolica  au- 
ctoritate  missis  literis  convocavit  .  .  .  facta  est 
.  .  .  circa  mediam  quadragesimam  .  .  ., 
ad  quam  sinodum  multitudo  tam  innumerabilis 
confluxit,  ut  nequaquam  in  qualibet  aeclesia 
illius  loci  posset  comprehendi".  Die  Akten 
selbst  erwähnen  nur  der  Bischöfe  Galliens,  Tus- 
ciens  und  der  Lombardei,  Mansi  20,  804,  und 
auch  nur  solche  haben  neben  den  Kardinälen  die 
Bulle  1.  c.  p.  809  unterschrieben,  indessen  wa- 
ren nach  Bernold,  1.  c.  p.  596  auch  der  Erzbi- 
schof von  Salzburg,  sowie  die  Bischöfe  von  Pas- 
sau und  Konstanz  anwesend.  —  Clermont  1095, 
Bernold.  1.  c.  p.  598 :  gener alis  synodus  . .  .  , 
in  qua  XIII  archiepiscopi  cum  eorum  suffraga- 
neis  fuerunt  et  CCV  pastorales  virgae  numera- 
tae  sunt",  nach  den  Akten  1.  c.  p.  598,  Mansi 
20,  901  :  „12  Erzbischöfe,  20  Bischöfe,  abbates 
innumeri";  ebenso  die  Urkunde  Urbans  1.  c.  p. 
829,  nur  dass  diese  ungefähr  90  Aebte  angiebt. 
Nach  ep.Raynold.  archiepisc.,1.  c.  p.  694  sind  die 
Erzbischöfe  vom  Papst  angewiesen  worden,  „ut 
omnes  . . .  metropolis  suffraganeos  convocatis  tarn 
abbatibus  quam  caeteris  ecclesiarum  primoribus, 
sed  et  excellentioribus  principibus  ad  ipsum  con- 
cilium invitaremus" ;  dass  solche  primores(s.  0.  S. 
359.  n.4)  auch  die  Bischöfe  begleitet  haben,  ergiebt 
die  narratio  1.  c.  p.  694.  Vertreten  war  auf  der 
Synode  Frankreich  und  die  Normandie,  1.  c.  922. 
923,  ferner  Italien,  Spanien,  dagegen  Deutsch- 
land und  England  so  gut  wie  nicht,  Hefele  5, 
197;  Giesebrecht,  Gesch.  d.  deutsch.  Kaiser- 
zeit 3,  645;  —  Tours  1096,  Bernold.,  Watte- 
rich 1,  603 ;  „In  tercia  epdomada  quadra- 
g  e  s  i  m  a  e  .  . ,  papa  sinodum  celebravit  cum  di- 
versarum  episcopis  provinciarum",  nach  Urban. 
ep.  ad  Orderis.  v.  1097,  M  an si  20,  929  :  44  Erz- 
bischöfe, Bischöfe  und  Aebte,  d.  h.  wohl  nur 
französische  und  italienische,  1.  c.  p.  926  ;  Nismes 
1096,  über  deren  Zusammensetzung  nichts  nähe- 
res bekannt  ist,  Hefele  5,  223;  über  die  auch 
unter  diesen  Gesichtspunkt  fallende  Synode  von 
Rheims  1119,  s.  0.  Anm.  1. 

*  Hierher  gehören  :  unter  Urban  II.  die  von 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  175. 


Entsprechend  der  Erweiterung  der  päpstlichen  Macht  zeigt  sich  auf  diesen  Kon- 
zilien eine  zunehmende  Betheiligung  der  abendländischen,  insbesondere  der  nicht 
italienischen  Kirchen.  Den  Abschluss  des  im  Wormsor  Konkordat  in  dem  Investitur- 
streit errungenen  Sieges  kann  das  Paptthum  durch  die  I.  Lateranensische  Sy- 
node (1123)  feiern,  welche  die  glänzendste  der  bis  dahin  im  Abendlande  gehaltenen 
Kirchenversaramlungen  gewesen  ist,  und  nachher  als  ökumenisches  Konzil  ge- 
golten hat. 

Nichts  als  die  bisher  besprochene  Entwicklung  zeigt  deutlicher,  dass  die  s.  g.  all- 
gemeinen Konzilien  des  Mittelalters  im  Abendlande,  wie  schon  o.  S.  330.350  bemerkt 
worden  ist,  historisch  aus  den  päpstlichen  Generalsynoden  seit  der  Mitte  des  1 1 .  Jahr- 
hunderts herausgewachsen  sind.  Nur  die  hervorragende  Bedeutung  einzelner  hat 
ihnen  später  das  Ansehen  allgemeiner  Konzilien  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
verschafft,  ihrem  inneren  Wesen  nach  sind  sie  dagegen  nicht  verschieden.  Die  Zu- 
sammensetzung ist,  abgesehen  davon,  dass  namentlich  auf  den  früheren  General- 
synoden die  verschiedenen  Länder  zum  Theil  gar  nicht,  zum  Theil  nur  spärlich  durch 
ihren  Episkopat  vertreten  waren ^,  dieselbe'-^;  desgleichen  setzt  der  Papst  Ort  und 
Zeit  des  Konzils  fest 3,  erlässt  die  Ladungen'^,  welche  bei  nicht  vorliegenden  Hinde- 


1097,  über  welche  nur  einzelnes  bekannt  ist,  von 
1099,  Bernold.,  Watterich  1,  615.  616: 
.jsynodum  quoque  suam  in  tercia  epdomada  Ro- 
mae  celebrandam  post  p  a  s  c  h  a ,  missis  litteris 
usque  quaqne  denuuciavit"  .  .  u.  „generalem 
synodum  150  episcoporum  et  abbatum  et  clerico- 
rum  innumerabilium  .  .  .  collegit";  auf  dersel- 
ben waren  ausser  den  italienischen  auch  franzö- 
sische Bischöfe ,  sowie  Anselm  von  Canterbury 
anwesend,  Watterich  1,  616;  Mansi  20, 
964.  965;  unter  Paschalis  II.  von  1102,  Ek- 
kehard.  Watterich  2,  23:  „transacta  post 
haec  media  quadragesima,  convenientibus 
universis  Apuliae,  Campaniae,  Siciliae,  Tusca- 
niae  totiusque  simulltaliaepresulibus,  ultramon- 
tanorum  quam  plurimorum  patrum  legatis  syuo- 
dus  magna  Roma  est  habita'' ;  von  1105,  Mansi 
20,  1183,  über  deren  Zusammensetzung  nichts 
bekannt  ist ;  von  1 1 10  in  der  Fasten  zeit,  ann. 
Saxo,  Watterich  2,  45:  „plurimi  abbates, 
episcopi" ;  ann.  Hildesh.  1.  c.  p.  46 :  „synodus 
gloriosa  .  .  .  presidente  .  .  .  papa  .  .  .  celebra- 
tur";  von  1112  in  der  Fastenzeit  (s.  Th.  II. 
S.  556),  auf  welcher  11  Erzbischöfe  und  mehr 
als  100  Bischöfe  fast  sämmtlich  aus  Italien,  nur 
zwei  französische  Bischöfe,  zugleich  als  Vertreter 
der  Erzbischöfe  von  Vienne  und  Bourges ,  kein 
deutscher,  ausserdem  viele  Aebte  und  andere 
Geistliche  erschienen  waren,  reg.  Paschal.,  Wat- 
terich 2,  75,  Hefele  5,  284;  von  1116  in  der 
Fastenzeit  (Th.  II.  S.  556),  Ekkeh.,  Wat- 
terich 2,  83:  „celebrata  est  synodus  univer- 
salis concilii,  congregatis  ibidem  ex  di- 
versis  regnis  et  provinciis  episcopis,  abbatibus, 
ducibus  et  comitibus,  legatis  universarum  pro- 
vinciarum  quam  plurimis." 

1  Vgl.  S.  518.  n.  8;  S.  519.  n.  3;  S.  521.  n. 
1  ff.  Andererseits  sind  die  Synoden  von  Cler- 
mont,  das  lateranensische  Konzil  von  1116,  und 
das  von  Rheims,  S.  521.  n.  1.  3.  4  fast  ebenso 


zahlreich,   wie  die  nachmals  s.   g.   allgemeinen 
besucht  gewesen. 

2  Kardinäle,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte, 
s.  die  Citate  S.  518  if. ;  über  die  Betheiligung  der 
ersteren  s.  ep.  Leon.  IX.  (Synode  von  1050), 
Mansi  19,  770.  771,  Wahldekret  Nikolaus'  II., 
Scheffer-Boichorsta.  a.  0.  S.  31;  narratio 
über  das  Konzil  von  Clermont  1095,  1.  c.  20, 
695;  Watte  rieh  2,  25  (Lateransynode  von 
1112),  welche  offenbar  nur  deshalb  so  selten  be- 
sonders genannt  werden,  weil  ihre  Theilnahme 
als  Rathgeber  des  Papstes  selbstverständlich 
war.  Ausser  diesen  werden  auch  schon  die  primo- 
res  oder  priores  ecclesiarum  (s.  o.  S.  359.  n.  4) 
genannt  (Clermont  1095,  s.  S.  521.  n.  3);  ferner 
andere  Geistliche  und  Mönche;  S.  519.  n.  3  ;  S. 
521.  n.  3;  narratio  cit.  :  „exceptis  honestis  atque 
religiosis  diversarum  regionum  atque  provincia- 
rum  clericis  et  laicis ,  quorum  numerum  levi- 
ter  quisque  scire  prae  multitudine  non  potuit." 
Unter  den  wiederholt  erwähnten^  Laien  (s.  die 
vorhergehenden  Citate)  traten  besonders  die 
Fürsten  und  ihre  Gesandten,  mit  welchen  gele- 
gentlich des  Konzils  Verhandlungen  geführt 
worden  sind,  oder  deren  Unterstützung  für  die 
Beschlüsse  desselben  (Gottesfrieden,  Kreuzzüge) 
erforderlich  war,  (zu  Melü  1089  ist  Herzog 
Roger  mit  seinen  Grossen  anwesend,  Watte- 
rich  1,  579;  zu  Rheims  1119,  Mänsi21,  238; 
zu  Guastalla  1106  eine  Gesandtschaft  Heinrichs 
V.,  S.  521.  n.  2)  hervor;  ausserdem  wurden 
auch  zu  dem  letztgedachten  Zweck  andere  welt- 
liche Grosse  eingeladen,  so  zu  dem  Konzil  zu 
Clermont  1095,  S.  521.  n.  3,  und  zu  dem  late- 
ranensischen  v.  1116,  S.  521.  n.  4. 

Ueber  die  Vertreter  von  Bischöfen  S.  521.  n.  4. 

3  Dabei  ist  auch ,  selbst  wenn  das  Konzil 
nicht  nach  Rom  berufen  wurde,  noch  die  Zeit 
der  Quadragesima  festgehalten  worden ,  so  für 
die  Synode  von  Troja  1093 ;  Piacenza  1095 ; 
Tours  1096,  Rom  1102.  1110.  1112.  1116  oder 
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rungsgründen  zum  Erscheinen  verpflichten  i,  präsidirt  der  Versammlung 2  und  schliesst 
sie,  indem  er  den  Konzilsmitgliedern  zugleich  die  Erlaubniss  ertheilt,  den  Konzils- 
ort zu  verlassen  ^.  Dass  ein  entscheidendes  Stimmrecht  nur  denselben  Klassen 
von  Geistlichen^,  wie  auf  den  s.  g.  allgemeinen  Konzilien'^,  zugestanden  hat,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein,  ebenso  wenig,  dass  der  Papst  und  die  Kurie  auf  diesen 
Synoden,  welche  die  von  beiden  eingeleitete  Bewegung  zu  fördern  bestimmt  waren, 
mindestens  die  wichtigeren  und  massgebenden  Vorlagen  gemacht  haben  ^'.    Ja  auch 


wenigstens  die  Zeit  nach  Ostern ,  Rom  1097,  s. 
S.  521.  u.  n.  4.  Auch  darin  zeigt  sich  der  hi- 
storische Zusammenhang  dieser  Synoden  mit  den 
nachmals  s.  g.  allgemeinen  Konzilien,  s.  0.  S. 
358.  n.  11. 

*  Einladungsschreiben  Alexanders  II.  von 
1066,  Mansi  19,  952,  Gregors  VII.  reg.  I.  42. 
43.  II.  1.  42,  Jaffe  mon.  Mog.  p.  60.  61. 
108.  156;  andere  angeführt  S.  521.  n.  1.  a.  E., 
n.  2  u.  3. ;  s.  auch  Anm.  3  a.  Anfg.  u.  Bemold,, 
Watterich  1,  598;  Mansi20,  825. 

Von  der  Nothwendigkeit  der  Einwilligung  des 
Kaisers  oder  der  weltlichen  Regenten,  in  deren 
Reich  das  Konzil  gehalten  wurde,  ist  seit  Niko- 
laus II,  insbesondere  seit  Gregor  VII  keine  Rede 
(über  die  frühere  Zeit  s.  0.  S.  518).  Der  Kampf 
dreht  sich  seit  jener  Zeit  nur  noch  darum,  ob 
die  Kaiser  ebenfalls,  wie  früher,  derartige  Kon- 
zilien einzuberufen,  berechtigt  sein  sollten,  s. 
0.  S.  350  und  unten  §.  177  ,  und  zur  Bekäm- 
pfung des  kaiserlichen  Berufungsrechtes  ist  of- 
fenbar der  S.  352.  n.  2  citirte  Satz  in  den  dic- 
tatus  Greg.  VII.  aufgenommen  worden.  Aller- 
dings heisst  es  mit  Bezug  auf  das  Konzil  von 
Clermont  1095  in  ep.  Urban.  II.  ad  Guarner. 
Mansi  20,  695 :  „Rex  enim  Francorum  non  so- 
lum  venire  ad  nos ,  alios  non  prohibet ,  verum 
etiam  omnibus  suae  potestatis  episcopis  et  abba- 
tibus  venire  ad  concilium  licentiam  dedit".  Ab- 
gesehen aber  davon,  dass  dieser  Brief  an  einen 
Grossen  gerichtet  ist,  welcher  den  zum  Konzil 
reisenden  Bischof  von  Arras  gefangen  genommen 
hätte,  nnd  diesem  gegenüber  die  Betonung  der 
königlichen  Erlaubniss  als  Einschüchterungsmit- 
tel benutzt  wird,  so  kann  dieselbe  von  Philipp  I 
sehr  wohl  ertheilt  sein,  um  die  Synode,  von  der 
er  eine  günstige  Entscheidung  in  seiner  Ehesache 
mit  Bertrada ,  Hef  ele  5,  191.  197,  erwartete, 
zu  fördern,  ohne  dass  der  Papst  eine  solche  Ge- 
nehmigung seinerseits  für  nothwendig  erachtet 
oder  gar  gefordert  hätte. 

1  Ausser  den  Einladungsschreiben  ergeben  dies 
die  Berichte  über  Verhängung  von  Strafen  gegen 
ohne  Entschuldigung  ausgebliebene  Bischöfe, 
Rom  1078,  Jaffe  mon.  Greg.  p.  308.,  Piacenza 
1095,  Watterich  1,594;  Troyes  1107,  1.  c. 
2,  41;  Paschal.  II.  ep.  v.  1107  bei  Jaffe' mon. 
Mogunt.  p.  383.  385.  Weiter  kommt  die  in 
dem  Bischofseide  beschworene  Verpflichtung,  auf 
den  vom  Papst  ausgeschriebenen  Synoden  zu 
erscheinen,  in  Betracht,  s.  0.  S.  202.  n.  3,  die 
offenbar  in  denselben  aufgenommen  ist  ,  um 
einen  zahlreichen  Besuch  der  päpstlichen  Kon- 
zilien durch  die  Bischöfe  zu  sichern. 

2  S.  S.  521.  n.  1  ff. 


3  Rom  1080.  1083,  Jaffa'  mon.  Greg.  398. 
517;  Clermont  1095,  Baldr.  archiep.  hist. 
Jer.,  Watterich  1,  603;  s.  auch  Mansi  20, 
824;  Guastalla  1106,  reg.  Paschal.  Watte- 
rich2,  39;  Rom  1116,  1.  c.  p.  85. 

4  S.  0.  S.  359. 

5  Das  ergiebt  schon  die  Analogie  aller  andern 
Arten  von  Konzilien.  Nicht  entgegensteht  die 
Bulle»Leos  IX.  über  die  Kanonisation  Gerhards 
V.  Toul,  Mansi  19,  770  :  „sanctam  synodum  in- 
terrogavimus,  si  deberet,  ut  sanctus  venerari  .  .  , 
Ad  quod  cuncti  tarn  archiepiscopi  quam  epi- 
scopi,  tam  abbates  quam  clerici  ac  laici  .  .  .  quasi 
uno  ore  clamaverunt,  ipsum  .  .  .  inter  sanctos 
numerandum",  da  hier  von  einer-  sofortigen  Ak- 
klamation der  ganzen  Versammlung  einschliess- 
lich des  Umstandes  die  Rede  ist.  Dasselbe  gilt 
von  der  Verurtheilung  des  Heinrich  V.  ertheilten 
Privilegs  auf  der  Römischen  Synode  von  1112, 
Watterich  2,  75.  Wenn  Cuno  von  Praeneste 
auf  dem  Lateran.  Konzil  von  1116  nach  Ekke- 
hard,  1,  c.  2,  85  bittet,  „ut  sicut  .  .  .  papa  lega- 
tionem  suam  conflrmavisset,  ita  presentis  con- 
cilii  patres  et  episcopi  concorditer  annuerent", 
so  ist  das  patres  et  episcopi  hier  nur  tautolo- 
gisch  gebraucht,  da  die  Aebte  doch  unmöglich 
vor  den  Bischöfen  genannt  werden  konnten. 
Auch  die  folgende  Erzählung:  „Dum  tali  ratione 
et  ordiue  tam  variae  et  dissouae  multitudinis 
assensus  exquiritur,  a  saniori  parte  veritati  et 
apertae  rationi  nihil  contradictum,  a  paucis  sub- 
murmuratum,  ab  episcopis  et  abbatibus  nulle 
modo  reclamatum",  ergiebt  nichts  für  eine 
Stimmberechtigung  der  Aebte,  zeigt  vielmehr, 
dass  eine  eigentliche  Abstimmung  nicht  stattge- 
funden hat. 

6  Dies  zeigt  schon  die  Fassung  des  Wahlde- 
krets Nikolaus  II,  S  chef  f  er-Boi  chorst  a.  a. 
0.  S.  27 :  „pontifex  auctoritate  apostolica  decer- 
neus ,  de  electione  summi  pontiflcis  inquit : 
Novit  beatitudo  vestra,  dilectissimi  fratres  et 
coepiscopi  .  .  .  Quapropter  instructi  praedeces- 
sorum  nostrorum  .  .  .auctoritate  decernimus". 
Bei  Kanones,  welche  das  apostolica  auctorita  in- 
terdicimus  aufweisen,  findet  sich  der  Schluss  : 
„acclamatum  est  ab  omnibus :  fiat,  fiat" ;  Bene- 
vent. 1091.  c.  2,  Mansi  20,739;  ferner  kommt 
auch  vor  ein :  „responsum  est  ab  omnibus  :  fiat, 
flat";  c.  2.  Trojan.  1093,  1.  c.  p.  789 ;  „clamatum 
est  ab  omnibus  :  fiat%  Claromont.  1095,  1.  c.  p. 
713  ;  s.  ferner  Trojan,  cit.  praef.  „tandem  con- 
sentientibus  omnibus,  hoc  capitulum  promulga- 
tum  est'';  Placentia  1095,  1.  c.  p.  804:  „septimo 
die  post  tractationem  diutinam  haec  sunt  capitula 
prolata  et  assensu  totius  concilii  comprobata". 
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die  Fassung  der  Kanones  trägt  schon ,  wie  nachmals  bei  denen  der  s.  g.  allgemeinen 
Konzilien  seit  dem  I.  Lateranensischen ,  den  Charakter  von  päpstlichen,  seitens  der 
Synoden  gebilligten  Anordnungen,  nicht  den  von  Erlassen  dieser  letzteren  selbst  ^ 

Dies  entspricht  der  leitenden  Führung ,  wefche  das  Papstthum  in  den  Reform- 
bewegungen der  damaligen  Zeit  und  in  dem  Kampfe  mit  dem  Kaiserthum  übernom- 
men hatte.  Im  Zusammenhange  damit  steht  es,  dass  die  Stellung  der  Bischöfe  von 
vornherein  auf  diesen  Konzilien  herabgedrückt  worden  ist.  Da  anfänglich  nur  die 
der  päpstlichen  Politik  ergebenen  Bischöfe  sich  auf  ihnen  einfanden ,  welche  selbst- 
verständlich die  von  der  Kurie  vorgeschlagenen  Massnahmen  billigten,  so  musste  das 
Konzil  lediglich  als  eine  Versammlung  erscheinen ,  deren  Beirath  und  Genehmigung 
der  Papst  zwar  zur  Verstärkung  seiner  Autorität  und  seiner  Anordnungen  einholte, 
welche  indessen  ihm  gegenüber  nicht  eine  völlig  gleichberechtigte  Stellung  einnahm, 
weil  sie  ohne  den  Papst  nichts  beschliessen  und  ihre  massgebende  Bedeutung  blos 
durch  seine  Theilnahme  und  seine  Zustimmung  erlangen  konnte  2. 


1  Vgl .  das  citlrte  Papstwahldekret  Nikolaus'  II ; 
ep.  Alex.  II.  ad  der.  Mediol.  v.  1063,  Mansi 
19,  978:  „in  synodo  nostra  Romana  episcopis  et 
religiosis  fratribus  adiudicantibus,  decrevisse,  a 
simoniacis  et  fornicatoribus  officium  celebrari 
non  debere" ;  ferner  dienen  als  Beweise  die  Ka- 
nones, in  denen  etwas  unter  Bezugnahme  auf 
die  apostolische  Autorität  angeordnet  wird ,  Rom 
1078,  J  a  f  f  e'  mon.  Greg.  p.  333.  334.  c.  2  Benev. 
1091,  Mansi  20,  739;  Placentin.  1095,  1.  c.  p. 
807;  Clermont  1095,  Mansi  20,  817,  c.  1. 
Dict.  LX;  Nismes  1096,  1.  c.  p.  933;  c.  1.  Rom 
1099,  1.  c.  p.  961;  c.  1  Rheims  1119,  1.  c.  21, 
235;  s.  ferner  Rom  1080,  Jaf  f  e' 1.  c.  p.  398  : 
„Inter  cetera  namque  in  üne  synodalis  absoluti- 
onis  haec  annexuit  .  .  .  ita  dicendo :  Sequentes 
SS.  patrum  ...  ita  et  nunc  apostolica  auctoritate 
decernimus  ac  confirmamus",  Clermont  1095, 
Mansi  20,  818  a;  c.  46.  C.XII.  qu.  2:  „contra 
quos  commune  totius  concilii  anathema  pro- 
latum  est,  ipso  papa  huiusmodi  sententiam  pro- 
mulgante".  Damit  stimmt  es  auch  überein,  dass 
in  den  Berichten  der  Geschichtsschreiber  [s. die  Ci- 
tate  S.518fif.)  der  Papst  als  die  Person  erscheint, 
welche  allein  in  entscheidender  Weise  handelt, 
ferner,  dass  er  nach  den  Konzilsakten  und  päpst- 
lichen Erlassen  bei  Verwaltungs-  und  richter- 
lichen Akten  ebenfalls  unter  Beirath  und  Zu- 
stimmung der  Synode ,  nicht  aber  diese  selbst 
die  Anordnungen  trifft.  So  ist  die  Kanonisation 
Gerhards  von  Toul  durch,  Leo  IX  ^,annuente  et 
laudante  synodo"  1050  ausgesprochen,  Mansi 
19,  769  ;  ebenso  1059  von  Viktor  II  die  Vereini- 
gung des  getheilten  Bisthums  Marsica  „iudicio 
generalis  concilii"  (von  Rom);  dasselbe  gilt  von 
den  Verhängungen  von  Exkommunikationen  und 
Absetzungen  seitens  Gregors  VII  auf  den  römi- 
schen Konzilien  von  1075.  1076.  1077.  1080; 
Jaf  fe' mon.  Greg.  p.  170.  222.  305.  399.  401. 
452.  517;  seitens  Urbans  II  zu  Rom  1099,  vgl. 
c.  17,  Mansi  20,  964;  und  Paschalis' II  zu  Rom 
1105,  1.  c.  p.  1183.  Dem  kann  weder  die  Fas- 
sung der  Kanones  des  Lateranensischen  Konzils 
von  1110:  „presidente  .  .  .  Paschali  II  .  .  . 
constitutiones  s.  canonum  sequentes  statuimus^', 
Mansi  21,  7,  noch   des  von  den  Correctores  Ro- 


mani  zu  c.  47.  C.  XVI.  qu.  1,  Mansi  20,  725 
mitgetheilten  angeblichen  Kanons  Urbans  II 
(„decrevit  iste  sacer  conventus'"},  noch  die  Einlei- 
tung von  c.  1  u.  17  des  Konzils  von  Clermont 
„statu tum  est",  und  „interdictum  est"  entgegen- 
gehalten werden.  Die  Fassung  der  beiden  letz- 
tern ist  jedenfalls  nicht  die  ursprüngliche  ,  H  e- 
fele  5,  197;  dasselbe  gilt  auch  von  dem  Text 
des  Lateranens.  Konzils  von  1110,  denn  der  An- 
nalista  Saxo,  Watterich  2,  45  berichtet  über 
die  Synode :  „presidente  .  .  .  papa  .  .  .  ubi  om- 
nium  communi  consensu  haec  capitula  edita 
sunt",  und  es  folgt  nun  nicht  der  Kanon  des 
Konzils  von  Troyes  von  1107,  wie  bei  Mansi; 
sondern  gleich  die  dort  hinter  gestellten  Aus- 
züge aus  den  Kanones  apostolorum  und  erst 
nach  diesen :  ^,Illud  etiam  .  .  .  conflrmatum  est, 
quod  in  Trecensi  concilio  de  investituris  conflr- 
matum est,  quod  ita  se  habet : ,  constitutiones 
patrum  sequentes",  womit  zu  vgl.  der  Brief  Pa- 
schalis'II  an  Rothard  von  Mainz,  Mansi  20, 
1221 :  „nos  quoque  ss.  canonum  constitutiones 
sequentes  cum  fratribus  nostris  in  Trecensi  con- 
cilio statuimus  etc."  Endlich  ist  es  sehr  zweifel- 
haft, ob  der  Urban  II  zugeschriebene  Kanon, 
welcher  dem  Konzil  von  Piacenza  oder  Melfl  zu- 
gewiesen wird,  diesem  oder  einer  der  gedachten 
Synoden  angehört.  Gerade  seine  Fassung  spricht 
nach  dem  Beigebrachten  dagegen.  Die  einzige 
Abweichung  ,  welche  sich  sicher  konstatiren 
lässt,  ist  die  Erklärung  der  unter  Paschalis  II 
abgehaltenen  Synode  von  1112,  wodurch  dieselbe 
das  Heinrich  V  seitens  des  Papstes  i.  J.  1111  er- 
theilte  Privileg  für  nichtig  erklärt  („nos  omnes  in 
hoc  s.  concilio  cum  d.  Paschali  papa  congregati", 
Watterich  2,  74.  75).  Der  Grund  dafür  lag 
aber  darin,  dass  der  Papst  selbst  nicht  gegen  den 
dem  Kaiser  geleisteten  Eid  handeln  wollte,  s. 
Th.  II.  S.  556. 

2  Dass  die  darauf  bezüglichen  Pseudo-Isidor- 
Stellen  gerade  schon  in  die  Kanonensammlung 
des  Anselm  von  Lucca  aufgenommen  sind  ,  ist 
bereits  0.  S.  352.  n.  2  bemerkt.  Auf  diesen 
fussen  auch  die  Ausführungen  Bernolds  in  sei- 
nem apologeticus  c.  3.  4;  Mansi  20,  405,  für 
die  Fastensynode  Gregors  VII  von  1074. 
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Mit  der  Abhaltung  des  I.  Lateranensischen  Konzils  von  1123  schliesst  die 
Periode  der  regsten  synodalen  Thätigkeit,  welche  die  Geschichte  des  Papstthums 
aufzuweisen  hat  K  Bei  der  Stufe,  welche  die  päpstliche  Macht  schon  damals  erstiegen 
hatte,  bedurfte  es  zur  Erreichung  der  weiteren  Ziele  der  regelmässigen  Abhaltung 
solcher  Konzilien  nicht  mehr 2.  Sie  sind  daher  während  des  12.  bis  14.  Jahrhunderts 
von  den  Päpsten  nur  noch  aus  besonderen  Veranlassungen  ausgeschrieben  worden.  Es 
gehören  hierher  einmal  diejenigen,  welche  man  später  den  ökumenischen  Konzilien 
zugerechnet  hat,  dann  die  Synoden,  welche  sowohl  Innocenz  II.  wie  auch  Alexan- 
der III.  veranstaltet  haben  ^,  um  sich  gegenüber  ihren  Gegnern  (Anaklet  II.  und 


1  Die  von  He  feie  5,  327  angenommene  rö- 
mische Synode  Calixts  II  betreffend  die  Rechte 
des  Erzbiscbofs  von  Pisa  ist  keine  Synode,  son- 
dern nur  eine  Versammlung  der  Kardinäle  und 
des  römischen  Klerus  gewesen,  Mansi  21,  270. 

2  Nicht  hierher  gehört  die  römische  Synode  v. 
1125  unter  Honorius  II  wegen  des  vor.  Anm.  be- 
zeichneten Gegenstandes,  Mansi  21,  342,  zu 
welcher  nur  Bischöfe  aus  Italien,  dem  Patriar- 
cbalbezirk  Roms,  zusammenberufen  sind.  Ueber 
die  Zusammensetzung  des  1127  zu  Troja  von 
demselben  Papste  abgehaltenen  Konzils  ist  nichts 
bekannt,  I.e.  21,  357;  Hefele  5,  357.  Die 
von  Hefele  a.  a.  0.  S.  353  auf  1126  ange- 
setzte Synode  ist  nur  eine  Vereinigung  der  Kar- 
dinäle gewesen,  Jaff^  mon.  Bamb.  p.  399. 

3  Unter  I  n  n  o  c  e  n  z  II  das  Konzil  v.  Clermont 

1130,  Mansi  21,  437 :  „residente  .  .  .  papa  cum 
episcopis  et  cardinalibus  .  .  .  (Erzbischöfe  von 
Lyon,  Boürges,  Vienne,  Narbonne,  Arles,  Tar- 
ragona ,  Auch  ,  Aix  ,  Tarantaise)  eorumque  suf- 
fraganeis  episcopis  et  abbatibus  quam  plurimis 
.  .  .  una  cum  Salseburg.  archiepiscopo  et  Monast. 
episcopo  ac  abbate  Gorgiensi,  qui  pro  honore  et 
Salute  ecclesiae  pro  Teutonico  regno  occurrerunt." 
Hierher  gehören  auch  die  canones  1.  c.  21 ,  458, 
welche  dort  fälschlich  dem  Rheimser  Konzil  zu- 
geschrieben sind  ;  —  ferner  das  Konzil  v.  Rheims 

1131,  welches  er  selbst  ep.  ad  der.  Hildesh., 
1.  c.  p.  463,  synodus  plenaria  nennt,  und  auf 
welchem  ausser  den  Begleitern  des  Papstes,  Kar- 
dinälen, anderen  Kurialen,  Bischöfen  undAebten 
Bischöfe  aus  Deutschland  und  Frankreich  ,  der 
Normandie ,  Spanien ,  ferner  der  König  von 
Frankreich  anwesend  waren,  Mansi  21,  454. 
456;  Watterich  2,  206;  Hefele  5,  369.  Die 
Zahl  der  Bischöfe  und  Aebte  wird  auf  300,  An- 
selmi  Gemblac.  cont.  SS.  6,  384,  andererseits 
aber  auf  nur  50 ,  can.  Wissegr.  cont.  Cosmae  a. 
1131,  SS.  9,  137  angegeben;  die  letztere  er- 
scheint aber  zu  gering.  Die  Kanones  beiJaffe 
mon.  Bamb.  p.  440  mit  der  Einleitung :  „quae  a 
d.  Innocentio  .  .  .  decretaet  a  tota  synodo  .  .  . 
unanimiter  sunt  r  e  c  e  p  t  a  ",  womit  es  dann  über- 
einstimmend heisst :  „placuit  domno  apostolico 
et  toti  concilio" ;  „acclamantibus  omnibus  est 
praeceptum";  „sancitum  est  auctoritate  aposto- 
lica  et  totius  concilii";  —  Piacenza  1132,  Boson. 
vita  Innoc.  II,  Watterich2,  176:  „congregatis 
episcopis  et  aliis  ecclesiarum  praelatis  tam  de 
Lombardia,  quam  de  Ravennatensi  provincia  et 
inferioris  Marchiae  partibus    tertium  concilium 


celebravit";  —  Pisa  1135,  vita  cit.  p.  177  :  „con- 
vocatls  omnibus  ecclesiarnm  praelatis  de  Hispa- 
nia,  Guasconia ,  Anglia,  Francia,  Burgundia, 
Alamannia  ,  Hungaria  ,  Lombardia  et  Tuscia^' ; 
s.  auch  die  Nachrichten  bei  Watterich  2,  215 
und  bei  Bernheim  in  Ztschr.  f.  K.  R.  16, 
147  ff. ,  die  erhaltenen  Kanones ,  welche  die 
Ueberschrift  tragen  :  „Innoc.  generali  concilio  Pisis 
residens  statuit",  bei  Mansi  21,  489 ;  über  das 
Laterankonzil  v.  1139  s.  o.  S.  351. 

Unter  Alexander  III  das  Konzil  v.  Tours 
1163,  Boson.  vita  Alex. III,  Wat.terich  2,  393  : 
„in  quo  interfuerunt  secum  cardinales  numero 
XVII,  episcopi  CXXIV,  abbates  CCCCXIV  et 
aliorum  tam  clericorum  quam  laicorum  maxima 
multitudo" ,  Hugo  Pictav.  bist.  Vizel.,  1.  c.  2, 
534 :  „concilium  ibidem  tenuit  omnium  episco- 
porum  Lugdunensium,  Narbonensium,  Viennen- 
sium,  Bituricensium,  Senonensium,  Remensium, 
Rothomagensium ,  Turonensium ,  Burdegalen- 
sium,  Auscitanensium,  Alpensium,  Apennina- 
rum  et  maritimarum  CV  numero  :  Cantuarensium 
etiam  atque  Eboracensium,  Scotorum  quoque  et 
Hibernensium,  sed  et  abbatum  et  diversae  pro- 
fessionis  personarum  gratanter  undique  adve- 
nientium.  Nam  et  Germanorum  episcopi  plures 
occulte  scripserunt  .  .  .  papae ,  obedientiam  et 
omnimodam  reverentiam  pro  loco  et  tempore 
illi  humiliter  exhibentes.  Italiae  vero  non  mi- 
nima pars  affuit,  partim  scripto,  partim  suaprae- 
sentia.  Sed  et  Sardinia  et  Sicilia  cum  omni 
Calabria ,  omnis  quoque  orientalis  ecclesia  et 
llispania  devotum  obedientiae  caput  .  .  .  catho- 
lico  papae  subdidit" ;  Hefele  5,  540;  Reuter 
Alexander  III.  1,  285.  546.  In.  c.  2 ,  Watte- 
rich2,  394;  Mansi  21,  1176  (c.  1  X.  de  usur. 
V.  19)  heisst  es:  „idcirco  generalis  concilii 
decernit  auctoritas",  worin  allerdings  eine  Ab- 
weichung von  der  sonst  üblichen  Fassung  der 
Kanonen  (s.  o.  S.  521)  liegt.  Dass  indessen  in 
den  übrigen  Kanones  der  Papst  im  Plurälis  ma- 
jestaticus  Anordnungen  trifft ,  nicht  das  Konzil, 
ergiebt  c.  8 :  „de  praesentis  concilio  assensu  sta- 
tuiraus."  Wenn  Heinrich  II  v.  England  seinen 
Prälaten  die  Erlaubniss  zum  Besuch  des  Konzils 
ertheilt  und  diese  von  einer  vorgängigen  Ver- 
sicherung des  Papstes,  dass  ihm  daraus  kein 
Präjudiz  entstehen  sollte,  abliängig  gemacht  hat, 
Alex.  III  ep.  ad  Henric.  v.  1163,  Rymer  foe- 
dera  1,  44;  Reuter  a.  a.  0.  S.  284;  Hefele 
5,  535,  so  entsprach  dies  dem  geltenden  eng- 
lisch-normannischen Staatsrecht,  s.  o.  S.  222. 
Anm.  4  a.  E. 
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Oktavian  oder  Viktor  IV.)  eine  möglichst  ausgebreitete  Obedienz  zu  sichern  ^  end- 
lich das  grosse  von  Eugen  III.  im  J.  1148  zur  Befestigung  des  päpstlichen  An- 
sehens nacli  Rheims  berufene  Konzil'^. 

Ihnen  lassen  sich  schliesslich  die  von  den  sich  gegenüberstehenden  Päpsten,  Gre- 
gor XII.  und  Benedikt  XIII.  einseitig  im  J.  1408  berufenen  Konzilien  anreihen. 
Sie  sind  im  Gegensatz  zu  der  von  den  Kardinälen  beider  Obedienzen  schon  damals 
vorbereiteten  einen  Synode  (der  nachmaligen  Pisaner)  \  behufs  Beilegung  des 
Schismas,  als  allgemeine  (General-)  Konzilien  ausgeschrieben  worden"*.  Diesen  Cha- 
rakter hat  aber  weder  die  eine  noch  die  andere  erlangen  können.  Auf  der  von  Bene- 
dikt XIII.  1408  und  1409  zu  Perpignan  abgehaltenen  waren  zwar  Anfangs  120  Prä- 
laten, die  Mehrzahl  aus  Spanien,  allerdings  auch  einzelne  aus  der  Gascogne,  aus  Sa- 
voyen  und  Lothringen  nebst  den  Gesandten  mehrerer  weltlichen  Fürsten  erschienen  ^, 
aber  die  Differenzen  erreichten  hier  einen  solchen  Grad,  dass  am  Schlüsse  bei  der 
Feststellung  der  entscheidenden  Massnahmen  nur  noch  1 8  Konzilsmitglieder  anwesend 
waren ^.  Das  unter  Gregor  XII.  in  Cividale  del  Friuli'  1409  tagende  Konzil  war 
zunächst  so  schwach  besucht,  dass  der  Papst  sich  genöthigt  sah,  ein  neues  Berufungs- 


1  In  solchen  Fällen  Hessen  es  die  Päpste  auch 
hingehen,  dass  die  Fürsten  in  den  einzelnen 
Ländern  Reichssynoden  nach  Art  der  früheren 
Nationalkonzilien  veranstalteten.  Ueber  die  Kon- 
zilien zu  "Würzburg  und  Etampes  s.  §.  177. 

2  Zu  dieser  anfangs  nach  Troyes  gemäss  frü- 
herer Sitte  wieder  einmal  auf  die  Fastenzeit 
ausgeschriebenen  (Jaff  ^  reg.  n.  6362.  p.  629) 
Synode,  welche  als  concilium  universale  oder 
generale  bezeichnet  wird,  Boson.  vita  Eug.  III 
u.  Otto  Frising.  gest.  I.  54,  Watt  er  ich  2, 
283.  303;  Sigeb.  cont.  Gemblac.  SS.  6,  390, 
Man  si  21,  311,  waren  berufen  (s.  Jaf  f^  1.  c.) 
„archiepiscopi,  episcopi  et  alii  ecclesiarum  pre- 
lati  de  diversis  mundi  partibus",  und  Bischöfe 
aus  Italien,  Frankreich,  Deutschland,  Spanien 
und  England  erschienen,  Mansi  21,  741.  742; 
Hefele  5,  453.  Die  Zahl  der  geistlichen  Wür- 
denträger giebt  die  cont.  Sigeberti  Gemblac, 
SS.  6,  390  auf  etwa  1100  an.  Die  Kanones, 
welche  ebenfalls  den  Charakter  päpstlicher  Ver- 
ordnungen tragen  (c.  6 :  „auctoritate  apostolica 
prohibemus";  c.  13:  „statuta  praecessoris  nostri 
.  .  .  p.  Innocentii  conflrmantes  decernimus"), 
bei  Mansi  1.  c.  p.  713.  Dass  auch  Eugen  III 
während  seines  Aufenthalts  in  Trier  1147  eine 
Synode  abgehalten  hat,  ist  eine  irrige  Annahme 
Hefele' s  5,  451,  die  offenbar  darauf  basirt, 
dass  dort  eine  Anzahl  fremder  Bischöfe  zusam- 
mengeströmt war,  und  hier  unter  Zuziehung  der 
Kardinäle  und  einzelner  derselben  verschiedene 
kirchliche  Geschäfte  erledigt  worden  sind ;  vgl. 
die  Zusammenstellungen  bei  Watterich  2, 
300.  Auch  J  äffe  reg.  p.  630.  631  und  Giese- 
b recht,  Gesch.  d.  deutsch.  Kaiserzeit  4,  312 
wissen  nichts  von  einer  solchen  Synode.  — 
Ebenso  wenig  ist  übrigens  ,  wie  He  fei  e  5,  439 
meint,  der  Streit  zwischen  Dol  und  Tours  auf 
einer  römischen  Synode  unter  Eugens  III 
Vorgänger  Lucius  II  entschieden  worden,  viel- 
mehr nur  im  Kardinalskollegium,  zu  welchem 
mehrere  andere  in  Rom  gerade  anwesende  Bi- 


schöfe und  Aebte  zugezogen  worden  sind,  Mansi 
21,  619. 

Dagegen  kann  hierher  gezählt  werden  die  Sy- 
node von  S.  Marco  in  Venedig  v.  1 177,  welche  unter 
Alexander  III  mit  italienischen  und  deutschen 
Prälaten  zur  Ausführung  des  Art.  24  des  Vene- 
tianer  Friedens  behufs  kirchlicher  Bestätigung 
und  Sicherung  desselben  in  Gegenwart  des  Kai- 
sers'abgehalten  ist,  Boson.  vit.  Alex.  III,  Wat- 
terich 2,  443;  Reuter  3,  321;  Hefele  5, 
628.  Ob  dagegen  Alexander  III  die  Exkommu- 
nikation Friedrichs  I  i.  J.  1167  auf  einer  Late- 
ransynode ausgesprochen,  so  Reuter  2,  243. 
244;  Hefele  5,  583,  erscheint  nach  den  Quel- 
lennachrichten, Mansi  22,  33;  Watterich 
2,  572,  sehr  zweifelhaft.  Dasselbe  gilt  von  der 
seitens  Innocenz'  III  über  Otto  IV  i.  J.  1210  ver- 
hängten Exkommunikation,  gegen  Hefele  5, 
721  ff.  s.  die  Stellen  bei  Potthast  reg.  1,  356; 
Winkelmann,  Philipp  v.  Schwaben  2,  249, 
und  der  Bannung  Friedrichs  II  durch  Gregor  IX 
i.  J.  1228,  Mansi  23,  161;  Potthast  1.  c. 
1,  709;  Hefele  5,  855.  Bei  Verkündung  der 
letzteren  sind  allerdings  eine  Reihe  von  Prälaten 
aus  verschiedenen  Theilen  Italiens,  welche  zu- 
fällig wegen  ihrer  Geschäfte  bei  der  Kurie  an- 
wesend waren,  zugezogen  und  um  Rath  gefragt 
worden.  Das  ist  wahrscheinlich  auch  in  den  an- 
deren Fällen  geschehen ,  aber  immerhin  ist  man 
darum  nicht  berechtigt,  diese  Versammlungen  als 
Synoden  im  eigentlichen  Sinne  zu  bezeichnen. 

3  S.  0.  S.  364. 

4  Die  Berufungsschreiben  bei  Mansi  20, 
1085.  1103. 

5  Mansi  26,  1100;  Hefele  6,851;  J.  B. 
Schwab,  Johannes  Gerson ,  Würzburg  1859. 
S.  212.  217. 

6  LL.  cc. 

■^  Bei  Aquileja. 
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schreiben  zu  erlassen  i,  in  Folge  dessen  sich  aber  auch  nur  eine  geringe  Zahl  von 
Prälaten  einfand  2. 

Mit  ihnen  schliesst  die  Reihe  der  hier  besprochenen  Art  von  Synoden.  Wie  die 
ersten  den  Beginn  der  Machtentfaltung  des  Papstthuras  bezeichnen  und  als  Mittel  zur 
Förderung  derselben  gedient  haben,  so  lassen  die  beiden  letzten  den  Verfall  der  päpst- 
lichen Macht  erkennen.  Gegenüber  den  anderen  Faktoren,  welche  nunmehr  die  kirch- 
liche Entwicklung  bestimmten  und  die  grossen  Synoden  beherrschten  3,  hatte  zwar 
Gregor  XII.  bei  der  Ausschreibung  seines  Konzils  noch  das  ausschliessliche  Recht 
des  Papstes  zur  Einberufung  allgemeiner  Synoden  betont^,  aber  weder  sein  noch 
seines  Gegners  Ruf  hatte  einen  erheblichen  Theil  der  Würdenträger  der  Kirche  zu 
versammeln  vermocht,  und  während  das  Papstthum  früher  die  Synoden  beherrschte, 
musste  jetzt  jeder  der  beiden  Päpste  auf  seinem  Rumpf-Konzil  gegenüber  der  mäch- 
tigen, auf  Herbeiführung  der  Einheit  gerichteten  Strömung,  wenn  auch  widerwillig, 
die  Verzichtleistung  auf  seine  Würde  in  Aussicht  stellen^. 

§.  176.     2.  Synoden  aus  verschiedenen  kirchlichen  Sprengein. 

Auch  nach  der  Ausbildung  der  Metropolitan-  und  Patriarchalverfassung  sind 
noch  viele  Jahrhunderte  hindurch  Synoden  zusammengetreten,  welche  ebenso  wenig 
wie  die  ältesten  Konzilien  <^  und  wie  die  General-Synoden  als  Vertretung  eines  fest 
organisirten  kirchlichen  Verbandes,  d.  h.  einer  Provinz,  eines  Patriarchates  und  Pri- 
matialbezirkes,  betrachtet  werden  können. 

Im  römischen  Reich  haben  zunächst  die  die  Kirche  seit  dem  4.  Jahrhundert  be- 
wegenden dogmatischen  Wirren  Veranlassung  dazu  gegeben.  Schon  während  der 
arianischen  und  den  mit  diesen  verwandten  Streitigkeiten  haben  vielfach  solche 
Synoden  stattgefunden.  Theils  sind  sie  seitens  der  Kaiser  zur  Anbahnung  des 
kirchlichen  Friedens  berufen-^,  auch  öfters  von  ihnen  im  Interesse  der  Durchsetzung 


^  Mansi26,  1087.  nicht  den  Vorsitz  geführt,    Löning,    Gesch.  d. 

2  He  feie  6,  897;   Schwab  a.  a.  0.  S.  212.  deutsch.  K.-R.  1,  368.  n.  1  — ,    von  Saragossa 
214.  218.  246.  (380  gegen  die  Priscillianisten),  M a n sl  3,  633 ; 

3  Vgl.  0.  S.  363 ff.  Hefele  1,  744,  und  von  Toledo  (400)  a.  a.  0. 
*  Mansi  26,  1085:  „generale  concilium,  quod  2,  78,  an. 

omnes    vias  ad  unionem  includit  .  .  .  quodque  '^  Von   Konstantin    die  Synode  von  Tyrus 

congregare  solius  Romani  pontiflcis  esse  dignos-  (335),    auf  welcher   ungefähr   60  Bischöfe   aus 

citur,   sine  cuius  auctoritate  factum  non  conci-  Aegypten,  Libyen,  Asien  und  Europa  anwesend 

lium,    sed    conciliabulum   dicitur    et    difflnitur,  waren,    Euseb.  vit.  Constantini  I.  40 — 42;    So- 

nullum  existere  .  .  .  indicimus  et  etiam  convo-  erat.  bist,  eccles.  I.  28;    Theodoret.  bist,  eccles. 

camus."  Das  Beruf ungsschreiben  Benedikts  XIII  I.  29;  Hefele  1,  461  wegen  der  mit  den  dog- 

1.   c.   1108  hebt  allerdings  nur  die  Pflicht  des  matischen    Streitigkeiten     zusammenhängenden 

Papstes  zur  Veranstaltung  eines  Generalkonzils  Angriffe  gegen  Athanasius,  und  die  gleich  darauf 

behufs  Beendigung  des  Schismas  hervor,   indes-  folgenden  Synoden  von  Jerusalem  und  Konstan- 

sen  lässt  sein  weiteres  Schreiben  von  1409,  1.  c.  tinopel  in  demselben  Jahre,  wozu  die  Theilneh- 

p.  1183  („ad  quem  solum  concilil  generalis  cele-  mer  der  erstgedachten  ebenfalls  vom  Kaiser  ge- 

bratio  pertinet")  keinen  Zweifel,   dass  er  densel-  laden  worden  sind,  Hefele  1,  470.  471.  —  von 

ben  Standpunkt,   wie  Gregor  XII,   eingenommen  Konstantius     die    Synode     von    Antiochien 

hat,  vgl.  auch  Hefele  6,  781.  782.  (341  in  encaeniis,  von  der  Kirchweihe),  zu  wel- 

^  Vgl.  Hefele  6,850.890;   Schwab  a.a.O.  eher  ungefähr  90  Bisehöfe  meistens  aus  Antio- 

S.  217.  246.  chien,   aber  auch  aus  andern  orientalischen  Pro- 

^  Dem  Stadium  der  Entwicklung  der  Metropo-  vinzen  zusammengetreten  sind,  a.  a.  0.  S.  502  ff. 

litanverwaltung  gehören   im    Abendlande    noch  Auf  Wunsch  des  genannten  Kaisers   ist  ferner 

die  Synoden  von  Valencia  (374),  Mansi  3,  374,  351  die  Synode  von  Sirmium  gehalten  worden, 

von  Nimes  (394),    Hefele  2,  61  —  auf  bei-  welche  fast  nur  aus  orientalischen  Bischöfen,  so 

den   hat    der   Bischof   der    Provinzialhauptstadt  gut  wie  keinen  abendländischen  bestanden  hat, 
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ihrer  eigenen  dogmatischen  Auffassungen  benutzt  worden  ^  Theils  waren  es  Ver- 
sammlungen, welche  die  Anhänger  der  verschiedenen  dogmatischen  Ansichten  zur 
nälieren  Feststellung,  Befestigung  und  Verbreitung  derselben,  zur  Aufhebung  der 
Kirchengemeinschaft  mit  ihren  Gegnern  und  zur  Verurtheilung  derselben  und  ihrer 
Lehren,  sowie  auch  zum  Schutze  der  Anhänger  der  eigenen  Partei  veranstaltet 
haben'-.  Jede  Partei  rechnete  dabei  darauf,  die  Zustimmung  des  grössten  Theiles  der 
Kirche  zu  erlangen,  mitunter  sich  auch  durch  die  kaiserliche  Gewalt  die  Oberhand 
zu  verschaffen.  Gelungen  ist  dies  aber  niemals,  vielmehr  haben  die  durch  diese  Ver- 
hältnisse herbeigeführten  Wirren  gerade  zu  der  Berufung  der  allgemeinen  Konzilien 
geführt,  welche  sich  allein  als  ausreichend  erwiesen,  den  kirchlichen  Frieden  herzu- 
stellen '^.  Aus  allen  diesen  Umständen  erklärt  es  sich,  dass  auf  den  erwähnten  Syno- 
den die  einzelnen  Theile  der  Kirche  im  verschiedensten  Umfange  vertreten  gewesen 
sind,  sowie  dass  an  einzelnen  nur  Bischöfe  aus  nahe  gelegenen  Metropolitan-  und 
Patriarchalbezirken,  an  anderen  wieder  morgenländische  und  abendländische  Bischöfe 
Theil  genommen  haben,  wenngleich  sich  bei  ihnen  andererseits  auch  die  sonst  her- 


a.  a.  0.  S.  641.  —  Theodosius  hat  391  eine 
Synode  nach  Capua  zur  Beilegung  des  meletia- 
nischen  Schismas  berufen,  welche  im  cod.  can. 
eccles.  African.  c.  43  synodus  plenaria  genannt 
wird,  also  von  einer  grossen  Anzahl  von  Bischöfen 
besucht  gewesen  sein  muss,  a.  a.  0. 2,  52.  —  Unter 
Zustimmung  Gratlans  ist  ferner  381  eine  von 
32  Bischöfen  aus  Italien  (mit  Ausnahme  Roms), 
Gallien,  Pannonien  und  Afrika  bestehende  Synode 
gegen  zwei  des  Arianismus  beschuldigte  illyri- 
sche Bischöfe  zu  Aquileja  abgehalten  worden, 
a.  a.  0.  S.  34. 

Ein  Beispiel  aus  späterer  Zeit  bildet  die  unter 
dem  Voisitz  des  Patriarchen  von  Konstantinopel 
auf  Befehl  Justinians  536  zu  Konstantinopel  zu- 
sammengetretene Synode  wegen  der  monophysi- 
tischen  Ketzereien  des  Patriarchen  Anthimus,  an 
welcher  Bischöfe  aus  allen  Theilen  des  byzanti- 
nischen Eeichs,  sowie  mehrere  schon  früher  vom 
römischen  Stuhl  nach  Konstantinopel  gesandte 
Bischöfe  Theil  genommen  haben,  Hefele  2, 
764. 

Ohne  kaiserliche  Genehmigung  hat 
Athanasius  aus  eigener  Initiative  362  zuAlexan- 
drien  nach  dem  Regierungsantritt  des  Kaisers 
Julianus  Apostata  behufs  Herstellung  des  kirch- 
lichen Friedens  eine  Synode  der  Orthodoxen, 
bestehend  aus  ägyptischen,  libyschen,  arabischen 
und  italienischen  Bi&chöfen  zusammenberufen, 
s.  das  Synodalschreiben  beiMansi  3,  346;  He- 
fele 1,  727.  Denselben  Zweck  hat  die  von  146 
orientalischen  Bischöfen  besuchte  Synode  von 
378  zu  Antiochien  am  Orontes  gehabt.  Hefele 
1,  743. 

1  Beispiele  bieten  die  in  der  Angelegenheit 
des  Athanasius  auf  Wunsch  des  römischen  Bi- 
schofs von  Konstantins  veranstaltete  Synode  v. 
Arles  (353),  auf  welcher  der  letztere  den  Bischö- 
fen ein  schon  fertiges  Verdammungsurtheil  des 
Athanasius  vorlegen  Hess,  Hefele  1,  653  und 
die  damit  zusammenhängende,  von  demselben 
Kaiser  berufene  und  im  Interesse  des  Arianis- 
mus vergewaltigte  Mailänder  Synode  [355),  auf 
welcher  300  Abendländer,  dagegen  nur  sehr  we- 


nige Orientalen  versammelt  waren,  a.  a.  0.  654 
ff.;  endlich  die  ebenfalls  in  Anwesenheit  des 
Konstantins  358  zu  Sirmium  gehaltene  Synode, 
auf  welcher  der  dorthin  berufene,  bereits  exi- 
lirte  Papst  Liberius  zur  Unterzeichnung  einer 
semiarianischen  Glaubensformel  gebracht  wurde, 
a.  a.  0.  S.  681.  684.  696. 

2  Von  grössern  Synoden  gehört  hierher  die 
von  Papst  Julius  I  allerdings  wegen  der  bei  den 
römischen  Kaisern  von  den  Gegnern  des  Athana- 
sius vorgebrachten  Klagen  auf  Veranlassung  der 
erstem  gehaltene  römische  Synode  von  341, 
auf  welcher  über  50  Bischöfe  aus  Italien  und  aus 
dem  übrigen  Abendlande  (ep.  Jul.  I  ad  Danium, 
Mansi  2,  219(„sententiam  omnium  Italorum  et 
omnium  in  his  regionibus  episcoporum") ,  aus 
Aegypten,  Thracien,  Coelesyria  und  Palästina, 
Mansi  1.  c,  anwesend  waren,  Hefele  1,  491. 
499. 

Von  andern  kommen  in  Frage  die  abendländi- 
schen Synoden  gegen  Photinus  von  Sirmium  zu 
Mailand  von  345  und  von  347  (ebendaselbst  oder 
zu  Rom),  Hefele  1,  637.  638. 

Eine  reine  Parteiversammlung  war  die  340  zu 
Antiochien  von  den  Gegnern  des  Athanasius  ab- 
gehaltene Synode,  in  welcher  Athanasius  unter 
Genehmigung  des  Kaisers  Konstantins  abge- 
setzt, Hefele  1,  496,  ferner  die  Synode  von 
Konstantinopel  von  360,  auf  welcher  von  mor- 
genländischen Bischöfen  aus  verschiedenen  Pa- 
triarchaten und  Exarchaten  die  Glaubensformel 
der  Synode  von  Rimini  (s.  o.  S.  516.  n.  2)  be- 
stätigt wurde,  a.  a.  0.  S.  722.  Ein  weiteres 
Beispiel  bietet  die  mit  kaiserlicher  Genehmigung 
von  Theophilus  von  Alexandrien  ad  quercum  bei 
Konstantinopel  403  gegen  Ohrysostomus  unter 
Betheiligung  von  36  Bischöfen  aus  Aegypten, 
sowie  einigen  aus  Pontus  und  Antiochien  zusam- 
mengetretene Synode,  welcher  Ohrysostomus  eine 
andere  mit  40  Bischöfen,  meistens  ägyptischen, 
gegenüberstellte,  a.  a.  0.  2,  89.  93. 

3  Wenngleich  nicht  immer,  wie  die  Synode  v. 
Sardika,  welche  ja  auch  als  allgemeines  Konzil 
berufen  worden  ist,  s.  o.  S.  328.  n.  8. 
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vortretende  Scheidung  des  römischen  Reiches  in  den  Orient  und  Occident  geltend 
gemacht  hat^ 

Mit  der  wesentlich  dogmatischen  Bedeutung  der  erwähnten  Konzilien  hängt  es 
weiter  zusammen,  dass  manche  von  ihnen  nicht  durch  die  Kaiser  berufen  2,  sondern 
auch  in  Abwesenheit  derselben  gehalten  worden  sind  ^  und  bei  ihnen  kaiserliche  Kom- 
missare fungirt  haben  "*.  Selbstverständlich  konnte  aber  bei  dem  verschiedenen  Cha- 
rakter dieser  Synoden  von  der  Entwicklung  gemeinsamer ,  sie  betreffenden  Rechts- 
normen keine  Rede  sein^. 

Einzelne  derartige  Synoden  haben  sich  sowohl  im  Orient  wie  auch  im  Abend- 
lande mit  der  Aufstellung  kirchlicher  Rechtsnormen  beschäftigt  ^1;  im  Occident  sind 
dieselben  aber  selbst  nach  Ausbildung  der  Metropolitanverfassung  bei  dem  Mangel 
einer  höheren  einheitlichen  Organisation  über  den  Metropolitansprengeln  auch  zur 
Beschlussfassung  über  wichtige  Verwaltungssachen,  welche  sich  nicht  für  einen 
Sprengel  allein  erledigen  Hessen ,  aus  Bischöfen  benachbarter  Provinzen  zusammen- 
getreten '^. 

Wie  das  Gewicht  der  Beschlüsse  dieser  Synoden  in  Betreff  der  dogmatischen 
Streitigkeiten  von  der  Anerkennung  durch  grössere  kirchliche  Kreise  abhing,  so  war 
dasselbe  der  Fall  hinsichtlich  der  von  ihnen  aufgestellten  Rechtsnormen,  welche  an 
sich  nur  eine  massgebende  Bedeutung  für  die  auf  der  Synode  anwesenden  Bischöfe 
und  deren  Sprengel  beanspruchen  konnten  ^. 


1  Für  Alles  ge'ben  die  in  den  Anm.  7  ff.  S. 
327  angeführten  Synoden  die  Belege. 

2  S.  527.  n.  7. 

3  S.  a.  a.  0. 

*  Schreiben  Konstantins  hetr.  die  Synode  von 
Tyrus  (335)  hei  Euseh.  vita  Const.  I.  42;  Theo- 
doret.  I.  29  :  „'ÄTreoTeiXa  Atovuoiov  xov  dvib  UTia- 
Ti7:ä)V ,  Öi  -/al  Tou«;  ocpeiXo-vxac  eic.  tyjv  ouvoSov 
dcpixeo&ai  jj-sO'  u[j.ä)^  U7ro[xv'/]0£i  y.at  tojv  TTparro- 
[xsvüj^^  l^atpsTU)?  hk  TYJ?  euxa^ioc?  '/aTöiaxoTro? 
TiapsoTai." 

5  Für  die  vom  Kaiser  berufenen  Synoden  be- 
stand dieselbe  Verpflichtung  zum  Erscheinen, 
wie  für  die  allgemeinen  Synoden,  s.  das  in  der 
vor.  Anm.  citirte  Schreiben,  in  welchem  den  re- 
nitenten Bisohöfen  das  Exil  angedroht  wird. 

Einzelne  der  von  ihnen  gefassten  Beschlüsse 
und  Sentenzen  sind  auch  von  den  Kaisern  bestä- 
tigt worden,  Hefele2,  97.  773. 

Ueber  das  Recht  zum  Präsidium  bestand  keine 
feste  Norm ;  für  die  Regel  hat  es  aber  der  Bi- 
schof des  Synodalortes  geführt,  so  wohl  zu  An- 
tiochien  (341),  zu  Aquileja  (381),  zu  Konstan- 
tinopel (536) ;  —  zu  Konstantinopel  ad  quer- 
cum  (403)  statt  des  dortigen  Erzbischofs,  als 
derselbe  (Chrysostomus)  unter  Anklage  gestellt 
war,  der  Exarch  von  Heraklea  (Th.  I.  S.  576. 
577);  dagegen  zu  Tyrus  (335)  wahrscheinlich 
auf  Veranlassung  des  Kaisers  Eusebius  von  Oä- 
sarea. 

^  So  die  erwähnte  Synode  von  Antiochien 
(341),  ferner  die  Synoden  von  Laodicea  (zw. 
343  und  381),  besucht  von  den  Bischöfen  ver- 
schiedener Provinzen  Asiens,  He  feie  1,  750, 
und  von  Gangra  (zw.  314  und  382).  S.  im 
Uebrigen  die  folgende  Note. 

Hins  Chi  US,  Kirchenreclit.  lU. 


'^  Vgl.  das  Konzil  von  Turin  von  401,  zusam- 
mengetreten „ad  postulationem  provinciae  Gal- 
liae  sacerdotum",  Bruns  I.  2,  113  u.  Mansi  3, 
859,  welches  namentlich  Streitigkeiten  wegen 
der  Primatial-,  d.  h.  Metropolitanrechte  in  den 
südgallischen  Provinzen  entschieden  hat,  Lö- 
ning  Gesch.  d.  deutsch.  K.-R.  1,  369;  das  Kon- 
zil der  Bischöfe  der  Provinzen  Tarragona,  Cartha- 
gena,  Bätica  und  Lusitanien  zu  Toledo  v.  447, 
Hefele  2,  306;  das  Konzil  von  Tours  (461  Bi- 
schöfe aus  den  Provinzen  Tours,  Bourges  und 
Ronen,  Mansi  7,  943);  das  von  Toledo  von  597 
(Bischöfe  aus  den  Provinzen  Merida,  Toledo 
undNarbonue)  1.  c.  10,  478;  das  Konzil  von  Agde 
von  506,  welches  unter  dem  Vorsitz  des  Cäsarius 
von  Arles  mit  Erlaubniss  Königs  Alarich  II  zur 
Regelung  der  kirchlichen  Disciplin  im  damaligen 
Westgothenreich  aus  den  Erzbischöfen  und 
Bischöfen  des  westgothischen  Galliens  zusam- 
mengetreten ist,  Mansi  8,  336;  Löning  a.  a. 
0.  1,  532  und  einen  Vorläufer  der  späteren 
westgothischen  Nationalkonzilien  bildet. 

8  Diese  Auffassung  bestätigt  das  Schreiben 
der  Synodalmitglieder  zu  Antiochien  (von  341), 
worin  sie  ihre  Beschlüsse  den  Bischöfen  in  den 
übrigen Eparchieen  mittheilen  (Bruns  I.  1,  80)  : 
„7rtaTe6aavT£(;  ...  8x1  xai  auxol  ou(jL7rv£UoiQX£  .  .  . 
xd  auxd  x£  -^[xTv  O'jfxcpoavTjoavxEc  xat  6ptad[xevoi 
xocl  xd  6p&ü)?  So^avxa  d7nccppaYiC^[Ji£vot  xal  ß£- 
ßatouvxE?  zfi  xoij  d^'iou  7:v£6|j.axo?  0'j[xcpa)Via." 
Schon  das  Konzil  von  Chalcedon  hat  einzelne  der 
an tiocbeni sehen  Kanonen  zur  Anwendung  ge- 
bracht, Hefele  2,  459.  461.  493,  und  ihnen 
sowie  den  Kanonen  ähnlicher  Synoden  ausdrück- 
lich allgemeine  Geltung  beigelegt,  c.  1  Chalc. 
(c.  14.  C.  XXV.  qu.  1). 
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I.  Die  llierarcliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe, 


[§.  176. 


Der  liior  in  Kode  stellenden  Art  von  Synoden  müssen  auch  die  s.  g.  oüvoooi  evoyj- 
[lOü^oci  ^  angereiht  werden. 

Darunter  sind  diejenigen  Synoden  zu  verstehen,  welche  seit  dem  4.  Jahrhundert 
durch  die  jeweilig  in  Konstantinopel  anwesenden  Bischöfe  gebildet  worden  sind'-^. 
Da  sich  fortwährend  viele  Bischöfe  aus  allen  Theilen  des  Morgenlandes  in  der  Haupt- 
stadt und  bei  Hofe  aufhielten  ^,  so  war  es  natürlich,  dass  diese  sowohl  selbst  die  dar- 
gebotene Gelegenheit  benutzten ,  um  kirchliche  Angelegenheiten  in  Gemeinschaft  zu 
berathen,  wie  auch  dass  solche  zur  Erledigung  an  sie  seitens  der  Kaiser  ^  und  mit- 
unter auch  seitens  anderer  Personen^  gebracht  wurden. 

Von  diesen  Synoden,  auf  denen  naturgemäss  dem  Patriarchen  von  Konstantinopel 
zufolge  seiner  Stellung  als  angesehenstem  Bischof  und  Bischof  der  kaiserlichen  Resi- 
denz der  Vorsitz  zufieF',  sind  dogmatische  Fragen',  damit  im  Zusammenhang  stehende 
Anklagen  ^,  sowie  Streitigkeiten  unter  Bischöfen  verhandelt  ^,  Beschlüsse  in  wichtigen 
kirchlichen  Verwaltungssachen  gefasst^^^  endlich  auch  bei  gegebenen  Anlässen  die 
Vorschriften  älterer  Konzilien  wieder  eingeschärft  ^  ^  oder  im  Anschluss  an  dieselben 
neue  Rechtsnormen  aufgestellt  worden  ^2. 


1  Th.  IL  S.  542.  n.  5. 

2  Auf  dem  Konzil  von  Chalcedon  v.  451  act.  4, 
Mansi  7,  92,  hat  der  Patriarch  von  Konstanti- 
nopel in  Betreff  der  Frage :  „xal  ei  cuvooov  yp-fj 
y.a?.£rv  xcüv  £7:t07]{j.o6vTU)V  ttJ  ßaciXioi  TiöXet  t'?jv 
C'jVtXe'jsiv"  erklärt :  „cjvrji^eia  a\/oji}£V  y.£7.paTYj-/£, 
Touc  svOTjijioüvTac  TTJ  [j,£YaXu)v6(j.(.o  -6\ei  d^iua- 
TOL-zo'jc,  i-KKSv-OTZo'jc,,  ''f]\i7.a  xaipo?  '/ctXsar]  TC£p\ 
dva7.'JT:T6vTu)V  tivöjv  £7.y.X-r]CiaoTixä)V  TrpaYfJ-aT'jjv, 
0'jv£r^ai  7.ai  oiaTurroüv  ^y.aaxa  xai  d7L07.pia£uji; 
öl^ioOv  Toü?  oeo[ji.£voi);." 

Ausser  den  Bischöfen  sind  auch  die  Priester 
in  Konstantinopel,  s.  das  Schreiben  der  Synode 
V.  394,  Mansi  3,  851  („7.al  Ttavxo?  toö  lepa- 
T£io'j),  ferner  die  Klostervorsteher  (so  i.  J.  448, 
1.  c.  6,  751  und  i.  J.  543,  1.  c.  9,  523),  aber 
ohne  Stimmrecht,  zugezogen  worden  ;  auf  einer 
um  das  Jahr  451  abgehaltenen  Synode  wird  auch 
der  Anwesenheit  von  Diakonen  neben  den  Prie- 
stern und  Klostervorstehern  erwähnt ,  1.  c. 
7,  775. 

3  Auf  der  ouvooo?  evo-rjfxoüsa  von  394  waren 
weit  mehr  als  20,  Mansi  3,  851,  auf  der  von 
448  etwa  30,  1.  c.  6,  750,  und  auf  der  von  459, 
M.  7,  911,  etwa  80  Bischöfe  anwesend. 

4  So  hat  Kaiser  Theodos  II  die  von  ihm  er- 
folgte Erhebung  von  Berytus  zur  kirchlichen 
Metropole  und  die  Lostrennung  der  Stadt  und 
ihres  Bezirks  von  Tyrus  durch  eine  a'jvohoQ 
dvorifj-oÜGa  genehmigen  lassen,  Th.  IL  S.  380. 
n.l;  IIefele2,  462;  Justinian  543  dem  Patri- 
archen von  Konstantinopel  die  Abhaltung  einer 
solchen  behufs  Beitrittes  zu  seinem  Dekrete  ge- 
gen Origenes  befohlen,  Mansi  9,  487.  522, 
He  feie  2,  786.  790.  Auch  die  Synode  v.  497 
0.  498  ist  auf  Veranlassung  des  Kaisers  zu- 
sammengetreten, a.  a.  0.  2,  623.  624. 

5  S.  Anm.  2. 

6  S.  Mansi  3,  851  (von  394);  6,  748  (von 
448);  7,  915  (von  459);  8,  745  (von  531);  9, 
522  (von  543) ;  M  a  n  s  i  10,  999  (638).  Nur  bei 
den   Berathungen  der  Synode  von  518  war  der 


Patriarch,  wie  das  an  ihn  gerichtete  Schreiben 
der  letzteren,  1.  c.  8,  1041,  ergiebt,  zwar  nicht 
anwesend,  aber  die  Berathungsgegenstände  hat 
er  der  Synode  unterbreitet. 

"^  Auf  einer  kurz  vor  451  abgehaltenen  Synode 
ist  die  Zustimmung  zu  der  epistola  dogmatica 
Leos  I  ausgesprochen  worden,  Mansi  7,  775, 
Hefele  2,  397;  die  von  497  o.  498  hat  aus 
Anlass  des  Henotikons  einen  Theil  der  chalcedo- 
nensischen  Beschlüsse  approbirt,  a.  a.  0.  2,  624 ; 
ebenso  ist  die  von  518  für  den  ortliodoxen  Glau- 
ben eingetreten,  a.  a.  0.  S.  689.  Dagegen  hat 
die  Synode  von  638  die  Ekthesis  des  Kaisers 
Heraklius  gebilligt ,  a.  a.  0.  3,  181.  Vgl.  auch 
Anm.  4  in  Betreff  der  von  543. 

8  Die  Synode  von  448  hat  die  Anklage  gegen 
Eutyches  verhandelt  und  denselben  abgesetzt, 
Hefele  2,  320,  die  von  478  die  Absetzung  des 
Petrus  Fullo  von  Neuem  bestätigt  und  diesen 
anathematisirt,  a.  a.  0.  S.  603.  Ueber  die  Ver- 
handlung einer  anderen  Anklage  i.  J.  400  unter 
Chrysostomus  s.  a.  a.  0.  S.  513. 

9  So  die  Streitigkeit  zwischen  zwei  Bischöfen 
wegen  des  zu  Antiochien  gehörigen  Bisthums 
Bostra  auf  der  Synode  von  394,  Mansi  3,  851, 
und  ein  nicht  näher  bekannter  Zwist  zwischen 
dem  Metropoliten  von  Sardes  und  zweien  seiner 
Suffraganen,  Hefele  2,  320. 

10  S.  Anm.  4  in  Betreff  des  Bisthums  Bery- 
tus ;  über  die  Verhandlung  wegen  der  Beset- 
zung des  Bisthums  Larissa  auf  der  Synode  von 
531  s.  Hefele  2,  745. 

11  z.  B.  des  c.  2  Chalced.  gegen  simonistische 
Weihen  auf  der  Synode  von  459,  Mansi  7, 
911. 

12  Die  Synode  von  394  hat  beschlossen,  dass 
die  Absetzung  eines  Bischofes  nicht  von  3  Bi- 
schöfen, sondern  nur  von  der  ganzen  Provinzial- 
synode  ausgesprochen  werden  solle,  Mansi  3, 
854.  Die  c.  14  und  15  conc.  Antioch.  341,  aus 
welchen  sich  dies  ergiebt,  sind  dabei  nicht  be- 
rücksichtigt worden. 
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Man  hat  die  auvooot  £vo'/)[xooaaL  als  eine  abnorme  Art  von  Synoden  bezeichnet^. 
In  der  That  sind  sie  nicht  abnormer  als  alle  anderen  vorher  in  diesem  Paragraphen 
besprochenen  Synoden.  Sie  stehen  den  letzteren  darin  völlig  gleich,  dass  ihre  Theil- 
nehmer  nicht  durch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  einheitlich  organisirten  Sprengel, 
vielmehr  durch  andere,  davon  völlig  unabhängige  Umstände  bestimmt  worden  sind. 
Wie  bei  den  schon  vorhin  gedachten  Synoden  ihre  Bedeutung  auf  dem  sachlichen 
Gewicht  ihrer  Beschlüsse  und  der  dadurch  bedingten  Anerkennung  in  den  verschie- 
denen kirchlichen  Kreisen  beruhte,  so  war  dies  auch  bei  den  ouvo5oi  £vSrj[xouaaL  der 
Fall ,  nur  dass  ihr  Ansehen  noch  durch  die  Theilnahme  des  Patriarchen  von  Kon- 
stantinopel und  die  mehrfach  nicht  unbeträchtliche  Zahl  der  anwesenden  Bischöfe 
verstärkt  werden  musste.  Auf  diesen  Synoden  sind  öfters  Angelegenheiten  verhandelt 
worden,  welche  an  sich  von  der  Zuständigkeit  anderer  Verwaltungs-  und  Synodal- 
organe nicht  ausgeschlossen  waren.  Zum  Theil  sind  diese  ihnen  wohl  von  den  be- 
theiligten Bischöfen  selbst  zur  Entscheidung  unterbreitet  worden^,  was  um  so  weniger 
auffallen  kann,  als  die  Praxis  der  älteren  und  mittelalterlichen  Kirche  keineswegs  so 
strenge  auf  Innehaltung  der  Kompetenzbestimmungen  gehalten  hat,  dass  nicht  das- 
jenige, was  vor  eine  niedere  Synode  gehörte,  von  einer  höheren  hätte  erledigt  werden 
können,  und  dass  die  Mitwirkung  anderer  als  der  den  betheiligten  kirchlichen  Ver- 
bänden angehörigen  Bischöfe  für  unstatthaft  erachtet  worden  wäre  ^.  Theils  hat  es 
sich  um  Angelegenheiten  gehandelt ,  in  welchen  der  Patriarch  von  Konstantinopel 
vermöge  seiner  konkurrirenden  Jurisdiktion  in  den  Diöcesen  Thracien ,  Pontus  und 
Asia  proconsularis  zuständig  war  *,  und  für  deren  Erledigung  er  die  gerade  an  seinem 
Wohnsitze  anwesenden  Bischöfe  zur  Stärkung  seiner  Autorität  zuzog.  Endlich  haben 
auch  die  genannten  Patriarchen  bei  ihrem  Bestreben,  sich  die  oberste  kirchliche 
Leitungsgewalt  in  der  orientalischen  Kirche  zu  erringen  und  eine  solche  zu  bethätigen, 
offenbar  jede  günstige  Gelegenheit  zur  Abhaltung  derartiger  Synoden  benutzt,  weil  so- 
wohl der  Zusammentritt  der  letzteren  an  ihrem  Amtssitze  wie  auch  die  Verhandlung 
der  verschiedenartigsten  kirchlichen  Angelegenheiten  des  ganzen  Orients  auf  denselben 
unter  ihrem  Vorsitze  ihre  bevorrechtigte  Stellung  klar  zum  Ausdruck  bringen  musste. 

Diese  angeblich  abnorme  Erscheinung  der  ouvoSoi  lv57][xoi)aai  ist  weder  für  die 
römischen  Kaiserzeit  noch  für  die  spätere  Zeit  ohne  Analogie.  In  Rom  sind  ebenfalls 
seit  dem  5.  Jahrhundert  unter  dem  Vorsitz  der  Päpste  Konzilien  abgehalten  worden, 
welche  sich  der  hergebrachten  Dreitheilung  in  allgemeine,  Provinzial-  und  Diö- 
cesansynoden  nicht  einordnen  lassen,  da  an  ihnen  neben  den  italienischen  auch 
fremde  in  Rom  anwesende  Bischöfe  Theil  genommen  haben  ^.  Insbesondere  ist  dies 
der  Fall  gewesen,  wenn  kirchliche  Angelegenheiten  aus  fremden  Ländern  an  den 
römischen  StuhLzur  Entscheidung  gebracht  waren '5.    Auch  hat  später  mitunter  der 


^Hefelel,  4.  divetsis  pxovinclls  congregato"  ;    die  von  465,    1. 

2  So  bei  dem  1.  J.  394  (S.  530.  n.  9)  verhan-  c.  p.  159,  auf  welclier  mehrere  gallisclie  und 
delten  Streite,  da  der  Patriarch  von  Antiochien  afrikanische  Bischöfe  anwesend  waren,  die  von 
auf  dieser  Synode  anwesend  war.  679  wegen  der  Diöcesan-Eintheihmg  Englands,  an 

3  Das  zeigen  die  Paragraphen  üher  die  ver-  welcher  der  Bischof  von  Toul,  Mansill,  179; 
scMedenen  Arten  von  Synoden.  Hefele3,  119;    das  von   721  unter  Gregor  II, 

*  Th.  I.  S.  543.  577.  Mansi  12,  261;    He  feie  3,   362,  an  welcher 

^  Hierlier  gehört  die  Synode  unter  Hilarus  von  ein  spanischer ,  englischer  und  schottischer  Bi- 

462  zur  Verhandlung  südgallischer  Angelegen-  schof  sich  hetheiligt  haben. 

heiten,    ep.  Hilar.  ad  eplsc.  Yienn. ,    Thiel  1,  ^  Zu  solchen  Synoden  wurden  dann   die  Bi- 

142  :    „praesidente  fratrum  numeroso  concilio  ex  schöfe,  welche  die  betreffende  Angelegenheit  In 
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Papst  selbst  bei  wichtigen  Anlässen  und  in  dringenden  Lagen  im  eigenen  Interesse 
und  zu  seiner  Unterstützung  das  Erscheinen  fremder  Bischöfe  auf  solchen  Synoden 
veranlasst ' . 

Die  weitere  Entwicklung  dieser  römischen  Synoden  hängt  innig  mit  der  Gestal- 
tung des  Verhältnisses  des  Papstthums  und  des  Kaiserthums  zusammen  und  hat  da- 
her, weil  dieselben  dadurch  einen  eigenthümlichen  Charakter  angenommen  haben, 
ihre  Behandlung  an  anderer  Stelle  2  finden  müssen. 

Die  Zeit  vom  10.  Jahrhundert  ab.  Nach  dem  Verfall  des  karolingischen 
Reiches  haben  in  Frankreich  während  der  Zeit  des  Verfalls  der  königlichen  Macht 
die  Nationalsynoden  ihre  frühere  Aufgabe  nicht  mehr  erfüllen  können.  Das  König- 
thum  musste  gegenüber  den  mächtigen  Grossen  eine  Anlehnung  an  Deutschland 
suchen ,  und  die  hohen  geistlichen  Würdenträger  waren  darauf  angewiesen,  die  er- 
forderlichen kirchlichen  Massnahmen  selbst  zu  treffen  und  in  der  allgemeinen  Ver- 
wirrung sich  selbst  zu  helfen.  Diese  Verhältnisse  haben  den  Zusammentritt  einer 
Reihe  von  Synoden  veranlasst,  welche  sich  nur  unter  die  hier  zu  besprechende  Kate- 
gorie einreihen  lassen. 

Abgesehen  von  der  Synode  zu  Coblenz,  welche  922  auf  Geheiss  des  deutschen 
Königs  Heinrich  I.  und  Karls  d.  Einfältigen  zusammengetreten  ist,  auf  welcher  in- 
dessen nur  einzelne  deutsche  Bischöfe,  aber  keine  französischen  erschienen  sind^, 
tritt  die  Schwäche  des  französischen  Königthums,  welches  sowohl  die  Hülfe  Ottos  I. 
wie  die  des  Papstes  in  Anspruch  zu  nehmen  genöthigt  war,  deutlich  aus  den  wegen 
des  Streites  über  das  Rheimser  Erzbisthum  in  Folge  der  Intrusion  Hugos,  Sohnes 
des  Grafen  von  Vermandois,  abgehaltenen  Synoden  hervor.  Nachdem  über  diese 
Angelegenheit  auf  zwei  Synoden,  zu  Verdun  947  und  Mouson  948,  welche  von 
den  Bischöfen  verschiedener  Provinzen  besucht  waren,  verhandelt  worden  war'*, 


Rom  betrieben,  zugezogen,  so  4  afrikanische 
Bischöfe  zu  der  Synode  von  487  0.  488  unter 
Felix  I  wegen  der  Verhältnisse  der  afrikanischen 
Kirche,  Hef  ele  2,  615.  Vgl.  auch  die  vor.  Anm. 

1  So  Stephan  III  (IV)  die  Betheiligung  frän- 
kischer Bischöfe  an  der  Lateransynode  von  769, 
Mansi  12,  713;  Abel  Karl  d.  Gr.  1,  51; 
Hef  ele  3,  434,  s.  auch  Th.  I.  S.  228. 

2  In  §.  175  über  die  Generalsynoden  (S.  517  ff.) 
und  in  ^.  177  über  die  Nationalsynoden. 

3  LL.  2, 16  :  „lussu .  .  .  Karoli  videlicet  etHen- 
rici  regum  .  .  .  congregati  sunt  episcopi  numero  8 
(Köln,  Mainz,  Würzburg,  Minden ,  Osnabrück, 
Worms,  Strassburg  und  Paderborn)  cum  abba- 
tibus  aliisque  sacri  ordinis  viris  quam  plurimis". 
Dass  die  Könige  selbst  anwesend  waren,  ist  wohl 
nicht  anzunehmen,  s.  Waitz  ,  Heinrich  I.  Berlin 
1863.  S.  67.  68.  So  ist  diese  Synode  gar  kein 
französisches  Konzil  geworden,  aber  auch  nicht 
einmal  eine  deutsche  Reichssynode  gewesen. 
Ihre  Beschlüsse  beziehen  sich  auf  Ehehinder- 
nisse, bischöfliche  Gerichtsbarkeit,  Verhältnisse 
der  Bischöfe  zu  den  Mönchen  und  Anstellung 
der  Geistlichen  durch  Laien.  Vgl.  Phillips, 
die  grosse  Synode  von  Tribur.  Wien  1865.  S.  51. 
70. 

*  lieber  die  Synode  von  Verdun,  die  nach  vor- 
heriger Verabredung  zwischen  Otto  und  Ludwig 
von  Frankreich,  andererseits  Hugos  v.  Verman- 


dois abgehalten  ist,  Flodoardi  ann.  a  947,  SS. 
3,  394;  Richer.  bist.  II,  65,  1.  c.  p.  602,  syn. 
Ingelh.  948,  LL.  2,  94;  Köpke -D  um  mler 
Ottod.  Gr.  S.  157,  vgl.  diecitirten,  insb.  Flodoard. 
1.  c:  „Synodus  Virduni  habita  est,  praesidente 
Rotberto  Treverensi  praeside,  (in  der  Eigenschaft 
als  päpstlicher  Legat)  cum  Artoldo  Remensi 
(dem  Gegner  des  intrudirten  Hugo),  Odalrico 
Aquensi  (s.  über  ihn  Köpke-Dümmler  S. 
257) ,  Adalberone  Mettensi ,  Gosleno  Tullensi, 
Hildebaldo  Transrhenensi  (von  Münster),  Is- 
raele  Brittone  (s.  a.  a.  0.  S.  157),  — .  (so  dass 
also  wesentlich  nur  die  Provinz  Trier  und  Köln 
vertreten  war)  —  praesente  Brunone  abbate  fratre 
regis  Othonis .  .  .  cum  aliis  quibusdam  .  .  .  abba- 
tibus.  Ad  quam  Hugo  episcopus  evocatus .  . .  ve- 
nire noluit.  Universa  vero  synodus  .  .  .  Ar- 
toldo Remense  tenendum  adiudicavit  episcopium. 
Indicitur  iterum  synodus.  Anno  948  synodus 
praedicta  celebratur  ante  prospectum  castri  M  0  - 
somi  a  .  .  Rotberto  ceterisque  Trevirensis 
dioeceseos  episcopis  et  aliquibus  Remensibus  .  . 
iudicatum  est  .  .,  ut  Artoldo  praesule  retinente 
communionem  et  parrochiam  Remensem  Hugo, 
qui  ad  duas  iam  synodos  evocatus  venire  con- 
tempserat,  a  communione  et  regimine  Remensis 
episcopii  abstineret,  donec  ad  universalem 
s  y  n  0  d  u  m  ,  quae  indicebatur  kalendas  Augusti 
sese  purgaturus ,   occurreret",  vgl,  auch  Richer. 
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wurde  noch  in  dem  eben  gedachten  Jahr  von  Otto  I.  im  Einverständniss  mit  dem 
päpstlichen  Legaten  und  mit  König  Ludwig  (ultramarinus)  ein  neues  Konzil  zu  Ingel- 
heim in  Gegenwart  beider  Könige  versammelt.  Dasselbe  war  von  einer  Reihe  deut- 
scher Erzbischöfe  und  Bischöfe,  aber  nur  von  wenigen  französischen  besucht  i,  resti- 
tuirte  Artold  unter  Exkommunikation  seines  Gegners,  und  stellte  im  Interesse  Ludwigs 
einen  besonderen  Kanon  zum  Schutze  der  königlichen  Gewalt  gegen  den  Herzog 
Hugo,  zu  dessen  Partei  der  Erzbischof  Hugo  von  Rheims  gehörte,  auf  2.  An  dasselbe 
schloss  sich  endlich  eine  weitere  zur  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Ingelheimer  Ver- 
sammlung vom  Legaten  nach  Trier  ausgeschriebene  Synode  an,  zu  welcher  sich  ausser 
dem  Erzbischof  von  Trier  nur  Artold  von  Rheims  und  drei  seiner  Suffraganen  ein- 
fanden 3,  und  welche  den  Herzog  Hugo ,  sowie  mehrere  von  Hugo  von  Rheims  kon- 
sekrirte  Bischöfe  in  den  Bann  that. 

Ihrer  Berufung  und  Zusammensetzung  nach  sind  diese  Synoden  den  damaligen 
deutschen  Reichssynoden  verwandt,  aber  ihre  Eigenthtimlichkeit  besteht  darin,  dass 
sie  nicht  deutsche,  sondern  französische  Angelegenheiten,  welche  freilich  das  deutsche 
Interesse  nahe  berührten,  verhandelt  haben. 

Ausser  diesen  Synoden  sind  im  10.  und  im  11.  Jahrhundert  auf  französischem 
Boden  eine  Reihe  von  Synoden  gehalten  worden,  auf  welchen  von  den  Bischöfen  ver- 
schiedener Provinzen  allgemeine,  ihre  Sprengel  betreffende  gemeinsame  Massnahmen 
beschlossen  ^,  sowie  auch  Verwaltungsangelegenheiten  ^  und  Streitsachen  erledigt  wor- 
den sind  ^. 


bist.  II.  67,  Köpke-Dümmler  S.  161  ;  He- 
fele  4,  535. 

1  Rieh.  hist.  II.  68;  SS.  3,  603:  „Mittitur  .  .  . 
Marinus ,  d.  papae  vicarius ,  ad  Ottonem  regem, 
oh  evocandam  .  .  .  universalem  sinodum. 
Diriguntur  et  epistolae  specialiter  aliquot  epis- 
copis  tam  Germauiae  quam  Galliae  ...  II.  69 : 
„luterea  statuto  tempore  sinodus  universa- 
lis collecta  est  ex  praecepto  Agapiti."  syn.  In- 
gelh.  a.  948,  LL.  2,  24:  „ipso  (Ottone  rege)  cum 
rege  Ludovico  in  praeseutia  maneute,  .  .  gene- 
ralis synodus  ..  collecta  est,  praesidente 
.  .  .  Agapiti  papae  aprocrisiario  .  .  et  coiisidenti- 
bus  archiepisoopis  (von  Köln,  Mainz,  Trier, 
Hamburg,  Salzburg,  sowie  auch  des  betheiligten 
Artold  von  Rheims ,  ferner  einiger  20  Bischöfe, 
darunter  allein  2  Suffraganen  von  Rheims, 
sonst  nur  deutscher  und  einiger  dänischer), 
cum  coetu  abbatum,  canonicorum  necnon  mona- 
chorum";  vgl.  Flodoärd  1.  c.  ;  Köpke-Dümm- 
ler S.  162  ff. 

2  c.  1.  LL.2,  25  :  „Nullus  deinceps  regiam  po- 
testatem  praesumat  populari  seu  aliquam  per- 
fldiae  maculam  sibi  fallaciter  exhibere". 

3  Flodoärd  a.  948 :  „ceterorum  vero  Lotharien- 
sium  vel  Germanorum  praesulum  illic  invenere 
neminem.";  Richer.  II.  82,  SS.  3,  606;  Köpke- 
Dümmler  S.  165;  Hefele4,  597. 

4  So  zu  Narbonne  902,  Mansi  18,  219:  „cum 
.  .  .  pro  diversis  commoditatibus  s.  matris  ec- 
clesiae  .  .  .  archiepiscopi  Rostagnus  Arela- 
tensis  cathedrae  et  Arnustus  primae  Narbonae 
cum  universis  Gothiae  Spaniaeque  atque  Pro- 
vinciae  compraesulibus  .  .  consideremus",  unter 
dem  Vorsitz  des  Erzbischofs  v.  Arles  „in  quo 
peudebat  .  .  .  generaliter   totius   nostri  concilii 


discretio";  Chalons  a.  d.  Saone  915  von  den  Erz- 
bischöfen von  Lyon,  Narbonne  und  Besan^on 
und  einzelnen  ihrer  Suffraganen,  1.  c.  p.  325;  zu 
Anse  bei  Lyon  994,  Mansi  19,  99.  177,  von 
den  Erzbischöfen  von  Lyon  (nebst  3  Suffraga- 
nen) ,  von  Vienne  (nebst  3  Suffraganen) ,  von 
Tarantaise  (mit  einem  Suffraganen)  und  einem 
Suffraganen  von  Narbonne,  welche  Reformkano- 
nes  über  den  Umgang  der  Priester  mit  Weibern, 
die  Jagden  der  Geistlichen,  die  Sonntagsfeier 
u.  s.  w.  aufstellte ;  Toulouse  von  1020  von  den 
Erzbischöfen  von  Narbonne  und  Auch  mit  3  Suf- 
fraganen, Androhung  der  Exkommunikation  ge- 
gen einen  gewissen  Aberglauben,  Mansi  19, 
389.  Was  auf  der  Synode  von  Chateau-Thierry 
von  933  „congregatis  nonnullis  Franciae  vel 
Burgundiae  praesulibus  cui  praesederunt  .  .  . 
antistes  Remorum  et  Turonensis  episcopus",  1. 
c.  18,  374  verhandelt  ist,  wissen  wir  nicht. 

5  Anse  994  (s.  vor.  Note)  :  Bestätigung  der 
Besitzungen  von  Clugny  und  der  Gründung  eines 
Kollegiatstiftes. 

6  Narbonne  902  Streit  wegen  Zehnten  und 
Kirchen  ,  Chalons  915  (Streit  wegen  Parochial- 
zugehörigkeit  (s.  Anm.  4),  Meaux  962,  Flodoärd. 
ann.  SS.  3,  405  :  „synodus  XIII  episcoporum  .  . . 
ex  Remensi  .  .  ac  Senonensi  diocesi",  auf  wel- 
cher nach  dem  Tode  Artolds  von  Rheims  das 
Bisthum  von  Hugo  gefordert  (s.  o.  S.  532),  aber 
Anfrage  beim  Papste  beschlossen  wird,  s.  auch 
Köpke-Dümmler  S.  308;  Compiegne  999 
von  den  Erzbischöfen  von  Rheims  und  Tours  zur 
Verhandlung  einer  Anklage  gegen  den  Bischof 
von  Laon,  Mansi  19,  241;  He  feie  4,  655; 
Anse  1025  von  den  Erzbischöfen  von  Lyon  (mit 
3    Suffraganen) ,    Vienne    (mit    3) ,    Tarantaise 
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Weiter  gehören  liicrlier  einzelne  der  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  bei  der 
damaligen  Zerrüttung  Frankreichs  von  dem  Episkopat  verschiedener  Provinzen  ver- 
anstalteten Konzilien  zur  Herstellung  des  Friedens  und  zur  Befestigung  des  Glau- 
bens ^  sowie  im  Anschluss  daran  einzelne  derjenigen  Synoden,  welche  zuerst  den 
Gottesfrieden  eingeführt  und  nähere  Bestimmungen  über  denselben  getroffen  haben  ^. 

Fast  gleichzeitig  hatte  das  Papstthum  seine  reformatorische,  auf  Emancipation 
von  der  weltlichen  Gewalt  abzielende  Thätigkeit  begonnen.  Zur  Durchführung  der 
auf  den  früher  besprochenen  Generalsynoden  erlassenen  Anordnungen  wurden  seit 
dieser  Zeit  von  Rom  aus  in  die  verschiedenen  Provinzen  päpstliche  Legaten  ent- 
sendet, um  in  denselben  zu  dem  gedachten  Zwecke  Konzilien  zu  veranstalten  '\  Dazu 
sind  von  ihnen  ftir  die  Regel  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  mehrerer  benachbarter 
Provinzen  berufen  worden.  Die  grösste  Zahl  dieser  Synoden  hat  in  Burgund  und 
Frankreich  getagt  4,  während  nur  verhältnissmässig  wenige  auf  die  übrigen  Länder 


(mit  einem),  einem  Suffraganen  von  Sens  und 
einem  von  Narbonne,  wo  dem  Abt  von  Clugny 
das  Recht  der  Exemtion  vom  Diöcesanbiscbof 
abgesprochen  wurde,  1.  c.  19,  423. 

1  Kluckhohn,  Gesch.  d.  Gottesfriedens. 
Leipzig  1857.  S.  28  ff.;  Hef  ele  4,  697. 

2  Das  älteste  auf  den  Gottesfriedon  bezügliche 
Dokument,  ein  Schreiben  des  Erzbischofs  von 
Arles  „cum  B.  Avenionensi  et  N.  Nicensi  episco- 
pis  necnon  .  .  abbate  d.  Odilone  una  cum  Om- 
nibus episcopis  et  abbatibus  et  cuncto  clero  per 
uuiversam  Galliam  inhabitantibus"  an  Bischöfe 
und  Klerus  in  Italien,  von  1041,  Mansi  19, 
593  ;  Kluckhohn  S.  48,  ist  wahrscheinlich  in 
Folge  der  Beschlüsse  einer  grösseren  südfranzö- 
sischen Synode  erlassen,  Hef  ele  4,  699; 
Steindorff ,  Heinrich  HI  1,  137.  Weiter  ge- 
hört hierher  die  Synode  von  Montriond  von  1041 
in  der  Diöcese  Lausanne,  welche  die  Erzbischöfe 
von  Vienne  und  Besangen  mit  ihren  Suffraganen 
gefeiert  haben,  Steindorff  a.  a.  0.  S.  139  ff.; 
v.  Narbonne  1043,  Mansi  14,  601,  von  den 
Erzbischöfen    von    Narbonne   und   Arles    nebst 

'Suffraganen;  St.  Giles  bei  Narbonne  1050,  von 
den  Erzbischöfen  von  Arles,  Vienne  und  Bischö- 
fen aus  den  Provinzen  Narbonne,  Bourges  und 
Embrun,  1.  c.  p.  843  abgehalten. 

3  Vereinzelt  ist  es  auch  vorgekommen  ,  dass 
der  Papst  selbst  bei  seiner  Abwesenheit  von 
Rom  ein  solches  gehalten  hat,  so  ürban  II  das 
Konzil  von  Bourges  1095  mit  den  Erzbischöfen 
von  Lyon,  Bourges,  Bordeaux  und  Pisa,  sowie 
einzelnen  französischen  Bischöfen,  auf  welchem 
der  Bischof  von  Limoges  abgesetzt  worden  ist, 
Mansi  20,  918. 

*  Zu  Lyon  1055,  Mansi  19,  837,  gehalten  von 
Hildebrand  als  Legaten,  auf  welcher  offenbar  süd- 
französische Erzbischöfe  ,  Bischöfe  und  Prälaten 
versammelt  waren  und  simonistische  Bischöfe  ab- 
gesetzt worden  sind;  —  Toulouse  1056  von  den 
Erzbischöfen  von  Arles  und  Aix  als  päpstlichen 
Legaten  mit  dem  Erzbischof  von  Narbonne,  so- 
wie Bischöfen  aus  den  genannten  Provinzen  und 
den  Provinzen  Auch  und  Bordeaux ,  insbe- 
sondere gegen  Simonie  und  Konkubinat,  1.  c.  p. 
847.  —  Vienne  und  Tours  1060  zu  demselben 
Zweck ,  über  deren  Zusammensetzung  nichts 
näheres  bekannt  ist ,    1.  c.  p.  925 ;    —    Chalons 


1063  von  Petrus  Damiani  als  Legaten  und  von 
13  Bischöfen,  auf  welcher  die  Exemtion  Clugnys 
bestätigt  wurde,  1.  c.  p.  1026;  —  Toulouse 
1067  von  dem  Legaten  Hugo  Candidus  „cum 
XI  episcopis  et  abbatibus  pluribus  cum  religio- 
sis  clericis  et  laicis"  gegen  Simonie,  auf  welcher 
die  Erzbischöfe  von  Auch  und  Bourges ,  ferner 
Bischöfe  aus  diesen  und  den  Provinzen  Narbonne 
und  Bordeaux  anwesend  waren,  1.  c.  p.  1065;  — 
Bordeaux  1068  unter  einem  päpstlichen  Legaten 
mit  Bischöfen  aus  den  Provinzen  Bordeaux,  Tours 
und  Bourges,  1.  c.  p.  1067.  —  Chalons  1072, 
desgleichen  mit  den  Erzbischöfen  von  Lyon, 
Vienne  und  Besangen,  Suffraganen  derselben  und 
Aebten,  Mansi20,  47.  —  Autun  1077,  beru- 
fen von  dem  Legaten  Hugo  v.  Die,  Berufungs- 
schreiben für  den  Erzbischof  von  Tours,  1.  c.  20, 
491  :  „te  .  .  apostolica  auctoritate  vocamus  et  per 
te  tuos  suffraganeos  episcopos ;  tuos  etiam  uti- 
liores  clericos  et  abbates  .  .  .  venire  praecipi- 
mus'' ;  geladen  waren  auch  die  Erzbischöfe  von 
Bordeaux  und  Besangen  s.  auch  Hugon.  Diens.  ad 
Gregor.  VII.  c.  p.  488;  Gregor.  VII.  reg.  IV.  22, 
Jaffemou.  Gregor,  p.  272,  Hefele  5,101  (üb. 
d.  Zusammensetz.  d.  i.  J.  1076  und  1077  vorher 
V.  dems.  Legaten  zu  Anse,  Clermont  u,  Dijon  ab- 
gehaltenen Synoden,  ist  nichts  bekannt,  Mansi 
I.e.  p.481;  Hefele  a.  a.  0.}.  —  Poitiers  1078 
berufen  von  dem  genannten  Legaten,  auf  welcher 
die  Erzbischöfe  von  Tours  und  Lyon  anwesend,  zu 
der  aber  auch  noch  dei  Erzbischof  von  Besangen 
geladen  war;  Suspensionen  von  Prälaten  und 
Kauones  gegen  Simonie,  Priester  -  Konkubinat 
und  Kinder,  Mansi  20,  495  —  ebenso  Lyon 
1080 ,  auf  welcher  Erzbischof  Manasse  von 
Rheims  abgesetzt  wurde,  über  deren  Theilnehmer 
zwar  nichts  näheres  bekannt,  welche  aber  wohl 
kaum  eine  Provinzialsynode  gewesen  ist,  Greg. 
Vn  reg.  VIL  12.  20,  1.  c.  p.  394.  411  u.  p. 
559;  Hefele  5,  133;  —  Bordeaux  1080,  zwei 
päpstliche  Legaten,  Erzbischöfe  von  Bordeaux, 
Tours  und  Auch,  einzelne  Suffraganen  derselben 
und  Aebte,  Mansi  20,  529.  551;  —  Avignon 
1080,  [nichts  näheres  über  die  Theilnehmer,  1. 
c.  p.  554).  —  Saintes  1080 ,  päpstlicher  Legat 
mit  den  Erzbischöfen  von  Bordeaux,  Vienne, 
Bourges  und  Tours,  sowie  einzelnen  Suffraganen 
derselben  und  Aebten,  1.  c.  p.  571.  —  Issoudon 
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entfallen  ^.     In  Deutschland  insbesondere  waren  die  Reichssynoden  länger  als  in 
Frankreich  in  Uebung  geblieben ,  auch  hatte  Heinrich  III.  die  päpstlichen  Reform- 


tei  Bourges  1081,  Legat,  Erzbischof  von  Bour- 
ges,  Sens,  Tours  und  Bordeaux  mit  einzelnen 
Suffraganen,  1.  c.  p.  579.  —  Meaux  1081,  zwei 
Legaten,  Erzbiscliof  von  Bourges  und  Suffraga- 
nen der  Provinzen  Lyon,  Vienne,  Sens  und 
Rheims,  1.  c.  p.  583;  Hefele  5,  143.  —  Tou- 
louse 1090,  Bernold.  chron.  Mansi  20,  733; 
SS.  5,  450:  „Urbanus  (II)  generalem  slno- 
dum  cum  episcopis  diversarum  provinciarum  per 
legatos  suos  .  .  .  collegit  ibique  multa  in  ec- 
clesiasticis  causis  quae  corrigenda  erant,  correxit. 
In  qua  sinodo  Tolosanus  episcopus  de  illatis 
criminibus  expurgatur  et  legatio  pro  restauranda 
christianitate  in  Toletana  civitate,  rege  Hispano- 
rum  hoc  supplicante,  destinatur";  —  Bordeaux 
1093,  Erzbischof  von  Bordeaux,  zugleich  päpst- 
licher Legat,  mit  dem  Erzbischof  von  Auch  und 
Suffraganen  beider  Provinzen,   Mansi  20,  751. 

—  Autunl094,  Bernold.  chron.,  SS.  5,  461: 
„congregatum  est  generale  concilium  a  . . .  Hu- 
gone  Lugdun.  archiepiscopo  et  sedis  apostolicae 
legato  cum  archiepiscopis  et  abbatibus  diversa- 
rum provinciarum.  In  quo  concilio  rcnovata  est 
excommunicatio  in  Henricum  regem  et  in  Wiber- 
tum  sedis  apostolicae  invasorem  et  in  omnes  eo- 
rum  complices.  Item  rex  Galliarum  Philippus 
excommunicatus  est,  eo  quod  vivente  uxore  sua 
alteram  superinduxit.  Item  simoniaca  heresis  et 
Incontinentia  sacerdotum  sub  excommunlcatione 
damnata  est.  Item  monachis  interdictum,  ne. .  ., 
parroechialium  sacerdotum  ofücia  in  parroechiis 
usurpent^*";  chron.  Virdon.,  Mansi  20,  299: 
„concilium  XXXII  episcoporum  .  .  .  cui  etiam 
interfuerunt  abbates  quamplurimi  et  viri  reli- 
giosi" ;  —  Saintes  1096,  Erzbischof  von  Bordeaux 
als  päpstlicher  Legat,  im  Ganzen  43  Erzbischöfe, 
Bischöfe  und  Aebte,  darunter  vertreten  die  Pro- 
vinzen Bordeaux,  Auch  und  Tours,  Mansi 
20,  931.  —  Bordeaux  1098  in  ähnlicher  Zusam- 
mensetzung wie  die  eben  angeführte ,  1.  c.  p. 
955.  957.  —  Anse  1100,  Erzbischof  von  Lyon 
als  päpstlicher  Legat,  mit  Erzbischöfen  von  Tours 
und  Bourges  und  Suffraganen  von  Sens  (Friedens- 
edikt, Verhandlungen  wegen  eines  Kreuzzugs) 
1.  c.  p.  1121. —  Valence  1100,  von  2  päpstlichen 
Legaten  gehalten,  Hugo Flav.,  Mansi  20,  1115: 
„ad  quod  convenerunt  archiepiscopi ,  episcopi, 
abbates  numero  24  occurrentibus  legatis  .  .  Lug- 
dun, archiepiscopi,  quia  ipse  inflrmabatur"  (An- 
klage wegen  Simonie).  —  Poitiers  1100,  Beru- 
fungsschreiben der  beiden  päpstlichen  Legaten 
an  den  Bischof  von  Arras,  1.  c.  p.  1125 :  „  ut  .  . . 
cum  abbatibus  tuis  venias",  Entschuldigungs- 
schreiben des  ebenfalls  berufenen  Bischofs  von 
Le  Mans,  1.  c;  die  Zahl  der  erschienenen  Erz- 
bischöfe, Bischöfe  und  Bischöfe  wird  theils  auf 
80,  theils  auf  140,  1.  c.  p.  1117  und  1120  ange- 
geben, Kanones  insbesondere  gegen  Laien-Inve- 
stitur und  Simonie,  1.  c.  p.  1122,  Verhandlung 
der  Ehesache  Königs  Philipp,  Hefele  5,  234. 

—  Troyes  1104,  päpstlicher  Legat  mit  den  Erz- 
bischöfen von  Rheims,  Sens  und  Tours  (Anklage 
eines  Bischofs  wegen  Simonie),  Mansi  20, 
11'79;    —   Beaugency  1104,   päpstlicher  Legat, 


Erzbischöfe  und  Suffraganen  von  Sens  und 
Rheims  (Ehesache  des  Königs  von  Frankreich) 
Mansi  20,  1183.  —  Paris  1104  im  päpstlichen 
Auftrage  von  den  genannten  Erzbischöfen  und 
Bischöfen  zur  Absolution  des  Königs  abgehalten, 
1.  c.  p.  1193,  Hefele  5,  246;  —  Poitiers  1106, 
abgehalten  von  einem  päpstlichen  Legaten 
(concilium  pleiium)  behufs  Aufforderung  zum 
Kreuzzug,  Mansi  20,  1207;  —  London  bei  Poi- 
tiers 1109,  päpstlicher  Legat,  Erzbischof  von 
Bordeaux  und  Suffraganen  desselben ,  sowie  der 
Provinz  Tours,  L  c.  21,  1  ;  Hefele  5,  265.  — 
Fleury  1110,  päpstlicher  Legat  mit  den  Erzbi- 
schöfen von  Sens,  Rheims,  Tours  und  Bourges 
„cum  episcopis  et  abbatibus  suis",  Mansi  21, 
11 ;  Vienne  1112,  Erzbischof  v.  Vienne,  zugleich 
päpstlicher  Legat  und  andere  Eizbischöfe ,  Bi- 
schöfe und  Aebte,  Kanonen  gegen  die  Laien-In- 
vestitur, Verurtheilung  des  von  Paschalis  II  i.  J. 
1111  Heinrich  V  ausgestellten  Privilegs  und  Ex- 
kommunikation des  letzteren,  1.  c.  p.  73.  76 ;  s. 
auchTh.  L  S.  305.  n.  1 ;  —  Beauvais  1114, 
päpstlicher  Legat  mit  den  Erzbischöfen  von 
Rheims,  Bourges  und  Sens,  Mansi  21,  121. 
124:  „et  suffraganeis  eorum  multisque  aliis  sy- 
nodalibus  viris"  (worunter  wohl  die  Aebte 
und  Prälaten  zu  verstehen  sind ;  Exkommunika- 
tion Heinrichs  V,  Kanones  zum  Schutz  der  Kir- 
chengüter, insbesondere  über  die  Verjährung  von 
Jahr  und  Tag),  zugleich  Ansetzung  einer  neuen 
Synode  zu  Soissons  zur  Erledigung  der  Abdan- 
kungssache des  Bischofs  von  Amiens ,  1.  c.  p. 
123.  127;  Hefele  5.  294.  —  Rheims  1115 
päpstlicher  Legat  jedenfalls  mit  den  Erzbischö- 
fen von  Rheims,  Sens,  Bourges,  1.  c.  p.  129. 
131  :  „frequentissima  synodus"  (Exkommunika- 
tion Heinrichs  V).)  — 

1  In  Italien  waren  es  die  Päpste  selbst, 
welche  behufs  Durchführung  ihrer  Reformen  die 
schon  §.  175.  S.  517  ff.  besprochenen  General- 
synoden abgehalten  haben. 

Nachweisbar  ist  nur  eine  Synode,  welche  der 
Erzbischof  Anselm  IV  von  Mailand  „cum  episco- 
pis catholicis  suffraganeis  suis  et  reliquis  tam 
Galliae  (dem  Erzbischof  von  Arles)  quam  Lom- 
bardiae"  im  Interesse  der  Reform  und  gegen  die 
dem  Kaiser  anhängenden  Bischöfe  1098  gehalten 
hat,  Mansi  20,  224. 

An  spanischen  Synoden  —  die  zu  Compo- 
stella  von  1056,  Mansi  19,  855,  Hefele  4, 
790,  unterschrieben  von  den  Bischöfen  von  Com- 
postella,  Dumium  und  Lugo  ist  bei  der  für  diese 
Zelt  nicht  sicheren  Metropolitaneintheilung 
ihrem  Charakter  nach  nicht  bestimmbar,  und 
wenngleich  sie  ebenfalls  Reformkanones  aufge- 
stellt hat,  so  hängen  diese  doch  mit  den  damals 
von  Rom  ausgehenden  Bestrebungen  nicht  zusam- 
men —  kommt  ein  von  dem  Legaten  Hugo  mit 
den  Erzbischöfen  von  Narbonne  und  Auch,  und 
deren  Suffraganen  —  Gerona  gehörte  damals  zu 
Narbonne  —  sowie  mehreren  Aebten  in  Gegen- 
wart des  Grafen  von  Barcelona  zu  Gerona  1068 
gehaltenes  Reform concil  gegen  Simonie,  Prie- 
sterkonkubinate  u.  s.  w.,  Mansi  19,   1069  in 
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bestrebungcn  seinerseits  durch  solche  unterstützt.  Als  aber  später  der  Konflikt  zwi- 
schen der  Kurie  und  Heinrich  IV.  ausgebrochen  war ,  suchte  der  letztere  nach  wie 
vor  mit  den  von  ihm  einberufenen  Synoden  den  päpstlichen  Anforderungen  entgegen- 
zutreten ,  ja  nachdem  ein  Theil  der  Bischöfe  den  anfänglichen  Widerstand  gegen  die 
vom  Papst  entsandten  Legaten  aufgegeben  hatte,  und  dem  König  ein  Gegenkönig 
gegenübergestellt  war ,  wurden  von  diesem  im  Verein  mit  den  päpstlichen  Legaten 
ebenfalls  nach  Art  der  früheren  Reichskonzilien  grössere  Synoden  abgehalten  ^ 

Erst  gegen  Ende  des  Investiturstreites,  als  sich  der  Kampf  zwischen  Heinrich  V. 
und  Gelasius  IL  von  Neuem  verschärft  hatte,  gelang  es  dem  päpstlichen  Legaten 
während  der  Abwesenheit  des  Kaisers  zwei  Synoden  in  Deutschland  im  J.  1118, 
nämlich  eine  zu  Köln  und  eine  zu  Fritzlar,  zu  versammeln,  um  über  denselben  und 
seine  Anhänger  das  Anathem  aussprechen  zu  lassen  2. 

Seit  der  ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  schliessen  sich  an  diese  Konzilien 
eine  Reihe  von  Synoden  an ,  zu  welchen  die  Bischöfe  verschiedener  Provinzen  eben- 
falls von  päpstlichen  Legaten  berufen  worden  sind.  Sie  haben  den  Zweck  gehabt, 
Angelegenheiten,  bei  welchen  der  päpstliche  Stuhl  eine  Entscheidung  beanspruchen 
konnte,  vorzubereiten,  zu  berathen  oder  auch  definitiv  zu  erledigen'^.  Weiter  sind 
von  den  Legaten  auch  solche  Synoden  abgehalten  worden,  um  wichtige,  die  ganze 
Kirche  mitberührende  ^  oder  Angelegenheiten  von  spezieller  oder  lokaler  Bedeutung 


Betracht.  Ob  die  weiteren  Konzilien  zu  Geroua 
1101  und  zu  Husillos  von  1104,  Mansi  20, 
1134.  1185;  Hefele  5,  236.  246  in  die  be- 
sprochene Kategorie  fallen ,  lässt  sich  nicht 
genau  feststellen.  Im  übrigen  ist  hier  die  Ein- 
führung der  Reformen  unter  der  Betheiligung  der 
weltlichen  Fürsten  auf  Konzilien  erfolgt,  wel- 
cher §.  177  unter  den  Reichssynoden  gedacht  ist. 
Aus  dem  12.  Jahrhundert  gehören  hierher  meh- 
rere vom  Erzbischof  von  Compostella  als  päpst- 
lichem Legaten  1121  und  1124  gehaltene  Sy- 
noden. Gams,  Kirchengesch.  Spaniens,  III.  1. 
S.  91.  95. 

In  England,  wo  das  Königthum  an  dem  Be- 
rufungsrecht der  Landessynoden  festgehalten  hat, 
und  die  päpstlichen  Legaten  nur  mit  königlicher 
Erlaubuiss  das  Land  betreten  durften ,  waren 
derartige  Synoden ,  wie  sie  in  Burgund  und 
Frankreich  vorgekommen  sind,  ausgeschlossen, 
s.  u.  §.  177. 

1  Vgl.  §.  177. 

2  Zu  Köln  war  jedenfalls  der  Bischof  von 
Mainz  anwesend,  Jaffe,mon.  Bamb.  324,  aber 
auch  eine  Anzahl  anderer  deutscher  Bischöfe, 
unter  diesen  der  Erzbischof  von  Salzburg,  vita 
Theogeri  IL  13,  SS.  12,  472;  ann.  Colon,  max. 
a.  1118,  SS.  17,  752  („episcopi  Saxoniae"),  vgl. 
auch  Ekkehard.  chron.  a.  1119,  SS.  6,  254. 

Fritzlar,  Scheffer-Boic hörst  ann.  Pa- 
therbrun.  Innsbruck  1870  p.  135  :  „deinde  cum 
ilsdem  Fridiclariam  se  transtulit  (der  Legat)  et 
adiunctis  sibi  Maguntino  et  Coloniensi,  Traiec- 
tensi,  Monasteriensi,  Osnabrugensi ,  Cicensi, 
Merseburgensi  et  Spirensi  episcopis,  ibidem  con- 
cilium  celebrat  et  imperatorem  cum  idolo  suo  et 
Omnibus  sibi  adhaerentibus  excommunicat" ;  vgl. 
Jaffö  1.  c.  p.  323.  325;  Jaffe'mon.  Mogunt. 
p.  389. 


3  1120  Beauvais  mit  den  Erzbischöfen  von 
Rheims,  Tours  und  Sens  (?),  Suffraganen  dersel- 
ben, „abbatum,  archidiaconorum,  praepositorum 
et  copiosa  cleri  multitudo",  Mansi  21,  259. 
262  (Heiligsprechung  des  Bischofs  Arnulf  von 
Soissons);  1127  Worms,  Suffragane  von  Trier 
und  Mainz,  Bernhard!,  Lothar  von  Supplin- 
burg  S.  130  (Verhandlung  gegen  den  simonisti- 
schen Bischof  Gottfried  v.  Trier);  1128  Troyes, 
Erzbischöfe  von  Rheims  und  Sens,  Suffraganen 
derselben  und  Aebte  des  Cistercienser-Ordens, 
Mansi  21,  357;  Hefele  5,  357  (Bestätigung 
der  Regel  der  Templer) ;  1128  Rheims,  die  ge- 
dachten Erzbischöfe  und  Suffraganen  ,  Aebte 
aliaeque  religiosae  personae,  Mansi  21,  372. 
373  (Genehmigung  der  Entfernung  von  Nonnen, 
welche  sich  schlecht  aufgeführt  hatten ,  aus  einem 
Kloster  und  Ersatz  derselben  durch  Mönche); 
1129  Paris,  Erzbischof  von  Rheims  und  Bischöfe 
aus  der  Provinz  Sens,  1.  c.  p.  379  (betreffend 
eine  ähnliche  Angelegenheit);  1199  Dijon,  Erz- 
bischöfe von  Rheims,  Lyon  und  Besah^on  ,  18 
andere  Bischöfe  und  Aebte  (Berathung  wegen 
des  über  Frankreich  zu  verhängenden  und  1200 
auf  der  Synode  zu  Vienne  ausgesprochenen  In- 
terdictes),  Mansi  22,  707;  Hefele  5,  705. 

*  1248Monteil  bei  Valence,  vom  Papst  selbst 
berufen,  2  päpstliche  Legaten,  Erzbischöfe  von 
Narbonne,  Vienne,  Arles  und  Aix,  17  andere 
Bischöfe  und  Prälaten  aus  den  erwähnten  und 
benachbarten  Provinzen  ,  Exkommunikation 
Friedrichs  II  und  Erneuerung  früherer  Kanones, 
Mansi23,777;  Hefele5,  1028.  Weiter  ge- 
hören hierher  eine  ganze  Anzahl  französi- 
scher, die  Albigenser  betreffender  Syno- 
den, nämlich  :  Montpellier  1206,  südfranzösische 
Erzbischöfe,  Biscliöfe  und  Prälaten,  Mansi  2^, 
754;  Hefele  5,  744;  1209  Montelimar  und  S. 
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zu  erledigen,  bei  denen  es  darauf  ankam,  den  Beschlüssen  derselben  eine  möglichst 
durchschlagende  Autorität  zu  sichern  ^ .  Insbesondere  gehören  in  diese  Kategorie  die- 
jenigen Konzilien,  welche  die  päpstlichen  Legaten  zu  Reformzwecken  in  grösseren 
Gebieten  veranstaltet  haben  2, 


Gilles,  ebenso,  Mansi  22,  769;  Hefele  5,  747-, 
1209  Avignon,  „conclUum  generale"  unter  dem 
Vorsitz  zweier  Legaten,  mit  den  Erzbischöfen 
von  Vienne,  Arles  und  Aix,  20  Bischöfen  „mul- 
tis  abbatibus  et  aliis  ecclesiarum  rectoribus", 
Mansi  22,  784  (Kanones  zur  Verbesserung  der 
durch  die  Albigenser-Streitigkeiten  zerrütteten 
kirchlichen  Verhältnisse) ;  1213  Lavaur,  Erzbi- 
schöfe von  Narbonne  und  Bordeaux,  andere  Bi- 
schöfe und  Prälaten,  Mansi  22,  881  ff.;  He- 
fele 5,  758;  Montpellier  1215,  Erzbischöfe  von 
Narbonne,  Auch,  Arles,  Aix  und  Embrun ,  27 
Bischöfe,  ferner  Aebte  und  Prälaten  in  Anwe- 
senheit der  Grossen  des  Landes  (ebenfalls  Ka- 
nones  des  gedachten  Charakters),  Mansi  22, 
935;  Hefele  5,  763;  Sens-Paris  1223,  Be- 
rufungsschreiben, Mansi  22,  1201.1204,  Erz- 
bischöfe von  Rheims  und  Sens,  Suffragane  aus 
diesen  und  den  Provinzen  Ronen  und  Narbonne, 
ein  englischer  Bischof,  1.  c.  p.  1202;  Hefele  5, 
831;  1224  Montpellier,  Erzbischöfe  von  Nar- 
bonne, Auch  und  Arles  und  Suffragane,  Mansi 
22,  1208;  —  1225  Bourges,  Erzbischöfe  von 
Bourges  ,  Rheims ,  Lyon ,  Auch  ,  Ronen  und 
Tours  und  Suffraganen  aus  diesen  und  anderen, 
im  Ganzen  9  Provinzen,  etwa  100  an  Zahl,  aus- 
serdem Aebte,  Prioren  und  Vertreter  von  Kapi- 
teln, Mansi  22,  1213.  1215;  Hefele  5,  833; 
—  1229  Toulouse,  Erzbischöfe  von  Narbonne, 
Auch,  Bordeaux,  viele  Bischöfe  und  Prälaten,  auch 
weltliche  Grosse  zur  Ausrottung  der  Ketzerei  und 
Wiederherstellung  der  Ordnung  in  Südfrankreich, 
Mansi  23,  191;  Hefele  5,  872  (dass  der 
päpstliche  Legat  in  der  Einleitung  der  bezüglichen 
Kanones  sagt,  Mansi  1.  c.  p.  194:  „duximus 
statuendum  de  consilio  archiepiscoporum,  episco- 
porum  et  praelatorum  etbaronumetmilitu  m", 
erklärt  sich  aus  dem  Inhalt  der  Bestimmungen, 
welche  behufs  Unterdrückung  der  Ketzerei  auch 
mehrfach  in  das  weltliche  Gebiet  übergreifen) ; 
1229  Orange  ,  südfranzösische  Erzbischöfe  ,  Bi- 
schöfe und  Prälaten,  Mansi  23,  266;  Hefele 
5,  877 ;  Narbonne  1243,  Erzbischöfe  von  Nar- 
bonne, Arles  und  Aix  und  Prälaten,  Mansi  23, 
353;  Hefele  5,  979;  Albi  1254,  Bischöfe  und 
Prälaten  aus  den  Provinzen  Narbonne,  Bourges 
und  Bordeaux  unter  dem  Vorsitz  des  Bischofs  v. 
Avignon  als  päpstlichen  Legaten,  veranlasst  vom 
König  von  Frankreich  (hier  auch  Reformkanones 
erlassen),  M.  1.  c.  p.  829.  852;  endlich  ist  auch 
das  Konzil  von  Beziers  von  1232,  Mansi  1.  c. 
p.  269;  Hefele  5,  916,  welches  ebenfalls  in 
der  gedachten  Angelegenheit  eine  Reihe  Kano- 
nes erlassen  hat,  eine  grössere  Synode  mehrerer 
Provinzen  gewesen. 

Aus  dem  14.  Jahrhunderte  kommt  in  Betracht 
das  behufs  der  Untersuchung  gegen  die  Templer 
von  dem  Erzbischof  von  S.  Jago  als  päpstlichem 
Kommissar  1310  abgehaltene  Konzil  von  Sala- 
manca,  zu  dem  die  Erzbischöfe  von  Toledo  und 
Sevilla  geladen   waren,    aber   nicht   erscheinen 


konnten,  M.  25,  297;  Gams  Kirchetigeschichte 
von  Spanien  IH.  1,  375 ;  Hefele  6,  420. 

1  1134  Jouarre  bei  Meaux ,  Erzbischöfe  von 
Rheims,  Ronen  und  Tours,  Suffraganen  aus  die- 
sen Provinzen  und  der  Provinz  Sens,  Mansi  21, 
446.  448;  Hefele  5,  376  (Bestrafung  des  geist- 
lichen Mörders  zweier  Geistlichen);  1136  Bur- 
gos,  Gams  Kirchen geschichte  von  Spanien  III. 
1,  32  (zum  Schutz  des  Erzbischofs  von  Compo- 
stella) ;  1192  Salamanca,  Bischöfe  aus  den  Rei- 
chen Leon  und  Portugal  (Trennung  der  Ehe 
Königs  Alfons  VII  von  Leon  und  Theresas  von 
Portugal),  a.  a.  0.  S.  61 ;  1229  Tarragona,  Erz- 
bischöfe von  Toledo  und  Tarragona,  sowie  Bi- 
schöfe aus  den  Reichen  Castilien  und  Arragonien 
(Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  Jaimes  I  von 
Aragonien  a.  a.  0.  S.223;  1225  Mainz,  Hartz- 
heim 3,  520.  524;  F  ick  er,  Engelbert  d.  Hei- 
lige. S.  176  ff.;  Hefele  5,  835  (Anathem  über 
die  Mörder  Engelberts). 

2  So  die  eben  erwähnte  Mainzer  Synode  von 
1225,  s.  vor.  Anm.  u.  Mansi  23,  1  ff.,  die  Sy- 
node zu  London  von  1237,  freilich  auf  Veranlas- 
sung Heinrichs  III  mit  im  Interesse  der  Stär- 
kung der  königlichen  Macht  von  den  Legaten 
veranstaltet,  wo  die  Erzbischöfe  von  Canterbury 
und  York  anwesend  waren,  Matth.  Paris,  chron. 
ed.  Luard  3,  395.  403.  412.  416.  420;  Mansi 
23,  441 ;  H  ef  ele  5,  934  (berufen  waren  Matth. 
Paris  p.  415:  „omnes  Angliae  praelati,  sc.  ar- 
chiepiscopi,  episcopi,  abbates,  priores  installati, 
tam  sub  conventus  sui  vel  capituli ,  quam  suo 
nomine  literas  procuratorias  deferentes,  ut  quic- 
quid  in  concilio  statueret  legatus,  ratum  utrobi- 
que  haberetur";  dem  entsprechend  lautet  auch 
die  Einleitung  zu  den  Kanones,  1.  c.  p.  419: 
„nos  Otto  .  .  .  (legatus  .  .  .  astantis  concilii  suf- 
fragio  et  consensu  .  .  .  quaedam  ex  commissa 
nobis  potestate  duximus  observanda  quae  per 
certos  articulos  fecimus  digeri  et  distingui") ; 
weiter  die  für  England,  Schottland,  Irland  und 
Wales  von  einem  päpstlichen  Legaten  1268  eben- 
falls nach  London  berufene  Synode,  Mansi  25, 
1237;  Hefele  6,  95. 

Von  französischen  Konzilien  sind  wohl 
hierher  zu  rechnen  das  Pariser  von  1212  u.  1213 
unter  Vorsitz  des  Robert  von  Cour^on  als  päpst- 
lichen Legaten,  Mansi  22,  817;  Hefele  5, 
771,  Bourges  von  1276,  M.  24,  165;  Hefele  6, 
159;  und  Paris  1284,  M.  1.  c.  p.  519,  über 
dessen  Theilnehmer  freilich  nichts  näheres  be- 
kannt ist. 

Für  Italien  kommt  in  Betracht Padua  1350, 
M.  26,  222,  Hefele  6,  603  (anwesend  die  Pa- 
triarchen von  Aquileja  und  Grado ,  sowie  der 
Erzbischof  von  Zara,  und  Prokuratoren  anderer 
Erzbischöfe,  sowie  Bischöfe  und  deren  Vertre- 
ter ,  ob  aber  aus  dem  ganzen ,  abgesehen  von 
den  genannten  Provinzen,  auch  die  von  Salzburg, 
Gran  ,  Colocsa  ,  Spalato  ,  Mailand  ,  Genua,  Ra- 
venna  und  Pisa  umfassenden  Sprengel  des  prä- 
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Endlich  sind  auch  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  verschiedener  Synoden  sowohl 
zur  Beriithuug  und  Beschlussfassung  über  Angelegenheiten  wichtigeren  Charakters 
und  grösserer  Tragweite  i,  sowie  auch  zur  Aufstellung  gemeinsamer  Normen  und  zur 
Einführung  gemeinsamer  Reformen  zu  solchen  Synoden  selbstständig  zusammen- 
getreten 2. 

Schon  im  14.  Jahrhundert  sind  Konzilien  der  hier  fraglichen  Art  seltener  ge- 
worden und  mit  dem  folgenden  hören  sie  so  gut  wie  ganz  auf  ^. 

Ihr  Zweck  war ,  so  weit  es  sich  um  die  Durchführung  des  gemeinen  Kirclien- 
rechts  unter  Mitwirkung  von  päpstlichen  Legaten  gehandelt  hatte,  erfüllt,  und  gleich- 
zeitig wurde  bei  der  sinkenden  Machtstellung  des  Papstthums  die  Möglichkeit  eines 
entscheidenden  Eingreifens  in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  in  den  einzelnen  Län- 
dern immer  geringer. 

Was  dagegen  die  von  den  Bischöfen  allein  veranstalteten  Synoden  betrifft,  so 
waren  diese  überhaupt  nur  zur  Erledigung  einzelner  besonderer  Angelegenheiten, 
oder  da,  wo  die  kirchlichen  Verhältnisse  eine  gemeinsame  Regelung  angezeigt  er- 
scheinen Hessen,  wie  vor  Allem  im  südlichen  Frankreich,  zusammengetreten,  und  so- 
mit vom  Vorhandensein  besonderer  Voraussetzungen  abhängig  gewesen. 

Feste  Rechtsnormen  haben  sich  für  die  hier  besprochenen  Synoden  auch  in  der 
späteren  Zeit,  ebenso  wenig  wie  früher 4,  entwickelt,  vielmehr  hat  man  sich  an  die- 
jenigen Regeln  gehalten,  welche  für  die  Provinzialsynoden  massgebend  waren 5;  ja 
einzelne  dieser  Synoden,  soweit  sie  von  den  Erzbischöfen  selbstständig  und  ohne 
Betheiligung  von  Legaten  veranstaltet  worden  sind,  haben  sich  später  selbst  als  Pro- 


sidireudeii  Legaten,  ersclieint  bei  dem  grossen 
Umfange  des  ersteren  mindestens  zweifelhaft), 
endlicli  von  spanischen  Valladolid  1228  ,  Bi- 
schöfe von  Castilien  und  Leon,  u.  a.  auch  Er- 
neuerung der  Vorschriften  des  IV.  lateranen- 
sischen  Konzils  von  1215,  Tejada,  coleccion 
de  los  concilios  3,  324;  Garns  a.  a.  0.  S.  143; 
Palencia  1322,  deren  Theilnehmer  nicht  näher 
bekannt  sind,  Mansi25,  695;  Garns  a.  a.  0. 
S.  375  (hier  ohne  Anhalt  als  Nationalsynode 
bezeichnet);  He  feie  6,  533. 

^  1141  Sens,  Erzbischöfe  v.  Sens  und  Rheims 
mit  ihren  Suifraganen  unter  Theilnahme  von 
Aebten  und  Mönchen  in  Gegenwart  Königs  Lud- 
wig VII  von  Frankreich,  betreffend  die  Ange- 
legenheit Abälards,  Mansi  21,  559 ff.;  Hefele 
5,  405.430;  Deutsch,  Synode  von  Sens.  Ber- 
lin 1880;  1152  Beaugency,  Erzbischöfe  von 
Sens,  Rheims,  Ronen, und  Bordeaux  mit  Suffra- 
ganen  zur  Trennung  der  Ehe  Ludwigs  VII,  M. 
21,  751;  1243  Narbonne,  Erzbisohöfe  von  Nar- 
bonne,  Auch  und  Arles,  Berathung,  betreffend 
das  Verfahren  gegenüber  den  Albigensern  und 
Dominikaner-Inquisitoren,  M.  23,  353;  II  e- 
fele  5,  979;  Seiills  1316,  Anklage  gegen  einen 
Bischof  wegen  Mordes,  M.  23,  559;  Hefele  6, 
503.  Ob  die  auf  Klage  des  Grafen  v.  Sayn  wegen 
der  Bedrückungen  Konrads  von  Marburg  1233 
zu  Mainz  abgehaltene  Synode  ein  Provincial-  oder 
ein  grösseres  Konzil  gewesen,  ist  zweifelhaft. 
Während  die  Wormser  Annalen,  Boehmer 
fontes.  2,  176  sie  als  ersteres  bezeichnen,  erwäh- 
nen andere  Quellen,  z.B.  Albricichron.  VII fönt., 
SS.  23,  931  der  Gegenwart  des  Königs,  der  Erz- 


bischöfe, Bischöfe  und  Fürsten  des  Reiches,   s. 
auch  Hartzheim  3,  542  ff. ;  Hefele  5,  910. 

2  Zu  Avignon  1326  und  1337  die  Erzbischöfe 
von  Arles,  Aix  und  Embrun  nebst  Suffraganen, 
Aebten  und  Prokuratoren  der  Kapitel,  Mansi 
25,  739.  1088;  desgleichen  zu  Apt  bei  Avignon 
1365,  1.  c.  26,  445;  ferner  zu  Lavaur  1368  die 
Erzbischöfe  von  Narbonne,  Toulouse  und  Auch 
nebst  Suffraganen,  1.  c.  p.  483. 

3  Aus  dem  15.  Jahrhundert  gehört  hierher  die 
von  dem  Legaten  des  Konstanzer  Konzils  zu 
Lerida  1418  mit  den  Bischöfen  der  Provinzen 
Tarragona  und  Saragossa  abgehaltene  Synode  we- 
gen Beseitigung  des  Gegenpapstes  Benedikts  XIII 
(Peters  van  Luna),  Gams  III.  1.  S.  299.  300. 
In  Betreff  der  Synode  von  Tortosa  1429  kann 
man  zweifelhaft  sein,  ob  sie  hierher  oder  zu  den 
Nationalsynoden  im  späteren  Sinne  (s.  §.  177) 
zu  rechnen  ist. 

4  Das  Konzil  von  Basel  hat  allerdings  Sess.  XV 
von  1433  auf  die  Abhaltung  von  Synoden  meh- 
rerer Provinzen  hingewiesen;  Mansi  29,  77: 
„Et  si  inter  regna,  provincias  etprincipatus  huius- 
modi  discordias  suscitari  contingat,  mox  ss.  dei 
antistites  concilia  provinciarum  suarum  simul 
congregari  procurent,  et  sibi  invicem  consilium 
et  auxilium  impendentes  cuncta  discordiarum 
fomenta  amputare  studeant." 

5  Also  namentlich  hinsichtlich  der  Befugniss 
und  der  Pflicht  zu  erscheinen,  der  Stimmberech- 
tigung, der  Abfassung  der  Kanones.  In  letzte- 
rer Beziehung  ist  auch  die  Formulirung  der  päpst- 
lichen Generalsynoden  von  Einfluss  gewesen,  s. 
0.  S.  524. 


§.  177.] 


Die  National-  und  Reichskonzilien. 
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vinzialkonzilien  bezeichnet  i  und  bei  ihrer  Eröffnung  ist  die  Jurisdiktion  der  Synode 
durch  die  betheiligten  Erzbischöfe  ausdrücklich  auf  das  ganze  vertretene  Gebiet  aus- 
gedehnt worden  2. 

§.  177.     3.   Die  National-  und  Reichskonzilien.    (Kaiserliche  Synoden.) 

Erst  in  den  nach  der  Völkerwanderung  begründeten  germanischen  Reichen  sind 
Konzilien  abgehalten  worden ,  welche  die  Bestimmung  hatten ,  die  kirchlichen  Ver- 
hältnisse dieser  politischen  Gemeinwesen  zu  regeln  und  daher  nur  von  den  zu  den- 
selben gehörigen  Bischöfen  besucht  wurden.  Sie  stehen  den  ältesten  allgemeinen 
Konzilien  darin  gleich,  dass,  wie  die  letzteren  die  Kirche  des  gesammten  Römerreichs 
repräsentirten ,  sie  die  Vertretung  sämmtlicher  einem  Germanenstaat  angehörigen 
kirchlichen  Verbände  bildeten. 

Die  ältesten  Konzilien  dieser  Art  kommen  im  Frankenreiche  vor^.  Schon 
Chlodwig  hat  im  J.  511  das  erste  Nationalkonzil  nach  Orleans  zur  Berathung  und 
Beschlussfassung  über  von  ihm  gemachte  Vorlagen  zusammenberufen  ^.  Seitdem  sind 
diese  Synoden  zu  einer  festen  Einrichtung  der  fränkischen  Kirche  geworden  ^  und  die 
letztere  hat  durch  dieselben  auch  bei  etwaigen  Theilungen  des  Reiches  bis  zur  Mitte 
des  7.  Jahrhunderts  ihre  Einheit  festgehalten  ß.    Wie  der  römische  Kaiser  die  allge- 


1  So  die  Synoden  von  Avignon  1326  u.  1337, 
Apt  bei  Avignon  1365  und  Lavaur  1368  (S.  538. 
n.  2),  das  von  Apt  bezeichnet  sich  allerdings 
auch  als  generale,  Mansi26,  458,  was  aber 
nicht  widerspricht,  s.  o.  S.  488. 

2  Avignon  1326,  Mansi25,  743:  „prorogata 
primo  iurisdictione  de  locis  ad  locum  per  .  .  . 
Aquensem,  Ebrudenensem  et  eorum  suffraganeos 
consentiente  .  .  .  Arelatensi  episcopo  et  episcopa- 
tus  Avenionensis  (in  welchem  das  Konzil  gehalten 
wurde)  .  .  .  generali  vicario'",  fast  gleichlautend 
auch  Avignon  1337,  1.  c.  p.  1088  und  Lavaur,  M. 
26, 484,  obwohl  hierzu  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
Urban  V  1364  den  Erzbischof  von  Narbonne  zur 
Abhaltung  eines  Provinzialkonzils  ermahnt  hatte, 
auf  des  letzteren  Vorstellung  aber,  die  Veranstal- 
tung einer  gemeinsamen  Synode  für  seine  eigene 
Provinz  und  die  Provinzen  Toulouse  und  Auch 
sei  zweckmässiger ,  eingegangen  war ,  päpst- 
liche Genehmigung  vorlag,  1.  c.  p.  473.  474. 

3  Vgl.  darüber  Löning,  Gesch.  d.  deutsch. 
K.  ß.  2,  129  ff.  Genannt  werden  diese  Konzi- 
lien :  „concilium  universale",  c.  20  Matiscon.  II. 
V.  585,  Mansi  9,  957;  „generalis  synodus", 
c.  3  Remens.  (624  o.  625),  1.  c.  10,  594 ;  „uni- 
versalis et  magna  synodus",  Clichy  (626)  Ein- 
leitung, Friedrich,  drei  unedirte  Concilien 
a.  d.  Merovingerzeit.    Bamberg  1867.    S.  61. 

4  Vgl.  ep.  synodi  ad  Chlodov.,  Mansi  8, 
350 :  „Quia  .  .  .  sacerdotes  de  rebus  necessariis 
tractaturos  in  unum  coUigi  iusseritls ,  secundum 
voluntatis  vestrae  consultationem  et  (ad?)titulos 
quos  dedistis,  ea  quae  nobis  visum  est  deünitione 
respondimus ;  ita  ut  si  ea  quae  nos  statuimus, 
etiam  vestro  recta  esse  iudicio  comprobantur, 
tauti  consensus  regis  ac  domini  maiori  auctoritate 
servandam  tantorum  firmet  sententiam  sacerdo- 
tum" ;  und  praef.  a.  a.  0. :  „cum  ...  ex  evoca- 


tione  glor.  regis  Chlothovechi  in  Aurelianensi 
urbe  fuisset  concilium  summorum  antistitum 
congregatum."  Anwesend  waren  32  Bischöfe, 
unter  ihnen  die  Metropoliten  von  Bordeaux, 
Bourges,  Tours,  Eauze  (Elusa)  und  Ronen, 
Mansi  1.  c.  p.  356. 

"Was  das  Burgundische  Königreich  betrifft, 
so  ist  zwar  hier  im  J.  517  zu  Epao  (Albon)  ein 
Konzil  auf  Berufung  der  beiden  Metropoliten  des 
Reiches  (Vienne  und  Lyon)  zusammengetreten, 
Mansi  8,  556 ff.,  und  wenngleich  dasselbe  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  der  katholische  Sigismund 
516  auf  den  Thron  gelangt  war,  die  kirchliche 
Disciplin  neu  geordnet  und  einzelne  das  Verhält- 
niss  zu  den  Arianern  betreffende  Fragen  geregelt 
hat,  so  unterscheidet  sich  dasselbe  doch  darin 
von  den  fränkischen  National-Konzilien ,  dass 
eine  Mitwirkung  des  Königs  bei  der  Berufung 
nicht  eingetreten  ist.  Die  gegentheilige  Ansicht, 
s.  insbesondere  Bin  ding,  d.  burg.-roman. 
Königreich  1,  229,  beruht  auf  einer  missver- 
ständlichen Auffassung  des  sich  als  eine  Rede 
eines  Konzilsmitgliedes  darstellenden  s.  g.  pro- 
oemiums,  vgl.  Löning  a.  a.  0.  1,  568  Note. 
Andere ,  vom  König  berufene  Reichs-Konzilien 
sind  für  Burgund  nicht  nachweisbar,  das  Konzil 
V.  Lyon  v.  517,  Mansi  8,  573,  erwähnt  eines 
solchen  nicht,  und  die  zw.  518  u.  523  gesetzte 
Synode  v.  S.Moritz  (Agaunum),  Hefele  2,667, 
ist  unecht,  Löning  a.  a.  0.  S.  569.  n.  1. 

5  Dies  ergeben  die  Anführungen  in  den  fol- 
genden Anmerkungen. 

6  Auf  dem  Konzil  von  Orleans  (II.  v.  533) 
waren  Bischöfe  aus  dem  Reiche  Chlotars  I  und 
Theuderichs  I,  auf  dem  von  Clermont  (I.  v.  535) 
aus  dem  Reiche  Childberts ,  auf  denen  von  Or- 
leans (III.  IV.  V.  V.  538,  541,  549)  Bischöfe  aus 
den  Reichen  Chlotars  I,  Theudeberts  I  und  dessen 
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meinen  Konzilion  berufen  hat,  so  sind  die  fränkischen  Nationalsynoden  auf  Befehl  des 
Königs  zusammengetreten'.  War  das  Reich  getheilt,  so  ging  ein  solcher  von  dem 
Herrscher  desjenigen  Theilreiches  aus,  innerhalb  dessen  sich  das  Konzil  versammeln 
sollte  "^,  nachdem  ein  vorgängiges  Benehmen  mit  den  übrigen  Königen  stattgefunden 
hatte  ^.  Daneben  sind  aber  auch  seit  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  von  den 
Königen  besondere  Nationalkonzilion  für  ihre  Theilreicho  abgehalten  worden"*,  ja 
seit  der  letzten  Hälfte  des  7.  Jahrhundert  sind  in  Folge  der  Auflösung  dos  Zusam- 
menhanges zwischen  den  einzelnen  Theilreichen  nur  noch  Konzilien  für  diese  zu- 
sammengetreten '"*. 

Zum  Erscheinen  und  zur  Abstimmung  auf  diesen  Synoden  waren  die  sämmt- 
lichen  Bischöfe  des  Frankonreichs ,  auf  den  Konzilion  der  Theilreiche  die  der  letz- 
teren berechtigt.  Verhinderte  konnten  sich  durch  Priester,  Diakonen  und  Aebte 
vertreten  lassen  ^\  Eine  Pflicht,  dem  Rufe  des  Königs  zum  Konzil  zu  folgen ,  ist  erst 
im  Laufe  des  6.  Jahrhunderts  vereinzelt  ausgesprochen  worden"^.   Den  Vorsitz  führte 


Sohn  Theudebald  ,  auf  dem  von  Tours  (567)  aus 
dem  Reiche  Chilperichs,  auf  dem  von  Clichy 
(626)  aus  dem  Reiche  Dagoberts  ,  Lö  ni  n  g  a.  a. 
0.  2,  137,  anwesend. 

1  c.  20  Matiscon.  II  (585),  Mansi  9,  957: 
^,complacuit,  ut  .  .  .  ad  synodum  post  trietericum 
tempus  omnes  conveniant ....  Et  hoc  adimplere 
sollcitudinls  sit  metropolitani  Lugdunensls  epl- 
scopi,  una  cum  dispositione  magniflci  principis 
nostri,  prius  deflnientis  locum  mediterraneum, 
ad  quem  omncs  cpiscopi  .  .  .  congregentur" ; 
Paris  (614):  „ex  evocationc  .  .  .  Clotachari", 
Mansi  10,  579. 

2  Orleans  II  (533)  :  ,;ex  praeceptione  glorio- 
sissimorum  regum",  Mansi  8,  835;  Clermont 
(535) :  „cousentiente  rege  Theodeherto  .  .  .  qui 
nohis  congregationis  trihuerat  potestatera",  I.  c. 
p.  859  ;  Orleans  (549) ;  „cum  .  .  .  Childehertus 
rex  pro  amore  sacrae  fldei  et  statu  religionis  .  .  . 
congregasset  in  unum  domini  saecrdotes",  Mansi 
9,  128 ;  Paris  (551) :  „ad  invitationem  .  .  .  Chil- 
deherti",  1.  c.  p.  739  ;  Tours  (567)  :  „iuxta  con- 
niventiam  .  .  .  Charibcrti",  1.  c.  p.  772;  Macon 
(581):  „ex  evocatione  .  .  .  Gunthramni",  1.  c. 
p.  931 ;  Valence  (584):  „iuxta  Imperium  .  .  . 
Guntheramni",  I.e.  p.  945;  Chalons  (644—650): 
„ex  evocatione  vel  ordinatione  .  .  .  Clodovei", 
Mansi  10,  1189;  Clichy  (626)  :  „Suggerente.  .  . 
Hlothario  rege  cum  .  .  .  iuxta  .  .  .  Clipiaco  .  .  . 
venissemus ,  ubique  dementia  vestra  canonum 
regulas  tractare  iussisset",  Friedrich,  drei  un- 
edirte  Concilien,  S.  61  ;  Bordeaux  (660 — 673) : 
„per  iussionem  .  .  .  Childericis",  M  a  a  s  s  e  n ,  zwei 
Synoden  unter  Childerich  II.  Gratz  1867.  S.  13. 
Vgl.  auch  Gregor.  Turon.  V.  c.  19  (Paris  577), 
c.  28  (Chalons  579),  VIII.  20  (Macon  585),  IX. 
32  (589),  X.  15.  16  (Poitiers  590).  Das  Kon- 
zil von  S.  Jean  de  Losne  (670 — 673)  hat  „in 
praesentia  regis"  stattgefunden,  Maassen  a.  a. 
0.  S.  20.  In  den  Akten  der  Konzilien  von  Lyon 
(567)  u.  Paris  (573)  ist  eine  königliche  Berufung 
derselben  nicht  erwähnt ,  aber  Gregor  v.  Tours 
V.  21  u.  IV.  48  gedenkt  derselben.  Es  kann 
nach  allem  Angeführten  kein  Zweifel  sein,  dass 
auch  die  Konzilien  von  Orleans  (III.  IV.  v.  538 
u.  541),  Paris  (557)  und  Lyon  (583)  auf  könig- 


lichen Befehl  zusammengetreten  sind,  wenngleich 
in  ihren  Akten  nichts  davon  überliefert  ist. 

3  Ueber  solche  Verabredungen  vgl.  Gregor. 
Turon.  VIII.  18  (betr.  d.  J.  585),  IX.  20  (zum 
J.  588) :  „Indicastis  (Guntram)  nepoti  vestro  ,  ut 
omnes  regni  sui  episcopi  in  unum  convenirent, 
quia  multa  sunt  quae  debeant  indagari :  sed , 
iuxta  consuetudinem  canonum  placebat  glorio- 
sissimo  nepoti  vestro,  ut  unusquisque  metropolis 
cum  provincialibus  suis  conjungeretur";  X.  15 
(i.  J.  590)  :  „Haec  autem  Childebertus  rex  audi- 
'  ens  legationem  ad  Guntchramnum  regem  direxit, 
ut  scilicet  episcopi  coniuncti  de  utroque  regno, 
haec  quae  gerebantur,  sanctione  canonica  emen- 
darent."  Von  einer  besonderen  Erlaubniss  des 
Königs  zum  Besuch  eines  in  einem  anderen 
Theilreiche  abgehaltenen  National-Konzils  ist 
nichts  überliefert,  Löning  a.  a.  0.  2,  135. 

^  So  namentlich  im  Reiche  König  Guutrams. 
Beispiele  bieten  die  Konzilien  von  Lyon  v.  567 
u.  583,  Hef  ele  3,  21.  38,  von  Valence  v.  584, 
Mansi  9,  945;    Macon  v.  581,  Hefele  3,  36. 

5  Zu  Chalons  (650)  waren  nur  Bischöfe  aus 
dem  Gebiete  Chlodwigs  II  anwesend,  Hefele 
3,  92,  s.  auch  Löning  2,  135. 

6  S.  die  Unterschriften  zu  Orleans  (533), 
Mansi  8,  839;  Orleans  (541),  1.  c.  9,  20;  Or- 
leans (549),  1.  c.  p.  137;  von  Lyon  (567),  1.  c. 
p.  787;  Paris  (573),  1.  c.  p.  868;  Macon  (585), 
I.  c.  p.  958;  Chalons  (644—650),  I.e.  p.  1194; 
Bordeaux  (660 — 673),  Maassen  a.  a.  0. 
S.  15. 

7  c.  20  Matiscon.  v.  585,  Mansi  9,  957,  wo 
Ausschluss  von  der  bischöflichen  Gemeinschaft 
bis  zum  nächsten  Konzil  angedroht  wird ;  c.  21 
Latun.,  Maassen  a.  a.  0.  S.24.  In  den  frühe- 
ren Zeiten  folgten  die  Bischöfe  wohl  freiwillig 
dem  königlichen  Befehl,  wenngleich  sie  die  An- 
gabe der  Veranlassung  des  Konzils  und  der 
Berathungsgegenstände  verlangten,  ep.  episc. 
Mappinii  Rem.  ad  Nicetium  Trevir.  um  550, 
Bouquet  4,  68:  „Indicamus  nos  litteras  .  .  . 
regis  Theodobaldi  excepisse,  ut  in  Tullensium 
urbe  de  Kai.  Jun.  adesse  deberem,  nullam  cau- 
sam evocationis  declarantes,  reciprocante  pagina 
indicavimus  nos  illuc  accedere  non  debere,  quia 
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einer  der  anwesenden  Metropoliten ,  ohne  dass  sich  das  Princip  ermitteln  lässt ,  nach 
welchem  derselbe  bestimmt  wurde  i. 

Seit  dem  7.  Jahrhundert  haben  an  den  Konzilien  auch  mehrfach  die  fränkischen 
Könige 2  oder  Vertreter  derselben^  und  vereinzelt  andere  Laien 4,  allerdings  ohne 
Stimmrecht '»j  Theil  genommen. 

Die  Nationalkonzilien  haben  über  kirchliche  Angelegenheiten  von  allgemeiner 
Bedeutung  für  die  fränkische  Kirche  verhandelt,  und  das  fränkische  Kirchenrecht 
theils  durch  Annahme  und  wiederholte  Einschärfung  schon  früher  und  anderweit 
festgestellter  kirchlicher  Normen  ^\  theils  durch  Ertheilung  neuer  Vorschriften "  näher 
ausgebildet.  Ferner  haben  sie  die  Disciplinargerichtsbarkeit  über  die  Bischöfe,  nament- 
lich in  schwereren  Fällen,  wo  die  Absetzung  derselben  in  Frage  stand,  an  Stelle  der 
Metropolitansynoden  geübt  ^.  Endlich  sind  sie  auch  von  den  Königen  als  Organ  der 
Kirche  für  die  Berathung  allgemeiner,  das  Wohl  des  Staates  betreffenden  Fragen ^ 
und  zur  Bekräftigung  wichtiger  politischer  Akte  zugezogen  worden  lo. 

Trotz  dieser  letzteren  Funktion  haben  sie  aber  die  Reichsversammlungen  der 
Könige  zur  Berathung  staatlicher  und  weltlicher  Angelegenheiten  nicht  in  der  Weise 
absorbirt,  dass  sowohl  über  diese  wie  auch  über  die  kirchlichen  Sachen  die  Könige 
und  weltlichen  Optimaten  mit  den  Bischöfen  gemeinsam  Beschluss  gefasst  hätten  oder 
dass,  wie  die  herrschende  Meinung  dies  ausdrückt  i',  seit  dem  Ende  des  6.  Jahr- 


causam  conditionemque  nos  constabat  ignorare" 
und  erst  nach  erfolgter  Mittheilung  erklärt  er 
sich  bereit  zu  erscheinen,  da  „parere  nos  regiis 
praeceptis  in  bonis  rebus  et  conveniat  et  libeat". 
Eine  Verhandlung  darüber,  ob  ein  National kon- 
zil  erforderlich  und  nicht  eine  Provinzialsynode 
ausreichend  sei,  bei  Greg.  Turon.  IX.  20.  (S.  540. 
n.  3.) 

*  Aus  den  Konzilsakten  ergiebt  sich  nur  so 
viel,  dass  weder  der  Metropolit,  in  dessen  Erz- 
diöcese  das  Konzil  stattfand,  noch  das  höhere 
Ordinationsalter  entscheidend  war.  Vgl.  die 
Nachweise  bei  L  ö  n  i  n  g  2,  143  Letzterer  nimmt 
als  wahrscheinlich  an ,  dass  die  Metropoliten 
allein  oder  mit  den  anderen  Bischöfen  den  Vor- 
sitzenden gewählt  haben.  Möglich  bleibt  auch, 
dass  der  König  den  Vorsitzenden  ernannt  hat. 
Die  Thatsache,  dass  dies  beiTheilkonzilien  nicht 
immer  ein  Landesbischof  des  Theilreiches  war, 
schliesst  dies  jedenfalls  nicht  aus.  In  den  bur- 
gundischen  Landestheilen  hat  dagegen  seit  dem 
6.  Jahrhundert  fast  immer  der  Erzbischof  von 
Lyon  den  Vorsitz  geführt ,  zu  Macon  581  und 
585,  Lyon  583  und  Chalons  650,  nur  nicht  zu 
Valence  (564).  Ihm  war  auch  durch  c.  20  Ma- 
tiscon  II.  cit.  die  Befugniss  ertheilt,  das  Konzil 
alle  3  Jahre  zu  berufen. 

2  So  an  dem  Konzil  von  S.  Jean  de  Losne,  S. 
540.  n. 2;  dem  vonMaslay  (677),  Pertz  diplom. 
1,  44 ;  dem  von  Antun  (678),  vita  S.  Leodegar. 
c.  14,  Bouquet2,  621. 

3  Auf  dem  schon  citirten  Koncil  von  Bordeaux 
war  für  Childerich  II  der  Herzog  Lupus  anwe- 
send, Maassen,  a.  a.  0.  S.  9.  15. 

*  Koncil  von  Bordeaux ,  Maassen,  a.  a.  0. 
S.  13  :  „et  ibidem  in  aecclesia  s.  Petri  apost.  cum 
provincialibus  Acutanis  pro  statu  et  ecclesiae 
vel    stabilitate    regni    fuigsemus    adunati'';    zu 


Antun  (s.  Anm.  2)  war  ausser  dem  König  auch 
der  Majordomus  Ebroin  gegenwärtig. 

^  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  weder  der  Kö- 
nig noch  die  Laien  mit  unterschrieben  haben ; 
für  den  König  auch  daraus,  dass  er  einzelne  Be- 
schlüsse besonders  bestätigt  hat ,  vgl.  unten. 
Wohl  aber  haben  die  Könige  den  Konzilien  be- 
stimmte Angelegenheiten  zur  Berathung  über- 
wiesen, also  das  Recht  geübt,  ihnen  Vorlagen  zu 
machen,  s.  S.  539.  n.  4. 

6  So  z.  B.  c.  14.  15.  29.  Aurel.  I  v.  511 ;  c. 
7  Aurel.  II  V.  533 ;  c.  27  Aurel.  III  v.  541  ;  c. 
18.  24.  Aurel.  V  v.  549;  c.  6.  Matisc.  v.  585 
(vgl.  c.  28  Hippon.).  c.  1.  Par.  V.  v.  614.;  c.  3. 
Rem  624  o.  625 ;  c.  2.  4.  Cabillon.  (644  o.  650); 
Aurel.  II  von  533  :  „quae  ...  in  posterum  sint 
observanda,  ex  veterum  canonum  auctoritate  con- 
scripsimus";  s.  auch  die  folgende  Note;  Lugdun. 
II.  von  567 :  „pro  renovandis  ss.  patrum  insti- 
tutis,  quae  praesentis  temporis  necessario  fecit 
opportunitas  reiterari". 

"^  Vgl.  z.  B.  Aurel.  III.  von  538 :  „praesenti- 
bus  regulis  vetera  statuta  renovavimus  et  nova 
pro  causarum  vel  temporum  conditione  addenda 
credidimus". 

8  Vgl.  vorläufig  Löning  2,  146.  521  ff.' 

9  Matiscon.  I.  von  581 :  „tarn  pro  causis  publi- 
cis  quam  necessitatibus  pauperum';  Paris.  V. : 
„tractantes  quid  principis,  quid  saluti  populi  uti- 
lius  competeret  vel  quid  ecclesiasticus  ordo  sa- 
lubriter  observaret";  s.  auch  Anm.  4. 

10  Löning  2,  147;  Löbel,  Gregor  von  Tours 
u.  seine  Zeit.  2.  Aufl.   1869.   S.  267  ff. 

^1  Eichhorn,  deutsch.  Staats-  u.  Rechts- 
gesch.  5.  Aufl.  1,  477;  Rettberg,  Kirchen- 
gesch.  Deutschlands  2,  623;  Richter-Dove 
K.-R.  8.  Aufl.  §.  24;  Waitz  Verfass.-Gesch.2, 
519  ff.,  542  ff. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


hiinderts   lediglicli   s.  g.  conciUa  mixta  im   merovingischen   Reich  gehalten   worden 


waren 


Die  von  den  Nationalsynoden  beschlossenen  Anordnungen  galten  ohne  Weiteres, 
insbesondere  ohne  königliche  Bestätigung ,  als  für  die  Bischöfe ,  den  Klerus  und  die 
Gläubigen  verbindliche  kirchliche  Normen,  deren  Durchführung  der  Kirche  mit  den 
ihr  zu  Gebote  stehenden  geistlichen  Mitteln  freistand  '^.  Weltliches ,  unter  staatlicher 
Autorität  durchführbares  Recht  waren  sie  aber  nicht ,  diesen  Charakter  konnten  sie 
vielmehr  nur  durch  einen  besonderen  gesetzgeberischen  Akt  des  Königs  erlangen  ^. 


1  Es  ist  das  Verdienst  Lönings  2,  138  ff. 
dies  Idar  gestellt  zu  haben.  Die  Entscheidung 
der  Kontroverse  liegt  in  der  Beantwortung  der 
Frage,  oh  kirchliche  Anordnungen  durch  solche 
Reichsversammlungen  unter  entscheidender  Mit- 
wirkung der  weltlichen  Grossen  erlassen  worden 
sind.  Dies  verneint  Löning  mit  Recht.  In 
den  Akten  der  Konzilien  des  6.  Jahrhunderts  ist 
der  Theilnahme  von  Laien  nirgends  gedacht ;  ins- 
besondere gilt  das  auch  von  dem  von  Macon  von 
585,  a.  M.  Waitz  2,  519,  das  sich  c.  7  als: 
„uni versa  sacerdotalis  congregatio"  bezeich- 
net, und  welches  der  Vorsitzende  (praef.)  anredet : 
,,fratres  et  consacerdotes  mei".  An  die  Natio- 
nalkonzilien haben  sich  allerdings  wiederholt 
Reichsversamralungen  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Grossen  angeschlossen,  nnd  die  herrschende 
Ansicht  ist  nur  zu  der  Annahme  der  concilia 
mixta  gelangt,  weil  sie  beides  nicht  unter- 
schieden hat.  Nach  den  Quellen  ist  aber  die 
Auseinanderhaltung  geboten.  Vgl.  Gregor.  Tü- 
ren. VI.  1  :  „Apud  Lugdunum  synodus  episcopo- 
rum  (583)  diversarum  causarum  altercatione  in- 
cidens,  negligentioresque  iudicio  damnans.  Sy- 
nodus ad  regem  revertitur,  multa  de  fuga  Mum- 
moli  ducis,  nonnulla  de  discordiis  tractant".  Was 
das  wiederholt  von  der  gegnerischen  Meinung  als 
Beispiel  angeführte  Pariser  Konzil  von  614  und 
das  dazu  ergangene  Edikt  Chlotars  betriift,  so 
ist  das  erstere  nur  eine  kirchliche  Versammlung 
gewesen ;  wenn  das  letztere  dagegen  von  sich 
selbst  (c.  24.  LL.  1,  15)  sagt:  ..hanc  deliberatio- 
nem  quam  cum  pontificibus  vel  tarn  magnis  viris 
optimatibus  aut  ftdelibus  nostris  in  synodali 
concilio  instituimus",  so  ist  mit  dem  synodale 
concilium  die  von  dem  Pariser  Konzil  verschie- 
dene Reichsversammlung  gemeint.  Auf  dem  Pa- 
riser Konzil  und  von  diesem  kann  das  Edikt 
nicht  beschlossen  sein,  weil  dasselbe  in  manchen 
Punkten  von  den  Beschlüssen  des  Konzils  ab- 
weicht, s.  Th.  II.  S.  518.  n.  7;  Löning  2,  141. 
Note.  Die  das  Konzil  von  Maslay  (677)  be- 
treffende Urkunde  Theuderichs  III,  Pertz  dipl.  1, 
44  :  „Dum  et  episcopos  de  regna  nostra  .  .  .  pro 
statu  aeclisiae  vel  conflrmacione  pacis  .  .  .  ius- 
semus  advenire,  et  aliqui  ex  ipsis  qui  in  infidi- 
litate  nostro  fuerant  inventi,  per  eorum  cannonis 
fuirunt  iudecati,  inter  quos  .  .  .  Chramlinus  qui 
aepiscopatum  Aebreduno  civitate  habuit .  .  .  unde 
Genflo,  Chadune  .  .  .  qui  matropoli  esse  viden- 
tur,  vel  reliqui  quampluris  episcopi  ipsus  iudi- 
cantis  in  nostri  praesencia  fuit  conscissus  adque 
de  supra  scripto  episcopato  aeiectus.  Ideo  nos  una 
cum  consilio  suprascriptor.  pontefecumvelproce- 
rum  nostrorum  conplacuit ,   quatenus ,  dum  se- 


cundum  canonis  in  ipso  se  nodale  concilio 
fuerat  degradatus,  res  suas  proprias  pertracta- 
vemus  suo  mercidis  causa  perdere  non  debirit", 
unterscheidet  deutlich  die  kirchliche  Synode, 
welche  das  Absetzungsurtheil  über  den  Bischof 
ausspricht,  von  dem  weltlichen  Königsgericht, 
an  welchem  allerdings  die  Bischöfe  gleichfalls 
als  Reichsgrosse  Theil  genommen  haben. 

2  Nach  der  gewöhnlichen  Meinung  soll  auch 
zur  kirchlichen  Geltung  der  Konzilsbeschlüsse  die 
königliche  Bestätigung  nothwendig  gewesen  sein, 
Rettberg  a.  a.  0.  2,  624;  Richter-Dove  a. 
a.  0.  §.  149.  Auch  sie  ist  von  Löning  2,  150 
berichtigt  worden.  Gegen  die  erwähnte  Ansicht 
spricht  zunächst,  dass  die  Gültigkeit  der  Be- 
schlüsse auf  keinem  Konzil  von  der  königlichen 
Genehmigung  abhängig  gemacht  worden  ist,  und 
dass  die  Synoden  unmöglich  Vorschriften,  welche 
die  Beobachtung  der  beschlossenen  Kanones  un- 
ter Androhung  kirchlicher  Strafen  schlechthin 
anordnen,  hätten  festsetzen  können,  wenn  die 
königliche  Genehmigung  Bedingung  der  Rechts- 
gültigkeit gewesen  wäre,  vgl.  z.  B.  c.  21.  Aurel. 
IL  von  533  :  „Sane  si  qui  post  hanc  diligentissi- 
mam  sanctionem  non  observaverint,  quae  sunt  su- 
perius  comprehensa,  reos  se  divinitatis,  pariter 
fraternitatis  iudicio  futuros  esse  cognoscant" ;  c. 
33.  Aurel.  IIL  v.  538;  c.  88.  Aurel.  IV.  v. 
541 ;  c.  10  Paris.  V.  v.  557.  Ebenso  unerklär- 
lich wäre  die  Aeussernng  der  Metropoliten  auf 
dem  Konzil  IL  v.  Macon  (praef.)  :  „hoc  universae 
fraterntati  suademus,  ut  ea  quae  spiritu  sancto 
dictante  per  ora  omnium  nostrorum  terminata 
fuerint,  per  omnes  ecclesias  innotescant,  ut  unus 
quisque  quid  observare  debeat  sine  aliqua  excu- 
satione  condiscat." 

3  So  hat  König  Guntram  in  einem  Edikte  von 
585,  LL.  1,  3,  die  Beobachtung  der  Sonntagsfeier 
vorgeschrieben,  nachdem  das  Konzil  von  Macon 
(585)  c.  1  schon  darauf  bezügliche  Anordnungen 
erlassen  hatte.  In  dem  Schlüsse  des  ersteren  : 
„Cuncta  quae  huius  edicti  tenore  decrevimus, 
perpetualiter  volumus  custodiri,  quia  in  s.  sy- 
nodo  Matisconensi  haec  omnia  . .  .  studuimus  de- 
finire,  quae  praesenti  auctoritate  vulgamus";  d. 
h.  nachdem  die  Synode  auf  Veranlassung  des 
Königs  das  Gebot  als  kirchliches  aufgestellt  hat, 
wird  dasselbe  auch  zu  einem  staatlichen  erho- 
ben. Von  einer  Bestätigung  oder  Ungültigkeits- 
Erklärung  der  übrigen  Kanones  der  Synode  ist 
nicht  die  Rede.  Dasselbe  Verhältniss  waltet 
zwischen  den  Vorschriften  des  Pariser  Konzils 
und  dem  Edikt  Chlotars  ob.  Letzteres  hat  nur 
in  c.  1.  2.  3.  4.  7.  10.  18,  betreffend  die  Beob- 
achtung der  Kanones,  die  Besetzung  derBiscJiofs- 
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Andererseits  wird  es  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Stellung  der  Kirche  im  damaligen 
Frankenreich  nicht  bezweifelt  werden  können,  dass  der  König  befugt  war,  auch  die 
Beschlüsse  der  Konzilien  zu  verwerfen  und  ihnen  dadurch  die  Rechtsgültigkeit  für 
das  kirchliche  Gebiet  zu  entziehen,  falls  er  sie  mit  dem  bestehenden  weltlichen  Recht 
und  dem  staatlichen  Interesse  unvereinbar  fand  i. 

Einen  anderen  Charakter  als  die  fränkischen  haben  die  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  6.  Jahrhunderts  im  spanischen  Westgothen reich  abgehaltenen  Konzilien 
gehabt.  Nach  dem  Glaubenswechsel  (589)  hatten  die  Könige  gegenüber  dem  mäch- 
tigen weltlichen  Adel  sich  auf  die  durch  Bildung  und  Organisation  überlegene  geist- 
liche Aristokratie  des  Episkopates  gestützt,  nnd  diese  war  im  7.  Jahrhundert  der 
maassgebende  Faktor  im  politischen  Leben  geworden,  welcher  das  Königthum  trotz 
der  ihm  zustehenden  Kirchenhoheitsrechte  thatsächlich  von  sich  abhängig  gemacht 
und  sogar  wiederholt  über  den  königlichen  Thron  verfügt  hat.  Die  mit  dieser  Ent- 
wickelung  zusammenhängende  Steigerung  der  Machtstellung  des  Episkopates  zeigt  sich 
vor  Allem  darin,  dass  er  bei  den  wichtigsten  Staatsgeschäften,  insbesondere  auch  bei 
der  weltlichen  Gesetzgebung,  betheiligt  wurde.  So  absorbirt  hier  das  kirchliche 
Konzil  die  Reichsversammlung  und  übt  deren  Funktionen  aus,  ohne  dass  die  blos 
formalen  Rechte  des  Königs  und  die  Theilnahme  der  wenigen  Laien  an  den  Konzilien 
den  Charakter  derselben  als  kirchlicher  und  von  kirchlichen  Interessen  beherrschter 
Versammlungen  zu  ändern  vermögen.  Die  westgothischen  Konzilien  sind  anderer- 
seits aber  keine  concilia  mixta  in  der  herkömmlichen  Bedeutung  dieser  Bezeichnung, 
sie  sind  vielmehr  kirchliche  Versammlungen ,  welche  ihre  Kompetenz  auch  auf  die 


Stühle,  die  Aiigehung  des  Königs,  die  Gerichts- 
barkelt, die  Freigelassenen,  die  Ehen  der  Nonnen 
nnd  die  Juden  Vorschriften  des  Konzils  (c.  1.  2. 
3.  5.  6.  7.  15.  17.  nach  der  Zählung  bei  Fried- 
rich a.  a.  0.  S.  9,  nach  Bruns  I.  2,  255.  c.  1. 
2.  3.  4.  5.  13.  15  zur  Unterlage,  welche  es  theil- 
weise  verändert,  wogegen  seine  sonstigen  Be- 
stimmungen rein  weltlicher  Natur  sind,  es  er- 
theilt  also  nur  den  näher  bezeichneten  An- 
ordnungen des  Konzils  die  Kraft  staatlicher 
Gesetze.  Das  c.  1  des  Edikts :  Ideoque  deünitionis 
nostrae  est,  ut  canonum  statuta  in  omnibus  con- 
serventur",  bezieht  sich  nicht  auf  die  Kanones 
des  Pariser  Konzils,  sondern  spricht  nur  generell 
den  Satz  aus,  dass  die  Kanones  Geltung  haben 
und  beobachtet  werden  sollen.  In  Ueberein- 
stimmung  hiermit  unterscheidet  ein  seinem  Ort 
und  seiner  Zeit  nach  unbekanntes  Konzil  dieser 
Periode  c.  1,  Bruns  1.  c.  p.  259:  ,,ut  constitu- 
tiones  illae  quae  Parisiis  sunt  decretae,  h.  e.,  tarn 
a  dominis  sacerdotibus  quam  a  domno  Chlotha- 
cario  rege"  zwischen  den  blos  kirchlichen  Kano- 
nes und  den  weltlichen  Gesetzen,  welche  zu  Pa- 
ris erlassen  sind.  Das  Konzil  zu  Clichy  v.  626, 
welches  der  letzteren,  soweit  sie  einzelne  Kano- 
nes mit  weltlicher  Autorität  bekleidet  haben, 
ausdrücklich  gedenkt,  c.  4 :  „Edictum  vel  capi- 
tula  canonum  quod  Parisiis  in  generali  illa  sy- 
nodo  .  .  .  constitutum  est  et  a  .  .  .  Hlothario  rege 
flrmatum,  sub  omni  flrmitate  censemus  custo- 
dire",  bittet  den  König  im  Eingang  :  „Est  nobis 
valde  gratisslmnm,  ut  ea  quae  vestro  sunt  imperio 
generaliter  promulgata  atque  tantis  sacerdotibus 
sunt  edita  vel  digesta,   in  omnibus  conserventur 


et  quia  nonnulla  herum  capitula  quae  per  diver- 
ses canonum  scripsimus  libros  in  unum  corpus 
collecta  congessimus  ac  praedictam  constitutio- 
nem  iudicamus  adnectendam,  observamus  obnexe 
ut  quae  vestri  examinis  libra  ex  his  propheta- 
veritjUt  (et?)  praedictis  regulis  elegeritesse  sub- 
denda,  auctoritatis  vestrae  oraculo  conflrmentur, 
perpetuo  domino  praesule  adstipulatione  man- 
sura"  (Friedrich  a.  a.  0.  S.  61  j,  die  ihm  ge- 
eignet scheinenden  Kanones  zu  weltlichen  Ge- 
setzen zu  erheben.  Nach  allen  diesen  Ausfüh- 
rungen kann  die  Bemerkung  des  I.  Konzils  von 
Orleans  von  511  o.  S.  539.  n.  4.  nur  dahin  ver- 
standen werden,  dass  die  königliche  Zustimmung 
den  Beschlüssen  grössere  Autorität,  also  leich- 
tere Durchführung  sichern,  werde. 

1  Insoweit  ist  Do  V  e's  Bemerkung  iuRich- 
terK.  R.  7.  Aufl.  S.  491.  Anm.  3  begründet, 
nur  rechtfertigt  sie  nicht  die  Zurückweisung  der 
Ansichten  L  ö  nings  ,  denn  es  handelt  sich  bei 
der  Kontroverse  gerade  um  die  rechtliche  Bedeu- 
tung derjenigen  Konzilsbeschlüsse,  welche  we- 
der durch  die  königliche  Bestätigung  zu  weltli- 
chen Gesetzen  erhoben,  noch  von  dem  König 
beanstandet  worden  waren.  Auch  der  Vorwurf 
Dove's  gegen  Löning,  dass  letzterer  bei  der 
scharfen  Scheidung  der  kirchlichen  und  staat- 
lichen Sphäre  zu  sehr  aus  dem  modernen  Be- 
griff der  kirchlichen  Autonomie  konstruire ,  er- 
scheint mir  nicht  haltbar,  da  sich  für  diese 
Zeit  eine  Autonomie  der  Kirche  nicht  läugnen 
lässt,  und  somit  auch  in  derselben  die  Frage 
nach  dem  Umfange  und  den  Grenzen  derselben 
entstehen  musste. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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staatlichen  Verhältnisse  erweitert  haben,  und  welche  im  Verein  mit  dem  König  sowohl 
staatliches,  wie  auch  staatlich  geltendes  kirchliches  Recht  schaffen. 

Berufen  werden  die  Konzilien  ^  durch  den  König  2.  So  lange  das  Königthum 
noch  nicht  in  Abliängigkeit  von  der  hohen  Geistlichkeit  stand  ^,  sind  sie  selten  ver- 
sammelt worden,  erst  später  mehren  sie  sich,  je  schwächer  die  Stellung  des  König- 
thums  gegenüber  dem  Episkopat  wird.  Eine  Anordnung,  welche  eine  bestimmte 
Periode  für  ihre  Einberufung  festgesetzt  hätte,  hat  nicht  bestanden,  nur  die  Vor- 
schrift, dass  bei  Vorliegen  von  Glaubens-  oder  von  anderen  allgemeinen  kirchlichen 
Angelegenheiten  ein  solches  Konzil  zusammentreten  sollte  "*.  Es  erscheinen  auf  ihnen 
als  stimmberechtigte  Mitglieder  die  Bischöfe  des  Reiches ,  die  Stellvertreter  verhin- 
derter Bischöfe,  nämlich  Priester,  Diakonen-^  und  Aebte^^,  sowie  auch  eine  Reihe  von 
Achten  aus  eigenem  Recht  '^,  ohne  dass  es  für  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  noth- 
wendig  war,  dass  sich  alle  Bischöfe  in  Person  oder  durch  Stellvertreter  eingefunden 
hatten  ^.  Ausser  der  Geistlichkeit  haben  aber  auch  die  vom  Könige  ausgewählten 
hohen  Hof-  und  Staatsbeamten  (die  palatini)^  Sitz  und  Stimmrecht  gehabt ^^^  Endlich 
konnten  der  Synode  als  Berather  und  Begleiter  der  Bischöfe  auch  Priester  und  Dia- 
konen anwohnen  1'. 


1  Im  Gegensatz  zu  den  Provinzialkonzilien 
bezeichnen  sie  sich  als  generale  concilium,  Tolet. 
IV.  c.  633  praef.  Mansi  10,  615;  Tolet.  XIV. 
c.  1,1.  1 — 11,    1086;    generalis  synodus  Tolet. 

IV.  c.  3 ;  universalis   et  magna  synodus,    Tolet. 

V.  V.  636.  V.  2,  1.  c.  10,  654;  universale  conci- 
lium,  Tolet.  V.  cit.  c.  7;  Tolet.  XI.  c.  2,  1.  c. 
p.  663. 

2  Eine  solche  Berufung  bezeugen  Tolet.  III.  v. 
589,  Mansi  9,  977;  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  14; 
Tolet. VI.  V.  638  praef.  a.  c.  19.  Tolet.  VII.  v.  646, 
Tolet.  VIII.  Y.  653,  Mansi  15,  614.  661.  763. 
1205;  Tolet.  X.v.  656,  Tolet.  Xll.  v.  681;  Tolet. 
XIII.  V.  683.  c.  13,  Mansi  11,33.1023.  1075; 
Tolet.  XVI.  V.  693  praef.  u.  c.  11  u.  Tolet.  XVII. 
V.  694,  Mansi  12,  60.  80.  103. 

3  Die  erste  Synode  nach  dem  Bekehrungskon- 
zil von  589  ist  erst  633  (Toi.  IV.)  abgehalten 
worden.  Für  die  16jährige  Regierungszelt  des 
kräftigen  Svinthila  (621 — 637)  lässt  sich  gar 
kein  Konzil  nachweisen ;  Chindasvinth  (641 — 
652)  hat  nur  das  Toi.  VII.  v.  646  berufen,  das 
X.  fällt  in  die  Regierungszeit  des  Recesvinth 
(652^672),  in  die  Wambas  (672—680)  keins, 
das  XII.  u.  XIII.  gehören  der  Regierung  Erwichs 
(680—687),  das  XV.— XVII.  der  des  Egica 
(^687—701)  an. 

4  Tolet.  IV.  c.  3,  s.  0.  S.  475.  n.  7. 

B  Vgl.  die'Unterschriften  zu  Toi.  III.  bis  VIII., 
Mansi  9,  1002  u.  10,  643.  657.  672.  771. 
1222,  zu  Toi.  XII.,  XIII,  1.  c.  11,  43.  1040. 
1076  und  zu  Toi.  XV.  u.  XVI.,  1.  c.  12,  22. 
85. 

6  Toi.  X.,  XIIL,  XV,  Mansi  11,  43.  1076 
u.  12,  22. 

7  Solche  haben  auf  dem  VII.,  XII.,  XIII., 
XV.  u.  XVI.  Konzil  von  Toledo  unterschrieben, 
und  zwar  stets  vor  den  Stellvertretern  der  Bi- 
schöfe, was  ergiebt,  dass  sie  Stimmrecht  gehabt 
haben  müssen.  Auch  findet  sich  auf  dem  VII. 
und  XV.  Konzil  kein  Unterschied  in  der  Art  der 
Unterschrift. 


8  Das  zeigen  die  Unterschriften,  so  ist  insbe- 
sondere das  5.  Toletaner  Konzil  schwach  besucht 
gewesen. 

9  Toi.  I.  praef.  „optimates  et  seniores  palatii"; 
Toi.  VI.  c.  3 :  „etiam  cum  suorum  (regis)  opti- 
raatum  illustriumque  virorum  consensu",  Toi. 
VIII.  tomus :  „vos  etiam  illustres  viros,  quos  ex 
officio  Palatino  hulc  sanctae  synodo  mos  pri- 
maevus  obtinuit  ac  nobilitas  spectabilis  hono- 
ravlt",  (nachher  werden  sie  als  „ex  aula  regis 
decenter  electi"  bezeichnet),  Toi.  XIII.  tomus : 
„sublimium  virorum  nobilitatem,  qui  ex  aulae 
regalis  officio  in  hac  sancta  synodo  nobiscum  ses- 
suri  praelecti  sunt".  Wenn  es  in  dem  tomus  v. 
Toi.  XII.  heisst:  „ut  quia  praesto  sunt  religiös! 
provinciarum  rectores  et  clarissimorum  ordinum 
totius  Hispaniae  duces",  so  sind  damit  (a.  M. 
He  feie  3,  316)  nicht  Herzöge  gemeint,  son- 
dern die  Palatinen,  da  weiter  gesagt  wird  :  „om- 
nes  tamen  in  commune  convenio ,  et  vos  pa- 
tres sanctissimos  et  vos  aulae  regiae  viros,  quos 
Interesse  huic  s..  concilio  delegit  nostra  sublimi- 
tas".  Das  Toi.  IV.  c.  4.  lässt  allerdings  nur 
Laien  zu,  „qui  electione  concilii  Interesse  merue- 
rint",  diese  Anordnung  ist  aber  offenbar  nicht 
auf  die  Palatinen  des  Königs  zu  beziehen. 

10  Denn  die  Anreden  des  Königs  (s.  vor.  Note) 
setzen  voraus,  dass  sie  mit  beschliessen,  auch 
unterschreiben  sie  die  Beschlüsse  mit  den  Geist- 
lichen und  in  derselben  "Weise.  Erheblich  ist 
ihre  Zahl  nie  gewesen,  nach  den  Unterschriften 
zu  Toi.  VIII.  X.  XIII.  XV.  XVI.  beträgt  die 
höchste  26  (Toi.  XIII.),  sonst  schwankt  sie  zwi- 
schen 15,  16  u.  17.  Bestätigt  wird  diese  An- 
nahme dadurch,  dass  sich  Toi.  XVII.  mit  seiner 
Anordnung  in  c.  1,  wonach  bei  der  Verhandlung 
kirchlicher  Angelegenheiten  die  Anwesenheit 
jedes  Laien  ausgeschlossen  sein  soll,  offenbar 
gegen  die  bisherige  Praxis  richtet. 

11  Toi.  IV.  c.  4.  Die  Priestor  sitzen  hinter  den 
Bischöfen,  die  Diakonen  stehen  vor  ihnen.  Ueber 
die  Zuziehung  von  Notaren  vgl.  ibid. 
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Den  Vorsitz  hat  anfänglich  wohl  der  älteste  Metropolit  geführt  i,  bis  derselbe 
seit  681  auf  den  Erzbischof  von  Toledo  in  Folge  seiner  Primatialstellung  dauernd 
übergegangen  ist 2. 

Der  König  war  bei  der  Eröffnung  des  Konzils  gegenwärtig ,  nahm  aber  an  den 
Verhandlungen  selbst  keinen  Antheil,  entfernte  sich  vielmehr^,  wenn  er  unter  einer 
entsprechenden  Anrede  einen  die  Berathungsgegenstände  enthaltenden  Schriftsatz, 
tomus^  zur  demnächstigen  Verlesung  überreicht  hatte"*.  Indessen  konnte  das  Konzil 
auch  aus  eigener  Initiative  Angelegenheiten  zur  Berathung  ziehen'^. 

Die  Zuständigkeit  der  Reichskouzilien  betraf  nicht  allein  kirchliche ,  sondern 
auch  staatliche  und  weltliche  Sachen  der  verschiedensten  Art  ß.  Das  Nationalkonzil 
erlässt  kirchliche  und  weltliche  Gesetze  ^,  übt  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  aus  ^, 
erledigt  kirchliche  Verwaltungsgeschäfte  '\  und  wirkt  bei  wichtigen  Staats-  und  Re- 
gierungsakten mit  ^ö  oder  legalisirt  sie^^. 

Behufs  Fassung  der  Beschlüsse  wurde  auf  den  Konzilien  abgestimmt  und  die 
Minorität  galt  an  die  Entscheidung  der  Majorität  gebunden  ^2. 


1  Nur  so  erklärt  sich  die  wechselnde  Reihen- 
folge der  Metropoliten  hei  ihren  Unterschriften 
(s.  Th.  I.  S.  592.  n.  3),  welche  der  Anordnung, 
dass  die  Bischöfe  nach  ihrem  Ordinationsalter 
rangiren  sollen.  Toi.  IV.  c.  4,  s.  auch  Tolet.  XVI 
praef.,  entspricht. 

2  Th.  I.  S.  592. 

3  Ausdrücklich  erwähnt  im  Eingange  von  Toi. 
XII.  XIII.  XV.  XVI  u.  XVII. 

*  S.  ausser  der  praef.  zu  Toi.  VIII.  auch  die 
in  der  vor.  Note  citirten  Stellen.  Die  Gegen- 
stände, welche  in  den  tomi  den  Konzilien  unter- 
breitet werden  ,  sind  meist  weltlicher  Natur,  in 
dem  tomus  des  XVI  Toi.  wird  aber  Abhülfe  gegen 
den  Verfall  der  Landkirchen  verlangt. 

5  Das  ergiebt  die  Vergleichung  des  Inhaltes 
der  Synodalbeschlüsse  mit  den  in  den  tomi  ange- 
gebenen Berathungsgegenständen.  Der  tom.  des 
XII  Toi.  enthält  die  Aufforderung  an  die  Synode  : 
„generaliter  obsecro,  ut  quidquid  in  nostrae  glo- 
riae  legibus  absurdum  ,  quidquid  iustitiae  vide- 
tur  esse  contrarium,  unanimitatis  vestrae  iudicio 
corrigatur.  De  ceteris  autem  causis  atque  nego- 
tiis,  quae  novella  competunt  iiistitutione  flrmari, 
evidentium  sententiarum  titulis  exaranda  con- 
scribite."   Vgl.  auch  Anm.  7. 

6  Toi.  VII  praef.  :  „quia  semper  est  magnopere 
providendum,  quidquid  vel  ecclesiasticis  moribus 
vel  utilitati  publicae,  sine  qua  quieti  non  vivi- 
mus,  opportunum  esse  perpenditur" ;  Toi.  VIII 
(im  tomus) :  „ut  quaecumque  negotia  de  quorum- 
libet  querela  vestris  auditibus  extiterint  pate- 
facta,  cum  iustitiae  vigore  misericorditer  et  cum 
temperamento  miserationis  iustissime  cum  nostra 
conniventia  terminetis ;  in  legum  sententiis, 
quae  aut  depravata  consistunt,  aut  ex  superfluo 
vel  indeblto  coniecta  videntur,  nostrae  serenitatis 
accomodante  consensu,  haec  sola,  quae  ad  since- 
ram  iustitiam  et  negotiorum  sufücientiam  conve- 
niunt,  ordinetis-,  canonum  obscura  quaedam  et 
in  dubium  versa  in  meridiem  lucidae  intelligen- 
tiae  reducatis,  omniumque  negotiorum  convehtus 
ordinumque  Status ,  qui  in  vestram  extiterint 
devoluti  praesentiam  . . .  maiorum  regulis  concor- 
dantes,  iustissime  . . .  constituere  studeatis.''  Eine 

Hiuscliius,  Kirchenrecht.   III. 


Uebersicht  des  Inhalts  der  Beschlüsse  der  Kon- 
zilien unter  Berücksichtigung  ihrer  politischen 
Bedeutung  und  Tragweite  bei  Dahn,  Könige 
der  Germanen  6,  434  ff. 

■^  So  über  die  Königswahl  Toi.  IV.  c.  75  und 
Toi.  VIII.  c.  10;  zum  Schutz  des  Königs  und 
der  königlichen  Familie  gegen  hochverrätherische 
Handlungen,  1.  c.  und  Toi.  V.  c.  2£f.,  Toi.  VI. 
c.  11,  Toi.  VII.  c.  1,  X.  c.  2,  Toi.  XVII.  c.  7; 
über  den  Eid  des  Königs  in  Betreff  der  Juden, 
Toi.  VI.  c.  3  ;  über  Verletzung  der  Heerbanns- 
pfiicht.  Toi.  XII.  c.  7;  über  Ausschliessung  der 
Freigelassenen  vom  Palatinalamt  ,  Toi.  XIII. 
c.  6. 

8  Toi.  X,  Mansi  11,  40,  über  den  Bischof 
Potamius  von  Braga  (in  geheimer  Sitzung  der 
Bischöfe  allein);  Toi.  XVI  (decret.  iudicii),  Ab- 
setzung des  Bischofs  Sisbert  v.  Toledo. 

9  Besetzung  von  Bischofsstühlen  ,  Toi.  X., 
M an  si  11,  41 ;  Toi.  XVI.  (decret.  iudic);  Trans- 
lationen auf  ;solche.  Toi.  XVI.  cit.;  Aufhebung 
eines  Bisthums,  Toi.  XII.  c.  4. 

^0  Hierher  gehört  das  ausAnlass  der  Bekehrung 
der  Gothen  abgehaltene  Toi.  III.  von  589;  s.  fer- 
ner Toi.  XIII.  c.  1,  (Rückgängigmachung  von 
Güterkonflskationen)  und  c.  3  (Steuer-Erlasse). 

11  Tolet.  IV.  c.  75  und  Tolet.  XII.,  welche  die 
Erhebung  des  Sisinanth  gegen  König  Svinthila 
und  die  des  Erwich  gegen  König  Wamba  ge- 
nehmigt haben,  s.  Dahn  6,  450.  473. 

^-  Toi.  VIII.  c.  11:  „Cum  vero  quaelibet  s, 
synodus  agitur  aut  pacitica  inter  episcopos  quid- 
piam  definitur,  si  pauciores  per  nescientiam  vel 
contemptionem  forte  disseutiant,  aut  commoniti 
plurimorum  sententiae  cedant  aut  ab  eorum  coetu 
cum  dedecore  confusionis  abscedant  et  excom- 
municationis  annuae  sententiam  luant",  was  dar- 
auf deutet,  dass  man  freilich  selbst  durch  mora- 
lischen Druck,  soviel  wie  möglich  Einstimmig- 
keit herbeizuführen  suchte.  Der  weltlichen  Mit- 
glieder gedenkt  das  Kapitel  allerdings  nicht, 
wohl  deshalb,  weil  ilire  Zahl  gering  war  und 
diese  als  Hofbeamte  in  Abhängigkeit  vom  König 
standen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


Abweichend  vom  frünkisch-merovingischen  Recht  bedurften  die  Beschlüsse  der 
Konzilien  der  Bestätigung  des  Königs.  Diese  wird  aber  für  alle,  sowohl  in  kirchlichen 
wie  in  weltliclien  Angelegenheiten  ertheilt,  und  dadurch  wurden  sie  zu  staatlich 
bindenden  Normen  erhoben'.  Es  war  daher  selbstverständlich,  dass  auch  die  nicht 
auf  dem  Konzil  anwesenden  Bischöfe  an  die  Beschlüsse  gebunden  waren  und  diese 
zu  publiciren  hatten  2. 


*  Am  charakteristischsten  decr.  Ervigii  reg. 
zu  Toi.  XII :  ^;Magna  saliis  populis  gentisque 
iiostrae  rcgno  conquiritur ,  si  haec  synodaliuin 
decreta  gestorura ,  sicut  pio  devotioins  nostrae 
studio  acta  sunt,  ita  inconvulsibilis  nostrae 
legis  oraculo  confirmentur,  ut  quod  serenlssimo 
nostrae  celsitudinis  iussu  a  venerandis  patribus 
et  (darissimis  palatii  nostri  senioribus  discreta 
titulorum  cxaratione  est  editum ,  praesentis 
huius  legis  nostrae  edicto  ab  aemulis  defenda- 
tur*".  Vgl.  ferner  die  Bestätigungsdekrete  zum 
Toi.  III.,  Mansill,  999,  wo  bei  Nichtbeacli- 
tiing  der  Konzils-Bescblüsse  gegen  Laien  Ver- 
raügenskonfiskation  angedroht  wird  ;  zu  Toi.  V., 
zu  Toi.  XII.  XIII.  XV.  XVI.  XVII.  (wieder 
mit  Androhung  der  erwähnten  Strafe,  freilich  in 
Höhe  verschiedener  Quoten  des  Vermögens).  Es 
ist  daher  nur  als  Zufall  zu  betrachten,  dass  keine 
solche  Dekrete  zu  Toi.  IV.  VI.  bis  VIII  erhalten 
sind,  übrigens  erwähnt  auch  das  erst  citirte  am 
Schluss  des  :  „annuente  rege".  Auch  umgekehrt 
haben  die  Könige  ihre  Anordnungen  ,  so  Rece- 
swinth  eine  solche  über  das  königliche  Krön- und 
Privatvermögen,  durch  ein  Nationalkonzil  bestä- 
tigen lassen,  c.  13.  Toi.  VIII:  „decreti  nostri  se- 
riem,  quam  in  serenissimi  .  .  .  regis  edidimus 
nomine  pro  rebus  a  d.  mem.  patre  suo  quolibet 
titulo  conquisitis  decernimus  omnino  constare". 
In  dem  angefügten  decretum  concilii  universalis 
editum  in  nomine  principis  werden  als  Beschluss- 
fasser  bezeichnet :  ,,  cum  omni  palatino  officio 
simulque  maiorum  minorumque  conventu  nos 
omnes  pontiüces  quam  et  iam  sacerdotes  et  uni- 
versi  sacris  ordinibus  famulantes",  wobei  für  die 
nicht  zu  den  Palatinen  gehörigen  Beamten  und 
die  Priester,  sowie  die  andern  Geistlichen  offen- 
bar nur  an  eine  Akklamation  zu  denken  ist. 
Dahn  6,  465. 

2  Vgl.  decr.  zu  Toi.  XIL,  doch  ordnet  das 
decr.  zu  Toi.  XVI.  ausdrücklich  für  die  nicht 
erschienenen  Bischöfe  der  Provinz  die  Abhal- 
tung eines  Provinzialkonzils  zur  Unterschreibung 
der  Beschlüsse  des  Konzils  an.  — 

In  England  finden  sich  seit  dem  Y.Jahrhun- 
dert eine  Reihe  von  Versammlungen,  auf  denen 
unter  Anwesenheit  der  Könige,  Bischöfe,  ande- 
rer Geistlicher  und  auch  angesehener  weltlicher 
Personen  kirchliche  Angelegenheiten  erledigt 
worden  sind.  Sie  beschränken  sich  meistens  nur 
auf  eins  der  damaligen  Königreiche,  jedoch  haben 
auf  solchen  auch  mehrfach  Bischöfe  und  Geistliche 
aus  den  andern  Königreichen  an  der  Berathung 
Theil  genommen.  Hierher  gehört  die  von  Oswi  v. 
Northumberland  664  berufene  Synode  v.  Strenes- 
halch  zur  Feststellung  der  Osterberechnung,  wel- 
cher ausser  dem  Bischof  von  York  mit  seinem 
nach  Schottland  hinein  reichenden  Sprengel  noch 
der  episcopus  occidentalium  Saxonum(Doichester- 


Winchester)  angewohnt  hat ,  Beda  hist.  III.  28, 
Mansi  11,  67.  Diese  Versammlungen  stehen 
den  witenagemot,  den  Reiclisversammlungen  der 
damaligen  Zeit,  völlig  gleich  ,  denn  auf  letzteren 
sind  gleichfalls  kirchliche  Gesetze  erlassen  wor- 
den, z.  B.  die  K.  Ines  v.  Wessex,  R.  Schmid, 
Gesetze  der  Angelsachsen,  Leipzig  1858.  S.  21': 
„Ego  Ine  .  .  .  exhortatione  .  .  Heddes  episcopi 
mei  [Dorchester  -  Winchester)  et  Ercenwoldes 
episcopi  mei  (London)  et  omnium  aldermanno- 
rum  meorum  et  seniorum  sapientum  regni  mei'"' 
(zw.  688  u.  694),  ferner  die  K.  Wihträds  von 
Kent  vom  J.  696  0.  697,  a.  a.  0.  S.  15  (die 
Urkunde  über  das  witenagemot  oder  concilium 
V.  Beccancelde  v.  694  ist  verfälscht,  Schmidt  a. 
a.  0.  S.  XXXV).  Diese  Vermischung  von  Synode 
und  Reichstag  bezeugt  insbesondere  der  Beschluss 
des  römischen  Konzils  von  679,  welches  behufs 
Beilegung  der  Streitigkeiten  wegen  desBisthums 
York  und  zur  Verwerfung  des  Monotheletismus 
verlangt,  Mansi  11,  182:  „ut  .  .  .  Theodorus 
(v.  Canterbury)  illis  in  partibus  ex  tua  (des 
Papstes)  .  .  .  auctoritate  et  nostra  synodal!  uni- 
tate  universale  concilium  congreget  et  cum  uni- 
versis  praesulibus,  regibus,  principibus  et  uni- 
versis  fldelibus ,  senioribus  maioribusque  natu 
totius  Saxoniae  publicam  oecumenicamque  fa- 
ciat  synodum";  also  die  Berufung  einer  Ver- 
sammlung derjenigen  Personen,  welche  zu  den 
witenagemot  der  einzelnen  Königreiche  gehörten, 
gefordert  hat.  Auch  in  der  Folgezeit  bis  zur 
normannischen  Eroberung  (1066)  ist  es  bei  die- 
ser Sitte  geblieben.  Zwischen  der  northumbri- 
schen  Versammlung  von  705  am  Niddfluss  (Re- 
gelung der  Verhältnisse  des  Bisthums  York,  an- 
wesend :  derErzbischof  von  Canterbury,  Bischöfe, 
Aebte,  principes  regni,  Mansi  12,  172),  ferner 
der  zu  Cloveshoe  von  742  (1.  c.  p.  363 :  „prae- 
sidente  eidem  concilio  Aethelbaldo  rege  Mercio- 
rum  cum  Cuthberto  archiepiscopo  Doroberniae 
caeterisque  episcopis  simul  assidentibus  dili- 
genter  examinantes  circa  necessaria  totius  reli- 
gionis  et  de  symbolo"),  auf  welcher  ausser  den 
Bischöfen  auch  Aebte  und  weltliche  Grosse  un- 
terschrieben haben  ,  andererseits  der  unter  Kö- 
nig Ine  708  abgehaltenen,  bei  welcher  es  sich 
nur  um  weltliche  Dinge  gehandelt  haben  kann 
(Willibaldi  vita  s.  Bonifacii  c.  4,  Jaffe  mon. 
Mogunt.  p.  439 :  „subitanea  quaedam  incu- 
buerat  nova  quadam  seditione  exorta  necessi- 
tas  :  et  statim  synodale  a  primatibus  aecclesia- 
rum  cum  consilio  .  .  .  regis  servorum  dei  factum 
est  concilium  ...  Et  .  .  .  legatos  ad  archiepi- 
scopum  Cantuariae  .  .  .  distinandos  deputarunt 
.  .  .  Cumque  omnis  senatus  et  universus  cleri- 
corum  ordo  . . .  consentirent"),  lässt  sich  kein  Un- 
terschied entdecken.  Ueber  die  von  Offa  von 
Mercien  wegen  der  Erbauung  eines  Klosters  zu 
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Während  in  Spanien  die  Nationalsynoden  mit  der  Zerstörung  des  westgothischen 
Reiches  ihr  Ende  fanden,  ist  das  Institut  im  Franken  reiche  nach  der  langen 
Unterbrechung  von  etwa  einem  halben  Jahrhundert  Ausgangs  der  Merovingerherr- 
schaft,  als  die  karolingischen  Hausmeier  die  Regierung  in  ihre  Hand  genommen 
hatten,  von  Neuem  wieder  in  das  Leben  gerufen  worden.  Es  hat  jedoch  hier  einen 
wesentlich  anderen  Charakter  als  früher  erhalten.  Die  ersten  Konzilien  dieser  Art 
sind  durch  die  von  Bonifaz  im  Einverständniss  mit  den  Hausmeiern  unternommene 
Reorganisation  der  fränkischen  Kirche  veranlasst  worden.  Sie  haben  den  Grund  zu 
dem  Anschluss  der  letzteren  an  den  römischen  Primat  gelegt,  erscheinen  aber  äusser- 
lich  als  von  den  Hausmeiern  berufene  Versammlungen,  an  denen  dieselben  mit  den 
Grossen  des  Reiches  Theil  nehmen,  und  nach  deren  Rath  sie  allein  die  neuen  Ord- 
nungen behufs  Wiederherstellung  der  verfallenen  Landeskirche  festsetzen.  Diesen 
Charakter  tragen  das  für  das  östliche  Reich  unter  Karlmann  742  abgehaltene  s.  g. 
concilium  Germanicum^,  das  von  Pippin  744  für  das  westliche  Franken  veranstaltete 
Konzil  von  Soissons^  und  endlich  die  für  beide  Reichstheile  gemeinschaftlich  zu- 
sammengetretene Synode  von  Liftinä  von  745^. 


Verulam  794  abgehaltene  Versammlung  wird 
zwar  berichtet,  Mansi  13,  861  :  „rex  .  .  .  pro- 
vinclale  tenuit  concilium  cum  arcliiepiscopo 
Humberto  (v.  Lichfleld),  suis  suffragaiieis  et 
primatibus  suis",  da  aber  damals  der  König 
Lichfleld  zum  Erzbistimm  für  sein  Königreich 
erhoben  hatte,  He  feie,  Concil-Gesch.  3,  638, 
so  ist  auch  hier  kein  Unterschied  zwischen  Kon- 
zil und  witenagemot  zu  machen.  Weiter  gehö- 
ren hierher  die  s.  g.  Synoden  zu  London ,  Clo- 
veshoe  und  Oslaveshlen  zw.  816  und  824  unter 
dem  König  Cenulf  von  Mercien  und  seinem  Nach- 
folger Beornwulf  betreffend  einen  Streit  zwischen 
dem  ersteren  und  dem  Erzbischof  von  Canter- 
bury  wegen  der  dem  letzteren  gehörigen  Güter 
und  der  Restitution  derselben,  Mansi  14,  401. 
489  ;  H  e  f  el  e  4,  36 ;  zu  Kingston  von  838  betr. 
die  Bestätigung  einer  Schenkung  an  die  Kirche 
zu  Canterbury,  1.  c.  p.  756  („praesidente  .  .  . 
huic  .  .  .  congregationi  Cevenotho  archiepiscopo 
ceterisque  perplurimis  episcopis  nee  non  .  .  . 
regibus  nostris  Ecgbertho  et  Aethelvulfo  cum 
Omnibus  gentis  suae  optimatibus"),  die  zu  Win- 
chester 855 ,  auf  welcher  „Ethelvulphus  rex 
Westsaxonum  cum  concilio  episcoporum  acprinci- 
pnm"  Schenkungen  zu  Gunsten  der  Kirche  macht, 
Mansi  15,  122,  die  von  905  zur  Besetzung 
von  Bisthümern,  1.  c.  18,  112  :  „congregavit  rex 
Edovardus  synodum  senatorum  gentis  An- 
glorum,  cui  praesidebatPleigmundus  archiepisco- 
pus  Cantuariensis  .  .  .  tunc  rex  et  episcopi  .  .  . 
elegerunt  .  .  .  singulos  episcopos  ...  et  quod 
olim  duo  habuerunt,  in  quinque  diviserunt"  (s. 
auch  Th.  II.  S.  584),  zu  London  944,  auf  wel- 
cher geistliche  und  weltliche  Gesetze  erlassen 
wurden,  Schmid  a.  a.  0.  p.  173:  „Eadmun- 
dus  rex  congregavit  magnam  synodum  dei  ordi- 
nis  et  saeculi  .  .  .,  cui  interfuit  Oda  et  Wulsta- 
nus, archiepiscopi  et  alii  plures  episcopi",  zu 
London  948  (Klosterschenkungen)  Mansi  18, 
429,  zu  Bradford  964  (unter  Edgar)  1.  c.  475,  zu 
London  von  970  o.  971  (Privilegien  für  ein 
Kloster  ertheilt  durch  König  Edgar   „communi 


episcoporum,  abbatum  primorumque  consilio"), 
1.  c.  19,  23;  Winchester  1021,  1.  c.  p.  389; 
London  1065,  1.  c.  p.  1041  (auf  beiden  eben- 
falls Ertheilung  königlicher  Privilegien  für  Klö- 
ster). Ganz  in  derselben  Weise  sind  erlassen 
die  constitutio  de  decimis  von  Aethelstan  (924 
—940),  Schmid  a.  a.  0.  S.  127;  Edgars  (959 
— 975)  geistliche  Gesetze,  a.  a.  0.  S.  185,  die 
Gesetze  Aethelreds  (978  — 1016),  zum  Theil 
kirchlichen  Inhalts ,  a.  a.  0.  S.  221.  227,  und 
die  Knuts  (von  1018)  gleichen  Inhalts,  a.  a. 
0.  S.  250. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  so  gut  wie  gar 
keine  besonderen,  rein  kirchlichen  Versammlun- 
gen für  diese  Zeiten  nachweisbar  sind  (s.  auch 
0.  S.  478.  n.  3),  erscheint  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  das  witenagemot  die  Thätigkeit  der- 
selben absorbirt  hat.  Vgl.  auch  S  t  u  b  b  s,  constitu- 
tional  history  of  England.  Oxford  1874.  1,  230. 
242.  Dasselbe  ist  also  für  diese  Zeit  zugleich 
ein  concilium  mixtum  im  herkömmlichen  Sinne, 
und  unterscheidet  sich  von  den  fränkischen  Na- 
tionalsynoden desMerovingerreichs  dadurch,  dass 
die  letzteren  ihren  kirchlichen  Charakter  be- 
wahrt haben,  von  den  westgothischen  aber  da- 
durch ,  dass  es  nicht  hauptsächlich  eine  kirch- 
liche Versammlung ,  welche  ihre  Zuständigkeit 
auch  auf  das  staatliche  Gebiet  erweitert  hat,  viel- 
mehr eine  Vereinigung  gewesen  ist,  von  welcher 
wegen  der  Theilnahme  der  Geistlichkeit  auch 
kirchliche  Angelegenheiten  berathen  worden 
sind. 

1  Jaffe'  mon.  Mogunt.  p.  127:  .Ego  Carl- 
mannus  .  .  .  cum  consilio  servorum  dei  et  opti- 
matum  meorum  episcopos  ,  qui  in  regno  meo 
sunt,  cum  presbiteris  et  concilium  et  synodum 
.  .  .  congregavi  ...  et  per  consilium  sacerdotum 
et  optimatum  meorum  ordinavimus  per  civitates 
episcopos',  vgl.  dazu  Hahn,  Jahrbücher  des 
fränk.  Reichs  von  741—752.  S.  34;  Hefele 
3,  497. 

2  LL.  1,  20:  „  .  .  ego  Pippinus  .  .  .  una  cum 
consensu  episcoporum  sive  sacerdotum  vel  ser- 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


Schon  die  beiden  crsteren  hatten  im  Interesse  der  Durcliführung  der  Reformen 
die  jährliche  Abhaltung  solcher  Konzilien  angeordnet  \  Zu  voller  praktischer  Geltung  ' 
ist  diese  Vorschrift  zwar  niclit  gelangt,  aber  immerhin  sind  auf  die  letztgedachte  Ver- 
sammlung noch  die  Synoden  von  747  2,  von  748  (Düren -^j,  von  753 '^  (Verberie)  und  von 
755  (Verneuil)  ^  gefolgt.  Die  erstere  hat  zwar  die  Verbindung  der  fränkischen  Kirche 
mit  Rom  offiziell  vollzogen  ß,  indessen  hat  dieser  Umstand  zunächst  auf  den  Charakter 
der  folgenden  Synoden  keinen  Einfluss  gehabt'.  Die  letzte  traf  die  Anordnung,  dass 
künftighin  jährlich  zwei  Synoden  abgehalten  werden  sollten^,  die  eine  Anfang  März 
an  einem  vom  König  bestimmten  Ort  in  dessen  Gegenwart'^,  die  zweite  Anfang 
Oktober  in  der  Königsstadt  Soissons,  falls  nicht  die  Bischöfe  auf  der  Frühjahrssynode 
sich  über  einen  anderen  Ort  geeinigt  hätten  ^"^  die  erstere  offenbar  zur  Regelung  all- 
gemeiner kirchlicher  Angelegenheiten,  die  letztere  zur  Erledigung  von  Verwaltungs-, 
Korrektions-  und  Disciplinar- Angelegenheiten,  sowie  zur  Vorbereitung  der  Vorlagen 
und  Anträge  für  die  März  Versammlung  bestimmt  i^ 

Zur  Durchführung  ist  diese  Vorschrift  indessen  nicht  gekommen.    Aus  der  Zeit 
Pippins  sind  nur  die  Synoden  von  Compiegne  (757)^2  und  von  Gentilly  (767)  i^, 


vorum  dei  consilio  seu  comitibus  et  obtimatibus 
Francoruni  conloqui  apud  Suessionis  civltas  syno- 
dum  vel  coiicilio  facere  decrevimus  ...  c.  2. 
propterea  nos  una  cum  consensu  episcoporum 
sive  sacerdotum  seu  servorum  dei  et  optimatum 
meorum  consilio  decrevimus ,  ut  annis  singulis 
syiiodo  renovare  debeamus",  H  ah  ii  a.  a.  0.  S.  57 ; 
He  feie  3,  518. 

3  Jaffa'  1.  c.  p.  129.  Die  weiteren  Nach- 
richten über  ihre  Beschlüsse  (sie  sind  nicht  voll- 
ständig erhalten)  bei  Hahn  a.  a.  0.  S.  73. 
192  ff.  u.  in  (1.  Forschungen  z.  deutschen  Ge- 
schichte 15,  59  ff.;  Hef  ele  3,  522. 

1  S.  0.  S.  479.  n.  1. 

2  Die  Beschlüsse  sind  nicht  vorhanden;  es 
beziehen  sich  aber  die  Briefe  66 — 70  und  81  bei 
Jaff^  mon.  Mogunt.  ep.  184.  226.  auf  diese 
Synode ,  welche  ein  Generalkonzil  gewesen  ist. 
Aus  ep.  67,  p.  193  erhellen  die  Bischöfe,  welche 
Theil  genommen  haben,  auch  ergiebt  sich  dar- 
aus, dass  Chorbischöfe,  Priester,  Diakonen  und 
andere  Kleriker,  aus  ep.  68,  p.  195.  dass  auch 
die  Optimaten  anwesend  gewesen  sind.  Vgl. 
auch  He  feie  3,  552. 

3  Annal.  Mettens.,  SS.  1,  330:  ,,Pippinus 
placitum  suum  habuit  in  villa  .  .  .  Dura,  in 
qua  syuodum  congregare  iussit  pro  ecclesiarum 
restauratione  et  causis  pauperum  viduarumque 
et  orfanorum  corrigendis  iustitiisque  faciendis" ; 
weiter  ist  nichts  bekannt,    vgl.  He  feie  3,  568. 

4  So  nach  der  herrschenden  Meinung,  H  e  - 
fele3,  573;  Oelsner,  Jahrb.  unter  Pippin. 
S.  270.  458  verlegt  sie  iu  das  Jahr  756.  Erhalten 
sind  nur  die  Beschlüsse,  welche  in  den  LL.  1, 
22  als  capit.  Yermer.  abgedruckt  sind,  lieber 
die  Theilnehmer  ist  nichts  bekannt. 

5  LL.  1,  24,  wonach  nur  die  „episcopi  Gallia- 
rum"  von  Pippin  berufen  sind,  obwohl  das  Ca- 
pitulare  seinem  Inhalte  nach  für  das  ganze 
Reich  berechnet  erscheint,  Oelsner  a.  a.  0. 
S.  219. 


6  Zachar.  ad  Bonif.  ep.  66,  Jaff^l.c.  p.l90; 
He  feie  3,  553;  Hahna.  a.  0.  S.  105. 

■^  Damals  erscheint  der  König  noch  als  das 
Oberhaupt  der  fränkischen  Kirche,  daher  ruft  er 
die  Synoden  zusammen  und  erlässt  die  auf  ihnen 
berathenen  Anordnungen.  In  dem  capit.  Verii. 
liegen  zwar  die  Beschlüsse  der  Bischöfe  vor,  aber 
nach  c.  6  war  der  König  anwesend  und  hat  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  die  Feststellung  der 
ersteren  gehabt.  Daraus  folgt,  dass  sie  nur  mit 
seiner  Genehmigung  als  seine  Anordnungen 
publicirt  sein  können. 

8  S.  0.  S.  479.  n.l. 

9  Für  diesen  Termin  war  es  entscheidend, 
dass  an  ihm  die  jährliche  Reichsversammlung, 
das  s.  g.  Märzfeld ,  abgehalten  wurde.  Schon 
die  oben  erwähnten  Synoden  von  Soissons  und 
von  Liftinä  haben  Anfang  März  getagt. 

10  Diese  Vorschrift  hatte  den  Grund,  dem  Kö- 
nig die  Möglichkeit  der  Theilnahme  zu  erleich- 
tern. 

11  Der  Unterschied  ergiebt  sich  daraus,  dass 
auf  der  zweiten  die  Anwesenheit  des  Königs 
nicht  als  nothwendig  vorausgesetzt  wird.  Wenn 
Oelsner  S.  225  die  Bezeichnung  „synodus  pu- 
blicus"  in  c.  5  Vern.  allein  auf  die  Märzsynode 
beziehen  will,  so  hat  das  keinen  Anhalt. 

12  Die  Beschlüsse  ohne  Einleitung  und  Unter- 
schriften LL.  1,  27.  An  ihr  haben  zwar  päpst- 
liehe  Legaten  Theil  genommen,  Th.  I.  S. 
505,  und  wenn  es  mit  Bezug  auf  sie  in  c.  12. 
14 — 16.  21  heisst:  „sie  senserunt"  oder  „consen- 
serunt" ,  so  bedeutet  dies  doch  nur ,  dass  man 
sich  ihres  sachverständigen  Rathes,  namentlich 
In  Betreff  der  römischen  Auffassung  über  be- 
stimmte Fragen .  bedient  und  darauf  hin  in 
Uebereinstimmung  mit  diesem  Beschlüsse  ge- 
fasst  hat,  s.  auch  Oelsner  a.  a.  0.  S.  295. 

13  Annal  Lauriss.  a.  767,  SS.  1,  145:  „  Orta 
quaestione  de  s.  trinitate  et  de  sanctorum  imagi- 
nibus  inter  orientalem  et  occidentalem  ecclesiam 
.  .  .  rex  Pippinus  conventu  in  villa  Gentlliaco 
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welche  im  Frühjahr  abgehalten  sind',  und  die  Synode  von  Attigny  (762) 2,  welche 
wahrscheinlich  eine  der  in  Aussicht  genommenen  Herbstversammlungen  war  ^,  nach- 
weisbar *. 

Was  das  Verhältniss  zwischen  den  Reichstagen  und  den  Synoden  betrifft,  so 
kann  der  Unterschied  nicht  darin  gesetzt  werden ,  dass  an  den  letzteren  allein  die 
Bischöfe  oder  auch  andere  Geistliche,  nicht  aber  Weltliche  Theil  zu  nehmen  hätten^, 
vielmehr  nur  darin,  dass  die  Synode  zur  Berathung  kirchlicher  Gegenstände  bestimmt 
ist  und  daher  zu  ihr,  wenn  angänglich,  alle  Bischöfe  vom  König  berufen  werden. 
Der  Reichstag,  auf  welchem  diese  erschienen  sind,  wird  daher,  wenn  er  in  die  Be- 
handlung kirchlicher  Angelegenheiten  eintritt,  Synode^,  ohne  dass  die  weltlichen 
Grossen  ausscheiden. 

Auch  unter  Karl  d.  Gr.  ist  äusserlich  in  allen  in  Frage  kommenden  Beziehungen 
keine  Aenderung  eingetreten,  wenngleich  nunmehr  die  enge  Verbindung  des  Fran- 
kenkönigs und  der  fränkischen  Kirche  mit  Rom  geknüpft  worden  war  und  die  kirch- 
lichen Einrichtungen  im  Frankenreich  immer  mehr  nach  dem  von  Rom  als  mass- 
gebend anerkannten  Typus  gestaltet  wurden.  Weder  dem  Papst  noch  anderen 
kirchlichen  Organen  steht  das  Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Dingen  zu.  Viel- 
mehr besitzt  es  allein  der  König,  und  zwar  übt  er  es  aus  unter  Beirath  der  die 
Synode  bildenden  Reichs  Versammlung  7,  welche  er  beruft  §  und  welcher  er  präsidirt^. 


cougregato  synodum  de  ipsa  quaestione  habuit". 
Oelsnera.  a.  0.  S.  404;  HefeleS,  431. 

1  Die  erstere  im  Mai,  denn  in  dieser  Zeit  ist 
die  Sitte  aufgekommen,  die  grosse  Früh  Jahrsver- 
sammlung im  Mai  statt  im  März  zu  halten, 
Oelsner  S.  295.  447. 

2  Ihre  Beschlüsse  sind  nicht  erhalten,  nur  der 
von  den  Prälaten  beschlossene  s.  g.  Todtenbund, 
LL.  1,29. 

3  Oelsner  S.  358  ff. 

4  Denn  die  übrigen  Versammlungen  zwischen 
761  und  767,  von  denen  uns  Kunde  aufbewahrt 
ist,  Oelsner  S.  348.  379.  402.  408,  waren 
weltliche  Reichsversammlungen . 

5  S.  S.  547.  Selbst  zu  Gentilly,  wo  es  sich 
um  die  Stellung  der  fränkischen  Kirche  zu  der 
Bilderverehrung  und  dem  Dogma  über  das  Aus- 
gehen des  h.  Geistes  vom  Sohne  handelte,0 eis- 
ner S.  404  ;  H  ef  ele  3,  431,  sind  die  weltli- 
chen Grafen  nicht  ausgeschlossen  gewesen.  S. 
ep.  Pauli  pp.  ad  Pippin.,  welche  sich  auf  die 
in  Aussicht  genommene  Versammlung  bezieht, 
Jaffe  mon.  Carolin,  p.  132:  „significans  de 
missis  nostris  vestrisque  atque  Grecorum  .  .  . 
eos  aput  vos  esse  detentos,  Interim  quod  aggre- 
gatis  vestris  sacerdotibus  atque  obtimatibus,  co- 
nicere  seu  perpetrare  valeatis,  quid  de  his  quae 
vobis  directa  sunt,  respondendum  erit";  vita  Au- 
stremon.  episc.  Arvern.  ,  Mansi  12,  662  :  Qui 
(Pippinus)  iussit  aggregari  synodum  ,  in  qua 
fuere  praesules  clarissimi  et  comites  innumeri"; 
eine  Nachricht,  welche,  wie  Oelsner  S.  404. 
n.  7  nachgewiesen,  nicht  ein  fälschlich  ange- 
nommenes Koncil  von  Volvic,  sondern  das  von 
Gentilly  betrifft. 

^  Zu  dieser  Auffassung  passt  die  Ausdrucks- 
weise der  Annal.  Mett.,  S.  548.  n.  3,  vollkom- 
men, s.  auch  a.  a.  0.  n.  13. 

7  Cap.  v.  Heristall  v.  779,   LL.  1,  36 :  „fac- 


tum capitulare ,  qualiter  congregatis  in  unum 
synodali  concilio  episcopis ,  abbatibus  virisque 
inlustribus  coraitibus  una  cum  . . .  domino  nostro 
.  .  .  consenscrunt  decretum";  annal.  Lauresh.  a 
794,  LL.  1,  35 :  „rex  ...  in  estivo  tempore  con- 
gregavit  universalem  synodum  (zu  Frankfurt) 
cum  missis  domni  apostolici  Adriani  seu  ipsum 
patriarchum  Aquiliensem  .  .  .  cum  archiepi- 
scopo  Petro  Mediolanense  et  episcopis  eorum  et 
omnes  archiepiscopos  in  regno  suo  cum  episcopis 
et  abbatibus  seu  etiam  quam  plurimi  pres- 
teri  et  diaconi  cum  reliquo  devoto  populo";  Ein- 
hard.  ann.  a  794,  1.  c.  p.  181:  Rex.  .  .  .  ae- 
statis  initio,  quando  et  generalcm  populi  sul 
conventum  habuit,  concilium  episcoporum  ex 
Omnibus  regni  sui  provinciis  ...  in  eadem  villa 
(Frankfurt)  congregavit". 

8  Ueber  das  Regensburger  Konzil  in  Sachen 
des  Adoptianismus  von  792  sagt  die  römische 
Synode  von  798,  Mansi  13,  1031:  „quod  per 
iussionem  .  .  .  Caroli  Magni  rcgis  actum  est"; 
Cap.  Francof.  a.  794,  LL.  1,  71  :  „Coniungenti- 
bus  .  .  .  apostolica  auctoritate  atque  .  .  .  Karoli 
regis  iussione(m)  .  .  .  cunctis  regni  Francorum 
seu  Italiae,  Aquitaniae  ,  Provintiae  episcopis  ac 
sacerdotibus  synodali  concilio ,  inter  quos  ipse 
mitissimus  (Karl)  interiuit  convento^';  und  das 
Schreiben  der  deutschen  und  gallischen  Bischöfe, 
Mansi  13,  884:  „praecipiente  et  praesidente 
Carolo  rege",  s.  auch  die  vorige  Note;  ferner 
Einhardi  ann.  a.  809,  SS.  196 :  „Imperator  .  .  . 
Aquas  reversus,  mense  Novembrio  concilium  ha- 
buit de  processione  spiritus  sancti  .  .  .  Agitatum 
est  etiam  in  eodem  concilio  de  statu  ecclesiarum 
et  conversatione  eorum  qui  in  eis  deo  scrvire  di- 
cuntur,  nee  aliquid  tamen  deflnitum  propter  re-  ' 
rum,  ut  videbatur,  magni tudinem". 

9  Alcuini  lib.  I  adv.  Elipandum,  Mansi  13, 
855  :  „haec  .  .  .  secta  .  .  .  principe  praesidente 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  I^eitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


AUordings  tritt  der  Anthoil  der  Geistlichkeit  jetzt  insofern  entscheidender  hervor, 
als  diese  vielfach  abgesondert  über  kirchliche  Angelegenheiten  berathen  hat',  mochte 
es  sich  lim  dogmatische  Angelegenheiten'^  oder  um  andere  kirchliche  Anordnungen 
und  Disciplinarvorschriften ^  handeln.  Ja,  Ende  der  Regierung  Karls  d.  Gr.  zeigt 
sich  diese  Scheidung  des  geistlichen  Elementes  von  dem  weltlichen  besonders  deut- 
lich in  den  für  die  verschiedenen  Theile  des  Landes  behufs  Durchführung  kirchlicher 
Reformen  auf  Befehl  des  Kaisers  im  J.  81 3  abgehaltenen  Synoden  "*,  eine  Massregel, 
welche  sich  wohl  daraus  erklärt,  dass  auf  diese  Weise  in  dem  weitausgedehnten 
Reiche  ein  zahlreicherer  Besuch  der  Geistlichkeit  als  auf  einer  allgemeinen  Versamm- 
lung gesichert  und  eine  gründlichere  Erörterung  der  speziellen  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen kirchlichen  Kreise  ermöglicht  werden  konnte.  Diese  Synoden ,  auf  denen  an 
Stelle  des  Kaisers  Missi  desselben,  und  zwar  Erzbischöfe,  präsidirten 5,  hatten  aber 
nur  die  Aufgabe,  die  entscheidenden  gesetzgeberischen  Massnahmen  vorzubereiten^'. 
Die  letzteren  selbst  sind  nach  Prüfung  und  Sichtung  der  einzelnen  Vorlagen  von  Karl 
d.  Gr.  auf  dem  Reichstage  zu  Aachen  (813)  erlassen  worden^. 


veiitilata  est  in  .  .  .  Raiginisburg  et  synodali 
auctoritate  sacerdotum  Christi,  qui  ex  diversis 
christiani  imperii  partihiis  convenerant ,  ... 
damnata'*. 

1  Annal.  Lauresh.  a.  802,  SS.  1,  38 :  „Et 
meiise  Octimhiio  congregavit  universalem 
synodum  in  iam  nominato  loco  (Aachen)  et 
ibi  fecit  eplscopos  cum  prebyteris  seu  diaconibus 
relegi  universos  canones  quas  s,  synodus  recepit 
et  decreta  pontiücum  et  pleniter  iussit  eos  tr?.di 
coram  omnibus  episcopis  presbyteris  et  diaconi- 
bus. Similiter  in  ipso  synodo  congregavit  uni- 
versos abbates  et  monachos  qui  ibi  aderant  et 
ipsi  inter  se  conventum  faciebant  et  legerunt  re- 
gulam  s.  patris  Benedlcti  et  eam  tradiderunt 
sapientes  in  conspectu  abbatum  et  monachorum. 
Et  tunc  iiissio  eins  generaliter  super  omnes  epi- 
scopos,  abbates,  presbyteros,  diacones  seu  uni- 
verso  clero  facta  est,  ut  unusquisque  in  loco  suo 
secundum  constitutionem  ss.patrum  .  .  .  viverent 
et  quicquid  in  olero  aut  in  populo  de  culpis  aut  de 
neglegentiis  apparuerit,  iuxta  canonum  auctoritate 
emendassent  et  quicquid  in  monasteriis  seu  in 
monachis  contra  regula  s.  Benedicti  factum 
fuisset,  hoc  ipsud  iuxta  regulam  s.  Bened. 
emendare  fecissent.  Sed  et  ipse  imperator  In- 
terim quod  ipsum  synodum  factum  est,  congre- 
gavit duces,  comites  et  reliquo  christiano  populo 
cum  legislatoribus  et  fecit  omnes  legcs  suas  in 
regno  suo  legi  et  tradi  unicuique  homini  legem 
suam  et  emendare". 

Eine  -weitere  Specialisirung  bildet  die  Schei- 
dung einer  Abtheilung  der  Welt-  und  einer  der 
Klostergeistlichkeit  für  die  Vorberathung,  welche 
auch  auf  einer  der  gleich  zu  besprechenden  Re- 
formsynoden, der  Mainzer  von  813,  Mansi  14, 
64,  wiederkehrt. 

Auf  der  Frankfurter  Synode  von  794  (s.  S.  549. 
n.  7),  welche  insofern  eine  eigenthümliche 
Stellung  einnimmt,  als  auf  ihr  auch  eine  An- 
zahl Bischöfe  Italiens  anwesend  waren  ,  haben 
diese  für  sich  und  ebenso  die  übrigen  Bischöfe 
aus  Deutschland,  Gallien  und  Aquitanien  abge- 


sondert berathen ,    s.    die  Schreiben  bei  Mansi 
13,  874.  883.  901. 

2  Wie  zu  Regensburg  (S.  549.  n.  8)  u.  Frank- 
furt (794). 

3  So  auf  dem  Reichstag  und  der  Synode  zu 
Aachen  von  802  (s.  Anm.  1). 

4  Einhardi  annal.  a.  813,  SS.  1 ,  200  :  ,,Con- 
cilia  quoque  iussu  eins  super  statu  ecclesiarum 
corrigendo  per  totam  Galliam  ab  episcopis  habita 
sunt,  quorum  unum  Mogontiaci,  alterum  Remis, 
tertium  Turonis  ,  quartum  Cabillione,  quintum 
Arelati  congregatum  est,  et  constitutionum,  que 
in  singulis  factae  sunt,  collatio  coram  imperatore 
in  illo  conventu  (d.  h.  dem  vorher  erwähnten 
Reichstag  zu  Aachen  von  813)  habita''.  Auf  der 
ersten  Synode  waren  die  Bischöfe  Deutschlands, 
Mansi  14,  64,  auf  der  zu  Chalons  die  der  Gallia 
Lugdunensis,  1.  c,  p.  93  anwesend,  während  für 
die  übrigen  die  Bezirke  ,  aus  welchen  die  Bi- 
schöfe versammelt  waren,  nicht  angegeben  sind, 
1.  c.  p.  57.  78.  83. 

5  Bezeugt  für  die  Synoden  von  Arles  und 
Mainz,  1.  c.  p.  57.  63. 

6  S.  Synode  zu  Arles  am  Schi.,  1.  c.  p.  62: 
.;Haec  igitur  sub  brevitate  quae  emendatione 
digna  perspeximus,  quam  brevissime  annotavi- 
mus  et  domno  imperatori  praesentando  decrevi- 
mus,  poscentes  eius  clementiam,  ut  si  quid  hie 
minus  est,  eius  prudentia  suppleatur,  siquid  secus 
quam  se  ratio  habet ,  eius  iudicio  emendetur :  si 
quid  rationaliter  taxatum  est,  eius  adiutorio  .  .  . 
perficiatur";  ähnlich  auch  die  Vorrede  der  Main- 
zer Synode,  1.  c.  p.  65  und  der  Synode  von  Cha- 
lons, 1.  c.  p.  93;  am  Schluss  der  Synode  von 
Tours  1.  c.  p.  92  heisst  es  noch  devoter:  „Haec 
nos  in  conventu  nostro  ita  ventilavimus ,  sed 
quomodo  deinccps  .  .  .  principi  nostro  de  his 
agendum  placebit,  nos  fideles  eius  famuli  libenti 
animo  ad  nutum  et  voluntatem  eius  parati 
sumus". 

■^  S.  Anm.  4;  das  betreffende  Capitular  i.  d. 
LL.  1,  189.  Als  Theilnehmer  des  Reichstages 
werden  bezeichnet,  1.  c.  p.  187:  „episcopi,  abba- 
tes, comites,  duces^'. 
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Dieser  Vorgang  lässt  deutlich  erkennen ,  dass  die  Stellung  der  zur  Synode  ver- 
sammelten Geistlichkeit  dem  König  gegenüber  nur  eine  berathende  gewesen  ist,  und 
dass  ihre  Beschlüsse  erst  durch  die  königliche  Genehmigung  Gesetzeskraft  erhalten 
konnten.  Nicht  minder  rechtfertigt  er  den  Schluss,  dass  in  den  regelmässigen  Fällen, 
wo  die  Bischöfe  sämmtlich  an  einem  Orte  zur  Synode  versammelt  waren  und  ge- 
trennt von  den  weltlichen  Grossen  berathen  haben,  ihre  Beschlüsse  ebenfalls  nur 
einen  vorbereitenden  Charakter  besessen  und  erst  durch  den  Kaiser  auf  der  Versamm- 
lung durch  dessen  Genehmigung  zu  Gesetzen  erhoben  worden  sind  \  Für  eine  prin- 
cipielle  Ausschliessung  des  weltlichen  Elementes  bei  der  Berathung  kirchlicher  An- 
gelegenheiten findet  sich  kein  Anhalt  '^.  Es  ist  daher  wahrscheinlich,  dass  behufs  der 
kaiserlichen  Beschlussfassung  über  die  Bestätigung  auch  die  weltlichen  Räthe  sowie 
nicht  minder  die  um  den  Kaiser  zum  Reichstag  versammelten  Grossen,  geistliche  wie 
weltliche,  zugezogen  worden  sind 3.' 

Wenngleich  auf  der  Frankfurter  Synode  von  794  päpstliche  Gesandte  anwesend 
waren"*,  so  ist  doch  rechtlich  weder  eine  päpstliche  Betheiligung  bei  der  Einberufung, 
noch  viel  weniger  eine  päpstliche  Bestätigung  der  Beschlüsse  der  Nationalkonzilien 
erforderlich  gewesen  ^. 


1  Die  beiden  Stücke  LL.  1,  106.  107  beruhen 
wohl  auf  der  Berathung  der  Geistlichkeit  zu 
Aachen  i.  J.  802  (S.  550.  n.  1);  ob  das  cap. 
eccles.  1.  c.  p.  160  der  Aachener  Versammlung 
von  809  (S.  549.  n.  8)  angehört ,  erscheint 
zweifelhaft.  Auf  dem  Konzil  zu  Frankfurt  hat 
dagegen  Karl  den  Verhandlungen  selbst  beige- 
wohnt (s.  S.  549.  n.  7)  und  c.  58  des  Capitul., 
daher  findet  sich  in  demselben  c.  4  die  Angabe : 
„statuit  .  .  .  rex  consentienti  s.  synodo  und  c.  6. 
7.  9.  10  die  Wendung:  „statutum  ,  deflnitum 
est  a  rege  et  s.  synodo",  s.  auch  c.  16.  Dass 
mit  dem  ersteren  Ausdruck  die  Festsetzung  welt- 
lichen Rechts  gemeint  sei,  mit  den  beiden  letzte- 
ren die  blos  geistlichen  Rechts,  so  So  hm  bei 
Dove  und  Friedberg,  Ztschr.  f.  K.  R.  9, 
203,  ist  m.  E.  eine  unhaltbare  Unterscheidung, 
welche  schon  durch  die  gleiche  Bedeutung  der 
Worte  widerlegt  wird.  Zu  der  von  So  hm  den 
letzten  Ausdrücken  beigelegten  Bedeutung  passt 
aucli  die  Anordnung  in  c.  6  nicht :  „comites  quoque 
veniant  ad  iudicium  episcoporum",  da  diese 
Pflicht  den  Grafen  doch  nur  durch  eine  Vor- 
schrift des  weltlichen  Rechts  auferlegt  werden 
konnte. 

2  Vgl.  auch  Hincmari  de  ordine  palatii  c.  35, 
Walter  corp.  iur.  german.  3,  771  :  „Quae  utra- 
que  tameii  seniorum  susceptacula  sie  in  duobus 
divisa  erant,  ut  primo  omnes  episcopi ,  abbates 
vel  huiusmodi  honoriflcentiores  clerici  absque 
Ulla  laicorum  commitione  congregarentur;  simi- 
liter  comites  vel  huiusmodi  principes  sibimet 
honorabiliter  a  cetera  multitudine  segregaren- 
tur  ...  et  tunc  praedicti  seniores  more  solito, 
clerici  ad  suam,  laici  vero  ad  suam  constitutam 
curiam  .  .  .  convocarentur.  Qui  cum  separati  a 
caeteris  essent,  in  eorum  manebat  potestate, 
quando  simul ,  vel  quando  separati  residerent, 
prout  eos  tractandae  causae  qualitas  docebat 
slve  de  spiritalibus  sive  de  saecularibus  sive 
etiam   commixtis",    woraus    sich    ergiebt,    dass 


selbst  die  Vorberathung  nicht  immer  allein  von 
der  Geistlichkeit  vorgenommen  wurde. 

3  Vgl.  praef.  Meldensis  conc.  v.  845,  Mansi 
14,  814  :  „statuerunt  (die  Bischöfe)  primo  aliqua 
ex  his,  quae  nuper  ab  eodem  devotissimo  prin- 
cipe una  cum  sacro  ecclesiastico  ordine  et  illu- 
strium  virorum  nobilitate  decreta  sunt  (bezieht 
sich  auf  die  Beschlüsse  der  kurz  vorher  gehalte- 
nen Synoden,  1.  c.  p.  815.  821.  822),  ita  ut 
constituta  fuerunt,  praeflgere".  Carol.  Calv.  syu. 
apud  Vermer.  c.  3,  LL.  1,  422:  „capitula  quae 
synodali  consultu  .  .  .  rex  Karolus  in  concilio  .  . 
apud  Suessionis  (853)  civitatem  .  .  .  proposuit 
conventui ,  coram  fldelibus  suis  in  .  .  .  palatio 
Vermeria  relegi  fecit  et  ab  omnibus  consoiianter 
suscepta  sunt  et  accepta".  Das  letztere  lässt  sich 
auch  daraus  schliessen,  dass  in  späterer  karolin- 
gischer  Zeit  gegenüber  dem  schwachen  König- 
thum  der  Einfluss  der  weltlichen  Grossen  so  ge- 
wachsen ist,  dass  sie,  wie  z.  B.  auf  dem  Reichs- 
tag zu  Epernay  846  einer  Anzahl  von  Beschlüssen 
der  Geistlichkeit  ihre  Zustimmung  vei^sagt  und 
dadurch  das  Inkrafttreten  derselben  gehindert 
haben,  vgl.  S.  552.  n.  1  unter  b. 

4  S.  549.  n.  7. 

5  Nur  auf  der  Frankfurter  Synode  (s.  a.  a.  0.) 
wird  neben  der  königlichen  iussio  die  apostolica 
auctoritas  erwähnt,  indessen  handelte  es  sich 
hier  um  die  Entscheidung  einer  dogmatischen 
Streitfrage,  über  welche  sich  Karl  mit  dem  Papste 
in  Verbindung  gesetzt  hatte,  Hefele  3,  678, 
und  nur  dieses  Faktum  wird  a.  a.  0.  konstatirt. 
Ganz  haltlos  ist  aber  die  Annahme,  dass  Karl 
die  Beschlüsse  dieser  Synode  an  Papst  Hadrian 
zur  Bestätigung  gesandt  habe,  vgl.  Hefele  a. 
a.  0.  S.  685. 

So  lange  Baiern  unter  eigenen  Herzögen 
stand,  sind  auch  hier  b  airische  Nationalsyno- 
den abgehalten  worden,  welche  den  fränkischen 
entsprechen.  Es  gehört  hierlier  das  Konzil  von 
Aschheim,  LL.  3,  457  (756  nach  Oelsner  a. 
a.  0.  S,  296,  jedenfalls  zw.  748  u.  763,  Hefele 
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I.  Die  Hiei-carchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


Aeusscrlicli  ist  weder  während  der  Regierung  Ludwig  des  Frommen  noch  zu- 
nächst während  der  Herrschaft  der  Nachkommen  desselben  eine  Aenderung  in  den 
geschilderten  Einrichtungen  eingetreten  ^,  sie  sind  daher  in  Betreff  der  Synoden, 


3,  098),  welches  eine  Reihe  von  Bitten  oder 
Forderungen  betreffend  kirchliche  Verhältnisse 
und  Kcforincn  an  den  Herzog  stellt,  das  zu 
Dingolrtiig  von  769,  Abel,  Karl  d.  Gr.  1,  41, 
LL.  3,  459  :  „baec  sunt  decreta  quae  constituit 
s.  synodiis  .  .  .  Tassilone  principe  mediante", 
auf  welcher  ausser  den  Bischöfen  und  Aebten, 
1.  c.  p.  461.  462  ebenfalls  weltliche  Grosse  an- 
wesend gewesen  sein  müssen,  da  ihre  Beschlüsse 
auch  rein  weltliche  Bestimmungen  enthalten, 
endlich  das  zu  Neuching  von  771  (Abel  a.  a. 
0.  S.  86),  LL.  3,  463 :  ,,omiies  regni  sui  .  .  . 
priuceps  collegium  procerum  cuadhunaret  in  vil- 
lam  .  .  .  Niuihliiiigas  .  .  .  ut  ibidem  tam  regu- 
lärem moderaret  in  sancto  habito  cenobio  virorum 
et  puellarum,  quam  episcopales  moderaretur  ob- 
sequias ;  insuper  gentis  suae  institutiones  legum 
per  primatos  inperitos  universa  consentiente  mul- 
titudine  quae  repperit  diuturna  vitiata  .  .  . 
evelleret  et  quae  decretis  placuit,  componcnda, 
instituerentur",  vgl.  ferner  c.  1  de  popularibus 
legibus,  1.  c.  p.  464  :  ,,princeps  universo  coucor- 
dante  coUegio  constituit  etc.". 

Für  das  unter  karolingischer  Herrschaft  ste- 
hende longobardische  Reich  in  Italien  sind 
keine  Nationalkonzilien  nachweisbar.  Die  Mög- 
lichkeit ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  der 
Reichstag,  von  welchem  das  Capitulare  Pippins 
von  782,  LL.  1,  42  (.,complacuit  nobis  Pippino 
.  .  .  cum  adessent  nobiscum  singulis  episcopis, 
abbatibus  et  comitibus  seu  et  reliqui  fldeles 
nostros  Francos  et  Langobardos")  herrührt,  zu- 
gleich eine  Synode  gewesen  ist,  weil  das  Gesetz 
auch  rein  kirchliche  Bestimmungen  enthält. 

1  a.  Die  Einberufung  der  Synoden  erfolgt 
noch,  wie  früher,  durch  den  König;  durch  Lud- 
wig d.F.  sind  berufen  817  das  Reformkonzil  zu 
Aachen,  Mansi  14,  147;  Publikationsschreiben 
und  Encyklika  desselben  an  die  nicht  auf  der 
Synode  erschienenen  Erzbischöfe  LL.  1,  204. 
209 ;  828  die  Reformsynoden  für  die  verschiede- 
nen Theile  des  Landes,  LL.  1,  327.  329;  836 
die  Synode  zu  Aachen,  Mansi  14,  673  und  838 
die  zu  Quierzy,  1.  c.  p.  742 —  durch  Karl  den 
Kahlen  die  Synoden  843  zu  Germigny,  Mansi 
14,  793 :  „factus  erat  conventus  populorum  .  .  . 
per  regiam  evocationem  .  .  .  Tibi  etiam  nos  .  .  . 
qui  episcopi  .  .  .  convenimus,  ut  scilicet  per 
sacrorum  antistitum  maxime  concilium  qui  de 
diversis  regni  eius  partibus  aderant,  ea  quae  in 
quibuslibet  ordinibus  ecclesiae  minus  utiliter 
constare  videbantur  ob  incuriam  negligentium 
aut  propter  civilis  belli  transacti  violentiam  .  .  . 
in  melius  reformare  satageret";  844  zuVerneuil, 
LL.  1,  383;  845—846  Meaux-Paris,  Mansi 
14,  814,  815;  849  Quierzy,  ep.  Hlncm.  Rem.  ad 
Amolon.  Lugdun.,  Migne  patrolog.  121,  1027 
und  Mansi  14,  922:  „ad  episcoporum  praesen- 
tiam  qui  tunc  regio  mandato  pro  negotiis  regis 
.  .  .  accersiti  erant";  853  Verbrie,  LL.  1,  420: 
„iussu  Karoli  .  .  .  synodaliter  congregati" ;  857 
Quierzy ,_LL.  1,  451 :   „synodum   episcoporum  et 


conventum  fldelium  nostrorum  fecimus  conve- 
nire'';  862  Pistres,  annal.  Bertin.  SS.  1,  457: 
„ipse  ad  Pistis,  quo  placitum  siniul  et  synodum 
ante  condixerunt,  cedit" ;  869  Verberie,  Ann.  cit. : 
„Carolus  . . .  synodum  omnium  episcoporum  regni 
sui ...  condixit"  ;',871  Doucy,  Ann.  cit.;  874Doucy, 
Mansi  17,281:  ,synodus  plurimarum  provin- 
ciarum  .  .  sanctione  Caroli  regis .  . .  convocata ;  — 
durch  Lothar  II  862  Aachen,  Mansi  15,  612: 
„ex  vocatione  regis";  —  durch  Ludwig  den 
Deutsch.  848  Mainz,  ep.  synod.  Rabani  ad  Lu- 
dov.  Mansi  14,  900:  „secundum  vestram  iussio- 
nem";  852  Mainz,  Rudolf.  Annal.  Fuld.  SS.  1, 
367 :  „Habita  est .  .  .  synodus  ex  voluntate  atque 
praecepto  .  .  .  principis  .  .  .  praesidente  Rabano 
cum  Omnibus  episcopis  atque  abbatibus  orienta- 
lis  Franciae,  Baioariae  et  Saxoniae.  Et  illi  qui- 
dem  de  absolvendis  quaestionibus  ecclesiasticis 
tractatum  habebant,  rex  vero  cum  principibus  et 
praefectis  provinciarum  publicis  causis  litibus- 
que  conponendis  insistens,  postquam  synodalia 
eorum  decreta  suo  iudicio  comprobavit  .  .  . ", 
LL.  1,  410;  868  Worms,  Mansi  15,  867:  ,,ius- 
sione  regis  ...  et  quoniam  generale  concilium 
egimus";  durch  Arnulf  888  Mainz.  Mansi  18, 
61  :  »imperante  .  .  .  rege  convenissemus";  895 
Tribur,  1.  c.  p.  132. 

b.  Was  die  Fortdauer  der  königlichen 
Bestätigung  der  Synodalbeschlüsse  betrifft, 
so  ist  eine  solche  für  die  der  Aachener  Synode 
von  817  ertheilt,  Mansi  14,  148.  lieber  die  der 
Dekrete  der  Synode  von  Meaux-Paris,  über 
welche  auf  dem  Reichstage  zu  Epernay  846  be- 
funden werden  sollte,  s.  conv.  Sparnac.  LL.  1, 
388 :  „et  oblata  sunt  eidem  principi,  sicut  ipse 
iusserat,  collecta  (sc.  capitula)  ad  relegendum  in 
Sparnaco  ...  Et  quia  factione  quorundam  mo- 
tus  est  animus  ipsius  regis  (Karls  d.  K.)  contra 
episcopos,  dissidentibus  regni  sui  primoribus  ab 
eorundem  episcoporum  ammonitione  et  remotis 
ab  eodem  concilio  episcopis,  ex  omnibus  illis  capi- 
tulis  haec  tantum  observanda  et  complacenda  sibi 
collegerunt  et  episcopis  scriptotradiderunt,  dicen- 
tes  non  amplius  de  eorum  capitulis  acceptasse  quam 
ista  et  ista  se  velle  cum  principe  observare".  Die 
Bitte  des  Mainzer  Konzils  von  848  um  Bestäti- 
gung seiner  Beschlüsse  an  Ludwig  den  Deutsch, 
bei  M  a  n  s  i  14,  912.  lieber  die  der  Beschlüsse  der 
Mainzer  Synode  von  852  s.  Rudolf.  Fuld.  ann. 
cit.  (unter  a) ;  letztere  führen  daher  auch  die 
lleberschrift  canon  Hludowici  regis  LL.  1,  146, 
vgl.  Dümmler,  Gesch.  d.  ostfränk.  Reichs  u. 
He  feie  4,  181.  Wegen  der  Bestätigung  der 
Schlüsse  des  Konzils  von  Soissons  von  853,  s. 
LL.  1,  416  u.  S.  551.  n.  3,  und  von  Quierzy 
857,  LL.  1,451 :  „Quorum  (episcoporum  et  flde- 
lium) consultu  decrevimus^'.  Für  die  Synode  von 
Tribur  895  s.  d.  praef.  d.  collect.  Diess.,  Phil- 
lips d.  Gr.  Synode  von  Tribur.  Wien  1865.  S. 
58:  „Porro  cum  eorum  (episcoporum)  unanimi- 
tas  de  ecclesiastico  iure  diligenti  conamine  invi- 
gilaret,  placuit  omnibus,   ut  ad    ...    principem 


§.  ''^7.1 


Die  National-  und  Reichskonzilien.    (Karolingisches  Reich.; 
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welche  nach  der  Theilung  des  karolingischen  Reiches  in  den  einzelnen  Theilreichen 
abgehalten  wurden  i,  vorerst  noch  massgebend  geblieben  2. 


regiii  transmitteretur  atque  ab  ipso  üdeliter  iii- 
vestigaretur ,  quali  benigiiitate  quicquid  ipsi 
iuxta  caiiouicas  sanctiones  veiitilarent  corroborare 
djgiiaretur  .  .  .  Resideiitesqiie  capitiila  subter- 
iiixa  promulgaruiit  et  titulaveruiit ;  s.  auch 
Mansi  18,  157.  158;  Dümmler,  Gesch.  d. 
ostfränk.  Reichs  2,  396.  11.  18. 

c.  Ebenso  hat  sich  die  Verbindung  von 
Reichstag  und  Synode  erhalten :  822  At- 
tigny,  Hincm.  Rem.  de  divortio  Loth.  interr.  IV, 
Migne  1,  655,  Simson  ,  Jahrb.  unter  Ludw.  d. 
Fr.  1,  178;  823  Compiegne  (Astronom.)  vita 
Hludow.  c.  37,  SS.  2,  628;  Ro ziere,  recueil 
des  formules  2,  529.  n.  446 ;  S  i  m  s  0  n  1 ,  204  ; 
825  Aachen  a.  a.  0.  S.  239;  826  Ingelheim,  vita 
Uludow.  c.  40 :  „ibique  illi  conventus  populi 
sui,  secundnm  quod  praeceperat,  occurrit.  In 
codem  placito  .  .  .  multa  quae  ecclesiae  essent 
utilia .  .  .  statuit  ac  deflnivit" ;  ann.  Xantens,  a. 
826,  SS.  2,  225 :  „Imperator  habuit  sinodum 
cpiscoporum  ad  Jngulenheim  ;  835  Diedenhofen, 
Simson  1,  126;  843  Coulaines  LL.  1,  376  u. 
Dümmler  1,  232;  857  Quierzy,  LL.  1,451. 
Wiederholt  tritt  auch  die  abgesondert e  Be- 
r  a  th  u  n  g  der  Geistlichkeit  hervor  :  Aachen  817, 
wo  sich  auch  die  Scheidung  der  Bischöfe  und  der 
Aebte  (s.  S.  550.  n.  1)  wieder  findet,  LL.  1, 
201;  Simson  1,  183,  vgl.  auch  Mansi  14, 
741  ,  Germigny  (s.  unter  a) ;  844  Juditz  bei 
Diedenhofen  LL.  1,  380;  Dümmler  1,  243, 
wo  Drogo  von  Metz  mit  Genehmigung  des  Königs 
den  Vorsitz  geführt  hat;  844  Vernueil  (LL.  1, 
383  (s.  auch  c.  2.  12  ibid.,  unter  Vorsitz  des 
Bischofs  von  Poitiers,  des  Erzbischofs  von  Sens, 
des  Abtes  von  S.  Denis  und  Hinkmars);  Mainz 
848,  Ann.  Xant.  SS.  2,  223 ;  Ludewicus  .  .  . 
habuit  conventum  populi  apud  Maguntiam  et 
secta  quaedam  in  synodo  episcoporum  inlata  est 
a  quibusdam  monachis  de  predestinatione  om- 
nipotentis  dei  (auch  wieder  Sonderung  der  Bi- 
schöfe und  Mönche,  Mansi  14,  901;  Dümm- 
ler 1,  319);  852  Mainz  (s.  unter  a),  853  Ver- 
berie,  LL.  1,  420,  s.  auch  S.  551.  n.  3;  Pistres, 
Soissons  (s.  unter  a  u.  lib.  proclam.  Rothadi  episc. 
Mansi  14,  682.  683;  Dümmler  1,  531;  IIc- 
fele  4,  257);  870  Attigny,  ann.  Bertin.  a.  870  : 
„synodus  episcoporum X  provinciarnm";  Dümm- 
ler 1,  734.  765;  874  Doucy  (s.  unter  a  und 
Ann.  Bertin.  a.  874 :  „Generale  .  .  .  placitum 
...  tenuit");  895  Tribur,  Mansi  19,  133; 
Phillips,  a.  a.  0.  S.  58. 

d.  Endlich  sind  auch  nach  dem  Vorbilde  der 
Aachener  unter  Karl  d.  Gr.  (s.  S.  550)  besondere 
Reform  Synoden,  welche  Simson  1,  310  irriger 
Weise  als  Provinzialsynoden  bezeichnet,  abge- 
halten worden,  so  i.  J.  829  gleichzeitig  1.  zu 
Mainz  für  die  Erzbisthümer  Mainz,  Köln,  Trier, 
Besannen  und  Salzburg,  2.  zu  Paris  für  Rheims, 
Sens  und  Tours,  3.  zu  Toulouse  für  Arles,  Nar- 
bonne,  Bordeaux  und  Bourges,  4.  zu  Lyon  für 
Lyon,  Viemie,  Tarantaise,  Aix  und  Embrun, 
LL.  1,  327.  329  (von  welchen  nur  die  Akten  der 
zweiten,  Mansi  14,  533  ff.  erhalten  sind,  we- 
gen der  übrigen  s.  Simson  1,  312).     Es  gehört 


ferner  hierher  die  Synode  von  Aachen  v.  836, 
M  a  n  s  i  14,  672.  Prudentii  ann.  a.  836 ;  Astro- 
nom, vita  Ludovici  c.  57,  Simson  2,  148 
und  die  Synode  von  Meaux-Paris  von  845 — 846, 
auf  welcher  die  Erzbisthümer  Sejis ,  Rheims, 
Bourges  und  Ronen  durch  ihre  Metropoliten  nebst 
deren  Suffraganen  („ceteris  sacerdotibus  legatis  vel 
scriptis  suam  praesentiam  exhibentibus",  Mansi 
14,  814)  vertreten  waren.  Unter  den  letzteren 
müssen  daher  auch  die  cap.  Sparnac.  LL.  1,  318 
genannten  Erzbischöfe  von  Tours  und  Lyon,  — 
das  letztere  gehörte  theilweise  zum  Reiche  Karls 
d.  K.  — verstanden  werden,  wogegen  von  besonde- 
ren Reform-  oder  Provinzialsynoden  für  die  bei- 
den zuletzt  gedachten  Erzbisthümer  —  so  He- 
fele  4,  121  —  nichts  bekannt  ist. 

^  Beispiele  bieten  für  das  Reich  Karls  des 
Kahlen  die  Synoden  zu  Germigny  und  Coulaines 
i.  J.  843,  Vernueil  844,  Meaux-Paris  845—846, 
Quierzy  857,  Pistres-Soissons  862,  Verberie  869, 
Attigny  870,  Doucy  871  und  874;  für  das  Reich 
Lothars  II  die  zu  Aachen  862,  für  Deutschland 
die  zu  Mainz  848.  852.  888,  Worms  868  und 
Tribur  895,  vgl.  die  vorige  Anm. 

Nationalsynoden  für  das  ganze  karolingische 
Reich  (selbst  von  Italien  abgesehen)  sind  nach 
der  Theilung  von  Verdun  nicht  gehalten  worden. 
Nur  zu  Juditz  bei  Diedenhofen  war  um  die  Kö- 
nige eine  Synode  aus  Bischöfen  der  verschiede- 
nen Reiche  versammelt,  um  Vorschläge  zur  Be- 
festigung des  Friedenswerkes  namentlich  im  In- 
teresse der  Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
zu  machen,  LL.  1,  380:  „cui  synodo  Drogo  Me- 
tensis  episcopus  praesedit  consensu  eorumdem 
regum  :  quae  et  ipsi  principes  ante  se  fldelesque 
eorum  relecta  capitula  adprobaveruntet  se  cadem 
servaturos  .  .  .  promiserunt" ;  Dümmler  1, 
243.  Ausserdem  kommt  in  Betracht  die  in  der 
Angelegenheit  der  Thietberga  860  abgehaltene 
Aachener  Synode,  Hincm.  Rem.  de  divortio  Loth. 
interr.  I  resp.,  Migne  1,  637:  „decernentibus 
.  .  .  regibus  Ludovico,  Carolo  atque  Lothario 
iuniore  in  generali  conventu  optimatum  ex 
regno  .  .  .  Lotharii  actum  et  concilium  episcopo- 
rum .  .  .  Gunthar!  Agrippin.,  Theotgaudi  Tre- 
ver.,  Wenilonis  Rothomag. ,  Franconis  Tungrens., 
Hattonis  Virdun.,  Hildegarii  Meldens.,  Hilduiui 
Aviniens",  auf  welcher  neben  den  lothringischen 
Bischöfen  auch  solche  aus  dem  Westfrankreich 
und  der  Provence  anwesend  waren.  Dass  noch 
andere  Bischöfe,  insbesondere  auch  Hinkmar  v. 
Rheims  berufen  gewesen,  ergiebt  interr.  III.  I.e. 
p.  646.  Endlich  gehört  hierher  die  Synode  von 
Metz  859,  zu  welcher  auf  Wunsch  Karls  d.  K. 
und  Lothars  II  die  Bischöfe  der  Reiche  dersel- 
ben zusammengetreten  sind,  um  nach  dem  miss- 
glückten Einfall  Ludwigs  des  Deutschen  die 
Bedingungen  festzustellen,  unter  denen  derselbe 
die  Vergebung  der  Kirche  für  seine  Vergehen 
und  die  in  den  Sprengein  der  erwähnten  Bisthü- 
mer  verübten  Gewaltthaten  erlangen  könne,  LL. 
1,  458 ;  D  ü  m  m  1  e  r  1 ,  428  ;  die  Synode  von  Sa- 
vonieres  bei  Toul  (859),  „universale  concilium", 
Mansi   15,532,    „synodus  XII   provinciarnm^'; 
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Während  aber  die  alten  Formen  im  karolingischen  Reiche  noch  beibehalten 
worden  sind,  hat  sich  eine  durch  diese  zunächst  noch  verdeckte  Wandelung  voll- 
zogen ,  welche  erst  gegen  Ende  der  karolingischen  Periode  klar  zu  Tage  tritt  und 
erkennbare  Wirkungen  äussert. 

Unter  Karl  d.  Gr.  hatten  die  Nationalsynoden  in  Folge  der  Verbindung  der  frän- 
kischen Kirche  mit  Rom  ihre  frühere  Bedeutung  als  höchstes  Organ  einer  in  sich 
abgeschlossenen  Landeskirche  verloren ,  sie  waren  vielmehr  seit  der  Herrschaft  der 
Karolinger,  da  die  letzteren  die  Regelung  und  Ordnung  der  kirchliclien  Verhältnisse 
in  den  Kreis  der  Aufgaben  des  Königthums  und  Kaiserthums  einbezogen  hatten ,  zu 
begutachtenden  sachverständigen  Versammlungen  kirchlicher  Würdenträger ,  welche 
ihr  Recht  zur  Berathung  des  Herrschers  mit  den  weltlichen  Grossen  theilen  mussten, 
geworden.  Zu  Rom  und  zum  Papst  standen  sie  Aveder  in  unmittelbarer  Beziehung 
noch  Unterordnung.  Der  Zusammenhang  der  fränkischen  Kirche  mit  Rom  wurde 
allein  durch  Karl  d.  Gr.  vermittelt  und  lediglich  durch  ihn  der  Umfang  der  Einwir- 
kung des  Papstes  auf  die  Kirche  in  seinem  Reiche  bestimmt.  Die  Fortdauer  dieses 
Abhängigkeitsverhältnisses  des  Papstes  einerseits  und  andererseits  der  Geistlichkeit 
des  eigenen  Landes  war  durch  ein  starkes  Königthum  und  Kaiserthum  bedingt,  welches 
die  Kraft  besass,  beiden  Faktoren  gegenüber  eine  massgebende  und  entscheidende  Stel- 
lung aufrecht  zu  erhalten.  Aber  weder  Ludwig  d.  Fr.,  noch  viel  weniger  seine  Nach- 
folger sind  im  Stande  gewesen,  sich  diese  zu  bewahren.  Schon  unter  dem  ersteren 
hat  die  hohe  fränkische  Geistlichkeit  einen  weitgehenden  Einfluss  auf  die  Staatsange- 
legenheiten und  die  Regierung  erlangt  und  unter  ihm  tritt  die  Idee  einer  durch- 
greifenden kirchlichen  Reform  im  Sinne  einer  bedeutenderen  Machtstellung  der  Kirche 
und  Geistlichkeit  als  Heilmittel  für  die  tiefen  Schäden  des  Reiches  in  den  Vorder- 
grund. Die  veränderten  Beziehungen  zwischen  Geistlichkeit  und  Kirche  finden  unter 
Ludwig  d.Fr.,  soweit  es  sich  um  Einrichtung  der  Nationalsynoden  handelt,  freilich  nur 
erst  einen  schwachen  Ausdruck  in  der  wiederholten  Abhaltung  von  eigenen,  von  den 
Reichstagen  verschiedenen  Reformsynoden '  und  in  der  auf  den  ersteren  selbst  schär- 
fer hervortretenden  Sonderung  der  Geistlichkeit  2,  d.  h.  der  zunehmenden  Scheidung 


LL.  1,463,  welche  in  Anwesenheit  der  Könige,  ücientissime  praediti,  eorumque  legalibus  iudi- 

Karls  d.  K.,   Lothars  II  und  Karls  v.  Provence  ciis  eadem  femina   sc    subjiceret  .    .    .   si   vcro 

von  Bischöfen  aus   den   drei  Reichen  derselben  crimen  aliquod  esset,   inde  poenitentiae  modum 

zusammengetreten  ist,  und  die  von  Tliousey  (860)  post  illorum  iudicium  ab  episcopali   auctoritato 

von  Bischöfen    aus  denselben  Reichen  besucht,  deposceret,   secundum  quod  sacri  canones  prae- 

Mansi  15,  557.  563.  flxerunt,   ei  imponere  non  negarent.    Nobilibus 

2  S.  S.  552.  n.  1.  autem  laicis  sacerdotalis  discretio  placuit,  quia  de 

suis  coniugibus  eis  non  tollebatur  iudicium  nee 

1  S.  552.  u.  1  unter  d.  auf  S.  553.  a  sacerdotali  ordine  inferebatur  legibus  civilibus 

2  A.  a.  0.  unter  c.  Interessant  ist  der  Bericht  praeiudicium  et  legem  proclamationi  feminac 
Hinkmars  v.  Rlieims  de  divortio  Lothar,  interr.  protulerunt  ac  legali  iudicio  quaestioni  terminum 
IV,  ed.  Migne  1,  655  über  den  Reichstag  und  contulerunt."  Der  Kaiser  gesteht  also  der  Geist- 
die  Synode  V.  Attigny  (822)  :  „quando  in  univer-  lichkeit  eine  weitergebende  Kompetenz  zu,  als 
sali  synodo  totius  imperii  ...  et  in  generali  pla-  diese  selbst  beansprucht. 

cito  femina  quaedam  non  ignobilis  genere  .  .  .  Die   mehrfach    in    dieser    Zeit   vorkommende 

de  quibusdam  inhonestis  inter  se  et  virum  suum  Aussonderung  der  Bischöfe  auf  den  Reichstagen 

...  ad  imperatorem  publice  proclamavit.     Quam  zu   Synoden  ,    um  Gericht  wegen  Hochverrathes 

Imperator  ad  synodum  destinavit ,   ut  inde  epi-  über  ihre  Amtsgenossen  zu  halten,  so  zu  Aachen 

scopalis  auctoritas  quid  agendum  esset,  decerne-  818,  Nimwegen830  undDiedenhofen835,  Hin- 

rct.    Scd  episcoporum  generalitas  ad  laicorum  ac  schius,     decret.    Pseudo-Isidor.     p.    CCXXI ; 

coniugatorum  eam  remisit  iudicium,  ut  ipsi  inter  Simson  1,  121.  359.  363;  2,  131.  137,  erklärt 

illara  et  suum  coniu  gern  iudicarent,   qui  detail-  sich  daraus,    dass    schon  nach   merovingischem 

bus  ncgotiis  erant  cogniti  et  legibus  saeculi  suf-  Recht  seit  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts 


§.  177. 


Die  National-  und  Reichskonzilien.    (Karolingisches  Reich.] 


555 


der  Synode  von  dem  Reichstage.  Unter  seinen  Nachfolgern  sind  solche  selbstständige 
Synoden  namentlich  in  Westfrankenreich  schon  öfter  gehalten  worden  i,  und  wenn 
es  noch  bei  dem  früheren  Herkommen  in  Betreff  der  königlichen  Einberufung  der 
Synoden  und  Bestätigung  der  Beschlüsse  derselben  geblieben  ist  2,  so  erklärt  sich 
dies  daraus ,  dass  die  Herrscher  zwar  gegenüber  den  mächtigen  weltlichen  Grossen 
ihre  Stütze  in  der  hohen  Geistlichkeit  suchen  mussten,  die  letztere  aber  ihrerseits  das 
schwache  Königthum  für  die  Verfolgung  ihrer  eigenen,  denen  der  Laien- Aristokratie 
widerstreitenden  Interessen  auszunutzen  suchte  '\ 

Wie  die  schwachen  Nachkommen  Karls  d.  Gr.  sich  an  die  eigene  Geistlichkeit 
ihres  Landes  anlehnten ,  so  wandten  sie  sich  auch  wiederholt  wegen  ihrer  persön- 
lichen Interessen  und  in  ihren  Streitigkeiten  unter  einander  an  die  Päpste,  um  den 
Beistand  des  römischen  Stuhles  für  ihre  Politik  zu  gewinnen,  und  gewährten  diesem 
eine  willkommene  Handhabe,  in  die  Angelegenheiten  des  Frankenreichs  und  der 
fränkischen  Kirche  in  entscheidender  Weise  einzugreifen.  Weiteren  Anlass  dazu 
boten  die  auch  für  die  staatliche  Politik  der  Herrscher  nicht  bedeutungslosen  Zwistig- 
keiten  unter  den  kirchlichen  Würdenträgern  des  Frankenreichs,  insbesondere  die 
Jahre  lang  nicht  zur  Ruhe  kommende  Angelegenheit  des  abgesetzten  Erzbischofs  Ebo 
von  Rheims ,  die  Bestrebungen  seines  Nachfolgers  Hinkmar  auf  Erringung  der  Pri- 
matialgewalt  und  Stärkung  der  Metropolitanrechte,  und  die  in  Folge  dieser  Streitig- 
keiten wiederholt  angerufene  Intervention  des  römischen  Stuhles ,  dessen  Primatial- 


solohe  Allgelegenheiten  vor  die  geistliche  Synode 
geliörten,  Sohmi.  Dove  u.  Friedberg,  Ztsch. 
f.  K.  R.  9,  248. 

1  Abgesehen  von  der  S.  552.  n.  1  unter  b.  er- 
wähnten Reformsynode  Meaux-Paris  (845.  846) 
kommen  in  Betracht  die  zu  Beauvais  845,  Flodoard. 
bist.  Rem.  III.  1  :  „Carolus  Oalvus  convocavit  syno- 
dum  episcoporum  sui  regni" ;  LL.  1 ,  387  ;  Soissons 
853,  LL.  1,  417  :  „episcopis  iuxta  instituta  cano- 
num  synodum  celebrare  volentibus  annuit  idem 
Karolus  eosque  ad  urbem  S  .  .  .  .  convenire  prae- 
cepit ,  ubi  .  .  .  ipse  quoque  rex  adesse  dignatus 
est"  (den  Vorsitz  führte  Hinkmar,  Mansi  14, 
987;  Hefele  4,  182);  Quierzy  853,  Hincm.  de 
praedest.  diss.  post.  ep.  ad  regem,  Migne  1,  68: 
„et  synodali  decreto  .  .  .  quatuor  capitula  episco- 
■pali  diffinitione  vobis  de  catholicorum  patrum 
dictis  coUigi  et  singulorum  exigeretis  manibus 
roborari";  Hefele  4,  186;  v.  Noorden ,  Hink- 
mar V.  Rheims  S.  66;  Valence  855  für  die  Pro- 
vinzen Lyon ,  Vienne  und  Arles  im  Reich  Lo- 
thars II,  Mansi  15,  2:  .,cum  .  .  .  ex  iussione 
.  .  .  principis  ...  III  provinciarum  episcopi  .  .  . 
coUecti  resedissent  .  .  .  adiuncto  etiam  venera- 
bili  coetu  presbyterorum ,  devotissimis  quoque 
diaconibus  adstantibus",  v.  Noorden  S.  86ff. ; 
H  ef  ele  4,  193.  196  ;  Langres  859  für  die  eben 
genannten  Provinzen,  welche  c.  7,  Mansi  15, 
538:  ,,  in  eorum  (principum)  quoque  palatiis 
saltem  semel  intra  biennium  generalis  episcopo- 
rum conventus  agatur",  die  regelmässige  Abhal- 
tung besonderer  Nationalsynoden  fordert ;  Savo- 
nieres  bei  Toul  859  (S.  553.  n.  1);  Thousey  860 
(a.  a.  0.,  eine  Einberufung  durch  die  drei  Könige 
Karl  d.  K.,  Lothar  II  und  Karl  v.  Provence,  oder 
auch  nur  die  Anwesenheit  derselben  ist  nicht 


bezeugt,  gegen  Hefele  4,  215,  vgl.  Dümmlcr 

1,  460.  n.  54);  Aachen  862,  Mansi  15,  611 : 
„ex  vocatione  .  .  .  Hlotharii  (II)  .  .  .  archiepi- 
scopi  eorumque  coepiscopi"  (d.  h.  mit  Ausnahme 
der  Burgundischen,  Dümmler  1,  476);  Worms 
868  für  das  Reich  Ludwig  d.  Deutsch.,  s.  0.  S.  552. 
n.  1.  a  u.  Ann.  Fuld.  a.  868:  „synodus  apudWor- 
matiam  .  .  .  habita  est  praesenteHludowico  rege, 
ubi  episcopi  nonnuUa  capita  de  utilitate  aeccle- 
siastica  conscribentes  Graecorum  ineptiis  congrua 
ediderunt  responsa";  Verberie869,  Ann.  Bertin.  : 
„Carolus .  .  .  synodus  omnium  episcoporum  regni 
sui  .  .  .  condixit";  Doucy  871,  1.  c.  a.  871 :  „ut 
rex  synodum  .  .  .  condiceret",  Mansi  16,  570. 
637  (8  Metropoliten  anwesend)  ;  Mainz  888  für 
Deutschland  (s.  S.  552.  n.  1.  a). 

2  S.  die  vorhergehende  Note  und  »S.  552.  n.  1 
unter  b.  Seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  wird 
allerdings  die  königliche  Bestätigung  seltener  er- 
wähnt, aber  meistens  waren  die  Könige  auf  den 
Synoden  anwesend,  s.  a.  a.  0.  Die  Synode  der 
westfränkischen  Bischöfe  zu  Fismes  881  ist  aller- 
dings nachweisbar  ohne  königliche' Genehmigung 
zusammengetreten ,  sie  rechtfertigt  aber  dies 
durch  die  dringende  Nothwendigkeit  (^_,maxima 
necessitate  compulsi",  Mansi  17,  537)  und  hat 
übrigens  nur  eine  Reihe  Ermahnungen  an  den 
König  Ludwig,  Sohn  Ludwig  des  Stammlers,  ge- 
richtet, Dümmlcr  2,  150. 

3  V.  Noorden  a.  a.  0.   S.  120;    Dümmler 

2,  637.  638.  Hatten  doch  z.  B.  die  weltlichen 
Grossen  auf  dem  Reichstag  zu  Epernay  Karl  d. 
Gr.  bewogen,  einen  grossen  Theil  der  Beschlüsse 
der  Reformsynode  von  Meaux-Paris  nicht  zu  be- 
stätigen, s.  S.  552.  n.  1  unter  b. 
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Stellung  von  den  Bctliciligten ,  so  weit  sie  dadurch  für  sich  Vortheile  erreichen  zu 
können  glaubten ,  gern  anerkannt  wurde.  Dazu  kam ,  dass  gerade  während  dieser 
Zeit  ein  Papst,  Nikolaus  I.  (858 — 867),  den  römischen  Stuhl  einnahm,  welcher 
alle  diese  Verliältnisse  für  seine  Politik,  die  fürstliche  und  weltliche  Gewalt  der 
Kirche  unterzuordnen,  in  der  letzteren  aber  die  Selbstständigkeit  der  kirchlichen 
Leitungsinstanzen  in  den  einzelnen  Ländern  zu  brechen  und  dem  römischen  Primat 
die  allein  massgebende  Stellung  zu  verschaffen ,  geschickt  zu  benutzen  verstand ,  und 
dass  nicht  lange  vor  seinem  Regierungsantritt  die  damals  für  echt  gehaltene  Samm- 
lung Pseudo-Isidors,  welche  dieser  Politik  den  Schein  der  vollsten  Berechtigung  ge- 
währte, in  Umlauf  gesetzt  worden  war. 

In  Folge  dessen  wird  das  bisher  anerkannte  Recht  des  Königs,  allein  die  Reichs- 
synoden einzuberufen,  in  Frage  gestellt,  und  es  nimmt  der  päpstliche  Stuhl  diese 
Befugniss  nunmehr  ebenfalls  für  sich  in  Anspruch.  So  hat  zunächst  schon  Sergius  IL 
den  Zusammentritt  einer  Synode  im  J.  846  angeordnet  i,  ohne  dass  Karl  d.  K.Wider- 
spruch zu  erheben  wagte.    Wiederholt  ist  dies  durch  Nikolaus  I.  geschehen  2,  indem 


1  Ep.  Hiucm.  Rem.  ad  Nieol.  pp.,  Mignc  2, 
8*2;  Mausi  15,  777:  „Lotharius  Imperator  .  .  . 
causa  fratris  sul  (Karl  d.  K.)  erga  me  commotus, 
epistolas  a  Sergio  (II)  papa  exegit  .  .  .  pro  re- 
frit'.ando  concilio  de  Ebonis  depositione,  quasi 
discordia  esset  in  Rcmensi  ecclesia  pro  mea  ordi- 
iiatione  .  . .  Uiide  isdom  domu.  apostolicus  literas 
d.  Carole  misit ,  ut  Gimtboldum  Rothomagcusem 
arrhiepisr.opum  cum  caeteris  episcopis  regni  sul 
quos  .  .  .  Guutbaldus  ad  hoc  sibi  ellgeret,  obviam 
missis  eius  Treveris  ad  hanc  causam  discutien- 
dam  dirigeret  et  mc  ad  ipsum  synodum  venire 
faceret.  Ipsi  quoque  Guntboldo  inde  litteras 
misit,  ut  .  .  .  ad  praedictum  locnm  in  servitium 
cum  episcopis  haue  causam  diffiuiturus  adiret. 
Sed  et  mihi  inde  litteras  misit,  ut  ad  idcm  veni- 
reni  concilium.  Nos  autem  exspectavimus  eos- 
dem  missos  usque  ad  condictum  terminum  et 
non  venerunt.  Quaproptcr  auctoritate  litterarum 
domn.  p.  Sergii,  annuente  d.  nostro  rege  Carolo 
consensu  archiepiscoporum  et  caeterorum  episco- 
porum  regni  ipsius  Guntboldus  synodum  (Paris) 
coudixit,  quo  Ebenem  ....  ex  auctoritate  prae- 
dicti  papae  convocavit";  Hefele  4,  121;  v, 
Noorden  a.  a.  0.  S.  43.  44.  Schon  844  hatte 
Lothar  I  von  Sergius  II  zur  Förderung  seiner 
politischen  Interessen  die  Ertheilung  der  Vika- 
riatswürde  an  Drogo  v.  Metz  erwirkt,  wobei  letz- 
terem die  Befugniss  beigelegt  wurde,  kraft  päpst- 
licher Autorität  Generalsynoden  einzuberufen, 
Th.  I.  S.  595.  596. 

2  Zunächst  in  der  Ehetrenn ungsangelegenheit 
Lothars  II,  ep.  Nicolai  I  ad  Loth.  v.  862,  Mansi 
15,  278:  „Regalis  excellentia  vestra  nupcr  apo- 
stolatui  nostro  direxit ,  ut  pro  perflcienda  synodo 
missos  e  latere  dirigere  dignaremur  ....  Nunc 
.  .  .  Icgatos  .  .  .  duos  .  .  .  quorum  adventu  at- 
que  praescntia  dci  sacerdotum  synodus  congregc- 
tur,  transmittimus,  sicut  nostris  iam  pridem  di- 
reximus  literis,  quibus  magnitudini  vestrae  in- 
timatum  est,  binos  episcopos  de  regne  Ludovici 
regis  patrui  vestri  et  Caroli  regis  fratris  vestri,  ad 
ipsam  synodum  convenire  debere.  Nunc  autem 
volumus  atque  .  .  .  iubemus  similiter  duos  de 


regno  Caroli  .  .  .  patrui  vestri  ibidem  sine  aliqua 
ambiguitate  adesse",  s.  auch  ep.  eiusd.  ad  Carol., 
ad  Ludov.  und  ad  episc.  Gall.  et  Germ.  v.  862, 
1.  c.  p.  278.  279.  281 ;  v.  867  ,  1.  c.  p.  335. 
Danach  sollte  die  Synode,  für  welche  Metz  als 
Versammlungsort  bestimmt  war,  eine  allgemeine 
des  ganzen  Frankenreiches  sein,  und  wenngleich 
Lothar  II  sich  selbst  an  Nikolaus  I  gewandt  hatte, 
so  stand  dessen  Absicht,  seinerseits  in  den  Ehe- 
handel einzugreifen ,  schon  fest,  und  er  hat  zu 
der  Einberufung  des  Konzils  nicht  nur  nicht  die 
Zustimmung  der  übrigen  Herrscher  eingeholt, 
sondern  vielmehr  diese  blos  ersucht,  die  Rischöfe 
frei  zu  der  Synode,  „quam  nostra  auctoritate 
fleri  decrevimus",  1.  c.  15,  279,  ziehen  zu  lassen, 
und  diese  letzteren  selbst,  1.  c.  p.  281.  282,  an- 
gewiesen ,  unter  allen  Umständen  mit  seinen 
Legaten  zu  derselben  zusammenzutreten.  Aller- 
dings sind  auf  der  Synode,  welche  dann  863  zu- 
sammentrat, nur  die  Bischöfe  Lothringens  er- 
schienen ,  und  dieselbe  hat  einen  völlig  anderen 
als  den  vom  Papst  beabsichtigten  Ausgang  ge- 
habt, Hefele  4,  262  ff.;  Dümmler  1,  503  ff. 
—  2.  Nachdem  Hinkmar  v.  Rheims  in  der  An- 
gelegenheit der  von  Ebo  v.  Rheims  geweihten 
Kleriker  die  Bestätigung  der  darüber  gefassten  Be- 
schlüsse der  Synode  von  Soissons  i  J.  855  von 
Benedikt  II  unter  Klausel :  „si  ita  est",  Mansi 
15,  111,  von  Nikolaus  I  sogar  nur  unter  dem  Vor- 
behalt :  „salvo  tamen  Romanae  scdis  in  omnibus 
iussu  atque  iudicio",  1.  c.  p.  374  erlangt  hatte, 
nahm  der  letztere  die  Sache  wieder  auf  und  ord- 
nete, falls  Hinkmar  die  Restitution  der  abgesetz- 
ten Geistlichen  nicht  ohne  "Weiteres  vornehmen 
wolle,  den  Zusammentritt  einer  grossen  Synode 
zu  Soissons  an,  ep.  cd  Hincm.  Rem.  v.  866, 
Mansi  15,  705:  „praecipimus  Remigium  Lug- 
dun., Adonem  Viennens.,  Vvenilonem  Rothom. 
una  cum  ceteris  archiepiscopis  et  episcopis  Gal- 
liarum  et  Neustriae,  quibus  tamen  possibilitas 
est,  in  id  ipsum  cum  beatitudine  tua  et  suffra- 
ganeorum  tuorum  apud  Suessionem  .  .  .  conve- 
nire. .  .  .  Quicquid  vero  in  concilio  fuerit  a  vobis 
.  .  .  repertum,    sub    gestorum   serie   discretioni 


§.  177.] 


Die  National-  und  Reichskonzilien.   (Karolingisches  Reich.) 


557 


er  sich  hierbei  auf  die  Lehre  Pseudo-Isidors  stützte ,  dass  keine  Synode  ohne  Ge- 
nehmigung des  päpstlichen  Stuhles  zusammentreten  oder  ohne  die  Billigung  des- 
selben irgend  etwas  Entscheidendes  in  wichtigeren  Sachen  beschliessen  könnet 
Ferner  hat  Johann  VIII. ,  nachdem  ihn  Karl  d.  K.  bei  seiner  Krönung  zum  Kaiser 
(875)2,  um  im  Reiche  Ludwig  d.  Deutschen  Einfluss  zu  gewinnen,  zur  Ernennung  des 
Bischofs  Ansegisus  von  Sens  zum  Vikar  von  Gallien  und  Germanien  mit  dem  Rechte 
zur  Berufung  von  Synoden,  veranlasst  hatte  ^,  im  Einverständniss  mit  dem  Kaiser  nicht 
nur  behufs  Durchführung  dieser  Massregel,  sondern  auch  behufs  der  Anerkennung  des 
neuen  Kaiserthums  im  Frankenreiche  und  zur  Stärkung  desselben  gegenüber  Ludwig 
d.  Deutschen^,  die  Synode  zu  Ponthion  (876)  einberufen^,  zu  welcher  auch  die 
Bischöfe  und  Grafen  des  letzteren ,  um  sich  zu  verantworten ,  eingeladen  wurden  ^K 
Ebenso  wenig  aber  wie  die  deutsche  Geistlichkeit  auf  derselben  erschienen  ist^, 
ebenso  wenig  nahm  sie  auch  an  der  weiteren  Synode  von  Troyes  (878)  Theil^,  auf 
welcher  der  Papst  selbst  präsidirte  und  welche  er ,  als  er  von  den  italienischen  Her- 
zögen bedrängt,  sich  nach  Frankreich  begab ,  für  das  ganze  ehemalige  karolingische 
Reich  unter  Benachrichtigung  der  Theilkönige -^  ausgeschrieben  hatte,  um  Unter- 
stützung gegen  seine  italienischen  Gegner  und  Sicherstellung  des  Erbgutes  des  h.  Pe- 
trus von  allen  Nachkommen  Karls  d.  Gr.  zu  erlangen  ^^. 


nostrae ,  sicut  veneranda  decreta  (d.  h. 
Pseudo-Isidor)  statiiunt  ,  mittere  et  nostrae 
auctoritati  quae  salubria  videbuntur,  roboranda, 
plena  üdellque  relatione  dirigere";  ep.  ad  Herard. 
Turon.  1.  c.  p.  710;  indem  er  König  Karl  nur 
davon  in  Kenntniss  setzte,  ep.  ad  Carol.  1.  c.  p. 
710;  ep.  Carol.  ad  Nicol.,  1.  c.  p.  708:  »sicut 
iussistis,  celebraturi  sumus  synodum  .  .  .,  in 
qua  omnes  episcopi  et  fldeles  regni  nostri  parati 
sunt,  in  restauratione  praedictorum  unanimiter 
adesse";  ep.  eiusd.  ad  eund.,  1.  c.  p.  734 :  „a  sy- 
nodo  praeceptione  vestra  .  .  .  Suessioni  congre- 
gata",  1.  c.  p.  734;  Annal.  Bertin.  a.  866;  Ca- 
rolus  .  .  .  Suessionis  civitatem  adit  et  synodo  a 
p.  Nicoiao  convocatae  considet".  Vgl.  überhaupt 
Dümmler  1,  587  ff.;  v.  Norden  S.  211  ff.; 
He  feie  4,  313  ff.  —  3.  Mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Synode  von  Soissons  die  Restitution  der 
Kleriker  nicht  selbst  vorgenommen  und  ihm  auch 
die  Akten  nicht  vollständig  mitgetlieilt  hatte, 
verfügte  der  Papst  die  Nachholung  des  Unterlas- 
senen auf  einer  weitern  Synode ,  Nicol.  ep.  ad 
episc.  syn.  Suess.  von  866,  Mansi  15,  738,  und 
in  Folge  dessen  trat  auf  Befehl  Karls  d.  K.  867 
eine  neue  Synode  zu  Troyes  zusammen,  annal. 
Bertin.:  „Carolus  synodum  apud  Trecas  .  .  .  au- 
ctoritate  Nicol  ai  indicit  .  .  .  Synodus  pro- 
vinciarum  Remensis,  Rothomagensis,  Turonensis, 
Senonum,  Burdagalensium  atque  Bituricensium 
apud  Trecas  .  .  .  convenit". 

1  Die  Stellen  Pseudo-Isidors  Th.  II.  S.  11.  n. 
7.  Auf  diese  haben  im  Frankenreich  schon  die  von 
Ebo  geweihten  Kleriker  auf  dem  Konzil  von  Sois- 
sons (853)  Bezug  genommen,  narrat.  clericor.  bei 
Bouquet  recueil  7,277:  ,in  synodo  apostolica 
auctoritate  non  convocata  neque  eius  legatione 
roborata  damnari  nullatenus  iuxta  decreta  ss.  pa- 
trum  potuisset". 

Dass  Nikolaus  II  damals  die  pseudoisidori- 
schen  Dekretalen  schon  gekannt  hat,   ist  keinem 


„Quo  (Carolus)   ac- 
.  atque  Ansegisum 


Zweifel  unterworfen ,  Th.  II.  S.  11,  s.  auch  S. 
556.  n.  2.  Hinkmar  von  Rheims  hat  später  die- 
selben Anschauungen  vertreten,  s.  S.  481.  n.  1. 

2  Dümmler  1,  834. 

3  Th.  I.  S.  597. 

4  Dümmler  1,  842. 

5  „Ann.  Bertin.  a.  876 
cersiens  legatos  apostolici  . 
Senonensem  synodum  auctoritate  apostolica  et 
illorum  consilio  atque  sanctione  sua  indixit  .  .  . 
apud  Pontigonem,  quo  per  Remis  et  Catalaunis 
civitates  pervenit".  Als  die  westfränkischen  Bi- 
schöfe den  Primat  des  Ansegis  nicht  ohne  Vorbe- 
halt anerkennen  wollten,  erklärte  der  Kaiser,  1. 
c. :  „quod  domnus  papa  ei  suas  vices  commisit  in 
synodo  et  quod  is  praecepit,  ille  exequi  studeret". 

6  Mansi  17,  227.  230. 

■^  S.  die  Unterschriften  bei  Mansi  17,  317. 

8  Ann.  Bertin.  878:  ,Interea  papa  Joannes 
generalem  synodum  cum  episcopis  Galliärum  et 
Belgicarum  provinciarum  agens". 

9  ep.  ad  Ludovic.  Balb.  von  878,  Mansi  17, 
76  :  „epistolas  reliquas  quas  confratribus  vestris, 
Carolomanno  videl.  et  Ludovico  atque  Carolo  iu- 
niori  dirigimus  .  .  .  easdem  Ulis  sine  mora  desti- 
nare  dignemiui  omnibusque  .  .  .  archiepiscopis 
et  clero  totius  ordinis  regni  vestri  .  .  .  signiflcari 
praecipite,  quoniam  .  .  .  apud  vos  synodum  ce- 
lebraturi sumus  cunctis  populis  Christianis  per- 
necessarium",  ad  Ludovic.  Baior.  1.  c.  p.  77  : 
„vobiscumque  simul  positi  .  .  .  universalem  sy- 
nodum celebrare  disponimus  totius  s.  ecclesiae"; 
ad  Carolomann.  1.  c.  p.  78.  Auch  die  lombardi- 
schen Bischöfe  waren  eingeladen,  1.  c.  p.  71. 
Weitere  Einberufungss(;hreiben  an  französische 
und  deutsche  Bischöfe  1.  c.  p.  84 — 87.  Vgl. 
auch  D  ümmler  2,  82.  84.  In  der  frühern  Zeit 
ergingen  diese  Schreiben  seitens  des  Königs,  LL. 
1,  329. 

10  Dümmler  2,  84. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  n?. 


Die  Entwicklung  hat  demnach  im  karolingischen  Reich  damit  abgeschlossen,  dass 
die  Synoden,  welche  im  Beginn  des  Zeitraums  Versammlungen  zur  Beratliung  innerer 
kirchlicher  Landesangelegenheiten  waren  und  in  enger  Verbindung  mit  den  Reichs- 
tagen standen,  den  (Charakter  von  Organen  der  allgemeinen  Kirche,  welche  die  Ver- 
hältnisse einzelner,  zu  derselben  gehöriger  Bezirke  regeln  i,  und  auch  von  den  Päpsten 
zur  Förderung  ihrer  politischen  Pläne  benutzt  werden'^,  angenommen  haben.  Das 
Königthum  und  Kaiserthum^  hat  die  entscheidende  und  massgebende  Stellung  ver- 
loren, diese  hat  vielmehr  jetzt  das  Papsttimm  und  die  Geistlichkeit  erlangt. 

Allerdings  gilt  das  Gesagte  nur  für  das  West  franken  reich.  In  Deutsch- 
land, wo  sich  Ludwig  d.  Deutsche  während  seiner  langen  Regierung  (843 — 870) 
niemals  in  schwächlicher  Weise  der  Geistlichkeit  untergeordnet  hatte  und  kein  ernster 
Zwiespalt  zwischen  ihr  und  der  Krone  eingetreten  war*,  hat  das  Königthum  sein  Ein- 
berufungs-  und  Bestätigungsrecht  der  Synoden  gewahrt  •'>,  und  weder  die  Herrscher 
noch  die  Geistlichkeit  haben  sich  an  den  vom  Papst  ausgeschriebenen  Synoden  be- 
theiligt ^. 

Als  stimmberechtigte  Mitglieder  der  bisher  besprochenen  karolingischen  Synoden 
erscheinen  selbstverständlich  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  des  Frankenreiches  oder 
derjenigen  Theile  desselben,  für  welche  die  Synode  gehalten  wird^.  Ferner  dürfen 
zu  diesen  wohl  auch  die  wiederholt  erwähnten  Chorbiscliöfe ^  gerechnet  werden-'. 
Die  Aebte,  welche  ebenfalls  öfters  genannt  werden***,  haben  mindestens  in  solchen 
Angelegenheiten,  welche  das  Klosterleben  und  klösterliche  Angelegenheiten  be- 
trafen,   Stimmrecht  gehabt'*,  nicht  aber  die  Priester  *2^   sofern  sie  nicht  als  Stell- 


*  VgL  die  für  das  Königreich  Arelat  abgehaltene 
Synode  von  Vienne  (892),  welche  sicli  gegen  die 
Beraubung  des  Kirchengutes  und  Bedrückung 
der  Geistlichkeit  richtet,  M  an  si  18,  119  :  ,,iussu 
d.  Formosi  apostol  ici  congregata  synodo  ... 
praesentibus  legatis  s.  apostolicae  sedls  ...  et 
aliis  coepiscopis  eiusdem  regni". 

-  Vgl.  namentlich  die  Synoden  von  Ponthion 
und  Troyes. 

•^  Betheiligt  sind  die  Könige  allerdings  an  den 
Synoden  gewesen,  auch  einzelne  noch  von  ihnen 
einberufen  worden,  S.  552.  n.  1;  dem  Papst 
gegenüber  erscheinen  sie  aber  völlig  abhängig 
und  die  neben  der  päpstlichen  Berufung  erwähnte 
Anordnung  des  Königs  ist  nichts  als  leere  Form, 
S.  556.  n.  2.  und  S.  557.  n.  5.  Von  einer  Be- 
stätigung der  auf  päpstliche  Veranlassung  abge- 
haltenen Synoden  konnte  ebenfalls  nicht  mehr 
die  Rede  sein. 

4  Dümmler  1,  859.  860. 

5  S.  552.  n.  1. 

6  S.  556.  n.  2;  S.  557. 

Auf  deutschem  Boden  hat  eine  solche  niemals 
getagt.  Die  Synode  zu  Frankfurt  892,  welche 
auf  päpstliche  Anordnung  behufs  Untersuchung 
der  Ansprüche  Kölns  auf  die  Zurückgabe  Bre- 
mens unter  dem  Vorsitz  des  Erzbischofes  von 
Mainz  zusammengetreten  ist,  war  keine  Synode 
für  ganz  Deutschland,  sondern  nur  eine  Unter- 
.suchungskommission,  um  die  Angelegenheit  für 
die  Entscheidung  des  Papstes  vorzubereiten. 
Uebrigens  haben  sich  mit  derselben  nach  der  letz- 
teren auch  noch  die  Synode  von  Tribur  895  und 
König  Arnulf  beschäftigt,    vgl.    Dümmler  2, 


401  ff.  Wegen  der  hierbei  stattgehabten  Bethei- 
lignng  des  Papstes  und  des  Königs  s.  Th.  II. 
S.  351.  381. 

"  Die  Belege  dafür  geben  die  Anmerkungen 
auf  S.  549  ff. 

8  Mainz  829,  Simson  1,  313;  Mainz  852, 
LL.  1,  411;  Soissons  853,  Maus i  14,  982;  Va- 
lence  855,  1.  c.  p.  15,  14;  Doucy  871,  1.  c.  16, 
677. 

9  Aus  den  bereits  S.  481  in  Betreff  der  Pro- 
vinzialsynoden  angeführten  Gründen. 

10  Heristall  779;  Frankfurt  794  (S.  549.  n.7}, 
Aachen  802  (S.  550.  n.  1)  Tours  813,  Mansi 
14,  83 ;  Chalons  813,  1.  c.  p.  93 ;  Aachen  817, 
LL.  1,  201;  Mainz829,Simsonl,313;Mainz 
852, LL.  1,  411  ;  Soissons  853,  Mansi  14,  982; 
Savonieres  859,  LL.  1,  465  (c.  13  i.  f.);  Pistres 
862,  LL.  1,  478;  Verberie  863,  Annal.  Bertin., 
Worms  868,  Mansi  15,  867;  Mainz  888,  1.  c. 
18,  63;    Tribur  895,  1.  c.  p.  132. 

11  Dies  zeigen  die  Berichte  über  die  Synoden, 
wo  eine  gesonderte  Berathung  der  Aebte  statt- 
gefunden hat.  Hier  werden  neben  ihnen  auch 
noch  monachi,  Aachen  802  und  817,  Mainz  852, 
oder  „probati  monachi",  Mainz  813  genannt. 

12  Als  anwesend  erwähnt  werden  sie  schon  auf 
den  conc.  Germ,  von  742,  S.  547.  n.  1  ;  Frank- 
furt 794,  S.  549.  n.  7;  Aachen  802  (S.  550.  n. 
1);  Mainz  852,  LL.  1,  411;  Soissons  833;  Va- 
lence  855,  Mansi  15,  2;  Mainz  888;  als 
„stantes"  auf  dem  Frankfurter  Konzil  794  und  zu 
Tribur  895,  Mansi  18,  158. 
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Vertreter   von  Bischöfen   anwesend    waren  ^    und    noch    viel   weniger    die   Diako- 


nen 


Das  Präsidium  ^  haben ,  soweit  eine  abgesonderte  Berathung  der  Geistlichkeit 
oder  eine  besondere  vom  Reichstage  getrennte  Synode  stattfand,  zunächst  die  Missi 
als  Stellvertreter  des  Königs  oder  Kaisers,  welche  aus  der  hohen  Geistlichkeit,  ins- 
besondere den  betheiligten  Erzbischöfen,  genommen  wurden,  geführt-*,  später  aber, 
seitdem  sich  der  kirchliche  Charakter  der  Synoden  wieder  herausbildet,  mehrfach 
der  Erzbischof,  in  dessen  Provinz  die  Synode  abgehalten  wurde  •^. 

Auf  das  lo ngobardische  Reich  in  Italien  ist  das  Institut  der  Reichssynoden 
in  seiner  fränkischen  Gestaltung  ebenfalls  übertragen  worden '"'.  Die  Synoden  treten 
theils  allein^,  theils  in  Verbindung  mit  Reichstagen^,  aber  dann  abgesondert  für  die 
Berathung^,  auf  Befehl  des  Herrschers  oder  unter  seiner  Mitwirkung  zusammen  "^,  und 
ihre  Beschlüsse  haben  ebenfalls  der  königlichen  Bestätigung  unterlegen i'.    Im  Laufe 


1  S.  z.  B.  die  Unterschriften  unter  dem  Kon- 
zil von  Doucy  871,  Mansi  16,  677.  678,  wo 
auch  Archidiakoneii  als  Stellvertreter  von  Bi- 
schöfen fungiren. 

2  Frankfurt  794,  Aachen  802,  Mainz  852; 
ferner  adstantes  diaconi  noch  Soissons  853  und  Va- 
lence  855,  nehen  ihnen  werden  auch  noch  manch- 
mal reliquorum  graduum  derlei  erwähnt ,  so 
zu  Soissons  853  ;  jedoch  sind  unter  dem  schlecht- 
hin genannten  cunctus  clerus  oder  unter  ähnli- 
chen Ausdrücken  auch  die  Priester,  Diakonen, 
mitunter  sogar  die  Mönche  hegrilTen,  s.  Konzil 
von  Frankfurt  794;  Tours  813  und  Mainz  852, 
LL.  1,  411. 

3  Vgl.  auch  0.  S.  550. 

*  Auf  den  Reformsynoden  von  813,  S.  550. 
n.  4;  auf  der  Versammlung  zu  Juditz  hei  Metz 
Drogo  von  Metz  im  Auftrage  der  Könige  (S.  552. 
n.  1.  c).  Nur  als  solche  missi  können  auch  die 
Präsidenten  der  Synode  von  Vernueil  844  (s.  a. 
a.  0.)  betrachtet  werden. 

5  So  der  Erzhischof  von  Mainz  auf  den  Syno- 
den zu  Mainz  852  (S.  552.  n.  1.  a),  868  Worms, 
He  feie  4,  368  und  Tribur  895,  Phillips, 
grosse  Synode  von  Tribur  S.  58;  Mansi  18, 
157;  Hinkmar  von  Rlieims  853  zu  Soissons,  S. 
555.  n.  1 ;  871  zu  Doucy,  Mansi  16,  671 ;  881 
zuFimes,  Dümmler2,  150.  Wenn  der  bei  der 
Aufzählung  zuerst  genannte  Erzbischof  als  Prä- 
sident betrachtet  wird,  so  passt  das  allerdings 
nicht  für  die  Synoden  zu  Verberie  853  und 
Thousey  860. 

Ueber  das  Präsidium  des  Papstes  S.  557. 

6  Vgl.  0.  S.  552  n.  5  von  S.  551. 

"^  Hierher  gehört  die  Synode  von  Mantua  von 
826  zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwi- 
schen den  Patriarchen  von  Grado  und  von  Aqui- 
leja,  welche  Simson  1,  283  irriger  W^eise  für 
ein  Provinzialkonzil  erklärt.  Vgl.  Mansi  14, 
493 :  „imperantibus  .  .  .  Chlodovico  et  Chlotare 
imperatoribus  .  .  .  secundum  dei  gratiam  et 
sanctionem  eorum  congregata  synodus,  in 
qua  adfuerunt  .  .  .  Benedictus  episcopus  et  Leo 
.  .  .  diaconus  blbliothecarius,  habentes  locum 
.  .  .  papae  Eugenii ;  Sichardus  palatinus  presbyter 
et  vir  spectabilis  Theoto  a  praefatis  Augustis  di- 
recti:    Petronasque   Ravennatis  .  .  .  archiepisco- 


pus  atque  Angelpertus  .  .  .  Mediolanensis  ar- 
chiepiscopus :  provinciae  Aemiliae  (6  Bischöfe 
und  6  Diakonen) ,  Liguriae  provinciae  (4  Bi- 
schöfe) .  .  .  Venetiae  provinciae  (10  Bischöfe  u. 
ein  Archidiakon  als  bischöflicher  Vertreter)  ;  resi- 
dentibus  igitur  in  hac  synodo  .  .  .  episcopis,  ad- 
stantibus  diaconibus  et  cetero  clero"  .  .  .  Die 
Anwesenheit  der  päpstlichen  Legaten  kann  des- 
halb, weil  sich  um  die  Organisation  von  Metro- 
politanstühlen,  deren  Inhaber  das  Pallium  beim 
Papste  nachzusuchen  hatten,  handelt,  nicht  auf- 
fallen ;  ferner  falls  sie  echt  ist,  auch  die  Synode 
V.  Pavia  865,  Mansi  15,  759,  s.  Dum  ml  er, 
ostfränk.  Reich  1,  579  u.  He  feie  4,  306. 

8  So  ZU  Pavia  850,  B  o  r  e  t  i  u  s  ,  Capitularien 
im  Longobardenreich  S.  163,  Pavia  855,  LL.  1, 
430. 

9  Für  den  Reichstag  zu  Pavia  von  850  zeigt 
dies  die  Fassung  der  Beschlüsse  LL.  1,  396  (s. 
c.  1.  „decrevit  s.  synodus" ;  c.  16:  „Suggerendum 
est  imperatoribus")  und  die  Ueberschrift :  ,,sy- 
nodus  cui  praesederunt  Angilbertus  Mediol.  epi- 
scopus, Theodemarus  Aquileiensis  patriarcha  et 
Joseph  vener.  episcopus  atque  archicapellanus 
totius  ecclesiae",  welche  wohl  kaiserliche  missi 
gewesen  sind,  s.  o.  Anm.  4  ;  für  Pavia  855  LL. 
1,  430. 

^0  S.  Anm.  7;  für  die  Synode  von  850  ergiebt 
sich  dies  daraus,  dass  der  mit  ihr  verbundene 
Reichstag  sicherlich  vom  Kaiser  einberufen  ist, 
sowie  dass  kaiserliche  missi  präsidirt  haben,  für 
die  von  Pavia  (855)  aus  der  Ueberschrift :  „capitula 
quae  .  .  .  Hludovicus  (II)  suis  episcopis  de  statu 
sui  regni  considerare  praecepit^',  LL.  1,  430; 
Pavia  865,  Mansi  15,  759:  „iussu  .  .  .  impe- 
ratis  Ludovici". 

11  So  bildet  die  s.  g.  institutio  Hludowici  im- 
peratoris  LL.  1,  434  die  Bestätigung  der  Anträge 
der  Bischöfe  auf  der  Synode  von  Pavia  von  855, 
ibid.  p.  430.  Boretius  a.  a.  0.  S.  165.  166. 
lieber  die  der  Synode  von  850  ist  nichts  bekannt, 
denn  die  capitula  de  ordinibus  ecclesiasticis,  1. 
c.  p.  400,  sind  kein  auf  die  Beschlüsse  der  Sy- 
node, 1.  c.  p.  396,  erlassenes  Bestätigungskapitu-' 
lar,  so  Hefele  4,  176,  sondern  nur  eine  andere 
Version  der  ersteren,  Boretius  a.  o.  0.  S. 
161. 


560 


1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitunar  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


der  zweiten  Hälfte  des  D.  Jahrhunderts  tritt  aber  auch  hier  ein  Wendepunkt  ein. 
Bei  dem  zunehmenden  Verfall  der  kaiserlichen  Gewalt  und  der  steigenden  Macht  des 
Papstthums  wird  die  Regelung  der  kirchlichen,  sogar  auch  der  Angelegenheiten  des 
longobardischen  Italiens  vor  die  von  den  Päpsten  einberufenen  Synoden  gezogen  ', 
wie  denn  auch  die  mit  einem  Reichstage  verbundene  Synode  von  Pavia  87G'^,  auf 
welchem  Karl  d.  Kahlen  die  Krone  Italiens  von  den  logobardischen  Grossen  und 
Bischöfen  bestätigt  wurde,  unter  päpstlichem  Einfluss  zu  Stande  gekommen  ist'*.  — 

Die  seit  dem  Erlöschen  der  karolingisclien  Dynastie  während  des  Mittelalters  in 
Deutschland  abgehaltenen  hierher  gehörigen  Synoden  —  synodi generales ,  concUia 
generalia,  auch  s.  wiiversales  genannt'*  —  zeigen,  je  nach  der  Stellung  des  Königthums 
in  Deutschland  und  seinem  Verhältniss  zur  Kirche  und  zum  Papstthum  einen  ver- 
schiedenen Charakter. 

Das  erste  derartige  Konzil ,  das  von  Hohenaltheim  ^  im  J.  916,  weist  eine  Ver- 
wandtschaft mit  den  späteren  Synoden  der  karolingischen  Zeit  im  Westfrankenreich 
auf.  Berufen  von  König  Konrad  I.  im  Einverständniss  mit  dem  Papste  ^'  suchte  es  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Legaten  des  letzteren  die  Herrschaft  des  Königs  zu  stützen 
und  zu  sichern  ',  andererseits  aber  auch  für  die  Geistlichkeit  eine  unabhängigere  Stel- 
lung gegenüber  der  weltlichen  Gewalt  zu  gewinnen  ^. 

Unter  Heinrich  I.,  unter  welchem  die  nähere  Beziehung  des  deutschen  Reichs 
zum  Papstthum  abgebrochen  war ,  ist  es  wieder  das  Königthum  allein ,  welches  zur 
Reform  der  Kirche  im  Einverständniss  mit  dem  deutschen  Episkopat  die  Synoden'^ 


^  S.  0.  S.  509.  n.  3;  vgl.  auch  die  Schrei- 
ben Johanns  VIU  betreffend  die  beabsichtigte 
Abhaltung  einer  Synode  zu  Pavia  von  Ö78,  ep. 
142.  126.  127.  128;  Mansi  17,  103.  96.  97, 
welche  indessen  nicht  zu  Stande  gekommen  ist, 
Dümmler2,  92. 

2  LL.  1,  530. 

3  Dümmler  1,  834.  838. 

4  S.  u.  Anm.  6  u.  9  u.  S.  561.  n.  3. 

5  Im  Ries  südlich  von  Nördlingen. 

6  LL.  2,  555:  „congregata  est  s.  generalis 
synodus  .  .  .  presente  videlicet  d.  Johannis  papae 
apocrisiario  Petro ,  s.  Ortensis  ecclesiae  .  .  .  epi- 
scopo".  Darüber,  dass  der  König  die  Berufung 
veranlasst  hat,  kann  nach  Lage  der  Verhältnisse 
kein  Zweifel  sein,  Dummler  2,  602;  Waitz, 
deutsch.  Verfassgsgesch.  5,  61;  Ilefele  4,581. 
Ueber  die  Bischöfe,  welche  Theil  genommen,  ist 
nichts  bekannt,  die  sächsischen  sind  aber  nicht 
erschienen,  c.  30,  LL.  1,  559  :  „Placuit  s.  sy- 
nodo,  episcopos  qui  vocati  de  Saxonia  ad  s.  con- 
cilium  non  venerunt  nee  secundum  ss.  canones 
missos  suos  vel  vicarios  direxerunt,  .  .  ,  pro 
culpa  iiiobedientiae  increpare.  Unde  iturum  eos 
fraterna  caritate  ad  predictum  conciliura  invita- 
mus  et  vocamus.  Quod  si  et  hoc  .  .  .  pro  nichilo 
duxerlnt  et  venire  noluerint,  iustamque  rationem 
reddere  inoboedientiae  suae  detrectaverint,  apo- 
stolica  auctoritate  interdicit  eis  Petrus,  s.  Petri 
et  papae  missus,  una  cum  s.  synodo  missas  ce- 
lebrare  quousque  Romam  veniant  et  coram  papa 
et  s.  ecclesia  dignam  redderint  rationem". 

7  S.  c.  19—21.  23.  34;  auch  durch  Ahudung 
derjenigen,  welche  sich  gegen  die  Ordnungen  des 


Reiches    und    der    Kirche    aufgelehnt     hatten, 
Dümmler  2,  604.  605. 

8  So  insbesondere  durch  Aufnahme  einer 
Reihe  pseudoisidorischer  Sätze  betreffend  die 
Anklagen  gegen  Geistliche  und  Bischöfe  und  die 
Berufung  an  den  päpstlichen  Stuhl,  c.  13  ff., 
Dümmler2,  603. 

9  LL.  2,  18:  „932  .  .  .  apud  Erphesfurt  s.  et 
universalis  synodus,  ut  rex  .  .  .  cum  con- 
silio  primatum  suorum  decrevit,  .  .  .  pro  utili- 
tate  et  statu  s.  matris  ecclesiae.  Cuius  rei  so- 
lertiam  s.  .  .  .  viri  Hiltiberti  archiepiscopi  (von 
Mainz)  Studium  gubernabat,  considentibus  reli- 
giosissirais  sacerdotibus  .  .  .  (die  beiden  Erz- 
bisohöfe  von  Trier  und  Hamburg,  sowie  10  Suf- 
fraganbischöfe  aus  den  Sprengein  von  Mainz  und 
Köln)  necnon  et  abbatibus  aliisque  sacri  ordinis 
viris";  vgl.  Hefele4,  590;  Waitz,  Hein- 
rich I.  Berlin  1863.  8.  147.  Die  bairischen 
Bischöfe  fehlten  ganz.  Doch  ist  noch  in  demsel- 
ben Jahre  gleichzeitig  mit  einem  Hoftage  zuDin- 
golfing  eine  Synode  für  Baiern  abgehalten  wor- 
den, LL.  3,  482 :  ,,convenientibus  cunctis  Bawa- 
riis  .  .  .  causa  synodalis  colloquii,  117  episcopis 
videlicet  atque  comitibus  aliisque  populis  supra- 
dicte  regionis :  residentibus  autem  episcopis  in 
synodali  concilio  (der  Erzbischof,  3  Suffra- 
ganen  und  nuncii  eines  vierten),  chorepiscopis 
duobus  .  .  .  aliisque  presbyteris  et  diaconibus 
ac  clericis  quam  plurimis,  de  statu  ecclesiastico 
tractantes"  .  .  .,  vielleicht  hängt  diese  Absonde- 
rung der  bairischen  Bischöfe  mit  der  bevorrechtig- 
ten Stellung,  welche  der  Herzog  ihnen  gegenüber 
einnahm,  zusammen, Th. II.  S. 531.  n.  4;  Waitz, 
Heinrich  I.  S.  57,  da  dieselben  auch  schon  vor 
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versammelt.    Indessen  liat  der  König  nicht  melir  den  VorsitzJ  und  ebenso  wenig  übt 
er  noch  ein  Bestätigungsrecht  gegenüber  den  Beschlüssen  derselben 2. 

Auch  unter  den  folgenden  Herrschern   und  nach   der  Wiederherstellung  des 
Kaiserthums  unter  Otto  I.  ist  es  bei  diesem  Rechtszustande  verblieben -^  allerdings 


dem  Erfurter  Konzil  i.  J.  932  zu  einer  Synode 
in  Regensburg  versammelt  gewesen  sind. 

^  Dass  Konrad  I  an  dem  Hohenaltheimer  Kon- 
zil überhaupt  Theil  genommen  hat,  ist  nicht 
einmal  nachweisbar,  zu  Erfurt  hat  der  Erzbi- 
schof von  Mainz  präsidirt  (S.  560.  n.  9). 

2  Für  Hohenaltheim  wird  nichts  darüber  er- 
wähnt, und  für  das  Erfurter  Konzil  nur  bei  einer 
Bestimmung  über  das  Verbot  der  gerichtlichen 
Ladung  während  bestimmter  Zeiten  vor  hohen 
Festen,  welche  also  das  weltliche  Gebiet  betriift, 
c.  2.  1.  c,  bemerkt  ,.rex  concessit". 

lieber  die  Koblenzer  Synode  von  922  s.  0.  S. 
532. 

3  Für  die  Zeit  Ottos  I  vgl.  die  mit  dem 
Reichstage  zu  Augsburg  952  gleichzeitig  abge- 
haltene Synode,  LL.  1,  27:  Cum  .  .  .  Otto  .  .  . 
.  .  .  inprimis  pontiflcum  aliorumque  primatum 
suorum  communi  consilio  fretus  .  .  .  placitum 
conventumque  synodale  Augustae  fieri  decrevit 
.  .  .  Cuius  rei  dispositionem  per  .  .  .  Frithurici 
Moguntinae  sedis  archiepiscopi  industriam  ma- 
xime  gubernari  deliberavit.  Heroldo  etiam  .Tuva- 
vens.  eccl.  archiepiscopo,  Manasse  quoque  Medio- 
lan.  eccles.  archiep.,  Petro  Ravennati  archiep. 
caeterisque  Italiae,  Galliae,  Germaniae  subnotatis 
pontiflcibus  huic  discussioni  operam  exigentibus, 
(^als  anwesend  werden  aber  nur  Suffraganen  der 
genannten  deutschen  und  italienischen  Erzbi- 
schöfe aufgeführt),  vgl.  Köpke.  Dümmler, 
Otto  d.  Gr.  S.  205;  Hefele  5,  602;  Ingelheim 
972,  vita  Oudalr.  c.  23,  SS.  4,  408:  „reverten- 
tibus  deltalia  imperatoribus,  patre  sc.  et  eiusproli 
.  ..  facta  est  synodus  in  J.,  ad  quam  archiepiscopi 
cum  ceteris  suis  suffraganeis,  Oudalricum  cum 
suis  legatis  honoriftce  invitaverunt" ,  s.  auch 
das  im  Einverständniss  mit  dem  Papst  von 
Rom  aus  erlassene  P>erufungsschreiben  Ottos  I 
bei  Moser,  Urkdbch.  zur  Osnabrück.  Gesch. 
n.  14,  dessen  Echtheit  freilich  Zweifeln  unter- 
liegt, Waitz,  Verfassungsgesch.  6,  328.  n,  2; 
K  ö  p  k  e  -  D  ü  m  m  1  e  r  S.  486.  Für  die  Zeit  0 1  - 
tos  III  Quedlinburg  und  Aachen  1000,  Thietm. 
chron.  III.  28,  SS.  3,  781 :  „Fit  illuc  (Quedlin- 
burg) magnus  senatorum  concursus  ...  et  ha- 
bito.  .  .  sinodo,  Iterum  Gisilerus  (von  Magdeburg) 
vocatur.  ITic  inflrmitate  oppressus  valida, .  .  .  ex- 
cusatur  .  .  .  Indicitur  huic  concilium  in  Aquis- 
grani,  quo  ipse  cum  suis  veniens  .  .  .  generale 
sibi  postulat  dari  concilium  sicque  indiscussa 
dilata  sunt  haec  omnia";  Ilefele  5,  656;  —  für 
die  Zeit  Hein  ri  chs  II  die  in  dervita  Adalberon. 
II  c.  15  ff.  SS.  4,  663  erwähnte  Synode  (.,Hein- 
ricus  .  .  .  colloquium  synodumque  conscivit. 
Ubi  omnes  pene  regni  summos  sacerdotes  coadu- 
nans"  ...  0.  18  werden  als  anwesend  genannt  die 
Erzbischöfe  von  Trier,  Mainz  und  Köln,  8  Suffra- 
ganen derselben  „aliique  quam  plures  non  solum 
ex  Lotharii  reguo ,  vero  ex  omni  Germania'', 
welche  bald  nach  Sachsen,  bald  nach  Diedenho- 
fen  verlegt  und  auf  1003,  1004  oder  1005  ange- 

Hinschius,  Kirchenrecht.  JH. 


setzt  wird,  Hefele  4,  661;  Dortmund  1005, 
Thietm.  chron.  VI.  13,  SS.  3,  810,  auf  welcher 
die  Erzbischüfe  von  Köln,  Bremen,  Magdeburg 
und  12  Suffraganen  aus  diesen  Erzbisthümern 
und  je  einer  aus  denen  von  Mainz  und  Trier  er- 
schienen waren;  Frankfurt  1007,  Thietm.  chron. 
VI.  23,  SS.  3,  814:  .,  generale  concilium  in 
Fronkenevordi  a  rege  ponitur  et  hoc  ab  omnibus 
cisalpinis  antistibus  visitatur'.  Adelb.  vita 
Heinr.  II  c.  10,  SS.  4,  795  u.  c.  12,  1.  c.  p. 
797:  „habito  .  .  .  generali  concilio  in  Frankenvnrt; 
cui  praesedit ...  archiepiscopus  WilligisusMogon- 
tinus,  universi  archiepiscopi  et  episcopi,  qui  in- 
terfuerunt,  nuraero  37",  (nach  der  notitia  SS.  4, 
795.  n.  11  und  Mansi  19,  285  die  Erzbischöfe 
von  Mainz,  Trier,  Salzburg,  Köln,  Magdeburg 
mit  Suffraganen,  aus  Burgund  die  von  Lyon  und 
Tarantaise  nebst  einigen  Suffraganen ,  Suffra- 
ganen aus  der  Provinz  Vienne  undl'esan^on,  fer- 
ner zwei  italienische  Bischöfe  und  ein  Erzbischof 
aus  Ungarn),  Hefele  4,  664;  Hirsch,  Hein- 
rich II  2,  66;  Bamberg  1012  nach  der  Einwei- 
hung der  neuen  Domkirche  ,  Thietm.  chron.  VI. 
40:  „omnis  primatus  ad  dedicationem  istius  au- 
lae  ibidem  congregatur  et  sponsa  haec  Christi  per 
manus  Johannis  patriarchae  de  Aquileia  et  alio- 
rum  plus  quam  30  episcoporum  ministerio  coii- 
secratur  .  .  .  Post  hec  sinodus  hie  fit  magna"; 
Hefele  4,  668;  Hirsch  a.  a.  0.  2,  322.  324; 
Koblenz  1012,  Thietm.  VI.  53.  SS.  3,  831 :  „Is 
(rex)magnam  sinodum  obdampnationemThie- 
drici  Metensis  episcopi  posuit";  ann.  Quedlinb. 
a.  1012,  1.  c.  p.  81;  für  die  Zeit  Konrads  II 
Frankfurt  1027  s.  Br esslau,  Konrad  II  1,  225 
(anwesend  waren  23  Bischöfe  und  etwa  10  Aebte, 
unter  den  ersteren  die  Erzbischöfe  von  Mainz, 
Köln  und  Magdeburg,  auch  der  Bischof  v.  Man- 
tua;  dagegen  aus  den  Provinzen  Trier  und  Bre- 
men nur  einige  Suffraganen,  während  dieBis<;höfe 
aus  der  Provinz  Salzburg  ganz  fehlten,  a.  a.  O. 
1,  226.  227;  Tribur  1031,  Sigeb.  chron.  SS.  6, 
356 :  „  iussu  Cuonradi  .  .  .  regali  et  synodali 
conventu  apud  Triburias";  Tribur  1036,  Ann. 
Hildesh.  SS.  3,  100 :  „Triburiam  tendens  (Im- 
perator) generali  .  .  .  ibidem  sinodo  praesedit, 
in  qua  germanitas  episcoporum  priora  decreta 
conflrmavit  et  etiam  quedam  ad  firmamentum  s. 
aeclesiae  necessaria  conformavit" ;  Herim.  Aug. 
a.  1035,  SS.  5,  122;  „synodus  magna  apud  Tri- 
buriam ab  imperatore  collecta  est";  gesta  Ca- 
merac.  III.  51,  SS.  7,  483:  „Conradus  de  diver- 
sis  partibus  episcopos  convocavit"  —  für  die  Zeit 
Heinrichs  IV  dessen  Versuch  von  1059,  eine 
Synode  in  Worms  nach  Erlass  des  Wahldekrets 
seitens  des  Papstes  Nikolaus'  II  zu  Stande  zu 
bringen,  Lamb.  aim.  SS.  5,  161  :  „Rex  nativita- 
tem  doraini  Wormaciae  celebravit.  L^bi  et  sinodus 
indicta  fuerat.  Sed  excusantibus  se  per  infirmita- 
tem  et  pestilentiam,  quae  tunctemporis  vehemen- 
ter grassabatur  in  Gallia,  ad  effectum  non  perve- 
nit",  vgl. auch  H  e  f  el e  4,  846 ;  Einberufung  einer 
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kommt  neben  der  kaiserlichen  Berufung  eine  Mitwirkung  des  Papstes  ',  ja  auch  eine 
Einberufung  durch  letzteren  mit  Zustimmung  des  Kaisers  ^  vor ,  bis  zur  Mitte  des  1 1 . 
Jalirhunderts  selten,  gegen  Ende  desselben  aber,  namentlich  während  des  Kampfes 
zwisclien  Gregor  VII.  und  Heinrich  IV.,  öfter  ^,  da  in  dieser  Zeit  selbstverständlich 
der  Papst  und  der  Gegenkönig ,  der  Kaiser  und  der  Gegenpapst  im  Einverständniss 
mit  einander  handelten  *. 

In  dieser  Beziehung  hat  also  die  Entwicklung  für  die  Folgezeit  •'>  wieder  in  die 
Bahn  eingelenkt,  in  welche  sie  schon  am  Ende  der  karolingischen  Zeit  gerathen  war  ^'. 
Den  Vorsitz  auf  den  gedachten  Konzilien  hat  bis  zur  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts  für  die 
Kegel  der  Erzbischof  von  Mainz  '^  wegen  seiner  Stellung  als  Primas  von  Deutschland  und 
als  Legat  des  apostolischen  Stuhles  geführt s,  nur  ausnahmsweise  einmal  der  Papst-', 


Synode  nach  Augsburg  106G  durch  Anno  von 
K()ln  als  Reiohsverweser  zur  Entscheidung  über 
die  streitige  Papstwahl,  Benzo  IIL  26,  SS.  11, 
631;  Hefele  4,  856;  Worms  1076  berufen 
vom  König  behufs  Absetzung  Gregors  VII,  Lam- 
bert, ann.  a.  1076,  Watterich,  pontif.  Roman, 
vitae  1,  372:  „omnesque  qui  in  regno  suo  essent 
episcopos  et  abbates  Wormatiae  .  .  .  convenire 
praecepit"  (anwesend  waren  die  Erzbischöfe  von 
Mainz  und  Trier,  Suffraganen  derselben  und  der 
Erzbischöfe  von  Köln  und  Salzburg,  der  Bischof 
von  Lausanne  und  Verona,  LL.  2,  44  und  Jaff  e 
mon.  Bamb.  p.  103 ;  lief  ele  5,  57  ;  1076  Ver- 
suche Heinrichs  IV  neue  Synoden  gegen  Gre- 
gor VII  zu  Worms  und  Mainz  zu  Stande  zu 
bringen,  Boe  hm  er- Will,  reg.  archiepiscopor. 
xMoguntin.  1,  208.  209;  Hefele  5,  68.  69; 
Brixenl080,  LL.  2,  51 ;  Mainz  1086,  Boeh- 
mer-Willl.  c.  p.  222;  Hefele  5,  168;  für 
die  Zeit  Lothars  von  Supplinburg  1130  Würz- 
burg zur  Berathung  über  die  streitige  Papstwahl, 
Bernhardi,  Lothar  von  Supplinburg  S.  339. 

1  So  für  die  Berufung  der  Synode  zu  Ingel- 
heim 972  (s.  S.  561.  n.  3),  falls  die  Urkunde 
bei  Moser  acht.  Wenn  bei  Richter-Dov  e  K. 
II.  8.  Aufl.  S.  492.  Anm.  7  unter  Berufung  auf 
das  Privileg  Benedikts  VII  von  975  für  Trier 
(Th.  I.  S.  609.  n.  7)  behauptet  wird,  dass  die 
Berufung  von  Nationalkonzilien  schon  im  10. 
Jahrhundert  als  Vorrecht  von  den  Päpsten  in 
Anspruch  genommen  worden  sei,  so  ist  einmal 
darin  von  solclien  Synoden  keine  Rede  und  andern- 
theils  liisst  sicli  aus  dieser  lediglich  eine  alte 
Formel  wiedergebenden 'Urkunde  (s.  o.  S.  557) 
um  so  weniger  etwas  schliessen,  als  die  im  Text 
dargestellten  Verhältnisse  nichts  für  ein  solches 
Vorrecht  ergeben. 

2  Wie  bei  der  unter  Anwesenheit  Leos  IX  zu 
Mainz  i.  J.  1049  abgehaltenen  Synode,  die  Stelleu 
bei  Boehmer-Will  1.  c.  S.  173.  Anders  hat  es 
sich  mit  den  in  Italien  von  den  Kaisern  oder  in 
deren  Gegenwart  abgehaltenen  Synoden  verhal- 
ten, s.  S.  564  ff. 

3  Vor  diese  Zeit  fällt  noch  die  Synode  von 
Mainz  1071,  Mansi20,  7;  Boehmer-Will 
a.  a.  0.  S.  193;  Hefele  4,  888. 

*  Hierher  gehören  die  Synoden,  welche  Hein- 
rich IV  und  die  Legaten  des  Gegenpapstes  mit 
den  Anhjiugern  des  erstem  zu  Mainz,  der  Gegen- 


könig Hermann  von  Schwaben  und  der  päpst- 
liche Legat  mit  dessen  Partei  zu  Quedlinburg 
1085  veranstaltet  haben,  Boehmer-Will  a. 
a.  0.  S.  219.  220  (das  Einladungsschreiben 
Heinrichs  IV  LL.  2,  54],  Hefele  5,  162.  163; 
ferner  die  nach  der  Empörung  Heinrichs  V  gegen 
seinen  Vater  zu  Nordhausen  1105  abgehaltene 
Synode,  Boehmer-Will  a.  a.  0.  S.  232;  He- 
fele 5,  251. 

Im  J.  1074  haben  die  deutschen  Bischöfe  dem 
Papst  noch  das  Recht  bestritten,  durch  andere 
Legaten,  als  den  Erzbischof  von  Mainz  wegen 
seiner  desfalsigen  Stellung  für  Deutschland  (Th. 
I.  S.  607)  Synoden  abhalten  zu  lassen,  Bonithon. 
ad  amic.  lib.  VII,  Jaffe  mon.  Gregor.  12,  658; 
reg.  Gregor.  IL  28,  1.  c.  p.  140,  als  die  ersteren 
im  Einverständniss  mit  Heinrich  IV  solche  be- 
hufs Durchfülirung  der  Simonie- Verbote  und 
des  Cölibats  veranstalten  wollten. 

5  Für  die  Zeit  Friedrichs  I  vgl.  Ann.  Palid. 
SS.  16,  87:  „missi  sunt  eodem  tempore  ab  Eu- 
genio  II  cardinales  Gregorius  et  Bernardus,  qui 
sinente  rege  magna  operati  sunt  in  regno.  Qui 
generale  concilium  apud  Wormaciam  (1153) 
.  .  .  presente  rege  et  multis  principibus  regni, 
episcopis  et  abbatibus  et  omni  ecclesia  Mogon- 
tina  celebraverunt.  Hie  Heinricus  Mogonciensis 
archiepiscopus  .  .  .  depositus",  s.  ferner  Boeh- 
mer-Will a.  a.  0.  S.  350,  ist  das  päpstliche 
Berufungsrecht  unter  konkurrirend er  Zustimmung 
des  Königs  und  Kaisers  unbestritten. 

^  Wie  ja  auch  die  Politik  Nikolaus'  I  und  die 
unter  dem  Einflüsse  Hildebrands  stehende  römi- 
sche Politik  seit  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahr- 
hunderts eine  nahe  Verwandtschaft  zeigen  und 
die  letztere  nur  das  wieder  aufnimmt,  was  der 
erstgedachte  Papst  begonnen. 

7  Erfurt  932,  S.  560.  n.  9;  Augsburg  952; 
Frankfurt  1007;  Frankfurt  1027,  auch  wohlWorms 
1076  (S.561.  n.  3);  Mainz  1071 ;  Th.I.  8.  608. 

8  Th.  I.  S.  607.  608.  Auf  diese  Stellung  ist 
auf  dem  Konzil  zu  Frankfurt  1007  und  zu  Mainz 
1071  ausdrücklich  Bezug  genommen.  Das  in 
den  Theil  I  a.  a.  0.  citirten  Bullen  zugestandene 
Recht,  Synoden  abzuhalten,  war  aber,  wie  der 
Text  zeigt,  durch  das  Recht  des  Königs  und  Kai- 
sers beschränkt. 

9  Mainz  1049,  Herim.  Aug.  chron.  SS.  5, 
129;  bei  Adam.  Brem.  SS.  7,  346  werden  Papst 
und  Kaiser  als  Präsidenten  genannt;  ann.  Colon. 
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während  später  auch  die  anwesenden  päpstlichen  Legaten  dies  Recht  geübt  haben  '. 
Die  deutschen  Könige  und  Kaiser  sind  wiederholt  auf  den  Synoden  gegenwärtig  ge- 
wesen 2^  und  wenngleich  sie  mehrfach  als  Vorsitzende  bezeichnet  werden^-,  so  kann 
sich  dies  nur  auf  einen  Ehrenvorsitz  derselben^  sowie  darauf  beziehen,  dass  auf  ihre 
Veranlassung  gewisse  Angelegenheiten  zur  Berathung  und  Beschlussfassung  an  die 
Synode  gebracht  worden  sind. 

Die  Thätigkeit  der  Synoden  der  damaligen  Zeit  ist  ebenfalls,  wie  früher,  theils 
eine  gesetzgeberische  ^,  theils  eine  verwaltende  '•,  theils  eine  richterliche '.  In  ersterer 
Beziehung  handelt  es  sich  aber  nicht  mehr  um  selbstständige  Regelung  der  Verhält- 
nisse der  deutschen  Kirche,  vielmehr  wesentlich  um  die  Durchführung  von  Reformen, 
welche  das  Papstthum  zunächst  in  Verbindung  mit  dem  Kaiserthum,  später  aber  ohne 
und  sogar  wider  Willen  desselben  für  die  ganze  katholische  Christenheit  für  noth- 
wendig  erachtete.  Bei  der  Erledigung  spezieller  Angelegenheiten  greifen  die  Synoden 
aber  auch  wegen  der  engen  Beziehung  der  einzelnen  nationalen  Kirchenkreise  zur  all- 
gemeinen Kirche  und  zu  Rom,  sowie  der  Verbindung  des  Kaiserthums  mit  dem  deut- 
schen Königthum  und  der  zwischen  dem  ersteren  und  dem  Papstthum  gegebenen 
Beziehung  über  den  Kreis  rein  deutscher  Verhältnisse  hinaus  ^,  ohne  dass  freilich  das 
Papstthum  die  Kompetenz  dazu  anders  als  in  Fällen,  wo  die  Entscheidung  einer  sol- 
chen Synode  in  seinem  eigenen  Interesse  lag,  unbeanstandet  gelassen  hätte  ^. 

Wenngleich  die  Kaiser  und  Könige  vielfach  auf  die  Vorlagen  und  auf  die  Be- 
schlüsse der  Reichssynoden  einen  thatsächlich  massgebenden  Einfluss  geübt 'o  und  bei 
einzelnen  Angelegenheiten ,  für  welche  die  Betheiligung  der  weltlichen  Gewalt  von 
der  Kirche  immer  zugelassen  und  anerkannt  worden  ist,  mitgewirkt  haben '^,  so  ist 
doch  selbst  von  den  Ottonen  ein  Bestätigungsrecht  für  allgemeine  Anordnungen 


max.,  SS.  17,  742  der  ErzMschof  von  Köhi,  was 
offenbar  irrig  ist. 

1  Quedlinburg  1085,  Nordhausen  1105  (neben 
dem  Erzbischof  von  Mainz). 

2  Augsburg  952,  Frankfurt  1007,  Bamberg 
1012,  Frankfurt  1027,  Mainz  1049,  Mainz  1071, 
Worms  1076,  Brixen  1080;  Quedlinburg  1085, 
Mainz  1086,  Würzburg  1130. 

3  Frankfurt  1027,  Tribur  1036.  Mainz  1049, 
s.  S.  562.  n.  9. 

4  Das  zeigt  die  eingehende  Beschreibung  der 
Frankfurter  Synode  v.  1027  bei  Wolf  her.  vita  Go- 
dehardi  prior  c.  31  ff.,  SS.  11,  190;  denn  trotz- 
dem, dass  von  einem  praesidere  des  Kaisers  die 
Rede  ist,  heisst  es  von  dem  Erzbischof  v.  Mainz, 
„ad  quem  rerum  summa  pertinuit",  d.  h.  es  kam 
ihm  die  eigentliche  Leitung  zu,  vgl.  auchBr  ess- 
lau, Konrad  II  1,  226.  227. 

5  Augsburg  952  (hauptsächlich  Anordnungen 
über  Cölibat  und  sonstiges  Verhalten  der  Geist- 
lichen), Dortmund  1005,  Thietm.  chron.VI.  13, 
SS.  3,  810:  „ubirex  coepiscopis  presentibusque 
cunctis  plurima  questus  est  s.  aecolesiae  incon- 
venieutia  et  communi  eorundem  consilio  haec  sta- 
tuit  deinceps  prohiberi";  Mainz  1049  (gegen 
Simonie  und  Konkubinat  der  Geistlichen);  Qued- 
linburg 1085  (gegen  Beraubung  der  Kirchen  und 
Unzucht  der  Geistlichen,  Hefele  5, 163);  Nord- 
hausen 1105  (gegen  Simonie  und  Konkubinat, 
a.  a.  0.  S.  251.) 


6  Resignation  auf  Bisthümer,  Ingelheim  972; 
Gründung  des  Bisthums  Bamberg,  Frankfurt 
1007. 

'^  Verhandlung  von  Zehntstreitigkeiten  zwi- 
schen Bischof  und  Klöstern^  Iiigelheim  972  ;  über 
streitige  Besetzung  bischöflicher  Stühle,  Mainz 
1049,  Hefele  4,  735;  über  Ehesachen  (Hein- 
rich IV)  Mainz  1069  a.  a.  0.  4,  884;  über  Un- 
gültigkeit von  Weihen ,  Quedlinburg  1085,  a. 
a.  0.  5,  162;  Gandersheimer  Streit,  Frankfurt 
1027,  B  r  e  s  s  1  a  n  a.  a.  0.  S.  230  ;  Anklagen  gegen 
Bischöfe,  Bamberg  und  Koblenz  1012,  Hefele 
4,  668;  Mainz  1071,  a.  a.  0.  S.  888.  Vgl.  auch 
die  folg.  Anm. 

8  Augsburg  jl  062  zur  Berathung  über  die  strei- 
tige Papstwahl  (Alexander  11  und  Cadalus]  He- 
fele 4,  850;  Worms  1076  und  Brixen  1080  Ab- 
setzung Gregors  VII,  Th.  I.  S.  303.  304;  Wiirz- 
burg  1130  Verhandlung  über  die  streitige  Papst- 
v.ahl  (Innocenz  II  und  Anaklet),  Bernhardi 
Lothar  von  Supplinburg  S.  339  If. 

9  Gegen  die  auf  Veranlassung  Heinrichs  IV 
ausgesprochenen  Absetzungen  Gregors  VII  hat 
derselbe  Protest  erhoben,  Innocenz  II  aber  niclit, 
als  Lothar  und  die  deutschen  Bischöfe  aus  An- 
lass  der  streitigen  Wahl  sich  für  seine  Anerken- 
nung ausgesprochen  hatten. 

10  Wie  Heinrich  II,  s.  Hefele  4,  661  ff. 
"   So  bei  der  Gründung  neuer  Bisthümer.    Th. 
II.  S.  382,  insbesondere  Anm.  4  u.  5. 
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kirchlicliiT  Natur  niemals  in  Anspruch  genommen  worden  ',  dasselbe  ist  vielmehr  seit 
dem  Niedergange  des  karolingischen  Reiches  '^  für  das  Mittelalter  unwiederbringlich 
verloren  gegangen.  Desgleichen  ist  es  bei  der  in  dem  letzteren  ausgebildeten  Schei- 
dung der  Synoden  von  den  Reichstagen  geblieben,  und  wenngleich  mehrfach  beide 
gleiclizeitig  abgehalten  worden  sind-^  und  weltliche  Grosse  in  Begleitung  des  Königs 
und  Kaisers  anwesend  waren',  so  haben  dieselben  doch  niclit  an  den  Synodalver- 
handlungen in  entscheidender  Weise  Tlieil  genommen''. 

Seit  der  Herstellung  des  abendländischen  Kaiserthums  durch  Otto  I.  und  der 
AViederanknüpfung  der  Verbindung  Deutschlands  und  Italiens  sind  ferner  eine  Reihe 
von  Synoden  in  und  für  Italien  unter  mehr  oder  minder  entscheidender  Betheiligung 
der  Kaiser  abgehalten  worden. 

Vor  Allem  geh()ren  hierher  diejenigen,  welche  die  Kaiser  im  10.  und  11.  Jahr- 
hundert in  Folge  ihrer  kaiserlichen  Stellung  zur  Ordnung  der  Verhältnisse  des  päpst- 
lichen Stuhles,  sowie  zur  Ausübung  ihrer  oberstrichterlichen  Befugnisse  über  den- 
selben, so  behufs  Abhaltung  von  Gericht  über  einzelne  Päpste  und  behufs  Entschei- 
dung über  zwiespältige  Papstwahlen  veranstaltet  haben.  In  diesen  Fällen  ist  die 
Berufung  seitens  der  Kaiser  erfolgt  ^^  und  sie  haben  dann  auch  gewöhnlich  den  Vorsitz 
auf  solchen  Synoden  geführt^. 


^  EiJie  solche  ist  nicht  nachweisbar.  Anders 
Köpke-Dümmler  Otto  d.  Gr.  S.  206  in  Be- 
treff der  Synode  von  Augsburg  952,  deren  V>e- 
schlüsse  erst  durch  die  Zustimmung  Ottos  I  bin- 
dende Kraft  erhalten  haben  sollen.  Wenn  es 
aber  LL.  2,  27  lieisst :  „omuibus  (episcopis)  ra- 
tum  putabatur,  principem  .  .  .  postulare,  quate- 
nus  ibidem  divina  discutientibns  Interesse  digna- 
retur.  Tum  die  praefinito  eo  veniens  .  .  .  satis- 
faciendo  pontiflcum  petitioni  cum  insigni  priva- 
tim turba  synodum  intravit.  Interim  .  .  .  Mo- 
guntinae  sedis  archiepiscopus  .  .  .  sermonem  re- 
gulari  studio  congruentem  protulerat  ,  deinde 
cunctaquae  de  iure  ecclesiastico  iuxta  canonicam 
au  Ctoritatem  et  .  .  .  ss.  patrum  decreta  erant 
ventilata  pronuncians,  in  hisce  omnibus  huic  rei 
necessariis  se  in  commune  eins  praesiduum  sen- 
tire  postulabat.  Quibus  rex  .  .  .  mentis  corpo- 
risque  nisu  ecclesiasticarum  rerum  auxiliatorem, 
defensorem  promptissimum  se  esse  promittendo 
certificavit.  Hac  videlicet  promissione  audita 
regali  .  .  .  archiepiscopus  residens,  communi  cae- 
terorum  asseiisu  capitula  subsequentia  titulari 
praecepit"',  so  hat  Otto  danach  nur  ein  Versprechen, 
die  Durchführung  der  Reformbeschlüsse  fördern  zu 
■wollen,  gegeben.  Von  einer  Bestätigung  ist  keine 
Rede.  Ebensowenig  lässt  sich  auf  eine  solche 
der  Bericht  über  die  sächsische  Synode  unter 
Heinrich  II  (1005),  He  feie  4,  663  bei  Thietm. 
ehren.  VI.  21,  SS.  3,  813  beziehen:  „sinodali 
iudicio  iniustas  fleri  nuptias  christianosque  genti- 
libus  venundaripresens  ipsacanonica  et  apostolica 
auctoritate  prohibuit  deique  iusticiam  spernentes 
spirituali  mucrone  interüci  precepit" ,  woraus 
Hirsch  Heinrich  II  1,  372  unbegreiflicher  Weise 
ein  Sendgericht  gemacht  hat.  Die  Stelle  kann 
nichts  anderes  bedeuten,  als  dass  Heinrich  II  die 
Synode  veranlasst  hat,  unter  Berufung  auf  die  Ka- 
nones  und  die  apostolische  Autorität  unrechtmäs- 
sige Ehen  und  den  Verkauf  von  Christen  als  Skla- 


ven an  Heiden  zu  verbieten.  Endlich  soll  Hein- 
rich II  auf  der  Synode  zu  Goslar  1019  die  Be- 
schlüsse der  von  Papst  Benedikt  VIII  zu  Pavia 
1018  abgehaltenen  Synode  gegen  den  Konkubinat 
der  Kleriker  und  über  die  Unfreiheit  der  Kinder 
der  letzteren,  Mansi  19,  353,  bestätigt  und  zu 
Reichsgesetzen  erhoben  haben,  Hefele  4,  670. 
671  ;  allein  die  letztere  gehört  dem  Jahre  1022 
an,  Br esslau  in  Hirsch,  Heinrich  II  3,  342, 
und  der  Beschluss  von  Goslar,  welcher  sich  als 
ein  im  Rath  des  Königs  gefasstes  Weisthum 
darstellt,  LL.  2,  app.  p.  173,  betrifft  nur  einen 
mit  den  Paveser  Beschlüssen  sich  berührenden 
Punkt. 

2  S.  0.  S.  555.  n.  2  u.  S.  558. 

3  Auch  in  diesen  Fällen  tritt  die  Trennung 
deutlich  hervor,  so  zu  Ingelheim  972,  Quedlin- 
burg 1000,  Bamberg  1012,  s.  S.  561.  n.  3. 
Waitz  Verfassgsch.,  6,  328.  329,  dessen  Anga- 
ben mit  Vorsicht  zu  benutzen  sind,  da  er  Reichs- 
und andere,  namentlich  Provinzial-Konzilien 
darin  durclieinander  wirft,  giebt  wenigstens  zu, 
dass  die  Verhandlung  kirchlicher  und  staatliclier 
Angelegenheiten  getrennt  geführt  ist,  wenngleich 
er  andererseits  behauptet ,  dass  Reichs-  und 
Kirchenversammlungen  sicli  nicht  scheiden  las- 
sen und  die  Reichssynoden  auch  als  Reichstage 
zu  betrachten  sind. 

4  Zu  Frankfurt  1027,  Bresslau,  Konrad  II 
1,  228;  Mainz  1049,  Herim.  Aug.  SS.  5,  129; 
Brixen  1080,  LL.2,51,  wo  aber  die  Absetzungs- 
sentenz nur  von  den  Biscliöfen  ausgesprochen 
worden  ist. 

5  Ueber  die  Stimmberechtigung  der  Geistli- 
chen s.  S.  567  ff. 

ß  Hierher  gehören  die  Synoden  von  Rom  963 
(Absetzung  Johann's  XII),  Th.  LS. 302  ;  Köpke- 
Dümmler  ,  Otto  I  S.  349 ;  Pavia,  Sutri  und 
Rom  1046,  Th.  I.  S.  203;  Stein dorff,  Hein- 
rich III   1,  307.  313.  500;    die  Synode  v.  Basel 
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Ausserdem  fallen  aber  in  diese  Zeit  noch  eine  Reihe  anderer  Konzilien ,  welche 
zufolge  gegenseitigen  Einverständnisses  zwischen  Kaiser  und  Papst  einberufen  worden 
sind  ^ ,  oder  auf  welchen  mindestens  neben  dem  Papst  der  Kaiser  den  Ehrenvorsitz 
geführt  hat  2.  Auf  ihnen  sind  theils  allgemeine  kirchliche  Angelegenheiten  berathen, 
insbesondere  kirchliche  Reformen  erwogen  ^  und  darauf  bezügliche  Vorschriften ,  so 
vor  Allem  gegen  die  Simonie  ^  und  den  Konkubinat  der  Kleriker  ^,  erlassen  worden. 
Andererseits  hat  sich  aber  ihre  Thätigkeit  auch  auf  die  Erledigung  spezieller  kirch- 
licher Angelegenheiten  Italiens^'  und  Deutschlands^  und  anderer  Länder^  erstreckt. 

Diese  Synoden  —  sie  werden  ebenfalls  als  iiniversales  oder  generales  bezeichnet^ 


lOBl,  zu  welcher  Heinrich  IV  die  longobardi- 
schou  Bischöfe  berufen  und  auf  der  Cadalus  von 
Parma  (Honorius  II )  von  ihnen  zum  Papst  gewählt 
wurde,  Bernold.  chron.  a.  1061,  Watte  rieh 
1,  240;  He  feie  4,  850;  ferner  die  auch  mit 
italienisclien  IMschöfen  abgehaltene  Synode  zu 
Augsburg  1062,  und  die  weitere  zuMantua  1064 
betreffend  die  Absetzung  des  Cadalus  und  An- 
erkennung Alexanders  II,  Th.  I.  S.  257  ;  H.  4, 
856.866;  Pavia  1081  (Anerkennung  Wiberts), 
Watterich  1,  447.  n.  2;  Hefele  5,  150. 
Vgl.  ferner  Ekkehard.  chron.  a.  1102,  Watte- 
rich 2  ,  23 :  „Imperator  Heinricus  habito  cum 
principibus  colloquio  Romam  se  profecturum  ac 
generale  concilium  circa  Febr.  Kalendas 
iiiibi  convocaturum  condixit,  quatinus  tarn  sua 
quam  domni  apostolici  causa  canonice  ventilata 
(^atholica  inter  regnum  et  sacerdotium  contirmare- 
tur  unitas".  Der  Zug  Heinrichs  IV  und  die  Ein- 
berufung der  Synode  ist  freilieh  unterblieben, 
Hefele  5,  238. 

'^  So  Otto  I  zu  Rom  963,  Liudprand.  c.  9. 
Watterich  1,  53;  Heinrich  III  zu  Sutri  und 
Rom,  s.  vor.  Anm. 

1  Das  ist  siclier  für  die  aus  Anlass  der  Kaiser- 
krönung Ottos  I  abgehaltene  römische  Synode  von 
962  anzunehmen,  Hefele  5,  606;  ebenso  für 
die  von  Heinrich  II  nach  Ravenna  berufene, 
Papst  in  Hirsch,  Heinrich  II  2,  417.  418,  u. 
die  bei  seiner  Kaiserkrönung  1014  abgehaltene, 
a.  a.  0.  2,  426;  erwiesen  für  die  römische  von 
1027  unter  Johann  XIX  u.  Konrad II,  Bresslau 
Konrad  II  1,  148.  n.  4  (in  den  dort  eitirten 
Stellen  wird  theils  der  Papst  theils  der  Kaiser 
unter  Erwähnung  der  Mitwirkung  des  anderen 
als  derjenige,  welcher  die  Synode  berufen  hat, 
bezeichnet). 

2  Auf  der  römischen  von  964  (zur  Restitution 
Leos  VIII)  Liudpr.  c.  21,  Watterich  1,  62: 
residentibus  itaque  .  .  .  Leone  summo  et  uni- 
versali  papa  .  .  .  necnon  imperatore".  Die  Hil- 
dcsheimer  Annalen  von  963,  SS.  3,  60 :  „mag- 
num  sinodale  concilium  factum  est  Roma  .  .  . 
ibique  praesidebat  Otto  Imperator"  schreiben 
dem  Kaiser  sogar  den  Vorsitz  zu ;  Rom  998  c.  3, 
Mansil9,  225:  „ut  episcopatus  Merseburgensis 
...  in  proprium  honorem  redeat  a  sede  aposto- 
lica  iudicatum  est  per  universale  conci- 
lium praesidente  .  .  .  Ottone  III  ..  .  et  Grego- 
rio  V" ;  Rom  1001,  Thangm.  vita  Bernwardi  c.  22, 
SS.  4,  768 :  „praesidente  d.  Gerberto  apostolico 
cum  imperatore"  (Otto  III) ;  Todi  1002,  1.  c.  36, 
SS.  4,  774. 


Abgesehen  davon  ist  die  Anwesenheit  Ottos  I 
bezeugt  auf  der  römischen  Synode  von  962, 
Mansil8,  461;  von  967,  Muratori  ant.  5, 
465,  Jaffe'  reg.  p.  327;  Ravenna  967,  Köpkc- 
D  um  ml  er  Otto  d.  Gr.  S.  415;  Rom  968  (hier 
auch  Otto  II),  a.  a.  0.  S.  431;  Rom 969,  Mansi 
19,  19;  die  Ottos  II  Rom  981,  1.  c.  19,  77;  die 
Ottos  III  Rom  996,  1.  c.  19,  218;  Pavia  997, 
ann.  Quedlinb.  a.  998,  SS.  3,  74  u.  ep.  Gre- 
gor. V.  a.  997,  .Jaffe'  mon.  Mogunt.  p.  351,  SS. 

3.  694;  Rom  998.  Mansi  19,  227;  Rom  998  o. 
999,  1.  c.  223;  die  Heinrichs  II  Pavia  1022, 
s.  S.  564.  n.  1;  Konrads  "11  Rom  1027,  s. 
Anm.  1 ;  Heinrichs  III  Florenz  1055  H  efele 

4.  784. 

3  Rom  962;  Mansi  18,  461  :  .,.5umque  in  ce- 
clesia  b.  Petri  ...  de  statu  et  regiminetotiuschri- 
stianitatis  tractantes ,  quae  utilia  sunt ,  utiliter 
secundum  deum  traetarentur";  ähnlieh  Rom  und 
Ravenna  967,  Muratori  1.  c.  5,  327;  Contin. 
Regln.  SS.  1,  628. 

4  Rom  981,  Mansi  19,77;  Pavia 997,  Jaffe 
mon.  Mog.  p.  352;  Pavia  1046  (hier Heinrich  III 
allein),  Steindorff  Heinrich  III  1,  307;  Flo- 
renz 1055,  Bonith.  lib.  ad  am.  V,  Jaffe  mon. 
Greg.  p.  637. 

5  Ravenna  967 ,  Rather.  Veron.  ep.  17.  opp. 
p.  561;  Pavia  1022,  Mansi  19,  353;  Florenz 
1055. 

6  Erhebung  Benevents  zumErzbisthum  zu  Rom 
969,  Mansi  19,  19;  Rom  1027,  Entscheidung 
des  Streites  zwischen  Aquileja  undGrado  und  des 
Rangstreites  zwischen  Mailand  und  Ravenna, 
Bresslau,  Konrad  II  1,  149  ff. 

"^  Errichtung  des  Magdeburger  Erzbisthunis 
Rom  962  und  967,  Köp  ke-D  ümmler  S.  333. 
419 ;  des  Meissner  Bisthums  Rom  968,   a.  a.  0. 

5.  432;  Restitution  von  Merseburg  nach  der  L^n- 
terdrückung  desselben,  Rom  998  c.  3  cit., 
Mansi  19,  225;  zur  Verhandlung  des  Gandes- 
heimer  Streites  Rom  und  Todi  1001,  aiin.  Hil- 
desh.  SS.  3,  92;  Thangm.  vita  Bernw.  c.  21.  22 
u.  c.  36,  SS.  4,  768.  774. 

8  Sentenzen  gegen  französische  Bischöfe,  Rom 
962,  Flodoard.  ann.  962,  SS.  3,  406;  Hefele 
4,  607;  Rom  997,  Jaffe'  mon.  Mog.  p.  351; 
Rom  998,  Mansi  19,  227;  Hefele  4,  652; 
Rom  998  0.  999.  c.  2.  5.  6.  10,  Mansi  19,  225. 
226;  Eheangelegenheit  König  Roberts  v.  Frank- 
reich, Rom  998  und  Rom  998  o.  999  c.  1. 

9  Rom  998  0.  999  praef.  u.c.  3  cit.,  Mansi 
19,  225;  Rom  1046  Anonym.  Haser.  e.  36; 
Basel,  Bernold.  chron.  a.  1061,  Watterich 
1,  240;  s.  auchS.  564.  n.  6. 


566 


1     i)ie  Hierarchie  und  die  Leituiii;  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  H' 


—  nclinu'ii  eine  besondere  Stelhmg;  oin,  weil  sie  den  Charakter  von  kirchlichen  Ver- 
samnihingen  für  das  damalige  deutsclie  Kaiserreich  an  sich  tragen,  und  in  soweit  aller- 
dings eine  Aehnlichkeit  mit  den  für  einzelne  Ijänder  abgehaltenen  Konzilien  auf- 
weisen, andererseits  aber  unterscheiden  sie  sich  von  den  letzteren  dadurch ,  dass  sie 
bei  den  universalen  Tendenzen  des  Kaiserthums  und  des  Papstthums,  sowie  bei  der 
Bedeutung  des  letzteren  für  die  damalige  abendländische  Welt  die  Funktionen  eines 
Organs  der  allgemeinen ,  sich  über  die  verschiedensten  Nationalitäten  und  Reiche 
erstreckenden  Kirche  ausgeübt  hahen  K 

Diese  eigenthtimliche  Erscheinung  erklärt  sich  aus  dem  damaligen  Verhältniss 
des  Kaiserthums  zur  Kirche  und  zum  Papstthum.  Sie  war  nur  so  lange  möglich,  als 
das  erstere  eine  überlegene  Stellung  besass  und  das  Papstthum  in  Anlehnung  an  das- 
selbe und  in  Gemeinschaft  mit  ihm  dieselben  kirchlichen  Ziele  verfolgte.  Als  daher 
das  Papstthum  seit  der  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts  die  Politik  eingeschlagen ,  den 
Einfluss  des  Kaisers  auf  die  Leitung  der  kirchlichen  Dinge  auszuschliessen  und  die 
Gründung  einer  geistlichen  unter  der  Herrschaft  des  Papstes  stehenden  Universal- 
monarchie in  das  Auge  gefasst  hatte 2,  waren  die  Voraussetzungen,  unter  denen  sich 
diese  Art  der  Synoden  hatte  entwickeln  können,  fortgefallen.  Heinrich  IV.  hat  zwar 
noch  derartige  Synoden  einberufen  3,  und  mit  ihnen  gegenüber  dem  Papstthum  die 
Rechte  auszuüben  gesucht,  welche  Otto  I.  und  Heinrich  HI.  unbeanstandet  geltend 
gemacht  hatten^,  aber  von  Erfolg  sind  seine  Bestrebungen  nicht  gewesen 5.    Seine 


1  Dass  die  auf  diesen  Synoden  erlassenen  Ka- 
nones  für  die  ganze  Kirche  Geltung  laeanspruclit 
haben,  ist  m.  E.  ni(;ht  zweifelhaft.  Auf  dem 
Konzil  zu  Pavia  1022,  welches  Bresslau  hei 
Hirsch,  Heinrich  II  3,  214,  irrig  als  Provin- 
zialkonzil  für  die  Lombardei  und  Piemont  be- 
zeichnet, sind  eine  Reihe  von  Kanones  gegen 
den  Konkubinat  der  Geistlichen  und  Bischöfe, 
sowie  in  Betreff  der  Kinder  der  zu  Geistlichen 
geweihten  Kirchenhörigen  erlassen,  Mansi  19, 
353.  Eine  Beschränkung  der  Geltung  ihres  Um- 
fanges  ist  nirgends  angedeutet,  zudem  heisst  es 
am  Schluss  der  von  P.  Benedikt  VIII  gehaltenen 
Rede  1.  c.  p.  352 :  „et  ut  flrmum  posthac  quod 
sancimus  permaneat  et  in  fines  orbis  terrae 
conservandum  perveniat  ,  totius  huius  summa 
sententiae  hac  nostri  forma  decreti  fratribus  et 
coepiscopis  nostris  subscribeutibus  conflrmabi- 
tnr".  Allerdings  hat  das  Konzil  auch  die  Bitte 
an  den  Kaiser  gerichtet,  1.  c.  p.  354 :  ..hoc  .  .  . 
ecclesiae  dei  testamentum  (d.  h.  die  Kanones) 
.  .  .  H.  aiigusti  edicti  lege  flrmari,  corroborari  et 
humanis  inseri  et  inscribi  legibus  volumus  et 
per  omnem  imperii  sui  latitudinem,  ut  .  .  .  te- 
msatur  et  publica  authoritate  omni  tempore 
iudicetur,  omnes  .  .  .  obsecramus.  Erit  enim 
deo  volente  in  aeternum  valiturum,  si  quod  ec- 
desiastica  gravitas  prohibet,  publico  fuerit  vi- 
gore  exterminatum.  .  .  .  Nee  impune  putabunt 
audendum  ,  quod  publica  damnatum  severitate 
cognoverint" ;  und  der  Kaiser  darauf  unter  Erlass 
eines  besondern  Edikts,  1.  c.  p.  354  erklärt: 
.jOmnia  quidem  quae  pro  ecclesiae  necessaria  re- 
paratione  synodaliter  instituit  et  reformavit  fra- 
tcrnitas  tua,  ut  fllius  laado,  confirmo  et  approl^o 
...  et  in  aeternum  mansura  et  inter  publica  iura 
semper  recipienda  et  humanis  legibus  solenniter 


inscribenda,  hac  nostra  auctoritate  .  .  .  cum  se- 
natoribus  terrae,  cum  domesticis  palatii  et  arai- 
cis  reipublicae  .  .  .  ita  corroboramus.^'  Dass  hier- 
in indessen  nicht  eine  Nachsuchung  um  Erthei- 
lung  der  kaiserlichen  Bestätigung  für  die  kirchen- 
rechtliche Gültigkeit  liegt ,  zeigt  der  Inhalt 
des  Ediktes ,  wie  denn  auch  die  Forderung  des 
Papstes  ihrem  Inhalte  nach  nur  eine  Zustim- 
mung zur  Durchführung  der  Bestimmungen  der 
Kanones  für  das  weltliche  Gebiet  mit  weltlichen 
Mitteln  verlangt,  was  bei  der  in  das  erstere  hin- 
übergreifenden Natur  ihrer  Vorschriften  für  die 
Sicherung  der  Wirksamkeit  derselben  erforder- 
lich war.  Die  Kirche  konnte  z.  B.  anordnen  (s. 
c.  4  ibid.),  dass  derjenige,  welcher  Kinder  von 
kirchenhörigen  Geistlichen  für  frei  erkläre,  der 
Exkommunikation  verfalle,  aber  nur  die  welt- 
liche Gesetzgebung  war  im  Stande,  den  Rechts- 
satz, dass  solche  Kinder  unfrei  seien,  c.  3.  4  des 
Edikts,  zur  Geltung  zu  bringen.  In  ähnlicher 
Weise  verhalten  sich  die  übrigen  Vorschriften 
des  letzteren  zu  den  sonstigen  Kanones,  letztere 
setzen  mit  Ausnahme  der  Peitschung  und  der 
Einkerkerung  der  Kirchenhörigen,  Strafen,  wel- 
che die  Kirche  als  Herrin  gegen  dieselben  verhän- 
gen konnte,  nur  geistliche  Strafen  fest,  während 
das  Edikt  die  berührten  Verhältnisse  für  das  welt- 
liche Recht  regelt  und  weltliche  Strafen  androht. 

2  lieber  die  Synoden,  welche  seitens  der  Päp- 
ste selbst  zur  Verfolgung  dieser  Bestrebungen 
und  zur  Beseitigung  der  kaiserlichen  Synoden 
einberufen  und  abgehalten  worden  sind ,  s.  o. 
S.  517  flf. 

3  S.  0.  S.  564.  n.  6. 

4  Th.  I.  S.  303. 

5  A.  a.  0.  S.  303.  304. 


§.  t '7.] 


Kaiserliche  Synoden. 
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Nachfolger  haben  diese  letzteren  nicht  wieder  aufgenommen  und  seitdem  kommen 
diese  eigenartigen  Synoden  nicht  mehr  vor.  Allerdings  hat  Friedrich  I.,  den  Tradi- 
tionen seiner  Vorgänger  folgend,  zur  Entscheidung  über  die  zwiespältige  Wahl  Alexan- 
ders III.  und  Oktavians  (Viktors  IV.)  noch  ein  Konzil  nach  Pavia  ausgeschrieben, 
aber  es  ist  charakteristisch,  dass  dasselbe  als  allgemeines  vom  Kaiser  beabsichtigt 
wari  und  dass  sich  der  letztere,  indem  er  ausdrücklich  aussprach,  es  stehe  ihm  selbst 
kein  Mitwirkungsrecht  bei  der  materiellen  Entscheidung  zu,  in  Folge  dessen  von  dem 
Konzile  fern  hielt  2. 

Sowohl  auf  den  von  den  Kaisern  in  Deutschland  wie  auch  auf  den  von  ihnen  in 
Italien  gehaltenen  Synoden  bilden  ausser  dem  Papste*^  die  Bischöfe  den  massgeben- 
den ,  stimmberechtigten  Theil.  Eine  Vertretung  sämmtlicher  Kirchenprovinzen  auf 
den  deutschen  Synoden  ist  offenbar  nicht  für  nothwendig  erachtet  worden  4,  anderer- 
seits sind  auch  auf  denselben  einzelne  nicht  deutsche  Bischöfe  anwesend  gewesen  •''. 
Noch  verschiedenartiger  war  die  Zusammensetzung  der  kaiserlich-päpstlichen  Syno- 
den. Ein  Anhalt  dafür,  dass  auf  diesen  bestimmte  kirchliche  Kreise  vertreten  sein 
mussten ,  findet  sich  nicht ,  offenbar  hat  man  es  für  genügend  erachtet,  dass  sich  auf 
ihnen  eine  nicht  ganz  unerhebliche  Anzahl  von  Bischöfen  zusammenfand^,  welche  je 


1  Vgl.  0.  S.  352. 

2  Tli.  I.  S.  304.  Reuter,  Alexander  III 
1,  115. 

Die  Synoden  zu  Venedig  1177  nach  dem  Frie- 
densschlüsse mit  Alexander  III  und  ferner  die 
zu  Verona  unter  Lucius  III  1184,  auf  welchen 
beiden  Friedrich I  ebenfalls  anwesend  war,  Reu- 
ter a.  a.  0.  3,  321;  Hefele  5,  627.  642  gehö- 
ren nicht  in  die  hier  besprochene  Kategorie,  vgl. 
S.  526.  n.  2. 

3  Selbstverständlich  gilt  dies  nicht  für  die 
Synoden,  auf  welcher  sich  die  Päpste  zu  verant- 
worten hatten,  S.  564.  n.  6. 

*  Vgl.  die  Angaben  über  die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe,  welche  an  diesen  Synoden  Theil  ge- 
nommen haben,  S.  560.  n.  6  u.  S.  561.  n.  3. 

5  So  z.  B.  zu  Augsburg  952  italienische;  zu 
Frankfurt  1007  ebenfalls  italienische,  sowie  bur- 
gundische  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  endlich  auch 
ein  Erzbischof  aus  Ungarn;  zu  Frankfurt  1027 
der  Bischof  von  Mantua';  vgl.  überhaupt  S.  561. 
n.  3.  Die  Betheiligung  der  italienischen  Bischöfe 
erklärt  sich  offenbar  aus  den  engen  Beziehungen 
Deutschlands  ,  dessen  König  die  Kaiserkrone 
trug,  zu  Italien,  die  Anwesenheit  der  übrigen 
wohl  aus  zufälligen  Umständen.  Dafür,  dass  die 
fremden  Bischöfe  auf  den  deutschen  Synoden 
etwa  blos  als  Ehrengäste  zugelassen  waren,  findet 
sich  kehl  Anhalt,  dagegen  spricht  die  Art  der 
Erwähnung  ihrer  Anwesenheit,  denn  es  wird  da- 
bei zwischen  ihnen  und  den  deutschen  Bischöfen 
kein  Unterschied  gemacht. 

^  Zu  Rom  963  waren  anwesend  einige  20  epi- 
scopi  Romani,  Th.  I.  S.  327;  mehrere  aus  Tus- 
cien,  oberitalienische  Erzbischöfe  und  Bischöfe, 
sowie  der  Erzbischof  von  Hamburg  und  die  Bi- 
schöfe von  Speier  und  Minden  ,  Liudprand.  c.  9, 
Watterich  1,  53;  Rom  964  „episcopi  Romani, 
Italic!,  a  Lothringia  et  Saxonia  arcliiepiscopi", 
Liudpr.  c.  21,  1.  c.  1,  62;  Ravenna  967  die  3 
Erzbischöfe  von  Ravenna,  Mailand  und  Aquileja, 


der  Bischof  von  Minden  und-,,  episcopi  Italici  et 
ultramontani  num ero  L'',  Köpke-Dümmlcr, 
Otto  d.  Gr.  S.  415;  Rom  968  „cum  archiepisco- 
pis  et  episcopis  videl.  Italicis  et  ultramontanis, 
XXXVI,  Mansi  18,  530,  vgl.  aber  auch  1.  c. 
p.  534  und  Köpke-Dümmler  S.  431;  Rom 
969:  „Italicis  et  occidentalibus (episcopis?)  reli- 
giosis  quam  plurimis  atque  etiam  catholicis  et  sa- 
pientissimis  totius  ordinis  viris",  M.  19, 19 ;  Rom 
981  :  „cum  nostris  suffraganeis,  archiepiscopis  et 
episcopis",  1.  c.  p.  77 ;  Rom  998 :  „omnis  Romanae 
ecclesiae  episcopis  et  ultramontanis",  1.  c.  p.  227 ; 
Rom  998  0.  999,  Bischöfe  der  römischen  Pro- 
vinz, Erzbischof  von  Ravenna  und  andere  italie- 
nische Bischöfe,  I.  c.  p.  226;  1001  Rom:  „syno- 
dus  XX  episcoporum  de  Romania ,  aliquant! 
affuere  de  Italia  et  Tuscia,  de  nostris  quoque  S. 
Augustensis,  H.  Wirciburgensis,  H  .  .  .  Citicen- 
sis  .  .  .  praesente  domno  Heinrico  duce  et  abba- 
tibus,  astantibus  quoque  presbiteris  et  diaconi- 
bus  omnique  Romana  dignitate",  Thangm.  vita 
Bernwardi  c.  22,  SS.  4,  768;  Todi  1002:  ..con- 
cilium  episcoporum  per  Romaniam  et  aliquo- 
rum  de  Tuscia  et  Italia;  de  nostris  quoque  con- 
siderunt  N.  Leodicensis,  S.  Augustensis,  H.  Ci- 
ticensis"  1.  c.  c.  36,  SS.  4,  774.  Die  Beschlüsse 
der  Synode  von  Pavia  (1022)  haben  nur  der  Erz- 
bischof von  Mailand  und  5  oberitalienische  Bi- 
schöfe unterzeichnet,  Mansi  19,  354;  freilich 
steht  dahin,  ob  die  Unterschriften  vollständig 
sind.  Zu  Rom  1027  finden  sich  eine  Anzahl  rö- 
mischer Bischöfe,  der  Erzbischof  von  Ravenna, 
Mailand,  Mainz,  alle  mit  einzelnen  Suffraganen, 
sowie  die  Erzbischöfe  von  Trier  und  Salzburg, 
Mansi  19,  479;  zu  Pavia  1046  die  Erzbischöfc 
von  Aquileja  und  Mailand  mit  zusammen  22 
Suffraganen,  einige  Bischöfe  aus  der  Aemilia  u. 
der  Romagna,  die  burgundischen  Erzbischöfe  von 
Arles  und  Besannen,  ferner  jedenfalls  die  deut- 
schen Erzbischöfe  V.  Salzburgu.Brcmen, Suffraga- 
nen des  ersterenu.  des  Bischofs  von  Mainz,  Man  s  l 
19,   617;   Steindorrff,  Heinrich  III  1,  308. 


jtjs,  1.  Die  llienircliif  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  177. 

nach  der  Lage  des  Ortes  der  Synode  und  der  Zusammensetzung  der  kaiserliclien  Be- 
gleitung gewechselt  haben ,  unter  denen  aber  stets  die  italienischen  die  zahlreichsten 
gewesen  sind.  Die  Vertretung  der  Bischöfe  durch  Priester  und  Diakonen  war  auch 
auf  diesen  Synoden  zulässig  K 

Was  die  sonstigen  geistlichen  Theilnehmer  anlangt,  so  werden  mehrfach  auf  den 
kaiserlich-päpstlichen  Synoden  die  Kardinäle  erwähnt'^.  So  weit  sie  zu  den  Kardinal- 
bischöfen gehörten,  unterliegt  ihre  Stimmberechtigung  keinem  Zweifel.  Dagegen  ist 
eine  solche  für  die  übrigen  Kardinäle  nicht  nachweisbar  •^,  obwohl  es  mit  Rücksicht  auf 
die  geschichtliche  Entwicklung  des  Kardinalates  nicht  unwahrscheinlich  ist,  dass 
sie  eine  solche  seit  dem  1 1 .  Jahrhundert  geübt  haben  '^'\  Ausser  ihnen  sind  sowohl 
auf  diesen ,  wie  auf  den  in  Deutschland  abgehaltenen  Synoden  andere  Priester  und 
Diakonen,  nicht  minder  Kleriker  niederer  Weihegrade  ^  und  auch  Achte  anwesend 
gewesen  ^,  sie  haben  aber  ebenfalls  kein  Stimmrecht  besessen  '\ 

Was  die  Stellung  der  Kaiser  auf  den  Synoden  betrifft,  so  sind  zwar  die  Be- 
schlüsse derselben  theils  auf  Anregung,  theils  im  Einverständnisse  mit  denselben  ge- 
fasst  worden,  eine  Stimmberechtigung  im  eigentlichen  Sinne,  womit  auch  die  Mög- 
lichkeit einer  Ueberstimmung  derselben  gegeben  wäre,  kann  man  ihnen  indessen 
nicht  zuschreiben.  Bei  den  Verhandlungen  der  Synoden  sind  sie  nicht  stets  anwesend 
gewesen'^,  jedenfalls  aber  haben  die  Bischöfe  immer  allein  die  Entscheidung  gefällt^. 
Nur  wo  der  Kaiser  selbst  präsidirt  hat,  hat  er  auch  das  Konzil  um  die  Meinung 
desselben  befragt  und  sein  Einvcrständniss  mit  dem  gefassten  Bescliluss  erklärt*-^,  wel- 
cher freilich  in  solchen  Fällen  schon  gewöhnlich  im  Voraus  feststand.  Mitunter  hat 
auch  der  Kaiser  zum  Zeichen  seines  Einverständnisses  das  Konzilsdekret  oder  die 
vom  Papst  erlassenen  Verfügungen  unterschrieben  ^^. 

'   Auf  der  römischen  Synode  von  963  wird  ein  worunter   nur  die  Bischöfe   zu  verstehen  sind. 

Diakon    als    Vertreter    von    Aquileja    erwähnt,  Das  Brixener  Ahsctzungsdekret  gegen  Gregor  VII 

Liudpr.  c.  9,  Watterich  1,  53.  von  1080,  LL.  2,  52  trägt  dagegen  die  Unter- 

-  Kardinalbischöfe  linden  sich  einzeln  hin  und  schrift:  „Hugo  Candidus  s.  Roman,  eccles.  pres- 

wieder   unter  den   episcopi  Romani  aufgezählt,  hyter  cardinalis    .  .  .    huic  dccreto  a  nohis  pro- 

mindestens  sind  sie  alle  unter  dieser  allgemeinen  mulgato  assensum  praebui,  aber  auch  zugleich 

Bezeichnung  begriffen.    Andere  Kardinäle,  Prie-  den  Zusatz  :    „et  subscripsi  vice  omnium  cardi- 

ster  und  Diakonen ,  waren   auf  dem  römischen  nalium  Romanorum",  so  dass  Hugo  die  Stimm- 

Konzil  von  963  anwesend,  Liudpr.  c.  9,  Watte-  bcrechtigung  für  alle  Kardinäle,  nicht  blos  für  die 

rieb  1,  54;  von  969  und  981,  Mansi  19,   19.  Kardinalsbischöfe,  in  Anspruch  genommen  hat. 

22.  77 ;  von  1001  (s.  o.  S.  567.  n.  6),  wo  unter  den  3a  ygi.  auch  vor.  Anm. 

presbiteri  et  diaconi  offenbar  vor  allen  die  Kardi-  *  Vgl.  S.  567.  n.  6  u.  o.  Anm.  2  u.  3 ;  Frankfur- 

näle  zu  verstehen  sind.  ter  Synode  v.  1007,  wo  unter  den  Geistlichen  auch 

3  Der  Bericht  Benedikts  VII  über  das  römi-  kaiserliche Kapläne  anwesend  waren,  Bresslau 

sehe  Konzil  von  981  gegen  ,die  Simonie  erwähnt  Konrad  II  1,  227.     Zu  Pavia  1046  werden  auch 

als  Theilnehmer  des  Konzils  „presbyteri,  diaconi  Kanoniker  erwähnt,  Mansi  19,  618. 

vel  cunctus  clerus   s.  cath.  et  apost.  Roman,  ec-  5  s.  S.  567.  n.  6;  Rom  1027,  Mansi  19,  479. 

clesiae,    Mansi  77,   91.     Nachher  werden  aber  Frankfurt   1027,    Bresslau  a.   a.  0.  S.   227; 

die  Kanones  eingeleitet  durch:  „interdictum  est  Worms   1076,    Lamb.  ann.  a.  1076,   SS.  5,  241. 

primitus  a  nostro  proprio  ore  et  postea  a  cunctis ...  ^  Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  Analogie  der 

archiepiscopis  et  episcopis  . . . residentibus  quod";  andern   Synoden,    s.   übrigens  o.  Anm.   1;    die 

der  Bericht  über  das  römische  Konzil  von  1001  bei  Wormser  Absetzungssentenz  ist  ebenfalls  nur  von 

Thangmar  (s.  S.  567.  n.  6)  sondert  ebenfalls  deut-  den  Bischöfen,  nicht  von  den  anwesenden  Aebten 

lieh  die  Bischöfe  von  den  übrigen  Anwesenden  erlassen,  LL.  2,  45  ff. 

und  fährt  nach  dem  Bericht  über  die  dem  Kon-  '^  Ueber  Otto  I  zu  Augsburg  952,  s.  S.  564  n.l. 

zil  vom  Papst  zur  Entscheidung  vorgelegte  Frage  ^  S.   z.  B.   o.  Anm.   3   in  Betreff  des   römi- 

fort:  „sanctum  eoncilium  secessum  petit,  ut  se-  sehen  Konzils  von  1001. 

cretius  inter  se  de  his  conquirant.  Quod  .  .  .  papa  ^  So  Otto  I  zu  Rom  963   bei   der    Absetzung 

annuit.    Egressique   sunt  soll  Romani    episcopi  Johanns  XII,  Liudpr.  e.  11,  Watterich  1,  58. 

et    post    mndnm   introgrossi  cum  iterum  conse-  ^^  Vgl.  Mansi  19,  270;  LL.  2,  52  (Brixener 

dissent .  . .  papadixit :  ,.;(^uidsancitis  f  ra  tr  es  ?",  Absetzungsdekret  von   Heinrich  IV  zuletzt  un- 
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Endlich  ist  mehrfach  eine  Betheiligung  weltlicher  Grosser,  ja  auch  des  Volkes 
bezeugt'.  Während  das  letztere  lediglich  als  Umstand,  als  zuhörendes  Publikum  zu 
denken  ist,  haben  die  ersteren  wohl  theils  als  Kathgeber  des  Kaisers  fungirt,  theils 
aber  auch  an  den  Berathungen  des  Konzils  selbst  ohne  Stimmrecht  Theil  ge- 
nommen. 

Was  die  übrigen  Länder  ausser  Deutschland  und  Italien  betrifft,  so  sind  in 
Frankreich  während  des  Laufes  des  10.  Jahrhunderts  keine  Reichs-  oder  National- 
Konzilien  zusammengetreten,  was  sich  zur  Genüge  aus  der  Schwäche  des  dortigen 
Königthums  erklärt.  Erst  die  am  Ende  des  1 0 .  Jahrhunderts ,  auf  Veranlassung  der 
Könige  zu  S.  Basol  bei  Rheims  991  für  das  damalige  Machtgebiet  der  Kapetinger 
abgehaltene  Synode  kann  als  Reichskonzil  bezeichnet  werden  2.  Sie  war  hauptsäch- 
lich zur  Aburtheilung  des  des  Hochverraths  angeschuldigten  Erzbischofs  Arnulf  von 
Rheims  berufen'^,  und  hat  diesen  auch  unter  gleichzeitiger  Erhebung  Gerberts  auf 
das  gedachte  Erzbisthum  abgesetzt  4,  dabei  aber  eine  für  das  Papstthum  bedenkliche 
Stellung  eingenommen ,  indem  es  im  Widerspruch  mit  der  früheren  Praxis  des  späte- 
ren westfränkischen  Reiches  die  Entscheidung  des  bereits  von  Arnulf  angegangenen 
Papstes  nicht  abwartete  und  ferner  über  die  Pflicht  zum  Gehorsam  gegen  den  päpst- 
lichen Stuhl  Anschauungen  laut  werden  Hess,  welche  in  Rom  grossen  Anstoss  erregen 
mussten^.  Als  dann  auf  einer  neuen  ebenfalls  auf  Veranlassung  der  Könige  veranstal- 
teten Synode  zuChelles  994  wegen  der  feindlichen  Stellung,  welche  Rom  gegenüber 
dieser  Gefähdung  seines  Primates  in  Verbindung  mit  den  den  Kapetingern  aus  politi- 
schen Interessen  abgeneigten  deutschen  Bischöfen  eingenommen  hatte,  ein  einträchtiges 
Zusammenhalten  beschlossen  worden  war  ^,  wurde  von  Johann  XV.  bei  der  schwäch- 

terschrieben).  Nur  darauf,  nicht  auf  ein  forma-  sentiam  sua  praesentia  sustlnere  possent."  An- 
las Zustimmungsreclit  lassen  sich  die  Erklärun-  wesend  waren  6  Rhelmser  Suffraganen  ,  der 
gen  Heiuriclis  IV  in  den  Briefen  an  Gregor  VII  Erzbischof  von  Bourges,  5  Suffraganen  von  Lyon, 
nach  der  Worms  er  Absetzung  desselben  LL.  2,  der  Erzbischof  von  Sans  mit  2  Suffraganen: 
46;  ;;quorum  sententiae,  quod  iusta  et  probabi-  „Praeterea  diversarum^urbium  abbates  quam  plu- 
lis  .  .  .  videbatur,  ego  quoque  assentiens  omne  rimi  aderant,  qui  post  solitariam  episcoporum 
tibi  papatus  ius  .  .  .  abrenuntio  u.  p.  47  :  ./lu  disputationem  residere  iussi  sunt"  (niitgestimmt 
.  .  .  omnium  episcoporum  nostrorum  iudicio  et  haben  sie  nicht,  c.  54.  55).  Dass  auch  andere 
nostro  dampnatus  descende",  beziehen.  Kleriker  erschienen  waren,   ergiebt  c.  49  :    „Se- 

^  Rom  963,  Liudpr.  c.  9,  Watterichl,  54:  qnenti  autem  die   consedentibus   cpiscopis   .  .  . 

„ex  primatibus  Romanae  civitatis  (folgen  12  Na-  totiusque  cleri  disposito  conventu  pauca  de  civi- 

men);    ex  plebe  Petrus    ...    adstitit  cum  omni  libus,plurimadeecclesiasticis  negotiispertractata 

Romanorum  militia";  Rom  964,  1.  c.  c.  21,  p.  62:  sunt'*.    Am  zweiten  Tage  wohnten  der  Versanim- 

„omnique  Romanorum  plebe".  Rom  998,  Mans|i  lung  auch  die  Könige  „cum  primoribns  palatii'" 

19,  227:  „cum  ultramontanis  Longobardorumque  an,  c.  50.     Den  Vorsitz  hat  der  Erzbischof  von 

ducibus  ,    comitibus    seu   militiae  copia  nimis"  ;  Sens  geführt,  c.  1. 

Rom  1001  (Herzog  Heinrich  von  Baiern),  S.  568.  3  Ueber    die    anderen  Angelegenheiten,    über 

n.  3;    Frankfurt  1027,  Bresslau  1,  226.  228;  welche  verhandelt  worden  ist  (s.  vor.  Anm.),  ist 

Mainz  1049  ,  Herim.  Aug.   chron.  SS.  5,  129  :  nichts  bekannt. 

„aliam    synodum  40  prope  episcoporum    coram  *  q^  54,  55.  Hefele4,  641.  642.    . 

imperatore  et  regni  nostriprincipibuscelebravit";  5  c.  28  ff.  1.  c;  Hefele  4,  639. 

Brixen  1080,  LL.  2,  57:    „necnonet  optimatum  ^  Richeri    bist.    III.   89,    SS.  3,  651:   „cudi  a 

exercitus  non  solum  Italiae  sed  et  Gcrmaniae'".  papa  .  .  .  abdicatio  Arnulfl  et  promotio  Gerberti 

2  Gerberti  acta  conc.  Rem.,  SS.  3,  659  (auch  plurimis  epistolarum  scriptis  calumniaretur  epi- 

Mansi  19,  110)  c.  1  :  „anno  regni  5  d.  Hugonis  scopi  quoque  rei  huiusmodi  auctores  aliique  coo- 

augusti  .  .  .  regis  Rotberti  4  congregata  est  syno-  peratores  diversis  reprehensionibus  redargueren- 

dus  in   Remensi   territorio.    Actum    est   autem  tur,  placuit  episcopis  Galliae  in  unum  convenire 

magna  industria  principum,    ut  quia  omnes  Gal-  .  .  .  Quibus  Chelae  collectis  sinodus  habita  est. 

liarum   episcopi   eo  convenire  non  poterant  .  .  .  Cui  rcx  Rotbertus  praesedit  (d.  h.   er  hatte  den 

ii  maxima  convenirent,  qui  comprovinciales  es-  Ehrenvorsitz),  considentibus  metropolitanis,  Ger- 

sent ;  deindc  ex  vicinis  provinciis  fama  et  digni-  berto   Remensi,    cui    tota   sinoclalium   causarum 

täte  honestiores  et  qui  legationc   suarum  provin-  ratio  discutienda  (als   Vorsitzendem)  commissa 

darum  digni  viderentur  suorumque  fratrum  ab-  fuit,  S.  quoque  Senonensi,   E.  Turonico,  D.  Bi- 
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liehen  Haltung  des  Königs  Hugo  '  der  Zusummentritt  einer  gemeinsamen  Synode  von 
deutschen  und  fnmzösischen  Bischöfen  unter  Betheiligung  eines  päpstliclien  Legaten 
in  Mouson,  einem  Ort,  welchen  die  ebenfalls  geladenen  französischen  Könige  selbst 
bestimmt  hatten,  veranlasst  2.  Bei  dem  Ausbleiben  der  Könige  und  ihrer  Bischöfe  — 
von  den  letzteren  war  nur  Gerbert  erschienen  —  konnte  die  Angelegenheit  nicht  de- 
finitiv erledigt  werden  •\  und  erst  auf  einer  demnächst  in  Rheims  995'*  von  dem  Le- 
gaten mit  den  französischen  Bischöfen  abgehaltenen  Synode  wurden  die  Beschlüsse 
der  Synode  von  S.  Basel  in  Betreff  Arnulfs  kassirt  und  der  letztere  wieder  restituirt^. 
Der  Kampf  des  Papstthums  hatte  damals  nicht  dem  Institut  der  Reichssynoden 
als  solchem  gegolten.  Unangefochten  von  demselben  sind  vielmehr  auch  im  1  ] .  Jahr- 
hundert derartige  Konzilien  in  Frankreich  zusammengetreten,  für  deren  Berufung*' 
und  Zusammensetzung  dasselbe  wie  für  die  deutschen  Synoden  galt  ^.  Indessen  waren 


turiccnsi  aliisque  horum  comprovincialibus  non- 
iiullis.  In  qua  postquam  ex  patrum  deeretis  ra- 
tiones  de  statu  aecclesiae  promulgaruut ,  inter 
iiouiiulla  utilia  constitui  et  roborari  plaouit,  ut 
ab  CO  die  idcm  sentirent,  idem  cooperarentur. 
,  .  .  Decerni  et  illud  voluere,  ut  si  in  qualibet 
ccclesia  quaecumque  tirannis  emergeret ,  quae 
telo  anathematis  ferienda  videretur,  id  imprimis 
ab  Omnibus  consulendum  et  sie  communi  decreto 
agitaudum :  et  qui  auathemate  relaxandi  forent, 
decreto  commuiii  similiter  relaxandos  .  .  .  Pla- 
cuit  quoque  sanciri,  si  quidapapaßomano 
contra  patrum  decreta  suggereretur, 
cassum  etirritum  fieri.  Nee  minus  abdi- 
cationem  Arnulü  et  promotionem  Gerberti,  prout- 
ab  eis  ordiiiatae  et  peräctae  essent,  perpetuo  pla- 
cuit  sanciri". 

'  S.  den  Brief  K.  Hugos  an  den  Papst,  Mansi 
19,  168  u.  173:  ,,Niliil  contra  apostolatum  ves- 
trum  egisse  scimus :  quod  si  absentibus  non  sa- 
tis  creditis ,  praesentes  de  praesentibus  vera  co- 
gnoscite.  Gratianopolis  civitas  in  flne  Italiae  et 
Galliae  sita  est,  ad  quamRomani  pontiflcesFran- 
corum  regibus  occurrere  soliti  fuerunt.  Hoc  si 
vobis  placet,  iterare  possibile  est.  At  si  nos  et 
nostra  invisere  libet ,  summo  cum  honore  de- 
scendentem  de  Alpibus  excipiemus  :  morantem  ac 
redeuntem  debitis  obsequiis  prosequemur". 

2  Ricberi  bist.  HI.  95.  96,  SS.  3,  653. 

3  L.  c.  c.  99  ff.,  SS.  3,  654. 

4  S.  c.  c.  107,  SS.  3,  656;  Mansi  19,  197. 
Die  andere  Angabe,  dass  die  Synode  zu  Senlis 
SS.  3,  657  abgehalten  ist,  ist  wohl  irrig.  Vgl. 
Hefele4,  464. 

5  S.  vor.  Anm.  und  die  hierher  gehörigen  acta 
conc.  Causeiensis  SS.  3,  671;  He  feie  4,  646. 
Ueber  die  Zusammensetzung  der  Synode  ist 
nichts  näheres  überliefert. 

6  Sie  erfolgt  durch  die  Könige  oder  im  Einver- 
ständniss  mit  ihnen,  Chelles  1008,  dipl.  Roberti 
Mansi  19,  296:  „cum  episcopis  s.  synodi  no- 
strae";  Orleans  1022,  Rudolf.  Glaber  III.  8, 
1.  c.  19,  373:  „rex  Robertus  .. .  Aurelianis  pro- 
peerans,  convocatis  plurimis  episcopis  et  abba- 
tibus  ac  religiosis  quibusque  laicis",  vgl.  1.  c.  p. 
377;  Paris  1024,  1.  c.  19,  422;  Paris  1051  ,  Du- 
rand Troarn.  bei  Mansi  19,  781:  „Qui  (K. 
Heinrich  I)  consultu  sui  regni  pontiflcum  proce- 


rumque  concilium  Parisiis  cogi  .  . .  praecepit  . .  . 
frequensque  conventus  praesulum  ac  reliquoruni 
s.  ordinis  clcricorum  necnon  nobilium  laicorum 
Parisiis  factus  est" ;  Rheims  1094,  1.  c.  20,  795  : 
„congregavit  Philippus  rex  archiepiscopos  et  epi- 
scopos  regni  sui  in  Remensi  urbe";  vereinzelt 
steht  für  das  12.  Jahrhundert  da  die  Synode  von 
Etampes  1130  0.1131,  Suger.  vitaLudov.,  Wat- 
terich 2,200:  „rex  ...  concilium  archiepiscopo- 
rum,  episcoporum,  abbatumet  religiosorum  viro- 
rum.  Stampis  convocat".  Dass  die  Pariser  Synode 
von  1074,  auf  welcher  sich  fast  alle  Bischöfe, 
Aebte  und  Kleriker  gegen  die  Anordnungen 
Gregors  VII  über  den  Cölibat  aussprachen, 
Mansi  20,  437,  im  Einverständniss  mit  dem 
König  abgehalten  worden  ist,  erscheint  nach  Lage 
der  Verhältnisse  wahrscheinlich. 

Ausser  dem  Könige  haben  auch  einzelne  Gross- 
vasallen für  ihre  Gebiete  Synoden  berufen,  so 
z.  B.  Wilhelm  V  Herzog  von  Aquitanien  um 
1028  zu  S.  Carroux,  Adern,  chron. ,  Mansi  19, 
484 :  „concilium  aggregavit  episcoporum  et  ab- 
batum  .  .  .  propter  extinguendas  haereses  quae 
vulgo  a  Manichaeis  disseminabantur"  ;  auch  wird 
in  der  ep.  Jordani  Lemovic. ,  1.  c.  p.  394  ein 
anderes,  betreffend  die  Apostelqualität  des  Mar- 
tialis  abgehaltenes  „concilium  Guillelmi  ducis 
Aquitanorum"  erwähnt ;  ferner  die  Herzöge  von 
der  Normandie,  s.  unten  S.  574  Anm. 

■^  Nähere  Angaben  über  die  anwesenden  Bi- 
schöfe fehlen  meistens,  zu  Chelles  1008  waren 
gegenwärtig  die  Erzbischöfe  von  Sens  und  Tours, 
sowie  11  Bischöfe  theils  Suffraganen  von  Rheims, 
theils  von  Sens;  über  Etampes  1130  o.  1131 
s.  chron.  Mauriniac,  Watterich  2,  201:  „rex 
Ludovicus  archiepiscopos  Remensem,  Senonen- 
sem,  Bituricensem,  Turonensem  simulque  epi- 
scopos  regni  sui  et  abbates  Stampis  convocat' ; 
Aebte  zu  Orleans  1022,  Paris  1074  und  Etampes 
(hier  auch  Mönche),  reliqui  clerici  Paris  1051  u. 
1074,  weltliche  Grosse  und  Laien  zu  Orleans  1022, 
Paris  1024,  Man  si  19,  422,  Etampes  Arnulf.  Sa- 
giens.  SS.  12,  715 :  „Is  (Ludovicus)  vocatis  epi- 
scopis et  Omnibus,  qui  probatae  religionis  in  Gal- 
liis habebantur,  convocatis  etiam  clero  regnique 
maioribus  concilium  statuit  g  e  n  e  r  a  1  e". 

Den  Vorsitz  hat  zu  Orleans  der  Erzbischof  von 
Sens  geführt,  Mansi  19,  380;  zu  Rheims  der 
Erzbischof  dieser  Stadt,  1.  c.  20,  795. 
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sie  von  viel  geringerer  Bedeutung  als  in  Deutschland^,  wo  ein  starkes  Königthum 
im  10.  und  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  ordnend  in  die  kirchlichen  Verhältnisse  ein- 
gegriffen und  kirchliche  Reformen  gefördert  hat.  Ferner  haben  die  Könige  in  Frank- 
reich es  nicht  verhindern  können,  dass  grössere  Synoden  auch  ohne  ihre  Zustimmung 
zusammengetreten  sind.  Wie  sie  schon  im  10.  Jahrhundert  das  Eingreifen  Jo- 
hanns XV.  in  der  Rheimser  Erzbischofs-Angelegenheit  haben  dulden  müssen,  so  sah 
sich  später  Heinrich  I.  ausser  Stande,  die  ihm  unbequeme  Abhaltung  der  von  Leo  IX. 
im  J.  1049  nach  Rheims  einberufenen  französischen  Reformsynode  zu  vereiteln 2. 

Vollends  als  gegen  Ende  des  1 1 .  Jahrhunderts  bei  der  weiten  Verbreitung  der 
gregorianischen  Anschauungen  unter  der  französischen  Geistlichkeit,  und  der  mäch- 
tigen ,  durch  die  Predigt  der  Kreuzzüge  hervorgerufenen  religiösen  Erregung  unter 
der  Laienschaft  das  Papstthum  und  die  Geistlichkeit  die  leitende  Führung  übernom- 
men hatten,  war  die  Zeit  für  die  von  den  Königen  berufenen  Reichssynoden  vor- 
über 'K  Statt  ihrer  sind  es  die  Päpste  und  päpstlichen  Legaten,  welche  solche  Kon- 
zilien versammeln^,  und  es  müssen  sich  die  Könige  sogar  vor  diesen  in  sie  betreffenden 


*  Dies  zeigen  auch  die  Verhaiidlungsgegen- 
stände.  Die  Konzilien  von  Orleans  und  Paris 
1051  sind  behufs  Verurtheilung  von  Ketzern  und 
ketzerischer  Lehren,  die  letztere  gegen  Berengar 
von  Tours  und  dessen  Anhänger  abgehalten  wor- 
den. Von  der  zu  Chelles  weissen  wir  nichts  ande- 
res, als  dass  auf  ihr  ein  königliches  Privileg  für  S. 
Denis  ertheilt  worden  ist.  Die  Pariser  von  1024 
hat  über  die  Frage,  ob  Martialis  Apostel  genannt 
werden  dürfe,  und  die  Rheimser  von  1094  unter 
dem  Einfluss  Philipps  I  über  dessen  Ehe  mit 
Bertrada  verhandelt,  lieber  die  Pariser  von  1074 
s.  S.  570.  n.  6. 

2  Itinerar.  Anselmi  b.  Mansi  19,  727. 
Danach  hat  Leo  IX  das  Konzil  von  Toul  aus 
selbstständig  berufen  und  den  „circumiacen- 
tium  regionum  episcopis  et  abbatibus"  Einladun- 
gen zugehen  lassen,  aber  einzelne  den  Reform- 
bestrebungen abgeneigte  Bischöfe  „regi  Franco- 
rum  suggerunt,  regni  sui  decus  annihilari,  si  in 
eo  Romani  pontiflcis  autoritatem  dominari  per- 
mitteret  vel  si  eidem  ut  decreverat,  occurrens 
praesentiae  suae  favorem  ad  cogendum  conci- 
lium  exhiberet  .  .  .  (p.  731)  Hac  igitur  persua- 
sione  rex  emollitur  .  .  .  papae  per  Silvanecten- 
sem  mandat  episcopum  se  suosque  pontifices 
cum  abbatibus  cogi  ad  comprimendam  pervica- 
ciam  sibi  resistentium  ideoque  non  posse  occur- 
rere  illi  in  praolixo  termino  ad  peragendum  con- 
cilium.  Unde  adventum  suum  in  Franciam  in 
aliud  tempus  differat :  quo  absolutis  huiusmodi 
negotiis  eum  debito  cum  honore  suscipiat.  Ad 
haec  papa  remandat :  ...  ad  basilicam  eins  (d. 
h.  Remigius  zu  Rheims)  dedicandam  procul  du- 
bio venturum  :  ubi  si  qui  divinae  religionis  ama- 
tores  convenerint ,  cum  eis  synodi  rationem  se 
fatetur  habiturum.  Cuius  mandati  ad  regem  rela- 
tione  perlata,  ipse  tamen  in  rebelles  iteraggredi- 
tur,  coacta  in  unum  ingenti  exercitus  sui  militia : 
sed  et  episcopis  et  plerisque  abbatibus  contra  vo- 
luntatem  suam  illo  euntibus;  illis  etiam  per- 
versis  ecclesiarum  rcctoribus  ad  id  negotium 
nitro  se  ingerentibus  qui  ut  summi  pastoris  vica- 
rium  actus  eorum  examinare  venientem  possent 


effugere,  eamdem  expeditionem  exitiall  techiia 
elaboraverunt  struere^^  Die  Zahl  der  Theilneh- 
mer  des  Konzils  wird  auf  2Q  Bischöfe  ,  ungefähr 
50  Aebte  (,,et  alii  ecclesiastici  ordinis  quam  plu- 
rimi")  angegeben.  Namentlich  werden  aufge- 
zählt die  Erzbischöfe  von  Rheims  mit  3  Suffra- 
ganen,  von  Trier  mit  2,  von  Lyon  mit  einem  Suf- 
fraganen,  sowie  der  Erzbischof  von  Besannen, 
fünf  Suffraganen  von  Ronen,  zwei  von  Tours, 
einer  von  Sens,  der  Bischof  von  Porto  und  ein 
englischer  Bischof,  1.  c.  p.  736.  737.  Die  aus- 
gebliebenen Bischöfe,  welche  sich  dem  Zuge  des 
Königs  angeschlossen  hatten,  wurden  vom  Papst 
und  dem  Konzil  exkommunicirt,  1.  c.  p.  741. 
Die  Reformkanones ,  welche  sich  hauptsächlich 
gegen  Simonie  und  iricestuöse  Ehen  richten,  1. 
c.  p.  742;  über  die  sonstigen  Verhandlungen  s. 
Hefele  4,  728. 

3  Schon  1077  hat  Gregor  VII  seinen  Legaten, 
den  Bischof  Hugo  von  Die  angewiesen,  eine  Sy- 
node —  sie  ist  später  zu  Antun  zusammengetre- 
ten —  mit  soviel  Erzbischöfen  und  Bischöfen 
Frankreichs  wie  möglich,  zu  veranstalten  :  „ma- 
xime  quidem  cum  consensu  et  consilio  regis 
Francorum,  si  fieri  potest;  sin  autem  aliqua  oc- 
casione  id  consentire  noluerit,  in  Lingonensi  ec- 
clesia  conventum  celebrandi  concilii  instituas'', 
reg.  IV.  22.  Jaffa'  mon.  Mogunt.  p.  273  ;  vgl. 
Hefele  5,  101.  Die  von  demselben  Legaten 
1078  nach  Poitiers  einberufene  Synode  hat  Phi- 
lipp I  von  Frankreich  zwar  zu  hindern  gesucht, 
s.  ep.  Hugon.  Diens.,  Mansi  20,  495:  „deinde 
comiti  (v.  Poitiers)  tum  etiam  episcopis  sui 
iuris  literas  misit,  adiurans  eos  omni  attesta- 
tione  et  suae  maiestatis  ac  fidelitatis  reos  esse 
instituens,  seil,  comitem,  si  pateretur  nos  uspiam 
ubi  posset,  conventicula  et  quasi  concilia,  sie  ea 
vocans,  celebrare :  episcopos  vero,  si  Interessent 
vel  nostris  faverent  decretis,  in  quibus  niteba- 
mur  splendorem  coronae  eins  obfuscare  et  prin- 
cipum  regni  eins",  indessen  hat  das  keinen  ent- 
scheidenden Erfolg  gehabt,  Hefele  5,  104. 

4  So  hat  schon  Urban  II  das  grosse  Konzil  zu 
Clermont  1095  auf  französischem  Boden  gehal- 
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klrchliclicii  Kcchtssaclion  verantworten'.  Nur  einmal,  im  12.  Jahrhundert,  als  es 
sich  für  Innoccnz  II.  darum  handelte,  gegenüber  seinem  Gegner  Anaklet  II.  die  An- 
erkennung der  französischen  Krone  und  der  französischen  Geistlichkeit  zu  erlangen, 
konnte  das  Königthum  noch  eine  Keichssynode  nach  alter  Art  behufs  Entscheidung 
zwischen  den  beiden  Prätendenten  des  päpstlichen  Thrones  einberufen''^.  Und  wenn 
auch  während  jener  Zeit  noch  mehrfach  Versammlungen  auf  Veranlassung  der  Könige 
zusammengetreten  sind,  auf  welchen  die  Geistlichkeit  des  Landes  erschien,  so  waren 
dies  doch  keine  Synoden,  sondern  Reichstage,  weil  auf  ihnen  Angelegenheiten  be- 
rathen  wurden,  welche,  wenn  sie  auch  eine  kirchliche  Bedeutung  hatten,  doch  nicht 
ausschliesslich  kirchlicher,  sondern  ebenfalls  weltlicher  Natur  waren  -^ 

In  England  zeigt  sich  eine  Scheidung  zwischen  den  Reichstagen  und  Reichs- 
synoden erst  nach  der  normannischen  Eroberung^.  Schon  seit  Wilhelm  I.  (1066 — 
1087)  werden  auf  den  vom  König  oder  unter  seiner  Mitwirkung  ^  berufenen  Ver- 
sammlungen der  Geistlichkeit,  der  Bischöfe  und  Aebte  des  Reiches  ^,  an  denen  freilich 
auch  weltliche  Grosse  Theil  nehmen",  die  kirchlichen  Angelegenheiten  gesondert  be- 
ratheu und  entschieden  ^.    Noch  deutlicher  tritt  dieser  Umstand  unter  seinen  Nach- 


ten, Hcfclc  5,  195  ff.  Vgl.  ferner  o.  S.  521. 
n.  3. 

'  Auf  dem  Konzil  zu  Clerniont  1095  wurde 
Philipp  1  wogen  seiner  Vorbindung  mit  Bertrada 
exkommunicirt.  Mausi20,  815;  ferner  gehören 
hierher  die  Synoden  von  Paris  1196,  1.  c.  22, 
671  und  Soissons  1201  in  der  Ehesache  Phi- 
lips II  Aucrustus  1.  c.  p.  737. 

'^  Nach  Etampes,  s.  S.  570.  n.  6  und  7, 

3  So  die  Versammlung  zu  Soissons  wegen  Be- 
schwörung eines  allgemeinen  Landfriedens, 
Mansi  21  ,  837,  zu  Paris  1185,  1.  c.  22,  507 
wegen  Veranstaltung  eines  neuen  Kreuzzuges ; 
Paris  1226,  1.  c.  23 ,  9  wegen  eines  Kreuzzugs 
gegen  die  Albigenser. 

4  Ueber  die  frühere  Zeit  S.  546.  n.  2. 

ö  Winchester  und  Windsor  1070,  Mansi  19, 
1079  und  20,  5 ,  wo  in  Gegenwart  päpstlicher 
Legaten  eine  Anzahl  englischer  Bischöfe  abge- 
setzt und  deren  Stühle  an  Normannen  vergeben 
worden  sind  ;  Peterdan  1071  „coram  rege  et  pri- 
matibus  totius  Angliae'",  Mansi  20,  7.  London 
1129,  1.  c.  21.  383.    S.  ferner  folg.  Anm. 

Das  war  schon  vorher  in  der  Normandie  Sitte. 
Die  Synoden  von  Lisieux  1055  zur  Absetzung 
des  Erzbischofs  von  Ronen  unter  Mitwirkung 
eines  päpstlichen  Legaten,  Mansi  19,  839,  von 
Ronen  1055,  1.  c.  p.  841  und  Ronen  1063,  ha- 
ben in  Gegenwart  des  Herzogs  stattgefunden.  ■ — 
Auch  die  Versammlung  zu  Caen  1061,  1.  c.  p. 
937 ,  deren  Charakter  als  Synode  nicht  ganz 
zweifellos  erscheint,  ist  auf  Befehl  Herzog  Wil- 
helms zusammengetreten.  Nur  die  Rouener  Sy- 
node von  1048  0.  1049,  auf  welcher  blos  zwei 
Suffraganen  erschienen  waren  ,  1.  c.  p.  751  ist 
ohne  den  Herzog  gelialten,  was  sich  wohl  aus 
der  damaligen  Verwirrung  in  der  Normandie  (s. 
Phillips,  engl.  Reichsgesch.  1,  53  ff.),  er- 
klärt. 

^  S.  die  folgende  Note;  ferner  London  1102, 
Mansi  20,  1150:  „ipso  (Henrico  I  rege)  an- 
nuente  celebratum  est  concilium  .  .  .  commnni 
cousensu  episcoporum  et  abbatum  et  principum 


totius  regni.  In  quo  praesedit  Anseimus  archi- 
episcopus  Dorobernensis  .  .  .  considcntibus  .  .  . 
Gerardo  Eboracensi  archiepiscopo  .  .  .  äliisque 
tam  episcopis  quam  abbatibus.  Huic  conventui 
affuerunt  Anselmo  archiepiscopo  potente  a  rege 
primates  regni, quatenus  quicquid  concilii  aucto- 
ritate  decerneretur,  utriusqne  ordinis  concordi 
cura  et  sollicitudine  ratum  servaretur'" ;  London 
1108,  1.  c.  p.  1229:  „Incontinentiae  crimen  rex 
subvertere  cupiens  .  .  .  cunctis  maioribus  regni 
de  negotio  cum  Anselmo  archiepiscopo  et  caete- 
ris  episcopis  Angliae  tractavit  .  .  .  Unde  An- 
selmus ...  et  Thomas  electus  archiepiscopus  Ebo- 
racensis  et  omnes  alii  Angliae  episcopi  statue- 
runt  in  praesentia  .  . .  regis  H. ,  assensu  omnium 
baronum  suorum'' ;  Pipewell  1189,  Mansi  22, 
587.  Ueber  die  Anwesenheit  anderer  Geist- 
lichen s.  S.  573.  n.  1  (Londoner  Konzil  von 
1127);  London  1125,  Mansi  21  ,  350:  „cum 
innumera  cleri  et  populi  multitudine",  wo  vor- 
her nur  20  Bischöfe  und  ungefähr  40  Aebte  als 
anwesend  genannt  werden;  ebenso  London  1138, 
1.  c.  p.  510. 

■^  Peterdan  1071  (s.  Anm.  5);  über  Win- 
chester u.  Windsor  1072  vgl.  ep.  Lanfranci  ad 
Alex.  n.  Mansi  20,  23:  ..convenerunt  ...  ad 
regalem  curiam  .  .  .  episcopi.  abbates  caeteri- 
que  ex  sacro  et  laicali  ordine,  quos  fide,  actione 
eorumque  probitate  par  fuerat  convenisse";  vgl. 
ferner  die  vorhergehende  Anm.;  Pipewell  1189, 
1.  e.  22,  587.  Für  die  Normandie  gilt  das- 
selbe, Ronen  1074  und  Lillebonne  1080,  1.  c. 
20,  397.  555. 

8  Dies  ergiebt  sich  für  die  schon  erwähnten  Kon- 
zilien von  1070  (s.  Anm.  5)  daraus,  dass  bei  ihnen 
der  Anwesenheit  weltlicher  Grossen  nicht  gedacht 
wird.  Auch  haben  die  auf  dem  Konzil  von  Win- 
chester 1072  getroffene  Vereinbarung  Avegon  des 
streitigen  Primates  von  Canterbury  über  York 
ausser  dem  König  und  der  Königin  nur  Geist- 
liche, Bischöfe  und  Aebte  unterschrieben,  Mansi 
20,  19.  Vgl.  ferner  in  r>(;tTcff  des  Konzils  von 
Gloucester  1085,  1.  c.  p.  603  :  „fuit  rex  in  Gleau- 
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folgern  hervor ',  wenngleich  sich  solche  Konzilien  gewöhnlich  an  Reichsversamm- 
limgen  angeschlossen  haben  ^.  Auf  ihnen  führt  der  Erzbischof  von  Canterbury  den 
Vorsitz"'  und  mitunter  werden  gerade  auf  seine  Veranlassung  auch  die  weltlichen 
Grossen  des  Reiches  zugezogen ,  um  dieselben  mit  der  Bedeutung  der  Beschlüsse  be- 
kannt zu  machen  und  sich  ihrer  Hülfe  bei  der  Durchführung  im  Interesse  der  kirch- 
lichen Reform  zu  versichern"*. 

Die  Trennung  von  Reichstagen  und  Reichssynoden  hat  aber  andererseits  die 
Folge,  dass  die  letzteren  gewissermassen  zugleich  den  Charakter  von  Primatial- 
synoden  des  Erzbischofs  von  Canterbury  annehmen  ^,  weil  auf  ihnen  die  zum  eng- 
lischen Reich  gehörigen  Bischöfe ,  einschliesslich  des  Erzbischofs  von  York  ^'  und 
seiner  Suffraganen  erschienen ,  andererseits  aber  sein  Primatialbezirk  ganz  England 
umfasste"^ ;  —  allerdings  nicht  vollkommen,  denn  für  wichtigere  Angelegenheiten,  bei 
welchen  die  Mitwirkung  des  Papstes  erforderlich  war,  ist  eine  solche  eingetreten ^^j 
und  ferner  haben  die  päpstlichen  Legaten,  welche  mehrfach  nach  England  zur 
Durchführung  der  damals  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Reformen,  insbesondere 
zur  Beseitigung  der  Simonie  und  des  Konkubinates  der  Geistlichkeit ,  von  der  Kurie 
gesendet  worden  sind,  an  ihnen  Theil  genommen  •*. 

Während  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  haben  die  englischen  Könige  das  allei- 
nige Recht  zur  Berufung  und  zur  Genehmigung  der  Einberufung  solcher  Synoden 
geübt  '^,  (nur  König  Stephan  (1134 — 1154)  hat  dasselbe  bei  seiner  Abhängigkeit  von 


cester  cum  suis  proceribus  et  tenuit  ibi  curiam 
suam  V  dies  ;  postea  autem  archiepiscopus  et 
cleri  habueruut  synodum  III  dierum". 

1  Vgl.  die  Londoner  Konzilien  von  1102,  1108 
(S.572.  n.  6)  und  1127,  Mansi  21,  353:  „Doro- 
bernensis  archiepiscopus  congregavit  generale 
concilium  omnium  episcoporum  et  abbatum  to- 
tius  Angliae  .  .  .  Cui  concilio  praesedit  ipse,  si- 
cut  archiepiscopus  et  legatus  apostolicae  sedis, 
considentibus  secum  (folgt  die  Aufzählung  der 
einzelnen  Bischöfe)  .  .  .  Confluxerant  quoque 
illuc  magnae  multitudiues  clericorum  et  lai- 
conim". 

'^  So  die  Londoner  Konzilien  von  1102,  1108 
und  1109,  Mansi20,  1152.  1153.  1229.  1236; 
London  1154,  1.  c.  21,  852. 

3  Londoner  Konzil  von  1070, 1075,  Mansi20, 
451  ;  v.ll02(S.  572.  n.6)undll27(Anm.  1).  So 
lieisst  es  auch  in  der  Notiz  bei  Mansi  20,  605 : 
„Lanfrancus  Cantuariensis  archiepiscopus  .  .  . 
diversa  in  diversis  locis  Angliae  celebravit  con- 
cllia  .  .  .  primum  itaque  .  .  .  generale  conci- 
lium apud  Wintoniam";  London  1151,  1.  c.  21, 
749.  753.  Wenn  mehrfach  London  1127  und 
1151  (Mansi  21,  354  und  789]  dabei  auch  die 
Legatenwürde  des  Erzbischofs  betont  wird,  so  ist 
dies  wohl  deshalb  geschehen,  um  das  Recht  des- 
selben zum  Vorsitze  unabhängig  von  seinem  sei- 
tens des  E^rzbischofs  von  York  bestrittenen  Primat 
und  auch  gegenüber  andern  englischen  Bischöfen, 
welche  die  Legatenwürde  bcsassen ,  s.  z.  B. 
Man  si  21,  545.  573.  579,  zu  begründen. 

4  So  zu  Westminster  1076,  Mansi  20,  459  n. 
606;  London  1102  (S.  572.  n.  6). 

^  Bezeichnet  werden  sie  in  den  Quellen,  eben- 
so wie  die  Ueichssynoden  in  anderen  Ländern, 
als  concilium  generale  (s.  o.  Anm.  1  u.  3),  Lon- 


don 1138,  1.  c.  21,  510,  oder  synodus  univer- 
salis, Charta  Willielmi  I  v.  1077  bei  Mansi 
20,  606. 

6  Vgl.  Th.  L  S.  617  u.  Mansi  20,  605. 

'^  Allerdings  beanspruclite  Canterbury  auch 
den  Primat  über  Schottland  und  Irland,  Th.  L 
S.  617,  aber  in  diesen  beiden  Ländern  war  die 
Ausübung  desselben  nur  eine  sehr  unsichere, 
wie  sich  denn  auch  die  Anwesenheit  von  Bisohö- 
fen  aus  diesen  Ländern  nur  in  vereinzelten  Fällen 
nachweisen  lässt  (S.  575.  n.  1). 

8  So  sind  die  Synoden  v.  Winchesteru.Windsor 
V.  1072  wegen  des  Primati alstreites  zwischen  Can- 
terbury und  York  ex  praecepto  Alexandri  (11) 
papae  unter  Theilnahme  eines  päpstlichen  Le- 
gaten veranstaltet  worden,  Mansi  20,  19. 

ö  So  zu  Winchester  und  Windsor  1070,  wo  sie 
auch  präsidirt  haben  ;  London  1125,  Mansi  21, 
330:  „Praefuit  autem  illi  synodo  Joannes  de 
Crema  .  .  .  pp.  Honorii  in  Angliam  legatus  cum 
W.  Cantuariensi  et  T.  Eboracensi  archiepiscopis", 
zu  welcher  die  Berufung  der  Bischöfe ,  Aebte 
und  Prioren  allerdings  vom  ICrzbischof  von  Can- 
terbury ausgegangen  ist,  s.  das  Scl\reiben  1.  c. 
p.  329;  desgleichen  London  1138,  1.  c.  p.  510; 
Winchester  1176,  1.  c.  22,  157. 

w  Abgesehen  von  der  Regierungszeit  Stephans 
wird  fast  bei  allen  derartigen  Synoden  mindestens 
ihrer  Gegenwart  gedacht;  für  die  Synode  v. 
AVinchester  1076,  wo  die  königliche  Mitwirkung 
bei  der  Berufung  nach  Mansi  20,  603  zweifel- 
haft sein  könnte,  vgl.  Charta  v.  1077  ibid. 
p.  606.  Während  des  1075  von  Lanfranc  ge- 
haltenen Londoner  Konzils  war  Willielm  1  von 
England  abwesend,  da  aber  bei  der  Beschluss- 
fassung über  die  Verlegung  von  Bischofssitzen 
seiner  Bewilligung  gedacht  wird,  so  ist  auch  an- 
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der  Geistliclikcit  nicht  immer  zu  wahren  gewusst'),  und  erst  im  13.  Jahrhundert  seit 
der  Regierung-  Johanns  ist  es  der  Geistlichkeit  gelungen,  dem  Königthum  die  aus- 
schliessliche Befugniss  dazu  zu  entwinden  '■^. 

Andererseits  ist  aber  die  kirchenrechtliche  Gültigkeit  der  auf  diesen  Synoden 
beschlossenen  Anordnungen  nicht  von  einer  königlichen  Bestätigung  abhängig  ge- 
wesen, einer  solchen  bedurfte  es  vielmehr  nur,  falls  ihre  Durchführung  auch  mit 
weltlichen  Massregeln  erzwungen  werden  sollte  =^- 


zunehmen  ,  dass  seine  Zustimmung  zur  Ahhal- 
tnng  der  Synode,  auf  welcher  diese  ausgespro- 
chen wird ,  vorher  ertheilt  worden  ist.  Nur  für 
die  Synode  v.  Lamheth  1110,  Hefele,  Konci- 
liengesch.  5,  237,  und  die  v.  London  1125, 
Mansi20,  327,  erhellt  nichts  über  die  könig- 
liche Zustimmung.  Die  erstere ,  Eadmer.  hist. 
nov.  1.  III,  Migne  159,  426,  welche  sich  mit 
der  Frage  der  Zulässigkeit  der  Ehe  zwischen 
Heinrich  I  und  der  schottischen  Prinzess  Ma- 
thilde beschäftigt  hat,  war  aber  sicherlich  keine 
Reichssynode  und  die  andere  ist  unter  einem 
papstlichen  Legaten  abgehalten,  welcher  nach 
englischem  Recht  (Th.  I.  S.  503)  das  Land  nur 
mit  königlicher  Genehmigung  betreten  durfte. 
Für  die  Zeit  Heinrichs  II  ergiebt  sich  die  Aus- 
übung des  Rechts  für  die  Synoden  v.  London 
1154,  Winchester  1176,  Egenesham  1186  und 
Pipewell  1189,  Mansi  21,  785.  852;  22,  155. 
157.  511.  587. 

Als  Bestätigung  dient  ferner  der  Umstand, 
dass  auch  in  der  Normandie  die  Reichssyno- 
den in  Anwesenheit  des  Königs  gehalten  wor- 
den sind,  so  die  v.  Ronen  1074,  Mansi  20,  390  ; 
Lillebonne  1080,  1.  c.  p.  555  (beide  zur  Durch- 
führung kirchlicher  Reformen),  Ronen  1098,  I.e. 
21,  185  („de  statu  ecclesiae") ;  Ronen  1128  (un- 
ter einem  päpstlichen  Legaten  auf  Befehl  Königs 
Heinrich  I),  gegen  Konkubinat  der  Geistlichen, 
Kumulation  der  Beneflzien  und  Zehntusurpa- 
tionen ,  1.  c.  p.  375.  Die  Synode  v.  Avranches 
1172,  1.  c.  22,  139,  unter  dem  Vorsitze  eines 
englischen  Legaten,  nimmt  insofern  eine  beson- 
dere Stelle  ein,  als  Heinrich  II  auf  ihr  wegen  der 
Becketschen  Angelegenheit  die  Leistung  der  Sa- 
tisfaktion übernommen  hat,  Hefele  5,  611; 
Reuter,  Alexander  III.  3,  146.  Ebenso  ist  das 
Konzil  V.  1096,  welches  unter  Betheiligung  der 
Grossen  der  Normandie  abgehalten  und  auf  wel- 
chem dieKanones  des  Konzil«  v.  Clermont  v.  1095 
publicirt ,  sowie  Verordnungen  über  den  Gottes- 
frieden getroffen  sind,  1.  c.  20,  921 ,  kaum  ohne 
Vorwissen  des  Königs  zusammengetreten.  Uebrig 
bleiben  die  Konzilien  v.  Ronen  v.  1072,  1.  c.  p. 
73  (Reformkanones) ,  mehrere  vom  Erzbischof 
Johannes  (1069 — 1079)  gegen  den  Konkubinat 
der  Kleriker  abgehaltene  Synoden,  1.  c.  p.  442, 
V.  Ronen  1119,  betreffend  denselben  Gegen- 
stand, 1.  c.  21,  257,  und  v.  Ronen  1189  (Re- 
formkanones), 1.  c.  22,  581,  für  welche  nichts 
über  eine  königliche  Mitwirkung  festzustellen 
ist.  Das  zuletzt  erwähnte  Konzil  bezeichnet  sich 
ausdrücklich  als :  „concilium  provinciale",  und 
so  könnte  man  auch  die  übrigen  für  Provinzial- 
synoden  erklären  und  zu  der  Annahme  gelangen, 
dass   diese  ohne  königliche  Betheiligung  hätten 


einberufen  werden  dürfen,  was  dem  anderweit 
geltenden  Recht  (s.  o.  S.  480  ff.)  entsprechen 
würde.  Damit  ist  aber  die  Schwierigkeit  nicht 
gelöst,  den  Unterschied  zwischen  den  Reichs- 
synoden und  den  Provinzialkonzilien  in  der  Nor- 
mandie nach  festen  Kriterien  zu  bestimmen,  was 
kaum  gelingen  dürfte,  da  die  Normandie  sich 
wesentlich  mit  der  Kirchenprovinz  Ronen  gedeckt 
hat  und  überdies  genaue  Kompetenzvorschrif- 
ten im  Mittelalter  für  die  Provinzial-  und  andere 
grössere  Synoden  nicht  existirt  haben. 

1  Die  Londoner  Synoden  v.  1138  u.  1151, 
Mansi  21,  510.  749.  753,  sind  allerdings  unter 
seiner  Mitwirkung  gehalten ,  dagegen  sind  die 
Synoden  von  Winchester  1139  und  1141 ,  sowie 
die  von  Westminster  1141,  Mansi  21,545.573. 
579,  von  dem  Bischof  von  Winchester ,  der  zu- 
gleich apostolischer  Legat  war,  einberufen  wor- 
den. Vor  die  erstere  wurde  der  König  zur  Her- 
ausgabe gefangen  gehaltener  Bischöfe ,  die  sich 
des  Hochverraths  verdächtig  gemacht  hatten,  ge- 
laden. Die  zweite  hat  Mathilde ,  die  Wittwe 
Kaiser  Heinrichs  V  von  Deutschland,  nach  der 
Gefangennehmung  Stephans  als  Königin  aner- 
kannt und  mehrere  Anhänger  des  letzteren  re- 
stituirt.  Die  letzte  hat  sich  dann  wieder  für 
Stephan  erklärt,  vgl.  auch  Hefele  5,  395.  436. 
438. 

2  Ohne  Johanns  Zustimmung  sind  berufen  die 
Konzilien  v.  London  1213  durch  einen  päpst- 
lichen Legaten,  bez.  den  Erzbischof  von  Canter- 
bury,  Mansi  22,  953.955;  Hefele  5,729; 
V.  London  1214  (durch  den  ersteren),  Mansi  22, 
954;  Hefele  5,  731. 

3  Phillips,  engl.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  1, 
105  behauptet,  -von  seiner  unrichtigen  Ansicht 
über  die  angelsächsische  Zeit  ausgehend  (s.  o. 
S.  478.  n.  3  a.  E),  dass  auch  während  der  Norman- 
nenherrschaft alle  Synodalbeschlüsse  der  könig- 
lichen Bestätigung  bedurft  hätten.  Die  einzige 
von  ihm  a.  a.  0.  S.  131  in  Bezug  genommene 
Urkunde  Heinrichs  I  v.  1127,  welche  sich  auf 
das  damals  abgehaltene  Londoner  Konzil  gegen  die 
Simonie,  sowie  den  Konkubinat  derGeistlichen  be- 
zieht und  auch  sonstige  Reformen  anordnet — ein 
anderer  Anhalt  ist  nicht  nachweisbar — ,  Rymer 
foedera  1,  8:  „Sciatis  quod  auctoritate  regia  et 
potestate  concedo  et  conflrmo  statuta  concilii  .  .  . 
apud  Westmonasterium  celebrata  et  interdicta 
interdico.  Si  quis  vero  herum  decretorum  viola- 
tor  vel  contemptor  extiterit,  si  ecclesiasti- 
cae  disciplinae  non  satisf eceri t,  nove- 
rit  se  regia  potestate  graviter  cohercendum  ,  quia 
divinae  dispositioni  resistere  praesumpsit",  hat 
aber  nur  die  im  Text  angegebene  Bedeutung. 
Für   ein    Bestätignngsrecht    lag    übrigens   auch 
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Englische  und  spanische  Nationalsynoden. 
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Endlich  kann  es  bei  der  Vereinigung  der  Herrschaft  über  England  und  über  die 
Normandie  nicht  auffällig  erscheinen ,  dass  mehrfach  an  den  englischen  Reichssyno- 
den auch  Bischöfe  aus  der  letzteren  Theil  genommen  haben  i. 


ebenso  wenig  wie  früher  ein  Bedürfniss  vor,  da, 
so  lange  das  normannische  Königthnm  der  Geist- 
lichkeit kraftvoll  gegenüber  stand,  unliebsame 
Beschlüsse  der  Synoden  durch  die  Gegenwart  des 
Königs  gehindert  werden  konnten,  denn  es  kann 
keinem  Zweifel  unterworfen  sein,  dass  derselbe 
einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Berathun- 
gen  der  Synoden  ausgeübt  hat,  wie  dies  die  Ein- 
leitung zu  dem  Lillebonner  Konzil  v.  1080  für 
die  Normandie ,  in  welcher  die  Verhältnisse 
ebenso  wie  in  England  lagen ,    ergiebt ,   M  a  n  s  i 

20,  555 :  „sub  eiusdem  regis  praesentia,  prae- 
sente  Rotomagensi  archipraesule  W.  congregatis 
etiam  episcopis  et  abbatibus,  consulibus  quoque 
et  veteris  Normanniae  principibus  celebratum 
est  .  .  .  concilium  ,  in  quo  .  .  .  regis  Willelmi 
Providentia  praescriptorum  fldelium  suorum 
consilio  defflnivit." 

1  So  zu  Winchester  1072  der  Bischof  v.  Ba- 
jeux,  „comes  Cantiae",  und  der  v.  Coutances, 
„unus  de  primatibus  Angliae",  Mansi  20,  21; 
auf  dem  Konzil  v.  Winchester  1139  wurde  der 
Erzbischof  v.  Ronen  erwartet,  1.  c.  21,  549;  der- 
selbe lind  der  Bischof  v.  Bajeux  waren  1189  zu 
Pipewell  anwesend  ,  1.  c.  22 ,  587 ;  allerdings 
ausser  ihnen  auch  die  Erzbischöfe  v.  Dublin  und 
Trier,  die  Bischöfe  v.  Ferns  (Irland)  und  v.  Lei- 
ghlin  (?  episcopus  Hegilonensis). 

Was  Irland  betrifft,  so  sind  hier  vor  der 
Begründung  der  englischen  Oberlehnsherrlich- 
keit  mehrere  allgemeine  Synoden,  welche  sich 
als  Nationalsynoden  bezeichnen  lassen,  gehalten 
worden,  und  wenn  auch  auf  denselben  ,  wie  auf 
der  Synode  v.  1112  zu  Usneach,  Mansi  21,  71, 
zur  Verbesserung  der  Sitten  ausser  dem  Erz- 
bischof V.  Armagh  und  dem  Bischof  v.  Cashel 
(„una  cum  50  episcopis,  300  presbyteris  et 
3000  (?)  ordinis  ecclesiastici"),  der  König  Murier- 
taoh  und  einzelne  Grosse ,  desgleichen  auf  sol- 
chen Versammlungen,  welche,  weil  bei  der  Er- 
ledigung der  betreffenden  Angelegenheiten  die 
Konkurrenz  der  weltlichen  Gewalt  erforderlich 
war,  vielleicht  Reichstage  gewesen  sind,  —  so 
zu  Waterford  1096  wegen  Errichtung  des  dorti- 
gen Bisthums,  1.  c.  20,  951,  und  zu  Mellifont 
1152,  wo  unter  Leitung  päpstlicher  Legaten  die 
Eintheilung  Irlands  in  vier  erzbischöfliche  Pro- 
vinzen festgestellt  worden  ist,  1.  c.  21  ,  768 
(„interfuerunt  episcopi,  abbates,  reges,  duces  et 
maiores  natu  Hiberniae"),  Könige  und  Grosse 
anwesend  waren  — ,  so  erscheint  es  doch  bei  der 
damaligen  Theilung  Irlands  in  verschiedene 
Herrschaften  kaum  denkbar,  dass  der  Zusammen- 
tritt solcher  Synoden  von  der  Genehmigung  dieser 
Theilfürsten  hätte  abhängig  gewesen  sein  sollen. 
Dagegen  spricht  auch  der  Umstand,  dass  die  Sy- 
node von  1162,  welche  Vorschriften  über  die 
Ausbildung  der  Geistlichen  erlassen  hat,  nur  von 
dem  Erzbischof  von  Armagh  und  26  Bischöfen 
abgehalten  ist,  ohne  dass  von  einer  Theilnahme 
der  Fürsten  berichtet  wird,  1.  c.  21,  116T.  Diebei- 
den als  Synoden  von  1158  und  1171  von  Mansi 

21,  861  u.  22,  123,   Hefele  5,  501.  610  be- 


zeichneten Versammlungen,  betreffend  die  Frei- 
lassung der  gefangenen ,  zu  Sklaven  gemachten 
Engländer,  sind  offenbar  identisch  und  ein  Reichs- 
tag gewesen.  Nach  der  Eroberung  Irlands  durch 
Heinrich  II  ist  dann  allerdings  auf  Befehl  des- 
selben die  Reichssynode  zu  Cashel  1172  unter 
Theilnahme  eines  irischen  Bischofs  als  päpst- 
lichen Legaten,  der  irischen  Erzbischöfe  „cum 
suffraganeis  suis  et  coepiscopis,  abbatibus  quo- 
que,  archidiaconis,  prioribus  et  decanis  et  multis 
aliis  Hiberniensis  ecclesiae  praelatis"  und  ver- 
schiedenen Abgesandten  des  Königs  abgehalten 
worden,  und  da  es  sich  hierbei  um  die  Einfüh- 
rung der  kirchlichen  Ordnungen  Englands  han- 
delte ,  kann  auch  die  Erwähnung ,  dass  die  Kon- 
zilsbeschlüsse „regiae  sublimitatis  authoritate 
flrmata"  seien,  Mansi22,  133,  nicht  auffallen, 
vgl.  auch  Reuter,  Alexander  III.  3,  135,  eben- 
sowenig, dass  bei  der  anfänglich  wenig  gesicher- 
ten Herrschaft  der  Engländer  ein  Legat  Alexan- 
ders III  1176  offenbar  behufs  Befestigung  des 
Zusammenhanges  der  irischen  Kirche  mit  Rom 
und  nebenbei  auch  der  Stellung  Heinrichs  II 
allein  eine  Synode  zu  Dublin,  Mansi  22,  167, 
abgehalten  hat. 

In  S  cho  ttlan  d  sind  um  das  J.  1076  u.  ff.  auf 
Veranlassung  der  Königin  Margaretha  und  ihres 
Gemahls  Malcolm  III  mehrere  Synoden  behufs 
kirchlicher  Reformen  abgehalten  worden,  Mansi 
20,479;  Hefele  5,  101.  Etwas  näheres  ist 
über  dieselben  ebensowenig  bekannt  wie  über 
die  offenbar  mit  königlichem  Einverständniss  von 
einem  päpstlichen  Legaten  zu  Roxburgh  um  1125 
veranstaltete  Synode,  welche  zunächst  zur  Ent- 
scheidung der  Frage  über  die  Abhängigkeit  der 
schottischen  Bischöfe  von  York  bestimmt  war, 
Mansi  21,  327;  Hefele  5,  348. 

In  den  im  Laufe  des  Mittelalters  neu  begrün- 
deten spanischen  Königreichen  zeigt  sich  zu- 
nächst eine  völlige  Vermischung  von  National- 
synode und  Reichstag  mät  einem  Ueberwiegen  des 
geistlichen  Elementes,  also  eine  Wiederanknüp- 
fung an  die  Einrichtungen  des  früheren  Westgo- 
thenstaates.  Das  Konzil  von  Leon  von  1020  für 
das  Königreich  gleichen  Namens,  Mansi  19, 
335,  auf  welchem  zwar  eine  Anzahl  kirchlicher 
Beschlüsse  gefasst  sind,  hat  zugleich  eine  Reihe 
weltlicher  Gesetze  erlassen,  und  abgesehen  von 
der  Zusammensetzung  desselben  (,,in  praesentia 
regis  d.  Adelfonsi  (V)  et  . . .  reginae  convenimus 
.  .  .  omnes  pontifices  et  abbates  et  optimates  re- 
gis Hispaniae  et  iussu  regis  talia  decreta  de- 
crevimus")  ergiebt  sich  der  gedachte  Charakter 
dieser  Versammlungen  ganz  klar  aus  c.  1 :  ,,nt 
in  Omnibus  conciliis  quaedeinceps  celebrabuntur, 
causae  ecclesiae  prius  iudicentur'"  und  c.  6  :  .,iu- 
dicato  ergo  ecclesiae  iudicio  adeptaque  iustitia, 
agatur  causa  regis,  deinde  populorum".  Es  ge- 
hören weiter  hierher  das  für  Navarra-Aragonien 
von  Saneho  d.  Gr.  1023  veranstaltete  Konzil  von 
Pampelona  („episcoporum  [7  an  Zahl],  abba- 
tum  et  potestatum  et  totius  populi",  1.  c.  19), 
412;    Garns,    Kirchengesch.  v.  Spanien.  II.  2, 
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Mit  dnn  i:^.  .lahrhiiiulert  liat  das  Institut  der  Reichssynoden  seinen  frülieren 
Charakter  als  einer  unter  wesentlicher  Mitwirkung  des  Fürsten  abgehaltenen  Ver- 
sammlung der  Bisch(ife  eines  Reiches  verloren.  Es  kommen  in  dieser  Zeit  zwar  noch 
jiin  und  wieder  in  einzelnen  Ländern  Synoden  vor,  aufweichen  der  gesammte  Episko- 
pat derselben  vertreten  ist  und  welche  aus  diesem  Grunde  als  Reichs-  oder  National- 
Konzilien  bezeichnet  werden  können,  so  in  Deutschland',  im  Königreich  Sizi- 
lien^,  in  Frankreich^  und  Ungarn'',  aber  die  frühere  massgebende  Betheiligung 
des  weltlichen  Fürstenthums  an  ihnen  hat  seit  jener  Zeit  aufgehört.  Sie  sind  Synoden, 
welche  von  päpstlichen  Legaten  einlierufen  wurden,  tlieils  um  in  den  einzelnen  Ländern 
Reformen  durchzuführen'',  theils  auch  um  spezielle  Angelegenheiten  zu  erledigen^'.  Auf 
ihnen  haben  die  Legaten  die  allein  entscheidende  Stellung.    Sie  präsidiren  den  Ver- 


415  und  das  Konzil  von  Coyanza  von  1050  für 
Leon-KastiUen,  Maiisl  19,  786:  „FerdiuandusI 
rex  et  Saiicia  regina  ad  rcstaurationem  nostrae 
christianitatis  facimus  concilium  .  .  .  cum  epi- 
?oopis  (9  Bischöfe,  Garns  a.  a.  0.  8.402)  et  ab- 
batibus  et  totius  regiii  nostri  optimatibus"  (c. 
10  und  13  enthalten  weltliche  Vorschriften). 
Das  aragonische  Konzil  von  1060  •  zu  Jacca, 
welches  Ramiro  I  zur  Verbesserung  der  kirch- 
lichen Zustände  und  Wiederherstellung  des 
Bisthums  Huesca  berufen  hat,  Mansi  1,  929. 
931,  ist  nur  insofern  eigenthümllch ,  als  auf 
demselben  auch  mehrere  französische  Bischöfe, 
der  Erzbischof  von  Auch  mit  Suffraganen  an- 
wesend waren ,  was  sich  wohl  daraus  erklärt, 
dass  dieselben  bei  der  geringen  Zahl  einheimi- 
scher Bischöfe  behufs  Mitberathung  der  Refor- 
men zugezogen  worden  sind.  (Die  Urkunde  über 
das  angebliche  Konzil  von  S.  Juan  de  la  Pena  v. 
1Ü62  0.  1923,  auf  welchem  neben  dem  König 
nur  Bischöfe.  Aebte  und  andere  Geistliche  er- 
schienen sein  sollen,  welches  also  eine  Sonde- 
rung von  Konzil  und  Reichsversammlung  erge- 
ben würde.  Mansi  19,  1019,  ist  unächt  und  auf 
Grundlage  des  Konzils  vonPampelona  gefälscht, 
Gams  a.  a.  0.  II.  2,  420).  Erst  in  der  letzten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts,  als  die  Könige  mit 
Rom  in  nähere  Verbindung  getreten  waren  und 
in  Folge  dessen  im  Einverständniss  mit  ihnen 
die  päpstlichen  Legaten  in  Spanien  die  Ein- 
führung der  römischeii  Ordnungen  und  der  da- 
mals in  Angriff  genommenen  Reformen  betrie- 
ben, hat,  soweit  ersichtlich,  die  Verbindung 
zwischen  Reichstag  und  Synode  aufgehört  und  es 
sind  die  betreffenden  kirchlichen  Angelegenhei- 
ten auf  Synoden  der  Geistlichkeit,  so  zu  Burgos 
1080.  Mansi  20,  574;  Gams  II.  2,  460;  He- 
fele5,  143;  zu  Husillos  1088,  Gams  III.  1, 
7;  Hefele  5,  178,  zu  Leon  1090,  Mansi20, 
735,  Gams  III.  1.  8  unter  dem  Vorsitze  der  Le- 
gaten und  in  Anwesenheit  des  Königs  erledigt 
worden.  Auf  der  von  Alfons  VII  1129  nach  Pa- 
lencia  einberufenen  Synode  erscheinen  zwar 
ansser  den  Bischöfen  und  Aebten  auch  .,comites, 
principes  et  terrarum  potestates'',  aber  die  unter 
dem  Vorsitz  des  I>zbischofs  von  Toledo  gefass- 
ten  Besclilüsse,  obwolil  sie  zum  Theil  weltliche 
Sachen  betreffen,  werden  ausdrücklich  als  de- 
creta  pontificnm  bezeichnet.  Mansi  21.  385; 
Gams  111.  1,  28. 


1  Synode  von  Würzburg  1287,  Mansi  24, 
849;  Hartzheim  3,  724,  einberufen  von  einem 
päpstlichen  Legaten.  Anwesend  waren  die  Erz- 
bischöfe von  Mainz,  Köln,  Salzburg  und  Bre- 
men, Suffraganen  derselben,  sowie  auch  Suffra- 
ganen aus  den  Provinzen  Trier,  Magdeburg  und 
Besau 9-on  (Basel),  33  Bischöfe,  die  Erzbischöfe 
mit  eingerechnet,  nebst  Prälaten  und  Aebten, 
sowie  auch  Rudolph  v.  Habsburg,  H ef  e  1  e 6,  217. 

2  Synode  zu  Melfl  1284,  Mansi  24,  570. 
Ueber  ihre  Zusammensetzung  giebt  beim  Mangel 
aller  anderen  Nachrichten  allein  der  Schluss : 
„universis  archiepiscopis  et  episcopis  per  regnum 
Siciliae  constitutis  tenore  praesentium  districte 
praecipiendo  mandamus,  ut  constitutiones  quas 
in  generali  vocatione  praelatorum  regni  Siciliae 
apud  Melfiam  in  praesenti  edidimus,  observent", 
Auskunft.  Danach  ist  das  Konzil  eine  Reichs- 
synode gewesen  und  von  einem  päpstlichen  Le- 
gaten —  nur  ein  solcher,  nicht  die  betheiligten 
Bischöfe  können  die  citirte  Anordnung  erlassen 
haben  —  gehalten  worden. 

^  Paris  1263,  wo  der  französische  Episkopat 
dem  päpstlichen  Legaten  Subsidien  aus  den  Ein- 
künften des  Klerus  zum  Besten  des  heiligen 
Landes  bewilligt  hat,  Mansi  23,  1111;  ferner 
Paris  1290,  eine  Synode,  über  welche  nichts 
näheres  bekannt  ist,  als  dass  sie  eiji  päpstlicher 
Legat  einberufen  hat. 

4  Gran  1256,  Mansi  23,  919,  Hefele  6, 
47;  Ofen  1279,  I.e.  24,  272:  , constitutiones 
editae  per  ...  in  Hnngaria,  Polonia,  Dalmatia, 
Croacia,  Rama,  Servia,  Lodomeria,  Gallicia  ac 
Cumania  apostolicae  sedis  legatum,  de  consilio 
et  consensu  archiepiscorum,  episcoporum,  electo- 
rumatque  abbatum,  praepositorum,  archidiacono- 
rum,  priorum,  ministrorum  custodum,  guardani- 
orum ,  plebanorum,  canonicorum,  rectorum  et 
aliarnm  personarum  et  clericorumnecnoncapitu- 
lorumtam  cathedralium  quamaliarumecclesiarum 
saecularium  et  regularium";  Hefele  6,  170; 
Pressbnrg  1309,  M  a  n  s  i  25,  212 ;  H  e  f  e  1  e  6, 427. 

^  So  Würzburg,  Melfl,  Ofen,  Pressburg  (s.  die 
vorhergehenden  Anmerkungen). 

f»  Vgl.  Anm.  3.  Auch  zu  Würzburg  1287 
hat  der  päpstliche  Legat  für  Rom  auf  4  Jahre  ein 
Viertel  der  kirclilichen  Einkünfte  verlangt,  He- 
fele 6,  223.  Von  dem  Konzil  zu  Gran  1256 
wissen  wir  nur,  dass  es  einen  Streit  zwischen 
einem  Bischof  und  Abt  entschieden  hat. 
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Sammlungen  und  publiciren  die  Verordnungen  in  ihrem  Namen  ^,  und  wenn  auch  der 
Betheiligung  und  Zustimmung  der  Geistlichkeit  des  Landes,  welche  in  derselben  Zu- 
sammensetzung wie  auf  den  übrigen  Synoden  erscheint ,  gedacht  wird  2,  so  ist  doch 
zweifellos  eine  solche  mehr  Sache  der  P^rm  gewesen.  Die  weltlichen  Fürsten  haben 
diesen  Reichssynoden  theils  angewohnt  3,  theils  sind  die  letzteren  wenigstens  im 
Benehmen  mit  ihnen  abgehalten  worden  *,  aber  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die 
Berathungen  haben  sie  nicht  mehr  ausgeübt  5,  und  ebenso  wenig  findet  sich  ein 
Anhalt  dafür,  dass  ihre  Zustimmung  zur  Berufung  rechtlich  für  nothwendig  erachtet 
worden  ist'\  Hat  doch  Bonifazius  VIII.  sogar  während  seines  Streites  mit  Philipp  IV. 
dem  Schönen  von  Frankreich  im  J.  1301  alle  französischen  Bischöfe ,  Domkapitel, 
Doktoren  der  Theologie  und  Magister  des  kanonischen  und  Civilrechts,  sowie  eine 
Anzahl  von  Achten  zu  einer  Synode  nach  Rom  einberufen  '^,  um  mit  ihnen  über  Mass- 
nahmen zur  Abwehr  der  Uebergriffe  des  Königs  und  zur  Wahrung  der  kirchlichen 
Freiheit  zu  berathen,  und  trotz  des  Verbotes  Philipps^  fanden  sich  in  Rom  4  Erz- 
bischöfe 9,  35  Bischöfe,  6  Aebte,  sowie  auch  mehrere  Doktoren  und  Magister  zu  der 
festgesetzten  Zeit  im  J.  1302  ein^^,  so  dass  der  Papst  in  der  Lage  war,  die  Synode, 
welche  nach  seiner  Absicht  eine  Art  französischer  National-  oder  Reichssynode  auf 
römischem  Boden  sein  sollte  ^\  abzuhalten  ^2^ 

Mit  dem  13.  Jahrhundert  ist  die  Reichs-  oder  National-Synode,  wie  sich  aus 
dem  Vorstehenden  ergiebt,  eine  kirchliche  Versammlung  geworden,  welche  sich  von 
den  übrigen  Konzilien ,  insbesondere  den  Provinzialkonzilien  und  den  für  mehrere 
Provinzen  abgehaltenen  Synoden  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  sie  den  Episkopat 
eines  ganzen  Landes  oder  Reiches  umfasst.  Der  für  dieselbe  früher  massgebende 
Faktor,  das  weltliche  Fürstenthum,  ist  einflusslos  geworden  und  in  seine  Stelle  das 
Papstthum,  repräsentirt  durch  seine  Legaten,  eingetreten. 

Gegen  Ende  des  folgenden  Jahrhunderts,  als  das  Papstthum  seine  beherrschende 
Machtstellung  verliert  und  in  Folge  der  trostlosen  Zustände  der  Kirche  und  des 
fortdauernden  Schismas  der  Episkopat  und  das  Fürstenthum  dahin  gedrängt  werden, 
nunmehr  ihrerseits  die  Beendigung  des  Schismas  und  die  Anbahnung  der  kirchlichen 
Reform  in  die  Hand  zu  nehmen,  zeigt  sich  indessen  in  der  Entwicklung  des  Institutes 


1  S.  die  S.  576.  n.  2.  4.  5  angeführten  Kon- 
zilien. 

2  Vgl.  die  Synoden  von  Würzburg,  Ofen  und 
Pressburg. 

3  S.  576.  n.  1. 

4  So  die  Synode  von  Ofen  1279,  Hefele6, 
170. 

5  Nur  wenn  die  Legaten  Subsidien  von  der 
Geistlichkeit  verlangten,  suchten  sie  sich  des 
Einverständnisses  der  Herrscher  zn  versichern, 
da  ohne  dieselbe  die  Beitreibung  schwer  durch- 
führbar war.  Zu  Paris  (1263)  bedingen  sich  die 
lUschöfe  ausdrücklich  aus,  dass  die  freiwillig  von 
ihnen  übernommenen  Abgaben  nicht  mit  Hülfe 
der  weltlichen  Gewalt,  sondern  nnr  durch  kirch- 
liche Censuren  beigetrieben  werden  sollen. 

^  "Wenn  König  Ladislaus  die  Ofener  Synode 
dnrch  die  dortige  Bürgerschaft  hat  auseinander- 
jagen lassen,  Raynald.  ann.  a.  1280.  n.  8; 
Hefeleö,  178,  weil  er  sich  durch  ihre  Be- 
schlüsse in  seinen  Rechten  beeinträchtigt  glaubte. 

Hin  Schills,  Kirclienreclit.   III. 


so  zeigt  dies  gerade,  dass  von  einem  Mitwirkungs- 
recht der  Fürsten  damals  nicht  mehr  die  Rede 
war  und  der  König  sich  nur  auf  dem  Wege  der 
Gewalt  helfen  konnte. 

7  Raynald  ann.  a.  1301.  n.  29;  (Dupuy), 
histoire  du  differend  entre  le  pape  Boniface  VIII 
et  Philippe  le  Bei.     Paris  1655,  preuves  53.  54. 

8  Hefele6,  305.  306. 

9  Von  Tours,  Bourges,  Auch  und  Bordeaux. 

10  Dupuy  1.  c.  86. 

11  In  dem  Schreiben  der  Kardinäle  an  den 
französischen  Adel  von  1302,  Dupuy  1.  c.  63; 
Hefele  6,  306  wird  hervorgehoben,  dass  der 
Papst  von  der  Berufung  einer  allgemeinen  Synode 
abgesehen  habe .  weil  unter  den  Bischöfen  der 
fremden  Staaten  sich  auch  solche  hätten  befinden 
können,  welche  dem  König  von  Frankreich  nicht 
günstig  gesonnen  wären. 

^'i  Potthast  reg.  2,  2013;  Mansi  25,  99; 
Hefele  6,  315.  Ueber  die  Verhandlungen  und 
Beschlüsse  ist  nichts  bekannt. 
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der  Reichs-  oder  Njitionalsynodeii  wieder  eine  rückläufige  Bewegimg,  insofern  als 
die  entscheidende  Mitwirkung  der  Fürsten  jetzt  von  Neuem  Raum  für  ihre  Bethäti- 
gung  bei  diesen  Synoden  gewinnt. 

Im  J.  1395  berief  Karl  VI.  die  französischen  Erzbiscliöfe  und  Bischöfe,  andere 
Prälaten  und  Gelehrte  nach  Paris  zusammen ,  um  über  die  Mittel  zur  Hebung  des 
Schismas  zu  berathen^.  In  Uebereinstimmung  mit  den  Vorschlägen  der  Synode'^ 
wurde  die  Gesandtschaft  des  Königs  an  den  Papst  Benedikt  XIII.  dahin  instruirt^, 
demselben  anzurathen,  die  Beendigung  des  Schismas  durch  Abdankung  (durch  die  s.  g. 
via  cessionis)  herbeizuführen,  und  als  der  Papst  darauf  nicht  eingegangen  war  4,  noch 
in  demselben  Jahre  eine  neue  Synode  veranstaltet,  deren  Mehrheitsbeschluss  auf  Wie- 
derholung dieser  Aufforderung  an  den  Papst  der  König  genehmigte  und  zur  Ausführung 
brachte''.  Die  Erfolglosigkeit  dieses  Schrittes  veranlasste  sodann  die  Einberufung 
einer  dritten  grossen  Synode  nach  Paris  im  J.  1398.  Hier  waren  unter  dem  Vorsitze 
der  beiden  Oheime  des  Königs ,  der  Herzöge  von  Berry  und  Burguud ,  sowie  seines 
Bruders ,  des  Herzogs  von  Orleans ,  als  königlichen  Stellvertretern ,  in  Anwesenheit 
des  Königs  von  Navarra,  des  Herzogs  von  Burgund  und  der  königlichen  Räthe  1 1  Erz- 
bischöfe, 60  Bischöfe,  30  Aebte  und  viele  niedere  Prälaten,  Prokuratoren  der  Dom- 
kapitel, Deputirte  einer  Anzahl  Universitäten  und  Magister  und  Doktoren  der  Theo- 
logie ,  sowie  der  beiden  Rechte  zusammengetreten  ^\  Sie  entschieden  sich  mit 
überwiegender  Majorität  für  die  gänzliche  Subtraktion  der  französischen  Kirche 
von  der  Obedienz  Benedikts  XIII.  "^j  ein  Beschluss,  welcher  die  Genehmigung  des 
Königs  fand  ^  und  von  ihm  durchgeführt  wurde  9. 

Dieser  Synode  folgte  eine  weitere  gleicher  Art  im  J.  1406^0,  gj^  jj^t,  nachdem 
es  dem  Papst  Benedikt  XIII.  gelungen  war ,  Frankreich  wieder  zu  seiner  Obedienz 
zurückzubringen,  sich  in  ihrer  Majorität  für  eine  erneuerte,  aber  nur  beschränkte 
Subtraktion'!,  einstimmig  aber  für  die  Einberufung  eines  allgemeinen  Konzils  aus 

'  Mansi  26,   780;    Hefele  6,   708;    J.  B.  xeruiit,  iurati  et  requisiti''},    ergiebt  sich,    dass 

Schwab,    Johannes  Gerson.    Würzbiirg   1859.  alle  genannten  Geistlichen  gleiches  Stimmrecht 

S.  135.  Anwesend  waren  die  beiden  Patriarchen  gehabt  haben.    Freilich  handelte  es  sich  hierbei 

von  Alcxandrien  und  Jerusalem  ,    von  welchen  nnr  um  einen  Vorschlag,  welcher  der  königlichen 

jeder  dauernder  Administrator  eines  französischen  Genehmigung  unterbreitet  werden  sollte. 

Bisthums  war,   7   P^rzbischöfe,   47  Bischöfe  aus  8  Mansi  26    912 

11  Kirchenprovinzen,   Aebte  und  Prioren,  Magi-  ,  ^^^^^  zwei  Dekrete  vom  28.  Juli,  eines  vom 

ster,  einze  ne  Mönche,  Deputirte  der  Universität  3^  ^^^^^^^  ^^^^  Beneficien  und  Verlei- 

Paris,   Parlaments-    und  königliche  Käthe.    Das  ,               n       j-i  j.     a'ttt        ^••i+^„  ^„1  v  <.,.           i 

,.  ..  .\.        „..,    ,     T      T^  ^  •      1            AT          n  •  hungen  Benedikts  aIII  ungültig  erklarte,    und 

Präsidium  fuiirte  der  Patriarch  von  Alexandrien,  •       •    .          _   00     a  ,,»„„+  ^qqq  r.-k^^   1/^  t?^ 

,  ,       1      ^,       ,^  ^  ,                1     ^    -.      1    T..  ein  viertes  vom   22.  August  loyo  über  die  Er- 

welcher  das  Resultat  der  gesondert  abgehaltenen  .           t      wt    j.             Z.    ««+^««„4.  ^«1      i      -k 

T.      ,1              1        T^"   •       .      /.  .    1.  1        *     -,.  Setzung  der  Worte :,, anno  pontiflcatus"  durch  „ab 

Berathungen  dem  Könige  m  feierlicher  Audienz  ^     .-         i    t>        i-^im  4 /.i^,. -n„+4^,,„„   i„^  tt^ 

,°                       °,  electione  d.  Benedicti    in  der  Datirung  der  Ur- 

unterbreitete.  künden.  Märten etliesaur.  anecdotor.  2,  1153. 

^  Der  Konig  schloss  sich  der  Majorität  dersel-  üM  ff 

ben  an,   nicht  der  aus  22  Mitgliedern  bestehen-  *          r^n    A^At^                                    nr 

denMinderheit,  Mansi  p.  785;  Hefele  6,  710.  '^  Mansi  26,  1019.     Anwesend  waren  64  Bi- 

3  Die  Instruktion  bei  Mansi  26,  787.  schüfe,  ungefähr  140  Aebte,  Prälaten,  Vertreter 

*  Hefele  6   711  ff.  von  Kapiteln  und  Universitäten,  sowie  Magister 

5  Hefele  6'    719.     Den    Vorsitz  führte   der  und  Doktoren.  Den  Vorsitz  führten  als  Vertreter 
Bruder  des  Königs,  der  Herzog  von  Orleans.  ^es  Königs  die  Herzöge  von  Gnienne  und  Berry, 

6  Mansi  26,  839;  Hefele  6,727;  Schwab  sowie  der  König  Ludwig  von  Neapel,    Hefele 
a.  a.  0.  S.  144  ff.  6»  '^54,  Schwab  a.  a.  0.  S.  185. 

7  Aus  dem  Bericht  über  die  Zahl  der  Stimmen  i^  In  Betreff  der  Spiritualien  wollte  man  in  der 
der  Majorität  (247)  und  der  für  abweichende  Obedienz  des  Papstes  bleiben,  nicht  aber  in  Be- 
Vorschläge, Mansi  26,  912,  vgl.  auch  p.  906:  treff  der  Beneficienverleihungen,  Mansi  1.  c. 
,,singuli  autem  praelati,  abbates  et  procuratores  Auf  dieser  Synode  ist  in  derselben  Weise  wie 
capitulorum  et  universitatum  praesenti  ligno  s.  i.  J.  1398  abgestimmt  worden,  Mansi  1.  c.  p. 
crucis  et  tactis  ss.  evangeliis  opiniones  suas  di-  1022. 
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den  Obedienzcn  beider  Päpste  ausgesprochen,  und  für  diese  ihre  Beschlüsse  die  Ge- 
nehmigung des  Königs  erhalten  ^ . 

An  sie  schliessen  sich  zunächst  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  noch  zwei, 
eine  vom  J.  1408  ^  und  eine  andere  vom  J.  1414  '\  an.  Die  erstere  hat  mit  Rücksicht 
auf  die  in  Frankreich  erneuerte  Subtraktion  und  die  gegenüber  den  beiden  Päpsten 
erklärte  Neutralität  4  die  Verhältnisse  für  die  Zeit  der  letzteren  geregelt  '\  insbeson- 
dere Vorschriften  darüber  getroffen,  durch  welche  Beliörden  die  dem  Papste  zu- 
stehenden Rechte  und  Befugnisse  ausgeübt  werden  sollten"  und  die  Deputirten  für 
das  nach  Pisa  ausgeschriebene  Konzil  gCAvählt ',  während  die  letztere  nur  über  die 
Beschickung  des  Konzils  von  Konstanz  Beschluss  gefasst  hat  ^. 

Endlich  gehört  hierher  noch  die  schon  o.  S.  408  besprochene  Nationalsyuode 
zu  Bourges  von  1438,  auf  welcher  über  die  Annahme  der  Baseler  Reformdekrete  in 
Frankreich  berathen  worden  ist. 

Mit  den  erwähnten  französischen  Synoden^,  deren  Charakter  sich  theils  aus 
den  eigenthümlichen  Verhältnissen  während  der  Zeit  des  Schismas,  theils  aber  aus 
der  Stellung  des  französischen  Königthums  zur  Kirche  erklärt,  schliesst  die  Entwick- 
lung des  Institutes  der  National-  oder  Reichssynoden  ab. 

Seit  dieser  Zeit  sind  sie  so  gut  wie  gar  nicht  mehr  vorgekommen  1^.  Seitens  der 
weltlichen  Gewalt  hat  man  allerdings  noch  in  Frankreich  im  16.  und  dann  wieder 
am  Anfang  unseres  Jahrhunderts  vereinzelte  Versuche  zur  Abhaltung  derselben  ge- 
macht, wenn  es  darauf  ankam,  Reformen  gegenüber  der  Unthätigkeit  und  dem  Wider- 
stände des  Papstthums  durchzusetzen  ^  ^ ,    oder  eine  Pression    auf  den  Papst  zur 


^  Hefele  6,  756.  757,  jedoch  sind  die  be- 
treifenden Dekrete  des  Königs  nicht  in  Vollzug 
gesetzt  worden. 

2  Ueber  die  Theilnehmer  s.  Mansi  26,  1079. 
„convenientibus  patriarcha  Alexandrino  (S.  578. 
n.  1),  archiepisoopis,  episcopis,  abbatibus,  prio- 
ribus  et  universatum  et  ecclesiarum  metropolita- 
narum,  cathedralium,  necnon  quorundam  alio- 
rum  praelatorum  et  virorum  ecclesiasticorum 
regni  Franclae  et  Delphinatus  Viennensis  absen- 
tium  procuratoribus  et  deputatis,  ecclesiam 
Gallicanam  facientlbus  et  repraesen- 
tantibus  auctoritate  et  mandato  ..  .  Caroii  . .  . 
Francorum  regis''.  Das  Präsidium  haben  in  Ver- 
tretung des  Königs  zunächst  der  Kanzler  dessel- 
ben, dann  aber  auch  der  Patriarch  von  Alexan- 
drien  geführt. 

3  Mansi  27,  515. 

*  Hefele  6,  779;    Schwab  a.  a.  0.  S.  212. 
5  Hefele  6,  848;  Mansi  1.  c.  p.  1029. 
^  Mansi  1.  c.  p.  999,  hier  unrichtig  zum  J. 
1404  gestellt,  Hefele  6,  848. 

7  Mansi  1.  c.  p.  1079. 

8  S.  0.  S.  370.  n.  1. 

^  Was  die  andern  Länder  betrifft,  so  kann 
höchstens  die  spanische  Synode  von  Valladolid 
1403  hierher  gerechnet  werden,  wenn  diese  vom 
König  berufene  Versammlung  der  Prälaten  und 
Herren  (Gams  a.  a.  0.  111.  1,  396)  nicht  eher 
ein  Reichstag  war.  Die  vorher  in  Spanien  aus 
Anlass  des  Schismas  abgehaltenen  Synoden  von 
Alcalä,  Toledo,  Illascas  und  Burgos  (1379), 
Mansi  26,  655;  Hefele  6,  807  und  Gams  a. 
a.  0.  S.  391  sind  nicht  näher  bestimmbar,  scheinen 
indessen  keine  Nationalsynoden  gewesen  zu  sein. 


^0  Aus  dem  15.  Jahrhundert  kann  hierher  nocli 
die  Synode  von  Tortosa  im  J.  1439,  Mansi 
28,  1117,  gerechnet  werden.  Sie  ist  von  einem 
päpstlichen  Legaten  für  das  Königreich  Arago- 
nien  berufen  worden,  nachdem  der  dort  gewählte 
Gegenpapst  Mufioz  (Clemens  VIII)  resignirt  und 
Aragonien  zur  Obedienz  Martins  V  zurückge- 
kehrt war.  Anwesend  waren  die  Vikare  der  er- 
ledigten Erzbisthümer  Tarragona  und  Saragossa, 
Bischöfe  und  bischöfliche  Generalvikare  aus  den 
Suffraganbisthümern  beider  Provinzen,  Vertreter 
der  Domkapitel  derselben,  ferner  Aebte  und  an- 
dere Ordensobere  nebst  ungefähr  200  Welt- 
und  Klostergeistlichen,  wie  Prioren,  Kapitels- 
dekane, Archidiakone  u.  s.  w.  Auf  der  Synode 
wurde  dem  Papst  eine  Beihülfe  vom  Klerus  be- 
willigt und  ferner  von  dem  Legaten  eine  Reihe  Re- 
formkanoneserlassen, Hefele  6,  416;  Gams 
a.  a.  0.  S.  308.  Das  Konzil  trägt  denselben  Cha- 
rakter, wie  die  oben  S.  577  erwähnten  Synoden 
des  13.  Jahrhunderts,  hat  also  mit  den  zuletzt  im 
Text  erwähnten  französischen  keine  Verwandt- 
schaft; wie  es  denn  auch  in  dem  Publikations- 
protokoll, Mansi  28,  1157  als  concilium  provin- 
ciale  nach  Analogie  der  für  mehrere  Provinzen 
gemeinsam  gehaltenen  Synoden  (s.  o.  S.  538) 
bezeichnet  wird.  Dagegen  hatte  die  zu  Florenz 
1478  abgehaltene  Synode  denselben  Charakter, 
wie  die  französischen,  s.  o.  S.  422  Anm.  lieber 
die  in  Deutschland  im  J.  1445  beabsichtigte  Na- 
tionalsynode s.  0.  S.  410.  n.  9. 

1 '  So  hat  Franz  II  von  Frankreich  1 560,  als  durch 
das  Benehmen  Pauls  IV  die  Hoffnung  auf  eine 
Reform  durch  ein  unabhängiges  Konzil  vereitelt 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Tieituiiff  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


Erlangung  von  geforderten  Zugeständnissen  auszuübend  Das  seltene  Vorkommen 
erklärt  sich  daraus,  dass  man  seit  jener  Zeit  nicht  mehr  auf  einen  festen  Zusammen- 
lialt  der  Bischöfe  gegenüber  Rom  rechnen  konnte,  und  dass  die  immer  weiter  fort- 
sclireitende  Ausbildung  des  staatlichen  Kirchenhoheitsrechtes  den  Fürsten  genügende 
Mittel  in  die  Hand  gab ,  ihre  und  die  staatlichen  Interessen  auch  ohne  solche  Kon- 
zilien wahrzunehmen.  Selbst  in  Frankreich,  wo  sowohl  die  Erinnerung  an  die  Syno- 
den des  1 5.  Jahrhunderts  lebendig  geblieben  ist,  als  auch  die  wissenschaftliche  Be- 
gründung des  Gallikanismus  auf  die  Zeit  der  merovingischen  und  karolingischcn 
Nationalsynoden  zurückgegriffen  hat,  hat  man  zwar  theoretisch  an  dem  Rechte  des 
Königs,  solche  Synoden  zu  berufen,  festgehalten  2,  aber  statt  der  Nationalsynode  lieber 
das  seit  dem  16.  Jahrhundert  ausgebildete  Institut  der  asscmhlees  gener ales  du  clerge'^ 
zu  den  erwähnten  Zwecken  benutzt*. 


schien  und  sein  Nachfolger  nm  Zusammenbeni- 
fnng  einer  derartigen  neuen  Synode  angegangen 
war,  ein  französisches  Nationalkonzil  für  das 
Jahr  1561  nach  Paris  ausgeschrieben,  um  die  Vor- 
scliläge  für  die  erstere  zu  berathen,  und  bis  zur 
Abhaltuug  derselben  die  erforderlicl^n  Reformen 
selbst  vorzunehmen,  s.  das  Schreiben  vom  10. 
September  1560,  Durand  deMaillane,  les 
libertez  de  l'eglise  Gallicane.  Lyon  1771.  1, 
116;  Le  Plat,  monumentor.  ad  hlst.  conc. 
Trid.  spectant.  ampl.  collectio.  4,  651  :  „suivant 
l'exemple  des  rois  de  bonne  memoire  nos  ance- 
tres,  convoquer  les  prelats  et  autres  menibres  des 
dites  eglises  (d.  h.  de  notre  royaume),  pour  con- 
ferer  ensemble,  consulter  et  resoudre  ce  qu'ils 
avisisroiit  digne  d'etre  propose  au  dit  concile  ge- 
ueral;  et  neanmoins  en  attendant  la  celebration 
d'lcelui,  reformer  et  retrancher  les  abus,  lesquels 
peu  ä  peu  auraient  ete'  introdults  en  la  maison 
de  Dien  contre  la  regle  des  saintcs  ecritures,  ca- 
nons  apostoliques  et  determinations  des  saiuts 
ponciles";  und  nach  dem  noiih  i.  J.  1560  erfolgten 
Tode  des  Königs  ist  eine  gleiche  Drohung  auch  von 
Karl  IX  (oder  vielmehr  seiner  Mutter  Katharina 
V.  Medicis)  ausgesprochen,  s.  die  königlichen 
Schreiben  vom  14.  und  31.  Dezember  1560  an 
die  französischen  Gesandten  beim  Kaiser  und 
in  Rom,  Le  Plat  1.  c.  p.  668.  670;  sowie  später 
im  J.  1563  zur  Förderung  des  Reformwerkes  in 
Trient  nochmals  wiederholt  worden,  v.Wessen- 
berg,  die  grossen  Kirchenversamml.  des  15.  u. 
16.  Jahrh.  3,  414.  Die  Erklärung  des  französi- 
schen Gesandten,  welcher  gegen  die  von  Julius  III 
1551  verfügte  Zurückverl,egung  des  Konzils  nach 
Trient  Namens  des  Königs  dortprotestiren  musste, 
Raynald.  a.  1551  n.  32;  LePlat4,  241:  „se 
testari  palam  ac  denuntiare,  ad  eadem  se  remedia 
ac  praesidia  descensurum,  si  necesse  videretur, 
quibus  maiores  sui  Francorum  reges  in  re  consi- 
mili  causaque  uti  consuevissent",  lässt  sich  eben- 
falls nur  auf  die  Einberufung  einer  Reichssynode 
beziehen. 

In  Deutschland  ist  im  16.  Jahrhundert 
während  der  Verhandlungen  zur  Beilegung  der 
Religionswirren  s(iit  1524  ebenfalls  wiederholt 
die  Abhaltung  eines  Nationalkonzils  angeregt, 
Maurenbrecher,  Gesch.  der  kath.  Reforma- 
tion. Nordlingen  1880.  1,  234.  342,  und  dieser 
Weg      auch     noch    in    dem    Passauer    Vertrage 


(Le  Plat  1.  c.  4,  561)  in  Aussicht  genommen 
worden. 

1  Unter  diesen  Gesichtspunkt  fällt  das  von  Na- 
poleon I  nach  der  Einverleibung  des  Kirchenstaats 
i.  J.  1811  nach  Paris  ausgeschriebene  National- 
konzil der  französischen  und  italienischen  Bi- 
schöfe, das  Berufungsschreiben  in  Acta  concil. 
collect.  Lacens.  4,  1243  ;  das  Verzeichniss  der  er- 
scliienenen  ibid.  p.  1262 — ,  durch  das  ein  Druck 
auf  Pius  VII  zur  Annahme  der  an  ihn  gestellten 
Forderungen,  namentlich  in  Betreff  der  Ertheilung 
der  kanonischen  Institution  an  die  vom  Kaiser  er- 
nannten Bischöfe  ausgeübt  werden  sollte,  wel- 
ches Napoleon  aber  selbst,  als  es  ihm  nicht  völ- 
lig zu  Willen  war  und  für  seine  unter  dem  Vor- 
sitz des  Kardinals  Fesch,  P^rzbischofs  von  Lyon, 
in  den  eben  gedachten  Angelegenheiten  gefass- 
ten  Beschlüsse  die  Genehmigung  des  Papstes  für 
nothwendig  erklärt  hatte,  1.  c.  p.  315,  wieder 
entliess,  vgl.  auchMejer,  zur  Gesch.  d.  röm. 
u.  deutsch.  Frage.  1,  353  ff. 

2  Der  10.  Artikel  der  s.  g.  gallikanischen 
Freiheiten  lautet:  „Les  rois  de  France  ont  droit 
d'assembler  conciles  dans  leurs  etats  et  de  faire 
des  loix  sur  les  matieres  ecclesiastiques",  und 
P i  t  h  0  u  bemerkt  dazu :  „les  rois  trcs-chrestiens 
ont  de  tout  temps  selon  les  occurrences  et  nc- 
cessite  de  leur  pays  assemble  ou  fait  assembler 
les  synodes  et  conciles  provinciaux  et  nationaux, 
esquels ,  entre  autres  choses  importantes  a  la 
conseivation  de  leur  estat,  se  sont  aussi  traitez 
les  affaires  concernants  l'ordre  etdisciplineeccle- 
siastique  de  leurs  pays'';  und  dem  entsprechend 
fordert  auch  d.  4  organ.  Artikel  noch  Staats- 
genehmigung zur  Abhaltung  von  Nationalkon- 
zilien (S.  505.  n.  2). 

3  Die  Entstehung  und  Ausbildung  dieses 
Institutes  hängt  mit  der  Bewilligung  von  Abga- 
ben seitens  des  Klerus  von  seinen  kirchlichen 
Einkünften  an  den  König  von  Frankreich  zusam- 
men und  datirt  seit  1561,  als  der  erstere  sich  zu 
Poissy  verpflichtet  hatte,  1,600,000  Livres  bin- 
nen 6  Jahren  zu  zahlen  und  einen  Theil  der 
Renten,  mit  denen  das  Hotel  de  Ville  zu  Paris 
vom  König  für  gewisse,  von  demselben  bei  Pri- 
vaten aufgenommene  Darlehen  belastet  war,  bin- 
nen 10  Jahren  anzukaufen.  Die  Abwicklung  der 
Geschäfte  dieses  s.  g.  Kontraktes  von  Poissy, 
sowie  die  erneuerten  Anforderungen  des  Königs, 


§•  177.] 


Die  National-  und  Keichskonziiien.     (Neuere  Zeit.] 
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Eine  Ablialtaiig  von  Nationalsynoden  in  der  Bedeutung  von  staatlicherseits 
nicht  beeinflussten  Versammlungen  der  Bischöfe  ganzer  Länder  ist  erst  in  unserem 
Jahrhundert^,  als  es  sich  seit  dem  Jahre  1848  darum  handelte,  eine  Abänderung 
der  bisherigen  staatskirchlichen  Gesetzgebung  und  eine  grössere  Freiheit  der  Be- 
wegung für  die  katholische  Kirche  zu  erlangen,  von  dem  Episkopat  selbst  in  An- 
regung gebracht  worden,  offenbar  deshalb,  weil  man  durch  ein  derartiges  Konzil  die 
Geschlossenheit  des  Auftretens  und  die  Gemeinsamkeit  der  zu  stellenden  Forde- 
rungen gegenüber  den  Staatsregierungen  am  besten  zum  Ausdruck  bringen  konnte 
und  einen  grösseren  Erfolg  zu  erzielen  hoffte. 

Im  Jahre  1848  wandten  sich  die  zu  Würzburg  zusammengetretenen  deutschen 
Bischöfe  an  den  Papst  mit  der  Bitte ,  ihnen  die  Veranstaltung  eines  Nationalkonzils 
zu  gestatten 2,  und  im  J.  1849  wurde  ein  gleiches  Ersuchen  an  denselben  von  den 
französischen  Bischöfen  gerichtet '^. 

In  Rom  herrscht  aber  seit  Jahrhunderten  eine  entschiedene  Abneigung  gegen 


wclcliG  wiederholt  auT  10  Jahre  von  der  Geist- 
lichkeit bewilligt  wurden,  (die  s.  g.  decime  or- 
dinaire  ou  ancionne  decime,  im  Gegensatze  zu 
anderen,  dem  König  gewährten  Subventionen, 
declmes  extraordinaires)  bedingten  eine  gewisse 
Regclmässigkeit  der  Versammlungen  des  Klerus, 
und  zwar  bildete  sich  seit  Ende  des  16.  Jahrhun- 
derts die  Sitte,  dieselben  von  10  zu  10  Jahren 
(assemblees  du  contrat)  und  ausserdem  solche 
von  5  zu  5  Jahren  (zur  Abwickelung  der  Rech- 
nungsgeschäfte über  die  zu  leistenden  Abgaben, 
assemblees  des  comptes)  zu  halten.  Zu  ihnen 
traten  dann  auch  noch  bei  besonderen  Gelegen- 
heiten die  assemblees  extraordinaires.  Alle  diese 
Versammlungen  konnten  nur  mit  Genehmigung 
des  Königs  zusammentreten.  Beschickt  wurden  die 
assemble'es  du  contrat  von4Deputirten  jeder  erz- 
bischöflichen Provinz,  je  2  du  premier  ordre  (aus 
den  Erzbischöfen  oder  Bischöfen)  und  je  2  du  se- 
cond  ordre  (aus  den  Geistlichen  der  höherenWeihe- 
grade  mit  einem  wenigstens  20  livres  an  decimes 
zahlenden  Beneflcium),  welche  am  Metropolitan- 
sitze durch  die  Bischöfe  und  die  aus  jedem  Bis- 
thum  deputirten  Wahlmänner  des  zweiten  Standes 
zu  wählen  waren,  während  auf  den  assemblees  des 
comptes  nur  je  ein  Pro v in zial Vertreter  aus  jedem 
Stande  erschien.  Ausgeschlossen  von  der  Ver- 
tretung auf  den  eben  gedachten  beiden  Versamm- 
lungen waren  die  Bischöfe  und  die  Geistlichkeit 
derjenigen  Bisthümer,  welche  erst  nach  der  Aus- 
bildung der  Einrichtung  an  Frankreich  gekommen 
waren  (Besannen ,  Belley ,  Cambrai ,  Arras,  S. 
Omer,  Metz,  Toul,  Verdun,  Strassburg,  Orange, 
S.Claude,  Perpignan^  und  keine  decimes  zu  ent- 
richten hatten,  wohl  aber  wurden  deren  Vertre- 
ter zu  den  ausserordentlichen  Versammlungen 
berufen.  Ihre  Vorsitzenden  wählten  die  assem- 
blees selbst. 

Die  assemblee  generale  war  nach  dem  Ange- 
führten eine  Repräsentation  der  französischen 
Geistlichkeit  für  die  Wahrnehmung  der  finanziel- 
len Angelegenheiten  gegenüber  dem  König  und 
dem  Staat,  keine  Reichs-  oder  Nationalsynode. 
Es  lag  aber  nahe ,  wenn  sie  versammelt  war, 
auch  kirchliche  Angelegenheiten  ihrer  Berathung 
zu  unterbreiten  oder  zu  diesem  Behufe  ausseror- 


dentliche Versammlungen  einzuberufen  ,  weil 
immerhin  auf  ihnen  die  französische  Kirche  in 
ausgedehntem  Umfange  vertreten  war.  Vgl.  hier- 
zu Durand  de  Maiila ne,  dictionnaire  de 
droit  canonique  s.  v.  assemblees,  de'cimes  et  de- 
pute's,  1,  219;  2,  30  u.  119;  He'ricourt,  les 
loix  ecclesiastiques  de  France  p.  677. 

*  So  wählte  Ludwig  XIV,  als  er  in  dem  Streite 
mit  Innocenz  XI  über  das  Regalienrecht  von  den 
Prälaten  angegangen  wurde,  entweder  eine  as- 
semblee du  clerge  oder  eine  Nationalsynode  ein- 
zuberufen, das  erstere.  Sie  trat  i.  J.  1681  zu- 
sammen und  hat  demnächst  (1682)  die  4  be- 
rühmten Artikel  des  gallikanischen  Klerus  auf- 
gestellt, G.  Phillips,  das  Regalienrecht  in 
Frankreich.    Halle  1873.  S.  318.  328. 

1  Der  Antrag  der  von  Scipio  Ricci  1786  abge- 
haltenen Diöcesansynode  (s.§.  178),  dass  die  Re- 
gierung behufs  der  in  Gemeinschaft  mit  Peter 
Leopold  von  Toscana  erstrebten  Kirchenverbesse- 
rung ein  Nationalkonzil  veranstalten  möge,  hat 
keine  Folge  gehabt,  weil  der  Grossherzog  es  vor- 
zog, bei  der  kundgewordenen  Stimmung  der  Bi- 
schöfe eine  Privatkongregation  derselben  zu  be- 
rufen. Da  die  gedachten  Bestrebungen  auf 
gallikanischen  und  josephinischen  Anschauungen 
beruhen,  so  war  hierbei  ein  Nationalkonzil  im 
älteren  Sinne,  nicht  in  der  oben  im  Texte  ge- 
dachten Bedeutung,  in  das  Auge  gefasst. 

2  Ihr  Schreiben  Acta  conc.  coli.  Lac.  5,  991, 
worin  das  beabsichtigte  Konzil  als  concilium  na- 
tionale bezeichnet  wird ;  die  vorangegangenen 
Verhandlungen  der  Würzburger  Konferenz  über 
diesen  Gegenstand,  ä.  a.  0.  p.  1095.  1098.  Auch 
in  Baiern  hatte  der  Erzbischof  von  München  im 
J.  1849  mit  den  übrigen  bairischen  Bischöfen 
die  Abhaltung  eines  gemeinsamen  Konzils  ver- 
abredet und  sich  deswegen  nach  Rom  gewendet, 
Friedrich,    Gesch.  d.  vatikanischen  Konzils 

1,  302. 

3  Das  Gesuch  abgedruckt  bei  Giiizel ,  Arch. 
f.  Kirchengesch.  3,  39  u.  Acta  conc.  coli.  Lac.  4, 

2.  Es  nennt  im  Gegensatz  zu  dem  deutschen  das 
in  Aussicht  genommene  Konzil  „concilium  plena- 
riww". 
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I.  Die  Hierarchie  uiul  die  Jieitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  178. 


derartige  Synoden',  einmal  weil  fiberliaupt  das  Institut  mit  der  die  Selbstständigkeit 
der  einzelnen  Nationen  negirenden  Universalität  der  katholischen  Kirche  im  Wider- 
spruch steht  und  sich  unliebsame  historische  P^rinnerungen  für  Rom  an  dasselbe 
knüpfen,  ferner  aber  auch,  weil  es  in  demselben  ein  Mittel  sieht,  welches  der  Epi- 
skopat eines  Landes  benutzen  könnte ,  um  sich  fester  zusammen  zu  schliessen  und 
sich  der  Kurie  gegenüber  unabhängiger  zu  stellen.  Daher  wurde  zwar  von  Pius  IX. 
bereitwilligst  das  Anerkenntniss ,  dass  derartige  Synoden  nicht  ohne  Erlaubniss  des 
päpstlichen  Stuhles  abgehalten  werden  dürfen,  angenommen ,  aber  die  Genelimigung 
zur  Veranstaltung  derselben  abgelehnt  ^. 

Allein  innerhalb  der  Gebiete  der  Propaganda ,  welche  in  vollkommenster  Ab- 
hängigkeit von  Rom  stehen ,  hat  man ,  wie  schon  in  früheren  Zeiten  '\  so  auch  noch 
neuerdings  die  Abhaltung  von  solchen  Nationalsynoden,  für  welche  jetzt  die  Bezeich- 
nung :  concilium  plenarmm.  gebraucht  wird  4,  gestattet  \  und  nur  in  diesen  Ländern 
sind  sie  somit  heute  allein  noch  praktisch. 


§.178.     4.  Die  Diöcesansynoden* . 

Das  Institut  der  Diöcesansynode,   der  Versammlung  der  Geistlichkeit    einer 
bischöflichen  Diöcese  unter  dem  Vorsitz  des  Bischofs ,  konnte  erst  seine  Ausbildung 


1  Schon  auf  dem  Konzil  von  Trient  erklärte 
i.  J.  1547  bei  den  Berathungen  über  die  Resi- 
denzpflicht der  Bischöfe  der  päpstliche  Legat  Kar- 
dinal del  Monte  (später  Julius  III),  Raynald. 
ann.  a.  1547  n.  4 ;  „Quoniam  amultis  proharl  video, 
ut  renoventur  concilia  provincialia,  sciant  patres 
iiobis  quoque  (quoad  me  tantum  loquor)  id  non 
improbari,  instaurationem  conciliorum  provincla- 
liuoi  (inquam),  quae  ab  uno  metropolitano  et 
sulfra ganeis  eiusdem  constituuntur,  non  plu- 
rium,  velutiquae  nationalia  vocant, 
haec  enim  semper  perniciosa  (1  !~)  fuere". 
Vgl.  ferner  das  Breve  Pauls  IV  von  1555  an  die 
polidschen  Bischöfe,  LePlat,  monum.  ad  hist. 
conc.  Trident.  spect.  coli.  4,  567 :  „Nam  illud 
.  .  .  ut  concilium  vestrae  nationis  episcoporum 
isthic  haberetur,  ad  componendas  de  fide  et  reli- 
gione  controversias  nullo  modo  a  nobis  probari 
potuisset  .  .  .  neque  enim  in  conciliis  provinciae 
aut  nationis  alicuius  de  fide  religionisque  catho- 
licae  dogmatibus  .  .  .  statui  quidquam  vel  maio- 
rum  instituta  vel  iuris  ratio  et  ss.  canonum  de- 
creta  patiuntur ;  de  his  enim  rebus  in  oecumeni- 
cis  generalibusque  conciliis  agendum  et  decer- 
nendum  est".  Vgl.  dazu  v.  Wessenberg,  die 
grossen  Kirchenversammluiigen  des  15.  u.  16. 
Jahrh.  3,  340. 

2  Breve  vom  17.  Mai  1849  an  ,die  deutschen 
Bischöfe,  coli.  cit.  5,  995;  Ginzel  a.  a.  0.  2, 
69 :  „Quamobrem  .  .  .  a  nobis  efflagitastis,  ut 
huic  vestro  desiderio  concurrere  velimus,  cum 
probe  noscatis,  concilium  idem  absque  nostra 
ctapostolicae  sedis  auctoritate  nee  in- 
dici  nee  haberi  posse  .  .  .  Verum  neminem  ve- 
strum  latet,  eam  nunc  esse  in  istis  quoque  regio- 
nibus  rerum  ac  temporum  conditionem,  ut  oppor- 
tunum  tempus  coniici  haud  possit,  quo  solemnis 
nie   omnium   Germaniae   antistitum    conventus 


aut  ea  tranquillitate  haberi  queat,  quae  in  tanti 
momenti  negotio  requiritur  aut  ea  cclcritate  ab- 
solvi ,  qua  episcopi  valeant  quam  primum  ad 
proprias  redire  dioeceses.  Quapropter  etiamsi  in 
praesenti  omnium  fere  regionum  perturbatione 
nihil  hao  super  re  a  nobis  iam  nunc  statuendum 
existimemus  tarnen  futurum  confldimus,  ut  ubi 
.  .  .  pax  ac  publica  quies  restituta  fucrit,  maiora 
episcoporum  concilia  tranquilliori  modo  possint 
celebrari'",  worauf  dann  die  Abhaltung  von  Pro- 
vinzialkonzilien  empfohlen  wird.  Fast  wörtlich 
gleichlautend  ist  das  an  die  französischen  Bi- 
schöfe gerichtete  Breve  von  demselben  Datum, 
nur  wird  darin  noch  hervorgehoben,  dass  diese 
nicht  sämmtlich  einen  Wunsch  nach  einem  Pie- 
nar-Konzil  dem  Papste  kundgethan  haben.  Der 
Ausdruck  :  National-Konzil  ist  in  beiden  Schrei- 
ben vermieden.  Ueber  die  Verweigerung  der 
Zustimmung  für  das  bairische  Konzil  Fried- 
rich a.  a.  0.  S.  303. 

3  Hierher  gehört  das  von  dem  Erzbischof  von 
Antivari.  Primaten  von  Serbien,  in  Folge  einer 
ihm  päpstlicherseits  aufgetragenen  Visitation  für 
3  erzbischöfliche  Provinzen  i.  J.  1703  abgehal- 
tene Albanische  National-Konzil,  welches  sich 
selbst  „nationalis  sive  provincialis  synodus'' nennt, 
von  der  Congregatio  de  propaganda  fide  aber  blos 
als  „concilium  pro vinciale"  bezeichnet  wird  ;  Coli, 
cit.  1,  283. 

4  Coli.  cit.  3,  130.  326. 

5  S.  unten  §.  181. 

*  G.  Phillips,  die  Diöcesansynode.  Frei- 
burg 1849;  V.  M.  Sattler,  d.  Diözesan-Syno- 
den,  ihr  Ursprung,  Wachsthum  etc.  Regensburg 
1849;  M.  Filser,  die  Diöcesansynode.  Augs- 
burg 1849;  J.  Amberger,  der  Clerus  auf  d.  Diö- 
cesansynode. Regensburg  1849;  H.  v.  Wessen- 
berg, die  Bisthumssynode.  Stuttgart  1849  ;  AI. 
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finden,  als  die  Koncentration  des  Gottesdienstes  und  des  Klerus  in  der  Bischofsstadt 
aufgehört,  und  auf  dem  Lande  ebenfalls  priesterliche  und  Seelsorge-Stationen  er- 
richtet worden  waren  ^  Bis  dahinwaren  die  Versammlung  des  Diöcesanklerus  und 
das  Presbyterium  2  identisch.  Nachdem  es  aber  nothwendig  geworden  war,  eine  Reihe 
von  Landstationen  zu  errichten  und  durch  Priester  verwalten  zu  lassen,  ging  es 
selbstverständlich  nicht  mehr  an,  auch  diese  bei  denjenigen  Akten  der  kirchlichen 
Verwaltung,  bei  welchen  der  Bischof  das  Presbyterium  zuzog,  zu  betheiligen  und  sie 
jedes  Mal  nach  der  Stadt  einzuberufen.  Andererseits  war  es  durch  das  Interesse 
einer  geordneten  bischöflichen  Verwaltung  geboten,  den  Zusammenhang  dieser  Prie- 
ster mit  dem  Bischöfe  aufrecht  zu  erhalten  und  sie  bei  wichtigen  Anlässen  um  den- 
selben zu  versammeln  ,  um  ihren  Kath  einzuholen ,  sich  von  ihnen  Bericht  erstatten 
und  Rechenschaft  ablegen  zu  lassen ,  sowie  ihnen  die  erforderlichen  Anweisungen  in 
Betreff  ihrer  Amtsführung  zu  ertheilen.  Diese  so  erweiterte,  nicht  ständige  Versamm- 
lung beruhte  zwar  auf  demselben  Grundgedanken  wie  das  Presbyterium ,  sonderte 
sich  indessen  nunmehr  als  eine  selbstständige  Einrichtung  vo-n  demselben  ab  ^. 

Demnach  kann  das  Alter  des  Institutes  für  den  Orient  nicht  höher  hinauf  als  in 
das  Ende  des  3.  Jahrhunderts,  für  das  Abendland  nicht  höher  als  in  das  5.  Jahr- 
hundert verlegt  werden  4.  Für  die  ersten  Zeiten  sind  Quellenzeugnisse  nur  sehr 
spärlich  vorhanden  ^  und  noch  viel  länger  fehlt  es  an  besonderen  kirchlichen  Rechts- 
vorschriften über  diese  Versammlungen^'.  In  den  Kanonen  der  morgenländischen 
Konzilien  wird  ihrer  gar  nicht  gedacht.  Zuerst '  erwähnt  sie  das  Konzil  von  Auxerre 
(585),  indem  es  den  jährlichen  Zusammentritt  aller  Priester  in  der  Bischofsstadt  vor- 
schreibt ^.    Dass  aber  damit  die  Beobachtung  einer  höher  hinaufreichenden  Sitte  ein- 

S  chmid,  d.  Bistliumssynode.  Regensburg  1850.  rusalem  v.  415  betreffend  den  Pelagius  ,  Mansi 

2  Bde.  ;   Thomassin  vet.   et  nova  eccles.  dis-  4,  307;    Hefele  2,  107.     Für  das  Abendland 

ciplina.  P.  II.  1.  3  c.  74  —  c.  76;  van  Espen,  würde  die  älteste  Synode  die  von  Tournay  (520) 

ins  eccles.  univers.  P.  I.  t.  18;  Bouix,  de  epi-  sein,  Mansi  8,  587,  jedoch  erscheint  die  Aecht- 

scopo  et  synodo  dioecesana.    Par.  (1859).    1873.  heit  der  Ueberlieferung  sehr  fraglich,  Binte- 

2,  347  ff.;    Fessler,  über  die  Provinzial-Con-  rim ,  pragmatische  Gesch.  der  deutschen  Natio- 

cilien  und  Diöcesan-Synoden.    Innsbruck  1849.  nal-,  Provinzial-  etc.  Concilien  1,  396;  Hefele 

S.  165  ff.;  Phillips,  K.-R.  7,  135  ff.  2,  697.    Die  erste  sichere,  von  welcher  sich  auch 

1  Th.  II.  S.  262  ff.  eine  Reihe  Kanonen  und  die  Unterschriften  von 

'^  A.  a.  0.  S.  49.  7  Aebten,  34  Priestern  und  3  Diakonen  erhalten 

3  Dass  die  Diöcesansynode  sich  historisch  aus  haben,  Mansi  9,911,  ist  die  von  Auxerre  (585). 

dem   Presbyterium  als  besonderes  Institut  ent-  Vielfach,  s.  z.  B.  S  chmid  a.  a.  0.  1,  21,  He- 

wickelt  hat,  ist  die  herrschende  Meinung,    schon  feie   3,    14,    werden   mehrere    zu   Llandaff   in 

angedeutet  bei  van  Espen  1.  c.  c.  1.  n.  1 ;  vgl.  Wales  abgehaltene  Synoden,  welche  man  um  das 

ferner    Phillips,    Diöcesansynode    S.    35  ff.;  Jahr  560  ansetzt,  Mansi  9,  763  ff.,  hierher  ge- 

Sohmid  a.  a.  0.  2,  3  ff.  rechnet,  hier  handelt  es  sich  aber  wahrscheinlich 

*  Es  ist  daher  unrichtig,  die  Entstehung  der  um  Einrichtungen  der  Culdeer  Kirche. 
Diöcesansynoden  bis  auf  die  älteste  oder  äposto-  6  Die  Nachweisungen   bei    Sattler,    S.  23, 

lische  Zeit,  so  z.  B.  Thomassini.  c.  c.  75.  n.  sind  vollkommen  unzuverlässig,   da  er  vielfach 

1;  Sattler  a.  a.  0.  13  ff.  zurück  zu  datiren.  Provinzial-    und    Diöcesansynoden    verwechselt 

5  Das  älteste  Beispiel  bildet,  soweit  ich  habe  hat. 
ermitteln  können,  die  vom  Patriarchen  Alexan-  "^  Die  Palea  bei  Gratian  c.  16.  Dist.  XVIII.: 

der  von  Alexandrien  etwa  321  abgehaltene  Synode,  „Item   ex   conc.  Bylon.   Annis    singulis   episco- 

um  seinem  Klerus  die  Absetzung  des  Arius  kund  pus  in  sua  diocesi  sinodum  faciat  de  suis  clericis 

zu  thun ,  s.  die  darauf  bezügliche  Ansprache  bei  nee  non  abbatibus  et  discutiat  älteres   clericos 

Mansi  2,  558:   „'AXsiavBpot;  Trpeoßuxepoi^  xal  et  monachos",  wird  zwar  —  ein  Konzil  von  Bylon 

otrxxoNoii;  'AXe^avopeta?    xai   Mapecuxou  ,    Trapwv  ist  völlig  unbekannt  —  vonBerar  di  canones  ge- 

TTapouaiv  .   .   .  dvaY^aiov   riYiQoavrjv  ,   u(j.a?    [ik^  nuini  1,  233  dem  Konzil  von  Hippo  von  393  zu- 

Tou;  XYJ?  TcoXeoj;  xXyjptxou;  (SMya^a^elv,   Ufxa?  hk.  geschrieben,  unter  den  Kanones  desselben  findet 

T0U5    ixTzh    MctpeojTou    [jL£TaK£[j.'j^aoOai.''      Weiter  sich  indessen  die  Stelle  nicht, 
gehört  hierher  die  Synode  zu Ptolemais  betreffend  8  c.  7  :    ,,Ut  medio  Maio  omnes  presbyteri  ad 

die  Exkommunikation  eines  Landvogtes  von  411.  synodum  in  civitatem  veniant  et  Kai.  Novembris 

Mansi  4,   11 ;  Hefele  2,  103,  und  die  zu  Je-  omnes  abbates  ad  concilium  conveniant". 
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geschürft  wird,  zeigt  der  Umstand,  dass  gleichzeitig  auch  für  die  Aebte  ein  beson- 
derer jährliclierVersammlungstag  festgesetzt  wird,  und  für  die  regelmässige  Berufung 
derselben  offenbar  die  Zusammenkünfte  der  Priester  das  Vorbild  abgegeben  haben '. 
Diese  Trennung  kann  niclit  auffällig  erscheinen ,  da  die  Mönche  in  der  damaligen 
Zeit  an  und  für  sich  nicht  zum  Klerus  gehörten ,  und  für  die  Behandlung  der  Diöce- 
sangeschäfte ,  an  welcher  der  Wcltklerus  betheiligt  war,  andere  Gesichtspunkte  in 
Betracht  kamen,  als  für  die  Handhabung  der  bischöflichen  Aufsicht  über  die  Klöster, 
ihre  Leiter  und  Insassen'^.  Auch  im  Wcstgothenreiche  in  Spanien  ist  die  jährliche 
Abhaltung  solcher  Synoden,  ohne  dass  hier  freilich  eine  Trennung  der  Weltgeistlich- 
keit von  den  Achten  hervortritt,  mehrfach  angeordnet  worden '^  Sowohl  in  Gallien 
wie  auch  in  Spanien  dienten  sie  nach  Ausweis  der  erwähnten  Zeugnisse  der  Verkün- 
dung der  auf  den  Provinzial-  und  National-Konzilien  beschlossenen  Kanonen^,  der 
Ueberwachung  der  Diöcesanverwaltung  durch  den  Bischof,  der  Abstellung  von 
Missbräuchen  bei  derselben  und  der  Korrektion  der  schuldigen  Geistlichen  und 
Mönche  ^.  Dass  die  Versammlung  dem  Bischof  gegenüber  nur  eine  berathende  Stel- 
lung hatte ,  folgt  daraus ,  dass  die  Diöcesansynode  aus  dem  Presbyterium  herausge- 
wachsen ist*'.  Eine  massgebende  Stimme  bei  der  Berathung  haben  wohl  nur  die 
Priester  und  Achte  gehabt',  während  die  übrige  Geistlichkeit  und  die  Laien,  deren 
Erscheinen  in  Spanien  ebenfalls  verlangt  wurde,  nur  die  zu  erlassenden  Bekannt- 
machungen ,  sonstigen  Anordnungen  und  die  verhängten  Disciplinarmassregeln  ent- 
gegenzunehmen hatten  ^. 

In  wie  weit  das  Institut  im  merovingischen  Reich  in  Uebung  geblieben  ist,  lässt 
sich  beim  Mangel  an  Nachrichten  nicht  feststellen ,  wahrscheinlich  ist  es  aber ,  dass 
mit  dem  Verfall  des  kirchlichen  Lebens  unter  den  späteren  Merovingern  die  DiÖcesan- 
synoden  ebenso  wie  die  Provinzial-Konzilien  aus  der  Praxis  der  Kirche  verschwunden 
sind.    Darauf  deuten  die  Bemühungen  des  Bonifazius,  die  Diöcesansynoden  in  die 


1  Eines  solchen  jährlichen  Zusammentrittes  freilassen  ■will,  dafür  zwei  andere  gleichen  Wer- 
der Aehte  auf  Berufung  des  Bischofs  erwähnt  thes  und  mit  gleichem  Peculium  „coram  concilio 
schon  Aurel.  I.  v.  511.  c.  19.  ecclesiae"  anhieten  soll,  bedeutet :  concilium  wohl 

2  Irrig  ist  es,  wenn  Thomas  sin  1.  c.  c.  73.  soviel  als  Preshyterium. 

n.  4;    Phillips ,  Diöcesansynode  S.  42  ff.  die  •*  c.  7  Tolet.  XVI   cit.   schreibt    ausdrücklich 

in  den  vorigen  Noten  citirten  Stellen  dahin  in-  vor,  dass  der  Bischof  eine  solche  Publikation  in- 

terpretiren,    dass  die  Aebte  zu  der  Versammlung  ncrhalb  sechs  Monaten  nach  dem  Provinzialkon- 

der  Priester  hinzugezogen  worden  sind,   s.  auch  zil  bei  Strafe  der  Exkommunikation  vornehmen 

Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  K.-R.  2,  361.    An  soll.    Die  S.  583.  n.  8  citirte  Synode  von  Auxerre 

der    Diöcesansynode    von     Autun    (659—678),  enthält   ebenfalls   eine  Reihe  von  Kanonen  des 

Br  un  s  I.  2,  272,  welche  nur  Vorschriften   über  Nationalkonzils  von  Macon  (585),    Löning  a. 

die  Klöster  und  das  Mönchswesen  enthält,  haben  a.  0.  S.  362.  n.  2. 
wahrscheinlich  nur  Aebte  Theil  genommen,  L  ö  -  ^  s.  die  vorangehenden  Citate. 

ninga.  a.  0.  S.  362.  6  Ein  entscheidender  Beweis  des  Gegentheils 

3  Conc.  Oscense  von 598.  0. 1 :  „ut  annuis  vieibus  lässt  sich  aus  c.  45  der  Synode  von  Auxerre: 
iinus  quisque  nostrum  omnes  abbates  monasterio-  „hanc  deflnitionem,  quam  ex  auctoritate  cano- 
rum  vel  presbytcros  et  diaconos  suae  dioecesis  ad  nica  communi  consensu  et  convenientia  conscrip- 
locum,  ubi  episcopus  elegerit,  congregari  prae-  simus"  und  den  Unterschriften  der  Priester  und 
cipiat,  et  omuibus  regulam  dcmonstret  ducendi  Aebte  unter  den  Kanones  nicht  entnehmen, 
vitas"  .  .  . ;  c.  26  Tolet.  IV.  a  633  (c.  2.  D.  "^  In  Gallien  waren  nur  diese  nach  den  ange- 
XXXVIII)  und  c.  7  Tolet.  XVI.  a.  693.  c.  17.  führten  Stellen  zu  erscheinen  verpflichtet,  und 
D.  XVIII).  In  c.  4  Tolet.  a.  589,  welches  für  die  Unterschriften  der  3  Diakonen  auf  der  Synode 
die  Verwandlung  einer  Pfarrkirche  in  ein  Kloster  von  Auxerre  sind  von  diesen  als  Stellvertretern  v. 
dem  Bischof  die  Einholung  des  „consensus  con-  Priestern  abgegeben  worden.  Für  Spanien  lässt 
cilii  sui''  vorschreibt,  und  in  c.  68  Tolet.  IV  cit.,  aber  Oscense  cit.  den  Zweifel  offen,  ob  nicht  die 
nach  welchem  der  Bischof,  wenn  er  einen  Kir-  Diakonen  den  Priestern  gleichstanden, 
chensklaven    ohne  Vorbehalt    des    Patrociniums           8  c.  7  Tolet.  XVI.  cit. 
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lebendige  Disciplin  der  Kirche  mit  denselben  Funktionen ,  welche  ihnen  früher  in 
Gallien  zugekommen  waren ,  wieder  einzuführen ' ,  Bemühungen ,  welche  auch  die 
Unterstützung  durch  die  Gesetzgebung  der  Karolinger  gefunden  haben  2.  Dieses  Be- 
streben ist  nicht  ohne  Erfolg  geblieben^,  ja  es  ist  sogar  im  9.  Jahrhundert  für  ein- 
zelne Diöcesen  die  jährliche  Abhaltung  zweier  derartiger  Synoden  angeordnet  wor- 
den"*, auch  haben  manche  Bischöfe  selbst  eine  noch  häufigere  Einberufung  ihres 
Klerus  zu  Diöcesansynoden  als  Mittel  zur  Bedrückung  desselben  benutzt,  so  dass  sich 
die  weltliche  Gewalt  veranlasst  sah,  mehr  als  zwei  Versammlungen  im  Jahre  zu  ver- 
bieten ^, 


1  Konzil  von  742,  Jaf  fe  mouuin.  Mogiiiit.  p. 
128 :  „ut  UHUS  quisque  presbyt^r  .  .  .  scmper  in 
quadragesima  rationem  et  ordiriem  miiiisterii  sui 
sive  de  baptismo  sive  de  flde  catholica  sive  de 
precibus  et  ordiuo  missarum  episcopo  reddat  et 
ostendat";  Konzil  von  747,  s.  den  Brief  an  Cuth- 
bert,  1.  c.  p.  200,  wo  dies  wiederbolt  und  weiter 
bestimmt  wird:  „moneat  (metropolitanus),  ut 
episcopi  a  synodo  venientes  in  propria  parrocMa 
cum  presbyteris  et  abbatibus  conventum  haben- 
tes,  praecepta  synodi  servaro  insinuando  praoci- 
piant".  Vgl.  ferner  das  nach  dem  Tode  des  Bo- 
nifazius' 755  abgehaltene  conc.  Vernens.  c.  8: 
„et  omnes  presbyteri  ad  concilium  episcopi  sui 
convcniaut",  Mansi  12,  582;  LL.  1,  25. 

2  Cap.  Inc.  anni(755?  Oelsner,  König  Pip- 
pinS.240.468;  Hefele3,59i)c.3,  LL.l,  31: 
„De  presbyteris  et  clericis  sie  ordinamus,  ut  ar- 
chidiaconus  episcopi  eos  ad  synodum  commo- 
neat  una  cum  comite.  Et  si  quis  contempserit, 
comes  eum  distringere  faciat  et  ipse  presbyter 
aut  defensor  suus  LX  solides  componat  et  ad  sy- 
nodum eat."  Auf  die  Diöcesansynode  bezieht 
sich  auch  c.  1  einer  Regensburger  Synode,  LL. 
3,  455  (welche  von  Merkel,  1.  c.  p.  237  jeden- 
falls mit  Unrecht  zw.  722 — 730,  von  Nagel, 
Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  18,  739  auf  743  oder 
744,  von  lief ele  wohl  am  richtigsten  in  das 
Ende  des  8.  Jahrhunderts  gesetzt  wird):  „Ut  am- 
moneamur  plebs  sancta,  ut  omni  studio  adsumant 
sibi  usum,  communioni  se  lungere  ss.  episcopo- 
rum  ceterorumque  sacerdotum,  ut  quando  apud 
eos  s.  synodus  i.  e.  convenientia  tractande  salu- 
tis  ipsorum  seu  et  eorum,  quibus  presunt,  quibus 
baptisma  exhibent,  quorum  confessionem  ante 
deum  suscipiunt  et  quibus  paenitentiae  medica- 
menta  iugeraut,  quorum  aelymosinis  et  oblatio- 
nibus  vivunt,  quando  pro  eis  iniunt  consilia, 
qualiter  salvari  possunt  animas  earum  ,  ut  et 
laici  Student  ibidem  ad  idem  s.  concilium  ve- 
nire et  humiliter  se  commendare  in  sacrosänctas 
orationes  eorum". 

3  Capit.  Theodulfl  ep.  Aurel.  c.  797  c.  4, 
Mansi  13,  996  :  „Quando  m or e  sollte  ad  sy- 
nodum convenitis,  vestimenta  et  vasa  sancta  .  .  . 
vobiscum  deferte.  Necnon  duos  aut  tres  cleri- 
ricos,  cum  quibus  missarum  solemnia  cclebratis 
vobiscum  adducite,  ut  probetur,  quam  diligenter, 
quam  studiose  dei  servitium  peragatis";  c.  28 
ibid.:  „Cum  vero,  domino  opitulante,  ad  syno- 
dum in  unum  convenerimus,  sciat  nobis  unus- 
quisque  dicere,  quantum  domino  adiiivante 
laboraverit  aut  quem  sanctam  fructum  acquisie- 
rit'';    Arelat.   v.  813.   0.  4,  1.  c.  p.  60 :    „quia  a 


SS.  patribus  institutum  est,  ut  quaudo  ad  con- 
cilium venerint,  rationem  episcopo  suo  reddant, 
qualiter  susceptum  officium  vel  baptismum  ce- 
lebrcnt." 

*  Capit.  Herardi  episc.  Turoii.  v.  858  (Har- 
douin  5,  449)  c.  91:  „Ut  bis  in  anno  concilia 
cclebrentur  et  nemo  plus  in  unoquoque  quam 
XV  dies  remoretur''.  Als  Vorbild  für  diese  An- 
ordnungen haben  wohl  die  Kanones,  betreffend 
die  zweimalige  Abhaltung  der  Provinzialsynoden 
(s.  o.S.  473),  gedient.  So  stellt  auch  der  Brief  der 
Bischöfe  der  Rheimser  und  Rouener  Provinz  an 
Ludwig  d.  Deutsch,  von  858'c.  7,  (s.  0.  S.  480. 
n.  7)  beides  zusammen.  Vgl.  auch  die  folgende 
Note.  Benedikt  Levita  ist  von  einer  zweimali- 
gen Berufung  nichts  bekannt ,  er  wiederholt  I. 
2,  11 ;  III.  147  nur  die  Anm.  1  u.  2  angeführten 
Vorschriften. 

Für  Italien  vgl.  die  Synode  von  Chieti  von 
840,  Mansi  14,  779:  „cum  synodali  more  .  .  . 
resideremus-,  praesentibus  nobiscum  presbiteris, 
et  diaconibus  necnon  et  cuncto  clero  praefatae 
sedis  ibique  ...  in  custodiam  rectitudinis  s. 
nostrae  ecclesiae  statueremus". 

5  Syn.  Tolosan.  Carol.  Calvi  von  841  für  Sep- 
timanien  c.  9,  LL.  1,  380  :  „Ut  episcopi  synodos 
a  presbyteris  ,  nisi  sicut  docet  auctoritas  cano- 
num,  duos  scilicet  et  per  tempora  constituta,  non 
exigant :  sed  et  in  eisdcm  synodis  non  per  occa- 
sionem,  sed  per  veritatem  ministerii  sui  ...  ad 
quod  constituti  sunt,  presbyteros  tractent  et  te- 
neant  et  absolvant". 

Phillips,  Diöcesansynode,  S.  46  findet  an- 
dererseits einen  Ersatz  der  Diöcesansynode  in 
der  bei  Bened.  III.  231  erwähnten  Einrichtung  : 
„Statutum  est,  ut  omnes  presbyteri  parrochiae 
per  turmas  et  per  ebdomadas  ab  episcopo  sibi 
constitutas  conveniant  discendi  gratia,  ut  aliqua 
pars  in  parrochiis  presbiterorum  remaneat ,  ne 
populi  et  ecclesiae  dei  absque  officio  sint :  et 
aliqua  utilia  in  civitate  discant,  ut  meliores  ad 
parrochias  demum  et  sapientiores  atque  populis 
utiliores  absoluti  revertantur.  Et  ibi  ab  episcopo, 
i.  e.  in  civitate  sive  a  suis  bene  doctis  ministris, 
bono  animo  instruantur  de  sacris  lectionibus  et 
divinis  cultibus  et  sanctis  canonibus  sive  de  bap- 
tismatis  sacramento  atque  missarum  solemniis  et 
precibus  et  de  reliquis  offlciis  omnibus  sibi  neces- 
sariis  etdistincteacsingillatim  imbuantur'*.  Diese 
Anordnung,  deren  Quelle  nicht  bekannt  ist,  kann 
indessen  nur  eine  vorübergehende  Bedeutung 
gehabt  haben,  da  doch  sicherlich  nicht  fortdauernd 
alleDiöccsanpriester  alljährlich  abtheilungsweise 
zu  dem  angegebenen  Zwecke  nach  der  Bischofs- 
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lu  der  Zusammensetzimg  der  Synoden ,  für  welche  mclirfach  die  Bezeichnung  : 
„(/nicrak  prcshi/tcrurum  concüium''^  ^  vorkommt,  hat  sich  in  der  karolingisclien  Zeit 
nichts  wesentliches  geändert'-^.  Allerdings  wird  mehrfacli  der  Thcilnahme  von  Dia- 
konen, anderen  Klerikern^  und  iiuch  von  Laien ■^  gedacht.  Dieselben  haben  aber  in 
dieser  Zeit  ebenso  wenig  wie  früher  ein  Stimmrecht  besessen^;  ihre  Anwesenheit  er- 
klärt sich  vielmehr  daraus,  dass  diese  Versammlungen  zur  Verkündung  allgemein 
verbindliclier  Anordnungen  bestimmt  waren  '•  und  Visitations-  und  Korrektions- 
zwecken dienten. 

Auch  in  den  folgenden  Jahrhunderten  hat  sich  das  Institut  der  Diöcesansynoden 
—  sie  werden  jetzt  noch  wie  früher  als  generalis  st/nodns '',  ferner  als  puhlica  s.  **,  7>/r7?r<  •• 
oder  j)le7ian'a  s.  ^^  bezeichnet^'  —  in  praktischer  Uebung  erhalten  '2.  Nähere  Nacli- 
richten  über  dieselben  fliessen  freilich  nicht  allzu  reichlich.  Meistens  sind  es  einzelne 


Stadt  einberufen  zu  werden  brauchten.  Auch  c.  73 
Ilerardi  Turon.  :  .,ut  discendi  gratia  ad  civitatem 
vel  ad  loca  constituta  presbyteri  conveidant  qua- 
dragesimali  tempore"  zeigt  in  Verbindung  mit 
c.  91  cit.,  dass  es  sich  dabei  nicht  um  ein  Sur- 
rogat der  Diöcesansynode  handelt. 

^  So  für  die  vom  Chorbischof  Amalar  v.  Lyon 
(vgl.  Maassen,  Glossen  des  canon.  Rechts: 
karoling.  Zeitalter.  Wien  1877.  S.  11)  mit  den 
andern  Chorbischöfen,  den  Archidiakonen  und 
Priestern  834  in  Abwesenheit  des  Bischofs  abge- 
haltene Lyoner  Synode,  auf  welcher  der  erstere 
denselben  seine  Schrift  de  ecclesiasticis  offlciis 
zur  Zustimmung  vorlegte,  Mansi  14,  663.  665; 
„generalis  sacerdotum  synodus'"  in  praef.  He- 
rardi  Turon.  1.  c.  ;  ferner  ,,universalis  synodus" 
für  die  Synode  von  S.  Omer  von  839,  Mansi 
14,  772. 

2  Dass  die  Chorbischöfe  und  auch  die  Archi- 
diakonen Theil  genommen  haben,  s.  vor.  Anm., 
hat  nichts  auffallendes.  Erstere  stehen  höher  als 
die  Priester,  und  die  Archidiakonen  hatten  da- 
mals schon  in  einzelnen  Diöcesen  die  Priester- 
weihe, Th.  IL  S.  189. 

3  Synode  von  Lemans  840,  Mansi  14,  767: 
.,synodus  omniura  sacerdotum  ac  levitarum  seu 
reliquorum  servorum"  {sc.  dei);  c.  4  Theodulf. 
Aurel.  (S.  585.  n.  3),  s.  auch  a.  a.  0.  n.  4. 

4  S.  585.  n.  2. 

5  Eine  solche  Aenderung  ist  nicht  nachweis- 
bar. Dagegen  spricht  auch  die  Bezeichnung : 
synodus  oder  concilium  presbyterorum ;  ferner 
die  seltene  Erwähnung  der  Diakonen  und  ande- 
ren niederen  Kleriker. 

6  Herard  von  Tours  (S.  585.  n.  4),  Hinkmar 
von  Rheims  und  Walter  von  Orleans  haben  sol- 
che, s.  g.  capitula,  auf  ihren  Diöcesansynoden 
verkündet,  Mansi  15,  475.  493.  503.  Vgl. 
auch  Herard.  Tur.  c.  1  :  „Ut  in  synodo  prius  ge- 
nerales  causae,  quae  ad  normam  totius  ecclesiae 
pertinent,  flniantur,  postea  speciales  ventilentur". 

7  Poitiers  936,  Mansi  18,  381;  Verdun 
967,  Hartzheim  2,  631;  Toul  1105.1111. 
1136,  H.  3,  249.  268.  334;  Köln  1109,  ibid. 
p.  255;  Toul  1122,  ibid.  p.  283;  Hildesheim 
1131  und  1149,  ibid.  p.  323.  362;  Trier  1135, 
ibid.  p.  328;  Hildesheim  1149,  p.  363;  Utrecht 
1173,    p.  404;    Paderborn  1189,    p.  448;    Köln 


1198,  p.  466;  Halberstadt  1200,  p.  473;  gene- 
rale concilium,  Mainz  1122,  p.  289. 

8  Freising  908,  Hartzheim  2,  586 ;  Halber- 
stadt 1121,  H.  3,  282;  Hildesheim  1178,  p. 
416;  Oschersleben  (Halberstadt)  1178,  p.  419; 
publicum  concilium,  Halberstadt  1120, 
p.  279. 

9  Toul  916,  im  11.  Jahrh.  und  1091,  Hartz- 
heim 2,  587  und  3,  182.  317;  Besancon  1041, 
M.  19,  595;  Arras  1090,  H.  3,  211;  Toul  1105 
und  1116,  1.  c.  p.  251.  270;  Eine  1114,  M.  21, 
92;  Halberstadt  1147  und  1150,  H.  3,  356.  365  ; 
Trier  1163,  1.  c.  p.  394;  Halberstadt  1186  und 
1189,  p.  435.  448;  Köln  1197,  p.  466. 

10  Toul  971,  982,  1074  und  1123,  Hartz- 
heim 2,  653.  667  und  3,174,293;  Mainz  1122, 
ibid.  289 ;  Laufen  (Salzburg)  1195,  p.  462. 

11  Ausserdem  kommen  vor  die  Bezeichnungen  : 
synodus  nostra  bez.  sua  (i.  e.  episcopi), 
Chalons  893—900,  Mansi  18,  125;  Toul  1098, 
Hartzheim  3,  213;  Würzburg  1137,  1.  c.  p. 
336;    Halberstadt  1147,    p.  356;    Chester  um 

1148,  Mansi  21,  850;  Köln  1182  und  1197,  p. 
427.  467;  magna  synodus,  Halberstadt  1137, 
H.  3,  337;  synodalis  conventus,  Köln 
948,  Lüttich  968  und  980,  Hartzheim  2, 
621.  647.  662;   Toul  1111,  ibid.  3,  268;  Speier 

1149,  p.  362;  capitulum,  Augsburg  1135  : 
,^clero  comprovinciali  eodem  tempore  ad  capitu- 
lum congregato",  Hartzheim  3,  380;  Augs- 
burg 1154,  1.  c.  p.  376:  „in  generali  capi- 
t  u  1 0  cum  choro  maioris  ecclesiae  ac  VI  .  .  . 
abbatibus  ac  XI  regularibus  praepositis  ac  innu- 
mera  multitudine  clericorum";  Würzburg  1169, 
p.  401;  Freising  1170,  p.  402;  Libnitz  (Salz- 
burg) 1187,  p.  441 ;  Freising  1140,  p.  781  (cap. 
universale);  Hildesheim  1191  (cap.  ple- 
num)  p.  454;  Laufen  (Salzburg)  1195  (cap. 
solenne)  p.  459;  Passau  1203  (cap.  publi- 
cum) p.  482. 

12  Vita  Udalrici  c.  3,  SS.  4,  392  :  „tribus  diebus 
contiguis  (inderOsterwoche)  synodale  colloquium 
habere  consueviteoquod  canonesbis  in  anno  epi- 
scoporum  concilia  fleri  praecipiunt,  unum  XV 
Kal.octobr.,  aliud IV  hebdomadepostpascha.  Hoc 
in  isto  tempore  perficere  decrevit,  ne  in  antea 
ei  aliquod  ostaculum  illud  perficiendi  impedi- 
mentum  faceret". 
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Verwaltungs-  und  Rechtsgeschäfte  ^  sowie  richterliche  Akte '-^^  durch  deren  Beurkun- 
dung uns  die  Kunde  von  der  Abhaltung  solcher  Synoden  bewahrt  worden  ist, 
wenngleich  dabei  auch  mitunter  der  eigentliche  Zweck  derselben  angedeutet  wird  •'. 
Verordnungen  allgemeinen  Inhalts,  welche  auf  diesen  Synoden  erlassen  worden  sind, 
finden  sich  nur  in  verhältnissmässig  geringem  Umfange  überliefert  ^,  Desgleichen  sind 


1  Freising  908  [Vergleich  zwischen  Bischof  u. 
Chorbischof)  Hartz  heim  2,  585;  Bergamo  908 
(Errichtung  einer  canonica)  Mansi  18,  259; 
Freising  956,  [Tausch  von  Kirchengütern) 
Hartzheim  2,  624;  Padua  955  (Bestätigung 
des  Besitzes  des  Domklerus)  M.  18,  441 ;  Toul 
971  (Schenkung  an  eine  Kirche),  982  (Klo- 
sterstiftung), 988  (Schenkung  einer  Kirche  an 
eine  andere),  H.  2,  652.665.669;  Langres  1017 
(Exemtionsprivileg  für  ein  Kloster)  M.  19,  379; 
Besannen  1041  (Privilegien-Ertheilung  an  ein 
Kloster)  1.  c.  p.  595 ;  Utrecht  1063  (Vergleich 
zwischen  Bischof  und  Abt)  H.  3,  148;  Passau 
1074  (Verkündung  der  Cölibatsgesetze)  vita  Alt- 
manni  c.  11.  SS.  12,  232;  Konstanz  1094  (das- 
selbe), M.  20,  795;  Arras  1097.  1098.  1101 
(Klosterangelegenheiten)  1.  c.  p.  941.  959. 1145  ; 
Paderborn  1103  (Schenkung  an  ein  Kloster),  H. 
3,  246;  Toul  1105  (Privilegien-  und  Güterbe- 
stätigung für  eine  Kirche),  ibid.  p.  249  ;  Köln 
1109  (Schenkung  an  eine  Kirche),  ibid.  p.  255  ; 
Toul  1119  (Bestätigung  von  Schenkungen),  ibid. 
p.  269;  Halberstadt  1120  (Umwandlung  eines 
Frauen-  in  ein  Mannskloster),  ibid.  p.  280  ;  Hal- 
berstadt 1121  (Bestätigung  eines  Klosters),  ibid. 
p.  281 ;  Toul  1122  (desgleichen),  ibid.  p.  282; 
Toul  1 123  (Bestätigung  eines  Vergleichs  zwi- 
schen 2  Klöstern),  p..  293;  Hildesheim  1131 
(Bestätigung  einer  Klostergründung),  p.  322; 
Trier  1135  (Bestätigung  eines  Vergleiches),  p. 
327 ;  Augsburg  1135  (Klosterbestätigung),  p. 
329  ;  Würzburg  1136  (Errichtung  einer  Pfarrei), 
p.  331 ;  Toul  1136  (Bestätigung  von  Kloster- 
schenkungen), p.  333;  Würzburg  1136  (desgl.), 
p.  335;  Halberstadt  1 137  (desgl.),  p.  337  und 
1147  (Bestätigung  einer  Klosterstiftung),  p.  356; 
Speier  1149  (Schenkung  an  ein  Kloster),  p.362; 
Hildesheim  1149  (Güterbestätigung),  p.  363; 
Halberstadt  1150  (Bestätigung  eines  Tausches), 
p.  365;  Freising  1170  (Bestätigung  einer  Zehnt- 
schenkung), p.  401 ;  Köln  1173  (Klosterstiftung), 
p.  404;  Hildesheim  1178  (Güterbestätigung),  p. 
415;  Oschersleben  (Halberstadt)  1178,  desgl., 
p.  417;  Trier  1179  (Bestätigung  einer  Zehnt- 
schenkung), p.  421 ;  Köln  1182  (Bestätigung  v. 
Schenkungen),  p.  426;  Halberstadt  1183  (Be- 
stätigung eines  Tausches),  p.  427;  Halberstadt 
1186  (Bestätigung  einer  Klostergründung),  Lib- 
nitz  (Salzburg)  1187  (Tausch  von  Kirchen  und 
Beendigung  eines  Processes  durch  Verzicht),  p. 
441 ;  Oschersleben  (Halberstadt)  1189  (Bestäti- 
gung von  Schenkungen  und  Ertheilung  von  Pri- 
vilegien), p.  448;  Laufen  (Salzburg)  1195  (Gü- 
terbestätigung), p.  459;  Mainz  1196  (Erlaub- 
niss  für  die  Ministerialen,  ihre  Allodien  einem 
bestimmten  Kloster  zu  schenken),  p.  463 ;  Worms 
1196  (Inkorporation),  p.  464;  Köln  1197  (Be- 
stätigung eines  Patronatrechtes),  p.  465;  Utrecht 
1209  (Genehmigung  der  Errichtung  einer  neuen 
Pfarrkirche),  p.  490. 


2  Chalons  zw.  893  und  900  (Vorladung  eines 
Priesters,  der  eine  Ehe  geschlossen),  Mansi  18, 
125  ;  Vienne  907  (Streit  zwischen  2  Aebten  über 
eine  Kapelle),  1.  c.  p.  260;  Toul  916,  Hartz- 
heim 2,  587  (Zehntstreitigkeit);  Tours  925,  M. 
18,  347  (desgleichen);  Poitiers  936,  1.  c.  p.  382 
(desgleichen);  Verdun  967  (Streit  über  eine 
Kirche),  H.  2,  631 ;  Arras  1025  (Untersuchung 
gegen  manichäische  Ketzer),  M.  19,  424;  Vienne 
1030  (Zehntstreitigkeit),  1.  c.  p.  498 ;  Bamberg 
1058  (Zehntstreitigkeit),  H.  3,  126;  Toul  1074 
(Streit  wegen  Klostergut),  H.  3,  174;  Worcester 
1092  (Streit  zwischen  zwei  Priestern  wegen  einer 
Kirche),  M.  20,  753;  Eine  1114  (Abgabe  der 
Schlussentscheidung  in  einem  Process  zwischen 
2  Klöstern),  M.  21,  91 ;  Toul  HU  (Streit  über 
eineMönchscella),  H.3,  267;  Mainz  1122  (Streit 
wegen  einer  Pfarrkirche),  ibid.  p.  289;  Mainz 
1127  (Weisthum  über  die  Lieferung  von  Zehn- 
ten), ibid.  p.  300;  Köln  1146  (Untersuchung 
gegen  Ketzer),  1.  c.  p.  353;  Augsburg  1154 
(Streit  über  eine  Kirche),  p.  376;  Trier  1163 
(Zehntstreitigkeit),  p.  393  ;  AVürzburg  1169  (des- 
gleichen), p.  401;  Köln  1198  (Exkommunika- 
tion), p.  466;  Halberstadt  1200  (Prozess  über 
ein  Archidiakonat),  p.472;  Passau  1203  (Zehnt- 
streitigkeit), p.  482. 

3  Padua  955,  M.  18,  442 :  „dum  episcopus  re- 
sideret  in  cathedra  sui  episcopii  .  .  .  convocata 
saeerdotum,  levitarum  reliquorumque  caterva  tarn 
ex  cardine  urbis  eiusdem  quamque  ex  singulis 
plebibus  vel  oraculis  in  synodali  eventu  (1.  con- 
ventu),  ut  solerti  Providentia  raentes  cunctorum 
divini  verbi  epulis  reficeret  et  spirituali  admoni- 
tione  iuxta  ss.  statuta  patrum  singulos  instrueret 
atque  (jjuae)  regulariter  in  synodo  peragenda  ac 
deliberanda  sunt  .  .  .  salubriter  perüceret." 
Bamberg  1058,  M.  19,  883  u.  H.  3,  126 :  „Ego 
.  .  .  propter  multimoda  meae  ecclesiae  negotia 
synodum  universorum  subiectorum  tenui.  Erat 
enim  plebs  huius  episcopii,  utpote  ex  maxime 
parte  Slavonica ,  ritibus  gentilium  dedita ,  ab- 
horrens  a  religione  christiana,  tam  in  cognatorum 
connubiis  quam  in  decimationum  contraditione 
decretis  patrum  omnino  contraria.'* 

*  Beispiele  bieten  die  Synoden  von  Konstanz 
1094,  Mansi  20,795;  CompostellallU,  M.  21, 
119;  Toul  1192,  M.  22,  647;  Camin  1204, 
Hartzheim  3,  483;  Utrecht  1209,  p.  488; 
Paris  Ende  des  11.  o.  Auf.  d.  12.  Jahrb.,  M.  22, 
675;  Dublin  1214,  1.  c.  p.  926.  Auch  gehören 
hierher  die  Kanones  eines  normannischen  Kon- 
zils aus  der  Mitte  des  12.  Jahrh.  bei  M.  18,  431, 
welche  Hefele  4,  598  einer  Provinzialsynode 
zuweist ,  obwohl  es  sich  nach  c.  1 1  (..omnes  qui 
in  nostra  parochia  sunt'")  nur  um  eineDiöcesan- 
synode  handeln  kann.  Mit  Ausnahme  der  beiden 
erstgedachten  Synoden  tragen  die  Anordnungen 
den  Charakter  der  späteren  Diöcesanstatuten  an 
sich. 
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Vorschriften,  welche  die  Abhaltung  und  Einrichtung  derselben  botreffen,  selbst  wenn 
man  die  von  grösseren  Synoden  darüber  aufgestellten  Kanonen  mit  in  Betracht  zieht, 
äusserst  selten  '. 

Die  Diöcesansynodcn  sollten  nach  diesen  Anordnungen  entweder  jährlich  ein- 
mal- oder  auch  zweimal  '  abgehalten  werden  '.  Theil  nahmen  an  ihnen  die  Mitglieder 
der  Dom-  und  sonstigen  Kapitel,  die  Aebte  und  Priester,  sowie  auch  andere  Kleriker 
der  Diöcese  ^,  ferner  aber  auch  Laien  '•,  insbesondere  die  in  dem  Sprengel  ansässigen 
Grossen  und  adeligen  Herren^,  die  bischöflichen  Beamten  (Advokaten^),  Vasallen'-^, 


'  Vgl.  die  fol;2:eii(len  Anmerkungen.  Die  bei 
iMansi  18,  323  Walter  von  Sens  (924-927) 
beigelegten  Kapitel  müssen  in  das  13.  Jalirhun- 
dert,  in  welchem  ein  anderer  Walter  (Cornut)  v. 
1222 — 1241  Erzbischof  v.  Sens  war,  gesetzt  wer- 
den ,  wie  sie  denn  aucbMansi  selbst  23,  509 
unter  dem  Namen  des  letzt  gejiannten  zu  1239 
noch  einmal  abdruckt.  Die  Erwähnung  der  iudi- 
ces  ordinarii  und  delegati  (c.  8),  canonici  saecu- 
lares  (c.  9),  prioratus  (c.  10  ff.),  ofüciales  epi- 
scoporum  (o.  13)  und  Goliardon  (ibid.,  s.  c.  un. 
in  VIto  de  vita  der.  III.  1  u.  Th.  I.  S.  119.  n.  6) 
passt  niijht  für  das  10.  Jahrhundert.  Zudem  be- 
zieht sich  c.  9 :  „moneantur  .  .  .  canonici  et  cle- 
rici  saeculares,  quod  ipsi  in  habitu  suo  et  aliis 
praecepta  tradita  in  generali  concilio  fideli- 
ter  observent",  offenbar  auf  c.  16.  Later.  IV.  von 
1215  (c.  15  X.  III.  1),  während  ein  vor  924  ab- 
gehaltenes General-Konzil,  welches  gemeint  sein 
könnte,  unerfindlich  ist. 

Der  s.  g.  sermo  synodalis  bei  Hartzheim  3, 
1,  welcher  freilich  nicht  mit  Sicherheit  dem  h. 
Ulrich  von  Augsburg  (923 — 973)  zugeschrieben 
^vird,  und  die  synodica  des  Rather  von  Verona 
(952- — 968)  sind  Eröffnungspredigten  und  ent- 
halten Ermahnungen  au  die  Geistlichkeit  über 
die  Führung  ihres  Amtes  und  die  Wahrung  ihrer 
Standes  Verpflichtungen. 

2  So  nach  den  dem  Bischof  Atto  v.  Vercelli 
zugeschriebenen  Kapiteln  aus  dem  10.  o.  11. 
Jahrh.  c.  27,  Mansi  19,  250;  Paris.  1211. 
P.  IV.  c.  17.  Rotomag.  1214.  P.  III.  c.  18 ,  M. 
22,  843.  920 ;  der  von  Innocenz  III 1198  bestätig- 
ten Konstitution  des  Bischofs  v.  Waizen,  Innoc. 
ep.  I.  293,  ed.  Migne  1,  251. 

3  Nach  const.  eccles.  Colomanni  reg.  Hungar. 
c.  1,  Mansi  20,  1166;  vorausgesetzt  in  c.  4 
Odonis  Paris.  (1196—1208),  M.  22,  676.  Dass 
in  der  fraglichen  Zeit  die  Abhaltung  zweier  Sy- 
noden im  Jahr  die  Regel  gewesen,  so  Phillips  , 
Diöcesansynode  S.  49,  ist  nicht  nachweisbar. 
Der  Rückschluss,  welchen  er  aus  Vorschriften 
des  14.  Jahrh.  macht,  erscheint  bedenklich.  Da- 
gegen sprechen  die  Anm.  2  angeführten  Stellen, 
von  denen  c.  27  Atton.  Vercell.  ausdrücklich 
hervorhebt :  „  quia  .  .  .  bis  in  anno  difficultas 
temporis  fleri  concilium  non  sinit ,  saltem  vel 
semel  a  nobis  celebretur'';  ferner  die  Anordnuiig 
Innocenz'  III  v.  1205,  ed.  Migne  2,  622,  für 
Burgos ,  dass  die  Aebte  uud  Prioren  einmal  im 
Jahre  auf  der  Synode  ihres  Bischofs  erscheinen 
sollen.  Allerdings  ist  für  einzelne  Bisthümer 
und  Jahre  auch  eine  zweimalige  Diöcesansynode 
nachweisbar  ,  so  z.  B.  für  Langres  1196,  Mansi 
21,  156. 


*  Die  Jahreszeit,  in  welcher  dies  geschah,  war 
die  Zeit  um  Ostern  oder  Pfingsten  und  der 
Herbst ,  gewöhnlich  der  Oktobermonat.  Dies  er- 
geben die  Citate  über  die  eiiizelnen  Synoden ,  s. 
auch  die  Zusammenstellung  bei  Phillips  a.  a. 
0.  S.  50.  Anm.  29. 

5  Vienne  907:  „ministri  episcopi,  abbates, 
multi  sacerdotes'* ,  Mansi  18,  259;  Freising 
906:  „coram  clero  et  astante  populo",  Hartz- 
heim 2,  886;  946  Mons  Trago,  M.  18,  414: 
„cum  Omnibus  abbatibus,  presbyteris  vel  diaco- 
nibus'';  Como  1010,  M.  19,  315:  „praesentibus 
totius  episcopii  (;lericis  et  lai'is" ;  Besannen 
1041,  1.  c.  p.  597  erwähnt  Pröpste,  Dekane, 
Kantoren,  Archidiakonen,  Subkantoren  der  Stifte, 
Aebte,  Archipresbyter,  Kapellane,  Diakonen  und 
Subdiakonen;  Bamberg  1058,  Hartz h.  3,  126: 
Dignitäten  und  Domherren  ,,et  fere  omnis  cle- 
rus'';  Arras  1090,  p.  212:  „abbates,  archidiaconi 
et  clericf';  Konstanz  1094,  M.  20,  795:  „abbates 
et  clerici  innumerabiles" ;  Toul  1105,  H.3,  251  : 
Probst,  Archidiakonen,  Kanoniker,  Aebte ;  Passau 
1204,  p.  482:  Aebte,  Pröpste,  Archidiakonen, 
Plebaue.  Weitere  Beispiele  lassen  sich  aus  den 
Citaten  S.  587.  n.  1  u.  2  entnehmen 

6  S.  vor.  Anm.  Einzelne  Quellen,  so  die  cap. 
Odon.  Paris,  cap.  2.  §.1,  Mansi  22,  675, 
schliesscn  die  Laien  aber  nach  stattgehabter  Er- 
öffnung der  Synode  von  der  Thcilnahme  an  den 
Verhandlungen  aus  :  „flnito  sermonc  licenciabit 
episcopus  laicos  et  scholares  et  alios  clericos  qui 
non  debebunt  synodo  Interesse".  Aus  einem  For- 
mular :  „quomodo  initianda  sit  synodus"',  welches 
sich  in  den  Ausgaben  des  Dekretes  von  Burchard 
V.  Worms  findet,  ed.  Migne  patrol.  140,  1062, 
auch  beiH  artzheim  3,  13,  und  dessen  Anfang 
der  c.  4  Tolet.  IV.  v.  633  zu  Grunde  liegt,  er- 
giebt  sich  dasselbe.  Die  Laien  sollen  erst,  um 
ihre  Beschwerden  anzubringen  ,  am  zweiten  Sit- 
zungstage ,  falls  die  Klagen  der  Kleriker  erledigt 
sind,  sonst  am  dritten  zugelassen  werden. 

"^  Konstanz  1094 :  „cum  praedictis  du'dbus  et 
reliquis  Alemanniae  principibus" ;  comites  Vienne 
907  ,  Verdun  967  ,  Hartzheim  2,  631 ;  Bam- 
berg 1058,  Toul  1105  (s.  Anm.  5);  Bergamo 
908:  „reliqui  nobiles^',  Mansi  18,  260;  Pader- 
born 1103,  II.  3,  246:  „liberi  homines";  Köln 
1109,  p.  256:  „laici  liberi";  ebenso  Würzburg 
1137,  H.  3,  336;  Halberstadt  1178,  p.  419: 
„nobiles  laici". 

8  Advokat  und  iudices,  Bamberg  1058;  Advo- 
kat und  Dapifer,  Toul  1105. 

9  fldeles  nostri,  Verdun  967;  defln.  Adelboldi 
Traiect.  v.  1027,  H.  3,  18  :  „praenominati  om- 
nes  feudales  ecclesiae  in  generali  synodo  episcopi 
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Ministerialen  1  und  Bürger  der  Bischofsstadt  2.  Die  Pflicht  zum  Erscheinen  bestand 
für  alle  Kleriker,  weil  diese  kraft  ihrer  Gehorsamsverpflichtung  der  Einladung  des 
Bischofs ,  welche  innerhalb  seiner  amtlichen  Zuständigkeit  lag,  zu  folgen  verpflichtet 
waren  ^. 

In  Betreff"  der  Stellung  der  Theilnehmer  tritt  nunmehr  im  Vergleich  zu  der  vor- 
hergehenden Zeit  eine  Aenderung  hervor.  Vielfach  erscheint  die  Synode  nicht  als 
berathende  Versammlung  neben  dem  Vorsitzenden  Bischof,  vielmehr  giebt  sie  auf 
Fragen  desselben  eine  massgebende  Entscheidung  ab.  Dies  ist  namentlich  der  Fall 
bei  Streitsachen,  welche  vor  der  Synode  verhandelt  werden^  und  bei  der  Verhängung 
von  Zwangsmitteln  zur  Durchführung  erlassener  Urtheile^. 

Mitunter  findet  sich  aber  eine  solche  entscheidende  Mitwirkung  auch  bei  Fest- 
stellungen von  Rechtssätzen  und  Anordnungen^»,  und  sie  erfolgt  dann  in  der  Form 
des  germanischen  Weisthums"^.  Endlich  kommt  sie  vereinzelt  bei  der  Vornahme  von 
Verwaltungsgeschäften  vor  8.    Dabei  geben  vielfach  Laien  neben  den  Geistlichen  ihr 


Traiectensis  tenentur  et  del^ent  personaliter  in- 
teresse ,  qui  feudiim  sunm  a  me  receperunt" ; 
Köln  1173,  p.  405  :  „nobiles  et  beneflciati". 

1  Bamberg  1058  ;  Paderborn  1103 ;  Köln  1109  ; 
Würzburg  1137. 

2  Paderborn  1103. 

3  Bamberg  1087,  Hartzh.  3,  206:  „nniversi 
qui  synodo  intererant,  clerici  qiiidem  per  sanctam 
obedientiara,  iudices  vero  caeterique  laici  sacra- 
mcntis  astrictl."  Das  galt  anoh  für  die  Aebte,  s. 
ep.  Wldon.  Ambian.  v.  1003,  Mansi  19,  1030. 
Bei  gerechtfertigten  Hinderungsgründen  war  aber 
Stellvertretung  zulässig,  conc.Arelat.v.  1097,1.  c. 
p.  943,  Odon.  Paris,  cap.  2  cit.  §.  6;  vgl.  ferner 
ep.  Inn.  III  v.  1205,  Migne  2,  622;  Zusiche- 
rung der  Freiheit  vom  Erscheinen ,  syn.  Ultraj. 
V.  1073,  Hartzh.  3,  148.  Als  generell  zum 
Erscheinen  verpflichtet  werden  in  c.  1.  2.  §.  6 
cap.  Odon.  Paris,  bezeichnet  „abbates  et  presby- 
teri,  maxime  curam  animarum  habentes".  Un- 
entschuldigtes Ausbleiben  wurde  mit  Censuren, 
z.  B.  der  Exkommunikation  geahndet;  s.  ep. 
Widon.  oit.  Die  anderen  Kleriker  und  Mönche 
hatten  wohl  nur  die  Pflicht,  wenn  eine  besondere 
Aufforderung  ergangen  war. 

Eine  Verbindlichkeit  der  Laien  bestand  blos 
in  Folge  besonderer  Treuverhältnisse,  s.  syn. 
Bamberg.  1087  cit.,  abgesehen  von  dem  Falle, 
wo  sie  nicht  als  Parteien  oder  Angeschuldigte  zu 
erscheinen  hatten.  S.  auch  die  S.  588.  n.  9  cit. 
Utrechter  Verordn.  v.  1027,  welche  sich  auf  die 
Herzöge  von  Brabant,  die  Grafen  von  Geldern, 
Holland,  Kleve  und  Bentheim,  sowie  andere 
freie  Herren  bezieht. 

4  Toul  916,  H.  2,  587  (Zehntstreitigkeit) : 
„Tunc  Drogo  episcopus  .  .  .  interrogavit  fldeles 
suos  archidiaconos  nee  non  sacerdotes  .  .  .  Qua 
propter  iudicaverunt  omnes  .  .  .";  Verdun  967, 
p.  031  (Streit  über  eine  Kirche)  :  „iudicio  deni- 
que  nostrorum  fldelium  et  consensu";  Vienne 
1030,  Mansi  19,498  (Streit  wegen  einerKirche 
und  wegen  Zehnten):  „propter  quam  controver- 
slam  decrevit  s.  synodus  in  praesentia  d.  Leud- 
garii  episcopi";  Arras  1090,  H.  3,  211  (Streit 
wegen  Pfarreien)  :  ,,ventum  est  ad  synodum,  ubi 
audito  damove  et  response  iudicio  vener.  abba- 


tum,  archidiaconorum  et  clericorum  .  .  .  deter- 
minatum  est,  quod"  .  .  .;  Köln  1198,  p.  466 
(Zehntstreitigkeit) :  „sicut  adiudicatum  est  eis 
in  sententia  priorum  (s.  Th.  II.  S.  605)  et  no- 
biliumlaicoru m";  Passau  1203  (Zehntstrei- 
tigkeit), p.  482  :  „super  quo  requisiti  a  nobis  D. 
Chunradus  archidiaconus,  T.  de  Pr.,  ministe- 
rialis  noster,  talem  dederunt  sententiam,  ut 
testes  audirentur  etsecundum  eorumattestationes 
.  . .  causae  flnem  imponeremus  . . .  Auditis  atte- 
stationibus,  requisiti  a  nobis  Chalhohus  archidia- 
conus et  Henr.  dePrez,  minlsterialis  noster, 
hanc  sententiam  dicunt :  quod  praenominati  te- 
stes ita  testiflcati  essent,  quod  saepedicti  cano- 
nici iuste  per  eos  praetaxatam  decimam  et  prae- 
dium  supramem.  obtinuissent.  Quam  sententiam 
rite  latam  et  universaliter  a  clericis  et  1  a  i  c  i  s 
approbatäm  praesentata  auctoritate  nostra  con- 
flrmantes,  sigilli  nostri  robur  ei  impendimus". 

5  Köln  1198  cit.  „0.  de  Schleyde,  qui  in  par- 
tem  decisae  haereditatis  ipsam  decimam  accepe- 
rat,  de  sententia  priorum  et  assensu  no- 
b  i  1  i  u  m  virorum  excommunicavimus^^ 

6  Bamberg  1058;  nach  der  S.  587.  n.  3  citir- 
ten  Stelle  heisst  es  :  „communi  omnium  iudicio 
conflrmatum  est,  ut  qui  sponte  canonicis  decretis 
nollent  obedire ,  compellerentur  intrare  et  qui 
canonice  banno  constrictus ,  non  decimaret ,  bo- 
nis  suis  a  domino  suo  abdicaretur,  donec  resipis- 
cere  compelleretur". 

'^  Mainz  1127,  H.  3,  300:  „Quaesita  enim  a 
praelatis  et  rectoribus  ecclesiae  nostrae  sententia 
et  iudicio  super  huiusmodi  causa  et  dissensione, 
decretum  est  ab  eis  lege  synodali :  in  locis,  ubi 
creverint  fruges,  dandam  esse  decimam";  Utreclit 
1209,  p.  490 :  „Quaesita  fuit  in  generali  synodo 
sententia :  an  episcopus  consensu  archidiacoui  et 
personae,  inspecta  necessitate,  cum  consensu  pa- 
troni  dare  posset  auctoritatem  construendi  novam 
ecclesiam?  Et  sententiatum  fiiit,  quod  bene  et 
synodus  approbavit  sententiam". 

8  Würzburg  1136,  H.  3,  331  (Erhebung  einer 
Kirche  zur  Pfarrkirche):  „totam  huius  causae 
seriem  in  synodo  nostra  ad  omnem  ecclesiae  con- 
ventura  detulimus  ettotius  ecclesiae  nostrae  cou- 
silio  et  auctoritate  praedictam  ecclesiam  in  A.  a 
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Urthcil  in  völlig  gleichberechtigter  Weise  ab'.  Der  Bischof  ertheilt  allerdings  den 
in  Prozessen  gefällten  Urtlieilen  der  Synode  seine  Bestätigung  2,  indessen  hatte 
diese  nicht  die  Bedeutung,  das  Urtheil  zum  Abschluss  zu  bringen,  sondern  vielmehr 
den  Zweck,  dasselbe  unter  seinen  Jurisdiktionellen  Exekutivschutz  zu  stellen,  da  da- 
bei gleichzeitig  die  Verletzung  des  Urtheils  mit  geistlichen  Strafen  bedroht  wurde. 

Diese  Eigenthümlichkeiten ,  welche  offenbar  auf  den  Einfluss  germanischer 
Kechtsanschauungen  zurückzuführen  sind,  finden  sich  freilich  nicht  überall,  und 
ebenso  wenig  kann  der  Nachweis  geführt  werden,  dass  das  geschilderte  Verfahren 
auch  nur  stets  auf  den  Synoden  ein  und  desselben  Bisthums  beobachtet  worden  ist  -^ 
Es  zeigt  sich  vielmelir  hier  das  auch  sonst'  vorkommende  Schwanken  zwischen  der 
Ausübung  der  ricliterlichen  Thätigkeit  durch  den  Beamten  unter  Beirath  anderer 
Personen'*  und  zwischen  der  germanischen  Trennung  von  Richter-  und  Urtheiler- 
Funktion. 

Auch  die  Betheiligung  von  Laien  als  Schöffen  mit  entscheidender  Stimme,  welche 
darin  hervortritt,  dass  sie  das  Urtheil  finden  oder  ihm  ihre  Vollbort  geben,  kann  in 
dieser  Zeit  nicht  auffällig  erscheinen.  Sie  hat  auch  sonst  ihre  Analogie  ^'  und  ist  nicht 
einmal  auf  die  Synodal-Geschäfte  beschränkt,  sondern  kommt  gleichfalls  bei  anderen 
wichtigen  kirchlichen  Angelegenheiten,  wie  bei  den  Bischofswahlen",  Veräusserun- 
gen  von  Kirchengut  u.  s.  w.  *^  vor. 

Von  einer  Mitwirkung  der  weltlichen  Gewalt  als  solcher,  also  des  Landesherrn 
oder  Fürsten,  ist  keine  Rede  ^.  Die  Bischöfe  halten  die  Synoden  kraft  ihrer  eigenen 
Autorität  ab,  wenngleich  vielleicht  in  einzelnen  Fällen  ein  Bischof,  um  seinen  An- 
ordnungen mehr  Gewicht  zu  geben ,  dieselbe  zugleich  unter  Bezugnahme  auf  seine 
etwaige  Stellung  als  päpstlicher  Legat  erlassen  haben  mag^^. 

Die  erste  allgemeine  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Diöcesan- 
synoden  hat  das  IV.  Lateranensische  Konzil  von  1215  erlassen.  Es  ordnet  an, 
dass  die  Bischöfe  jährlich  einmal  nach  dem  in  dem  betreffenden  Jahre  abzuhaltenden 


parochiali  ecclesia  .  .  .  absolvimus  .  .  .  Ut  autem  Weisungen  nicht  auf  die  Diöcesansynoden.   Eine 

liaec  omnia  ita  rata    .  .  .    permaneant,   nos    .  .  .  Ausnahme    macht    allerdings    die   Synode   von 

hanc  cartam  conscribi  fecimus,  quam  sigilll  no-  Mons  Trago  946,    Mansil8,  414:    „Ego  Rani- 

stri    impressione  insiguitara    .    .   .    oMcii  nostri  mirus  (II)  .  .  .    rex  —  (v.  Leon)  commonitione 

auctoritate    confirmavlmus".     Zu  Toul  1105,  p.  ...  antistitis  nostri  ...    Salomonis   Astoricensis 

249,  erfolgt  die  Bestätigung  von  Gjitern  und  Pri-  ecclesiae  episcopi   cum  omnibus  abbatibus  .  .  . 

vilegien  :  „auctoritate  mea  (episcopi)  et  assensu  presbyteris  vel  diaconlbus   cunctis   habitantibus 

totlus  cleri  et  populi  in  evidentia  generalis  sy-  subditione  sua  et  adünitatis  eins  ...    in  unum 

nodl".  .  .  .    concilium  adglomerare  praecepi  et  pariter 

1  S.  589.  n.  4  u.  5.  cum  eis  devotus  adveni,  ubi  cum  ...   de  sancta 

2  S.  589.  n.  4.  religione  et  de  commuui  voluntate  s.  ecclesiae 

3  Die  Gewinnung  eines  festen  Resultates  ist  attentius  tractaremus".  Hier  beruft  der  König 
deshalb  unmöglich  ,  weil  genaue  Nachrichten  die  Synode  und  nimmt  an  ihr  Theil,  aber  gerade 
über  die  Art  der  Verhandlung  auf  den  Synoden  in  Spanien  kommt  lange  Zeit  hindurch  eine  Ver- 
so  gut  wie  ganz  fehlen.  Das  S.  588.  n.  6  ge-  bindung  kirchlicher  und  weltlicher  Angelegen- 
dachte Formular  enthält  wesentlich  nur  liturgi-  heiten,  s.  S.  575.  n.  1  vor.  So  hat  auch  z.  B.  noch 
sehe  Vorschriften.  die  Synode  von  Compostella  von  1114, 1.  c.  21 ,  119 

*  S.  S.  489.  n.  1.  im  Beisein    der  Grossen    nicht   nur   kirchliche, 

5  Vgl.  z.  B.  Eine  1114,  Mansi  21,  92:  „epi-  sondern  auch  weltliche  Anordnungen  getroffen. 

scopus  .  ,  .  canonico  iudicavit  iudicio."  ^0  Darauf  deutet  der  Bericht  über  die  vonGeb- 

^  So  bei  den  Provinzialsynoden,  S.  489.  n.  1.  hard  von  Konstanz,  namentlich  zur  Einschärfung 

1  Th.  II.  S.  532.  608  ff.  der  Simonie-Verbote  und  des  Cölibats  1094  ab- 

«  Th.  II.  S.  59.  gehaltenen  Synode;  Mansi  20,  795:  „haec  .  .  . 

9  Für  England  wird  dies  allerdings  V.  Fried-  ipse  in  proprio  episcopatu  et  ex  episcopali  au- 

berg,  Grenzen  zwischen  Staat  u.  Kirche  S.  732  ctoritate  et  ex  apostolica  legatione  potuit  insti- 

behauptet,  indessen   beziehen   sich   seine  Nach-  tuere." 
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Provinzialkonzil '  eine  Diöcesansynode  bei  Strafe  der  Suspension  berufen  sollen,  um 
auf  derselben  die  Beschlüsse  der  ersteren  zu  verkünden  2.  Diese  Vorschrift  des  Kon- 
zils hat  aber  nur  die  Bedeutung ,  die  einmalige  jährliche  Abhaltung  der  Diöcesan- 
synode obligatorisch  zu  machen ,  nicht  aber  die  noch  theilweise  üblich  gebliebene 
zweimalige  Einberufung  in  einem  und  demselben  Jahre  zu  verbieten  '\  Das  ergiebt 
sich  deutlich  daraus,  dass  sie  keine  allgemeine  Regelung  des  Instituts  der  Diöcesan- 
synoden  vornimmt,  sondern  dieselben  nur  als  Publikationsorgane  für  die  Beschlüsse 
der  Provinzialsynoden  gebraucht  wissen  will. 

Es  ist  daher  auch  nicht  auffällig,  dass  noch  manche  spätere  partikuläre  Synoden 
die  Abhaltung  zweier  Diöcesansynoden  im  Jahre  angeordnet  haben  ^.  Allerdings 
finden  sich  daneben  auch  andere  derartige  Bestimmungen,  welche  nur  den  jährlichen 
Zusammentritt  einer  derartigen  Synode  vorschreiben*^. 

Zwar  sind  weder  die  Anordnung  des  Lateranensischen  Konzils,  noch  die  Be- 
stimmungen der  eben  gedachten  partikulären  Synoden  zu  voller  Durchführung  ge- 
langt ß  —  hing  diese  doch  nicht  allein  von  der  Persönlichkeit  des  Bischofs,  sondern 
auch  von  den  allgemeinen  politischen  und  den  besonderen  Verhältnissen  der  einzel- 
nen Diöcese  ab  — ,  immerhin  haben  sich  aber  im  13.  und  14.  Jahrhundert  die  Diöce- 
sansynoden ,  für  welche  in  dieser  Zeit  zuerst  neben  den  früheren  Bezeichnungen '' 
auch  die  noch  heute  übliche;  synodus  dioecesana  auftritt 8,  in  praktischer  Uebung  er- 
halten, und  sind  sogar  in  einzelnen  Bisthümern  mindestens  während  gewisser  Zeit- 
räume mit  ziemlicher  Regelmässigkeit  gehalten  worden  'K 


1  Vgl.  darüber  0.  S.  491. 

2  c.  6  in  c.  25.  X  de  accus.  V.  1. 

3  So  auch  Pliillips,  Diöcesansynode.  S.  63. 

4  Münster  1279.  c.  1,  Hartzlieim  3,  645 
(in  der  Fastenzeit  und  im  Oktober);  Clermont 
1268  praef.,  Mansi  23,  1185:  „cum  synodus 
aestivalis  .  .  .  semper  consueverit  celebrari 
dieMercurii  et  Jovis,  qui  proxime  festumPente- 
costen  subsequantur ,  atque  similiter  synodus 
hiemalis  d.  Mercurii  et  Jovis  festo  b.  Lucae 
evangelistae  proximioribus";  Rodez  1289, 1.  c.  24, 
965:  „cum  igitur  synodus  aestivalis  .  .  .  in  d, 
martis  et  d.  mercurii  post  quindenam  festi  Pa- 
schae,  synodus  vero  Memalis  in  d.  martis  et  d. 
mercurii  proximis  post  festum  b.  Lucae  evang. 
consueverunt  celebrari" ;  auch  für  Köln  sind 
1335—1337,  1353—1357  zwei  solcher  Synoden 
jährlich  abgehalten  worden,  Hartzheim  4, 
428.  463. 

5  Köln  1281  praef.,  Hartz  heim  3,  658  (in 
der  Fastenzeit) ;  Gabors  1289 ,  M  a  n  s  i  24,  767  : 
„statuimus  ad  fatigationes  nostrorum  subiecto- 
rum  removendas  et  ut  opportune  qui  congre- 
gandi  sunt,  omni  excusatione  semota  venire  va- 
leant,  ut  d.  mercurii  et  d.  Jovis  post  festum  Pen- 
tecostes  synodus  in  nostra  ecclesia  cathedrali 
semel  in  anno  celebretur";  Gerona  1257,  Mansi 
23,  931  (Oktober);  Ravenn.  provinc.  1311.  c.  18, 
1.  c.  25,  459 ;  Paris,  provinc.  1314,  1.  c.  p.  531 ; 
Palentin.  (Valladolid)  1322.  c.  1,  1.  c.  p.  697; 
Tarrac.  prov.  1329.  c.  63,  1.  c.  p.  869;  Fer- 
rara  1332.  c.  10,  1.  c.  p.705;  Lavaur  1368.  c.  6, 
1.  c.  26,  494;  Olmütz  1413.  c.  13,  Hartzheim 
5,  43. 

c  Köln    1281    praef.,    Hartzheim   3,    658: 


„generalem  synodum  propter  periculosum  statum 
ecclesiae  Coloniensis  et  praedecessorum  nostro- 
rum occupationes  aliquantis  temporibus  praeter- 
missam  de  consilio  praelatorum  nostrorum  et 
capituli  nostri  duximus  indicendam". 

■^  Am  häufigsten  kommt  als  solche  noch  vor: 
s.  generalis,  s.  Hartzheim  3,  325.  536. 
644.  658.  684;  4,  174.  256.  258.  277.  285.  343. 
353.  363.  369.  511;  ferner  Trientl279,  Mansi 
24,  323  u.  1336,  Hartzheim  4,  617;  daneben 
aber  auch  s.  plena,  13.  Jahrh.  Hartzheim 
3,  516.  525;  Marseille  1263,  Mansi  23,  1113; 
Gerona  1267,  1.  c.  p.  934;  s.  publica  Worms 
1224,  Hartz heim3,  517;  s.  sua  ,bez.  nostra, 
Worcester  1240,  M.  23,  524;  Münster  1279,  H. 
3,  653;  Köln  1310,  4,  308;  Utrecht  1347  und 
1350,  p.  352.  362 ;  Bremen  a.  1350,  p.  360  ; 
Köln  1371,  p.  508;  Würzburg  1373.  p.  515; 
capitulum  S.  Polten  1284.  1294,  H.  3,  680 
u.  4,  19.  Dieser  Zeit  gehört  dagegen  wohl  der 
Ausdruck:  s.  episcopalis  an,  c.  25.  X.  V.  1  cit.; 
Sens  1269.  c.  5,  Mansi  24,  6. 

8  Breslau  1290.  H.  3,  739 ;  Colon,  prov.  1322, 
H.  4,  283. 

9  Gerona  1257.  1261.  1267.  1274,  Mansi  23. 
928;  Valencia  1248.  1255.  1262.  1273,  1.  c.  p. 
769.  885. 1051. 1049;  Saintes  1260.  1282.  1298, 
1.  c.  24,  377.  465.  1185.  Durham  1255.  1276. 
1.  c.  23,  895  u.  24,  155;  ehester  1289.  1292,  1. 
c.  24,  1055.  1097;  Cambray  1300  ff.  1311. 
1312,  Hartz  heim  4,  66.237.242;  Köln  1327. 
1330.  1333  ff.  1353  ff.  1375.  1400,  1.  c.  4,  293. 
305.  427.  463.  516.  548;  Mainz  1316.  1318,  1. 
c.  4,  259.  265;  Münster  1317,  1318.  1.  c.  4, 
251.254:   Utrecht  1343.    1346—1348.    1350— 
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Im  Vorgleich  zu  der  früheren  Zeit  tritt  jetzt  die  Eigentliiimlichkeit  hervor,  dass 
Hilf  diesen  Synoden  vielfach  eine  Reihe  allgemeiner  sich  auf  die  Diöcesanverwaltung 
und  den  Diöccsanklerus  beziehender  Anordnungen  erlassen  werdend  Dies  hängt 
theils  damit  zusammen,  dass,  nachdem  das  allgemeine  Recht  der  Kirche  durch  die 
päpstlichen  Synoden  und  die  päpstliche  Gesetzgebung  seine  Regelung  erfahren  hatte, 
es  sich  nunmehr  um  die  Durchführung  desselben  in  den  einzelnen  Diöcesen  handelte, 
theils  aber  auch  damit,  dass  in  jener  Zeit  bei  der  immer  weiter  greifenden  Verwelt- 
lichung der  Kirche  ein  Einschreiten  gegen  viele  hervortretende  Missbräuche  erforder- 
lich war.  Die  Anordnungen  der  Synoden  beziehen  sich  insbesondere  auf  die  Spen- 
dung der  Sakramente,  die  Festordnung,  die  Reinerhaltung  der  christlichen  Lehre, 
den  Lebenswandel  der  Geistlichen,  die  Besetzung  und  Verwaltung  der  Kirchenämter 
sowie  die  Handhabung  der  Disciplin,  und  wenden  sich  gegen  solche  Missstände,  welche 
die  allgemeinen  und  Provinzial-Konzilien  gleichfalls  zu  bekämpfen  suchen,  wie  z.  B. 
die  Nichtbeobachtung  der  Residenz,  die  Kumulation  der  Benefizien  u.  s.  w.^  Auch 
hat  in  manchen  dieser  Statuten  das  Institut  der  Diöcesansynode  selbst  Berücksichti- 
gung und  nähere  Regelung  erfahren  3. 

Andererseits  hört  die  frühere  Sitte,  auf  diesen  Synoden  einzelne  Verwaltungs-"* 
und  richterliche  Geschäfte-^  vorzunehmen,  namentlich  im  14.  Jahrhundert,  mehr  und 
mehr  auf,  dagegen  dient  die  Diöcesansynode  noch  immer,  wie  früher,  Korrektions- 
und Visitationszwecken,  indem  sie  dem  Bischof  Gelegenheit  giebt,  sich  über  die  Ver- 
hältnisse seiner  Diöcese  durch  Befragung  der  erschienenen  Theilnehmer  und  durch  die 
von  diesen  erforderte  Berichterstattung  zu  informiren  ^',  und  die  nöthigen  Massregeln 
zur  Abstellung  von  Ungehörigkeiten,  Missständen  und  Missbräuchen  zu  ergreifen. 


1354.  1355.   1.  c.  4,  342.  348.  350.  351.  365  ff.  3  Vgl.  die  folgenden  Anmerkungen. 

37<S.     Zu   beachten   ist    dabei,   dass    nicht    sei-  *  Bestätigung  einer  KirchenschenkungHalbcr- 

ten  in  den  Verordnungen   der  Synoden  auf  frü-  stadt  1224,  Worms  1224,  Hartzlieim  3,    515. 

here  constitutiones   synodales  Bezug  genommen  518;  Zehntscheiikung  Hildesheim  1230,  p.  535 ; 

wird,  s.  z.  B.  Lüttich  1287,  1.  c.  3,  684.   Ande-  Weistliümer  über  die  Pflicht,  die  Konsekration 

rerseits  sind  aber  auch  offenbar  manche  bischöf-  eines  neu  gebauten  und  dotlrten  Altars  herbeizu- 

liche  Auorduungen,   welche  die  Konziliensamm-  führen,  Halberstadt  1328,  1.  c.  4,  601  ;  über  die 

1er  als  Statuten  von  Diöcesankonzilien  bezeich-  Unfäliigkeit   des  Kirchenadvokaten  ,    an  Gütern 

nen,  ohne  solche  erlassen  worden  ,    so  z.  B.   die  der  seiner  Advokatie  unterliegenden  Kirche  vol- 

Kölner  v.  1327  und  1375,    1.  c.  4,  293.  517,   in  les  Eigenthum  und  Erbrecht  zu  erwerben,  Mainz 

welchen  ausdrücklich  vorgeschrieben  wird,   dass  1227,  1.  c.  p.  615 ;    über  das  Recht  des  Mannes 

sie  auf  der    nächsten  Diöcesansynode   publicirt  Erbgüter  ohne  Konsens  seiner  Erben  seiner  Frau 

werden  sollen.  zu  überlassen,  Halberstadt  1296,  1.  c.  p.  636. 

Beispiele  von  Diöcesansynoden,  welche  zur  5  Besitzstreitigkeit  Worms  1224,  Hartzheim 
Publikation  der  Beschlüsse  von  Provinzialkonzi-  3,517;  Exkommunikation  gegen  Zehntverwei- 
lien  in  Gemässheit  der  oben  gedachten  Vorschrift  gerer,  Marseille  1263,  Mansi  23,  1113;  Unter- 
des lateran.  Konzils  abgehalten  worden  sind,  suchungen  und  Vernrtheilungen  wegen  Ketze- 
bieten  die  von  Torcello  1296,  Mansi  24,  1163  reien,  Hildesheim  1224,  Hartzh.  3,  516;  Trier 
und  Cambray  1300.  1301,  Hartzheim  4,  88.  1231,  p.  539.  Absetzung  eines  verbrecherischen 
89.  Abtes,  Freising  1248,  p.  577.     Zum  Tbeil  sind 

1  Durch  die  Aneinanderreihung  der  auf  den  solche  Synoden  ausdrücklich  zu  dem  bezeichne- 
verschiedenen  Synoden  erlassenen  und  öfters  re-  ten  Zwecke  gehalten  worden.  Anderseits  findet 
publicirten  Verordnungen  entstanden  von  selbst  sich  aber  auch  die  Vorschrift,  so  fürRhodez  1289, 
Sammlungen  derDiöcesan-Statuten,  vgl.  die  vor.  Mansi  24,  966:  .,nullus  causas  inducat  ad  sy- 
Anm.  Auch  haben  einzelne  Bischöfe  für  ihre  nodum  quae  alio  tempore  coram  nobis  vel  offl- 
Diöcesen^  so  z.  B.  schon  der  Bischof  Oliver  von  ciali  nostro  possent  facilius  et  commodius  ex- 
Paderbom   1224   solche   veranstaltet,    Hartzh.  pediri". 

3,  514.    Weitere  Nach  Weisungen  bei  Phillips,  ^  S.  z.  B.  Cambray  1300,  Hartz  heim  4,  66. 

Diöcesansynode  S.  66.  Vgl.  Schmid  a.  a.  0.  II.  1,  184  ff.   Um  diesen 

2  Specielle  Nachweisungen  sind  unnöthlg,  da  Zweck  besser  zu  erreichen  sind  auchim  15.  Jahr- 
die  Citate  der  einzelnen  Synoden  hinreichende  hundert  in  einzelnen  Diöcesen  nach  Analogie 
Belege  ergeben.  der  Sendschöflfen  in  dem  Sendgerichte   Sendzeu- 
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Was  die  Zusammensetzung  der  Synode  betrifft,  so  ist  sie,  soweit  die  Geistlich- 
keit in  Frage  steht ,  selbstverständlich  dieselbe  wie  früher.  Den  Vorsitz  führen  der 
Bischof  und  in  seiner  Abwesenheit  der  Generalvikar  i,  während  der  Vakanz  des 
Bisthums  die  vom  Domkapitel  bestellten  Kapitelsverweser  2,  ausnahmsweise  statt  des 
ersteren  auch  ein  päpstlicher  Legat •^.  Als  Theilnehmer  werden  erwähnt  die  Prälaten 
des  Bisthums ,  also  Aebte  und  Dignitäten  der  Dom-  und  anderer  Stifter ,  Kanoniker 
derselben,  Priester  und  andere  Geistliche"^. 

Wenngleich  auch  einzelne  Diöcesanstatuten  alle  diese  zum  Erscheinen  für  ver- 
pflichtet erklären'*,  oder  die  Berufungsschreiben  ihrer  sämmtlich  erwähnen  ß,  so  ist 
doch  meistens  die  Pflicht  bald  nur  auf  die  Priester,  insbesondere  diejenigen,  welche 
eine  Seelsorge  haben',  bald  selbst  allein  bis  auf  zwei  Drittel  der  von  den  Landdeka- 
nen auszuwählenden  Parochial-Priester  ^,  bald  auch  blos  bis  auf  die  Pfarrer '^  oder 
gar  die  Landdekane  ^^  beschränkt  gewesen. 


gen  für  die  Diöcesansynoden  verpflichtet  worden, 
Salzljurger  Provinz.-  und  Diöcesansynode  von 
1418,  c.  2,  bez.  c.  16,  Hartzhelm  5,  173. 
190,  welche  durch  das  IV  lateran.  Konzil,  c.  25 
X  de  accusat.  V.  1.  allerdings  schon  für  die 
Provinzialsynoden  (s.  0.  S.  491)  eingeführt 
waren. 

1  Utrecht  1345,  Hartzheim  4,  348. 

2  Cambray  1344,  1.  c.  p.  287,  s.  übrigens  Th. 
II.  S.  232. 

3  Hildesheim  1224,  Hartzheim  3,  515. 
Vgl.  überhaupt  Schmid  a.  a.  0.  S.  183. 

4  Hildesheim  1224,  1.  c:  „praelati  et  clerus 
episcopatus";  Hildesheim  1230,  1.  c.  3,  536: 
„Dompropst,  Kustos  u.  s.  w.  et  totus  clerus"; 
Köln  1266,  p.  619:  „de  communi  consilio  et  as- 
sensu  capituli  nostri  et  omnium  praelatorum  et 
ecclesiarum  et  cleri  civitatis  dioecesis  Colon."; 
indictio  syn.  Constant.  1327,  H.  4,  292:  „con- 
vocationem  omnium  praepositorum,  abbatum, 
priorum  prioratuum ,  decanorum  ecclesiarum 
collegiataram  ac  decanorum  christianitatum  no- 
strarum  civitatis  et  dioeces.  Const.";  Köln  1330, 
p.  308:  „priorum  et  cleri  nostrarum  civitatis  et 
dioecesis  copia  praesente";  Trient  1379,  Mansi 
24,  322:  „congregatis  tarn  clericis  civitatis  quam 
quasi  omnibus  clericis  totius  dioecesis  Trident.", 
ausserdem  werden  genannt  Dekan ,  Archidia- 
kon,  Scholastikus  des  Domkapitels,  ein  Abt, 
Klosterpröpste,  „archipresbyteri,  plebani,  vicarii 
et  alii  clerici";  Tcul  1296,  Hart z heim  4,  637': 
Dekan,  Archidiakon,  Scholastikus,  Domherrn, 
Mansionarien  und  Kapellane  von  Trient,  sowie 
„universi  de  clero  intrinseco  et  extrinseco  civita- 
tis Tridenti  et  dioecesis";  Torcello  1296,  Mansi 
24,  1165:  „convento  .  .  .  toto  clero  nostrae  civi- 
tatis et  dioecesis  Torcellan.";  Padua  1339, 1.  c.  25, 
1131 :  „in  generali  synodo  totius  cleri  Paduani'''; 
Florenz  1346 ,  1.  c.  26 ,  23 :  „in  capituli  et 
cleri  nostrae  civitatis  et  dioecesis  Flor,  ad  syno- 
dum  specialiter  vocatorum  pertinentia". 

5  Köln  1281  praef.  Hartzheim  3,658:  „om- 
nes  praelati  et  clerici  tam  religiosarum  quam 
saecularium  ecclesiarum  et  clerici  saeculares  no- 
strae civit.  et  dioec.'^;  vgl.  auch  Köln  1337,  1.  c. 
4,  442;  Cahors  1289,  Mansi  24,967:  „ad  quam 
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omnes  praelati  et  clerici  nostrae  civlt.  et  dioec.  et 
sacerdoteset  beneflciati  curam  animarum  habentes 
et  eorum  vicarii  venire  personaliter  tenentur". 

6  Utrecht  1345,  Hartzheim  4,  348:  „abba- 
tes  praepositos,  archidiaconos,  decanos,  provisores, 
ecclesiarum  rectores,  curatos  et  clericos  civitatis 
et  dioecesis". 

7  Statut.  Rotomag.  a.  1235.  c.  1.  2,  Mansi 
23,  371;  Stat.  Cenoman.  1247,  1.  c.  p.  733; 
Bajeux  1300.  c.  1.2,  1.  c.  25,  61;  Würzburg 
1298,  Hartzh.  4,  24.  (Daher  schreiben  alle 
auch  übereinstimmend  vor :  „die  dominica  sy- 
nodum  praecedente  sacerdotes  qui  capellanos  non 
habent  in  suas  parochias  diligenter  inquirant 
publice  in  ecclesia,  si  qui  sint  infirmi  in  parochia 
et  feria  sequenti  sive  antequam  iter  arripiant,  eos 
visitent  etiam  non  requisiti  et  faciant  quicquid 
necesse  fuerit  ad  salutem  animarum ;  nihilomi- 
nus  tamen  provisionem  eorum  procurantes  quae 
solent  facere  per  capellanos  in  aliis  ecclesiis  re- 
manentes.")  Terracon.  prov.  1329.  c.  16, Mansi 
25,  843;  Lüttich  1287.  c.  1,  H.  5,  684:  „deca- 
nis  et  sacerdotibus  et  aliis  qui  ipsi  synodi  Inter- 
esse tenentur '^'' ;  Ferrara  1332.  c.  10,  Mansi  25, 
905 :  „praelati  et  capellani  civitatis  et  dioecesis"; 
über  die  Seelsorge  -  Vikare  insbesondere  vgl. 
Schmid  a.  a.  0.  II.  1,  173. 

8  Cambray  1300,  Hartzh.  4,  66. 

9  Münster  1279.  c.  1,  H.  3,  645 :  „ut  omnes 
abbates,  praepositi,  priores  religiosarum  eccle- 
siarum et  praelati,  praepositi,  decani  saecularium 
ecclesiarum  et  rectores  nostrae  civitatis  et  dioe- 
cesis ...  ad  SS.  synodos  nostras  .  .  .  conveniant"; 
Saintes  1280.  c.  2,  Mansi  24,  377:  „item  mo- 
nemus  omnes  et  singulos  rectores  ecclesiarum  et 
alios  quoscumque  qui  ad  hanc  nostram  synodum 
venire  consueverunt  aut  tenentur,  de  quibus 
nos  et  praedecessores  nostri  sumus  et  fuimns  in 
possessione,  utveniant";  Stat.  von  Antun  1323. 
c.  1,  Martene,  thesaur.  nov.  anecdotor.  4,500; 
Meaux  1363.  c.  12,  1.  c.  p.  919. 

10  Konstanz  1327,  s.  Anm.  4;  Olmütz  1413. 
c.  13,  Hartzh.  5,  43,  verlangt  Erscheinen  der 
Dekane  mit  den  vier  ältesten  Pfarrern  ihres  Be- 
zirks. 
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Wo  jährlich  die  Abhaltung'  zweier  Synoden  vorgeschrieben  ist,  findet  sich  hin  und 
wieder  gleichzeitig  die  Unterscheidung,  dass  auf  der  einen  alle  Priester,  auf  der  ande- 
ren nur  diejenigen,  welche  eine  Seelsorge  verwalten,  zu  erscheinen  haben  '.  Wieder- 
holt werden  neben  den  gedachten  Geistlichen  auch  solche  genannt,  welche  ausserdem 
venire  tenentur'^.  Darunter  können  nur  diejenigen  anderen  Kleriker  verstanden  wer- 
den, welche  entweder  nach  der  Gewohnheit  der  Diöcese  oder  auf  Grund  besonderer 
bischöflicher  Anordnung  zum  Besuche  der  Synode  verpflichtet  sind  -K  Eine  Vertretung 
war  im  Allgemeinen  blos  im  Fall  gerechtfertigten  Hindernisses  4,  mitunter  auch 
schlechthin  für  die  Kapitel  und  geistlichen  Korporationen  5,  im  Uebrigen  nur  kraft 
Gewohnheitsrechtes^  oder  Privilegs  ",  gestattet,  und  das  sonstige  Ausbleiben  ohne  be- 
sonderen bischöflichen  Urlaub  zog  kirchliche  Strafen  ^  oder  Geldbussen "  nach  sich. 

Der  Pflicht  zum  Erscheinen  entsprach  selbstverständlich  auch  die  Pflicht ,  die 
Synode  nicht  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  zu  verlassen'**. 

In  Uebereinstimmung  mit  der  sonstigen  Entwicklung  hört,  und  darin  liegt  eine 
weitere  Abweichung  von  der  früheren  Zeit,  die  Theilnahme  der  Laien  an  den  Be- 
rathungen  der  Diöcesansynoden  ganz  auf;  schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert  werden 
sie  nur  noch  ganz  vereinzelt  erwähnt  ^i. 


1  Statut.  Claromoiit.  1268 ,  Mansi23,  1185: 
„praecipimus  sacerdotibus,  ut  omues  veniaut  ad 
synodum  aestivam,  et  curam  animarum  habentes 
ad  utramque".  In  den  Statuten  v.  Rhodez  1289, 
1.  c.  24,  965 :  „ut  ad  .  .  .  synodum  hiemalem 
veniant  .  .  .  personaliter  omnes  praelati  et  derlei 
et  sacerdotes  curam  animarum  habentes  dictae 
nostrae  dioecesis  . .  .  vel  saltem  vicarii  seu  mini- 
strantes  in  ecclesiis  pro  cisdem  :  ad  synodum  vero 
aestivaleni  ambo  per  se  et  personaliter  veniant, 
seil,  tam  praelati  quam  pro  eis  ministrantes  eum 
eappellano  eurato'',  liegt  die  Unterscheidung  in 
dem  Recht  sich  vertreten  zu  lassen  und  der 
Pflicht,  persüidich  zu  erscheinen. 

2  S.  Lüttich  1287,  S.  593.  n.7;  Salutes  1280, 
a.  a.  0.  n.  9 ;  Statut,  v.  Autun  1323,  a.  a.  0 ; 
Nantes  1410.  c.  2,  Martene  1.  c.  4,  1005. 

3  Also  z.  B.  Pfarrvikare ;  ferner  auch  solche 
Geistliche ,  welche  von  berechtigter  Weise  Aus- 
bleibenden als  Stellvertreter  deputirt  waren  ,  s. 
folgende  Anm. 

4  Stat.  Rotomag.  1235.  c.  1,  Mans  i  23,  371  : 
„et  si  inevitabili  necessitate  detenti  fuerint, 
mittant  capellanum  suum  aut  elericura  loci"'; 
ebenso  st.  Cenom.  1247- und  Clermont  1268,  I.e. 
p.  733  n.  1185;  Salutes  1280.  c.  2 ,  1.  c.  24, 
377;  Portiers  1280.  c.  11,  1.  c.  p.  388;  Köln 
1281.  praef.,  Hartzh.  3,  658;  Lüttieh  1287. 
c.  1,  1.  c.  p.684;  Rhodez  1289  und  Gabors  1289, 
Mansi  24,  965  u.  967;  Bajeux  1300.  c.  2,  1.  c. 
25,  61;  Würzburg  1298.  e.  1,  Haitzh.  4,  24; 
Lüttich  1300,  1.  c.  p.  67;  Autun  c.  1,  s.  Anm. 
2;  Avignon  1337.  c.  8,  Martene,  thesaur. 
nov.  4,  563;  Meaux  1363.  c.  1  und  xNantesl410. 
e.  2,  1.  c.  p.  915  u.  1005. 

5  Köln  1281,  s.  vor.  Note:  „Capitula  autem 
et  quaelibet  collegia  per  unicum  vel  per  duos 
procuratores  de  ipsorum  collegiis  comparebunt, 
ad  observationem  statutorum  in  procuratoriis  se 
similiter  obligantes." 

6  So  wird  auf  der  Diöeesansynode   zu  Worms 


1374  die  Gewohnheit  als  bestehend  anerkannt: 
^^quod  pro  ecclesia  Wimpinensi  et  omnibus  per- 
sonis  eiusdem,  praelatis,  canonicis,  beneflciatis 
et  officiatis  una  persona  ipsius  ecclesiae  nomine 
aliorum  omnium  et  pro  ipsis  in  synodis  episco- 
palibus  semper  transmissa  sit  et  consuevit  Inter- 
esse." 

'^  Privileg  Clemens'  IV  v.  1266  für  einen  Abt 
der  Diöcese  Nismes,  die  Synode  durch  einen 
Vertreter  zu  beschicken,  Menard,  histoire  de 
la  ville  de  Nismes.   Paris  1750,  p.  89. 

8  So  z.  B.  Suspension,  s.  die  Anm.  2  u.  4  ange- 
führten Statuten  von  Saintes,  Poitiers,  Lüttieh 
und  Utrecht  1345.  c.  1,  Hartzh.  4,  348;  oder 
Exkommunikation ,  Rhodez,  Meaux  und  Nantes, 
s.  die  cit.  Anm. 

9  Nach  Avignon  1337.  c.  8  (s.  Anm.  4)  20  so- 
lid!; nach  Ferrara  1332.  c.  10,  Mansi  25,  907, 
—  10  solidi. 

10  So  ausdrücklich  vorgesehrieben  Köln  1381, 
Hartzh.  3,  658. 

11  So  Worms  1224,  Hartzh.  3,  517dervieedo- 
minus  und  andere;  Halberstadt  1328,  1.  c.  4, 
601 :  „cui  scntentiae  omnes  tam  clerici  quam 
laici  coneordarunt."  Dass  die  Laien  nicht  mehr 
als  stimmberechtigt  galten,  zeigt  auch  Lüttich 
1290,  H.  3,  721.  Diese  Synode  ändert  einzelne 
Statuten  der  früheren  v.  1287  ab,  weil  die  „po- 
tentes, magnates,  nobiles  necnon  magistri,  sca- 
bini  iurati  et  communitates  civitatis  Leodiensis  et 
oppidorum  etc. "darüber  Klage  geführt  hatten,  dass 
ihre  Freiheiten,  Rechte  und  Gewohnheiten  durch 
die  letzteren  beeinträchtigt  vrorden  wären.  In 
Camhray  1300.  c.  1,  Hartzh.  4,  66,  wonach 
erscheinen  sollen  :  „praelati ,  perso)\ae  sive  pa- 
troni  et  duae  partes  sacerdotum'',  können  unmög- 
lich, wie  Schmid  a.  a.  O.  IL  1,  179  annimmt, 
Laien  gemeint  sein,  es  handelt  sieh  hier  offenbar 
um  geistliche  Patrone  oder  inkorporationsberech- 
tigte  Aebte  und  Prälaten. 

Wenn    Phillips.    Diöeesansynode    S.  53  in 
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Auch  darin  ist  eine  Aenderung  eingetreten,  dass  die  früher  entscheidende  Stimm- 
berechtigung der  Mitglieder  der  Synode  bei  der  Erledigung  von  einzelnen  Angelegen- 
heiten, insbesondere  von  richterlichen  Geschäften,  verschwindet  ^ 

Die  Stellung  der  Synode  erscheint  daher  nunmehr  noch  reiner,  wie  früher,  als 
die  eines  berathenden  Organs  des  Bischofs  2.  Jedenfalls  hatten  dabei  die  kirchlichen 
Würdenträger  der  Diöcese  die  Hauptstimme ,  denn  öfters  wird  nur  ihres  Rathes  ge- 
dacht-^, wie  ja  der  Bischof  insbesondere  verpflichtet  war,  einen  solchen  in  Betreff  der 
vorzulegenden  Diöcesanstatuten  seitens  seines  Kapitels  einzuholen  *. 

Wenngleich  die  Diöcesansynoden  in  der  besprochenen  Zeit  sich  in  Uebung  er- 
halten haben  ^,  so  sind  sie  doch  offenbar  nicht  überall  regelmässig  zusammengetreten  ^'. 
Dies  wird  dadurch  bestätigt,  dass  die  erste  Reformkommission  des  Konstanzer  Kon- 
zils einen  Beschluss  auf  Einschärfung  der  jährlichen  Abhaltung  derselben  gefasst 
hat  7.    Mit  der  Zurückstellung  des  Reformwerkes  ist  derselbe  auf  dem  Konzile  selbst 


c.  14  Colon.  1266,lHartzli.  3,  623:  ..ut  praelati 
et  ordinarii  iudices  nostrae  civitatis  et  dioecesis 
in  terminis  eorum  iurisdictioni  subiectis  syno- 
dum  suam  .  .  .  observent  ...  et  omnes  in  eccle- 
sia  illa  et  parocliia  in  qua  synodus  celebranda 
fuerit,  quandocunque  eis  fnerit  denunciata,  ad 
ecclesiam  et  synodum  veniant  obedientes  et  iura 
synodalia  observent  reverenter  .  .  .  Soli  tarnen 
nobiles  excipiantur,  qui  ad  nostram  synodum 
noscuntur  specialiter  pertinere",  anscheinend  so- 
gar eine  Pflicht  für  die  Adeligen  auf  der  Diöce- 
sansynode  zu  erscheinen  statuirt  findet ,  so  ist 
dies  nicht  richtig.  Es  handelt  sich  um  das  bi- 
schöfliche Sendgericht.  Die  Stelle  berührt  sich 
vollkommen,  wie  Phillips  selbst  nicht  ver- 
kannt hat,  mit  Sachsenspiegel  II.  1. 

Die  Statuten  von  Rhodez  1289,  Mansi  24, 
960;  von  Meaux  v.  1363.  c.  12,  Martene  4, 
919  ordnen  sogar  die  Entfernung  der  Laien  nach 
dem  Eröffnungsgottesdienst  an. 

1  Zu  Worms  1224,  Har  tzh.  3,  517,  wird  eine 
Besitzstreitigkeit  nach  römischer  Weise  vom  Bi- 
schof:  „nos  itaque  praelatorum  nostrorum  et 
aliorum  prudentum  virorum  usi  consilio''  ent- 
schieden. Die  frühere  massgebende  ßetheiligung 
tritt  nur  noch  in  den  Fällen,  wo  ein  Wcisthum 
über  einzelne  Rechtssätze  ertheilt  wird,  s.  S.  592. 
n.  4  und  Bremen  1350,  H.  4,  359,  hervor;  hier 
war  sie  indessen  durch  die  Natur  der  von  der 
Synode  geforderten  Erklärung  geboten. 

2  S.vor.  Anm.,  ferner  Freising  1248,  Hartzh. 
3,  577:  Absetzung  eines  Abtes  „totius  suae 
dioecesis  cleri  tarn  praelatorum  quam  subditorum 
communicato  consilio'';  Ausdrücke,  wie  „appro- 
bante  praesenti  synodo",  Durhaml276,  Mansi 
24,  158.  159,  oder  „omnibus  existentibus  in  ss. 
synodo  in  hoc  consentientibus",  Norwich  1255, 
1.  c.  23,  915,  stehen  nicht  entgegen,  denn  sie 
deuten  nicht  nothwendig  auf  Decisivvotum,  vgl. 
auch  S  c  h  m  i  d  a.  a.  0.  I,  238  ff. 

3  Erlass  von  Statuten  S.  Polten  (Passau)  1284, 
„de  consilio  praelatorum  et  archidiaconorum', 
Hartzh.  3,  680;  ähnlich  auch  S.  Polten  1294, 
H.  4,  21;  Würzburg  1313.  c.  1,  p.  246:  „de 
consilio  praelatorum  et  capituli  ecclesiae  nostrae", 
s.  auch  die  folgende  Anm.  a.  E. 

*  Th.  II.  S.  156.  Wenn  wiederholt  des  „con- 
sensus  capituli"   erwähnt  wird,  Norwich  1255, 


Mansi  23,  915;  Lüttich  1287.  c.  3,  Hartzh. 
3,  684,  so  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  man  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  der 
Doktrin  zwischen  dem  consensus  und  dem  con- 
silium  capituli  zu  scheiden  begonnen  hat,  Th.  II. 
S.  153 ,  also  die  erwähnte  Zustimmung  nicht 
Ausfluss  eines  Rechtes  auf  consensus  im  heutigen 
Sinne  zu  sein  braucht.  So  heisst  es  z.  B.  Lübeck 
1342,  H.  4,  335:  „de  capituli  nostri  consilio 
et  a  s  s  e  n  s  u  ".  Dass  neben  den  Mitgliedern  des 
Domkapitels  auch  andere  Prälaten  der  Diöcese 
eine  solche  hervorragende  Stellung  haben,  s.  fer- 
ner Köln  1307,  1.  c.  p.  107:  „de  consensu  et 
assensu  capituli  nostri  et  praelatorum  Colonien- 
sium";  Breslau  1290,  1.  c.  3,  740,  wo  des  ex- 
pressus  consensus  mehrerer  Domdignitäten  und 
Personate,  der  Domkanoniker,  mehrerer  Archi- 
diakonen  und  eines  anderen  Stiftspropstes  gedacht 
wird,  erklärt  sich  daraus,  dass  diese  auch  sonst 
bei  wichtigen  Angelegenheiten  neben  dem  Dom- 
kapitel konkurrirten,  s.  Th.  II.  S.  605. 

5  Das  ergeben  sowohl  die  vorhergehenden  An- 
merkungen, als  auch  die  Anordnungen  einzelner 
Provinzialkonzilien  ,  Marciac  (für  Auch)  1326. 
c.  56;  Ronen  1355.  c.  13,  Mansi  25,  798. 
1046,  dass  ihre  Beschlüsse  jährlich  oder  häufig 
auf  den  Diöcesansynoden  der  Suffraganen  publi- 
cirt  werden  sollen. 

6  Vgl.  z.  B.  die  Vorschrift  des  Salzburger  Pro- 
vinzialkonzils  von  1418  (nicht  1420)  c.  2, 
Hartzh.  5,  173  :  „ut  singuli  suffraganei  nostrae 
provinciae  qui  per  annum  vel  alium  in  casu  quo 
legitime  non  fuerint  impediti  omiserint  celebrare 
synodos  episcopales,  a  pontificali  officio  necnon  ab 
omni  exercitio  iurisdictionis  ecclesiasticae  per  se 
vel  per  alium  sint  ipso  iure  suspensi." 

■^  Hüb  1er,  Constanzer  Reformation  S.  118. 
n.  1  :  „fuit  conclusum  quod  .  .  .  flaut  .  .  .  sy- 
nodi  episcoporum  singulis  annis."  Diese 
Bezeichnung  oder  s.  episcopalis  wird  jetzt 
häufiger,  Basel  sess.  XV,  Mansi  29,  74;  Salz- 
burg 1418.  c.  16,  Konstanz  1463,  Hartzh.  5, 
190.  470.  Daneben  kommen  allerdings  auch  die 
früheren:  synodus  dioe  cesana,  Breslau  1473, 
1.  c.  p.  492;  s.  generalis,  Tournai  1481,  p. 
525;  s.  nostra.  Tournai  1481;  Bamberg  1491; 
Schwerin  1492,  p.  526.  597.  640,  vor. 
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iiicht  mehr  zur  Berathiing  gekommen ,  wohl  aber  hat  das  Baseler  Konzil '  die  Ange- 
legenheit wieder  aufgenommen  und  die  jährliche  Abhaltung  einer  Diöcesansynode 
in  Jedem  Bisthum ,  sofern  nicht  etwa  eine  zweimalige  üblich  sei,  angeordnet,  indem 
es  namentlich  den  Visitations-  und  Korrektionszweck  derselben  betonte  und  deshalb 
auch  vorschrieb ,  dass  der  Bischof  in  Person ,  abgesehen  von  dem  Fall  eines  triftigen 
Hinderungsgrundes,  präsidiren  und  die  Synode  zwei  bis  drei  Tage  dauern  sollte^. 

Von  demselben  Gesichtspunkte ,  dass  die  Diöcesansynode  ein  geeignetes  Mittel 
zur  Verbesserung  der  kirchlichen  Disciplin  und  der  Sitten  des  Klerus  bilde ,  ging 
später  auch  die  s.  g.  Reformationsforrael  Karls  V.  von  1548  aus^,  welche  den  zwei- 
maligen Zusammentritt  der  Diöcesansynoden  in  jedem  Jahre  anordnete  ^.  In  Folge 
dessen  und  in  Gemässheit  eines  gleichzeitig  erlassenen  besonderen  kaiserlichen  Be- 


1  Sess.  XV  V.  1433,  Maiisi  29,  74.  Hier 
heisst  es  (p.  75) :  „Prima  autem  die  convenien- 
tibiis  dioecesano  et  omiiibiis  aliis  qui  huiusmodi 
synodo  Interesse  teneutur,  infra  missarum  solem- 
nia  vel  post  dioecesanus  vel  alius  eius  nomine 
verbum  dei  proponat,  exhortando  omnes  ad  bo- 
nos mores  sectandum,  abstinendum  a  vitiis  et  ad 
ea  quae  pertinent  ad  eoclesiasticam  disciplinam 
et  officia  singulorum  et  praesertim,  ut  hi  qulbus 
cura  animarum  commissa  est,  diebus  dominicis 
et  aliis  solemnitatibus  plebem  subiectam  doctri- 
nis  et  monitis  salutaribiis  Instruant.  Post  ea  le- 
guntur  statuta  provincialia  et  synodalia  et  inter 
alia  aliquis  corapendiosus  tractatus  docens  quo- 
modo  sacramenta  ministrari  debeant  et  alia  utilia 
pro  iiistructione  sacerdotiim.  Deinde  ipse  dioe- 
cesanus de  vita  et  moribus  subditorum  solerter 
inquirat,  labem  simoniacae  pravitatis,  contractus 
usurario?  et  alia  quaevis  crimina  et  excessus  de- 
bita  correctione  coMbeat.  Alienationes  rerum 
ecolesiasticarum  a  iure  prohibitarum  revocet,  cle- 
ricorum  abusus  et  aliorum  subiectorum  qui  circa 
divinum  officium  et  delationem  debiti  habitus 
defecerint,  in  melius  re formet  et  emendet.  Et 
quoniam  multa  scandala  saepe  contingunt,  eo 
quod  constitutio  Bonifacii  pp.  VIII  .  .  .  Pericu- 
loso,  edita  super  clausura  monialium  (c.  un.  in 
VIto  de  statu  regul.  III.  16)  non  servatur,  stu- 
deat  ipse  dioecesanus,  ut  omnino  iuxta  ipsius 
constitutionis  tenorem  executioni  demandetur; 
necnon  ut  quicumque  religiös!  dioecesano  sub- 
iecti  regulas  et  constitutionessuarumreligionum, 
praesertim  ut  ab  eis  omriis  proprietas  abdicetur, 
iuviolabiliter  observent.  Ne  etiam  in  receptione 
ipsorum  ad  religionem  quidquam  per  simoniam 
exigatur.  Praecipua  autem  in  ipsa  synodo  epi- 
scopi  cura  sit,  Inquirere  ac  debitis  remediis  oc- 
currere,  ne  aliquod  dogma  haereticum,  erroneum 
aut  scandalosnm  seu  piarum  animarum  offensi- 
vum,  sortilegia,  divinationes,  incantationes,  su- 
perstitiones  et  quaevis  diabolica  figmenta  dioe- 
cesim  suam  inficiant.  Instltuantur  praeterea 
testes  synodales,  viri  graves,  providi  et  honesti, 
legis  dei  zelum  habentes,  iuxta  dioecesum  lati- 
tudinem  in  numero  competenti  aut  alii  eorum 
potestatem  habentes,  ubi  alii  non  sunt  ad  hoc 
instituti,  qui  si  dioecesano  minus  idonei  videan- 
tur,  eos  amovendo,  alios,  prout  ei  videbitur  expe- 
dire  instituat.  Hi  autem  in  manibus  ipsius  dioe- 
cesani  vel  sui  vicarii  iurare  tenentur,    prout  tra- 


dit  canon :  Episcopus  in  synodo  (c.  7.  C.  XXXV 
qu.  6):  qui  per  anni  circulum  lustrantes  ipsam 
diocesim,  quae  corrigenda  vel  reformanda  vide- 
rint,  his  ad  quos  talia  corrigere  vel  reformare 
pertinet,  referant.  Quae  nisi  correcta  vel  refor- 
mata  iam  fnerint,  ad  synodum  subsequentem 
perferant,  in  qua  debitis  remediis  occurratur. 
8ed  et  praeter  illa  quae  a  testibus  synodalibus 
vel  aliis  eorum  offlcia  exercentibus,  dioecesanus 
audierit,  inquirat  et  ipse  diligenter  de  cunctis 
subditorum  suorum  excessibus  et  taliter  in  de- 
linquentes  insurgat  correctionis  debitae  disci- 
plina,  ut  aliis  malignari  volentibns  transeat  in 
exemplum".  Vgl.  ferner  auch  o.  S.  502.  n.  5 
a.  E.  Wegen  der  Sendzeugen  s.  S.  592.  n.  6. 

2  Ueber  die  Diöcesansynoden,  welche  einer- 
seits im  Zusammenhang  mit  den  o.  S.  502.  n.  1 
erwähnten  Provinzialsynoden  abgehalten  worden, 
s.  Hefele,  Conc. -Gesch.  7,  381,  und  die  wei- 
ter dahin  gehörige  Brixener  v.  1419,  G.  Bi- 
ckell  synodi  Brixinenses  saec.  XV.  Oenipont. 
1880.  S.  1.  2,  sowie  die  andererseits  aus  An- 
lass  der  Vorschriften  des  Baseler  Konzils  und 
nach  demselben  zusammengetretenen,  abgesehen 
von  den  S.  595.  n.  7  erwähnten  und  den  in  den 
Konziliensammlungen,  namentlich  bei  Hartz - 
heim  tom.  5  abgedruckten,  noch  Bickell  1.  c, 
welcher  Brixener  Synoden  von  1438.  1449.  1463. 
1455. 1457 publicirt  hat,  sowieRapp  ,  Statuten  d. 
ältesten  (?)  bekannten  Synode  von  Brixen  i.  J. 
1511.  Innsbruck  1878,  und  dazu  H.  Grisar, 
i.  d.  histor.  Jahrb.  d.  Görresgesellschaft ,  red. 
von  G.  Hü  ff  er.    Münster  1880.  1,  603. 

3  S.  0.  S.  503.  n.  3. 

4  tit.21  de  synodis.  Auch  die  Verordnung  des 
Kardinallegaten  Campeggio  von  1424  (s.  S.  503. 
n.  4)  hatte  unter  n.  35  die  jährliche  Feier  von 
Diöcesansynoden  befohlen  :  „ut  refloreat  catholica 
fldes  ecclesiasticaque  dignitas,  haeresibus  radi- 
citus  exstirpatis,  suum  locum  retineat  idque  vix 
alio  modo  aptius  et  commodius  fieri  possit,  quam 
synodis'^',  Hartzheim  6,  204,  allerdings  we- 
sentlich zu  dem  Zweck,  den  Protestantismus  zu 
bekämpfen  ,  während  die  Reformationsformel 
Karls  V  die  in  der  katholischen  Kirche  eingeris- 
senen Missbräuche  beseitigen  und  dadurch  die 
Wiedervereinigung  der  Protestanten  mit  den  Ka- 
tholiken erleichtern  wollte. 
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fehles  auf  sofortige  Veranstaltung  dieser  Synoden  ',  wurden  solche  noch  in  demselben 
Jahre  und  in  den  nächstfolgenden  von  den  deutschen  Bischöfen  zusammenberufen ''^, 
um  die  beabsichtigte  Reformation  durchzuführen  ^. 

Das  Konzil  von  Trient  hat  demnächst  ebenfalls  die  Abhaltung  der  Diöcesan- 
synoden wieder  eingeschärft',  jedoch  sich  begnügt,  den  einmaligen  Zusammentritt 
derselben  im  Jahre  als  obligatorisch  vorzuschreiben^.  Dieser  Anordnung  ist  auch 
noch  im  Verlauf  des  16.  Jahrhunderts  insofern  entsprochen  worden,  als  in  weiten 
Kreisen  der  katholischen  Kirche  in  Verbindung  mit  den  gleichfalls  durch  das  Tri- 
dentinum  veranlassten  Provinzialkonzilien  Diöcesansynoden,  insbesondere  zur  Publi- 
cirung  und  Durchführung  der  Beschlüsse  des  Konzils,  abgehalten  worden  sind, 
wenngleich  andererseits  schon  damals  von  einem  regelmässigen  jährlichen  Zu- 
sammentritt keine  Rede  gewesen  ist  '*. 

Mit  dem  folgenden  Jahrhundert  beginnt  der  Verfall  des  Institutes.  Allerdings  sind 
noch  hin  und  wieder  Diöcesansynoden  zusammenberufen  worden ,  aber  ohne  Regel- 
mässigkeit ^  und  schon  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  hören  sie  in  den  meisten  Bis- 
thümern  Deutschlands ^  und  Belgiens*^  auf,  während  sie,  freilich  meistens  ver- 
einzelt, noch  in  manchen  französischen  ^o,  spanischen ^^,  portugiesischen  *2 
und  italienischen'-*  Diöcesen  während  des  1 8 .  Jahrhunderts  vorkommen.  Erklärlich 
wird  dieses  Absterben  des  Institutes  daraus ,  dass ,  nachdem  die  leitende  Gewalt  in 
der  Kirche  sich  in  den  Händen  des  Papstthums  konzentrirt  hatte,  auch  die  Bischöfe 
ihrerseits  in  ihren  Bisthümern  möglichst  unbeschränkt  zu  regieren  und  namentlich 


1  Bei  Le  Plat  ampl.  coli.  mon.  conc.  Trid. 
4,  103. 

2  1548  zu  Köln,  Paderborn,  Augsburg,  Lüt- 
tich, Trier,  1549  zu  Strassburg  und  Köln,  1550 
zu  Cambray  und  2  zu  Köln,  Hartzheim  6, 
350.  359.  360.  390.  398.  416.  608.  614.  616. 
767. 

3  Vgl.  des  Näheren  Phillips,  Diöcesansy- 
node  S.  76  ff.,  welcher  auch  die  Annahme,  dass 
der  Klerus  auf  diesen  Synoden  eine  andere  als 
eine  berathende  Stellung  gehabt  habe,  mit  Recht 
zurückweist. 

4  Zum  Theil  auf  Andrängen  der  französischen 
Gesandten,  postul.  orator.  reg.  Gall.  art.  petit. 
34,  Le  Plat,  1.  c.  p.  643. 

5  Sess.  XXIV,  c.  2  de  ref.  Das  weitere  s.  un- 
ten §.  182  bei  Darstellung  des  geltenden  Rechtes. 

6  In  Betreff  Deutschlands  vgl.  die  bei  H  artz- 
heimt.  7  und  8  abgedruckten  Synoden  dieser 
Zeit;  s.  dazu  auch  v.  Schulte,  Geschichte  der 
Quellen  u.  Literatur  des  kanon.  Rechts  III.  1, 
89  (und  Arch.  für  k.  K.-R.  25,  228);  für  die 
übrigen  Länder  s.  Schmid  a.  a.  0.  II.  2,  57  ff. 
Insbesondere  hat  der  h.  Karl  Borromäus  v.  Mai- 
land (1560 — 1584)  11  Diöcesansynoden  abgehal- 
ten, jedoch  auch  nur  in  der  Zeit  von  1579 — 1584 
jährlich  eine,  während  zwischen  den  früheren 
ein  Zeitraum  von  je  4  Jahren  liegt,  Schmid  a. 
a.  0.  S.  93. 

"^  Nähere  Nachweisungen  darüber  bei  Schmid 
a.  a.  0.  S.  47  ff. 

^  In  Köln  ist  die  letzte  1667 ,  in  Paderborn 
1688  zusammengetreten,  allerdings  in  Kulm  erst 
1745  und  für  Ermland  1726.  Ob  zwischen  den 
beiden  letzteren  und  den  hier  zunächst  vorher- 


gehenden von  1641  und  1623  etwa  noch  andere 
gehalten  worden  sind,  lässt  sich  nach  dem  vor- 
liegenden Material  nicht  feststellen,  vgl.  v. 
Schulte  a.  a.  0.  und  Schmid  a.  a.  0.  S.  51. 
54.  Eine  Ausnahme  macht  nur  das  Bisthum 
Münster,  in  welchem  die  Synoden  von  1642  ab 
fast  regelmässig  stattgefunden  und  ihrer  äussern 
Form  nach  noch  bis  zum  Jahre  1838  fortgewährt 
haben,  Schmid  a.  a.  0.  S.  56;  Phillips,  Diö- 
cesansynode  S.  88. 

«  Schmid  a.  a.  0.  S.  64. 

10  Hier  noch  Autun  1726,  Chälons  1746  und 
1749.  In  Besannen  wurden  bis  1636  zwei,  eine 
Frühlings-  und  eine  Herbstsynode,  von  da  an 
aber  bis  tief  in  das  18.  Jahrhundert  hinein,  eine 
im  Jahr  gehalten.  Auch  beim  Aufhören  einer 
mehr  regelmässigen  Einberufung  blieb  es  indes- 
sen in  einzelnen  Bisthümern  noch  während  die- 
ser Zeit  bei  der  Sitte,  dass  jeder  Bischof  wenigstens 
nach  seinem  Regierungsantritt  eine  solche  Synode 
versammelte,  Schmid  a.  a.  0.  S.  77.  82. 

11  Die  letzte  ist  hier  die  vonOviedo  1769,  wel- 
che in  diesem  Bisthum  auf  die  von  1607  gefolgt 
ist,  Schmid  a.  a.  0.  S.  65  ff. 

12  Portalegre  1714;  Visen  1745  und  1748, 
a.  a.  0.  S.  69. 

13  z.  B.  Sabina  1736,  Orvieto  1723,  Tivoli 
1729,  Osimo  1778,  a.  a.  0.  S.  95 ;  s.  auch  v. 
Schulte  a.  a.  0.  u.  Phillips,  Diöcesansy- 
node  S.  89.  u.  3.  In  Benevent  hat  der  Papst 
Benedikt  XIII  als  dortiger  Erzbischof  von  1686 
■ — 1724  nach  seiner  eigenen  Angabe  auf  dem  rö- 
mischen Provinzialkonzil  von  1725  t.  II.  c.  1 
(collect.  Lac.  1,  350)  38  Diöcesansynoden  ab- 
gehalten. 


.^\ilL2!-_*!£^''if> 


598  •  1-  i^it^  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirclie  durch  dieselbe.  [§.  178. 

jede  Betliciligiing  dos  Pfarrklcrus  dabei  auszuscliliesseii  sucliten.  Ausserdem  bot  die 
inzwischen  üblicli  gewordene  Organisation  einer  Reihe  von  bischöflichen  Behörden 
Ersnt/niittel  für  einzelne  Funktionen,  für  welche  früher  die  Diöcesansynoden  benutzt 
worden  waren,  so  für  die  Geschäfte  der  Visitation,  Korrektion  und  der  Rechtspflege. 
Die  persönliche  Thätigkeit  des  Bischofs  trat  bei  der  durch  diese  Behörden  geführten 
Verwaltung  mehr  zurück ,  und  so  blieb  für  die  Diöcesansynoden  fast  allein  der  Er- 
lass  allgemeiner  Diöcesan- Verordnungen  und  Statuten  übrig.  Da  aber  diese  gemäss 
der  oben  gedachten  Tendenz  den  Diöcesansynoden  schon  fertig  gestellt  vorgelegt 
wurden,  und  die  Diöcesansynode  wesentlich  darauf  beschränkt  war,  die  Verkündigung 
derartiger  Anordnungen  entgegenzunehmen  ',  sah  man  schliesslich  mit  Rücksicht  dar- 
auf, dass  sich  die  Publikation  ebenso  gut  durch  Zustellung  von  Druck-Exemplaren 
an  den  Klerus  bewirken  liess,  von  der  Einberufung  der  Diöcesansynoden  ganz  ab. 

Für  einzelne  Länder  traten  zu  diesen  durch  die  kirchliche  Entwicklung  beding- 
ten l'rsachen  noch  andere  Gründe  mitwirkend  hinzu.  In  Deutschland ,  wo  die 
Bischöfe  in  Folge  ihrer  Stellung  als  Reichsfürsten  die  eigentlichen  Diöcesangeschäfte 
so  gut  wie  ganz  ihren  geistlichen  Behörden  tiberliessen,  erschwerte  weiter  die  herr- 
schende Praxis,  mehrere  Bisthümer  in  einer  Hand  zu  vereinigen'^,  an  sich  schon 
die  Abhaltung  der  Diöcesansynoden  durch  den  Bischof  und  musste  bei  der  geringen 
Neigung,  solche  zu  versammeln,  den  völligen  Verfall  des  Institutes  beschleunigen  3. 

Endlich  ist  auch  die  Veränderung  der  Stellung  der  weltlichen  Gewalt  zur  katho- 
lischen Kirche,  welche  sich  mit  dem  16.  Jahrhundert  vollzogen  hatte,  von  Einfluss 
gewesen.  Das  von  den  weltlichen  Regierungen  auch  gegenüber  den  bischöflichen 
Erlassen  geübte  Placet  und  der  recursus  ab  abusu  wirkten  hemmend  und  lähmend 
auf  die  Beförderung  des  Synodalwesens  seitens  der  Bischöfe  ein,  namentlich  deshalb, 
weil  den  Geistlichen  und  Laien,  welche  sich  durch  Bestimmungen  der  DiÖcesan- 
statuten  oder  durch  sonstige  auf  der  Synode  getroffene  Verwaltungsmassregeln  be- 
schw^ert  fühlten,  ein  Mittel  gegeben  war,  durch  Anrufen  der  Regierung  die  bischöf- 
lichen Massnahmen  unter  die  Kontrole  derselben  zu  stellen ,  und  die  Verweigerung 
des  staatlichen  Placets  für  dieselben  herbeizuführen^. 

Einen   gewissen   Ersatz   für   die  Diöcesansynoden   bildeten   in   einzelnen  Bis- 

1  Schmid  a.  a.  0.  S.  57.  67.  95.  252.  Diöceseii  reichsunmittelbarer  Fürsten   gehörten, 

2  Th.ULS.  255  und  die  Zusammenstellung  bei  ^"  B-  die  Herzogtliümer  Kärntlien  und  Steier, 
V.  Schulte,  Gesch.  der  Quellen  und  Literatur  sowie  Baiern  kam  weiter  in  Betracht,  dass  die 
des  kanon.  Rechts.  III.  1    82  n.  7.  Tendenz  der   staatskirchlichen  Gesetzgebung  in 

„  ^                           .11               1     .     Tx          1  diesen  darauf  hinausging,  den  Klerus  möglichst 

3  Daraus  erklärt  sich,  dass  gerade  m  Deutsch-  ^^^^  direkten  Einwirkung  der  Bischöfe  selbst  zu 
land  die  Diöcesansynoden  schon  im  17.  Jahrhun-  entziehen,  und  die  in  Folge  dessen  erlassenen 
dert  aufhören.  IreilicE  kommt  noch  weiter  der  einzelnen  gesetzgeberischen  Massregeln  eben- 
Umstand  in  Betracht,  dass  in  die  erwähnte  Zeit  f^^g  ^^^  Abhaltung  von  Diöcesansynoden  er- 
auch  der  dreissigj ährige  Krieg  fällt.  schwerten,  a.  a.  0.  S.  222  ff.  237  ff.    Auch  war, 

4  Schmid  a.  a.  0.  IL  2.  S. 211. 259.  266.  276.  wie  in  der  Grafschaft  Mark,  der  Besuch  von  Sy- 
Im  Königreich  Neapel  wurde  durch  kön.  Reskript  noden  ausserhalb  des  Landes  ohne  fürstliche  Er- 
von  1749  der  Gebrauch  der  alten  Synodalstatu-  laubniss  nicht  gestattet,  Woker,  Gesch.  d. 
ten  ohne  neue  königliche  Genehmigung  verboten,  norddeutsch.  Franciskaner- Missionen.  Freiburg 
S.  256.    In  Spanien  ist  sogar  zu  einzelnen  Sy-  1880,  S.  638. 

nodalsynoden  vorher  königliche  Erlaubniss  ein-  Dagegen  übten  in  Italien  die  nicht  seltenen 
geholt  worden,  a.  a.  0.  S.  272,  und  es  haben  Appellationen  des  Saecular  -  und  Weltklerus 
ihTien  auch  königliche  Kommissarien  ange-  gegen  die  Synodalstatuten  an  den  päpstlichen 
wohnt.  Stuhl  oder  die  Congregatio  concilii  einen  ähn- 
ln Preussen  schreibt  das  A.  L.  R.  IL  11.  lieh  lähmenden  Einfluss,  wie  anderwärts  der 
§.  141  zur  Abhaltung  der  Synoden  ebenfalls  Rekurs  an  den  Staat,  aus ,  Benedict.  XIV  de 
staatliche  Genehmigung  vor.  synodo  dioecesana  1.  III.  c.  5  n.  13 ;  Schmid 
Für  einzelne  deutsche  Länder,  welche  zu  den  a.  a.  0.  S.  253. 
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thümern  die  Versammlungen  der  Dekane  oder  vicarii  foranei,  welche  sich  jährlich 
beim  Bischof  einzufinden  hatten ,  um  ihm  Bericht  über  den  religiösen  Zustand  ihres 
Bezirks  zu  erstatten ,  sowie  die  aus  diesem  Anlass  gegebenen  Anweisungen  behufs 
ihrer  Ausführung  entgegen  zu  nehmen  ',  in  dem  westlichen  Frankreich  dagegen  die 
s.  g.  Conferences  ecclesiastiques ,  welche  für  die  besonderen ,  zu  diesem  Zwecke  in  der 
Diöcese  gebildeten  Konferenzbezirke  jährlich  durch  den  Bischof  oder  einen  Kom- 
missar desselben  mit  der  Geistlichkeit  des  betreffenden  Sprengeis  abgehalten  wurden, 
und  auch  der  wissenschaftlichen  Förderung  der  letzteren  zu  dienen  bestimmt  waren ''^. 
Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  sind  allerdings  sowohl  in  Toskana  wie  auch 
in  Deutschland  Versuche  gemacht  worden,  die  Diöcesansynoden  neu  zu  beleben,  aber 
sie  dabei  zugleich  auf  eine  andere  Grundlage  zu  stellen.    Dieselben  stehen  im  Zu- 
sammenhang mit  den  damaligen,  durch  den  Gallikanismus  hervorgerufenen  Bestre- 
bungen des  Episkopates  auf  Erringung  einer  grösseren  Selbstständigkeit  gegenüber 
der  römischen  Kurie,  in  Toskana  mit  den  vom  Grossherzog  Feter  Leopold  nach  dem 
Vorbilde  seines  Bruders  Josephs  IL  in  Angriff  genommenen  kirchlichen  Reformen 
seines  Landes.    Nachdem  der  Grossherzog  schon  im  J.  17S5  die  Bischöfe  zur  Ab- 
haltung von  Diöcesansynoden  ermahnt  hatte,  liess  er  ihnen  unterm  26.  Januar  1786 
einen  Kirchenverbesserungsplan  in  57  Artikeln  zugehen,  welcher  als  Grundlage  für 
die  Berathung  der  Diöcesansynoden  dienen  sollte  -K    Gleich  der  Art.  1  ^  erklärt  diese 
letzteren  für  nothwendig,  damit  die  Bischöfe  von  den  Pfarrern  und  anderen  recht- 
schaffenen Geistlichen  die  in  ihrer  Diöcese  hervorgetretenen  Missbräuche  erfahren 
und  sie  gemeinsam  mit  diesen  abstellen  könnten,  und  verlangt  für  die  Zukunft  die  Ein- 
berufung solcher  Versammlungen  in  mindestens  zweijährigen  Zwischenräumen.     In 
Uebereinstimmung  mit  einer  im  18.  Jahrhundert  in  Frankreich  entwickelten  Theorie^ 
welche  für  den  Pfarrklerus,  den  s.  g.  „ordre  second",  ein  entscheidendes  Stimmrecht 
in  Anspruch  genommen  hatte  ^,  wird  den  Pfarrern  das  nächste  Recht  vor  den  Kano- 
nikern, Benefiziaten  oder  anderen  Geistlichen,  sich  an  der  Synode  zu  betheiligen,  bei- 
gelegt, und  der  Diöcesansynode  eine  sehr  weitgehende  Kompetenz  in  allgemeinen 
kirchlichen  Angelegenheiten  (z.  B.  Verbesserung  der  Breviere  und  Messbücher),  ins- 
besondere auch  die  Berathung  über  die  Wiedereinsetzung  des  bischöflichen  Amtes  in 
seine  alten,  im  Laufe  der  Zeit  auf  den  Papst  übergegangenen  Rechte  zugewiesen". 

Nur  einer  der  toskanischen  Bischöfe,  Bischof  S cipio  Ric ci  von  Pistoja und Prato, 
berief  noch  im  Herbst  des  Jahres  1786  in  Folge  der  grossherzoglicheu  Anregung 
für  das  eine  seiner  Bisthümer,  für  Pistoja,  eine  solche  Diöcesansynode  ein',  indem 
er  zugleich  in  dem  Berufungsschreiben  erklärte,  dass  er  den  Priestern  die  Rechte  der 


1  Sic  finden  sich  in  italienischen  Bisthümern, 
insbesondere  in  Mailand,  ferner  in  belgischen  und 
in  einzelnen  ostfranzösischen  Diöcesen,  und  dien- 
ten ursprünglich  zur  Vorbereitung  der  Diöcesan- 
synode, Schmida.  a.  0.  S.  129.  59.  60.  61. 
102.  106. 

'•^  Auch  sie  sollten  ursprünglich  neben  der 
Diöcesansynode  gehalten  werden.  Vgl.  Schmid 
a.  a.  0.  S.  83. 

3  Schmid  a.  a.  0.  1,  122. 

*  Acta  congregationis  archiepiscoporum  et  epi- 
scoporuinlletruriae  Florentiae  a.  1787  cclebratao. 
Ex  Italico  translata  a  J.  Schwär zel,  Bamb. 
J790  ff.  2,  13. 


5  Schmid  a.  a.  0.  1,  111  if.,  wo  die  Schrif- 
ten angegeben  sind  ;  insbesondere  gehört  hierher 
(Mault rot),  Le  droit  des  pretres  dans  le  sy- 
node  ou  concile  dioce'sain.  1779  ;  ferner  Ics  droits 
du  second  ordre  de'fendus  contra  las  apologistes 
de  la  domination  episcopale  (ohne  Namen  und 
Druckort)  1779  und  die  Fortsetzung  dieses  Wer- 
kes :  Defense  du  droit  des  pretres  dans  le  synode 
etc.  1789.  Vgl.  weiter  auch  V.  Schulte,  Ge- 
schichte d.  Quellen  u.  Literatur  d.  canon.  Rechts 
3.  649. 

ß  Art.  2  fl.  a.  a.  O.  Schwarzcl  1.  c.  2, 
13  ff. 

7  Schmid  a,  a.  0.  S.  125. 
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alten  Presbyterien  nicht  vorenthalten  wollte '.  In  ihren  Beschlüssen  nahm  die  Synode 
wesentlich  den  grossherzoglichen  Rcformationsplan  zur  Grundlage^  und  erhielt  in 
Folge  dessen  das  Placet  des  Grossherzogs  -^ 

Die  Durchfülirung  der  beabsichtigten  Reform  scheiterte  indessen  daran,  dass 
die  Majorität  der  Bischöfe  nicht  für  dieselbe  zu  gewinnen  war^.  Als  der  Grossher- 
zog nach  dem  Tode  seines  Bruders  (1790)  Kaiser  von  Deutschland  geworden  war, 
wurden  in  Toskana  die  Reformpläne  fallen  gelassen,  und  Pius  VI.  verdammte  in 
der  Bulle:  Auctorem  fidei  vom  28.  August  1794  85  ihrer  Beschlüsse  wegen  ihres 
gallikanischen  und  jansenistischen  Inhalts^. 

Auch  in  Deutschland  ist  im  Zusammenhange  mit  verwandten  Bestrebungen, 
welche  in  der  Emser  Punktation  von  17SG  ihre  Formulirung  gefunden  haben ^',  von 
dem  Erzbischof  von  Mainz,  Friedrich  Karl  v.  Erthal,  im  Jahre  1789  eine  Diöcesan- 
synode  für  das  Jahr  1792  nach  Mainz  zur  Durchführung  ähnlicher  Reformen  ausge- 
schrieben worden,  indem  das  Vikariat,  die  theologische  Fakultät,  jedes  Stift  und 
Kloster,  sowie  jedes  Landkapitel  der  Pfarrer  zur  Einlieferung  von  Gutachten  über 
alle  einer  Reform  bedürftigen  Gegenstände  aufgefordert  wurden,  indessen  ist  die- 
selbe wegen  des  Ausbruchs  der  französischen  Revolution  nicht  zu  Stande  gekommen^. 

Nach  der  Wiederaufrichtung  der  katholischen  Kirchenverfassung  in  Deutsch- 
land hat  das  Institut  der  Diöcesansynoden  kein  neues  Leben  gewonnen.  Zwar  haben 
einzelne  Regierungen,  so  die  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz,  ebenso  wie  die 
Wiederbelebung  der  Provinzialkonzilien  ^  auch  die  Erneuerung  der  Diöcesansynoden 
erwartet,  und  von  dieser  Annahme  ausgehend,  die  Abhaltung  den  Bischöfen,  freilich 
unter  Vorbehalt  der  landesherrlichen  Genehmigung,  der  Absendung  landesherrlicher 
Kommissarien  und  des  Placets  gestattet  ^,  aber  seitens  der  Bischöfe  sind  solche  nicht  zu- 
sammenberufen worden.  Dagegen  machte  sich  innerhalb  eines  Theiles  des  deutschen 
Klerus,  vor  Allem  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz,  vom  Ende  der  zwanziger  bis 
in  die  vierziger  Jahre  dieses  Jahrhunderts  hinein  eine  lebhafte  Agitation  für  Wieder- 
einführung der  Diöcesansynoden  durch  Petitionen  an  die  Bischöfe  von  Freiburg  und 
Rottenburg  und  an  die  badische  und  würtembergische  Kammer  geltend ,  wobei  eine 
entscheidende  Theilnahme  der  Geistlichkeit  und  der  Laien  gefordert  und  die  Ein- 
führung von  kirchlichen  Reformen  im  nationalen  und  modernen  Sinne  in  das  Auge 
gefasst  wurde.  Sowohl  die  Bischöfe  wie  auch  die  Regierungen  verhielten  sich  in- 
dessen diesen  Bestrebungen  gegenüber ,  welche  von  denselben  Anschauungen ,  wie 
die  des  vorigen  Jahrhunderts  beeinflusst  waren,  ablehnend  *ö. 

In  Folge  der  politischen  Ereignisse  des  Jahres  1848  erhielt  diese  Bewegung 


1  Atti  e  decreti  del  concilio  dl  Pistoja.  1788. 
S.  1.    Vgl.  auch  Schmid  a.  a.  0.  S.  125. 

2  Die  Beschlüsse  in  dem  in  d.  vor.  Anm.  ci- 
tirten  Werke. 

3  Atti  e  decreti  cit.  p.  VI.  VIII;  S  ch  mid  a. 
a.  0.  S.  179. 

*  Schmid  a.  a.  0.  S.  130. 

5  Bullar.  Roman.  Cont.  9,  395. 

fi  Th.  I.  S.  530. 

'  Kopp,  die  kathol.  Kirche  im  19.  Jahrhun- 
dert. Mainz  1830.  S.  57;  Schmid  a.  a.  0.  II. 
2,233;  Mejer,  zur  Geschichte  d.  röm.  deut- 
schen Frage  1,  126, 

8  S.  0.  S.  505. 


9  Frankfurter  Kirchenpragmatik  von  1820  §. 
23,  M  ü  n  c  h ,  Konkordate  2,  328  und  L  o  n  g  n  e  r, 
Gesch.  der  oherrh.  Kirchenprovinz.  S.  645,  und 
gemeinsame  V.  v.  20.  Januar  1830.  §.  18  :  „Diö- 
cesansynoden können  vom  Bischof,  wenn  sie 
nöthig  erachtet  werden,  nur  mit  Genehmigung 
des  Landesherrn  zusammengerufen  und  im  Bei- 
sein landesherrlicher  Kommissarien  gehalten 
werden.  Die  darin  gefassten  Beschlüsse  unter- 
liegen der  Staatsgenehmigung  nach  Massgabe 
der  §,§.  4  u.  5  festgesetzten  Bestimmungen." 

10  Brück,  die  oberrheinische  Kirchenprovinz. 
Mainz  1868.  S.  238  ff.;  Schmid,  Bisthumssy- 
node  1,  142  u.  II.  2,  303,  bei  welchem  auch  die 
damalige  Tageslitcratur  angegeben  ist. 
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neue  Kräftigung ',  und  nunmehr  nahmen  die  deutschen  und  österreichischen  Bischöfe, 
um  dieselbe  wenigstens  in  ihrem  Sinne  zu  leiten,  die  vielfach  geforderte  Abhaltung 
von  Diöcesansynoden  ebenfalls  in  ihr  Programm  auf  2.  Von  Rom  aus,  wo  man  damals 
die  noch  theilweise  im  deutschen  Klerus  herrschende  freiheitliche  Richtung  mit  Miss- 
trauen betrachtete,  rieth  man  indessen  den  Bischöfen  ab,  indem  man  darauf  hinwies, 
dass  sich  auf  den  Synoden  Bestrebungen  auf  Schmälerung  der  bischöflichen  Gewalt 
und  auf  Untergrabung  der  kirchlichen  Disciplin  (z.  B.  auf  Beseitigung  des  Cölibates) 
geltend  machen  könnten^.  In  Folge  dieser  Abmahnung  ist  in  Deutschland  bisher 
mit  einziger  Ausnahme  des  Bisthums  Paderborn  (1867)4  keine  Diöcesansynode  ab- 
gehalten worden  ^. 

Dagegen  haben  einzelne  Bischöfe  Oesterreichs  und  Ungarns  innerhalb  der 
letzten  20  Jahre  wieder  solche  Versammlungen,  freilich  nicht  in  regelmässiger  Wieder- 


1  Brück  a.  a.  0.  S.  250.  Auch  Männer, 
welche  nicht  gallikanischer  Richtung  huldigten, 
traten  damals  für  kirchliche  Reformen  und  für  die 
Wiederbelebung  der  Diöcesansynoden  behufs  An- 
bahnung derselben  ein,  so  z.  B.  der  Kölner  Pfar- 
rer Bi  uteri  m  ,  V.  Schulte  a.  a.O.  III.  1,  326 
und  der  Freiburger  Professor  Hirscher,  a.  a. 
0.  S.  341;  Brück,  S.  256.  Vgl.  ferner  über 
die  verschiedenen  Strömungen  in  dieser  Bewe- 
gung F  essler,  über  Provinzial-Synoden  etc. 
S.  1  ff.  Die  durch  die  letztere  hervorgerufenen 
wichtigeren  Schriften  s.  0.  S.  582.  n.  *. 

2  Vgl.  die  Verhandlungen  der  deutschen  Erz- 
bischöfe und  Bischöfe  von  1848,  Archiv  f.  k.  K. 
R.  22,  373.  387.  405.  415.  Die  wichtigsten  Be- 
schlüsse lauten:  ...  „1.  Die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  werden  in  Erwägung  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse,  die  Diöcesansynoden,  nach  Vor- 
schrift des  Konzils  von  Trient,  die  bisher  nicht 
eingehalten  werden  konnte,  mit  sorgfältiger  Rück- 
sicht auf  das  Beste  der  einzelnen  Diöcesen,  so- 
bald als  möglich,  nach  gehöriger  Vorbereitung 
und  in  canonischer  Form  abhalten.  2.  Der 
Zweck  der  Diöcesansynoden  ist,  den  Geist  der 
Frömmigkeit  und  Gottesfurcht  im  Klerus  und 
Volk  neu  zu  beleben,  die  etwa  verfallene  Kir- 
chenzucht wieder  herzustellen,  zu  dem  Ende 
heilsame  Gesetze,  sowohl  zur  Abschaffung  von 
Missbräuchen,  als  auch  zur  Hebung  des  christ- 
lichen Lebens,  entweder,  wo  solche  schon  vor- 
handen waren,  zu  erneuern  oder,  wo  die  Verhält- 
nisse es  nothwendig  machen,  neue  zu  erlassen, 
ferner  den  Klerus  auf  die  zweckmässigste  Art 
über  wichtige  zeitgemässe  Gegenstände  und 
schwierige  Verhältnisse  des  priesterlichen  und 
seelsorglichen  Amtes  zu  belehren,  endlich  päpst- 
liche Constitutionen  und  Beschlüsse  der  Natio- 
nal-und  Provinzialconcilien  bekannt  zu  machen. 
3.  Kraft  der  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
steht  auf  der  Diöcesan-Synode  dem  Bischöfe 
allein  das  Recht  der  Entscheidung  zu." 
In  Anschluss  hieran  erklärte  das  von  den  Bischö- 
fen an  den  Klerus  ihrer  Diöcesen  gerichtete 
Schreiben  vom  15.  November  1848,  Ginzel, 
Arch.  f.  Kirchengesch.  u.  K.-R.  2,  65 :  „freuen 
wir  uns.  Euch,  geliebte  Brüder,  bald  in  grösse- 
rer Anzahl  um  uns  zu  versammmein,  um  ...  in 
der  Herstellung  der  alten  von  der  Kirche  ange- 
ordneten Diöcesansynoden  das  heilige  Band  zwi- 


schen  den  Bischöfen  und  ihren  Priestern  noch 
fester  zu  knüpfen." 

3  Breve  Pius'  IX  vom  17.  Mai  1849,  Ginzel 
2,  70  :  „quod  attinet  ad  dioecesanas  synodos  co- 
gendas  .  .  .  tanta  prüden tia  polletis,  ut  per  vos 
ipsi  plane  videatis,  ea  esse  peculiaria  in  pluri- 
bus  istarum  dioecesium  locis  adiuncta,  ut  pruden- 
ter  timendum  sit,  ne  eiusmodi  synodorum  con- 
vocatio  absque  periculo  possithaberi,  Vobis  enim 
apprime  notum  est ,  nonnullos  e  clero  reperiri, 
qui  in  hoc  potissimum  temporum  motu  et  aspe- 
ritate  novis  pravisque  rebus  faventes  ac  ss.  an- 
tistitum  potestatem  minuere  et  ecclesiasticam 
disciplinam  subvertere  ac  solutiorem  vivendi  ra- 
tionem  inducere  cupientes ,  dioecesanas  synodos 
avidissime  expetunt,  quo  vel  perniciosas  Herme- 
sii  aliasque  pestiferas  doctrinas  instaurent  vel 
gravia  excitent  dissidia  vel  exitiosas  rei  sacrae 
novitates  insinuent  et  foveant.  Neque  ignoratis, 
haudquaquam  deesse  in  Germania  ecclesiasticos 
viros  qui  subversivam  et  ab  apostolica  sede  .  .  . 
damnatam  foventes  doctrinam  sibi  in  dioecesanis 
synodis  decisivum  suffragium  arrogare  conten- 
dunt  quique  synodos  ipsas  ea  sane  mente  iam 
diu  summopere  exoptant,  ut  cuiusque  proprii  an- 
tistitis  auctoritate  depressa  sibi  facilius  viam  mu- 
niant  ad  s.  hierarchiae  iura  convellenda,  ad  sacri 
coelibatus  legem  dissolvendam  et  alia  perficienda 
quae  sanctissimis?catholicae  religionis  principiis 
et  ss.  canonum  praescripto  vel  maxime  adversan- 
tur  . . .  longe  opportunius  et  salutarius  fore  arbi- 
tramur ,  ut  archiepiscopi  provinciales  synodos 
primum  habeant  .  .  .  Postmodum  vero  utiliori 
prorsus  ratione  dioecesanae  synodi  convocaripote- 
runt,  in  quibus  unusquisque  episcopus  ea  cum 
suo  clero  ad  exitum  deducat  quae  cum  aliorum 
antistitum  consilio  constituta  et  apostolicae  sedis 
auctoritate  fuerint  corroborata".  Vgl.  auch 
Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  1,  301. 

4  Arch.  f.  k.  K.-R.  20,  93.  353. 

5  Das  Kölner  Provinzial-Konzil  von  1860.  tit. 
I.  c.  9,  acta  conc.  coli.  Lac.  5,  346  enthält  zwar 
einen  Abschnitt  über  die  Diöcesansynode,  urgirt 
aber  die  Abhaltung  derselben  nicht.  In  Posen  und 
Gnesen  hat  der  Erzbischof  zum  Ersatz  der  Diö- 
cesansynode 1866—1869,  1871  und  1872  Ver- 
sammlungen der  Dekane  abgehalten,  Arch.  f.  k. 
K.-R.  23,  59  und  29,  197,  vgl.  0.  S.  598.  599. 
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kclir  —  .'luch  hier  hat  im  allgemeinen  die  Ansicht  geherrscht,  dass  sie  zu  gefährlich 
seien  '  —  veranstaltet  2. 

Auch  in  Belgien ^^  und  Spanien^  sind  neuerdings  vereinzelt  DiÖcesansynoden 
gehalten  Avorden.  In  Frankreich  haben  dagegen  manche  der  seit  1811)  zusammen- 
getretenen Frovinzialkonzilien  die,  wenn  irgend  möglich,  jälirliche  Einberufung"^, 
andere  dagegen  nur  für  jedes  der  Abhaltung  eines  Provinzialkonzils  folgende  Jahr'', 
oder  auch  wohl  nur  nach  Gelegenheit^  vorgeschrieben,  wobei  einzelne  in  den  seitens 
des  Bischofs  mit  der  Geistlichkeit  zu  veranstaltenden  Konferenzen  einen  Ersatz  fin- 
den ^  und  überdies  ferner  ausdrücklich  hervorheben ,  dass  dem  Klerus  keine  Deci- 
sivstimme  gegenüber  dem  Bischof  zustehe  ^.  Wenngleich  in  Folge  dieser  Anordnungen 
mehrfach  DiÖcesansynoden  zusammengetreten  sind^^,  so  ist  doch  auch  hier  eine  völ- 
lige Wiederbelebung  des  Institutes  nicht  erfolgt. 

Während  in  der  alten  Welt  die  DiÖcesansynoden  schon  so  gut  wie  abgestorben 
waren,  wurde  in  Nordamerika  nach  der  Gründung  des  ersten  dortigen  Missionsbis- 
thums  Baltimore  im  J.  1791  auch  die  erste  Diöcesansynode  gehalten  i'.  Bei  der  hier 
schnell  fortschreitenden  Ausdehnung  des  Katholicismus  und  der  Nothwendigkeit,  neue 
Organisationen  zu  schaffen  und  zu  befestigen,  hat  in  Folge  des  regen  Synodallebens 
in  Plenar-  und  Frovinzialkonzilien  ^^  auch  das  Institut  der  DiÖcesansynoden  neue 
Wurzeln  geschlagen '3,  und  es  sind  hier  mehrfach  in  unserer  Zeit,  gewöhnlich  in  4 — 
5jährigen  Zwischenräumen,  DiÖcesansynoden  zusammengetreten^^. 


1  V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  92.  Das  Breve 
Plus'  IX  an  den  österreicliischen  Episkopat  v.  5, 
Nov.1855,  Arch.  f.k.K.-R.I,  XXYI  weist  zwar  auf 
die  Abhaltung  von  DiÖcesansynoden  hin,  indes- 
sen war  schon  durch  eine  geheime  Beilage  zum 
Konkordat  zu  Art.  4,  Arch.  f.  k.  K.-R.  18,  455; 
acta  concil.  Lac.  5,  1238,  in  Aussicht  gestellt, 
dass  der  Papst  den  österreichischen  Bischöfen  in 
Bezug  auf  die  Abhaltung  der  DiÖcesansynoden 
die  gleiche  Vollmacht,  wie  dem  Bischof  von  Lüt- 
tich, d.  h.  statt  derselben  Erzpriester- Versamm- 
lungen einzuberufen,  gewähren  werde,  und  dem- 
gemäss  beschloss  die  1856  zu  Wien  zusammen- 
getretene Konferenz  der  österreichischen  Bischöfe, 
DiÖcesansynoden  erst  nach  Abhaltung  von  Fro- 
vinzialkonzilien einzuberufen,  gleichzeitig  aber 
auch  sich  die  gedachte  Vollmacht  von  Rom  zu 
erbitten.  In  Uebereinstimmung  hiermit  enthal- 
ten zwar  die  Provinzialkonzilieu  von  Wien  1858 
tit.  II.  c.  11  und  Prag  1860  tit.  VI.  c.  3,  coli. 
Lac.  5,  159  und  551.  Vorschriften  über  die  DiÖ- 
cesansynoden, heben  aber  ausdrücklich  hervor, 
dass  die  jährliche  Einberufung  derselben  nach 
Lage  der  Verhältnisse  unmöglich  sei,  und  ordnen 
für  die  Jahre,  in  welchen  dieselben  nicht  statt- 
finden, die  Abhaltung  von  Konferenzen  des  Bi- 
schofs mit  den  Dekanen  oder  vicarii  foranei  unter 
Zuziehung  des  Domkapitels  und  anderer  vom 
Bischof  ausgewählten  und  geeigneten  Männer  an 
(vgL  über  solche  PionTerenzen  auch  o.  S.  598.  599), 
während  das  Provinzialkonzil  von  Gran  von  1858 
tit.  9.  c.  5  nur  die  Berufung  von  DiÖcesansyno- 
den in  Aussicht  stellt  und  ausdrücklich  betont, 
dass  auf  denselben  der  Klerus  neben  dem  Bi- 
schof kein  entscheidendes  Stimmrecht  besitzt. 

2  Abgehalten  sind  Synoden  zu  Prag  1863, 
Arch.  f.  k.  K.-R.   14,   67.  235.  und  1873,  a.  a. 


0.  31,  198  und  32,  235;  Büdweis  1863,  a.  a. 
0.  14,  67.  290,  1872,  a.  a.  0.  29,  162  u.  1875, 
a.  a.  0.  35,  366;  Leitraeritz  1863  und  Kö- 
niggrätz  1863,  a.  a.  0.  14,  67;  zu  Gran 
1860,  a.  a.  0.  11,  402  und  12,  77;  zu  Fünf- 
kirchen 12,  95.  430. 

3  So  1867  in  Namur  und  1872  in  Mecheln, 
Arch.  f.  k.  K.-R.  29,  160.  Für  Holland  weist 
das  Prov. -Konzil  von  Utrecht  1865,  coli.  cit.  p. 
785  auf  die  Schwierigkeit  der  Einberufung  hin 
und  gestattet  als  Ersatzmittel  die  Zusammenbe- 
rufung des  Kapitels  und  anderer  geeigneter 
Geistlichen,  denen  der  Bischof  die  zu  erlassen- 
den Synodalstatuten  zur  Begutachtung  vorlegen 
soll,  nachdem  er  zuvor  die  Dekane  zu  einer  Kon- 
ferenz um  sich  versammelt  hat. 

4  Hier  in  Jaen  1872,  a.  a.  0.  S.  160.  n.  1. 
öRheims  1849,   Albi  1849,   Sens  1850;    Aix 

1850,  coli.  cit.  4,  155.  417.  879.  911.  994. 

ß  Paris  1849,  Rouen  1850,  Auch  1851,  I.e.  p. 
13.  533.  1177. 

■7  Tours  1849,  Lyon  1850,  1.  c.  p.  259.  471. 

8  Tours  1849  und  Bourges  1850,  1.  c.  p.  1095, 
vgl.  auch  0.  S.  599. 

'^  So  die  schon  citirten  von  Tours,  Avignon, 
Albi  und  Bourges. 

10  Paris  1850,    Rheims  1850.    1851,    Le  Maus 

1851,  Soissons  1855,  v.  Scliulte  a.  a.  0.  S. 
89.  n.  *. 

11  Coli.  Lac.  cit.  3,  1  ;  Schmid  a.  a.  0.  II, 
2,  73. 

12  VgL  0.  S.  506. 

13  lieber  die  in  den  30er  und  40er  Jahren  statt- 
gehabten derartigen  Synoden  vgl.  Schmid,  S, 
76.  77. 

14  Vgl.  Neher,  kirchl.  Geographie  3,  92.  Das 
Plenar-Konzil  von  Baltimore  von  1866  t.  II.   c. 
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Auf  dem  Vatikanischen  allgemeinen  Konzil  von  1869/1870  ist  von  einzelnen 
französischen  Bischöfen  der  Antrag  gestellt  worden,  die  regelmässige  Abhaltung  von 
solchen  Synoden  in  3 — 5jährigen  Perioden  einzuschärfen',  und  das  Schema  einer 
die  Bischöfe  betreffenden  Konstitution  c.  6  hatte  in  Folge  dessen  eine  3  jährige  Ein- 
berufung angeordnet  2,  dasselbe  ist  aber  wegen  der  Vertagung  des  Konzils  uner- 
ledigt geblieben. 


///.    Geltendes  Recht. 


§.  179.      A.    Das  allgemeine  Konzil'^. 

Die  historische  Darstellung  (s.  o.  S.  468)  ist  zu  dem  Ergebniss  gelangt,  dass 
durch  die  Beschlüsse  des  Vatikanischen  Konzils  von  1870  die  allgemeinen  Synoden 
in  der  katholischen  Kirche  tiberflüssig  geworden  sind.  Nichtsdestoweniger  ist  eine 
Erörterung  darüber,  welche  Rechtsnormen  in  Betreff  der  ökumenischen  Synoden  in 
der  katholischen  Kirche  heute  als  praktisch  geltend  zu  betrachten  sind,  nicht  über- 
flüssig. Ganz  abgesehen  davon ,  dass  die  Berufung  eines  allgemeinen  Konziles  trotz 
des  Vatikanums  nicht  absolut  ausgeschlossen  ist,  und  selbst  für  eine  rein  historische 
Betrachtung  eine  nähere  Beleuchtung  der  sich  aus  der  erreichten  Entwicklungsstufe 
ergebenden  einzelnen  Konsequenzen  geboten  erscheint,  kann  eine  solche  Erörterung 
schon  deshalb  nicht  umgangen  werden ,  weil  die  Rechtsgültigkeit  der  vatikanischen 
Dekrete  von  altkatholischer  Seite  angefochten  wird  (S.  171),  und  bei  der  Tragweite 
dieser  Beschlüsse  für  das  Rechtsgebiet  die  Frage  zur  Lösung  gebracht  werden  muss. 
Das  ist  nur  möglich  auf  dem  Boden  des  vorvatikanischen,  also  des  tridentinischen  und 
nachtridentinischen  Rechtes.  Das  sich  ergebende  Resultat  hat  zugleich  präjudizielle 
Bedeutung  dafür,  ob  das  Vatikanum  wie  für  die  übrigen  Rechtsgebiete  so  auch  für  das 
heutige  Konziliarrecht  als  gültige  Rechtsnorm  zu  betrachten  ist  oder  nicht.  Da  das 
Vatikanum  nur  den  Abschluss  der  Entwicklung  seit  1437  (s.  o.  S.  331.  417  ff.)  und  der 
vollen  Rückkehr  zum  mittelalterlichen  Recht  bildet,  so  erscheint  es  angemessen,  die 
Darstellung  des  nachtridentinischen  '  und  des  vatikanischen  Rechtes  bei  den  einzelnen 

4,  coli.  cit.  3,  420  ordnet  mit  Rücksicht  auf  die  PMl.  de  Angelis,  praelectiones  iuris   canonici 

einer  jährlichen   Zusammenberufung  entgegen-  ad  method.  decretal.  Gregorii  IX  exactae.    Rom. 

stehenden  Schwierigkeiten  an,   dass  die  Synode  1877.  1.  2.  p.  256  ff. 

jedesmal  nach  der  eingelaufenen  päpstlichen  Be-  ^  Nur  die  Prüfung  nach   dem  Rechte  dieser 

stätigung  der  Beschlüsse  der  Plenar-  und  Provin-  Zeit  halte  ich  für  statthaft.     Das  ist  die  von  mir 

cial-Konzilien  abgehalten  werden  soll.  schon  früher,   Stellung  d.  deutscheu  Staatsregie- 

^  Martin,  omn.  conc.  Vatic.  etc.  documentor.  rungen  gegen,  die  Beschlüsse  des  Vatikan.  Kon- 

collect.  ed.  II.  Paderborn  1873.  2,  158.  zils  S.  8,   ausgesprochene  principicllc.  Differenz 

2  Martini,  c.  p.  173;   Friedrich,  docum.  zwischen  meiner  Auffassung  und  der  Anschau- 

ad   illustr.    conc.    Vatic.    Nördlingen    1871.    2,  ung  der  Altkatholiken,    insbesondere  v.  S  c  hui - 

326.  332.  te's  Stellung  der  Concilien  S.  18 ff.  u.  Lehrb.  d. 

*  Vgl.  ausser  den  Literaturnachweisungen   zu  K.  R.  3.  Aufl.    S.  347.  Anm.  **.    Es   ist   m.  E. 

^§).  169 — 172.  insbesondere  denen  zum  vatika-  unrichtig ,     das  Konziliarrecht    der  acht  ersten 

nischen  Konzil  (o.    S.  452.    n.  *}  noch   Phil-  morgenländischen  allgemeinen  Synoden  als  das 

lips,  K.-R.  2,  237  ff.;    Obsorvations  canoniques  rechtlich  allein  massgebende  zu  betrachten  und 

sur  le  concile  general  i.  d.  Analecta  iur.  pontif.  nach  demselben  unter  Ignorirung  der  weiteren 

1864.  p.  649.   795.931;  Bouix,  tractatus   de  Entwickelung  von  etwa  900  Jahren  die  Vorgänge 

papa  ubi  et  de  concilio  oecumenico.    Paris  1809.  der  modernen  Zeit  bemessen  zu  wollen:    das  im 

3,  345  ff.;    Frommanij,    Gesch.  u.  Kritik  des  vorliegenden  Falle  um  so  mehr,  als,  wie  ich  ge- 

vatikan.  Konz.  1869 u.  1870.  Gotha  1872.  S.  263 ff.  zeigt  zu  haben  glaube  (s.  o.  S.  330. 350.  522),  das 

Für  den   neuesten   römischen    Standpunkt  vgl.  allgemeine  Konzil   der   abendländischen  Kirche 
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Piiiikton  7Ai  verbinden  und  bei  denselben  die  durch  das  letztere  gemachten  Aende- 
rungen  darzulegen. 

Wesentlich  für  das  heutige  allgemeine  Konzil  ist 

I.  dass  dasselbe  vom  Papste  einberufen  wird.  Dieser  Satz  war  schon 
mittelalterliches  Rechte  Das  Konzil  von  Konstanz'^  setzt  seine  Geltung  als  Regel 
voraus,  und  dass  er  im  l(>.  Jahrhundert  ebenfalls  in  Anerkennung  gestanden,  ergiebt 
die  päpstliche  Berufung  des  Tridentinums  '^  in  Verbindung  mit  der  Thatsache ,  dass 
die  weltlichen  Fürsten,  insbesonders  Karl  V.,  keinen  anderen  Weg  zur  Herbeiführung 
und  Wiedereröffnung  des  von  ihnen  begehrten  allgemeinen  Konziles  als  den  der  Ein- 
wirkung auf  den  Papst  beschritten  ^  und  als  Drohmittel  nicht  die  selbstständige 
Veranstaltung  eines  allgemeinen  Konziles,  sondern  die  von  Reichssynoden  benutzt 
haben  ^. 

Das  ist  auch  schon  die  herrschende  Lehre  vor  dem  Vatikanum  gewesen  *\  Dem- 
gemäss  erscheint  es  rechtlich  nicht  als  irrelevant,  wer  das  allgemeine  Konzil  einbe- 
rufen hat^.  Nur  darum  kann  es  sich  noch  handeln  —  worauf  weiter  unten  näher 
eingegangen  werden  soll  — ,  ob  die  Berechtigung  der  Einberufung  eines  allgemeinen 
Konziles  in  gewissen  Ausnahmefällen  jemals  anderen  Personen  als  dem  Papst  zusteht 
und  zustehen  kann  s. 

2.  Was  diejenigen  kirchlichen  Würdenträger  betrifft,  welche  zum  Konzile 
als  sitz-  und  stimmberechtigt  einzuberufen  sind,  so  gehören  dahin 

a)  zunächst,  wie  die  konstante  Praxis  der  Kirche'^  bei  allen  Konzilien  ergiebt, 
die  sämmtlichen  Diöcesanbischöfe  (Patriarchen,  Primaten,  Erzbischöfe  und  ge- 
wöhnlichen Bischöfe). 

b)  Ob  ihnen  dagegen  die  Weihbischöfe  (episcopi  in  partihus  infideUxmi)  gleich 
stehen  *ö,  darüber  herrscht  Streit.  Historisch  sicher  ist  die  Betheiligung  einzelner 
solcher  Bischöfe  schon  an  den  Konzilien  von  Pisa^^  und  von  Konstanz  ^^^  ^nd  wenn- 

11  ach  der  Trennung  des  Morgenlandes  aus  den  mit-  Selbst  die  Anhänger  der  früheren  Theorie  von 

telalterlichen  päpstlichen  Synoden  heransgewach-  der  Scheidung  der  Rechte  des  Primates  in  iura 

sen  ist.  Berechtigt  erscheint  mir  der  altkatholische  essentialia  und  adventitia    rechnen    das  Beru- 

Standpunkt,  soweit  es  sich  um  die  Anbahnung  fungsrecht   der    allgemeinen   Konzilien    zu  den 

von  Reformen  handelt,    aber  deshalb  können  die  wesentlichen  Primatialrechten,   s.  Th.  I.  S.  202. 

wünschenswerth  erscheinenden  Aenderungen  ei-  7  go  v.  Schulte ,  Stellg.  S.  62.  63  u.  Lehrb. 

nes  bestehenden  Zustandes  doch  sicherlich  nicht  3^   Aufl.   S.    348.    Es  ist  also  an  der  früheren 

den  Massstab    für   die  juristische  Beurtheilung  Lehre  festzuhalten,  dafür  ausser  den  Ultramon- 

von  thatsächlichen  Vorgängen  bilden.     Ich  hebe  tanen,  s.  Vering,  K.  R.  S.  582  und  de  An- 

dies   ausdrücklich  bei  meiner   in    allen  Einzel-  gelisl.  c.  p.  255,   auch  Friedberg,   Lehrb. 

punkten  von  v.  Schulte  abweichenden  Auffas-  ^^  K.  R.  S.  115. 

sung,  welche  mich  überall-  nöthigt,  seinen  An-  8  s.  darüber  unten  Nr.  10. 

sichten   entgegen   zu  treten ,    hervor,    um   nicht  Selbstverständlich  ist  es,   dass  in  den  anderen 

Missverständnissen  ausgesetzt  zu  sein.  Fällen  bei  einer  Einberufung  seitens  einer  ande- 

1  S.  0.  S.  358.  ren  Person  der  Mangel  durch  die  Genehmigung  des 

2  S.  0.  S.  381  und  decret.  Frequens  sess.  gen.  Papstes  ersetzt  und  getheilt  wird,  s.  auchAnm.2. 
XXXIX.  c.  1  (Th.  I.  S.  198.  n.  1).  9  g^  ^^  ^   336   35^^  355^  379.  390.  418.  423. 

\  s-^*s'427  431.454. 

5  S.'  479.*  n.  11.    Ueber  das  Recht  das  Konzil  ^^  ^S^-  l^affaele   Coppola,    sul  diritto  di 

zu  schliessen  und  zu  vertagen  s.  unten  S.  631.  suffragio  dei  vescovi  titolarii   e  rinuntiarii  nel 

«Ferraris  prompta  bibliotheca  canon.  s.  v.  ««"cilio  ecumenico.     Napoh   1868   (auch  ab ge- 

r.oncilium  art.  I.  n.  17-21 ;   Phillips,    K.  R.  druckt  in  der  Ztschrift :  La  scienza  e  la  fede  28. 

2,  236  ff.-,  Walter,   K.  R.  §.  157;    Perma-  Ja^^g.  von  1868.  Vol.  71.  fasc.  425.  p.  353); 

neder,  K.  R.  §.  274;    Archiv   für   k.  K.   R.  '*  8-  0.  S.  364.  n.  6. 

2,  556;  Ginzel,  Hdbch.  d.  K.  R.  1,  122;  '-^  Bei  der  Degradation  von  Hus  hat  der  Weih- 
Richter,  K.  R.  5.  Aufl.  S.  304;  Mejer,  bischof  des  Bischofs  von  Konstanz  mitgewirkt, 
Lehrb.  d.  deutsch.  K.  R.   3.  Aufl.   S.  328.  n.  2.  v.  d.  Hardt.  conc.  Constant.  4,  433. 
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gleich  die  Ausübung  der  Stimmberechtigung  im  eigenen  Namen  auf  denselben  nicht 
direkt  bezeugt  ist,  so  hat  doch  zur  Zeit  der  Reformkonzilien  nachweisbar  die  An- 
schauung gegolten,  dass  auch  die  TitularbischÖfe  als  solche  auf  dem  allgemeinen 
Konzile  stimmberechtigt  seiend  Nicht  minder  sind  auf  der  Synode  von  Trient  ver- 
schiedene Weihbischöfe  gegenwärtig  gewesen'^  und  haben,  wenngleich  sie  als  Prokura- 
toren anderer  Bischöfe  erschienen  waren,  doch  für  ihre  eigene  Person  das  Stimmrecht 
ausgeübt^.  Ueberdies  enthält  der  von  den  Titularbischöfen  abzulegende  Bischofs- 
eid, welcher  der  gleiche  wie  der  der  DiÖcesanbischöfe  ist ,  ebenfalls  das  Gelöbniss 
einer  Einladung  des  Papstes  zu  Konzilien  zu  folgen  ^. 

Die  Praxis  der  Kirche  hat  also  die  TitularbischÖfe  den  anderen  Bischöfen  gleich 
gestellt.  Erst  aus  Anlass  des  Vatikanischen  Konzils  ist  das  Recht  der  Theilnahme 
derselben  an  den  allgemeinen  Konzilien,  welches  auch  die  frühere  Doktrin  anerkannt 
hatte  ^,  von  altkatholischer  Seite  bestritten  worden ,  weil  die  wesentliche  Funktion 


^  Zu  Basel  begründeten  die  von  Eugen  IV  er- 
nannten Präsidenten  ihre  Forderung  auf  Zulas- 
sung damit;  (Joann.  de  Segov.  bist.  conc.  Basi- 
leens.  IV.  35,  mon.  concil.  ed.  Vindobon.  2, 
370) :  „cum  Interesse  in  concilio  generali  ins  sit 
cuiuslibet  episcopi  etiam  1 1 1  u  1  a  r  i  s."  Vgl .  aucli 
S.  370.  n.  6. 

2  episoopus  Solonensis  oder  Salonensis  (Soli 
auf  Cypern),  Weihbischof  von  Würzbnrg,  T  h  e  i- 
ner  acta  conc.  Trident.  1,  485.  509.  523.  604 
und  öfter,  episcopus  Lacorensis  (?,  vielleicht 
für  Lacucensis),  Weihbischof  v.  Barcelona  ibid. 
p.  511.  527.  528.  575;  archiepiscopus  Corinthio- 
rum,  coadiutor  Senensis,  p.  671  u.  2,  470.  509; 
episcopns  Philadelphiensis ,  Weihbischof  von 
Eichstadt  und  Prokurator  dieses  Bisthums  und  v. 
Würzburg,  1.  c.  2,  278.  565;  zwei  weitere  Titu- 
larbischÖfe als  Koadjutoren  italienischer  Bischöfe 
aufgeführt,  1.  c.  1,  670;  vescovo  Sidoniense,  suf- 
fraganeo  Moguntino,  diarium  des  Massarelli  bei  v. 
Döllinger,  ungedruckte  Berichte  zur  Gesch. 
d.  Conc.  von  Trient  1,  215.  223.  Eine  Voll- 
macht für  den  episcopus  Aconensis,  Weihbischof 
von  Münster  als  Prokurator  seines  Diöcesanbi- 
schofs  von  1551  bei  Tibus,  Weihbischöfe  von 
Münster  S.  74. 

3  Die  Stimmberechtigung  ergiebt  sich  daraus, 
dass  obwohl  den  nichtdeutschen  Biscliöfen  von 
vornherein  eine  Vertretung  durch  Prokuratoren 
nicht  gestattet  war  (s.  o.  S.431},  doch  ein  Weih- 
bischof der  Diöcese  Barcelona  an  den  Verhand- 
lungen und  Debatten  ebenso  wie  die  Residen- 
zialbischöfe  Theil  nimmt,  s.vor.  Anm.,  und  dass 
mit  den  Bischöfen  und  unter  diesen,  nicht  unter 
den  Prokuratoren,  ohne  weitere  Bezeichnung  die 
Bischöfe  von  Paphos  und  Argos,  Theiner,  1.  c. 
2,  513  unterzeichnet  haben.  Auch,  wo  die  deut- 
schen Weihbischöfe  in  den  Protokollen  als  de- 
battirend  aufgeführt  werden,  geschieht  dies  nur  in 
gleicher  Weise  wie  bei  den  anderen  aus  romani- 
schen Bisthümern,  so  dass  also  der  Einwand  unbe- 
rechtigt erscheint,  dass  sie  damit  nur  die  ihnen 
bis  1562  zugestandene  berathende  Stimme  (s.  o. 
S.  431.  n.  6)  ausgeübt  haben,  um  so  mehr,  als 
auch  noch  später  der  Weihbischof  von  Eichstadt 
sich  an  den  Debatten  betheiligt  und  dabei  erklärt 
hat,  Theinerl.  c.  2,  278:  „cum  vox  mihi  uti 
procuratori  Eystetensi  et  Herbipolensi  (d.  h. 


in  dieser  Eigenschaft,  nicht  als  Weihbischof)  sit 
praeclusa''. 

4  Th.  II.  S.  177  u.  Tb.  III.  S.  205. 

5  Bellarmin  de  conciliis  et  ecclesia  I.  c.  17 
erklärt  jedweden  Bischof,  blos  mit  Ausschluss 
des  exkommunicirten,  für  theilnahmeberechtigt ; 
für  die  ausdrückliche  Gleichstellung  Gonzalez 
Tellezadc.  1.  X.  de  ordin.  ab  episcop.  I.  13 
n.  7;  Ferraris  1.  c.  n.  29;  Ginzel,  K.  R.  1, 
121 ;  Permaneder,  K.  R.  §.274.  Andreucci 
de  episcopo  titulari  n.  118  ff.;  Phillips,  K.  R. 
1,  195  u.  2,  132.  249;  Bouix  1.  c.  p.  383. 
Wenn  die  drei  letzteren,  ferner  Kohn  im  Arch. 
f.  k.  K.  R.  46,  208,  obgleich  sie  ihnen  vol- 
les Stimmrecht  zugestehen,  behaupten,  dass  sie 
zwar  berufen  werden  können,  aber  ihre  Einla- 
dung nicht  erforderlich  sei,  so  ist  das  inkonse- 
quent. Da  eine  persönliche  Berufung  der  Bi- 
schöfe zum  Konzil  nicht  üblich  gewesen  ist,  so 
stellt  sich  die  Frage  zugleich  dahin :  Dürfen  die 
Titularbis<;höfe  in  der  allgemeinen  Berufungs- 
bulle ausdrücklich  ausgeschlossen  oder  falls  die 
letztere  nichts  über  sie  enthält,  bei  etwaigem 
Erscheinen  auf  dem  Konzile  zurückgewiesen 
werden.  Vom  Standpunkt  der  herrschenden  An- 
sicht ist  beides  zu  verneinen,  und  es  war  voll- 
kommen zutreffend,  wenn  die  Vorbereitungs- 
Congregation  für  das  Vatikanum  aucli  die  Ver- 
pflichtung der  TitularbischÖfe  zur  Betheiligung 
am  Konzile,  wie  sie  für  die  Bischöfe  besteht,  an- 
genommen hat,  Cecconi-Molitor,  Gesch.  d. 
Kirclienversammlung  im  Vatikan.  S.  114  u.  An- 
hang S.  64. 

Aus  demselben  Grunde  ,  wie  den  Titularbi- 
schöfen, hat  die  Doktrin  auch  diejenigen  Bi- 
schöfe, welche  auf  ihr  Bisthum  ,  aber  nicht  auf 
ihre  bischöfliche  Würde  verzichtet,  (eine  s.  g. 
resignatio  loci,  nicht  dignitatis  abgegeben  haben, 
Th.  III.  S.  275),  für  stimmberechtigt  erklärt, 
Coppolain  d.  cit.  Zeitschr.  p.  357  ff.  Dieser 
Ansicht  hat  auch  die  Praxis  auf  dem  Konzil  von 
Trient  entsprochen.  Denn  hier  hat  neben  dem 
episcopus  Cavensis  iunior  auch  der  senior,  wel- 
cher 1550  resignirt  hatte,  sich  an  den  Debatten 
betheiligt,  Theiner  1,  700.  713.  721  u.  2,  1. 
5.  24.  510;  unter  den  Bischöfen  haben  ferner 
unterschrieben    zwei    Bischöfe    v.  Milopotamos, 
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der  Bischöfe  auf  den  allgemeinen  Konzilien  in  der  Bekundimg  des  objektiven  Glau- 
bens ihrer  Diöcesen  bestehe  und  derjenige,  welcher  keine  Heerde  besitze,  nichts  be- 
kunden könne  '.  Indessen  sclion  von  Anfang  der  kirchlichen  Entwicklung  an  ist  das 
Fundament  der  Stimmberechtigung  der  Bischöfe  nicht  die  Vertretung  ihrer  Diöcesen 
gewesen,  vielmehr  ihr  apostolischer  Amtscharakter '^.  Diesen  besitzt  aber  derTitular- 
nicht  minder  als  der  Diöcesanbischof ,  und  wenngleich  auf  den  ersten  orientalischen 
allgemeinen  Konzilien  bei  der  nicht  erfolgten  Ausbildung  des  Institutes  der  Titular- 
bischöfe  nur  Diöcesanbischöfe,  welche  ihre  Jurisdiktion  ausüben  konnten,  erschienen 
sind,  so  muss  dieser  letztere  Umstand  deshalb  vom  principiellen  Standpunkte  aus 
für  unerheblich  erachtet  werden,  weil  es  sich  auf  dem  allgemeinen  Konzil  für  die 
Bischöfe  um  Ausübung  ihres  Berufes ,  soweit  sich  dieser  auf  die  ganze  Kirche,  nicht 
aber  soweit  er  sich  auf  ihre  Diöcese  bezieht,  handelt.  Darnach  ist  die  herrschende 
Doktrin  vollkommen  begründet  3. 

c)  Ferner  hat  die  Kirche  schon  im  Mittelalter  an  dem  Grundsatz  des  lediglich 
durch  den  apostolischen  Amtscharakter  begründeten  Theilnahmerechtes  nicht  streng 
festhalten  können,  weil  im  Laufe  der  Entwicklung  auch  andere  Aemter,  deren  Träger 
des  bischöflichen  Ordos  nicht  bedurften  oder  ihn  überhaupt  nicht  erlangen  konnten, 
für  die  Kirche  von  entscheidender  und  einflussreicher  Bedeutung  geworden  sind,  und 
es  angemessen  erscheinen  musste,  auch  die  Inhaber  dieser  Aemter  mit  ihrer  Sach- 
kunde und  ihrer  Erfahrung  auf  dem  Konzile  zu  hören. 

Es  war  naturgemäss,  dass,  als  die  Kardinäle  die  höchste  Stellung  in  der 
Kirche  nach  dem  Papste  und  den  Vorrang  vor  allen  Bischöfen  erlangt  hatten ,  man 
denjenigen,  welche  als  Gehülfen  und  Berather  des  Papstes  bei  der  Ausübung  seiner 
Primatialrechte  an  der  Regierung  der  Kirche  Theil  nahmen ,  auf  den  Konzilien 
eine  gleiche  Berechtigung  wie  den  Bischöfen  nicht  vorenthalten  konnte ,  und  so  er- 
scheinen dieselben  bereits  seit  den  ersten  mittelalterlichen  allgemeinen  Konzilien  bis 
auf  das  Tridentinum  herab  kraft  eines  allmählich  fixirten  Gewohnheitsrechtes  im  Be- 
sitze des  Rechtes ,  auf  den  Konzilien  zu  erscheinen  und  ebenso  wie  die  Bischöfe  ein 
Decisiv- Votum  zu  führen^. 

d)  Weiter  konnte  man  bei  dem  bedeutenden  Aufschwünge,  welchen  das  Ordens- 
leben im  Mittelalter  genommen,  und  bei  der  grossen  Zahl  der  Kirchenglieder,  welche 
sich  demselben  gewidmet  hatten,  die  Interessen  so  zahlreicher  und  gerade  für  den 
päpstlichen  Stuhl  wichtiger  Genossenschaften  auf  den  allgemeinen  Konzilien  nicht 
gänzlich  unvertreten  lassen.  Man  zog  daher  die  Vertreter  der  Orden  gleiclifalls 
im  Mittelalter  zu  den  allgemeinen  Konzilien  zu.  Zunächst  gewährte  man  ihnen  aller- 
dings nur  eine  berathende  Stimme  •'.  Ein  Decisiv- Votum  erhielten  sie  vielleicht  schon 
zu  Pisa",  jedenfalls  aber  in  Folge  der  Annahme  des  Abstimmungsmodus  nach  Na- 
tionen und  nach  Deputationen  zu  Konstanz  7,  beziehentlich  zu  Basel  ^  und  auch  nach- 
dem diese  Abstimmungsarten  wieder  aufgegeben  worden  waren  *J,   Hess  man  ihnen 

der  eine  als  iuuior  (der  senior  hat  1555  res  ignirt),  ^  Vgl.  übrigens  auch  deAngelisl.c.  p.259. 

ausserdem    auch   der   episcopus   olim  Vestanus,  *  S.  o.  S.  359.  3G5.  379.  390.  418.  423.  431. 

Th  ein  er  2,  510.  511.  454. 

1  V.  Schulte,  Stellung  S.  77.  246  u.  Lehrb.  •''  S.  o.  S.  359. 
8.  Aufl.  S.  349.  Demgemäss  gesteht  er  nur  ^>  S.  o.  S.  365. 
den  Titular-Bischüfen,  welche  als  vicarii  aposto-  "^  S.  o.  S.  370. 
lifi  Gemeinden  unter  sich  haben,   das  Sitz-  und  ^  ,S.  o.  S.  390. 

Stimmrecht  zu.  ^  Zu  Ferrara-Florenz  bildeten  sie  einen  heson- 

2  S.  0.  S.  338.  n.  2.  dem  Status,  s.  o.  S.  418. 
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diese  Berechtigung  selbst  dann  noch,  als  man  wieder  zu  der  altherkömmlichen  Ab- 
stimmung nach  Köpfen  zurückgekehrt  war  '.  Was  die  verschiedenen  Kategorien  der 
einzelnen  Ordensoberen  betrifft,  so  ist  man  in  den  ersten  Zeiten,  als  es  sich  nur  um 
die  Zulassung  mit  berathender  Stimme  handelte,  dabei  weniger  streng  wie  später  ver- 
fahren ,  als  es  sich  bei  der  Rückkehr  zu  der  letzteren  Art  der  Abstimmung  um  die 
Abgabe  eines  Decisiv- Votums  handelte.  Seitdem  gestand  man  ein  solches,  was  in  der 
Natur  der  Sache  lag,  den  an  der  Spitze  eines  einheitlich  organisirten  Ordens  stehen- 
den Generalen  zu  2,  sprach  es  aber  den  Vorstehern  der  einzelnen  Klöster  auch  in  den- 
jenigen Orden,  welche  keine  derartige  Verfassung  hatten,  ab,  während  es  zu  einer 
festen  Abgrenzung  der  Berechtigung  der  übrigen  Kategorien  nicht  gekommen  ist-^. 
Wenn  daher  Pius  IX.  eine  solche  für  das  Vatikanische  Konzil  in  der  0.  S.  454  ange- 
gebenen Weise  vorgenommen  hat,  so  lag  ein  entschiedenes  Bedürfniss  dazu  vor,  und 
abgesehen  davon,  dass  der  Erlass  einer  derartigen  das  positive  Recht  betreffenden  Be- 
stimmung in  der  Zuständigkeit  des  Papstes  lag,  wird  eine  unbefangene  Auffassung 
zugeben  müssen,  dass  in  derselben  die  Grenzen  der  Stimmberechtigung  zutreffend 
und  keineswegs  zu  weit  gesteckt  worden  sind"^. 

Mit  Zulassung  der  unter  b — d  genannten  Berechtigten  zum  Vatikanischen  Konzil 
hat  sich  die  Kurie  streng  an  die  bisherige  Praxis  der  Kirche  gehalten ,  und  es  war 
daher  völlig  ungerechtfertigt ,  wenn  man  die  Legitimität  des  gedachten  Konzils  des- 
halb angefochten  hat ,  weil  alle  erwähnten  Kategorien,  einschliesslich  der  Kardinäle 
ohne  Bischofsweihe,  kein  fundamentales  Recht  zur  Betheiligung  am  Konzile  besessen 
haben  •^. 


1  So  auf  dem  5.  Lateranensischen  Konzil,  s.  0. 
S.  423  und  zu  Trient,  s.  0.  S.  431.  n.  9  und 
Nr.  10. 

2  S.  0.  S.  424.  n.  1  a.  E.  u.  S.  431. 

3  Ueber  das  Konzil  von  Trient,  s.  0.  S.  431. 
Daher  erklären  sich  auch  die  schwankenden  An- 
gahen  in  der  Doktrin;  bei  den  älteren,  z.  B. 
Bellarmin  1.  c.  1. 15;  Ferraris  1.  c.  n.30blos 
abbates  (ersterer  auch  :  generales  ordinum);  da- 
gegen Ginzel ,  K.  R.  1,  122:  benedicirte  Aebte, 
P  e  r  m  a  n  e  d  e  r  K.  R.  §.  274  :  Aebte  und  Prälaten 
mit  quasi  Episkopal-Rechten;  Phillips,  K.  R. 
2,  249 :  Aebte  mit  quasi  bischöflicher  Jurisdic- 
tion; Walter  §.  157:  mit  wirklicher  Jurisdic- 
tion erschienene  Aebte  u.  Prälaten;  v.  Schulte 
Syst.  d.  K.  R.  2,  349 :  Aebte  mit  iurisdictio 
quasi  episcopalis  «und  praelati  nullius;  Bouix 
1.  c.  p.  386  :  abbates  exempti  habentes  iurisdic- 
tionem  quasi  episcopalem  in  monachos  suos. 

4  Denn  für  die  Aebte  nullius  spricht  ihre 
gleiche  Stellung  hinsichtlich  der  Jurisdiktion  mit 
den  Bischöfen,  für  die  Generalvikare  der  nicht 
einheitlich  organisirten  Orden  ihre  der  der  Ge- 
nerale in  den  andern  Orden  analoge  obere  Lei- 
tungsgewalt. 

Zu  den  mittelalterlichen  Konzilien  hat  man 
ferner  auch  die  „episcopi  electi"  zugelassen,  s.  0. 
S.  359.  n.  3;  ebenso  hat  zu  Trient  mit  den 
Bischöfen  der  „episcopus  Corte  nensis 
electus"  unterschrieben,  Theiner  1.  c.  2, 
513.  Auf  dem  vatikanischen  Konzil  ist  dagegen 
kein  solcher  anwesend  gewesen.  Eine  sichere 
und  feste  Praxis  für  das  Stimmrecht  dieser  Ka- 
tegorie lässt  sich  übrigens  nicht  nachweisen. 
Nur  Bouix  1.  c.  p.  382  schreibt  ihnen  ein  sol- 


ches zu,  weil  er  als  Grund  der  Berechtigung 
lediglich  die  iurisdictio  episcopalis  betrachtet. 
Noch  weniger  hat  sich  zu  Gunsten  derCapi- 
telsverweser  ein  Gewohnheitsrecht  gebildet, 
und  daher  hat  sie  die  Vorbereitungskommission 
des  vatikanischen  Konzils  mit  Recht  von  der 
Berufung  ausgeschlossen,  Cecconi-Molitor 
a.  a.  0.  S.  124  und  Anh.  S.  65.  Die  "Zulassung 
des  einzigen  Bisthumsverwesers  (eines  admini- 
strator  apostolicus  von  Podlachien  in  Russland 
durch  päpstliches  Privileg,  Fes sler,  das  vatik. 
Concilium  S.  15.21)  erklärt  sich  daraus,  dass  die 
russische  Regierung  den  ihrer  Hoheit  unterwor- 
fenen Bischöfen  den  Besuch  des  Konzils  verboten 
hatte,  Friedberg,  Aktenstücke  zumvat.  Konzil 
S.  23.  96;  Quirinus,  röm.  Briefe  vom  Concil 
S.  129. 

Ohne  jeden  Grund  ist  es,  wenn  de  Angelis 
1.  c.  p.  262  die  vicarii  apostolici,  welche  nicht 
episcopi  in  partibus  sind  (vgl.  Th.  II.  S.  357), 
ebenfalls  für  stimmberechtigt  erklärt. 

5  Vor  Allen  v.  Schulte,  Stellung,.  S.  245. 
Nach  seinen  Berechnungen  waren  von  den  offi- 
ziell gezählten  764  Mitgliedern  des  Konzils  138 
Würdenträger  ohne  Gemeinden  und  Diöcesen 
(etwa  die  Hälfte  davon  Weihbischöfe),  also  etwas 
mehr  als  ein  Siebentel  der  Gesammtzahl,  unbe- 
rechtigt. Es  muss  zugegeben  werden,  dass  diese 
Proportionszahl  eine  höhere  als  auf  den  frühereii 
Konzilien  gewesen  ist,  sowie  dass  die  Titular- 
bischöfe  meistentheils  ihre  Würde  dem  Papste 
verdanken  und  die  vicarii  apostolici,  ebenso  wie 
die  Missionsbischöfe,  in  direkter  Abhängigkeit 
von  der  Propaganda  stehen,  vgl.  Kenrick  bei 
Friedrich  docum.  adillustr,  conc.  Vatic. 2, 288 
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[§.  179. 


Alle  Sitz-  lind  Stimmberechtigten  haben  aber  nicht  nur  die  Befugniss ,  sondern 
uiu'h  die  Pfiiclit,  auf  dem  allgemeinen  Konzile  zu  erscheinen,  es  sei  denn,  dass  sie 
diircli  gerechtfertigte  Ilindcningsgründe  abgehalten  werden.  Diese  Pflicht  beruht 
auf  festem  Gewohnheitsrecht '  und  ist  durcli  das  abgeleistete  iuramentum  obedientiae 
besonders  verschärft'-.  Auf  den  ältesten  orientalischen  ='  und  auf  den  späteren  abend- 
ländischen Synoden  bis  zum  Tridentinum  ^  hat  man  aber  die  Befugniss  der  rechtmässig 
Gehinderten,  sieb  durch  Prokuratoren  mit  vollem  Stimmrecht  vertreten  zu  lassen, 
niemals  beanstandet.  Erst  für  die  Trienter  Synode  ist  durch  päpstliche  Anordnung 
diese  bisher  übliche  Vertretung  ausgeschlossen  und  es  sind  die  Prokuratoren  lediglich 
auf  die  Darlegung  der  Entschuldigungsgründe  ihrer  Machtgeber  beschränkt  worden  •''. 
Auf  dem  Vatikanum  hat  man  dasselbe  Verfahren  eingeschlagen,  jedoch  den  Proku- 
ratoren die  Anwesenheit  bei  den  feierlichen  Sitzungen  des  Konzils  auch  während 


(s.  auch  Fromm  an  n  S.  339).  Es  haudelt  sich 
aber  hierbei  um  Verhältnisse,  welche  durch  die 
Entwicklung  der  katholischen  Kirche  längst  vor 
dem  Vatikanum  entstanden  waren ,  und  welche 
vielleicht  eine  Reform  des  Konziliarrechtes  in  Be- 
treff der  Zulassung  dieser  abhängigen  Prälaten 
wünschenswerth  erscheinen  lassen,  aber  nach  dem 
positiven  Rechte  keinen  Anfechtungsgrund  der 
Legitimität  des  Vatlkanums  bilden  können.  Ganz 
abgesehen  davon,  dass  nicht  blos  diese  Prälaten, 
sondern  auch  andere  wirkliche  Dlöcesanblschöfe 
während  ihres  Aufenthaltes  in  Rom  aus  der 
päpstlichen  Kasse  unterhalten  worden  sind, 
Quirlnus  2,  S.  185.  187;  Frommann,  S. 
340,  —  was  übrigens  auch  schon  zu  Trient  ge- 
schehen Ist  (s.  0.  S.  438.  n.  2)  —  würde  indessen 
die  Zahl  aller  Prälaten  ohne  Heerde,  niemals  aus- 
gereicht haben,  wider  den  Willen  der  anderen 
kirchlichen  "Würdenträger  mit  Diöcesen  und  Ge- 
meinden das  von  der  Kurie  gewünschte  Resultat 
zu  erzielen.  Dass  sich  weiter  Plus  IX,  was 
V.  Schulte  S.  246  als  notorisch  hinstellt,  vor- 
behalten hat,  wen  er  von  den  eplscopi  in  partl- 
bus  und  den  Ordensleuten  berufen  wolle,  mag 
der  Fall  sein,  die  Einladungen  sind  aber  allge- 
mein und  gemäss  der  bisherigen  Praxis  erlassen, 
auch  ist  von  keiner  Seite  die  Behauptung  aufge- 
stellt worden,  dass  Irgend  ein  Berechtigter,  wel- 
cher auf  Grund  der  Berufung  erschienen  war, 
ausgeschlossen  worden  sei. 

In  Verbindung  damit  ist  die  Zusammen- 
setzung des  Vatlkanums  weiter  deshalb  bemän- 
gelt worden,  weil  die  verschiedenen  Nationen, 
insbesondere  in  Rücksicht  ihrer  Seelenzabi  eine 
überaus  ungleiche  Vertretung  durch  die  Bischöfe 
und  die  vicarii  apostolicl,  vgl.  o.  S.454,  From- 
mann S.  343.  gefunden  hätten,  v.  Schulte 
S.  245.  Grösstenthells  hing  dies  mit  der  nicht 
erst  seit  neuerer  Zeit  datirenden  Verschiedenheit 
in  dem  Umfange  und  der  Seelenzahl  der  einzel- 
nen bischöflichen  Diöcesen  zusammen.  Ueber- 
dies  ist  auf  den  übrigen  Konzilien  des  zweiten 
Jahrtausends,  so  namentlich  auf  dem  Konzil  zu 
Trient  (s.  o.  S.  431)  das  Verhältniss  der  Ver- 
treter der  einzelnen  Nationen  stets  ein  abnormes 
gewesen,  und  es  hat  vielfach  die  eine  oder  andere 
Nation,  meistens  die  italienische,  prävalirt,  s.  o. 
S.  425.  n.  7.  Die  hieraus  resultirenden  Missstände 
hätten   nur  durch   die    Wiedereinführung   einer 


Abstimmung  nach  Nationen  ,  welche  zwar  zu 
Konstanz  üblich  gewesen,  aber  dem  Principe  der 
katholischen  Kirche  widerspricht,  beseitigt  wer- 
den können.  Jedenfalls  kann  man  daraus,  dass 
der  Papst,  ohne  eine  solche  Neuerung  vorzuneh- 
men, es  bei  dem  auf  den  meisten  Konzilien  zur 
Anwendung  gebrachten  Modus  belassen  hat,  un- 
möglich einen  Grund  für  die  Illegitimität  des 
Konzils  hernehmen. 

1  Vgl.  0.  S.  360.  n.  4. 

2  Th.  III.  S.  203.  n.  3  u.  S.  204.  u.  2  u.  6. 
Auf  dasselbe  nehmen  z.  B.  die  Einbernfungs- 
bullen  zum  Konstanzer  Konzil,  zum  Tridentinum 
und  zum  Vatikanum  Bezug,  s.  S.  369.  428.  452. 
Bestimmte  Strafen  für  unentschuldigtes  Aus- 
bleiben sind  nicht  festgestellt,  vielmehr  können 
die  für  Verletzung  der  Obedlenz  und  anderer 
Amtspflichten  zulässigen  Strafen  zur  Anwen- 
dung gebracht  werden.  Jedoch  ist  davon  selten 
Gebrauch  gemacht  worden  (s.  aber  o.  S.  360.  n.  4). 
Auch  für  das  Vatikanum  hat  man  sich  dahin  ent- 
schieden, dass  es  dissimulirt  werden  solle,  wenn 
die  nichterschienenenTltularbischöfe  keinen  Pro- 
kurator behufs  ihrer  Entschuldigung  senden  wür- 
den, und  dasselbe  Verfahren  gegenüber  den  vor 
dem  Konzil  vom  Erscheinen  dispensirten  Bischö- 
fen beobachtet,  Cecconi-MolitorS.  115.  146. 

Die  Pflicht  zum  Erscheinen  schliesst  auch  die 
Verbindlichkeit  in  sich,  das  Konzil  nicht  eigen- 
mächtig vor  dem  Schlüsse  zu  verlassen. 

Die  Kosten  der  Reise  und  des  Aufent- 
halts am  Konzilsorte  haben  die  Berufenen 
aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten ,  so  auch 
Phillips  2,  251.  doch  haben  schon  die  römi- 
schen Kaiser  (Konstantin  zu  Nicäa,  Hefele, 
Conc.  Gesch.  1,  290)  und  später  auch  die  Päpste, 
so  z.  B.  auf  dem  Tridentinum  und  dem  Vatika- 
num (s.  0.  Anm.  v.  S.607),  einzelnen  Bischöfen 
Beihülfen  und  Unterstützungen  gewährt.  Ferner 
hat  man  früher  zur  Deckung  dieser  Kosten  in  ein- 
zelnen Kirchenprovinzen,  so  1311  in  der  Provinz 
Aquileja,  Mansi  25,  352.  450 ,  und  1414  in 
Frankreich  für  das  Konstanzer  Konzil,  Man  s  127, 
515,  den  Geistlichen  mit  kirchlichem  Einkommen 
und  den  Klöstern  eine  Steuer  (Subsidium)  auf- 
erlegt,  s.  0.  S.  370.  n.  1. 

3  S.  0.  S.  336. 

4  S.  0.  S.  360.  364.  370. 

5  S.  0.  S.  431. 
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der  Zeit,  für  welche  die  Oeffentlichkeit  suspendirt  wurde i,  gestattet^.  Wenn  das 
Konzil  von  Trient  trotz  des  Ausschlusses  der  Prokuratoren  unbezweifelt  als  ökume- 
nisches Konzil  gegolten  hat  und  gilt ,  so  kann  man  sicherlich  nicht ,  wie  dies  eben- 
falls von  altkatholischer  Seite  geschehen  ist'^,  die  Rechtmässigkeit  des  Vatikanums 
wegen  der  Nichtzulassung  der  bischöflichen  Stellvertreter  in  Frage  stellen  *. 

Bei  den  früheren  allgemeinen  Konzilien  hat  ferner  eine  verschiedenartig  gestal- 
tete Betheiligung  der  Fürsten ,  ihrer  Gesandten ,  der  Vertreter  der  Universitäten  und 
der  theologischen  Wissenschaft,  sowie  der  Kapitel  stattgefunden'',  jedenfalls  haben 
aber  diese  Kategorien  auf  denjenigen  Synoden,  auf  welchen  nach  Köpfen  abgestimmt 
worden  ist,  höchstens  berathende  Stimme  gehabt,  oder  sind,  wie  die  Theologen,  nur 
für  die  Feststellung  der  Vorarbeiten  zugezogen  worden''.  Zu  dem  Vatikanischen 
Konzil  ist  entgegen  diesem  Herkommen  weder  eine  Einladung  dieser  Kategorien  er- 
gangen, noch  hat  man  Zugehörige  derselben  zu  den  entscheidenden  Verhandlungen  auch 
nur  mit  berathender  Stimme  zugelassen^.  Aber  auch  in  diesem  Verfahren  wird  nicht 
ein  die  Illegitimität  des  Konzils  begründender  Verstoss  gegen  die  wesentlichen  Vor- 
schriften über  die  Zusammensetzung  eines  allgemeinen  Konzils  gefunden  werden 
können  ^.  Der  Ausschluss  einer  vorgängigen  Anhörung  der  zu  berathender  Stimme 
berechtigten  Personen  vor  der  entscheidenden  Beschlussfassung  kann  nur  kraft  posi- 
tiven Gesetzes  einen  Nichtigkeitsgrund  abgeben^.  Eine  dahin  gehende  kanonisch- 
rechtliche Vorschrift  besteht  nicht,  noch  hat  sich  ein  festes  Gewohnheitsrecht  für 
dieses  Erforderniss  gebildet,  ja  im  Gegentheil  folgt  aus  dem  Begriffe  des  ökumeni- 
schen Konzils  als  der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche  durch  den  Papst  und  die 
Bischöfe,  als  Nachfolger  der  Apostel,  dass  die  Theilnahme  anderer  Personen  als 
dieser  nicht  für  ein  wesentliches  Erforderniss  erachtet  werden  kann. 

Soweit  demnach  die  Einberufung  des  Vatikanischen  Konziles  in  Frage  steht,  ist 
dieselbe  ordnungsmässig  erfolgt,  und  es  erscheinen  alle  Bemängelungen  desselben 
wegen  der  Nichtzulassung  Unberechtigter  und  der  Ausschliessung  Berechtigter  hin- 
fällig. 

3.  Für  die  Art  der  Berufung  eines  allgemeinen  Konzils  bestehen  keine  be- 
sonderen Vorschriften,  es  genügt  wenn  dieselbe  in  solcher  Weise ,  z.  B.  durch  ge- 
hörig bekannt  gemachte  Encykliken,  kundgethan  wird,  dass  jeder  Betheiligte  davon 
Kenntniss  erlangen  kann^^. 

4.  Es  ist  ferner  ein  allgemein  anerkannter  Rechtssatz,  dass  die  Betheiligung 
sämmtl icher,    mit   entscheidender   Stimmberechtigung   ausgestatteter   kirchlicher 

^   S.  0.  S.  457.  n.  6.  Episkopates  leichter  erreiclit  werden  kann,   kam 

2  Cecconi-Mölitor   S.  144  u.  Anhang  S.       für  das  vatikanische  Konzil,  welches  eins  der  zahl- 
64.  65.  *  *       reichst  besuchten  war,  nicht  in  Frage. 

•^  ^r  1         o    1,    1.       u.  n         o  n/^      .   .  5  s.o.  S.  334 ff.  358.  369.370.374.377.378. 

3  Vgl.  y    Schulte     Stellung   S.  247.     Auf      39^^  397^  ^^^^  423.  431.  432. 
dem   Konzile  seihst   hat   dies    schon    der  Erzh.  6  «    o    S    433 

Kenrick  von  S.  Louis  gethan,  Friedrich  1.  c.  ^  g"  ^[  g]  45^;     ^eber  die  Betheiligung  von 

P*         •  Theologen  und  Kanonisten  s.  0.  S.  456. 

*  Uehrigens  darf  auch  nicht  ausser  Acht  ge-  8  a.  M.  auch  hier  wieder  v.  Schulte  a.  a.  0. 

lassen  werden,  dass  hei  den  verbesserten  Kom-  S.  248.  249. 

munikationsmitteln  und  gesicherteren  Zuständen  9  Vgl.  z.  B.  in  Betreff  der  Handlungen,  wel- 

in  den  einzelnen  Ländern  einBedürfniss  zu  einer  che  der  Bischof  ohne  die  erforderliche  Einholung 

Vertretung  jedenfalls  nicht  mehr  in  demselben  des  consilium  capituli  vorgenommen  hat,  Tb.  II. 

Umfange ,  wie  in  den  ersten  16  hundert  Jahren  S.  155. 

besteht.     Auch  der  weitere  Gesichtspunkt,  dass  ^0  Ph  ill  ips  ,  K.  R.  2,  250.    Die  Art  der  Be- 

durch  die  Gestattimg  der  Stellvertretung  die  zur  rufung  der  früheren  Konzilien  ist  in  den  §§.  169 

Oekumenicität    erforderliche    Betheiligung    des  —  172  bei  den  einzelnen  Konzilien  angegeben. 

Hinschius,  Kircbenrecht.   III.  39 
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Würdenträger  zur  Oekumeiiicität  des  allgemeinen  Konziles  nicht  erforderlich  ist^ 
und  in  der  That  ist  auf  keiner  einzigen  der  früheren  allgemeinen  Synoden  der  ge- 
sammte  Episkopat  vereinigt  gewesen.  Feste  Zahlenangaben  darüber,  wie  viel  von 
den  Berechtigten  erschienen  sein  müssen ,  lassen  sich  mangels  positiver  Festsetzung 
nicht  maclien,  man  wird  vielmehr  nur  so  viel  sagen  können ,  dass  eine  solche  Zahl 
von  Bischöfen  erforderlich  ist,  um  wenigstens  annähernd  den  Episkopat,  womöglich 
der  verschiedenen  Theile  der  katholischen  Welt,  repräsentirt  erscheinen  zu  lassen 2. 
Schliesslich  entscheidet  darüber,  ob  die  Zahl  eine  ausreichende  gewesen  ist,  die  s.  g. 
Reception  der  Konzilsbeschlüsse  -^ 

Einer  Vertretung  der  Kirchen  des  Orients,  soweit  dieselben  schismatisch  sind, 
bedarf  es  seit  der  definitiven  Trennung  der  morgenländischen  von  der  abendlän- 
dischen Kirche  nicht  mehr.  Die  Schismatiker  sind  der  Ausübung  ihrer  kirchlichen 
Rechte  beraubt  und  hal)en  keinen  Anspruch  auf  Betheiligung  am  Konzile  4.  Demnach 
ist  man  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  aus  nicht  berechtigt,  für  die  Zeit  nach 
der  Lostrennung  der  Kirche  des  Orientes  von  der  des  Abendlandes  einen  Unterschied 
zwischen  ökumenischen  Synoden  und  abendländischen  allgemeinen  Konzilien  zu 
machen,  je  nachdem  auf  denselben  der  Orient  vertreten  war  und  ist  oder  nicht'"^ 
Das  abendländische  allgemeine  Konzil  ist  nichts  anderes  als  das  ökumenische  Konzil 
des  Mittelalters  und  der  späteren  Zeit.  Denn  wenngleich  das  letztere  historisch  sich 
aus  den  päpstlichen  Konzilien  des  Mittelalters  entwickelt  hat^',  so  beruht  doch  das 
Wesen  beider  in  der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche,  und  die  verschiedene  Ver- 
wirklichung der  letzteren  in  den  verschiedenen  geschichtlichen  Perioden  giebt  keine 
Berechtigung  dazu ,  unter  Verleugnung  der  Einheit  des  Grundgedankens  die  Gestal- 
tung jeder  einzelnen  Periode  als  ein  besonderes  Rechtsinstitut  zu  behandeln^. 

^  Bellarmin,  1.  c.  I.  1.  17;    Walter,  K.  von  einem  wirklich  allgemeinen  Konzile  erlassen 

R,  §.  157;  Ginzel,  K.  R.  1,  122;  Phillips,  wären. 

Lehrb.    2.  Aufl.    S.  358;    v.  Schulte,   Lehrb.  *  So  hat  auch  Plus  IX  an  die  schismatischen 

3.  Aufl.    S.  348;    Vering,    K.  R.  S.  583;    de  orientalischen  Bischöfe  nur  eine  Einladung  im 

Angelis,   1.  c.  p.  266;    Richter-Dove,  K.  Sinne  einer  Aufforderung  zur  Rückkehr  in  den 

R.  8.  Aufl.    S.  489.  Schoss  der  katholischen  Kirche  erlassen,  s.  0.  S. 

2  So  z.  B.  Richter-Dove  a.  a.   0.   S.  489  452. 

und  de  Angelis  p.  267.  Dass  die  Zahl  absolut  5  Diese  Unterscheidung  macht  v.  Schulte, 
gleichgültig  ist,  v.  Schulte,  Lehrb.  S.  348  u.  Lehrb.  S.  347  u.  S.  351  auch  noch  für  das  heu- 
Phillips  K.  R.  2,  238,  und,  s.  den  letzteren,  tige  Recht,  indem  er  für  beide  verschiedene 
allein  die  Absicht  des  Papstes,  ein  Konzil  zu  Rechtssätze  aufstellt,  z.  B.  für  die  ökumenische 
halten,  entscheidet,  widerspricht  aber  dem  Be-  Synode  die  päpstliche  Berufung  nicht  für  noth- 
griff  des  allgemeinen  Konzils.  In  einer  Ver-  wendig,  aber  für  die  abendländische  allgemeine 
Sammlung  von  5  oder  10  Bischöfen  wird  doch  für  wesentlich  erklärt,  andererseits  nur  der  er- 
Niemand  eine  Repräsentation  der  allgemeinen  steren,  nicht  aber  der  letzteren  die  Zuständig- 
katholischen Kirche  sehen  wollen.  keit  beilegt,  als  Organ  der  Kirche  den  wirklichen 
Die  Oekumenicität  des  Vatikanums  ist  bei  Glauben  derselben  auszusprechen,  eine  Ansicht, 
der  zahlreichen  Vertretung  des  Episkopats  auf  bei  welcher  m.  E.  die  Konsequenz  nicht  abzu- 
demselben  (s.  0.  S.  454),  soweit  es  sich  um  das  weisen  ist,  dass  die  dogmatischen  Beschlüsse 
hier  fragliche  Erforderniss  handelt,  ausser  allem  der  Synode  von  Trient,  welche  v.  Schulte  a. 
Zweifel.  a.  A.  S.  399  selbst  nicht  zu  den  ökumenischen 

3  Darüber  s.  0.  S.  348.  349  und  unten  unter  Synoden,  sondern  zu  den  abendländischen  Gene- 
Nr.  12.  ralsynoden  rechnet,   wegen  mangelnder  Kompe- 

NachBouix  1.  c.  3,  409  kann  das  Konzil  tenz  ungültig  sind  oder  wenigstens  nicht  den 
selbst  mit  Zustimmung  des  Papstes  oder  bei  wirklichen  Glauben  der  katholischen  Kirche  aus- 
späterem Zweifel  der  regierende  Papst  allein  die  gesprochen  haben. 
Oekumenicität  feststellen.  Aber  das  Fehlen  we-  ^  g.  0.  S.  330.  350.  522. 
sentlicher  Voraussetzungen  wird  durch  blosse  '^  Dass  man  die  4  lateranensi sehen  Synoden 
nachträgliche  Erklärungen  nicht  ergänzt,  es  kann  im  Mittelalter  als  concilia  generalia  und  univer- 
sicb  höchstens  darum  handeln,  den  Beschlüssen  salia  bezeichnet  hat,  worauf  v.  Schulte  S.  348. 
hinterher  dieselbe  Kraft  zu  geben,   wie  wenn  sie  n.  3  hinweist,  ändert  daran  nichts,    s.  auch  0.  S. 


§.179.]  Das  allgemeine  Konzil.     Geltendes  Recht.  611 

5.  Das  Recht  des  Vorsitzes  auf  dem  Konzile  steht  kraft  des  ihm  unbestritte- 
ner Massen  zukommenden  Primates  dem  Papste  zu.  Er  kann  es  in  eigener  Person 
oder  durch  besondere  Legaten  üben  ^  Aus  dem  Begriffe  des  Primates  folgt  aber 
auch  zugleich,  dass  —  die  Ausnahmefälle  ^  vorläufig  dahin  gestellt  —  diese  Betheili- 
gung des  Papstes  in  der  einen  oder  anderen  Weise  am  Konzile  rechtlich  nothwendig 
ist,  denn  beim  Fehlen  des  den  Primat  repräsentirenden  Bischofes  ist  die  Kirche  in  einer 
wesentlichen  Beziehung  nicht  vertreten,  und  das  Konzil  kann  keinen  Anspruch  dar- 
auf machen,  als  Organ  der  gesammten  Kirche  zu  handeln  und  zu  beschliessen  '\ 

6.  In  Folge  des  Vatikanischen  Konziles  ist  die  Frage  lebhaft  erörtert  worden, 
wem  das  Recht  zukomme,  die  Geschäftsordnung  für  das  allgemeine  Konzil  fest- 
zusetzen. Während  die  Reformkonzilien  von  Konstanz  und  Basel  diese  selbst 
festgestellt  haben'',  und  auf  dem  Konzile  von  Trient  die  geschäftliche  Behandlung 
für  eine  Reihe  von  Fragen  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zwischen  den  Legaten 
und  den  Konzilsvätern  vereinbart  worden  ist  ^,  hat  für  das  Vatikanum  Pius  IX.  die 
Geschäftsordnung  einseitig  erlassen^.  Ohne  all  und  jeden  analogen  Vorgang  war 
dies  indessen  nicht.  Schon  auf  den  mittelalterlichen  Konzilien  sind  die  Entwürfe  zu 
den  Kanones  von  der  Kurie  einseitig  angefertigt  worden  und  es  ist  jede  entschei- 
dende Antheilnahme  der  Synoden  an  der  Feststellung  und  Gestaltung  der  Vorlagen 
ausgeschlossen  gewesen'^.  Ebenso  ist  die  Kurie  auf  dem  5.  Lateranensischen  Konzil 
verfahren  ^. 

Immerhin  kann  aber  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Praxis  der  Konzilien  des 
16.  Jahrhunderts  von  einer  absoluten  Ausschliessung  der  Mitwirkung  der  Konzils- 
mitglieder bei  der  Erledigung  einzelner  Geschäftsordnungsfragen  nichts  gewusst  hat. 
Der  einseitige  Erlass  der  ersten,  sowie  der  zweiten,  revidirten  Geschäftsordnung 
durch  Pius  IX.  war  also  eine  Neuerung ,  um  so  mehr  als  mindestens  bei  der  Fest- 
stellung der  letzteren  das  damals  schon  versammelte  Konzil  mitzuwirken  in  der 
Lage  war  9. 

Die  Vorbereitungskommission  hat  das  vom  Papst  in  Anspruch  genommene  Recht 
aus  seiner  Befugniss  das  Konzil  zu  berufen,  den  Vorsitz  zu  führen  und  seine  Dekrete 

357.  n. 6.  Die  späteren  Konzilien,  von  den  Reform-  Walter^.  157;  Perm  aneder  §.  274  ;  Gin- 
synoden an,  haben  die  Bezeichnung  ökumenisch  zel  1,  123;  Phillips  2,  254;  Bouix  p.  398; 
wiederaufgenommen,  obwohl  sie  nicht  gemein-  de  Angelis  p.  267;  Richter-Dove  S.  488. 
same  Repräsentationen  der  katholischen  Kirche  Vgl.  auch  Th.  I.  S.  202. 
und  der  schismatischen  des  Morgenlandes  gewe-  2  ygi,  darüber  unten  S.  631. 
sen  sind.  Nachdem  mit  dem  Untergange  des  den  3  Ygl,  dazu  die  Anführungen  in  Anm.  1. 
Occident  und  Orient  umfassenden  römischen  v.  Schulte,  Lelirb.  S.  351  hält  dagegen  den 
Kaiserreiches  das  Wort :  ökumenisch  seine  Be-  Vorsitz  des  Papstes  unter  Berufung  auf  die  frü- 
ziehung  auf  dasselbe  verloren  hatte,  konnte  die  heren  morgenländischen  Synoden  nicht  für  we- 
katholische  Kirche  dasselbe  sehr  wohl  für  die  sentlich,  was  mit  seiner  schon  o.  S.  603.  n.  1  cha- 
kirchliche  Gesammtrepräsentation  anwenden,  und  rakterisirten  principiellen  Auffassung  derselben, 
bei  der  schismatischen  Stellung  des  Orients  trotz  als  der  allein  massgebenden,  zusammenhängt, 
der  Nichtbetheiligung  desselben  den  die  ganze  Indessen  rechnet  selbst  die  von  dem  Gallikanis- 
katholische  Kirche  darstellenden  Synoden  das  mus  beeinflusste  Lehre  von  der  Theilung  der 
Prädikat  der  Oekumenicität  beilegen.  Rechte  des  Papstes  in  wesentliche  und  zufällige, 
1  Damit  war  auch  die  kirchliche  Praxis  mit  das  Präsidialrecht  zu  den  ersteren,  Th.  I.  S.  202. 
Ausnahme  einzelner  Perioden  des  Pisaner,  Kon-  *  S.  o.  S.  372.  390. 

Stanzer  und  Baseler  Konzils  im  Einklang,   s.  o.  5  g,  o.  S.  432.    lieber  die  Einsetzung  von  De- 

S.,361.  366.  369.  377.  395.  424.  432.     Nur  das  putationen  auf  dem  5.  Lateranensischen  Konzil 

letztere  allein  hat,   und  zwar  auch  erst  später,  auf  Veranlassung  des  Papstes  s.  o.  S.  424.  n.  3. 

dem  Papste  das  Recht  auf  den  Vorsitz  abgespro-  ^'  S.  o.  S.  455  u.  459. 

eben,  s.  o.  S.  396.    Ueber  das  Präsidialrecht  des  "^  S.  o.  S.  362.  n.  1. 

Papstes   herrscht    in    der  Doktrin  Einstimmig-  8  g.  q.  S.  424. 

keit,  Bellarmin  l.  19;   Ferraris  he.  n.  45;  9  s.  o.  S.  459. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  170. 


ZU  bestätigen  hergeleitet'.  Aber  diese  Begrüiulung  ist  haltlos.  Aus  dem  zuletzt  ge- 
dachten Recht  —  darüber  nachher  —  würde  an  sich  nur  so  viel  folgen,  dass  die  Ge- 
schiiftsordnungsbeschlüsse  nicht  ohne  Genehmigung  des  Papstes  Gültigkeit  erlangen 
können.  In  der  That  aber  lässt  sich  die  Frage  von  diesem  Standpunkt  aus  nicht 
lösen,  vielmehr  nur  dadurcli,  dass  man  auf  die  rechtliche  Stellung  des  Papstes  gegen- 
über dem  Konzile  zurückgeht,  denn  das  Recht  der  Berufung  und  das  Recht  auf  das 
Präsidium ,  welche  nicht  einmal  stets  in  derselben  Hand  zu  ruhen  brauchen,  können 
auf  verschiedenartigen  Rechtsgründen  beruhen  2. 

Für  den  Papst  fliessen  allerdings  beide  Rechte  aus  seinem  Primate  und  seiner 
dadurch  bedingten  Stellung  zum  Konzile-^.  Ob  aber  auch  darin  die  Befugniss,  dem 
allgemeinen  Konzile  eine  Geschäftsordnung  zu  geben ,  liegt ,  das  hängt  von  der  Ent- 
scheidung der  Streitfrage  über  das  Verhältniss  des  Konziles  zum  Papste  ab.  Jeden- 
falls kann  vom  Standpunkte  des  praktisch  geltenden  Rechts  zur  Zeit  des  Zusammen- 
trittes des  Vatikanischen  Konzils  dem  Konzil  eine  derartige  alleinige  Berechtigung 
unter  Ausschluss  des  Papstes  nicht  zugesprochen  werden  ^.  Die  Theorie  von  der  Supe- 
riorität  des  Konziles  über  den  Papst  war  praktisch  in  der  katholischen  Kirche  über- 
wunden, wenn  auch  die  Verwerfung  derselben  noch  nicht  ihren  dogmatischen  Ausdruck 
gefunden  hatte ,  und  ist  auch  von  keinem  der  auf  dem  Vatikanischen  Konzil  erschie- 
nenen Prälaten  vertreten  worden  ^.  Vielmehr  galt  der  Papst  als  das  Haupt  des  Kon- 
zils ,  ohne  dessen  Mitwirkung  dasselbe  nicht  die  Oekumenicität  erlangen  konnte. 
Andererseits  hatte  aber  das  sich  schon  vorbereitende  Resultat  der  bisherigen  Ent- 
wicklung, die  Herabdrückung  des  zum  allgemeinen  Konzile  versammelten  Episkopates 
zum  blossen  Beirath  und  blossen  Senate  des  Papstes,  noch  nicht  seine  definitive  Fest- 
stellung erfahren.  Wäre  somit  auch  bei  diesem  schwankenden  Rechtszustande  die 
Vereinbarung  einer  Geschäftsordnung  zwischen  Papst  und  Konzil  oder  die  Vorlegung 
einer  solchen  zur  Genehmigung  an  das  letztere  das  Angemessenste  gewesen,  so 
wird  man  doch,  da  die  oberste  Gesetzgebungsgewalt  des  Papstes  längst  in  unbestrit- 
tener Geltung  gestanden  hat,  und  andererseits  eine  positive  Rechtsvorschrift  über  die 
fragliche  Berechtigung  nicht  vorhanden  war,  es  nicht  für  absolut  unberechtigt  halten 
können,  dass  der  Papst  die  vorhandene  Lücke  durch  Inanspruchnahme  des  erwähnten 
Rechtes  für  den  Primat  ausgefüllt  hat  6.  Vollends  aber  erscheint  es  haltlos,  wenn  aus 
der  blossen  Thatsache ,  dass  der  Papst  die  Geschäftsordnung  einseitig  gegeben  hat, 
eine  Illegitimität  des  Konziles  und  seiner  Beschlüsse  hergeleitet  wird.  Der  Vorgang, 
um  dessen  rechtliche  Beurtheilung  es  sich  hier  handelt,  fällt  in  eine  Zeit  flüssiger 
Rechtsentwicklung,  d.  h.  in  eine  solche,  wo  das  frühere  Recht  formell  noch  nicht 
völlig  beseitigt,  das  neue  aber,  trotz  des  Absterbens  des  alten,  noch  nicht  zu  ent- 
schiedenem Durchbruch  gelangt  war.  Während  solcher  Perioden  ist  bei  dem  Schwan- 


^  Cecco  ni-Molltor  S.  156.  Dieselbe  Be- 
gründung bei  de  Angelis  1.  c.  p.  266.  Ohne 
eine  solche  für  das  Recht  des  Papstes  Vering 
K.  R.  S.  583. 

2  Der  deutsche  Reichstag  z.  B.  wird  durch  den 
Kaiser  einberufen,  der  letztere  hat  aber  nicht  das 
Recht,  für  denselben  einen  Präsidenten  zu  ernen- 
nen und  ihm  eine  Geschäftsordnung  zu  geben, 
vielmehr  stehen  diese  Befugnisse  dem  Reichstage 
selbst  zu,  Art.  12  u.  27  der  Reichsverfassung. 

3  S.  0.  S.  604  u.  611. 

4  V.    Schulte,    Lehrb.  S.  351,    ist  der  An- 


sicht, dass  der  Papst  absolut  nicht  berechtigt  ist, 
die  Geschäftsordnung  festzustellen. 

5  S.  0.  S.  426.  451.  468. 

6  So  gründet  z.B.  Ginzel  1,  123 das  fragliche 
Recht  auf  den  primatus  iurisdictionls. 

Haben  doch  auch  in  Süddeutschland  die  Re- 
gierungen bei  der  Einführung  konstitutioneller 
Verfassungen  die  Geschäftsordnungen  für  die 
Kammern  der  Landtage  festgesetzt ,  s.  z.  B.  das 
bayr.  Edikt  über  die  Ständeversammlung,  Beil. 
X  zur  Verf. -Urk.  von  1818.  Tit.  2,  DöUinger 
Samml.  7,  43. 
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ken  des  Rechtsbodens  eine  sichere  Entscheidung  kaum  möglich.  Die  Sicherheit  tritt 
erst  wieder  ein,  wenn  die  Uebergangsperiode  zum  Abschluss  gelangt  ist  und  mit  der 
Gewinnung  eines  neuen  festen  Rechtes  pflegt  dann  auch  gewöhnlich  eine  nachträg- 
liche Legitimirung  der  in  ihrem  Rechtsbestande  zweifelhaften  Vorgänge,  welche  dem 
neuen  Rechte  zum  Siege  verholfen  haben,  zu  erfolgen. 

Was  das  Vatikanische  Konzil  betrifft,  so  lässt  sich  heute,  nachdem  mehr  als 
1 0  Jahre  verflossen  sind ,  auf  Grund  der  Stellung ,  welche  die  katholische  Kirche  zu 
demselben  eingenommen  hat,  mit  Fug  und  Recht  behaupten,  dass  die  Beschlüsse  des 
Konzils  in  derselben  recipirt  sind,  und  durch  die  s.  g.  Reception  würde  festgestellt 
sein>,  dass  die  fragliche  Berechtigung  des  Papstes  nicht  in  Zweifel  zu  ziehen  war. 
Aber  es  bedarf  nicht  einmal  des  Hinweises  auf  dieses  Moment.  Selbst  wenn  man  an- 
nimmt, dass  der  Papst  nur  die  Befugniss  gehabt  habe,  die  Geschäftsordnung  mit  dem 
Konzile  zu  vereinbaren,  so  war  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  ihm  das  letztere  die 
Anfertigung  einer  solchen  übertrug  oder  überliess.  Rechtlich  gleich  stand  ferner  der 
Fall,  wenn  das  Konzil  bei  der  einseitigen  Vorlegung  derselben  durch  den  Papst  sein 
Mitwirkungsrecht  für  die  Feststellung  nicht  geltend  machte,  sondern  die  Oktroyirung 
der  Geschäftsordnung  ohne  Wahrung  seiner  Befugniss  hinnahm.  Das  letztere  ist  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  erste,  wie  auch  auf  die  revidirte  Geschäftsordnung  geschehen. 
Die  Majorität  der  Konzilsmitglieder  hat  sich  vollkommen  passiv  verhalten.  Von  der 
Minorität  sind  zwar  beide  Male  Proteste  erhoben  worden  2,  aber  in  keinem  derselben 
ist  die  principielle  Seite  der  Sache  berührt.  Sie  hat  das  Recht,  bei  der  Feststellung 
der  Geschäftsordnung  mitzuwirken,  nicht  in  Anspruch  genommen  und  dem  Papste  die 
Befugniss  zum  Erlasse  derselben  nicht  bestritten,  vielmehr  lediglich  nur  einzelne 
materielle  Aenderungen  verlangt,  und  indem  sie  die  Vornahme  derselben  vom  Papste 
forderte ,  ihm  gerade  indirekt  das  Recht  zum  Erlasse  derartiger  Anordnungen  ein- 
geräumt. 

Jedenfalls  wird  aber  für  die  Zukunft,  sollte  noch  einmal  ein  allgemeines  Konzil 
zusammentreten ,  dem  Papst  das  Recht ,  allein  die  Geschäftsordnung  für  dasselbe  zu 
erlassen ,  nicht  mehr  bestritten  werden  können.  Das  Vatikanum  hat  ihn  zum  abso- 
luten Monarchen  der  Kirche  gemacht  und  den  zum  Konzil  versammelten  Episkopat 
in  die  Stellung  eines  Senates  herabgedrückt.  Derselbe  hat  dem  Papst  gegenüber  nur 
das  Recht  gutachtlicher  Meinungsäusserung,  an  welche  der  letztere  nicht  gebunden 
ist,  und  da  die  Einholung  einer  solchen  lediglich  in  dem  Ermessen  des  Papstes  steht, 
so  folgt  daraus  auch  seine  Befugniss,  die  Formen,  welche  bei  der  Erstattung  des 
Gutachtens  beobachtet  werden  sollen,  vorzuschreiben. 

Verschieden  von  der  Frage  über  die  Berechtigung  zur  Feststellung  der  Ge- 
schäftsordnung ist  aber  die  weitere ,  ob  die  Normen  für  die  Geschäftsbehandlung  be- 
liebig bestimmt  werden  können,  oder  ob  gewisse  Fundamentalsätze  bei  der  letzteren 
beobachtet  werden  müssen.  Sie  lässt  sich  erst  entscheiden,  wenn  der  Zweck  des  all- 
meinen Konzils  und  die  Funktionen,  welche  die  Mitglieder  auf  demselben  zu  erfüllen 
haben,  klar  gestellt  sind. 

7.  Zweck,  Aufgabe  und  Zuständigkeit  des  allgemeinen  Konzils. 
Als  Gründe  der  Berufung  eines  allgemeinen  Konzils  zählt  man  vielfach  auf;    1)  Die 

•  Ueber  die  Reception  vgl.  noch  weiter  unten  2  g,  q.  S.  458  u.  S.  459. 

S.  634. 
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Beseitiguno:  entstandener  gefährlicher  und  weitgreifender  Ketzereien  ,  2)  die  Vor- 
nahme einer  umfassenden  Reform  der  Kirche,  '^)  die  Vorbereitung  und  Förderung 
eines  grossen  Unternehmens  gegen  die  Feinde  derselben,  4)  die  Herstellung  der  Ein- 
tracht zwischen  dem  sacerdotium  und  Imperium ,  5)  die  Beseitigung  eines  Schismas, 
6)  das  Vorhandensein  des  Verdachtes  der  Häresie  oder  anderer  schwerer  Vergehen 
gegen  den  Papst  und  7)  die  Unmöglichkeit  oder  pflichtwidrige  Unterlassung  einer 
Papstwahl  durch  die  Kardinäle',  während  v.  Schulte^  dagegen  behauptet,  dass  die 
Einberufung  des  Konzils  „in  dogmatischer  Hinsicht  einen  festen  Anhalt  haben  müsse, 
dass  eine  bestimmte  christliche  Glaubenslehre,  welche  angegriffen  war,  unter  Con- 
deranation  der  Urheber  und  Anhänger  der  Ketzerei  verworfen  werden  solle".  Es 
ist  ersichtlich,  dass  es  sich  bei  beiden  Ansichten  lediglich  um  Abstraktionen  aus  den 
geschichtlichen  Vorgängen ,  die  zur  Einberufung  der  früheren  allgemeinen  Synoden 
geführt  haben ,  handelt.  Die  älteren ,  morgenländischen  Konzilien  sind  zur  Schlich- 
tung von  Glaubensstreitigkeiten  einberufen  worden,  für  das  1.  und  2.  Lateranen- 
sische  Konzil  ist  dieser  Zweck  gar  nicht  in  Frage  gekommen^,  und  die  übrigen 
mittelalterlichen  Synoden  haben  sich  nur  in  geringem  Masse  mit  dogmatischen  Ange- 
legenheiten beschäftigt,  während  ihr  Hauptzweck  die  Erledigung  kirchenpolitischer 
Angelegenheiten  und  die  Weiterbildung  und  Reform  des  kirchlichen  Rechtes  war  '*. 
Ebenso  wenig  lag  der  Schwerpunkt  der  s.  g.  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts 
in  der  Feststellung  von  Dogmen  ■^,  und  selbst  das  Konzil  von  Trient  hat  seine  Thätig- 
keit  gleichmässig  dem  Dogma  wie  der  Reform  zugewendet^'.  Die  Konziliengeschichte 
liefert  daher  keinen  Beweis  für  die  Existenz  eines  angeblichen  Fundamentalsatzes, 
dass  das  allgemeine  Konzil  nur  dann  gültig  berufen  werden  könne  "^j  wenn  das  Be- 
dürfniss  für  die  Entscheidung  dogmatischer  Streitigkeiten  vorliege. 

Ebenso  wenig  folgt  dies  aus  dem  Wesen  des  allgemeinen  Konzils  als  der  Ge- 
sammtrepräsentation  der  Kirche.  Vielmehr  ergiebt  sich  daraus,  dass  sein  Zusammen- 
tritt immer  berechtigt  ist,  wenn  es  sich  um  die  Beschlussfassung  über  eine  Angelegen- 
heit von  allgemeiner  Bedeutung  für  die  ganze  Kirche  handelt  ^.  Ob  eine  solche  vorliegt, 
darüber  hat  zunächst  derjenige,  welcher  zur  Einberufung  des  Konzils  berechtigt  ist, 
zu  bestimmen,  und  es  könnte  nur  Sache  der  Synode  sein,  nach  ihrem  Zusammentritt 
eine  Verhandlung  deshalb  abzulehnen ,  weil  die  Angelegenheit  nicht  wichtig  genug 
erscheint,  um  ein  allgemeines  Konzli  damit  zu  befassen.  Ja  selbst  die  Erledigung 
spezieller,  die  kirchliche  Jurisdiktion  betreffender  Sachen  ist  der  Kognition  des  all- 
gemeinen Konzils  nicht  einmal  entzogen.  Schon  die  älteren  allgemeinen  Konzilien 
haben  mindestens  gelegentlich  ihres  Zusammentrittes  auch  einzelne  spezielle  Ange- 
legenheiten berathen  und  entschieden  '\   Die  Zuständigkeit  des  allgemeinen  Konzils 


1  S.  z.  B.  Hefele  Coiicilieiigesch.  1,  5;  de 
Angel is  1.  c.  p.  257. 

2  Stellung  S.  263. 

3  S.  0.  S.  351. 

4  S.  0.  S.  352  ff.  357.  n.  1. 

5  S.  0.  S.  380.  401  ff. 

6  S.  0.  S.  433 ff. 

"^  Darauf  läuft  die  Argumentation  von  v. 
Schulte  a.  a.  0.  S.  263  ff.  hinaus,  wenn  man 
namentlich  erwägt,  dass  sie  sich  in  dem  Kapitel 
von  der  Illegitimität  des  vatikanischen  Koncils 
nach  seinem  thatsächlichen  Verfahren  unter  der 


Ueherschrift :    Ausserachtlassung  der  Fundamen- 
talgrundsätze heflndet. 

8  So  sagt  auch  v.  S  chulte  a.  a.  0.  S.  86, 
ohwohl  er  zum  Beweise  seiner  vorhin  erwähnten 
Ansicht  sich  (S.  263)  gerade  auf  diese  Stelle  be- 
ruft:  „Allgemeine  Synoden  sind  nothwendig, 
wenn  es  sich  um  den  Glauhen  oder  eine  die 
ganze  Kirche  unmittelbar  angehende 
Sache  handelt." 

9  S.  0.  S.  340.  Das  4.  Lateranensische  Kon- 
zil hat  sich  mit  der  Errichtung  von  lateinischen 
Bisthümem  auf  der  Insel  Cypern,    Mansi  22, 
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erstreckt  sich  daher  einmal  auf  alle  Sachen ,  welche  die  ganze  Kirche  betreffen ,  auf 
das  Gebiet  des  Glaubens  und  der  Lehre,  sowie  auf  das  Gebiet  der  Disciplin  (der  Ver- 
fassung und  des  Rechtes),  ferner  aber  auch  auf  alle  spezielle  Angelegenheiten,  welche 
ohne  Verletzung  der  Kompetenz  der  bestehenden  Instanzen  an  dasselbe  gelangt  oder 
vor  dasselbe  gezogen  worden  sind,  denn  als  die  Gesammtrepräsentation  der  Kirche 
kann  es  auch  diese  —  also  z.  B.  solche  Sachen,  welche  ihm  der  Papst  aus  dem  Kreise 
seiner  Zuständigkeit  heraus  zu  gemeinsamer  Erledigung  überweist  —  rechtsgültig 
entscheiden'.  Berücksichtigt  man  aber  die  durch  die  Beschlüsse  des  Vatikanischen 
Konzils  bewirkte  Umgestaltung  in  der  Verfassung  der  katholischen  Kirche ,  so  führt 
die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  dazu,  dass  das  allgemeine  Konzil  in  allen  Sachen, 
welche  ihm  der  Papst  seiner  Berathung  unterbreitet,  zuständig  ist,  denn  in  seiner 
Stellung  als  Universalbischof  der  ganzen  Kirche  kann  er  jede  lokale  Angelegenheit 
aus  der  einzelnen  Diöcese  an  sich  ziehen,  und  darüber  das  Gutachten  des  Episkopates 
auf  dem  Konzile,  als  seines  Senates,  einholen  2. 

8.  Die  Funktionen  der  Konzilsmitglieder  (Abstimmung:  Stimmen- 
mehrheit oder  Einstimmigkeit).  In  Folge  der  übertriebenen  Betonung  der 
dogmatischen  Aufgaben  der  allgemeinen  Konzilien  ist  man  neuerdings  dazu  gelangt, 
die  Thätigkeit  der  Bischöfe  auf  denselben  wesentlich  auf  die  Ablegung  von  Zeug- 
nissen für  den  Glauben  ihrer  Kirchen  und  Gemeinden ,  die  Prüfung ,  der  abgelegten 
Zeugnisse  und  die  Feststellung,  ob  nach  denselben  eine  Lehre  den  Bedingungen  der 
Universalität,  der  Perpetuität  und  des  Consensus  entspreche,  zu  beschränken 3.  Ich 
habe  schon  0.  S.  341  für  die  älteren  orientalischen  Synoden  nachzuweisen  gesucht, 
dass  gerade  umgekehrt  die  Bischöfe  auf  denselben  den  Beruf  der  Urtheiler,  eine  ur- 
theilende  Thätigkeit  darüber  geübt  haben ,  was  entsprechend  der  christlichen  Lehre 
zum  Dogma  erhoben  werden  könne  und  dürfe  und  dabei  auch  relativ  neue  Dogmen, 
als  Konsequenzen  der  bisher  geglaubten  und  gelehrten  Sätze,  festgestellt  haben.  Für 
die  neuere  Zeit  bieten  insbesondere  die  Dekrete  des  Konzils  von  Trient  den  schlagend- 

1076  und  der  Untersuchung  der  Ehesache  Bur-  nisses  hergenommene  Angriff  v.  Schult  es  auf 

chards  von  Avesnes  befasst,    Innoc.  ep.  append.  die  Legitimität  des  Vatikanums.  Uebrigens  lässt 

ad  lib.XIV,  Migne  patrol.  3,  529  ff.;  vgl.  auch  es  sich  doch  vrohl  nicht  bestreiten,   dass  die  dem 

Hefele  5,  809.  Vatikanum    unterbreiteten  Schemata,  insbeson- 

1  Soweit  allerdings  speciell  Sachen  zur  Zu-  dere  der  Entwurf  der  Konstitution  :  Pastor  aeter- 
ständigkeit  der  einzelnen  kirchlichen  Instanzen,  nus  über  den  Universalepiskopat  und  die  Un- 
einschliesslich  des  Papstes  gehören,  hat  das  Kon-  fehlbarkeit  des  Papstes,  solche  Angelegenheiten 
zil  das  bestehende  Recht  ebenfalls  zu  beachten,  betrafen,  welche  die  ganze  Kirche  berührten, 
bis  dasselbe  beseitigt  ist.  Derselbe  allgemeine  3  go  namentlich  v.  Schulte  und  Döllin- 
Grundsatz  ergiebt  sich  auch  für  den  Standpunkt  ger  ,  s.  0.  S.  340.  Allerdings  hat  vor  ihnen 
der  Anhänger  der  Theorie  der  Superiorität  des  schon  Ginzel,  K.  R.  1,  119  den  Zeugenberuf 
Konzils  über  den  Papst,  nur  mit  der  Modiflka-  der  Bischöfe  auf  das  entschiedenste  betont.  Wenn 
tion,da8s  das  Konzil  allein  das  Recht  hat,  Sachen  er  aber  hinzufügt:  „Die  im  Laufe  der  Zeit  zu 
innerhalb  der  erwähnten  Schranken  an  sich  zu  Tage  getreteneu  Entwicklungsmomente  des  gött- 
ziehen,  Schranken,  welche  freilich  das  Konzil  liehen  Glaubens  fasst  der  jeweilige  bischöfliche 
von  Basel  nicht  beachtet  hat,  s.  0.  S.  400  u.  401,  Lehrkörper  in  Wort  und  Schrift,  indem  er  die- 
sowie  mit  der  weiteren  Abweichung ,  dass  das-  selben  dem  ursprünglichen  kirchlichen  Symbo- 
selbe  wegen  seiner  höheren  Stellung  befugt  ist,  lum,  als  der  göttlich  gegebenen  Grundlage  des 
als  Appellationsinstanz  über  dem  Papst  zu  fun-  Glaubens  und  der  Lehre,  wie  dort  zu  Nicäa  und 
giren.  Die  wiederholt  gegen  einzelne  päpstliche  Konstantinopel  einfügt,  also  dass  die  späteren 
Verfügungen  erhobenen  Berufungen  an  das  all-  kirchlichen  Symbola  sich  nur  als  das  ursprüngli- 
gemeine  Konzil  (s.  0.  S.  421)  beweisen  übrigens  che  apostolflfche  erweisen,  aus  dessen  Stamme 
ebenfalls,  dass  man  die  Erledigung  von  speziellen  im  Laufe  der  Zeit  einzelne  Aeste  und  Zweige, 
Angelegenheiten  von  der  Kompetenz  des  Konzils  als  die  zur  Entfaltung  gekommenen  Momente  die- 
nicht  ausgeschlossen  erachtet  hat.  ses  und  jenes  Glaubensartikels,  hervorgebrochen 

2  Durch  die  vorstehenden  Ausführungen   wi-       waren",    so  geht  diese  Funktion  doch  über  die 
derlegt  sich  der  aus  dem  Mangel  eines  Bedürf-       blosser  Zeugen  hinaus. 
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sten  Beweis  dafür .   dass  selir  vieles ,  was  nicht  durch  das  Zeiigniss  der  Bischöfe  als 
ubique,  seinper,ab  omnibus  geglaubt  erwiesen  war  und  als  solches  gar  nicht  erwiesen 
werden  konnte,  zum  Dogma  für  die  katholische  Kirche  erhoben  worden  ist'.  Ebenso 
wenig  ergeben  die  Verhandlungen  des  Konzils,  dass  die  Bischöfe  lediglich  von  dem 
Standpunkt  aus ,  dass  sie  für  den  Glauben  ihrer  Kirchen  und  Gemeinden  Zeugniss 
ablegen,  diskutirt  haben,  vielmehr  haben  sie,  allerdings  unter  Berücksichtigung  der 
Ueberlieferung  der  Kirche  und  der  damaligen  Resultate  der  theologischen  Wissen- 
schaft ,  ihre  Ansichten  und  Urtheile  geäussert  und  nach  Massgabe  ihrer  Auffassung 
gestimmt 2.    Wozu  hat  man  auf  dem  Konzile  eine  Reihe  von  s.  g.  theologi  minores'^ 
zugezogen  und  durch  diese  Berathungen  behufs  der  Anfertigung  der  Vorarbeiten  an- 
stellen lassen?    Sie  sollten  doch  den  Bischöfen  mit  ihrer  theologischen  Sachkunde 
dienen  und  diesen  die  Bildung  eines  Urtheils  durch  die  vorgängige  wissenschaftliche 
Behandlung  des  Materiales  erleichtern.    Für  die  Ablegung  blosser  Zeugnisse  für  den 
Glauben  hätten  dagegen  diese  Theologen  den  Bischöfen  umsoweniger  Unterstützung 
leisten  können,  als  ihnen  die  Bearbeitung  der  dogmatischen  Vorlagen  zunächst  über- 
wiesen war  und  die  Bischöfe  erst  später  mit  der  Berathung  derselben  befasst  wurden. 
Und  wie  hätte  endlich  das  Konzil  von  Trient,  sei  es  den  ursprünglich  vom  Kaiser  be- 
absichtigten Zweck,  eine  Vereinigung  mit  den  Protestanten  herbeizuführen,  sei  es  die 
ihm  durch  die  Kurie  thatsächlich  auferlegte  Aufgabe ,  die  katholische  Lehre  gegen- 
über der  protestantischen  näher  zu  präcisiren  und  auszugestalten,  auf  dem  Wege  der 
blossen  Zeugnissablegung  und  Prüfung,  wie  sie  v.  Dö  Hinge  rund  v.  Schulte  cha- 
rakterisiren ,  erfüllen  sollen?   Kam  es  doch  hierbei  vor  Allem  darauf  an,  über  die 
Bedeutung  der  verschiedenen  Principien,  von  welchen  die   beiden  sich  gegenüber 
stehenden  Religionstheile  ausgingen,  Klarheit  zu  gewinnen,   sowie  gegenüber   den 
einzelnen  protestantischen  Lehren  in  Folge   der   durch  dieselben   eröffneten  neuen 
Gesichtspunkte  die  katholische  Auffassung  näher  auszugestalten  und  in  manchen  bis- 
her kaum  berührten  Beziehungen  festzustellen.  Wenn  es  richtig  ist,  dass  „die  dogma- 
tischen Dekrete  und  Kanones  des  Tridentinums  in  Wirklichkeit  ein  zum  Symbol  er- 
hobenes Lehrsystem  der  scholastischen  Theologie  sind  und  dass  man  kühn  behaupten 
darf,  dass  es  seit  1563  zu  keiner  Zeit  hundert  Laien  und  unter  je  hundert  Geistlichen 
kaum  jemals  zehn  gegeben  hat,  welche  diese  132  Sätze  genau  gekannt  haben" "*,  so 
haben  sie  sicherlich  auf  dem  Konzil  nicht  als  Lehren,  welche  die  Merkmale  der  Uni- 
versalität, der  Perpetuität  und  des  Consensus  an  sich  tragen  und  von  den  Bischöfen, 
ihren  Kirchen  und  Gemeinden  vorher  geglaubt  worden  sind,  festgestellt  werden  kön- 


1  So  das  decr.  sess.  IV  über  die  Gleichstellung  Geiste    eingesetzte    Naclifolger    der  Apostel  be- 

der  Tradition  mit  der  h.    Schrift,    vgl.   Hase,  zeiclinet  und  bekanntlich  aus  langen  mühsamen 

Polemik  3.  Aufl.  S.  67,  eine  Lehre,  die  so  wenig  Verhandlungen  als  Resultat  eines  Kompromisses 

feststand,  dass  einer  der  Bischöfe  bei  der  Bera-  hervorgegangen  ist  (s.  o.  S.  447  u.  Th.  I.  S.203), 

thung    das    Dekret    als     impium     bezeichnete,  auf  dem  Wege  der  blossen  Zeugnissablegung  und 

Th  einer   acta  1,    84;    von   der    feststehenden  Zeugnissprüfung  zu  Stande  gekommen  ? 
Siebenzahl  der   Sakramente,   sess     VU.    de  sa-  ^  g^  ^^.^  .^^^  ^.^  Th  ein  er  sehen  Akten  des 

cram.  c    1   hat  man  im  ersten  Jahrtausend  nichts  ^^^^^.^^  ^  ^^^^  ^^^  ^.^^^  ^.^^  ^^^  ^^^ 

gewusst    Hase  a.  a.  0.  S  34o  ;  ja  ^le  Einsetzung  f^^^^^     ^^^^  ^^^^  ein  Bischof  bei  den  Verband- 

der  letzten  Oelung  als  Sterbesakramentes  durch  ?  c  a      ^^^     \.  ■        i^-i.         j- 

^,    .  ^  ,  ,     ^        ^'TTT-    j  X  lungen  auf  den  Glauben  seiner  Kirche  und  sei- 

Chnstus,  welche  sess.  XIV.  decr.  extremae  unc-  >,        •   j    v      ^      v-** 

...',,,    ^      .,,     .        ,    *    1    IX  j  ner  Gemeinde  berufen  hatte, 

tionis  lehrt,    hat  nicht  einmal  Anhalt  an  der 

Tradition    der   Kirche,    Hase  a.   a.  0.  S.  478.  ^  S.  o.  S.  433. 

Ist  femer  die  Festsetzung  sess.  XXIII  de  sacram.  *  v.  Schulte,  Gesch.   d.  Quellen  u.  Litera- 

ordin.    c.   4,    welches  die  Bischöfe  als  vom  h.  tur  des  canon.  Rechts  3,  59. 
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nen.  So  versagt  jene  Theorie  ebenso  wie  sie  gegenüber  den  acht  älteren  Konzilien 
haltlos  erscheint,  auch  bei  dem  vorletzten  ökumenischen  Konzile  der  katholischen 
Kirche  die  Probe ,  und  dass  sie  diese  an  den  mittelalterlichen  und  Reformsynoden 
nicht  bestehen  kann,  bedarf  bei  der  geringen  dogmatischen  Bedeutung  derselben 
nicht  erst  der  Ausführung. 

Die  Funktion  der  Bischöfe  auf  den  allgemeinen  Konzilien  in  Glaubenssachen  ist 
also  wesentlich  eine  urtheilende  gewesen,  für  deren  Ausübung  theologische  Sachkunde 
die  Voraussetzung  gebildethat  und  die  Sammlung  und  Konstatirung  von  Zeugnissen  über 
den  Glauben  nur  als  adminikulirendes  Moment  in  Frage  gekommen  ist '.  Die  Bischöfe 
erscheinen  auf  dem  Konzile  allerdings  nicht  als  theologische  Sachverständige  '-^j  und 
können  sich  die  für  die  Ausübung  ihrer  Funktion  erforderliche  Fachkunde  durch 
andere,  die  gelehrten  Theologen,  beschaffen  lassen,  vielmehr  haben  sie  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Nachfolger  der  Apostel  innerhalb  der  o.  S.  342.  615  angedeuteten  Grenzen 
die  Macht,  Bestimmungen  über  den  Glauben  zu  erlassen -l  Die  rechte  Ausübung  die- 
ser Funktion  wird  einmal  durch  die  ihnen  kraft  ihrer  Bischofs  weihe  zustehende 
besondere  geistige  Befähigung,  sowie  ferner  durch  die  nach  dem  Glauben  der  katho- 
lischen Kirche  hinzutretende  Mitwirkung  des  h.  Geistes  garantirt. 

Von  dieser  meiner  Auffassung  aus  halte  ich  daher  die  Bekämpfung  der  Dekrete 
der  vatikanischen  constitutio :  Pastor  aeternus  als  materiell  nichtig ,  weil  nicht  fest- 
gestellt worden  sei  und  nicht  festgestellt  werden  könne,  dass  die  betreffenden  Lehren 
den  Erfordernissen  der  Universalität,  der  Perpetuität  und  des  Consensus  ent- 
sprächen ^,  für  verfehlt.  Vielmehr  wird  ein  unbefangener  Standpunkt  anerkennen 
müssen,  dass  die  durch  die  Konstitution  festgesetzten  Dogmen  nichts  anderes  als  der 
Abschluss  einer  seit  Jahrhunderten  datirenden  Entwicklung  in  der  katholischen  Kirche 
sind,  und  lediglich  als  letzte  Konsequenzen  der  katholischen  Lehre  von  der  Unfehlbar- 
keit der  äusseren  Kirche  und  der  neueren  katholischen  Auffassung  von  der  Stellung  des 
Papstes  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  aufzufassen  sind  •^.   Aus  der  Bahn,  welche 


1  Uebrigens  verstösst  die  hier  bekämpfte  Theo-  sehen  Kirche,  die  doch  irgend  einmal  mit  der 
rie  auch  insofern  gegen  die  Principieu  der  katho-  bischöflichen  Unfehlbarkeit  auf  ökumenischen 
lischen  Kirche,  als  sie  entscheidendes  Gewicht  Synoden  zusammentreffen  musste.  Es  war  ein 
auf  den  Glauben  der  Gemeinden,  der  Laien,  legt,  naheliegender  Vorwurf  gegen  diese  Kirche,  wie 
dieser  aber  als  solcher  nicht  in  Betracht  kommt,  er  am  Abschluss  der  geschichtlichen  Uebersicht 
sondern  nur  in  so  weit,  als  er  mit  den  Lehren  in  den  früheren  Drucken  dieses  Buches  ausge- 
der  Kirche  übereinstimmt ,  worüber  [doch  nur  sprechen  ist :  Aus  diesem  Allen  ist  klar,  dass 
wieder  der  Bischof  bez.  der  Papst  und  zwar  im  die  katholische  Kirche  selbst,  obwohl  sie  aus  der 
Wege  des  Urtheils,  entscheidet.  Voraussetzung   ihrer   Unfehlbarkeit    heraus    oft 

2  Insoweit  stimme  ich  v.  Schulte,  Stellung  gehandelt  hat,  allen  Andersgläubigen  das  ewige 
S.  43  bei.  Heil  absprechend  und  so  weit  möglich  auch  das 

3  Dies  im  Gegensatz  zu  v.  Schulte  a.  a.  0.  zeitliche  Heil  abschneidend,  dennoch  ein  festes 
*  Statt  aller  verweiseich  biosauf  V.  Schulte,  und    stetiges  Bewusstsein   über  ein  bestimmtes 

Stellung  S.  278.  292.  300.  Organ  dieser  Unfehlbarkeit  und  über  bestimmte 
5  Vgl.  Hase,  Polemik  S.  199:  „Als  aber  der  Kennzeichen  seiner  unfehlbaren  Sprüche  nie  ge- 
Drang des  Katholicismus,  das  Ideale  sofort  wirk-  habt  hat,  die  eine  katholische  Kirche  der  andern, 
lieh  und  äusserlich  zu  besitzen,  das  Papstthum  der  Papst  den  allgemeinen  Concilien  widerspro- 
hervorgetrieben  hatte  als  den  auf  Erden  immer-  chen  hat.  Diesem  Vorwurf  hat  das  Vatikanische 
dar  persönlich  fortlebenden  Christus,  war  es  nur  Concil,  soAveit  es  Glauben  findet,  ein  Ende  ge- 
ein  Fortwirken  derselben  Gedankenfolge,  diesem  macht,  indem  es  dem  Papste  doch  jedenfalls  den 
Statthalter  Gottes  gottmenschliche  Attribute  bei-  Vorrang  der  Unfehlbarkeit  zusprach  und  die  freie 
zulegen,  soweit  sie  an  einem  armen  Menschen  Phantasie  seiner  Untrüglichkeit  zum  Dogma  er- 
irgendwie  haften  wollen,  also  zunächst  an  ihm  hob,  an  das  zu  glauben  bei  Verlust  des  ewigen 
als  Wcltlehrer  der  Unfelilbarkeit.  Der  Glaube  Heils.  .  .  .  Hiermithat  das  Concil  den  Gedanken 
daran  ist  entstanden  und  konnte  lange  Zeit  nur  des  Papstthums  zu  seinem  höchsten  Gipfel  ge- 
bestehen,  als  eine  freie  Meinung  in  der  katholi-  steigert  und   abgeschlossen,   das  Dogma  der  Un- 
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dio  Eiitwickluno:  der  katholischen  Kirche  bisher  genommen  hat,  ist  dieselbe  sicher- 
lich nicht  durch  die  constitutio :  Pastor  aetermis  herausgeleitet  worden. 

Durch  die  Theorie  von  der  Zeugenfunktion  der  Bischöfe  auf  den  Konzilien 
haben  v.  DöUinger  und  v.  Schulte  die  schon  seit  drei  Jahrhunderten  aufgestellte 
Ansicht,  dass  das  allgemeine  Konzil  Dekrete  über  den  Glauben  und  die  Lehre  nur 
mit  Einstimmigkeit,  mindestens  mit  einer  solchen  überwältigenden  Stimmenmehrheit, 
welche  eine  s.  g.  moralische  Stimmeneinhelligkeit  bildet,  gefasst  werden  können^, 
tiefer  zu  begründen  gesucht,  eine  Ansicht,  welche  aber  niemals  die  ausschliesslich 
herrschende  gewesen  ist,  da  ihr  fortdauernd  eine  andere  Meinung,  welche  auch  für 
dieses  Gebiet  die  Majoritätsbeschlüsse  ausreichend  erachtete,  gegenüber  gestanden 
hat  2. 

Wie  o.  S.  342  dargelegt,  lässt  sich  die  Nothwendigkeit  der  Einstimmigkeit  für 
die  älteren  morgenländischen  Konzilien  nicht  darthun.  Die  mittelalterlichen  Syno- 
den, über  deren  Abstimmungen  wir  nichts  Genaueres  wissen ,  kommen  für  die  Frage 
nicht  in  Betracht.  Was  dagegen  die  Reformsynoden  betrifft,  so  ist  weder  zu  Konstanz 
noch  zu  Basel  für  Glaubenssachen  eine  Ausnahme  von  dem  angenommenen  Abstim- 
mungsmodus nach  Nationen  und  Deputationen  vereinbart  worden,  ja  das  Verlangen 
der  Einstimmigkeit  wäre  hier  praktisch  undurchführbar  gewesen,  da  man  dieselbe 


fehlbarkeit  unter  uns  wandelnd  als  diese  be- 
stimmte lebendige  Person,  ein  göttlicher  Vicar 
und  Vicegott,  der  zu  jeder  Stunde  bei  jedem 
aufgetauchten  Zweifel  und  Irrsal  die  unfehlbare 
Entscheidung  zu  geben  vermag.  Hierdurch  er- 
klärt sich  auch,  dass  wohl  manche  einfache  Bi- 
schofsseelen meinten  ,  nicht  der  Propaganda, 
nicht  den  Jesuiten,  nicht  einmal  der  Pietät  für 
Pio  Nono  zu  gehorchen,  sondern  ein  acht  katho- 
lisches Werk  zu  vollziehen,  als  sie  die  Unfehlbar- 
keit des  Concils  zum  letzten  Mal  gebrauchten, 
um  eine  höhere,  persönliche  Unfehlbarkeit  zu 
decretiren." 

Ebensowenig  wie  der  Mangel  der  im  Text  er- 
wähnten Erfordernisse,  kann  vom  Standpunkt  des 
heutigen  Katholicismus  der  Lehre  von  der  päpst- 
lichen Unfehlbarkeit  der  Mangel  der  schriftmäs- 
sigen  Begründung  entgegengehalten  werden. 
Denn  mit  demselben  Recht,  mit  welchem  die  ka- 
tholische Kirche  aus  Matth.  16,  18  ff.  u.  Joanii. 
21,  15 — 17  den  Primat  des  Papstes  herleitet, 
kann  sie  aus  diesen  Stellen  und  aus  Luc.  22,  31 
ff.  auch  die  Unfehlbarkeit  desselben  folgern. 
Hat  doch  auch  die  altkatholisohe  Opposition  ,  so 
z.  B.  V.  Schulte  S.  114 ff.,  293  ff.  die  letztere, 
was  schon  Frommann  S.  411  völlig  zutreffend 
hervorhebt,  nicht  mit  Erfolg  bekämpfen  können, 
ohne  gleichzeitig  die  herrschende  Auffassung  des 
Primates  als  eine  Entartung  und  Entstellung  der 
reinen  Anschauung  der  alten  Kirche  zu  bezeich- 
nen und  die  ganze  mittelalterliche  Entwicklung 
seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  als  nicht  mehr 
massgebend  zu  ignoriren. 

Eine  nähere  Erörterung  dieser  Frage,  welche 
wesentlich  dem  theologischen  Gebiet  anheim- 
fällt, gehört  nicht  hierher.  Vgl.  ausser  Hase  a. 
a.  0.  S.  155  vor  Allem  die  Ausführungen  bei 
Fr om mann  S.  381  ff.   S.  406  ff. 

'  Schon  auf  dem  Konzil  von  Trient  hat  der 
Kardinal  von  Lothringen  geäussert,   Th  einer 


2,  458  :  „advertant  patres,  quod  quando  agitur  de 
flde,  omnes  tenentur  consentire,  sed  quando  agi- 
tur de  reformatione,  necessarium  est,  ut  sit  con- 
sensus  nationum".  Vgl.  v.  Droste-Hüls- 
hoff,  Grundsätze  d.  gem.  K.  R.  2,  1,  305; 
Phillips,  K.  R.  2,  260  ii.  26;  Permaneder 
K.  R.  §.  274;  Eichhorn  K.  R.  2,  5;  Rich- 
ter-Dove  8.  Aufl.  8^490;  Mejer,  Lehrb.  d. 
deutsch.  K.  R.  3.  Aufl.  S.  328.  n.  3. 

2  Njicol.  Cusani  de  catholica  concordantia 
II.  15.  V.  J.  1433  (opp.  Basel  1565  p.  733) :  „Et 
quia  quisque  ad  synodum  pergens  iudicio  maio- 
ris  partis  se  submittere  tenetur:  quia  hoc  prae- 
supponit,  quod  maior  pars  regulariter  vincit. 
Tunc  synodus  ex  concordia  omnium  deflnit,  licet 
varia  sunt  etiampatricularium  vota,  quando  iuxta 
maioritatem  partem  concludit :  nulla  tamen  con- 
clusio  maxime  in  materia  fldei  esset  secura,  nisi 
ad  unitatem  vota  reducerentur  (d.  h.  dadurch, 
dass  die  Minorität  sich  der  Majorität  unterwirft), 
sicut  in  Omnibus  conciliis  legimus  actum".  Tur- 
recremata  summa  de  ecclesia  III.  65,  (Ro- 
caberti,  bibl.  max.  pontif.  13,  570);  Bel- 
larmin 1.  c.  I.  18;  Alexander  Natalis  bist, 
eccles.  saec.  VII.  diss.  II  proposit.  2,  ed.  Fer- 
rar.  Venet.  1758.  5,  583;  Benedict.  XIV  de 
servor.  dei  beatif.  I.  22.  n.  15 :  „in  ipsis  conci- 
liis generalibus,  cum  de  articulis  fldei  deflnien- 
dis  agitur,  praevalet  suffragiorum  pluralitas ,  et 
summus  pontifex  prudenter  agere  dicitur,  si 
maiori  adhaereat  suffragiorum  parti";  Walter 
§.  157;  Ginzel  1,  123,  Civiltä  cattolica  Roma 
1870  Ser.  VII.  vol.  10.  p.  100.  450  u.  vol.  11. 
p.  347 ;  d.  Oekumenische  Concil.  Stimmen  aus 
Maria  Laach,  N.  F.  XI.  Freiburg  1871.  S.  52 ff.; 
deAngelis  1.  c.  p.  268  ff.  Demnach  ist  die 
Entscheidung  durch  Einstimmigkeit  kein  bis  zum 
Vatikanum  unbestrittener  Grundsatz  (so  Rich- 
ter-Dove  a.  a.  0.)  gewesen. 
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nicht  nur  für  die  Abstimmung  in  den  Plenar-,  sondern  auch  in  den  Nations-  und 
Deputationsversammlungen,  deren  Votum  für  die  in  den  ersteren  präjudiziell  war, 
hätte  festsetzen  müssen,  dies  aber  bei  der  Zahl  und  Qualifikation  der  Theilnehmer, 
sowie  dem  schwankenden  Bestände  dieser  Körperschaften  unmöglich  gewesen  wäre^ 
Man  hat  aber  behauptet,  dass  auf  der  Synode  von  Trient  der  Grundsatz  der 
Einstimmigkeit  beobachtet  worden  sei ,  und  insbesondere  Pius  IV.  seine  Legaten  an- 
gewiesen habe ,  nichts  entscheiden  zu  lassen ,  was  nicht  allen  Vätern  genehm  sei  2. 
Eine  derartige  Instruktion  ist  allerdings  vom  Papst  ertheilt  worden  •',  indessen  datirte 
dieselbe  erst  vom  Januar  1563  und  hatte  eine  ganz  spezielle  Beziehung  auf  die  Ver- 
handlungen über  den  von  den  Legaten  vorgelegten  Kanon  betreffend  den  Primat  des 
Papstes ,  gegen  welchen  sowohl  die  spanischen  Bischöfe  wie  auch  die  Gesandten  der 
weltlichen  Mächte  lebhaften  Widerspruch  erhoben  hatten  ^.  Von  einer  Anerkennung 
des  Princips  der  Einstimmigkeit  für  Konziliarbeschlüsse  in  Glaubenssachen  ist  darin 
keine  Rede.  Ebenso  wenig  liefert  die  von  Massarelli  zusammengestellte  Geschäfts- 
ordnung einen  Beweis  dafür,  im  Gegentheil  thut  dieselbe  nicht  nur  dar,  dass  man 
auch    für   Glaubensdekrete    eine  Majoritätsentscheidung   für  genügend    erachtet-^, 


1  S.  0.  S.  375. 377.  392.  393.  Auf  dem  Konzil 
zu  Konstanz  haben  übrigens  vor  Feststellung  der 
nachmals  beobachteten  Geschäftsordnung  die  dort 
versammelten  Doctoren  dem  Papste  den  Entwurf 
von  Grundzügen  („quae  ordlnarie  ponuntur")  zu 
einer  solchen  im  J.  1414  überreicht,  in  denen  es 
heisst :  „deputandi  erunt  quidam  uotabiles  viri 
et  praelati,  qui  cum  notariis  vota  recolligant  et 
publice  referant,  notando  maiorem  et  saniorem  par- 
temubi  non  esset  concordia",  M  a  n  s  i  27,  534.  535 ; 
He  feie,  Conc. -Gesch.  3,  27.  Ferner  wird  aus 
Anlass  der  Mängel  der  späteren  Geschäftsbehand- 
lung in  der  Kongregation  der  deutschen  Nation 
von  14  Mai  1415,  v.  d.  Hardt4,  191  hervor- 
gehoben :  „Et  sie  ea  alii  minus  gratuite  accepta- 
rent,  imo  quandoque  deflniendo  nee  maiorem 
paitem  concorditer  contingeret  consentire.  Que- 
madmodum  nuper  accidit,  quod  tota  natio  Galli- 
cana  de  articulis  260  ipsius  Wicleff  se  asseruit 
nihil  scire.  Sexto,  quia  sie  vere  et  seeure  habito 
tali  scrutinio  in  nationibus  diei  posset :  Plaeet 
toti  synodo'%  quia  ratione  ma^ioris  partis  con- 
sentientis". 

2  Döllinger  bei  Friedberg,  Aktenstücke 
S.  429. 

3  Pallavicino  istoria  del  concilio  dl  Trento 
C.  XIX.  c.  15.  n.  3  :  „e  quando  appariva  in  anti- 
chissime  belle  il  presente  costume  d'intitolarsi 
il  papa  vescovo  della  chiesa  cattolica,  che  tanto 
val  quanto  universale-^  anzi  quando  e  rito  dell' 
imperatore  scrivendo  al  papa,  mettere  nell'inscri- 
zione :  AI  pontefice  della  chiesa  universale.  Ag- 
giugnevasi  con  tutto  ciö  che  non  per  urtare  la 
durezza  dell'altrui  cuore  poteansi  In  vece  delle 
parole  giä  dette  porre  le  sequenti :  regger  tutto 
il  grege  del  signore  ...  0  anche  potersi  lasciar 
quivi  la  voce  semplice  chiesa  di  dio  senza  l'ag- 
giunto  d'universale,  sol  che  s'alterasse  anche  qual- 
che  altra  delle  parole  adoperate  dal  concilio 
Fiorentino,  acciocche  non  comparisse  la  mutazione 
in  questa  sola.  E  il  papa  celebrando  messa  una 
mattina  quando  ferveva  questa  disputazione  os- 
servö  e  fe'signiflcare  a'  legati,    che  tutti  i  sacer- 


doti  cattolici  nelle  tre  orazioni  Ic  quali  sogliono 
reeitarsi  a  beneflcio  del  romano'  pontefice,  par- 
lando  a  dio,  ripetevan  tre  volte,  aver  voluto  che 
Pio  soprasti  alla  sua  chiesa :  onde  ciö  da  niun  fe- 
dele  gli  poteva  esser  conteso.  Ma  poi  conchiude- 
vasi,  che,  ove  anche  in  questosi  trovasse 
arduitä  inespugnabile  senza  rottura, 
sarebbe  contento  ilpapa  che  nulla  vi 
fosse  espre  s  so  della  podesta  ne  sua  ne 
de'vescovi,  facendosi  quelle  sole  di- 
finizioni  nelle  quali  i  padri  conspi- 
rassero  ad  un  parer e". 

4  S.  0.  S.  444.  n.  3.  Vgl.  auch  Hase,  Po- 
lemik S.  32  und  F rommann  S.  318. 

5  Ordo  n.  Vm,  Theiner  acta  1,  10:  -„Sic 
igitur  reformatum  decretum  et  facta  de  eo  Omni- 
bus copia,  iterum  in  generali  congregatione  exa- 
minandum  proponituratque  iterum  censurae  super 
eo  faetae  perpenduntur  a  deputatis  qui  illud  se- 
cundum  eas  reformant:  rursusque  in  plena  sy- 
nodo  examinatur :  quod  toties  sit,  quousque  vel 
ab  Omnibus,  si  fleri  potest,  (quod  omni  cura,  stu- 
dio ae  diligentia  praesidentes  et  deputati  pro- 
curant)  vel  saltem  a  longe  maiori  parte 
comprobetur.  Si  autem  patres  vel  super  tota 
decreti  forma  vel  aliquo  eins  <;apite  adeo  discor- 
des  essent,  ut  a  maiori  parte  reprobaretur, 
tunc  alia  decreti  forma  concipitur  :  quae  si  eodem 
modo  proposita  pluribus  displiceret,  alia  atque 
alia  vel  integra  vel  aliquod  particulare  caput  vel 
canon  formatur  quousque  tandem,  ut  dictum  est, 
patres  omnes  vel  maior  pars  conveniat :  quod 
quidem  aliquandob  patrum  contentiones  adeo 
difflcile  factum  fuit,  ut  decretorum  expeditio  ad 
mulos  menses,  sessiones  iterum  atque  iterum 
prorogando  producta  fuerit".  Mir  scheint  es  un- 
möglich, das  longe  maior  pars  an  der  einen  der 
drei  Stellen,  wo  von  den  Majoritätsbeschlüssen  die 
Rede  ist,  als  s.  g.  moralische  Einstimmigkeit  zu 
verstehen  und  danach  die  übrigen  beiden  Stellen 
zu  interpretiren,  denn  Massarelli  setzt  gerade 
die  thatsächliche  Einstimmigkeit  zu  der  Majori- 
ritätsentscheidung  in  Gegensatz  und  hätte  dies 
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sondern  die  jetzt  piiblicirton  Akten  des  Konzils  ergeben  auch ,  dass  dasselbe  nicht  in 
allen  Fällen  einstimmige  Beschlüsse  gefasst  hat'.  Gelegentlich  hat  allerdings  bei 
einer  Debatte"-  der  Kardinal  von  Lothringen  die  Nothwendigkeit  einstimmiger  Be- 
schlüsse in  Glaubenssachen  betont '\  dies  ist  aber  jedenfalls  nicht  die  Auffassung  der 
päpstlichen  J Legaten  gewesen',  und  auch  von  den  übrigen  Vätern  ist  die  gedachte 
Acusserung  nicht  weiter  aufgenommen  worden.  Für  das  Konzil  von  Trient  hat  dem- 
nach ebenso  wenig  der  gedachte  Grundsatz  gegolten,  vielmehr  hat  man  sich  hier 
ebenfalls  nur  wie  sonst  bemüht,  soweit  als  möglich  Einhelligkeit  zu  erreichen.  Das  war 
an  sich  natürlich,  weil  eine  Majorisirung  in  Glaubenssachen  immer  etwas  Bedenk- 
liches hat,  zu  Trient  aber  auch  deshalb  geboten,  um  den  Konzilsbeschltissen  gegen- 
über den  Protestanten  eine  grössere  Autorität  zu  gewähren  •'^. 

Die  Lehre ,  dass  auf  den  allgemeinen  Konzilien  in  Glaubenssachen  Majoritäts- 
entscheidungen ausgeschlossen  seien  und  in  solchen  Einstimmigkeit  erforderlich  sei, 
erscheint,  auf  ihr  historisches  Fundament  geprüft,  unhaltbar,  ebenso  wenig  aber  lässt 


nicht  thun  können,  wenn  er  au  die  von  den  neu- 
eren, der  tliatsäcliliclien  gleich  erachtete  mora- 
lische Stimmeneinhelligkeit  gedacht  hätte.  Auch 
würde  dann  der  Gebrauch  des  'blossen  maior  pars 
an  den  beiden  anderen  Stellen  durchaus  inkor- 
rekt sein,  während  sich  alle  diese  Schwierig- 
keiten lösen,  wenn  man  unter  dem  erstgedach- 
ten Ausdruck:  absolute  Majorität  versteht.  Wie 
die  in  der  folgenden  Anmerkung  angegebenen 
Vorgänge  zeigen,  würde  er  andernfalls  auch  un- 
richtig referirt  haben  und  seine  Angabe  mit 
dem,  was  er  über  die  Publikation  der  Abstim- 
mungen in  den  sessiones  publicae,  wobei  das  Vor- 
kommen von  Mehrheitsentscheidungen  für  alle 
Vorlagen  ohne  Unterschied  vorausgesetzt  wird, 
berichtet,  s.  o.  S.  435.  n.  3,  in  Widerspruch 
treten. 

1  Das  dogmatische  Dekret  der  sess.lVde  cano- 
nicis  scripturis  ist  allerdings  in  der  feierlichen 
Sitzung  ohne  sachliche  Einwendungen  von  allen 
Vätern  angenommen  worden,  Theiner  acta  1, 
89,  aber  in  der  General-Kongregation  vom  1. 
April  1546,  1.  c.  p.  77  haben  sich  unter  den  53 
abstimmenden  Konzilsmitgliedern  Minoritäten 
bis  zu  21  Stimmen  gegen  einzelne  Theile  des- 
selben ergeben  und  auch  bei  der  Abstimmung 
über  das  reformirte  Dekret  am  5  desselben  Mo- 
nats befanden  sich  unter  etwa  50  —  60  Vätern 
noch  mehr  als  10,  welche  mit  demselben  nicht 
einverstanden  waren,  '1.  c.  p.  84.  Diese  Ab- 
stimmungen waren  aber  die  entscheidenden,  da 
in  der  erstgedachten  Versammlung  beschlossen 
war :  „ea  quae  semel  in  generali  congregatione 
per  maiorem  partem  conclusa  sunt,  amplius  non 
retractari",  1.  c.  p.  77.  Gegen  das  decr.  sess. 
XXI  de  communione  haben  6  Väter  von  etwa 
180  in  der  betreffenden  Sitzung,  gegen  das  de 
sacrifloio  missae  sess.  XXII  9  von  183  gestimmt, 
1.  c.  p.  56.  131.  Allerdings  sind  die  beiden  zu- 
letzt erwähnten  Minoritäten  nicht  erheblich  ge- 
wesen, ob  man  aber  bei  AViderspruch  etwa  eines 
Zwanzigstels  der  Versammlung  noch  von  morali- 
scher Einstimmigkeit  sprechen  kann,  dürfte  doch 
sehr  zweifelhaft  sein. 

2  Ueber  das  Reformdekret  der  sess.  XXIV. 


3  S.  0.  S.  618.  n.  1. 

4  Vgl.  0.  S.  441.  442  und  Theiner  1,  711  : 
„Quia  multi  patres  dixerunt ,  declarandum  esse 
residentiam  de  iure  divino ;  alii  de  ea  re  nullum 
verbum  fecerunt,  alii  vero  non  esse  faciendam 
declarationem  censuerunt,  ut  patres,  qui  delecti 
fuerint  ad  conflcienda  decreta,  possint  ea  tutius 
conflcere,  dicantdominationes  vestrae  paucissimis 
verbis  vel  per  verbum  placet  vel  non  placet^  velint 
necne  declarari  residentiam  esse  iuris  divini, 
utexmaiori  numerovotorumet  senten- 
tiarum  possint  decreta  conscribi,  quem  admo- 
dum  in  hac  s.  synodo  semper  fieri  consuevit". 
In  der  stürmischen  General-Kongregation  vom 
16.  Sept.  1562  betreffend  die  Kanones  de  saeri- 
flcio  missae  ermahnte  der  Legat,  als  sich  eine 
Minorität  von  20  Stimmen  ergeben  hatte,  die 
Väter  möchten  sich  doch  in  der  feierlichen  Sit- 
zung einstimmig  zeigen,  „riverissero  il  commun 
parere  della  loro  assemblea  ...  non  facendo  segno 
al  popolo  di  veruna  discordia  .  .  .  onde  posto 
ch'ella  non  ponga  in  forse  il  diritto  nella  sen- 
tenza,  prova  senza  forse  il  difetto  ne'giudici''  (d. 
h.  wenn  gleich  die  zwiespältige  Beschlussfassung 
die  Rechtsgültigkeit  des  Dekretes  nicht  in  Zwei- 
fel stellt,  beweist  sie  doch  ohne  Zweifel  die  Un- 
voUkommenheit  der  Richter)  vgl.  Pallavicino 
1.  XVIII.  c.  8.  n.  12  (das  Protokoll  bei  Thei- 
ner 2,  129  ist  über  diese  Vorgänge,  offenbar  ab- 
sichtlich, sehr  kurz  gehalten).  Auch  bei  der  Zu- 
sammenkunft mit  Kaiser  Ferdinand  in  Inns- 
bruck hat  der  Kardinal  Morone  den  Vorwurf, 
dass  fortwährend  an  den  Papst  berichtet  werde, 
damit  zu  entkräften  gesucht :  „non  toglier  questo 
la  libertä,  perocche  i  decreti  si  stabilivano  se- 
cundo  il  p  1  ü  d e  1 1  e  voci",  Pallavicino  1. 
XX.  c.  13.  n.  13. 

5  Uebrigens  ist  die  lange  Dauer  der  Verhand- 
lungen über  einzelne  Gegenstände  nicht  lediglich 
durch  das  Bestreben,  s.  g.  moralische  Einhellig- 
keit zu  erreichen,  herbeigeführt  worden,  viel- 
mehr ist  dabei  auch  der  Widerstreit  der  ver- 
schiedenen Anschauungen  und  Interessen  der 
Betheiligten,  der  Bischöfe  aus  den  verschiedenen 
Ländern,  des  Papstes  und  der  weltlichen  Mächte 
von  Einfluss  gewesen,  s.  o.  S.  446. 
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sie  sich  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  innerlich  und  aus  der  Natur  der 
Sache  begründend  Wenn  dieselbe  auf  den  allgemeinen  Synoden  einmal  in  Glaubens- 
sachen abstimmen  lässt,  dann  bleibt,  damit  in  allen  Fällen  ein  Resultat  der  Abstim- 
mung erreicht  werden  kann,  nichts  übrig,  als  eine  bestimmte  Zahl  von  Stimmen  ent- 
scheiden zu  lassen ,  und  es  ist  offenbar  das  unbewusste  Gefühl  dieser  Konsequenz, 
welche  die  Anhänger  der  anderen  Meinung  zu  der  Herabminderung  ihrer  Forderung 
auf  die  blosse  s.  g.  „moralische  Einstimmigkeit",  deren  Begriff  nicht  scharf  zu  be- 
stimmen ist  und  auch  von  ihnen  nicht  näher  definirt  wird,  bewogen  hat  '^. 

Die  Opposition  auf  dem  Vatikanischen  Konzil ,  welche  in  ihren  Protesten  gegen 
die  Geschäftsordnung  ^,  sowie  in  ihren  Reden ,  Eingaben  und  Schriften  ^  eine  solche 
für  nothwendig  erklärt  hat,  war  also  im  Unrecht,  und  desgleichen  ist  die  Anfechtung 
der  Beschlüsse  des  Konzils  von  diesem  Standpunkte  aus  ^  verfehlt. 

9.  Wesentliche  Erfordernisse  der  Geschäftsbehandlung  (Propo- 
sition sr  echt).  Zunächst  kommt  hier  die  neuerdings  von  altkatholischer  Seite  an- 
geregte Frage  in  Betracht ,  wem  das  Recht  zusteht ,  die  auf  dem  Konzile  zu  verhan- 
delnden Gegenstände  zu  bestimmen.  Auf  dem  Vatikanischen  Konzil  hat  es  sich  der 
Papst  allein  vorbehalten  ^\  und  auch  bereits  auf  dem  Tridentinum  haben  die  päpst- 
lichen Legaten  das  von  ihnen  beanspruchte  ausschliessliche  Propositionsrecht,  wenn- 
gleich ihnen  dasselbe  lebhaft  bestritten  worden  ist,  doch  thatsächlich  zu  wahren  ge- 
wusst^.  Selbstverständlich  handelt  es  sich  hierbei  nicht  um  die  rein  formale  Befugniss 
der  Vorlegung  eines  Gegenstandes  für  die  Berathung  in  einer  bestimmten  Sitzung, 
welche  Sache  der  Präsidialleitung  ist,  sondern  darum,  ob  das  Konzil  eine  entschei- 
dende Mitwirkung  bei  der  Bestimmung  der  überhaupt  zur  Verhandlung  gelangenden 
Gegenstände  besitzt  oder  nicht.  Sieht  man  von  der  Theorie  der  Superiorität  des  Kon- 
zils über  den  Papst  ab,  bei  welcher  selbstverständlich  die  massgebende  Bestimmung 
dem  ersteren  anheim  fallen  muss ,  und  stellt  man  sich  auf  den  praktisch  geltenden 
Standpunkt  des  nachtridentinischen  Rechtes ,  dass  der  Papst  das  Haupt  des  Konziles 
ist  und  ihm  der  Primat  in  der  Kirche  zukommt ,  so  ergiebt  sich  aus  dieser  seiner 
Stellung,  dass,  wie  er  das  Konzil  einberuft,  er  auch  jedenfalls  in  erster  Linie  über 
die  zu  verhandelnden  Gegenstände  die  Entscheidung  zu  treffen  und  dass  das  Konzil 


1  Vgl.  Hase,  Polemik  S.  32. 

2  Wird  dagegen  aber  die  Majorisirung  ausge- 
schlossen, womit  man  sich  vom  Boden  des  Ka- 
tholicismus  auf  den  des  Protestantismus  begieht, 
dann  kann  man  auch  nicht  einen  einzigen  wi- 
dersprechenden Bischof  für  verpflichtet  erachten, 
sich  der  Mehrheitsentscheidung  zu  fügen,  und 
sein  Recht  des  Widerspruches  von  dem  zufälli- 
gen Umstände  abhängig  machen,  ob  er  noch 
eine  Anzahl  Genossen,  welche  überdies  unbe- 
stimmt gelassen  wird  —  genügen  dazu  10  oder 
15  oder  20?  —  bei  seinem  dissentirenden  Vo- 
tum findet,  und  dadurcli  der  Eintritt  der  s.  g. 
moralischen  Einstimmigkeit  verhindert  wird. 

3  S.  0.  S.  458.  n.  6  u.  S.  459.  n.  9. 

*  So  Bischof  Strossmeyer  in  der  Sitzung  vom 
22.  März  1870,  Quirinus,  röm.  Briefe  vom 
Konzil.  S.  297;  Erzb.  Darboy  vom  20.  Mai  1870, 
a.  a.  0.  S.  648  und  Ketteier  am  23.  Mai  1870, 
a.  a.  0.  S.  447;  s.  ferner  die  Synopsis  ob- 
servationum  bei  Friedrich  a.  a.  0.  2,  216. 
217.   218  (^Ketteler).  219  (Hefele).   225  (Mel- 


chers)   Vgl.  dazu   Frommann    S.   75    und   v. 
Schulte,  d.  Unfehlbarkeitsdekret  S.  31. 

5  So  im  Besondern  v.  Schulte,  Stellung  S. 
278.  Uebrigens  ist  auch  in  der  Sitzung  vom  18. 
Juli  1870,  da  nur  zwei  dissentirende  Stimmen 
abgegeben  worden  sind,  die  s.  g.  „moralische 
Einstimmigkeit"  erreicht  worden,  denn  durch 
ihre  Abreise  hat  sich  die  Opposition  ihres  Stimm- 
rechts begeben  und  ihr  schriftlicher  Protest 
konnte  ebensowenig,  wie  ihre  frühere  noch  nicht 
definitive  Abstimmung,  in  Betracht  kommen. 
Die  Behauptung  V.  Schulte's,  dass  von  einer 
verschwindenden  Minorität  keine  Rede  sein 
könne,  beruht  darauf,  dass  er,  indem  er  die 
Stimmen  der  abgereisten  Minoritätsbischöfe  zählt 
und  die  Stimmen  der  nach  seiner  Ansicht  nicht 
fundamentaliter  Berechtigten  abzieht  (s.  o.  8. 
607),  eine  Minorität  von  einem  Viertel  heraus- 
rechnet. 

6  S.  0.  S.  455. 

7  S.  0.  S.  436. 
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diese  seinerseits  zu  erledigen  hat.  Dass  aueh  seitens  des  Konzils  oder  seiner  Mit- 
glieder Berathimgsgegenstände  in  Vorschlag  gebracht  werden,  ist  nicht  ausge- 
schlossen. Soweit  sie  aber  auch  in  die  Kategorie  der  naturgemäss  dem  ökumeuisclien 
Konzil  zufallenden,  allgemeinen  Angelegenheiten  gehören,  wird  man  dem  Papst 
die  Befugniss  nicht  absprechen  können ,  ihre  Berathung  auszuschliessen.  Ein  der- 
artiges Recht  folgt  daraus,  dass  das  Konzil  keine  selbstständig  und  unabhängig  neben 
ihm  dastehende  Körperschaft  ist,  dass  es  vielmehr  sich  aus  dem  Papste  und  dem 
Episkopat  zusammensetzt,  nur  mit  ihm  und  unter  seiner  Theilnahme  besteht  und  dass 
ferner  dasselbe  wegen  der  Primatialstellung  des  Papstes  ohne  seine  Zustimmung 
keinen  rechtsgültigen  Beschluss  fassen  kann  '.  Vollends  kann  vom  Standpunkt  des 
heutigen  Rechts,  nach  dem  Vatikanum,  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  dem 
Papst,  weil  das  Konzil  ihm  gegenüber  nur  noch  eine  berathende  Stellung  hat,  das 
Propositionsrecht  ausschliesslich  zukommt,  und  das  erstere  lediglich  die  Vorlegung 
ihm  wünschenswerther  Verhaudlungsgegenstände  unmassgeblich  in  Anregung  brin- 
gen kann. 

Für  die  geschäftliche  Behandlung  der  einzelnen,  dem  Konzil  vorgelegten  Gegen- 
stände kann  es ,  weil  darüber  keine  positiven  Vorschriften  bestehen  und  demgemäss 
auf  die  Natur  der  Sache  zurückgegangen  werden  muss,  allein  als  wesentlich 
erachtet  werden,  dass  den  Mitgliedern  die  Vorlagen  eine  angemessene  Zeit,  welche 
die  Bildung  eines  Urtheils  über  dieselben  ermöglicht,  vor  der  Berathung  zugestellt 
werden  und  der  Diskussion  so  viel  Raum  gewährt  wird,  dass  die  Hervorhebung  der 
verschiedenen  bei  der  einzelnen  Vorlage  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  mög- 
lich ist.  Eine  Geschäftsordnung,  welche  lediglich  diesen  Erfordernissen  entspricht, 
kann  immer  noch  unzweckmässig  genug,  sowie  der  Würde  des  Konzils  und  der  Be- 
deutung der  von  ihm  zu  erledigenden  Fragen  nicht  entsprechend  gestaltet  sein ,  aber 
es  handelt  sich  hier  nicht  um  das  Angemessene  und  Wünschenswerthe,  sondern  um 
das  Wesentliche ,  dessen  Nichtbeachtung  eine  Nichtigkeit  herbeiführt-^.     Selbstver- 


'  Ein  materielles  Unrecht  begeht  der  Papst  2  go  gerechtfertigt  auch  die  abfällige  Kritik, 
allerdings,  wenn  er  eine  Berathung  abweist  unter  welche  vielfach  an  den  Geschäftsordnungen  des 
Umständen,  wo  die  Lage  der  kirchlichen  Ver-  Vatikanums  geübt  worden  ist,  erscheint  (vgl.  o. 
liältiiisse  und  der  Zweck  des  Konzils  die;Ein-  S.  459.  n.9j,  so  wird  man  doch  nicht  behaupten 
bringung  der  betreffenden  Vorlagen  rechtfertigt,  können,  dass  sie  die  im  Text  gedachten  Minimal- 
namentlich die  letzteren  dazu  bestimmt  sind,  forderungen  verletzt  haben.  Ich  halte  es  daher  für 
den  durch  das  Konzil  beabsichtigten  Zweck  mit  nicht  begründet,  wenn  v.  Schulte,  Stellung, 
erfüllen  zu  helfen.  Ein  Beispiel  für  ein  derarti-  S.  254.  268.  277  aus  dem  Umstände,  dass  auf 
ges  Verfahren  bietet  die  Inanspruchnahme  und  dem  Konzil  nach  den  gedachten  Geschäftsord- 
Festhaltung  des  alleinigen  Propositionsrechtes  nungen  verfahren  und  beschlossen  worden  ist, 
auf  dem  Konzil  von  Trient,  s.  o.  S.  436.  die  Nichtigkeit  der  Dekrete  desselben  herleitet. 

Was  das  Vatikanum  betrifft,  so  kann  ich  in  Als  entscheidend  hebt  er  in  dieser  Beziehung  her- 
der  hierher  gehörigen  Bestimmung  der  Geschäfts-  vor:  1.  das  ausschliessliche  Recht  der  Präsiden- 
ordnung (s.  0.  S.  455)  jedenfalls  kein  formales  ten,  die  Fristen  für  Einbringung  der  schriftli- 
Unrecht ,  namentlich  nicht  eine  die  Nullität  be-  chen  Bemerkungen  über  die  vorgelegten  Schemata 
gründende  Ausserachtlassung  eines  Fundamen-  anzuordnen,  sowie  die  Tage  derGeneral-Kongre- 
talsatzes  des  Konziliarrechtes,  wie  v.  Schulte,  gationen  und  öffentlichen  Sitzungen  zu  bestim- 
Stellung  S.  269  finden.  Abgesehen  davon  wür-  men,  2.  die  den  Kommissionen  beigelegten  Be- 
den doch  schwerlich  die  Beschlüsse  des  Konzils  fugnisse  in  Betreff  der  Prüfung  und  Redaktion 
über  die  berechtigter  Weise  vom  Papst  gemach-  der  eingereichten  Anträge  und  Bemerkungen  (s. 
ten  Vorlagen  dadurch,  dass  die  Verhandlung  an-  o.  S.  459)  und  die  damit  in  Verbindung  ste- 
derer  Gegenstände  selbst  nach  formalem  Reclit  hende  Art  der  Berichte  über  die  Bemerkungen 
unzulässiger  Weise  ausgeschlossen  worden  wäre,  (Synopsis  observationum),  in  welcher  die  Namen 
von  einer  durch  den  letzteren  Umstand  hervor-  der  Antragsteller  zum  Theil  gefehlt  und  welche 
gerufenen  Nichtigkeit  betroffen  erachtet  werden  durch  die  kurze  ungenügende  Angabe  des  In- 
können.  halts  der    Bemerkungen  ein  Urtheil    über    die 
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ständlich  ist  es  aber ,  dass,  wenn  einmal  eine  Geschäftsordnung  für  das  Konzil  be- 
steht ,  dieselbe  auch  beobachtet  werden  muss  und  dass  die  Verletzung  wesentlicher 


Tragweite  derselben  unmöglich  gemacht  hätten, 
3.  das  Recht  der  Majorität  auf  Antrag  von  10 
Mitgliedern  die  Debatte  zu  schliessen,  4.  die 
mangelnde  Freiheit  der  Diskussion  ,  weil  die 
Mitglieder  der  Kommissionen  jeder  Zeit  auf  die 
Bemerkungen  eines  Redners  antworten  durften, 
den  Angegriffenen  aber  diese  Freiheit  nicht  zu- 
gestanden habe  (s.  o.  S.  459},  5.  die  nicht  voll- 
ständige ,  gleichzeitige  Vorlegung  aller  vorher 
ausgearbeiteten  Schemata  bei  der  Eröffnung  des 
Konzils,  6.  die  Nichtgewährung  der  Einsicht 
der  stenographischen  Aufzeichnungen  der  Re- 
den an  die  Konzilsmitglieder,  7.  die  Nichtvor- 
nahme einer  eigentlichen  Untersuchung  in  Be- 
treff der  der  Beschlussfassung  unterbreiteten 
Gegenstände,  weil  a.  blos  General-Kongregatio- 
nen, keine  partikulären  Theologenversammlun- 
gen, wie  zu  Trient,  stattgefunden  hätten  und 
nur  Reden  gehalten  und  gelesen  worden,  aber 
keine  Vorlesung  und  Prüfung  der  Quellen  erfolgt 
sei,  b.  weil  die  Konzilsaula  sich  akustisch  als 
ungeeignet  erwiesen  habe,  c.  weil  bei  der  ver- 
sperrten Einsicht  der  Protokolle,  der  verschiede- 
nen Aussprache  des  Lateins,  der  gänzlichen  Un- 
möglichkeit, in  der  Kürze  der  Zeit  die  nöthigen 
Studien  zu  machen,  die  meisten  Väter  verhin- 
dert worden  seien,  sich  ein  Urtheil  zu  bilden, 
d.  weil  vor  dem  Konzil  in  den  Provinzen  keine 
Prüfung  stattgefunden  habe,  und  weil  e.  die 
Konzilsmitglieder  nicht  einmal  zur  Zeugniss- 
abgabe' aufgefordert  worden  seien,  obwohl  zahl- 
reiche Bischöfe  erklärt  hätten,  dass  ihre  Diö- 
cesen  nichts  von  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit 
wüssten. 

Dass  einzelne  dieser  Umstände  für  sich  allein 
unmöglich  genügend  sind,  wie  z.  B.  der  unter  5 
aufgeführte,  eine  Nichtigkeit  zu  bilden,  bedarf 
offenbar  keiner  Erörterung.  Die  Bemängelungen 
unter  1  bis  4  und  6  sind  ebenfalls  unter  dem 
hier  in  Frage  stehenden  Gesichtspunkt  hinfällig, 
insbesondere  ist  die  Redeordnung  dieselbe,  wie 
die  auf  dem  Tridentinum  gewesen  (s.  o.  S.  434  u. 
S.456).  Es  liegt  ferner  auf  der  Hand,  dass  eine 
Versammlung  von  500 — 700  Mitgliedern  nicht 
zu  einem  Abschluss  ihrer  Geschäfte  gelangen 
kann,  wenn  sie  beliebig  im  Stande  ist,  die  Sit- 
zungen und  Diskussionen  in  das  Unangemessene 
hinauszuschieben.  Feste  Bestimmungen,  welche 
jenen  Abschluss  innerhalb  der  im  Text  angege- 
benen Gränzen  gestatten,  sind  also  unbedingt 
nöthig.  Thatsächlich  ist  auch  die  Möglichkeit 
einer  ausreichenden  Diskussion  in  Betreff  des 
Schemas  der  constitutio  de  fide  catholica  (s.  o. 
S.  462.  464)  und  der  constitutio  prima  de  ec- 
clesia  Christi  (s.  o.  S.  462  ff.)  gewährt  werden 
und  die  Majorität  hat  insbesondere  bei  den 
Verhandlungen  über  das  letztere  ihre  Macht 
durch  unzeitige  Durchsetzung  des  Schlusses  der 
Debatte  nicht  gemissbraucht.  Trotz  aller  been- 
genden Vorschriften,  welche  in  den  Einwendun- 
gen v.  Schulte's  unter  Nr.  1.  2.  3  und  6  gerügt 
werden,  hat  die  Geschäftsordnung  eine  einge- 
hende Verhandlung  der  Vorlagen  nicht  ausge- 
schlossen,  und  der  Fundamentalsatz,    dass  den 


Mitgliedern  Zeit  zur  Prüfung  solcher  gegeben, 
sowie  eine  ausreichende  Debatte  zugelassen  wer- 
den müsse,  erscheint  nicht  verletzt. 

Der  weitere  Vorwurf  v.  Schulte's  (Nr.  8), 
„dass  nicht  der  Schatten  einer  eigentlichen  Un- 
tersuchung stattgefunden  'habe'^'',  hängt  mit  sei- 
ner schon  0.  S.  615  zurückgewiesenen  Theorie, 
dass  die  wesentliche  Funktion  der  Konzilsväter 
in  der  Ablegung  des  Zeugnisses  für  ihre  Diöce- 
sen  und  Gemeinden  bestehe,  zusammen.  Ueber- 
dies  muss  hervorgehoben  werden,  dass  es  weder 
als  Fundamentalsatz  erachtet  werden  kann,  dass 
die  Vorberathung  von  Konzilsvorlagen  in  Theolo- 
genversammlungen erfolgt,  noch  dass  es  möglich 
ist,  erst  auf  einem  Konzile  den  Bischöfen  die 
Zeit  zu  gewähren,  um  die  erforderlichen  theologi- 
schen Studien  für  die  Beurtheilung  der  Vorlagen 
zu  machen.  Dass  jeder  Bischof  zu  den  Fragen, 
welche  in  den  letzteren  berührt  worden  sind, 
schon  vorher  Stellung  genommen  haben  musste 
oder  im  Stande  sei  dies  zu  thun,  das  konnte  doch 
billiger  Weise  verlangt  werden,  um  so  mehr  als 
es  ja  schon  vor  dem  Zusammentritt  des  Kon- 
zils bekannt  war,  dass  dasselbe  sich  mit  der 
Frage  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  zu  beschäfti- 
gen haben  würde  (s.  o.  S.  453).  In  der  That 
hatten  denn  auch  die  auf  dem  Konzile  erschiene- 
nen Bischöfe  sich  bereits  ihre  Meinung  in  dieser 
Frage  gebildet,  und  es  hat  nicht  an  der  Ge- 
schäftsordnung gelegen  ,  wenn  die  Minorität 
nicht  den  Muth  hatte,  ihre  Ansicht  fest  und 
energisch  zu  vertreten.  Welche  Motive  aber  für 
die  Stellung,  welche  die  einzelnen  Bischöfe  ein- 
genommen haben,  entscheidend  gewesen  sind, 
ob  sie  das  Ergebniss  einer  gewissenhaften  theo- 
logischen und  wissenschaftlichen  Prüfung  oder 
blosser  äusserer  Rücksichten,  wie  namentlich 
einer  Liebedienerei  gegen  Pius  IX,  war,  das  ent- 
zieht sich  natürlich  der  Beurtheilung  und  ist,  da 
der  einzelne  formell  zur  Abgabe  seiner  Stimme 
in  der  einen  oder  anderen  Richtung  berechtigt 
war,  juristisch  gleichgültig. 

Abgesehen  von  allen  diesen  Erwägungen, 
kommt  aber  noch  in  Betracht,  dass  die  Ma- 
jorität gegen  die  Bestimmungen  der  Geschäfts- 
ordnungen keine  Einwendiingen  erhoben,  und 
dass  die  Minorität  zwar  sowohl  gegen  die  erste,  als 
auch  gegen  die  zweite  protestirt  (s.  o.  S.  458.  459), 
indessen  sich  ihr  thatsächlich  gefügt  und  an  den 
Verhandlungen  Theil  genommen  hat.  Unter  die- 
sen Umständen  hat  also  die  Geschäftsordnung 
eine  allseitige  thatsächliche  Anerkennung  gefun- 
den, und  dieses  Anerkenntniss  würde  rechtlich 
nur  dann  unerheblich  sein  können,  wenn  darin 
eine  Verletzung  unzweifelhafter ,  mit  absolut 
verbindlicher  Kraft  ausgestatteter  und  durch 
Verzicht  nicht  zu  beseitigender  Fundamental- 
sätze der  konciliaren  Geschäftsbehandlung  ge- 
legen hätte.  Davon  konnte  aber,  das  werden  we- 
nigstens die  frühern  Ausführungen  ergeben  ha- 
ben, keine  Rede  sein,  und  will  man  selbst  dies 
in  Zweifel  ziehen,  so  hinderte  die  Geschäftsord- 
nung keinen  der  Bischöfe,  falls  er  die  Vorlagen 
nicht  genügend  vorbereitet  und  sich  selbst  nicht 
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Vorschriften  derselben  Nichtigkeit  des  so  Beschlossenen  nach  sich  zieht,  es  sei  denn, 
dass  die  Betheiligten  mit  der  stattgehabten  Abweichung  einverstanden  sind'. 

10.  Die  s.  g.  Bestätigung  der  Konzilsbeschlüsse  durch  den  Papst. 
Während  die  Theorie  von  der  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  selbstver- 
ständlich die  Beschlüsse  eines  solchen  ohne  die  Mitwirkung  und  Bestätigung  des- 
selben für  rechtsgültig  und  verbindlich  erachtet  hat  2  und  erachten  muss,  haben  die 
Kurialisten  schon  zur  Zeit  des  Konzils  von  Basel  wieder  auf  die  pseudo-isidorische 
und  mittelalterliche  Lehre  zurückgegriffen,  dass  die  Autorität  der  allgemeinen  Kon- 
zilien von  der  Betheiligung  und  Zustimmung  des  Papstes  abhängig  sei-',  und  dem  ge- 
mäss hat  eine  auch  schon  vor  dem  Vatikanum  zahlreich  vertretene  Ansicht  die  Be- 
stätigung der  Konziliarbeschlüsse  durch  den  Papst  zu  deren  Gültigkeit  für  nothwendig 
erachtet^.  In  der  Mitte  zwischen  beiden  endlich  stand  eine  weitere  Meinung,  welche 
eine  Unterscheidung  zwischen  den  Glaubensdekreten  und  den  Disciplinar-,  d.  h.  den 
die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche  betreffenden  Beschlüssen,  machte  und  die 
päpstliche  Genehmigung  wohl  für  die  letzteren  forderte,  sie  aber  für  die  ersteren  der 
Natur  der  Sache  nach  für  ausgeschlossen  erklärte  ^. 

Von  dem  Standpunkte  des  nachtridentinischen  und  vorvatikanischen  Rechts  aus 
kann  aus  dem  schon  wiederholt  hervorgehobenen  Grunde  die  erste  Meinung  nicht 
mehr  für  haltbar  erachtet  werden '^',  ebenso  wenig  erscheint  aber  auch  die  Mittel- 
meinung begründet.  Wenn  die  päpstliche  Bestätigung  für  die  dogmatischen  Be- 
schlüsse einer  ordnungsmässig  zusammengesetzten  Kirchenversammlung  deshalb  für 
entbehrlich  erklärt  wird ,  weil  die  letztere  „als  die  sichtbare  Darstellung  der  Kirche 
als  Idee  in  allem,  was  den  Glauben  angeht,  keinem  Irrthum  unterworfen  worden  ist", 
so  leidet  diese  Begründung  an  dem  Fehler,  dass  sie  die  Frage  nach  den  Voraus- 

liinreichend  informirt  hielt,  dieselben  aus  diesen  3  go  Johannes  v.  Turrecremata  tract.    de  pot- 

Gründen  dnrch  ein  non  placet  abzulehnen,  und  est.  papae  et  concilii  generalis  P.  I.  concil.  III. 

dadurch  die  Absichten  der  Kurie  zu  vereiteln.  V.,  ed.  Frie  drich  Oeniponti  1871.  p.  24.27,  s. 

Auch  dürfte  mir  wohl  weiter  zugegeben  werden,  auch  Th.  I.  S.  203.  n.  1.    Von  diesem  Standpunkt 

dass,    wenn  die  Majorität  der  Theilnehmer  des  aus  hat  auch  Pius  IV  das  Konzil  von  Trient  i.  J. 

Konzils   diesen  Plänen  nicht  günstig  gestimmt  1564  bestätigt,  s.  o.  S.  441.  n.  4, undSixtusV  in 

gewesen,  ihr  vielmehr  energisch  entgegengetreten  d.  const.  Immensa  von  1587,  M.  Bullar.  2,  670, 

wäre,  weder  durch  die  erste  noch  durch  die  zweite  erklärt:  „Cum  ad  singularem  Romani  pontiflcis 

Geschäftsordnung  eine  Verwerfung  der  vorgeleg-  auctoritatem  tantummodo  spectat  generalia  con- 

ten  Schemata  hätte  verhindert  werden  können.  cilia  indicere,  confirmare,  interpretari  et  ut 

1  Ueber  die  auf  dem  Vatikanum  vorgekomme-  ubique  locorum  serventur  ,  curare  praecipere". 
nen  Verletzungen  der  Geschäftsordnung  vgl.  o.  Vgl.  ferner  Bellarmin  1.  c.  I.  12  ff.  II.  15  ff. 
S.  460.    Aber  auch  gegen   diese  hat  allein  die  und  Ferrari  s  1.  c.  n.  55. 

Minorität  protestirt,  und  ihren  Protest  durch  die  4  Walter      K     R     "^     157-     v.    Droste- 

weitere  Bethetligung  an  der  Verhandlung  that-  Hülshoff,  Grundsätze  des  gem.  K.  R.  2,139; 

sachlich  zurückgenommen.  Phillips,  K.  R.  2,  260.  261  ;  Permaneder, 

2  Danach  haben  die  Konzilien  von  Konstanz  K  R  "S^  274-  Ginzel  K  R  1  123.  124' 
und  Basel  gehandelt,  ohne  freilich  die  Stellung  ^i.  U.  Härig,  Ueber  das  Recht  des  Papstes,' 
des  Papstes  gegenüber  dem  Konzil  näher  zu  be-  allgemeine  Synoden  zu  bestätigen.  München 
stimmen,  s.o.  S.  380  ff.  401  ff.  Auch  bei  den  Gal-  ^840:  (früher  auch)  v.  Schulte,  kath.  K.  R. 
likanern  herrscht  darüber  nicht  völlige  Klarheit,  2,  349  ;  Bouix  1.  c.  3,  415.  426;  Eichhorn  , 
3.  z.  B.  den  Art.  40  der  von  Pithou  formulirten  Grundsätze  d   K    R   2   6 

libertes  de  l'eglise  Gallicane,  Th.  I.  S.  198.  n.6,  5R-hf*      KR^Afl    S    304               1 

und  die  ebendaselbst  citirte  Aeusserung  von  d  e  ^.    ,  ^^      2J  ^      *  o  '  »  '^  '^o'  äqt       ' 

Marca.     Die  strenge  Konsequenz  hat  dagegen  Ri  ch  ter- Do  ve.  8.  Aufl.    S.  487. 

Hontheim  gezogen,    Th.  I.   S.  201,    während  6  v.  Schulte,   Lehrb.   3.  Aufl.   S.  349.  350 

in   der  von  ihm  beherrschten  Literatur  das  ius  vertritt   sie  allerdings  noch  auf  Grund    seiner 

conflrmandi  concilia  theils  als  Bestätigungsrecht  Theorie  von  dem  ökumenischen  Konzil,  während 

und  wesentliche  Befugniss  des  Primates  aufge-  er  S.  352   die  päpstliche  Bestätigung  der  Disci- 

fasst,  theils  nur  als  blos  formales  Recht  zur  Ein-  plinarbeschlüsse   der   allgemeinen    abendländi- 

sicht  und  Publikation  der  Konziliarbeschlüsse  sehen  Konzilien  (s.  0.  S.  610.  n.  5)  durch  den  Papst 

behandelt  worden  ist,  s.  a.  a.  0.  S.  202.  203.  verlangt. 
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Setzungen  eines  gültigen  Glaubensdekretes  mit  der  nach  den  Eigenschaften  eines  sol- 
chen verwirrt.  Sie  enthält  lediglich  eine  petitio  principii.  Nur  ein  gültig  zu  Stande 
gekommenes  Glaubensdekret  kann  unfehlbar  sein ,  die  Unfehlbarkeit  wird  also  durch 
das  ordnungsmässige  Zusammenwirken  aller  das  allgemeine  Konzil  bildenden  Fak- 
toren bedingt,  und  deshalb  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Papst  ebenfalls 
zu  den  letzteren  gehört  und  seine  Mitwirkung  in  der  Ertheilung  seiner  Bestätigung 
zu  bestehen  habe ,  präjudiziell  für  die  Eigenschaft  der  Unfehlbarkeit  eines  Konzils- 
beschlusses \ 

Als  die  der  seit  dem  Tridentinum  praktisch  herrschenden  Theorie  entsprechende 
Ansicht  kann  nur  die  Meinung  angesehen  werden,  dass  die  Rechtsgültigkeit  und  Ver- 
bindlichkeit der  Beschlüsse  eines  Konzils  sowohl  in  Glaubens-  als  auch  in  Discipli- 
narsachen  durch  die  päpstliche  Zustimmung  2  bedingt  ist.  Wenn  der  Primat  als  eine 
wesentliche  Einrichtung  der  Kirche  betrachtet  werden  muss  und  der  Vertreter  des- 
selben die  oberste  leitende  Stelle  in  derselben  einnimmt,  so  ist  eine  Gesammti*eprä- 
sentation  der  Kirche  ohne  seine  Betheiligung  nicht  denkbar.  Diese  gründet  sich  aber 
nicht  auf  dasselbe  Fundament  wie  die  der  Bischöfe,  sondern  auf  die  höhere  Stellung 
des  Primates.  Er  steht  daher  mit  den  letzteren  nicht  auf  gleicher  Stufe  und  besitzt 
nicht  blos,  wie  diese,  einfaches  Stimmrecht,  vielmehr  ist  er  ihnen  als  das  wesentliche 
Haupt  der  Kirche  vorgeordnet.  Diese  Stellung  bedingt  es,  dass  der  Episkopat  durch 
Mehrheits-  oder  einstimmigen  Beschluss  allein  und  ohne  den  Papst  nichts  als  Organ  der 
Gesammtkirche  festsetzen,  ihn  also  nicht  überstimmen  kann,  sondern  dass  zu  allen 
Beschlüssen  auch  seine  aus  dem  Primatialrecht  herfliessende  Zustimmung  hinzutreten 
muss.  Eine  Willensäusserung  der  Gesammtkirche  ist  demnach  erst  vorhanden,  wenn  der 
Primat  und  der  Episkopat,  der  letztere  wenigstens  in  seiner  Mehrheit,  einig  sind.  Der 
Beschluss  des  ersteren  hat,  ehe  der  Beitritt  des  Papstes  erfolgt  ist,  noch  keine  Rechts- 
gültigkeit und  bindende  Kraft,  vor  derselben  liegt  nur  ein  Beschluss  des  Episkopates 
vor,  und  erst  durch  die  Ertheilung  seiner  Zustimmung  wird  der  Beschluss  des  letzteren 
Beschluss  des  sich  aus  dem  Papst  und  dem  Episkopat  zusammensetzenden  Konziles. 

Von  dieser  Auffassung  aus  muss  die  vielfach ,  sowohl  von  den  Päpsten  ^,  wie 
auch  in  der  Literatur "*  für  die  Mitwirkung  des  Papstes  gebrauchte  Bezeichnung:  con- 
ßrmatio  oder  Bestätigung  für  inkorrekt  erklärt  werden.  Diese  drückt  das  Verhält- 
niss  des  nothwendigen  Zusammenwirkens  beider  Theile  zur  Herbeiführung  eines  ein- 
heitlichen Beschlusses  nicht  aus.  Sie  bedingt  entweder  ein  Verhältniss  derselben  zu 
einander ,  bei  welchem  der  eine  Theil  eine  selbstständige ,  für  sich  abgeschlossene 
Willenserklärung  zu  geben  befugt  ist ,  der  andere  Theil ,  aber  ebenfalls  gesondert, 
dieselbe  behufs  ihrer  Rechtswirksamkeit  mit  seiner  Zustimmung  zu  versehen  hat,  setzt 
also  die  Existenz  zweier  gesonderter  Organe  und  zweier  verschiedener  Willensakte 
von  verschiedenem  rechtlichen  Charakter,  welche  sich  gegenseitig  ergänzen  müssen, 
voraus.    Oder  die  Bestätigung  kann  auch  als  der  allein  entscheidende  Akt  aufgefasst 


^  Vor  der  hervorgehobenen  Verwechselung 
hätte  übrigens  der  Umstand  schon  bewahren 
müssen,  dass  auch  die  Frage,  ob  das  Konzil  ohne 
Papst  oder  nur  mit  dem  Papste  unfehlbar  sei, 
vielfache  Erörterung  gefunden  hat. 

2  Ich  sage  absichtlich  nicht :  Bestätigung. 
Vgl.  darüber  weiter  unten  im  Text. 

3  Vgl.  0.  S.  624.  n.  3. 
Hinscbius,  Kirchenrecht.   III. 


4  Von  den  S.  624.  n.  4  angeführten  z.  B. 
Phillips,  V.  Droste- Hülshoff,  Rich- 
ter-Dove,  s.  auch  Gi  nz  el  1,  123,  während 
Permaneder  §.274  und  Hefele,  Conc- 
Gesch.  1,  56,  bald  von  Bestätigung  bald  von 
l^eitritt  des  Papstes  zu  den  Konzilsbeschlüssen 
sprechen,  Walter  §.  157  den  Ausdruck :  Zu- 
stimmung, Eichhorn  das  Wort:  Uebereiu- 
stimmung  braucht. 
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werden,  welcher  erforderlich  ist,  um  den  Beschluss  des  Episkopates  erst  als  Be- 
sehluss  eines  allgemeinen  Konzils  zu  legitimiren  und  ihn  überhaupt  erst  mit  der  fflr 
die  Rechtsverbindlichkeit  nothwendigen  Autorität  der  Art  zu  bekleiden,  dass  er  diese 
allein  aus  dem  Akt  der  Bestätigung,  nicht  aber  aus  der  Mitwirkung  des  Episkopates 
entnimmt. 

Bei  der  erstgedachten  Auffassung  des  Begriffes  der  Bestätigung  wird  die  Ein- 
heit der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche  durch  das  Konzil  zerrissen,  der  Papst 
und  der  Episkopat  werden  zu  zwei  sich  gesondert  gegenüberstehenden  Organen  ge- 
macht und  es  entfällt  damit  die  Möglichkeit  der  Abgabe  eines  einheitlichen  Willens- 
aktes durch  das  allgemeine  Konzil  als  solches,  d.  h.  diese  Anschauung  verstösst 
gegen  den  Satz ,  dass  der  Papst  als  Haupt  und  der  Episkopat  als  Glieder  das  allge- 
meine Konzil  bilden  und  demgemäss  auch  nur  in  dieser  Vereinigung  durch  einheit- 
liche Willensakte,  d.  h.  Akte  des  Konzils,  handeln  können. 

Legt  man  dagegen  dem  Worte:  Bestätigung  den  zweiten  Begriff  unter,  so  wird 
damit  die  Selbstständigkeit  des  Episkopates  verneint,  seine  Beschlussfassung  hat 
dann  nicht  mehr  die  Bedeutung,  den  einen  wesentlichen  Paktor  für  den  gemeinsamen 
Willensakt  herzustellen ,  zu  dem  der  andere ,  die  päpstliche  Zustimmung,  hinzutreten 
muss,  vielmehr  nur  die  Funktion,  eine  Unterlage  zu  schaffen,  welche  erst  durch  die 
päpstliche  Bestätigung  rechtliche  Erheblichkeit  gewinnt  und  somit  bis  dahin  nur  den 
Charakter  einer  blossen  gutachtlichen  Aeusserung  besitzt.  Man  hat  dann  den  Rechts- 
zustand anticipirt,  welchen,  wie  noch  unten  näher  auszuführen  ist,  das  Vatikanische 
Konzil  sanktionirt  hat. 

Obgleich  meistens  keine  volle  Klarheit  darüber  herrscht ,  in  welchem  Sinne  das 
Wort:  Bestätigung  gebraucht  wird,  so  bricht  doch  vielfach,  wenn  auch  unklar,  schon 
seit  Jahrhunderten  die  zuletzt  gedachte  Auffassung  durch'.  Das  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Kurialisten  seit  dem  15.  Jahrhundert  auf  den  mittelalterlichen  Satz  zurück- 
gegriffen haben,  dass  die  Autorität  des  allgemeinen  Konzils  vom  Papste  abhänge,  so- 
wie daraus,  dass  bei  der  Bekämpfung  der  Konstanzer  und  Baseler  Theorien  von  der 
Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  nicht  nur  die  möglichste  Herabdrückung  der 
Bedeutung  der  ohne  den  Papst  gefassten  Konzilsbeschlüsse  geboten  war,  sondern  auch 
eine  konsequente  Weiterentwicklung  jener  Lehre  dazu  führen  musste,  dem  Papste, 
unter  Zerreissung  des  organischen  Zusammenhanges  der  beiden  wesentlichen  P'ak- 
toren  des  allgemeinen  Konziles,  des  Hauptes  und  der  Glieder,  die  ausschliesslich  ent- 
scheidende Stellung  beizulegen. 

Mehrfach  ist  behauptet  worden ,  dass  der  Papst  allein  und  persönlich  diese  Zu- 
stimmung oder,  wie  sie  fälschlich  genannt  wird,  diese  Bestätigung  zu  ertheilen  habe, 


1  So  schon  bei  Turrecremata  (s.  Th.L  S.  203. 
n.  1  n.  de  potestate  papae  et  conc.  ed.  Friedrich 
Oeniponti,  1871.  p.  24  ff.);  dann  bei  allen, 
welche  dem  Papst  gestatten,  auch  Minoritätsent- 
scheidungen des  Konzils  zu  bestätigen  (s.  dar- 
über unten  im  Text),  ferner  bei  Ferraris  1.  c. 
n.  55,  welcher  von  einem  ins  auctoritative  con- 
flrmandi  concilia  generalia  spricht,  und  bei 
G  i  n  z  e  1  1,  123  :  „Die  Bestätigung  einer  hierar- 
chischen Versammlung  als  eines  allgemeinen 
Konziles  besteht  in  dem  Ansspruche :  die  Be- 
schlüsse derselben  seien  als  Anordnung  des  vom 
h.  Geiste  erfüllten  Lehramtes  der  Kirche  anzu- 


sehen und  von  allen  Christglänbigen  zu  befol- 
gen. Dieses  bestätigende  Urthcil  kann  nur  der 
unfehlbare  Richter  in  Glaubenssachen  fällen." 
Die  citirten  päpstlichen  Bullen  lassen  ihrem 
Wortlaut  nach  über  die  Bedeutung  der  confirma- 
tio  nur  so  viel  entnehmen  ,  dass  dabei  an  eine 
höhere  Autorität  des  Papstes  gedacht  wird.  Nach 
der  ganzen  Richtung  der  Entwicklung  kann  es 
freilich  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  man  damit 
die  Bestätigung  Im  Sinne  der  eigentlichen  Legi- 
tlmlrung  gemeint,  aber  die  Zeit  noch  nicht  für 
gekommen  erachtet  hat.  das  klar  und  scharf  zum 
Ausdruck  zu  bringen. 
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und  die  Zustimmung  der  auf  dem  Konzile  anwesenden  und  präsidirenden  Legaten 
nicht  ausreiche',  weil  nur  der  unfehlbare  Richter  in  Glaubenssachen  persönlich  ein 
solches  ürtheil  fällen  könne  2,  oder  weil  darin  die  feierliche  Beglaubigung  der  Inne- 
haltung der  Vollmachten  seitens  der  Legaten  liege  und  jeder  Zweifel  an  der  Zustim- 
mung des  Kirchenhauptes  ausgeschlossen  werde"'. 

Zunächst  ermächtigt  eine  nur  auf  die  Leitung  des  Konzils  gerichtete  Vollmacht 
selbstverständlich  die  päpstlichen  Legaten  nicht ,  für  den  Papst  die  entscheidende 
Zustimmung  zu  den  Beschlüssen  der  Versammlung  zu  ertheilen ,  aber  auch  eine  all- 
gemein und  generell  ertheilte  Ermächtigung,  allen  vom  Episkopat  zu  fassenden  Be- 
schlüssen Namens  des  Papstes  zuzustimmen'^,  kann  deshalb  nicht  für  ausreichend 
erachtet  werden,  weil  die  Willensmeinung  des  Papstes  selbst,  welcher  in  seiner  Pri- 
matialstellung  als  solcher  keinen  Stellvertreter  hat,  sondern  nur  einzelne  aus  der- 
selben herfliessende  Rechte  zur  Ausübung  an  Andere  übertragen  kann  ■'•,  als  Hauptes 
der  Kirche  für  das  Zustandekommen  eines  Konzilsbeschlusses  wesentlich  ist  und  bei 
einer  allgemein  lautenden  Vollmacht  nicht  der  Wille  des  Papstes,  sondern  der  seines 
Legaten  entscheidet.  Dagegen  erscheint  es  aus  demselben  Grunde  nicht  unzulässig, 
dass  zu  bestimmt  formulirten  Beschlüssen  ein  Legat  Namens  des  Papstes  in  Vollmacht 
des  letzteren  die  päpstliche  Zustimmung  erklärt,  oder  ihm  im  Voraus  die  Ermächti- 
gung gewährt  wird,  für  einen  seinem  Inhalte  nach  genau  bestimmten,  erst  vom  Kon- 
zil zu  fassenden  Beschluss  die  päpstliche  Zustimmung  zu  ertheilen '*,  denn  in  beiden 
Fällen  hat  der  Papst  selbst  persönlich  die  Entscheidung  gegeben  und  der  Legat  dient 
ihm  hier  nur  als  Organ,  welches  dieselbe  zu  verkünden  hat. 

Wie  aber  nach  den  bisherigen  Ausführungen  ein  Konzilsbeschluss  nur  gültig  zu 
Stande  kommt,  wenn  der  Papst  der  ordnungsmässig  festgestellten  Willensäusserung 
der  Bischöfe  zustimmt,  so  bildet  auch  andererseits  diese  letztere  ein  wesentliches 
Moment  für  die  Herbeiführung  eines  solchen  und  ohne  ihr  Vorhandensein  kann 
ebenso  wenig  von  einem  Konzilsbeschlusse  die  Rede  sein.  Denn  vor  dem  Vatikanum 
war  zwar  die  Lehre  von  der  Superiorität  des  Konzils  schon  praktisch  überwunden, 
aber  die  0.  S.  626  berührte  kuriale  Theorie  von  der  das  Konzil  allein  legitimirenden 
Autorität  des  Papstes ,  so  sehr  sie  sich  auch  schon  geltend  zu  machen  angefangen 
hatte ,  war  doch  noch  nicht  zu  voller  Herrschaft  gelangt,  und  der  Episkopat  ebenso 
wenig  zu  voller  UnSelbstständigkeit  herabgedrückt. 

Als  Willensmeinung  des  zum  Konzile  versammelten  Episkopates  kann  aber  — 
wenn  derselbe  auf  dem  Konzil  neben  dem  Haupte  noch  eine  selbstständige  Stellung 
haben  soll  —  nur  dasjenige  gelten,  was  dieser  mit  Stimmenmehrheit  beschlossen 
hat.  Wenngleich  der  Papst  befugt  ist ,  einem  Beschluss  des  Episkopates  seine  Zu- 
stimmung zu  versagen  und  dadurch  zu  verhindern ,  dass  ein  Konzilsbeschluss  zur 


1  Bellarmin  ,  de  condiiis  11. 11 ;  Pirliing 
ins  caiion.  prooem.  11.  18;  Phillips  2,  261. 

2  Ginzel  1,  123. 

3  Permaneder§.  274. 

*  Die  Vollmachten  für  die  Legaten  zu  Trient 
enthielten  eine  derartige  Klausel ,  dahin  lau- 
tend :  „in  ipso  concilio  praesidendi  ac  in  illo 
pro  vestra  pietate  atque  sapientia  ea  omnia 
proponendi,  ordinandi  et  de  ipsius  concilii  con- 
silio  decernendi  et  statuendi ,  quae  in  prae- 
missis  et  circa  ea  necessaria  seu  opportuna  et 
alias  ad  laudem  et  honorem    dei   pertinere  no- 


veritis,  etiamsi  magis  speciale  mandatum  exi- 
gant,  plenam  et  liberam  auctoritate  praedicta  te- 
uere praesentium  concedimuspotestatera  et  facul- 
tatem",  s.  Th einer  acta  1,  15.  17;  Raynald. 
a.  1545.  u.  39;  Le  Plat,  monum.  conc.  Tri- 
dent.  4,  211. 

5  Daher  ist  selbst  den  Legaten  a  latere  die 
Entscheidung  von  causae  maiores  entzogen  und 
es  kann  ihnen  diese  nur  durch  besondere  Spe- 
zialvollmacht übertragen  werden,  s.  Th.  l.  S. 
514. 

6  So  auch  Bouix  1.  c.  p    419. 
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Exist<Miz  gelangt,  so  ist  er  doeli  andererseits  nicht  berechtigt,  durch  seine  Zustimmnng 
zu  der  Ansiclit  der  Minorität  diese  letztere  zu  einem  solchen  zu  erheben.  Er  kann 
dasjenige,  was  von  der  Majorität  des  Episkopates  auf  dem  Konzile  verworfen  worden 
ist,  seinerseits,  soweit  seine  alleinige  gesetzgebende  Gewalt  in  der  Kirche  reicht,  in 
Uebereinstimmuug  mit  der  Minorität  als  Kirchengesetz  vorschreiben,  aber  in  diesem 
Falle  liegt  nur  eine  einseitige  päpstliclie  Anordnung,  kein  Konzilsbeschluss  vor,  und 
eine  solche  hat  ihre  bindende  Kraft  allein  zufolge  der  gesetzgebenden  Gewalt  des 
Papstes,  nicht  deshalb,  weil  sie  eine  von  der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche,  von 
einem  allgemeinen  Konzil,  erlassene  Gesetzesvorschrift  ist.  Allerdings  ist  wiederholt 
die  Ansicht  aufgestellt  worden,  dass  der  Papst  auch  den  Beschluss  der  Minorität  ge- 
nehmigen könne  ' ,  aber  diese  geht  von  einem  Verhältniss  zwischen  Papst  und  Epi- 
skopat aus,  bei  welchem  die  erst  durcli  das  Vatikanische  Konzil  herbeigeführte  Ver- 
niclitung  der  Selbstständigkeit  des  letzteren  als  schon  erfolgt  vorausgesetzt  wird,  und 
argumentirt  dabei  aus  der  ebenfalls  durch  das  erwähnte  Konzil  dogmatisirten  Un- 
fehlbarkeit des  Papstes  heraus,  wenn  sie  sich  darauf  beruft,  dass  der  letztere  das 
Recht  habe,  auch  die  in  ihrer  Mehrzahl  irrenden  Brüder  zum  rechten  Glauben 
zurückzuführen. 

Bei  dieser  Auffassung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  zwischen  Papst  und  Epi- 
skopat kann  endlich  die  Frage,  ob  dem  ersteren  die  Superiorität  über  das  allge- 
meine Konzil  zukommt ,  nicht  gestellt  werden  2,  denn  abgesehen  von  Ausnahmever- 
hältnissen (darüber  s.  am  Schluss  dieser  Nummer)  bilden  er  und  der  Episkopat  das 
allgemeine  Konzil.  Ohne  die  Zusammenwirkung  der  beiden  Faktoren  ist  ein  solches 
nicht  denkbar  und  folglich  kann  der  eine  nicht  über  dem  anderen  stehen.  Vom 
Standpunkt  der  Theorie  der  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts  konnte  wohl  die 
umgekehrte  Frage  aufgeworfen  werden,  weil  man  die  plenitudo  potestatis  der  ganzen 
Kirche  in  erster  Linie  beilegte  und  daher  unter  gewissen  Voraussetzungen  den  Epi- 
skopat als  Organ  derselben  betrachten  konnte  3.  Es  ist  aber  unmöglich,  wenn  man 
den  Papst  als  den  allein  entscheidenden  und  mit  der  obersten  MachtfttUe  bekleideten 
Faktor  ansieht,  sei  es,  dass  ihm  die  letztere  kraft  eigenen  Rechtes,  sei  es  blos  zur 
Ausübung  zukommt,  noch  den  Begriff  des  allgemeinen  Konzils  als  der  Gesammtreprä- 
sentation der  Kirche  durch  den  Episkopat  allein  ohne  ihn  festzuhalten,  denn  von 
diesem  Standpunkt  aus  giebt  es  ohne  ihn,  das  Haupt,  kein  solches.  Der  Episkopat 
für  sich  bildet  einen  blossen  Rumpf,  und  dann  hat  der  Satz :  der  Papst  steht  über 
dem  Konzil  keinen  Sinn  ^,  weil  eine  solche  Bischofsversammlung  kein  Konzil  ist  und 
sein  kann. 

t 
1  So  schon  von  den  Legaten  zu  Trient,  s.  0.  S.  2  So  auch  z.  B.  Walter  §.  158  und  Hefel  e 

442.  n.  1  U.2;  vgl.  ferner  Melch.  Cänus  loci  a.  a.  0.  1,  54.  Man  kann  höchstens  fragen: 
theolog.  V.  5.  qn.  2,  opp.  Wien,  1754.  p.  292;  Sind  die  Konzilsheschlüsse  für  das  Gesetzge- 
Bellarmin  1.  c.  I.  18;  Natalis  Alexan-  hungsrecht  des  Papstes  unantastbar?  und  kann 
der  Mstor.  eccles.  saec.  VIL  diss.  IL  prop.  2,  in  Ausnahmefällen  der  Papst  von  dem  blossen 
ed.  cit.  5,  583;  de  Angelis  1.  c.  p.  273;  an-  Episkopat  gerichtet  werden?  Eine  sehr  ausführ- 
scheinend auch  Benedict.  XIV  de  synodo  dioe-  liehe  Erörterung  vom  ultramontanen  Standpunkt 
cesana  XIII.  10.  n.  3 ;  Bouix  1.  c.  p,  413.  aus  über  die  Frage  der  s.  g.  Superiorität  des 
Die  Frage  wird  gewöhnlich  gelegentlich  der  Be-  Papstes  über  das  allgemeine  Konzil  bei  Bouix 
gründung  der  Meinung ,  dass  die  lUschöfe  auf  1.  c.  2,  498  ff. 
dem  allgemeinen  Konzil  nicht  blosse  consiliarii,  ^  S.  0.  S.  363  u.  Th.  I.  S.  197. 

sondern  iudices  seien    und    bei    der  Erörterung  ■*  Ginzell,  126  hält  ihn  allerdings  für  zu- 

darüber,  dass  der  Papst  den  Beschluss  der  Mehr-  treffend ,  wenn  der  Papst  auf  dem  Konzil  blos 
heit  des  Konzils  nicht  zu  genehmigen  brauche,  durch  Legaten  vertreten  sei,  weil  dann  die  Ver- 
behandelt. Sammlung  der  Bestätigung  durch  den  Papst  be- 
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Nachdem  das  Vatikanisclie  Konzil  den  Universal-Episkopat  und  die  Unfehlbar- 
keit des  Papstes  zum  Dogma  erhoben  hat,  können  aber  die  vorstehend  entwickelten 
Resultate  nicht  mehr  für  massgebend  erachtet  werden.  Sie  beruhen  auf  der  An- 
schauung, dass  der  Papst  und  der  um  ihn  versammelte  Episkopat  die  Gesammtver- 
tretung  und  das  Organ  der  allgemeinen  Kirche  bilden. 

Wenn  indessen  in  dem  Papst  nicht  nur  die  Fülle  des  Primates,  sondern  auch  da- 
mit weiter  der  Universal-Episkopat  über  die  ganze  Kirche ,  alle  Diöcesen  und  alle 
Gläubigen  vereinigt  ist,  so  repräsentirt  er  dadurch  allein  alle  Gewalten  in  der 
Kirche,  und  eine  Versammlung  der  Bischöfe,  in  deren  Diöcesen  er  eine  konkurrirende 
Jurisdiktion  besitzt,  kann  der  Vertretung  der  Kirche  nichts  hinzufügen,  was  nicht 
schon  durch  die  Person  des  Papstes  allein  repräsentirt  wäre. 

Nach  katholischer  Anschauung  ist  der  Kirche ,  wie  sie  in  der  Welt  äusserlich 
zur  Gestaltung  gelangt  ist,  die  Gabe  der  Unfehlbarkeit  in  Betreff  der  Ausübung  ihres 
Lehrberufes  verliehen.  Als  Organ  dieser  Unfehlbarkeit  galt  unbestritten  bis  zum 
Vatikanum  das  die  Gesammtrepräsentation  der  Kirche  bildende  allgemeine  Konzil 
und  es  wurden  daher  seine  Beschlüsse  in  Glaubenssachen  als  unfehlbar  betrachtet  ^• 
Das  allgemeine  Konzil  hatte  daher  bisher  die  Aufgabe ,  in  streitigen  Glaubensfragen 
die  untrüglichen  Normen  festzustellen.  Dieselbe  Eigenschaft  besitzen  aber  nach  der 
Lehre  des  Vatikanischen  Konzils  auch  die  vom  Papst  ex  cathedra  in  Betreff  des 
Glaubens  und  der  Sitten  erlassenen  Lehrentscheidungen.  Der  Papst  kann  daher  die- 
selbe Funktion,  welche  das  allgemeine  Konzil  bisher  zu  erfüllen  hatte,  ebenfalls  allein 
ausüben.  Ja  das  letztere  ist  für  die  Feststellung  der  Glaubenslehre  völlig  bedeutungs- 
los geworden. 

Die  Unfehlbarkeit  kommt  dem  Papste  persönlich  als  Nachfolger  Petri  zu,  die 
Zustimmung  der  Kirche,  d.  h.  des  zum  Konzile  versammelten  Episkopates,  zu  den 
von  ihm  erlassenen  Glaubensdekreten  ist  für  ihre  Untrüglichkeit  gleichgültig,  sie  sind 
„irreformabiles  ex  sese,  non  ex  consensu  ecclesiae".  Da  nun  aber  ein  allgemeines 
Konzil  ohne  den  Papst,  ohne  den  Inhaber  des  Primates  und  des  Universal-Episko- 
pates  der  ganzen  Kirche  nach  dem  Vatikanum  noch  viel  weniger,  wie  vorher,  als 
Gesammtrepräsentation  der  Kirche  denkbar  erscheint,  andererseits  aber  die  früher 
dem  Konzile,  als  der  Verbindung  des  Papstes  und  des  Episkopates,  beigelegte  Un- 
fehlbarkeit dem  Papste  allein  innewohnt,  ferner  die  von  dem  Konzile  erlassenen  De- 
krete ihre  Untrüglichkeit  nur  dadurch  erhalten  können ,  dass  der  Papst  sich  die  Be- 
schlüsse des  Episkopats  aneignet  und  sie  seinerseits  verkündet,  so  hat  die  Mitwirkung 
des  letzteren  keine  irgend  wie  massgebende  Bedeutung  mehr.  Die  Unfehlbarkeit  des 
Papstes  hat  die  Unfehlbarkeit  des  Konziles  absorbirt,  freilich  nicht  in  dem  Sinne, 
dass  das  allgemeine  Konzil  nicht  mehr  als  unfehlbar  zu  betrachten  wäre,  aber  in  dem 
Sinne,   dass   die  Unfehlbarkeit   seiner  Beschlüsse   nicht  mehr  auf  dem  Konzile  als 


dürfe  lind  der  Konflrmirende  unzweifelhaft  ijber 
dem  zu  Bestätigenden  stehe,  d.  h.  aber  der  Papst 
steht  über  den  Konzilsbeschlüssen,  nicht  über 
dem  Konzil,  abgesehen  davon,  dass  hier  wieder 
Konzil  unklarer  Weise  als  der  blosse  Episkopat 
gefasst  wird. 

1  Vgl.  z.  B.  Hefele,    Concil.-Gesch.   1,  56. 
Ueber  diese  Lehre,  welche  das  Dogma,  nicht  das 


Recht  betrifft  und  daher  hier  in  ihrer  Entwick- 
lung nicht  zu  erörtern  ist,  vgl.  Hase,  Polemik 
S.  15  ff.  Ebensowenig  gehört  eine  nähere  Bespre- 
chung der  früheren  Streitfrage ,  ob  das  Konzil 
ohne  den  Papst  oder  nur  in  Gemeinschaft  mit  ihm 
unfehlbar  ist,  welche  vom  Standpunkt  des  Epi- 
skopalismus im  Sinne  der  ersten  Alternative  be- 
antwortet wurde,  in  das  Kirchenrecht. 
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solchem,  sondern  lediglich  auf  dem  Papst  und  seiner  Mitwirkung  bei  dem  Konzile 
beruht ' . 

Weder  für  die  Ausübung  der  Leitungs-  noch  der  Lehrgewalt  besitzt  der  Epi- 
skopat in  seiner  Vereinigung  zum  allgemeinen  Konzil  um  den  Papst,  in  welchem 
allein  die  Kirche  verkörpert  ist  und  welcher  dieselbe  in  allen  ihren  Vollmachten  re- 
präsentirt,  jetzt  noch  irgend  eine  entscheidende  Stellung  neben  dem  Papste  mehr,  da 
die  Rechte  und  Vollmachten  desselben  durch  die  Mitwirkung  des  ersteren  nicht  die 
mindeste  Erweiterung  erfahren. 

Das  allgemeine  Konzil  ist  also  für  die  katholische  Kirche  unnütz  und  überflüssig 
geworden  2.  Tritt  ein  solches  wieder  zusammen,  so  kann  seine  Funktion  nur  in  der 
Betheiligung  an  der  Vorbereitung  der  ihm  vom  Papst  unterbreiteten  Berathungs- 
gegenstände  und  der  Abgabe  von  Gutachten  bestehen ,  es  hat ,  wie  ich  dies  schon 
mehrfach  hervorgehoben  habe,  nur  noch  die  Stellung  eines  grossen  Senates,  welche 
es  allerdings  faktisch  schon  im  Mittelalter  eingenommen  und  welche  die  Päpste  so- 
wohl dem  Tridentinum  wie  auch  dem  Vatikanum  thatsächlich  zu  geben  mit  Erfolg 
bemüht  gewesen  sind.  Daraus  folgt  aber  weiter ,  dass  der  Papst  sich  nicht  an  die 
Beschlüsse  der  Mehrheit  dieser  berathenden  Körperschaft  zu  halten  braucht  ^,  son- 
dern auch  die  Meinung  der  Minorität  anzunehmen  und  mit  Gesetzeskraft  zu  bekleiden 
befugt  ist.  Beschlüsse  eines  allgemeinen  Konzils  im  eigentlichen  Sinne  kann  es  eben- 
falls nicht  mehr  geben.  Ihre  rechtliche  und  gesetzliche  Kraft  entnehmen  sie  allein 
aus  der  Gewalt  des  Papstes,  der  Konziliarbeschluss  ist  jetzt  nichts  anderes  als  eine 
Anordnung  des  Papstes,  welche  er  nach  Einholung  des  Käthes  des  zum  grossen 
päpstlichen  Senate,  dem  allgemeinen  Konzil,  versammelten  Episkopates  erlässt,  und 
unterscheidet  sich  nur  dadurch  von  anderen  päpstlichen  Konstitutionen ,  dass  diese 
vom  Papste  allein  unter  blosser  Vorbereitung  durch  die  gewöhnlichen  Kurialbehörden 
erlassen  werden. 

So  hat  das  allgemeine  Konzil  seit  dem  Vatikanum  neben  dem  Papstthum  keine 
selbstständige  rechtliche  Bedeutung  mehr,  es  kann  nur  noch  dazu  dienen,  die  päpst- 
lichen Erlasse ,  welche  unter  seiner  beirathenden  Mitwirkung  ergehen,  mit  höherem 
äusserem  und  faktischem  Nimbus  zu  bekleiden  und  vielleicht  auch  die  Reception 


'  Da  mit  der  Dogmatisirung  der  päpstlichen  Bellarmi-n  de  roman.  poiitif.  1.  IV.   c.  7  und 

Unfehlbarkeit  nach  katholischer  Lehre  zugleich  de  concil.  1. 10.  11.  zu  widerlegen  gesucht,  aber 

festgestellt  ist,  dass  die  Unfehlbarkeit  auch  allen  vergeblich.     Dieser  sagt  nämlich  1.  c.  cit:  „ta- 

Päpsten  von  Anfang  an  zugekommen  ist,  so  hat  men  non  debet  pontifexin  controversiis  fldei  di- 

Pius  IX  das  erwähnte  Dogma  schon  ebenfalls  als  iudicandis  aut  soll  suo  iudicio  fldere  aut  exspec- 

unfehlbares  und  zwar  Kraft  eigener,  nicht  Kraft  tare  divinam  revelationem,  sed  adldberediligen- 

der  dem  vatikanischen  Konzile  als  solchem  inne-  tiam  quantam  res  tanta  postulat  et  ordinaria  me- 

wohnenden  Unfehlbarkeit  erklärt.     Die  Mitwir-  dia,  et  tum  demum  exspectare  assistentiam  spi- 

kung  des  Konziles  dabei  war  gleichgültig  und  so  ritus  sancti  et  directionem  divinam  .  . .  Porro  me- 

hat  die  Definition,  wie  schon  Richter-Do ve,  dium  ordinarium  ac  perinde    necessarium   esse 

8.  Aufl.   S.   382  bemerkt,  lediglich  die  Bedeu-  concilium   magnum    aut   parvum,  unum  vel 

tung   eines   Zeugnisses ,    welches  Pius  IX   sich  plura  prout  ipse  iudicaverit,   facile  probari  pot- 

selbst  für  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  ertheilt  est",  und  stellt  schliesslich  alles  in  das  Ermessen 

hat.  des  Papstes,  indem  er  nur  die  faktische  Angemes- 

2  Darauf  hat  auch  die  Opposition  auf  dem  Va-  senheit,  nicht  aber  die  rechtliche  Noth wendigkeit 

tikauiim    mehrfach    hingewiesen  ,    s.    z.   B.    die  der  Konzilien  betont. 

Rede  von  B.  Strossmayer  bei  Quirinus  S.  465  3  Für  heute  ist  also  die  schon  0.  S.  628  er- 

und    die   relatio    über   die    Observationen    zum  wähnte  Ansicht  richtig.   Andererseits  können  die 

Schema  de Romani  pontiflcis  primatu  bei  Fried-  Bischöfe   nur  noch  als  consillarii  des   Papstes, 

rieh  docum.  2,    308.     An   der  letzteren   Stelle  nicht  mehr  als  iudices  (0.  a.  a.  0.  n.  1)  betrach- 

wird  diese  Folgerung  zwar  unter  Berufung  auf  tet  werden. 
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derselben  zu  erleichtern'.  Die  mittelalterliche,  auf  dem  Vatikanischen  Konzil  von 
Neuem  gebrauchte  Fassung  der  Konzilsbeschlüsse :  s.  approhanie  conciUo  bezeugt  nur 
eine  rechtlich  irrelevante  Thatsache  und  charakterisirt  die  Funktion  des  zum  Konzil 
versammelten  Episkopates  nicht  mehr  zutreffend.  Sie  müsste  zu  diesem  Behufe  —  was 
freilich  bei  der  traditionellen  Festhaltung  der  herkömmlichen  Formeln  durch  die 
Kurie  nicht  geschehen  wird  —  in  die  Fassung:  adhihito  comilio  s.  concilvi  umgeändert 
werden. 

Bis  zum  Vatikanum  hat  man  dem  zum  Konzil  versammelten  Episkopat  die  Be- 
fugniss  beigelegt,  über  den  Papst  im  Falle  einer  Häresie  das  Urtheil  zu  fällen  und 
ferner  bei  dem  Eintritt  eines  Schismas  die  Entscheidung  über  die  Rechtmässigkeit 
oder  Unrechtmässigkeit  der  Prätendenten  des  päpstlichen  Stuhles  zu  treffen-.  Mit 
Rücksicht  auf  die  veränderte  Stellung,  welche  dem  allgemeinen  Konzil  durch  das 
Vatikanum  angewiesen  ist,  muss  aber  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  diese  Sätze 
noch  aufrecht  erhalten  werden  können. 

Was  eine  etwaige  Häresie  des  Papstes  betrifft,  so  kommt  zunächst  in  Betracht, 
dass,  wenn  der  letztere  eine  Lehre ,  welche  früher  als  ketzerisch  betrachtet  worden 
ist,  ex  cathedra  verkündet  hat ,  diese  nunmehr ,  weil  der  Ausspruch  des  Papstes  mit 
der  Unfehlbarkeit  bekleidet  ist ,  zur  göttlich  geoffenbarten  Wahrheit  wird  und  somit 
in  diesem  Falle  von  einer  Ketzerei  überhaupt  keine  Rede  mehr  sein  kann  -l  Die  Mög- 
lichkeit, dass  der  letztere  aber  sich  sonst,  in  anderen  amtlichen  Akten  oder  ausseramt- 
lich,  der  Ketzerei  schuldig  machen  könnte,  ist  an  und  für  sich  nicht  ausgeschlossen^. 
Vom  Standpunkt  der  vorvatikanischen  Theorie  konnte  das  erwähnte  Recht  des  Kon- 
zils in  den  Fällen  der  Ketzerei  und  des  Schismas  noch  damit  begründet  werden, 
dass  hier,  wo  für  den  Papst  eine  Theilnahme  am  Konzile  unmöglich  ist ,  sein  Recht 
ruhe  und  der  neben  ihm  die  Kirche  repräsentirende  Episkopat  die  derselben  zukom- 
mende richterliche  Befugniss  allein  auszuüben  habe.  Dies  erscheint  indessen  jetzt, 
nachdem  der  Papst  zum  absoluten  Monarchen  in  der  Kirche  geworden  ist  und  gegen- 
über der  ihm  zukommenden  alleinigen  Gesammtrepräsentation  derselben  der  Episko- 
pat seine  selbstständigen  Befugnisse  verloren  hat,  unmöglich^. 

Die  gedachte  Lehre  muss  also  jetzt  aufgegeben  werden.  Damit  wird  allerdings 
die  katholische  Kirche  des  bisher  vorhandenen  Mittels,  schwere  Krisen,  wie  sie  ein 
Schisma  mit  sich  führt,  auf  einem  rechtlich  geordneten  Wege  zu  überwinden,  beraubt, 
und  es  wird  sich,  falls  solche  Verhältnisse  wieder  in  der  Zukunft  eintreten  sollten,  fra- 
gen, ob  man  dann  an  den  vatikanischen  Beschlüssen  wird  festhalten  können  oder  nicht. 
11.  Vertagungs-,  Verlegungs-  und  Schliessungsrecht  des  Pap- 
stes.   Nach  den.  Ausführungen  unter  Nr.  10  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 

1  Darüber  s.  unten  S.  632.  5  Was  den  Fall  des  Schismas  betrifft,   so  giebt 

2  S.  Th.  I.  S.  306.  307.  Für  diese  Fälle  blieb  de  Angelis  1.  c.  p.  209  lediglich  die  bisherige 
natürlich  nur  Einberufung  durch  die  Kardinäle  Meinung  wortlich  nach  Ferraris  1.  c.  1.  s.  v. 
(wie  z.  B.  beim  Konzil  zu  Pisa,  s.  0.  S.  363)  cardinales  art.  5.  n.  40.  4l  wieder.  Richter- 
oder Zusammentritt  der  Bischöfe  auf  Anregung  Dove  a.  a.  0.  legt  dem  Konzile  noch  eine  dekla- 
eines  Theils  derselben  Übrig.  Eine  feste  Theorie  rative  Befugniss  zu,  welcher  von  den  beiden  Prä- 
hat sich  in  dieser  Beziehung  nicht  gebildet.  tendenten  der  rechtmassige  Papst  sei.  Von  einer 

„  blossen  Deklaration  kann  aber,  wenn  das  Schisma 

So  Richter-Dove   ö.  Aufl.  S.  389  u.  de  beseitigt  werden  soll,  nicht  die  Rede  sein,  s.  Th. 

Angelis  1.  c.  p.  256.  257.  j_  g^  397^  ^nd  andererseits  ist,   wenn  der  Papst 

*  Warum  Richter-Dove  a.  a.  0.  die  An-  der  absolute  Monarch  in  der  Kirche  ist,  er  allein, 

nähme   dieser  Möglichkeit  von  der  Hand  weist,  kein  anderes  Organ  berechtigt,   über  seine  Legi- 

ist  mir  nicht  klar  geworden.  timität  eine  Entscheidung  zu  fällen. 
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dass  dem  Papste  sowolil  das  Recht  zur  Vertagimg  und  Verlegung  wie  auch  zur 
Schliessung  des  Konzils  zugesprochen  werden  muss^  Vom  Standpunkte  des  vor- 
vatikanischen Rechts  folgte  dasselbe  aus  seiner  Stellung  als  Haupt  des  Konzils.  Ist 
er  nicht  gehalten,  das  Resultat  der  Thätigkeit  des  anderen  neben  ihm  stehenden  Fak- 
tors anzunehmen,  kann  er  vielmehr  seinen  Beitritt  zu  demselben  versagen,  so  kann 
er  auch,  wenn  es  ihm  wünschenswerth  erscheint,  die  Suspendirung  oder  gar  die  Be- 
endigung dieser  Thätigkeit  eintreten  lassen'^,  oder  einen  anderen  Ort  für  die  Be- 
rathungen  bestimmen.  Dagegen  ist  der  Episkopat  nicht  im  Stande,  seinerseits  ein- 
seitig eine  Vertagung,  Verlegung  oder  Schliessung  herbeizuführen ,  denn  ein  darauf 
hinzielender  Beschluss  bedürfte ,  um  ein  gültiger  Konziliarbeschluss  zu  werden, 
der  Zustimmung  des  Papstes.  Während,  wenn  etwa  die  einzelnen  Bischöfe  ihren 
Willen  durch  einseitige  Entfernung  vom  Konzilsorte  durchzusetzen  suchen  sollten, 
wohl  eine  faktische  Auflösung  des  Konzils  herbeigeführt  werden  könnte,  jeder  ein- 
zelne aber  damit  seine  eidlich  übernommene  Pflicht,  auf  dem  Konzile  zu  erscheinen, 
verletzen  und  sich  disciplinarisch  strafbar  machen  würde  (s.  o.  S.  608). 

Für  das  neueste,  vatikanische  Recht  ergeben  sich  die  erwähnten  Befugnisse 
des  Papstes  daraus,  dass  der  zum  Konzil  versammelte  Episkopat  ihm  gegenüber 
lediglich  die  Stellung  eines  Senates  einnimmt  und  völlig  von  ihm  abhängig  ist.  Be- 
steht nicht  einmal  mehr  eine  rechtliche  Nothwendigkeit  für  den  Papst  mit  demselben 
gemeinsam  zu  handeln ,  so  entfällt  damit  auch  jede  Verpflichtung  für  ihn,  die  einbe- 
rufene Rathsversammlung  länger  thätig  sein  zu  lassen,  als  er  es  seinerseits  für  zweck- 
mässig erachtet,  wogegen  selbstverständlich  von  einem  einseitigen  Recht  des  Episko- 
pats auf  Suspendirung  und  Schliessung  des  Konzils  vollends  keine  Rede  mehr  sein 
kann. 

12.  Die  Reception  der  allgemeinen  Konzilien^.  Die  s.  g.  Reception 
der  Konzilien  ist,  wie  ich  schon  o.  S.  348  hervorgehoben  habe,  die  Erprobung  der 
von  einem  Konzile  gefassten  Beschlüsse  an  dem  Gesammtbewusstsein  der  Kirche  in 
der  Richtung,  ob  dieselben  sich  als  Fortentwicklung  der  in  dem  bisherigen  kirch- 
lichen Glauben  liegenden  Keime  darstellen.  Sie  entscheidet  also  darüber,  ob  die  Be- 
schlüsse eines  Konzils  dem  damit  bezeichneten  materiellen  Erforderniss  ihrer  Gültig- 


1  Die  Vertagung  des  Konzils  von  Trient  i.  J. 
1552  ist  allerdings  durch  das  Konzil  selbst  be- 
schlossen, 8.  0.  S.  429,  die  des  Vatikauum  da- 
gegen allein  vom  Papst  verfügt  worden,  s.  o.  S. 
468.  Für  die  Verlegung  des  Konzils  von  Trient 
i.  J.  1547  nach  Bologna  ist  Paul  III  der  intellek- 
tuelle Urheber  gewesen,  wejingleicli  er  das  Kon- 
zil dieselbe  formell  hat  beschliessen  lassen,  da- 
gegen ist  die  Zurückverlegung  nach  Trient  i.  J. 
1550  allein  durch  Julius  III  angeordnet  worden, 
s'.  0.  S.  429.  Der  Schluss  des  Konzils  ist  dage- 
gen durch  die  Synode  selbst  auf  Anfrage  der 
Legaten  ausgesprochen  worden  ,  T  h  e  i  n  e  r  2, 
507. 

Die  Revindikation  dieser  Rechte  seitens  des 
päpstlichen  Stuhles  gegenüber  der  sie  ausschlies- 
senden  Lehre  von  der  Superiorität  des  Konzils 
über  den  Papst  beginnt  schon  im  15.  Jahrhundert 
mit  dem  Kampfe  Eugens  IV  gegen  das  Konzil  von 
Basel,  s.  o.  S.  417  und  später  hat  Leo  X  dieselben 
auf  dem  5.  Lateraneusischen  Konzil  ausdrücklich 


für  den  Papst  in  Anspruch  genommen  (s.  S.  425. 
n.  2).  Freilich  haben  sie  sich  unter  den  Verhält- 
nissen, unter  denen  das  Konzil  von  Trient  zu- 
sammentrat, nicht  streng  festhalten  lassen ,  da 
mindestens  der  Schein  gewahrt  werden  musste, 
als  ob  dasselbe  auch  bei  diesen  Akten  mitgewirkt 
habe. 

Die  Doktrin  stimmt  mit  der  Ansicht  des  Tex- 
tes überein,  s.  Ferraris  1.  c.  n.  9;  Phillips 
2,247;  Ginzel  1,123;  Bouix3,  369,  alle 
freilich  unter  Berufung  auf  die  erwähnte  Anord- 
nung Leos  X. 

2  Dass  er  damit  aber  unter  Umständen  (s.  o. 
S.  622.  n.  1)  ein  materielles  Unrecht  begehen 
kann,  ist  nicht  ausgeschlossen. 

3  Ueber  die  Publikation  der  Konzilsbe- 
schlüsse ist  schon  bei  der  Geschichte  der  einzel- 
nen Konzilien  das  Erforderliche  bemerkt.  Des 
Weiteren  s.  auch  unten  die  Lehre  von  der  Publi- 
kation der  Kirchengesetze. 
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keit  entsprochen  haben.  Diese  Auffassung,  welche  bereits  für  die  Konzilien  des 
ersten  Jahrtausends  dargethan  ist,  bewahrheitet  sich  auch  für  die  abendländischen 
Synoden. 

Von  ihnen  gelten  die  mittelalterlichen  (die  vier  Lateranensischen ,  die  zwei 
Lyoner  und  das  Vienner)  Konzilien ,  nicht  minder  das  Tridentinum  unbestritten  als 
ökumenische  ^  Zu  ihren  Gunsten  hat  das  Gesammtbewusstsein  der  Kirche  längst 
definitiv  entschieden. 

In  Betrefi"  des  Konstanzer,  Baseler,  Florenzer  und  des  5.  Lateranensischen  Kon- 
zils herrscht  dagegen  Streit 2.  Das  ersterwähnte  und  das  Baseler  (bis  zu  seiner  Ver- 
legung im  J.  1437)  haben,  wie  oben  dargelegt  ist,  den  formalen  Erfordernissen  der 
Oekumenicität  nach  damaligem  Recht  entsprochen^.  Wenn  man  ihnen  trotzdem  diese 
Eigenschaft,  dem  Konstanzer  schon  etwa  seit  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  bestrit- 
ten hat^,  so  lag  der  Grund  dafür  darin,  dass  das  Bewusstsein  des  Papstthums  und 
der  von  demselben  beherrschten  kirchlichen  Kreise  sich  sehr  bald  gegen  den  von 
ihnen  gemachten  Versuch,  die  bisherige  kirchliche  Verfassungsentwicklung  in  andere 
Bahnen  zu  leiten  und  der  fortschreitenden  Entfaltung  des  päpstlichen  Primates  zu 
voller  und  absoluter  Herrschaft  über  die  Kirche  Halt  zu  gebieten,  aufgelehnt  hat. 
Allerdings  sind  die  erhobenen  Angriffe  gegen  die  Oekumenicität  dieser  Konzilien  auf 
den  Mangel  von  nothwendigen  formalen  Erfordernissen  gestützt  worden,  aber  gerade, 
dass  man  diese  letzteren  nach  dem  mittelalterlichen  Konziliarrecht  bemessen  hat, 
zeigt,  dass  jene  Bekämpfung  durch  die  Reaktion  gegen  die  beschlossenen  materiellen 
Neuerungen ,  mit  denen  das  neue  Konziliarrecht  in  untrennbarer  Verbindung  stand, 
hervorgerufen  und  bestimmt  worden  ist.  Dadurch  ist  von  vornherein  der  Reception 
der  erwähnten  Konzilien  in  ihrem  ersten  Stadium  entgegengewirkt ,  sowie  verhindert 
worden ,  dass  diese  zu  einer  allseitigen  und  definitiv  entscheidenden  geworden  ist, 
und  die  fortdauernde  Kontroverse  über  die  Oekumenicität  der  gedachten  beiden  Kon- 
zilien ist  nur  eine  Folge  dieses  schwankenden  und  unsicheren  Charakters  des  Recep- 
tionsprozesses  gewesen.  Ja,  es  erklärt  sich  weiter  daraus,  dass  mit  der  fortschreiten- 
den Rückkehr  zu  den  mittelalterlichen  Anschauungen  über  den  päpstlichen  Primat 
und  der  weiteren  Verbreitung  derselben  die  Erinnerung  an  die  Konstanzer  und 
Baseler  Beschlüsse  in  dem  Masse  hat  schwinden  können,  dass  auf  dem  Vatikanischen 
Konzile  die  Minoritätsbischöfe  nicht  einmal  mehr  gewagt  haben,  sie  zum  Ausgangs- 
punkte ihrer  Opposition  zu  machen  ^. 

Das  Florenzer  und  5.  Lateranensische  Konzil  konnten  ihrer  Zusammensetzung 
nach  nicht  als  ökumenische  Konzilien  angesehen  werden.  Aber  gerade  derselbe 
Prozess,  welcher  in  seinem  Endresultat  dahin  geführt  hat,  die  Konstanzer  und 
Baseler  Dekrete  aus  dem  Gesammtbewusstsein  der  heutigen  katholischen  Kirche  aus- 
zustossen  und  die  beiden  Konzilien  thatsächlich  ihrer  Oekumenicität  zu  entkleiden, 
hat  es  umgekehrt  bewirkt,  dass  den  erstgedachten  beiden  Synoden  die  Oekumenicität 


1  S.  0.  S.  357.  448.  kreten  der  4.  und  5.  Sitzung  des  Konstauzer  Kon- 

2  S.  o.  S.  383  ff.  416.  420.  425.  zils   (s.   o.   S.  380.   381.   384}    übereinstimme, 
^  S.  0.  S.  385.  416.  Qu  Irin  US  S.  648.     Ausserdem  haben  nur  Bi- 
*  S.  0.  S.  386.  schof  Strossmayer  und  der  Kardinal  Schwarzen- 
^  Allein  der  Erzb.  Darboy  von  Paris  bat  in  sei-  berg  auf  das  Dekretum  Frequens  desselben  Kon- 
ner Rede  vom  20.  Mai  1870  u.  a.  den  Nachvreis  zils  Bezug  genommen,  um  die  regelmässige  Wie- 
verlangt, dass  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  auch  derkehr   von   Konzilien   zu  empfehlen  ,  a.  a.  0. 
mit  den  von  ihm  für  ökumenisch  erklärten  De-  S.  133.  155. 


()34  1-  l^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  180. 

beigelegt  worden  ist,  und  dass  diese  Anschammg  in  der  katholischen  Kirche  mit  der 
steigenden  Herrschaft  des  Ultramontanismiis  immer  mehr  Boden  gewonnen  hat,  so 
dass  sich  in  dieser  Beziehung  eine  der  Reception  der  Synode  von  Konstantinopel 
(.S8i)  '  ähnliche  Erscheinung  wiederholt  hat. 

Was  endlich  das  Vatikanische  Konzil  betrifft,  so  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  die  Reception  desselben,  wenngleich  erst  seit  seiner  Vertagung  elf  Jahre  ver- 
flossen sind,  als  vollendet  zu  betrachten  ist,  d.  h.  dass  das  Gesammtbewusstsein  der 
heutigen  katholischen  Kirche  in  seinen  Beschlüssen  mir  eine  folgerichtige  Weiter- 
entwicklung der  bisherigen  katholischen  Lehre  von  dem  päpstlichen  Primat  gefunden 
hat.  Dasselbe  ist  in  der  ganzen  katholischen  Welt  anerkannt  worden,  kein  einziger 
der  zahlreichen  katholischen  Bischöfe  ist  demselben  entgegengetreten  und  selbst  die- 
jenigen von  ihnen,  welche  auf  dem  Konzil  der  Oppositionspartei  angehört  haben,  haben 
sich  seinenBeschlüssen unterworfen.  Diesen Thatsachen  gegenüber  kann  diealtkatho- 
lische  Bewegung  nicht  als  ein  die  Reception  ausschliessender  Faktor  betrachtet  wer- 
den ,  denn  die  Zahl  ihrer  Anhänger ,  welche  nicht  einmal  nach  Hunderttausenden 
zählt,  verschwindet  gegenüber  den  vielen  Millionen  von  Katholiken,  welche  ent- 
weder die  neuen  Dogmen  angenommen  oder  doch  nicht  gegen  dieselben  protestirt 
haben.  Selbst  wenn  wirklich  begründete  Zweifel  gegen  die  Rechtsgültigkeit  des 
Vatikanischen  Konzils  erhoben  werden  könnten,  würden  dieselben  jetzt  durch  die 
Reception  gehoben  sein  '^.  Mag  man  es  auch  vom  staatlichen ,  nationalen  und  prote- 
stantischen Standpunkt  aus  beklagen  ,  die  entscheidende  Probe  auf  seine  Oekumeni- 
cität  am  Gesammtbewusstsein  der  katholischen  Kirche  hat  das  Vatikanische  Konzil 
bestanden  -K 


§.  180.     B.   Die  Provinztalkonzüien* . 

Das  Provinzialkonzil  ist  die  Versammlung  der  Hierarchie  einer  Kirchenprovinz 
zur  Berathung  und  Erledigung  der  dieselbe  betreffenden  kirchlichen  Angelegenheiten. 
Das  Institut  gehört  nicht  nur  der  regelmässigen  und  festen  Organisation,  sondern 
auch  der  Missionsverfassung  der  katholischen  Kirche  an,  ja  es  ist  sogar  in  den  Län- 
dern, wo  die  letztere  besteht ,  in  der  Neuzeit  fast  allein  in  praktischer  Uebung  ge- 
blieben K 

I.  Die  Berufung  des  Konzils  kommt  naturgemäss  dem  Erzbischof  der  Provinz ^ 


1  S.  0.  S.  348.  Rechtsgültigkeit    hervor'bringender    Faktor    ge- 

2  Denn  durch  dieselbe  Ist  klargestellt,  dass  dacht,  und  da  ich  diese  Auffassung  ausdrücklich 
dasBewusstsein  der  Kirche  diebei  derBeschluss-  ablehne  und  in  den  nachträglichen  Erklärungen 
fassung  vorgekommenen,  ihrer  rechtlichen  Trag-  der  Bischöfe  nur  eine  Reihe  von  Manifestationen 
weite  nach  zweifelhaften  Unregelmässigkeiten  sehe,  welche  auf  das  [Gesammtbewusstsein  der 
nicht  als  Verletzung  wesentlicher  Förmlichkeiten  Kirche  schliessen  lassen,  so  treffen  die  Ausfüh- 
betrachtet  hat.  rungen  v.  S  chulte's  meine  Darlegungen  nicht. 

3  Auch  hier  weicht  meine  Auffassung  wieder  ,  Literatur  s.  o.  S.  473.  n.  *;  vgl.  ferner: 
von  der  v  Schultes  Stellung  S.  321  ff.  ab,  -^^^  ^^^^^.^^^  provinciaux  i.  d.  Analecta  iur.  pon- 
welchcr  behauptet,  dass  alle  nachträglichen  Bei-  ^.^^  ^g^-^  ^^61  ff.;  Rauscher  (Kardinal)  de 
tritte  oder  Publikationen  der  emzelnen  Bischöfe  conciliorum  provincial.  convocatione  i.  d.  Acta 
dem  Dekrete  vom  18.  Juli  18/0  keinen  andern  ^^^^^^  provlnc.  Vienn.  Vindob.  1859.  p.  199  ff. 
Charakter,  als  es  ohnehin  hat,  geben  können  und 

dass    dogmatische  Sentenzen  nicht  von  der  An-  ^-  ^"  "^^  '^^"' 

nähme  eines  einzelnen  Bischofes  abhängig  seien.  5  Ueber  den  Fall  der  unio  aeque  principalis 

Hierbei    wird    aber    die    Reception    als    ein    die  zweier  Erzbisthümer  s.  Th.  II.  S.  427.  n.  2. 
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zu  ',  bei  seiner  Verhinderung  und  bei  der  Erledigung  des  erzbischöflichen  Stuhles 
dem  der  Weihe  nach  ältesten  Suffraganbischof  2. 

Zu  berufen  sind  diejenigen,  welche  auf  dem  Konzil  zu  erscheinen 
berechtigt  und  verpflichtet  sind.  Es  gehören  dahin  alle,  welche  Decisiv- 
Stimme  besitzen,  nämlich  die  sämmtlichen  Bischöfe  der  Provinz  ^,  ferner  die  exemten 
Bischöfe,  welche  sich  dem  Konzil  des  betreffenden  erzbischöflichen  8prengels  ange- 
schlossen haben  ^,  sowie  diejenigen,  welche  für  die  gedachten  Bischöfe  im  Fall  ihrer 
Verhinderung  oder  bei  der  Vakanz  des  bischöflichen  Stuhles  die  bischöfliche  Juris- 
diktion auszuüben  befugt  sind,  also  die  Koadjutoren  der  Bischöfe,  falls  sie  die 
bischöfliche  Verwaltung  selbstständig  führen  ^,  sowie  auch  die  Kapitular-Vikare  ^,  die 
vicarii  und  administratores  in  den  Missionsgebieten,  welche  ein  Vikariat  leiten  und 
zugleich  episcopi  in  partibus  sind  ^,  endlich  die  praelati  ntdlius^  welche  sich  dem  Erz- 


1  Trid.  sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.:  „per  so  ip- 
sos".  Das  Recht  ist  ein  persönliches  und  kann 
nicht  auf  den  erzbischöflichen  General- Vikar 
übertragen  werden. 

Der  Erzbischof  kann  aber  die  Berufung  nicht 
eher  vornehmen,  als  er  im  Besitze  des  Palliums 
ist,  Th.  II.  S.  33,  s.  dazu  noch  Acta  et  decreta 
concil.  coli.  Lac.  3,  695  u.  5,  240,  es  sei  denn, 
dass  er  eine  päpstliche  Vollmacht  dazu  empfan- 
gen habe,  1.  c.  3,  11. 

2  So  für  den  ersten  Fall  nach  ausdrücklicher 
Vorschrift  des  Trid.  1.  c. ,  für  den  zweiten  s. 
Entsch.  d.  C.  C.  v.  1624,  Richter,  Tridenti- 
num  S.  374.  n.  13. 

Durch  einen  etwaigen  anderen  Vorrang  als  den 
der  Weihe  (Th.  II.  S.  376,  s.  auch  Acta  conc. 
coli.  Lac.  4,  35)  wird  aber  das  Einberufungs- 
recht nicht  bestimmt,  "Wiener  Prov.  Konz.  v. 
1858,  coli.  cit.  5, 151. 

3  Auch  die  noch  nicht  konsekrirten,  aber  bereits 
päpstlich  konflrmirten  Bischöfe,  weil  sie  die  für 
das  Provinzialkonzil  allein  in  Frage  kommende 
bischöfliche  Jurisdiktion  besitzen,  Ferraris  s. 
V.  concilium  art.  II.  n.  12;  Bouix  p.  119; 
Wien.  P.  K.  1858,  1.  c.  Zu  Paris  1849  ist  aber 
der  blos  desiguirte  Bischof  von  Orleans,  freilich 
auf  Wunsch  des  Papstes,  zugelassen  worden,  I.e. 
4,35,  dagegen  hat  man  solchen  Bischöfen  in  andern 
Fällen  korrekter  Weise  nur  konsultatives  Votum 
zugestanden,  p.  610.  611.  Der  zum  Erzbischof 
einer  andern  Provinz  designirte  Suffraganbischof 
hat  noch  Sitz  und  Stimme  auf  der  Synode  seiner 
bisherigen  Provin-,  s.  auch  1.  c.  p.  610. 

*  Th.  II.  S.  334  u.  Acta  cit.  5,  247.  Hat  ein 
solcher  Bischof  auch  eine  höhere  Anciennität  der 
Weihe,  als  die  sämmtlichen  Suffraganbischöfe, 
so  kommt  ihm  doch  das  zu  I  erwähnte  Recht 
nicht  zu,  s.  dieAnm.  2  cit.  Entscheidung ;  Fer- 
raris 1.  c.  n.  9  u.  Bouix  p.  107. 

5  Wenn  die  Congr.  de  propaganda  sich  gegen 
die  Zulassung  von  Koadjutoren  mit  Decisiv- 
Stimmrecht  i.  J.  1859  erklärt  hat,  coli.  cit.  3, 
1025,  so  kann  sich  dies  nur  auf  diejenigen  be- 
ziehen, welche,  wie  dies  wiederholt  vorgekom- 
men, neben  ihren  gleichfalls  erschieneneu  coad- 
iuti  dazu  verstattet  worden  sind,  Utrecht  1865, 
1.  c.  5,  726. 729.  929 ;  Baltimore  1837,  1.  c.  3,  47. 
58;  Baltimore  1846,  p.  97.  103;  Quebec  1851, 
p.  603.  618;    Tuam  1858,  p.  866.  891;    West- 


minster  1855.  p.  971.  974,  denn  in  dem  im  Text 
gedachten  Fall,  d.  h.  wenn  sie  die  plena  potes- 
tas  regendi  dioecesim  haben  (Baltimore  1833. 
1837  und  1840,  1.  c.  3,  37.  43.  47.  66,  vgl. 
auch  Th.  II.  S.  255.),  sind  sie  befugt,  den  Bischof 
in  allen  Beziehungen  zu  vertreten.  Dasselbe 
gilt,  wenn  der  coadiutor  von  -dem  noch  neben 
ihm  amtirenden  coadiutus  zur  Vertretung  auf 
dem  Konzile  bevollmächtigt  ist,  s.  Rheims  1857, 
1.  c.  4,  196,  Quebec  1868,  1.  c.  3,  691.  722  (so 
auch  anscheinend  3,  37.  43.  86.  91).  Der  Ge- 
währung einer  berathenden  Stimme ,  Toulouse 
1850,  1.  c.  4,  1072.  1074;  Quebec  1854,  1.  c. 
3,  626  und  Westminster  1859,  p.  999  steht 
nichts  entgegen.  Die  verschiedene  Behandlung 
rührt  offenbar  daher,  weil  man  die  verschiedene 
Stellung,  welche  der  coadiutor  einnehmen  kann, 
nicht  berücksichtigt,  andrerseits  aber  auch  seine 
Qualität  als  Weihbischof  mit  in  Betracht  gezo- 
gen hat. 

6  Ferraris  s.  v.  concilium  art.  II.  n.  15; 
Bouix  1.  c.  p.  162;  Ginzel  1,  134;  de  An- 
gelis  praelect.  iur.  canon.  I.  2,  282.  Unrich- 
tig Phillips  2,  275,  nach  Avelchem  das  Konzil 
darüber  zu  befinden  hat,  ob  ihnen  Decisiv-  oder 
Konsultativ- Votum  beigelegt  werden  soll.  Dem 
steht  auch  die  neueste  Konzilien-Praxis  entge- 
gen, Wien  1858  t.  II.  c.  4,  1.  c.  5,  151  :  „Abba- 
tes,  qui  in  populum  iurisdictionem  quasi-epi- 
scopalem  exercent,  adire  tenentur  concilium  pro- 
vinciae,  intra  cuius  terminos  districtus,  ubi  po- 
pulo  praesunt,  situs  est.  Hi  necnon  vicarii 
capitulares  episcopatuum  per  provinciam 
vacantium  suffragium  decisivum  ferunt",  s.  auch 
Gran  1858,  1.  c.  5,  92.  94.  96;  Westminster 
1855,  1.  c.  3,  974.  985;  nicht  klar  Tours  1849. 
1.  c.  4,  258.  ■ 

Gleich  stehen  ihnen  in  den  Missionsgebieten 
die  Administratoren  vakanter  Diöcesen  ,  Balti- 
more 1843.  1855,  S.  Louis  1858,  1.  c.  3,  91. 
97.  155.  313;  s.  auch  die  folgende  Note. 

"^  Conc.  plen.  Baitimor.  1866.  n.  60,  1.  c.  3, 
417 :  „debent  Interesse  .  .  .  dioecesium  admini- 
stratores a  s.  sede  constituti,  legitime  absentium 
praesulum  procuratores  necnon  ii  qui  sedevacante 
dioeceses  regunt,  demum  vicarii  apostolici,  qui 
intra  provinciae  limites  iurisdictionem  exer- 
cent"; Cincinnati  1855,  p.  185.  198;  Baltimore 
1859,  p.  581.  595. 
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[§•  180. 


bischof  der  Provinz  als  dem  benachbarten  Metropoliten  angeschlossen  haben  \  ferner 
auch  solche'^,  welche  eine  iurisdictio  quasi  episcopalis  über  den  Klerus  und  das  Volk 
an  einem  Orte  der  Provinz  besitzen^. 

Die  in  der  letzteren  amtirenden  Weihbischöfe  fallen  nicht  unter  diese  Kategorie, 
da  sie  keine  bischöfliche  Jurisdiktion  in  einer  der  Diöcesen  der  Provinz  haben.  Wohl 
aber  ist  ihre  Zulassung  nicht  nur  statthaft^,  es  kann  ihnen  sogar  auch  durch  das  par- 
tikulare Recht  die  Verpflichtung  zum  Erscheinen  auferlegt''  und  ferner  durch  die  zur 
Provinzialsynode  versammelten  DiÖcesanbischöfe  an  Stelle  der  ihnen  regelmässig  zu- 
stehenden berathenden  Stimme  •'  Decisiv- Votum "  beigelegt  werden. 

Die  zweite  Kategorie  bilden  diejenigen ,  welchen  allein  berathende  Stimme  zu- 
kommt, und  zwar  ist  hier  zu  unterscheiden  zwischen  denjenigen,  welche  eingeladen 
werden  müssen  und  denjenigen,  welche  nur  berufen  oder  zugelassen  werden  können, 
ohne  ein  Recht  darauf  zu  haben.  Abgesehen  davon ,  dass  durch  das  geschriebene, 
gemeine  Recht,  soweit  es  sich  um  die  erste  Klasse  handelt,  ausdrücklich  nur  ein 
Recht  der  Domkapitel  anerkannt  ist^,  und  für  die  Befugniss  der  Aebte,  auf  dem  Pro- 
vinzialkouzil  zu  erscheinen,  sich  ein  festes  Gewohnheitsrecht  gebildet  hat-',  ist  die 
nähere  Bestimmung  der  zu  der  einen  oder  anderen  Klasse  gehörigen  Personen,  sowie 
die  Anordnung  darüber,  welche  von  den  Mitgliedern  der  ersten  Klasse  zum  Erschei- 
nen verpflichtet  sind  ,  lediglich  partikulärer  Festsetzung  überlassen  geblieben ,  denn 
das  Tridentinum  '"  hat  in  dieser  Beziehung  allein  die  Anordnung  getroffen,  dass  alle 
berufen  werden  sollen,  ,.qui  de  iure  vel  consuetudine  Interesse  debent*',  und  damit 
die  Möglichkeit  off'en  gelassen,  je  nach  den  verschiedenen  Bedürfnissen  der  einzelnen 
Provinzen  die  für  die  Berathungen  nothwendigen  und  geeigneten  Kräfte  auf  den  Pro- 
vinzialsynoden  heranzuziehen. 

So  ist  neuerdings ,  was  die  erste  Klasse  betrifft ,  vielfach  eine  Pflicht  der  Dom- 
kapitel^ ^,  durch  eine  bestimmte  Zahl  von  Vertretern  zu  erscheinen,  festgesetzt  wor- 


1  Th.  II.  S.  344;  Grau  1858,  1.  c.  4,  91.  96. 
99. 

2  Wien  1858,  S.  635,  u.  6;  vgl.  auch*  Balti- 
more 1863,  1.  c.  3,  582.  595. 

3  Th.  II.  S.  347.  Ein  Abt  mit  besonderem 
Privileg  auf  Decisivstimme  Casbel  1853,  1.  c.  3, 
844. 

4  Wien  1858.  t.  2.  c.  4,  1.  c.  5,  151:  ,,Epi- 
scopi  auxiliares  vel  metropolitae  vel  aliis  patri- 
bus  adiuncti,  capitula  metropolitanum  et  cathe- 
dralia,  ecclesiarum  collegiatarum  praepositi  aut 
quomodocumquc  prima  earum  dignitas  adpella- 
tur  nee  non  abbates,  praepositi,  priores  conven- 
tuales  atque  superiores  provinciales  regularium 
qui  animarum  curae  operam  navant  aut  quorura 
monasteriis  domibusve  beneflcia  curata  incorpo- 
rata  existunt,  ad  concilium  vocandi  sunt  et  con- 
sultativum  in  eo  suffragium  exercent.  Capitulum 
metropolitanum  per  III.,  catbedralia  per  II  pro- 
curatores  suffragiis  absolute  maioribus  eligendos 
comparent  .  .  .  Legitime  vocatus  absque  causa 
legitima  a  metropolita  probanda  non  absit" ;  Bal- 
timore 1866,  n.  60.  1.  c.  p.  417  :  „debent  Inter- 
esse .  .  .  deinde  cum  voto  consultativo  episcopi 
auxiliares,  capitulorum,  si  quae  sint  cathedra- 
lium  procuratores,  abbates,  praepositi.  provincia- 
les regularium,  semiuariorum  maiorum  rectores, 
si  ita  videatur  patribus  aliique  omnes  qui  de  iure 


vel  consuetudine  vocandi  sunt;  et  demum,  si  qui 
sunt  alii,  qui  ut  Interessent,  e  re  communi  foret 
aut  quorum  opera  epis('opi  uti  vellent". 

5  S.  die  vor.  Anm. 

6  S.  Anm.  4,  vgl.  ferner  Gran  1858,  1.  c.  5, 
94.96;  Wien  1858,  p.  122.  123.  224;  Köln 
1860,  p.  235.  236;    Colocsa  1863,   p.  601.  722. 

7  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1850,  1.  c.  3, 
417.  n.  7,  doch  gehört  dazu  Einstimmigkeit  der 
beschliessenden  Bischöfe,  vgl.  Baltimore  1869, 
1.  c.  3,  595.  Prag  1860,  1.  c.  5,  596  und  Utrecht 
1865,  p.  727.  729. 

8  c.  10  (Honor.  III)  X.  de  his  quae  flunt  a 
praelat.  III.  10,  s.  auch  o.  S.  496.  Für  Kolle- 
gialkapitel gilt  dies  aber  nach  gemeinem  Recht 
nicht,  Bouix  p.  170.  Unrichtig  de  Angelis 
1.  c.  p.  283. 

Ein  exemtes  Kapitel  gehört  der  Provinzialsy- 
node an,  auf  welcher  sein  nicht  exemter  Bischof 
zu  erscheinen  hat.  Ist  der  letztere  selbst  exemt, 
so  kann  es  sich  wie  dieser  ein  für  alle  Mal  die 
Provinzialsynode  wählen,  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  V.  1573  bei  Richter  Tridentinum  S.  329. 
n.  12. 

9  Vgl.  0.  S.  496. 

10  Sess.  XXIV.  c.  2.  de  ref. 

11  Nach  gemeinem  Recht  besteht  eine  solche 
Pflicht  nicht,  Fagnan.  ad  c.  10.  X.  cit.  n.  37 ff. 
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den  ^  Das  Gleiche  hat  man  auch  vereinzelt  in  Betreff  der  Aebte^  bestimmt  ^  und 
ihnen  sind  eine  Reihe  anderer  Ordensoberer,  so  die  superiores  provinciales ^ ,  prioics 
und  praepositi  conventuales  ^\  sowie  auch  die  Pröpste  von  Kollegiatkirchen  ^'  und  die 
Rektoren  von  Seminaren '  gleichgestellt  worden. 

Wenn  bei  diesen  partikularrechtlichen  Festsetzungen  der  Pflicht  der  Ordens- 
oberen auf  eine  etwaige  Exemtion  derselben  keine  Rücksicht  genommen  worden  ist, 
obwohl  für  die  Exemten  eine  solche  Verbindlichkeit  gemeinrechtlich  nicht  besteht  ^, 
so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Exemtion  insoweit  cessirt,  als  sie  in  der  Säkular- 
seelsorge verwendet  werden  oder  Säkularbenefizien  verwalten  ^. 

Zu  der  zweiten  Klasse,  d.  h.  denjenigen,  welche  blos  zugezogen  werden  können, 
gehören  vor  Allem  die  Theologen  und  Kanonisten,  welche  die  einzelnen  Bischöfe  als 
ihre  sachverständigen  Rathgeber  mitbringen'^  und  über  deren  Zulassung  die  Synode 


42;  Benedict  XIV.  de  synodo  dioeces.  III.  4. 
n.  1;  Boiiixp.  163;  Phillips  2,  275.  Ohne 
jeden  Anhalt  nimmt  Ginzel  1,  130.  131  eine 
Verpflichtung  für  Dom-  und  Kollegiatkapitel  an. 

1  Wien  1858,  s.  o.  S.  636.  n.  4 ;  Gran  1858, 
1.  c.  5,  93.  94.  99  ;  Köln  1860.  p.  236;  Prag 
1860.  p.  186.  394;  Colocsa  1863.  p.  598; 
Utrecht  1865.  p.  726;  Rheims  1853  und  1857, 
1.  c.  4,  92. 195;  Lyon  1850.  p.  458.  459;  Reuen 
1850.  p.  512;  Bordeaux  1850.1856.1859.  1868. 
p.  540.  685.  731.  794  und  Sens  1850.  p.  872. 
Da,  wo  die  Pflicht  nicht  ausdrücklich  ausgespro- 
chen ist,  ergieht  sie  sich  aus  der  Aufzählung  der 
Kapitel  unter  denjenigen,  welche  sich  hei  Ver- 
hinderungentschuldigen müssen  oder  denjenigen, 
welche  ;,de  iure  et  consuetudine  Interesse  dehent". 
In  den  österreichischen  und  deutschen  Diöcesen 
sollen  für  die  Metropolitan-  3,  für  die  andern 
Domkapitel  2  Deputirte,  in  den  französischen 
nur  einer  oder  zwei  abgeordnet  werden,  welche 
von  den  Kapiteln  der  ersteren  mit  absoluter  Ma- 
jorität, von  denen  der  letzteren  meistens  mit  Zu- 
stimmung des  Bischofs  zu  wählen  sind.  Ge- 
sammtbetheiligung  des  Metropolitankapitels  ord- 
net allein  Köln  1860  an. 

Den  gemeinrechtlichen  Standpunkt  hat  Tours 
1849  decr.  VI.  n.  2.  3,  1.  c.  4,  258:  „Huic  sy- 
nodo .  .  .  omnes  episcopi  personaliter  et,  si  legi- 
time impediti  fuerint ,  per  procuratores  ad  hoc 
specialiter  constitutos  interesse  debebant.  Con- 
vocabuntur  capitula,  ecclesiae  sc.  metropolitanae 
et  cathedralium ,  ut  per  unum  aut  alterum  depu- 
tatum  adesse  valeant". 

2  Nach  gemeinem  Recht  brauchen  sie  nicht  zu 
erscheinen,  Fagnan  1.  c.  n.  42 ;  Benedict.  XIV. 
1.  c.;Bouixp.  132;  144;  Ginzel  1, 130.  A.m. 
V.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  353.  In  Ueber- 
einstimmung  hiermit  sind  auch  zu  den  neueren 
Provinzialsynoden  die  Aebte  nur  eingeladen 
worden,  coli.  cit.  4,  91.  248.  513.  794;  Tours 
1849  1.  c.  n.  3  :  „luxta  morem  pristinum  invita- 
buntur,  prout  metropolitanus  cum  suis  suffraga- 
neis  iudicaverit  expedire,  abbates  monasteriorum 
in  provincia  existentium."  Die  auf  fallende  That- 
sache,  dass  sie  in  einem  Theile  der  Berufungs- 
schreiben insbesondere  der  nach  der  Wiederbe- 
lebung des  Institutes  zunächst  abgehaltenen  Syno- 
den nicht  speziell  erwähnt  und  unter  den  auf 
den   letztern  erschienenen   Theilnehmern   nicht 


aufgezählt  werden,  erklärt  sich  offenbar  daraus, 
dass  man  zunächst  jeden  Schein  einer  Beein- 
trächtigung der  exemten  Stellung  der  Orden  hat 
vermeiden  wollen.  Es  ist  daher  auch  kaum  an- 
zunehmen, dass  man  ihnen  in  den  wenigen  Be- 
rufungsschreiben, welche  sie  mit  den  Personen 
^,quae  debent  interesse"  auf  gleiche  Stufe  stel- 
len, so  z.  B.  Rheims  1857,  p.  195,  bewusster 
Weise  eine  Pflicht  zum  Erscheinen  hat  auflegen 
wollen. 

3  So  Wien  1858,  S.  636.  n.  4  für  diejenigen, 
welche  die  Seelsorge  verwalten  oder  deren  Klö- 
stern und  Häusern  Seelsorgerbeneflcien  incorpo- 
rirt  sind ;  Gran  1858 ,  1.  c.  5,  93.  94  und  Prag 
1860.  p.  386  schlechthin  die  abbates  et  praepo- 
siti regularium,  ebenso  Utrecht  1865,  p.  726  ; 
conc.  plen.  Baltim.,  1866.  t.  2.  c.  3  :  „debent  in- 
teresse deinde  cum  voto  consultativo  . .  .  abbates, 
praepositi  provinciales  regularium,  seminariorum 
maiorum  rectores,  si  ita  videatur  patribus". 

4  Köln  1860,  1.  c.  5,  236  (hier  auch  solche 
Obere  von  Kongregationen) ;  Wien  1858,  s.  a. 
a.  0.;  Colocsa  1863,  1.  c.  5,  598,  letzteres  ebenso 
wie  Wien  mit  der  Beschränkung :  „in  quorum 
monasteriis  domibusque  beneflcia  curata  provin- 
ciae  nostrae  incorporata  existunt". 

5  Wien  1858,  s.  a.  a.  0.  ;  Colocsa  1863  („prae- 
positi reales"  5,  598),  s.  auch  Anm.  3.  Auch  auf 
den  englischen  und  australischen  Provinzialyno- 
den  waren  solche  anwesend,  ohne  dass  etwas  in 
Bezug  auf  ihre  etwaige  Pflicht  erhellt,  I.  c.  3, 
907.  972.  1063. 

6  Wien  1858,  s.  a.  a.  0.,  Köln  1860  1.  c.  5, 
236.  Auch  für  Gran  1858  sind  mehrere  Kolle- 
giatkapitel eingeladen ,  ob  aber  auch  mit  der 
Pflicht  zu  erscheinen,  ist  nicht  klar,  p.  94.  Ue- 
ber  die  frühere  Zeit  s.  o.  S.  495.  496. 

7  Köln  1860,  1.  c.  5,  236;  Utrecht  1865,  p. 
726;  Baltimore,  s.  o.  Anm.  3;  zu  Köln  auch 
gewählte  Vertreter  der  theologischen  Fakul- 
täten. 

^  Fagnan.  ad  c.  10.  X.  de  his  qiiae  flunt 
III.  10.  n.  48,  vgl.  auch  o.  S.  498. 

9  Trid.  Sess.  XXV.  c.  11  de  reg.  In  einzelnen 
Konzilien,  s.  Wien,  S.  636.  n.  4  und  Colocsa, 
s.  Anm.  4,  ist  diese  Beschränkung  auch  aus- 
drücklich ausgesprochen. 

10  Der  einzelne  erlangt  sein  Recht  zu  erschei- 
nen erst  durch  die  Zuziehung  des  Bischofs,  und 
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selbst  bescliliesst ',  ferner  die  Geiieralvikare  der  Bisehöfe^,  sowie  weiter  alle  die- 
jenigen, von  deren  Tlieilnahme  an  den  Verhandlungen  sich  dieselbe  einen  Nutzen  für 
ihre  Berathungen  verspricht  ',  so  z.  B.  die  Bischöfe  fremder  Diöcesen  ^  und  Bischöfe, 
welche  auf  ihr  Amt  resignirt  haben  "'\  Audi  Laien,  wozu  auch  die  Fürsten  gehören, 
können  noch  heute  eingeladen  und  es  kann  ihnen  berathende  Stimme  gegeben 
werden ''. 

Die  Pflicht  zum  Erscheinen  umfasst  auch  die  Pflicht,  das  Konzil  nicht  vor  seiner 
Beendigung  ohne  Urlaub  zu  verlassen^. 

Den  Versammlungsort  für  das  Provinzialkonzil  hat  der  Erzbischof  zu  bestim- 
men ;  er  soll  aber  dazu  für  die  Regel ,  d.  li.  wenn  weder  die  Nothwendigkeit  noch 
örtliche  Verhältnisse  etwas  anderes  bedingen,  seine  Residenz  und  die  Metropolitau- 
kirche  wählen^. 

Wesentlich  für   die  Berufung  selbst  ist   nur,  dass  sie  sich  an  alle  diejenigen 


diesem  ist  er  kraft  der  Obedienz  zu  folgen  ver- 
pflichtet. 

Solche  sind  fast  auf  allen  neuern  Synoden  zuge- 
zogen worden,  s.  z.B.  für  die  Synoden  in  Oester- 
reich,  Ungarn  und  Deutschland,  1.  c.  5,  94.  100. 
101.  124.  152.  228.  236.  395.  601,  in  Frank- 
reich 4,  35.  36.  159.  197.  258.  287.  417  (Albi 
1850  t.  II.  10).  495.  540.  612.  719.  794.  855, 
in  Nordamerika  3,  156.  187.  204.  218.  582.  604. 
732;  in  Irland  3,  810.   817;  in  England  3,  898. 

973,  und  Australien  3,  1040.  1068. 

1  L.  c.  4,  36.  159.  287.  495.  612.  855  und 
3,  604. 

2  Z.  B.  Rheims  1849,  1.  c.  4 ,  93 ;  Bordeaux 
1850,  p.  540;  Baltimore  1869,  1.  c.  3,  582;  Au- 
stralien 1869,  p.  1061.  1067.  Sie  erscheinen 
aber  auch  unter  den  Theologen  1.  c.  4,  514.  919. 
1010. 

3  Wien  1858.  t.  2,  c.  4,  1.  c.  5,  152:  „Tarn 
mctropolita  quam  ceteri  concilii  provincialis  pa- 
tres curam  habebunt,  ut  secum  adducant  viros 
et  doctrina  et  rerum  gerendarum  experientia  cla- 
ros,  quorum  consilio  in  decretis  praeparandis 
utantur";  conc.  plen.  Baltim.  1866  n.  60,  1.  c.  3, 
418:  „et  demum,  si  qui  sunt  alii,  qui  ut  Inter- 
essent, e  re  communi  foret  aut  quorum  opera 
episcopi  uti  vellent";  Neu-Orleans  1856,  p.235: 
„Statuerunt  quoque  praesules  admittendos  in 
concilio  tanquam  consultores  .  .  .  qui  religiosis 
ordinibus  et  congregationibus  in  hac  provincia 
praesunf'.  Vgl.  auch  Bordeaux  1850,  1.  c.  4, 
540. 

4  Wien  1858,  1.  c.  p.  152 :  „Aliarum  provin- 
ciarum  metropolitis  vel  episcopis,  si  concilio  In- 
teresse Optant,  sedes  honoriflca  assignetur.  Fra- 
terna  eorum  cousilia  adhibeantur;  suffragium  de- 
cisivum  eis  conferri  nequit'";  über  eine  derartige 
Theilnahme  als  synodalis  honorarius  an  Synoden 
in  Deutschland  1.  c.  5,  247.  248.  (Köln  1860), 
in  Frankreich  1.  c.  4,  35.  ,'41.  502.  1011.  1211, 
in  Nordamerika,   1.  c.  p.  603,    in  England,    p. 

974.  985,  und  in  Holland  5,  728.  729. 

Eine  Zulassung  mit  Decisiv-Stimme,  wie  sie 
(Baltimore  1840)  vorgekommen  ist,  1.  c.  3,  65. 
72  (über  die  frühere  Zeit  (s.  o.  S.  489.  n.  4  u. 
S.  494.   n.  7),    erscheint  unzulässig,    weil    der 


fremde  Bischof  innerhalb  der  Provinz  keine  Juris- 
diktion besitzt  und  bei  der  Anwesenheit  mehre- 
rer solf'her  durch  ein  Ueberstimmen  der  Provin- 
zialbischöfe  Dekrete  für  die  Provinz  erlassen 
werden  könnten,  welche  diese  letzteren  nicht  ge- 
fasst  haben  würden.    Vgl.  auch  Bouix  p.  120. 

5  Gleichviel,  ob  sie  der  Provinz  angehört  ha- 
ben oder  nicht.  Solche  haben  mehrfach  au  den 
französischen  Synoden  theilgenommen,  s.  1.  c. 
4,  289.  610.  633.  662.  1076. 

6  Ein  Recht  darauf  haben  sie  niclit,  auch 
wenn  sie  Fürsten  oder  fürstliche  Kommissare 
sind,  ferner  sollen  sie  nicht  bei  Verhandlungen 
rein  kirchlicher  Natur,  namentlich  Korrektions- 
sachen der  Geistlichen,  zugezogen  werden,  F  a  g- 
nan.  ad  c.  10  X.cit.  n.  16ff.  u.  50;  B  enedict. 
XIV.  I.e.  III.  9.  n.3.  6;  Bouix  p.  176  und  die 
dort  citirten  Entscheidungen  der  Congr.  conc. 
Gebrauch  hat  man  aber  auf  den  neueren  Synoden 
von  dieser  Befugniss  nur  in  seltenen  Fällen  ge- 
macht, so  Baltimore  von  1829,  coli.  cit.  3,  15 
(Zuziehung  von  Juristen  zur  gutachtlichen  Aeus- 
serung  über  in  Frage  kommenden  Gesetze), 
lieber  die  früheren  Zeiten  s.  o.  S.  489.  490. 

■^  Vgl.  unten  das  über  das  decretum  de  non 
discedendo  und  die  iudices  excusationum  Be- 
merkte. 

Reise-  und  Aufenthaltskosten  haben  die  Er- 
schienenen selbst  zu  tragen,  doch  wird  gewöhn- 
lich seitens  des  Erzbischofs  für  ihre  Unterbrin- 
gung (auch  wohl  Verpflegung)  gesorgt  und  dazu 
ein  eigener  praefectus  hospitii  (s.  unten)  be- 
stellt, vgl.  coli.  cit.  5,  98.  101.  102.  238.  251. 
731  u.  4,  917. 

8  So  die  Congr.  conc.  nach  Fagnan.  ed.  c.  25  X. 
deaccusat.  V.  1.  n.  26.  27.  In  letzterem  Falleist 
vorgängiges  Benehmen  mit  dem  Suffraganeu  an- 
gezeigt (Tours  1849  ordnet  dies  an,  decr.  VI. 
n.  1,  coli.  cit.  4,  257,  s.  auch  3,  846),  rechtlich 
aber  nicht  geboten. 

Neuerdings  sind  die  Konzilien  für  Rheims, 
Tours,  Bordeaux,  1.  c.  4,  93.  157.  644.  686. 
719.  793,  für  Armagh  3,^845,  für  Sidney,  p. 
1059,  und  für  Utrecht,  5,  726,  nach  anderen  Or- 
ten, meistens  nach  einem  Suffragansitz,  berufen 
worden. 
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richtet,  welche  die  Pflicht  und  das  Recht  haben,  auf  dem  Konzile  zu  erscheinen ',  den 
Tag  und  Ort  der  Versammlung  angiebt  und  dass  sie  in  einer  Weise  publicirt  wird, 
welche  die  Sicherheit  gewährt,  dass  alle  Betheiligten  davon  Kunde  erhalten  2. 

Die  Berufung  des  Provinzialkonzils  soll  mindestens  alle  drei  Jahre  erfolgen -^ 
und  der  säumige  Metropolit  unterliegt  der  Strafe  der  suspensio  ab  o/ßcio^,  welche  in- 
dessen nur  ferenda^,  nicht  Icäae  sententiae  ist''.  Doch  ist  die  erstgedachte  Vorschrift 
niemals ,  selbst  auch  nicht  einmal  neuerdings  nach  der  versuchten  Wiederbelebung 
des  Instituts^*  in  volle  Geltung  getreten "'  und  ebenso  wenig  ist  in  der  Praxis  von  einer 
Anwendung  der  angedrohten  Strafe  die  Rede  gewesen^. 

II.  Bildung,  Organisation  und  Geschäftsordnung  des  Konzils.  An 
dem  festgesetzten  Tage  haben  sich  alle  zum  Konzil  Berufenen  an  dem  Versammlungs- 
orte einzufinden.  Diejenigen ,  welchen  nach  gemeinem  oder  partikularem  Recht  eine 
Verpflichtung  dazu  obliegt,  dürfen  nur  beim  Vorliegen  gerechtfertigter  Hinderungs- 
gründe", welche  sie  dem  Metropoliten  anzuzeigen  haben,  fortbleiben'",  widrigenfalls 
sie  entweder  ebenso  wie  den  mit  der  Berufung  des  Konzils  säumigen  Metropoliten  die 
Suspension  oder  auch  eine  andere  Strafe  trefl'en  kann^'. 

Zur  Absendung  eines  Prokurators  sind  aber  allein  diejenigen  berechtigt  und 
andererseits  auch  verpflichtet,  welche,  wie  die  Bischöfe '^  und  die  praelati  nullius 
dioecesis,  entscheidendes  Stimmrecht  besitzen  '^.  Nach  einer  römischerseits  gebilligten, 


1  Eine  besondere  Aufzählung  aller  ist  nicht 
erforderlich.  Genannt  werden  in  der  Regel  die 
Bischöfe,  ferner  vielfach  die  Aehte,  die  Kapitel, 
mitunter  auch  andere,  wie  die  praepositi  und 
die  provinciales  reguläres ,  und  daran  schliesst 
sich  die  Klausel  an  :  „omnes  qui  de  iure  et  con- 
suetudine  interesse  debent",  s.  z.  B.  [1.  c.  5,  94. 
234.  595;  4,  6.  91.  159.  315;  3,  575.  601.  728. 
845.  895.  1059. 

2  Das  Caeremoniale  episcoporum  1.  31  erklärt 
ausser  der  Publikation  des  Indiktions-  oder  Kon- 
vokationsschreibens  auch  Bekanntmachung  beim 
Gottesdienst  an  Sonntagen  und  Feiertagen  in  der 
Metropolitan-  und  den  Domkirchen  der  Provinz 
für  angemessen,  sowie  Anheftung  einer  kurzen 
Anzeige  darüber  an  die  Thüren  der  Kathedralen 
(derartige  Edikte  1.  c.  5,  237;  4,  540  und  3, 
576).  Ronen  1850  schreibt  vor,  dass  alle,  wel- 
che ein  Decisiv-Votum  haben,  namentlich  gela- 
den werden,  1.  c.  4,  535.  Mehrfach  hat  man  aucli 
neuerdings  die  frühere  Sitte  wieder  aufgenom- 
men, Bouix  p.  417,  bei  dem  Schlüsse  eines 
Konzils  Zeit  und  Ort  des  nächsten  zu  bestimmen, 
s.  coli.  cit.  5,  224;  4,  32.  156.  189.  284. 

3  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  2.  de  ref.  Vgl.  auch 
S.  503. 

*  L.  c.  in  Verbindung  mit  c.  25  X.  de  accu- 
sat.  V.  1. 

^  Const.  Leon.X  Lateran,  v.  1515,  Hardouin 
9,  1779  („poena  ...  se  noverint  incursuros"); 
Fagnan.  ad  c.  25  X.  V.  1.  cit.  n.  106. 

^^  Und  trotz  der  auf  den  neuern  Synoden  mehr- 
fach erfolgten  Einschärfung  der  Anordnung  des 
Tridentinums,  coli.  cit.  1,  40.  151.  336.  783; 
4,  13.257;  3,  416. 

7  S.  0.  S.  506.  507. 

^  Da  es  erst  der  Verhängung  derselben  durch 
Urtheil  bedurfte. 


9  Z.  B.  Krankheit,  hohes  Alter,  Gefangen- 
schaft, Zurückhaltung  durch  Krieg,  Epidemien 
oder  dringende  Geschäfte.  Im  einzelnen  hat 
das  Konzil  selbst  darüber  zu  entscheiden,  und 
es  ist  ungerechtfertigt,  wenn  man,  s.  Fagnan. 
ad  c.  25  X.  V.  1.  cit.  n.  112  u.  ad  c.  4.  X.  de 
iureiur.  II.  24.  n.  9  ;  B  0  u  i  x  p.  434,  die  über  die 
Nichtbeobachtung  der  Pflicht  zur  visitatio  liminum 
geltenden  Hiiiderungsgründe  entscheiden  lassen 
will,  denn  eine  Reise  nach  Rom  und  ein  Aufent- 
halt daselbst  ist  etwas  von  dem  Besuche  des  ver- 
hältnissmässig  nahen  Konzilortes  wesentlich  ver- 
schiedenes. Ein  Beweis  des  llinderungsgrundes 
ist  selbstverständlich  erforderlich,  aber  über  die 
Art  und  Weise,  wie  er  zu  erbringen  ist,  ent- 
scheidet das  Konzil  und  es  erscheint  ebenfalls 
haltlos,  wenn  Fagnan.  ad  c.  4.  X.  cit.  n.  13 
die  eidliche  Erhärtung  ganz  ausschliesst.  Vgl. 
auch  unten  über  die  iudices  excusationum  oder 
synodales. 

10  S.  die  Oitate  S.  635  ff.  in  Betreff  der  Pflicht 
der  verschiedenen  Kategorien  der  zu  berufenden 
Personen. 

11  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.  und  c.  25  X. 
de  accus.  V.  I.  So  kann  z.  B.  der  Ausschluss 
von  der  Gemeinschaft  der  übrigen  Bischöfe  bis 
zu  dem  nächsten  Konzil,  c.  13.  14.  Dict.  XVIII 
(s.  auch  0.  S.  474.  n.  6,  S.  490,  S.  494),  ver- 
hängt werden,  Fagnan.  ad  c.  25  cit.  n.  111  ; 
Ferraris  1.  c.  29  ;  Bouix  p.  429.  Freilich  ist 
das  auch  unpraktisch. 

12  Für  die  Bischöfe  steht  niclit  blos  das  Recht, 
sondern  auch  die  Pflicht  gemeinrechtlich  fest,  c. 
9.  Dict.  XVIII;  vgl.  Tours  1849,  Bourges  1850, 
Albi  1850.  coli.  cit.  4,  258.  402.  1095. 

13  Wien  1858,  1.  c.  5,  152  :  „Omnes  qui  suf- 
fragii  decisivi  iure  gaudent,  si  legitime  impe- 
diti  abfuerint,  procuratores  mitterepossunt  ac  de- 
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festen  Praxis  steht  den  Vertretern  derselben  aber  ein  Decisiv-Votum  an  und  für  sich 
nicht  zu,  vielmehr  nur  dann,  wenn  ihnen  das  Konzil  ein  solches  an  Stelle  der  be- 
rathenden  Stimme  beilegte 

Für  die  gültige  Konstituirung  der  Synode  erscheint  es  ausreichend,  wenn  allein 
die  Theilnehmer  mit  Decisiv- Stimmrecht  erschienen  sind.  Da  den  Mitgliedern  mit 
berathender  Stimme  kein  entscheidender  Einfluss  auf  die  Beschlüsse  zukommt,  so 
kann  ihre  Anwesenheit  nicht  als  wesentliches  Erforderniss  gelten  2.  Darüber  aber, 
wie  viel  von  den  Mitgliedern  mit  Decisiv-Stimme  sich  betheiligen  müssen,  fehlt  es  an 
jeder  positiven  Vorschrift -^  Aus  der  Natur  der  Sache  folgt  aber,  dass  mindestens  die 
Betheiligung  der  Mehrheit  der  zur  Provinz  gehörigen  Bischöfe  als  wesentlich  erachtet 
werden  muss^. 

Den  Vorsitz  auf  dem  Konzil  führt  der  Erzbischof,  bez.  der  ihn  vertretende 
älteste  Suffraganbischoff.    Er  hat  also  die  Geschäftsleitung "'',  jedoch  nur  als  Präsident 


bent.  Qui  utrum  suffragium  decivisum  an  consul- 
tativum  laturi  siiit,  concilium  provinciale  de  casu 
ad  casum  decernet'*.  S.  andererseits  Westmiiister 
1852,  wo  einem  Cistercienser  Abt  das  Recht,  einen 
Prokurator  zu  entsenden,  abgesprochen  worden  ist, 
1.  c.  3,  897. 

1  So  die  Congr.  conc.  v.  1596,  Fagnan  ad  c. 
10  X.  cit.  n.  53  u.  Benedict.  XIV.  1.  c.  III. 
12.  n.  6.  Konsequent  wäre  die  Beilegung  des 
Declsiv-Stimmreohts,  da  es  sich  um  Ausübung 
der  bischöflichen  Jurisdiktion  handelt  und  da, 
wenn  man  einmal  ein  Recht  und  eine  Pflicht, 
einen  Prokurator  zu  senden,  anerkennt,  dieser 
dann  auch  in  der  Lage  sein  muss,  mit  denselben 
Rechten,  wie  der  Vertretene  selbst,  auf  dem 
Konzil  zu  erscheinen  ,  um  so  mehr,  als  auch 
den  Kapitular Vikaren  entscheidende  Stimme  ein- 
geräumt ist  (s.  0.  S.  635).  So  ist  es  in  den 
älteren  Zeiten  gewesen  ,  s.  0.  S.  474  u.  S.  497. 
n.  10.  Auf  den  neuesten  Synoden  hat  man  in 
Deutschland  und  Holland  den  Prokuratoren  das 
Decisiv-Votum  zugebilligt,  so  Köln  1860  und 
Utrecht  1865,  1.  c.  5,  236.  729 ;  ebenso  auch  in 
Frankreich  1.  c.  4,  160.  492.  718.  772.  851.  855, 
hier  aber  auf  einzelnen,  Paris  1849,  1.  c.  4, 
35,  beschränkt,  nämlich  unter  Ausschluss  der 
„casus  a  iure  excipiendi"  oder  Albi  1850,  ibid. 
p.  448 :  „quae  episcopalem  characterem  non  re- 
quirunt",  in  den  Missionsländern  Amerika  und 
Grossbritannien  meistens  ebenfalls,  wenngleich 
hier  freilich  mitunter  nur  die  Gewährung  einer 
Konsultativstimme  erfolgt  ist,  1.  c.  3,  50.  171. 
249.  691.  846.  847.  854.  897. 

2  Schulte,  kath.  K.  R.  1,  123  nimmt  aller- 
dings an,  es  gehöre  zur  Gültigkeit  der  Beschlüsse, 
dass  diese  Mitglieder  gerufen  und  wenn  sie  es 
verlangen,  auch  gehört  werden.  Einen  quellen- 
mässigen  Anhalt  hat  das  nicht,  und  die  Analogie 
des  zum  consilium  berechtigten  Domkapitels 
passt  nicht ,  da  die  erwähnten  Mitglieder  zu 
dem  zur  Provinzialsynode  versammelten  Episko- 
pate nicht  in  demselben  Verhältiiiss  stehen. 
\'gl.  übrigens  auch  S.  496.  n.  2. 

«^  So  weit  ich  sehe,  sind  diese  Punkte  nirgends 
einmal  berührt. 

*  Irgend  wie  in  Anregung  gekommen  ist  diese 
Frage  praktisch  nicht,  wohl  deshalb,  weil  die 
Provijizialkonzilien  nur  dann  einberufen  worden 


sind,  wenn  sich  eine  genügende  Betheiligung  er- 
warten liess.  Die  Ansicht  des  Textes  stützt  sich 
darauf,  dass  das  Provinzialkonzil  die  Provinz  und 
ihre  Bisthümer  repräsentiren  und  für  diese  Be- 
schlüsse fassen  soll,  dass  daher  eine  solche  Vertre- 
tung nur  dann  als  vorhanden  erachtet  werden  kann, 
wenn  die  Majorität  der  Bischöfe  bez.  der  Vertre- 
ter derselben  erscheint.  Eine  blosse  Mehrheit 
aller  Stimmberechtigten,  d.  h.  der  Bischöfe  und 
der  anderen  zum  Konzil  gehörigen  Prälaten  (s. 
0.  S.  635)  kann  deshalb  nicht  genügen,  weil  die 
letzteren  keine  Bisthümer  vertreten  ,  auch  die 
praelati  nullius  durch  den  Anschluss  an  die 
Provinzialsynode  nicht  in  den  Metropolitanver- 
band  treten  (Th.  II.  S.  344).  Prokuratoren  mit 
vollem  Stimmrecht  würden  dagegen  für  die 
Feststellung  der  Majorität  in  Betracht  kommen. 

Hält  man  nicht  an  einer  bestimmten  Mini- 
malzahl von  Bischöfen  fest ,  so  würde  übrigens 
in  Folge  der  Anm.  1  gedachten  Entscheidung  der 
Congr.  conc.  die  Möglichkeit  vorliegen,  dass  eine 
kleine  Minorität  von  Bischöfen,  welche  den  Pro- 
kuratoren ihrer  abwesenden  Amtsbrüder  nur 
konsultative  Stimme  zubilligt,  allein  Beschlüsse 
fasst,  welche  die  Majorität  der  letzteren  bei  per- 
sönlichem Erscheinen  abgelehnt  haben  würde. 

"Weiter  erledigt  sich  auch  durch  die  hier  ver- 
tretene Auffassung  die  Frage,  ob  die  Erzbischöfe, 
welche  keine  Suffraganen  haben,  mit  den  ihnen 
unterworfenen  praelati  cum  iurisdictione  quasi 
episcopali  eine  Provinzialsynode  abhalten  können, 
—  sie  ist  verschieden  beantwortet  worden,  s.  Th. 
II.  S.  23.  n.  2;  Bouixp.  111  —  im  negativen 
Sinne,  denn  da  diese  blos  Titularerzbischöfe  sind 
und  keine  Provinz  unter  sich  haben,  kann  in 
solchen  Fällen  von  einer  Vertretung  der  letzteren 
keine  Rede  sein.  Dagegen  steht  für  Erzbisthü- 
mer  mit  einem  Suffragan  (z.  B.  Gnesen-Posen, 
über  andere  in  Italien  s.  Gams,  series  episco- 
porum  ecclesiae  cathol.  Ratisbon.  1873,  p.  842) 
der  Abhaltung  einer  solchen  Synode,  weil  es  hier 
an  einer  erzbischöflichen  Provinz  nicht  fehlt, 
nichts  entgegen ,  nur  liegt  hier  die  Gefahr  vor,  dass 
dieselbe  resultatlos  verläuft,  wenn  sich  der  Erz- 
bischof und  sein  Suffragan  über  die  zu  fassenden 
Beschlüsse  nicht  einigen  können. 

5  Vgl.  Congr.  conc.  bei  Fagn.  ad  c.  25  X. 
V.  1.  cit.  n.  98.  99. 
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einer  Versammlung,  deren  stimmberechtigte  Mitglieder  ihm  gleich  stehen^.  Er  besitzt 
daher  selbst  nur  eine  Stimme,  und  es  können  alle,  sowohl  das  Konzil  selbst  betreffen- 
den geschäftlichen  2  wie  die  übrigen  der  Beschlussfassung  desselben  unterstehenden 
Angelegenheiten  allein  durch  Mehrheitsbeschluss  erledigt  werden  ^.  Entsprechend 
diesem  Verhältniss  des  Vorsitzenden  zur  Synode  hat  der  Eingang  der  gefassten  De- 
krete korrekter  Weise  die  Form  einer  vom  Metropoliten  de  consiUo  et  consensu  episco- 
porum  compt'ovincialium  erlassenen  Verordnung  zu  enthalten  "*. 

Für  die  Erledigung  der  Geschäfte  ist  seit  dem  16.  Jahrhundert  ein  ähnliches 
Verfahren  wie  auf  den  allgemeinen  Konzilien  üblich  geworden  ^.  Für  die  Berathung 
sowie  für  die  Vorbereitung  der  Beschlüsse  dienen  die  congregationes  generales  und  con- 
gregationes  0.  consultationes  privatae  (episcoporum)^  während  die  sessiones puhlicae  0.  solem- 
nes  nur  zur  feierlichen,  definitiven  Abstimmung  über  die  Dekrete  und  zur  Publikation 
derselben  bestimmt  sind^\  An  den  congregationes  generales  nehmen  alle  Konzilsmit- 
glieder, sowohl  die  zu  Decisiv-  wie  Konsultativ-Stimme  berechtigten,  Theil.  In  ihnen 
werden  die  einzelnen  Gegenstände  durchberathen  und  diskutirt ",   sei  es ,   dass  sie 


1  Das  ist  allerdings  früher  angezweifelt  und 
behauptet  worden,  dass  der  ErzMschof  auch  die 
Ansicht  der  Minorität  durch  seinen  Beitritt  zum 
Konziliarheschluss  erheben  könne  oder  dass  bei 
einem  Zwiespalt  zwischen  ihm  und  den  Suffra- 
ganen  die  Entscheidung  des  Papstes  eingeholt 
werden  müsse,  vgl.  über  diese  Kontroverse Fag - 
nan.  ad  c.  25  X.  V.  1.  cit.  n.  33  ff.,  aber  c.  1. 
2  (Antioch.  341  c.  14)  C.  VI.  qu.  4  beziehen 
sich  auf  Kriminal -Anklagen,  und  schon  die  älte- 
ren Kanonen  c.  1.2.  C.  IX;  qu.  3  und  c.7  (Are- 
lat.  II.  V.  443  0.  452)  X.  de  tempor.  ordin.  I. 
11  ergeben  deutlich  das  Prinzip  der  Majoritäts- 
entscheidung.  Diese  Meinung  ist  auch  die  herr- 
schende geworden,  Fagnan.  1.  c.  n.  104,  Fer- 
raris 1.  c.  n.  43  ff.;  Bened.  XIV.  1.  c.  XIII. 
2.  n.  4;  Phillips  2,  270.  284;  v.  Schulte,, 
Lehrb.  3.  Aufl.  S.  353;  Ginzel  1,  134;  Fess- 
le r,  über  Provinzial- und  Diöcesansynoden  S. 
129.  Vgl.  auch  Narbonne  1609.  c.  29,  Har- 
d  0  u  i  n  11,  32  :  „decretis  .  .  .  tarn  episcopi  quam 
procuratores  subscribant],  licet  in  Omnibus  no- 
mine proprio  non  consenserint :  iudicia  enim  sa- 
nioris  et  maioris  partis  praevalent  et  quod  con- 
clusum  fuerit  in  pluribus,  censetur  approbatum". 
Tours  1849,  decr.  VI.  n.  5  coli.  cit.  4,  258: 
„quae  enim  iudicio  maioris  partis  praevalent, 
censentur  ab  omnibus  approbata";  Baltimore  1837, 
auf  welchem  für  die  congregationes  privatae  (s. 
nachher)  bestimmt  ist,  1.  c.  3,  49 :  „demum  plu- 
ralitate  votorum  quaestio  decidatur",  dasselbe 
Quebec  1851,  p.  606. 

2  So  z.  B.  die  Verstattung  der  Prokuratoren 
zum  Decisiv-Votum,  s.  o.  S.  640.  n.  1 ;  die  Zu- 
lassung anderer  Personen,  als  der  berechtigten, 
wie  z.  B.  fremder  Bischöfe,  S.  638.  Vgl.  im 
Uebrigen  die  folgenden  Bemerkungen  über  die 
Geschäftsbehandlung. 

3  S.  Anm.  1. 

*  S.  0.  S.  500;  coli.  cit.  4,  103.  166.  403. 
454.  546.  959.  1087  und  3,  609.  703.  734.  825. 
867.  Die  Congr.  de  propaganda  hat  sogar  die  For- 
mel: consilio  et  assensu  coepiscoporum  1830  ge- 
rügt, weil  danach  die  Bischöfe  als  blosse  consi- 

HinschiuR,  KirclienvecUt.  lll. 


liarii  des  Erzbischofs  erscheinen  könnten,  frei- 
lich ohne  Grund  und  die  dafür  vorgeschlagene 
Formel :  una  cum  episcopis  ist  ebenfalls  nicht 
deutlicher,  als  die  beanstandete  3,  25. 

5  So  schon  auf  den  von  Karl  v.  Borromäus^ 
V.  Mailand  abgehaltenen  Provinzialsynoden,  de- 
ren allerdings  von  dem  heutigen  etwas  abwei- 
chender Geschäftsgang  beiBouix  p.  449  darge- 
stellt ist. 

6  Das  Caeremoniale  episcoporum  I.  31  (auch 
abgedruckt  bei  Bouix  p.  585)  kennt  nur  sessio- 
nes der  letxtgedachten  Art,  ebenso  das  pontifl- 
cale  Romanum,  ordo  ad  synodum,  und  zwar  re- 
gelmässig drei,  in  deren  beiden  letzten  „leguntur 
constitutiones  per  synodum  approbandae;  quibus 
lectis,  habito  scrutinio  quae  placent,  per  patres 
conflrmantur^'',  wobei  allerdings  über  die  Art  der 
Vorbereitung  der  Konstitutions-Entwürfe  nichts 
Näheres  bemerkt  ist.  Auf  dem  ersten  Australi- 
schen Konzil  von  1844  hat  man  ohne  Abhaltung 
von  Generalkongregationen  in  den  Sitzungen  unter 
Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  diskutirt,  coli, 
cit.  3,  1040. 

''  Am  prägnantesten  die  von  dem  Erzbischof 
von  Utrecht  mit  seinen  Suffraganen  festgestellte 
norma  celebrationis  von  1865  n.  1,  coli.  cit.  5, 
729 :  „Ut  maturae  deliberationi  decreta  concilii 
subiiciantur ,  quadruplicis  speciei  conventus 
erunt,  congregationes  vid.  particul ar es  ,  congr. 
generales,  congregationes  privatae  et  ses- 
siones solemn  es.  Congreg.  particulares 
(etiam  commissiones  et  Sectio n es  dictae) 
ex  certo  synodalium  numero  componuntur.  Sin- 
gulaepartemdecretorum  expenduutet  discutiunt. 
Praesidet  episcopus,  cui  adiungitur  Näce-praeses  et 
notarius.  Quisque  synodalis  Interesse  debet  sec- 
tioni,  cui  adscriptus  est.  Congr.  generalis 
coetus  est  ad  quem  patres  omnes  ceterique  sy- 
nodi  socii  convenire  tenentur.  Praeside  metro- 
polita  in  ea  proponuntur  et  discutiuntur  decreta 
quae  in  congregationibus  particularibus  exami- 
nata  sunt.  Congr.  privatae,  in  quibus  pa- 
tres concilii  inter  se  deliberant,  destinatae  sunt, 
ut    perspectis    observationibus    congregationum 
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sofort  an  dieselbe  gelangen,  sei  es,  dass  sie  zunächst  von  einer  Kommission,  deren 
gewühnlich  mehrere  für  die  Vorbereitung  bestimmter  Vorlagen  bestellt  werden  ^  er- 
örtert worden  sind  2,  In  den  confp-egationes  privatae,  zu  welchen  nur  die  Konzilsmit- 
glieder mit  entsclieidender  Stimme  Zutritt  haben  3,  erfolgt  nach  stattgehabter  Be- 
rathung  in  den  Generalkongregationen  (nöthigenfalls  durch  Abstimmung)  die  Ent- 
scheidung über  die  in  den  öffentlichen  Sessionen  vorzulegenden  Dekrete.  In  der 
ersten  nach  dem  Eintreffen  der  Konzilsmitglieder  gehaltenen  Privat-Kongregation  "^ 
werden  noch  vor  der  Eröffnung  des  Konzils  die  erforderlichen,  sich  auf  die  Konsti- 
tuirung  und  den  Geschäftsgang  desselben  beziehenden  Anordnungen  •'>,  betreffend  den 
ordo  celebrandi  concilii'',  die  einzusetzenden  Kommissionen',  die  Ernennung  der 
Konzilsbeamten  ^^  die  Bewilligung  von  Stimmrechten  ^^  die  Zulassung  von  Prokura- 
toren der  KapiteH^,  sowie  von  Theologen  ^',  die  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses  ^^^ 
die  Sitzordnung  ^^\  die  Festsetzung  der  ersten  General-Kongregation''*  und  ähnliche 


particularium  et  generalium  defluiatur,  quid  sta- 
tuendum  sit.  Session  es  inserviunt,  nt  solem- 
niter  legaiitur  decreta  atque  solemni  modo  ex- 
cipiantur  vota  patrum.  lis  adesse  debent  omiies, 
quotquot  ad  synodum  coacti  sunt" ,  vgl.  auch 
Gran  1858,  p.  97;  Köln  1860,  p.  236;  Prag 
1860,  p.  388.  Dasselbe  Verfahren  ist  auch  auf 
den  französischen,  vgl.  1.  c.  4,  35.  92.  93.  285. 
389.  492.  609.  918.  1011.  1015.  1148.  1211, 
nordamerikanischen,  1.  c.  3,  49.  65.  85.  111. 
155.  185.  205.  215.  233.  259.  303.  577.  603. 
625.  691,  irischen,  p.  816.  855,  und  englischen 
Synoden,  p.  999  beobachtet  worden. 

^  Bestehend  aus  einem  Bischof  als  Vorsitzen- 
den und  einer  Anzahl  von  Synodalen  mit  bera- 
thender  Stimme,  insbesondere  Theologen  und 
Kanonisten,  s.  die  vor.  Anm. 

-  S.  641.  n.  7,  Eine  Abstimmung  ist  hier  aus- 
geschlossen, weil  die  Diskussionen  allein  zur 
Aufklärung  und  Information  für  die  demnächstige 
Beschlussfassung  der  Väter  mit  entscheidendem 
Stimmrecht  dienen  sollen,  vgl.  namentlich  1.  c. 
5,  97  und  3,  606. 

Zu  diesen  Kongregationen  sind  übrigens  mit- 
unter auch  andere  Geistliche  auf  besonderes  An- 
suchen als  Zuhörer  zugelassen  worden,  1.  c.  5, 
113.  114.  388.  602  (unter  Verpflichtung  der 
Wahrung  des  Geheimnisses). 

Vgl.  S.  641.  Anm.  7. 

3  Selbstverständlich  aber  auch  die  erforderli- 
chen Beamten,  wie  der  Notar  oder  Sekretär  und 
Promotor  1.  c.  4,  918.  Ausnahmsweise  hat  man 
allerdings  auch  nur  zu  Konsultativvotum  berech- 
tigten Aebten  oder  fremden,  der  Synode  beiwoh- 
nenden Bischöfen  die  Theilnahme  gestattet,  1.  c. 
3,  577  und  4,  918.  1212. 

*  Mitunter  auch  in  mehrern.  Für  diese  erste 
Privatsitzung  wird  auch  die  Bezeichnung  :  coetus 
praeparatorius  gebraucht.  1.  c.  3,  65.  85.  111. 
185. 

^  Sie  die  vor.  und  die  nachfolgenden  Anmer- 
kungen. 

c  Gran  5,.  46,  Sens  4,  918,  Quebec  3,  606. 
Für  Köln  (1860)  hat  ein  vom  päpstlichen  Stuhl 
genehmigter,  5,  236.  250  vorgelegen,  welcher 
dem  letzteren  vorher  eingereicht  worden  war, 
p.  232. 


■^  Ernennung  der  Kommissionsmitglieder,  Que- 
bec 3,  606. 

8  Gran,  Sens,  Quebec,  a.  a.  0. 

Als  solche  kommen  vor,  wie  auf  den  allge- 
meinen Konzilien,  mehrere  promotores, 
(Prag  1860,  4,  393):  ,.1.  promotorum  erit,  de- 
bito  modo  instare,  ut  materia  in  congregationibus 
generalibus  et  sessionibus  publicis  opportuno 
tempore  parata  et  bene  ordinata  sit.  2.  .  .  .  pro- 
videre,  ut  quae  formam  actionis  synodalis,  po- 
tissimum  in  sessionibus  publicis  usitatam  con- 
cernunt,  servato  tum  s.  liturgiae  ordine,  tum 
traditionis  ecclesiasticae  more  expediantur.  3. 
Rituali  officio  in  congregationibus  et  sessionibus 
alternantes  fungentur  praelegentque  pariter  cum 
secretariis  concilii  alternantes  materiam  decreto- 
rum  in  sessionibus  publicandam.  4.  Eomm 
tandem  erit,  coUigere  tum  confecta  a  singülis 
notariis  instrumenta  seu  protocolla  actionum  sy- 
nodalium,  tum  illa  decretorum  exemplaria  quae 
ceu  authentica  publicatam  concilii  materiam  con- 
tinent.  5.  Finita  synodo  omnia  actionum  instru- 
menta una  cum  congrua  relatione  metropolitae 
exhibebunt",  s.  auch  Gran,  Utrecht,  1.  c.  p.  102. 
731,  ferner  mehrere  Notare ,  Sekretäre  und 
Ceremonien  me  ister,  s.  11.  cc,  sowie  4,  35  u. 
94. 160 und 3,  12.  827.  897,  mitunter  ein  prae- 
fectus  hospitii  (Gran  5,  102:  ..providendis 
liospitibus  omnem  adhibet  diligentiam,  ut  de- 
rlei ad  synodum  rite  convocati  honestis  excipian- 
tnr  hospitiis")  mit  einem  subpraefectus  ,  Utrecht 
p.  731.  s.  auch  5,  238.  251  (hier  vom  Erzbischof 
ernannt). 

9  Sofern  im  gegebenen  Fall,  wie  beiWeihbischö- 
fen,  fremden  Bischöfen,  das  Koncil  darüber  zu 
befinden  hat,  Sens  4,  918,  Auch  p.  1211,  Que- 
bec 3.  604. 

10  Sens  1.  c.  Beziers  4,  1148,  Quebec  3,  603. 

11  Beziers,  Quebec  a.  a.  0. 

12  Auch  4,  1211. 

13  Quebec  3,  605.  Dieselbe  bestimmt  sich 
nach  Massgabe  der  Th.  II.  S.  376  besprochenen 
Rangordnung.  Vgl.  auch  Gran  5, 98;  Wienp.  152; 
Köln,  p.  236;  Utrecht  p.  729,  und  ferner  B  oui  x 
p.  188. 190.  195.  221. 

14  Sens  4,  918. 
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Angelegenheiten  i,  festgestellt,  sowie  auch  Berathungen  über  die  dem  Konzile  zu 
machenden  Vorlagen  gepflogen  2. 

Die  erste  darauffolgende  General-Kongregation  ist  derKonstituirung  und  der  vor- 
läufigen Eröffnung  der  Synode  gewidmet.  In  derselben  werden  nach  dem  Gebet  des  Erz- 
bischofs und  einer  Ansprache  desselben  die  Beschlüsse  der  ersten  Privat-Kongrega- 
tion  publicirt,  die  Erschienenen  auf  das  Amtsgeheimniss  verpflichtet,  das  Verzeichniss 
der  Synodalen  verlesen,  die  Namen  der  Konzilsbeamten,  sowie  der  Theologen  und 
Kanonisten  verkündet,  eine  Anfrage  darüber  an  die  Konzilsmitglieder  gerichtet,  ob 
ihnen  etwas  über  das  Ausbleiben  zum  Erscheinen  verpflichteter  Synodalen  bekannt 
sei,  die  herkömmlichen  Dekrete  de  aperiendo  concilio'^,  de professione  ßdei  emittenda^,  de 
praeiudicio  non  afferendo^^  de  modo  vivendi  in  clero^  und  de  no7i  discedendo"'  verlesen  und 
die  Stimmberechtigten  über  ihre  Zustimmung  und  die  Publikation  der  Dekrete  in  der  er- 
sten feierlichen  Sitzung,  sowie  auch  über  den  Tag  der  letzteren  befragt  s.  Mitunter  wer- 
den allerdings  einzelne  der  erwähnten  Angelegenheiten  gar  nicht  erst  in  der  Privat-Kon- 
gregation  vorbereitet  9,  andererseits  aber  auch  solche  Geschäfte ,  welche  sonst  schon 
in  der  letzteren  erledigt  werden,  erst  in  dieser  General-Kongregation  vorgenommen  i*\ 

Die  sessiones  solemnes  oder  publicae,  welche  in  der  Kirche  abgehalten  werden  und 
öffentlich  ^  ^  sind ,  beginnen  mit  feierlichem  Gottesdienst  und  mit  Predigt.  Es  folgt 
dann  auf  Antrag  des  Promotors  die  Verlesung  der  vorher  festgestellten  Dekrete,  so- 
wie die  definitive  Abstimmung  der  Väter  darüber  mit  den  üblichen  Worten:  p/acet 
oder  7ion  placei ,  endlich  die  Beschlussfassung  über  den  Tag  der  nächsten  Sitzung. 
Die  erste,  welche  sobald  als  möglich  nach  der  ersten  General-Kongregation  statt- 
findet ,  hat  nur  eine  formelle  Bedeutung,  da  mangels  der  erforderlichen  Zeit  für  die 
Vorbereitung  materieller  Gegenstände  in  derselben  nur  die  definitive  Abstimmung 
und  Publikation  über  die  Eröffnung  der  Synode  und  die  anderen  üblichen  Dekrete, 
sowie  die  Ablegung  der  professio  fidei  vorgenommen  wird  i^.  Die  Dekrete  über  die 
materiellen  Vorlagen  gelangen  erst  nach  der  Vorberathung  in  den  Kommissionen  an 
die  General-  und  Privat-Kongregationen  und  werden  demnächst  in  den  späteren  Sit- 
zungen zur  definitiven  Abstimmung  und  Publikation  gebracht  ^■^. 


1  Hierher  gehören  die  üblicher  Weise  zu  er-  gerechtfertigten  Grund  verlassen  sollen,  s.  ehen- 
lassenden,  gleich  zu  erwähnenden  Dekrete,  Pa-  daselbst. 

ris  4,  35  und  Sens  a.  a.  0.  8  Sehr  eingehend  darüber  Köln  5,  238.  u.  das 

2  Gran  5,  96;  Köln  p.  236.  Protokoll  von  Paris  4,  37. 

3  Enthaltend  die  Erklärung  des  Erzbischofs,  9  "Wie  die  oben  im  Text  erwähnten  herkömm- 
dass  dasselbe  de  consilio  et  assensu  episcoporum  liehen    Dekrete   oder    andere    derartige   Sachen, 
comprovincialium  als  rechtmässig  berufen   und  welche  der  Erzbischof  schon  vorher  feststellt, 
versammelt  eröffnet  werde,  s.  z.  B.  1.  c.  5,   127.  10  So    überreichen    mitunter   die   Prokuratoren 
252.  605.  732;  4,  7.  251,  3,  335.  610.  899.  ihre  Vollmachten  erst  in  derselben,    Köln,    1.  c. 

*  lieber  die  Ablegung  der  professio  üdei  Tri-  p.  238;  Wien  125. 

dentina    (s.  0.  S.  220)  durch  die  Synodalen  in  11  Gran  5,    113.    Rheims  4,  95.    200.    Tours, 

der  ersten  feierlichen  Sitzung,  1.  c.  5,  127.  282.  Bordeaux  4,  298   616.  621,  wenigstens  was  den 

605.  732 ;  4,  8.  gottesdienstlichen  Theil  betrifft,  Prag  5,  390. 

5  Enthaltend  die  Bestimmung,  dass  keinem  ^'^  S.  z.  B.  das  Protokoll  für  Gran  5,  105 ;  vgl. 
Konzilsmitgliede  aus  der  beobachteten  Sitzord-  ferner  Köln  p.  240 ;  Prag  p.  390;  Paris  4,  42; 
nung  oder  sonst  für  seinen  Rang  ein  Präjudiz  Tours  p.  289;  Avignon  p.  392;  Lyon  p.  496; 
entstehen  soll,  s.  a.  a.  0.  Bordeaux  p.  615;   Baltimore  3,  157;   Cincinnati 

6  Betreffend  die  religiösen  Verpflichtungen  der  p.  186;  Dublin  p.  809;  AVestminster  p.  901. 
Konzilsmitglieder ,      der    Geistlichen    und    der  13  Gewöhnlich   werden,    wie  das  Caeremoniale 
Laien  am  Orte  des  Konzils,  s.  ebendaselbst.  episcopor.   und  das  Pontiflcale  dreier  Sitzungen . 

"^  Anordnung,    dass  die  Synodalen,    insbeson-  als    der   Regel  gedenken ,    auch   nur  ausser  der 

dere  die  stimmberechtigten  Väter ,    das   Konzil  ersten  formalen  noch  zwei  solcher  gehalten,  und 

nicht  vor  seinem  Schluss  ohne  Urlaub  und  ohne  der  zur  definitiven  Feststellung  vorbereitete  Stoff 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.180, 


Die  Vorlagen  an  das  Provinzialkonzil  macht  der  Erzbischof,  welcher  sie  vorher 
ausarbeiten  lässt ',  doch  haben  auch  die  übrigen  stimmberechtigten  Mitglieder  das 
Kt'clif-,  Berathungsgegenstände  in  Vorschlag  zu  bringen  und  selbstständige  Anträge 
zu  stellen,  nicht  aber  diejenigen  Synodalen,  welche  nur  berathende  Stimme  besitzen, 
vielmehr  geht  die  Befugniss  der  letzteren  gemäss  ihrer  Stellung  allein  darauf,  zu  den 
gemachten  Vorlagen  Anträge  einzubringen^. 

Ausser  den  erwähnten  Kommissionen  für  die  Vorberathung  der  materiellen  Vor- 
lagen wird  gewöhnlich  noch  eine  andere ,  bestehend  aus  einzelnen  Bischöfen  und 
andern  Konzilsmitgliedern,  den  s.  g.  iudices  excnsationum  et  querelarum  oder  auch  iudi- 
ces  si/nodales  bestellt ,  welche  die  Entschuldigungsschreiben  der  Ausgebliebenen ,  die 
nach  Eröffnung  des  Konzils  eingehenden  Urlaubsgesuche,  sowie  die  Vollmachten  der 
Prokuratoren  zu  prüfen,  ferner  die  Strafurtheile  gegen  die  unentschuldigt  Ausgeblie- 
benen zu  entwerfen,  Streitigkeiten  unter  den  Konzilsmitgliedern  über  den  Vorrang 
beizulegen  oder  zu  verhandeln  und  in  diesen  Angelegenheiten  die  Entscheidungen 
des  Konzils  vorzubereiten  haben  ^.  n 

Wie  das  Konzil  feierlich  in  einer  sessio  solemnis  eröffnet  wird,  so  erfolgt  auch 
sein  Schluss  nach  Erledigung  seiner  Arbeiten  in  derselben  Weise  durch  ein  beson- 
deres, zu  publicirendes  Dekret  ^.   Vorher  haben  aber  die  mit  vollem  Stimmrecht  aus- 


auf  diese  vertheilt,  Grau  5,  115  ;  Köln  p.  244; 
Paris  4,  46.  49;  Rlieims  p.  93.  101 ;  Baltimore 
3,  160;  Cinciimati3,  190.  193;  Quebec  p.  629. 
702.  Dublin  p.  809.  810;  Westuiiuster  p.  906. 
Auf  einzelueu  französischen  Konzilien,  z.  B. 
Tours  und  Bordeaux  4,  300.  629  haben  aller- 
dings 4,  zu  lUieims  4,  200  dagegen  nur  2  statt- 
gefunden. 

1  Diese  werden  mitunter  im  Einberufungs- 
schreiben zwar  nicht  genauer,  wohl  aber  in  allge- 
meinen Wendungen  bezeichnet,  Gran  5,  94.  Köln 
1860  p.  235.  Utrecht  1865  p.  726.  Rheims  4, 
92. 

2  Kölner  Einberufungsschreiben  5,  235  :  „de- 
liberabitur  .  .  .  necnon  de  aliis  disciplinamchri- 
stianam  spectantibus,  prout  nobis  et  concilii  pa- 
tribus  expedire  videbitur",  ebenso  Utrecht  p.  726/, 
Rheims  4,  92;  vgl.  ferner  Baltimore  IV^,  3,  66  : 
„proponente  episcopo  Bostoniensi  patres  censue- 
runt".  Die  Bischöfe  werden  auch  in  diesen 
Schreiben  geradezu  aufgefordert,  etwaige  Anträge 
vorher  dem  Metropoliten  anzuzeigen,  S.  Louis 
3,  303. 

3  S.  Köln  1860,  5,  250.  258  Quer  genaue  For- 
mulirung  der  Verbessefüngs-  und  Abänderungs- 
anträge  vorgeschrieben,  ebenso  Utrecht  p.  729), 
Bourges  1850,  4,  1152;  Baltimore  3,  13.  Cha- 
rakteristisch Sens  1850,  4,  928 :  „vices  promoto- 
ris  .  .  .  gerens  in  coetum  patrum  (Privat-Kongre- 
gation)  admissus  exponit,  quosdam  ex  theologis 
plurimum  expetere,  ut  inter  decreta  concilii  ali- 
quod  de  admittenda  .  .  .  liturgia  Romana  pro- 
mulgetur;  et  a  patribus  sciscitatur,  utruui  pro 
suo  munere  promotoris  aliquid  a  concilio  circa 
hanc  quaestionem  requirere  expediat.  Respondit 
archiepiscopus  :  concilii  offlciarios  non  theologo- 
rum,  sed  patrum  nomine  officio  .  .  suo  fungi;  ac 
proinde minime  decere,  utpromotor  concilii 
ullam  quaestionem  in  mediumproferat 
praeter  eas  quae  a  patribus   tractandae 


definiuntur:  theologos  et  canonistas  ad  id 
electos  esse  a  suis  episcopis,  ut  dubia  proposita 
solvere  et  requisitum  consilium  .  .  .  impendere 
adnitantur ,  non  autem  ut  patribus  quid 
tractandum,  quid  decretis  statuen- 
dum  Sit,  indigitent:  si  denique  a  capitu- 
lorum  deputatis  quaestio  haec  moveretur,  inqul- 
rendum  esse  ante  omnia,  utrum  aliquod  speciale 
mandatum  a  suis  capitulis  circa  hoc  punctum  ac- 
ceperint :  quod  si  nullum  .  . .  habeant,  ipsis  sua- 
dendum  esse,  ut  sicut  et  alii  qui  ad  conci- 
lium  admissi  sunt,  patrum  sapientiae  con- 
üdant  circa  tractandarum  quaestionum 
opportunitatem".  Danach  haben  also  die 
Kapitel  das  Recht,  vorher  Torschläge  an  das 
Konzil  zu  bringen,  freilich  nicht  in  dem  Sinne, 
dass  über  ihre  Verhandlung  besclilossen  werden 
muss.  Uebrigens  kann  selbstverständlich  jeder 
Petitionen  an  das  Konzil  richten,  vgl.  3,  730. 
899.  1000. 

4  Gran  5,  6.  101  ;  Wien  p.  124;  Köln  p.  237. 
252.  Prag  p.  392.  398.  Colocsa  p.  602.  606. 
Armagh  3,  849.  Westminster  p.  919.  Sie  haben 
auch  zugleich  auf  die  Wahrung  des  Amtsgeheim- 
nisses der  Synodalen  zu  achten.  In  Frankreich 
kommen  sie  nicht  vor,  hier  sind  einzelne  ihrer 
Geschäfte  in  den  General-  oder  Privat-Kongrega- 
tionen  erledigt,  1.  c.  4,  162.  252.  494.  854  oder 
einem  Mitglied e  zur  Vorbereitung  überwiesen 
worden,  p.  389. 

Die  Bestellung  und  die  Namen  der  iudices 
werden  in  der  ersten  General-Kongregation  ver- 
kündet, und  mitunter  darüber  ein  Dekret  in  die 
Konzilsschlüsse  aufgenommen. 

5  Ein  solches  wird  theils  als  letztes  in  die 
Zusammenstellung  der  Konzilsbeschlüsse  aufge- 
nommen, s.  z.  B.  5,  92.  224;  4,31.446;  3, 
844,  theils  ihnen  aber  auch  nicht  einverleibt,  s. 
z.  B.  Köln  5,  262.  381.  u.  1.  c.  p.  596.  608. 
734;   4,  155.  190.  364. 
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gestatteten  Mitglieder  ein  Exemplar  der  gefassten  Beschlüsse  zum  Zeichen  ihrer  An- 
erkennung noch  in  der  Schlusssitzung  zu  unterschreiben  K 

III.  Zuständigkeit  des  Konzils.  Das  Tridentinum  bezeichnet  als  Zweck 
der  Provinzialkonzilien  die  Aufrechterhaltung  der  Sitten,  die  Abstellung  und  Besse- 
rung von  Vergehen  und  Ausschreitungen ,  die  Beilegung  von  Streitigkeiten  und  die 
Ausübung  der  sonstigen,  ihnen  in  den  Kanones  beigelegten  Befugnisse'^,  indem  es 
damit  Richtung  und  Ziele,  sowie  Art  und  Inhalt  seiner  Thätigkeit  zusammenwirft. 

Für  die  Darlegung  der  Zuständigkeit  kommt  aber  in  erster  Linie  der  letztere 
Gesichtspunkt  in  Betracht,  während  der  andere  dabei  nur  die  Bedeutung  eines  den 
Inhalt  der  Thätigkeit  näher  bestimmenden  Faktors  besitzt. 

1.  Dem  Konzile  steht  zunächst  ein  Recht  der  Gesetzgebung  zu.  Da  je- 
doch das  gemeine  Recht  der  Kirche  der  Einwirkung  eines  nur  partikulären  Gesetz- 
gebungsorganes  entzogen  ist,  kann  dasselbe  allein  etwaige  Lücken  des  gemeinen 
Rechts,  insbesondere  für  solche  Verhältnisse ,  welche  das  letztere  wegen  ihrer  Natur 
der  partikulären  und  lokalen  Regelung  überlassen  hat,  ausfüllen  '•',  sowie  Massnahmen 
treffen  *  und  Vorschriften  erlassen,  um  das  gemeine  Recht  zu  voller  Geltung  zu  brin- 
gen und  seine  Durchführung  zu  sichern,  insbesondere  im  Widerspruch  mit  demselben 
hervorgetretene  Missbräuche  zu  beseitigen  und  solchen  sowie  Verletzungen  des  be- 
stehenden Rechtes  vorzubeugen  ^. 

Gemäss  dieser  seiner  Stellung  als  eines  dem  Ganzen  untergeordneten  Gliedes  ist 
das  Konzil  insbesondere  nicht  befugt,  Entscheidungen  über  noch  nicht  von  der 
Kirche  festgestellte  oder  über  zweifelhafte  Glaubenslehren  zu  treffen,  vielmehr  be- 
schränkt sich  seine  Zuständigkeit  in  dieser  Beziehung  darauf,  die  sicheren  Glaubens- 
sätze gegen  Irrlehren  zu  schützen,  und  Ketzereien,  welche  sich  gegen  die  ersteren 
richten,  zu  verurtheilen  und  abzustellen  ^\ 


Es  ist  selbstverständlich,   dass  der  Metropolit  rein  lokale  Bedeutung  für  eine  einzelne  Diöcese 
das  Konzil  niolit  einseitig  gegen  den  Willen  der  besitzt,  so  ist  die  Anordnung  darüber  dem  Diö- 
Majorität    der  stimmberechtigten  Väter  autlösen  cesanbischof  und    der  Diöcesansynode   zu   über- 
kann, s.  auch  die  Congr.  conc.   bei  Fagnan.  ad  lassen. 
c.  25  X.  V.  1  cit.  n.  98.  4  2.  B.  Publikation  von  neu  ergangenen,  all- 

i  Und  zwar  auf  dem  Altar  in  der  Kirche,  5,  gemeinen  Anordnungen,    wie   z.  B.  von  päpstli- 

117. 262.  401.733  ;  3,618.  Die  Stimmberechtigten  eben  Erlassen. 

unterschreiben  regelmässig  mit  dem  Zusatz  :   de-  5  Fagnan.    ad  c.  25    X.     V.l.    n.  75.    81; 

^mer7s,  5,  381.    596.    722.    929;  3,   594.    618.  Bouix  p.  258  ff.;    Fessler  S.  132  ff.    Wenn 

854.  985  —  welchen  die  Congr.  der  Propaganda  sich  Anordnungen  des  gemeinen  Rechts  für  die 

1830  für  allein  korrekt  erklärt  hat,  3,  24.  25  —  Provinz    schädlich    oder   unpraktisch    erweisen, 

auch  mit  iudicans  4,   491    oder   consentiens    5,  kann  es  demnach  selbst  keine  Abänderungen  vor- 

224;  mitunter  allerdings  blos  mit  ihrem  Namen  nehmen,  muss  vielmehr  an  den  Papst  berichten; 

5,  92.  4,  31.  534.  dasselbe   gilt  da,  wo  es  sich   erst,   wie  in  den 

Manchmal   werden   auch  einzelne  Mitglieder  Missionsländern,  um  neu  zu  schaffende  Einrich- 

mit  berathender  Stimme,  wie  z.  B.  Weihbischöfe,  tungen  handelt,    welche  wegen  der  dort  beste- 

zur   Unterschrift   zugelassen,    bei  ihnen    fallen  henden  besonderen  Verhältnisse  nicht  ohne  Wei- 

aber  die  gedachten  Worte  fort,  5,  92.   576.   722.  teres  nach  dem  ordentlichen  Rechte  der  Kirche 

985.  gestaltet   werden    können.    Zahlreiche  Beispiele 

2  Sess.  XXIV.  c.  2.  de  ref.:    „pro  moderandis  dafür  giebt  Bd.  3  d.  coli.  Lac. 

moribus,  corrigendisexcessibus,  controversiiscom-  Das  Nähere  über  diesen  Punkt  in  der  Lehre 

ponendis  aliisque  ex  ss.  canonibiis  permissis'".  von  der  Gesetzgebung. 

3  Hierher  rechnet  das  Tridentinum  z.  B.  die  ^  Bellarmin  de  concilis  II.  10;  Fagnan, 
Errichtung,  Erhaltung  und  Einrichtung  der  Se-  1.  c.  n.  77.  82;  Bouix  p.  517  ff.  Allerdings 
minarien,  sess.  XXIII.  c.  18  de  ref.,  die  Rege-  haben  die  neuerdings  abgehaltenen  Provinzial- 
lung  des  Chordienstes  an  den  Kathedralen,  sess.  synoden  diese  Grenzen  zweifellos  überschritten, 
XXIV.  c.  12  de  ref.,  die  Einrichtung  der  Prü-  indem  sie  sich  für  die  päpstliche  Unfehlbarkeit 
fung  für  die  Seelsorge-Aemter,  sess.  XXIV.  c.  wie  ein  schon  zu  ihrer  Zeit  bestehendes  Dogma 
18  de  ref.     Wenn  aber  eine  Angelegenheit  eine  erklärt  haben,  Köln  1860,  5,  311  ;  Utrecht  1865 
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2.  Ferner  hat  das  Konzil  die  Aufsicht  über  die  kirchlichen  Verhältnisse  der 
Kirclienprovinz  und  über  die  Beobachtung  der  Kirchengesetze ,  namentlich  soweit 
dieselben  wichtige  und  das  Wohl  der  Kirche  berührende  Angelegenheiten  be- 
treften  '. 

H.  Nach  dem  Konzil  von  Trient  steht  dem  Provinzialkonzil  ferner  die  Gerichts- 
barkeit bei  geringeren  Vergehen  der  Bischöfe,  d.  h.  solchen,  bei  welchen  es  sich 
nicht  um  Ketzerei  oder  nicht  um  die  Absetzung  handelt 2,  sowie  über  die  Synodal- 
Examinatoren,  welche  sich  der  Simonie  oder  sonstiger  Pflichtverletzungen  schuldig 
machen,  zu 3. 

4.  Endlich  hat  die  Provinzialsynode  die  s.  g.  iudices  in  partibus  zu  wählen'*. 

IV.  Das  Verhältniss  des  Provinzialkonzils  zum  Papste.  Da  der 
Metropolit  das  Konzil  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  innerhalb  bestimmter 
wiederkehrender  Perioden  einberufen  soll  ^,  so  ist  es  selbstverständlich ,  dass  er 
zur  Ausschreibung  und  Abhaltung  desselben  nicht  erst  der  päpstlichen  Geneh- 
migung bedarf'^  und  dass  das  Konzil  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  volle  Selbst- 
ständigkeit in  Betreff  der  Festsetzung  der  von  ihm  zu  verhandelnden  Gegenstände 
besitzt.  Nichts  desto  weniger  haben  in  der  neueren  Zeit  einzelne  Erzbischöfe  nicht 
nur  die  Erlaubniss  des  Papstes  zur  Berufung  der  Provinzialkonzilien  eingeholt  ^,  son- 
dern sogar  vorher  die  Vorlagen  für  dieselben  nach  Rom  eingesendet^,  um  dem  römi- 


p.  757,  vgl.  auch  0.  S.  506  ff..  Dagegen  ist  freilich 
von  Rom  aus,  weil  diese  Konzilien  mit  solchen 
und  ähnlichen,  die  päpstliche  Macht  überspan- 
nenden Beschlüssen  ^den  Erfolg  des  vatikani- 
schen Konzils  hahen  vorhereiten  helfen,  kein 
Widerspruch  erhoben  worden. 

1  Das  folgt  aus  ihrer  Pflicht,  die  Sitten  zu 
regeln  und  Missstände  abzustellen,  ergiebt 
sich  auch  daraus,  dass  c.  25.  X  de  accusat.  cit. 
V.  1.  dem  Konzil  die  Verpflichtung  zur  Bestel- 
lung mehrerer  festes  synodales  für  jede  Provinz 
auferlegt,  d.  h.  geeigneter  Männer,  welche 
„solicite  investigent,  quae  correctione  vel  refor- 
mationc  sunt  digna  et  ea  fldeliter  proferant  ad 
mctropolitanum  et  suffraganeos  et  alios  in  con- 
cilio  subsequenti"  ;  und  welche  eidlich  auf  ihre 
Funktion  verpflichtet  werden,  eine  Vorschrift, 
der  auch  mehrere  neuere  Konzilien  durch 
Auswahl  geeigneter  Geistlichen  ,  Köln  1860, 
5,  261;  Prag  1860.  p.  598;  Paris  1849, 
4,  32;  Rhcims  1857.  p.  199  (s.  ferner  1.  c.  p. 
300.  534.  632.  725.  784.  864.  911.  1009.  1023. 
1133);  conc.  Baltim.  plcn.  1866,  3,  418;  Quebec 
1851,  p.  618;  Cashel  1853.  p.  842;  Australien 
1844.  p.  1043,  nachgekommen  sind.  Die  Be- 
stellung erfolgt  vor  der  letzten  Sitzung  und 
wird  in  dieser  publicirt. 

Ferner  sollen  die  Bischöfe  und  die  Provinzial- 
synoden  auf  Missbräuche  in  der  Anrufung  der 
Heiligen,  der  Verehrung  der  Reliquien  und  Bil- 
derverehrung, sowie  der  Ablässe  achten,  Trid. 
sess.  XXV.  decr.  de  invocatione  und  de  indul- 
gentiis,  die  letzteren  müssen  jedoch  in  schwe- 
ren Fällen  vorher  über  die  Abhülfsmassregeln 
nach  Rom  berichten. 

WennFessler  S.  139  und  G  in  zel  1,  132 
die  Aufsicht  der  Provinzialsynode  auf  die  Hand- 
habung der  Kirchengesetze,  insbesondere  die  Be- 
obachtung der  Reformdekrete  des  Trienter  Kon- 


zils seitens  derBischöfe beschränken, indem  sie 
derselben  nur  dasRecht  zu  Ermahnungen  gegen  die 
letzteren  gewähren  und  sie  im  Uebrigen  auf  An- 
zeige an  den  Papst  verweisen  wollen,  so  ist  das  in 
ersterer  Beziehung  zu  eng,  im  Uebrigen  aber  auch 
nicht  ganz  korrekt.  Allerdings  schreibt  das  Trid. 
XXV.  c.  14  de  ref.  den  letzteren  Weg  vor,  wenn 
Bischöfe,  welche  im  Konkubinate  leben,  sich 
trotz  der  Ermahnung  nicht  bessern,  dagegen  ge- 
währen Sess.  XXIII.  c.  18  de  ref.  und  Sess. 
XXV.  de  regul.  c.  22  der  Synode  behufs  Durch- 
führung der  Vorschriften  über  die  Seminarien 
und  die  Reformation  der  Klöster  und  Regula- 
ren gegen  die  säumigen  Bischöfe  auch  dasRecht 
des  „corripere,  cogere,  supplere,  coercere",  also 
die  Befugniss  zu  Zwangsmassregeln,  üeberdies 
bildet  die  nachlässige  Handhabung  der  Kirchen- 
gesetze zweifellos  ein  Disciplinarvergehen  der 
kirchlichen  Oberen,  zu  deren  Bestrafung  dem 
Provinzialkonzil  ebenfalls  das  Recht  zusteht,  s. 
im  Text  unter  n.  3. 

2  Trid.  sess.  XXIV.  c.  5  de  ref.  Doch  kann 
das  Konzil  auch  Richter  dafür  deputiren.  F ess- 
ler S.  140;  Bouixp.  481. 

3  L.  c.  c.  18  de  ref. 

*  L.  c.  sess.  XXV.  c.  10  de  ref.  und  Th.  I.  S. 
176.  Von  den  neueren  hat  das  Prager  (1860)  1. 
c.  5,  400.  553  solche  bestellt. 

5  0.  S.  639. 

^  Ueber  eine  singulare  frühere  Ausnahme  s.o. 
S.  504.  n.  5. 

7  So  die  von  Köln  5,  231  und  Utrecht  p.  724, 
wobei  allerdings  gewisse  Dispense  erbeten  sind. 
Vorherige  Anzeige  Prag  5,  383 ;  Sens  4,  915. 

8  Köln  5,  234,  worauf  von  dort  freilich  geant- 
wortet ist,  dass  die  Väter  nach  ihrem  Ermessen 
die  Berathungsgegenstände  auszuwählen  hätten, 
ferner  Prag  5,  383.    Für  Lyon  sind  indessen  1851 
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sehen  Stuhle  ihre  Ergebenheit  zu  bezeigen ,  obwohl  man  in  Rom  selbst  für  die  unter 
der  Propaganda  stehenden  Missionsgebiete  nach  der  Errichtung  der  dortigen  Erz- 
bisthümer  die  Einholung  einer  solchen  Erlaubniss  nicht  verlangt  hat. 

Dagegen  hat  der  Papst  früher  das  Recht  geübt,  Provinzialsynoden  durch  seine 
Legaten  einberufen  und  abhalten  zu  lassen'.  Die  kanonistische  Doktrin  des  Mittel- 
alters hat  ihm  dieses  Recht  nicht  bestritten,  war  vielmehr  nur  darüber  uneinig,  ob 
der  legatus  a  latere  einer  Spezialvollmacht  bedürfe  oder  nicht ,  obwohl  sie  sich  frei- 
lich überwiegend  für  die  verneinende  Ansicht  entschied  2.  Vom  Standpunkt  der  heute 
dem  Papst  durch  das  Vatikanum  eingeräumten  Stellung  kann  seine  Befugniss ,  selbst 
oder  durch  einen  Legaten  ein  Provinzialkonzil  zu  berufen,  ebenso  wenig  in  Frage 
gezogen  werden,  und  wenngleich  die  Aussendung  päpstlicher  Legaten  zu  diesem 
Zweck  nicht  mehr  vorkommt  '\  so  hat  die  Frage  doch  noch  insofern  praktische  Be- 
deutung, als  durch  ihre  Bejahung  zugleich  entschieden  ist,  dass  der  Papst  auch 
andere  Prälaten  als  den  Metropoliten  oder  den  ältesten  Suflfraganbischof ,  welchem 
das  Tridentinum  das  betreffende  Recht  beilegt,  mit  der  Abhaltung  des  Provinzial- 
konzils  zu  betrauen  befugt  ist"*. 

Sowohl  nach  dem  alten  wie  auch  dem  mittelalterlichen  Recht  bedurfte  es  für 
die  verbindliche  Kraft  der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden  weder  einer  Prüfung 
noch  gar  einer  Genehmigung  derselben  in  Rom'',  und  die  entgegengesetzte  Forderung 
Pseudo-Isidors  ist  in  der  Kirche  bis  zum  Tridentinum  nicht  zu  praktischer  Geltung 
gelangt  ^\  Erst  durch  die  Bulle  Sixtus'  V.:  Im?nensa  aetemi  von  1587  ist  die  Einsen- 
dung der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden  von  der  Congregatio  concilii  vorgeschrie- 
ben worden,  welche  sie  ^^expendet  et  recognoscet^^ '' ^  ehe  sie  publicirt  werden  dürfen^. 
Diese  Bestimmung  hatte  den  Zweck,  dem  päpstlichen  Stuhl  eine  Kontrole  darüber  zu 
gewähren ,  ob  die  Beschlüsse  der  Synoden  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständig- 
keit gefasst  wären,  sowie  ferner  darüber ,  dass  sie  nichts  der  kirchlichen  Wohlfahrt 
und  dem  kirchlichen  Interesse  Widerstreitendes  enthielten.  Sie  sollte  es  also  ver- 
hindern ,  dass  in  einzelnen  Provinzen  Synodaldekrete  publicirt  und  zur  Ausführung 
gebracht  wurden,  welche  äusserlich  den  Anspruch  auf  verbindliche  Kraft  erhoben" 
aber  wegen  Ueberschreitung  der  Befugnisse  der  Synode  materiell  nichtig  waren  oder 
den  kirchlichen  Interessen  zum  Schaden  gereichen  konnten.  Die  Anordnung  legt 
demnach  dem  römischen  Stuhl  und  der  Congregatio  concilii  nur  ein  Revisions-  und 
Beanstandungsrecht  bei,  macht  aber  die  Rechtsverbindlichkeit  der  innerhalb  der  Kom- 
petenz der  Synode  ordnungsmässig  gefassten  Beschlüsse  von  keiner  Bestätigung  abhän- 
gig, noch  weniger  giebt  sie  dem  Papst  oder  der  Congregatio  die  Befugniss,  an  Stelle 
der  beanstandeten  Bestimmungen  andere  Vorschriften  als  Konzilsdekrete  zu  setzen, 

von  Rom  aus  gewisse  zu  erledigende  Angelegen-  Sutfraganbischofes  durch  Pius  IX  Vollmacht  da- 

heiten  bezeichnet  worden,  4,  458.  zu  erhalten,  coli.  cit.  3,  665. 

i  S.  0.  S.  498.  499.  5  Vgl.  0.  S.  473  ff.  483  ff.     Die  gegentheilige 

2  Vgl.  Panorm.  ad  c.  4.  X.  I.  30.  n.7und  die  Behauptung  von  Bouix    p.  377.    401   ist  völlig 
weiteren  Angaben  bei  Bouix  p.  85.  unbegründet.    S.  auch  0.  S.  504.  n.  4. 

3  Allerdings  hat  der  Provinzialsynode  der  unir-  6  S.  0.  S.  501.  504. 

ten  Rnthenen  zu  Zamosc  1.  J.  1720  der  Nuntius  ^  s,  xh.  J.  S.  457.  n.  4  und  über  die  Abthei- 
für Polen  Kraft  Vollmacht  Clemens'  XI  präsidirt,  lung  der  Congregatio,  welche  diese  Sachen  bear- 
coU.  cit.  2,  18.  beitet,  a.  a.  0.  S.  464  und  auch  diesen  Theil  0. 

*  So  hat  für  die  Abhaltung  desProvinzialkon-  S.  507.  n.  1. 

ziles  von  Quebec   1863   der  Administrator  und  «  Entsch.  d.  Cougr.  conc  vom  6.  April  1596: 

Coadjutor  der  Erzdiöcese  wegen  Krankheit  des  „publicari  non  deb(  nt  ijiconsulto  Romano  pon- 

Metropolitans  unter  Beiseitesetzung  des   ältesten  tiflce'  bei  Bouix  p.  38J . 
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vielmehr  bedingt  die  Konsequenz  der  Anordnung  allein  ein  Recht,  die  Publikation 
bennstandeter  Dekrete  zu  untersagen  und  deren  Verbesserung  oder  Abänderung 
einer  neuen  Provinzialsynode  aufzugeben  •. 

Dieser  korrekte  Standpunkt  ist  aber  weder  von  Rom  noch  von  den  Provinzial- 
synoden  eingehalten  worden.  Schon  vor  dem  Erlass  der  erwähnten  Vorschrift  durch 
Sixtus  V.  hat  man,  als  die  Provinzialsynoden  (offenbar  um  sich  zu  vergewissern, 
dass  ihre  Beschlüsse  den  kurz  vorher  ergangenen  Vorschriften  des  Tridentinums  kon- 
form seien),  dieselben  nacliRom  einsandten,  dort  Veränderungen  an  den  letzteren  vor- 
genommen, sowie  die  Erzbischöfe  angewiesen,  sie  mit  diesen  zu  publiciren,  und  diese 
Praxis  auch  nachher  beibehalten'^,  wofür  allerdings  die  in  den  Uebersendungs- 
schreiben  ausgesprochene  Bitte ,  die  erforderlich  erscheinenden  Verbesserungen  vor- 
zunehmen, einen  Anhalt  bot-'.  Nicht  minder  sind  damals  schon  ausdrückliche  Anträge 
auf  Bestätigung  der  Beschlüsse  an  den  Papst  gerichtet  und  es  ist  diesen  auch  ent- 
sprochen worden*. 

Demnach  erscheint  es  erklärlich ,  dass  bei  der  Wiederbelebung  der  Provinzial- 
synoden in  neuerer  Zeit,  in  welcher  die  Bischöfe  nicht  daran  dachten,  ihre  Selbst- 
ständigkeit gegenüber  dem  Papste  zu  wahren ,  in  Rom  aber  schon  auf  die  möglichste 
Erhöhung  der  päpstlichen  Machtstellung  hingearbeitet  wurde,  die  frühere  Praxis 
ebenfalls  wieder  aufgenommen  worden  ist"^.    SoAvohl  aus  den  Missionsländern  ^,  in 


'  WeiuiF  agna  n.  ad  c.  25X.V.l.cit.  ii.95sagt : 
„ut  a  sede  apostolica  revideantur,  corrigantur  at- 
que  probeiitur",  so  kann  .,probare"  fiiglicli  den 
Silin  von :  billigen,  d.  h.  in  Uebereinstimmiing 
mit  dem  geltenden  Rechte  stehend  erachten"  ha- 
ben. Ganz  klar  Benedict.  XIV  1.  c.  XIII.  c.  3.: 
,,non  quldem,  iit  postea  conflrmationcm  reportent 
a  Sede  apostolica,  sed  ut  corrigantur,  si  aliqnid  in 
iisdem  aut  nimis  rigidum  aut  minus  rationi  con- 
gruum  deprehendatur",  und  dann  c.  4:  „Non  se- 
mel  tarnen  accidit,  provincialia  concilia  non  so- 
lum  a  s.  congregatione  coucilii  reeognosci  et  si 
opus  fuerit,  emendarl,  verum  etiam  a  summo 
pontiüce,  itapetentibus  metropolitanis, 
per  litteras  apostolicas  confirmari", 

2  Breve  Gregors  XIII  von  1584  in  Betreff  des 
Rheimser  Konzils  1583,  Hardouin  10,  1305: 
„Mandavimus  decreta  synodi  .  .  .  per  .  .  .  cardi- 
nales  super  dubiis  in  materia  concilii  Tridentini 
occurrentibus  deputatos  diligenter  cognosci  atque 
ubi  opus  esset,  emendari.  Remittimus  nunc 
tibi  eum  librum  emendatum.  Facies  ut  quae 
pie prudenterque  decreta"atque  emendata  sunt, 
quam  diligentissime  serventur";  ebenso  für  Tours 
von  1584,  1.  c.  p.  145'2;  von  Sixtus  V  v.  1585 
für  Bourges  1.  c.  p.  1584.  In  Betreff  des  Konzils 
von  Narbonne  1609,  1.  c.  11,  54,  erklärt  der 
Präfekt  der  Kongregation  :  „decreta  a  ss.  congreg. 
Card.  conc.  Trident.  interpretum  emendata, 
recognita  atque  a  p  t  at  a  fuisse".  Etwas  abweichend 
Schreiben  des  Präfekten  in  Betreff  der  Synode 
von  Bordeaux  V.  1582, 1.  c.  10, 1392  :  ,,quid  mutan- 
dum  erit,  .  .  .  tum  separatim  descriptum,  tum 
in  margine  synodi  ad  singula  capita  adnotatum 
mittitur,  ut  pro  tua  fldc  et  prudentia,  postquam 
illa  omnia  sie  aptari  iusserit,  ad  synodum  pro- 
mulgandam  exsequendamque  incumbas  idem- 
que  a   coepiscopis   fleri  eures'',   wobei   der   Un- 


terschied nur  der  ist,  dass  der  Erzbischof  selbst 
im  päpstlichen  Auftrage  ohne  Zuziehung  der 
Suffraganen  die  Aenderungen  an  ^den  Synodal- 
beschlüssen machen  soll. 

•^  Schreiben  des  Erzbischofs  von  Tours  v.  1583, 
1.  c.  10,  1451  :  „tuae  erit  nunc  sanctitatis  .  .  . 
interponere  auctoritatem,  ut  quae  tibi  videbun- 
tur  recta,  approbatione  tuasancias;  quae 
secus,  obliteres,  expungas  et  .  .  .  sacratiora  et 
meliora  proferas'';  Bordeaux  1582.  Bouix  p. 
387:  ,,s.  Rom.  ecclesiae  auctoritati  et  iudicio  ... 
decreta  .  .  .  perpetuo  emendanda  et  corrigenda 
subiicimus^';  ebenso  Aix  von  1585,  Hardouin 
10,  1585  mit  dem  Zusatz:  rogamus,  ut  ea  sapi- 
entia  sua  meliora  facere  atque  apostolica  auctori- 
tate  confirmareetmunire.  .  .  velit. 

*  S.  vor.  Anm.  Auch  Toulouse  1590,  1.  c.  p. 
1834  u.  Narbonne,  1609,  1.  c.  11,  56,  sprechen 
in  den  Publikations schreiben  von  einer  compro- 
batio,  bez.  confirmatio  des  päpstlichen  Stuhles. 

5  Sie  ist  also  nicht  erst  neuerdings  eingeführt, 
wie  anscheinend  Friedrich  Gesch.  d.  Vatikan. 
Konzils  1,  586  voraussetzt,  wohl  aber  seitdem 
überall  geübt  worden. 

6  Für  Baltimore  1829  s.  coli.  cit.  3,  1.  21  ; 
Baltimore  1843,  p.  92;  Baltimore  1849,  p.  118: 
„quae  ergo  decrevimus  tibi  et  tuo  iudicio  subiici- 
mus,  ut  quae  in  eis  recta  sunt,  confirmes,  quae 
deflciunt,  suppleas,  si  quae  minus  accurate  ad  cano- 
num  normam  proposita,  corrigas^';  Baltimore  1868 
p.  177;  Cincinnati  1858  p.  212:  „quae  tibi  re- 
spuenda  videntur,  reiicias  ;  quae  mutauda  corri- 
gas,  quae  recta  arbitraris  ,  ea  omnia  apostolica 
qua  polles  auctoritatesancias,  confirmes,  tuearis": 
Neu  York  1861  p.  299 ;  S.  Louis  1858  p.  319 ; 
für  britisch  Nordamerika  und  England  ibid.  p. 
619.  758.  953,  986. 
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denen  die  ersten  Provinzialsynoden  der  Neuzeit  abgehalten  worden  sind,  wie  aus  den 
übrigen  Theilen  der  Kirche  ^  haben  die  Provinzialsynoden  die  abgefassten  Beschlüsse 
dem  päpstlichen  Stuhl  mit  der  Erklärung  eingereicht ,  sie  dem  Urtheile  desselben 
zu  unterstellen,  damit  dieser  das  Verbesserungsbedürftige  verbessere  und  das  Kor- 
rekte bestätige,  und  öfters  unter  ihre  Dekrete  einen  ausdrücklichen  Vorbehalt  über 
das  päpstliche  Revisions-  und  Korrektionsrecht  aufgenommen  2.  Deragemäss  hat  so- 
wohl die  Congregatio  concilii,  wie  auch  die  Congregatio  de  Propaganda  fide,  welche  für 
die  Missionsländer  die  betreffenden  Sachen  bearbeitet^,  eine  Reihe  von  Veränderungen 
an  den  eingereichten  Dekreten  gemacht  ^  oder  den  Erzbischöfen  aufgegeben,  solche 
in  Gemässheit  von  genau  ertheilten  Anweisungen  vorzunehmen^.  Weder  bei  den 
letzteren  noch  bei  den  Suffraganbischöfen  ist ,  abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen  ^', 
auch  nur  ein  Bedenken  darüber  hervorgetreten ,  dass  derartige  in  Rom  selbst  oder 


1  Rheims  1857,  4,  243 :  „qiiodcumquc  .  .  . 
iiobis  corrigeiidum  iiidictum  fuerit,  corrigere  pa- 
rati  sumus,  quodcumque  deleiiduni,  delebimus  : 
quodcnmque  addeiidum,  addere  ciirabimus.  Ita- 
que  quicquid  beatitudo  vestra  decreverit  de  re- 
bus ad  syuodum  Remensem  spectantibus,  iudi- 
cium  vestruin  nobis  erit  iudicium  Petri  per  os 
vestrum  loqueutis  ;  Tours  1849  p.  249  :  „iudicio 
et  arbitrio  .  .  .  subiiciuut,  se  profltentes  esse 
paratos  quicquid  summo  et  dilectissimo  ponti- 
flci  de  iis  decernere  placuerit,  ultro  aoceptare"; 
Lyon  1850.  p.  456:  „Quae  .  .  .  decreta  confeci- 
mus  ,  ut  flrma  et  suprema  auctoritate  roborata 
maueant,  quam  maiori  possumus  revereutia  ad 
sanctitatem  vestram  duximus  dirigeiida.  Ves- 
trum est  ...  ex  illis  expungere,  quae  expun- 
genda  sunt,  in  illis  corrigere,  quae  correctione 
indigent;  illis  addere  quae  addeuda  vobis  pla- 
cuerint.  Iudicium  quippe  beatitud.  vestrae  nobis 
erit  iudicium  Petri";  Bordeaux  1853,  p.  646: 
„non  cupimus,  ut  ista  in  lucem  prodeant,  qualia 
nunc  SS.  sedi  subiiciuntur,  si  mutari  aut  emen- 
dari  debeant ,  sed  qualia  prodeunda  censuerit 
oculatissimus  iudex";  vgl.  ferner  p.  687.  732. 
795.  912.  957.  1084.  1166;  Köln  1860,  5,266: 
„decreta  sanctitati  vestrae  .  . 
approbanda  aut,  ubi  opus 
humillime  offerre";  Wien  p. 
Colocsa  p.  608:  „cathedrae 
mini  et  iudicio  humillime  submitto,  tunc  utique 
promulganda  vigoremque  nactura  ,  dum 
suprema  S.  V.  auctoritate  fuerint  sancita  et  ap- 
probata";  reservirter  Paris  1849,  4,  33 :  „iuxta 
const.  Sixti  p.  V.  placitum  .  .  .  omnia  decreta 
.  .  .  V.  S.  recognitioni  submittimus  .  .  .  precabi- 
mur,  ut  illa  benedicere  et  confirmare  velit,  pro- 
priam  illorum  auctoritatem  auctoritatis  apostoli- 
cae  sigillo  muniens". 

2  Gran  5  ,  92  ;  Köln  p.  383 ;  Tours  4  ,  253, 
Baltimore  1829,  3,  32;  conc.plen.  Baltim.  1866. 
p.  416 ;  Quebec  1868.  p.  721 ;  Halifax  1857.  p. 
775. 

3  Th.  I.  S.  476.  Vgl.  aucli  die  Citate  aus  Bd. 
3  d.  collect,  cit. 

*  Z.  B.  an  denen  des  Konzils  von  Paris  1849: 
vgl.  Friedrich  a.  a.  0.  1,  589.  Vgl.  ferner 
Dekret  d.  Propaganda  von  1825 ,  coli.  Lac.  3, 
768  :    „anno  .  .  .  archiepiscopus  Tuamensis  .  .  , 


recognoscenda  et 
fuerit,  emendanda 
225,  Pragp.  407; 
s.  Petri    .  .  .    exa- 


miserit  examinandi  gratia  decreta  edita  in  synodo 
prov.  Tuamensis  .  .  .  a.  1817  cumque  eadem  de- 
creta iuxta  s.  congregationis  sententiam  habitae 
d.  7  sept.  1819  et  30  maii  1825  emendata  fue- 
rint, s.  congregatio  decreta  memorata,  prout  in 
textu  superius  exscripto  nunc  prostant,  auctori- 
tate sua  approbat  et  conflrmat";  und  von  1852  in 
Betreff  der  ersten  australischen  Synode,  p.  1058  : 
,;instructio  vero  addita  est,  ut  ea  declarentur, 
quae  emendanda  visa  sunt,  iuxtä  quam  instruc- 
tionem  synodus  per  S.  C.  approbaretur ,  sen- 
tentia  S.  C.  conflrmata.  Cum  vero  opportunius 
fuerit,  ut  cura  ipsius  s.  Congrega- 
tionis acta  et  decreta  synodi  redige- 
rentur  ad  formam  quae  praedictae  instructionis 
tenori  responderet  idque  per  exemplar  in  hoc 
libello  agnoscatur  praestitum,  S.  C.  censuit  hac 
ratione  acta  et  decreta  synodi  esse  probanda". 
Auch  in  der  Schrift :  „Wie  es  auf  dem  Concile 
hergeht",  München  1870.  S.  21  wird  behauptet : 
„es  sind  die  Provinzial-Synoden ,  deren  Acten 
man  in  Rom  umgestaltet".  Die  mit  den  Akten 
der  Synoden  zurückgehenden  Revisionsschreiben 
der  Präfekten  der  beiden  betheiligten  Kongrega- 
tionen lassen  meistens  ihrer  Fassung  nach  nicht 
erkennen,  ob  die  Aenderung  schon  in  Rom  vor- 
genommen worden  ist  oder  erst  vom  Erzbischof 
nach  Massgabe  der  Anweisungen  erfolgen  soll. 
Die  letzteren,  welche  üblicher  Weise  den  Schrei- 
ben in  besonderer  Anlage  beigefügt  werden, 
sind  in  der  citirten  collect,  nicht  mit  abgedruckt, 
auch  die  auf  die  eine  oder  andere  Weise  entstan- 
denen Aenderungen  nicht  im  Text  der  Konzilien 
selbst  kenntlich  gemacht.  Nur  in  den  Schrei- 
ben der  Präfekten  der  Propaganda  in  Betreff  der 
älteren  amerikanischen  Synoden  sind  dieMonita 
aufgeführt,  so  z.  B.  3,  22.  56.  77. 

5  Coli.  cit.  4,  368;  5,  735;  3,  310.  311. 

ß  Die  Bischöfe  des  Pariser  Konzils  von  1849 
hatten  erst  die  Absicht,  sich  einzelnen  Korrek- 
turen zu  widersetzen  und  nochmals  an  den  Papst 
zu  berichten  ,  haben  diesen  Plan  aber  nachher 
fallen  lassen,  Friedrich  a.  a.  0.  S.  589.  590. 
In  Nordamerika  hat  der  Erzbischof  von  Baltimore 
wenigstens  in  Betreff  der  älteren  Synoden  die  Be- 
merkungen der  Congr.  de  propaganda  den  Syno- 
dalbischöfen vorgelegt  und  diese  haben  dann  mit 
ihm  die  Vornahme  der  von  derselben  gewünsch- 
ten Aenderungen  beschlossen,  1.  c.  3,  26.  56. 
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auf  dortige  Weisung  vom  Erzbischof  geänderte  Beschlüsse  nicht  mehr  für  Anordnun- 
gen der  Provinzialsynoden  erachtet  werden  können,  vielmehr  Anordnungen  des  Pap- 
stes und  der  römischen  Behörden  sind,  sowie  darüber,  dass  in  Folge  dessen  unter 
den  nach  der  Revision  in  der  veränderten  Gestalt  zur  Publikation  gelangenden  De- 
kreten der  Provinzialsynode  sich  eine  Anzahl  Beschlüsse  enthalten  finden ,  welche 
äusserlich  als  Anordnungen  derselben  erscheinen ,  aber  in  der  That  gar  nicht  von 
ihr,  sondern  von  Rom  aus  erlassen  sind.  Durch  die  gedachte  Praxis,  welche 
nicht  nur  den  wiederholten  Ergebenheitsbeweisungen  der  Bischöfe  gegen  den  römi- 
schen Stuhl,  sondern  sogar  auch  den  eigenen  Gesuchen  derselben  ^  ihre  Entstehung 
verdankt,  hat  sich  das  Recht  des  Papstes  und  seiner  erwähnten  Behörden  festgestellt, 
selbst  an  Stelle  der  Provinzialsynoden  Dekrete  zu  erlassen,  welche  ihrem  rechtlichen 
Charakter  nach  nicht  den  päpstlichen  Anordnungen  gleichstehen ,  vielmehr  ebenso 
wie  sie  äusserlich  als  Synodalbeschlüsse  erscheinen,  auch  nur  materiell  dieselbe 
gesetzliche  Kraft  besitzen  2. 

Wie  schon  bemerkt,  ist  auch  von  den  Provinzialsynoden  in  Rom  eine  Bestäti- 
gung ihrer  Beschlüsse  nachgesucht  worden.  Wenngleich  die  Bittschreiben  der 
Bischöfe  davon  ausgehen,  dass  durch  eine  solche  den  Dekreten  eine  besondere  Auto- 
rität verliehen  werde  ^,  so  ist  dies  doch  nur  in  soweit  richtig,  als  dieselben  in  Folge 
dessen  ein  grösseres  faktisches  Ansehen  erlangen  und  ihre  praktische  Durchführung 
dadurch  erleichtert  werden  kann.  Rechtlich  werden  indessen  die  Beschlüsse  nicht  mit 
der  päpstlichen  Autorität  bekleidet  und  zu  päpstlichen  Konstitutionen  erhoben.  Für 
die  Regel  ertheilt  der  Papst  die  Konfirmation  oder  Approbation  nur  auf  Vortrag  der 
Kongregation  des  Konzils  oder  der  Propaganda  in  der  Weise,  dass  er  deren  desfall- 
siges  Votum  genehmigt,  und  diese  giebt  den  Bischöfen  in  ihren  Dekreten  davon 
Kunde  ^.  Auch  ist  die  Ertheilung  davon  unabhängig,  ob  die  Kongregation  Aende- 
rungen  in  Vorschlag  gebracht  hat  oder  nicht,  ja  sie  wird  selbst  unter  dem  Vorbehalt 
der  Vornahme  von  solchen  gewährt^. 

Demnach  hat  die  päpstliche  Entscheidung  nicht  die  Bedeutung  eines  besonderen 
selbstständigen  Gnadenaktes  des  Papstes ,  sondern  bildet  die  Erledigung  einer  zum 
Ressort  der  betreffenden  Kongregation  gehörigen  Angelegenheit  unter  Mitwirkung  des 
Papstes  •',  welche  blos  eine  grössere  faktische  Garantie  dafür  giebt ,  dass  die  Kongre- 


1  S.  649.  11.  1.  oder  Bestätigung  lautet  bald  auf  „saiicire  et appro- 

"  Dies  folgt  daraus ,  dass  das  anordnende  Or-  "bare"  p.  228,  bald  blos  auf  „adprobare"p.  301.  320. 
gan,  der  Papst  und  die  römischen  Kongregationen,  891.995.  Der  Papst  selbst  crlässt  neben  den  Dekre- 
sie  nicht  unter  ihrem  Namen,  sondern  unter  der  ten  der  Propaganda  wohl  aucli  seinerseits  Schrei- 
Firma  der  Provinzialsynode  publiciren  lassen,  ben  an  die  zur  Synode  versammelt  gewesenen 
also  ihnen  selbst  nur  die  Bedeutung  von  Syno-  Bischöfe,  diese  sprechen  aber  keine  Bestätigung 
daldekreten  beilegen  wollen.  aus,   sondern  enthalten  nur  Belobigungen,  s.  p. 

3  Vgl.  a.  a.  0.  Die  Synode  von  Colocsa  nimmt  106.  309.  683.  892. 

sogar  an,  dass  sie  erst  dadurch  Kraft  erhalten.  Was  die  Dekrete  der  Congr.    condlil  für  die 

*  Dekret  der  Propaganda  von  1830,  I.e.  3, 77:  Länder  der  ordentlichen   Verfassung  betrifft,  so 

„quoniam  vero  S.  Congr.  ea  quoque  mens  et  sen-  ergeben  dieselben,  soweit  sie  in  den  coli.  Lac.  t. 

tentia  fuit,  ut  ad  ampliorem  synodo  splendorem  4  u.   5  abgedruckt  sind,   eine  Konürmation  nur 

ac  decretis   firmitatem    comparandam,  einzelner  besonders  lierausgehobener  Beschlüsse 

ss.mo  dorn,  nostro.  .  .preceslierent,  uteademde-  durch  den  Papst,   nicht  eine  generelle,    vgl.  das 

creta  apostolica  auctoritate  sua  conflrmaret,  b.mus  Dekr.  1850  für  Avignoji  4,  368. 

pater  .  .  .  decreta  synodi  .  .  .  conflrmavit  eaque  5  g^  ^    ^    ^^  ^^  3     301^  3^0.  723  u.  die  vor. 

u\    loederatae   Americae    septentr.     dioecesibus  . 
servari  iussit";   vgL  ferner  1.  c.  p.  78.    94.    106. 

723.     Uebrigens  lauten  die  Ausdrücke  verschie-  ^  Vgl.  Th.  J.   S.  485.      Auch  bei  der  Propa- 

den.    Das  Gutachten    der  Congr.   auf  Ertheilung  ganda  ist  sie  nicht  immer  nötbig,  s.  z.  3,  620. 
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gation  bei  der  Revision  das  Richtige  getroffen  hat,  aber  den  Synodaldekreten  keinen 
anderen  rechtlichen  Charakter  verleiht  als  sie  an  sich  besitzend 

Verschieden  davon  in  der  Form  ist  die  Approbation  oder  Konfirmation  durch 
ein  besonderes  päpstliches  Breve,  welches,  wenn  es  weiter  nichts  als  diese  ent- 
hält ,  eine  in  s.  g.  forma  communi  ergangene  päpstliche  Anordnung  bildet  2.  Diese 
enthält  stillschweigend  den  Vorbehalt  in  sich,  dass  in  den  bestätigten  Beschlüssen 
nichts  dem  bestehenden  Rechte  (den  Kanones,  dem  Konzil  von  Trient  und  den  päpst- 
lichen Konsitutionen)  widerspricht-^,  während  allein  eine  Bestätigung  in  s.  %.  forma 
specißca^^  welche  aus  der  päpstlichen  Machtfülle  heraus,  motu  proprio  et  ex  certa 
scientia  ertheilt  wird ,  alle  entgegenstehenden  Rechte  (mit  Ausnahme  von  Berechti- 
gungen Dritter)  beseitigt.  Hiernach  hat  eine  blosse  Konfirmation  in  forma  communi 
nicht  die  Kraft,  den  S'ynodaldekreten  den  Charakter  päpstlicher  Konstitutionen  und 
damit  Geltung  in  der  ganzen  Kirche  zu  ertheilen  ^.  Ihr  Geltungsgebiet  bleibt  dem- 
nach auf  den  Umfang  der  Provinz  beschränkt,  ferner  beseitigen  sie,  soweit  sie  dem 
gemeinen  Recht  entgegenstehen,  dasselbe  nicht  und  unterliegen  auch  der  Abände- 
rung durch  eine  spätere  Provinzialsynode  ^\ 

Während  schon  früher  niemals  eine  Bestätigung  von  Synodalbeschlüssen  in 
forma  specißca  ertheilt  ist ,  hat  man  neuerdings  auch  in  Rom  die  Praxis  festgehalten, 
trotz  der  Bitten  der  Synoden  keine  Konfirmation  in  forma  commimi  zu  gewähren ". 
Man  will  offenbar  die  Dekrete  der  Provinzialsynoden  nicht  als  etwas  anderes  er- 
scheinen lassen,  als  was  sie  in  der  That  sind.  Dagegen  nimmt  man  die  Bitten  um  Be- 
stätigung gern  entgegen,  weil  in  ihnen  eine  Rechtfertigung  für  die  Praxis  liegt,  in  die 


1  Dies  zeigt  sich  auch  darin,  dass  das  über  die 
Konfirmation  oder  Approbation  des  Papstes  be- 
richtende Dekret  mitunter  zugleich  des  Befehles 
desselben  erwähnt,  die  Synodalbeschlüsse  zu  be- 
obachten. 

Uebrigens  hat  auch  die  Congr.  concil.  1865 
dahin  entschieden,  dass  eine  rechtsgültige  Ge- 
wohnheit in  Betreff  der  Abhaltung  der  Konven- 
tualmcsse  durch  die  entgegenstehenden  Anord- 
nungen des  Kölner  Provinzialkonziles  P.  II.  tit. 
I.  c.  5,  coli.  cit.  5,  339,  trotz  der  in  Rom  er- 
folgten s.  g.  Approbation  nicht  beseitigt  worden 
sei,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  13,  450. 

2  Aus  früherer  Zeit  liegen  solche  mehrfach 
vor,  z.  B.  von  1608  für  eine  Mechler  Synode, 
Hardouin  10,  1969;  v.  1728  für  die  avignone- 
sische,  von  1727,  für  die  von  Embrun,  coli.  cit. 
Lac.  1,  586.  722. 

3  Fagnan.  ad  c.  1.  X  de  conflrm.  II.  30.  n. 
18;  Benedict.  XIV.  1.  c.  1.  XIII.  c.  5.  n. 
4 ;  Analect.  ind.  pontif.  1855.  p.  1272  ff.  und 
1863.  p.  2009.  Vgl.  auch  das  Bestätigungsbrcve 
Benedikts  XIII  von  1724  für  die  Provinzialsy- 
node  der  unirten  Ruthenen  zu  Samosc  v.  J. 
1720,  coli.  Lac.  cit.  2,3:  „decreta auctoritate  apo- 
stolica  .  .  .  conflrmamus  et  approbamus  illisque 
inviolabllis  apostolicae  ftrmitatis  roburadiicimus, 
ita  tamen  quod  per  nostram  praedictae  synodi 
couflrmationem  nihil  derogatum  censeatur  con- 
stitutionibus  Romanor.  pontiflcum  praedeccssorum 
nostroium  et  decrctis  concil iorum  generalium 
emauatis  super  ritibus  Graecorum  quae  non  ob- 
stante  huiusmodi  confirraatione  semper  in  suo 
roborepermanercdebeantacsalva  semper  in  prae- 


missis  auetoritate  congregationum  eorumdem  car- 
dinalium  (des  Konzils  und  der  Propaganda). 

4  Fagnan.  1.  c.  n.  11 ;  Benedict.  XIV  1.  c; 
Anal.  cit. 

5  Benedict.  XIV.  1.  c.  3.  n.  5. 

6  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  5.  n.  9—11.  Der- 
selbe spricht  allerdings  1.  c.  c.  3.  n.  5  von  dem 
robur,  welches  den  Beschlüssen  durch  die  päpst- 
liche Bestätigung  beigefügt  wird ,  bezeichnet 
aber  deren  juristische  Wirkung  nicht,  sie  hat  auch 
in  der  That  nur  eine  faktische  Bedeutung. 

'^  Wenigstens  soweit  sich  aus  den  citirten 
Bänden  der  coli.  Lac.  ersehen  lässt  (das  einzige 
Approbationsbreve  Pius'IX  v.  1855  1.  c.  3,  1104 
betrifft  die  Synode  der  westindischen  Kolonien, 
welche  keine  reine  Provinzialsynodc  gewesen 
ist,  (s.  den  folgenden  §.).  Eine  Anmerkung  zu 
dem  dieProvinzialkoncilien  betreffenden  Schema 
für  das  vatikanische  Konzil,  Friedrich  docum. 
2,  331  erklärt  ebenfalls :  „haec  obligatio  non  eo 
spectat,  ut  s.  sedes  synodorum  provincialium 
actis  et  decretis  suam  approbationem  proprio  dic- 
tam  adiiciat,  sed  ut  expendat,  an  synodus  ad  ss. 
canonum  normam  habita  fuerit,  et  corrigat,  si 
quid  fortasse  in  decretis  aut  nimis  rigidum  aut 
minus  rationi  congruum  deprehendatur'. 

Nur  Belobigungs-  und  Anerkennungsschreiben 
hat  der  Papst  neben  den  Revisionsdekreten  der 
gedachten  Kongregationen  erlassen ,  vgl.  coli. 
Lac.  cit.  4,  249^  457  u.  5,  206.  226.  267.  408, 
wo  allerdings  für  diese  und  die  Dekrete  der 
Kongregationen  vielfach  die  Ueberschrift:  „ap- 
probatio  concilii"  gebraucht  wird. 
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Synodalbcschlüsse  Dekrete  hineinziikorrigiren,  welche  von  den  Provinzialkonzilien 
niclit  gefasst  worden  sind,  und  man  die  letzteren  durch  dieses  Recht  nicht  nur  in  grös- 
serer Abhängigkeit  halten  kann  als  durch  die  päpstliche  Konfirmation,  sondern  auch 
den  Vortheil  erreicht,  die  Synoden  nach  Aussenhin  als  selbständig  erscheinen  zulassen. 

Die  pseudoisidorische  Forderung  der  Abhängigkeit  der  Konzilien  vom  Papst  ist 
also  seit  dem  Tridentinum  auch  für  die  Provinzialsynoden  verwirklicht  worden,  frei- 
lich ohne  dass  diese  in  irgend  einer  juristischen  Form  ihren  äusseren  Ausdruck  findet. 

V.  Die  Publikation  der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden.  Die 
Nothwendigkeit  der  Einsendung  der  Akten  der  Provinzialsynoden  nach  Rom  be- 
dingt es ,  dass  die  Publikation  ihrer  Beschlüsse  in  den  feierlichen  Sitzungen  allein 
die  Bedeutung  einer  Konstatirung  des  die  Mitglieder  bindenden  Ergebnisses  ihrer 
Verhandlungen  haben  kann.  Die  Beschlüsse  erlangen  damit  also  noch  nicht  bin- 
dende Kraft  für  die  Provinz ,  und  auch  eine  anderweitige  Publikation  z.  B.  durch 
den  Erzbischof  vor  Abschluss  der  Revisionsarbeiten  in  Rom ,  ist  nicht  im  Stande, 
ihnen  eine  solche  zu  verleihend  Erst  nach  dem  Eingang  der  Revisionsschreiben  und 
nach  Erledigung  der  Monita  der  römischen  Kongregationen  darf  die  Publikation 
erfolgen.  Diese  ist  der  Erzbischof  vorzunehmen  verpflichtet,  und  sie  geschieht  ge- 
wöhnlich mittelst  eines  besonderen  Schreibens  desselben  an  den  Klerus  der  Pro- 
vinz'^, indem  zugleich  Druckexemplare  an  die  Bischöfe,  die  Kapitel,  die  Pfarrer  u.s.w. 
versendet  werden^.  Wenngleich  daneben  auch  eine  weitere  Kundgebung  durch  die 
Bischöfe  wünschenswerth  erscheint  und  letztere  sogar  zur  Vornahme  von  solchen,  weil 
sie  die  Provinzialsynodalbeschlüsse  zur  Ausführung  zu  bringen  haben ,  auf  Anwei- 
sung des  Metropoliten  verpflichtet  sind ,  so  hat  doch  nur  die  erste ,  auf  seine  An- 
ordnung erfolgte  Bekanntmachung  die  Bedeutung  der  Publikation  im  rechtlichen 
Sinne  ^,  d.  h.  des  die  bindende  Kraft  der  Dekrete  herbeiführenden  Aktes,  und  ist 
daher  auch  allein  wesentlich,  während  anderweite  Bekanntmachungen  blos  den 
faktischen  Zweck  haben,  die  Kenntniss  der  Dekrete  in  möglichst  grossem  Umfange 
zu  verbreiten. 


§.181.     C.   Die  Plenar-  (Primatial-,  s.  g.  National-)  Konzilien. 

Die  neuere  Praxis  der  Kirche  kennt  trotz  der  Jahrhunderte  alten  Abneigung 
der  Kurie  gegen  die  Nationalsynoden  5,  doch  als  praktisches  Institut  für  einzelne 
Theile  der  katholischen  Welt  Konzilien,  welche  die  Prälaten  mehrerer  durch  die 
Gleichheit  der  Nationalität  zusammengehörigen  Kirchenprovinzen  umfassen.    Aber 


1  Daher  verMeten  auch  einzelne  Konzilien,  Veröffentlichung  durch  die  Diöcesansynoden,  c. 
Rheims  1857,  Bordeaux  1^50,  1.  c.  4,  243.  609  17  (Tolet.  XVI  v.  693)Dist.  XVIII;  c.  25  (Inn. 
(vgl.  welter  p.  661.  717.  771.  1132;  3.  617.  III)  X  de  accus.  V.  1,  (s.  auch  o.  S.  591)  ist 
659.  679.  843)  jede  vorherige  Drucklegung  und  zwar  noch  von  einzelnen  der  neueren  Provinzial- 
auderweite  Puhlikation.  konzllien  ebenfalls  (s.  den  vor.  Absatz)  wieder 

2  Solche  1.  G.  5,  268.  410.  739;  4,  397.  455.  angeordnet  worden,  aber  mit  Rücksicht  darauf, 
537.  955.  1027;  3,  575.  dass  die  Diöcesansynoden  jedenfalls  nicht  mehr 

3  Doch  ist  auch  eine  Publikation  in  der  "Weise  regelmässig    gehalten   werden,    nicht   zu   einem 

möglich  ,   dass   der  Erzbischof  oder  das   Konzil  obligatorischen  und  ausschliesslichen  gemächt. 

selbst  den  Bischöfen  dieselbe  für  deren  Diöcesen  a  t\  \,         ^^^      ,„i    i^  ,i^^   v, o  f\. 

,.  .  ,  ^    ,         «    o/,o    -oc    or,A    acA     rar,    n \n  ^  Daher  wird  auch  in  den  Anm.  l  angefuhr- 

autgiebt,  1.  c.  4,  243.  o36.  641.  661.  ü8o.    ill.  .      o  i     -v           .a  v.  vm^\.   ^^w,*    ;i        j      -j. 

Der  im  älteren  Recht  angeordnete  Modus  der  ^  S.  o.  S.  582. 
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es  ist  nicht  die  Rücksicht  auf  die  Nationalität  als  solche ,  welche  die  Kurie  veran- 
lasst hat,  derartige  Synoden  zuzulassen,  vielmehr  das  kirchliche  Interesse,  nämlich  die 
Nothwendigkeit ,  in  grösseren  Gebieten,  in  welchen  im  wesentlichen  gleiche,  aller- 
dings in  erster  Linie  durch  die  gemeinsame  nationale  oder  politische  Entwicklung 
hervorgerufene  und  bedingte  Verhältnisse  vorliegen ,  die  kirchlichen  Einrichtungen 
einheitlich  zu  regeln.  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  diese  Synoden  in  der  Neuzeit  nur 
noch  auf  dem  Boden  einzelner  Missionsländer  abgehalten  worden  sind  ^,  sowie  daraus, 
dass  für  ihre  Bildung  die  politische  und  nationale  Zusammengehörigkeit  der  einzelnen 
kirchlichen  Bezirke  nicht  stets  bestimmend  gewesen  ist  2.  Daher  vermeidet  die  Kurie 
bei  ihrer  Bezeichnung  auch  den  Ausdruck  condlium  nationale  und  nennt  sie  officiell: 
concilia  plenaria  ■*. 

Die  Bildung  der  Bezirke  solcher  Synoden  steht  dem  Papst  zu"^,  ferner  können 
dieselben  ohne  seine  Genehmigung  nicht  zusammenberufen  werden  und  zusammen- 
treten^. Die  Berufung  des  Konzils  geht  von  dem  vom  Papste  ernannten  Delegaten 
aus,  welcher  dem  Konzil  zu  präsidiren  und  dasselbe  zu  leiten  hat^\  Die  etwaige 
blosse  Ehrenstellung  eines  Primas,  welche  einer  der  betheiligten  Erzbischöfe  inne 
hat,  gewährt  nach  der  heutigen  Praxis  der  Kurie  diese  Rechte  nicht  ohne  Weiteres '. 
Allerdings  ist  es  üblich ,  dass  der  Papst  den  Primas  zu  seinem  Delegaten  mit  den 
erwähnten  Befugnissen  ernennt  ^. 

Für  die  Berufung-^,  die  Zusammensetzung  dieser  Konzilien i^,  die  Theilnahme- 


coll. 


Note 


1  Nämlißli  für  die  vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas Baltimore  1852  und  1866,  coli.  cit.  3, 
129.  389;  für  Irland  Thurles  1860,  p.  769  und 
Maynooth  1875,  Arch.  f.  k.  K.  R.  43,  55;  für 
die  Kolonien  Westindiens  1854  und  1867, 
cit.  3,  1089.  1107. 

'■^  Der  Bezirk  der  zuletzt  in  der  vorigen 
angeführten  Synoden  der  westindisclien  Kolonien 
ist  gebildet  worden  aus  der  Kirchenprovinz  von 
Puerta  de  Espafia  (oder  Spanisli  town  auf  Trini- 
dad) mit  dem  Bisthum  Roseau  (auf  Dominica), 
sowie  aus  den  apostolischen  Vikariatcn  von  brit. 
Guyana  oder  Demerara,  lioll.  Guyana  oder  Suri- 
nam, von  Jamaica  und  Cura^ao,  also  aus  Gebie- 
ten unter  britischer,  dänischer  und  holländischer 
Herrschaft,  s.  11.  cc. 

3  Die  Provinzialsynode  von  Baltimore  1849 
bittet  den  Papst  um  Gestattung  eines  concilium 
nationale,  in  der  päpstlichen  Bewilligung  wird 
dasselbe  aber  als  f)ienarmm  bezeichnet,  3,  112. 
129 ;  und  diese  Benennung  bleibt  dann  die  offi- 
zielle der  Kurie,  wie  der  Synoden  selbst,  p.  325. 
335.  Die  Synode  von  Thurles  charakterisirt  sich 
selbst  als  nationalis,  p.  773,  der  Papst  sie  als 
conventus  plenarlus  episcoporura  totius  nationis 
p.  769,  die  Propaganda  dagegen  als  synodus 
plenaria  p.  804.  Für  die  beiden  Avestindischen 
Synoden  wird  allerdings  diese  Bezeichnung  niclit 
gebraucht. 

4  Coli.  cit.  3,  1089.  1107. 

5  S.  die  Citate  in  Anm.  1. 

Die  beiden  erwähnten  Rechte  des  Papstes  er- 
geben sicli  für  die  Gebiete  der  Propaganda  dar- 
aus, dass  er  hier  die  obere  Leitung  hat  und  alle 
Einrichtungen  von  ihm  abhängig  sind,   soweit  er 


nicht  durch  Uebertragung  der  Institutionen  des 
gemeinen  Rechts  dieses  zugleich  mit  in  Kraft 
gesetzt  hat  (weshalb  z.  B.  bei  Durchführung  der 
Metropolitanverfassung  in  solchen  Gebieten  zur 
Berufung  von  Provinzialsynoden  keine  päpst- 
liche Genehmigung  erforderlich  ist). 

In  den  Ländern  der  ordentlichen  Verfassung 
sind  die  Plenarsynoden  übrigens  ebenfalls  keine 
gemeinrechtliche  Institution.  Nur  da,  wo  noch 
eine  reale  Primatialstellung  besteht,  wie  in  Un- 
garn, Th.  I.  S.  632,  würde  der  Primas  allein, 
wie  dies  dort  noch  i.  J.  1822  mit  der  Press- 
burger Synode,  coli.  cit.  5,  933,  geschehen  ist, 
ein  Primatialkonzil  ohne  Genehmigung  des  Pap- 
stes einzuberufen  befugt  sein.  A.  M.  Ginzel 
1,  128.  Freilich  wird  bei  der  heutigen  Abhän- 
gigkeit der  Bischöfe  vom  Papste  dies  kaum  mehr 
ohne  Einholung  der  Zustimmung  des  letzteren 
erfolgen. 

6  Das  ist  für  alle  erwähnten  Synoden  gesche- 
hen, s.  0.  Anm.  1. 

7  A.  M.  Gi  nzel  1,  128.  Er  übersieht  aber, 
dass  es  sich  bei  einer  solchen  nicht  um  reale 
Rechte  handelt. 

8  Obwohl  der  Erzbischof  von  Baltimore  den 
Vorrang  eines  Primas  erhalten  hat,  coli.  cit.  3, 
179,  sowie  in  Irland  der  Erzbischof  von  Armagh 
diesen  Titel  führt,  Th.  I.  S.  621,  ist  doch  bei- 
den die  Befugniss,  ein  Plenarkonzil  mit  den  er- 
wähnten Rechten  zu  berufen,  besonders  vom 
Papste  übertragen  worden,  coli.  cit.  3,326.  769  ; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  43,  55. 

9  Berufungsschreiben  coli.  cit.  3.  129.  327. 
771. 

»0  Vgl.  3,  131.  133. 
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[§.  182. 


Berechtigung  und  Verpflichtung  ^  das  Recht  zu  entscheidender  2  und  berathender 
Stimme'*,  die  Geschäftsbeliandlung'*,  die  Beschlussfassung 5,  die  Einsendung  der  Be- 
schlüsse nach  Rom,  die  Revision  derselben^,  ihre  etwaige  päpstliche  Bestätigung^, 
sowie  endlich  ihre  Publikation^  gilt  das  für  die  Provinzialsynoden  Bemerkte,  da  sie 
sich  aus  den  Theilnehmern  mehrerer  solcher  zusammensetzen. 

Die  örtliche  Zuständigkeit  einer  solclien  Synode  erstreckt  sich  dagegen  auf  das 
gesammte  Gebiet,  für  welches  dieselbe  berufen  wird.  Materiell  umfasst  sie  das  Gesetz- 
gebungsrecht für  den  ganzen  Bezirk  innerhalb  derselben  Schranken,  welche  den 
Provinzialsynoden  gesteckt  sind  '^.  Ferner  steht  der  Synode  auch  ein  Aufsichts- 
recht insoweit  zu ,  als  es  sich  um  die  Erlangung  der  erforderlichen  Kunde  der  Ver- 
hältnisse ihres  Bezirks  zum  Zweck  der  gemeinsamen  Regelung  der  letzteren  und  der  Ab- 
stellung von  Missbräuchen,  sowie  um  die  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  handelt  ^^^j  wo- 
gegen ihr  die  anderweitigen  den  Provinzialsynoden  zukommenden  Befugnisse  fehlen  '^ 


§.  182.     D.   Die  Diöcesansi/noden*. 

Die  Diöcesansynode  ist  die  Versammlung  des  Klerus  einer  Diöcese  unter  dem 
Ordinarius  derselben  behufs  der  Berathung  des  letzteren  bei  der  Leitung  der  Diö- 


6 
7 
1.  c. 


1  L.  c.  3,  3'27.  345.  Zulassung  fremder  Bi- 
schöfe p.  131 ;  vgL  ferner  p.  138. 

2  L.  c.  3,  148.  352.  545.  799. 

3  L.  c.  3,  352. 

4  Ernennung  der  Konzilsbeamten,  welche  de- 
nen des  Provinzialkonzils  entsprechen  3,  131. 
338.  774.  1109;  Zulassung  von  Theologen  p. 
134.  348.  1109;  Bildung  von  Kommissionen  3, 
132;  Erledigung  der  Geschäfte  in  Privat-,  Gene- 
ral-Kongregationen und  öffentlichen  Sitzungen 
p.  133.  137  ff.  331  ff.  351  ff. 

5  L.  c.  3,  773. 
L.  c.  3,  148.  151.  374.  379.  772.  1115. 
Bestätigungshreve  von  Pins   IX  von  1856, 

3,  1104. 

8  Puhlikationsschreiben  des  Vorsitzenden  De- 
legaten 3,  323. 

9  Es  ist  erklärlich ,  dass  mit  Rücksicht  auf 
den  Zweck  dieser  Synoden  auch  von  Rom  aus 
Anweisungen  über  die  Berathung  bestimmter 
Gegenstände  gegeben  worden  sind ,  3,  325.  328. 

«0  Conc.  pl.  Baltim.  II.  n.  57,  1.  c.  3,  416 : 
„Conciliorum  autem  provlncialium  quae  in  sin- 
gulis  nostris  provinciis  celebrabuntur,  erit  pro- 
mulgare  ac  executioni  dare  fldei  sanctae  deüni- 
tiones  generalisque  ecclesiae  disciplinae  statuta 
ac  nominatim  huius  plenarii  concilii  de- 
creta,  postquam  fuerint  a  summo  pontifice  re- 
cognita  ac  emendata.  Praecipuum  quippe  huius- 
modi  conciliorum,  sicut  et  plenariorum  mu- 
nus  in  eo  consistit,  ut  non  solummodo  legum  ec- 
clesiae generalium  in  oecumenicis  conciliis  et 
pontificiis  constitutionibus  latarum  Promulga- 
tion! ac  executionl  efflcaciter  providere  satagant, 
sed  etiam  abusuum  per  fragilitatem  humanam 
contra  easdem  iuvectorum  correctioni  invigilent 
ac  fldei  sanctae  principia  ab  ecclesia  deflnita 
contra  novatorum  machinationes  sarta  tecta  tue- 


antur,   ne  grex  Christi,   alimenti  salutaris  loco, 
errorum  veneno  inficiatur." 

11  Blosse  Bischofsversammlangen  eines  Landes, 
wie  sie  im  J.  1848  und  1849  in  Deutschland  und 
Frankreich  gehalten  worden  (s.  0.  S.  581),  fer- 
ner in  Oesterreich  auf  staatliche  Veranlassung  in 
demselben  Jahre  zur  Berathung  über  die  Aus- 
führung des  Patentes  v.  4.  März  1849,  Beiträge 
z.  preuss.  u.  deutsch.  Kirchenrecht.  Paderborn 
185G.  S.  37.  41,  coli.  Lac.  5,  1331  ff.,  weiter 
1856  über  die  Durchführung  des  Konkordates  v. 
1855,  coli.  Lac.  5,  1241  fif.,  sodann  in  Deutsch- 
land 1869  mit  Rücksicht  auf  das  bevorstehende 
Vatikanische  Konzil,  1.  c.  p.  1215,  und  nach 
demselben  1870,  Friedberg,  Aktenstücke 
zum  Vatikan.  Koncil  S.  56.  155.  639,  zusam- 
mengetreten sind,  gehören  nicht  hierher.  Sie 
sind  nicht  formell  als  Konzilien,  sondern  als 
freie  Versammlungen  berufen ,  und  wenngleich 
es  sich  auf  allen  um  Berathung  kirchlicher  An- 
gelegenheiten gehandelt  hat,  so  war  der  Zweck 
derselben  doch  nicht  die  Ausübung  von  Juris- 
diktions-Akten, insbesondere  der  Feststellung 
von  kirchlichen  Gesetzen  und  Anordnungen, 
sondern  der,  gemeinschaftliche  Anträge  an  die 
Regierungen  zu  vereinbaren,  gutachtliche  Aeusse- 
rungen  abzugeben  oder  Aufklärungen  und  Be- 
lehrungen an  Klerus  und  Volk  zu  erlassen. 

*  Vgl.  ausser  der  0.  S.  582.  n.  *  angeführten 
Literatur  noch  Enr.  Botteo  (de  Bottis),  tr. 
de  synodo  episcopali.  Lugd.  1529 ;  Giov.  Ant. 
Massobrius,  tr.  de  synodo  dioecesana.  Rom. 
1627;  B  art.  Gavanto  ,  de  synodo  dioecesana. 
Rom  1628;  desselb.  Praxis  dioecesanae  synodi. 
Rom  1634.  1644.  1673;  Benedicti  XIV  de 
synodo  dioecesana  libri  XIII  (über  die  Ausgaben 
s.  V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  u.  Liter,  d. 
can.  Rechts  3,  504);  Holtgreven,  die  Diöce- 
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cesangeschäfte  und  der  Ermöglichung  einer  wirksameren  und  gedeihlicheren  Verwal- 
tung des  Bisthums. 

I.  Das  Recht  der  Berufung  und  Abhaltung  steht  dem  Bischof,  von  dem 
Zeitpunkt  des  Empfangs  seiner  Bestätigungsbulle  2,  sowie  dem  Generalvikar  dessel- 
ben, aber  nur  kraft  besonderer  Spezialvollmacht  3,  endlich  bei  Erledigung  des  bischöf- 
lichen Stuhles  dem  Kapitularvikar ,  sofern  seit  der  letzten  Diöcesansynode  ein  Jahr 
verflossen  ist  4,  zu.  Dagegen  sind  üiq  praelati  nullms  im  Allgemeinen  nicht  befugt, 
für  ihre  Quasi-Diöcese  solche  Synoden  zu  veranstalten  ^. 

II.  Recht  und  Pflicht  der  Theilnahme.  Nach  der  Vorschrift  des  Tri- 
dentinums'»,  haben  ein  Recht  zur  Synode  berufen  zu  werden  und  auf  derselben  zu 
erscheinen,  andererseits  aber  die  Pflicht,  sich  auf  derselben  einzufinden': 

1.  Alle  diejenigen,  welche  an  einer  Kirche  die  Seelsorge  verwalten; 
gleichviel,    ob    sie   Weltgeistliche  oder  Mönche    sind  8,  ob  ihr  Amt  den  Charakter 
eines  wirklichen  Benefiziums  trägt  oder  nicht  ^,    und  ob   sie  als  Ordensleute    das 
Privilegium  der  Exemtion  besitzen  oder  ob  ihnen  dasselbe  fehlt  ^o. 


sansynode  als  Rechtsinstitut.  Münster  1868 ; 
Kolkmann,  die  (Paderborner)  Diöcesansynode 
V.  8.,  9.,  10.  Ootober  1867.    Münster  1868. 

1  Trid.  sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.  Darüber, 
dass  er  vorher  denBeirath  des  Kapitels  nicht  ein- 
zuholen braucht,  vgl.  Th.  II.  S.  156.  Ueber  die 
Abhaltung  in  aeque  principaliter  unirten  Diö- 
cesen  s.  Th.  II.  S.  427. 

2  Damit  erlangt  er  das  Recht  zur  Ausübung 
seiner  bischöflichen  Jurisdiktion,  aus  welcher 
die  Befugniss  zur  Abhaltung  der  Synode  her- 
fliesst,  Benedict.  XllI  1.  c.  II.  5.  n.  5.  6,  vgl. 
auch  Th.  II.  S.  675.  Ueber  die  zu  verneinende 
Streitfrage,  ob  der  Erzbischof  die  Diöcesansynode 
für  seine  Erzdiöcese  erst  nach  Empfang  des 
Palliums  berufen  kann,  vgl.  Th.  II.  S.  33. 

Der  episcopus  in  partihus  infidelium  kann  als 
solcher  keine  Diöcesansynode  abhalten,  wenn  er 
nicht  gleichzeitig  anderwärts  einen  eigenen 
Sprengel,  welchen  er  als  wirklicher  Bischof  ver- 
waltet, besitzt,  Ben  edict.  XIV.  1.  c.  II.  7. 
n.  4.  5. 

3  Th.  II.  S.  214,  auch  wenn  der  Bischof  ab- 
wesend ist.  Daher  würden  die  Beschlüsse  einer 
von  ihm  selbst  in  diesem  Falle  ohne  Vollmacht 
abgehaltenen  Synode  nichtig  sein ,  Congr.  conc. 
in  Rieht  er 's  Tridentinum  S.  328.  n.  2.  Auch 
kann  der  Bischof  im  Verhinderungsfalle  einen 
anderen  Stellvertreter  damit  beauftragen,  Fer- 
raris s.  V.  synodus  dioecesana.  n.  13.  Der  Kar- 
dinalvikar in  Rom  bedarf  einer  solchen  Spezial- 
vollmacht nicht,  Th.  I.  S.  488-,  doch  ist  die  Ab- 
haltung von  Diöcesansynoden  für  Rom  nicht  üb- 
lich, Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  3.  n.  7. 

*  Th.  II.  S.  243. 

Das  Recht  muss  auch  dem  coadiutor  des  Bi- 
schofs, welcher  die  alleinige  Verwaltung  des 
Bisthums  führt,  zugesprochen  werden,  Th.  II. 
S.  255',  ebenso  einem  apostolischen  Vikar,  wel- 
cher mit  derselben  beauftragt  ist,  a.a.  0.  S.  258, 
doch  erklärt  es  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  10. 
n.  10  für  räthlicher,  falls  in  seiner  Bestellungs- 
urkunde eine  desfallsige  Vollmacht  nicht  enthal- 
ten ist,  eine  solche  vom  Papste  zu  erbitten. 


5  Th.  II.  S.  345. 

6  Sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.  :  „Synodi  quoque 
dioecesanae  quotaunis  celebrentur";  ad  quas  ex- 
empti  omnes  qui  alias  cessante  exemptione  Inter- 
esse deberent  nee  capitulis  generalibus  subdun- 
tur,  accedere  teneantur ;  ratione  tamen  parochia- 
lium.  aut  aliarum  saecularium  ecclesiarum,  etiam 
annexarum  debeant  ii,  qui  illarum  curam  gerunt, 
quicunque  illi  sint,  synodo  Interesse." 

"^  Wie  man  schon  früher  so  gut  wie  aus- 
schliesslich die  Pflicht  zum  Erscheinen  betont 
hat,  so  auch  noch  das  Tridentinum.  Da  indessen 
die  Diöcesansynode  die  Repräsentation  des  Kle- 
rus der  Diöcese  bilden  soll,  so  ist  das  Erscheinen 
des  letzteren  auf  derselben  wesentlich  und  er 
hat  daher  unabhängig  vom  Bischof,  falls  dieser 
eine  Diöcesansynode  abhalten  will,  auch  das 
Recht,  zu  derselben  berufen  und  zugelassen  zu 
werden.  Welche  Klassen  von  Geistlichen  die 
erwähnte  Vertretung  des  Klerus  zu  bilden  haben 
und  welche  für  dieselbe  nicht  erforderlich  sind, 
kann  allerdings  nur  das  positive  Recht  bestim- 
men. Wenn  dasselbe  aber  für  gewisse  Katego- 
rien das  Erscheinen  bei  Strafe  anordnet,  so  liegt 
darin  zugleich  ein  Ausdruck  dafür,  dass  es  diese 
für  wesentliche  Theilnehmer  der  Synode  er- 
achtet, ihnen  also  auch  ein  Recht  der  erwähnten 
Art  gewähren  will,  Holtgreven  S.  llff.  S. 
übrigens  für  einen  Spezialfall  Fagnan.  ad  c.  19 
X.  de  praec.  111.  5.  n.  10  und  Benedict.  XIV. 
1.  c.  III.  4.  n.  3. 

8  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  5.  n.  2. 

9  Der  poenitentarius  des  Domkapitels  (s.  Anm. 
7.  a.  E.),  ferner  z.  B.  die  desservants  in  Frank- 
reich, B  0  u  i  X  2,  360,  von  denen  im  Widerspruch 
mit  dem  Tridentinum  nach  den  Provinzialkon- 
zilien  v.  Avignon  1849  u.  Auch  1851,  acta  conc. 
coli.  Lac.  4,  345.  1177,  der  Bischof  nur  einige 
auswählen  und  zulassen  soll ,  endlich  Vikare, 
welche  eine  vakante  Pfarre  verwalten  oder  den 
dauernd  behinderten  Pfarrer  vertreten. 

10  So  die  Congr.  concil.  bei  Ben  ed.  XIV.  1.  e. 
III.  1.  n.  10  u.  III.  7.  n.  Iff.,  sowie  Richter's 
Tridentinum  S.  330.  n.  10.    Die  zur  Quasi-Diö- 
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2.  Sofern  sie  nicht  zu  der  unter  1  erwähnten  Kategorie  gehören,  schon  nach 
dem  früheren  gemeinen  Ivccht  alle  Klostervorsteher  in  der  Diöcese  ^  und  zwar  nach 
dem  Tridentinum '^  auch  diejenigen,  welche  sonst  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion 
eximirt  sind^,  falls  sie  nicht  unter  einem  Generalkapitel  stehen. 

8.  Zufolge  eines  festen  allgemeinen  Gewohnheitsrechts  endlich  auch  das  Dom- 
kapitel *,  welches  mindestens  durch  Stellvertreter  zu  erscheinen  angehalten  werden 
kann  ^. 

Ausser  diesen  Personen  kann  sowohl  durch  das  Partikularrecht  noch  anderen 
Geistlichen  die  Verpflichtung  auferlegt  ß,  sowie  auch  ein  Recht  zum  Erscheinen  ge- 


cese  eines  praelati  nullius  gehörigen  Seelsorger 
haben  auf  der  Diöcesansynode  des  benachbarten 
Bischofes  zu  erscheinen,  welcher  nach  Trid.  sess. 
XXIV.  c.  9  de  ref.  über  sie  das  Visitationsrecht 
auszuüben  hat,  vgl.  Th.  II.  S.  345.  n.  4. 

Was  die  inkorporirten  Pfarreien  oder  eine  einer 
Korporation  oder  einem  Dignitar  als  solchem 
zustehende  Seelsorge  betrifft,  so  nimmt  die 
herrschende  Meinung  an,  Fagnan.  ad  c.  9  X. 
de  M.  et  0.  I.  33.  n.  7  und  Benedict.  XIV. 
1.  c.  III.  1.  n.  11,  dass  wenn  die  Seelsorge  nur 
durch  ad  nutum  amovible  Vikare  ausgeübt  wird, 
der  Prälat  oder  die  Korporation,  welche  diese 
ernennt,  auf  der  Diöcesansynode  zu  erscheinen 
hat,  dass  aber  umgekehrt  die  Pflicht  den  Vikaren 
obliegt,  falls  sie  Weltgeistliche  sind  und  dauernd 
unter  Approbation  des  Bischofs  mit  der  Wahr- 
nehmung der  Seelsorge  betraut  sind.  Indessen 
erscheint  diese  Unterscheidung  haltlos,  weil  sie 
auf  einem,  dem  Tridentinum  (S.  655.  n.  6)  frem- 
den Moment  beruht.  Die  Worte  desselben  :  „qui 
illarum  curam  gerunt"  können  nur  entweder  auf 
das  Recht  zur  Seelsorge  oder  die  thatsächliche 
Ausübung  derselben  bezogen  werden  ,  und  dabei 
ist  die  Widerruflichkeit  des  Rechtes  oder  der 
faktischen  Stellung  völlig  gleichgültig.  Fragt 
man,  welche  der  beiden  Alternativen  das  Konzil 
im  Auge  gehabt  hat,  so  wird  man  sich  für  die 
erstere  entscheiden  müssen,  denn  nicht  nur  liegt 
für  die  Regel  die  thatsächliche  Verwaltung  der 
Seelsorge  dem  dazu  Berechtigten  persönlich  ob, 
sondern  selbst  da ,  wo  sich  derselbe  vertreten 
lassen  kann ,  steht  ihm  gewöhnlich  die  Aufsicht 
über  seine  Vertreter  zu.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  hat  also  bei  der  incorporatio  quoad  tempo- 
ralia  der  die  Stelle  des  Pfarrers  einnehmende 
Vikar  (Th.  II.  S.  447)  und  bei  der  einem  Ka- 
pitel zustehenden  cura  habitualis  derjenige,  wel- 
cher kraft  festen  Rechtes  die  cura  actualis  aus- 
übt (a.  a.  0.  S.  304),  nicht  der  Inkorporations- 
berechtigte oder  das  Kapitel  das  Recht  und  die 
Pflicht,  auf  der  Synode  zu  erscheinen,  umgekehrt 
aber  bei  incorporatio  quoad  temporalia  et  spiri- 
tualia  der  Inkorporationsberechtigte  (a.  a.  0. 
S.  452),  sowie  das  Kapitel,  welches  seine  cura 
habitualis  durch  blosse  Vikare  ohne  festes  Recht 
auf  die  cura  verwalten  lässt.  Weder  im  Ein- 
klang mit  dieser  noch  der  erst  erwähnten  Ansicht 
sollen  nach  dem  Wiener  Provinzialkonzil  v.  1858, 
coli.  Lac.  5,  159,  nur  die  Aebte,  Pröpste,  Kon- 
ventualprioren  und  Ordensprovinzial-Oberen  be- 
rufen werden,  „quorum  monasteriis  domibusve 
beneflicia  curata  incorporata  sunt"  (ähnlich  auch 
Colocsa   1863,    1.  c.  p.  640),    was    nur   korrekt 


wäre,  wenn  es  sich  in  allen  Fällen  urn  eine  in- 
corporatio quoad  temp.  et  spiritualia  handelte. 

1  c.  9  (Innoc.  III)  X.  de  M.  et  0.  I.  33 ;  c.  17 
(id.)  X.  de  Privileg.  V.  33,  welche  allerdings 
nur  das  bestehende  Gewohnheitsrecht,  s.  o.  S. 
588.  593,  anerkennen.  Das  cit.  Wiener  Konzil 
(s.  vor.  Anm.)  beschränkt  die  Berufung  dagegen 
lediglich  auf  die  Klostervorsteher  der  dort  er- 
wähnten Art  und  solche ,  welche  selbst  die  Seel- 
sorge verwalten. 

2  S.  655.  n.  5. 

3  Ueber  die  praelati  nullius,  welche  selbst 
keine  Diöcesansynode  abhalten  können,  s.  Th.  II. 
S.  345. 

4  S.  0.  S.  588.  593;  Benedict.  XIV.  1.  c. 
III.  4.  n.  2;  Ferraris  s.  synodus  dioecesana 
n.  24;  Phillips  S.  153;  Bouix  2,  359. 
Uebereinstimmend  damit  die  Anordnungen  der 
neueren  Provinzialkonzilien ,  Wien  1.  c. ;  Köln 
1860,  coli.  cit.  5,  347;  Colocsa  1863,  p.  640; 
Albi  1850,  1.  c.A,  418;  Aix  1850,  p.  980; 
Auch  1851,  p.  1176.  Dem  entspricht  auch  die 
Praxis.  So  war  das  Domkapitel  vertreten  auf  den 
Diöcesansynoden  von  Fünfkirchen  1863,  Mecheln 
1872  und  Prag  1873,  Arch.  f.  k.  K.-R.  12,  95; 
29,  161  u.  31,  198. 

Auch  der  canonicus  jubilatus  (s.  o.  S.  241) 
ist  an  sich  nicht  von  der  Pflicht  zum  Erscheinen 
befreit,  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  6. 

5  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  2,  wenn  das  Par- 
tikularrecht oder  der  einberufende  Bischof  (Arch. 
f.  k.  K.-R.  29,  161)  eine  solche  theilweise  Ver- 
tretung zulässt. 

fi  Eine  solche  Pflicht  hat  früher  vielfach  für 
die  Prälaten  der  Stiftskirchen  in  der  Diöcese  be- 
standen, s.  0.  S.  588.  593.  Vgl.  auch  Ben  ed. 
XIV.  1.  c.  III.  c.  1  n.  2.  Das  Kölner  Provinzial- 
konzil V.  1860,  legt  sie  allen,  welche  in  der 
Diöcese  eine  Dignität,  einen  Personat  und  Offi- 
cium, sowie  den  Kanonikern  der  Kollegiatkir- 
chen  und  den  Säkular-Aebteji  auf,  tit.  I.  c.  9, 
coli.  cit.  5,  346 :  ,,  Interesse  autem  tenentur  sy- 
nodo  omnes,  qui  in  dioecesi  dignitatem  habent, 
personatum  et  officium,  vicarius  generalis,  vi- 
carii  foranei,  ecclesiae  metropolitanae  seu  cathe- 
dralis  canonici,  parochi  et  omnes  qui  curam  ani- 
marura  habent  parochialium ;  rectores  quoque 
saecularium  ecclesiarum,  etiam  annexarum  ;  prae- 
terea  canonici  collegiatarum,  abbates  saeculares 
atque  etiam  reguläres,  qui  generalibus  capitulis 
non  subduntur  cunctique  exemti  qui  alioquin, 
sublata  exeratione,  ad  synodum  venire  deberent". 
Das  cit.  Wiener  Provinzialkonzil  beschränkt  die 
Pflicht  auf  die  Pröpste  der  Kollegiatkirchen,  tit. 
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währt  sein  1  und  soweit  dabei  Exemte  in  Frage  stehen,  kommt  ebenfalls  die  er- 
wähnte Vorschrift  des  Tridentinums  zur  Anwendung.  Endlich  ist  der  Bischof  befugt, 
diejenigen  Geistlichen,  deren  Theilnahme  ihm  für  die  Erfüllung  der  Zwecke  der 
Diöcesansynode  erforderlich  und  wünschenswert!!  erscheint,  einzuberufen  und  die- 
selben sind  kraft  ihrer  Obedienzpflicht  verbunden,  seinem  Rufe  zu  folgen. 

Hierher  gehören,  soweit  sie  nicht  schon  aus  dem  eben  vorher  gedachten  Grund 
in  Frage  kommen: 

a.  Der  Generalvikar  2, 

b.  die  Erzpriester  und  Bezirksvikare  (vicarii  foranei)  ^, 

c.  die  Kollegiatkapitel  ^. 

d.  Ausser  den  Kanonikern  (s.  vorher)  auch  die  Inhaber  anderer  einfacher  Bene- 
fizien  ^  und 

e.  die  Kleriker  der  höheren  Weihen,  beide  Kategorien  aber  nur  dann,  wenn 
sich  dafür  ein  Gewohnheitsrecht  gebildet  hat,  die  letzte  auch  abgesehen  davon  unter 
der  Voraussetzung,  dass  auf  der  Synode  über  die  Reform  der  Sitten,  über  allgemeine, 
den  ganzen  Klerus  betreffende  Angelegenheiten  verhandelt  oder  die  Verkündigung 
der  Beschlüsse  des  Provinzialkonzils  vorgenommen  werden  soU^,  wobei  jedoch  im 
Berufungsschreiben  diese  Zwecke  angegeben  werden  müssen '. 


II.  c.  11,  1.  c.  5,  159:  „Ad  synodum  dioecesa- 
num  vocandi  sunt  ecclesiae  metropolitanae  seu 
cathedralis  canonici,  ecclesiarum  collegiatarum 
praepositi  vel  quomodociinque  prima  eorum  dig- 
nitas  adpelletur  necnon  abbates,  praepositi,  pri- 
ores conventuales  atqiie  superiores  provinciales 
regularium,  qui  animarum  curam  agunt  aut  quo- 
rum  monasteriis  domibusve  beneflcia  curata  in- 
corporata  sunt  neque  sine  legitima  excusatione 
absint.  Vocati  praererea  adesse  tenentur  paroclii 
et  omnes  sacerdotes  in  parocbiali  animarum  cura 
constituti,  rectores  quoque  ecclesiarum  non  pa- 
rochialium,  ubi  cultus  divinus  publice  celebra- 
tur ;  si  autem  de  morum  reformatione  vel  alia  re 
totum  clerum  concernente  agendum  aut  concilii 
provincialis  decreta  publicanda  sint,  etiam  alii 
sacerdotes  dioecesani.  Delectus  tarnen  ita  habea- 
tur,  ut  cura  animarum  detrimentum  non  capiat, 
neque  ad  synodum  vocatorum  numerus  ultra  du- 
centos  facile  ascendat".  Hinzuweisen  ist  bei  die- 
sen Stellen  besonders  auf  die  Berufung  der  „rec- 
tores saecularium  ecclesiarum  etiam  annexariim-' 
im  Kölner  und  der  „rectores  ecclesiarum  non  pa- 
rocbialium,  ubi  cultus  divinus  celebratur". 

Das  Plenarkonzil  von  Baltimore  von  1866  tit. 
2.  c.  4.  n.  66,  coli.  cit.  3,  420:  „Praeter  sacerdo- 
tes curam  animarum  habentes  sive  sint  saecula- 
res,  omnes  etiam  in  dignitatibus  quibuscumque 
constituti,  rectores  etiam  seminariorum,  huius- 
modi  synodis  Interesse  debenf',  verlangt  auch 
Theilnahme  der  Seminarrektoren, 

1  Doch  braucht  dieses  nicht  immer  mit  der 
Pflicht  verbunden  zu  sein. 

2  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  3.  n.2.  3;  Phil- 
lips S.  152.  Vgl.  auch  das  cit.  Kölner  Prov.- 
Konzil. 

Für  den  Weihbischof  gilt  dies  aber  nicht.  Der 
Bischof  kann  ihn  wohl  zur  Synode  einladen  und 
zulassen  —  zu  Hecheln  1872,  Arch.  f.  k.  K.-R. 
29,  161,   war  ein  solcher  anwesend  — ,  aber  da 

Hins  Chi  US,  Kirchenrecht.   III. 


er  als  Weihbischof  nichts  mit  der  Diöcesanver- 
waltung  zu  thun  hat,  und  als  Bischof  nur  dem 
Papst  untersteht,  Th.  II.  S.  177,  kann  der  Diöce- 
sanbischof  ihn  nicht  zum  Erscheinen  verpflichten. 

3  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  5;  Phillips 
a.  a.  0.  ;  vgl.  ferner  das  citirte  Kölner  Prov.- 
Konzil  und  die  Fünfkirchener  Diöcesansynode 
V.  1861  (vice-archidiaconi ,  s.  Th.  II.  S.  291. 
n.  7). 

4  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  4.  n.  5.  Die 
nicht  am  Synodalort  residirenden  Kapitel  können 
aber  Vertreter  senden.    Vgl.  auch  S.  656.  n.  6. 

5  So  nach  der  Praxis  der  Congr.  conc.  1.  c.  III. 
6.  n.  1— 5;  Richter's  Tridentinum  S.  329. 
n.  10.  11. 

6  S.  a.  a.  0.  Unter  dieser  Voraussetzung  sind 
selbstverständlich  auch  die  Inhaber  einfacher 
Benefizien  zum  Erscheinen  verpflichtet ,  aber 
nicht  wegen  ihrer  Benefizien,  sondern  wegen 
ihrer  Zugehörigkeit  zum  Klerus.  Ein  Greist- 
licher,  dessen  Domizil  sich  in  einer  anderen  Diö- 
cese  als  sein  einfaches  Beneflzium  befindet,  hat 
daher  wegen  der  zu  d)  gedachten  Verpflichtung 
dem  Rufe  des  Bischofes  derDiöcese  seines  Bene- 
fiziums,  wegen  der  zu  e)  aber  der  Ladung  des 
Bischofs  seines  Domizils  zur  Synode  zu  folgen, 
Ben  ed.  XIV.  1.  c.  n.  7. 

■^  Congr.  conc.  v.  1629  bei  Benedict.  1.  c. 
n.  1  und  Richter  a.  a.  0.  n.  11.  Sonst  tritt 
keine  Verpflichtung  zum  Erscheinen  ein. 

Ausserdem  war  der  Bischof  als  apostoli- 
scher Delegat  befugt,  die  Aebte,  Prioren, 
Guardiane  und  sonstigen  Oberen  der  in  Italien 
und  auf  den  angrenzenden  Inseln  befindlichen, 
von  Innocenz  X  1652  supprimirten  ,  aber  1654 
wieder  restituirten  kleineren  exemten ,  unter 
General kapiteln  stehenden  Klöster  zur  Diöce- 
sansynode zu  berufen ,  Dekret  Alexanders  VII 
V.  10.  Februar  1654,  vgl.  Fagnan.  ad  c.  7  X. 
de  oö\  iud.  ordin.  I.  31.   n.  41  ff.  ;   Benedict, 
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Laien,  welche  in  früherer  Zeit  wiederholt  an  den  Synoden  Theil  genommen 
haben',  soll  der  Bischof  behufs  Einholung  ihres  Rathes  nach  der  spätem  römischen 
Praxis  nicht  mehr  zuziehen'-.  Von  einem  Recht  und  einer  Pflicht  derselben  zu  er- 
scheinen, kann  daher  keine  Rede  sein  ^. 

IIL  Die  Berufung  der  Synode  erfolgt  durch  ein  besonderes  Konvokations- 
sclireiben  *  des  Berechtigten ,  für  die  Regel  also  des  Bischofs ,  welches  eine  ange- 
messene Zeit'^  vor  dem  Zusammentritt''  erlassen  und  bekannt  gemacht  wird'.  Das- 
selbe hat  die  Zeit  der  Abhaltung,  sowie  den  Ort,  welcher  für  die  Regel  die  Kathe- 
dralkirche sein  soll^,  anzugeben.  Es  muss  ferner  die  Aufforderung  an  alle  diejenigen 
enthalten ,  welche  zum  Erscheinen  berechtigt  und  verpflichtet  sind ,  ohne  dass  es 
freilich  einer  besonderen  Bezeichnung  derselben  ^,  sofern  ihre  Verbindlichkeit  nicht 
etwa  blos  durch  die  Einberufung  des  Bischofs  begründet  werden  soll  ^^,  bedarf. 

Wesentlich  ist  die  Angabe  der  Zeit,  des  Ortes,  die  Einladung  der  Berechtigten 
und  die  gehörige  Bekanntmachung  der  Berufung. 

Die  neueren  Provizialsynoden  haben  mehrfach  wegen  der  für  einzelne  ausgedehnte 
Diöcesen  bestehenden  Schwierigkeit,  eine  grosse  Anzahl  von  Geistlichen  zu  versam- 
meln, Beschränkungen  in  Betreff  der  Berufung  angeordnet,  z.  B.  dahin,  dass  die 
Zahl  der  Theilnehmer  vom  Ordinarius  bestimmt  werden  und  200  Mitglieder  nicht 
überschreiten  ^\  oder  dass  nur  die  Dekane  und  höchstens  noch  der  je  älteste  Pfarrer 
jedes  Dekanatsbezirks  erscheinen  sollen  ^^^  ^j^^  demgemäss  sind  auch  in  neuerer  Zeit 


XIV.  1.  c.  III.  6.  n.  1 — 4,  während  die  Vorsteher 
der  erwähnten  Klöster,  welche  der  damaligen 
Snppression  nicht  unterworfen  worden  sind,  nur 
sofern  in  denselben  nicht  mindestens  6  Religiösen 
und  darunter  4  Priester  unterhalten  wurden,  von 
dem  Bischof  kraft  der  gedachten  Befugniss  zur 
Diöcesansynode  geladen  werden  durften ,  die 
Leiter  der  übrigen  aber  nicht,  Benedict.  XIV. 

1.  c.  n.  5.  6. 

1  S.  0.  S.  588.  594. 

2  Benedict.  1.  c.  III.  9.  n.  8;  Fessle r 
S.  193. 

3  Wohl  aber  kann  sie  der  Bischof  als  Zeugen 
oder  Zuhörer,  falls  er  es  angemessen  findet,  zu- 

assen,  1.  c.  und  Phillips  S.  157. 

4  Ein  Formular  solcher  litterae  convocationis, 
indictionis  oder  epistola  invitatoria  bei  Bouix 

2,  413. 

5  Etwa  2  Monate  vorher. 

f'  Ueber  den  Zeitpunkt  der  Abhaltung,  v/elcher 
in  früheren  Zeiten  vielfach  partikularrechtlich 
ein  für  alle  Mal  festgesetzt  war,  s.  o.  S.  583.  591, 
bestimmt  das  Tridentinum  nichts.  Die  Entschei- 
dung darüber  steht  also  dem  Bischof  zu.  Zweck- 
entsprechend erscheint  es,  dass  die  Synode  nach 
abgehaltener  Visitation  der  Diöcese  einberufen 
wird,  weil  diese  gerade  für  die  Berathungen  und 
Anordnungen  derselben  das  erforderliche  Mate- 
rial beschafft,  Benedict  XIV.  1.  c.  I.  2.  n.  2; 
Phillips  S.  108.  166.  Indessen  setzt  dies  so- 
wohl die  regelmässige  Vornahme  von  Visitatio- 
nen als  auch  die  regelmässige  Abhaltung  von 
Diöcesansynoden,  also  eine  andere  als  die  that- 
säcbliche  bestehende  Praxis  voraus.  Daher  hat 
auch  die  Congr.  conc.  sich  dafür  ausgesprochen, 
dass  die  Synode,  wenn  seit  langer  Zeit  eine  solche 
nicht  versammelt  gewesen  ist,  vor  der  Visitation 


einberufen  werden  soll,  Ferraris  1.  c.  n.  16. 
Vgl.  Fessler  S.  238. 

'^  Z.B.  durch  ein  au  die  Thür  der  Kathedrale 
zu  heftendes  Edikt,  Formel  bei  Bouix  p.  413  ; 
Publikation  im  Diöcesanblatte,  Mittheilung  an 
das  Domkapitel  und  die  Evzpriester. 

^  Ausnahmsweise  aber  ein  anderer  Ort  inner- 
halb der  Diöcese  sein  kann,  so  auch  die  Congr. 
conc,  Benedict.  1.  c.  I.  5.  n.  3.  Abgesehen 
von  dem  Fall  der  Union  zweier  Bisthümer  (^Th.  II. 
S.  427)  bedarf  der  Bischof  zur  Abhaltung  der 
Synode  in  einer  fremden  Diöcese  der  Erlaubniss 
des  Ordinarius  derselben.  Selbst  aber,  wenn  er 
aus  dem  eigenen  Sprengel  vertrieben  worden  ist, 
wird  er,  anderer  Ansicht  Benedict.  XIV.  1.  c. 
n.2;  Phillips  S.  168,  die  Verpflicliteten  nicht 
zum  Erscheinen  zwingen  und  die  Ausgebliebenen 
nicht  bestrafen  können,  da  eine  Verbindlichkeit 
für  sie,  ihm  ausserhalb  der  Diöcese  zu  folgen, 
nicht  besteht. 

9  Auch  hier  ist  die  Formel :  „qui  de  iure  vel 
consuetudine  Interesse  debenf'  üblich  und  aus- 
reichend. 

10  S.  0.  S.  657. 

11  Kölner  von  1860,  coli.  Lac.  5,  345  :  ,,Unde 
etiam  providendum  est,  ut  ubi  dioeceseos  ampli- 
tudo  aliaeve  causae  maiorem  exhibent  difficulta- 
tem,  minor  ex  illis  qui  adesse  tenentur,  nume- 
rus ab  ordinario  determinandus,  qui  CG  tarnen 
non  excedat,  convocetur". 

12  Colocsa  1863,  1.  c.  p.  640. 

Von  den  französischen  schliesst  Tours  1849, 
irriger  Weise  von  der  Ansicht  ausgehend,  dass 
die  Kanonen  mehr  eine  Pflicht  als  ein  Recht  zum 
Erscheinen  festsetzen,  die  nicht  inamovibel  an- 
gestellten Seelsorger  im  Allgemeinen  aus  und 
lässt  nur  einen  amoviblen  aus  jedem  Kanton  zu. 
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unter  der  Bezeichnung.  Diöcesansynoden  Versammlungen  einberufen  worden,  von 
denen  in  Folge  derartiger  Vorschriften  ein  Theil  der  nach  dem  Tridentinum  zum 
Erscheinen  berechtigten  Geistlichkeit  ausgeschlossen  gewesen  ist'.  Hierin  liegt  eine 
entschiedene  Verletzung  des  gemeinen  Rechtes.  Derartige  Versammlungen  können 
daher  im  juristischen  Sinne  nicht  als  Diöcesansynoden  betrachtet  werden  ^,  und  ihre 
Anordnungen  haben  daher  nicht  den  Charakter  von  Diöcesansynodalstatuten ,  viel- 
mehr allein  den  einseitiger  bischöflicher  Verordnungen.  Wo  ein  wirkliches  Bedürf- 
niss  vorliegt,  im  Interesse  der  erleichterten  Abhaltung  der  Diöcesansynoden  nicht 
alle  Theilnahmeberechtigten  zu  berufen ,  kann  nur  durch  ein  päpstliches  Indult  ge- 
holfen werden,  welches  von  der  Vorschrift  des  Tridentinums  dispensirt  ^  Liegt  ein 
solches  vor,  dann  steht  allerdings  eine  in  Uebereinstimmung  mit  demselben  gehaltene 
Versammlung  rechtlich  der  Diöcesansynode  gleich  ^. 

Nach  dem  Tridentinum''  soll  die  Berufung  der  Synode  alljährlich  durch  den 


1.  c.  4,  259;  nach  Bordeaux  1850,  p.  581  soll 
nur  ein  Theil  der  Pfarrer  abwechselnd  jedesmal 
nach  einander  berufen  werden.  Vgl.  übrigens 
auch  S.  655.  n.  9. 

1  So  die  Paderborner  von  1867,  zu  welcher 
nur  die  Landdechanten  und  aus  jedem  Dekanate 
je  nach  dem  Umfange  derselben  entweder  zwei 
oder  ein  Pfarrer,  welche  durch  die  Dekanatskon- 
ferenz gewählt  worden  sind,  einberufen  waren, 
Kolk  mann  a.  a.  0.  S.  9.  10.  Freilich  ist 
dies  auch  schon  in  älterer  Zeit,  vor  dem  Triden- 
tinum, vorgekommen,  s.  o.  S.  593. 

2  S.  das  Reskript  d.  Oongr.  cono.  von  1720 
bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  I.  2.  n.  5  an  den 
Bischof  der  kanarischen  Inseln,  welcher  dersel- 
ben die  Unmöglichkeit  wegen  der  vielen  zerstreut 
liegenden  Inseln,  eine  Diöcesansynode  abzuhal- 
ten, dargelegt  hatte :  ,, Verum  s.  Congregatio  a 
te  certior  üeri  cupit,  an  in  unaquaque  insula 
possent  per  annos  singulos  deflnito  a  te  per  edic- 
tum  loco  ac  die  ant  omnes  aut  maior  clericorum 
pars,  quibus  synodo  Interesse  ius  est,  commode 
coire,  vices  suas  uni  aut  pluribus  procuratoribus 
delegaturi ;  et  an  qui  electi  fuerint,  possent  ac- 
cepto  authentico  legationis  suae  testimonio  Sta- 
tute pariter  tempore  te  convenire,  ut  referrent 
suarum  ecclesiarum  statum,  cleri  et  populi  mores, 
religionem,  pietatem,  templorum  decus,  piorum 
locorum  administrationem  ceteraque  omnia  quae 
opus  forent.  Collatis  tunc  ipse  consiliis,  quid 
agendum  esset,  imperares,  veluti  de  synodi  sen- 
tentia  imperataque  tili  ad  suos  adducerent  cura- 
rentque  perfectum  iri.  Id  enimvero  synodi 
speciem  obtineret,  maximumque  inde  fructum 
caperes;  quippe  quid  ubique  tuae  dioecesis  aga- 
tur  ,  penitus  internosceres  habitoque  cum  gra- 
vissimis  viris ,  quales  huiusmodi  procuratores 
creandi  essent,  sermone  melius  universis  eccle- 
siae  tuae  rebus  consuleres'',  welches  also  für  den 
Fall,  dass  die  Möglichkeit  zum  Erscheinen  nicht 
allen  Berechtigten  freisteht,  nur  von  einer  species 
synodi,  einem  Ersatz  einer  solchen,  spricht.Ben  e- 
dict  XIV  selbst  äussert  sich  mit  Bezug  darauf, 
dass  die  Congr.  „praecipuas  suggerit  industrias 
substituendas  synodo,  cum  ab  episcopo  fleri  ne- 
quit",  hält  also  eine  solche  Versammlung  eben- 
falls nicht  für  eine   Diöcesansynode   im  recht- 


lichen Sinne,  sondern  nur  für  ein  Ersatzmittel 
derselben,  um  deren  Zwecke  annähernd  zu  er- 
füllen. Derselben  Ansicht  Holtgreven  a.  a. 
O.  S.  21.  29.  Der  entgegengesetzten  Meinung 
Fessler  S.  198  ff.  Er  beruft  sich  aber  irriger 
Weise  auf  das  citirte  Reskript  der  Congr.  conc. 
und  auf  Fa  gnan.  ad  c.  25  X.  de  accus.  V.  1. 
n.  110,  welcher  indessen  nur  sagt,  dass  wenn 
nicht  alle  Verpflichteten  auf  der  Synode  erschie- 
nen sind,  der  Bischof  dieselbe  mit  den  Anwesen- 
den abhalten  könne ,  mithin  gar  nicht  von  der 
Ausschliessung  Berechtigter  handelt.  Sein  wei- 
terer selbstständiger  Grund,  dass  die  Diöcesan- 
synode die  bestmöglichste  Verwaltung  der  Seel- 
sorge bezwecke,  dieselbe  aber  durch  deren  Ab- 
haltung nicht  vernachlässigt  werden  dürfe  und 
daher  eine  Auswahl  der  Berechtigten  geboten  sei, 
um  nicht  für  die  Dauer  der  Synode  alle  Seelsorger 
ihren  Amtsbezirken  zu  entziehen,  rechtfertigt 
wohl  die  Zurücklassung  derjenigen,  deren  An- 
wesenheit nach  spezieller  Lage  der  Verhältnisse 
in  ihrer  Pfarrei  erfordert  wird,  aber  nicht  die 
generelle  Ausschliessung  ganzer  Kategorien  ohne 
Rücksicht  auf  solche  Umstände.  Auch  Phil- 
lips S.  163  scheint  dem  Bischof  das  Recht  der 
Auswahl  der  zu  berufenden  Geistlichen  einzu- 
räumen. 

3  Ein  derartiges  Indult  ist  für  die  Synode  von 
Mecheln  dahin  gegeben  worden,  dass  nur  die 
Erwählten  berufen  zu  werden  brauchen,  Archiv 
f.  k.  K.  R.  29,  160;  ein  ähnliches  für  die  Fünf- 
kirchener  von  1863,  a.  a.  0.  12,  95.  Für  die 
vorhin  erwähnte  Paderborner  Synode  von  1867 
ist  dagegen  ein  solches  nicht  nachgesucht  wor- 
den (a.  a.  0.),  dieselbe  ist  also  keine  wahre  Diö- 
cesansynode gewesen,  da  die  Vorschrift  des  Köl- 
ner Provinzialkonzils,  auf  Grund  deren  ein  Theil 
der  Berechtigten  ausgeschlossen  worden  ist,  trotz 
der  s.  g.  Approbation  des  letztern  durch  die 
Congr.  concil.  das  gemeine  Recht  nicht  hat  wirk- 
sam beseitigen  können,  s.  o.  S.  651. 

*  Gleichgültig  ist  es  dabei,  ob  der  Bischof  das 
Indult  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  hat 
oder  nicht,  vgl.  darüber  Holtgreven  a.  a.  0. 
S.  29  ff. 


5  Sess.  XXIV.  c.  2.  de  ref. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Bischof  bei  Strafe  der  suspensio  ab  officio^  erfolgen,  indessen  ist,  wie  oben  S.  597  ff. 
bemerkt ,  diese  Vorschrift  niemals  streng  beobachtet  worden ,  vielmehr  nur  von  Zeit 
zu  Zeit  der  Versuch  gemacht,  das  Institut  der  Diöcesansynode  wieder  in  die  prak- 
tische üebung  einzuführen  -. 

Wegen  ungerechtfertigten  Ausbleibens  \  welchem  das  eigenmächtige  Verlassen 
der  Synode  ohne  Urlaub  gleichsteht^,  können  arbiträre  Strafen  verhängt  werden ^'». 

IV.  Zweck  und  Zuständigkeit  der  Synode.  Die  Diöcesansynode  hat 
den  Zweck,  eine  gedeihliche  Verwaltung  der  bischöflichen  Diöcese  zu  erleichtern  und 
zu  sichern  ^.  Da  diese  letztere  vor  Allem  eine  gesetzmässige  sein  muss ,  so  dient  die 
Synode  I .  der  Kundmachung  der  Dekrete  der  Provinzialkonzilien  ^  und  anderer  kirch- 
licher Anordnungen,  z.  B.  der  päpstlichen  Konstitutionen;  2.  der  Ueberwachung  der 
Durchführung  und  Beobachtung  der  kirchlichen  Gesetze;  weiter  aber  3.  der  Kennt- 
nissnahme  des  Bischofs  von  der  Art  der  Verwaltung  der  Diöcese ,  der  in  derselben 
hervortretenden  individuellen  Bedürfnisse  und  Missbräuche  auf  Grund  des  persön- 
lichen Verkehrs  mit  dem  Klerus  und  der  persönlichen  Berichterstattung  des  letz- 
teren^; 4.  der  direkten  persönlichen  Einwirkung  des  Bischofs  auf  die  versammelte 
Geistlichkeit  der  Diöcese ,  insbesondere  durch  Ertheilung  von  Anleitungen  für  eine 
gedeihliche  Amtsverwaltung,  sowie  andererseits  durch  Ermahnungen  und  Rügen  bei 
wahrgenommenen  Uebelständen ;  5.  der  Vorbereitung  etwaiger  Anträge  für  die  Pro- 
vinzialkonzilien und  6.  dem  Erlasse  bischöflicher  Anordnungen,  beides  unter  Be- 
nutzung des  durch  die  Synode  beigebrachten  Materiales  oder  ihres  etwaigen  gut- 
achtlichen Rathes"'. 

Endlich  weist  das  Tridentinum  der  Diöcesansynode  die  Wahl  der  sg.  Synodal- 


1  Ferendae  seiitentiae,  Trid.  1.  c.  ;  c.  25.  X. 
de  accusat,  V.  1  und  o.  S.  639. 

2  Wegen  der  Vorschriften  der  neueren  Provln- 
zialsynoden  darüber  und  der  von  ihnen  in  Aus- 
sicht genommenen  Ersatzmittel  s.  o.  S.  601.  602. 

3  lieber  die  Entschuldigungsgründe  gilt  das 
S.  639.  n.  9  bemerkte.  Insbesondere  kommt  hier 
für  die  Pfarrer  die  Nothwendigkeit,  behufs  Aus- 
übung der  Seelsorge  in  der  Pfarrei  zurückzu- 
bleiben, in  Betracht,  Benedict  XIV.  1.  c.  c. 
12.  n.  3.  Der  Grund  ist  dem  Bischof  anzuzei- 
gen und  nöthlgenfalls  darzuthun,  1.  c.  n.  4. 
Eine  Stellvertretung  verhinderter  Theil- 
nahmeberechtigter  ist  auf  der  Diöcesansynode 
nicht  gestattet,  weil  die  letzteren  gegenüber  dem 
Bischof  kein  Decisivvotum  haben,  1.  c.  n.  7. 

4  Vgl.  darüber  unten. 

Die  Mitglieder  habeji  übrigens  auch  hier  die 
Pflicht,  die  Kosten  der  Reise  und  ihres 
U  n  terh  altes  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestrei- 
ten, freilich  ist  öfters  Wohnung  und  Verpflegung 
auf  Vorkehrung  des  Bischofs  gewährt  worden, 
Phillips  S.  171. 

5  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  2  de  ref. ;  c.  25  X  de 
accusat.  V.  1 ;  c.  9  X.  de  M.  et  0.  I.  33.  Geld- 
strafen sind  ebenfalls  zulässig,  nur  nicht  gegen 
die  Regularen,  Ben  ed.  XIV.  1.  c.  n.  2.  und 
Entsch.  d.  Con^r.  conc.  von  1703,  1.  c.  c.  2. 
n.  4. 

«  Vgl.  Phillips  S.  95  ff.  Fessler  S.  165 
ff.    Kolk  mann  S.  123. 

7  c.  25  X.  V.  1.  cit.,  s.  auch  o.  S.  652.  n.  3. 


8  Die  Bestellung  von  testes  synodales 
durch  den  Bischof  für  die  Diöcese,  welche  diesem 
Zweck  durch  ihre  Berichte  ebenfalls  dienen  soll- 
ten, s.  0.  S.  592.  n.  6,  ist  aber  seit  dem  16. 
Jahrhundert  wegen  der  Gehässigkeit  des  Amtes 
allmählich  ausser  Gebrauch  gekommen,  nachdem 
zunächst  einzelne  Bischöfe  den  Ausweg  ergriffen 
hatten,  die  Namen  derselben  geheim  zu  halten, 
BenedictXIV.  1.  c.V.3.n.6ff.;  Schmid,Bis- 
thumssynode  II.  2,  124.  Doch  ordnet  die  Prager 
Provinzialsynode  von  1860  ihre  Bestellung  wie- 
der an,  coli.  Lac.  cit.  5.  552.  553,  und  diese 
Vorschrift  ist  auch  zur  Ausführung  gebracht  wor- 
den, Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  209. 

•^  Die  Ausübung  richterlicher  Befugnisse  auf 
den  Diöcesan-Synoden  ist  längst  abgekommen,  s. 
0.  S.  592.  598  und  S  c  h  m i  d ,  Bisthumssynode  II. 
2,  134,  ebenso  das  s.  g.  Scrutinium,  die  Unter- 
suchung des  Wandels  und  der  Amtsführimg  der 
Geistlichen  nach  vom  Bischof  vorgelegten  Fragen 
durch  Skrutatoren  (praefecti  scrutinii),  welche 
das  Resultat  dem  Bischof  zusammenstellten,  da- 
mit dieser  vor  Beendigung  der  Synode  darauf  die 
geeigneten  Massregeln  (z.  B.  Ermahnungen,  Vor- 
legung von  Dekreten  zur  Abstellung  von  Miss- 
bräuchen) ergreifen  konnte,  Benedict.  XIV.  1. 
c.  V.  3.  n.  1.  5  ff.  ;  Schmid,  Bisthumssynode 
11.1,93  und  II.  2,  131;  Phillips  S.  184. 
189. 

Auf  den  neueren  Synoden  ist  fast  allein  die 
Ausübung  des  bischöflichen  Verordnungsrechtes 
praktisch  geblieben. 


§.  182.J  Die  Diöcesansynoden.    Geltendes  Recht.  661 

Examinatoren  für  den  Pfarrkonkurs '  und  konkurrirend  mit  der  Provinzialsynode  die 
der  wdices  in  partibus  zu  2. 

Was  insbesondere  die  Ausübung  des  bischöflichen  Gesetzgebungsrechtes  auf 
der  Diöcesansynode  betrifft,  so  sind  dem  letzteren  nicht  blos  durch  das  gemeine 
Recht  die  gleichen  Schranken,  wie  der  Gesetzgebung  der  Provinzialsynoden ,  ge- 
zogen, vielmehr  tritt  noch  eine  weitere,  in  demselben  Umfange  wirksame  Beschrän- 
kung durch  die  von  den  Provinzialkonzilien  festgesetzten  Rechtsnormen  hinzu  ^. 
Demgemäss  dürfen  die  zu  erlassenden  Anordnungen,  wenn  sie  rechtsgültig  sein 
sollen,  nur  Bestimmungen  zur  Ausführung  und  Sicherung  des  gemeinen  und  Pro- 
vinzialsynodal-Rechtes  ^  oder  zur  Regelung  solcher  Verhältnisse  enthalten ,  welche 
weder  durch  das  eine  oder  andere  geordnet  sind.  Insbesondere  gehört  die  Erörte- 
rung zweifelhafter  Glaubensfragen  nicht  zum  Ressort  der  Synode^. 

V.  Verhältniss  der  Synode  zum  Bischof.  Die  Diöcesansynode  bildet 
keine  Versammlung ,  welche  aus  dem  Bischof  als  blossem  Vorsitzenden  und  den  zum 
Erscheinen  befugten  Mitgliedern  des  Klerus  als  gleichberechtigten  Theilnehmern  be- 
steht und  durch  Stimmenmehrheit  Beschlüsse  fasst,  vielmehr  nimmt  der  Bischof 
allein  die  entscheidende  und  massgebende  Stellung  auf  derselben  ein,  und  der  um 
ihn  versammelte  Klerus  dient  ihm  nur  als  Auskunfts-  und  berathendes  Organ '\  Er 
kann  daher,  soweit  es  sich  um  den  Erlass  von  DiÖcesanstatuten  auf  der  Synode  han- 
delt ,  diese  dem  Klerus  blos  zur  Kenntnissnahme  unterbreiten  und  dieselben  auf  der 
Synode  publiciren  ^,  aber  auch  vorher  gutachtliche  Aeusserungen  der  Mitglieder  des 
letzteren  über  die  vorgelegten  Dekrete  erfordern,  und  eine  förmliche  Abstimmung 
darüber  veranlassen^,  indessen  hat  selbst  ein  dadurch  festgestelltes  Gesammtvotum 

1  Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref. ;  Th.  II.  S.  495  ;  parochls  aequaliter  pendere  ao  stabiliri  debere 
Schmid  a.  a.  0.  II.  2,  41.  148.  Solche  sind  ac  sine  libertate  decisionis  indebitam  fore  sub- 
noch  zu  Fünfkircben  1863  gewählt  worden,  Arch.  iectionem  suggestionibus  et  iussioiiibus  episco- 
f.  kath.  K.  R.  12,97.  porum  ,  falsa,   temeraria,   eplscopalis  auctorlta- 

2  Sess.  XXV.  c.  10  ;  Schm  id  a.  a.  0.  I,  293  tis  laesiva,  regiminis  hierarcbici  subversiva,  fa- 
und  II.  2,  37.  141 ;  vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  646.  veiis  haeresi  Arianae  a  Calvino  innovatae".    Be- 

Der  Kardinal  Borromäus  hat  auf  der  4.  Mai-  nedict  XIV  1.  c.  III.  12.  n.  7:  ,,in  synodo  dioe- 

länder  Synode  von  1574,  p.   II  verordnet,   dass  cesana  solus   eplscopus   est  iudex  et  legislator, 

die  pimcfafores,  s.  Th.  II.  S.  142  auf  der  Diöce-  ipse  suo  nomine  decreta  proraulgat  et  quamvls 

sansynode  vereidigt  werden  oder  den  bereits  ge-  adstantium  consillum  exposcat,  non  tarnen  cogi- 

leisteten  Eid  wiederholen  sollten,  und  diese  An-  tur  illud  sequi",  eine  Aeusserung  ,  welclie  das 

Ordnung  ist  demnächst  auch  für  andere  Diöcesen  conc.  prov.   Colon,  von  1860,  coli.   Lac.   cit.  5, 

erlassen  worden.    Heute  ist  das  aber  längst  un-  347,  Traiect.  1865,  1.  c.  p.  784  und  conc.  plen. 

praktisch,    Benedict   XIV.   1.    c.  V.  4.    n.  3;  Baltimore  von  1866,   1.  c.  3,    420  wiederholen, 

Schmid  a.  a.  0.  II.  2,  148.  während  andere  neuere  Provinzialkonzilien,  Co- 

3  S.  darüber  unten  in  der  Lehre  von  der  Ge-  locsa  1863,  1.  c.  5,  641  und  mehrere  französi- 
setzgebung  und  Schulte,  kath.  K.  R.  1,  109.  sehe,  Avignon  1849,  Bordeaux  1850,  u.  Auch 
115.  1851,  1.  c.  4,  345.  581.  1177  sich  auf  die  citirte 

*  Vgl.  z.  B.  Gran  1860  ,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  Bulle  Pius'  VI  beziehen.    Das  richtet  sich  gegen 

11,  402;    Fünfkirchen  1863,   a.  a.  0.   12,   430;  die  o.  S.  600  und  602  gedachten  Bestrebungen. 

Prag  1863,  a.  a.  0.  14,  77.  253.  Vgl.  ferner  Schmid,  Bisthumssynode  1,  215 

5  Bulle  Pius'  VI  Auctorem  fldei  von  1794,  s.  ff.;  F  essler  S.  208;  Phillips  S.  200  ff. 

0.  S.  600.  n.  5,  prop.  X:   „doctrina  qua  parochi  "^  Vgl.  die  Reskripte  und  Entsch.  der  Congr. 

aliive  sacerdotes  in  synodo  congregati  pronuncian-  conc.   von  1592.   1599  und  1689    bei   Ben  ed. 

tur  una  cum  episcopo  iudices  fldei  et  simul  in-  XIV.  1.  c.  XIII.  c.  1.  n.  12 — 14. 

nuitur  iudicium  in  causis  fldei  ipsis  competere  8  Ob  der  Bischof  eine  solche  vornehmen  lassen 

iure  proprio  et  quidem  etiam  per  ordinationem  will,  steht  in  seinem  Ermessen,   doch  soll  er  es 

accepto,  falsa,  temeraria,  ordinis  hierarchici  sub-  nach  Benedikt  XIV  1.  c.  1.  n.  4  bei  wichtige- 

versiva,  detrahens  flrmitati  deflnitionum  iudicio-  ren  Sachen  thun.     Auch  das  conc.  plenar.  Bal- 

rumve  dogmaticorum  ecclesiae,  ad  minus  erronea".  tim.  1866,  coli.  cit.  3,  420  sagt:    „decet  tarnen, 

^  Cit.  Bulle  prop.  IX  :  „doctrina  quae  statuit:  \it  (episcopus)  prius  omnium  synodalium  senten- 

Reformationem  abusuiim  circa  ecclesiasticam  dis-  tiam  exquirat  patienterque  audiat  et  diligenter 

cipllnam  in  synodis  dioecesanis  ab  episcopo  et  consideret :  ut  quod  omnium  consensu  perflcitur, 
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des  Klerus  allein  den  Charakter  eines  Gutachtens,  dessen  Berücksichtigung  oder 
Nichtbeachtung  in  der  Hand  des  Bischofs  steht'.  Wohl  aber  hat  derselbe  in  Betreff 
der  vorzulegenden  Synodaldekrete  vorher  das  durch  ordnungsmässigen  Beschluss 
festzustellende  Consilium  seines  Domkapitels  einzuholen^,  widrigenfalls  die  von  ihm 
j)ublicirten  Verordnungen  nichtig  sind,  also  auch  nicht  den  Charakter  von  Diöcesan- 
synodal-Dekreten  erlangen  können  ^,  indessen  hängt  dieses  Erforderniss  mit  der  Stel- 
lung des  Domkapitels  als  einer  neben  dem  Bischof  in  gewissen  Fällen  bei  der 
Diöcesanregierung  konkurrirenden  Behörde  zusammen,  nicht  damit,  dass  dasselbe 
etwa  als  Vertreter  des  gesammten  Diöcesanklerus  zu  betrachten  wäre^. 

Nur  in  einem  einzigen  Ausnahmefall ,  nämlich  bei  der  Ernennung  der  Synodal- 
Examinatoren,  ist  der  Bischof  an  die  Zustimmung  des  zur  Synode  versammelten 
Klerus  gebunden,  denn  die  von  ihm  vorgeschlagenen  Personen  müssen  von  der  Ma- 
jorität des  letzteren  gebilligt  werden  '',  jedoch  haben  hierbei  die  Geistlichen  mit 
einem  einfachen  Benefizium,  sowie  der  sonstige  Nichtseelsorge  -  Klerus  (z.  B.  die 
nicht  bepfründeten  Kleriker)  kein  Stimmrecht  '\ 

VI.  Die  Abhaltung  der  Synode.  Nach  alter  Sitte  erstreckt  sich  die 
Dauer  der  Diöcesansynode  auf  drei,  höchstens  vier  Tage".  Damit  die  Geschäfte  in 
dieser  kurzen  Zeit  erledigt  werden  können ,  werden  die  Vorlagen  schon  vorher  auf 
Veranlassung  des  Bischofs  und  unter  seiner  Leitung  festgestellt^,  auch  von  ihm  die 
Konzilsbeamten  ernannt".     Für  die  Vorbereitung  der  Vorlagen  werden  gewöhnlich 


maiorem  sibi  conciliet  sauctionem  faciliusqne 
eflicaciusque  executioni  mandetur'';  ähnlich  auch 
Utrecht  1865,  1.  c.  5,  784.  Berathungen  über 
die  vorgelegten  Dekrete  haben  in  den  congre- 
gationes  speciales  et  generales  (s.  unter  VI)  auf 
den  neueren  Diöcesansynoden  z.  B.  zu  Füuf- 
kircheji  1803;  Prag  1873.  wo  auch  abgestimmt 
worden  ist.  und  zu  Budweis  1875.  Arch.  f.  kath. 
K.R.2,  97;  31,  290  und  36,  366  stattgefunden. 

1  S.  0.  S.  661.  n.  6. 

2  Deshalb  erscheint  es  zweckmässig,  wenn- 
gleich nicht  absolut  nothwendig,  dass  dies  zu 
den  Akten  der  Synode  konstatirt  werde,  Ent- 
scheidungen der  Congr.  conc.  bei  Ferraris  1. 
c.  n.  21. 

3  Vgl.  Tb.  II.  S.  156.  157;  es  sei  denn,  dass 
ein  die  Nothwendigkeit  des  consilium  beseiti- 
gendes Gewohnheitsrecht  existire,  Benedict. 
XIV.  1.  c.  XIII.  1.  n.  9.  Auch  kann  die  Nich- 
tigkeit durch  die  Congr.  conc.  geheilt  werden,  1. 
c.  n.  16.  Des  Konsenses  des  Kapitels  bedarf  es 
ausnahmsweise,  soweit  sich  die  Dekrete  auf  die 
Regelung  solcher  Angelegenheiten  beziehen,  für 
welche  derselbe  sonst  erforderlich  ist.  Th.  II.  S. 
153;  Bened.  XIV.  1.  c.  n.  9.  1213  und  die  dort 
angeführten  Entscheidungen  der  Congr.  conc. 
oder  falls  sich  ein  Gewohnheitsrecht  dafür  gebil- 
det hat,  1.  c.  n.  9  und  Th.  IT.  S.  155. 

4  Phillips  S.  200. 

5  Vgl.  Th.  II.  S.  495  und  Anm.  12  daselbst, 
ß  Entsch.  d.  Congr.  conc.  von  1633    und  1654 

bei  Benedict  XIV.  1.  c.  III.  6.  n.  3  u.  Rich- 
ter, Tridentinum  S.  329.  n.  11. 

Im  Gegensatz  zu  Trid.  sess.  XXIV.  c.  18  de 
ref.  verlangt  sess.  XXV.  c.  10  de  ref.  nur, 
dass  die  iudices  in  partibus  auf  der  Diöce- 
sansynode   bezeichnet   werden    sollen.    Aus  An- 


lass  dieser  Formuliruiig  wird  es  von  Einzelnen 
für  ausreichend  erachtet,  dass  der  Bischof  blos 
das  für  ihn  nicht  massgebende  cousiliura  der  Sy- 
node erfordert,  Benedict.  XIV.  1.  c.  IV.  4.  n. 
5,  andererseits  verlangt  man  dagegen  ebenfalls 
eine  Approbation  der  designirten  Personen,  wie 
bei  der  Bestellung  der  Synodal-Examinatoren, 
so  die  Congr.  conc.  (s.  den  Anfang  d.  Anmer- 
kung) und  dem  hat  auch  die  Praxis  einer  An- 
zahl von  Synoden  entsprochen  ,  Schmid,  Bis- 
thumssynode  1,  293. 

1  Benedict  XIV.  1.  c.  V.  1.  n.  2;  Phil- 
lips S.  175;  Fessler  8.251.  Eine  längere 
oder  eine  kürzere  Dauer  ist  jedoch  nicht  ausge- 
schlossen, so  hat  z.  B.  die  Prager  von  1863  vier, 
die  von  1873  aber  nur  zwei  Tage  gewährt;  Arch. 
f.  kath.  K..R.  31,  199. 

8  Unter  Zuziehung  von  theologischen  Sachver- 
ständigen und  auch  von  geeigneten  Mitgliedern  des 
Diöcesanklerus,  welche  gewöhnlich  kurz  vor  der 
Synode  zu  s.  g.  congregationes  praesynodales  (un- 
ter dem  Vorsitz  des  Bischofs)  einberufen  wer- 
den, Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  11.  n.  3; 
Phillips  S.  171 ;  Fessler  S.  245. 

9  Der  promotor  (mitunter  auch  zwei  und  dann 
ein  urbanus  und  ein  foraneus  oder  dioecesanus^ 
—  der  secretarius  (auch  mit  einem  Gehülfen,  s.  g. 
lector),  der  notarius^  und  die  magister  caeremo- 
niarum,  deren  Functionen  dieselben,  wie  auf  den 
Provinzialkonzilien  (s.  o.  S.  642)  sind,  dazu 
traten  früher  die  Skrutatoren  oder  praefecti  dis- 
ciplinae  et  scrutinii  (s.  o.  S.  660.  u.  9),  ein 
oeconomus  für  die  Empfangnahme  des  vom  Kle- 
rusauf der  Synode  zu  entrichtenden  cathedraticum 
und  ein  procurator  cleri,  welcher  Namens  des  er- 
schienenen Klerus  dessen  Ansichten  und  Anträge 
dem  Bischof  zu   unterbreiten   hat,    Benedict. 
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verscliiedene  Kommissionen,  congrp.gationes  speciales^  denen  je  ein  Theil  derselben 
zugewiesen  wird  und  auf  welche  die  erschienenen  Synodalen  vertheilt  werden, 
gebildet.  Die  Gesammtberathung  erfolgt  nach  der  Erledigung  der  Vorlagen  seitens 
der  Kommissionen  in  den  sg.  congregaiiones  generales ,  an  welchem  alle  Synodalen  und 
die  Konzilsbeamten  theilnehmen '. 

Der  definitive  Abschluss  der  Geschäfte ,  insbesondere  die  Publikation  der  Ver- 
ordnungen des  Provinzialkonzils ,  sowie  der  von  der  Diöcesansynode  zu  erlassenden 
Dekrete  geschieht  in  den  sessiones  puhlicae  2,  welche  in  der  Kirche  gehalten,  mit  feier- 
lichem Gottesdienste  und  Predigt  eröffnet  werden  ''  und  denen  alle  Synodalen  beizu- 
wohnen haben,  während  Laien,  sofern  sie  nicht  ausdrücklich  zugelassen  sind,  nur 
bei  dem  gottesdienstlichen  Theile  anwesend  sein  dürfen,  und  sich  vor  dem  Eintritt 
in  die  geschäftlichen  Verhandlungen  entfernen  müssen''.  Die  Zahl  dieser  Sitzungen 
beträgt  gewöhnlich  drei  ^  und  es  wird  in  der  ersten  zunächst  eine  Reihe,  die  Kon- 
stituirung  der  Synode  und  ähnliche  Formalien  betreffenden  Angelegenheiten  erledigt^', 
sowie  von  den  versammelten  Theilnehmern  di\Q professio ßdei  abgelegt^  und  zwar  ge- 
wöhnlich auch  vom  Bischof  sowie  von  allen  anderen ,  welche  ihrer  Pflicht  in  Betreflf 
desselben^  bereits  genügt  habend*.  Die  etwa  übrig  bleibende  Zeit  der  ersten 
Sitzung  und  die  beiden  übrigen  sind  dagegen  den  materiellen  Geschäften  der 
Synode,  insbesondere  der  Bestellung  der  Synodal-Examinatoren  '^  sowie  der  Vor- 


XIV.  1.  c.  IV.  2;  Phillips  S.  173.  174; 
Sattler ,  Diöcesansynoden,  S.  299  ff.  Boulx 
2,  368.  414.  Die  iudices  querelarum  et  excusa- 
tionum,  welche  ferner  zu  demselben  Zwecke,  wie 
auf  den  Provinzialkonzilien  [s.  0.  S.  644),  hier 
aber  seitens  des  Bischofs  ernannt  werden,  haben 
in  der  Zeit,  in  welcher  die  Handhabung  der  Ge- 
lichtsbarkeit  durch  die  Synoden  selbst  aufhörte, 
und  noch  einige  Zeit  nachher  (s.  0.  S.  598)  auch 
eine  Jurisdiktion  in  Streit-  und  Kriminalsachen 
geübt,  Seh  ml  d  Bisthumssynode  I,  290  und 
11.  2,  134. 

1  Bouix2,  374.  415;  Fessler  S.  251.  So 
war  das  Verfahren  auf  der  Prager  Synode  von 
1863,  Arch.  f.  k.  K.  R.  14,  68  und  der  Fünf- 
kirchener  von  1863,  a.  a.  0.  12,  95. 

-  S,  vor.  Anm. 

3  Massgebend  in  dieser  Beziehung  sind  ebenso 
wie  für  die  Provinzialkonzilien  die  Vorschriften 
des  Pontificale  Romanum  und  des  Caeremoniale 
episcoporum  I.  31  (s.  0.  S.  641.  n.  6).  Vgl. 
noch  Phillips  S.  178;  Fessler  S.  253; 
ßouix2,  381, 

lieber  die  Sitz-  und  Rangordnung  der 
Theilnehmer  ,  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  10; 
Schmid,  Bisthumssynode  II.  2,  252;  Sattler 
S.  125;  Phillips  S.  179,  s.  auch  Th.  II.  S. 
367  und  Arch.  f.  kath.  K.  R.  12,  75. 

4  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  9.  n.9  ;  Fess- 
ler S.  257. 

5  Diese  Zahl  wird  auch  als  die  regelmässige  in 
dem  Pontificale  Romanum  und  dem  Caeremo- 
niale episcoporum  vorausgesetzt.  Mit  Rücksicht 
auf  die  kurze  Dauer  der  Diöcesansynode  drängen 
sich  also  die  Sitzungen  der  Kommissionen  und 
der  General-Kongregationen,  ferner  die  sessiones 
publicae  auf  wenige  Tage  zusammen.  Vgl. 
Bouix2,  406  fif.  und  die  Zeiteintheilung  für 
die  Fünfkirchener  Synode  von  1863,  Arch.  f.  k. 


K.  R.  12,  95  ff.  Auf  der  Prager  Synode  v.  1873 
sind  im  Interesse  der  Zeitersparniss  nur  congrega- 
tiones  speciales  und  generales,  keine  sessiones 
publicae  gehalten  worden,  a.  a.  0.  31,  199. 

6  Hierher  gehört  der  Namensaufruf  durch  den 
promotor,  Bonix  2,  406.  417;  Arch.  12,  97; 
ferner  die  Publikation  der  Dekrete  1 .  de  synodo 
incoepta,  2.  de  modo  vivendi,  3.  de  non  prae- 
iudicando,  4.  de  non  discedendo  (über  die  Bedeu- 
tung derselben  vgl.  0.  S.  643),  sowie  die  Ver- 
kündigung der  Namen  der  Konzilsbeamten  durch 
das  decretum  de  ministris  synodalibus,  sowie  der 
Namen  der  iudices  excusationum ,  Phillips 
S.  181;  Sattler  S.  309  ff.  ;  Fessler  S.  257  ; 
Bouix  2,  405;   Formulare  dafür  ibid.  p.  414 ff. 

•  Phillips  S.  182;  Fessler  S.  258; 
Bouix  2.  405.  416;  Utrechter  Provinzialkonzil 
V.  1865,  coli.  Lac.  5,  784. 

8  Vgl.  0.  S.  220. 

ö  Benedict.  XIV.  1.  c.  V.  2;  Fessler 
S.  258;  Phillips  S.  182, 183.  Das  Trid.  sess. 
XXV.  c.  2  de  ref.  legt  zwar  diese  Pflicht  mit 
Ausnahme  der  Bischöfe,  allen,  welche  Beneflzien 
besitzen  und  zum  Erscheinen  auf  der  Diöcesan- 
synode verpflichtet  sind,  auf;  da  indessen  nach 
sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.  sowohl  die  Geistlichen 
mit  Seelsorgebenetizium  und  die  Domherrn  der 
Kathedralen  die  professio  binnen  2  Monaten  nach 
erlangtem  Besitz  ihres  Beneflziums  zu  leisten 
haben,  s.  0.  S.  211,  220,  so  besteht  für  die 
Diöcesansynode  nur  eine  rechtliche  Pflicht  der- 
jenigen aus  den  genannten  Kategorien,  welche 
ihrer  Verbindlicheit  noch  nicht  nachgekommen 
sind,  sowie  der  Kanoniker  der  Kollegiatkirchen 
und  solcher  Synodalen,  welche  blos  einfache  Be- 
neflzien besitzen,  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  6; 
Bouix  2,  376. 

10  Die  Abstimmung  erfolgt  so,  dass  in  Be- 
treff  der    einzelnen    vorgeschlagenen    Personen 
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leguiig  und  Verkündigung  der  Synodaldekrete  gewidmet.  Ist  es  üblicli  oder  hält  es 
der  Bischof  angemessen,  die  Aeusserung  der  Synodalen  über  dieselben  auch  in  einer 
seas/'o  publica  einzuholen,  so  geben  die  einzelnen  auf  Befragen  zwar  ihre  Stimme 
mit  den  bei  den  allgemeinen  und  Provinzial-Konzilien  üblichen  Worten:  Placet  oder 
Non  placet  ab  ^  aber  die  Bedeutung  einer  den  Bischof  bindenden  Abstimmung 
haben  diese  Worte  nicht '^. 

Die  Synodaldekrete  ^  werden  ihrer  Form  nach  als  Anordnungen  des  Bischofs 
erlassen  und  auch  von  ihm  allein,  nicht  von  den  übrigen  Synodalmitgliedern  unter- 
schrieben^. Durch  ihre  Verlesung  auf  der  Synode  gelten  sie  als  gehörig  publicirt 
und  erlangen  von  diesem  Zeitpunkt  ab  verpflichtende  Kraft  ^. 

VII.  Verhältniss  der  Diöcesansy node  zum  Papst.  Das  Recht  des 
Papstes  in  einem  bischöflichen  Sprengel  durch  einen  Legaten  eine  Diöcesansynode 
abhalten  zu  lassen,  —  praktisch  ist  dasselbe,  wenngleich  sehr  selten,  auch  im 
Mittelalter  ausgeübt  worden  ^  —  kann  heute  nach  der  durch  das  Vatikanum  fest- 
gestellten Theorie  von  dem  päpstlichen  Universalepiskopat  ^  nicht  in  Frage  gestellt 
werden. 

Andererseits  unterliegen  im  Gegensatz  zu  den  Beschlüssen  der  Provinzial- 
konzilien  die  Diöcesansynodaldekrete  vor  ihrer  Publikation  keiner  Revision  in  Rom, 
ja  selbst  auf  ausdrückliches  Ersuchen  der  Bischöfe  wird  eine  solche  dort  nach 
feststehender   Praxis   stets   abgelehnt^.     Nur   ausnahmsweise   kann   eine   derartige 


Zettel  (mit  approbo  oder  reprobo)  abgegeben  wer- 
den, oder  dass  nach  Nennung  aller  gefragt  wird: 
placentne  vobis.  Nach  der  Abstimmung  erfolgt 
die  Verkündigung  des  Resultates  und  die  Ver- 
eidigung der  Examinatoren,  Phillips  S.  187; 
Bouix  2,  409,  421 ;  Arch.  f.  k.  K.  R.  12,  97 
vgl.  auch  Th.  II.  S.  495.  n.  15. 

1  Phillips  S.  188,  189;  Fessler  S.  259. 

2  Die  Congr  conc.  hat  1592  ausgesprochen, 
dass  das  Gegentheil  auch  nicht  aus  der  Vorschrift 
des  Pontiflcale  Romanum ,  dass  die  Synodalen 
zum  Placet  über  die  Dekrete  aufgefordert  werden 
sollen,  folgt,  Benedict  XIV  1.  c.  XIII.  1.  n.22; 
vgl.  Phillips  S.  211. 

Aus  der  ganzen  Stellung  der  Diöcesansynode 
zum  Bischof  erklärt  es  sich  wohl ,  dass  sich  nir- 
gends Bestimmungen  darüber  finden ,  wie  viel 
der  berechtigten  Synodalen  zur  Beschluss- 
fähigkeit der  Diöcesansynode  anwesend 
sein  müssen.  Die  absolute  Majorität  wird,  weil  die 
Synode  keine  entscheidende  Behörde  ist,  nicht  ver- 
langt werden  können  ,  vielmehr  nur  der  Grund- 
satz aufzustellen  sein ,  dass  die  Erschienenen 
nach  Zahl  und  Kategorien  mindestens  eine  aus- 
reichende Vertretung  des  Diöcesanklerus  bilden 
müssen.     Unklar  darüber  Sattler  S.  121. 

3  Sie  werden  als  decreta,  constitutiones ,  sta- 
tuta, ordinationes,  praecepta  bezeichnet,  Phil- 
lips S.  192. 

*  Die  Congr.  conc.  v.  1689  hat  ausdrücklich 
den  Anspruch  eines  Domkapitels  auf  die  Mit- 
unterschrift verworfen,  Benedict  XIV.  1.  c. 
XIII,  c.  2.  n.  1,  doch  ist  es  früher  öfters  vorge- 
kommen, dass  auch  andere  Synodale  als  die  Bi- 


schöfe mit  unterzeichnet  haben,  vgl.  auch  F  e  s  8  - 
1er  S.  261. 

5  Benedict  XIV.  1.  c.  XIII.  4,  n.  1  ff., 
Philipps  S.  215.  Allerdings  wird  daneben 
für  die  weitere  Kundmachung  durch  Einrücken 
in  das  Diöcesanblatt ,  Vertheilung  von  Druck- 
exeraplaren  an  den  Klerus  u.  s.  w.  gesorgt.  Der 
letztere  kann  aber  nicht  durch  den  Bischof  ver- 
pflichtet werden,  sich  solche  auf  eigene  Kosten  an- 
zuschaffen, so  die  Congr.  conc.  1732,  weil  jeder 
Verdacht  einer  Geldspekulation  vermieden  wer- 
den soll,  Benedict  1.  c.  XIII.  5.  n.  14. 

In  Betreff  ihrer  materiellen  Bedeutung 
und  verbindlichen  Kraft  stehen  die  vom 
Bischof  auf  der  Diöcesansynode  erlassenen  De- 
krete den  blos  bischöflichen  Verordnungen  voll- 
kommen gleich.  Daher  kann  er  nicht  nur  von 
ihrer  Beobachtung  dispensiren ,  sondern  sie  auch 
durch  seine  Anordnung  allein  ganz  aufhebeu ; 
das  Weitere  in  der  Lehre  von  der  Gesetzge- 
bung. Vgl.  Benedict  XIV.  I.e.  XIII.  5.  n.  1. 
Schulte,  K.  R.  1,  106,  116;  Phillips 
S.  195,  205. 

6  S.  0.  S.  593. 
1  S.  0.  S.  468. 

8  Congr.  conc.  1645,  Benedict  XIV.  1.  c. 
XIII.  3.  n.  6,  welche  ausdrücklich  die  gegen- 
theilige  Behauptung  des  Kardinals  de  Luca, 
annot.  ad  conc.  Trident.  disc.  30.  n.  9  u.  van 
Espen's  J.  E.  U.  I.  19.  c.  4.  n.  12  reprobirt. 
Höchstens  unternimmt  auf  derartige  Bitten  ein 
Mitglied  der  Congregatio  selbst  oder  ein  von  ei- 
nem solchen  ersuchter  Kanonist  in  Rom  eine 
Revision,  Das  Urtheil  dieses  Revidenten  hat 
aber  nur  einen  privaten  Charakter,  1.  c.  n.  7. 
Vgl.  auch  Schmid,  Bisthumssynode  I,  371. 
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Kognition  über  einzelne  Dekrete  der  Synode  dadurch  herbeigeführt  werden,  dass 
gegen  dieselben  eine  Appellation  seitens  eines  Diöcesanen,  welcher  sich  dadurch 
beschwert  fühlt,  an  die   Congregatio  concilii^  eingelegt  wird  2. 


§.  183.      E.    Die  staatliche  Gesetzgebung  in  Betreff  der  Konzilien  oder  Synoden. 

Während  in  früherer  Zeit  vielfach  die  Abhaltung  kirchlicher  Synoden  von  einer 
Genehmigung  der  Staatsregierungen  abhängig  gemacht  worden  ist,  und  die  letzteren 
auch  das  Recht  in  Anspruch  genommen  haben,  staatliche  Kommissare  zu  denselben 
zu  entsenden  und  von  ihren  Verhandlungen  durch  diese  Kenntniss  zu  nehmen  3, 
hat  die  neuere  Gesetzgebung  der  deutschen  Staaten,  insbesondere  Preussens^, 
Württembergs^  Badens*^,  und  Hessens^  diese  Rechte  beseitigt.  Nur  in 
Baiern  ist  der  Staatsgewalt  die  Befugniss  vorbehalten  ,, von  Demjenigen,  was  in 
Versammlungen  der  Kirchengesellschaften  gelehrt  und  verhandelt  wird,  Kenntniss 
einzuziehen''^  und  dem  Regenten  sogar  das  an  die  frühere  Zeit  der  Reichssyno- 


1  In  den  Missionsländern  an  die  congr.  de 
Propaganda  üde. 

2  Dieselbe  hat  aber  keine  Suspensivwirkung 
und  soll  die  beschwerenden  Vorschriften  genau 
bezeichnen,  Benedikt  XIV.  1.  c.  XIII.  5. 
n.  12,  13;   Schmida.  a.  0.  S.  397. 

3  In  Betreff  der  Provinzialkonziliens.  o.  S.  505, 
und  der  Diöcesansynoden  o.  S.  598.  Ueber  Natio- 
nal- und  Reichssynoden  vgl.  §  177. 

4  Das  A.  L.  R.  II.  11  ordnete  zwar  noch  an 
§.  141:  „Zu  Kirchen  Versammlungen  innerhalb 
Landes  darf  die  Geistlichkeit  ohne  Vorwissen 
und  Mitwirkung  des  Staats  nicht  berufen;  viel 
weniger  können  die  Schlüsse  solcher  Versamm- 
lungen ohne  Genehmigung  des  Staats  in  Aus- 
führung gebracht  werden"  und  §  142  :  ^.Den  Ein- 
ladungen zu  auswärtigen  Kirchenversammlungen 
dürfen  inländische  Geistliche  ohne  besondere  Er- 
laubniss  des  Staats  nicht  Folge  leisten",  indessen 
ist  §.  141  durch  den  freilich  zufolge  des  Gesetzes 
vom  18.  Juni  1875  beseitigten  Art.  15  der  Verf.- 
Urk.  V.  31.  Januar  1850,  welcher  der  katholi- 
schen Kirche  die  selbstständige  Verwaltung  ihrer 
Angelegenheiten  gewährleistet,  sowie  auch  Art. 
29  a.  a.  0.,  welcher  allen  Preussen  gestattet,  sich 
in  geschlossenen  Räumen  zu  versammeln  (vgl. 
übrigens  auch  Vereinsgesetz  v.  11  März  1850  §.  2, 
Abs.  3),  der  §.  142  durch  Art.  5  a.  a.  0.,  wel- 
cher die  persönliche  Freiheit  gewährleistet,  be- 
seitigt. Vgl.  den  Oberpräsidial-Erlass  v.  15.  Mai 
1852,  Beiträge  z.  preuss.  u.  deutsch.  K.  R.  Pa- 
derborn 1856.  Hft.  2.  S.  7,  8.  Dies  ist  auch  der 
Rechtszustand  in  den  1866  neu  erworbenen  Pro- 
vinzen, da  hier  die  Verfassungsurkunde  ebenfalls 
eingeführt  worden  ist,  insbesondere  sind  dadurch 
für  den  jetzt  preussischenAntheil  der  oberrheini- 
schen Kirchenprovinz  die  §§.9  u.  18  der  gemein- 
samen Verordn.  v.  30.  Januar  1830,  welche  noch 
in  Kurhessen  galten,  und  die§§.  4,  5  des  gemein- 
samen Erlasses  v.  1.  März  1853  (vgl.  folgende 
Anra.)  beseitigt  worden.  Die  Darstellung  Thu- 
d  ich  ums,  deutsch.  K.  R.  1,  297  über  diesen 
Punkt  ist  ungenügend  und  nicht  korrekt. 


5  Hier  waren  die  §§  9,  18  d.  V.  v.  30.  Januar 
1830  (s.  0.  S.  505.  n.  7  u.  S.  600 n.  9)  schon  durch 
den  Erlass  v.  1 .  März  1853  §§  4,  5  dahin  modiücirt 
worden,  dass  Provinzialsynoden ,  auf  denen  des 
landesherrlichen  Placets  bedürftige  Gegenstände 
beschlossen  werden  sollten,  nur  nach  Anzeige  an 
die  Regierungen  der  betheiligten  Staaten  stattfin- 
den durften  und  denselben  das  Recht  vorbehalten 
blieb,  den  Versammlungen  Kommissäre  beizuord- 
nen, sowie  dass  in  Betreff  der  Diöcesansynoden 
unter  der  erwähnten  Voraussetzung  der  Regierung, 
in  deren  Territorium  die  Synode  gehalten  werden 
sollte,  dieselben  Rechte  gewahrt  wurden.  Diese 
Beschränkungen  sind  aber  durch  das  Gesetz  v. 
30.  Januar  1862  aufgehoben,  da  dasselbe  Art.  1 
allein  das  Placet  in  gewissem  Umfange  für  die 
Beschlüsse  der  gedachten  Synoden  beibehält  und 
Art.  20  den  Verkehr  mit  den  kirchlichen  Obern 
freigiebt. 

6  Hier  sind  die  ebenfalls  früher  massgebenden 
Vorschriften  des  Erlasses  v.  1.  März  1853  durch 
das  Ges.  v.  8.  Oktob.  1860  §§  7,  15,  17  fortge- 
fallen, s.  auchSpohn,  bad.  Staatskirchenrecht 
S.  164,  Anm. 

7  Vgl.  Ges.  V.  23.  April  1873  d.  rechtliche 
Stellung  d.  Kirchen  betr.  (Dove  u.  Fried- 
berg, Ztschr.  f.  K.  R.  13,  212)  Art.  4,  5,  wel- 
ches ebenfalls  die  Vorschriften  des  erwähnten 
Erlasses  v.  1853  nicht  aufgenommen  hat.  Das 
Sachs. -Weimar.  Ges.  v.  7.  Okt.  1823,  §  3'und 
der  oldenburgische  Regulirungsvertrag  v. 
5.  Jan.  1830,  §  21  (A.  Müller,  Lexikon  d.  K. 
R.  2.  Aufl.  5,  373,  405)  behalten  nur  ein  Placet 
für  die  Synodalbeschlüsse  vor. 

8  §  57  des  Religions-Ediktes  v.  26.  Mai  1818. 
Dem  Wortlaute  nach  ist  die  Absendung  eines 
Kommissars  zu  diesem  Zweck  nicht  ausgeschlos- 
sen. Auch  die  am  20.  Nov.  1873  (cit.  Ztschr. 
12,259)  ausser  Wirksamkeit  gesetzte  Entschlies- 
sung  V.  8.  April  1852  n.  2  hat  nur  die  Ausübung 
dieses  Rechtes  in  einer  Weise  zugesichert,  „dass 
dadurch  die  freie  Berathung  kirchlicher  Synodal- 
versammlungen nicht  gestört  würde". 
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den  ^  erinnernde  Recht  eingeräumt,  ,,wenn  er  wahrnimmt,  dass  bei  einer  Kirchen- 
gesellschaft Spaltungen,  Unordnungen  oder  Missbräuche  eingerissen  sind,  zur 
Wiederherstellung  der  Einigkeit  und  kirchlichen  Ordnung  unter  seinem  Schutze 
Kirchenversammlungen  zu  veranlassen,  ohne  jedoch  in  Gegenstände  der  Religions- 
lehre sich  selbst  einzumischen"-. 

Dagegen  hat  die  französische  Gesetzgebung 3,  welche  auch  für  Elsass- 
Lothringen  zur  Anwendung  kommt,  noch  an  der  Nothwendigkeit  einer  vorgän- 
gigen staatlichen  Genehmigung  für  jedes  National-  und  Pro vinzial  -  Konzil ,  sowie 
jede  Diöcesansynode  und  jede  andere  berathende  kirchliche  Versammlung  festge- 
halten. 

In  Oesterreich  endlich  besteht  keine  Beschränkung  für  die  Abhaltung  von 
Provinzial-  und  Diöcesansynoden^.  jedoch  sind  die  Bischöfe  durch  den  Papst  ange- 
wiesen worden,  der  Regierung  von  derselben  vorher  Anzeige  zu  machen  und  auch 
mindestens  gleichzeitig  mit  der  Veröffentlichung  der  Beschlüsse  durch  den  Druck 
ein  Exemplar  der  letzteren  einzusenden^. 

In  Betreff  der  allgemeinen  Konzilien  hat  dagegen  in  neuerer  Zeit  keine  Regie- 
rung mehr  ein  Betheiligungs-  oder  Mitwirkungsrecht  in  Anspruch  genommen  ^. 

Wenn  somit  das  staatliche  Recht  jetzt  im  Allgemeinen  der  Veranstaltung  von 
Konzilien  und  Synoden  kein  Hinderniss  in  den  Weg  legt,  so  sind  doch  die  Be- 
schlüsse derselben  vielfach  dem  noch  heute  für  alle  kirchlichen  Verordnungen  und 
Erlasse  geltenden  P/az-er  unterworfen". 


Anhang. 

§.   184.      Die  Synode  der  Altkatholiken. 

Während  das  Institut  der  Synoden  in  der  katholischen  Kirche  so  gut  wie  ab- 
gestorben ist,  hat  dasselbe  bei  den  Altkatholiken  in  Deutschland  ^  neues  Leben 
gewonnen,  weil  für  sie  das  Bedürfniss  vorlag,  ein  höheres  Organ,  als  das  Bischofs- 
amt einzusetzen,  und  von  vornherein  bei  den  von  ihnen  erstrebten  Reformen  auch 
eine  Betheiligung  der  Laien  an  der  Verwaltung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  in 
Aussicht  genommen  war  9. 

Die  altkatholische  Synode  wird  gebildet  i^  durch  den  Bischof,  die  Mitglieder 


'  S.  0.  S.  578. 

2  §  56  des  clt.  Religions-Ediktes. 

3  S.  0.  S.  505.  n.  2.  Freilich  haben  sich  die 
Bischöfe  1849  an  diese  Vorschrift  nicht  gekehrt. 
S.  506.  n.  3. 

*  Art.  IV  lit.  e  des  jetzt  beseitigten  Konkorda- 
tes hat  ihnen  das  Recht  dazu  ausdrücklich  garan- 
tirt,  und  das  neue  Gesetz  v.  7.  Mai  1874  hat 
keine  besondere  darauf  bezügliche  Bestimmung. 

5  Breve  v.  5.  Novemb.  1855,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
1,  XXVI. 

6  Im  üebrigen  s.  o.  S.  609.  Ein  Mittel,  die 
Abhaltung  derselben  innerhalb  seines  Territo- 
riums wider  seinen  Willen  zu  verhindern,  bil- 
det aber  für  jeden  Staat  sein  Recht,    Auslander 


vom  Eintritt  in  sein  Gebiet  auszuschliessen  und 
aus  demselben  auszuweisen. 

"^  Vgl.  darüber  die  Lehre  von  der  Gesetz- 
gebung. 

8  Und  in  der  christkatholischen  Kirche  in  der 
Schweiz,  Chr.  Bühl  er,  d.  Altkatholicismus. 
Leiden  1880.  S.  67;  Friedberg,  Aktenstücke 
die  altkathol.  Bewegung  betr.  Tübingen  1876, 
S.  511. 

9  Vgl.  das  Programm  des  Münchener  Kon- 
gresses vom  22. — 24.  September  1871  Nr.  3,  bei 
Bühl  er  S.  18  und  P.  Hinschius,  Stellg.  d. 
deutsch.  Staatsregierungen  geg.  d.  Vatikan.  Kon- 
zil.   Berlin  1871,  S.  83  Anm. 

^0  Synodal-  u.  Gemeinde-Ordnung  §.  22,  Be- 
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der  Synodal-Repräsentanz  (vgl.  nachher),  sämmtliche  Geistliche  und  je  einen  Ab- 
geordneten jeder  Gemeinde,  bez.  jedes  Vereins  ^  wenn  dieselben  nicht  unter  100 
und  nicht  über  200  selbstständige  Männer  zählen, bei  grösseren  Gemeinden  noch  einen 
weiteren  auf  je  200  Männer,  sowie  ferner  auf  den  darüber  hinausgehenden,  mehr  als 
100  betragenden  Ueberschuss^,  welche  von  den  sämmtlichen  grossjährigen,  im  Be- 
sitze der  Ehrenrechte  befindlichen  männlichen  Mitgliedern  der  Gemeinde  ^,  der  sg. 
Gemeindeversammlung,  gewählt  werden  und  der  von  ihnen  vertretenen  Gemeinde 
angehören  müssen  "*. 

Die  Synode  ist  das  höchste  Organ  der  altkatholischen  Kirche  des  deutschen 
Reichs  und  hat  insofern,  obwohl  zu  ihr  nur  ein  einziger  Bischof  gehört,  eine 
den  alten ,  vom  Papstthum  unabhängigen  Nationalsynoden  verwandte  Stellung  ^, 
während  sie  andererseits  den  katholischen  Plenarkonzilien  darin  gleicht,  dass  von 
einer  Mitwirkung  oder  Betheiligung  der  Staatsregierung  nicht  die  Rede  ist. 

Zu  ihrer  Zuständigkeit  gehört  zunächst  die  Ausübung  der  Gesetzgebungsge- 
walt 6.  Sodann  bildet  sie  für  gewisse  wichtigere  Verwaltungsgeschäfte  die  kompe- 
tente Instanz.  Sie  hat  den  jährlichen  Voranschlag  für  die  allgemeinen  Kirchenbe- 
dürfnisse festzustellen  und  zur  Deckung  der  letzteren  die  Umlagen  auf  die  einzelnen 
Gemeinden  und  Vereine  zu  vertheilen  "^ ,  sowie  das  Einkommen  des  Bischofs  zu  nor-- 
miren  ^.  Ferner  wählt  sie  den  Bischof^,  die  Synodal-Repräsentanz  ^^  und  die  Synodal- 
Examinatoren  für  die  Abhaltung  der  theologischen  Prüfung  ^^  Sie  entscheidet  weiter 


Schlüsse  d.  ersten  Synode  d.  Altkatholiken  vom 
27.,  28.  u.  29.  Mai  1874,  amtl.  Ausgabe.  Bonn 
1874,  S.  20;  Friedberg  a.  a.  0.  S.  362. 

Id.  h.  derjenigen  Gemeinschaften ,  deren 
Mitgliederzahl  nicht  200  selbstständige  Männer 
beträgt,  für  welche  kein  besonderer  Kirchenvor- 
stand eingerichtet  und  auch  nicht  stets  ein  be- 
sonderer Geistlicher  angestellt  ist,  §§.  22.  35. 
50  a.  a.  0. 

2  Kleinere  Gemeinden  und  Vereine  können  so 
zusammengelegt  werden,  dass  je  100 — 200  Män- 
ner in  denselben  einen  Abgeordneten  wählen, 
§.  22  a.  a.  0. 

3  §.  45. 

4  §.  48.  lit.  a. 

5  Für  die  ihr  im  wesentlichen  gleichstehende 
Versammlung  der  christkatholischen  Kirche  der 
Schweiz  ist  sogar  die  offizielle  Bezeichnung  :  N  a- 
tional-Synode  gewählt,  s.  die  Verfassung 
derselben  §.  8,  bei  Friedberg  a.  a.  0.  S.  511. 

6  Das  ist  zwar  in  der  Syn.-Ord.  selbst  nicht 
ausgesprochen,  vielmehr  im  §.  26  nur  der  an  die 
Synode  anzubringenden  Anträge  und  Petitionen 
gedacht,  indessen  äussern  sieh  die  1874  angenom- 
menen „Grundsätze  über  Reformen",  amtliche 
Ausgabe  S.  46,  dahin  :  „1.  Auf  dem  Kölner  Kon- 
gresse ist  die  Erklärung  angenommen  worden : 
„„Die  endgültige  Prüfung  der  tiefgefühlten 
Missbräuche  und  die  Durchführung  der  entspre- 
chenden Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Disci- 
plin  und  des  Kultus  bleibt  den  verfassungsmäs- 
sigen Organen  der  Kirche  vorbehalten'''".  Diese 
verfassungsmässigen  Organe  der  Kirche  sind  die 
Synoden  und  zwar  sind  es  naturgemäss  zum 
Theil  allgemeine,    zum  Theil  Partikularsynoden, 


denen  es  zusteht,  zur  Anbahnung  oder  Durch- 
führung von  Reformen  die  bestehenden 
kirchlichen  Gesetze  aufzuheben  oder 
abzuändern  und  neue  Gesetze  zu  er- 
lassen. 2.  Die  gegenwärtige  Synode  darf  sich  für 
berechtigt  halten,  solche  Anordnungen  zu  be- 
schliessen,  wie  sie  nach  dem  alten  kirchlichen 
Rechte  jede  Partikularsynode  zu  erlassen  be- 
fugt war."  In  Folge  dessen  hat  die  erste  (Bonner) 
Synode  v.  1874  die  von  dem  Kongress  zu  Kon- 
stanz genehmigte  Synodal-  und  Gemeinde-Ord- 
nung einstimmig  acceptirt,  und  z.B.  die  Synode 
von  1878  die  Aufhebung  des  Cölibatsgesetzes 
beschlossen,  Bühl  er  S.  22.  36.  44;  amtliche 
Ausgabe  S.  9.  Ueber  andere  durch  Synodalbe- 
schlüsse eingeführte  Reformen  vgl.  Bühler 
S.  23.  28.  32. 

7  §§.  33.  34  d.  Syn.-Ordn. 

8  §.  9  a.  a.  0. 

9  Th.  IL  S.  689. 

10  Synod.-Ordn.  ^§.  13.  15.  32,  d.  h.  die  aus 
2  Geistlichen  und  3  Laien  als  ordentlichen,  fer- 
ner 2  Geistlichen  und  2  Laien  als  ausserordent- 
lichen Mitgliedern  bestehende  Behörde,  welche 
dem  Bischof  bei  der  Leitung  des  altkatholischen 
kirchlichen  Gemeinwesens  zur  Seite  steht,  ins- 
besondere auch  mit  demselben  die  Vorlagen  für 
die  Synoden  vorzubereiten  hat.  Sie  soll  offenbar 
einen  Ersatz  für  das  fehlende  Domkapitel  bilden, 
ihre  Stellung  unterscheidet  sich  aber  von  der 
eines  solchen  wesentlich  dadurch ,  dass  sie  unter 
dem  Vorsitze  des  Bischofs  und  mit  demselben 
einen  einheitlichen  Körper  ausmacht  und  mit 
Stimmenmehrheit  entscheidet,  Syn.-Ordn.  ^^.  18 
—20.  21.  26.  27. 

11  A.  a.  0.  ^^.  31.  53. 
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auf  Beschwerden  der  Gemeinden  wegen  Verweigerung  der  Bestätigung  der  ge- 
wählten Pfarrer  seitens  des  Bischofs  i,  und  wegen  der  seitens  der  Synodal-Repräsen- 
tanz  getroffenen  Anordnungen  hinsichtlich  der  von  den  Gemeinden  und  Vereinen 
angenommenen  besonderen  Lokal-Statuten  '^.  Endlich  hat  sie  auch  richterliche  Be- 
fugnisse auszuüben  insofern,  als  ihr  ausschliesslich  die  Enthebung  der  Pfarrer  von 
ihrem  Amte  zusteht  3. 

Die  Synode  soll  alljährlich  zusammentreten,  und  zwar  auf  Einladung  des  Bi- 
schofs (für  die  Regel  in  der  Pfingstwoche,  sofern  derselbe  nicht,  wozu  er  aber  der 
Zustimmung  der  Synodalrepräsentanz  bedarf,  eine  andere  Zeit  wählt"*).  Bei  der  Va- 
kanz des  Bischofsstuhles  erlässt  die  Synodalrepräsentanz  die  Einladung.  Den  Vor- 
sitz führt  der  Bischof^,  und  bei  erledigtem  Bischofsstuhle  der  Bisthumsverweser 6, 
jedoch  hat  er  nur  die  formelle  Geschäftsleitung,  während  im  Uebrigen  die  Synode 
selbst  über  die  Behandlung  der  Geschäfte  und  den  Schluss  der  Synode  entscheidet  ^. 
Alle  Mitglieder  haben  gleiches  und  zwar  Decisiv-Stimmrecht  ^.  Die  Beschlüsse  wer- 
den mit  absoluter  Majorität  gefasst^.  Wenn  indessen  sich  eine  Mehrheit  von  nicht 
zwei  Dritteln  der  Stimmen  ergeben  hat,  so  muss  die  Sache  auf  einstimmigen  Antrag 
der  Minderheit  oder  der  Synodal-Repräsentanz  zur  nochmaligen  Verhandlung  der 
nächsten  Synode  überwiesen  werden,  welche  dann  mit  einfacher  Majorität  be- 
schliessen  kann  ^^. 


1  §.  54. 

2  §§.  49.  50. 

3  §.  55. 

*  Der  Bischof  kann  auch  im  Einvernehmen 
mit  der  Synodal-Repräsentanz  ausserordentliche 
Synoden  einberufen,  §.  2L 

ö  §.  24. 

ß§.  24u.  §.  11. 


"^  Vgl.  die  der  Syn.-Ordn.  beigefügte  Gre- 
schäftsordnung  ,  insbesondere  §§.  2.  6.  9.  18. 
25.  30.  35. 

8  Syn.-Ord.  §,  30. 

^  Zur  Beschlussfähigkeit  ist  die  Anwesenheit 
von  zwei  Dritteln  der  legltimirten  Mitglieder  er- 
forderlich, Geschäfts-Ordn.  §.  7. 
10  Syn.-Ordn.  §.  30  ;  Oeschäfts-Ord.  §§.  44.  45. 


Dritter  Abschnitt. 
Die  Fuiiktioiieu  der  kirchliclieu  Leituiigsorgaiie. 


Erste  Abtheilung. 
Das  Gesetzgebungs-  oder  Verordnungsrecht. 

Erstes  Kapitel:   Geschichte. 

I.    Das  römische  Reich. 
§.  185.      A.     Im    Allgemeinen. 

So  lange  sich  während  der  Zeit  der  Ausbreitung  des  Christenthums  die  einzelnen 
christlichen  Gemeinden  noch  nicht  zu  höheren  zusammenfassenden  Organisationen 
vereinigt  hatten,  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  jede  Gemeinde  ihre  Angelegen- 
heiten selbstständig  regelte,  und  dass  nach  der  Ausbildung  des  bischöflichen  Amtes 
der  Bischof  unter  Betheiligung  seines  Presbyteriums ,  anfänglich  auch  wohl  unter 
Zuziehung  der  Gemeindeglieder  ^,  die  erforderlichen  Anordnungen  für  die  kirchlichen 
Angelegenheiten  erliess.  Schon  im  2.  Jahrhundert  hatte  aber  das  Bedtirfniss  nach 
einer  engeren  und  festeren  Gemeinschaft  unter  den  christlichen  Gemeinden  und  ins- 
besondere nach  gemeinsamer  Erledigung  dogmatischer  und  anderer  wichtiger  Fragen 
in  einzelnen  Theilen  der  Kirche  zur  Ausbildung  des  Institutes  der  Synoden  geführt-^. 
Zunächst  waren  die  letzteren  freie  Vereinigungen  der  betheiligten  Gemeinden  und 
der  auf  ihnen  in  Vertretung  der  letzteren  erscheinenden  Bischöfe.  Bei  der  Selbst- 
ständigkeit und  rechtlichen  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Bisthümer  konnten  Be- 
schlüsse über  die  verhandelten  Gegenstände  nur  einstimmig  gefasst  werden  ^,  und  da 
die  Synode  als  solche  in  den  ersten  Zeiten  der  Entwicklung  des  Institutes  noch  nicht 
als  Organ  eines  höheren,  einheitlich  verfassten  kirchlichen  Gebietes  gelten  konnte, 
hatten  ihre  Beschlüsse  nicht  ohne  Weiteres  bindende  Kraft  in  den  auf  der  Synode 
vertretenen  kirchlichen  Gebieten,  ^  vielmehr  beruhte  diese,  abgesehen  von  dem  mo- 


1  Th.  II.  S.  49  Aum.  5. 

2  S.  0.  S.  325. 

3  Das  ergiebt  die  Natur  der  Saclie.  Die  Ein- 
stimmigkeit wird  daher  auch  öfters  hervorgeho- 
ben, so  für  die  karthagischen  Synoden  unter  Cy- 
prian,  eiusd.  ep.  55.  c.  7  (ed.  Hartel  ep.  64.  c. 
2  und  ep.  72.  c.  2)  und  für  die  noch  vor  das 
Stadium  des  Abschlusses  der  Metropolitanver- 
fassung  fallende  Synode  v.  Elvira  v.  305  o.  306 
(s.  0.  S.  328),  deren  Kanonen  mit  „episcopi  uni- 
versi  dixerunt"  (Bruns  1.  2,  2)  eingeleitet 
werden. 


*  Daher  waren  weder  die  dissentirenden,  noch 
die  ausgebliebenen  Bischöfe  ohne  Weiteres  daran 
gebunden.  Diese  Auffassung  wird  durch  die 
Briefe  Cyprians  über  die  unter  ihm  gehaltenen 
karthagischen  Synoden  bestätigt,  ep.  72  c.  3  (betr. 
das  2.  Konzil  v.  256,  Hefele,  Konciliengesch. 
1,  118):  „ceterum  scimus,  quosdam  .  .  .  saluo 
inter  coUegas  pacis  et  concordiae  vinculo  quaedam 
propria  quae  apud  se  semel  sint  usurpata  retinere. 
qua  in  re  nee  nos  vira  cuiquam  facimus  aut  legem 
damus,  quando  habeat  in  ecclesiae  administra- 
tione   voluntatis    suae   arbitrium  liberum  unus- 
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rjilischcn  Ansehen  der  erlassenen  Anordnungen  lediglich  darauf,  dass  die  auf  der 
Synode  erscliienenen  Bischöfe  dieselben  auch  in  ihren  Diöcesen  zur  Durchführung 
brachten.  Allerdings  hat  man  wohl  diejenigen,  welche  auf  der  Synode  zugestimmt 
hatten ,  zur  Beobachtung  und  Ausführung  der  Beschlüsse  derselben  für  verpflichtet 
erachtet ' . 

Auf  demselben  Standpunkte  scheinen  auch  noch  die  im  4.  Jahrhundert  für 
mehrere  Eparchieen  im  Orient  abgehaltenen,  grösseren  Synoden  zu  stehen,  wenngleich 
es  freilich  dahingestellt  bleiben  muss,  ob  sie  die  aus  den  betheiligten  Sprengein  nicht 
anwesenden  Bischöfe  an  ihre  Beschlüsse  gebunden  betrachtet  haben  oder  nicht. '-^ 
Zu  der  Zeit,  in  welcher  die  gedachten  Synoden  zusammengetreten  sind,  hatte  im 
Orient  die  Metropolitanvcrfassung  schon  ihre  Ausbildung  erhalten.  Die  dadurch 
herbeigeführte  Vereinigung  einer  Reihe  von  Bisthümern  zu  einer  einheitlichen  Orga- 
nisation und  die  Stellung,  welche  die  Eparchial-  oder  Provinzialsynode  für  dieselbe 
einnahm,  bedingt  die  Annahme,  dass  dieselbe  befugt  war,  aligemein  bindende  An- 
ordnungen für  die  Gesammtlieit  der  zu  ihr  gehörigen  bischöflichen  Sprengel  zu 
erlassen  -K 

Gleichzeitig  macht  sich  aber  schon  der  Gedanke  praktisch  geltend ,  dass  den 
Beschlüssen  einer  zahlreich  aus  weiten  Kreisen  der  Kirche  besuchten  Bischofsver- 


quisque  praepositus,  rationem  actus  sui  domlno 
redditurus;"  ep.  73.  c.  26  (über  das  3.  Konzil  v. 
256,  Ilcfele  1,  109):  „Haec  tibi  .  .  .  rescripsi- 
mus,  pater  carissime,  nemini  praescribentes  aut 
praeiudicaiites  quomiuus  unusquisque  episcopo- 
rum,  quod  putat,  faciat,  babcns  arbitrii  sui  libe- 
ram  potcstatem ; "  ep.  55.  c.  21 ;  ep.  57.  c.  5. 

1  Daher  kann  Cyprian  die  Beschlüsse  dieser 
Synoden  als  „decretum",  ep.  63,  oder  „sententia'^^, 
ep.  70.  c.  1.  u.  ep.  73.  c.  1,  bezeichnen.  Vgl. 
ferner  ep.  63.  c.  1:  „quod  ei  (Victori  presby- 
tero),  antequam  paenitentiam  plenam  egisset .  .  . 
temere  Therapius  collega  noster  immaturo  tem- 
pore et  praepopera  festinatione  pacem  dederit. 
quae  res  nos  satis  mouit,  recessum  esse  a  de- 
creti  nostra  auctoritate  .  .  .  sed  librato 
apud  nos  diu  consilio  satis  fuit,  obiurgare  Thera- 
pium  collegam  nostrum,  quod  temere  hoc  fecerit 
et  instruxisse,  ne  quid  tale  de  cetero 
faciat:  pacem  tarnen  quomodoeumque  a  sacer- 
dote  dei  semel  datam  non  putauimus  auferendam 
ac  per  hoc  Yictori  communicationem  sibi  con- 
cessam  usurpare  permisimus",  wonacii  also  nur 
Nützlichkeitsgründe  für  die  Nichtkassation  des 
unter  Verletzung  des  erwähnten  Beschlusses  ein- 
geschlagenen Verfahrens  den  Ausschlag  gegeben 
haben. 

2  Ein  sicheres  Urtheil  gestattet  der  Stand  der 
Quellen  nicht.  Die  Synode  von  Antiochien  341 
betojit  in  ihrem  Schreiben  (s.  o.  S.  529.  n.  8]  ihre 
Einmüthigkeit.  Ob  die  Aufforderung  an  die  übri- 
gen Bischöfe,  ihren  Beschlüssen  beizutreten,  blos 
an  solche  in  fremden  Eparchieen  oder  auch  an 
die  aus  den  vertretenen  ausgebliebenen  Bischöfe 
gerichtet  ist,  lässt  sich  nicht  entscheiden.  Die 
Ueberlieferung  der  weiter  hierher  gehörigen  Sy- 
node V.  Ancyra  (s.  o.  S.  328)  bietet  ebenfalls 
keinen  sicheren  Anhalt  zur  Lösung  der  Frage. 
Wenn  aber  die  Synoden  von  Laodicea  (zw.  343 
u.  381)  und  von  Gangra  (zw.  314  u.  382)  ihre 


Beschlüsse  als  opot  bezeichnen,  ja  sogar  die  letz- 
tere diejenigen,  welche  dieselben  nicht  anneh- 
men, mit  dem  Ausschluss  aus  der  Kirchenge- 
meinschaft bedroht,  so  lässt  sich  indessen  hieraus 
eher  entnehmen,  dass  auch  die  anderen  Bischöfe 
aus  den  vertretenen  Gebieten,  welche  nicht  Theil- 
nehmer  der  Synode  gewesen  waren,  durch  deren 
Verordnungen  rechtlich  gebunden  sein  sollten, 
eine  Auffassung,  welche  im  Abendlande  schon 
bei  der  Synode  von  Arles  v.  314  (s.  nachher  im 
Text)  deutlich  hervortritt.  Sicher  ist  nach  dem 
Schreiben  der  Synode  von  Antiochien  jedenfalls 
so  viel ,  dass  die  Beschlüsse  für  die  nicht  be- 
thcillgten  Eparchieen  an  sich  keine  bindende 
Kraft  hatten,  s.  auch  o.  S.  529. 

3  Dass  diese  Seite  ihrer  Thätigkeit  zunächst 
im  Orient  nicht  hervorgehoben  ist,  darauf  habe 
ich  schon  o.  S.  475  hingewiesen.  Ihre  Befugniss 
dazu  kann  aber  um  so  weniger  bezweifelt  wer- 
den, als  das  conc.  Antioch.  v.  341.  c.  9  (Th.  II. 
S.  1.  n.  3,  c.  2.  C.  IX.  qu.  3),  s.  auch  c.  35 
apostol.,  unter  der  Vorschrift,  dass  der  einzelne 
Bischof  in  gemeinsamen  Angelegenheiten  der 
Provinz  nichts  ohne  den  Metropoliten,  dieser  aber 
idchts  ohne  seine  Suffraganen  thun  solle  ,  auch 
das  Recht  zum  Erlass  allgemeiner  Anordnungen 
begreift.  Dass  davon  so  gut  wie  kein  Gebrauch 
gemacht  worden  ist ,  hängt  mit  den  damaligen 
Zeitverhältnissen  zusammen.  Die  Vereinbarung 
über  dogmatische  Streitfragen  und  wichtige  zwei- 
felhafte Gegenstände  der  Disciplin  konnte  nur 
dann  für  die  Erhaltung  der  Einheit  und  die  Her- 
beiführung einer  gleichmässigen  Praxis  \0]i  Erfolg 
sein,  wenn  sie  auf  grösseren  Versammlungen,  als 
den  Eparchialsynoden  versucht  wurde,  und  die 
ersten  boten  dann  —  das  ist  z.  B.  der  Fall  in 
Betreff  der  Synoden  von  Gangra  und  von  Arles 
gewesen  —  auch  Gelegenheit,  Kanones  zur  nähe- 
ren Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  aufzu- 
stellen. 
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Sammlung  lediglich  nur  deshalb,  weil  sie  von  einem  bedeutenden  Theile  des  Episko- 
pates einmtithig  gefasst  waren,  nicht  blos  ein  faktisches,  die  allseitige  Annahme  in 
den  vertretenen  Bezirken  verbürgendes  Ansehen',  sondern  auch  eine  rechtlich  ver- 
pflichtende Autorität  innewohne.  Diese  Auffassung  hat  zuerst  das  von  Konstantin 
im  J.  314  nach  Arles  berufene  General-Konzil  des  Occidentes'^  vertreten,  da  das- 
selbe in  seinen  beiden  Synodalschreiben  "^  die  allseitige  Beachtung  der  von  ihm  er- 
lassenen Kanones  verlangt  und  den  römischen  Bischof  um  Publikation  derselben 
ersucht^.  Dieser  Gedanke  hat  weiter  zu  der  Konsequenz  geführt,  dass  eine  aus  dem 
ganzen  Reiche ,  d.  h.  aus  allen  Theilen  der  Kirche  berufene  Versammlung  von  Bi- 
schöfen die  Befugniss  besitze,  bindende  Normen  für  die  gesammte  Kirche  zu  be- 
schliessen  und  zu  erlassen*^,  und  damit  die  Schaffung  eines  dieselbe  repräsentirenden, 
obersten  Organes,  des  allgemeinen  Konzils  ermöglicht. 

Bis  zum  4.  Jahrhundert  beruhte  die  verbindliche  Kraft  der  sowohl  von  den 
einzelnen  Bischöfen,  wie  auch  von  den  Synoden  erlassenen  Anordnungen  lediglich 
auf  der  Anerkennung  der  Autorität  dieser  Organe  innerhalb  der  Christengemeinden 
selbst,  und,  so  weit  etwa  eine  Auflehnung  gegen  dieselben  erfolgte,  konnte  ihre 
Durchführung  allein  durch  geistliche  und  kirchliche  Mittel  erzwungen  werden.  Für 
den  römischen  Staat,  in  welchem  die  christliche  Religion  bis  dahin  keine  Aner- 
kennung gefunden  hatte,  ja  die  einzelnen  Christengemeinden  als  collegia  illicita 
rechtlos  waren  und  höchstens  unter  der  Form  der  collegia  tenuiorum  existiren 
konnten  *J,  waren  alle  diese  Normen  bedeutungslos  und  hatten  nicht  einmal  den  Cha- 
rakter eines  statutarischen  oder  korporativen  Rechtes. 

Erst  unter  Konstantin  trat  die  christliche  Kirche  in  die  Reihe  der  vom  Staat 
anerkannten  Verbände  ein.  Sie  wurde  damit  des  römischen  ius  publicum  theilhaftig 
und  auf  sie  der  altrömische  Satz,  dass  das  ius  sacrum  ein  Theil  des  ersteren  sei^, 
übertragen.  Ihre  bisherige  Gliederung  wurde  an  sich  davon  nicht  berührt,  aber  als 
Ganzes  und  mit  ihren  Einzelorganisationen  wurde  sie  in  den  Staatsorganismus  ein- 
gefügt und  wurde  mit  diesen  zugleich  ein  Theil  des  Staates.  Wie  dem  Kaiser  die 
oberste  Gewalt  im  Staate  und  über  das  ius  publicum  zukommt,  so  wird  er  nun- 
mehr auch  der  Träger  der  obersten  Machtvollkommenheit  in  der  Kirche.  Daher 
ruht  in  seinen  Händen  auch  das  Gesetzgebungsrecht  für  dieselbe^  und  damit  die 

1  Das  ist  offenljar  noch  der  Standpunkt  der  zu-  tyj-v  &eiav  ßouX-^oiv  zyzi  Tqv  dvacpopav.  Ato  Ttaoi 
erst  (s.  0.  S.  670)  im  Text  erwähnten  Synoden  .  .  .  äoeXcpoi?  sfJLcpaviaavxei;  xa  7rpoY£Ypoc{ji.{Ji£va, 
gewesen.  -qo-f]  Tcal  tov  7rpoeipY]fj.£vov  Xoyov  %al  ttjv  TiapaTT)- 

2  S.  0.  S.  515.  p-r^oiv  TYJ;  aYtcDTaxTi?  -naepa?  UTiooeveo^at  xe  7.ai 

3  S.  Th.  I.  S.  557.  n.  7  u.  8.  otaxdxxeiv  öcpeiXexe." 

*  In  dem  einen  der  citirten  Schreiben  heisst  6  E.  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  K.  R.  1, 197ff. 

es  :  ;;Ut  oranes  sciant,  quid  in  futurum  observare  "^  L.  1.  |^.  2.  D.  de  iustltia  I.  1  ;  vgl.  Gierke, 

debeant''^  und  in  dem  anderen :  „quae  nos  cense-  deutsch.  Genossenschaftsrecht.   3,61. 
mus  observare  debere",  vgl.  a.  a.  0.  n.  8,  ja  der  8  Der  noch  heidnische  Konstantin  wird   von 

römische  Bischof,  welcher  allerdings  auf  der  Sy-  Euscbius  als  allgemeiner  Bischof  bezeichnet,  vita 

node  vertreten  war ,  gilt  dabei  ebenfalls  an  die  Constant.  1. 44:  „d^atpexo^  oe  xrj  r/xX-rjaia  xoO  i^soü 

Beschlüsse  gebunden,  a.  a.  0.  S.  557.  xtjv  Tiap'auxoü  Msp-tuv  cppovxioa  6tacp£po[j.Evtov  xivöjv 

5  Vgl.  das  Schreiben  Konstantins  an  alle  Kir-  Tipoc  dXX-qXou?  7.axd  Siacpopo'j:;  ywpac,  oldxi?  sol- 
chen über  den  Beschluss  des  Konzils  von  Nicäa  vo?  eTTto-zoTTo?  iy.  %eo^  xcc&ecxafxevo? ,  ouvooous 
wegen  der  Paschafrage,  Socrates  bist,  eccles.  I.  9  xojv  xoj  iJeoj  XetxoupYÖJv  ouvexpoxei."  Nach  Atha- 
ed.  Hussey  1,  76:  „xoivr]  Tidvxtuv  'qpeae  xpioti,  nasius  bist.  Arian.  ad  monach.  c.  33,  opp.  ed. 
x'r)v  d^u^ixdxris  xou  Yldoya  £opxYjV  (/.töc  xi^  aüxy]  Petavii  1777.  1,  287  hat  Konstantins  auf  der  Sy- 
'r]fj.£pa  GuvziKeXa^ai  .  .  .  Touxcuv  ouv  ouxoj  oxoi-  node  v.  Mailand  (355)  den  Ausspruch  gethan : 
)(^o6vx{ov  dofXEMoji;  Ss/eoi^E  xyjv  oupavtav  vcal  Oeiav  „"ÜTiEp  i'^oj  ßo'jXo}j.at ,  xouxo  xaMcbv  vo[j.iC£<3d(o'*. 
ihi  dX'rji^üx;  dvxoX'r]v  Ttdv  ydp  o  xi  o'dv  ^v  xoi?  d^ioic,  Die  I.  Synode  von  Konstantinopel  (381)  schreibt 
xä)v  £7110X0710)^  ao^eSpiot?  7rpdxx'r]xat ,  xoüxo  rcpo?  an  den  Kaiser,  Mansi  3,558:    „gratias  agimus 
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massgebende  Entscheidung  über  die  weitere  Entwicklung  des  kirchlichen  Glaubens 
und  des  kirchlichen  Rechtest 

In  ersterer  Beziehung  bestimmt  der  Kaiser  bei  neu  auftauchenden  Lehr- 
meinungeu  und  dogmatischen  Streitigkeiten  kraft  seiner  Gesetzgebungsgewalt,  wel- 
ches der  rechte  Glaube  ist  und  welchen  die  Kirche  zu  befolgen  hat.  Allerdings  sind 
die  kaiserlichen  Erlasse  dieser  Art  vielfach  in  Form  von  Bestätigungs-Edikten  der 
allgemeinen  Konzilien-  ergangen,  ja  das  ökumenische  Konzil  als  Repräsentativorgan 
der  christlichen  Kirche  kann  geradezu  als  eine  Schöpfung  Konstantins  bezeichnet 
werden  -^  indessen  hat  das  letztere  keineswegs  eine  rechtliche  Schranke  für  die  Aus- 
übung der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Kaisers  gebildet.  Wie  schon  oben  S.  346.347. 
nachgewiesen  worden ,  bedurften  die  Glaubensbeschlüsse  der  allgemeinen  Konzilien 
zu  ihrer  kirchlichen  und  staatlichen  Rechtsgültigkeit  der  kaiserlichen  Bestätigung. 
Ferner  bestand  eine  rechtliche  Verpflichtung  des  Kaisers ,  derartige  Synoden  zur 
Entscheidung  von  Glaubensstreitigkeiten  zu  veranstalten ,  nicht ,  vielmehr  hing  die 
Einberufung  einer  solchen  lediglich  von  seinem  Ermessen  ab  ^.  Endlich  haben  die 
römischen  Kaiser  wiederholt  ohne  ein  allgemeines  Konzil  über  streitige  Glaubens- 
fragen Gesetze  erlassen^,  ja  selbst  Versuche  gemacht,  der  Kirche  zuwider  der  von 
allgemeinen  Konzilien  getroffenen  Entscheidung  eine  andere  Glaubensmeinung  auf- 
zudrängen ^\ 

Aber  andererseits  musste  der  eigenthümliche  Charakter  der  Kirche,  welche  sich 
von  allen  anderen  im  römischen  Reiche  bestehenden  Korporationen  wesentlich  da- 
durch unterschied,  dass  sie  ihrem  Wesen  nach  darauf  angewiesen  war,  die  Selbst- 
ständigkeit ihres  religiösen  Glaubens  zu  wahren,  einer  rein  willkührlichen  Ausübung 
des  kaiserlichen  Gesetzgebungsrechtes  gewisse  thatsächliche  Schranken  setzen.  Die 
Kirche  leitete  ihre  Existenzberechtigung  nicht  vom  Staate  ab,  führte  dieselbe  viel- 
mehr auf  göttliche  Stiftung  zurück.  Sie  konnte  daher  nicht  auf  den  Anspruch  ver- 
zichten, dass  ihr  Glaubens-  und  sonstiges  Leben  in  Uebereinstimmung  mit  den  ihr 


deo,  qui  vestrae  pietatis  imperium  constituit  ad  (j-axa,  Tta^aTisp  xa?  öetcxc  Ypo^^a?,   o£y6{,i,e&a  y.at 

communcm  pacem  ecclesiarum  et  sacrae  fldei  con-  xou?  v.as6^ac,  wc.  vofxoui;  cpuXaxxo[j.£V."^ 

flrmationem  :  agentes  autem  deo  debitas  gratias  i  y„i^  auch  E.  Löning  a.  a.   0.  S.   37.   64. 

necessario  quoque  ea,  quae  acta  sunt  in  s.  concilio,  593. 

ad  tuam  referimus  pietatem."  Vgl.  ferner  1.  2  C.  «  c       a  qqoä?     •     v         j        o  o/ia       o      r, 

n^^.    vTrT    i  r     ooaK  x  -.  i  ^  S.  0.  S.  000 ff. ,  insbcsondere  ö.  346.  u .  3  u.  4. 

In.  AVI.  1  \y.  ooUJ :  „cunctos  populos  quos  cle-  3  „        q.  ony 

mentiae  nostrae   regit  temperamentum ,   in   tali  ^  0*    *  q*  qoo'  001 

volumus  religione  yersari hoc  est,   ut  se- 

cundum  apostolicam  disciplinam  evangelicamque  ^  So  Kaiser  Zeno  i.  J.  482  das  s.  g.  Henotikon, 

doctrinam  patris  et  filü  et  spiritus  sancti  unam  He  feie  2,   567;    .Tustinian  die  beiden  Edikte 

deitatem  sub  parili  maiestate  et  sub  pia  trinitate  v-  544  u.  551  im  s.  g.  Dreikapitelstreit,  a.  a.  0. 

credamus.  §1.  Hanc  legem  sequentes  Christiano-  S.  800.  836,    Ileraklms  die  s.  g.   Ektbesis  1.  J. 

rum  catholicorum  nomen  iubemus  amplecti,  reli-  638,  a.  a.  0.  3,  178  und  Konstans  II.  den  Typus 

quos  vero  dementes  vesanosque  iudicantes  haere-  i*  ^'  "■^"  ^'  ^'  ^-  S-  -^^^^   ^^<^"  ^^^g  daran  er- 

ticidogmatisinfamiamsustinere."JustinianiNov.  innert  werden ,  dass  der  gegen  Zeno  als  Gegen- 

6.  (535)  praef:   ./Huei;  xoivuv  aevtax-riv   syou-ev  kaiser  auftretende  Usurpator  Basiliskus  47b  durch 

cppovxioa  7iep[  x£  xÄ  6}.-(\^v,  xoü  ^eo~J  Sövfxaxa,  Ttepf  ein  Edikt  das  Konzil  von  Chalcedon  für  kraftlos 

xe  x-?]v  xtüv  'i£p£cüv  oeu.v6xr]xa,  und  Nov.  131.  (545)  erklärt ,  dasselbe  aber  selbst  wieder  im  folgenden 

c.  1:^  ,,0£aTciCo[J.£v  xoivuv,   xo^^tv  vöfjiojv  ^d7tdx£iv  Jalir   ausser^  Geltung   gesetzt  hat,   Evagr.   hist. 

xou?  otYtoui;  £X7.X7]ciaaxt%ou?  "/.avova^xou?  utto  xwv  eccles.  111.  4     b. 

cxYituv  x£ooapujv  ouvooojv  £y.x£0£vxac  xoci  ß£ßai(u-  6  Hierher  gehören  die  Massnahmen  Konstau- 

i^£vxac,  xoux£axi  xfjC  is  Ntxaic/.  xöjv  xf^'  zal  x-^?  £v  tius'  (353 — 361)  und  Valens'  (364 — 378)  gegen 

Ktuv(3X7.vxtvou7r6X£i  xtüv    a^iojv    pV   itaxepujv  xai  die  Orthodoxen  zu  Gunsten  des  Arianismus,  s.  0. 

xfjc   £v  'Ecpsow  TTpouxrj?   y,ai   xf)?   sv  XaXx-r]o6'^i,  S.  528.  n.  1  und  He  feie  1,  652  ff.  734  ff.    Vgl. 

-/a^'  't^s  EüxuyYj;  (j-£xd  N£Oxopiou  av£i^£{j.axio&Y].  auch  den  S.   671  n.  8    angeführten  Ausspruch 

Xüüv  yap  Tcpo£ipTr][X£V(uv  aYituv  auvoSuiV  %ai  xd  hd-^-  des  ersteren. 


§•  1^5. 


Gesetzgebungsrecht.   Geschichte.  Das  römische  Reich. 


673 


bei  ihrer  göttlichen  Stiftung  gegebenen  Grundlagen  geregelt,  und  dabei  ihren  eigenen 
Organen ,  welche  sie  sich  während  der  Zeit  ihrer  Verfolgung  geschaffen  hatte  und 
welche  früher  solche  Angelegenheiten  selbstständig  entschieden  hatten,  mindestens 
eine  angemessene  Mitwirkung  und  Bethätigung  gewährt  wurde.  Nicht  der  Kaiser, 
sondern  nur  die  legitimen  Organe  der  Kirche  waren  befähigt,  festzustellen,  was  dem 
Glauben  der  christlichen  Gemeinschaft  entsprechend  war  und  auch  der  erstere 
konnte  unmöglich  die  Grundlagen  des  christlichen  Glaubens  durch  sein  Gesetz  um- 
stossen ,  weil  er  damit  die  Anerkennung  der  Existenzberechtigung  der  christlichen 
Kirche  selbst  angetastet  und  wieder  vernichtet  haben  würde. 

Zunächst  führte  die  Lage  der  Verhältnisse  unter  Konstantin  von  selbst  dazu, 
der  Kirche  und  ihren  Organen  eine  solche  Betheiligung  zu  gewähren.  Wenngleich 
sich  der  letztere  kraft  seines  kaiserlichen  Amtes  für  berechtigt  hielt ,  die  Einheit  in 
der  Kirche  durch  Beseitigung  der  zu  seiner  Zeit  eingetretenen  Spaltungen  herzu- 
stellen, so  lag  dafür,  ganz  abgesehen  davon,  dass  er  dazu  eines  sachverständigen, 
theologischen  Beirathes  bedurfte,  welcher  nur  bei  den  höheren  Leitungsorganen  der 
Kirche  zu  finden  war ,  mit  Rücksicht  auf  die  schon  früher  in  einzelnen  Theilen  der 
Kirche  geübte  Praxis '  der  Weg  nahe ,  eine  möglichst  zahlreiche  Versammlung  von 
Bischöfen  zur  allseitigen  Erörterung  der  verschiedenen  Standpunkte  zu  berufen,  so- 
wie die  kaiserliche  Entscheidung  auf  die  moralische  Autorität  einer  solchen  als  Re- 
präsentation der  ganzen  Kirche  erscheinenden  Synode  zu  gründen,  und  dadurch  ihre 
allseitige  Anerkennung  und  Durchführung  zu  sichern.  Das  allgemeine  Konzil  hat 
somit  von  vornherein  dem  Kaiser  gegenüber  nicht  lediglich  die  Stellung  einer  sach- 
verständigen berathenden  Versammlung  eingenommen,  vielmehr  als  Organ  der  Kirche 
fungirt,  welches  auf  Veranlassung  desselben  das  kirchliche  Glaubensbewusstsein  fest- 
zustellen und  eine  die  Uebereinstimmung  der  kaiserlichen  Entscheidungen  mit  dem 
letzteren  garantirende  Unterlage  zu  gewähren  hat.  Das  allgemeine  Konzil  ist  also 
Organ  der  gesammten  Kirche,  zugleich  aber  auch  Organ  des  Kaisers,  durch  welches 
er  seinen  Einfluss  auf  die  Kirche  ausübt 2,  und  letzteren,  indem  es  seinen  Erlassen  die 
kirchliche  Legitimation  giebt,  verstärkt. 

Indessen  hatte  das  allgemeine  Konzil  selbst,  obwohl  es  als  Repräsentation  der 
ganzen  Kirche  galt,  bei  dem  der  Kirche  innewohnenden  Triebe  nach  Erhaltung  der 
Selbstständigkeit  ihres  religiösen  Glaubens  seine  Beschlüsse  an  dem  Gesammtbe- 
wusstsein  der  ganzen  Kirche  zu  bewähren  ^.  Das  Konzil  konnte  allerdings  von  den 
Kaisern  in  unselbstständiger  Stellung  gehalten  und  von  ihnen  beherrscht  werden. 
Dem  Glaubensbewusstsein  der  ganzen  Kirche  gegenüber  aber  waren  sie  doch  macht- 
los und  nicht  im  Stande  die  Reaktionen  desselben  gegen  geübten  Glaubenszwang  zu 
unterdrücken.  Dasselbe  hat  sich  stark  genug  erwiesen,  ihm  widersprechende  Glau- 
bensbeschlüsse kaiserlicher  Synoden,  welche  als  allgemeine  berufen  waren,  abzu- 
weisen ^,  und  sich  mit  noch  grösserer  Kraft  gegen  derartige  einseitig  von  den  Kaisern 
erlassene  Glaubensedikte  aufgelehnt^.  Ja  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  Kaiser  und 
allgemeinen  Konzilien  eine  den  Grundprincipien  des  apostolischen  Glaubens  ent- 
sprechende Entscheidung  getroffen   haben,  hat  die   unterlegene  Partei  für  sich  ein 


1  S.  0.  S.  32(3  imcl  S.  669. 

2  S.  auch  Löniiig  a.  a.  0.  1,  69.  70. 

3  S.  0.  S.  347. 

4  S.  0.  S.  348. 

Hinschius,  Kirchenrecht.    III. 


5  So  haben  die  S.  672  n.  5  erwähnten  Edikte 
ihren  Zweck,  die  obwaltenden  dogmatischen  Strei- 
tigkeiten zu  beseitigen  ,  nicht  erfüllt,  vielmehr 
nur  neue  Wirren  hervorgerufen. 
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Recht  auf  Selbstständigkeit  ihres  Glaubens  in  Anspruch  genommen  und  es  hat  oft 
längerer  Zeit  und  harter  Kämpfe  bedurft,  bis  solche  Beschlüsse  zu  allseitiger  Aner- 
kennung in  der  Kirche  gelangt  sind  K 

Das  rechtlich  unbeschränkte  Gesetzgebungsrecht  des  römischen  Kaisers  hat 
demnach  an  dem  der  Kirche  innewohnenden  Triebe  nach  Selbstständigkeit  eine  ent- 
scheidende faktische  Schranke  gefunden.  Während  derselbe  sich  aber  nach  der 
Scheidung  des  Reiches  in  Orient  und  Occident  seit  dem  5.  Jahrhundert  im  Abend- 
lande erfolgreich  geltend  machen  konnte  und  hier  auf  die  schon  seit  dem  4.  Jahr- 
hundert hervorgetretenen  Anschauungen,  welche  die  kaiserliche  Machtvollkommen- 
heit auf  kirchlichem  Gebiete  bestritten,  und  sogar  schon  theilweise  die  Herrschaft 
der  Kirche  über  den  Staat  gefordert  hatten  2,  zurückgegriffen  wurde ,  geriethen  im 
Orient  die  Bischöfe,  denen  vor  Allem  der  Beruf  zufiel,  die  Selbstständigkeit  der 
Kirche  zu  wahren,  in  immer  grössere  Abhängigkeit  von  den  Kaisern ,  die  Kirche 
verlor  hier  das  Bewusstsein  ihrer  Freiheit  gegenüber  den  letzteren  und  diese  übten 
nunmehr  ihre  Herrschaft  unbeschränkt  über  dieselbe  aus.  Dieser  s.  g.  Cäsaropapis- 
mus  im  oströmischen  Reich  ruht  aber  keineswegs  auf  anderen  rechtlichen  Grund- 
lagen, als  das  frühere  Verhältniss  der  römischen  Kaiser  zur  Kirche.  Konstantin  und 
seine  Nachfolger  haben  dieselbe  rechtlich  unbeschränkte  Herrschaft  wie  Justinian 
und  die  späteren  oströmischen  Kaiser  über  die  Kirche  in  Anspruch  genommen,  nur 
thatsächlich  ist  die  Stellung  der  letzteren  eine  andere  geworden  ■^,  und  es  sind  später 
im  oströmischen  Reich  allein  die  faktischen  Schranken,  welche  der  sich  bethätigende 
Drang  der  Kirche  nach  Selbstständigkeit  der  Ausübung  der  kaiserlichen  Rechte  ent- 
gegenzusetzen im  Stande  war,  fortgefallen. 

Nicht  minder  wie  in  Betreff  des  Dogmas  haben  die  römischen  Kaiser  ihre  ge- 
setzgebende Gewalt  auch  in  Betreff  einer  Reihe  innerer  kirchlicher  Verhältnisse 
geübt -^j  und  darauf  bezügliche  Gesetze,  wenn  auch  zu  Anfang  seltener^,  später  in- 


1  Den  Beschlüssen  des  Nicänums  z.  B.  ist  erst  XVI.  6  v.  370  (Verbot  an  die  Geistlichen,  die 
eine  Periode  gefolgt,  in  denen  der  Arianismus  Häuser  von  Wittwen  und  unmündigen  Mädchen 
selbst  von  den  Kaisern  begünstigt  und  gefördert  zu  besuchen,  zur  Verhinderung  der  Erbschlei- 
wurde,  s.  o.  S.  672  n.  6.  Auch  an  das  Konzil  cherei) ;  c.  1.  C.  Th.  XVI.  6  v.  373  (welche 
von  Chalcedon  (451 )  hat  sich  eine  Zeit  dogmati-  den  eine  AViedertaufe  vornohmeuden  Bischof  des 
scher  Wirren  angeschlossen,  lief  ele  2,  564.  Aus  Sacerdotiums  für  unwürdig  erklärt,  also  mit  Ab- 
diesen  Verhältnissen  erklärt  es  sich  auch,  dass  setzung  bedroht,  vgl.  can.  47  apost. );  c.  27. 
Justinian  im  Nov.  131  (s.  o.  S.  671  n.  8]  trotz-  C.  Th.  XVJ.  2  oder  1.  9.  C.  J.  I.  3  v.  390  (worin 
dem,  dass  die  4  ersten  allgemeinen  Synoden  von  das  Alter  für  die  Diakonissinnen  auf  60  Jahr 
seinen  Vorgängern  bestätigt  waren,  nochmals  festgesetzt  wird,  vgl.  I.  Timoth.  I.  9);  c.  32.  C. 
verordnete,  dass  ihre  dogmatischen  Beschlüsse  Th.  eod.  n.  390  (nach  welcher  die  Bischöfe  blos 
wie  die  heilige  Schrift  angenommen  werden  beim  Mangel  anderer  Kleriker  Mönche  weihen 
sollten.  sollen);  c.  44.  C.  Th.  eod.  oder  1.  19  C.  J.  I.  3 

2  Vgl.  Hergenrötlier,  kathol.  Kirche  und  v.  420  (welche  den  Geistlichen  gestattet  nur 
christlicher  Staat.  Freiburg  i.  Br.  1872.  S.  375.  nahe  weibliche  Anverwandte  in  ihrem  Hause  zu 
384  n.  1.  S.  386;  Löning,  a.  a.  0.  1,  70,  79.  haben,  —  vgl.  c.  3  Nicaen.  v.  325,  c.  16  Dist. 
Vgl.  auch  unten  S.  682.  XXXII    —   und  ihnen    verbietet,    die   vor   der 

3  So  auch  Löning  S.  78.  Priesterweihe  geheiratheten  Ehefrauen   zu  ver- 

4  Die  kaiserlichen  Gesetze,  welche  die  Stel-  lassen,  vgl.  can.  6  apost.,  c.  14  Dist.  XXVIII); 
lung  der  Kirche  im  Staate  überhaupt  geregelt,  c.  6.  C.  J.  I.  2  v.  421,  (wonach  die  geltenden 
Privilegien  für  dieselbe  und  die  Geistlichkeit  kirchlichen  Kanonen  auch  in  lUyrien  zur  An- 
gewährt, und  das  Verhältniss  der  Kirche  und  der  wendung  kommen  und  zweifelhafte  Angelegen- 
letzteren gegenüber  den  staatlichen  Einrichtun-  heiten  nur  mit  Wissen  des  Patriarchen  von  Kon- 
gen normirt  haben,  übergehe  ich  hier,  weil  es  sich  stantinopel  entschieden  werden  sollen  ,  vgl.  c.  3 
dabei  zugleich  um  Ausübung  der  Gesetzgebung  CoTistantinop.  I.  v.  381  u.  Th.  I.  S.  579.  585); 
für  das  staatliche  Gebiet  gehandelt  hat.  1.  29.  C.  J.  I.  3.  v.471,  (Verbot  an  die  Mönche, 

•^  Als  Beispiele  können  dienen  c.  20.  C.  Th.  ihr  Kloster  zu  verlassen  und   falls  sie  dies  thun, 


§.  18o. 
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dessen  häufiger,  wie  insbesondere  Justinian^  erlassen.  In  ihren  materiellen  Anord- 
nungen haben  sich  diese  zwar  meistens  an  die  heilige  Schrift,  die  schon  vorhandenen 
Synodal-Kanones  und  die  bestehende  kirchliche  Praxis  gehalten  2,  formell  erscheinen 
sie  indessen  als  Erlasse  des  Kaisers,  deren  bindende  Kraft  lediglich  aus  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  desselben  herfliesst'l 

Auch  für  das  äussere  Leben  der  Kirche  haben  demnach  die  römischen  Kaiser 
das  oberste  Gesetzgebungsrecht  geübt.  Indessen  haben  sie  dasselbe  nicht  aus- 
schliesslich für  sich  allein  beansprucht,  vielmehr  der  Kirche  hierbei  gleichfalls  eine 
Betheiligung  und  Mitwirkung  durch  ihre  Organe  offen  gelassen^. 

Zunächst  haben  die  von  ihnen  berufenen  allgemeinen  Konzilien  ^  eine  Reihe  von 


über  die  Religion  zu  disputiren,  Versammlnngen 
zu  präsidiren  und  die  Menge  aufzuregen,  vgl.  c. 
23  Chalced.  v.  451). 

1  Vor  Allem  kommen  in  Betracht  Nov.  6.  v. 
535,  Nov.  123  V.  546,  Nov.  131  v.  545  und  Nov. 
137  V.  564.  Von  seinen  Verordnungen,  soweit 
sie  rein  innere  kirchliche  Verhältnisse  betreffen, 
hebe  ich  heraus  :  Verbot  der  Würfel-  und  anderer 
Spiele  und  der  Betheiligung  bei  Circus-  und  Schau- 
spielen für  die  Kleriker  unter  Androhung  kirch- 
licher Strafen,  1.  34  C.  I.  4  v.  534  u.  Nov.  123. 
c.  10  (vgl.  c.  42  apostol.  u.  c.  54  Laod.  zw.  343 
u.  381,  c.  37  Dist.  V  de  consecr.);  Verordnung, 
dass  die  Kleriker  selbst  die  Nokturnen,  Matuti- 
nen  und  Vespern  singen  sollen ,  1.  42.  §10  G.  I. 
3.  V.  528;  Bestimmungen  über  die  Haushälter- 
innen der  Geistlichen  (s.  vor.  Note)  und  Androh- 
ung der  Absetzung  gegen  Bischöfe,  welche  mit 
einer  Frauensperson  zusammenwohnen,  Nov.  123 
c.  29;  Beschränkung  des  Rechtes  zur  Bischofs- 
wahl auf  ein  Vorschlagsrecht  zweier  oder  dreier 
Kandidaten  durch  den  Klerus  und  die  Vornehmen 
der  Bischofsstadt ,  Nov.  123.  c.  1  u.  Nov.  137  c. 
2  (v.  564),  (im  Gegensatz  zu  den  Vorschril'ten 
der  Kanones,  s.  Th.  II.  S.  512  ff.);  Vorschriften 
über  die  Qualifikation  zum  Bischofsamt ,  Nov. 
6.  c.  1,  Nov.  123.  c.  1,  Nov.  137.  c.  2,  insbe- 
sondere: Unbescholtenheit  des  Wandels,  vgl.  I 
Timoth.  III.  9.  v.  2,  Alter  von  30  Jahren,  c.  11 
Neocaes.  zw.  314  u.  325,  c.  4  Dist.  LXVIII, 
Zugehörigkeit  zum  Klerikalstand,  c.  10  Sard.  v. 
343,  c.  10  Dist.  LXI,  Ehelosigkeit  und  Kinder- 
losigkeit, —  auch  schon  1.  42.  §  1.  (v,  528)  und 
1.  48  (v.  531)  C.  1.  3  angeordnet  —  und  bei  frü- 
herer Verheirathung  Ehe  mit  einer  nicht  Ge- 
schwächten, in  Anhalt  an  I.  Timoth.  III.  9.  v.  2, 
Tit.  I.  6,  can.  17. 18  apost.  (c.  1.  Dist.  XXXIII), 
c.  8.  Neocaes.  (c.  11  Dist.  XXXIV)  und  die  Cö- 
libatspraxis  der  orientalischen  Kirche  s.  Th.  I. 
S.  146  ;  Erneuerung  der  Anordnung  der  0.  S.  473 
n.  6  citirten  älteren  Kanonen  über  die  zweimalige 
Abhaltung  der  Provinzialsynoden  im  Jahr,  und 
zwar  im  Juni  und  September ,  Nov.  137,  c.  4 ; 
Verbot  der  grundlosen  Ausschliessung  aus  der 
Kirchengemeinschaft  unter  Androhung  dieser 
Strafe  für  denjenigen ,  welcher  eine  solche  vor- 
nimmt, Nov.  6.  c.  4.  5.  u.  Nov.  123.  c.  11,  Quali- 
fikation der  Kleriker,  Kenntnisse,  rechter  Glau- 
ben, Unbescholtenheit  und  Beobachtung  der  Vor- 
schriften über  Cölibat  und  erste  Ehe,  ibid.  c.  12, 
vgl.  I.  Tim.  III.  3  ;  c.  9  Nicaen.  (c.  7  Dist.  XXIV 
u.  c.  4  Dist.  LXXXI),   can.  17.   18  apost.  und  c. 


8  Neocaes.  cit. ;  Alter  der  Priester,  Diakonen, 
Subdiakonen  und  Lektoren  Nov.  123.  c.  13,  vgl. 
c.  11  Neocaes.  cit.  für  die  Priester,  wogegen  für 
die  übrigen  Grade  selbstständige,  sich  zum  Theil 
mit  der  abendländischen  Rechtsentwicklung  be- 
rührende Festsetzungen  vorliegen,  s.  Th.  I.  S.  18. 
19;  Alter  der  Diakonissinnen,  Nov.  123.  v.  13, 
nach  c.  15  Chalced.  (c.  23  C.  XXVII.  qu.  1)  auf  40 
Jahre  bestimmt  im  Gegensatz  zu  1.  27  C.  Th.  VI. 
2  (s.  vor.  Anm.);  Verbot,  den  geistlichen  Stand 
zu  verlassen,  Nov.  6.  c.  7,  vgl.  v.  7  Chalced.  (c. 
3.  C,  XX.  qu.  3);  Verbot  des  Wechsels  der  Kir- 
chen durch  die  Kleriker,  Nov.  123.  c.  18  i.  f., 
vgl.  can.  15.  apost. ;  c.  15  Nicaen.  (c.  19.  C.  VII. 
qu.l);  c.  20  Chalced.  (c.  4  Dist.  LXXI);  vgl. 
endlich  auch  die  Anordnungen  über  die  Rechte 
der  Stifter  von  Kirchen  Th.  II.  S.  618,  für  welche 
die  kirchlichen  Kanonen  keinen  Anhalt  bieten. 

'■^  S.  die  Nachweisungen  in  den  beiden  vorher- 
gehenden Anmerkungen.  Auch  wird  in  einzelnen 
dieser  Stellen  theils  allgemein  auf  die  Kanones, 
1.  45  C.  I.  3  (530),  Nov.  137  c.  4,  theils  speziell 
unter  Citation  von  solchen  und  von  Aussprüchen 
der  Kirchenväter ,  Nov.  cit.  c.  1 ,  auf  die  kirch- 
liclie  Praxis  Bezug  genommen. 

3  Von  dieser  Anschauung  aus,  s.  Nov.  6(S.  671. 
n.  8)  nennt  Justinian  seine  Idrchliclien  Erlasse: 
„v6[ji.o?  £1?  to  oiTjVcXSi;  layucwv",  nov.  123  u.  131, 
und  weist  die  Patriarchen,  Nov.  5,  Nov.  6,  Nov. 
67  ep.  oder  auch  den  magister  officiorum  und 
andere  weltliche  Beamte  ,  Nov.  123  u.  137  zu 
ihrer  Publikation  und  Ueberwachung  der  Befol- 
gung an. 

4  Auf  dem  Koncil  von  Chalcedon  (6.  Sitzung) 
legte  Kaiser  Marcian  drei  Verordnungen  über 
die  Errichtung  und  die  Verhältnisse  der  Klöster, 
über  weltliche  Beschäftigungen  der  Geistlichen 
und  Mönche  und  über  den  Wechsel  der  Kirchen 
durch  die  Kleriker  mit  dem  Bemerken  vor,  iVlansi 
7,  173 ,  dass  er  es  aus  Achtung  vor  der  Sy- 
node für  besser  halte,  ihr  die  Feststellung  zu 
überlassen ,  als  seinerseits  über  die  erwähnten 
Gegenstände  durch  Gesetz  zu  bestimmen  („Tiva 
doTt  icscpaXaia,  axivctTTpo?  Tifj.-rjv  ty]?  UfjLexspac  euXa- 
ßeiot?  u[jLiv  lcpuXa?au.£V,  TtpsTiov  '/lYrjodjJLevot,  -nap^ 
UfxöJv  TaÜTcx  'Aa^ovi'Aüic.  y.nxa  cj^^o^ov  T'jrcoi^fjvat 
Tj  v6[j.oi?  i}£S7riot}f|V7.t  "rj[j,£T£potc'')  uud  die  Synode 
h.at  den  kaiserlichen  Vorschlägen  entsprechend 
darauf  bezügliche  Kanonen,  nämlich  die  c.  4.  3. 
und  20,  beschlossen.  Im  Uebrigen  vgl.  das 
Folgende. 

5  Von   Nicäa  und   von  Chalcedon,  ferner  die 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§■  ^ 


Vorschriften  über  die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche  festgestellt.  Eine  kaiser- 
liche Bestätigung,  welche  sich  direkt  auf  diese  bezöge,  ist  für  keine  der  in  Frage 
kommenden  Synoden  nachweisbar  '.  Demnach  kann  nur  angenommen  werden,  dass 
eine  solche  nicht  erfolgt  ist,  und  dass  in  der  kaiserlichen  Berufung  der  allgemeinen 
Synode  zugleich  die  Ermächtigung  gelegen  hat,  die  erforderlichen  Normen  für  solche 
kirchliche  Verhältnisse  zu  erlassen,  deren  festere  Regelung  der  Synode  ein  Bedürf- 
niss  erschien  '^.  Insofern  haben  also  die  Kaiser  der  Kirche  eine  gewisse  Autonomie 
gewährt.  Freilich  war  dieselbe  blos  eine  faktische,  aber  keine  rechtlich  gesicherte  -^ 
weil  den  Synoden  nicht  ein  einziges  Gebiet  kirchlicher  Sachen  zur  ausschliesslichen 
Regelung  überwiesen  war,  und  die  Kaiser  das  Recht  beanspruchten,  falls  es  ihnen 
angemessen  erschien,  auch  in  rein  kirchlichen  Dingen  Gesetze  zu  erlassen^.  Ueber- 
dies  waren  die  Synoden  bei  der  Stellung,  welche  sie  den  Kaisern  gegenüber  ein- 
nahmen, kaum  in  der  Lage,  Beschlüsse  zu  fassen,  mit  welchen  die  letzteren  nicht 
einverstanden  gewesen  wären  ■'•. 

Die  Rechtsnormen ,  welche  von  einem  allgemeinen  Konzil  erlassen  worden 
waren,  hatten,  da  dasselbe  als  Organ  der  gesammten  Kirche  des  römischen  Reiches 
galt,  als  kirchliche  Gesetze  für  das  Gebiet  des  letzteren  bindende  Kraft  zu  bean- 
spruchen und  diese  ist  in  der  That,  sowohl  im  Orient  wie  auch  im  Abendlande,  hier 
insbesondere  auch  von  den  römischen  Bischöfen,  anerkannt  gewesen*^". 


erste  von  Konstantinopel  v.  381,  welche  freilicli 
nicht  als  allgemeine  "berufen  war,  s.  o.  S.  348. 

1  Vgl.  0.  S.  346  n.  3  u.  4,  wo  die  Bestätigungs- 
edikte näher  nachgewiesen  sind.  Das  Gegentheil 
behauptet  allerdings  He  feie  1,  45  für  die  Sy- 
node V.  Chalcedon,  was  aber  schon  durch  seine 
eigenen,  darauf  bezüglichen  Mittheihmgen  2,  554 
widerlegt  wird.  Eine  Ausnahme  macht  nur  die 
trullanische  von  G92,  deren  Disciplinarkanones 
der  Kaiser  Justinian  II. unterschrieben  hat,  Mansi 
11,  987.  Aber  sie  ist  nicht  als  allgemeine  aner- 
kannt worden  und  die  Ausnahme  erklärt  sich 
daraus  ,  dass  sie  keine  anderen  Bestimmungen 
erlassen  hat,  Hef  ele  Concil.  Gesch.  3,  328. 

2  Für  diese  Auffassung  spricht  der  S.  675  n.  4 
erwähnte  Vorgang  und  die  Sitte,  dass  die  Kanones 
erst  nach  Erledigung  der  Glaubensfragen  berathen 
und  beschlossen  worden  sind,  Hef  ele  ,  Concil. 
Gesch.  2,  504. 

3  Gesetzliche  Vorschriften  haben  darüber 
nicht  bestanden ,  insbesondere  bezieht  sich  der 
Erlass  v.  Arkadius  und  Monorius  an  den  Präfek- 
ten  von  Afrika  v.  39a,  c.  1.  C.  Th.  XVI.  11  : 
„Quoties  de  religione  agitur,  episcopos  convenit 
agitare;  ceteras  vero  caussas  quae  ad  ordinarios 
cognitores  vel  usum  publici  iuris  pertinent,  legi- 
bus oportet  audiri",  auf  Streitsachen ,  nicht  auf 
die  Gesetzgebung.  Die  Aeusserungen  der  dama- 
ligen Verfechter  der  kirchlichen  Freiheit  (s.  o. 
S.  674  n.  2),  insbesondere  der  römischen  Bischöfe, 
z.  B.  ep.  Gelasii  I  ad  Anastas.  imperat.  v.  494, 

Thiel  1  ,  351  :  „Duo  quippe  sunt , 

quibus  principaliter  raundus  hie  regitiir  :  auctori- 
tas  sacrata  pontiflcum  et  regalis  potestas.  In  qui- 
bus tanto  gravius  est  pondus  sacerdotum,  quanto 
etiam  pro  ipsis  regibus  hominum  in  divino  reddi- 

turi  sunt  exaraine  rationem.   Nosti  etenim 

quod  licet  praeSideas  humano  generi  dignitate, 
rernm  tarnen  praesulibus  divinarum  devotus  colla 


submittis  atque  ab  eis  causas  tuae  salutis  ex- 
spectas  inque  sumendis  coelestibus  sacramentis 
eisque  ut  competit  disponendis,  s  u  b  d  i  t  e  debere 
cognoscis  religionis  ordine  potius  quam  praeesse, 
itaque  inter  haec  ex  illorum  te  pendere  iudicio, 
iion  illos  ad  tuam  velle  redigi  voluntatem.  Si  enim, 
qnantum  ad  ordinem  pertinet  publicae  discipli- 
nae,  cognoscentes  Imperium  tibi  superna  dispo- 
sitione  (;ollatum,  legibus  tuis  ipsi  quoque  parent 
religionis  antistites ,  ne  vel  in  rebus  mundanis 
exclusae  videantur  obviare  sententiae ;  quo,  oro 
te,  decet  affectu  eis  obedire  qui  praerogandis 
venerabilibus  sunt  attributi  mysteriis?"  (theil- 
weise  in  c.  10  Dist.  XCVI)  beweisen  nicht  nur 
nichts  dagegen,  sondern  dafür,  da  sie  Reaktionen 
des  kirchlichen  Bestrebens  auf  Erringung  einer 
gesetzlich  anerkannten  Freiheit  der  Kirche  gegen 
den  bestehenden  Zustand  sind,  und  diesen  gerade 
zur  Voraussetzung  haben.  Vgl.  übrigens  auch  den 
folgenden  §. 

4  S.  die  S.  675  n.  4.  citirte  Aeusserung  des 
Kaisers  Marcian.  Hat  doch  derselbe  iti  der  glei- 
chen Sitzung  in  Ausübung  seiner  kaiserlichen 
Gewalt  dem  Stuhle  zu  Chalcedon  den  Ehrenrang 
einer  Metropolis  zugesprochen,  Mansi  7,  178. 

5  Der  c.  3.  Constant.  I.  v.  381  über  den  Vor- 
rang des  Patriarchen  Stuhles  von  Konstantinopel 
(s.  Th.  I.  S.  541)  kann  unmöglich  ohne  Wissen 
des  Kaisers  beschlossen  sein,  und  der  denselben 
Gegenstand  betreffende  c.  28  Chalced.  ist  auf 
dieser  Synode  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Wunsche  des  Kaisers  angenommen  worden,  He- 
fe le  2,  504.  543.  548. 

fi  Auf  das  Nicänum  und  zwar  c.  4  beruft  sich 
schon  die  Synode  v.  Konstantinopel  v.  382  in 
ihrem  Schreiben  an  Damasus  v.  382,  Coustant 
p.  585,  und  die  Synode  v.  Ephesus  (431)  hat 
denselben  Kanon  ihrer  Entscheidung  in  dem 
Streite  zwischen  dem  Patriachen  v.  Antiochien 


§.  185.] 
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Von  den  seitens  der  Kaiser  selbst  in  kirchlichen  Angelegenheiten  gegebenen 
Gesetzen  unterschieden  sich  die  Anordnungen  der  allgemeinen  Konzilien  aber  dadurch, 
dass  sie  nur  auf  Grund  der  von  diesen  der  Kirche  und  den  Synoden  eingeräumten 
Stellung  erlassen  waren  und  ihre  bindende  Kraft  blos  mittelbar  aus  dem  kaiserlichen 


und  den  Bischöfen  der  Insel  Cypern  (Th.  I.  S.  578) 
zu  Grunde  gelegt,  Mansi  4,  1465  ff. ;  Hefele 
2,  208. 

Im  Abendlande  nehmen  von  römischen  Bischö- 
fen auf  einzelne  Kanones  Bezug  z.  B.  Julius  I.  ep. 
ad  Danium  v.  341 ;  Damasus  I.  ad  Acholium 
V.  380  (beide  auf  c.  15,  s.  o.  S.  306.  n.  5);  Siri- 
cius  ad  Himer.  Tarracon.  v.  385  c.  11,  C  o  u  s  t  a  n  t 
p.  635  (auf  c.  3),  ad  episcop.  Africae  v.366,  I.e. 
p.  654  (auf  c.  4)  u.  ad  episc.  divers,  zw.  384 — 
398,  1.  c.  p.  661  (auf  c.  2.  4.  6);  Innocentius  I 
ad  Victor.  Rotomag.  v.  404,  c.  1  u.  c.  7,  1.  c.  p. 
748.  752  (auf  c.  4  u.  17),  ad  Theophil.  v.  404  1. 
c.  p.  790  (allgemein),  ad  syn.  Toletan.  u.  404.  c. 
2,  1.  c,  p.  767  (auf  c.  4),  ad  der.  et  pop.  Constant. 
V.  405  1.  c.  p.  799  (allgemein),  ad  Rufum  v.  414. 
c.  5,  1.  c.  p.  835  (auf  c.  8),  ad  Alex.  Antiocb.  u. 
415,  1.  c.  p.  852  (auf  c.  4  u.  6),  ad  Felic.  Nucer. 
zw.  401  u.  417  c.  1.  1.  c.  p.  911  (auf  c.  1)  u.  ad 
Agapit.  zw.  401  u.  417,  1.  c.  p.  914  (auf  c.  10)  ; 
Bonifacius  l  ad  Hilar.  v.  422,  1.  c.  p.  1032  (auf 
C.6),  von  Partikularsynoden  conc.  Valent.  v.  374. 
c.  3.,  Carth.  XVII  v.  419,  Bruns  I.  1,  158  ff.; 
Regiense  v.  439.  c.  3 ;  Arelat.  II.  v.  443.  o.  452 
c.  6.  10.  Die  Anführungen  durch  die  römischen 
Bischöfe  sind  um  so  bedeutsamer ,  als  sie  für  die 
Anerkennung  der  Partikularsynoden  vollkommene 
Freiheit  in  Anspruch  genommen  haben ,  so  hat 
Innocentius  I.  mit  Bezug  auf  c.  4  u.  12  Antioch. 
in  ep.  cit.  ad  Theophil,  erklärt:  „testibus  Nicaeni 
concilii  (alium  enim  canonem  non  admittit  eccle- 
sia")  und  in  ep.  cit.  ad  der.  Constant :  „solis  Ulis 
(canonibus)  parendum  esse  dicimus  qui  Nicaeae 
deflniti  sunt,  quos  solos  sectari  et  agnoscere 
debet  ecclesia  catholica.  Sin  autem  a  quibusdam 
alii  proferantnr  qui  a  Nicaenis  canonibus  dissen- 
tiant  et  ab  haereticis  compositi  esse  arguantur, 
hi  ab  episcopis  catholicis  reiiciuntur",  vgl.  Mas- 
sen, Gesch.  d.  Quellen  u.  Literatur  d.  can. 
Rechts  1,  68. 

Die  Kanones  der  1.  Synode  v.  Konstantinopel 
(381)  sind  allerdings  in  Rom  weder  im  5.  Jahr- 
hundert (ep.  Leon.  I.  v.  452,  Jaffe  ed.  II.  n. 
483,  Th.  I.  S.  541.  n.  5;  Brief  der  römischen 
Synode  unter  Felix  II.  v.  485.  c.  4 ,  Thiel  1, 
254 :  „venerandas  synodos  Nicaenam  et  Ephesi- 
nam  atque  Calchedunensem  .  .  .  nos  teuere;  Ge- 
lasii  I.  decr.  de  libris  recipiendis  v.  495  o.  496 

c.  2,  1.  c.  p.  456)  noch  im  6.  Jahrhundert  (Gre- 
gor. L  ep.  VII.  34  V.  597  ed.  Bened.  2,  882: 
„romana  autem  ecclesia  eosdem  canones  vel  gesta 
synodi  illiiis  hactenus  non  habet  nee  accepit;  in 
hoc  autem  eam  accepit ,  quod  est  per  eam  contra 
Macedonium  definitum")  recipirt  gewesen ,  in- 
dessen war  das  erwähnte  Konzil  seiner  Berufung 
und  Zusammensetzung  nach  kein  ökumenisches 
und  hat  erst  später  lediglich  in  Betreif  des  ihm 
zugeschriebenen  Glaubensbekenntnisses  (vgl. 
jetzt  Harnack  in  Herzog,   Realencyclopädie 

d.  Theologie,  2.  Aufl.  8,  216)  das  Ansehen  einer 
ökumenischen  Synode  erlangt,  s.  o.  S.  348. 

Die  Kanonen   der  ephesinischen  Synode 


(431)  kommen  nicht  in  Betracht.  Sie  enthalten 
keine  generellen  Anordnungen,  sondern  nur  sol- 
che, welche  sich  ausschliesslich  auf  die  nestoria- 
nischeundpelagianische  Angelegenheit  beziehen. 
Was  die  Kanonen  der  Synode  von  Chalcedon 
(451)  betrifft,  so  hat  die  letztere  sowohl  selbst 
wie  auch  der  Kaiser  Marcian  (o.  S.  345  ist  da- 
nach der  Druckfehler :  „Mauricius"  zu  verbessern) 
bei  Leo  I.  allerdings  um  die  Bestätigung  des  can. 
28  über  die  Vorrechte  des  Patriarchenstuhles  von 
Konstantinopel  nachgesucht,  vgl.  Th.  I.  S.  543. 
Dies  steht  indessen  der  Auffassung  des  Textes 
nicht  entgegen.  Denn  nachdem  die  päpstlichen 
Legaten  schon  auf  dem  Konzil  selbst  dagegen 
Protest  eingelegt  hatten,  musste  dem  Patriarchen 
von  Konstantinopel  und  dem  Kaiser  Alles  daran 
gelegen  sein,  diesen  Widerspruch  zu  beseitigen, 
da  ohne  die  Anerkennung  des  ersten  Bischofs- 
stuhles im  Abendlande  jene  Stellung  des  Patriar- 
chen nicht  als  eine  allseitig  gesicherte  gelten 
konnte.  Leo  I.  lehnte  aber  das  Ersuchen  ab  und 
zwar  mit  der  Begründung,  dass  die  Kanones  von 
Nicäa  durch  die  Beschlüsse  keines  anderen  Kon- 
ziles  abgeändert  werden  könnten,  vgl.  ep.  119 
ad  Maxim.  Antioch.  v.  453,  ed.  Bai  1er.  1,1217: 
„Si  quid  sane  ab  his  fratribus  quos  ad  s.  syno- 
dum  (Chalcedon)  vice  mea  misi  praeter  id  quod 
ad  causam  fldei  pertinebat,  gestum  esse  perhibe- 
tur,  nullius  erit  penitus  firmitatis  :  quia  ad  hoc 
tantum  ab  apostolica  sunt  sede  directi,  ut  excisis 
haeresibus ,  catholicae  essent  fldei  defensores. 
Quidquid  enim  praeter  speciales  causas  synoda- 
lium  conciliorum  ad  examen  episcopale  defera- 
tur,  poterit  aliquam  diiudicandi  habere  rationem, 
si  nihil  de  eo  est  a  ss.  patribus  apud  Nicaenum 
definitum.  Nam  quod  ab  illorum  regulis  et  con- 
stitutione discordat,  apostolicae  sedis  numquam 
poterit  obtinere  consensum";  ep.  106.  ad  Anatol. 
V.  452;  1.  c.  1,  1163:  „neque  CCC  illis  XVIII 
episcopis  quantumlibet  copiosior  numerus  sacer- 
dotum  vel  comparare  se  audeat  vel  praeferre,  cum 
tanto  divinitus  privilegio  Nicaena  sit  synodus 
consecrata,  ut  sive  per  pauciores  sive  per  plures 
ecclesiastica  iudicia  celebrentur,  omni  penitus 
auctoritate  sit  vacuum,  quicquid  ab  illorum  fue- 
rit  constitutione  diversum'^;  u.  1.  c.  p.  1165: 
„sancti  illi  patres  .  .  .  mansuras  usquc  in  finem 
mundi  leges  ecclesiasticorum  canonum  condide- 
runt  et  äpud  nos  et  in  toto  orbe  terrarum.  in  suis 
constitutionibus  vivunt  et  si  quid  usquam  aliter 
gestum  quam  illi  statuerepraesumitur,  sine  cunc- 
tatione  cassatur",  vgl.  auch  ep.  105  ad  Pulch. 
aug.  V.  452,  ep.  114  ad  episcop.  syn.  Chaiced. 
u.  ep.  119  ad  Max.  Antioch.  v.  453, 1.  c.  1,  1155. 
1157.  1177.  1215.  Für  das  Nicänum  erkennt 
also  Leo  I.  den  Satz  an,  dass  die  Kanonen  der 
allgemeinen  Konzilien  allseitig ,  auch  für  den 
römischen  Bischof,  verpflichtend  sind.  Wenn  er 
ihn  dagegen  für  das  Konzil  von  Chalcedon  läug- 
net,  und  damit  auch  die  Konsequenz ,  dass  die 
Beschlüsse  einer  allgemeinen  Synode  durch  die 
einer  anderen  abgeändert  werden  können,  aus- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  185. 


Gesetzgebiiiigsrcclit  herleiteten  '.  Im  Gegensatz  zu  den  kaiserlichen  Gesetzen  wurden 
sie  daher  mit  dem  Ausdruck  xavtüv,  xavovs;,  welcher  sclion  seit  dem  4.  Jahrhundert 
für  die  kirchlichen  Ileclitsnormen  überhaupt  gebräuchlich  geworden  isf^,  bezeichnet, 
wiewohl  sie  allerdings  ebenfalls  als  Theil  des  ins  publicum  des  römischen  Reiches 
galten,  und  an  Hang  und  Kraft  den  kaiserlichen  Gesetzen  gleichstanden. 

Was  endlich  das  Verhältniss  der  letzteren  und  der  Kanones  zu  einander  betriff't, 
so  folgt  aus  der  Stellung  des  Kaisers  als  höclisten  Gesetzgebers,  dass  er  principiell 
befugt  war,  auch  die  Kanonen  der  ökumenischen  Konzilien,  welche  diese  auf  Grund 
ilirer  generellen  Ermächtigung  als  kirchliche  Organe  erlassen  hatten,  abzuändern  \ 


drücklich  vou  der  Hand  weist ,  so  hat  er  diesen 
Standpunkt  offenbar  deshalb  eingenommen  ,  um 
die  Ansprüche  des  Patriarchenstuliles  von  Kon- 
stantinopel im  Interesse  der  Primatialbestrebun- 
gen  der  römischen  Kirche  zu  bekämpfen.  Ge- 
rechtfertigt war  diese  Anschauung  aber  nicht, 
deiui  so  gross  auch  das  Ansehen  des  Nicännms 
war,  kam  seinen  Kanones  doch  keine  rechtliche 
Unabcänderlichkeit  zu.  Die  römische  Kirche  hat 
allerdings  noch  längere  Zeit  nach  Leo  I.  die  ab- 
lehnende Haltung  nicht  nur  gegenüber  dem  c.  28, 
sondern  auch  gegenüber  den  anderen  Kanones 
des  Konzils  von  Clialcedon  festgehalten,  vgl.  Pe- 
lagii  II.  ep.  ad  Eliam  Aquileiens.  u.  585,  Mansi 
9,  433  u.  Gregor.  I.  ep.  III.  10.  v.  592,  IV.  39. 
v.  594,  ed.  Bened.  2,  633  u.  720,  wenngleich 
allerdings  schon  im  6.  Jahrhundert  nicht  mehr 
mit  strenger  Konsequenz  (s.  ep.  Vigilii  ad  Rustic. 
V.  550,  Mansi  9,  354:  ,.ita,  ut  .  .  .  coniuratio- 
nem  inter  vos  contra  statuta  canonum  nobis 
iguorantibus  facientes,  in  apertum  uterque  pro- 
rumperetis  scandalum%  was  nur  auf  c.  18  conc. 
Chalced.  =  c.  21.  C.  XI.  qu.  1  bezogen  werden 
kann).  Immerhin  ergiebt  sich  aber  aus  den  ci- 
tirten  Brieten  Gregors  I.,  dass  die  bekannte  Stelle 
in  ep.  I.  25  des  letzteren  v.  591,  1.  c.  p.  515  (c.  2 
Dist.  XV.)  :  ..Sicut  s.  evangelii  IV  libros,  sie  IV 
concilia  suscipere  et  venerare  me  fateor  Nicae- 
num  sc,  in  quo  perversum  Arii  dogma  destrui- 
tur ,  Constantinopolitanum  quoque,  in  quo  Eu- 
nomii  et  Macedonii  error  convincitur,  Ephesinum 
etiam  primum,  in  quo  Nestorii  impietas  iudicatur, 
Chalcedonense  vero,  in  quo  Eutychis  Dioscorique 
pravitas  reprobatur"  sich  nur  auf  die  dogmati- 
scheji  Festsetzungen  der  genannten  Konzilien 
bezieht,  auf  welche  es  allein  auch  nach  dem 
Zwecke  des  Schreibens  (s.  o.  S.  219.  n.  1.)  ankam. 
Was  endlich  die  späteren  allgemeinen  Synoden 
des  ersten  Jahrtausends  betrifft,  welche  erst 
zusammengetreten  sind,  nachdem  bereits  auf  dem 
Boden  des  früheren  weströmischen  Reiches  zum 
Theil  neue  Staaten  gegründet  waren,  so  sind  die 
dogmatischen  Beschlüsse  derselben  erst  allmäh- 
lich und  unter  mannigfachem  Widerspruch  reci- 
pirt  worden  (s.  o.  S.  348.  n.  1  u.  8).  Kanones 
haben  von  ihnen  nur  die  siebente,  Nicäa  v.  787, 
und  die  achte,  von  Konstantinopel  v,  869  aufge- 
stellt, Hefele,  Concil.  Gesch.  3,  475  u.  4,417. 
Beide  gehören  indessen  einer  Zeit  an,  in  welcher 
das  frühere  Verhältniss  des  oströmischen  Kaisers 
zum  Abendlande  sich  schon  seit  lange  geändert 
hatte,  und  von  der  Ausübung  einer  dort  mass- 
gebenden gesetzgebenden  Gewalt  durch  die  unter 
seiner  Autorität   abgehaltenen  Konzilien   keine 


Rede  mehr  sein  konnte.  Vgl.  übrigens  auch 
§.  188. 

1  Daher  kann  Justinian  sagen,  1.  45.  C.  I.  3. 
V.  530:  ,,TO'j;  0£  t^eio'J?  y.avöva^  ou-a  EXarrov  twv 
s6[iwv  byustv,  y,ai  ot  'rj[j,£Tpoi  ßoüXovTat  vofioi"; 
Nov.  6.  c.  1  ^.  8.  V.  535:  ..^loTi  y.al  rolc,  Ttpo 
'/jfxöjv  ßeßaai/.e'jxoGt  y.al  'fj[j.rv  auroT;  öp^w;  ei'p'^i" 
Tai,  0£tv  TO'j?  tepo'j;  y.avovoc^  dvTl  ^;6[xo'j  y.pa- 
xeiv.  Es  ist  aus  demselben  Grunde  unmöglich, 
der  Anordnung  in  Nov.  131.  c.  1.  (s.  o.  S.  671  n. 
8)  die  Bedeutung  beizulegen,  dass  die  Kanones 
der  4  ersten  Synoden  erst  durch  diese  Gesetzes- 
kraft erhalten  haben,  so  Biener,  Geschichte  d. 
Novellen  Justinians.  Berlin  1824.  S.  158,  viel- 
mehr schärft  Justinian  blos  von  Neuem  den  schon 
früher  ausgesprochenen  Grundsatz,  dass  sie  den 
kaiserlichen  Gesetzen  an  Kraft  gleichstehen,  ein, 
um  in  Konsequenz  davon  auch  durch  c.  2  ibid. 
das  von  Rom  nicht  anerkannte  Privilegium  des 
Patriarchenstuhles  von  Konstantinopel  in  Ueber- 
einstimmung  mit  c.  28  conc.  Chalced.,  s.  Th.  I. 
S.  544,  zu  bestätigen.  Endlich  beruht  es  auf 
derselben  Anschauung,  dass  Justinian  das  Recht 
und  die  Pflicht  für  sich  in  Anspruch  ]nmmt,  die 
Beobachtung  der  Kanones  ,  ebenso  wie  die  der 
weltlichen  Gesetze  (TroXixr/ol  vofxoi)  zu  über- 
wachen, und  zu  diesem  Behuf  Gesetze  zu  erlassen, 
Nov.  137  praef.,  sowie  wenn  er  ibid.  c.  4  anord- 
net, dass  auf  den  Provinzialsynoden  alle  Miss- 
bräuche gemäss  xolc,  i}£ioii;  y.av6at  xo!  zolc,  "/][-«■£- 
xipoig  vofxot?  abgestellt  werden  sollen. 

-  In  c.  10.  16.  Nicaen.  wird  y.avobv  iv-x^t]- 
ai7.aTiy.6?  im  Sinn  von  kirchlicher  Verordnung 
und  zwar  in  16  im  Hinblick  auf  c.  15  ibid.  ge- 
braucht ,  in  c.  9  y.avcbv  mit  Bezug  auf  c.  9  Neo- 
caesar.,  s.  ferner  c.  1.2.  ibid.,  wo  auf  Rechtssätze 
verwiesen  wird,  welche  sich  auch  in  den  aposto- 
lischen Kanonen  (^c.  21  ff.  14.  15),  vgl.  Hefele 
1,  804.  806,  finden.  In  c.  1.  Laodic.  bezieht  sich 
y.avtuv  £y.y.XY]aiaaTiy,6?  auf  c.  8.  Nicaen.,  c.  3.  7. 
Neocaes.  u.  c.  19  Ancyr.  Auch  die  Synode  von 
Antiochien  nennt  in  ihrem  Schreiben  (s.  o. 
S.  529.  n.  8)  die  von  ihr  gefassten  Beschlüsse: 
y.av6v£?  £y.xXrjataOTty.oi. 

Ausser  y.avcov  wird  allerdings  auch  vielfach 
opo?  gebraucht,  c.  14.  17.  18  Nicaen.,  c.  1.  An- 
tioch.,  c.  15  Sardic,  vgl.  auch  S.  670  n.  2. 

3  Bei  der  nicht  erheblichen  Zahl  von  Kanonen 
der  ersten  allgemeinen  Konzilien,  und  den  we- 
nigen Punkten,  welche  diese  geregelt  haben, 
blieb  den  Kaisern  noch  ein  weites  Gebiet  für 
ihre  gesetzgeberische  Thätigkeit  offen.  Auch  da, 
wo  sie  eine  solche  geübt  haben,  hatten  sie  mei- 
stens keine  Veranlassung  ,  von  den  bestehenden 


§.  185. 


Gesetzgebungsrecht.  Geschichte.  Das  römische  Reich. 
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dass  aber  umgekehrt  den  Konzilien  eine  Berechtigung,  kaiserliche  Gesetze  aufzu- 
heben, nicht  zustand  '. 

Neben    den   allgemeinen  Konzilien  als  Organen  der  gesammten  Kirche  waren 
ferner  auch    die  Synoden    der    einzelnen,    organisirten   kirchlichen  Verbände,    der 


kircMiclieii  Normen  der  allgemeinen  oder  Parti- 
kular-Synodeu  abzngehen  und  daher  haben  sie 
sich  in  ihren  Gesetzen  im  Wesentlichen  an  diese 
angeschlossen.  Daraus  erklärt  es  sicli,  dass  sich 
durchgreifende  Aeuderungen  von  Kanonen  der 
allgemeinen  Konzilien  in  den  kaiserlichen  Ge- 
setzen nicht  nachweisen  lassen,  sondern  nur  ge- 
ringere Modifikationen  derselben  vorgekommen 
sind,  so  reiht  z.  J'..  c.  44  C.  Th.  XVI.  2(1.  19 
C.  J.  I.  3J  V.  420  und  Nov.  Justin.  123.  c.  29 
V.  546  unter  dienahen  weiblichen  Anverwandten, 
welche  der  Geistlirhe  im  Hause  haben  darf,  die 
in  c.  3  Nicaen.  nicht  genannten  Töchter  ein, 
lässt  aber  die  dort  erwähnte  Tante  aus,  und  fer- 
ner fehlt  in  der  zuerst  citirten  Stelle  auch  die 
sich  in  e.  3  cit.  findende  Erweiterung  auf  solche 
weiblichen  Personen  ,  bei  denen  kein  Verdacht 
unerlaubten  Umganges  begründet  ist.  Nichts- 
destoweniger würde  eine  Erklärung  solcher  Ab- 
weichungen aus  der  S.  680  n.  6  besprochenen 
Erscheinung  nicht  begründet  sein,  da  der  im 
Text  hervorgehobene  Satz  aus  der  principiellen 
Stellung  des  Kaisers  zur  Kirche  folgt.  Audi 
haben  die  Kaiser  für  einzelne  Fälle  ein  Dispen- 
sationsrecht  in  Betreff  der  fragliclien  Kanonen 
geübt ,  so  hat  Kaiser  Zeno  wegen  der  Unruhen 
in  Antiochien  i.  J.  481  den  Kaiendion  durch  den 
Patriarchen  von  Konstantinopel  zum  Bischof  von 
Antiochien  weihen  lassen  und  diese  Verletzung 
des  Nicaen.  c.  6  durcli  die  Noth wendigkeit  einer 
Dispensation  gerechtfertigt,  ep.  Simplicii  pp.  ad 
Zenon.  c.  3,  Thiel  1,  203:  „quoniam  seditiones 
Antiochenas  religiosissimo  proposito  sedandas 
non  aliter  existimastis,  nisi  praeter  praeiudicium 
venerandi  illius  concilii  Nicaenl  apud  Constan- 
tinopolim  iisdem  petentibus  ordinaretur  antistes, 
quod  in  eins  tantummodo  persona  sie  memorastis 
assumptum,  ut  doinceps  secundum  deflnitiones 
patrum  orientali  synodo  creatio  Antiocheni  pon- 
tiflcis  reservetur,  nee  haberi  loco  vultis  iniuriae, 
quod  dissensionis  gratia  factum  est  auferendae. 
....  Unde  qnae  a  vobis  amore  quietis  sancte  et 
religiöse  sunt  ordinata,  reprobare  non  possumus, 
ne  Status  Antlochenae  ecoLesiae  sub  nostra  dubi- 
tatione  videatur  ambiguus".  Wenn  der  Kaiser 
sich  deswegen  an  den  Papst  gewendet  hat,  so  ist 
dies  nicht  etwa  deshalb  geschehen ,  weil  er  die 
Nothwendigkeit  anerkannt  hat,  zu  der  Abwei- 
chung von  den  Kanones  des  Nicaenums  eine  Zu- 
stimmung des  Papstes  einzuholen  (so  auch  v. 
Schulte,  Stellung  d.  Concilien ,  Päpste  etc. 
S.  150.  151),  sondern  deshalb,  well  dem  Kaiser 
zur  Beseitigung  der  Wirren  daran  liegen  musste, 
die  Gewährung  der  Kirchengemeinschaft  seitens 
des  römischen  Bischofs  an  den  neu  bestellten 
Bischof  von  Antiochien  zu  erlangen  [s.  auch 
Th.  II.  S.  521  Anm.) 

Nach  Hefele  Conc.  Gesch.  2,  463  n.  1  und 
S.  464  soll  die  Synode  von  Chalcedon  v.  451  in 
ihrer  4.  Sitzung  erklärt  haben,  dass  alle  kaiser- 
lichen Pragmatiken  (Dekrete),  Avelche  den  Kano- 
nes widersprechen,  kraftlos  sein  sollen  und  nach 


Pichler,  Gesch.  d.  kirchl.  Trennung  zw.  d. 
Orient  u.  Occident  1,  68  dieser  Satz  sogar  durch 
ein  Gesetz  Valentinians  III  und  Marcians  v.  451, 
1.  12  C.  J.  de  ss.  eccles.  I.  2,  sanktionirt  worden 
sein.  Die  Erklärung  der  gedachten  Synode  hat 
aber  solche  Pragmatiken  betroffen ,  welche  zu 
Gunsten  einzelner  Personen  erlassen  oder  von 
diesen  erschlichen  waren,  wie  der  Antrag  des  Bi- 
schofs von  Sebastopolis,  M  a  n  s  i  7,  96,  zeigt :  „oeo- 
[j.ei}a  waxe  apY'^oai  d^avTtppYjTuJi  xd  stiI  ßXdßT] 
xwv  zavovdjv  TTpaYfJ-otxixa  Tzpay^i^za  xtoiv  i-^ 
Traar)  eTcapyio:,  rpaxfioai  oe  touc,  v-a'^ovai  otd  Trdv- 
Xüjv",  und  ist  aus  Anlass  der  Erhebung  von  Be- 
rytus  zur  Metropole  durch  Theodos  II  (Th.  II. 
S.  379.  n.  7)  aufgestellt  worden.  Aus  diesem 
Anlass  hat  die  Synode  den  c.  12  formulirt  und 
derselbe  bezieht  sich,  ebenso  wie  die  Erklärung 
selbst,  nur  auf  die  einseitige  kaiserliche  Bildung 
neuer  Metropolitansprengel  und  die  damit  ver- 
bundene Beeinträchtigung  der  Rechte  der  bis- 
herigen Metropoliten,  während,  sie  andererseits 
die  Regel  (c.  17)  sanktionirt  hat,  dass  die  kai- 
serliche Erhebung  einer  Stadt  zur  Metropole  im 
staatsrechtlichen  Sinne  ihr  auch  den  Rang  einer 
kirchlichen  gewähre.  He  feie  2,  517.  Es  hat 
sich  also  für  die  Synode  lediglich  um  eine  Oppo- 
sition gegen  einen  einseitigen  früheren  Verwal- 
tungsakt gehandelt,  welche  auch  von  den  auf 
dem  Konzil  anwesenden  Kommissarien  Namens 
des  Kaisers  für  gerechtfertigt  erachtet  worden  ist, 
Mansil.  c.  7,  89;  Hefele  2,  463  und  die  bei- 
den aus  Anlass  der  betreffenden  Verhandlungen 
aufgestellten  Kanones  12  u.  17  (Th.  II.  S.  379) 
sind  offenbar  im  Einverständinss  mit  den  Kom- 
missarien aufgestellt  worden.  Das  im  Anschluss 
daran  ergangene  kaiserliche  Gesetz :  „Privilegia 
quae  generalibus  constitutionibus  universiseccle- 
siis  orthodoxae  religionis  retro  principes  prae- 
stiterunt,  flrma  et  illibata  in  perpetuum  de- 
cernimus  custodiri.  Omnes  sane  pragmaticas 
sanctiones  quae  contra  canones  ecclesiasticos  in- 
terventu  gratiae  et  ambitionis  elici- 
tae  sunt,  robore  suo  et  firmitate  vacuatas  ces- 
sare  praecipimus",  erklärt  nur  die  gegen  die  alten 
Privilegien  der  Kirchen  erschlichenen  kaiserlichen 
Anordnungen  für  nichtig,  stellt  aber  keineswegs 
den  Satz  auf,  dass  alle  gegen  die  kirchlichen  Ka- 
nonen erlassenen  pragmatischen  Verordnungen 
kraftlos  sein  sollen.  Damit  fallen  diese  Be- 
hauptungen, welche  es  völlig  ignoriren,  dass  die 
römischen  Kaiser ,  welche  in  der  gewaltsamsten 
Weise  mit  ihrer  Gesetzgebung  in  die  Glaubens- 
sphäre der  Kirche  eingegriffen  haben  (s.  o.  S.  672), 
doch  unmöglich  sich  in  anderer  Beziehung  eine 
derartige  Beschränkung  auferlegt  haben  können, 
zusammen. 

1  Allerdings  hat  c.  15  Chalced.  das  Gesetz 
Theodosius'  d.  Gr.  v.  370  (s.  o.  S.  674  n.  3) 
insofern  abgeändert,  als  es  das  Alter  der  Diako- 
nissinnen von  60  auf  40  Jahre  herabgesetzt  hat, 
und,  soviel  bekannt,  hat  erst  Justinian  ein  da- 
mit übereinstimmendes  Gesetz  (Nov.  123.  c.  13) 
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kirchlichen  Provinzen '  und  der  grösseren  Sprengel  wenigstens  principiell  in  der 
Lage,  für  ihre  Bezirke  allgemeine  Anordnungen  zu  erlassen,  also  ein  Gesetzgebungs- 
recht auszuüben,  wenngleich  sie  freilich  in  jener  Zeit  selten  davon  Gebrauch  ge- 
macht haben.  Davon,  dass  die  römischen  Kaiser  eine  Mitwirkung  dabei  bean- 
sprucht hätten,  finden  sich  nicht  die  geringsten  Spuren-.  Offenbar  wurden  in  Folge 
der  staatlichen  Anerkennung  der  christlichen  Kirche  und  ihrer  Organisation  auch 
die  einzelnen  Theile  der  ersteren  dadurch  für  legitimirt  erachtet,  die  ihnen  kirchen- 
verfassungsmässig  zustehenden  Rechte  zu  üben.  Ueberdies  lag  es  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  etwaige  von  diesen  Partikularkonzilien  ausgehende  Anordnungen  weder 
die  in  Kirchensachen  ergangenen  kaiserlichen  Gesetze  noch  die  die  ganze  Kirche 
bindenden  Kanonen  der  allgemeinen  Konzilien  abändern  konnten -^ 

Wie  schon  an  anderen  Stellen  hervorgehoben  worden  ist  ^,  haben  aber  auch 
Synoden,  welche  aus  verschiedenen,  nicht  zu  einem  einheitlich  Ganzen  organisirten 
Sprengein  zusammengetreten  sind,  indem  sie  dabei  als  Vertretungsorgane  derselben 
handelten ,  mehrfach  kirchenreclitliche  Normen  aufgestellt  ^.  Selbstverständlich 
waren  dabei  für  sie  die  materiellen  Schranken  dieselben,  wie  für  die  Provinzialkon- 
zilien  *',  und  die  örtliche  Geltung  ihrer  Beschlüsse  konnte  an  sich  nicht  über  den  Be- 


erlassen.  Mit  Ivücksicht  darauf  aber,  dass  nicht 
nur  die  kaiserlichen  Kommissare  auf  dieser  Sy- 
node in  entscheidender  Weise  eingegriffen  haben, 
s.  0.  S.  335  n.  3  u.  S.  343,  sondern  auch  die 
c.  12.  17.  28.  (s.  vor.  Anm.  u.  o.  S.  676  n.  5) 
mit  Vorwissen  des  Kaisers  beschlossen  worden 
sind,  erscheint  die  Annahme  nicht  zu  gewagt, 
dass  auch  bei  c.  15  ein  solches  Einverständniss 
obgewaltet  hat. 

1  Wegen  der  Eparchial-  oder  Provinzialsynoden 
s.  0.  S.  670  n.  3.  Von  morgenländischen  Pa- 
triarchalsynoden,  welcheKanones  erlassen  hätten, 
ist  nichts  bekannt,  s.  o.  S,  508,  wohl  aber  haben 
die  diesen  gleichstehenden  afrikanischen  Plenar- 
oder  Universalkonzilien  in  weitem  Umfange  von 
diesem  Recht  Gebrauch  gemacht,  s.  o.  S.  511. 

2  S.  0.  S.  475.  512. 

3  S.  unten  Anm.  6. 

4  S.  0.  S.  527  u.  S.  670.671. 

5  S.  0.  S.  529  n.  6. 

^  Positiv  ausgesprochen  ist  das  freilich  nir- 
gends. Abgesehen  davon ,  dass  bei  der  damals 
erst  in  geringem  Umfang  erfolgten  Regelung  der 
kirchlichen  Verhältnisse  durch  specielle  Normen 
diesen  Partikularsynoden  namentlich  im  Hin- 
blick auf  die  in  ihren  Bezirken  hervortretenden 
Bedürfnisse  schon  an  sich  ein  ausreichend  weites 
Feld  für  ihre  gesetzgebende  Thätigkeit  offen  blieb 
(ist  doch  z.  B.  die  Stellung  der  Chorbischöfe 
allein  durch  solche  Konzilien,  nämlich  die  Syno- 
den von  Ancyra ,  Neocäsarea  und  Antiochien  ge- 
regelt worden,  Th.  II.  S.  162),  enthalten  die 
Kanones  derselben,  soweit  die  letzteren  nach  dem 
Nicänum  abgehalten  sind,  in  den  Gegenständen, 
in  welchen  sie  sich  mit  dem  letzteren  berühren, 
keine  demselben  widersprechenden  Anordnungen, 
vgl.  z.  B.  c.  5  Nicaen.  und  c.  6  Antioch.,  c.  6 
Nie.  und  c.  16  Antioch.  (soweit  beide  die  un- 
rechtmässige Besetzung  von  Bisthümern  und  das 
Eindrängen  in  solche  betreffen),  c.  4  ;und  6  Ni- 
caen., c.  16.  19  Ant.  und  c.  12  Laodic.  (über  die 
Bestellung  und  Weihe  der  Bischöfe ,  Th.  II.  S. 


512.  513),  c.  15.  16  Nicaen.  und  c.  21  (betreffend 
den  Wechsel  der  Bischofssitze).  Wenn  c.  3  Ant. 
hinsichtlich  der  Translation  der  Geistlichen  ge- 
genüber c.  16  Nicaen.  die  selbstständige  Bestim- 
mung enthält,  dass  der  Bischof,  welcher  einen 
wegen  eigenmächtigen  Wechsels  seiner  Kirche 
abgesetzten  Kleriker  anstellt,  von  der  Provinzial- 
synode  bestraft  werden  soll ,  so  ist  dies  nur  eine 
nähere  Anordnung  zur  Sicheruijg  der  Durchführ- 
ung des  fraglichen  Gesetzes,  wie  auch  c.  1  Ant. 
besondere  Kirchenstrafen  für  die  Verletzung  des 
Nicänischen  Dekretes  über  die  Feier  des  Oster- 
festes androht.  Eine  Differenz  besteht  allerdings 
zwischen  c.  5  Nicaen.  und  c.  20  Antioch.,  welche 
beide  die  zweimalige  Abhaltung  der  Provinzial- 
synode  im  Jahre  vorschreiben,  über  die  Zeiten 
des  Zusammentrittes  derselben.  Das  erklärt  sich 
aber  wohl  daraus,  dass  man  die  Bestimmung  des 
Nicänums  in  der  letztgedachten  Hinsicht  nicht  für 
eine  absolut  gebietende  erachtet  hat,  wie  denn 
auch  später  das  Konzil  v,  Chalcedon  v.  451.  c.  19 
bei  der  Einschärfung  des  Gebotes  auf  den  Zeit- 
punkt der  zweimaligen  Versammlung  kein  Ge- 
wicht gelegt  hat.  Uebrigens  tritt  aus  den  hier  ge- 
machten Anführungen  schon  die  Erscheinung 
entgegen ,  dass  man  auf  den  Partikularsynoden 
nicht  alle  Einzelheiten  in  den  Anordnungen  der 
allgemeinen  Konzilien  für  unabänderlich  gehal- 
ten ,  vielmehr  nur  den  Kern  der  einzelnen  Vor- 
schriften als  die  bindende  Norm  betrachtet,  im 
Uebrigen  aber  unter  Festhaltung  der  dadurch  ge- 
gebenen Direktive,  die  Befugniss  in  Anspruch 
genommen  hat,  je  nach  Massgabe  der  Bedürfnisse 
der  einzelnen  Länder  und  Kirchen  Modilikationen 
in  den  Einzelheiten  und  in  den  Durchführungs- 
massregeln eintreten  zu  lassen,  also  nicht  nur  die 
festgesetzten  Rechtsnormen  zu  suppliren,  sondern 
auch  innerhalb  der  gedachten  Grenzen  zu  korri- 
giren.  Dafür  liefern  nicht  nur  die  eben  erwähn- 
ten orientalischen  Konzilien  den  Beweis,  sondern 
auch  im  Abendlande  hat  man  den  Kanones 
der  allgemeinen  Konzilien  gegenüber  ganz  die- 
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zirk  der  vereinigten  Sprengel  hinausgehen.  Indessen  haben  gerade  die  Kanonen  der 
ältesten  hierher  gehörigen  Synoden  von  Ancyra  ^  Neocäsarea,  Antiochien,  Lao- 
dicea  und  Gangra^,  hauptsächlich  wohl  durch  ihre  Aufnahme  in  die  älteste  grie- 
chische Kanonensammlung  ^  schon  früh  im  Morgenlande  auch  über  ihren  Entstehungs- 
kreis hinaus  Verbreitung  gefunden  und  sind  hier,  mindestens  in  einzelnen  Theilen, 
durch  Gewohnheitsrecht  in  Kraft  getreten.  Da  aber  diese  gewohnheitsrechtliche 
Reception  nicht  überall  sicher  war,  auch  einzelne  dieser  Synoden,  wie  die  von  An- 
tiochien, keines  unbestrittenen  Ansehens  genossen  ^,  so  fand  sich  das  allgemeine 
Konzil  von  Chalcedon  (451)  veranlasst,  den  von  den  bisherigen  Synoden  aufgestell- 
ten Kanonen  ausdrücklich  Geltung  beizulegen-^  und  sie  dadurch  zu  allgemeinen 
Kirchengesetzen  zu  erheben''. 


selbe  Stellung  eingenommen.  Was  zunächst 
Nordafrika  betrifft,  so  ist  eine  Primatialstel- 
lung,  wie  sie  dort  der  Bischof  v.  Carthago  unter 
Anerkennung  der  Pleiiarsynoden,  s.  o.  S.  511  u. 
Tb.  I.  S.  581  erlangt  hat,  dem  Nicänum  fremd, 
ferner  hat  Carth.  387  o.  390  c.  12  u.  Carth.  111. 
V.  397  c.  2  wohl  die  dem  c.  4  Nicaen.  entspre- 
chende Vorschrift  dass  im  Nothfalle  3  Bischöfe 
einen  andern  ordiniren  können,  aufgestellt,  ver- 
langt aber  nicht  dazu  die  seitens  des  letzteren 
vorgeschriebene  scliriftliohe  Einwilligung  der  ab- 
wesenden Bischöfe  der  Provinz.  Von  den  galli'- 
schen  Syjioden  wendet  Valence  (374)  c.  3  die 
Vorschrift  des  c.  11  Nicaeii.  über  die  lapsi  wäh- 
rend der  Verfolgung  des  Licinius  unter  ausdrück- 
licher Bezugnahme  dieses  Konzils  auf  diejenigen 
an  ,  welche  den  Dämonen  geopfert  haben ,  trifft 
aber  zugleich  Bestimmungen  über  die  diesen  auf- 
zuerlegende Busse,  welche  mit  c.  11  cit.  nicht 
übereinstimmen.  Riez  439.  c.  8  macht  die  zwei- 
malige Abhaltung  der  Provinzialkonzilien  (c.  5 
Nicaen.)  von  der  Bedingung  :  „si  quies  temporum 
erit"  abhängig  (und  setzt,  falls  c.  10  zu  diesem 
Konzil  gehört,  Hefele  2,  281,  auch  die  Zeit 
der  Abhaltung  nicht  nach  dem  Nicänum,  sondern 
nach  c.  20  Antioch.  fest,  s.  vorher),  Orange  I.  v. 
441  c.  29  lässt  es  bei  dem  einmaligen  Zusammen- 
tritt der  Provinzialsynoden  bewenden  und  trifft 
c.  21  die  den  c.  4  Nicaen.  in  eigenthümlicher 
Weise  ergänzende  Anordnung,  dass  wenn  nur 
zwei  (nicht  mindestens  3)  Bischöfe  einen  Geist- 
lichen wider  seinen  Willen  geweiht  haben ,  der 
letztere,  falls  er  tauglich  ist,  den  Bischofssitz  des 
einen  seiner  Konsekratoren  einnehmen  soll,  was 
in  sofern  geradezu  gegen  das  Nicänum  verstösst, 
als  der  Konsekrirte  weder  in  Gemässheit  desselben 
bestellt  noch  geweiht  ist  und  ihm  durch  die  un- 
erlaubte Handlung  der  Konsekratoren  ein  Anrecht 
auf  einen  Bischofssitz  gewährt  wird. 

Den  eben  erwähnten  Konzilien  standen  die- 
jenigen ,  welche  zwar  als  allgemeine  berufen, 
aber  als  solche  nicht  zu  Stande  gekommen  waren, 
ihrer  rechtlichen  Stellung  nach  gleich.  Sie  konn- 
ten daher  ebensowenig,  wie  die  ersteren,  die  von 
den  allgemeinen  Synoden  festgesetzten  Normen 
abändern.  Allerdings  hat  das  hierher  gehörige 
Konzil  von  Sardika  v.  343  (s.  o.  S.  328.  n.  8), 
welches  sich  selbst  in  der  Einleitung  zu  seinen 
Kanonen  auch  blos  als  :  guvooo;  0'JY"/pOTTQi}£iaa 
ex  Siacpopcuv  STtap^tuiv  bezeichnet ,  diese  Grenze 
nicht  innegehalten.  Die  viel  berufenen  c.  3.  4. 
5  (c.  7.  C.  Vll.  qu.  4  u.  c.  36.  C.  11.  qu.  6)  über 


die  Appellationen  abgesetzter  Bischöfe  nach  Rom 
Avaren  etwas  durchaus  Neues  und  sprachen  dem 
dortigen  Bischof  ein  Vorrecht  zu,  welches  dem 
Nicänum  nicht  nur  unbekannt  war,  sondern  auch 
mit  c.  6  desselben  nicht  in  Einklang  zu  bringen 
war.  Indessen  sind  die  Beschlüsse  des  gedachten 
Konzils  anfänglich  weder  im  Orient ,  noch  selbst 
im  Abendlande  im  nennenswerthen  Umfange  an- 
erkannt und  recipirt  worden.  Wohl  aber  haben 
sich  seit  dem  Beginn  des  5.  Jahrhunderts  die 
römischen  Bischöfe  unter  Benutzung  des  Umstan- 
des,  dass  die  sardicensischen  Kanones  schon  früh 
denen  des  Nicänums  ohne  Trennung  und  Unter- 
scheidung in  den  Handschriften  angefügt  worden 
sind  und  sie  daher  als  nicänische  galten,  Maas- 
sen  a.  a.  0.  1 ,  52  ff.  auf  sie  als  nicänische 
Kanonen  berufen ,  um  das  ihnen  in  denselben 
zuerkannte  Recht  der  Appellationsinstanz  prak- 
tisch zur  Durchführung  zu  bringen,  Maassen 
a.  a.  0.  S.  57;  Löning,  Gesch.  d.  deutsch. 
K.  R.  1,  455.  Dem  gegenüber  haben  aber  die 
afrikanischen  Bischöfe  in  dem  Appellationsstreit 
mit  Rom  seit  dem  J.  418,  Hefele  2,  120,  den 
völlig  korrekten  Standpunkt  eingenommen,  das 
beanspruchte  Recht  des  römischen  Bischofes  als 
nicht  nicäuisch  zu  bestreiten ,  und  damit  die 
Rechtsverbindlichkeit  der  Sardicensischen  Kano- 
nen abzulehnen.  Aus  der  Aeusserung  des  Bi- 
schofs Gratus  v.  Carthago  auf  dem  Koncil  v.  345 
0.  348.  c.  5,  welcher  dem  Konzil  v.  Sardika  selbst 
beigewohnt  hat,  Hefelei,  545,  „nam  et  memini, 
in  SS.  concilio  Sardicensi  statutum,  ut  nemo  al- 
terius  plebis  hominem  usurpet'*  (c.  15.  16),  folgt 
jedenfalls  nichts  für  eine  Reception  der  Kanones 
in  Afrika,  welche  dort  im  5.  Jahrhundert  völlig 
unbekannt  gewesen  sind,  Maassen  S.  56. 

1  S.  0.  S.  328. 

2  S.  0   S.  475  n.  1  u.  S.  527.  n.  6. 

3  Den  Grundstock  derselben  haben  die  Kano- 
nen von  Ancyra  und  Neocäsarea  gebildet,  Maas- 
sen, a.  a.  0.  1,  125;  zunächst  sind  ihnen  dann 
die  Beschlüsse  von  Nicäa  und  Gangra ,  a.  a.  0. 
S.  7*8,  später  (aber  jedenfall?;  noch  vor  dem  Kon- 
zil von  Chalcedon)  die  vun  Antiochien,  S.85,  und 
endlich  die  von  Laodicea  und  Konstantinopel 
beigefügt  worden,  S.  122. 

4  Hefele  1,  529  u.  2,  505. 

5  c.  1 :  „Tou?  Tapa  xtuv  a^ioiv  TiaTspto^;  xai}' 
iv.d'^-zri'^  ouvoSov  aypt  toO  vöv  dxTe&ev-rac  xavova; 
xpaT£iv  dSixat(uaa|j.ev  (c.  14.  C.  XXV.  qu.  1). 

6  Hefele  2,  505.  Dagegen  behauptet  Eich- 
horn K.  R.  1,  52  unter  Zustimmung  von  Rieh- 
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§.   ISO.     B.    Das  iveslrömisrhe  Reich  insheso7idere .    Der  Bischof  von  Rom. 

Die  im  vorigen  §.  besprochene  Stellung  als  des  in  der  Kirche  massgebenden, 
obersten  Faktors  haben  die  römischen  Kaiser  sich  nur  in  der  Östlichen  Hälfte  be- 
wahren können,  sie  hier  allerdings  auch  bis  in  ihre  äussersten  Konsequenzen  (bis  zu 
dem  s.  g.  Byzantinismus  oder  Cäsaropapismus)  bethätigt. 

Dagegen  begann  im  Westen  nach  dem  Tode  Theodosius'  d.  Gr.  (395)  und  nach 
der  Theilung  des  Reiches  sich  eine  eigenthümliche  Entwicklung,  welche  zu  völlig 
abweichenden  Resultaten  geführt  hat,  zu  vollziehen.  Hier  war  das  immer  schwächer 
werdende  Kaiserthum ,  welches  das  zerfallende  Reich  nicht  einmal  mehr  gegen  die 
Ueberfluthung  der  vordringenden  Germanenstämme  zu  schützen  vermochte,  ausser 
Stande,  der  Kirche  gegenüber  die  Machtstellung  zu  behaupten,  welche  die  früheren 
Kaiser  besessen  hatten,  und  es  konnte  nunmehr  hier  der  der  Kirche  innewohnende 
Trieb  nach  Selbstständigkeit  gegenüber  der  weltlichen  Gewalt  freie  Entfaltung 
finden.  Die  Anschauungen,  welche  schon  in  einzelnen  geistlichen  und  christlichen 
Kreisen  im  4.  Jahrhundert  im  Gegensatz  zu  dem  herrschenden  staatskirchlichen  Sy- 
stem hervorgetreten  waren  und  für  die  Kirche  die  oberste  massgebende  Stellung  be- 
anspruchten, indem  sie  zugleich  vom  Kaiser  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  im 
Dienste  der  Kirche  und  in  Unterwerfung  unter  dieselbe  die  Durchführung  der  von 
ihr  gesetzten  Normen  forderten^,  wurden  jetzt  im  Westen  von  einem  in  der  Entwick- 
lung immer  bedeutsamer  hervortretenden  Faktor  aufgenommen,  und  von  diesem 
zur  Richtschnur  seiner  kirchenpolitischen  Thätigkeit  gemacht. 

Der  Bischof  von  Rom  hatte  schon  früh  wegen  der  Bedeutung  seines  Sitzes 
als  Hauptstadt  des  Reiches  und  als  Mittelpunkt  der  antiken  Welt  eines  hohen  An- 
sehens genossen ,  und  galt  dem  Range  nach  als  der  erste  unter  seinen  bischöflichen 
Amtsbrüdern 2.  Im  3.  Jahrhundert  wurde  diesem,  auf  den  äusseren  und  politischen 
Verhältnissen  beruhenden  Vorrang  in  Rom  auch  eine  kirchliche  Grundlage  gegeben, 

ter-Dove  K.  K.  8.  Aufl.  S.  53.  u.  3,  es  sei  in  hingen  c.  4.  5.  16.  17  Antioch.  als  c.  83.  84.  95. 
dem  citirten  Kanon  keine  Rede  „von  der  Bestätig-  96  citirt ,  Mansi  7,  84.  281 ,  Hefele  2,  459. 
ung  der  Schlüsse  einzelner  älterer  Synoden,  son-  461.  493;  Maassen  S.  127,  so  erscheint  es 
dem  nur  von  Grundsätzen,  die  sie  anerkennen  sicher,  dass  die  Festsetzung  des  Konzils  in  can. 
und  deren  Inhalt  freilich  hie  und  da  auch  in  den  1  die  in  der  erwähnten  Kollektion  enthaltenen 
Schlüssen  solcher  früherer  Koncilien  vorkam,  Kanones  gemeint  hat.  Ist  diese  Auffassung  rich- 
welche  als  Ganzes  zu  keinem  allgemein  anerkann-  tig,  dann  folgt  weiter,  dass  die  Nov.  131.  c.  1 
ten  Ansehen  gelangt  waren''.  Er  giebt  damit  dem  (s.o.  S.  671  n.  8)  mit  den  von  den  4  allgemei- 
Kanon  des  Konzils  einen  so  unbestimmten  und  neu  Synoden  bestätigten  (ßeßatojilsvTa?)  Kanones 
vagen  Inhalt,  dass  die  Frage  berechtigt  ist,  wie  vor  allem  die  eben  erwähnten  in  das  Auge  gefasst 
dasselbe  überhaupt  dazu  gekommen  sein  sollte,  haben  muss ,  dass  also  Justinian  auch  diese  an 
eine  solche  unklare  Vorschrift  zu  erlassen  und  Rang  den  kaiserlichen  Gesetzen  gleichgestellt  hat 
was  es  damit  bezweckt  habe.  Auch  sprachlich  ist  (s.  S.  671  n.  8).  Andrer  Ansicht  auch  hier  wie- 
seine Erklärung  unhaltbar.  Die  vStelle  spricht  der  Eichhorn  S.  50  und  Ri  chter-Dove  a.  a. 
deutlich  von  den  von  den  Vätern  der  früheren  Sy-  0.,  obwohl  es  doch  kaum  auffällig  sein  kann,  dass 
noden  erlassenen  Kanones  und  kann  um  so  weniger  Justinian,  dessen  Gesetze  vielfach  den  Inhalt  ein- 
anders  erklärt  werden,  als  c.  5  desselben  Kon-  zelner  Kanons  nicht  blos  der  allgemeinen,  son- 
zils:  ,,nepi  öe  töjv  (jLeraßaivovTtov  dr.h  ttoXsüd?  dem  auch  der  Partikularkonzilien  wieder  geben 
£?(;  TToXiv  dTTioxoTTtov  r\  ■>cX'qpi7.ä)v  eoo^e  touc  Tispt  (o.  'S.  675  n.  1)  oder  wenigstens  darauf  fussen, 
TOUTtov  T£i^£vxa  ? -/.avova?  tojv  aY^cuv  7ta-  im  Interesse  der  sicheren  Aufrechterhaltung  der 
xepojv  eyeiv  tyjv  (5iav  layjv",  die  gleiche  kirchlichen  Disciplin  eine  solche  generelle  An- 
wendung gebraucht  und  hier  zweifellos  auf  d'ie  Ordnung  getroffen  hat. 

Kanones  jener  Synoden,  nämlich  u.  a.  c.  21  An-  i  S.  o.  S.  674.  Unter  den  Vertretern  derselben 

tioch.  (s.  0.  S.  305")  Bezug  genommen  wird.    Be-  ist  vor  allem  Augustinus  (insbesondere  mit  der 

rücksichtigt  man,  dass  der  Synode  die  griechische  Schrift  de  civitate  dei)  zu  nennen. 
Kanonensaramlnng   in    ihrer    damaligen   Gestalt  2  Rothe  ,  Vorlesungen  über  Kirchengeschichte 

vorlag  —  aus  derselben  wurden  bei  den  Verband-  1.  369. 
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indem  man  ihn  auf  die  Nachfolge  des  römischen  Bischofs  in  die  Stellung  und  Auto- 
rität des  Apostel  Petrus  gründete,  und  dem  Zeugniss  der  römischen  Kirche  und  ihres 
Bischofs  eine  besonders  massgebende  Bedeutung  beilegte,  weil  die  erstere  als  ehe- 
maliger Sitz  des  Petrus  vor  allen  anderen  die  apostolische  Tradition  treu  und  rein 
bewahrt  habe  ^ 

Im  Laufe  des  4.  Jahrhunderts  ist  allerdings  der  Ehrenvorrang  des  römischen 
Bischofs  vor  seinen  anderen  Kollegen  bereits  gesetzlich  anerkannt  worden  2.  Aber 
im  üebrigen  hat  er  in  dieser  Zeit  ausserhalb  des  ihm  in  kirchlicher  Beziehung  kraft 
seiner  Metropolitan-  (oder  Patriarchal-)  Gewalt  unterstehenden  Theiles  Italiens  keine 
Rechte  geübt,  welche  auf  irgend  eine  obere  leitende  Stellung  oder  auf  einen  Primat 
im  juristischen  Sinne  deuteten,  vielmehr  war  seine  Autorität  über  diesen  Bezirk  hin- 
aus lediglich  eine  moralische ,  welche  auf  der  hervorragenden  Bedeutung  seines 
Stuhles  beruhte  ^.  Insbesondere  war  davon  keine  Rede ,  dass  ihm  in  der  fraglichen 
Zeit  irgend  welche  gesetzgebenden  Befugnisse  über  die  nicht  zu  seinem  Sprengel  ge- 
hörigen Kirchen  zugestanden  hätten^. 

Aber  gerade  die  Sitte ,  dass  sich  die  Bischöfe  aus  den  verschiedensten 
Theilen  der  Kirche  schon  seit  längerer  Zeit  an  den  römischen  Stuhl  um  Beleh- 
rung wandten,  gab  gegen  Ende  des  4.  Jahrhunderts,  seit  welcher  Zeit  solche  Zu- 
schriften vor  Allem  häufig  aus  Spanien  und  Gallien  in  Rom  eingingen,  den  rö- 
mischen Bischöfen  Veranlassung ,  ihre  Belehrungen  in  der  Form  autoritativer 
und  massgebender  Anweisungen  zu  ertheilen.  Zuerst  ist  dies,  soweit  sich  feststellen 
lässt,  von  Siricius  geschehen^'',  und  in  noch  grösserem  Umfange  im  5.  Jahrhundert 


1  Der  erste  römische  Bischof,  welcher  nach- 
weisbar sich  darauf  berufen  hat,  ist  Stephan  I. 
(253 — 257).  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Brief 
Firmilians  an  Cypriaii,  opp.  Cypriani,ed.  Hartel 
ep.  75.  c.  17,  2,  821  :  „in  hac  parte  iuste  indig- 
nor  ad  hanc  tam  apertam  et  manifestam  Stephani 
stultitiam  quod  qui  sie  de  episcopatus  sui  loco 
gloriatur  et  se  successionem  Petri  teuere 
contendit,  super  quem  fundamenta  ecclesiae 
collocata  sunt";  Cypriaui  ep.  71  ad  Quintum  c. 
3,  1.  c.  p.  773:  „Non  autem  est  de  consuetudine 
praescribendum,  sed  ratione  uincendum.  uam  nee 
Petrus  quem  primum  dominus  elegit  et  super 
quem  aedificauit  ecclesiam  suam ,  cum  secum 
Paulus  de  circunicisione  postmodum  disceptaret, 
uindicauit  sibi  aliquid  insolenter  aut  adroganter 
adsumpsit,  ut  diceret  se  primatum  teuere  et  ob- 
temperari  a  nouellis  et  posteris  sibi  potius  opor- 
tere".  S.  dazu  Rothe  a.  a.  0.  S.  375;  F.Fried- 
rich, zur  ältesten  Gesch.  d.  Primates  in  der 
Kirche.  Bonn  1879.  S.  91.  Wahrscheinlich  haben 
aber  schon  Viktor  I.  (189—199  ?)  und  Callistus  I. 
(217—222)  oder  Zephyrinus  (199?— 217)  ähnliche 
Ansprüche  erhoben,  Rothe  S.375;  Friedrich 
S.  75.  83. 

2  Vgl.  Th.  I.  S.  541. 

3  A.  a.  0.  S.  557. 

*  Das  zeigt  namentlich  die  Stellung  des  römi- 
schen Bischofs  zu  der  Synode  v.  Arles,  a.  a.  0. 
S.  557  und  zu  dem  Konzil  von  Nicäa,  o.  S.  333 
n.  2.  u.  344  n.  8. 

5  ep.  ad  llimer.  episc.  Tarracon.  a.  385.  c.  15, 
Coustant  p.  637  :  „ad  singulas  causas  de  quibus 
...  ad  Romanam  ecclesiam ,  utpote  ad  caput  tni 
corporis  retulisti ,  sufücienter ,   quantum  opinor. 


responsa  reddidimus.  Nunc  i'raternitatis  tuae 
animum  ad  servandos  canones  et  tenenda  de- 
cretalia  constituta  magis  ac  magis  incita- 
mus,  ut  haec  quae  ad  tua  rescripsimus  consulta, 
in  omnium  coepiscoporum  nostrorum  perferri 
facias  notionem  et  non  solum  eorum  qui  in  tua 
sunt  dioecesi  constituti ,  sed  etiam  ad  universos 
Carthaginenses  acBoeticos,  Lusitanos  atqueGalli- 
cios  vel  eos  qui  vicinis  tuis  collimitant  hinc  inde 
provinciis,  haec  quae  a  nobis  sunt  salubri  ordi- 
natione  disposita ,  sub  litterärum  tuarum  pro- 
secutione  mittantur.  Et  quamquam  statuta 
sedis  apostolicae  vel  canonum  venera- 
bilia  definita,  nulli  sacerdotum  domiiii 
ignorare  sit  liberum:  utilius  tamen  et  pro 
antiquitate  sacerdotii  tui ,  dilectioni  tuae  esse 
admodnm  poterit  gloriosum ,  si  ea  quae  ad  te 
speciali  nomine  generali ter  scripta  sunt,  per  una- 
nimita'tis  tuae  sollicitudinem ,  in  universorum 
fratrum  nostrorum  notitiam  perferantur :  quate- 
nus  et  quae  a  nobis  non  inconsulte,  sed  provide 
sub  nimia  cautela  et  deliberatione  sunt  salubriter 
constituta,  intemerata  permaneant  et  omnibus  in 
posterum  excusationibus  aditus,  qui  iam  nulli 
apud  nos  patere  poterit,  obstruatur".  Ferner 
heisst  es  in  c.  8,  1.  c.  p.  632  in  Bezug  auf  das 
Verbot  der  mehrfachen  Ehe  für  die  Priester  und 
Diakonen,  welches  freilich  schon  in  der  Kirche 
bestand,  s.  Th.  I.  S.  22:  ., quid  ab  universis 
posthac  ecclesiis  sequendum  sit,  quid  vitandum, 
generali  pronuntiatione  decernimus.  Aus 
dem  Inhalte  des  Schreibens  ergiebt  sich,  dass  der 
Bischof  von  Tarragona  die  Autorität  des  Papstes 
für  seine  Bestrebungen  gegen  seine  Amtsgenos- 
sen  (s.  Coustant  p.  626)  angerufen  hatte,  uud 


6g4  I-    r)ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  186. 

von    seinen    Nachfolgern,    nämlich     von    Innocenz    I.',     Zosimus^,     Cöle- 


offeiibar  hat  dies  mit  Veranlassung  gegeben  ,  die 
Bedeutung  der  piipstlichen  Erlasse  und  Amvei- 
sungen  so  scliarf  zn  accentuiren. 

Interessant  ist  der  Brief  auch  dadurch,  dass  er 
c.  1.  1.  c.  p.  624:  „signasti,  haptizatos  ab  iin- 
piis  Arianis  plurinios  ad  fldeni  catholicam  festi- 
nare  et  quosdaui  de  fratribus  nostris  eosdem  bap- 
tizare,  quod  nou  licet,  cuui  hoc  licri  et  apostolus 
vetet  et  canones  contradicant  et  post  cassatum 
Ariminense  conciliuni ,  missa  ad  provinoias 
a  ven.  memor.  pracdecessore  meo  Liberio  ge- 
ner a  1  i  a  d  e  c  r  e  t  a  prohibeant :  quos  nos  cum  No- 
vatianis  aliisque  liaereticis,  sicut  est  in  synodo 
(d.  h.  V.  Nicäa),  constitutum  per  invocationem 
solam  septiformis  spiritus,  episcopalis  raanus  im- 
positione,  catholicorum  conveiitui  sociamus,  quod 
etiam  totus  oriens  ocideusque  custodit".  von 
generellen  Anordnungen  des  Papstes  Liberius, 
welche  etwa  i.  d.  J.  362  zu  setzen  wären,  spricht. 
Etwas  Weiteres  ist  über  die  letzteren  nicht  be- 
kannt ,  und  es  lässt  sich  höchstens  soviel  ent- 
nehmen, dass  darin  von  einer  ausdehnenden  An- 
wendung des  die  Rü(;kkehr  der  Catharer  (d.  h. 
Novatianer)  zur  Kirche  betreffenden  c.  8  des  Nicä- 
nums  die  Rede  gewesen  ist.  Da  aber  der  sich 
danach  für  die  Taufe  der  Ketzer  ergebende  Grund- 
satz schon  durch  das  conc.  Arelat.  v.  314  c.  8  aus- 
gesprochen war,  so  können  die  s.g.  decreta  genera- 
lia  des  Liberius  nichts  Neues  enthalten,  vielmehr 
nur  auf  die  schon  in  der  Kirche  feststehende 
Regel  und  Praxis  hingewiesen  haben.  Die  Nach- 
richt kann  also  nicht  als  Beweis  für  die  Ausübung 
eines  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  durch 
Liberius  dienen. 

1  Ep.  ad  Decent.  Eugub.  a.  416,  Coustant 
p.  855:  ^.Si  instituta  ecclesiastica,  \it  sunt  ab. 
apostolis  tradita ,  integra  vellent  servare  domini 
sacerdotes,  nulla  diversitas,  nulla  varietas  in  ipsis 
ordinibus  et  consecrationibus  haberetur.  Sed 
dum  unusquisque  non  quod  traditum  est ,  sed 
quod  sibi  visum  fuerit ,  hoc  aestimat  esse  tenen- 
dum,  inde  diversa  in  diversis  locis  vel  ecclesiis 
aut  teneri  aut  celebrari  videntur  ac  fit  scandalum 
populis.  Quis  nesciat  aut  non  advertat,  id  quo'd 
a  principe  apostolorum  PetroRomanae 
ecclesiae  traditum  est  ac  nunc  usque 
custoditur,  ob  omnibus  debere  servari; 
nee  superduci  aut  introduci  aliquid,  quod  auctori- 
tatem  non  habeat  aut  aliunde  accipere  videatur 
exemplum?  praesertim  cum  sit  manifestum,  in 
omnem  Italiam,  Gallias,  Hispanias, 
Africam  atque  Siciliam  et  insulas  in- 
teriacentes  null  um  instituisse  eccle- 
sias,  nisi  eos  quos  vener.  apost.  Petrus  aut 
eius  successores  constituerint  sacerdotes. 
Aut  legant,  si  in  his  provinciis  alius  apostolorum 
invenitur  aut  legitur  docuisse.  Qui  sijnon  legunt, 
quia  nusquam  iuveniunt ,  oportet  eos  sequi, 
quod  ecclesia  Romana  custodit,  a  qua 
eos  principium  accepisse  non  dubium  est;  ne 
dum  peregrinis  assertionibus  Student,  Caput  in- 
stitutionum  videantur  omittere"  (vgl.  übrigens 
dazu  V.  Schulte,  Stellnng  d.  Konzilien,  Päpste 
etc.  Prag  1871.  S.  155).  Während  hier,  wo  es 
sich  um  einen  Bischof  des  Rom  untergebenen 
Gebietes  von  Italien   handelt ,   der  Papst  seinen 


Standpunkt  in  voller  Schärfe  geltend  macht,  ge- 
schieht dies    in    milderer  Form    in    der   ep.   ad 
Victric.   Rotomag.   v.   404,  1.  c.  p.  746:    ..tamen 
quia  Romanae  ecclesiae  normam  atque  auctorita- 
tem  magnopere  postulasti ,   voluntati  tuae  morem 
admodum  gerens,  digestas  vitae  et  morum  proba- 
bilium  disciplinas  annexas  literis  raeis  misi,   per 
quas  advertant  ccclesiaruiii   regionis  vestrae  po- 
puli,  quibus  rebus  et  rcgulis  cliristianorum  vita  in 
sua  cuiusque  professione  debeat  contineri  qualis- 
que  servetur  in  urbis  Roniae  ecclesiis  discipliiia. 
Erit  dilectionis  tuae,  per  plobes  finitimas  et  con- 
sacerdotes  nostros  qui  in  illis  regionibus  propriis 
ecclesiis  praesident,  rcgularum  hunc  librum 
quasi  didascalicum  atque    monitorem 
sedulo  Insinuare,  ut  et  nostros  cognoscere 
et  ad  fidem  confluentium  mores  valeant  docendi 
sedulitate  formare'',  und  noch  mehr  im  Ton  blosser 
Belehrung  ep.  ad  Exsuper.  Tolos.  a.  405,  1.  c.  p. 
789  :  „Consulenti  tibi .  .  .  pro  captu  intelligentiao 
meae  quae  sunt  visa  respondi ,  quid  sequendum 
vel  docilis  ratio  persuaderet  vel  auctoritas  lectionis 
ostenderet  vel  custodita  series  temporum  demon- 
straret.    Et  quidem  dilectio  tua  ad  sedem  aposto- 
licam  referre  maluit,  quid  deberet  de  rebus  dubiis 
custodire,    potius   quam   usurpatione   praesumta 
quae  sibi  viderentur  de  singulis  obtinere.     Cur 
enim  magis  pudendum  putemus  discere  aliquid 
quam  omnino  nescire^^,  indessen  wird  andererseits 
die  Anordnung  des  Siricius  in  dem  S.  683  n.  5 
citirten  Brief  über  die  Enthaltung  der  Geistlichen 
vom  Umgang  mit  ihren  Frauen  (s.  aucli   Th.  I. 
S.  147  n.  11)  als  bindende  Norm  behandelt,  1.  c. 
p.  792  :   „Nam  si  ad  aliquos  forma  illa  ecclesiasti- 
cae  vitae  pariter  et  disciplinae  quae  ab  episcopo 
Siricio  ad  provincias  (in Wirklichkeit  nur  noch 
Spanien)  commeavit,  non  probabitur  per^enisse, 
his  igiiorationis  venia  remittetur,  ita  ut  de  cetero 
penitus  incipiant  ahstinere .   .   .   .   Si  qui  autem 
scisse  formam  vivendi  missam  a  Siricio  detegen- 
tur  neque  statim  cupiditates  libidinis  abiecisse, 
illi  sunt  modis  omnibus  submovendi,   qui  post 
admonitionem  cognitam  praeponendam   arbitrati 
sunt  voluptatem".  Auch  das  Einlcitungsschreiben 
und  der  Schluss  der  canones  synodi  Romanorum 
ad  Gallos  episcopos  iuxtaquaestiones  ab  illis  pro- 
positas,   Bruns  1.  2,  274,  welche  wohl  in  die 
Zeit  Innocenz'  I.  gehört,  Hef  ele  2,  27  hat  einen 
mehr  belehrenden  Charakter  gewahrt. 

2  Ad  Patrocl.  Arelat.  v.  417,  Coustant  p. 
962 :  „si  enim  apostolus  neophytum  sacerdotio  non 
statim  cumulari  iubet  et  hoc  idem  canonum  sta- 
tuta (Nicaen.  c.  2)  sanxerunt,  hoc  addimus 
nostra  sententia,  ut  quisquis  de  cetero  vel 
summo  sacerdotio  vel  preshyterii  gradu  vel  dia- 
conatus  crediderit  cumulandum,  sciat  et  se  gra- 
dus  sui  subire  iacturam  nee  in  illum  valitura 
esse  quae  contulit:  .  .  .  Scripta  nostra  in 
omnium  facies  notitiam  pervenire;  ut 
ne  hoc  quidem  ipsum  tibi,  quod  omnibus  inter- 
dictum  est ,  licere  cognoscas'' ;  ad  Hesych.  Salo- 
nitan.  a.  418,  1.  c.  p.  970:  „ad  te  potissimum 
scripta  direximus  quae  in  omnium  fratrum  et 
coepiscoporum  nostrorum  facies  ire  notitiam,  non 
taiitum  eorum  qui  in  ea  provincia  sunt,  sed  etiam 
qui  dilectionis  tuae  provinciis  adiunguntur.  Seiet 
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stin  U  und  Leo  I.^  Von  Allen  wird  schon  die  Forderung  erhoben,  dass  ihren 
Anordnungen  fdecreialia  consiituia''^,  decrfita^,  statuta^ ^  regulae^,  auctoritas'^ )  bindende 
und  verpflichtende  Kraft  zukomme  und  ihnen  Gehorsam  geleistet  werden  müsse, 
freilich  gegenüber  solchen  Bischöfen ,  welche ,  wie  die  Italiens ,  ihnen  untergeben, 
oder  welche,  wie  ein  Theil  der  gallischen,  spanischen  und  illyrischen  Bischöfe  wegen 
der  besonderen  Verhältnisse  ihrer  Länder  in  der  damaligen  Zeit  in  eine  engere  Be- 
ziehung zu  Rom  getreten  waren  ^. 

Ein  festes  Fundament  erhielten  die  Ansprüche  aber  erst  unter  Leo  L  Ihm  ge- 
lang es,  von  dem  schwachen  Valentinian  III.  i.  J.  445  ein  Gesetz  zu  erwirken,  in 
welchem  ausser  der  oberstrichterlichen  Stellung  auch  die  gesetzgebende  Gewalt  des 
römischen  Bischofs  im  Abendlande  anerkannt  wurde  'K 

Bisher  hatten  im  römischen  Reich  der  Kaiser  und  ferner  als  sein  Organ,  das 
allgemeine  Konzil,  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  ausgeübt  i*'.  Eine  Gleichstellung 
des  römischen  Bischofes  mit  diesen  beiden  Faktoren  hat  das  gedachte  Gesetz  aber 
nicht  ausgesprochen.  Denn  jedenfalls  lag  in  der  Ertheilung  eines  derartigen  Privi- 
legiums kein  Verzicht  des  Kaisers  auf  sein  höheres  Recht,  und  daher  sind  auch  in 
der  Folgezeit  die  von  den  Kaisern  in  kirchlichen  Angelegenheiten  erlassenen  Gesetze 
seitens  der  römischen  Bischöfe  als  massgebend  anerkannt  worden  >^. 


quisquis  hoo  postposita  patrum  et  apostolicae 
sedis  auctoritate  neglexerit  a  nobis  distric- 
tins  vindicandum^'. 

1  Ad  episoopos  Apuliae  et  Calabriae  a.  427, 
1.  c.  p.  1072:  „Nulli  sacerdotum  suos  licet  cano- 
iies  ignorare  iiec  quid qn am  facere  quod  patnim 
possit  regulis  obviare.  Qiiae  enim  a  nobis  res 
dlgna  servabitur,  si  decretalium  norma  con- 
stitutorum  pro  [aliqnorum  libito,  licentia  po- 
pulis  permissa,  frangatur?  .  .  .  Talibus  Itaque, 
fratres  carissimi,  qiii  iuris  iiostri,  i.e.  caiio- 
II  um  gnbernacula  custodimus,  necesse  est, 
obviemus,  hisque  fraternitatem  vestram  epistolis 
commoiiemus,  ne  quis  laicum  ad  ordinem  clerica- 
tus  admittat  et  sliiat  fleri  uude  et  ilhim  decipiat 
et  sibi  causas  generet,  quibus  reus  coustitu- 
tis  decretalibus  fiat". 

2  ep.  ad  eplsoop.  perCampaniam  v.  443  (Jaffe 
II  ed.  11.402)  c.  5,  ed.  Baller.  1,616:  „Ne  quid 
vero  Sit,  quod  praetermissum  a  nobis  forte  creda- 
tur,  omnia  decretalia  constituta  tam  b. 
recordat.  Iiinocentii  quam  omni  um  de- 
cessorum  nostrorum  quae  de  ecclesia- 
sticis  ordiriibus  et  canonum  promul- 
gatae  sunt  discipliiiis,  ita  a  vestra  dilec- 
tione  custodiri  mandamus ,  ut  si  quis  illa 
rontempserit,  veniam  sibi  deiiiceps  noverit  dene- 
gari". 

3  S.  0.  S.  683  n.  5  u.  hier  n.  1,  so  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  die  Briefe  Anordnungen  des 
Papstes  in  bestimmten  Abschnitten  oder  Kapi- 
teln (decreta)  enthalten,  Maassen  a.  a.  0.  1, 
229.  Decretalis  epistola  kommt  erst  vor  im  de- 
cret.  Gelasii  I.  de  libris  recipiendis  v.  495  o.  496 
c.  3,  Thiel  1,  458:  „Item  decretales  epi- 
stola s ,  quas  beatissimi  papae  diversis  tempori- 
bus  ab  urbe  Roma  pro  diversorum  patrum  con- 
sultatione  dederunt.  venerabiliter  suscipiendas 
esse"  (auch  c.  3.  §.  i6.  Dist.  XVI.). 

4  S.  o.  S.  683  n.  5  a.  E. 


5  S.  0.   a.  a.  0.  Zosim.   ep.   ad  Gallos  v.  417, 
c.  2,  Coustant  p.  736. 

6  S.  0.  S.  684  n.  1. 

7  Ep.  Zosim.   cit.  v.  417.  c.  1. 

Vgl.   zu  den  Anm.  1  bis  5  auch  Maassen 
S.  228  ff.';  Phillips  K.  R.  3,  629  ff. 

8  S.  die  Citate  auf  S.  683.  684. 

^  Nov.  Valentinian.  III.  tit.  16,   ed.  Haenel 
p.  172,  abgedruckt  Th.  I.  S.  504  n.  2. 

10  S.  0.  S.  671  ff. 

11  Gregor  I.  hat  zwar  das  unter  Kaiser  Mauri- 
cius  erlassene  Gesetz ,  „ut  nuUus ,  qni  actionem 
publicam  egit,  nullus  qui  optio  (Gehülfe  des 
Centiirio),  vel  manu  signatus  vel  inter  milites 
fuit  habitus,  ei  in  monasterium  converti  non 
liceat,  nisi  forte  si  militia  eins  fuerit  expleta"für 
ungerecht  und  gegen  Gottes  Gebot  erlassen  er- 
klärt („contra  auctorem  omnium  deum  hanc  in- 
tendere  constitutionem  sentio") ,  indessen  seine 
verbindliche  Kraft  nicht  geleugnet,  vielmehr  nur 
den  Kaiser  um  Aufhebung  desselben  gebeten, 
ep.  III.  65.  66.  V.  573,  ed.  Bened.  2,  675.  677 
und  dasselbe  sogar  einer  grossen  Anzahl  von  Bi- 
schöfen, z.  B.  den  italienischen  Metropoliten  von 
Mailand  und  Ravenna,  den  Bischöfen  von  Sizi- 
lien ,  den  Erzbischöfen  von  Thessalonich  und 
Justiniana  prima  (s.  Th.  I.  S.  579.  585)  mitge- 
theilt,  ep.  VIII.  5.  v.  597,  1.  c.  2,  898,  worin 
keineswegs  eine  theilweise  Abänderung  des  kai- 
serlichen Gesetzes,  soThomassin  vet.  et  nova 
disciplina  P.  I.  1.  III.  c.  61 .  n.  13  und  H  e  r  g  e  n  - 
rot  her,  kathol.  Kirche  u.  christl.  Staat.  S.  450 
zu  finden  ist.  Vgl.  übrigens  auch  ep.  Gelasii  I. 
ad  episc.  Siciliae  v.  494,  Thiel  1,  381  (c.  2. 
C.  XVI.  qu.  3)  :  „Praesulum  nostrorum  (d.  h.  der 
Kaiser)  auctoritas  emanavit,  ut  faciiltates  eccle- 
siae  episcopi  ad  regendum  habeant  potestatem, 
ita  tarnen,  ut  viduarum,  pupillorum  atque  pau- 
perum  necnon  clericorum  stipendia  distribuere 
debeant.  Hoc  eis  etiam  statuimus  dari,  quod  hac- 


(j8G  I-    r)i^  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  186. 

Ebensowenig  hat  das  Gesetz  dem  römischen  Stuhle  ein  mit  den  allgemeinen 
Konzilien  konkurrirendes  Gosetzgebungsrecht  ertheilt,  vielmehr  haben  die  römischen 
Bischöfe  selbst  aiicli  nach  seinem  Erlass  die  Auffassung  festgehalten  und  vertreten, 
dass  sie,  ebenso  wie  die  ganze  Kirche  an  die  Beschlüsse  der  allgemeinen  Konzilien 
gebunden  seiend 

Das  Gesetz  Valentinians  III.  hat  demnach,  obwohl  es  selbst  von  dem  Primat  des 
Apostels  Petrus  spricht ,  wenn  man  es  im  Zusammenhang  mit  den  damaligen  staat- 
lichen und  kirchlichen  Einrichtungen  des  römischen  Reiches  beurtheilt,  dem  römi- 
schen Stuhle  blos  eine  Patriarchaisteilung  für  das  weströmische  Reich  gewährt,  und 
das  mit  derselben  verbundene  Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrecht  war  seinem  Cha- 
rakter nach  sowohl  materiell  wie  auch  lokal  beschränkt.  Für  den  Konflikt,  aus  dessen 
Anlass  es  von  Leo  I.  nachgesucht  war,  hatte  es  seine  Dienste  geleistet,  für  die  Ver- 
folgung der  Primatialbestrebungen  der  römischen  Bischöfe  war  aber  die  Verwerthung 
desselben  bedenklich,  denn  einmal  hätte  in  einer  Berufung  auf  dasselbe  das  Aner- 
kenntniss  gelegen,  dass  der  römische  Stuhl  seine  oberste  Stellung  der  kaiserlichen 
Gewalt  verdanke,  nicht  aber  der  von  ihm  geltend  gemachten  Succession  in  die  Voll- 
machten des  Apostel  Petrus,  und  ferner  konnten  die  römischen  Bischöfe  auf  den 
Titel  dieses  Gesetzes  hin  keine  Primatialrechte  über  die  orientalischen  Kirchen  be- 
anspruchen. 

Hieraus  erklärt  sich,  dass  die  römischen  Bischöfe  sich  so  gut  wie  gar  nicht  2  auf 
das  Gesetz  Valentinians  III.  berufen  haben '^.  Die  Ausübung  ihres  Gesetzgebungs- 
rechtes hat  sich  vielmehr  ganz  in  derselben  Weise ,  wie  vor  demselben  lediglich  in 
dem  Erlass  einzelner  Anordnungen  auf  vorgängige  Anfragen  an  einzelne  Bischöfe 
oder  mehrere  Bischöfe  grösserer  zusammenhängender  Gebiete  bethätigt^. 

teniis  decretum  est"  (^d.  h.  unter  Anerkennung  Veranlassung  gegeben  hatten,   s.  Hilar.  I.  ep.  ad 

des  Gesetzes  bestimmt  der  Papst  die  den  letzt-  episo.  v.  464,  Thiel  1,  149.  150:    ,,fratri  .  .  . 

gedachten  Personen  zu  gewährenden  Theile,  in-  Leontio  nihil  constituti  a  s.  mem.  decessore  meo 

dem    er   auf  seine  Anordnung  in  ep.  ad  episc.  iuris  potuit  abrogari,   nihil   valtiit,   quod  honori 

Lucan.  v.  494.  c.  27,  Thiel  1,  378  liinweist).  eins  debetur,  anferri:  quia  christianorum  quoque 

1  In  Betreff  der  Glaubensentscheidungen  der  principum  lege  decretum  est,  utquidquideccleslis 
allgemeinenKonzilien  vgl.  oben  S.  672ff.  Was  die  eariimque  rectoribus  pro  quiete  omnium  domini 
Kanones  derselben  betrifft,  so  kam  zur  Zeit  des  sacerdotum  atque  Ipsius  observantia  disciplinae 
Erlasses  des  Gesetzes  nur  das  Konzil  von  Nicäa  in  auferendis  confusionibus  apostolicäe  sedis  an- 
in  Betracht.  Gerade  Leo  I.  hat  die  Bedeutung  tistes  suo  pronunciasset  examine ,  veneranter 
desselben  ,  um  den  can.  28  des  Konzils  v.  Ghal-  accipi  tenaciterque  servari  cum  suis  plebibus 
cedon  ablehnen  zu  können,  sogar  in  unhaltbarer  Caritas  vestra  cognosceret:  nee  umquam  possunt 
Weise  übertrieben,  und  die  Anerkennung  der  convelli,  quae  et  sacerdotali  ecclesiastica  prae- 
übrigen  Kanones  des  letzteren  nur  deshalb  abge-  ceptione  fulcirentur  et  regia? 

lehnt,  weil  sie  nicht  ordnungsmässig  beschlossen  '^  Selbst  nicht  in  den  Fällen  ,  wo,  wie  schon 

worden    seien,    vgl.  über  Alles  0.   S.  676  n.  6.  früher,  die  bindende  Kraft  der  Verordnungen  des 

Wenngleich  seine  Nachfolger  diesen  von  ihm  ein-  römischen  Stuhles  betont  wird,  s.  z.  B.  Hilar.  I. 

genommenen  Standpunkt  festgehalten  haben,  so  syn.  Rom.  c.  2  v.  465,  Thiel  1,  161  :   „ut  nulli 

haben  sie  doch  andererseits  ebenfalls  im  Princip  fas  sit,  sine  Status  sui  periculo  vel  divinas  con- 

die  verbindliche  Kraft  der  allgemeinen  Konzilien  stitutiones  vel  apostolicäe  sechs  decreta  temerare". 

anerkannt,  vgl.  dieo.  S.  348  n.2  citirten  Aeusse-  *  ygi_  Leon  I.  ep.  159  ad  Nicetam  Aquilei.v. 

rungen  Gelasius'  I.  und  die  vielfachen  Berufun-  458;  ep.  166  ad  Neon.  Ravenn.  u.  ep.  ad  Rustic. 

gen  der  Nachfolger  Leosl.  auf  das  Nicänum,  z.  B.  Narbon.  v.  458.  0.  459,  1.  c.  p.  1330.  1405. 1415; 

Hilar.  I.   syn.  Roman,  v.  465.   c.  2.  u.  ep.  ad  ep.  Hilar.  I.  ad  episc.  divers,  prov.  Gall.  v.  462 

Ascan.  v.  465.  praef. ,  Felic.  II.  ad  Acac.  v.  484,  u.   ad  Ascan.  et  episc.  Tarracon.   prov.   v.  465, 

ad  der.  et  pleb.  Constantin.   v.  484  u.  ad  episc.  Thiel  1,   146.  165;  Felic.  11.   ep.   ad  African. 

res  diversas  provinc.  c.  3.  4,  Thiel  1,  161.  166.  v.  487  aus  Anlass  der  Verfolgung  der  Vandalen, 

243.  251.  263.  264.  aber  auch  wohl  anderen  Bischöfen  mitgetheilt,  1. 

2  Nur  ein  einziger  solcher  Fall  ist  nachweis-  c.  p.  15.  260;  Gelasii  I.  ad  episc.  per  Lucan. 
bar.  Er  betrifft  gerade  die  Verhältnisse  im  Vi-  Brut,  et  Sicil.  v.  494,  1.  c.  p.  362;  Symmachi  ad 
karlat  vonArles,  welche  zum  Erlass  des  Gesetzes  Caesar.  Arelat.  v.  513,  1.  c.  p.  713;    Hormisdae 


§.  186.]        Gesetzgebungsrecht.    Das  weströmische  Reich.  Der  Bischof  von  Rom.  687 

Von  dem  Erlass  allgemeiner  Kirchengesetze  für  das  ganze  Abendland  ist  da- 
gegen in  dieser  Zeit  noch  keine  Rede  gewesen.  Dies  hängt  damit  zusammen,  dass 
der  Gedanke  einer  einheitlichen  und  planvollen  Gesetzgebung  der  damaligen  Zeit 
überhaupt  fern  lag.  Dieselbe  war  blos  eine  gelegentliche,  und  die  Impulse  dazu 
gingen  von  solchen  Theilen  der  Kirche  aus,  welche  damals  in  eine  nähere  Beziehung 
zum  römischen  Stuhle  getreten  waren  und  in  welchen  daher  die  Anordnungen  des- 
selben ohne  Weiteres  anf  Beachtung  rechnen  konnten.  Abgesehen  aber  davon,  such- 
ten die  römischen  Bischöfe  ihren  Primat  und  ihre  obere  Machtstellung,  so  sehr  sie 
auch  die  Pflicht  zur  Beobachtung  ihrer  Erlasse  principiell  betonten,  doch  zunächst 
auf  dem  praktischeren  und  darum  erfolgreicheren  Wege  zur  Geltung  zu  bringen,  dass 
sie  unter  Berufung  auf  die  als  nicänisch  geltenden  Vorschriften  des  Konzils  von  Sar- 
dika '  ein  oberstes  richterliches  Recht  in  Anspruch  nahmen,  und  ferner  im  Anhalt  an 
dasselbe  Konzil  und  an  die  vielfach  geübte  Sitte,  bei  dem  römischen  Stuhle  Beleh- 
rungen einzuholen,  demselben  die  Endentscheidung  auch  in  allen  wichtigeren  Einzel- 
angelegenheiten für  vorbehalten  erklärten  2. 

Aus  diesem  Grunde  tritt  in  der  damaligen  Zeit  die  Handhabung  des  beanspruch- 
ten Gesetzgebungsrechtes  gegenüber  den  Bestrebungen,  die  Stellung  einer  höchsten 
richterlichen  und  Verwaltungsinstanz  zu  erringen  und  zubethätigen,  wesentlich  zurück, 
und  dasselbe  wird  praktisch  blos  da  ausgeübt,  wo  aus  Anlass  besonderer  Gelegen- 
heiten und  Einzelfälle  ein  Eingreifen  des  römischen  Bischofes  in  den  zuletzt  erwähn- 
ten Beziehungen  unter  günstigen  Verhältnissen  auf  einem  dafür  geebneten  Boden 
erfolgen  konnte. 

Mit  diesem  nur  gelegentlichen  Charakter  jener  Anordnungen  des  römischen 
Stuhles  hängt  es  endlich  zusammen ,  dass  dieselben  theils  vom  römischen  Bischof 
allein  '^j  theils  unter  Mitwirkung  einer  um  den  letzteren  versammelten  Synode ,  sei 
es   eines  Provinzialkonziles   für  den  römischen  MetropolitansprengeH,  sei  es  einer 

ep.  ad  episc.  Hispan.  v.  517,  deren  Anordnungen  ausgeschlossen  werden  ,  vgl.  auch  ep.  eiusd.  ad 

er  selbst  in   ep.  ad  Johann.  Illicit.    episc.  1.  c.  Felle.  Nucer.  (401 — 417),  1.  c.  p.  910:    „Mirari 

p.  787  als:   „prorogata  generalia  ad  Hispanienses  non  possumus,  dilectionem  tuam  sequi  instituta 

ecclesias  constituta''^  hezeichnet.  maiorum  omniaque  quae  possunt  aliquam  recipere 

1  Zosim.  ep.  ad  legatos  v.  418(Jaffe  ed.  II.  duhltationem ,  ad  nos  quasi  ad  caput  atque  ad 
n.  347),  Co  US  taut  p.  981;  Leon.  I.  ep.  43  ad  apicem  eplscopätus  referre,  ut  consulta  videlicet 
Theodos.  v.  449,  B  a  11  e  r.  1 ,  909  ;  vgl.  namentlich  sedes  apostolica  ex  ipsis  rebus  dubiis  certum  ali- 
Gelas.  I  ad  Faust,  magistr.  v.  493  c.  5,  Thiel  quid  faciendumque  pronuntiet^';  Zosiml  ad  episc. 
1,  343;  „Nobis  opponunt  canones,  dum  nesciunt  Gall.  v.  417  i.  f.,  1.  c,  p.  938;  Leon.  I.  ep.  5.  ad 
quid  loquantur.  Contra  quos  hoc  ipso  venire  se  episc.  Illyr.  c.  6 ;  ep.  6  ad  Anast.  Thessal.  c.  5  v. 
produnt,  quod  primae  sedi  sanarectaque  suadenti  444  und  ep.  15  ad  eund.  c.  1  v.  446  (?),  Ball  er. 
parere  refugiunt.  Ipsi  sunt  canones  qui  appella-  1,  619.  622.  683.  Die  zuletzt  angeführten  Briefe 
tiones  totius  ecclesiae  ad  huius  sedls  examen  gehen  alle  nach  Gegenden,  in  denen  es  gelungen 
voluere  deferri,  ab  ipso  vero  nusquam  prorsus  vrar,  einzelnen  Bischöfen  die  Stellung  eines 
appellari  debere  sanxerunt";  und  ebenso  ep.  ad  päpstlichen  Vikars  zu  geben,  Th.  I.  S.  583.  588. 
Dardan.  v.  495,  c.  5,  1.  c.  p.  399,  vgl.  0.  S.  680  (u.  3  s.  die  Anführungen  S.  683  ff.  Dasä  dabei 
IS.  681)  n.  6.  um  so  mehr,  als  auf  das  angebliche  das  Presbyterium  der  römischen  Kirche  öfters 
Fundament  des  Nicanums  hin  eine  solche  Befug-  zugezogen  vporden  ist ,  erscheint  an  sich  wahr- 
niss  auch  gegenüber  den  orientalischen  Bischöfen,  scheinlich,  ist  auch  für  einzelne  Fälle  ausdrück- 
wie  die  vorgehenden  Citate  th  eilweise  zeigen,  ge-  lieh  bezeugt,  ep.  Innoc.  I.  ad  episc.  in  Toletana 
gründet  werden  konnte.  synodo  n.  404,  Coustant  p.  764. 

2  Innoc.  I.  ep.  ad  Victor.  Rotomag.  v.  404.  *  Hierher  gehört  anscheinend  die  römische  Sy- 
c.  3,  Coustant  p.  749:  „Si  maiores  causae  in  node  unter  Siricius  v.  386,  s.  0.  S.  477  n.  9  (wo 
medium  fuerint  devolutae,  ad  sedem  apostollcam,  der  Druckfehler:  .,  Zosimus"  zu  verbessern  ist), 
sicut  synodus  statuit  et  beata  (ai.  vetus,  Balle-  deren  Kanonen  den  Afrikanern  und  vielleicht 
rlni  Leon.  I  opp.  3,  207)  consuetudo  exigit,  post  auch  andern  Bischöfen  mitgetheilt  worden  sind, 
iudicium  episcopale  referantur",  womit  freilich  in  ferner  die  Syiiode  v.  447  unter  Leo  I.  s.  0.  a.  a.  0., 
erster  Linie  Streitsachen  gemeint  sind,  ohne  dass  auf  welcher  die  Briefe  n.  16.  17  ad  episc.  Sici- 
indessen    andere   Verwaltungs-Angelegenheiten  liae,  ed.  Ball  er.    1,  715.  727.  und  die  v.  458, 
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grösseren  Versammlung ,  an  welcher  auch  andere ,  in  Rom  anwesende,  fremde  Bi- 
schöfe Theil  genommen  haben  ^  erlassen  worden  sind. 

Was  des  Näheren  den  Umfang  dieses  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  betrifft, 
so  hat  sich  dasselbe  im  Orient  nicht  bethätigen  können.  Anordnungen  allgemeinen 
Inhaltes  für  die  Kirchen  des  Morgenlandes  sind  nicht  nachweisbar'^.  Wohl  aber 
haben  die  Päpste  auf  Grund  der  für  den  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  und 
den  ersten  Bischof  des  Reiches  geforderten  Stellung  auch  dem  Orient  gegenüber  die 
Anschauung  mit  Erfolg  geltend  gemacht,  dass  ein  allgemeines  Konzil  keine  Dogmen 
im  Widerspruch  mit  dem  vom  römischen  Stuhl  abgelegten  Glaubenszeugnisse  fest- 
setzen könne ^,  und  andererseits  der  letztere  vor  allen  anderen  berechtigt  sei,  als 
Wahrer  und  Hüter  des  durch  die  Konzilien  festgestellten  Glaubensschatzes  der 
Kirche  aufzutreten  ^. 

Wie  schon  bemerkt,  haben  weiter  die  römischen  Bischöfe  sich  allerdings  nicht 
nur  durch  die  Glaubensbeschlüsse  der  allgemeinen  Konzilien,  sondern  auch  durch 
die  Kanones  derselben  gebunden  erklärt^,  indessen  haben  sie  denselben  in  allen  ihren 
Einzelheiten  ebensowenig  eine  absolut  verpflichtende  Kraft  beigelegt,  wie  die  älteren 
Partikular-Konzilien '',  vielmehr  ihnen  gegenüber  ganz  dieselbe  freie  Stellung,  wie 
die  letzteren ,  eingenommen ".    Auch  haben  sie,  da,  wo  eine  Nothwendigkeit  vorlag. 


auf  welcher  der  Brief  an  Neo  v.  Ravenna,  s.  o.  S. 
686  n.  4,  erlassen  sind. 

1  Vgl.  die  Synoden  v.  462  u.  465  unter  Hila- 
rius  I.,  s.  0.  S.  531  n.  5.  Zu  welcher  Kategorie 
die  römische  Synode  unter  Innocenz  I.  v.  402,  s. 

0.  S.  684  n.  1,  gehört,  ist  nicht  zu  bestimmen. 

'^  Dagegen  halben  die  römischen  Bischöfe  in  die 
Verhältnisse  des  Orients  aus  Anlass  von  Einzel- 
fällen wiederholt  eingegriffen  und  ihre  ange- 
strebte Primatialstellung ,  namentlich  durch  die 
Ausübung  des  beanspruchten  oberstrichterlichen 
Rechtes  in  Glaubenssachen  geltend  zu  machen 
gesucht. 

3  Leon.  I.  ep.  45  ad  Pulcher.  v.  449,  Baller. 

1,  919  mit  Bezug  auf  die  Räubersynode:  .,Quae 
enim  congregata  apnd  Ephesum  synodo  .  .  .  sa- 
nanda  pacis  remedio  credebantur,  haec  ...  in 
ipsins  fidei  qua  christiani  sumus,  excidia  proces- 
serunt.  Et  hi  quidem  qui  missi  sunt  .  .  .  protes- 
tantes  ea  quae  per  vim  metumque  gerebantur, 
sacramentis  ecclesiae  et  ipsi  symbolo  ab  apostolis 
instituto  praeiudicare  non  posse  nee  se  ab  ea  fide 
Ulla  iniuria  separandos  quam  plenissime  expo- 
sitam  atque  digestam  a  sede  b.  apostoli  Petri  ad 
sanctam  synodum  detulissent"  u.  ep.  Hilarii  ad 
eandem,  1.  c.  1,  928:  „Vestra  dementia  cognos- 
cat,  a  praefato  papa  cum  omni  occidentali  concilio 
reprobata  omnia  quae  in  Epheso  contra  canones 
per  tumultus  et  odia  saecularia  a  Dioscoro  gesta 
sunt ,  et  nulla  ratione  haec  in  partibus  suscipi 
posse  quae  .  .  .  non  sine  laesione  fldei  commissa 
sunt''.  8.  auch  Leon.  I.  ep.  43  u.  44  ad  Theodos. 
aug.  V.  449, 1.  c.  1,  902.  907.  911  und  o.  S.  348, 
insbesondere  Anm.  2  u.  5. 

*  Vgl.  in  Bezug  auf  die  Konzilien  von  Nicäa 
und  Chalcedon  ep.  156  ad  Leon.  aug.  v.  457  ;1. 
c.  1,  1323,  sowie  die  ep.  149  ad  Basil.,  ep.  154 
ad  episc.  Aegypt.,  ep.  157  ad  Anatol.  v.  457; 
ep.  161  ad  presbyt.  Constantin..  ep.  162  u.  164 
ad  Leon.  aug.  v.  458,  1.  c.  1,  1311.  1316.  1327. 
1340.   1348,  worin   er  zur  Festhaltiing  an   der 


Glaubensdefinition  des  Konzils  von  Chalcedon 
ermahnt  und  sich  dagegen  erklärt ,  dass  dasselbe 
durch  Einberufung  eines  neuen  Konzils  in  Frage 
gestellt  werde ;  ep.  Simplic.  ad  Basilisc.  aug.  v. 
476.  c.  3  u.  ad  Zeiion.  imperat.  v.  477,  Thiel  1, 
181.  189,  worin  der  Papst  beiden  Kaisern  gegen- 
über für  die  Aufrechterhaltung  des  von  demselben 
Konzil  festgesetzten  Dogmas  eintritt. 

Dagegen  kann  die  berühmte  ep.  dogmatica 
Leon.  I.  ad  Flavian.  Constantin.  v.  449  ,  ep.  28 
ed.  Baller.  1,  801  u.  Hefele,  Conc.  Gesch. 2, 
353  n.  3  nicht  zum  Beweise  eines  schon  damals 
geltend  gemachten  Rechtes  ,  Dogmen  mit  allsei- 
tiger bindender  Kraft  zu  deklariren,  herangezogen 
werden.  Sie  präcisirt  die  dogmatische  Auffassung 
des  römischen  Stuhles  mit  Rücksicht  auf  das  be- 
vorstehende Konzil,  nm  sie  auf  demselben  zur 
Geltung  zu  bringen.  Auch  hat  sie  Leo  1.,  um  ihr 
Gewicht  zu  verstärken,  zur  Beitrittserklärung 
449  an  Ravennius  v.  Arles ,  450  an  die  ober- 
italienischen Bischöfe,  und  451  an  Paschasinus 
V.  Lilybäum  gesendet,  vgl.  darüber  und  über  die 
Zustimmung  der  gallischen  Bischöfe  und  der 
Mailänder  Synode  v.  450,  opp.  Leon.  I.  ep.  67. 
68.88.97.  99,  ed.  Baller.  1,  1000.1003.1057. 
1082.  1107,  und  ihre  massgebende  Bedeutung 
hat  sie  erst  durch  die  Billigung  der  Synode  v. 
Chalcedon  erhalten,  H  ef  e  le  2,  440  ff. 

5  S.  0.  S.  686  n.  1 ;  s.  auch  Zosim.  ep.  ad 
episc.  Vienn.  et  Narb.  prov.  v.  417,  Cou  staut 

p.  959  :  „Indecens  ausus hoc  ab  episco- 

pis  .  .  .  extorquere,  quod  contra  statuta  patrum 
et  S.  Trophimi  reverentiam  .  .  .  concedere  vel 
mutare  ne  huius  quidem  sedis  possit  auctoritas. 
Apud  nos  enim  inconvulsis  radicibus  vivit  anti- 
quitas,  cui  decreta  patrum  sanxere  reverentiam", 
(vgl.  c.  7.  C.  XXV.  qu.  1). 

6  S.  0.  S.  680  n.  6. 

"^  Ep.  Gelas.  I.  ad  episc.  Lucan.  Brut,  et  Sicil. 
V.  494,  c.  1,  Thiel  1,  362:  .^Necessaria  rerum 
dispositione  constringimur    et    apostolicae   sedis 
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sich  über  die  Verletzung  derselben  im  kirchlichen  Interesse  und  zur  Vermeidung 
grösserer  Verwirrung  hinwegzusetzen,  die  Aufrechterhaltung  solcher,  im  Widerspruch 
mit  den  Kanonen  begründeter  Verhältnisse  gestattete 

Soweit  ferner  das  Verhältniss  der  römischen  Bischöfe  zu  den  Kaisern  und  dem 
von  diesen  geübten  obersten  Gesetzgebungsrecht  in  Betracht  kam ,  konnten  die 
ersteren  dasselbe  allerdings  nicht  principiell  und  direkt  in  Frage  stellen,  indessen 
von  dem  von  ihnen  vertretenen  Standpunkt  der  Selbstständigkeit  der  Kirche  aus 
haben  sie  die  Unterordnung  der  Kaiser  bei  der  Ausübung  ihres  Gesetzgebungsrechtes 
unter  die  Beschlüsse  der  allgemeinen  Konzilien  2,  sowie  unter  die  durch  die  kirch- 
lichen Rechtsnormen  festgestellte  Praxis  der  Kirche  beansprucht  3,  und  die  Kaiser 
auf  die  Sanktionirung  und  Durchführung  der  von  der  Kirche,  insbesondere  auch  der 


\ 


moderamine  convenimur ,  sie  canonum  paterno- 
rum  decreta  librare  et  retro  praesulum  decesso- 
rumque  nostrorum  praecepta  metiri ,  ut  quae 
praesentium  iiecessitas  temporum  restaurandis  ec- 
clesiis  deposcit,  adhibita  consideratione  diligenti, 
quantum  potest  fleri,  tempereraus";  ep.  Symmachi 
ad  Avit.  Vienn.  v.  501,  1.  c.  p.  657  :  „Nam  quam- 
vis  a  patribus  statuta  diligenti  observatione  et 
observauti  diligentia  sint  custodienda,  nibilomi- 
nus  propter  aliquod  bonum  de  rigore  legis  aliquid 
relaxatur,  quod  et  ipsa  lex  cavisset,  si  praevi- 
disset".  So  gestatten  z.  B.  Hormisdae  ep.  ad  episc. 
Hisp.  V.  517.  c.  3,  Thiel  1,792  und  Gregor  I. 
ep.  IX.  106,  ed.  Ben.  2,  1010  die  einmalige  Ab- 
haltung von  Provinzialkonzilien  für  den  Fall, 
dass  die  Vorschrift  des  Nicänums  über  eine  zwei- 
malige nicht  durchführbar  erscheint. 

'•■  So  die  Beibehaltung  der  Bischofsstühle  durch 
die  zuwider  c.  4  Nicaen.  ohne  Mitwirkung  des 
Metropoliten  geweihten  Bischöfe,  Hilar.  I.  ad 
Ascan.  et  reliqu.  episc.  Tarracon.  c.  4  u.  ep.  ad 
Ascan.  v.  465,  Thiel  1,  167.  169.  Dieselbe 
Stellung  haben  sie  auch  gegenüber  der  sonstigen 
kirchlichen,  sei  es  auf  einzelne  Vorschriften 
des  Evangeliums  oder  auch  auf  Kanonen  von 
Partikularsynoden  gegründeten  Praxis  eingenom- 
men ,  s.  ep.  Siricii  ad  Himer.  Tarracon.  v.  385 
c.  15,  p.  636,  wo  den  zu  Klerikern  geweihten 
Pönitenten,  bigami  und  Ehemännern  von  Witt- 
wen ,  s.  Th.  I.  S.  22.  30.  38 ,  die  Beibehaltung 
ihres  "Weihegrades  erlaubt,  aber  weiteres  Auf- 
steigen verboten  wird.  An  und  für  sich  ist  es 
daher  nicht  unrichtig,  von  einem  [schon  damals 
seitens  der  römischen  Bischöfe  geübten  Dispen- 
sationsrecht  zusprechen ,  aber  die  Bethätigung 
desselben  hängt  eng  mit  dem  von  ihnen  bean- 
spruchten Gesetzgebungsrecht ,  dessen  Ausfluss 
das  Dispensationsrecht  ist,  zusammen ,  wie  denn 
auch  die  vielfach  aufgestellte  Behauptung,  s. 
Thomassin,  vetus  et  nova  disciplina  P.  II.  1. 
III.  c.  24.  n.  5  u.  Petr.  de  Marca  concordia 
sacerdotii  et  imperii  III.  14.  n.  5,  dass  bis  zum 
11.  Jahrh.  nur  eine  dispensatio  canonis  infracti, 
nicht  eine  dispensatio  infrigendi  canonis  gewährt 
worden  sei ,  nicht  richtig  ist.  Dies  wird  schon 
durch  den  S.  688  n.  7  citirten  Brief  Gelasius'  I. 
widerlegt.  Andererseits  hat  indessen  damals  ein 
ausschliessliches  Dispensationsrecht  des  römi- 
schen Bischofes  noch  nicht  bestanden ,  vielmehr 
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hat  man  auch  in  den  einzelnen  kirchlichen  Krei- 
sen seitens  der  Synoden  und  Bischöfe  ein  solches 
ausgeübt.  Vgl.  c.  68  cod.  eccles.  Africae  (Carth. 
VI.  a.  401.  c.  2,  Hefele  Conc.  Gesch.  1,  82) 
über  die  mildere  Behandlung  der  zurückkehren- 
den donatistischen  Geistlichen  gegenüber  der 
strengeren  Behandlung  durch  eine  transmarini- 
sche  Synode  (vielleicht  die  v.  Capua  v.  391, 
Coustant  p.  733).  Von  der  Einholung  einer 
Dispensation  in  Rom  bei  Anastasius  I.  ist  dabei 
nicht  Rede  gewesen,  (so  Coustant  p.  734; 
Thomassin  vet.  et  nova  discipl.  P.  II.  lib.  III. 
c.  24  n.  5;  Phillips  5,  165)  noch  viel  weniger 
von  der  Ertheilung  einer  solchen  durch  ihn,  (wie 
der  letztere  ohne  jeden  Anhalt  behauptet),  viel- 
mehr hat  die  Synode  nur  beschlossen,  den  übrigen 
Bischöfen  und  auch  vor  Allem  dem  Bischof  von 
Rom  Mittheilung  über  ihre  durch  die  Noth  ge- 
botene, abweichende  Behandlung  der  Frage  zu 
machen. 

Uebrigens  ziehen  Thomassin  1.  c.  und  nach 
ihm  Phillips  1,  165  ff.  eine  Reihe  von  Fällen 
hierher,  welche  gar  nicht  in  diesen  Zusammen- 
hang passen.  So  ist  z.  B.  die  angebliche  Dispen- 
sation des  Melchiades  (311 — 314)  in  Betreff  der 
donatistischen  Bischöfe  nichts  anderes  als  der  Be- 
schluss  der  auf  Veranlassung  Konstantins  zu  Rom 
unter  dem  Vorsitz  des  Melchiades  gehaltenen 
Bischofsversammlung  v.  313,  Hefele  1,  199. 
Ferner  löst  sich  die  Zulassung  des  Flavianus  auf 
das  Bisthum  von  Antiochien  durch  Damasus 
(366 — 384)  auf  dem  Wege  der  Dispensation  in 
die  Gewährung  der  Gemeinschaft  mit  dem  römi- 
schen Stuhl  (Socrat.  hist.  eccles.  V.  15)  auf,  und 
in  dem  Fall  des  Bischofs  Perigenes  zuKorinth  hat 
es  sich  lediglich  um  eine  weitere  Auslegung  der 
Kanones  gehandelt,  s.  0.  S.  306  u.  Th.  II.  S.  521. 
Anm.  a.  E.  Endlich  gehören  auch  Milderungen 
oder  Aufhebungen  von  erkannten  Strafen  nicht 
hierher.  Vgl.  überhaupt  noch  Joann.  Jung  praes., 
C.  J.  T  h  e  1  e  m  a  n  n  defend.  facta  dispensationum 
episcopalium  historica  ex  tribus  primis  secretis. 
Magunt.  1787,  namentlich  p.  88  ff. 

2  Vgl.  die  S.  688  n.  4  angeführten  Briefe  von 
Leo  I.  und  von  Simplicius. 

3  Vgl.  die  Anführungen  0.  S.  677  Anm.  über  die 
Stellung  Leos  I.  zu  den  Kanonen  der  Synode  v. 
Chalcedon;  ep.  Gelasii  I.  ad  episcop.  Dardaniae 
V.  495.  c.  11,  Thiel  1.  407. 
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von  ihnen  selbst  getroffenen  Anordnungen  zu  beschränken  gesuchte  Wenngleich 
durch  die  Aufstellung  und  Vertretung  derartiger  Anschauungen  an  sich  eine  Aende- 
rung  des  geltenden  römischen  Staatsrechtes  und  der  Stellung  der  kaiserlichen  Gesetz- 
gebung zur  Kirche  nicht  herbeigeführt  wurde-,  so  konnte  doch  immerhin  bei  der 
Scliwäche  der  weströmischen  Kaiser,  welche  sich  eines  eigenmächtigen  Eingreifens 
in  die  kirchlichen  iVngelegenheiten  enthielten  und  in  manchen  Beziehungen  den  For- 
derungen der  römischen  Bischöfe  nachkamen  3,  die  ungehinderte  Uebung  einzelner 
Primatialrechte  durch  die  römischen  Bischöfe  im  Abendlande  als  Beweis  für  die  An- 
erkennung der  Selbstständigkeit  der  Kirche,  sowie  namentlich  der  von  dem  römi- 
schen Stuhle  beanspruchten  Stellung  und  seines  obersten  Gesetzgebungsrechtes  in 
den  kirchlichen  Kreisen  angesehen  werden,  um  so  mehr,  als  das  Papstthum  gleich- 
zeitig während  des  5.  Jahrhunderts  theils  eine  massgebende  Stellung  in  den  das  ost- 
römische Reich  bewegenden  dogmatischen  Fragen  eingenommen  hatte '^,  theils  den 
oströmischen  Kaisern  im  Interesse  der  Abwehr  von  Glaubensvergewaltigungen  in 
entschiedener  Weise  entgegengetreten  war^"*. 

Endlich  kamen  dem  römischen  Bischof  gegenüber  auch  die  Faktoren  in  Be- 
tracht, welche  bisher  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten selbstständig  geordnet,  also  für  diese  ein  wenngleich  lokal  beschränktes  Ge- 
setzgebungsrecht geübt  hatten.  Principiell  liess  sich  das  Recht  der  verschieden- 
artigen Partikular-  (Plenar-  und  Provinzial-)  Konzilien  dazu  noch  nicht  bestreiten  ^* 
und  ebensowenig  eine  feste  materielle  Kompetenzabgränzung  zwischen  ihnen  und 
dem  römischen  Stuhl  ziehen.  Aber  immerhin  enthielt  der  Anspruch  Innocenz'  I.  auf 
Berichterstattung  über  alle  wichtigen  Sachen  an  den  römischen  StuhF  einen  tasten- 
den Versuch  dazu ,  und  ebenso  diente  die  Uebertragung  der  Vikariatswürde  an  ein- 
zelne Bischöfe  in  lUyrien  und  in  Gallien  zugleich  dem  Zweck,  jene  synodalen 
Organe  in  Abhängigkeit  von  Rom  zu  bringen  ^.  Ueberdies  kamen  auch  einzelne 
dieser  Synoden,  indem  sie  sich  für  eine  weitere  und  ausgedehntere  Wirksamkeit  ihrer 


1  Ep.  Felic.  II.  ad  Zenon.  Imperator,  v.  484  sene  Gesetz,  welches  Illyrien  unter  den  Patriarchat 
mit  Bezug  auf  das  von  dem  letzteren  erlassene  von  Konstantinopel  gestellt  hatte,  demnächst 
Henotikon,  Thi  el  1,  250  :  „Puto  quod  vobis  sine  auf  Verwendung  des  Honorius  widerrufen  worden, 
ulla  dubitatione  sit  utile,  si  ecclesiam  catholicam  Th.  I.  S.  585.  Ebenso  ist  derselbe  Kaiser  bei  Er- 
vestri  tempore  principatus  sinatis  uti  legibus  suis  lass  seines  Gesetzes  über  die  zwiespältigen  Papst- 
nec  libertati  eins  quemquam  permittatis  obsis-  wählen ,  s.  a.  a.  0.  S.  218.  n.  3  auf  Bitten  des 
tere  quae  regni  vobis  restituit  potestatem.  Certum  römischen  Bischofs,  Bonifacius  I.,  vorgegangen, 
est  enim,  hoc  rebus  vestris  esse  salutare,  ut  quum  *  Z.  B.  Leo  I.  in  den  entychianischen  Streitig- 
de  causis  dei  agitur,  et  iuxta  ipsius  constititum  keiten,  welche  zu  der  Räubersynode  von  Ephesus 
regiam  voluntatem  sa«erdotibus  Christi  studeatis  und  dann  zu  dem  Konzil  v.  Chalcedon  geführt 
subdere,  non  praeferre  et  sacrosancta  per  eorum  haben. 

praesules  discere  potius  quam  docere,  ecclesiae  ^  Wie  in  den  monophysitischen  Streitigkeiten 

formam  sequi,  non  hui c  human itus  se-  Simplicius  gegenüber  dem  Usurpator  Basiliskus, 

quenda    iura    praefigere,    neque    eins  Felix II.  (III.) gegenüber Zeno  und  dem  von  dem- 

sanctionibus   velle  dominari,    cui  deus  selben  erlassenen  Henotikon ,  ferner  Gelasius  I. 

voluit  clementiam  tuam  piae  devotlonis  colla  snb-  Symmachus  und  Hormisda  gegenüber  Anastasius. 

mittere";  vgl.  auch  den  Brief  des  Gelasius  1.  o.  6  lieber  die  Ausübung  dieses  Rechtes  durch 

S.  676  n.  3.  die  Synode  von  Elvira  v.  305  o.  306  u.  Toledo  v. 

2  Dass  dies  nicht  der  Fall  gewesen  ist,  zeigt  J.  400  (Bruns  I.  1,  203}  in  Spanien,  für  Süd- 
die  umfassende  Ausübung  des  kaiserlichen  Ge-  gallien  durch  die  von  Turin  v.  401 ,  für  Afrika 
setzgebungsrechtes  durch  Justinian,  s.  o.  S.  675.  durch  die  dort  im  Laufe  des  4.  und  5.  Jahrhun- 
Vgl.  ferner  über  die  Zeiten  Gregors  I.  o.  S.  685.  derts  abgehaltenen  Plenar -Konzilien  vgl.  o.  S. 
n.  11.  326.  n.  10,  S.  529.  n.  7  und  S.^511. 

3  So  ist  das  Gesetz  Valentinians  v.  445  (s.  o.  ''  S.  o.  S.  687. 

S.  685)  auf  Veranlassung  Leos  I.  ergangen.  Schon  «  Vgl.  Th.  I.  S.  585.  586.  588  ff.  und  diesen 

vorher  war  das  von  Theodosius  II.  i.  J.  421  erlas-  Theil  o.  S.  512.  513. 
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Beschlüsse    der  Beistimmung    des   römischen  Bischofs  zu  versichern  suchten  \  den 
damaligen  Primatialbestrebungen  Roms  fördernd  entgegen'^. 

Alle  geschilderten  Verhältnisse  zeigen,  dass  der  Versuch  der  römischen  Bischöfe 
die  von  ihnen  angestrebte  Primatialstellung,  soweit  es  sich  dabei  um  das  Vorrecht 
der  obersten  Gesetzgebung  in  der  Kirche  gehandelt  hat,  wenigstens  im  Abendlande 
theilweise  erfolgreich  gewesen  ist.  Die  Unterbrechung  der  römischen  Kaiserherr- 
schaft über  Italien  durch  Odoaker  (476 — 493)  und  durch  die  Errichtung  des  ost- 
gothischen  Königreiches  (495 — 553)  hat  im  Allgemeinen  keinen  hemmenden  Einfluss 
auf  diese  Entwicklung  ausgeübt.  Sowohl  der  erstere,  wie  auch  die  ostgothischen 
Könige  haben  zwar  dieselben  Rechte  über  Italien,  wie  die  römischen  Kaiser,  für  sich 
in  Anspruch  genommen,  indessen  haben  sie  von  dem  obersten  Gesetzgebungsrecht  in 
kirchlichen  Dingen  nur  spärlich  Gebrauch  gemacht  3,  und  auch  im  Uebrigen,  soweit 
nicht  besondere  Verhältnisse  dazu  Anlass  gegeben  haben,  sich  des  Eingreifens  in  die 
Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche  enthalten  ^. 

Noch  im  Laufe  des  6.  Jahrhunderts  trat  aber  eine  Aenderung  ein,  welche  zu- 
nächst den  von  Innocenz  I.  angebahnten  und  von  seinen  Nachfolgern,  namentlich 
von  Leo  I.  geförderten  Prozess  der  Centralisation  der  kirchlichen  Macht  in  den  Hän- 
den des  römischen  Bischofs  unterbrochen  und  die  weitere  Ausbildung  des  bereits 
theilweise  zur  Geltung  gebrachten  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  gehemmt  hat. 

Einmal  wurden  durch  den  Verlust  einer  Reihe  von  Provinzen  des  weströmischen 
Reiches  an  die  Germanen  und  die  Gründung  von  selbstständigen  germanischen  Kö- 
nigreichen, in  welchen  die  Herrscher  mit  den  Reichs-  oder  Nationalsynoden  die 
kirchlichen  Angelegenheiten  unter  Ausschliessung  einer   direkten  Einwirkung  des 


1  So  die  kartliagisclie  Provinzialsynode  v.  416 
wegen  ihrer  Beschlüsse  gegen  Cälestius  und  die 
Ketzerei  der  Pelagianer,  Schreiben  derselben 
Coustant  p.  869  :  „Hoc  itaque  gestura  .  .  .  . 
intimandum  duximus,  ut  statutis  nostris  etiam 
apostolicae  sedis  adhibeatur  auctoritas,  pro  tuen- 
da  Salute  multorum  et  quorumdam  perversitate 
etiam  corrigenda;  ebenso  das  Provinzialkonzil  v. 
Mileve  v.  416,  1.  c.  p.  873. 

2  Ep.  Innoc.  I.  ad  conc.  Carthag.  v.  417,  Cou- 
stant p.  888:  „In  requirendis  dei  rebus,  quas 
omni  cum  sollicitudine  decet  a  sacerdotibus, 
maxime  a  vero  iustoque  et  catholico  tractari  con- 
cilio,  antiquae  traditio  nis  exempla  ser- 
vantes  et  ecclesiasticae  memores  dis- 
clplinae,  vestrae  religionis  vigorem  non  minus 
nunc  in  consulendo,  quam  antea  cumpronun- 
tiaretis,  vera  ratione  firraastis,  qui  ad  nostrum 
referendum  approbastis  esse  iudicium, 
scientes  quid  apostolicae  sedi,  cum 
omnes  hoc  loco  positi  ipsum  sequi  desideremus 
apostolum,  debeatur,  a  quo  ipse  episco- 
patus  et  tota  auctoritas  nominis  huius 
emersit.  Quem  sequentes  tarn  mala  damnare 
novimus  quam  probare  laudanda.  Vel  id  vero, 
quod  patrum  instituta  saccrdotali  officio  custo- 
dientes  non  censetis  esse  calcanda,  quod  illi  non 
humana,  sed  divina  decrevere  sententia,  ut  quid- 
quid  quamvis  de  disiunctis  remotisque 
provinciis  ageretur,  non  prius  duce- 
r e  n  t    fi  n  i  e  n  d  u  m ,    n i  s  i    ad    huius    sedis 


notitiam  perveniret:  ut  tota  huius  auc- 
toritate  iusta  quae  fuerit  pronuntiatio 
firmaretur  indeque  sumerent  ceterae  ecclesiae 
(velut  de  natali  suo  fönte  aquae  cunctae  procede- 
rent  .  .),  quid  praecipere,  quos  abluere, 
quos  veluti  coeno  inemundabili  sordidatos,  mun- 
dis  digna  corporibus  unda  vitaret";  ähnlich  ad 
conc.  Milevit.  v.  417,  1.  c.  p.  895. 

3  Von  Odoaker  gehört  hierher  die  in  Verbin- 
dung mit  seinem  Erlass  über  die  Papstwahl  (Thl. 
I.  S.  218)  gegebene  Verordnung  gegen  Veräusser- 
ungen  des  Kirchengutes  zum  Schutze  der  römi- 
schen Kirche,  Mansi  8,  267;  Thiel  1,  686  u. 
Dahn,  Könige  der  Germanen  3,  204,  von  dem 
Ostgothenkönig  Athalarich  das  Gesetz  gegen  die 
Simonie  bei  Papst-  und  Bischofswahlen,  Cassio- 
dor.Var.  IX.  15.  16,  s.  Th.  I.  S.  219. 

4  So  hat  es  z.  B.  Theodorich  nicht  gehindert, 
dass  Papst  Symmachus  mit  der  römischen  Synode 
V.  499  (wahrscheinlich  einem  Provinzialkonzil, 
s.  0.  S.  477.  n.  9)  ein  Gesetz  über  die  Papstwahl 
gegeben,  Th.  I.  S.  218,  sowie  mit  einer  anderen 
(v.  502)  die  vor.  Anm.  gedachte  Anordnung  Odoa- 
kers  als  rechtswidrige  Verfügung  eines  Laien  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  aufgehoben  und  an- 
dere ,  denselben  Gegenstand  betreffende  Bestim- 
mungen erlassen  liat,  Thiel  1,  690.  Ferner 
fallen  in  die  ostgothische  Zeit  die  beiden  unter 
Bonifatius  II.  (530 — 532)  abgehaltenen  Synoden 
betreffend  die  Besetzung  des  römischen  Stuhles, 
Th.  I.  S.  227. 
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römischen  Bischofs  selbstständig  regelten  \  gerade  diejenigen  Theile  des  Abend- 
landes, in  welchen  sich  dieselbe  bisher  in  entscheidender  Weise  bethätigt  hatte,  des 
unmittelbaren  Zusammenhanges  mit  Rom  beraubt,  und  die  Machtsphäre  des  Papstes 
wesentlicli  auf  Italien  beschränkt  '^. 

Ferner  gerieth  unter  Justinian  I.  nach  der  Zerstörung  des  Ostgothenreiches  und 
der  Wiedereroberung  Italiens  für  das  oströmische  Reich  das  Papstthum  in  Abhängig- 
keit von  dem  kaiserlichen  Hofe  ■\  und  die  umfassende  kirchliche  Gesetzgebung  des 
eben  genannten  Kaisers  ^  wurde  nunmehr  auch  auf  Italien  ausgedehnt  ■'. 

Damit  entfiel  für  den  römischen  Bischof  die  Möglichkeit,  das  bisher  praktische 
bethätigte  Gesetzgebungsrecht  in  dem  früheren  Umfange  auszuüben.  Indessen  er- 
langte derselbe  sehr  bald,  nach  dem  Eindringen  der  Longobarden  in  Italien  (568),  in 
Folge  der  Unfähigkeit  der  Griechen,  das  Land  gegen  dieselben  zu  schützen,  von 
Neuem  eine  grössere  Selbstständigkeit  gegenüber  den  oströmischen  Kaisern  6.  Er 
wurde  dadurch,  getragen  von  den  Sympathieen  der  römischen  Bevölkerung  in 
Italien,  befähigt,  den  rohen  und  eigenmächtigen  Eingriffen  der  römischen  Kaiser  in 
das  Glaubensleben  der  Kirche  einen  erfolgreichen  Widerstand  entgegenzusetzen,  und 
das  bisherige  kaiserliche  oberste  Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Angelegenheiten 
für  Italien  in  dem  Masse  illusorisch  zu  machen  und  auszuschliessen  ^,  dass  sowohl  in 


1  Vgl.  den  folgenden  §.  187. 

2  Hier  hat  sich  die  oberste  Stellung  des  Papst- 
thums  allerdings  in  dieser  Zeit,  so  insbesondere 
unter  Gregor  I. ,  mehr  durch  zahlreiche  einzelne 
Verwaltungsakte  als  durch  die  Ausübung  des  Ge- 
setzgebungsrechtes bethätigt.  Von  allgemeinen 
Anordnungen  sind  aber  zu  erwähnen  die  Be- 
schlüsse der  Synoden  v.  595  u.  601,  s.  o.  S.  509 
n.  2,  ferner  die  Jaffe  ed.  II.  n.  1941  nachge- 
wiesenen Dekrete  Gregors  I.,  wogegen  die  Zuthei- 
lung  von  n.  1991  (c.  1.  C.  XXXV.  qu.  2.  u. 
3)  an  Gregor  I.  und  von  n.  2004  (c.  3  C  XXX. 
qu.  3)  an  Deusdedit  (615 — 618)  sich  anzweifeln 
lässt.  Ueber  die  damals  ausserhalb  Italiens  be- 
stellenden Vikariate,  s.  Th.  I.  S.  579  u.  585. 

3  Niehues,  Gesch.  des  Verhältnisses  zw. 
Kaiserthum  u.  Papstthum  i.  Mittelalter.  2.  Aufl. 
Münster  1877.  1,  368  ff.  Vgl.  auch  o.  S.  672. 
n.  5.  u.  Th.  I.  S.  299. 

4  S.  0.  S.  675. 

5  Durch  die  constit.  pro  petitione  Vigilii  §.11, 
womit  auch  die  Anordnung  in  Nov.  CXXXI.  v. 
545.  c.  2  über  die  bis  dahin  von  Rom  nicht  aner- 
kannte Stellung  des  Patriarchen  von  Konstanti- 
nopel (Th.  I.  S.  544.  n.  4)  für  Italien  Gesetzes- 
kraft erhielt.  Vgl.  auch  S.  334  Anm.  u.  S.  345 
Anm.  in  Betreff  des  5.  allgemeinen  Konzils 
(Konstantinopel  v,  553). 

6  Niehues  a.  a.  0.  S.  381  ff. 

"^  So  hat  schon  Severin  640  gegen  die  Ekthesis 
des  Kaisers  Heraklius  ein  Gegendekret  erlassen, 
lib.  diurnus  c.  n.  LXXIII,  ed.  Roziere.  Paris 
1869.  p.  142.  und  sein  Nachfolger  Johann  IV.  641 
mit  einer  römischen  Synode  die  monotheletische 
Ketzerei  verdammt,  1.  c,  Mansi  10,  607;  He- 
fele  3,  183,  vgl.  auch  sein  Schreiben  an  den 
Sohn  des  Heraklius  Jaffe'  ed.  II.  n.  2042,  M.  10, 
682  u.  Theodor!  I.  pp.  ad  episcop.  v.  642,  Jaffe 
n.  2052.  Mansi  10,  706. 

Nach  Erlass  des  Typus  durch  Konstans  II.  in 


648  hat  Martin  I.  mit  der  von  ihm  649  im  La- 
teran abgehaltenen  Generalsynode  (s.  o.  S.  515) 
den  Monotheletismus  sowie  die  Ekthesis  und  den 
Typus  anathematisirt,  vgl,  die  Encyklika  des 
Papstes  und  der  Synode  an  alle  Gläubigen,  Mansi 
10, 1173  :  „impios  autem  haereticos  cum  omnibus 
pravissimis  dogmatibus  eorum  et  impiam  ecthe- 
sim  vel  impiissimum  typum  .  .  .  anathematiza- 
vimus";  und  der  Widerstand  Roms  hatte  den  Er- 
folg, dass  unter  dem  Kaiser  Konstantinus  Pogo- 
natus  die  vom  Papst  Agatho  vertretene  orthodoxe 
Lehre  des  Dyotheletismus  (s.  auch  o.  S.  515)  auf 
dem  6.  allgemeinen  Konzil  (Konstantinopel  v.  680) 
angenommen  wurde  (s.  o.  S.  334  Anm.,  S.  345 
Anm.  u.  S.  346  n.  4> 

Als  Kaiser  Justinian  II.  i.  J.  691  o.  692  die 
Kanones  der  von  ihm  berufenen ,  s.  g.  trullani- 
schen  Synode,  welche  sich  selbst  als  ökumenische 
bezeichnet  hat  (Mansi  11,  933),  an  welcher  aber 
nur  griechische  und  orientalische  Bischöfe  Theil 
genommen  haben,  Hefele  3,343,  an  Papst Ser- 
gius  I.  zur  Unterschrift  geschickt  hatte,  verwei- 
gerte der  letztere ,  obwohl  die  Beschlüsse  vom 
Kaiser  selbst  unterschrieben  worden  waren,  M. 
11,  987  ,  und  ihre  Gesetzeskraft  demnach  nicht 
bestritten  werden  konnte,  die  Anerkennung  der- 
selben, hauptsächlich  wohl,  weil  unter  den  in 
can.  2  bestätigten  früheren  kirchlichen  Gesetzen 
die  meisten  abendländischen  Synoden  und  auch 
alle  Dekretalen  der  römischen  Bischöfe  über- 
gangen waren,  und  can.  36  die  Beschlüsse  des 
Konzils  v.  Konstantinopel  c.  3  und  der  Synode 
V.  Chalcedon  c.28  über  die  Vorrechte  des  Stuhles 
von  Konstantinopel  wiederholt  hatte ,  und  er- 
klärte dieselben  sogar  für  nichtig,  lib.  pontif. 
in  vita  Sergii,  Mansi  12,  3.  Dem  Kaiser,  wel- 
cher offenbar  auf  dem  früheren  Recht  fussend 
den  Papst  zur  Verantwortung  ziehen  wollte,  und 
daran  nur  durch  äussere  Umstände  und  die  dem 
Papst  ergebenen  Soldaten  gehindert  wurde,  blieb 
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Glaubenssachen  ^  wie  auch  in  Betreff  des  Rechtes  und  der  Verfassung  der  Kirche  ^  allein 
die  Anordnungen  der  römischen  Kaiser  und  der  von  denselben  abhängigen  Synoden, 
welche  seine  Zustimmung  gefunden  hatten,  über  das  Ostreich  hinaus  Geltung  und 
Anerkennung  erlangen  konnten.  Waren  diese  negativen  Erfolge  der  Geltend- 
machung der  Freiheit  der  Kirche  und  des  päpstlichen  Primates  durch  die  römischen 
Bischöfe  schon  an  sich  bedeutsam  genug,  so  war  es  noch  wichtiger,  dass  in  den 
grossen  dogmatischen  Streitfragen  des  7.  und  8.  Jahrhunderts  die  von  ihnen  im  Wi- 
derspruch gegen  die  Kaiser  vertretenen  Auffassungen  auf  den  allgemeinen  Konzilien, 
welche  den  Streit  zum  Abschluss  brachten ,  als  die  rechte  Kirchenlehre  sanktionirt 
wurden,  und  somit  der  römische  Bischof  schon  damals,  wenn  auch  nichtjuristisch, 
doch  materiell  kraft  des  von  ihm  in  Anspruch  genommenen  Primates  als  der  höchste, 
über  die  Kaiser  triumphirende  Gesetzgeber  in  Glaubenssachen  erschienen  war  3. 

§.  187.     //.    Die  Germanenreiche  vom  5.  bis  zum  8.  Jahrhundert. 

I.  Das  Westgothenreich.  Nach  der  Begründung  des  Westgothenreiches 
in  Gallien  und  Spanien  haben  die  Könige  die  enge  Verbindung,  welche  zwischen  dem 
römischen  Stuhle  und  den  südgallischen  Bischöfen  seit  der  Begründung  der  Vika- 
riatsstellung  des  Bischofs  von  Arles  bestanden  hatte,  nicht  gestört  und  thatsächlich 


später  bei  dem  gesunkenen  Ansehen  des  Kaiser- 
thums  nichts  anderes  übrig,  als  mit  den  Nach- 
folgern des  Papstes,  Johann  VII.  und  Konstantin 
über  die  Ausmerzung  der  Rom  unliebsamen  Ka- 
nones  in  Verbindung  zu  treten,  ohne  dass  dies 
allerdings  ein  Resultat  gehabt  hat,  He  feie  3, 
345  ff.  In  Folge  dieses  Widerstandes  der  römi- 
schen Bischöfe  hat  die  gedachte  Synode  niemals 
im  Abendlande  das  Ansehen  einer  allgemeinen 
Synode  erlangt,  s.  o.  S.  515  n.  2. 

In  das  8.  Jahrhundert  fällt  die  Opposition 
Gregors  II.  gegen  das  von*  Leo  III.  (Isauricus) 
7'26  erlassene  Verbot  der  Bilderverehrung,  He- 
fele  3,  376 ff.,  vgl.  Schreiben  desselben  an  den 
Kaiser  (v.  729),  Mansi  12,  968:  „Scls,  Impera- 
tor, sanctae  ecclesiae  dogmata  non  imperatorum 
esse,  sed  pontiflcum  quae  tuto  debent  dogmati- 
zari.  Idcirco  ecclesiis  praepositi  sunt  pontifices 
a  reipublicae  negotiis  abstinentes  et  imperatores 
ergo  similiter  ab  ecclesiasticis  abstineant  et  quae 
sibi  commissa  sunt  capessant'',  und  das  zweite 
auf  eine  Antwort  des  Kaisers  ergangene,  1.  c. 
p.  977 :  „cessa  et  sanctam  ecclesiam  sequere, 
prout  invenisti  atque  accepisti :  non  sunt  impe- 
ratorum dogmata  sed  pontiflcum  .  .  .  Alia  est 
ecclesiasticarum  constitutionum  institutio  et  alius 
sensus  saecularium  ...  Et  ecce  tibi  palatii  et 
ecclesiarum  scribo  discrimen ,  imperatorum  et 
pontiflcum  .  .  .  Nam  quemadmodum  pontifex 
introspiciendi  in  palatium  potestatem  non  habet 
ac  dignitates  regias  deferendi,  sie  neque  Impe- 
rator in  ecclesias  introspiciendi  et  electiones  in 
clero  peragendi  neque  consecrandi  vel  symbola 
SS.  sacramentorum  administrandi  sed  neque  parti- 
cipandi  absque  opera  sacerdotis".  lieber  die  Fort- 
setzung des  Kampfes  durch  seine  Nachfolger,  die 
von  Gregor  III.  731  abgehaltene  römische  Synode 
(s.  0.  S.  509  n.  2)  sowie  die  Verurtheilung  der 
von  Konstantin  Kopronymus  754  veranstalteten 


Generalsynode,  Hefele  3,  410,  durch  das  La- 
terankonzil V.  769  unter  Stephan  III.  (IV.),  s.  o. 
S.  532  n.  1.  Bekanntlich  hat  der  Streit  damit  ge- 
endet, dass  die  von  den  römischen  Bischöfen  ver- 
theidigte  Auffassung  über  die  Bilderverehrung  (s. 
0.  S.  334  Anm.  u.  S.  346  Anm.)  durch  das  allge- 
meine Konzil  V.  Nicäa  (787)  adoptirt  worden  ist. 

1  S.  die  vor.  Anm. 

2  Vgl.  das  in  der  Anm.  S.  692  u.  7  über  die 
trullanische  Synode  Bemerkte. 

3  Nichts  als  das  rücksichtslose  Eingreifen  der 
oströmischen  Kaiser  hat  mehr  dazu  beigetragen, 
dass  die  römischen  Bischöfe  in  jenen  Zeiten  auch 
im  Orient  ihre  Primatialstellung  in  den  verschie- 
densten Richtungen  geltend  machen  konnten 
(über  die  Ernennung  eines  Vikars  für  Jerusalem 
i.  J.  649  s.  Th.  II.  S.  521  Anm.  a.  E.),  da  die 
orientalischen  Bischöfe,  welche  sich  der  kaiser- 
lichen Glaubensdespotie  nicht  fügen  wollten, 
mehr  noch  als  in  den  früheren  Zeiten  ihren  An- 
halt beim  römischen  Bischof  suchten  und  den 
Primat  desselben  in  Glaubenssachen  bereitwil- 
ligst anerkannten,  s.  den  Brief  des  Bischofs  Ser- 
gius  V.  Cypern  an  Papst  Theodor  (642 — 649), 
Mansi  10,  913:  „cu  Yap  ....  UTtocoyetc  OsTfioc 
xal  £7tt  TU)  ooj  i}£[x£Xi(p  xfj?  i'A.yXr^cw.c,  oi  oxuXoi 
TTETTTiYaat  ...  oi)  Twv  ßeßrjXüJV  ociplaeou^  xaSat- 
pexY]?  -/ca^soTY]-/.««;  cu?  xopucpaio?  xal  ■/a9rjY'ir]XTj(; 
xfj?  opt^ooo^o'j  */ai  a(j.(ü[j.Y]xo'j  -laTewc " ;  Er- 
klärung des  Abgesandten  des  Patriarchen  von 
Jerusalem  auf  der  Lateransynode  v.  649,  1.  c. 
p.  895:  „donec  ad  apostolicam  sedem,  ubi  ortho- 
doxorum  dogmatum  fundamenta  existunt,  per- 
venias,  ....  cxorans  eos,  donec  ex  apostolica 
prudentia  quae  in  deo  est,  ad  victoriam  iudicium 
pcrducere  debeant  et  noviter  introductorum  dog- 
matum perfectam  faciant  secundum  canones  de- 
structionem''.  Vgl.  auch  P ichler,  kirchl. 
Trennung  1,  135  ff. 
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fortbestehen  lassen'.  Priucipiell  war  indessen  eine  oberste  Gesetzgebungsgewalt  des 
römischen  Bischofs  für  die  katholische  Kirche  im  Westgothenreich  nicht  anerkannt  2, 
vielmehr  nahm  der  König  eine  solche,  offenbar  im  Anhalt  an  die  früher  von  den  rö- 
mischen Kaisern  geübten  Befugnisse ,  in  Anspruch  ^.  Andererseits  hatten  aber  die 
arianischen  Könige  ebenso  wie  den  Vikariat  von  Arles,  auch  die  sonstige  Organisa- 
tion der  katholischen  Kirche  und  ihre  frühere  Rechtsstellung  bestehen  lassen.  In 
Folge  dessen  wurde  an  der  durch  das  kirchliche  Recht  anerkannten  Befugniss  der 
Synoden,  kirchliche  Normen  für  die  vertretenen  Bezirke  zu  beschliessen,  nichts  ge- 
ändert, nur  nahm  der  König  in  Anschluss  an  das  frühere  kaiserliche  Recht  der  Beru- 
fung der  ökumenischen  Konzilien-*,  die  Berechtigung  in  Anspruch,  den  Zusammentritt 
allgemeiner  Konzilien  des  Reiches,  welche  er  selbst  als  Arianer  nicht  berufen  konnte, 
von  seiner  Genehmigung  abhängig  zu  machen  5.  Dagegen  ist  eine  königliche  Er- 
laubniss  weder  zur  Abhaltung  der  Provinzialkonzilien  ^\  noch  der  zwischen  ihnen 
und  den  Reichskonzilien  stehenden  Primatialsynoden ''  erforderlich  gewesen.  Wenn- 
gleich sich  kein  Anhalt  für  eine  feste  Kompetenzabgränzung  zwischen  diesen  ver- 
schiedenen Synoden  findet,  so  ergiebt  sich  doch  wenigstens  aus  der  Stellung  der 
Reichssynoden,  welche  unter  der  Autorität  des  Königs  zusammentraten,  dass  diese 
allein  berufen  waren,  allgemein  verbindliche  Anordnungen  für  sämmtliche,  zum 
Reich  gehörige  kirchliche  Sprengel  zu  erlassen  ^. 


1  Th.  I.  S.590;  Löniiig,  Gesch.  d.  deutsch. 
K.  R.  1,  528  ff.  543. 

2  Dies  ergiebt  sich  daraus ,  dass  das  Gesetz 
Valentinians  III.  v.  445  (s.  0.  S.  685}  nicht  in  die 
lex  Romaiia  Visigothorum  Alarlchs  II.  v.  506 
aufgenommen  worden  ist,  L  ö  n  i  n  g  1 .  527.  Aller- 
dings hat  das  Konzil  von  Agde  c.  9  angeordnet : 
„ut  si  diacones  aut  preshyteri  coniugati  ad  torum 
uxorum  suarum  redire  voluerint,  papae  Inno- 
centii  ordiiiatio  (d.  h.  ep.  ad  Exsuper.  Tolos. 
V.  405.  c.  1 .  Coustant  p.  790)  et  Siricii  epi- 
scopi  auctoritas  .  .  .  conservetur"  (ep.  ad  Hime- 
rium  V.  385.  c.  7,  1.  c.  p.  629),  selbst  aber,  wenn 
man  darin  keine  Reception  dieser  päpstlichen 
Verordnungen,  sondern  nur  eine  erneuerte  Ein- 
schärfung derselben  sieht,  widerlegt  dies  die  An- 
sicht des  Textes  nicht,  da  hier  längst  ergangene 
und  schon  früher  Bestandtheile  des  kirchlichen 
Rechtes  gewordene  Erlasse  der  Päpste  in  Frage 
stehen. 

3  Dies  zeigt  die  Beseitigung  der  bisherigen 
römischen,  auch  die  Kirche  betreffenden  Kaiser- 
gesetzgebung und  die  Ersetzung  derselben  durch 
das  Gesetzbuch  Alarichs  II.,  bei  dessen  Bear- 
beitung allerdings  auch  die  katholischen  Bischöfe 
zugezogen  worden  sind,  auctoritas  Alarici  regis 
[lex  Rom.  Visigoth.  ed.  Haenel  1848.  p.  2), 
und  in  welches  ein  grosser  Theil  der  früheren 
Bestimmungen  Aufnahme  gefunden  hat,  Lönin  g 
1,  522  ff.  Die  formale  Autorität  dieser  Vor- 
schriften beruhte  demnach  auf  dem  Gesetzge- 
bungsrecht des  Königs,  kraft  dessen  auch  in  ein- 
zelnen Punkten  materielle  und  nicht  unwichtige 
Aenderungen  gemacht  worden  sind. 

4  S.  0.  S.  333. 

5  Die  einzige  derartige  vor  der  Bekehrung  der 
Könige  abgehaltene  Synode  ist  die  von  Agde 
V.  506  gewesen  ,  s.  0.  S.  529  n.  7;  Löning  1, 
534.     Dass  dieselbe  c.  71  (48)  :    „Synodum  etiam 


secundum  constituta  patrum  annis  s i n g u - 
lis  placuit  congregari'",  den  jährlichen  Zusam- 
mentritt einer  Reichssynode,  so  Löning  1,  539 
n.  1,  angeordnet  habe,  widerspricht  schon  der 
richtigen  Annahme  desselben,  dass  die  königliche 
Genehmigung  dazu  erforderlich  war  und  der 
König  sich  durch  eine  solche  Vorschrift  nicht 
binden  lassen  konnte.  Es  handelt  sich  vielmehr 
um  Provinzialsynoden  und  wenn  Löning  hier- 
gegen darauf  hinweist,  dass  diese  jährlich  zwei- 
mal gehalten  werden  sollten  ,  so  hat  sich  diese 
Vorschrift  im  Abendlande  nicht  durchführen 
lassen  und  auch  schon  früher  eine  Milderung  er- 
fahren, s.  0.  S.  474.  Jedenfalls  kann  unter  den 
„constituta  patrum",  auf  welche  sich  der  Kanon 
bezieht,  nicht  die  Anordnung  des  Hilarus  I. 
V.  462  c.  2,  Thiel  1,  144,  für  Arles,  jährlich 
aus  denjenigen  Provinzen,  aus  welchen  es  mög- 
lich ist,  ein  Primatialkonzil  zu  versammeln, 
wie  Löning  will,  verstanden  werden,  denn  die 
constituta  patrum  sind  Beschlüsse  von  Synoden, 
nicht  päpstliche  Anordnungen. 

ß  S.  0.  S.  475  u.  Löning  1,  534. 

■^  Hierher  gehören  die  0.  S.  512  n.  9  Abs.  2 
aufgeführten  Synoden,  die  unter  ostgothischer 
Herrschaft  und  zugleich  mit  burgundischen  Bi- 
schöfen gehalten  worden  sind.  Löning  1,  539 ff. 

8  Von  den  in  diese  Zeit  fallenden  Provinzial- 
synoden, s.  0.  S.  475  n.  5,  bezieht  sich  die  von 
Lerida  c.  3  ausdrücklich  auf  c.  27  des  Konzils 
von  Agde ,  indem  sie  eine  weitere  ergänzende 
Vorschrift  über  einen  dort  nicht  berührten  Punkt 
trifft. 

Im  Sueven  reich  in  Spanien  ist  der  Verkehr 
der  katholischen  Bischöfe  mit  dem  römischen 
Bischof  während  des  5.  Jahrhunderts  nicht  ge- 
hindert gewesen,  vgl.  die  Briefe  Leos  I.  u.  des 
Bischofs  Turibius  v.  Astorga  über  die  Priscillia- 
nisten   v.  447,    ed.  Baller.   1,  683.  693,    in- 


§.  187.]      Gesetzgebungsrecht.  Die  Germanenreiche  vom  5.  bis  zum  8.  Jahrhundert. 
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Nach  der  Annahme  des  Katholicismus  durch  die  westgothischen  Könige  und  ihr 
Volk  hat  sich  hierin  im  wesentlichen  nichts  geändert.  Obwohl  das  grosse  Bekeh- 
rungskonzil V.  589  ausdrücklich  angeordnet  hat,  dass  die  Kanones  der  früheren 
Konzilien  und  die  bisherigen  epistolae  synodicae  der  römischen  Bischöfe  ihre  Kraft 
behalten  sollen  \  so  ist  doch  auch  in  dieser  Zeit  dem  Papste  keine  gesetzgebende 
Gewalt   eingeräumt  worden  ^.    Das   oberste  Gesetzgebungsrecht  in  der  spanischen 


dessen  haben  auch  hier  die  Könige  die  Kirchen- 
hoheit in  Anspruch  genommen,  und  wenngleich 
sie  die  Gesetzgebungsgewalt  selbst  nicht  geübt 
haben,  so  haben  sie  doch  nach  ihrer  Bekehrung 
die  kirchlichen  Verhältnisse  durch  von  ihnen 
anbefohlene  Konzilien  (Braga  i.  J.  563  u.  572) 
ordnen  lassen,  s.  o.  S.  476  n.  4,  Dahn,  Könige 
d.  Germanen  6,  576  £f.;  freilich  nach  Massgabe 
der  bisherigenOrdnungen  der  katholischen  Kirche, 
denn  auf  dem  1.  Konzil  von  Braga  wurde  die 
Beobachtung  der  „ex  codice  tam  generalium  sy- 
nodorum  quam  localium"  (vgl.  Maassen  1, 645) 
verlesenen  Kanones  und  der  „auctoritas  sedis  apo- 
stolicae  ad  Profuturum"  v.  538,  Mansi  9,  29, 
eingeschärft,  s.  praef.  u.  c.  4.  22 ;  vgl.  auch 
Bracar.  II.  v.  572  praef.  :  „sancti  enim  patres  ac 
praecessores  nostri  aut  generales  synodos  undique 
collect!  (colligi)  pro  unitate  rectae  fldei  fecerunt, 
sicutin  Nicaea .  .  .  inConstantinopoli ...  in  Epheso 
...  in  Chalcedone  .  .  .  aut  certe  speciales  syno- 
dos per  suas  unusquisque  provincias  .  .  .  colle- 
gerunt  et  .  .  .  canonum  sententias  .  .  .  conscri- 
pserunt,  quas  oportet  nos  legere  et  intelligere  et 
teuere". 

Abweichend  von  den  übrigen  Germauenreichen 
hat  im  burgundischen  Königreich  der  König 
offenbar  keine  Gesetzgebungsgewalt  in  den  kirch- 
lichen Dingen  beansprucht.  Nicht  nur  ist  hier 
von  einer  Revision  des  früheren  kirchlichen 
Rechtes  im  Gegensatz  zu  dem  Westgothenreich 
keine  Rede  gewesen ,  sondern  es  hat  zwischen 
den  burgundischen  Bischöfen  und  Rom  der  engste 
Verkehr  stattgefunden  und  der  Primat  des  römi- 
schen Bischofs  in  voller  Anerkennung  gestanden, 
Binding,  Gesch.  d.  burg.-roman.  Königreichs 
S.  128;  Löning  1,  552.  565,  ja  nicht  einmal 
eine  Genehmigung  zum  Zusammentritt  der  grösse- 
ren Konzilien  ist  von  den  Königen  in  Anspruch 
genommen  worden,  s.  o.  S.  539  n.  4. 

1  praef.  conc.  Tolet.  III.  :  ^^maneant  in  suo  vi- 
gore  conciliorum  omnium  constituta,  simul  et 
synodicae  ss.  praesulum  Romanorum  epistolae". 
Darunter  sind  offenbar  nicht  besondere  Arten 
päpstlicher  Briefe,  namentlich  nicht  die  Th.  II. 
S.  520  gedachten  epistolae  synodicae  zu  ver- 
stehen, vielmehr  nur  überhaupt  päpstliche  An- 
ordnungen, weil  diese  mehrfach  in  Briefform  auf 
Anfragen  der  zu  Synoden  versammelten  Bischöfe 
gerichtet  oder  unter  Zuziehung  von  Synoden  er- 
lassen worden  sind,  vgl.  o.  S.  687  u.  Phillips 
3,  631.  634;  ebenso  heisst  es  auch  Tolet.  IV. 
V.  633.  c.  17 :  „Apocalypsis  librum  multorum 
conciliorum  auctoritas  et  synodica  ss.  praesulum 
Romanorum  decreta  Joannis  evangelistac  esse 
pracscribunt",  womit  das  auf  der  römischen  Sy- 
node V.  495  0. 496  erlassene  Dekret  des  Gelasius  I. 
de  libris  recipiendis  und  das  decretale  Hormisdas 
(514—523),    Thiel  1,  454.  931   gemeint  ist; 


vgl.  auch  conc.  cit.  c.  19 :  „secundum  synodalia 
vel  decretalia  constituta"  u.  c.  2  conc.  II.  Hispal. 

V.  618:  „Hoc  enim  et  saecularium  principum 
edicta  praecipiunt  et  praesulum  Romanornm  de- 
crevit  auctoritas". 

2  c.  6  Tolet.  IV.  V.  633  sagt :  „proinde  quid  a 
nobis  (in  Betreff  des  drei-  oder  einmaligen  Unter- 
tauchens  bei  der  Taufe)  .  .  .  flendum  sit,  apo- 
stolicae  sedis  informemur  praeceptis  non  nostram 
sed  paternam  institutionem  sequentes"  unter  Be- 
zugnahme auf  ep.  Gregorii  I.  ad  Leandr.  episc. 
Hispal.  V.  591  (Jaffa'  II.  ed.  n.  Uli,  reg.  I.  43 
ed.  Bened.  2,  531) ,  welche  nur  eine  Belehrung 
unter  Billigung  der  Ansicht  der  spanischen  Bi- 
schöfe eiithält,  und  giebt  also  blos  das  Motiv  zu 
der  Bestimmung  des  Konzils  an.    In  c.  8  Tolet. 

VI.  V.  638  wird  einer  „antiqua  sententia  papae 
Leonis"(ep.  167inqu.  13,  ed.  Ball  er.  1, 1, 1425) 
gedacht,  aber  die  Synode  hat  in  Bezug  auf  die- 
selbe gewisse  Modifikationen  beschlossen.  Als 
Leo  II.  die  Beschlüsse  des  6.  allgemeinen  Kon- 
zils V.  680  den  spanischen  Bischöfen  zum  Beitritt 
übersandt  hatte,  Mansi  11,  1050,  s.  auch  ibid. 
p.  1055.  1085 ,  nahmen  diese  eine  genaue  Prü- 
fung derselben  vor  und  billigten  sie  erst,  als  sie 
gefunden  hatten,  dass  sie  mit  den  4  ersten  allge- 
meinen Konzilien  in  Uebereinstimmung  waren, 
c.  5—7.  Tolet.  XIV.  v.  584  (s.  Th.  II.  S.  3.  n.  6). 
Wie  sie  hierin  ihre  Unabhängigkeit  dem  Papste 
bewiesen,  so  auch  auf  dem  15.  Konzil  von  Toledo 
V.  688.  Benedikt  II.  hatte  in  dem  ihm  über- 
machten, vom  Erzbischof  Julian  v.  Toledo  ver- 
fassten  liber  responsionis  fldei  nostrae,  betreffend 
die  Uebereinstimmung  der  spanischen  Bischöfe 
mit  der  Lehre  des  6.  allgemeinen  Konzils,  die 
Abänderung  einiger  anstössigen  Stellen  verlangt. 
Dieses  Ansinnen  lehnten  aber  die  zum  Konzil  ver- 
sammelten Bischöfe  in  sehr  energischer  und  grober 
Weise  ab,  Mansi  12,  10.  Nachdem  sie  ihm 
u.  A.  eine  „incuriosa  lectio"  ihrer  Schrift  vorge- 
worfen (1.  c.  p.  11. 12)  haben,  schliessen  sie  1.  c. 
p.  17:  „iam  vero  si  post  haec  et  ab  ipsis  dogma- 
tibus  patrum  ...  in  quocumque  (Romani)  dis- 
sentiunt,  non  iam  cum  illis  est  amplius  conten- 
dendum  sed,  maiorum  directo  calle  inhaerentes 
vestigiis,  erit  per  divinum  iudicium  amatoribus 
veritatis  responsio  nostra  sublimis ,  etiamsi  ab 
ignorantibus  aemulis  censeatur  indocilis",  He- 
fele  3,  325.  Ein  regerer  Verkehr  mit  Rom  ist 
nur  unmittelbar  nach  dem  Glaubenswechsel 
nachweisbar  (vgl.  Gregor.  I.  reg.  II.  54 ;  V.  49 ; 
IX.  61.  120.  121.  122;  XHL  45,  46,  ed.  Ben. 
2,  620.777.977.  1026 ff.  1250 ff.);  Garns,  Kir- 
chengesch.  v.  Spanien  II.  2,  28.  37,  während 
aus  der  späteren  Zeit  bis  zum  Untergang  des  • 
Reiches,  abgesehen  von  den  erwähnten  Fällen, 
blos  eine  Nachricht  über  einen  Brief  Honorius'  I. 
an  die  zum  6.  Toletanisehen  Konzil  versammelten 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitunff  der  Kirche  durch  dieselbe. 


I§.  187. 


Kirche  übte  vielmehr,  wie  in  früherer  Zeit  der  König  ^  aus,  und  zwar  theils  auf  dem 
Wege  der  weltlichen  Gesetzgebung  '-^,  bei  welcher  der  Adel  und  die  hohe  Geistlichkeit 
als  Berather  zugezogen  wurden  -^  theils  aber  auch  in  Gemeinschaft  mit  den  Reichs- 
konzilien, welche  rechtlich  von  ihm  abhängig  waren,  da  sie  nur  auf  seine  Berufung 
zusammentreten,  und  ihre  Beschlüsse  allein  durch  seine  Bestätigung  nicht  nur  für 
das  weltliche,  sondern  auch  für  das  kirchliche  Gebiet  Gültigkeit  erhalten  konnten^. 
Das  letztere  wurde  aber  später,  als  die  hohe  Geistlichkeit  die  massgebende  Stellung 
im  Reiche  erlangt  hatte,  die  Regel  ^,  und  wenngleich  noch  mitunter  in  der  Zeit,  in 
welcher  das  Reichskonzil  auch  seine  Zuständigkeit  auf  die  weltlichen  Angelegen- 
heiten ausgedehnt  hat^',  seitens  der  Könige  Anordnungen  über  kirchliche  Sachen  in 
der  Form  weltlicher  Gesetze  erlassen  worden  sind  ^,  so  geschah  dies  doch  wesentlich 
auf  Grund  schon  vorher  über  dieselben  Gegenstände  gefasster  Konzilienbeschlüsse  ^, 
zum  Theil  sogar  unter  ausdrücklicher  Hinweisung  auf  diese  ■'.  Allerdings  wird  in  der 
Sprache  der  westgothischen  Gesetzgebung  zwischen  canoji  und  lex  in  der  Weise  un- 
terschieden i^,  dass  mit  dem  ersten  Ausdruck  die  Beschlüsse  der  Konzilien  i^,  mit  dem 
letzten  die  vom  König  ausgehenden  Anordnungen  bezeichnet  werden  ^^^  ein  materieller 


Bischöfe,  in  welchem  er  sie  zu  grösserem  Eifer 
für  den  rechten  Glauben  ermalmt,  überliefert 
ist,  B  r  aulionis  ep.  21 ;  Jaf  fe  ed.  II.  n.  2038, 
Mignc  patrol.  80,  668;  Garns,  Kirclicngesch. 
V.  Spanien  II.  2,  224.  Wenn  man  weiter  erwägt, 
dass  Gregor  I.  allein  einmal  in  die  Jurisdiktion 
der  spanischen  Bischöfe  i.  J.  603,  reg.  XIII.  45. 
46  eingegriffen  hat,  und  keine  anderen  Pallien- 
Yerleihungen  an  spanische  Erzhischöfe  als  die 
Gregors  I.  an  Leander  v.  Sevilla  bekannt  sind, 
so  beweist  dies  Alles  zusammen,  dass  der  frühere 
Einfluss  des  römischen  Stuhles  auf  die  spani- 
schen Bischöfe  aufgehört  hat  und  von  der  Aus- 
übung eines  obersten  Gesetzgebungsrechtes  für 
die  spanische  Kirche  keine  Rede  gewesen  sein 
kann . 

1  Ein  Anerkenntniss  der  Kirchenhoheit  des 
Königs  enthält  conc.  Emerit.  v.  666  praef.  : 
„quoniam  de  saecularibus  sancta  illi  manet  cura 
et  ecclesiastica  per  divinam  gratiam  recte  dis- 
ponit". 

2  So  rührt  von  Reccared  I.  (586—601)  lex  Vi- 
sigoth.  V.  tit.  I.  3  her  (wonach  eine  Veräusse- 
rung  von  Kirchensachen  durch  die  Geistlichen 
„praeter  consensum  caeterorum  clericorum"  un- 
gültig ist,  „nisi  ita  fuerit  facta  venditio  sive 
donatio ,  quemadmodum  ss,  canonum  instituta 
constituunt  atque  decernunt'') ;  vgl.  übrigens 
dazu  c.  3.  Tolet.  III.  v.  589;  möglicherweise  von 
demselben  König  auch  1.  1.1.  Visigoth.  ibid., 
zwischen  welcher  jedenfalls  eine  Beziehung  zu 
c.  15  Tolet.  VI.  V.  638  obwaltet,  vgl.  Helfe- 
rich,  Entstehung  d.  Westgothenrechts.  Berlin 
1858.  S.  176. 

3  Dahn,  Könige  der  Germanen  6,  249. 

4  S.  0.  S.  544.  546. 

5  S.  0.  S.  544  n.  3. 
fi  S.  oben  S.  545. 

7  Z.  B,  1.  Vis.  V.  tit.  I.  2  (von  Erwich  ,  680 
—  687?,  vgl.  Dahn,  westgoth.  Studien.  Würz- 
burg 1874.  S.  50),  wonach  der  Bischof,  der  Prie- 
ster und  Diakon  nach  der  Ordination  ein  Inven- 
tarium  des  Kirchenvermögens  anfertigen  und  der 


Nachfolger  bei  seinem  Amtsantritt  nach  dem- 
selben die  vollständige  Erhaltung  des  letzteren 
kontroliren  soll,  wofür  allerdings  c.  1.  3.  4.  9 
Tolet.  IX.  V.  655  einen  Anhalt  boten. 

8  So  enthält  1.  Visig.  V.  tit.  I.  5  (von  Egika, 
687 — 701)  wörtlich  die  Anordnungen  des  c.  5 
Tolet.  XVI.  V.  693  (c.  3.  C.  X.  qu.  3)  gegen 
Beschwerung  der  Pfarreien  mit  übermässigen 
Abgaben,  gegen  Vereinigung  zweier  Kirchen  in 
einer  Hand  u.  s.  w.  Lib.  III.  tit.  IV.  18  über 
die  Konkubinen  der  Geistlichen  (v.  Rekisvinth 
649—672)  fusst  auf  c.  5  Tolet.  VIII.  v.  653  u. 
c.  10  Tolet.  IX.  V.  655. 

9  Vgl.  1.  Visigoth.  III.  tit.  IV.  18  cit. ;  V. 
tit.  I.  6.  de  coercitione  pontiflcum  (v.  Wamba 
672—680)  verweist  auf  c.  5  Tolet.  XI.  v.  675 ; 
1.  Vis.  III.  tit.  V.  4  auf  Tolet.  IV.  c.  56;  Tolet. 
VI.  c.  6  ;  Tolet.  X.  c.  4.  5. 

Mit  dieser  Verquickung  von  Kirche  und  Staat 
hängt  es  auch  zusammen,  dass  die  Königsgesetze 
als  Strafe  die  Exkommunikation  (1,  Visig.  II. 
tit.  I.  6;  V.  tit.  I.  5  cit. ;  XII.  tit.  3.  24)  und 
Fasten  II.  tit.  I.  18;  IX.  tit.  I.  21  androhen. 

'0  Bestätigungsedikt  von  Reccared  für  das  3. 
Konzil  V.  Toledo  v.  589,  Bruns  I.  1,  394  :  „has 
omnes  constitutiones  ecclesiasticas,  quas  summa- 
tim  breviterque  constrinximus,  sicut  plenius  in 
canone  continetur";  1.  Visig.  IIT.  tit.  IV.  18: 
„iuxta  SS.  canones"  (s.  Anm.  8)  ;  1.  c.  tit.  V.  2.  4; 
V.  tit.  I.  6  :  .,iuxta  canonem  Toletani  undecimi"; 
Tolet.  III.  c.  14 :  „dominus  noster  canonibus  in- 
serendum  praecepit";  Tolet.  XI.  v.  638  c.  11 : 
„legum  et  canonum  sententiae  exquirantur'';  Be- 
stätigungsedikte zu  Tolet.  XII,  Bruns  1. 1,320. 
332 ;  zu  Tolet.  XIII,  1.  c.  p.  347.  348  und  zu 
Tolet.  XV,  1.  c.  p.  360. 

11  Freilich  allerdings  dem  herkömmlichen 
Sprachgebrauch  gemäss  auch  die  von  früheren 
Konzilien,  also  nicht  blos  von  den  westgothischen 
Reichssynoden  aufgestellten  Anordnungen  ,  To- 
let. III.  V.  589  c.  1  :  „contra  vetita  canonum". 

1'-^  So  auch  die  von  den  Königen  erlassenen 
Bestätigungsedikte   der   Beschlüsse  der  Reichs- 
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Unterschied  zwischen  beiden  waltete  aber  nicht  ob,  da  die  von  den  westgothischen 
Konzilien  beschlossenen  Kanonen  in  Folge  der  königlichen  Bestätigung  gleichzeitig 
für  das  staatliche  Gebiet  geltende  Normen  wurden  i. 

Als  selbstverständlich  galt  es,  dass  die  obersten  Gesetzgebungsorgane  in  ihrer 
Thätigkeit  durch  den  Glauben  der  katholischen  Kirche  gebunden  waren,  und  dieser 
eine  Schranke  für  die  Ausübung  ihrer  Befugnisse  bildete  2.  Andererseits  haben  sich 
aber  die  spanischen  Bischöfe  und  Konzilien,  soweit  es  sich  um  die  Feststellung  strei- 
tiger Glaubenslehren  gehandelt  hat,  das  Recht  eigener  und  selbstständiger  Prüfung 
darüber ,  ob  die  getroffenen  Entscheidungen  in  Uebereinstimmung  mit  dem  überlie- 
ferten Glaubensschatz  der  Kirche  ergangen  waren,  auf  das  Entschiedenste  gewahrt  -K 

Nicht  minder,  wie  die  Glaubenslehren  der  ökumenischen  Konzilien  wurden  auch 
die  Kanonen  derselben  in  der  spanisch-westgothischen  Kirche  für  bindend  erachtet'*, 
indessen  hat  das  Reichskonzil  gegenüber  den  Einzelvorschriften  der  Kanonen  nicht  nur 
denselben  freien  Standpunkt,  wie  schon  die  früheren  morgenländischen  und  abendlän- 
dischen Partikularsynoden  ^  eingenommen''^,  sondern  auch  da,  wo  die  Verhältnisse  eine 
ihnen  widersprechende  Gestaltung  angezeigt  erscheinen  Hessen,  abweichende  Anord- 
nungen beschlossen^,  offenbar  von  der  Anschauung  ausgehend,  dass  es  in  soweit, 
als  die  eigenthümliche  Entwicklung  besondere,  neue  Festsetzungen  erforderte,  als 
höchstes  kirchliches  Organ  für  das  westgothische  Reich  dieselben  Befugnisse,  wie 
einst  das  allgemeine  Konzil  für  das  römische  Reich  zu  beanspruchen  befugt  sei. 

Ausser  dem  König  und  den  Reichskonzilien  kommt  auch  den  Provinzialsynoden 
das  Recht  der  Gesetzgebung  für  ihre  Provinz  zu.  Jedoch  sind,  was  in  der  Natur  der 
Sache  lag,  ihrer  Zuständigkeit  alle  Glaubenssachen ,  wie  alle  die  ganze  Kirche  be- 
treffenden Angelegenheiten  entzogen  gewesen^.  Weil  sie  in  Folge  dessen  lediglich 
auf  partikulare  Anordnungen  beschränkt  waren ,  bedurfte  es  weder  einer  Genehmi- 
gung des  Königs  zu  ihrer  Einberufung  noch  einer  Bestätigung  ihrer  Beschlüsse  durch 
den  letzteren^.    Auffällig  muss  es  allerdings  erscheinen,  dass  von  einzelnen  dieser 

konzilien,  s.  dieselben  zu  Tolet.  XII,  0.  S.  546.  3  Vgl.  das  über  ihr  Verbalten  gegenüber  dem 

n.  1 ;  zu  Tolet.  XIII.  XV.  XVI.  XVII.  6.  allgemeinen  Konzil  0.  S.  695.  n.  2  Bemerkte. 

1  Bestätigungsedikt  v.  Tolet.  XII. :  „sed  gene-  4  Ausdrücklich  in  Bezug  genommen  wird  das 
rahter  per  cunctas  regni  nostri  provincias  baec  Konzil  v.  Chalcedon  c.  18  in  Narbonne  589.  c.  5 
canonum  mstituta  nostrae  gloriac  temporibus  (hier  aber  irriger  Weise  als  Nicaenum)  und  c.  26 
acta  et  auctontatis  debitae  fastigio  praepollebunt  jj,  ^^  43  Xolet.  IV.  v.  633.  Vgl.  auch  unten 
et  irrevocabili  iudiciorum  exercitio  ...  in  omni-  Anm    6 

bus  regni  nostri  provinciis  celebres  habebuntnr^^  t;  o    '    o    pqa        n 

s.  auch  0.  S.  546  n.  1.  '  5  s.  0.  S.  680.  n.  6. 

2  Das  folgt  schon  daraus,  dass  auf  dem  Bekeh-  6  Ebensowenig  wie  diese  haben  die  spani- 
rungskonzilv.  Toledo  (589)  der  katholische  Glau-  sehen  Synoden  an  der  zweimaligen  Abhaltinig 
ben,  wie  er  durch  die  4  ersten  allgemeinen  Kon-  ^on  Provinzialkonzilien  im  Jahre  festgehalten, 
Zilien  Nicäa,  Konstantinopel  I.,  Ephesus  und  s.  0.  S.  474.  n.  4  u.  S.  476.  n.  4.  Dabei  .trifft 
Chalcedon  festgestellt  war,  als  Norm  für  das  das  c.  18.  Tolet.  III.  v.  589  die  Anordnung  ein- 
kirehliche  Leben  angenommen  und  jede  andere  nialiger  Abhaltung  „staute  priorum  auctoritate 
Lehre  mit  dem  Anathem  belegt  worden  ist,  canonum".  Auch  Tolet.  IV,  v.  633.  c.  42  weicht 
Man  si  9,  977,  s.  namentlich  die  23  Anathema-  i»  Betreff  der  Haushälterinnen  der  Geistlichen 
tismen,  insbesondere  no.  11.  19—22;  auch  ha-  insofern  von  c.  3.  Nicacn.  ab,  als  es  die  dort 
ben  die  folgenden  Synoden  und  die  Könige  auf  nicht  genannte  Tochter  zulässt  und  der  sonstigen 
ihnen  dieses  Glaubensbekenntniss  mehrfach  er-  "icht  verwandten  Personen,  bei  denen  kein  Ver- 
neuert,  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  1 ;  Tolet.  VI.  v.  638.  dacht  obwaltet,  gar  nicht  gedenkt. 

c.   1 ;    Tolet.  VIII.   V.  653.  tom.   reg.   u.   c.   1  •,  '^  Sicherlich  stand  die  Bestimmung  über  das 

Emerit.   v.  666.  c.  1  ;    Tolet.  XI.  v.  675  praef.  •,  Weiherecht  des  Erzbischofs  von  Toledo,  s.  Th.  I. 

Bracar.  v.  675.   c.  1  ;    Tolet.  XII.   v.  681.  c.  1 ;  S.  592  und  Th.  II.  S.  517,  mit  Nicaeu.  4  und  6 

Tolet.  XIII.   V.  683  praef. ;    Tolet.  XV.  v.  688  nicht  im  Einklang, 
praef. ;  Tolet.  XVI.  v.  693  praef.  ;   Tolet.  XVII.  8  S.  0.  S.  475.  n.  7. 

V.  694  praef.  9  g.  0.  S.  475. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung?  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Konzilien  iiucli  weltliche  Strafen,  sowohl  gegen  Laien,  wie  gegen  Geistliche  festge- 
setzt nnd  Angelegenheiten  weltlicher  Natur  normirt  worden  sind  ^.  Indessen  haben 
dieselben  wohl  zum  Theil  in  ihren  Kanonen  nur  bestehendes  weltliches  Recht  repro- 
ducirf^,  zum  Theil  auch  auf  besondere  Veranlassung  und  Ermächtigung  des  Königs 
die  betreffenden  Beschlüsse  gefasst^.  Denn,  dass  sich  die  Zuständigkeit  der  Provin- 
zialsynoden  an  sich  auf  solche  weltliche  Angelegenheiten  erstreckt  hätte,  würde 
eine  völlig  abnorme  Erscheinung  sein  4,  welche  sich  auch  nicht  einmal  aus  der 
Stellung  der  Geistlichkeit  im  Westgothenreiche  erklären  Hesse.  Dagegen  kann  es 
nicht  auffallen,  dass  bei  der  entscheidenden  Mitwirkung  derselben  bei  den  Staatsge- 
schäften der  König,  welchem  das  Gesetzgebungsrecht  formell  zustand,  statt  der  Ein- 
berufung eines  Reichskonziles  unter  Umständen  einzelne  Angelegenheiten  nur  parti- 
kulären Versammlungen  der  Bischöfe  zur  Erledigung  überwies  und  auf  diese  Weise 


1  Narbonne  589.  c.  4  (bei  Verletzung  der 
Sonutagsfeier  Geldstrafe  an  den  Grafen  für  Freie, 
Prügel  für  Sklaven),  c.  14  (Wahrsagen,  für  Freie 
und  Sklaven  Prügel  und  Verkauf  in  die  Skla- 
verei zum  Besten  der  Armen);  Tolet.  IX.  v.  655 
c.  10  (für  Kinder  der  Bischöfe  und  Geistlichen 
von  freien  Frauen  oder  Sklavinnen  Verlust  des 
Erbrechts  und  Sklaverei  bei  der  Kirche ,  welcher 
der  Geistliche  angehört);  Tolet.  XI.  v.  675.  c.  5 
(wegen  Verführung  der  Töchter  von  Magnaten 
durch  einen  Bischof,  wegen  Begehung  eines  Mor- 
des oder  schwerer  Injurien  gegen  hochgestellte 
Personen  durch  einen  solchen  neben  den  geist- 
lichen Strafen  Verbannung).  Vgl.  ferner  auch 
unten  n.  3  letzter  Absatz. 

2  So  wohl  Narbonne  v.  589  und  Toledo  IX, 
denn  wenn  auch  solche  Gesetze  nicht  nachweis- 
bar sind,  so  berührt  sich  doch  c.  14.  Narbonne 
mit  1.  Visig.  VI.  tit.  II.  5  ff.,  und  dass  c.  4  einem 
weltlichen  Gesetz  entnommen  ist,  lässt  der  Um- 
stand schliessen ,  dass  in  demselben  nur  welt- 
liche und  keine  geistlichen  Strafen  angedroht 
werden.  Endlich  beziehen  sich  die  Bischöfe  auch 
in  Betreff  der  Vorschriften  des  ersten  Theiles  des 
11.  Konzil  V.  Toledo  c.  5  auf  die  Gesetze  des 
Königs  Wamba,  mit  denen  nicht,  soHelffe- 
rich  a.  a.  0.  S.  188,  1.  Visig.  V.  tit.  I.  6  de 
coercitione  pontificum  gemeint  sein  kann ,  da 
dieses  Gesetz  sich  seinem  Inhalt  nach  damit  nicht 
deckt  und  auf  den  c.  5  cit.  ausdrücklich  verweist, 
vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

3  Dies  gilt  m.  E.  von  der  oben  n.  1  erwähn- 
ten Bestimmung  des  c.  5.  Tolet.  XI,  welche  of- 
fenbar durch  spezielle  Vorgänge  veranlasst  wor- 
den ist,  so  auch  Dahn,  Könige  6,  472.  Das 
Konzil  lässt  in  seinen  Kanonen  eine  entschiedene 
Verwilderung  der  kirchlichen  Disciplin,  nament- 
lich aber  eine  grosse  Entsittlichung  der  geist- 
lichen Aristokratie  erkennen.  Da  König  Wamba, 
welcher  der  Kirche  wieder  mit  Selbstständigkeit 
entgegentrat,  nicht  nur  das  in  der  vor.  Anm.  er- 
wähnte Gesetz  de  coercitione  pontificum  gegeben, 
sondern  auch  den  Zusammentritt  des  Konzils 
veranlasst  hat,  so  erscheint  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  spezielle  und  schwere  Excesse  ge- 
rade von  der  höhereu  Geistlichkeit  in  der  Provinz 
Toledo ,  insbesondere  auch  gegen  die  weltliche 
Aristokratie  verübt  worden  sind  und  das  Ein- 
schreiten des  Königs  hervorgerufen  haben.  Dann 
ist  es  aber  weiter  auch  wahrscheinlich,  dass  der- 


selbe zugleich  der  Geistlichkeit  Direktiven  über 
die  zu  fassenden  Beschlüsse  ertheilt  hat.  In 
diesem  Verfahren  lag  einmal  ein  rücksichtsvolles 
Vorgehen  gegen  die  Bischöfe  und  andererseits  ver- 
mied der  König  die  Einberufung  eines  General- 
Konzils,  auf  welchem  er  möglicher  Weise  einen 
Widerstand  des  vollständig  versammelten  Epi- 
skopats zu  fürchten  hatte.  Gleichgültig  ist  übri- 
gens für  diese  Auffassung  die  chronologische 
Schwierigkeit,  welche  sich  daraus  ergiebt,  dass 
nach  den  überlieferten  Daten  die  Lex  de  coerci- 
tione pontificum  im  Januar  erlassen  und  das  11. 
Konzil  V.  Toledo  im  November  des  4.  Regierungs- 
jahres Wambas  abgehalten  ist,  trotzdem  aber  das 
erstere  auf  das  letztere  Bezug  nimmt.  Denn  mag 
sich  diese  dadurch  lösen,  dass  die  ebengedachte 
Anführung  erst  durch  Erwich  in  das  Gesetz  ein- 
gerückt worden  ist  (so  Helfferich  a.a.O. 
S.  187. 188),  oder  mag  die  Ueberlieferung  in  den 
Daten  nicht  korrekt  sein,  jedenfalls  ist  sowohl 
für  den  Fall,  dass  das  Gesetz  früher  als  das  Kon- 
zil erlassen,  wie  für  den  anderen,  dass  das  letz- 
tere vorher  abgehalten  worden  ist,  ein  reformato- 
risches Vorgehen  Wambas  gegen  den  Episkopat 
sicher  bezeugt  bleibt. 

Eine  fernere  Bestätigung  für  die  hier  vertretene 
Auffassung  bildet  weiter  die  Thatsache,  dass  im 
Anschluss  an  c.  5.  Tolet.  XIII.  v.  683,  welcher 
die  Wiederverheirathung  der  verwittweten  Kö- 
nigin verbietet,  das  Provinzialkonzil  von  Sara- 
gossa 691  c.  5  anordnet,  dass  dieselbe  sofort  nach 
dem  Tode  ihres  Gemahles  in  ein  Kloster  treten 
und  den  Schleier  nehmen  soll.  Auch  dieses 
Konzil  ist  auf  Befehl  des  Königs  Egika  zusam- 
mengetreten und  es  ist  nicht  möglich ,  dass  eine 
solche  Bestimmung  anders  als  auf  Verlangen  des 
Königs  erlassen  worden  sei.  Vielleicht  wollte 
sich  Egika  seiner  Schwiegermutter  entledigen 
(vgl.  Dahn  6,  491),  und  zog  auch  hier  wegen 
der  leichteren  Beeinflussung  eines  Theiles  der 
Geistlichkeit  die  Mitwirkung  einer  blossen  Pro- 
vinzialsynode  der  Einberufung  eines  Reichskon- 
ziles vor. 

4  Eine  Erklärung  dafür  haben  weder  Gams, 
Kirchengesch.  v.  Spanien  II.  2,  17.  129.  163. 
180  noch  Dahn  6,  438.  466.  471.  491  versucht, 
wenngleich  allerdings  der  letztere  schon  mit 
Recht  darauf  hinweist,  dass  der  Beschluss  des 
Konzils  von  Saragossa  wohl  auf  die  Initiative 
des  Königs  zurückzuführen  sei. 
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ausnahmsweise  die  Kompetenz  der  Provinzialsynoden  erweiterte.  Hatten  diese  an 
sich  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  innerhalb  ihrer  regelmässigen  Zuständigkeit  die 
Befugniss,  sowohl  staatlich  wie  kirchlich  gültige  Rechtsnormen  zu  erlassen,  ohne 
dass  eine  königliche  Bestätigung  hinzuzutreten  brauchte ,  so  galt  dies  auch  für  die 
Fälle,  wo  die  gedachte  Erweiterung  ihrer  Kompetenz  durch  besondere  Anordnung  des 
Königs  erfolgte,  und  es  mag  daher  gerade  dieser  Weg  da  gewählt  worden  sein,  wo 
es  dem  König  angemessener  erschien,  nicht  direkt  selbst  als  Gesetzgeber  aufzutreten, 
andererseits  aber  die  Mitwirkung  der  Geistlichkeit  für  die  Erreichung  der  von  ihm 
beabsichtigten  Zwecke  erwünscht  war  ^. 

Ueber  die  Ausübung  eines  Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrechtes  durch  die 
Diöcesansynoden  im  Westgothenreich  fehlt  es  an  Nachrichten  2. 

II.  Das  Frankenreich  in  merovingischer  Zeit^.  So  verschiedenartig 
sich  auch  die  politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse  im  Westgothen-  und  im  Mero- 
vingerreich  gestaltet  haben ,  so  hat  doch  darin  zwischen  beiden  Uebereinstimmung 
obgewaltet,  dass  dem  römischen  Bischof  im  Frankenreich,  ebensowenig  wie  in  Spa- 
nien, ein  Recht  zum  unmittelbaren  und  massgebenden  Eingreifen  in  die  Angelegen- 
heiten der  fränkischen  Kirche  unabhängig  von  der  Zustimmung  des  Königs  einge- 
räumt worden  ist^.  Das  früher  in  Gallien  durch  den  römischen  Bi-schof  geübte 
oberste  Gesetzgebungsrecht  ist  demselben  mit  der  Errichtung  der  fränkischen  Mo- 
narchie verloren  gegangen.  Allerdings  hat  noch  während  des  6.  Jahrhunderts  ein 
reger  Verkehr  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  stattgefunden^,  auch  wurde 
der  römische  Bischof  dort  als  der  erste  Bischof  der  Christenheit  verehrt  '^,  indessen 
findet  sich  in  den  erhaltenen  Briefen  der  römischen  Bischöfe,  soweit  sie  sich  auf  die 
kirchlichen  Verhältnisse  des  Frankenreichs  beziehen,  keine  Spur  von  positiven  und 
direkten  Anordnungen ,  vielmehr  enthalten  sie  nur  Bitten  um  Abstellung  von  Miss- 
bräuchen ^,  oder  Ermahnungen  ^  und  Belehrungen  ^,  und  zeigen,  dass  die  römischen 

1  Das  passt  auch  vollkommen  auf  das  Vor-  Gregor.  Turon.  hlst.  Francor.  X.  1,19.  und  dazu 
gehen  Wambas  und  Egikas  in  den  beiden  er-       Löning2,  71. 

wähnten  Fällen.  "^  Gregor.  I.  ep.  V.  55  ad  Childeb.  v.  595,  ed. 

2  S.  0.  S.  584.  Ben  ed.  2,  786,  Ersuchen  um  Abstellung  der 

3  J.  Fehr,  Staat  und  Kirche  im  fränk.  Reich  Beförderung  von  Laien  zu  Bischöfen  und  der  Si- 
bis  auf  Karl  d.  Gr.  Wien  1869  und  derselbe,  monie  („hactenus,  ut  tarn  detestabile  facinus  de 
Primat  d.  apostol.  Stuhles  i.  d.  gallisch-fränk.  regno  suo  excellentia  vestra  prohiberi  p  r  a  e  c  i - 
Kirche  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  365  (unkritisch  piat'');  ep.  IX.  110  ad  Theoder.  et  Theodebert. 
und  ungenügend).  reg.  v.  549,  1.  c.  2,  1016,  wegen  derselben  Ge- 

4  Das  ist  das  völlig  begründete  Resultat,  zu  genstände  und  gegen  Belastung  der  Kirchen- 
weichem Löning  2,  62 ff.  gelangt.  Vgl.  auch  grundstücke  mit  Abgaben  („Qua  de  re  .  .  . 
Rettberg,  Deutschlands  Kirchengeschichte  2,  synodum  congregari  praecipite,  in  qua,  sicut  fra- 
582  ff.  tribus   coepiscopisque   nostris   manda\imus  .  .  . 

5  Vgl.  das  Gratulationsschreiben  Anastasius' II.  sub  anathematis  debeat  obligatione  constitui, 
an  Chlodwig  nach  seiner  Bekehrung  v.  496,  nullum  pro  ecclesiastico  ordine  aliquid  umquam 
Thiel  1,  623;  ferner  ep.  Pelagii  I.  v.  556  u.  dare  ...'•;  auch  um  den  Erlass  einer  constitutio 
557,  Jaffe  ed.  II.  n.  943.  945«  946;  Pelag.  II.  gegen  den  Besitz  christlicher  Sklaven  durch  Ju- 
V.  580,  Jaffe'  n.  1048;  Gregor.  I.  v.  596.  601.  den  wird  gebeten);  ep.  XI.  59  ad  Theoder.,  60  ad 
602,  1.  c.  n.  1431.  1837.  1871.  S.  auch  die  fol-  Theodeb.,  61  ad  Chlotar.,  63  ad  Brunehild.  v.  601 
genden  Anmerkungen  und  Löning  2,  64  ff.  73  ff.  I.e.  2,  1145  ff.,  Bitte  um  Versammlujig  einer 
Aus  der  Zeit  nach  dem  Tode  Gregors  I.  sind  nur  Synode  gegen  die  Simonie.  Vgl.  dazu  auch  noch 
wenige  Briefe  erhalten,  s.  Th.  II.  S.  5;  ferner  die  Briefe  Jaffe'  ed.  II.  n.  1374—1376. 
diesen  Theil  o.  S.  266.  n.  9;  S.  515.  n.  3  und  8  Gregor.  I.  ep.  IX.  11  ad  Brunehild.  v.  598, 
unten  S.  700  n.  1,  sowie  dazu  Löning  2,  69.  1.  c.  2,  936  wegen  Zurückführung  der  Schisma- 

6  Vgl.  z.B.  ep.  Vigilii  I.  ad  Aurel.  Arel.  v.  tiker  zur  Einheit  der  Kirche  und  Abstellung  heid- 
550,  Mansi9,  361:  „Childeberto  regi ,   quem       nischer  Gebräuche. 

christianitatis  studio  venerationem  integram  sedi  ^  Vigilii  1.  ep.  ad  Theodeb.  I.  Austras.  v.  536, 

apostolicae  .  .  .  cognovimus  exhibere^^   S.  ferner       Jaffa'  n.  905.  906,  Mansi  9,  9  über  das  Ehe- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  187. 


Bischöfe  blos  die  Stellung  eines  Rathgebers  nicht  aber  eines  obersten  Gesetzgebers 
in  kirclillchcn  Dingen  '  gegenüber  den  Frankenkönigen  beansprucht  haben.  Dagegen 
war  es  eine  Folge  der  Annahme  des  katholischen  Glaubens  durch  die  Frankenkönige 
und  der  Belassung  der  katholischen  Kirche  in  ihrer  bisherigen  Rechtsstellung'^,  dass 
die  früheren  Glaubensentscheidungen  ^  und  päpstlichen  Erlasse  ^  im  Allgemeinen, 
vorbehaltlich  besonderer,  durch  die  fränkischen  Verhältnisse  bedingter  Abänderun- 
gen als  massgebend  betrachtet  wurden. 

Andererseits  ist  aber  die  Stellung  der  Kirche  im  Frankenreich  gegenüber  der 
weltlichen  Gewalt  eine  völlig  andere,  als  im  römischen  und  im  Westgothcnreich.  Der 
Frankenkönig  nimmt  keine  Succession  in  die  Rechte  des  römischen  Kaisers  für  sich 
in  Anspruch.  Die  Kirche  ist  zwar  dem  Staate  und  der  königlichen  Gewalt  unter- 
worfen und  untersteht  der  staatlichen  Gesetzgebung,  aber  sie  ist  einmal,  sofern  es 
sich  um  Glaubenssachen  handelt,  selbstständig  und  der  König  besitzt  nicht  das  Recht, 
wie  früher  der  römische  Kaiser,  den  orthodoxen  Glauben  festzustellen  •''.  Ferner  war 
ihr  die  Freiheit  gelassen,  ihre  innere  Verfassung  selbstständig  weiter  auszubilden 
und  ihre  Anordnungen  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  kirchlichen  Mitteln  gegen 
ihre  Mitglieder  zur  Durchführung  zu  bringen  6,  wogegen  sie  andererseits  für  das 
weltliche  Gebiet  keine  verbindlichen  Rechtsnormen  festsetzen  konnte  ^. 

An  Stelle  des  bisher  anerkannten  höchsten  Organes  der  gesetzgebenden  Gewalt 
in  der  Kirche ,  des  römischen  Bischofs ,  schafft  das  fränkische  Königthum  bei  der 


hinderniss  der  Scliwägerschaft ;  Gregor.  I.  ep. 
XIII.  5  ad  Aether.  Lugdun. ;  XIII.  6  ad  Brune- 
hild.  V.  602  über  die  Verwaltung  der  Diöcesc 
eines  geisteskranken  Bischofs. 

1  Allerdings  sind  von  den  römischen  Bischöfen 
schon  in  damaliger  Zeit  Privilegien  für  fränki- 
sche Klöster  ertheilt  worden,  so  von  Vigilius  I. 
V.  550  für  ein  solches  in  Arles ,  bestätigt  von 
Gregor.  I.  ep.  IX.  111  v.  599,  ed.  Ben  ed.  2, 
1018,  ferner  von  letzterem  für  drei  Klöster  in 
Antun  ep.  XIII.  6  v.  602,  aber  in  allen  Fällen 
ist  dies  auf  Bitten  des  Königs  und  der  Königin 
geschehen,  auch  dürften  die  drei  erhaltenen  Pri- 
vilegien für  Autun,  ep.  XIII.  8 — 10,  1.  c.  2, 
1221  ff.,  welche  Löning  2,  392  für  gefälscht 
erklärt,  P.  Ewald  Jaffe  reg.  ed.  IL  n.  1875  da- 
gegen für  acht  hält,  mindestens  an  einzelnen 
Stellen  interpolirt  sein.  Das  weiter  hierher  ge- 
hörige Schreiben  v.  Adeodatus  zw.  672 — 676  für 
das  Martinskloster  in -Tours,  Mansi  11,  103, 
welches  in  seinen  beiden  überlieferten  Fassun- 
gen verdächtig  ist,  Jaffe  n.  2105;  J.  Hart- 
tung,  diplomatisch-histor.  Forschungen.  Gotlia 
1879.  S.  120,  hat  nach  dem  vorliegenden  Text 
der  Abt  unter  Vorzeigung  eines  Privilegii  des 
Bischofs  von  Tours  mit  Zustimmung  desselben 
persönlich  in  Rom  eingeholt.  Alle  diese  Privi- 
legien sind  also  nicht  geeignet,  die  selbstständige 
und  vom  Könige  unabhängige  Ausübung  einer 
gesetzgebenden  Gewalt  des  römischen  Bischofs 
über  die  fränkische  Kirche  darzuthun. 

Ebensowenig  lässt  sich  dies  aus  der  noch  im 
6.  Jahrhundert  vorkommenden  Ernennung  des 
lUschofs  V.  Arles  zum  päpstlichen  Vikar  her- 
leiten, s.  Th.  I.  S.  590,  da  diese  auch  nur  im 
Einvernehmen  mit  den  fränkischen  Königen  und 


zwar  dem  für  das  betreffende  Theilreich  zustim- 
menden Fürsten  erfolgt  ist,  Löning  2,77.  Vgl. 
auch  0.  S.  513.  n.  4. 

2  Löning  2,  36. 

3  c.  1.  Aurel.  V.  v.  541;  Arvern.  IL  v.  549. 
c.  1,  Clichy  V.  626.  c.  5.  Da  der  römische  Stuhl 
als  vorzüglicher  Träger  der  kirchlichen  Lehre  galt, 
so  war  natürlich  Uebereinstimmung  mit  ihm  ge- 
boten und  die  Rechtgläubigkeit  des  jeweiligen 
Papstes  eine  auch  die  fränkische  Kirche  berüh- 
rende Angelegenheit.  In  Folge  dessen  hat  Pela- 
gius  L,  als  es  sich  noch  um  Anerkennung  des  5. 
allgemeinen  Konzils  von  Konstantinopel  handelte, 
auf  Aufforderung  Childeberts  I.  ein  Glaubcns- 
bekenntniss  an  diesen  gesandt,  s.  o.  S.  219.  n.  3  ; 
Löning  2,  46.  72. 

4  Angeführt  in  c.  3.  Aurel.  III.  v.  538:  „de- 
creta  sedis  apostolicae"  über  die  Wahl  des  Metro- 
politen und  der  Bischöfe,  Klerus  und  Volk  (s. 
Th.  IL  S.  515.  n.  5.  6)5  in  c.  1.  Aurel.  IV.  v. 
541  Berufung  auf  den  Brief  Viktors  I.  wegen 
der  Osterfeier;  vgl.  ferner  c.  20.  Turon.  v.  567: 
„Et  quia  in  sententia  pp.  Innocentii  ad  Victri- 
cum  cpiscopum  Rotomag.  lata  legitur  scriptum 
de  virginibus  quae  Christo  spiritualiter  nupse- 
runt.  .  .  .  Quis  sacerdotum  contra  decreta  talia 
quae  a  sede  apostolica  processerunt,  agere  prae- 
sumat?  ...  et  quorum  auctorum  valere  possit 
praedicatio,  nisi  quos  sedcs  apostolica  semper  aut 
intromisit  aut  apocryphos  fecit?  et  patres  nostri 
hoc  semper  custodierunt,  quod  eorum  praecepit 
auctoritas". 

5  Löning  2,  30,  s.  auch  Gregor.  Turon.  bist. 
V.  45. 

fi  Löning  2,  36. 
7  Vgl.  0.  S.  542.  543. 
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Lösung  der  rechtlichen  Abhängigkeit  der  Kirche  von  Rom  ^  ein  anderes,  das  Natio- 
nal- oder  Reichskonzil,  welches  die  Befugniss  besitzt,  für  die  innerhalb  der  Landes- 
gränzen  als  ein  abgeschlossenes  Ganzes  behandelte  Kirche  '^  mit  höchster  kirchlicher 
Autorität  zu  fungiren^.  Dasselbe  übt  nunmehr  auch  selbstverständlich  das  Recht 
der  kirchlichen  Gesetzgebung  für  die  fränkische  Kirche  aus  und  kann  daher  die 
früheren  kirchlichen  Gesetze,  selbst  die  Kanones  der  allgemeinen  Konzilien,  so- 
weit dies  die  Verhältnisse  der  fränkischen  Kirche  bedingen,  abändern  4.  Es  ist  zwar 
insofern  vom  König  abhängig,  als  es  allein  auf  seine  Berufung  zusammentreten  kann^^ 
indessen  bedurften  seine  Beschlüsse,  um  für  die  kirchliche  Sphäre  bindend  zu  werden, 
der  königlichen  Genehmigung  und  Bestätigung  nicht  f^. 

Die  höchste  gesetzgebende  Gewalt,  selbst  über  dem  Nationalkonzil,  besitzt  aber 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  der  fränkische  König '^.  Er  regelt  die  Stellung  der 
Kirche  im  Staat  ^  und  bestimmt  durch  staatliche  Normen  die  Rechtsstellung  der- 
selben^. Ob  er  sich  für  die  Ausübung  seines  Gesetzgebungsrechtes  in  der  zuletzt 
gedachten  Beziehung  des  Nationalkonzils  bedienen  will  ^^,  hängt  lediglich  von  ihm  ab. 
Wie  durch  seine  Genehmigung  allein  die  kirchlich  gültigen  Anordnungen  der  Na- 
tionalkonzilien zugleich  staatlich  bindende  Normen  werden  können  ^  ^ ,  so  ist  er  an- 
dererseits auch  befugt,  sie  abzuändern ^2  oder  zu  kassiren^^  und  ihnen  damit  ihre 
Rechtsgültigkeit  nicht  nur  für  das  staatliche,  sondern  auch  für  das  kirchliche  Gebiet 
zu  entziehen  14 

Hat  schon  die  Thätigkeit  der  fränkischen  Nationalsynoden  im  wesentlichen 
darin  bestanden,  die  älteren  kirchlichen  Vorschriften  von  Neuem  zu  wiederholen  und 
einzuschärfen ,  sowie  daran  nur  in  Einzelheiten  mit  Rücksicht  auf  die  veränderten 
Verhältnisse  Modifikationen  vorzunehmen,  so  ist  den  Provinzialsynoden  für  die 
Ausübung  ihres  Gesetzgebungsrechtes,  welches  ihnen  an  sich  nicht  entzogen  worden 
ist,  nur  ein  äusserst  geringes  Feld  übrig  geblieben,  und  daher  sind  ihre  Beschlüsse 
im  Allgemeinen  für  die  Rechtsentwicklung  der  fränkischen  Kirche  bedeutungslos 
gewesen  ^^. 

Dass  auch  die  Bischöfe  auf  den  Diöcesansynoden  das  Anordnungsrecht  für 
ihre  Sprengel  geübt  haben,  zeigen  die  allein  aufbewahrten  Kanones  der  fränkischen 
Synode  von  Auxerre  (585)  i^.  Alles  Weitere  entzieht  sich  bei  der  völlig  lückenhaften 

1  S.  0.  S.  699.  9  Vgl.  z.  B.  0.  S.  176  n.  4. 

2  Löning  2,  34  if.  lO  Darüt»er,   dass  die  Könige  den  Nationalkon- 

3  S.  0.  S.  541.    lieber  die  Nationalkonzilien  Zilien  Vorlagen  gemacht  hahen  ,  s.  o.  S.  539  u. 
für  die  einzelnen  Theilreiche  s.  o.  S.  540.  541  n.  5. 

4  Das  ist  z.  B.  in  Betreff  der  Vorschrift  des  n  S.  o.  S.  542. 

c.  5.  Nicaen.  über  die  zweimalige  Abhaltung  der  12  Beispiele    dafür   o.  S.  542  n.  3  und  ferner 

Provinzialkonzilien  geschehen,  s.  o.  S.474.  n.  3  Th.  II.  S.  518  n.  7  u.  S.  714. 

und  dazu  o.  S.  540.  n.  2.  13    pas    folgt   aus   dem    nachweislich   geübten 

•    '^  S.  0.  S.  537.  540.  Abänderungsrecht. 

^  S.  0.  S.  542.  1*  Denn  hatte  der  König  eine  Veränderung  an 

"^  Löning  2,  16.  34.  dem  Beschlüsse  vorgenommen,   wie  dies  z.  B.  in 

8  Auf  solchen  Anordnungen  des  Königs  muss  Betreff  des  c.  1.  conc.  Paris.  V.  über  die  Bischofs- 

die  Abschliessung  der  fränkischen   Kirche,    die  wählen  geschehen  ist,  s.  Th.  II,  S.  518  n.  7,   so 

Nothwendigkeit  der  Berufung  der  Nationalkon-  konnte  selbstverständlich  auch  nicht  mehr  nach 

Zilien   durch  den  König,    die  Beibehaltung  der  dem  kirchlichen  Kanon  verfahren  werden,  vgl.  o. 

bisherigen  Verfassung  der  Kirche  sowie  ihre  Be-  S.  543. 

fugniss,  vorbehaltlich  der  oben  erwähnten  Be-  ^•'*  Kanones  sind  aufbewahrt  von  den  Provin- 

schränkungen  für  das  kirchliche  Gebiet  bindende  zialkonzilien  v.  Elusa  551  und  Arles554,  vgl. 

Normen  zu  erlassen,   beruhen,  wenngleich  der-  dazu  o.  S.  476  n.  5  u.  6. 

artige   Königsgesetze   nicht   überliefert   worden  i**  S.  o.  S.  583.     Ihre  Kanonen  wiederholen  im 

sind.  AVesentlichen  nur  die  Anordnungen  des  2.  Na- 
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Ueberlicferung  näherer  Kenntniss,  nur  so  viel  lüsst  sich  aus  dem  Mangel  fast  jeglicher 
Nacliricliten  entnehmen,  dass  auch  diese  Synoden  nicht  häufig  gehalten  sein  können  i. 

§.  188.      ///,     Die  harolingische  Zeit. 

I.  Das  Frankenreich.  Als  in  der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  die  fränkischen 
Majores  domus  Karlmann  und  Pippin  in  Verbindung  mit  Bonifatius  die  Reorgani- 
sation und  Reform  der  fränkischen  Kirche  unternahmen,  blieb  bei  den  damaligen  Ver- 
hältnissen im  Frankenreich  kein  anderer  Weg  als  der  der  unmittelbaren  königlichen 
Gesetzgebung  übrig ,  nur  dass  selbstverständlich  bei  der  Ausübung  derselben  die 
ersteren  an  Stelle  des  Königs  treten  mussten.  Von  einem  direkten  Eingreifen  des 
Papstes  konnte  sowohl  nach  dem  geltenden  fränkischen  Staatsrechte ,  wie  auch 
bei  dem  völligen  Aufliören  jeder  näheren  Beziehung  des  verweltlichten  fränkischen 
Episkopates  zu  dem  römischen  Bischof  keine  Rede  sein.  Ebensowenig  aber  war  auf 
eine  Durchführung  der  geplanten  Reformen  zu  rechnen,  wenn  die  Majoresdomus  etwa 
den  Versuch  gemacht  hätten,  das  Institut  der  in  kirchlichen  Dingen  frei  beschliessen- 
den  National-  oder  Reichssynoden  wieder  zu  beleben,  und  dem  Episkopate  allein 
die  erforderlichen  Massnahmen  zu  überlassen. 

Daher  tritt  in  formeller  Beziehung  am  Anfang  der  karolingischen  Periode  ge- 
genüber der  merovingischen  Zeit  die  Abweichung  hervor,  dass  die  Vertreter  der 
königlichen  Gewalt  nicht  mehr  ausschliesslich  mit  der  Repräsentation  der  hohen 
Geistlichkeit ,  sondern  wie  bei  der  Gesetzgebung  in  weltlichen  Dingen  mit  der  Ge- 
sammtheit  der  Grossen  des  Reiches ,  der  weltlichen  und  geistlichen,  also  mit  dem 
Reichstage,  die  kirchlichen  Anordnungen  erlassen  2. 

Materiell  aber  vollzieht  sich  in  Verbindung  damit  die  weitere  Aenderung,  dass 
jetzt  die  Durchführung  des  kirchlichen  Rechtes  nicht  mehr  allein  auf  die  Anwendung 
rein  kirchlicher  Mittel  seitens  der  Kirche  beschränkt  bleibt,  sondern  die  Staatsgewalt 
mit  weltlicher  Strafe  und  weltlichem  Zwang  helfend  für  denselben  Zweck  eintritt  3. 

tionalkonzils  von  Macon  v.585,  s.  o.  S.  540  n.  1.  sächs.  Rechts  S.  19ff. ;  Ebrard,  d.  Iroschottl- 

Die  Kanones   der  Diöcesansynode   des  Bischofs  sehe  Missionskirche.    Gütersloh  1873.    S.  19  ff., 

Leodegar  V.  Autun  (659 — 678),  Biuns  1.2,272  so  ist  auch  hier  von  einem  von  der  weltlichen 

enthalten  ausschliesslich  Vorschriften  über  das  Gewalt    unabhängigen    Gesetzgebungsrecht    des 

Kloster-  und  Mönchswesen.   Vgl.  dazu  o.  S.  584  Papstes  keine  Rede  gewesen.     Später  ist  in  der 

n.  2.  angelsächsischen  Zeit  die  Gesetzgebung  inkirch- 

1  Für  England  liegen  aus  der  Zeit  seit  dem  liehen  Dingen  wesentlich  von  den  S.  546.  n.  2 

Anfang    des    7.   Jahrhunderts    eine   Reihe   von  erwähnten  gemischten  Versammlungen  ausgeübt 

päpstlichen  Erlassen  vor,    so    von  Gregor  I.  an  worden  und  die  Zulassung  und  Betheiligung  et- 

Augustinus  ep.  XI.  6b.  v.  601   u.  XI.  64,  ed.  waiger  päpstlicher  Legaten  nur  mit  Genehmigung 

Bened.  2,  1163.  1150,  von  denen  die  letztere  der  Könige  erfolgt.     Das  oberste  Gesetzgebungs- 

jedenfalls  in  der  jetzigen  Gestalt  nicht  echt  ist  recht   hat    also    auch  hier  der  König  ausgeübt, 

(ob  c.  6.  Dist.  IV;  Jaffe  ed.  II.  n.  1987  Gre-  wenngleich    freilich   die   angelsächsische  Kirche 

gor  I.  angehört,    erseheint   zweifelhaft);    ferner  zum  Theil  während  dieser  Zeit  einen  eugen  Zu- 

von  Bonifatius  V.  v.  625.  Jaffe  n.2107,  Mansi  sammenhang  mit  Rom  bewahrt  hat,  s.  o.  S.  546. 

10,  553  (dazu  ibid.  n.  2008.  2009.  1.  c.  p.  550.  n.  2  und  auch  S.  478.  n.  3,    vgl.  ferner  Bax- 

552),  von  Honorius  I.  v.  634,  Jaf  f  e'  n.  2019—  mann,  Politik  der  Päpste  1,  180.  190.  198. 
2021,  Mansi  10,  579  ff.,  von  Vitalianus  v.  668,  2  s.  o.  S.  547. 

J.  n.  2095,  M.  11,  24,  vgl.  auch  die  Anordnun-  3  Hierher  gehört  c.  5.  conc.  German.  v.  742, 

gen  des  römischen  Konzils  unter  Agatho  V.  679,  Jaffe,   monum.  Mogunt.  p.  128;    Boretius, 

s.  0.  S.  531.  n.  5.     Da  diese  indessen  im  Zu-  capitnl.  reg.  Franeor.  1,  25:    .,ut  secundum  ca- 

sammenhang  mit  der  Einführung  des  Christen-  nones   unusquisque   episcopus    in   sua  parrochia 

thums  und  der  römischen  Einrichtungen,  welche  sollicitudinemadhibeat,  adiuvante  gravione 

unter  Zustimmung  der  angelsächsischen  Könige  qui  defensor  ecelesiae  est,   ut  populus  dei  paga- 

erfolgt  ist,  stehen,   Phillips,  Gesch.  d.  angel-  nias  non  faciat,  sed  ut  omnes  spnrcitias  gentili- 
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Gleichzeitig  wird  —  und  das  ist  in  den  späteren  Zeiten  des  karolingischen  Reichs 
und  weit  darüber  hinaus  von  der  höchsten  Bedeutung  gewesen  —  die  Tendenz  und 
die  Richtung  der  kirchlichen  Gesetzgebung  im  Frankenreiche  eine  wesentlich  andere. 
Hatte  die  fränkische  Kirche  bisher  in  Unterordnung  unter  der  königlichen  Gewalt 
ihre  Verhältnisse  zwar  auf  Grund  der  Kanonen  der  allgemeinen  Synoden  und  der 
übrigen  sonst  in  der  abendländischen  Kirche  recipirten  und  anerkannten  Konzilien 
geregelt,  sich  indessen  dabei  trotz  der  Wahrung  ihres  dogmatischen  Zusammenhanges 
mit  dem  römischen  Bischof  dem  letzteren  gegenüber  ihre  volle  Selbstständigkeit  be- 
wahrt, so  beginnt  mit  der  Zeit,  in  welcher  die  weltliche  Macht  die  kirchliche  Gesetz- 
gebung so  gut  wie  ausschliesslich  in  die  Hand  nimmt,  sich  auf  die  weitere  Entwick- 
lung des  kirchlichen  Rechtes  ein  entscheidender  Einfluss  des  römischen  Bischofs 
geltend  zu  machen.  Von  vornherein  waltete  bei  der  Inangriffnahme  der  Reform  der 
fränkischen  Kirche  der  Gedanke  ob,  ihre  Verhältnisse  nach  den  von  Rom  für  mass- 
gebend erachteten  Normen  zu  gestalten  und  so  eine  engere  Verbindung  mit  Rom  zu 
begründen,  ohne  dass  allerdings  dabei  beabsichtigt  wurde,  das  herkömmliche  staat- 
liche, oberste  Gesetzgebungsrecht  aufzugeben  und  dem  römischen  Bischöfe  eine 
direkte  Anordnungsgewalt  einzuräumen. 

Zunächst  war  es  der  geistige  Leiter  der  damaligen  Reformbewegung,  Boni- 
fatius,  welcher  diesen  Zusammenhang  vermittelte.  Als  Legat  des  Papstes  ist  er  von 
diesem  abhängig  i,  handelt  er  nach  dessen  Instruktionen  ^  und  Belehrungen  ^  und 
bestimmt  danach  die  reformirende  Thätigkeit  der  staatlichen  Gesetzgebung"*.  Die 
Berechtigung  der  letzteren  hat  er  seinerseits  niemals  in  Zweifel  gezogen  ^,  während 


tatls  abiciat  et  respuat"  (über  die  merovingiscbe 
Zeit  vgl.  Löning2,  462 ff.)  u.  c.  6:  „ut  post 
hanc  synodum  .  .  .  quisquis  servorum  dei  .... 
in  crimen  fornioationis  lapsus  fuerit ,  quod  in 
carcere  poenitentiam  faciat  in  pane  et  aqua.  Et 
si  ordinatus  presbiter  fuisset,  II  annos  in  carcere 
permaneat  et  antea  flagellatus  et  scorti- 
catus  videatur  et  post  episcopus  adaugeat" 
(sc.  flagella ,  während  zur  merovingischen  Zeit 
körperliche  Züchtigung  gegen  die  Kleriker  vom 
Subdlakon  an  ausgeschlossen  ist,  vgl.  Löning 
2,  496);  c.  10.  conc.  Suesson.  v.  744,  Boretius 
1,  30  :  „Si  quis  contra  hanc  decretam,  quam  XXIII 
episcopi  .  .  .  una  cum  consensu  principem  Pip- 
pino  vel  obtimatibus  Francorum  consilio  consti- 
tuerunt,  transgredire  vel  legem  irrumpere  volue- 
rint  vel  dispexerint,  iudicatus  sit  ab  ipso  prin- 
cipe vel  episcopis  seu  comitibus ,  componat 
secundum  quod  in  lege  scriptum  est,  unusquisque 
iuxta  ordinem  suo";  vgl.  auch  c.  9.  conc.  Ver- 
nens.  v.  755,  Boretius  1,  35  u.  o.  S.  585.  n.  2. 
Allerdings  bot  hierfür  die  Merovingerzeit  schon 
durch  vereinzelte  Erlasse  seit  dem  6.  Jahrhun- 
dert ein  Vorbild,  vgl.  Löning  2,  56.  402.  457. 
463. 

1  S.  Th.  I.  S.  506  u.  Th.  III.  S.  200. 

2  S.  die  ep.  Gregor.  II.  ad  der.  ordin.  et  pleb. 
V.  722,  Jaffe,  mon.  Mogunt.  p.  79. 

3  Ep.  Gregor.  II.  v.  726;  Gregor.  III.  u.  732, 
V.  739,  1.  c.  p.  88.  91.  104.  Wenn  diese  Briefe 
auch  fast  alle  vor  die  Zeit  der  engeren  Verbin- 
dung des  Bonifatius  mit  Karlmann  und  Pippin 
fallen,   so  haben  sie  doch  auch  für  seine  spätere 


Thätigkeit  Bedeutung.  Für  die  in  Frage  stehende 
Periode  vgl.  noch  ep.  Zachar.  pp.  v.  743.  745. 
748.  751,  Jaffe'  1.  c.  p.  116.  148.  184.  220, 
welche  auf  Anfragen  und  Berichte  des  Bonifatius 
über  die  kirchlichen  Verhältnisse  in  Frankreich 
ergangen  sind. 

4  Diese  verfolgt  allerdings  dieselben  Ziele. 
Insbesondere  hat  Pippin  i.  J.  746  sich  über  ver- 
schiedene Punkte  der  kirchlichen  Disciplin  Be- 
lehrung vom  Papste  Zacharias  erbeten  und  von 
diesem  eine  Sammlung  von  27  Kapiteln,  welche 
den  Kanonen  der  Synoden  v.  Chalcedon,  Neocä- 
sarea,  Ancyra  und  Antiochien,  sowie  den  afrika- 
nischen Konzilien ,  endlich  den  Dekretalen  von 
Siricius,  Innocöntius  I.,  Leo  I,  und  Gelasius  I. 
(nach  der  Dionysiana)  entnommen  sind ,  zuge- 
sendet erhalten,  ep.  Zachar.  ad  Pippin.  v.  747, 
Jaffe  ,  mon.  Carolina  p.  18  (vgl.  dazu  Hef  ele  , 
Conc. -Gesch.  3,  548;  Rettberg,  Deutschlands 
Kirchengesch.  1,  377)  und  ep.  Zach,  ad  Bonifat. 
V.  747,  Jaffa',  mon.  Mog.  p.  181. 

5  Ep.  Bonifat.  ad  Daniel,  episc.  Vinton.  zw. 
732  u.  746,  Jaffe',  mon.  Mog.  p.  159:  „Sine 
patrocinio  principis  Francorum  nee  populum 
ecclesiae  regere  nee  presbiteros  vel  clericos,  mo- 
nachos  vel  ancillas  dei  defendere  possum :  nee 
ipsos  paganorum  ritus  et  sacrilegia  idolorum  sine 
illius  mandato  et  timore  prohibere  valeo.''  Auf 
dem  concil.  German.  v.  742  (s.  o.  S.  702.  n.  3) 
ist  Bonifatius  anwesend  und  lässt  sich  die  An- 
ordnung gefalleii  c.  1  :  „et  constituimus  super 
eos  archiepiscopum  Bonifatium ,  qui  est  missus 
s.  Petri^'.  Vgl.  0.  Fischer,  Bonifatius.  Leipzig 
1881.  S.  122.  223. 
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er  allerdings  sowohl  sich  selbst,  wie  auch  die  übrigen  fränkischen  Bischöfe  für  ver- 
pfliclitet  erachtet,  die  Einheit  mit  der  römischen  Kirche  zu  bewahren  und  die  An- 
ordnungen der  römischen  Bischöfe  —  so  weit  sie  den  Kanones  und  der  auf  ihnen 
berulienden  Praxis  der  Kirche  entsprechen  —  zu  befolgen  i. 

Ebensowenig  ist  das  Papstthum  der  gesetzlichen  Regelung  der  kirchlichen  Ver- 
hältnisse durch  die  Majoresdomus  entgegengetreten.  Freilich  hat  es  dasselbe  ver- 
mieden, principiell  die  Berechtigung  des  staatlichen  Gesetzgebungsrechtes  anzuer- 
kennen ,  vielmehr,  indem  es  seinerseits  an  Bonifatius  die  erforderlichen  Anweisungen 
selbstständig  ertheilt  hat,  den  Standpunkt  eingenommen,  als  ob  der  päpstliche  Stuhl 
und  sein  Legat  die  Reformbestrebungen  zu  leiten  berechtigt'^  und  die  Majoresdomus 
ihrerseits  blos  auf  die  Gewährung  von  Beistand  und  Schutz  dabei  beschränkt  seien  ^. 

In  der  That  aber  blieb,  obwohl  sich  durch  die  Thätigkeit  des  Bonifatius  ein 
enger  direkter  Verkehr  auch  zwischen  dem  Papst  und  den  fränkischen  Bischöfen 
wieder  angebahnt  ^  und  die  Abschliessung  der  fränkischen  Kirche  damit  aufgehört 
hatte,  praktisch  noch  das  alte  Staatsrecht  der  merovingischen  Zeit  in  Geltung.  Die 
Nachfolger  des  Zacharias  waren  bei  der  Bedrängniss,  in  welche  sie  durch  die  An- 
griffe der  Longobarden  geriethen,  und  bei  der  Nothwendigkeit  gegen  dieselben  bei 
den  Franken  Schutz  zu  suchen ,  nicht  in  der  Lage,  die  staatliche  Gesetzgebung  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  zu  beseitigen  oder  auch  nur  zu  beschränken.  Sie  wird 
daher  von  Pippin  auch,  nachdem  er  (751  oder  752)  den  letzten  merovingischen  König 
entthront^  hatte  und  i.  J.  754  nach  Eingehung  des  Freundschaftsbundes  mit  Papst 
Stephan  IIL  (IL)  nochmals  von  diesem  gesalbt,  sowie  zum  Patricius  der  Römer  er- 
nannt war  ^,  gerade  in  derselben  Weise,  wie  vorher,  ausgeübt ". 

1  Vgl.  die  Th.  II.  S.  8.  n.  2  mitgetheilte  Stelle  gata  apud  Franoorum  provinciam  mediantibus 
aus  dem  Briefe  an  Cuthbert.  Dass  damit  das  Pippino  et  Carlomanno  .  .  .  iuxta  nostrarum  syl- 
bisherige  Recht  der  weltlichen  Gesetzgebung  labarum  commonitionem" ;  ebenso  ep.  52  ad 
nicht  geleugnet  werden  sollte,  zeigt  das  ganze  episc.  per  Gallias  v.  745.  p.  153,  worin  es  weiter 
Verhalten  des  Bonifatius,  welcher  bei  der  Einig-  heisst :  „ipsum  (^Bonifatius)  enim  vice  nostra  in 
keit  der  Majoresdomus  und  des  Papstthums  an  partibus  illis  ad  praedicandum  constitutum  habe- 
einen Konflikt  zwischen  beiden  nicht  denken  mus ,  ut  vos  ...  ad  vitam  perducat  rectitudinis 
konnte  und  in  der  Durchführung  der  römischen  et  a  cunctis  facinoribus  salvi  esse  possitis".  End- 
Ordnungen  gerade  das  beste  Mittel  sah,  die  Re-  lieh  weist  er  Bonifaz  im  Hinblick  auf  die  Pippin 
formbestrebungen  der  ersteren  zu  verwirklichen.  übersandte  Kanonensammlung  (s.  S.  703.  n.  4) 
In  Betracht  kommt  hierbei  allerdings,  dass  Za-  an,  p.  182 :  „ut  in  sacerdotali  collegio  pandatur 
charias  selbst  die  Kanones  auch  für  sich  als  ver-  et  tuam  fraternam  sanctitatem  inibi  evocari  de- 
bindlich  erklärt  und  Bonifatius  den  Papst  nicht  dimus  in  mandatis". 

für  berechtigt  hält,  sich  über  die  bestehende  ka-  *  ygi,  ausser    den  vorstehenden  Citaten  Za- 

nonische  Ordnung  hinwegzusetzen.     Dies  zeigt  char.  ep.  66.  p.  190 :    „suscepimus  .  .  .  chartam 

sein  Brief  v.  742,  1.  c.  n.  42.  p.  114,  worin  er  conscriptam  vere  atque  orthodoxae  professionis  et 

Zacharias   um  Auskunft   ersucht,    ob  sein  Vor-  catholicae  unitatis,  quam  cum  .  .  .  episcopis  par- 

gänger  einem  vornehmen  Laien  die  Ehe  mit  der  tis  Francorum  tua   direxit   fraternitas"  (s.  dazu 

Wittwe  seines  Onkels,  welche  den  Schleier  ge-  Th.  II.  S.8.  n.  2)  u.  ep.  67  ad  nonnull.  episcop. 

nommen  hatte,  gestattet  habe  und  erklärt,  dass  Gall.  p.  193. 

er  dies  nicht  glauben  könne,  und  die  Antwort  des  ^  Hahn  a.  a.  0.  S.  145.  229. 

Papstes  ep.  43,  p.  120:    „absit  hoc,   ut  decessor  6  W.  Martens,  d.  römische  Frage.     Stutt- 

noster  ita  praeciperet.    Nee  enim  ab  hac  apostolica  gart  1881.   S.  22 ff.  80  ff. 

sede  illa  diriguntur,   quae  contraria  esse  patrum  "^  Dies  geschieht,  wie  früher,  auf  und  mit  den 

sive  canonum  institutis  probentur".  Reichssynoden,  s.  o.  S.  548.  549.    Die  Richtung 

2  Vgl.  Hahn,  Jahrbücher  d.  fränk.  Reiches  und  Tendenz  der  Gesetzgebung  verändert  sich 
741 — 752.  S.  32.  33.  ebensowenig,  vgl.  die  Einleitung  zu  conc.  Vern. 

3  Ep.  48.  V.  744,  Jaff  e  p.  132  nennt  Zacha-  v.  755,  welches  eine  Reihe  früherer  Kanonen, 
rlas  die  Majoresdomus  :  „in  praedicatione  socii  et  z.  B.  von  Chalcedon  ,  Antiochien  u.  s.  w.  — 
adiutores",  vgl.  ferner  ep.  49.  v.  744.  p.  134:  (nach  der  Quesnelschen  Sammlung  citirt,  s.- 
„quod  et  concilium  adiuvante  deo  et  Carlomanno  Maassen,  Gesch.  d.  Quellen  1,494)  —  repro- 
praebente  et  contestante  (al.  concertante)  factum  ducirt  und  die  Beachtung  derselben  einschärft, 
est'-;   ep.  51.  p.  149:    „de  synodo  autem  congre-  und  die  Beschlüsse  der   Synode   v.    Compiegne 
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Sein  Nachfolger,  Karl  d.  Gr.,  hat  denselben  Standpunkt  eingenommen,  ja  sogar 
auch  die  oberste  und  entscheidende  Leitung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  bean- 
sprucht und  geführt,  indem  er  die  Förderung  der  Kirche  und  die  Beaufsichtigung 
der  kirchlichen  Verwaltung  in  die  Aufgaben  seines  Herrscheramtes  einbezog  '.  Aber 
die  Kirche,  welcher  seine  Bestrebungen  und  Fürsorge  galten,  war  die  historisch  ent- 
wickelte, römische,  mit  dem  Papst  an  der  Spitze.  Daher  bethätigte  er  noch  grösseren 
Eifer  als  seine  Vorfahren ,  das  von  den  letzteren  angebahnte  Werk,  die  fränkische 
Kirche  in  ihren  Einrichtungen  den  Kanones  und  der  römischen  Praxis  gemäss  zu 
gestalten,  zur  Durchführung  zu  bringen  2.  Andererseits  galt  ihm  indessen  der  Papst, 
wenn  er  demselben  auch  als  Vertreter  des  Apostelfürsten  Petrus  hohe  Verehrung 


V.  757,  Boretius  cap.  1,  37,  welche  sich  mit 
der  Reform  des  Eherechtes  im  kirchlichen  Sinne 
und  theilweise  nach  römischen  Anschauungen 
beschäftigt,  und  auf  welcher  zwei  päpstliche  Le- 
gaten als  Berather  des  Königs  und  der  Bischöfe 
anwesend  sind,  s.  0.  S.  548.  n.  12  u.  Oelsner, 
Jahrb.  unt.  Pippin.  S.  307.  Auch  sogar  über 
dogmatische  Angelegenheiten  haben  die  Reichs- 
synoden Beschluss  gefasst,  s.  0.  S.  549.  n.  5. 

Von  einem  direkten,  amtlichen  Eingreifen  und 
von  unmittelbaren  Anordnungen  des  römischen 
Stuhles  ist  dagegen  in  dieser  Zeit  keine  Rede, 
vgl,  auch  Oelsner  S.  222,  welcher  nachweist, 
dass  das  Schreiben  des  Mainzer  Bischofs  Lull 
(zw.  755  u.  768)  bei  J  a  f  f  ^ ,  mon.  Mogunt.  p.  279 
nicht  an  den  Papst,  sondern  nur  an  eine  frän- 
kische Synode  oder  fränkische  Bischöfe  gerichtet 
sein  kann.  Dasselbe  nimmt  auf  c.  8.  conc.  Vern. 
V.  755  Bezug  und  bezeichnet  den  Standpunkt 
des  fränkischen  Kirchenrechtes  korrekt  dahin : 
„sanctaetregulariainstituta,  canonica  aucto- 
ritate  conti  rmata  tam  episcoporum 
nostrorum  venerabilium  quam  etiam  domni 
regis  Pippini  cousiliatorumque  eins,  manifesta 
ratione  scimus  conservanda". 

Wenn  übrigens  Oelsner  S.  222  zur  Erklä- 
rung für  den  Umstand,  dass  sich  von  einer  Be- 
gründung amtlicher  Beziehung  zu  Rom  keine 
Spur  findet,  auf  den  Tod  des  Bonifatius  oder  die 
italienischen  Wirren  hinweist,  so  liegt  der  Grund 
einfach  darin,  dass  weder  Karlmann  noch  Pippin 
trotz  ihrer  Relormbestrebungen  gesonnen  ge- 
wesen sind,  iie  ihnen  nach  dem  fränkischen 
Recht  zukommende  oberste  Gesetzgebungsgewalt 
aufzugeben.  Eine  Aenderung  ist  seit  dem  Tode 
des  Bonifatius  (755)  allein  insofern  eingetreten, 
als  mit  letzterem  die  Persönlichkeit  fortgefallen 
war,  welc  he  den  direkten  Verkehr  mit  dem  Päpste 
für  die  fränkische  Kirche  aufrecht  erhalten  und 
nach  dessen  Anweisungen  die  Gestaltung  der 
kirchlichen  Gesetzgebung  beeinflusst  hatte  ,  und 
als  weiter  in  Folge  dessen  auch  die  frühere  blos 
materielle  Einwirkung  der  Päpste,  welche  jetzt 
durch  die  italienischen  Verhältnisse  vollständig 
in  Anspruch  genommen  waren,  auf  die  kirch- 
lichen Angelegenheiten  im  Frankenreiche  auf- 
gehört hat. 

1  Ep.  Carol.  ad  Leon.  IIL  pp.  v.  796,  Ja  ff  e' , 
mon.  Carol.  p.  356 :  ,,Nostrum  est:  secundum 
auxilium  divinae  pietatis  sanctara  ubiqiie  Christi 
ecclesiam    ab   incursu  paganorum  et  iiifldelium 

Hinschius,  Kirchenreclit.    III. 


devastatione  armis  defendere  foris  et  intus 
catholicae  fidei  agnitione  munire. 
Vestrum  est,  sanctissime  pater,  elevatis  ad  deum 
cum  Moyse  manibus  nostram  adiuvare  mili- 
tiam ;  quatenus  vobis  intercedentibus ,  deo  du- 
ctore  et  datore  populus  christianus  super  in- 
imicos  sui  s.  nominis  ubique  semper  habeat 
victoriam.  .  .  .  Vestrae  vero  auctoritatis  pru- 
dentia  canonicis  ubique  inhaereat  sanctionibus  et 
SS.  statuta  patrum  semper  sequatur :  quatenus 
totius  sanctitatis  exempla  Omnibus  evidenter  in 
vestra  fulgeant  conversatione";  admonitio  gener. 
v.  789,  Boretius  capit.  1,  53:  „quapropter 
placuit  nobis  vestram  rogare  solertiam,  0  pastores 
ecclesiarum  Christi,  .  .  .  ut  vigili  cura  et  sedula 
ammonitione  populum  dei  ad  pascua  vitae  aeter- 
nae  ducere  studeatis  et  errantes  oves  bonorum 
exemplorum  seu  adhortationum  humeris  intra 
ecclesiasticae  firmitatis  muros  reportare  sataga- 
mini,  ne  lupus  insidians  aliquem  canonicas 
sanctiones  transgredientem  vel  paternas 
traditiones  universalium  conciliorum 
excedentem  .  .  .  inveniens  devoret.  Ideo  magno 
devotionis  studio  ammonendi  et  adhortandi  sunt, 
immo  compellendi,  ut  flrma  flde  et  infatigabili 
perseverantia  intra  pater  nassanction  es  se 
conteneant :  in  quo  opere  et  studio  sciat  certis- 
sime  sanctitas  vestra  nostram  vobis  coope- 
rare  diligentia m.  Quapropter  et  nostros  ad 
vos  direximus  missos  qui  ex  nostri  nominis  aucto- 
ritate  una  vobiscum  corrigerent  quae  corrigenda 
essent.  Sed  et  aliqua  capitula  ex  canonicis  in- 
stitutionibus  quae  magis  nobis  necessaria  vide- 
bantur,  subiunximus.  Ne  aliquis,  quaeso,  huius 
pietatis  ammonitionem  esse  praesum.tionem  iudi- 
cet ,  qua  nos  errata  corrigere ,  superflua  absci- 
dere,  recta  cohartare  studemus,  sed  magis  beni- 
volo  caritatis  animo  suscipiat.  Nam  legimus  in 
regnorum  libris,  quomodo  s.  Josias  regnum  sibi 
a  deodatum  circumeundo,  corrigendo,  ammonendo 
ad  cultum  veri  dei  studuit  revocare  :  non  ut  me 
eius  sanctitate  aequiparabilem  faciam,  sed  quod 
nobis  sunt  ubique  sanctorum  semper  exempla 
sequenda  et  quoscumque  poterimus  ad  Studium 
bonae  vitae  in  laudem  et  in  gloriam  d.  n.  Jesu 
Christi  congregare  necesse  est";  vgl.  Rettberg, 
2.  595;  Maassen,  neun  Kapitel.  S.  130  ff. 

2  Vgl.  z.  B.  Cap.  V.  769  ,  Haristall.  v.  779, 
Boretius  p.  44.  47;  admonitio  gener.  v.  789 
cit. ;  annal.  Lauresh.  v.  802,  Boretius  1.  c. 
p.  105  u.  0.  S.  550.  n.  1. 

45 


706  I-  1^^6  Hierarchie  und  flie  Leitung  der  Kirche  durch'dieselbe.  [§.  188. 

zollte,  doch  mir  als  der  erste  Bischof  der  Christenheit  und  seines  Reiches  ^  welcher 
zwar  vor  den  übrigen  gewisse  Vorrechte  besitzt,  insbesondere  an  erster  und  oberster 
Stelle  berufen  ist,  über  die  geistliche  Seite  der  Kirche  und  über  die  Aufrechterhaltung 
des  Glaubens  und  der  Kanones  zu  wachen-^,  welchem  aber  keine  Primatialstellung  in 
dem  Sinne  zukommt ,  dass  derselbe  kraft  seines  Amtes  ein  selbstständiges,  von  ihm 
una))hängiges  Leitungs-  und  Anordnungsrecht  über  die  Kirche  im  Frankenreiche 
auszuüben  berechtigt  gewesen  wäre  'l 

Wie  seine  Vorfahren  hat  Karl  der  Gr.  die  Gesetzgebung  in  kirchlichen  Ange- 
legenheiten für  die  Regel  auf  und  mit  den  Reichstagen  ausgeübt,  auf  welchen  aller- 
dings, namentlich  in  den  späteren  Jahren  seiner  Regierung,  für  die  Vorberathung  der 
kirchlichen  Sachen,  nicht  aber  für  die  definitive  Beschlussfassung  über  dieselben  eine 
Sonderung  der  geistlichen  Grossen  von  den  weltlichen  stattgefunden  liatK  Das 
kirchliche  Recht  ist  aber  im  Frankenreich  nicht  Volksrecht,  sondern  die  Feststellung 
desselben  steht  dem  König  kraft  eigener  Machtvollkommenheit  zu  ^,  und  so  sind  auch 
mehrfach  kirchliche  Anordnungen  von  Karl  allein  —  ohne  Reichstage  oder  Synoden 
—  oder  blos  unter  Zuziehung  seiner  üblichen  Berather  oder  besonders  ausgewählter 
Männer  erlassen  worden  ^. 

In  materieller  Beziehung  hat  sich  Karl,  soweit  es  sich  um  dogmatische  Ange- 
legenheiten gehandelt  hat,  zwar  durch  den  für  die  katholische  Kirche  festgestellten, 
orthodoxen  Glauben  gebunden  erachtet,  andererseits  aber  für  sich  und  die  Kirche 
seines  Reiches  das  Recht  beansprucht,  bei  entstehenden  Glaubensstreitigkeiten  von 
dieser  Grundlage  aus  die  verschiedenen  Lehrmeinungen  zu  prüfen  und  über  diese 
unabhängig  sowohl  vom  Papst,  wie  auch  von  einem  durch  die  fränkische  Kirche  nicht 
beschickten  allgemeinen  Konzile  Beschluss  zu  fassen '. 

1  S.  Th.  I.  S.  300.  301  ii.Martens  ,  römisclie  beansprucht  worden.     Wenn  in  der  cit.  admo- 

Frage  S.  211.  nitio  gener.  c.  58  den  Bischöfen  die  Anordnung 

"^  Instruktion  für  den  an  Leo  III.  abgesandten  Leos  I.  eingeschärft  wird,  ,,ut  si  quis  sacerdotum 

Abt  Angilbert  V.  796,  J  äffe  ,  mon.  Carol.  p.  353  :  contra   constituta  decretalia  praesumptiose   agat 

„ammoneas    eum    diligenter   de  omni  honestate  et  corrigi   nolens,    ab  officio   suo   submoveatur" 

vitae  suae  et  praecipue  de  ss.  observatione  cano-  und    auf  der  Synode    zu  Aachen    s.  802  (s.  o. 

num,  de  pia  s.  dei  ecclesiae  guberuatione";  vgl.  S.  550.  n.  1)    ebenfalls    die  decreta  pontiflcum 

auch  den  S.  705.  n.  1  citirten  Brief  Karls  a.  Schi.  verlesen  worden  sind,   so  hat  es  sich  dabei  nur 

Auch  nach  der  Auffassung  der  Zeltgenossen  ist  um  die  zu  Bestandthellen  der  kirchlichen  Disci- 

nicht  der  Papst,   sondern  Karl  an  erster  Stelle  plin  gewordenen  früheren  Dekretalen  gehandelt, 

zur  Leitung  der  Kirche  berufen ,   vgl.  ep.  Oath-  keineswegs    war  aber  damit  ein  selbstständiges 

uulfl  ad  Carol.  u.  775,  mon.  Carol.  p.  337:  „Me-  Gesetzgebungsrecht  der  Päpste  für  die  Folgezeit 

mor  esto  ergo  semper,  rex  mi,   dei  regis  tui  cum  principiell  anerkannt, 

timore  et  amore,  quod  tu  es  in  vice  illius  :  super  *  S.  o.  S.  549  ff. 

omnia  membra  eins  custodire  et  regere  et  ratio-  ^  Boret i  us  ,  Beiträge  zur  Capitularienkritik. 

nem  reddere  in  die  iudicii,    etiam  per  te.     Et  Leipzig    1874.     S.   38.  54.      Vgl.    auch   weiter 

episcopus  est   in  secundo  loco ,  in  vice  Christi  unten. 

tantum";  ep.  Alcuini  ad  Carol.  v.  799,   Jaffa',  6  Hierher  gehören  die  citirte  s.  g.   admonitio 

mon.    Alcuin.  p.  464:    ,,Nam    III   personae    in  generalis,  die  epistola  generalis  (zw.  780  u.  800), 

mundo  huc  usque  altissime  fuerunt.   Id  est,  apo-  betreffend  die  Benutzung  einer  von  Karl  veran- 

stolica  sublimitas  quae  b.  Petri  principis  aposto-  stalteten  Sermonen-Sammlung  in  den  Kirchen, 

lorum   sedem   vicario   munere   regere  solet.  .  .  .  Boreti  us  capit.  1,  80;  die  capitulä  ecclesiastica 

Alia  est  imperialis  dignitas  et  secundae  Romae  (810 — 813?)  und  wohl  auch  die  capit.   ad  Salz 

saecularis  potentia  .  .  .    Tertia  est  regalis  digni-  data  (803  o.  804)  u.  capit.  excerpta  de  canone 

tas,  in  qua  vos  domini  nostri  Jesu  Christi  dis-  (806?),  1.  c.  p.  178.  119.  133.     Das  capit.  I.  (v. 

pensatio    rectorem    populi    christiani    disposuit,  769?),  p.  44:  (.,apostolicae  sedis  hortatu  omnium- 

ceteris  praefatis  dignitatibus  potentia  excellen-  que  fidelium  nostrorum  et  maxime  episcoporum 

tiorem,   sapientia  clariorem,  regni  dignitate  sub-  ac  reliquorum  sacerdotum  consultu")  scheint  da- 

limiorem.     Ecce  in  te  solo  tota  salus  ecclesiarum  gegen  auf  einem  Reichstage  ergangen  zu  sein. 

Christi  recumbit".  ^   So  hat  das  Frankfurter  Konzil  v.  794,  nachr 

3  Ein  solches  ist  auch  seitens  der  Päpste  nicht  dem  Karl  zur  Widerlegung  der  Beschlüsse  des 
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Was  sodann  die  Regelung  des  kirchlichen  Lebens  und  der  kirchlichen  Verhält- 
nisse, also  die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche,  betrifft,  so  sind  die  gesetz- 
geberischen Schritte  Karls,  wie  schon  vorhin  bemerkt,  in  erster  Linie  auf  die 
Durchführung  der  früheren  Kanones  und  der  römischen  Praxis  gerichtet  gewesen. 
Als  massgebende  Quelle  dafür  ist  die  Karl  dem  Gr.  vom  Papst  Hadrian  L  i.  J.  774 
übergebene  Sammlung  des  Dionysius  Exiguus  (in  einer  von  der  ursprünglichen  Form 
abweichenden  und  vermehrten  Gestalt)  ^  benutzt  worden  '^.  Bei  diesen  seinen  Mass- 
nahmen kann  Karl  aber  nicht  von  der  Anschauung  ausgegangen  sein,  dass  jene 
Normen  erst  durch  seine  gesetzgeberischen  Akte  überhaupt  verbindliche  Kraft  er- 
halten, also  soweit  durch  die  letzteren  auf  sie  ausdrücklich  Bezug  genommen  wurde, 
kirchliches  Recht  werden  sollten,  vielmehr  nur  davon,  dass  dieselben  an  und  für  sich 
schon  die  Kirche  seines  Reiches  verpflichtende  Normen  seien  und  dass  es  sich  im 
Allgemeinen  nur  darum  handeln  könne,  dieselben  von  Neuem  einzuschärfen,  sowie 
geeignete  Massregeln  zur  Sicherung  ihrer  Beobachtung  und  Anwendung  zu  treffen. 
Ein  grosser  Theil  der  älteren  Kanones  und  auch  einzelne  päpstliche  Dekretalen 
hatten  schon  in  der  merovingischen  Zeit  als  kirchliche  Gesetze  für  die  fränkische 


allgemeinen  Konzils  v.  Nicäa  (787)  über  die 
Bilderverehrung  ein  besonderes  Werk  ,  die  s.  g. 
libri  Carolinl,  hatte  ausarbeiten  lassen ,  trotz  der 
gegentheiligen  Ansicht  des  Papstes  Hadrians  I. 
die  Festsetzungen  jenes  Konziles  verworfen,  c.  2 
syn.  Francof . ,  Boretius  capit.  1 ,  73  :  „Allata 
est  in  medio  quaestio  de  nova  Graecorum  synodo, 
quam  de  adorandis  imaginibus  Constantinopolim 
fecerunt,  in  qua  scriptum  habebatur,  iit  qui  ima- 
gines  sanctorum  ita  ut  deificam  trinitatem  ser- 
vitio  aut  adorationem  non  inpenderent,  anathema 
iudicaverunt :  qui  supra  sanctissimi  patres  nostri 
omnimodis  adorationem  et  servitutem  rennuen- 
tes  contempserunt  atque  consentientes  condemp- 
naverunt" ;  und  Karl  in  Folge  dessen  eine  Kor- 
rektur der  verworfenen  Beschlüsse  seitens  des 
Papstes  verlangt,  s.  den  Brief  der  Pariser  Synode 
V.  825  an  Ludw.  d.  Fr.,  Mansi  14,  422:  „Bän- 
dern porro  synodum  cum  .  .  .  genitor  vester  co- 
ram  se  suisque  perlegi  fecissot  et  multis  in  locis, 
ut  dignum  erat,  reprehendisset  et  quaedam  ca- 
pitula,  quae  reprehensioni  patebant,  praenotasset 
eaque  per  Angilbertum  abbatem  eidem  Hadriano 
papae  direxisset,  ut  illius  iudicio  et  aucto- 
ritate  corri  gerentur,  ipse  rursus  favendo 
illis  qui  eins  instinctu  tarn  superstitiosa  quam- 
que  incongrua  testimonia  memorato  operi  inse- 
ruerant,  per  singula  capitula  in  illornm  excu- 
sationem  respondere  quae  voluit,  non  tamen  quae 
decuit,  conatur".  Einen  Protest  gegen  das  Ver- 
fahren der  Frankfurter  Synode  oder  gar  einen 
Vorwurf,  dass  sie  im  Verein  mit  Karl  dem  Gr.  ihre 
Befugnisse  überschritten  hätte,  spricht  Hadrian 
in  seinem  Antwortschreiben,  1.  c.  13,  759,  nicht 
im  Entferntesten  aus ,  vielmehr  sucht  er  die  von 
ihm  eingenommene  Stellung  nur  zu  vertheidigen 
und  zwar  namentlich  durch  den  Hinweis  darauf, 
dass  er  au  der  Tradition  der  Kirche  seit  Gregor  I. 
festhalte,  über  die  Frankfurter  Svnode  s.  auch  o. 
S.  348.  n.  8,  S.  549.  n.  7.  u.  8  u.  S.  551.  n.  5, 
und  über  die  ferner  hierher  gehörige  Regens- 
burger Synode  o.  S.  549.  n.  8,  vgl.  überhaupt 
Baxmann,  Politik  d.  Päpste  1,  296 ff.  u.  He- 
fele3,  671.  689.  694. 


In  dem  auf  der  Frankfurter  Synode  von  den 
italienischen  Bischöfen  in  Betreff,  des  Adoptia- 
nismus  festgestellten  und  an  die  Spanier  ge- 
sandten Traktat  heisst  es  zwar  gegen  Ende, 
Mansi  13,  882:  „Eos  autem  qui  post  hanc  salu- 
berrimam  deflnitionem,  quam  plenaria  synodus 
.  .  .  terminavit,  falsissimis  eorum  assertionibus 
sive  clam  sive  publica  voce  praebuerint  assensum, 
simili  eos  sententiae  vindicta  (d.  h.  Ausschluss 
aus  der  Kirche)  sancimus  plectendos,  reservato 
per  omnia  iuris  privilegio  summi  pontiflcis  .  .  . 
Hadriani  primae  sedis  beatissimi  papae",  dies 
widerspricht  aber  der  Auffassung  des  Textes 
nicht.  Denn  es  erscheint  unmöglich,  diesen 
Vorbehalt  auf  eine  päpstliche  Bestätigung  der 
Beschlüsse  der  Synode  zu  beziehen,  da  diese 
völlig  selbstständig  die  Ketzerei  der  fraglichen 
spanischen  Bischöfe  verworfen  hat,  syn.  Francof. 
c.  1,  Boretius  cap.  1,  73,  vielmehr  wahrt  der 
Traktat,  welcher  von  den  italienischen  Bischöfen 
ohne  Mitwirkung  des  Papstes  verfasst  worden 
war,  dem  letzteren  nur  ausdrücklich  das  Recht, 
als  Inhaber  des  ersten  bischöflichen  Stuhles  seine 
Meinung  unabhängig  von  den  gefassten  Be- 
schlüssen und  ungebunden  durch  die  letzteren 
abzugeben. 

1  Die  s.  g.  Dionysio-Hadriana ,  vgl.  M  a  a  s  - 
sen,  Gesch.  d.  Quellen  1,  444. 

2  Offenbar  hatte  Hadrian  dies  bei  der  Ueber- 
gabe  der  Sammlung  an  Karl  bezweckt.  Die  Dio- 
nysiana  war  allerdings  schon  im  6.  Jahrhundert 
im  Frankenreich  bekannt  geworden  ,  M  aas  sen 
1,  439,  später  war  aber  dort  bei  derPippinischen 
Gesetzgebung  die  s.  g.  Quesnelsche  Sammlung 
benutzt,  s.  o.  S.  704.  n.  7.  Seit  Karl  hat  man 
dann  die  Diouysio-Hadriana  gebraucht.  Zuerst 
tritt  eine  Benutzung  in  der  admonitio  generalis 
V.  789,  Boretius  capit.  1,  53  hervor  (welcher 
sich  mit  Recht  gegen  die  Annahme  von 
Knitschky,  Ztschr.  f.  K.  R.  13,  397,  erklärt, 
dass  die  von  dem  letzteren  dort  beschriebene  S. 
Galler  Kanonensammlung  gebraucht  worden  sei). 
Weitere  Nachweisungen  bei  Maassen  l,  468. 
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Kirche  gegolten^,  und  waren  als  solche  niemals  formell  beseitigt  worden.  Mochten 
sie  gleich  während  der  Zerrüttung  der  kirchlichen  Verhältnisse  in  den  letzten  Zeiten 
der  Merovinger  vielfach  nicht  beobachtet  worden  sein,  so  war  doch  während  derselben 
nicht  all  und  jede  kirchliche  Organisation  zu  Grunde  gegangen  und  damit  das  frühere 
Kecht  immer  theoretisch  in  Geltung  geblieben.  Handelte  es  sich  daher  bei  den  Re- 
formbestrebungen der  Vorfahren  Karls  des  Gr.  zum  Theil  blos  um  die  praktische 
Wiederlebung  und  erneuerte  Durchführung  des  früheren  Rechtes  und  waren  diese 
sclion  bei  ihren  Reformbestrebungen  von  der  Verbindlichkeit  der  früheren  Kanones 
ausgegangen  '^,  so  konnte  auch  Karl  seinerseits  keinen  anderen  Standpunkt  ein- 
nehmen ^.  Für  ihn  kam  bei  seinen  umfassenden  Plänen  aber  auch  die  Einführung 
mancher  noch  nicht  in  der  fränkischen  Kirche  recipirten  Rechtsnormen,  insbesondere 
einer  Anzahl  früherer  päpstlicher  Dekretalen  ■*,  ferner  die  gesetzgeberische  Regelung 


1  S.  0.  S.  700. 

2  Die  Synode  v.  742  [s.  o.  S.  702.  n.  3)  trifft 
c.  3.  4.  0  ihre  Anordnungen :  „secundum  cano- 
nes";  die  v.  Soissons  v.  744.  c.  1,  Boretius  1, 
29  bestimmt :  „flde  catholica  quam  constltuerunt 
318  episcopi  in  Nicaeno  concillo,  ut  denunciare- 
tur  per  universa  regione  nostra  et  iudicias  cano- 
nicas  aliorum  sanotorum,  quae  constltuerunt  in 
suis  synodis  ;  quomodo  lex  dei  et  ecclesiastica 
regula  recuperetur  quae  in  diebus  prio- 
rum  principum  dissipata  est" ;  vor  Allem  aber 
Vernens.  v.  755,  I.e.  p.  33  :  „Sufücerant  quidem 
priscorum  patrum  regulae  .  .  .  si  earum  sanctis- 
sima  iura  perseverassent  inlesa.  Sed  quia  .  .  . 
contigit^  nonnulla  ex  hac  re  neglegentia  faciente 
fuisse  intermissa  ideoque  .  .  .  Pippinus  univer- 
sos  episcopos  adgregari  fecit  .  .  .  recuperare 
aliquantisper cupiens  instituta  canonica.  Et 
quia  facultas  modo  non  suppetit  ad  integrum, 
tamen  aliqua  ex  parte  vult  esse  correctum  quod 
ecclesiae  dei  valde  cognoscit  esse  contrarium. 
Et  si  tempora  serena  .  .  .  divinitus  fuerint  ei 
conlata,  cupit  ad  plenum  secundum  sanctorum 
canones  .  .  .  melius  perfectius  integreque  in  antea 
conservare.  Et  quum  ita  factum  fuerit,  ces- 
sent  haec  quae  necessitate  cogente  ex  sa- 
cris  canonibus  remissius  sunt  ex- 
cerpta,  maneant  praefata  iura  canonica 
firmissima  atque  intemerata". 

3  Die  admonitio  v.  789  fährt  nach  der  o.  S.  705 
n.  1  angeführten  Stelle  fort :  „Quapropter  .  .  . 
aliqua  capitula  notare  iussimus ,  ut  simul  haec 
eadem  vos  ammonere  studeatis  et  quaecumque 
vobis  alia  necessaria  scitis,  ut  et  istaetilla 
aequali  intentione  praedicetis",  weist  also  die  Bi- 
schöfe an,  auch  andere  Kanones  als  die  von  Karl 
selbst  bezeichneten  zur  Anwendung  und  Durch- 
führung zu  bringen.  Ja  auch  die  Form  einer  admo- 
nitio, trotz  welcher  der  Erlass  doch  als  verbind- 
liche Anordnung  gedacht  werden  muss,  würde 
nicht  haben  gewählt  werden  können,  wenn  es  sich 
um  die  Einführung  neuen  Rechtes  gehandelt  hätte. 
Hierzu  treten  eine  Reihe  von  Anordnungen,  welche 
ausdrücklich  hervorheben ,  dass  sie  „secundum 
canonicam  cautelam,  secundum  canones"  erlassen 
seien,  capit.  I.  v.  769  (?)  c.  4.  5.  8,  Boretius 
cap.  1,  45,  oder  erlassen  werden  sollen,  cap. 
Mantuan.  I.  c.  1 ,  1.  c.  p.  195  :  „Volumus  .  .  . 
ecclesias  nostras  secundum  auctoritatem  ca- 


nonum  ordinäre  et  ordinem  clericorura  dispo- 
nere",  Vorschriften  in  Gesetzen  und  Missalin- 
struktionen, welche  ein  Verhalten  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Kanones  anbefehlen,  Capit. 
V.  779.  c.  4;  cap.  miss.  v.  802.  c.  10.  21;  cap. 
miss.  spec.  v.  802.  c.  2;  cap.  ad  Salz  v.  803.  o. 
804.  c.  4;  cap.  excerpta  de  can.  c.  2;  cap.  miss. 
V.  813  ?c.  4.  6,1.  c.  1,47.  90.95.100.133.182 
und  für  Italien  cap.  Longob.  zw.  780  u.  790 
c.  1.  2,  I.e.  p.  189,  Anordnungen,  dass  die 
Geistlichen  sich  Kenntniss  der  canones  ver- 
schaffen sollen,  syn.  Francof.  v.  794.  c.  20.  53 ; 
cap.  miss.  spec.  v.  802.  c.  2,  1.  c.  p.  76.  78.  100, 
sowie  Androhung  von  Strafen  für  Verletzung  der 
canones,  cap.  v.  769  (?)  c.  5  cit. 

Dieser  Auffassung  entspricht  endlich  der  Cha- 
rakter der  kirchlichen  Gesetzgebung  Karls  des  Gr., 
welche  zum  grossen  Theil  blos  ältere  kirchliche 
Rechtsnormen,  auch  solche,  welche  bereits  für 
die  Kirche  im  merovingischen  Reich  Geltung 
hatten,  und  zwar  nicht  nur  einmal,  sondern  zu 
wiederholten  Malen  und  immer  wieder  von  Neuem 
einschärft ,  so  z.B.  die  Vorschriften  über  die 
Haushälterinnen  der  Geistlichen  (c.  5  Nicaen.), 
vgl.  admonitio  cit.  c.  4;  cap.  a  sacerdot.  prop. 
V.  802?  c.  15;  cap.  ad  lect.  can.  c.  9 ;  Pipp.  cap. 
zw.  800  u.  810,  1.  c.  1,  54.  107.  108.  207  (s. 
hierzu  Th.  I.  S.  132  u.  Löning,  Gesch.  d. 
deutsch.  K.  R.  2,  323). 

*  Auf  die  letzteren  nimmt  schon  die  admonitio 
V.  789  c.  11.  27.  51  —  59  wiederholt  Bezug.  Auch 
die  Lorscher  Annalen  (s.  o.  S.  550.  n.  1)  be- 
richten ,  dass  auf  dem  Reichstage,  bez.  der  Sy- 
node zu  Aachen  i.  J.  802,  auf  welchem  die  Dio- 
nysio-Hadriana  recipirt  worden  ist ,  M  a  a  s  s  e  n 
a.  a.  0.  1,  469,  zugleich  mit  den  Kanones  die  de- 
creta  pontiflcum  gelesen  und  erörtert  worden 
seien,  sowie  dass  Karl  eine  Anweisung  an  die 
Geistlichkeit  erlassen  habe,  ihr  Leben  und  Ver- 
halten „iuxta  constitutionem  patrum",  d.  h.  nach 
den  in  der  erwähnten  Sammlung  zusammenge- 
stellten Normen  einzurichten.  Die  Fassung  der 
Stelle :  „relegi  uuiversos  canones  quas  s.  synodus 
recepit  et  deoreta  pontificum'^'  berechtigt  keines- 
weges  zu  der  Annahme,  dass  die  päpstlichen  De- 
kretalen im  Gegensatz  zu  den  Konzilien-Kanones 
nicht  recipirt  worden  sind  ,  denn  einmal  werden 
im  weiteren  Verlauf  der  Darstellung  beide  Arten 
von  kirchlichen  Normen  völlig  gleich  behandelt, 
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von  Verhältnissen,  für  welche  eine  solche  bisher  gar  nicht  oder  nicht  in  ausreichen- 
dem Umfange  erfolgt  war\  und  endlich  die  Feststellung  des  Verhältnisses  der  kirch- 
lichen Rechtsnormen  zu  dem  weltlichen  Recht  und  den  staatlichen  Einrichtungen  2, 
insbesondere  die  Gewährung  staatlichen  Schutzes  und  staatlichen  Zwanges  zur 
Durchführung  der  kirchlichen  Rechtsnormen  \  in  Frage. 

Wenngleich  die  oberste  Gesetzgebung  in  kirchlichen  Angelegenheiten  in  der 
Hand  des  Königs  ruht,  so  ist  das  kirchliche  Recht,  welches  er  festsetzt,  doch  an  und 
für  sich  nicht  weltliches  Recht  und  bindet  insbesondere  die  weltlichen  Gerichte 
nicht  4.    Es  ist  an  sich  zwar  verpflichtend  für  die  kirchlichen  Beamten  und  die  ein- 


und  ferner  hatte  Karl  der  Gr.  ja  schon  in  der  ad- 
monitio  auf  eine  Reihe  von  päpstlichen  Dekre- 
talen  hingewiesen.  Demnach  bedeutet  der  Pas- 
sus :  es  ist  die  ganze  Kanonensammlung,  welche 
die  Synode  recipirt  hat,  verlesen  worden,  und 
zwar  dabei  auch  die  decreta  pontiflcum.  An- 
dererseits würde  es  aber  noch  unberechtigter 
sein,  aus  diesem  Bericht  zu  schliessen,  dass  erst 
auf  diesem  Reichstag  den  kirchlichen  Rechts- 
normen insgesammt  rechtsverbindliche  Kraft  bei- 
gelegt worden  sei.  Das  würde  schon  mit  den 
vorhin  S.  708.  n.  3  angeführten  Momenten  in 
Widerspruch  treten.  Recipirt  worden  ist  nur  die 
Sammlung.  Diese  umfasste  aber  eine  Anzahl  von 
schon  längst  geltenden  Vorschriften ,  allerdings 
auch  andere ,  welche  bisher  in  der  fränkischen 
Kirche  nicht  bekannt  waren ,  und  nur  insofern 
wurde  neues  Recht  eingeführt.  Allerdings  hat 
man  in  allen  in  Frage  kommenden  Beziehungen 
nicht  so  scharf,  wie  wir  es  heute  gewohnt  sind, 
unterschieden  und  brauchte  auch  es  für  den  prak- 
tischen Zweck,  die  Durchführung  der  kanonischen 
Ordnung,  nicht  zu  thun. 

1  Hierher  gehören  z.  B.  die  Vorschriften  über 
die  kirchliche  Baulast,  namentlich  über  die  der 
Inhaber  von  Benefizien  und  Kirchengut,  syn. 
Francof.  v.  794.  c.  26  ;  c.  1  capit.  ad  Salz  v.  803 

0.  804,  cap.  eccles.  v.  810—813?  c.  5;  cap.  de 
reb.  eccles.  zw.  787 — 813?  c.  1,  Boretiusl.  c. 

1,  76.  119.  178.  185 ;  ferner  diejenigen  über  das 
Verhältniss  der  Grundherrn  zu  den  in  ihrem 
Eigenthum  stehenden  Kirchen,  worüber  allerdings 
schon  von  einzelnen  Synoden  der  merovingischen 
Zeit  Bestimmungen  erlassen  worden  waren,  vgl. 
Th.  II.  S.  622 ff. 

2  So  z.  B.  über  das  Verhältniss  der  von  der 
Kirche  beanspruchten  geistlichen  Jurisdiktion 
zu  der  staatlichen  Gerichtsbarkeit,  vgl.  darüber 
den  betreffenden  Abschnitt  weiter  unten  und 
Sohm  i.  d.  Ztschr.  f.  K.  R.  9,  193  ff.  ,  ferner 
über  die  Anerkennung  des  Asylrechtes,  cap.  Ha- 
llst. V.  779.  c.  8;  cap.  leg.  addit.  c,  3,  und  über 
das  Wehrgeld  der  Geistlichen  1.  c.  c.  1 ,  Bore- 
tiusl. c.  p.  48.  113. 

3  Wie  schon  früher  [s.  0.  S.  702)  zur  Unter- 
drückung des  Heidenthums  und  heidnischen 
Aberglaubens,  cap.  v.  769?  c.  6.  1.  c.  1,45  (Mit- 
hülfe des  Grafen) ;  zur  Erzwingung  des  Gehor- 
sams der  Aebte,  Priester  und  anderen  Geistlichen 
gegen  den  Bischof,  syn.  Francof.  v.  794.  c.  10, 
1.  c.  p.  74;  Verwirkung  desKöiiigsbanues  seitens 
der  Bischöfe  und  anderer  Geistlicher ,  welche 
verdächtige  Frauenspersonen  als  Haushälterinnen 
haben.  In  umfassendem  Masse  finden  sich  solche 


Anordnungen  in  der  cap.  de  partibus  Saxoniae 
V.  775 — 790,  Boretius  cap.  1,68.  Vgl.  ferner 
die  folgenden  Anmerkungen. 

4  Anderer  Ansicht  Niehues,  Gesch.  des 
Verhältnisses  zw.  Kaiserthum  u.  Papstthum. 
2.  Aufl.  S.  553.  Er  erklärt  die  Kirchengesetze 
zugleich  für  Staatsgesetze.  Aehnlich  anscheinend 
auchWaitz,  Verfassungsgesch.  4,371  („jetzt, 
wo  die  Gesetze  der  Kirche  allgemein  als  ver- 
pflichtend angesehen  wurden").  Dagegen  schon 
mit  Recht  Sohm  a.  a.  0.  S.  231.  Sehr  deutlich 
ergiebt  sich  dies  aus  den,  freilich  erst  Ludwig 
dem  Fr.  angehörigen  Kapitularien  v.  817,  LL. 
1,  206  u.  210.  Das  capit.  eccles.  ordnet  c.  20 
an  :  „Ne  pueri  vero  sine  voluntate  parentum  ton- 
sorentur  vel  puellae  velentur,  modis  omnibus  in- 
hibitum  est ;  et  qui  hoc  facere  temptaverit,  mul- 
tam  quae  in  capitulis  legis  mundanae 
a  nobis  constitutis  continetur,  persol- 
vere  cogatur",  und  dazu  das  capitulare  legibus 
addendum,  welches  also  das  von  den  weltlichen 
Gerichten  zu  beachtende  Volksrecht  festsetzt 
(vgl.  Boretius,  Beiträge  zur Kapitularienkritik 
S.  36),  c.  21 :  „Si  quis  puerum  invitis  parentibus 
totonderit  aut  puellam  velaverit,  legem  suam  in 
triplo  conponat  aut  ipsi  puero  vel  puellae,  si  iam 
suae  potestatis  sunt,  aut  illi  in  cuius  potestate 
fuerint" ;  ferner  cap.  eccles.  c.  21  :  „De  feminis, 
quae  vires  amittunt,  placet,  ne  se  sicut  hactenus 
indiscrete  velent,  sed  ut  30  dies  post  decessum 
viri  sui  exspectent  et  post  30um  diem  per  con- 
silium  episcopi  sui  vel  si  episcopus  absens  fue- 
rit,  consilio  aliorum  religiosorum  sacerdotum 
suorumque  parentum  atque  amicorum  id  quod 
eligere  debent ,  eligant.  Et  quia  a  sacro  con- 
ventu  rogati  sumus,  ut  hi  qui  publicam  gerebant 
poenitentiam,  et  feminae  quae  viros  amittebant, 
nostra  auetoritate,  donec  deliberent  quid 
agunt,  tuerentur,  specialiter  pro  his  capi- 
tula  fieri  et  legis  mundanae  capitulis 
inserenda  decrevimus";  und  dazu  cap. le- 
gibus add.  c.  4:  „Qui  viduam  intra  primos  30 
annos  dies  viduitatis  suae  vel  invitara  vel  vo- 
lentem  sibi  copulaverit,  bannum  nostrum ,  i.  e. 
LX  solides,  in  triplo  conponat.  Et  si  invitam 
eam  duxit,  legem  suam  ei  conponat,  illam  vero 
ulterius  non  adtingat" ;  c.  5 :  „Qui  hominem 
publicam  poenitentiam  agentem  interfecerit, 
bannum  nostrum  in  triplo  conponat  et  wirgil- 
dum  eins  proximis  eins  persolvat";  vgl.  auch 
weiter  cap.  eccles.  c.  15  de  honore  ecclesiarum 
mit  c.  1  cap.  leg.  add.,  sowie  c.  22 — 24  cap. 
eccles.  mit  c.  9  cap.  leg.  add.  Darüber,  dass 
das  im  Text  Bemerkte  auch  für  die  Zeit  Karls  des 
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zeliien  Glieder  der  Kirche  ',  aber  es  wird  für  das  weltliche  Gebiet  mit  staatlichen 
Mitteln  erst  durchlülirbar,  wenn  die  einzelnen  Bestimmungen  durch  einen  Gesetz- 
gebungsakt des  Königs  zum  Voiksrecht  erhoben  sind,  oder  wenn  der  letztere  ihnen 
durch  seine  königliche  Anordnungsgewalt,  insbesondere  durch  den  Königsbann '',  die 
staatliche  Erzwingbarkeit  gewährt  ■*. 

In  Ucbereinstimmung  hiermit  scheidet  der  Sprachgebrauch  der  karolingischen 
Zeit   die  vapittila  ecclesiaslica,  d.  h.  diejenigen  quac  perihieni  ad  ordincm  ecclesiaslicum^, 


Gr.  zutrifft,  kann  kein  Zweifel  sein.  Nur  daraus 
erklärt  es  sich  ,  dass  die  Vorschriften  über  das 
Asylrecbt,  das  Wchr^eld  der  Geistlichen  und 
liber  Schcnkuugen  an  Kirchen  ebenfalls  in  einem 
capit.  leg.  addit.  (s.  S.  709  ii.  2)  u.  c.  6.  1.  c. 
erlassen  sind.  Diese  Bestimmungen  mussten, 
falls  sie  zur  Durchführung  gelangen  sollten, 
gerade  auch  von  den  weltlichen  Gerichten  ange- 
wendet werden. 

'  Vgl.  auch  die  Ueberschrift  zu  dem  Kapitular 
Ludw.  des  Fr.  v.817,  LL.  1,206  :  „Hacc  capitula 
proprie  ad  episcopos  vel  ad  ordiiies  quosque  cc- 
clesiasticos  pcrtinentia,  quae  non  solum  hi  obser- 
vare,  sed  etiam  sibi  subiectis  vel  commissis  fa- 
cienda perdocere  debent". 

2  S.  0.  S.  709  n.  3u.  4;  ferner  gehört  die  disho- 
noratio  ecclesiae  zu  den  8  königlichen  Bannfällen 
von  60  solidi ,  Boretius  1,  224;  vgl.  weiter 
cap.  ad  leg.  Baiwar.  add.  v.  801 — 803.  c.  1, 
welches  die  Aufnahme  eines  fremden  Klerikers 
bei  Strafe  des  Köuigsbannes  verbietet. 

3  Wai  tz  a.  a.  0.  3,  359  scheint  anzunehmen, 
dass  die  Grafen  allgemein  zur  Durchführung 
aller  kirchlichen  Vorschriften  auf  Erfordern  des 
Bischofs  verpflichtet  gewesen  seien.  Unter  den 
dafür  angeführten  Belegen  spricht  aber  keine 
Stelle  diesen  Grundsatz  aus,  vielmehr  ordnen 
admonit.  v.  789  c.  62;  cap.  missor.  v.  802  c.  14; 
cap.  missor.  spec.  v.  802  c.  18*;  cap.  e  can.  exe. 
c.  9,  Boretius  cap.  1,  58.  94.  101.  174,  an, 
dass  die  Grafen  und  Bischöfe  mit  einander  Ein- 
tracht halten  und  sich  nicht  gegenseitig  hindern 
sollen  ,  mehr  sagt  auch  nicht  cap.  Baiwar.  u. 
810?  c.  4:  „Ut  episcopi  cum  comitibus  Stent  et 
comites  cum  episcopis,  ut  uterque  pleniter  suum 
ministerium  peragere  possint''.  Etwas  anderes 
fordert  weiter  nicht  c.  20  conc.  Cabilon.  v.  813, 
M  a  n  s  i  20,  97 ,  und  wenn  dasselbe  allerdings 
hinzufügt,  ,,ut  non  solum  non  noceant,  quin  po- 
tius  adminiculo  sint" ,  so  kann  doch  darin  un- 
möglich das  erwähnte  Princip  ausgesprochen  sein. 
Das  Schreiben  Karls  an  die  Beamten  in  Italien 
(790—800),  Boretius  1,  203  verlangt  von  die- 
sen Gehorsam  gegen  die  Bischöfe,  aber  nur  in 
so  weit,  als  diese  ihn  zu  fordern  haben,  und  rich- 
tet sich  insbesondere  gegen  die  Nichterfüllung 
von  Pflichten  in  Betreff  der  kirchlichen  Benefl- 
zialgüter.  In  crsterer  Beziehung  stimmen  damit 
übcrein  cojic.  Arelat.  v.  813.  c.  13  u.  Turon. 
V.  813.  c.  53,  Mansi  14,61.88.  Das  cap. 
eccles.  oder  incert.  c.  2,  Boretius  1,  257,  wel- 
ches dieser  letztere  Karl  dem  Gr.  mit  Recht  ab- 
zusprechen geneigt  ist,  enthält  eine  Anweisung 
an  den  Grafen,  für  einen  bestimmten  Spezialfall 
weltliche  Hülfe  zu  gewähren.  So  bleiben  von 
allen  Stellen  nur  folgende  übrig,  welche  anschei- 
nend für  die  bekämpfte  Ansicht  sprechen,  näm- 


lich cap.  Mant.  v.  781?  c.  6,  1.  c.  p.  190:  ,,ut 
quando  episf-opus  per  sua  parrochia  cercata  fece- 
rit,  comis  vel  sculdais  adiutorium  praebeat,  qua- 
liter  ministerium  suum  pleniter  perficere  valeat 
secundum  canonicam  institutionem''  u.  cap. 
Pippin.  Italic,  v.  801—810,  c.  5,  p.  209:  „Vo- 
lumus  ut  episcopi  et  comites  concordiam  et  di- 
lectionem  inter  se  habeant  ad  dei  et  ecclesiae 
protractatum  peragendum,  ut  episcopus  suo 
comiti ,  ubi  ei  necessitas  poposcit ,  adiutor  et 
exortator  existat,  qualiter  suum  ministerium 
explere  possit;  .similiter  et  comis  faciat  contra 
suum  episcopum,  ut  in  omnibus  ilH  adiutor  sit, 
qualiter  infra  suam  parrochiam  canonicum  possit 
adimplere  ministerium''.  Die  erste  weist  aber 
die  weltlichen  Beamten  an  ,  nur  die  Hindernisse 
wegzuräumen,  welche  sich  der  Ausübung  des 
bischöflichen  Yisitationsrechtes  entgegenstellen 
(vgl.  auch  Dove  i.  Ztschr.  f.  K.  R.  4,  22)  und 
die  zweite  drückt  diesen  Gedanken  blos  noch 
allgemeiner  in  Beziehung  auf  die  gesammte 
Amtsthätigkeit  aus,  und  zeigt  durch  die  Anord- 
nung, dass  auch  der  Bischof  dem  Grafen  Helfer 
und  Ermahner  sein  soll,  deutlich,  dass  es  sich 
zugleich  um  die  gegenseitige  Kontrole  der  beiden 
Beamten  handelt ,  dass  aber  keinesfalls  die 
Durchführung  aller  auf  dem  Gebiete  des  welt- 
lichen oder  kirchlichen  Rechtes  liegenden  Nor- 
men gemeint  ist,  denn  die  Parallele  würde  sonst 
die  unmögliche  Annahme  erfordern,  dass  der  Bi- 
schof die  Beobachtung  alles  weltlichen  Rechtes 
seinerseits  durch  geistliche  Strafmittel  zu  er- 
zwingen verpflichtet  gewesen  sei.  Weiter  geht 
allerdings  das  cap.  Aquisgr.  Hludov.  et  Hloth. 
v.  825.  c.  25,  LL.  1,  246:  „comites  vero  mini- 
stris  ecclesiae  in  eorum  ministeriis,  ut  hoc  ple- 
nius  et  de  nostris  et  de  se  et  de  suis  hominibus 
obtinere  possint,  adiutores  in  omnibus  flant.  Et 
si  quicumque  prima  et  secunda  vice  de  his  a  co- 
mite  admonitus  se  non  correxerit,  volumus  ut 
per  eundem  comitem  eius  neglegentia  ad  nostram 
notitiam  perferatur,  ut  nostra  auctoritate,  quod 
in  nostro  capitulari  (das  ist  unbekannt)  c,ontinet, 
subire  tenetur",  aber  der  Graf  wird  selbst  hier 
blos  auf  eine  Ermahnung  hingewiesen,  während 
sich  der  Kaiser  seinerseits  die  Anordnung  von 
Zwangsmassregeln  vorbehält.  Vgl.  auch  unten 
S.  713  n.  4. 

4  Dass  beides  identisch  ist,  zeigt  die  allge- 
meine praefatio  des  Ansegis  zu  seiner  Kapitula- 
riensammlung ,  welche  den  zuletzt  gedachton 
Ausdruck  gebraucht,  in  Vergleichung  mit  den 
praefatiunculae  zu  lib.  II.  III.  IV,  LL.  1,  272. 
291.  300.  310;  daher  ist  es  ungerechtfertigt, 
wenn  Jacobson  in  Herzog,  Real-Encyklopä- 
die  f.  protestantische  Theologie :  Capitularien, 
1.  Aufl.  2,  563  und  nach  ihm  Dove  in  Rieh- 
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welche  also  die  Verhältnisse  der  Kirche  für  den  Rechtskreis  derselben  regeln,  und 
die  cajnttda  ad  mundanam  legem  oder  ad  augmefihim  mnndanae  legis  pertinenüa  ^,  welche 
weltliches  Recht,  sowie  weltliche  Strafen  und  weltlichen  Zwang  für  die  Durchführung 
der  die  Kirche  betreffenden  Anordnungen  und  zum  Schutze  derselben  festsetzen''^. 
Zu  den  ersteren  gehören  auch  die  recipirten  kirchlichen  Kanones  und  päpstlichen 
Dekretalen^,  und  erst  später,  als  die  Geistlichkeit  gegenüber  dem  Königthum  eine 
mächtigere  Stellung  errungen  hat,  werden  diese  beiden  letzteren  den  Vorschriften  der 
Kapitularien  als  gleichwerthig  gegenüber  gestellt  ^. 


ter,  K.  R.  6.  Aufl.  §.30.  n.  4  behaupten,  dass 
seitdem  die  geistliclicn  und  weltlichen  Reichs- 
stände regelmässig  gesondert  beriethen,  die  in 
gemeinsamer  Berathung  gefassten  Beschlüsse  über 
kirchliche  Gegenstände  als  capitula  von  den 
leges  ecclesiasticae  geschieden  werden  konnten. 
Das  angeführte  Moment  ist  für  den  fraglichen 
Sprachgebrauch  völlig  gleichgültig  gewesen,  wie 
auch  insbesondere  die  Thatsache  zeigt,  dass  die 
bei  Ansegis  I.  1  ff.  zusammengestellten,  von  ihm 
als  capitula  eccclesiastica  bezeichneten  Normen 
der  allein  von  Karl  d.  Gr.  erlassenen  admonitio 
V.  789,  Boretius  cap.  1,  54,  entnommen  sind. 
^  S.  die  cit.  praefatio  und  die  praefatiunculae 
zu  lib.  III.  u.  IV. 

2  Denn  diese  finden  sich  bei  Ansegis  in  den 
die  lex  mundana  enthaltenden  Büchern  III.  und 
IV.,  vgl.  z.  B.  III.  55;  IV.  13.  14.  16.  21.  38, 
vgl.  übrigens  auch  o.  S.  709  n.  4 ,  wenngleich 
allerdings  auch  in  lib.  II.  einzelne  derartige 
Anordnungen,  welche  auf  solche  Massregeln  hin- 
weisen, s.  z.  B.  c.  7.  23,  enthalten  sind. 

3  Lib.I.  Anseg.  weist  wesentlich  Vorschriften, 
welche  den  Kanonen  und  Dekretalen  entnommen 
sind,  sowie  diese  in  Bezug  nehmen,  auf. 

*  Karoli  II.  Conv.  apud  Pistas.  v.  869,  LL.  1, 
509.  c.  7 :  ;;Ut  si  episcopi  suis  laicis  iniuste  fe- 
cerint,  et  ipsi  laici  ad  nos  inde  reclamaverint, 
nostrae  regiae  potestati  secundum  nostrum  et 
suum  ministerium  ipsi  archiepiscopi  et  episcopi 
obediant,  ut  secundum  ss.  canones  et  iuxta  leges 
quas  ecclesia  catholica  probat  et  servat  et  secun- 
dum capitula  avi  et  patris  nostri,  hoc  emendare 
curent". 

Fraglich  erscheint  allerdings,  was  unter  den 
in  der  citirten  Stelle  ervs  ahnten  leges  zu  verstehen 
ist.  Die  Bezugnahme  auf  dieselben  kehrt  in  den 
capitula  Pistens.  mehrfach  wieder,  c.  1  :  „archi- 
episcopi quoque  et  episcopi  et  ceteri  sacerdotes 
ac  servi  et  ancillae  dei  .  .  .  honorem  et  immuni- 
tatem  secundum  sacras  leges  et  canones 
habeant";  c.  4:  „Ut  .  .  .  regni  ministri  .  .  . 
episcopis  et  ceteris  sacerdotibus  ac  servis  et  an- 
cillis  dei,  ut  suum  ministerium  implere  possint, 
sicut  ab  anteces  soribus  nostris  impe- 
ratoribus  et  regibus  et  anobis  consti- 
tutum est,  adiutorium  praestent,  et  sanctis 
ecclesiis  et  sacerdotibus  ac  servis  et  ancillis  dei 
secundum  sacras  leges  tam  mundanas, 
quam  ecclesiasticas  et  secundum  capi- 
tula avi  et  patris  nostri  ac  nostra  debitum  ho- 
norem et  immunitatem  conservent  et  exhibeant"; 
c.  5 :  „Ut  episcopi  comitibus ,  missis  et  vassis 
nostris,  sed  et  ipsis,  suis  subditis  .  .  .  paternam 


benignitatem  secundum  suum  ministerium  ac 
debitum  honorem  ac  legem  et  iustitiam  .  .  .  im- 
pendant  et  conservent,  sicut  sacrae  leges  tam 
mundanae  quam  ecclesiasticae  et  ca- 
pitula avi  et  patris  nostri  decernunt  et 
sicut  in  capitulis  anobis  et  afratribus 
nostris  regibus  accommunibus  fideli- 
bus  nostris  est  constitutum";  c.  6:  „Ut  si 
episcopi  suis  clericis  iniuste  fecerint,  secundum 
quod  SS.  canones  et  sacrae  leges  quas  eccle- 
sia catholica  probat  et  servat,  praeflgunt, 
hoc  eorum  iudicio,  quorum  interest,  emendare 
procurent". 

Jacobson  a.  a.  0.  2,  563  versteht  unter  den 
„leges  quas  ecclesia  catholica  probat  et  servat"  (s. 
c.  6.  7)  die  von  der  Kirche  gebilligten, 
weltlicher  Seits  ergangenen  Gesetze  geistlichen 
Inhalts,  und  rechnet  insbesondere  dahin  das  rö- 
mische Recht  und  das  auf  den  fränkischen 
Reichsversammlungen  beschlossene  geistliche 
Recht,  sowie  auch  dasjenige,  welches  sich  in  den 
einzelnen  Volksrechten  des  fränkischen  Reichs 
befindet,  also  auch  die  von  Ansegis  so  genannten 
capitula  ecclesiastica.  Das  ist  aber  irrig.  Von 
einer  selbstständigen  Befugniss  der  fränkischen 
Kirche  in  karolingischer  Zeit ,  die  Kapitularien 
der  Könige  zu  recipiren  oder  durch  Ablehnung 
der  Reception  ihre  Anerkennung  für  das  kirch- 
liche Gebiet  auszuschliessen,  ist  keine  Rede  ge- 
wesen. Die  Kirche  hat  nur  insofern  Antheil  an 
der  kirchlichen  Gesetzgebung  gehabt,  als  die  Bi- 
schöfe auf  den  Reichssynoden  mit  zu  berathen 
und  zu  beschliessen  hatten ,  und  selbst  in  der 
späteren  karolingischen  Zeit,  welcher  die  hier 
fraglichen  Stellen  angehören,  hat  nicht  die  frän- 
kische Kirche  als  solche,  sondern  das  Papstthum 
ein  selbstständiges  Gesetzgebungsrecht  ausgeübt. 
Es  ist  daher  unmöglich  unter  der  gedachten  Be- 
zeichnung die  von  der  weltlichen  Gewalt  erlas- 
senen Gesetze  schlechthin,  soweit  sie  von  der 
Kirche  gebilligt  oder  rccipirt  sind,  zu  verstehen. 
Vielmehr  kann  darunter  schon  allein  mit.  Rück- 
sicht darauf,  dass  die  Kirche  als  Gcsammtheit 
wie  früher  unter  römischer,  so  auch  später  unter 
merovingischer  und  karolingischer  Herrschaft 
nach  römischem  Recht  gelebt  hat,  Löning, 
Gesch.  d.  deutsch.  K.  R.  2, 285.  blos  das  römische 
Recht  verstanden  werden.  Bestätigt  wird  dies 
dadurch,  dass  sich  sowohl  Hinkmar  v.  Rheims, 
wie  auch  Hinkmar  v.  Laon  gleiclier  Wendungen 
für  das  von  der  fränkischen  Kirche  als  Theil 
ihrer  Verfassung  recipirtc  und  festgehaltene  rö- 
mische Recht  bedienen,  Hincm.  Rhem.  quater- 
niones  pro  ecclesiae  libertatum  defensione  v.  868, 
Migne ,  jpatrol.  125,  1048:    „episcopus  secun- 
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In  nlk'ii  erwähnten  Beziehungen  tritt  kein  Unterschied  zwischen  der  Zeit,  vor 
der  Erwerbung  der  Kaiserwürde  durch  Karl  den  Gr.  und  nach  derselben  hervor  \ 
ebensowenig  zwischen  den  fränkischen  Stammländern  einerseits  und  dem  italieni- 
schen Keiclie'-^. 

In  wie  weit  Karl  der  Gr.  den  Provinzial-  und  Diöcesansynoden  •'  ein  Gesetz- 
gebungs-  oder  Anordnungsrecht  für  ihre  Bezirke  zugestanden  hat,  lässt  sich  bei  der 
Lückenliaftigkeit  des  vorhandenen  Materials  nicht  bestimmen.  Dass  sie  die  erlas- 
senen, allgemeinen  kirchlichen  Gesetze  nicht  abändern  konnten,  folgt  schon  aus 
ihrer  Stellung,  und  da  die  kirchlichen  Verhältnisse  unter  Karl  dem  Gr.  in  allen  wesent- 
lichen Beziehungen  auf  dem  Wege  der  allgemeinen  Gesetzgebung,  insbesondere  durch 
die  Reichssynoden  geregelt  worden  sind ,  so  sind  sie  jedenfalls  für  die  Fortbildung 
des  kirchlichen  Rechtes  bedeutungslos  gewesen'*. 

Unklarheit  hatte  aber  die  Kirchengesetzgebung  Karls  des  Gr.  in  einer  wichtigen 
Beziehung ,  nämlich  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  Kanones  und  älteren  päpst- 
lichen Dekretalen,  sowie  der  schon  in  merovingischer  Zeit  von  der  Kirche  recipirten 
römischen  Kaisergesetze  zu  den  fränkischen  Staatseinrichtungen  und  zu  den  auf  Grund 
der  letzteren,  im  Widerspruch  mit  manchen  Dekretalen  beanspruchten  königlichen  oder 
kaiserlichen  Rechten  in  kirchlichen  Angelegenheiten  gelassen.  Offenbar  war  Karl  der 
Gr.  selbst  davon  ausgegangen,  dass  die  früher  im  merovingischen  Reiche  geltenden 
und  die  von  ihm  neu  eingeführten  Rechtsnormen  des  erwähnten  Charakters  da,  wo 
sie  im  Widerspruch  mit  den  staatlichen  Rechten  standen,  keine  bindende  Kraft  zu 
beanspruchen  hatten^.    Eine  Revision  der  kirchlichen  Rechtsnormen  unter  diesem 


dum  leges  quas  ecclesia  recepit  et  ve- 
iicrabiliter  comprobat  et  secnndum  ss.  canones 
et  decreta  sedis  Romanae  poutiflcum,  advocatum 
publicis  iadlciis  dare  debet  (unter  Bezugnabme 
auf  1.  38  C.  Th.  XVI.  2);  rotula,  dem  König  zu 
Pistes  vorgelegt,  1.  c.  p.  1062:  „Et  hinc  leges 
quas  servat  ecclesia,  dicunt :  observare 
autem  specialiter  iudices  debent :  .,Ut  in  omnibus 
causis  sententia"  etc.  (vgl.  1.  2.  C.  Th.  IV.  12 
Interpret.);  admonitio  altera  ad  episc.  regni 
V.  882,  1.  c.  p.  1010 :  „Qualiter  autem  ordinati 
ministros  sibi  suppositos  regere  debeant,  ss.  ca- 
nones et  decreta  sedis  Romanae  pontiflcum ,  sed 
et  sextus  decimus  über  Legum  (d.  h.  des  Cod. 
Theodos.),  quibusunacum  ss.  canonibus 
s.  moderatur  ecclesia,  patenter  ostendunt"; 
Hincm.  Land,  schedula,  1.  c.  124,  1028:  „contra 
SS.  canones  et  decreta  pontiflcum  s.  sedis  Roma- 
nae, contra  leges  quibu's  una  cum  sacris  regulis 
moderatur  ecclesia".  Zugleich  ergiebt  sich  hier- 
aus weiter,  dass  die  c.  1.  4.  5  erwähnten  sacrae 
leges  oder  sacrae  leges  tam  mundanae  quam 
ecclesiasticae,  neben  denen  die  Kapitularien  der 
fränkischen  Könige  gesondert  erwähnt  werden, 
ebenfalls  die  über  kirchliche  Verhältnisse  er- 
lassenen römischen  Kaisergesetze  sein  müssen, 
was  auch  durch  den,  die  gleiche  Bezeichnung 
aufweisenden  Brief  Karls  des  K.  an  Hadrian  II. 
V.  872,  Mignel.  c.  124,  893  (s.  unten  S.  719. 
n.  1)  bestätigt  wird. 

1  A.M.  Rettberg  1,432,  welcher  behauptet, 
dass  Karl  als  Kaiser  ein  viel  uneingeschränkteres 
Regiment  über  die  kirchlichen  Dinge  als  vorher 
ausgeübt  habe.   Welche  etwa  vorher  obwaltenden 


Beschränkungen  in  Folge  der  Erlangung  der 
Kaiserwürde  fortgefallen  sein  sollten  ,  giebt  er 
aber  nicht  an.  Vgl.  übrigens  auch  o.  S.  705  u. 
706.  Ein  Unterschied  liegt  nur  darin,  dass  Karl 
die  Stellung,  welche  er  früher  zur  fränkischen 
Kirche  eingenommen  hatte,  später  gegenüber  der 
Kirche  seines  ganzen  Reiches,  und  damit  gegen- 
über der  ganzen  abendländischen  Kirche  als 
Kaiser  geltend  gemacht  hat. 

2  Vgl.  die  früheren  Nachweisungen  S.  706  ff. , 
wo  auch  die  italienischen  Kapitularien  benutzt 
worden  sind. 

3  S.  über  dieselben  in  karolingischer  Zeit  o. 
S.  479  u.  S.  585. 

4  Vgl.  0.  S.  479.  489.  Von  den  unter  Karl  dem 
Gr.  abgehaltenen  Provinzialsynoden  (s.  o.  S.479. 
n.  2)  hat  die  zu  Riesbach  v.  799  o.  800  unter 
Erneuerung  früherer  Kanones  (mancher  aus  der 
Dionysiana)  auch  einzelne  bereits  für  das  Fran- 
kenreich geltende  Vorschriften ,  s.  c.  46  und 
dazu  c.  16.  17.  cap.  Vermer.,  Boretius  1,  230 
u.  40  betreffend  das  Eherecht,  eingeführt.  Sie 
war  offenbar  zur  Uebertragung  gewisser,  schon 
in  der  fränkischen  Kirche  geltender  Rechtsnor- 
men auf  Baiern  bestimmt,  was  sich  auch  daraus 
ergiebt,  dass  sie  auf  Befehl  Karls  zusammenge- 
treten ist,  s.  0.  S.  481.  n.  2. 

5  So  gerade  in  Betreff  des  Gesetzgebungsrech- 
tes in  kirchlichen  Dingen ,  welches  mit  den  in 
den  Dekretalen  des  5.  Jahrhunderts  schon  von  den 
Päpsten  erhobenen  Ansprüchen  (s.  o.  S.  683  ff.") 
nicht  im  Einklang  stand.  Ebensowenig  war  in 
den  Kanones  das  von  Karl  geübte  Besetzungsrecht 
der  Bisthümer  anerkannt,  s.  Th.  II.  S.  512.  517. 


§.188.]  Gesetzgebungsrecht.    Die  karolingische  Zeit.  713 

Gesichtspunkt  und  eine  gesetzgeberische  Regelung  jenes  Verhältnisses  in  allen  Ein- 
zelheiten ist  aber  von  ihm  nicht  unternommen  worden.  Wenngleich  ein  derartiges 
systematisches  Vorgehen  der  Gesetzgebung  der  damaligen  Zeit  fern  lag,  und  die  ge- 
waltige Persönlichkeit  Karls  auch  ohne  ein  solches  den  von  ihm  eingenommenen 
Standpunkt  festzuhalten  vermochte,  so  war  immerhin  damit  die  Möglichkeit  zu  Kolli- 
sionen gegeben ,  und  diese  konnten  um  so  leichter  eintreten ,  als  die  Tendenz  der 
karolingischen  Gesetzgebung,  darauf  gerichtet  war,  (freilich  unter  dem  stillschwei- 
genden Vorbehalt  der  königlichen  und  kaiserlichen  Rechte)  die  kirchlichen  Ver- 
hältnisse gemäss  den  Kanonen  und  Dekretalen  zu  gestalten. 

Allerdings  wurde  den  Nachfolgern  Karls  des  Gr.  das  oberste  Gesetzgebungsrecht 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  vorerst  noch  nicht  direkt  bestritten ,  und  dieselben 
haben  es  formell  noch  in  derselben  Weise,  wie  der  letztere,  ausgeübte  Indessen  tritt 
schon  im  Beginn  der  Regierung  Ludwigs  des  Fr.  in  der  fränkischen  Geistlichkeit, 
freilich  von  ihm  selbst  begünstigt  ^^  das  Bestreben  hervor,  im  Interesse  der  Reform 
der  Kirche  die  Rechtsverhältnisse  derselben  noch  in  grösserem  Umfange  als  früher, 
und  selbst  unter  Beschränkung  der  fürstlichen  Rechte  mit  den  Normen  der  Kanones 
und  der  Dekretalen  in  Einklang  zu  bringen  ^.  Später,  als  in  Folge  der  zunehmenden 
Verwirrung  des  Reiches  und  der  Schwächung  der  kaiserlichen  Autorität  die  Forde- 
rungen nach  einer  Reform  der  Kirche  immer  lauter  von  der  Geistlichkeit  erhoben 
wurden ,  wird  sogar  dabei  unter  Berufung  auf  päpstliche  Dekretalen  schon  eine  An- 
schauung geltend  gemacht,  welche  das  bisherige  Verhältniss  des  Kaisers  zur  Kirche 
und  damit  auch  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  desselben  in  Frage  stellen  musste, 
indem  die  kirchliche  Reformpartei  für  die  priesterliche  und  bischöfliche  Gewalt  den 
Vorrang  vor  der  weltlichen  beansprucht  und  von  der  letzteren  die  Enthaltung  jeder 
Einmischung  in  die  kirchlichen  Dinge  fordert^,  bis  dann  etwa  um  die  Mitte  des  O.Jahr- 
hunderts in  den  aus  den  kirchlichen  Reformkreisen  hervorgegangenen  Fälschungen  des 

518.  523.     Weiter  gehört  hierher  das  auf  Grund  tage  zu  Worms  v.  829.  c.  3,  LL.  1,  333,  petitio 

der    sardlcensischen   Kanones    von    Rom   bean-  eben  daselbst  c.  1.  p.  338;    ferner  das  Aachener 

spruchte  oberstrichterliche  Recht.  Konzil  v.  836  praef.  u.  III.  5,  Mansi  14,  673. 

1  Vgl.  darüber  des  Näheren  o.  S.  554  ff.  687.    Eine  Konsequenz  dieses  Standpunktes  ist 

2  Simson,  Jahrb.  u.  Ludw.  d.  Fr.  1,  37.  es,  wenn  die  Synode  v.Meaux-Paris  845  bis  846. 

3  So  schon  auf  dem  Reichstage,  bez.  der  Sy-  verlangt,  c.  71,  Mansi  14,  836:  „ut  auctorita- 
node  V.  Aachen  i.  J.  817,  s.  o.  S.  552.  n.  la;  tem  sigillo  regio  roboratam  more  tractoriae  chri- 
Simson  1,  82  ff.,  wo  Ludwig  auf  das  Ernen-  stianissimus  princeps  singulis  donet  episcopis 
nungsrecht  der  Bischöfe,  wenngleich  nicht  auf  quam  quisque  episcoporum  penes  se  habet,  ut, 
jede  Mitwirkung  bei  den  Bischofswahlen,  offen-  quando  ei  necesse  fuerit,  per  eamdem  auctorita- 
bar  in  Nachgiebigkeit  gegen  die  Forderungen  der  tem  reipublicae  ministros  conveniat ,  ut  ipsi  in 
Geistlichkeit,  verzichtet  hat,  s.  Th.  II.  8.  524.  quibuscunque    civil!  indiguerit  adiutorio,    rei- 

*  So  auf  der  Reformsynode  zu  Paris  v.  829,  I.  publicae  ministris  concurrentibus,  suum,  immo 
3,  Mansi  14,  537  unter  Berufung  auf  die  o.  divinum,  possit  rite  peragere  ministerium", 
S.  676.  n.  3  mitgetheilte  Stelle  des  Gelasius  T.,  also  eine  königliche  Blanco-Vollmacht  für  die 
ferner  III.  8  unter  Berufung  auf  den  Bericht  Bischöfe,  für  alle  ihre  Anordnungen  und  Mass- 
Ruflns  in  seiner  hist.  eccles.  X.  2  über  den  Aus-  nahmen  die  staatliche  Exekutivgewalt  in  Bewe- 
spruch  Kaiser  Konstantins:  „deus  .  .  .  constituit  gungsetzen  zu  können,  obwohl  bereits  Ludwig  der 
vos  sacerdotes  et  potestatem  vobis  dedit  de  nobis  Fromme  in  der  Gewährung  des  staatlichen  Zwan- 
quoque  iudicandi  et  ideo  nos  a  vobis  recte  iudi-  ges  für  einzelne  Fälle  weiter  gegangen  war,  als 
camur;  vos  autem  non  potestis  ab  hominibus  in-  Karl  der  Gr.,  vgl.  cap.  gen.  Wormat.  v.  829.  c.  1. 
dicari",  M.  14,  598;  III.  25,  1.  c.  p.  603:  „spe-  3.  6.  7,  LL.  1,  350.  351,  wo  sogar  für  einen 
cialiter  tamen  unum  obstaculum  ex  multo  tem-  Fall  der  König  sich  die  Wahl  zwischen  der  For- 
pore iam  inolevisse  cognovimus,  i.  e.  quia  et  derung  des  Bannes  oder  Verhängung  der  harmi- 
principalis  potestas,  diversis  occasionibus  inter-  scara  (^entehrende  Strafe)  vorbehält.  Vgl.  im  AU- 
venientibus,  secus  quam  auctoritas  divina  se  gemeinen  S im  son  1,  316  u.  2,  149 ;  Dümm- 
habeat,  in  caussas  ecclesiasticas  prosilierit"  .  .  .  ;  1er,  ostfränk.  Reich  1,  48.  50.  114.  277;  Hin- 
vgl.  auch  die  consult.  episcopor.  auf  dem  Reichs-  schius,    decret.  Pseudo-Isidor.  p.  CCXVIIIft. 
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Benediktus  Levita  und  des  Pseudo-lsidor  unter  noch  schärferer  Betonung  der  Hoheit 
der  geistlichen  Gewalt  und  des  Ausschlusses  der  Laien  von  der  Regelung  der  kirch- 
lichen Angelegenheiten  '  auch  die  Folgerung  klar  hingestellt  wird,  dass  die  weltlichen 
Konstitutionen,  welche  gegen  die  Kanones  oder  die  Dekrete  der  römischen  oder  an- 
derer Bischöfe  erlassen  werden,  null  und  nichtig  sind  '^.  Wenngleich  damit  allein  das 
bisherige  fränkische  Staatsrecht  nicht  umgestaltet  ward,  so  hat  doch  während  dieser 
Zeit  das  Königthum  und  Kaiserthum  die  leitende  Stellung  in  den  kirchlichen  Ange- 
legenheiten, welche  es  unter  Pippin  und  Karl  dem  Gr.  gehabt  hatte,  und  damit  auch 
den  massgebenden  Einfluss  auf  die  kirchliche  Gesetzgebung  verloren  ^. 

II.  Das  Papstthum.  Die  ersten  Karolinger  hatten,  wie  oben  S.  702  be- 
merkt, bei  der  Einführung  der  von  ihnen  beabsichtigten  Reformen  dem  Papste  kein 
direktes  und  allgemeines  Anordnungsrecht  für  die  fränkische  Kirche  eingeräumt. 
Indessen  haben  sie  andererseits,  um  für  einzelne  ihrer  Massnahmen,  welche  mit  den 
bestehenden  Kanonen  nicht  in  Einklang  waren ,  die  Autorität  des  Nachfolgers  Petri 
zu  erhalten,  die  Mitwirkung  desselben  nachgesucht  oder  mindestens  in  anderen  Fällen 
eine  solche  gestattet.  Hieraus  erklärt  sich  die  eigenthümliche  Erscheinung,  dass  der 
Papst,  obwohl  ihm  principiell  kein  kirchliches  Gesetzgebungsrecht  im  Frankenreiche 
zustand,  doch  sowohl  das  Recht  zur  Ertheilung  von  Privilegien  ^  wie  auch  von  Dis- 
pensationen ^,  welches  ein  Ausfluss  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist ,  wenigstens  unter 
Konkurrenz  der  weltlichen  Herrscher,  ausgeübt  hat'\ 

Ebensowenig  kann  es  befremden,  dass  Stephan  III.  (IV.)  im  J.  7(J9,  als  Karl  noch 
blos  die  Stellung  eines  römischen  Patriciers  inne  hatte,  ohne  dessen  Mitwirkung  seine 


»  Beued.  Levit.  1.  315.  319.  322;  Pseudo- 
Clera.  c.  57;  Ps.  Alex.  c.  12;  Ps.  Telespb.  c.  3; 
Ps.  Calixt.  c.  5.  6;  Ps.  Fabian,  c.  15.  16.  24; 
Ps.  Luc.  c.  6;  Ps.  Melc.  c.  10;  Ps.  Fei.  11.  c.21, 
ed.  Hinschius  p.  53.  102,  111.  136.  163.  166. 
177.  248.  493. 

2  Beiied.  Lev.  III.  346:  „coiistitutioncs  contra 
canones  et  decreta  presulum  Romanorum  seu  re- 
liquorum  pontificum  vel  bonos  mores  nullius  sunt 
momenti"  und  cap.  Angilramni  36,  ed.  Hin- 
schius p.  764;  vgl.  auch  Ben.  Lev.  HL  122: 
„providendum  est  in  omnibus,  ne  in  aliquo  apo- 
stolica  decreta  violentur-",  und  Angilr.  c.  20  bis  (L 
c.  p.  769):  „Item  generali  decreto  constituimus, 
ut  execrandum  anathema  et  velut  praevaricator 
catholicae  fidei  apud  deum  reus  existat,  qui- 
cumque  regum  vel  potentum  deinceps  canonuni 
censuram  in  quocumque  -crediderit  vel  permiserit 
violandum" ;  ferner  Bened.  1.402:  „Non  liceat 
imperatori  vel  (niiquam  pietatem  custodienti  ali- 
quid contra  mandata  divina  praesumere'*,  wieder- 
holt Angilr.  16  bis,  \.  c.  p.  768  u.  Ps.  Calixt.  6 ; 
Ps.  Marcellin.  4;  Ps.  Symm.  syn.  VI,  1.  c.  p.  137. 
222.  683. 

3  Vgl.  0.  S.  555  ff.  ,  wo  dies  in  Betreff  der 
Reichssynoden,  dem  Hauptorgane  der  königlichen 
Gesetzgebung ,  des  näheren  nachgewiesen  und 
auch  das  Erforderliche  über  den  Unterschied 
zwischen  dem  westfränkischen  Reich  und  Deutsch- 
land bemerkt  worden  ist. 

*  Hierher  gehören  eine  Reihe  von  Privilegien 
für  Klöster,  deren  Aechthelt  allerdings  (min- 
destens in  einzelnen  Fassungen  oder  in  einzelnen 


Theilen)  äusserst  bestritten  ist,  in  Betreff  deren 
aber  jedenfalls  so  viel  feststeht,  dass  sie  von  den 
als  Urhebern  bezeichneten  Päpsten  erlassen  wor- 
den sind  und  dass  sie  zu  Gunsten  der  fraglichen 
Klöster  besondere  Begünstigungen  gegen  das  be- 
stehende kirchliche  Recht  festgesetzt  haben,  so 
das  Privileg  Zacharias'  v.  751  für  Fulda,  Jaffa' , 
mon.  Mogunt.  p.  228,  vgl.  dazu  Hahn,  fränk. 
Reich  741—752.  S.  136.227;  0 eisner,  Jahrb. 
d.  fränk.  Reichs  unter  Pippin  8.  58.  487; 
8  i  ekel,  Beiträge  z.  Diplomatik  ,  Sitzgsber.  d. 
Wiener  Akademie  47,  597;  Härtung,  diplom. 
histor.  Forschungen.  Gotha  1873.  S.  195;  Ste- 
phans III.  v.  757,  Hadrians  I.  v.  786,  s.  Th.  IL 
S.  335.  n.  2,"  und  Leos  IIL  v.  798  für  S.  Denis, 
Jaffe'  ed.I.n.l911,  vgl.Sickel  a.a.O.  S. 618; 
Oelsner,  a.  a.  0.  S.  236.  287.422;  Härtung 
a.  a.  0.  8.  70,  also  für  Klöster,  welche  gleich- 
zeitig auch  von  den  weltlichen  Regenten  Privi- 
legien erhalten  haben,  vgl.  ferner  von  Leo  HI. 
für  Centulum  oder  S.  Riquier  (Depart.  Somme), 
Jaffe  1.  c.  n.  1913.  Darüber,  dass  das  Privileg 
Hadrians  I.  über  die  Ertheilung  der  Primaten- 
würde an  Tilpin  v.  Rheims  unächt  ist,  s.  Th.  I. 
S.  602. 

5  So  in  Betreff  Angilrams  von  Metz  und  Hil- 
debolds  von  Köln  von  der  Beobachtung  der  Resi- 
denzpflicht, s.  0.  S.  222.  n.  4. 

^  Uebrigens  sind  (offenbar  aus  denselben 
Gründen)  auch  innerhalb  wie  ausserhalb  des 
päpstlichen  Machtbereiches  ähnliche  Privilegien 
nachgesucht  und  ertheilt  worden,  s.  z.  B.  für 
Italien  Jaf  fe  n.  1867  (Hadrian  I.)  und  für  Can- 
terbury  1.  c.  n.  1914  (Leo  IIL). 


188. 


Gesetzgebungsrecht.    Die  karolingische  Zeit.    (Papstthum.; 


715 


Lateransynode,  zu  welcher  er  wenigstens  in  Folge  seiner  Beziehungen  zum  Franken- 
reiche fränkische  Bischöfe  eingeladen  hatte,  einberufen  und  mit  derselben  ein  Gesetz 
über  die  Papstwahl  erlassen  hat  K  Dies  hängt  damit  zusammen,  dass  das  Papstthum 
damals  eine,  von  Ostrom  thatsächlich  unabhängige  Stellung  hatte,  und  die  Ordnung 
der  Papstwahl  unter  den  obwaltenden  Umständen  als  eine  wesentlich  römische  An- 
gelegenheit gelten  konnte  '^.  Das  einzige,  weiter  hier  in  Betracht  kommende  römische 
Konzil  aus  der  Zeit  Karls  des  Gr.,  das  von  798,  in  Betreff  des  Adoptianismus  ist  an- 
scheinend eine  Provinzialsynode  gewesen  und  überdies  auf  Veranlassung  desselben  von 
Leo  IIL  abgehalten  worden  ^.  Von  der  Ausübung  eines  selbstständigen  päpstlichen 
Gesetzgebungsrechtes  zeigen  sich  während  des  erwähnten  Zeitraumes  so  gut  wie  gar 
keine  Spuren.  Aber  schon  unter  Ludwig  dem  Fr.  beginnt  der  Anfang  einer  Entwicklung, 
welche  zu  der  Emancipation  des  Papstthums  von  der  Unterordnung  unter  die  Karo- 
linger führt.  Ludwig  selbst  hatte,  wenngleich  vielleicht  aus  berechnender  Politik  ^ 
in  einem  Fall  das  ausschliessliche  Recht  des  Papstes,  über  Glaubensstreitigkeiten  zu 
befinden,  anerkannt'*,  und  ebensowenig  hat  er  es  gehindert,  dass  Eugen  IL  i.  J.  826 
eine  grössere  Synode  nach  Rom  einberufen  ^'  und  mit  derselben  —  schon  unter  star- 
ker Betonung  der  Pflicht  zur  Beobachtung  der  Dekrete  des  apostolischen  Stuhles ''  — 
eine  Reihe  Reformkanones,  welche  sich  vielfach  mit  denen  der  fränkischen  Konzilien 
berühren,  erlassen  hat  ^.  Von  den  späteren  Zeiten  der  Regierung  Ludwigs  des  Fr.  an 
haben  die  mannigfachen,  im  Frankenreiche  hervortretenden  Wirren  den  Päpsten 
reichliche  Gelegenheit  zum  Eingreifen  in  die  Verhältnisse  desselben  und  zur  Aus- 


1  S.  0.  8.  532.  11.  1  u.  Th.  I.  S.  228. 

2  Wie  ja  auch  einst  darüber  die  römische  Sy- 
node unter  Symmachus  i.  J.  499  während  der 
Ostgothenherrschaft  selbststäiidig  Anordnungen 
getroffeu  hatte,  s.  o.  S.  691.  n.  4  und  Th.  I. 
S.  218. 

3  S.  0.  S.  482.  n.  5.  Die  angebliche  Synode 
V.  774  hat  niemals  stattgefunden,  lieber  die  v. 
800  vgl.  Th.  I.  S.  306.  Ob  das  von  He  feie  3, 
625  und  Mansi  12,899  zu  780  angesetzte  Kon- 
zil und  die  Versammlung  von  810  in  Betreff  des 
filioque,  welche  He  feie  3,  753  nur  eine  Art 
Synode  nennt,  wirklich  Synoden  oder  nur  Ver- 
sammlungen des  römischen  Presbyteriums  ge- 
wesen sind,  lässt  sich  nicht  feststellen.  Für  die 
vorliegende  Frage  ist  dies  aber  irrelevant,  da 
Karl  der  Gr.  dem  Papst  und  der  römischen  Kirche 
an  sich  das  Recht,  auch  ihrerseits  Entscheidun- 
gen über  Glaubensfragen  abzugeben,  nicht  be- 
stritten hat. 

4  Vgl.  Simson  a.  a.  0.  1,  221. 

5  Insofern  als  er  bei  seinem  Versuche,  eine 
Verständigung  mit  dem  Papste  in  der  Frage  über 
die  Bilderverehrung  anzubahnen,  denselben  um 
Erlaubniss  bat,  die  massgebenden  Stellen  über 
die  letztere  durch  fränkische  Bischöfe  zusammen- 
stellen lassen  zu  dürfen,  eine  Erlaubniss,  welche 
natürlich  vom  Papst  ertheilt  worden  ist,  s.  den 
Brief  Ludwigs  an  P^ngen  11.  v.  825  bei  Bai  uze 
cap.  reg.  Franc.  1,643  u.  Mansi  15app.  p.437; 
Sickel,  Acta  reg.  et  imper.  Karol.  2,  155. 
n.  236. 

^  S.  0.  S.  509.  n.  3,  auf  welcher  auch  Bischöfe 
aus  der  Lombardei,  z.  B.  der  von  Pavia,  anwesend 
waren,  LL.  2  app.  p.  14. 


"^  So  enthält  das  erste  Kapitel  der  einleitenden 
Admonition  des  Papstes  eine  Reproduktion  des 
S.  686  n.  3  theilweise  citirten  c.  2  der  römischen 
Synode  v.  465  unter  Hilarus  I.  und  das  zweite 
eine  solche  der  Stelle  der  ep.  Gelasii  I.  ad  episc. 
Lucan.  etc.  v.  494,  o.  S.  688.  n.  7,  s.  LL.  2. 
app.  p.l2.  13. 

8  LL.  2.  app.  p.  11  ff.  Von  einer  ausdrück- 
lichen kaiserlichen  Genehmigung  zur  Einberu- 
fung der  Synode  oder  auch  nur  von  einer  Bestä- 
tigung ist  nichts  überliefert.  Allerdings  finden 
sich  c.  36.  37.  19.  38  c.  33  in  einzelnen  Kodices 
der  Longobardischen  Gesetze,  LL.  1,  372;  s. 
auch  lib.  Papiens.  Lothar,  c.  95.  76.  101  und 
add.  I.  c.  31,  LL.  4,  557  u.  588,  als  Gesetze  Lo- 
thars I.  bezeichnet,  aber  auf  eine  Bestätigung 
desselben  ist  daraus  nicht  zu  schliessen ,  da  bei 
der  Kompilation  der  gedachten  Gesetze  ebenfalls 
andere  Stücke  als  Kapitularien  excerpirt  worden 
sind,  Boretius,  Capitularien  im  Longobarden- 
reich.  Halle  1864.  S.  183.  Ein  kaiserliches  Ge- 
schehenlassen  ist  aber  anzunehmen,  da  die  Sy- 
node auch  aus  dem  longobardischen  Reich 
beschickt  war  und  hier  das  Institut  der  fränki- 
schen Reichssynoden  noch  über  diese  Zeit  hinaus 
in  praktischer  üebung  gestanden  hat,  s.  o.  S.  559. 

In  diesen  Zusammenhang  würde  auch  die  rö- 
mische Synode  unter  Stephan  V.  (IV.)  v.  816, 
welche  eine  Bestimmung  über  die  Papstwahl  ent- 
hält, gehören.  Sie  ist  aber  unächt,  s.  Th.  I. 
S.  231,  und  ich  muss  trotz  des  Widerspruchs  von 
H  ef  ele  ,  Konc. -Gesch.  3,  7  und  von  N  iehues 
in  Hüff er,  bist.  Jahrb.  d.  Görresgesellschaft.  1, 
141  bei  meiner  Ansicht,  vgl.  auch  Simson  1. 
66.  n.  7,  verbleiben. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  188. 


flbiing  einzelner  der  von  ihnen  längst  beanspruchten  Primatialrechte  gegeben  '.  In 
Verbindung  damit  wird  bereits  von  Leo  IV.,  welcher  allerdings  seinerseits  noch  prin- 
cipiell  eine  Bindung  des  Papstes  durch  die  Kanones  anerkennt'^,  die  Gleichstellung 
der  Dekretalen  der  römischen  Päpste  und  der  kaiserlichen  Gesetze  ausgesprochen  ■\ 
nachdem  schon  von  seinem  Vorfahr  Sergius  IL  das  Recht  des  Königs,  die  fränkischen 
Synoden  ausschliesslich  zu  berufen,  in  Frage  gestellt  worden  war  '.  Auf  dem  letzteren 
Wege  ging  Nikolaus  I.  weiter  fort.  Bei  seiner  Auffassung  von  der  römischen  Kirche  als 
derjenigen  Anstalt,  welche  an  oberster  Stelle  zur  Sorge  für  die  ganze  Christenheit 
berufen  ist,  nimmt  er  nach  dem  Vorbilde  der  Päpste  des  5.  Jahrhunderts  (s.  o.  S.  683) 
nicht  nur  ein  oberstes  Gesetzgebungs-  und  Privilegienrecht  für  die  ganze  Kirche  in 
Anspruch  '^,  sondern  er  erklärt  auch  —  im  Anhalt  an  die  pseudoisidorischen  Dekretalen 
—  die  Autorität  der  Konzilien  von  der  Mitwirkung  oder  Bestätigung  des  Papstes 


»  S.  0.  S.  555. 

2  S.  den  von  Ewald  ,  d.  Papstbriefe  d.  brltt. 
Sammlg.  im  Neuen  Arch.  d.  Gesellsch.  f.  ältere 
deutsche  Geschichtskunde  5,  386  citirten  Brief, 
8.  auch  ep.  ad  Loth.  (Jaffe  ed.  I.  n.  1972), 
Mansil4,  886. 

3  ep.  ad  Loth.  v.  853  (vgl.  Ewald  a.  a.  0. 
S.  388.  395.  396)  in  c.  9  Dist.  X.  :  „De  capitulis 
vel  preceptis  Imperialibus  vestris  nostrorumque 
(so  ist  statt  vestrorumque  zu  lesen,  Ewald 
S.  388.  n.  2)  pontiflcum  predecessorum  Irrefra- 
gabiliter  custodiendis  et  conversandis ,  quanto 
valuimus  et  valemus  Christo  propitio  et  nunc  et 
in  euuin  conservaturis  omnibus  modis  profltemur". 
Auch  er  hat  zu  Rom  i.  J.  850  und  853  zwei  Sy- 
noden abgehalten ,  von  denen  die  letztere  die 
Kanones  Eugens  11.  v.  826  wiederholt  hat,  s.  o. 
S.  509.  n.  3  und  He  feie  4,  178  u.  185. 

4  S.  0.  S.  556. 

5  Römisches  (Lateran.)  Konzil  v.  863  (s.  auch 
0.  S.  509.  n.  3)  c.  5,  Mansi  15,  651 :  ;;Si  quis 
dogmata,  mandata,  interdicta,  sanctiones  vel  de- 
creta  pro  catholica  fide ,  pro  eccleslastica  disci- 
plina,  pro  correetione  fldelium  ,  pro  emendatione 
sceleratorum  vel  imrainentium  vel  futurorum 
malorum  ,  a  sedis  apostolicae  praeside  salubriter 
promulgata  contempserit ,  anathema  sit"  (c.  18. 
C.  XXV.  qu.  2);  ep.  ad  univ.  episc.  Galliae  v. 
865  (Jaffe'  ed.  I.  n.  2100;  Mansi  15,  695; 
theilweise  auch  in  c.  1.  Dist.  XIX) :  „restat  ni- 
mirum ,  quod  decretales  epistolae  Romanorum 
pontiflcum  sunt  recipiendae ,  etiamsi  non  sunt 
canoniim  codici  compaginatae ,  quoniam  inter 
ipsos  canones  unum  b.  Leonis  capitulum  constat 
esse  permixtum,  quo  ita  omnia  decretalia  con- 
stituta  sedis  apostolicae  cnstodiri  mandantur ,  ut 
si  quis  in  illa  commiserit,  noverit  sibi  veniam 
negari.  Ait  enim  cap.  V.  suorum  decretalia:  ,,ne 
quid  vero  sit ,  quod  praetermissum  a  nobis  forte 
credatur  ,  omnia  decretalia  constituta"  u.  s.  w. 
(s.  0.  S.  685.  n.  2).  Dicendo  vero  omnia  decre- 
talia constituta,  nullum  de  decretalibus  constitu- 
tis  praetermisit,  quod  non  mandaverit  esse  custo- 
diendum.  Et  rursus  asserendo  omnium  decesso- 
rum  nostrorum ,  nullum  pontiflcum  Romanorum 
qui  ante  se  fuerit ,  excepit ,  cuius  ita  non  prae- 
reperit  decretalia  constituta  ab  omnibus  cnsto- 
diri ,   ut  si  quis  in  illa  commiserit,  veniam  sibi 


deinceps  noverit  denegari.  Itaque  nihil  interest, 
utrum  sint  omnia  decretalia  sedis  apostolicae 
constituta  inter  canones  conciliorum  immixta, 
cum  omnia  in  uno  corpore  compaginari  non  pos- 
sint  et  illa  eis  intersint,  quae  flrmitatem  his  quae 
desunt  et  vigorem  suum  assignent.  Praesertim 
cum  synodalia  gesta,  inter  quae  ipsi  canones  Sta- 
tut! sunt,  in  codice  canonum  non  habeantur,  sed 
a  nobis  omni  cultu  debite  venerentur.  Consonat 
autem  huic  b.  p.  Leoni  ...  in  decretis  suis  p. 
Gelasius  ita  inquiens  :  „Decretales  u.  s.  w.  (s.  o. 
S.  685.  n.  3).  Dictis  autem  :  diversis  temporibus 
etiam  illa  tempora  vir  sanctus  comprehendit, 
quae  crebrescentibus  paganorum  persecutionibus 
ad  sedem  apostolicam  deferri  caussas  episcopo- 
rum  difffcillime  permittebant.  His  ita  divina 
favente  gracia  praelibatis  ostendimus  nullam  dif- 
ferentiam  esse  inter  ea  decreta ,  quae  in  codice 
canonum  habentur  sedis  apostolicae  praesulum, 
et  ea  quae  prae  multitudine  vix  per  singula  volu- 
minum  corpora  reperiuntur:  cum  omnia  et  om- 
nium decessorum  suorum  decretalia  constituta 
atque  decretales  epistolas  quas  beatissimi  papae 
diversis  temporibus  ab  urbe  Roma  dederunt,  ve- 
nerabiliter  esse  suscipiendas  et  custodiendas  exi- 
mios  praesules  ,  Leonem  sc.  et  Gelasium  ,  man- 
dasse  probavimus."  Die  Ausführung  bezieht  sich 
bekanntlich  auf  die  Pseudoisidorischen  Dekre- 
talen,  vgl.  Hinschi  US,  decret.  Pseudo-Isidor. 
p.  CCV;  Dümmler,  Gesch.  d.  ostfränk.  Reichs 
1,  538,  hat  aber  auch  insofern  eine  darüber  hin- 
ausgehende principielle  Tragweite,  als  Nikolaus  I. 
durch  dieZurückweisung  der  Einwendung  der  frän- 
kischen Bischöfe,  dass  jene  Dekretalen  nicht  in  der 
von  der  fränkischen  Kirche  recipirten  Dionysio- 
Hadriana  ständen,  wenigstens  mittelbar  den 
Grundsatz  des  bisherigen  Staatskirchenrechtes, 
dass  der  Papst  kein  direktes  Gesetzgebungsrecht 
im  fränkischen  Reiche  besitze,  verwirft. 

6  Ueber  das  Privilegienrecht  s.  c.  8  (Nicol. 
L  a.  864,  Jaffe  ed.  L  n.  2091)  C.  IX.  qu.  3: 
„ .  .  .  primates  enim  uel  patriarchas  nichil  priui- 
legii  habere  pre  ceteris  episcopis,  nisi  quantum 
sacri  canones  concedunt  et  prisca  consuetudo  illis 
antiquitus  contulit,  difflnimus.  ita  ut  secundum 
Nicenas  regulas  priuilegia  seruentur  ecclesiis, 
preterquam  si  apostolica  sedes  aliquam 
ecclesiam  uel  rectorem  ipsius  quolibet  speciall 
priuilegio  decreuerit  honorare." 
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abhängig^,  und  legt  den  kirchlichen  Rechtsnormen  den  Vorrang  vor  den  kaiserlichen 
Gesetzen  und  Anordnungen  bei  2.  Abgesehen  von  seinem  Eingreifen  in  die  von  den 
fränkischen  Synoden  verhandelten  Angelegenheiten  und  der  Anordnung  der  Abhal- 
tung solcher  auf  fränkischem  Boden  ^,  hat  Nikolaus  I.  die  von  ihm  beanspruchte 
Primatialstellung  auch  durch  die  selbstständige  Einberufung  von  römischen  Syno- 
den "^j  auf  welchen  er  sowohl  Verordnungen  rechtlichen-^  wie  auch  dogmatischen 
Inhalts  6  erlassen  hat ,  zur  Geltung  gebracht.  Seine  Stellung  berührt  sich  mit  der 
der  Päpste  des  5.  Jahrhunderts,  auf  deren  Aussprüche  er  seine  Darlegungen  gründet  7, 
gerade  darin,  dass  er  wie  diese  die  Angelegenheiten  der  griechischen  Kirche  in  ent- 
scheidender Weise  beeinflusst  ^  und  auch  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  autori- 
tative Belehrungen  in  kirchlichen  Rechtsfragen  ertheilt  hat  ^,  nicht  minder  auch  in- 
sofern, als  er,  wie  seine  gedachten  Vorgänger  i",  seine  Machtstellung  dem  geschickten 
und  wirkungsvollen  Eingreifen  in  einzelne  kirchliche  Angelegenheiten  verdankt  ^^. 
Andererseits  hat  aber  das  Papstthum  unter  seinem  Pontifikat  bereits  eine  höhere 
Machtstufe  als  im  5.  und  im  Anfang  des  6.  Jahrhunderts  erreicht,  weil  es  damals 
seine  Primatialrechte  in  einem  viel  weiteren  Gebiet  hat  geltend  machen  können  ^2. 

Die  Fundamente  des  früheren  fränkischen  Staatskirchenrechtes  waren  durch 
das  Papstthum  im  Westfrankenreich  und  in  Italien  in  das  Wanken  gebracht  und  das 
Institut  der  fränkischen  Reichssynoden,  das  Organ  der  königlichen  und  kaiserlichen 
Gewalt,  vom  Papstthum  abhängig  geworden  1^.  Unbestrittenermassen  hatte  Nikolaus  I. 
das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  beanspruchen  und  in  einzelnen  Beziehungen  aus- 
üben können.  Für  die  Folgezeit  boten  nunmehr  nicht  allein  die  Dekretalen  der 
Päpste  des  4.  und  5.  Jahrhunderts,  sondern  auch  neben  seinen  eigenen  die  pseudo- 
isidorischen  Dekretalen,  welche  als  eine  schon  in  den  ältesten  Zeiten  der  Kirche 
geübte  Bethätigung  eines  umfassenden  Anordnungsrechtes  der  römischen  Bischöfe 
erscheinen  mussten ,  die  Grundlagen ,  auf  welcher  das  Papstthum  unter  günstigen 
Verhältnissen  fortbauen  konnte.  Solche  traten  allerdings  erst  wieder  nach  dem 
Verlauf  von   zwei  Jahrhunderten  ein.     Aber  zunächst  vermochte  das  Papstthum, 

1  S.  0.  S.  556.  n.  2  u.  S.  557.  n.  1 ;  vgl.  auch       nones  der  römisehen  Synode  v.  853  (s.  0.  S.  716 
ep.  cit.  V.  865 :    „Christus  enim  privilegia  con-       n.  3,  vgl.  auch  daselbst  n.  5). 

stituta,  in  Petro  disposita  vel  flrmata  Romanae  6  So  auf  der  Synode  v.  862  0.  863  gegen  die 

contulit   ecclesiae,    super   quam   nihil  synodus  Lehre  der  Theopaschiten  (s.  c.  7.  8),   und  auf 

quaelihet  ausa  est  merito  constituere ,  cum  sciat  der  Lateransynode  v.  863  in  Betreff  der  Bilder- 

omnia  illi  domini  sermone  concessa."  Verehrung,  Mansi  15,  178  u.  249,  wobei  er  den 

2  ep.ad  episc.  synod.  Silvanect.  v.  863,  Jaff  e  bisher  von  der  römischen  Kirche  im  Gegensatz 
n.  2054,  M  a  n  s  i  15,  301 :   „Ecce  quemadmodum  ^-'^^  fränkischen  eingenommenen  Staudpunkt  fest- 
imperiali  iudicio  non  possunt  ecclesiastica  iura  gehalten  hat,  vgl.  Hefele  1,  260.  272. 
dissolvi;   ecce,  qualiter  quod  lex  humana  conces-  ^  S.  z.  B.  0.  S.  716.  n.  5. 

Sit,  lex  divina  prohibeat.  Non  quod  imperatorum  ^  In  der  Angelegenheit  des  Photius  s.  0.  Anm. 

leges,   quibus  saepe  ecclesia  circa  haereticos  uti-  5,    Hefele,    Conc.  Gesch.    1,  228  IT.   267  ff., 

tur,  saepe  circa  tyrannos  atque  circa  pravos  quos-  B  axm  ann  ,  Politik  d.  Päpste  2,  4  ff. 
que  defeuditur,  dicamus  penitus  renuendas,  sed  ^  ^gl-  die  Briefe  an  Ado  v.  Vienne  v.  862  u. 

quod  eas  evangelicis,   apostoli eis  atque  v.  858— 867,  Mansi  15,  343.451;   an  Rudolf 

canonicis    decretis,     quibus    postpo-  v.  Bourges  v.  864,  p.  389;  an  Arduicus  v.  Be- 

nendae    sunt,     nullum    posse    inferre  sanken  v.  865,  p,  459 ;  an  Salomon  v.  Konstanz 

praeiudicium  asseramus"  (c.  1.  Dict.  X).  zw.  858  u.  867,  Jaffe  n.  2155—2158;  ferner 

3  S    0    S    556    n   2  ^^®  ausführliche  Belehrung  an  die  Bulgaren  r. 

±0     Wf^a     'o'^ri         v^.    *,       ^  866,  Mansi  15,  401. 

*  S.  0.  S.  oOy.  n.  ö.    vgl.  auch  die  folgenden  W  S   0    S    687 

Anmerkungen,  s.  übrigens  auch  S.  483.  n  Vgl.'üümmler  a.  a.  0.  1,  653  ff.,   B  ax- 

5  So  auf  der  römischen  Synode  v.  862  0.  863,  manna.  a.  0.  S.  17ff. 

Mansi  15,  658  über  die  Papstwahl,  s.  Th.  1.  12  s.  0.  S.  691. 

S.231.  n.  3,  und  über  die  Beobachtung  derKa-  13  s,  0.  S.  556.  558. 
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I.   Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  188. 


wenngleich  die  unmittelbaren  Nachfolger  Nikolaus'  I.  demselben  nicht  an  geistiger 
Bedeutung  gleichkamen,  doch  immer  noch  bei  der  weiteren  Zersetzung  der  Verhält- 
nisse des  fränkischen  Reiches  im  wesentlichen  die  Stellung  festhalten,  welche  ihm 
der  letztere  gegeben  hatte.  Abgesehen  davon,  dass  Hadrian  IL  (8G7 — 872)  auf  der 
S.  allgemeinen  Synode  von  Konstantinopel  SOI)  auch  gegenüber  der  byzantinischen 
Kirclie  seine  beanspruchte  Primatialstellung ,  freilich  ohne  dauernden  Erfolg,  hatte 
geltend  machen  können  ^  hat  sein  Nachfolger  Johann  VIIL  (872 — 882)  nicht  nur 
in  Italien  selbstständig  Synoden  zur  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse  berufen  2, 
sondern  es  sind  auch  die  damaligen  Nationalsynoden  für  das  longobardische  und 
westfränkische  Reich  unter  seiner  persönlichen  Betheiligung  oder  mindestens  unter 
seiner  Mitwirkung  abgehalten  worden  ^.  Allerdings  hat  sich  schon  nach  dem  Tode 
Nikolaus'  I.  gegen  die  seitens  desselben  vertretene  Anschauung  von  der  allseitig  ver- 
bindlichen Kraft  aller  päpstlichen  Dekretalen  sowohl  in  der  hohen  Geistlichkeit  wie 
auch  seitens  der  weltlichen  Gewalt  Widerspruch  erhoben.  So  hat  Hinkmar  von 
Rheims  in  seinem  Streite  mit  Hinkmar  von  Laon  die  Kraft  der  pseudoisidorischen 
Dekretalen  durch  die  Ausführung  zu  bestreiten  versucht,  dass  der  päpstliche  Stuhl 
nur  solche  Anordnungen  zu  erlassen  befugt  sei,  welche  mit  den  alten  Kanones  in 
Einklang  stehen  und  die  letzteren  zur  Durchführung  oder  zur  Anwendung  für  spe- 
zielle Fälle  bringen  ^ ;    und  ferner  Karl  der  Kahle  gegenüber  Hadrian  IL  die  Auf- 


'  Hatte  doch  diese  in  ihrem  c.2  die  Befolgung 
aller  Beschlüsse,  welche  unter  dem  Vorsitze  Ni- 
kolaus' 1.  (s.  0.  S.  513.  n.  3)  und  Hadrians  II. 
(^s.  0.  S.  482  n.  5)  auf  ihren  römischen  Synoden 
über  Ignatius  und  Photius  gefasst  waren,  an- 
geordnet, ferner  c.  3  sich  im  wesentlichen  für 
die  von  Rom  vertretene  Anschauung  in  der  Bil- 
derfrage ausgesprochen  und  endlich  c.  21  be- 
stimmt :  „Porro  si  synodus  universalis  fuerit  con- 
gregata  et  facta  fuerit  etiam  de  s.  Romanorum 
ecclesia  quaevls  ambiguitas,  oportet  venerabili- 
ter  et  cum  convenienti  reverentia  de  proposita 
quaestlone  sciscitari  et  solutionem  accipere  aut 
proflcere  aut  profectum  facere,  non  tarnen  audac- 
ter  senteutiam  dicere  contra  summos  senioris 
Romae  pontifices";  Mansilß,  160.174;  s.o. 
S.  335  u.  Th.  I.  S.  501;  vgL  ferner  Dümm- 
1er  a.a.0.1,  692 ff.,  Baxmann  a.a.O.2,30ff. 

Dass  die  erwähnte  Synode  ,,das  Dispensations- 
recht  des  Papstes  auf  das  Unumwundenste  an- 
erkannt hat",  so  Phillips  5, 172.  ist  unrichtig. 
Auf  derselben  ist  allerdijigs  ein  den  Primat  des 
Papstes  anerkennendes  Schreiben  des  Patriarchen 
Ignatius  v.  Konstantinopel  an  Nikolaus  I.,  M  ansi 
16,  47,  in  welchem  der  erstere  Anweisung  über 
die  Behandlung  der  von  Photius  geweihten  Geist- 
lichen und  der  Angehörigen  derselben  erbittet, 
sowie  eine  darauf  bezügliche  Antwort  Ha- 
drians II  ,  1.  c.  p.  50,  verlesen  worden,  und  die 
Synode  hat  die  letztere  gebilligt,  1.  c.  p.  53, 
vgl.  auch  He  feie  4,  361.  396.  Will  man  aber 
selbst  in  den  Anordnungen  Hadrians  eine  Dis- 
pensation linden  ,  so  lag  nur  die  Anerkennung 
einer  solchen  für  einen  Spezialfall  unter  hinzu- 
tretender Mitwirkung  eines  allgemeinen  Konzils 
vor,  von  einer  principiellen  Einräumung  des 
Dispensationsrechtes  ist  dagegen  keine  Rede  ge- 
wesen. 


-  S.  0.  S.  509,  insbesondere  Anm.  3,  und 
S.  560.  n.  1. 

3  S.  0.  S.  557  u.  560.  Darüber,  dass  Jo- 
hann VIII.  auch  versucht  hat,  von  einzelnen 
Erzbischöfen  bei  Nachsuchung  des  Palliums  die 
Einsendung  eines  Anerkenntnisses  der  päpst- 
lichen Dekretalen  zu  erlangen,  vgl.  o.  S.  201.  n.4. 

Von  seinen  Nachfolgern  hat  Stephan  VI.  prin- 
cipiell  wenigstens  den  von  Nikolaus  I.  vertrete- 
nen Standpunkt  festgehalten,  s.  ep.  ad  Stilian. 
archiep.  (Neocaes.)  zw.  885  u.  891  bei  Ewald 
a.  a.  0.  S.  406 :  „quia  speculum  et  exemplum  s. 
Romana  ecclesia  .  .  .  posita  est  omnibus ,  quid- 
quid  statuit,  quicquid  ordinat,  perpetuo  et  inre- 
fragabiliter  observandum  esf^' ;  vgl.  auch  c,  2. 
C.  XXXV.  qu.  9.  Johann  IX.  hat  die  beiden 
i.  J.  898  abgehaltenen  Synoden  (s.  o.  S.  509. 
n.  3.  u.  Th.  I.  S.  236)  berufen  und  da  der  Kai- 
ser Lambert  auf  der  von  Ravenna  gegenwärtig 
war  und  die  betreffenden  Anordnungen  beider 
mit  seinem  Einverständniss  erlassen  worden  sind, 
Dümmler,  ostfränk.  Reich  2,  428.  429,  so  hat 
für  Italien  damals  dasselbe  Verhältniss  obgewal- 
tet, wie  nicht  lange  vorher  zwischen  Johann  VIII. 
und  Karl  dem  Kahlen  für  das  westfränkische  und 
longobardische  Reich. 

■*  c.  10.  opuscul.LV.  capit.  adv.  Hincm.  Land. 
V.  869—870,  Migne  patrol.  126.  316.  Hier 
geht  Hinkmar  von  der  auch  von  Nikolaus  I.  ver- 
wendeten Dekretale  Leos  I.  (s.  o.  S.  685.  n.  2) 
aus,  und  indem  er  die  in  derselben  gebrauchten 
Worte :  ..promulgare  de  ecclesiasticis  ordinibus 
et  canonum  disciplinis"  dahin  erklärt:  „promul- 
gare  autem  leges  est  leges  condere  ,  promulgare 
de  legibus  est  de  illis  iudicia  sumere  et  secun- 
dum  illas  iudicare  earumque  observationem  et 
iudicia  omnibus  intimari*,  ruft  er  nach  dem  Hin- 
weis auf  ältere  Dekretalen,  welche  die  Verbind- 


§.  188.; 


Gesetzgebungsrecht.    Die  karolingische  Zeit.     (Papstthum. 
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fassung  vertreten,  dass  auch  die  Gesetze  der  Kaiser  (wenigstens  der  früheren)  eine 
Schranke  für  das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  bildend    Indessen  ist  diese  Oppo- 


lichkeit  der  Konzilienkanones  aussprechen,  s.  o. 
S.  677.  Anm.,  seinem  Neffen  zu  :  „Audis  ss.  ca- 
nones  spiritu  dei  conditos  et  totius  mundi  reve- 
rentia  conservatos,  a  quibus  nulla  negligentia 
aut  praesumptione  a  quolibet  deviari  conceditur? 
Audis ,  quia  contra  eosdem  canones  nee  etiam 
apostolJca  sedes  sibi  licere  aliquid  temere 
cupiat?"  In  Uebereinstimmung  damit  bemüht  er 
sich  c.  25.  1.  c.  p.  384  weiter  darzuthun,  dass 
den  päpstlichen  Dekretalen  im  Vergleich  mit  den 
Kanones  der  Konzilien  blos  eine  relative  Gültig- 
keit zukomme.  Er  geht  hierbei  von  dem  decre- 
tum  des  Gelasius  I.  de  libris  recipiendis  v.  495 
0.  496,  Thiel  1,  457.  n.  15  u.  p.  458  aus,  in 
welchem  in  Betreff  der  Konzilien  in  einem  Zu- 
satz bemerkt  wird :  „sed  et  si  qua  sunt  concilia 
(ausser  den  4  ersten  allgemeinen)  a.  ss.  patribus 
instituta ,  post  horum  IV  auctoritatem  et  custo- 
dienda  et  recipienda  decrevimus",  von  den  päpst- 
lichen Dekretalen  aber  gesagt  ist :  „venerabiliter 
suscipiendas  esse"  (s.  o.  S.  685.  n.  3),  und  hebt 
dann  hervor:  „quantum  enim  distat  inter  illa 
concilia,  quae  custodienda  et  recipienda 
decrevit  et  ineonvulsa  flrmaque  deinceps  patres 
catholici  voluerunt  et  illas  epistolas  quae  diver- 
sis  temporibus  pro  diversorum  consolatione  datae 
fuerunt,  quas  venerabiliter  suscipiendas  dicit, 
nemo  in  dogmatibus  ecclesiasticis  exercitatus 
ignorat.  Si  enim  quaedam  ex  his  quae  in  qui- 
busdam  illis  epistolis  continentur ,  teuere  et 
custodire  velle  inceperimus,  contra  alia  plurima 
illarum  epistolarum  facere  incipiemus.  Et  rur- 
sus ,  si  alia  contra  quae  feceramus  ,  teuere  et 
custodire  inceperimus,  adversus  ea  quae  antea 
servare  voluimus,  faciemus  et  a  conciliis  sacris 
quae  perpetuo  nobis  recipienda,  tenenda  atque 
sequenda  sunt,  deviabimus:  sed  et  a  consuetu- 
diue,  quam  catholica  ecclesia  habuit,  ex  quo  in 
s.  Nicaenum  concilitim  patres  nostri  convene- 
runt,  qui  adhuc  .  .  .  nobiscum  in  suis  constitu- 
tionibus  vivunt,  peruioiosissime  discedemus.  .  .  . 
Nam  et  b.  Gelasius  easdem  epistolas  non  solum 
ss.  canonibus  in  quibusdam  adversas,  sed  etiam 
sibi  ipsis  diversas  ostendit,  cum  dicit,  illas  di- 
versis  temporibus  pro  diversorum  consolatione 
data."  Elr  fülirt  also  aus,  dass  die  Kauones dauernd 
und  ewig  gültiges  Recht  enthalten,  welches  un- 
wandelbar ist  und  unwandelbar  beobachtet  wer- 
den muss  (das  heisst  ihm:  custodire  etrecipere), 
dass  dagegen  die  päpstlichen  Dekretalen  zwar 
auch  Recht  schaffen ,  aber  nur  für  die  sich  ver- 
ändernden und  wandelbaren  Bedürfnisse  der 
kirchlichen  Gestaltungen  und  weil  sie  sich  des- 
halb widersprechen  können  (vgl.  dazu  auch  c.  10, 
p.  353),  zwar  zu  beobachten  sind,  aber  nicht  für 
immer  und  ewig,  sondern  nur  so  lange  die  von 
ihnen  betroffenen  Verhältnisse  obwalten  (das 
heisst  ihm:  „suscipere"),  vgl.  auch  1.  c.  p.  385: 
„quia,  si  illa,  quae  in  eisdem  epistolis  continen- 
tur et  suis  temporibus  congrua  fecerunt,  subse- 
quentibus  temporibus,  ita  ut  in  eis  continentur, 
omnia  et  insimul  custodiri  valerent  et  servari  ac 
teneri  congruerent,  patres  nostri,  catholici  vide- 
licet  doctique  pontiflces,  in  conciliis  saeris  leges 


mansuras  usque  in  saeculi  flnem  non  conderent", 
und  so  lange  sie  nicht  durch  die  Kanones  der 
Konzilien  abgeändert  werden  (was  offenbar  im 
Hinblii^k  auf  die  zumTheil  aus  der  Zeit  vor  dem 
Nicänum  datirten  pseudoisidorischen  Dekretalen 
gesagt  wird).  Vgl.  hierzu  auch  v.  Noorden,  Hink- 
mar,  Erzbischof  v.  Rheims.  Bonn  1863.  S.270ff. 
280  ff.  Endlich  bestreitet  Hinkmar  auch  den 
pseudoisidorischen  Satz ,  dass  die  Autorität  aller 
Konzilien  vom  Papste  abhänge  ,  er  gesteht  dem 
Papste  das  Einberufungsrecht,  freilich  auch  un- 
ter gleichzeitiger  Erwähnung  der  Mitwirkung  des 
Kaisers,  nur  fiJr  die  grösseren  Synoden ,  nicht 
aber  für  die  Provinzialkonzilien  zu,  indem  er 
die  päpstliche  Ermächtigung  für  die  letzteren  in 
der  allgemeinen  kirchengesetzlichen  Anordnung 
über  ihre  Abhaltung  findet,  c.  20,  1.  c.  p.  359  ff. 
Vgl.  auch  S.  481.  n.  1. 

1  In  dem  von  Hinkmar  v.  Rheims  verfassten 
Antwortschreiben  an  Hadrian  II.  v.  872,  vgl. 
Dümmler  1,  183,  u.  v.  Noorden  S.290.  Hier 
wendet  sich  Karl  gegen  das  den  pseudoisidori- 
schen Dekretalen  entsprechende  Verlangen  Ha- 
drians  II.,  dass  ihm  allein  die  Verhandlung  und 
Entscheidung  der  Anklagesache  gegen  Hinkmar 
V.  Laon,  nachdem  dieser  die  Appellation  an  den 
römischen  Stuhl  eingelegt  habe,  hätte  überlassen 
werden  müssen.  Unter  Berufung  auf  1.  35.  C. 
Th.  XVI.  2  u.  nov.  123.  c.  11  hebt  er  hervor. 
Migne  patrol.  124,  891 :  „Quas  leges  ab  impe- 
ratoribus  et  regibus,  nostris  videlicet  praedeces- 
soribus,  promulgatas  atque  decretas,  nos  immu- 
tilate  et  irrefragabiliter  convenit  conservare,  sieut 
apostolicae  sedis  antistites  ad  dominos  et  terrae 
principes  scripserunt.  Ait  enim  Leo  ad  Leonem 
Augustum :  „Debet ,  inquiens  ,  incunctanter  ad- 
vertere  regiam  potestatem  tibi,  non  solum  ad 
mundi  regimen,  sed  maxime  ad  ecclesiae  praesi- 
dium  esse  collatum,  ut  ausus  nefarios  compri- 
mendo  et  quae  bene  sunt  statuta  defendas  et  ve- 
ram  pacem  his  quae  sunt  turbata  restituas"  (ed. 
Baller.  n.  156.  c.  3.  v.  457,  1,  1323).  Et  Ge- 
lasius ad  Anastasium :  „Etenim,  Imperator 
auguste,  si  contra  leges  publicas  aliquid,  quod 
absit,  quispiam  fortasse  tentaret,  nulla  .  .  .  ra- 
tione  potuisset  admitti"  (v.  494,  Thiel  1,  357). 
Quas  etiam  leges  principali  auctoritate  promul- 
gatas, non  solum  a  quibuscunque  episcopis,  sed 
etiam  ab  ipsis  apostolicae  sedis  pontificibus, 
ipsius  primae  sedis  antistites  observari  debere 
scripserunt,  sicut  b.  Leo  ad  Leonem  augustum 
scribens  demonstrat,  dicens  non  se  refragari  de- 
bere edicta  imperialia  vel  ea  quae  sui  decessores 
secundum  tramitem  scripturarum  praedicationem- 
que  maiorum  statuerunt.  „Si  quae  inquiens, 
destruxi,  ego  aediflco,  praedicatorem  nie  consti- 
tuo  et  eis  me  ultionum  conditionibus  subdo  quas 
non  solum  auctoritas  b.  m.  principis  Martiani, 
sed  etiam  ego  mea  consensione  Ürmavi"  (ed.  cit. 
n.  162.  c.  2.  v.  458,  1,  1340).  ...  Et  cum  sacrae. 
leges,  tam  ecclesiasticae  quam  mundanae  de 
damnato  episcopali  et  synodali  concilio  decer- 
nant,  non  est  nostri  regii  ministerii  reum  et  ss. 
canonum  iudicio  condemnatum  atque  apostolicae 
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sitioii  nicht  vom  Standpunkte  des  früheren  karolingischen  Staatsrechtes  aus,  vielmehr 
nur  durch  Berufung  auf  ältere,  weder  ihrem  Zusammenhang  noch  ihrer  historischen 
Bedeutung  nach  gewürdigte  Gesetze  und  Dekretalen,  sowie  durch  spitzfindige  Wort- 
auslegung derselben  begründet  worden.  Denn  das  oberste  päpstliche  Gesetzgebungs- 
rcclit  ist  dabei  principiell  nicht  mehr  in  Frage  gestellt  worden  \  nur  um  die  Schran- 
ken desselben  hat  sich  der  Streit  gedreht.  Zum  Austrag  ist  derselbe  damals  nicht 
gelangt  2,  vielmehr  hat  die  Entwicklung  am  Ende  der  karolingischen  Periode  für  das 
west fränkische  Reich  damit  abgeschlossen,  dass  das  Gesetzgebungsrecht  des 
Papstes  für  dasselbe  anerkannt ,  daneben  aber  das  des  Kaisers  und  Königs  noch  nicht 
ganz  beseitigt  worden  ist  3,  ohne  dass  sich  allerdings  klare  und  feste  Anschauungen 
über  das  nähere  Verhältniss  des  kaiserlichen  und  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes 
und  über  die  Schranken  des  letzteren  gebildet  haben  ^. 

Im  ost fränkischen  Reich  hat  dagegen  das  Königthum  noch  bis  zu  den 
Zeiten  Arnulfs  hinab  sich  das  frühere  Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, formell  unabhängig  von  Rom,  bewahrt  und  in  alter  Weise  auf  den  National- 
synoden bethätigt  ^,  aber  auch  hier  hat  die  bedeutende  Stellung ,  welche  das  Papst- 
thum  in  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunders  errungen  hatte,  einen  solchen  Einfluss 
ausgeübt ,  dass  von  einer  principiellen  Ausschliessung  desselben  bei  der  Regelung 
der  kirchlichen  Angelegenheiten  nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte,  im  Gegentheil 
sogar  ausdrücklich  das  Anerkenntniss  ausgesprochen  worden  ist ,  dass  sich  die  ost- 
fränkische Kirche  nach  den  von  Rom  ausgehenden  Normen  zu  richten  habe^. 


sedis  deflnitione ,  sicut  in  gestis  synodi  invenire 
potestis,  anathematizatum,  nostra  potentia  fre- 
tum  quoquam  dirigere,  cum  apertissime  ss.  cano- 
nes  deflnlant  et  leges  Justiniani  ac  ceterorum  im- 
peratorum  catholicorum  edicta,  qualiter  et  pro 
quibus  et  a  quibus  debeat  episcopus  iudicari  et 
post  iudicium ,  quid  et  qualiter  et  per  quos  sit 
inde  apostolicae  sedi  agendum,  quae  non  abnui- 
mus  ,  sed  incunctanter  ac  competenter  annui- 
mus," 

1  Dasselbe  ist  weder  vonHinkmar(s.  0.  S.  718. 
n.4),  nochvon  Karl  dem  K.  bestritten  worden,  vgl. 
den  S.  719  n.  1  citirten  Brief,  1.  c.  p.  894  :  „Nolite 
igitur  ...  ex  vestro  nomine  vel  apostolicae  sedis 
auctoritate  iussiones  vel  excommunicationum  in- 
tentationes  contra  ss.  scripturarum  tramitem 
praedicationemque  maiorum  ac  ss.  legum  sancto- 
rumque  canonum  constitutiones  nobis  de  caetero 
scribi  cuiuscunque  instinctu  permittere,  preca- 
mur,  quia  scitis  et  scimus  totum  esse  irritum, 
quidquid  ab  eorum  fuerit  constitutione  diver- 
sum"  u.  p.  896:  „quod  ex  apostolicae  sedis  no- 
raine secundum  ss.  scripturarum  tramitem  prae- 
dicationemque maiorum  et  orthodoxoriim  decreta 
scribitur ,  sequendum  et  tenendum  non  ignora- 
mus  et  quod  secus  a  quoquam  fuerit  compilatum 
sive  conflctum  (das  geht  auf  die  pseudoisidori- 
schen  Dekretalen) ,  non  solum  respuendum,  sed 
et  redarguendum  esse  cognoscimus." 

2  Denn  Hadrian  II. ,  welcher  Ludwig  den 
Deutschen  und  dessen  Söhne  von  Italien  und  der 
Kaiserkrone  ausschliessen  wollte,  hat  auf  die  un- 
mittelbare Durchführung  der  pseudoisi dorischen 
Dekretalen  verzichtet,  um  sich  Karl  d.K.  wieder 
zu  nähern,  Dümmler  1,788,  und  diese  Politik 


ist  von  seinem  Nachfolger  Johann  VIII.  welter 
verfolgt  worden,  vgl.  0.  S.  557  u.  S.  718. 

3  Johann  VIII.  u.Karl  derK.  haben  im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  gehandelt,  s.  0.  S.  557, 

*  Darauf  haben  die  Verhältnisse  in  jener  Zeit 
noch  nicht  hingedrängt. 

5  S.  0.  S.  558.  552.  n.  1.  S.  556.  n.  2.  S.  557. 
Allerdings  ist  die  Synode  v.  Worms  i.  J.  868  auf 
Veranlassung  Nikolaus'  I.  von  Ludwig  dem  Deut- 
schen berufen  worden,  S.  552.  n.  1  a  geg.  Ende. 
Da  indessen  der  erstere ,  s.  ann.  Fuld.  a.  868, 
SS.  1,  380,  sowohl  von  den  Bischöfen  im  Reiche 
Karls  des  K.,  wie  auch  von  denen  im  Reiche  Lud- 
wigs ein  Gutachten  gegen  die  Lehren  der  Grie- 
chen gefordert  hatte,  um  denselben  durch  eine 
zu  erzielende  Einmüthigkeit  der  abendländischen 
Kirche  zu  imponiren,  Dümmler,  ostfränk. 
Reich  1,  640.  643  If.,  und  die  Synode  selbst  vom 
König  versammelt  worden  ist,  so  lag  darin  nichts, 
was  dem  Kirchenstaatsrecht  der  älteren  karolin- 
gischen Zeit  widersprochen  hätte. 

6  c.  30  der  Synode  von  Tribur  v.  895,  Mansi, 
18,  147 :  „In  memoriam  b.  Petri  apostoli,  hono- 
remus  s.  Roraanam  et  apostolicam  sedem ,  ut 
quae  nobis  sacerdotalis  mater  est  dignitatis,  esse 
debeat  magistra  ecclesiasticae  rationis. 
Quare  servanda  est  cum  mansuetudine  humilitas, 
ut  licet,  vix  ferendum  ab  illa  s.  sede  impo- 
natur  iugum,  conferamus  et  piadevo- 
tionetoleremus.  Si  vero,  quod  non  decet,  qui- 
libet  sive  presbyter sive  diaconus,  aliquam  pertur- 
bationem  machinando  et  nostro  ministerio  insidi- 
ando,  redarguatur  falsam  ab  apostolico  detulisse 
epistolam  vel  aliud  quid  ,  quod  inde  non  conve- 
nerit,   salva  flde  et  iutegra  circa  apostolicum  hu- 
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ni.  Das  Anordnungsrecht  der  Provinzialsynoden  und  Bischöfe 
in  späterer  karolingischer  Zeit.  Bei  der  Bedeutungslosigkeit  der  Provin- 
zialsynoden^ während  der  karolingischen  Zeit  ist  das  Bedürfniss  einer  Kompe- 
tenzabgränzung  des  Gesetzgebungsrechtes  zwischen  diesen  und  den  Reichs-  oder 
Nationalsynoden  nicht  hervorgetreten,  auch  aus  den  Kanones  der  geringen  Zahl  von 
Provinzialkonzilien ,  von  denen  solche  überliefert  sind,  lässt  sich  nichts  Sicheres 
darüber  entnehmen,  da  dieselben  fast  nur  Anordnungen  früherer  Synoden  wieder- 
holen 2.  Wenn  einzelne  von  ihnen  auch  Vorschriften  aus  den  pseudoisidorischen 
Dekretalen  aufgenommen  haben  3,  so  ist  dies  sicherlich  nicht  in  der  Absicht, 
damit  neues  Recht  selbstständig  einzuführen,  sondern  nur  in  der  Voraussetzung 
geschehen,  dass  die  betrefifenden  Dekretalen  als  Erlasse  der  früheren  Päpste  an 
sich  Gültigkeit  für  die  Kirche  zu  beanspruchen  hätten,  und  ihre  Anordnungen 
nur  durch  eine  erneuerte  Einschärfung  zur  praktischen  Anwendung  zu  bringen 
seien  ^. 

Endlich  haben  auch  die  Bischöfe,  theils  auf  den  von  ihnen  abgehaltenen  Diöce- 
sansynoden^,  theils  selbständig  ohne  solche  das  ihnen  zustehende  Recht  zum  Er- 
lass  kirchlicher  Anordnungen  für  ihre  Diöcesen  während  der  karolingischen  Zeit 
ausgeübt^.  Diese  s.  g.  capitula  episcoporum  geben  meistens  in  kürzerer  Form  das 
durch  die  Kapitularien  eingeführte  oder  neu  belebte  Kanonen-  oder  Dekretalen- 
Material,  so  weit  es  für  die  Verwaltung  der  Diöcese  für  die  Geistlichen  und  die  Laien 
von  Bedeutung  ist,  wieder,  und  wollen  den  ersteren  im  Hinblick  auf  die  Vorschriften 
der  Kapitularien,  dass  sie  sich  Kenntniss  der  Kanones  verschaffen  sollen^,  die  Er- 
werbung einer  solchen  erleichtern  s.  Die  späteren  enthalten  aber  auch  falsche  Stücke 


militate  penes  eplscopum  sit  potestas,  utruin  eum 
in  carcerem  aut  in  aliam  detrudat  custodiam,  us- 
qiie  quoquam  per  epistolam  aut  per  idoneos  suae 
partis  legatos  apostolicam  interpellet  sublimita- 
tem,  ut  potissimum  sua  s.  legatione  digneturde- 
cernere,  quid  de  talibus  iusto  ordine  lex  Romaua 
statuat  diffinire,  ut  is  et  corrigatur  et  caeteris 
modus  imponatur^',  woraus  sich  die  Anschauung 
ergiebt,  dass  sowohl  der  Papst  ein  direktes  Ge- 
setzgebungsrecht für  die  fränkische  Kirche  besitze, 
wie  auch  dass  die  letztere,  soweit  sie  ihrerseits 
neue  Anordnungen  aufstellt,  dabei  an  die  Ver- 
ordnungen der  römischen  Kirche,  als  Richtschnur, 
gebunden  sei.  Uebrigens  hat  auch  schon  die 
Reichssynode  v.  Mainz  v.  888  c.  12,  Mansi 
18,  67,  den  Satz,  dass  der  Papst  von  Niemanden 
gerichtet  werden  dürfe ,  aus  den  falschen  consti- 
tnta  Silvestri  c.  2,  Hinschius  decretales 
Pseudo-Isidor.  p.  449,  und  das  Konzil  v.  Tribur 
V.  895  einzelne  Stellen  aus  Pseudo-Isidor  (c.  7, 
Anaclet.  c.  14,  c.8  Clem.  c.  57  u.c.l9  Alexand. 
c.  9)  aufgenommen.  Vgl.  übrigens  auch  oben 
im  Text. 

1  S.  0.  S.  479  u.  S.  712. 

2  Hierher  gehört  die  von  Mainz  V.  847,  Mansi, 
14,  900,  für  welche  die  Nachweisungen  von  He- 
fele  4,  126  zu  vergleichen  sind,  von  italieni- 
schen die  von  Mailand  v.  863,  s.  0.  S.  482.  n.  6. 
Ueber  die  bairlschen  s.  0.  S.  712.  n.  4.  Vgl. 
auch  die  folgende  Note. 

Ob  die  4  auf  einer  Synode  zu  Chierzy  erlasse- 

Hinschius,  Kirchenrecht.    III. 


nen  Kapitel  über  dogmatische  Fragen  (insbeson- 
dere über  die  Prädestination),  Mansi  14,  920 
u.  995  der  von  Hinkmar  daselbst  abgehaltenen 
Provinzialsynode,  vgl.  Hefele  4,  186.  188,  an- 
gehören ,  ist  zweifelhaft.  Aber  selbst  die  Be- 
handlung dogmatischer  Fragen  durch  eine  Pro- 
vinzialsynode könnte  in  diesem  Falle  nicht  be- 
fremden ,  da  dieselbe  auf  Veranlassung  des  Kö- 
nigs erfolgt  ist. 

3  Köln  V.887.  c.  3,  Mansi  18,  47  beruft  sich 
auf  Anaclet.  c.  16;  Metz  v.888.  c.8,  1.  c.  p.80, 
auf  die  falschen  Briefe  des  Damasus  und  Leo 
über  die  Chorbischöfe,  Hinscliius  1.  c.  p.  509. 
628. 

^  Das  'zeigt  die  Art  ihrer  Anführung  zu  Köln 
und  Metz  (s,  vor.  Anm.)  in  Verbindung  mit  dem 
Umstände,  dass  die  Unechtheit  der  Dekretalen 
damals  noch  nicht  geahnt  wurde. 

5  S.  0.  S.  586.  n.  6. 

6  Hierher  gehören  die  Kapitel  Theodulfs  v. 
Orleans  u.  797,  Mansi  13,  993;  Hattos  v.  Basel 
u.  822,  1.  c.  14,  393. 

7  S.  0.  S.  708.  n.  3. 

^  Daher  sehreibt  auch  Herard  v.  Tours,  Mansi 
1.  c.  p.  685  vor:  „Haec  vero  brevitatis  studio  .  .  . 
a  nobis  coUecta  omnibus  nostris  sacerdotibus  ha- 
benda  statuimus,  quoniam  ipsis  et  subiectis  ovi- 
bns  liaec  eadem  bene  liabita  et  intellecta  omni- 
bus modis  profutura  cognoscimus." 
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aus  Benediktus  Levita  \  welchen  sie  offenbar  ebenso  wie  die  Provinzialsynoden  den 
Pseudoisidor,  bona  fide  benutzt  haben  ^. 


§.  189.     IV.   Die  Entwicklung  und  Ausbildung  des  heiitigen  päpstlichen 
Gesetzgebungs-  (und  Dispensations-)  Rechtes. 

I.  Die  Zeit  bis  zur  Mitte  des  1  1.  Jalirhundert*s.  Beider  Gestaltung 
der  politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse  in  den  ersten  Zeiten  nach  der  Auflösung 
des  karolingischen  Reiches  konnte  die  durch  die  spätere  Entwicklung  in  dem  letz- 
teren brennend  gewordene  Frage ,  ob  der  Papst  unter  Ausschluss  des  Kaisers  das 
oberste  Gesetzgebungsrecht  in  der  Kirche  auszuüben  befugt  sei  '^j  wenngleich  sie 
damals  nicht  zum  Austrag  gebracht  worden  war,  sich  nicht  in  ihrer  früheren  Schärfe 
geltend  machen.  Weder  das  Papstthum  noch  das  Kaiserthum  befand  sich  zunächst 
in  der  Lage,  die  früheren  universalen  Tendenzen  mit  Energie  zu  verfolgen,  und  da- 
mit waren  von  vornherein  Konflikte  zwischen  den  beiden  Mächten  ausgeschlossen. 
Abgesehen  davon  waren  aber  jene  Zeiten  der  Auflösung  auch  nicht  geeignet,  irgend 
welche  umfassende  Bestrebungen  für  die  gesetzgeberische  Ordnung  der  kirchlichen 
Verhältnisse  wach  zu  rufen  und  daher  sind  in  derselben  allein  hin  und  wieder  und 
vereinzelt  blos  für  einzelne  Länder  oder  einzelne  kirchliche  Bezirke  kirchliche  An- 
ordnungen allgemeinen  Inhaltes ,  welche  der  eingetretenen  Verwirrung  durch  Ein- 
schärfung älterer  kirchlicher  Vorschriften  zu  steuern  beabsichtigten,  erlassen  wor- 
den^. Soweit  dabei  Reichssynoden  in  Frage  gestanden  haben,  ist  nunmehr  auch  in 
Deutschland  ^  bei  der  Schwäche  des  Königthums,  welches  sich  auf  die  kirchlichen 
Gewalten  zu  stützen  genöthigt  sah  ß,  das  früher  geübte  königliche  Bestätigungsrecht 
in  Wegfall  gekommen,  und  die  Synoden  üben  daher  jetzt  die  Befugniss,  für  den 
Rechtskreis  der  Kirche  bindende  Normen  festzusetzen  ^,  selbstständig  aus.  Bios  in- 
soweit bedurfte  es  einer  Zustimmung  des  Königs,  als  Anordnungen ,  welche  über  das 
Gebiet  der  Kirche  hinausgingen,  in  Frage  standen  ^.  Allerdings  haben  die  Synoden 
damals  noch  im  Einvernehmen  mit  den  Königen  gehandelt,  und  es  ist  daher  sowohl 
die  Frage  ungelöst  geblieben,  ob  ein  Widerspruch  des  Königs  die  kirchliche  Gültig- 
keit der  Synodalbeschlüsse  hindern  könne ,  als  auch  das  Verhältniss  der  im  allge- 
meinen   für    massgebend  erachteten  Kanones  und  Dekretalen^   zu  etwaigen  ihnen 

1  So  Isaac  v.  Langres  in  seinen  Kanones  (v.       mit  den  von  Karlmanii  und  Bonifatius  abgehal- 
859),  Balnzecaplt.  1,  1233;   Mansi  16.  app.       tenen  Synoden  beginnt. 

p.  668,  welche  einen  systematischen  Auszug  aus  3  g,  o.  S.  720. 

den   3   Büchern  Benedikts  über  bestimmte,   in  ^  So  z.  B.  von  der  Provlnzialsynode  zu  Trier 

denselben  behandelte  Materien  geben,   und  fer-  v.  927,   s.  o.  S.  483.  n.  2.     Ueber  die  Reichs- 

ner  Herard  v.  Tours  in  seinen  auf  einer  Diöce-  synoden  s.  oben  im  Text. 

sansynode  i.  J.  858  publicirten  Kapiteln,    Ba-  ^  g,  o.  S.  720. 

luze  1,  1283  u.  Mansi  1.  c.  app.  p.  677.  ^  Ueber  Konrad  I.  vgl.  DU  mm  1er,  Gesch.  d. 

2  Wenn  Isaac  v,  Langres  in   der  Vorrede  zu  ostfränk.  Reiches  2,  589.  592.  602. 

seinem  Werke  sagt,    dass  er  dasselbe,    um  den-  "^  Vgl.  das  über  die  Synoden  v.  Hohenaltheim 

jenigen,   welche  alle  zu  ihrer  Besserung  erlasse-  (916)  und  zu  Erfurt  (932)  o.  S.  560  Bemerkte, 
nen  Verordnungen  als  von  ihm  selbst  ausgedacht  ^  g,  o.  S.  561.  n.  2. 

und  erfunden  bezeichnen,  entgegenzutreten,  zu-  ^  So  ordnet  die  Hohenaltheimer  Synode,  LL. 

sammengestellt,  und  die  Kapitel  den  von  Boni-  2,  555,  schlechthin  an,   c.  1  :    „Ut  euangeliorum 

fatius  als  päpstlichen  Legaten  und  von  Karlmann  et  canonum  statuta  sine  praeiudicio  ab  omnibus 

abgehaltenen,  päpstlich  bestätigten  Synoden  ent-  cnstodiantur;   et  nemo  in  actionibus  vel  iudiciis 

nommen  habe,    so  deutet  dies  noch  nicht  auf  ecclesiasticis  suo  sensu,   sed  eorum  auctoritate 

mala  fldes,    da  Benediktus  Levita  seine  Samm-  ducatur",  und  c.l2:  „Leges  aecclesiae  apostolica 

lung  L   i  ff.  mit  einem  Briefe  des  Zacharias  und  flrmamus   auctoritate   et  peregrina  iudicia  sub- 
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widersprechenden  Gesetzen  und  staatlichen  Einrichtungen  nicht  zur  Klarheit  ge- 
bracht worden  ^ 

Von  Versuchen  der  damaligen  Päpste ,  durch  allgemeine  Anordnungen  refor- 
mirend  in  die  kirchlichen  Verhältnisse  einzugreifen  2,  konnte  vollends  unter  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  keine  Rede  sein ,  wohl  haben  aber  dieselben  Umstände, 
welche  ihnen  schon  seit  längerer  Zeit  die  Ausübung  einer  Privilegiengewalt  ermög- 
licht hatten -^  es  ihnen  auch  jetzt  erleichtert,  dieselbe  weiter  zur  Geltung  zu  bringen  *, 
ja  diese  ist  jetzt  um  so  weniger  in  Zweifel  gezogen  worden,  als  die  primatiale 
Stellung  des  Nachfolgers  Petri  in  der  Kirche,  so  schwankend  auch  die  einzelnen  aus 
derselben  hergeleiteten  Befugnisse  noch  waren,  und  so  unwürdige  Persönlichkeiten 
auch  den  römischen  Bischofsstuhl  bekleideten,  wenigstens  allseitig  anerkannt  war, 
da  der  Auffassung  der  damaligen  Zeit  eine  einheitliche  Spitze  in  der  Kirche ,  ebenso 
wie  ein  universales  Kaiserthum  unentbehrlich  erschien.  Von  der  Uebung  eines  Dis- 
pensationsrechtes  finden  sich  dagegen  nur  vereinzelte  Spuren,  was  sich  offenbar 
daraus  erklärt,  dass  in  einer  Zeit,  in  welcher  nur  zu  oft  die  kirchlichen  Gebote  eigen- 
mächtig tibertreten  wurden,  das  Bedürfniss  einer  Dispensation  höchstens  in  ganz 
exorbitanten  Fällen  empfunden  worden  ist  5. 

Als  das  Königthum  in  Deutschland  in  den  Händen  der  sächsischen  Fürsten 
neue  Kraft  gewonnen  und  Otto  I.  dann  das  Kaiserthum  wieder  aufgerichtet  hatte, 
hat  derselbe  zwar  auf  die  karolingischen  Traditionen  bei  der  Ausübung  der  kaiser- 
lichen Rechte  zurückgegriffen  ^,  und  demgemäss  auch  die  entscheidende  Leitung  in 
den  kirchlichen  Angelegenheiten  ausgeübt ,  indessen  ist  von  ihm  kein  Versuch  ge- 
macht worden,  den  Grundsatz  des  karolingischen  Staatsrechtes,  dass  der  Kaiser 
allein  zum  Erlasse  bindender  kirchlicher  allgemeiner  Rechtsnormen  befugt  sei,  wieder 
zur  Geltung  zu  bringen.  Weder  für  die  allgemeinen  kirchlichen  Anordnungen,  welche 


movemus.  Peius  malum  fore  aestimo  quam  chri-  v.  Johann  X.  (917),  Leo  VIT.  (937),  Marinus  IT. 

stianos   suis  invidere  episcopis  et  sacerdotibus ;  (943),    Agapet  II.  (948),    Johann  XII.    (961), 

non  potest  autem  humano  condemnari  examine,  Jaffe   reg.   ed  I.   n.  2726.   2752.   2775.   2794. 

quem  deus  suo  reservabit  iudicio"  (vgl.  Anaclet.  2830-,   Harttung,  diplomat.  histor.  Forschun- 

15,  Hinschlug  decret.  Pseudo-Isidor.  p.  73).  gen  S.  387.  393.  394.  396.  398  (weitere  daselbst 

1  Dass   die    Tendenz    der   Bischöfe   auf    der  S-  XVII);   für  Cluny  v.  Johann  XI.  (931),  Leo 

Hohenaltheimer  Synode  auf  Herbelf  ührung  der  VII  (938)u.  Agapet(949),  Jaffe' n.  2744. 27o9. 

Herrschaft  der  Kanones  im  Interesse  der  Star-  ^798,  vgL  weiter  daselbst  n.  2793.  2799.  2836. 

kung  der  geistlichen  Gewalt  gegangen  ist ,  kann  '^852.  28o4,   welche  auf  Bitten  der  Aebte  oder 

freilich,  namentlich  in  Anbetracht  der  Aufnahme  hetheiligten  Fürsten  und  Grossen  ertheilt  wor- 

einer  Anzahl  pseudoisidorischer  Stellen,   insbe-  ^^"^  sind;  ein  Privileg  auf  Bischofswahl  fürAutun 

sondere  über  die  Anklagen  gegen  Bischöfe  und  ^on  Johann  XI.  v.  933,  Jaffe'  n.  2749. 

Geistliche,  nicht  zweifelhaft  sein.  ^  I^^s  einzige  mir  bekannte  Beispiel  bietet  die 

0D1X.XJ-     Till,            T        ^TTT        j        •  j.  Bestätigung  der  im  Alter  von  5  Jahren  aus  Partei- 

^  Selbst  die  Belehrung  Leos  VII.,  adressirt :  t)-  ,    ■  Vi.         ^^i  i.      v>  f  ^            i      n    i.-    i.  #^ 

.,          1     .,          ,,    ^P,               .^.'        T-i    T  Rucksichten  eriolgten  Beförderung  des  Lrzbischois 

„regibus,   ducibus,  abbatibus,  comitibus    E.  Ju-  ^^^^  ^^^^  g^»^^^  ^^^^  ^^^.^^^^  j  ^  ^^  . ^^  ^^^3- 

vav.,   J.  Ratispon.,  L.  Frising.,  W.  Sabionens.,  ^^   ^^^  j^  g^  ^g^  ^^^  ^     .^  ^^^j^^^;^            .^^  ^.,^^ 

cetensque  Galliae,   Germaniae,  Alemanniae  epi-  ta-            x-              j        at         1  i         ^    a    ^^  ^ 

'  u    -MT         •  AQ     OTQ          11           r    K    ^  Dispeusatiou  von  dem  Mangel  des  erforderlichen 

scopis",    Man  Silo,   378,   welche   auf  Anfrage  ...^         ,           ^    4.      \    f  a-     t                1      i 

,      ,,.    ■,    j.            T       1      .  -L         X       Ti             1  Alters  gelegen  hat.     Auf  die  Inanspruclmahme 

des  Bischofs  von  Lorch  sich  unter  Bezugnahme  j      t-w            x-            ix         -i.        j      t>-     *     i^ 

..,^         ,,       T.  .-.^          -3         •      T.  -1.             ^r  des  Dispensationsreclites  seitens  der  Papste  den- 

al  erer  Vorschriften  wider  eine  Reihe  von  A  er-  ^^^  allerdings  auch  hin  syn.  Ingelheim,  v.  948 

letzungen  der  „canonum  regula  et  decreta  maio-  ^^^  g_  533^  ^  LL.  2.   25 :    ..signiflcatum  est  .  .  . 

rum"  wendet  und  offenbar  behuis  ihrer  weiteren  ^       t  x                   i        at    •             v,  • 

^T    -u     -^        •             i_-  ji           4      i?    x-  praedictum  praesulem  Marinum  ab  ipso  univer- 

Verbreitung  m  verschiedenen  Ausiertigungen  er-  ^  , .              x  i  •  x               j         x       *         :i  •      x 

.  ^  °  ^  ,  ^          .       -,   ,                ö     ö  gali   papa  tau  tenore    ad  nostros  fines  directum 

gangen  ist,  steht  vereinzelt  da.  „  .     *^  ^      ,           .       ,     .     ,.            ,            ,. 

*=     *=           '  fuisse,  quo  inomni  ecclesiasticarumlegumdiscus- 

b.  0.  o.  ^ID.  sioni  ipsius  existuns  vicariusquaeciimqne  Uganda 

*  Dies  zeigen  eine  ganze  Reihe  von  darauf  be-  essent,  apostolica  auctoritate  ligaret  et  quae  sol- 

züglichen  Dekretalen,  insbesondere  von  Privile-  venda  viderentur,  parili  solveret  potestate.'' 

gien  zu  Gunsten  von  Klöstern,    z.  ß,  für  Fulda  6  S.  0.  S.  564. 
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I.    Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  186. 


die  in  Deutschland  abgehaltenen  Reichskonzilien  ',  noch  für  diejenigen,  welche  auf 
den  von  den  Kaisern  und  Päpsten  gemeinsam  veranstalteten  Synoden  ^  erlassen  wor- 
den, obwolil  die  letzteren  entsprechend  der  universalen  Stellung  beider  Mächte  für 
die  ganze  Kirche  gesetzliche  Kraft  beanspruchen  mussten  ^,  ist  ein  königliches  oder 
kaiserliches  Bestätigungsrecht  gefordert  und  geübt  worden  \  Bei  dem  wesentlichen 
Einverständniss  der  Kaiser  mit  den  deutschen  Bischöfen  und  dem  Bestreben  durch 
die  Beherrschung  des  Papstthums  die  ganze  Kirche  in  Abhängigkeit  zu  erhalten,  ist 
offenbar  auf  ein  solches  Recht  kein  Gewicht  gelegt  worden,  um  so  weniger,  als  die 
Kaiser  ihren  Einfluss  auf  die  Kirche  hauptsächlich  durch  das  Eingreifen  in  einzelne 
Angelegenheiten  behufs  Erledigung  derselben  in  ihrem  Sinne  zu  bethätigen  suchten  ^, 
und  ferner  die  Synoden,  deren  allgemeine  gesetzgeberische  Massnahmen  sich  nur  auf 
eine  Wiederbelebung  älterer  Vorschriften  beschränkten,  ohnehin  thatsächlich  durch 
sie  beherrscht  wurden.  Dass  es  nicht  Schwäche  war,  wenn  in  dieser  Beziehung  die 
karolingische  Tradition  nicht  erneuert  worden  ist,  kann  mit  Rücksicht  auf  die  damalige 
Stellung  des  Kaiserthums  nicht  zweifelhaft  sein,  und  überdies  haben  die  kaiserlichen 
Synoden  in  vereinzelten  Fällen  auch  ohne  den  Papst  lediglich  auf  Veranlassung  des 
Kaisers  eine  gesetzgeberische  Thätigkeit  ausgeübt*». 

Allerdings  hat  gerade  diese  Politik  des  deutschen  Kaiserthums  ^  wesentlich  mit 


*  Vgl.  das  unter  Otto  I.  1.  J.  952  abgehaltene 
Augsburger  Konzil ,  s.  o.  S.  561.  n.  3;  S.  563. 
n.  5  u.  S.  564.  n.  1. 

2  Hierher  gehört  die  Synode  von  Rom  (962) 
mit  ihren  Kaiiones  zum  Schutz  der  Rechte  und 
des  Vermögens  der  Kirchen,  vgl.  insbesondere 
c.  3  :  „Quod  ecclesiastica  statuta  et  privilegia  ab 
apostolis  et  reliquis  raagistris  ecclesiae  tradita 
integra  serventur  et  praevaricatores  eorum  ex- 
communicentur"  und  c.  4  :  „Quod  consuetudines 
ecclesiasticae  pro  lege  teneantur"  (Mansi  18, 
463;  Köpke-Üümmler,  Otto  d.  Gr.  S.  322. 
323).  Ueber  die  weiter  hierher  gehörigen  Synoden 
s.  0.  S.  565.  n.  3—5. 

3  S.  0.  S.  565. 

^  Selbst  für  die  Vorschrift  des  Augsburger 
Konzils  V.  952  (s.  o.  Anm.  1)  c.  4,  dass  die 
unerlaubter  Weise  bei  einem  Geistlichen  woh- 
nende Haushälterin  „ab  episoopo  vel  eins  misso 
virgis  caesa  detondeatur.  Si  autem  secularis  po- 
testas  hoc  fieri  prohibuerit ,  regia  potestate  foe- 
mina  coacta  praelatae  sententiae  subiaceat",  wel- 
che über  das  kirchliche  Gebiet  hinausgeht ,  ist 
nichts  von  einer  Bestätigung  Ottos  I.  berichtet, 
aber  jedenfalls  ist  diese  im  Einverständniss  mit 
ihm  erlassen  worden,  s.  o.  S.  564.  n.  1. 

5  S.  565.  566. 

6  So  hat  auf  Veranlassung  Heinrichs  IH.  i.  J. 
1046  die  von  ihm  zu  Pavia  veranstaltete  Synode 
einen  Beschluss  gegen  die  Simonie  gefasst,  Ru- 
dolf. Glaber,  SS.  7,  71 :  „Tunc  preposuit  edictum 
omni  imperio  suo ,  ut  nullus  gradus  clericorum 
vel  ministerium  aecclesiasticum  precio  aliquo  ad- 
quireretur.  At  si  quis  dare  aut  accipere  praesu- 
meret,  omni  honore  destitutus,  anathemate  mul- 
taretur",  Steindorf f,  Heinrichlll.  1,305.306, 

Dass  Otto  I.  ohne  Synoden,  blos  auf  Reichs- 
tagen Anordnungen  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten getroffen  hat,  erweist  das  auf  dem  Reichs- 
tage   zu    Frankfurt   951    erlassene   constitutum, 


LL.  2,  26,  nicht.  Dasselbe  enthält  zwar  c.  1  die 
Erneuerung  kirchlicher  Strafen  gegen  die  Ent- 
führung und  den  Raub  von  Jungfrauen,  und  c.  2 
bestimmt:  „Inventum  est  a  praefato  rege,  ut 
nalla  abbatia  quae  per  se  electionem  habet,  ad 
monasterium  nee  alicui  in  proprium  dari  possit, 
illae  vero  quae  electione  carent ,  regis  donatione 
et  privilegio  ad  aliud  monasterium  ,  quod  sub 
eiusmundiburdio  consistit,  subrogari  possint",  in- 
dessen enthält  das  erstere  nur  eine  Wiederholung 
älterer  Vorschriften  ,  welche  „capitularium  prae- 
cedentium  regum  institutis  coram  positis"  (vgl. 
cap.  Aquisgr.  v.  817,  eccles.  c.  22  ff.  u.  leg. 
add.  c.  9,  LL.  1,  208.  211)  erfolgt  ist,  also  eine 
Erneuerung  älteren  Reichsrechtes  und  c.  2  be- 
trifft die  Verfügung  über  Klöster,  welche  damals 
noch  als  Objekte  des  Eigenthums  und  kaiser- 
licher Verfügung  galten.  Deshalb  konnten  beide 
Anordnungen  bei  dem  damals  schwankenden  Ver- 
hältniss  zwischen  kirchlichen  und  staatlichen 
Angelegenheiten  sehr  wohl  als  das  staatliche  Ge- 
biet betreffend  erachtet  werden. 

'^  Im  Zusammenhang  mit  derselben  hat  das 
Papstthum  unter  Beihülfe  der  deutschen  Bischöfe 
einen  Versuch  des  französischen  Königthums  und 
Episkopates,  den  Papst  auf  die  Durchführung 
und  die  Ueberwachung  der  Beobachtung  der  Ka- 
nones  zu  beschränken  und  den  Gehorsam  gegen 
Rom  von  der  persönlichen  Würdigkeit  des  jewei- 
ligen Papstes  abhängig  zu  machen,  zurückweisen 
können,  vgl.  die  Synode  v.  Basol  v.  991,  auf  wel- 
cher der  Bischof  Arnulf  v.  Orleans  unter  Zustim- 
mung der  Versammlung  erklärte,  c.  18,  Mansi 
19 ,  131 :  „Nos  Romanam  eeclesiam  propter  b. 
Petri  memoriam  semper  honorandam  decernimus 
nee  decretis  Romanorum  pontiücum  obviare  con- 
tendimus  salva  auctoritate  Nicaeni  concilii,  quod 
eadem  Romana  ecclesia  semper  venerata  est. 
Statuta  etiam  ss.  canonum  diversis  locis  diversis 
temporibus  (sed  eodem  dei  spiritu  conditorum) 
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dazu  beigetragen,  die  primatiale  Stellung  des  Papstes  in  der  Kirche  zu  befestigen, 
sowie  die  Ausübung  der  daraus  hergeleiteten  Rechte  zu  erleichtern,  und  damit  die 
Wendung,  welche  sich  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  zu  vollziehen  beginnt, 
vorbereitet'. 

II.  Die  Zeit  von  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  bis  zur  Regierung 
Alexanders  III.  Seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  hat  das  durch  die  deut- 
schen Kaiser  erhobene  und  gekräftigte  Papstthum  die  Führung  der  damaligen  Re- 
formbewegung übernommen  und  zur  Förderung  und  Durchführung  der  beabsichtigten 
Kirchenverbesserung  jene  rege  Synodalthätigkeit  entfaltet,  welche  schon  o.  S.  517  flf. 
näher  besprochen  worden  ist.  Leo  IX.,  welcher  diese  Periode  einleitet,  hat  dabei 
noch  in  vollem  Einverständniss  mit  Kaiser  Heinrich  III.  gehandelt,  aber  zweifellos 
hat  er  seine  Berechtigung ,  behufs  Reform  der  Kirche  mit  gesetzgeberischen,  Ver- 
waltungs-  und  Jurisdiktionsakten  vorzugehen ,  ausschliesslich  auf  den  päpstlichen 
Primat,  unabhängig  von  jedem  Mitwirkungsrecht  des  Kaisers  gegründet 2.  Bald 
haben  aber  seine  Nachfolger  nicht  nur  des  Einverständnisses  des  Kaiserthums  ent- 
behren zu  können  geglaubt,  sondern  sogar  ihre  Ziele  im  Widerspruch  gegen  dasselbe 
verfolgt  und  unter  Benutzung  der  damals  herrschenden  reformatorischen  Tendenzen 
die  Unabhängigkeit  der  geistlichen  und  päpstlichen  Gewalt  von  dem  Kaiserthum, 
sowie  die  Herrschaft  des  Papstthums  über  die  Kirche  und  die  Ueberordnung  dessel- 
ben über  alle  weltlichen  Gewalten  erstrebt  ^. 

Es  beginnt  nunmehr  die  Epoche  in  der  Geschichte  des  Papstthums,  in  welcher 
das  längst  von  demselben  beanspruchte  und  auch  thatsächlich  hin  und  wieder  geübte 


in  aeternum  valere  praeciplmus,  ab  omnibus  ser- 
vanda censemus.  Duo  autem  sunt  quae  magno- 
pere  a  nobis  praeviderl  debent,  i.  e.  Si  Romani 
pontiflcis  Silentium  aut  nova  constitutio  promul- 
gatis  legibus  canonum  vel  decretis  priorum  prae- 
iudicare  potest.  Si  enim  silentlum  praeiudicat, 
omnes  leges ,  omnia  priorum  decreta ,  eo  si- 
lente,  silere  necesse  est;  si  autem  nova  consti- 
tutio, quid  prosunt  leges  conditae,  cum  ad  unius 
arbitrium  omnia  dirigantur?  Videtis,  quia  de  bis 
duobus  caussis  admissis  ecclesiarum  dei  Status 
periclitatur  et  dum  legibus  leges  quaerimus,  nul- 
las  omnino  leges  habemus.  .  .  .  num  privilegio 
Romani  pontiflcis  derogabimus?  minime.  Sed  si 
Romänus  episcopus  is  est,  quem  scientia  et  vitae 
meritum  commendet ,  nee  silentium  nee  nova 
constitutio  metuenda  est.  Quod  si  vel  ignorantia 
vel  metu  vel  cupiditate  abalienatur  vel  conditio 
invidiam  facit  (quod  fere  sub  haee  tempora  vidi- 
mus,  Romae  tyrannide  praevalente) ,  tunc  multo 
minus  idem  silentlum  et  nova  constitutio  formi- 
danda  sunt.  Non  enim  is  qui  quolibet  modo  con- 
tra leges  est,  legibus  praeiudicare  potest",  und 
1.  c.  p.  132:  „Num  talibus  monstris  (mit  Bezug 
auf  einzelne  Päpste  des  10.  Jahrhunderts  ,  z.  B. 
Johann  XII.)  hominum  ignominia  plenis,  scientia 
divinarum  et  humanarum  rerum  vacuis  innume- 
ros  sacerdotes  dei  per  orbem  terrarum  scientia  et 
vitae  merito  conspieuos  subiiei  decretum  est?" 
vgl.  ferner  o.  S.  569.  n.  6.  a.  E.  u.  S.  570. 

1  Die  Thätigkeit  der  partikulären  kirchlichen 
Gesetzgebungsorgane  ist  in  dieser  Zeit  ebenfalls 
eine  sehr  spärliche  gewesen;  über  die  Provin- 
zialsynoden  s.  o.  S.  483.  Anm.  3  u.  S.  484,  und 


über  die  gemeinschaftlich  für  mehrere  Provinzen 
abgehaltenen  Synoden  o.  S.  533.  Ueber  England, 
wo  das  kirchliche  Gesetzgebungsrecht  gleichfalls 
in  der  Hand  der  Könige  geruht  hat  und  von  ihnen 
mit  den  Reichstagen  (Reichssynoden)  ausgeübt 
worden  ist,  vgl.  o.  S.  546.  Anm.  2  u.  auch  S. 
478.  n.  3 ;  über  Spanien  endlich  ,  wo  dasselbe 
Verhältniss  obgewaltet  hat,  S.  575.  Anm.  1. 

2  So  hat  er  auf  der  von  ihm  zu  Rheims  abge- 
haltenen Synode  v.  1049  (s.  o.  S.  571)  ausdrück- 
lich erklären  lassen :  „quod  solus  Romanae  sedis 
pontifex  universalis  ecclesiae  primas  esset  et 
apostolicus",  Mansi  19,  738,  und  auch  den 
pseudoisidorischen  Satz ,  dass  kein  „concilium 
universale"  ohne  den  Willen  des  Papstes  abge- 
halten werden  kann  ,  geltend  gemacht ,  s.  o.  S. 
352. n.  2.  In  dem  Schreiben  ad  fratres  et  fllios 
catholicos  per  regnum  Francorum  v.  1049,  Mansi 
19,  145,  erklärt  er  mit  Bezug  auf  das  Rheimser 
Konzil :  „plurima  ad  utilitatem  ehristianae  reli- 
gionis  necessaria  consilio  coepiscoporum  .  .  .  sta- 
tuendo  conflrmavimus.  Quae  omnia  capitulis 
digesta  inter  canones  haberi  praeciplmus".  Vgl. 
weiter  sein  Schreiben  an  den  Patriarchen  Michael 
V.  Konstantinopel  v.  1054,  c.  6.  7.  23,  1.  c.  p. 
635  und  überhaupt  Steindorff,  Heinrieh  III. 
2,  56.  Die  allein  von  Heinrich  111.  auf  dem 
Reichstage  zu  Zürich  1054  erlassene  Konstitution 
über  die  unerlaubten  Ehen,  LL.  2,  42,  sichert 
nur  die  Durchführung  der  kirchlichen  Bestim- 
mungen durch  weltliche  Strafen  ,  verleiht  ihnen 
also  auch  den  Charakter  weltlichen  Rechtes. 

3  Vgl.  0.  S.  522  ff. 
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Gesetzgebungsrecht  in  einer  den  früheren  Zeiten  unbekannten  Ausdehnung  und 
Wirksamkeit  sowohl  gegenüber  den  weltlichen,  wie  auch  gegenüber  den  lokalen  kirch- 
lichen Gewalten  zur  Geltung  und  für  alle  folgenden  Jahrhunderte  zu  unbestrittener 
Anerkennung  ge])racht  wird. 

Theoretisch  nimmt  das  Papstthum  zwar  selbst  unter  Gregor  VII.  das  Recht  zum 
Erlasse  neuer  Gesetze  nur  für  den  Fall,  dass  die  Nothwendigkeit  und  die  Bedrängniss 
der  Zeiten  solche  erfordert,  in  Anspruch  ",  ja  es  erkennt  eine  gewisse,  freilich  nicht 
näher  bestimmbare  Gebundenheit  an  die  Kanones  an'^,  aber  da  die  Beobachtung 
dieser  Schranken  lediglich  in  das  Ermessen  des  Papstes  gestellt  sein  konnte,  so  war 
damit  für  die  kirchliche  Praxis  den  päpstlichen  Erlassen  die  volle  Gleichwerthigkeit 
mit  den  früheren  Kanones  beigelegt  ^^,  und  die  entscheidende  Leitung  und  Kontrole 
in  Betreff  der  Rechtsbildung  in  der  Kirche  *  dem  Papstthum  in  die  Hände  gegeben. 

So  günstig  auch  die  Verhältnisse  für  das  Papstthum  bei  der  Verfolgung  seiner 
Ziele  nach  dem  Tode  Heinrichs  III.  lagen,  so  konnte  es  doch  trotz  der  Schwäche  des 
deutschen  Kaiserthums  und  der  weiten  Verbreitung  der  Reformideen  mit  der  Ver- 
wirklichung seiner  Pläne  nur  vorsichtig  vorgehen.  Neu  und  ungewohnt  musste  der 
damaligen  Zeit  jene  energische  Wiedergeltendmachung  des  primatialen  Rechtes  der 
kirchlichen  Gesetzgebung  ohne  Mitwirkung  des  Kaisers,  ja  im  Gegensatz  zu  dem- 
selben sein.  Daher  übte  das  Papsttlium  diese  vorerst  unter  Festhaltung  der  von 
Leo  IX.  eingeführten  Sitte  mit  den  aus  den  gleichgesinnten  Anhängern  zusammen- 
gesetzten Synoden  •'*,  welche  bei  ihrer  verschiedenartigen  Zusammensetzung  die  für 
die  ganze  Kirche  beanspruchte  Autorität  nur  aus  der  universalen  Stellung  des  sie 
leitenden  Papstthums  hernehmen  konnten^,  aus,   und  suchte  auf  diese  Weise  den 


1  Gregor  VII.  reg.  11.67,  Jaffe  mon.  Gregor.  reu  Recht  der  Kanones  nicht  vereinbare  Bestiin- 
p.  187  :  „quamquam  huic  saiictae  Romanae  eccle-  mung  in  Betreff  des  Cölibates  getroffen,  s.  Th.  I. 
siae  seraper  licuit  semperque  licebit,  contra  no-  S.  151  u.  dazu  S.  146.  n.  3;  ebensowenig  ist  die 
viter  incresceiites  excessus  nova  quoquo  decreta  Anordnung  der  römischen  Synode  v.  lOÖO  über 
atque  remedia  procurare  ,  quae  ratio nis  et  aucto-  die  Bisch ol'swablen  eine  reine  Wiedereinführung 
ritatis  edita  iudicio ,  nulli  honiinum  sit  fas  ,  ut  des  alten  kanonischen  Wahlverfahrens  gewesen, 
irrita,  ref utare" ;  dictatus  II.  55»,  p.  174:  „Quod  s.  Th.  II.  S.  545  u.  546  n.  1. 

illi  soli  licet  pro  temporis  necessitate  novas  leges  4  Diese  Tendenz  ergiebt  nicht  nur  die  o.  S. 

condere''.  352.  n.  2  citirte  Stelle  aus  dem  dictatus  ,   son- 

2  Jedenfalls  aber  nicht  eine  rechtliche  ,  denn  dem  auch  der  weitere  in  demselben  enthaltene 
reg.  II.  50 ,  p.  166  :  „Solet  enim  sancta  et  apo-  Satz :  „quod  nullum  capitulum  nullusque  über 
stolica  sedes  pleraque  ratione  tolerare  ,  sed  nun-  canonicus  habeatur  absque  illius  (d.  h.  des  Pap- 
quam  in  suis  decretis  et  constitutionibus  a  con-  stes)  auctoritate",  womit  offenbar  auf  die  Gültig- 
cordia  canonicae  traditionis  discedere",  vgl.  auch  keit  und  Autorität  von  privaten  Kanonensamm- 
I.  12,  p.  24,  weist  nur  auf  ein  Faktum  hin  und  lungenhingezieltwird,  vgl.  auchGies  eb  recht, 
die  concordia  canonicae  traditionis  konnte  auch  d.  Gesetzgebung  d.  römischen  Kirche  zur  Zeit 
gewahrt  bleiben ,  wenn ,-  wie  thatsächlich  ge-  Gregors  VII.  i.  Münchner  histor.  Jahrbuch  für 
schehen,    s.  die  folgende  Anmerkung ,    einzelne  1866.  München  1866.  S.  149. 

Vorschriften  abgeändert  wurden  und  man  sich  5  S.  o.  S.  520  u.  S.  524.  Wenn  S teindorff, 

nur  mit  ihren  Grundprincipien  in  Uebereinstim-  Heinrich  III.  2,  79  mit  Bezug  auf  die  römische 

mung  hielt.  Synode  Leos  IX.  v.  1049  hervorhebt,  dass  seine 

3  Schon  Leo  IX.  hatte  angeordnet,  dass  die  Synoden  mit  nichten  blosse  Werkzeuge  der  päpst- 
Vorschriften  des  Rheimser  Konzils  als  Kanones  liehen  Autorität  waren,  und  es  ihnen  an  reellem 
betrachtet  werden  sollten  (s.  o.  S.  725.  n.2)  und  Einfluss  auf  die  Politik  nicht  gefehlt  hat,  so  ist 
Alexander  II.  (1061 — 1073)  schreibt  an  den  Kö-  das  für  diese  Zeit  allerdings  richtig,  aber  für  die 
nig  V.  Frankreich,  Mansil9,  979:  „Ignorant  spätere  nicht  mehr,  da  in  der  letztern  nur  die- 
miseri  quod  huius  s.  sedis  decreta,  ita  pia  flde  jenigen  Bischöfe  erschienen  sind,  welche  mit  der 
a  flliis  matris  ecclesiae  accipienda  sint  et  veue-  Politik  des  Papstthums  einverstanden  waren  oder 
randa ,    ut  tanquam  regula  canonnm  ab  eisdem  sich  von  demselben  leiten  Hessen. 

absque  ullo  scrupulo  admittantur^' ;  vgl.  auch  6  S.  o.  S.  520.  Dass  dies  die  päpstliche  Auf- 
Gregor.  VII.  reg.  I.  12,  II.  1.  Die  Synode  von  fassung  war,  zeigt  auch  die  Publikation  der  Be- 
1059  unter  Nikolaus  II.  hat  eine  mit  dem  frühe-  Schlüsse  der  Synode  von  1059  durch  Nikolaus  II. 
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päpstlichen  Anordnungen  mehr  faktisches  Gewicht  zu  geben  und  ihre  Durchführung 
zu  sichern.  Daher  lehnte  es  sich  ferner,  namentlich  in  den  beiden  Hauptgegenstän- 
den seiner  gesetzgeberischen  Thätigkeit,  dem  Vorgehen  gegen  die  verheiratheten 
Geistlichen  '  und  gegen  die  Simonie  oder  die  Aemtervergebung  durch  die  Laien  2, 
möglichst  an  die  alten  Kanones  an,  und  bemühte  sich,  die  erlassenen  Verordnungen 
lediglich  als  Erneuerung  des  früheren  Rechtes  zur  Abstellung  von  Missbräuchen  dar- 
zustellen^, obwohl,  so  richtig  dies  auch  an  sich  war,  eine  Jahrhunderte  lange  Ent- 
wicklung und  eine  andere  kirchliche  Praxis  dieselben  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  hatte 
und  ihre  Restauration  für  die  damaligen  Verhältnisse  eine  völlig  andere  Bedeutung 
und  Wirkung  haben  musste  4.  Weiter  hängt  es  damit  zusammen ,  dass  so  energisch 
Gregor  VII.  im  Allgemeinen  den  neu  erlassenen  Reformvorschriften  durch  Aussen- 
dung von  Legaten  zur  Veranstaltung  von  Reformsynoden  in  den  einzelnen  Ländern  ^, 
durch  rücksichtslose  Ausübung  seines  oberstrichterlichen  Rechtes  über  nicht  gefügige 
Bischöfe  ^,  endlich  selbst  durch  die  Aufrufung  der  Laien  gegen  den  der  Reform  ab- 
geneigten Klerus'  Anerkennung  und  praktische  Geltung  zu  verschaffen  suchte,  er 
doch  zunächst  in  Betreff  des  Investiturverbotes ,  soweit  dessen  Durchführung  ge- 
genüber dem  Kaiser  in  Frage  stand,  nur  mit  berechnender  Langsamkeit  und  Be- 
hutsamkeit vorgegangen  ist^,  weil  es  sich  hierbei,  wie  schon  bei  dem  Papstwahl- 
dekret von  Nikolaus  IL ,  nicht  blos  um  die  Regelung  rein  kirchlicher  Angelegen- 
heiten, sondern  auch  um  einen  Eingriff  in  die  kaiserlichen  Rechte  handelte. 

Der  dadurch  herbeigeführte  Streit,  welcher  in  der  Folge  sich  zu  einem  Kampf 
über  das  principielle  Verhältniss  des  Kaiserthums  und  Papstthums  erweiterte^,  ge- 
wann damit  zugleich  eine  präjudizielle  Bedeutung  für  das  oberste  Gesetzgebungsrecht 
in  der  Kirche,  denn  mit  der  Beseitigung  der  bisherigen  leitenden  Stellung  des  Kai- 
serthums musste  auch  die  frühere  Abhängigkeit  des  Papstes  bei  der  Ausübung  die- 
ses Rechtes  fortfallen. 

Während  des  weit  über  den  Tod  Gregors  VII.  hinaus  dauernden  Kampfes  hatten 
seine  Nachfolger,  ebenso  wie  er  selbst,  zunächst  noch  jene  vorhin  erwähnten,  eigen- 
thümlichen  Synoden  zur  Verfolgung  ihrer  Ziele  benutzt  ^^  und  so  fort  und  fort  das  für 
das  Papstthum  beanspruchte  oberste  Gesetzgebungsrecht  unabhängig  vom  Kaiserthum 


an  alle  Bischöfe,  die  gesammte  Geistlichkeit  und 
das  gesammte  Volk  von  1059,  Mansl  19,  897, 
Tgl.  auch  ibid.  p.  873.  Ferner  galten  den  Päp- 
sten die  Beschlüsse  dieser  Synoden  als  päpstliche 
Anordnungen  oder  Anordnungen  der  römischen 
Kirche,  Gregor.  VIl.  reg.  I.  30,  Jaff  e  1.  c.p.  48, 
„praeceptis  Romanae  synodi ,  cui  interf uisti  in- 
ohediens  usque  hodie  videaris  .  .  .  Unde  .  .  .  te 
.  .  .  admonemus ,  ut  .  .  .  quod  Romana  ecclesia 
te  testante  de  immunditia  clericorum  statuit  .  . . 
constanti  auctoritate  in  ecclesia  tua  praedicando 
exerceas";  11.45,  V.  18,  p.  159.315;  ep.  collect. 
3.  4,  p.  523.  524. 

Wenn  Giesebrecht  a.  a.  0.  S.  140  n.  44, 
mit  Bezug  auf  den  Bericht  über  die  römische  Sy- 
node V.  1078,  Jaffe  VI.  5b,  p.  330.  332,  Avorin 
die  „quaedam  capitula ,  quae  in  sequentibus 
denotantur"  und  „decreta  in  eadem  synodo  facta'^' 
unterschieden  werden,  bemerkt,  dass  damit  eine 
Verschiedenheit  der  Veröffentlichung  der  Be- 
schlüsse angedeutet  sei ,  so  ist  das  nicht  richtig. 
Die  Dekrete  sind  die  wörtlich  mitgetheilten  Be- 


stimmungen ,  die  capitula  die  Anordnungen, 
welche  nicht  wörtlich  wieder  gegeben,  sondern 
nur  ihrem  Inhalte  nach  kurz  bezeichnet  werden. 

1  Th.  I.  S.  152  ff. 

2  Th.  II.  S.  542  ff. 

3  Gregor.  VII.  reg.  II  68,  p.  189 :  „Non  no- 
stra  decreta —  quamquam  licenter,  si  opus  esset, 
possemus  —  vobis  proponimus,  sed  a  ss.  patribus 
statuta  renovamus'' ;  III.  10,  p.  220:  „nichil 
novl,  nichil  adinventione  nostra  statueiites ;  sed 
primam  et  unicam  ecclesiasticae  disciplinae  re- 
gulam  et  tritam  sanctorum  viam  relicto  errore 
repetendam  .  .  .  esse  oensuimus";  II.  45.  66,  p. 
159.  186;  ep.  collect.  3.  4.  5.  p.  523.  524.  525. 

4  S.  z.  B.  Th.  II.  S.  544  u.  Giesebrecht 
a.  a.  0.  S.  147. 

5  S.  0.  S.  485.  534;  Th.  I.  S.  154. 

6  Th.  II.  S.  544. 

7  Th.  I.  S.  153.  154  u.  Th.  11.  S.  544. 

8  Th.  II.  S.  543.  547. 

9  Th.  U.  S.  548. 

10  S.  0.  S.  520  ff.  und  auch  Th.  II.  S.  550  ff. 
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geliandliaht.  Als  dann  nach  dem  Abschluss  des  Investiturstreites  durch  das  Worm- 
ser  Konkordat  das  latcranensische  Konzil  von  1  12:^  das  Resultat  der  bisherigen  von 
den  Päpsten  geleiteten  kirchlichen  Gesetzgebung  dauernd  festgestellt  hatte  ',  war 
damit  zugleich  auch  das  alleinige  oberste  Recht  des  Papstes  zur  kirchlichen  Gesetz- 
gebung gegen  eine  etwaige  erneuerte  Inanspruchnahme  der  Mitwirkung  seitens  des 
Kaisers  ein  für  alle  Mal  sicher  gestellt"^. 

Mit  der  Beseitigung  der  bisherigen  Befugnisse  des  letzteren  hörte  aber  auch  der 
entscheidende  Einfluss  des  Episkopates  bei  der  Handhabung  jenes  päpstlichen 
Rechtes  auf.  Diesen  hatte  er  früher  auf  den  Reichs-  und  kaiserlichen  Synoden  neben 
den  Kaisern  ausgeübt,  und  sich  in  der  Anlehnung  an  dieselben  zugleich  die  Selbst- 
ständigkeit gegenüber  dem  Papstthum  bewahren  können*^.  Indessen  schon  von 
Beginn  des  grossen  Kampfes  an  hatte  sich  unter  dem  Einfluss  der  herrschenden  Re- 
formideen ein  Theil  des  Episkopates  auf  die  Seite  des  Papstthums  gestellt,  und 
nachdem  er  sich  völlig  der  Leitung  des  letzteren  gefügt  und  demselben  zum  Siege 
verholfen  hatte,  war  es  für  die  Bischöfe  Jahrhunderte  lang  nicht  mehr  möglich, 
wieder  eine  selbstständigere  Stellung  bei  der  Verwaltung  der  allgemeinen  Ange- 
legenheiten der  Kirche  zu  erringen^.  Dazu  kam,  dass  diejenigen  älteren  Quellen- 
Aussprüche,  welche  in  die  von  den  Anhängern  der  päpstlichen  Partei  während  des 
Streites  angefertigten  Kanonensammlungen  ^  zur  Begründung  des  obersten  päpst- 
lichen Gesetzgebungsrechtes  aufgenommen  waren**,  sowie  die  darauf  bezüglichen 
Ausführungen  in  dem  auf  Veranlassung  Gregors  VII.  aus  seinen  Schreiben  zusam- 
mengestellten Registrum '^,  sich  ebenso  gut  wie  gegen  den  Kaiser,  auch  gegen  einen 
massgebenden  Antheil  des  Episkopates  an  der  allgemeinen  kirchlichen  Gesetzgebung 
richteten  und  dagegen  verwenden  Hessen. 

Gregor  VII.  selbst  hatte  allerdings  noch  die  Kanones  als  eine  gewisse  Schranke 
des  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  anerkannt^,  und  vorerst  blieb  diese  An- 
schauung auch  unter  seinen  Nachfolgern  herrschend  'J.    Aber  bei  der  Unbestimmtheit 

1  S.  0.  S.  350.  356.  die  Abhäiigkeit  der  Autorität  der  Synoden   von 

2  S.  auch  0.  S.  571.  ^^'^  Päpsten,  s.  o.   S.  352.  n.  2  u.  Deusdedit 

3  S        S    ^fil  ff  ed.  Marti nucci  p.  6  ff.  und  über  die  sonstigen 

Primatialrechte    des    Papstes.      Dieselben    An- 

4  Ueber  die  Stellung  der  Provinzlalsynoden  scliauungen  sind  übrigens  auch  in  den  damals 
und  der  anderen,  nicht  päpstlichen  und  nicht  ^on  der  gregorianischen  Partei  ausgegangenen 
kaiserlichen  Synoden  wälirend  dieser  Zeit  vgl.  o.  Streitschriften  vertreten  worden,  s.  z.  B.  Ber- 
S.  491.  ölo.  5oo  ff.       '  t ho  Id  v.  Konstanz,  deauctoritate  canonumc.  51, 

^  Hierher  gehören  die  Sammlungen  des  An-  Ussermann,  prodomus  Germaniae  sacrae  seu 

selm  V.  Lucca  (f  1086)  und  des  Kardinals  Deus-  collectio  monumentor.  res  Alemann,  illustr.  San 

dedit  (1086 — 1087),  welcher  letztere  namentlich  Blas.  1790,  2,  347:    „De  auctoritate  autem  ipso- 

den  Zweck  verfolgte ,   alles  auf  die  Rechte  und  rum  pontiflcalium  decretorum  nulla  nobis  dubi- 

Freiheiten  des  römischen  Stuhles  bezügliche  Ma-  tatio  relinquitur  ,  quum  et  ipsa  universalia  con- 

terial  zusammenzustellen,   vgl.  Giesebrecht  cilia  auctoritatem  exinde  perceperint  nee  aliunde 

a.  a.  0.  S.  180.  synodicam  flrmitatem  habere  potuerint.^' 

ß  So  z.B.   syn.  Roman,  v.  863  c.  5  (s.  o.  S.  "^  S.o.  S.  726  u.Gie  sehr  echt  a.a.  0.  S.  150. 

716.  n.  5)  bei  Anselm.  IV.  26  u.  Deusdedit  1.  8  S.  o.  S.  726. 

134 ;   Hilar.  I.   syn.  Roman,  c.  2  v.  465  (o.  S.  9  Conc.  Piacent.  v.  1095  c.  12  (in  Betreff  der 

686.  n.  3)  bei  Anselm.  I.  46.  63  u.  Deusdedit  I.  von  Simonisten    oder    Schismatikern    geweihten 

174;    Bened.  Lev.  IH.  346  u.   cap.  Angilr.  36  Kleriker,    s.  Th.  I.  S.  23),    Mansi   20,    806: 

(s.  0.  S.  714.  n.  2)  bei  Anselm.  lib.  III.  i.  f.  n.  „Quamvis  autem  misericordiae  intuitu  magnaque 

Deusdedit   I.    121    (hier   in    der   Verkürzung):  necessitate  cogente  hanc  in  sacris  ordinibus  dis- 

„constitutiones  contra  s.  decreta  roraanorum  prae-  pensationem  constituerimus  ;  nullam  tarnen  prae- 

sulum  nullius  sunt  momenti" ;    nov.  Valentin.  iudicium  sacris  canonibus  fleri  volumus,  sed  ob- 

III.  v.  445  tit.  16  (s.  Th.  I.   S.  504.  n.  2  u.  o.  tineant  proprium  robur.    Et  cessante  necessitate, 

S.  685)  bei  Deusdedit  I.   236.     Dazu   kommen  illud  quoque  cesset  quod  est  pro  necessitate"; 

dann  eine  Reihe  pseudoisidorischer  Stellen  über  (wiederholt  in  c.  11  Roman,  v.  1099,  I.e.  p.  963). 
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dieser  Gränze  beriefen  sich  nicht  blos  die  Gegner  der  gregorianischen  Partei  auf  die 
ihnen  günstigen  früheren  Kanones,  um  die  Anordnungen  der  päpstlichen  Synoden 
als  nichtig  anzufechten  i,  sondern  dasselbe  Verfahren  schlugen  auch  sogar  die  An- 
hänger der  letzteren  ein,  um  einzelne  ihnen  nicht  streng  genug  erscheinende  Verfü- 
gungen, welche  die  Päpste  selbst  erlassen  hatten,  als  unverbindlich  darzuthun'^.  Solche 
Kanones,  mit  denen  die  herrschende  Praxis  der  Kirche  in  Widerspruch  stand,  Hessen 
sich  stets  finden,  einmal  schon  deshalb,  weil  die  fortschreitende  Entwicklung  der 
Kirche  sich  nicht  in  allen  Punkten  an  die  Kanones  der  früheren  Zeiten,  welche  unter 
völlig  veränderten  kirchlichen,  politischen,  wirthschaftlichen  und  anderen  Verhält- 
nissen beschlossen  worden  waren,  hatte  binden  können,  und  überdies  das  bisher 
vorliegende,  namentlich  in  den  damals  schon  vorhandenen  Sammlungen  zusam- 
mengetragene Material  eine  ganze  Reihe  sich  widersprechender  Vorschriften  aus 
den  verschiedensten  Zeiten  darbot.  Unter  diesen  Umständen  waltete  die  Gefahr 
ob,  dass  die  allgemeinen  gesetzlichen  Erlasse  der  Päpste  und  ihrer  Synoden  durch 
den  Hinweis  auf  angeblich  widersprechende  Kanonen  in  Frage  gestellt  wurden ,  und 
dasselbe  konnte  auch,  wie  gleichfalls  frühere  Vorgänge  zeigten,  hinsichtlich  der 
päpstlichen  Anordnungen  für  einzelne  Fälle,  namentlich  gegenüber  der  praktisch 
wichtigen  Ausübung  des  aus  dem  obersten  Gesetzgebungsrecht  herfliessenden 
Rechtes  zur  Ertheilung   von  Dispensationen  und  Privilegien  geschehen^.     Wollten 


•  So  haben  z.  B.  die  schismatischen  Kardinäle 
Wiberts  in  ihren  Denkschriften  von  1095  und 
von  1095  Ms  1098,  Sudendorf,  registr.  f.  d. 
deutsche  Geschichte.  Jena  1849.  2,  69.  70.  100. 
109,  sowohl  Gregor  VIT.  wie  auch  Urban  II.  vor- 
geworfen ,  dass  sie  durch  einzelne  Beschlüsse 
ihrer  Synoden  die  Kanones  verletzt  hätten. 

'^  Wie  gegen  Ende  des  11.  Jahrhunderts  das 
Wahldekret  Nikolaus'  II.  ,  weil  dies  angeblich 
dem  König  noch  zu  viel  Rechte  einräumte ,  An- 
selmi  Lucensis  ep.  ad  Wibertum,  SS.  12,  8: 
„praefatus  Nicolaus,  unus  scilicet  patriarcha,  cum 
quolibet  episcoporum  concilio  non  potuit  abrum- 
pere ,  imo  nee  mutare  non  obviantia  fidei  prae- 
l'ata  decreta  ss.  quinque  patriarcharum  ...  et  ss. 
patrum  numero  250  ...  in  quibus  non  inve- 
niuntur  quidquam  regiae  potestati  in  pontiflcum 
electione  seu  promotione  concessisse ,  imo  .  .  . 
considentibus  cum  eis  christianissimis  imperato- 
ribus  et  non  coutradicentibus,  leguntur  sub  per- 
petuo  anathemate  vetuisse".  Bonithon.  ad  ami- 
cum  lib.  IX,  Jaffe'  raonum.  Gregor,  p.  680: 
„Sunt  enim  qui  dicunt :  eum  (Gregorium  Vll.) 
non  iure  fuisse  apostolicum ,  propter  quaedam 
decreta  Nicolai  iunioris  .  .  .  Quod  falslssimum 
esse  Omnibus  modis  declarabitur ;  quamvis  etsi 
verum  esset,  tamen  nullius  momenti  esset.  Nam 
etsi  licet  Romanis  pontiflcibus  rigorem  canonum 
temperare  pro  necessitate  temporum ,  tamen  non 
licet  omnino  destruere.  Quid  enim  aliud  esset 
nisi  omnino  christianam  legem  destruere,  decreta 
ss.  Romanorum  pontiflcum  qui  sanguine  suo  ec- 
clesiam  fundavere  infringere ,  et  sacrosancta  IV 
coucilia  que  ab  hominibus  velut  euangelia  sunt 
veneranda,  irrita  facere'^ 

3  Allerdings  haben  die  Päpste  bei  Dispensa- 
tionen sich  auf  das  Recht,  den  rigor  canonum  in 


einzelnen  Fällen  zu  mildern  ,  beriifen,  c.  3  (Ur- 
ban. II.)  C.  I.  qu.  5  n.  Urban.  II.  ad  Petr.  episc. 
Pistor.  V.  1088,  Ewald,  neues  Arch.  5,  361 : 
„Multa  ecclesiae  principes  pro  tenore  canonum 
districtius  iudicant,  multa  pro  temporum  neces- 
sitate patienter  tolerant ,  multa  pro  personarum 
qualitatemoderantesdissimulant"  (c.  37.  Dist.  I., 
gleichfalls  von  Urban  IL,  ist  nur  in  kurzem  Aus- 
zug mitgetheilt),  indem  sie  sich  dabei  ausdrück- 
lich gegen  die  Beseitigung  der  allgemeinen  Gel- 
tung der  Kanones  überhaupt  verwahrten,  Pascha- 
lis II.  ep.  ad  Anselm.  Cantuar.  v.  1107,  Mansi 
20,  1063,  vgl.  ferner  eiusd.  ep.  ad  eund.  v. 
1102,  1.  c.  p.  1021,  und  Gregor  VII.  hat  densel- 
ben Standpunkt  aui'h  in  Betreff  der  Privilegien- 
Ertheilung  eingenommen,  reg.  VI.  2,  ed.  Jaffe 
p.  324:  ^;Privilegla ,  siquidem  non  debent  ss. 
patrum  auctoritatem  infringere,  sed  utilitati  s. 
ecclesiae  prospicere'',  indessen  war  hiermit  selbst- 
verständlich ein  Streit  über  die  Innehaltung  die- 
ser Schranken  für  den  einzelnen  Fall  nicht  aus- 
geschlossen. So  hatte  schon  1025  eine  Synode 
von  Erzbischöfen  aus  mehreren  Provinzen  zu 
Anse,  Mansi  19,  423  ,  die  Exemtion  des  Klo- 
sters Cluny  von  der  Jurisdiction  des  Diöcesan- 
bischofes,  als  gegen  c.  4  Chalced.  v.  451  ver- 
stossend,  für  nichtig  erklärt  und  in  Folge  dessen 
sich  Johann  XIX.  veranlasst  gesehen ,  auf  der 
mit  Konrad  II.  1027  abgehaltenen  römischen  Sy- 
node die  Privilegien  des  Klosters  nochmals  zu 
erneuern,  Jaffe  reg.  n.  3101.  3110 — 3112, 
Bresslau,  Konrad  II.  1,  147,  ferner  wurde  ge- 
genüber Paschalis  II.  die  Ableistung  des  Obe- 
dienzeides  seitens  eines  (ungarischen?,  s.  o.  S. 
203.  n.  6)  Erzbischof  es  mit  dem  Hinweis  darauf, 
dass  die  älteren  Konzilien  keine  derartige  An- 
ordnung getroffen  hätten,  verweigert,  c.  4.  X.  de 
elect.  I.  6, 
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sich  also  die  Päpste  ihr  beanspruchtes  Gesotzgebungsrecht  gegen  alle  Angriffe 
sichern,  so  bedurfte  es  einer  näheren  Präcisirung  der  Schranken  desselben  und  zu- 
gleich auch  einer  engeren  Begrenzung  der  letzteren,  als  durch  das  Recht  der  Ka- 
nones,  da  sie  allein  bei  einer  allseitig  als  berechtigt  anerkannten  freieren  Bewe- 
gung der  wesentlichen  Aufgabe  der  Gesetzgebung ,  für  die  neu  entstandenen  Ver- 
hältnisse die  erforderlichen  Rechtsnormen  zu  schaffen,  gerecht  werden  konnten. 

Wenn  ihnen  auch  die  pseudoisidorische  Theorie  ' ,  dass  die  Konzilien  von  der 
Autorität  des  Papstes  abhängig  seien,  eine  Handhabe  darbot,  um  in  einzelnen  Fällen 
etwaige  Angriffe  wegen  Ueberschreitung  ihrer  Befugnisse  zurückzuweisen  '^,  so  war 
es  doch  vor  Allem  die  neue  kanonistische  Wissenschaft  des  12.  Jahrhunderts,  welche 
über  die  gedachten  Fragen  zur  Klarheit  zu  gelangen  suchte  und  bei  der  Beschaffen- 
heit des  vorliegenden  Materials  und  bei  ihrem  Mangel  historischer  Kritik  zu  keinem 
anderen,  als  einem  dem  Papstthum  günstigen  Resultat  gelangen  konnte. 

Gratian,  welcher  in  Uebereinstimmung  mit  der  päpstlichen  Anschauung  seiner 
Zeit  den  Vorrang  der  kirchlichen  Ordnungen  vor  dem  weltlichen  Recht  lehrt  ',  weist 
unter  den  ersteren  dem  alten  und  neuen  Testamente  die  erste  Stelle  zu  ^  und  reiht  diesen 
an  zweiter  die  Kanones  der  ökumenischen  Synoden  und  an  dritter  die  päpstlichen  De- 
kretalen  an,  welche  er  ebenfalls  unter  den  Begriff  der  Kanones  zieht  ^.  Als  materielle 
Schranke  für  die  Ausübung  der  kirchlichen  Gesetzgebung  stellt  er  nicht  mehr  die 
Kanones  schlechthin  auf,  sondern  nur  das  göttliche  Recht ''^  oder  das  ins  naturale  (s. 
auch  §.  141)  d.  h.  dasjenige,  welches  von  Gott  selbst  angeordnet  und  vor  Allem  in 


»  S.  0.  S.  352.  11.  2. 

2  So  antwortet  Paschalis  II.  (s.  vor.  Note)  auf 
den  ihm  gemachten  Vorhalt  mit  dem  a.  a.  0. 
raitgetheilten  Satze. 

3  Dlst.  X,  insbesondere  dict.  zu  c.  6:  .,Ecce 
quod  constitutiones  principum  ecclesiasticis  legi- 
bus postponendae  sunt.  Ubi  autem  euangelicis 
atque  canonicis  decretis  non  obuiauerint,  omni 
reverentia  dignae  sunt'^ 

*  Dist.  I  praef. :  „Jus  naturae  est,  quod  in  lege 
et  euangelio  continetur". 

5  Dist.  III  dict.  zu  c.  2  :  „Porro  canonum  alii 
sunt  decreta  pontiücum,  alii  statuta  conciliorura. 
Conciliorum  uero  alia  sunt  uniuersalia,  alia  pro- 
uincialia.  Prouincialium  alia  celebrantur  aucto- 
ritate  Romani  pontificis,  presente  uidelicet  legato 
sanctae  Romanae  ecclesiae,  alia  uero  auctoritate 
patriarcharum  uel  primatum  uel  metropolitano- 
rum  eiusdem  prouinciae".  Obwohl  er  hier  die 
päpstlichen  Dekretalen  voranstellt,  handelt  er 
doch  später  zunächst ,  ^s.  Dist.  XV  u.  flg.  ,  von 
den  allgemeinen  Konzilien  und  den  übrigen  Sy- 
noden und  dann  erst  Dist.  XIX  von  den  päpst- 
lichen Dekretalen. 

6  Dict.  i.  f.  Dist.  IX  :  .,Cum  ergo  natural!  iure 
nichil  aliud  precipiatur,  quam  quod  deus  vult 
fleri,  nichilque  vetetur,  quam  quod  deus  prohibet 
fleri ,  denique  cum  in  canonica  scriptura  nichil 
aliud,  quam  in  diulnis  legibus  inueniatur,  diuine 
vero  leges  natura  consistant,  patet,  quod  quaecum- 
que  diuinae  uoluntati  seu  canonicae  scripturae 
contraria  probantur,  eadem  et  natural!  iur!  inve- 
niuntur  adversa.  linde  quecumque  diuinae  uolun- 
tati seu  canonice  scripture  seu  diuinis  legibus 
postponenda  censentur,  eisdem  naturale  ins  pre- 
ferri  oportet.  Constitutiones  ergo  uel  ecclesiasticae 


uel  seculares,  si  naturali  iur!  contrariae  probantur, 
penitus  sunt  exdudendae''.  Das  alte  Testament 
gilt  ihm  aber  nicht  als  Ganzes  für  unabänder- 
liches oder  göttliches  Recht,  sondern  nur  soweit 
es  Moralvorschriften  enthält,  s.  dict.  am  Anfang 
V.  Dist.  V.  u.  a.  E.  v.  Dist.  VI ,  vgl.  auch  E. 
Meier,  Reclitsbildung  in  Staat  u.  Kirche.  Ber- 
lin 1861.  S.  195.  Dieselbe  Theorie  wie  hier  fin- 
det sich  allerdings  schon  in  c.  6.  C.  XXV.  qu.  1 : 
„Sunt  quidam  dicentes,  Romano  pontiflci  semper 
licuisse  nouas  condere  leges.  Quod  et  nos  non 
solum  negamus,  sed  etiam  ualde  afflrmamus. 
Sciendum  uero  summopere  est ,  quia  inde  nouas 
leges  condere  potest ,  unde  Euangelistae  aliquid 
nequaquam  dixerunt.  Ubi  uero  aperte  dominus 
uel  eius  apostoli  et  eos  sequentes  ss.  patres  sen- 
tentialiter  äliquid  difflnierunt ,  ibi  non  nouam 
legem  Romanus  pontifex  dare  ,  sed  pocius  quod 
praedicatum  est,  usque  ad  animum  et  sanguinem 
conflrmare  debet.  Si  enim  quod  docuerunt  apo- 
stoli et  prophetae,  destruere  (quod  absit)  nitere- 
tur,  non  sentenciam  dare,  sed  magis  errare  con- 
uinceretur.  Sed  hoc  procul  absit  ab  eis,  qu!  sem- 
per domini  ecclesiam  contra  luporum  insidias 
optime  custodierunt".  Die  Stelle,  welche  die  lu- 
scription :  „Urbanus  papa"  trägt,  aber  sich  weder 
in  den  Decretalen  Urbans  I.  oder  II.  hat  ermit- 
teln lassen,  gehört  ihrem  ganzen  Ton  nach  offen- 
bar keinem  Papst  zu  ,  rührt  vielmehr  aus  einer 
die  Rechte  des  Papstes  betreffenden  Ausführung 
her,  und  muss  der  Zeit  Gratians  sehr  nahe  stehen, 
da  vor  Ende  des  11.  Jahrhunderts  die  darin  be- 
handelte Frage  nicht  gut  zur  Erörterung  gekom- 
men sein  kann,  und  das  Bruchstück  sich  in  kei- 
ner der  von  Gratian  benutzten  vermittelnden 
Sammlungen  findet. 
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der  heiligen  Schrift  enthalten  ist.  Die  päpstlichen  Dekretalen  haben  nach  seinen 
weiteren  Ausführungen  dagegen,  sofern  sie  sich  innerhalb  der  gedachten  Schranke 
halten ^  gleiche  Kraft  mit  den  Kanonen  der  Konzilien'^;  denn  nur  der  päpstliche 
Stuhl  hat  das  Recht,  Konzilien,  welche  gesetzliche  Vorschriften  erlassen  können,  zu 
berufen  •'^,  nur  er  giebt  den  Kanonen  derselben  kraft  seiner  Primatialstellung  die  er- 
forderliche Autorität "*,  nur  er  hat  das  Recht,  die  Kanones  zu  interpretiren,  ist  aber 
seinerseits  nicht  an  die  letzteren  gebunden,  denn  bei  ihnen  versteht  sich  der  Vorbe- 
halt der  Autorität  des  päpstlichen  Stuhles,  d.  h.  einer  anderweiten,  dem  Papste  zu- 
stehenden Verfügung,  stets  von  selbst^. 


1  Dict.  zu  c.  7,  Dist.  XIX :  „Hoc  autem  intel- 
ligendum  est  de  Ulis  sanctiouibus  uel  deoretalibus 
epistolis ,  in  quibus  uec  precedentium  patrum 
decretis  iiec  euangelicis  preceptis  aliquid  con- 
trarium  inuenitur".  Von  diesem  Standpunkt  aus 
kritisirt  er  z.  B.  c.  18.  C.  XXXVII.  qu.  7  (Gre- 
gor. II.  ad  Bonifac.  v.  726,  Jaffe  mon.  Mog. 
p.  89),  in  welchem  eine  Ehescheidung  wegen 
Impotenz  der  Frau  zugelassen  wird,  dahin,  s. 
dict.  zu  c.  18  :  „Illud  Gregorii  ss.  canonibus,  imo 
euangelicae  et  apostolicac  doctrinae,  penitus  in- 
uenitur adversum". 

2  Dict.  a.  Anfg.  v.  Dist.  XIX  :  „De  epistolis 
uero  decretalibus  queritur ,  an  uim  auctoritatis 
obtineant ,  cum  in  corpore  canonum  non  inueni- 
antur.  De  bis  ita  scribit  Nicolaus  (I,  s.  o.  S.  716. 
n.  5)  .  .  .  c.  1.  Decretales  epistolae  uim  aucto- 
ritatis habent'',  u.  a.  Anfg.  v.  Dist.  XX :  „De- 
cretales itaquc  epistolae  canonibus  conciliorum 
pari  iure  ex(a)equantur". 

3  Dict.  zu  Anfg.  v.  Dist.  XVII :  „Auctoritas 
uero  congregandorum  conciliorum  penes  aposto- 
licam  sedem  est"  und  zu  Anfg.  v.  Dist.  XVIII : 
„episcoporum  igitur  concilia,  ut  ex  premissis  ap- 
paret ,  sunt  inualida  ad  difflniendum  et  consti- 
tuendum,  non  autem  ad  corrigendum". 

*  Dieser  Satz  findet  sich  schon  vor  ihm  in  dem 
S.  352.  n.  2  citirten  Brief  Paschalis'  II. 

5  Die  letzten  Sätze  entwickelt  Gratian  bei 
seiner  Erörterung  über  die  Bedeutung  der  päpst- 
lichen Privilegien,  auf  welche  noch  oben  im  Text 
zurückzukommen  ist,  dict.  a.  E.  von  C.  XXV. 
qu.  1.  „Si  ergo  primam  sedem  statuta  conciliorum 
prae  omnibus  seruare  oportet,  si  pro  statu  om- 
nium  ecclesiarum  necesse  est  illam  inpigro  uigi- 
lare  affectu ;  si  ea  quae  a  Romanis  pontiflcibus 
decreta  sunt,  ab  omnibus  seruari  conuenit  .... 
patet,  quod  contra  statuta  ss.  canonum,  quibus 
Status  ecclesiarum  uel  confundantur  uel  pertur- 
bentur,  privilegia  ab  apostolico  concedi  non  de- 
bent.  §.  1.  His  ita  respondetur :  Sacrosancta 
Romana  ecclesia  ss.  canonibus  ins  et 
auctoritatem  impertit,  sednoneisal- 
ligatur.  Habet  enim  ins  condendi  ca- 
n  0  n  e  s  ,  ut  pote  que  caput  et  cardo  est  omnium 
ecclesiarum,  a  cuius  regula  dissentire  nemini 
licet.  Ita  ergo  canonibus  auctoritatem  prestat, 
ut  se  ipsam  non  subiciat  eis.  Sed  sicut  Christus, 
qui  legem  dedit,  ipsam  legem  carnaliter  impleuit, 
octaua  die  circumcisus,  quadragesimo  die  cum 
hostiis  in  templo  presentatus  .  .  .  postea  uero,  ut 
se  dominum  legis  ostenderet,  contra  litteram  le- 
prosum  tangendo  mundauit  ....  sie  et  summae 
sedis  pontiüces  canonibus  a  se  siue  ab  aliis  sua 


auctoritate  conditis  reuerentiam  exhibent  et  eis 
se  humiliando  ipsos  custodiunt,  ut  aliis  obser- 
uandos  exhibeant.  Nonnumquam  uero  seu  iu- 
bendo  seu  diffiniendo  seu  decernendo  seu  aliter 
agendo,  se  decretorum  dominos  et  conditores 
ostendunt.  In  premissis  ergo  capitulis  aliis  in- 
ponitur  necessitas  obsequendi ,  summis  uero 
pontiflcibus  ostenditur  inesse  auctoritas  obser- 
uandi,  ut  a  se  tradita  obseruando  aliis  non  con- 
tempnenda  demonstrent;  exemplo  Christi,  qui 
sacramenta,  que  ecclesiae  seruanda  mandauit, 
primum  in  se  ipso  suscepit,  ut  ea  in  se  ipso  sancti- 
flcaret.  Oportet  ergo  primam  sedem,  ut  diximus 
obseruare  ea  que  mandauit  decernendo ,  non  ne- 
cessitate  obsequendi,  sed  auctoritate  inpertiendi. 
Licet  itaque  sibi  contra  generalia  decreta  spe- 
cialia  priuilegia  indulgere  et  special!  beneflcio 
concedere  quod  generali  prohibetur  decreto. 
§  2.  Quamquam  si  decretorum  intentionem  di- 
ligenter  aduertamus,  nequaquam  contra  ss.  ca- 
nonum auctoritatem  aliquid  concedere  inuenian- 
tur.  Sacri  siquidem  canones  ita  aliquid 
constituunt,  ut  suae  Interpretation is 
auctoritatem  s.  Romanae  ecclesiae  re- 
seruent.  Ipsi  soll  ualent  canones  in- 
terpretari,  qui  ins  condendi  eos  ha- 
bent. Unde  in  nonnullis  capitulis  con- 
ciliorum ,  cum  aliquid  obseruandum  decernitur, 
statim  infertur  :  Nisi  auctoritas  Romanae  eccle- 
siae inperaverit  aliter,  uel :  saluo  tarnen  in  omnibus 
iure  s.  Romanae  ecclesiae  uel :  salva  tarnen  in 
Omnibus  apostolica  auctoritate.  Quecumque  ergo 
de  decimis  uel  quibus  Hb  et  ecclesiasticis 
ss.  canonibus  dif  f  iniuntur ,  in  teil i- 
genda  sunt,  necessario  seruari,  nisi 
auctoritas  Romanae  ecclesiae  aliter 
fieri  mandauerit  uel  p  ermiserit".  Die 
letzte  Ausführung  zieht  nur  die  weiteren  Konse- 
quenzen des  schon  von  Paschalis  IL  (s.  o.  S.  352 
u.  2)  ausgesprochenen  Gedankens.  Die  Begrün- 
dung derselben  durch  die  Behauptung  dass  auch 
einzelne  Konzilien  den  erwähnten  Vorbehalt  auf- 
weisen, ist  irrig.  Von  allen  vor  Gratian  abgehalte- 
neuKonzilien  hat  keines  bis  zum  Konzil  v.Piacenza 
V.  1095  einen  solchen  Vorbehaltin  seine  Kanonen 
aufgenommen,  vgl.  T  hau  er,  üb.  Entsteh,  u. 
Bedeutg.  d.  Formel:  salva  sedis  apostolicae  auc- 
toritate. Wien  1872.  S.  40,  das  letztere  verord- 
net allerdings  c.  6.  (und  dann  ebenso  das  römische 
v.  1099.  c.  Gl,  Maus i,  20,  805.  762):  „Uli  uero 
qui  per  se  ipsos,  cum  maioris  essent  aetatis  ne- 
fanda  cupiditate  ducti  eas  (ecclesias  vel  eccle- 
siarum partes)  emerunt,  si  in  aliis  ecclesiis  ca- 
nonice  vivere  voluerint,  servatis  propriis  ordini- 
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In  gleiclicr  Weise  wie  das  Gcsctzgcbungsrecht  bindet  Gratian  auch  die  Dispen- 
sationsgewalt  des  römischen  Stuhles,  welche  er  im  Zusammenhange  mit  dem  ersteren 
in  der  Lehre  von  den  Rechtsquellen  behandelt,  lediglich  an  das  ins  naturale'. 

Wie  Gratian  wenn  nicht  zuerst,  doch  mindestens  als  einer  der  ersten  durch  seine 
theoretischen  Darlegungen  das  oberste  allgemeine  Gesetzgebungsrecht  des  Papstes 
der  Fesseln  der  Kanones  zu  entledigen  und  dem  letzteren  auch  die  Ueberwachung  und 
Beherrschung  der  partikulären  Kechtsbildung  in  der  Kirche  im  Sinne  der  Centrali- 
sation  zuzusprechen  versucht  hat,  so  hat  er  zugleich  von  seinem  Standpunkt  aus  die 
bisher  über  das  Privilegienrecht  des  Papstes  herrsclienden  Auffassungen  beseitigt'^. 
Bis  zu  seiner  Zeit  waren  die  Privilegien  *^  von  den  Päpsten  als  dauernde  Berechti- 
gungen ertheilt  worden  K  Daher  war  ihre  Beseitigung  durch  einfachen  Widerruf  des 
apostolischen  Stuhles  ausgeschlossen,  vielmehr  konnten  dieselben  nur  durch  Rechts- 
verwirkung verloren  gehen  ^.  Im  Gegensatz  zu  Gregor  VII. ,  welcher  es  zwar  für 
zulässig  erklärt,  dass  die  Privilegien  der  Autorität  der  Kanones  derogiren  ", 
andererseits  sie  aber  zu  blossen  aus  Nothwendigkeit  oder  Nützlichkeit  zulässigen, 
abänderungsfähigen  Verwaltungsmassregeln  herabzudrücken  sucht',  führt  Gratian 
aus,   dass   die  Privilegien,   welche   nach  seiner  Auffassung  auf  der  gesetzgebenden 


bus  pro  magna  misericordia  ibi  eos  rainistrare 
permittiuius.  Quod  si  ad  alias  traiisferrl  fortassü 
iion  potuerlnt  et  in  eisdem  canonice  vivere  pro- 
uiiserint,  miuoribus  ordinibus  eoutenti  ad  sacros 
ordines  non  accedant,  salva  taineu  in  Omni- 
bus apostolicae  sedis  auctoritate",  aber 
hier  bedeutet  die  Klausel  gerade  das  Gcgentheil, 
nämlich  die  Wahrung  des  Rechts  des  apostolischen 
Stuhls  die  strengeren  Vorschriften  der  Kanones 
wieder  geltend  zu  machen,  s.  Thaner  a.  a.  0. 
S.  40  ff. 

1  Dict.  zu  Dist.  XIII :  „Item  aduersus  naturale 
ius  11  Ulla  dispensatio  admittitur,  nisl  forte  duo 
mala  ita  urgeant,  ut  alterum  eorum  necesse  sit 
eligi'',  bei  welcher  Annahme  er  jedoch  mehr  die 
Absolution,  als  die  Dispensation  im  eigentlicben 
Sinne  vor  Augen  hat.  Ueberhaupt  geht  er 
selbst  wenig  auf  die  Sache  ein,  und  theilt  nur 
in  Dist.  XIV.  und  gelegentlich,  c.  6.  C.  I.  qu.  7, 
einige  hierher  gehörige  Stellen  mit. 

2  Vgl.  die  Stelle  o.  S.  731  n.  3  über  die  con- 
cilia  episcoporum ,  und  dict.  zu  c.  11.  Dist. 
XII.  :  „Hoc  autem  de  consuetudine  illa  intelli- 
geiidum  est,  que  uel  universalis  ecclesiae  usu 
uel  temporis  prolixitate  roboratur.  Ceterum,  si 
pro  uarietate  temporum  uel  animorum  uariae 
consuetudines  introducantur  inuenta  opportuni- 
tatc,  resecandae  sunt  potius,  quam  obseruandae." 

3  Darunter  hat  man  freilich  in  der  hier  frag- 
lichen Zeit  nicht  nur  Privilegien  im  heutigen 
Sinne,  d.  h.  Verleihungen  einzelner ,  von  dem 
gemeinen  Rechte  abweichender  subjectiver  Be- 
rechtigungen,  sondern  auch  Verleihungen  von 
Gütern  und  Rechten  U.Bestätigungen  der  letzte- 
ren, um  ihnen  einen  besonderen  erhöhten  Schutz 
zu  gewähren,  verstanden,  vgl.  Thaner,  a.  a.  0. 
S.  31.  Diese  letzteren  haben  den  erstgedachten 
Cliarakter  nur  in  so  weit,  als  die  zu  ihrer  Ver- 
wirklichung in  ihnen  bestimmten  Mittel,  z.  B.  die 
Androhung  der  päpstlichen  Exkommunikation, 
s.  die  Formeln  n.  89.  91.  95  —  98  bei  de  Ro- 


xi erelib.  diunius,  nicht  schon  durch  das  gel- 
tende Recht  gegeben  waren.  Hier  kommt  es 
weiter  nicht  darauf  an,  da  auch  schon  Privilegien 
in  jener  ersten  Bedeutung  aus  früherer  Zeit,  s.  o. 
S.  714  n.  4,  vorhanden  sind  und  das  Bemerkte 
für  diese  gleichfalls  zutrifft. 

4  S.  die  Formel  bei  Ro ziere  liber  diurnus 
n.  32  in  Verbindung  mit  den  Privilegien  für 
Fulda,  bei  Jaff  e  mon.  Mogunt.  p.  228,  welche 
am  Schlüsse  für  die  Verletzung  dem  Bischof  jed- 
weder Kirche  den  Bann  androhen.  Weitere  der- 
artige Privilegien  bei  J.  Harttiing,  diplomat.- 
histor.  Forschungen,  S.  420.  424.  Selbst  die 
Bindung  der  eigenen  Nachfolger  des  Papstes  wird 
in  manchen  dieser  Diplome  ausgesprochen,  di- 
plom.  Joannis  XIII.  für  Auch  v.  971 ,  Mansi, 
18,  490;  vgl.  auch  Thaner  S.  30. 

5  Dies  zeigt  deutlich  die  Entscheidung  Ho- 
iiorius'  II.  V.  1126,  durchweiche  das  von  Kalixtll. 
widerrufene  Privilegium  Pisas  zur  Weihe  der 
Bischöfe  auf  Corsika,  s.  Th.  I.  S.  606,  wieder- 
hergestellt worden  ist,  „quia  Pisanae  ecclesiae  a 
tot  pontiflcibus  Romanis  collata  et  conflrmata 
dignitas  sine  manifesta  culpa  et  iudicio  auferri 
non  debuit,"  ferner  aber  auch  der  Anfang  des 
dictum  Gratians  zu  C.  XXV.  qu.  1  und  die  vorher 
mitgetheilten  Kanones  sowie  die  qu.  2,  ibid.  wo 
Gratian  Stellen  für  den  Satz,  „quod  antiquioribus 
privilegiis  subsequentibus  derogari  non  possit" 
anführt,  vgl.  auch  Thaner  S.  30  ff. ;  s.  übri- 
gelis  ferner  das  über  Gregor  VII.  oben  im  Text 
Bemerkte. 

6  S.  0.  S.  729  n.  3. 

7  Gregor  VII.  reg.  VI.  2,  Jaff^  mon.  Mogunt. 
p.  324  :  „quod  possunt  quaedam  in  privilegiis  pro 
re  pro  persona  pro  tempore  pro  loco  concedi,  quae 
iterum  pro  eisdem,  si  necessitas  vel  utilitas  maior 
exegerit,  licenter  valeant  commutari,"  worauf 
die  in  der  vor.  Anm.  cit.  Stelle  folgt.  Dadurch 
kommt  Gregor  VII.  allerdings  zu  demselben  prak- 
tischen Resultat,  wie  Gratian,  vgl.  Tlhaner 
a.  a.  0.  S.  36. 
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Autorität  des  Papstes  beruhen,  durch  dieselbe  Autorität  aus  gerechtfertigten  Ur- 
sachen, welche  er  freilich  nicht  näher  bestimmt,  auch  abgeändert  und  widerrufen 
werden  dürfen  ^ . 

Theoretisch  hatte  Gratian  damit  von  römischen  Rechtsanschauungen  ausgehend  2, 
das  päpstliche  Privilegienrecht  in  den  richtigen  Zusammenhang  mit  dem  obersten 
Gesetzgebungsrecht  der  Päpste  gebracht  und  während  er  dem  letzteren,  bereits  zu 
seiner  Zeit  thatsächlich  von  ihnen  geübten  Rechte  die  wissenschaftliche  Begründung 
gegeben  hat,  hat  die  Kurie  seine  Ausführung  über  das  Privilegienrecht  erst  ihrerseits 
angenommen  und  nunmehr  in  der  Praxis  dadurch  zur  Geltung  gebracht,  dass  seit 
seiner  Zeit,  zuerst  seit  Cölestin  IL  (1143 — 1144)3,  in  die  Schlussformel  der  päpst- 
lichen Privilegien   die   allgemeine  Klausel:   salva  sedis  apostolicae  auctoritate^  (d.  h. 


1  Dict.  a.  E.  V.  C.  XXV.  qu.  1  nacli  der  0.  S.  731 
n.  5  citirten  Stelle:  „Cum  ergo  aliqua  privilegia 
ab  apostolico  aliquibus  conceduntur,  etsi  contra 
generalem  legem  aliquid  sonare  uideantur,  non 
tamen  contra  ipsam  aliquid  concedere  intelli- 
guntur,  cum  ipsius  legis  auctoritate  priuilegia 
singulorum  penes  matrem  [omnium  ecclesiarum 
reseruentur.  Neque  enim  priuilegia  aliquibus 
concederentur,  si  preter  generalem  legem  nuUi 
aliquid  speciale  indulgeretur" ;  Dict.  zu  c.  25. 
0.  XXV.  qu.  2 :  „Non  ergo  priuilegia  ecclesia- 
rum sie  inuiolata  permanere  censentur  ut  qui- 
busdam  de  causis  interuenientibus  apostolica 
auctoritate  eis  derogari  non  possit ;  alioquin 
multitudo  ecclesiarum  ad  paucitatem  redigere- 
tiir,  cum  Innumerae  ecclesiae  in  dioecesibus 
aliarum  frequenter  conditae  inveniantur.  Ser- 
uentur  ergo  privilegia  ecclesiarum  cunctis  in- 
concussa  temporibus  ,  ne  uidelicet  preter  eins 
auctoritatem  a  quo  data  sunt,  contra  ea  liceat  ire 
alicui.  ...  §  1.  ...  Vel  pocius  de  utrisque  in- 
telligendum  est,  uidelicet,  ut  sicut  necessita- 
tem  patientes  cessante  necessitate  beneflciis  re- 
nunciare  coguntur,  que  eis  miserationis  indulsit 
intuitus,  sie  religiöse  uiuentes ,  cum  a  religione 
cessauerint ,  priuilegiis  exuuntur,  que  religiosa 
conversatio  meruit.  Privilegia  ergo,  que  religiosis 
domibus  conceduntur,  uel  in  eo  casu  accipienda 
sunt,  in  quo  ita  eis  consulitur,  quod  nulli  ali- 
quid derogatur,  uidelicet  ut  ex  noualibus,  quo- 
rum  decimationes  nulli  assignatae  fuerant,  pri- 
uilegiörum  decimas  aliquibus  persoluere  non 
cogantur,  uel  si  propter  instantem  temporis  ne- 
cessitatem  eis  consuli  non  poterit,  nisi  aliis  dero- 
getur,  ita  priuilegiorum  auctoritas  uidetur  esse 
seruanda,  ut  eorum  subueniatur  inopiae,  non  ut 
suarum  diuitiarum  augmento  et  possessionum  non 
modica  extensione  porrecta,  baptismales  seu 
parrochianae  ecclesiae  penitus  destruantur". 

2  Die  Ausführung  in  Dict.  cit.  zu  CXXV. 
qu.  1  weist  deutlich  auf  Nov.  131.  c.  1  u.  Nov. 
143  pr.  hin,  Th  aner  a.  a.  0.  S.  44. 

3  Denn,  dass  das  Dekret  nicht  erst  1150  0. 
1151  vollendet  worden,  muss  nach  den  neuesten 
Forschungen  mindestens  als  wahrscheinlich  gel- 
ten, Thaner  a.  a.  0,  S.  26;  v.  Schulte, 
Gesch.  d.  Quellen  u.  Literatur  des  canon.  Rechts 
1,48;  Friedberg,  über  meine  neue  Ausgabe 
d.  V  compilationes  antiquae.  Dekanatsprogramm. 
Leipzig  1882.  S.  7. 

*  In  den  ersten  Diplomen  dieser  Art :  salva  in 


Omnibus  ap.  sed.  auct.,  Jaffe  n.6010.  6029,  und 
wenn  zugleich  ein  Vorbehalt  für  die  Gerechtsa- 
men des  Diöcesanbischofs  vorkommt,  zunächst : 
salva  dioesesani  episcopi  canonica  iustüia  et  ap. 
sed.  auct.,  Jaffa'  n.  6011.  6018;  dann  aber 
unter  Vorstellung  des  apostolischen  Stuhles, 
Jaff^  n.  6098,  vgl.  Thaner  S.  10.  38  ff. 
Aehnlich  lautende  Vorbehalte :  salvo  iure  (auc- 
toritate oder  reuerentia)  s.  ecclesiae  Romanae 
(oder  sedis  apostolicae),  kommen  allerdings 
früher  vor,  aber  gewöhnlich  nicht  in  der  Schluss- 
formel, also  mit  Beziehung  auf  einzelne  Rechte, 
nicht  auf  den  Gesammtinhalt  der  Verleihung, 
und  bedeuten  da,  wo  von  weltlichen  Rechten  in 
der  Urkunde  die  Rede  ist,  den  Vorbehalt  derarti- 
ger der  römischen  Kirche  zustehender  Befug- 
nisse, wo  aber  die  Verleihung  sich  auf  kirchliche 
Rechte  bezieht ,  eine  Reservation  der  herkömm- 
lichen Vorrechte  und  Befugnisse  des  römischen 
Bischofs,  so  z.  B.  bei  Primatialverleihungen  den 
Vorbehalt  des  Primates  des  römischen  Bischofs, 
Thaner  a.  a.  0.  S.  8  ff.,  niemals  hat  die  Klau- 
sel aber  in  den  früheren  Diplomen  den  Sinn, 
welcher  ihr  seit  Cölestin  gegeben  worden  ist. 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  neuen  Praxis 
der  Kurie  steht  auch  die  in  derselben  Zeit  auf- 
gekommene Sitte,  Privilegien  in  kürzerer  Fas- 
sung mit  den  Anfangsworten  „salutem  et  aposto- 
licam  benedictionem'',  statt  der  früher  herkömm- 
lichen und  auch  weiter  in  den  Privilegien  zu- 
gleich mit  der  Klausel:  salva  s.  ap.  auct. 
gebrauchten  Worte:  in  perpetuum,  sowie  ferner 
mit  Weglassung  eines  Theiles  der  bisher  üblichen 
Schlussformel  auszufertigen,  von  Thaner  S.  4 
bullae  minores  genannt,  s.  z.  B.  Mansi  21,  594 
(Cölestin  II.  v.  1144),  welche  materiell  sich  nur 
als  rein  persönliche  Gnadenbezeigungen  darstel- 
len sollten  und  daher  auch  keines  Vorbehalts  des 
Widerrufes  für  den  apostolischen  Stuhl  bedurf- 
ten, Thaner  a.  a.  0.  S.  37. 

Wenn  auch  im  weiteren  Verlaufe  des  12.  Jahr- 
hunderts die  Form  dieser  zuletzt  gedachten  Bul- 
len immer  häufiger  bei  der  Ertheilung  von  Pri- 
vilegien angewendet  worden  ist ,  so  kommt  doch 
die  ausführlichere  Fassung  mit  der  Einleitung  : 
in  perpetuum  und  der  auf  die  Autorität  des  römi- 
schen Stuhles  bezüglichen  Klausel  noch  weit  über 
das  gedachte  Jahrhundert  hinaus,  vgl.  z.B.  für 
Alexander  III.  bull.  Taurin.  2,  664.  674.  718.786, 
für  Lucius  IIL,  TJrban  IIL,  Clemens  III.,  Coele- 
stinIII.,Lc.3, 16.  34.  66.71.78,bisindiezweite 
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vorbehaltlich  einer  anderweiten  Verfügung  des  apostolischen  Stuhles)  eingerückt 
worden  ist,  um  die  Abhängigkeit  der  Verleihung  von  dem  gesetzgeberischen  Willen 
des  Papstes  zu  bezeichnen. 

III.  Die  Entwicklung  seit  Alexander  III.  bis  zu  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts.  Wie  die  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  aufblühende 
kanonistische  Schule  dem  von  den  Schranken  der  Kanones  befreiten  centralen  und 
obersten  Gesetzgebungsrecht  des  Papstes  die  theoretische  Begründung  gegeben 
hatte,  so  hat  sie  ferner  der  allseitigen  praktischen  Anerkennung  desselben  die  wich- 
tigste Förderung  geleistet.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Theorieen  Gratians  in 
Folge  des  hohen  Ansehens  seines  Werkes  und  durch  die  sich  an  dasselbe  an- 
schliessende kanonistische  Rechtslehre  auf  den  neu  erstandenen  Hochschulen  die 
weiteste  Verbreitung  erlangen  mussten  ^  kam  noch  ein  anderer  Umstand,  welcher  von 
nicht  geringerer  Bedeutung  war,  in  Betracht. 

Das  Papstthum  hat  gemäss  seinen  früheren  Traditionen  auch  selbst  noch  im 
1 2.  Jahrhundert  nur  selten  und  blos  bei  besonderen  Anlässen  durch  allgemeine  Anord- 
nungen in  die  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse  eingegriffen  und  in  diesen  Fällen 
sich  noch,  wie  im  11.  Jahrhundert,  des  Institutes  der  von  ihm  abhängigen  Synoden 
bedient 2.  Einen  viel  grösseren  Einfluss  hat  es  dagegen  durch  seine  Entscheidungen 
in  einzelnen  Verwaltungs-  und  Rechtssachen  ausgeübt  und  derselbe  war  in  dieser 
Zeit  um  so  bedeutender  als  bei  der  unbestrittenen  centralen  Stellung  des  Papstthums, 
bei  der  Erweiterung  seiner  obersten  Leitungsrechte  und  insbesondere  der  Ausdeh- 
nung der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  ^  sich  die  Gelegenheiten  zu  solchen  Einwir- 
kungen so  zahlreich  darboten,  dass  zur  Zeit  Alexanders  III.  die  Kurie  selbst  die 
Geschäftslast  nicht  allein  mehr  bewältigen  konnte  und  nur  mit  Hülfe  des  damals  zur 
Ausbildung  gelangenden  Instituts  der  Delegation  die  an  sie  gebrachten  Sachen  er- 
ledigen konnte^.  Gerade  jene  für  einzelne  konkrete  Fälle  erlassenen  Dekretalen 
mit  ihren  Spezial-Entscheidungen  und  Spezial- Anweisungen  dienten  vor  Allem  seit 
der  Zeit  Alexanders  III.  der  praktischen  Fortbildung  des  kirchlichen  Rechtes.  Nur 
aus  ihnen  konnte  die  damalige  vigens  ecclesiae  disciplina,  wie  sie  sich  auf  Grund  des 
alten ,  im  Dekrete  Gratians  zusammengestellten  Materials ,  freilich  nicht  nur  unter 
Ergänzung,  sondern  auch  unter  mancher  Abweichung  von  demselben  gestaltet  hatte, 
erkannt  werden.  Daher  wurden  dieselben  schon  zur  Zeit  des  genannten  Papstes 
gesammelt  ^  und  auch  in  der  Schule  von  den  Kanonisten,  welche  zufolge  ihrer  rö- 
mischrechtlichen Bildung  nach  dem  Vorbilde  der  Pandekten  und  des  Kodex  jede 

Hälfte  des  folgenden  hinein  vor,   vgl.  in  Betreff  cae  concessa  sunt  potestati.     Licet  ei  iura  nova 

Innocenz'   III.    ep.  I.  131  v.   1198,   Migne  1,  condere ,   vetera  abrogare ,    dum  tarnen  lila  quae 

302  u.  ep,  XVI.  146,  1.  c.  3,  939,  Honorius'III.  a  dei  verbo  in  evangelio  vel  lege  perpetuara  cau- 

(1216),   Potthast  reg.  n.  5327,   bull.  Taurin.  sam  habet,  mutare  non  possit". 

3,  308;  Gregors  IX.  (1236),  Potth.  n.  10236,  2  g   o   S   352   525 

bull.  dt.  3,  495,  Innocenz'  IV.  (1249),    Potth.  3  y^l  hierzu  Reut  er    Gesch  Alexanders  III 

n.  13357,   bull.  cit.  3,  542  und  Alexanders  IV.       o       ^g^- hierzu  K  e  u t  e r ,  uescii.  Aiexanaersiii. 

(1255),  Potth.  n.  15919,  bull.  cit.  3,  615.    Im  ^^ -^^^  ". 

14.  Jahrhunderte   verschwindet  sie,   soweit  ich  ^-  ^"*  ^'  ^'  ^''''• 

sehe,  uud  damit  gleicht  sich  auch  der  weitere  Un-  ^  Dass  schon  vor  der  ältesten  bekannten  Saram- 

terschied  zwischen  den  beiden  Fassungen  aus,  lung,  dem  s.g.  appendix  Lateranensis  (Mansi 

vgl.  z.  B.  das  Privileg  Johanns  XXII.  (XXI.)  v.  22,  149.  274  ff.)  aus  der  Zeit  Lucius'  III.  (1181 

1325  bull.  cit.  4,  310.  bis  1185),    eine  andere  und  zwar  vor  1179  ange- 

*  So  schreibt  Johann  v.  Salisbury  an  Alexan-  fertigt  worden  sein  muss,   hat  v.  Schulte,   zur 

der  III.  ep.  198,  Migne,  patrol.  199,  218  :  „Fa-  Gesch.  d.  Literatur  üb.  d.  Dekret  Gratians,  erster 

teor  et  verum  est,  omnia  Romano  licere  pontiflci,  Beitrag.  Wien  1870.  S.32fif.,  s.  auch  des  selb. 

sed  ea  duntaxat  quae  de  iure  divino  ecclesiasti-  Gesch.  d.  Quellen  1,  76,  erwiesen. 
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einzelne  Dekretale  als  Gesetz  für  die  darin  entschiedene  Materie  auffassten  ^,  als  das 
neue  praktische ,  das  Dekretum  Gratians  abändernde  Recht  benutzt  und  behandelt  2. 
Auf  diese  Weise  wurde  der  theoretische  Grund  für  ein  neues  allgemeines,  auf  dem 
obersten  päpstlichen  Gesetzgebungsrecht  beruhendes  ius  canonicum  gelegt  ^  und  jene 
Anschauung  durch  die  Veranstaltung  weiterer  Privatsammlungen  von  Dekretalen 
und  durch  die  Vorlesungen  an  den  Hochschulen  immer  mehr  befestigt  ^. 

Allerdings  war  gerade  bald  nach  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  in  welcher  Zeit 
das  centrale  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  seine  theoretische  Begründung  gefunden 
hatte,  das  deutsche  Kaiserthum  von  Neuem  zu  einer  gebietenden  Machtstellung  ge- 
langt. Aber  so  sehr  auch  Friedrich  I.  von  dem  Vorbild  Karls  des  Gr.  erfüllt  war  und 
so  energisch  er  einzelne  kaiserliche  Rechte  in  kirchlichen  Angelegenheiten  zur  Gel- 
tung zu  bringen  und  zu  wahren  wusste  ^,  so  ist  es  doch  in  der  hier  fraglichen  Be- 
ziehung nicht  zu  einem  Konflikt  zwischen  dem  Papstthum  und  Kaiserthum  gekommen. 
Einmal  war  der  Kampf  zwischen  beiden  Mächten  mehr  politischer,  als  kirchlicher 
Natur,  und  ferner  hat  Friedrich  I.  nicht  einmal  mehr  den  Versuch  gemacht,  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  ein  alleiniges  derartiges  Recht,  wie  einst  Karl  der  Gr.,  in 
Anspruch  zu  nehmen^  oder  auch  nur  das  frühere  Institut  der  kaiserlichen  Synoden 
wieder  zu  beleben  ^.  Die  Anschauung,  dass  nicht  mehr  die  Fürsten,,  sondern  die 
Kirche  selbst  und  vor  Allem  das  Papstthum  die  Normen  für  den  kirchlichen  Rechts- 
kreis zu  setzen  befugt  sei,  hatte  sich  seit  den  Zeiten  Gregors  VII.  allgemein  befestigt, 
und  sie  war  bereits  so  mächtig  geworden,  dass  sie  auch  in  denjenigen  Ländern, 
welche  nicht,  wie  Italien,  Deutschland  und  Frankreich,  in  fortwährender  unmittel- 
barer Berührung  mit  dem  Papstthum  und  der  Kurie  standen,  gerade  im  12.  Jahr- 
hundert durch  die  päpstlich  gesinnten  Mitglieder  des  Episkopates  immer  mehr  an 
Boden  gewann  ^. 

1  V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  1, 100.  n.  18.  war  es  zwar  dem  hierarchisch  gesinnten  Episko- 

2  So  hat  schon  der  Magister  S  i  m  o  n  deBi-  pat  seit  der  1152  erfolgten  Errichtung  des  Me- 
siniano  in  seiner  zwischen  1174  u.  1179  ge-  tropolitansitzes  zu  Drontheim  (Nidaros)  gelun- 
schriebenen  Summa  zum  Dekrete  Gratians  gegen  gen,  im  Jahre  1164  unter  König  Magnus  die 
80  neuere  Dekretalen  benutzt  und  das  Vorbild  für  Herrschaft  über  den  Staat  zu  erlangen  und  ins- 
diese  Art  der  Behandlung  gegeben,  V.  Schulte  ,  besondere  das  alte  königliche  Gesetzgebungs- 
Quellen  1,  142.  225.  recht,    welches  auch  in  kirchlichen  Angelegen- 

3  Vgl.  Summa  des  Sicardus  v.  Cremona  (zw.  heiten  von  König  und  Volk  an  den  Dingstätten 
1179  u.  1181)  zu  C.  III.  qu.  7:  „Sed  hodie  geübt  wurde,  in  Frage  zu  stellen,  Zorn,  Staat 
novo  iure  canonico",  womit  er  c.  4.  X.  IV.  2  u.  Kirche  in  Norwegen.  München  1875.  S.  38. 
V.  Alexander  III.  u.  c.  25  conc.  Later.  III.  v.  92  ff.  107.  Aber  nachdem  König  Sverrir  seit  1184 
1179  (c.  3.  X.  V.  19)  meint,  v.  Schulte,  zur  seine  Herrschaft  befestigt  hatte,  trat  derselbe 
Gesch.  d.  Literatur  üb.  d.  Dekret  etc.  1.  Beitrag.  energisch  für  das  alte  Recht,  namentlich  für  die 
S.  47.  Aufrechterhaltung   der  staatlichen   Gerichtsbar- 

*  Vgl.  darüber  v.  Schulte,  Gesch.  d.  Quel-  keit,  des  Laien-  und  königlichen  Patronates  (we- 
len  1,  77  ff.  gen  des    Mitwirkungsrechtes  bei  Besetzung  der 
^  S.  0.  S.  352.  567  u.  Th.  II.  S.  565  ff.  Bisthümer,  s.  Th.  II.  S.  592  Anm.)  ein,  und  er 
6  Allerdings  finden  sich  in  der  constit.  de  pace  vermochte,  trotzdem  seit  1194  auch  die  Päpste  in 
tenenda  v.   1156  c.  4  u.  in  der  constit.  pacis  v.  den  Konflikt  eingriffen,  alle  Ansprüche  der  Hier- 
1158,  LL.  2,  102.  112,  auch  Vorschriften ,  wel-  archie   zurückzuweisen,    Zorn  a.  a.  0.   S.  118. 
che  die  Geistlichkeit  betreffen,   es  handelt  sich  127.  137. 145 ff.  Seine  Nachfolger,  welche  nach- 
aber  hierbei  um  Bestimmungen  zur  Wahrung  des  giebiger  gegen  die  Forderungen  derselben  waren, 
Landfriedens,   welche  zugleich  der  Kirche  zum  hielten,   wenngleich  das  im  Frostnthingslög  ent- 
Vortheil  gereichten.  haltene  Christenrecht  v.  J.  1244  vom  König  Ha- 
"^  S.  0.  S.  567.  kon  Gamli  mit  dem  Erzbischof  von  Drontheim 
8  So  ist  in  England  das  königliche  Recht  der  vereinbart  worden  ist  und  schon  viel  kanonisches 
Berufung  und  Genehmigung  der  Einberufung  der  Recht  aufweist,  ebenfalls  an  dem  ausschliesslichen 
Reichssynoden  unter  Stephan  (11 34 — 1154)  nicht  staatlichen  Gesetzgebungsrecht,  wie  an  der  staat- 
mehr geübt  worden  ,   s.  0.  S.  573.     Amiängsten  liehen  Gerichtsbarkeitfest,  Selbst  die  Revision  der 
hat  der  Kampf  in  Norwegen   gedauert.     Hier  norwegischen  Gesetzbücher  und  ihrer  Christen- 
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Die  Wiederbelebung  abgeschlossener,  der  direkten  Einwirkung  des  Papstthums 
entzogener  Landeskirchen  war  nicht  mehr  möglich,  aber  andererseits  hatte  das 
letztere  bei  seiner  gesetzgeberischen  Thätigkeit  seit  Gregor  VII.  den  Anspruch  er- 
lioben,  eigenmächtig  die  Grunzen  des  kirchlichen  Rechtskreises  weit  in  das  weltliche 
Gebiet  hinein  ohne  jede  Rücksicht  auf  staatliche  Interessen  zu  setzen.  Hiergegen 
allein  noch  konnte  eine  staatliche  Reaktion  von  Erfolg  sein,  und  sie  musste  noth- 
wendig  zu  dem  Versuch  führen,  das,  was  der  staatlichen  und  was  kirchlicher  Sphäre 
zugehöre,  genau  zu  scheiden,  und  damit  die  Grundlagen  des  heutigen  staatlichen 
ins  circa  sacra  anzubahnen,  wozu  es  bei  dem  bisherigen  Verlaufe  der  Entwicklung  an 
jedem  Anlass  gefehlt  hatte  '. 

Der  erste  derartige  Versuch,  das  gregorianische  System  im  staatlichen  Interesse 
zu  beschränken,  ist  schon  während  des  hier  fraglichen  Jahrhunderts  in  England  nach 
der  schwachen  Regierung  Stephans  durch  Heinrich  IL  gemacht  worden.  Derselbe 
Hess  i.  J.  1164  zu  Clarendon  im  Wege  des  Rekognitionsverfahrens  die  consuetu- 
dines  avitae  2^  d.  h.  die  herkömmlichen  Rechte  des  Königs  gegenüber  der  Kirche 
feststellen^.  Wenngleich  eine  Reihe  der  hier  beurkundeten  Befugnisse  schon  früher 
in  dem  englisch-normannischen  Staatswesen  geübt  worden  waren  und  mit  der  da- 
maligen Gestaltung  des  Verhältnisses  der  Kirche  zum  Staat  und  dem  Königthum  zu- 
sammenhingen ^,  so  standen  dieselben  doch  mit  dem  jetzt  von  der  Kurie  und  der 
hierarchischen  Partei  für  massgebend  betrachteten  neuen  ius  canonicum  in  direktem 


rechte   unter   König   Magnus    Lagabaetir ,   1.   J. 

1268  ,  welche  das  kanonische  Recht  noch  weiter 
durchführten,  wurde  noch  in  alter  Weise  vorge- 
nommen ;    als   aber  auch   das   Frostuthing  i.    J. 

1269  in  dieser  Weise  verändert  werden  sollte, 
trat  der  Erzbischof  Jon  von  Drontheim  unter 
Beistimmung  der  Landgemeinde  dem  Versuch  der 
Regelung  des  Kirchenrechtes  durch  die  staatliche 
Gesetzgebung  entgegen  und  die  daraus  entstan- 
denen Differenzen  wurden  durch  das  Konkordat  zu 
Bergen  1.  J.  1273  beigelegt,  worin  der  König  auf 
eine  Reihe  von  Rechten ,  insbesondere  auch  auf 
das  Recht,  die  Landesgesetze  gegen  die  frühere 
Gewohnheit  zum  Nachtheil  von  Kirche  und  Kle- 
rus zu  ändern,  verzichtete.  Gregor  X.  hat  das 
Konkordat  zwar  verworfen ,  und  erst  i.  J.  1277 
kam  es  zum  Abschluss  eines  neuen ,  des  Tuns- 
berger  Konkordates,  welches  ohne  Einholung  der 
päpstlichen  Genehmigung  in  Kraft  trat.  Das  zu- 
letzt erwähnte  Konkoidat  enthält  im  wesent- 
lichen die  früheren  Verzichtleistungen.  Damit 
und  durch  das  einseitig  von  Erzbischof  Jon  1273 
erlassene  Christenrecht,  welches  der  König 
gleichfalls  i.  J.  1277  anerkannte,  war  in  Folge 
der  Schwäche  des  letzteren  der  Sieg  des  kanoni- 
schen Rechts  entschieden  und  das  alte  staatliche 
Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten preisgegeben,  vgl.  Zorn  a.  a.  0.  S.  150. 
169.  173.  183.  198.  204.  207.  213.  218.  222. 
229.  237.  Wenn  übrigens  der  letztere  S.  277 
darauf  hinweist,  dass  in  den  südlichen  Staaten 
der  Staatsgedanke  sich  erst  später,  als  in  Norwe- 
gen ,  gegen  das  kanonische  Recht  erhoben  und 
das  nationale  Recht  sich  dort  zunächst  für  eine 
solche  Reaktion  nicht  stark  genug  erwiesen  hat, 
so    muss    dieser  Auffassung    entgegen    gehalten 


werden ,  dass  der  skandinavische  Norden  die 
ganze  Entwicklung  des  Verhältnisses  zwischen 
Staat  und  Kirche  seit  der  Zeit  Karls  d.  Gr.  nicht 
mit  durchgemacht  hat  und  hier  von  einer  all- 
mählichen Zersetzung  des  nationalen  Rechtes 
durch  die  Kirche  nicht  hat  die  Rede  sein  können. 
Gerade  der  völlig  unvermittelte  Gegensatz  zwi- 
schen dem  altnationalen  und  dem  kanonischen 
Recht,  dessen  volle  Einführung  die  Kirche  nach 
kaum  zweihundertjähriger  Herrschaft  des  Chri- 
stenthums  erstrebte,  hat  hier  sofort  die  scharfen 
Konflikte  erzeugt,  wie  sie  doch  sicherlich  auch 
im  Frankenreiche  nicht  hätten  ausbleiben  kön- 
nen, wenn  die  Kirche  in  der  Lage  gewesen  wäre, 
etwa  Karl  dem  Gr.  mit  denselben  Anforderungen 
entgegenzutreten  ,  welche  sie  seit  Gregor  VIT. 
erhoben  hat. 

1  Denn  im  römischen  Reich,  in  den  früher  ab- 
geschlossenen germanischen  Landeskirchen,  und 
im  karolingischen  Reich  kam  den  weltlichen 
Herrschern  die  massgebende  Entscheidung  bei 
der  Feststellung  des  kirchlichen  Rechtes  zu  und 
auch  nachher  hat  in  Deutschland  bis  zum  11. 
Jahrhundert  das  Kaiserthum  dabei  wenigstens 
thatsächlich  die  entscheidende  Stellung  besessen, 
während  andererseits  das  gregorianische  System 
der  geistlichen  Universalmonarchie  keine  selbst- 
ständigen Rechte  der  Fürsten  und  des  Staates  in 
allen  Angelegenheiten,  welche  auch  jiur  im  ent- 
ferntesten die  Kirche  und  die  Geistlichen  be- 
rührten, anerkennen  konnte. 

2  Abgedruckt  bei  M  a  n  s  i  22, 1 187  ;  Reuter, 
Gesch.  Alexanders  III.  1,  574. 

3  Vgl.  Reuter  a.  a.  0.  S.  299  ff.  358;  He- 
fele,  Conciliengesch.  5,  548  ff. 

4  Reuter  a.  a.  0.  S.  369.  574. 
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Widerspruch^,  vor  Allem  lag  aber  in  der  Kodifikation  derselben  und  dem  Verlangen 
ihrer  eidlichen  Anerkennung  seitens  der  Bischöfe  die  principielle  Zurückweisung  der 
Forderung  der  Hierarchie,  einseitig  die  Gränzen  des  kirchlichen  Gesetzgebungs- 
rechtes zu  bestimmen,  sowie  gleichzeitig  die  Inanspruchnahme  der  Befugniss,  die  Gel- 
tung des  kanonischen  Rechts  nach  Massgabe  der  staatlichen  Interessen  durch  eigene 
Anordnung  zu  regeln  und  zu  beschränken.  Und  wenn  Heinrich  II.  in  dem  aus 
Anlass  der  Konstitutionen  entstandenen  Streit  mit  Thomas  Becket^  sich  mehr  schein- 
bar als  wirklich  gefügt  ^  und  nur  zum  Theile  die  in  denselben  verbrieften  Rechte 
aufgegeben'*  hat,  so  war  Alexander  III.  aus  politischen  Rücksichten  nicht  allzuscharf 
gegen  ihn  vorgegangen  ■'',  und  bald  nachher  gelang  es  der  Kurie,  unter  seinem  Nach- 
folger weitere  Vortheile  zu  erreichen. 

Das  von  Alexander  III.  auf  der  Höhe  seiner  Macht  abgehaltene  Lateran- 
konzil V.  J.  1 179^^  hat  allerdings  in  seinen  Kanones  kein  principielles  Anerkenntniss 
des  obersten  kirchlichen  Gesetzgebungsrechtes  des  Papstes  ausgesprochen,  aber  es 
hat  ausser  seinen  reformatorischen  Bestimmungen  eine  Reihe  von  Vorschriften  er- 
lassen, welche  sich  gegen  ein  etwaiges  Anordnungsrecht  der  weltlichen  Herrscher 
über  die  von  dem  Papstthum  für  die  kirchliche  Sphäre  in  Anspruch  genommenen  An- 
gelegenheiten richteten  und  dasselbe  gerade  für  solche  Verhältnisse,  in- denen  es  bis- 
her von  einzelnen  Fürsten  geübt  war,  ausschliessen  sollten'^.  Dass  Alexander  III. 
die  betreffenden  Bestimmungen  nicht  allein,  sondern  in  Gemeinschaft  mit  einem  all- 
gemeinen Konzile  gegeben  hat,  kann  nicht  auffällig  erscheinen.  Abgesehen  davon, 
dass  die  damalige  Lage  der  politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse  auf  die  Einbe- 
rufung einer  solchen  Synode  hinwies ,  lag  es  im  eigenen  Interesse  des  Papstthums, 


^  So  c.  8  (Verbot  der  Appellation  über  den 
Erxbischof  hinaus  ohne  königliche  Erlaubniss, 
d.  h.  nach  Rom),  c.  4  (Verbot  der  Reisen  der 
Bischöfe  ohne  Genehmigung  des  Königs  ausser 
Landes,  s.  o.  S.  203.  n.  3  u.  S.  222  Anm.  4 
a.  E.);  c.  1.  3.  6.  9.  11.  15  (Vorbehalt  der  welt- 
lichen Gerichtsbarkeit  und  Beschränkung  der 
geistlichen  Jurisdiktion  in  streitigen  und  Straf- 
sachen), c.  5.  7.  10  (Beschränkung  der  Exkom- 
munikation und  ihrer  Wirkungen),  c.  12  (Wah- 
rung des  Regalienrechtes  beiBisthümern,  Abteien 
und  Prioraten  und  des  Rechtes  auf  Mitwirkung 
bei  der  Wahl  zu  diesen  Stellen,  sowie  Forderung 
des  Lehnseides  vor  der  Konsekration,  s.  Th.  II. 
S.  586),  C.2  (Vorbehalt  der  königlichen  Zustim- 
mung zur  Vergebung  der  zu  königlichen  Lehnen 
gehörigen  Kirchen). 

2  Schon  auf  der  Versammlung  zu  Sens  i.  J. 
1164  hat  Alexander  III.  die  Konstitutionen  1.  3. 

4.  5.  7  bis  10.  12.  15  als  den  Kanones  zuwider- 
laufend verworfen,   Mansi21,   1194;   Hefele 

5,  567. 

3  Denn  er  gelobte  i.  J.  1172  zu  Avranches 
zwar  ausdrücklich,  Mansi  22,  135:  „quod  ne- 
que  appellationes  impediret  neque  impedire  per- 
mitteret ,  quin  libere  flerent  in  regno  suo  ad 
Romanum  pontiflcem  in  ecclesiasticis  causis,  ita 
tamen,  ut  si  ei  suspecti  fuerint  aliqui,  securita- 
tem  faciant,  quod  malum  suum  vel  regni  sui 
non  quaerant",  des  weitern  aber  nur  allgemein, 
die  während  seiner  Regierungszeit  zum  Nach- 
theil der  Kirche  eingeführten  Gewohnheiten  auf- 
zuheben, 8.  Th.  II.  S.  587.    Mit  dem  letzteren 

Hinscliius,  Kirelinnrecht.    III. 


Versprechen  war  allerdings  die  Kodifikation  von 
Clarendon  widerrufen  ,  aber  dadurch  wurde  ein 
l^esthalten  an  den  durch  die  letztere  blos  fest- 
gestellten und  schon  vorher  von  seinen  Vorfahren 
gehandhabten  Rechten  —  und  dahin  gehörten 
fast  alle  kodiflcirten  Befugnisse  des  Königs  — 
nicht  direkt  ausgeschlossen. 

^  Ueber  die  Festhaltung  der  königlichen  Rechte 
bei  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  s. 
Th.  II.  S.  587;  im  Uebrigen  vgl.  Reuter  a.  a, 
0.  3,  151.  722  ;  nur  in  Betreff  der  Gestattung  der 
Appellationen  an  den  päpstlichen  Stuhl  hat 
Heinrich  II.  thatsächlich  nachgegeben. 

5  Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich ,  dass 
es  in  S  i  cilien  ,  wo  die  Fürsten  ebenfalls  an 
den  normannischen  Rechtsgewohnheiten  fest- 
hielten und  bei  den  Differenzen  mit  den  Päpsten 
in  der  günstigen  Lage  waren ,  nicht  von  den  Bi- 
schöfen des  eigenen  Landes  bekämpft  zu  wer- 
den, zu  keinem  Konflikt  gekommen  ist,  obwohl 
gerade  Wilhelm  II.  zur  Zeit  Alexanders  mehrere, 
die  geistliche  Gerichtsbarkeit  einschränkende 
Gesetze,  Huillard -Breholles ,  bist.  dipl. 
Friderici  II.  IV.  1,  40.  48,  erlassen  hatte,  vgl. 
Sentis,  d.  monarchia  Sicula  S.  73  ff.  80. 

6  S.  0.  S.  352. 

'^  Hierher  gehören  die  Vorschriften  in  c.  1  über 
die  Papstwahl  (s.  Th.  I.  S.  264),  in  c.  14  über 
die  kirchliche  Gerichtsbarkeit ,  in  c.  7.  19  über 
das  Verbot  der  Auflagen  auf  Kirchengut  sowie 
der  Beeinträchtigung  der  bischöflichen  Jurisdik- 
tion, und  in  c.  17  über  dasPatronatrecht,  Mansi 
22,  217  ff. 
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jenen  einschneidenden  Anordnungen  die  bindende  Kraft  dnrcli  ein  Organ  verleihen 
zn  lassen,  dessen  Autorität  allseitiger  Anerkennung  gewiss  war  und  namentlich  von 
den  weltlichen  Mächten  nicht  in  Frage  gestellt  werden  konnte.  Dagegen  hätte  der 
Weg  einseitiger  päpstlicher  Anordnung  allgemeiner,  die  ganze  Kirche  betreffen- 
der Normen  als  ein  völlig  ungewöhnlicher  erscheinen  müssen ,  und  ferner  gebot 
es  die  Politik,  mit  Rücksicht  auf  den  Episkopat,  welcher  in  den  Zeiten  Friedrichs  1. 
wenigstens  zum  Theil  in  Anlehnung  an  die  kaiserliche  Macht  wieder  eine  gewisse 
selbstständige  Stellung  hatte  einnehmen  können ,  bei  der  praktischen  Verwerthung 
der  neuen  Theorie  von  dem  centralen  päpstlichen  Gesetzgebungsrecht  nur  mit  Vor- 
sicht zu  handeln. 

Selbst  Innocenz  III.  hat,  obwohl  er  den  Fürsten  mit  grosser  Entschieden- 
heit in  den  die  Kirche  auch  nur  im  Entferntesten  berührenden  Angelegenheiten  ent- 
gegengetreten ist^  und  das  Dispensations-  und  Privilegienrecht  als  päpstliche  Prä- 
rogative beansprucht  hat^^  doch  beim  Erlass  allgemeiner  kirchlicher  Gesetze  den 
hergebrachten  Weg  der  konziliaren  Gesetzgebung  ^  nicht  verlassen,  ja,  als  er  im  J. 
1210  zuerst  von  allen  Päpsten  eine  offizielle  Sammlung  aus  seinen  eigenen  Dekre- 
talen  zusammenstellen  Hess,  hat  er  dieser  nicht  einmal  direkt  Gesetzeskraft  beigelegt, 
sondern  sie  blos  an  die  Universität  Bologna  zur  Benutzung  beim  Unterricht  und  beim 
Rechtsprechen  übersendet^. 

Dagegen  hat  sein  Nachfolger  Honorius  III.  schon  kein  Bedenken  mehr  ge- 
tragen, für  die  von  ihm  1226  veranstaltete  Sammlung  die  Reception  in  den  Univer- 
sitäten und  in  den  Gerichten  zu  befehlen  •''.  Beide  Sammlungen  sind  ohne  princi- 
piellen  Widerspruch  recipirt  worden,  obwohl  freilich  die  Schule  in  alter  Gewohnheit 


1  ep.  XV.  204  ad  reg.  Cypr.  v.  1213,  Migne 
patroiog.  216,  133  :  „Quia  dum  non  contentus  iis 
qiiae  Caesaris  esse  debent,  ad  ea  quae  dei  sunt, 
manus  extendis ,  actionem  contra  libertatem  ec- 
clesiae  intentando,  de  calnmnia  te  reum  exhibes 
apud  deum,  super  ingratitudine  niMlominus  re- 
conventum  eo  quod  ecclesiam  ,  quae  te  per  sa- 
cramentnm  baptismi  solutis  vinculis  servitutis, 
quibus  morti  peccati  tenebaris  astrictus,  in  liber- 
tatem salutis  eripuit  et  regeneravit  ad  vitam ,  in 
duram  et  asperam  redigere  niteris  Servituten!, 
cum  absurdum  sit  et  ingratum,  ut  matrem  fllius 
et  sponsam  regis  coelestis  rex  terrenus  ancillet" ; 
ep.  XI.  77  ad  episc.  Veric.  v.  1208 ,  1.  c.  125, 
1394:  „omnes  pactiones  ,  constitutiones  et 
coniurationes  de  rebus  ecclesiasticis  in  ecclesia- 
rum  dispendium  a  praedictis  laicis  attentatas  vel 
in  posterum  attentandas  omnino  cassamus";  vgl. 
weiter  die  Zusammenstellung  bei  Hurter, 
Gesch.  Papst  Innocenz'  III.  3 ,  78  ff.  u.  c.  26. 
45.  46.  61  des  4.  Lateranensischen  Konzils  v. 
1215  (s.  0.  S.  353). 

2  Ueber  das  Privilegienrecht  s.  c.  11  (Innoc. 
III.)  X.  de  off.  iiid.  ord.  I.  31,  worin  die  S.716. 
n.  6  citirte  Aeusserung  Nikolaus'  I.  ohne  Nen- 
nung desselben  wiederholt  wird.  Dass  Inno- 
cenz III.  für  den  päpstlichen  Stuhl  das  Wider- 
rufsrecht von  Privilegien  gleichfalls  in  Anspruch 
genommen  hat,  zeigt  ep.  I.  138  v.  1198,  Migne 
1,  128,  in  welcher  er  ein  solches  wieder  aufhebt-, 
ferner  ep.  v.  1214 ,  1.  c.  4 ,  226 ,  in  welcher  dem 


König  von  England  bei  Ertheilung  eines  Privi- 
legs die  Ermahnung  ertheilt  wird,  dasselbe  nicht 
zu  missbrauchen,  weil  ihm  dasselbe  sonst  wieder 
entzogen  werden  müsse.  Vgl.  übrigens  auch  c.  24 
(Later.  IV)  X.  de  privil.  V.  33  und  o.  S.  733. 
n.  4  a.  E.  Wegen  des  Dispensationsrechtes  s. 
Nr.  V  dieses  §. 

3  S.  0.  S.  353. 

'*  Vgl.  die  Vorrede  bei  v.  Schulte  a.  a.  G. 
S.  87.  n.  1  (Pott hast  n.  4157):  ,,innotescat, 
decretales  a  .  .  .  magistro  P.  subdiacono  et  no- 
tario  nostro  compilatas  fldeliter  et  sub  competen- 
tibus  titulis  collocatas,  in  nostris  usque  XII  an- 
num  contineri  registris,  quas  ad  cautelam  vo- 
bis  sub  bulla  nostra  duximus  transmittendas,  ut 
eisdem  absque  quolibet  dubitationis 
scrupulo  nti  possitis,  cum  opus  fuerit, 
tarn  in  iudiciis  etscholis". 

5  Vorrede  bei  v.  Schulte  a.  a.  O.  S.  90  n. 
22  [Potthast  n.  7684),  gerichtet  an  Tankred, 
Archidiakon  in  Bologna  :  „nos  quasdam  epistolas 
decretales  super  his ,  quae  nostris  suborta  tem- 
poribus  per  nos  vel  fratres  nostros  decidimus  vel 
etiam  aliis  de  ipsorum  consilio  commisimus  de- 
cidenda ,  compilari  fecimus ,  et  tibi  sub  bulla 
nostra  duximus  destinandas  :  quocirca  discretioni 
tuae  per  apostolica  scripta  mandamus,  quatenus 
eis  solenniter  publicatis  absque  ullo  scrupulo 
dubitationis  utaris  et  ab  aliis  recipi  facias 
in  iudiciis  quam  in  scholis". 


§.  189.]  Entwickluno^  des  heutigen  päpstlichen  Gesetz^ebungsrechtes.   '13.  Jahrhundert.)    739 

sich   das   Recht  beilegte,   ebenso   wie   die   einzelnen  Stellen   im  Dekrete,   auch  die 
einzelnen  päpstlichen  Dekretalen  zu  kritisiren^. 

Nachdem  die  Wissenschaft  das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  allseitig  aner- 
kannt hatte,  die  allgemeinen  Konzilien  lediglich  zu  abhängigen  Organen  der  Päpste 
geworden  waren,  und  das  Papstthum  mitinnocenz  III.  seine  weltbeherrschende  Höhe 
erlangt  hatte,  konnte  nunmelir  Gregor  IX.  den  entscheidenden  Schritt  wagen,  nämlich 
zum  ersten  Male  allein  und  einseitig  einen  Akt  umfassender  allgemeiner  kirchlicher  Ge- 
setzgebung vorzunehmen  und  damit  für  alle  Zukunft  das  centrale,  päpstliche  Gesetz- 
gebungsrecht sowohl  gegenüber  den  lokalen  Gewalten  in  der  Kirche,  wie  auch  gegen- 
über den  weltlichen  Mächten  sicher  zu  stellen.  Am  B.September  1234  übersandte  er 
durch  die  Bulle :  Rex  pacificus  2,  die  auf  seinen  Befehl  durch  Raimond  a  Pennaforte 
angefertigte  Dekretalensammlung  an  die  Universitäten  zu  Bologna  und  Paris,  und  befahl 
dabei  nicht  nur  den  alleinigen  Gebrauch  derselben  unter  Ausschluss  aller  früheren, 
sondern  er  untersagte  auch  zugleich  in  Uebereinstimmung  mit  einem  schon  von 
Gregor  VII.  ausgesprochenen  Gedanken  ^  die  Anfertigung  neuer  Sammlungen  ohne 
besondere  päpstliche  Erlaubniss'*  und  beseitigte  dadurch  die  bisherige  freie  Stellung 
der  Schule,  von  welcher  bis  dahin  die  Reception  der  für  die  Einzelfälle  ergangenen 
Dekretalen  als  massgebender  allgemeiner  Normen  des  neuen  ius  canonicum  abge- 
hangen hatte.  Ueber  das  Verhältniss  seines  Gesetzbuches  zu  dem  im  Dekretum 
Gratians  enthaltenen  älteren  kirchlichen  Recht  ist  in  der  Publikationsbulle  nichts 
bestimmt.  Da  indessen  die  Sammlung  an  Stelle  der  früher  benutzten  treten  sollte, 
und  das  Gesetzgebungsrecht  des  Papstes  in  derselben  seine  ausdrückliche  Anerken- 
nung gerade  im  Hinblick  auf  die  Aenderung  von  Gesetzen  und  die  verbindliche  Kraft 
neuer  päpstlicher  Erlasse  gefunden  hatte  ^,  so  konnte  es  nicht  zweifelhaft  sein ,  dass 
allen  früheren  Vorschriften  im  Dekrete  durch  die  widersprechenden,  in  den  Einzel- 
dekretalen  ausgesprochenen  oder  aus  ihnen  zu  abstrahirenden  Rechtssätze  derogirt 
sein  sollte.  Diesen  Standpunkt  hatte  allerdings  die  Schule  und  Doktrin  auch  ge- 
genüber den  früheren  Sammlungen  und  den  in  ihnen  enthaltenen  Dekretalen  ein- 
genommen, nunmehr  musste  derselbe  aber,  einmal  weil  bei  den  einzelnen  Dekretalen 
des  Gregorianischen  Gesetzbuches  kein  Zweifel  an  ihrer  Bedeutung  als  allgemeiner 
Gesetze  mehr  erhoben  werden  konnte,  und  weil  in  demselben  in  umfassender  Weise 
das  neue,  den  lebendigen  Gestaltungen  der  damaligen  kirchlichen  Entwicklungsstufe 
entsprechende  päpstliche  ius  canonicum  kodificirt  war,  zu  dem  Resultate  führen,  dass 
das  Dekretum,  welches  das  im  ersten  Jahrtausend  der  Kirche  entstandene,  im  we- 
sentlichen konziliare  Recht  zusammengefasst  hatte ,  in  vielen  Stücken  seine  mass- 
gebende und  seine  praktische  Bedeutung  verlor  und  an  seine  Stelle  das  auf  päpst- 
lichen Gesetzen  ruhende  novum  ius  canonicum  trat  ^'. 

^  V.   Schulte   n.    a.  0.  S.   164.  Anm.  25;  in   iudiciis  et  soholis,  districtius  inhibemus,  ne 

S.  165.  Anm.  26  u.  2,  5.  quis  praesiimat,  aliam  facere   absque  auc- 

2  Friedberg,   corp.  iur.  can.  2,  1.  Dass  der  toritate  sedis  apostolicae  speciall". 

hier  angegebene  Beweggrund,  eine  grössere  Ver-  ^  c.   13   (Gregor.    IX. 1    X.    de   constit.  I.  2: 

einfachnng  und  Uebersiclitlichkeit  des  vorbände-  „Qnoniam  co  n  s  t  i  t  u  t  i  o  apostolicae  sedis 

nen  Doknmentenmaterials    berbeifübren,   nicht  omne  s  constri  ngit  .  .  .,  declaramns,  consti- 

der  wahre  nnd  entscbeidende  ist,    darüber  vgl.  tutionem  .  .  ,  .  non  ad  praeterita,   sed  ad  fntnra 

V.  Scbnlte  a.  a.  0.  2    6.  tantnm   extendi,    qunm  leges    et    constitntiones 

.S  Q         «j    70r        /  futiiris  certum  sit  darc",  formam  negotiis,    non  ad 

V.  ö.  ilKi  n.  4.  praeterita  facta  trahi,  nisi  nominatitn  in   eis  de 

^  Bulle:  Rex  paciftcus  :    „Volentes  igitur,    ut  praeteritis  caveatnr'*. 

bactantum  compilatione  universi  utautur  6  v.  Schulte  a.  a.  0.  1,  222  u.  2,  4.  456. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  189. 


Ein  principi eller  Widerstand  gegen  den  Schritt  Gregors  IX.  hat  sich  nicht 
erhoben,  vielmehr  wurde  seine  üekretalensammlimg  nunmehr  die  Grundlage  für  den 
kanonistisclien  Unterricht  und  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  kirclilichen 
Rechtes  ',  und  ftind  in  den  geistlichen  Gerichten  allseitige  Anwendung.  Die  gesetz- 
liche Fortbildung  des  kanonischen  Rechtes  erfolgt  seitdem  allerdings  im  Wesentlichen 
noch,  wie  früher,  auf  dem  Wege  der  Spezialentscheidung  einzelner  Angelegenheiten 
und  Fälle  ^,  aber  noch  im  Laufe  des  lli.  Jahrhunderts  wird  theils  einzelnen  der  neu 
ergangenen  Dekretalen  durch  päpstliche  Erlasse  allgemeine  Gesetzeskraft  beigelegt  '\ 
theils  werden  sie  zu  einer  neuen  offiziellen  Sammlung  vereinigt  und  diese  als  Gesetz- 
buch publicirt.  In  der  Publikationsbulle  zu  der  einzigen,  hierher  gehörigen  Zusam- 
menstellung des  13.  Jahrhunderts,  dem  Über  Sextus,  bezeichnet  Bonifaz  VIII.^ 
die  Stellung  der  römischen  Kirche  als  totins  orbis  praecipwis  magistraüis ,  welcher  die 
Fürsorge  für  ihre  Unterthanen,  suhditi'\  obliege  und  in  der  Sammlung  selbst,  welche 
im  Gegensatz  zu  den  Dekretalen  Gregors  IX.  auch  in  formeller  Beziehung  mehr  den 
Charakter  eines  Gesetzbuches  trägt  ^,  den  Papst  als  denjenigen  qtd  iura  omnia  in  scrinio 
pectoris  sui  censetur  habere"^ . 

So  hat  sich  während  des  13.  Jahrhunderts  das  centrale  Gesetzgebungsrecht  des 
Papstes  und  die  Herrschaft  desselben  über  das  ius  canonicum  festgestellt,  und  der 
Rechtszustand  gebildet,  welchen  das  Papstthum  von  dieser  Zeit  an  als  den  allein 
legitimen  erachtet  und  welchen  es  gegen  alle  später  hervorgetretenen  Angriffe  der 
unteren  kirchlichen  Gewalten  erfolgreich  vertheidigt  hat. 


1  A.  a.  0.  %  456  ff. 

2  Allgemeine  Erlasse  kamen  allerdings  vor, 
aber  selten.  Ein  Beispiel  bietet  die  o.  S.  122 
n.  3.  citirte  Konstitution  Innocenz'  IV.  v.  1253. 

3  So  von  Innocenz  IV.  Bulle  v.  9.  Sept.  1253 
(Potthast  n.  15129)  an  den  ArcMdiakon  v.  Bo- 
logna, Schulte,  Dekretalen  zw.  d.  „decretales 
Gregorii  IX."  u.  „liber  VI.  Bonifacii  VlII".  Wien 
1867.  S.  709 :  „Ad  expediendos  nodos  multi- 
plicium  quaestionum ,  quas  de  rebus  iugiter 
emergentibus  contra  varios  positivi  iuris  articulos 
humanae  indaginis  inducit  inürmitas,  nonnulla 
temporibus  nostris  novarum  decretalium,  consti- 
tutionum,  epistolarum  remedia  emanarunt  quae 
praedecessorum  nostror.  strenuis  sunt  subiecta 
laboribus,  per  quas  fuit  ad  communem  omnium 
et  maxime  studentium  utilitatem  vigilantissimis 
ex-cogitationibus  desudatum.  Verum,  sicutaccepi- 
mus  eis  constitutionibus  decretalibus  quaedam 
aliae  sub  nostro  c o n fecto  nomine  ab 
aliquibus  inseruntur,  quas  nostrae  approbationis 
60  non  provexit  auctoritas ,  ut  cum  aliis,  quas 
locum  habere  censuimus,  in  iudiciis  et  scholis 
debeant  eisdem  iuris  articulis  contineri.  Ne  ergo 
per  commixtionem  huius  opinionis  cuius- 
libet  umbra  speciem  veritatis  usurpans  aliquot 
in  confuslonis  abducit  errorem,  constitutionum, 
decretalium  et  epistolarum,  quas  tempore  ponti- 
flcatus  nostri  edidimus,  quosque  in  corpore  iuris 
contineri  decernimus,  tibi  competentibus  assigna- 
tas  titulis  duximus  transmittendas ,  discretioni 
vestrae  p.  apost.  scripta  mandamus,  quatenus 
ea  magistris  et  scliolaribus  diligenter  exponens 
ex  parte  nostra  districtius  prohibeat,  ne  quis 
aliquas   sub  nomine   nostro   editas   vel  edendas 


in  iudiciis  vel  in  scholis  admlttat  absque  mandato 
sedis  apostolicae  special!.  Principia  vero 
illarum  sunt  haec  et  hi  eorum  tituli,  prout  per 
ordinem  subscriptum  videtur  et  competere  dlgnos- 
cuntur''  (das  beigefügte  Verzeichniss  der  in  die 
Gregorianische  Sammlung  einzufügenden  De- 
kretalen enthält  54  Principien  und  zwar  von  42 
auf  dem  Konzil  zu  Lyon  1245  erlassenen  Kanones 
und  von  12  neuen  Dekretalen),  vgl.  v.  Schulte, 
Gesch.  d.  Quellen  u.  Literatur  d.  canon.  Rechts. 
2,  30,  und  die  Abdrücke  der  Sammlung  bei 
Mansi  23,  651  und  J.  H.  Boehmer,  corp. 
iur.  can.  2,  351. 

Dasselbe  hat  Gregor  X.  mit  den  auf  dem  Kon- 
zil von  Lyon  v.  1274  und  einzelnen  nachher  pro- 
mulgirten  Konstitutionen,  vgl.  Bulle  v.  1.  No- 
vember 1274,  Pott  hast,  n.  20950,  und  Niko- 
laus III.  mit  seinen  Konstitutionen,  Bulle  v. 
23.  März  1280,  vgl.  v.  Schulte,  Dekretalen  etc., 
S.  717.  718,  gethan. 

4  Vom  3.  März  1298,  Potthast  n.  24632, 
corp.  iur.  can.  ed.    Friedberg  2,  934. 

5  In  der  Publikationsbulle  der  Clementinen 
V.  Johann  XXII.  (1317)  ist  ebenfalls  von  suhiceti 
die  Rede,  1.  c.  2,  1130. 

6  Denn  die  einzelnen  Dekretalen  sind  in  der 
Art  umgearbeitet,  dass  sieblos  allgemeine  Rechts- 
normen aufstellen ,  und  entscheiden  meistens 
eine  Anzahl  damals  bestehender  Kontroversen, 
v.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  2,  39. 

■^  c.  1.  in  VIto  de  constit.  I.  2,  in  Nachahmung 
von  Lucas  von  Tuy  (Tudensis,  gest.  1249)  de 
altera  vita  etc.  contra  Albigensium  errores  II.  1  : 
;.In  scrinio  eius  pectoris  totius  summa  iuris  con- 
sistit". 
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Allerdings  sind  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  noch  zwei  weitere  allgemeine 
Konzilien  und  im  Beginn  des  folgenden  noch  ein  drittes  abgehalten  worden,  auf 
denen  kirchliche  Gesetze  beschlossen  und  publicirt  worden  sind.  Ihre  Einberufung 
ist  indessen  von  den  Päpsten  nicht  in  erster  Linie  zu  diesem  Zwecke  \  noch  viel 
weniger  in  der  Ueberzeugung  von  der  rechtlichen  Nothwendigkeit  ihrer  Mitwirkung 
bei  der  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechtes  vorgenommen'-^,  vielmehr  sind  sie  nur 
zum  Erlass  allgemeiner,  von  der  Kurie  vorbereiteter  Anordnungen  ^  benutzt  worden, 
um  den  Charakter  derselben  als  allgemein  verbindlicher  Gesetze  von  vornherein  klar 
hervortreten  zu  lassen  und  ihnen  eine  allseitige  Durchführung  zu  sichern. 

Was  endlich  die  Stellung  der  weltlichen  Mächte  zu  der  eben  geschilderten  Ent- 
wicklung betrifft,  so  liess  sich  bei  der  Stufe,  welche  das  Papstthum  seit  Inno- 
cenz  III.  erreicht  hatte,  das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  für  den  Rechtskreis  der 
Kirche  selbst  nicht  mehr  bestreiten.  Andererseits  macht  sich  aber  nunmehr  gegen 
die  weite  Bestimmung  der  Grenzen  desselben,  insbesondere  auch  gegen  die  von  dem 
Papstthum  verfochtene  Anschauung,  dass  dasselbe  die  letzteren  allein  zu  setzen  habe, 
von  Neuem  eine  allmählich  erstarkende  Opposition  geltend.  Dieselbe  beginnt  schon 
am  Anfang  des  Jahrhunderts  in  Frankreich  in  Folge  der  Dekretale  :  Novit ^  welche  In- 
nocenz  III.  aus  Anlass  des  Streites  zwischen  Johann  von  England  und  Philipp  II.  von 
Frankreich  erlassen  hatte.  In  derselben  nahm  der  Papst  für  die  Kirche  das  Recht  in 
Anspruch  4,  in  jede  Streitsache  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Sünde  einzugreifen  und 
seine  Entscheidung  über  dieselbe  abzugeben.  Dieser  Forderung  gegenüber  vereinbarte 
der  König  noch  in  demselben  Jahre  mit  seinen  Baronen  eine  Reihe  von  Anordnungen 
über  die  Einschränkung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit^.  Daran  schlössen  sich 
weitere  Massnahmen ,  welche  die  Folge  hatten,  dass  die  damaligen  Ansprüche  der 
Kirche  in  vielen  Beziehungen  in  Frankreich  niemals  zu  voller  Geltung  gelangen 
konnten  6.  Aehnliche  Beschränkungen  setzte  Kaiser  Friedrich  IL,  welcher  vor  seiner 
Krönung  die  Forderungen  der  Kirche  oder,  wie  die  päpstliche  Terminologie  der  da- 
maligen Zeit  lautete,  die  Freiheit  der  Kirche  anerkannt  hatte  ^,  im  Laufe  seiner  Re- 
gierung in  den  von  ihm  zu  Melfi  im  J.  1231  für  das  Königreich  beider  Sizilien  erlas- 
senen Konstitutionen  fest  ^.  Das  Gleiche  geschah  in  Venedig  -^  in  den  lombardischen 
Städten  ^^,    im  Königreich  Navarra  ^  ^  und  in  England  ^  2      In  der  letzten  Hälfte  des 


1  S.o.S.354lf.  8  inderAusgal)el)eiHuillard-Br^holles, 

2  Denn  Gregor  IX.  hat  seine  Dekretalensamm-  Mstoria  diplomat.  Frlderici  II.  IV.  1,  40.  48. 
lung  (s.  0.  S.  739)  schon  vor  dem  I.  Konzil  v.  227;  von  denen  die  beiden  zuerst  citirten  Kon- 
Lyon  publicirt.  stitutionen  die  S.  737  n.  5  gedachten  Gesetze 

3  Vgl.  darüber  o.  S.  362  n.  1,  a.  E.  Wilhelms  II.  erneuern. 

c.  13.  X.  de  iudic.  11.  1.  9  ygj^  ^^    Giegorii  IX.  ad  ducem  et  commune 

5  Die  s.  g.  capitula  de  interceptionibus  cleri-  Venet.  v.  1234,  Höfler,   Kaiser  Friedrich  II. 

corum     adversus     iurisdictioiiem     dom.     regis,  München  1844.   S.  341. 

Brüssel,   Nouvel   examen    de   l'usage   general  m  t     ^       a          t    -x-  x       tj-      j.-j.  x-           i 

des  flefs  en  France.     Paris  1750.  t.  IL  app.  p.  .''  ^'^T-^^'f^  ^  citirten  Konstitutionen  kas- 

w^nx      ~i         1,1^            j    •     •  j«  X-     •    ^^,  ^  sirt   Friedrich  IL    alle   Statuten   und  Gewohn- 

AÄVll ;  vgl.auchDo ve,  deiurisdictioniseccles.  ,    .,                  t.    -n    -l   -x  j      t^-    -l             t          i_ 

progressu,  diss.  inaug.  Berol.  1855.  p.  124.  ^^^*^^^  S^^^"  ^^^  ^'f  ^''*tt  ?  ^^f^f  ^  vgl.  auch 

ß  Dove,  1.  c.  p.  127  ff.  Das  Nähere  hierüber,  ^  J/J"'^''  ^^''^-  ^-  Hohenstaufen.    4.  Aufl. 

sowie  auch  über  die  andern  im  Text  erwähnten  ' 

Länder  in  der  Lehre  von  der  kirchlichen  Gerichts-  ^^  S.  die  gegen  den  König  Theobald  gerichtete 

barkeit.  Bulle  Gregors IX.  v.  1236.  (Potthast  n.  10096), 

7  Constit.  für  Sicilien  von  1220  und  const.  in  M.  Bull.  9,  47. 

basilica  S.  Petri  v.  1220,  LL.  2,  238.  243;  vgl.  12  Friedberg,   de  flnium  regundorum  inter 

Hefele,   Konc.  Gesch.  5,816;    Sentis,   die  ecclesiam   et   civltatem   iudicio.    diss.   inaugur. 

monarchia  Sicula.     Freiburg  1869.     S.  84.  Berol.  1859.  p.  91  ff. 
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la.  Jnlirhiinderts  trat  in  Frankreich  Ludwig  IX.  durch  einen  weiteren  gesetzgebe- 
rischen Akt,  seine  pragmatische  Sanktion  v.  1268,  von  Neuem  den  sich  immer  mehr 
steigernden  Ansprüchen  der  Kurie  entgegen,  indem  er  schon  für  einzelne  Verhält- 
nisse die  Aufrechterhaltung  des  älteren  ins  canonicum  ',  sowie  der  königlichen  Pri- 
vilegien gegenüber  widersprechenden  päpstlichen  Verfügungen  anordnete'^,  und 
Philipp  {IV. )  der  Schöne  hat  in  seinem  Streit  mit  Bonifazius  VIIL  principiell  das 
staatliche  Recht  der  Gesetzgebung  auch  über  die  Kleriker  gewahrt -^ 

IV.  Die  Reformkonzilien  und  der  Kampf  des  Papstthums  für 
das  Recht  des  18.  Jahrhunderts.  Während  zunächst  die  weltlichen  Fürsten 
gegen  die  weite  Ausdehnung  des  päpstlichen  und  kirchlichen  Gesetzgebungsrechtes, 
welche  lediglich  die  Konsequenz  der  seit  Gregor  VII.  von  der  Kurie  geltend  ge- 
machten Anschauungen  über  die  Stellung  des  Papstthums  gewesen  war,  den  Kampf 
begonnen  und  ihn  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  in  der  früheren  Weise  durch  Zu- 
rückweisung der  einzelnen  päpstlichen  Ansprüche  fortgesetzt  hatten,  waren  es  erst 
die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts,  welche  der  päpstlichen  Allmacht  auf  dem 
Gebiet  der  Kirche  selbst  entgegentraten  und  diese  einzuschränken  versuchten*. 

Durch  den  Satz,  welchen  das  Konzil  von  Konstanz  aufgestellt,  und  die  Synode  von 
Basel  nicht  nur  wiederholt,  sondern  auch  dogmatisirt  hat  '^,  dass  der  Papst  in  Sachen 
des  Glaubens  und  der  Reformation  dem  allgemeinen  Konzil  untergeordnet  sei,  war 
die  absolute  und  ausschliessliche  Gewalt  des  Papstthums  über  das  Recht  der  Kirche 
vernichtet  und  dem  allgemeinen  Konzile  das  höchste  Gesetzgebungsrecht,  kraft  dessen 
das  erstere  auch  für  den  Papst  verbindliche  und  unabänderliche  Normen  erlassen 
konnte,  beigelegt.  Wie  schon  oben  dargethan,  ist  es  aber  demPapstthum  gelungen,  die 
Vollendung  der  Reception  der  Konstanzer  und  Baseler  Gesetzgebung  zu  verhindern  '^, 
und  schon  auf  dem  5.  Lateranensischen  Konzil"  hat  die  Kurie  die  pseudoisidorische 
Theorie  von  der  Superiorität  des  Papstes  über  die  allgemeinen  Konzilien  von  Neuem 
proklamirt.    Im  16.  Jahrhundert  trat  allerdings  noch  einmal  die  Gefahr  einer  dauern- 

1   S.  o.S.  132.  11.  2  s.  verbis :  „secuiidum  dis-  ecclesiae  .  .  .   sed  soluin  eius  miiiistroruin' .  .  . 

positioiiein  iuris  communis  et  SS.  coiicilloruni  ec-  quae   quidem  libertatcs  per   statuta  lomari. 

ciesiae  dei  atque  institutioiiem   antiquorum  ss.  poiitilicum  de  beniguitate  vel  saltem  permissioue 

patrum'*.  principum  saecularium  sunt  concessae-  quae 

^  Art.  VI :    „Item  libertates,  frauchisias ,  im-  quidem    libertates    sie   concessae    vel  permissae 

munitates  ,    praerogativas  ,  iura   et  x>rivile;iia  per  ipsis  regibus  rcgnorum  suorum  gubeniationem  ac 

.  .  .  reges   praedecessores   nostros   et  successive  defeiisionem    aufeire   non  possunt  nee  ea  quae 

per   nos   ecclesiis ,    monasteriis  atque  locis  piis,  dictae  guberiiationi  et  defensioni  iiecessaria  seu 

religiosis    necnon   personis    ecclesiasticis    regiii  expedieiitia  iudicantur ,  dicente  domino  pontifl- 

nostri   concessas  et  concessa  laudamus,  approba-  cibus  templi :    Reddite  ergo  quae  sunt  Caesaris 

mus  et  conflrmamus'".  Caesari  .  .  .''     Mag  dies  Schreiben  auch  nicht  an 

3  Antwortschreiben    v.    1296    (Dupuy)   bis-  Bonifaz  abgesendet  worden  sein  (so  Boutaric. 

toire  du  differend  entre  le  pape  Boniface  YIII.  et  la  France  sous Philippe  leBel.  Paris  1861.  S.  97; 

Philippe  le  Bei.    Paris   1655,   actes  et  preuves  Hefele,  Conc.  Gesch.  6,  270.  n.  2),  so  kenu- 

p.  21 :   „Antequam   essent  derlei ,  rex  Franciac  zeichnet  es  doch  treffend  den  Standpunkt  Phi- 

habebat   custodiam   regni  sui   et  poterat  statuta  lipps. 

t'acere  .  . . .  S.  mater  ecclesia,  sponsa  Christi,  non  Ueber  Norwegen,    wo  seit   1280  ebenfalls 

solum    est  ex  clericis    sed  ctiam  ex  laicis  .  .  .  eine  staatliche  Reaktion  gegen  die  hierarchischen 

quam   ipse  .  .  .  per  mortem  suam  misericorditer  Ansprüche  der  Kirche  eingetreten  und  das  Tuns- 

liberavit :    qua  übertäte    gaudere    voluit   omues  berger  Konkordat  (s.   o.  S.  735.   ii.  8)  beseitigt 

illos  tarn  laicos  quam  cleri(os  .  .  .   Clericl  .  .  .  worden  ist,   s.  Zorn,   Staat  u.  Kirchein  Nor- 

uon  debent  nee  possnnt,  nisi  forsitau  per  ab-  wegen,  S.  241  ff. 

usum   sibi  appropiare ,    quasi  alios  excludendo,  *  S.  o.  S.  362  ff'. 

ecclesiasticam  libertatem ,  loquendo  de  libertate  »  s.  o.  S.  380.  398  ff.  403. 

qua    Christus   nos   sua   gratia  liberavit.     Multac  ^  S.  o.  S.  416  ff.  633. 

vero  sunt  libertates  singulares,    non  universalis  "^  S.  o.  S.  425.  n.  2. 
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den  Beschränkung  der  päpstlichen  Gewalt  hervor,  als  die  Kurie  sich  unter  dem  Druck 
der  weltlichen  Mächte  zur  Berufung  des  Konzils  von  Trient  hatte  verstehen  müssen. 
Aber  auch  diese  hat  das  Papstthum  durch  seine  geschickte  Leitung  der  Konzilsver- 
handlungen abgewendet,  und  sich  das  oberste  und  uneingeschränkte  Gesetzgebungs- 
recht über  die  Kirche,  wie  sich  dasselbe  im  13.  Jahrhundert  festgestellt  hatte,  zu 
wahren  gewusst^.  Seit  dem  Schluss  des  Konzils  ist  dreihundert  Jahre  lang  bis  zum 
vatikanischen  Konzil  von  1869  keine  allgemeine  Synode  zusammengetreten,  und 
während  dieser  Zeit  hat  das  Papstthum  sein  oberstes  Gesetzgebungsrecht  über  die 
Kirche  in  umfassendem  Masse  bethätigen  können  '-^.  Freilich  ist  dasselbe  während 
dieses  Zeitraums  nicht  unangefochten  geblieben.  In  Frankreich  hielt  man  im  We- 
sentlichen an  den  Konstanzer  und  Baseler  Anschauungen  fest  und  in  Verbindung 
damit  wurde  hier  die  frühere  mittelalterliche  Lehre  (s.  0.  S.  726),  dass  der  Papst  in 
geistlichen  Sachen  an  die  alten  Kanonen  und  Dekretalen  der  Dionysisch-Hadriani- 
schen  Sammlung  gebunden  und  die  Gesetzeskraft  der  späteren  päpstlichen  Dekre- 
talen von  der  Reception  derselben  seitens  der  französischen  Kirche  abhängig  sei,  als 
eine  der  gallikanischen  Freiheiten  geltend  gemacht  ^.  In  Anschluss  daran  hat  H  0  n  t  - 
heim  in  seinem  Febronius  dem  Papst  das  Recht,  allein  allgemeine  Gesetze  über 
den  Glauben  und  die  Disciplin  für  die  Kirche  zu  erlassen,  abgesprochen,  und  ihn  auf 
die  Proposition  solcher  Namens  der  ganzen  Kirche  beschränkt,  sowie  den  Bischöfen 
dasselbe  Dispensationsrecht,  wie  dem  Papste,  vindicirt  *.  Diese  Forderungen  hat 
sich  die  Emser  Punktation  von  1786  angeeignet''  und  verwandte  Anschauungen  sind 
sowohl  in  der  Doktrin  des  Kirchenrechts  Ende  des  18.  Jahrhunderts'',  wie  auch  bei 
den  Reformationsbestrebungen  in  Toskana  während  der  gedachten  Zeit  hervorgetreten  ^. 
Ein  praktisches  Resultat  haben  alle  diese  Bewegungen  nicht  gehabt,  das  Papstthum 
hat  vielmehr  unter  Verdammung  derselben  an  seinem  Standpunkt  festgehalten  "^  und 
ihnen  in  unserem  Jahrhundert  auch  durch  die  Beschlüsse  des  vatikanischen  Konzils 
die  dogmatische  Berechtigung  entzogen  •'.    Für  das  Gebiet  der  Kirche  steht  heute 

1  S.  0.  S.  439  ff.  rungen ,  Bescheide  und  Verordnungen  der  römi- 

-  Das  zeigt  ein  Blick  in  die  Bullarieu.     Bei-  sehen  Kongregationen  ...  in  Deutscliland  nicht 

spiele  solcher  allgemeiner  päpstlicher  Gesetze  bie-  anerkannt  werden'',  Gaertner  corp.  iur.  eccles. 

ten  dieTh.I.S.b7.1fc0.274.  Th.  II.S.  343.  n.  5;  2,  349.  351. 

S.  449.  n.  4;  S.  451.  n.  4;  S.  453,  n.4;  S.  494.  ^  Diese  hat,   wenn  sie  auch  den  Papst  eben- 

u.  7.  ;  S.  672.  n.4;  u.  oben  S.220.  n,12;  S.  226.  falls   an  die   Kanones  gebunden  erklärte,    ihm 

II. 8;  S.271.  n,5;  S.  273  citirten  Konstitutionen.  zum  Theil  doch  als  iura  essentialia  die  Befugnisse, 

3  Th.  I,  S.  198.  n.  6  u.  S.  199.  n,  2,  provisorische  Dekrete  in  Glaubenssacheu  undGe- 

"*  A.   a.   0.   S.  201.      Konsequenterweisc    hat  setze  zur  Beseitigung  von  Missbräuchen  zu  er- 

Hontheim    auch    den  Dekretalensammlungen  lassen,    sowie  von  der  Strenge  der  Kanones   zu 

Gregors  IX.,   Bonifazius'  VIIJ.  und  Clemens'  V.  dispensiren,  zugestanden,  s.  0.  Th.  I.  S.  202. 

die  Gesetzeskraft  abgesprochen ,   vgl,  jetzt  auch  ^  g.  q,  g_  509. 

0.  Mejer,  Febronius.  Tübingen  1880.  S.41.43.  «  Ueber  die  Verurtheilung  des  Febronius  Th.  I. 

^  Nr.  II:     ,,Ein  jeder  Bischof  kann  vermöge  S.  200.  n.  1  und  die  derEmserPunktatign  a.  a.  0. 

der  von  Gott  erhaltenen  Gewalt  zu  binden  und  S.  525.  n.  6.  S.  531;  vgl.  ferner  Bulle:  Aucto- 

zu  lösen,    Gesetze  geben  und  in  denselben  aus  rem  tidei  Pius'  VI.  v.  1794  (s.  0.  S.  600.  n,  5): 

zureichenden    Ursachen   dispensiren^'.     Nr.  IV:  „Doctrina  synodi  (sc.  Pistoriensis),    qua  proflte- 

„Dieses  vorausgesetzt ,   werden  a)  die  s.g.  facul-  tur :    Persuasum  sibiesse,   episcopum  accepisse  a 

tates  quinquennales  hinführo  von  dem  römischen  Christo  omnia  iura  necessaria  pro  bono  regimen 

Hole  nicht  mehr  begehret,   sondern  in  den  darin  suoe  dioecesis  ,   perinde  ac  si  ad  bonum  regimen 

enthaltenen  Fällen  die  erforderlichen  Dispc  nse  cuiusque  dioecesis  necessariae  non  sint  superio- 

nur  vom  Bischof  ertheilt.    Jene  Dispensen,  die  res  ordinationes  spcctantcs  sive  ad  Üdem  et  mo- 

auswärtig  erlangt  werden,  sollen  kraftlos  sein.  res,    sive  ad  generalem  disciplinam  ,   quarum 

b)  Auch  die  übrigen  römischen  Bullen ,   Breven  ius    est  penes  summos    pontifices    et 

oder  sonstige  päpstliche  Verfügungen  verbinden  concilia  generalia  pro  universa  eccle- 

ohne  gehörige  Annahme  die  Bischöfe  sla,  schismatica,  ad  minus  erronea". 

nicht.    Ohne  dieselben  sollen  c)  auch  die  Erklä-  9  S.  0.  S.  468. 
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das  oberste  und  centrale  päpstliche  Gesetzgebungsreelit  ausser  Zweifel  und  ausser- 
halb aller  Anfeclitung.  Die  Niederlage  der  anderen  kirchliclien  Gewalten  ist  definitiv 
besiegelt.  Erfolgreicli  in  ihrem  Kampfe  ist  nur  die  staatliche  Opposition  gegen  die 
mittelalterlichen  Prätensionen  gewesen,  worüber  des  Näheren  im  folgenden  §.  ge- 
handelt werden  wird. 

V.  Das  päpstliche  Dispensationsrecht  seit  dem  1  l.  Jahrhun- 
dert.* Päpstliche  Dispensationen  sind  vereinzelt  schon  in  den  früheren  Jahrhun- 
derten, in  denen  hin  und  wieder  der  römische  Stuhl  darum  angegangen  worden  ist, 
vorgekommen  ',  indessen  hatte  sich  bei  der  Seltenheit  dieser  Fälle,  sowie  bei  der 
Stellung  des  Papstthums  zu  der  Kirche  und  zu  den  einzelnen  Ländern  eine  aus- 
schliessliche Dispensationsgewalt  desselben,  sowie  eine  Beschränkung  der  kirchlichen 
Lokalgewalten  "^  in  dieser  Beziehung  um  so  weniger  herausbilden  können,  als  in  jene 
frühere  Periode  auch  Zeiten  der  kirchlichen  Verwirrung  und  Verwilderung  fallen ,  in 
denen  man  kein  Bedenken  trug,  sich  beliebig  über  die  Kanones  hinwegzusetzen  und 
das  Bedürfniss  nach  einer  Dispensation  von  den  letzteren  überhaupt  nicht  einmal 
empfunden  wurde. 

Eine  Aenderung  trat  erst  ein,  als  die  kuriale  Reformpartei  ihr  Programm  zu 
verwirklichen  begann,  und  die  Päpste  nunmehr  zur  Durchführung  desselben  theils 
auf  die  alten  Kanones  zurückgriffen,  theils  aber  auch  neue  Anordnungen  erliessen. 
Je  mehr  der  strengere  Geist  sich  im  Klerus,  namentlich  in  dem  Episkopate,  verbrei- 
tete, und  je  stärker  derselbe  das  Bestreben  bethätigte,  das  kirchliche  Leben  in  Ge- 
mässheit  der  neuen  Reformgesetzgebung  zu  gestalten,  desto  mehr  musste  sich  für 
etwaige  Fälle,  in  denen  sich  die  massgebenden  Normen  als  zu  streng  und  hart  erwie- 
sen und  eine  Milderung  angezeigt  erschien ,  die  üeberzeugung  aufdrängen ,  dass  ein 
Bruch  der  bestehenden  Ordnung  stets  eine  besondere,  die  Geltung  derselben  prin- 
cipiell  anerkennende  Legalisirung  erfordere.  Es  war  selbstverständlich,  dass  man 
eine  solche  nunmehr  bei  dem  römischen  Bischöfe  einholte,  um  unter  der  Autorität 
des  höchsten  Leiters  der  Kirche  handeln  zu  können  und  namentlich  in  zweifelhaften 
Fällen  mit  der  Auffassung  desselben  in  Einklang  zu  bleiben.  So  mehren  sich  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  1 1 .  Jahrhunderts  die  Dispensationsgesuche  an  den  römischen 
Stuhl  "^  und  derselbe  übt  die  Dispensationsgewalt  in  einem  grösseren  Umfange  als 
früher  aus,  ohne  dass  freilich  in  dieser  Zeit  das  Dispensationsrecht  der  kirchlichen 
Lokalgewalten  rechtlich  irgendwie  beschränkt  worden  ist^. 

*  Thomassin  vet.  et  nova  disciplina.  P.  II.  worden  ist,  c.  12,  Dist.  LVI,  obwohl  damals  die 

IIb.  3.  c.  24  ff.  irregularitas    ex    defectu    natalium    noch   durch 

1  S.  0.  S.  689.  714.  723.  kein    allgemeines    Kirchengesetz,     sondern    nur 

2  Ein  Beispiel  einer  bischöflichen  Dispensation  durch  partikuläre  Anordnung  eingeführt  war,  s. 
vom  Ehehinderniss  der  Verwandtschaft  im  5.  u.  Th.  I.  S.  11. 

6.  Grade  nach  vorgängiger  Berathung  mit  ande-  ■*  Im  Gegentheil  überweist  noch  das  Konzil  v. 

reu  Bischöfen  gegen  Ueberlassung  von  12  mansi  Piacenza  v.  1095  dem  Bischof  die  Dispensation 

bei  Hontheim,    bist.  Trev.  1,  367  u.  Beyer,  von  der  Pluralität  der  Benefizien ,   s.  o.  S.  246. 

mittelrhein.  Urkundenbuch  1,  359.  n.  11,  u.  auch  Berthold  v.  Konstanz  (f  1088)  de 

•^  S.  0.  S.  729.  n.  3.    Von  den  gekennzeichne-  canonum  auctoritate,   c.  58.  59,   Ussermann, 

ten  Anschauungen  aus  sind  namentlich  die  Bit-  prodomus  Germaniae  sacrae.    San  Blas.  1790.  2, 

ten  Anselms  v.   Canterbury  an  Paschalis  II.  (s.  353:    „nee  mireris,    si   Romani  pontiflces   hanc 

a.  a.  0.)  um  Nachlassung   der  Strenge  einzelner  semper  peculiariter  habuerint  potestatem,  ut  ca- 

KaTiones  für  die  englische  Kirche  gerichtet  wor-  nones  pro  tempore  dispensarent.    Ipsi  enim  sunt 

den.  Charakteristisch  ist  auch  der  Umstand,  dass  auctores  canonum  .  .  .  Nequaquam  ergo  aliquid 

bei  Alexander  II.  die  Erlaubniss    zur   bischöf-  Romanus  pontifex  contra  canones  agit,  si  quando 

liehen  Konsekration  eines   unehelich   geborenen  pro    consideratione    temporum     nunc   intendit, 

Priestersohnes  für  dasBlsthumLemans  eingeholt  nunc  remittit,  quum  et  ipsi  canones  tale  privile- 
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,Da  die  Dispensationen  immer  nur  ein  Nothbehelf  blieben  und  principiell  an  der 
Noth wendigkeit  der  Durchführung  der  Kanones  von  den  kirchlich  gesinnten  Parteien 
festgehalten  wurde,  so  musste  sich  bei  der  zunehmenden  Zahl  der  Dispensationen 
auch  bald  die  Frage  aufdrängen,  innerhalb  welcher  Grenzen  dieselben  ertheilt  wer- 
den durften ,  denn  unmöglich  konnte  man  selbst  dem  Papste  eine  absolute  und  un- 
eingeschränkte Herrschaft  über  das  gesammte  kirchliche  Recht  beilegen,  und  die 
Grundlagen  der  Kirche  und  ihres  Rechtes  seiner  Willkühr  ohne  jede  Beschränkung 
freigebend  Im  Beginn  des  12.  Jahrhunderts  hat  man  sich  bereits  mit  jener  Frage 
beschäftigt  und  bei  den  theoretischen  Erörterungen  derselben  werden  als  Grenze  die 
heilige  Schrift ^  oder  die  ewigen-'  oder  unwandelbaren  göttlichen  Gebote^  hingestellt. 
Diese  Theorie,  welche  dem  Dispensationsrccht  die  gleichen  Schranken  setzt,  wie  sie 
in  derselben  Zeit  für  das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  bestimmt  worden  waren  •'^,  ist 
von  Gratian  in  sein  Dekret  aufgenommen  *^  und  sehr  bald  zur  herrschenden  ge- 
worden '^, 


gium  iiidubitanter  concesserijit.  Sic  et  alii 
episcopi,  etsi  nuilo  modo,  ut  praesnl  apostolicus 
vel  canones  Instituere  vel  iam  liistitutos  iudicare 
valeaiit,  aliquaiido  tarnen  pro  modulo  suo  aliqua 
statuta  temperaut"  spricht  den  lUscliöfeii  das 
Dispensatioiisreclit  noch  nicht  völlig  ab. 

1  Vereinzelt  ist  man  allerdings  damals  soweit 
gegangen,  s.  die  folg.  Anm. 

2  So  Gottfried  v.  Vendome  in  Beziehung  auf 
die  Frage  nach  der  Berechtigung  des  Papstes  Pa- 
schalis zur  Ertheilung  und  Aufhebung  des  ihm 
von  Heinrich  V.  abgezwungenen  Investiturprivi- 
leges, s.  Th.  II.  S.  555  u.  Sohum,  Kaiser  Hein- 
rich V.  u.  Paschalis  II.  i.  Jahrb.  d.  Akad.  ge- 
meinnütziger Wissenschaften  zu  Erfurt.  N.  F.  8, 
298  ff.,  in  opusc.  II,  Migne  patrol.  157,  215: 
„Sunt  quidam  qui  Romanae  ecclesiae  omnia  licere 
putant  et  quasi  quadam  dispensatione  aliter 
quam  divina  scriptura  praecipit  eam  facere  posse. 
Quicumque  ita  sapit ,  desipit.  Nam  Romanae 
ecclesiae  post  Petrum  minime  licet ,  quod  Petro 
non  licuit",  u,  opusc.  V,  1.  c.  p.  221  :  „Dispensa- 
tiones  aliquando  in  ecclesia  faciendae  sunt ,  non 
quidem  amore  pecuniae  vel  qnolibet  humano 
favore  sed  pia  et  misericordi  intentione.  Tunc 
enim  a  pastore  ecclesiae  dispensatio  pia  et  mise- 
ricorditer  fleri  creditur,  cum  aliquid  minus  per- 
fecte  ad  tempus  flt  vel  fleri  permittitur,  non  vo- 
luntate  sua  sed  aliorum  necessitate  ,  ne  in  ipsis 
videlicet  ödes  christiana  periclitetur". 

3  Ivo  V.  Chartres  im  Prolog  zu  seinem  decre- 
tum,  Migne  patrolog.  161,  50:  .,Praeceptiones 
itaque  et  prohibitiones,  aliae  sunt  mobiles,  aliae 
immobiles.  Praeceptiones  immobiles  sunt,  qnas 
lex  aeterna  sanxit,  quae  observatae  ad  sa- 
lutem  conferunt ;  non  observatae,  eamdem  aufe- 
runt  .  .  .  Mobilia  vero  sunt,  quas  lex  aeterna  non 
sanxit,  sed  posteriorum  diligentia  rationc  utili- 
tatis  invenit,  non  ad  salutem  principaliter  obti- 
nendam  ,  sed  ad  eam  tutius  muniendam  .  .  . 
(p.  51)  In  his  igitur ,  in  quibus  observatis  salus 
acquiritur  vel  in  quibus  neglectis  mors  indubi- 
tata  consequitiir,  nulla  est  admittenda  dispen- 
satio ;  sed  ita  sunt  omnia  mandata  vel  interdicta 
servanda,  sicut  sunt  aeterna  lege  sancita.  In  his 
vero  quae  propter  rigorem  disciplinae  vel  munien- 


dam salutem  ,  posteriorum  sanxit  diligentia ,  si 
honesta  vel  utilis  sequatur  compensatio ,  potest 
praecedere  auctoritate  praesidentium  diligenter 
deliberata  dispensatio  .  .  .  Sic  aliae  dispensatio- 
nes  salubri  deliberatione  admissae ,  cessante  ne- 
cessitate, debent  et  ipsae  cessare;  nee  est  pro 
lege  habendum  quod  aut  iitilitas  suadet  aut  ne- 
cessitas  imperavit  .  .  .  Quod  tarnen  iam  monui- 
mus  ,  iterum  monemus  ,  ut  si  quis  quod  legerit 
de  sanctionibus  sive  dispensationibus  ecclesiasti- 
cis ,  ad  charitatem ,  quae  est  plenitudo  legis  re- 
ferat,  non  errabit,  nonpeocabit;  et  quando  aliqua 
probabili  ratione  a  summo  rigore  declinabit,  cha- 
ritas  excusabit;  si  tamen  nihil  contra 
evangelium,  nihil  contra  apostolos 
n  surpa verit". 

4  Petrus  venerabilis  (f  1156)  epist.  I.  28, 
Migne  patrol.  189,  148:  ,^Hoc  tamen  reducere 
ad  mentem  charitas  vestra  debet,  quod  divina 
mandata  partim  mobilia  partim  sunt  immobilia. 
Divina  vero  mandata  diximus  non  solum  ea  quae 
per  se  ipsam  in  carne  divinitas  apparens  homi- 
nibiis  tradidit  aut  ea  quae  per  apostolos  teneri 
constituit  sive  illa  quae  ante  perceptam  carnem 
per  patriarchas  vel  prophetas  mandavit,  sed  etiam 
illa  quae  post  apostolos  viri  apostolica  vestigia 
secuti  maximi  multorum  catholicorum  consensu 
servari  praeceperunt  .  .  .  Inter  illa  vero  quae 
moveri  dispensative  possunt ,  patrum  authorita- 
tem  sequentes  ea  esse  dicimus ,  quorum  plera- 
que  in  ecclesiasticis  canonibus  invenimus  ,  quae 
sicut  pro  communi  totius  vel  propria  alicuius 
ecclesiae  utilitate  ,  cum  non  existerent ,  inventa 
sunt ,  sie  rursum  pro  communi  totius  vel  propria 
alicuius  aut  gentis  aut  ecclesiae  salute,  praevia 
in  Omnibus  charitate,  mutata  sunt". 

5  S.  0.  S.  730.  Ob  die  Theorie  über  die  Be- 
schränkung des  Dispensationsrechtes  früher,  als 
die  über  die  Grenzen  der  Gesetzgebung  entwickelt 
worden  ist,  lässt  sich  kaum  bestimmen,  nament- 
lich deshalb  nicht,  weil  die  Herkunft  von  c.  6  C. 
XXV.  qu.  1  (s.  a.  a.  0.)  nicht  bekannt  ist. 

6  S.  0.  S.  732. 

7  Vgl.  V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  1,  103. 
Anm.  Dass  Inuocenz  III.  auf  diesem  Standpunkt 
steht,  ergeben  einerseits  c.  20  X.  de  elect.  I.  6. 
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1.   Die  Hierarchie  und  die  lieitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  189. 


Gleichzeitig  bereitet  sich  nun  auch  die  Ausschliessung  der  kirchlichen  Lokal- 
gewalten von  der  Befugniss,  ihrerseits  Dispensationen  gegen  das  allgemeine  kirch- 
liclie  Kecht  zu  ertheileu,  vor.  Nachdem  man  dem  Papste  das  oberste  Gesetz- 
gebungsrecht für  die  ganze  Kirche  zugestanden  hatte,  war  es  lediglich  eine  Konse- 
quenz dieser  Anschauung,  ihm  auch  allein  die  Befugniss  zur  Dispensation  von  den 
allgemeinen  kirchlichen  Normen  zuzusprechen.  Innocenz  III.  hat  ausdrücklich 
erklärt,  dass  einzig  dem  Papst  das  Recht  zustehe,  von  den  Kanones  zu  dispensiren  ', 
indem  er  diese  Befugniss  aus  der  plenitudo  potestatis  desselben  ableitet  '^,  und  schon 
in  Anerkennung  dieses  Standpunktes  hat  das  IV.  Lateranensische  Konzil  blos 
eine  päpstliche  Dispensation  von  seinem  Verbote  der  Pluralität  der  Benefizien  zuge- 
lassen«^. Immerhin  ist  aber  auch  von  Innocenz  III.  noch  principiell  anerkannt 
worden,  dass  die  Ausübung  dieses  Vorrechtes  nur  im  Falle  einer  Nothwendigkeit 
oder  eines  Nutzens  der  Kirche  statthaben  dürfe  ^,  obgleich  sowohl  von  ihm,  wie  auch 
schon  von  seinen  Vorgängern  diese  Schranke  in  der  Praxis  nicht  eingehalten  wor- 
den ist  ^.  Hatte  sich  schon  zu  Zeiten  Innocenz'  III.  das  päpstliche  Dispensationsrecht 
fast  als  ausschliessliches  in  der  Praxis  festgestellt*',  so  erhielt  dasselbe  im  folgenden 


c.  11  X.  de  renuuc.  I.  9  ,  c.  4  X.  de  concess. 
praeb.  III.  8,  in  denen  er  sich  nicht  durch  die 
Kanones  der  allgemeinen  Konzilien  in  seiner 
Dlspensationsgewalt  für  gebunden  erklärt,  ferner 
ep.  XVI.  164  V.  1213,  Mignepatrol.  216,943: 
,,sumnius  pontifex  est  assumptus  in  plenitudinem 
potestatis,  qui  cum  moderator  sit  canonum ,  iuri 
non  facit  iniuriam ,  si  dispensat ,  praesertim  cum 
dispensatio  sie  iuris  vincula  laxat  in  aliquo,  quod 
in  aliis  non  dissolvit  et  si('  beneticium  gratiae 
specialis  inducat ,  quod  rigorem  constitutionis 
non  perimit  generalis'",  und  andererseits  ep.  XV. 
106  V.  1212,  1.  c,  p.  617,  worin  er  dem  König 
Philipp  August  V.  Frankreich  mit  Bezug  auf  die 
von  diesem  gewünschte  Trennung  seiner  Ehe 
schreibt :  .,non  auderemus  super  huiusmodi  casu 
de  nostro  sensu  pro  tc  aliquid  diffinire  propter 
illam  sententiam  evangelicam  .  .  .  Quod  deus 
coniuuxit,  homo  non  separet,  cum  absque  du- 
bio nee  sanctorum  exempla  nee  patrum  decreta 
intentioni  tuae  in  hoc  articulo  suffragentur.  Ve- 
rum si  super  hoc  absque  generalis  deli- 
beratione  concilii  determinarc  aliquid  ten- 
taremus,  praeter  divinum  offensum  et  mundanam 
infamiam  ,  quam  ex  eo  posscmus  incurrere,  for- 
san  ordinis  et  officii  nobis  periculum  immineret, 
cum  contra  praemissam  veritatis  sententiam 
uostra  non  possit  auctoritas  dispensare",  also 
principiell  die  heilige  Schrift  als  Schranke  seiner 
Gewalt  anerkennt. 

i  ep.  XIII.  195  V.  1211,  Migue  patrol.  216, 
363  (in  c.  15  X.  de  temp.  ordin.  I.  11  Hono- 
rius  in.  beigelegt):  ..Cum  constiterit .  .  .  Roffen- 
sem  e-piscopum  in  pluribus  dcliquisse,  tum  quia 
sine  mandato  archiepiscopi ,  sicut  ipse  confessus 
exstitit,  ad  huiusmodi  ordinationem  inordinate 
processit ;  tum  quia ,  etsi  de  archiepiscopi  man- 
dato constaret ,  cum  illi  liuiusmodi  dispensa- 
tio acanone  minime  si  t  p  ermiss  a  (näm- 
lich von  der  Vorschrift,  dass  mehrere  höhere 
Weihen  nicht  glel  chzeitig  ertheilt  werden  sollen, 
Th.  I.  S.  112)  ,quam  ad  solumRomanum 
pontificem  non  estdubiumpertinere, 


ipsi  obtemperare  non  debuit".  Durch  den  Hin- 
weis auf  die  Nothwendigkeit  der  Berathung  mit 
einem  allgemeinen  Konzil,  s.  vor.  Note,  hat  In- 
nocenz III.  nicht  etwa  die  Mitwirkung  eines  sol- 
chen bei  der  Ausübung  seines  Dispensations- 
reehtes  als  erforderlich  in  Anspruch  nehmen  wol- 
len, um  sich  auch  über  die  Vorschriften  des 
Evangeliums  hinwegsetzen  zu  können ,  derselbe 
erklärt  sich  vielmehr  daraus,  dass  Innocenz  III. 
in  dem  betreffenden  Fall ,  in  welchem  die  that- 
sächliehe  Voraussetzung,  dass  der  König  die  Ehe 
mit  Ingeburge  nicht  konsummirt  habe,  fast  mehr 
als  zweifelhaft  erschien,  nicht  auf  eigene  Gefahr 
handeln  wollte ,  um  sich  nicht  einem  etwaigen 
Vorwurf,  dass  er  die  gedachte  Grenze  seines  Dis- 
pensationsrechtes  überschritten  habe,  auszusetzen. 

2  S.  0.  S.  745.  n.  7;  c.  4  (Innoc.  III.)  X.  de 
conc.  praeb,  III.  8  :  „.  .  .  Licet  autem  intentio- 
nis  nostrae  non  sit,  investituras  de  vacaturis 
factas  contra  canonum  instituta  ratas  habere, 
qui  secundnm  plenitudinem  potestatis  de  iure 
possumus  supra  ins  dispensare*';  ep.  XVI.  74  v. 
1213,  Migne216,  875. 

3  S.  0.  S.  248.  249. 

*  c.  19  X.  de  sent.  et  re  iud.  II.  27;  ep.  XIII, 
118,  Migne216,  305;  vgl. dazu  auch  o.  S.  745. 
n.  3  ff. 

5  Denn  es  waren  doch  lediglich  politische  In- 
teressen,  aus  welchen  Innocenz  III.  für  die  ehe- 
liche Verbindung  Ottos  IV.  mit  Beatrix ,  der 
Tochter  Philipps  von  Schwaben  ,  wirkte  und  die 
Dispensation  für  dieselbe  gewährte,  Winkel- 
mann,  Philipp  v.  Schwaben  2,  HO.  128.  158, 
vgl.  auch  0.  S.  248.  n.  8.  Ueber  ähnliche  Dis- 
pensationen Hadriaus  IV.  o.  S.  247.  n.  6  u. 
Alexanders  111.  o.  S.  248.  n.  8. 

6  Das  zeigt  die  Bemerkung  ine.  13  (Innoc.  III.) 
X.  de  rcst.  spoliat.  II.  13:  „quando  aliquis  con- 
sanguinitatis  gradus  obiicitur,  in  quo  sedes  apo- 
stolica  dispensare  non  potest  nee  etiam  con- 
suevit",  weiter  der  Umstand,  dass  erst  in  die- 
ser Ztit  sich  der  besondere  Begriff  der  postulatio 
flxirt  hat ,   dessen  Voraussetzung  die  Anerken- 
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Jahrhundert  durch  die  von  seinen  Nachfolgern  als  Gesetzbücher  erlassenen  Dekre- 
talensammlungen  nunmehr  auch  seine  feste  und  unantastbare  Grundlage.  Alle  die- 
jenigen Stellen,  welche  über  päpstliche  Dispensationen  für  Einzelfälle  berichteten  oder 
eine  solche  in  Anspruch  nahmen  i,  mussten  als  Ausflüsse  der  desfallsigen  Prärogative 
des  Papstes  erscheinen ,  und  es  konnte  ferner  bei  der  römisch  rechtlichen  gebildeten 
Jurisprudenz  der  damaligen  Zeit  bald  nicht  mehr  zweifelhaft  sein,  dass  von  den  Nor- 
men des  neuen  ius  canonicum,  welches  die  Päpste  geschaffen  und  dessen  allgemeine 
Verbindlichkeit  anerkannt  war,  nur  derjenige  dispensiren  könne,  welcher  diese  Gesetze 
gegeben  habe  2.  Daneben  musste  nunmehr  das  früher  von  den  Lokalgewalten  aus- 
geübte Dispensationsrecht ,  soweit  es  in  einzelnen  Dekretalen  noch  anerkannt  war, 
lediglich  den  Charakter  einer  blossen  Ausnahme  erhalten,  und  dieselben  konnten 
nicht  mehr  berechtigt  erscheinen  ^,  ihre  Befugniss  über  die  speziell  erwähnten  Fälle 
auszudehnen  4.  Wenn  einzelne  partikuläre  Anordnungen  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
über  diese  Grenzen  hinaus  den  Bischöfen^  oder  den  Provinzialsynoden ^  noch  ein 
Dispensationsrecht  vorbehalten  haben,  so  beruhte  dies  nicht  auf  einer  bewussten 
Opposition  gegen  die  päpstliche  Prärogative,  sondern  lediglich  auf  Missverständniss 
oder  auf  Nichtbeachtung  einzelner  kirchenrechtlicher  Normen  '^. 

So  schwerer  Missbrauch  auch  noch  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  von  den 
Päpsten  mit  den  Dispensationen  getrieben  wurde  ^,  so  hat  doch  selbst  das  Konzil  von 
Konstanz,  abgesehen  davon,  dass  selbstverständlich  von  seinem  Standpunkt  aus 
eine  Dispensation  des  Papstes  von  den  Reformkanones,  welche  es  kraft  seiner  Supe- 
riorität  erlassen  hatte,  ausgeschlossen  erscheinen  musste'*,  das  Dispensationsrecht 
des  römischen  Stuhles  nicht  in  Frage  gestellt  1^,  sondern  nur  die  Ausübung  desselben 

nung  des  päpstlichen  Dispensationsrechtes  bil-  eine  21jährige  Aebtissin  auctoritate  ordinaria  vom 

det,  Th.  II.  S.  678.  Anm.  1.  Impedimeiit    des  Alters    dispensirt ,    v.  Wyss, 

1  S,  z.  B.  c.  9  (Alex,  III.)  X,  de  fil.  presh.  I.  Mitthelluiigen  d.  antiquar.  Gesellschaft  z.  Zürich 
17  (Th.  II.  S.  480);   c.  18  (Gregor.  IX.)  X.  eod.  VIII.  1,  430,  so  handelte  es  sich  dabei  um  ein  der 

2  Vgl.  auch  Clem.  2  de  elect.  1.3:  „quod  lex  Jurisdiktion  des  Bischofs  unterstehendes  Kloster 
superioris  per  inferiorem  tolli  non  potest".  AI-  und  um  eine  nicht  gemeinrechtliche  Vorschrift 
lerdiiigs  hat  man  im  13.  Jahrhundert  noch  dar-  über  das  Alter. 

über  gestritten,  ob  das  päpstliche  Dispensations-  6  So  behält  das  Konzil  v..  Ravenna  v.  1314  c.2 

recht  gegenüber  dem  bischöflichen  die  Ausnahme  (Mansi  25,    537),    welches  das  Alter  für  den 

bilde  oder  umgekehrt    und  selbst  die  Glosse  zu  Presbyterat  auf  25,  für  den  Diakonat  auf  20,  das 

c.    4    X.    de    lud.    II.  1.  s.  v.  adulteriis    steht  für  den  Subdiakonat  auf  16  Jahr  festsetzt,   die 

noch  auf  dem   ersteren   Standpunkt ,   vgl.  auch  Dispensation  dem  Papst  oder  dem  Provinzialkon- 

Philllps  K.  R.  5,  156.  zil  vor. 

3  S.  die  Th.  I.  S.  56,  ii.  1  u.  2  citirten  Dekre-  7  g.  0.  S.  250.  n.  2.  Was  das  Konzil  von  Ra- 
talen  Alexanders  III.  und  c.  1  (Bonif.  VIII.)  in  venna  betrifft,  so  beruht  seine  Bestimmung  wobl 
VItü  de  fll.  presb.  I.  11  (Th.  1.  S.  14).  darauf,    dass    eine   positive  Vorschrift  über  die 

4  c.  15  (Innoc.  III.)  X.  de  tempor.  ordin.  I.  Dispensation  vom  Alter  fehlte,  vgl.  Th.  I.  S. 
11  (s.  0.  S.  746.  n.  1).  18,  19. 

5  S.  o,S,250,  Die  von  Thomas  sin  I.e.  c.28.  «  S.  0.  S.  250.  251  und  das  eigene  Zeugniss 
n.  9  weiter   angeführten   Stellen  beweisen    mit  Bonifacius' VIII  in  c.  15  in  VIto  de  rescr.I.  3. 
einer  einzigen  Ausnahme  (s.  folg.  Anm.)  nichts,  9  S.  0.  S.  742. 

denn  von  den  überhaupt  in  Frage  kommenden  10  Dagg  die  Pariser  Nationalsyuodc  v.  1408.  s. 

datirt  c.  2  der  Konstitutionen  v.  Ronen  (1227),  0.    S.   579,   die  Ertheilung  der  Dispensationen 

Mansi  22,  1107,  welches  die  Dispensation  bei  theils  dem  Bischöfe  thcils  der  Provinzialsynode 

der  Irregularität  ex  defectu   natalium   dem  Bi-  zuwies,  war  eine  rein  vorübergehende  Massregel, 

schof  zuspricht,    vor  Erlass  der  Gregorianischen  welche   durch   die    Subtraction  von    der  päpst- 

Sammlung  und  fällt  in  eine  Zeit,"  wo  gerade  über  liehen  Obedienz  bedingt  war. 

diesen  Punkt   die  Entwicklung  noch  im  Fluss  Auch  das  Konzil  von  Pisa  hat  das  päpstliche 

war,  Th,  1.  S.  14;   c.  8  Angers  v,  1363,  1.  c.  26.  Dispensationsrecht  prineipiell  anerkannt,   denn 

430,    spricht  nur  von  der  bischöflichen  Dispen-  es  liess  die  aus  den  vorhin  erwähnten  und  ähn- 

sation  in  Betreff  des  durch  Partikularvorschriften  liehen  Anlässen  ertheilten  bischöflichen  Dispen- 

bestimmten    Alters    für    bestimmte   Benefizien.  sationen  in  der  letzten  Sitzung  durch  den  Papst 

Wenn   der  Bischof  v.  Konstanz   noch  i.  J.  1429  für  gültig  erklären,  s.  0.  S.  367, 


748  1-  l^i^  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  189. 

in  bestimmtem  Umfang  zu  beschränken  gesucht ',  freilich  aber  dabei  einen  kaum 
nennenswerthen  Erfolg  erreicht'^. 

Das  Konzil  von  Basel,  welches  gleich  bei  seinem  Beginn  mit  Eugen  IV.  in 
einen  Streit  darüber  verwickelt  wurde,  ob  der  Papst  das  Recht  habe,  von  den  Vor- 
schriften des  Konstanzer  Konzils  zu  dispensiren  ',  hat  sich  mit  einer  Reform  des 
päpstlichen  Dispenswesens  nicht  beschäftigt '. 

Nachdem  die  Reformkonzilien,  ohne  eine  wesentliche  f^inschränkung  des  päpst- 
lichen Dispensationsrechtes  herbeizuführen,  vorübergegangen  waren,  war  selbstver- 
ständlich nicht  daran  zu  denken ,  dass  das  von  den  Legaten  beherrschte  Trienter 
Konzil  trotzdem,  dass  die  Missbräuchc  in  Betreff  des  Dispenswesens  in  Rom  fort- 
dauerten^, sich  einer  solchen  x\ufgabe  unterziehen  würde.  Dasselbe  hat  zwar  für 
alle,  päpstliche,  wie  nicht  päpstliche  Dispensationen  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass 
Dispense  allein  bei  dringendem  und  gerechtfertigtem  Grunde  oder  bei  einem  entschie- 
denen Nutzen,  sowie  nur  nach  reiflicher  Erwägung  und  zwar  unentgeltlich  ertheilt 
werden  sollen  *\  indessen  das  päpstliche  Dispensationsrecht  im  Wesentlichen  in 
seinem  früheren  Umfange  bestehen  lassen  ^  und  ferner  durch  eine  zweideutige 
Klausel  ^  dem  Papste  die  Möglichkeit  offen  gehalten,  auch  gegenüber  den  Reform- 
gesetzen des  Konzils  selbst  von  seiner  Dispensationsgewalt  Gebrauch  zu  machen ''. 

Dagegen  hat  —  abgesehen  von  den  durch  das  staatliche  Placet  herbeigeführten 
Beschränkungen  ^^  —  die  Lehre  der  Gallikaner  in  Uebereinstimmung  mit  ihrer  An- 
schauung von  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Papstes  ^^  den  letzteren  bei  der  Erthei- 
lung  von  Dispensationen  durch  die  Vorschriften  der  allgemeinen  Konzilien,  soweit  diese 
solche  direkt  oder  indirekt  ausschliessen,  für  gebunden  erklärt,  womit  auch  zugleich 


1  He  feie,      Concil.     Gesch.,     232.     235;  worden,  s.  respons.  syn.  n.  5  v.  1435  bei  M  ans  i 

Hübler,    Constanzer   Reformation   S.    148.   n.  29,276.  ,,Per  conciUum  autem  statuta  in  nullo 

79.   S.  150.  n.  85  ff.  derogant  suae  potestati,  quin  pro  tempore  cau- 

-  Das  ganze  Resultat,  welches  erreicht  worden  sisque  et  personis,  utilitate  vel  necessitate  sua- 

ist,  beschränkt  sich  darauf,  dass  c.  5.  Sess.  XLIII.  dente,   moderari  dispensareque  possit  atque  uti 

die  Dispensationen  von  der  Erlangung  des  für  summi   principis    irAeiv-eia   quae  ab   eo   auferri 

bestimmte     Weihegrade      erforderlichen     Ordos  nequit." 

ausgeschlossen  werden,  Th.  II.  S.  482.  n.  15  ;  ^  v.  Wessenberg,  die  grossen  Kirchenver- 
Hübler  S.  161,  sowie  dass  im  deutschen  und  Sammlungen  3,  530;  C.  gravamina  nationis  Ger- 
romanischen  Konkordate  vom  Papste  die  Zu-  man.  v.  1522  c.  1,  Gaertner.  corp.  iur.  eccl. 
Sicherung  gegeben  ist,  in   „gravibus   et    arduis  2,  157. 

causis"  nicht  ohne  Rath  der   Kardinäle  dispen-  ^  Sess.  XXV.  c.  18.  de  ref.  :  ,,.  .  .  Quapropter 

siren  zu  wollen,   a.  a.  0.   S.  191.   205,  und  die  sciant  universi,  sacratissimos  canones  exacte  ab 

Dispensation  vom  defectus  aetatis  für  bestimmte  omnibus  et  quoad  eins  fleri  poterit,   indlstincte 

Beneflzien  verboten  wird,   a.  a.  0.  S.  191.  205,  observandos.     Quod  si  urgens  iustaque  ratio  et 

endlich    im    englischen    Konkordate    die  schon  maior  quandoque  utilitas  postulaverit  cum  ali- 

0.  S.  225.  n.  1  und  254.    erwähnten  Zugestand-  quibus  dispensandum  esse,  id  causa  cognita  ac 

nisse  in  Betreff  der  Dispensation  von  der  Resi-  summa  maturitate  atque  gratis  a  quibuscunque, 

denzpflicht  und  Inkompatibilität  der  Beneflzien  ad  quos  disper.satio  pertinebit,  erit  praestandum 

ertheilt  worden  sind,  vgl.  auch  die  Znsammen-  aliterque  facta  dispensatio  surreptitia  censeatur." 

Stellung  bei  Hüb  1er  S.  240.  241.  Vgl.  übrigens  auch  Sess.  XXII.  c.  5  de  ref.  u. 

3  S.  0.  S.  398.  399.  über   die    Verhandlungen     auf  dem  Konzil    v. 

*  Allerdings    musste  das   Baseler  Konzil  von  W  e  ssenberg  a.  a.  0.  4,  182. 

der  Anschauung  ausgehen,  dass  die  von  ihm  er-  "  Sess.  VI.  c.  2  de  ref.  (s.  o.  S.  225.  n.  7); 

lassenen  reformatorischen  Bestimmungen,  s.  o.  Sess.  VII.  c.  5  de  ref.  (o.  S.  255.  260);  Sess.  VII. 

S.  404  u.  406.   n.  7,    auch  für  den  Papst  in-  c.  11.  12  (Th.  I.  S.  96.  97);  Sess.  XXIV.de  sacr. 

dispensabel  seien,  wie  es  denn   seinerseits  auch  matr.  c.  3,  de  ref.  matrim.  c.  1  u.c.  5  ;  Sess.  XXIV. 

eineReihe  von  Dispensationen  ertheilt  hat,  welche  de  ref.  c.  6.  (Th.  I.  S.  56). 

Eugen  IV.,    soweit  sie  Deutschland  betrafen,  8  Sess.  XXV.  c.  21  de  ref. 

i.  J.  1447,  s.  S.  412,  sanctionirt  hat.     Anderer-  9  S.  o.  S.  442. 

seits  ist  aber  vom  Konzil  selbst  im  übrigen  das  lo  Darüber  vgl.  ^  190. 

päpstliche   Dispensationsrecht    nicht   bestritten  i'    S.  o.  S.  743. 
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Dispensen  gegen  die  Reformdekrete  des  Tridentinums  ausgeschlossen  wurden  ^ ,  und 
später  ist  namentlich  von  Hontheim^  und  in  der  Emser  Punktation  von  ITSe-^  so- 
gar die  Prärogative  des  Papstes  zur  Dispensertheilung  verneint,  sowie  die  Gleich- 
berechtigung aller  Bischöfe  hinsichtlich  der  letzteren  mit  dem  Papste  gelehrt  und 
gefordert  worden.  Praktische  Geltung  haben  sich  aber  diese  Theorieen  nur  in  ge- 
ringem Umfange  verschaffen  können  '  und  so  ruht  auch  noch  heute  das  jetzige  Recht 
in  Betreff  des  Dispenswesens  auf  den  im  13.  Jahrhundert  festgestellten  mittelalter- 
lichen Grundsätzen. 

§.  190.      V.    Die  staatliche  Opposition  gegen  das  päpstliche  und  kirchliche  Gesetzgehmgs- 
recht  seit  den  letzten  Zeiten  des  Mittelalters.      Geschichte  des  staatlichen  Placets.  * 

Schon  im  12.  Jahrhundert,  als  das  Papstthum  den  von  Gregor  VII.  begonnenen 
Kampf  für  seine  freie  unbehinderte  Einwirkung  auf  die  katholische  Kirche  in  allen 
Ländern  gegen  die  Fürsten  fortsetzt,  ist  von  den  letzteren  als  Gegenmassregel  die 
Anordnung  getroffen  worden,  dass  die  Anerkennung  und  Ausführung  der  päpstlichen 
Erlasse   und  Dekretalen  von  der  fürstlichen  Genehmigung   abhängig   sein   sollte  ^. 


1  Libertes  de  l'^glise  Gallicane  art.  42:  „Le 
pape  Tie  peut  dispenser  pour  quelque  cause  que 
ce  soit,  de  ce  qui  est  de  droit  divin  et  naturel, 
ny  de  ce  dont  les  saincts  conciles  ne  luy  permet- 
tent  de  faire  grace."  Vgl.  dazu  Durand  de 
Mailiane,  les  libertez  de  l'eglise  Gallicane, 
2,  103  :  „cela  s'entend  de  ceux  dont  la  dlspense 
serait  contraire  ä  nos  moeurs  ou  qui  sont  regus 
et  autorises  ou  bien  suivis  comme  des  loix  qui 
nous  sont  propres.  Tels  .  .  .  que  les  canons  du 
concile  de  Bäle,  approuves  par  la  pragmatique, 
les  canons  du  concile  de  Trente  reduits  en  loix 
par  les  ordonnances  ou  autres  semblables."  Ausser- 
dem kommen  noch  in  Betracht  der  die  Mendi- 
kantenorden  betreffende  art.  27  :  „Ne  peut  aussi 
permettre  ou  dispenser  aucun  de  tenir  et  posse- 
der  biens  en  royaume  coutre  les  loix,  Statuts  ou 
coustumes  des  lieux,  sans  conge  et  licence  du 
roy'^  und  endlicli  art.  64 :  „Ne  peut  dispenser  au 
preiudice  des  louables  coustumes  et  Statuts  des 
eglises  cathedrales  ou  colleglales  de  ce  royaume 
qui  concernent  la  decoration.  entretenement,  con- 
tinuation  et  augmentation  du  service  divin :  si 
sur  ce  y  a  approbation,  privilege  et  conflrmation 
apostolique,  octroyee  pour  la  susdite  cause  aus- 
dites  eglises,  klarequesteduroy,  patron  d'icelles  : 
encore  que  les  ditsprivileges  ainsi  octroyez,  soient 
subsequent  les  fondations  des  dites  eglises." 

2  Febronius  c.  5.  §.  5.  n.  6. 

3  S.  0.  S.  743;  vgl.  auch  die  1769  von  den  3 
geistlichen  Kurfürsten  dem  Kaiser  überreichte 
Beschwerden.  25,  Gaertner  corp.  iur.  eccles. 
2,  343.  Dalier  rechnet  die  von  Hontheim  beein- 
flusste  kanonistische  Theorie  am  Ende  d.  18.  Jahrh. 
das  ius  dispensandi  cum  episcoporum  exclusione 
zu  den  iura  adventitia  des  Papstes  und  nur  das 
ius  relaxandi  canonum  rigorem  ad  unitatis  con- 
servationem  zu  den  iura  essentialia,  Th.  I.  S.202. 

*  So  hat  Joseph  II.  den  Bischöfen  durch  Hof- 
reskript  vom  4.  Sept.  1781,  cod.  iur.  eccles. 
Joseph.  1,  34:  „aufgetragen,  dass  sie  bei  Matri- 
monial oder  Ehesachen  (soweit  nicht  nach  dem 


göttlichen  oder  Naturrecht  ein  impedimentum 
abhaltet)  in  allen  übrigen  impedimentis  canonicis 
gegen  einige  massige  Taxe  für  ihre  Kanzleien, 
die  betreffenden  Personen  der  k.  k.  Vasallen 
und  Unterthanen,  ohne  eine  päpstliche  oder 
anderweite  Dispensation  zu  erwarten,  bei 
vorhandenen  Beweggründen  iure  proprio  von  nun 
an  dispensiren  sollen.  Da  einem  Staate  aus 
höchstwichtigen  Gründen  ungemein  viel  daran 
gelegen  sey,  dass  die  Bischöfe  sich  der  ihnen 
von  Gott  verliehenen  Amtsgewalt  gehörig  ge- 
brauchen .  .  ."  In  Anschluss  an  dieses  Reskript, 
welches  mit  den  Tendenzen  der  josephinischen 
Gesetzgebung,  den  Papst  von  einer  direkten, 
staatlich  nicht  kontrolirten  Leitung  der  Kirche 
auszuschliessen ,  zusammenhängt ,  hat  sich  in 
Oesterreich  später  der  Rechtszustand  entwickelt, 
dass  die  Bischöfe  die  Dispensationsgewalt  auszu- 
üben hatten,  und  es  ihnen  nur  überlassen  blieb, 
sich  ihrerseits  an  den  Papst  zu  wenden,  Helf  er  t 
Hdbch.  d.  K.  K.  §  183.  Auch  in  einzelnen  deut- 
schen Erzbisthümern  haben  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Bischöfe  ohne  Rücksicht  auf  den 
Papst  dispensirt,  Kopp,  d.  kathol.  Kirche  i. 
Deutschland.  S.  355. 

*  von  Espen,  tract.  de  promulgatione  legum 
ecclesiasticar.  (P.  II.  u.  folg.  in  den  Gesammt- 
ausgaben  seiner  Werke) ;  D.  Govarts  opusc. 
adv.  Espenii  doctrinam  de  placeto  regio  quoad 
buUas  dogmaticas  etc.  (schon  1724  u.  1725  ge- 
schrieben) Brux.  1830;  A.  Müller  de  placito 
regio,  diss.  inaug.  Lovanii  1877 ;  P  a  p  i  u  s  Gesch. 
d.  Placet.  i.  Arch.  f.  d.K.R.  18,  161  (Sep.-Abdr. 
Mainz  1867);  Aug.  Alex.  Besier,  specimen 
iur.  publ.  de  iuris  placeti  historia  in  Belg.  Trai.  ad 
Rhen.  1848;  L.  Hyacinthe  d'Hesmivy,  re- 
cueil  des  titres  .  .  touchant  l'annexe,  Aix.  1727 
u.  öfter  (s.  V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  3, 
637). 

5  Freilich,  wie  die  Darstellung  des  Textes  er- 
giebt,  aus  verschiedenen  Gründen  und  zu  ver- 
schiedenen Zwecken.  Gerade  der  Umstand,  dass 
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[§.  11)0. 


Zuniichst  hat  es  sich  in  einzelnen  Ländern  dabei  um  die  Bewahrung  der  noch  immer 
tlieilweise  bestehen  gebliebenen  Abgeschlossenheit  der  Kirche  und  um  die  Sicherung 
eines  entscheidenden  Einflusses  der  Landesherren  auf  dieselbe  gehandelt  ^  Später, 
als  die  erstere  gegenüber  der  Entwickelung  des  Papstthums  nicht  mehr  aufrecht  zu 
erhalten  war,  haben  die  Fürsten  die  Fernhaltung  päpstlicher  Bullen  von  ihren  Län- 
dern als  Kampfmittel  in  ihren  Streitigkeiten  mit  den  Päpsten  benutzt  ^  oder  die  vor- 
gängige Vorlegung  und  Genehmigung  derselben  zum  Schutze  der  königlichen  Rechte 
angeordnet,  um  einer  dieselben  verletzenden  Ausübung  der  päpstlichen  Jurisdiktion  ^ 


man  jede  kircliliche  oderstaatliflie  Genehmigung 
für  die  Bekanntmachuns;  päpstlicher  Bullen, 
gleieliviel  für  welche  Arten  derselben,  gleichviel, 
zu  welchen  Zwecken  sie  gefordert  wurde ,  unter 
den  Begriff  des  staatlichen  s.  g.  Placets  zusammen- 
geworfen hat.  bildet  den  (inind  dafür,  dass  der 
Streit  über  die  Entstehung  des  Placets  noch 
nicht  zu  einer  befriedigenden  Lösung  gebracht 
worden  ist. 

1  Wenn  Friedberg,  Grenzen  zw,  Staat  u. 
Kirche  8.  729  und  Papius  a.  a.  0.  S.  166  be- 
haupten, dass  schon  Wilhelm  I.  von  England 
(1066 — 1087)  verordnet  hat,  dass  päpstliche 
Aktenstücke  ohne  königliche  Erlaubniss  in  Eng- 
land nicht  hätten  bekannt  gemacht  werden  dürfen 
und  sich  dafür  auf  Phillips,  engl.  Reichs-  u. 
Rechtsgesch.  beruft,  welcher  ebensowenig,  wie  sie 
selbst,  einen  Beleg  dafür  anführt,  so  hatte  doch  das 
in  England  bestehende  Gesetz,  dass  päpstliche  Le- 
gaten das  Land  nicht  ohne  königliche  Genehmi- 
gung betreten  durften,  s.  a.  a.  0.  u.  Th.  I.  S.  523, 
dieselbe  Wirkung,  da  es  offenbar  gegeben  war, 
um  dem  König  die  vorgängige  Information  über 
ihre  Aufträge  zu  ermöglichen  und  päpstliche  Ein- 
griffe in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  des 
Landes  zu  verhindern.  Ein  absolutes  und  freies 
Gesetzgebungsrecht  des  Papstes  war  damals  in 
England  noch  nicht  anerkannt,  ebenso  wenig  wie. 
zu  den  Zeiten  Heinrichs  I.  welchem  Paschalis  ll- 
(s.  ep.  V.  1115,  Th.  L  S.  523,  n.  3)  den  Vor- 
wurf macht,  dass  weder  päpstliche  Legaten  noch 
Briefe  Zugang  und  Aufnahme  ohne  seine  Ge- 
nehmigung fänden.  Von  einem  Placet  im  heuti- 
gen Sinne  ist  dabei  nicht  die  Rede.  Dafür,  dass 
ein  solches  nicht  bestanden  hat,  spricht  auch  der 
Umstand,  dass  die  Konstitutionen  v.  Clarendon, 
in  welchen  Heinrich  IL  die  alten  Gewohnheiten 
seines  Reiches  und  die  Rechte  des  Königs  flxiren 
Hess,  (s.  0.  S.  736}  nichts  darüber  enthalten. 

2  So  hat  schon  Heinrich  IT.  von  England  im 
Verlaufe  seines  Streites  mit  Alexander  HL  aus 
Anlass  der  Konstitutionen  von  Clarendon  (s. 
Reuter,  Alexander  HL  1,  469)  angeordnet, 
Phillips,  a.  a.  0.  S.  170.  n.  303:  „L  Si  quis 
inventus  fuerit,  litteras  ferens  dom.  papae  vel 
aliquod  mandatum  archiepiscopi  Cantuariensis, 
conti  nens  inter  dictum  christianitatis  in 
Anglia  capiatur  et  de  eo  sine  dilatione  iustitia 
fiat,  sicut  de  traditore  regis  et  regni.  .  . .  IV.  Ne 
aliquod  placitnm  teneatur  de  mandatis  papae  vel 
archiepiscopi  vel  aliquod  mandatum  illorum  in 
Anglia  ab  ullo  homine  accipiatur.  Si  quis  in- 
ventus fuerit  aliteragens,  capiatur  et  Incarceretur." 
Auch  Kaiser  Friedrich  IL  hat  nach  seiner  Ex- 
kommunikation durch  Gregor  IX.  das  Einführen 


päpstlicher,  gegen  ihn  gerichteter  Briefe  bei  To- 
desstrafe im  Jahre  1239  verboten,  Ryccard.  de  S. 
Germano  SS.  19,  377.  Aehnliche  Massregeln 
sind  ferner  von  Philipp  IV.  dem  Schönen  v.  Frank- 
reich in  seinem  Streit  mit  Bonifazius  VIII.  er- 
griffen worden,  so  wurde  z.  B.  die  Bulle:  Aus- 
culta  fili  V.  1301  unterdrückt  und  auf  Anordnung 
des  Pariser  Parlamentes  öffentlich  verbrannt, 
Hefele,  a.a. 0.5,  297;  Fried berg,  Grenzen, 
S.  478.  Herzog  Odo  v.  Burgnnd  soll  dem  König 
gerathen  haben,  Petrus  de  Marca,  de  con- 
cordia  sacerdotii  et  imperii  II.  17.  n.  5:  ,,consu- 
limus  etiam  vobis,  quod  nullo  modo  patiamini, 
quod  aliquis  in  regnovestro  aliquid  novum  insti- 
tuat,  quod  temporibus  praedecessorum  vestrorum 
institutum  non  fuerit  vel  ordinatum  vel  usitatum,'" 
Aus  dem  14.  .Tahrh.  gehört  hierher  die  Verordnung 
Ludwigs  d.  Baiern,  dass  Niemand  päpstliche  Briefe 
ohne  Erlaubniss  des  Diöcesanbischofs  verkünden 
solle,  Heinricus  de  Rebdorff  v.  1339  bei 
Freher- S  tru  ve  ,  ss,  rer,  germ.  1,  618;  C. 
Müller,  d. Kampf  Ludw.  d.  Bair.  mit  der  römisch, 
Kurie.  2,  89;  s.  auch  die  Verordnungen  des  letz- 
teren an  das  Kapitel  und  den  Rath  zu  Frankfurt 
V.  343.  dass  keine  päpstlichen  Bullen  gegen  die 
ihm  anhängenden  Kleriker  angenommen  und  pu- 
blicirt  werden  dürfen.  Boehmer,  cod.  dipl. 
Moenofrancf.  1,  582.  583. 

3  Vgl.  die  Anordnung  Eduards  III.  v.  England 
V.  1307.,  Rymer,  foedera  IL  1,  13:,  de  consilio 
nostro  ordinavimus ,  quod  bulle  seu  littere 
alique,  j)er  quas  nobis  aut  iuri  nostro  regio  prae- 
iudicari  poterit,  quoquo  modo  infra  idem  reg- 
num  vel  ad  partes  transmarinas  nobis  inconsultis 
minime  deferantur,  vobis  igitur  mandamus  .  .  . 
quod  .  .  .  omnes  buUas  ac  alias  litteras  .  .  ,  per 
quas  citationes  vel  executiones  alique  fieri  seu 
iurisdictio  aliqua  in  nostri  iuris  et  corone  nostre 
praeiudicium  excrceri  poterunt  vel  etiam  facte 
fuerint,  arrestari  et  nos  de  tenoribus  bullarum 
cerciorari  eosque  salvo  custodiri  faciatis,  donec 
.  .  .  aliud  inde  vobis  duxerimus  deraandandum ;" 
wiederholt  von  Eduard  IIL  1343,  1.  c.  IL  12, 
1231  (,,ne  quis  intra  regnum  Angliae  deferat 
litteras,  buUas  seu  instrumenta  aliqua  regi  et 
populo  praeiudicialia");  vgl.  auch  die  V.  v.  1344, 
1.  c.  III.  1,  11,  wonach  die  Freilassung  zweier 
verhafteter  Bischöfe,  aber  die  Einbehaltung  der 
dem  König präjudizirlichen  Bullen  unddieUeber- 
sendung  der  letzteren  an  deuselben  befohlen  wird. 

Ein  Verbot  der  Annahme,  Publikation  und 
Vollstreckung  von  Maudaten  und  Akten  päpst- 
liclier  Richter  (allerdings  auch  der  Ordinarien)  in 
den  zu  Unrecht  vor  das  geistliche  Forum  gezoge- 
nen Rechtssachen,  findet  sich  in  d.  Klever  Lan- 
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und  insbesondere  um  der  übermässigen  Ausdehnung  der  päpstlichen  Kollations- 
rechte ^  entgegenzutreten  2.  Zeigt  sich  auch  hierin  eine  Reaktion  des  staatlichen 
Bewusstseins  gegen  die  Ueberspannung  der  päpstlichen  Macht,  und  wurde  auf  diese 
Weise  zugleich  die  Handhabung  der  päpstlichen  Gesetzgebung  unter  die  Kontrole 
der  Fürsten  gestellt,  so  hatten  doch  alle  diese  Massregeln  bis  zum  15.  Jahrhundert 
einen  rein  defensiven  Charakter  und  sind  nicht  aus  der  Anschauung  hervorgegangen, 
dass  dem  Staat  principiell  ein  Recht  zustehe,  die  gesammte  kirchliche  Gesetzgebung 
zu  kontroliren  und  den  von  den  kirchlichen  Organen  festgesetzten  allgemeinen  Nor- 
men, welche  die  staatlichen  Interessen  verletzen,  die  Anerkennung  und  die  verbind- 
liche Kraft  zu  versagen  ^. 

Die  heillose  Verwirrung  während  der  Zeiten  des  Schismas  zu  Ende  des  14.  und 
zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts''  musste  schon  an  sich  zu  einer  Erstarkung  des 
fürstlichen  Einflusses  auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten  führen  '\  Als  dieselbe  in 
den  kirchlichen  Kreisen  die  Entwicklung  neuer  Theorieen  über  das  Verhältniss  der 
Gesammtkirche  und  des  päpstlichen  Primates  gezeitigt  hatte  ^,  und  als  Mittel  für  die 
Heilung  der  tiefen  Schäden  der  Kirche  allein  der  Weg  der  Einberufung  eines  allge- 
meinen Konzils^  übrig  zu  blieben  schien,  war  die  Beschreitung  desselben  nicht  ohne 
Betheiligung  der  weltlichen  Fürsten  möglich.  Die  Beschlüsse  des  Konzils  von  Kon- 
stanz waren  für  das  Interesse  der  weltlichen  Mächte  insofern  günstig,  als  sie  die 
päpstliche  Allmacht  durch  die  Unterordnung  des  Papstes  unter  das  allgemeine  Konzil 
beschränkt  und  die  Stellung  des  Episkopats  gestärkt  hatten.  Nachdem  indessen  wesent- 
lich durch  das  Verhalten  der  Kurie  eine  durchgreifende  Reform  verhindert  ^  und  auch 


desordnung  v.  1486,  Friedberg,    defln  ... 
reg.  lud.  p.  157.  n.  1. 

1  So  in  S  i  z  i  1  i  e  n  König  Martin  1408,  S  e  n  - 
tis,  d.  monarohia  Sicula.  S.  108.  Für  Brabant 
wurden  durch  Edikt  1479  die  päpstlichen  Kom- 
menden-Ertheilungen,  ferner  1485  fürBrabant 
und  Flandern  alle  päpstlichen  Provisicnsbul- 
len  ausgeschlossen ,  jedoch  i.  J.  1497  wieder 
unter  der  Bedingung  zugelassen ,  dass  vorher 
beim  höchsten  Rath  literae  patentes  behufs  ihrer 
Exequirung  nachgesucht  würden,  Friedberg, 
Grenzen  S.  591.  n.  3 ;  A.  Müller,  de  placito 
p.  29,  nachdem  schon  der  Magistrat  zu  Utrecht 
i.  J.  1349  verboten  :  ,,bullen  ze  lesen  up  levende 
personen",  d.  h.  die  päpstlichen  Anwartschaften 
ausgeschlossen  hatte,  Friedberg  S.  591.  n.  8, 
worin  freilich  A.  Müller  1.  c.  p.  27  nur  eine 
Erneuerung  des  betreffenden  kanonischen  Ver- 
botes (s.  Th.  IT.  S.  479)  findet,  indem  er  ver- 
schweigt, dass  die  Päpste  sich  ihrerseits  an  das- 
selbe nicht  gebunden  haben,  s.  0.  S.  140.  158. 

2  Auch  die  Verhältnisse  während  des  Schis- 
mas haben  zur  Handhabung  derartiger  Mass- 
regeln Veranlassung  geboten.  So  hat  Karl  VI. 
i.  J.  1407,  Ordonn.  du  Louvre  9,  191,  alle  gegen 
die  Subtraktions-Erklärung  Frankreichs  gerich- 
teten Bullen  und  Akte  Benedikts  XIII,  für  nich- 
tig erklärt.  Später  ist  ebenfalls  von  Alfons  V.  y. 
Aragonien  (1416 — 1458)  mit  Rücksicht  auf  das 
durch  die  Wahl  Felix' V.  herbeigeführte  Schisma 
angeordnet  worden,  dass  keine  päpstlichen  Briefe 
ohne  königliche  Erlaubniss  publicirt  werden 
sollten,  A.Müll  er  p.  10  u.  Friedberg  S.  540. 


Ja  selbst  die  Päpste  haben  darauf  gehende,  ähn- 
liche Indulte  verliehen,  s.  u.  Anm.  4. 

3  Allerdings  hat  sich  schon  Papst  Martin  V. 
i.  J.  1427  in  einem  Schreiben  an  die  Erzbischöfe 
von  Portugal  darüber  beschwert ,  Raynald. 
annal.  a.  1427  n.  19:  ^^Quod  regio  statuto  man- 
datum  est ,  ne  quis  audeat  sine  ipsius  regis 
licentia  sub  poena  mortis  et  perdicionis  .  .  . 
litteras  apostolicas  publicare",  und  danach  könnte 
man  annehmen ,  dass  damals  in  Portugal  das 
Placet  für  alle  Bullen  bestanden  hätte ,  indessen 
ergeben  die  concordias  Pedros  I.  art.  32  (1361 — 
1367)  und  loaos  I.  v.  1437.  art.  82,  dass  es  sich 
dabei  um  Provisionsbullen  für  Beneftzien  gehan- 
delt hat,  Pereira  de  Castro,  de  manu  regis. 
Lugdun.  1698.  1,  402. 

4  Diese  hat  sogar  Urban  VI.  (1378—1389)  zur 
Ertheilung  eines  Privilegiums  an  die  Prälaten 
seiner  Obedienz ,  dass  alle  apostolischen  Briefe 
erst  zur  Ausführung  gebracht  werden  sollten, 
wenn  sie  vorher  von  ihnen  oder  ihren  Offlzialen 
geprüft  worden  seien ,  bewogen.  Dasselbe  ist 
allerdings  von  Bonifazius  IX.  (1389 — 1404)  und 
dann  durch  eine  unter  Zustimmung  des  Kon- 
stanzer Konzils  von  Martin  V.  erlassene  Bulle  v, 
1418,  bull.  Roman.  III.  2,  427,  worin  dieses 
Recht  schon  placet  genannt  wird ,  widerrufen 
worden,  vgl.B  en  ed  ict,  XIV  de  synododioeces. 
IX.  1.  n.  2. 

5  S.  0.  S.  578  fF. 

6  S.  0.  S.  363  und  dazu  noch  0.  Gierke.  d. 
deutsche  Genossenschaftsrecht  3,  584  ff. 

7  S.  0.  S.363.  369.  377.  378.  381. 

8  S.  0.  S.  383. 
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der  Erfolg  des  Konzils  von  Basel '  durch  die  Verlegung  des  letzteren  seitens  Eugens  IV. 
im  .1.  1  i;i7  mich  Ferrara  in  Frage  gestellt  worden  war,  da  war  es  natürlich,  dass 
sich  eine  Reihe  von  Fürsten  auf  die  Seite  des  Baseler  Konzils  stellten,  um  ihren 
Ländern  die  bisher  beschlossenen  Reformen  zu  sichern.  In  Deutschland  geschah 
dies  allerdings  nur  auf  dem  Wege  einer  provisorischen  Vereinbarung-,  in  Frankreich 
dagegen,  wo  seit  den  Tagen  Philipps  IV.  des  Schönen  die  Souveränität  des  Staates 
fortdauernd  gegenüber  dem  Papste  und  der  Kirche  aufrecht  erhalten  worden  war, 
durch  ein  königliches  Edikt,  die  pragmatische  Sanktion  von  Bourges  vom  J.  1438^, 
also  durch  einen  staatlichen  Akt^,  und  dieser  beschränkte  sich  nicht  darauf,  die  Be- 
schlüsse des  allgemeinen  Konzils  zu  wiederholen,  sondern  unterwarf  dieselben  auch 
theilweise  einzelnen  Abänderungen^  und  gab  überdies  in  rein  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, insbesondere  in  Betreff  der  Stellung  des  Papstthums  zu  der  Kirche  und  zu  dem 
allgemeinen  Konzil ,  bindende  gesetzliche  Vorschriften  für  Frankreich  und  die  fran- 
zösische Kirche.  Wurde  auch  die  Bedeutung  dieses  staatlichen  Aktes  wesentlich  inne- 
rer kirchlicher  Gesetzgebung  durch  die  Thatsache,  dass  man  dabei  die  Autorität  des 
Baseler  Konzils  nicht  in  Frage  zu  stellen  zu  wollen  erklärte  und  einen  grossen  Theil 
der  Beschlüsse  desselben  recipirte,  verschleiert,  so  hat  sie  das  Papstthura  doch  sofort 
in  ihrer  Tragweite  erfasst  und  sich  bestrebt,  das  feste  Fundament,  welches  damit  für 
die  eigenthümliche  Weiterentwicklung  des  kirchlichen  Rechts  in  Frankreich  ge- 
schaffen war  und  welches  zugleich  einen  starken  Wall  gegen  die  schon  von  Eugen  IV. 
begonnene  Bekämpfung  der  durch  die  Reformkonzilien  vertretenen  Anschauungen  und 
Lehren  bildete,  zum  Wanken  zu  bringen*^.  Aber  gerade  deswegen  wachte  man  in 
Frankreich  desto  eifersüchtiger  auf  die  Aufrechterhaltung  des  durch  die  pragmatische 
Sanktion  geschaffenen  Zustandes  "^  und  nachdem  man  schon  von  Fall  zu  Fall  von  dem 
damals  gleichfalls  in  anderen  Ländern  ^  geübten  Placet  Gebrauch  gemacht  hatte  •*, 
erging  im  J.  1475  eine  Ordonnanz  Ludwigs  XL  ^o,  welche  die  Vorlegung  und  Prüfung 
aller  von  Rom  ausgegangenen  Erlasse  darauf  hin,  ob  sie  etwas  zum  Nachtheil  des 
Königs  oder  der  Privilegien  und  Freiheiten  der  Gallikanischen  Kirche  enthielten, 
verordnete  ^^  Trotz  der  Verurtheilung  des  Placets  in  der  Bulle :  In  coena  dommi  durch 

1  S.  0.  S.  405  ff.  (Dupin)  Preuves  des  libertes  de  l'eglise  Galli- 

2  S.  0.  S.  409.  cane  1,  215  :  „.  .  .  avons  par  advis  et  deliberation 

3  S.  0.  S.  408.  de   plusieurs  des    seigneurs   de  nostre  rang   e. 
*  S.  0.  S.  410.  lignage  et  gens  de  notre  conseü ,  advise,   conclu 

5  S.  0.  S.  409.  n.  1.  et  delibere  ,   de  mettre  en  aucunes  bonnes  villes 

6  S.  0.  S.  420.  d'iceluy  nostre  royaume,   aucunes  personnes  no- 

7  Insbesondere  die  Parlamente,  unter  deren  tables  et  ä  nousseursetfeables,  auxquöllestoutes 
Schutz  die  pragmatische  Sanktion  gestellt  war,  manieres  de  gens  de  quelque  estat  et  condition 
s.  tit.  23  derselben.  qu'ils  soient ,    venans  de  la  dite  cour  de  Rome 

8  g^  0^  s.  750.  n.  L  seront  tenus  monstrer  et  exliiber  les  lettres,  bul- 

n  a  a    n:^c\        o         o    'jf.ä         o      t>  les  et  autres  escritures  qu'ils   porteront,    pour 

^  S.  0.   S.  7o0.  n.  2  u.  S.  751.  n.  2;    ferner  ,  ^    •  •^'       x  ■       -    ^^  t. 

A  r.  (\n  T^    ^  -(TT  T   j   1  r\  j  estre  veues  et  visitees  et  scavoir,  si  elles  peuvent 

14Ub  Karl  VI.  gegen  Indulgenzen ,   ürdonnances  ^  s  '•    t  i 

-,     T  n     Ar^     Ar.r,n^-^  tttt       i,        n  tourner  ä  aucun  preiudice  ou  dommage  a  nous  et 

duLouvre9,   109;   1440  Karl  VII.  schon  allge-  .   .,  K        ,.  ^  ...     ,®    ,    ■,     -,., 

Ti       .'  r\   a    Aryn        a    t^      -^    ■  aux  pnvileges ,  trancmses  et  libertez  de  la  dite 

mein,  Papius  a.  a.  (J.  ö.  1<U.  n.  1.  Bereits  im  i-      n  ^^■         u      -\i    -u  \    a    ^  i      r<  <? • 

T  A  r,lr.  r.  j.  j      Tii  j.  j-    -17-       -u  •  eglise  Gallicane  .     Nach  Androhung  der  befang- 

J.  1400  hat  das  Parlament  die  Emreicnung  einer         ■      j.    ^   ...   -tt    i  j.  j-         k\  i  i 

T,   ,,  TT  X  1  1    -1     j  •  X  nissstrafeiiir  Verletzungen  dieser  Anordnung  und 

Bulle  zur  Untersuchung :  „advidendum,  si  erant  .^  ^^        i,  -e^       --i,       a-    t?  i      t»  vt 

°     ''      .     .      ^         X    -x  X-  weiteren  Vorschriften  über  die  Jborm  der  Publi- 

contrariae   pragmaticae    sanctioni    et   auctontati  ^    .-       j      ri      j.       -u  ■    4.  joi^t 

.     ,,  1     X     T-v  j    1    AT  -11  1  kation  des  Gesetzes  heisst  es  gegen  den  Schluss 

curiae",  angeordnet,    Durand  de  Maillane,   les  n        •  i  ^.*  ^i     ^  ^  f  •*   „^ ^i. 

Ti,    X      j    15'  1-      All-  n    AAry  ZU:    „Gar  aiusy  ttous  pUist-il  estTe  lait,  ttou  ob" 

libertez  de  l'eglise  Gallicane  2,  117.  ^     ,"         ...    ^  ^      ..  ,.^  /  ^ 

*  '  staut  oppositions   ou   appellations  quelconques' , 

10  Ueber  den  wirkungslosen  Widerruf  der  Sank-  eine  mehrfach  als  etwas  Besonderes  hervorgeho- 

tion  i.  J.  1461  s.  o.  S.  421,  und  ihre  Wiederher-  ^ene  Formel,   welche    aber  nichts  anderes  als: 

Stellung  0.  S.  424.  n.  6.  das  ist  unser  AVille  bedeutet,  bibl.  de  l'ecole  des 

"  ürdonnances  du  Louvre   18,   169,    auch  in  chartes  1881.  42.  p.  561. 
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Julius  IL  im  J.  151 P,  der  Nichtigkeitserklärung  der  pragmatischen  Sanktion  durch 
das  5.  Lateranensische  Konzil  2,  sowie  der  Abschliessung  des  Konkordates  zwischen 
Leo  X.  und  König  Franz  L  ^  blieb  das  Placet  in  Frankreich  in  fortdauernder  Uebung, 
und  ist  insbesondere  für  die  Publikation  der  Reformdekrete  des  Konzils  von  Trient 
verweigert  worden^. 

Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  reihte  Pithou  das  Placet  in  seiner  Zusam- 
menstellung der  libertes  de  Teglise  Gallicane  ^  unter  die  Rechte  der  Krone  ein  ^,  und 
bei  dem  fast  gesetzlichen  Ansehen,  welche  das  Buch  in  den  Parlamenten  und  in  der 
Wissenschaft  erlangte,  wurde  damit  für  die  Handhabung  des  Placets  neben  dem 
Konkordate  von  1516^  eine  neue  Grundlage  geschaffen^.  Seitdem  ist  das  Placet 
bis  zum  Zusammenbruch  der  Monarchie  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  steter 
Geltung  geblieben  1^.     Auf  die  Erlasse  der  Bischöfe  hat  man  dasselbe  zwar  nicht 


^  Const.  Consuevernnt  §.  10,  bull.  Rom.  III. 
3,  319  :  „(Excommunicamus  et  anathematlzamus) 
ac  illos  qui  ne  llteris  et  mandatis  apostolicae 
sedis  et  legatorum  ac  nunciorum  et  iudicum  de- 
legatorum  elusdem  gratiam  vel  justitiam  concer- 
nentlbus  decretisque  super  Ulis  et  re  iudicata, 
processibus  et  executorialibus  ,  non  habito  prius 
eorum  beneplacito  et  assensu ,  ne  parentur  .  .  . 
sub  gravissimis  poenis  prohibere ,  statuere  seu 
mandare  .  .  .  praesumunt". 

2  S.  0.  S.  424.  n.  7. 

3  S.  0.  S.  424.  n.  6. 

*  Friedberg,  Grenzen  S.  491;  Papius 
S.  191.  192. 

5  S.  0.  S.  449. 

6  Th.  I.  S.  198. 

'^  Art.  77:  „Secondement,  observant  soigneuse- 
ment  que  toutes  bulles  et  expeditions  venant  de 
cour  de  Rome  fussent  visitees  pour  s^avoir  si  en 
icelies  y  auoit  aucune  chose  qui  portast  pre- 
iudice  en  quelque  maniere  que  ce  fust,  aux  droits 
et  libertez  de  l'eglise  Gallicane  et  ä  l'autliorite 
du  Roy :  dont  se  trouve  encore  ordonnance  expresse 
du  Roy  Louis  XI.  (s.  o.  S,  752.  n.  11),  suivie  par 
les  predecesseurs  de  l'empereur  Charles  Y.,  lors 
vassaux  de  la  Couronne  de  France  e  par  luy 
nieme  en  un  sien  edit  fait  ä,  Madrid  en  l'annee 
1543  et  pratique  en  Espagne  et  autres  pays  de 
son  obeissance  avec  plus  de  rigueur  et  molns  de 
respect  qu'en  ce  Royaume" ;  art.  44  :  „bulles  et 
lettres  apostoliques  de  citation  executoriales,  ful- 
minatoires  ou  autres  ne  s'executent  en  France  sans 
Pareatis  du  Roy  ou  de  ces  offlciers :  et  l'execu- 
tion  qui  s'en  peut  faire  par  le  lay  apres  la  per- 
mission ,  se  fait  par  iuge  royal  ordinaire  de  l'au- 
torite  du  Roy  et  non  auctoritate  apostolica,  pour 
e'viter  distraction  et  meslange  de  iurisdiction, 
niesmes  celuy  qui  a  impetre  bulles ,  rescrits  ou 
lettres,  portans  teile  clause,  est  tenu  declarer, 
s'il  entend  que  les  deleguez  ou  executeurs,  soient 
clercs  ou  la'ics,  en  connoissent  iure  ordinario, 
autrement  il  y  abus''. 

Endlich  gehört  auch  in  diesen  Zusammenhang 
art.  17 :  „Les  clauses  inserees  en  la  Bulle  de 
Coena  domini  et  notamment  celles  du  temps  du 
pape  Jules  II.  et  depuis  n'ont  lieu  en  France 
pour  ce  qui  concerne  les  libertez  et  privileges  de 
l'eglise  Gallicane  et  droits  du  Roy  ou  du  Ro- 
yaume".  Dieser  Artikel  gründet  sich  darauf,  dass 

H  i  n  s  c  b  i  u  s ,  Kirchenreclit.    III. 


schon  im  16.  Jahrhundert  das  Placet  mehrfacli 
gegen  die  genannte  Bulle  und  ihre  Republikatio- 
nen  angewendet  worden  war,  Durand  de  Mail- 
lanel.  c.  1,  297. 

8  Welches  jedenfalls  nach  der  Absicht  Leos  X. 
alle  entgegenstehenden  königlichen  Rechte  und 
französischen  Gesetze,  so  auch -die  Ordonnanz 
Ludwigs  XI.  V.  1475,  hatte  beseitigen  sollen. 

9  Daher  wird  das  Placet  in  Frankreich  geradezu 
als  loy  du  royaume  bezeichnet,  vgl.  den  auch 
sonst  interessanten  Arret  des  Staatsrathes  v.  1639 
bei  Petr.  deMarca  IV.  c.  21  a.  E.:  ,;.  .  .  que 
le  parlement  de  Bourdeaux  contre  l'ordre  de  tout 
temps  observe  dans  le  royaume  a  cydevant  re- 
gistre  des  brefs  de  nostre  S.  P,  le  Pape  sans 
lettres  patentes  scellees  du  graud  sceau  ny 
autre  commandement  de  sa  Majeste  .  .  .  le  Roy 
estant  en  son  conseil  a  casse  ,  annulle,  casse  et 
annulle  le  dit  Arrest  .  .  .  portant  enregistrement 
desdits  brefs  ,  comme  donne  au  prejudice  de  la 
loy  du  royaume.  Faict  sa  Majeste  tres-ex- 
presses  inhibitions  et  defenses  a  sa  dite  cour  .  ,  . 
et  ä,  tous  autres  de  plus  a  l'advenir  enregistrer 
anciens  brefs  sans  lettres  patentes  scellees 
du  grand  sceau.  Et  afln  d'empecher  que  les  brefs 
qui  peuvent  estre  obtenus  par  surprise  ne  soient 
executez  au  prejudice  de  la  Jurisdiction  et  des 
droits  des  evesques,  veut  et  ordonne  qu'ä  Tadve- 
nir  ceux  qui  obtiendront  des  brefs  [excepte  les 
Indults  secrets  de  la  Penitencerie)  les  presentent 
aux  evesques  dans  les  dioceses  dequels  ils  doi- 
vent  estre  executez,  lesquels  donneront  leurs 
advis  dans  trois  jours  apres ,  pour  lesdits  advis 
presentez  avec  lesdits  brefs  a  Sa  Majeste  ,  y  etre 
pourveu  ainsi  qu'elle  advisera  estre  a  faire  par 
raison". 

10  Papius  a.  a.  0.  S.  190;  A.  Müller  1.  c. 
p.  64  ff.  ;  auch  gegen  päpstliche  Bullen,  welche 
dogmatischen  Inhalts  waren,  ist  dasselbe  gehand- 
habt worden ,  so  z.  B.  gegen  eine  Bulle  Alexan- 
ders VII.  V,  1665,  van  Espen  1.  c.  P.  V.  c.  6. 
§.  1.  Nur  auf  die  Indulte  der  Pönitentiarie  bezog 
sich  das  Placet  nicht,  s.  vor.  Anm.  Bei  der  Er- 
theilung  des  Placets  (verification  oder  annexe), 
sowie  bei  der  Eintragung  der  päpstlichen  P^rlasse 
in  die  Akten  des  Parlamentes  wurde  übrigens 
stets  die  Klausel  hinzugefügt :  ..sans  prejudice 
des  droits,  immunitez  et  prerogatives  de  l'eglise 
Gallicane  et  de  la   souverainite   du  roy  sur  le 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  190  . 


jmsgedehnt,  aber  die  Thätigkeit  der  Synoden  wurde  gleichfalls  schon  seit  dem 
1  ().  Jahrhundert  dadurch  unter  die  Kontrole  des  Königthums  und  des  Staats  gestellt, 
dass  zu  ihrem  Zusammentritt  die  königliche  Genehmigung  erfordert  worden  ist^ 

Ausser  Frankreich  zeigt  sich  eine  solche  allgemeine  Ausdehnung  des 
Placets  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  nur  noch  vereinzelt  in  Baiern'^,  und 
ferner  vorübergehend  in  Portugal'^,  im  Laufe  des  IG.  Jahrhunderts  tritt 
eine    derartige    Erweiterung    aber    auch    in    anderen    Ländern,    in   Spanien  "*, 


temporel''.  Als  Ergänzung  des  Placets  diente 
endlich  der  appel  comme  d'abus,  denn  bei  Nicht- 
elnholuiig  des  ersteren  erfolgte  die  Einleitung  des 
letzteren  wegen  der  Publikation  und  Ausführung 
(.1er  Bulle,  vgl.  Friedberg,  Grenzen  S,  504 ; 
Pap  ins  a.  a.  0.  S.  190.  191. 

1  Art.  10  der  gallikanlschen  Freiheiten,  s.  o. 
S.  580  insbes.  Anm.  2  u.  o.  S.  505. 

2  S.  die  in  dieser  Zeit  für  Deutschland  völlig 
allein  dastehende  Verordnung  Herzogs  Georgs  d. 
Reichen  v.  Baiern  v.  1491,  Westenrieder, 
glossar.  germ.  latin.  Monaci  1816.  XLIII:  ^^Es 
sol  auch  darzu  niemants  gestettet  werden  ainich 
preves  bullen  und  anders  in  unserm  land  an  die 
kirchthür  oder  ander  ende  heymlich  noch  offen- 
lich  on  unserer  willen  und  wizzen  anzeschlagen 
oder  zu  verkünden ,  wer  aber  dasselbig  täte ,  der 
sol  darumb  von  stunde  an  von  unsern  ampleuten 
angenommen  und  uns  fürderlich  zu  pracht  wer- 
den, mit  denselben  zu  handeln  als  frävelichen 
Verächter  unsers  gepots.  Wöllicher  oder  wöliche 
amptleut  aber  darinn  säumig  oder  lässig  seind 
und  jemants  darin  verschonen  werden  ,  die  wol- 
len wir  selbs  auch  darumb  nit  ungestraft  lassen". 

3  Hier  scheint  sich  dasselbe  aus  dem  Verbot 
der  Provisionsbullen,  s.  o.  S.  751.  n.  3,  heraus- 
gebildet zu  haben.  Gegen  dasselbe,  s.  auch  cod. 
Alfonsinus  II.  9  (^v.  AlfonsV.,  1438—1481),  hat 
aber  schon  Innocenz  VI.  bei  König  Johann  II. 
Protest  eingelegt,  vgl,  das  Schreiben  v.  1486  bei 
Roscoväny,  mon.  cathol.  pro  independ.  pot. 
eccl.  1 ,  117:  „.  .  .  quod  litterae  apostolicae  in 
cancellaria  tua  retinentur  ...  in  virtute  s.  obedi- 
entiae  praecipiendomandamus,  ut  statutum  illud, 
quo  contineatur,  ne  quis  tabellio  aut  notarius 
etiam  apostolicus  cuique  iudici  aut  personae  ullas 
litteras  apostolicas  publicare ,  intimare  aut  prae- 
sentare ,  nisi  primo  impetrata  a  tua  celsitudine 
licentia  audeat  .  .  .  aliud  praeterea ,  cuius  vigore 
offlciales  tui  litteras  ,- quas  vulgo  tuitivas  appel- 
lant ,  in  causis  beneficialibus  concedere  ac  de 
dictis  causis  se  intromittere  praesumant,  revocet, 
casset,  irritet  et  annullet'',  und  der  König  liess 
dasselbe  auch  (^abgesehen  von  den  s.g.  literae 
inhibitoriales,  d.  h.  solchen,  welche  den  Zweck 
haben,  die  Richter  an  der  Ausübung  der  Juris- 
diktion zu  hindern  ) fallen,  Pereira  de  Castro, 
de  manu  regia  2,  289;  Friedberg  S.  578. 

4  Für  dieses  Land  hatte  Alexander  VI.  selbst, 
um  falsche  Indulgenzbullen  auszuschliessen,  1493 
Ferdinand  d.  Katholischen  das  Indult  gegeben, 
dass  päpstliche  Briefe  und  Erlasse  nicht  eher 
publicirt  werden  sollten,  als  bis  sie  von  den  Diö- 
cesanbischöfen ,  dem  Nuntius,  demGrosskaplan  des 
Königs,  sowie  einem  oder  zwei  Prälaten  des  kö- 
niglichen Ratbes  geprüft  wären.  Diese  Vorschrift 


wurde  durch  Patent  v.  1492  und  die  Pragmatik 
v.  1500 wieder  eingeschärft,  Friedberg  S. 540 ; 
Hfsrgenröther  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  17, 
und  gab  Veranlassung  nicht  nur  dazu ,  dass  ver- 
schiedene spanische  Bischöfe  in  ihren  Synodal- 
statuten die  vorgängige  Einreichung  vou  päpst- 
lichen Bullen  an  ihre  Kurien  zur  Einsicht  an- 
ordneten, Benedict  XIV.  de  synodo  dioeces. 
IX.  1.  n.  3,  was  Leo  X.,  als  die  Approbation  die- 
ser Bestimmungen  von  einzelnen  Bischöfen  bei 
ihm  nachgesucht  wurde,  auf  das  nachdrücklich- 
ste in  der  const.  In  supremo  v.  1518,  bull.  Rom. 
III.  3,  465,  missbilligte,  sondern  auch  dazu, 
dass  sogar  der  Kardinal  Ximenes  in  Folge  einer 
päpstlichen  Dispensbulle  für  einen  Domherrn  auf 
Beziehung  seiner  Distributionen  ohne  Anwesen- 
heit im  Chor,  den  König  zum  Erlass  einer  Ver- 
ordnung bestimmte,  dass  alle  von  Rom  kommen- 
den Diplome  dem  höchsten  Tribunal  zur  Ent- 
scheidung über  ihre  Vollziehung  übersendet  wer- 
den sollten,  Friedberg  S.  541;  Hergen- 
röther  a.  a.  0. ;  PapiusS.  182.  Wie  weit  in 
Folge  dessen  das  Placet  geübt  worden  ist ,  lässt 
sich  nicht  bestimmen.  1509  erliess  aber  Ferdi- 
nand der  Katholische  ein  neues  Gesetz,  welches, 
um  das  Inquisitionstribunal  gegen  die  Eingriffe 
der  römischen  Kurie  zu  schützen,  bestimmte, 
dass  alle  Füllen,  Erlasse,  Briefe,  Kommissionen, 
Inhibitionen  des  päpstlichen  Stuhles,  seiner  Le- 
gaten, Nuntien  oder  der  Ordinarien,  welche  die 
Thätigkeit  der  Inquisition  direkt  oder  indirekt 
hindern  könnten,  nicht  eher  veröffentlicht  werden 
dürften ,  bis  sie  dem  König  durch  seinen  Rath 
vorgelegt  und  bei  etwaigen  Beanstandungen  der 
apostolische  Stuhl  darüber  befragt  worden  sei 
(abgedruckt  bei  Friedberg  S.  541;  A.  Mül- 
lerp. 13).  Karl  V.  ordnete  sodann  1523.  1525 
und  1543  die  Handhabung  des  Placets  (in  Spa- 
nien :  retencion  de  bulas  oder  pase  regio  genannt) 
im  weiteren  Umfange  an,  indem  er  in  dem  letz- 
teren Gesetze  die  Retention  für  6  namentlich 
aufgezählte  Fälle  (bei  Bullen  betreffend  das  kö- 
nigliche Patronatrecht ,  Th.  IL  S.  598,  n.  2  u. 
S.  599  Anm.,  das  Laienpatron atrech t ,  die  Ver- 
leihung von  Beneflzien  und  kirchlichen  Pensio- 
nen an  Ausländer,  die  Kollation  der  Kanonikate 
de  oflcio,  Th.  II,  S.  128.  n.  8,  und  der  Patrimo- 
nialbeneüzien)  verfügte ,  obwohl  Clemens  VII. 
bereits  1533  das  Placet  unter  Androhung  der 
Exkommunikation  und  anderer  Strafen  von 
Neuem  verworfen  hatte,  bull.  Rom.  IV.  1,  105. 
Da  die  Gesetze  Karls  V.  offenbar  den  Zweck  ver- 
folgten, dieBeeinträchtigungder  königlichen  Ge- 
rechtsame und  der  besonderen  Gewohnheiten  der 
spanischen  Kirche  zu  verhindern,  so  betrachtete 
die  Doktrin  die  speziell  aufgezählten  Fälle  nur 
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als  Konsequenzen  eines  allgemeinen  Princips 
und  in  Folge  dessen  erweiterte  man  das  Anwen- 
dungsgebiet des  Placets  nach  Bedürfniss,  F  r  i  e  d- 
herg  S.  544. n.  1  u.  A.Müller  p.  46.  In  Folge 
dessen  liess  Philipp  II.,  welcher  1569  auf  Grund 
des  Privilegs  Alexanders  VI.  die  Vorlegung  aller 
Bullen  an  die  Ordinarien  von  Neuem  eingeschärft 
hatte,  novisima  recopilacion  de  las  leyes  II.  3. 
ley  5,  das  Konzil  vonTrient  blos  unter  bestimm- 
ten Vorbehalten  publiciren  ,  s.  o.  S.  450.  Die 
Publikation  der  Bulle  :  In  coena  domini  auf  An- 
ordnung Pius'  V.  ohne  Einholung  des  Placets 
führte  zu  herben  Konflikten ,  Gams,  Kirchen- 
gesch.  V.  Spanien  III.  2,  520,  und  überdies  be- 
gnügte sich  der  König  nicht  nur  damit,  das  Pla- 
cet  gegenüber  den  päpstlichen  Bullen  geltend  zu 
machen,  sondern  er  überwachte  auch  die  Konzi- 
lien durch  Absendung  von  königlichen  Kommis- 
sarien, s.  0.  S.  505;  Hergenröther  a.  a.  0. 
S.  29,  Ferner  hatten  die  päpstlichen  Nuntien 
nach  einem  Gesetze  Philipps  IL  v.  1593  ihre 
Vollmachten  zur  Prüfung  an  den  königlichen 
liath  vorzulegen,  und  die  Bücherverbote  der 
Kongregation  des  Index  sowie  der  Inquisition 
konnten  erst  durch  Billigung  des  höchsten  spa- 
nischen Inquisitionstribunals  verbindliche  Kraft 
erlangen,  Papius  S.  184;  A.  Müller  p.  47  ff. 
Im  Zusammenhang  mit  dem  Placet  und  zum 
Schutz  desselben  wurde  endlich  auch  in  Spanien 
der  s.g.  recurso  de  fuerza,  d.  h.  der  appel  comme 
d'abus,  seit  dem  16.  Jahrhundert  geübt,  Fried - 
berg  S.  546.  563.  Wenngleich  damals  ein  Pla- 
cet in  Bezug  auf  einzelne  dogmatische  Bullen 
der  Päpste  nicht  geübt  sein  mag ,  so  ist  es  doch 
ein  vergebliches  Bemühen  von  A.  Müller  p. 
56  ff. ,  nachzuweisen,  dass  in  dieser  Zeit  das 
Placet  nur  für  bestimmte  beschränkte  Fälle  und 
nicht  in  der  Absicht ,  die  Vorrechte  Roms  zu 
schmälern,  geübt  worden  sei,  s.  Papius  S.  184. 
185.  Es  war  daher  im  wesentlichen  nur  eine  er- 
neuerte gesetzliche  Fixirung  der  herrschenden 
Praxis,  wie  sie  sich  auf  Grund  der  früheren  Ver- 
ordnungen entwickelt  hatte ,  wenn  Philipp  V. 
in  der  Pragmatik  v.  1709  bestimmte  :  .,omnesbul- 
las  et  brevia  apostol.  regio  consilio  transmittere, 
ut  ibi  fiscalis  regiae  Majestatis  inquirat  et  recog- 
noscat,  utrum  executioni  mandanda  essent  annon'' 
(bei  Müller  p.  54),  eine  Anordnung,  Avelche 
1736  nochmals  (unter  Ausschluss  der  Erlasse  der 
Pönitentiarien)  wiederholt  wurde,  Hergenrö- 
ther a.  a.  0.  S.  191.  192.  Das  zur  Beseitigung 
der  Streitigkeiten  zwischen  dem  König  und  Cle- 
mens XII.  i.  J.  1737  geschlossene  Konkordat 
setzte  dann  zwar  fest,  dass  die  apostolischen  und 
Ehebullen,  wie  früher,  exequirt  werden  soll- 
ten (art.  1,  Aich.  f.  k.  K.  R.  10,  200  :  que  se  de' 
como  antes  ejecucion  ä  las  bulas  apostölicas  y 
matrimoniales"),  indessen  ist  dadurch  das  Placet 
nicht  beseitigt  worden,  vielmehr  ergeben  die  Ge- 
setze Ferdinands  VI.  v.  1747  u.  1751,  novisima 
recopilacion  II.  3.  leyes  6  u.  7,  dass  man  an 
demselben  festgehalten  hat.  Im  J.  1762  wurde 
von  Karl  III.  die  Beobachtung  von  Neuem  ein- 
geschärft, 1.  c.  ley  10,  und  nach  dem  Widerruf 
dieser  Verordining  auf  Betreiben  Clemens' XIII., 
doch  schon  wieder  i.  J.  1768,  I.  c.  ley  9,  angeord- 


net, dass  alle  Bullen,  Breven  und  Reskripte  der 
römischen  Kurie,  welche  allgemeine  Normen 
enthielten,  („que  contuvieren  ley, regia  eobservan- 
cia  general")  dem  königlichen  Rath  zur  Placetirung 
vorgelegt  werden  sollten  und  die  letztere  nur  zu 
ertheilen  wäre,  wenn  dieselben  nicht  den  könig- 
lichen Vorrechten  ,  den  Konkordaten  ,  Gewohn- 
heiten ,  Gesetzen  und  Rechten  der  Nation  zuwi- 
derliefen,  keine  erworbenen  Rechte  kränken, 
auch  der  Gesammtheit  oder  Einzelnen  nicht  zum 
Schaden  gereichen  würden.  Ausserdem  wurde 
das  Placet  mit  Ausnahme  der  Erlasse  der  Pöni- 
tentiarie  für  alle  anderen  Verfügungen  in  Spe- 
zialfällen in  weitestem  Umfang  (s.  Fried - 
berg  S.  554)  erfordert  und  im  Zusammen- 
hange damit  1778  ein  eigener  Agent  in  Rom 
als  Verwalter  der  „correspondencia  y  ayencia  ge- 
neral de  preces"  angestellt,  durch  dessen  Hände 
alle  Gesuche  an  den  päpstlichen  Stuhl  aus  Spa- 
nien und  die  Schreiben,  Indulte  und  Gnadenbe- 
zeigungen des  letzteren  zu  gehen  hatten,  Her- 
genröther a.  a.  0.  11,  380.  Endlich  verschärf- 
ten auch  die  Gesetze  Karls  II.  v.  1677.  1678  u. 
1691  die  Kontrole  über  die  Synoden,  denn  die- 
selben durften  nicht  nur  nicht  ohne  königliche  Er- 
laubniss  zusammentreten,  sondern  die  Bischöfe 
hatten  auch  vorher  die  Entwürfe  zu  den  Be- 
schlüssen einzureichen,  es  wurden  ihnen  die  zu 
machenden  Vorlagen  bezeichnet,  Revisionen,  Zu- 
sätze und  Aenderungen  der  beschlossenen  Dekrete 
aufgegeben,  sowie  Druck  und  Veröffentlichung 
der  letzteren  von  königlicher  Erlaubniss  abhängig 
gemacht,  Friedberg  S.  535;  Hergenröther 
a.  a.  0.  10,  45. 

'  Hier  knüpft  die  Erweiterung  des  Placets  an 
die  schon  früher  erwähnten  Bestimmungen,  s.  o. 
S.  751.  n.  1,  an,  unter  der  spanischen  Dynastie 
wurde  es,  namentlich  auch  zum  Schutze  der  s.g. 
„monarchia  Sicula",  s.  Th.  I.  S.  520.  521,  ebenso 
wie  in  Spanien  geübt,  Friedberg  S.  662;  s. 
auch  0.  S.  450.  n.  8.  Später,  im  18.  Jahrhun- 
dert, waren  nicht  nur  alle  päpstlichen  Reskripte 
einschliesslich  der  Erlasse  derPöiütentiarie,  son- 
dern auch  die  Beschlüsse  der  Synoden  dem  Pla- 
cet unterworfen,  ja  1779  wurde  selbst  der  Verkehr 
mit  dem  römischen  Stuhle  in  der  Weise  be- 
schränkt, dass  jeder,  welcher  eine  päpstliche  Dis- 
pensation oder  eine  Vergünstigung  in  Rom  nach- 
suchte ,  bei  Strafe  der  Verbannung  vorher  die 
königliche  P>laubniss ,  das  s.g.  liceat  scribere, 
erbitten  sollte,  Friedlserg  S.  668 ;  A.  Müller 
p.  40. 

-  In  den  Niederlanden  ist  noch  beim  Beginn 
des  16.  Jahrhunderts  das  Placet  nur  für  be- 
stimmte vereinzelte  Fälle  ausgeübt  worden,  so 
wurden  durch  einen  Elrlass  v.  1501  die  Ablass- 
bullen überhaupt  ausgeschlossen,  van  Espen 
1.  c.  app.  NN. ,  und  i.  J.  1548  erging  auf  Be- 
schwerde des  Bischofs  v.  Utrecht  Avegen  Ver- 
letzung der  deutschen  Konkordate  durch  päpst- 
liche Provisionen  ein  Befehl  Karls  V. ,  keine 
derartigen,  den  letzteren  zuwiderlaufende  Bullen 
und  Gnadenbriefe  iniBisthum  zuzulassen,  indem 
zugleich  irrthümlich  placetirte  Erlasse  für  nich- 
tig erklärt  wurden.  Friedberg  S.  595.  Später 
wurde  die  Publikation  des  Tridentinums  nur  mit 
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nien^,    während   des   17.  Jahrhunderts    endlich  in  Oesterreich^  und  Vene- 


gewissen Vorbehalten  zugelassen,  s.  o.  S.  450. 
n.  8;  A.  Müller  p.  71,  und  durcli  die  sanctio 
pragmatica  Philipps  II.  v.  1574,  van  Espen 
1.  c.  1*P.  :  ,,nt  nullae  bullae  ,  provisiones  sive 
aliae  expeditiones  aut  impetrationes  Uomanae  vel 
legatorum  aut  nuntioruni  apostolicorum  vel  re- 
vocationes  uUius  gratiae,  indulti,  privilegii,  tum 
generalis  tum  particularis  aut  ulla  sententia  aut 
executoriales  redditae  vel  deoretae  extra  nostram 
provinciam  tendentes ,  directe  vel  indirecte  in 
praeiudicium  huius  reipublicae  vel  cuiusdam 
tertii  particularis  possint  admltti,  sortiri  effectum 
in  iudicio  vel  extra  vel  executioni  mandari  in 
his  nostris  patriis,  nisi  prius  dictae  litterae,  bul- 
lae, sententiae  vel  aliae  impetrationes  fuerint  in- 
spectae  visitatae  et  examinatae  per  nos  in  nostro 
consilio  privato  vel  nostro  consilio  Brabantiae 
et  impetrantes  obtinuerint  nostras  literas  pa- 
tentes placiti  ad  hoc  pertinentes,  sub  poena 
perdendi  effectum  dictarum  bullarum  et  provl- 
sionum  et  exilii  ex  hac  patria  ac  correctlonis  ad 
exemplum  aliorum",  das  Placet  auf  alle  päpst- 
lichen Bullen  ohne  Ausnahme  erweitert,  was 
freilich  von  ultramontaner  Seite  sowohl  im  18. 
Jahrhundert  (s.  d.  S.  749.  n.  *  citirte  Schrift 
von  Govarts),  wie  auch  noch  in  neuerer  Zeit 
(vgl.  A.  Müller  p.  79)  unter  einer  haltlosen 
Restriction  des  Wortlautes  der  Pragmatik  bestrit- 
ten worden  ist.  Während  aber  noch  in  der  ersten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  das  Placet  in  Ge- 
mässheit  der  letzteren  auch  gegenüber  den  In- 
dexdekreten und  den  dogmatischen  Bullen  geübt 
worden  ist,  van  Espen  1.  c.  P.  III.  c.  2  ff. ; 
P.  III.  c.  1  §.  3;  Friedberg  S.  596;  Paplus 
S.  196,  gelang  es  später  der  Kurie,  Philipp  IV. 
dazu  zu  bewegen,  dass  er  i.  J.  1659  den  Statt- 
halter anwies  ,  ein  Dekret  der  Index-Kongrega- 
tion über  die  Verurtheilung  der  bekannten 
„lettres  provinciales"  von  1657  publiciren  zu 
lassen ,  und  hierbei  erklärte  der  König  zu- 
gleich :  „attendu  meme  que  la  matiere ,  dont  il 
s'agit ,  est  purement  dogmatique,  n'etant  les 
Placet  requis  ,  qu'en  matiere  beneficiale  et  liti- 
gieuse  entre  parties,  j'ai  bien  voulu  faire  cette, 
afln  que  saus  sortir  du  stile  et  de  ce  que  par  delä 
s'est  accoutume  de  faire  en  autres  occasions  de 
semblables  matieres"  (bei  van  Espen  app.  T.). 
Indessen  erläuterte  der  Statthalter  bei  seiner 
Publikation  des  königlichen  Reskriptes  dasselbe 
dahin,  dass  das  PlaceMediglich  für  die  dogmati- 
schen Bullen,  „qui  pourroient  avoir  ete  veües  et 
reconnues  etre  telles"  (1.  c.  V.) ,  d.  h.  solche, 
welche  nach  staatlicher  Prüfung  als  dogmatische 
anzusehen  seien ,  ausgeschlossen  bleiben  sollte, 
und  die  Praxis  der  Behörden  hielt  sich  im  we- 
sentlichen an  diese  den  Erlass  des  Königs  be- 
schränkende Verfügung.  Freilich  protestirten 
die  päpstlichen  Internuntien  und  auch  einzelne 
Bischöfe  dagegen,  und  ihre  Bemühungen  hatten 
mitunter  den  Erfolg,  dass  seitens  der  Herr- 
scher mildernde  Anweisungen  im  Sinne  des  Re- 
skriptes v.  1657  erlassen  wurden,  Paplus  S. 
202  ff.;  A.  Müllerp.  76;  Friedberg  S.  568. 
Unter  Maria  Theresia  wurde  aber  das  Placet  auch 
gegen  päpstliche  Bullen  und  kuriale  Entschei- 
dungen dogmatischen  Inhaltes  mit  voller  Schärfe 


geübt,  und  Joseph  II.  ordnete,  nachdem  er  i.  J. 
1781  von  Neuem  die  Placetirung  aller  päpstlichen 
Bullen  anbefohlen  hatte,  1784  an,  dass  auch  alle 
bischöflichen  Erlasse  dem  Placet  unterworfen 
werden  sollten,  Friedberg  S.  610.  613;  A. 
Müller  p.  80,  während  früher  dasselbe  nur  für 
die  Verordnungen  der  nicht  im  Lande  residiren- 
den  Bischöfe  hergebracht  gewesen  war,  1.  c.  p.  79. 

^  Hier  ist  das  Placet  schon  im  16.  Jahrhundert 
für  päpstliche  Bullen  geübt,  Friedberg  S.  708, 
und  Ende  des  17.  auf  alle  von  auswärts  kom- 
menden geistlichen  Erlasse  angewendet  wor- 
den. Als  dann  der  Turiner  Senat  in  einem  lan- 
desherrlich genehmigten  Dekrete  v.  21.  Juni 
1719  (abgedruckt  Bull.  Roman.  XI,  146)  diese 
Praxis  ausdrücklich  einschärfte,  protestirte  Cle- 
mens XI.  durch  seine  Bulle :  Ad  apostolatus  v. 
18.  August  desselben  J.,  a.  a.  0.,  dagegen.  Bei 
den  Verhandlungen  über  die  Konkordate  v.  1727 
u.  1741  suchte  die  Regierung  eine  Anerkennung 
des  Placets  vom  römischen  Stuhle  zu  erlangen, 
und  Benedikt  XIII.  machte  wenigstens  in  dem 
freilich  nicht  expedirten  Instruktionsentwurf  für 
den  päpstlichen  Nuntius  das  Zugeständniss :  „La 
seconda  cosa  sopra  di  cui  la  santa  sede  apostolica 
non  puote  che  tollerare  ö  quella  dell'  Exequatur 
preteso  dalla  potesta  per  le  bolle  e  brevi  aposto- 
lici  e  la  tolleranza  in  tal  proposito  si  avrä,  quando 
I'Exequatur  si  riduca  alla  semplice  visura,  senza 
porre  alcun  segno  a  far  alcun  decreto  in  ordine 
air  esecuzione  delle  dette  bolle  o  brevi",  A. 
Müller  p.  42;  indessen  ist  in  der  definitiven 
Instruktion  Benedikts  XIV.  v.  1742  diese  Kon- 
cession  dahin  beschränkt  worden,  dass  das  Visum 
bei  dogmatischen  ,  Jubiläums-  und  Indulgenz- 
bullen ,  bei  Brevi  regolativi  del  ben  vivere  e  de' 
santi  costumi,  Breven  der  Pönitentiarie  oder 
Briefen  der  römischen  Kongregation  wegen  Infor- 
mationserlangung keine  Anwendung  finden  dürfe 
und  dass ,  um  jeden  Schein  eines  wirklichen 
Prüfungsreohtes  der  Behörden  auszuschliessen, 
bei  etwaigen  Anständen  gegen  Bullen  und  Bre- 
ven die  Bedenken  mit  den  Motiven  dem  römischen 
Stuhle  oder  den  päpstlichen  Agenten  in  Turin 
dargelegt  werden  sollten,  A.  Müller  p.  44. 

2  Die  erste  auf  dieses  Land  bezügliche  Nach- 
richt geht  dahin,  dass  Kaiser  Rudolf  i.  J.  1586 
die  Publikation  der  Bulle :  In  coena  verboten 
haben  soll,  van  Espen  1.  c.  P.  II.  c.  1.  §.  2. 
Der  gleiche  Anlass  soll  Ferdinand  III.  zur  Ver- 
kündigung einer  Verordnung  v.  1641 ,  codex 
Austriacus.  Wien  1704.  1,  236,  an  den  Bischof 
von  Wien  bewogen  haben  ,  alle  ihm  zur  Publi- 
kation zugeschickten  päpstlichenBullennichtohne 
vorgängige  Anzeige  an  den  Kaiser  und  nicht  ohne 
Abwartung  der  EntSchliessung  des  letzteren  zu 
veröffentlichen,  auch  hat  derselbe  Kaiser  die  Pu- 
blikation der  Bulle  Innocenz'  XI.  :  Zelo  domus 
v.  1648,  worin  derselbe  gegen  den  westfälischen 
Frieden  protestirte,  verboten  und  einen  Buch- 
händler, welcher  sie  in  Wien  gedruckt  hatte,  zu 
Geld-  und  Gefängnissstrafe  verurtheilen  lassen, 
Phillips  K.  R.  3,  477.  Indessen  ist  jedenfalls 
das  Placet  in  Oesterreich  in  dem  gedachten  Jahr- 
hundert in  weiterem  Umfange  und  zum  Schutz 
der  landesherrlichen  Gerechtsame  überhaupt  ge- 
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dig  ^  ein.  Gerade  in  den  grossen  katholischen  Staaten  war,  seitdem  mit  dem  14.  Jahr- 
hundert der  kurialen  Lehre  von  der  Unterordnung  des  Staates  unter  die  Kirche  und 
unter  dasPapstthum  eine  andere  Auffassung  des  Staates  und  der  Stellung  desselben  zur 
Kirche  entgegen  gestellt  worden  war,  und  die  päpstliche  Macht  durch  das  Schisma  und 
die  Reformkonzilien  eine  bedenkliche  Erschütterung  erlitten  hatte,  im  Gegensatz  gegen 
die  rückläufige,  vom  Papstthum  inaugurirte  Bewegung  und  im  Zusammenhange  mit  der 
durch  die  Reformation  geförderten  Ausbildung  des  absoluten  Staates  das  Placet  als 
Mittel  der  Kontrole  und  Beherrschung  der  kirchlichen  und  päpstlichen  Gesetzgebung 
im  fürstlichen  und  staatlichen  Interesse  ausgebildet  worden.  Für  das  deutsche 
Reich  als  solches  hatte  dasselbe  allerdings  bei  dem  Mangel  einer  starken  Central- 
gewalt  und  der  mit  dem  16.  Jahrhundert  hervortretenden  Religionsspaltung  nicht 
zur  Einführung  gelangen  können  2.  Was  aber  die  einzelnen  deutschen  Territorien 
betraf,  so  war  das  Placet  in  den  protestantisch  gewordenen  Staaten,  in  denen  überhaupt 
die  Katholiken  geduldet  wurden,  wegen  der  völligen  Abhängigkeit  der  katholischen 
Kirche  von  der  Gnade  der  Fürsten,  welche  über  ihre  katholischen  Unterthanen, 
ebenso  wie  über  die  evangelischen,  das  ins  episcopale  beanspruchten,  kein  Bedürf- 
niss,  während  in  einzelnen  katholischen  Staaten,  wie  namentlich  in  Bai  er  n  3,  die 
Fürsten,  so  sehr  sie  sich  auch  um  die  Aufrechterhaltung  und  die  Förderung  der 
katholischen  Religion  bemühten,  aus  reformatorischem  Eifer  und  beeinflusst  von  den 
protestantischen  Anschauungen,  eine  so  weit  gehende  Kontrole  über  die  kirchliche 
Verwaltung,  ja  selbst  eine  so  bedeutende  Mitwirkung  bei  einzelnen  Akten  derselben 
beanspruchten ,  dass  dadurch  ein  hinreichender  Ersatz  für  das  Placet,  soweit  das- 
selbe sich  auf  allgemein  kirchliche  Gesetzgebungsakte  bezog,  gegeben  war. 

Hatten  bisher  alle  wiederholt  von  den  Päpsten  ausgesprochenen  Verurtheilungen 
des  Placets  ^  den  geschilderten  Entwicklungsgang  nicht  aufhalten  können,  so  erwiesen 


übt  worden ,    wie  dies  die  Aeusserung  in  dem  excommnnicamus  et  anathematizamus  omnes  tarn 

citirten  Reskript  ergiebt:    „auch  vor  diesem  ecclesiasticosquamsaecularescuiuscumquedigni- 

also   observiret   worden,    dass    dergleichen  tatis,  qui  praetexentes  frivolam  quandam  appel- 

ohne  Ihre  Kays.  Majestät  Vorwissen  und  Willen  lationem    a    gravamine    vel    futura    exeeutione 

nicht  fürgenommen  werde",  s.  auch  die  Anord-  litterarum  apostolicarum  etiam  in  forma  brevis, 

nung  Leopolds  I.  v,  1681  ,   codex  Austriacus  1,  tarn  gratiam  quam  iustitiam  concernentium  nee 

398:   „und  die  Regierung  darauff  wegen  solcher  non    citationum ,    inhibitionum ,    sequestrorum, 

unterlassenen  Observantz    selbige    (die  monitoriorum ,    processuum,     executorialium  et 

päpstliche  Bulle)  herabnehmen  lassen ,    welches  aliorum  decretorum  a  nobis  et  a  sede  praedicta 

denn  Ihre  Kays.  Maj.  in  Ansehung  des  vor  un-  seu  legatis,  nuntiis,  praesidentibus  palatii  nostri 

den  klich  en  Jahren  gebräuchlichen  Herkom-  et  camerae  apostolicae  auditoribus,  commissariis 

mens  nicht  unbillichen  können",   ergiebt.    Vgl.  aliisque  iudicibus  et  delegatis  apostolicis  emana- 

übrigens  auch  unten  S.  758.  torum  et  quae  pro  tempore  eman averint,  aut  alias 

^  Vgl.  Friedberg  S.  694 ff.  702.  ad  curias  seculares  et  laioalem  potestatem  recur- 

2  Nur  Verbote  für  einzelne  Specialfälle  finden  runt,  et  ob  ea,  instante  etiam  flsci  procuratore 
sich,  so  wurde  die  Publikation  der  Bulle :  Zelo  vel  advocato  appellationes  huiusmodi  admitti  ac 
domus  Innocenz'  XI.  auch  für  das  deutsche  Reich  litteras  ....  capi  et  retineri  faciunt:  quive  illa 
untersagt,  Moser,  v.  d.  deutschen  Religions-  simpliciter  vel  sine  eorum  beneplacito  et  con- 
verfassung,  S.  709.  sensu  vel  examine  exeeutioni  demandari  impe- 

3  Vgl.  Friedberg,  Grenzen  S.  185  ff.;  diuntvelprohibent";  §.14:  „. .  .  omnesetquoscun- 
Kahl,  üb.  d.  Temporaliensperre.  Erlangen  1876.  quequi  ...  vel  executionem  litterarum  apostolica- 
S.  132  ff. ;  Stieve,  d.  kirchl.  Polizeiregiment  rum  seu  executorialium, processuum  ac"decretorum 
in  Baiern  unter  Maximilian  I.  1595 — 1651.  praedictorum,  quomodolibet  impediunt  vel  suum 
München  1876;  derselbe  i.  Zschr.  f.  K.  R.  ad  id  favorem,  consilium  aut  assensum  praestant, 
13,  372  u.  14,  59.  etiam  praetextuviolentiaeprohibendae  vel  aliarum 

*  In  der  letzten  von  Urban  VIII.  (v.  J.  1627  praetentionum  seu  etiam  donec  ipsi  ad  nos  in- 

s.  const.    Pastoralis  Romani^  bull.   Rom.  VI.  1,  formandos,  ut  dicunt.  supplicaverint  aut  suppli- 

40)  herrührenden  Gestalt  der  Bulle :  In  coena,  cari  fecerint,  nisi  supplicationes  huiusmodi  coram 

lauten  die  hierher  gehörigen  Stellen :  „§  13.  Item  nobis  et  sede  apostolica  legitime  prosequentur, 
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sich  dieselben  erst  recht  olinmächtig,  als  im  18.  Jahrhundert  in  der  Aufklärungs- 
periode die  Ausbildung  des  absoluten  Polizeistaates  vollendet  war,  und  zugleich  die 
gallikanischen  Anschauungen  die  weiteste  Verbreitung  gefunden  hatten.  Seit  der 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  werden  da,  wo  das  Placet  schon  früher  bestanden  hat, 
die  darüber  bestehenden  Verordnungen  erweitert  und  verschärft,  so  in  Spanien  i, 
in  dem  Königreich  beider  Sizilien 2,  vor  Allem  aber  in  Oester reicht  und  dann 


etiani  si  talia  committentcs  fuerint  pracsidentes, 
cancellariarum,  consiliorum,  parlamentorum,  can- 
cellarli  .  .  .  consiliarii  .  .  .  quonimcumque  priu- 
cipiira  saecularlum  .  .  .";  §.  15  :  „  .  .  .  iicc  non 
qui  statuta,  ordinationes,  constitutioues,  pragma- 
ticas  seu  quaevis  alia  decreta  in  geiiere  vel  in 
specie  ....  fecerlnt  et  publlcaverint  .  .  .  unde 
libertas  eccleslastlca  tollltur  seu  in  allquo  laedi- 
tur  vel  deprimitur  aut  alias  quovis  modo  restrin- 
gitur  söu  nostrls  et  dictae  sedis  ....  iuribus 
quomodolibet,  directe  vel  Indirectc  ....  prae- 
iudicatur."  Des  Weiteren  vgl.  A.  Müller,  p. 
165  ff.  und  auch  o.  S.  756.  n.  1. 

1  S.  0.  S.  754  n.  4. 

2  S.  0.  S.  755  n.  1. 

3  Schon  unter  Maria  Theresia  wurde  aus  An- 
lass  einzelner  Fälle  der  Verletzung  des  Placets 
die  Beohaclitung  desselben  wieder  eingeschärft, 
s.  V.  V,  1746  (Supplement,  cod.  Anstr.  5,  217: 
.,dass  den  Herren  Ordinariis  in  den  gedachten 
Erblanden  päpstliche  Bullas,  von  was  für  Natur 
sie  seyn  mögen,  oder  auch  andere .  den  statum 
publicum  berührende  geistliche  Verordnungen  zu 
publiciren  nicht  gestattet  werde ,  wenn  nicht 
dieselbe  ehevor  dem  allergnäd.  Landesfürsten 
überreicht  worden  und  darüber  die  allerhöchste 
Begnehmiguiig  erfolgt  isf^)  welche  zugleich  den 
Buchdruckern  den  Druck  solcher  Verordnungen 
ohne  Placet  bei  Strafe  verbot,  und  hierbei  auch 
auf  eine  ununterbrochene  Observanz  für  die  vor- 
gängige Genehmigung  anderer  als  päpstlicher  An- 
ordnungen Bezug  nimmt ,  vgl.  ferner  Dekret 
V.  12.  Sept.  1767,  Sammig.  d.  Gesetze  unter 
Leopold  IL  3,  250.  Anm.  und  Fried berg  S. 
151.  Noch  weiter  ging  aber  Jos esph  IL  Ge- 
leitet von  der  damals  herrschenden  Anschauung, 
dass  der  fürstlichen  Machtvollkommenheit  alles, 
was  in  der  Kirche  nicht  auf  göttlicher  Einsetzung 
beruhe,  unterworfen  sei,  musste  er  bei  seinem  Be- 
streben, die  Kirche  selbstständig  von  allen  Miss- 
bräuchen im  Sinne  der  Aufklärungsperiode  zu 
reinigen,  jeden  hemmenden  Einfluss  des  Papstes 
und  der  sonstigen  kirchlichen  Oberen  fernzuhalten 
suchen.  Daher  dehnte  er  schon  in  dem  Hofdekrete 
v.  26.  März  1781,  Cod.  jur.  eccles.  Josephini. 
Frankfurt  u.  Leipzig.  1788.  S.  13,  das  Placet  auf 
alle  päpstlichen  Schreiben  aus  :  »jWir  gebieten 
also  Unseren  gesammten  Erz-  und  Bischöfen 
unserer  k.  k.  Erblande  qua  ordinariis  sowohl,  als 
anderen  geistlichen  Oberen  und  sonst  jedermänn- 
lich,  was  Standes  er  sey,  dass  1.  alle  geist- 
lichen Anordnungen,  sie  mögen  in  forma 
bullae,  brevis,  decretl,  constitutionis  oder  sonst 
in  was  immer  für  einer  Form  ab  gefasset 
seyn,  wenn  solche  das  Volk ,  geistliche  oder 
weltliche  Gemeinden  oder  Personen,  dann  col- 
lationes  beneflciorum,  pensionum,  bonorum,  po- 
testatis,    aut  jurium  pro  personis    singularibus 


oder  die  Säcularisation  eines  professi  cuiusdam 
ordinis  betreffen ,  sowohl  in  materia  dogmatica 
als  ecclesiastica  aut  disciplinari  jedesmal  vor 
ihrer  Kundmachung  fördersamst  unserer  betref- 
fenden politischen  Landesstelle  nebst  einer  von 
einem  notario  publice  des  Landes  autentisirten 
Abschrift  mit  dem  Ersuchen  überreicht  werden 
sollen,  um  hierüber  unser  placitum  regium  zu  er- 
wirken. Diese  unsere  Landesstelle  wird  sodann 
unverweilt  die  Aeusserung  unseres  Kammerpro- 
kurators oder  Fiskalen,  ob  und  was  etwa  dabey 
quoad  statum  publicum,  jura  proviuciae  aut 
cuiuscunque  tertli  oder  den  landesfürstlichen 
Verordnungen  zuwider,  nach  Verschiedenheit  der 
Landesverfassung  zu  bemerken  komme,  mit  An- 
beraumung einer  kurzen  Zeitfrist  aufzufordern 
und  solche  nebst  dem  Exhibito  gutachtlich  an 
unsere  böhmische  und  österreichische  Hofkanzley 
einzubegleiten,  und  von  dieser  weitere  Verord- 
nung abzuwarten  haben ,  von  welcher  alsdann 
nähere  allerhöchste  EntSchliessung  durch  die 
Landesstelle  dem  Ordinario  oder  Ordensoberen  mit 
Zurücksendung  des  Originals  schriftlich  nach 
unserem  Gutbeünden  zukommen  wird.  2)  Ver- 
steht sich  ein  gleiches  in  Ansehung  jener  Ver- 
ordnungen und  Verleihungen,  welche  von 
auswärtigen  Ordinarien,  deren  Rechte  und  Diö- 
cesen  sich  in  diesseitige  Länder  erstrecken,  in 
allen  angeführten  casibus  et  materiis  erlangen, 
worüber  also  ebenfalls  unser  Landesfürstliches 
placitum  regium  auf  die  von  uns  gnädigst  vor- 
geschriebene Art  anzusuchen  ist.  3)  Werden 
sämmtliche  Landesstellen,  Kammerprokuratoren 
und  Fiskalen,  auf  die  genaueste  Beobachtung 
dieses  Gesetzes  und  die  etwa  jemanden  zu 
Schulden  kommenden  Uebertretungen  invigiliren 
und  davon  die  schleunigste  Anzeige  an  die  Hof- 
stellen zu  machen  haben;  da  ohne  diesen  hin- 
führe jede  Verleihung  und  Personalwürde  und 
Handlung  als  gänzlich  ungiltig  und  strafbar  wer- 
den angesehen  werden;^'  (durch  Hofdekret  vom 
23.  Juli  1782,  Hdbch.  aller  unt.  Joseph  IL  er- 
gang. Verordnungen  2,  252,  sind  dann  allerdings 
die  Erlasse  der  Pönitentiarie,  soweit  sie  das 
Gewissensforum  betreffen,  ausgenommen  wor- 
den). In  Gemässheit  dieser  Verordnung  wurde 
die  Publikation  der  Bulle  :  Unigenitus  und  der 
Bulle,  welche  die  Beschlüsse  der  Synode  von 
Pistoja  verurtheilte ,  noch  i.  J.  1781  untersagt, 
auch  die  Ausreissung  der  Bulle :  In  coena  aus 
allen  Ritualien  und  ihre  Vertilgung  anbefohlen. 
(Ueber  weitere  damit  zusammenhängende  An- 
ordnungen und  Massregeln  s.  citirtes  Hand- 
buch 2,  244  ff.;  .Friedberg,  S.  167  ff.; 
Pazius,  S.  107;  A.  Müller  p.  88).  End- 
lich hat  man  auch  über  die  Hirtenbriefe  der 
Bischöx^e  eine  gleiche  Kontrole ,  wie  über  die 
päpstlichen   Bullen    gehandhabt,    Friedberg, 
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auch  den  Nieder  landend  In  einer  Reihe  anderer  Staaten,  in  Baiern^,  in 
Portugal^,  in  Toscana^,  in  Parma^,  ferner  in  Preussen,  welches  in- 
zwischen bei  seinen  territorialen  Erwerbungen  eine  zahlreichere  katholische  Bevöl- 
kerung mit  bestimmten  friedensmässigen  Rechten  erhalten  hatte  ^^,  ist  das  Placet  in 
allgemeiner  Ausdehnung  auf  alle  kirchlichen  Gesetze  und  Erlasse  neu  eingeführt 
worden,  ja  einzelne  der  deutschen  Bischöfe  sind  soweit  gegangen,  in  Bethätigung 
ihrer  in  der  Emser  Punktation  ausgesprochenen  Anschauungen  ^  gegen  einzelne  Er- 
lasse des  Kölner  Nuntius  einzuschreiten  ^. 

Die  gewaltigen  Erschütterungen,  welche  Frankreich  und  das  europäische  Staa- 


ts. 168,  während  allerdings  eine  Anordnung  über 
die  Placetirung  der  allgemeinen  Erlasse  der  in- 
ländischen Bischöfe  nicht  ergangen  ist,  was  sich 
wohl  daraus  erklärt,  dass  einerseits  auch  für 
diese  jedenfalls  schon  unter  Maria  Theresia  das 
Placet  in  Anspruch  genommen  worden  ist  und 
andererseits  bei  der  umfassenden  gesetzgebe- 
rischen Thätigkeit  Josephs  II.  in  kirchlichen 
Dingen  für  die  Ausübung  des  bischöflichen  Ver- 
ordnungsrechtes kein  Raum  blieb. 

1  S.  0.  S.  755.  n.  2. 

2  Dekret  Maximilian  Josephs  v.  3.  April  1770, 
G.  K.  Meyr,  Sammig.  der  kurpfälz. -bayer. 
Landes-Verordnungen.  München  1784.  2, 1099  : 
„Nachdem  von  Unserer  höchsten  Stelle  gnädigst 
resolvirt  worden,  in  Unseren  Landen  zu  Baiern 
und  der  oberen  Pfalz  gleich  anderen  katholischen 
Staaten  keinerley  geistliche  Verordnungen  und 
Gesetze  ohne  vorausgehender  Unserer  landes- 
herrlichen Einsicht  und  Begenehmigung  fürohin 
ad  effectum  zu  bringen  zu  lassen ;"  Neue  Ordre 
des  churfürstl.  geistl.  Rathes  v.  1779.  a.  a.  0. 
S.  1127,  Art.  4.  ,  .  ..^so  hat  der  geistliche  Rath 
noch  ferneres  pflichtmässigst  und  standhaft  hier- 
auf zu  halten ,  sohin  kein  Ordinariatspatent 
afflgiren  zu  lassen,  welches  nicht  vor  der  Pro- 
mulgation hierher  eingesandt,  der  geistliche  Rath 
darüber  fördersamst  deliberirt  und  ex  intimo  Re- 
solution erhellet  hat;^'  Konkordat  mit  dem  Bi- 
schof v.  Augsburg  V.  1785.  I.  Warnkönig, 
staatsrechtl.  Stellg.  d.  kath.  Kirche.  Erlangen. 
1855.  S.  217 :  „2)  zur  Ausübung  der  Kirchen- 
schutz- und  Advokatiepflichten  werden  Abschrif- 
ten der  zu  erlassenden  Erklärungen  in  Glaubens- 
und Sittensachen  vom  Ordinariate  dem  Landes- 
herrn mitgetheilt,  damit  dieser  sich  über  deren 
Verkündigung  äussern,  und  die  weltlichen  Be- 
amten auf  deren  Handhabung  anweisen  kann. 
3)  Andere  bischöfliche  Verfügungen  ,  päpstliche 
Bullen  und  Breven  sind  mit  den  nöthigen  Er- 
innerungen vorläufig  an  den  churf.  geistl.  Rath 
zu  senden  und  erst  dann,  wenn  nichts  dagegen 
eingewendet  oder  man  sich  verstanden  haben 
wird,  gehörig  bekannt  zu  machen."  Vgl.  A. 
Müllerp.  91;  Friedberg  S.  261  ff. 

3  Eine  allgemeine  darauf  bezügliche  gesetz- 
liche Vorschrift  ist  nicht  bekannt,  doch  ist  es  in 
wiederholten  Fällen  seit  1767  gegen  päpstliche 
Bullen  geübt  worden,  Friedberg  S.  579;  A. 
Müller  p.  49,  50.  Vgl.  auch  o.  S.  754.  n.  3. 

4  Friedberg  S.  686.  s.  auch  o.  S.  600. 

5  Brosch,  Gesch.  d.  Kirchenstaates.  Gotha. 
1880.  2,  119. 


6  Schon  Friedrich  II.  hat  1754  dem  Fürst- 
bischof von  Breslau  die  Anweisung  ertheilt, 
Friedberg  S.  276:  „dass  wenn  künftighin  an- 
dere päpstliche  Bullen  und  Breven  an  Sie  gelangen, 
Sie  solche  gleichfalls  meinem  Minister  mittheilen 
.  .  .  auf  dass  er  meine  Genehmigung  vernehmen 
und  Ihnen  alsdann  davon  Nachricht  geben  kann'', 
und  diese  Anordnung  ist  selbst  unter  Ausdehnung 
auf  Dispens-  und  Indulgenzbullen  in  der  Ver- 
ordnung vom  27.  März  1765,  welche  das  breslauer 
Generalvikariat  allen  Geistlichen  zur  Nachachtung 
mitzutheilen  hatte,  für  Schlesien  wiederholt, 
Korn,  Ediktensammlung  8,  530.  654;  Las- 
peyres,  Gesch.  d.  kath.  Kirche  Preussens  1. 
380.  381.  Vgl.  ferner  Notiflkationspat.  v.  28. 
Sept.  1772  betr.  die  Einrichtung  des  Justizwesens 
in  den  von  Preussen  in  Besitz  genommenen  pol- 
nischen Landen,  Preussen  und  Pom- 
mern und  den  zu  Gross-Polen  gerechneten 
Distrikten,  Beilage,  Rabe,  Sammlung  preuss. 
Gesetze  I,  4,  348 :  „In  geistlichen  Sachen  katho- 
lischer Religion  gelten  die  canonischen  Regeln, 
in  so  fern  sie  sich  in  protestantischer  Landes- 
herrschaft unterworfenen  Ländern  anwenden 
lassen  und  der  Landeshoheit  in  geistlichen  Sachen 
nicht  entgegen  sind,  als  weshalb  auch  ohne  Vor- 
wissen, Mitwirkung  und  Genehmigung  des  Ober- 
Hof-  und  Landesgerichts  keine  neuen  päpstlichen 
Bullen  oder  bischöfliche  Verordnungen  eingeführt 
oder  publicirt  werden  können ;"  Instruktion  für 
die  westpreuss.  Regierung  v.  21.  Sept.  1773. 
§.  4.  no.  11.  lit.  b,  a.  a.  0.  I.  5,  683:  „dass 
demnach  auch  insonderheit  keine  päpstliche  Bulle 
oder  bischöfliche  oder  eines  anderen  geistlichen 
Obern  Verordnung  ohne  Unsere  landesherrliche 
Einwilligung  publicirt  werde."  In  Ueberein- 
stimmung  damit  hat  dann  das  Allg.  Landrecht 
II.  für  die  ganze  damalige  Monarchie  angeordnet 
II.  11.  §.  117:  „Kein  Bischof  darf  in  Religions- 
und Kirchenangelegenheiten  ohne  Erlaubuiss  des 
Staats  neue  Verordnungen  machen  oder  der- 
gleichen von  fremden  geistlichen  Oberen  an- 
nehmen.'^'^  §.  118:  „Alle  päpstlichen  Bullen, 
Breven  und  alle  Verordnungen  auswärtiger 
Oberen  der  Geistlichkeit  müssen  vor  ihrer  Publi- 
kation und  Vollstreckung  dem  Staate  zur  Prü- 
fung und  Genehmigung  vorgelegt  werden, "  welche 
übrigens  nur  x\usflüsse  des  in  §.  135  a.  a.  0.  aus- 
gesprochenen Principes :  „Kein  auswärtiger  Bi- 
schof oder  anderer  geistlicher  Oberer  darf  sich  in 
Kirchensachen  gesetzgebende  Macht  anmassen," 
feststellen. 

7  S.  0.  8.  743. 

8  Friedberg  S.  297.  298. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  190. 


tcnsystcm  durch  die  französische  Revolution  und  durch  die  Kriege  Napoleons  I.  am 
Ende  des  vorigen  und  Anfangs  dieses  Jahrhunderts  erlitten  haben,  hatten  im  wesent- 
lichen nichts  an  den  Anschauungen  über  das  Verhältniss  des  Staates  zur  Kirche  ge- 
ändert. Daher  hielten  die  Regierungen  selbst  da,  wo  es  der  Neuordnung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  bedurfte,  auch  an  dem  Rechte  des  Placets  fest,  und  dasselbe 
gewann  nicht  nur  an  territorialem  Umfang,  sondern  erhielt  auch  zum  Theil  in  ein- 
zelnen Ländern  im  Vergleich  zu  den  früheren  Zeiten  noch  eine  weitere  Verschärfung. 

Für  Frankreich  ist  das  Placet  in  den  zu  dem  Konkordat  ergangenen  orga- 
nischen Artikeln  für  alle  von  Rom  ausgehenden  Bullen  und  Erlasse  \  sowie  für  die 
Dekrete  auswärtiger  (und  selbst  allgemeiner)  Konzilien  festgehalten  worden  2,  und 
ausserdem  erliess  Napoleon  L  eine  Anweisung  an  die  Präfekten ,  alle  in  ihren 
Departements  erscheinenden  Drucksachen,  einschliesslich  der  bischöflichen  Schriften, 
der  Censur  zu  unterwerfen  3. 

Was  die  deutschen  Staaten  betrifft,  so  Hess  man  das  Placet  in  Baiern  in  dem 
früheren  Umfange  fortbestehen  K  Ferner  wurde  dasselbe  in  den,  nachmals  zur  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  vereinigten  Südwest-  und  mitteldeutschen  Staa- 
ten^ während  der  ersten  Jahrzehnte  unseres  Jahrhunderts  eingeführt  und  im  J.  1830 
nach  der  Herstellung  ihres  kirchlichen  Verbandes  einer  gemeinsamen  Regelung  un- 
terzogen 6.      Weiter    haben    von    den   deutschen   Staaten   das   Königreich   Sach- 


1  Art.  1 :  «Aucune  bulle,  bref,  rescrit,  decret, 
mandat,  provision ,  signature  servant  de  Provi- 
sion, ni  autres  expeditions  de  la  cour  de  Rome, 
meme  ne  concernant  que  les  particuliers,ne  pour- 
ront  etre  re^us,  publies,  impriraes,  ni  autrement 
mis  ä  l'execution,  sans  l'autorisation  du  gouverne- 
ment.»  Doch  sind  durch  Dekret  v.  28.  Febr.  1810 
Art.  1 .  die  von  der  Pönitentiarie  für  das  Gewissens- 
forum erlassenen  Dekrete  vom  Placet  befreit  wor- 
den, Dursy,  Staatskirchenreclit  in  Elsass- 
Lothringen  1,  54. 

2  Art.  3 :  „Les  decrets  des  synodes  etrangers, 
meme  ceux  des  conciles  generaux,  ne  pourront 
etre  publies  en  France  avant  que  le  gouvernement 
en  ait  examine  la  forme,  leur  conformite  avec  les 
lois,  droits  et  franchises  de  la  republique  fran- 
^aise  et  tout  ce  qui,  dans  leur  publication,  peut 
alterer  ou  interesser  la  tranquillite  publique." 
AVegen  der  inländischen  Synoden  vgl.  0.  S.  505. 
n.  2. 

^  Später  wurde  aber  die  Censur  dem  Central- 
bureau  in  Paris  übertragen,  Friedberg  S.  518 
und  durch  Cirkular  v.  4.^März  1812  angeordnet, 
dass  die  Bischöfe  dem  Kultusminister  zwei  Exem- 
plare ihrer  sämmtlichen  Hirtenbriefe  ohne  Unter- 
schied zu  übersenden  hätten,  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht in  Elsass-Lothringen  1,  60. 

Ueber  die  anderen  ausserdeutschen  Staaten 
s.  u.  a.  Schi,  des  §. 

4  So  schon  in  dem  Religionsedikt  v.  24.  März 
1809  §§.  65.  66.  71,  Doli  in  ger.  Sammig.  8, 
21,  uTid  dann  in  dem  späteren,  mit  dem  früheren 
in  dieser  Hinsicht  wesentlich  gleichlautenden 
Edikt  V.  26.  Mai  1818.  §.  58 :  „Hiernach  dürfen 
keine  Gesetzverordnungen  oder  sonstige  Anord- 
nungen der  Kirchengewalt  nach  den  hierüber  in 
den  Kön.  Landen  schon  längst  bestehenden  Ge- 
neralmandaten ohne  Allerhöchste  Einsicht  und 
Genehmigung   publicirt  und  vollzogen  werden. 


Die  geistlichen  Obrigkeiten  sind  gehalten,  nach- 
dem sie  die  Königliche  Genehmigung  zur  Publi- 
kation erhalten  haben,  im  Eingange  der  Aus- 
schreibungen ihrer  Verordnungen  von  derselben 
jederzeit  ausdrücklich  Erwähnung  zu  thun". 
§.  59  :  „Ausschreibungen  der  geistlichen  Behör- 
den, die  sich  blos  auf  die  ihnen  untergeordnete 
Geistlichkeit  beziehen  und  aus  genehmigten  all- 
gemeinen Verordnungen  hervorgehen ,  bedürfen 
keiner  neuen  Genehmigung".  §.  61 :  „Die  vor- 
geschriebenen Genehmigungen  können  nur  von 
dem  Könige  selbst  mittelst  des  Kön.  Staats- 
Ministeriums  des  Innern  ertheilt  werden,  an 
welches  die  zu  publicirenden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen eingesendet  und  sonstige  Anord- 
nungen ausführlich  angezeigt  werden  müssen". 

5  FürWürtembergs.  Dekret v.ll.^Juni  1803, 
Reyscher,  Samml.  10,  34,  u.  Verf.-Urk.  v. 
1819  §.  72,  dazu  Menz,  gesch.  Darstellg.  d. 
Ausübung  d.  placetum  reg.  in  Württemberg. 
Rottenburg  a.  N.  1876.  S.  27ff.,  für, Baden 
3.  Organisationsedikt  V.  11.  Februar  1803.  XXII 
und  Constitutions-Edikt  v.  1807,  für  Nassau 
die  Edikte  v.  16.  Aug.  1803  u.  31.  Aug.  1803, 
V.  Longner,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  oberrhein. 
Kirchenprovinz  S.  42.  48  und  Hessen -Darm- 
stadt Edikt  V.  31.  August  1803  u.  Verf.-Urk. 
V.  17.  Dezember  1820.  Art.  40.  Vgl.  Fried- 
berg S.  357. 

ß  Edikt  V.  30.  Januar  1830  (für  Würtemberg, 
Baden,  die  hessischen  Länder ,  Nassau,  Frank- 
furt a.  M.  und  die  Hohenzollernschen  Fürsten- 
thümer):  „§.  4.  Die  von  dem  Erzbischof ,  dem 
Bischof  und  den  übrigen  kirchlichen  Behörden 
ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen,  Kreis- 
schreiben an  die  Geistlichkeit  und  Diöcesanen, 
durch  welche  dieselben  zu  etwas  verbunden 
werden  sollen,  sowie  auch  besondere  Verfügun- 
gen von  Wichtigkeit  unterliegen  der  Genehmi- 
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sen^,  Hannover^,    Oldenburg^,    Braunschweig^,    Sachsen -Weimar^, 
sowie  Sachsen-Gotha^  und  Coburg^  das  Placet  gesetzlich  geordnet.    Endlich 


gung  des  Staats  und  können  nur  mit  der  aus- 
drücklichen Bemerkung  der  Staatsgenehmigung 
(Placet)  kund  gemacht  oder  erlassen  werden. 
Auch  solche  allgemeine  kirchlichen  Anordnungen 
und  öffentliche  Erlasse,  welche  rein  geistliche 
Gegenstände  betreffen,  sind  den  Staatsbehörden 
zur  Einsicht  vorzulegen  und  kann  deren  Kund- 
machung erst  erfolgen,  wenn  dazu  Staatsbewilli- 
gung ertheilt  worden  ist.  §.  5.  Alle  römischen 
Bullen ,  Breven  und  sonstigen  Erlasse  müssen, 
ehe  sie  kund  gemacht  und  in  Anwendung  ge- 
bracht werden,  die  landesherrliche  Genehmigung 
erhalten,  und  selbst  für  angenommene  Bullen 
dauert  ihre  verbindliche  Kraft  nur  so  lange,  als 
nicht  im  Staate  durch  neue  Verordnungen  etwas 
Anderes  eingeführt  wird.  Die  Staatsgenehmi- 
gung ist  aber  nicht  nur  für  alle  neu  erscheinen- 
den päpstlichen  Bullen  und  Konstitutionen,  son- 
dern auch  für  alle  früheren  Anordnungen  noth- 
wendig,  sobald  davon  Gebrauch  gemacht  werden 
will".  Vgl.  dazuFriedberg,  S.  382;  Brück, 
d.  oberrhein.  Kirchenprovinz.  Mainz  1868. 
S.  123  ff. ;  Golther,  d.  Staat  u.  d.  kathol. 
Kirche  in  Würtemb erg.  S.  73ff.  Für  Kurhessen 
sind  diese  Vorschriften  allerdings  schon  durch 
V.-U.  V.  5.  Januar  1831.  §.  135  (womit  die  v. 
1852.  §.  103  gleichlautend)  gemildert  worden, 
namentlich  insofern,  als  das  Placet  für  Erlasse, 
welche  reine  Glaubens-  und  kirchliche  Lehr- 
sachen betreffen ,  in  Wegfall  gekommen  ist, 
Friedberg  S.  382.  Anm.  3. 

1  Mandat  v.  19.  Februar  1829.  §.  3 :  „Die 
Bekanntmachung  allgemeiner ,  entweder  vom 
römischen  Stuhle  ausgehender  oder  sonst  vom 
Vikariate  für  nöthig  zu  befindender  Anordnungen 
durch  den  Druck  oder  öffentlichen  Anschlag,  soll 
ohne  Unser  landesherrliches  Vorwissen  und  nach 
Befinden  beigefügtes  Placet  nicht  geschehen". 

2  V.  U.  V.  6.  Aug.  1840.  §.  70  :  ;,Alle  amtlichen 
Kommunikationen  mit  dem  päpstlichen  Stuhle 
und  mit  auswärtigen  Kirchenversammlungen 
müssen  dem  Könige  zur  Einsicht  vorgelegt  wer- 
den. —  Die  vom  päpstlichen  Stuhle  oder  von 
auswärtigen  Kirchenversammlungen  an  die  rö- 
misch-katholische Kirche  im  Königreich,  an 
ganze  Kirchengemeinden  oder  an  einzelne  Per- 
sonen zu  erlassenden  Bullen,  Breven,  Reskripte, 
Beschlüsse  oder  sonstige  Schreiben  bedürfen  vor 
ihrer  Verkündigung  oder  Behändigung  des  Kö- 
niglichen Placet ,  wenn  sie  nicht  rein  geistliche 
Gegenstände  betreffen.  Wenn  dieselben  rein 
geistliche  Gegenstände  betreffen,  so  sind  sie, 
behufs  Ausübung  des  Oberaufsichtsrechts  (§.  64) 
dem  Könige  zur  Einsicht  vorzulegen.  —  Ausge- 
nommen von  den  Bestimmungen  dieses  §.  sind 
die  Communicationen  in  Gewissenssachen  ein- 
zelner Personen". 

3  Normativ  vom  5.  April  1831.  §.  5:  ,,Alle 
päpstlichen,  erzbischöflichen,  bischöflichen,  so- 
wie die  etwa  von  einer  Synode,  von  einem  Le- 
gaten oder  Nuntius  ausgehenden  Anschreiben 
und  Verfügungen,  ingleichen  alle  vom  Offlzial 
selbst,  vermöge  der  ihm  übertragenen  Fakul- 
täten beabsichtigten  neuen  Anordnungen,  sie 


mögen  den  Gottesdienst  oder  die  Verhältnisse 
des  Clerus  oder  irgend  einen  anderen  Gegen- 
stand des  gemeinsamen  kirchlichen  Lebens  be- 
treffen, sowie  Ausnahmen  von  den  bestehenden 
Gesetzen  durch  Generaldispensationen ,  werden 
vor  ihrer  Bekanntmachung  oder  Vollziehung  vom 
Offizialate  entweder  unmittelbar  oder  durch  den 
Landesherrlichen  Bevollmächtigten  der  Commis- 
sion  zur  Einsicht  zugesandt,  welche,  wenn  sie 
hinsichtlich  der  landesherrlichen  Rechte  nichts 
dabei  zu  erinnern  findet,  solche  mit  dem  Placet 
oder  den  Umständen  nach  nur  mit  dem  Visum 
versehen ,  auf  eben  dem  Wege  zurückgehen 
lässt.  Bei  der  demnächstigen  Insinuation  oder 
Publikation  ist  das  Placet  oder  Visum  der  Com- 
mission  ausdrücklich  mit  bekannt  zu  machen. 
Etwaige  Erinnerungen  werden  durch  mittelbare 
oder  unmittelbare  Verhandlungen  zwischen  der 
Commission  und  dem  Offizialate  zu  accomodiren 
gesucht". 

4  V.  U.  V.  1832.  §.  315:  „.  ...  Allgemeine 
Anordnungen,  welche  vermöge  der  Kirchenge- 
walt getroffen  und  Verfügungen,  welche  von  aus- 
wärtigen geistlichen  Oberen  erlassen  sind,  dür- 
fen, welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  ohne 
vorgängige  Genehmigung  der  Landesregierung 
weder  bekannt  gemacht  noch  vollzogen  werden. 

5  Ges.  V.  7.  Okt.  1823.  §.  3 :  „Alle  neue  bi- 
schöflichen Verordnungen,  sowie  alle  erzbischöf- 
lichen Verordnungen  und  Verfügungen,  des- 
gleichen alle  Beschlüsse  von  Synoden  und 
Kirchen  Versammlungen,  endlich  alle  Bullen  und 
Breven  und  sonstige  Erlasse  des  römischen  Stuhls 
an  die  katholische  Kirche,  das  Grossherzogthum 
mit  angehend,  oder  an  eine  kirchliche  Stiftung, 
eine  Gemeinde  oder  einzelne  Einwohner  des 
Grossherzogthums,  wessen  Inhalts  sie  auch  sein 
mögen ,  und  sonst  ohne  Unterschied,  sind  vor 
ihrer  Bekanntmachung  oder  Insinuation  der 
Staatsbehörde  zur  Einsicht  vorzulegen.  Auch 
dürfen  dieselben  insofern,  als  sie  nicht  bloss 
geistliche  Vorschriften  enthalten  und  nicht  bloss 
moralischen  oder  dogmatischen  Inhalts  sind, 
ohne  das  von  dem  Landesherrn  ausdrücklich  er- 
theilte  Placet  nicht  publicirt,  nicht  insinuirt, 
nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden.  Wer  in 
dem  Grossherzogthum  dagegen  handelt,  oder 
hieran  Theil  nimmt,  soll  zur  Untersuchung  ge- 
zogen und  nachdrücklich  bestraft  werden.  Auch 
für  frühere  Anordnungen  ist  die  Genehmigung 
von  Seiten  des  Staates  nothwendig,  sobald  von 
solchen  aufs  Neue  Gebrauch  gemacht  werden 
will.  Das  landesherrliche  Placet  ist  zu  jeder  Zeit 
widerruflich." 

6  Regulativ  v.  1811  (Arch.  f.  k.  K.  R.  36, 
217)  :  „§.  9.  —  Es  darf  daher  in  allen  dergleichen 
die  äussere  Verfassung  angehenden  Gegenstän- 
den schlechterdings  keine  Bulle,  Reskript,  De- 
kret, Mandat,  Provision,  Signatur,  noch  irgend 
eine  andere  Ausfertigung  des  römischen  Hofes, 
des  Bischofs,  des  Pfarrers  oder  einer  anderen 
Person,  wenn  auch  solche  einzelne  Privatperso- 
nen  betreffen   sollten,    angenommen,   bekannt 
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vorblieb  es  zunächst  in  Preussen  und  Oester reich  bei  den  früheren  Vor- 
schriften ,  nur  dass  zu  ihrer  Ergänzung  noch  einzelne  verschärfende  Bestimmungen 
erlassen  wurden  ^ 

Erst  seit  den  vierziger  Ja'hren,  als  sich  einerseits  schon  die  Erstarkung  des 
Ultramontanismus  in  Deutschland  fühlbar  zu  machen  begonnen  hatte,  und  anderer- 
seits einzelne  Regierungen  einen  freisinnigeren  Standpunkt  gegenüber  der  katholi- 
schen Kirche  einnahmen ,  trat  in  Deutschland  theilweise  eine  Aenderung  ein,  welche 
sich  indessen  auf  Preussen^  und  B  a  i  e  r  n  '^  beschränkte.  In  Folge  der  Bewegungen 
des  Jahres  1848  kam  es  aber  in  dem  erstgedachten  Staate 4,  in  Oesterreich^  und 


gemacht,  gedruckt  oder  in  Wirkung  gesetzt 
werden,  ohne  dass  der  Landesherr  solche  einge- 
sehen und  autorisiret  habe.  §.  10.  Ebensowenig 
können  Dekrete  fremder  Synoden  und  selbst 
allgemeiner  Concilien  publiclrt  werden ,  bevor 
die  vom  Landesherrn  hierzu  verordnete  Behörde 
ihre  Uebereinstimmung  mit  der  Verfassung  des 
Staates  und  mit  den  sonstigen  Gesetzen,  inglei- 
chen, ob  dabei  die  öffentliche  Ruhe  in  irgend 
einer  Rücksicht  gefährdet  sein  möchte,  unter- 
sucht und  der  Landesherr  die  zu  erlassende  Be- 
kanntmachung autorisirt  hat.'^'' 

7  Regulativ  v.  24.  Juni  1813  (Arch.  f.  k.  K.  R. 
32,  422)  §.8:  .,  .  .  .  Es  dürfen  daher  weder 
päpstliche  Dekrete,  Bullen,  Breven,  Reskripte, 
Mandate  oder  andere  Expeditionen  des  päpst- 
lichen Stuhles,  eines  Bischofs,  Pfarrers  oder  an- 
deren Person,  wie  sie  genannt  werden  mögen, 
wenn  dieselben  auch  nur  einzelne  Privatper- 
sonen betreffen,  noch  Dekrete  fremder  Synoden 
und  allgemeine  Concilienbeschlüsse  ohne  aus- 
drückliche Erlaubniss  des  Landesherrn  ange- 
nommen, bekannt  gemacht,  gedruckt  oder  in 
Wirksamkeit  gesetzt  werden." 

1  So  ordnete  für  Preussen  d.  K.  0.  v.  9.  April 
1838,  G.  S.  S.  240,  an'  ,;dass  diejenigen  Per- 
sonen, welche  Erlasse  auswärtiger  Behörden  mit 
Umgehung  des  Placets  befördern  oder  verbreiten, 
sofort  von  polizeiwegen  unter  Vorbehalt  weiterer 
Untersuchung  und  Bestrafung  verhaftet  und  nach 
Bewandtniss  der  Umstände  in  eine  Festung  ab- 
geliefert werden"  sollten  ;  ferner  ein  R.  v.31.  Aug. 
1818,  Hecker t,  Hdbch.  d.  kirchl.  Gesetzgebg. 
Preussens  1,  31,  dass  „alle  Gesuche  an  den  päpst- 
lichen Stuhl ,  die  nicht  von  den  Bischöfen  aus- 
gehen, mit  Ausnahme  derjenigen  an  die  Pöni- 
tentarie,  den  Staatsbehörden  vorher  vorzulegen 
seien".  In  Oesterreich  wurden  unter  Leopold  II. 
durch  Hofdekret  v.  17.  März  1791  (Sammig.  d. 
Gesetze  unter  Leopold  II.  3,  250)  die  Anordnun- 
gen Kaiser  Josephs  II.  (s.o.  S.758  n,  3)  erneuert 
und  dabei  das  Placet  auf  alle  älteren  Verord- 
nungen, sobald  davon  Gebrauch  gemacht  werden 
sollte,  ausgedehnt,  sowie  ausdrücklich  betont, 
dass  die  verbindende  Kraft  der  placetirten  Er- 
lasse nur  so  lange  dauere,  bis  nicht  staatlicher- 
seits  durch  neue  Verordnungen  etwas  anderes 
bestimmt  worden  sei.  Endlich  wurde  unterm 
30.  Juli  1807  (Kr 0 patsche k.  Sammig.  23,  525) 
bestimmt,  dass  allen  Bullen  und  Breven,  welche 
nicht  von  dem  staatlichen  Agenten  in  Rom  mit 
dem  Vidit  versehen  wären,  das  Placet  verweigert 
werden  sollte  (wieder  eingeschärft  durch  Hof- 


dekret  V.   9.  Sept.    1819),    Papius  a.   a.   0. 
S.  219. 

2  Durch  Minist. -Reskr.  vom  1.  Juni  1841, 
Heckert  1,  32  wurde  auf  Veranlassung  Fried- 
rich Wilhelms  IV,  der  freie  Verkehr  mit  dem 
römischen  Stuhle  gestattet,  jedoch  die  Erwartung 
ausgesprochen,  dass  die  Bischöfe  alle  nicht  aus- 
schliesslich die  Lehre  betreffenden  Erlasse  zur 
Placetirung  vorlegen  würden,  Friedberg 
S.  348.  349. 

3  Hier  ist  zunächst  durch  Min.-Erlass  vom 
25.  März  1841  dieselbe  Erleichterung  wie  in 
Preussen,  s.  vor.  Anm.,  gewährt  worden  ,  dann 
wurde  am  11.  Dez.  1843  u.  23.  Jan.  1845  das 
Placet  für  blosse  Hinweisungen  auf  längst  be- 
stehende Vorschriften  und  für  die  ersten  nach 
dem  Amtsantritte  erlassenen  bischöflichen  Hir- 
tenbriefe, welche  keine  allgemeinen  Anordnungen 
enthielten,  fallen  gelassen,  Döllinger,  fortges. 
Sammig.  23,  45  ff.,  Papius  S.  223.  226.  u. 
Friedberg  S.  329. 

4  Verf.-Urk.  Art.  16:  „Der  Verkehr  der  Reli- 
gionsgesellschaften mit  ihren  Oberen  ist  unge- 
hindert. Die  Bekanntmachung  kirchlicher  An- 
ordnungen ist  nur  denjenigen  Beschränkungen 
unterworfen,  welchen  alle  übrigen  Verfügungen 
unterliegen".  Dadurch  sind  §§.  117.  118.  IL 
11.  a.  L.  R.  (s.  0.  S.  759  n.  6)  und  die  o.  Anm.  1 
gedachten  Bestimmungen  beseitigt  worden. 

5  V.  V.  18.  April  1850  betr.d.  Verh.d.  kathoL 
Kirche  z.  Staatsgewalt,  u.  A.  in:  Beiträge  z. 
preuss.  u.  deutsch.  K.  R.  2,  38,  §.  1  :  „So- 
wohl den  Bischöfen,  als  den  ihnen  unterstehen- 
den Gläubigen  steht  es  frei,  sich  in  geistlichen 
Angelegenheiten  an  den  Papst  zu  wenden,  und 
die  Entscheidungen  und  Anordnungen  des 
Papstes  zu  empfangen,  ohne  dabei  an  eine  vor- 
läufige Zustimmung  der  weltlichen  Behörde  ge- 
bunden zu  sein".  §.  2 :  „Den  katholischen  Bi- 
schöfen steht  es  frei,  über  Gegenstände  ihrer 
Amtsgewalt  und  innerhalb  der  Grenzen  derselben 
an  ihren  Clerus  und  ihre  Gemeinden  ohne  vor- 
läufige Genehmigung  der  Staatsbehörde  Ermah- 
nungen und  Anordnungen  zu  erlassen  ;  sie  haben 
jedoch  von  ihren  Erlassen,  insofern  sie  äussere 
Wirkungen  nach  sich  ziehen  oder  öffentlich  kund 
gemacht  werden  sollen,  gleichzeitig  den  Regie- 
rungsbehörden ,  in  deren  Bereich  die  Kundma- 
chung erfolgen  oder  die  Anwendung  geschehen 
soll,  Abschriften  mitzutheilen".  Das  öster- 
reichische Konkordat  v.  1855.  Art.  2.  3.  hat 
dann  das  Placet  nochmals  ausdrücklich  ausge- 
schlossen,  doch  hat  der  Papst  in  dem  Breve  vom 
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in  Oldenburg^  zu  einer  gänzlichen  Beseitigung  des  Placets,  und  später  wurde 
dasselbe  durch  die  Einführung  der  preussischen  Verfassung  in  den  1866  von  Preussen 
annektirten  Ländern,  nämlich  in  Hannover,  Kurhessen,  Nassau  und  Frank- 
furt a.  M.  gleichfalls  aufgehoben,  während  in  den  meisten  übrigen  deutschen 
Staaten,  nämlich  in  Baicrn^  (hier  freilich  nur  vorübergehend^),  in  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz^  und  später  auch  durch  die  Spezialgesetzgebung 
der  zu  dieser  gehörenden  Staaten  Würtemberg^,  Baden'^  und  Hessen^,  sowie  im 
Königreich  Sachsen^  wenigstens  Milderungen  des  Placets  eingeführt  worden  sind. 


5.  Nov.  1855,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  XXVI  die 
Bischöfe  angewiesen,  „ut  eodem  tempore,  quo 
pastorales  litteras  et  alia  acta  in  lucem  emissuri 
eritis,  illorura  exemplar  Caesareae  et  apostolicac 
Majest.  gubernio  notitiae  duntaxat  causa  mittere 
velitis".  Bei  der  gesetzlichen  Neuordnung  des 
Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  im  J. 
1874  ist  das  Placet  nicht  wieder  eingeführt  wor- 
den, wohl  aber  im  Ges.  v.  7.  Mai  1874.  §.  16  in 
Uehereinstimmung  mit  der  päpstlichen  Instruk- 
tion bestimmt :  „Die  Bischöfe  sind  verpflichtet, 
ihre  Erlässe  (Verordnungen,  Instruktionen,  Hir- 
tenbriefe etc.)  zugleich  mit  deren  Publikation 
der  politischen  Landesbehörde  zur  Kenntniss- 
nahme  mitzutheilen". 

1  Rev.  Verf.  v.  22.  Nov.  1852.  Art.  78.  §.  3 : 
„Das  in  Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche 
geübte  Placet  und  Visum  bleibt  aufgehoben". 

2  Die  Allerh.  Entschliessung  v.  8.  April  1852 
Nr.  3  ertheilt  „für  die  vom  Oberhaupt  der  Kirche 
oder  von  den  Bischöfen  ausgehenden  Ablassver- 
kündigungen, dann  für  die  Fastenpatente  das 
Placet  bis  auf  Weiteres  im  Voraus",  und  derMin.- 
Erlass  v.  9.  Okt.  1854,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  433 
zog  aus  den  nunmehr  geltenden  Bestimmuugen 
die  Konsequenz,  dass  ^;die  Noth wendigkeit  der 
Placetirung  nur  noch  in  ganz  bestimmten  Fällen 
und  Anlässen  gegeben,  in  welchen  kirchliche 
Erlasse  das  bürgerliche  und  politische  Gebiet  mit 
berühren,  sowie  dass  ein  Zweifel  darüber  nicht 
obwalten  könne,  dass  der  Erneuerung  von  ober- 
kirchlichen  Erlassen,  welche  nur  kirchliche  An- 
gelegenheiten betreffen  .  .  . ,  durch  den  Vorbe- 
halt des  Placets  eine  Schranke  nicht  gesetzt  sei". 

3  Denn  die  vor.  Anm.  erwähnte  Entschliessung 
ist  unterm  20.  Nov.  1873,  Ztschr.  f.  K.  R.  12,  259 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  angeordnet,  dass 
die  .jbestehenden  Grundgesetze  des  Staats,  sowie 
die  übrige  Gesetzgebung  des  Landes  die  Norm 
geben  und  nach  den  Regeln  des  Rechts  ihrem 
ganzen  Inhalte  nach  zur  Anwendung  gebracht 
werden«  sollen. 

4  Durch  den  gemeinsamen  (allerdings  ohne 
Betheiligung  von  Kurhessen)  publicirten  Erlass 
V.  1.  März  1853  wurden  solche  allgemeine  kirch- 
liche Anordnungen,  „welche  lein  geistliche  Ge- 
genstände betreffen",  vom  Placet  ausgenommen 
und  nur  vorgeschrieben ,  dass  sie  der  Staatsbe- 
hörde gleichzeitig  mit  der  Verkündigung  zur 
Einsicht  vorzulegen  seien. 

5  Art.  1  des  Ges.  v.  30.  Januar  1862:  „Die 
von  dem  Erzbischof,  Bischof  und  den  übrigen 
kirchlichen  Behörden  ausgehenden  allgemeinen 
Anordnungen  und  Kreisschreiben  an  die  Geist- 
lichkeit und  Diöcesauen,  wodurch  dieselben  zu 


etwas  verbunden  werden  sollen,  was  nicht  ganz 
in  dem  eigenthümlichen  Wirkungskreise  der 
Kirche  liegt,  sowie  auch  sonstige  Erlasse,  welche 
in  staatliche  oder  bürgerliche  Verhältnisse  ein- 
greifen, unterliegen  der  Genehmigung  des  Staa- 
tes. Solche  allgemeine  kirchliche  Anordnungen 
und  öffentliche  Erlasse  dagegen ,  welche  rein 
geistliche  Gegenstände  betreffen,  sind  der  Staats- 
behörde gleichzeitig  mit  der  Verkündigung  zur 
Einsicht  mitzutheilen.  —  Denselben  Bestimmun- 
gen unterliegen  die  auf  Diöcesan-  und  Provin- 
zialsynoden  gefassten  Beschlüsse;  ebenso  die 
päpstlichen  Bullen,  Breven  und  sonstigen  Er- 
lasse, welche  immer  nur  von  dem  Bischof  ver- 
kündet und  angewendet  werden  dürfen.  —  Die 
vorstehenden  Bestimmungen  treten  bezüglich  der 
Verordnungen  der  katholischen  Kirchengewalt 
an  die  Stelle  des  hierdurch  unter  Beobachtung 
der  Vorschrift  des  §.  176  der  Verf.-Urk.  aufge- 
hobenen zweiten  Satzes  des  §.  72  der  Verf.-Urk." 

6  Ges.  V.  9.  Okt.  1860.  §."l5:  „Keine  Verord- 
nung der  Kirche,  welche  in  bürgerliche  oder 
staatsbürgerliche  Verhältnisse  eingreift,  kann 
rechtliche  Geltung  in  Anspruch  nehmen  oder  in 
Vollzug  gesetzt  werden,  bevor  sie  die  Genehmi- 
gung des  Staats  erhalten  hat.  —  Alle  kirchlichen 
Verordnungen  müssen  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
kündigung der  Staatsregierung  mitgetheilt  wer- 
den". 

7  Ges.  V.  23.  April  1875,  die  rechtliche  Stel- 
lung der  Kirchen  betr.  Art.  5  :  .,Alle  kirchlichen 
Verordnungen  müssen  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
kündigung der  Staatsregierung  mitgetheilt  wer- 
den. —  Keine  Verordnung  der  Kirchen  oder 
Religionsgemeinschaften  kann  in  Beziehung  auf 
bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhältnisse 
rechtliche  Geltung  in  Anspruch  nehmen  oder  in 
Vollzug  gesetzt  werden,  bevor  sie  die  Genehmi- 
gung des  Staats  erhalten  hat.  —  Art.  40  der  Verf.- 
Urk.,  sowie  die  auf  die  Staatsgenehmigung  (das 
placet)  sich  beziehenden  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnungen V.  30.  Januar  1830  und  1.  März  1853 
.  .  .  sind  aufgehoben". 

8  Ges.  V.  23.  August  1876:  „§.  1.  Verordnun- 
gen der  katholisch-geistlichen  Behörden  dürfen 
nichts  enthalten,  was  den  Gesetzen  des  Staates 
und  den  auf  Grund  derselben  von  den  zustän- 
digen Behörden  erlassenen  Anordnungen  wider- 
spricht. §.  2.  Verordnungen  allgemeinen  In- 
halts, welche  ausschliesslich  und  allein  dem 
Gebiete  der  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten 
angehören,  sind  vor  der  Verkündigung  der 
Staatsregierung  vorzulegen.  —  Als  Verordnung 
allgemeinen  Inhalts  im  Sinne  dieses  Getetzes 
sind  diejenigen  anzusehen,   welche  die  Geist- 
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Zweites  Kajntel:   Das  Gesetzgehungs-  oder  Verordnungsrecht  nach  seiner 

heutigen  Geltung, 

I.  Das  kirchliche  Recht. 

A.  Das  oberste  Gesetzgebungsrecht  des  Papstes  (und  der  allgemeinen 

Konzilien). 

§.  191.     1.   Im  Allgemeinen. 

I.  Charakter  und  Grenze  des  obersten  Gesetzgebungsrechtes. 
Für  das  jetzt  in  der  katholischen  Kirche  in  Betreff  der  obersten  Gesetzgebung  gel- 
tende Recht  sind  heute  noch  die  im  13.  Jahrhundert  festgestellten  Anschauungen 
massgebend,  nur  haben  dieselben  neuerdings  durch  die  Beschlüsse  des  vatikanischen 
Konzils  eine  Weiterentwicklung  in  einer  bestimmten  Beziehung  erfahren. 

Die  Befugniss,  Rechtssätze  ^  mit  bindender  Kraft  für  die  ganze  Kirche  zu  ver- 
sehen, steht  nach  dem  geltenden  Rechte  sowohl  dem  Papst  ^  wie  auch  dem  allge- 
meinen Konzile  ^  zu.  Das  allgemeine  Konzil  besitzt  das  Recht  kraft  seines  Charakters 
als  Repräsentativorgan  der  ganzen  Kirche,  der  Papst  kraft  des  ihm  über  die  letztere 
zukommenden  Primates.  Indessen  ist  zufolge  der  dem  allgemeinen  Konzil  durch  das 
Vatikanum  angewiesenen  Stellung  auch  das  seiner  äusseren  Fassung  nach  als  An- 
ordnung einer  allgemeinen  Synode  erscheinende  Gesetz  materiell  nur  ein  Gesetz  des 
Papstes,  weil  seine  verbindliche  Kraft  auf  der  Gewalt  des  Papstes  beruht  und  das 


lichkeit  oder  die  Diöcesanen  im  Bezirke  der 
verordnenden  Behörde  insgesammt  angehen.  §.  3. 
Verordnungen  allgemeinen  Inhalts,  welche  ganz 
oder  theilweise,  sei  es  auch  mittelbar,  in  staat- 
liche oder  hürgerliche  Verhältnisse  eingreifen, 
bedürfen  zu  ihrer  Verkiindung  der  landesherr- 
lichen Genehmigung  und  sind  daher  dem  Könige 
vorzulegen.  —  Die  Vorlegung  erfolgt  durch  das 
Ministerium  des  Cultus  und  öffentlichen  Unter- 
richts, welches  in  der  hierauf  zu  erlassenden 
Verfügung  ausdrücklich  zu  bemerken  hat,  dass 
das  Placet  ertheilt  worden  sei.  —  Die  Genehmi- 
gung wird  ertheilt  werden,  wenn  sie  vom  staat- 
lichen Gesichtspunkte  unbedenklich  ist.  —  Die 
Genehmigung  ist  in  der  Verordnung  zu  bekun- 
den. Die  Genehmigung  gilt  so  lange,  als  sie 
nicht  durch  neue  Anordnungen  ausser  Kraft  ge- 
setzt wird.  —  Verordnungen  im  Sinne  Abs.  1, 
welche  ohne  landesherrliche  Genehmigung  ver- 
kündet oder  angewendet  werden,  sind  rechtlich 
unwirksam.  §.  4.  Erlasse  des  römischen  Stuhles 
jeder  Art  dürfen  im  Königreiche  nur  von  den 
inländischen  katholisch  -  geistlichen  Behörden 
und  nur  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  in 
§§.  1,2  und  3  verkündet  werden.  §.  5.  Ueber 
Zweifel  bei  der  Anwendung  der  §§.  1  bis  4  ent- 
scheidet die  Staatsregierung-''. 

Was  die  ausserdeutschen  Staaten  ab- 
gesehen von  Frankreich  (s.  o.  S.  760)  betrifft, 
so  ist  das  in  Belgien  auf  Grund  der  organischen 
Artikel  und  in  Holland  zufolge  der  Verfas- 
sungsurkunde V.  1815  Art.  6  in  Geltung  gewe- 
sene Placet  nach  der  Trennung  beider  Länder 
durch  die  belgische  Verfassung  v.  1830  Art. 


16  und  das  liolländische  revidirte  Grund- 
gesetz V.  1848  Art.  170  aufgehoben  worden, 
Friedberg  S.  615.  620.  622.  630.  648;  A. 
Müller  p.  81.  108.  123.  Für  Italien  hat 
dasselbe  —  es  galt  bis  dahin  namentlich  in  Nea- 
pel, Friedberg  S.  671  und  in  Sardinien , 
und  wurde  im  J.  1863  auf  das  ganze  damalige 
italienische  Königreich  ausgedehnt,  A.  Müller 
p.  124  —  erst  durch  das  s.  g.  Garantiegesetz  v. 
13.  Juni  1871  Art.  16  seine  Beseitigung  er- 
fahren, Friedberg  S.  725.  920. 

1  Die  heut  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes 
erörterte  Frage,  ob  zum  Begriffe  des  Gesetzes  die 
Aufstellung  einer  allgemeinen  Regel,  d.  h.  einer 
solchen,  welcher  sich  nach  den  durch  dieselbe  be- 
stimmten Merkmalen  eine  Anzahl  von  Fällen  un- 
terordnen lassen,  (so  H.  Schulze,  Lehrb.  d. 
deutsch.  Staatsrechts  u.  G.  Meyer  in  Grün- 
hut, Ztschr.  f.  d.  öffentl.  u.  Priv.-R.  8,  15) 
gehört  oder  ob  es  genügt,  dass  der  Rechtssatz  nur 
auf  einen  bestimmten  Thatbestand  anwendbar  ist 
oder  nur  ein  einzelnes  Rechtsverhältniss  betrifft 
(s.  L  ab  a n  d ,  Staatsrecht  d.  deutsch.  Reichs  2,  2 ; 
Zorn,  Staatsrecht  d.  deutsch.  Reiches  1,  107), 
erledigt  sich  für  das  Kirchenrecht  dadurch,  dass 
principiell  den  im  Text  genannten  Organen  allein 
in  allen  Fällen  die  Befugniss  zur  Feststellung 
von  Rechtssätzen  allgemeinen  oder  speziellen  In- 
haltes mit  verbindlicher  Kraft  für  die  ganze  Kirche 
zukommt.    S.  übrigens  auch  unten  §§.  193.  194. 

2  Th.  I.  S.  205  und  in  diesem  Theil  o.  S.  740 
u.  S.  743.  n.  8. 

3  S.  0.  S.  358.  613  u.  S.  743  n.  8. 
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Konzil  lediglich  als  Senat  desselben  bei  der  Vorbereitung  des  Gesetzes  mitzuwirken 
befugt  ist  1 . 

Die  Kirche  bildet  nach  katholischer  Auffassung  eine  organisirte,  äussere,  völlig 
unabhängige  Anstalt,  mit  bestimmten  Oberen  als  Leitungsorganen  und  mit  allen  Ge- 
tauften, als  ihren  Mitgliedern  und  Unterthanen  2,  In  ihr  übt  der  Papst  kraft  seines 
Primates  eine  Gewalt  aus,  welche  nach  der  Auffassung  der  katholischen  Kirche  der 
Souveränität  des  Staates  auf  seinem  Gebiete  entspricht^.  Die  päpstliche  Gesetzge- 
bung, mag  sie  allein  vom  Papst  oder  unter  Mitwirkung  des  allgemeinen  Konziles  ge- 
handhabt werden,  ist  daher  souverän,  d.  h.  unabhängig  in  ihrer  Ausübung  von  der 
Mitwirkung  jedes  anderen  kirchlichen  oder  weltlichen  Organes,  und  die  vom  Papst 
erlassenen  Gesetze  verpflichten  lediglich  und  allein  deshalb,  weil  sie  von  ihm  aus- 
gegangen sind'^. 

Eine  Gesetzgebung,  welche  souverän  zu  sein  behauptet,  kann  nicht  auf  einen 
bestimmten  Kreis  von  Angelegenheiten  beschränkt  sein,  vielmehr  muss  sie  allein  und 
ausschliesslich  das  Recht  besitzen,  das  Gebiet  ihrer  Bethätigung  festzusetzen.  Und 
dieses  Recht  nimmt,  wenngleich  nach  moderner  Anschauung  die  Gesetzgebung  der 
Kirche  ihrem  Begriffe  nach  sich  nur  auf  die  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
erstrecken  kann,  die  katholische  Kirche  in  der  That  noch  heute  in  Anspruch.  Die 
mittelalterliche,  seit  Gregor  VII.  entwickelte  Lehre  von  dem  wahren  Menschheits- 
staat, der  von  Gott  gestifteten  Kirche  unter  dem  Principate  des  Papstes  und  von  der 
weltlichen  Herrschaftsordnung,  dem  Staate,  als  eines  lediglich  der  Kirche  dienenden 
Bestandtheiles  •'^,  bedingte  als  Konsequenz  die  oberste  Gesetzgebung  der  Kirche  und 
des  Papstes  und  damit  auch  das  Recht  zur  Begränzung  des  der  Kirche  gehörigen 
Gebietes.  Thatsächlich  hat  auch  die  Kirche  seit  Gregor  VII.  diese  Gränzen ,  na- 
mentlich ,  soweit  ihre  kirchliche  Jurisdiktion  in  Frage  stand  <',  bis  auf  den  heutigen 
Tag  "^  zu  ziehen  beansprucht  und  in  früherer  Zeit  auch  mit  Erfolg  gezogen.    Das 

^  S.  0.  S.  630.  bedeutet,    nach    der   Anmerkung   des   Jesuiten 

2  S.  das  dem Vatlkanum  vorgelegte  [o.  S. 462),  Schrader,  d.  Papst  u.  die  modernen  Ideen, 
aber  nicht  zur  Erledigung  gekommene  Schema  de  Hft.  2.  die  Encyclica  v.  S.Dez.  1864.  Wien  1865, 
ecclesia  Christi  c.  10,  und  dazu  can.  2,  10.  12,  dass  die  Lehre  keine  blos  mittelalterliche  ist, 
Friedrich,  docum.  ad  illustr.  conc.  Vatican.2,  „sondern  eine  solche,  welche  der  Verfassung  der 
91.  102;  Th.  Weber,  Staat  u.  Kirche  nach  d.  Kirche  entspricht  und  daher  zu  allen  Zeiten  vor- 
Zeichnung d.  Ultramontanismus.  Breslau  1873.  herrschen  muss". 

S.  42ff.  68.  (auf  Grundlage  der  Schrift:  Matt.  ^  Syllabus  n.  20  reprobirt  den  Satz:  Eccle- 
Liberatore,  la  chiesa  elostato.  Napolil871);  siastica  potestas  suam  auctoritatem  exercere  non 
vgl.  auch  0.  S,  740  n,  5.  debet  absque  civili  gubernii  venia  et  consensu"; 
Der  Syllabus  von  1864.  n.  19  verwirft  die  cit.  Vatikan.  Schema  c.  13ff.  u.  can.  21,  Fried- 
Lehre:  „Ecclesia  non  est  vera  perfectaque  socie-  rieh  p.  94.  104;  Weber  a.  a.  0.  S.  57. 
tas  plene  libera  nee  pollet  suis  propriis  et  con-  5  Gierke,  deutsches  Genossenschaftsrecht  3, 
stantibus  iuribus  sibi  a  divino  suo  fundatore  col-  519.  525. 

latis,  sed  civilis  potestatis  est  deflnire,  quae  sint  ^  S.  o.  S.  727  ff.   Vor  Allem  zeigt  dies  die  all- 

ecclesiae  iura  ac  limites ,  intra  quos  eadem  iura  mähliche  Ausdehnung  der  kirchlichen  Gerichts- 

exercere  queat".  Das  ist  die  mittelalterliche  oder  barkeit.    Bei  dem  Mangel  einer  quellenmässigen 

hierokratische  Theorie,  welche  auch  noch  heute  Zusammenstellung    der    verschiedenen    Gebiete 

wenigstens  im  Principe  von  der  Kurie  und  den  der   kirchlichen  Gesetzgebung  müssen  die  Vor- 

Ultramontaneu  festgehalten  wird,  vgl.  Märten s  ,  Schriften  über  die  materielle  Zuständigkeit  der 

d.  Beziehungen  etc.  zwischen  Kirche  und  Staat.  geistlichen  Gerichte  in  Betracht  gezogen  werden. 

Stuttgart  1877.    S.  78  u.  in  Ztschr.  f.  K.  R.  17,  Die  Berechtigung  dazu  liegt  darin,   dass  durch 

57;  F.  J.  Moulart,  Kirche  u.  Staat ,  Uebersetzg.  die   Inanspruchnahme   der  Jurisdiktion    für  be- 

V.  Ho  üben.  Mainz  1881.  S.  138  ff.  stimmte  Verhältnisse  diese  überhaupt  für  Ange- 

3  Syllabus  n.  34 :  „Doctrina  comparantium  Ro-  legenheiten,  welche  der  kirchlichen  Regelung 
manum  pontiücem  principi  libero  et  agenti  in  unterliegen,  erklärt  worden  sind.  Schulte,  K. 
universa  ecclesia ,  doctrina  est  quae  medio  aevo  R.  1 ,  395. 

praevaluit'*.      Die   Verurtheilung    dieses    Satzes  '^  Syllabus  n.  19,  s.  o.  Anm.  2. 
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[§.  191, 


kanonische  Recht,  an  dessen  principieller  Geltung  die  katholische  Kirche  noch  heute 
festhält*,  überweist  der  kirchlichen  Sphäre  ausser  den  begriffsmässig  kirchlichen 
Angelegenheiten  (wie  z.  B.  den  Glaubens- ,  Lehr-  und  Kultus-Sachen,  den  Sakra- 
menten, dem  kirchlichen  Aemterwesen  und  der  Regelung  der  kirchlichen  Rechte  und 
Pflichten  der  Amtsträger  und  der  Geistlichen),  auch  solche,  welche  nur  in  entfernter 
Beziehung  zu  kirchlichen  Verhältnissen  -^  und  geistlichen  Personen  -^  stehen. 

Aber  damit  nicht  genug,  aus  jener  mittelalterlichen  Lehre  folgt  auch,  dass  die 
Kirche  als  der  wahre  Staat  alle  weltlichen  Machtbefugnisse  in  ihrer  Hand  vereinigt 
und  der  Papst  der  oberste  Gesetzgeber  in  allen  weltlichen  Dingen  ist.  Allerdings 
soll  auch  nach  mittelalterlicher  Auffassung  die  weltliche  Gewalt  von  der  geistlichen 
geschieden  sein,  aber  das  Princip  der  Trennung  bezieht  sich  nur  auf  die  Ausübung 
der  ersteren  innerhalb  der  ihr  von  der  Kirche  überlasseuen  Sphäre.  Da  der  Staat 
aber  blos  der  kirchlichen  Ordnung  zu  dienen  hat,  so  hat  die  Kirche  und  der  Papst 
alle  Regentenhandlungen  und  die  weltliche  Gesetzgebung  zu  beaufsichtigen,  und 
nöthigenfalls  aus  begründetem  Anlass  auch  in  die  weltliche  Verwaltung  einzugreifen  ^. 
Der  Papst  ist  daher  befugt,  in  solchen  Fällen  sein  oberstes  Gesetzgebungsrecht  aus- 
zuüben, um  weltliche  Gesetze,  welche  mit  der  Moral  und  Billigkeit'^,  sowie  mit  der 
Stellung  und  den  Rechten  der  Kirche  in  Widerspruch  stehen  ^,  zu  kassiren  und  an- 


1  Wenngleich  es  vielfach  keine  praktische 
Anwendung  mehr  findet,  weil  die  staatliche  Ge- 
setzgebung entgegensteht. 

'^  Wie  z.  B.  die  Verlöbnisssachen,  eidlich  be- 
stätigte Verträge,  das  gesammte  kirchliche  Ver- 
mögensrecht, Vermögensfragen  bei  der  Ehe,  s. 
die  Zusammenstellung  bei  Schulte  1,  396. 
Aus  neuerer  und  heutiger  Zeit  gehört  hierher  der 
Anspruch  auf  Regelung  des  Schul-  und  Unter- 
richtswesens, Syllabus  n.  45  —  48;  Vatikan. 
Schema  de  ecclesia  c.  15,  Friedrich  p.  98. 

3  So  die  Ausschliessung  der  staatlichen  Ge- 
richtsbarkeit in  Kriminal-  und  Civilsachen  der 
Geistlichen  und  des  Rechtes  der  weltlichen  Gesetz- 
gebung, dieselben  staatlichen  Lasten,  z.  B.  der 
Besteuerung  und  Militärpflicht,  zu  unterwerfen, 
vgl.  Syllabus  n.  30—32. 

4  Gierke,  a.  a.  0.  S.  522  ff.  529.  530. 

5  So  hat  z.  B.  die  Kirche  über  Zinsen,  tit.  X. 
de  usuris  V.  19,  sowie  über  Verjährung  und  Er- 
sitzung, c.  4.  8  (Alex.  III.)  20.  (conc.  Latr.  IV. 
V.  1215}  X.  de  praescript.  II.  26.  eine  Reihe  von 
Gesetzen  erlassen.  Weiter  gehört  hierher  die 
Bulle  Gregors  XI.  v.  1374,  welche  14  Artikel 
des  Sachsenspiegels,  darunter  auch  mehrere  rein 
prozessualische  und  civilrechtlichc  verurtheilt, 
Mansi  23,  158:  „quaedam  detestabilia  scripta, 
leges  seu  speculum  Saxonicum  vulgariter,  nun- 
cupata  .  . .  quae  iudices  et  incolae  partium  earum- 
dera,  omissis  canonibus  aliisque  scripturis  sacris 
contemptis,  quae  naturae  legibus  ac  civilibus  et 
bonis  moribus  procul  pulsis  .  .  observant.  Ex 
quorum  quidem  observantia  deus  oflfenditur,  pro- 
ximus  gravatur,  vera  iustitia  et  aequitas  impu- 
gnatur,  contra  bonos  mores  et  legem  naturae  agitur, 
dehonestatur  honestas  libertasque  ecclesiastica 
conculcatur  et  quod  est  deterius,  apostolica  dene- 
gatur  potestas  et  veritati  catholicae  fldes  dero- 
gatur.    .   .   .  ipsa   scripta  seu   leges  .   .  tanquam 


falsa,  temeraria,  iniqua  et  iniusta  et  in  quibus- 
dam  haeretica  et  schismatica  et  contra  bonos 
mores  existentia  periculosaque  animabus  .  .  . 
auctoritate  apostolica  .  .  .  reprobamus,  damnamus 
et  decernimus  irrita  et  inania  et  carentia  omni 
robore  flrmitatis.'' 

6  c.  7.  10  (Innoc.  III.)  X.  de  constit.  I.  2;  c.  13 
(Later.  IV.  v.  1215)  X.  de  reb.  eccles.  allen., 
c.  4  (id.)  X.  de  immun,  eccles.  III.  49,  vgl.  auch 
0.  S.  738;  aus  der  Zeit  des  späteren  Mittelalters 
und  aus  der  neueren  Zeit  mögen  hier  angeführt 
werden  (abgesehen  von  der  in  der  vor.  Anm.  cit. 
Bulle  Gregors  XI,  soweit  sie  sich  auf  die  die 
Stellung  des  Papstes  und  das  Kirchenrecht  be- 
rührenden Artikel  des  Sachsenspiegel,  I.  3.  §.  3 
i.  f.,  III.  57.  §.  1  u.  III.  63.  §.  2  bezieht),  die 
Verurtheilung  der  pragmatischen  Sanktion  durch 
Leo  X.  i.  J.  1516,  s.  o.  S.  424,  die  des  west- 
fälischen Friedens  durch  Innocenz  XI.  in  der 
Bulle :  Zelo  domus  dei  v.  20.  Nov.  1648,  Bullar. 
Taurin.  15,  603,  die  verschiedenen  Verurthei- 
lungen  in  der  Bulle:  Coena  domini  (s.  o.  S.  757. 
n.  4.  u.V.  Schulte,  die  Macht  der  röm.  Päpste. 
2.  Aufl.  Prag  1871.  S.  49),  ferner  die  Allokution 
Pius'  IX.  V.  22.  Juni  1808  betreffend  die  Nich- 
tigkeitserklärung der  österreichischen  Gesetze, 
einschliesslich  der  Verfassung  v.  1867,  Arch.  f. 
k.  K.  R.  20,  250;  sowie  die  Encyklika  desselben 
Papstes  V.  5.  Februar  1875  gegen  die  preussischen 
Maigesetze,  a.  a.  0.  33,  373,  ,,  .  .  .  Ad  has  enim- 
vero  partes  nostri  muneris  implendas  intendimus 
per  hasce  literas  aperta  testatione  denunciantes 
Omnibus  ad  quos  ea  res  pertinet  et  universo  catho- 
lico  orbi,  leges  illas  irritas  esse,  utpote  quae  di- 
vinae  ecclesiae  constitutioni  prorsus  adversantur," 
welche  eine  unbedingte  Nichtigkeit  derselben, 
nicht  blos  die  kirchliche  Unverbindlichkeit  der- 
selben, wie  z.  B.  behauptet  worden  ist,  ausspricht, 
s.  dazu  Martens,  Beziehungen  zw.  Kirche  u. 
Staat.  S.  74,  vgl.   endlich  auch  die  vatikanische 
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dere  Normen  an  deren  Stelle  zu  setzen  i.  Diese  Befugniss  kommt  dem  römischen 
Stuhle  auch  noch  heute  nach  der  für  die  Kirche  einzig  massgebenden  Auffassung, 
nämlich  der  päpstlichen,  zu,  sie  ist  also  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche 
aus  noch  als  geltendes  Recht  zu  bezeichnen  2. 


Konstitution :   Pastor  aetemus  v.  18.  Juli  1870, 
c.  3,  soweit  sie  das  Placet  verwirft. 

1  S.  S.  766.  n.  5.  Auch  folgt  aus  jeder  Kassation 
weltlicher  Gesetze,  dass  an  Stelle  derselben  die 
das  betreffende  Verhältniss  regelnden  kanonischen 
Vorschriften  zu  beobachten  sind. 

2  Allerdings  ist  es  richtig,  dass  die  hierokra- 
tische  Lehre  des  Mittelalters,  aus  welcher  die 
fragliche  Befugniss  des  Papstes  sich  als  Konse- 
quenz ergiebt,  jedenfalls  bis  zumErlass  des  Syl- 
labus  1864  (über  den  letzteren  vgl.  den  Schluss 
dieser  Anmerkung)  nicht  Dogma  der  katholischen 
Kirche  gewesen  ist.  Als  die  massgebende  katho- 
lische Lehre  hat  man  neuerdings  vielfach ,  na- 
mentlich seitens  der  Centrumspartei,  die  an- 
scheinend von  Görres  herrührende  s.g.  Koor- 
dination stheorie  (vgl.  Martens  a.  a.  0. 
S.  340),  nach  welcher  die  beiden  grossen  Gewal- 
ten, Kirche  und  Staat,  innerhalb  der  einer  jeden 
eigenthümlichen  Lebenssphäre  von  einander  völ- 
lig unabhängig  dastehen  ,  ausgegeben  (P.  Rei- 
ch ens  per  ger,  Kulturkampf.  Berlin  1876. 
S.  27,  nennt  sie  sogar  das  „grundsätzlich 
allein  ber  echtigte  System").  Nach  dieser 
Theorie  würde  die  Kirche  und  der  Papst  nur  ge- 
genüber solchen  Staatsgesetzen ,  welche  in  das 
kirchliche  Gebiet  eingreifen ,  kontrolirend  und 
kassirend  einschreiten  können.  Aber  ganz  abge- 
sehen davon,  dass  diese  Lehre  gerade  die  Frage, 
was  zum  kirchlichen  und  was  zum  staatlichen 
Gebiet  gehört,  nicht  löst  und  die  Anhänger  der- 
selben das  Princip  ihrer  Theorie  dadurch  ver- 
läugnen ,  dass  sie  die  Begrenzung  des  ersteren 
der  Kirche  anheim  geben  und  sie  nach  dem  ka- 
nonischen Recht  bemessen  wissen  wollen ,  ist  es 
völlig  unberechtigt,  die  Koordinationstheorie  als 
massgebende  Lehre  der  katholischen  Kirche  zu 
bezeichnen.  Nicht  nur  gewichtige  katholische 
Stimmen  in  Deutschland,  vgl.  Phillips  K.  R. 
2,  618 ff.,  sind  ihr  entgegengetreten,  sondern  sie 
wird  sogar  von  den  römischen  offiziösen  Schrift- 
stellern ,  insbesondere  von  Liberatore  1.  c. 
p.  2  als  eine  irrige  Anschauung  eines  „gemässig- 
ten Liberalismus"  verworfen ,  vgl.  auch  Här- 
tens S.  80.  248  u.  Weber  a.  a.  0.  S.  5.  Sie 
kann  also  für  die  Feststellung  des  geltenden 
kirchlichen  Rechts  gar  nicht  in  Frage  kommen. 

Viel  älter  und  verbreiteter  ist  die  von  Bellar- 
min, Suarez  und  anderen  vertretene  Theorie 
von  der  s.g.  potestas  indirecta  der  Kirche  über 
die  Temporalien ,  welche  seit  dem  17.  Jahrhim- 
dert  zahlreiche  Anhänger  gefunden  hat  und  sie 
auch  noch  in  neuerer  Zeit,  s.  z.B.  Phillips 
a.  a.  0.,  Liberatore  1.  c.  p.  43.  118.  119 
(vgl.  dazu  Weber  S.  75ff.),  de  Angelis, 
praelectioues  iuris  canonici  I.  1,  37.  39,  besitzt. 
Diese  spricht  allerdings  der  Kirche  und  dem 
Papste  auch  die  Substanz ,  nicht  blos  die  Aus- 
übung der  weltlichen  Gewalt  ab ,  aber  indem  sie 
die  Kirche  als  die  höhere  Lebensordnung  auf- 
fasst ,  legt  sie  der  päpstlichen  Gewalt  das  Recht 


bei ,  in  den  Fällen ,  in  denen  die  weltliche  Ge- 
walt die  Erreichung  der  Ziele  der  Kirche  hin- 
dert, die  Religion  oder  die  Kirche  gefährdet, 
kontrolirend  und  korrigirend  mit  kirchlichen  Ge- 
setzen einzugreifen,  vgl.  Bell ar min  de  Ro- 
mano pontiflce  V.  c.  6 :  „Quantum  ad  leges,  non 
potest  papa  ordinarie  condere  legem  civilem  vel 
confirmare  aut  inflrmare  leges  principum,  quia 
ipse  non  est  princeps  ecclesiae  politicus ,  tamen 
potest  omnia  illa  facere ,  si  aliqua  lex  civilis  sit 
necessaria  ad  salutem  animarum  et  tamen  reges 
non  velint  eam  condere  aut  si  alia  sit  noxia  ani- 
marum saluti  et  tamen  reges  non  velint  eam 
abrogare*^' (und überhaupt Hergenröther,  kath. 
Kirche  u.  christl.  Staat  S.  421  ff.;  Molitor, 
d.  Dekretale:  Per  venerabilem.  Münster  1876.  S. 
151  ff.).  Obwohl  auf  anderer  principieller  Grund- 
lage beruhend ,  als  das  mittelalterliche  System 
und  die  auf  demselben  ruhenden  Dekretalen, 
welche,  wie  Gierke  a.  a.  0.  S.  522.  n.  13  voll- 
kommen zutreffend  gegen  die  beiden  zuletzt  ci- 
tirten  hervorhebt,  nicht  im  Sinne  der  s.g.  po- 
testas indirecta  verstanden  werden  können,  führt 
diese  Lehre  doch  in  der  Frage  des  Textes  zu 
demselben  praktischen  Resultate,  so  auch  Mou- 
larta.  a.  0.  S.  184. 

Wie  die  Lehre  von  der  potestas  indirecta  als 
eine  Abschwächung  des  ächten  mittelalterlichen 
Hierokratismus  erscheint,  so  enthält  endlich  das 
System  der  s.g.  potestas  directiva,  vgl.  darüber 
Hergenröther  S.  448,  eine  weitere  Milder- 
ung der  ersteren  Theorie.  Dasselbe  legt  der  Kir- 
che über  das  kirchliche  Gebiet  hinaus  nur  das 
Recht  und  die  Pflicht  bei,  durch  lehramtliche 
Entscheidungen,  Erklärungen  und  Gebote  auf 
die  Fürsten  und  Völker  einzuwirken  und  bei 
Kollision  staatlicher  Anordnungen  mit  den  kirch- 
lichen Forderungen  zu  erklären  ,  was  vor  Gott 
und  dem  Gewissen  zu  geschehen  habe.  D.  h. 
eine  direkte  Gesetzgebungsgewalt  über  das  staat- 
liche Gebiet  wird  der  Kirche  und  dem  Papst  nicht 
zugestanden ,  die  Verurtheilung  staatlicher  Ge- 
setze hebt  deren  staatliche  Gültigkeit  nicht  auf, 
wohl  aber  entbindet  sie  die  Unterthanen  von  der 
Gewissenspflicht,  sie  zu  befolgen. 

Mit  den  im  corpus  iuris  enthaltenen  päpst- 
lichen Dekretalen  ist  weder  die  zuletztgedachte, 
noch  die  Koordinations-Theorie  vereinbar.  Auf- 
gehoben sind  die  in  Frage  kommenden  Dekreta- 
len, insbesondere  c.  34  X.  de  elect.  I.  6,  c.  6  X. 
de  M.  et  0.  L  33;  c.  13  X.  de  iud.  II.  1  und 
c.  13  X.  qui  fllii  sint  legit.  IV.  17  (sämmtlich 
von  Innocenz  III.) ,  sowie  die  Dekretale  Bonifa- 
zius'  VIII.  :  Vnam  sanctam  v.  1302,  c.  1  de  M. 
et  0.  in  Extrav.  comm.  I.  8 ,  niemals  (auch  die 
letztere  nicht  durch  das  Brere  Clemens'  V.  Me- 
ruit  v.  1306,  c.  2  de  privileg.  in  Extr.  cit.  V.  7, 
s.  Martens  a.  a.  0.  S.  48).  Sie  enthalten  die 
massgebenden  Anschauungen  des  kirchlichen 
Gesetzgebers  und  diese  haben  darum  noch  heute 
rechtsverbindliche  Kraft,  gleichviel  ob  und  in 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.191. 


Nach  katliollscher  Auffassung  hat  Christus  die  Kirche  als  sichtbare  Anstalt  mit 
einer  bestimmten  Lehre  und  mit  bestimmten  Ordnungen  gestiftet.  Diese  Normen  sind 


wie  weit  einzelnen  Dekretalen ,  wie  dem  caput 
Uiiain  saiictani  ein  ilogmatischer  Charakter  zu- 
kommt oder  niclit  (vgl.  darüber  M  arten  s  a.  a. 
O.  8.  45).  Gleichgültig  ist  es  auch,  dass  die 
mittelalterliche  Doktrin  auf  der  Voraussetzung 
beruht,  dass  ,,die  geistliche  und  weltliche  Gewalt 
gleiciisam  unter  einem  Dache  wohnen,  eine  ein- 
zige Christenheit,  die  christiana  respublica,  aus- 
machen" und  dass  dieses  Verhältniss  heut  zu 
Tage  thatsächlich  nicht  mehr  obwaltet  (Her- 
genröther  S.  732  ff.) ,  nicht  minder  dass  die 
Kirche  und  die  Päpste  in  neuerer  Zeit  alle  Kon- 
sequenzen der  mittelalterlichen  Lehre  nicht  mehr 
geltend  gemacht  haben  und  auch  praktisch  nicht 
verwirklichen  können.  Alles  das  sind  faktische 
Verhältnisse,  welche  die  Gesetzeskraft  der  ange- 
führten Dekretalen  nicht  beseitigen. 

Diese  hier  vertretene  Auffassung  findet  ihre 
Bestätigung  in  dem  Syllabus  von  1864,  welcher, 
mag  man  demselben  die  dogmatische  Unfehlbar- 
keit, wie  z.  B.  eine  Reihe  deutscher  Jesuiten, 
vgl.  darüber  P.  Hinschius,  die  Stellung  der 
deutschen  Staatsregierungen  geg.  d.  Vatikan. 
Konzil  S.  51.  52,  beilegen,  oder  sie  ihm  abspre- 
chen ,  s.  Martens  a.  a.  0.  S.  382,  jedenfalls 
den  Charakter  eines  unter  Autorität  des  Papstes 
veröffentlichten  Aktenstückes  besitzt  und  somit 
authentische  Auskunft  über  die  bei  der  Kurie 
herrschenden  Auffassungen  giebt.  In  demselben 
ist  ohne  Zweifel,  wie  Martens  S.  64.  385  be- 
merkt, das  hierokratische  System  zum  Ausdruck 
gelangt  und  nur  darüber  kann  man  streiten,  ob  in 
seiner  alten  mittelalterlichen  Schärfe  oder  in  der 
Abschwächung  der  Lehre  von  der  potestas  indi- 
recta  in  temporalia,  weil  die  praktischen  Konse- 
quenzen beider  Auffassungen ,  welche  in  den 
einzelnen  verurtheilten  Sätzen  hervortreten  und 
aus  denen  der  Rückschluss  auf  das  sie  beherr- 
schende Princip  zu  machen  ist,  im  Wesentlichen 
dieselben  sind.  No.  24  des  Syllabus :  .,Ecclesia 
vim  inferendi  potestatem  non  habet  ueque  po- 
testatem  ullam  temporalem  directam  vel  indirec- 
tam",  reprobirt  die  Sätze,  dass  die  Kirche  keine 
äussere  Zwangsgewalt  habe ,  und  dass  sie  weder 
eine  direkte  noch  indirekte  zeitliche  Gewalt  be- 
sitze. Die  Position  des  letzten  Satzes  lautet  also  : 
die  Kirche  hat  entweder  eine  direkte  oder  eine 
indirekte  Gewalt  oder  wenn  sie  nicht  eine  di- 
rekte hat,  so  besitzt  sie  doch  mindestens  eine  in- 
direkte Gewalt  über  das  Zeitliche.  (Aehnlich 
auchBouix,  Tract.  de  papa  3,  6.)  Damit  ist 
also  die  Koordinations-Theorie  und  das  System 
der  direktiven  Gewalt  verworfen  und  als  nicht 
verwerfbar  lediglich  das  hierokratische  System 
entweder  in  seiner  vollen  Schärfe  oder  auch  in 
der  Abschwächung  der  Lehre  von  der  potestas 
indirecta  anerkannt ,  ein  Resultat,  zu  welchem 
auch  Bouix  1.  c.  3,  301  ff.  kommt,  indem  er 
bemerkt ,  dass  ihm  die  Unrichtigkeit  der  Lehre 
von  der  potestas  directa  nicht  klar  dargethan  zu 
sein  scheine,  p.  305,  dass  aber  die  Theorie  von 
der  potestas  indirecta,  welche  erst  nach  der  Ent- 
stehung des  Protestantismus  aufgekommen  sei, 
p.  305,    weniger   Missgunst    bei   ungläubigen, 


ketzerischen  und  schlecht  katholischen  Fürsten 
hervorrufe,  p.  307.  Allerdings  versteht  Mar- 
tens S.  384.  n.  1  die  n.  24  des  Syllabus  dahin, 
dass  sie  der  Kirche  eine  äussere  gesetzgebende  und 
richterliche  Gewalt  zuschreibt.  Dann  erscheint 
aber  das  indirecta  völlig  unerklärlich  und  ausser- 
dem sind  die  gedachten  Befugnisse  schon  in 
n.  19  unter  den  der  Kirche  zustehenden  Rechten 
mit  inbegriffen.  Uebrigens  folgt  die  These  hin- 
ter n.  23,  welche  die  Behauptung  verwirft,  dass 
die  Päpste  und  die  ökumenischen  Konzilien  die 
Grenzen  ihrer  Gewalt  überschritten  haben ,  also 
hervorhebt,  so  auch  Martens  S.  386,  dass  die 
Päpste,  welche  von  dem  Standpunkt  des  hiero- 
kratischen  Systems  aus  gehaudelt,  z.  B.  Fürsten 
abgesetzt,  weltliche  Gesetze  kassirt  haben,  sich 
keiner  Anmassung  schuldig  gemacht  hätten.  Eben- 
sowenig haltbar  erscheint  die  Auslegung  der 
n.  24  bei  Hergenröther  S.  836.  Die  direkte 
zeitliche  Gewalt  bezieht  er  auf  den  Besitz  des 
früheren  Kirchenstaates ,  der  zeitlichen  Güter 
und  Gerechtsame ,  die  indirekte  auf  das  Recht 
der  Kirche,  die  Gläubigen  anzuhalten,  ihre  irdi- 
schen Güter  recht  zu  gebrauchen  und  den  Ueber- 
fluss  zu  Gunsten  der  Nothleidenden  zu  verwen- 
den, im  Stande  der  Armuth  zur  Sparsamkeit  ihre 
Zuflucht  zu  nehmen  ,  ferner  auf  das  Recht ,  die 
Kirchengüter  zu  schützen  und  Sakrilegien  unter 
Censuren  zu  verbieten.  Die  erstere  Annahme  ist 
deshalb  verfehlt,  weil  der  Syllabus  n.  26.  27. 
75.  76  die  fraglichen  Punkte  ausdrücklich  be- 
rührt ,  und  bei  der  zweiten  wird  unter  der  po- 
testas temporalis  das  Recht,  Kirchenzucht  zu 
üben ,  verstanden ,  eine  potestas ,  welche  man 
sonst  nicht  als  temporalis  bezeichnet  hat  und 
auch  nicht  als  solche  bezeichnen  kann.  Weiter 
gehören  hierher  n.  42 :  „In  conflictu  legum  utri- 
usque  potestatis,  ius  civile  praevalet"  undn.  56  : 
„  .  .  .  minimeque  opus  est,  ut  humanae  leges  ad 
naturae  ius  conformentur  aut  obligandi  vim  a 
deo  accipiant".  Die  Umkehrung  der  n.  42  in  den 
Satz :  „Bei  einem  Konflikt  der  Gesetze  beider 
Gewalten  geht  das  kirchliche  Recht  dem  staat- 
lichen vor",  kann  umsoweniger  einem  Bedenken 
unterliegen,  als  derselbe  nur  dasjenige  wieder- 
holt, was  die  mittelalterliche  hierokratische  Theo- 
rie lehrt  und  auch  seinen  Ausdruck  im  corpus  iuris 
gefunden  hat,  s.  o.  S.  717.  728.  730.  738,  und 
als  n.  56  gerade  die  Forderung  derselben  Theorie 
in  der  Negative  enthält,  dass  das  staatliche  Recht 
nach  dem  göttlichen  oder  Naturrecht ,  wie  es  die 
Kirche  versteht ,  zu  bemessen  sei.  Endlich  tritt 
in  der  Note  Antonellis  an  den  Nuntius  in  Paris 
V.  19.  März  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  XXXVIII 
(italienisch  bei  Friedberg,  Actenstücke  z. 
Vatikan.  Concil  S.  515):  „Und  in  der  That  hat 
die  Kirche  niemals  eine  direkte  und  absolute 
Macht  über  die  politischen  Rechte  des  Staates 
ausgeübt  noch  ausüben  wollen  .  .  .  Da  nun  jede 
Handlung,  sei  sie  von  einer  höheren  Gewalt  an- 
befohlen . .  .  dieses  Charakters  der  Moralität  und 
Gerechtigkeit  nicht  entkleidet  werden  kann,  so 
ergiebt  sich ,  dass  das  Urtheil  der  Kirche ,  wie- 
wohl es  sich  direkt  auf  die  Moralität  der  Hand- 
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daher  unwandelbar  und  der  Abänderung  durch  die  Kirche,  welche  lediglich  auf  ihrer 
Grundlage  gestiftet  ist,  entrückt.  Sie  bilden  die  Schranken,  innerhalb  deren  sich  die 
Thätigkeit  aller  Organe  der  Kirche  zu  bewegen  hat,  und  selbst  die  höchsten  Organe 
der  letzteren,  der  Papst  und  das  allgemeine  Konzil,  sind  für  immer  an  dieselben 
gebunden. 

Daraus  folgt,  dass  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  in  der  Kirche,  wenngleich  es 
ein  souveränes  ist,  doch  nicht  als  ein  absolutes  ohne  jede  höhere^Schranke  besteht. 

Demgemäss  können  zunächst  das  allgemeine  Konzil  und  der  Papst  das  Dogma 
der  Kirche  nicht  beliebig  abändern,  ebensowenig  beliebig  neue  Dogmen  festsetzend 
Wohl  aber  ist  sowohl  der  letztere,  wie  das  erstere  befugt,  neu  aufkommende  Lehren 
an  dem  feststehenden  Dogma  zu  prüfen  und  sie  geeignetenfalls  als  irrig  zu  verwer- 
fen 2,  ferner  aber  auch  das  Dogma  zu  deklariren,  d.  h.  solche  Glaubenssätze  festzu- 
stellen, welche  nur  im  Keim  [implicite)  in  dem  vorhandenen  Lehrschatz  der  Kirche 
enthalten  sind  und  welche  sich  als  organische  Weiterentwicklung  der  vorhandenen 
Glaubensgrundlage  darstellen  ^. 

Ausser  durch  das  Dogma  ist  aber  nach  einer  seit  dem  Mittelalter  weit  verbrei- 
teten Lehre  die  oberste  kirchliche  Gesetzgebung  ferner  durch  das  göttliche  Recht  im 
weiteren  Sinn,  d.  h.  durch  das  ms  naturale^  sowie  durch  das  ins  divinum  (in  der 
engeren  Bedeutung)  beschränkt  ^. 


lungen  bezieht,  sich  indirekt  auch  auf  alle  Dinge 
erstreckt ,  mit  denen  diese  Moralität  in  Verbin- 
dung steht.  Das  heisst  aber  nicht  sich  direkt  in 
die  poHtischen  Angelegenheiten  mischen,  welche 
nach  der  von  Gott  aufgerichteten  Ordnung  und 
nach  der  Unterweisung  der  Kirche  selbst  in  den 
Bereich  der  weltlichen  Macht  fallen,  ohne  irgend- 
welche Abhängigkeit  von  irgendeiner  anderen 
Autorität.  Die  Unterordnung  der  bür- 
gerlichen Gewalt  unter  die  kirchliche 
entspringt  mithin  aus  dem  Vorrang 
des  Priesterthums  über  den  Staat,  mit 
Rücksicht  auf  den  höheren  Rang  der  Bestimmung 
des  einen  gegen  die  des  anderen.  So  hängt 
dieAutorität  des  Staates  von  derjeni- 
gen des  Priesterthums  ab,  wie  die 
menschlichen  Dinge  von  den  göttlichen ,  die 
weltlichen  von  den  geistigen  abhängen",  eben- 
falls die  Anschauung  von  der  indirekten  Gewalt 
der  Kirche  über  den  Staat  hervor. 

^  Darüber  ist  man  in  der  katholischen  Kirche 
einig.  Vgl.  übrigens  Phillips,  Lehrb.  d.  K. 
R.  2.  Aufl.  S.463;  v.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl. 
S.  401. 

2  So  hat  z.  B.  Leo  X.  die  Lehren  Luthers 
(const.  Exsurge  v.  1520,  bull.  Taur.  5,  756)  und 
das  Konzil  von  Trient  die  der  Protestanten  ver- 
worfen. 

3  Wegen  der  allgemeinen  Konzilien  vgl.  o. 
S.  341.  342.  349.  616.  Ein  Beispiel  der  päpst- 
lichen Definition  eines  Dogmas  bilden  die  lit- 
terae  Pii  IX.  de  dogmatica  deflnitione  immacu- 
latae  conceptionis  virginis  deiparae  v.  8.  Dez. 
1854,  Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  395. 

Die  Feststellung  dogmatischer  Sätze ,  zu  wel- 
cher die  Berechtigung  aus  der  obersten  Lehr- 
autorität des  Konzils  und  des  Papstes  fliesst,  ist 
allerdings   an   sich  nicht  Ausübung  der  Gesetz- 
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gebung,  weil  das  Dogma  als  solches  keinen 
Rechtssatz  enthält,  aber  sie  erzeugt  zugleich  recht- 
liche Wirkungen ,  da  die  Glieder  der  Kirche  die 
Pflicht  haben  ,  das  Dogma  anzunehmen,  und  an- 
dernfalls als  Häretiker  behandelt  werden.  Inso- 
fern konkurrirt  damit  zugleich  ein  Akt  der  Ge- 
setzgebung. 

*  Den  Begrilf  des  ius  naturale  hat  die  Kirche 
aus  der  antiken,  insbesondere  der  griechischen 
Welt  und  Philosophie  übernommen.  Der  Ge- 
danke, dass  ein  ungeschriebenes,  hochthronendes 
Gesetz ,  dass  ein  ewiges  und  unverbrüchliches 
Princip  der  Urquell  und  die  Norm  alles  Gerech- 
ten sei ,  welcher  zu  der  Unterscheidung  des  Na- 
turrechtes (cpucei  Sixociov)  von  dem  positiven 
Recht  geführt  hat ,  ist  von  den  Kirchenvätern 
aufgenommen,  aber  in  der  christlichen  Kirche  ist 
das  natürliche  Recht  mit  dem  durch  die  heilige 
Schrift  geoffenbarten  göttlichen  Recht  identifl- 
cirt  worden,  vgl.  Gierke,  Genossenschaftsrecht 

3,  9.  10.  127.  Auf  diesem  Standpunkt  steht 
noch  das  12.  und  zum  Theil  auch  das  13.  Jahr- 
hundert, dict.  Gratian.  prooem.  Dist.  I :  „ius  na- 
turale est,  quod  in  lege  et  evangelio  continetur, 
quo  quisque  iubetur  alii  lacere ,  quod  sibi  vult 
fleri ,  et  prohibetur  alii  inferre ,  quod  sibi  nolit 
fleri'',  u.  Dist.  V.  dict.  P.  I :  ,,§.  1  Naturale  ius 
inter  omnia  primatum  obtinet  tempore  et  digni- 
tate  nee  variatur  tempore,  sed  immutabile  per- 
manet.  §.  2.  Sed  quum  naturale  ius  in  lege  et 
evangelio  dicatur  esse  comprehensum  ,  quaedam 
autem  contraria  his ,  quae  in  lege  statuta  sunt, 
nunc  inveniuntur  concessa,non  videtur  ius  natu- 
rale immutabile  permanere",  s.  auch  o.  S.  730, 
n.  6;  c.  11  (Gregor.  IX.)  X.  de  consuet.  I.  4, 
welches  ius  naturale  in  derselben  Bedeutung  ge- 
braucht,  s.  auch  Hostiensis  summa  aurea  I. 

4.  n.  3  u.  Glosse  zu  c.  11  cit.  s.  v.  natnrali  inri. 
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Unter  dem  ins  naturale  versteht  die  theologische  und  kanonistische  Sprache  die- 
jenigen Normen,  und  zwar  nicht  blos  rechtlichen,  sondern  vielmehr  vor  Allem  ethi- 
sclien  Charakters,  welche  durch  die  Natur  des  von  Gott  erschaffenen  Menschen  von 
selbst  gegeben  sind,  welche  also  auf  den  vom  Schöpfer  in  die  Menschennatur  gelegten 
Principien  beruhend  Das  göttliche  Recht  im  engeren  Sinn 2  oder  auch  ins  divinum 
posiiiviim  genannt-^,  bilden  dagegen  diejenigen  Normen,  welche  von  Gott  oder 
Christus  selbst  angeordnet  und  durch  die  heilige  Schrift  alten  und  neuen  Testa- 
ments, sowie  durch  die  Tradition  überliefert  sind-*.    Insoweit,  als  die  auf  dem  Na- 


1  Die  üntersoheidiing  zwischen  ius  naturale 
und  ius  divinum  clatirt  von  Thomas  v.  Aquino, 
vgl.  summae  theolog.  I.  2  qu.  91.  Er  deflnirt  die 
lex  naturalis  1.  c.  art.  II.  n.  3:  „Inter  caetera 
autem  rationalis  creatura  excellentiori  quodam 
modo  divinae  providentiae  suhiacet,  in  quantura 
et  ipsa  üt  providentiae  particeps ,  sibi  ipsi  et 
aliis  providens.  Unde  et  in  ipsa  participatur  ratio 
aeterna,  per  quam  habet  naturalem  inclinationem 
ad  debitum  actum  et  flnem  :  et  talis  participatio 
legis  aeternae  (welche  nach  qu.  93  art.  1  nichts 
anderes  ist  als  „ratio  divinae  sapientiae,  secun- 
dum  quod  est  directiva  omnium  actuum  et  mo- 
tionum'')  rationali  creatura  lex  naturalis  dicitur. 
Unde  .  .  .  (Psalmista)  dicit :  Signatum  est  super 
nos  lumen  vultus  tui,  Domine;  quasi  lumen  ra- 
tionis  naturalis,  quo  discernimus,  quid  sit  bonum 
et  quid  malum ,  quod  pertinet  ad  naturalem  le- 
gem ,  nihil  aliud  sit  quam  impressio  luminis 
divhii  in  nobis.  ünde  patet,  quod  lex  naturalis 
nihil  aliud  est  quam  participatio  legis  aeternae 
in  rationabili  creatura".  Innerhalb  der  lex  na- 
turae  unterscheidet  Thomas  bei  der  Behandlung 
der  Frage,  ob  sie  ein  und  dieselbe  für  alle  Men- 
schen ist,  die  allgemeinen  Grundsätze,  die  allen 
gemeinsam  sind  (1.  c.  qu.  94  art.  4.  n.  3 :  „Sic 
igitur  dicendum  est,  quod  lex  naturae  quantum 
ad  prima  principia  communia,  est  eadem  apud 
omnes  et  secundum  rectitudinem  et  secundum 
notitiam^')  und  die  „quaedam  propria  quae  sunt 
quasi  conclusiones  principiorum  communium", 
In  Bezug  auf  welche  die  Einheit  nicht  gilt.  Bei 
diesen  ist  zwar  die  lex  naturalis  „eadem  apud 
omnes,  ut  in  pluribus  et  secundum  rectitudi- 
nem et  secundum  notitiam  ,  sed  ut  in  paucio- 
ribus  potest  deficere  et  quantum  ad  rectitudi- 
nem, propter  aliqua  particularia  impedimenta 
(sicut  etiam  naturae  generabiles  et  corruptibiles 
deficiunt,  ut  in  paucioribus  propter  impedimenta) 
et  etiam  quantum  notitiam ;  et  hoc  propter  quod 
aliqui  habent  depravatam  rationem  ex  passione 
seu  ex  mala  consuetutine  seu  ex  mala  habitudine 
naturae'".  Nur  die  erstgedachten  Principien  sind 
unveränderlich  (1.  c.  art.  5)  und  deshalb  ist  auch 
jede  Dispensation  von  ihnen  ausgeschlossen,  1.  c. 
qu.  97.  art.  4.  n.  3:  „dicendum  est,  quod 
lex  naturalis,  in  quantum  contiuet  praccepta 
communia  quae  nunquam  fallunt,  dispensatio- 
nem  recipere  non  potest'";  vgl.  ferner  Thomas 
V.  Aquino  quaest.  quodlibet.  IV.  art.  13:  „Papa 
habet  plenitudiuem  potestatis  in  ecclesia,  ita 
scilicet,  quod  quaecumque  sunt  institiita  per 
ecclesiam  vel  per  ecclesiae  praelatossuntdispen- 
sabilia  a  papa.  Haec  enim  sunt  quae  dicuntur 
esse  iuris  humani  vel  iuris  positivi.     Circa  ea 


vero  quae  sunt  iuris  divini  vel  iuris  natura- 
lis dispensare  non  potest,  quia  ista  habent  effl- 
caciam  ex  institutione  divina  ...  In  solis  his 
quae  sunt  de  lege  naturae  et  in  articulis  fldei  et 
sacramentis  novae  legis  dispensare  non  potest". 
Diese  Auffassung  des  ius  naturae  als  etwas  vom 
ius  divinum  Verschiedenes  hat  in  Folge  der 
Autorität  ihres  Urhebers  sehr  weite  Verbreitung 
gefunden  und  wird  heute  auch  noch  vielfach 
festgehalten,  vgl.  z.  B.  Bouix,  tract.  de  prin- 
cip.  iur.  canonici,  ed.  sec.  Paris,  (s.  a.)  p.  184, 
und  überhaupt  auch  Hergenröther  a.  a.  0. 
S.  15. 

2  Thomas  v.  Aquino  summ.  I.  2.  qu.  91.  art.  4. 

3  Z.B.Reiffenstuel  prooem.  c.2.  n.  23ff. ; 
Bouix  1.  c.  p.  35. 

4  Aber  nicht  alle  Anordnungen,  nämlich  aus 
dem  alten  Testamente  nur  die  Moralvorschrif- 
ten, vgl.  schon  Gratian  dict.  i.  f.  Dist.  VI:  „Sunt 
enim  in  lege  quaedam  moralia  praecepta ,  ut : 
non  occides,  quaedam  mystica,  utpote  sacriflcio- 
rum  praecepta ,  ut  de  agno  et  alia  similia  his. 
Moralia  mandata  ad  naturale  ius  (welches  für 
Gratian  soviel  wie  ius  divinum  ist,  s.  S.  769. 
n.  4)  spectant  atque  ideo  nullam  mutabilitatem 
recepisse  monstrantur.  Mystica  vero ,  quantum 
ad  superflciem,  a  naturali  iure  probantur  aliena, 
quantum  ad  moralera  intelligentiam,  inveniuntur 
sibi  annexa  ;  ac  per  hoc ,  etsi  secundum  super- 
flciem videantur  esse  mutata,  tamen  secundum 
moralem  intelligentiam  mutabilitatem  nescire 
probantur";  Thomas  v.  Aquino  summ.  I.  2.  qu. 
103.  art.  3.  n.  4:  „lex  vetus  dicitur  esse  in 
aeternum,  secundum  moralia  quidem  simpliciter 
et  absolute,  secundum  caeremonialia  vero  quan- 
tum ad  veritatem  per  ea  flguratam".  Das  ist  die 
herrschende  Lehre,  Phillips  K.  R.  3,  592  ff. ; 
Bouix  1.  c.  p.  35;  Fachmann,  Lehrb.  d.  K. 
K.  3.  Aufl.  1,  59;  Richter  K.  R.  §.82.  Daraus 
folgt,  dass  das  Recht  der  jüdischen  Theokratie  als 
solches  nicht  zum  ius  divinum  gehört  und  dass 
die  von  der  kirchlichen  Gesetzgebung  aus  dem- 
selben herübergenommenen  und  eingeführten 
Anordnungen  iuris  humani  sind,  Phillips  a.  a. 
0.  S.  596.  n.  17. 

Aus  dem  neuen  Testamente  werden  zum  ius 
divinum  gerechnet  die  Vorschriften  über  den 
Glauben  und  die  von  Christus  eingesetzten  Sa- 
kramente, sowie  die  Moralvorschriften,  Tho- 
mas von  Aquino  summ.  1.  c.  qu.  108.  art.  2; 
Reiffenstuel  prooem.  §.  2;  Schmier  iuris- 
prud.  Canon,  civ.  lib.  I.  tr. I.e.  3.  n.  42 ff.;  Bouix 
p.  37,  und  in  demselben  Umfange  die  nach  der 
Tradition  von  Christus,  nicht  aber  von  den  Apo- 
steln. Bouix  p.  38,  herrührenden  Anordnungen. 
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turrecht  beruhenden  Vorschriften  auch  noch  ausdrücklich  von  Gott  geboten  sind, 
gehören  diese,  wie  z.  B.  die  des  Dekalogs,  ebenfalls  zum  ius  divinum  i. 

Bei  dieser  Theorie  ist  aber  ausser  Acht  gelassen,  dass  weitaus  die  meisten  Nor- 
men, welche  das  Naturrecht  und  das  göttliche  Recht  bilden  sollen,  nicht  Rechtssätze, 
sondern  Vorschriften  ethischen  und  dogmatischen  Inhalts  sind  2.  Ferner  haben,  was 
insbesondere  das  Naturrecht  in  vorhin  erwähnter  Bedeutung  betrifft,  diejenigen 
ethischen  Principien  über  das  Verhalten  der  Menschen ,  welche  auf  der  Natur  und 
Bestimmung  des  Menschen  beruhen,  nicht  ohne  Weiteres  den  Charakter  von  Rechts- 
normen, d.  h.  von  Vorschriften,  welche  eine  äussere,  zwingende  Kraft  besitzen-^. 
Soweit  sie  aber  als  Grundlagen  für  die  Rechtsbildung  in  Betracht  kommen ,  sind  sie 
auch  Fundamentalsätze  der  christlichen  Ethik  und  haben  als  solche  für  die  Kirche 
Geltung.  Der  Begriff  des  ius  naturae  erscheint  also  ebenso  haltlos,  wie  überflüssig  ^. 
Der  richtige  Gedanke,  welcher  der  besprochenen  Theorie  zu  Grunde  liegt,  ist  viel- 
mehr der,  dass  die  durch  den  göttlichen  Willen  für  die  Kirche  getroffenen  Anord- 
nungen, soweit  sie  Rechtsvorschriften  enthalten  —  nur  diese  kann  man  zutreffender 
Weise  ius  divinum  nennen,  — jeder  Einwirkung,  Abänderung  oder  Aufhebung  durch 
die  kirchlichen  Gesetzgebungsorgane  entzogen  sind,  —  soweit  sie  aber  den  Glauben 
und  die  Moral  betreffen,  die  unantastbaren  Grundlagen  bilden,  auf  denen  sich  alles 
kirchliche  Recht  zu  entwickeln  hat  und  mithin  diejenigen  Schranken  darstellen, 
innerhalb  deren  sich  die  kirchliche  Gesetzgebung  bei  der  Schaffung  von  Rechts- 
normen zu  halten  hat  und  mit  denen  sie  sich  dabei  nicht  in  Widerspruch  zu  setzen 
berechtigt  ist  ^. 

Eine  Rechtsnorm,  welche  unter  Verletzung  der  bisher  besprochenen  Schranken 
von  einem  allgemeinen  Konzil  oder  von  dem  Papst  erlassen  würde,  würde  nichtig 
und  unverbindlich  sein  ^'. 

Allerdings  ist  seit  dem  Vatikanum  der  rechtliche  Charakter  dieser  Schranken 
dem  Papst  gegenüber  insoweit  entfallen,   als  derselbe  Kirchengesetze  ex  cathedra 


Wie  man  schon  im  12.  und  13.  Jahrliundert,  versteht,  da  die  Anordnungen  über  die  Verfas- 

als  die  Theorie,  dass  der  Papst  an  das  ins  divi-  sung  doch  zu  diesen  gerechnet  werden  müssen, 

num  gebunden  sei ,  ausgebildet  wurde,   darüber  Vielfach  wird  allerdings  bei  der  Aufzählung  des 

gestritten  hat,  welche  einzelne  Vorschriften  darauf  ius  divinum  der  Rechtsvorschriften  nicht  gedacht 

beruhen,   s.  v.  Schulte,  Gesell,  d.  Quellen  u.  (s.   S.  770.   n.  4),  aber  offenbar  deshalb,   weil 

Literatur  1,  32.  n.  14,   8.  102  Anm.,  S.  210,  so  diese  in  den  Vorschriften  über  den  Glauben  und 

bestehen  auch  heute  nocli  in  dieser  Beziehung  die  Sakramente  als  mit  enthalten  gedacht  werden 

einzelne  Kontroversen,  s.  0.  S.  225.  Das  Nähere  (denn  es  schliesst  z.  B.  der  Glaube  an  die  in  be- 

darüber  bei  den  betreffenden  Lehren.  stimmter  Weise  verfasste  Kirche  auch  die  Prin- 

1  Thomas   v.  Aqiiino  summ.    I.  2.   qu.   98.  zipieii  dieser  Verfassung  in  sich). 

art.  5;    qu.  99.   art.  2.   („lex   vetus  distinguitur  3  Yg\.  die  Ausführung  von   Schulte,   K.  R. 

a  lege  naturae  non  tanquam  ab  ea  omnino  aliena,  1,  45  ff. 

sed  tanquam  ei  aliquid  superaddens") ;  qu.  100.  *  So  fasst  auch  Schulte  a.  a.  0.   S.  47  ius 

art.  1.  3.  11 ;  vgl.  ferner  Bouix  1.  c.  p.  35  ff.  divinum  und  naturale  als  identisch  und  als  In- 

2  Wenn  Phillips.  K.  R.  3,  597  mit  Bezug  begriff  derjenigen  Rechtssätze,  welche  zufolge 
auf  das  neue  Testament  sagt:  ,,In  diesem  sind  des  göttlichen  Willens  als  fundamentale  an/u- 
zunächst  viele  Moral  Vorschriften,   z.  B.  die  Fein-  sehen  sind. 

desliebe  enthalten  ,  nicht  minder  Ceremonialien  -'^  Im  Wesentlichen  dieselbe  Formulirung  schon 

in  Beziehung  auf  das  Opfer  des  neuen  Bundes,  bei  v.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  401. 
wie  überhaupt  in  Betreff  der  Sakramente;  eigent-  6   Bestehen   nur   Zweifel,    ob    die    Schranke 

liehe  liechtsvorschriften  linden  sich  darin  nicht,  innegehalten    ist,     so    können    darüber    wieder 

wohl  aber  hat  Christus  ein  geistiges  Königthum  nur  die  höchsten  Gesetzgebungsorgane  die  Ent- 

zur  Regierung  bestellt  und  hat  überhaupt  seinem  Scheidung    haben.       Einer   an    sich    unverbind- 

Reiche  durch  Feststellung  der  Fundamentalprin-  liehen    Anordnung,    deren    Zurücknahme    nicht 

cipien  eine  bestimmte  Verfassung  gegeben,"  so  zu  erreichen  ist,   kann  aber  jeder  einzelne  Gläu- 

ist  mir  nicht  klar,  was  er  unter  Rechtsvorschriften  bige  Widerstand  leisten,  S  chu  Ite  ,  K.  R.  1 ,  90. 
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crlüsst,  weil  diese  als  imfelilbar  gelten '  und  daher  Niemand  in  der  Kirche  berechtigt 
ist,  sie  wegen  etwaiger  Ueberschreitung  der  gedachten  Gränzen  anzufechten  und  als 
nichtig  zu  behandeln.  Die  erwähnten  Scliranken  haben  demnach  nur  noch  eine  rein 
moralische  Bedeutung  für  die  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechtes  durch  den  Papst  '^. 

Hinsichtlich  des  Rechtes  zur  obersten  Gesetzgebung  stehen  sich  nach  heutigem 
Recht  Papst  und  allgemeines  Konzil  vollkommen  gleich '^  Die  Befugniss  des  letz- 
teren ist  weder  eine  höhere  noch  unbeschränktere  als  die  des  ersteren,  ja  thatsäch- 
lich  ist  heute  bei  der  durch  das  Vatikanum  völlig  veränderten  Stellung  des  allge- 
meinen Konzils  jede  dogmatische  Definition  oder  jede  gesetzliche  Anordnung  eines 
solchen,  wie  schon  o.  S.  (330  und  o.  S.  764  entwickelt  ist,  eine  päpstliche.  Es  kann 
daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Papst  allein  ohne  Mitwirkung  einer  all- 
gemeinen Synode  die  von  einem  früheren  Konzile  erlassenen  Kirchengesetze  abzu- 
ändern oder  aufzuheben  berechtigt  ist  4. 

IL  Wesentliche  Erfordernisse  (Publikation  oder  Promulgation) 
der  Kirchengesetze*.     Zum  Wesen  jedes  Gesetzes  gehört: 

1 .  die  Feststellung  des  Rechtssatzes,  welcher  den  Inhalt  desselben  bildet, 

2.  die  Sanktion  desselben,    d.  h.   die  Erklärung  des  gesetzgebenden  Organes 


1  Constit.  Pastor,  aeterims  v.  18.  Juli  1870. 
c.  4,  s.  0.  S.  467.  n.  5.  Das  gilt  nicht  "blos  für 
Dogmen,  sondern  auch  für  Rechtsnormen,  da  die- 
selben unter  die  Definitionen  über  die  mores, 
welche  ebenfalls  mit  derUnfehlbarkeit  au  sgestattet 
sind,  fallen.  Die  feststehende  Lehre  der  katho- 
lischen Kirche  hat  allerdings  schon  lange  den  Glau- 
bensdekreten der  allgemeinen  Konzilien  die  Un- 
fehlbarkeit zugesprochen,  und  insoweit  lag  wenig- 
stens auch  früher  die  Möglichkeit  vor,  dass  ein 
solches  sich  über  die  erwähnten  Schranken  hinweg- 
setzen könne,  aber  abgesehen  davon,  dass  derartige 
Konzilien  selten  zusammengetreten  sind,  kam 
noch  hinzu,  dass  die  Innehalfcung  der  fraglichen 
Grenzen  sich  stets  durch  die  Reception  der  Be- 
schlüsse zu  bewähren  hatte,  s.  o.  S.  341.  342. 
347.  632. 

2  Allerdings  bleibt  es  möglich,  dass,  wenn  ein 
Papst  diese  Pflicht  verletzen  sollte,  das  Gesammt- 
bewusstsein  der  Kirche  dagegen  reagiren  könnte. 

3  Wenn  die  Konzilien  von  Konstanz  sess.  gen. 
V.  (Th.  I.  S.  197.  n.  7)  und  Basel  (s.  o.  S.  400. 
403.  n.  5 ;  S.  406.  416)  den  Satz  ausgesprochen 
haben,  dass  der  Papst  dem  allgemeinen  Konzil 
in  Sachen  des  Glaubens  und  der  Reformgesetz- 
gebung unterworfen  sei,  so  bedeutete  dies  soviel, 
dass  das  Konzil  auch  ohne  denselben  derartige 
Festsetzungen  mit  bindender  Kraft  für  die  ganze 
Kirche  zu  erlassen  befugt  sei,  und  dass  der  Papst 
keine  Macht  besitze ,  auch  nur  die  rechtlichen 
Anordnungen  eines  allgemeinen  Konzils  ohne 
die  Mitwirkung  eines  anderen  abzuändern  und 
aufzuheben,  s.  o.  S.  398. 

*  Dass  die  Doktrin  noch  in  der  zweiten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  zum  Theil  die  entgegenge- 
setzte Ansicht  vertreten  hat,  s.  summa Coloniens., 
V.  Schulte,  z.  Gesch.  d.  Literat,  üb.  d.  Dekret 
Gratians,  2.  Beitrag  S.  19,  welche  von  den  4 
ältesten  allgemeinen  Konzilien  sagt :  „quae  nuUo 
dispensationis  colore  vel  mutare  vel  mutilare  nee 
ad  unum  iota  s.  Romana  ecclesia  praevalet",  fer- 
ner die  summa  Paris,  a.  a.  0.  25,  welche  dies  in 


Betreff  der  ersten  8  ökumenischen  Synoden  an- 
nimmt, s.  auch  summa  Lips.,  herausgegeben  v. 
Schulte.  Wien  1871  S.19,  hängt  mit  der  frühe- 
ren Lehre  von  der  Gebundenheit  des  Papstes  durch 
die  Kanones  (s.  o.  S.  728  ff.)  zusammen.  Später 
haben  sie  die  Gallikaner  in  Anhalt  an  die  von  den 
Reformkonzilen  festgestellte  Superiorität  des  all- 
gemeinen Konzils  (s.  vor.  Note)  wieder  aufge- 
nommen. Vgl.  Bossuet,  defens.  declar.  eccles. 
Gallicanae  P.  II.  C.  XI.  c.  1  u.  15  (auch  Petr. 
de  Marca,  de  concord.  sacerd.  et  imper.  1.  III. 
c.  7.  8.)  Selbstverständlich  ist  diese  Meinung 
von  den  Anhängern  des  Papalsystems  stets  be- 
kämpft worden,  (s.  z.  B.  Fagnan.  ad  c.  1.  X. 
de  const.  I.  2.  n.  102  u.  c.  1.  X.  de  pact.  I.  35. 
n.  53).  Auch  Schulte  hat  sie  einstmals  K.  R. 
1,  55  in  ausführlicher  Erörterung  der  für  und 
wider  sprechenden  Kapitel  des  Dekrets  und  der 
Dekretalensammlungen  zu  widerlegen  gesucht. 
Vereinigen  lassen  sich  die  Quellenstellen  aber 
nur  auf  historischem  Wege,  da  ein  Theil  derselben 
noch  auf  der  älteren  Anschauung,  dass  der  Papst 
im  allgemeinen  an  die  Kanones  gebunden  sei, 
steht  (s.  0.  a.  a.  O.J.  Sowohl  diese,  wie  auch  die 
Lehre  der  Reformkonzilien  ist  aber  heute  über- 
wunden. Vollends  kann  nach  dem  Vatikanum  die 
Geltung  des  im  Text  hingestellten  Satzes  nicht 
mehr  beanstandet  werden.  Wenn  v.  Schulte, 
Lehrb.  3.  Aufl.  S.  403.  (vgl.  auch  dessenStellg.  d. 
Concilien  S.  164)  den  Papst  an  die  Beschlüsse 
der  ökumenischen  Konzilien,  nicht  aber  an  die 
der  abendländischen  General-Synoden  gebunden 
wissen  will,  so  erklärt  sich  dies  aus  seiner  eigen- 
thümlichen,  schon  o.  S.  603.  n.  1  u.  S.  610  be- 
leuchteten Auffassung. 

*  von  Espen  tract.  de  promulgatione  legum 
ecclesiasticarum  ac  spec.  bullarum  ac  rescriptor. 
curiae  Rom.  in  den  Ausgaben  seiner  Werke; 
E.  Seitz,  Revision  der  Theorie  über  die  Pro- 
mulgation der  Kirchengesetze  in  desselben 
Zeitschr.  f.  Kirchenrechts-  u.  Pastoralwissen- 
schaft. Bd.  I.  Hft.  1.  S.  91  ff. 
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(des  allgemeinen  Konzils  oder  des  Papstes),  dass  dem  Rechtssatze  bindende  und 
verpflichtende  Kraft  beiwohnen  solle, 
3.  die  Verktindung  (Publikation  oder  Promulgation)  des  sanktionirten  Rechtssatzes 
durch  das  gesetzgebende  Organ  oder  unter  Autorität  desselben. 

Zu  1.  Jedes  Gesetz  muss  begrifflich  einen  Rechtssatz  enthaltend  Es  ist  da- 
gegen nicht  nöthig,  dass  die  Feststellung  und  Formulirung  noch  weniger  die  Vorbe- 
reitungsarbeiten dazu  durch  das  gesetzgebende  Organ  selbst  vorgenommen  werden ''^. 

Ebensowenig  wird  eine  bestimmte  Form  der  Erklärung  erfordert,  indessen  ist 
in  der  Kirche  die  schriftliche  Beurkundung  des  gesetzgeberischen  Willens  die  her- 
gebrachte und  übliche  Form^. 

Zu  2.  Die  Sanktion  des  Rechtssatzes  bedarf  keiner  bestimmten  Fassung. 
Es  genügt  für  sie  nicht  nur  jede  beliebige  Erklärung,  aus  welcher  sich  der  betreffende 
Wille  des  Gesetzgebers  entnehmen  lässt  ^,  sondern  auch  schon  die  blosse  Feststellung 
des  Rechtssatzes  in  Verbindung  mit  solchen  Umständen,  welche  auf  einen  derartigen 
Willen  schliessen  lassen  ^. 

Zeitlich  getrennt  brauchen  die  beiden  Akte,  die  endgültige  Feststellung  des 
Rechtssatzes  und  die  Sanktion  nicht  immer  zu  sein,  es  kann  vielmehr  beides  gleich- 
zeitig geschehen*". 

Die  Sanktion  war,  was  die  konziliare  Gesetzgebung  betrifft,  zur  Zeit  des 
römischen  Reiches  ein  Recht  des  römischen  Kaisers,  welches  derselbe  indessen  nur 
bei  Glaubensbeschlüssen  persönlich  handhabte,  während  das  Konzil  bei  dem  Erlass 
anderer  Kirchengesetze  kraft  des  ein  für  alle  Mal  delegirten  kaiserlichen  Rechtes 
auch  die  Sanktionsgewalt  besass'^.  Für  die  mittelalterlichen  Synoden  muss  das 
Sanktionsrecht  noch  dem  aus  dem  Papst  und  dem  Episkopat  bestehenden  Konzil 
als  solchem  zugesprochen  werden  ^,  wenngleich  faktisch  der  Papst  das  Konzil  be- 
herrscht hat  und  dieses  Verhältniss  auch  in  der  Formel  der  Konzilsbeschlüsse  her- 


1  Wegen  derjenigen  klrcliUclien  Erlasse,  welche  Feststellung  des  verlautharten  Inhalts  benutzt 
einen  dogmatischen  Inhalt  haben,  vgl.  0.  S.  769.  wird.  Praktisch  sind  aber  diese  s.  g.  oracula 
n.  3.  vivae  vocis  nicht  für  die   allgemeine   Gesetzge- 

2  Der  Gesetzgeber  kann  einen  bereits  von  der  buug,  wohl  aber  für  die  Ertheilung  von  Privi- 
Wisseuschal't  formulirten  Rechtssatz  zum  Ge-  legien  und  Dispensationen  gebraucht  worden, 
setze  erheben.  Vgl.  des  Näheren  §.  192. 

lieber  die  Vorbereitungen  der  Beschlüsse  auf  *  Es  reichen  also  Worte,  welche  blos  eine  An- 
den allgemeinen  Konzilien  ist  o.  S.  333  ff.  in  der  Ordnung,  ja  selbst  nur  ein  Ermahnen  enthalten, 
Geschichte   derselben  bei  der  r)esprechung  der  aus,  vgl.  Phillips,  K.  R.  5,  45. 
einzelnen  Synoden  das  Erforderliche  bemerkt.  ^  go  würde  z.  B.  die  blosse  dogmatische  Fest- 

Was  dagegen  die  Vorbereitung  der  vom  Papst  Stellung  eines  Glaubenssatzes  in  Verbindung 
zu  erlassenden  Gesetze  betrifft,  so  giebt  es  im  mit  der  ordnungsmässigen  Publikation  des  be- 
Organismus der  Kurie  dafür  keine  besondere  und  treffenden  P^rlasses  genügend  sein,  um  den  Wil- 
eigene  ständige  Behörde,  vgl.  Th.  I.  S.  392.  len  des  Gesetzgebers  erkennen  zu  lassen,  dass  der 
448  ff.  Der  Papst  kann  sich  dabei  der  Hülfe  der  Satz  von  allen  Mitgliedern  der  Kirche  angenom- 
verschiedenen  Kongregationen  und  auch  des  Bei-  men  werden  soll,  auch  ohne  dass  für  die  sich 
rathes  der  Kardinäle  bedienen.  Weigernden    die    Exkommunikation    oder    das 

3  Allerdings    sind  früher  seitens  der  Päpste  Anathem  angedroht  wird. 

auch  blos  mündliche  Anordnungen,  s.  g.  oracula  ^  Das  war  z.  B.  der  Fall  auf  den  Synoden  zu 

vivae  vocis  —  der  Ausdruck  schon  in  c.  3  (Paul  II.  Konstanz  und  Basel.     Die  formale  Abstimmung 

V.  1468)  de  poen.  in  Extr.  comm.  V.  9  —  und  sie  über  die  vorbereiteten  Entwürfe,   durch  welche 

könnten  de  jure  auch  heute  noch  erlassen  werden,  diese  letzteren  erst  definitiv  festgestellt  Avurden, 

da  es  sich  sehr  wohl  denken  lässt  (anderer  An-  erfolgte  hier  in  den  feierlichen,  gleic.hzeitig  zur 

sieht  freilich  Schulte,  K.  R.  1,  150),   dass  der  Publikation  dienenden   Sitzungen,    s.  o.  S.  378. 

Gesetzgeber  zunächst  seinen  AVilleu  nur  münd-  394. 

lieh  Verlan tbart  und  die  Schrift  nicht  als  wesent-  "  S.  o.  S.  346.  347.  673.  676. 

liehe  Erscheinungsform  gewählt,  sondern  nur  zur  ^  S.  o.  S.  361. 


/  / 


1.   Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  101. 


voifjetretcn  ist '.  Die  Kcformkonziliou  haben  ilirerseits  dem  allgemeinen  Konzil  allein, 
unabhängig  vom  Papst,  das  Sanktionsrecht  zu  erringen  gesucht  und  dasselbe  auch 
theiiweise  geübt  ■^.  In  Folge  der  rückläufigen  Bewegung  ist  aber  der  mittelalterliche 
Zustand  wieder  der  herrschende  geworden  -K  Jetzt,  d.  h.  seit  dem  Vatikanum  hat  der 
Tapst  auch  für  die  in  konziliarer  Berathung  festgestellten  Anordnungen  ausschliess- 
lich das  Recht  zur  Sanktion  erlangt  und  die  frühere  Antheilnahme  des  Konzils  an 
der  letzteren  ist  für  immer  beseitigt  worden^. 

Zu  3.  Das  katholische  Kirchenrecht  hat  für  die  Publikation  oder  Promul- 
gation-^ der  Kirchengesetze  keinen  bestimmten  Modus  vorgeschrieben. 

Was  zunächst  die  von  den  allgemeinen  Konzilien  erlassenen  Anordnungen  be- 
trifft, so  wurde  im  allgemeinen  die  Verkündigung  derselben  in  den  Konzilssitzungen 
als  die  zur  Feststellung  der  Existenz  des  Gesetzes  genügende  Publikation  betrachtet, 
jedoch  sind  des  Näheren  im  Laufe  der  Zeiten  mannichfache  Verschiedenheiten  vor- 
gekommen. 

Die  gedachte  Art  der  Publikation  ist  wohl  schon  für  die  Kanones  der  morgen- 
ländischen Synoden  üblich  gewesen  ^,  während  die  Publikation  der  von  diesen  gefass- 
ten  Glaubensdekrete  in  den  Sitzungen "  nicht  für  ihre  verbindliche  Kraft  entscheidend 
gewesen,  sondern  nur  dem  Zweck  der  Konstatirung  des  von  dem  Konzil  gefassten 
Beschlusses  gedient  haben  kann  ^,  denn  dieselben  bedurften  der  kaiserlichen  Bestä- 
tigung '^  und  daher  konnten  sie  erst  rechtliche  Wirksamkeit  durch  die  Publikation 
des  betreffenden  kaiserlichen  Ediktes  erlangen. 

Auf  den  mittelalterlichen  Synoden  bestand  die  Publikation  in  der  Verlesung  der 
Kanones  in  den  Sitzungen  '*^.  In  der  Periode  der  Reformkonzilien,  aufweichen  sich 
zuerst  eine  feste  Geschäftsordnung  herausgebildet  hat,  wurden  besondere  feierlichere 
Sitzungen ,  welche  sowohl  der  formalen  Feststellung ,  wie  auch  der  Publikation  der 


1  S.  0.  8.  361.  362.  Textes,  nicht  minder  der  Umstand,  dassiii  dieser 

-  S.  0.  S.  378.  394.  Weise  auf  dem  8.   allgemeinen  Konzil  zu  Kon- 

3  S.  0.  S.S.  418.  419,  insbesondere  Anm.  5  u.  stantinopel  v.  869  in  der  letzten  Sitzung  ver- 

S.  424.     Dass  auch  die  den  Trlenter  Beschlüssen  fahren  worden  ist,  Mansl,  16,  159. 

besonders  von  Pius  IV.  i.  J.   1564  ertheilte  Bc-  7  g    q    S    346.  n.  2. 

stätigung,  s    0.  S.  443    nicht  den  Charakter  einer  g  ^^^^.^  ^         ^  ^^    ^^^^^  ^^^^j^  ^^^^  Verlesung 

ausschliesslich  und  allem    rechtlich   relevanten  ,      ^i     -u       v      vi-         •      i       o-*  i^- 

,,,,.,    ^  ,  T    A       -1  1       a  der  Glaubensbeschlusse  m  der  Sitzung  der  an- 

Sanktion hat,  sondern  nur  als  Ausübung  des  dem  T    ij-  •        1      iz       -1   f,     i.    r,\.    i„„i^..,n 

,,      ^        ,     '  ,       ,,       Ml  1  1      -^  wesende  Kaiser  das  Konzil  fragt,   ob  das  Konzil 

rapste  neben  dem  Konzil  zukommenden  und  mit  .    -,       ,^    ,  .  i.      i  •       ^«  i;^„ 

.,  ^  .       1    -.^T  X,  ^v      1         o     w  mit  dem  Verlesenen  einverstanden  sei,  wie  dies 

ihm   gemeiiischaitlioh    zustehenden    Sanktions-  ^    -,        o       j  m.  ^  ^-i         /ir^i        t.     a 

,^^       X.    ^     X         i~    1  •  vx  T    T^  auf    der    Synode    von    Chalcedon    4ol     act.    b, 

rechtes  auigeiasst  werden  kann,  ergiebt  die  ior-  ,,         .  ,y    aoa  £c    aicx  v       *.     t-       ^i 

,1      1,      i,!-.         1  n     li      T       -1  1  Mansi  7,  134  ff.   l^ü;  von  Konstantinopel  v. 

mel  der  Beschlüsse  des  gedachten  Konzils,  vgl.  pon    i        \  *    ao*  w   pr.Q  «•       ,^,.  tvt,-  „^„  ,r    7«7 

^    liO    Ali  "'^^'  1-  ^-  11»  6ol  ff.  u08  ff. ;  von  JNicaea  v.  io( , 

^*  4 'tj        Q    akc\        tj  7c/i  1*  ^'  ^^'  '^^'^5  ^^'^^  Konstantinopel  v.  869,  1.  c. 

-^  r.'-^'/?'  n       t'       i        1      w    .  1  16,   179.   185  geschehen  ist,   sowie  dass  selbst 

a  Die  Quellen  brauchen   das  Wort:    promul-  .    'j       t^..,!  i  -i^  v^i^r.^  m^  n.. 

.  r.-,    ,     ,      ,      .,  T^  vTi    X-  )o  m  den  Fallen,  wo  der  anwesende  Kaiser  die  Be- 

gatio  gleichbedeutend  mit  Publikation,  s.  c.  lo  ,,..  x        i    •  v       i,  i.       ,-^       n    ,,..  v^,. 

7vr.     ,  T^  rt    A'-t^^r  o    r     o  'yip      V-s  ,  Schlüsse  Unterschrieben  hat,  wie  z.  15.  zu  Kon- 

Mcol. I.)  C    XXy.  qu.  2    (o.  S.  716.  n. o)u.  c.  1  ^^^^^^inopel  (680)  doch  noch  ein  besonderes  Be- 
(Innoc.  III.)  A.  de  postul.  praelat.  I.  0.     Auch         ^..^.       ^     t,  ^      i  ^,.;i^..  ic4.    .r^^     ^     q 

>.  ^  ^  ,      ,^        .    ,^T>     1x1    •         ^    1    IX  1  ^•-  statigungsedikt  erlassen  worden  ist,  vgl.  o.  fe. 

bietet  das  kanonische  Kecht  keinen  Anhalt  dafür,  o^a        R       il 

sachlich  zwischen  Promulgation  und  Publikation  ^"     "  * 

zu  unterscheiden ,   wie  man  dies  neuerdings  auf  '^*  °*  ^*  ^^"' 

dem  Gebiete  des  Staatsrechts  versucht  hat.  ^0  Later.  III.  v.  1179,  Mansi,  22,  234:  ,,In 

f'  Etwas  Sicheres  darüber  ergiebt  das  vorhan-  quibus  haec  decreta  subscripta  generaliter  obser- 

dene  Quellenmaterial  über  die  ältesten  Synoden  vanda  constituit  .  .  .  Ilis  itaque  promulgatis  et 

nicht,  doch  führt  die  Sitte,  die  Kanones  in  einer  abuniversocleroetpopulocircumstantereceptis;'^' 

Sitzung  zusammenzustellen,   llefele,   Concil.  Lugdun.  a.  1245,  1.  c.  23,  612;   Lugd.  a.  1274, 

Gesch.    2.  Aufl.  2,  504  auf  die  Annahme  des  1.  c.  24,  63.  64.  67.  68. 
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Beschlüsse  dienten  i,  eingeführt.  Dieser  Modus  ist  auch  auf  dem  Konzile  vonTrient^ 
und  dem  Vatikanum  beibehalten  worden  ^. 

Die  päpstlichen  Anordnungen  sind  während  der  Zeiten ,  in  welchen  das  oberste 
Gesetzgebungsrecht  des  römischen  Stuhles  in  der  Entwicklung  begriffen  gewesen  ist, 
entsprechend  ihrem  gelegentlichen  Charakter  den  zunächst  Betheiligten  mit  der  An- 
weisung, die  weitere  Bekanntmachung,  namentlich  an  andere,  benachbarte  oder 
untergebene  Bischöfe  zu  veranlassen,  mitgetheilt^  oder  auch  mitunter  an  mehrere  in 
gleichlautenden  Exemplaren  übersandt  worden  ■^.  Selbst  als  das  päpstliche  Gesetz- 
gebungsrecht in  der  Kirche  zur  Anerkennung  gelangt  war,  ist  ein  bestimmter  Publi- 
kationsmodus nicht  vorgeschrieben  worden  ^.  Während  die  grossen  aus  den  offiziellen 
Dekretalensammlungen  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  bestehenden,  päpstlichen  Ge- 
setzbücher durch  die  Uebersendung  an  einzelne  Universitäten  publicirt  worden  sind ", 
hat  man  im  Uebrigen  noch  mehrere  Jahrhunderte  hindurch  den  früheren  Modus  bei- 
behalten 8. 

Erst  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  hat  sich  observanzmässig  für  Anordnungen 
allgemeinen  Inhalts,  nachdem  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  die  Anheftung  päpst- 
licher Erlasse ,  in  welchen  Strafen  gegen  bestimmte  Personen  '^  und  für  gewisse  ^^ 


1  Vgl.  0.  S.  376.  378.  388.  394. 

2  Wegen  des  5.  Lateran-Konzils  s.  o.  S.  424. 

3  S.  0.  S.  432.  458.  Auf  dem  Tridentinum 
war  allerdings  nach  der  Auffassung  der  Kurie 
und  der  Legaten  die  Publikation  der  Beschlüsse 
in  den  Sitzungen  noch  nicht  entscheidend,  da 
die  Mehrheit  des  Konzils  veranlasst  wurde,  die 
päpstliche  Bestätigung  einzuholen.  Es  bildete 
also  von  diesem  Standpunkt  aus  erst  die  Ver- 
kündigung der  Bestätigungsbulle  Pius'  IV.  den 
abschliessenden  Akt,  vgl.  o.  S.  442.  443.  In 
Betreff  des  Vatikanums  vgl.  das  Schreiben  des 
Schreiben  des  Kardinalstaatssekretärs  v.  11.  Au- 
gust 1870  an  den  Nuntius  in  Brüssel,  Fried- 
berg, Aktenstücke  z.  Vatikan.  Concil  S.  53.  u. 
625  :  „La  constituzione,  di  cui  e  parola,  ebbe  la 
piü  solenne  possibilc  pubblicazione  nel  giorno 
stesso  in  cui  nella  ba^ilica  vaticana  venne  lo- 
lennemcntc  confermata  e  promulgata  dal  sommo 
pontefice  in  presenza  di  oltre  500  vescovi,  essendo 
stata  quindi  afflssa  con  le  ordinaric  formalitä  ne' 
consueti  luoghi  di  Roma,  sebbenc  ciö  non  fosse 
necessario  al  caso.  In  conseguenza  di  che,  se- 
condo  la  nota  regola,  si  rose  obbligatoria  per  Tin- 
tiero  mondo  cattolico  senza  bisoguo  di  altra 
qualsiasi  pubblicazione." 

4  S.  0.  S.  683.  n.  5. 

5  Durch  s.  g.  epistolae  a  pari  oder  a  paribus, 
vgl.  Phillips,  K.  R.  3,  626.  627.,  s.  auch  o. 
S.  723.  n.  2. 

6  Das  hängt  damit  zusammen,  dass  auch  noch 
in  dieser  Zeit  Gesetze  allgemeinen  Inhalts  selten 
von  den  Päpsten  allein  erlassen  worden  sind. 

7  S.  0.  S.  739  ff. 

8  So  ist  wohl  z.  B.  die  S.  122.  n.  3  citirte  Kon- 
stitution durch  eine  Reihe  gleichlautender  Schrei- 
ben an  die  Prälaten  der  verschiedenen  Provinzen 
publicirt  worden. 

'J  Anscheinend  hat  zuerst  Martin  IV.  i.  J. 
1281  die  Exkommunikation  gegen  den  Kaiser 
Michael  Palaeologus  durch  Anheften  an  die  Ka- 


thedrale von  Orvieto  publiciren  lassen,  M  a  n  s  i , 
24,  106 :  „Chartas  sive  membranas  processum 
continentes  in  eundem  in  maioris  Urbevetanae 
ecclesiae  appendi  vel  afflgi  ostiis  seu  superlirai- 
naribus  faciemus,  quae  processum  ipsum  quasi 
sonoro  praeconio  et  patulo  iudicio  publicabunt : 
ita  quod  idem  Palaeologus  et  alii,  contra  quos 
Processus  ipse  contigit,  nullam  possintpostmodum 
excusatiouem  praetendere,  quod  ad  eos  talis  Pro- 
cessus non  pervenerit  vel  quod  ignoraverint  eun- 
dem, cum  non  sit  verisimileremanere  quoad  ipsos 
incognitum  vel  occultum ,  quod  tam  patenter 
Omnibus  publicatur ;"  vgl.  ferner  die  auf  dieselbe 
Weise  publicirte  Absetzungssentenz  desselben 
Papstes  V.  1283  gegen  Peter  v.  Aragonien,  bull. 
Taurin.  4,  66 ;  Exkommunikationssentenz  Boni- 
fazius'  VIII.  V.  1303  gegen  Philipp  v.  Frank- 
reich, publicirt  durch  Anheften  an  die  Kathedrale 
von  Anagni,  1.  c.  p.  174. 

10  Androhung  der  Exkommunikation  ^egen 
Verletzung  der  nach  und  von  Rom  reisenden 
Personen  const.  Bonifac.  VIII,  :  Excommunica- 
mus  V.  1303  (Anheftung  an  die  Laterankirche) 
bull.  cit.  4,  158;  Johanns  XXI.  Strafandrohung 
gegen  die  Annahme  der  Vikariatswürde  des  deut- 
schen Reichs  bei  der  Vakanz  desselben  v.  1317, 
(Anheftung  an  die  Kathedrale  v.  Avignon)  1.  c. 
p.  234;  Exkommunikationen  v.  Ketzern  u.  s.  w. 
durch  Gregor  XL  1372  (ebonsol  1.  c.  p.  239 ; 
Strafandrohungen  gegen  Geschenke  für  Verlei- 
hung von  päpstlich  zu  vergebenden  Benefizien 
durch  Gregor  XI.  1374,  1.  c.  p.  577  (ebenso); 
gegen  die  Occupanten  der  Kammergüter  von  Bo- 
nifaz  IX.  v.  1390,  1.  c.  p.  604;  Eugen  IV.  in  c.  3 
de  priv.  in  Extr.  comm.  V.  7  (Anheftung  au  den 
Lateran) ;  Publikation  der  Bulle :  In  coena  v. 
1511  durch  Anheftung  an  den  Lateran  u.  St.  Pe- 
ter, 1.  c.  5,  490;  const.  Leon.  X.  v.  1519:  In  su- 
premo  gegen  die  Hinderung  der  Ausführung 
päpstlicher  Bullen  (Anheftung  an  das  Kanzlci- 
gebäude  und  an  St.  Peter),  1.  c.  5,  716;  const. 
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Verletzungen  angedroht  oder  Cit<ationen  •  oder  Einladungen  -  enthalten  waren,  behufs 
iiuri-  Kundmacliung  au  die  Thür  der  Kathedrale  der  jeweiligen  Residenz  des  Papstes, 
mitunter  auch  an  anderen  Kirchen  =^  angeordnet  worden  war,  ein  diesem  Verfahren  im 
Wesentliclien  gleicher  Publikationsmodus,  die  s.  g.  publicatio  oder  promulgatio  in  acie 
cawpi  Florac  festgestellt.  Sie  besteht  in  der  Verlesung  des  päpstlichen  Erlasses  zur  Zeit 
des  gottesdienstlichcn  Besuches  und  in  demnächstiger  Anheftung  an  bestimmten  Publi- 
kationsstätten in  Rom,  an  den  Thtiren  der  Basiliken  vom  Lateran  und  von  S.  Peter 
im  Vatikan,  an  dem  Gebäude  der  apostolischen  Kanzlei  und  auf  dem  Platze  campus 
Florae  *  (mitunter  auch  an  anderen  Orten)  ^  oder,  was  häufiger  ist,  blos  in  der  An- 
heftung an  den  erwähnten  oder  einzelnen  der  erwähnten  Orte  durch  einen  Cursor 
der  päpstlichen  Kurie*',  welcher  die  erfolgte  Anschlagung  unter  dem  Exemplar  zu 
bescheinigen  hat  ^.  Dieser  Publikationsmodus  ist  aber  nicht  der  einzig  und  aus- 
schliesslich zulässige.  Es  sind  daneben  seit  jener  Zeit  immer  auch  noch  andere  Arten 
der  Publikation  bei  der  Kurie  in  Uebung  gewesen  ^. 


Leon.  X.  v.  1515:  Inter  graves  gegen  die  occu- 
pantes  terrarum  ecoles.  Romaiiae  (Verlesung  in 
der  Peters-  und  Laterankirche,  Anheftung  da- 
selbst, an  die  Kanzlei  und  in  acie  campi  Florac) 
1.  c.  5,  628. 

1  Bouifac.  VIII.  erklärt  1303  in  c.  un.  de  dolo 
et  cont.  in  Extr.  coram.  II.  3  in  päpstlichen  Pro- 
zessen einen  Anschlag  an  die  Thür  der  Kathe- 
drale des  Aufenthaltsortes  der  Kurie  für  genü- 
gend, zumal  (praesertim)  wenn  der  zu  Citirejide 
die  Zustellung  der  Ladung  verhindere ,  was  die 
Clem.  I.  de  iud.  II.  1  auf  den  zuletztgedachten 
Fall  beschränkt. 

'^  Die  Ladung  zum  lateranensischen  Konzil  von 
Julius  X.  1.  J.  1511  ist  aufdiea. PI  dervorletzten 
Note  gedachte  Weise  publicirt  worden,  1.  c.  5,  507. 

^  So  hat  Nikolaus  V.  die  Anheftung  der  const. 
Romanus  pontifex  v.  1454,  §§.  7.  8,  Verbot  der 
Unterstützung  der  Mauren  gegen  Heinrich  v.  Por- 
tugal, an  die  Kathedrale  v.  Lissabon,  bull.  cit. 
5,  114;  Leo  X.  die  der  Bulle:  Exsurge  v.  1520 
gegen  Luther  ausser  an  den  Vatikan  und  die 
Kanzlei  auch  an  die  Kathedralkirchen  v.  Bran- 
denburg, Meissen  und  Merseburg  angeordnet, 
1.  c.  5,  756. 

.  4  Const.  Julii  III.:  Cum  civitates  v.  1552, 
bull.  cit.  6,  464 :  „Ut  autem  praemissa  omnia  ad 
eorum ,  quorum  interest  notitiam  deducantur  nee 
aliquis  de  eis  iguorantiam  iuste  praetendere  pos- 
sit,  volumus  et  apostolica  auctoritate  decernimus, 
quod  praesentes  literas  per  aliquos  curiae  nostrae 
cursores  ad  basilicae  principis  apostolorum  de 
Urbe  et  ecclesiae  Lateranens.  valvas,  dum  inibi 
populi  multitudo  ad  divina  audienda  convenerit, 
palam  et  clara  voce  legantur  et  lectae  in  valvis  basi- 
licae et  ecclesiae  huiusmodi  accancellariaeaposto- 
licae  urbis  necnon  in  acie  campi  Florae  affigantur, 
ubi  ad  lectionem  et  notitiam  cunctorum  aliquan- 
diu  afüxae  pendeant  et  cum  inde  amovebuntur, 
earum  exempla  eisdem  in  eisdem  locis  remaneant 
afflxa",  const  Pii  IV.:  In  eligendis  v.  1562  §.31, 
1.  c.  7,  236;  Bestätigungsbulle  Plus' IV.  für 
das  Konzil  v.  Trient :  Benedictus  deus  v.  1564, 
1.  c.  7  ,  246  :  ,,Ut  hacc  autem  ad  omnium  noti- 
tiam perveniant  neve  quis  excusatione  ignoratio- 
nis  uti  possit,   volumus   et  mandamus  ,  ut  hae 


literae  per  aliquos  curiae  nostrae  cursores  in  ba- 
silica  Vaticana  principis  apostolorum  et  in  eccle- 
sia  Lateran. ,  tunc  cum  in  eis  populus  ut  missa- 
rum  solemnibus  intersit,  congregari  solet,  palam 
et  clara  voce  recitentur;  et  postquam  recitatae 
fuerint,  ad  valvas  earum  ecclesiarum  itemque 
cancellariae  apostolicae  et  in  loco  solito  campi 
Florae  afügantur  ibique ,  ut  legi  et  oranibus  in- 
notescere  possint,  aliquantisper  relinquantur. 
Cum  autem  inde  amovebuntur ,  relictis  de  more 
ibidem  exemplis,  in  alma  Urbe  ad  impressionem 
tradantur,  quo  commodius  per  christiani  Hominis 
provincias  et  regna  divulgari  possint". 

5  Z.B.  Monte  Citorio ,  bull.  Bened.  XIV.  1, 
23.  53.  143 ,  auch  an  der  Kirche  S.  Maria  Mag- 
giore  und  anderen  Basiliken  in  Rom ,  const. 
Pii  IX.  V.  1873,  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  185. 

ß  Const.  Pauli  IV.  :  Postquam  divina  v.  1558, 
bull.  cit.  6,  543;  const.  Cum  secundum  v.  1558, 
1.  c.  p.  548;  const.  Ex  apostolatus  v.  1559,  1.  c. 
p.  555;  const.  Pii  IV. :  De  salute  v.  1560  (de 
residentia  episcopali),  1.  c.  7,  58;  const.  Pii  V.: 
Quanta  cura  v.  1568,  1.  c.  p.  666:  „iubemus  eas- 
dem  praesentes  ad  valvas  basilicae  principis  apo- 
stolorum de  Urbe  et  in  acie  campi  Florae  publi- 
cari  et  earum  exempla  afflgi  volumusque  eas  sie 
publicatas  oinnes  et  singulos  perinde  afficere  et 
obligare  ac  si  illis  ipsis  fuissent  singulariter  in- 
timatae";  const.  Innoc.  XII. :  Speculatores  domus 
V.  1694,  1.  c.  20,  666;  const.  Bened.  XIV. :  Sa- 
cramentum  v.  1741,  bull,  eiusd.  1,  53;  s.  auch 
ibid.  p.  70.  73.  86.  143. 

■^  Solche  Berichte  aus  dem  16.  Jahrh.  bull. 
Taurin.  6,  433.  464;  aus  dem  18.  Jahrh.  bull. 
Benedict.  XIV.  1,  23;  aus  neuerer  Zeit  s.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  31,  185:  „Anno  a  nativitate  domini 
1873  die  vero  5  m.  Octobr.  indict.  I.  pontificatus 
SS.  in  Christo  patris  et  D.  N.  D.  Pii  divina  Pro- 
videntia papae  anno  XXVIII  supradictae  litterae 
apostolicae  afflxae  et  publicatae  fuerunt  ad  val- 
vas basilicarum  maiorum  Urbis  per  me  Vincen- 
tium  Benaglia  apostolicum  cursorem.  Philippus 
Ossani,  magister  cursorum". 

8  So  sind  namentlich  die  die  apostolische 
Kanzlei  und  andere  Behörden,  ihre  Organisation , 
Rechte  u.  s.  w.  betreffenden  Verordnungen  durch 
Verlesen  in  der  Kanzlei  und  auch  Anheften  am 
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Unrichtig  ist  es,  dass  subsidiarisch  in  Betreff  der  Publikation  päpstlicher  Er- 
lasse das  römische  Recht  zur  Anwendung  kommen  müsse,  und  dass  nach  diesem  eine 
Publikation  des  Gesetzes  in  den  einzelnen  Provinzen  und  Diöcesen  erforderlich  sei^, 
vielmehr  genügt  jeder  Modus,  durch  welchen  zufolge  des  Willens  des  Gesetzgebers 
die  betreffende,  zum  Gesetz  bestimmte  Anordnung  aus  seiner  Hand  oder  aus  der 
seiner  Hülfsorgane  zum  Zweck  ihrer  Anwendung  in  der  Art  weggegeben  wird,  dass 
die  auf  die  Geltung  des  Gesetzes  gerichtete  Absicht  des  Gesetzgebers  in  die  äussere 
Erscheinung  tritt  und  eine  weitere  Verbreitung  und  Kundmachung  des  Gesetzes  er- 
möglicht wird. 

Ein  solches  Verfahren  reicht  aus,  um  das  Gesetz  zur  Existenz  zu  bringen,  und 
die  Kenntnissnahme  von  demselben,  sowie  seine  Anwendung  herbeizuführen. 

Unbestritten  ist  allerdings  diese  Auffassung  nicht.  Schon  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert hat  man  behauptet,  dass  die  promulgatio  in  acte  campt  Florae  als  eine  blosse 
s.  g.  promulgatio  iibri  facta  nicht  für  die  ganze  Kirche  genügend  sein,  also  nicht  als 
eine  promulgatio  orbi  facta  gelten  könne ,  vielmehr  zu  diesem  Zwecke  eine  Kund- 
machung des  Gesetzes  auch  in  den  einzelnen  Provinzen  und  Diöcesen  erfolgen 
müsse 2,  eine  Ansicht,  welche  zwar  von  anderen  stets  bekämpft  worden  ist ^',  aber 
doch  bis  auf  den  heutigen  Tag  ihre  Vertreter  gefunden  hat  i.  Diese  Meinung  läugnet, 
wenngleich  ihre  Anhänger  sich  dessen  kaum  klar  bewusst  geworden  sind  ^^  dass  das 
Gesetz  durch  ein  blosses  Ausgeben  des  Gesetzgebers  in  der  vorhin  bezeichneten 
Weise  äussere  Existenz  oder  mindestens  verbindliche  Kraft  erlangen  könne,  geht 


Gebäude  derselben,  vgl.  bull.  Tauriii.  6,  3.  69. 
103.  132.  185.  313.  617.  371.  419  ff.  und  auch 
an  anderen  Orten,  am  campus  Florae  oder  an  den 
Lokalen  sonstiger  Kurialbehörden,  mitunter  auch 
an  S.  Peter  bekannt  gemacht  worden,  I.e.  6,  123. 
193.  210.  Ueber  eine  Publikation  in  der  aposto- 
lischen Kammer  s.  1.  c.  6,  528.  Päpstliche  Ver- 
ordnungen, welche  einzelne  Personen  oder  ganze 
Personen-Klassen  oder  nur  einzelne  Theile  der 
Kirche  betreffen ,  werden  durch  Uebersendung 
einer  Ausfertigung  den  Betheiligten  oder  den 
Oberen  oder  den  Behörden  derselben  übersendet 
und  auf  diese  Weise  publicirt. 

1  So  schon  die  mittelalterliche  Literatur,  s. 
Gloss.  s.  ante  prohibitionem  zu  c.  2  X.  de  const. 
I.  2  u.  Joh.  Andr.  ad  ün.  lib.  Vl^i  s.  v.  anno 
quarto ,  indem  man  unter  Bezugnahme  auf  die 
einen  Spezialfall  betreffende  Nov.  LXVI,  welche 
erst  zwei  Monate  nach  ihrer  Publikation  in  den 
Provinzen  in  Kraft  treten  sollte ,  in  Ueberein- 
stimmung  mit  einem  Theil  der  Legisten,  s.  Glosse 
dazu  s,  V.  huiusmodi  lex ,  dies  auch  auf  das  ka^ 
nonische  Recht  übertrug.  Spätere  Vertreter  die- 
ser Ansicht  aufgezählt  bei  Reiffenstuel  I.  2. 
n.  115.  125,  vgl.  auch  Schmier,  iurisprud. 
can.  civil.  1.  I.  tr.  1.  c.  5.  n.  11  ff. 

Einen  allgemeinen  Rechtssatz,  dass  mangels 
einer  besonderen  kirchlichen  Vorschrift  das  rö- 
mische Recht  subsidiarisch  für  die  Kirche  zur 
Anwendung  kommen  müsse  ,  hat  das  kanonische 
Recht  niemals  aufgestellt.  Damit  fällt  diese 
Theorie  zusammen  ,  welche  auch  übrigens  schon 
seit  Jahrhunderten  vielfach  bestritten  worden  ist 
und  weder  in  die  Praxis  der  Kurialbehörden  Ein- 
gang gefunden  hat,   noch  nacli  Ablauf  der  Glos- 


satorenzeit  ihre  Herrschaft  hat  behaupten  kön- 
nen, vgl.  ausser  Reiffenstuel  1.  c.  noch 
Schmalzgrueber  ius  can.  I.  2.  n,  28;  Pir- 
hing  ius  can.  I.  2.  n.  27  ff.  ;  Phillips  K.  R. 
3,  80  ff.;  Schulte  K.  R.  2,  82  ff, 

2  So  namentlich  die  Gallikaner,  vgl.  P.  de 
Marca,  de  conc.  sac.  et  imperii  II.  16.  n.  5  ff., 
und  van  Espen,  de  promulg.  leg.  P.  I.  c.  3. 

3  Vgl.  Andreas  Vallens.  paratitla  iur. 
canon.  I.  2.  §.  2.  n.  3;  Pirhing  I.  2.  n.  32; 
Schmalzgrueber  I.  2.  n.  28;  Reiffen- 
stuel I.  2.  n.  117;  Ferraris,  prompta  bibl. 
s.  V.  lex  art.  2.  n.  6  ff. ;  Seit  z  i.  d.  angef.  Zeit- 
schrift;  Phillips  K.  R.  5,  59;  Walter  §. 
179;  Schulte  K.  R.  1,  82;  Permaneder 
K.  R.  §.  279;  Ginzel  K.  R.  1,  23;  Vering 
K.  R.  2.  Aufl.  S.334  u.  Arch.  f.  k.K.R.  1,  547; 
Silbernagl  K.  R.  §.46.  n.  1;  Bouix,  de 
princip.  iur.  canon.  p.  230ff. ;  Craisson,  man. 
tot.  iur.  can.  proleg.  n.  41  ff.  ;  deAngelis, 
praelect.  iur.  can.  I.  2.  n.  10.  Weitere  Nach- 
weisungen bei  Ferr  aris  u.  Ph  illips  a.  a.  0. 

^  Zallwein,  ius  eccles.  c.  I.  qu.  4.  c.  2. 
§.  7;  Wiese,  Handbuch  d.  K.  R.  2,  7ff. ; 
Frey,  krit.  Kommentar  Bd.  2.  §.45;  Rich- 
ter-Dove  §.  166. 

5  Denn  die  Entstehung  der  Kontroverse  hängt 
mit  der  von  den  Gallikanern  behaupteten  Noth- 
wendigkeit  der  Reception  der  päpstlichen  Kon- 
stitutionen durch  die  gallikanische  Kirche  zu- 
sammen, s.  0.  S.  743.  Auch  ist  weiter  für  die 
Behandlung  der  Frage  das  Bestreben,  die  Durch- 
führung des  staatlichen  Placets  zu  sichern  ,  von 
Einfluss  gewesen. 
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vielmehr  davon  aus,  dass  beides  oder  wenigstens  das  letztere  erst  der  Fall  sei,  wenn 
das  Gesetz  allen  Betheiligten  kund  gethan  oder  eine  Form  der  Ausgabe  gewählt 
werde,  welche  eine  allgemeine  Kenntniss  des  Gesetzes  ermöglicht '.  Allerdings  er- 
scheint es  angemessen,  dass  der  Gesetzgeber  für  die  Publikation  einen  Weg  wählt, 
welcher  den  letzteren  Zweck  soviel  wie  angänglich  erreicht ,  aber  ein  wesentliches 
Erforderniss  für  die  Existenz  des  Gesetzes  und  seiner  verbindlichen  Kraft  ist  dies 
nicht.  Das  ausgegebene  Gesetz  ist  existent  und  in  dem  Wesen  und  Begriff  des  per- 
fekt gewordenen  Gesetzes  liegt  es,  dass  dasselbe,  vorbehaltlich  anderer  Bestimmun- 
gen des  Gesetzgebers,  sofort  bindet.  Thatsächlich  ist  auch  stets,  wenn  die  Ausgabe 
den  oben  erwähnten  Erfordernissen  entspricht,  ein  bestimmter  Kreis  von  Personen 
vorhanden,  welche  von  dem  Gesetze  Kunde  erhalten  haben  und  dasselbe  anwenden 
können.  Der  blosse  Umstand,  dass  es  eine  weitere  Zahl  von  Personen  giebt,  welche 
mindestens  vorläufig  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Ausgabe  noch  nicht  in  derselben 
Lage  sind,  vermag  die  bindende  Kraft  des  Gesetzes  an  sich  nicht  zu  beseitigen,  da 
kein  Publikationsmodus  im  Stande  ist,  die  allgemeine  Kenntniss  des  Gesetzes  herbei- 
zuführen'^. Die  Unmöglichkeit  für  gewisse  Personen,  das  Gesetz  nicht  befolgen  zu 
können,  kommt  demnach,  soweit  es  sich  um  Existenz  und  bindende  Kraft  des  Ge- 
setzes handelt,  nicht  in  Frage,  sondern  kann  nur  insoweit  zur  Berücksichtigung  ge- 
langen, als  die  Verantwortlichkeit  der  betreffenden  Personen  für  die  Befolgung  eines 
an  sich  bindenden  Gesetzes  in  Frage  steht  ^.  Principiell  lässt  sich  also  die  Ansicht, 
welche  der  promulgatio  in  acie  campi  Florae  die  Bedeutung  einer  orbi  facta  beilegt, 
nicht  als  unhaltbar  anfechten.  Dass  sie  aber  einen  solchen  Charakter  nach  kirch- 
lichem Recht  hat,  darüber  lassen  die  päpstlichen  Anordnungen,  in  welchen  diese  Art 
der  Publikation  vorgeschrieben  wird,  nicht  den  mindesten  Zweifel  ^.  Zugleich  ergeben 

1  Dieser  Gesichtspunkt  tritt  bei  den  Gegnern  der  harum  litteraruin  publicatione  per  afflxionem 
bindenden  Kraft  der  promulgatio  in  acie  campi  transsumptorum  ad  valvas  basilicarum  urbis, 
Florae  in  der  Ausfülirung  liervor,  dass  nacli  Natur-  omnes  üdeles,  ad  quos  spectat,  qui  quomodocun- 
reclit  und  mit  Rücksicht  auf  das  Wesen  des  Gesetzes  que  noverint  eas,  prout  dictum  est,  Romae  fuisse 
die  communitas,  für  welche  das  Gesetz  gegeben  promulgatas ,  ad  earum  exequutionem  perinde 
wird  ,  auch  im  Stande  sein  müsse,  leicht  Kunde  obstringantur  ,  ac  si  pcrsonaliter  singulis  notifl- 
von  demselben  zu  erlangen,  vgl.  z.  B.  van  Es-  catae  fuissent",  ist  von  demselben  Standpunkt 
pcn  1.  c.  c.  3.  §.  3;  Z  all  wein  1.  c.  aus  gemacht,  da  sie  die  Bindung  nicht  von  der 

2  Wie  viele  Staatsbürger  haben  heute  in  den  Kenntniss  des  Inhaltes  der  Bulle,  sondern  von  der 
modernen  Staaten  ,  in  denen  das  Publikations-  der  Anlieftung  derselben  in  Rom  abhängig  macht, 
wesen  besser  als  für  das  Gebiet  der  Kirche  geord-  Im  Uebrigen  verweisen  die  Vertreter  der  ent- 
netist,  Kenntniss  von  den  in  den  Gesetzsamm-  gegengesetzten  Ansicht  darauf,  dass  die  Noth- 
lungen  veröffentlichten  Gesetzen?  wendigkeit    der   Publikation   in   den    einzelnen 

3  Darüber  vgl.  unten  S.  780.  .  Diöcesen  göttlichen  Rechtes  sei,  sowie  darauf, 

4  S.  die  S.  776.  n.  4  uncl  n.  6  citirten  Konsti-  dass  eine  Reihe  in  Rom  publicirter  Anordnungen, 
tutionen,  welche  alle  aussprechen ,  dass  durch  wie  die  Bulle  Coena  domini  und  eine  Reihe  von 
diese  Publikation  allseitige  Bindung  eintreten  Kanzleiregeln  in  einzelnen  Ländern  nicht  reci- 
soll.  Vgl,  auch  Pii  IV.  const.  Pastoralis  offlcii  v,  plrt  sind,  s.  namentlich  van  Espen  und  Z  all - 
1560,  bull.  Taurin.  7,  18:  „§.  6.  Volumus,  quod  wein  11.  cc.  Das  erstere  lässt  sich  sicherlich 
cum  primum  praesentes  literae  ...  in  valvis  ba-  nicht  durch  die  Anweisung  Christi  an  die  Apo- 
silicae  i)riucipis  apostolorum  delJrbe  et  ecclesiae  stel,  allen  Völkern  zu  lehren,  und  ähnliche  Bi- 
Laterani  ac  in  acie  c.  Florae  etiam  de  Urbe  per  beistellen  begründen ,  und  die  Nichtreceptiou 
unum  ex  cursoribus  nostris  afflxae  fuerint ,  per-  der  betreffenden  päpstlichen  Erlasse  findet  ihre 
inde  singulos  quos  concernunt.  quoad  praemissa  Erklärung  nicht  in  der  unzureichenden  Publi- 
omnia  arctent,  ac  si  eaedem  praesentes  literae  eis  kation  derselben ,  sondern  in  der  Opposition  der 
slngulariter  et  personaliter  insinuatae  et  inti-  weltlichen  und  auch  geistlichen  Fürsten  gegen 
matae  fuerint'',  ähnlich  auch  eiusd.  const.  De  den  Inhalt  ihrer  Bestimmungen,  s.  o.  S.  164  ff., 
Salute  V,  1560,  1.  c.  p.  58,  Selbst  die  Milderung,  und  der  damit  zusammenhängenden  Anwendung 
welche  sich  in  der  const.  Pii  IX.:  Romanus  pon-  des  Placets,  s.  o,  S.  749  IT. 

tifex  V.  1873,   Arch.  f.  k.  K.  R,  31,   184  dahin  Endlich  mag  daran  erinnert  werden,  dass  der 

ausgesprochen  findet:    „volumus  autem,  ut  facta       Gebrauch  eines  Publikationsmodus,   weicheres 
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dieselben  aber  auch,  dass  die  Publikation  mit  der  erfolgten  Anheftung  ^  selbst  als 
erfolgt  gilt  2. 

In  der  gesetzgebenden  Gewalt  liegt  für  den  Inhaber  derselben  zugleich  das 
Recht,  die  Bedingungen,  unter  denen  das  Gesetz  zur  Existenz  gelangen  soll,  d.  h. 
den  Publikationsmodus  für  den  einzelnen  Fall  besonders  festzusetzen,  sowie  auch  für 
einen  solchen  die  an  sich  zusammenfallenden  Momente  des  Existentwerdens  des 
Gesetzes  und  des  Eintretens  seiner  verpflichtenden  Kraft  zu  trennen,  d.  h.  einen 
späteren,  z.  B.  von  der  Publikation  an  zu  berechnenden  Termin  für  dieses  letztere 
anzuordnen^.  Das  geschieht  namentlich  dann,  wenn  es  zweckmässig  erscheint,  den 
Betheiligten  die  faktische  Möglichkeit  zu  eröffnen,  sich,  ehe  das  Gesetz  seine  bin- 
dende Wirkung  äussert,  Kenntniss  von  dem  Inhalte  desselben  zu  verschaffen,  und 
auch  die  kirchliche  Gesetzgebung  hat  wiederholt  diesen  Weg  eingeschlagen  ^ 

Dagegen  lässt  sich  daraus,  dass  dergleichen  Anordnungen  wiederholt  getroffen 
worden  sind ,  keineswegs  ein  kanonisches  Gewohnheitsrecht  des  Inhalts  herleiten, 
dass  ein  kirchliches  Gesetz,  welches  den  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  nicht  festsetzt, 
nicht  sofort,  sondern  erst  einige  Zeit  nachher  verbindlich  wird  5,  sowie  dass  stets 
Kenntniss  aller  Betheiligten  vom  Gesetze,  und  damit  eine  sie  verpflichtende  Kraft 
desselben  mit  dem  Ablaufe  von  zwei  Monaten  nach  erfolgter  Publikation  angenom- 
men werde  ^\    Die  Regel  hat  in  der  päpstlichen  Praxis  stets  das  sofortige  Inkraft- 


eiuem  Theil  der  Betroffenen  unmöglich  macht, 
sofort  bei  der  Verkündung  Kenntniss  vom  Ge- 
setze zu  erlangen ,  also  dieselbe  Erscheinung, 
wie  die  publicatio  in  acie  campi  Florae,  auf 
dem  Gebiete  des  modernen  Staates  gleichfalls 
vorkommt.  Obwohl  die  deutsche  Reichsgesetzge- 
bung und  das  preussische  Recht  für  die  Regel 
das  Gesetz  erst  Innerhalb  bestimmter  Frist  nach 
der  Ausgabe  der  dasselbe  enthaltenden  Nummer 
des  Gesetzblattes  in  Berlin  in  Kraft  treten  las- 
sen, so  ist  doch  schon  mehrfach  ,  s.  z.  B.  Reichs- 
gesetz V.  30.  Mai  1879  betr.  die  vorläufige  Ein- 
führung V.  Aenderungen  des  Zolltarifs  §.  4  ( R. 
G.  Bl.  S.  149)  u.  preuss.  Gesetz  v.  31.  Mai  1875. 
§.  5  (G.  S.  S.  217),  angeordnet  worden,  dass 
das  Gesetz  sofort  oder  bei  seiner  Yerkündung, 
d.  h.  am  Tage  der  Ausgabe  des  Gesetzblattes,  In 
Kraft  tritt.  Ebensowenig  wie  die  entfernt  von 
Rom  wohnenden  Katholiken  von  der  Anschla- 
gung eines  päpstlichen  Gesetzes  daselbst  an 
demselben  Tage  Kunde  erhalten  können ,  eben- 
sowenig sind  alle  deutschen  Reichs-  oder  preus- 
sischen  Unterthanen  im  Stande,  von  dem  Gesetz 
sofort  am  Tage  der  Ausgabe  in  Berlin  Kenntniss 
zu  nehmen. 

1  Nicht  erst  mit  Ablauf  der  Zeit,  nach  welcher 
die  Exemplare  wieder  abgenommen  werden, 

2  Denn  darauf  allein  legen  die  betreffenden 
päpstlichen  Konstitutionen  das  entscheidende  Ge- 
wicht ,  s.  die  S.  778.  n.  4  mitgetheilten.  Auch 
wird  in  den  Erlassen  ,  welche  eine  bestimmte 
spätere  Frist  für  ihr  eigenes  Inkrafttreten  fest- 
setzen, diese  ebenfalls  von  der  Affixion  an  be- 
rechnet, s.  z.  B.  die  constit.  Pii  IV.  v.  1561,  bull. 
Taur.  7,  102.  160. 

3  Hat  auch  in  diesem  Fall  das  Gesetz  noch 
keine  verbindliche  Kraft,  so  äussert  es  doch  in- 
sofern Wirkung,  als  diese  seine  Kraft  sofort 
ohne  Weiteres  in  dem  durch  dasselbe  bestimmten 


Zeitpunkt  eintritt,  und  falls  dies  verhindert  wer- 
den soll,  erst  ein  neues  Aufhebungs-  oder  Abän- 
derungsgesetz erlassen  werden  muss. 

*  Und  zwar  sowohl  die  Päpste ,  wie  auch  die 
allgemeinen  Konzilien.  So  macht  c.  13  (conc. 
Later.  IV)  X.  de  poenit.  V.  38  die  Anwendung 
seiner  Straf bestimmungen  von  der  Publikation 
des  Kanons  durch  die  Prälaten  in  ihren  Bezirken 
abhängig,  ebenso  auch  wohl,  indessen  vielleicht 
nur  von  dem  Zeitpunkt,  wo  die  Betheiligten  ohne 
eigene  Schuld  zuerst  Kenntniss  erlangen  konn- 
ten,  c.  32  (Bonifac.  VIII.)  in  Vlto  de  praeb. 
III.  4;  —  wogegen  c.  3  (Alex.  III.)  u.  c.  10 (Ho- 
nor.  III,)  X.  ne  cleric.  III.  50  u.  c.  49  (Honor. 
III.)  X.  de  sent.  exe.  V.  39,  nicht,  wie  Schulte 
K.  R.  1 ,  78  meint ,  den  Eintritt  ihrer  Ge- 
setzeskraft auf  zwei  Monate  nach  der  Publikation 
festsetzen,  sondern  nur  den  Betheiligten  die 
Vornahme  bestimmter  Handlungen  innerhalb 
dieser  Frist  aufgeben ,  also  gerade  sofort  bin- 
dende Kraft  äussern  wollen.  Ferner  gehört  lüer- 
her  conc.  Trid.  sess.  XXIV  c.  1  de  ref.  matrim., 
nach  welchem  das  Dekret  über  die  Eheschlies- 
sungsform  erst  30  Tage  nach  seiner  Publikation 
in  der  einzelnen  Pfarrei  für  diese  verbindlich 
wird,  s.  auch  die  Anm.  2  citirten  Konstitu- 
tionen, die  const.  Pii  IX.  0.  S.  778.  n.  4,  und 
endlich  die  const.  Pii  IV.  Dominici  gregis  v.  1564 
(betr.  den  Index)  in  Richters  Tridentinum 
S.  612,  welche  das  Inkrafttreten  3  Monate  nach 
der  Affixion  in  Rom  anordnet. 

5  So  Schulte  K.  R.  1,  81,  welcher  aber  im 
Widerspruch  damit  S.  84  sagt:  .,die  verbindliche 
Kraft  des  Gesetzes  überhaupt  beginnt  mit  der 
Publikation''. 

^'  Schulte  a.  a.  0.  S.  85.  Er  beruft  sich 
darauf,  dass  die  Wissenschaft  des  Mittelalters  im 
Anhalt  an  nov.  LXVI  erst  ein  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  auf  dem  Wege  lokaler  Publikation  nach 
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treten  des  Gesetzes  gebildet,  und  die  erwähnten  Verordnungen,  welche  eine  abwei- 
chende Festsetzung  getroffen  haben,  sind  nur  Ausnahmen  für  bestimmte  Fälle 
gewesen  '. 

Wenn,  wie  nachgewiesen  worden  ist,  nach  kirchlichem  Recht  jedes  Gesetz  für 
die  Regel  mit  der  erfolgten  Publikation  Existenz  und  bindende  Kraft  erlangt,  so  liegt 
auch  kein  Bedürfniss  vor  zwischen  Konzilsbeschlüssen  und  päpstlichen  Anordnungen 
sowie  zwischen  Glaubens-  und  Disciplinar-Dekreten  zu  unterscheiden'-^. 

Mit  der  Publikation  in  der  hier  besprochenen  Bedeutung  sind  Veröffentlichungen 
und  Kundmachungen ,  ebenfalls  Publikationen  genannt ,  welche  lediglich  den  Zweck 
liaben,  eine  allseitige  Kenntniss  des  Gesetzes  herbeizuführen,  und  welche  daher  auch 
wiederholt  und  öfters  mit  schon  längst  in  Kraft  getretenen  Gesetzen  vorgenommen 
werden  können  und  sollen,  nicht  zu  verwechseln^.  Sie  können  nur  insofern  von 
juristischer  Bedeutung  werden,  als  eine  etwaige  Gesetzesunkenntniss  in  Frage  kommt 
und  es  sich  darum  handelt,  ob  diese  eine  verschuldete  oder  unverschuldete  ist.  Und 
zwar  liegt  die  letztere  stets  vor,  so  lange  bei  der  Beschaffenheit  des  beobachteten 


Ablauf  von  2  Monaten  angenommen  (s.  o.  S.777. 
n.l  },  dass  mehrere  Stellen  des  corpus  iuris  ca- 
nonici die  zuletzt  gedachte  Frist  vorgeschrieben 
liätten,  sowie  darauf,  dass  von  Pius  IV.  in  der 
Bulle:  Sicut  v.  1564  (s.  o.  S.  443.  n.  3)  aner- 
kannt sei,  dass  der  im  Text  hingestellte  Grund- 
satz auf  ius  commune  (d.  h.  nach  Schulte  a.  a. 
0.  S.  79.  n.  15  dem  ius  canonicum)  beruhe,  wo- 
gegen aber  zu  bemerken  ist,  dass  die  citirtcn  De- 
kretalen  eine  solche  Regel  nicht  aussprechen  (s. 
S.  779  Anm.  4).  Wegen  der  const.  Pii  IV.  vgl. 
die  folg.  Anmerk. 

1  Das  erkennt  sogar  die  cit.  const,  Pii  IV.  in- 
direkt an.  Der  Papst  konstatirt  zunächst ,  dass 
die  Dekrete  des  Konzils  von  Trient  seit  ihrer 
Bestätigung  in  Rom  beobachtet  worden  sind. 
Wenn  er  dann  zur  Beseitigung  der  entstandenen 
Zweifel  weiter  anordnet :  „quia  tamen  non  parum 
temporis  in  eis  Romae  diligenter  emendateque 
imprimendis  necessario  consuraptum  fuit  et  iure 
ctiam  communi  sancitum  est ,  ut  constitutiones 
novae  vim  post  certum  tempus  obtineant,  aequum 
nobis  et  iustum  visum  est ,  praedicta  decreta 
omnia  ad  dictam  reformationem  iusque  positivum 
duntaxat  spectantia  a  kal.  Mail  proxime  praete- 
riti  omnes  obligare  coepisse",  so  ist  die  Bezug- 
nahme auf  das  ius  commune  lediglich  eins  der 
Motive  des  Gesetzgebers.  Selbst  wenn  nun  unter 
ius  commune  das  kanonische  Recht  zu  verstehen 
wäre,  so  hätte  sich  Pius  IV.  über  dasselbe  geirrt, 
da  es  einen  solchen  Rechtssatz ,  wie  den  an- 
geführten ,  nicht  aufstellt ,  und  die  blosse  ge- 
legentliche Anführung  desselben  macht  ihn  nicht 
zum  bindenden  Gesetz.  Obgleich  allerdings  das 
römische  Recht  in  der  kanonistischen  Sprache  für 
die  Regel  als  lex  oder  ius  civile  bezeichnet  wird, 
steht  doch  nichts  entgegen  ,  unter  ius  commune 
hier  das  weltliche  oder  römische  Recht  zu  ver- 
stehen ,  umsoweniger ,  als  die  Fassung  des  be- 
treffenden Satzes  im  wesentlichen  das  Summa- 
rium  der  nov.  LXVI  wiedergiebt. 

2  So  Richter-Dove  §.  166,  welcher  die 
Glaubensbeschlüsse  der  allgemeinen  Konzilien 
ohne  besondere  Promulgation  in  den  einzelnen 
Diöcesen  (ob  auch  ohne  Publikation  überhaupt, 


ergiebt  sich  nicht  klar)  und  ferner  die  päpst- 
lichen Lehrentscheidungen  ohne  jede  Promul- 
gation für  bindend  erklärt.  Dabei  ist  aber  über- 
sehen ,  dass  jede  das  Dogma  betreffende  Anord- 
nung, welche  zugleich  immer  den  Charakter  eines 
Gesetzes  im  eigentlichen  Sinne  hat,  s.  o.  S.  769. 
n.  3 ,  ebenfalls  erst  durch  die  Publikation  zur 
Existenz  gelangt. 

3  Wie  diePublikationen  auf  den  Provinzialsyno- 
den ,  s.  0.  S.  491 ;  Verlesung  und  Anheftiing 
in  und  an  den  Kirchen  der  Prälaten  in  den  Pro- 
vinzen ,  sowie  an  anderen  passenden  Orten,  c.  6 
[Later.  III)  X.  de  iudaeis  V.  6 ;  c.  9  (Luc.  III.) 
X.  de  haer.  V.  7 ;  c.  4.  §.  1  (Innoc.  III.)  X.  de 
crimine  falsi  V.  20;  c.  4  (Later.  IV.)  X.  de 
Simon.  V.  3;  c.  17  (id.)  X.  de  lud.  V.  6;  c.  12 
(id.)  X,  de  poenit.  V.  38;  in  den  Pfarreien, 
trid.  sess.  XXIV.  c.  1  de  ref. ,  vgl.  auch  o.  S. 
394.  Demselben  Zweck  dient  auch  die  Verbrei- 
tung beglaubigter  Abschriften  oder  Abdrücke  des 
Gesetzes.  Daher  findet  sich  seit  Jahrhunderten, 
sowohl  in  den  in  acie  campi  Florae  publicirten 
päpstlichen  Anordnungen ,  wie  auch  in  anderen 
päpstlichen  Erlassen,  namentlich  in  denjenigen, 
welche  blos  für  einen  gewissen,  aber  zahlreichen 
Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  wie  z.  B.  für 
die  Orden,  für  die  Konklavisten,  für  die  Regie- 
rung und  Bevölkerung  eines  Landes  (bei  Kon- 
kordaten) eine  stehende  Formel :  „Volumus  pari- 
ter ,  earundem  praesentium  litterarum  trans- 
sumptis  seu  etiamimpressis,  manu  tamen  alicuius 
notarii  publici  subscriptis  et  sigillo  personae  in 
ecclesiastica  dignitate  constitutae  munitis  eadem 
prorsus  fldes  ubique  locorum  habeatur,  quae  ha- 
beretur  ipsis  praesentibus ,  si  forent  exhibitae 
vel  ostensae",  so  in  const.  Pii  v.  1873 ,  Arch.  f. 
k.  K.  R.  31  ,  185.  Die  Entwicklung  der  Formel 
und  ihre  verschiedenen  Fassungen  vomlö.Jahrh. 
an  bis  jetzt  ergeben  bull.Taur.  5,  223.233  (Six- 
tus  IV.  1474);  6,  38.  54.  81 ;  7,  15. 18;  23,  37. 
138.  154;  bull.  Roman,  cont.  13,  305;  14,  30. 
249.  409.  Ferner  werden  auch  die  päpstlichen 
Erlasse  in  römischen  periodisch  erscheinenden 
Blättern  und  demnächst  auch  in  den  Diöcesan- 
blättern  u.  s.  w.  abgedruckt. 
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Publikationsmodus  eine  Unmöglichkeit  besteht,  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  und 
auf  dem  gewöhnlichen  Wege  ^  Kenntniss  von  einem  neu  erlassenen  Gesetz  zu  er- 
halten. Durch  eine  solche  Unkenntniss  wird,  ähnlich  wie  durch  Rechtsirrthum,  zwar 
niemals  die  bindende  Kraft  des  Gesetzes  an  sich  beseitigt''^,  aber  sie  muss  bei  der 
rechtlichen  Beurtheilung  und  Qualifikation  eines  mit  dem  neuen  Gesetze  nicht  in 
Einklang  stehenden  Verhaltens  berücksichtigt  werden  ^. 

III.  Bezeichnung  der  kirchlichen  Gesetze  und  Ausfertigung 
derselben.  Die  von  den  Synoden,  insbesondere  auch  den  allgemeinen  Synoden 
erlassenen  Gesetze  werden  xavovsc,  auch  Ofafxoi,  opot,  canones^  genannt,  seit  der 
Zeit  der  Reformkonzilien  wird  aber  decreta  ■'  der  gebräuchliche  Ausdruck  und  diesen 
Sprachgebrauch  hat  auch  das  Konzil  von  Trient  für  die  von  ihm  zur  Reformation 
der  Kirche  erlassenen  Vorschriften  beibehalten  <^,  während  es  die  den  Glauben  be- 
treffenden Beschlüsse  als  decreta  unter  Hinzufügung  des  darin  behandelten  Gegenstan- 
des' oder  doctrina^^  und  die  daran  angeschlossenen  kurzen  Formulirungen  von 
Glaubenssätzen  mit  hinzugefügter  Androhung  des  Bannes  als  canones'-^  bezeichnet  hat. 


1  Denn  dazu,  aussergewöhnliclie  Mittel  anzu- 
wenden ,  z.  B.  sich  die  in  Rom  publicirten  Ge- 
setze durch  den  Telegraph  mittheilen  zu  lassen, 
hat  Niemand  eine  Verpflichtung. 

2  Das  ist  allerdings  eine  weitverbreitete  An- 
nahme, s. z.B.  Phillips  K.R.  5,77;  Schulte 
K.  R.  1  ,  84.  85.  Vielfach  wird  dafür  Bezug  ge- 
nommen auf  c.  1  (Innoc.  III,)  X,  de  post.  I.  5 
u.  c.  1  (Innoc.  IV.)  in  VI*"  de  conc.  praeb. 
III.  7,  In  dem  ersteren  verwirft  der  Papst  die 
Postulation  eines  Bischofs  ,  weil  dieser  das  von 
ersterem  über  Frankreich  verhängte  Interdikt 
nicht  beobachtet  hat  und  weist  den  Einwand, 
dass  ihm  das  letztere  nicht  persönlich  mitgetheilt 
sei,  mit  den  Worten  zurück :  „nee  sit  necessarium, 
quum  constitutio  solemniter  aut  publice  promul- 
gatur,  ipsius  notitiam  singulorum  auribus  per 
mandatum  speciale  vel  litteras  inculcare  ,  sed  id 
solum  sufflcit,  ut  ad  eins  observantiam  teneatur, 
qui  noverit  eam  solemniter  editam  aut  publice 
promulgatam".  Daraus  folgt  aber  noch  nicht  die 
Negative ,  dass  das  Gesetz  trotz  der  nicht  ver- 
schuldeten Unkenntniss  an  sich  nicht  verbindlich 
ist.  Die  entscheidende  Stelle  in  dem  andern 
Kapitel:  „Nee  obstaret,  si  forte  obiiceretur, 
quod  lex  seu  constitutio  et  mandatum  nullos 
adstringunt ,  nisi  postquam  ad  notitiam  per- 
venerint  eorundem  aut  nisi  post  tempus  intra 
quod  ignorare  minime  debuissent",  ist  Partei- 
Ausführung,  nicht  Erklärung  des  Papstes,  und 
steht  einer  richtigen  Konstruktion  des  in  Frage 
stehenden  juristischen  Verhältnisses  nicht  ent- 
gegen. 

Uebrigens  zeigt  eine  korrekte  Formulirung  der 
hier  bekämpften  Meinung  sofort  ihre  Unhaltbar- 
keit.  Wenn  man,  wie  die  Anhänger  derselben, 
sagt  (s.  Schulte  a.  a.  0.):  „Die  verbindliche 
Kraft  des  Gesetzes  überhaupt  beginnt  mit  der 
Publikation.  Sie  tritt  für  den,  welchem  die  ge- 
wählte Publikation  nicht  die  unmittelbare  Kennt- 
niss des  Gesetzes  verschaffen  kann  ,  ein ,  sobald 
er  wirklich  Kenntniss  davon  erlangt  hat",  so 
stellt  man  damit  den  Grundsatz  auf:  das  publi- 
cirte  Gesetz  tritt  für  jeden  Einzelnen  erst  in 
verbindliche    Kraft   mit   dem    Moment ,    wo    er 


durch  den  gewählten  Publikationsmodus  oder 
sonst  Kenntniss  davon  erlangt  hat  oder  hätte  er- 
halten müssen  ,  und  kommt  zu  dem  Resultat, 
dass  die  Gesetzeskraft  für  die  verschiedenen  Per- 
sonen von  einer  ganzen  Reihe  verschiedener  und 
schwer  feststellbarer  Termine  ab  datirt. 

3  So  begeht  der  Bischof,  welcher  ein  ihm  ohne 
seine  Schuld  noch  nicht  bekanntes  Gesetz  nicht 
zur  Ausführung  bringt,  keine  Pflichtwidrigkeit, 
und  kann  nicht  disciplinarisch  zur  Verantwor- 
tung gezogen  werden.  Der  Laie  ,  welcher  unter 
diesen  Umständen  gegen  ein  neues  Strafgesetz 
verstösst,  handelt  weder  rechtswidrig  noch  fahr- 
lässig, verfällt  also  nicht  in  die  Strafen  des  neuen 
Gesetzes.  Wo  es  aber  niclit  auf  subjektives  Ver- 
halten ankommt,  äussert  sich  die  bindende  Kraft 
des  Gesetzes.  Schreibt  dasselbe  z.  B.  bestimmte 
Solemnitäten  für  Rechtsakte  vor,  so  sind  diesel- 
ben, wenn  sie  auch  aus  gerechtfertigter  Unkennt- 
niss des  neuen  Gesetzes  nicht  beobachtet  worden 
sind,  doch  nichtig,  vgl.  übrigens  auch  Fag- 
nan.  ad  c.  13  X.  de  const.  I.  2.  n.  51 ;  Reif- 
fenstuel  1.  c.  I.  2.  n.  123.  124;  Phillips 
K.  R.  5,  94. 

4  S.  0.  S.  678 ;  vgl.  auch  c.  14  in  VIto  de  elect. 
I.  6  (vom  3.  Lateranens.  Konzil). 

^  c.  7  (conc.  Later.  III)  X.  de  elect.  I.  6 ; 
c.  28  (Lat.  IV)  X.  de  praeb.  III.  28;  über  Kon- 
stanz s.  Mansi  27,  1159,  auch  oben  S.  384.  n.2 
u.  13;  S.  399.  n.  3;  Basel  o.  S.  386.  n.  3;  fer- 
ner wird  constitutio  (sc.  synodalis^,  c.  44  X.  de 
elect.  I.  6;  c.  10.  13  in  VIto  cod.'l.  6;  Mansi 
1.  c.  p.  585;  stattdum  c.  28.  X.  III.  28  cit., 
edictum  und  sanctio  c.  4.  7  in  VI*"  de  elect.  I.  6 
gebraucht. 

^  Genauer  decreta  de  reformatione. 

'^  De  peccato  original!  (sess.  V). 

^  De  communione  sub  utraque  specie  (sess. 
XXI),  de  sacriflcio  missae  (sess.  XXII). 

^  S.  z.  B.  sessio  VII.  Solche  Sätze  nannte 
man  in  früherer  Zeit:  anathematismi ,  die  die. 
Glaubenslehren  enthaltenden  Beschlüsse SiaTUTTcu- 
aei?,  dogmata. 

Die  Beschlüsse  des  Vatikanums  wenden  als : 
const itutiones  dogmaticae  bezeichnet,  und  ihnen 
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Für  die  päpstlichen  Erlasse,  welche  allgemeine  Anordnungen  enthalten,  werden 
dagegen  die  Ausdrücke^  ;  constitutio'^,  constitutum^,  edictum^,  stattitum'^,  decretum^\  de- 
rrvtalis'^j  sanctio'^  gebraucht^.  Motu  proprio  bezeichnet  eine  Verordnung,  welche 
aus  eigener  Anregung  des  Papstes  ergangen  ist  oder  doch  als  eine  solche  er- 
scheinen soll  ^^. 

Eine  bestimmte  Vorschrift  über  die  Abfassungsform  und  Ausfertigung  der 
päpstlichen  Gesetze  im  Gegensatz  zu  anderen,  namentlich  die  Verwaltung  betreffen- 
den Erlassen  existirt  nicht. 

Nach  ihrer  Form  und  Abfassung  können  die  päpstlichen  Schreiben  1 .  einfache 
litterae  aposiolicae,  2.  chirographa,  3.  Bullen  und  4.  Breven  sein'^. 

Die  litterae  apostolicae  sind  im  Namen  des  Papstes  abgefasste  Schreiben  und 
Anordnungen,  mit  seinem  Pontifikats-Namen  an  der  Spitze  und  am  Schluss,  und 
zwar  werden  sie  chirograjiha  genannt,  wenn  der  Papst  sie  eigenhändig  unterschreibt. 

Von  beiden  unterscheiden  sich  die  Bullen  [hullae)  und  Breven  (hrevia)  da- 
durch, dass  sie  unter  Beobachtung  bestimmter  Förmlichkeiten  ausgefertigt  werden. 

Die  Bulle  beginnt  mit  dem  Namen  des  Papstes  (unter  Weglassung  der  Zahl  bei 
seinem  Namen)  und  mit  dem  Zusätze:  servus  servorum  dei  und  ist  in  lateinischer 
Sprache  in  einem  feststehenden  Stil  ''^  mit  einer  Reihe  von  herkömmlichen  Klauseln 
(betreffend  die  Derogation  entgegenstehender  Anordnungen,  die  Androhung  von 
Strafen  für  die  Verletzung  der  Anordnung  und  über  die  Authenticität  beglaubigter 
Abschriften  u.  s.  w.)  abgefasst.  Die  Bullen  werden  für  die  Regel  nicht  vom  Papste 
selbst  unterschrieben  ^^,  müssen  aber  mindestens  von  einem  Abbreviator  der  grösseren 
Präsidenz'4  unterzeichnet  sein  '"'.  Als  Material  wird  starkes  Pergament  ^^'  verwendet. 
Während  früher  eine  bestimmte  Art  von  Schriftztigen^'  bei  ihnen  üblich  war,  soll 

sind  nach  dem  Vorbilde  des  Tridentinums  eben-  ^'^  Vgl.  dazu  auch  Noel  Valois  etude  sur  le 

falls  canones  angehängt,  s.  o.  S.  464.  467.  rythme  des  bulles  pontiflcales  in  der  bibliotheque 

1  S.  hierzu  auch  o.  S.  685.  de  l'ecole  des  chartes.  Paris  1881.    42,  257. 

2  c.  13.  X.  de  constit.  I.  2;  c.  24.  33.  44.  in  i^  Abgesehen  von  den  hullae  consistoriales, 
VJto  de  elect.  I.  6;  c.  1  eod.  de  renunc.  I.  7;  welche  die  Unterschriften  des  Papstes  und  der 
c.  15  eod.  de  off.  iud.  deleg.  I.  14;  c.  3  eod.  de  Kardinäle  aufweisen,  Beispiele  dafür  s.  Bull, 
regul.  III.  14.  Taurin.  4,  80.  82.  88  u.  6,  226.  555.     Die  Kon- 

3  c,  6.  X.  de  eleot.  I.  6.  cepte,  welche  den  kurzen  Entwurf  ohne  die  vollen 
*  c.  un.  in  VIto  de  postul.  I.  5 ;  c.  9  in  VI*^  de       Klauseln  enthalten,  unterzeichnet  der  Papst  aller- 

off.  ord.  I.  16;  c.  34  eod.  praeb.  III.  4.  dings,    aber   nur   mit   dem  Anfangsbuchstaben 

5  c.  15.  X.   de  sent.  excoram.  V.  39  (pars  de-       seines  Taufnamens, 
cisa);  c.  34  in  VIto  m.  4.  cit.  ;  c.  2  eod.  de  de-  i*  Th.  I.  S.  445. 

cim.  III.  13.  15  Bangen  a.  a.  0.   S.  432.  433. 

6  c.  1  in  VIto  de  praeb.  III.  4.  16  Warum   dasselbe    bald    als    dunkles ,     fast 
■^  c.  29  in  VIto  de  elöot.  I.  6.                                    schwärzliches,     Reiffenstuel   I.    2.    n.    17; 

8  c.  un.  in  VIto  de  der.  aegrot.  III.  5.  Schulte  1,  73;  Phillips  K.  R.  3,  645;  bald 

9  Abgesehen  von  demWortcanon,  weichestech-  als  röthliches.  Bangen  S.432;  bald  als  dunkel- 
nisch  einen  Konzilsbeschluss  bedeutet,  aber  im  farbiges,  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  25  be- 
weiteren Sinne  auch  päpstliche  Anordnungen  mit  zeichnet  wird,  ist  mir  nicht  klar.  Das  Material 
umfasst,  s.  o.  S.725.  n.  2  u.  c.  l.X  de  const.  haben  ist  s.  g.  italiejiisches  Pergament,  welches  auf  der 
die  übrigen  Ausdrücke  keine  verschiedenen,  von  Rück-  oder  Haarseite  rauher  und  gelblicher  oder 
einander  abweichenden  Bedeutungen,  wie  solche  grauer  als  auf  der  für  die  Schrift  bestimmten 
die  Glosse  und  nach  ihr  die  älteren  Schriftsteller,  Innenseite  (album)  ist.  Die  Rückseite  kann 
vgl.  darüber  z.  B.  Reiffenstuel  1.  c.  I.  2.  n.  allerdings  durch  langes  Liegen  und  Staub  die 
2  ff.,  zu  formuliren  versucht  haben,  so  soll  z.  B.  vorhin  genannten  Farben  annehmen, 
decretum  einen  Erlass  des  Papstes  auf  Beirath  der  i'^  S.g,  bullatico  oder  jüngere  Kuriale,  von  An- 
Kardinäle ohne  Anfrage  eines  Dritten,  decretalis  deren  gothische,  longobardische  oder  gallische 
auf  Anfrage  eines  solchen,  sanctio  ein  V^erbot  mit  Schrift  genannt.  Ueber  die  Entwicklung  der 
Strafandrohung  bedeuten.    Alles  dies  ist  haltlos.  Schrift    s.     Kalte  nbrn  nn  er ,     Bemerkungen 

10  S.  auch  0.  S.  160.  über  die  äusseren  Merkmale  der  Papsturkunden 

11  Bangen,  die  römische  Kurie  S.  430.  des  12.  .Tahrh.  in  Mittheiluugen  des  Institutes 
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nach  der  Vorschrift  des  jetzigen  Papstes  die  gewöhnliche  lateinische  Schrift  ge- 
braucht werden  1.  Wesentlich  war  ferner  früher  das  an  einem  seidenen  (weissen  oder 
rothgelben)  oder  auch  an  einem  hänfenen  Faden  ^  angehängte  Bleisiegel  ^  [hdla,  da- 
her der  Name  für  diese  Art  der  Ausfertigung),  auf  der  Vorderseite  (antica)  die  Köpfe 
der  Apostel  Petrus  und  Paulus ,  auf  der  Rückseite  [postica]  den  Namen  des  Papstes 
aufweisend^.  Neuerdings  ist  dasselbe  aber  für  den  grössten  Theil  der  Bullen  durch 
einen  rothen  Druckstempel  mit  den  Bildern  der  genannten  Apostel  und  dem  herum- 
geführten Namen  des  Papstes  ersetzt  worden  5.  Die  Ausfertigung  der  Bulle  erfolgt 
durch  die  päpstliche  Kanzlei  ^^  und  bei  der  s.  g.  via  de  curia  —  welche  gerade  bei 
Bullen  mit  gesetzlichem  Inhalt  sehr  häufig  gewählt  wird  —  durch  eine  eigene  zur 
Dataria  ^  gehörige  Abtheilung  ^. 

Die  Breven  werden  in  minder  feierlicher  Form  expedirt.  Sie  tragen  als  Ueber- 
schrift  über  dem  Text  den  Namen  des  Papstes  und  zwar  mit  Angabe  der  Zahl  (z.  B. 
Leo  PP.  XIII.) .  Der  Text  ist  ebenfalls  in  lateinischer,  mitunter  aber  auch  in  ita- 
lienischer Sprache  abgefasst.   Ihr  Stil  ist  ein  einfacherer  als  der  der  Bullen,  nament- 


für  österreicMsclie   Geschichtsforscliung.    Inns- 
bruck 1880.   1,  375  ff. 

1  Motuproprio  Leos XIII.  v.  29.  Dezemb.  1878, 
Acta  s.  sed.  11,  465 ;  Arcli.  f.  k.  K.  R.  41,  399  : 
,,cum  experientia  compertum  fuerit  cTiaracterein 
tlieutonicum  vulgo  Bollatico  iitpote  ab  usu  com- 
muni  remotnm,  litterarum  apostolicarum  lectioni 
difücultatem  ingerere  ....  per  praesentes  litteras 
motu  proprio  cbaracteris,  de  quo  supra,  in  aposto- 
llcis  litteris  usura  sublatum  et  aboletiim  decer- 
nimus  ac  declaramus,  mandantes,  ut  a  praesen- 
tium  publlcatione  litterae  communi  latino  cba- 
ractere  super  Charta  pergamena,  ut  in  more  est, 
exscribantur  et  exarentur,  firmis  tarnen  manen- 
tlbus  omniura  et  singulorum  oftlcialium  et  mini- 
strorum  subscriptioiiibus  cum  proprii  cuiusque 
muneris  respectiva  deslgnatione". 

2  Der  banfene  Faden  ist  bei  Bullen ,  welche 
Verwaltungs-  und  Prozesssachen  betreffen  und 
in  den  Händen  der  kirchlichen  Beamten  bleiben, 
Kaltenbrunner  a.  a.  0.  S.  405;  Delisle, 
memoire  sur  les  actes  d'Innocent  III.  Paris  1857. 
p.  18  (auch  i.  d.  bibliotheque  de  l'ecole  des  char- 
tes.  4  Serie  t.  3  u.  4),  also  bei  literae  in  forma 
dignum  (o.  S.  162),  literae  ad  Utes  und  ad  iudi- 
ces,  üblich  gewesen. 

3  Goldene  Siegel  sind  sehr  selten  gewesen, 
vgl.  Riganti  comm.  ad  reg.  17  cancell.  n.  27; 
Phillips  K.  R.  3,  641. 

4  Ueber  s.g.  bullae  dimidiae  s.  Th.  I.   S.  291. 

5  Motupr.  Leon.  XIII.  cit.  v.  1878:  „Quoad 
plumbea  numismata  una  cum  adiectis  cordulis 
praecipimus  ea  tantum  servanda  esse  in  a  p  o  s  t  o  - 
licis  litteris  collationum,  erectionum 
et  d i  s  m  e  m  b  r a t i  0 n  u m  b  e n  e  f  1  c i o  r  u  m 
maiorum  necnon  in  aliis  S.  Sedis  so- 
1  e  m  n  i  b  u  s  a  c  t  i  s.  In  reliquis  vero  litteris  et 
praesertim  in  illis  quae  beneflcia  minora  ac 
dispensationes  super  impedimentis  matrimonia- 
libus  respiciunt,  auctoritate  nostra  apostolica  per 
praesentes  eadem  abolenius  et  abolita  fore  statui- 
mus  et  mandamus  iisque  substitui  ac  substitutam 
et  subrogatam  fore  iubemus  impressionem  rubri 
coloris  sigilli  noviter  conficiendi  imagines  ipso- 


rum  apostol.  Petri  et  Pauli  referentis  inscriptione 
nominis  regnantis  summi  pontiticis  circumducta. 
Quae  autera  pro  fldeliter  custodiendis  et  asser- 
vandis  plumbi  numismatum  typis  statuta  sunt, 
eadem  per  praesentes  conflrmamus  atque  exa- 
mussim  observanda  esse  decernimus". 

^'  Ueber  die  neben  der  Expedition  per  viam 
ordinariam  noch  vorkommenden  Arten  per  viam 
secretam  oder  extraordinariam  und  viam  camerae, 
welche  für  Erlasse  gesetzlichen  Inhaltes  keine 
Bedeutung  haben,  s.  Th.  I.  S.  441.  445  u. 
Bangen  a.  a.  0.  S.  440.  441. 

7  Th.  I.   S.  432. 

8  Bestehend  aus  einem  Datarius,  einem  Ab- 
breviator,  einem  Substituten  und  einem  Scriptor. 
Die  Bulle  wird  zur  Ersparung  des  umständlicheren 
Weges  der  apostolischen  Kanzlei  in  der  Dataria 
expedirt.  Neben  dem  Datarius  unterschreibt 
statt  des  Vicekanzlers  der  Sekretär  der  Breven, 
und  für  die  Siegelung  und  die  bei  der  letz- 
teren Behörde  stattfindende  Registratur  kontra- 
signiren  die  anderen  Beamten  der  gedachten  Ab- 
theilung. Es  liegt  also  hier  eine  vereinfachte 
Form  der  Bullen  vor.  Kenntlich  sind  sie  daran, 
dass  sie  folgende  Unterschriften  aufweisen  (vgl. 
die  const.  Pii  IX.  v.  1873  super  vicariis  capitu- 
laribus :  Romanus  pontifex ,  ArcM.  f.  k.  K.  R. 
31,  185): 

C.  Gori  subdatarius  F.  Card.  Asquinius 

(der  Sekretär  der  Breven) 
Visa  de  Curia 
J.  De  Aquila  e  vicecomitibus 
Loco  -\-  Plumbi  T.  Gugnonius 

reg.  in  Secretaria  Brevium. 
In  dieser  Form  ist,  abgesehen  von  der  eben 
citirten  z.  B.  auch  die  const.  Pii  IX  de  eccle- 
siasticis  censuris :  Apostolicae  sedis  v.  1879,  a. 
a.  0.  23,  332,  V.  Leo  XIII  die  Bulle  über  die 
Herstellung  der  Hierarchie  in  Schottland  v.  1878 : 
Ex  suprenio,  Acta  s.  sed.  11,  11;  ferner  auch 
die  Circ\imscriptionsbulle  für  Hannover  von 
Leo  XII :  Impensa  Romanorum  v.  1824,  erlassen 
worden.  Derartige  Bullen  Benedikts  XIV.  in 
dessen  bullar.   3,  46.  69.  82.  259. 
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lieh  felilcn  eine  Reihe  der  in  den  letzteren  gebräuchliclien  Klauseln.  Zu  ihnen  wird 
dünnes,  weisses  (länglich  geschnittenes)  Pergament  gebraucht.  Die  Schrift  ist  die 
gewöhnliche.  Da  ihre  Ausfertigung  in  der  Sekretarie  der  Breven  erfolgt',  so  werden 
sie  von  dem  Sekretär  der  Breven  oder  seinem  Substituten  unterschrieben.  Sie  werden 
mit  dem  s.  g.  annulus  pisratorü.  dem  Fischerring  (den  Apostel  in  einem  Kahn  dar- 
stellend mit  der  Umschrift  des  regierenden  Papstes),  in  rothem  oder  grünem  Wachs, 
schon  seit  längerer  Zeit  aber  durch  Aufdruck  eines  derartigen  Stempels  in  rother 
Farbe  besiegelt.  Während  die  Bullen  stets  offene  Briefe  (litterae  patentes)  sind ,  wer- 
den die  Breven  auch  mitunter  verschlossen  und  auf  der  Aussenseite  adressirt  {lit- 
terae clausae). 

Welche  dieser  verschiedenen  Formen  für  den  Erlass  eines  päpstlichen  Gesetzes 
gewählt  wird,  ist  vom  rechtlichen  Standpunkt  aus  völlig  gleichgültig.  Unter  den 
früher  angegebenen  Voraussetzungen  erhält  dasselbe  durch  seine  Publikation  Exi- 
stenz und  bindende  Kraft ,  mag  es  in  der  Form  einer  solennen  oder  vereinfachten 
Bulle  oder  eines  Breves  oder  auch  eines  blossen  apostolischen  Schreibens  er- 
gangen sein  2. 

IV.  Umfang  der  Geltung  der  Kirchengesetze  in  örtlicher  und 
persönlicher  Beziehung 3.  Die  von  den  zur  Ausübung  des  obersten  Gesetz- 
gebungsrechtes befugten  Organen,  dem  Papst  und  dem  allgemeinen  Konzil,  erlassenen 
Kirchengesetze  binden  nach  kirchlichem  Recht  vom  Momente  ihrer  Publikation  ab 
in  allen  Theilen  der  katholischen  Welt  ohne  Unterschied  der  Person ,  es  sei  denn, 
dass  das  Gesetz  selbst  ausdrücklich  oder  seinem  Inhalte  nach  in  lokaler  oder  perso- 
neller Beziehung  —  was  freilich  bei  den  Erlassen  dogmatischen  Inhalts  nicht  möglich 
ist  4  —  eine  Beschränkung  macht  •^. 

Innerhalb  seines  allgemeinen  oder  beschränkten  Umfanges  sind  dem  Gesetze 
nicht  nur  alle  Katholiken,  einschliesslich  der  weltlichen  Fürsten  *^,  sondern  auch  alle 

1  Th.  I.  446.  ban.  VIII. :  Secretis  v.  1624  (Th.  I.  S.  98.  n.  11) 

2  Eine  Durchsicht  der  Bullarien  zeigt,  dass  und  Sancta  synodus  v.  1634  (s.  o.  S.  226.  n.  8), 
die  Päpste  ihre  päpstlichen  Anordnungen  in  jeder  Clement.  XIII.  v.  9.  Nov.  u.  9.  Dezemb.  1758: 
der  verschiedenen  erwähnten  Formen  erlassen  Grata  u.  Circumspecta  (betreffend  die  päpst- 
haben.  Die  const.  Gregorii  XV.  :  Aeterni  patris  liehen  Kappelläne  u.  Familiären);  v.  21.  März 
V.  20.  Sept.  1621  und  Clemens'  XII.  :  Apostolici  1759  :  Pastoralis  officii  (über  das  Asylrecht  in 
officii  V.  5.  Oet.  1732  (bull.  Taurin.  12^  619  u.  Sardinien)  bull.  Roman,  cont.  1,  49.  69.  105, 
23,  443)  sind  Consistorialbullen ;  Const.  Pii  ferner  Clement.  XIV.:  Dominus  ac  redemptor 
Quanto  ecclesiae  v.  1.  April  1564  u.  Gregor.  XIV. :  v.  21.  Juni  1763  (Aufhebung  des  Jesuitenordens). 
Onus  apostolici  v.  15.  August  1591,  1.  c.  7,  664  1.  c.  4,  607,  endlich  von  litterae  apostolicae  Bene- 
u.  9,  419,  ferner  Pii  IX.  const.  :  Ineffabilis  (de  dict.  XIV.  :  UM  primum  v.  1740  u.  Cum  illud. 
immaculato  conceptu  B.^M.  V.)  v.  8.  Dez.  1854,  v.  1742,  bull.  Bened.  XIV.  1,  4.  220,  ferner  der 
Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  395,  Bullen  in  gewöhn-  S.  783.  n.  1  angeführte  Erlass  Leos  XIII. 
lieber  Form  ;  Erlasse,  welche  auf  der  via  de  curia  ^  Vgl.  Schulte  K.  R.  1,  51.  98. 
ausgefertigte  Bullen  bilden ,  sind  S.  783.  n.  8  *  Das  ist  eine  Folge  der  Nothwendigkeit  der 
angegeben,  wobei  jedoch  zu  bemerken  ist ,  dass  Einheit  der  Kirche.  Die  für  die  unirten  Orien- 
dieser  Kategorie  noch  eine  Reihe  anderer  Bullen  talen  gestatteten  Abweichungen  betreffen  nur 
anzureihen  sind,  welche  bei  der  unvollständigen  die  Disciplin. 

Angabe  der  Unterschriften  in  den  Ballarien  als  5  Eine  solche  ist  z.  B.  selbstverständlich  bei 

gewöhnliche  Bullen  erscheinen,  wofür  die  const.  Kirchengesetzen  ,  welche ,   sei  es   die   Einrich- 

Gregorii  XIII.  :  Humano  iudicio  v.  1584  und  die  tungen  der  ordentlichen,   sei  es  der  Missionsver- 

BuUe  Innocentius'  XII.  :     Speculatores  v.  1694,  fassung  zur  Voraussetzung  haben.     Die  ersteren 

Beläge  bilden  ,    bei   denen   die  sie  als  von   der  beziehen  sich  nicht  auf  die  Missionsländer  und 

Dataria  ausgefertigte  Bullen  characterisirenden  die  letzteren  nicht  auf  die  Gebiete  der  ordent- 

Unterschriften,  s.  diese  bei  Barbosa  de  off.  et  liehen  Verfassung. 

pot.  episcopi  app.   n.  23  u.   acta  concil.  collect.  6  Das  folgt  daraus,  dass  die  katholische  Kirche 

Lac.  1,  190,  im  bull.  Taurin.  8,  439  u.  20,  233  ein  souveraines  Gesetzgebungsrecht  über  alle  ihr 

fehlen.     Beispiele  von  Breven  bieten  const.  Ur-  zugehörigen  Glieder  beansprucht,  s.  auch  c.  Unam 
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christlich  Getauften,  welche  sich  ausserhalb  der  katholischen  Kirche  halten^,  unter- 
worfen, während  es  dagegen  die  Ungetauften ,  Juden  und  Heiden  nicht  verpflichtet 
und  auf  diese  einzig  und  allein  das  ins  divinum  Anwendung  findet  2. 

Während  aber  die  erwähnten  Personen  nur  die  Pflicht  haben,  das  Gesetz  zu 
befolgen  und  demselben  gemäss  zu  handeln,  besteht  für  die  kirchlichen  Beamten, 
soweit  sie  mit  Jurisdiktionsgewalt  ausgestattet  sind  (also  namentlich  für  die  Bischöfe), 
auch  die  Verbindlichkeit,  die  erforderlichen  Massregeln  zur  Aus-  und  Durchführung 
eines  neu  erlassenen  Gesetzes,  wozu  vor  Allem  die  Sorge  für  die  Bekanntmachung 
desselben  innerhalb  ihrer  Amtssprengel  gehört  3,  zu  ergreifen  und  über  die  Beob- 
achtung des  Gesetzes  innerhalb  derselben  zu  wachen  ^. 

Wenngleich  heute  die  einst  von  den  Gallikanern  vertretenen  Meinung,  dass 
päpstliche  Gesetze  erst  mit  der  Annahme  seitens  der  Bischöfe  ihre  verbindliche  Kraft 
erlangen,  kaum  noch  Vertreter  findet  '^,  so  ist  es  doch  andererseits  herrschende  Lehre, 
dass  nicht  nur  der  zur 'Durchführung  eines  neuen  päpstlichen  Gesetzes  berufene  Bi- 
schof oder  sonstige  kirchliche  Obere,  falls  er  dasselbe  aus  triftigen  Gründen  für  den 
von  ihm  geleiteten  Bezirk  für  schädlich  erachtet,  sowohl  berechtigt  als  auch  ver- 
pflichtet ist,  dem  Papste  in  angemessener  Form  seine  Meinung  auseinanderzusetzen 
und  um  Zurücknahme  des  Gesetzes  zu  bitten  ^,  sondern  auch  dass  in  diesem  Fall  die 
verbindliche  Kraft  des  Gesetzes  bis  zu  der  erfolgten  Entscheidung  des  päpstlichen 
Stuhles  suspendirt  werde  und  erst  im  Falle  der  Ablehnung  einer  Aenderung  seitens 
des  letzteren  wieder  ihre  Wirkung  äussere.  Die  letztere  Annahme  hat  aber  keinen 
quellenmässigen  Anhalt '.    Sie  widerspricht  auch  dem  Wesen  des  Gesetzes,  dessen 


sanctam,  c.  1  (Bonif.  VIII.}  de  M.  et  0.  in  Extr. 
comm.  I.  8.  Der  Syllabus  v.  1864.  n.  54  ver- 
wirft den  Satz :  „Reges  et  principes  non  solum 
ab  ecolesiae  iurlsdictione  exlrauiitur,  verum  etlam 
in  quaestionibus  iurisdictionis  dirimendis  supe- 
riores  sunt  eoclesia^^ 

^  Alle  diese  gehören,  wenn  aucli  nicht  als 
aktiv  berechtigte  Mitglieder,  der  katholischen 
Kirche  nacli  der  Auffassung  derselben  an,  da 
letztere  die  allein  berechtigte  zu  sein  bean- 
sprucht und  die  Taufe  den  Getauften  den  christ- 
lichen Charakter  unauslöschlich  aufprägt.  Vgl. 
Reiffenstuel  I.  2.  n.  274  ff.  und  die  dort 
citirten ,  sowie  Schulte  K.  R.  1,  6.  535;  2, 
431  und  dessen  Eherecht  S.  228  ff.;  Phil- 
lips K.  R.  2,  433  ff. 

-  Das  letztere  ist  allgemein  anerkannt  und 
ausser  allem  Zweifel.  Dagegen  hat  man  nament- 
lich früher  viel  darüber  gestritten ,  ob  nicht  die 
Ungetauften,  insbesondere  die  Juden ,  auch  den 
positiven,  lediglich  menschliches  Recht  enthal- 
tenden kirchlichen  Gesetzen  unterworfen  seien, 
indem  man  dafür  namentlich  auf  die  die  Juden, 
Sarazenen  u.  s.  w.  betreffenden  Dekretalentitel 
und  Stellen  verwiesen  hat,  s.  darüber  Reiffen- 
stuel I.  2.  n.  278  ff.  Heut  ist  man  über  die 
Frage  einig,  es  wird  aber  als  selbstverständlich 
betrachtet,  dass  die  kirchliche  Gesetzgebung  die 
Befugniss  besitzt,  die  Beziehungen  ihrer  christ- 
lichen Angehörigen  zu  den  Nichtgetauften  für 
die  ersteren  zu  regeln,  vgl.  Phillips  K.  R.  2, 
292  ff .  ;  Schulte  K.  R.  6,  535.  2,  464  u.  Ehe- 
recht  S.  200. 

3  S.  0.  S.  780. 

Hinsehius,  Kirchenreclit.     111. 


*  Das  folgt  daraus,  dass  die  Bischöfe  und  die 
sonstigen  Leitungsbeamten  den  allgemeinen  Ge- 
setzen der  Kirche  unterstehen  und  die  Regie- 
rung ihrer  Sprengel  und  Untergebenen  nach  den- 
selben zu  führen  haben,  Phillips  K.  R.  5,  90 ; 
Schulte  K.  R.  1,  99. 

5  Vgl.  darüber  o.  S.  743. 

6  Reiffenstuel  I.  2.  n.  143ff. ;  Phillips 
K.  R.  5,  91;  Schulte  K.  R.  1,  99;  Bouixde 
princip.  iur.  canon.  p.  223  ff.  unter  Berufung 
auf  c.  5  (Alex.  III)  X.  de  rescr.  I.  3:  ;,  aut 
mandatum  nostrum  reverenter  adimpleas  aut  per 
literas  tuas,  quare  adimplere  non  possis  rationa- 
bilem  causam  praetendas,  quia  patienter  sustine- 
bimus,  si  non  feceris,  quod  prava  nobis  fuerit 
insinuatione  snggestum".  Die  Stelle,  welche 
von  einer  Spezial- Anweisung ,  wohl  von  einem 
Besetzungsreskript  handelt ,  beweist  das  aller- 
dings nicht.  Dass  aber  der  Bischof  die  im  Text 
erwähnte  Pflicht  und  das  entsprechende  Recht 
besitzt,  folgt  daraus,  dass  derselbe  für  das  Wohl 
seiner  Diöcese  kraft  seiner  Stellung  zu  sorgen 
hat,  sich  also  von  dieser  Verantwortlichkeit  nicht 
durch  Abwälzung  derselben  auf  den  Papst  be- 
freien kann. 

■^  Benedict.  XIV.  de  synodo  dioeces.  IX. 
8.  n.  3 ,  welcher  wiederholt  dafür  citirt  wird, 
äussert  sich  nicht  direkt  über  die  letztge- 
dachte Frage  und  bezieht  sich  nur  dafür,  dass 
dem  Papst  die  besonderen  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen kirchlichen  Kreise  nicht  bekannt  sein 
können  und  daher  eine  Gegenvorstellung  ge- 
rechtfertigt sei,  auf  c.  1  (Bonif.  VIII)  in  Wo  de 
const,  I.  2.    Dagegen  leitet  Ph  illips  5,  92  ans 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitunpr  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  191. 


Bindung  begrifflich  eine  absolute  ist  und  nicht  durch  eine  demselben  untergeordnete 
Instanz  beseitigt  werden  kann'.  Nur  so  viel  ist  richtig,  dass  eine  sachlich  gerecht- 
fertigte und  gegründete  Vorstellung  den  kircliliclien  Oberen  von  seiner  Verantwort- 
lichkeit für  die  vorläufige  Nichtausführung  des  Gesetzes  entlastet  2. 

Endlich  hat  man  in  früherer  Zeit  vielfach  die  Frage  erörtert,  ob  der  Papst  selbst 
an  die  kirchlichen  Gesetze,  soweit  sie  lediglich  menschliches  Recht  festsetzen,  seiner- 
seits gebunden  sei.  Eine  Meinung  geht  dahin  ^,  dass  dieselben  für  ihn  nur  eine  vis 
directiva  besitzen ,  d.  h.  dass  er  nur  im  Gewissen  verpflichtet  sei,  sie  zu  beachten, 
während  ihnen  in  Betreff  seiner  eine  vis  coactiva,  d.  h.  eine  rechtlich  bindende  und 
auch  bei  Vermeidung  der  gesetzlich  angedrohten  Strafe  zwingende  Kraft,  nicht  zu- 
komme ^.  Eine  zweite  Ansicht  lässt  den  Papst  sogar  nur  indirekt  kraft  des  Natur- 
rechtes zur  Haltung  der  kirchlichen  Gesetze  verpflichtet  sein''.  Aber  ebensowenig, 
wie  der  Begriff  der  weltlichen  Souveränität  die  Geltung  des  Grundsatzes  der  römi- 
schen Kaiserzeit :  princeps  est  legibus  solutus  bedingt,  ebensowenig  folgt  dieselbe  be- 
grifflich aus  dem  dem  Papst  zustehenden  Primate.   Das  Mittelalter  bis  zum  1 1 .  Jahr- 


(lieser  Stelle  das  Priiioip  her,  dass  der  Papst  den 
faktischen  Verhältnissen,  soweit  sie  ratlonabel 
sind,  nicht  zu  nahe  treten  wolle.  Das  ist  schon 
an  sich  unrichtig,  denn  c.  1  cit.  spricht  nur  aus, 
dass  der  Papst,  weil  er  die  besonderen  Gewohn- 
heiten und  Statuten  nicht  kenne,  diesen  durch 
sein  Gesetz  nur  derogire,  wenn  dies  ausdrück- 
lich in  demselben  angeordnet  sei,  d.  h.  dass  ein 
allgemeines  Gesetz  diese  für  die  Regel  nicht 
beseitige,  so  auch  Joh.  Andreae  im  Summa- 
rium  u.  gl.  s.  v.  statuta.  Vorschriften  über  die 
Tragweite  des  Gesetzes  lassen  sich  indessen  nicht 
analogisch  auf  seine  bindende  Kraft  anwenden, 
und  es  kann  daraus  nichts  für  das  behauptete 
Recht  der  unteren  Instanzen  geschlossen  werden. 
1  Schulte  begründet  die  erwähnte  Ansicht 
damit,  dass  das  Remonstrationsrecht  der  unteren 
Instanz  bei  einer  anderen  Auffassung  der  Sache 
keinen  Sinn  bat.  Sicherlich  hat  aber  eine  solche 
insofern  Sinn,  als  eine  Remonstration  eine  mög- 
lichst schleunige  Beseitigung  des  schädlichen 
Gesetzes  herbeizuführen  geeignet  ist,  und  man 
verstösst  dann  nicht  gegen  Begriff  und  Wesen 
des  Gesetzes,  wobei  man  nicht  einmal  das  der 
unteren  Instanz  beigelegte  Suspensionsrecht  des 
Gesetzes  der  höheren  Instanz  an  festbestimmte 
Voraussetzungen  zu  knüpfen  im  Stande  ist. 
Uebrigens  fühlt  Schulte  offenbar  das  Bedenk- 
liche seiner  Auffassung-,  wenn  er  das  Recht  tlieil- 
weise  in  Anlehnung  an  Benedict.  XIV.  1.  c.  in 
Bezug  auf  dogmatische  Konstitutionen,  bei  sol- 
chen, die  ausdrücklich  den  Willen  des  Gesetz- 
gebers erkennen  lassen ,  eine  unbedingt  allge- 
meine Geltung  behaupten  zu  wollen  oder  welche 
eine  authentische  Interpretation  eines  älteren 
Gesetzes  enthalten  oder  welche  endlich  sich  auf 
den  ritus,  die  Sakramente  und  die  vita  clerico- 
rum  beziehen,  ausschliesst.  In  den  3  ersten 
Fällen  ist  zweifellos  jede  Remonstration  unzu- 
lässig, der  letzte  ist  aber,  wie  schon  Bouix 
p.  126  hervorhebt,  zu  eng  präcisirt.  Bei  diesen 
Angelegenheiten  kann  füglich  allein  die  vernünf- 
tige Erwägung  des  Bischofs  im  Einzelfalle  dar- 
über entscheiden ,  ob  es  sich  um  einheitlich  zu 
ordnende  Gegenstände  handelt  oder  nicht. 


~  Denn  in  diesem  Fall  ist  die  Nichtleistung 
des  Gehorsams  keine  rechtswidrige. 

3  Sie  stützt  sich  auf  die  Lehre  Thomas'  von 
Aquino,  s.  dessen  summa  I.  2.  qu.  XCVI.  art. 
5.  n.  3 :  .,nullus  enim  proprio  cogitur  a  seipso ; 
lex  autem  non  habet  vim  coactivam  nisi  ex  prin- 
cipis  potestate.  Sic  igitur  princeps  dicitur  esse 
solutus  a  lege,  quia  nuUus  in  ipsum  potest  iu- 
dicium  condemnationis  ferro,  si  contra  legem 
agat  ....  Sed  quantum  ad  vim  directivam  legis 
princeps  subditur  legi  propria  voluntate  secun- 
dum  quod  dicitur  X.  de  constit.  C.  Omnes  (6)  : 
Quod  quisque  iuris  in  alterum  statuit,  ipse  eodem 
iure  uti  debet.  Et  sapientis  dicit  auctoritas  (Ca- 
tonis  in  rudiment.)  :  Patere  legem  quam  ipse  tule- 
ris.  Et  in  Codice  1.  4  de  leg.  et  const.  Theodo- 
sius  et  Valentinianus  impp.  Volusiano  praefecto 
scribunt :  Digna  vox  est  maiestate  regnantis, 
legibus  alligatum  se  principem  proflteri ;  adeo 
de  auctoritate  iuris  nostra  pendet  auctoritas. 
Et  revera  malus  imperio  est  subiicere  legibus 
principatum.  Improperatur  etiam  his  a  Domino 
qui  dicunt,  et  non  faciunt,  et  qui  aliis  onera  gra- 
via  imponunt  et  ipsi  nee  digito  volunt  ea  movere, 
ut  dicitur  Matth.  23.  Unde,  quando  ad  dei  iu- 
dicium  princeps  non  est  solutus  a  lege,  quantum 
ad  vim  directivam  eins,  sed  debet  voluntarius, 
non  coactus  legem  implere'". 

*  Fagnan.  ad  c.  1.  X.  de  const  I.  2.  n.  60  u. 
die  dort  citirten  älteren  Schriftsteller;  Bar- 
bosa  ins  eccles.  I.  2.  n.  186;  Pirhing  I.  2. 
n.  67. 

5  Weil  nach  demselben  derjenige ,  welcher 
das  Gesetz  gebe,  um  Aergerniss  zu  vermeiden, 
auch  dasselbe  beachten  müsse  und  das  Haupt 
sich  nicht  vom  Körper  trennen  dürfe,  R e  i  f  f  e  n  - 
stuel  I.  2.  n.  268  ff.  ;  Schmalzgrueberl. 
2.  n.36ff.  ;  Schmier  1.  I.  tr.  1.  c.  5.  n.  138ff., 
nach  welchem  die  Gesetze  für  den  Papst  nur 
indirekt  kraft  Naturrechtes  die  vis  directiva 
haben;  ebenso  Ferraris  prompta  biblioth.  s.v. 
lex  art.  3.  n.  13ff.  ;  s.  auch  Bouix,  tract.  de 
papa  3.  313. 
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hundert  hat  den  Papst  an  die  canones  gebunden  erachtet^,  und  selbst  nach  der  Aus- 
bildung des  von  diesen  unabhängigen  obersten  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  ist 
noch  von  Innocenz  III.  mehrfach  die  verbindliche  Kraft  des  kirchlichen  Rechtes  auch 
für  den  Papst  anerkannt  worden'^.  Wenngleich  die  spätere,  mittelalterliche  Lehre 
bei  ihrer  Tendenz,  die  päpstliche  Gewalt  bis  zur  Allmacht  zu  steigern,  jede  Bindung 
derselben  geleugnet  hat  5,  so  ist  der  Primat  doch  seinem  Wesen  nach  keine  will- 
kührliche  und  despotische  Gewalt,  er  ist  vielmehr  dem  Papst  nur  gegeben,  damit  die 
Kirche  ihre  Zwecke  erfüllen  kann.  Als  äussere  Anstalt  bedarf  dieselbe  nicht  nur  des 
göttlichen,  sondern  auch  des  menschlichen  Rechtes,  welches  die  Bethätigung  ihrer 
Aufgaben  sichert,  und  gerade  deshalb,  weil  der  Primat  die  Erfüllung  der  letzteren 
zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen  hat,  muss  der  Träger  desselben  gleichfalls  an  die 
durch  das  Recht  festgesetzten  Normen  gebunden  sein.  *.  Haben  aber  diese  letzteren 
für  ihn  Geltung,  so  beruht  ihre  zwingende  Kraft  darauf,  dass  sie  Recht  sind,  und  der 
Grund  für  dieselbe  ist  ihm  gegenüber  kein  anderer,  als  gegenüber  den  sonstigen,  dem 
Gesetz  unterworfenen  Kirchengliedern.  Auch  dadurch ,  dass  der  Papst  kraft  seines 
Primates  von  demselben  dispensiren  und  dass  er  für  Uebertretung  des  bestehenden 
Rechtes  nicht  bestraft  werden  kann  ^,  wird  seine  Gebundenheit  an  das  Recht  quali- 
tativ keine  andere.  Die  Abänderung  des  Gesetzes  und  die  Dispensation- ist  der  ord- 
nungsmässige  Weg,  die  Geltung  desselben  zu  beseitigen,  und  die  Unmöglichkeit,  den 
Papst  wegen  Gesetzesverletzung  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  hindert  nur  die  zwangs- 
weise Durchführung  des  Gesetzes  ihm  gegenüber,  trifft  aber  nicht  die  Wirksamkeit 
desselben  an  und  für  sich  ^.  Er  ist  also  in  derselben  Weise,  wie  die  übrigen  Beamten 
und  Glieder  der  Kirche  dem  Gesetz  unterworfen,  wohl  aber  ist  seine  Stellung  zu 
demselben  insofern  eine  andere,  als  er  allein,  freilich  immer  nur  durch  einen  beson- 
deren Willensakt,  diese  Bindung  beseitigen  kann,  und  als  ferner  gegen  ihn  Zwangs- 
mittel und  Strafen  zur  Durchführung  des  Gesetzes  ausgeschlossen  sind. 

V.  Oberstes  Gesetzgebungsrecht  der  Kurialbehörden.  Während 
der  Erledigung  des  päpstlichen  Stuhles  ruht  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  für  die 
Kirche.  Auf  das  Kardinalskollegium  geht  es  nicht  über  ^,  denn  dasselbe  ist  höch- 
stens befugt,  in  dringenden  Fällen  gewisse  provisorische  Verordnungen  zu  treffen^. 

Aber  auch  während  der  Regierung  des  jeweiligen  Papstes  haben  die  Kurial- 
behörden bei  der  Handhabung  des  Gesetzgebungsrechtes  durch  denselben  wegen  der 
hervorragenden  Wichtigkeit  dieses  Zweiges  der  Jurisdiktion  im  Allgemeinen  allein 
eine  vorbereitende  und  berathende  Stellung  •'.    Feste  Ressortbestimmungen  bestehen 


1  S.  0.  S.  728. 

2  Vgl.  die  0.  S.  745.  n.  7;  ferner  c.  4.  X.  de 
conc.  praeb.  III.  8 :  ,,Licet  auten  intentionis 
nostrae  non  sit,  investituras  de  vacaturis  factas 
contra  canonum  instituta  ratas  habere,  qui  se- 
cundum  plenitudinem  potestatis  de  iure  possu- 
raus  supra  ins  dispensare^';  c.  19.  X.  de  sent.  et 
re  iud.  II.  27 :  „In  causis  quae  summi  pontiflcis 
i  11  diclo  deciduntur  et  ordo  iuris  et  rigor  aequi- 
tatis  est  subtiliter  servandus,  quum  in  similibus 
casibns  ceteri  teneantur  simlliter  iudicare  nisi 
forte,  qunm  aliqiiid  causa  necessitatis  et  ntili- 
tatis  inspecta  dispensative  duxerit  statnen- 
diim^'. 

3  So  z.  B.  Augustinus  Triumphus.  s.  Fried - 
berg  in  Ztschr.  f.  K.  R.  8,  98. 


4  Derselben  Ansicht  Schulte  K.  R.  1,  533. 

5  Ueber  den  Satz :  apostolica  sedes  a  neniine 
iiidicetur  s.  Th.  I.  S.  '296  ff.  u.  o.  S.  631,  vgl. 
ferner  auch  unten  die  Lehre  von  der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit. 

6  Die  vorhin  erwähnten  gegentheiligen  An- 
sichten beruhen  darauf,  dass  sie  die  eben  ge- 
dachten beiden  Momente  mit  der  Frage  nach  der 
Bindung  der  Gesetze  zusammengeworfen  und 
den  für  den  römischen  Kaiserstaat  geltenden 
Satz:  ., princeps  legibus  solutus  est''  auf  die 
Kirche  übertragen  haben,  s.  auch  S.  786.  n.  3. 

"  Das  allgemeine  Konzil  kommt  praktisch 
nicht  in  Betracht. 

8  Das  Nähere  darüber  s.  Th.  I.  S.  370. 

^  S.  0.    S.  773.  n.  2.     Weiin  daher  auch  eine 
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I.  ])ic  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  191 


nur  für  die  Ausübung  gewisser  aus  dem  Gesetzgebungsrecht  herfliessender  Befug- 
nisse ,  welche  sich  auf  spezielle  Angelegenheiten ,  wie  z.  B.  auf  die  Ertheihmg  von 
Dispensationen  und  Privilegien,  beziehen  ',  und  selbst  in  dieser  Beziehung  geben  blos 
einzelne  Behörden,  wie  die  Pönitentiaria'^  und  die  Congregatio  concilii^,  kraft  ihrer 
ihnen  ein  für  alle  Mal  übertragenen  Zuständigkeit,  also  kraft  einer  iurisdictio  ordi- 
naria'*,  ihre  Anordnungen  und  Erlasse  selbstständig  ohne  vorherige  Einholung  der 
Entscheidung  des  Papstes  ab  ^. 

Die  Congregatio  concilii  hat  allerdings  einen  gewissen  Antheil  an  der  Ausübung 
der  allgemeinen  Gesetzgebung,  insofern  ihr  die  Befugniss  zukommt,  authentische  De- 
klarationen zur  Interpretation  der  Reformdekrete  des  Trienter  Konzils  zu  erlassen  ^\ 
Dieselben  besitzen  den  Charakter  von  Gesetzen  '  und  zwar  sind  sie  materiell  päpstliche 
Gesetze,  wenngleich  sie  formell  als  Anordnungen  der  gedachten  Behörden  erscheinen. 
Da  die  Kongregation  den  Papst  vorher  zu  konsultiren  hat,  so  liegt  in  der  Zustimmung 
des  letzteren  zum  Erlass  einer  solchen  Deklaration,  mag  der  Papst  dieselbe  beim  Vor- 
trag ausdrücklich  genehmigen  oder  auch  blos  nicht  widersprechen,  eine  Billigung  des 
von  der  Kongregation  vorgelegten  Entwurfes ,  also  eine  vom  obersten  Gesetzgeber 
selbst  ausgehende  Sanktion  8.  Eine  besondere  Publikation  dieser  Deklarationen  findet 
für  die  Regel  allerdings  nicht  statt  •',  aber  da  sie  in  authentischer  Form  den  Bethei- 
ligten mitgetheilt  werden ^^  und  durch  diese  weiter  in  die  Oeflfentlichkeit  gelangen 
können ,  so  ist  damit  der  für  die  Verbindlichkeit  eines  Gesetzes  nothwendigen  Aus- 
gabe desselben  durch  den  Gesetzgeber  genügt^'.    Der  Mangel  eines  anderen  Publi- 


Verordnung  nur  unter  dem  Namen  einer  solchen 
Behörde  ergeht,  aber  mit  dem  Bemerken,  dass 
sie  vom  Papst  genehmigt  worden  ist,  so  hat  die- 
selbe den  Charakter  eines  päpstlichen  Gesetzes, 
s.  z.  B.  die  Instruktion  der  Congreg.  episcopo- 
rum  et  regularium  über  das  Disclplinar-  und 
Kriminalverfahren  gegen  Cleriker  v.  1880,  Acta 
s.  sed.  13,  324.  Deshalb  werden  solche  Dekrete 
auch  mitunter  durch  promulgatio  in  acie  campi 
Florae  publicirt,  so  z.  B.  das  Dekret  der  Congr. 
sup.  statu  regulär,  v.  1848  im  Arch.  f.  k.  K.  R. 
8,  481. 

1  VgL  §§.  192  u.  193. 

2  S.  die  citirten  §§.  u.  Th.  I.  S.  429.  431, 
deren  Befugnisse  aber  mit  gewissen  Ausnahmen 
pro  foro  externo  während  der  Vakanz  des  päpst- 
lichen Stuhles  ruhen,  a.  a.  0.  S.  430. 

3  Th.  I.  S.  460.  No.  3. 

4  Th.  I.  S.  484. 

5  Dass  diese  an  rechtlicher  Kraft  den  päpst- 
lichen Verordnungen  gleichstehen .  ergiebt  das 
im  Text  Bemerkte,  s.  auch  Schulte  1,  92. 

6  Th.  I.  S.  458. 

"^  Darüber  ist  die  herrschende  Lehre  einig, 
wenngleich  dies  früher  namentlich  deswegen, 
weil  eine  förmliche  Publikation  dieser  Dekla- 
rationen für  die  Regel  nicht  stattfindet ,  bestrit- 
ten worden  ist,  s.  darüber  Fagnan.  ad  c.  13. 
X.  de  const.  I.  2.  n.  42  ff.  und  den  Aufsatz  in 
den  Acta  s.  sedis  10,  492  ff. 

^  Th.  I.  S.  458.  Wenn  aber  eine  ausdrück- 
hche  Genehmigung  des  Papstes  der  Deklaration 
beigefügt  oder  in  ihr  ein  spezieller  Befehl  des- 
selben ,  welcher  zu  ihrem  Elrlass  Veranlassung 
gegeben  hat,  erwähnt  wird,  so  erscheint  dieselbe 
auch  äusserlich   als  gesetzliche  Anordnung  des 


Papstes.     Beispiele  dafür  in  Richters  Triden- 
tinum  S.  540  ff .  582,  s.  auch  S.  789.  n.  1. 

9  Das  ergiebt  die  Praxis,  s. übrigens  auch  Be- 
nedi ct.  XIV.  Institut.  X.  n.  6. 

10  Fagnan.  1.  c.  n.  42;  B  arbosa  J.  E.  U.  J. 
4.  n.  81;  Reif  f  enstuel  proem.  n.  134. 

1 1  S.  0.  S.  777.  Die  herrschende  Lehre,  s.  die 
in  den  vorigen  Anmerkungen  citirten  Schrift- 
steller, auch  Schulte  1,  43,  gehen  namentlich 
unter  Berufung  auf  Glossa  respondemus  zu  c.  5 
in  VIto  de  V.  S.  V.  12  davon  aus,  dass  eine  blosse 
Deklaratoria  eines  Gesetzes  behufs  ihrer  Ge- 
setzeskraft keiner  Publikation  bedürfe,  weil  die- 
selbe nichts  Neues  feststelle.  Das  ist  aber  nicht 
richtig.  Jede  Deklaratoria  enthält  den  Befehl 
des  Gesetzgebers,  das  deklarirte  Gesetz  nicht  an- 
ders als  in  der  durch  dieselbe  festgesetzten  Be- 
deutung zu  handhaben  und  schliesst  jede  an- 
dere, auch  vielleicht  noch  so  berechtigte  Inter- 
pretation sogar  mit  rückwirkender  Kraft  aus. 
Damit  dieser  Wille  des  Gesetzgebers  existent 
werde,  bedarf  es  eines  in  die  Aussenwelt  treten- 
den Aktes,  der  Ausgabe  oder  Publikation  in  dem 
0.  S.  777  entwickelten  Sinne.  Ein  solcher  Akt 
liegt  nun  in  der  That  auch  hier  vor,  und  wenn 
die  herrschende  Ansicht  diesen  nicht  als  Publi- 
kation erachtet,  so  liegt  dies  darin  ,  dass  sie  die 
Publikation  als  Existenzbedingung  des  Gesetzes 
mit  der  Publikation  als  dem  blossen  Mittel,  ein 
möglichstes  Bekanntwerden  gesetzlicher  Anord- 
nungen zu  sichern  (s.  o.  S.  777)  verwechselt. 
Für  Deklarationen,  welche  etwas  wirklich  neues 
enthalten,  fordert  man  übrigens  allgemein,  s. 
die  citirten,  insbesondere  Schulte  1,  93.  94, 
die  Publikation.  Diese  Unterscheidung ,  deren 
Anwendung  auf  den  einzelnen  Fall  übrigens  zu 


§.  192. 


Das  oberste  kirchliche  Gesetzgebungsrecht.    Dispensationsrecht. 
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kationsmodus  hat  allerdings  zu  der  Anordnimg  geführt,  dass  nur  denjenigen  Dekla- 
rationen, welche,  seien  sie  blos  geschrieben  oder  auch  gedruckt,  von  dem  Kardinal- 
präfekten  und  dem  Sekretär  der  Kongregation  unterschrieben  und  mit  ordnungsmäs- 
sigem  Siegel  versehen  sind,  öffentlicher  Glauben  zukommen  solle  '. 

Ausnahmsweise  werden  aber  solche  Deklarationen,  welche  eine  allgemeine  und 
wichtigere  Bedeutung  haben  ^,  namentlich  die  zur  Ausführung  und  zur  näheren  Er- 
gänzung einzelner  Bestimmungen  des  Tridentinums  erlassenen  Instruktionen  ^,  auch 
in  der  herkömmlichen  Weise  publicirf. 

VI.  Wegen  der  Uebertragung  der  Ausübung  des  päpstlichen  Gesetzgebungs- 
rechtes für  einzelne  Fälle  oder  Kategorien  von  Fällen ,  welche  gleichfalls  nicht  aus- 
geschlossen ist,  vgl.  die  drei  folgenden  §§.,  und  wegen  der  hierher  gehörigen,  jetzt 
nicht  mehr  praktischen  Befugnisse  der  päpstlichen  Legaten  Th.  I.  S.  514. 


§.192.     2.    Das  Dispensationsrecht^ . 

I.  Begriff  der  Dispensation.  Dispensation  ist  die  Aufhebung  der  Wirk- 
samkeit eines  Gesetzes  oder  eines  Rechtssatzes  für  einen  bestimmten  Einzelfall  oder 
für  einen  bestimmten  konkreten  Thatbestand.  Bei  der  rechtlichen  Beurtheilung  eines 
solchen  soll  der  an  sich  auf  ihn  anwendbare  Rechtssatz  nicht  in  Betracht  gezogen 
werden.    Die  Dispensation  hat  demnach  begrifflich  nur  einen  negativen  Charakter. 


manchen  Zweifeln  führen  könnte,  halte  ich  mit 
Rücksicht  auf  meine  vorstehende  Ausführung 
nicht  für  begründet. 

1  Dekret  v.  2.  August  1631,  bei  Barbosa 
1.  c.  n.  83:  ;, .  .  .  Ex  speciali  SSi  d.  n.  Urbani 
dlvina  Providentia  pp.  VIII  iussu  mandat  et 
praecipit  huiusmodi  declarationibus ,  tarn  im- 
prcssis  et  imprimendis  quam  manuscriptis  nul- 
lam  fldem  esse  in  iudicio  vel  extra  a  quoquam 
adhibendam,  sed  tantum  illis  quae  in  authentica 
forma  solito  sigillo  et  subscriptione  eminentis- 
simi  Cardinalis  Praefecti  et  Secretarii  eiusdem 
Congregationis  pro  tempore  existentium  munitae 
fuerint".  Danach  gilt  es  bei  diesen  Deklarationen 
als  festgestellt,  dass  sie  auf  ordnungsmässigem 
Wege,  also  nach  vorherigem  Vortrag  beim  Papste, 
erlassen  sind.  Es  kommt  ihneii  also  ohne  Wei- 
teres Gesetzeskraft  zu,  und  es  kann  nicht  erst 
der  Nachweis,  dass  sie  auf  dem  gesetzlichen 
Wege  ergangen  sind,  gefordert  werden.  Schon 
vorher  hatte  1621  die  Congr.  conc.  aus  Anlass 
eines  Befehls  Gregors  XV.  die  nicht  beglaubig- 
ten Deklarationen  auf  den  Index  setzen  lassen, 
F  agnan.  1.  c.  n.  59. 

Da  durch  diese  Verordnungen  den  in  den  ver- 
schiedenen Sammlungen  und  von  anderen  be- 
währten Schriftstellern  mitgeth eilten  Deklaratio- 
nen ,  welche  den  gedachten  Erfordernissen  ent- 
sprechen, nicht  die  Geltung  abgesprochen  worden 
ist ,  so  hat  man  auch  nachher  in  Literatur  und 
Praxis ,  ja  bei  der  Congr.  concilii  selbst,  vielfach 
auf  Deklarationen,  welche  in  den  erwähnten  Wer- 
ken citirt  sind,  Bezug  genommen,  ohne  weiter  die 
gedachten  Voraussetzungen  festzustellen,  falls  nur 
der  Inhalt  der  Deklaration  und  die  Zuverlässigkeit 
des  referirenden  Schriftstellers  —  manche  dersel- 
ben sind,  wie  Fagnanus,  Barbosa,  Benedict  XIV. 
[Prosper  de  Lambertinis)  Sekretäre  der  Kongrega- 


tion gewesen  —  keinen  Zweifel  an  der  Aechtheit 
aufkommen  Hessen.  Ein  Bedenken  dagegen  ist 
nicht  erhoben  worden,  s.  de  Luca  annot.  ad 
conc.  Trid.  disc.  I.  n.l7;Reiffenstuel  prooem, 
n.  127.  128;  Schulte  1,  94,  und  mit  Recht, 
denn  bei  der  Congregatio  selbst  ist  man  leicht  in 
der  Lage,  die  Authenticität  nach  den  Registern 
festzustellen  und  die  erforderliche  Reprobation 
eintreten  zu  lassen. 

2  Vgl.  z.  B.  Richters  Tridentinum  S.  541  ; 
auch  in  päpstlichen  Konstitutionen  sind  einzelne 
solcher  Deklarationen  mehrfach  publizirt  worden, 
Const.  Benedict.  XIV.  :  „Quum  illud  semper"  v. 
1742  über  den  Pfarrkonkurs,  a.  a.  0.  S.  578. 

3  S.  die  Instruktion  über  den  Informativpro- 
cess  V,  1627,  a.  a.  0.  S.  494;  über  das  Verfahren 
im  Eheprocess  v.  1840,  Acta  s.  sed.  1,  439. 

*  Die  Congregatio  de  Propaganda  Fide  hat.  ob- 
wohl sie  die  Funktionen  aller  übrigen  Kongre- 
gation für  die  Missionsgebiete  versieht,  nicht  für 
diese  die  gleiche  Stellung  wie  die  Kongregation 
des  Konzils.  Sie  erlässt  ihre  allgemeinen  Anord- 
nungen zwar  vielfach  im  eigenen  Namen .  aber 
nach  Vortrag  und  auf  Billigung  des  Papstes  unter 
Erwähnung  derselben,  s.  z.  B.  die  Dekrete  in  der 
coli,  concil.  Lacens.  3,  62.  81.  895.  958. 

*  J.  E.  Florens  de  dispensationibus  eccle- 
siasticis  praef.  in  aperiend.  iuris  scholis  publice 
habita.  Paris  1648,  in  opp.  ed.  Doujat  1.317; 
Pyrrhus  Corradus,  praxis  dispeusationum 
apostolicarum.  Colon.  1678  fol.  ;  van  Espen, 
diss.  can.  de  dispensationibus,  praes.  matrimon. 
(in  den  Ausgaben  seiner  Werke)  ;  F  i  e  b  a  g ,  de 
indole  acvirtute  dispeusationum.  Vratislav.  1867; 
F.  Vering,  de  principiis  dispeusationum  in 
Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  377;  Phillips  K.  R.  5, 
147  fr.;  Schulte  K.  R.  1,  537  u.  2,  418.  S. 
auch  0.  S.  744.  n.  *. 
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Das  ist  bis  iu  die  neueste  Zeit  hinein  die  lierrsehende  Auffassung  gewesen  '.  Erst 
seit  Kurzem"^  hat  mau  dieser  einen  eigenthümlichen  kanonischen  Begriff  der  Dis- 
pensation entgegengesetzt,  welcher  jede  Entbindung  von  Gewissens-  und  damit  zu- 
gleich von  rechtlicher  Verpflichtung ,  nicht  blos  von  der  durch  einen  Rechtssatz  be- 
gründeten, sondern  auch  der  freiwillig  übernommenen,  von  Eid,  Gelübde  und  dem 
durch  eine  solche  freiwillige  Bindung  etwa  begründeten  dauernden  Verhältniss,  fer- 
ner die  Entbindung  vom  Klostcrgelübde  und  von  der  nicht  konsummirten  Ehe  um- 
fassen solP.  Ja,  ganz  abgesehen  vom  Gebiet  des  Kirchenrechtes,  hat  man  ferner 
überhaupt  jede  Ausschliessung  des  allgemeinen  Gesetzes  durch  eine  selbst  positiv 
wirkende  lex  specialis  unter  den  Begriff  der  Dispensation  gezogen  K  Zur  Rechtfer- 
tigung dieser  neuen  Theorieen  beruft  man  sich  theils  auf  den  Sprachgebrauch  der 
kanonischen  Quellen  und  der  römischen  Kurie  ^,  theils  auf  den  Sprachgebrauch  der 
Literatur '\  Der  letztere  Grund,  welcher  übrigens  nicht  einmal  zutrifft',  bedeutet 
nichts  anderes  als  die  Forderung,  dass  die  Wissenschaft  gegenüber  der  hergebrach- 
ten Ueberlieferung  auf  das  Recht  kritischer  Prüfung  und  Berichtigung  zu  verzichten 
hat,  und  der  erstere  entbehrt  jeder  Beweiskraft,  da  aus  dem  Gebrauch  derselben  Be- 
zeichnung für  zwei  Begriffe  noch  nicht  folgt,  dass  diese  auch  wesensgleich  sind. 

Eine  derartige  Gleichheit  waltet  bei  denjenigen  Fällen,  welche  man  jetzt  unter 
den  Begriff  der  Dispensation  ziehen  will ,  aber  nicht  ob.  In  allen  neuerdings  dahin 
gerechneten  Fällen ,  bei  der  Entbindung  von  dem  Kloster-  oder  sonstigen  Gelübde 
und  von  dem  geleisteten  Eide,  sowie  der  landesherrlichen  Ehescheidung  und  der 
päpstlichen  Aufhebung  der  nicht  konsummirten  Ehe  hat  die  Anwendung  des  allgemein 
geltenden  Gesetzes  oder  Rechtssatzes  auf  den  konkreten  vorhandenen  Thatbestand 
bereits  stattgefunden  und  hat  in  Folge  dessen  für  das  spezielle  Verhältniss  bereits 

1  So  deflnirt  schon  die  Glosse  zu  c.  5.  C.  I.  S.  787  bemerkt  er:  „Wenn  durch  das  preiiss.  Ges. 
qu.  7.  s.  V.  ut  plerisque :  „  est  iuris  communis  v.  3.  April  1871  Ehen ,  welche  von  Militärper- 
relaxatio  facta  cum  causae  cognitione  ab  eo  qui  sonen  während  des  französischen  Krieges  ohne 
ius  habet  dispensandi" ;  vgL  weiter  z.B.  Flo-  vorherige  königliche  Genehmigung  abgeschlossen 
rens  1.  c.  1,  320;  Reiffenstuel  I.  2.  n.  449;  sind,  ...  als  von  Anfang  an  giltig  erklärt  wer- 
Ferraris  prompta  biblioth.  s.  v.  dispensatio  den,  so  ist  darin  ein  Spezialgesetz  enthalten, 
n.l;  Schul  te  1,  537;  Vering  I.e.  p.  578;  welches  in  Ausnahme  oder,  wenn  manwill, 
Fiebagp.  5,  und  für  das  Gebiet  des  weltlichen  in  Dispensation  von  dem  allgemeinen  Ge- 
und  staatlichen  Rechts  v.  Gerber  über  Privile-  setz,  dass  die  Ehe  von  Militärpersonen  zu  ihrer 
gienhoheit  und  Dispensationsgewalt  im  modernen  Gültigkeit  der  vorherigen  königlichen  Geneh- 
Staate,  gesammelte  Jurist.  Abhdlgen.  Jena  1872.  migung  bedarf  ....  konkrete  Nicht- Ehen  für 
%  471.  486.  Vgl.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch.  Ehen  erklärt". 

Staatsrechts.  S.  535;  E.  M  eier,  Dispensations-  5   So  verweist   v.   Scheurl    a.  a.  0.    darauf, 

recht  in  V.  H  o  1 1  z  e  n  d  o  r  f  f ,  Rechtslexikon  un-  ^ass  die  Auflösung  der  nicht  konsummirten  Ehen 

ter  diesem  Artikel.        -  Yon  der  Kurie   als  dispensatio  matrimonii  rati, 

2  Im  Zusammenhang  mit  den  durch  das  Reichs-  ged  non  consummati  bezeichnet  werde  und  auf 
personenstandsgesetz  veranlassten  Erörterungen  c.  i,  x.  de  voto  III.  34,  wo  das  Wort  dispensare 
über  die  juristische  Natur  der  s.  g.  päpstlichen  yon  der  Entbindung  vom  votum  peregrinationis 
Dispensation  von  der  nicht  consummirten  Ehe  und  gebraucht  wird. 

des  Scheiderechtes  des  Landherren.  ca.--,      ^  ^r.    .  ^.  ^        ,    •/..           /^    o    oo« 

3  V.  Scheurl,  gem.  deutsch.  Eherecht.  Er-  ^J^^'^fJ^  Vierteljahrsschrift  a.  a  0.  S.  234 
langen  1881.  S.  283.  333  u.  Ztschr.  f.  K.  R.  17,  ^'^Y^^  ^^  ^^^.  vergeblich,  „diesem  m  den  Quellen 
201  ff.,  welchem  Dove  in  der  8.  Aufl.  v.  Rieh-  V''  Z'^^""  Literatur  allgemein  unter  dem  Begriff 
ters  K    R    S    579         16  folfft  Dispensation  auigeiassten   Scheidungs- 

4  S t ö  1  ze  1,'  krit."  Vierteljahr^schrift  20,  233 ff.  ^e«^*^"  ^^''  Charakter  als  Dispensationsrecht  be- 
u.  bei  Gruchot,   Beiträge  zur  Erläuterung  des  streiten  zu  wollen. 

preuss.  Rechts  24,  786.     An  ersterer  Stelle  be-  '^  S.  Anm.  1 ,  nur  soviel  ist  richtig,   dass  die 

zeichnet  er  S.  236   das  für  Schleswig -Holstein  herrschende  Literatur  es  unterlassen  hat,    sich 

geltende  Recht  des  Landesherrn,  lästige  Bestim-  trotz  ihrer  richtigen  Definition  der  Dispensation 

mungen  der  Familienfideikommissstatuten  abzu-  mit  dem  in  Anm.  5  bezeichneten,  herrschenden 

ändern ,    als   Dispensation  und  am  zweiten  Ort  Sprachgebrauch  auseinanderzusetzen. 
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seine  Rechtswirkimgen  erzeugt.  Eine  nachträgliche  blosse  Beseitigung  der  Wirk- 
samkeit des  Rechtssatzes  bleibt  ohne  jede  rechtliche  Bedeutung,  denn  sie  reicht  nicht 
aus,  das  Produkt  seiner  Wirkungen,  die  Gebundenheit  des  Gelobenden ,  des  Schwö- 
renden und  der  Eheleute ,  aufzuheben ,  welche  durch  den  Eintritt  in  das  von  dem 
Rechtssatze  betroffene  Rechtsverhältniss  oder  die  Uebernahme  der  von  ihm  beherrsch- 
ten Verpflichtung  entstanden  sind.  Soll  dies  geschehen,  so  müssen  gerade  die  bereits 
eingetretenen  Wirkungen  vernichtet  werden.  Bei  der  echten  Dispensation  —  so 
nenne  ich  diejenige,  welche  der  zu  Anfang  aufgestellten  Begriffsbestimmung  ent- 
spricht —  wirkt  dagegen  der  Rechtssatz  überhaupt  nicht ,  weil  seine  Wirksamkeit 
suspendirt  ist,  bei  der  unechten  Dispensation  hat  er  gerade  umgekehrt  seine  volle 
Wirkung  geäussert ,  und  das  Produkt  dieser  Wirkung  unterliegt  später  der  Vernich- 
tung. Wer  trotzdem  die  Fälle  der  echten  und  unechten  Dispensation  unter  einen 
einheitlichen  Begriff  zusammenfasst ,  der  muss  es  rechtlich  für  gleichgültig  erklären, 
ob  ein  Rechtssatz  in  einem  gegebenen  Falle  seine  gewöhnliche  Wirkung  geäussert 
hat  oder  ob  ihm  seine  Wirksamkeit  von  vornherein  entzogen  worden  ist  i. 

Was  sodann  die  theilweise  mit  der  widerlegten  Ansicht  zusammenfallende  Be- 
hauptung, dass  auch  ein  positiv  wirkendes  Spezialgesetz  als  Dispensation  aufzufassen 
sei 2,  betrifft,  so  richtet  sich  ein  solches  allerdings  gegen  das  allgemeine  Recht,  aber 
es  setzt  für  einen  konkreten  Thatbestand  oder  für  einen  engern  Kreis  gleicher  That- 
bestände  ein  für  alle  Mal  besondere  spezielle  Rechtswirkungen ,  ist  also  nicht  blos 
einmalige  Hemmung  der  Wirksamkeit  des  allgemeinen  Rechts ,  sondern  die  gesetz- 
geberische Hervorbringung  von  Wirkungen ,  welche  das  letztere  niemals  allein  für 
sich  hätte  erzeugen  können^. 


*  Zu  welchen  Verwirrungen  diese  unrichtige 
Methode  führt,  das  zeigt  deutlich  die  Ausfüh- 
rung bei  V.  Scheurl,  Eherecht  S.  284:  „Der 
Papst  könnte  unstreitig  (bei  der  dispensatio 
matrimoniirati,  non  consummati)die  Gatten  auch 
von  dem  Gehorsam  gegen  das  nach  dem  Dogma 
nicht  göttliche,  sondern  nur  kirchliche  Gebot 
dispensiren,  die  von  ihnen  geschlossene,  aber 
noch  nicht  konsummirte  Ehe  als  eine  sie  unauf- 
löslich bindende  anzuerkennen  und  ihnen  ge- 
statten, sich  von  einander  zu  trennen,  aber  auch 
eine  neue  zu  schliessen.  Es  ist  nur  die  ein- 
fachere Form,  dem  Wesen  nach  aber  dasselbe, 
wenn  er  durch  seinen  Ausspruch  die  Ehe  schei- 
det und  dadurch  den  Gatten  die  Erlaubniss  zur 
Trennung  von  einander  und  zur  Widerverhei- 
rathuug  giebt.  Den  negativen  Charakter,  welcher 
zum  Wesen  der  Dispensation  gehört,  hat  auch 
diese  ehescheidende  Dispensation  ;  sie  schafft  ja 
an  sich  kein  neues  Rechtsverhältniss ;  denn  sie 
giebt  nicht  an  sich  und  unmittelbar  die  recht- 
liche Freiheit  der  Wiederverheirathung,  sondern 
diese  ist  nur  die  von  selbst  eintretende  Folge 
der  Vernichtung  des  Ehebandes,  von  welchem 
die  Dispensation  entbunden  hat."  Bios  um  hier 
etwas  der  Dispensation  Ähnliches  herauszude- 
duciren,  wird  die  Vernichtung  der  früheren  Ehe 
zuerst  als  einfachere  Form  für  eine  Erlaub- 
niss zur  Trennung  und  Wiederverheirathung  er- 
klärt, während  diese  Vernichtung  doch,  was  rich- 
tig wieder  amSchluss  betont  wird,  so  lange  man 
wenigstens  au  dem  Princip  der  Monogamie  fest- 
hält, die  wesentliche  Voraussetzung  der  Tren- 


nung und  WiederverheirathuDg  bildet.  Nachher 
wird  dem  Worte  „negativ"  ein  eigenthümlicher 
Sinn  untergeschoben ,  indem  zugleich  unbeach- 
tet bleibt,  dass  die  Vernichtung  einer  Ehe,  wenn- 
gleich sie  kein  positives  Resultat  hat,  doch  eine 
besondere  eigenthümliche  positive  Thätigkeit  des 
Gesetzgebers  bildet. 

■2  Die  beiden  Ansichten  decken  sich  dann, 
wenn  der  Inhalt  des  Spezialgesetzes  in  der  Ver- 
nichtung der  Wirkungen  des  Rechtssatzes,  wel- 
cher seine  Herrschaft  auf  den  konkreten  That- 
bestand ausgeübt  hat,  besteht.  In  diesen  Fällen 
ist  eine  solche  Vernichtung  gerade  der  Zweck, 
welcher  durch  das  Spezialgesetz  erreicht  werden 
soll,  s.  das  S.  790.  n.  4.  a.  E.  angeführte  Bei- 
spiel. 

3  Das  ist  der  Fall  bei  der  landesherrlichen 
Scheidung  einer  Ehe.  Hier  hält  sich  in  einem 
Spezialfall  der  Landesherr  z.  B.  nicht  an  das 
allgemeine  Gesetz,  dass  nur  wegen  Ehebruch 
und  Desertion  geschieden  werden  darf,  und 
trennt  die  Ehe  etwa  wegen  unüberwindlichen 
Hasses,  indem  er  sich  aus  diesem  Grunde  ver- 
anlasst findet,  das  nach  allgemeinem  Recht  un- 
auflösbare Rechtsverhältniss  zu  vernichten. 
Welcher  allgemeine  Rechtssatz  soll  hier  suspen- 
dirt sein?  Etwa  der,  dass  nur  aus  den  beiden 
erstgedachten  Gründen  eine  Ehe  geschieden 
werden  darf?  Ohne  einen  weiteren  Akt  von 
rechtsvernichtender  Wirkung  hört  damit  die  be- 
stehende Ehe  nicht  von  selbst  auf,  noch  wird 
damit  jeder  beliebige  andere  Grund  als  zur  Ehe- 
scheidung ausreichend  anerkannt.    Wenn  ferner 
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I.    Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  19^. 


Widerspricht  es  einer  richtigen  Metliode  der  Begriffsbildimg ,  wesentlich  ver- 
schiedene Dinge  unter  einen  einheitlichen  Begriff  zusammenzufassen,  so  ist  der  durch 
die  moderne  Doktrin  aufgestellte  Begriff  der  Dispensation  nicht,  wie  v.  ScheurP 
meint,  ein  zu  enger,  sondern  der  korrekte,  und  es  ist  ein  methodischer  Fehler  2,  nicht 
ein  wissenschaftlicher  Fortschritt,  einen  Begriff  der  Dispensation  zu  bilden ,  welcher 
auch  die  auf  Aufhebung  von  bereits  eingetretenen  Wirkungen  des  geltenden  Rechtes 
gerichtete  Thätigkeit  des  Gesetzgebers  mitumfasst. 

Von  dem  hier  verthcidigten  Standpunkt  aus  wird  man  demnach  vom  Gebiet  der 
echten  Dispensation  als  unechte  oder  fälschlich  so  bezeichnete  Dispensation  auszu- 
scheiden haben :  die  s.g.  Dispensation  vom  Cölibat  -*,  von  dem  Ordens-  oder  einem 
anderen  Gelübde ,  vom  Eide ,  von  dem  matrimonium  ratum ,  non  consummatum  und 
endlich  die  s.g.  dispensatio  in  radice  matrimonii^.  Alle  diese  unechten  Dispensatio- 
nen fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunkt  (vgl.  darüber  §.  194),  und  ich  handele 
daher  im  Folgenden  nur  von  der  echten  Dispensation. 

IL  Die  zur  Dispensation  berechtigten  Organe.  Da  die  Dispensation 
Hemmung  der  Wirksamkeit  eines  Rechtssatzes  ist ,  also  dadurch  die  bindende  Kraft 
desselben  berührt  wird,  so  kann  sie  nur  von  derjenigen  Gewalt  ausgeübt  werden, 
welche  die  Herrschaft  über  Recht  und  Gesetz  besitzt.  Diesen  Grundsatz ,  dass  das 
Dispensationsrecht  einTheil  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist,  hat  das  kanonische  Recht 
im  Verlauf  seiner  Entwicklung  mit  grosser  Schärfe  zur  Geltung  gebracht  ^.  In  der 
Kirche  steht  dasselbe  daher  nur  dem  Papste  zu^,  soweit  es  sich  um  allgemein  gel- 
tendes Recht  oder  um  Rechtssätze,  welche  zwar  nur  eine  beschränkte  Geltung  haben, 
aber  auf  der  Anordnung  des  Papstes  oder  eines  allgemeinen  Konziles  beruhen,  han- 
delt, denn  wenn  an  sich  auch  das  allgemeine  Konzil  dieselbe  Befugniss  besitzt  und 
diese  wenigstens  früher  in  einzelnen  Fällen  von  solchen  geübt  worden  ist^,  so  wird 
jetzt  kaum  mehr  die  Ertheilung  von  Dispensationen  durch  ein  derartiges  Konzil  prak- 
tisch in  Frage  kommen.  Nur  kraft  besonderer  positiver  Rechtsvorschrift  ^  oder  zu- 
folge Ermächtigung  durch  das  eigentlich  oberste  Gesetzgebungsorgan '^  sind  daher 
die  untergeordneten  kirchlichen  Instanzen,  insbesondere  die  Bischöfe,  zur  Gewährung 
derartiger  Dispensationen  befugt. 

III.    Schranken   des  Dispensatio nsrechtes.     Das  Dispensationsrecht, 


der  Landesherr  eine  Familienfideikomissstiftung 
abändert,  vernichtet  er  damit  die  vom  Stifter 
hervorgebrachten  Rechtswirkiingen,  s.  0,  S.  790. 
n.  4,  und  giebt  seinerseits  an  Stelle  des  Willens 
des  Stifters  ein  Spezialgesetz  für  die  Stiftung. 
Soll  man  hier  etvv^a  sagen :  der  Landesherr  dis- 
pensirt  von  dem  Rechtssatz  ,  dass  für  ein  Fa- 
milienfideikommiss  der  Wille  des  Stifters  mass- 
gebend ist?  Mit  demselben  Recht  kann  man 
auch  die  Expropriation  für  eine  Dispensation  er- 
klären ,  nämlich  für  dasjenige  Spezialgesetz, 
welches  den  allgemeinen  Rechtssatz ,  dass  dem 
Eigenthümer  die  ihm  gehörige  Sache  nicht  wider 
seinen  Willen  entzogen  werden  darf,  beseitigt. 
^  1  Eherecht  S.  283. 

2  Mit  demselben  Rechte  würde  man  sogar  die 
Begnadigung  als  Dispensation  auffassen  und  ver- 
langen können ,  dass  der  Dispensationsbegriff 
ebenfalls  mit  Rücksicht  auf  diese  formulirt  wird. 
Auch  hier  handelt  es  sich  um  die  Beseitigung 


der  Rechtswirkungen,  welche  das  verletzte  Straf- 
gesetz in  seiner  Anwendung  durch  das  Straf- 
urtheil  auf  einen  speziellen  Fall  herbeigeführt 
hat. 

3  Denn  auch  hier  ist  die  Wirkung  des  Rechts- 
satzes, die  Verbindlichkeit  zur  Ehelosigkeit  schon 
vor  der  sog.  Dispensation  durch  Uebernahme 
einer  höheren  Weihe  eingetreten,  s.  Th.  L  S.  159. 

^  Nur  die  Dispensation  von  einem  ethischen 
oder  religiösen  Gebot  pro  interno  steht  der  echten 
Dispensation  in  foro  externo  gleich,  da  auch  hier 
die  Wirksamkeit  des  ersteren  für  einen  Einzel-  ^ 
fall  suspendirt  wird.  Davon  ist  aber  nicht  im 
Kirchenrecht  zu  handeln. 

5  S.  0.  S.  744. 

6  Vgl.  dazu  0.  S.  746.  ff.  n.  0.  S.  772. 

"^  So  hat  das  Konzil  von  Basel  verschiedene 
Dispensationen  ertheilt,  s.  S,  748.  n.  4. 

8  S.  0.  S.  746.  747.  und  unten  §.  196. 

9  S.  unten  unter  Nr.  VII. 
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welches  ein  Ausfluss  des  Gesetzgebungsrechtes  ist,  unterliegt  denselben  Schranken, 
wie  das  letztere,  d.  h.  der  Papst  (und  das  allgemeine  Konzil)  ist  nicht  berechtigt,  von 
den  Vorschriften  des  göttlichen  Rechtes  (des  ius  divinum)^  zu  dispensiren'^,  wohl  aber 
steht  beiden  diese  Befugniss  hinsichtlich  des  menschlichen  Rechtes,  gleichviel  aus 
welcher  Quelle  dasselbe  geflossen  ist*^,  zu. 

IV.  Die  Ausübung  des  Dispensationsrechtes.  Die  Dispensation  bildet 
ein  Mittel ,  die  Härten ,  welche  die  Anwendung  eines  Rechtssatzes  für  gewisse  Ver- 
hältnisse und  für  bestimmte  Personen  herbeiführen  kann,  zu  mildern.  Sie  soll  daher 
nur  zu  dem  Zweck,  der  für  solche  besonderen  Fälle  geforderten  Billigkeit  Raum  zu  ver- 
schaffen ,  nicht  aber  in  der  Weise ,  dass  dadurch  die  Geltung  des  Rechtssatzes  über- 
haupt in  Frage  gestellt  wird ,  ertheilt  werden.  Ferner  kommt  bei  der  Ausübung  des 
Dispensationsrechtes  stets  das  Interesse  und  das  Wohl  der  Kirche ,  sowie  der  Ein- 
fluss ,  welchen  etwa  zu  ertheilende  Dispensationen  in  dieser  Beziehung  äussern  kön- 
nen, in  Betracht.  Es  sollen  daher  Dispensationen  allein  bei  einer  vorliegenden  Noth- 
wendigkeit  oder  bei  einem  offensichtlichen  Nutzen  der  Kirche  gewährt  werden  4, 
eine  Forderung,  welche  das  Trienter  Konzil  ausdrücklich  wiederholt  hat  ^.  Für  den 
obersten  Gesetzgeber  ist  aber  dadurch ,  weil  er  keinem  Untergebenen  verantwortlich 
ist,  keine  rechtlich  bindende  Bedingung  für  die  Ausübung  seines  Dispensations- 
rechtes gesetzt  und  eine  Dispensation,  bei  welcher  diese  Voraussetzungen  von  ihm 
nicht  beobachtet  worden  sind,  kann  daher  niemals  ungültig  sein  6. 

Die  päpstlichen  Dispensationen  werden  schriftlich  ertheilt '^.  Für  die  Bearbei- 
tung der  Dispensationssachen  bei  der  Kurie  kommen  namentlich  die  Dataria^  und 
die  Poenitentiaria  ^  in  Betracht ,    aber  allein   für   die   von   der   ersteren  bearbeiteten 

'  S.  0.  S.  769.    Das  ius  naturale  lasse  ich  aus  sich  erst  mit  dem  13.  Jahrhundert  durchgesetzt 

den  dort  erörterten  Gründen  hei  Seite.  (s.  o.  S.  746)  und  auch  die  Feststellung,  welche 

2  Das    ist   jetzt    allgemein   anerkannt.     Vgl.  Sätze   zum  ius  divinum  zu  rechnen,   sich  erst 
ausser  den  Anführungen  o.  S.  745  Schmalz-  allmählig  vollzogen  hat,  s.  o.  S.  770.  n.  4. 
grueber   I.  2.   n.  57.  ;    Reiffenstuel  I.  2.  *  s.  darüber  Phillips    5,   184  ff.,  Vering 
n.   455;     Barbosa    J.    E.    U.    I.    2.    n.    119;  1.  c.  p.  581 ;  vgl.  auch  o.  S.  746. 

Schmier  1.  I.  tr.  I.   c,  d.  n.  58  ff. ;   Ferraris  ^  Sess.  XXV.  c.  18  de  ref. :   „Sicuti  publice 

s.  V.  dispensatio  n.  19;  Benedict  XIV.  de  syn.  expedit  legis  vlnculum  quandoque  relaxare,  ut 

dioec.  XIII.  21.  n.  7;  Phil  lips  5,  180.     Citirt  plenius   evenientibus    casibus   et  necessitatibus 

werden  herkömmlicher  Weise  dafür  c.  6.  C.  XXV.  pro  communi  utilitate  satisflat:  sie  frequentius 

qu.  1.  (s.  0.  S.  730.  n.  6.),  c.  13.  (Innoc.  III.)  X.  legem  solvere  exemploque  potius  quam  certo  per- 

de  rest.  spol.  II.  13;  endlich  der  Satz  der  Clem.  sonarum  rerumque delectu  petentibus  indulgere, 

2  de  elect.  I.  3,   dass  der  Untergebene  (der  Papst)  nihil  aliud  est  quam  unicuique  ad  leges  trans- 

das  Gesetz  des  Höheren  (Gottes)  nicht  aufheben  grediendas  aditum  aperire.    Der  weitere  Text  ist 

könne.     Während   manche  Aeltere,    z.  B.  Pa-  o.  S.  748.  n.  6.  abgedruckt, 
normitanus  ad  c.  4  X.  de  conc.  praeb.   III.  ^  Das  ist  auch  niemals  bezweifelt  worden,  vgl. 

8.  (s.  weiteres  bei  Barbosa  u.  Schmier  11.  cc.)  Reiffenstuel  I.  2.  n.  478  ff.  ;    Schulte  2, 

auch   für  einzelne  Fälle   die  Möglichkeit  einer  642 ;  F  i  e  b  a  g  p.  24. 

Dispensation    vom    ius    divinum    angenommen  "^  Reg.  canc.   LH.  :  „Item ,   cum  concessiones 

haben ,  hat  die  neuere  Doktrin   dies  verworfen  super    gratiis     dispensationum    quarumcumque 

und  den  von  ihr  aufgestellten  Satz  dadurch  als  quibusvis  per   ipsum   D.    N.    concessarum    vel 

Regel  ohne  Ausnahme  festzuhalten  gesucht,  dass  concedendarum  per  regulas  cancellariae  aposto- 

sie  dem  Papst  die  Befugniss  zuspricht,  das  gött-  licae  sint  providc  limitatae,  licet  aliquando  in 

liehe  Recht  zu  deklariren  und  in  zweifelhaften  petitionibus    super    huiusmodi     concessionibus 

Fällen  den  Umfang  und  die  Tragweite  desselben  oblatis,   multa  sint  petita,  ne  quis  talium  con- 

zu  bestimmen,  vgl.  auch  o.  S.  225.  n.  7.  cessionum  praetextu  id  dispensative  teuere  aut 

3  Gleichviel  insbesondere,  ob  ein  solcher  Satz  facere  praesumat,  ad  quod  concessiones  huius- 
auf  den  Geboten  der  Apostel  oder  den  Vor-  modi  se  non  extendant,  voluit  idem  D.  N.  quod 
Schriften  der  allgemeinen  Konzilien  beruht.  nulli  talis  dispensatio  cuiquam  in  iudicio  vel 
Wenn  man  darüber  im  Mittelalter  und  noch  dar-  extra  suffragetur,  antequam  super  ea  literae 
über  hinaus  gestritten  hat,    so  hängt  dies  theil-  apostolicae  siut  confectae." 

weise  damit  zusammen,  dass  die  allgemeine  An-  8  Th.  I.  S.  423. 

erkennung  des  päpstlichen  Dispensationsrechtes  9  A.  a.  0.  S.  429.  430. 
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Sachen  gilt  der  Satz:  papa  ^  nun  datarms  cmicedit  gratias,  d.  h.  bei  diesen  entscheidet 
der  Papst  selbst  über  die  Bewilligung  der  Dispensation  ',  während  bei  der  Pöniten- 
tiarie  '^  und  den  etwa  sonst  noch  in  Frage  kommenden  Behörden  3  diese  letzteren 
kraft  der  ihnen  ein  für  alle  Mal  übertragenen  Zuständigkeit,  abgesehen  von  gewissen 
Ausnahmefällen,  über  die  Gewährung  selbstständig  befinden. 

Die  Gewährung  der  Dispensation  erfolgt  nach  der  Praxis  der  Kurie  für  die  Re- 
gel nicht  direkt  an  den  Petenten ,  vielmehr  in  Gemässheit  des  Tridentiuums  ^  in  s.g. 
fonna  cum?mssün'a,  d.  h.  in  Form  eines  Mandates  an  den  Bischof  des  Bittstellers  oder 
an  den  Generalvikar ,  wodurch  demselben  die  Anweisung  und  Ermächtigung  ertheilt 
wird,  als  päpstlicher  Delegat  nach  Untersuchung  der  vorgetragenen  Thatsachen  und 
Feststellung  der  die  Dispensation  bedingenden  und  der  etwa  dafür  besonders  in  dem 
Mandate  vorgeschriebenen  Voraussetzungen  die  Dispensation  zu  gewähren  ^.  Da  in 
diesem  Falle  die  Dispensation  seitens  des  Papstes  oder  seitens  der  betreffenden  päpst- 
lichen Behörde  nicht  selbst  verfügt  wird,  so  kann  mangels  einer  besonderen  positiven 
Bestimmung  von  einer  Zurückdatirung  ihrer  Wirkung  auf  den  Tag ,  welcher  als  der 
rechtlich  massgebende  für  die  Ertheilung  des  Mandates  bei  der  Kurie  gilt*',  nicht  die 
Rede  sein.  Der  Willensakt,  durch  welchen  die  Dispensation  in  das  Leben  tritt,  ist 
vielmehr  der  Ausspruch  der  beauftragten  unteren  Instanz^  und  ihre  Wirkung  beginnt 
erst  mit  der  Ertheilung  durch  diese  ^. 

Nur  ausnahmsweise ,  namentlich  bei  regierenden  Fürsten  oder  Bischöfen ,  ge- 
schieht die  Gewährung  der  Dispensation  unmittelbar  und  direkt  an  den  Petenten, 
d.  h.  in  s.g.  forma  gratiosa  '\  Hier  datirt  die  Wirkung  derselben  vom  Tage  der  Er- 
theilung ab,  sie  wird  nur  vorläufig  insoweit  suspendirt,  als  der  Begünstigte  nicht  eher 
von  der  Dispensation  Gebrauch  machen  darf^^,  bis  von  dem  Bischof  als  apostolischem 
Delegaten  festgestellt  ist  ,  dass  die  Bewilligung  nicht  wegen  einer  etwaigen  Erschlei- 
chung nichtig  isti'. 

Nach  der  Vorschrift  des  Tridentinums  sollen  die  Dispensationen  unentgeltlich 

1  Th.  I.  S.  425,  ausserdem  aiicli  nocli  in  dem       Ehesachen  abgedruckt  bei  Kutschker,   Ehe- 
singulären,  zum  Ressort  der  Congregatio  consi-       recht  d.  kathol.  Kirche  5,  224,  256. 

storialis  (Th.  I.   S.  366)  gehörigen  Fall,    Th.  I.  6  Also   bei    den   von    der   Dataria    erledigten 

S.  19.  n.  5.    Beispiele  von  Suppliken  und  Dis-  Sachen  den  Tag  der  s.g.  parva  data, 
pensationen  von  Irregularitäten    bei  Bangen,  ,  j,.^^    Formular   bei   Kutschker    5,    251. 

romische  Kurie  b.  00b,  (über  die  Einrichtung  „,         ,  ,  -er       t.         ■       ■  x.^         ■■  \,^-  ^ 

,        „  ^    o    r;^^         ^-\T     T.^^j  Wenn  daher  aus  Versehen  ein  nicht  ermächtigter 

derselben  a.  a.  0.  S.  oo7.  n.  1.)    In  Betreff  der  n-    i    i.-  i  i,         •  x.   c-     v       ^•i.      ^  \,■■^^     a- 

„       ,    .^         j      r^         X        -ix   •       TTr         xi-  V-  Bischot ,   welcher   sich  für  beauftragt  halt,   die 

Bearbeitung  der  Gesuche  gilt  im  Wesentlichen  Dispensation  ertheilt   so  ist  dieselbe  nichtig     s 

das  0.  S.  IbU  ff.  Bemerkte,  über  die  Art  der  Aus-  -,.     ri  •     t)  •    u  ^  rr  •  i     x-  o 

„    ,.  ,        ••     X,.  V,      T^   X    1    -j  T,  die  Congr.  conc.  m  Rieh  t  ers  Indentmum  S. 

fertigung  der  päpstlichen  Entscheidungen  s.  noch  q^^         Acyh 

Bangen  S.  406;  Schalte,  Eherecht  S.  385.  "^     '  "*         ' 

2  xh    I    S.  431.  ^  ^S^-   dazu    die   Erörterung    bei    Riganti 

3  Z.  B.'dem  S.'offlcium,   der  Congregatio  in-  comm.  in  regul.  cancell.  LH.  n.  48—91. 
dicis,  der  Congr.    concilii  und  der  Propaganda,  ^  S.  auch  o.  S.  162. 

Th.  I.  S.  450.  455.  460.  476.,  vgl.  auch  die  in-  w  s.  o.  Anm.  4. 

structio  der  letzteren  über  die  Ehedispense  v.  ^   So  lange  kann  also  bei  einer  Dispensation 

1877,  Acta  s.  sed.  10,  291.  von  der  Irregularität  oder  von  einem  Ehehinder- 

*  Sess.  XXII.   c.  5  de  ref.  :  ..Dispensationes  niss  der  Begünstigte  nicht  zu  der  Ordination  oder 

quacunque    auctoritate    concedendae ,     si    extra  zu  der  Eheschliessung  zugelassen  werden.    Eine 

curiam  Romanam  committendae  erunt,   commit-  bedirigte  Ertheilung  der  Dispensation  liegt  aber 

tantur  ordinariis  illorum  qui  eas  impetraverint ;  nicht  vor,  denn  jedes  päpstliche  Reskript  in  Gna- 

eae  vero  quae  gratiose  concedentur  ,    suum  non  densachen  ist  ipso  iure  nichtig,  si  preces  veritate 

sortiuntur  effectum,  nisi  prius  ab  eis,  tanquam  non  nitantur^  c.  2(Alex.  III.^,  c.  31  (Honor.  III.) 

delegatis  apostolicis,    summarie  tantum    et  ex-  de  rescr.   I.   3 ;    c.  23  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de 

traiudicialiter  cognoscatur,  expressas  preces  sub-  praeb.  III.  4;   es  handelt  sich  also  hierbei  um 

reptionis  vel  obreptionis  vitio  non  subiacere''.  eine  selbstverständliche  Voraussetzung  der  Gül- 

5  Dergleichen  Dispensbreveu  und  Mandate  in  tigkeit  der  Dispensation. 


§•  102.] 
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gewährt  werden',  indessen  hat  die  römische  Kurie  dieses  Verbot  nur  auf  die  Zah- 
lung eines  Aequivalentes  für  die  Dispensation  selbst ,  nicht  auf  die  Entrichtung  von 
Gebühren  für  die  Expedition  der  Dispensschreiben  (pro  scripäira) ,  ebensowenig  auf  die 
Forderung  von  Kompositionen  oder  Bussen,  welche  den  Zweck  haben,  eine  zu  häufige 
Nachsuchung  von  Dispensationen  zu  hindern ,  bezogen.  Daher  werden  beide  noch 
heute,  wenn  auch  nicht  in  allen  Fällen  '-^j  erhoben  ^,  und  während  die  ersteren  an  die 
betreffende  Expeditionsbehörde  und  die  Beamten  derselben  fallen,  fliessen  die  Kom- 
positionen bestimmten  frommen  Anstalten  in  Rom  zu. 

Die  blos  mündliche  Ertheilung  einer  Dispensation  durch  den  Papst  (durch  ora- 
culum  vivae  vocis)  ist  zwar  nicht  Regel ,  aber  an  sich  nicht  ausgeschlossen  ^,  und  es 
sind  auch  derartige  Dispensationen  mehrfach  ertheilt  worden  ^,  ja  selbst  eine  still- 
schweigende Dispensation  kann  unter  Umständen  vorkommen  ^\ 


1  S.  S.  748.  n.  6. 

2  So  werden  für  die  von  der  Pönitentiarie  "bei 
geheimen  Ehehindernissen  ertheilten  Dispensa- 
tionen, welche  daher  die  Klausel:  gratis  üb Ique 
oder  gratis  quocunque  titulo  tragen ,  keine  Ge- 
bühren erhoben,  Schulte  Eherecht  S.  384. 

-^  Vgl.  im  Allgemeinen  für  die  frühere  Zeit 
Theod.  Amydenius,  de  offlcio  datarii  (Tli.  I. 
S.  422.  n.  *}undWoker,  d.  kirchliche  Finanz- 
wesen der  Päpste.  Nördlingen  1878.  S.  95  ff.  ; 
für  die  heutige  Zeit  Bangen  S.  451.  457  ff. 

Bei  der  Dataria  richtet  sich  die  Taxe  nach  dem 
Vermögen  und  dem  Stand  der  Bittsteller  und 
diese  Umstände  haben  auch  wieder  Einfluss  auf 
die  Art  der  Ausfertigung  der  Dispensation.  Es 
wird  geschieden  die  dispensatio  in  formapro  nobi- 
libusj  in  forma  communi  und  in  forma  pauperum. 
Die  nobiles,  personae  illustres  zahlen  die  höch- 
sten Gebühren  und  da  in  dem  Dispensations- 
mandat  nicht  bestimmte  Gründe  für  die  Dispen- 
sation angegeben  werden  (die  Formel  lautet  da- 
hin ,  dass  dieselbe  ex  certis  rationdbilibus  causis 
oder  ex  certis  causis  animurn  s.pontificismoventi- 
bus  ertheilt  werde),  so  hat  der  kommittirte  Bischof 
keine  Untersuchung  über  die  Richtigkeit  des 
Dispensationsgrundes  anzustellen.  Bei  der  Dis- 
pensatio in  forma  communi ,  für  welche  eine 
massige  Taxe  gezalilt  wird,  ist  erforderlich,  dass 
der  Bittsteller  ^veder  zu  der  ersten  Klasse ,  noch 
zu  der  Kategorie  der  kanonisch  Armen  gehöre, 
auch  bedarf  es  hier  der  Feststellung  eines  be- 
stimmten Dispensationsgrundes  durch  denKom- 
mittirten.  Für  die  s.g.  pawpere«  endlich ,  ,,qui 
ex  suis  labore  et  industria  tantum  vivunt",  d.  h. 
welche  von  ihrem  eigenen  Vermögen  nicht  leben 
können  ,  sondern  sich  durch  eigene  Arbeit  ihren 
Unterhalt  verschaffen  müssen  und  trotz  dersel- 
ben nicht  in  auskömmlichen  Verhältnissen  sind, 
wird  gewöhnlich  nicht  einmal  eine  geringe  Taxe 
erhoben ,  vielmehr  erfolgen  die  Ausfertigungen 
gratis  ex  officio ,  Schulte,  Eherecht  S.  385  ff.; 
Knopp,  Eherecht.  2.  Aufl.  Regensburg  1854. 
S.  486  ff. 

4  Die  52.  Kanzleiregel  (s.  o.  S.  793.  n.  7) 
verbietet  sie  nicht,  sondern  suspendirt  nur  das 
Recht  des  Gebrauches  vor  der  Ausfertigung  bei 
denjenigen  Dispensationen,  für  welche  diese 
herkömmlicher  Weise  bei  der  apostolischen 
Kanzlei  zu  erfolgen  hat,  d.  h.  für  solche,  welche 
im  regelmässigen  Geschäftsgange  erledigt  werden. 


5  Schon  Gregor  XV.  hat  in  der  const.  Roma- 
nus pontifex  in  specula  v.  2.  Juli  1622,  bull. 
Taurin.  12,  706,  welche  sich  allerdings  nicht 
blos  auf  die  Dispensationen  bezieht ,  aber  diese 
mitumfasst ,  alle  vivae  vocis  oraculo  früher  er- 
theilten „indulta,  facultates,  privilegia  et  gratiae 
et  concessiones  quaecunque^' ,  soweit  sie  noch 
nicht  zur  Wirkung  gelangt  waren  (mit  Ausnahme 
der  auf  Bitte  von  Königen  ,  sowie  der  an  Kardi- 
näle zu  deren  und  Anderer  Gunsten  gewährten, 
sofern  sie  eigenhändig  von  den  Kardinälen  durch 
ihre  Unterschrift  beglaubigt  oder  bezeugt  seien), 
widerrufen,  und  Urban  VIII.  durch  Breve  :  Alias 
felicis  V.  20.  Dez.  1631,  1.  c.  14,  258,  unter  Er- 
neuerung dieses  Widerrufes  diesen  auch  auf  die 
von  Gregor  XV.  noch  ausgenommenen  Verleihun- 
gen ausgedehnt,  jedoch  ist  dieses  Breve  von  ihm 
durch  ein  weiteres:  Alias  felicis  v.  11.  April 
1635,  1.  c.  14,  473,  dahin  deklariit  worden,  dass 
der  Widerruf  sich  nicht  auf  diejenigen  vivae 
vocis  oraculo  ertheilten  Gnaden  bezogen  habe 
und  beziehe ,  welche  gegenüber  den  zur  Bezeu- 
gung und  Veriflcirung  von  solchen  kompetenten 
„ofüciales  und  ministri"  ertheilt  und  von  diesen 
beglaubigt  seien ,  wogegen  Clemens  XIII.  mit- 
telst Breves :  Romanus  pontifex  v.  12.  Februar 
1732,  1.  c.  23,  314,  eine  Reihe  in  demselben 
bestimmt  bezeichneter ,  durch  oraculum  vivae 
vocis  ertheilter ,  selbst  auf  die  gedachte  Weise 
veriflcirter  Gnaden  widerrufen  und  auch  die 
künftige  derartige  Gewährung  von  solchen  ver- 
boten hat  (darunter  auch  indulta  .  .  .  VII.  dis- 
pensandi  cum  quibusvis  personis  saecularibus 
pariter  vel  regularibus  super  qualibet  irregulari- 
tate  et  inhabilitate  quomodocunque  ex  delicto 
vel  defectu  etiam  prorsus  occultis  proveniente, 
tam  pro  exercendis  susceptis ,  quam  pro  susci- 
piendis  quibusvis  ordinibus  ac  retinendis  et 
assequendis  quibuscumque  beneficiis  ecclesias- 
ticis.  VIII  dispensandi  super  quocumque  impe- 
dimento  quantumvis  occulto  matrimonium  diri- 
mente  sive  agatur  de  matrimonio  contrahendo 
sive  de  convalidando  iam  contracto);  vgl.  hierzu 
Pyrrhus  Co  rradus  1.  c.  I.  6.  n.  14 ff. ;  Reif- 
fenstuel  V.  33.  n.  149  ff.  u.  Ferraris  s.  v. 
oraculum  n.  6  ff.  ,  wo  auch  die  sämmtlichen  ci- 
tirten  Breven  abgedruckt  sind. 

6  Die  51.  Kanzleiregel:  „Item,  per  quam- 
cumque  signaturani  in  quavis  gratia  nullatenus 
dispensatio  veniat,    nisi  specialiter  exprimatur 
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1.    Die  Uierarchie  und  die  lieituiiü"  der  Kirche  durch  dieselbe. 


f§.  192. 


V.  Voraussetzungen  der  Gültigkeit  der  Dispensation.  Wie  jede 
päpstliche  Gnadenertheilung ,  so  ist  auch  eine  Dispensation  oder  ein  Dispensations- 
niandat  absolut  nichtig,  wenn  es  durch  Sub-  oder  Obreption  erlangt  worden  ist,  d.  h. 
sei  es  durch  absichtliche  Verschweigung  von  solchen  Umständen,  sei  es  durch  Erdich- 
tung oder  wahrheitswidrige  Entstellung  von  solchen  Thatsaclien,  von  denen  nach  dem 
kirchlichen  Recht  und  der  Praxis  der  Kurie  die  Bewilligung  oder  die  Versagung  der 
Dispensation  der  erbetenen  Art  abhängte  Daher  werden  auch  diese  Verhältnisse 
ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  in  die  Dispens-Breven  und  Mandate  aufgenommen 
und  der  mit  der  Ertheilung  der  Dispensation  beauftragte  kirchliche  Obere  angewiesen, 
nur  unter  der  Voraussetzung  oder  auch  sogar  allein  nach  der  Feststellung  der  thatsäch- 
lichen  Richtigkeit  derselben  die  Dispensation  zu  ertheilen-.  Jedenfalls  hat  der  Exeku- 
tor die  Dispensation  abzulehnen  und  eine  etwa  dennoch  ertheilte  ist  nichtig,  wenn  sich 
bei  der  Untersuchung  ergiebt,  dass  die  Entstellung  der  Wahrheit  eine  absichtliche 
war  3.  Wenn  aber  der  Bittsteller  in  gutem  Glauben  aus  Einfältigkeit  oder  Unkennt- 
niss  eine  nicht  allseitig  wahrheitsgetreue  Darstellung  gegeben  hat,  so  kommt  es  dar- 
auf an ,  ob  der  verschwiegene  oder  entstellte  Umstand  von  wesentlichem  und  ent- 
scheidendem Einfluss  für  die  Gewährung  der  Dispensation  gewesen  ist ,  d.  h.  ob  die 
Dispensation,  falls  der  wahre  Sachverhalt  in  der  Bittschrift  vorgetragen  gewesen 
wäre ,  ganz  oder  in  der  gewählten  Form  verweigert  worden  sein  würde  i.  Stellt  sich 
dies  heraus,  so  gilt  dasselbe,  wie  für  den  Fall  der  absichtlichen  Erschleichung,  wäh- 
rend bei  umgekehrter  Sachlage  die  Dispensation  gültig  ertheilt  werden  kann  ^. 

Nur,  falls  die  Dispensation:  iiw^ti  proprio  gegeben  ist,  erscheint  sie  von  dem  sie 
veranlassenden  Gesuche  losgelöst  und  sie  bleibt  daher  gültig ,  wenngleich  die  unter- 


vel  dicta  gratia  totalitär  effectum  huiusinodi  dis- 
pensationis  coiicernat  vel  alias  nihil  conferat  aut 
operetur",  schliesst  allerdings  in  ihrem  ersten 
Theil  durch  die  Anordnung,  dass  hei  Ertlieilung 
einer  Gnade  die  zur  Erlangung  derselben  erfor- 
derliche Dispensation  nicht  ohne  Weiteres  still- 
schweigend gewährt  sei ,  sondern  ausdrilcklicli 
gegeben  werden  müsse,  die  stillschwelgende 
Dispensation  aus,  lässt  sie  aber  dann  bestehen, 
wenn  die  gewährte  Gnade  überhaupt  keine  an- 
dere ,  als  eine  Dispensationswirkung  äussern 
kann  oder  wenn  dieselbe ,  falls  sie  auch  etwas 
anderes  betrifft ,  bei  der  Nichtannahme  einer 
stillschweigenden  Dispensation  ohne  jede  Wirk- 
samkeit bleiben  müsste,  vgl.  den  Commentar  von 
Riganti  zu  der  cit.  Regel. 

1  S.  0.  S.  794.  n.  11.'  Was  dazu  gehört,  be- 
stimmt sich  nach  Art  der  verschiedenen  Fälle, 
s.  z.  B.  über  die  Angaben,  welche  bei  Gesuchen 
um  Ehedispense  erforderlich  sind,  Kutschker 
5,  144  ff.  Auch  ist  hierzu  das  o.  S.  789.  n.  * 
citirte  Werk  von  Pyrrhus  Corradus  zu  ver- 
gleichen. In  allen  Fällen  ist  aber  wesentlich  eine 
Darstellung  der  Thatsachen ,  welche  das  durch 
die  gewünschte  Dispensation  zu  beseitigende 
Hinderniss  ergeben,  sowie  derjenigen,  welche  die 
Gründe  für  die  nachgesuchte  Ertheilung  der 
Dispensation  nach  der  Meinung  des  Bittstellers 
ausmachen. 

2  S.  die  bei  Kutschker  (o.  S.  794.  n.  7) 
angeführten  Beispiele. 

3  c.  20  (Innoc.  III.)  X.  de  rescr.  I.  3. 

4  In  Anhalt  an  c.  20  X.  cit.  unterscheidet  die 


Doktrin  solche  Gründe  als  s.g.  causae  finales  o. 
inductivae  o.  motivae  von  den  causae  impulsivae^ 
d.  h.  denjenigen  ,  welche  nur  nebenbei ,  neben 
den  anderen  Gründen  für  die  Dispensation  in 
Betracht  gekommen  ,  für  die  Gewährung  dersel- 
ben wohl  unterstützend  mitgewirkt ,  aber  die- 
selbe allein  nie  herbeigeführt  haben  würden, 
Reiffenstuel  I.  3.  n.  183  ff.  und  die  dort 
citirten ;  Fiebagp.  26;  »Schulte,  Eherecht 
S.  368;  Kutschker  5,  144  ff.  Zur  Beurthci- 
lung  des  einzelnen  Falles  gehört  genaue  Kennt- 
niss  des  Rechtes  und  der  Kurialpraxis.  Z.  B. 
wird  bei  Gesuchen  um  Ehedispense  erfordert, 
dass ,  wenn  mehrere  Ehehindernisse  zwischen 
den  Betlieiligten  obwalten,  diese  sämmtlich  an- 
gegeben werden,  Schulte  S.  369.  Wenn  dies 
daher  unterlassen  und  die  Dispens  nur  von  dem 
allein  bezeichneten  Impediment  gewährt  worden 
ist,  so  ist  dieselbe  nichtig.  Denn  das  Obwalten 
anderer  Ehehindernisse  ,  von  denen  der  Papst 
vielleicht  nicht  dispensirt  hätte,  würde  auch  von 
entscheidender  Bedeutung  für  die  Frage  gewe- 
sen sein  ,  ob  die  Dispensation  von  dem  ersteren 
gegeben  worden  wäre.  Vgl.  auch  Th.  I.  S.  14. 
Nach  der  Praxis  der  Kurie  wird  aber  eine  in 
forma  pauperum  gegebene  Dispensation  (s.  o.  S. 
795.  n.  3]  nicht  als  nichtig  behandelt,  wenn 
sich  herausstellt ,  dass  die  Bittsteller  nicht  arm 
sind.  Soll  Nichtigkeit  eintreten  ,  so  muss  dies 
ausdrücklich  bei  der  Ertheilung  bestimmt  wer- 
den ,  Ferraris  s.  v.  dispensatio  n.  32;  Ana- 
lecta  iur.  pontif.  v.  1863,  p.  2193.  2198. 
5  S.  die  Anführungen  in  der  vorigen  Note. 


§.  1^2.; 
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liegenden  Thatsachen  nicht  richtig  sind^  Einen  verwandten  Charakter  hat  die  sine 
causa  ertheilte  Dispensation,  d.  h.  diejenige,  bei  welcher  der  für  dieselbe  entschei- 
dende Grund  nicht  näher  angeführt  wird  '^,  denn  hier  kann  von  einer  Verifikation  der 
denselben  ergebenden  Thatsachen ,  weil  eben  der  letztere  nicht  bekannt  ist,  keine 
Rede  sein. 

Die  Gültigkeit  der  Dispensation  kann  endlich  von  der  Erfüllung  besonderer  s.g. 
clausulae  dispensationum  abhängig  gemacht  werden  und  dies  geschieht  nach  der  Praxis 
der  Kurie  in  einer  Reihe  von  Fällen  herkömmlicher  Weise -^  Ob  aber  die  Nichter- 
füllung der  Klausel  im  gegebenen  Fall  die  Dispensationsertheilung  nichtig  macht 
oder  nicht ,  das  hängt  davon  ab ,  ob  sie  als  rechtliches  Erforderniss  oder  als  Bedin- 
gung im  eigentlichen  Sinne  zu  betrachten  ist.  Hat  sie  eine  solche  juristische  Natur 
nicht ,  so  äussert  die  Nichterfüllung  keinen  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  Dispen- 
sation ^. 

VI.  Wirkung  der  Dispensation  und  Wiederbeseitigung  der  erste- 
ren.  Die  an  sich  gültige  Dispensation  führt  von  der  Zeit  ihrer  Ertheilung  ab  eine 
Suspension  der  Wirkung  des  betreffenden  Rechtssatzes  auf  den  in  Frage  stehenden 
konkreten  Thatbestand  in  dem  Umfange ,  in  welchem  sie  gewährt  ist  '\  für  die  Zu- 


^  Vgl.  darüber  o.  S.  160.  Wenn  aber,  sei  es  auf 
Veranlassung  des  Bittstellers,  sei  es  aus  eigenem 
Ermessen  des  Papstes ,  der  Dispensation  motu 
proprio  ein  bestimmter  Grund  beigefügt,  welcher 
sicli  als  unrichtig  herausstellt ,  so  tritt  nichts- 
destoweniger Nichtigkeit  ein.  Der  Einwand  der 
blossen  Verschweigung ,  subreptio ,  fällt  aber 
aber  hier  naturgemäss  fort ,  R  e  i  f  f  e  n  s  t  u  e  1  I. 
3.  n.  204  ff,  ;  Schulte  K.  R.  1,  151  ff. 

2  Dahin  gehört  eine  Dispensation,  welche  die 
Gründe  nur  ganz  allgemein  angiebt,  wie  die 
S.  795.  n.  3  erwähnte  Dispensation  in  forma  pro 
nobilibus. 

3  Sie  haben  ihren  Anhalt  theils  im  kirchlichen 
Recht,  theils  beruhen  sie  auf  der  römischen  Dis- 
pensationspraxis  ,  theils  werden  sie  hervorgeru- 
fen durch  die  besonderen  Umstände  des  einzel- 
nen Dispensationsfalles.  Ausführlich  handelt 
von  den  Klauseln  in  Ehedispensen  Kutscher 
5,  236  ff.  258  ff. 

4  Denn  ihrer  juristischen  Bedeutung  nach 
sind  si«  sehr  verschieden.  So  betrifft  die  Klausel 
über  die  blosse  Richtigkeit  der  vorgetragenen 
Thatsachen  eine  conditio  iuris  für  die  Gültigkeit 
des  päpstlichen  Dispensationsmandates  und  der 
auf  Grund  desselben  zu  gewährenden  Dispensa- 
tion. Lautet  dieselbe  aber  in  dem  Mandat  aus- 
drücklich auf  Feststellung  der  Richtigkeit ,  so 
so  bildet  die  Vornahme  der  betreffenden  Unter- 
suchung für  die  Gültigkeit  der  durch  den  Exe- 
kutor zu  ertheilenden  Dispensation  eine  eigent- 
liche Bedingung,  d.  h.  während  im  ersten  Fall 
die  Dispensation  gültig  ist,  wenn  die  vorgetra- 
genen Thatsachen  blos  objektiv  wahr  sind,  muss 
im  letzteren  auch  die  Wahrheit  durch  die  Un- 
tersuchung festgestellt  werden,  Schulte,  Ehe- 
recht S.  372.  Dasselbe  gilt  von  der  häufig  vor- 
kommenden Klausel  bei  Ehedispensen:  ■pnu& 
peracta  poenitentia,  s.  auch  Entsch.  d.  congr. 
conc.  in  Richters  Tridentinum  S.  271.  n.  122 
zu  I.  II.  Dagegen  kann  bei  der  Klausel;  „ut  illa 
dispensatio  accurate  describatur   ac  conservetur 


ad  probandam  canonicitatem  matrimonii"  selbst- 
verständlich von  einer  Bedingung  keine  Rede 
sein.  Ebensowenig  liegt  eine  solche  vor ,  wenn 
erst  nach  der  Eheschliessung  gewisse  Auflagen, 
z.  15.  Busswerke ,  erfüllt  werden  sollen ,  da  man 
hier  unmöglich  die  einmal  gültig  geschlossene 
Ehe  wieder  aufheben  kann. 

Wo  aber  eine  Bedingung  im  eigentlichen 
Sinne  vorliegt ,  hat  der  Exekutor  die  Dispensa- 
tion bis  zur  Erfüllung  zurückzuhalten  ,  und  die 
vorher  ertheilte  ist  nichtig. 

5  Eine  Anwendung  dieses  Grundsatzes  s. 
Th.  II.  S.  477. 

Eigenthümlich  verhält  es  sich  allerdings  mit 
den  von  der  Pönitentiarie  für  geheime  Ehehin- 
dernisse erth eilten  Dispensationen,  welche  nicht 
pro  foro  utroque,  d.  h.  für  das  externum  und  in- 
ternum  (Rechts-  und  Gewissensgebiet ,  solche 
z.  B.  bei  Kutschker  5,  227),  sondern  nur  für 
das  letztere  (s.  a.  a.  0.  S.  256)  gegeben  sind. 
Diese  wirken  an  und  für  sich  nicht  für  das 
Rechtsgebiet,  und  lassen  die  Betheiligten  nur  in 
ihrem  Gewissen  zu  der  Nichtbeachtung  der  gel- 
tenden Rechtssätze  berechtigt  erscheinen.  Bios 
indirekt  haben  sie  diese  Bedeutung ,  weil  die 
Voraussetzung  ihrer  Ertheilung  die  Verborgen- 
heit des  Hindernisses  ist  und  als  Regel  voraus- 
gesetzt wird  ,  dass  es  deswegen  nicht  zu-  einer 
rechtlichen  Verhandlung  über  das  für  das  Ge- 
wissensgebiet entfernte  Hinderniss  kommt.  Zur 
Sicherheit  der  Bittsteller  selbst  wird  daher  allen 
solchen  Dispensmandaten  die  Klausel:  .,dum- 
modo  impedimentum  occultum",  ja  sogar  auch 
„omnino  occultum  sit'*  (vgl.  Schulte,  Ehe- 
recht S.  382)  als  wahre  Bedingung  der  Gültig- 
keit der  ertheilten  Dispensation  eingefügt.  War 
das  offenkundige  llinderniss  im  Gesuche  als  ge- 
heimes angegeben,  so  ist  die  Dispensation  selbst 
in  foro  conscientiae  nichtig ,  kann  also  auch 
nicht  einmal  indirekt  pro  foro  externe  Wirkung 
äussern.  Wenn  das  Hinderniss  aber  anfänglich 
geheim  war  und  erst  nachher  diesen  Charakter 
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kuiift ,  aber  nicht  rückwärts  herbei ,  so  dass  also  der  in  der  Vergangenheit  liegende 
Zustand  ein  nicht  dem  Gesetze  entsprechender  bleibt.  Wenn  also  eine  Ehe  trotz  eines 
trennenden  Ehehindernisses  eingegangen  war,  und  später  von  demselben  Dispensa- 
tion erlangt  worden  ist,  so  wird  die  Ehe  erst  gültig  mit  dem  Augenblick,  in  welchem 
der  Ellekonsens  nach  der  Erthcilung  der  Dispensation  wiederholt  worden  ist ,  nicht 
ex  hmc ,  d.  h.  von  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Schliessung  ab  ^.  Ebenso  konvalescirt 
die  an  einen  unehelich  geborenen  Geistlichen  erfolgte  Verleihung  eines  Benefiziums, 
welche  mit  absoluter  Nichtigkeit  behaftet  ist,  nicht  hinterher  durch  eine  Dispensation 
von  diesem  Ilinderniss,  vielmehr  bedarf  es  dazu  einer  neuen  Kollation  2. 

Die  Wirkung  der  gültigen  Dispensation  tritt  ohne  Weiteres  ein,  d.  h.  es  ist  dazu 
eine  Annahme  seitens  des  Begünstigten  nicht  erforderlich.  Das  folgt  aus  ihrem  We- 
sen, als  Suspension  der  Wirkung  des  Gesetzes  auf  einen  konkreten  Thatbestand,  wel- 
che lediglich  von  dem  Willen  des  dispensationsberechtigten  Organs  abhängig  ist  '^. 

Nicht  minder  ergiebt  sich  aus  ihrem  Begriff  als  einer  auf  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers beruhenden  Gnade,  dass  sie  der  letztere  jeden  Augenblick  zu  widerrufen  be- 
rechtigt ist^  und  dass  damit  der  suspendirte  Rechtssatz  für  den  fraglichen  Thatbe- 
stand wieder  seine  Wirkung  zu  äussern  beginnt'"^.  Aber  wie  die  Dispensation  die 
Rechtswirkungen,  welche  durch  die  Geltung  eines  später  suspendirten  Rechtssatzes 
eingetreten  sind ,  nicht  zu  beseitigen  vermag ,  ebensowenig  kann  der  Widerruf  der 
Dispensation  die  Rechtswirkungen  vernichten,  welche  sich  zufolge  der  letzteren  be- 
reits an  den  vorliegenden  Thatbestand  angeknüpft  haben  ^K 

Durch  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  nach  der  Ertheilung  verliert  die  Dispen- 
sation ihre  Wirksamkeit  niemals",  denn  sie  suspendirt  den  von  ihr  betroffenen  Rechts- 


verlorcn  hat,  so  bleibt  die  Wirkung  der  Dispen-  der  Irregularität  Dispensirte  einmal  ordinirt  wor- 

sation  auf  das  Gewissensgebiet  beschränkt,  und  den  ist,  die  erlaubter  Weise  ertheilte  Ordination 

es  bedarf  dann  noch  der  Nachsuchung  einer  sol-  hinterher  ex  post  nicht  mehr  illicita  oder  gar  in- 

chen  für  das  forum  externum,  vgl.  Kutschker  valida  werden,    der  Widerruf  der  Dispensation 

5,  73.  279.  hat  also  nicht  die  Wirkung,  dass  die  frühere  Irre- 

1  Schulte,  Eherecht  S.  339  if.  390  ff.  gularität  wieder  auflebt  und   den  Dispensirten 

2  Th.  II.  S.  478.  wie  eine  neu  entstandene  an  der  weiteren  Aus- 

3  Derjenige,  welcher  von  einem  Ehehinderniss,  Übung  des  Ordos  hindert.  Ja,  dasselbe  muss 
einer  Irregularität,  einem  die  Erwerbung  eines  auch  für  den  Fall  gelten,  dass  die  später  wider- 
Beneflziumsausschliessendenlmpediment dispen-  rufene  Dispensation  ursprünglich  in  betreff  einer 
sirt  ist,  kann  ohne  dass  erst  seinerseits  eine  An-  wegen  eines  obwaltenden  Impedimentes  uner- 
nahme  nöthig  ist,  die  Ehe  schliessen  oder  den  be-  laubter  Weise  ertheilten  Ordination  gewährt 
treffenden  Weihegrad  empfangen  oder  das  Bene-  war,  denn  selbst  in  diesem  Fall  ist  sofort  mit 
fizium  übertragen  erhalten..  Suspension   des    die    Irregularität   festsetzenden 

*  Vering  1.  c.  p.  588;   Fiebag  1.  c.  p.  29.  Gesetzes  die  schon  erwähnte  Ordination  zu  einer 

Die  Gültigkeit  des  Widerrufs  ist  ebensowenig  wie  rechtmässigen  geworden  ,   und  äussert  nunmehr 

die  der  Ertheilung  von  dem  Vorliegen  eines  ge-  die  Folgen  einer  solchen, 
rechtfertigten  Grundes  abhängig.  '^  Dies  ist  in  dem  Fall  von  praktischer  Bedeu- 

5  Der  Dispensirte  kann  dann  also  die  Ehe  tung ,  dass  für  den  konkreten  Thatbestand  noch 
nicht  schliessen,  den  Weihegrad  oder  das  Bene-  nicht  alle  thatsächlichen  Momente  gegeben  sind, 
fizium  nicht  erlangen.  welche  zur  Herstellung  des  von  dem  Bittsteller 

6  Die  auf  Grund  der  Dispensation  eingegangene  beabsichtigten  Erfolges  der  Dispensation  vorliegen 
Ehe  und  erfolgte  Verleihung  des  Benefiziums  müssen.  So  ist  z.  B.  für  denjenigen  ,  der  eine 
wird  also  durch  den  späteren  Widerruf  der  Dispen-  Dispensation  für  die  Ehe  mit  der  A.  erhalten 
sation  nicht  nichtig,  denn  in  Folge  derselben  war  hat ,  zwar  die  Dispensation  sofort  von  Wirkung 
die  Ehe  gültig  geschlossen  und  die  Verleihung  insofern,alsdasEhehindernissbeseitigtist,  aberes 
rechtswirksam  erfolgt.  Beide  Akte  äussern  also  kann  hier  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  diese 
nunmehr  zufolge  ihrer  Rechtsbeständigkeit  für  Wirkung  noch  fortdauert ,  wenn  er  die  Ehe  mit 
die  Zukunft  die  gewöhnlichen  rechtlichen  Wir-  der  A.  erst  nach  10  .Jahren  oder  vielleicht,  nach- 
kungen  ,  vgl.  übrigens  auch  c.  9  (Alex.  III.)  de  dem  er  inzwischen  in  einer  anderweit  eingegan- 
fll.  presbyt.  1.  17.     Ebenso  kann,   wenn  der  von  genenEhe Wittwer  geworden  ist,  schliessen  will. 
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satz  für  den  fraglichen  Thatbestand  an  sich  ohne  Einschränkung,  sofern  nicht  etwa 
eine  solche  ausdrücklich  gemacht  worden  ist. 

Ebensowenig  kann  der  Verzicht  des  Begünstigten  der  Dispensation  ihre  Wirk- 
samkeit nehmen.  Eine  subjektive  Berechtigung  erhält  der  Begünstigte  durch  dieselbe 
nicht  und  da  es  sich  bei  der  Dispensation  nur  um  Suspension  der  Wirkung  des  ob- 
jektiven Rechtes  handelt,  über  welches  der  Dispensirte  keine  Macht  besitzt,  so  muss 
sein  Verhalten  der  Dispensation  gegenüber  rechtlich  einflusslos  sein^ 

Ferner  hat  der  Tod  des  Papstes,  wenn  die  Dispensation  oder  auch  nur  ein  Dis- 
pensationsauftrag  (in  forma  commissoria)  ertheilt  ist ,  gleichfalls  keinen  Einfluss  auf 
die  Wirksamkeit  der  Dispensation,  und  der  zur  Ertheilung  derselben  koramittirte 
kirchliche  Beamte  ist  selbst  in  letzterem  Falle  berechtigt  und  verpflichtet,  seinen  Auf- 
trag auszuführen  2. 

Was  endlich  die  Frage  betrifft,  ob  die  Wirkung  der  gültigen  Dispensation  beim 
späteren  Fortfall  ihres  Grundes  wieder  beseitigt  wird  (an  cessante  causa  dispensatio 
cessef)^^  SO  wird  dieselbe  theils  bejaht,  weil  der  Dispensirende  offenbar  die  Absicht 
habe,  die  Dispensation  allein  unter  der  Voraussetzung  der  Fortdauer  ihres  Grundes 
wirken  zu  lassen  ^,  theils  aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  einmal  erfolgte  Sus- 
pension des  Rechtssatzes  allein  durch  einen  entgegengesetzten  Akt  des- Gesetzgebers 
wieder  beseitigt  werden  könne,  verneint  ^.  Die  erste  Meinung  hat  für  ihre  Annahme 
keinen  positiven  Anhalt  und  übersieht,  dass  nirgends  in  den  Quellen^  dem  Fortfall 
der  causa  eine  die  Gültigkeit  wieder  beseitigende  Wirkung  beigelegt  ist.  Es  muss 
daher  auch  für  die  Dispensation  der  Grundsatz  zur  Anwendung  kommen ,  dass  sich 
die  Gültigkeit  eines  rechtlichen  Aktes  nur  nach  den  zur  Zeit  seiner  Vornahme  ob- 
waltenden Voraussetzungen  bemisst  ^.   Das  geeignete  Mittel,  nicht  mehr  der  Sachlage 


1  Die  gewöhnliche  Lehre,  s.  S.  798.  n.  4  geht  führungen  über  diese  Kontroverse  bei  Kutsch - 
dahin,  dass  der  Verzicht  wirksam  werde,  wenn  ker  5,  132  ff. 

derselbe  von  demjenigen,  welcher  die  Dispensa-  6  Denn  c.  30  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb. 

tion  ertheilt  hat,  angenommen  worden  sei.    Aber  III.  4  betrifft  einen  Fall,  in  welchem  das  Provi- 

dadurcli  wird  die   Suspension  des  Rechtssatzes,  sioiismandat  noch  nicht  vollzogen  war,  welcher 

welche  der  Gesetzgeber  durch  die  Dispensation  also  nur  dem  nicht  ausgefülirten  Dispensations- 

ausgesprochen    hat ,    nicht  beseitigt ,    höchstens  mandat  (s.  Anm.  3)  gleichgestellt  werden  kann, 

könnte  in  dem  Verzicht  und  der  Annahme  des-  "^  Die  gegentheilige  Ansicht  führt  praktisch  zu 

selben    unter  Umständen    ein   stillschweigender  vollkommener  Rechtsunsicherheit.     Ihr   zufolge 

Widerruf  der  Dispensation  gefunden  werden.  müsste  nach  ertheilter  Dispensation ,   wenn  die 

2  S.  0,  S.  158,  denn  die  dort  (s.  namentlich  Dispensirten  z.  B.  auf  Grund  derselben  die  Ehe 
n.  4)  angeführten  Stellen  gelten  nicht  nur  für  eingehen  wollen,  einen  Ordo  oder  ein  BeneÜzium 
päpstliche  Provisionen  und  Provisionsmandate,  übertragen  erhalten  sollen,  immer  von  Neuem 
sondern  für  alle  päpstlichen  Gnaden  ,  mithin  untersucht  werden ,  ob  die  causa  noch  obwaltet, 
auch  für  Dispensationen  und  Dispensmandate,  und  wenn  dies  unterblieben  ist,  die  nach  Weg- 
ebenso  die  10.  Kanzleiregel  wegen  der  beim  Tode  fall  der  causa  eingegangene  Ehe  oder  Benefizien- 
des  Papstes  noch  nicht  ausgefertigten  Gnaden-  Übertragung  nichtig  seien.  Uebrigens  ist  es  auch 
reskripte,  vgl.  S.  163,  Anm.  S.  auch  die  wei-  inkonsequent,  dass  die  Anhänger  dieser  Meinung 
teren  Anführungen  bei  Kutsch  ker  5,  98.  dem  späteren  Wegfall  der  causa  jede  Wirkung 

3  Selbstverständlich  kommt  hier  nur  der  Fall  absprechen,  wenn  die  Dispensation  schon  Rechts- 
in  Frage ,  dass  die  Dispensation  schon  gewährt  Wirkungen  erzeugt  hat ,  also  wenn  sich  dieser 
ist.  Ist  die  causa  in  der  Zeit  zwischen  der  Er-  nach  der  Eheeingehung  ereignet,  die  Ehe  als 
theilung  des  Dispensmandates  und  der  Dispen-  rechtsbeständig  betrachten.  Denn  besteht  die 
sation  durch  den  kommittirten  kirchlichen  Be-  Dispensation  überhaupt  blos  unter  der  Voraus- 
amten  fortgefallen,  so  liegen  die  wesentlichen  setzung  der  Fortdauer  ihrer  causa,  so  gilt  dieselbe 
Voraussetzungen  für  die  Dispensationsgewährung  Voraussetzung  auch  für  die  durch  die  davon  ab- 
nicht  vor  und  die  Dispens  kann  von  demselben  hängige  Dispensation  hervorgebrachten  Rechts- 
nicht  gültig  ertheilt  werden.  Wirkungen,  und  diese  müssen,  weil  sie  mit  dem- 

*  S.  z.  B.   Fiebag  1.  c.  p.  28.  selben  Mangel,  wie  die  Dispensation  selbst,  be- 

^  So  z.  B.  Vering  I.e.  p.  587.    Weitere  An-  haftet  sind,  ebenfalls  zusammenfallen. 
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entsprechende  Dispensationen  zu  beseitigen ,  bildet  der  dem  Dispensationsberechtig- 
ten  oft'enstehende  Widerruf  derselben. 

VII.  Uebertragung  des  päpstlichen  Dispensationsrechtes.  Es  ist 
nach  dem  kirchlichen  Recht  nicht  nur  statthaft,  dass  der  Papst,  wie  dies  bei  der  Ge- 
willirung  der  Dispensation  in  forma  commissoria  der  Fall  ist  ^ ,  die  Erthcilung  der 
Dispensation  unter  bestimmten  Bedingungen  einem  anderen  kirchlichen  Beamten  auf- 
trägt, sondern  er  ist  auch  berechtigt,  mit  der  Ausübung  seines  Dispensationsrechtes 
für  bestimmte  Fälle  oder  Kategorien  von  Fällen  andere  Personen  oder  Behörden  in 
der  Art  zu  betrauen,  dass  er  sich  jeder  Entscheidung  über  die  Dispensationsgesuche 
seinerseits  enthält  und  die  ersteren  an  seiner  Statt  über  die  letzteren  ausschliesslich 
befinden  lässt.  Abgesehen  davon,  dass  einzelnen  Kurialbehörden  bestimmte  Dispensa- 
tionsfälle  ein  für  alle  Mal  zur  Erledigung  zugewiesen  sind  und  die  Bearbeitung  der 
betreifenden  Sachen  zu  ihrem  regelmässigen  Ressort  gehört  2^  sind  derartige  Ueber- 
tragungen  namentlich  seit  dem  16.  Jahrhundert^,  in  solchen  Fällen,  wo  sich  für  grös- 
sere Kreise  von  Personen  oder  für  grössere  Gebiete  das  Bedürfniss  nach  einer  Erleich- 
terung der  Dispensationen  von  manchen  gesetzlichen  Vorschriften  ergeben  hatte  "^j  an 
die  Oberen,  Konservatoren  oder  Protektoren  der  einzelnen  Orden  ^,  ferner  an  die  seit 
jener  Zeit  von  Rom  aus  ständig  deputirten  Nuntien^  ertheilt  worden'^.  Insbesondere 
war  die  Ertheilung  solcher  weitgehenden  Vollmachten  für  die  im  Interesse  der  ka- 
tholischen Mission  thätigen  Organe,  sowohl  für  die  einzelnen  derselben  dienenden  Or- 
den^, wie  auch  für  die  Nuntien  ^  in  solchen  Ländern,  in  welchen,  wie  in  Deutschland, 
die  katholische  Kirche  ihre  frühere  Stellung  wieder  zu  erlangen  suchte  1^,  ange- 
zeigt. Im  deutschen  Reich  kamen  aber  neben  diesen  auch  die  Bischöfe  als  Missions- 
obere in  Betracht  ^1,  und  man  verstand  sich  in  Rom  bald  dazu,  den  letzteren  gleich- 
falls die  den  Nuntien  und  den  Mönchsorden  zugestandenen  Ermächtigungen  zu 
ertheilen^-,  um  so  mehr,  als  darin  ein  Mittel  lag,  die  hier  zwischen  ihnen  und  den 
Nuntien  entstandenen  Konflikte  ^-^  zu  mildern  und  auch  die  inzwischen  hervorgetrete- 
nen Streitigkeiten  über  den  Umfang  des  bischöflichen  Dispensationsrechtes  zu  be- 
seitigen 1^.  Derartige  Vollmachten,  welche  ihrem  Wesen  nach  auf  die  Bedürfnisse  der 
Mission  berechnet  sind  und  ihren  Inhalt  theils  den  für  die  Nuntien,  theils  den  für  die 


1  S.  0.  S.  794.  dem  auch  anderer  päpstlicher  Rechte,  wie  z.  B. 

2  S.  ö.  S.  793.  des  Absolutionsrechtes,  gehandelt  hat. 

3  Früher  kommen  sie  allerdings  auch  schon,  5  Zu  ihren  Gunsten  sind  namentlich  die  0. 
wenngleich  nicht  in  demselben  Umfange  vor,  so  S.  795.  n.  5  besprochenen  Koncessionen  vivae 
für  päpstliche  Legaten,  s.'z,  B.  die  Dekretalen  Ur-  vocis  oraculo  vorgekommen. 

bans  IV.  v.  1264  bei  Potthast  n.  18875. 18876.  6  xh.  I.  S.  525. 

Derselbe  Papst  hat  auch  für  die  Inquisitoren,  welclie  '  Mejera.  a.  0.  2,  184ff. 

bei  Anwendung  der  Folter  durch  üeberschreitung  8  a.  a.  0.  1,  39.  59.  194  u.  2,  225. 

ihrer  Befugnisse  wegen  des  eingetretenen  Todes  ^  a.  a.  0.  2,  184  ff.     Ueber  die  Vollmachten 

oder  der  Verstümmlung  des  Delinquenten  in  die  der  Nuntien  in  anderen  Ländern,  z,  B.  in  Spa- 

Irregularität  verfallen  waren,    solche  Dispensa-  nien  s.  Riganti  comm.  ad  reg.  canc.  14.  n.  48. 

tionsvollmachten  ertheilt,  Buch  mann,  Die  un-  57  und  Arch.  f.  k.  K.  R.  11,  382  (Vollmacht  v. 

freie  u.  die  freie  Kirche.   Breslau.   S.  179.  n.  25.  J.  1766). 

Ferner  gehören  hierher  auch  derartige  Ermäch-  ^0  Th.  I.  S.  525.  526. 

tigungen  ,   welche  den   in  der  Mission  thätigen  i^  Th.  II.  S.  359  u.  Mejer2,  202. 

Ordensleuten  gegeben  worden  sind,  Mejer  ,  die  ^2  Mejer  2,  225. 

Propaganda  1,  38.  39.  13  Th.  I.  S.  526. 

*    Es  mag   hier   darauf  hingewiesen  werden,  1*  Dadurch,  dass  man  den  Bischöfen  Vollmach- 

dass  es  sich  bei  diesen  Ermächtigungen  und  Voll-  ten  für  solche  Fälle,  für  welche  sie  kraft  eigenen 

machten  nicht  blos  ausschliesslich  um  die  Ueber-  Rechtes    die    Dispensation    beanspruchten ,    ge- 

tragiing  und  Ausübung  des  Dispensatioiis-.  son-  währte.  Mejer  2,  217  ff. 
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Ordens-Missionen  bestimmten  entnommen  haben  ^,  sind  den  Bischöfen  des  deutschen 
Reichs  seit  dem  1  7.  Jahrhundert  gewährt  worden  2,  und  diese  Praxis  hat  sich  seit  jener 
Zeit  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten,  so  dass  also  jetzt  sowohl  den  deutschen^  wie 


1  Mejer2,  210.  226.  231. 

2  Mejer  2,  215  ff.  Derselbe  führt  13  ihm 
bekannt  gewordene  Texte  der  Vollmachten  pro 
foro  externo  S.  204  auf,  nämlich  1.  für  Mainz  v. 
1680,  gedruckt  in  der  Streitschrift :  Ueber  das 
uiijustilizirliche  und  aufrührerische  Schreiben, 
welches  der  Damiatische  Herr  Erzbischof  Pacca, 
so  betitelter  Nunzius  zu  KöUn  ...  zu  erlassen 
sich  unterfangen  hat,  Frankfurt  u.  Leipzig  1787. 
95  ff.  —  2.  Vom  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  in 
der  Ausgabe  des  Cölner  Jesuiten  La  Croix  von 
Theolog.  Moralis  a  Herrn.  Busenbaum  con- 
cinn.  ed.  Colon.  1724.  t.  8.  p.  569  ff.  als  die  ge- 
bräuchlichen Vollmachten  mitgetheilt  u.  danach 
bei  Mejer  2,  205.  —  3.  v.  1737  für  Köln, 
Münster,  Hildesheim  u.  Osnabrück  bei  H.  Kock 
series  episcoporum  monasteriensium  P.  4,  214.  — 

4.  u.  5.  für  Salzburg  v.  1745  u.  1749  [unge- 
druckt).—  6.  V.  1772  für  Salzburg  bei  G  a  e  r  t  n  er 
corp.  iur.  eccles.  2,  435,  auch  bei  Longner, 
Darstellg.  d.  Rechtsverhältn.  d.  Bischöfe  i.  d. 
oberrheiu.     Kirchenprovinz.       Tübingen     1846. 

5.  183.  n.  24;  Permaneder  K.  R.  1.  Aufl.  2, 
22.  —  7.  Etwa  um  1775,  noch  1838  für  Fulda 
benutzt  (ungedruckt).  —  8.  ein  österreichisches 
Formular  von  etwa  1778,  im  J.  1814  für  Fulda 
gebraucht.  —  9.  v.  1782  für  Freiburg  in  nova 
biblioth.  eccles.  Friburg.  p.  7  u.  danach  Acta 
bist,  eccles.  nostr.  temp.  10,  513  ff.  (deutsch).  — 

10.  Ausden  achtzigerJahren  des  vorigen  Jahrhun- 
derts, s.  die  zu  1  citirte  Streitschrift  S.  101.  — 

11.  V.  1803  für  einen  Österreich.  Bischof  bei 
Droste-Hülfshoff,  Grundsätze  d.  K.  R.  IL 
1.  §.  133.  Anm.  496.  —  12.  von  etwa  1830  für 
die  bairisclien  Bischöfe  in  A.  Müller,  Lexikon 
d.  K.  R.  2.  Ausg.  4,  592.  —  13.  v.  1842  für  die 
preussischen  Bischöfe,  1843  auch  an  Fulda  er- 
theilt,  in  einem  römischen  Druckexemplar.  — 
14.  Hinzutritt  noch  der  bei  Schulte  K.  R.  2, 
422  veröffentlichte  Text  von  1855  (s.  folgende 
Anm.).  Bis  auf  den  ersten  stimmen  alle  übrigen 
im  wesentlichen  überein,  s.  die  Zusammenstel- 
lung bei  Mejer  a.  a.  0.  Die  Texte  aus  den 
früheren  Jahrhunderten  sind  wie  die  Nuntiatur- 
fakultäten  von  dem  h.  Offizium  ausgestellt,  erst 
seit  diesem  Jahrhundert  (von  Text  11  ab)  ist  an 
dessen  Stelle  die  Congr.  der  Propaganda  getreten, 
Mejer  S.  214,  welche  auch  schon  i.  1800  solche 
für  den  Bischof  V.  Ermland,  s.  Jacobson,  Gesch. 
d.  Quellen  d.  K.  R.  des  preuss.  Staats.  Th.  L 
Urk.  2  in  der  Einleitung,  gegeben  hat.  Dagegen 
sind  die  Vollmachten  für  das  forum  conscientiae, 
soweit  bekannt,  stets  von  der  Pönitentiarie  er- 
theilt  worden,  s.  Droste-Hülf shof f  a.  a.  0. 
S.  151.  Anm.  a.  E.  u.  Mejer  2,  231.  n.  1. 
Vgl.  übrigens  auch  noch  für  Preussen  Mejer, 
Dispensverkehr  zwischen  Preussen  und  Rom  in 
Kliefo  th  ,  kirchl.  Zeitschr.  1,  381  u.  2,  283.  349. 

3  Die  jetzt  für  die  deutschen  Bischöfe  üblichen 
Vollmachten,  welche  ich  vollständig,  auch  soweit 
sie  sich  nicht  auf  das  Dispensationsrecht  be- 
ziehen, mittheile,  lauten : 

L  Die  pro  foro  externo  (nach  Schulte, 

Hinschius,  Kirolienrecht.    UI. 


K.  R.  2,  422  —  die  kursiv  gedruckten  Worte 
sind  geschrieben,  das  übrige  gedruckt) : 
Facultates  concessae  a.  SS.  D.  N.  Pio 
divina  Providentia  PP.  IX.  s.  F.  D. 

1.  Absolvendi  ab  haeresi  et  apostasia  a  fide  et 
a  schismate  quoscunque ,  etiam  ecclesiasticos 
tam  saeculares,  quam  reguläres,  non  tamen  eos, 
qui  ex  locis  fuerint,  ubi  s.  Officium  exercetur 
(d.  h.  wo  die  Congr.  Inquisitionis  äussere  Kom- 
petenz hat,  was  für  Deutschland  nicht  zutrifft) 
nisi  in  locis  missionum,  ubi  impune  grassan- 
tur  haereses  (wo  also  Gleichberechtigung  der 
verschiedenen  Konfessionen  nach  staatlichem 
Recht,  wie  in  Deutschland,  besteht),  deliquerint : 
nee  illos,  qui  iudicialiter  abiuraverint,  nisi  ibi 
nati  sint,  ubi  impune  grassantur  haereses, 
et  post  iudicialem  abiurationem  illuc  reversi  in 
haeresin  fuerint  relapsi ,  et  hos  in  foro  con- 
scientiae tantum. 

2.  Tenendi  et  legendi,  non  tarnen  aliis  conce- 
dendi,  praeterquam  ad  tempus  tamen,  iis  sacer- 
dotibus,  quos  praecipue  idoneos  atque  honestos 
esse  sciunt,  libros  prohibitos,  exceptis  operibus 
Dupuy,  Valney,  M.  Reghellini,  Pigault,  le  Brun, 
de  Potter,  Bentham,  J.  A.  Dulaure,  Fetes  et 
Courtisanes  de  la  Grece,  Novelle  di  Casti  et  aliis 
operibus  de  obscoenis  et  contra  religionem  ex 
professo  tractantibus. 

3.  Dispensandi  in  3  et  4  simplici  et  mixto 
tantum,  nedum  cum  pauperibus,  sed  etiam  cum 
nobilibus  et  divitibus  in  contrahendis ;  in  con- 
tractis  vero  cum  haeriticis  conversis  etiam  in  2 
simplici  et  mixto,  dummodo  nullo  modo  attingat 
primum  gradum,  et  in  his  casibus  prolem  sus- 
ceptam  declarandi  legitimam. 

4.  Dispensandi  super  impedimento  publicae 
honestatis  et  iustitiae  ex  spousalibus  proveniente. 

5.  Dispensandi  super  impedimento  criminis, 
neutro  tamen  coniugum  machinante,  ac  restitu- 
endi  ius  petendi  debitum  amissum. 

6.  Dispensandi  in  impedimento  cognationis 
spiritualis,  praeter  levantem  et  levatum. 

7.  Hae  vero  dispensationes  matrimoniales, 
videlicet  3.  4.  5.  et  6.  non  concedantur,  nisi 
cum  clausula :  dummodo  mulier  rapta  non  fuerit 
et  si  rapta  fuerit,  inpotestateraptoris  non  existat; 
et  in  dispensationibus  huiusmodi  declaretur  ex- 
presse,  illas  concedi  tanquam  a  sedis  apostolicae 
delegato,  ad  quem  effectum  etiam  tenor  huius- 
modi facultatum  inseratur,  cum  expressione  tem- 
poris,  ad  quod  fuerint  concessae,  alias  nullae  sint. 

8.  Dispensandi  in  irregularitatibus  ex  delicto 
occulto  tantum  provenientibus  excepta  ea  quae 
ex  homicidio  voluntario  contrahitur. 

9.  Dispensandi  et  commutandi  vota  simplicia 
in  alia  pia  opera,  exceptis  votis  castitatis  et  re- 
ligio nis. 

10.  Absolvendi  ab  omnibus  casibus  reservatis 
etiam  in  bulla  Coenae  contentis,  in  locis  tamen, 
ubi  impune  grassantur  haereses. 

11.  Delegandi  simplicibus  sacerdotibus  potes- 
tatem  benedicendi  paramenta  et  alia  utensilia  ad 
sacriflcium  missae  necessaria,  ubi  non  intervenit 
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Sacra  unctio,  et  reconciliandi  ecclesias  pollutas 
aqua  ab  episiopo  benedicta  et  in  casu  necessitatis 
etiam  aqua  non  benedicta  ab  episcopo. 

12.  Couferendi  ordines  extra  tempora  et  non 
servatis  interstitiis  usque  ad  sacerdotium  in- 
clusive. 

13.  Dispensandi  super  defectu  aetatis  unius 
auni  ob  operariorum  penuriam,  ut  proraoveri 
possint  ad  sacerdotium,  si  alias  idonei  fuerint. 

14.  Conticiendi  olea  cum  quinque  saltem 
sacerdotibus,  non  tamen  extra  diem  coenae  do- 
mini,  nisi  necessitas  aliud  urgeat. 

15.  Celebrandi  bis  in  die,  si  necessitas  urgeat, 
ita  tamen,  ut  in  prima  missa  non  sumserit  ab- 
lutionem  :  per  unam  lioram  ante  auroram  et  aliam 
post  meridiem  sine  ministro  :  sub  die  et  sub  terra, 
in  loco  tamen  decenti  :  etiam  si  altare  sit  fractum 
vel  sine  reliquiis  sanctorum :  et  praesentibus 
haeriticis,  schismaticis ,  infldelibus  et  excom- 
municatis,  si  aliter  celebrari  non  possit.  Caveat 
vero,  ne  praedicta  facultate  seu  dispensatione 
celebrandi  bis  in  die  aliter  quam  ex  gravissimis 
causis  et  rarissime  utatur,  in  quo  graviter  ipsius 
conscientia  oneratur  :  quod  si  hanc  eandem  facul- 
tatem  alteri  sacerdoti  iuxta  potestatem  inferius 
apponendam  communicare  aut  causas  ea  utendi 
alicui  qui  a  s.  Sede  hanc  facultatem  öbtinuerit, 
approbare  visum  fuerit,  serio  ipsius  conscientiae 
iniungitur,  ut  paucis  duntaxat  iisque  maturioris 
prudentiae  et  zeli,  qui  absolute  necessarii  sunt, 
nee  pro  quolibet  loco ,  sed  ubi  gravis  necessitat 
tulerit,  et  ad  breve  tempus  eandem  communices 
aut  respective  causas  approbet. 

16.  Deferendi  sanctissimum  sacramentum 
occulte  ad  infirmos  sine  lumine  illudque  sine 
eodem  retinendi  pro  eisdem  inflrmis,  in  loco  ta- 
men decenti,  si  ab  haereticis  aut  infldelibus  sit 
periculum  sacrilegii. 

17.  Induendi  se  vestibus  saecularibus,  si  aliter 
vel  transire  ad  loca  eorum  curae  commissa  vel 
in  eis  permanere  non  poterit. 

18.  Recitandi  rosarium  vel  alias  preces,  si 
breviarium  secum  deferre  non  poterunt  vel  divi- 
num officium  ob  aliquod  legitimum  impedimen- 
tum  recitare  non  valeant. 

19.  Dispensandi,  quando  expedire  videbitur, 
super  esu  carnium,  ovorum  et  lacticiniorum  tem- 
pore ieiuniorum  et  quadragesimae. 

20.  Communicandi  has  facultates  in  totum  vel 
in  parte,  prout  opus  esse  secundum  eins  con- 
scientiam  iudicaverit,  sacerdotibus  idoneis  in 
conversione  animarum-  laborantibus,  et  prae- 
sertim  tempore  sui  obitus,  ut  sede  vacante  sint, 
qui  possint  supplere,  donecSedes  apostolica  cer- 
tior  facta,  q\iod  quamprimum  fieri  debebit,  per 
delegatos  aut  perunum  exeisaliomodoprovideat. 

21.  Et  praedictae  facultates  gratis  et  sine  ulla 
mercede  exerceantur  et  pro  tempore  ad  quin- 
quennium  tantum  concessae  intelligantur. 

22.  Utendi  eisdem  facultatibus  in  locis  tantum 
eius  spirituali  ditioni  subiectis. 

Ex  Audientia  SSmi  habita  die  15.  JuUi  1855. 
SSmus  dominus  Noster  Pius  Divina  provid.  PP. 
IX.  referente  me  infrascripto  S.  Congreg.  de 
Propaganda  Fide  Secretar.  pt.  R.  D.  —  episcopo 
—  praedictas  facultates  benigne  concessit  ad  quin- 
quennium  tantum. 

Dat.  Romae  ex  Aedibus  dictae  S.  Congreg.  die 


et  anno  praedictis.  Gratis  sine  ulla  solutione  quo- 
cunque  titulo. 

M.  Barnabb  secrets. 

II.  Facultates  pro  föro  intern o  (nach 
Schulte  a.  a.  0.  S.  425). 

Gabriel  miseratione  divina  episcopus  Sabi- 
nonim  S.  R.  E.  Cardinalis  Ferretti,  Abbas  S. 
Mariae  Farfeiisis,  SS.  Vincentii  et  Anastasii  ad 
Aquas  salvias  Abbas  perpetiius  Commendatarius 
et  Ordinarius  SS.  DD.  Nostri  Papae  et  Sedis 
apostolicae  Maior  Poenitentiarius. 

Vobis  vere  in  Christo  Patri  —  ad  quinquennium 
duraturas  infrascriptas  communicamus  facul- 
tates quibus  pro  foro  conscientiae  per  vos  sive 
per  vestrum  vicarium  in  spiritualibus  generalem, 
dummodo  in  s.  presbyteratus  ordine  sit  consti- 
tutus,  etiam  extra  sacramentalem  confessionem 
pro  grege  vobis  commissa  et  infra  fines  vestrae 
dioecesis  tantum  atque  de  speciali,  in  unoquoque 
casu  exprimenda  sedis  apostolicae  auctoritate 
vobis  delegata  uti  valeatis ,  easque  canonico 
poenitentiario  nee  non  vicariis  foraneis  pro  foro 
pariter  conscientiae ,  sed  in  aetu  sacramentalis 
confessionis  duntaxat,  etiam  habitualiter ,  si 
vobis,  placuerit,  aliis  vero  confessariis  cum  ad 
vos  sive  ad  praedictum  vicarium  generalem  in 
casibus  particularibus  poenitentium  recursum 
habuerint  pro  exposito  casu  impetirl  possitis, 
nisi  ob  peculiares  casus  aliquibus  confessariis  a 
vobis  specialiter  subdelegandis,  per  tempus  ar- 
bitrio  vestro  statuendum,  illas  communicare  iudi- 
cabitis. 

1.  Absolvendi  ab  exeommunicatione  ob  manus 
violentas  injectas  in  clericos  aut  presbyteros  vel 
in  reguläres,  dummodo  non  fuerit  sequuta  mors 
vel  mutilatio  seu  laethale  vulnus  aut  ossium 
fractio ;  et  dummodo  casus  ad  forum  externum 
deducti  non  fuerint ;  iniunctis  iniungendis  et 
praesertim,  ut  parti  laesae  competenter  satisflat. 

2.  Absolvendi  a  censuris  contra  duellantes  in- 
flietis  in  casibus  duntaxat  ad  forum  externum 
non  deductis,  iniuncta  gravi  poenitentia  salutari 
et  aliis  iniunctis  quae  fuerint  de  iure  iniungenda. 

3.  Absolvendi  quoseunque  poenitentes  sive 
vires  sive  mulieres  (exceptis  haereticis  publieis 
sive  publice  dogmatizantibus)  a  quibusvis  seu- 
tentiis  ,  censuris  et  poenis  ecclesiasticis  incursis 
ob  haereses'tam  nemine  andiente  vel  advertente 
quam  coram  aliis  externatas,  ob  infldelitatem  et 
catholicae  fldei  abiurationem  private,  admissas, 
sortilegia  ac  maleficia  etiam  cum  sociis  patrata 
nee  non  ob  daemonis  invocationem  cum  pacto 
donandi  animam  eique  praestitam  idolatriam  ac 
superstitiones  exercitas  ac  demum  ob  quaeeunque 
insinuata  falsa  dogmata,postquam  tamen  poenitens 
complices,  si  quos  habeat,  prout  de  iure  denuncia- 
verit,  et  quatenus  ob  iustas  causas  nequeat  ante 
absolutionem  denunciare,  facta  a  poenitente  seria 
promissione  denunciationem  peragendi  cum  pri- 
mum  et  meliori  modo,  quo  fieri  poterit;  et  post- 
quam  in  singulis  casibus  coram  absolvente  hae- 
reses  secrete  abiuraverit;  et  pactum  cum  male- 
dieto  daemone  initum  expresse  revocaverit, 
tradita  eidem  absolventi  syngrapha  forsan  exa- 
rata  aliisque  mediis  superstitiosis  ad  omnia  com- 
burenda  seu  destruenda;  iniuncta  pro  modo  ex- 
cessuum  gravi  poenitentia  salutari  cum  frequentia 
sacramentorum  et  obligatione  se  retractandi  apud 
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auch  den  österreichischen  Bischöfen^  dergleichen  Vollmachten  regelmässig  er- 


personas ,    coram   quibus  haereses   manifestavit, 
et  reparandi  illata  scandala. 

4.  Absolvendi  a  censuris  incursls  ob  violatio- 
nem  clausurae  regularium  utriusque  sexus,  dum- 
modo  noii  fuerit  cum  intentione  ad  malum  flnem, 
etiam  effectu  non  sequuto  et  dummodo  casus  non 
fuerint  ad  forum  externum  deducti  cum  congrua 
poenitentia  salutari.  Et  insuper  absolvendi  mu- 
lieres  tantum  a  censuris  et  poenis  ecclesiasticis 
ob  violationem  ad  malum  finem  clausurae  virorum 
religiosorum  incursis,  dummodo  tarnen  casus  oc- 
culti  remaneant  iniuncta  gravi  poenitentia  salutari 
cum  prohibitione  accedendi  ad  ecclesiam  et  con- 
ventum  seu  coenobium  dictorum  religiosorum 
durante  occasione  peccandi. 

5.  Absolvendi  a  censuris  ob  retentionem  et 
lectionem  librorum  probibitorum  incursis,  post- 
quam  tarnen  poenitens  libros  proliibitos  quos  in 
sua  potestate  retineat ,  prout  de  iure,  consigna- 
verit  seu  consignare  fecerit,  cum  congrua  salutari 
poenitentia. 

6.  Absolvendi  a  casu  Sedi  apostolicae  reser- 
vato  ob  accepta  munera  a  regularibus  utriusque 
sexus ,  iniuncta  poenitentia  et  quando  agitur  de 
muneribus  infra  valorem  decem  scutorum  aliqua 
eleemosyna  absolventis  iudicio  taxanda  et  caute 
eroganda ,  cum  primum  poterit ,  in  beneücium 
religionis,  cui  facienda  esset  restitutio,  dummodo 
tamen  non  constat ,  quod  illa  fuerint  de  bonis 
propriis  religionis ;  quatenus  vero  accepta  mu- 
nera vel  fuerint  ultra  valorem  scutorum  decem 
vel  constet,  fuisse  de  bonis  propriis  religionis, 
facta  prius  restitutione,  quam  si  de  praesenti  ad- 
implere  nequeat,  praestita  in  manibus  absolven- 
tis obligatione  restituendi  intra  terminum  eins 
arbitrio  praeflniendum,  alias  sub  reincidentia. 

7.  Absolvendi  religiöses  cuiuscunque  ordinis 
(etiam  moniales  per  confessarios  tamen  pro  ipsis 
a  vobis  approbatos  vel  specialiter  deputandos), 
non  solum  a  praemissis ,  sed  etiam  a  casibus  et 
censuris  in  sua  religione  reservatis, 

8.  Dispensandi  ad  petendum  debitum  con- 
iugale  cum  transgressore  voti  castitatis ,  qui 
matrimonium  cum  dicto  voto  contraxerit :  huius- 
modi  poenitentem  monendo,  ipsum  ad  idem  Vo- 
tum servandum  teneri,  tam  extra  licitum  matri- 
monii  usum,  quam  si  marito  seu  uxori  respective 
supervixerit. 

9.  Dispensandi  cum  incestuoso  sive  incestuosa 
ad  petendum  debitum  coniugale,  cuius  ius  ami- 
sit  ex  superveniente  occulta  afflnitate  per  copu- 
lam  carnalem  babitam  cum  consanguinea  vel  con- 
sanguineo  sive  in  primo  sive  in  primo  et  secundo 
sive  in  secundo  gradu  suae  uxoris  seu  respectivi 
mariti ,  remota  occasione  peccandi  et  iniuncta 
gravi  poenitentia  salutari  et  confessione  sacra- 
mentali  quolibet  mense  per  tempus  arbitrio 
dispensantis  statuendum. 

10.  Dispensandi  super  occulto  impedimento 
primi  necnon  primi  et  secundi  ac  secundi  tan- 
tum gradus  afüuitatis  ex  illicita  carnali  copula 
provenientis,  quando  agatur  de  matrimonio  cum 
dicto  impedimento  iam  contracto :  et  quatenus 
agatur  de  copula  cum  sua  putatae  uxoris  matre, 
dummodo  illa  secuta  fuerit  post  eiusdem  putatae 
uxoris  nativitatem  et  non  aliter,  monito  poeni- 
tente  de  necessaria  secreta  reuovatione  cousensus 


cum  sua  putata  uxore  aut  suo  putato  marito,  cer- 
tiorato  vel  certiorata  de  nullitate  prioris  cousen- 
sus, sed  ita  caute,  ut  ipsius  poenitentis  delictum 
nusquam  detegatur;  remota  occasione  peccandi 
ac  iniuncta  gravi  poenitentia  salutari  et  con- 
fessione sacramentali  semel  in  mense  per  tempus 
dispensantis  arbitrio  statuendum. 

Item :  dispensandi  super  dicto  occulto  impedi- 
mento seu  impedimentis  aftinitatis  ex  copula 
illicita  etiam  in  matrimoniis  contrahendis ,  quando 
tamen  omnia  parata  sint  ad  nuptias  nee  matri- 
monium absque  periculo  gravis  scandali  differri 
possit ,  usque  dum  ab  apostolica  sede  obtineri 
possit  dispensatio  ;  remota  semper  occasione  pec- 
candi et  firma  manente  conditione  ,  quod  copula 
habita  cum  matre  mulieris  liuius  nativitatem  non 
antecedat,  iniuncta  in  quolibet  casu  poenitentia 
salutari. 

11.  Dispensandi  super  occulto  criminis  impe- 
dimento, dummodo  sit  absque  ulla  machinatione 
et  agatur  de  matrimonio  iam  contracto ,  monitis 
putatis  coniugibus  de  necessaria  consensus  se- 
creta renovatione  ac  iniuncta  gravi  poenitentia 
salutari  et  confessione  sacramentali  semel  quoli- 
bet mense  per  tempus  dispensantis  arbitrio  sta- 
tuendum. 

12.  Dispensandi  super  impedimento  tertii  seu 
tertii  et  quarti  vel  quarti  simplicis  gradus  sive 
graduum  consanguinitatis  vel  affinitatis,  super 
quo  seu  quibus  obtenta  fuerit  dispensatio  ab 
apostolica  sede  et  in  litteris  huiusmodi  dispen- 
sationis  reticita  fuerit  incestuosa  copula ,  quae 
tamen  occulta  remaneat :  Ac  etiam  dispensandi 
seu  revalidandi  eiusmodi  litteras  irritas  ac  nullas 
redditas  ex  incestu  sive  post  petitam  dispensa- 
tionem  sive  post  illius  expeditionem  et  ante  re- 
spectivam  executionem  patrato  ac  iterato  usque 
ad  eandem  executionem  in  casibus  semper  occul- 
tis  sive  agatur  de  matrimonio  contrahendo  sive 
de  iam  contracto  ,  monitis  in  matrimonio  con- 
tracto putatis  coniugibus  de  necessaria  mutui 
consensus  secreta  renovatione,  iniuncta  in  singu- 
lis  casibus  congrua  poenitentia  salutari. 

13.  Praeterea  absolvendi  a  censuris  et  poenis 
ecclesiasticis  eos  qui  sectis  vetitis  ,  massonicis 
aut  carbonariis  aliisque  similibus  nomen  dede- 
runt  aut  favorem  praestiterunt,  postquam  tamen 
a  respectiva  secta  omnino  se  separaverint  eamque 
abiuraverint,  libros,  manuscripta  ac  signa  sectam 
respicientia,  si  quae  retineant ,  in  manibus  ab- 
solventis consignaverint  adordinarium,  quam  pri- 
mum caute  transmittenda,  veraequepoenitentiae 
Signa  exhibuerint;  firma  obligatione  denunciandi 
sectae  socios  ac  magistros,  prout  de  iure  ec  quoad 
carbonarios,  eos  omnes  de  quibus  in  §.  ..Praeci- 
pimus''  bullae  „Ecclesiam  a  Jesu  Christi^'  afel.  rec. 
Pio  VII.  editae  ( —  v.  1821)  et  a  papa  Leone  XII. 
( —  Quo  graviora  v.  1825 — )  confirmatae,  iniuncta 
pro  modo  culparum  gravi  poenitentia  salutari 
cum  frequentia  sacramentalis  confessionis  aliis- 
que iniunctis  de  iure  iniungendis. 

Datum  Romae  in  Aedibus  nostris  die  8  Martii 
1855. 

L.  S. 
Gratis  ubique. 

1  Diese  sind  abgedruckt  bei   Ginzel  K.  R. 

51* 


804 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§•  192. 


theilt  werden*.  Diese  Vollmachten  werden  technisch  als  facultates  bezeichnet,  und 
nicht  dauernd,  vielmehr,  obwohl  ihre  Erneuerung  herkömmlicher  Weise  erfolgt,  nur 
auf  eine  bestimmte  Zeitperiode,  den  deutschen  Bischöfen  ohne  Unterschied  zwischen 
denen  für  d'ds  J'orum  externum  und  y.  internum  auf  fünf  Jahre -^  (daher  der  Name: 
facultates  quinquennales,  Quinquennal-Fakultäten),  den  österreichischen  allein 
für  das /ort^m  interimm  auf  diese  Periode^,  für  das/,  externum  aber  auf  Widerruf  der 
Propaganda  ^  verliehen  '\ 

üebrigens  sind  neben  den  lierkömmlichen  derartigen  Fakultäten  manchmal  auch 
besondere,  diese  erweiternde  Vollmachten  gegeben  worden*',  und  auch  abgesehen 
von  denselben  werden  den  Bischöfen  noch  für  gewisse  Fälle  andere  selbstständige 
Fakultäten  gewährt'. 

Alle  derartigen  Vollmachten ,  selbst  wenn  sie  auf  eine  bestimmte  Zeit  ertheilt 
worden  sind,  können  durch  den  Papst  beliebig  widerrufen  werden^,  wenngleich  dies 
praktisch  wohl  kaum  vorgekommen  ist.  Sie  sind  an  die  Person  des  Bischofs  im  Hin- 
blick auf  seine  Stellung  zu  der  bestimmten  Diöcese  gebunden  und  erlöschen  daher, 


Anhang  S.  31  u.  S.  34.  Sie  stimmen  im  wesent- 
lichen mit  denen  der  deutschen  Bischöfe  (s,  vor. 
Anm.)  üherein. 

1  Ueber  die  etwa  den  Bischöfen  anderer  Län- 
der gewährten  liegen,  so  weit  ich  sehe,  keine 
ausreichenden  Publikationen  vor.  Wahrschein- 
lich ist,  dass  die  Bischöfe  in  den  übrigen  Missions- 
gebieten (_s.  Th.  II.  S.  360)  ausser  Deutschland 
wenigstens  ähnliche  wie  die  deutschen  erhalten, 
nicht  aber  die  Bischöfe  in  Italien  (jedoch  mit 
Ausnahme  der  sicilischen)  und  ebensowenig  in 
Spanien,  s.  auchMejer  2,213.  Für  die  fran- 
zösischen sind  derartige  Vollmachten  mehrfach 
auf  kurze  Zeit  während  der  Revolution  gegeben 
worden,  s.  a.a.O.,  und  auch  heute  kommen 
solche  jedenfalls  für  Ehedispensen  in  Frankreich, 
Craisson  manuale  iur.  canon.  n.  4402,  und  für 
die  sicilischen  Bischöfe,  Breve  Pii  IX. :  Multis 
gravissimis  §§.  14.  15  v.  1864  (Th.I.  S.522)  vor. 
Vgl.  auch  unten  Anm.  5,  Ueber  den  Inhalt  der 
Vollmachten  für  die  belgischen,  nordamerika- 
nischen und  englischen  Bischöfe  ist  mir  nichts 
bekannt. 

Üebrigens  sind  die  Vollmachten  für  die  Bischöfe 
verschiedener  Länder  nicht  gleich,  sondern  bald 
enger,  bald  umfassender.  Die  Kurie  hat  verschie- 
denartige Typen  von  Vollmachtsformularen  ,  so- 
weit bekannt,  zehn  imXrebrauch,  und  die  deut- 
schen Fakultäten  entsprechen  der  formula  tertia, 
Mejera.  a.0. 1,269  u.2,  216.  Die  erste  formula  ist 
weiter  (dieselbe  in  den  Acta  s.  sed.  7,  301).  Für 
die  noch  umfassenderen  giebt  es  keine  Formu- 
lare, weil  sie  als  ganz  ausserordentliche  betrach- 
tet werden.  Acta  s.  sed.  7,  301.  304. 

2  Die  ersteren  durch  die  Propaganda  auf  Vor- 
trag beim  Papste  und  Genehmigung  des  letzteren, 
die  anderen  durch  die  Pönitentiaria,  S.  800.  n.2. 
Daher  entscheiden  diese  Kurialbehörden  auch 
etwaige  Zweifel  über  den  Umfang  der  einzelnen 
Vollmachten,  Arch.  f.  k.  K.  R.  5,  470;  21,  171 ; 
31,  381. 

3  Ginzel  a.  a.  0.  S.  34. 

*  A.  a.  0.  S.  36:  Et  praedictae  facultatis  gra- 
tis et  sine  ulla  mercede  exerceantur  et  pro  tem- 


pore ad  beneplacitum  S.  Congregationis  de  Pro- 
paganda Fide  tantum  concessae  intelligantur''. 

5  Die  Vollmachten  der  französichen  Bischöfe 
sind  nur  facultates  triennales ,  d.  h.  sie  werden 
nur  auf  drei  Jahre  ertheilt,  die  für  die  sicilischen 
dagegen  decennales. 

Auch  der  Feldvikar  oder  Feldbischof  der  öster- 
reichischen Armee  (Th.  II.  S.  337)  hat  —  indessen 
nur  theilweise  mit  denen  der  übrigen  Bischöfe 
übereinstimmende  Vollmachten  pro  foro  interno 
und  auch  einzelne  pro  foro  externo  für  sieben 
Jahre  (facultates  septennalesJ^Aie  letzeren  bei  den 
Ehedispensen  übrigens  auf  eine  lOmalige  Dispen- 
sation von  jedem  Ehehinderniss  beschränkt,  und 
zwar  auf  spezielle  und  ausdrückliche  Ermäch- 
tigung des  Papstes  durch  die  Pönitentiaria  er- 
halten,  Ginzel  a.a.O.  S.  67,  während  dem 
ehemaligen  preussischen  Feldpropst  (Th.  II. 
S.  340)  seine  besonderen  Vollmachten,  welche 
aber  wesentlich  von  denen  des  österreichischen 
abwichen  und  fast  gar  keine  Dispensfakultäten 
enthielten ,  mit  dem  Kollationsbreve  von  1868 : 
„ad  nostrum  et  s.  sedis  apostolicae  beneplacitum'*', 
Friedberg,  d.  Staat  u.  d.  Bischofswahlen. 
Aktenstücke  S.  269,  ertheilt  worden  sind. 

Ueber  die  Fakultäten  für  die  apostolischen 
Vikare  in  den  Missionsgebieten  vgl.  Mejer  a.  a. 
0.  2,  269  u.  Zeitschr.  f.  Recht  u.  Politik  der 
Kirclie  2,  212.  n.  1;  die  neuesten  Formulare  in 
Collectan.  constitutionum  S.  Sedis  ad  usum  ope- 
rariorum  apostolicor.  societatis  missionum  ad  ex- 
teros  selecta.  Paris  1880.  p.  18  ff. 

6  Eine  solche  z.  B.  bei  Mejer  a.  a.  0.  2,  207. 
Anm. 

■^  So  z.  B.  die  Fakultät  vom  impedimentum 
mixtae  religionis  zu  dispensiren,  welche  in  den 
Quinquennalfakultäten  nicht  enthalten  undmehr- 
fach  auf  Vortrag  der  Congregatio  negotiorum  ee- 
clesiae  extraordinariorum,  Th.  I.  S,  568,  gegeben 
ist,  Kutsch  k er  a.  a.  0.  4,  753. 

8  Denn  die  Ertheilung  auf  bestimmte  Zeit 
hat  nur  die  Bedeutung  einer  zeitlichen  Beschrän- 
kung der  übertragenen  Vollmacht,  aber  nicht  die 
der  Entäusserung  des  aus  der  Stellung  des  Papstes 
als  Auftraggebers  folgenden  Widerrufsrechtes. 
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falls  er  stirbt  oder  aus  dem  betreffenden  bischöflichen  Amt  auf  irgend  eine  Weise 
ausscheidet ^  Dagegen  hebt  der  Tod  des  Papstes  während  der  Zeitperiode,  auf 
welche  die  Fakultäten  ertheilt  sind,  dieselben  nicht  auf,  vielmehr  dauern  sie  trotzdem 
für  den  noch  laufenden  Rest  der  Frist  fort  2. 

Durch  die  Fakultäten  erhält  der  damit  betraute  Bischof  zwar  die  Befugniss,  in- 
nerhalb der  darin  bezeichneten  Gränzen  Namens  des  Papstes  die  Dispensation  selbst- 
ständig zu  gewähren,  imUebrigen  tritt  er  aber  dabei  nicht  in  all  und  jeder  Beziehung 
an  Stelle  desselben,  weil  ihm  andere  päpstliche  Rechte  nicht  mit  übertragen  werden  ^. 

§.  193.    3.   Das  Recht  zur  Privilegien-Ertheilung*. 

I.  Begriff  des  Privilegiums.  Unter  Privilegium'*  im  engeren  Sinne  ver- 
steht man  eine  besondere ,  von  dem  gemeinen  Recht  abweichende  Rechtsnorm  (s.g. 
lex  specialis]  ,  welche  nur  für  eine  Person  oder  eine  Sache  oder  auch  eine  Mehrheit 
solcher ,  aber  nicht  ausnahmslos  für  alle  gleicher  Art ,  gegeben  wird  und  die  recht- 
liche Stellung  derselben  in  bestimmter  Beziehung  regelt  ^''.  Das  Privilegium  erfüllt 
die  positive  Funktion,  neues  und  zwar  Spezialrecht  zu  schaffen.  Dies  gehört  zu  sei- 
nem Wesen  und  gerade  dadurch  unterscheidet  es  sich  von  der  Dispensation  ß,  welche 
nur  gegenüber  dem  bestehenden  Recht  negativ  wirkt ,  insofern  sie  die  Wirksamkeit 
desselben  für  einen  bestimmten  Thatbestand  ausschliesst.  Allerdings  beseitigt  das 
Privilegium  ebenfalls  zugleich  die  Geltung  des  gemeinen  Rechts  für  das  enge  Gebiet, 
welches  es  zum  Gegenstand  seiner  Regelung  macht ,  aber  principiell  und  definitiv, 
um  für  dasselbe  an  Stelle  des  bisherigen  gemeinen  Rechts  eine  andere  Norm  zu 
setzen,  während  die  Dispensation  gerade  den  Rechtssatz,  in  Bezug  auf  welchen  sie 
erfolgt,  an  sich  in  Kraft  lässt  ^. 

1  Congr.  cone.  in  Richters  Tridentinum  ^  Welche  freilich  noch  bis  auf  die  neueste  Zeit 
S.  271.  n.  123;  Schulte,  Ehereeht  S.  379.  ebenfalls  als  Privileg  betrachtet  wird,  s.  z.B. 
Daher  die  Anweisungjin  den  facultates  pro  f.  ex-  H  e  i  m  b  a  c  h  a.  a.  0.  S.  493  ;  S  c  h  1  a  y  e  r  a.  a.  0. 
terno  in  n.  20  (s.  0.  S.  802.  Anm,).  S.  60;  v.  Wächter,  Pandekten  1,  89;  Dern- 

2  Das  folgt  aus  dem  Zwecke  der  Fakultäten  bürg,  preuss.  Privatrecht,  3.  Aufl.  1,  46,  wel- 
und  der  Art  ihrer  Erth eilung,  s.  übrigens  auch  eher  letztere  die  Dispensation,  ebenso  wie  die 
Th.  I.  S.  194.  Begnadigung  als  Arten  der  Privilegien  hinstellt. 

3  Das  weitere  in  der  Lehre  vom  Dispensations-  "^  Wenn  Phillips  K,  R.  5,  104.  105  den  Un- 
recht der  Bischöfe  unten  §.  196.  terschied  darin  setzt,  dass  das  Privilegium  auf 

*  tit.  X.  de  privilegiis  et  excessibus  privile-  längere  Dauer,   die  Dispensation  nur  für  einen 

giatorum  V,  33  ;  in  Vit»  V.  7;  in  Clem.  V.  7;  in  einzelnen  Akt  gegeben  wird  ,    so  ist  abgesehen 

Extr.  Joann.  XXII.  tit.  11 ;  in  Extr.  comm.  V.  7.  von  der  Unbestimmtheit  des  Ausdrucks  :  „längere 

Const.  Langhaynder,  de  multiplici  privi-  Dauer"  dabei  übersehen,  dass  die  Dispensation 

legiorum  signiflcatione  Salisb,  1766;  J.  G.  Sie-  für  den  konkreten  Thatbestand,  für  welchen  sie 

gel,  de  genuino  privilegiorum  conceptu.   Lips.  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  suspendirt,  eben- 

1741;    G.  F.  Wasmuth,   de  privileg.  natura.  falls  dauernd  wirkt,  so  ist  z.  B.  die  Weihe  eines 

Göttingen  1787 ;  Heimbach  i.Weiske's Rechts-  von  einer  Irregularität  Dispensirten  für  alle  Zeit 

lexikon  8,  492  £F.;    Schlayer,  Darstellung  u.  eine  erlaubte  und  die  auf  Grund  der  Dispensa- 

Lehre  von  den  Privilegien  in  Zeitschr.  f.  Civil-  tion  erfolgte  Eheschliessung  erzeugt  fortdauernd 

recht  u.  Proz.  N.  F.  (1855)  12,  58;    Phillips  die  Wirkungen  einer  gültigen  Elie.     Gegen  ihn 

5,  95  ff.    u.    Schulte    K.  R.    1,140;    s.    auch  auch  Fiebag  (s.  0.  S.  789  n.*)  p.  33  ;  S  chulte 

V,  Gerber  (S.  790,  n.  1).  K.R.  1,  141.  Letzterer  bezeichnet  die  Dispensation 

4  In  der  kanonischen  Rechtssprache  auch  :  lex  als  Quelle  eines  subjektiven  ,  nicht  aber  objek- 
privata,  c.  25.  X.  de  V.  S.  Y.  40;  indulgentia^  tiven  Rechtes.  Dieser  Auffassung  muss  aber  ent- 
c.  21.  eod.  u.  c.  17.  19.  h.  t.  V.  33;  beneficium,  gegengehalten  werden,  dass  die  Dispensation 
c,  9.  h.  t.,  in  späterer  Zeit  auch  indultum  ge-  niemals  eine  subjektive  Berechtigung,  wenn  man 
naunt.  nicht  etwa  darunter  ein  Recht  auf  Benutzung 

5  Die  Begründung  dieser  Definition  ergeben  derselben  verstehen  will,  hervorbringt,  während 
die  folgenden  Ausführungen.  Im  wesentlichen  gerade  umgekehrt  das  Privilegium,  indem  es  ob- 
ebenso  Schulte  a.  a.  0.  S.  142.  jektives    Spezialrecht   festsetzt,     auch    zugleich 
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Das  Privilegium  im  engeren  Sinne  gränzt  sich  ferner  von  dem  Privilegium  in 
der  weiteren  Bedeutung  ^  oder  von  dem  s.g.  ius  singulare  begrifFsmässig  dadurch  ab, 
dass  das  letztere  die  Verhältnisse  ganzer  Klassen  von  Personen  oder  Sachen  mit 
Rücksicht  auf  die  für  dieselben  in  Frage  kommenden  Besonderheiten  und  eigenthüm- 
lichen  Bedürfnisse  allgemein  normirt^,  dass  es  also  in  der  ratio  iuris  begründete  Son- 
derbestimmungen ,  welche  für  gewisse  engere  Kreise  das  ius  commune  bilden ,  auf- 
stellt, während  das  Privilegium  im  eigentlichen  Sinn  nur  die  individuelle  Stellung  der 
Person  oder  Sache  oder  einer  Mehrheit  solcher  ohne  Rücksicht  auf  die  für  alle  Per- 
sonen oder  Gegenstände  derselben  Gattung  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  zu 
regeln  beabsichtigt  und  regelt.  Die  Möglichkeit  des  Uebergehens  der  einen  Art  von 
Privilegien  in  die  andere  Art,  d.  h.  die  allmählige  Erweiterung  der  individuellen  lex 
specialis  in  ius  singulare,  ist  aber  nicht  ausgeschlossen.  Sie  tritt  ein,  wenn  ein  eigent- 
liches Privileg,  welches  zunächst  nur  für  eine  bestimmte  Person  oder  Sache  gege- 
ben worden  ist,  allmählig  z.  B.  wegen  Gleichheit  der  obwaltenden  Verhältnisse 
auf  eine  immer  grössere  Zahl  von  Personen  oder  Sachen  derselben  Art  übertragen 
und  nunmehr  der  Inhalt  der  lex  specialis  als  die  ganze  Klasse  umfassendes  Recht 
festgestellt  wird.  Die  Zwischenstufe  in  dieser  Entwicklung  bildet  das  Stadium ,  in 
welchem  die  Verleihung  des  Privilegs  herkömmlicher  Weise  für  alle  derselben 
Kategorie  angehörigen  Personen  oder  Sachen  erfolgt,  aber  der  Inhalt  desselben  noch 
nicht  zum  ius  singulare  für  diese  erhoben  worden  ist.  Gerade  auf  dieser  Stufe  ist  das 
kirchliche  Recht  für  manche  Verhältnisse  stehen  geblieben '^  Formell  liegt  in  diesen 
Fällen  noch  immer  ein  Privileg  im  engeren  Sinne  vor,  aber  die  Fülle  gleichlautender 
Privilegien  dieser  Art  schafft  materiell  ein  für  die  ganze  betheiligte  Klasse  gleiches 
Recht,  welches  seinem  inneren  Charakter  nach  dem  ius  singulare  gleichkommt. 

Von  Einzelnen  wird  der  Begriff  des  Privilegs  im  eigentlichen  Sinne  dahin  be- 
stimmt, dass  dasselbe  eine  subjektive  Berechtigung  für  den  Begünstigten  gewähren 
müsse '^.  Für  das  kirchliche  Recht  ist  dies  ebensowenig  richtig,  wie  für  das  staat- 
liche 5.  Allerdings  finden  sich  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  zahlreiche  Privilegien, 
welche  diesen  Inhalt  haben,  wie  z.  B.  auf  Gewährung  der  iurisdictio  quasi  episcopa- 
lis  in  verschiedenem  Umfange  ß,  der  Primatenwürde  und  der  Primatialrechte  ^,  des  Pa- 
tronatrechtes ,  ohne  das  Vorliegen  der  nach  gemeinem  Recht  erforderlichen  Ent- 
stehungsgründe ^,  des  Präsentations-  oder  Nominationsrechtes  auf  Bisthümer  *'^,  einer 
Reihe  von  Ehrenrechten  für  Geistliche ,  welche  auf  solche  Auszeichnungen  nach  ge- 
meinem Recht  keinen  Anspruch  haben  i^,  ferner  auf  Beilegung  der  Testirbefugniss 

konkrete   subjektive   Berechtigungen    gewähren  *    v.    Gerber    a.    a.    0.    S.   470.    471;    H. 

kann.    Davon  nachher  im  Text.  Schnitze,  preuss.  Staatsrecht  2,  260  u.  deutsch. 

1  Wie  sie  die  regelmässige  in  den  römischen       Staatsrecht  S,  535. 

Rechtsquellen   ist,    vgl.    v.    Savigny    Syst.    d.  5  Für  letzteres  ebenso  Laband,  Staatsrecht 

heut.  röm.  Rechts  1,  65,  v^ährend  das  Privilegium  des  deutschen  Reichs  2,  3. 

im  engeren  Sinn  constUutio  personalis,  1.  1.  §.  2  6  Th.  II.  S.  343.  n.  5;  S.  346.  n.  6  u.  S.  347. 

D.  de  const.  princ.  1.  4  u.  privatum  Privilegium,  '^  Th.  I.  S.  594.  597  ff. 

1.  4.  C.  Th.  XV.  3  genannt  wird.  8  S.  o.  S.  30 ;  ferner  des  Präsentationsrechtes 

2  Hierher  gehören  z.  B.  die  privilegia  clerico-  auf  die  erste  Stelle  in  Kapiteln,  s.  o.  S.  61. 
rum,  Th.  I.  S.  118  ff.,  s.  auch  Trid.  Sess.  VII.  c.  9  S.  Th.  II.  S.  610  u.  diesen  Theil  o.  S.  37.40. 
10  de  ref.,  wo  „Privilegium  clericale"  in  dieser  '0  So  Verleihung  des  Palliums  an  gewöhnliche 
weiteren  Bedeutung  gebraucht  wird.  Bischöfe ,   Th.  II.  S.  35.  n.  5 ;   Gewährung  des 

3  Das  ist  z.  B.  der  Fall  mit  den  Th.  I.  S.  354  Rechtes  an  einen  Erzbischof,  das  Pallium  überall 
unter  No.  15  erwähnten  Privilegien  der  Kardi-  zu  tragen,  a.  a.  0.  n.  3 ;  des  Gebrauches  der  Pon- 
näle,  ferner  mit  den  Privilegien,  namentlich  den  tifikalien  für  praelati  inferiores  und  Dignitäre  in 
Exemtionsprivilegien  der  eigentlichen  Orden.  den  Stiftern,  Th.  II.  S.  346.  u.  S.  117;   eines 
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an  Personen,  welchen  diese  sonst  nach  dem  kanonischen  Recht  fehlte,  auf  Vornahme 
von  gottesdienstlichen  Handlungen  an  Orten,  an  welchen  dieselben  sonst  ausgeschlos- 
sen sind  2  und  unter  Umständen ,  bei  deren  Vorliegen  sie  regelmässiger  Weise  nicht 
vollzogen  werden  dürfen  ^.  Aber  andererseits  giebt  es  auch  eine  Anzahl  von  Privi- 
legien ,  welche  für  den  Begünstigten  selbst  lediglich  einen  negativen  Inhalt  haben, 
wie  alle  diejenigen,  welche  eine  Befreiung  von  dem  gesetzlich  regelmässigen  Unter- 
werfungsverhältniss ,  wie  die  Exemtionen  von  dem  Metropolitanverbande  für  Bis- 
thümer^und  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  für  Orden  undKlöster,  auf  Freiheit  von 
Abgaben,  wie  z.  B.  von  Zehnten  ^,  auf  Ausschliessung  der  Verhängung  des  Interdikts 
oder  der  Exkommunikation  (ausser  durch  den  Papst  oder  ohne  Genehmigung  dessel- 
ben) gewähren  ^.  Trotzdem  treffen  die  oben  angegebenen  Merkmale  des  Privilegien- 
begriffs auch  in  diesen  Fällen  zu.  Denn  entweder  tritt  bei  ihnen  zugleich  mit  der 
negativen  Wirkung  für  den  Privilegirten  eine  anderweite  positive  Neuordnung  ge- 
wisser Verhältnisse  desselben  ein  ^  oder  mindestens  erfährt  das  gemeine  Recht  für 
den  letzteren  eine  definitive  Abänderung ,  und  es  wird  für  ihn  ein  neuer  Rechtssatz, 
welcher  allerdings  einen  negativen  Inhalt  haben  kann,  geschaffen  ^. 

Da  das  Privileg  begrifflich  ein  spezielles  Recht  für  einen  bestimmten  Fall  schafft, 
so  ergiebt  sich  endlich ,  dass  die  Uebertragung  gewisser  Befugnisse ,  welche  einer 
höheren  kirchlichen  Instanz  kraft  eigenen  Rechtes  zustehen,  zur  stellvertretenden 
Ausübung  an  einen  untergeordneten  Kirchenoberen  niemals  Ertheilung  eines  Privi- 
legiums in  dem  hier  fraglichen  Sinne  ist  -K 


nicht  im  gemeinen  Recht  hegründeten  Vorranges, 
a.  a.  0.  S.  376 ;  Gewährung  der  Stellung  einer 
hasilica  minor  an  eine  Kirche ,  coust.  Pii  VIT : 
In  summo  v.  1806,  bull,  Rom.  cont.  13,  61. 

1  An  die  Kardinäle,  Th.  I.  S.  355  unter  d ; 
an  einzehie  Mönche ,  Singer,  Beseitigung  der 
für  Ordenspersonen  hestehenden  Beschränkungen 
im  commercium  mortis  causa.  Innsbruck  1880. 
S.  34  ff. 

2  Wie  an  interdicirten  Orten,  c.  24  (Later.  IV. 
V.  1215)  X.h.  t.  V.  33. 

3  S.  z.  B.  die  o.  S.  802.  Anm.  mitgetheilten 
facultates  in  foro  externo  n.  15. 

4  Th.  II.  S.  330.  331. 

5  c.  10  (Alex.  III.)  X.  de  decimis  III.  30. 

6  Derartige  Privilegien  kommen  im  12.  und  13. 
Jahrhundert  zahlreich  vor,  z.  B,  Jaffe,  reg. 
I.  ed.  n.  9936. 10313. 10484 ;  Po  tth  ast ,  n.  1722. 
4911.  10260.  10261.  10699.  11023;  s.  auch  c.  5 
(Clem.  IV.)  in  VIto  h.  t.  V.  7. 

■^  So  heisst  die  Exemtion  eines  Bischofs  vom 
Metropolitanverbande,  der  Orden  von  der  Juris- 
diktion des  Bischofs,  die  Freiheit  von  dem  Inter- 
dikt oder  der  Exkommunikation  des  gemein- 
rechtlich zur  Verhängung  berechtigten  nicht :  die 
Wirksamkeit  der  Rechtssätze,  dass  der  Bischof 
dem  Erzbischof  in  bestimmten  Beziehungen 
untersteht,  der  Orden  dem  Bischof  in  allen  Be- 
ziehungen unterworfen  ist  und  der  regelmässig 
Berechtigte  das  Interdikt  oder  die  Exkommuni- 
kation verfügen  darf,  wird  im  gegebenen  Fall 
suspendirt,  sondern  jeder  dieser  Rechtssätze  wird 
überhaupt  für  einen  solchen  Fall  in  seiner  Gel- 
tung ausgeschlossen  und  es  treten  für  die  Wahr- 
nehmung der  betreffenden  Rechte  gegenüber  dem 
Privilegirten  andere  Personen,  z.  B.   der  Papst 


oder  die  Ordensoberen  ein.  Darum  kann  man 
diese  Fälle  nicht  begrilflich  zur  Dispensation 
rechnen,  ebensowenig,  wie  die  Verleihung  des 
Testirprivilegiums  für  einen  Mönch  blosse  Sus- 
pension des  Rechtssatzes  ist,  dass  Mönche  kein 
Testament  machen  können,  vielmehr  zugleich 
die  Positive  besagt ,  dass  sie  berechtigt  sind, 
über  eine  bestimmte  Art  von  Vermögen  zu  tes- 
tiren.  Ein  analoges  Beispiel  auf  dem  Ge- 
biete des  Civilrechtes  bietet  die  Ertheilung  der 
venia  aetatis.  Damit  ist  nicht  nur  für  den  Min- 
derjährigen die  Wirksamkeit  des  Satzes,  dass  die 
Majorität  mit  25  oder  21  Jahren  eintritt,  ausge- 
schlossen, denn  mit  der  blossen  Negative  dieses 
Satzes,  welche  als  Dispensation  aufgefasst  wer- 
den könnte,  ist  niemals  bestimmt,  mit  welchem 
Termin  die  Handlungsfähigkeit  eintritt ,  es  be- 
darf dazu  der  positiven  Festsetzung  eines  Alters- 
termins und  diese  liegt  im  gegebenen  Fall  vor, 
denn  sie  wird  hier  für  die  einzelne  Person  auf 
das  Alter,  welches  sie  im  Momente  der  Gewäh- 
rung der  venia  erreicht  hat,  normirt.. 

8  Das  ist  z.  B,  der  Fall  bei  den  Privilegien 
auf  Befreiung  von  der  Zehntpflicht.  Die  juri- 
stische Bedeutung  derselben  ist  nicht  Suspension 
des  Rechtssatzes :  alle  haben  Zehnten  zu  zahlen, 
sondern  es  wird  einer  bestimmten  Person  trotz 
des  bestehenden  Gesetzes  über  die  Zehntpflicht 
die  Berechtigung  gewährt,  keine  Zehnten  zu  ent- 
richten. Indulte  an  Zehntpflichtige  auf  Erlass 
des  Zehnten  für  einen  Termin  oder  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  haben  eine  andere  rechtliche  Natur, 
sind  aber  ebenfalls  keine  Dispensationen,  s.  dar- 
über unten  §.  194. 

9  Demnach  sind  die  in  den  Quinquennal- 
fakultäten  den  Bischöfen  ertheilten  Ermächti- 
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Endlich  gehört  es  nach  kanonischem  Recht  zum  Begriff'  des  Privilegiums,  dass 
dasselbe  für  den  Berechtigten  eine  Gunst  oder  einen  Vortheil  enthält^,  denn  privi- 
legia  odiosa  kennt  das  kanonische  Recht  nicht '^. 

II.  Arten  und  Eintheilungen  der  Privilegien.  Man  pflegt  1.  die  Pri- 
vilegien in  privilegia  contra  ins  und  jj.  praeter  ins  oder  ultra  ius  einzutheilen,  je  nach- 
dem sie  eine  Bestimmung  des  ius  commune  aufheben  oder  blos  neben  demselben  her- 
gehen'-^. Indessen  hat  man  es  schon  im  Mittelalter  für  wesentlich  zum  Begriff"  des 
Privilegiums  erklärt,  dass  dasselbe  contra  ius  gehen  müsse  ^,  und  in  der  That  hat  die 
erwähnte  Eintheilung  keine  Realität  ^.  Jedes  Privileg  ist  eine  lex  specialis ,  welche 
von  dem  gemeinen  Recht  abweicht,  das  bedingt  sein  Charakter.  Ob  es  aber  zugleich 
einen  ausdrücklich  formulirten  Satz  desselben  beseitigt  oder  nur  die  aus  solchem 
folgenden  Konsequenzen  ausschliesst  6,  erscheint  juristisch  bedeutungslos. 

Ferner  scheidet  man  die  Privilegien  mit  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt  in  pr.  affir- 
mativa ,  welche  dem  Privilegirten  eine  Befugniss  einräumen  oder  ihm  etwas  nicht  an 


guugen,  in  gewissen  päpstlichen  Fällen  statt  des 
Papstes  Dispensationen  und  Absolutionen  zu  er- 
theilen,  keine  Privilegien,  wie  Phillips  S. 
105.  annimmt.  S.  auch  Schulte,  K.  R.  2,  143. 
n.  13. 

1  Das  ergiebt  schon  die  Bezeichnung :  Bene- 
flclum  für  Privileg,  s.  o.  S.  805.  n.  4. 

2  Wird  doch  dieser  Ausdruck  von  den  Neuereu 
auch  nur  für  ius  singulare  gebraucht,  welches 
gewisse  Kategorieen  von  Personen  und  Sachen 
ungünstiger  als  das  gemeine  Recht  stellt,  Wind- 
scheid, Pandekten  §.  29.  Privilegia  odiosa  in 
diesem  Sinne  kommen  allerdings  auch  auf  dem 
Boden  des  kirchlichen  Rechts  vor,  z.  B.  die  Ge- 
setze über  die  Ketzer.  Die  älteren  Kanonisten 
sprechen  allerdings  auch  von  privilegia  odiosa 
bei  den  Privilegien  i.  e.  S.,  verstehen  aber  dar- 
unter solche,  welche  für  Dritte  lästig  sind,  s. 
Schmalzgrueber  V.  33.  n.  64. 

3  Reiffenstuel  V.  33.n.7.8;  Schmalz- 
grueber V.33.n.  74.  75;  Ferraris,  prompta 
biblioth.  s.  v.  privilegium  art.  I.  n.  3;  Phillips 
5,  105;  Schulte  1,  143. 

^  II  OS  tiensis  summa  ad  h.  t.  n.  1 
sive  singulare  ius  contra  commune 
Glosse  ad  c.  1.  in  VJto  de  constit. 
noscatur :  „si  rescriptum  concedit  contra  ius, 
immo  in  eo  mutatur  nomen  rescripti  et  dicendum 
est  Privilegium;"  Abba-s  ad  c.  olim  (16)  de 
V.  S.  V.  40  (bei  Schulte  1,  143.  n.  12):  „et 
tunc  proprie  dicitur  beneficium  liberalüas  seu 
quaedam  gratia  concessa  sine  alterius  praeiudicio 
praeter  ius  commune,  ut  quando  princeps  con- 
cedit aliqua  iura  se  spectantia,  illud  proprie 
dicitur  beneücium  et  non  privilegium  et  illud 
debet  largissime  interpretari,  quia  tantum  prae- 
iudicatur  concedenti;  et  in  hac  specie  intellige 
iura  quae  dicunt,  quod  beneficia  principis  debent 
largissime  interpretari.  Privilegium  vero  est 
quoddam  beneficium,  contra  ius  et  dicitur  Privi- 
legium quasi  privata  lex,  quia  est  contra  legem 
communem  ;  appellatur  beneficium,  quia  tribuit 
gaudium  ei  cui  conceditur,  et  tale  privilegium 
debet  largissime  interpretari.  Sed  in  quautum 
praeiudicat  tertio  vel  iuri  communi  debet  stricte 


„privatum 
indultum ; 
1.  2.  s.  V. 


interpretari  ...  et  in  hoc  privilegio  non  habent 
locum  illa  iura  quae  dicunt,  beneficia  principis 
largissime  interpretanda  nisi  modo  praedicto  re- 
scriptum vero  est  beneficium  secundum  ius." 

Wie  schon  in  der  letzten  Stelle,  so  wird  dann 
auch  in  der  späteren  Literatur  an  diese  Ein- 
theilung eine  Unterscheidung  hinsichtlich  der 
Art  der  Interpretation  der  Privilegien,  Rei  f  f  en- 
stuel,  1.  c.  n.  7 — 8  u.  ff.  3.  n.  130;  Schmalz- 
grueber  n.  124.  125;  Ferraris  art.  2  n.  27. 
28,  und  des  Kreises  der  Personen,  für  welche 
das  Privileg  mit  rechtlicher  AVirkung  ertheilt 
werden  kann,  Schmalz  gru  eher  u.  74.  75,  an- 
geknüpft, ohne  dass  dies  seine  ausreichende  Be- 
gründung hat,  s.  auch  unten  Nr.  V. 

5  Wenn  Schulte  1,  143.  n.  13  nach  dem 
Vorgange  von  Pirhing  V.  33.  n,  2  hier  von 
einem  Wortstreit  spricht,  so  ist  das  nicht  richtig. 

In  der  That  weiss  die  herrschende  Theorie  als 
stehendes  Beispiel  für  ein  privilegium  praeter 
ius  (s.  die  citirten  Aelteren  in  Anm.  3)  kein  an- 
deres, als  die  üebertragung  der  Dispensations- 
und  Absolutionsgewalt  für  gewisse  reservirte 
Fälle  anzugeben  wobei  indessen  von  Ertheilung 
eines  Privilegiums  keine  Rede  ist  s.  o.  S.  807 ; 
nur  Schmalzgrueber,  1.  c.  n.  75  reiht  merk- 
würdiger Weise  c.  35.  C.  XI.  qu.  1  (const.  1  Sir- 
mond. Ablavio  data)  über  die  Ausdehnung  der 
Jurisdiktion  der  Bischöfe  auf  die  Civilsaohen  der 
Laien  den  privilegia  praeter  ius  an. 

6  Beispielsweise  enthält  die  Ertheilung  des 
Palliums  an  Bischöfe  stets  eine  Abänderung  des 
Satzes,  dass  nur  die  Erzbischöfe  ein  Recht  auf 
dasselbe  haben.  Vollends  ist  es  eine  contradictio 
in  adiecto  von  besonderen  privilegia  secundum 
ius  commune  zu  sprechen.  Dazu  hat  c.  7.  (Inn. 
III.)X.  deprocurat.  1.38 die  Veranlassung  gegeben, 
wodurch  der  Papst  den  Pariser  Scholaren  unter 
dem  Bemerken,  dass  ihnen  dies  schon  nach  ge- 
meinem Recht  zustehe,  die  Befugniss  verleiht, 
sich  einen  Prokurator  zu  bestellen,  während  in- 
dessen nach  französischem  Recht  die  Freiheit  da- 
zu nicht  anerkannt  war,  Brunn  er,  d.  französ. 
Inhaberpapier.  Berlin  1879.  S.  8.  9.  Das  Richtige 
schon  bei  Schmalzgrueber,  1.  c.  n.  10.  Vgl, 
auch  Phillips  5,  107. 
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sich  in  seiner  Macht  Stehendes  gewähren ,  und  negativa ,  welche  eine  Unterlassung 
gestatten  oder  von  einer  Leistung  des  ins  commune  befreien  i,  ohne  dass  aber  diese 
Eintheilung  bei  dem  mannichfachen  möglichen  Inhalt  der  Privilegien  erschöpfend 
wäre  2. 

Je  nach  der  Stellung  des  Privilegirten  theilt  die  Doktrin  ferner  die  Privilegien 
in  die  p.  personalia,  realia  und  mixta  ein  ^,  d.  h.  a.  solche,  welche  nur  einer  einzelnen 
bestimmten  Person 4,  b.  diejenigen,  welche  einem  Amte,  einer  Kirche  oder  einem 
Orte^,  endlich  c.  diejenigen,  welche  einer  Mehrheit  von  Personen,  einem  Corpus, 
einer  Gemeinschaft  in  der  Art  ertheilt  werden,  dass  alle  oder  auch  jeder,  welcher  zur 
Zeit  der  Verleihung  oder  selbst  später  zu  der  Gemeinschaft  gehört,  sich  des  Privilegs 
bedienen  kann  6,  während  im  letzteren  Falle  allein  ein  persönliches  Privileg,  welches 
entweder  einer  juristischen  Person  oder  allen  zu  derselben  gehörigen  einzelnen  Mit- 
gliedern gewährt  ist^,  vorliegt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  der  Ertheilung  spricht  man  ferner  von^r.  perpetua 
und  temporalia^  welche  letzteren  nicht  nur  die  auf  Zeit  ^,  sondern  auch  die  unter  einer 
Resolutivbedingung  gegebenen  umfassen. 

Sodann  werden  weiter  im  Hinblick  auf  das  Motiv  der  Ertheilung  geschieden^ 
die  p.  conventionalia^^  Mndi  pura,  je  nachdem  sie  auf  Grund  einer  Gegenleistung  oder 
ohne  eine  solche  gewährt  werden,  ferner  die  p.  (jratiosa  und  remuneratoria^^ ^  wenn 
das  Motiv  eine  blosse  Gunstbezeigung  oder  eine  Entlohnung  oder  Vergeltung  bildet  ^ 2. 


1  Phillips  5,  119  u.  Schulte  1,  144. 

2  So  ordnet  sich  das  c.  25  (Inn.  III.)  X.  de  V. 
S.  V.  40  erwähnte  Privileg,  dass  ein  Kloster  ge- 
halten ist,  stets  aus  den  Mönchen  eines  anderen 
(Mutter-)  Klosters  seinen  Abt  zu  wählen ,  dieser 
Eintheilung  nicht  unter.  Für  das  letzere  liegt 
zwar  in  der  Bestimmung  über  die  Qualifikation 
zur  Abtwürde  in  dem  Tochter-Kloster  eine  Be- 
günstigung vor,  aber  eine  besondere  Befugniss 
oder  besondere  Macht  wird  ihm  durch  das  Privi- 
legium nicht  gewährt. 

3  Reif fenstuel  V.  3.  n.  13  fi'.  ;  Schmalz- 
grueber  V.  33.  n.  33ff. ;  Ferraris  artl.  n.5  ; 
Phillips  5,  118;  Schulte,  1,  144. 

4  Privilegium  personale  in  reg.  7.  in  VI*«  de 
R.  J. ;  hierher  gehört  z.  B.  die  Gewährung  des 
Palliums  an  einen  gewöhnlichen  Bischof. 

5  Wie  die  Privilegirung  einer  Kirche,  s.  o.  S. 
806.  n.  10 ,  oder  die  Gewährung  von  Privilegien 
für  ein  Amt,  z.B.  Verleihung  der  Primatenwürde 
oder  des  Titels  als  iegatus  natus  an  einen  ge- 
wissen Bischofssitz  für  den  jeweiligen  Inhaber. 
Gewöhnlich  rechnet  man  auch  hierher  Exem- 
tionsprivilegien für  Klöster  und  Orden,  aber 
diese  sind,  soweit  es  sich  um  den  Orden  und  das 
Kloster  als  Rechtssubjekt  handelt  und  die  dazu 
gehörigen  Personen  in  Frage  stehen,  den  persön- 
lichen zuzuzählen. 

6  Diese  werden  mixta  genannt ,  weil  man  in 
der  Zugehörigkeit  zu  einem  dauernden  corpus 
das  reale ,  in  der  Berechtigung  der  einzelnen 
Personen  das  personale  findet.  Man  bezeichnet 
sie  auch  als  p.  corporalia. 

^  Im  ersteren  Fall  steht  die  Ausübung  dem 
Organ  der  juristischen  Person  zu ,  im  anderen 
sind  alle  zu  derselben  gehörigen  Personen  im 
Hinblick  auf  diese  ihre  Eigenschaft  privilegirt. 


8  Gleichviel ,  ob  auf  eine  fest  bestimmte  Zeit 
oder  auf  unbestimmte,  wie  die  Lebensdauer  des 
Begünstigten  oder  des  Verleihers,  vgl.  Reif  fen- 
stuel n.  18;  Schmal  zgrueber  n.  62. 

9  Die  citirten  Schriftsteller. 

10  Als  Beispiel  führt  Phillips  5,  120  die  in 
Konkordaten  gewährten  auf. 

11  Dahin  rechnet  man  die  meisten  Privilegien 
der  Orden ,  weil  ihnen  diese  wegen  ihrer  Ver- 
dienste um  die  Mission ,  die  Vertheidigung  des 
rechten  Glaubens,  die  Seelsorge  u.  s.  w.  gegeben 
seien,  Schmalzgru  eher  1.  c.  n.  38.  Ein  an- 
deres Beispiel  o.  S.  31.  n.  9. 

1'-^  In  Anlehnung  an  diese  Eintheilung  werden 
von  den  Aelteren  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf 
die  Dauer  und  Aufhebung  erörtert,  s.  unter 
No.  VI.  Auch  hat  man  darüber  gestritten,  ob  ein 
Privilegium  remuneratorium  zugleich  ein  reales 
sein  könne,  was  Schulte  K.  R.  1,  145  bejaht 
und  offenbar  nur  wegen  des  eigenthümlichen  Be- 
grifi's  des  Privilegium  reale  der  Aelteren  (s. 
Anm.  5)  in  Zweifel  gezogen  worden  ist. 

Die  Eintheilungen  nach  der  Form  der  Ge- 
währung des  Privilegs  ergeben  sich  aus  dem  da- 
rüber unter  No.  IV.  Gesagten. 

Völlig  gleichgültig  ist  die  Scheidung  in  p. 
communia  M.  privata  o.  singularia,  d.h.  solche, 
bei  denen  hauptsächlich  das  Wohl  des  Ganzen 
und  diejenigen,  bei  welchen  in  erster  Linie  das 
des  Begünstigten  beabsichtigt  wird,  Schmalz- 
grueber  n.  59.  Die  weitere  Eintheilung  der 
Privilegien  in  p.  iuri  communi  inserta  oder  clausa 
in  corpore  iuris  und  extra  corpus  iuris  o.  per 
speciale  rescripfum  data  bei  den  Aelteren,  s. 
die  citirten  u.  auch  noch  bei  Phillips  5,  117, 
wobei  übrigens  auch  die  iura  singularia  mit  unter 
den  Begriff  des  Privilegs  gezogen  werden,  hat  zu 
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III.  Das  Recht  zur  Ertheilung.  Da  das  Privileg  neues,  wenngleich  nur 
Spezial-Recht  schafft,  so  ist  allein  die  oberste  gesetzgebende  Gewalt  berechtigt ,  für 
die  ganze  Kirche  Privilegien  zu  ertheilen ,  denn  nur  sie  hat  die  Macht,  für  dieselbe 
das  Recht  festzustellen  und  das  ius  commune  abzuändern.  Das  Recht  der  Privilegien- 
Gewährung  in  diesem  Umfange  steht  daher  dem  Papste  ausschliesslich  zu\  da  das 
allgemeine  Konzil  praktisch  nicht  mehr  in  Frage  kommt.  Die  Schranken,  innerhalb 
deren  der  Papst  sich  dabei  bewegen  kann,  sind  dieselben  wie  bei  der  Ausübung 
seines  Gesetzgebungsrechts  überhaupt  2.  Dagegen  ist  es  keine  rechtliche,  die  Gültig- 
keit des  Privilegs  bedingende  Voraussetzung,  dass  für  die  Gewährung  desselben  eine 
gerechtfertigte  Ursache  vorliegt,  wenngleich  es  allerdings  im  Wesen  des  Rechtes 
begründet  ist,  dass  solche  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Regel,  wie  sie  die  Privi- 
legien enthalten,  nur  aus  triftigen  Gründen  gemacht  werden  3. 

Nicht  nur  von  den  älteren,  sondern  auch  sogar  noch  von  den  neueren  Schrift- 
stellern wird  mit  wenigen  Ausnahmen  gelehrt ,  dass  ein  Privileg ,  abgesehen  von  der 
Verleihung  durch  den  Gesetzgeber,  auch  durch  eine  praescriptio  oder  consuetudo  legi- 
time praescripta  erworben  werden  kann"^.  Soweit  damit  eine  Verjährung,  insbesondere 
eine  Ersitzung  gemeint  ist,  erscheint  dies  völlig  haltlos,  da  diese  nur  eine  Erwerbsart 
für  subjektive  Berechtigungen  oder  Befreiungen  und  zwar  auf  Grund  der  bestehen- 
den Normen  des  gemeinen  Rechts  bildet ,  aber  nie  dazu  führen  kann,  diese  letzteren 
zu  beseitigen  und  objektives  Spezialrecht  zu  schaffen.  Wohl  aber  ist  es  möglich, 
dass  auf  dem  eben  gedachten  Wege  eine  Berechtigung  erworben  wird ,  wie  sie  auch 
durch  Privileg  erworben  werden  kann  ^.  Soweit  aber  unter  der  consuetudo  legitima 
praescripta  Gewohnheitsrecht  in  unserem  modernen  Sinne  verstanden  wird,  muss  die 
nähere  Erörterung  der  Frage  der  Lehre  vom  Gewohnheitsrecht  vorbehalten  bleiben  6. 

Dagegen  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der  Beweis  der  Ertheilung  eines 

der  haltlosen  Theorie  geführt,   dass  der  Richter  ord.  1.  31;  c.  13  (Innoc.  III.}  X.  de  lud.  II.  1 

die  ersteren  kennen  müsse  und  daher  nur  even-  („nisi  forte  luri  communi  per  speciale  privile- 

tuell  die  letzteren  bewiesen  zu  werden  brauch-  gium  vel  contrariam  consuetudinem  aliquid  sit 

ten,   sowie  dass  die  Privilegien  des  corpus  iuris  detractum")  mit  der  Glosse  s.  v.  consuetudinem: 

nicht  über  ihren  Inhalt  ausgedehnt  werden  dür-  „nota   quod   consuetudo   puriflcatur  privilegio^^ ; 

fen.    Das  letztere  gilt  aber  von  allen  und  das  c.  26  (Innoc.  III.)  X.  de  V.  S.  V.  40 :  ,,illa  esse 

erstere  ist  in  Bezug  auf  die  Privilegien  im  eigent-  pedagia,  salinaria,  guidagia  interdicta,  quae  non 

liehen  Sinne  unrichtig ,  da  sieh  weder  ihre  Fort-  apparent  imperatorum  vel  regum  vel   Lateran, 

dauer  noch   auch  ihr  Wortlaut  aus  dem  corpus  eoncilii  largitione  concessa  vel  ex  antiqua  con- 

iuris  ergiebt,  s.  Schulte  1,  145.  suetudine  a  tempore,  euius  non  exstat  memoria, 

1  Darüber  ist  man  allseitig  einig.    Ueber  das  introdueta";  c.  13  (Inn.  III.)  X.  de  foro  comp.  II. 

Geschichtliche  s.  o.  S.  714.  723.  732.  738.  2  :    „  nisi  hi  . .  ex  indulgentia  vel  eonsuetudine 

■2  Also  das  Dogma  und  das  ius  divinum ,  s.  o.  special!  iurisdictionem    huiusmodi   valeant   sibi 

S.  769.                               ^  vindicare";  e.  4  (Alex.  III.)  u.  c.  18  (Innoc.  III.) 

3  Denn  der  höchste  Gesetzgeber  untersteht  X.  de  praescript.  II.  26.  Diese  Stellen  sprechen 
keiner  Kontrole  und  die  Kraft  eines  Gesetzes  ist  aber  nur  der  Gewohnheit  dieselbe  derogirende 
unabhängig  von  dem  Motiv,  welches  für  seinen  Kraft  gegenüber  dem  gemeinen  Recht,  wie  dem 
Erlass  massgebend  gewesen  ist  s.  auch  Phil-  Privilegium  zu,  oder  lassen  Rechte,  welche  durch 
lips  5,  108  u.  Schulte  1,  155.  Privilegium  gewährt  werden  können,  auch  durch 

4  S.  Reiffenstuel  n.  39.  40;  Schmalz-  Ersitzung  entstehen  oder  durch  Verjährung  er- 
grueber  n.  94.95;  Ferraris  art.  I.  n.  20,  löschen.  Vgl.  auch  S  c  hui  te  1,  153  ff, 
wenngleich  freilich  zugegeben  wird,  dass  nicht  5  go  z.  B.  war  nach  dem  vortridentinischen 
alle  „acquisibiliaprivilegio  sunt  acquisibilia  con-  Rechte  Entstehung  eines  Patronatrechtes  sowohl 
suetudine",  Fagnan.  ad  o.  4.  X.  de  eonsuet.  I.  durch  Ersitzung,  wie  auch  durch  Privileg  möglich, 
4.  n.  31.  u.  ad  c.  13  X.  de  foro  comp.  II.  2.  n.  8  ff.  s.  o.  S.  29.  30. 

Gegen  die  herrschende  Lehre  schon  Schmier  ß  Denn  sie  erfordert  ein  genaues  Eingehen  auf 
1.  I.  tr,  I.  c.  8.  n.  216.  Man  beruft  sich  dafür  auf  die  viel  bestrittene  Lehre  des  kanonischen  Ge- 
eine Reihe  von  Dekretalen,  welche  Privileg  und  wohnheitsrechts.  Uebrigens  bejaht  Phillips 
consuetudo  neben  einander  stellen,  c.  8  (Nicol.I.)  5,  100  die  Frage,  während  sie  Schulte  a.  a.  0. 
C.  IX.  qu.  3 ;    c.  9  (Innoc.  III.)  X.  de   off.  lud.  verneint. 
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Privilegs  durch  den  Nachweis  der  unvordenklichen  Verjährung  [praescriptio  immemo- 
rialis)  ersetzt  werden  kann^. 

IV.  Form  und  Art  der  Ertheilung.  Ebenso  wie  die  Dispensation  wird 
das  Privilegium  regelmässiger  Weise  in  schriftlicher  Form  (durch  ein  rescriptum  gra- 
tiae)  ertheilt^,  doch  ist  die  letztere  nicht  absolut  wesentlich  und  es  ist  auch  jetzt  noch 
nicht  eine  mündliche  Ertheilung,  d.  h.  vivae  vocis  oraculo,  ausgeschlossen  ^. 

Die  Gewährung  kann  ferner  erfolgen :  moiu  proprio  oder  ad  preces ,  ad  instan- 
tiam.  Geschieht  sie  in  der  ersteren  Art,  so  sind  damit  die  schon  o.  S.  160  u.  796.  be- 
sprochenen Wirkungen  verknüpft ,  während  bei  der  zweiten  Art  der  Ertheilung  die 
Gültigkeit  des  Privilegs  davon  abhängt,  dass  der  Bittsteller  (exponens)  ^  die  das  Ge- 
such begründenden  Thatsachen  der  Wahrheit  gemäss  vorgetragen ,  sowie  nichts 
wesentliches  verschwiegen  hat  5. 

Eine  besondere  Art  der  Ertheilung  der  Privilegien  bildet  die  s.  g.  communicatio 
privilegiorum^  d.  h.  die  Uebertragung  eines  schon  einem  bestimmten  Begünstigten  ver- 
liehenen Privilegs  an  eine  andere  Person  oder  ein  anderes  religiöses  Institut.  Sie  ist 
ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  für  den  zuletzt  Begünstigten  eine  Neu-Verleihung 
des  Privilegs  ,  kann  aber  mit  verschiedener  rechtlicher  Wirkung  erfolgen.  Die  Ge- 
währung ist  einmal  in  der  Weise  möglich,  dass  das  neue  Privileg  in  vollkommener 
Abhängigkeit  zu  dem  kommunicirten  steht,  d.  h.  dass  eine  Minderung  oder  Erwei- 
terung und  ein  Erlöschen    des   letzteren  für  das  später  gewährte  ohne  weiteres 


1  Darüber  ist  kein  Zweifel,  Schulte  1,  155, 
vgl.  auch  0.  S.  29  u.  Th.  II.  S.  343.  n.  5. 

2  Eine  solche  Ertheilung  setzen  auch  die  De- 
kretalen  als  Regel  voraus.  Sie  gehrauchen  viel- 
fach Privilegium  für  die  das  Privilegium  ent- 
haltenden Urkunden,   c.  8  (Gregor.  I.)  Dist.  C; 

"  c.  19  X.  de  test.  II.  20;  c.  4  X.  de  conflrm. 
util.  II.  30;  c.  7.  13  X.  h.  t.  V.  33.  Was  die 
Form  der  Ausfertigung  betrifft,  so  ist  dieselbe 
w^ie  bei  den  Erlassen,  welche  allgemeine  gesetz- 
liche Anordnungen  enthalten,  sie  werden  ausge- 
fertigt als  Bullen,  s.  bull.  Taurin.  7,  872  u.  8, 
537,  und  zwar  auch  via  de  curia  (s.  o.  S.  783), 
bull.  Benedict.  XIV.  4,  15.  268,  endlich  und  das 
am  häufigsten  als  Breven,  bull.  Roman,  cont.  13, 
61  u.  19,  30.  234.  Die  27.  Kanzleiregel  ordnet 
ferner  an  :  „Item,  cum  ante  confectionem  littera- 
rum  gratia  apostolica  sit  informis,  voluit,  statuit 
et  ordinavit  idem  dominus  noster,  quod  iudices 
in  Romana  curia  et  extra  eam  pro  tempore  existen- 
tes, etiamsi  sint  S.  R.  E.  cardinales,  causarum 
palatii  apostolici  auditores  vel  quicumque  alii, 
non  iuxta  supplicationum  signaturam  super  qui- 
busvis  impetrationibus  (nisi  in  dicta  curia  dum- 
taxat  sint  commissiones  iustitiam  concernentes  per 
Placet  vel  per  S.  R.  E.  vice-cancellarium  iuxta  fa- 
cultatem  super  hoc  sibi  concessam  signatae),  sed 
iuxta  literarum  super  eisdem  impetrationibus  et 
concessionibus  confectarum  tenores  et  formas  iu- 
dicare  debeant.  Decernens  irritum  etc.  Et  si  lit- 
terae  ipsae  per  praeoccupationem  vel  alias  minus 
bene  expeditae  reperiuntur,  ad  illorum,  quorum 
interest  iustantiam,  ad  apostolicam  cancellariam 
remitti  poterunt,  per  eins  officiales,  quibus 
huiusmodi  tenores  et  formas  restringere  convenit, 
ad  formas  debitas  reducendae ; "  schreibt  also 
Nichtberücksichtigung     eines    nicht    ordnungs- 


mässig  ausgefertigten  Privilegs  bei  gerichtlichen 
Streitigkeiten  vor. 

3  Die  Zulässigkeit  nach  älterem  Recht  ergeben 
c.  7  (Greg.  I.)  C.  XXV.  qu.  2 ;  Clem.  2  de  sepult. 
111.  7  :  „Nos  etenim  universa  privilegia,  gratias, 
indulgentias  verho  seu  scripta  . .  a  nobis  vel  prae- 
decessoribus  .  .  .  concessa  .  .  .  revocamus" ;  ebenso 
c.  2  (Bonifac.  VIII.)  eod.  in  Extr.  comm.  III.  6; 
vgl.  auch  c.  5  (Sixt.  IV.)  de  poenit.  eod.  V.  9. 
Dass  aber  aus  der  in  der  vorigen  Anm.  citirten 
Kanzleiregel  der  Satz  zu  entnehmen  sei ,  so 
Schulte  1,  150.151,  dass  das  Privileg  erst 
durch  Ausfertigung  der  Urkunde  entstehe,  er- 
scheint irrig ,  und  nicht  minder  haltlos ,  diese 
Folgerung  dadurch  stützen  zu  wollen,  dass  das. 
kanonische  Recht  für  eine  Anzahl  der  wichtigeren 
Fälle,  c.  1  de  elect.  I.  3  in  Extr.  comm,,  Trid. 
Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  u.  Sess.  XXV.  c.  5  de 
regul.,  eine  schriftliche  Urkunde  verlange,  da 
diese  Stellen  alle  nicht  von  Privilegien  handeln, 
s.  auch  den  folgenden  §. 

Die  Kanzleiregel  27  bezieht  sich  ebenso  wie 
die  entsprechende  52  über  Dispensationen-,  s.  o. 
S.793n.7,  nurauf  die  durch  die  Signatur  erledig- 
ten Suppliken  und  schliesst  keineswegs  dieErthei- 
XviWgvivaevocis  oraculo  aus,  wie  dies  auch  die  Kon- 
stitutionen über  die  in  dieser  Form  ertheilten 
Privilegien  (s.  o.  S.  795.  n.  5)  ergeben.  Für  den 
Erlass  derselben  hätte  jedes  Bedürfniss  gefehlt, 
wenn  die  Schulte'sche  Annahme  richtig  wäre. 
Der  hier  vertretenen  Meinung  auch  Phillips 
5,  HO.  113. 

*  Vgl.  die  eonst.  Pii  VII.  v.  1805  u.  1806,  bull. 
Rom.  cont.  13,  13  u.  61 :  „Nos  igitur  exponentes 
specialibus  gratiis  prosequi  volentes". 

5  Vgl.  die  0.  S.  160  u.  S.  796  gemachten  Aus- 
führungen. 
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massgebend  und  wirksam  wird.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Kreis  der  ursprüng- 
lich Privilegirten  ausgedehnt  und  die  neu  Begünstigten  demselben  eingereiht  werden 
(s.g.  extensio  2)riv{lef/n) '. 

Dasselbe  Resultat  tritt  bei  der  als  ad  instar^  bezeichneten  Kommunikation  ein 
d.  li.  der  Verleihung,  welche  durch  Bezugnahme  auf  das  einem  anderen  gegebene 
Privileg  ohne  nähere  Angabe  des  Inhalts  erfolgt  '\  wenn  dabei  zugleich  die  Absicht 
des  Papstes  dahin  geht,  das  neue  Privilegium  zu  dem  alten  in  die  vorhin  gedachte 
Abhängigkeit  zu  setzen  ^ 

Ferner  kann  aber  die  communicatio  ad  instar  auch  in  der  Art  erfolgen,  dass  ein 
solcher  Zusammenhang  zwischen  den  beiderseitigen  Privilegien  nicht  geschaffen 
wird  ^  (von  Einzelnen  als  communicatio  ad  instar  aeque  principaliter  oder  pariformiter 
bezeichnet) .  In  diesem  Fall  hat  das  frühere  nur  die  Bedeutung,  den  Inhalt  des  neuen 
Privilegs  zu  bestimmen*',  im  Uebrigen  ist  das  letztere  in  seinem  Bestände  völlig  un- 
abhängig von  dem  alten,  wie  wenn  es  selbstständig  und  ohne  Rücksicht  auf  das  erste 
verliehen  wäre  ^. 

lieber  die  Ausfertigung  der  schriftlichen  Privilegien  gelten  dieselben  Regeln 
wie  über  die  der  sonst  pro  foro  externo  ertheilten  Gnadenbewilligungen  ^.  Was  ins- 
besondere die  den  Privilegien  eingerückten  Klauseln  betrifft,  so  ist  die  Einfügung 
einer  auf  Derogation  des  gemeinen  Rechts  gerichteten  Klausel  zwar  üblich  •',  aber 
keineswegs  nothwendig,  da  das  Privileg  als  eine  demselben  widersprechende  Anord- 
nung, und  zwar  als  lex  specialis  und  lex  posterior  das  ius  commune  von  selbst  be- 
seitigt '^'.  Sie  erscheint  dagegen  wesentlich,  wenn  das  Privilegium  mit  einer  anderen 
lex  specialis  oder  einem  speziellen  Gewohnheitsrechte  in  Widerspruch  tritt.  Sonst 
kann  das  Privileg  keine  Kraft  äussern,  weil  es  hier  zweifelhaft  bleibt,  ob  der  Gesetz- 
geber die  erwähnten  speziellen  Bestimmungen  gekannt  und  ihre  Beseitigung  gewollt 
habe^i.    Dasselbe  gilt  von  einem  Privileg,  welches  ein  von  einer  dritten  Person  er- 

1  Schmalzgrueber  1.  c.  n.  77.  So  hat  risten  durch  Pius  VII.  im  J,  1807,  bull.  Rom. 
Plus  VI.  die  den  Alumnen  des  englischen  Kelle-       cont.  13,  88. 

giums  zu  Lissabon  gewährten  Privilegien,  welche  ^  Als  verliehen  gelten  aber  bei  einer  solchen 
zunächst  nur  den  den  Missionseid  leistenden  communicatio  privilegiorum  nicht  diejenigen 
Zöglingen  bewilligt  waren,  i.  J.  1794  auf  die-  Privilegien,  welche  bei  der  communicatio  für 
jenigen  ausgedehnt ,  welche  den  Eid  nicht  ab-  den  erst  Begünstigten  nicht  mehr  in  Kraft  waren, 
legen,  bull.  Rom.  cont,  10,  141.  Ein  anderes  obwohl  sie  ihm  früher  zustanden,  Schmalz- 
Beispiel  1.  c.  12,  45  V.  J.  1803  u.  schon  in  c.  25  grueber  n.  19  ff.  Ueber  die  Privilegien  der 
(Later,  IV.)  X.  h.  t.  V.  33.  Mönchsorden,    .welche    trotz   der   communicatio 

2  Schmalzgrueber  1.  c.n.38;  Reiffen-  nicht  übergehen,  s.  Reiffenstuel  n.  60  ff., 
stuell.  c.  n.  20;  Schulte  1,  153.  S  ch  malzgrueber  n.  92.    Die  später  dem  erst 

3  Also  in  der  Form  :  das  dem  X.  gewährte  Pri-       begünstigten  Orden  gewährten  gehen  von  selbst 
.,         .  j  j        ^      i.1.  -ii    •      /^  i.         j  nur  über,   wenn  die  communicatio  auf  alle  zu- 

vileg  wird  dem  Y.  ertheut,  im  Gegensatz  zu  den  ,  .    r^-  -x      •  -uj.  x. 

^    .  .,     .        .         ^       '  °  künftigen  mitgerichtet  war. 

fi.  ^.  privüeuia  primo  et  per  se  concessa,  -,  t^  x.  j       t»  •   -i     •  i  v,     ^ 

^  ^  ^     ^  '^  "  Daher  werden  Privilegien ,  welche  dem  zu- 

4  Man  spricht  hier  von  einer  communicatio  letzt  Begünstigten  ertheilt  werden,  nicht  dem 
quasi  accessoria.  Sie  kommt  z.  B.  vor  bei  der  ^rst  Privilegirten  kommunicirt,  ausser  wenn  die 
Uebertragung  der  Privilegien  eines  Mönchs-  auf       communicatio  eine  gegenseitige  ist. 

den    entsprechenden    Frauenorden,    Reiffen-  8  S.  o.  S.  160. 

stuel  n.54;   Schmalzgrueber  n.  78.  9  Vgl.  die  in  den  vor.  Noten  aus  dem  Bulla- 

5  Diese  Art  der  communicatio  privilegiorum  rium  angeführten  Privilegien.  Ebenso  kommt 
kommt  vielfach  bei  Mönchsorden  vor,  so  besteht  auch  die  die  Absolution  von  Censuren  betreffende 
eine  solche  vollkommene  Kommunikation  der  Clausel,  o.  S.  161,  regelmässig  vor. 
Privilegien  für  die  Mendikautenorden  unter  sich.  10  Schmalzgrueber  n.  20;  Schulte  1, 
Ausführlich  hatvdeln  darüber  Reiffenstuel  157.  158.  S.  auch  c.  30  (Honor.  III.)  X  1. 
n.  55-,   Schma  Izgrueber    n.  87ff.;    Fer-  h.  t.  V.  33. 

r^ris  1.  c.  art.  1.  n.  23  ff.    Ein  anderes  Beispiel  ii  Arg,  c.  1  (Bonifac.  VIII.)  in  VIto  de  constit. 

bietet  die  communicatio  der  Privilegien  der  1.2;  Schmalzgrueber  n.  20;  Schulte  1, 
Schulbrüder  und  Passionisten  an  die  Redempto-       158. 
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worbenes  und  dieser  nicht  blos  als  Konsequenz  eines  gemeinrechtlichen  Satzes  zu- 
stehendes Recht  ^  beseitigt  2.  Endlich  bedarf  es ,  falls  das  geltende  gemeine  Recht 
jede  Abänderung  selbst  durch  Privilegien  von  vornherein  verbietet^,  einer  beson- 
deren Derogation ' dieser  Klausel  desselben,  damit  das  Privileg  Gültigkeit  haben 
kann"*. 

V.  Voraussetzungen  des  Inkrafttretens  und  der  Wirksamkeit 
des  Privilegs.  Nach  der  herrschenden  Lehre  bedarf  es  zur  Wirksamkeit  des  Pri- 
vilegs der  Annahme  desselben  seitens  des  Begünstigten  ^,  es  sei  denn ,  dass  letzteres 
ad  preces^  nicht  motu  proprio  gegeben  werde  ^  oder  dass  es  sich  um  Privilegien  für 
ein  Amt  als  solches  oder  eine  Kirche  als  solche  oder  um  Privilegien ,  welche  als 
Standesrechte  (z.  B.  einem  Orden)  gegeben  worden,  handle '.  Man  beruft  sich  dafür 
einmal  auf  den  Grundsatz  :  privUegia  non  obtrudunhir^^  ferner  darauf,  dass  das  Privi- 
leg eine  gratia,  eine  Schenkung  bilde,  und  daher,  wie  die  letztere,  der  Annahme  be- 
dürfe •^.  Alles  dies  erscheint  irrig.  Zunächst  ist  das  Privileg  keine  Schenkung,  denn 
die  Ertheilung  desselben  charakterisirt  sich  als  ein  Akt  der  gesetzgebenden  Gewalt 
und  nicht  als  Rechtsgeschäft,  ganz  abgesehen  davon,  dass  dabei  von  einem  Ueber- 
gang  eines  Vermögensstückes  aus  dem  Vermögen  des  Ertheilers  in  das  des  Begün- 
stigten keine  Rede  sein  kann.  Sodann  gehört  die  Regel ;  privilegia  non  obtruduntur 
zu  jenen  allgemeinen  Regeln,  deren  Legitimation  erst  stets  für  den  einzelnen  Fall 
erwiesen  werden  muss,  und  welche  an  und  für  sich  gar  nicht  über  die  hier  zur  Er- 
örterung stehende  Frage  entscheiden  ^^. 

Aus  dem  Wesen  des  Privilegs  ergiebt  sich  aber  die  Nothwendigkeit  einer  An- 
nahme seitens  des  Begünstigten  nicht.  Wenn  die  Ertheilung  eines  solchen  ein  Akt 
des  Gesetzgebers  ist  und  neues  Recht  schafft,  so  entsteht  die  Rechtswirkung  lediglich 
durch  den  Willen  des  ersteren.  Sie  an  die  Voraussetzung  einer  Annahme  des  Be- 
günstigten knüpfen,  hiesse  dem  letzteren  einen  Antheil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt 
beilegen,  oder  man  müsste  die  Ertheilung  als  einen  bedingten  gesetzgeberischen  Akt, 
d.  h.  ein  Spezialgesetz ,  für  dessen  Inkrafttreten  die  Annahme  des  Begünstigten  die 
Bedingung  bildet,  auffassen  1^,  wozu  der  Wortlaut  der  Privilegien  und  die  Art  ihrer 

1  Ein  solches  blos  aus  dem  gemeiueu  Recht  10  Der  Satz  hat  nur  die  Bedeutung,  dass  für  die 
herfliessendes  ius  tertii  ist  z.  B.  der  Vorrang  der  Regel  Niemandem  wider  seinen  Willen  Privile- 
Weihe  gegenüber  einem  eine  abweichende  Prä-  gien  ertheilt  werden.  Er  entscheidet  aber  nicht 
cedenz  gewährenden  Privilegium.  über  die  Frage,  ob  und  wann  die  gewährten  Pri- 

2  Schmalzgrueber  u.  Schulte  11.  cc.  vilegien  in  Kraft  und  Wirksamkeit  treten. 
Daher  findet  sich  in  den  Privilegien  oft  die  Klau-  Uebrigens  hat  er  auch  nicht  einmal  blos  die  Pri- 
sel :  „salvo  iure  tertii^'^  oder  „tertii  sine  praeiudi-  vilegien  im  e.  S,  allein  im  Auge. 

cio".    Auch  würde  dasselbe,  wenn  es  nicht  motu  ^    So    z.  B.    Schmalzgrueber  1.  c.  n,  24, 

proprio  erlassen  ist,  als  erschlichen,  nichtig  sein.  welcher  also  auch  folgerichtig  erklärt,   dass  der 

3  Wie  z.  B.  mehrfach  das  Tridentinum ,  s.  Papst  ex  plenitudine  potestatis  das  Privileg  un- 
Sess.  V.  c.  2  de  ref.;  Sess.  VI.  c.  2  de  ref. -,  Sess.  bedingt,  d.  h.  wider  Willen  des  Begünstigten  er- 
XIV.  c.  4.  de  ref.  theilen  könne. 

*  Weil  nur  unter  dieser  Voraussetzung  sicher  Dagegen    erscheint    es   inkonsequent,     wenn 

feststeht,   dass  der  Gesetzgeber  in  einem  solchen  Schulte  a.  a.  0.  die  Ausnahme,   welche  er  für 

Fall  hat  derogiren  wollen,   Schmalzgrueber  Privilegien  an   Orden  oder  Aemter  u.  s.w.  auf- 

1.  c.  n.  22;   Schulte  1,  158.  n.  74.  stellt,  damit  motivirt,  dass  offenbar  ein  Verzicht 

5  Schmalzgrueber  1.  c.  n.24ff,;  Reiffen-  nicht  möglich,  folglich  auch  die  Acceptation  nicht 
stuel  I.e.  n.  42ff.;   Schulte  1,  156.  Bedingung  der  Geltung  ist.    Für  die  Orden  ,  die 

6  Schmalzgrueber  n. 29;  Reif fenstuel  Aemter  u.  s.  w.  sind  indessen  legitimirte  Ver- 
n.  46;   S  chulte  a.  a.  0.  treter  vorhanden,   welche  eine  Acceptation  aus- 

'^  Schulte  a.a.O.  sprechen  könnten,    und  überdies  kann  von  der 

8  Schulte  a.  a.  0.,  vgl.  auch  1.  69  D.  de  R.  Unstatthaftigkeit  oder  Unmöglichkeit  eines  Ver- 

J.  li.  17.  zichtes,  welcher  ein  Recht  als  entstanden  voraus- 

^  So  alle  vorher  Genannten,  selbst  Schulte.  setzt,  nicht  auf  die  Unmöglichkeit  der  Annahme 
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Ertlieilung  gar  keinen  Anhalt  bietet.  Wie  der  Gesetzgeber  durch  allgemeine  Gesetze 
Begünstigungen  ganzer  Klassen  von  Personen  und  Sachen  unabhängig  von  deren 
Willen  aufzustellen  berechtigt  ist,  so  ist  er  dazu  auch  gegenüber  einem  Einzelnen 
befugt.  Ein  begrifflicher  Unterschied  besteht  zwischen  diesen  Fällen  nicht.  Dem- 
gemäss  muss  behauptet  werden ,  dass  die  Wirksamkeit  des  Privilegs  von  der  Accep- 
tation  des  Privilegirten  unabhängig  ist ,  womit  freilich  aber  die  Frage,  ob  der  Privi- 
legirte  verpflichtet  ist,  sich  der  ihm  durch  das  Privileg  gewährten  Berechtigung  oder 
Befreiung  auch  zu  bedienen  i,  noch  nichts  entschieden  ist 2. 

Da  das  Privilegium  den  Charakter  einer  gesetzlichen  Anordnung  hat,  so  bedarf 
dasselbe  ebenso  wie  jedes  andere  Gesetz  der  Ausgabe  durch  den  Gesetzgeber  in  dem 
0.  S.  777  erwähnten  Sinn 3.  Erst  damit  gelangt  dasselbe  zur  rechtlichen  Existenz. 
Indessen  erscheint  mit  Rücksicht  darauf,  dass  ein  Privileg  vielfach  nur  die  Stellung 
und  Kechte  des  Privilegirten  berührt  und  nicht  von  allgemeinem  Interesse  ist, 
eine  die  allseitige  Kenntniss  vermittelnde  Ausgabe  oder  Publikation  im  Gegensatz  zu 
den  allgemeinen  Gesetzen  für  die  Regel  nicht  erforderlich  und  es  kann  dem  Privi- 
legirten überlassen  bleiben,  nöthigenfalls  das  Privileg  geltend  zu  machen.  Aber 
immerhin,  dasselbe  wirkt,  weil  es  als  gesetzliche  Anordnung  mit  der  Ausgabe  existent 
ist,  sofort  für  Jedermann,  mag  der  betreffende  auch  noch  keine  Kenntniss  davon 
haben,  und  nur  soweit  es  sich  um  die  subjektive  Verantwortlichkeit  für  die  Nicht- 
beachtung des  Privilegiums  handelt,  kann  derjenige,  welcher  dasselbe  nicht  zu  kennen 
in  der  Lage  war,  ebenso  wie  bei  einer  unverschuldeten  Kenntniss  eines  anderen  Ge- 
setzes nicht  zur  Rechenschaft  gezogen  werden^.  Ja,  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
die  Ausfertigung  des  Privilegs  auf  dem  herkömmlichen  Wege  erfolgt,  wirkt  dasselbe 
sogar  schon  —  seine  spätere  Ausgabe  oder  Publikation  vorausgesetzt  —  von  dem 
Tage  der  Bewilligung  des  Papstes ,  der  s.g.  data  parva  ^,  ab  ^.    Diese  Regeln  müssen 


für  die  Erwerbung  eines  solchen  geschlossen  wer-  •*  S.  o.  S.  780. 

den.  5  S.  0.  S.  161, 

Nicht  minder  haltlos  ist  die  Unterscheidung  6  Dies  ergieht  sich  aus  der  Kombination  des 

zwischen  der  Privilegirung  motu  proprio  und  der  Satzes ,  dass  die  gratia  des  Papstes  von  dem  ge- 

ad  preces.     Die  Acceptation  kann  bei  der  letz-  dachten    Tage   ab    wirksam    wird,    s.  o,  S.  160; 

teren ,  weil  das  Gesuch  vorher  geht,   doch  nicht  Reiffenstuel  I.  3.  n.  71,   und  der  Nothwen- 

in   demselben  liegen ,    namentlich   dann  nicht,  digkeit  der  Publikation  des  Privilegs.    Demnach 

wenn  dem  letzteren  nicht  vollständig  entsprochen  tritt  z.B.  bei  einem  auf  Zehntenbefreiung  gehenden 

wird  oder  'soll  das  Gesuch  der  Offerte  und  die  Privileg  schon  eine  Exemption  von  den  zwischen 

Ertheilung  des  Privilegiums  der  Acceptation  der  dem  Tage  der  parva  data  und  der  späteren  Publi- 

letztereu  etwa  rechtlich  gleichgestellt  werden?  kation  fällig  werdenden  Zehnten  ein. 

1  Offenbar  hat  die  Vermischung  dieser  Frage  Die  herrschende  Theorie  weicht  von  der  Auf- 
mit  der  nach  der  Nothwendigkeit  der  Acceptation  fassung  des  Textes  völlig  ab.  Sie  erachtet  im  All- 
zu der  irrigen  Theorie  geführt,  so  argumentirt  gemeinen  eine  Ausgabe  oder  Publikation  für  die 
auch  Schulte  bei  der  Besprechung  der  letzteren  Existenz  des  Privilegs  nicht  für  erforderlich,  s. 
aus  der  Möglichheit  des  Verzichtes  und  citirt  für  Schulte  a.a.O.,  während  die  Aelteren  diese  Frage 
seine  Ansicht  sogar  das  nur  von  diesem  handelnde  nicht  aufwerfen,  sondern  die  Publikation  oder  In- 
c.  6  X.  h.  t.  V.  33.  sinuation  des  Privilegs  nur  bei  der  Frage  nach  dem 

2  Die  letztere  Frage  hat  übrigens  viel  mehr  Beginn  derWirksamkeit  des  Privilegs  zugleich  mit 
praktische  Bedeutung  als  die  erstere.  Rücksicht  auf  die  von  ihnen  erforderte  Acceptation 

3  So  meint  auch  Schulte  1,  157,  dass  wenn  eines  solchen  behandeln,  Reiffenstuel  V.  33. 
ein  Privileg  allgemein  beachtet  werden  soll,  eine  n.  42 ff.;  Schmalzgrueber  n.  23 ff.  Dagegen 
Publikation  in  der  gewöhnlichen  Weise  erforder-  stimmen  alle,  Reiffenstuel  V.  33.  n.  47; 
lieh  sei,  und  dass  deshalb  die  den  religiösen  Or-  Schmalzgrueber  n.  29 ;  Phillips  5,  116 
den  gegebenen  Privilegien  durch  Publikation  der  u.  Schulte  1,  157,  darin  überein,  dass  wenig- 
VerleihungsbuUen  bekannt  gemacht  werden,  stens  die  Privilegien  ad  preces  von  dem  Tage  der 
freilich  erklärt  er  kurz  vorher  eine  Publikation  Koncession  Wirksamkeit  erlangen,  wogegen  für 
des  Privilegs  als  einer  co;nstitutio  personalis  nicht  die  motu  proprio  eine  Publikation  in  der  Form 
für  uothwendig.  der  Insinuation  an  den  Privilegirten,  damit  dieser 
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insbesondere  auch  in  dem  Falle ,  dass  das  Privileg  einem  Dritten  zum  Nachtheil  ge- 
reicht, zur  Anwendung  kommend 

V.  Wirkung  (Auslegung)  der  Privilegien.  Die  Wirkung  des  Privilegs 
bestimmt  sich  naturgemäss  nach  seinem  Inhalt.  Derselbe  ist,  wie  bei  jedem  Gesetz, 
durch  Interpretation  zu  ermitteln.  Zunächst  entscheidet  also  der  Wortlaut  ^  und  dann 
die  ratio  legis.  Soweit  danach  das  Privilegium  reicht,  soweit  soll  es  auch  Wirksam- 
keit äussern.  Daher  ist  die  abstrakte  Regel :  privilegia  sunt  sbncte  interpretanda  falsch  3. 
Wenngleich  es  an  und  für  sich  richtig  erscheint ,  dass  das  Privilegium  keine  weiter- 
gehende Ausnahme  vom  gemeinen  Recht  habe  machen  wollen,  als  vernünftiger  Weise 
aus  dem  Wortlaut  und  der  Absicht  des  Gesetzgebers  zu  entnehmen  ist  ^,  so  recht- 
fertigt nichts  die  Anwendung  einer  sich  streng  an  den  nackten  Wortlaut  haltenden 
Auslegung  selbst  für  den  Fall,  dass  dadurch  die  Absicht  des  Verleihers,  eine  beson- 
dere Gunst  zu  ertheilen ,  nicht  vereitelt  würde  ^.  Ebensowenig  lässt  sich  aber  die 
Regel  aufstellen,  dass  Privilegien,  welche  eine  Gunst  enthalten,  möglichst  weit  aus- 
zulegen sind^. 


acceptlren  könne  (s.  o.  S.  813),  gefordert  wird,  ja 
der  dritte  erste  durch  Yorzeigung  des  Privilegs 
gebunden  werden  soll,  s.  Schulte  1,  157. 

1  Die  herrschende  Lehre  steht  auch  hiermit  im 
Widerspruch.  Sie  verlangt  zur  Wirksamkeit  gegen 
den  Dritten  Insinuation  des  Privilegs  an  diesen 
und  lässt  erst  damit  die  Wirksamkeit  gegen 
ihn  beginnen,  Schmalzgrueber  n.27;  Phil- 
lips 5,  114;  Schulte  1,  157.  Man  beruft  sich 
auf  c.  19  X.  h,  t.  V.  33;  c.  7  in  VIto  h.  t.  V.  7; 
c,  7  X.  de  app.  II.  28,  welche  sämmtlich  nichts 
beweisen.  Die  letzte  Stelle  handelt  von  konkur- 
rirenden  Appellationen ,  hat  also  mit  den  Privi- 
legien gar  nichts  zu  schaffen.  Die  erste  legt  ein 
Indult  für  Mönche :  „ut  ecclesias  suas  in  proprios 
usus  possint  convertere**^  dahin  aus,  dass  dieselben 
nach  dem  Tode  der  bisherigen  Geistlichen  mangels 
einer  ausdrücklichen  Klausel  im  Privileg  sich  nicht 
eigenmächtig  in  den  Besitz  der  Kirchen  setzen, 
sondern  dies  nur  uuter  Benachrichtigung  des 
Bischofs  thun  dürfen ,  macht  also  die  Wirksam- 
keit des  Privilegs  an  sich  nicht  von  der  Insinua- 
tion an  den  Bischof,  über  welche  die  Stelle  kein 
Wort  sagt,  abhängig;  und  c.  7  in  VIto  h.  t. 
schreibt  nur  vor ,  dass  diejenigen  ,  welche  auf 
Grund  von  Privilegien  eximirt  zu  sein  behaupten, 
diese  den  Ordinarien  vorzulegen  haben ,  verlangt 
also  nur  den  Nachweis  der  behaupteten  Exemtion, 
ohne  über  die  Voraussetzung  der  Wirksamkeit 
der  Privilegien  irgend  etwas  zu  entscheiden.  Ja, 
will  man  den  blossen  Parteiausführungen  in  c.  1 
(Innoc.  IV.)  in  VIto  de  conc.  praeb.  III.  7.  irgend 
welche  Beweiskraft  beilegen,  so  Phillips  5, 
114  u.  Schulte  1,  157,  dann  sprechen  sie  gegen 
die  herrschende  Theorie,  wie  schon  Schmalz- 
grueber  I.e.  n.  27,  nicht  verkannt  hat,  denn 
hier  führt  die  eine  Partei  aus :  „  Nam  si  alicui  a 
sede  apostolica  concedatur,  quod  excomraunicari 
non  possit,  licet  id  forsan  suus  iguoretepiscopus, 
non  tarnen  propter  hoc  eius  ligatur  seutentia,  si 
quam  proferat  in  eundem^*^,  und  die  andere  :  „quod 
haec  de  Ulis  privilegiis  et  indulgentiis  aequitate 
suadente  debent  intelligi,  quae  vim  suam  habent 
mox,  quum  ad  illos,  quibus  conceduntur,  per- 
veniunt ;  ex  quorum  tenore  liquide  nosci  potest. 


quod  talis  circa  ea  fuerit  intentio  concedentis, 
utpote  quum  alicui  conceditur,  quod  excommuni- 
cari  non  possit",  während  von  der  Insinuation  an 
^Qw  Dritten  keine  Rede  ist.  Wenn  übrigens  als 
Grund  für  die  herrschende  Theorie  angeführt 
wird,  es  sei  nicht  anzunehmen,  dass  der  Gesetz- 
geber den  Dritten  ohne  dessen  Wissen  seiner 
Rechte  berauben  und  ihm  die  Gelegenheit  ver- 
schliessen  wollte ,  seine  Interessen  geltend  zu 
machen,  so  ist  dabei  übersehen,  dass  die  Insinua- 
tion den  letzteren  Zweck,  wenn  sie  als  Moment 
der  Wirksamkeit  des  Privilegs  hingestellt  wird, 
nur  unvollkommen  erfüllt,  da  bei  eingelegtem 
Widerspruch  des  Dritten  das  Privileg  doch  vor- 
läufig in  Kraft  tritt ,  sowie  dass  wenn  dem  Ge- 
setzgeber das  Recht  des  Dritten  verschwiegen 
ist,  Nichtigkeit  des  Privilegs  wegen  Subreption 
vorliegt. 

2  c.  7  (Alex.  III.)  X.  h.  t. 

3  Sie  wird  namentlich  für  Privilegien,  welche 
anderen  nachtheilig  sind  oder  das  gemeine  Recht 
abändern,  aufgestellt,  Reiffenstuel  n.  106; 
Schmalzgrueber  n.  106.  125. 

4  Arg.  c.  15  de  V.  S.  V.  40 ;  daraus  folgt,  dass 
ein  Privileg  nicht  auf  andere  Personen  und  auch 
nicht  auf  andere  Fälle  ausgedehnt  werden  kann. 

"  c.  30j(Honor.  III.)  X,  h.  t.. bedürfen  die  Domi- 
nikaner und  Franziskaner  zur  Ausübung  ihres 
Privilegs  „ut  ubicunque  fuerint,  sine  parochialis 
iuris  praeiudicio  cum  altari  valeant  viatico  cele- 
brare",  keiner  vorgängigen  Erlaubniss  des  Ordina- 
rius, weil  sonst  ihr  Privileg  beseitigt  werden 
würde. 

6  Wenn  es  in  c.  6  i.  f.  (Innoc.  III.)  X.  de  donat. 
III.  24  heisst:  „quia  in  contractibus  plena,  in 
testamentis  plenior,  in  beneflciis  quoque  ple- 
nissima  est  interpretatio  adhibenda,"  in  c,  22 
(id.)  X.  h.  t.  :  „cum  nihil  exceperit  et  poterit 
excepisse  ac  in  beneficiis  plenissima  sit  interpre- 
tatio adhibenda,"  s.  auch  ebenso  c.  16  (id.)  X. 
de  V.  S.  V.  40,  so  heisst  dies  zwar,  dass  das  Pri-  . 
vilegium  im  vollsten  Wortsinn  und  nach  seiner 
Absicht  ausgelegt  werden,  aber  nicht,  dass  eine 
noch  darüber  hinausgehende,  weitere  Inter- 
pretation statthaben  soll.     Beide  Regeln  haben 
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Nach  Massgabe  des  so  festzustellenden  Inhalts  kann  der  Privilegirte  von  dem 
Privilegium  und  zwar  innerhalb  des  Bereiches,  auf  welchen  dasselbe  lautet  oder 
welcher  sich  aus  den  Umständen  und  der  Natur  der  Sache  ergiebt',  Gebrauch  machen, 
also  Je  nach  Umständen  das  ihm  durch  dasselbe  ertheilte  Recht  ausüben ,  die  Er- 
füllung der  Verpflichtung  ablehnen  u.  s.  w.  Konkurriren  mehrere  Privilegien  und 
Privilegirte,  und  können  beide  nicht  nebeneinander  bestehen  und  unbeschränkt  aus- 
geübt werden ,  so  geht  das  unbeschränkte  dem  beschränkteren  und  das  speziellere 
dem  allgemeinen  vor'-. 

Die  Frage,  ob  der  Privilegirte  verpflichtet  ist,  von  seinem  Privilegium  Ge- 
brauch zu  machen,  ist  zu  verneinen,  soweit  es  sich  um  blosse  Begünstigungen  han- 
delt ,  welche  lediglich  im  Interesse  des  Berechtigten  gegeben  sind ,  und  deren  Aus- 
übung oder  Nichtausübung  für  Niemand  anders  als  für  ihn  eine  Bedeutung  bean- 
spruchen kann  '.  Dagegen  besteht  in  allen  anderen  Fällen,  d.  h.  dann,  wenn  das 
Privilegium  im  öffentlichen  Interesse  gegeben  worden  ist  und  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  eine  spezielle,  von  dem  gemeinen  Recht  abweichende  Regelung  bestimm- 
ter Verhältnisse  trifft,  eine  Pflicht  des  Privilegirten ,  das  Privileg  auszuüben,  da  der- 
artige Rechte  den  Interessen  der  Kirche  und  der  besseren  Erfüllung  ihrer  Aufgaben 
dienen  sollen ,  und  dieser  Zweck  nur  dann  erreicht  werden  kann ,  wenn  dieselben 
auch  thatsächlich  ausgeübt  werden^.     Insbesondere  muss  dies  für  den  Fall  gelten. 


aber  insofern  eine  gewisse  Wahrlieit,  als  in 
zweifelhaften  Fällen  ein  Privileg,  welches  die 
Rechte  Dritter  berührt ,  eher  einschränkender, 
als  ein  solches,  welches  blos  eine  Gunst  gewährt, 
auszulegen  sein  wird,  weil  die  Natur  des  Privi- 
legs für  die  Würdigung  der  Absicht  des  Ertheilers 
mit  in  Betracht  kommt.  Sehr  detaillirt  und  ka- 
suistisch behandeln  die  Aelteren  diese  Lehre,  s. 
z.  B.  Keiffenstuel  n.  98  ff.;  Schmalz- 
grueber  n.  117  ff. 

1  Wo  aber  eine  solche  örtliche  Beziehung  nicht 
vorliegt,  überall  in  der  ganzen  Kirche,  da  das  Pri- 
vileg von  dem  obersten  Gesetzgeber  verliehen  ist. 
Vgl.  auch  S  chm alz gru eher  1.  c.  n.  106. 

-  Vgl.  darüber  S  chmalzgrueb  er  1.  c.  n. 
100  flf.  Wenn  aber  der  letztere  behauptet,  dass 
das  jüngere  stets  dem  älteren  weicht,  so  ist  das 
nicht  richtig,  vielmehr  kommt  es  darauf  an,  ob 
nach  Lage  des  Falles  eine  Beschränkung  oder 
Beseitigung  des  älteren  durch  das  jüngere  anzu- 
nehmen Ist,  s.  darüber  unten  die  Lehre  vom 
Widerruf  der  Pivilegien. 

3  Die  herrschende  Lehie  stellt  freilich  als  Re- 
gel den  Satz  auf,  dass  der  Privilegirte  sein  Privi- 
legium nicht  zu  gebrauchen  verbunden  sei, 
Schmalzgrueber  n.  97  ff.;  Phillips  5, 
122;  Schulte  1,  159  und  macht  nur  einzelne 
Ausnahmen,  indem  sie  zum  Theil  die  Frage  nach 
der  Statthaftigkeit  eines  Verzichtes  auf  Privile- 
gien in  die  Erörterung  hineinzieht.  So  erklärt 
Schmalzgrueber  bei  dem  einer  Kommunität 
gewährten  Privileg  den  einzelnen  Zugehörigen 
derselben  zur  Ausübung  verpflichtet,  weil  er 
seinerseits  nicht  auf  dasselbe  verzichten  könne, 
während  für  diesen  Fall  die  Frage  dahin  zu  stel- 
len ist,  ob  der  zur  Vertretung  und  Leitung  der 
Gemeinschaft  befugte  Obere  die  Nichtausübung 
des  Privilegs  seitens  seiner  Untergebenen  dulden 
und  auch  anbefehlen  darf  oder  ob  er  für  die  Aus- 


übung desselben  durch  die  letzteren  zu  sorgen 
hat.  Ferner  soll  nach  Schmalzgrueber  n. 
99  u.  Phillips  a.  a.  0.  die  Verbindlichkeit  zur 
Ausübung  per  accidens  eintreten  können,  unter 
der  Voraussetzung,  dass  das  Privileg  ein  Hinder- 
niss  entfernt,  welches  der  Beobachtung  eines  Ge- 
botes des  gemeinen  Rechtes  entgegensteht,  so 
z.  B.  soll  derjenige,  welcher  ein  Privileg  erhalten 
hat,  sich  selbst  zur  Zeit  des  Interdikts  eine  Messe 
lesen  zu  lassen,  verpflichtet  sein,  mit  Rücksicht 
auf  das  allgemeine  Kirchengebot  an  Sonntagen 
oder  anderen  Festtagen  eine  Messe  zu  hören,  also 
sein  Privileg  zu  gebrauchen,  um  dies  zu  ermög- 
lichen. Aber  gerade  hier  handelt  es  sich  um 
eine  Begünstigung,  welche  lediglich  wegen  der 
Person  des  Privilegirten  gegeben  ist ,  und  ohne 
alle  Beziehung  zu  dem  allgemeinen  Interesse  der 
liirche  steht.  Daher  hat  es  hier  der  Begünstigte 
vollkommen  in  seiner  Hand,  ob  er  sich  die  Mög- 
lichkeit verschaffen  will,  dem  allgemeinen  Kir- 
chengebote zu  genügen  oder  nicht.  Verpflichtet 
ist  er  dazu  nicht,  so  auch  für  diesen  Fall  S  c  h  ult  e 
a.  a.  0.  S.  159.  n.  2. 

4  Wird  z.  B.  einem  kirchlichen  Institute,  wie 
einem  Kloster  eine  Exemtion  vom  Zehnten  ge- 
währt, damit  es  in  Folge  dieser  Erleichterung 
entsprechende  Mittel  zur  besseren  Wahrnehmung 
seiner  Bestimmung  erlangt,  so  wird  es  seine  Be- 
freiung geltend  machen  müssen,  da  in  der  Nicht- 
ausübung eine  Beeinträchtigung  der  Erfüllung 
seiner  Zwecke  liegt.  Ueberdies  würde  die  Zah- 
lung des  Zehnten,  von  dem  das  Institut  kraft 
seines  Privilegiums  befreit  ist,  auch  eine  Schen- 
kung an  den  Zehntherrn,  also  eine  positive  Rechts- 
handlung, nicht  blos  Nichtausübung  eines  Rechtes 
sein.  Will  man  ferner  die  Mönchsorden,  welche 
der  Seelsorge  dienen,  und  denen  zu  diesem 
Zwecke  eine  Reihe  von  Privilegien  gewährt  sind, 
das  Recht  zusprechen,  diese  nicht  auszuüben  und 
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dass  durch  das  Privileg  besondere  Einrichtungen  geschaffen  werden,  welche  die 
regelmässige  kirchliche  Ordnung  zu  ersetzen  und  die  Erfüllung  der  sonst  von  anderen 
Organen  auszuübenden  Funktionen  zu  übernehmen  bestimmt  sind.  Hier  kommt  noch 
der  weitere  Gesichtspunkt  in  Frage,  dass  die  Thätigkeit  der  sonstigen  kirchlichen 
Beamten  durch  das  Privileg  ausgeschlossen  ist  und  bei  Nichtausübung  des  letzteren 
durch  den  Privilegirten  eine  Reihe  nothwendiger  Funktionen  der  kirchlichen  Ver- 
waltung überhaupt  gar  nicht  wahrgenommen  werden  würden^. 

VI.  Untergang  und  Aufhebung  der  Privilegien.  Ein  Privilegium 
kann  erlöschen  : 

l .  aus  Gründen,  welche  in  dem  Privileg  selbst  oder  in  der  Art  seiner  Ertheilung 
liegen.  Selbstverständlich  geht  das  Privileg,  welches  auf  Zeit  oder  unter  einer  Reso- 
lutivbedingung ertheilt  ist,  mit  dem  Eintritt  des  Termins  oder  der  Bedingung  unter  2. 
Dahin  gehört  auch  ein  auf  die  Lebensdauer  oder  den  Widerruf  des  Ertheilers  [usque 
ad  heneplacitum  concedentis)  gestelltes  Privileg  ^^.  Ein  persönliches  Privileg  erlischt  mit 
dem  Tode  der  physischen  ^  und  mit  der  Aufhebung  oder  dem  Fortfall  der  juristischen 
Person ,  das  Privilegium  reale  mit  dem  definitiven  Untergang  der  Sache  ^.  Dagegen 
hat  blos  der  Umstand,  dass  der  für  die  Ertheilung  allein  massgebend  gewesene 
Grund  später  fortfällt,  keinen  Einfluss  auf  seineu  Bestand  *'. 


damit  entweder  die  gedachte  Thätigkeit  ganz  ein- 
zustellen oder  sie  wenigstens  in  beschränkterem 
Masse  und  unter  erschwerteren  Verhältnissen 
auszuüben?  Ja  selbst  Privilegien  auf  kirchliche 
Auszeichnungen  können  vielfach  einen  Charakter 
haben,  welcher  zur  Geltungmachung  derselben 
verpflichtet.  Wenn  der  Papst  mit  Rücksicht  auf 
die  historische  Stellung  und  die  sonstige  Bedeu- 
tung einer  Kirche  dem  Erzbischof  das  Recht  der 
Präcedenz  oder  dem  Bischof  das  Pallium  ver- 
leiht (Th.  II.  S.  376.  n.  8  u.  S.  35.  n.  5),  so 
kommt  hier  der  Gesichtspunkt  mit  in  Frage,  dass 
eine  Sonderstellung  gewisser  Kirchen  und  kirch- 
licher Beamten  zur  Erhöhung  des  Glanzes  der 
kirchlichen  Einrichtungen  und  zur  dauernden 
Bewahrung  kirchlicher  Verdienste  und  Erinne- 
rungen im  allgemeinen  Interesse  der  Kirche 
zweckmässig  erscheint,  und  es  kann  daher  nicht 
vom  Ermessen  der  Betheiligten  abhängig  sein, 
ob  sie  solche  Ehrenauszeichnungen  geltend 
machen  wollen  oder  nicht. 

1  Hierher  gehört  der  Fall,  dass  der  Papst  einem 
Prälaten  bestimmte  Befugnisse  oder  die  iurisdictio 
episcopalis  oder  gar  die  volle  bischöfliche  Juris- 
diktion als  praelatus  nullius  über  ein  territorium 
separatum  durch  Privileg  ertheilt,  Th.  II.  S. 
343  a.  Sollen  diese  ebenfalls  nicht  verpflichtet 
sein,  die  ihnen  durch  ein  solches  beigelegten 
Rechte  auszuüben?  und  wenn  sie  es  unterlassen, 
wer  soll  an  ihre  Stelle  treten?  Der  Bischof  ist 
dazu  nicht  berechtigt,  denn  durch  die  Exemtion 
ist  ihm  die  Befugniss  dazu  genommen,  ja  er  hat 
seinerseits  sogar  die  Exemtion  zu  beachten.  An 
diesen  Beispielen  zeigt  sich  recht  augenfällig  die 
Unrichtigkeit  der  Methode,  die  kirchlichen  Privi- 
legien nach  privatrechtlichen  Gesichtspunkten 
zu  behandeln. 

2  Wenn  es  z.  B.  ertheilt  ist  für  die  Dauer  der 
Zugehörigkeit  zu  einem  Orden,  die  Dauer  der 
Studien  u.  s.  w.     Eine  solche  Grenze  kann  auch 
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durch  den  Zweck,   für  welchen  das  Privileg  ge- 
geben ist,  gesetzt  sein. 

3  Arg.  c.  5  (^Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  rescr. 
I.  3  :  „.  .  .  huiusmodi  gratia  per  eius  obitum,  per 
quem  ipsius  heneplacitum  omnino  exstinguitur, 
eo  ipso  exspirat.  Secus  autem,  si  usque  ad 
apostolicae  sedis  heneplacitum  gratia 
concedatur  praedicta.  Tunc  enim,  quia  sedes 
ipsa  non  moritur,  durabit  perpetuo,  nisi  a  succes- 
sore  fuerit  revocata^'. 

4  Reg.  iur.  7  in  VIto. 

5  Also  das  einem  Amte,  einer  Kirche,  einem 
Altar  zustehende  Privilegium,  wenn  das  Princi- 
pale  auf  kirchenrechtlich  ordnungsmässigem 
Wege  beseitigt  wird,  nicht  aber  wenn  blos  die  die 
kirchliche  Anstalt  darstellende  jeweilige  äussere 
Sache,  also  z.  B.  das  Kirchengebäude  zerstört 
wird,  um  einen  Neubau  herzustellen  oder  wenn 
die  Aufhebung  der  Kirchenstiftung  durch  eine 
unberechtigte  Gewalt  (nach  kanonischer  An- 
schauung also  durch  den  Staat)  erfolgt.  Denn 
im  ersteren  Fall  bleibt  die  Identität  der  das  Pri- 
vileg tragenden  Sache  gewahrt,  im  letzteren  hat 
die  Vernichtung  keine  Rechtswirkung.  Vgl.  auch 
Th.  II.  S.  399.  431.  461. 

6  Ebensowenig  wie  bei  einem  allgemeinen 
Gesetz.  Die  Aelteren,  s.  Reiffenstuel  n. 
183  ff.  ;  Schmalzgrueb  er  n.  166  ff.,  unter- 
scheiden, zwischen  der  causa  finalis,  dem  Haupt- 
grunde, von  welchem  das  Bestehen  des  Privilegs 
abhängt,  und  ohne  welchen  dasselbe  nit.'ht  er- 
theilt worden  wäre  ,  und  der  causa  impulsiva, 
welche  nur  in  zweiter  Linie  den  Gesetzgeber  zur 
Gewährung  bestimmt  hat,  und  lassen  den  Fort- 
fall der  causa  ünalis  als  Erlöschungsgrund  für 
ein  Privileg,  welches  gegen  das  gemeine  Recht 
oder  zum  Nachtheil  eines  Dritten  erlassen  worden, 
wirken,  wenn  eine  solche  causa  nicht  nur  fortge- 
fallen ist,  sondern  sich  in  ihr  Gegentheil  ver- 
kehrt hat,  so  dass  die  weitere  Ausübung  des  Pri- 
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2.  durch  Widerruf,  d.  h.  jeden  auf  die  Beseitigung  des  Privilegs  gerichteten 
Willensakt  des  obersten  Gesetzgebers  (also  des  Papstes).  Selbst  wenn  derselbe  sich 
den  Widerruf  nicht  vorbehalten  hat',  ist  ein  solcher  stets  zulässig,  und  zwar  bleibt 
es  für  seine  Kechtswirksamkeit  völlig  gleichgültig,  ob  der  Gesetzgeber  dies  ohne  einen 
genügenden  Grund  oder  wegen  des  Vorliegens  eines  solchen  gethan  hat,  denn  wie 
die  Ertheilung  ein  Akt  des  gesetzgeberischen  Willens  ist,  welcher  seine  Kraft  ledig- 
lich aus  der  Gesetzgebungsgewalt  des  Ertheilers  herleitet,  ebenso  ist  es  auch  der 
Widerruf  oder  die  Beseitigung  des  Privilegs  '^.  Die  Gerechtigkeit  erfordert  es  aller- 
dings, dass  der  Gesetzgeber  ein  solches  nicht  nach  blosser  Willkühr  oder  Laune  be- 
seitigt ^,  aber  es  ist  ein  Verkennen  des  Charakters  des  Privilegs  und  ein  unberech- 


yilegs  zu  Ungerechtigkeiten  führen  würde.   Auch 
Phillips  5,  142  und  «chulte  1,  163  sind  von 
dieser  Theorie  beeinüusst,   der  letztere  bemerkt 
insbesondere :   ,,Fällt  der   bei  Ertheilung  (eines 
Privilegs)    massgebende   Grund   nicht   blos    fort, 
sondern  würde  derselbe  in's  Cegeiitheil  ums('hla- 
gen,  das  Privileg  also  zum  Nachtheile  der  Kirche 
gereichen,  so  geht  es  unter."  Prinzipiell  erscheint 
dies  Alles  ungerechtfertigt,   da  eine  lex  specialis 
ebenso  wenig,  wie  ein  allgemeines  Gesetz  dadurch, 
dass  sie  schädliche  Wirkungen  erzeugt,  ipso  iure 
ausser  Kraft  gesetzt  wird,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  Frage,   ob  dies  der  Fall  ist,   manchmal 
recht   zweifelhaft   sein    kann  und  es  unmöglich 
erscheint,    die  Fortdauer  einer  gesetzlichen  An- 
ordnung an  eine  so  vage  Voraussetzung  zu  knüpfen. 
Das  Korrektiv  liegt  vielmehr  und  kann  nur  in 
der  Hand  des  Gesetzgebers  liegen,  welcher  unter 
derartigen  Verhältnissen  das  Privileg  durch  Wi- 
derruf beseitigen  wird.    Auch  quellenmässig  hat 
die  Lehre  keinen  Anhalt.    Mehr  als  eine  Rück- 
nahme des  Privilegs  enthält  das  viel  angeführte 
c.  9  (Alex.  IlL),  de  decim.  III.  30  nicht,  und  da- 
her lautet  auch  das  Summarium  desselben  ganz 
korrekt :  „Revocatur  Privilegium,  si  ex  post  facto 
incipit    enormiter    nocivum    esse,"    ebenso    er- 
klärt sich   c.  16  X.  de  der.  non  resid.  III.  4. 
Vollends   c.  21  (Innoe.  III.)  X.  de  V.  S.  V.  40 
giebtnur  eine  Interpretation  des  Wortes  :  ,,novale" 
in  einem  Zehntprivileg  und  c.   16  (id.)  X.  de 
censib.  III.  39  spricht  blos  von  der  Umänderung 
einer  vom  Stifter  eines  Klosters  gemachten  Auf- 
lage. 

1  Herkömmlicher  Weise  wird  hierbei  zwischen 
dem  Widerruf  ad  suae  voluntatis  beneplacitum 
und  ad  sedis  apostolicae  h^eneplacitum  unterschie- 
den und  zwar  dahin,  dass  im  letztern  Falle  das 
Privileg  nicht  mit  dem  Tode  des  ertheilenden 
Papstes,  wie  im  ersteren ,  erlischt,  (s.  S.  817. 
n.  3).  Die  Klausel:  „donec  revocavero"  steht  in 
ihrer  rechtlichen  Wirksamkeit  dem  ,,apostolicae 
sedis  beneplacitum"  gleich,  weil  hiernach  ein 
positiver  Akt  des  Widerrufs  erfordert  wird  und 
daher  der  blosse  Tod  des  ertheilenden  Papstes 
einflusslos  ist,  Reiffenstuel  T.  3.  n.  '262; 
Phillips  5,  146;  Schulte  1,  164. 

2  Die  frühere  Theorie  sieht  von  der  Nothwen- 
digkeit  einer  iusta  causa  nur  für  den  Widerruf 
eines  Privilegium  mere  gratiosum  ab  mit  einzi- 
ger Ausnahme  des  Falles,  dass  ein  solches  Pri- 
vileg einem  nicht  Untergebenen  ertheilt  sei,  weil 
dasselbe  durch   die  Annahme  des  Begünstigten 


in  einen  Vertrag  übergehe,  wobei  als  Beispiel 
die  von  den  Kaisern  den  Kirchen  ertheilten  Pri- 
vilegien angeführt  werden.  Dagegen  sollen  die 
andern  privilegia,  also  die  remuneratoria  und 
conventionalia,  allein  beim  Vorliegen  eines  ge- 
rechtfertigten Grundes  widerrufbar  sein ,  vor 
Allem  dann,  wenn  das  Privilegium  sich  dem  ge- 
meinen Besten  oder  auch  Dritten  als  schädlich 
erweist  oder  der  Berechtigte  dasselbe  miss- 
braucht, Reiffenstuel  V.  33.  n.  120—122, 
170,  180;  Schmalzgrueber  n.  219  ff.  Die 
Neueren  sehen  zwar  von  diesen  Unterscheidun- 
gen ab,  halten  aber  an  der  rechtlichen  Noth- 
wendigkeit  von  Widerrufsgründen  fest,  s.\.  B. 
Phillips  5,  136  ff.;  Richter-Dove  §.  168. 
Schulte  1,  164.  165  bemerkt,  „dass  wenngleich 
die  Gewalt  des  Gesetzgebers  auch  ohne  iusta 
causa  ein  Privileg  mit  voller  Wirkung  aufheben 
könne,  es  sich  von  selbst  verstehe,  dass  jener 
dies  nur  aus  Gründen  thue,  die  in  der  Natur  der 
Sache  liegen  oder  im  Rechte  ausdrücklich  aner- 
kannt sind,"  giebt  aber  trotz  seines  richtigen 
prinzipiellen  Gesichtspunktes  im  wesentlichen 
dieselbe  Lehre,  wie  die  übrigen  citirten  Schrift- 
steller, wieder. 

3  Dies  und  allein  dies  ist  der  Standpunkt  des 
kanonischen  Rechtes,  wie  sich  aus  den  einschlä- 
gigen Titeln  :   de  privilegiis  ergiebt.     In  ihnen 
wird  vor  Allem  und  das  hat  auch  die  systema- 
tische Einreihung  derselben  in  das  5.  Buch  (in 
das  Strafrecht)  veranlasst,  von  den  vielfach  im 
Mittelalter  geübten  s.  g.    excessus  der  Privile- 
girten,  der  Bestrafung  derselben   und  des  Ein- 
flusses von  Missbräuchen  auf  den   Fortbestand 
des  Privilegiums  gehandelt.  Nirgends  zeigt  sich 
aber  hier  die  Anschauung,  dass  der  Missbrauch 
ein  den  Widerruf  bedingendes  rechtliches  Erfor- 
derniss  ist,  denn  wemigleich  nach  der  Feststel- 
lung der  Vi^iderruflichkeit  der  Privilegien,  s.  o. 
S.  732.  u.  S.  738,   von  den  Päpsten  wiederholt 
auf  den  Missbrauch  als  Widerrufsgrund  hinge- 
wiesen worden  ist,  tritt  doch  seit  jener  Zeit  nie- 
mals bei  ihnen  der  Gedanke  hervor,    dass  es  zur 
Aufhebung  des  Privilegs  eines  besonderen,  den 
Widerrufsgrund  feststellenden  rechtlichen  Ver- 
fahrens bedürfe.     Der  viel  citirte  Satz  ;  „abusum 
propter  quem  (privilegia)  possit  merito  revocari, 
quia  Privilegium  meretur  amittere,  qui  permissa 
sibi  abutitur  potestate",    s.  c.  24  (Later.  IV.  v. 
1215)  X.  h.  t.,    worin  der  letzte  Satz   der   ep. 
Siricii  ad  Job.   Ravenn.  v.  482,  Thiel  p.  201, 
entnommen  ist,  bedeutet  nichts  anderes,  als  dass 
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tigtes  Hineintragen  privatrechtlicher  Gesichtspunkte,  wenn  die  Doktrin  vielfach  als 
rechtliches  Erforderniss  der  Gültigkeit  des  Widerrufes  das  Vorliegen  einer  iusta  causa 
aufgestellt  hat. 

Einen  Anspruch  des  Privilegirten  auf  Entschädigung  wegen  Entziehung  seines 
Privilegs  durch  Widerruf  kennt  das  kanonische  Recht  nicht  i. 

Der  Widerruf  oder  die  Aufhebung  des  Privilegs  durch  den  Gesetzgeber  kann 
ausdrücklich  erfolgen  und  zwar  entweder  unter  spezieller  Erwähnung  des  zu  besei- 
tigenden Privilegs  oder  auch  nur  durch  eine  generelle  Klausel,  welche  den  Aufhe- 
bungswillen  -des  Gesetzgebers  zum  Ausdruck  bringt ,  sei  es  blos  schlechthin  (wie  die 
einer  Anordnung  beigefügte  Formel;  ,,nun  ohstantibus  quihuscunque privilegm"'  2],  sei  es 
mit  schärferer  Betonung  der  derogatorischen  Absicht  (wie  die  Formeln:  ^^non  ohstan- 
tibus privilegiis  quibuscimqiie  suh  quacimque  verhoriim  forma  conceptis''''  oder;  ,,etiamsi 
eorum  mentio  ad  verbum ßeri  deberet^'') ,  ohne  dass  die  Verschiedenheit  dieser  Klauseln 
von  rechtlichem  Einfluss  für  die  durch  den  Widerruf  oder  die  Aufhebung  herbeige- 
führte Vernichtung  des  Privilegs  ist  3,  abgesehen  von  dem  einzigen  Fall,  in  welchem 
ein  solches  von  vornherein  mit  der  Bedingung  ertheilt  worden  ist,  dass  zu  seiner  Be- 
seitigung eine  besondere  ausdrückliche  Erwähnung  erforderlich  sei'^^    Ferner  bleibt 


es  der  Gerechtigkeit  entspriclit,  wenn  der  Gesetz- 
ge^ber  aus  diesem  Grunde  das  Privileg  aufhelft, 
vgl.  auch  c.  4  (^Alex.  III.)  h.  t:  „pro  certo  sciatis 
quod  nos  concessa  vobis  privilegia  decurtabimus, 
quuui  ecclesiae  Romanae  scriptis  authenticis 
obviare  minime  timeatis". 

Die  in  den  Dekretalen  erwähnten  excessus 
privilegiatorum  stellt  übrigens  Schmalz- 
grueber  n.  202  ff.  zusammen  und  Schulte 
1,  165  gruppirt  die  verschiedenen  Fälle  nach 
allgemeinen  Gesichtspunkten. 

Der  Fall,  dass  etwa  zugleich  bei  Ertheilung  des 
Privilegs  der  Verlust  desselben  wegen  Miss- 
brauchs festgesetzt  ist,  gehört  nicht  hierher,  er 
fällt  unter  die  S.  817.  besprochenen  Kategorien 
des  Verlustes  wegen  Eintrittes  einer  Resolutiv- 
bedingung. 

1  Allerdings  haben  die  Aelteren  vielfach,  s. 
Schmalzgrueber  n.226  ,eineEntschädiguugs- 
pflicht  bei  einem  auf  Grund  eines  onerosen  Kon- 
traktes ertheilten  Privilegs,  wenn  dasselbe  aus 
dringenden  Rüchsichten  des  allgemeinen  Wohles 
oder  einer  anderen  dringenden  Ursache  wider- 
rufen wird,  behauptet,  aber  das  wird  nur  mit 
dem  für  die  kirchlichen  Privilegien  nicht  zu- 
treffenden Grund,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  ab- 
soluter Herr  des  Vermögens  der  Unterthanen  ist, 
gerechtfertigt.  Einen  gesetzlichen  Anhalt  hat 
die  Ansicht  jedenfalls  nicht.  Uebrigens  konnte 
auch  das  kanonische  Recht  bei  dem  Charakter 
der  durch  Privilegien  gewährten  Rechte  und 
Begünstigungen ,  welche  in  ihrer  weitaus 
grössten  Zahl  gar  keiner  Schätzung  in  Geld  fähig 
sind,  nicht  zu  einer  legislatorischen  Regelung 
dieser  Frage  Veranlassung  linden. 

2  S.  z.  B.  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  13.  15.  de  ref. 
Sess.  XXIV.  c.  9  de  ref. ;  Sess.  XXV.  c.  10  de 
regul. ;  1.  c.  c.  9  de  ref. 

3  Die  Aelteren  nehmen  zwar  an ,  dass  durch 
die  generelle  Klausel :  „non  obstantibus  quibus- 
cunque  privilegiis"  die  s.  g.  privilegia  in  corpore 
iuris  clausa  (s.  o.  S.  809.  n.  12)  nicht  aufgelioben 


werden,  aber  aus  dem  nichtigen  Grunde,  dass 
diese  als  leges  publicae  zu  betrachten  seien  und 
eine  Abänderung  und  Reform  derselben  nur  ver- 
muthet  werden  dürfe  ,  wenn  sie  klar  ausgespro- 
chen sei,  Reiffenstuel  n.  124;  Schmalz- 
grueber n.  229;  ja  keine  dieser  Klauseln  soll 
ausreichen,  wenn  das  Privilegium  ein  couventio- 
nale  oder  remuneratorium  ist,  vielmehr  hier  eine 
spezielle  darauf  gerichtete  Klausel:  „etiamsi  per 
modum  contractus  fuerint  concessa  vel  etiam 
meritorum  intuitu",  erforderlich  sein,  eine  Forde- 
rung, welche  mit  der  irrigen  Ansicht,  dass  bei 
diesen  Privilegien  der  Widerruf  nur  aus  ganz 
bestimmten  Gründen  statthaft  ist  (s.  o.  S.  818. 
n.  2),  zusammenhängt,  vgl.  Reiffenstuel  n, 
126.  Für  die  remuneratorischen  Privilegien  lässt 
selbst  Schulte  1,  164  die  Klausel:  „non  ob- 
stantibus privilegiis  quibuscunque"  nicht  ge- 
nügen. 

*  Reiffenstuel  n.  125,  weil  hier  eine  be- 
sondere gesetzliche  Anordnung  über  die  Form 
ihrer  Aufhebung  vorliegt. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  das  Triden- 
tinum  in  einzelnen  Klauseln  den  Derogatious- 
willen  möglichst  klar  zum  Ausdruck  zu  bringen 
gesucht,  vgl.  vor  Allem  Sess.  XXV.  de  reg.  c. 
22:  „Haec  omnia  et  singula  in  superioribus  de- 
cretis  contenta  observari  s.  synodus  praecipit  in 
Omnibus  coenobiis  ac  monasteriis,  collegiis  ac 
domibus  .  .  .  ,  non  obstantibus  eorum  omnium 
et  singulorum  privilegiis  sub  quibuscunque  for- 
mulis  verborum  conceptis  ac  mare  magnum  appel- 
latis,  etiam  in  fundatione  obtentis''.  S.  ferner 
die  aus  Anlass  der  Beseitigung  von  vielfachen 
Privilegien  durch  das  Tridentinum  erlassene 
Const.  PiiV.  :  In  principis  apostolorum  v.  1565, 
Rieh  ter' s  Tridentinum  S.  486  :  .,privilegiorum, 
exemptionum ,  immunitatum,  facultatum,  con- 
servatoriarum ,  indultorum ,  confessionalium, 
maris  magui  et  aliarum  gratiarum  praedictarum 
ac  quarumcunque  apostolicarum  et  aliarum  lite- 
rarum  desuper  confectarum  processuumque,   de- 
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es  gleichgültig,  ob  der  Widerruf  oder  die  Aufhebung  durch  einen  besonderen  darauf 
gerichteten  Akt  oder  gelegentlich  eines  allgemeinen  Gesetzes  oder  gar  einer  umfas- 
senden Revision  des  kirchlichen  Rechtes  ^  ausgesprochen  wird. 

Ein  stillschweigender  Widerruf  oder  eine  derartige  Aufhebung  des  Privilegs  hat 
nur  ausnalimsweise  dieselbe  Kraft  wie  der  ausdrückliche,  nämlich  dann,  wenn  ein 
speziell  lautendes  Privileg  mit  einem  früher  ertheilten  generellen  unvereinbar  ist  2^ 
denn  im  üebrigen  derogirt  weder  ein  allgemeines  entgegenstehendes  Gesetz  dem 
früheren  Privileg,  als  einer  lex  specialis  3,  noch  kann  ein  anderes  spezielles  Privileg 
schlechthin  und  ohne  Derogationsklausel  ein  blos  spezielles  beseitigen  ■•. 

Ueber  die  Publikation  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  der  den  Widerruf  oder 
die  Aufhebung  enthaltenden  Anordnung  gelten  dieselben  Grundsätze,  wie  die  für 
den  das  Privileg  ertheilenden  gesetzgeberischen  Spezialakt,  wenn  aber  die  betreffende 
Bestimmung  in  einem  allgemeinen  Gesetz  enthalten  ist,  die  betreffenden  Regeln  für 
das  letztere  ^. 

3.  Die  herrschende  Lehre  lässt  bei  ihrer  wesentlich  privatrechtlichen  Behand- 
lung der  Privilegien  für  die  Regel  den  Verzicht  des  Berechtigten  als  Er- 
löschungsgrund für  das  ihm  ertheilte  Privileg  gelten  6.  Aber  auch  für  diese  Frage 
muss  hinsichtlich  der  Privilegien  in  der  schon  0.  S.  816  hervorgehobenen  Weise  un- 
terschieden werden".  Der  Verzicht  ist  rechtlich  allein  statthaft  bei  denjenigen  Pri- 
vilegien ,  welche  lediglich  das  Sonderinteresse  des  Privilegirten  berühren  und  keine 
Bedeutung  für  das  allgemeine  kirchliche  Interesse  besitzen  8.  Wenn  dagegen  das 
letztere  für  die  Ertheilung  massgebend  gewesen  ist,  also  für  den  Fortbestand  des 
Privilegs  mit  in  Betracht  kommt,  so  handelt  es  sich  um  ein  Verhältniss,  welches 
der  alleinigen  Verfügung  des  Privilegirten  nicht  untersteht.  Ein  Verzicht  ist  daher 
ausgeschlossen  und  rechtlich  unwirksam,  vielmehr  kann  eine  Beseitigung  des  Privi- 


cretorum  et  aliorum  iiide  secutornm  tenores,  ac  si  besprochenen  Theorie   stets   die  Insinuation  an 

de  verbo   ad  verbum  insererentur,   praesentibus  den    Privilegirten ,    welche  freilich  als  Publika- 

pro  sufücienter  expressis  et  plene  insertis  haben-  tionsmodus   gewählt  werden  kann ,    aber  nicht 

tes,    motu   proprio    et   ex    certa    scientia    ac    de  allein   statthaft  ist.      Die    Schule    spricht    hier 

apostolicae  potestatis   plenitudine    quod  eadem  schiefer  Weise  von  einer  Aufhebung  ab  homine 

omnia  et  singula  privilegia  ...  in  hie  omnibus  s.   privatim  im   Gegensatz    zur  Aufhebung  per 

et  singulis,   in  quibus  illa  statutis   et  decretis  legem,  Reiffenstuel  n.  134  und  Schmalz- 

concilii  huinsmodi  contrariantur,  ipso  iure  revo-  gr ueber  n.  245  und  lässt  die  Wirksamkeit  des 

cata,  cassata  ....  sint  et  esse  censeantur  ....  Widerrufs  erst    mit  der    Insinuation   eintreten, 

declaramus".  vgl.  auch  Schulte  1,  167,  n.  42. 

1  Wie  z.  B,  der  tridentinischen  Reformgesetz-  6  Reiffenstuel  n.  188  ff.;  Schmalz- 
gebung.  Ueber  die  Kontroversen,  welche  in  Be-  gr  ueber  n.  176  ff.;  Phillips  5,  144;  Schulte 
treff  der  Frage,  in  wie  weit  die  in  der  vor.  Anm.  1,  167;  Richter-Dove§.  168. 

citirten  Bestimmungen  den  einzelnen  Privilegien  '^  Denn  das  allgemeine  Rechtsprincip,  dass  es 

der  Regularen  derogirt  haben,  entstanden  sind,  dem  Berechtigten  freisteht,  jeder  Zeit  auf  sein 

s.    Reiffenstuel    n.    135    ff.;     Schmalz-  Recht  zu  verzichten,  auf  welches  sich  die  herr- 

grueber  n.  234  ff,  sehende  Lehre  beruft,  findet  nur  auf  Privatrechte, 

2  Reg.  iur.  34  in  Vit« :  „generi  per  speciem  nicht  schlechthin  auf  öffentliche  Rechte  An- 
derogetur."  Wendung. 

3  Arg.  c.  1  in  VIto  de  constit.  I.  2  cit.  ^  Allein    von     derartigen    Zehntexemtionen, 

4  c.  19  (Innoc.  III")  X.  de  praeseript.  II.  26:  welche  allerdings  im  Einzelfalle  auch  eine  an- 
„sicut  in  privilegio  dicti  Paschalis  et  Alexandri  dere  Bedeutung  haben  können,  [s.  0.  S.816.n.4), 
p.  praedeeessorum  nostrorum  perspeximus  con-  handeln  die  regelmässig  angezogenen  Belagstel- 
tineri,  non  obstante  privilegio  Clementis  papae,  len  c.  6  (Alex.  III.)  X,  h.  t :  „de  privilegio  tamen 
per  quod  privilegiis  suorum  praedeeessorum  non  indulto  tanto  tempore  vobis  detrahere  voluistis, 
exstitit  derogatura,  quum  de  ipsis  nuUam  feeerit  quum  liberum  sit  unieuique  suo  iuri  renunciare" 
meutionem."  u.  c.  15  (Innoc.  III.)  X.  eod. :  „Quum  enim  tanto 

^  S.  0.  S.  774.  ff.     Bei   speciellem    Widerruf  tempore   contra  indulta  privilegia  deeimas  sol- 

verlangt  man  vom  Standpunkt  der  schon  oben  veriut,  eis  renunciasse  taeite  praesumuntur". 
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legs  seitens  des  Begünstigten  allein  dadurch  herbeigeführt  werden ,  dass  er  den  Ge- 
setzgeber zur  Wiederaufhebung  desselben  veranlasst'. 

Soweit  ein  Verzicht  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Erörterung  rechtlich  statt- 
haft erscheint  2,  kann  derselbe  die  in  dem  Privileg  liegende  Anordnung  des  Ge- 
setzgebers an  sich  niemals  aufheben,  sondern  nur  das  Produkt  derselben,  die  für  den 
Privilegirten  entstandene  subjektive  Berechtigung  oder  Befreiung  beseitigen^,  womit 
freilich  auch  dem  Privileg  seine  weitere  Wirksamkeit  entzogen  ist''.  Hieraus  folgt, 
dass  der  Verzicht  allein  gültig  von  demjenigen  abgegeben  werden  kann,  welcher  über 
die  Substanz  der  betreffenden  Berechtigung  zu  verfügen  befugt  ist'',  und  dass  die 
sonstigen  Erfordernisse ,  welche  das  kirchliche  Recht  für  eine  derartige  Verfügung 
vorschreibt,  beobachtet  werden  müssen 6.    Danach  bemisst  sich  weiter,  ob  der  Ver- 


1  So  meint  auch.  Schulte  1,  167.  n.  47,  dass 
ein  exemter  Abt  auf  sein  Privileg  nicht  yer- 
zichten  kann.  Freilich  ist  seine  Berufung  auf 
c.  15  (Gregor.  IX.)  X.  de  renunc.  I.  9  nicht  ge- 
rechtfertigt, da  die  Stelle  nur  von  den  Erforder- 
nissen der  Amtsniederlegung  seitens  des  jewei- 
ligen Abtes  handelt  und  hierfür  Erlaubniss  des 
Papstes  fordert.  Selbst  bei  den  Aelteren  macht 
sich  der  im  Text  als  entscheidend  hervorgehobene 
Gesichtspunkt  geltend,  so  in  der  Behauptung  bei 
Reiffenstnel  n.  296,  dass  ein  Prälat,  Kapitel 
oder  Konvent  auf  ein  durch  Privileg  erworbenes 
Recht  nicht  verzichten  kann,  wenn  dasselbe  für 
die  Kirche  nützlich  oder  ehrenvoll  ist  und  dass 
in  diesem  Falle  jedes  einzelne  Mitglied  durch 
Widerspruch,  ja  auch  der  kirchliclie  Obere  kraft 
seines  Aufsichtsrechtes  den  Verzicht  zu  verhin- 
dern befugt  und  verpflichtet  ist. 

Für  die  Auffassung  des  Textes  spricht  übri- 
gens insbesondere,  dass  manchen  Orden,  so  z.  B. 
den  Franziskanern  durch  Leo  X.  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  einzelne  der  ihnen  vivae  vocis  oraculo 
beigelegten  Privilegien  sich  später  wenigstens 
theilweise  als  unnütz  erwiesen  hatten,  die  Be- 
fugniss  beigelegt  ist,  sowohl  durch  Mehrheits- 
beschluss  des  General-Kapitels,  wie  des  Provin- 
zial-Kapitels  (für  einzelne  Orte  der  Provinz)  den 
Nichtgebrauch  der  betreffenden  Privilegien  an- 
zuordnen, und  dass  nach  weiterer  päpstlicher  Be- 
stimmung eine  derartige  Anordnung  die  Ordens- 
mitglieder ebenso,  als  ob  die  Privilegien  durch 
den  Papst  suspendirt  oder  widerrufen  wären, 
binden  solle,  Reiffenstnel  n.  199.  Daraus er- 
giebt  sich,  dass  zum  Verzicht  der  im  höheren 
kirchlichen  Interesse  ertheilten  Privilegien  prin- 
zipiell die  Zustimmung  des  obersten  Gesetzgebers 
für  erforderlich  gehalten  und  die  Funktion  des 
letzteren  nur  ausnahmsweise  den  erwähnten  Or- 
ganen übertragen  worden  ist. 

Keinesfalls  ist  aber  der  herrschenden  Lehre 
zuzugeben,  dass  Bischof  und  Kapitel  unbedingt 
auf  die  Privilegien  der  Kirche  zu  verzichten  be- 
fugt sind,  wenn  sie  nichts  mehr  nützen  oder 
gleichgültig  sind,  Reiffenstnel  n.  195; 
Schmalzgrueber  n.  184;  Schulte  1,  167 
n.  49.  Durch  diese  Umstände  wird  ihnen  die 
freie  Disposition  über  das  Privilegium  nicht  an- 
heimgegeben. Von  den  beiden  dafür  regelmässig 
angezogenen  Kapiteln  sagt  das  eine  c.  8  (Innoc. 
III.)  X.  de  const.  I.  2  nur,  dass  die  Kanoniker, 
welche  die  Stelle  des   Primicerius,    deren  Ein- 


künfte sie  unter  päpstlicher  Bestätigung  auf  die 
übrigen  Kanonikate  vertheilt  hatten,  wieder  von 
Neuem  besetzen,  also  wieder  errichten  können. 
Will  man  hier  in  der  päpstlichen  Bestätigung 
ein  Privileg  finden,  so  lag  mindestens  ein  solches 
vor,  welches  in  die  Kategorie  der  lediglich  im 
persönlichen  Interesse  gegebenen  gehörte,  also 
der  freien  Verzichtleistung  unterlag.  Das  zweite 
Kapitel,  c.  22  (Inn.  III.)  X.  de  praeb.  III.  5.  be- 
handelt den  Fall,  dass  ein  Kapitel,  welches  ein 
Indult  des  Papstes  auf  Reception  von  nur  40 
Kanoniker  besass ,  aber  seinerseits  einen  über- 
zähligen aufgenommen  hatte  ,  einem  vom  Papst 
Providirten  die  Reception  verweigerte.  Der  Papst 
entscheidet,  dass  sie  diesen  aufnehmen  müssen : 
„quum  nobis  legem  imponere  non  debeant,  quam 
ipsi  negligunt  observare."  Ob  der  vom  Kapitel 
zugelassene  überzählige  Kanoniker  gültig  recipirt 
ist,  darüber  entscheidet  der  Papst  gar  nicht,  also 
auch  darüber  nicht,  ob  die  Kanoniker  auf  das 
Privileg  durch  Verletzung  desselben  zu  verzich- 
ten berechtigt  waren.  Die  Stelle  ist  also  eben- 
falls beweisiinkräftig,  abgesehen  davon,  dass 
auch  das  hier  fragliche  Privilegium  als  ein  ledig- 
lich im  Interesse  der  Kanoniker  gegebenes  be- 
trachtet werden  kann. 

2  Also  z.  B.  auf  ein  durch  päpstliches  Indult 
gewährtes  Patronats-  oder  Präsentationsrecht,  auf 
das  Recht,  sich  an  einem  interdicirten  Orte  Messe 
lesen  zu  lassen. 

3  Diese  Unterscheidmig  ist  bisher  lediglich  für 
die  Lehre  von  dem  Erlöschen  des  Privilegium 
durch  Nichtgebrauch  verwerthet  worden,  s.  dar- 
über unten  unter  4. 

*  Denn  mit  der  einmal  eingetretenen  Wirkung, 
mit  der  Schaffung  des  Produktes,  der  Berechti- 
gung, hat  die  lex  specialis  ihre  Funktion  er- 
schöpft. Sie  erzeugt  nicht  fort  und  fort  dieselbe, 
wie  die  erstgewährte,  Berechtigung  von  Neuem. 

5  Damit  ist  gegenüber  der  bisherigen  Kasuistik 
ein  festes  Princip  gewonnen  und  es  entscheiden 
sich  durch  dasselbe  von  selbst  Fragen,  wie  z.  B. 
die ,  wer  bei  einem  Mehreren  in  solidum  oder 
einer  juristischen  Person  gewährten  Privileg  den 
Verzicht  abgeben  muss ,  vgl.  Reiffenstnel 
n.  191.  194.  195. 

6  Also  namentlich,  ob  und  welcher  kirchliche 
Obere  die  Genehmigung  zu  ertheilen  hat,  so  z.  B. 
zu  dem  eine  Veräusserung  enthaltenden  Verzicht 
auf  ein  durch  Privileg  gewährtes  Zehntrecht. 


822 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  193. 


zieht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  abgegeben  werden  kann^,  endlich  auch,  ob 
der  blosse  Verzicht  genügt  oder  noch  eine  Annahme  desselben  erforderlich  ist.  Frei- 
lich werden ,  da  durch  die  Privilegien  keine  obligatorischen  Beziehungen  begründet 
werden ,  nur  ausnahmsweise  Fälle  vorkommen  2,  in  denen  eine  solche  nothwendig 
erscheint  3. 

Wenn  der  Verzicht  einmal  rechtsgültig  abgegeben  oder  falls  dies  zu  seiner  Per- 
fektion wesentlich  ist ,  angenommen  worden  ist ,  so  kann  der  Privilegirte  denselben 
nicht  widerrufen  und  nicht  mehr  auf  sein  Privilegium  zurückgreifen  K 

4.  Was  sodann  den  Verlust  der  Privilegien  durch  Nichtgebrauch  (won  ustis)  be- 
triflft,  so  ist  eine  Beseitigung  derselben  als  objektiver  Rechtsquelle  ebensowenig  mög- 
lich, wie  durch  Verzicht,  vielmehr  kann  der  Nichtgebrauch  höchstens  einen  derarti- 
gen Einfluss  auf  die  durch  das  Privileg  gewährte  Berechtigung  äussern. 

Ausgeschlossen  ist  aber  jede  Rechtswirkung  des  Nichtgebrauches  bei  denjenigen 
Privilegien  öffentlichen  Charakters ,  auf  welche  der  Privilegirte  nicht  verzichten  darf 
(s.  0.  S.  S20)  und  welche  er  auszuüben  verpflichtet  ist  (s.  0.  S.  816),  denn  aus  der 
unerlaubten  Verletzung  seiner  desfallsigen  Pflicht  kann  kein  Recht  für  ihn,  d.  h.  hier 


1  So  kann  z,  B.  das  durch  Indult  erworbene 
Patronat  auch  durch  konkludente  Handlungen 
aufgehoben  werden,  s.  0.  S.  89.  n,  2.  Mitunter 
liegt  die  Sache  so,  dass  im  gegebenen  Falle  eine 
auf  den  Verzicht  schliessen  lassende,  konklu- 
dente Handlung  kaum  möglich  ist,  so  z.  B.  bei 
dem  Privileg,  sich  an  einem  interdicirten  Orte 
Messe  lesen  zu  lassen.  Im  Zweifel  ist  aber  Statt- 
haftigkeit des  stillschweigenden  Verzichtes  an- 
zunehmen ,  da  das  kanonische  Recht  keine  be- 
stimmte Form  der  Renunciation  vorschreibt. 

2  Der  Fall  des  Verzichtes  auf  ein  Zehntrecht, 
in  welchem  die  Aelteren,  Schmalzgrueber 
n.  181,  eine  Annahme  verlangen,  gehört  nicht 
hierher,  denn  das  Verhältniss  zwischen  dem 
Zehntherrn  und  dem  Zehntverpflichteten  ist 
keine  Obligation. 

3  So  z.  B.  bei  dem  durch  Privileg  gegebenen 
Patronatrecht,  wenn  der  Patron  Lasten  zu  tragen 
hat,  0.  S.  88.  Dagegen  ist  er  nicht  erforderlich 
bei  Privilegien,  wie  dem  Anm.  1  zuletzt  er- 
wähnten, vgl.  auch  Schmalzgrueber  n.  182 ; 
nur  wird  es  hier  schwer  sein,  wenn  der  Verzicht 
nicht  einem  kirchlichen  Obern  gegenüber  oder 
öffentlich  abgegeben  ist,  denselben  zu  konstatiren. 

Was  das  rechtliche  Verhältniss  bei  einem  Ver- 
zicht auf  Befreiungen  von  gesetzlichen  Lasten, 
z.  B.  auf  ein  Privilegium  decimas  nonsolvendi  be- 
trifft, so  könnte  man  geneigt  sein,  die  die  Befrei- 
ung aussprechende  lex  specialis,  das  Privilegium, 
lediglich  als  ein  den  Kreis  der  Verpflichteten  zu 
Gunsten  des  Privilegirten  einschränkendes,  den 
letzteren  dauernd  aus  demselben  herausheben- 
des Spezialgesetz  aufzufassen.  Dann  läge  eine 
fortwährend  wirkende  objektive  Rechtsnorm  vor, 
und  da  diese  durch  den  Verzicht  des  Privilegirten 
nicht  aufgehoben  werden  kann,  so  würde  dieser  zur 
Beseitigung  der  Befreiung  nicht  ausreichen,  viel- 
mehr wäre  dazu  erforderlich,  dass  der  Privilegirte 
erst  durch  besondern  Rechtsakt  demjenigen,  wel- 
cher nunmehr  die  Abgabe  (den  Zehnten)  von 
ihm  einfordern  soll,   ein  Recht  darauf  gewährt 


oder  der  letztere  ein  solches  ersitzt.  Die  Auf- 
fassung des  kanonischen  Rechtes  ist  das  aber 
nicht,  vielmehr  geht  dieselbe  dahin,  dass  durch 
ein  solches  Privileg  für  den  Privilegirten  eine 
besondere  subjektive  Berechtigung,  dem  nach 
dem  allgemeinen  Gesetz  zur  Forderung  der  Ab- 
gabe Befugten  die  Leistung  zu  verweigern,  be- 
gründet werde  und  dass  das  Privileg  damit  seine 
Funktion  erschöpft  hat.  Dies  zeigen  deutlich 
c.  6.  15  X.  h.  t.  (s.  S.  820.  n.  8),  welche  in  der 
Nichtgeltendmachung  einer  durch  Privileg  ver- 
liehenen Zehntbefreiung  während  30,  bez.  40  Jah- 
ren und  trotz  desselben  erfolgter  Zehntleistung 
während  dieser  Zeiträume  einen  stillschweigen- 
denVerzicht  durch  konkludente  Handlungen  an- 
nehmen und  die  Verpflichtung  zu  weiterer  Lei- 
stung an  den  sonst  Berechtigten  aussprechen, 
also  nicht  eine  Neubegründung  des  Zehntrechtes 
für  den  letzteren  verlangen.  Allerdings  ist  viel- 
fach, s.  die  Glosse  im  casus  zu  c.  15  X.  cit.  und 
die  Summarien  zu  beiden  Kapiteln ,  behauptet 
worden ,  dass  die  Stellen  von  der  Verjährung 
handeln,  (s.  auch  noch  Schulte  1,  174.  n.  64 
u.  68),  aber  in  ihrem  Inhalt  wird  nichts  davon 
gesagt  und  überdies  ist  sowohl  die  Annahme 
einer  Acquisitiv-,  wie  auch  einer  Extinktivver- 
jährung  dadurch  ausgeschlossen,  dass  c.  6  (v. 
Alexander  III)  nur  eine  30jährige  Frist  verlangt, 
während  schon  zu  dessen  Zeit  das  kanonische 
Recht  für  die  Verjährung  40  Jahre  gefordert  hat, 
s.  Reich,  Entwickig.  d.  kanon.  Verjährungs- 
lehre. Berlin  1880.  S.  6  ff.  und  über  die  beiden 
citirten  Kapitel  Stepp  es  i.  d.  Ztschr.  f.  K.  R. 
u.  Proz.  14,  126  ff.  Die  Polemik  Schulte's 
a.  a.  0.  gegen  den  letzteren  ist  aus  dem  ange- 
führten Grunde  unberechtigt,  um  so  mehr  als 
Schulte  selbst  sich  damit  helfen  muss,  dass  er 
erklärt,  die  übrigen  nicht  in  den  Kapiteln  er- 
wähnten Erfordernisse  der  Verjährung  verständen 
sich  von  selbst. 

*  Denn  im  Wesen  eines  einseitigen  Rechts- 
aktes liegt  es  nicht,  dass  derselbe  beliebig  wider- 
ruflich ist,  s.  auch  Schulte  1,  167. 
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keine  Befreiung  von  der  Pflicht,  die  durch  das  Privilegium  ihm  auferlegten  Funk- 
tionen wahrzunehmen,  entstehen. 

Für  die  übrigen,  der  Disposition  des  Privilegirten  unterliegenden  Privilegien 
bildet  aber  der  non  usus  der  aus  einem  solchen  herfliessenden  Berechtigungen  eben- 
sowenig einen  allgemeinen  Erlöschungsgrund,  und  es  war  unrichtig,  wenn  die  frühere 
kanonistische  und  gemeinrechtliche  Theorie  denselben  als  solchen  hat  gelten  lassend 
Da  der  non  usus  an  sich  nicht  zur  Vernichtung  aller  Rechte  führt  2,  und  auch  in  Be- 
treff dieser  Frage  zwischen  dem  Privileg  als  objektiver  lex  specialis  und  dem  Pro- 
dukt desselben,  der  durch  dasselbe  gewährten  Befugniss,  zu  unterscheiden  ist^,  so 
ergiebt  sich  daraus  die  Konsequenz,  dass  für  den  Verlust  des  durch  das  Privileg  ent- 
standenen Rechtes  in  Folge  von  non  usus  lediglich  der  juristische  Charakter  der  frag- 
lichen Berechtigung  massgebend  ist.  Wo  die  betreffende  subjektive  Berechtigung  der 
Verjährung  oder  dem  Erlöschen  zu  Folge  Nichtgebrauches  innerhalb  der  Präskrip- 
tionsfrist  unterliegt,  da  geht  dieselbe,  wie  jede  andere  gleiche,  welche  auf  einem 
sonstigen  Rechtsgrunde,  z.  B.  Vertrag  beruht,  unter,  und  es  macht  keinen  Unter- 
schied, dass  ihr  Entstehungsgrund  ein  Privileg  bildet'*. 

5.  Aus  den  bisherigen  Darlegungen  folgt  weiter,  dass  nicht  das  Privileg,  wohl 
aber  das  aus  demselben  herfliessende  Recht  wider  Willen  des  Berechtigten  durch 
diejenigen  Gründe,  welche  überhaupt  ein  derartiges  Recht  aufheben  können,  be- 
seitigt, ja  auch  unter  Umständen  auf  einen  anderen  übertragen  werden  kann.  In 
Frage  kommt  hier  die  usucapio  lihertatis  und  die  Acquisitiversitzung .  Da  sich  in  diesen 
Fällen  der  Verlust  nach  dem  allgemeinen  Recht  gegen  den  Willen  des  Berechtigten 
vollzieht,  ist  dies  auch  der  Fall,  wenn  bei  dem  fraglichen  Recht  der  Verzicht  des 
Privilegirten  wegen  des  Charakters  des  Privilegs  (s.  0.  S.  820)  an  sich  ausgeschlos- 
sen wäre ,  sofern  nur  das  ius  commune  ein  solches  Recht  den  erwähnten  Ersitzungs- 
arten  unterwirft  5. 

1  Und  zwar  sollte  danach  das  Privileg  entwe-  Theorie  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  zunächst 
der  in  Folge  des  in  dem  Nichtgebrauch  liegenden  für  das  Gebiet  des  gemeinen  Rechts  von  H  u  f  e  - 
stillschweigenden  Verzichtes  oder  in  Folge  der  land,  Geist  d.  röm.  Recht  (1815),  1,  274  ff., 
Präskription  untergehen,  im  letzteren  Fall,  wenn  bekämpft  und  ihre  Herrschaft  beseitigt  worden, 
der  Begünstigte  das  Privileg  während  der  Ver-  s.  namentlich  Fritz ,  Gesch.  f.  C.  R.  u.  Proc. 
jährungszeit  nicht  ausgeübt  hatte  oder  gegenüber  14,  201  ff.;  Schlayer,  a.  a.  0.  S.  95; 
einem  dasselbe  verletzenden  Akt  dieselbe  ohne  Puchta,  Pandekten  §.  31;  Windscheid, 
Protestation  hatte  ablaufen  lassen.  Während  man  Pandekten  §.  136;  auf  dem  Gebiete  des  kano- 
diese  Grundsätze  für  die  privilegia  affirmativa  nischen  Rechts  kommt  vor  Allem  Schulte  1, 
concessa  cum  gravamine  aliorum  (z.  B.  Privi-  169  in  Betracht,  welchem  jetzt  auch  Richter- 
legien  auf  Zehnten  und  andere  Abgaben),  sowie  Dove  §.  168  folgt. 

privilegia  negativa  aliis  onerosa  (z.  B.  bei  Zehnt-  *  Während  daher  die  auf  Privileg  beruhenden 

exemtionen)  für  massgebend  erklärte,  wurde  da-  Patronats-,    Präsentations-    und    Nominations- 

gegen  bei  den  privilegia  affirmativa  merae  gratiae  rechte,  das  Recht,    sich  an   einem   interdicirten 

(z.  B.  celebrandi  ante  auroram)  und  den  negativa  Orte  Messe  lesen  zu  lassen,  nicht  durch  blossen 

mere  gratiosa  (z.  B.  non  jejunandi)  der  Verlust  non  nsus  untergehen,  s.  auch  0.  S.  90,  würde  bei 

durch  non  usus  für  ausgeschlossen  erklärt,  s.  na-  einer    Leistung    obligatorischen   Charakters   die 

mentlich    die    ausführlichen    Darstellungen    bei  Verjährung   zufolge    Nichtgeltendmachung   ein- 

Reiffenstuel  n.  203  u.   Schmalzgrueb  er  treten,    vgl.   übrigens  auch    Schulte   1,    172. 

n.  186  ff.    Weitere  Anführungen  über  die  ältere  173. 

Literatur  bei   Schulte  1,  169  n.  53.    Von  den  »  So  kann  durch  usucapio  lihertatis  gegen  ein 

neueren  stehen  im  wesentlichen  noch  auf  dem-  durch  Indult  gewährtes  Patronatrecht  die  Freiheit 

selben  Standpunkt  Eichhorn,   K.   R.  2,  26;  der  Kirche  von   dem  Bischof,   ferner  gegen  ein 

Permaneder,    K.  R.  §.    282;   Phillips   5,  Zehntprivileg  die  Freiheit  vom  Zehnten  ersessen 

14:5.  werden.  Ebenso  ist  es  umgekehrt  möglich,  dass  ein 

2  Schulte  1,  169,  vgl.  auch  v.  Savigny,  Exemtionsprivileg  von  gewissen  Jurisdiktions- 
Syst.  d.  R.  R.  4,  297  ff.  rechten  des  Bischofs  oder  ein  Privileg  auf  Be- 

^  Von  diesem  Standpunkt   aus  ist  die  ältere       freiung  vom  Zehnten,    dadurch  beseitigt  wird, 
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VII.  Schutz  der  Privilegien.  Der  durch  das  Privilegium  geschaffene 
Rechtszustand  bildet  einen  Theil  der  kirchlichen  Rechtsordnung  und,  da  er  somit 
dem  allij:emeinen  Rechtsschutze  derselben  untersteht,  können  zu  seiner  Aufrechter- 
haltung alle  Mittel,  welche  für  die  Wahrung  der  Rechtsordnung  im  Allgemeinen  zur 
Anwendung  kommen,  gebraucht  werden.  Es  kann  also  bei  Nichtbeachtung  des  Pri- 
vilegs durch  eine  untergeordnete  kirchliche  Instanz  der  Schutz  des  höheren  zuständigen 
Kirchenoberen  angerufen  •  oder  auch  von  Amtswegen  durch  diesen  kraft  des  Ober- 
aufsichtsrechtes die  Beachtung  des  Privilegs  angeordnet,  nöthigenfalls  aber  Exekutiv- 
oder Disciplinarstrafe  gegen  die  ungehorsame  Instanz  verhängt  werden  2.  Alle  Akte, 
welche  dem  Privileg  zuwiderlaufen ,  sind  nichtig  3,  und  es  darf  daher  Befehlen  der 
kirchlichen  Oberen,  welche  gegen  das  Privileg  Verstössen,  der  Gehorsam  verweigert 
werden^.  Ferner  kann  der  Berechtigte  auch  diejenigen  Klagen  (petitorische  und 
possessorische),  welche  zum  Schutz  der  ihm  kraft  des  Privilegiums  zustehenden  sub- 
jektiven Berechtigung  gegeben  sind^,  gegen  jeden  Verletzer  anstellen  und  sich  ein- 
redeweise  gegen  etwaige  dem  Privileg  zuwiderlaufende  Ansprüche  vertheidigen  ß. 
Dagegen  ist  es  eine  ungerechtfertigte  Behauptung,  welche  mit  der  der  früheren 
Theorie  unbekannten  Unterscheidung  des  Privilegiums  als  objektiver  Rechtsnorm 
und  der  durch  dasselbe  erzeugten  subjektiven  Berechtigung  zusammenhängt,  dass 
jedem  Privilegirten  zum  Schutz  seines  Privilegs  die  actio  confessoria  zustehe"^. 

VIII.  Erneuerung  der  Privilegien  [innovatio ,  conßrmatio).  Die  juristische 
Bedeutung  einer  Erneuerung  des  Privilegs  hängt  sowohl  von  ihrem  Zwecke,  wie  auch 
von  ihrem  Inhalte  ab.  Sie  kann  einmal  lediglich  deshalb  erfolgen,  um  dem  Privile- 
girten, falls  die  Verleihungsurkunde  verdorben  oder  verloren  ist,  eine  neue  oder  eine 
unverdächtige  Urkunde  zum  Zweck  des  Beweises  seines  Privilegs  zu  verschaffen  s. 

Eine  Bestätigung  oder  Erneuerung  ist  aber  andererseits  auch  möglich ,  um  ge- 
genüber einer  Ableugnung  der  Existenz  oder  der  Echtheit  des  Privilegs  oder  über- 
haupt zur  Beseitigung  künftiger  Anfechtungen  desselben  die  Thatsache  festzustellen, 
dass  Jemandem  zu  einer  gewissen  Zeit  ein  Privileg  bestimmten  Inhaltes  ertheilt  wor- 
den ist.     Eine  solche  Bestätigung  oder  Innovation,   s.g.  confirmatio  in  forma  ordinaria 


dass  der  Bischof  die  betreffenden  Jnrisdiktions-  -wird,  Reiffenstuel  n.  132;  Schmalzgrue- 

rechte,   der  nach  gemeinem  Rechte  zum  Zehnt-  her  n.  233,   Schulte  1,  166.     Inwieweit  da- 

hezug    Befugte    die    Zehntberechtigung  wieder  gegen  ein  Erkenntniss  über  die  kraft   eines  Pri- 

durch  Ersitzung  gegenüber  dem  Privilegirten  er-  vilegs  in  Anspruch  genommene  Berechtigung  die 

wirbt,  vgl.  Schulte  1,   173,    s.  auch  o.  S.  90.  spätere  Geltendmachung  derselben  hindert,  be- 

u.  Th.  II.  S.  456  ff.  stimmt  sich  nach  den  Regeln  über  die  Wirkung 

Der  Missbrauch  des  Privilegs  ist  abgesehen  von  der  res  iudicata, 

dem  0.  S.  818.  n.  3  a.  E.  gedachten  Fall'-weder  ein  i  Beschwerden  an  den   Papst  und  Anrufung 

ipso  iure  wirkender  Erlöschungsgrund  des  Pri-  desselben  in  c.  4  (Alex.  III)  X.  h.  t. 

vilegs   noch   kann  deswegen   dem   Privilegirten  ^  ^   ^^   56.  X.  h.  t.,  auch  Revokation  der  dem 

dasse  be  durch  Richterspruch  aberkann    werden,  y^^^^,,,,  ^^^^^^  zustehenden  Privilegien  durch 

wie  die    Aelteren ,    s.   Reiffenstuel  n.   l(o.  ,       t>      x       •     •          /.    -j. 

4-Qciv        1               1              ^OTö-vu       i.  den  Papst,  wie  m  c.  4  cit. 

I<y,  S  Cum  al  zgrueber  n.  ly^  ff.  behaupten,  ^    ' 

indem  sie  dafür  nur  Stellen    anführen .  welche  ^  Arg.  c.  10  (Alex.  III.)  X.  de  elect  I.  b. 

vom  Verlust  des  s.  g.  Privilegium  clericale,  also  ^  «•  »  (^^ex.  III.)  X.  de  excess.  praelat.  V.  31. 

von  Berechtigungen  kraft  des  ius  singulare  hau-  ^  ^^so  z.  B.  gegen  Besitzstorungen  die  actio 

dein  spolil,  zur  Geltendmachung  des  Zehntrechts  die 

Ferner  ist    es    selbstverständlich ,    dass    auch  ^(^^^0  confessoria  utilis. 

sonst  ein  Privilegium  selbst  nicht  durch  Urtheil  ^  Schulte  1,  162.              ^    ^qk     r< 

des  Richters,  da  derselbe  nicht  über  dem  Gesetz  "^  S.  z.  B.  noch  Phillips  5,  135.    Gegen  ihn 

steht,  beseitigt  werden  kann,    wohl  aber  ist  es  Schulte  a.  a.  0. 

möglich,  dass  in  einem  Prozess  die  Rechtsgültig-  ^  Vgl.  c.  4.  X.  de  confirm.  ut.  II.  30.  ;  c.  12. 

keit  oder  Nichtigkeit  des   Privilegs   festgestellt  X.  h.  t.  V.  33;  Schulte  1,  175. 


§.  194.]       Das  Gesetzgebungsrecht  in  Beziehung  auf  einzelne  Rechtsverhältnisse. 
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o^QX  forma  commimi^,  ändert  an  dem  durch  das  erste  Privileg  geschaffenen  und  etwa 
später  durch  rechtlich  wirksame  Veränderungen  hervorgebrachten  Rechtszustand 
nichts ,  sie  giebt  dem  Privilegirten  nicht  mehr  Recht ,  als  ihm  das  erste  Privileg  ge- 
währt hat,  ja  sie  lässt  es  selbst  unentschieden,  ob  das  frühere  Privileg  und  die  dar- 
aus fliessende  Berechtigung  zur  Zeit  der  Innovation  noch  in  Kraft  bestanden  hat  oder 
nicht  2. 

Die  dritte  Art  der  Bestätigung  bezweckt  dagegen,  die  volle  Rechtsbeständigkeit 
eines  schon  früher  gewährten  Privileges  herzustellen  und  zu  sichern.  Sie  gilt  juris- 
tisch zugleich  als  Neuertheilung  desselben.  Falls  das  frühere  von  Anfang  nichtig 
war  oder  inzwischen  erloschen  ist  oder  die  daraus  herrührenden  Rechte  ihren  Unter- 
gang gefunden  haben,  erhält  der  Begünstigte  dadurch  ein  Privileg,  welches  dem  be- 
stätigten oder  renovirten  gleich  ist,  s.g.  conßrmatio  specialis  oder  ex  certa  scientia"^. 
Selbstverständlich  können  aber  einer  solchen  Bestätigung  auch  gewisse  Einschrän- 
kungen beigefügt  werden  4.  Im  Zweifel  hat  die  für  ein  Privileg  gegebene  Bestätigung 
nicht  diese  weitgehende  Wirkung ,  gilt  vielmehr  nur  als  eine  conßrmatio  in  forma 
communi  ^. 


§.194.     4.   Das  Gesetzgebungsrecht  in  Beziehung  auf  einzelne  Rechtsverhältnisse,  sowie 

bestehende  Rechte  und  Verpflichtungen. 

Mit  der  Befugniss  zur  Ertheilung  von  Dispensationen  und  Privilegien  ist  das 
Recht  der  gesetzgebenden  Gewalt,  für  spezielle  Fälle  mit  besonderen  Anordnungen 
einzugreifen,  nicht  erschöpft.  Der  oberste  Gesetzgeber  ist  nicht  nur  Herr  des  objek- 
tiven Rechtes,  insofern  er  die  Wirksamkeit  desselben  für  die  Zukunft  suspendiren 
und  durch  lex  specialis  ausschliessen ,  sowie  durch  eine  solche  besondere  Berech- 
tigungen und  Begünstigungen,  welche  in  dem  geltenden  objektiven  Recht  keinen  An- 
halt haben,  begründen  kann,  sondern  er  hat  auch  die  Macht  über  dasjenige,  was  das 
bisher  geltende  objektive  Recht  bereits  geschaffen  hat,  d.  h.  über  die  rechtliche  Qua- 
lifikation ,  welche  durch  die  Anwendung  des  letzteren  auf  einen  konkreten  That- 
bestand  begründet  ist,  über  die  Rechtsverhältnisse,  welche  sich  unter  der  Herrschaft 
desselben  aus  derartigen  Thatbeständen  ergeben  haben ,  sowie  über  die  Rechte  und 
die  Pflichten ,  welche  für  einzelne  Personen  aus  den  so  entstandenen  Rechtsverhält- 


1  Diese  ist  z,  B.  erkennbar  durch  den  Znsatz : 
„in  60  statu  quo  prius  erat",  Reiffenstuel  II. 
2.  n.  4  ff.  u.  V.  33.  n.  77. 

2  c.  13.  29.  X.  h.  t.,  Schulte  1,  176. 

3  Bei  derselben  werden  z.  B.  die  Klauseln :  ex 
certa  scientia,  ex  plenitudine  potestatis  apostoli- 
cae  oder  supplentes  omnes  iuris  et  facti  defectus 
gebraucht,  Reiffenstuel  II.  30.  n.  7.  8  u.  V. 
33.  n.  78ff.  Ein  Beispiel  bietet  das  von  Reif  f  en- 
stuel  V.  33.  n.  85  mitgetheUte  Breve  Paul's  V. 
V.  19.  Juli  1607,  betreffend  die  Bestätigung  der 
Franziskanerprivilegien  :  „omnia  et  singula  privi- 
legia,  immunitates,  exemptiones  ....  concessa 
ac  pluries  confirmata  et  innovata  cum  oranibus  in 
eis  contentis  clausulis,  deoretis  et  declarationibus 
ac  singulas  litteras  tarn  sub  plumbo  quam  in  forma 
brevis  aut  alias  desuperconfectas,  quarum  tenores 
praesentibus  pro  expressis  haberi  volumus,  qua- 
tenus  sint  in  usu  et  non  sint  revocata  seu  sub  ali- 
quibus  revocationibus  comprehensa  et  sacris  cano- 


nibus  et  conoilii  Tridentini  decretis  et  constitutio- 
nibus  apostolicis  et  ecclesiasticae  libertati  in  aliquo 
non  adversentur,  ex  certa  nostra  scientia  ac  de 
apostolicae  potestatis  plenitudine  tenore  praesen- 
tium  confirmamus  et  approbamus  ac  illis  perpe- 
tuae  ac  inviolabilis  apostolicae  firmitatis  robur 
adiicimus  ac  omnes  et  singulos  tam  iuris;  quam 
facti  defectus ,  si  qui  in  eisdem  intervenerint, 
supplemus". 

*  S.  z.  B.  die  in  dem  in  der  vor.  Anm.  citirten 
Breve  enthaltenen  Klauseln.  Ueber  die  Bedeu- 
tung derselben  vgl.  Reif  fenstuel  V.  33.  n. 
HO  ff. 

5  Das  ist  die  überwiegende  Meinung,  deren 
Richtigkeit  daraus  folgt ,  dass  die  Neuertheilung 
eines  Privilegs  sich  deutlich  aus  den  gebrauchten 
Worten,  ergeben  muss  und  andernfalls  der  in  den 
c.  13.  29.  X.  h.  t.  (s.  0.  Anm.  2)  enthaltene 
Grundsatz  Anwendung  findet,  vgl.  Reiffen- 
stuel II.  30.  n.  lOfif. 
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nissen  hervorgegangen  sind.  Alle  diese  unter  den  erwähnten  Voraussetzungen  von 
dem  objektiven  Recht  in  der  Vergangenheit  hervorgebrachten  Wirkungen  bilden 
keine  Schranke  für  seine  gesetzgeberische  Machtvollkommenheit ,  vielmehr  kann  er 
dieselben  durch  seine  Anordnung  anders  gestalten,  sie  umändern  oder  ganz  oder 
theilweise  sei  es  dauernd,  sei  es  nur  auf  Zeit  beseitigen'. 

Bezweifelt  hat  die  bisherige  Theorie  des  Kirchenrechts  diese  Befugniss  des  ober- 
sten Gesetzgebungsorganes  nicht.  Einzelne  Anwendungsfälle  derselben  sind  ihr  nicht 
entgangen  und  sie  hat  diese  auch  gesondert  behandelt'-^,  aber  sie  hat  dieselben  nie- 
mals in  ihrem  principiellen  Zusammenhang  betrachtet,  vielmehr  sich  die  Erfassung 
des  letzteren  dadurch  erschwert ,  dass  sie  einzelne  Fälle  unter  den  Begriff  der  Dis- 
pensation geworfen  ^  und  dadurch  den  letzteren  zugleich  getrübt  hat  ^. 

Der  Gesetzgeber  kann  von  der  erwähnten  Befugniss  Gebrauch  machen : 
1.  um  einen  Thatbestand,  welcher  wegen  eines  Mangels  in  den  vom  Recht  ge- 
forderten Voraussetzungen  die  beabsichtigten  Rechtswirkungen  nicht  hat  hervorbrin- 
gen können ,  mit  denselben  nachträglich  zu  bekleiden ,  also  die  entstandene  Nichtig- 
keit durch  ausdrückliche  gesetzliche  Anordnung  zu  heilen.  Möglich  ist  eine  solche 
Heilung  oder  sanatio  bei  allen  Thatbeständen ,  auf  welche  das  kirchliche  Recht  An- 
wendung findet,  also  z.  B.  bei  den  in  Betreff  der  Aemterorganisation  begangenen 
Nichtigkeiten^,  bei  solchen,  welche  bei  der  Besetzung  der  Aemter,  in  Prozessen 6, 
und  selbst  bei  der  Ertheilung  päpstlicher  Gnaden  vorgekommen  sind'.  Nichts 
anderes  als  ein  Anwendungsfall  dieser  Befugniss  ist  endlich  die  s.g.  dispensatio  oder 
sanatio  in  radice  mairimonii^ . 


'  So  erklärt  Benedikt  XIV.  in  seinem  von  ihm 
als  Sekretär  der  Congr.  conc.  erstatteten  Referat 
in  der  causa  Pragensis  (quaestlo  canonica  174. 
opp.  omnia.  Venet.  1788.  13,  111,  aucli  Arch.  f. 
k.  K.  R.  43,  16) :  „Quemadmodum  etenim  sum- 
mus  pontifex  potest  legem  ecclesiastlcam  Irritare 
et  revocare  non  tantum  quoad  imposterum  secu- 
turos  effectus,  ne  incurrantur,  sed  etiam  quoad 
effectus  productos"  und  beruft  sich  völlig 
zutreffender  Weise  dahei  auf  Clem.  un.  de  immu- 
nit.  eccles.  III.  17 :  „Quoniam  ex  constitutione 
Bonifatii  pp.  VIII  .  .  .  quae  incipit :  Clerici  lai- 
cos,  et  ex  declaratione  seu  declarationihus  ex  illa 
postmodum  suhsecutis  nonnulla  scandala,  magna 
pericula  et  incommoda  gravia  sunt  secuta  .... 
nos  de  consilio  fratrum  nostrorum  constitutionem 
et  declarationem  seu  declarationes  praedictas  et 
quicquid  ex  eis  secutum  est-vel  oh  eas,  penitus  re- 
vocamus'*. 

2  So  z.  B.  namentlich  die  s.g.  dispensatio  in 
radice  matrimonii. 

3  S.  0  S.  790  ff. 

I  *  Wie  dies  die  a.  a.  0.  besprochenen  Ansichten 
V.  Seh  eurl  s  und  Stölzels  zeigen.  Auch  ist, 
soweit  ich  sehe,  auf  den  anderen  Gebieten  der 
Rechtswissenschaft  die  hier  fragliche  Erscheinung 
nicht  in  ihrem  Zusammenhang  erfasst  worden. 
In  den  Lehrbüchern  des  Staatsrechts  wird  eben- 
falls nur  von  dem  Recht  der  Dispeusations-  und 
Privilegienertheilung  bei  der  Gesetzgebung, 
nicht  aber  im  Zusammenhang  damit  von  der  hier 
erörterten  Befugniss  des  Gesetzgebers,  welche 
z.  B.  das  Fundament  des  Enteignungsrechtes 
bildet,  gehandelt.  Was  das  Gebiet  des  Prozesses 


betrifft,  so  nennt  Wetzell,  Syst.  d.  Civilpro- 
cesses  §.  60  (2.  Aufl.  S.  737)  die  Beseitigung  der 
im  Verfahren  der  geistlichen  Gerichte  unterge- 
laufenen Nichtigkeiten  ebenfalls  unzutreffender 
Weise  Dispensation, 

5  S.  z.  B.  Th.  II.  S.  421. 

fi  Für  beides  bietet  die  o.  S.  413.  Anm.  a.  E. 
citirte  Bulle  Eugens  IV.  v.  1447  ein  Beispiel ; 
eine  noch  umfassendere  Sanirung  in  der  S.  412. 
Anm.  5  angeführten  Bulle  desselben  Papstes. 

■^  Vgl.  das  oben  S.  161.  Anm.  9  über  die  Klau- 
sel :  perinde  valere  Bemerkte. 

8  Das  ist  auch  die  herrschende  Auffassung. 
Wiederholt  erklärt  Benedikt  XIV.  in  seinen 
mehrfachen  Erörterungen  der  Bedeutung  des  In- 
stitutes,  vgl.  de  syn.  dioecesana  1.  XIII.  c.  21. 
n.  7  u.  Richters  Tridentinum  S.  274:  „non 
sane  agendo ,  ut  matrimonium  nulliter  contrac- 
tum,  non  ita  contractum  fuerit,  sed  effectus  illos 
de  medio  tollende,  qui  ob  huiusmodi  matrimonii 
nullitatem,  ante  indultam  dispensationem  ac 
etiam  in  ipso  contrahendi  matrimonii  actu  pro- 
ducti  fuerint",  s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  43,  13. 
Ebenso  Schulte,  E'herecht  S.  391,  welcheraber 
dabei  zugleich  unrichtiger  Weise  nicht  blos  von 
einer  Aufhebung  derWirkungeu  des  Gesetzes,  son- 
dern von  einer  nachträglichen  Suspension  dessel- 
ben spricht,  ebensoauch  Braun  i.  cit.  Arch.  43,7. 
Wenn  Müllendorf  i.  Wies  er  u.  Stentrup, 
Ztschr.  f.  kath.  Theologie  3,  473  ff.  die  s.g. 
dispensatio  in  radice  matrimonii  dahin  charakte- 
risirt,  dass  der  Papst  bei  Aufstellung  der  kirch- 
lichen Ehehindernisse  diejenigen  Fälle  von  vorn- 
herein ausgenommen  wissen  will,  in  welchen  er 
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2.  Der  oberste  Gesetzgeber  hat  aber  auch  umgekehrt  die  Macht,  ein  gemäss 
dem  geltenden  Recht  entstandenes  Rechtsverhältniss  zu  beseitigen  und  zu  vernichten 
und  demselben  damit  seine  rechtlichen  Wirkungen  zu  nehmen.  Ein  Beispiel  dafür 
bietet  die  s.g.  dispensatio  matrimonii  rati,  non  consummati  durch  den  Papst  ^ ,  ferner  aus 
früher  Zeit  die  Aufhebung  gewisser  Kategorien  von  Patronatrechten  durch  das  Tri- 
dentinum  2. 

Die  Anordnung  des  Gesetzgebers  kann  sich  aber  ferner  auch  blos  darauf  be- 
schränken : 

3.  bestehende  Rechtsverhältnisse  zu  modificiren,  so  z.  B.  bei  Stiftungen  von  Be- 
nefizien,  testamentarischen  Anordnungen  u.  s.  w.  die  von  dem  Stifter  getroffenen  Be- 
stimmungen in  einzelnen  Beziehungen  abzuändern  3, 

4.  einzelne  Rechte ,  welche  aus  wirksam  begründeten  Rechtsverhältnissen  her- 
vorgegangen sind'^,  und  ferner 

5.  auch  einzelne  Pflichten,  welche  durch  diese  begründet  worden  sind  oder  be- 
gründet werden,  ganz  oder  auf  Zeit  beseitigen  oder  abändern  ^.  Unter  diesen  letzte- 
ren Gesichtspunkt  fällt  z.  B.  die  s.g.  Dispensation  vom  Cölibat ,  von  einem  Ordens- 
oder anderen  Gelübde,  vom  Eide  und  von  der  Beobachtung  der  Residenzpflicht ^ 
(vgl.  auch  0.  S.  790). 

6.  Endlich  gehört  auch  hierher  das  Recht,  verwirkte  Strafen  und  Censuren  zu 
beseitigen  und  zu  mildern ,  also  das  Recht  der  Begnadigung  ^. 

Der  begrifi'liche  Unterschied  zwischen  der  echten  Dispensation  und  der  hier  un- 
ter einem  Gesichtspunkt  zusammen  gefassten  Thätigkeit  des  Gesetzgebers  liegt  also 
darin,  dass  die  erstere  dem  geltenden  Rechtssatz  die  Möglichkeit  seiner  Wirksamkeit 
vorher  entzieht,  die  letztere  dagegen  das,  was  derselbe  hervorgebracht  hat,  beseitigt 
und  anstatt  dessen  andere  rechtliche  Wirkungen  festsetzt. 

Gegen  das  Recht  der  Privilegien-Ertheilung  grenzt  sich  dagegen  die  hier  frag- 
liche Befugniss  des  Gesetzgebers  dahin  ab ,  dass  das  Privileg  eine  neue  objektive 
Spezialnorm  schafft,  sowie  dass  dasselbe,  soweit  es  subjektive  Berechtigungen  oder 
Befreiungen  erzeugt,  diese  ohne  Rücksicht  auf  vorhandene  Thatbestände,  Rechtsver- 
hältnisse ,  bestehende  Rechte  und  Pflichten  und  unabhängig  von  etwaigen  bereits  für 
den  Begünstigten  eingetretenen  Rechtswirkungen  zur  Existenz  bringt  ^  und  zu  bringen 
beabsichtigt.  Allerdings  führen  manche  Privilegien  dazu,  dass  sie  ebenfalls  in  früher 
begründete  Rechtsverhältnisse  und  Rechte  eingreifen  und  diese  ändern  9,  aber  dies  ge- 


oder  seine  Nachfolger  späterhin  die  Erklärung 
abgeben  werden,  dass  sie  in  dem  erlassenen  Ge- 
setze nicht  einbegriffen  waren,  so  verstösst  es 
gegen  den  Begriff  des  Gesetzes ,  demselben  die 
stillschweigende  reservatio  mentalis  des  Gesetz- 
gebers ,  es  solle  nur  gelten ,  soweit  er  später 
wollen  werde,  unterzulegen.  Gegen  ihn  auch 
Braun  a.  a.  0.  43,  3ff. 

1  Ueber  die  abweichende  Auffassung  v. 
Scheurls  s.  o.  S.  791.  n.  1. 

2  S.  0.  S.  94.  n.  5. 

3  S.  z.B.  Th.  II.  S.  393. 

*  Hierher  gehört  die  Derogation  des  im  Patro- 
nate  liegenden  Präsentationsrechtes,  s.  o.  S.  96. 

5  Wie  z.  B.  die  Umänderung  (commutatio") 
eines  Gelübdes,  c.  1  (Alex.  III.) X.  de  voto  III.  34. 

^  In  Betreff  der  letzteren  s.  aber  noch  unten 
Anm.  8. 


7  Das  Recht  zur  Ertheilung  einer  indulgentia, 
Absolution  oder  auch  Dispensation,  wie  die  her- 
kömmlichen Ausdrücke  für  die  Begnadigung  sind, 
vgl.  vorläufig  München,  kanonisch.  Gerichts- 
verfahren u.  Strafrecht  2,  247.  Das  Nähere  da- 
rüber im  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar- 
recht. 

8  Wie  z.  B.  das  Privileg  für  einen  Bischof  das 
Pallium  zu  tragen,  sich  während  des  Interdikts 
eine  Messe  lesen  zu  lassen.  Andererseits  ist 
m.  E.  die  Entbindung  von  der  Residenzpfiicht 
selbst  mit  Gestattung  der  Perception  der  Früchte 
(Th.  I.  S.  460),  sowie  die  Ertheilung  des  Indults 
wegen  iubilatio  (o.  S.  240.  241),  ferner  der  Aus- 
schluss gesetzlich  zustehender  Rechtsmittel  und 
die  Gewährung  von  abnormen  Rechtsbehelfen 
(Th.  I.  S.  421),  nicht  Privilegiencrtheilung. 

9  Privilegien  auf  Befreiung  von  Exkommuni- 


828 


I.    Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  194. 


schiebt  niemals  zum  Nachtheil  des  Privilegirten,  sondern  zum  Nachtheil  anderer  Per- 
sonen und  auch  blos  zu  dem  Zweck,  damit  das  Privileg  überhaupt  seine  beabsichtigte 
Wirkung  äussern  kann. 

Die  hier  besprochene  Befugniss  der  gesetzgebenden  Gewalt,  in  konkrete  Rechts- 
verhältnisse einzugreifen,  ist  ebenso  wie  die  sonstige  Ausübung  derselben  an  das 
Dogma  und  das  ius  divinum  gebunden,  und  diese  von  selbst  durch  die  Stellung 
des  kirchlichen  Gesetzgebers  bedingte  Beschränkung  wird  auch  von  der  herrschen- 
den Theorie  ausdrücklich  für  einzelne  hierher  gehörige  wichtige  Fälle  dieser  Be- 
thätigung  des  Gesetzgebungsrechtes,  welche  in  der  Praxis  häufiger  vorgekommen 
sind  und  vorkommen,  so  namentlich  für  die  s.g.  dispensaäo  in  radice  matrimonii^^  an- 
erkannt 2, 

Die  fragliche  Befugniss  hat  zur  Voraussetzung  die  volle  Macht  über  Gesetz  und 
Recht,  sie  kommt  daher  nur  dem  obersten  Gesetzgeber,  d.  h.  dem  Papst ^  (und  dem 
allgemeinen  Konzil)^  zu.  Ebenso  wie  das  Recht  zur  Dispensationsertheilung  kann  sie 
aber  von  demselben  auf  andere  übertragen  werden,  wofür  die  kirchliche  Praxis  eben- 
falls Beispiele  bietet  ^. 


katlonen,  auf  Exemtionen  von  der  Mscliöfliclien 
Jurisdiktion  für  Prälaten  und  Orden  entziehen 
dem  bisherigen  Ordinarius  seine  aus  dem  früheren 
Subjektionsverhältnisse  herfliessenden  Jurisdik- 
tionsrechte über  denPrivileglrten, Befreiungen  von 
der  gesetzlichen  Zehutpflicht  dem  Zehntherreu 
sein  Zehntrecht,  aber  hierbei  wird  immer  das 
objektive  Recht  in  Betreff  des  Umfangs  der  Juris- 
diktion und  der  Zehntpflicht  durch  Gewährung 
eines  entgegenstehenden  Rechtes  auf  Befreiung 
für  den  Begünstigten  geändert,  dasselbe  soll  nun- 
mehr auch  in  Zukunft  nicht  mehr  für  ibn  wirken 
und  die  Vernichtung  der  aus  der  bisherigen  Sub- 
jektion sich  ergebenden  Rechte  ist  nur  eine  da- 
mit verbundene  Folge,  welche  sich  niemals  gegen 
den  Begünstigten  richtet. 

1  Es  herrscht  volle  Einstimmigkeit  darüber, 
dass  der  Papst  eine  derartige  Sanation  nicht  ge- 
währen darf,  wenn  der  betreffenden  Ehe  ein  auf 
dem  göttlichen  Recht  beruhendes  Ehehinderniss 
entgegensteht,  dass  er  mithin  keine  Macht  hat, 
die  rechtsvernichtenden  Wirkungen  des  ins  di- 
vinum zu  beseitigen,  Benedikt  XIV.  de  sy- 
nodo  dioeces.  1.  XIII.  c.  21.  n.  7;  Schulte, 
Eherecht  S.  389.  390. 

2  Dafür  spricht  auch  der  Umstand ,  dass  die 
jetzt  allgemein  anerkannte  Statthaftigkeit  der 
dispensatio  matrimonii  rati^  non  consummati 
früher  von  dem  Standpunkt  aus  bezweifelt  wor- 
den ist,  ob  nicht  etwa  das  ius  divinum  eine  solche 
Auflösung  der  Ehe  hindere,  was  freilich  schon 
im  späteren  Mittelalter  verneint  worden  ist,  s. 
Durantis  speculum  iudiciale  lib.  I.  part.  I.  de 
dispensationibus  §.  7.  n.  6  u.  die  additio  des  Jo- 
hannes Andrea  dazu  5  Schulte,  Eherecht 
S.  426;  Kutschker,  Eherecht  S.  426 ;  nicht 
minder  der  Streit  über  das  Fundament  der  Resi- 
denzpflicht ,  sowie  die  Auffassung  über  die  Be- 
rechtigung des  Papstes  zur  s.g.  Dispensation  von 
derselben,  s.  0.  S.  224,  endlich  kann  auch  auf 
die  Lehre  der  Prozessualisten  hingewiesen  wer- 
den, dass  der  Papst  allein  nullitates  iuris  positivi, 
nicht  iuris  naturalis  heilen  könne,  "Wetzel  a.  a. 


0.  738;    Strippelmann,    d.  Nichtigkeitsbe- 
schwerde. Cassel  1862.   S.  68. 

3  Als  Behörden,  welche  diese  Angelegenheiten 
für  den  Papst  bearbeiten,  kommen  namentlich  in 
Betracht  die  Signatura  gratiae,  T.  I.  S.  421,  und 
die  Congregatio  concilii  (für  die  s.g.  dispensatio 
in  radice  matrimonii  und  vom  matrimonium  ra- 
tum,  sed  non  consummatum,  vgl.  weiter  auch 
Th.  I.  S.  460). 

4  Vom  Konzil  von  Trient  ist  diese  Befugniss 
noch  ausgeübt  worden  ,  s.  0.  S.  827.  Für  die 
jetzige  Zeit  gilt  aber  das  0.  S.  792  Bemerkte  auch 
hier. 

5  So  sind  mehrfach  im  Laufe  dieses  Jahrhun- 
derts französischen ,  preussischen  und  österrei- 
chischen Bischöfen  Fakultäten  auf  Gewährung 
der  sanatio  in  radice  matrimonii  ertheilt  worden, 
Kutschker,  Eherecht  5,  363  ff. 

Selbstverständlich  kann  sich  auch  der  Papst  in 
solchen  Fällen  der  sofortigen  Anordnung  ent- 
halten und  den  Erlass  derselben  einem  Bischof 
ebenso  wie  bei  der  echten  Dispensation,  als  Stell- 
vertreter, in  forma  commissoria  (s.  0.  S.  800) 
übertragen.  Ein  Beispiel  einer  solchen  Gewäh- 
rung der  s.g.  dispensatio  matrimonii  rati,  non 
consummati  bei  Kutschker  a.  a.  0.  1,  315  u. 
auch  bei  Ferraris  prompta  biblioth.  s.  v.  divor- 
tium  n.  11.  Nicht  zu  verwechseln  mit  diesen 
Fällen  der  Uebertragung  der  ausserordentlichen 
Gewalt  des  Gesetzgebers  sind  diejenigen,  in  wel- 
chen nach  bestehendem  Recht  die  unteren  In- 
stanzen unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Be- 
fugniss besitzen ,  bestimmte  Rechtsverhältnisse 
zu  beseitigen  oder  von  bestimmten  Verpflichtun- 
gen ganz  oder  zeitweise  zu  entbinden,  wie  z.  B. 
die  in  integrum  restitutio  zu  erth eilen,  eine  s.g. 
relaxatio  vom  Eide  bei  vorgekommenem  Zwang, 
Irrthum  u.  s.  w.  zu  gewähren,  c.  2.  8.  15  X.  de 
iurerur.  II.  24,  Urlaub  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen und  auf  bestimmte  Zeit  zu  bewilligen, 
8.  0.  S.  230.  234.  Hier  stehen  niemals  gesetz- 
geberische, sondern  mit  dem  gemeinen  Recht  in 
Einklang  befindliche  Verwaltungs-Akte  in  Frage. 
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Bei  dem  Gebrauch  seiner  Befugniss  ist  der  Gesetzgeber,  wenngleich  es  sich  hier 
immer  um  ausserordentliche  Massregeln  handelt,  nicht  an  bestimmte  Voraussetzungen 
gebunden,  deren  Mangel  die  Nichtigkeit  seiner  Anordnung  zur  Folge  haben  könntet 

Für  den  Erlass  derartiger  Anordnungen,  soweit  sie  Gnadenbewilligungen  des 
Papstes  enthalten ,  kommen  die  sonst  geltenden  Grundsätze  über  die  Ertheilung  von 
solchen  zur  Anwendung  ^^  wogegen  sich  für  die  s.g.  Sachen  kontentiöser  Natur,  d.  h. 
bei  denjenigen,  bei  welchen  die  Rechte  Dritter  betheiligt  sind,  die  Praxis  gebildet 
hat,  eine  vorgängige  causae  cognitio  eintreten  zu  lassen'^.  Erforderlich  ist  auch  für 
diese  Anordnungen,  weil  sie  gesetzgeberische  Akte  sind,  die  Ausgabe  oder  Publika- 
tion durch  den  Gesetzgeber  (s.  o.  S.  77  7) ,  indessen  besteht  diese  hier  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  für  die  Regel  nur  Verhältnisse  bestimmter  Personen  in  Frage  kommen, 
üblicher  Weise  blos  in  der  Mittheilung  an  die  Betheiligten  4. 


B.    Das  Gesetzgebungsrecht  der  lokalen  kirchlichen  Leitungsorgane. 

Partikulare  Gesetzgebung. 

§.195.     1.   Im  Allgemeinen. 

I.  Die  Organe.  Ein  untergeordnetes,  d.  h.  sowohl  örtlich,  wie  materiell  be- 
schränktes Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrecht  kommt  heute  in  der  katholischen 
Kirche  zu : 

1 .  den  verschiedenen  Arten  von  Synoden,  also  den  Provinzial-  ^,  Plenar-  (Pri- 
matial-,  National-)  ^  und  den  Diöcesansynoden  ^,  ferner  aber 

2.  den  Bischöfen  und  denjenigen  Leitungsbeamten,  welche  in  Betreff  der  Juris- 
diktion eine  den  letzteren  gleiche  Stellung  haben  (wie  z.  B.  die  praelati  nullius  dioe- 
ceseos,  die  vicarii  apostolici,  vgl.  §.  196). 

Dagegen  besitzt  der  Erzbischof  oder  Metropolit  in  dieser  seiner  Eigenschaft 
kein  Recht,  selbstständig  allgemeine  Anordnungen  für  die  ihm  unterstehende  Provinz 
zu  erlassen  ^,  mit  der  einzigen  Ausnahme ,  dass  er  bei  Abhaltung  der  Visitation  ^  der 
Diöcesen  seiner  Suffragane  Anordnungen  zur  Abstellung  von  Missbräuchen  und  zur 
Herstellung  gesunder  Verhältnisse  in  denselben  zu  treffen,  befugt  sein  würde  ^^. 

IL  Umfang  und  Schranken.  Das  Gesetzgebungs- oder  Verordnungsrecht 
aller  genannten  Organe  ist  mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieselben  nicht  zur  Leitung 
der  gesammten  Kirche  berufen  sind,  insofern  beschränkt,  als  sie  nur  für  diejenigen 
Theile  der  letzteren,  über  welche  sie  örtliche  Zuständigkeit  besitzen,  d.  h.  die  Pro- 


1  Allerdings  hat  sich  für  einzelne  Fälle  dieser 
Art  des  Eingreifens  des  Gesetzgebers,  so  für  die 
s.g.  dispensatio  in  radice  matrimonii  und  vom 
matrimonium  ratum ,  uon  consummatum  eine 
feste  Praxis  gebildet. 

2  S.  das  hierüber  in  Betreff  der  Dispensen 
und  Privilegien  o.  S.  793  u.  S.  811  Bemerkte. 

3  Th.  I.  S.  421. 

*  Nur  da,  wo  generell  dergleichen  Massregeln 
getroffen  werden,  wie  dies  z.  B.  in  den  S.  826. 
n.  6  und  S.  827.  n.  2  gedachten  Fällen  geschehen 
ist,  erscheint  dieser  Publikationsmodus  nicht  an- 
gemessen. 


5  S.  0.  S.  645. 

6  S.  0.  S.  654. 

7  S.  0.  S.  660. 

8  Th.  IL  S.  18fif. 

lieber  seine  Stellung  auf  der  Provinzialsynode 
s.  0.  S.  640.  641. 

9  Th.  II.  S.  18. 

10  Dieses  Recht  giebt  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  10 
de  ref.  den  Bischöfen  für  den  gedachten  Fall,  da 
aber  dasselbe  allgemeine  Bestimmungen  über 
eine  wirksame  Abhaltung  der  Visitation  treffen 
will ,  müssen  auch  die  Metropoliten  unter  den : 
„episcopi"  als  mit  inbegriffen  gelten,  vgl. 
Schulte  1,  127.  n.  6. 
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vinz,  den  Gesammtverband  mehrerer  Provinzen^,  die  Diöcese  oder  die  Quasi-Diöcese 
verbindliche  Anordnungen  erlassen  können. 

Materiell  sind  aber  damit  zugleich  für  ihre  Befugniss  folgende  Gränzen  gegeben : 

1 .  Es  ist  selbstverständlich,  dass  dieselbe  nicht  umfassender  sein  kann ,  als  die 
der  obersten  Gesetzgebungsorgane  der  Gesammtkirche.  Zunächst  bildet  daher  das 
Dogma  und  das  s.g.  ins  divinum  in  dem  früher  (S.  769)  besprochenen  Umfange  auch 
für  sie  eine  unübersteigbare  Schranke. 

2.  Ebensowenig  haben  sie  aber  weiter  rechtliche  Macht,  dasjenige,  was  einer 
gleichmässigen  Feststellung  für  die  ganze  Kirche  bedarf,  zu  regeln.  Daher  geht 

a.  diese  materielle  Zuständigkeit  nicht  auf  die  Weiterentwicklung  des  Dogmas 
und  auf  die  Entscheidung  zweifelhafter  und  streitiger,  bisher  von  der  Kirche  nicht 
festgestellten  Glaubenslehren  '^. 

b.  Ferner  ist  ihre  Kompetenz  ausgeschlossen  in  Bezug  auf  das  ganze  Gebiet  des 
ius  commime.  Alle  erwähnten  Organe  können  weder  neues,  für  die  ganze  Kirche  ver- 
bindliches Recht  schaffen,  noch,  was  bei  der  heute  erreichten  detaillirten  Ausbildung 
des  ius  commune  allein  von  praktischer  Bedeutung  ist,  das  geltende  gemeine  Recht, 
mag  es  auf  den  Beschlüssen  eines  allgemeinen  Konzils,  eines  päpstlichen  Gesetzes 
oder  auf  Gewohnheitsrecht  beruhen ,  abändern  ^.  Gleichgültig  ist  es ,  ob  ausdrück- 
liche ,  durch  das  gemeine  Recht  festgestellte  Sätze  oder  blos  Konsequenzen ,  welche 
aus  den  Principien  desselben  folgen,  in  Frage  stehen^.  Gegen  das  ius  commune  Ver- 
stössen z.  B.  Anordnungen  der  partikulären  Gesetzgebungsorgane,  wenn  sie  etwas 
durch  das  gemeine  Recht  verbotenes  erlauben  oder  gebieten  ^,  wenn  sie  umgekehrt 
etwas,  was  das  letztere  erlaubt,  verbieten,  für  nichtig  erklären  oder  gar  mit  Strafe 
belegen^',  wenn  sie  die  Vornahme  von  Handlungen  oder  Akten  in  einer  bestimmten 
Weise  oder  Form  anordnen,  während  das  gemeine  Recht  den  Betheiligten  in  den  ge- 
dachten Beziehungen  Freiheit  lässt  ^  oder  keine  bestimmte  Form  vorschreibt  ^,  wenn 
sie  Strafen,  deren  Anwendung  vom  ius  commune  nur  für  bestimmte  Fälle  zugelassen 
ist  oder  nur  unter  Innehaltung  besonderer  Voraussetzungen  erfolgen  darf,  unter 
lieber  schreitung  dieser  Grenzen  androhen,  oder  das  vom  ius  commune  vorgeschrie- 
bene Mass  dabei  nicht  einhalten  '\  Bestimmungen  erlassen ,  welche  über  die  ihnen 

1  Welche  zu  einem  Plenar-,  Primatial-  oder  1.  c.  5.  n.  2,  ferner  in  streitigen  Beneflzialsachen 

nationalem  Bezirk  vereinigt  sind.  die  Appellation  ganz  oder  den   Suspensiveffect 

-  Das  S.  645  für  die  Provinzialsynoden  Be-  derselben  ausschliessen,  1.  c.  XII.  s.  n.  3. 

merkte  trifft  für  alle  diese  Organe  zu.    Vgl.  aber  '^  Z.  B.  Erweiterung  des  Pfarrzwanges  dahin, 

auch  Anm.  6  daselbst.   S.  auch  c.  3  (Innoc.  III.)  dass  der  sonntägliche  Besuch  des  Gottesdienstes 

X.  de  baptismo  III.  42.  und  das  Anhören  der  Predigt  nur  in  der  Pfarr- 

3  S.  z.  B.  c.  9.  X.  de  M.  et  0.  I.  33;  Bene-  kirche  erfolgen  darf,  1.  c.  XI.  14.  n.  11.  13. 
dict.  XIV.  literae:  Magnaeuobis  v.  29.  Juni  1748,  8  Wie  die  Anordnung,  dass  ein  Verlöbniss  nur 
bull.  Benedict.  XIV.  2,  416 :  „Romanus  auteni  gültig  vor  dem  Pfarrer  und  zwei  Zeugen  ge- 
pontifex  est  supra  ius  canonicum,  at  quilibet  schlössen  werden  kann,  1.  c.  XII.  5.  n.  1,  ferner 
episcopus  eo  iure  inferior  est  perindeque  illius  die  Einführung  der  forma  Tridentina  für  die 
legibus  derogare  nequit".    Vgl.  auch  o.  S.  743.  Eheschliessung  in  Gebieten,  in  denen  das  Tri- 

4  Viel  praktisches  Material  über  Einzelfragen  dentinum  nicht  publicirt  und  die  formlose  Ein- 
enthält Benedict.  XIV.  de  synodo  dioecesana,  ins-  gehung  der  Ehe  nach  ius  commune  noch  zulässig 
besondere  in  lib.  XII,  worauf  auch  die  Dar-  ist,  durch  eine  Provinzial-,  Diöcesansynode  oder 
Stellung  bei  Schulte  1,  110  ff.  fusst.  bischöfliche  Konstitution,  1.  c.  n.  7ff. 

5  So  z.  B.  das  Tragen  einer  Perrücke  beim  ^  Wenn  z.  B.  die  Degradation ,  abgesehen  von 
Messelesen,  Th.  I.  S.  130.  n.  4.  den  besonders  damit  bedrohten  Verbrechen  und 

6  Neue  Irregularitätsgründe  aufstellen,  Bene-  ohne  die  Voraussetzung  der  fruchtlosen  Anwen- 
dict.  XIV.  1.  c.  XII.  3.  n.  6,  oder  bisher  nicht  düng  der  in  c.  10.  X.  de  iudic.  II.  1  festgesetzten 
geltendetrennendeEhehindernisse  einführen,  z.B.  Massregeln  für  andere  strafbare  Handlungen  an- 
den  Mangel  des  Aufgebotes  als  solches  qualificiren,  gedroht  wird,  1.  c.  XI.  6.  n.  1 1 ;  ferner  wenn  die- 
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vom  ius  commune  gegebene  sachliche  oder  persönliche  Zuständigkeit  hinausgehen  \ 
wenn  sie  Zweifel  in  Betreff  des  ius  commune  mit  allgemein  verbindlicher  Gesetzes- 
kraft für  ihren  Bezirk  lösen  2. 

Positiv  bestimmt  sich  der  Umfang  der  Gesetzgebungsbefugniss  der  in  Frage 
stehenden  lokalen  Organe  daher  dahin,  dass  sie  befugt  sind: 

1.  Anordnungen  secundum  ius  commune  zu  erlassen.  Dahin  gehören  a.  solche, 
welche  zufolge  einer  denselben  vom  gemeinen  Recht  ertheilten  Ermächtigung  oder 
Anweisung,  gewisse  Gegenstände  unter  Berücksichtigung  der  lokalen  und  partiku- 
lären Verhältnisse  zu  regeln,  gegeben  werden  =',  ferner  aber  auch  b.  diejenigen,  wel- 
che nur  Verfügungen  zur  Ausführung  des  ius  commune  enthalten,  also  die  Geltung, 
die  Durchführung  und  die  Anwendung  desselben  sichern  4. 

2.  Nicht  minder  fällt  in  ihre  Zuständigkeit  der  Erlass  von  Vorschriften,  welche 
praeter  ius  commune  sind.  Diesen  Charakter  haben  alle  Anordnungen  über  Punkte, 
welche  durch  dasselbe  keine  Regelung  erfahren  haben  und  in  Betreff  deren  eine 
solche  auch  nicht  durch  das  letztere  verboten  ist^. 


jenigen ,  welche  eine  Eheschliessung  ohne  Auf- 
gebot eingehen,  nicht  nur  als  ipso  iure  in  die 
Exkommunikation  verfallen,  sondern  ohne  Wei- 
teres gegen  die  const.  Martins  V.  :  Ad  evitanda 
für  excommunicati  vitandi  (unter  Beseitigung 
der  nach  gemeinem  Recht  erforderlichen  Publi- 
kation der  Exkommunikation)  erklärt  werden,  1. 
c.  XII.  5.  n.  4.    Vgl.  ferner  1.  c.  X.  1.  n.  3. 

1  Also  in  Betreff  der  eximirten  Regularen,  wie 
denn  die  Corigr.  conc.  auch  die  Ausdrücke  :  „sta- 
tuimus ,  praecipimus  und  ordinamus"  in  Betreff 
derselben  in  Synodalkonstitutionen  reprobirt  hat, 
1.  c.  IX.  17.  n.  2. 

2  Entscheiden,  ob  ein  Satz  des  ius  commune, 
dessen  Aufhebung  durch  Gewohnheitsrecht  zwei- 
felhaft erscheint ,  noch  in  Kraft  besteht  oder 
nicht,  1.  c.  XII.  8.  n.  8  ff. 

Wenn  Schulte  1,  114  auch  den  Fall  hierher 
rechnet,  dass  Anordnungen,  welche  an  sich  zur 
Kompetenz  des  Lokalorgans  gehören,  über  solche 
Verhältnisse  getroffen  werden ,  welche  in  dem 
Bezirke  desselben  nicht  vorkommen ,  so  ist  das 
nicht  richtig.  Den  Principien  des  Rechts  wider- 
spricht es  nicht,  gegenstandslose  Gesetze  zu  geben, 
nur  den  Principien  einer  richtigen  Gesetzespoli- 
tik, aber  dieser  auch  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  sich  die  Bildung  solcher  Verhältnissö  nicht 
demnächst  erwarten  lässt.  Der  von  ihm  ange- 
führte Benedict.  XIV.  1.  c.  VI.  3.  n.  7  erklärt 
auch  in  der  That  solche  Anordnungen  nicht  für 
nichtig,  sondern  nur  für  unnütze  Schläge  in  das 
Wasser. 

3  Derartige  Ermächtigungen  für  die  Provinzial- 
synoden  s.  o.  S.  645.  n.  3 ;  für  die  Bischöfe  s. 
Trid.  Sess.  VII.  c.  7  de  ref.,  Sess.  XXIV.  c.  8  de 
ref.  matrim.,  Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref. 

4  Hierher  gehört  die  nähere  Präcisirung  der 
blos  allgemeinen  Grundsätze  des  ius  commune, 
also  der  Erlass  von  Festsetzungen  über  die  Klei- 
dung der  Geistlichen,  im  Betreff  deren  das  gemeine 
Recht  allein  anordnet,  dass  dieselben  dabei  Ein- 
fachheit und  Bescheidenheit  beobachten  sollen, 
Th.  I.  S.  130.  131 ;  über  die  spezielle  Höhe  des 
Ordination stitels,   für  welche  das  gemeine  Recht 


nur  das  Princip  aufstellt,  dass  derselbe  zum  aus- 
reichenden Lebensunterhalt  genügend  sein  muss, 
a.  a.  0,  S.  66.  69.  Ferner  kann  durch  solche  par- 
tikuläre Anordnungen  auch  blos  auf  Sätze  des  ius 
commune  unter  wörtlicher  Mittheilung  derselben 
verwiesen  werden ,  um  auf  ihre  Beachtung  auf- 
merksam zu  machen,  namentlich  wenn  dieselben 
ignorirt  worden  sind,  Trid.  Sess.  XXII.  c.  1  de 
ref.  Endlich  ist  die  Androhung  von  angemessenen 
Censuren  und  Strafen  statthaft,  um  die  Befolgung 
solcher  Vorschriften,  welche  das  ius  commune 
unter  allen  Umständen  beobachtet  wissen  will, 
zu  erzwingen. 

Selbstverständlich  können  auch  ausführliche 
Instruktionen,  welche  eine  ganze  Rechtsmaterie 
ordnen,  erlassen  werden,  s.  z.  B.  die  von  den 
österreichischen  Bischöfen  für  ihre  Diöcesen 
publicirte  instructio  pro  iudiciis  ecclesiasticis  im- 
perii  austriaci  quoad  causas  matrimoniales  von 
1856,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  LVIII  ff.  Soweit  der- 
gleichen Erlasse  gemeines  Recht  aufnehmen, 
wird  aber  die  Quelle  seiner  verbindlichen  Kraft 
nicht  geändert,  es  bleibt  ius  commune. 

Uebrigens  folgt  aus  dem  o.  S.  830  im  Text 
Bemerkten  ,  dass  die  Lokalorgane  auch  zur  Aus- 
führung des  ius  commune  keine  Anordnungen 
treffen  und  keine  Sicherungsmassregeln  anordnen 
dürfen,  welche  ausserhalb  ihrer  Kompetenz  lie- 
gen oder  gegen  das  ius  commune  Verstössen. 

5  Also  Festsetzung  von  Censuren  und  Strafen 
für  Zeugen,  welche  einer  ohne  Aufgebot  erfolgen- 
den Eheschliessung  beiwohnen  —  eines  Zeit- 
raumes ,  innerhalb  dessen  die  Kinder  zur  Taufe 
gebracht  werden  sollen  —  über  die  Art  von 
Diensten,  welche  zur  Erlangung  des  Privilegium 
fori  für  den  Tonsurirten  oder  den  noch  in  den  nie- 
deren Weihen  befindlichen  Kleriker  erforderlich 
sind  und  über  welche  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  6  de 
ref.  nichts  näheres  festsetzt  —  Anordnungen,  dass 
alle  Geistlichen  der  Diöcese  in  angemessenen 
Perioden  (z.  B.  von  4  Jahren)  sich  geistlichen 
Exercitien  unterziehen ,  Congr.  conc.  v.  1878, 
Acta  s.  sed.  12,  609.  Vgl.  ferner  Schulte  1, 
110.  n.  4. 


832 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  195. 


Alle  Gesetze  und  Anordnungen ,  welche  die  erwähnten  Schranken  überschreiten, 
sind  nichtig.  Darüber,  dass  die  letzteren  eingehalten  werden,  findet  eine  regelmäs- 
sige Kontrole  nur  für  die  Beschlüsse  der  Provinzial-  und  Plenarsynoden  ^  statt,  nicht 
aber  für  die  Erlasse  der  DiÖcesansynoden'^,  der  Bischöfe  und  der  diesen  gleich- 
stehenden Ordinarien.  Indessen  kann  bei  letzteren  die  höchste  Instanz,  sowie  sie 
Kunde  von  einer  Ueberschreitung  der  Befugnisse  erhält,  von  Amtswegen  eine  Kas- 
sation der  Verordnungen  wegen  Nichtigkeit  eintreten  lassen ,  auch  dazu  durch  eine 
Beschwerde,  welche  von  einer  durch  eine  solche  Anordnung  betroffenen  Person,  also 
von  dem  Konzile ,  einem  Geistlichen  oder  einem  Diöcesanen  ausgeht ,  veranlasst 
werden  •^. 

Ebenso  wie  das  ius  commune  sind  auch  diejenigen  Erlasse  der  höchsten  gesetz- 
gebenden Gewalt ,  welche  lediglich  einzelne  spezielle  Verhältnisse ,  also  namentlich 
Dispensationen ,  Privilegien,  Reservationen  u.  s.  w.  betreffen  ^,  der  Beseitigung  oder 
Abänderung  durch  die  Gesetzgebung  der  kirchlichen  Lokalorgane  entzogen.  Etwaige 
derartige  Anordnungen  würden  den  Grundsatz  des  ius  commune  verletzen ,  dass  die 
niedere  Instanz  keine  Jurisdiktion  über  die  höhere  besitzt. 

Aus  demselben  Grundsatz  des  ius  commune  folgt  weiter  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  hier  in  Frage  kommenden  Lokalorgane  ebenfalls  zum  Theil  in  hierarchi- 
scher Unterordnung  unter  einander  stehen,  dass  die  Gesetzgebungsbefugniss  des  un- 
tergeordneten Organs  durch  das  von  dem  höheren  innerhalb  seiner  Kompetenz  gültig 
festgestellte  Recht  in  demselben  Umfange  beschränkt  wird ,  in  welchem  dies  für  alle 
seitens  des  ius  commune  gilt.  Das  untergeordnete  Organ  kann  daher  auch,  soweit 
von  dem  höheren  einzelne  Verhältnisse  geordnet  sind,  von  seinem  Recht  nur  secundum 
oder  praeter  ius,  nicht  contra  ius  Gebrauch  machen.  Diese  Grundsätze  finden  Anwen- 
dung auf  das  Verhältniss  der  Provinzialsynoden  zu  den  von  der  Plenarsynode  be- 
schlossenen Anordnungen ,  und  ferner  auf  das  Verhältniss  der  Diöcesansynode ,  des 
Bischofs  und  der  ihm  gleichstehenden  Ordinarien  zu  den  Beschlüssen  sowohl  der 
Provinzial-,  wie  auch  der  Plenarsynoden  ^.  Die  Verletzung  dieser  Regeln  begründet 
gleichfalls  Nichtigkeit  der  betreffenden  Anordnung'^. 

Es  fragt  sich  weiter:  Kommt  den  partikulären  Gesetzgebungsorganen  in  der 
Kirche  auch  ein  Recht  zur  Dispensations-  und  Privilegien-Ertheilung ,  sowie  zum 
Eingreifen  in  schon  bestehende  Rechtsverhältnisse  (s.  §.  194)  zu? 

Es  ist  zweifellos,  dass  jedes  derselben  dasjenige  partikuläre  Recht,  welches  es 
selbst  innerhalb  des  ihm  vom  ius  commune  gelassenen  Spielraums  geschaffen  hat, 
seinerseits  abzuändern  und  aufzuheben  befugt  ist. 

Daraus  folgt,  dass  ihm  auch  die  Befugniss,  von  einzelnen  Bestimmungen  dessel- 
ben zu  dispensiren,  zukommt '^,  dass  aber  das  untergeordnete  Organ  in  Betreff  der 


1  S.  0.  S.  645.  647.  654. 

2  s.  0.  S.  661.  664. 

3  S.  0.  S.  664.  665,  fernere  Beispiele  bei  Be- 
ned.  XIV.  1.  o.  17.  n.  1  u.  XII.  14.  n.  13.  Die 
Behörde,  welche  diese  Angelegenheiten  behan- 
delt, ist  die  Congregatio  concilii  und  für  die 
Missionsländer  die  Congregatio  de  propaganda 
flde.  Dem  Bischof  wird  aber  vorher  Gelegenheit 
gegeben,  sich  über  die  Gründe,  welche  die  Auf- 
stellung der  angefochtenen  Anordnung  veranlasst 
haben,  zu  äussern. 

^  Also  Aufhebung  einer  päpstlicherseits  er- 


theilten  Dispensation,  Bestimmungen,  welche 
päpstliche  Aemterreservationen  oder  päpstliche 
Privilegien  verletzen,  sind  ebenfalls  nichtig. 
Vgl.  auch  Schulte  1,  112. 

5  Vgl.  auch  0   S.  654.  u.  S.  661. 

6  Eine  solche  wird  die  Plenar-  oder  Provinzial- 
synode  gegebenenfalls  aussprechen  können. 
Immer  kann  aber  auch  der  päpstliche  Stuhl,  wie 
in  dem  früher  besprochenen  Fall,  angegangen 
werden  und  von  Amtswegen  einschreiten. 

'^  Von  den  Verordnungen  der  Plenarsynode 
dispensirt  diese,  von  denen  des  Provinzialkonzils 
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von  dem  höheren  festgesetzten  Norm  ein  solches  Recht  nur  insoweit  besitzt,  als  ihm 
dies  ausdrücklich  durch  Anordnung  des  letzteren  gewährt  worden  ist^ 

Principiell  findet  derselbe  Grundsatz  ebenfalls  auf  das  Recht  der  Privilegien- 
Ertheiiung  Anwendung  2,  indessen  wird  eine  solche  praktisch  kaum  jemals  vorkom- 
men ,  da  die  Privilegien  fast  ausnahmslos  zugleich  gegen  das  ins  commune ,  welches 
jeder  Einwirkung  der  hier  fraglichen  Organe  entzogen  ist,  Verstössen  werden  3. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  etwaigen  gesetzlichen  Eingriffen  in  be- 
stehende Rechtsverhältnisse,  Rechte  und  Rechtspflichten ,  sowie  mit  der  Heilung  von 
Nichtigkeiten  bei  Thatbeständen ,  welche  wegen  Mangels  bestimmter  wesentlicher 
Voraussetzungen  nicht  die  beabsichtigten  Rechtswirkungen  haben  erzeugen  können 
(vgl.  §.  194).  In  dieser  Beziehung  ist  den  lokalen  Gesetzgebungsorganen  jede  Be- 
fugniss  selbst  für  den  Fall  benommen,  dass  es  sich  um  Rechtsverhältnisse  handeln 
sollte ,  welche  ihre  Existenz  lediglich  aus  dem  von  ihnen  geschaffenen  Recht  herlei- 
ten. Der  Eingriff  in  bestehende  Rechte  bildet  eine  Ausnahmsmassregel,  welche  ledig- 
lich ein  Attribut  des  höchsten  Gesetzgebers  ist.  Sie  setzt  die  volle  Herrschaft  über 
das  Recht  voraus.  Eine  solche  haben  die  unteren  Organe  wohl  über  die  von  ihnen 
geschaffenen  Gesetze ,  nicht  aber  über  die  Rechtswirkungen ,  welche  diese  erzeugt 
haben.  Denn  letztere  stehen  nicht  nur  unter  dem  Schutze  des  ius  particulare,  sondern 
auch  des  ius  commune.  Begrifflich  ergiebt  sich  indessen  von  dieser  Regel  eine  Aus- 
nahme. Sollte  allein  wegen  eines  durch  das  partikuläre  Gesetz  aufgestellten  Erfor- 
dernisses eine  Nichtigkeit  entstanden  sein ,  so  ist  auch  das  Organ ,  welches  das  be- 
treffende Gesetz  erlassen  hat,  zur  Heilung  derselben  befugt.  Im  übrigen  können  die 
hier  fraglichen  Befugnisse  von  den  unteren  Organen  nur  ausgeübt  werden,  soweit  sie 
ihnen  speziell  durch  das  ius  commune  übertragen  sind^. 

Ferner  kommt  in  Betreff  der  Verordnungen  sämmtlicher  partikulärer  Gesetz- 
gebungsorgane der  Grundsatz  zur  Anwendung ,  dass  das  höhere  berechtigt  ist ,  die 
gesetzgeberischen  Akte  des  niederen  durch  Ausübung  seiner  Gesetzgebungsgewalt 
aufzuheben  und  abzuändern.  Dies  Recht  hat  der  Papst  gegenüber  allen,  die  Plenar- 
Synode  gegenüber  der  Provinzial-  und  Diöcesansynode ,  sowie  gegenüber  dem  Bi- 
schof, endlich  die  Provinzialsynode  gegenüber  den  beiden  letzteren  ^. 

Die  Frage ,  in  wie  fern  eine  päpstliche  Bestätigung  das  Recht  der  Aufhebung 

die  letztere  (niclit  aber  der  Erzbischof  allein),  3  Was  die  Plenar-  und  Provinzialsynoden  be- 
von  den  bischöflichen  oder  denen  der  Diöcesan-  trifft,  so  lässt  sich  ebenfalls  kaum  ein  Fall  den- 
synode  der  Bischof,  selbstverständlich,  soweit  ken,  in  welchem  die  Ertheilung  eines  Privilegs 
diese  nicht  blos  Vorschriften  des  ins  commune  innerhalb  der  ihnen  gesteckten  Aufgaben,  s.  0. 
reproduciren,  Benedict  XIV.  1.  c.  XIII.  5.  n.  S.  645,  liegen  könnte.  Praktisch  kommt  eine 
7.  8;  Fiebag,  de  indole  ac  virtute  dispensa-  solche  auch  nicht  vor,  vgl.  Schulte  1,  147.  n. 
tionum  p.  21.  22;  Schulte  1,  126.  u.  2,  420.  31.  Uebrigens  würden  etwaige  von  ihnen  und 
Bei  solchen  Dispensationen  von  den  eigenen  Ge-  von  Bischöfen  gewährte  Privilegien  nur  inner- 
setzen macht  der  Mangel  der  iusta  causa,  welche  halb  des  lokalen  Sprengeis,  für  welchen  sie  Kom- 
allerdings  auch  hier  gefordert  wird,  die  Dispen-  petenz  besitzen,  von  Wirksamkeit  sein  können, 
sation  nicht  nichtig ,  Barbosade  officio  et  pot. 

episcopi  II.  alleg.  34.  n.  4;  Ferraris,  prompta  *  Es   gehört  hierher  das  Recht  der  Bischöfe, 

biblioth.   s.  v.  dispensatio  n.  15;  Fiebag  1.  c.  von   den  Verpflichtungen  aus  dem  Votum,    mit 

p.  24.  25.  Ausnahme  bestimmter,  dem  Papst  vorbehaltener 

1  So  kann  z.  B.  die  Provinzialsynode  den  Bi-  Fälle,  ganz  zu  entbinden  oder  dieselben  in  andere 
schöfen  der  Provinz  die  Dispensation  von  ihren  umzuwandeln,  c.  1.  X.  de  voto  III.  14,  welches 
Beschlüssen  übertragen.  ihnen  aus  der  Zeit  vor  der  Entwicklung  des  cen- 

2  Insbesondere  den  Bischöfen  wird  dieses  Recht  tralen    päpstlichen    Gesetzgebungsrechtes    ver- 
von  der  Doktrin  zugesprochen,  Reiffenstuel  blieben  ist.  Vgl.  übrigens  auch  0.  S.  828.  n.  5. 
V.  33.  n.  26;  S  chmalzgrue  ber  V.33.n.  71 ; 

Schulte  1,  147.  148.  5  Vgl.  auch  Schulte  1,  116.  126. 
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der  von  den  partikulären  Organen  erlassenen  Anordnungen  für  diese  selbst  oder  das 
höhere  dieser  Organe  ausscliliesst ,  ist ,  soweit  sie  die  Provinzial-,  bez.  die  Plenar- 
synoden  betrifft,  bereits  o.  S.  650  ff.  654  erörtert.  Für  die  bischöflichen  Verordnun- 
gen ,  gleichviel  ob  sie  der  Bischof  allein  oder  auf  der  Diöcesansynode  erlassen  hat, 
wird  eine  solche  nach  der  Praxis  der  römischen  Kurie  nicht  ertheilt  ^ .  Eine  Veran- 
lassung dazu  könnte  höchstens  eintreten,  wenn  eine  bischöfliche  Anordnung  gegen 
das  ins  commune  verstiesse.  Wird  aber  für  eine  derartige  Verordnung  die  päpstliche 
Bestätigung  gewährt ,  so  liegt  in  der  That  ein  päpstliches  Specialgesetz  für  die  Diö- 
cese  vor,  da  die  Sanktion  des  Bischofs  keine  rechtliche  Bedeutung  hat,  und  das,  was 
von  dem  Bischof  nichtiger  Weise  angeordnet  worden  ist ,  erst  durch  die  päpstliche 
Bestätigung  zum  Gesetze  erhoben  wird.  Eine  solche  Anordnung  ist  der  Bischof  nicht 
befugt,  seinerseits  aufzuheben 2,  es  sei  denn,  dass  ihm  der  Papst  die  Ermächtigung 
dazu  bei  der  Bestätigung  oder  nachher  ertheilt  habe. 

Endlich  bedürfen  die  Verordnungen  der  partikulären  Gesetzgebungsorgane 
ebenso  und  in  demselben  Umfange  der  Publikation ,  wie  die  der  obersten  Gesetzge- 
bungsgewalt ''^. 


§.  196.     2.    Das  Gesetzgebungsrecht  der  Bischöfe  und  der  ihnen  gleichstehenden 

Leitungsbeamten . 

I.  Die  Bischöfe.  1.  Gesetzgebungsrecht  derselben  im  Allge- 
meinen. Das  Gesetzgebungsrecht  ist  ein  Ausfluss  der  Jurisdiktion  des  Bischofs"*. 
Er  erlangt  es  daher  schon  von  der  Konfirmation ,  nicht  erst  von  der  Konsekration 
ab  •''.  Es  steht  ihm  zu  innerhalb  seiner  Diöcese  und  über  die  in  derselben  befindlichen 
Personen ,  Institute  und  Sachen  ß,  sofern  und  soweit  diese  nicht  von  seiner  Jurisdik- 
tion eximirt  sind"^. 

Er  ist  berechtigt ,  seine  Gesetze  oder  Verordnungen  entweder  auf  der  Diöcesan- 
synode oder  selbstständig  ohne  dieselbe  zu  erlassen  ^.  Im  letzteren  Fall  '^  hat  er  aber 
vorher  den  Rath  (das  consilium)  seines  Domkapitels  einzuholen,  weil  es  sich  bei  dem 
Erlass  von  Gesetzen  für  die  Diöcese  um  eine  wichtige  Angelegenheit  der  Verwaltung 

1  S.  0.  S.  664,  vgl.  auch  Schulte  1,  117.  106,  vgl.  übrigens  auch  c.  2  (Bonif.  VIII.)  in 

2  Wenn  Schulte  1,  118  das  Ge gentheil  he-  VIto  de  constit.  I.  2,  Diese  Stelle  handelt  von  der 
hauptet,  weil  der  Papst  mit  der  Bestätigung  die  Verbindlichkeit  der  ^^statuta  quorumcumque  oj- 
Stellung  des  Bischofs  nicht  habe  ändern  wollen,  dinariorum",  also  auch  derjenigen,  welche,  wie 
so  hat  dies  keinen  Halt.^  Die  Bestätigung  des  z.  B.  die  praelati  nullius,  Th.  II.  S.  343,  über- 
Papstes bildet  sicherlich  nicht  zugleich  eine  kon-  haupt  keine  bischöfliche  Weihe  erhalten, 
kludente  Handlung  für  die  Ermächtigung  des  6  c.  2  (Bonifat.  VIII.)  in  VIto  de  constit.  I. 
Bischofes  zur  späteren  Aufhebung  des  Gesetzes.  2.  :  „.  .  .  .  Statute  episcopi,  quo  in  omnes  qui 
Uebrigens  bemerkt  er  selbst  nachher,  dass  der  furtum  commiserint ,  excommunicationis  sen- 
Bischof  nicht  berechtigt  sei,  dem  Gesetz  zu  dero-  tentia  promulgatur,  subditi  eins,  furtum  extra 
giren,  wenn  die  Ausnahme  -  Umstände  ,  welche  ipsius  dioecesim  committentes,  minime  ligari 
den  Papst  zur  Bestätigung  veranlasst  haben,  noscuntur ,  quum  extra  territorium  ins  dicenti 
fortdauern  oder  dies  auch  nur  zweifelhaft  sei.  non  pareatur  impune." 

3  S.  o.S.  773.  774.  Ueber  die  Publikation  der  ^  Ueber  solche  kann  er  nur  zufolge  einer  gesetz- 
Verordnungen  der  hier  in  Frage  stehenden  Sy-  liehen  Delegation,  Th.  I.  S.  176  oder  besonderer 
noden  s.  o,  S.  652.  654.  664.,  wegen  derjenigen  päpstlicher  Ermächtigung  für  diejenigen  Angele- 
der bischöflichen  Erlasse  vgl.  den  folgenden  §.  genheiten,  auf  welche  sich  die  Uebertragung  er- 

4  Th.  II.  S.  41.  streckt,  seine  Gesetzgebungsgewalt  ausüben. 

5  Th.    II.    S.  675.      Darüber    besteht    keine  8  Benedict.  XIV.  1.  c.  XIII.  5.  n.  1. 
Meinungsverschiedenheit  mehr,  Benedict.XIV.  9  Ueber  den  ersteren  Fall  ist  schon  o.  S.  662 
de  synodo  dioeces.  II.  5.  n.  4.   5;   Schulte  1,  gehandelt. 
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der  letzteren  handelt  i,  widrigenfalls  das  erlassene  Gesetz  nichtig  ist  2.  Steht  aber 
eine  Verordnung  über  einen  Gegenstand,  zu  dessen  Feststellung  der  consensus  capi- 
tuli  erforderlich  ist,  in  Frage,  so  bedarf  es  sogar  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Zu- 
stimmung des  Kapitels  zu  der  zu  erlassenden  Verordnung  '^.  Zufolge  Gewohnheits- 
rechtes kann  aber  das  Mitwirkungsrecht  des  Kapitels  ganz  ausgeschlossen  oder  ge- 
genüber den  gemeinrechtlichen  Vorschriften  erweitert  oder  verringert  sein  4. 

Die  bischöflichen  Anordnungen  werden  mit  den  Ausdrücken  literae  [liierae  pasto- 
rales]^,  edicta,  decreta ,  mandata ,  constitutiones ,  o?'dinationes ,  Verordnungen y  Erlasse^ 
bezeichnet. 

Zur  Existenz  gelangen  die  bischöflichen  Verordnungen  erst,  wie  alle  anderen 
kirchlichen  Gesetze,  durch  die  Publikation.  Der  Modus  derselben  ist  verschieden. 
Für  manche  Diöcesen  besteht  ein  amtliches  Fublikationsorgan  (Diöcesanblatt  oder 
Diöcesan-,  kirchlicher  Anzeiger).  Ausserdem  kommt  die  Uebersendung  von  Druck- 
exemplaren an  die  Dekane  zur  weiteren  Mittheilung  an  den  Diöcesanklerus  oder  eine 
Mittheilung  durch  Kurrende  vor,  wobei  der  Empfang  des  Exemplares  oder  die  Ein- 
sichtnahme seitens  des  letzteren  zu  bescheinigen  ist,  endlich  auch  Verlesung,  nament- 
lich bei  solchen  Verordnungen,  welche  nicht  blos  den  Klerus,  sondern  auch  die  Diö- 
cesanen  angehen,  in  den  Pfarrkirchen  während  des  Hauptgottesdienstes. 

Wenn  kein  Tag  des  Inkrafttretens  in  der  Verordnung  selbst  bestimmt  ist,  so 
beginnt  die  Wirksamkeit  derselben  mit  dem  Momente  ihrer  Publikation ,  d.  h.  mit 
ihrer  Ausgabe  in  dem  oben  besprochenen  Sinne,  also  da,  wo  der  Abdruck  im  Diöce- 
sanblatt der  Publikationsmodus  ist ,  mit  dem  Augenblicke ,  in  welchem  die  Druck- 
exemplare der  betreffenden  Nummer  in  die  Oeffentlichkeit  gelangen ,  bei  der  Ueber- 
sendung von  Exemplaren  an  die  Dekane  mit  der  Mittheilung  an  dieselben ,  bei  der 
Verlesung  von  der  Kanzel  mit  der  öffentlichen  Verlesung  in  der  Kathedrale ". 

Ihrer  rechtlichen  Bedeutung  nach  stehen  sich  die  vom  Bischof  allein  (ohne  die 
Diöcesansynode)  gegebenen  Verordnungen  und  die  auf  derselben  erlassenen  völlig 
gleich^.  Allerdings  hat  man  früher  mehrfach  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die 
Geltung  der  ersteren  mit  dem  Tode  oder  mit  dem  Amtsverluste  ihres  Urhebers  er- 
lösche^, dabei  aber  verkannt,  dass  jeder  einmal  gültig  und  perfekt  gewordene  Juris- 

1  Th.  II.  S.  156;  Pirhing  ius  canon.  I.  2.  des  Bischofs,  sondern  in  dem  der  bischöflichen 
n.  4;  Reiffenstuel  I.  2.  n.  72;  Schulte  Behörde  (z.  B.  des  Ordinariates)  ergehen.  Die 
1.  107.  Sprache  ist  vielfach  bei  den  für  den  Klerus  be- 

2  Der  Bischof  kann  indessen  die  Congregatio  stimmten  noch  die  lateinische. 

iioncilii  um  Sanirung  der  Nichtigkeit  angehen,  "^  Schulte  1,  105  nimmt  dagegen  an,  dass 
Benedict.  XIV.  1.  c.  XIII.  1.  n.  16.  im  letzteren  Falle  die  Rechtsverbindlichkeit  erst 
•^  Th.  II.  S.  156.  und  die  Anführungen  in  für  jede  Pfarrei  mit  der  Verlesung  in  der  Pfarr- 
Anm.l.  Verweigertdas  Kapitel  seineZustimmung  kirche  eintrete.  Hier  liegt  die  schon  0.  S.  777. 
aus  einem  haltlosen  Grunde,  so  steht  es  dem  Bi-  besprochene  Auffassung  zu  Grunde,  dass  zur  Ver- 
schof  frei,  die  Congregatio  concilii  um  Ergänzung  bindlichkeit  des  Gesetzes  auch  das  Bekanntwer- 
derseiben zu  ersuchen.  den  desselben  für  jeden  einzelnen,  welcher  von 

4  Th.  II.  S.  157.  In  allen  Punkten  stimmt  demselben  betroffen  werden  soll,  gehöre,  c.  2 
die  Praxis  der  Congregatio  cojicilii  mit  den  An-  in  VI^o  cit.  I.  2 :  ,,Ut  animarum  periculis 
gaben  des  Textes  überein,  Benedict.  XIV  obvietur,  sententiis  per  statuta  quorumcumque 
1.  c.  XIII.  1.  n.  9  ff.  ordinariorum     prolatis     ligari     nolumus     igno- 

Wegen   der  Missionsbisthümer  s.   Th.  II.  S.  rantes,  dum  tamen  eorum  ignorantia  crassa  non 

361.  flerit  aut  supina,''  spricht  nur  von  der  subjek- 

5  Die  Hirtenbriefe,  welche  in  belehrendem  und  tiven  Verantwortlichkeit,   nicht  von  der  Rechts- 
ermahnendem Ton  an  die  Glaubigen  ergehen,  ge-  kraft  des  Gesetzes  an  sicli,  s.  0    S.  780,  wie  die 
hören  nur  insofern  hierher,  als  sie  wirkliche  An-  am  Anfang  gemachte  Beschränkung  ergiebt. 
Ordnungen  des  Bischof  enthalten.  8  g.  0.  S.  664.  n.  5. 

6  Von  Mandaten  und  Erlassen  spricht  man  ^  Z.  B.  Barbosa  de  officio  et  potest.  episcopi 
vorzugsweise,   wenn  dieselben  nicht  im  Namen  III.   alleg.  91.  n.  23  und  die  dort  citirten,  in 
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diktionsakt  seine  Wirkungen  so  lange  fortäussert,  bis  er  durch  einen  anderen  besei- 
tigt worden  ist  ^ 

2.  Das  Dispensation srecht  kommt  den  Bischöfen,  welche  bei  der  Aus- 
übung desselben  nicht  an  die  Mitwirkung  des  Kapitels  gebunden  sind,  abgesehen  von 
den  von  ihnen  selbst  gegebenen  Gesetzen  oder  Verordnungen  2,  in  Betreff  des  gemei- 
nen Rechtes  kraft  ihrer  Jurisdiktion  nur  noch  in  einzelnen  bestimmten,  durch  das- 
selbe 3,  namentlich  durch  das  corpus  iuris  und  das  Trienter  Konzil  festgesetzten 
Fällen^  zu. 

Ausserdem  gilt  nach  allgemeiner  Annahme  der  Doktrin  der  Bischof  zufolge  ver- 
mutheter  päpstlicher  Ermächtigung  zur  Dispensation  von  gemeinrechtlichen  Vor- 
schriften befugt,  wenn  der  Verkehr  mit  dem  römischen  Stuhle  unterbrochen  oder 
derselbe  nur  unter  grossen  Schwierigkeiten  angegangen  werden  kann ,  ferner  wenn 
Gefahr  im  Verzuge  obwaltet  und  die  Verschiebung  der  Dispensation  bis  zu  ihrer  Ge- 
währung durch  den  Papst  nicht  wieder  gutzumachende  Nachtheile  herbeiführen 
würde  ^.  Jedoch  ist  in  einzelnen  derartigen  Fällen  nach  der  Praxis  der  Kurie  nur 
eine  Dispensation  für  das  forum  internum  gestattet  ^,  und  überdies  wird  stets ,  wenn 
eine  solche  Dispensation  vom  Bischof  gewährt  worden  ist,  darüber  sofort  nach  Rom 
zu  berichten  sein"^. 

Während  die  Rechtsgültigkeit  der  Dispensation  von  den  eigenen  Verordnungen 
des  Bischofs  nicht  von  dem  Vorhandensein  einer  justa  causa  abhängig  ist  8,  tritt  in  allen 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  er  von  dem  Gesetze  eines  höheren,  insbesondere  von 
Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes,  gleichviel  ob  kraft  seiner  gesetzlichen  Befugniss 
oder  kraft  vermutheter  oder  ausdrücklicher  Ermächtigung  des  Papstes  ^,  dispensirt, 
eine  Nichtigkeit  der  Dispensation  ein,  wenn  dieselbe  ohne  das  Vorliegen  eines  ge- 
rechtfertigten Grundes  10  gewährt  wirdii.    Immerhin  ist  aber  die  Dispensation  ein 


neuerer  Zeit  noch  Gin  zel ,  K.  R.  1,  250  für  die 
ohne  Mitwirkung  des  Kapitels  erlassenen  Gesetze. 

1  Dieser  Grundsatz  ist  in  c.  10  (Gregor.  IX.) 
X.  de  off.  leg.  I.  30,  wonach  die  von  den  päpst- 
lichen Legaten  für  ihre  Provinz  erlassenen  Anord- 
nungen in  "Wirksamkeit  bleiben,  auch  wenn  sie 
die  letztere  verlassen  haben,  ausdrücklich  an- 
erkannt. Vgl.  übrigens  auch  Reiffenstuel 
I.  2.  n.  70;  Benedict.  XIV.  1.  c.  XIII.  5.  n.  1; 
Schulte  1,  116. 

2  S.  0.  S.  832. 

3  S.  0.  S.  747. 

4  Das  Erforderliche  ist  -darüber  bei  den  ein- 
zelnen Lehren  angegeben,  s.  z.  B.  Th.  I.  S.  55. 
Th.  II.  S.  477.  Eine  Zusammenstellung  nach 
dem  corpus  iuris  und  dem  Tridentinum  bei  Gi- 
bert,  corp.  iur.  eccles.  2,  103  ff.  Die  früher 
viel  erörterte  Frage ,  ob  der  Bischof  zu  dispen- 
siren  berechtigt  sei,  wenn  ein  Gesetz,  ohne  die 
Person  des  Berechtigten  zu  bezeichnen,  die  Dis- 
pensation von  seinen  Vorschriften  gestattet, 
Barbosal.  c.  P.  II.  alleg.  33.n.22;  Pirhing 
I.  31.  n.  82;  Reiffenstuel  I.  2.  n.  467; 
lässt  sich  nicht  allgemein  lösen,  vielmehr  ist  im 
einzelnen  Falle  der  Wille  des  Gesetzgebers  durch 
Interpretation  festzustellen. 

5  Das  in  Bezug  genommene  c.  33  (Honor.  III.) 
X.  de  praeb,  III.  5,  welches  gar  nicht  von  der 
Dispensation    handelt,    beweist  dies    allerdings 


nicht,  vgl.  Pirhing  1.  c;  Reiffenstuel  I. 
2.  n.  470;  Ferraris  s.  v.  dispensatio  n.  27; 
Fiebag  1.  c.  p.  19.  20;  Phillips,  Lehrb.  d. 
K.  R.  2.  Aufl.  S.  260;  Richter-Dove  K.  R. 
§.  168. 

6  So  bei  der  Dispensation  von  trennenden  Ehe- 
hindernissen, welche  übrigens  auf  die  geheimen 
beschränkt  ist.  Das  Nähere  vorläufig  bei 
Schulte,  Eherecht  S.  374.  375. 

"^  Das  folgt  daraus,  dass  hier  nur  auf  Grund 
einer  vermutheten  Ermächtigung  ein  Eingriff  in 
die  Rechte  des  Papstes  stattfindet,  so  auch  Phil- 
lips a.  a.  O.  ;  Fiebag  1.  c. 

8  S.  0.  S.  832.  n.  7. 

9  So  namentlich  kraft  der  Quinquennal-Fakul- 
täteu  s.  0.  S.  801. 

10  Falls  er  aus  vermutheter  Ermächtigung  von 
einem  geheimen  trennenden  Ehehinderniss  in  Be- 
zug auf  eine  erst  zu  schliessende  Ehe  dispensirt, 
verlangt  die  Kurialpraxis  sogar  eine  causa  ur- 
gentissima,  Schulte,  Eherecht  S.  375.  n.  7. 

11  An  diese  Voraussetzung  knüpft  das  gemeine 
Recht  die  Statthaftigkeit  der  Dispensation,  c.  4 
X.  de  R.  J.  V.  41 ;  Trid.  Sess.  XXV.  c.  18  de  ref. 
Nur  für  den  Fall,  dass  der  Dispensationsberech- 
tigte  die  volle  Macht  über  das  Gesetz  hat,  es  da- 
her auch  ohne  iusta  causa  gültig  ganz  zu  beseitigen 
Im  Stande  ist,  muss  dieses  Erforderniss  für  die 
blosse  Suspension    der  Rechtswirksamkeit  des- 
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Gnadenakt,  auf  welchen  der  Bittsteller  kein  Recht  hat  \  und  deshalb  kann  eine  Ver- 
weigerung niemals  zu  einem  rechtlichen  Verfahren  Veranlassung  geben ,  wohl  aber 
bleibt  dem  Petenten  die  Nachsuchung  bei  der  höchsten  Instanz,  dem  Papste,  frei. 

Soweit  dem  Bischof  das  Dispensationsrecht  kraft  gemeinen  Rechtes ,  also  kraft 
seiner  iurisdictio  ordinaria  zusteht,  ist  er  auch  berechtigt,  die  Ausübung  an  einen 
anderen  gültig  zu  delegiren^. 

In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Bischof  zufolge  übertragener  päpstlicher 
Vollmacht  die  Dispensation  ertheilt  -^  ist  er  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Dispensa- 
tion an  alle  diejenigen  Bedingungen  und  Grenzen  gebunden,  welche  ihm  in  der  päpst- 
lichen Ermächtigung  vorgeschrieben  sind  4,  denn  insoweit  diese  nicht  innegehalten 
worden  sind,  hat  es  ihm  an  jeder  Zuständigkeit  zur  Ertheilung  gefehlt-^. 

3.  Befugnisse  der  Vertreter  des  Bischofs.  Wenn  die  Diöcesanregie- 
rung  statt  des  Bischofs  von  einem  coadiutor  oder  einem  vicarius  apostoUcus  geführt 
wird ,  so  treten  diese  an  Stelle  des  Bischofs  ^  und  üben  also  das  Gesetzgebungs-  und 
Dispensationsrecht  in  demselben  Umfange ,  wie  ihm  dasselbe  kraft  der  bischöflichen 
Jurisdiktion  zusteht,  aus^.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Kapitularvikar  ^,  aber  mit  der 
Ausnahme,  dass  er  in  Betreff  derjenigen  Angelegenheiten,  bei  welchen  er  nicht  in 
die  Rechte  des  Bischofs  succedirt,  auch  keine  allgemeinen  Anordnungen  erlassen 
kann  9.    Der  Generalvikar  endlich  ist  dazu  ohne  besondere  Spezialvollmacht  in  Be- 


selben  ausgeschlossen  bleiben.  Die  Doktrin  ist 
darüber  einig,  s.  z.  B.  Reiffenstuel  I.  2.  n. 
478;  Benedict.  XIV.  1.  c.  XIII.  5.  n.  7;  Fie- 
bag  1.  c.  p.  25;  Schulte,  Eherechts.  378. 
379. 

1  Daher  ist  die  Eintheilung  der  Dispensationen 
in  d.  debitae  oder  iustitiae,  arbitrariae,  permissae, 
mixtae,  gratiae  haltlos,  denn  für  das  Recht  ist  es 
gleichgültig,  ob  etwa  eine  ethische  Verpflichtung 
des  Gesetzgebers  zur  Dispensation  vorliegt  oder 
nicht,  vgl.  Schulte  a.  a.  0.  S.  354. 

Aus  der  Natur  der  Dispensation  als  eines  Gna- 
denaktes folgt  auch,  dass  der  Bischof  ausserhalb 
seiner  Diöcese  seinen  Diöcesanen  solche  ertheilen 
kann,  Th.  II.  S.  44. 

2  Vgl.  Th.  I.  S.  185.  186.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  hier  fraglichen  Beziehung  kennt  das 
kanonische  Recht  nicht. 

3  Gleichviel,  ob  ihm  eine  einzelne  Dispensa- 
tion in  forma  commissoria  (s.  o.  S.  794)  oder  das 
Recht  zur  Dispensation  überhaupt,  wie  bei  den 
Quinquennal  -  Fakultäten  (s.  o.  S.  801.)  über- 
tragen worden  ist. 

*  So  z.  B.  an  die  ausdrückliche  Erwähnung  der 
päpstlichen  Vollmacht  unter  Bezeichnung  der  Zeit, 
auf  welche  sie  verliehen  ist,  bei  Ertheilung  der 
nach  Nr.  3  bis  6  der  deutschen  Quinquennal- 
fakultäten  pro  foro  externe  (s.  Nr.  7  derselben, 
0.  S.  801.  n.  3)  zu  gewährenden  Ehedispensen, 
ebenso  bei  dem  Gebrauch  der  facultates  pro  foro 
interno  überhaupt  (s.  Einleitung  zu  denselben  o. 
S.  802.  Anm.),  an  den  Gebrauch  innerhalb  des 
Amtsbezirkes,  s.  facultates  pro  foro  externen.  22  u. 
fac.  pro  f.  interno  Einleitung.  Ebenso  entscheidet 
der  Inhalt  der  Ermächtigung  über  die  Befngniss 
zur  Delegation,  s.  die  ersterwähnten  Fakultäten 
n.  20,  die  letztgedachten  in  der  Einleitung.     In 


den  Fällen,  wo  die  Quinquennalfacultäten  pro  f. 
externo  nur  Vollmachten  gewähren,  welche  dem 
Bischof  schon  nach  dem  Tridentinum  zustehen, 
Th.  I.  S.  56.  n.  8  u.  S.  113.  n.  5,  kann  derselbe 
aber  auch  potestate  ordinaria  dispensiren. 

5  S.  auch  die  Quinquinnalfakultäten  pro  f. 
externo  n.  7. 

6  Th.  II.  S.  255  u.  258  und  diesen  Theil  o.  S. 
655.  n.  4. 

"^  Sie  können  also  nicht  nur  auf  Grund  des  ge- 
meinen Rechtes,  sondern  auch  kraft  präsumtiver 
päpstlicher  Ermächtigung  in  dringenden  Fällen 
dispensiren,  nicht  aber  auf  Grund  solcher  Voll- 
machten, welche  dem  Bischof  durch  den  Papst 
gewährt  sind  (o.  S.  804). 

8  Th.  II.  S.  243  u.  244.  unter  Nr.  3  und  4 
Fagnan,  ad  c.  11,  X.  de  M.  et  0.  I.  33.  n.  53 
Pirhing  I.2.n.  6;  Reiffenstuel  I.  2.  n.  89 
de  Her  dt,   praxis   capitularis,     Lovanii  1881. 
p.  228.  230,    Dass  seine  Anordnungen  mit  dem 
Erlöschen  seines  Amtes  von  selbst  wegfallen,  so 
Fagnan,  1.  c.  ist  aus  dem  o.  S.  835.  836.  her- 
vorgehobenen Grunde  unrichtig.     Vgl.  des  Wei- 
teren auch  0.  S.  655. 

9  Th.  II.  S.  241,  s.  auch  Schulte  1,  118. 
Wenn  derselbe  die  Ausübung  des  Gesetzgebungs- 
rechtes durch  den  Kapitularvikar  an  das  Erforder- 
niss  knüpft,  dass  wirklich  eine  Nothwendigkeit 
vorliegt,  weil  für  die  Zeit  der  Sedisvakanz  keine 
Neuerung  angenommen  werden  soll ,  so  ist  dies 
insofern  nicht  richtig,  als  er  dadurch  die  Gültig- 
keit der  Aenderungen  bedingt  wissen  will.  So- 
weit ich  sehe,  wird  dies  auch  von  keinem  anderen 
Kanonisten  behauptet. 

Ueber  die  Zuziehung  des  Kapitels  vgl.  Th.  II. 
S.  245. 
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treflf  derjenigen  Gegenstände  befugt,  welche  in  den  Kreis  der  ihm  allgemein  über- 
tragenen Verwaltungsgeschäfte  fallen'. 

II.  Die  praelati  tiullms  dioeccsis  stehen  hinsichtlich  des  Gesetzgebungs-  und  Dis- 
pensationsrechtes  den  Bischöfen  gleich'^,  desgleichen  die  vicarii  apostoUci  in  den  Mis- 
siousländern ',  nicht  minder  die  Feldvikare  oder  Feldpröpste  ^,  wenngleich  beiden 
beiden  letzteren  Kategorien  des  Näheren  noch  die  ihnen  ertheilten  Vollmachten  in 
Betracht  kommen  ^. 


§.   197.     //.    Das  staatliche  Recht.      [Heutige  Geltung  des  Placets.)* 

Der  moderne  Staat  erkennt  ein  souveränes,  von  ihm  unabhängig  auszuübendes 
Gesetzgebungsrecht  der  katholischen  Kirche  nicht  an.  Kraft  seiner  Souveränität, 
welche  er  über  sein  Gebiet  und  die  in  demselben  wohnenden  Katholiken  voll  und 
ganz  —  freilich  im  Widerspruch  gegen  die  in  der  katholischen  Kirche  herrschende 
Lehre  —  geltend  macht,  spricht  er  der  Kirche  nicht  nur  jede  Berechtigung  auf  eine 
direkte  oder  indirekte  Gewalt  über  das  Zeitliche  ab,  sondern  er  regelt  auch  den  Um- 
fang und  das  Mass  ihres  Rechtes,  für  die  kirchlichen  Angelegenheiten  allgemeine 
verbindliche  Normen  zu  erlassen ,  indem  er  die  der  Leitung  der  Kirche  unterstehen- 
den Gebiete  bezeichnet  und  die  Schranken  der  freien  Bewegung  auf  denselben  für  die 
kirchlichen  Organe  näher  festsetzt.  Soweit  die  letzteren  über  diese  Grenzen  hinaus 
und  unter  Verletzung  der  staatlichen  Anordnungen  allgemeine  Gesetze  erlassen,  sind 
diese  nichtig  und  entbehren  nicht  nur  für  das  staatliche,  sondern  auch  für  das  kirch- 
liche Gebiet 'J  der  Gültigkeit. 

Auf  eine  nähere  Erörterung  der  erwähnten  Grenzen  des  kirchlichen  Anord- 
nungsrechtes, welche  sich  aus  der  allgemeinen  Regelung  der  Stellung  der  Kirche  im 
Staate  ergeben,  ist  an  diesem  Orte,  wo  allein  das  letztere  in  Frage  steht,  nicht  einzu- 
gehen. Hier  handelt  es  sich  vielmehr  nur  darum,  ob  die  staatlichen  Gesetzgebungen 
bei  der  Steckung  der  Grenzen ,  innerhalb  deren  sich  die  Kirche  bewegen  kann ,  be- 
sondere Beschränkungen  für  die  Ausübung  des  von  ihr  beanspruchten  Gesetzgebungs- 
oder Verordnungsrechtes  festgesetzt  haben. 

1  Th.  II.  S.   214.     Wegen  seines  Rechtes  zu  walt,  s.  o.  S.  667;  dem  Biscliof  steht  sie  inner- 
Dispensationen s.  daselbst  S.  214.  unter  Nr.  6  halb  der  Grenzen  des  gemeinen  Rechts  zu,  §.  5 
u.  S.  216.  Nr.  22.  der  Synodal-  und  Gemeinde-Ordn. 
^^  w  ".-^M^-f  ••  ^Nnr  Sind  Sie  nicht   Wie  der  ,  g_  ^^  g^  ^^g^   ^^  ,      ^^^^^^  ^.^  ^^^       ^^^ 
Bischof  an  die  Mitwirkung  des  Kapuels  gebunden.  ^^,^,^^       ^^^    seine  rechtliche  Bedeutung  u. 

Die  Kardinale    welche  nicht  Kardinalbischofe  ^.^  Zweckmässigkeit  seiner  Anwendung.    Augs- 

sind,  kommen  letzt  nicht  mehr  m  Betracht,  denn  ,         AnnÄ  rv     •  t,^    •  i,            *i4„v      ♦•j^^d^v.i^ 

°      '      ,            \                  Ti     u.  1    •       •     •  j.  ^.  bürg  1871  (bezieht  sich  wesentlich  aui  die  Fubli- 

diese  haben  nach  neuerem  Recht  keine  lunsdictio  ,    ^.        ,       xr  ..,               •      t>  ,-„>„^     r«  „  w.  ^  1 1  ^ 

,.     ..,        .,       rr^.    1,  .    1             T,  kation   des  Vatikanums  in   Baiern);    (jamiilo 

quasi  episcopalis  über  ihre  Titelkirchen   mehr,  ^            .     .       ,           -^     i      +  4„    Y^^^^r.   ^,irio 

ThT^-^'O  Tarquini,    de  regio   placet  in   dessen  iuris 

o  mV    TT    o'  o-p    n"j  ecclesiastici  publ.  institutiones.  ed.  IV.    Romae 

^      Ih.    11.     b.    OOb.    O0<.  ■ ,^^^     ...  .  ,  ,      ^      nrnr^ 


4  Th.  n.  8.  331 ;  Ginzel ,  K.  H.  1,  346,  „a-  ff  ?■  l^^;  über  Würtembergvgl.  auch  S.  760. 
türlich  nur  in  den  rein  kirchlichen  Sachen  der 

ihrer  Jurisdiktion  unterstehenden  Personen  des  6  S.   auch  Th.  II.  S.  189  u.  Thudichum, 

Heeres  und  der  Marine.  deutsch.  K.  R.  1,  132.  Mehr  oder  minder  präcise 

5  Ueber  die  Befugniss  zur  Autonomie  ist  ist  dieses  Princip  auch  in  den  staatlichen  Gesetz- 
an  dieser  Stelle  nicht  zu  handeln.  Vgl.  darüber  gebungen  ausgesprochen,  preuss.  A.  L.  R.  II. 
Th.  II.  S.  131  ff.  und  unten  in  der  Lehre  von  11.  §.28;  sächs.  Ges.  v.  23.  August  1876.  §.  1 ; 
den  Orden,  Kongregationen  und  geistlichen  Ge-  hess.  Ges.  v.  23.  April  1875.  d.  rechtl.  Stellung 
nossenschaften,  s.  auch  Schulte  1.  127  ff.  d.  Kirchen  betr.  Art.  4;  gothaisches  Regula- 

Was  die  Altkatholiken  betrifft,  so  hat  für  tiv  v.  1811.  §§.  6.  8  (s.  o.  S.  761.  n.  6)  u.  co- 

diese  die  Synode  die  höchste  gesetzgebende  Ge-  bürg.  Regulativ  v.  1813.  §.  1  (o.  S.  761.  n.  7). 
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Wie  schon  im  §.  190  dargelegt ,  ist  dies  schon  seit  Jahrhunderten  durch  die 
Einführung  des  s.g.  Placets  geschehen.  Einzelne  Staaten  haben  an  demselben  bis 
heute  festgehalten,  und  zwar  von  den  deutschen  Baiern  i,  Würtemberg^,  Baden  3, 
H e SS en^,  das  Königreich  Sachsen '^j  Braunsch  weig*^,  Sachsen-Weimar'', 
Sachsen-Coburg*^  und  Gotha",  endlich  ist  dasselbe  auch  auf  Grund  des  fran- 
zösischen Rechtes  noch  in  Elsass-Lothringen  i<*  in  Geltung. 

Nach  den  Gesetzgebungen  der  erwähnten  Staaten  ist  der  Rechtszustand  folgender ; 

1.  Umfang  des  Placets.  Dem  Placet  unterliegen  a.  in  Baiern,  Sachsen- 
Coburg  und  Braunschweig  alle  kirchlichen  Verordnungen,  also  '^  sowohl  die  des 
Papstes  und  der  Kurialbehörden,  wie  auch  die  der  Erzbischöfe,  der  Bischöfe,  der  all- 
gemeinen und  Partikular-Konzilien .  Dagegen  sind  in  Elsass-Lothringen  nur  die 
Verordnungen  des  Papstes  und  der  römischen  Kurie  ^'-^,  sowie  die  aller  auswärtigen 
Synoden,  nicht  aber  die  der  im  Lande  selbst  abgehaltenen  ^'^  dem  Placet  unterworfen. 

b.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  unterliegen  dem  Placet  nicht  alle  kirch- 
liche Verordnungen ,  sondern  allein  solche  ,  welche  sich  auf  bestimmte  Gegenstände 
beziehen,  nämlich 

in  Würtemberg  diejenigen  Verordnungen^^,  ,, wodurch  die  Geistlichkeit  und 
die  DiÖcesanen  zu  etwas  verbunden  werden  sollen,  was  nicht  ganz  in  dem  eigen- 
thümlichen  Wirkungskreise  der  Kirche  liegt"  und  solche,  ,, welche  in  "staatliche  oder 
bürgerliche  Verhältnisse  eingreifen' ^  Darunter  sind  nicht  nur  diejenigen  Erlasse 
zu  verstehen,  welche  rein  staatliche  Gegenstände,  sondern  auch  solche,  welche 
die  s.g.  gemischten  Angelegenheiten  betreffen,  d.  h.  welche  zwar  das  Gebiet  der 
Kirche,  indessen  gleichzeitig  auch  das  nach  dem  bestehenden  Recht  selbst  in  kirch- 
lichen Dingen  der  staatlichen  Regelung ,  Mitwirkung  und  Kontrole  überwiesene  Ge- 
biet ^-^  berühren,  z.  B.  Anordnungen  über  interkonfessionelle  Beziehungen,  über  ehe- 
liche Verhältnisse ,  über  Schulsachen ,  über  vermögensrechtliche  Leistungen  für 
kirchliche  Zwecke,  über  Sonntags-  und  Feiertagsfeier,  über  Wallfahrten,  Processio- 
nen,  über  Errichtung  neuer  kirchlicher  Institute  und  Aemter,  und  über  Besetzung 
der  A^mter  *^\  Im  Königreich  Sachsen  wird  das  Placet  erfordert  für  allgemeine 
Anordnungen  '",  ,, welche  ganz  oder  th eilweise,  sei  es  auch  nur  mittelbar,  in  staatliche 

1  S.  0.  S.  760.  n.  4  u.  S.  763.  n.  2  u.  3.  placetirte  Verordnungen  zur  Anwendung  bringen, 

2  S.  0.  S.  763.  n.  5.  eine  Ausnahme,  welche  für  die  citirten  beiden 

3  S.  a.  a.  0.  u.  6.  anderen  Gesetze  nicht  gemacht  werden  kann. 

4  S.  a.  a.  0,  n.  7.  12  Selbst  auch  solche,  welche  einzelne  Ange- 

5  S.  a.  a.  0.  n.  8.  legenheiten  betreffen. 

6  S.  0.  S.  761.  n.  4.  13  s.  das  Nähere  S.  760.  n.  1  ff. 

"^  S.  a.  a.  0,  n.  5.  i*  Und  zwar  nur  allgemeine,  nicht  auf  einzelne 

8  S.  a.  a.  0.  n.  6.  Verwaltungsakte   bezügliche  und  diese   enthal- 

9  S.  a.  a.  0,  n.  7.  tende  Anordnungen,  Golther,  Staat  u.  Kirche 
*0  S.  0.  S.  760.  in  Würtemberg,  S.  477,  gleichviel  aber,  ob  sie  von 
11  Von  den  staatlichen  Gesetzen  spezialisirt  nur  den  inländischen  kirchlichen  Behörden  oder  von 

das  bairisehe  nicht  näher,  das  braunschwei-  Synoden  oder  vom  Papst  oder  von  einer  Kurial- 

gische  stellt  den  allgemeinen  Anordnungen  der  behörde  oder  von  wem  sonst  (z.  B.  einem  päpst- 

Kirchengewalt    auch    „Verfügungen    auswärtiger  liehen  Nuntius)  erlassen  sind,  vgl.  hierzu  Gol- 

geistlicher  Oberen",    also  Erlasse   für   einzelne  ther  S.  267. 

Fälle,  d.h.  in  Verwaltungsangelegenheiten  gleich,  ^5  Also  namentlich  alle  diejenigen  Verhältnisse, 

noch   weiter   geht   in    der  näheren  Aufzählung  in   Bezug    auf  welche    eine    Wechselbeziehung 

Sachsen -Coburg,  in  welchem  ebenfalls  die  zwischen  Staat  und  Kirche  stattfindet. 

Spezialerlasse,  wie  in  Braunschweig,  dem  Placet  16  Golther  a.  a.  0.   S.  264 ff. 

unterworfen  sind.     Baiern  nimmt  vom  Placet  i"^  Diese  definirt  das   Gesetz  §.  2    als   solche, 

solche  Sclireiben  aus,  welche  blos  au  die  unter-  welche  „die  Geistlichkeit  oder  die  Diözesanen  im 

geordnete  Geistlichkeit  ergehen  und  nur  schon  Bezirke  der  verordnenden  Behörde  ins g es  am  mt 
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oder  bürgerliche  Verhältnisse  eingreifen",  in  Baden  für  alle  Verordnungen,  „welche 
in  bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhältnisse  eingreifen"  i,  und  in  Hessen  für 
alle  solche ,  ,, welche  in  Bezug  auf  bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhältnisse 
Geltung  in  Anspruch  nehmen"  wollen.  In  diesen  drei  Ländern  ist  also  der  Umfang 
in  gleicher  Weise  wie  in  Würtemberg  bestimmt^.  Dasselbe  bezwecktauch  das  wei- 
marische Gesetz,  wenn  es  dem  Placet  alle  ,, nicht  blos  geistliche  Vorschriften"  ent- 
haltende Verordnungen  und  Erlasse  ,, nicht  blos  moralischen  oder  dogmatischen  In- 
halts" unterwirft 3.  Das  gothaische  Regulativ  endlich  setzt  dasselbe  für  alle  ,,die 
äussere  Verfassung  der  Kirchengemeine  angehenden"  Anordnungen,  sowie  die  De- 
krete fremder  Synoden ,  insbesondere  auch  der  allgemeinen  Konzilien  fest,  und  be- 
greift damit  alle  Erlasse,  welche  nicht  reine  Glaubens-  und  Gewissenssachen  und 
nicht  den  inneren  katholischen  Kultus  betreffen  4. 

2.  Rechtliche  Bedeutung  des  Placet s.  Das  Placet  verpflichtet  die 
kirchlichen  Behörden  in  den  erwähnten  Ländern ,  die  gedachten  Verordnungen  zu- 
nächst, d.  h.  ehe  sie  verkündet  oder  vollzogen  werden  ^,  den  Staatsbehörden  ^  zur 
Einsicht  und  Prüfung  vorzulegen.  Um  aber  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  das 
Placet  allein  für  eine  bestimmte  Kategorie  kirchlicher  Erlasse  (s.  o.  S.  839)  vorge- 


angehen",  freilich  nicht  glücklich.  Nach  den 
Motiven,  Zeitschr.  f.  K.  R.  14,  208,  hat  man  da- 
mit die  einzelnen  Verwaltungsakte  ausscheiden 
wollen,  die  Fassung  nimmt  aher  auch  Erlasse  all- 
gemeinen Inhaltes  aus,  welche  blos  einzelne  Kate- 
gorien von  Geistlichen  oder  von  Diöcesanen,  z.B. 
die  Pfarrer  betreffen.  Ob  die  Verordnungen  vom 
Papst  oder  anderen  katholisch  -  geistlichen  Be- 
hörden erlassen  worden  sind,  ist  dabei  gleich- 
gültig. 

1  Auch  hier  werden  Verfügungen  in  einzelnen 
Sachen ,  also  Verwaltungsakte,  nicht  vom  Placet 
betroffen,  wie  der  Gegensatz  des  hier  einschlagen- 
den §.  15  des  Gesetzes  v.  1860  zu  §.  16  ergiebt, 
vgl.  auch  S  p  0  h  n ,  bad.  Staatskirchenrecht  S.  29. 
30. 

2  Für  Sachsen  s.  die  Gesetzesmotive  a.a.O. 
S.  208;  für  Baden  vgl.  Spohn  a.  a.  0.  S.  30. 
Wenn  Golther  a.  a.  0.  S.  264  behauptet,  dass 
der  Kreis  der  dem  Placet  unterworfenen  Gegen- 
stände in  Baden  enger  als  in  Würtemberg  ge- 
zogen sei,  so  erscheint  dies  nicht  richtig,  danach 
den  Motiven  des  badischen  Gesetzes  alle  nicht 
rein  in  das  Gebiet  der  Kirche  einschlagenden  Ver- 
ordnungen haben  betroffen  werden  sollen. 

3  Das  Gesetz  kommt  in  dieser  Bestimmung 
mit  dem  würtembergischen  und  sächsischen 
überein,  welche  positiv  die  Anordnungen  über  rein 
geistliche  Gegenstände ,  bez.  über  innere  kirch- 
liche Angelegenheiten  von  dem  Placet  ausneh- 
men. Es  beschränkt  aber  abweichend  von  beiden 
dasselbe  nicht  auf  blosse  Anordnungen  allgemei- 
nen Inhaltes ,  setzt  es  vielmehr  auch  für  Ver- 
waltungsakte fest  und  spezialisirt  die  Behörden, 
deren  Verfügungen  es  treffen  will ,  in  umfassen- 
der Weise. 

*  Das  ergiebt  sich  aus  den  anderen  Bestim- 
mungen des  Regulativs ,  namentlich  aus  §.  8 : 
„Sowie  vor  der  Hand  dem  Pfarrer  übrigens  die 
Anordnungen  des  römisch-katholischen  Kultus 
unter  vorgedachten  Bestimmungen  anheimgestellt 
bleiben ,  so  hat  hingegen  derselbe  ,  sowie  über- 


haupt die  katholischen  Religionsanverwandten  in 
Ansehung  der  äusseren  Verfassung  der  Kirchen- 
gemeinde weiter  nicht,  als  im  Obigen  ausdrück- 
lich nachgelassen  worden  ist,  einzugreifen^'. 

5  Der  französische  organische  Artikel  1 
verlangt  sogar,  dass  Erlasse  der  Kurie  nicht  ohne 
Erlaubniss  der  Regierung  angenommen  werden, 
und  dasselbe  bestimmt  für  alle  kirchlichen  Er- 
lasse das  coburger  Regulativ. 

Das  badische  Gesetz  verbietet  aller- 
dings nur  das  Invollzugsetzen,  nicht 
die  Verkündung,  und  wenn  man  auch  eine 
offizielle  Publikation  behufs  der  Beobachtung 
des  Gesetzes  an  und  für  sich  als  einen  Voll- 
ziehungsakt desselben  bezeichnen  könnte,  so  er- 
geben doch  die  Motive ,  sowie  der  Gegensatz 
zwischen  Abs.  1  und  Abs.  2  des  §.  15  des  Ge- 
setzes V.  1860,  dass  keine  Art  der  Verkündung 
hat  getroffen  werden  sollen,  Spohn  a.  a.  0. 
S.  30;   Golther  a.  a,  0.  S.  264. 

Die  blosse  Drucklegung  untersagen  der  cit. 
organische  Artikel  und  die  Regulative  von 
Gotha  und  Coburg.  Sofern  sich  die  letztere 
aber  nicht  als  offizielle  Publikation  darstellt,  ist 
indessen  dieses  Verbot  durch  das  freilich  nicht  in 
Elsass-Lothringen  geltende  Reichspressgesetz  v. 
7.  Mai  1874,  (R.  G.  Bl.  S.  65)  beseitigt.  Zweifel- 
los liegt  aber  eine  amtliche  Publikation  vor, 
wenn  die  kirchliche  Behörde  den  Druck  und  die 
Vertheilung  der  Exemplare  durch  Privatpersonen 
veranlasst  oder  diese  Handlungen  mit  ihrem  Ein- 
verständniss  vorgenommen  werden. 

6  In  B  a  i  e  r  n  dem  Ministerium  des  Innern  für 
Kirchen-  und  Schulangelegenheiten,  in  Sachsen 
dem  Ministerium  des  Kultus  und  öffentlichen 
Unterrichts,  in  Würtemberg  dem  katholischen 
Kirchenrath,  in  Baden  dem  Staatsministerium, 
Departement  des  Innern ,  in  Hessen  dem 
Ministerium  des  Innern,  in  Elsass-Lothrin- 
gen dem  Ministerium,  Abth.  f.  Justiz  u.  Kultus, 
in  Sachsen-Weimar  dem  Staatsministerium, 
Departement  des  grossh.  Hauses  und  des  Kultus. 
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schrieben  ist,  eine  Kontrole  der  Staatsregierung,  ob  ihr  in  der  That  auch  alle  in 
diese  fallende  Anordnungen  unterbreitet  werden,  zu  ermöglichen,  sollen  in  Würtem- 
berg,  Baden,  Hessen,  Königreich  Sachsen  und  in  Sachsen-Weimar 
alle  kirchlichen  Verordnungen,  und  zwar  in  den  beiden  letztgenannten  Ländern  v  o  r 
der  Verkündung,  in  den  drei  erstbezeichneten  gleichzeitig  mit  derselben  der  Regie- 
rung zur  Kenntnissnahme  vorgelegt  werden. 

Die  Prüfung  der  Staatsbehörde  hat  sich  zunächst  darauf  zu  erstrecken ,  ob  die 
kirchliche  Verordnung  nicht  etwas  dem  bestehenden  Verfassungs-,  Staatskirchen- 
und  sonstigen  staatlichen  Recht  Widersprechendes  enthält.  Diese  Rechtsnormen  ab- 
zuändern, haben  die  kirchlichen  Behörden  keine  Macht,  und  es  ist  daher  eine  solche 
Verordnung  absolut  nichtig  i.  Die  Regierung  ist  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  ver- 
pflichtet, ihr  die  staatliche  Genehmigung  zu  versagen,  und  selbst  wenn  sie  diese  ertheilt 
haben  sollte,  würde  die  kirchliche  Verordnung  keine  Rechtsgültigkeit  beanspruchen 
können,  abgesehen  von  dem  Falle,  in  welchem  die  staatliche  Verwaltungsbehörde  nach 
dem  bestehenden  Landesrecht  befugt  sein  sollte ,  das  von  der  kirchlichen  Anord- 
nung betroffene  Recht  ihrerseits  im  Verwaltungswege  aufzuheben  oder  zu  ändern. 

Hält  sich  dagegen  die  kirchliche  Verordnung  innerhalb  der  Schranken  des  be- 
stehenden Rechts ,  so  hat  die  Staatsregierung ,  soweit  es  sich  um  Angelegenheiten 
handelt,  bei  welchen  sie  als  s.g.  gemischten  nach  dem  geltenden  Recht  mitzuwirken 
befugt  oder  soweit  ihr  sonst  in  einzelnen  Fällen  eine  Berechtigung  dazu  gesetzlich 
gewährt  ist^^  ihrerseits  vom  Standpunkt  des  staatlichen  Interesses  und  Wohles  zu 
entscheiden,  ob  die  Genehmigung  versagt  oder  ertheilt  werden  solP.  Eine  Pflicht 
zur  Gewährung  der  letzteren  besteht  nur  —  praktisch  kommt  dies  in  denjenigen 
Ländern  in  Frage,  in  welchen  das  Placet  für  alle  kirchlichen  Anordnungen  in  Gel- 
tung ist  (s.  0.  S.  839)  —  insoweit,  als  eine  solche  Verordnung  Verhältnisse  betrifft, 
welche  nach  den  staatlichen  Gesetzen  der  alleinigen  Regelung  der  Kirche  unter- 
liegen. Aber  immerhin  kommt  eine  etwa  grundlos  erfolgte  Verweigerung  der  Ge- 
nehmigung rechtlich  nicht  der  Gewährung  derselben  gleich.  Die  kirchliche  Verord- 
nung kann  trotzdem  nicht  als  placetirt  gelten,  und  es  bleibt  den  betheiligten  kirch- 
lichen Organen  nur  der  nach  der  Landesverfassung  freistehende  Weg  offen,  die  Staats- 
regierung zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  anzuhalten  4. 

Erst  von  der  Ertheilung  der  Genehmigung  ab,  welche  in  Baiern,  Sachsen, 
Sachsen- Weimar ,  Gotha  und  Coburg  beim  Landesherrn  selbst  von  der  prüfen- 
den Staatsbehörde  einzuholen  ist,  kann  die  kirchliche  Anordnung  verbindliche  Kraft  für 
die  Katholiken  und  für  die  katholische  Kirche  in  dem  betreffenden  Staate  erlangen  ^. 
Ob  sie  dieselbe  aber  sofort  erhält  oder  erst  noch  eine  Verkündung  erforderlich  ist, 
gestaltet  sich  verschieden,  je  nachdem  bereits  eine  kirchlich  wirksame  Publikation 
erfolgt  ist^  oder  nicht.  Eine  Ausnahme  tritt  aber  in  dieser  Beziehung  für  Würtem- 

^  S.  0.  S.  838.    Für  die  Beschlüsse   der  aus-  ^  Also  Beschwerde  und  Petition  an  die  Landes- 

wärtigen  Synoden  schreibt  eine  derartige  Prüfung       Vertretung  oder  Beschwerde  beim  Regenten. 

dafgTthi^^^^^^     ul'  Tio'''''  ''^'''*  '^'**  ^  ""■  '  ^^'  ^^g*  ^^^  badische  Gesetz  ausdrück- 

2  Soist^nachd^em'franiös   orsan   Art   Sund  ^^°^'  ^*^  sächsische  drückt  dasselbe  negativ 
■,^_  „^,,    ^T)       14.-V-1      T^ii.      f       j  dahin  aus,  dass  lede  unter  Verletzung  des  Placets 
dem  gothaer  Regulativ  bei  den  Dekreten  fremder  ,  ..    i   /   -er        j                 ui.i-  v          •  i 
G,„.^^^„      o-q  "IT  1,     •      T)  "f         j     ■•!  verkündete  Verordnung  rechtlich  unwirksam  ist. 
öynoden  ausdrücklich  eine  Prüfung  darüber  ge- 

stattet,  ob  die  öffentliche  Ruhe  durch  die  Publi-  6  Dies  kann  der  Fall  bei  bereits  in  Rom  publi- 

katlon    nicht    gefährdet    oder     gestört    werden  zirten  Dekreten  allgemeiner  Konzilien,    päpst- 

könnte.  liehen  Erlassen  oder  auswärts  verkündeten  Be- 

3  Vgl.  auch  des  sächs.  Ges.  §.  3.  Abs.  3.  Schlüssen  von  Prövinzialsynoden  sein. 
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berg  und  Sachsen  ein.  In  ersterem  Staat  ist  für  alle  päpstlichen  Erlasse  die  Ver- 
kündunj^  diircli  den  Landesbischof,  in  dem  andern  durch  eine  inländische  katholisch- 
o:oistlic]ie  Behörde  vorgeschrieben',  und  damit  allein  eine  auf  diese  Weise  nach  er- 
folgter Placotirung  vorgenommene  Publikation  für  rechtlich  wirksam  erklärt.  In 
I^aiern  und  in  Sachsen  endlich  ist  in  dem  Publikations-Mandate  oder  Ausschrei- 
ben der  ertheilten  königlichen  Genehmigung  ausdrücklich  zu  erwähnen. 

Jede  Verkündung  einer  dem  Placet  in  dem  betreffenden  Staate  unterliegenden 
kirchlichen  Anordnung  ohne  Einholung  oder  vor  Ertheilung  desselben  ist  für  das 
kirchliche  und  staatliche  Gebiet  nichtig,  ferner  in  Würtemberg  und  Sachsen 
selbst  nach  der  Ertheilung  eine  nicht  in  der  vorhin  gedachten  Art  stattgehabte  Pu- 
blikation 2,  und  die  fragliche  kirchliche  Anordnung  erhält  weder  für  das  eine  noch 
das  andere  Gebiet  verpflichtende  Kraft,  sie  darf  also  nicht  ausgeführt  und  durchge- 
führt werden  und  die  etwa  auf  Grund  derselben  getroffenen  Massregeln  und  Verfü- 
gungen sind  ebenfalls  nichtig  3,  wogegen  freilich  eine  blosse  Verletzung  der  Vor- 
schrift über  die  Erwähnung  des  ertheilten  Placets  bei  der  Verkündung  in  Baiern 
und  Sachsen  diese  rechtliche  Folge  nicht  nach  sich  zieht ^. 

In  Hessen  ist  der  Rechtszustand  von  dem  der  übrigen  Länder  insofern  ab- 
weichend, als  der  nicht  placetirten  Verordnung  blos  jede  rechtliche  Geltung  und  Be- 
deutung für  bürgerliche  und  staatsbürgerliche  Verhältnisse,  also  für  das  staatliche 
Gebiet,  entzogen  ist  und  dieselbe  für  das  letztere  nicht  in  Vollzug  gesetzt  werden 
darf.  Der  Verbindlichkeit  für  das  kirchliche  Gebiet  ermangelt  sie  an  sich  nicht, 
nur  wird  diese,  soweit  sie  Wirkungen  über  dasselbe  hinaus  auf  staatliche  und  bür- 
gerliche Verhältnisse  äussern  soll,  nicht  anerkannt^. 

1  Damit  sie  von  einer  dem  Staate  verantwort-  und  will  damit  aucli  die  dogmatische  Verordnung 
liehen  Person  ausgeht,  Golth er  a.  a,  0.  S.  267;  der  Kirche  nicht  für  rechsverbindlich  gelten 
Motive  zum  sächs.  Gesetz  a.  a.  0.  S.  209.  lassen,    also  Insoweit  die  Glaubensvorschriften 

2  Das  ergiebt  der  Zweck  der  betreffenden  Be-  korrigiren,  und  wenn  der  Staat  konsequent  han- 
stimmung.  dein  will,  kann  er  auch  heute  kirchliche  Rechts- 

3  In  dem  1871  erstatteten  Gutachten  des  bai-  folgen ,  welche  wegen  Nichtanerkennung  eines 
rischeu  Kultus-Ministers  v.  Lutz  wird  ausge-  unplacetirten  neuen  Dogmas  verhängt  werden, 
gesprochen  (Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  106  ff.)  ,  dass  z.  B.  eine  deswegen  gegen  einen  Katholiken  aus- 
man  in  früherer  Zeit  die  nicht  placetirten  kirch-  gesprochene  Exkommunikation  nicht  als  gültig 
liehen  Verordnungen,  selbst  dogmatischen  In-  behandeln.  Giebt  der  Staat  durch  Verweigerung 
halts,  nicht  einmal  für  die  Gewissen  der  Katho-  des  Placets  den  Katholiken  das  Recht ,  eine 
liken  für  verbindlich  gehalten  habe ,  dass  aber  solche  Verordnung  nicht  für  rechtsverbindlich  zu 
jetzt  dem  Placet  eine  solche  Bedeutung  nicht  erachten,  so  muss  er  seinerseits  auch  den  Stand- 
mehr zukomme  und  es  nicht  mehr  als  Mittel  in  puukt  einnehmen  ,  dass  dieselben  auch  zur  Be- 
Betracht kommen  könne,  auf  den  Glauben  der  folgung  der  kirchlichen  Anordnung  nicht  in  ihrem 
Katholiken  des  betreffenden  Landes  einzuwirken,  Gewissen  verpflichtet  sind,  denn  er  kann  die  Be- 
namentlich nicht  als  Mittel,,  das  Glaubenssystem  achtung  seiner  eigenen  Gesetze  doch  unmöglich 
einer  Kirche  mit  der  Wirkung  zu  korrigiren,  dass  für  ethisch  unerlaubt  erachten.  Man  bedenke  nur, 
die  Mitglieder  derselben  auch  in  ihrem  Gewissen  dass  die  katholische  Kirche  auch  dogmatische 
nicht  verpflichtet  seien ,  einem  neuen  gültig  zu  Vorschriften  über  Gegenstände  erlassen  hat, 
Stande  gekommenen  Glaubenssatze  sich  zu  unter-  welche  nicht  blos  das  religiöse  Glaubensleben 
werfen,  und  dass  sie  sich  vom  religiösen  Stand-  betreffen.  Nach  c.  3  der  const.  Vaticana:  Pastor 
punkte  aus  beruhigt  fühlen  könnten ,  wenn  sie  aeternus  v.  18.  Juli  1870  ist  die  Berechtigung 
trotz  eines  neuen  Kirchengesetzes  am  früheren  des  Placets  dogmatisch  reprobrirt,  man  kann  doch 
Glauben  festhielten,  lediglich  deshalb,  weil  das  aber  in  Baiern,  so  lange  man  in  der  Gesetzgebung 
erstere  nicht  vom  Staate  placetirt  sei.  Dem  das  Placet  aufrechterhält ,  seitens  der  Regierung 
gegenüber  ist  zu  bemerken ,  dass  das  Placet  an  sich  unmöglich  auf  den  Standpunkt  stellen,  dass 
sich  und  unmittelbar  überhaupt  mit  dem  Ge-  die  Bischöfe  in  ihrem  Gewissen  verbunden  seien, 
Wissensgebiet  nichts   zu  thun  habe.     Wo  es  in  dasselbe  nicht  zu  beobachten. 

älterer  und  neuerer  Zeit  für  dogmatische  Anord-  ■*  Dies  ergiebt  der  Wortlaut  der  Gesetze,  welche 

nungen  in  Anspruch  genommen  worden  ist,  hat  die  Vollziehung  der  kirchlichen  Verordnung  nicht 

man   diesen    die  rechtliche  Anerkennung  durch  davon  abhängig  machen, 

die  Verweigerung  desselben  versagt.    Man  wollte  5  Anscheinend  faßst  Richter-Dove  K.  R. 
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Die  durch  Verletzung  des  Placets  eintretende  Nichtigkeit  der  kirchlichen  Ver- 
ordnung kann  nicht  dadurch  geheilt  werden,  dass  die  Staatsbehörde  eine  solche  ruhig 
hingehen  und  die  Anordnung  durch  die  Kirche  zur  Ausführung  bringen  lässt.  Selbst 
wenn  ein  solches  Verhalten  der  Regierung  nicht  aus  Schwäche  hervorgehen,  sondern 
dasselbe  sich  als  eine  konkludente  Handlungsweise ,  aus  welcher  mit  Sicherheit  auf 
die  Zustimmung  derselben  geschlossen  werden  könnte ,  darstellen  sollte ,  würde  dies 
nicht  genügen ,  da  die  in  Frage  stehenden  Gesetzgebungen  dadurch ,  dass  sie  Vorle- 
gung der  Verordnung  und  die  Prüfung  derselben  verlangen,  zu  erkennen  geben,  dass 
allein  eine  ausdrücklich  ertheilte  Genehmigung  genügt. 

Die  blosse  Unterlassung  der  Mittheilung  einer  kirchlichen  Verordnung ,  welche 
an  sich  nicht  dem  Placet  unterworfen  ist  (s.  o.  S.  841),  vor  oder  bei  der  Verktindung, 
kann  die  Gültigkeit  einer  solchen  nicht  beeinträchtigen.  Es  handelt  sich  dabei  allein 
um  eine  Kontrolmassregel,  deren  Beachtung  nicht  als  Bedingung  der  Gültigkeit  in 
den  Gesetzen  hingestellt  ist. 

Weichen  die  kirchlichen  und  Staatsbehörden  in  ihrer  Auffassung ,  ob  eine  An- 
ordnung in  die  Klasse  der  vom  Placet  befreiten  oder  in  die  Kategorie  der  demselben 
unterworfenen  Erlasse  gehört,  ab,  so  entscheidet  die  Auffassung  der  Staatsregierung, 
denn  diese  ist  berufen ,  das  staatliche  Gesetz  auszulegen  und  zu  handhaben ,  und  die 
Kirche  muss,  weil  sie  der  staatlichen  Souveränität  untersteht,  wie  jeder  andere  Un- 
terthan ,  die  von  der  kompetenten  Staatsbehörde  für  den  Einzelfall  abgegebene  Ent- 
scheidung anerkennen  K  Wenn  aber  nach  dieser  die  ohne  Placet  publicirte  Verord- 
nung als  eine  desselben  bedürftige  beanstandet  ist,  so  gelten  in  Betreff  ihrer  die  vor- 
hin über  derartige  Anordnungen  entwickelten  Grundsätze  und  zwar  muss  eine  solche 
Verordnung  von  Anfang  an  als  rechtsunwirksam  gelten,  was  die  Staatsbehörde  nö- 
thigenfalls  kund  zu  thun  haben  wird. 

Das  weimarische  Gesetz  erklärt  das  ertheilte  Placet  jeder  Zeit  widerruflich, 
hier  steht  es  also  der  Regierung  stets  frei,  dasselbe  zurückzuziehen  und  es  fällt  damit 
die  Rechtsgültigkeit  der  placetirten  kirchlichen  Verordnung  zusammen.  Von  diesem 
Zeitpunkt  ab  liegt  rechtlich  die  Sache  für  die  Zukunft  so ,  als  ob  es  niemals  ertheilt 
wäre.  Auf  demselben  Standpunkt  steht  auch  das  königlich  sächsische  Gesetz 2. 

Für  die  übrigen  Staaten ,  in  welchen  eine  derartige  ausdrückliche  Bestimmung 
nicht  besteht ,  ist  der  Widerruf  —  und  das  kommt  praktisch  in  Betracht ,  wenn  das 
Placet  gesetzlich  auf  alle  kirchlichen  Erlasse  Anwendung  findet  —  für  diejenigen 
Fälle  ausgeschlossen ,  in  welchen  die  Regierung  die  Genehmigung  zu  ertheilen  ver- 
pflichtet war  (s.  0.  S.  841).  Wenn  aber  das  Placet  für  eine  Verordnung  gegeben  war, 
welche  die  s.g.  gemischten  Angelegenheiten  betraf  s.  o.  S.  839),  so  ist  die  Regie- 
rung, da  dieselbe  hier  für  die  Ertheilung  oder  Versagung  lediglich  das  Staatsinter- 
esse entscheiden  lassen  kann ,  auch  berechtigt ,  falls  die  Fortdauer  der  placetirten 
kirchlichen  Anordnung  sich  später  mit  demselben  nicht  als  vereinbar  erweist ,  das 

8.  Aufl.  S.  330.   Anm.  auch  die  Vorschrift  des  2  Die  Fassung  des  §.  3  Abs.  5 :  „die  Geaeh- 

hadi sehen  Gesetzes  so  auf,  aber  dieses  spricht  migung  gilt  so  lange,  als  sie  nicht  durch  neue 

der  nicht  placetirten  Verordnung  jede  recht-  Anordnungen  ausser  Kraft  gesetzt  wird'*  ist  ge- 

liche  Geltung  ab.  wählt  worden,  s.  Motive  a.  a.  0.  S.  Q09,  um  nicht 

nur  den  Fall  des  Widerrufs,  sondern  auch  den 

1   Ausdrücklich    bestimmt    dies    das    säch-  Fall  zu  decken,  dass  ein  früher  placetirter  kirch- 

sische  Gesetz.    Ueber  die  Beseitigung  etwaiger  lieber  Erlass  durch  ein  neues  Gesetz  oder  durch 

ungerechtfertigter   Entscheidungen   gilt   das   o.  eiueauf  Grund  desselben  erlassene  staatliche  Ver- 

S.  841.  n.  4  Bemerkte.  Ordnung  von  selbst  hinfällig  wird. 
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ertheilte  Placet  zurückzuziehen ,  da  die  Ertheilung  desselben  an  und  für  sich  ein  der 
Widerruflichkeit  unterliegender  Verwaltungsakt  ist. 

3.  Heutige  Stellung  der  katholischen  Kirche  zum  Placet.  Wie  die 
katholische  Kirche  schon  in  den  früheren  Jahrhunderten  das  Placet  wiederholt  re- 
probirt  hat\,  so  ist  dasselbe  auch  in  diesem  Jahrhundert  nicht  nur  bei  einzelnen  Ge- 
legenheiten 2,  sondern  auch  allgemein  einmal  durch  die  Konstitution  Pius' IX. :  Quanta 
cura  V.  8.  Dezember  1864  ^  und  den  dazu  gehörigen  Syllabus^,  sowie  ferner  durch 
die  dogmatische  Konstitution  des  Vatikanums  v.  18.  Juli  1870-''  verworfen  worden. 
Weiter  ist  nach  dem  geltenden  kirchlichen  Recht  ^  der  grosse ,  von  selbst  eintretende 
Kirchenbann  (excommunicatio  latae  sententiae) ,  dessen  Lösung  speziell  dem  Papste 
vorbehalten  ist,  angedroht  einmal  für  alle  diejenigen,  welche  das  Placet  einfüh- 
rende oder  aufrechterhaltende  Gesetze  und  Verordnungen  erlassen',  zweitens  für 
diejenigen,  welche  sich  an  die  weltliche  Gewalt  wenden 8,  um  die  Zustellung,  An- 
nahme oder  Durchführung  der  vom  päpstlichen  Stuhl  ^,  von  den  Legaten  ^^  oder  den 
Delegaten  desselben  herrührenden  Erlasse  zu  hindern,  drittens  für  diejenigen,  wel- 
che der  Veröffentlichung  oder  Durchführung  solcher  Erlasse  direkt  oder  indirekt 
Hindernisse  in  den  Weg  legen  i',  endlich  für  diejenigen,  welche  die  betheiligten  Per- 


1  S.  0.  S.  752.  757.;  s.  auch  A.  Müller,  de 
placito  regio  p.  163. 

2  So  von  Pius  VIT.  1802  in  der  Eeklamation 
gegen  die  französischen  organischen  Artikel, 
Roskovany,  monum.  cathol.  pro  independeutia 
potestatis  ecclesiasticae.  2,  9.  und  in  der  Be- 
schwerdeschrift  von  1803  gegen  das  Placet  in 
Baiern,  (Höfler")  Conkordat  u.  Constitutionseid. 
S.  187.  217;  von  Pins  VIIl.  Breve  v.  1830  he- 
treffend  die  oherrheinische  Kircheuprovinz ;  von 
Gregor  XVI.  1839  hetreffend  Preussen,  Rosko- 
vany 2,  292.  406,  ferner  von  Pius  IX.  in  den 
hei  Müller  1.  c.  p.  171  u.  1  citirten  Alloku- 
tionen. 

3  Arch.  f.  k.  K.  R.  N.  13,  301  :  ,;At  vero  alii 
instaurantes  prava  ao  totles  damnata  novatorum 
commenta  insigni  impudentia  audent,  ecclesiae 
et  huius  apostolicae  sedis  supremam  auctorita- 
tem  a  Christo  domino  ei  tributam  civilis  auctori- 
tatis  arbitrio  suhicere  et  omnia  eiusdem  ecclesiae 
et  sedis  iura  denegare  circa  ea  quae  ad  exteriorem 
ordinem  pertinent.  Namque  ipsos  minime  pudet 
affirmare,  ecclesiae  leges  non  obligare  in  conscien- 
tia,  nisi  cum  promulgantur  a  civili  potestate ;  acta 
et  decreta  Romanorum  ponüficum.  ad  religionem, 
et  ecclesiam,  spectantia  indigere  sanctione  et  appro- 
hatione  vel  m,inimum,  assensu  potestatis  civilis  .  .  . 
Itaque  omnes  et  singulas  pravas  opiniones  ac 
doctrinas  singillatim  hisce  litteris  commemoratas 
auctoritate  nostra  apostolica  reprohamus  atque 
damnamus." 

*  No.  28 :  „Episcopis  sine  guhernii  venia  fas 
non  est  vel  ipsas  apostolicas  litteras  promulgare  ;" 
n.  41 :  „Civili  potestati  vel  ah  infideli  imperante 
exercitae  competit  potestas  indirecta  negativa  in 
Sacra ;  eidem  proinde  competit  nedum  ius  quod 
vocant  exequatur,  sed  etiam  ius  appellationis 
quam  vocant   ab  ahusu." 

5  c.  3  (Friedberg,  Aktenstücke  z.  vatik. 
Concil  S.  743)  „.  .  .  Quare  damnamus  ac  repro- 
hamus illorum  sententias  qui  haue  supremi  ca- 


pitis cum  pastorihus  et  gregihus  communicationem 
licite  impediri  posse  dicunt  aut  eandem  reddunt 
saeculari  potestate  ohnoxiam,  ita  ut  contendant, 
quae  ah  apostolica  sede  vel  eius  auctoritate  ad 
regimen  ecclesiae  constituuntur,  vim  ac  valorem 
non  habere,  nisi  potestatis  saecularis  placito  con- 
flrmentur." 

6  Nach  der  an  Stelle  der  Bulle :  In  coena  (s.  o. 
S.  757.  II.  5)  getretenen  const.  Pii  IX.  :  Aposto- 
licae sedis  V.  12.  Okt.  1869  (Friedherga.  a.  0. 
S.  404  u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  23,  327):  „Itaque 
excommunicationis  latae  sententiae  speciali 
modo  Romano  pontiüci  reservatae  suhiacere  de- 
claramus  .  .  .  7  .  .  .  item  edentes  leges  vel  de- 
creta contra  lihertatem  aut  iura  ecclesiae.  8.  Re- 
currentes  ad  laicam  potestatem  ad  impediendas 
litteras  vel  acta  quaelibet  a  sede  apostolica  vel 
ab  eiusdem  legatis  aut  delegatis  quihuscumque 
profecta  eorumque  promulgationem  vel  execu- 
tionem  directe  vel  indirecte  prohlbentes  aut 
eorura  causa  sive  ipsas  partes  sive  alios  laedentes 
vel  perterrefacientes." 

■^  Darüber,  dass  sich  die  in  der  vor.  Note  citirte 
Nr.  7  mit  auf  das  Placet  bezieht,  kann  kein  Zwei- 
fel sein,  P.  Avanzini,  constitutio  qua  cen- 
surae  1.  s.  limitantur.  ed.  II.  Romae  1871  p.  12. 
n.  2.  p.  273.  Betroffen  werden  davon  die  Fürsten, 
die  Minister  und  die  Mitglieder  der  gesetzgehen- 
den Versammlungen,  Müller  1.  c.  p.  175. 

8  Also  auch  für  die  Bischöfe  und  andere  Geist- 
liche, Avanzini  1.  c.  p.  281. 

9  Dahin  gehören  auch  die  römischen  Kongre- 
gationen, 1.  c.  p.  285;  Müller  p.  177. 

10  Worunter  auch  die  Nuntien  begriffen  sind. 

11  Hiervon  werden  ebenfalls  vor  Allem  der  das 
Placet  übende  Fürst  und  seine  Minister  betroffen, 
selbst  dann  ,  wenn  sie  das  Placet  nachher  er- 
theilen,  schon  wegen  der  blossen  Beanspruchung 
seiner  Ausübung,  ja  sogar  auch  für  den  Fall,  dass 
das  geübte  Placet  keine  Wirkung  gehabt  hat, 
Müllerp.  177. 
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sonen  oder  andere  ^  aus  Anlass  derselben  (also  namentlich  wegen  Nichtbeachtung 
des  Placets)  irgendwie  schädigen ^  oder  bedrohen^. 

4.  Die  Durchführung  des  Placets.  Die  katholische  Kirche  hat  nach  der 
vorstehenden  Darlegung  nicht  nur  ein  dem  staatlichen  direkt  widersprechendes  Recht 
bis  heute  festgehalten  und  wiederholt  erneuert,  sondern  auch  einerseits  ihre  Beamten 
und  Mitglieder  bei  Androhung  harter  Censur  zur  Beobachtung  desselben  und  zur 
Verletzung  des  staatlichen  Rechtes  verpflichtet ,  sowie  andererseits  die  Handhabung 
und  Durchführung  des  letzteren  für  ein  kirchlich  strafbares  Vergehen  erklärt.  In 
einzelnen  Fällen  hat  zwar  der  päpstliche  Stuhl  noch  neuerdings  den  Regierungen 
gewisse  Vergünstigungen  gemacht ^^  aber  bei  diesen  niemals  seinen  principiellen 
Standpunkt ,  dass  die  Kirche  ihr  Gesetzgebungs-  und  Anordnungsrecht  frei  und  un- 
abhängig von  staatlicher  Mitwirkung  innerhalb  der  von  ihr  selbst  gesteckten  Grenzen 
auszuüben  befugt  sei,  aufgegeben  oder,  mit  anderen  Worten,  niemals  die  Basis,  von 
welcher  aus  der  Staat  das  Placet  in  Anspruch  nimmt,  als  berechtigt  anerkannt. 

Aus  der  offensichtlichen  Tendenz  des  jetzigen  Ultramontanismus,  das  von  ihm 
allein  als  massgebend  erachtete  kirchliche  Recht,  soweit  wie  immer  möglich,  praktisch 
zur  Geltung  zu  bringen,  erklärt  es  sich  zur  Genüge,  dass  die  Würdenträger  der  katho- 
lischen Kirche  das  staatliche  Recht  hinsichtlich  des  Placets  in  neuerer  Zeit  noch  we- 
niger als  früher  beachtet  haben,  und  dass  insbesondere  von  den  deutschen  Bischöfen 
auch  in  denjenigen  Staaten ,  in  denen  das  Placet  in  Kraft  steht,  die  Beschlüsse  des 
vatikanischen  Konzils  ohne  Rücksicht  auf  dasselbe  publicirt  worden  sind^.  Diesem 
Gebahren  stehen  die  Staatsregierungen  so  gut  wie  machtlos  gegenüber,  denn  die  mo- 
dernen staatlichen  Gesetzgebungen  haben  für  die  Durchführung  des  Placets  entweder 


1  Selbst  diejenigen,  an  welche  die  Erlasse  ge-  für  Oesterreich  gemachte ,  so  betrafen  sie  doch 
richtet  sind,  wie  auch  alle,  welche  sie  betreffen,  einmal  nur  die  bischöflichen  Verordnungen,  nicht 
sie  ausführen  u.  s.  w.  die  päpstlichen  Erlasse ,   in   Bezug   auf  welche 

2  In  Bezug  auf  ihre  Person  oder  auf  ihr  Ver-  man  noch  im  vorigen  Jahrhundert  solche  zu 
mögen.  machen  bereit  war  (s.  o.  S.  756,  n.  1),  und  ausser- 

3  Aber  mit  ernstlichen  Uebeln  wie  z.  B.  Ge-  dem  war  es  selbstverständlich,  dass  die  Entschei- 
fängnissstrafe,  so  nach  der  Auffassung  der  Ku-  düng  darüber,  was  allein  dem  Gebiete  der  Kirche 
rialschriftsteller,  s.  A  vanzini  1.  c.  p.  180;  vgl.  angehöre,  von  den  Bischöfen  lediglich  nach  dem 
auch  M  üller  p.  180.  kanonischen,    nicht    dem    staatlichen    Recht    zu 

*  So  für  Oesterreich,  s.  o.  S.  762.  n.  5;  treffen  war,  s.  auch  Golther  a.  a.  0.  S.  177. 178. 
ferner  für  Würtemberg  aus  Anlass  des  Ab-  5  s.  o.  S.  469.  Dass  das  Placet  für  dieselben 
Schlusses  des  Konkordates  i.  J.  1857,  neben  wel-  auch  in  denjenigen  Staaten,  welche  das  letztere, 
chem  in  einer  ihrem  Inhalte  nach  vereinbarten  wie  Würtemberg  und  Baden,  nicht  für  alle 
Instruktion  der  Bischof  von  Rottenburg  dahin  Erlasse  der  geistlichen  Gewalt  beanspruchen,  er- 
angewiesen werden  sollte:  „Hast  Du  aber  in  forderlich  war,  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Nicht 
deinem  bischöflichen  Amte  ein  Generale  oder  nur  die  oben  S.  844.  n.  5  mitgetheilte  Stelle  über 
sonst  eine  Verordnung  von  grösserer  Bedeutung  die  Verwerfung  des  Placets ,  sondern  auch  die 
zu  erlassen,  so  wirst  du  gleichzeitig  mit  der  Ver-  Dogmen  über  den  Universalepiskopat  und  die 
öffentlichung  der  K.  Regierung  ein  Exemplar  da-  Unfehlbarkeit  des  Papstes  sind  Vorschriften, 
von  mittheilen.  Soweit  aber  deine  hirtenamt-  welche  über  das  kirchliche  Gebiet  hinaus  für  das 
liehen  Anordnungen  sich  nicht  innerhalb  der  recht-  staatliche  Wirkungen  äussern,  (s.  o.  S.  469.  470), 
liehen  Zuständigkeit  der  Kirche  allein  halten,  also  in  dasselbe  hineingreifen, 
sondern  zugleich  auf  Gegenstände  sich  erstrecken,  Nur  soweit  sich  praktisch  der  Inhalt  der  späteren 
die  im  Gebiete  der  Staatsgewalt  liegen,  hast  Du  staatlichen  Gesetzgebung  mit  früheren  auf  Grund 
vor  deren  Veröffentlichung  dich  mit  der  K.  Re-  von  Konkordaten  erlassenen  päpstlichen  Instruk- 
gierung  ins  Einvernehmen  zu  setzen,"  Arch.  f.  tionen  deckt  (s.  o.  Anm.4),  werden  die  Bischöfe 
K.  R.  Nr.  6,  479,  s.  auch  a.  a.  0.  S.  473.  477,  in  Einklang  mit  der  ersteren  handeln,  aber 
und  aus  demselben  Anlass  für  Baden  i.  J.  1859,  nicht  auf  Grund  des  staatlichen  Gesetzes,  wel- 
für  welches  eine  der  eben  mitgetheilten  ent-  ches  von  ihrem  kirchlichen  Standpunkt  aus  als 
sprechende  Weisung  für  den  Erzbischof  von  Frei-  nichtig  gilt,  sondern  auf  Grund  der  päpstlichen 
bürg  verabredet  worden  war,  a.  a.  0.  5,  87.  Anweisung,  so  lange  diese  nicht  zurückgezogen 
Gingen  diese  Zugeständnisse  auch  weiter  als  das  wird. 
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gar  keine  oder  keine  ausreichenden  Mittel  festgesetzt.  Allerdings  können  dieselben 
eine  unter  Verletzung  des  Placets  veröffentlichte  kirchliche  Verordnung  für  nichtig 
erklären ',  sowie  alle  Akte,  welche  auf  Grund  derselben  vorgenommen  sind,  für  den 
staatlichen  Bereich  als  wirkungslos  behandeln  und  dieser  Anschauung  auch  nöthi- 
geufalls  durch  Verwaltungsexekutionen  Nachdruck  verschaffen ,  aber  sie  sind  nicht 
im  Stande,  die  Veröffentlichung  in  allen  Fällen  zu  hindern 2,  ebensowenig  aber  die 
Zurücknahme  der  Verordnung  und  ihre  Nichtbeobachtung ,  soweit  es  sich  um 
Beziehungen  handelt,  welche  keine  direkten  Wirkungen  für  das  staatliche  Gebiet 
äussern ,  zu  erzwingen.  In  einzelnen  Staaten  fehlt  es  dazu  überhaupt  an  gesetzlich 
statthaften  Mitteln,  so  in  Würtemb er g,  Baden,  Braunschweig,  Sachsen- 
Coburg  und  Gotha,  endlich  praktisch  auch  in  Elsass-Lothringen^.  In  ande- 
ren sind  zwar  Exekutivmassregeln  zulässig,  so  in  Bai  er  n,  was  freilich  nicht  ganz 
unbestritten  ist,  die  Temporaliensperre^,  im  Königreich  Sachsen  ausser  dem  über- 
haupt gesetzlich  zugelassenen  Zwangsmittel  der  Administrativ-Exekution  Geldstrafen 
als  Ordnungsstrafen '',  indessen  hängt  die  Anwendung  derselben  lediglich  von  dem 
Belieben  der  Verwaltung  ab  ^'  und  hat  überdies  gerade  gegenüber  den  nicht  von  den 
inländischen  geistlichen  Behörden  publicirten  Erlassen  der  höchsten  kirchlichen  Ge- 
walt keine  Wirkung.  Nur  vereinzelt,  so  in  Hessen,  wo  aber  der  Rechtszustand  ein 
eigenthümlicher  ist'',  kann  Kriminalstrafe ^  und  unter  Hinzutritt  weiterer  Voraus- 
setzungen staatliche  Entlassung  aus  dem  Amte  erfolgen  9. 


1  S.  0.  S.  470.  Die  dort  citirte  Erklärung  der 
würtembergischen  und  badischen  Regierung, 
ebenso  der  Erlass  des  bairischen  Kultusministers 
V.  27.  August  1871,  Friedberg,  Aktenstücke 
S.  826.  827,  sprechen  diese  Nichtigkeit  nur  für 
das  staatliche  Gebiet  aus.  Die  theorethisch  rich- 
tige Konsequenz  wäre  aber  die  Festsetzung  der 
Nichtigkeit  für  das  kirchliche  Gebiet  gewesen, 
welche  allerdings  die  weitere  ,  freilich  praktisch 
schwer  durchführbare  Folge  gehabt  hätte  ,  die 
Verkündung  der  vatikanischen  Schlüsse  von  den 
Kanzeln  und  das  Lehren  der  Dogmen  im  Reli- 
gionsunterrichte u.  s.  w.  mit  staatlicher  Macht 
zu  verhindern. 

2  Jedenfalls  nicht  die  nach  kirchlichem  Recht 
allein  entscheidende  Publikation  geistlicher  Er- 
lasse und  konziliarer  Beschlüsse  in  Rom.  Der 
apostolische  Vikar  von  Sachsen  hat ,  naclidem 
ihm  die  Regierung  das  Placet  für  die  vatikanischen 
Konstitutionen  verweigert  hatte,  i.  J.  1873  den 
Hirtenbrief  der  zu  Fulda  versammelten  Bischöfe, 
worin  das  Unfehlbarkeitsdogma  als  verbindlich 
bezeichnet  wird,  von  den  Kanzeln  verlesen  lassen 
und  bei  einer  Interpellation  in  der  ersten  Kam- 
mer erklärt,  dass  es  einer  besonderen  Verkün- 
dung in  Sachsen  nicht  bedürfe,  Thudichum, 
deutsch.  K.  R.  1,  371. 

3  Hier  ist  allerdings  wegen  Verletzung  des 
Placets,  s.  den  organ.  Art.  6,  der  appel  comme 
d'abus  statthaft.  Dieser  führt  aber  nur  zu  der 
Erklärung  des  Staatsraths  (in  Elsass-Lothringen 
des  Bundesraths),  dass  ein  Missbrauch  vorliegt, 
und  zur  Unterdrückung  des  missbräuchlichen 
Schriftstückes,  Friedberg,  Grenzen  zwischen 
Staat  u.  Kirche  S.  525. 

^  Denn  diese  ist  in  den  im  Religionsedikt  v. 
1818.  §.  58(8.  0.  S.760.  n.  4)  angeführten  General- 


mandaten, nämlich  in  dem  Mandat  v.  3.  April 
1770  (s.  0.  S.  759  n.  2),  angedroht.  Vgl.  Kahl , 
d.  Temporalien sperre.  Erlangen  1876.  S.  134. 
186  ff. 

5  §.  34  des  Ges.  v.  23.  Aug.  1876  :  „Die  Staats- 
regierung ist  befugt,  wegen  Handlungen  oder 
Unterlassungen,  welche  diesem  Gesetze  oder  den 
auf  Grund  desselben  von  den  zuständigen  Be- 
hörden erlassenen  Anordnungen  zuwider  sind, 
Geldstrafen  in  einer  den  Vermögensverhältnissen 
angemessenen  Höhe  als  Ordnungsstrafen  zu  ver- 
lugen, sowie  sonst  zur  Durchführung  der  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  und  den  Anordnungen 
der  gedachten  Art  gesetzlich  zulässige  Zwangs- 
mittel in  Anwendung  zu  bringen." 

6  So  hat  der  bairische  Kultusminister  die 
Temporaliensperre  für  eine  jetzt  unpraktische 
Handhabe  erklärt,  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  117. 

7  S.  0.  S.  842. 

8  Art.  12  des  Gesetzes  v.  23.  April  1875,  d. 
Missbrauch  der  geistlichen  Amtsgewalt  betr.  setzt 
Geldstrafe  bis  zu  600  Mark  oder  Haft  oder  Ge- 
fängniss  bis  zu  einem  Jahre,  in  Wiederholungs- 
fällen Geldstrafe  bis  zu  1500  Mark  oder  Gefang- 
niss  bis  zu  2  Jahren  für  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Vorschriften  über  das  Placet  fest,  doch 
kann  hier  die  Zuwiderhandlung  niemals  in  der 
Verkündung  einer  nicht  placetirten  Verordnung, 
sondern  nur  in  der  Verkündung  ohne  gleichzei- 
tige Mittheilung  an  die  Regierung  bestehen. 

Wenn  in  Sachsen -Weimar  bestimmt  ist, 
dass  Verletzungen  der  Vorschriften  über  das  Pla- 
cet na<'.hdrücklich  bestraft  werden  sollen,  so  ist 
diese  Vorschrift  wohl  kaum  mehr  praktisch. 

9  Art.  13  des  in  vor.  Anm.  cit.  Gesetzes,  näm- 
lich wenn  das  durch  Zuwiderhandlung  gegen  das 
Placet  und  das  gegen  andere  staatliche  Anord- 
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Die  zuletzt  gedachten  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  an  und  für  sich  ange- 
messene Repressivmassregeln,  aber  selbst  wenn  sie  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen 
das  Placet  in  weiter  gehendem  Umfange,  wie  in  Hessen ,  besteht ,  eingeführt  wären, 
würden  auch  sie  die  verbotene  eigenmächtige  Verkündung  kirchlicher  Verordnungen 
durch  die  Bischöfe  nicht  in  allen  Fällen  verhindern,  und  die  päpstlichen  und  konzi- 
liaren  Kirchengesetze  treffen  sie  ebenfalls  nicht. 

Man  streitet  bekanntlich  darüber,  ob  und  in  welchem  Umfange  in  konstitutionel- 
len Staaten  gegenüber  der  der  Kirche  zu  gewährenden  Autonomie  das  Placet  als 
eine  Präventivmassregel  noch  principiell  statthaft' sei  ^.  In  die  letztere  greift  aller- 
dings eine  staatliche  Anordnung ,  dass  alle  kirchlichen  Verordnungen  der  Regierung 
bei  ihrer  Veröffentlichung  mitzutheilen  sind,  nicht  ein  2,  materiell  hat  aber  der  Staat 
damit  nichts  anderes  gewonnen ,  als  dass  er  auf  bequemem  Wege  von  Dingen ,  von 
welchen  er  sich  auch  auf  andere  Weise  ohne  grosse  Schwierigkeiten  Kenntniss  ver- 
schaffen kann ,  Kunde  erhält.  Daher  erscheint  es  nicht  angemessen,  die  Verletzung 
einer  derartigen  blossen  Kontrol-Vorschrift  mit  scharfen  Repressivmassregeln  zu  be- 
drohen und  durch  Anwendung  derselben  die  Gelegenheit  zu  Konfliktsfällen  zu  ver- 
mehren. Die  Beobachtung  weiter  gehender  Anordnungen,  namentlich  die  Vorlegung 
aller  kirchlichen  Erlasse  vor  der  Verkündigung,  insbesondere  der  wichtigsten ,  d.  h. 
derjenigen ,  welche  von  der  obersten  Kirchengewalt  ausgehen ,  kann  er  mit  seinen 
Mitteln  nicht  erzwingen ,  und  abgesehen  davon  erscheint  es  nicht  zweckmässig ,  den 
Staat  in  die  Lage  zu  bringen,  selbst  bei  der  nicht  placetirten  Verkündung  von  solchen 
Erlassen ,  welche  rein  innere  kirchliche  Angelegenheiten  betreffen  und  deren  Publi- 
kation er  an  sich  unbeanstandet  gestatten  würde ,  wegen  Nichtbeachtung  einer  Vor- 
schrift ,  welche  sich  in  diesem  Falle  als  eine  rein  formale  darstellt  und  daher  als  ein 
Eingriff  in  die  innere  Sphäre  der  Kirche  erscheint,  entweder  der  Verletzung  seines 
Gesetzes  ruhig  zuzusehen  oder  durch  sein  Einschreiten  Konflikte  herbeizuführen,  welche 
blos  dazu  dienen ,  den  principiellen  Machtstreit  zwischen  ihm  und  der  Kirche  zu 
entzünden.  Die  Inanspruchnahme  des  Placets  endlich  blos  für  Erlasse  über  s.g. 
gemischte  Gegenstände,  welche  ebensowenig  bei  den  wichtigsten  praktisch  durch- 
führbar ist,  muss  schon  deshalb,  weil  über  die  Abgrenzung  derselben  Staat  und  Kir- 
che verschiedene  Auffassungen  haben ,  gleichfalls  eine  Reihe  von  Konflikten  erzeu- 
gen, da  hier  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  Bischöfe  an  sich  keinen  Widerstand  gegen 
die  staatlichen  Gesetze  leisten  wollen,  von  ihnen  vielfach  Verordnungen  werden  publi- 
cirt  werden,  welche  sie  ihrerseits  nicht  mit  in  das  staatliche  Gebiet  fallend  erachten. 
Wenn  man  gesagt  hat,  dass  es  der  Würde  der  Staatsregierung  allein  entspricht, 
eine  Prüfung  der  kirchlichen  Verordnungen  vor  ihrer  Verkündung  vorzunehmen  und 
nicht  erst  nachher  mit  Reklamationen  gegen  einen  ungesetzlichen  Erlass  vorzugehen  '\ 
so  hat  noch  niemals  das  Ansehen  einer  Regierung  darunter  gelitten ,  dass  sie  nicht 
im  Stande  gewesen  ist,  von  vornherein  (was  an  sich  unmöglich  erscheint)  alle  Rechts- 
verletzungen zu  verhüten,  wohl  aber  leidet  ihre  Autorität  darunter ,  dass  sie  die  Ge- 

nungen   bezeigte  Verhalten    das  Verbleiben  im  Dove   K.   R.  8.  Aufl.  S.  331.  Anm.,    dagegen 

Amte  mit  der  öffentlichen  Ordnung  unverträg-  Friedberg  a.  a.  0.  S.  800;  Zeller,   Staat  u. 

lieh  erscheinen  lässt.  Kirche.   Leipzig  1873.   S.  111. 

1  Für  die  Beibehaltung  im  weitesten  Umfange  2  §_  auch  Frie  dberg  S.  802.     Ueber  Kon- 
Tb  udichum,   deutsch.  K.  R.  1,  133,  für  eine  cessionen  welche  der  päpstliche  Stuhl  in  dieser 
Regelung  nach  dem  Vorbilde  des    würtembergi-  Beziehung  gemacht  hat,  s.  0.  S.  845.  n.  4. 
schenRechtsGolthera.a.O.S. 268;  Richter-  3  s.  Thudichum  a.  a.  0.  S.  133. 
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setze,  welche  sie  erlassen  hat,  nicht  durchzuführen  im  Stande  ist  oder  dies.unter- 
lässt.  Ebensowenig  wird  aber  die  Position  der  Regierung  im  Falle  eines  Konfliktes 
durch  das  blosse  Bestehen  des  Placets  stärker  ^  Die  in  die  staatliche  Sphäre  über- 
greifenden Verordnungen  können  auch  in  den  Staaten ,  in  welchen  das  Placet  auf- 
gehoben ist,  für  nichtig  erklärt  und  als  nichtig  behandelt  werden,  ohne  dass  hier  die 
Regierung  zur  Wahrung  ihres  Ansehens  noch  eine  besondere,  vielfach  nicht  zu  er- 
langende Sühne  für  die  Verletzung  des  Placets  zu  fordern  braucht.  Die  süddeutschen 
Regierungen  von  Baiern,  Würtemberg  und  Baden  haben  eine  solche  bis  heute 
für  die  unplacetirte  Publikation  der  vatikanischen  Beschlüsse  nicht  erhalten  und 
trotz  ihres  Placets  keine  anderen  Massregeln  ergriffen  als  Preussen^. 

Als  völlig  trügerisch  erweist  sich  endlich  die  Hoffnung ,  dass  die  Bischöfe  bei 
der  Geltung  des  Placets  eine  grössere  Vorsicht  beobachten  werden ,  wie  ohne  die- 
selbe 3.  Das  Verhalten  derselben  hängt  lediglich  von  der  Politik  der  in  der  katholi- 
schen Kirche  herrschenden  Partei  gegenüber  den  einzelnen  Staaten  ab  ^.  Ist  als  Pa- 
role die  Bekämpfung  eines  Staates  und  seiner  Gesetzgebung  ausgegeben ,  so  hält  das 
Placet  den  Kampf  nicht  fern ,  vielmehr  verschärft  es  ihn ,  weil  durch  dasselbe  mehr 
Konfliktsfälle  mit  dem  Staate  gegeben  sind.  Eine  kräftige  Regierung,  d.  h.  eine  sol- 
che, welche  mit  unentwegter  Konsequenz  die  von  ihr  zur  Vertheidigung  ihrer  Hoheits- 
rechte eingenommene  Stellung,  wenn  es  nöthig  ist,  auch  lange  Jahre  hindurch  fest- 
hält und  mit  kräftiger  Hand  jeden  Ueb ergriff  der  katholischen  Kirche  in  ihr  Ge- 
biet abweist,  wird  gerade  soviel  ohne  das  Placet,  wie  mit  dem  Placet  erreichen,  denn 
einzig  und  allein  in  einem  solchen  Verhalten  liegt  das  wirksame  Mittel,  die  hie- 
rarchischen Ansprüche  herabzustimmen  und  in  ihre  gehörigen  Schranken  zurück- 
zuweisend 


1  Dies  meint  Golther  a.  a.  0.  S.  270.  ^  Das  hat  m.  E.  die  kirchliche  Politik  des  Va 

9  0         a    A'7f\  tikans  in 

2  S.  0.  S.  470.  5  j)^^^ 

3  So  Golthera.  a.  0.  S.  270.  270.  hin. 


2  <5        <2  ATO  tikans  in  der  Zeit  von  1870  zur  Genüge  bewiesen. 

5  Darauf  weist   auch    Golther    a.    a.   0.   S. 
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S.  16.   Text  Z.  7  v.  o.  ist  statt:  Patrone  zu  lesen:  Patronate. 

S.  22.  Anm.  2  a.  E.  ist  hinzuzufügen  :  Der  hier  vertretenen  Auffassung  des  c.  3X.  III.  48  entspricht 
übrigens  auch  die  Praxis  der  evangelischen  Kirchenbehörden  in  Deutschland ,  Zeitschr.  f.  K. 
R.  17,  352. 

S.  86.  Anm.  1.  Z.  4  v.  o.  hinter  übertragen :  Ein  Beispiel  dafür  bietet  die  Ueberlassung  der  Präsen- 
tation zu  allen  Patronatsbenefizien  an  Konrad  v.  Marburg  durch  den  Landgrafen  Ludwig  von 
Thüringen,  s.  die  Bestätigungsbulle  Gregors  IX.  v.  1227,  Ripoll,  bull.  ord.  F.  F.  Praedicat. 
Rom.  1729.  1,  20:  „Cum  sicut  insinuante  lantgravio  .  .  .  didicimus,  ipse  qui  ius  habet  nomi- 
nandi ,  prout  spectabat  ad  eum ,  ecclesiastica  beneficia,  in  quibus  ius  obtinet  patronatus,  de 
coniugis  ac  flliorum  suorum  assensu,  ad  vitandum  periculum,  quod  ex  defectu  posset  vel  negli- 
gentia provenire,  tibi  contulerit  huiusmodi  potestatem,  nos  ....  confirmamus." 

S.  101.  Anm.  5  a.  E.  :  Vgl.  auch  Woker,  Gesch.  d.  norddeutsch.  Franziskaner-Missionen.  Frei- 
burg 1880.  S.  605.  607. 

S.  111.  Anm.  7.   Z.  2  v.  o.  statt  Gaestner  zu  lesen :  Gaertner. 

S.  113.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen:  In  der  Provinz  Posen  werden  solche  Pfarrprovisoren,  freilich 
nicht  richtiger  Weise,  commendatarii  genannt. 

S.  113.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  Wegen  persönlicher  Interessen  kann  nur  der  Papst  solche 
Ausnahmen  gestatten.  So  hat  z.  B.  1879  die  Congr.  conc.  die  Administration  eines  Benefiziums 
auf  7  Jahre  gestattet,  damit  der  noch  nicht  fähige,  kraft  s.  g.  passiven  Patronatrechtes  (s.  o. 
S.  17)  dazu  Berechtigte  das  Amt  später  erhalten  könnte,  Acta  s.  sed.  13,  201 ;  ein  Indult  auf 
widerrufliche  Beibehaltung  einer  Pfarrei  wegen  Nichtablegung  des  Pfarrkonkurses  ibid.  p.  225. 

S.  130.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ueber  die  unter  Johann  XXII.  gebrauchten  Provisionsformeln 
vgl.  P.  A.  Munch,  Aufschlüsse  über  d.  päpstliche  Archiv.  Aus  dem  Dänischen  v.  Löwen  feld. 
Berlin  1880.  S.  37. 

S.  133.  Anm.  2.  Z.  9  v.  o.  statt  institutorum  zu  lesen :  institutionem. 

S.  166.  Z.  5  V.  0.  ist  zu  festzuhalten  als  Anm.  la  einzufügen  : 

S.  die  offenbar  auf  Italien  bezügliche  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1880,  Acta  s.  sed.  13,  345, 
betreffend  eine  der  päpstlichen  Besetzung  ratione  mensium  (s.  o.  S.  154)  reservirte  Pfarrei. 

S.  167  am  Schi,  des  §.  147  hinzuzufügen : 

Damit  ist  aber  nicht  ausgeschlossen  ,  dass  in  einzelnen  besonderen  Fällen  der  Papst  sein 
Reservationsrecht  ausübt,  wie  dies  Leo  XIII.  in  Betreff  des  durch  Absetzung  erledigten 
Bischofsstuhls  v.  Tournay,  s.  dessen  Breve  v.  1880,  Acta  s.  sed.  13,  337,  gethan  hat. 

S.  177.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  u.  M.  Lehmann,  Preussen  u.  d.  kathol.  Kirche  seit  1640. 
2,  541. 

S.  186.  Anm.  7.  Z.  9  v.  o.  ist  hinter:  kann  einzufügen:   s.  auch  hess.  Gesetz.  Art.  7. 
Z.  10  V.  0.  ist  zu  streichen:  u.  hess. 

S.  191.  Anm.  2.  a.  E.  hinzuzufügen:  Nach  den  Gesetzen  betr.  Abänderungen  d.  kirchenpolitischen 
Gesetz,  v.  14.  Juli  1880.  Art.  3  (G.  S.  S.  285)  u.  v.  31.  Mai  1882.  Art.  1  (G.  S.  S.  307),  kann 
aber  bis  zum  1.  April  1884  die  Einleitung  einer  kommissarischen  Vermögensverwaltung  nur 
mit  Ermächtigung  des  Staatsministeriums  stattfinden. 

S.  193.  Text  Z.  11  V.  u.  a.  Schi,  ist  einzuschalten: 

Das  Gesetz  betreffend  Abänderungen  der  kirchenpolitischen  Gesetze  v.  31.  Mai  1882  hat 
aber  nunmehr  Art.  4  bestimmt : 

„Die  Ausübung  der  in  den  §§.  13  ff.  des  Gesetzes  v.  20.  Mai  1874  (G.  S.  S.  135)  und  in 
den  Artikeln  4  ff .  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1874  (G.  S.  S.  139)  den  Präsentationsberechtigten 
und  der  Gemeinde  beigelegten  Befugniss  zur  Wiederbesetzung  eines  erledigten  geistlichen  Amtes 
und  zur  Einrichtung  einer  Stellvertretung  in  demselben  findet  ferner  nicht  statt.'' 

Es  hat  damit  zwar  nicht  die  betreffenden  Vorschriften  über  das  Nothbesetzungsrecht  der 
Patrone  und  Gemeinden  selbst  aufgehoben,  aber  die  Ausübung  desselben  für  die  Zukunft  aus- 
gesclilossen ,  so  dass  die  besprochenen  Rechtsnormen  nur  nocli  Bedeutung  für  diejenigen  Fälle 
haben  ,  in  welchen  vor  dem  neuen  Gesetz  von  dem  fraglichen  Recht  Gebrauch  gemacht  wor- 
den ist. 

Hinschius,  Kirchenrecht.    III.  54 
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S.  194.  Anm.  7  a.  E.  hinzuzufügen:  Doch  hat  man  in  Preussen  hei  der  Wiederhesetzung  derhischöf- 
lidion  Stülilc  in  den  Jahren  1881  und  1882  von  der  Forderung  des  Eides  ahgesehen  und  die 
staatliche  Anerkennungsurkunde  ohne  die  Ahleistung  desselhen  ertheilt. 

S.  194.  Anm.  8  a.  E.  hinzuzufügen:  sofern  ilim  der  Eid  nicht  durch  Staatsministerial-Beschluss, 
was  bis  zum  1.  April  1884  stattliaft  ist,  erlassen  worden  ist,  Ges.  v.  14.  Juli  1880.  Art  2  u. 
Ges.  V.  31.  Mai  1882.  Art.  1. 

8.  196.  Anm.  1.  Z.  7  hinter:  Anm.  13  einzuschalten:  Ueher  den  Eid,  welchen  die  Regierung  i.  J. 
1874  verlaiigt  liat,  vgl.  11.  Maas,  zum  Frieden  zwischen  Staat  u.  Kirche.  Freihurg  1880.  S.  8. 

S.  203.  Anm.  5.  S.  ferner  den  von  dem  Bischof  Heinrich  v.  Soissons  (1088 — 1090)  und  den  von 
dem  Bischof  Ursion  v.  Beauvais  (1085 — 1089)  geleisteten  Eid  im  Neuen  Archiv  d.  Gesellschaft 
für  ältere  deutsche  Geschichtskunde  5,  360. 

S.  207.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen: 

Auch  in  England  sind  seit  dem  Beginn  des  9.  Jahrhunderts ,  frühestens  seit  799,  der- 
gleichen Gelöbnisse  dem  Erzbischof  v.  Canterbury  von  den  Suffraganen  regelmässig  geleistet 
worden,  welche  zugleich  Glaubensbekenntnisse  enthalten  und  die  Obedienz  in  sehr  verschiede- 
nen, bald  längeren,  bald  kürzeren  und  bald  einfacheren,  bald  strengeren  Fassungen  angeloben, 
vgl.  solche  die  Zeit  bis  Ende  des  9.  Jalirhunderts  umfassende  Professionen  bei  H  a  d  d  a  n  and 
Stubbs,  Councils  and  ecclesiasticaldocumentsrelatingtogreatBritain.  Vol.  III.  Oxford  1871. p. 
528. 577. 590.  592. 595.  607. 608. 613. 621. 622.  626.  627.  633. 650.  655. 658.  659.  Die  Einführung 
der  Obedienzleistung  wird  mehrfach  in  denselben  auf  Gewohnheit  zurückgeführt,  s.  1.  c.  p,  578. 
590.  627  („postea  mos  s.  ecclesiae  inolevit,  ut  .  . .  .  [novus  episcopus]  libellum  suae  confessionis 
suaeque  fidei  atque  eins  obedientiae  sinceriter  suo  metropolitano  debuisset  offerre")  und  hängt 
wahrscheinlich  mit  dem  Bestreben  des  Erzbischofs  von  Canterbury,  seine  Metropolitanstellung 
über  die  den  verschiedenen  Königreichen  angehörigen  Suffragaiien  zu  sichern  und  die  Erhebung 
einzelner  Bisthümer  derselben  zu  Erzbisthümern ,  wie  dies  seitens  der  königlichen  Gewalt  mit 
Lichüeld  i.  J.  787  o.  788,  welches  diese  Stellung  bis  803  behielt,  geschehen  war,  Hefele, 
Conc.  Gesch.  2.  Aufl.  3,  638,  zu  verhindern. 

S.  208.  Anm.  7  von  207.  Z.  1  v.  o.  hinter:  Bisthümer  einzufügen :  Obedienzeide  der  Suffraganen 
von  Arles  aus  dem  10.  u.  11.  Jahrhundert  bei  Mansi  16,  884.  885. 

S.  208.  Anm.  7  von  207  hinter  Z.  6  v.  u.  einzufügen  :  Vgl.  Br esslau,  Konrad  II.  1,  223.  224. 
Vielleicht  hat  Poppe  von  Trier  nach  dem  Vorbilde  seines  Zeitgenossen  Aribos  von  Mainz,  welcher 
seine  Metropolitangewalt  so  viel  als  möglich  gegen  die  Ausdehnung  der  päpstlichen  Primatial- 
rechte  aufrecht  zu  erhalten  und  praktisch  zu  bethätigen  suchte,  s.  o.  S.  484  u.  485,  einen  auf 
die  erstere  bezüglichen,  streng  gefassten  Eid  verlangt,  und  Brunos  (Leos  IX.)  Biograph  die 
Sache  übertrieben,  sowie  unrichtig  dargestellt.  Gelöbnisse,  in  denen  der  Metropolitangerechtsame 
in  ähnlicher,  aber  korrekterer  Weise  gedacht  wird ,  sind  in  der  damaligen  Zeit  vorgekommen, 
wie  dasjenige  des  von  Urban  II.  selbst  1094  geweihten  Bischofs  Lambert  von  Arras  beweist, 
Mansi  20,  797  :  „Ego  Lambertus  Atrebatensis  sedis  ordinatus  episcopus,  tibi,  pastor  Raynolde, 
et  privilegio  Remorum  ecclesiae  tuisque  successoribus  secundum  ss.  canones  et  decreta  ex  ss. 
canonibus  ac  legibus  promulgata  pro  scire  et  posse  me  obediturum  promitto.  Pro  eiusdem  quo- 
que  metropolitani  publicis  et  privatis  negotiis  studio,  consilio ,  societate  me  elaboraturum  et 
absque  illius  consensu  nullum  me  praebere  in  magnis  negotiis  vel  ordi- 
nationibus  assensum,  nisi  in  eo  quod  pertinet  ad  propriam  parochiam  meam  proflteor 
et  huic  professioni  meae  coram  domino  et  sanctis  eins  sub  testiraonio  quoque  praesentis  ecclesiae 
subscribo  in  nomine  patris  et  fllii  et  spiritus  sancti.    Amen." 

S.  208.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzufügen:  In  den  Formeln  für  Arles  bei  Mansi  16,  884.  885  wird  an- 
gelobt :  debita  subiectio  et  reverentia  et  obedientia  a  ss.  patribus  constituta  secundum  praecepta 
canonum,  auch:  omnis  subiectio  et  obedientia  canonica  et  fidelitäs. 

S.  209.  Anm.  4  a.  E.  hinzuzufügen  :  J.  1280  hat  der  Bischof  Simon  v.  Chartres  mit  Rücksicht  da- 
rauf, dass  er  in  Rom  geweiht  sei,  die  Ableistung  der  Obedienz  dem  Erzbischof  von  Sens  ver- 
weigert, und  erst  nachdem  der  letztere  gegen  ihn  die  Suspension  vom  Weiherechte  verhängt 
hatte,  sich  nachtrii glich idazu  verstanden,  Mansi  24,  333. 

S.  210.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Für  Deutschland  vgl.  den  seiner  Mundart  nach  auf  Baiern 
und  auf  die  erste  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  hinweisenden  Priestereid  bei  Müllenhoff  u. 
Scherer,  Denkmäler  deutsch.  Poesie  u.  Pror.a  aus  dem  VIII. — XII.  Jahrb.  2.  Ausg.  Berlin 
1873.  p.  187:  „Daz  ih  dir  hold  pin  N.  demo  piscophe ,  so  mino  chrepthi  enti  chunst  sint, 
s)  minan  uuillun  fruma  frummenti  enti  scadun  uuententi,  kahorich  enti  kahengig  (obediens  et 
consentiens)  enti  stätig  in  sinemo  piscophtuome,  so  ih  mit  rehto  aphter  canone  scal",  und  dazu 
a.  a.  0.   S.  540  ff. 

S.  214.  Anm.  5.  Z.  1  v.  u.  zwischen  209  u.  427  einzuschalten:  342,  und  am  Schi,  hinzuzufügen: 
Vgl.  ferner  F.  Heiner,  die  kanonische  Obedienz.    Paderborn  1882. 

S.  217.  Text  Z.  10  v.  o.  ist  statt:   Standes  zu  lesen:  Staates. 

S.  218.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen :  Für  das  6.  Jahrhundert  vgl.  Nov.  VL  c.  1.  §.  8  v.  535. 

S.  220.  Anm.  13  a.  E.  anzufügen:  Aehnliche  und  noch  weitergehende  partikuläre  Anordnungen 
finden  sich  schon  im  Mittelalter,  s.  conc.  Paris,  v.  1212.  P.  IV.  c.  8,  Mansi  22,  841:  ,,,Sta- 
ttiimus  etiam,  ut  (episcopi)  formam  professionis  quam  in  sua  consecratione  fecerint,  saltem  bis 
in  anno,  sc.  semel  in  synodo  et  semel  in  capitulo  publice  legi  faciunt",  ebenso  conc.  Rotomag. 
v.  1214.  P.  III.  c.  8,  1.  c.  p.  918. 


Nachträge  und  Berichtigungen.  851 

S.  221.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzufügen:  c.  37  (conc.  Laodic.  zw.  343  u.  381)   Dist.  V.  de  consecr. 

S.  222.  Aum.  4.  Z.  26  v.  u.  hinter:  s.  einzuschalten  :  ep.  Leon.  IV.  ad  Lothar,  aug.  v.  851  u.  852  im 
Neuen  Arch.  d.  Gesellschaft  f.  ältere  deutsche  Geschichtskunde  5,  376:  ,,Vestram  humiliter 
maiestatem  precamur,  ut  .  .  .  Roliandum  Arelateiisem  episcopum  qui  magnum  ad  sacratißsima 
apostolorum  limina  desiderium  veniendi  habet,  venire  sinatis." 

S.  222.  Anm.  4.  Z.  12  v.  u.  hinter  Reiches  einzufügen :  welche  noch  im  12.  Jahrhundert  in  Frank- 
reich festgehalten  worden  ist,  wie  die  von  Ludwig  VI.  beabsichtigte  Verhinderung  des  Besuches 
des  Konzils  v.  Pisa  (1135)  durch  die  französischen  Prälaten  zeigt,  s.  Hefele,  Conciliengesfrh. 
5,  377. 

S.  223.  Anm.  4  v.  S.  222.  Z.  5  v.  u.  statt  n.  2  zu  lesen :  n.  3. 

S.  223.  Anm.  4  v.  S.  222  a.  E.  anzufügen:  Ferner  ist  königliche  Erlaubniss  bezeugt  zum  Besuche 
des  Konzils  v.  Rheims  v.  1119,  nur  für  drei  englische  Bischöfe,  nicht  für  die  übrigen  zu  dem 
des  Rheimser  Konzils  v.  1148,  Mansi  21,  237.  742  (über  die  Bestrafung  des  Erzbischofs  von 
Canterbury  mit  Conflskation  seiner  Güter  wegen  der  Verletzung  des  Verbotes,  vgl.  auch  Hefele, 
Concil.  Gesch.  5,  453),  s.  auch  c.  4  der  Konstitut,  v.  Clarendon  v.  1164,  Mansi  21,  1188: 
„Archiepiscopis,  episcopis  et  personis  regni  non  licet  exire  regnum  absque  licentia  domini  regis. 
Et  si  exirent,  si  regi  placuerit ,  securum  eum  faciant,  quod  nee  in  eundo  nee  in  redeundo  vel 
moram  faciendo  perquirent  malum  sive  damnum  domino  regi  vel  regno",  u.  Reuter,  Alexan- 
der in.  1,  283. 

Was  Deutschland  betrifft,  so  hat  nach  vita  Godehard.  post.  c.  24  Aribo  1030,  als  er  nach 
Rom  pilgern  wollte,  die  Erlaubniss  des  Kaisers ,  sowie  allerdings  auch  die  seiner  Mitbischöfe 
nachgesucht,  Bresslau,  Konrad  II.  1 ,  305.  Für  die  Fortdauer  des  älteren  karolingischen  Rechts 
beweist  dies  allerdings  nichts. 

S.  226.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  Aehnliche  Vorschriften  schon  in  conc.  Paris,  v.  1212.  P.  IV. 
c.  7  u.  Rotomag.  v.  1214.  P.  III.  c.  7,  Mansi  22,  840.  918. 

S.  227.  Anm.  9  a.  E.  hinzuzufügen  :  Vgl.  noch  Kober  ,  Residenzpflicht  der  Kleriker  bei  feindlichen 
Verfolgungen  und  Krankheiten  i.  d.  Tübinger  theolog.  Quartalschrift  64,  3  ft'.  245  ff. 

S.  228.  Anm.  7  a.  E.  hinzuzusetzen:  Gegen  diese  Ansicht  neuerdings  v.  Seh  er  er  im  Arch.  f.  k, 
K.  R.  46,  168  ff. 

S.  230.  Text  hinter  dem  letzten  Absatz  dem  Worte :  sind  als  Anm.  9*  einzuschalten  : 

Eine  völlige  Entbindung  von  der  Residenzpflicht,  selbst  blos  auf  Zeit  steht  aber  nur  dem 
dem  Papste,  welcher  sie  durch  die  Congregatio  concilii  gewährt,  Th.  I.  S.  460,  zu.  Einen  solchen 
Fall  s.  Acta  s.  sed.  12,  365. 

S.  232.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen  :  wegen  unfreiwilliger  Abwesenheit  des  Pfarrers,  selbst  wenn  er 
sie  verschuldet  hat,  z.  B.  wenn  der  Bischof  ihm,  weil  er  schwerer  Disciplinarvergehen  verdächtig 
ist,  das  Betreten  seiner  Parochie  untersagt  hat,  sind  die  Strafen  des  Tridentinums  nicht  zulässig, 
vielmehr  muss  im  Wege  der  Disciplinaruntersuchung  vorgegangen  werden,  so  die  Congr.  conc, 
s.  Acta  s.  sed.  12,  243  n.  1. 

S.  234.  Anm.  3  a.  E.  anzufügen :  Vgl.  über  die  Residenzpflicht  der  Kanoniker  auch  P.  J.  B.  de 
Herdt,  praxis  capitularis,  Lovanii  1881.  p.  310  ff. 

S.  237.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:   Wegen  der  Distributionen  s.  Herdt  1.  c.  p.  348 ff. 

S.  237.  Anm.  7.  Abs.  2  a.  E.  hinzuzufügen  :  In  dem  Acta  s.  sed.  13,  543  mitgetheilten  Fall  v.  J. 
1880  hat  die  Congr.  conc.  allerdings  die  Abhaltung  des  officium  durch  Laien-Sänger  mit  Rück- 
sicht auf  die  besonderen  Umstände  gestattet. 

S.  238.  Anm.  1  a.  E.  anzufügen  :  und  in  Acta  s.  sed.  13,  102. 

S.  238.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen:  Bei  ungerechtfertigter  Abwesenheit  können  aber  in  schwereren 
Fällen  ausser  dem  Verlust  der  Distributionen  auch  andere  Strafen  verhängt  werden ,  z.B.  die 
Suspension,  s.  Acta  s.  sed.  13,  167. 

S.  239.  Anm.  7  v.  S.  238.  Z.  14  v.  o.  hinter  48  einzuschalten:  Acta  s.  sed.  13,  87. 

S.  239.  Anm.  7  v.  S.  238.  Z.  18  v.  o.  hinter  49  ff.  einzufügen:  Acta  s.  sed.  13,  167. 

S.  239.  Anm.  2  Z.  5.  v.  o.  hinter:  n.  54  zu  setzen:  Acta  s.  sed.  13,  102. 

S.  239.  Anm.  5  a.  E.  anzufügen:  nicht  aber  wegen  blosser  ungerechtfertigter  Furcht,  s.  Acta  s.  sed. 
14,  167. 

S.  240.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Acta  s.  sed.  12,  353.  365.  Von  der  Pflicht  zur  Ab- 
haltung der  Konventualmesse  entbindet  aber  ein  solches  Indult  nicht,  1.  c.  14,  80. 

S.  240.  Anm.  7  Z.  2  v.  o.  hinter:  85;  einzufügen:  v.  1879,  1.  c.  13,  215. 

S.  240.  Anm.  12  Z.  5  v.  u.  hinter:  430.  einzuschalten :  wovon  aber  durch  den  Papst  in  besonderen 

Fällen  eine  Ausnahme  gemacht  werden  kann,  Acta  s.  sed.  12,  237. 
S.  241.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  auch  Acta  s.  sed.  14,  201. 
S.  242.  Anm.  8  Z.  1  v.  u.  hinter:  p.  431  einzuschalten:  s.  auch  Acta  s.  sed.  14,  113. 
S.  244.  Anm.  7  Z.  2  v.  u.  hinter:  c.  38  einzuschieben:  c.  57  (c.  4.  C.  XXI.  qu.  1). 
S.  246.  Anm.  6  Abs.  2  hinzuzusetzen:  Steindorf f,  Heinrich  III.  2,  329.  330. 
S.  246.  Anm.  6  Abs.  4  anzufügen :  Bresslau,  Konrad  II.  1,  477;  Steindorff  a.  a.  0. 
S.  247.  Anm.  2  Z.  5  v.  o.  hinter:  gewesen  einzuschalten:  Ueber  einen  wirklichen,  von  der  Synode 

zu  Ephesus  v.  431  genehmigten  Ausnahmefall  s.  Hefele,  Conc. -Gesch.  2,  212. 
S.  247.  Anm.  2  a.  E.  anzufügen  :  Vor  ihnen  schon  Clemens II.  (1046 — 1047)  sein  Bisthura  Bamberg, 

Steindorff  a.a.  0.2,  28. 
S.  254.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  und  2,  53  ff. 
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S.  258.  Anm,  3  a.  E.  hinzuzufügen  :  Vgl,  auch  Acta  s.  sed.  13,  461. 

S.  259.   Anm.  8  a,  K,  anzufügen:  Vgl.  Acta  s.  sed.  13,  461. 

S.  '20Ü,  Anm.  1  Abs.  3  muss  die  Parenthese  jetzt  lauten  :  auch  Leo  XIII.  hat  sein  Erzbisthum  Perugia 

zunächst  beibehalten  und  dasselbe  erst  i.  J.  1880  aufgegeben,  s.  Acta  s.  sed.  12,  435. 
S.  264.   Anm.  3  a.  E.  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  den  Fall  in  Acta  s.  sed.  13,  501. 
S.  266.  Anm.  7  Z.  5  v.  u.  hinter:  474  einzuschalten:  s.  auch  c.  2.   conc.  Milevitan.  v.  402  (cod. 

eccles.  Afric.  c.  88). 
S.  267.  Anm.  6.  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  die  Synoden  v.  Beauvais  und  Soissons  v.  1114  und 

1115,  Mansi  21,  123.  127;  Hefele  5,  294. 

S.  269.  Anm.  5  erster  Absatz  hinzuzufügen:  Auch  bei  Sukkursalpfarreien,  s.  Acta  s.  sed.  14,  172, 

S.  277.  Anm.  4  hinter:  568  einzuschalten:  und  ibid.  13,  501. 

8,  296.  Anm.  7  Abs.  1  a.  E.  hinzuzusetzen  :  Vgl.  auch  den  Recess  für  die  Grafschaft  Mark  Art.  X. 

^.  21.  bei  Woker,  Gesch.  d,  norddeutsch,  Franziskanermissioiien  S.  639, 
S,  301.  Anm,  12  v.  S.  300  a.  E.  hinzuzufügen  :  S.  auch  Acta  s.  sed.  14,  178. 
S.  304,  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen:  Zimmermann,  Arch.  f.  k.  K.  R.  42,  410. 
S.  304.  Anm.  7  a.  E.  anzufügen:  Goltdammer,  Archiv  27,  148. 

S.  304.  Text  Z,  4  v.  u.  zu:  unrichtig  einzuschalten  als  Anm.  7^.  Die  bekämpfte  Auffassung  ist 
nunmehr  f ür  Preussen  durch  das  Ges.  v.  14.  Juli  1880  (G.  s.  S.  285)  gesetzlich  ausgeschlossen. 
Denn  dasselbe  bestimmt  im  Art.  5  Abs.  2:  „Die  mit  der  Stellvertretung  oder  Hülfsleistung  in 
einem  geistlichen  Amte  gesetzmässig  beauftragten  Geistlichen  gelten  auch  nach  Erledigung  dieses 
Amtes  als  gesetzmässig  angestellte  Geistliche  im  Sinne  der  Bestimmung  in  Absatz  1  f  vgl, 
P.  Hinschius  Kommentar  dazu.    Berlin  1881.   S.  25.  26. 

S.  308,  Anm.  3  a.  E.  anzufügen :  Ein  blosser  Wechsel  der  Bisthümer  aus  Ehrgeiz  oder  der  Ver- 
besserung wegen  ist  dagegen  noch  ausdrücklich  durch  die  Synode  v.  Troyes  v.  878.  c.  5,  Mansi 
17,  350;  Hefele,  Concil.  Gesch.  2,  Aufl.  4,  532  verboten  worden. 

S.  308.  Anm.  5  a,  E.  hinzuzusetzen:  Dasselbe  gilt  von  der  durch  Leo  IX.  i,  1049  verfügten  Ver- 
setzung des  Bischofs  Johann  v.  Toscanella  nach  Porto,  Mansi  19,  680. 

S,  312.  Anm.  5  Z.  2  V.  u.  hinter:  auch  einzuschalten:  c.  2.  21.  conc.  Arelat.  n.  314. 

S.  314.   Text  Z.  3  v.  o.  a.  E.  als  Anm.  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Acta  s.  sed.  14,  113, 

S,  324.  Anm,  9  a.  Schi,  hinzuzusetzen  :  lieber  Österreich.  Schlesien  insbesondere  s.  noch  Arch.  f.  k, 
K.  R.  43,  226. 

S,  335.  Anm,  6  Z.  3  v.  o.  hinter:  S.  498  einzuschalten :  Friedrich,  z.  ältest.  Gesch.  d.  Primates 
i.  d.  Kirche.  Bonn  1879.  S.  141, 

S.  345.  Anm.  Z.  9  v.  o.  hinter:  n,  5  einzuschieben:  vgl,  auch  Friedrich  a.  a.  0,  S,  168. 
S.  345.  Anm.  Z.  4  v.  u.  ist  statt:  Mauricius  zu  lesen:  Marcianus. 
S.  346.  Anm.  2  Z.  2  v.  o.  ist  statt :  6,  134  ff.  zu  lesen  :  7,  134  ff, 

S.  347,  Anm  4  v,  S.  346.  Z.  7  v.  u.  ist  hinter:  ist  noch  hinzuzusetzen :  1,  4  C.  de  summa  trin,  I,  1, 
S.  347  in  derselben  Anm.  Z,  3  vor  dem  Schluss  statt  11,  678  zu  lesen;  11,  698,  und  Z,  2  statt  corro- 
barare  zu  lesen  :  corroborare. 

S,  347.  Anm,  1.  Wegen  der  nicht  den  Glauben  betreffenden  Vorschriften  der  allgemeinen  Konzilien 
vgl.  0.  S,  675.  676. 

S.  348.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  aber  jetzt  o.  S.  677,  Anm, 

S,  348,  Anm.  8,  Abs.  2  Z.  2  v.  o.  hinter :  Narsem  einzuschalten :  richtig  ad  Valerianum  patricium, 
s.  Ewald  in  cit.  Neuen  Archiv  5,  553. 

S.  357.  Anm.  6  a,  Schi,  hinzuzusetzen:  Freilich  enthalten  einzelne  Handschriften,  so  insbesondere 
cod.  lat,  Monac.  5596  (al.  Diess.  96),  worauf  mich  Herr  Professor  Dr.  Friedrich  so  freundlich 
war,  aufmerksam  zu  machen,  den  Passus  über  die  zuletzt  erwähnten  3  Konzilien  nicht,  vgl,  auch 
dessen  Mittheilungen  in  den  Münchener  Akademie-Berichten,  Sitzg.  v.  4.  Febr.  1871.  S,  251. 

S.  362.  Anm.  *  a.  Schi,  anzufügen:   A.  Zimmermann,  d.  kirchlichen  Verfassungskämpfe  i.  XV. 

Jahrh.    Breslau  1882. 
S.  456.  Text  Z.  6  v.  u.  hinter:  bischöflichen  ist  einzufügen :  Theologen  oder, 

S.  470.  Text  Z.  4  v.  u.  hinter:  Standpunkt  ein  ist  hinzuzusetzen:  Im  Königreich  Sachsen  hat 
der  apostolische  Vikar  die  Beschlüsse  des  Konzils,  nachdem  ihm  i.  J,  1873  das  Placet  verweigert 
war,  zwar  nicht  direkt  verkündet,  aber  wohl  einen  Hirtenbrief  der  zu  Fulda  versammelten  Bi- 
schöfe, worin  das  Unfehlbarkeits-Dogma  als  verbindlich  bezeichnet  wurde,  publiciren  lassen 
und  erklärt,  dass  es  einer  besonderen  Publikation  nicht  bedürfe,  T  hu  dich  um,  deutsch,  Kir- 
chenrecht 1,  370.  371. 

S.  474,  Anm.  1.  a.  Schi,  hinzuzufügen  :  Nov.  Justinian.  137.  v,  564.  c.  4. 

S.  474.  Anm.  2  Z.  1  v.  o.  hinter:  So  ist  einzuschalten :  schon  Nov.  Just,  cit,,  ferner 

S.  474.  Anm,  6  Z,  9  v,  o.  hinter:  Tarracon.  v.  516  ist  einzuschieben  :  (c.  14.  D.  cit.). 

S.  475.  Anm.  1  Z,  4  v,  o.  ist  hinter :  nicht  hinzuzusetzen  :  Ebenso  wenig  auch  Nov.  137.  v.  564.  c.  4. 

S.  477.  Anm.  9  Z.  2  v.  o,  ist  statt :  Zosimus  zu  lesen :  Siricius. 

S.  482.  Anm,  5  Z.  1  v.  o.  ist  statt :  745  zu  lesen :  743. 

Z.  2  V,  0.  statt:  513  zu  lesen  :  515. 
S.  491.  Anm.    6  Z.  6  v.  o.  hinter:    Mainz  einzuschalten:    1233,  Ztschr.   f.  Gesch.  d.  Oberrheins 

Bd.  3,  135. 
S.  506,  Text  hinter  dem  ersten  Absatz  einzuschalten  :  Ferner  sind  in  Italien  in  dieser  Zeit  gleich- 
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falls  mehrere  Provinzialkonzilien  1850  zu  Siena,    1855   zu  Ravenna  und   1859  zu  XJrbino  und 
Venedig,  coli.  Lac.  6,  255.  133.  1.  283)  zusammengetreten. 

S.  507.   Anm.  13  v.  S.  506  a.  Schi,  hinzuzusetzen: 

Was  Mittel- Amerika  betrifft,  so  sind  hier  neuerdings  in  Quito  (Ecuador)  1863  u.  1869, 
coli.  Lac.  6,  375.  427,  und  in  Neugranada  1868,  1.  c.  p.451,  Provinzialsynoden  abgehalten  worden. 

S.  575.  Anm.  3  o.  S.  574  a.  E.  hinzuzusetzen:  Diese  Auffassung  bestätigt  auch  die  Bemerkung  über 
Wilhelm  L,  s.  Fried berg,  Grenzen  zw.  Staat  u.  Kirche  S.  733.n.  3:  „Primatem  regni  sui  archi- 
episcopum  Cantuariensem  .  .  .  si  coacto  concilio  praesideret  rex,  non  sinebat  quicquam  statuere 
aut  prohibere,  nisi  quae  suae  voluntati  aocommodata  et  a  se  prlmo  esseiit  ordiuata."  Für  das 
Bestätiguiigsrecht  des  Königs  ohne  neue  Gründe  jetzt  wieder  Gneist,  engl.  Verfassungsgesch. 
Berlin  1882.  S.  189. 

S.  580.  Anm.  1  Z.  7  v.  o.  hinter :  1262  einzuschalten :  und  Bericht  über  die  Sitzungen  coli.  cit. 
6,  993  fif. 

S.  603.  Anm.  *  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Observations  canoniques  sur  le  concile  g^n^ral  in  s.  Ana- 
lect.  iur.  pontif.  1869.  p.  649.  795.  931. 

S.  618.  Anm.  2  Z.  4  v.  u.  hinter:  268  ff.  einzuschalten:  F.  M.  Zinelli,  della  unanimitä  dei  suffragi 
nei  decreti  dommatici  dei  concilii  ecumenici.  Torino  1870;  P.  V.  Steccaneila,  adversus  novam 
doctrinam  de  necessitate  unanimis  episcoporum  consensus.  Rom  1870;  Jos.  Pennachi,  de 
suffragiorum  pluralitate  in  conciliis  generalibus.  Rom  1870. 

S.  635.  Anm.  4  Z.  1  v.  o.  hinter:  5,  247  einzuschalten :  und  6,  346. 

S.  637.  Anm.  10  auf  S.  638  Z.  8  v.  o.  hinter:  855  hinzuzufügen:  Urbino  1859,  6,  105. 

S.  639.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  6,  1.  134.  285.  286. 

S.  640.  Anm.  1  Z.  11  v.  u.  hinter:  729  einzuschieben:  Urbino  1859,  1.  c.  6,  75.  103. 

S.  640.  Anm.  1  Z.  6  v.  u.  hinter:  p.  448  hinzuzusetzen:  Venedig  1859,  1.  c.  6,  347. 

S.  641.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Auch  ist  die  erstgedachte  Formel  zu  Urbino  (1859)  1.  c.  6, 
212  gebraucht. 

S.  641.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Auch  die  neueren  italienischen  Synoden,  Urbino  1859  und 
Venedig  1859,  coli.  Lac.  6,  103.  346.  haben  ihre  Geschäfte  in  der  im  Text  angegebenen  Weise 
erledigt. 

S.  644.  Anm.  4  Z.  3  v.  o.  hinter:  919  einzuschieben:  Urbino  (1859)  1.  c.  6,  109.  HO.  und  Venedig 
(1859)  p.  347. 

S.  649.  Anm.  4  a.  E.  hinzuzufügen :  desgleichen  in  dem  Schreiben  des  Präfekten  der  Congregatio 
concilii  betreffend  die  Synode  v.  Quito  v.  1863,  coli.  Lac.  6,  414. 

S.  764.  Anm.  1  Z.  7  v.  o.  hinter:  Staatsrechts  einzuschieben:  S.  516. 

S.  756.  Anm.  2  Z.  9  v.  u.  und  S.  766.  Anm.  6  Z.  13  v.  o.  statt:   Innocenz  IX.  zu  lesen :  Innocenz  X. 

S.  839  und  840  sind  irrthümlicherweise  die  citirten  §§.  des  gothaer  und  coburger  Regulativs  noch 
als  geltendes  Recht  angeführt.  Das  Placet  ist  in  beiden  Staaten  jetzt  durch  die  Verfassungs- 
urkunde V.  3.  Mai  1852  §.  35:  „.  .  .  Verordnungen  der  Kirchengewalt  können  ohne  vorgängige 
Genehmigung  der  Staatsregierung  weder  verkündigt  noch  vollzogen  werden",  geregelt  und  da- 
durch das  frühere  Recht  beseitigt  worden.  Für  Coburg- Gotha  gilt  also  dasselbe,  was  für  die 
Staaten  mit  unbeschränktem  Placet,  wie  Baiern  und  Braunschweig  in  der  Darstellung  des  Textes 
ausgeführt  ist. 
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